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Drittes Buch 


Erſter Ab ſchnitt 
Befitz 
1. Beſitz als Rechtsgut. 


Während es ſich beim Schuldverhältnis um ein Rechtsverhältnis von Perſon zu Perſon 
handelt (Vorbem 2 vor $ 241), hat es das Sachenrecht mit Rechtsverhältniſſen von der Perſon 
zur Sache oder im Sinne des BGB mit Rechten „an der Sache“ zu tun. Solche Rechte find 
unter ſich zwar verſchiedenartig, je nachdem ſie an eigener oder fremder Sache beſtehen und 
dementſprechend ein volles Herrſchaftsrecht (Eigentum) oder nur ein beſchränktes Recht (Ge⸗ 
brauchs“ Nutzungs-, Veräußerungsrecht oder ein Recht auf den Erwerb der Sache) gewähren. 
Gemeinſam aber iſt ihnen allen, daß fie ein wirkliches perſönliches (ſubjektives) Recht darſtellen 
(Vorbem vor 9 241). Beim Beſitz dagegen trifft dies nicht zu. Er hat zwar ebenfalls feine Stelle 
im Sachenrecht gefunden, weil begriffsmäßig auch bei ihm eine unmittelbare Beziehung von Per⸗ 
fon zur Sache vorliegt. Aber dies Verhältnis iſt hier, jedenfalls im Sinne des geltenden Geſetzes, 
kein rechtliches, ſondern begrifflich ein nur tatſächliches, wie unter $ 854 näher darzulegen fein 
wird. Trotzdem iſt dem Beſitz eine bedeutſame Rolle auch innerhalb des eigentlichen Rechts- 
gebiets zuge wieſen, jo daß ihm im Ergebnis ſelbſt auch die Eigenſchaft als Recht beigelegt worden 
iſt. Dem Beſitzer als ſolchem gewährt nämlich das Geſetz ein (wirkliches) Recht auf Schutz ſeines 
Beſitzſtandes, als wäre ſeine Herrſchaft über die Sache nicht nur tatſächlich, ſondern rechtlich be- 
gründet. Dem Beſitz ſelbſt legt es ſodann die Eigenſchaft als eines Rechtsguts inſofern bei, als es 
ihn für übertragbar und vererblich erachtet (98 854 Abſ 2, 857, 870), auch für fähig hält, Gegenſtand 
eines Vermächtniſſes zu fein ($ 2169). Der Beſitz dient auch als eine geſetzliche Voraussetzung 
für die Entſtehung von Sachenrechten ($$ 929, 937, 958, 1205), und weiter knüpft ſich an ihn die 
wichtige Eigentumsvermutung ($$ 1006, 1055, 1227, 1248), in anderen Fällen die Vermutung 
für die Empfangsberechtigung des Beſitzers ($$ 851, 969); in wieder anderen Fällen ſieht das 
Geſetz den Beſitzer als ſolchen als den Haftbaren an (88 836, 831). Berückſichtigt man das alles, 
jo trifft die Auffaſſung zu, daß der Beſitzer, wenn nicht eine wirkliche Rechtsſtellung, fo doch 
eine rechtsähnliche Stellung hat, und demgemäß iſt auch die Anſicht berechtigt, daß der Beſitz 
wie ein „ſonſtiges Recht“ im Sinne des $ 823 verletzbar iſt ($ 861 A 4), daß er wie eine Ver- 
mögensleiſtung unter dem Geſichtspunkt der grundloſen Bereicherung ($ 812) zurückgefordert 
(A 98, 135), daß auf ihn unter Umſtänden eine Klage aus $ 771 ZPO geſtützt werden kann 
(RG 14, 365; 34, 422; JW 1895, 126“; 1921, 124625; 11. 3. 19 VII 389/18; vgl. jedoch $ 858 A 7, 
$ 872 A 1). Der Grund ſchließlich aber, weshalb der Beſitz nach der Rechtsordnung eine Wür⸗ 
digung erfahren hat, als wäre er ein Recht, und insbeſondere rechtlichen Schutz finden muß, iſt 
die Rückſichtnahme auf den Rechtsfrieden, der auch die Aufrechterhaltung der äußeren tatſäch⸗ 
lichen Beziehungen der Perſonen zu den Sachen fordert (Prot 3, 31). Eberhard (Medig 51, 
211) ſieht im Beſitz ein gegen jedermann wirkſames („abſolutes“) Perſönlichkeitsrecht, während 


Müller⸗Erzbach (AZivpPrax 22, 5) das Beſitzrecht auf der vom Geſetz vorausgeſetzten Belangnis⸗ 


und Herrſchaftslage entwickelt. 


Das Geſetz unterſcheidet in dieſem Abſchnitt den unmittelbaren Beſit ($ 854) und den mitfe l 
baren Beſitz ($ 868); den Vollbeſitz und den Teilbeſitz ($ 865); den Mitbeſitz ($ sabe als deſſen W 


Gegenſatz in $ 1213 Abſ 2 der Alleinbeſitz erſcheint; den Eigenbeſitz ($ 872). EN > 
2. Der Beſitz im künftigen Recht. Kunkel (JahrbALDN 1937, 32) tritt für die Dilgung der 

allgemeinen et 

begriffes in der deutſchen Rechtsauffaſſung und Geſetzgebung, 1938, bei. S. 137 fl. Nas 
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2 Sachenrecht 


8 854 


Der Beſitz 1) einer Sache ?) wird durch die Erlangung der tatfächlichen Ge⸗ 
walt über die Sache erworben !). 

Die Einigung des bisherigen Beſitzers und des Erwerbers genügt zum 
Erwerbe, wenn der Erwerber in der Lage iſt, die Gewalt über die Sache aus- 
zuüben 4) 5) 6). 

E I 707, 803 Abſ 2 II 777; M 3 78, 80, 91, 93; P 3 26, 33, 

1. Der Begriff Beſitz wird vom Geſetz zwar nicht ausdrücklich beſtimmt; wenn aber das 
Geſetz Sagt, Beſitz werde durch die Erlangung der tatſächlichen Gewalt einer Perſon über eine 
Sache erworben, wenn Beſitz (abgeſehen von 91854 Abſ 2 und $ 857) auch nur lauf ſolche Art 
begründet werden kann, wenn Beſitz endlich mit dem Verluſt des tatſächlichen Gewaltverhält⸗ 
niſſes endigt ($ 856), fo iſt unter Beſitz begriffsmäßig nur ein tatſächliches Verhältnis, 
nämlich das tatſächliche Gewaltverhältnis von Perſon zur Sache zu verſtehen. Hält ſich jemand 
für den Beſitzer oder wird er von einem andern dafür gehalten, ohne es wirklich zu ſein, ſo können 
Handlungen, die er daraufhin als angeblicher Beſitzer vornimmt, zu keiner Beſitzänderung führen 
(RG HR 1929 Nr 1207). Allerdings find mit dem tatſächlichen Beſitzverhältnis Rechtsfolgen 
verbunden (ogl. die Vorbemerkung); aber das kann an der grundſätzlichen Auffaſſung vom Weſen 
des Beſitzes nichts ändern. — Im Auge hat das Geſetz in 5 854 nur den unmittelbaren Beſitz, 
den Fall alſo, daß dem Beſitzer die Sache unmittelbar zugänglich iſt. Das Nähere darüber unten 
A 3. Über den mittelbaren Beſitz handelt erſt $ 868. — Zwiſchen Beſitz einerſeits und Inne⸗ 
habung oder Gewahrſam anderſeitszunterſcheidetſdas BGBznicht mehr. Der Verſuch, den 
„juriſtiſchen Beſitz“ im Gegenſatz zum „Verkehrsbeſitz“ auch unter ſeiner Herrſchaft wieder grund⸗ 
ſätzlich einzuführen, iſt abzulehnen. — Das Strafrecht ($ 246 StGB), in deſſen Sinne es auf 
die rechtliche Natur des Gewahrſams oder des Beſitzes überhaupt nicht ankommt (RGSt 29, 
209; 30, 88; 37, 198; 50, 183; 52, 145; 60, 272; DRZ 1935 Nr 674), wird durch die Auffaſſungen 
des BGB über den Begriff Beſitz nicht berührt (vgl. $ 857 A 1 a. E. und $ 985 A 2). Auch der 
mittelbare Beſitzer kann neben dem unmittelbaren die tatſächliche Verfügungsmacht über die 
Sache innehaben und jo auch Beſitzer im Sinne der Strafvorſchrift (5 246 StGB) fein (RGSt 
JW 1937, 133455). — Beibehalten haben den Ausdruck Gewahrſam auch noch die $$ 808, 809, 
886 3 PO und $ 44 KO ſowie $ 31 des RGeſ v. 30. 6. 1900, betr. Bekämpfung gemeingefährlicher 
Krankheiten (RG Bl S. 306). Was im Sinne des 9 6 3 unter Beſitz zu verſtehen iſt, darüber 
entſcheidet das jeweilig herrſchende bürgerliche Recht (RG 61, 92). — Wenn in Zollgeſetzen 
gelegentlich nebeneinander von „Beſitz oder Gewahrſam“ die Rede ift, fo verſteht der Ring 
(JW 1932, 2854) unter Gewahrſam den unmittelbaren und unter Beſitz den mittelbaren 
Beſitz. Ahnlich unterſcheidet ſchon RGGSt 7. 10. 10 IV D 663/10, teilweiſe abgedruckt in der Anm. 
zu der Entſcheidung des RFin. Vgl. jetzt Zollch v. 20. 3. 1939 8 15 RG Bl I 529. — Unter dem 
Beſitzer des Grundſtücks, dem der durch eine vorläufige Beſitzeinweiſung entſtandene Schaden 
zu vergüten iſt (5 6 des prG. über ein vereinfachtes Enteignungs verfahren; $ 854 A 6), iſt nur 
der unmittelbare Beſitzer zu verſtehen (vgl. RG 102, 196; ſ. auch 8 11 der VO v. 21. 8. 1935 RG Bl. 
1935 J, 1097; 1939 1, 287 und Durchf VO v. 30. 1. 1939 RH Bl 1, 104 Art 3 zu 911 [für Öfterreich]: 
„Als Beſitzer gilt jeder Inhaber“). Ebenſo unter dem Beſitzer i. S. des § 2 des Fleiſchbeſchauch 
v. 3. 6. 1900 (KG 42 C 429). Zu $ 55 Abſ 2 3G: vgl. JW 1937, 55220 DJ 1938, 380). 

Das Geſetz kennt nur einen einheitlichen unmittelbaren Beſitz. Die Beſitzklagen (58 861 ff., 
1007) ſetzen eine Sachbeherrſchung von einer gewiſſen Dauer voraus; dem ſog. Kurzbeſitz (z. B. 
am Theaterplatz) iſt der Beſitzſchutz verſagt (Müller⸗Erzbach aaO. 16). 

2. Beſitzfähig iſt lediglich eine körperliche Sache (5 90), nicht z. B. ein eingerichteter und 
ausgeübter Gewerbebetrieb als folder (Rh 8. 2. 27 VI 362/26). Ein Beſitz an Rechten iſt fortan 
nur noch nach Landesrecht auf den dieſem vorbehaltenen Gebieten möglich (Fiſchereirecht, Waſſer⸗ 
recht). Beſitz hat auch der Pächter einer mit einem Grundſtück verbundenen Abdeckereigerech⸗ 
tigkeit (Rh 4. 3. 25 V 209/24). Keinen Beſitz am Grundſtück hat der Jagdpächter (NG 70, 
70; 98, 102; 107, 296); daran iſt auch durch das RJagdG v. 3. 7. 1934 RG Bl 1934 I, 549; 1935 J, 
256; 1938 J, 388, 410, 429; 1939 1, 45 (58 12ff.) nichts geändert worden. Für den Beſitzſchutz bei 
Dienſtbarkeiten (88 1029, 1090) ſind die Vorſchriften über den Beſitz nur entſprechend anwendbar. 
Beſitz iſt weiter nur möglich an einer genau beſtimmten Sache; ferner nur an ſolchen Sachen, 
die einer tatſächlichen Beherrſchung zugänglich find. Die Beſitzfähigkeit der Sache wird jedoch nicht 
dadurch ausgeſchloſſen, daß ſie ihrer Natur nach für den Gemeingebrauch beſtimmt iſt. — Auch in 
Anſehung eines Sachinbegriffs (§ 92), insbeſondere eines Warenlagers, kann die zum Beſitz 
erforderliche Gewalt rechtlich nur an den einzelnen zur Sachgeſamtheit gehörigen Sachen beſtehen. 
Erſtreckt ſich die über eine Sachgeſamtheit als ſolche ausgeübte tatſächliche Gewalt auch mit auf 
die einzelnen dazugehörigen Sachen, ſo wird der Beſitz an dieſen nur in der Weiſe erworben, 
daß der neue Beſitzer die Gewalt über die einzelnen Sachen ſelbſt erlangt. Ein Beſitzerwerb 
iſt nur möglich, wenn dieſe ſo genau beſtimmt ſind, daß es keiner weiteren Kennzeichnung 
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oder Ausſonderung bedarf; eine Beſtimmung nur der Zahl oder Menge oder dem Werte nach 
genügt daher nicht (RG 52, 385; 53, 218; 103, 153; Warn 1928 Nr 11; 16. 2. 26 VI 495/25). 
= in ift der Beſitz auch an abgegrenzten, einer Sonderherrſchaft zugänglichen Teilen einer 
Sache ($ 865). 

3. a) Zum Beſitzerwerb ift die Erlangung der tatſächlichen Gewalt über die Sache er⸗ 
forderlich. Ob ſie jemand erlangt hat, iſt von Fall zu Fall nach den Anſchauungen des Ver⸗ 
kehrs zu entſcheiden (vgl. R JW 1934, 14844 und $ 866 A 1 a. E.). Notwendig ift jedenfalls, 
daß die Sache der Perſon räumlich ſo zugängig geworden iſt, daß der Beſitzer auf die Sache be⸗ 
liebig einzuwirken und über fie beliebig katſächlich zu verfügen vermag (fei es ſelbſt, 
ſei es nach $ 855 durch einen anderen). Der Beſiß wird auch dem Umfange nach 
nur ſoweit begründet, als den bezeichneten Anforderungen entſprochen iſt. Daher gibt auch 
die Erlangung der tatſächlichen Gewalt über die Haupkſache nicht ohne weiteres zugleich den 
Beſitz am Zubehör. — Hinſichtlich der Art des Beſitzerwerbs iſt zu unterſcheiden, ob die Sache 
bisher beſitzlos oder ob ſie im Beſitz eines andern geweſen war. Im erſten Kalle 
kann immer nur eine einſeitige Beſitzergreifungshandlung in Betracht kommen. Im zweiten 
iſt der Beſizerwerb in doppelter Art möglich: einmal wiederum im Wege rein einſeitiger Beſitz⸗ 
ergreifung, ſodann aber unter Mitwirkung des bisherigen Beſitzers. Der einſeitig erworbene Beſitz 
wird, wenn die Sache ſich bereits im Beſitz eines andern befunden hatte, regelmäßig zwar wider⸗ 
rechtlich ſein, es ſei denn, daß der Erwerber ein beſonderes Recht zur Beſitzergreifung hatte (wie 
bei dem Rechte der Selbſthife nach $ 229 oder beim Pfändungsrecht nach Art 89 E®). Aber unge- 
achtet der Fehlerhaftigkeit ſeines Beſitzerwerbs ($ 858) hat der Handelnde (3. B. der Dieb) durch 
eine einſeitige Handlung dennoch den Beſitz erlangt. Der Beſitzerwerb unter Mitwirkung des 
früheren Beſitzers iſt vor dem einſeitigen Erwerb in der Hinſicht bevorzugt, daß nur er als Grund⸗ 
lage für den Rechtserwerb im guten Glauben dienen kann (88 932ff.), für den Beſitzerwerb 
ſelbſt ift der gute Glaube, etwa an den Beſitz des andern, bedeutungslos (RG 105, 414). — Die 
Beſitzergr eifung ſelbſt muß ſtets in einem äußerlichen und für den darauf Achtenden erkenn⸗ 
baren Vorgange beſtehen, wie der Beſitz ſelbſt erkennbar ſein muß und wie denn überhaupt die 
Erkennbarkeit (Sinnfälligkeit) das allgemeine kennzeichnende Merkmal dinglicher Rechte und 
dinglicher Herrſchaftsverhältniſſe iſt (RG 66, 262; 77, 208; 151, 186). — Beim zweiſeitigen 
Beſitzerw erb durch Übergabe iſt erforderlich, daß der Erwerber die tatſächliche Gewalt (nicht 
bloß die rechtliche Verfügungsbefugnis) über die Sache mit Zuſtimmung des bisherigen Beſitzers 
erhält (RG 53, 220; JW 08, 68112; Warn 1917 Nr 55). Eine bloß ſinnbildliche Beſitzübertragung 
iſt nach dem geltenden Recht nicht mehr möglich (RG 77, 208). Es muß insbeſondere erſichtlich 
gemacht fein, daß das Beſitzverhältnis des früheren Beſitzers aufgehört und der andere die Ge⸗ 
walt erlangt hat (RG 66, 262 ff.; 106, 136; 151, 187; vol. auch 74, 146), wie es 3. B. der Fall 
ſein kann, wenn der Zahnarzt dem Behandelten probeweiſe Goldkronen ins Zahngebiß ein⸗ 
geſetzt hat (RGSt ZAk DR 1938, 279). Die Einräumung eines bloßen rechtlichen Verfügungs⸗ 
rechtes oder des Rechtes auf die Beſitzergreifung iſt für den Beſitzerwerb regelmäßig un⸗ 
weſentlich (NG JW 02, 3785). Sonach begründet z. B. auch die Erlaubnis zur Entnahme von 
Bodenbeſtandteilen (Kies oder dgl.) nicht ohne weiteres die Einräumung des Beſitzes am Grund⸗ 
ftüd oder an deſſen Teilen (Rh ZW 02 Beil 201). Ebenſowenig begründet die bloße Erklärung 
des bisherigen Beſitzers, er überweiſe“ dem andern die — auf feinem Boden lagernden — Sachen, 
Beſitz an dieſen. Die Erlaubnis zum Abhieb des auf dem Stamme verkauften Holzes kann nach 
dem Willen der Vertragſchließenden unter Umſtänden lediglich die Bedeutung haben, daß das 
Schlagen der Bäume vorerſt nur die demnächſtige Beſiz⸗ und Eigentumsübertragung vorbereiten, 
an fi alſo eine Anderung an den Beſitz- und Eigentumsverhältniſſen nicht begründen foll und 
daß mithin Beſitz und Eigentum erſt mit der nach Bezahlung des Kaufpreiſes geſtatteten Abfuhr 
übergehen ſollen (RG 72, 310); das gilt namentlich, wenn der künftige Erwerber das Holz auf 
dem Grundſtück liegen läßt und keine Herrſchaftshandlung daran vornimmt (RG SeuffA 78 Nr 112). 
Dagegen kann in dem Zunageln eines Raumes mit Zuſtimmung des Veräußerers eine Beſitz⸗ 
Be hinſichtlich der darin befindlichen Sachen gefunden werden (vgl. RG 56, 313); 
ebenſo im Aushändigen des Schlüſſels zu einem Raum oder einem Behältnis (RG 40, 223; 
77, 207; Gruch 48, 955; JW 08, 68112), auch wenn im gegebenen Falle der Verpfänder den 
Schluſſel wieder abholt, ſofern er ihn nur wieder zurückbringt (RG JW 07, 14022). Wenn der 
bisherige Beſitzer bei Aushändigung eines Schlüſſels zu dem Raum, worin ſich die zu übertragenden 
(zu verpfändenden) Sachen befinden, einen zweiten Schlüſſel für ſich behält, ſo ſchließt dies noch 
> aus, daß der Empfänger des Schlüffels den Beſitz an den Sachen erhält (RG 66, 264; 103, 
ar Das Niederlegen von Paketen auf dem Tiſch der Poſtverwaltung in Gegenwart und mit 
— des Poſtbeamten kann Beſitz der Postverwaltung ſchon mit der Niederlegung begründen 
dach 70, 318). Wenn jemandem eine Kiſte nach der Verzollung wieder zur Verfügung geſtellt 
a lo erlangt er Beſitz daran, auch wenn er fie zunächſt noch im Abfertigungsraum ſtehen läßt 
11 26. 5. 11 III 408/10). Der Beſteller iſt Beſitzer des auf das Grab geſetzten Grabſteins, auch 
ba der Unternehmer ſich das Eigentum vorbehalten hat (LZ 1924, 476). Unter allen den 

zeichneten Umſtänden wird dem Erwerber nicht nur ein Verfügungsrecht, ſondern die 


1 


4 Sachenrecht 


Möglichkeit der tatſächlichen Beherrſchung ſelbſt eingeräumt. Hierfür iſt nicht Erfordernis, daß 
die Sache der Einwirkung Dritter völlig entzogen wird oder daß der Zutritt zu dem Raum, 
worin ſich die Sache befindet, für andere ſchlechthin ausgeſchloſſen wird (MG 66, 264; 106, 135; 
151, 187; RGSt 2, 65). Aber Alleinbeſitz iſt jedenfalls doch Beſitz in dem Sinne, daß be⸗ 
grifflich auch ein Mitbeſitz anderer ($ 866) nicht beſtehen kann. Daher iſt Alleinbeſitz ausgeſchloſſen, 
wenn der andere, dem etwa der Raum oder das Behältnis ebenfalls zugängig geblieben iſt, die 
Möglichkeit des Zutritts in der Weiſe benutzt, daß auch er Beſitzhandlungen vornimmt (RG 66, 
263). Bloßes Mitbenutzen iſt aber noch kein Mitbeſitzen, wenn der alleinige Beſitz des andern 
Benutzers anerkannt wird und der eigene Beſitzwille (. unten) fehlt (RG 108, 123). Das gilt bei 
Ehegatten wie bei andern (RG 25. 3. 24 VII 504/23). Durch Inbeſitznahme der gemieteten 
Geſchäftsräume erlangt der Mieter zugleich auch den Beſitz an der Außenwand und iſt daher 
(mangels beſonderer Abrede) auch in deren Benutzung zu Werbezwecken geſchützt (NG 80, 284; 
JW 05, 3675; vgl. auch KG IWW 1939, 28513). Vgl. 5865. Der Mann hat bei geſetzlichem 
Güterſtande Beſitz an den in die Ehewohnung eingebrachten Sachen der Frau (R h JW 1914, 
1465); indes nicht auch an den ſeiner Verwaltung und Nutznießung entzogenen Gegenſtänden 
(RG Warn 1922 Nr 16). Zur Beſitzübertragung durch den Gerichtsvollzieher genügt es, wenn 
er angeſichts der in Verwahrung genommenen Sachen dem anderen erklärt, daß er ihm dieſe 
Sachen ausliefere (RG 74, 355). 

b) Der Wille, die Sache zu beſitzen, iſt als Erfordernis für den Beſitzerwerb nicht auf- 
geſtellt; vom Willen des Beſitzers hängt es nach ausdrücklicher Vorſchrift nur ab, ob er Fremd⸗ 
beſitzer oder Eigenbeſitzer ift ($ 872), vgl. auch RG 135, 78. Aber, wie ſich aus $ 867 ergibt, be. 
deutet das unbewußte Innehaben einer Sache noch keinen Beſitz und ein tatſächliches Gewalt 
verhältnis iſt ohne den entſprechenden Beherrſchungswillen nicht denkbar; jedenfalls kann niemand 
gegen feinen Willen Beſitzer werden. Die Ausnahme in $ 857 iſt nur ſcheinbar; denn hier wird 
Beſitz im Wege einer Annahme nur unterſtellt. Beſitz iſt daher zu verneinen, wenn in die von 
einer Perſon beherrſchten Räume ohne ihr Wiſſen Sachen eingebracht werden (RG 106, 135; 
JW 1925, 78437; die auf dem Abort eines Gaſthauſes verlorene Halskette befindet ſich nicht ohne 
weiteres im Beſitz des Gaſtwirts; vgl. indeſſen RG St 30, 88). Dies gilt auch in den Fällen der 
99 984, 867, 1005; an einem in unſerem Grundſtück vergrabenen Schatz oder an einem Tier, das 
ſich auf das Grundſtück verlaufen hat, wäre erſt eine Inbeſitznahme zum Beſitzerwerb erforderlich; 
fo auch beim Fund ($ 965). Wenn ſich aber jemand bereits zum voraus entſchloſſen hat, den Beſitz 
an den ohne ſein Wiſſen tatſächlich in ſeine Gewalt gelangenden Sachen zu erwerben, ſo an 
Sachen, die in einen an der Außentür der Wohnung angebrachten Briefkaſten geſteckt werden, 
an Geld, das in eine aufgeſtellte Sammelbüchſe gelegt wird, an Wild, das in eine dem Wildfang 
dienende Vorrichtung gerät, ſo erwirbt er den Beſitz, ohne daß es noch eines neuen Entſchluſſes 
bedürfte, ſchon auf Grund der zuvor getroffenen Veranſtaltungen, ſelbſt wenn er noch nicht einmal 
erfahren hat, daß die Sachen in ſeine Gewalt gelangt find (vgl. R 106, 136; JW 1925, 78457). 
Aus Gründen ähnlicher Art wird auch der Beſitz an Früchten oder an andern weſentlichen 
Beſtandteilen ohne beſondere Beſitzergreifung erworben, wenn dieſe Sachen durch die Tren⸗ 
nung von der Hauptſache verſelbſtändigt werden und innerhalb des Herrſchaftsbereichs des Grund⸗ 
ſtücksbeſitzers verblieben find. Der Vermieter, der Gaſtwirt erwirbt nicht ohne weiteres den Beſitz 
an den eingebrachten Sachen des Mieters, des Gaſtes (88 559, 704). Daß der Inhaber einer Sache 
den Willen hat, die Sache als die ſeinige zu behalten, ift in keinem Falle zu erfordern (vgl. für 
das neueingeführte Handelsrecht in Oſterreich und in den ſudetendeutſchen Gebieten VO v. 24. 12. 
1938 Art 5 (RG Bl 1938 J, 1999; 1939 J, 23 und v. 28. 2. 1939 Art 5 (RG Bl 1939 I, 391, 427). — 
Der zum Beſitz erforderliche Wille iſt der natürliche, kein rechtsgeſchäftlicher. Deshalb iſt ein in 
rechtlichem Sinne Willensunfähiger Beſitz zu erwerben und zu haben in der Lage, inſofern als 
der Beſitzerwerb kein Rechtsgeſchäft iſt, und er iſt es inſoweit, als er den (natürlichen) Willen haben 
konnte und gehabt hat, die Sache in ſeine tatſächliche Gewalt zu bringen. Daß ein nur beſchränkt 
Geſchäftsfähiger ſelbſt Beſitz erwerben kann, ift als ſelbſtverſtändlich angenommen worden (Prot 3, 
33). Durch das Beſtehen einer geſetzlichen Stellvertretung (in Form elterlicher Gewalt oder be ⸗ 
ſtehender Vormundſchaft) wird der Beſitzerwerb durch ein Kind nicht ausgeſchloſſen (NG 64, 386). 

4. Der Beſitzerwerb durch Einigung des bisherigen Beſitzers und des Erwerbers (Abſ 2) 
kommt nur ausnahmsweiſe in Betracht und kann nur in Frage ſtehen bei Sachen, die ſich bereits 
im Beſitz einer Perſon befinden. In dieſem Rahmen dient die bezeichnete Erwerbsart zur Er⸗ 
leichterung des Beſitzerwerbs. Die Erleichterung beſteht darin, daß der Beſttz ſchon durch 
gegenfeitige Willenserklärungen erlangt wird und daß es ſomit keiner tatſächlichen Beſttzergrei⸗ 
fungshandlung wie bei beſitzfreien Sachen bedarf. Der Beſitzerwerb mittels bloßer Einigung 
ift jedoch nur dann zugelaſſen, wenn der Erwerber ſogleich in der Lage iſt, die Gewalt 
über die Sache auszuüben (was er darzutun hat, Rh Gruch 49, 127). Dieſer Tatbeſtand iſt 
weniger als das wirkliche Erlangen der tatſächlichen Gewalt (pgl. Rc 74, 149; Siebert JWö 1936, 
2453 zu Nr 3). Ob er vorliegt, iſt vornehmlich nach der Anſchauung des täglichen Lebens und der 
Verkehrsauffaſſung zu entſcheiden. Nur unter folgenden Umſtänden kann 6 854 Abſ2 gegeben 
ſein: In der Natur der Sache liegt es zunächſt, daß für einen Beſitzwechſel mittels bloßer Einigung 
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nur dann Raum iſt, wenn der Erklärungsgegner des Erwerbers zur Zeit der Einigung noch 
ſelbſt Beſitzer war. Notwendig iſt weiter, daß der Erklärungsgegner ſeine bisherige Gewalt 
über die Sache ſelbſt aufgibt. Behält er fie, dann iſt die Möglichkeit des Beſitzerwerbs durch 
Einigung ohne weiteres ausgeſchloſſen; jo z. B., wenn der bisherige Beſitzer die Schlüſſel des 
Lagerplatzes behalten hat und nach wie vor über die ankommenden und abgehenden Waren 
verfügt (RG 25. 1. 07 11 238/06), oder wenn der Ehemann der Ehefrau in der Wohnung befind- 
liches Hausgerät ſchenkt, bei geſetzlichem Güterrecht aber Verwaltung und Nutznießung, alſo 
Beſitz behält; darüber, ob dann $ 930 zutrifft (RG 108, 123), vgl. A 5 zu § 930. Weiter iſt zu er⸗ 
fordern, daß die Erlangung der tatſächlichen Gewalt auch ohne Mitwirkung des bisherigen Be⸗ 
ſitzers möglich iſt. Endlich aber, daß auch ſonſtige Umſtände, insbeſondere das Verhal⸗ 
ten dritter Perſonen, den Zugriff auf die Sache nicht hindern. Ein Anwendungsfall: Der 
Beſitzdiener des bisherigen Eigentümers erwirbt von ihm das Eigentum der Sache. Mit dem 
Eigentum geht auch der Beſitz über (M& 13. 12. 23 IV 849/22; vgl. auch JW 1912, 1292). Erwirbt 
ein Beſitzdiener ($ 855), der im übrigen auch in dieſer Stellung bleibt, durch Einigung nach 
$ 854 Abſ 2 den unmittelbaren Beſitz an einer Sache für deren Erwerber (als deſſen Beſitztreu⸗ 
händer), jo find an dieſe Vorſchrift ſtrenge Anforderungen zu ſtellen (vgl. Siebert aad.). — 
Die Einigung ſelbſt iſt ein Rechtsgeſchäft und unterliegt als ſolches allen Regeln von Willens⸗ 
erklärungen (88 116 ff., 164 ff., 181). Daher ift auch eine Stellvertretung beim Beſitzerwerb 
mittels Einigung zuläſſig. Die Einigung ſetzt im übrigen das Vorhandenſein einer Verpflichtung 
Sur Beſitzübertragung nicht notwendig voraus. Aber infolge des der Willenseinigung anhaftenden 
Mangels kann zugleich das Grundgeſchäft und die dingliche Einigung nichtig ſein. Dann iſt 
der Beſitz nicht erworben (RG JW 07, 540%). Darüber, ob die Einigung als ein von dem zu⸗ 
grunde liegenden ſchuldrechtlichen Verhältnis unabhängiges Rechtsgeſchäft von deſſen Nichtigkeit 
unbedingt unbeeinflußt bleibt (NG 68, 100; 929 A a. E.). Daß im Wege der Einigung 
nach $ 328 Beſitz unmittelbar auch zugunſten eines Dritten erworben werden 
konnte, iſt zu verneinen (MG 66, 99). Der $ 328 ſetzt ein Verpflichtungsgeſchäft voraus; 
die Einigung ift dagegen ein Erfüllungsgeſchäft, und für die Anwendung des $ 328 ift hier ſomit 
keine Stelle. Vgl. hierzu des näheren g 328 A 1 a. E. — Zum Inhalt hat die Einigung die Ab- 
machung, daß der bisherige Beſitzer feine Beſitzlage, wie fie eben iſt und wie er fie fortfegen kann, 
auf den andern überträgt; nie genügt aber eine Einigung, durch die lediglich ein Verfügungsrecht 
begründet wird. Auch genügt nicht eine bloße Überweiſungserklärung. Anwendbar iſt Abſ 2, 
wenn der Käufer von der Forſtverwaltung die Holzabfuhrzettel erhält (RG 6. 1. 06 VII 201/05).— 
Mit der Einigung über den Übergang des Eigentums (der ſog. brevi manu traditio; 
ſ. Gruch 49, 127), von der z. B. $ 929 S. 2 handelt, hat $ 854 Abſ 2 nichts zu tun; denn dabei 
muß der Erwerber bereits unmittelbarer Beſitzer der Sache ſein. 

5. Beſitzerwerb durch Stellvertreter (vgl. Vorbem 4 vor $ 164 u. F 164 A 3 Abſg). Der Grund⸗ 
ſatz ber freien Stellvertretung beim Beſitz hat nach dem geltenden Recht keine allgemeine Gel⸗ 
tung mehr. Von einer Stellvertretung beim Beſitzerwerb kann vielmehr nur da die Rede ſein, 
wo die tatſächliche Handlung des einen für den andern unmittelbar wirkſam wird, und mithin 
dur ch die Beſitzergreifung des Vertreters der andere (der Vertretene) den (unmittelbaren) Beſitz 
erlangt. Etwas dem Ahnliches hat das Geſetz nur bei dem Beſitzerwerb durch den Beſitzdie ner 
($ 855 A 1) geſchaffen (RG 99, 208; 137, 26). Wenn bei dem Beſitzerwerb durch bloße Einigung 
($ 854 Abſ 2) Stellvertretung zuläſſig iſt, jo bedeutet das nur eine ſcheinbare Ausnahme; denn dieſe 
Einigung iſt ein Rechtsgeſchäft (vgl. oben A4), während der Beſitzerwerb durch tatſächliche Gewalt 
das nicht iſt. Stellvertretung liegt auch nicht vor im Falle des $ 868, da hier der Handelnde den 
unmittelbaren Beſitz für ſich ſelbſt erwirbt und der andere Teil eine Beſitzſtellung nur mittelbar 
erlangt (RG 137, 26). Die Stellvertretung beim Beſitz grundſätzlich zuzulaſſen, mußte dem 
Geſetzgeber deswegen fernliegen, weil er den rechtsgeſchäftlichen Willen als Begriſſsmerkmal 
des Beſitzes nicht hat anerkennen wollen (A 3 oben und Vorbem 4 vor $ 164). Bedenklich ift es 
deshalb, wenn RG 6. 11. 31 VII 157/31 in einer mehr beiläufigen und für die ſchließliche Ent- 
ſcheidung nicht weſentlichen Bemerkung geſagt wird, daß bei der gewollten Ausführung eines 
vorher geſchloſſenen Übereignungsabkommens die rechtsgeſchäftliche Natur des zugleich eine 
Willenserklärung enthaltenden Beſitzerlangens nicht zu bezweifeln ſei, und wenn daraus die 
Anwendbarkeit des $ 166 hergeleitet wird. Von einer Stellvertretung kann hier nur bei der zum 
Eigentumsübergang notwendigen Einigung darüber die Rede ſein; auf das Beſitzerlangen ſind die 
16 4ff. auch bei weiteſter Auslegung nicht anwendbar (RG 137, 26 ff.). Bei der geſetzlichen 
Stellvertretung (elterlichen Gewalt, Vormundſchaft) iſt der geſetzliche Stellvertreter der 
unmittelbare Beſizer der von ihm in Beſitz genommenen, dem Vertretenen gehörigen Sachen; 
denn ſeine Rechtsſtellung iſt kraft Geſetzes ſelbſtändig. Der Vertretene iſt nur mittelbarer Beſitzer 
9 868 A 3). Ein Fall der Stellvertretung beim Beſitzerwerb liegt hier mithin nicht vor. 
Über den Beſitzſtand unter Eheleuten: $ 868 A 3. Die allgemein beſitzfähigen juriſtiſchen 
Perſonen (vgl. aber Dig 1935 Nr 674) erwerben durch ihre Vertreter regelmäßig ſelbſt den 
unmittelbaren Beſitz, aber nur deswegen, weil das Handeln des Vertreters nicht als Handeln 
anſtatt der Körperſchaft mit Wirkung für dieſe, ſondern als deren eigenes Handeln anzuſehen iſt. 
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$ 855 ijt hier jo wenig wie im Falle der elterlichen Gewalt oder der Vormundſchaft anwendbar. 
Je nach der Verfaſſung einer juriſtiſchen Perſon iſt es indeſſen auch möglich, daß ihr geſetzlicher 
Vertreter den unmittelbaren Beſitz für ſich ſelbſt erwirbt, fo wenn er eine Sache in feine perſön⸗ 
liche Verwahrung nimmt. Bei der Geſellſchaft des bürgerlichen Rechts, bei der das Geſellſchafts⸗ 
vermögen den Geſellſchaftern zur geſamten Hand gehört ($ 718), find die Geſellſchafter in dem⸗ 
ſelben rechtlichen Verhältnis auch Beſitzer (RG Warn 1927 Nr 55). — $ 983 ſpricht ausdrücklich 
von dem Beſitz „einer öffentlichen Behörde“. — Teſtamentsvollſtrecker, Konkursverwalter, 
Zwangsverwalter, Nachlaßverwalter, Treuhänder ($ 31 HypBankch v. 13. 7. 99) haben nach 
richtiger Anſicht ebenfalls nicht die Rechtsſtellung eines Stellvertreters, da ſie kraft eigenen Rechtes 
handeln (Rc 52, 333, ferner Vorbem 2 vor $ 164); fie erwerben ſonach auch ihrerſeits den un⸗ 
mittelbaren Beſitz. — Über den Beſitz des Pfandhalters im Sinne des $ 1206: RG 66, 261. 

6. Soweit das Landesrecht gilt, kann Beſitz auch durch eine behördliche Anordnung er⸗ 
worben werden, jo beim Zuſammenlegungsverfahren durch die Beſitzüberweiſung (RG 18. 6. 02 
VI 124/02) und bei der Enteignung gemäß $ 32 des PrGeſ v. 11. 6. 74 durch die Enteignungs⸗ 
erklärung. Solche Beſitzeinweiſungen ergehen jetzt auch kraft Reichsrechts; vgl. insbeſondere 
$ 2 des Landbeſchaffungsch v. 29. 3. 1935 (RG Bl 1935 I, 467, 514; 1937 f, 1409; 1938 J, 387, 
631, 850; 1939 1, 277, 287); $ 11 der Durchf VO dazu v. 21. 8. 1935 (RG Bl 1935 J, 1097; 1938 J, 
631; 1939 J, 277, 287); 8 11 Kleinſiedlungs O v. 6. 10. 1931 (RGHBl 1931 I, 551; 1935 I, 246, 341; 
1936 I, 396; 1938 J, 233); $ 18 des RNaturſchch v. 26. 6. 1935 (RGBl 1935 J, 821, 1191; 1936 I, 
1001; 1938 I, 36; 1939 I, 217); $ 12 der DurchfVoO dazu v. 31. 10. 1935 (RG Bl 1935 J, 1275; 
1938 I, 1184; 1939 I, 217; 9 854 A 1). — Zu den Übergangsbeſtim mungen Artt 180, 191 
vgl. RG 50, 8; 54, 135; 55, 54. In örtlicher Hinſicht regelt ſich der Beſitzübergang auch an 
beweglichen Sachen nach dem Geſetze des Ortes, wo fie ſich befinden (RG 11, 52). 

Auch die Frage, ob öſterreichiſches (ſudetendeutſches) Recht oder das Beſitzrecht 
des BGB anzuwenden iſt, beſtimmt ſich danach, wo die beſeſſene Sache ſich befindet. Das Beſitz⸗ 
recht des OA BGB (§s 309 ff.) weicht zum Teil erheblich von dem des BGB ab. So iſt dort tal⸗ 
ſächliche Gewalt über eine Sache nur Innehabung; Beſitzer ift, wer eine Sache mit dem Willen 
hat, fie als die Seinige zu behalten. Daneben gibt es einen Beſitz an Rechten (88 311ff. OA BGB). 
Zum Beſitz iſt ein Beſitzwille nötig, den ein Kind unter 7 Jahren nicht haben kann. Der Beſitz⸗ 
erwerb kann — entgegen dem BGB — durch abſtraktes Beſißkonſtitut erfolgen; nicht aber durch 
eine Abtretung des Herausgabeanſpruchs; wohl aber durch eine Anweiſung an den unmittelbaren 
Inhaber, künftig für einen anderen zu beſitzen, oder durch eine Übergabe mittels Zeichen wie z. B. 
handelsrechtlicher Urkunden (98 427, 428 HA BGB). Der Beſitz an abhanden gekommenen Sachen 
dauert fort, ſolange die Hoffnung auf ein Wiedererlangen beſteht ($ 349 OA BGB). Von dieſen 
und zahlreichen weiteren Unterſchieden zum BGB macht bei der Frage, welches Recht anzuwenden 
iſt, nur der Rechtsbeſitz Schwierigkeiten, weil ſich die Frage erhebt, wo der Rechtsbeſitz zu lokali⸗ 
ſieren iſt. Es dürfte dabei darauf ankommen, wo ſich die Sache befindet, auf welche ſich das be⸗ 
ſeſſene Recht bezieht. Oſterreichiſches Recht iſt alſo anzuwenden, wenn bei Dienſtbarkeiten das be- 
lajtete Grundſtück, bei Pfandrechten die Pfandſache, bei Miet- und Leihverträgen die genutzte 
Sache ſich in Oſterreich befindet. (Beitzke)!. 


§ 855 

Abt jemand !) die tatſächliche Gewalt über eine Sache für einen anderen 2) 
in deſſen Haushalt?) oder Erwerbsgeſchäft ) oder in einem ähnlichen Ver- 
hältnis aus, vermöge deſſen er den ſich auf die Sache beziehenden Weiſungen 
des anderen Folge zu leiſten hat °), fo ift nur der andere Befiker ). 

E II 778; P 3 31, 33; 6 219. 

1. Nach der hierfür gebräuchlich gewordenen Bezeichnung der Beſitzdiener, Beſitzgehilfe. 
Er iſt im Sinne des Geſetzes nur Stellvertreter des Beſitzherrn im Beſitz, da feine Beſitzhand⸗ 
lungen allein dem Genannten zugerechnet werden und demgemäß nur dieſer Beſitz erwirbt ($ 854 
A 4 u. 5; RG SeuffA 79 Nr 186). 1 

2. Die erſte Vorausſetzung für das Vorhandenſein einer Beſitzdienerſchaft iſt, daß der Beſitz⸗ 
diener die tatſächliche Gewalt über eine Sache für einen andern (den Beſißherrn) ausübt. 
Dieſe Vorausſetzung ift lediglich eine fachliche. Denn gefordert wird nur, daß der Beſitzdiener 
tatſächlich auf Grund des zwiſchen ihm und dem andern beſtehenden Abhängigkeitsverhältniſſes 
(A 4) handelt, die Gewalt alſo anftatt des andern ausübt. Dagegen wird nicht verlangt, daß der 
Beſitzdiener, abgeſehen von feiner im allgemeinen gewollten Unterordnung unter die Weiſungen 
des Beſitzherrn (A 5), auch im beſonderen Falle ſich entſchließt, für dieſen zu handeln. 
Daher iſt die Anwendbarkeit des $ 855 im Einzelfall auch dann nicht ausgeſchloſſen, wenn der 
Beſitzdiener (innerlich) den Willen gehabt hat, nicht für den Beſitzherrn, ſondern für ſich ſelbſt den 
Beſitz auszuüben. Eine derartige nur innerliche Entſchließung des Beſitzdieners iſt rechtlich uner⸗ 
heblich, ſolange der Beſitzdiener überhaupt im Rahmen des allgemeinen Abhängigkeitsverhält⸗ 


Beſitz 99 854, 855 7 


niſſes tätig geweſen iſt (Prot 3, 36). Die Sachlage wird erſt dann eine andere, wenn der Beſitz⸗ 
diener ſeinen Willen in die Tat umgeſetzt und etwa die Sache durch eine äußerlich erkennbare 
Handlung dem Beſitz des Dienſtherrn entzogen hat (z. B. ein Dienſtbote durch widerrechtliche 
Wegnahme). Liegt das vor, dann wird die Beſitzaufgabe des Beſitzherrn und anderſeits der 
Beſitzerwerb durch den Beſitzdiener auch nicht dadurch gehindert, daß dieſer rechtswidrig 
und gegen den Willen des Herrn handelt ($ 854 A 3). Hat der Beſitzdiener eine Sache, die 
er für den Beſitzherrn erwerben ſollte, unter ſolchen Umſtänden für fi) ſelbſt erworben, daß der 
Herr trotz des auftragswidrigen Verhaltens des Beſitzdieners in bezug auf die Sache keinen An⸗ 
ſpruch erworben hat, jo ift auch der $ 855 zu feinen Gunſten nicht anwendbar. Sollte beiſpiels⸗ 
weiſe der Beſitzdiener eine beſtimmte Sache für den Haushalt des Herrn anſchaffen, jo ſind folgende 
Fälle denkbar: Kauft der Beſißdiener die Sache schlechthin und geſchieht auch die Übergabe ſchlecht⸗ 
hin (alſo weder auf den Namen des Herrn noch auf den des Beſißdieners), dann erlangt den Beſitz 
der Herr, ſelbſt wenn der Beſitzdiener ſich insgeheim vorbehält, die Sache für ſich zu erwerben. 
Kauft der Beſitzdiener dagegen die Sache in eigenem Namen und läßt er ſie ſich auch auf eigenen 
Namen übergeben, oder kauft er die Sachen überhaupt nicht, läßt er ſie ſich vielmehr ſchenken 
und ſchenkweiſe übergeben, dann mag er ſich verantworklich gemacht haben; aber der Herr hat den 
Beſitz nicht erlangt. 
3. Der Begriff des Haushalts iſt weiter als der des Hausſtandes (55 1617, 1618, 1619, 1969). 
Jemand kann im Haushalt (58 196, 1361, 1620, 1932) eines andern tätig fein, ohne deſſen 
Hausſtand anzugehören (5 1618), 3. B. eine Waſchfrau, ein Lohndiener. Ein Gaſt, dem eine Sache 
zum Gebrauch Überlaſſen wird, iſt nicht Beſizdiener, weil er in keinem Abhängigkeitsverhältnis 
ſteht. Der Gaſtgeber behält die unmittelbare tatſächliche Gewalt über die Sache, ſo daß der Gaſt 
ger! nicht etwa ſelbſt Beſitzer iſt. Auch läßt ſich nicht allgemein als Regel annehmen, daß 
jedes Mitglied des Hausſtandes eines andern, das die Gewalt über eine zum Haushalt gehörige 
Sache ausübt, dies als Beſitzdiener des andern tut. Es wird vielmehr auch hier darauf an⸗ 
kommen, ob der Betreffende in Anſehung der Sache den Weiſungen des Haushaltungsvor⸗ 
ſtandes zu folgen hat, insbeſondere alſo auf deſſen Geheiß die Sache ihm auszuantworten 
verpflichtet iſt oder nicht. Daß die Sache gerade zu den Haushaltsgegenſtänden (59 1382, 1640, 
1800, 1982) gehört, ift nicht erforderlich. Die Worte „in deſſen Haushalt“ find nicht auch 
0 fl zu verſtehen. Es genügt, daß die Sache überhaupt nur zum Haushalt gehört, gleichgültig, 
wo ſie ſich befindet. Das Beſißzdienerverhältnis bleibt z. B. auch dann beſtehen, wenn der un- 
mittelbare Beſitzer ſeinen Angeſtellten mit einer Sache zum Zwecke ihres Verkaufs nach einem 
anderen Orte ſendet (RG 71, 248). Ein Bedienter, der Sachen für den Haushalt einkauft und 
nach Hauſe befördert, übt ebenfalls die Gewalt darüber bereits unterwegs für den Dienſtherrn aus. 
4. Der Ausdruck Erwerbsgeſchäft iſt hier wie ſonſt (55 112, 1367, 1405 u. a.) im weiteſten 
Sinne zu verſtehen; er greift im Falle jeder berufsmäßig auf Erwerb gerichteten Tätigkeit Platz. 
In Betracht kommen hier kaufmänniſche, gewerbliche, künſtleriſche, wiſſenſchaftliche Gehilfen, 
Gutsverwalter, Leiter von Zweiggeſchäften, gelegentlich auch die Ehefrauen in Abweſenheit 
des Ehemanns (RG 51, 23), Packer, Bodenmeiſter (RG JW 09, 105), der Förſter hinſichtlich 
der ſeiner Aufſicht unterworfenen geſchlagenen Hölzer (RGSt 14, 305), die Angeſtellten eines 
Lagerhalters hinſichtlich der eingelagerten Sachen (RG 138, 270), der Fuhrunternehmer hinſicht⸗ 
lich der von ihm beförderten Abfälle im Rahmen des Auftragsverhältniſſes (JW 1935, 246357); 
der Kahnſchiffer hinſichtlich der ihm vom Eigentümer angewieſenen Unterkunftsräume auf dem 
Kahn (RAG 5, 266), der Kleiderablagepächter hinſichtlich der Ablageräume (RG 97, 166), endlich 
im inneren oder äußeren Betriebe beſchäftigte Arbeiter. Wenn der Gehilfe zugleich zur Stell⸗ 
vertretung ermächtigt iſt, ſo ſchließt das ſeine Eigenſchaft als Beſitzdiener nicht aus; a. M. KG 
DLG 42, 272 hinſichtlich eines Gutsverwalters mit umfaſſender Vollmacht; vgl. aber R 99, 209. 
Auch in dem Ach 138, 270 entſchiedenen Fall war der Beſttzdiener kraft beſonderer Vollmacht 
befugt, den Beſitz weiterzuübertragen. Auf den Ort der Beſitzausübung kommt es hier eben⸗ 
falls nicht an (RG 71, 248); ſ. A. 3 a. E. 

5. Ein Beſitzdienerverhältnis ſetzt eine fo enge Beziehung zwiſchen den beiden Beteiligten 
voraus, daß der eine den ſich auf die Sache beziehenden Weiſungen des andern Folge zu leiſten 
hat. Der Diener muß ſonach, wenn er die tatſächliche Gewalt über die Sache ausübt, lediglich 
als das Werkzeug des andern in Betracht kommen (RG 71, 251), alſo nicht nur ſchuldrechklich 
etwa zur Aufbewahrung oder zur Herausgabe der Sache verpflichtet fein, ſondern den Weiſungen 
des andern ſchlechthin und ohne weiteres zu folgen haben (RG, Warn 1922 Nr 70; nicht der Unter- 
nehmer, der die gelieferten Sachen zur Nachbeſſerung erhält [RG Recht 1923 Nr 348]; nicht der 
Unternehmer, der zwar Stoffe des Beſtellers nach deſſen Zeichnungen, aber auf Grund eigener ver⸗ 
traglicher Rechte bearbeitet; nicht der Schneide müller, der Holz zum Schneiden erhält [RG Warn 
1929 Nr 180. Entſcheidend für das Vorhandenſein eines ſolchen Verhältniſſes ift die Ver⸗ 
zehrsanſchauung. Innerhalb dieſer Beziehungen kann der Gehilfe für den Beſitzherrn unmittel- 
bar ſowohl Beſitz erwerben (RG 66, 262) als auch den Beſitz erhalten. Inſoweit hat er von Ge- 
ſebes wegen die Stellung eines Stellvertreters im Beſitz. Indeſſen gibt ihm dieſe ſeine 
Stellung allein und ohne beſondere Vollmacht nicht auch die Befugnis zur 
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Beſitzübertragung auf einen Dritten. Wird eine Sache dem Beſitze des Beſitzherrn 
durch einen Dritten entzogen, jo verliert der Beſitzherr unfreiwillig den Beſitz gemäß $ 935 
auch dann, wenn der Dritte im Einverſtändnis mit dem Beſitzdiener gehandelt oder wenn 
dieſer dem Dritten die Sache übergeben hat (RG 106, 4; SeuffA 76 Nr 119 über 
Verſchiebung von Kohleladungen durch Angeſtellte der Grube). Für die Frage des un⸗ 
freiwilligen Beſitzberluſtes kommt beim Beſitzdienerverhältuis überhaupt nur der Wille 
des Beſitzherrn, nicht der des Beſitzdieners in Betracht. Abhanden gekommen iſt eine Sache im 
Sinne des § 935 demnach ſtets, wenn der Beſitzherr den (unmittelbaren) Beſitz gegen ſeinen 
Willen verloren hat, (RG 71, 248). — Das Verhältnis zwiſchen Beſitzherrn und 
Beſitzdiener kann bürgerlich rechtlicher oder öffentlich-rechtlicher, dauernder oder vorüber⸗ 
gehender Art fein (3. B. bei der Annahme eines Tagelöhners, RG JW 08, 52712) oder bei Beauf⸗ 
tragung eines Dienſtmanns mit Beförderung einer Sache; vgl. auch RG St JW 1935, 36265). 
Maßgebend für das Beſtehen eines Beſitzdienerverhältniſſes ift lediglich das ſoziale Abhängig⸗ 
keitsverhältnis, kraft deſſen der Beſitzer die tatſächliche Gewalt über die Sache durch den 
Beſitzdiener als fein Werkzeug ausübt. Die nur wirtſchaftliche Abhängigkeit, z. B. der einen 
Firma von einer andern, ſteht der ſozialen nicht gleich (RG Warn 1932 Nr 164). Das Abhängig⸗ 
keitsverhältnis muß auch erkennbar ſein, damit der Beſitz ſelbſt erkennbar und überhaupt vor⸗ 
handen jet (RG 77, 209). Auch ein rein fatfächliches Verhältnis (3. B. ein nichtiger Dienſtvertrag 
oder ein bloßes Gefälligkeitsverhältnis) kann als Grundlage genügen, wenn nur die Beteiligten 
davon ausgehen, daß der eine den Weiſungen des andern in Anſehung der Sache zu folgen hat. 
Beſitzdiener ſind beiſpielsweiſe die Ehefrau, der vom Mann für den Fall kurzer Abweſenheit die 
Obhut über die Sachen ſeines Geſchäfts übertragen worden iſt Rh 51, 23: vgl. über die Stellung 
der Ehefrau im Haushalt: $ 1006 A 2); der Bergverwalter, der die tatſächliche Gewalt über die 
der Gewerkſchaft gehörigen Pferde ausübt (RG 52, 118); der Spediteur, deſſen ſich der Einfuhr⸗ 
händler zur Löſchung und Weiterſendung des eingeführten Getreides bedient (RG 70, 408); die 
Zweigſtelle der Bank, die bei ihr hinterlegte Wertpapiere für die Bank verwahrt (RG 112, 113); 
wer verpfändete Sachen als „Pfandhalter“ zur Aufbewahrung übergeben erhalten hat (RG 66, 
261). Beſitzdiener iſt dagegen nicht, wer hinſichtlich gewiſſer Sachen vertragsmäßig die Gefahr 
zu tragen hat, alſo bei Ausübung der tatſächlichen Gewalt ſeine eigenen Belange wahrnimmt, 
wie etwa der Ziegelmeiſter hinſichtlich der von ihm angefertigten Ziegel (RG 72, 285). Ebenſo⸗ 
wenig, wer als Allgemeinbevollmächtigter dem Vollmachtgeber als gleichgeordneter Vertrags⸗ 
gegner gegenüberſteht; er hat deſſen Weiſungen Folge zu leiſten, jedoch auf Grund des der Voll⸗ 
macht zugrunde liegenden Rechtsverhältniſſes, nicht auf Grund eines darin begründeten Unter⸗ 
ordnungsberhältniſſes; er iſt Beſitzmittler des Vollmachtgebers ($ 868), nicht deſſen Beſitzdiener 
(R JW 1938, 139411). Auch nicht jeder Erfüllungsgehilfe im Sinne von $ 278 iſt notwendi⸗ 
gerweiſe Beſitzdiener (RO Warn 1932 Nr 164). Ob der Führer eines Torpedoboots Beſitzdiener 
oder Beſitzmittler für das Reich iſt, läßt RG 113, 303 offen; er iſt aber wohl Beſitzdiener. 

. 6. Unter den gegebenen Vorausſetzungen iſt der andere (der Beſitzherr) unmittelbarer Be⸗ 
Niger, weil ihm die Ausübung der Gewalt durch den Beſidiener unmittelbar als eigene Tätig⸗ 
keit zugerechnet wird (8 854 A 5). Der Beſitzdiener hat dagegen keinerlei Art von Beſitz (A 2). 
Auch die Befugniſſe des Selbſthilferechts aus $ 859 find ihm nur ſoweit eingeräumt, daß er fie 
zum Schutze des Beſitzes des Beſitzherrn ausüben darf (§ 860). In ſtrafrechtlicher Beziehung: 
RG JW 08, 6014 (val. § 855 A 2). 


8 856 

Der Beſitz wird dadurch beendigt, daß der Beſitzer die tatſächliche Ge⸗ 
walt über die Sache aufgibt!) oder in anderer Weiſe verliert 2), 

Durch eine ihrer Natur nach vorübergehende Verhinderung in der Aus- 
übung der Gewalt wird der Beſitz nicht beendigt *). 

© 808, 810 II 779; M 3 102; P 3 27, 84. 

1. Die Beendigung des Beſitzes — und zwar des unmittelbaren, um den es ſich hier allein 
handelt — tann eintreten ſowohl mit dem Willen des Beſitzers wie auch ohne ſeinen Willen 
(A 3). In beiden Fällen iſt aber das, was den Beſitzverluſt ſchließlich bewirkt, immer nur die ent⸗ 
ſcheidende Tatſache, daß der Beſitzer die tatſächliche Herrſchaft über die Sache einbüßt. Der Wille, 
nicht mehr zu beſitzen, kann allein für ſich als entſcheidend deswegen niemals in Betracht kommen, 
weil der Wille überhaupt nicht der Träger des Beſitzes tft (5 854 A 1, 3). Auch an Sachen, die 
in Vergeſſenheit geraten find, bleibt daher der Beſitz ſo lange beſtehen, als das Gewaltverhältnis 
fortwahrt (A 3). Auch der Untergang des Rechts zum Beſitze kann nur die Rechtmäßigkeit des 
Beſitzes beeinfluffen, aber nicht deſſen Verluſt herbeiführen. (Über die Beendigung des mittel- 
baren Beſitzes vgl. $ 868 A 6). Zur Aufgabe der tatſächlichen Gewalt über die Sache gehört 
notwendig jedoch nicht nur ein beſtimmtes, darauf gerichtetes erkennbares Handeln oder Nicht⸗ 
handeln des Beſitzers; vielmehr muß das Handeln auch mit dem Willen verbunden ſein, die 
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Sache fortan nicht mehr tatſä lich zu beherrſchen. Ohne einen ſolchen Willen läßt ſich die Beſitz⸗ 
aufgabe 1 0 c 5 Vie Befibaufgabe ift indeffen gleichwohl kein Rechtsgeſchäft 
(hnſichtlich der Aufgabe des Eigenbeſitzes vgl. § 872 A a. E.), weil eben der Wille beim Beſitz 
keine rechtliche, ſondern nur eine tatſächliche Rolle ſpielt (5 854 A 3). Auch der im Rechts⸗ 
inne Willensunfähige ift daher zur Beſitzaufgabe befähigt, falls er nur imſtande iſt, den na⸗ 
türlichen Willen zu faſſen, ſich der Gewalt zu begeben. — Die Handlung des Beſitzers, durch 
die er ſich der Gewalt entäußert, kann ſowohl in einem Tun wie in einem Unterlaſſen beſtehen. 
Als ein ſolches kommt es insbeſondere in Betracht, wenn der Beſitzer unterläßt, eine ihm abhanden 
gekommene Sache ſich wieder zu verſchaffen. Die Aufgabe der tatſächlichen Gewalt kann ferner 
eine bloße Preisgabe darſtellen oder zugleich mit der bertragung des Beſitzes auf einen andern 
verbunden fein (Übergabe). Die Beſitzergreifung durch einen andern mit dem Einverſtändnis 
des bisherigen Beſitzers ſteht der Übergabe gleich RG JW 08, 681 2). Wird der Beſitz dem 
andern nur mit der Folge eingeräumt, daß „auch“ der andere unmittelbarer Beſitzer wird, 
hi der bisherige Beſitzer den Beſitz nicht; es entſteht vielmehr Mitbeſitz (§ 866, 
1 258). „ „ r 

2. Verluſt des Beſitzes auf andere Weiſe als durch Aufgabe kann durch jedes Ereignis her⸗ 
beigeführt werden, das die bisherige tatſächliche Gewalt des Beſitzers unabhängig von ſeinem 
Willen beſeitigt; fo durch die Beſitzergreifung von ſeiten eines andern ($ 935) oder durch zufällige 
Vorgänge, die das Gewaltverhältnis nicht nur vorübergehend (A 3) löſen. Kennt der Beſitzer 
den Verbleib der Sache nicht, ſo beſteht ſein Beſitz ſolange weiter, als ſich die Sache noch 
Innerhalb der feiner Gewalt unterworfenen Räume oder ſeines Grundſtücks befindet (NGSt 3, 
204; 10, 85; 39, 28). Der bei der Pfändung entſtandene Beſitz des Gerichtsvollziehers geht durch 
Abrahmde der Pfandzeichen verloren ($ 808 ZPO; RE 57, 320. 

8. Ob eine unſchädliche nur vorübergehende Behinderung vorliegt, iſt von Fall zu Fall 
auf Grund der Verkehrsanſchauung zu entſcheiden. Beifpiele: nur vorübergehende Abweſenheit 
des Beſitzers (RG 51, 23), Krankheit, nur vorübergehende Benutzung der Sache durch den Be⸗ 
ſizdiener zu eigenem Zwecke (R 52, 118), heimliche Flucht eines Lagerhalters, deſſen Be⸗ 
ſitdie ner den Geſchäftsbetrieb aufrechterhalten (RG 138, 270). Endlich gehört hierher auch das 
Verlieren“, wenn der Ort der Zurücklaſſung der Sache bekannt iſt und unter gewöhnlichen Um⸗ 
ſtänden noch die Möglichkeit beſteht, die Sache wieder zu erlangen (RGSt 38, 444 über Liegen⸗ 
(aer einer Sache im Eiſenbahnwagen aus Wergehlichteit). Bal. auch Rh St 39, 28; 48, 385. 
Über den Beſitzve rluſt im Falle der Beſitzausübung durch einen Beſitzdiener vgl. § 855 A 2 u. 6. Ein 
geſtrandetes Schiff wird nicht ſchon dadurch beſttzfrei („verlaffen" im Sinne des BinnenSchch 
$ 9), daß die Beſatzung ſich vorübergehend von ihm entfernt; der Beſitz muß vielmehr auf- 
gegeben fein (MG 57, 23; vgl. auch RGSt 10, 85). Bricht eine Ankerkette, fo wird der Beſitz 
am dem auf den Meeresgrund verſunkenen Ankergeſchirr nicht verloren, ſolange das Schiff noch in 
der Nähe liegt oder erſt abfährt, wenn der Unfallort feſtgeſtellt und ein Schlepper mit Such⸗ 
gerät berangeholt ift (uch 138, 121; 143, 168: zum Begriff „beſtzlos geworden“, $ 20 der 
Strandungs O v. 17. 5. 1874 RG Bl 1874, 73; 1913, 95). 
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Der Beſitz geht auf den Erben über 1 
eı 2062—2054, 885 Abſ 1 II 779; M2 101, 354; P 5 650. 


1. Vererblichteit des Beſitzes. Der Grundſatz des § 1922, daß mit dem Erbfalle das Ver⸗ 
mögen des Erblaſſers als Ganzes auf den Erben übergeht, iſt auch auf das gemäß $ 854 an ſich 
nur tatſächliche Beſitzverhältnis erſtreckt. Damit erhält dieſes inſoweit die Natur eines Vermögens⸗ 
beſtandteils (Vorbem vor 9 854; RG 83, 229). Nach ihrer allgemeinen und vorbehaltloſen Faſſung 
muß die Beſtimmung auch zu der Annahme führen, daß der Erbe genau in die Beſitzſtellung 
des Erblaſſers zur Zeit feines Todes eintritt (mithin als unmittelbarer oder mittelbarer Be⸗ 
fer; R Warn 1918 Nr 57), gegebenenfalls auch belaſtet mit der Haftung wegen etwaiger 
Fehlerhaftigkeit des Beſitzes gemäß $ 858 Abſ 2. Eine Ausnahme von dem bezeichneten Grund⸗ 
ſatz kaun nur für den Fall angenommen werden, daß zwiſchen dem Erben und dem Erblaſſer 
zupor das Verhältnis mittelbaren Beſitzes beſtanden hatte. War nämlich der Erbe mittelbarer 
und der Erblaſſer unmittelbarer Beſitzer, dann wird der Erbe durch den Erbanfall zum unmittel⸗ 

aren Beſitzer, während ſein bisheriges mittelbares Beſitzverhältnis ſich erledigt. War umgekehrt 
der Erhe unmittelbarer, der Erblaſſer dagegen mittelbarer Beſitzer, dann erliſcht das mittelbare 
Beſitzverhältnis des Erblafſers und der Erbe bleibt nunmehr ausſchließlich unmittelbarer Beſitzer. 

er Beſitzubergang vollzieht ſich im übrigen ausnahmslos in allen Fällen, in denen 
der Erblaſſer bis zum Todesfalle Beſitz gehabt hatte, gleichviel wie dieſer Beſitz geartet und aus 
welchem Anlaß er entſtanden war. Der Erbe erwirbt auch mit dem Todesfalle den Beſitz des 
Erbernſen jedesmal ohne weiteres (mehrere Erben nach $ 866 den Mitbeſitz) kraft Erbgangs. 

„er Inbesitznahme der betreffenden Nachlaßgegenſtände bedarf es zum Beſtßzerwerb nicht 
RSG PR 06, 450%). Der Erbe genießt deshalb ohne weiteres auch den Beſitzſchutz der 58 861, 
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862; er kann ſich auf die an den Beſitz geknüpften Vermutungen berufen, haftet anderſeits aber 
auch als Beſitzer. Vgl. Vorbem 1 vor 8 854. Ob man den Beſitz der Erben nach $ 857 als einen 
wirklichen oder nur als einen gedachten Beſitz anſehen und demnach die Beſitzvorſchriften un⸗ 
mittelbar oder — wohl richtiger — nur entſprechend anwenden will, iſt für die Anwendung des 
bürgerlichen Rechts bedeutungslos (vgl. aber $ 2025 Satz 2 und 3 2027 Ab 2, wo im Gegenſatz 
zu $ 857 vorausgeſetzt iſt, daß der Erbe den Beſitz der Sache ſchon tatſächlich ergriffen hat). — Ver⸗ 
ſchieden von dem Beſitze gemäß $$ 857, 854 iſt der „Erbſchaftsbeſitz“ im Sinne des $ 2018. 
Dieſer ſetzt voraus, daß der Erbſchaftsbeſitzer erſt nach dem Todesfalle etwas aus dem Nachlaß 
erlangt hat; dieſe Vorausſetzung kann aber auch dadurch erfüllt werden, daß beiſpielsweiſe ein 
Miterbe, der bereits vor dem Todesfalle an dem Erblaſſer gehörenden Sachen unmittelbaren 
Beſitz gehabt hatte, ſich nach dem Tode Eigenbeſitz daran anmaßt (Rc 81, 294; vol. § 872 A 1). 
Ein Beſitzerwerb des Nacherben gemäß $ 857 wird regelmäßig durch den Beſitz des Vorerben 
ausgeſchloſſen, auch vom Vorerben erwirbt der Nacherbe nicht den Beſitz; $ 857 trifft dieſen Fall 
nicht. — Daß auch der kraft Erbrechts erworbene Beſitz dem Erben verlorengeht, ſobald 
ein Dritter die Sache nach eingetretenem Erbfall in feine Gewalt bringt, ergibt ſich aus den all⸗ 
gemeinen Regeln ($ 856). 

$ 857 greift auch dann Platz, wenn der Beſitz des Erblaſſers aus einer Stellung her- 
rührte, die ihrerſeits nicht übertragbar war, vielmehr mit dem Tode des Erblaſſers ihr Ende 
erreichen mußte, insbeſondere alſo aus der Stellung des Erblaſſers als Beauftragter ($ 673) 
oder als Verwalter (Konkurs-, Zwangsverwalter, Teſtamentsvollſtrecker) oder als Nießbraucher 
(8 1061; R 31. 1. 18 IV 360/17). Dieſe Ausdehnung (Prot 5, 652) hat auch einen guten Sinn, 
wenn man erwägt, daß ſich z. B. der Erbe des Beauftragten (Verwalters) unter Umſtänden mit 
dem Geſchäftsherrn ſo auseinanderſetzen muß, wie es dem Erblaſſer obgelegen hätte, und daß 
er gemäß $ 673 möglicherweiſe ſogar die Beſorgung des Geſchäfts fortzuſetzen verpflichtet iſt. — 
Da der Beſitzübergang im Falle des $ 857 im Erbrecht feinen Grund hat, jo kann er nicht gegeben 
fein, wenn der Anfall demnächſt infolge einer Anfechtung als nicht eingetreten gilt (8$ 2078 in 
2281 ff., 2339 ff.) oder wenn der Erbe die Erbſchaft nach § 1953 (mit rückwirkender Kraft) aus⸗ 
geſchlagen hat. 

Über den Einfluß der erbrechtlichen Beſitznachfolge auf die Erſitzung vgl. die 88 937, 
943. Waren beim Erblaſſer die Voraussetzungen der Erſitzung nicht erfüllt, insbeſondere 
mangels guten Glaubens oder mangels Eigenbeſitzes, kann der Erbe in ſeiner Perſon nur eine 
neue Erſitzung beginnen. Es iſt überhaupt nicht ausgeſchloſſen, daß der Erbe nach Übergang des 
Beſitzes gemäß 9857 durch Inbeſitznahme der Sache außerdem noch nach Maßgabe des $ 872 den 
Eigenbeſiz erlangt. — Strafrechtlich hat die Beſtimmung des $ 857 keine Bedeutung, da 
5242 Steh B vorausſetzt, daß die Sache ſich in der tatſächlichen Gewalt eines andern befunden 
hat (5854 A !: R JW 01, 611 2 und RGSt 34, 252; 47, 212; 56, 23; 58, 229). Das Straf⸗ 
recht erkennt den nur im Wege der „Annahme als ob“ geſchaffenen Beſitz des $ 857 als wirk⸗ 
lichen Beſitz nicht an. 


§ 858 

) Wer dem Beſitzer ) ohne deſſen Willen ) den Befit entzieht *) oder ihn 
im Beſitze ſtört °), handelt, ſofern nicht das Geſetz die Entziehung oder die 
Störung geſtattet “), widerrechtlich (verbotene Eigenmacht) 6). 

Der durch verbotene Eigenmacht erlangte Beſitz iſt fehlerhaft 8), Die Fehler- 
haftigkeit muß der Nachfolger im Beſitze gegen ſich gelten laſſen, wenn er 
Erbe des Beſitzers iſt oder die Fehlerhaftigkeit des Beſitzes ſeines Vorgängers 
bei dem Erwerbe kennt Oh 

© 1 814 IT 780; M 3 110, 129; P 3 36. 

1. Fehlerhafter Beſit. Dem Geſetz iſt der Begriff des „rechtmäßigen“ oder „ungerecht- 
fertigten“ Beſitzes fremd. Der Beſitzſchutz ſoll nicht ein ſubjektives Recht verwirklichen, er ſoll 
nur die tatſächliche Herrſchaft aufrechterhalten oder wiederherſtellen. Bei dem Streit um dieſe 
joU unterliegen, wer durch verbotene Eigenmacht dem andern den Beſitz geſtört oder gar ent⸗ 
zogen und fo fehlerhaften Beſitz erlangt hat. Die Fehlerhaftigkeit des Beſitzes wirkt alſo immer 
nur dem andern gegenüber. Im Verhältnis zu einem Dritten wird auch der fehlerhafte Be⸗ 
IB 35 859f. des Die bes, geſchützt (RG St 60, 278). Von den Schutzmitteln des Beſitzers handeln 
ie 5 

2. Als Beſitzer, dem gegenüber gemäß $ 858 verbotene Eigenmacht möglich iſt, kommt nur 
der unmittelbare Beſitzer in Betracht (R Warn 1920 Nr 200; JW 1931, 2904 5; 20. 6. 33 
VII 76/33). Inwiefern der mittelbare Beſitzer durch verbotene Eigenmacht beeinträchtigt werden 
und welchen Anſpruch er alsdann erheben kann, beſtimmt 9 869. 
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3. Schon das beſitzwidrige Handeln eines anderen ohne den Willen des Beſitzers genügt 
als Vorausſetzung für die Widerrechtlichkeit, während ein Handeln gegen den Willen nicht er⸗ 
forderlich iſt. Liegt beides nicht vor, dann iſt der Beſitzerwerb kein eigenmächtiger. Der Beſitzer 
braucht alſo nicht ausdrücklich Widerſpruch zu erheben, das Fehlen ſeiner irgendwie kundgegebenen 
T aber freien — Zuſtimmung genügt (RG JW 1928, 497 2%). Die einmal erklärte Zuſtimmung 
wirkt weiter bis zum Widerruf (RG Warn 1930 Nr 149). Sie muß aber rechtsgeſchäftlich wirk⸗ 


nucht ausgeſchloſſen, jedoch nur dann, wenn der entſprechende Wille bei der Beſitzentziehung 
noch fortdauert (RG 146, 186; J 1928, 497 20). Auf Verſchulden kommt es hier nicht an; ein 
ſolches ſpielt erſt bei dem Anſpruch auf Schadenserſatz eine Rolle (RG 55, 57; Warn 1925 Nr 24), 
mobei F 829 Abſſ 2 Anwendung findet (NG 59, 326) oder auch $ 823 Abſ 1 (Beſitz iſt vſonſtiges 
Recht“) anwendbar ift (RG 13. 11. 23 VII 903/22). Selbſt ein Handeln aus Irrtum über die 


anzen Verhalten des bisherigen Beſitzers (etwa feiner Gleichgültigkeit hinſichtlich des Ver⸗ 
dleibs der Sache) ee e e e chgültigkeit hinſichtlic 


vor Zuſtellung des Enteignungsbeſchluſſes an den Enteigner). — Eine der Teilnahme im 
FR SGB ähnliche Mitwirkung eines Dritten durch Anſtiftung, Beihilfe oder 
Be gün 


4. Beſitzentziehung ($ 861) ift die dauernde e der Gewalt des Beſitzers (NG 67, 
389 eſitzer einer Sache an e en durch 
Verſchluß eines Torwegs gehindert wurde). Auch juriſtiſche Perſonen des öffentlichen Rechts 
(5. B. Stadtgemeinden) und Behörden können ſich (auch bei Anwendung polizeilicher Maßregeln, 
3. B. bei Beſeitigung eines Vorgartens) durch ihre Willensvertreter der Eigenmacht ſchuldig 
machen (Res 55, 56, betreffend die Heeresverwaltung). Selbſtverſtändlich kann ferner der mittelbare 
Beſitzer gegen den unmittelbaren Beſitzer verbotene Eigenmacht ausüben (RG 69, 197; Warn 
1927 Nr 55; 20. 6. 38 VII 76/33); aber nicht umgekehrt (A 2 und $ 869 A 2). Hinſichtlich des 


5. Beſittſtörung ift die Beeinträchtigung des Beſitzers im ruhigen Genuß des Beſitzes derart, 
daß der ruhige, befriedete Zuſtand in einen ſolchen der Rechtsunſicherheit verkehrt wird (RG 55, 57). 
Sie kann zunächſt durch körperliche Einwirkungen auf die Sache bewirkt werden, fo durch über- 
mäßige Zuführung von Gaſen uſw. im Sinne des $ 906 (NG 59, 328; 105, 215); durch bauliche 
oder ſicherheitgefährdende Veranſtaltungen (RG 55, 55: mittels auf das Grundſtück überfliegender 
Geſchoſſe). Aber auch Einwirkungen fe eliſcher Art reichen zur Annahme des Tatbeſtandes der 
Beſitſtörung aus: fo übermäßiger Lautſprecherlärm (JW 1937, 291825, die Einwirkung durch 
wörtliches Beſtreiten des Beſitzes (Verbote oder Drohungen); nur muß eine wirkliche Beun⸗ 
ruhigung des Beſitzers herbeigeführt und der ruhige Beſitz auf dieſe Art wirklich geſtört worden 
j Daß die Störung gegen ein Verbot verſtoße, iſt kein Er⸗ 


6. Über den Begriff „widerrechtlich“ vgl. 8227 A 1. Verbotene Eigenmacht iſt jede Hand⸗ 
lung, durch bie der Beſitzer in der Ausübung der tatſächlichen Gewalt beeinträchtigt wird (88 861, 
862), falls die Handlung nicht ausnahmsweiſe (A 7) geftattet war (MG 55, 55). In welcher Abſicht 
der Täter gehandelt hat, if unerheblich. Einflußlos iſt mithin auch feine Schlecht⸗ oder Gut⸗ 
gläubigkeit in Hinſicht auf ein Einverſtändnis des Beſitzers (RG 67, 389, wo die Ablieferung 
der Kaufſache nur gegen Zahlung des Kaufgeldes verſprochen war; vgl. auch Gruch 50, 676). Un- 
weſentlich ift desgleichen das Hennen oder nennen des Beſitzes des andern; eine Bergungs⸗ 
geſellſchaft, die in dem R 138, 121 unterſtellten, nach RG 143, 168f. aber ſchließlich nicht ge- 
gebenen Falle ($ 856 A 3 a. €.) auf eigene Fauſt den Anker fuchen, finden und in Beſitz nehmen 
„würde, handelte widerrechtlich. Unweſentlich ift endlich die Frage des Verſchuldens. Auf dieſes 
kommt es nur an, wenn es ſich um die Verpflichtung zum Schadenserſatz handelt (RG 55, 55; 
328.06, 7375; Grüch 51, 985). Das Nähere hierüber bei 9861 A 4. 
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7. Die geſetzlich ausnahmsweiſe gewährte Befugnis, in einen fremden Rechtskreis und 
insbeſondere in den Beſitzſtand eines andern einzugreifen, kann öffentlich⸗rechtlicher oder 
bürgerlich⸗rechtlicher Art ſein. In der erſten Hinſicht kommen in Betracht die Befugnis des 
Verletzten aus 5127 StPO, Überführungsftüde an ſich zu nehmen (M& 64, 385), ferner die 
Befugniſſe der Vollſtreckungsbeamten nach der ZPO und nach § 150 3G. Auch gegen den 
Vollſtreckungsgläubiger ift die Beſitzentziehungsklage nicht gegeben (RG JW 02 Beil 192). Keine 
verbotene Eigenmacht gegenüber dem beſitzenden Nichteigentümer eines Grundſtücks iſt es alſo, 
wenn gegen den Eigentümer ordnungsmäßig die Zwangsverſteigerung beantragt wird (RG 116, 
365). Die hier (Vorbem. vor $ 854) bisher vertretene Anſicht, daß $ 986 dem Beſitzer eine Rechts⸗ 
ſtellung gebe, welche ihn zur Klage aus $ 771 ZPO berechtige, iſt NS 127, 11 mit überzeu⸗ 
genden Gründen wieder aufgegeben worden. Ob der Beamte (z. B. ein Förſter bei Ausübung 
des Jagdſchutzes logl. jetzt $$ 39, 40 RJagdc᷑ (oben $ 854 A 2) nebſt 98 39, 40 Ausf RGBl 
1935 1,431; 1937 1,179; 1938 J, 419, 429; 1939 J, 45] innerhalb ſeiner amtlichen Befugnis gehandelt 
hat, kann der ordentliche Richter ſelbſt prüfen (MG JW 08, 653%; RG 108, 239). Bürgerlich⸗ 
rechtlich gehört hierher insbeſondere das Selbſthilferecht (88 227—229, 861, 904). Vgl. ferner 
die 5 859 Abſ 2—4, 860, 561, 904, 910, 962, 1373, 1443, 1519, 1549, 2205, weiter EG Art 89 
über das Selbſtpfändungsrecht. Nicht hierher gehören die Fälle des $ 867, wo dem Sachbeſitzer 
nur ein Anſpruch gewährt und dem Grundſtücksbeſitzer nur die Verpflichtung auferlegt iſt, eine 
Einwirkung zu geſtatten; ebenſo nicht der Fall des § 258 Satz 2, der vom Sachbeſitzer gleichfalls 
nur das Geſtatten einer Einwirkung verlangt; endlich nicht die Fälle, in denen jemand nur kraft 
eines ſubjektiven Rechts, dinglicher oder perſönlicher Art, zur Vornahme der betreffenden Beſitz⸗ 
handlung befugt iſt, vgl. 3. B. den vom RAG 5, 263 entſchiedenen Fall. Inſoweit kann lediglich 
der $ 863 Platz greifen. Wegen des Jägernotwegs: R agdch $ 28 und wegen des ſog. Jagd⸗ 
notſtandsrechts: § 859 A 2. — Die ſchuldrechtliche Geſtattung der Beſitzentziehung ſteht einer 
durch das Geſetz erlaubten Beſitzentziehung nicht gleich, gehört alſo nicht zu den geſetzlich zuge⸗ 
laſſenen Fällen der Beſitzentziehung (Rh 146, 186). 


8. Die Fehlerhaftigkeit des durch verbotene Eigenmacht erlangten Beſitzes (vgl. A 1) kommt 
zunächſt nur unmittelbar zugunſten deſſen in Betracht, gegen den die verbotene Eigenmacht verübt 
worden iſt; ſodann aber auch zugunſten feines Rechtsnachfolgers (8 861 A 2). Andere können 
ſie nicht geltend machen. 


9. Die Fehlerhaftigkeit des Beſitzes wirkt nicht nur gegen den, der ſich ſelbſt der ver⸗ 
botenen Eigenmacht ſchuldig gemacht hat, ſondern, unter den hier vorgeſehenen Vorausſetzungen, 
auch gegen feinen Beſitznachfolger (8 861 A 2 a. C.). Beruht die Beſitznachſolge auf Erbgang, 
$ 857 (nicht alſo etwa auf einer Beſitzübertragung durch den Erblaſſer), dann muß der Nachfolger 
die Fehlerhaftigkeit des Beſitzes feines Erblaſſers ſchlechthin in gleicher Weiſe gegen ſich gelten 
laſſen, wie es dieſer ſelbſt hätte tun müſſen. War der Erblaſſer mittelbarer, der Erbe unmittel⸗ 
barer Beſitzer, ſo wird der Erbe nicht Beſitznachfolger, der mittelbare Beſitz erliſcht. Iſt die Be⸗ 
ſitznachfolge nur eine tatſächliche, dann greift der Grundſatz des 5 858 Abſ 2 lediglich unter 
der Bedingung Platz, daß der Nachfolger die Fehlerhaftigkeit des Beſitzes ſeines Vorgängers 
beim Erwerb feines Beſitzes gekannt hat. In dieſem Zeitpunkt müſſen ihm mithin 
die geſamten Vorgänge bekannt geweſen ſein, auf denen die Fehlerhaftigkeit des vormaligen 
Beſitzerwerbs des Vorgängers beruht hatte ($ 858 Abſ 1). Gefordert iſt dabei wirkliche Kennt⸗ 
nis, jo daß fahrläſſige Unkenntnis ($ 122 Abſ 2) nicht genügt. Da ferner Kenntnis „bei“ der Er⸗ 
langung des Beſißes vorausgeſetzt wird, jo ſchadet nachträgliche Kenntnisnahme nicht. Immer 
muß endlich die Fehlerhaftigkeit des Beſitzes des unmittelbaren Vorgängers in Frage ſtehen. 
Kann der Kläger nicht behaupten, daß ſich der unmittelbare Vorgänger des Beklagten der 
verbotenen Eigenmacht ſchuldig gemacht hat, kann vielmehr eine ſolche Handlungsweiſe erſt 
einem früheren Beſitzer zur Laſt gelegt werden, dann kann die Fehlerhaftigkeit feines Veſitzerwerbs 
nur in dem Falle in Betracht kommen, daß fie auch in der Perſon des ſpäteren unmittelbaren Be- 
iger noch fortge wirkt hat, weil dieſer nämlich bei feinem Beſitzerwerb die Fehlerhaftigkeit des 
Beſitzerwerbs ſeines Vorgängers erkannt hatte; dementſprechend muß alſo der Kläger gegebenen- 
falls nachweiſen, daß dem verklagten gegenwärtigen Beſitzer bei dem Erwerb auch alle die Um⸗ 
ſtände bekannt geweſen find, die den Beſitz feiner mehreren Vorgänger zu einem fehlerhaften 
gemacht hatten. 


§ 859 
Der Beſitzer!) darf ſich verbotener Eigenmacht mit Gewalt erwehren ). 
Wird eine bewegliche Sache dem Beſitzer mittels verbotener Eigenmacht 


weggenommen, ſo darf er ſie dem auf friſcher Tat betroffenen oder verfolgten 
Täter mit Gewalt wiederabnehmen 3). 
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Wird dem Beſitzer eines Grundſtücks der Beſitz durch verbotene Eigenmacht 
entzogen, ſo darf er ſofort nach der Entziehung ſich des Beſitzes durch Ent⸗ 
ſetzung des Täters wiederbemächtigen ?) 5). 

Die gleichen Nechte ſtehen dem Beſitzer gegen denjenigen zu, welcher nach 
3 858 Abſ 2 die Fehlerhaftigkeit des Beſitzes gegen ſich gelten laſſen muß. 

E 1 815 Abſ 13 II 781; M 3 112; dh 3 38. 


1. Beſitzſchutz im Wege der Selbſthilfe (Beſitzwehr). Selbſthilfeberechtigter iſt nur 

ber Ame be Beſitzer Be gemäß $ 560 fein Beſitzdiener (RG 146, 190; HRR 1934 
Ar 1282). Dem mittelbaren Beſiter ift die entſprechende Befugnis nicht gewährt ($ 869); 
er vermag ſich höchſtens auf $ 229 zu ſtützen. Im Falle der geſeßlichen Stellvertretung kann 
freifich der geſetzliche Stellvertreter vom Recht aus $ 859 vermöge feiner ſonſtigen geſezlichen 
Befugniſſe zum Schutze des Vertretenen auch dann Gebrauch machen, wenn nur der Vertretene 
den unmittelbaren Beſitz hat (RG 64, 386, binſichtlich des väterlichen Gewalthabers). Vgl. auch 
§ 863 A 2 a. E. 
,. Das Recht auf Selbsthilfe enthält die Befugnis, fi verbotener Eigenmacht ($ 858) mit 
Sewalt zu erwehren. Das Recht iſt an ſich ein unbedingtes und iſt insbeſondere nicht an die 
Voerausfezungen der Notwehr (8 227) oder des Selbſthilferechts im Sinne des 9 229 gebunden 
MS 146, 190; Hg 1934 Nr 1282). Außerhalb des ſog. Jagdnotſtandsrechts (RJagdch 
540 %6f2 loben 9858 A 7]; vgl. hierzu Stelling JW 1934, 2212) gilt für den Jagdſchutz auch das 
m Nbivehrrecht des g 859, z. B. gegenüber wildernden Hunden (HNN 1938 Nr 1278). In welcher 
Weiſe ſich die Abwehr vollziehen darf, richtet ſich nach der Art des Angriffs. Wer trotz 
entgegenitehenden Verlangen des Beſihers im Hof von deſſen Grundſtück verweilt, kann mit 
Gewalt entfernt werden (R 19. 3. 08 VI 258/07). Unter Umſtänden iſt daher auch die Bubilfe- 
nahme Dritter ſtatthaft. Die Selbſthilfe darf indeſſen niemals weiter gehen, als nötig iſt, um den 
gegenwärtigen, ſich als Eigenmacht darſtellenden Angriff abzuwehren (RG ZW 03 Beil Nr 297; 
1981, 2782; RGSSt 34, 250). Sonſt wird die Handlungsweiſe ſelbſt zu einer widerrechtlichen. 
Huläſſig it gemäß 5 127 StPO, dem Feſtgenommenen Überführungsſtücke wegzunehmen, um 
ſie der Polizeibehörde zu übergeben oder um ſie zu dieſem Zwecke ohne Feſtnahme der Perſon 
au beſchlagnahmen (Rc 64, 385ff.). Der Widerſtand des Beſitzſtörers gegenüber der erlaubten 
Selbſthilfe iſt eine widerrechtliche Handlung. 

3. Ausnahms weiſe enthält das Selbſthilferecht auch die Befugnis zur Wiederherſtellung 
des früheren Beſitzſtandes. Einmal nämlich, wenn dem Beſitzer eine bewegliche Sache durch 
verbotene Eigenmacht weggenommen worden iſt. Alsdann kann ſie der bisherige Beſitzer dem 
Tater eigenmächtig wie der abnehmen. Er muß es jedoch in unmittelbarem Anſchluß an die 
Wegnahme tun, ſei es, daß er den Täter auf friſcher Tat, d. h. bei oder doch alsbald nach der 
Tat betroffen hat, ſei ez, daß er ihm nacheilt. Z. B. kann der Jagdberechtigte, dem das in ſeiner 
alle gefangene Wild von einem Unbefugten weggenommen worden iſt, unter den bezeichneten 
Lorausſetzungen den Täter bis ins Haus und auch noch weiterhin verfolgen (RGSt 54, 196; 
59, 80; JW 1931, 264314). Der Täter braucht ſelbſt bei der Tat nicht wahrgenommen worden 
zu ſein. Sind jene Vorausſetzungen nicht gegeben, dann iſt der bisherige Beſitzer nur auf den 
Rechtsbehelf des 5 861 angewieſen und die trotzdem bewirkte eigenmächtige Wiederabnahme 
würde ſich als verbotene Eigenmacht darſtellen, falls nicht unter den beſonderen Umſtänden ein 
Fall erlaubter Selbſthilfe gemäß 5 229 vorläge. 

4. Das Recht auf Wie derherſtellung (A3) iſt auch für den Fall gegeben, daß Gegenſtand 
des Beſitzes ein Grundſtück war. Dieſer Fall regelt ſich nach den in A 3 erörterten Grund⸗ 
ſäzen. Das Recht, ſich des Grundſtücks wieder zu bemächtigen, beſteht insbeſondere auch 
fa n laß wenn ſich die Maßregel in unmittelbarem Anſchluß an die Beſitzentſetzung aus⸗ 

ten la 


5. In den durch 9 859 Abſ 2 u. 3 beſtimmten Grenzen darf der Beſitzer auch eine Störung 
ſeines Beſitzes wieder beſeitigen. 


§ 860 
8 
Zur Ausübung der dem Beſitzer nach § 859 zuſtehenden Nechte iſt auch der 
nige befugt, welcher die tatſächliche Gewalt nach $ 855 für den Beſitzer ausübt. 
E 815 Abſ 4 II 782; M 3 114; P 3 38, 40; 6 219, 
5 Selbſthilſerecht des Beſitzdieners. Die Rechte aus den $$ 861, 862 ſtehen dem Beſttz⸗ 
rg ($ 855) nicht zu, und von den Befugniſſen aus $ 859 darf er nur zum Schutze des Be⸗ 
ſißes des Heſitzherrn und nie mals gegen ihn Gebrauch machen (§ 855 A 2). Andere Perſonen 


als der HBeſitzdiener ſind zur Ausübung des Selbſthilferechts im Sinne des § 859 für den 
unmittelbaren Beſitzer nicht befugt. 


je 
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§ 861 
Wird der Beſitz durch verbotene Eigenmacht dem Beſitzer entzogen, ſo kann 


dieſer die Wiedereinräumung des Beſitzes von demjenigen verlangen, welcher 
ihm gegenüber fehlerhaft beſitzt 1). 

Der Anſpruch iſt ausgeſchloſſen, wenn der entzogene Beſitz dem gegen- 
wärtigen Beſitzer oder deſſen Nechtsvorgänger gegenüber fehlerhaft war und 
in dem letzten Jahre vor der Entziehung erlangt worden iſt 2) ) 4). 

© 819, 824 II 783; M 3 123, 131; P 3 49; 6 220, 

1. Beſitzklage wegen Beſitzentziehung. Zwiſchen Grundſtücken und beweglichen Sache n 
wird nicht unterſchieden. Aber eine „Sache“ muß es ſein. Da der eingerichtete und ausgeübte 
Gewerbe betrieb als ſolcher keine „Sache“ iſt, find die Vorſchriften Über Beſißſchutz auf ihn 
nicht anwendbar. Aber eine dem $ 1004 nachgebildete Klage iſt gegeben; ihr gegenüber kann in« 
deſſen das Recht zum Vornehmen der ſtörenden Handlung unbeſchränkt geltend gemacht werden 
(RG Warn 1927 Nr 55). Vgl. dagegen $ 863. — Als Beſitzer lommt in der Regel nur der un- 
mittelbare Beſitzer in Betracht; er hat aber auch dem mittelbaren Beſitzer gegenüber Anſpruch 
auf Beſitzſchutz (RG Warn 1927 Nr 55). Der mittelbare Beſitzer hat den Anſpruch auf Wieder- 
einräumung nur dann, wenn der unmittelbare Beſitzer den Beſitz gegen ſeinen eigenen Willen 
verloren hat (RG 68, 386; 105, 415). Vgl. g 869 A 3. Gleichgültig iſt gegebenenfalls, ob der un- 
mittelbare Beſißzer die Sache für ſich ſelbſt oder, wie der geſetzliche Vertreter, für einen andern 
beſaß ( 854 A 5), ebenſo, ob als eigene oder als fremde, z. B. als Mieter oder Pächter (RG 59, 
227). Was der Eigentümer, etwa nach § 906, dulden muß, haben aber auch Mieter und Pächter 
zu dulden (M& 105, 215). Unerheblich iſt auch, ob der Beſitzer ein Recht zum Beſitze hatte oder 
nicht. Berechtigt zur Klage iſt auch, wer fehlerhaft beſitzt, z. B. der Dieb (5 854 A 37 5 858 A 1), 
allerdings mit der aus Abſ 2 ſich zugunſten des entſetzten Beſitzers ergebenden Einſchränkung. Auch 
der Beſitzer kraft Erbgangs ($ 857) hat die Klage. — Hinſichtlich des Teilbeſitzes vgl. $ 865, hinſichtlich 
der Mitbeſitzer $ 866, hinſichtlich des mittelbaren Beſitzes $ 869. Der eigentliche Klagegrund 
iſt die gegen den Kläger geübte verbotene Eigenmacht, während das etwaige Recht oder das 
beſſere Recht zum Beſitz hier keine Rolle ſpielt. Vgl. anderſeits $ 1007. Eine aus anderem Grunde 
als aus Eigenmacht hervorgegangene Fehlerhaftigkeit (insbeſondere nur bittweiſe überlafjener 
Beſitz) genügt als Klagegrund nicht (RG 26. 1. 07 V 228/06). 

er Anſpruch geht auf Wiedereinräumung des Beſitzes, alſo des vormaligen tatſächlichen 
Zuſtandes (früheren Gewaltverhältniſſes). Er iſt mithin nicht nur auf ein Dulden oder 
Geſtatten, ſondern auf ein Tun erichtet. — Durch die Beſitzklage ift dem Beſitzer, wiewohl 
der Beſitz an ſich nur ein tatſächliches Verhältnis darſtellt, ein wirklicher Rechts anſpruch 
gewährt, und zwar auf den Beſizſchutz. Danach läßt ſich die Anficht rechtfertigen, daß das dem 
Beſitzer (Mieter) eingeräumte Recht auf ungeſtörten Gebrauch der Sache (Mietſache) zu den von 
jedermann zu achtenden Rechten gehört, von denen $ 823 Abf 1 handelt (RG 59, 328; 13. 11. 23 
VII 903/22; vgl. Buchwald JahrbakdR 1937, 17). 

Der richtige Verklagte iſt, wer gegenwärtig fehlerhaft beſitzt. Da dem Anſpruch auf Wieder- 
herſtellung des Beſitzes nur Genüge leiſten kann, wer zur Zeit ſelbſt die tatſächliche Gewalt über 
die Sache hat, ſo kann die Beſitzklage auch gegen den Täter, der die Beſitzentſetzung verübt 
hat, nur dann gerichtet werden, wenn er zur Zeit der Klagerhebung noch Beſitzer der Sache iſt 
(Ach Warn 1955 Nr 24). Andernfalls greift gegen ihn nur die Schadenserſatzklage Plaß. Des⸗ 
gleichen ſteht ein nach der Klagerhebung eintretender Beſitzverluſt des Tälers (abgeſehen vom 
Koſtenpunkte) der weiteren Verfolgung der Beſitzentziehungsklage entgegen (M 3, 124; ftr; vgl. 
Planck⸗Brodmann A 2c). Nur dann bliebe die weitere Verfolgung zuläſſig, wenn der Ver⸗ 
klagte den Beſitz zugunſten eines andern unter ſolchen Umſtänden aufgegeben hätte, daß zwiſchen 
ihm und dem andern das Verhältnis des mittelbaren Beſitzes hergeſtellt worden wäre. Denn 
alsdann greift 9 325 ZBO in Verbindung mit $ 265 aaO. Plat, da auch bei einer Beſitzklage „die 
Sache in Streit befangen war“. Da ferner eine Klage nicht gegen jedweden gegenwärtigen 
Beſitzer der entzogenen Sache gerichtet werden kann, Ken nur gegen den, deſſen Beſitz 
ſich dem Kläger gegenüber als fehlerhaft im Sinne des $ 858 erweiſt, fo folgt, daß der 
Täter nur unter den Vorausſetzungen des $ 858 Abf 1 und fein Nachfolger nur unter den Voraus⸗ 
ſetzungen des $ 858 Abſ 2 aus $ 861 verklagt werden kann. Das iſt nicht der Fall, wenn jemand 
die weggenommene Sache an einen gutgläubigen Dritten veräußert und ſie dann von dieſem 
zurückerworben hat; durch die Veräußerung an den Dritten iſt der Beſitzentziehungsanſpruch 
erloſchen (DXA 1935, 441), Gleichgültig iſt aber, ob der verklagte Beſitzer bei Inbeſitznahme 
der Sache für ſich oder für einen andern, ferner, ob er aus eigenem Antrieb oder im Auftrag eines 
andern gehandelt hatte. — Verklagt werden kann endlich auch der mittelbare Beſißer, jedoch 
nur dann, wenn auch bei ihm nach Abſ 1 die Vorausſetzungen des fehlerhaften Beſitzes 
vorliegen. So insbeſondere, wenn er den unmittelbaren Beſitz fehlerhaft erworben und demnächſt 
dieſen Beſitz auf Grund eines Verhältniſſes der in $ 868 geordneten Art auf einen andern 
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übertragen hatte. Zur Wie derherſtellung des früheren unmittelbaren Beſitzes des Klägers iſt 
der mittelbare Beſſtzer freilich nicht imſtande, weil er ſelbſt der tatſächlichen unmittelbaren Herrſchaft 
entbehrt. Aber er kann wenigstens feinen mittelbaren Beſitz uf den Kläger gemäß $ 870 über 
tragen (nötigenfalls nach 5894 ZPO erreichbar), und im Rechte zum mehreren liegt auch das Recht 
zum minderen. (Über das Recht des unmittelbaren Beſitzers, den mittelbaren Beſitzer zu benennen, 
dgl. 5 76 3 PO.) Der richtige Verklagte kann niemals ein bloßer Bei itzdiener fein, da ſeine Tätig ⸗ 
keit nur dem Beſitzherrn zugerechnet werden darf und deshalb nur dieſem der Beſitz verſchafft iſt. 

2. Einwand des fehlerhaften Veſitzes (exceptio vitiosae possessionis). Die Faſſung: der 
Anſpruch iſt ausgeſchloſſen, drückt aus, daß der in Abſ 1 gedachte Anſpruch des früheren Beſitzers 
im gegebenen Falle nicht beſteht und daß ſonach die etwaige Klage ohne weiteres abzuweiſen 
if. Auch im Verſäumnisverfahren muß fie deshalb abgewieſen werden, wenn ſich der Aus⸗ 
ſchließungsgrund ſchon aus ihrem Vortrag ergibt. Dementſprechend kann aber auch einem 
Vorbringen des Verklagten, das die Vorausſetzungen des Abſ2 geltend macht, nicht die Bedeutung 
eines Einwandes im eigentlichen Sinne beigelegt werden; ſein Ziel iſt rechtlich vielmehr nur das, 
den Richter mit dem Vorhandenſein des Ausſchließungsgrundes bekanntzumachen. 

Der Ausſchließungsgrund iſt gegeben, wenn die folgenden Tatumſtände ſämtlich zuſammen⸗ 
meſſen: a) ber dem Kläger entzogene Beſiz war felbft fehlerhaft entftanden, und zwar dem gegen- 
wärtigen Beſitzer (dem Beklagten) ſelbſt oder feinem Rechtsvorgänger gegenüber, b) der Kläger 
hatte jeinen fehlerhaften Veſit im letzten Jahre vor der Entſetzung erlangt, gegen die er jetzt 
Heſehüst fein will. Die Sache muß in biefer Hinſicht mithin fo liegen, daß der ſeines Beſttzes ent⸗ 
ſebte Kläger vor nicht länger als Jahresfriſt, von ſeiner Entſetzung ab zurückgerechnet, dem 
Verklagten oder deſſen Rechtsvorgänger den Beſitz ohne deren Willen ſeinerſeits entzogen hatte 
($ 858 Ahſ 1). Die Friſt iſt eine Ausſchlußfriſt (8 186 A 1). Ihr Lauf beginnt unbedingt mit 
dem Zeitpunkte der Entſetzung des Klägers, und fie berechnet ſich nach $ 187. — Rechtsvor⸗ 
gänger des Verklagten iſt im Sinne dieſer Beſtimmung nicht nur ſein Erblaſſer (5857); vielmehr 
genügt, daß der Nachfolger in die Beſitzſtellung ſeines Vorgängers, wenn auch nicht auf Grund, 
ſo doch infolge einer ſonſtigen Rechtsnachfolge eingetreten iſt (RG 40, 339; 53, 10; 56, 244). 
Beiſpielsweiſe ein Mieter hat infolge der Übertragung ſeines Vertragsrechts auf einen Dritten 
bieſem auch ſeinen bisherigen Beſitz eingeräumt (5 221 A 1). Deshalb iſt es nicht zu billigen, wenn 
angenommen wird, daß nur die erbrechtliche Nachfolge in Betracht komme, oder wenn man als 
genügend erachtet, daß der vormals vom jetzigen Kläger des Beſitzes Entſetzte lediglich ſeinen 
dieſerhalb gegen den Kläger entſtandenen Wiedereinräumungsanſpruch an den jetzt Verklagten 
rechtsgeſchäftlich übertragen hat. — Gemäß 8 858 Abſ 2 muß der gegenwärtige Beſitzer (der 
Verklagte) unter Umſtänden auch die Fehlerhaftigkeit des Beſitzes ſeines Beſitz⸗ (nicht Rechts- 
Vorgängers gegen ſich gelten laſſen ($ 858 A 9). In den Grenzen dieſer Beſtimmung greift der 
Ausſchließungsgrund des Abſ 2 dem Anſpruche des Klägers gegenüber auch dann Plaß, w enn 
der 0 des Klägers ſich der Eigenmacht gegen den Verklagten ſchuldig 
gema hatte. 2 

3. Verfahrenrechtlich folgt die Beſitzklage den gewöhnlichen Regeln. Gemäß $ 260 ZPO ift 
eine Verbindung mit der (petitoriſchen) Rechtsklage zuläſſig. Statthaft iſt auch die Erhebung einer 
Woderklage, dies insbeſondere im Rahmen des & 861 Ab} 2, wenn der Verklagte feſtſtellen laſſen 
will, daß ber Beſitz des Klägers ihm gegenüber fehlerhaft im Sinne des Abj 2 geweſen war. Eine 
Widerklage dagegen auf Wie dereinräumung des durch den Kläger dem Verklagten entzogenen 
Beſitzes (Staudinger A III Ze) müßte an dem Umſtande ſcheitern, daß der Kläger gegenwärtig 
des Beſitzes ſelbſt entbehrt (A 1). Der Übergang aus der einen Beſitzklage in die andere 
(88 861, 862) iſt keine unzuläſſige Klageänderung. a 

Beweislaſt: Der Kläger hat ſeinen früheren Beſitz und die Entziehung durch verbotene Eigen⸗ 
macht zu beweiſen. Daß der ehemalige Beſitz des Klägers bereits vor der dem Verklagten zur Laſt 
gelegten Entſetzung beendigt war, hat der Verklagte zu beweiſen. Ihm liegt auch der Beweis im 
Falle des Abſſ2 ob. 

„ 4. Anſpruch auf Schadenserſatz. Neben den Anſprüchen aus den $$ 861, 862 ſteht dem Be- 
iger, falls der Gegner widerrechtlich und ſchuldhaft gehandelt hat, auch ein Schaden entſtanden 
Mt — was nicht immer der Fall zu fein braucht —, auch der Anſpruch auf Schadenserſatz zu (Ach 
59, 326; 91,65; Warn 1925 Nr 24; 13. 11. 23 V11’903/22). Der Befib iſt ein ſonſtiges Recht 
un Sinne des $ 823 Abſ 1 (aber fein Recht im Sinne von $ 93; vgl. g 865 A 1) und $ 858 ift ein 
Schutzgeſetz im Sinne des Abſ 2 daſ. Der Gedanke, daß die 88 861, 862 alle Anſprüche, die ſich 
guts berbotener Eigenmacht ergeben könnten, erſchöpfend geregelt hätten, wie das hinſichtlich der 
Anſprüche des Eigentümers wegen Verletzung des Eigentums nach den 98 992 ff. allerdings zutrifft, 
ift abzulehnen, ſchon wegen der für die Beſitklagen beſtimmten kurzen Friſt ($ 864) und weil die 
Schabenserſatzllage ſtatt auf Wiederherſtellung des früheren Zuſtandes auch auf eine Geldleiſtung 
gerichtet ſein kann (MG JW 06, 7375). Der Beſitzentzieher kann die Schadenserſatzpflicht nicht 
deshalb ablehnen, weil er ſich durch die Eigenmacht in den Beſiz einer Sache geſetzt hat, die ihm 
verktaglich doch zu gewähren war; denn geſchädigt iſt der Beſitzer dadurch, daß ihm Beſitz und 
Verfügungsmöglichkeit über die Sache entzogen find (vgl. R& 146, 182). 
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S 862 

Wird der Beſitzer durch verbotene Eigenmacht im Beſitze geſtört, ſo kann 
er von dem Störer die Beſeitigung der Störung verlangen 1). Sind weitere 
Störungen zu beſorgen, ſo kann der Beſitzer auf Unterlaſſung klagen 2). 

Der Anſpruch iſt ausgeſchloſſen, wenn der Beſitzer dem Störer oder deſſen 
Rechtsvorgänger gegenüber fehlerhaft beſitzt und der Beſitz in dem letzten 
Jahre vor der Störung erlangt worden iſt 3) 4). 

E 1 820, 824 II 784; M 3 125, 181; P 3 44; 6 220. 

1. Die Klage wegen Beſitzſtö rung iſt der Klage wegen Beſitzentziehung nachgebildet (gl. 
die Erläuterungen zu 9861). Beſitzſtörung: 9858 A 6. Teilbeſitz: 865. Wegen der Rechtsähnlichkeit 
von Eigentums- und Beſitzſtörungen ſind hier auch die Bemerkungen zu $ 1004 heranzuziehen 
(vgl. RG 105, 213; 139, 29; JW 1936, 3454). Wie ſich aus § 869 ergibt, handelt es ſich auch im 
$ 862 nur um den unmittelbaren Beſitzer (RG JW 1908, 274; 1931, 29045). Die Störung des 
unmittelbaren Beſitzers im ruhigen Beſitz kann auch darin liegen, daß ihm durch Verbote und 
Drohungen die Moglichkeit verkürzt wird, den unmittelbaren Beſitz auf einen andern zu über⸗ 
tragen; ein Verhindern der Beſitzerlangung kann allerdings keine Störung fein (Nc ebenda). 
Störer iſt auch der, durch deſſen maßgebenden Willen das ſtörende Zuſtandsverhältnis geſchaffen 
oder aufrechterhalten wird (MG 92, 25, 155, 319); er braucht nicht Eigentümer des Nachbargrund⸗ 
ſtücks zu ſein, von dem die Störung ausgeht (R JW 1936, 34545). Die Abwehrklage kann ſich 
auch gegen den nur mittelbaren Stbörer wenden, deſſen Handeln, wenn nur urſächlicher Zuſammen⸗ 
haug mit der Schadenswirkung beſteht, eine ſtörende Einwirkung auf die fremde Sache ft (RG 
155, 154, 316; 156, 190; Gruch 54, 158). Die im $ 904 zugunſten einer durch Notſtand gebotenen 
Handlung verordnete Eigentumsbeſchränkung ergreift die Sache ſelbſt und wirkt daher auch gegen 
den Beſizer. Ihm ſteht dann auch der als Ausgleich für die Duldungspflicht beſtimmte Schadens⸗ 
erſatzanſpruch zu (R 156, 190). Der Pächter einer mit einem Grundſtück verbundenen Abdeckerei⸗ 
gerechtigkeit wird in ſeinem Beſitz geſtört, wenn die Zwangs- und Bannverpflichteten die dem 
Bann unterliegenden Pferde einem Dritten verkaufen (nh 4. 3. 25 V 209/24). 

2. Die Klage auf Unterlaſſung weiterer Störungen ift (wie im Falle des $ 1004) nur dann 
gegeben, wenn die Umſtände einen tatſächlichen Anhalt dafür bieten, daß ſich die den Beſitz ſtörenden 
Creigniſſe wiederholen können; eine bloß denkbare Möglichkeit der Wiederholung reicht nicht aus 
(Ach 63, 379; 3 1913, 5435 zu $ 1004). Auf welche Weiſe der zur Unterlaſſung Verurteilte 
ſeiner Verpflichtung genügen will, bleibt zu ermeſſen ſeine Sache. Iſt dazu eine Tätigkeit er- 
forderlich, bedarf es insbeſondere (wie etwa bei Zuführungen im Sinne des $ 906), um die Unter⸗ 
laſſung ſicherzuſtellen, der Vornahme gewiſſer Veranſtaltungen, ſo muß der Verurteilte auch dieſe 
leiſten (RG 63, 379 u. 14. 9, 06 111 240/06). Durch Geld den Beſitzer abzufinden, iſt der Störer 
nie mals berechtigt, da der Anſpruch auf Unterlaſſung aus $ 862 kein Anſpruch auf Schadenserſatz 
it und $ 251 Abſ 2 mithin nicht Platz greift (RG 51, 411 zu $ 1004). Fallt die Störung im Laufe 
des Rechtsſtreits fort, ſo hat ſich die Klage in der Hauptſache erledigt, und es iſt nur noch wegen der 
Koſten zu entſcheiden (RS 60, 8). — In Ausdehnung des in den 88 12, 862, 1004 enthaltenen 
Rechtsgedantens nimmt die Rechtſprechung des RG (60, 6; 61, 369; 95, 339; 109, 276; 116, 151; 
148, 123, 151, 166; 155, 94) an, daß jeder ſachlich rechtswidrige Eingriff in ein vom Geſetz ge⸗ 
ſchütztes Rechtsgut ohne Rückſicht auf ein Verſchulden des Handelnden zur Klage auf Unterlaſſung 
berechtigt, wenn Wiederholungsgefahr beſteht; die Klage kann auch dann erhoben werden, wenn 
an ſich ſtrafrechtlicher Schutz gegeben iſt. 

3. Ausſchluß des Anſpruchs unter den gleichen Vorausſetzungen wie in $ 861 Abſ 2 (A 2 das.). 

4. In den Fallen des 9 26 GewO und des $ 148 pr A Bergs find keine Abwehranſprüche, 
ſondern nur vom Verſchulden der Störer unabhängige Schadenserſatzrechte gegeben (RG 154, 
162; 155, 319; vgl. $ 1004 A 4). 


§ 863 
8 

Gegenüber den in den 88 861, 862 beſtimmten Anſprüchen kann ein Necht 
zum Beſitz oder zur Vornahme der ſtörenden Handlung nur zur Begründung 
der Behauptung geltend gemacht werden, daß die Entziehung oder die Störung 
des Beſitzes nicht verbotene Eigenmacht ſei !) 2). 

© 1 822, 785 II 848; M 3 120; J 3 44. 

1. Einwendungen aus einem Rechte find gegenüber einer Beſitzklage auf Wiedereiuräu⸗ 
mung des entzogenen Bejiges ($ 861) oder auf Beſeitigung der Beſitzſtörung ($ 862) dem Ver⸗ 
klagten nur in be ſchränktem Umfange, nämlich nur inſoweit geſtattet, als ſie zur Widerlegung 
des Klagegrundes der Eigenmacht dienen (8 861 A 1). Er kann ſich daher auch nicht ſchlechthin 
auf die Behauptung ſtützen, daß er (wie der Eigentümer oder der Nießbraucher) ein ſachliches 
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Recht auf den Beſitz der Sache habe (R 4. 3. 24 VII 412/28) oder daß er zur Vornahme 
der ſbrenben e kraft lichen Rechts letwa eines Dienſtbarkeitsrechts) berechtigt 
ſei. Vielmehr müßte aus dem Einwande zugleich hervorgehen, daß die geltend gemachte el 
entziehung oder Beſitzſtörung nicht „ohne den Willen“ ($ 858) des Klägers geſchehen ift; fo beiſpiels 
weiſe, wenn der Beſitzer einem andern die Entnahme von Bodenbeſtandteilen geſtattet hat. Im 
übrigen kann mit Erfolg nur entgegengeſetzt werden, daß einer der Fälle vorliegt, in Segen 1 
dem Geſetze ſelbſt die Entziehung oder die Störung ſtatthaft war (gl. dazu $ 858 A 7). Sl 
wäre daher z. B. die Behauptung, daß der Beſitzer die Vornahme der Handlung geftattet oder 
gewollt habe; unbeachtlich iſt dagegen das Vorbringen: das Vertragsverhältnis, auf Grund deſſen 
der Perklagte als Eigentümer ber Sache dem Kläger daran den Beſiß eingeräumt habe, ſei zur Zeit 
der Entſetzung des Klägers bereits erloſchen geweſen. Denn folgt aus dem Eigentum an ſich auch 
das Recht auf den Beſitz der Sache, ſo enthält das Recht doch nicht ohne weiteres die 1 
zur Selbſthilfe (5858 A 1). Die Selbsthilfe ift vielmehr nur unter den Vorausſetzungen des $ 5 9 
geſtattet. — Unzuläſſig, wenn auch unter anderm Geſichtspunkte, iſt auch der Einwand, daß der 
Beſit des Klägers des rechtfertigenden Grundes entbehrt habe (RG Seuff A 81 Nr 188). Schon 
die Tatſache des Beſitzes wird geſchüzt. — St der geltend gemachte Einwand zuläſſig, fo kann 
auf Grund dieſer Verteidigung zugleich eine Widerklage erhoben werden ($ 33 8 PO). Eine 
Behauptung dagegen, die ſchon als Einwand unzuläſſig iſt, vermag auch einer Widerklage nicht 
als Stütze zu dienen (RG 23, 396; Gruch 42, 1187). Dies beruht auf $ 33 BRD, nicht auf dem 
inzwiſchen beſeitigten Abſ 2 des 9 260 BO. 
2. Einer Überjpannung des Grundſatzes treten Geſetz und Rechtſprechung entgegen. Die 
Einwendungen aus dem Recht werden ausgeſchloſſen, damit über den Beſitzanſpruch raſch ent- 
ſchieden werden kann. Dieſer Geſichtspunkt verſagt, wenn das Recht nachträglich rechtskräftig 
feſtgeſtellt wird oder bereits rechtskräftig feſtgeſtellt war, als die verbotene Eigenmacht ausgeübt 
wurde ($ 864 Abſ 2; 96 107, 258). Die enge Faſſung des g 864 Abſ. 2 erklärt ſich aus feiner 


Entſtehungsgeſchichte. Die Rechte aus $ 859 bleiben dem Beſitzer auch in dem zweiten der er⸗ 
wähnten Fälle. 


9 864 


Ein nach den 88 861, 862 begründeter Anſpruch erliſcht mit dem Ablauf 
eines Jahres nach der Verübung der verbotenen Eigenmacht !), wenn nicht 
vorher der Anſpruch im Wege der Klage geltend gemacht wird 2). 

Das Erlöſchen tritt auch dann ein, wenn nach der Verübung der verbotenen 
Eigenmacht durch rechtskräftiges Urteil feſtgeſtellt wird, daß dem Täter ein 
Necht an der Sache zuſteht, vermöge deſſen er die Herſtellung eines ſeiner 
Handlungsweiſe entſprechenden Beſitzſtandes verlangen kann 5) ). 

©1823, 824, 786; M 3 130; P 3 44. 


J. Die Anſprüche aus den $$ 861, 862 ſind von vornherein zeitlich beſchränkt. Die einjährige 
Klagefrist ift jomit eine Ausſchlußfriſt (5 186 A 15 Nh JW 03 Veil 105 Nr 235; R 68, 389). Ihr 
Lauf beginnt, ohne Rückſicht darauf, wann der Kläger (oder fein Beſitzvorgänger) von der ver⸗ 
botenen Eigenmacht des Verklagten (oder ſeines Beſizvorgängers, $ 858 Abſ 2 Satz 2) Kenntnis 
erlangt hat, ſobald die Beſitzentſetzung oder Beſitzſtörung verübt worden ift. Dies gilt auch 
dann, wenn der den Beſitz beeinträchtigende Zuſtand fortwährt. Bei wiederholter Beeinträchti 
gung iſt der 2 —5 einer ſpäteren Leſhſbrung gegenüber nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß 
die Friſt in früheren Fällen verſäumt war. 25 

2. Die Erhebung der Leiſtungsklage ift die allein zugelaſſene Unterbrechungsart. Eine Feft- 
ſtellungsklage oder der Antrag auf Erlaß einer einſtweiligen Verfügung genügen nicht. 

3. Weiterer Erlöſchensgrund iſt die in einem anderen Rechtsſtreit rechtskräftig getrof- 
fene Feſtſiellung, daß der Täter die Herſtellung eines ſeiner Handlungsweiſe entſprechenden 
Beſitzſtandes kraft eines ihm an der Cache zuſtehenden Rechts verlangen kann. Voraus- 
geſetzt mird dabei, daß das über die Rechtsfrage ergangene Urteil erſt nach Verübung 
der dem Beklagten zur Saft gelegten Eigenmacht rechtskräftig geworden iſt. Dagegen kommt es 
darauf nicht an, ob der andere Rechtsſtreit auch erſt nach dem zuvor bezeichneten Zeitpunkt 
anhängig geworden iſt. Nach dem Geſetz iſt allein der Zeitpunkt der Rechtskraft entſcheidend 
(Ach 50, 8), während die Erhebung der Rechtsklage an und für ſich noch keinen Einfluß 
auf den Beſizſtreit hat. Vorläufige Vollſtreckbarkeit des Urteils genügt nicht. Wegen eines bei 

zr Berübung der Eigenmacht bereits rechtskräftigen Urteils über das Recht vgl. $ 863 A 2. Eine 

eunſtweilige Verfügung ſteht einem rechtskräftigen Urteil nicht gleich; ihr Beſtehen muß 
aber beachtet werden; nach ihrer Beſeitigung kann gegebenenfalls neu geklagt werden (JW. 
1982, 3640), Streitig ift, ob der Ausdruck „Recht an der Sache“ hier nur in der engeren 
Bedeutung von dinglichem Recht verſtanden werden kann, fo daß der Abf 2 ausgeſchloſſen bliebe, 

BGB, Kommentar von Reichsgerichtsräten. 9. Aufl. III. Bd. (Schack, Veſſau.) 2 
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wenn das Urteil über ein vertragsmäßiges Recht zur Vornahme der Handlung ergangen wäre. 
Die Entſte hungsgeſchichte und der Rechtsgedanke des Geſetzes ſprechen für die Zuläſſigkeit der 
zweckentſprechenden weiteren Auslegung (M 3, 130; Prot 3, 44; auch RG 107, 258 ſcheint auf 
dieſem Standpunkt zu ſtehen). Der Einwand führt gegebenenfalls zur Abweiſung der Klage 
auf Koſten des Klägers. 

4. Der Rechtsgedanke des 9 864 Abſ 2 gab auch in folgendem Fall den Ausſchlag (OLG 
Stuttgart in Heng 1934 Nr 389): A hatte dem B einen Kraftwagen unter Eigentumsvorbehalt 
verkauft; B zahlte nicht; A nahm ihm den Wagen weg, ließ dann aber auf Grund vollſtreckbaren 
Titels fiher die Kaufpreisſchuld den nach § 861 Abſſ1 entſtandenen Herausgabeanſpruch des B 
für ſich pfänden. B konnte die Herausgabe jetzt nicht mehr fordern, kam alſo um ſeinen Beſitzſchutz. 
Über auch 4 durfte den Wagen nicht behalten, alſo nicht einfach Klageabweiſung begehren; er 
mußte vielmehr nach § 847 BO Herausgabe an den Gerichtsvollzieher beantragen, damit der 
Wagen wie eine gepfändete Sache verwertet werde. 


8 865 


Die Vorſchriften der 88 858 bis 864 gelten auch zugunſten desjenigen, welcher 
nur einen Teil einer Sache, insbeſondere abgeſonderte Wohnräume oder 
andere Räume, beſitzt. 

E 816 II 787, 850; M 3 114; P 3 41. 


Teilbeſitz iſt ſoweit möglich, als eine geſonderte räumliche Herrſchaft an dem einen Teil 
einer Sache neben der räumlichen Herrſchaft anderer Perſonen über die andern Teile denkbar 
it (M 3, 11). 9 93 fteht nicht entgegen, weil der Beſitz kein Recht iſt (vgl. Vorbem 1 vor 
$ 854; 5.861 A 4). Ein Teilbeſitz iſt vornehmlich an Teilen unbeweglicher Sachen mög⸗ 
lich. Die Vorausſetzungen können aber auch bei beweglichen Sachen erfüllt ſein (3. B. 
Beſitz an einem ſelbſtandig verſchließbaren Teil eines Schrankes). In Betracht kommen ins⸗ 
beſondere die abgeſonderten Räume eines Hauſes, ferner die Wände eines Bau⸗ 
werks zum Anbringen von Firmenſchildern (RG 63, 377), Anpreiſungen uſw. Bei Ge⸗ 
ſchäftshäuſern einer Großſtadt (Berlin), in denen einzelne Stockwerke an verſchiedene 
Geſchäftsinhaber vermietet find, umfaßt die Miete im Zweifel zugleich die Außenwand, ſoweit 
ie ſich zu Werbezwecken eignet, und zwar von der Unterkante der Fenſter ab bis zur Unterkante 
der darüberliegenden Venfter des Stockwerks; der Beſitz daran wird ergriffen, wenn nicht ſchon 
durch die Überlaſſung der Räume, dann durch das etwaige Anbringen von Werbegegenſtänden; 
ſtört dieſen Beſitz der Mieter eines andern Stockwerks, dann iſt dagegen die Selbſthilfe (88 858, 
850), wie auch die Beſitzklage zuläſſig (NG 80, 281). Vgl. § 854 A 3. 893 hindert auch nicht die 
Möglichteit eines Teilbeſitzes an weſentlichen Beſtandteilen, fo insbeſondere an Bäumen auf dem 
Stamme. Der Beſitz daran erfordert die von der Verkehrsanſchauung anerkannte tatſächliche Herr⸗ 
ſchaft über die Bäume ſelbſt, die nur ausnahmsweiſe gegeben ſein wird (RG 108, 272). Eine nur 
ſinnbildliche Übergabe iſt nach dem geltenden Geſetz nicht mehr möglich (RG 77, 207). Iſt ver⸗ 
abredet, daß der Käufer vor Bezahlung des Kaufpreiſes lediglich die Befugnis haben ſollte, das 
Holz zu fällen und zuzubereiten, dann iſt eine Beſitz wie Eigentumsübertragung vor der Be⸗ 
zahlung ausge ſchloſſen (R& 72, 310). Sind die verſchiedenen Räume eines Gebäudes je an ver⸗ 
ſchiedene Perſonen vermietet, fo find die einzelnen Mieter Teilbeſitzer der ihnen überla — 950 
Räume, außerdem nach $ 866 Mitbeſitzer an den ihrer gemeinſchaftlichen Benutzung überlaſſenen 
Teilen; dagegen iſt der Eigentümer, weil ihm die dem einzelnen Mieter nicht Überlaſſenen Räume 
zugängig bleiben, unmittelbarer Beſitzer des ganzen Gebäudes (RG 64, 182). Gemäß 8 865 
genießt der Mieter den Beſißſchutz auch dem Vermieter und ſeinen Mitmietern gegenüber, wobei 
dann 5 906 entſprechend anwendbar iſt (RG JW 1932, 29841), z. B. bei übermäßigem Laut» 
ſprecherlärm (JW 1937, 291825). Teilbeſitz nach Bruchteilen iſt ausgeſchloſſen (R 13, 179). 


$ 866 

Beſitzen mehrere eine Sache ?) gemeinſchaftlich !), fo findet in ihrem Ver- 
hältniſſe zueinander ein Beſitzſchutz inſoweit nicht ſtatt, als es ſich um die Gren- 
zen des den einzelnen zuſtehenden Gebrauchs handelt W 

E 1817 II 788; M 3 115; P 3 41. 

1. Mitbeſitz, deſſen Möglichkeit das Geſetz ohne weiteres vorausſetzt, liegt vor, wenn eine 
Mehrheit von Perſonen die tatſächliche Gewalt ($ 854) in der Weiſe hat, „daß ein jeder von ihnen 
die ganze Sache beſitzt, in feinem Beſitze jedoch durch den gleichen Beſitz der übrigen beſchränkt 
it" (RG 13, 179). Dieſer Zuſtand kann ſich auf zweierlei Art äußern: entweder fo, daß die Sache 
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zwar jedem einzelnen Mitbeſitzer unbehindert zugängig, die Herrſchaft des einzelnen jedoch wegen 
der gleichen Lage der Mitbefiger keine ausſchließliche iſt; oder in der Weiſe, daß die Sache keinem 
einzelnen Mitbeſitzer allein, vielmehr jedem nur in Gemeinſchaft mit den Mitbeſitzern zugängig 
iſt. Ein Fall der erſten Art liegt bor, wenn mehreren Mietern beſtimmte Räume, z. B. 
Hausflur und Treppen zum gemeinſchaftlichen Gebrauch überlaſſen werden (Rh 64, 182). 
Um einen Fall der andern Art würde es ſich handeln bei einem Mitverſchluß durch mehrere 
Mitbeſitzer vermöge verſchiedenartiger Schlüſſel. Unbedingtes Erfordernis iſt im übrigen für 
jeden Mitbeſitz, daß ſich der Beſitz jedes einzelnen Beſitzers auf den ganzen Gegenſtand er⸗ 
ſtreckt. Daher ſteht auch jedem einzelnen Mitbeſitzer das Beſitzſchützrecht an der ganzen Sache 
zu (Rest 47, 314). Mitbeſitz nach Bruchteilen gibt es nicht (RG 13, 179). Mitbe nutzen 
iſt nicht Mitbeſitzen, wenn der alleinige Befih des andern Mitbenutzers anerkannt wird und 
der eigene Beſitzwille fehlt (RG 108, 123). Das gilt bei Ehegatten wie bei andern Per⸗ 
ſonen. Erworben wird Mitbeſitz entweder durch gemeinſchaftliche Inbeſitznahme ($ 854) 
oder dadurch, daß der bisherige Alleinbeſitzer die tatſächliche Gewalt noch einem andern ein⸗ 
räumt, z. B. durch Übergabe eines zweiten Schlüſſels (5 854 A 3). Daß zwiſchen den Mitbe⸗ 
figern ein beſtimmtes Rechtsverhältnis befteht, ift kein begriffliches Erfordernis; ebenſowenig, 
daß die Art des Beſitzes die nämliche iſt. Dem Mitbeſitz können daher Miteigentum oder 
Geſellſchaft zugrunde liegen. Anderſeits kann aber auch Eigenbeſitz und Pfandbeſitz zuſammen⸗ 
treffen. In dieſem Falle ſetzt der Mitbeſitz des Pfandhalters Mitverſchluß mittels eines ver⸗ 
ſchiedenartigen Schlüſſels voraus (RH 25. 1. 07 II 238/06). Unanwendbar iſt $ 866 im Ver⸗ 
hältnis zwiſchen mittelbarem und unmittelbarem Beſitzer, da jener die tatſächliche Gewalt 
überhaupt nicht hat; wohl aber können mehrere Perſonen mittelbare Mitbeſitzer ſein, wenn 
ein Dritter den unmittelbaren Beſitz für fie alle zuſammen ausübt (fo bei Treuhänderſchaft 
eines Notars für die Parteien des vor ihm abgeſchloſſenen Vertrages; R HRR 1933 Nr 1694). 
Verloren geht Mitbeſitz nach Maßgabe des § 856. 

Der Schrankfachvertrag (val. Vorbem 1 vor $ 688) iſt nicht Verwahrungs⸗, ſondern Miet- 
vertrag (RG 141, 99). Der Benutzer des Schrankfachs hat Alleinbeſitz an den hineingelegten 
Sachen, wenn auch in Bankbedingungen gelegentlich die Rede davon fein mag, daß die in die 
Fächer eingelegten Wertpapiere im Mitbeſitz der Bank ſtänden (Warn 1933 Nr 115). Die Stahl- 
tammer, in der ſich die Schrankfächer befinden, ſteht im unmittelbaren Mitbeſitz der Bank als 
Eigenbeſitzerin und aller, die fie vertragsmäßig benutzen dürfen ($ 866). Hinſichtlich des einzelnen 
Faches als ſolchen liegt (unmittelbarer) Teilbeſitz des Mieters vor ($ 865); aber der Fachinhalt 
leinſchl. eines mitvermieteten Käſtchens) ift trotz Mitverſchluſſes der Bank, der in aller Regel nur 
zum Zwecke der Überwachung, alſo vorwiegend den Belangen des Mieters dient, nach der Ver⸗ 
kehrsauffaſſung (ogl. $ 855 A 5a) und gemäß dem Vertragswillen der Beteiligten als im unmittel⸗ 
baren Alleinbeſitz des Mieters ſtehend anzuſehen (Opitz, Depotcheſ. 505 ff.). Dasſelbe gilt 
von einem unter Zollverſchluß ſtehenden Warenlager; deſſen Inhaber ift Alleinbeſitzer (RG 112, 39). 

Mitgewahrſam kann nicht bloß in der Weiſe beſtehen, daß beide Gewahrſamsinhaber nur 
gemeinſam zu dem Behältnis Zutritt nehmen können, ſondern auch dann, wenn abredewidrig 
der eine ohne Mitwirkung des andern, der andere nur mit jenem zuſammen hierzu in der Lage 
168 en aljo der eine die Möglichkeit hat, den andern vom Zutritt auszuſchließen (RG St Da 

„ 44). 


Wegen des Nebenbeſitzes: vgl. $ 868 A 2 Abf 2; wegen des Mitbeſitzes beim Giroſammel⸗ 
depot: § 868 A 3 Abſ 8. 


2. Auch an einem beſitzfähigen Teil einer Sache kann Mitbeſitz beſtehen. 


3. Im Verhältnis der Mitbeſitzer untereinander greifen die Beſitzſchutzmittel der 98 858 
bis 864 nur inſoweit Platz, als ſich der Streit nicht auf die Grenzen des dem einzelnen 
Mitbeſitzer zuſtehenden Gebrauchs bezieht. Da nun ein Streit über die Grenzen des 
Gebrauchsrechts ſtets in Frage ſteht, wenn der eine Mitbeſitzer dem andern den Mitgebrauch ein⸗ 
Bes ſo folgt, daß die Mitbeſitzer im Falle einer ſolchen Störung untereinander nur auf die 

techtötlage ange wie ſen find. Aber es handelt ſich nicht mehr um den Fall des Geſetzes, wenn der 
eine Mitbeſitzer dem andern den Mitgebrauch gänzlich verwehrt; denn diesfalls ginge es über 
einen Streit hinſichtlich der Grenzen des Mitgebrauchs hinaus und müßte alſo auch dem be⸗ 
troffenen Mitbeſitzer der regelmäßige Beſißſchutz zuſtehen. — Die Stellung der einzelnen Mit- 
beſizer Dritten gegenüber regelt ſich lediglich nach den 98 858864. Gegen einen von mehreren 
Mitbefipern allein kann geklagt werden, wenn die andern mit der Herausgabe einverſtanden 
find (hh 8 1924, 123) oder (bei Miterben) der Beklagte allein die tatſächliche Gewalt hat ME 
Warn 1918 Nr 57). Der Mitbeſitzer ſelbſt kann immer nur, vom Dritten wie vom Mitbeſitzer, die 
Wiedereinrüumung des Mitbeſitzes, nicht die des Alleinbeſitzes fordern. Dieſen kann er ge⸗ 


989/21 mit einer Klage aus dem entſprechenden Recht ſelbſt verlangen (RG 8. 4. 24 VII 
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8 867 


Iſt eine Sache aus der Gewalt des Beſitzers auf ein im Beſitz eines anderen 
befindliches Grundſtück gelangt, ſo hat ihm der Beſitzer des Grundſtücks die 
Aufſuchung und die Wegſchaffung zu geſtatten ), ſofern nicht die Sache in- 
zwiſchen in Beſitz genommen worden ift 2). Der Beſitzer des Grundſtücks kann 
Erſatz des durch die Aufſuchung und die Wegſchaffung entſtehenden Schadens 
verlangen ). Er kann, wenn die Entſtehung eines Schadens zu beſorgen iſt, 
die Geſtattung verweigern, bis ihm Sicherheit geleiſtet wird; die Verweige⸗ 
rung iſt unzuläſſig, wenn mit dem Aufſchube Gefahr verbunden iſt ). 

E I 867 II 789, 852; M 3 296; P 3 164. 


1. Es handelt ſich hier um eine weitere Art des Beſitzſchutzes, um das ſogenannte Verfolgungs⸗ 
recht des Beſitzers (Abholanſpruch). Vorausſetzung iſt, daß die Sache aus der Gewalt 
des Beſitzers entkommt und auf ein Grundſtück gelangt, das ein anderer beſitzt. Auch darf die 
Sache nicht bereits von einem andern, z. B. dem Grundſtücksbeſitzer, in Beſitz genommen worden 
ſein (vgl. $ 854 A 3), Unter Umſtänden ſteht dem Sachbeſitzer auch das Selbfthilferecht aus 9 229 
oder das Notſtandsrecht aus 9 904 zur Seite. 


Daß der Beſitzer des Grundſtücks auch deſſen Eigentümer ſei, iſt nicht gefordert. Die Be⸗ 
ſtimmung kann ſogar dann anwendbar ſein, wenn der Sachbeſitzer ſelbſt der Eigentümer des 
Grundſtücks iſt (beiſpielsweiſe, wenn er es verpachtet hat). Auf welche Art die Sache dem 
Beſitzer entkommt und auf das Grundſtück gelangt, iſt gleichgültig; nur darf das Ergebnis nicht 
durch den Sachbeſttzer willkürlich herbeigeführt ſein. In Betracht kommen kann als Gegner nur 
der unmittelbare Beſitzer des Grundſtücks. Gelangt die Sache nicht auf ein Grundſtück, 
ſondern etwa auf ein Gefährt oder in eine Marktbude, dann wird die entſprechende Anwendung 
der Beſtimmung zuläſſig fein. 


Den Inhalt des Verfolgungsrechts bildet der klagbare Anſpruch gegen den Beſitzer des Grund⸗ 
ſtucks, daß dieſer das Aufſuchen und Wegſchaffen geſtattet. Dagegen iſt dem Sachbeſitzer die 
Befugnis, behufs Wiedererlangung der Sache auf dem Grundſtück ohne weiteres tätig zu werden, 
durch den $ 867 (vgl. jedoch Abſ 1 a. E.) nicht gewährt. Ein ſolches Verfahren des Sachbeſitzers 
würde ſich vielmehr als verbotene Eigenmacht darſtellen ($ 858). Umgekehrt aber macht ſich auch 
der Grundſtücksbeſitzer verantwortlich, wenn er die Erlaubnis zur Aufſuchung der Sache ufm. 


ohne Grund, alſo widerrechtlich verſagt. 


2. Iſt inzwiſchen bereits von einem andern die Sache in Beſitz genommen worden, ſo iſt für 
das Verfolgungsrecht kein Raum mehr. Hat insbeſondere der Grundſtücksbeſitzer den Beſitz er- 
worben, ſo iſt auch ihm gegenüber ſchon der Tatbeſtand des $ 861 (oder der $$ 985, 1007) erfüllt; 
das Geſetz will mit $ 867 nicht einen Rechtsbehelf ſchaffen, der unter Umſtänden noch neben der 
Beſitzklage aus $ 861 gegeben wäre. 


3. Der Anſpruch des Grundſtücksbeſitzers auf Schadenserſatz aus $ 867 Saß 2 iſt ein unbe- 
dingter. Sucht der Sachbeſitzer die Sache auf dem Grundſtlick auf und ſchafft er ſie fort, ohne daß 
ihm das geſtattet worden iſt, fo iſt feine Handlungsweiſe widerrechtlich; im Falle der Beſchädigung 
bes Grundſtücks greift ſonach $ 823 Platz. Handelt der Sachbeſitzer mit Erlaubnis des Grund⸗ 
ſtlicksbeſitzers, dann beſteht feine Verpflichtung zum Schadenserſatz ebenfalls, obwohl keine 
Widerrechtlichkeit des Handelns vorliegt, und zwar kraft Geſetzes, wie im Falle des § 904. Sonſt 
können hinſichtlich der Schadenserſatzpflicht noch die $$ 833, 834, 836.—838 in Betracht kommen. 
11 Haftung des Grundſtücksbeſitzers, falls er die Erlaubnis ohne Recht verweigert, ogl. 

3 


4. Das Recht des Grundſtücksbeſitzers auf Sicherheitsleiſtung durch den Sachbeſitzer gibt 
jenem eine verzögerliche Einrede ($ 202 A 2). Sie iſt aber nur dann berechtigt, wenn nach 
den obwaltenden Umſtänden anzunehmen iſt, daß durch die Veranſtaltungen des Sachbeſitzers 
behufs Wiederinbeſitznahme der Sache das Grundſtück beſchädigt werden wird. Die Einrede 
verſagt, wenn die Wiederbeſchaffung der Sache ein ſofortiges Handeln erfordert und mit dem 
Aufſchub Gefahr verbunden iſt. Die Belange des Sachbeſitzers gehen alsdann den Rechten 
des Grundſtücksbeſitzers einſtweilen vor. Selbſtverſtändlich büßt dieſer aber ſeinen Anſpruch auf 
Schadenserſatz nicht ein. Verlangt er grundlos Sicherheitsleiſtung und verweigert er bis dahin 
die Erlaubnis zum Aufſuchen und Fortſchaffen der Sache, ſo handelt er wiederum widerrechtlich 
und iſt, wenn ſein Verhalten auch ſchuldhaft, erſatzpflichtig (58 276, 823). 


Beſitß 89 867, 868 21 


8 868 \ P 

) Beſitzt jemand c) eine Sache als Aießbraucher, Pfandgläubiger⸗ a 
Mieter, Derwahrer oder in einem ähnlichen Verhältniſſe )h Ss 155 
er einem anderen gegenüber auf Zeit zum Beſitze Beige 1 50 verp 
iſt ), fo ift auch der andere Beſitzer (mittelbarer Beſitz) ) ö) 6) 7). 

e bilde des 8 868 find zwei Perſonen beteiligt: die eine 

: Bei tsgebilde des; 5 D 
ine 192 1 ne Beſitz im Sinne des § 854 hat Di ee 
Perſon, weil nur fie in einer unmittelbaren Beziehung zur Sache ſteht, e 1 
Perſon eine Beſitzſtellung nur deswegen zugeſchrieben wird, weil für ſie wenigſtens ein 


. ittelbaren 
Daher handelt es ſich hier auch nur um den jog. mi 8 
Beſttz bei dem der unmittelbare Beſitzer als Beſitzmittler dient. Ein 8 an pere 
vertretung liegt nicht vor, weil die Beſitzhandlungen des unmittelbaren 50 Wohl aber kann 
Wirkung für ihn ſelbſt, dagegen nicht für den andern zeitigen ($ 854 A 5). 

das Rechtsgebil 


ſitz 3 Geſetz nicht allgemein anerkannte Stellvertretung gelten (8 854 A 5), inſofern als es 
nach $ 868 


anſpruchs ist ; i 

unter ei Vorausſetzungen die Herſtellung des unmittelbaren Beſitzes für ſich ſelbſt fordern 
kann (5 869 g h N 
(8861 Abf 2) bedienen darf, vgl. 5 869 A 2 Abſ 2. Kurz geſagt: bis auf die Fälle, wo unbedingt 
ein unmittelbarer 

Beſitzer, jo daß 


N jo namentlich auch die des § 268 Abſ 1 über das Ablöſungsrecht. 


ſchuldbriefes g 


1 1 4 3 1 7 5 be 
er kann vielmehr nur dann genügen, wenn der Pfandgläubiger in der Lage iſt, die Herausga 
des Grunoſchuldbriefes von dem unmittelbaren Beſitzer zu verlangen und dieſer zur Herausgabe 
euch befugt ift ( 


N i i ite erfegt werden RG Geufü 75 Nr 27). 
es Brieſes durch die Herſtellung des mittelbaren Beſitzes e 155 fade r 
elbſt den unmittelbaren Beſitz an der Sache (890) hat. Denn gerade durch 


fordert vielmehr nur, d 
eben 
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an ſich zu ziehen und auf dieſe Weiſe ſeine bisherige mittelbare Beziehung zur Sache zu einer 
unmittelbaren umzugeſtalten vermag (Rh Warn 1912 Nr 421). Dieſer Gedanke bat dahin Aus⸗ 
druck gefunden, daß der unmittelbare Beſitzer „dem andern“ gegenüber nur auf Zeit zum Beſitz 
berechtigt fein darf oder daß er „dem andern“ gegenüber auf Zeit zum Beſitz verpflichtet iſt. 
Dabei iſt es jedoch auch nicht einmal weſentliche Vorausſetzung, daß der mittelbare Beſitzer die 
Sache von einem gewiſſen Zeitpunkt ab unbedingt an ſich ziehen darf. Das Verhaltnis kann 
vielmehr auch ſo geſtaltet ſein, daß unter gewiſſen Bedingungen der mittelbare Beſitzer jede 
Beziehung zur Sache gerade endgültig einbüßen und anderſeits der unmittelbare Beſitzer, von 
jenem nunmehr völlig unabhängig, dauernd im Beſitz verbleiben ſoll. Mit andern Worten: 
es iſt keine weſentliche Vorausſetzung, daß der mittelbare Beſitzer inhalts des 
zwiſchen ihm und dem unmittelbaren Beſitzer beſtehenden Verhältniſſes einen unbedingten 
Herausgabeanſpruch hat (MG JW 1913 S. 4321ů u. 49212; Gruch 57, 437). Hat 
er ihn auch nur bedingungsweiſe und iſt anderſeits auch gerade vorgeſehen, daß der 
Herausgabeanſpruch unter gewiſſen Umſtänden zugunſten des unmittelbaren Beſitzers erledigt 
jein joll, jo iſt doch immer noch die geſetzliche Anforderung erfüllt, daß während des Beſtehens 
des Verhaltniſſes der unmittelbare Beſitzer dem mittelbaren Beſitzer nur auf Zeit zum Beſitz 
berechtigt oder verpflichtet iſt. So iſt es möglich, ein Verhältnis im Sinne des § 868 derart zu 
begründen, daß unter gewiſſen Umſtänden der unmittelbare Beſitzer (beiſpielsweiſe der Pächter, 
der Pfandgläubiger) demnächſt Eigentümer der Sache werden oder daß anderſeits der mittel⸗ 
bare Beſitzer den Herausgabeanſpruch nur für den Fall des Ausbleibens der geſetzten Bedingung 
behalten ſoll. Insbeſondere iſt ein Verhältnis des Inhalts denkbar, daß der mittelbare Beſitzer 
von dem Herausgabe anſpruch nur dann ſoll Gebrauch machen dürfen, wenn der unmittelbare 
Beſitzer ſeine Verpflichtungen nicht erfüllt (Fall der käuflichen Übergabe unter Eigentumsvor⸗ 
behalt und der Übereignung ſicherungshalber, Rch 54, 397; vgl. auch RG 69, 198; Warn 1912 
Nr 421; 1913 Nr 200 u. 201). Nur dann kann von mittelbarem Beſitz niemals die Rede ſein, 
wenn dem Gegner des unmittelbaren Beſitzers ein Herausgabeauſpruch unbedingt und end⸗ 
gültig verſagt iſt, weil dann für ihn jede Art von Herrſchaftsbeziehung zur Sache ausgeſchloſſen 
wäre (MG 20. 2. 24 111 299/23). Da der Beſitz eine Tatſache iſt und auch der mittelbare Beſitz 
vom Geſetz als etwas Tatſächliches behandelt wird, kann es ein bedingtes Beſitzverhältnis 
nicht geben, wie in früheren Auflagen noch angenommen wurde. In der dafür angezogenen Ent⸗ 
ſcheidung (RG JW 1907, 747 1), die ſelbſt von bedingtem Beſitz nicht ſpricht, handelte es ſich 
um bie Übereignung einer weder im Eigentum noch im Beſitz des Veräußerers befindlichen Sache 
durch Vereinbarung eines nach $ 868 zu beurteilenden Rechtsverhältniſſes. Hier entſtand der 
mittelbare Beſitz des Erwerbers früheſtens in dem Augenblick, in welchem der Veräußerer den 
unmittelbaren Beſitz der Sache erwarb. Vorher hatte er keinen Beſitz, auch keinen bedingten. — 
Daß das von beiden Beteiligten beabsichtigte Rechtsverhältnis als ſolches rechtsbeſtändig zur 
Entſtehung gelangt, ift ebenfalls kein Erfordernis. Nur darf nicht Nichtigkeit des Vertrags (wegen 
Geſchäftsunfähigkeit eines Beteiligten) vorliegen, auch darf bei der Vereinbarung des Verhält⸗ 
niſſes nach § 868 a Sur Vertreter dieſem die Vertretungsbefugnis nicht gefehlt haben (RG 
98, 133; 86, 265), Denn bleibt der vorausgeſetzte Erfolg aus rechtlichen Gründen aus, fo 
genügt doch, daß die Parteien ein Verhältnis, wie es das Geſetz in $ 868 verlangt, wenigſtens 
haben begründen wollen, und auf das Vorhandenſein des rechtsgeſchäftlichen Willens der 
Beteiligten kommt es allein an (M& 98, 135). So iſt mittelbarer Beſitz anerkannt worden bei 
einem Verkauf unter Eigentumsvorbehalt, obwohl das Kaufgeſchäft unwirkſam war (RG 22. 9. 
22 VII 375/22). In Rch 105, 414 wird der aufgeſtellte Grundſatz nicht abgelehnt, die Bedeutung 
dieſer Entſcheidung liegt auf anderem Gebiet, vgl. A 3. NG 133, 285 hat die Frage nicht ent⸗ 
ſchieden. — Ob endlich der Beſihmittler dem mittelbaren Beſitzer gegenüber berechtigt oder 
aber verpflichtet it, richtet ſich nach dem Inhalt des zwiſchen ihnen beſtehenden Verhältniſſes. 
Verpflichtet zum Beſitz iſt er bet den Auftragsverhältniſſen in den verſchiedenen Rechtsformen, 
berechtigt zum Beſitz iſt er beiſpielsweiſe bei der Miete oder beim Fauſtpfand. Das Nähere 
über die einzelnen in Betracht kommenden Verhältniſſe unter A 3. 

An dem dritten Erfordernis des mittelbaren Beſitzes, dem Willen des unmittelbaren Beſitzers, 
für den mittelbaren zu beſitzen (vgl. oben A 2 Abſ 1), ſcheitert auch die Möglichkeit des ſogenannten 
Nebenbeſitzes (vgl. RG 135, 80). Dieſer ſoll weder Mitbeſitz im Sinne des $ 866 fein, wobei 
mehrere eine Sache gemeinſchaftlich beſitzen, noch auch weiterer mittelbarer Beſitz im Sinne des 
$ 871, wobei die mehreren mittelbaren Beſitzer auf verſchiedenen Stufen derſelben Beſitzleiter 
ſtehen; vielmehr ſollen die Nebenbeſitzer mittelbare Beſitzer fein, welche gleichſtufig auf ver- 
ſchiedenen Beſitzleitern ſtehen (Enneccerus⸗Lehmann, Sachenrecht [9.] $ 8 II letzter Abſatz). 
Das verdeutlichende Beiſpiel geht dahin: C läßt ſich die von A bei ihm in Verwahrung gegebene 
Sache von B verpfänden, und zwar ohne Vorwiſſen des A, wie zu ergänzen iſt; C ſoll dann gleich⸗ 
zeitig als Verwahrer des A und als Pfandgläubiger des B beſitzen. Indeſſen zu dem Willen, eine 
Sache für einen andern zu beſitzen, gehört auch die Bereitſchaft und der Wille, die Sache dem 
andern herauszugeben, wenn dieſer es auf Grund des beſtehenden Rechtsverhältniſſes verlangt und 
verlangen darf. Niemand beſitzt als „Pfandgläubiger“, der nicht bereit wäre, nach dem Erlöſchen 
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des Pfandrechts die Sache dem Verpfänder herauszugeben (g 1223 Abſ 1), niemand als „Ver⸗ 
wahrer“, der nicht Be die Sache jederzeit zurückzugeben (5695). Wenn in dem Beiſpiel A 
und B eines Tages gleichzeitig die Herausgabe verlangen, B gegen Zahlung des geſchuldeten Geldes, 
ſo kann ( die Sache unmöglich an beide, und zwar an jeden geſondert und für ſich allein, heraus⸗ 
geben. Deshalb kann C auch während Schwebens des Verwahrungs⸗ und Verpfändungsverhält⸗ 
niſſes dieſen Willen nicht haben. Es mögen zwei Verhältniſſe im Sinne des $ 868 begründet ſein und 
beſtehen, beſitzen kann der unmittelbare Beſitzer aber immer nur für einen ſeiner beiden, ſich 
gegenſeitig ausſchließenden, Vertragsgegner. Es läßt ſich auch nicht ſagen, daß C für A oder B 
beſäße, denn das wäre Wahl“, alſo bedingter Beſitz, und einen ſolchen kann es nicht geben (ogl. 
oben Abſ 1). — Nicht Neben-, ſondern mittelbaren Mitbeſitz haben zwei Perſonen an einer hinter ⸗ 
legten Sache, um deren Eigentum ſie ſtreiten, wenn bei der Hinterlegung auf das Recht der 
Rücknahme verzichtet iſt. Die Hinterlegungsſtelle verwahrt die Sache dann für beide. Zwar 
kann nur einer ſie wirklich bekommen, aber die beiden Streitenden ſchließen ſich nicht in dem oben 
erläuterten Sinne gegenfeitig aus; denn beide ſind notwendigerweiſe damit einverſtanden. daß 
der ſie bekommt, der ſein Eigentum nachweiſt; a. M. R 135, 275. — Vgl. wegen des Neben⸗ 
beſitzes weiter A 6 Abſ 3. j | 
„ 3. Die hier aufgeführten Vertragsformen ſollen nur als vorbildliche Beiſpiele dienen. Bei 
ihnen allen trifft zu, daß der mittelbare Beſitzer von gewiſſem Zeitpunkte ab die Herausgabe der 
Sache für ſich zu fordern berechtigt iſt, und daß dieſer Anſpruch auf einem beſtimmten Rechts ⸗ 
grund fußt. Als ähnliches Verhältnis kommt daher jedes Verhältnis in Betracht, bei dem dieſe 
Borausſe zungen erfüllt find (RG 132, 186), u. U. auch ein öffentlich rechtliches Sicherungsver⸗ 
hältnis (Nh 143, 319). Es braucht ſich dabei auch nicht um einen benannten Vertrag zu handeln 
(Ac 132, 186; J 1910, 7067, 1915, 656%; Gruch 53, 1047; 57, 435). Dagegen kann niemals ein 
Verhältnis genügen, bei dem das Verſprechen, die Sache herauszugeben, ohne Beziehung auf 
einen beſtimmten Verpflichtungsgrund abgegeben, die Verpflichtung vielmehr ſelbſtändig 
(5.780) begründet worden ift (RG 49, 173; 54, 396; IW 1913, 49212; Rh Warn 1925 Nr 166). 
Aber ſtillſchweigend kann das Rechtsverhältnis begründet werden; nur müffen die beſonderen Um⸗ 
ſtände vorliegen, aus denen ſich der entſprechende Wille beider Teile entnehmen läßt (MG 21. 3. 19 
VII 22/19). Ob es ſich um ein Schuldverhältnis oder ein dingliches Rechtsverhältnis handelt, ob 
es rechtsgeſchäftlich oder kraft Geſetzes entſtand, iſt gleichgültig (MG 59, 201). Ein der Verwah⸗ 
zung ähnliches Verhältnis iſt angenommen worden RG Warn 1929 Nr 150; JW 1934, 29715. 
Die unrichtige Bezeichnung eines Vertrags als Verwahrungsvertrag wäre für ſich kein Grund zur 
Annahme, daß nicht ein ähnliches Verhältnis gewollt geweſen wäre (NG Warn 1913 Nr 200); 
das dem Erwerber eingeräumte Recht, jederzeit die Herausgabe der Sache zu verlangen, ſpricht 
gerade für Verwahrung (RG 132, 187). Als ähnliche Verhältniſſe müſſen weiter namentlich 
gelten alle Formen von Auftragsverhältniſſen (insbeſondere der Kommiſſionsauftrag, das 
Treuhandverhältnis [RG HNN 1933 Nr 1694], auch die Beſitztreuhänderſchaft [NG 151, 184], 
der Verwaltungsauftrag), weiter der Frachtvertrag, die Leihe (RG 57, 178), der Speditiond- 
vertrag, wobei der Unterſpediteur wieder dem Hauptſpediteur den Beſitz vermitteln kann 
(Ac 118, 250), der Verkauf unter Eigentumsvorbehalt (MW 59, 298; 54, 396; 69, 197), 
während eine erſt nachträgliche Vereinbarung eines Eigentumsvorbehalts nicht genügt (NG 49, 
170; 54, 396; JW 1913, 49214; SeuffA 67 Nr 187; vgl. auch Bem zu $ 455, bei. A IV 1); die Ge⸗ 
ſchäftsbeſorgung oder Dienſtleiſtung (RG Warn 1916 Nr 83; hier hatte der Weinhändler 
den dem Kunden verkauften Wein ausgeſchieden, auch bezeichnet und dem Kunden erklärt, daß 
der Wein bis zum Eintritt beſſerer Witterung bei ihm lagern könne; demnach war der Geſchäfts⸗ 
herr mittelbarer und der Geſchäftsbeſorger unmittelbarer Beſitzer geworden; der umgekehrte 
Fall iſt nicht denkbar, man kann nicht ſagen, daß der Geſchäfts herr dem Geſchäftsbeſorger 
gegenüber auf Zeit zum Beſitz berechtigt oder verpflichtet wäre; wird etwas derartiges verabredet, 
jo iſt ein Verhältnis nach $ 868 nicht zuſtande gekommen [3% 1929, 18936); bei der Sicherungs⸗ 
übereignung kommt es auf die Umſtände des einzelnen Falles an (RG Warn 1913 Nr 200; 
JW 1911, 762; 1912, 14421). Zu nennen find weiter: Allgemeinvollmacht (MG JW 1938, 
1394); Erbpacht und Erbbaurecht; aus dem Gebiete des Familienrechts: das Verhältnis 
zwiſchen Ehegatten beim geſetzlichen Güterrecht (auch zwiſchen erſt zukünftigen Eheleuten, N 
38 06, 1615); bei dem geſetzlichen Güterſtand ſowohl als auch bei der Gütergemeinſchaft hat die 
Ehefrau den mittelbaren Beſitz (RG 105, 21; 108, 124; ftr.); desgleichen das Verhältnis zwiſchen 
dem elterlichen Gewalthaber und dem Kinde in Anſehung des Kindesvermögens, wie das zwiſchen 
Vormund und Mündel (ogl. NG 148, 323: Nießbrauchsbeſtellung für die Eltern bei Eigentums⸗ 
übertragung an das minderjährige Kind); aus dem Gebiet des Erbrechts: das Verhältnis 
zwiſchen Teſtamentsvollſtrecker oder Nachlaßverwalter und dem Erben; aus dem Ge⸗ 
diet des Verfahrensrechts: das zwiſchen Konkursverwalter und Gemeinſchuldner, wie 
das zwiſchen Zwangsverwalter und Eigentümer, dem Gläubiger und dem Gerichtsvollzieher. 
In ullen dieſen Verhältniſſen iſt die Annahme einer Beſitzdienerſchaft ausgeſchloſſen, weil es an 
der e der Unterordnung im Sinne des $ 855 fehlt. Durch die Beſitzergreifung der 
gepfändeten Sache (8808 ZPO) wird der Gerichtsvollzieher unmittelbarer Beſitzer, der Schuld⸗ 
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ner verliert damit jeden Beſitz. Beläßt der Gerichtsvollzieher die Pfandſache im Gewahrſam des 
Schuldners, ſo muß man ſich, um mit dem Geſetz in Einklang zu bleiben, den Hergang derart 
vorſtellen, daß der Gerichtsvollzieher die Sache zunächſt in Beſiz genommen ($ 808 Abſ 1), dem⸗ 
nächſt aber den unmittelbaren Beſitz dem Schuldner auf Zeit eingeräumt hat (RG 94, 341) und 
ſelbſt fo mittelbarer Beſitzer geworden ift (RG 102, 78; 105, 415, 118, 277; JW 1919, 448, 
dgl. auch $ 871 A 1). Durch die Verſteigerung und den Zuſchlag allein wird der Erſteher 
noch nicht Beſitzer der Sache; die Übergabe, fet es die körperliche, ſei es mittels des Beſitzvorbehalts, 
muß noch dazu kommen (RG Warn 1917 Nr 55). An den von dem Bauunternehmer auf 
ein Grundſtück zum Zwecke dortiger Bauausführungen geſchafften Bauſtoffen hat der Grundſtücks⸗ 
eigentümer unmittelbaren und jener ſelbſt mittelbaren Beſitz (NG 104, 93). Die Kurſcheine 
ſind nicht Inhaberpapiere, auch nicht Träger des Rechts, vielmehr in erſter Linie Beweisurkunden, 
daneben aber als Wertpapiere für börſenmäßige Geſchäfte durch $1 Depch (ſowohl des bisherigen 
wie des neuen v. 4. 2. 1987 0 Bl I, 171) anerkannt. Wenn die Bank dem Kunden das ſogenannte 
Stückeverzeichnis (jetzt $ 18 Abſ 8 n. Depot) überſendet, ſo geht dadurch zwar das Eigentum 
an den Kuren nicht über (9 105 Pra Berg), indeſſen kann ſo mittelbarer Beſitz an den Kux⸗ 
ſcheinen (Verwahrungsverhältnis) begründet werden (RG 121, 49; R HRR 1937 Nr 1595). 

Kein Rechtsverhältnis nach $ 868 wird begründet, wenn die Staatsanwaltſchaft eine ge⸗ 
ſtohlene Sache beſchlagnahmt: ſie vermittelt nicht den Beſitz für den Beſtohlenen (RG Warn 1925 
Nr 25). Ebenſowenig iſt $ 868 anwendbar auf das Verhältnis zwiſchen Verkäufer und Käufer 
vor der Übergabe (RG 105, 23), ferner auf das zwiſchen dem Eigentümer einer verlorenen 
Sache und dem Finder, auch wenn der Finder den Eigentümer kennt und der Eigentümer 
von dem Beſitz des Finders weiß (R IRdſch 1927 Nr 1114). Der Finder iſt dem Eigentümer 
(Verlierer) gegenuber zum Beſitz auf Zeit weder verpflichtet noch berechtigt ($ 967). Soweit 
er die Herausgabe wegen Aufwendungen verweigert, übt er nur ein Zurückbehaltungsrecht aus 
(58 970, 971). Ebenſowenig entſpricht dem $ 868 das Verhältnis zwiſchen dem Eigentümer 
eines geſuntenen Schiffs und dem, der es geborgen hat, auch wenn dieſer bereit iſt, das Schiff 
gegen Erſatz der Bergungskoſten herauszugeben; es muß erſt ein Einverſtändnis der Beteiligten 
hierüber erreicht werden (RG 4. 2. 27 III 104/26). Ein ähnliches Verhältnis liegt auch nicht vor 
bei dem Verhältnis zwiſchen der juriſtiſchen Perſon und ihrem Organ, da deſſen Handlungen 
als Handlungen der juriſtiſchen Perſon ſelbſt gelten; dieſe iſt aljo ſelbſt und nur allein der Beſitzer 
(vgl. $ 854 A 5). Endlich braucht ein ähnliches Verhältnis auch nicht zu entſtehen auf Grund des 
Erwerbs einer Sache durch den auftragloſen Geſchäftsführer. Dies kann aber der Fall 
em, z. B. wenn dabei der mittelbare Beſitz kraft Geſetzes entſteht und es auch nicht an dem Willen 
fehlt für den andern zu beſitzen (MG 98, 134). Noch weiter geht RH HNN 1928 Nr. 1805: weil 
der Geſchäftsbeſorger das Erlangte herausgeben müſſe, ſei er auch verpflichtet, es bis zur Her⸗ 
ausgabe zu beſitzen. Über den Erwerb durch einen ermächtigten Stellvertreter: A 5 unter c. 

Bei der nunmehr geſetzlich geregelten Sammel erwahrung (Devotch v. 4. 2. 1937 RG BI 
1937 J, 171; 1938 J, 1848, 1939 1, 386, $$ 5—9, 24; Geſchäftsbeſtimmungen der Bank des Berliner 
Kaſſen⸗Vereins von 1938 65 77 ff.: „Giroſammeld epot“) iſt die Wertpapierſammelbank die un- 
mittelbare Beftperin der verwahrten Wertpapiereinheiten. Die ihr angeſchloſſenen Kunden (Zentral- 
banken) find mittelbare Beſitzer 1. Ordnung (88 868, 866). Die Zentralbanken vermitteln den Mit- 
beſitz weiter an die örtlichen Banken; dieſe ſind mittelbare Beſitzer 2. Ordnung (8 871). Der ein- 
zelne Depotkunde tft mittelbarer Beſitzer 3. Ordnung und Eigenbeſitzer (58 871, 872). Soweit die 
Banken (Zentral- und örtliche Banken) mit eigenen Beſtänden beteiligt ſind, find fie Eigenbefißer. 
Die tatſüchliche Gewalt wird von den Beſitzmittlern ausgeübt. Vertragliche Beziehungen beſtehen 
nur zwiſchen den Verwahrern und Hinterlegern, nicht unter den Mitbeſitzern untereinander. Dritten 
gegenüber kann die Sammelbank alle Rechte eines Eigentümers der verwahrten Wertpapiere 
geltend machen (Geſchäftsbeſt. § 84 Abſ 2). 

4. Daß der unmittelbare Beſitzer Eigenbeſitz hat, iſt nicht Erfordernis, weil das Recht oder 
die Verpflichtung zum einstweiligen Beſiz dem andern (mittelbaren Beſitzer) gegenüber auch 
durch einen Fremdbeſitzer begründet oder übernommen werden kann. Das ergibt ſich ſchon aus 
den Erörtecungen über den Nebenbefig (oben in A 2 Abſ 2; vgl. auch NE 135, 78). Ebensowenig 
iſt erforderlich, daß der mittelbare Beſitzer Eigenbeſitzer iſt (§ 871). 

5. Der mittelbare Veſitz kann auf zweierlei Art erworben werden: erſtens durch ſelbſtändige 
Begründung und zweitens im Wege der Übertragung dadurch, daß jemand ſeinen bereits 
vorhandenen mittelbaren Beſitz auf einen andern rechtsgeſchäftlich überträgt (vgl. $ 870 
und A1 dazu). Die jelbftändige Begründung mittelbaren Beſitzes iſt unter drei Voraus. 
ſetzungen denkbar: a) Der unmittelbare Beſitzer einer Sache räumt einem andern den mittel- 
baren He ſitz in der Weiſe ein, daß er mit ihm ein Rechtsverhältnis im Sinne des $ 868 begründet. 
Rechtlich moglich iſt dabei, daß der unmittelbare Beſitzer das Rechtsverhältnis gemäß § 181 im 
Wege des Verhandelns mit ſich ſelbſt herſtellt (vgl. RG 86, 264). Mit der Entſtehung des Rechts⸗ 
verhältniſſes hat der andere den mittelbaren Beſitz ohne weiteres erworben. Baut der Pächter 
nach Einräumung des Pachtbeſitzes aus eigenen Stoffen zu vorübergehendem Zwecke ein Bau- 
werk auf dem Pachtgrundſtück, ſo entſteht daran nicht ohne weiteres mittelbarer Beſitz des Ver⸗ 
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pächters, auch nicht mittels ſeines geſetzlichen Pfandrechts ($ 559); auch dieſes würde ein Beſitz⸗ 
verhältnis des e Da 1110 70 Ba en Herrſchaftsgewalt nach $ 561 
begründen (RG J 1934, 14844). b) Der bisherige unmittelbare Beſitzer macht ſich ſelbſt zu 
einem nur mittelbaren, indem er den unmittelbaren Beſitz auf einen andern überträgt und mit 
dieſem dabei zugleich ein Rechtsverhältnis der erforderlichen Art begründet. Das kann unter 
den Borausſeßungen des $ 181 auch im Wege des Verhandelns mit ſich ſelbſt geſchehen (Inſich⸗ 
geschäft); doch muß der Wille, ein ſolches Rechtsverhältnis zu begründen, nach außen in die 
Erſcheinung treten (MG 139, 117). Entſteht ein Rechtsverhältnis dieſer Art kraft Ge⸗ 
ſezes, wie durch Beſtellung eines Vormunds oder eines Konkursverwalters (A 3), dann 
wird der Vertretene oder der Gemeinſchuldner, der bisher unmittelbaren Beſitz hatte, 
zum mittelbaren Beſitzer ſchon dadurch, daß der Vertreter oder der Konkursverwalter die Sache 
einſeitig in ſeinen unmittelbaren Beſitz nimmt. c) Hatte bisher keiner der Beteiligten irgendeinen 
Veſtz an der Sache, ſoll vielmehr Befiß für den ſpäteren mittelbaren Beſitzer erſt durch die Tätig- 
leit des demnächſtigen unmittelbaren Beſitzers erworben werden, handelt es ſich alſo um einen 
Fall des Beſitzerwerbs durch einen Beauftragten (A 1), dann iſt für die Frage, wie und in 
welchem Zeitpunkt der Auftraggeber den mittelbaren Beſitz erlangt, das Verhalten des Beauf⸗ 
fragten bei Vornahme des Beſitzerwerbs entſcheidend. Handelt der Vermittler ſogleich beim 
Beſitzerwerb namens des Auftraggebers und gibt er ſchon in dieſem Augenblick zu er⸗ 
kennen (RG JW 1913, 49214), daß er die Sache auf Grund des Auftrags für den andern in Beſitz 
nehmen und befigen will, dann erhält der Auftraggeber den mittelbaren Beſitz ohne weiteres 
in dem Zeitpunkt, in dem der Beauftragte den unmittelbaren Beſitz erwirbt. Hat dagegen der 
Beauftragte beim Erwerb dieſes Beſitzes in eigenem Namen gehandelt, ſo kann der Auftrag⸗ 
geber erſt dann und erſt dadurch zum mittelbaren Beſitzer werden, daß die Mittelsperſon nach⸗ 
«lich Durch eine weitere Handlung zu erkennen gibt, fie wolle (oben Fall a) fortan den Veſitz 
für den Auftraggeber auf Grund des beſtehenden Auftragsverhältniſſes ausüben. Dieſen Erfolg 
kann im übrigen der Beſitzmittler gemäß $ 181 auch hier durch ein Verhandeln mit ſich ſelbſt herbei⸗ 
führen. Beiſpielsweiſe: ein Einkaufskommiſſionär legt die für den Auftraggeber angeſchafften 

ktpapiere bemnächſt in eine mit dem Namen des Auftraggebers bezeichnete Mappe. Darin 
kann die Einigung über den Eigentumsübergang und der Abſchluß eines Verwahrungsvertrages 
gefunden werden (N 52, 132). Notwendig iſt das aber nicht; auch ein rein innerer Vorgang 
bei der Bank kann vorliegen, der vielleicht die künftige Erledigung des Auftrages erſt vorbereiten 
oll (#6 Jm 1930, 2657; die hier entſcheidenden Säge find RG 125, 417 nicht mitabgedruckt). 
Ee bleibt eben Tatfrage, was die Bank wohl gewollt haben mag. Nach den Richtlinien für die 
Depotprüfung, aufgeſtellt von den in der 5. Bek des Reichskommiſſars für das Kreditweſen 
DReichs nz Nr 179 v. 3. 8. 1935 genannten Wirtſchafts⸗ und Fachgruppen (abgedr. bei Opitz, 
Depot 1987, 580ff.), wird eine vom Beauftragten nach dem Anſchaffungsgeſchäft vorge⸗ 
nommene Bänderung (Streifbanddepot) in aller Regel als Beſitzabrede zum Zwecke der Über ⸗ 
e gung (58 930, 181, 688, 868, 871) zu gelten haben. (Vgl. auch 8 930 A 5 Abſ I). Ein äußerlich 
nicht in die Erſcheinung getretener, bloß innerlicher Wille des Beauftragten, den Auftraggeber 
zun mittelbaren Beſitzer zu machen, kann die beabſichtigte Wirkung niemals erzielen (RG 63, 
405; 75, 418; 86, 264). 

6. Beendigt wird der mittelbare Beſitz dadurch, daß eine der ihn tragenden Grundlagen 
fortfällt (vgl. oben A1 Abs 1), zunächſt alſo dadurch, daß der unmittelbare Beſitz des Be⸗ 
ſſibmittlers aufhört, mag das ohne ſeinen Willen eintreten oder durch Aufgabe des Beſitzes ($ 856). 
1 ift dabei aber weiter, daß gleichzeitig die bisherige Beziehung des mittelbaren Be⸗ 
ſitzers zur Sache befeitigt wird. Das trifft ſtets dann zu, wenn der unmittelbare Beſitzer die Sache 
unberechtigt veräußert oder verbraucht. Cs trifft aber nicht zu, wenn ſich der Mittler bei Aufgabe 
des unmittelbaren Beſitzes felbft einen mittelbaren Beſitz verſchafft, z. B. wenn der Nießbraucher 
die Sache einem Dritten in Pacht gibt. Dann greift $ 871 ein und der mittelbare Beſitzer behält 
feinen Beſitzſtand. — Durch eine Anderung der rein perſönlichen Verhältniſſe, etwa den Ein⸗ 
tritt der Geſchäftsunfähigkeit oder auch den Tod des Beſitzmittlers wird der mittelbare Beſitz 
nicht berührt. — Endet der bisherige unmittelbare Beſitz, ohne daß ein Dritter einen ſolchen er- 
langt hätte, ſo kann das ohne weiteres zum Erwerb des unmittelbaren Beſitzes für den bisherigen 
mittelbaren Beſitzer führen, z. B. für den Vermieter bei Aufgabe des Mietbeſitzes durch den 
Mieter. — Iſt bei Beendigung des unmittelbaren Beſitzes ein mittelbarer und ein zweiter mittel⸗ 
barer Beſttzer vorhanden, jo ilt die Sache an den erſten mittelbaren Beſitzer herauszugeben, es 
ſei denn, daß er zugunſten des zweiten auf ſeinen Beſitz verzichtet hätte (RG 1. 7. 21 VII 543/20). 

Veenbigt wird der mittelbare Beſitz zweitens dadurch, daß das Rechtsverhältnis im Sinne 
des 5 868 erliſcht und der darauf beruhende Herausgabe anſpruch des mittelbaren Beſitzers 
lich erledigt. Solange der Herausgabeanſpruch bei unmittelbarem Beſitz des andern noch fort⸗ 
ach 1 im Zweifel auch noch die Beziehung des mittelbaren Beſitzers zur Sache ſelbſt. 
wei ein Miet 


8 vertrag, behält aber der Mieter die Sache noch in ſeinem Beſitz und liegt nichts 
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Sache dem unmittelbaren Beſitzer nach 9 929 Satz 2 zu Eigentum überträgt. Kein Ende des mittel⸗ 
baren Beſitzes, nur ein Wechſel in der Perſon des mittelbaren Beſitzers tritt ein, wenn der mittel- 
bare Beſitz gemäß $ 870 auf einen Dritten übertragen wird. 

Der mittelbare Beſitz endet drittens, wenn der unmittelbare Beſitzer aufhört, für 
den mittelbaren Beſitzer zu beſitzen, wenn er fortan vielmehr für ſich als Eigenbeſitzer 
oder als Fremdbeſitzer für einen Dritten beſitzen will. Dazu iſt eine beſtimmte, äußerlich feſt⸗ 
ſteubare Handlung erforderlich, da der Beſitzmittler den Beſitzſtand des anderen nicht ſchon 
durch einen bloßen inneren Willensentſchluß zu beſeitigen vermag. Wenn etwa in dem Beiſpiel 
des Abſ 2 der Mieter dem Vermieter kundgetan hatte, daß er einen Herausgabeanſpruch von ihm 
überhaupt nicht mehr anerkenne, die Sache vielmehr fortan für ſich oder einen Dritten als den 
angeblichen Rechtsnachfolger des Vermieters behalten wolle, fo würde das unbedenklich aus- 
reichen. Eine Außerung gegenüber dem mittelbaren Beſitzer iſt aber nicht unbedingt notwendig. 
Der innere Willensentſchluß tritt auch dann ſchon erkennbar in die Erſcheinung, wenn der un⸗ 
mittelbare Beſitzer es z. B. duldet, daß der Gerichtsvollzieher die Sache für einen Dritten pfändet 
und in Beſitz nimmt, und er fie ſodann ſeinerſeits für den Gerichtsvollzieher verwahrt (NG 105, 
415). Ebenſo liegt die Sache, wenn der unmittelbare Beſitzer in anderen Fällen mit einem Dritten 
ein Verhältnis nach $ 868 begründet und fortan für dieſen beſitzt. Auch hierbei iſt zu beachten, 
daß es, wie ſtets im Rechtsleben, nicht auf den inneren, ſondern auf den erklärten Willen ankommt. 
Wenn in dem in A2 Abſ 2 erörterten Veiſpiel B dem Cerklärt, er wolle die Sache fortan als Pfand⸗ 
gläubiger des ( beſitzen — und das muß nach dem dort Ausgeführten bedeuten: nur als Pfand⸗ 
gläubiger des C —, jo bindet ihn dieſe Erklärung, mag er ſich auch insgeheim vorbehalten, weiter 
für A als Hinterleger zu befigen. Das gilt dann auch im Verhältnis zu A. Iſt B einmal Beſitz⸗ 
mittler des C geworden, fo wirkt das — im Gebiet des Sachenrechts — auch für und gegen jeden 
Dritten. Ein gleichzeitiges Beſitzen des B für A und C, alſo Nebenbeſitz der beiden mittelbaren 
Beſitzer iſt unmöglich (vgl. oben A2 Abſ2). Deshalb endet der mittelbare Beſitz des A, ſobald Ü 
mittelbarer Beſitzer geworden iſt, wie das vom RG (119, 153f.; 135, 77ff.; 138, 265; JW 1932, 
37634; 1926, 800°; Warn 1934 Nr 134) in ähnlichen Fällen angenommen worden iſt, wenn der 
Beſitz für den ſpäteren mittelbaren Beſitzer den gleichzeitigen Beſitz für den früheren ausſchloß. 
Auch RG 105, 415 gehört hierher: nachdem der unmittelbare Beſitzer die Pfändung der Sache 
und ihre Inbeſitznahme durch den Gerichtsvollzieher geduldet hatte, wurde ſie ihm von dieſem 
zur Aufbewahrung anvertraut; fortan beſaß er nur noch für den Gerichtsvollzieher, nicht mehr, 
auch nicht daneben, für den früheren mittelbaren Beſitzer. Angenommen: der Kommiſſionar, 
der die ihm von A zum Verkauf übergebenen Waren dem B gegenüber als ſein Eigentum aus⸗ 
gibt und ſich dem B gegenüber verpflichtet, ſie fortan als deſſen Kommiſſionär zu verkaufen, 
Hält dies vor A geheim und verhält ſich ihm gegenüber weiter als deſſen Kommiſſionär, zeigt ihm 
bei Beſichtigungen die Waren, ſendet ihm Abrechnungen uſw., fo können A und B keine mittel- 
baren Nebenbeſitzer ſein. Ein ſolches Nebeneinander kann es nicht geben; der angenommene 
Fall läuft auch nicht auf ein Nebeneinander, ſondern auf ein Nacheinander hinaus. Erſt 
hat der Kommiſſionär den mittelbaren Beſitz des B; begründet und damit — trotz etwaigen ge⸗ 
heimen Vorbehalts — den mittelbaren Beſitz des A zerſtört. Wenn er dann ſpäter dem A gegen- 
über Handlungen vornimmt, welche als ein Wiederherſtellen des mittelbaren Beſitzes von A 
gedeutet werden müſſen, jo wird damit der mittelbare Beſitz des B wiederum zerſtört. Dieſes 
Herüber und Hinüber kann ſich beliebig oft wiederholen; immer aber bleibt es ein Nacheinander, 
kein Nebeneinander (vgl. hierzu Probſt 3 R 101, 999). 

Für das etwaige Eigentum des mittelbaren Beſitzers ſind die Anderungen in den Beſitzverhält⸗ 
niſſen an ſich ohne Bedeutung (RG JW 1926, 799 8); kommen andere Tatſachen hinzu, fo 
können ſich durch gutgläubigen Eigentumserwerb eines Dritten auch die Eigentumsverhältniſſe 
ändern (vgl. hierzu und auch zu dem Vorigen Rc Warn 1934 Nr 134), 

7. Nur eine beſtimmte Sache kann Gegenſtand eines Abkommens nach § 868 ſein. Beſtimm⸗ 
barkeit allein genügt nicht (vgl. darüber $ 930 A 3). 


§ 869 

Wird gegen den Beſitzer verbotene Eigenmacht verübt, ſo ſtehen die 
in den $$ 861, 862 beſtimmten Anſprüche auch dem mittelbaren Beſitzer zu 2). 
Im Falle der Entziehung des Beſitzes iſt der mittelbare Beſitzer berechtigt, 
die Wiedereinräumung des Beſitzes an den bisherigen Beſitzer zu verlangen; 
kann oder will dieſer den Beſitz nicht wiederübernehmen, fo kann der mittel“ 
bare Beſitzer verlangen, daß ihm ſelbſt der Beſitz eingeräumt wird 3). Unter 
der gleichen Vorausſetzung kann er im Falle des § 867 verlangen, daß ihm die 
Aufſuchung und Wegſchaffung der Sache geftattet wird 4). 

E 1 821 II 790, 854; M 3 127; P 3 219. 
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Kr 1. Beſitzſchutz beim mittelbaren Beſitz. Da das Geſetz dem mittelbaren Beſitzer wirklichen 
Beſitz zuſpricht (J 868 A 1), gewährt es ihm auch den Beſtitzſchutz. Weil jedoch die Beziehung 
des mittelbaren Beſitzers zur Sache eine andere ift als die des unmittelbaren Beſitzers, knüpft 
ſich auch fein Beſttzſchutzrecht an eine andere Vorausſetzung, als das des unmittelbaren Beſitzers 
(A 2). Desgleichen find die Rechtsmittel des mittelbaren Beſitzers an ſich beſchränkter. Denn 
dat er auch die Rechtsbehelfe aus den 68 861, 862 erhalten, fo mußte ihm doch das Recht der Selbſt⸗ 
hilfe im Sinne des $ 859 verſagt werden, weil er der tatſächlichen Gewalt über die Sache entbehrt. 

2. Geſetzliche Vorausſetzung auch für die Beſitzklage des mittelbaren Beſttzers iſt, daß der 

Gegner verbotene Eigenmacht verübt hat. Dabei kann indeſſen nur eine gegen den unmittel- 
baren und nicht auch eine gegen den mittelbaren Beſitzer verübte Eigenmacht in Frage kommen 
(RG 146, 190; Warn 1920 Nr 200; 20. 6. 1933 VII 76/33), da der mittelbare Beſitz nur auf einem 
Rechtsverhältnis ($ 868 A 1, 2) beruht und eine Störung oder Beſeitigung dieſes Rechts- 
verhältniſſes Er das Verhalten Dritter überhaupt nicht denkbar iſt. Es folgt weiter, daß der 
unmittelbare Beftger einer Beſitzklage des mittelbaren Beſitzers ſelbſt niemals ausgeſetzt fein 
kaun, weil er niemals gegen ſich ſelbſt verbotene Eigenmacht auszuüben vermag (vgl. hierzu 
$ 858 A 2 und die dort angezogenen Entſcheidungen). Vertragswidriges Verhalten des 
unmittelbaren Beſitzers bedeutet noch keine Störung des mittelbaren Beligers (RG 20. 6. 33 
II 76/33). Ferner folgt, daß der mittelbare Befiker auch dann niemals die Klage haben kann, 
wenn ſich die Handlungsweiſe des Dritten gegenüber dem unmittelbaren Beſitzer nicht als rechts“ 
Denn darſtellt. Das trifft dann zu, wenn entweder der Dritte gerade im Einverſtändnis mit 
FH Beſitzmittler handelt (Rc 68, 389; 105, 415; 111, 410) oder wenn die Handlungsweiſe des 
Au ten kraft Geſetzes ſtatthaft war ($ 858 A 7). Iſt freilich der Anſpruch des mittleren Beſitzers 
Beſttzſchutz einmal erwachſen, dann kann er ihm durch nachträgliches Übereinkommen zwiſchen 
sn unmittelbaren Beſitzer und dem Dritten nicht wieder entzogen werden. Denn fein Anſpruch 

eſteht ſelbſtändig zu Recht (A 3). 

„ Die Anſprüche des mittelbaren Beſitzers und entſprechend die des unmittelbaren Beſitzers 
dielen darauf ab, die Störung zu beſeitigen, gegebenenfalls auch weiteren Störungen vor⸗ 
zubeugen ($ 862), und den Beſitz wiederherzuſtellen (8861). Den zuletzt bezeichneten 
. e hat der mittelbare Beſitzer nur mit der ſich aus A 3 ergebenden Beſchränkung. Nach 

er Faſſung („auch“) läßt das Geſetz erkennen, daß das Klagerecht des mittelbaren Beſitzers 
ſelbſtändig neben dem des unmittelbaren Beſitzers beſteht. Sonach ſteht auch die Klage des einen 
der Klage des anderen nicht entgegen, und die Einrede der Rechtshängigkeit verſagt. Aus dem⸗ 
ſelben Grunde erlangt aber auch das von dem unmittelbaren Beſitzer erſtrittene Urteil dem 
mittelbaren Beſitzer gegenüber keine Rechtskraft, wie auch die dem mittelbaren Beſitzer gegen⸗ 
über ergangene Entſcheidung zuungunſten des unmittelbaren Beſitzers nicht wirkſam wird. Bei 
dieſer Sachlage beſteht freilich die Möglichkeit, daß in beiden Streitverfahren verſchiedene Urteile 
erzielt werden. Nur durch die Klageverbindung ($ 147 ZPO) kann einem ſolchen mißlichen Er⸗ 
gebnis vorgebeugt werden, und es entſtände alsdann zwiſchen den beiden Klägern notwendige 
Streitgenoſſenſchaft (562 ZPO; vgl. RG 60, 270, wo es ſich zwar nicht um Beſitzklagen, aber um 
den dem hier behandelten ſehr ähnlichen Fall handelte, daß zwei Teilhaber einer Gemeinſchaft 
ihre Sonderrechte zuſammen in einer Klage geltend machten). Jeder von den beiden Klagen 
gegenüber greift im übrigen auch der Einwand des Beklagten durch, daß er dem Anſpruche des 
einen Klägers bereits genügt habe. — Außer den bezeichneten Anſprüchen ſteht dem mittelbaren 
Beſitzer, der ſelbſt mit der Beſitzklage belangt wird, weil er ſich den unmittelbaren Beſitz verſchafft 
hat, auch die Einrede aus 8 861 Abſ 2 zu (RG 69, 197). Ausdrücklich verleiht ihm der $ 869 zwar 
nur die Anſprüche aus den $$ 861, 862. Nichtsdeſtoweniger aber iſt anzunehmen, daß das Geſetz 
dem mittelbaren Beſitzer die volle Rechtsſtellung der $$ 861, 862 hat gewähren wollen. Es liegt 
eben im Sinne des $ 869, ihn auch hinſichtlich der Verteidigung dem unmittelbaren Beſitzer gleich⸗ 
zustellen, und hierin würde er durch Verſagung der bezeichneten Einrede beeinträchtigt werden. 
Jedenfalls fehlt es im Geſetz an einem geeigneten Vorbehalt. Falls daher der mittelbare Be⸗ 
ſizer dem unmittelbaren Befiger ſeinen Beſitz entzogen hat und alsdann von ihm aus $ 861 in 
Anſpruch genommen wird, kann auch er einwenden, daß der Kläger ihm gegenüber fehlerhaft 
beſeſſen habe (NG 69, 198; vgl. 9861 A 5). Umgekehrt muß der mittelbare Beſitzer ſich den Ein⸗ 
wand des fehlerhaften Beſitzes auch dann entgegenhalten laſſen, wenn der unmittelbare Be⸗ 
ſitzer dem Beklagten gegenüber fehlerhaft beſeſſen hatte; auf fein Wiſſen davon kommt es nicht an. 

3. Bedingte Rechtshäufung („ſubſidiäre Kolliſion“ der Rechte; Dertmann IRdſch 1935, 30). 
Der Anſpruch des mittelbaren Beſitzers zielt bei der Beſitzentziehung regelmäßig nur 
darauf ab, eben den Beſitzſtand wiederherzuſtellen, der zuvor beſtanden hatte, d. h. regelmäßig 
nur den früheren Beſitz des unmittelbaren Beſitzers. Daß ihm ſelbſt der unmittel⸗ 
bare Beſitz eingeräumt werde, kann der mittelbare Beſißzer nur ausnahmsweiſe verlangen, 
namlich nur dann, wenn der unmittelbare Beſitzer an der Übernahme des Beſies tatſächlich 
oder rechtlich behindert und deshalb hierzu außerſtande ift oder wenn er den Beſitz nicht über⸗ 
nehmen will. Gelingt weder der eine noch der andere Nachweis, ſo iſt die Klage abzuweiſen. 
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4. Das auch dem mittelbaren Beſitzer gewährte Verfolgungsrecht ($ 867 A 1) kann eben- 
falls nur nach Maßgabe der unter A 3 u. 4 dargeſtellten Regeln geltend gemacht werden. Der 
mittelbare Beſitzer kann daher regelmäßig nur verlangen, daß dem unmittelbaren Beſitzer ge⸗ 
ſtattet wird, die ihm abhanden gekommene Sache aufzuſuchen und fortzufchaffen; nur aus- 
nahmsweiſe (A 3) kann er dieſe Befugnis für ſich ſelbſt in Anſpruch nehmen. 


$ 870 


Der mittelbare Beſitz kann dadurch auf einen anderen übertragen werden, 
daß dieſem der Anſpruch auf Herausgabe der Sache abgetreten wird 4 20. 
E I 804 II 792, 855; M 3 05; P 3 226. 


1. Der mittelbare Bejit wird übertragen, wenn ber mittelbare Beſitzer den ihm gegen den 
Beſitzmittler auf Grund des Rechtsverhältniſſes nach $ 868 (A 2, 3) zuſtehenden Herausgabe⸗ 
anſpruch an den Dritten abtritt (vgl. $ 868 A 5). Nicht erforderlich iſt, daß dem Dritten auch die 
ſonſtigen ſich aus dem Rechtsverhältnis ergebenden Anſprüche abgetreten werden. Der mittelbare 
Beſitz geht alſo ſchon dann über, wenn z. B. ein Vermieter ſeinen Herausgabeanſpruch abtritt, ſich 
aber die ſonſtigen Vermieterrechte, etwa das Recht auf den Mietszins, vorbehält. Werden die ge; 
ſamten Anſprüche aus dem Rechtsverhältnis, alſo z. B. die Vermieterrechte, abgetreten, fo geht 
der mittelbare Beſitz ebenfalls auf den Dritten über. Das ſetzt das Geſetz als ſelbſtverſtändlich vor⸗ 
aus. — Wenn 8 870 ſagt, daß der mittelbare Beſitz durch Abtreten des Herausgabeanſpruchs über⸗ 
tragen werden kann, ſo wird damit nicht eine Übertragungsmöglichkeit beſonders hervorgehoben, 
während auch noch andere Möglichkeiten gegeben find; im $ 870 wird vielmehr der einzige Weg 
ge wieſon, wie der mittelbare Beſiß zu übertragen iſt. Nur durch das Abtreten des Herausgabe- 
anſpruchs kann es geſchehen. So iſt auch RG 135, 78 zu verſtehen. Wenn gelegentlich (RG Warn 
1921 Nr 123) davon geſprochen worden it, der mittelbare Beſitz könne auch auf anderm Wege 
als nach $ 870 übertragen werden, ſo war das nur ein ungenauer Ausdruck. In dem dort ent⸗ 
ſchiedenen Fall und ebenſo in den dort angezogenen Entſcheidungen (R Warn 09 Nr 174; 
1920 Nr 13 u. Nr 163; 4. 5. 17 VII 23/17) handelte es ſich darum, daß der mittelbare Beſitzer 
einen weiteren mittelbaren Boſitz begründete und dadurch feinen bisherigen mittelbaren Eigen⸗ 
be ſitz in mittelbaren Fremdbeſitz verwandelte. Er übertrug alſo feinen mittelbaren Beſitz nicht, 
ſondern er behielt ihn gerade. Was übertragen wurde, das war in den meiſten der genannten 
Fälle das Eigentum und hier ſtehen dem mittelbaren Beſitzer der beweglichen Sache in der Tat 
drei Wege offen: der des $ 931 (Abtreten des Herausgabeanſpruchs, vgl. unten), der des 8 930 
(Begründen eines weiteren mittelbaren Beſitzes) und der ſogleich zu erwähnende dritte. — Keine 
Beſitzübertragung iſt es ferner, wenn der mittelbare Beſitzer A den unmittelbaren Beſitzer B 
anweiſt, den mittelbaren Beſitz für A zu beenden und mit einem Dritten C ein neues Rechts⸗ 
verhältnis im Sinne des f 868 zu vereinbaren. Geſchieht das, ſo beruht der mittelbare Beſitz 
des Cauf der mit B getroffenen Abrede. Der mittelbare Be itz des A iſt nicht über⸗ ſondern unter⸗ 
gegangen. Das wird beſonders klar, wenn rechtlich verſchiedene Verträge in Betracht kommen, 
wenn etwa B die Sache für Averwahrte und fie fi) dann auf Anweiſung des A von Ü ver- 
pfänden ließ. Da es einen vom Schuldgrund losgelöſten mittelbaren Belt nicht gibt, dieſer 
vielmehr ſtets auf einem 1 rn Rechtsverhältnis beruht, fo wird man in dem obigen Beiſpiel 
nicht ſagen können, daß der au 3 beruhende mittelbare Beſitz des A auf den Pfand⸗ 
ſchuldner C übergegangen wäre. Nicht anders aber liegt die Sache, wenn A und C Verträge 
derſelben Art mit B abgeſchloſſen haben, beide alſo etwa Verwahrungsverträge. Wohl aber iſt 
das ſoeben geſchilderte Verfahren des A ein Weg — der dritte der obenerwähnten — ſein 
Eigentum auf ( zu übertragen. Das geſchieht nach $ 929 Satz 2. Sobald C in den — mittel- 
baren — Beſitz der Sache gelangt iſt und die Einigteit des A und des C über den Eigentumsübergang 
noch fortbeſteht, erwirbt C das Eigentum (vgl. dazu auch A 2 zu $ 931 und — zugleich in An⸗ 
wendung auf das Giroſammeldepot — A 7a zu $ 929). — $ 870 greift ein, wenn eine be⸗ 
wegliche Sache, die ſich im mittelbaren Beſitz des Eigentümers befindet, verpfändet werden 
ſoll. Hier erſetzt die Abtretung des Herausgabeanſpruchs zuſammen mit der Verpfändungsanzeige 
an den unmittelbaren Beſitzer die Übergabe der Sache ($ 1205 Abſ 2). Auf den $ 931 ift schon 
oben hingewieſen. Das dort vorgeſehene Abtreten des Herausgabeanſpruchs deckt ſich nicht immer 
und nicht durchweg mit der Übertragung des mittelbaren Beſitzes. Wer nach s 931 Eigentum 
übertragen will, braucht überhaupt nicht mittelbarer Beſitzer zu fein (NG Warn 1919 Nr 955. 
Der Herausgabeanſpruch, von dem $ 931 ſpricht, iſt in erſter Linie der dingliche Anſpruch, der 
dem Eigentümer nach $ 985 gegen jeden Beſitzer zuſteht; aber wenn der Eigentümer mittelbarer 
Beſitzer iſt, muß er, um die Sachübergabe zu erſetzen, auch den Herausgabeanſpruch aus dem 
Rechtsverhältnis nach $ 868 abtreten (Reh 52, 394). In der Regel iſt das als ſtillſchweigend ge⸗ 
ſchehen anzuſehen (Ri 6. 2. 17 VII 254/16). $ 870 greift endlich in allen den Fällen ein, wenn 
ein Nichteigentümer ſeinen mittelbaren Beſitz übertragen will. Auf dem Gebiet der Schuld- 
verhältniſſe dient die Abtretung des Herausgabeanſpruchs nach $ 870 auch als Mittel zur Er⸗ 
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füllung, falls als Leiſtung die Gewährung des Beſitzes geſchuldet wird, fo beim Kauf, wenn 
11%) der Käufer mit Übertragung des mittelbaren Beſitzes begnügen will ($ 433 A 8 La). — Die 
Übergabe der handelsrechtlichen Verfügungs(Traditiond-, Dispoſitions)papiere: Ladeſcheine, 
Lagerſcheine, Konnoſſemente (vgl. $$ 363.365, 424, 369, 648 50 B; Gef über das Seefrachtrecht 
vom 10. 8. 1937 RG Bl J, 891; VO über Einführung des Handelsrechts in Oſterreich v. 24. 12. 1938 
NEBI 1938 J, 1999; 1939 J, 23 und im Sudetenland v. 28. 2. 1939 RH Bl 1939 I, 391, 427; 
Vorbem 2 vor $ 688; $ 931 A 7) überträgt den unmittelbaren Beſitz wie die körperliche Übergabe, 
verſchafft daher nicht nur mittelbaren Beſiz. Zollniederlageſcheine find keine Verfügungs- 
papiere: mit ihrer Übergabe geht aber in der Regel der aus $ 985 abzuleitende Herausgabeanſpruch 
über (NG Warn 1933 Nr 22). 

2. Die Abtretung des Herausgabeanſpruchs ſelbſt und ihre Rechtswirkungen regeln ſich nach 
den allgemeinen Grundſätzen der $$ 398 fl. Demgemäß behält der unmittelbare. Beſitzer gegen⸗ 
über dem Rechtsnachfolger des mittelbaren Beſitzers gemäß 9 404 auch die ihm gegen dieſen 
zuſtehenden Einwendungen (vgl. die entſprechende Beſtimmung des $ 986 Abſ 2 für den Fall der 
Abtretung des Eigentunisanſpruchs nach $ 931). — Auch der Übergang des Herausgabeanſpruchs 
DL Geſetzes hat die Wirkung der rechtsgeſchäftlichen Übertragung ($$ 412, 413). Dagegen 

ewirkt eine im Wege der Zwangsvollſtrecung angeordnete Überweiſung des Herausgabe 
A zur Einziehung feine Abtretung des Anſpruchs; fie ermächtigt vielmehr nur zur 
Beſihes machung des gepfändeten Anſpruchs und kann daher zur Übertragung des mittelbaren 
ee nicht ausreichen (MG 63, 218). — Der unmittelbare Beſitzer braucht bei der Beſitz⸗ 
Wirz gung nicht mitzuwirken. Auch auf feine Kenntnis von der Abtretung kommt es für deren 
fi 1295 nfeit nicht an (RG 52, 277). Doch ift zur Sicherheit des Nachfolgers des mittelbaren Be- - 
ben gegenüber ſpäteren ihm nachteiligen Verhandlungen zwiſchen dem Rechtsvorgänger und 
kön unmittelbaren Beſitzer die Anzeige der Abtretung an dieſen ratſam. Denn ohne die Anzeige 
nen ſolche Verhandlungen auch dem Nachfolger gegenüber wirkſam ſein (88 407ff.). 


8 871 


Steht der mittelbare Beſitzer zu einem Dritten in einem Verhältniſſe der 


im 8 868 bezeichneten Art, fo iſt auch der Dritte mittelbarer Beſitzer ). 
E 1 821 II 791, 856; M 3 128; P 3 225. 


1. Die mehrſtufige Beſitzvermittlung. Es iſt möglich, daß ein unmittelbarer Beſitzer mittel 
baren Beſitz in nachgeordneter Stufenfolge (Ordnungen) für mehrere Perſonen gleichzeitig ver⸗ 
mittelt. Dieſes Ergebnis kann auf zweifache Weiſe herbeigeführt werden. Nämlich entweder ſo, 
daß ein unmittelbarer Beſitzer, der zu einer andern Perſon bereits im Verhältnis eines Beſitz⸗ 
mittlers (5 868 A 2) fteht, jeinen unmittelbaren Beſitz einem Dritten einräumt und jetzt mit dieſem 
für lich ein Verhältnis der in $ 868 vorausgeſetzten Art eingeht (5 868 A 5 b). Oder in der Weiſe, 
daß ein mittelbarer Beſitzer mit einem Dritten ein Rechtsverhältnis vereinbart, durch das dieſer 
gleichfalls mittelbarer Beſitzer wird. In ſolchen Fällen iſt die Perſon, die zu dem Beſitzmittler 
in unmittelbarer Beziehung ſteht, der nähere mittelbare Beſitzer, der andere mittelbare Beſitzer 
it der entferntere. Im erſten Fall ift z. B. daran zu denken, daß der Nießbraucher eine feinem 
Nießbrauch unterworfene Sache oder daß der Mieter die Mietſache einem Dritten mietweiſe 
weiter überläßt, im zweiten Fall an die Möglichkeit, daß etwa der Beſteller des Nießbrauchs 
oder der Vermieter nach ÜUberlaſſung der Sache an den Nießbraucher oder den Mieter mit einem 
Dritten ein (weiteres) Mietverhältnis vereinbart, durch welches der Dritte Vermieter, 
der Beſteller des Nießbrauchs oder der Vermieter als nunmehriger Aftervermieter aber Mieter 
wird. Auf dieſe Weiſe kann auch Eigentum an beweglichen Sachen gemäß $ 930 übertragen werden 
(RG Jag 1909, 1301). Ein Verhältnis im Sinne des $ 871 wird endlich auch zugunſten des Gläu⸗ 
bigers hergestellt, wenn der Gerichtsvollzieher die in Beſitz genommene Sache demnächſt im un⸗ 
mittelbaren Beſitz des Schuldners beläßt. Der Gläubiger iſt alsdann der entferntere, der Ge⸗ 
richtsvollzieher der nähere mittelbare Beſitzer (5 868 A 3). In allen dieſen Fällen hat auch der 
Dritte, der zu dem unmittelbaren Beſitzer ſelbſt in keinem Rechtsverhältnis ſteht, die Stellung 
des (entfernteren) mittelbaren Beſitzers und ſelbſtändig den Beſitzſchutz nach $ 869. Nur inſoweit 
teht er dem näheren mittelbaren Beſitzer nach, als er, falls der unmittelbare Beſitzer entſetzt wird 
($ 861), die Einräumung des Beſitzes an ſich ſelbſt erſt dann verlangen kann, wenn nicht nur der 
unmittelbare, ſondern auch der nähere mittelbare Beſitzer die Sache nicht übernehmen kann oder 
will (5869 A 3; RG 1. 7. 21 VII 543/20). — Die Eigentums vermutung des $ 1006 Abſ 3 
kann nur zugunſten des entfernteſten mittelbaren Beſitzers gelten; regelmäßig beſitzt nur er als 
Eigenbeſitzer, alle zwiſchengeſchalteten mittelbaren Beſitzer beſizen nur als Fremdbeſitzer (vgl. 
A! zu 5 872, aber auch A 3 Abs zu 5868). 5 

2. Eine beſonders erhebliche Bedeutung kommt der mehrſtufigen Beſitzvermittlung bei der 
nunmehr geſetzlich geordneten Wertpapierſammelverwahrung (Giroſammeldepot) zu. 
Über die Beſitzlage hierbei vgl. 5 868 A 3 Abſ 3. 
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8 872 
8 

Wer eine Sache als ihm gehörend beſitzt, iſt Eigenbeſitzer 1) 2) 3). 

E 1 707 II 793, 857; M 3 80; P 3 227. 

1. Eigenbeſitz iſt der durch den Willen des Beſitzers, die Sache auch rechtlich zu beherrſchen, 
beſonders geartete Beſitz ($ 854 A 3). Wie ein unmittelbarer, fo kann auch der mittelbare Beſitzer 
Gigenbeſitzer fein. Daß der Eigentumswille ſich auf einen beſtimmten Rechtsgrund ſtützt oder daß 
der Veſitzer von dem Vorhandenſein eines Rechtsgrundes auch nur überzeugt iſt, verlangt das 
Geſetz nicht (R 54, 135; SeuffA 78 Nr 82: JW; 1916, 39%; 20. 9. 22 V 635/21). Eigenbeſitzer 
kann daher auch der Dieb ſein. Auch der bisherige Fremdbe ſitzer wird zum Eigenbeſitzer dadurch, 
daß er ſich entschließt, die Sachen fortan als eigen zu beſitzen; ſo der Miterbe, der bis zum 
Tode des Erblaſſers die Sachen etwa leih- oder mietweiſe beſaß und danach in Anmaßung 
eines über ſein wirkliches Recht hinausgehenden Erbrechts die Herausgabe der Sachen verweigert 
(NG 81, 294). — Daß der Inhaber den Willen hat, die Sache als die ſeine zu behalten, 
iſt an ſich weder für den Beſitz noch für den Beſitzerwerb erforderlich (vgl. für Oſterreich Art 5 
der 4. VO zur Einführung handelsrechtlicher Vorſchr. im Lande Oſterreich vom 24. 12. 1938 
RG Bl 1938 I, 1999; 1939 J, 23, für die ſudetendeutſchen Gebiete Art 5 der VO v. 28. 2. 1939 
RGBl 1939 I, 391, 427). — Von Erheblichkeit iſt Eigenbeſitz als geſetzliche Vor⸗ 
ausſetzung für den Erwerb von Sachenrechten, ſo beim gutgläubigen Erwerb von 
Eigentum an beweglichen Sachen durch Erſitzung (8 937) oder an Früchten durch die Trennung 
($ 95); ferner ohne Rückſicht auf guten Glauben beim Erwerb von Eigentum an Grundſtücken 
durch Zeitablauf 488 900, 927) und an herrenloſen beweglichen Sachen durch Aneignung ($ 958). 
Weſentlich iſt weiter der Eigenbeſitz für die Haftung auf Schadenserſatz im Falle des $ 836 und 
endlich in Anſehung der Beweislaſt bei der Klage auf Grenzfeſtſtellung im Falle des $ 920. Der 
Eigenbeſitz eines Grundſtücks gibt nicht die Befugnis zur Erhebung der Widerſpruchsklage 
aus $ 771 3 PO, ſelbſt dann nicht, wenn der Beſitzer ſchon die Auflaſſung (aber noch nicht die 
Emtragung erhalten hat (RG 81, 64). Die NG 116, 363 geäußerte abweichende Meinung ift 
inzwiſchen (RG 127, 11) wieder aufgegeben worden (vgl. Vorbem vor g 854, 8 858 A 7). 

Ob der Erwerb von Cigenbeſitz ein rechtsgeſchäftliches Handeln erfordert, ift ſtreitig. Es iſt 
anzunehmen, daß der Erwerb des Eigenbeſitzes kein Rechtsgeſchäft darſtellt. Allerdings 
erhebt das Geſetz hier (anders als ſonſt [s 854 A 3) den Willen zu einer befonderen Vorausſetzung 
für Beſitzerwerb. Aber entſcheidend dürfte doch ſein, daß auch der Eigenbeſitz immer nur ein 
tatſächliches Verhältnis enthält und daß, wer ſich den Eigenbeſitz verſchaffen will, nur den Willen 
hat, dieſes tatſächliche Verhältnis zu begründen, mithin keinen Rechtserfolg begründen will. 
Wollte der Dieb etwa ſolches vorhaben, jo wäre ſein Wille unbeachtlich, und auch beim Erwerb 
des Eigentums an einer herrenloſen Sache knüpft ſich der Rechtserfolg nur an die Tatſache, 
daß der Erwerber die Sache in Eigenbeſitz nimmt, während der Wille, Eigentum zu erwerben, 
bei der Aneignung ($ 958) nicht in Betracht kommt. 

Verloren wird Eigenbeſitz entweder durch Beſitzaufgabe ($ 856, $ 868 A 6) oder 
durch erkennbar gewordene Aufgabe des Willens, die Sachen als eigene zu beißen. Mög⸗ 
lich iſt dabei, daß der Eigenbeſitzer den bloßen Beſitz behält. Wer ein Grundſtück gekauft und 
übergeben erhalten hat, dann aber vom Kauf zurückgetreten iſt und gegen den Verkäufer ein Urteil 
auf Rückzahlung des Kaufpreiſes gegen Rücknahme des Grundſtücks erwirkt hat, verliert hierdurch 
allein nicht den Eiaenhefik, wenn er ein Zurückbehaltungsrecht ausübt und das Grundſtück weiter 
nutzt (JW 1938, 22749), 

2, Beweislaſt: Wer ſich auf Eigenbeſitz beruft, muß aus den tatſächlichen Umſtänden den 
Nachweis erbringen, daß die beſonderen Vorausſeßungen des Eigenbeſitzes erfüllt find (NG 54, 
135). Falls der Beſitzer ein Recht aus dem Eigenbeſitz für ſich herleitet, liegt ihm die Beweislaſt 
ob; ſoll er dagegen haftbar gemacht werden, dann iſt der Beweis Sache des Gegners. 

3. Steuerrechtlich werden Wirtſchaftsgüter, die jemand in Eigenbeſitz hat, dem Eigenbeſitzer 
zugerechnet; Eigenbeſitzer iſt, wer ein Wirtſchaftsguk als ihm gehörig beſitzt (StUnp® g 11 Nr 4 
Rol 1934 1, 925; 1985 J, 229, 688; 1936 1, 977; 1938 1, 391, 1557; 1939 J, 286), 


Zweiter Abſchnitt 
Allgemeine Vorſchriften über Nechte an Grundſtücken 


Die Anwendung der allgemeinen Vorſchriften des Boch über Rechte an Grundſtücken ſetzt 
die Anlegung von Grundbüchern voraus. Solange das Grundbuch noch nicht gemäß Art 186 
Ech als angelegt anzuſehen war, galten nach Maßgabe des Art 189 EG die bisherigen Vorſchriften. 
Jetzt hat grundfählich jedes Grundſtück ein Grundbuchblatt; Ausnahmen vom Buchungszwang 
ſtellt 53 Abſ 2, 3 GBO auf. — Die Vorſchriften des BGB betreffen das materielle Liegenſchafts⸗ 
recht. Die notwendigen Ergänzungen bilden die formellrechtlichen Beſtimmungen der GB 
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in ihrer neuen Faſſung vom 5. 8. 1935. Dazu ergingen die WO zur Ausführung der GBO v. 8. 8. 
1935 und die a bon Museen Tage. Dadurch wurde das formelle Liegen⸗ 
ſchaftsrecht für das ganze Reichsgebiet vereinheitlicht und dem bis dahin zerſplitterten eas: 
zuſtand in den einzelnen deutſchen Ländern und Gauen ein Ende gemacht. Dieſe formellen Be⸗ 
ſtimmungen ſind grundſätzlich nur Ordnungsvorſchriften, die der Grundbuchrichter zwar zu be⸗ 
achten hat, deren Nichtbeachtung aber die vorſchriftswidrigen Rechtshandlungen nicht nichtig 
macht (RG 73, 52; über Eintragungen in eine unrichtige Abteilung R 54, 248; 55, 343; JW 1907, 
29156; 265% 27 A 82). — Die Vorſchriften des BEB über Rechte an Grundstücken werden ferner 
ergänzt für die Zwangsvollſtreckung in ein Grundſtück oder in ein eingetragenes Recht durch 
das ZUG und durch die $$ 764 ff., 864 ff. ABO. Für den Einfluß des Konkurſes auf die Rechte 
an Gude kommt beſonders in Betracht $ 47 KO labgeſonderte Befriedigung der Rechte 
an Grundſtücken). 

1. Einrichtung der Grundbücher. Nach § 2 EBD erfolgt die Bezeichnung der Grund- 
ftüde (Begriff: $ 873 A 4) in den Grundbüchern, die nach Bezirken einzurichten ſind, nach einem 
die Grundſtücke unter Nummern oder Buchſtaben aufführenden amtlichen Verzeichnis, deſſen 
Einrichtung durch den Reichsminiſter der Justiz beftimmt wird. Gemäß $ 3 GBd erhält jedes 
Grunpſtüc im Grundbuch ein beſonderes Grundbuchblatt, das für das Grundſtück als das 
Grundbuch im Sinne des BGB anzuſehen iſt. Unter gewiſſen Vorausſetzungen kann über mehrere 
Grundſtücke ein gemeinſchaftliches Grundbuchblatt geführt und können mehrere Grundſtücke 
durch Vereinigung oder durch Zuſchreibung als Beſtandteil zu einem einheitlichen Grundſtück 
auf einem Grundbuchblatt zuſammengelegt werden (88 4, 5, 6 EBD, $ 890 BOB). Alle Einzel. 
heiten über die Einrichtung und Führung des Grundbuchs enthält die Grundbuchverfügung 
des Reichsminiſters der Juſtiz vom 8. 8. 1935. — Beſondere Vorſchriften für Erbhöfe bringt das 
Reichserbhofgeſetz vom 29. 9, 1933 (Rerbhch), das ergänzt wird durch die Erbhofrechtsverord. 
nung vom 21. 12. 1936 (Erbhat BO) und durch die Erbhoſverfahrensordnung vom 21. 12. 1936 
(Erbh Verf). Ein Erbhof ift land. oder forſtwirtſchaftlich genutztes Grundeigentum, wenn es 
mindeſtens eine Ackernahrung, höchſtens (grundſätzlich) 125 ha groß iſt und ſich im Alleineigentum 
einer bauernfähigen Perſon, d. h. eines ehrbaren deutſchen Staatsbürgers deutſchen oder ſtammes⸗ 
gleichen Blutes, befindet (88 1,2 RErbhch; dazu 98 5, 6 ErbhRVO). Durch § 1 Erb hv iſt die 
Erlangung der Erbhofeigenſchaft für verſchuldete Beſitzungen beſchränkt, durch 99 17ff. Erbe Vo 
find Ehegattenerbhöfe zugelaſſen worden. Der Erbhof wird von Amts wegen in die Erbhöferolle 
eingetragen. Die Eintragung hat aber nur rechtserklärende, nicht rechtsbegründende Bedeutung 
(51 Abſ 3 RErbhGß; R Rg 1936 Nr 996). Die Erbhöferolle wird beim Anerbengericht geführt 
($ 52 Abſ 1 RErbhéz). Die Eintragung der Erbhöfe erfolgt gebührenfrei (852 Abſ 2 RErbhG). 
Sie begründet die Vermutung der Erbhofeigenſchaft; die Nichteintragung begründet von dem Heit- 
punkt an, wo die Rolle als angelegt anzuſehen iſt, die Vermutung der fehlenden Erbhofeigenſchaft 
(832 ErbhVerfO). Die Einrichtung der Höferolle und das Eintragungsverfahren find auf Grund 
des g 52 Abf 3 RErbhch geregelt durch die 85 27ff. ErbhVerfO. Die Eintragung in die Höferolle 
wird auf Erſuchen des Anerbengerichts gebührenfrei im Grundbuch der zum Erbhof gehörenden 
Grundſtücke vermerkt (853 Abſ 1 RErbh®; dazu 85 50 ff. ErbhVerfO). Dieſe Grundſtücke find auf 
ein beſonderes Grundbuchblatt einzutragen; das Grundbuchamt ſoll darauf hinwirken, daß der 
Bauer ſie durch entſprechende Eintragung im Grundbuch zu einem Grundſtück vereinigen läßt 
(9 53 Abſ 2 RErbhch; dazu $ 51 ErbhVerfO). Die Einſicht des Grundbuchs iſt für Erbhöfe be⸗ 
ſonders geregelt durch $ 53, die Einſicht der Erbhöferolle durch 5 33 ErbhVerfo . 

2. Die Eintragungen auf die Grundbuchblätter dienen: zum Nachweis ſämtlicher Grund 
ſtücke eines Bezirks; zur Sicherung des Eigentums; zur Feſtſtellung der zuläſſigen dinglichen 
Belaſtungen, ihrer Rangverhältniſſe und ihrer Veränderungen; zum einſtweiligen Schutz beſtehen⸗ 
der Anſprüche oder Rechte gegen nachteilige Veränderungen (Vormerkung, Widerſpruch); zur 
Kundgebung der Verfügungsbeſchränkungen, die bei dinglichen Rechten zugunſten beſtimmter 
Perſonen beſtehen. Der Kreis der eintragungsfähigen Rechte iſt, wie überhaupt der Kreis 
der dinglichen Rechte, ein geſchloſſener. Andere als diejenigen Rechte, über deren Ein⸗ 
tragung das BGB oder ſonſt ein Reichs- oder Landesgeſetz Beſtimmung trifft, dürfen in das 
Grundbuch nicht eingetragen werden, ſelbſt wenn ihre Eintragung unter der Herrſchaft des 
früheren Rechts zuläffia war (NG 48, 63; 51, 86; 54, 235; 55, 273; 56, 14; 57, 333; 117, 294; 
JW 1903 Beil 116; RA 1, 25; KJ 21 A 133; OLG 8 S. 123, 126). e 
Nicht eintragungsfähig find daher Rechte und Verpflichtungen rein perſönlicher⸗Ichuldrecht⸗ 
licher) Natur, auch wenn ihre Eintragung ausdrücklich vereinbart worden ift, wie z. B.: das Miet⸗ 
oder Pachtrecht (NG 54, 233; Gruch 67, 78; KGJ 24 A 121; 33 A 221; OLG 17, 30) das Zurück⸗ 
bs haltungsrecht (Reh 51, 83; 66, 24; 68, 278); der Anſpruch aus dem Kauf von Holz auf dem Stamm 
(RG 60, 317); das perſönliche Wiederkaufsrecht nach den 89 497ff. (OLG 2, 489; Iich 3, 322; 
— für ein im Gebiet des gemeinen Rechts begründetes perſönliches Wiederkaufsrecht JSG 18, 
ea); das Recht auf den Ankauf eines Grundſtücks für einen beſtimmten Preis (KH 29 A 173; 
Re 10, 120; 336 3, 315; in der Bewilligung der Eintragung des Rechts kann aber unter Unt- 
ſtänden die Bewilligung einer Vormerkung zur Sicherung des Anſpruchs auf Eigentumsübertragung 
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gefunden werden: #& Gruch 67, 80; 35 3, 318); das Recht auf Erſatz von Verwendungen in das 
Grundſtück nach den 98 994 ff. (RG 71, 430); das den Gläubigern des Beſtellers eines Nießbrauchs 
an einem Vermögen zuſtehende Befriedigungsrecht (NG 70, 348); der Anſpruch auf den Ausbau einer 
Straße (R 57, 330); die aus einem Vertrag über Anlegung eines Anſchlußgleiſes erwachſenden 
Verpflichtungen einer Eiſenbahn (RG 58, 264); der Verzicht des Eigentümers auf Erſatz des dem 
Grundſtück durch Unternehmungen eines andern (3. B. durch den Betrieb einer Eiſenbahn oder 
eines Bergwerks) erwachſenden Schadens (KGJ 21 A 310; 22 A 152; 25 A 147; 49, 196; OLG 3, 
291; vgl. hierzu aber RG 119, 211; 130, 350 und § 1018 A 4). Eine dingliche Sicherung kann hier 
nur durch die Beftellung einer Sicherungshypothek (59 1184 ff., 1189, 1190) für die Forderung auf 
Schadenserſaz wegen Nichterfüllung der Verbindlichkeit bewirkt werden (RG 56, 273). Die Frage, 
ob die Verpfändung oder Pfändung (58 829, 857 EBD) des Rechts auf Auslübung eines auf einem 
Grundſtuck eingetragenen Nießbrauchs eintragungsfähig ſei, wird in $ 1059 A 1, 2 näher behandelt. 
Nicht eintragungsfähig find ferner ſolche Rechte, die ſich den dinglichen Rechten, die das 
BGB zuläßt, nicht anpaſſen laſſen, z. B.: das Recht einer Stadtgemeinde auf Beſeitigung von 
Bauwerken bei der Freilegung einer Straße (KJ 26 A 274); die Verpflichtung des Eigentümers, 
in ſeinem Gaſtwirtſchaftsbetrieb auf dem Grundſtück nur Biere einer beſtimmten Brauerei auszu⸗ 
ſchenken (RIA 3, 148; OLG 15, 371); in Preußen das Recht der Anlieger an öffentlichen Straßen 
in Ortſchaften (RG 70, 77). Für das Nutzungspfandrecht vgl. $ 873 A 6. Aus dem Grundſatz des 
Grundbuchrechts, daß Eintragungen unzuläſſig ſind, deren Zuläſſigkeit nicht beſonders beſtimmt 
{ft und an die ſich nicht eine beſtimmte rechtliche Wirkung knüpft, folgt weiter, daß auch nicht ein⸗ 
tragungsfähig find Verhältniſſe, Rechte oder Beſchränkungen, die nach dem Geſetz ohne wei⸗ 
teres rechtliche Wirkungen haben, an denen durch eine Eintragung (insbeſondere beim Rechts⸗ 
erwerb in gutem Glauben) nichts geändert werden könnte oder über die das Grundbuch Aus⸗ 
kunft zu geben nicht beſtimmt iſt. Hierher gehören z. B.: perſönliche Eigenſchaften der Berech⸗ 
tigten (z. B. Familienſtand); Beſchränkungen der Geſchäftsfähigkeit (RG 69, 268; OLG 18, 110; 
RIA 14, 246); Umfang der Verfügungsmacht von Vertretern eingetragener Berechtigter (OLG 
1, 116); ehemännliches oder elterliches Verwaltungs und Nutzungsrecht ſowie Ausſchluß des 
Rechts des Ehemanns oder der Eltern (RIA 3, 161; 4, 261; 14, 246; KGJ 38 A 210; 49, 211); 
Beſttzverhältniſſe an Grundſtücken (R& 61, 378); aus den Vorſchriften des Nachbarrechts ent⸗ 
ſpringende Beſchränkungen (OLG 1, 380) das geſetzlich begründete Recht einer Gemeinde auf 
Entziehung des Grundeigentums gemäß dem Fluchtlinienplan (KJ 25 A 147); Verpflichtungen, 
die den Straßenanliegern gegenüber der Gemeinde wegen der Koſten der Herſtellung einer Straße 
als öffentliche Laſten obliegen (OLG 1, 203; vgl. jetzt aber das Geſetz über die Zahlung und Siche⸗ 
rung von Anliegerbeiträgen v. 30. 9. 1936 RG Bl I 854); geſetzliche Veräußerungs⸗ und 
Belaſtungsverbote und die auf Grund des öffentlichen Rechts beſtehenden Ver⸗ 
fügungsbeſchränkungen (RG Hage 1932 Nr 618; OLG 6, 490; 22, 137; SeuffA 57 Nr 219; 
RU 14 S. 245, 247; KJ 50, 168). Im Entſchuldungsverfahren nach dem RGeſ v. 1. 6. 1933 
wird zwar kraft beſonderer Geſetzesvorſchrift der Entſchuldungsvermerk, der ein allgemein wir⸗ 
kendes geſetzliches Verfügungsverbot im Sinne des $ 134 BG darſtellt, entgegen der Regel, die 
der Eintragung ſolcher Beſchränkungen zuwiderläuft, in das Grundbuch eingetragen; die Mündel⸗ 
ſicherheitsgrenze und der Betriebswert des entſchuldeten Grundſtücks find aber von der Eintragung 
in das Grundbuch ausgeſchloſſen (JH 15, 207). Nicht eintragungsfähig find auch die Überbau- 
und Notwegrenten nach den § 914, 917 ſowie die unter Art 114 CG fallenden Rechte, die landes⸗ 
geſetzlich von der Eintragung ausgenommen find (RG 110, 74), ferner das ein Waſſergrundſtück 
belaſtende ſelbſtandige Fiſchereirecht nach $ 18 preuß. Fiſchch v. 11. 5. 1916. Ausgeſchloſſen 
von der Eintragung ſind, weil § 137 der dinglichen Geltung entgegenſteht, die auf Rechts⸗ 
geſchäft beruhenden Beſchränkungen der Befugnis zur Verfügung über ein veräußerliches Recht 
an einem Grundſtück (RG 73, 18; K 20 A 292; 21 A 133; 45, 222; OLG 8, 132; 11, 1: RJA g, 
271). Über die ausnahmsweiſe zugelaſſene Eintragung gewiſſer rechtsgeſchäftlicher Verfügungs⸗ 
beſchränkungen zugunſten einer beſtimmten Perſon (Teſtamentsvollſtreckerſchaft, Nacherbenrecht) 
ogl. $892 A 11 Abſ 2, über die begrenzte Eintragungsfähigkeit einer gemäß § 938 Abſ 2 3 PO an- 
geordneten Sequeſtration $ 892 A 11 Abſ 3. Endlich können nur Rechte an Grundſtücken 
durch Eintragung geſichert werden, nicht Rechte an beweglichen Sachen, mögen ſie auch zu einem 
Grundſtuck in rechtlicher Beziehung ſtehen, z. B. nicht: der Vorbehalt des Eigentums an Bubehör⸗ 
ſtücken; die bei der Veräußerung eines Grundſtücks getroffene Abrede, wodurch der Veräußerer 
ſich Eigentumsrechte an einem Schatz vorbehält (RIA 3, 136). Die Einſchreibung von Vermerken, 
die ſich aus vorhandenen Eintragungen nach dem Geſetz von ſelbſt ergeben, ift vom Grundbuch“ 
richter abzulehnen, weil das Grundbuch überſichtlich fein und nicht mit Überflüſſigem belaſtet 
werden ſoll (KGJ 35 A 326; 49, 230), jo z. B.: bei einer Hypothek die Haftung für die im $ 1118 
bezeichneten Koſten (Ra 1, 81); bei einer Zwangshypothek ($ 867 ZPO) die Haftung für die 
Eintragungskoſten (RA 2, 246; KJ 35 A 325); der Vorrang der Reſthypothek des Gläubigers 
vor der Eigentümerteilhypothek auf Grund des $ 1176 (KGJ 21 A 165; 28 A 139); die Verpflich⸗ 
tung des Hypothetengläubigers zur Löſchungsbewilligung nach Erlöſchen der Hypothekenforde⸗ 
rung (KJ 29 A 244); vgl. auch KJ 28 A 145 (Wiederholung einer klaren Eintragung). — Da 
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der im Geſetz beſtimmte Inhalt dinglicher Rechte nicht durch Parteivereinbarung geändert werden 
kann, ſo konnen auch die dinglichen Rechte an Grundſtücken nicht auf Grund einer Parteiverein⸗ 
barung mit einem andern Inhalt als dem geſetzlich geregelten eingetragen werden; auf dem 
Gebiet des Sachenrechts gilt nicht, wie auf dem Gebiet des Rechts der Schuldverhältniſſe, der 
Grundſatz der Vertragsfreiheit (RG 88, 162; NOT 20 A 91, 206, 308; 21 A 311; 22 A 152; 
25 A 290; 29 A 175; 51, 245). Deshalb können dingliche Rechte an Grundſtücken auch nur dann 
als ſubjektiv dingliche Rechte (d. h. zugunſten des jeweiligen Eigentümers eines andern Grund⸗ 
ſtücks) eingetragen werden, wenn es ſich um Rechte handelt, die vom Geſetz ausdrücklich als jub- 
jektiv-dingliche Rechte zugelaſſen find (RIM 4, 257; KchJ 28 A 322), z. B. Grunddienſtbarkeiten, 
Vorkaufsrecht, Reallaſten ($$ 1018, 1094 Abſ 2, 1105 Abſ 2). — Über öffentlich⸗rechtliche Laſten 
vgl. 3873 A 5. Rentenbankrenten, die aus Anlaß der Bildung eines Rentenguts in Preußen 
entſtanden find, genießen nach $ 6 des Gef v. 7. 7. 1891 die Vorzugsrechte der Staatsſteuern mit 
Vorrang vor allen privatrechtlichen Belaſtungen des Grundſtücks, bedürfen zur Begründung der 
Dinglichkeit nicht der Eintragung, find aber eintragungsfähig (OLG 46, 68). Nach Art 167 Ech 
köunen in Preußen landſchaftliche Kreditinſtitute in Verbindung mit ihren Pfandbrief⸗ 
geſchäften auch andere Rechte an Grundſtücken als die im BGB geregelten durch ihre Satzungen 
zur Geltung bringen (KJ 51, 297). Dasſelbe gilt nach Art 62 EG in Preußen bei Renten⸗ 
gütern auf Ötund der Rentengutsgeſetzgebung (06% 39 A 205; 45, 223; 51, 232 52, 171). Un- 
zu aſſig iſt die Eintragung von Freikuxen in das Grundbuch über ein Bergwerk (KJ 23 A 227 
52, 222). — ft eine ihrem Inhalt nach unzuläſſige Eintragung irrkümlicherweiſe bewirkt 
worden, jo iſt fie gemäß $ 58 (654) Abſ 1 Satz 2 G0 von Amts wegen zu löſchen (RG 88, 83; 
Oe 6, 203; 23, 346; KJ 49, 211; 52 S. 125, 219, 228). l 
a 3. Leitende Grundſätze des Grund buchrechts: a) öffentlichkeitsgrundſatz. Dieſer Grund⸗ 
ſatz äußert ſich — gemäß dem Zweck der Grundbucheinrichtung, die Grundſtücke und die darau 
beſte henden Rechte erkennbar zu machen, — nach der formellrechtlichen Seite dahin, daß jeder, 
der ein berechtigtes Intereſſe darlegt, zur Einſicht des Grundbuchs berechtigt iſt (512 GBO), 
und nach der materiellrechtlichen Seite in dem öffentlichen Glauben des Grundbuchs, wonach 
der Inhalt des Grundbuchs zugunſten desjenigen, der bei Rechtshandlungen auf ihn vertraut, 
nach Maßgabe der 85 892f. als richtig gilt. — b) Einigungsgrundſatz. In materiellrecht⸗ 
licher Hinſicht iſt nach dieſem Grundſatz zu rechtsgeſchäftlichen Anderungen des Rechtsſtandes 
eines Grundſtücks eine Einigung zwiſchen dem verfügenden Berechtigten (ſog. Pafjiobeteiligten) 
und dem andern Teil (ſog. Aktivbeteiligten) erforderlich (58 873, 877, 880 Abſ 2) und im Falle 
der Aufhebung, Inhaltsänderung oder Rangverſchlechterung eines Rechts, das mit dem Recht 
eines Dritten belaſtet iſt, die Zuſtimmungserklärung des Dritten (8 876, 877, 880 Abi 3). Aus⸗ 
nahmen von dem Einigungsgrundſatz gelten aber in den Fällen der $$ 875 (Aufhebung von 
Rechten an Grundſtücken), 928 (Aufgabe des Grundſtückseigentums), 1188 (Beſtellung einer 
Hypothek für eine Schuldverſchreibung auf den Inhaber), 1195 (Beſtellung einer Grundſchuld 
auf den Inhaber), 1196 (Beſtellung einer Eigentümergrundſchuld); in dieſen Fällen genügt 
die einfeitige Erklärung des Paſſiobeteiligten. Nach formellem Grundbuchrecht 
iſt aber zur Eintragung einer Rechtsänderung der Nachweis der Einigung in der Regel nicht 
erforderlich. Zur Erleichterung des Grundbuchverkehrs iſt vielmehr im § 19 GBO grundſätzlich 
zur Begrundung des Antrags auf Eintragung die einſeitige Eintragungsbewilligung des Paſſiv⸗ 
beteiligten (desjenigen, deſſen Recht durch die Eintragung betroffen wird) für genügend erklärt. 
Nur bei der Auflaſſung bedarf es nach $ 20 GBO ausnahmsweiſe des Nachweiſes der von beiden 
Zeilen erklärten Einigung; auch die 58 21—27 G80 enthalten Abweichungen von dem Regelſatz 
des 9 19. Anderſeits gilt nach formellen Grundbuchrecht der Antragsgrundſatz. Das Grund- 
buchamt darf nach den $$ 13ff. GBO eine Einſchreibung nicht ohne Betreiben der Beteiligten vor⸗ 
nehmen, hat auch die Intereſſen der Beteiligten an Grundbucheintragungen nicht von Amts wegen 
zu wahren. Ausnahmen von dieſem Grundſatz enthalten die 99 4—9, 18, 23, 24, 45, 48, 51—53, 
76 G80). In gewiſſen Fällen wird der Antrag durch Erſuchen von Behörden erſetzt (§ 38 
ÖBD) Der Antrag iſt keine rechtsgeſchäftliche Willenserklärung materiellrechtlicher Natur, 
ſondern nur eine verfahrensrechtliche Handlung, durch welche die Tätigkeit des Grundbuchamts 
im Anregung gebracht wird. Er bedarf nach $ 30 GBO keiner Form. Nach $ 13 Abſ 2 GBO iſt 
ſowohl der Aitiwbeteiligte (derjenige, zu deſſen Gunſten die Eintragung erfolgen ſoll) als auch der 
Paſſivbeteiligte antragsberechtigt. Mit dem formellen Bewilligungsgrundſaß und dem Antrags- 
grundſatz ſteht im Zuſammenhang der Legalitätsgrundſatz. Danach hat das Grundbuchamt 
zu prüfen, ob das Rechtsverhältnis, deſſen Eintragung begehrt wird, nach dem Liegenſchaftsrecht 
des B eintragungsfähig iſt und ob die nach formellem Grundbuchrecht zur Begründung des 
Eintragungsantrags erforderlichen Rechtsakte und Nachweiſe vorhanden und rechtsbeſtändig ſind 
(. B. Identität der Beteiligten, Geſchäftsfähigkeit, Eigenſchaft eines Weibes als Ehefrau, Legi⸗ 
!imation der erklärenden Perſonen, Befugnis zur Verfügung über das Recht: KJ 20 A 282; 
1 117; 026 8 S. 304, 305; 12, 309). Dagegen braucht das Grundbuchamt die Rechtsbeſtändig⸗ 
eit des ber Eintragungsbewilligung grundezu liegenden ſchuldrechtlichen Rechtsgeſchäfts nicht zu 
prüfen, da der Eintragungsankrag gerechtfertigt ift, wenn die Eintragungsbewilligung rechts⸗ 
BGB, Kommentar von Reichsgerichtsräten. 9. Aufl. III. Bd. (Beſſau.) 3 
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beſtändig und formgerecht (8 29 GBO) iſt und die ſonſtigen nach Lage des Falles in Betracht 
kommenden Erforderniſſe des formellen Grundbuchrechts erfüllt find (RJA 7 S. 56, 278; OLG 
8, 303; 12, 309; 18, 212; K 51, 178). Aus demſelben Grunde braucht das Grundbuchamt regel⸗ 
mäßig (Ausnahmefall $ 20 G 0) in Fällen, in denen die Eintragung zur materiellen Rechts⸗ 
wirkſamkeit einer Einigung bedarf, nicht zu prüfen, ob eine ſolche Einigung vorliegt, zumal die ohne 
fie erfolgte Eintragung noch durch nachträgliche Einigung wirkſam werden kann (RX 21 A 309; 
28 A 267; OLG 25, 374; $ 873 U 7 „Form der Einigung“). — e) Eintragungsgrundſatz. Jede 
Rechtsänderung, die auf rechtsgeſchäftlicher Grundlage beruht, bedarf regelmäßig der Eintragung 
in das Grundbuch, mag ſie auf Begründung oder auf Übertragung, Belaſtung, Aufhebung, In⸗ 
halts oder Rangänderung eines Rechts an einem Grundſtück gerichtet fein (58 873, 875, 877, 880 
Abſ 2). Die Eintragung hat aber keine formelle Rechtskraft in dem Sinne, daß das Eingetragene 
unbedingt als wirklich zu Recht beſtehend gilt; vielmehr begründet ſie nur eine widerlegbare 
Vermutung für die Richtigkeit des eingetragenen Rechtszuſtandes ($ 891). Zu ihrer mate⸗ 
riellen Gültigkeit ift erforderlich, daß ihr eine auf die eingetragene Rechtsänderung gerichtete rechts⸗ 
wirkſame rechtsgeſchäftliche Erklärung der Beteiligten, insbeſondere eine Einigung zugrunde liegt. 
Erſt beim Zuſammentreffen dieſer Grundlage mit der Eintragung tritt die Rechtsänderung ein 
(den Fall der Nichtübereinſtimmung zwiſchen Einigung und Eintragung behandelt $ 873 A 10). 
Nach dieſer Richtung hat die Eintragung rechtsbegründende (konſtitutive) Wirkung. Eine 
andere Bedeutung hat die Eintragung einer Rechtsänderung, die ſich außerhalb des Grundbuchs 
vollzogen hat. Hier wirkt die Eintragung nur feſtſtellend (deklarativ); ſie ſoll durch Veröffent⸗ 
lichung der eingetretenen Rechtsänderung Schutz gegen Nachteile gewähren, die dem Berechtigten 
ſonſt durch den Rechtserwerb eines Dritten im Vertrauen auf die Richtigkeit des Grundbuchs (58 892f.) 
entſtehen könnten. Eintragungen mit dieſer Wirkung ergeben ſich aus den $$ 894, 895, 901, 1075 
Abſ 1, 1154 Abſ 2, 1163 ff., 1287 Satz 1, 1438 Abſ 3, 1485 Abſ 3, 1519 Abſ 2, auch ZPO 5 848 Abſ 2. 
In ſolchen Fällen beruht aber die Rechtsänderung regelmäßig nicht auf rechtsgeſchäftlicher Grund⸗ 
lage, ſondern auf anderem Rechtsgrunde (z. B. Erbfolge, Eintritt ehelicher Gütergemeinſchaft, Zu⸗ 
ſchlag in der Zwangsverſteigerung, Enteignung, Pfändung eines Anſpruchs auf das Grundſtück). 
Nur bei der Briefhypothek und Briefgrundſchuld vollzieht ſich die Übertragung, Nießbrauch⸗ 
beſtellung, Pfandrechtsbeſtellung ohne Eintragung außerhalb des Grundbuchs, auch wenn es ſich um 
Rechtsänderungen auf rechtsgeſchäftlicher Grundlage handelt (88 1154 Abſ 1, 1069, 1274, 1192); 
inſoweit beſtehen alſo Ausnahmen von dem Eintragungsgrundſatz bei rechtsgeſchäftlichen Rechts⸗ 
änderungen. Ferner iſt die Eintragung nicht erforderlich für die beſondern bergrechtlichen Ge⸗ 
brauchs- und Nutzungsrechte (4. B. Schürf- und Bohrrechte), die nach $ 8 PrallgBergch im Wege 
des Zwangsverfahrens erworben werden können und gemäß Art 22 Nr 2 Pra. BGB zur Erhal⸗ 
tung ihrer Wirkſamkeit gegenüber dem öffentlichen Glauben des Grundbuchs der Eintragung nicht 
bedürfen, und zwar auch dann nicht, wenn fie im Einzelfall gemäß $ 5 Prallg Berg durch freiwil⸗ 
lige Geſtattung des Grundeigentümers erworben find (RG 97, 38). Anderſeits gilt der Eintragungs⸗ 
grundſatz in beſtimmten Fällen auch für nicht auf Rechtsgeſchäft beruhende Rechts⸗ 
änderungen, jo daß die Eintragung auch hier Vorausſetzung der Rechtsänderung ift (z. B. 
Tabularerſitzung nach $ 900; wegen der übrigen Fälle $ 873 A 1). Hat ſich, abgeſehen von dieſen 
Fällen, eine nicht auf Rechtsgeſchäft beruhende Rechtsänderung außerhalb des Grundbuchs voll- 
zogen oder iſt die Eintragung einer rechtsgeſchäftlichen Rechtsänderung nichtig, weil ihr eine rechts⸗ 
wirkſame rechtsgeſchäftliche Grundlage fehlt, fo kann nach Maßgabe der gf 894 ff. Berichtigung 
des Grundbuchs verlangt werden, ſoweit nicht ein inzwiſchen erfolgter Rechtserwerb im guten 
Glauben an die Richtigkeit des Grundbuchs nach 89 892, 893 entgegenfteht. — d) Beſtimmtheits⸗ 
grundſatz. Nur ein beſtimmt bezeichnetes Grundſtück kann in das Grundbuch eingetragen 
und ſachenrechtlich belaſtet werden, da nur einzelne beſtimmte Sachen Gegenſtand des Sachenrechts 
find ($ 90). Die Belaſtung eines Vermögensinbegriffs kann nur in der Weiſe erfolgen, daß die ein- 
zelnen Sachen belaſtet werden (vgl. $ 1085). Der Bruchteil eines Grundſtücks kann nur dann be- 
laſtet werden, wenn er in dem Anteil eines Miteigentümers beſteht (58 1066, 1095, 1106, 1114, 
1192). Die Belaſtung des Grundſtücks muß inhaltlich beſtimmt fein; mindeſtens 
muß ſich ihr Höchſtbetrag aus dem Grundbuch ergeben ($$ 882, 1115, 1190, 1199 Abſ 2; EWG 88 45, 
46, 92, 121; 5 28 G80). Im übrigen bedeutet der Grundſatz: für das materielle Recht, daß das 
einzelne Grundſtücksrecht nach Perſon, ſachlichem Inhalt und Umfang beſtimmt feſtgelegt fein muß; 
für das formelle Recht, daß in der einzelnen Eintragung die ſachliche Beſtimmtheit grundbuch⸗ 
mäßig klar zum Ausdruck gelangen muß (RG 108, 296; Gruch 58, 1018; Warn 1927 Nr 143). Soll 
3. B. eine Wegegerechtigkeit zwar das ganze Grundſtück belaften, der Ausübung nach aber auf einen 
Teil des Grundſtücks beſchränkt fein, jo muß die Ausübungsſtelle genau bezeichnet werden ($ 1018 
A 5 Abſ 1). Eine Vormerkung auf Auflaſſung eines nicht näher bezeichneten Trennſtücks, das zum 
Eiſenbahnbau erforderlich wird, iſt wegen Unbeſtimmtheit des von ihr betroffenen Gegenſtandes 
nicht eintragbar (OLG 34, 228). Der Beſtimmtheitsgrundſatz iſt für das Grundbuchweſen von 
ausſchlaggebender Bedeutung, weil nur bei ſeiner Beachtung der Zweck des Grundbuchs erreicht 
wird, klare Rechtsverhältniſſe bezüglich der Grundſtücke zu ſchaffen; dieſer Grundſatz muß jedem 
Rechtswahrer allezeit geläufig fein (NG ZW 1938, 457186). Ausnahmsweiſe wurde bei der Be 
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laſtung von Grundſtücken mit Geldleiſtungen zu beſtimmten ziffernmäßigen, in alter Reichswäh⸗ 
rung ausgedrückten Summen der Beſtimmtheitsgrundſatz durchbrochen, als infolge außerordent- 
licher Geldentwertung durch den Währungsverfall der Wert des eingetragenen Betrags derart 
geſunken war, daß er in ungewöhnlich großem Mißverhältnis zum Wert zur Zeit der Eintragung 
ſtand damals wurde an die Stelle des eingetragenen Betrags ein nach den gegenwärtigen wirt. 
ſchaftlichen Verhältniſſen dem früheren Wert entſprechender Betrag geſetzt, ſo daß in Wahrheit 
eine Erhöhung der Belaſtung des Grundſtücks ſich nicht ergab (NG 108, 296). Von ähnlichen Ge⸗ 
ſichtspunkten aus brachten Durchbrechungen des Beſtimmtheitsgrundſatzes das RGeſ v. 23. 6. 1923 
über die Eintragung wertbeſtändiger Hypotheken ($ 1113 A 4), das RGeſ vom 18. 8. 1923 über die 
Aufwertung und Umwandlung von Geldbezügen aus Altenteilsverträgen ſowie die bald darauf 
einſetzende Geſetzgebung über die Aufwertung von Hypotheken, Grundschulden, Rentenſchulden, 
Reallaſten (Vorbem 7 vor $ 1113). Soweit aber ſolche Ausnahmen nicht ausdrücklich geſetzlich 
zugelaſſen ſind, iſt an dem Beſtimmtheitsgrundſatz unbedingt feſtzuhalten (RG 143, 426; Warn 
1934 Nr 10), zumal er auch weſentlich dem Zweck dient, das Rangverhältnis der eingetragenen 
Rechte ſicherzuſtellen (MG 143, 428). — e) Vorrangsgrundſatz. Das Rangverhältnis der das 
Grundſtück belaſtenden eingetragenen Rechte beſtimmt ſich nicht nach dem Alter ihrer Begrün⸗ 
dung, das vielfach aus dem Grundbuch nicht erſichtlich fein wird, ſondern dem Eintragungsgrund⸗ 
ſuß gemäß nach der Reihenfolge der Eintragungen, ſofern nicht etwa eine abweichende Beſtim⸗ 
mung eingetragen iſt; dabei ift unerheblich, ob die nach $ 873 erforderliche Einigung vor ober nach 
der Eintragung erfolgt ift. Nur wenn die Rechte in verſchiedenen Abteilungen des Grundbuchs 
eingetragen ſind, hat das unter einer früheren Zeitangabe eingetragene Recht den Vorrang, wäh⸗ 
rend bei gleicher Zeitangabe die Rechte gleichen Rang haben ($ 879). er 

4. Den Grundſtücken gleichgeſtellt find außer dem Anteil des Miteigentümers ($$ 1008, 1066, 
1085, 1106, 1114, 1192) das Erbbaurecht und die in den Arkt 63, 68, 196 Ech der landesgeſetlichen 
Regelung vorbehaltenen Rechte mit Grundſtückseigenſchaft (Erbpachtrecht, Abbaurecht uſw.). 
Grundſätzliche Ausführungen über ſolche grundſtücksgleichen ſelbſtändigen Gerechtigkeiten des 
früheren preußiſchen Rechts finden fich z. B. in HAN 1934 Nr 571; vgl. auch über den Umfang 
der Immobiliarmaſſe bei preußiſchen ſelbſtändigen Kohlenabbaugerechtigleiten RG 61, 190; Gruch 
82. Die Behandlung dieſer Rechte in formellrechtlicher Hinſicht ergibt ſich aus den $$ 8, 118 
GBO. Die Abbaugerechtigkeit, bei der der Berechtigte die vorkommende Kohle mit ihrer Gewin⸗ 
nung zu Eigentum erwirbt, kann ebenſo wie das Erbbaurecht (8 26 VO) und das auf Verleihung 
beruhende Bergwerkseigentum ($ 161 PıABerg®) aufgehoben werden, und zwar durch rechts⸗ 
geſchäftlichen Verzicht nach Maßgabe des $ 875; Folge der Aufhebung ift, daß die als ſelbſtändige 
Befugnis erlöſchende Abbaubefugnis wieder zur Befugnis des Eigentums wird (OLG 45, 219). 
Eine ſelbſtändige Abbaugerechtigkeit, die ein beſonderes Grundbuchblatt hat, kann auch mit einer 
Grunddienſtbarkeit (3. B. einem Wegerecht) belaſtet werden (OLG 45, 221). 


8 873 
) Zur Übertragung 2) des Eigentums ?) an einem Grundftüde ), zur Be⸗ 
laſtung 5) eines Grundſtücks ) mit einem NRechte®) ſowie zur Übertragung ?) 
oder Belaſtung 5) eines ſolchen Rechtes ö) ift die Einigung *) des Berechtigten e) 
und des anderen Teiles 9) über den Eintritt der Nechtsänderung und die Ein- 


tragung der Nechtsänderung 10) in das Grundbuch 1) erforderlich, ſoweit 
nicht das Geſetz ein anderes vorſchreibt 1), 

Vor der Eintragung ſind die Beteiligten an die Einigung nur gebunden !), 
wenn die Erklärungen gerichtlich oder notariell beurkundet 1“) oder vor dem 
Grundbuchamt abgegeben 10) oder bei dieſem eingereicht find 1°) oder wenn 
der Berechtigte dem anderen Teile eine den Vorſchriften der Grundbuch- 
ordnung entſprechende Eintragungsbewilligung ausgehändigt hat 17). 

E 1 828 11 7904; M 3 158ff.; P 3 62ff., 177ff., 4 725. 


1. 5873 behandelt nur rechtsgeſchäſtliche Verfügungen Über Rechte an Grundftüden und 
unterwirft die auf dieſer Grundlage beruhenden Rechtsänderungen dem materiellen Einigungs⸗ 
Pe Elntragungsgrundſatz (Vorbem 3b, e vor 9873). Rechtsänderungen, die eine andere 
lage haben, gehören nicht hierher; für fie iſt $ 873 nicht maßgebend. Sie ſcheiden ſich in 
*. che, die ohne Einigung und Eintragung eintreten, alſo weder dem Einigungs noch dem Ein⸗ 
ragungsgrundſatz unterliegen, und in ſolche, die zwar keine Einigung, wohl aber die Ein. 
ae UT Vorausſetzung haben. Fälle von Rechtsänderungen ohne Einigung und Eintragung 
660 VOR find: Übergang des Vermögens einer aufgelöften juriltifchen Perſon auf den Fiskus 
2 88); Rüdjall zufolge Anfechtung eines anfechtbaren dinplichen Rechtsgeſchäfts (9 142); Eintritt 

er auflöfenden Bedingung, eines Endtermins, des Todes eines auf Lebenszeit Berechtigten, z. B. 
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des Nießbrauchers (88 158, 163, 1061; GBO 88 23f.): Übergang des Anteils eines ausſcheidenden 
Geſellſchafters am Geſellſchaftsvermögen auf die verbleibenden Geſellſchafter ($ 728; HGB $ 142, 
5925 A 4); Begründung der für einen Überbau oder einen Notweg zu entrichtenden Rente 
(s 912 Abſ 2, 88 913f., $ 917 Abſ 2); Entſtehung des Nießzbrauchs und der Sicherungshypothek 
kraft Geſetzes gemäß $$ 1075 Abſ 1, 1287 Sat 1 (vgl. auch $ 848 Abſ 2 IPOD u. Ach 60, 224); 
Übergang eines Grundſtücksrechts, insbeſondere einer Hypothek, auf den Eigentümer, den per⸗ 
ſönlichen Schuldner uſw. kraft Geſetzes zufolge Vereinigung oder Befriedigung (88 889, 1143, 
1150, 1163 f., 1170—1177, 1182, 1192, 1200; ZPO $ 868, 3G 8 128); Rechtsübergang zufolge 
Eintritts der ehelichen Gütergemeinſchaft und der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft (58 1438, 
1483, 1485, 1519, 1549); Übergang des Anteils eines Abkömmlings am Geſamtgut der 
fortgeſetzten Gütergemeinſchaft in den Fällen der 58,1490 f.; Entſtehung der dem Ehemann oder 
dem Inhaber der elterlichen Gewalt zuſtehenden nießbrauchähnlichen Rechte am eingebrachten 
Ehegut oder am nicht freien Kindesvermögen (59 1363, 1649, 1686); Erwerb durch Erbſchaft 
(88 1922, 1942, 2096, 2100), Nacherbfolge (58 2016, 2139), Übertragung des Anteils eines Mit⸗ 
erben am Nachlaſſe ($ 2033; OLG 4, 189; 5, 426); dagegen gehören nicht hierher der Erwerb auf 
Grund eines Vermächtniſſes ($ 2174), eines Vorausvermächtniſſes ($ 2150), eines Erbſchafts⸗ 
kaufs von dem Alleinerben ($ 2374) ſowie auf Grund einer Teilungsanordnung ($ 2048). Fälle 
von einigungs- und eintragungsloſen Rechtsänderungen nach Reichsrecht außerhalb des 
Boh B: Rechtserwerb durch Pfändung und durch Überweiſung einer Briefhypothek oder Brief⸗ 
grundſchuld an Zahlungs Statt (88 830, 837, 857 Abſ 6 ZPO) Erwerb eines Grundſtücks durch 
Zuſchlag in der Zwangsverſteigerung (58 90, 130 3G, $ 870 ZPO; Eintragung des verſtorbenen 
Erſtehers: 4% 1933, 705°). Fälle ſolcher Rechtsänderungen nach Landesrecht gemäß den Vor⸗ 
behalten für die Landesgeſetzgebung im EG: Art 59 (Fideikommiß⸗, Lehnsfolge); 62 (Renten- 
alter: vgl. KOR 47, 162: die Rentengutsbildung nebſt Übernahme einer Rentenbankrente nach 
der preußiſchen Rentengutsgeſetzgebung hat dingliche Wirkung auch gegenüber dem Beſitznach⸗ 
folger) ; 64 (Erwerb auf Grund Anerbenrechts); 65 (Erwerb von Anlandungen, Inſeln, Flußbetten); 
67 (Grundabtretung für Bergbau); 109 (Enteignung); 112 (Veräußerung und Belaſtung von 
Privat⸗ und Kleinbahnen); 113 (Zuſammenlegung bei Gemeinheitsteilungen); 126 (Übertragung 
von Grundeigentum des Staates, eines Kommunalverbandes); 127 (buchungsfreie Grundſtücke). 
Im BGB vorgeſehene Fälle von nicht auf Rechtsgeſchäft beruhenden Rechtsänderungen, 
die der Eintragung bedürfen, find: Tabularerſitzung (8 900); Eigentumserwerb des Eigenbeſitzers 
nach der im Aufgebotsverfahren erfolgten Ausſchließung des eingetragenen Eigentümers ($ 927); 
Erwerb des Eigentums an einem vom Eigentümer aufgegebenen Grundſtück durch den Anfall⸗ 
berechtigten ($ 928; EG Art 129; 356 15, 112); Entſtehung von Sicherungshypotheken an Grund⸗ 
ſtücken des Vormundes, Pflegers oder Beiſtandes auf Eintragungserſuchen des Vormundſchafts⸗ 
gerichts (98 1844, 1915, 1693; Fc § 54). Solche Fälle nach Reichsrecht außerhalb des BGB: 
Entſtehung der Zwangs- und Arreſthypotheken (JO 88 866 f., 982); Rechtserwerb durch Pfäu⸗ 
dung und durch Überweiſung einer Buchhypothek, einer Buchgrundſchuld, einer Reallaſt an dal 
lungs Statt (ARD 8 830 Ah 1 Satz 3, $ 837 Abi 1 Satz 2, Abſ 2, $ 857 Abſ 6): Erſetzung der Wil⸗ 
lenserklärung des Berechtigten durch Urteil (3 PO 89 894ff.); Entſtehung der auf Erſuchen des 
Vollſtreckungsgerichts einzutragenden Sicherungshypotheken für die Forderungen der Realberech⸗ 
tigten gegen den Erſteher eines zwangsverſteigerten Grundſtücks (ZUG $ 128 Abſ 3). Ein Fall 
nach Landesrecht gemäß einem Vorbehalt für die Landesgeſetzgebung im EG: Entſtehung einer 
Sicherungshypothek für den Fiskus, eine Körperſchaft uſw. an Grundſtücken des Schuldners 
auf behördliches Erſuchen (Art 91 EG). — Von den rechtsgeſchäftlichen Verfügungen behandelt 
5 873 nur die Neubegründung und die Übertragung von Rechten an Grundſtücken 
und von Rechten an ſolchen Rechten. Die Aufhebung und die Anderung des Inhalts ſolcher Rechte 
regeln die 8 875877, die Anderung des Ranges $ 880. 

2. Der Ausdruck Übertragung iſt nicht ganz zutreffend gewählt. Nach dem Sprachgebrauch 
des BGB braucht die Übertragung nicht immer eine le zu fein. Bei Forderungen 
und andern Rechten unterſcheidet das BOB zwiſchen Übertragung durch Vertrag (58 398, 413) 
und Übertragung kraft Geſetzes ($ 412), und Art 126 Ech enthält einen Vorbehalt für die Über⸗ 
tragung von Grundeigentum „durch Landesgeſetz“. Im $ 873 iſt jedoch unter „Übertragung“ 
nur eine rechtsgeſchäftliche Übertragung zu verſtehen. Das ergibt ſich von ſelbſt aus dem für die 
Übertragung aufgeſtellten Erfordernis der Einigung. Danach ſcheiden von der Anwendung 
des $ 873 aus Übertragungen des Eigentums oder eines ſonſtigen Rechts an einem Grund⸗ 
ſtück, die auf einer nicht rechtsgeſchäftlichen Grundlage, insbeſondere kraft Ge⸗ 
ſetzes, erfolgen. Die einzelnen Fälle ſolcher Übertragungen ſind bereits in A1 zuſammen⸗ 
geſtellt. Andererſeits findet $ 873 aber auch Anwendung auf ſolche Fälle, in denen das 
Geſetz einen (ſchuldrechtlichen) Anſpruch auf Übertragung gewährt; die Veräußerung 
iſt dann zwar keine freiwillige, doch findet auch kein unmittelbarer Rechtsübergang kraft Geſetzes 
ſtatt. Solche Fälle geſetzlicher Anſprüche auf Rechtsübertragung ſind gegeben: bei der Ausein⸗ 
anderſetzung einer Gemeinſchaft, einer Geſellſchaft, einer ehelichen Gütergemeinſchaft, einer Erben⸗ 
gemeinſchaft (88 752ff.; $ 731; 98 1477 Abſ 1, 1498, 1546; $ 2042); beim Grenzüberbau ($ 915); 
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bei der Behebung einer Grenzverwirrung ($ 920); beim Vermächtnis oder Vorausvermächtnis 
(88 2174, 2150). Auch in dieſen Fällen vollzieht ſich alſo die Rechtstibertragung ſelbſt erſt und nur 
durch Einigung und Eintragung, wobei zur Übertragung von Eigentum an Grundſtücken die Eini⸗ 
gung in der Form der Auflaſſung erforderlich iſt (§ 925 A 2). — Vorausſetzung für die Übertragung 
iſt die Übertragbarkeit. Von den Rechten an einem Grundſtück find nicht übertragbar: die Grund⸗ 
dienſtbarkeit ($ 1018); das Vorkaufsrecht und die Reallaſt, ſofern fie als ſubjektiv dingliche Rechte 
beſtellt find (5 1094 Abſ 2, 1103 Abſ 1, 1105 Abſ 2, 1110), da fie ihrer Natur nach nicht von dem 
berechtigten Grundſtück getrennt werden können; ferner nach ausdrücklicher Vorſchrift: der Nieß⸗ 
brauch ($ 1059 Satz 1), die beſchränkte perſönliche Dienſtbarkeit ($ 1092 Satz 1), das ſubjektiv⸗ 
perſönliche Vorkaufsrecht, ſofern nicht ein anderes beſtimmt ift (88 514, 1098). Wegen der Zu⸗ 
läſſigkeit einer Überlaſſung der Ausübung des Nießbrauchs und der beſchränkten perſönlichen 
Dienstbarkeit vgl. $ 1059 Satz 2, $ 1092 Satz 2 und wegen der beſchränkten Übertragbarkeit der 
ſubjektiv perſönlichen Reallaſt $ 1111 Abſ 2. Bei Hypotheken und Grundschulden kann gemäß 
den 99 399, 413 die Übertragbarkeit vertraglich ausgeſchloſſen werden (F 1153 A 1 a. E.). 
3. Den Begriff des Eigentums erläutert $ 903 A 1. Die zur Übertragung erforderliche Eini⸗ 
gung muß, wenn ſie Grundeigentum betrifft, in der Form der Auflaſſung ($ 925) erfolgen. Das 
Eigentum an einer Sache kann mehreren zuſtehen, und zwar entweder als Miteigentum nach 
Bruchteilen (8 1008—1011) oder als Eigentum zur geſamten Hand, wie bei der Geſellſchaft, der 
ehelichen Gütergemeinſchaft, der Erbengemeinſchaft. Im erſten Falle kann jeder Miteigentümer 
nach f 747 über feinen Anteil verfügen, während in den Fällen des Geſamthandeigentums nach 
den 85 719, 1442, 2033 Einzelverfügungen der Teilhaber rechtlich unwirkfam find. 5 
4. Eine Begriffsbeſtimmung für Grunpftüd enthält das BGB nicht. Die GBO beſtimmt 
im 52 Abſ 2, daß die Bezeichnung der Grundſtücke nach einem amtlichen Verzeichnis erfolgt, 
deſſen einrichtung der Reichsminiſter der Juſtiz beſtimmt, im g 3, daß jedes Grundſtück ein beſon 
deres Grundbuchblatt erhält, im $ 4, daß über mehrere Grundſtücke desſelben Eigentümers unter 
Jewoiſſen Vorausſetzungen ein gemeinſchaftliches Grundbuchblatt geführt werden kann, und im $ 7, 
daß im Falle der beſonderen Belaſtung eines Grundſtücksteils dieſer von dem Grundſtück abge- 
ſchrieben und als ſelbſtändiges Grundstück eingetragen werden foll. Daraus ift zu folgern, daß als 
ein einheitliches ſelbſtändiges Grundſtück im Sinne des BGB ein gegen andere Teile räum⸗ 
lich abgegrenzter Teil der Erdoberfläche anzuſehen iſt, der im Grundbuch eine beſondere Stelle 
hat und dort als ſelbſtändiges Grundſtück gebucht ift, ſei es für ſich allein auf einem beſonderen 
Grundbuchblatt, ſei es auf einem gemeinſchaftlichen Grundbuchblatt unter einer beſonderen Num⸗ 
mer im Verzeichnis der Grundſtücke (R 84, 270; JW 1910, 601; OLG 21, 404; RIA 11, 233; 
RO 37 A 209; 49, 233; Idch 8, 207; vgl. RG 68, 25). Dagegen ſtellt nicht etwa grundſätzlich 
jede Fläche, die im Kataſter, d. i. in dem durch § 2 Abſ 2 08 vorgeſchriebenen amtlichen Ver⸗ 
zeichnis, unter einer beſonderen Nummer eingetragen iſt, auch ſchon „ein Grundſtück“ im Sinne 
des materiellen Liegenſchaftsrechts dar. Ein Grundstück kann vielmehr aus mehreren ſolchen 
Flächen (Parzellen) zuſammengeſetzt ſein; es kann aber auch aus nur einer ſolchen Fläche (Parzelle) 
beſtehen. Im erſten Falle müſſen die mehreren Flächen im Grundbuch zu einem Grundſtück zu⸗ 
ſammengefaßt fein (Oc 21, 405); im zweiten Falle muß die einzelne Fläche durch Zuweiſung 
einer gejonderten Stelle im Grundbuch ſich als ein für fich allein beſtehendes Grundſtück darſtellen. 
Anderſeits ſind mehrere Grundflächen, die zwar auf demſelben Grundbuchblatt eingetragen, aber 
im Beſtandsverzeichnis unter beſonderen Nummern gebucht und mit einem Kennzeichen der Selb⸗ 
ſtändigkeit verſehen ſind, als mehrere ſelbſtändige Grundſtücke zu erachten; wie auch mehrere 
Grundſtücke durch Eintragung auf einem gemeinſchaftlichen Grundbuchblatt ihre Selbſtändigkeit 
nicht verlieren, ſofern fie nicht gemäß $ 890 miteinander vereinigt werden oder das eine dem andern 
ʒals Beſtandteil) zugeſchrieben wird (KJ 23 A 221; 49, 235; OLG 8, 300). Für die Frage, ob 
mehrere auf einem Grundbuchblatt eingetragene Grundflächen rechtlich ein einheitliches Grund⸗ 
ſtück oder mehrere ſelbſtändige Grundſtücke bilden, iſt auch weder maßgebend, ob fie wirtſchaft⸗ 
lich ein Ganzes bilden oder je für ſich beſtehen, noch entſcheidend, ob ſie räumlich voneinander 
getrennt ſind oder in räumlichem Zuſammenhang miteinander ſtehen (OLG 21, 405; KGJ 49, 
234). — Sind Flächen im Grundbuch nicht eingetragen, ſo wird die Frage, ob und inwie⸗ 
weit ſie zuſammen als ein einheitliches Grundſtück oder je für ſich als ſelbſtändige Grundſtücke an⸗ 
zuſehen find, aus der natürlichen Lage, dem wirtſchaftlichen Zuſammenhang und der Zugehörig⸗ 
keit von alters her zu entſcheiden fein. — Wegen der Rechte, die den Grundſtücken hinſichtlich 
der Verfügung darüber gleichgeſtellt find, vgl. $ 903 A 2. g 
Grundſtücksbeſtandtelle teilen bei Verfügungen, insbeſondere auch bei der Eigentums- 
übertragung und der Belaſtung, das rechtliche Schickſal des ganzen Grundſtücks, und zwar die 
weſentlichen ($ 93) unbedingt, die nicht weſentlichen immer dann, wenn ſie nicht von der Ver⸗ 
jügung ausgenommen worden find ($ 926 A 3). Als weſentliche Beſtandteile des Grundſtücks 
kommen hier beſonders in Betracht die mit dem Grund und Boden feft und dauernd verbundenen 
Gebäude ſowie die Erzeugniſſe, folange fie mit dem Boden zuſammenhängen ($ 94 Abſ 1 Satz 1, 
8400). Da fie nach $ 93 nicht Gegenſtand beſonderer Rechte fein können, unterliegen ſie der Ver⸗ 
fügung nur zuſammen mit dem Grundſtück. Daher kann z. B. weder das Eigentum an einem 
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ſolchen Gebäude oder an einem Walde für ſich allein ohne das Grundſtück übertragen noch ein 
dingliches Recht daran beſonders beſtellt werden (593 A 7). Vorausſetzung für die Beſtandt eils 
eigenſchaft ift aber (abgeſehen von dem Fall des $ 95: dort A 1), daß die Gegenſtände auf einer 
Fläche ſtehen, die Teil des Grundſtücks iſt. Greift ein Gebäude auf ein anderes Grundſtück hin über, 
fo ift der hinüberreichende Teil nicht Beſtandteil des diesſeitigen Grundſtücks (994 A 3, 9 921 A 1). 
Ein einzelner (realer) Grundſtücksteil iſt nicht weſentlicher Beſtandteil des ganzen Grundſt ücks, 
da er von dieſem getrennt werden kann, ohne daß der eine oder der andere Teil in ſeinem Weſen 
als Teil der Erdoberfläche verändert wird ($ 93). Daher kann ein ſolcher Flächenteil des Grund- 
ſtücks für ſich allein veräußert und beſonders belaſtet werden (J 93 A 6). Uber die Buchung in 
dieſen Fällen vgl. die 38 3, 4, 7, 48 GBO. Ein (ideeller) Bruchteil eines Grundſtlicks kann 
kein beſonderes Grundbuchblatt erhalten, weil er nicht für fich ein Grundſtück, eine Bodenfläche 
iſt (RIA 4, 231). Da nach BGB das Anteilrecht des Miteigentümers einer Sache auch Sach ⸗ 
eigentum ift, erfolgt die Veräußerung und Belaſtung eines Grundſtücksbruchteils nach den für 
Grundſtücke geltenden Vorſchriften ($ 925 A 4). Mit Vorkaufsrecht, Reallaſt und hypothekariſchen 
Rechten kann er aber nur belaſtet werden, wenn er in dem Anteil eines Miteigentümers beſteht 
(55 1095, 1106, 1114, 1192, 1199). 


Zubehör eines Grundſtücks können nach $ 97 Abſ 1 Satz 1 nur bewegliche Sachen jein, nicht 
Grundſtücke. Daher kann ein Grundſtück nicht einem andern als Zubehör zugeſchrieben werden 
(RG JW 1910, 60%); vielmehr iſt nur die Zuschreibung als Beſtandteil zuläſſig ($ 890). Über die 
Rechtsſtellung des Zubehörs zum Grundſtück im Falle der Verfügung enthält das BOB keine all⸗ 
gemeine Vorſchrift. Sonderbeſtimmungen hierüber geben die $$ 926, 1031, 1093, 1096, 1120. 


5. Belaſtung eines Grundſtücks. Belaſtung iſt nach dem Sprachgebrauch des BGB die 
Begründung eines (im Verhältnis zum Eigentumsrecht beſchränkten) dinglichen Rechts an einem 
fremden Gegenſtand. Die Begründung kann durch Geſetz oder durch Rechtsgeſchäft erfolgen. 
Im 8 873 iſt aber unter „Belaſtung“, ebenſo wie unter „Übertragung“ (A 2), nur eine auf 
Rechtsgeſchäft beruhende Begründung zu verſtehen; dies ergibt, ſich daraus, daß zur Entſtehung 
der Belaſtung eine Einigung erfordert wird. Die auf Geſetz beruhenden Belaſtungen 
bedürfen zur Entſtehung einer Einigung nicht; fie find in A 1 unter den nicht rechtsgeſchäftlichen 
Rechtsänderungen aufgeführt ($$ 912 ff., 917, 1075, 1287, 1363, 1649 1686 BGB; 59 830, 875 
Abſ 6, 867, 932 3 PO; 8 128 3G; Art 91 ES) und ſcheiden daher hier aus. Ferner kommen 
hier nicht in Betracht die T gm Nachbarrechte (58 906— 909; Art 124 Ech), da ſie nicht 
Belaſtungen im Sinne des BOB, ſondern geſetzliche Einſchränkungen des Eigentumsrechts dar⸗ 
ſtellen (OLG 1,380, Vorbem 2). — Die Rechtsverhältniſſe der auf öffentlich-rechtlichen Titeln 
beruhenden Laſten (Grundſteuer, gemeine Laſten, Kommunalabgaben uſw.) beſtimmen ſich 
nach Landesrecht, da das öffentliche Recht vom BGB überhaupt nicht berührt wird. Die auf einem 
Grundſtück ruhenden öffentlichen Laſten als ſolche ſind von der Eintragung in das Grundbuch aus⸗ 
geſchloſſen, es fei denn, daß ihre Eintragung geſetzlich beſonders zugelaſſen oder angeordnet iſt 
(554 G80). Das gilt ohne Rüdficht darauf, ob eine öffentliche Laſt zu den gemeinen oder zu den 
beſonderen Laſten zu rechnen iſt (JW 1937, 89328). Soweit aber eine öffentliche Saft am 1. 4. 1936 
eingetragen war, behält es dabei ſein Bewenden; doch darf fie, einmal gelöſcht, nicht wieder ein- 
getragen werden, gleichviel ob die Löſchung zu Recht oder zu Unrecht erfolgte (J 15, 95). In 
Ic 4, 373 iſt anerkannt die Eintragungsfähigkeit der nach $ 121 Pr. Waſſerch v. 7. 4. 1913 vom 
Uferanlieger mit waſſerpolizeilicher Genehmigung übernommenen Verpflichtung zur Unterhal⸗ 
tung eines Ufergrundſtücks. Dagegen fallen unter $ 873 (auch hier wie bei der Übertragung: A 2) 
die Fälle, in denen eine Belaſtung nicht unmittelbar kraft Geſetzes entſteht, ſondern das Geſetz 
nur einen (ſchuldrechtlichen) Anſpruch auf Beſtellung des Rechts am Grundſtück gibt, z. B. der 
Fall des $ 648, wonach der Bauunternehmer die Einräumung einer Sicherungshypothek an dem 
Baugrundſtück des Beſtellers verlangen kann. Zur Rechtsbegründung ſelbſt iſt in ſolchen Fällen 
alſo Einigung und Eintragung nötig. Wird daher durch letztwillige Anordnung dem Erben 
eine Belaſtung (an einem Nachlaßgrundſtück oder an einem zum Nachlaß gehörigen Recht an einem 
Grundſtückh zugunſten eines Vermächtnisnehmers auferlegt, fo iſt zur Begründung des vermachten 
Rechts nach § 873 Einigung zwiſchen dem Erben und Vermächtnisnehmer über die Beſtellung 
des Rechts und Eintragung erforderlich; denn dem Vermächtnisnehmer ſteht nur ein Anſpruch 
auf Beſtellung des Rechts (z. B. des Nießbrauches) zu (58 2174, 2150). — $ 873 umfaßt neben dem 
Fall der Belaſtung des Grundſtücks ſelbſt auch den Fall der Belaſtung eines Rechtes an einem 
Grundftün (der Belaſtung einer Belaſtung). In dieſer Hinficht ift zur Belaſtung die Übertragbar- 
keit des zu belaſtenden Rechts erforderlich (A 2 a. E.). Deshalb können als belaſtungsfähige Rechte 
an Grundſtücken im weſentlichen nur die Reallaſten, Hypotheken und Grundſchulden in Betracht 
kommen. Als zuläſſige Belaſtungen eines Rechts find im BOB nur Nießbrauch und Pfandrecht 
anerkannt. Dieſe werden gemäß $$ 1069, 1080, 1274, 1291 nach den für die Übertragung des 
Rechts geltenden Vorſchriften rechtsgeſchäftlich beſtellt. Das Erbbaurecht (früher 99 1012—1017, 
jetzt BO v. 15. 1. 1919) und die übrigen den Grundſtücken gleichgeſtellten Rechte (8 903 A 2) 
können aber ebenſo wie die Grundſtücke ſelbſt belastet werden; an ihnen können alſo nicht nur 
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ein Nießbrauch, ſondern auch die andern nach BGB zuläſſigen (A 6) Grundſtücksbelaſtungen be⸗ 
ſtellt werden, insbeſondere Grunddienſtbarkeiten und Hypotheken. 

6. Der Kreis der dinglichen Rechte, mit denen ein Grundſtück belaſtet werden kann, 
iſt ein geſchloſſener. Andere als die vom BGB zugelaſſenen dinglichen Rechte können, ſelbſt 
wenn ſie nach früherem Rechte zuläſſig waren, unter der Herrſchaft des BGB durch Einigung 
und Eintragung an einem Grundſtück nicht rechtswirkſam begründet werden. Ebenſowenig 
tönnen die zugelaſſenen dinglichen Rechte mit einem andern Inhalt beſtellt und in das 
Grundbuch eingetragen werden als mit dem Inhalt, der im Geſetz beſtimmt iſt (Vorbem 2). 
Die zugelaſſenen Rechte find: Erbbaurecht (A 5), Dienſtbarkeiten (58 1018, 1030, 1090), 
Vorkaufsrecht (5 1094), Reallaſt (5 1105), Hypothek, Grund-, Rentenſchuld (8 1113, 1191, 1199). 
Über nicht zugelaſſene und daher auch nicht eintragungsfähige Rechte vgl. Vorbem 2. Hinzu- 
zufügen ift, daß auch die Beſtellung eines Beſitz und Nutzungspfandrechts (Antichreſe) 
an Grundſtücken mit dinglicher Wirkung ausgeſchloſſen ift, da das BOB ein ſolches Recht an Grund 
ſtücken (für bewegliche Sachen vgl. 88 1213, 1214) nicht erwähnt (RG 48, 63; O8 1, 261; RIA 3, 
216). Der Zweck des Nutzungspfandrechts kann aber im weſentlichen durch Bestellung eines 
Nießbrauchs erreicht werden (RG 68, 10; RM 3, 216); doch darf der Nießbrauch nicht mit den 
dem Weſen dieſes Rechts nach BGB widerſtreitenden Merkmalen des Nutzungspfandrechts 
d werden (NIA 3, 216). Zuläſſig iſt dagegen, daß zwiſchen den Vertragſchließenden 
Rechte und Pflichten, wie ſie dem Nutzungspfandrecht entſprechen, mit ſchuldrechtlicher Bin ⸗ 
dung ſeſtgeſetzt werden, da auf dem Gebiet der Schuldverhältniſſe Vertragsfreiheit beſteht. 
Ein ſchon vor Inkrafttreten des BGB rechtswirkſam begründetes Nutzungspfandrecht bleibt 
Au Art 184 CG auch nach dieſem Zeitpunkt beſtehen, da es ein aus Pfandrecht und beſchränktem 
„pungsrecht zuſammengeſetztes Recht an fremder Sache iſt (RG 47, 56; OLG 1, 261). Auch 
ſonſtige Rechte an einem Grundſtück, die unter der Herrſchaft des BGB nicht mehr begründet 
werden können, bleiben nach Art 184 Ech beſtehen, wenn fie ſchon vor Inkrafttreten des 
B Bals dingliche Rechte begründet worden find. Ferner haben Rechte, die nach früherem Recht 
ohne Eintragung mit Wirkung gegen Dritte begründet werden konnten und nicht eingetragen 
worden ſind, insbeſondere ſolche, die ſich auf die den Landesrechten vorbehaltenen 
Rechtsgebiete beziehen (Artt 62, 64, 65, 6769, 73, 74, 196 Ech), durch das Inkrafttreten 
des die Eintragung erfordernden BGB ihre Geltung nicht verloren (RG 55, 315; 56, 13; 63, 6; 
66, 30). Handelt es ſich aber um Rechte, die zwar ohne Eintragung dinglich waren, aber ſchon 
nach früherem Recht (z. B. nach 9 12 Abi 1 Pr&ch v. 5. 5. 1872) zur Wirkſamkeit gegen Dritte der 
Eintra zung bedurften, ſo müſſen fie unter der Herrſchaft des BGB zur Eintragung gebracht werden, 
wenn ſie Wirkſamkeit gegen dritte Erwerber haben ſollen (MG 66, 28; 87, 171; JW 1904, 2281; 
9 892 A 3). Die Übertragbarkeit und Belaſtbarkeit ſolcher Rechte gehören zu ihrem Inhalt. Daher 
richten fie ſich nach bisherigem Recht (Art 184 EG), ſoweit die Rechte nicht ohnehin den vorbehal- 
tenen Landesrechten angehören. Dagegen ift für die Übertragung und die Belaſtung ſelbſt (abge- 
ſehen von Rechten, die den vorbehaltenen landesrechtlichen Rechtsgebieten angehören), das BGB, 
alſo auch $ 873, maßgebend (RG 59, 292). Iſt eine Grunddienſtbarkeit, die nach früherem Recht 
ohne Eintragung begründet werden konnte, ſeinerzeit außerhalb des Grundbuchs wirkſam ent⸗ 
ſtanden und jetzt im Grundbuch noch nicht eingetragen, ſo kann nach Art 187 Abſ 1 EG ihre Ein! 
tragung verlangt werden. 

7. Einigung über den Eintritt der Rechtsänderung. Sie iſt das erſte Erfordernis für die 
rechtsgeſchäftliche Anderung der Rechte an Grundſtücken, insbeſondere alſo für die Übertragung 
des Eigentums und die Beſtellung, Übertragung und Belaſtung beſchränkter dinglicher Rechte. 
sit fie unter den Beteiligten nicht zuſtande gekommen, jo tritt die Rechtsänderung nicht ein. Auch 
bei beweglichen Sachen wird eine Einigung erfordert im $ 929 für die Übertragung des Eigen⸗ 
tums, im $ 1032 für die Beſtellung eines Nießbrauchs, im $ 1205 für die Beſtellung eines Pfand⸗ 
rechts. Ferner ſpielt die Einigung eine Rolle im $ 1260 für die Beſtellung des Pfandrechts an 
einem Schiff und im $ 854 Abſ 2 für den Beſitzerwerb. Überall ift die Einigung ein ſelbſtändiger 
abſtrakter Vertrag, der lediglich die unmittelbare Herbeiführung einer Rechtsänderung an 
einer Sache zum Gegenſtand hat (ſog. dinglicher Vertrag: M3, 172; RG 48, 135; 50, 82; 52, 114; 
66, 99; 89, 371; 99, 68). Vertragsnatur hat ſie deswegen, weil die rechtsgeſchäftlichen Erklä⸗ 
rungen der als Veräußerer und Erwerber ſich gegenüberſtehenden Beteiligten auf Erreichung 
eines gemeinſamen rechtlichen Zwecks gerichtet ſind und derart in Wechſelbeziehung zueinander 
eben daß fie ſich gegenſeitig bedingen (R® 50, 82; 63, 184; 66, 389; 68, 99; 89, 371; 99, 68; 
AA 2, 85; 3, 263; 263 37 A 284). Allerdings unterſcheidet ſich dieſer dingliche Vertrag von den 

3 auf dem Gebiet der Schuldverhältniſſe darin, daß er nicht auf die Erzeugung einer Ver⸗ 
1 ichtung, eines Anspruchs, ſondern unmittelbar auf Begründung oder Anderung eines dinglichen 
eg ts gerichtet iſt. Indeſſen gehört es nach dem BGB nicht zum Begriff eines Vertrags, daß er 
he n einer Verpflichtung zum Inhalt hat; nur für die gemäß $ 305 durch Vertrag zu 

5 ndenden Schuldverhältniſſe gibt das BEB im $ 241 die Begriffsbeſtimmung, daß fie einen 
Sch D) auf Leiſtung gewähren. Der Vertragsbegriff als ſolcher ift aber nicht auf das Gebiet der 

"oberhältniffe beſchränkt; gibt es doch z. B. auch familienrechtliche, erbrechtliche Verträge. 
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Nur das iſt zum Begriff des Vertrags zu erfordern, daß die Willenserklärungen der Beteiligten 
ſich auf die Bewirkung eines rechtlichen Erfolgs vereinigen. Dies iſt aber auch bei der (dinglichen) 
Einigung der Fall. Und wie im Gebiet der Schuldverhältniſſe z. B. das Schuldverſprechen, das 
Schuldanerkenntnis ($$ 780, 781), die Übertragung einer Forderung, der Erlaß, die Schuldüber⸗ 
nahme, die Ausſtellung eines Wechſels abſtrakt ſind, ſo iſt auch die Einigung abſtrakt, weil ſie 
grundſätzlich auf ſich ſelbſt geſtellt iſt und rechtliches Daſein hat unabhängig von dem Rechtsgeſchäft, 
das den ihre Vornahme veranlaſſenden Rechtsgrund bildet. 

a) Aus der Vertragsnatur der Einigung folgt, daß grundſätzlich die Vorſchriften des Abſchnitts! 
des Allge meinen Teils über Rechtsgeſchäfte, auch die über den Vertrag (59 145 ff.), auf die Eini⸗ 
gung Anwendung finden (RG 66, 99; Warn 1936 Nr 79; KG 51, 152). Dies gilt jedoch nur in- 
ſoweit, als ſich nicht aus den beſonderen Beſtimmungen über die Einigung etwas Abweichendes 
ergibt. Eine Sonderbeſtimmung enthält z. B. $ 873 Abſ 2, wonach die Beteiligten vor der Ein⸗ 
tragung nur unter beſtimmten Vorausſetzungen an die Einigung gebunden ſind. Mithin ſind die 
Vorſchriften der $$ 145—152 über den Vertragsantrag und die Annahmeerklärung inſoweit nicht 
anwendbar, als ſie bezüglich der Gebundenheit etwas anderes als $ 873 Abſ 2 beſtimmen (A 13 
unter „Einigungserklärungen beider Teile“). Im übrigen iſt zur Anwendung der allgemeinen Vor⸗ 
schriften über Rechtsgeſchäfte folgendes hervorzuheben: Im Falle der Geſchäftsunfähigkeit 
auch nur eines Beteiligten iſt die Einigung nichtig ($$ 104, 105; RG 72, 65, RG Warn 1930 
Nr 161). Desgleichen, wenn die Einigung nur zum Schein oder nicht ernſtlich erklärt wird. 
(58 116 Satz 2, 117, 118; RG 78, 371; 3% 1902 Beil 202; OLG 23, 323). Die Einigung kann 
wegen Irrtums, argliſtiger Täuſchung oder Drohung anfechtbar und infolge der 
Anfechtung nichtig ſein (58 119, 123, 142; RG 66, 389; 69, 13; 70, 55; 89, 32; 89, 157; Gruch 
59, 901). Beſonders wichtig iſt in dieſer Hinſicht der Irrtum über den Gegenſtand der Einigung, 
namentlich bei der Auflaſſung ( $ 925 A 6). Dagegen wird die Einigung ihrer Natur nach im all⸗ 
gemeinen nicht wegen Verſtoßes gegen die guten Sitten ($ 138 Abſ 1) nichtig fein, da fie 
lediglich eine Rechtsänderung zum Gegenſtand hat und dieſer Inhalt eines Rechtsgeſchäfts regel⸗ 
mäßig nicht ſittenwidrig erſcheinen wird. Denn unter einem nach $ 138 Abs 1 nichtigen Rechts- 
geſchäft iſt nur ein ſolches zu verſtehen, das nach ſeinem aus der Zuſammenfaſſung von Inhalt, 
Beweggrund und Zweck ſich ergebenden Geſamtcharakter den guten Sitten zuwiderläuft, nicht 
ſchon ein ſolches, das nur aus einem gegen die guten Sitten verſtoßenden Grunde oder zu einem 
gegen die guten Sitten verſtoßenden Zweck getätigt wird. Daher verſtoßen dingliche Erfüllungs⸗ 
geſchäfte, wie Eigentumsübertragung, Hypothekbeſtellung, Hypothekabtretung, regelmäßig nicht 
ſchon deswegen gegen die guten Sitten, weil das ſchuldrechtliche Grundgeſchäft, zu deſſen Erfül⸗ 
lung fie getätigt werden, gegen die guten Sitten verſtößt (8 138 A 1). Die Richtigkeit dieſes Grund⸗ 
ſatzes wird beſtätigt durch $ 817. Verſtößt das Grundgeſchäft gegen die guten Sitten, fo iſt damit 
auch der Zweck der Leiſtung, alſo des in Erfüllung des Grundgeſchäfts vorgenommenen abſtrakten 
Rechtsgeſchäfts der Einigung, in der Weiſe beſtimmt, daß der Empfänger durch die Annahme gegen 
die guten Sitten verſtößt. Dies begründet aber nach $ 817 Satz 1 nicht die Nichtigkeit des abſtrakten 
Rechtsgeſchäfts, ſondern nur eine ſchuldrechtliche Verpflichtung des Empfängers der Leiſtung zu 
ihrer Herausgabe, eine Verpflichtung, die nach 8817 Satz 2 überdies wegfällt, wenn dem Leiſtenden 
gleichfalls ein ſolcher Verſtoß zur Laſt fällt, was bei der Leiſtung zur Erfüllung eines gegen die 
guten Sitten verſtoßenden Grundgeſchäfts regelmäßig ebenfalls zutrifft (NG 75, 74; 78, 285; 
JW 1911, 3172; 1912, 8531; 1913, 6821; Warn 1912 Nr 243; 1920 Nr 147; Gruch 59, 901; RG St 
46, 240; JW 1907, 5481 a. M. OLG 11, 303; 13, 321). Wenn in NG Gruch 57, 917 angenommen 
iſt, auch ein abſtraktes Rechtsgeſchäft könne im einzelnen Falle wegen Unſittlichkeit nichtig ſein 
infolge der von den Parteien vereinbarten Bedingung, daß die Gültigkeit des Erfüllungsgeſchäfts 
von der Rechtswirkſamkeit des unſittlichen Grundrechtsgeſchäfts abhängig ſein ſolle, ſo iſt dabei 
überſehen, daß in dieſem Fall die Hinfälligkeit des Erfüllungsgeſchäfts nicht aus ſeiner Unſittlich⸗ 
keit ($ 138 Abſe 1), ſondern aus dem Eintritt der Bedingung (8 158) folgt. Ausnahmsweiſe kann aber 
die Unſittlichkeit auch gerade dem dinglichen Erfüllungsgeſchäft anhaften, fo z. B. einer Auflaſſung, 
die zur Erleichterung der Eheſcheidung erklärt wird. In ſolchen Ausnahmefällen ift auch die ding⸗ 
liche Einigung nichtig (R 145, 152; 9 138 A 1). Ihre Nichtigkeit beim Wucher ($ 138 Abſ 2) ſowie 
die Möglichkeit und die Folgen einer in der Einigung liegenden Leiſtung zu einem ſittenwidrigen 
Zweck ($ 817) behandeln die Ausführungen zur Auflaſſung in $ 925 A 6, die in gleicher Weiſe auch 
für andere Gegenſtände der Einigung gelten (vgl. zur wucheriſchen Hypothekbeſtellung RG 
IW 1906, 736%; 1913, 540°; zur Anwendung des § 817 bei der Hypothekabtretung RG JW. 
1913, 6821). — Iſt die Einigung nichtig, ſo tritt die gewollte Rechtsänderung nicht ein, mag 
auch der weiter erforderliche Tatumſtand der Eintragung (in das Grundbuch oder in das Schiffg- 
regiſter) oder der Übergabe hinzugetreten fein (RG 70, 356; 78, 371; 80, 317; 89, 157; 106, 139 5 
JW 1912, 29616, KJ 51, 153; DRG 45, 193). Der Paſſivbeteiligte iſt Rechtsinhaber geblieben 
und kann mit der Eigentumsklage die übertragene Sache auch von einem Dritten herausverlangen 
und mit der dinglichen Klage aus $ 894 die Berichtigung des Grundbuchs verfolgen (R JW 1912, 
29615), es ſei denn, daß der Dritte, gegen den die Anſprüche erhoben werden, ſich auf einen Rechts⸗ 
erwerb im guten Glauben (58 892, 932) berufen kann. Iſt inzwiſchen über das Vermögen des Aktiv- 
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beteiligten der Konkurs eröffnet worden, fo kann der Paſſivbeteiligte im Falle der Eigentumsüber⸗ 
tragung Ausſonderung (§ 43 KO) verlangen (R 66, 389). Ferner können nicht nur die Beteiligten, 
ſondern auch Dritte geltend machen, daß die Rechtsänderung nicht eingetreten ſei, und im Falle der 
Eintragung ebenfalls Berichtigung des Grundbuchs gemäß $ 894 verlangen, wenn ſie durch die 
eingetragene Unrichtigkeit beeinträchtigt werden. Gegen gutgläubigen Erwerb Dritter gewährt 
in den Fällen der Rechtsänderung nach g 873 die Eintragung eines Widerſpruchs in das Grundbuch 
(8 899) Schutz. Iſt die Einigung nur anfechtbar, ſo ſetzt die Eintragung des Widerſpruchs die 
geſchehene Anfechtung voraus, da bis dahin die Einigung noch nicht nichtig, das Grundbuch alſo 
durch die Eintragung noch nicht unrichtig geworden it. — Aus der Anwendung des $ 130 ergibt 
ſich, daß die erfolgte Einigung nicht unwirkſam wird, wenn einer der Beteiligten nach Ab⸗ 
gabe aan Erklärung ſtirbt oder geſchäftsunfähig wird. Trotz des Eintritts dieſer 
Tatſachen iſt alſo auf Antrag die Rechtsänderung einzutragen und iſt dann rechtswirkſam vollzogen. 
Wenn allerdings die Einigung nicht in der nach $ 873 Ab 2 zur Bindung erforderlichen Form ab- 
geſchloſſen war, kann fte noch von den Erben des verſtorbenen oder dem geſetzlichen Vertreter des 
geſchäftsunfähig gewordenen Beteiligten widerrufen werden. Den Eintritt dieſer Tatſachen 
zwiſchen Auflaſſung und Eintragung behandelt $ 925 A 5, den Fall, daß der Paſſivbeteiligte in 
der Zeit zwiſchen Einigung und Eintragung in der Verfügung beſchränkt wird, $ 878 und § 925 
A 5. — Die Einigung kann auch unter einer Bedingung (3. B. Vorrangseinräumung, 
Abtretung einer Hypothek, Veſtellung eines Nießbrauchs unter einer aufſchiebenden oder auf⸗ 
löſenden Bedingung) oder einer Zeitbeſtimmung (z. B. daß eine Hypothek zunächſt dem einen 
und dann von einem gewiſſen Zeitpunkt ab dem andern Gläubiger zuftehen ſoll; Beſtellung 
eines Nießhrauchs, den der Berechtigte erſt nach dem Tode des Beſtellers erlangen ſoll) erfolgen 
65158, 163; RG 70, 248; 75, 248; 76, 90; 106, 111; JW 1907, 74718; ORG 39, 238; $ 880 A 3). 
Cine Ausnahme beſteht aber nach $ 925 Abs 2 für die Auflaſſung ($ 925 A 14). Iſt das Recht des 
Paſſivbeteiligten zeitlich beſchränkt, fo wird in dem Zeitpunkt, in dem fein Recht aufhört, 
auch die von ihm bewilligte Rechtsänderung hinfällig (58 158 Abs 2, 161 Abſ 2, 163) und damit 
das Grundbuch hinſichtlich der eingetragenen Rechtsänderung unrichtig; ſteht z. B. das Eigentum 
an dem Grundſtück dem eine Hypothek beſtellenden Eigentümer nur als Vorerben bis zu einem 
beſtimmten Zeitpunkt zu, ſo hat der Eintritt des Nacherbenfalles (nach $ 2113) die Folge, daß mit 
dem Eigentum des Hypothekbeſtellers auch die Hypothek erliſcht, es ſei denn, daß die Nacherben in 
die Hypothekbeſtellung eingewilligt haben (NG Warn 1914 Nr 126). — Die Beteiligten können 
ſich bei der Abgabe ihrer Einigungserklärungen durch Bevollmächtigte vertreten 
laſſen ($$ 164 ff.). Über den Nachweis der Bevollmächtigung dem Grundbuchamt gegenüber vgl. 
925 A1. Hat ein Vertreter die Erklärung ohne Vertretungsmacht abgegeben, ſo hängt die Wirk⸗ 
ſamkeit der Erklarung von der Genehmigung des Vertretenen ab (§ 177 Abſ 1). Die Genehmigung 
kann nach $ 182 Abſ 1 gegenüber dem Vertreter oder dem andern Teil, wenn dieſer aber eine Auf⸗ 
forderung nach $ 177 Abſ 2 erlaſſen hat, nur ihm gegenüber erfolgen (Rd 89, 382); eine dem Grund⸗ 
buchamt gegenuber erklärte Genehmigung genügt nicht (Aa 2 S. 86, 189; KGG 34 A 253; 
36 A 199; a. M. RIYN 4, 132). Die Genehmigung bedarf zur materiellen Wirkſamkeit keiner Form, 
muß jedoch nach formellem Grundbuchrecht dem Grundbuchamt in der Form des § 29 GBO 
nachgewieſen werden. Nähere Ausführungen zur Auflaſſung finden ſich in 925 A 7, 11; dort 
wird auch das Abſchließen des Vertreters mit ſich ſelbſt (8 181) erörtert. Im übrigen ergibt ſich aus 
$ 181 und daraus, daß die Einigung begrifflich das Zuſammenwirken mindeſtens zweier Perſonen 
vorausſetzt, die Unzuläſſigkeit einer vom Paſſivbeteiligten oder von deſſen gewillkürtem 
oder geſetzlichem Vertreter mit ſich ſelbſt als Aftiobeteiligtem erklärten Einigung. Daher 
kaun 3. B. der Vertreter des Grundſtückseigentümers nicht in deſſen Namen für ſich ſelbſt eine 
Hypothek oder Grundſchuld an dem Grundſtück beſtellen (RG 89, 371; KGS 37 A 284; 47, 148); 
der Eigentümer oder Berechtigte nicht an eigener Sache oder eigenem Recht für ſich ſelbſt einen 
Nießbrauch beftellen (KJ 51, 291), auch nicht an eigener verzinslicher Hypothek bei der Abtretung 
der Hypothek an einen andern ($ 1158 A 3); der Vater die Auflaſſung feines Grundſtücks an fein 
minderjähriges Kind nicht zugleich als geſetzlicher Vertreter des Kindes entgegennehmen (es be⸗ 
darf hier vielmehr der Beſtellung eines Pflegers, auch wenn die Auflaſſung ſchenkungsweiſe erfolgt: 
KJ 45, 237); der Geichäftsführer einer Geſellſchaft m. b. H. nicht die Bewilligung der Löſchung 
einer für die Geſellſchaft auf ſeinem Grundſtück eingetragenen Hypothek gegenüber ſich ſelbſt er⸗ 
klären (JF 1, 377; die hier vom Kammergericht vertretene Anſicht, daß der Geſchäftsführer eine 
ſolche Erklärung auch dem Grundbuchamt gegenüber nicht abgeben könne, iſt mit der neuen Recht- 
ſprechung des Reichsgerichts nicht vereinbar: RG 157, 24). Ob ein Eigentümer zweier Grund- 
ſtücke eine Grunddienſtbarkeit an einem Grundſtück zugunſten des andern beſtellen kann, iſt in 
5 1018 A 5 erörtert; ob eine Rangänderung zwiſchen zwei Rechten, die demſelben Berechtigten 
zustehen, durch einfeitige Beſtimmung des Berechtigten erfolgen kann, in $ 880 A 3. Kraft aus- 
drucklicher Vorſchrift kann aber ein Grundſtückseigentümer an ſeinem Grundſtück für ſich ſelbſt eine 
Grundſchuld beſtellen ($ 1196) und eine gemeinſchaftliche Sache zugunſten eines Miteigentümers 
delaſtet werden ($ 1009). Die geſetzliche Vertretung und den Nachweis der geſetzlichen Ver⸗ 
tretungsmacht behandeln die Ausführungen zur Auflaſſung in $ 925 N 11; ſie gelten in gleicher 
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Weiſe auch für alle übrigen Fälle, in denen auf Grund einer Einigung eine Rechtsänderung einzu⸗ 
tragen iſt. Hat bei der Einigung ein Nichtberechtigter die verfügende Erklärung als Paſſiv⸗ 
beteiligter abgegeben, ſo kann die Einigung unter den Vorausſetzungen des $ 185 Abf 2 wirkſam 
werden (unten A 8). — Was die Anwendung der Auslegungsregeln der 89 133, 157 betrifft, jo 
kann hier der Grundſatz, daß der Vertrags wille der Beteiligten für den Inhalt eines Rechtsgeſchäfts 
maßgebend tft, nicht unbeſchränkt gelten, da eine unbeſtimmte Reihe ſpäterer Sondernachfolger 
gebunden werden ſoll. Der Begründungsakt ift vielmehr grundſätzlich ſtreng nach dem Wortlaut 
ſo auszulegen, wie er von jedem der dinglich Berechtigten und Verpflichteten verſtanden werden 
muß (RG Gruch 68, 532; IW 1933, 6057). Für die unter der Herrſchaft des Pr. Allg. Land⸗ 
rechts begründeten Grunddienſtbarkeiten, die keiner Eintragung im Grundbuch zu ihrer Wirk. 
ſamkeit bedurften, gelten nach RG 131, 158 (auch RG HAN 1932 Nr 2161) beſondere Auslegungs⸗ 
regeln. Im übrigen iſt es aber nicht unzuläſſig, bei Grundſtücksbelaſtungen die ihnen zugrunde 
liegenden Eintragungserklärungen der Beteiligten auch unter Heranziehung des $ 133 
auszulegen (RG 64, 167). Auch Grundbucheintragungen find einer dem Parteiwillen ent- 
ſprechenden Auslegung nicht verſchloſſen, wenn ſie mit den Parteierklärungen übereinſtimmen 
oder auf fie Bezug nehmen (RG 121, 43; 139, 130; JW 1926, 2547). So wird z. B. in RG 136, 
80 die auf zwei Grundſtückshälften eines Ehepaars vorgenommene Eintragung einer „Siche⸗ 
rungshypothek zum Höchſtbetrag von 15 000 RM für A“ der Auslegung dahin für zugänglich 
erklärt, daß beide Grundſtückshälften für alle gegenwärtigen und künftigen Forderungen des A 
gegen den Ehemann bis zu 15 000 RM haften ſollen. Bei der Auslegung der Eintragungen 
iſt der Reviſionsrichter frei; doch darf bei ihr nichts verwertet werden, was außerhalb der Ein⸗ 
tragungen liegt und nicht allgemein bekannt fein kann (RG 136, 234; JW 1934, 26123). Bei der 
Ermittelung des Sinnes der Eintragung iſt zu berücksichtigen, was ſich der unbefangenen Auf⸗ 
faſſung jedes Betrachters als nächſtliegende Bedeutung der Eintragung darſtellt (JW 1938, 4726). 
An Umſtänden, die ſich aus den beſonderen, für jedermann erſichtlichen Verhältniſſen des Einzel⸗ 
falls ergeben, darf die Auslegung nicht vorübergehen. Deshalb erſchien es 3. B. gelegentlich mög⸗ 
lich, die an ſich unzulängliche bloße Eintragung eines „Wohnungsrechts“ auf einem Grundſtück, 
auf dem Fabrikgebäude und Wohnräume ſich befanden, doch noch im Wege der Auslegung als 
rechtsbeſtändige Eintragung eines dinglichen Wohnungsrechts nach $ 1093 an allen dort befind⸗ 
lichen Wohnräumen anzuſehen (RG Gruch 73, 217). Mit der Auslegung eines ſolchen für mehrere 
Perſonen eingetragenen Wohnungsrechts beſchäftigt ſich auch R SeuffA 88 Nr 11. Wechſelnde 
Eintragungen des Eigentums mehrerer Geſamthandsberechtigter werden ausgelegt in RG Seuff A 
91 Nr 104. Einer Auslegung nach den hier entwickelten Grundſätzen kann aber unter beſonderen 
Umftänden der Einwand der unzuläſſigen Rechtsausübung (Argliſt) entgegenſtehen 
(RR 1938 Nr 1592). — Den Vorſchriften über Verträge auf dem Gebiete des Rechts der 
Schuldverhältniſſe unterliegt der dingliche Vertrag nicht, ſoweit nicht im dritten Buch des 
Bel beſonders auf fie Bezug genommen iſt. Deshalb finden z. B. die 5 323ff. über Unmög⸗ 
lichkeit der Leiſtung und die 58 328 ff. über Verträge zugunſten Dritter (mit der Wirkung 
eines unmittelbaren Rechtserwerbs des Dritten) auf den dinglichen Vertrag keine Anwendung 
(RG 66, 99; Warn 1910 Nr 271; JW 1922, 15132; 27. 2. 1935 U 298/34; KJ 43, 229; OLG 14, 
102). 

b) Aus der abjtraften Natur der Einigung folgt, daß ihr rechtlicher Beſtand an ſich unab⸗ 
hängig iſt von dem Beſtande des ſie veranlaſſenden Grundrechtsgeſchäfts. Obwohl die Einigung 
das Erfüllungsgeſchäft für das Grundrechtsgeſchäft iſt (RG 57, 96; 104, 103; JW 1902 Beil 194; 
1908, 270°; Gruch 51, 987), bewirkt die Nichtigkeit des Grundrechtsgeſchäfts nicht ohne 
weiteres auch die Nichtigkeit des Erfüllungsgeſchäfts (RG 54, 340; 57, 96; 63, 185; 68, 100; 
72, 64; 75, 74; 78, 44; 104 S. 103, 298; 111, 246; JW 1906, 7363; 1911, 3172; 1912, 8534; 
1913, 6821; Warn 1910 Nr 102; Gruch 60, 325; RG St IWW 1907, 5481, RIA 7 S. 56, 278; KG 
51, 178; OLG 45, 193). So kann z. B. das Grundrechksgeſchäft nichtig ſein, weil es der für den 
ſchuldrechtlichen Vertrag vorgeſchriebenen Form entbehrt, während die Einigung, für die beſondere 
Formregeln gelten (unten ), gültig ift, weil ihr ein Formmangel nicht anhaftet (RG 50, 
82, 78, 44; 104, 102; JW 1911, 65350. Oder das Grundrechtsgeſchäft kann wegen Geſchäfts⸗ 
unfähigkeit eines Vertragsteils nichtig, die Einigung aber gültig ſein, weil der Beteiligte inzwiſchen 
geſchäftsfahig geworden iſt (R 72, 64). Ferner kann der vom Inhaber der elterlichen Gewalt 
für das Kind geſchloſſene ſchuldrechtliche Vertrag auf Erwerb eines Grundſtücks wegen Fehlens 
der erforderlichen vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung nichtig fein, während die Entgegen⸗ 
nahme der Auflaſſung keiner Genehmigung bedarf, die Auflaſſung alſo gültig iſt (KON 51, 177), 
Schließlich macht auch der Umſtand, daß das Grundrechtsgeſchäft gegen ein geſetzliches Verbot 
($ 134) oder gegen die guten Sitten verſtößt ($ 138), die Einigung regelmäßig nicht von ſelbſt nichtig 
(336 1, 374; oben unter a). Es macht für die ſelbſtändige Wirkſamkeit der Einigung aber auch 
keinen Unterſchied, ob das Grundrechtsgeſchäft von vornherein nichtig war oder ob es durch An⸗ 
fechtung, z. B. wegen Irrtums, argliſtiger Täuſchung, Drohung ($$ 119, 123, 142), nichtig geworden 
it. Denn die Anfechtung des Grundrechtsgeſchäfks ergreift nicht unbedingt von ſelbſt auch die 
Einigung (6 66, 389; 69, 16; 70, 57; JW 1909, 308%. St daher in ſolchen Fällen zwar das 
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leit des Grundgeſchäfts die Rechtsänderung ein etreten (z. B. das Eigentum übergegangen, ber 
Nießbrauch beseelt die Hypothek ben ene 20 Pfandrecht entſtanden). Der Paſſivbeteiligte 
gat dann gegen den Aktivbeteiligten nur einen perſönlichen Anſpruch wegen grundloſer 
Bereicherung auf Rückgängigmachung der Rechtsänderung nach Maßgabe der 89 812ff., z. B. 
auf Rückübertragung des Eigentums, Bewilligung der Wiedereintragung des Paſſivbeteiligten 
(MG 51, 422 63, 185; 66, 389; 104, 103; 108, 329; 117, 287; JW 1913, 6821; Gruch 68 S. 317, 
535 Reh 7, 278; Ig 1, 376). It die zur Rechtsänderung erforderliche Eintragung noch nicht 
erfolgt, jo geht der Bereicherungsanſpruch auf Einwilligung in die Aufhebung der Einigung oder 
auf Verzicht nf die Rechte aus der Einigung (RG 108, 336; 111, 101; 119, 163; Gruch 68, 317). 
Ein ſolcher Anſpruch kann aber ausgeſchloſſen fein: wenn der Paſſivbeteiligte wußte, daß das 
Srunbrechtögefchäft nichtig und er deshalb nicht zur Leiſtung verpflichtet war ($ 814; RO 108, 333; 
117, 295; 119, 167; Gruch 68, 318); wenn dem Bereicherungskläger der Einwand der Argliſt (der 
unzuläſſigen Rechtsausübung) entgegenſteht, weil er den Erwerber wiſſentlich in den falſchen 
Glauben verſetzt hat, der Umſtand, der die Nichtigkeit des Grundrechtsgeſchäfts ergibt (3. B. Form⸗ 
10 c ſtehe deſſen Gultigkeit nicht entgegen (ch 107 S. 180, 357; 108, 110; 115, 41; 117, 295; 
153, 59); wenn beide Teile gegen die guten Sitten verſtoßen haben ($ 817; $ 925 A 6). Iſt der 
Konkurs über das Vermögen des Aktivbeteiligten eröffnet, jo kann der Paſſivbeteiligte einen 
Anspruch aus der Bereicherung nur als Konkursgläubiger gegen die Konkursmaſſe geltend machen 
158 8, 60 RO). Bei der Beſtellung einer Hypothek beſteht jedoch inſofern eine Ausnahme, 
als im Falle der Nichtigteit des Grundrechtsgeſchäfts die für eine Forderung aus dieſem Rechts⸗ 
geſchäft beſtellte Hypothek zwar an ſich rechtsgültig ift, aber nicht für den Aftivbeteiligten entſteht, 
55 wegen Nichtigkeit der Forderung gemäß 8 1163 Abſ 1 Satz 1, 1177 Abſ 1 kraft Geſetzes 
Grundſchuld des beſtellenden Eigentümers ift (R 63, 189; 66, 101). Dies gilt auch dann, wenn 

ie Forderung wegen Unfittlichteit des Grundrechtsgeſchäfts (z. B. beim Verkauf zum Bordell ⸗ 
betrieb: Res 63 S. 179, 346, 367; 64, 146; 68, 97; 71, 433; 75, 70; 78, 282; JW 1906 S. 22610, 
262°; 1911,317%; 1912, 853°; Warn 1912 Nr 243; Gruch 50, 927; 52, 1064) nichtig ift (RG 71, 435; 
9 1911, 317°; 1912, 853%; 1913, 540°: Warn 1912 Nr 243). Der Aktivbeteiligte kann in dieſem 
Fall die für ihn eingetragene Hypothek nicht im Klagewege geltend machen, da die Hypothek nicht 
ihm, ſondern dem Eigentümer zuſteht (NG 68, 97). Ausnahmen von dem Grundſatz, daß die Eini⸗ 
gung von dem Beſtand des Grundrechtsgeſchäfts unabhängig iſt, ſind nur dann zuzulaſſen, wenn 
ie durch beſondere Umſtände des Sachverhalts (oben a) oder durch den Inhalt der anzuwendenden 
beſonderen geiehlihen Beſtimmungen gerechtfertigt werden (RG 111, 246), namentlich beim 
Wucher (5 138 Abt 2; RG 57, 97; 75, 76; OLG 44, 138). Iſt das Grundrechtsgeſchäft nicht nichtig, 
ſondern nur anfechtbar, ſo kann die vor ſeiner Anfechtung erklärte Einigung eine das 
Geſchaft unanfechtbar machende Beſtätigung im Sinne des $ 144 enthalten (A 13 „lag 
barer Wufpruch aus der Einigung“). Tritt ein Vertragsteil von dem ſchuldrechtlichen 
Grundverkrag zurlid mit der Folge, daß das Schuldverhältnis aufgehoben wird, ſo verliert die 
zur Erfüllung des Vertrags vorgenommene Einigung über eine Rechtsänderung nicht ihre Wirk⸗ 
ſamkeit. Daher wird z. B. im Falle des Rücktritts von einem Kaufvertrag über ein Grundſtück die 
vertragsgemäß erfolgte Auflaſſung nicht mit dinglicher Wirkung hinfällig. Vielmehr kann die Rechts⸗ 
änderung nur nach $$ 346ff. rückgängig gemacht werden (OLG 26, 37). Anderſeits iſt jedoch zu be⸗ 
achten, daß dieſelben Umiſtände, aus denen ſich die Nichtigkeit des Grundrechtsgeſchäfts ergibt, 
auch der Wirkſamkeit der Einigung entgegenſtehen können. Iſt dies der Fall, fo iſt ſowohl das 
Grundrechtsgeſchäft als auch die Einigung nichtig. Solche Fälle ſind z. B. gegeben: 
wenn ein Belekligter nicht nur beim Abſchluß des Grundrechtsgeſchäfts, ſondern auch noch bei 
der Einigung geſchäftsunfähig iſt (RG 72, 64); wenn Irrtum, Argliſt, widerrechtlicher Zwang 
auch bei der Einigung obwaltet, was beſonders dann vorliegen wird, wenn das Grundrechts⸗ 
geschäft und die Einigung gleichzeitig vollzogen find (RG 66, 390; 69, 16; 70, 55; 89, 154). Die 
Selbſtändigkeit der Einigung zeigt ſich aber auch darin, daß fie ſelbſt dann nicht ohne weiteres 
ungültig iſt, wenn ſie mit dem Grundrechtsgeſchäft in der zu bewirkenden Rechtsänderung nicht 
übereinſtimmt, insbeſondere wenn fie im Umfang der Rechtsänderung (3. B. Höhe der einzutra⸗ 
genden Darlehnshypothek) über das Grundrechtsgeſchäft hinausgeht (R 52, 114). Soweit in 
nem ſolchen Falle nicht eine Anfechtung wegen Irrtums uſw. Platz greift, wird nur die Geltend⸗ 
machung eines perfönlichen Anſpruchs auf Ruͤckgängigmachung der zu Unrecht vollzogenen Rechts 
änderung gegeben ſein. Auch wenn das Grundrechtsgeſchäft und die dingliche Einigung in ein 
land demſelben Rechtsakt getätigt, z. B. der Kaufvertrag über ein Grundſtück und die Auf- 
laſſung des verkauften Grundſtücks ($ 925 A 10) in derſelben Urkunde erklärt find, ift die Einigung 
gegenüber dem Grundrechtsgeſchäft rechtlich als ſelbſtändiges Rechtsgeſchäft zu beurteilen; ihr 
Veſtand ift auch hier grundſäßlich unabhängig davon, ob das Grundrechtsgeſchäft zu Recht befteht 
f delicht (MG 57, 96; 78, 44, JW 1911, 65325; Warn 1920 Nr 147; 336 1, 374). Insbeſondere 
we 189, wonach regelmäßig das ganze Rechtsgeſchäft nichtig ift, wenn ein Teil eines u 
0 halts nichtig iſt, im Falle der Nichtigkeit des Grundrechtsgeſchäfts (4. B. wegen falſcher Be⸗ 
err undung des Kaufpreiſes für ein Grundſticc: $ 313 Saß 1) nicht dahin Anwendung, daß auch 
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das gleichzeitig vorgenommene (beurkundete) dingliche Erfüllungsgeſchäft (die Auflaſſung) von 
der Nichtigkeit ergriffen würde; denn die dingliche Einigung, die unmittelbar eine Rechtsänderung 
zum Gegenſtand hat, iſt nicht ein Teil des ſchuldrechtlichen Grundrechtsgeſchäfts, ſondern ein 
anderes ſelbſtandiges Rechtsgeſchäft (R 104 S. 104, 298; JW 1911, 65325; 1926, 1029”), Mit 
Rückſicht auf die Vertragsfreiheit kann aber auch die Einigung, ſofern es ſich nicht um eine Auf⸗ 
laſſung handelt ($ 925 Ab 2), an die Bedingung geknüpft werden, daß das Grundrechtsgeſchäft 
rechtsgültig iſt. Erweiſt ſich dann das Grundrechtsgeſchäft als nichtig, ſo iſt auch die Einigung wegen 
des Ausfalls der Bedingung hinfällig (ſtr., JFG 1, 374; RGS 54, 340: Ausübung des vertrags⸗ 
mäßig vorbehaltenen Rücktritts von einem Kaufvertrag über bewegliche Sachen, die dem Käufer 
bereits ubereignet worden find; Gruch 57, 917, wo allerdings die Nichtigkeit der Einigung auf die 
bedenkliche Annahme gegründet wird, daß ſtets für den Fall der Nichtigkeit des Grundgeſchäfts 
auch die Nichtigkeit des dinglichen Erfüllungsgeſchäfts gewollt ſei; ein ſolcher Wille wird nur dann 
vorltegen, wenn er durch Setzung einer Bedingung zum Ausdruck gelangt: IFG 1, 374). Iſt das. 
Grundrechtsgeſchäft rechtsgültig, aber die Einigung nichtig (z. B. weil: der Paſſiv⸗ 
beteiligte inzwiſchen wegen Geiſteskrankheit entmündigt war; nur die Einigung wegen Argliſt 
angefochten iſt; eine Einigung wegen fehlender Willensübereinſtimmung nicht zuſtande gekommen 
iſt; die freihändige Pfandübertragung gegen das Verbot des § 1245 Abſ 2 verſtößt), fo tritt die ge⸗ 
wollte Rechtsänderung nicht ein (RG 70, 356; 72, 63 78, 371; 80, 317; Warn 1926 Nr 40). Die 
Nichtigkeit der dinglichen Einigung macht aber das Grundrechtsgeſchäft nicht von ſelbſt nichtig, 
und zwar auch dann nicht, wenn beide Rechtsgeſchäfte in ein und demſelben Rechtsakt getätigt find; 
$ 139 findet auch hier keine Anwendung (RG Warn 1926 Nr 40). Der Aktivbeteiligte kann daher 
auf Grund des Grundrechtsgeſchäfts verlangen, daß die Einigungserklärung von dem andern Teil 
rechtswirkſam wiederholt wird (MG 78, 377). Dieſer Anſpruch entfällt aber, wenn zwiſchen den 
Beteiligten vereinbart ift, das ſchuldrechtliche Grundgeſchäft ſolle nichtig ſein, wenn die dingliche 
Einigung nichtig ſei (NG Warn 1926 Nr 40). Ein bedingtes Grundrechtsgeſchäft wird durch ein 
vorzeitiges, unbedingtes Erfüllungsgeſchäft, z. B. Auflaſſung, nicht ohne weiteres zu einem un⸗ 
bedingten (R JW 1908, 2703). 

c) Was die Form der Einigung einerſeits und des Grundrechtsgeſchäfts anderſeits anlangt, 
ſo folgen beide, wie ſie im Verhältnis zueinander ſelbſtändige Vertrage ſind, auch inſoweit eigenen 
Regeln, Nur inſofern ſtimmen dieſe Regeln überein, als grundſätzlich für beide Rechts⸗ 
geſchafte Formfreiheit beſteht (MG 48, 135; 50, 82; 54, 179; 120, 255; Gruch 46, 901; 51, 987; 
Seuff A 59 Nr 183). So it z. B. das ſchuldrechtliche Verſprechen des Grundſtückseigentümers, 
eine Hypothek zu beſtellen, regelmäßig formfrei (§ 1113 A 5). Für manche Grundrechtsgeſchäfte 
gelten aber Ausnahmen (z. B. 59 311, 313, 518, 761, 780, 781). Hat insbeſondere das Grundrechts⸗ 
geſchäft die Übertragung des Eigentums an einem Grundſtück zum Gegenſtand, ſo bedarf es der 
im $ 313 Satz 1 vorgeſchriebenen Form. Betrifft die Einigung eine ſolche Eigentumsübertragung, 
fo muß fie nach $ 925 in der Form der Auflaſſung erklärt werden. Dabei gilt nach $ 313 Satz 2 die 
Beſonderheit, daß ein ohne die Beobachtung der Form des Satz 1 geſchloſſenes Grundrechtsgeſchäft 
durch Auflaſſung und Eintragung gültig wird. Die heilende Kraft der Auflaſſung und Eintragung 
bezieht ſich an ſich zwar nur auf die Vereinbarungen, welche die Hauptbeteiligten in dem form⸗ 
loſen Veräußerungsvertrag über Leiſtung und Gegenleiſtung getroffen haben; da aber die in 
dem Vertrag dem Erwerber auferlegte Zahlungspflicht von vornherein eine durch Auflaſſung 
und Eintragung bedingte war, fo wird mit der Heilung des Vertrags nach 9313 Satz? auch die in 
dem Vertrag übernommene Bürgſchaft eines Dritten für den Kaufpreis rechtswirkſam (N& 
134, 243). Die Frage, ob das Grundrechtsgeſchäft über die Beſtellung eines dinglichen Vorkaufs⸗ 
rechts an einem Grundſtück der Form des $ 313 Saß 1 bedarf und ob das Fehlen dieſer Form durch 
Einigung und Eintragung des Vorkaufsrechts geheilt wird, iſt in $ 1094 A 3 behandelt. Im übrigen 
gilt bei der auf Anderungen der Rechtsverhältniſſe an Grundſtücken gerichteten Einigung des $ 873. 
Abf 1 nur noch die Sonderbeſtimmung des Abſ 2, wonach die formloſe Einigung ſo lange wider⸗ 
rufen werden kann, als nicht die Eintragung erfolgt (RG 60, 262) oder eine von den dort aufge- 
führten, die Bindung bewirkenden Formen beobachtet iſt (A 13). Daraus iſt aber nicht zu folgern, 
daß ein „Vorvertrag“, der die Verpflichtung zur Herbeiführung der Rechtsänderung begründen 
ſoll, einer dieſer Formen bedürfe. Ein Vorvertrag zu der Einigung im Sinne einer Voreinigung 
wäre, wenn er überhaupt über eine rechtlich bedeutungsloſe Vorbeſprechung hinaus gediehen ſein 
follte, in Wirklichkeit die Einigung ſelbſt. Tatſächlich iſt ein Vorvertrag, wenn er auf die Verpflich- 
tung zur Herbeiführung der Rechtsänderung gerichtet iſt und ſomit die Verpflichtung zu einer 
künftigen Einigung in ſich ſchließt, nichts anderes als das ſchuldrechtliche Grundrechtsgeſchäft, das 
die Bewirkung der Rechtsänderung zum Gegenſtand hat (NG 68, 36; 86, 33; über die Erforder⸗ 
niſſe eines wirklichen Vorvertrags auf ſchuldrechtlichem Gebiet WG 124, 83). Die Be⸗ 
ſtimmung im Abſ 2 $ 873 bezieht ſich lediglich auf die dingliche Einigung des Abſ 1 und kommt 
für das Grundrechtsgeſchäft nicht in Betracht; ſie enthält überhaupt keine Formvorſchrift, 
ſondern betrifft nur die Frage der Bindung (der Unwiderruflichkeit: 8 130) vor erfolgter 
Eintragung (A 13; RG 48, 133; 50, 82; Gruch 46, 901; RG 11. 10. 1906 VI 41/06; OLG 2 S. 50, 
315; 22, 136, 23, 317). Allerdings kann der Paſſivbeteiligte die nicht in den Formen des Abſ 2 
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erklärte Einigung vor der Eintragung auch dann widerrufen, wenn er durch das Grundrechts⸗ 
geſchäft zur Vewirkung der 11 verpflichtet iſt. Ein ſolcher Widerruf nützt ihm aber 
nichts. Denn ſeine Verpflichtung aus dem Grundrechtsgeſchäft bleibt beſtehen; er kann im Rechts⸗ 
wege zur Erfüllung angehalten werden (RG 11. 10. 1906 VI 41/06). Anderſeits wird das Grund⸗ 
rechtsgeſchäft, wenn die hierfür vorgeſchriebene Form fehlt, nicht dadurch gültig, daß eine der 
Formen des Abſ 2 § 873 eingehalten wird, ſofern nicht dieſe Form zugleich die für das Grundrechts⸗ 
geſchäft vorgeſchriebene Form erfüllt (3. B. im Falle der gerichtlichen oder notariellen Beurkundung 
eines Schenkungsverſprechens: 89 873 Abs 2, 518 Abſ 1 Satz 1). — Nach $ 1260 Ab} 1 Satz 2 findet 
der Abj 2 $ 873 auch auf die Beftellung eines Pfandrechts an einem Schiff Anwendung. In den 
ubrigen Fallen der dinglichen Einigung (bei beweglichen Sachen: Eigentumsübertragung, Be⸗ 
ſtellung eines Nießbrauchs, eines Pfandrechts nach den $$ 929, 1032, 1205; Beſitzeinräumung 
nach 3 854 Abſ 2) kommt die Wahrung einer Form überhaupt nicht in Frage. Aber auch in den 
Sällen der 88 878, 1260 bedarf die Einigung zur Wirkſamkeit an ſich keiner Form (MG 
89 S. 32, 373; 108, 148; Warn 1936 Nr 79). Ausnahmen gelten nur für die Übertragung des 
Eigentums an Grundſtücken ($ 925) und für die Beſtellung und Übertragung des Erbbaurechts 
(früher $$ 1015, 1017, jetzt VO v. 15.1.1919) und der andern den Landesgeſetzen zur Regelung vor⸗ 
behaltenen Rechte mit Grundſtücksnatur (Artt 63, 68, 196 EG). Bei ihnen muß die erforderliche 
Einigung unter gleichzeitiger Anweſenheit beider Teile vor dem Grundbuchamt (oder einer ſonſt 
zugelaſſenen Amtsstelle) erklärt werden. Tritt außerhalb dieſer Ausnahmefälle zu der Einigung 
das andere Erfordernis für die Rechtsänderung, die Eintragung in das Grundbuch (oder in das 
Schiffsregiſter $ 1260 Abs 1 Satz 1), hinzu, fo iſt die Einigung, auch wenn fie formlos erklärt worden 
iſt, unwiderruflich und die Rechtsänderung rechtswirkſam vollzogen (RG 60, 263; Warn 1911 
Nr 83). Daß die Einigung, ſolange ſie nicht in den Formen des Abſ 2 $ 873 erklärt war, bis zu der 
Eintragung hätte widerrufen werden können, ändert hieran nichts, wenn fie tatſächlich nicht wider⸗ 
rufen worden iſt. — Das Geſetz verlangt nicht, daß die Einigung der Eintragung vorangehen 
muß, um die Rechtsanderung ſachlich wirkſam herbeizuführen. Einigung und Eintragung ſind im 
$ 873 Ubf 1 (auch im $ 1260) als gleichwertige Erforderniſſe für die Rechtsänderung aufgeſtellt; fie 
ſtehen nur inſofern zueinander in Beziehung, als erſt bei ihrem Zuſammentreffen die Rechtsände⸗ 
dung wirkſam vollzogen iſt (A 10). Danach kann die Einigung der Eintragung auch nachfolgen ($ 879 
Abl 2; Rh 84, 105; 89 S. 32, 374; 106, 139; 108, 148; 139, 129; JW 1905, 29018; 1912, 29615; 
KJ 21 A 309; JG 4, 320). — Nach formellem Grundbuchrecht iſt die Beobachtung der 
Formen des § 29 Gd erforderlich, um den Antrag auf Eintragung zu begründen. Dieſe Formen 
ſind aber einerſelts nicht dieſelben wie im Abſ 2 $ 873, ſondern es genügt auch eine öffentlich be⸗ 
glaubigte Urkunde; andrerſeits handelt es ſich im § 29 GBO nur um eine Ordnungsvorſchrift, 
deren Nichtbeachtung auf die ſachliche Wirkſamkeit keinen Einfluß hat. Dem Grundbuchamt braucht 
die Einigung als ſoſche nicht nachgewieſen zu werden; vielmehr genügt nach $ 19 G80 regelmäßig 
(Ausnahme für die Auflaſſung im $ 20; Abweichungen in den $$ 21—27 G80) die Eintragungs⸗ 
bewilligung des Paſſivbeteiligten allein zur Rechtfertigung des Eintragungsantrags (Vorbem 3b). 
Der Antrag kann nach § 13 Abſ 2 G8 von dem Paſſivbeteiligten ſelbſt geftellt werden, fo daß 
es zur Herbeiführung der Eintragung einer Aushändigung der Eintragungsbewilligung an den 
Aktivbeteiligten und eines Antrags von feiner Seite nicht bedarf. Liegt der Eintragungsbewilligung 
aber tatſächlich keine Einigung zugrunde und folgt die Einigung der Eintragung auch nicht nach, 
ſo iſt die Eintragung nichtig. Es beſteht alſo 3. B. kein wirkſames Grundſtücksrecht, wenn der Eigen⸗ 
tümer eine Darlehnshypothek hat eintragen laſſen in der Annahme, er werde ſich demnächſt mit 
dem als Hypothekengläubiger Bezeichneten über die Hergabe des Darlehns und die Beſtellung 
der Hypothek einigen, wenn dieſe Einigung aber nachträglich in Wirklichkeit nicht zuſtande kommt. 
St die Eintragungsbewilligung, die von der Einigung begrifflich zu ſcheiden ift (A 7d), von dem 
Aktivbetetligten dem Grundbuchamt eingereicht, ſo kann ſie gemäß § 130 von dem Paſſivbeteiligten 
nicht mehr einfeitig widerrufen werden (JFG 2, 337; Od 44, 142). 

d) Ein beſtimmter Inhalt der Einigung iſt im BGB nicht vorgeſchrieben. Es genügen Er- 
klärungen, aus denen ſich der übereinſtimmende Wille der Beteiligten über den Eintritt der 
Rechtsänderung ergibt (RG 54, 381; 62,378; 89, 32; 108,148; JW 1903 Beil 91). Zur Feſtſtellung 
dieſes Willens der Beteiligten ift gegebenenfalls die Auslegungsregel des § 133 anzuwenden 
(RG 52, 416; Gruch 54, 887; OLG 15, 330; KJ 21 A 281). So kann z. B., wenn der Grundſtücks⸗ 
beräußerer bewilligt, daß der Erwerber als neuer Eigentümer eingetragen werde, und der Er⸗ 
werber ſeine Eintragung beantragt, daraus die Einigung über den Eigentumsübergang (Auf- 
laſſung: $ 925) entnommen werden (RG 54, 381; 129, 7). Geht die Einigung, wie es regelmäßig 
der Fall ſein wird, der Eintragung voraus, jo genügt die Erklärung des Paſſtwbeteiligten, daß er 
die Eintragung der Rechtsänderung bewillige, und die Erklärung des Aktivbeteiligten, daß er damit 
dra derſtanden ſei (NG 62, 378). Anderſeits ift nicht notwendig, daß neben der Einigung über die 
Rechtsän rung noch ausdrücklich eine Vereinbarung über die Eintragung erklärt wird. Ebenſo⸗ 
11 brauchen in den Einigungserklärungen die Worte „Bewilligung“ und „Antrag“ (auf Ein⸗ 
fiche) vorzukommen (Nh 54, 383; 62, 378; 89, 32; RJ 3, 143). In formellrechtlich er Hin⸗ 
ich b bird allerdings als Vorausſetzung für die Vornahme der Eintragung im f 19 Gd die „Be- 
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willigung“ des Paſſivbeteiligten und im $ 13 GBO ein „Antrag auf Eintragung“ erfordert. Die 
formellrechtliche Eintragungsbewilligung und der Antrag ſind aber begrifflich nicht das⸗ 
ſelbe wie die Einigung oder ein Teil von ihr (NG 129, 8); fie ſtellen vielmehr rechtsgrundſätzlich ſelb⸗ 
ſtändige, von den materiellen Einigungserklärungen zu unterſcheidende formale Rechtsgeſchäfte dar. 
Das hindert allerdings nicht, daß im einzelnen Falle die materiellen Erklärungen der Einigung 
und die formalen Grundbucherklärungen zu der Eintragung ſich decken können (RG 54, 384; 
89 S. 32, 371; 356 2, 338; über Unzuläſſigkeit des Widerrufs A 7c a. E.). Weiter iſt zu be 
achten, daß $ 19 GB zur Verkehrserleichterung die Eintragungsbewilligung des Paſſivbeteiligten 
allein als Grundlage für die Eintragung genügen läßt. Um ſo mehr werden dem Grundbuchamt, 
wenn ihm in den Formen des $ 29 Abſ 1 GB Erklärungen beider Teile vorgelegt werden, aus 
denen ſich zweifelsfrei die Einigung über die Rechtsänderung ergibt, dieſe Erklärungen zur Eintra⸗ 
gung genügen müſſen, ſelbſt wenn von einer „Bewilligung der Eintragung“ darin nicht ausdrück⸗ 
lich die Rede iſt. Verlangt doch auch $ 20 GO in dem beſonders wichtigen Falle der Auflaſſung 
nicht die Erklärung beider Teile über die „Eintragung“, ſondern nur die beiderſeitige Erklärung 
der „Einigung“ ($ 925 A 13). Aus dem Wortlaut des $ 19 GB folgt nicht, daß die Eintragung 
nur beim Gebrauch des Wortes „Eintragungsbewilligung“ vorzunehmen fei (RG 54, 383; 141, 
374). Jedenfalls wird im Wege der Auslegung ($ 133) regelmäßig in den Erklärungen der Eini⸗ 
gung zugleich die Bewilligung der Eintragung zu finden fein (KJ 21 A 281). Anderſeits muß 
aber die Eintragungsbewilligung den Rechtsvorgang, durch den die Rechtsänderung herbeigeführt 
wird, gemäß dem materiellen Recht (3. B. Abtretung, richterliche Überweiſung) angeben, damit 
die Art der Rechtsänderung genügend zum grundbuchmäßigen Ausdruck gebracht werden kann. 
Deshalb genügt z. B. im Falle der Übertragung einer Hypothek nicht die bloße Bewilligung der 
„Umſchreibung“ (KJ 40 K 268; OLG 25, 374). Für die Eintragungsbewilligung gilt ebenſo wie 
für die Einigung (A 7a) die Vorschrift des $ 181; liegt keiner der dort vorgeſehenen Ausnahmefälle 
vor, jo darf mithin der Paſſivbeteiligte oder deſſen gewillkürter oder geſetlicher Vertreter nicht die 
Eintragung einer Rechtsänderung zu feinen eigenen Gunſten bewilligen (K J 37 A 283; 41, 168; 
47,148). Die Eintragungsbewilligung muß deutlich und unmittelbar verſtändlich fein. Der Grund 
buchrichter braucht ſich grundſätzlich auf Deutung unklarer Bewilligungsurkunden nicht einzulaſſen 
(OLG 18, 233; 21, 4; KJ 53, 207), obwohl an ſich auch fie ebenſo wie die ſachlichrechtlichen Eini⸗ 
gungserklärungen (A 7a) der Auslegungsvorſchrift des $ 133 unterliegen (Jh 1 S. 281, 284). 
Zuläſſig iſt es, daß in der Eintragungsbewilligung verwieſen wird auf andere den Formvorſchriften 
des $ 29 GBO entiprechende Urkunden oder auf ſolche Schriftſtücke, die durch körperliche Verbin⸗ 
dung gemäß $ 176 Abſ 2 FGG zu Anlagen gemacht find; denn auch in dieſem Falle handelt es ſich 
tatſachlich nur um eine einheitliche Eintragungsbewilligung (KJ 48, 175; 53, 207; IC 1, 281). 
— Gegenüber dem Grundrechtsgeſchäft iſt eine wörtliche oder (in einer Urkunde) räum⸗ 
liche Sonderung der Einigungserklärungen nicht erforderlich; beide Akte können 
äußerlich vereint erſcheinen (M 1 128; RG Gruch 58, 1015). Namentlich bei beweglichen Sachen, 
bei denen die Selbſtändigkeit der Einigung als eines beſonderen dinglichen Vertrags weniger 
hervortritt als im Falle des $ 873 und namentlich des $ 925, werden häufig Grundrechtsgeſchaft 
und Einigung (Erfüllungsgeſchäft) zuſammenfallen; die Einigung auf der Grundlage des Grund. 
rechtsgeſchäfts wird hier meiſt ſofort ſtillſchweigend vollzogen (3. B. bei den Kaufgeſchöften des 
täglichen Lebens). Aber auch im Falle des $ 873 wird (abgeſehen von der Auflaſſung) die Einigung 
fi unter Umſtänden ſchon aus den beim Abſchluß des Grundrechtsgeſchäfts abgegebenen Erklä⸗ 
rungen ohne weiteres ergeben können. 

e) Wenn ein zur Mitwirkung bei der Rechtsänderung auf Grund des Grundrechtsgeſchäfts Ver- 
pflichteter — ſei es der Paſſibbeteiligte, jet es (z. B. bei der Auflaſſung) der Aktivbeteiligte — ſich 
weigert, ſeiner Verpflichtung freiwillig nachzukommen, ſo kann ein Erſatz der Einigung durch rechts⸗ 
kräftige Verurteilung zur Abgabe der Einigungserklärung gemäß g 894 Abſ1 30 herbei⸗ 
geführt werden. Ein derartiger Erſatz findet beſonders häufig bei der Abgabe einer Auflaſſungs⸗ 
erklärung ſtatt. In dieſer Hinſicht wird auf die Ausführungen in $ 925 A 11, 13 verwieſen, die ent⸗ 
ſprechend auch für andere Rechtsänderungen gelten. In den übrigen Fallen der Einigung des $ 873, 
bei denen die Abgabe der Einigungserklärungen beider Teile vor dem Grundbuchamt nicht erforder⸗ 
lich ift, gilt mit der Rechtskraft des Urteils gegen den einen Teil die Einigung ohne weiteres 
als vollzogen, da die Einigungserklärung des andern Teils bereits in der Klage enthalten iſt. 
Daß der Verurteilte an die durch das Urteil erſetzte Erklärung gebunden ift und ein Widerruf nicht 
ſtattfindet, folgt aus dem Weſen eines rechtskräftigen Urteils (M 3, 197). Soll in dieſen Fallen 
eine Eintragung in das Grundbuch erfolgen, ſo genügt formellrechtlich zur Vornahme der Ein- 
tragung die Verurteilung des Paflivbeteiligten zur Bewilligung der Eintragung im Sinne des 
§ 19 GBO. Dabei braucht die Urteilsformel nicht notwendig die Worte „Bewilligung 
der Eintragung“ zu enthalten. Es genügt, wenn aus dem Urteil als Ganzem im Wege der Aus⸗ 
legung ($ 133) zweifelsfrei zu erſehen iſt, daß und hinſichtlich welcher Rechtsänderung die Ver⸗ 
urteilung zur Eintragungsbewilligung ausgesprochen fein ſoll (NG 48, 400; KGJ 21 A 281). Das 
Urteil erſetzt auch die für die Eintragungsbewilligung im $ 29 Abs 1 BDO vorgeſchriebene 
Form. Der Aktivbeteiligte kann unter Vorlegung des mit Rechtskraftzeugnis verſehenen Urteils 
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durch formloſen Antrag (58 13, 30 Gd) die Eintragung herbeiführen. Er muß aber ſelbſtver⸗ 
ſtändlich die 


efma noch zur Eintragung erforderlichen Na weiſe erbringen. Der Grundbuchrichter 
hat die ſachlich 


brüfen, ob der zur Bewilligung der Eintragung Verurteilte berechtigt iſt, über das Recht, das ge⸗ 
ändert werde 


Hy 51,194; OLG 39, 210). Wegen der Genehmigung von Behörden und von dritten Perſonen 
. 8 995 A 11 


ſo muß eine gegen den andern erteilte Vollſtreckungsklauſel (58 727 bis 730 ZRO) beigebracht 
werden, ſowei 


wirkenden Gegenleiſtung ($ 726 Abi 2 O) erörtert $ 925 A 11. 
8. Der Berechtigte im Sinn m, 


Grundeigentum überträgt oder mit einem Recht belaftet oder ein ſolches Recht überträgt oder be⸗ 
laſtet. Er iſt derſelbe wie der, deſſen R 


änderung betroffen wird (8 


05 B. 88 136, 137, 161, 184, 185, 883, 892, 898, 
1048, 1074, 1124, 1126, 1165, 1189, 1282, 20 


5 ‚ belaftet, geändert oder aufgehoben 
werden ſoll (RG 49, 416; Ru 2, 250; 9, 976; Kd 23 A 136; OLG 5, 418; 7, 8). Ein ſolcher 
Vertrag iſt die Einigung des 5 873, wie überhaupt der dingliche Vertrag, auch bei beweglichen 
Sachen (A 7), während bi B. die Rechtsauſhebungserklärung des Berechtigten im $ 875 eine 


gung (bet beweglichen Sachen die Über- 
gabe), hinzutreten. Dieſer Tatumſtand iſt aber nicht rechtsgeſchäftlicher N 
nicht zu den Begriffsmerkmalen der rechtsgeſchäftlichen Verfügung 
ohne Hinzutritt der Eintragung (der Übergabe) de 


deshalb doch immer eine Verfügung, die nicht wirkungslos iſt. 
eine Verfügung; eine ſolche 
die Eintragung der Rechtsänderung erfolgt iſt (Rule g, 276; 


JA 2, 250; Ich 16, 149; KJ 
r die Erteilung der Genehmigung 
ber bie ede Zuſtimmung 


hat, iſt die verfügende Einigungserklärung des Pichtberechti 


cht am Grundſtück, f wird die 
h tüds (Ein- 
tagung ſeines Ei entums) gemäß $ 185 Abſ 2 wirt 
fügungsmacht des Bere tigten bis zur Voll⸗ 
endung der Rechtsänderung fortdauern; fie mil 15 dier 0 


gilt auch für ſolche Verfügende, den n die Ber jein (KJ 37 A 289; 40, 5 9 15 
: gilt au r ſolche gende, denen die Verfügun smacht kraft Amtes zufteht, ohne 
daß ſie ſelbſt Inhaber des Rechts ſind. Wenn alſo z. B. nach . Eintragung aud dez 
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kursverwalters der Konkurs aufgehoben wird, ſo iſt zur Vornahme der Eintragung eine neue Be⸗ 
willigung des Gemeinſchuldners als des nunmehr Berechtigten erforderlich (OL 26, 4; RJ A 12, 
158; 356 1, 341). Daß gleiches aber auch für verfügungsberechtigte Verwalter von ehelichen 
Geſamtgut zu gelten hätte, iſt wenigſtens dann nicht anzunehmen, wenn das Recht der andern, 
von den Verfügenden zugleich vertretenen Gemeinſchafter bis zur Vollendung der Rechtsänderung 
fortbeſteht; daher iſt es z. B. unſchädlich, wenn ein ſolcher Verfügender nach der von ihm erklärten 
Eintragungsbewilligung ſtirbt (JF 1, 338). Eine nachträgliche Beſchränkung des Berechtigten 
in der Verfügung berührt die Wirkſamkeit einer bereits bindend gewordenen und zum Grundbuch⸗ 
amt eingereichten Verfügungserklärung nicht mehr ($ 878). Verfügt ein Miterbe über ein zum 
Nachlaß gehöriges Grundſtücksrecht, jo kann ſeine Verfügungserklärung nach $ 873 Abſ 2 bindend 
und nach $ 878 dem Eingreifen einer nachträglichen Verfügungsbeſchränkung entzogen fein, ob- 
wohl die Mitwirkung der übrigen Miterben noch ausſteht; die Bindung des verfügenden Miterben 
entfällt erſt dann, wenn eine wirkſame Mitwirkung der übrigen Miterben ausgeſchloſſen it (JFG 
13, 92). — Der Paſſivbeteiligte kann auch dann Berechtigter fein, wenn er im Grund⸗ 
buch als ſolcher nicht eingetragen iſt. So iſt z. B. Berechtigter: der nicht eingetragene 
Erbe ($ 1922) des als Inhaber des Rechtes noch im Grundbuch eingetragenen Erblaſſers; der als 
Hypothekengläubiger nicht eingetragene Eigentümer oder perſönliche Schuldner, auf den eine 
Hypothek kraft Geſetzes übergegangen ift (88 1143, 1163, 1164, 1168 uſw.; vgl. dazu RG 52, 258; 
ORG 8, 188). Ein ſolcher Berechtigter kann materiell wirkſam verfügen, ohne ſich zuvor als 
Berechtigter eintragen zu laſſen. Denn $ 873 macht die Wirkſamkeit der Einigung nicht von der 
Eintragung des Paſſivbeteiligten abhängig, ſondern erfordert nur, daß der Paſſivbeteiligte wirklich 
Berechtigter iſt (Prot 3, 54; RG 54, 364; OLG 8, 189). Die Wirkungen einer Erklärung, die der 
in Wirklichkeit allein Paſſivbeteiligte als vermeintlich nur Mitberechtigter abgibt, behandelt RG 
125, 131. Nun ſoll freilich nach 839 Abſ 1 EBD (Ausnahmefälle: 68 39 Abſ 2, 40) eine Eintragung 
nur erfolgen, wenn der Paſſivbeteiligte als Berechtigter eingetragen iſt. Dies iſt jedoch nur eine 
Ordnungsvorſchrift, deren Nichtbeachtung auf die Wirkſamteit der Eintragung oder gar der Eint- 
gung keinen Einfluß ausübt. Immerhin find die Fälle, in denen der Paſſivbeteiligte ohne Ein- 
tragung Berechtigter iſt, Ausnahmefälle. In der Regel kann der Paſſivbeteiligte nicht anders 
Berechtigter geworden fein als durch rechtsgeſchäftlichen Erwerb nach Maßgabe des $ 873; dann 
muß er als Inhaber des Rechts auch eingetragen ſein. Daher iſt in ſolchen Regelfällen der Paſſiv⸗ 
beteiligte vor ſeiner Eintragung auch dann noch Nichtberechtigter, wenn er ſich ſchon mit dem In⸗ 
haber des Rechts über die Rechtsänderung zu ſeinen Gunſten geeinigt hat, wenn er z. B. von dem 
eingetragenen Gläubiger eine Buchhypothek übertragen erhalten hat ($$ 1154 Abi 3, 873; NG 54, 
365). Die aus dem Mangel der Eintragung folgende Nichtberechtigung kann aber durch die vor⸗ 
herige Einwilligung oder die nachträgliche Genehmigung des Berechtigten geheilt 
werden. Der Paſſivbeteiligte wird hierdurch zwar nicht Berechtigter, feine Verfügung erlangt aber 
nach $ 185 Abj 1, 2 in der Weiſe Wirkſamkeit, wie wenn fie von vornherein von dem Berechtigten 
ſelbſt vorgenommen worden wäre (RG 54, 366; SeuffA 57 Nr 7; RJ A 2, 250; 3, 263; OLG 5 S. 418, 
420; 7, 49; KG 47, 158). Hat z. B. der Erwerber eines Grundſtücks nach der ihm von dem 
Eigentümer erteilten Auflaſſung das Grundſtück an einen weiteren Erwerber aufgelaſſen, jo kann 
der Zeiterwerber ohne Eintragung des Erſterwerbers als Eigentümer eingetragen werden, ſofern 
der Erſtveräußerer zu der Auflaſſung an den Zweiterwerber ſeine Einwilligung oder Genehmigung 
erteilt hat (K GJ 47, 158). Sofern nicht beſondere Umſtände für das Gegenteil ſprechen, wird die 
Einwilligung des Erſtveräußerers ohne weiteres in der dem Erſterwerber erteilten Auflaſſung zu 
finden fein (8 925 A 7). Das Grundbuchamt hat die Verfügungsbefugnis des Paſſivbeteiligten zu 
prüfen (Vorbem 3b und A 70). — Wird die Einigungserklärung des Paſſivbeteiligten gemäß § 894 
ZPO durch Urteil erſetzt (A 7e), iſt aber fein Recht nicht im Grundbuch eingetragen oder fehlen 
Urkunden zum Nachweis ſeines Rechts, ſo werden dem Aktivbeteiligten Hilfsmittel gegeben 
durch $ 14 GBO zur Herbeiführung der Eintragung und durch 58 792, 896 ZPO zur Be⸗ 
ſchaffung der Urkunden (z. B. eines Erbſcheins). Hat der Aktivbeteiligte einen vollſtreckbaren Titel 
gegen den Paſſivbeteiligten und ſteht dieſem ein Anſpruch auf Berichtigung des Grundbuchs ($ 894) 
gegen einen zu Unrecht als Rechtsinhaber eingetragenen Dritten zu, fo kann jener ſich den Anſpruch 
jüberweiſen laſſen und dann gegen den Dritten auf Bewilligung der Eintragung des Paſſivbetei⸗ 
ligten klagen (RG 59, 293; 64, 165; OLG 2, 152; 7, 315; 10, 388; 13, 12; 14, 185). 

9. Der andere Teil, der bei der Einigung mitwirken muß, iſt derjenige, zu deſſen Gunſten 
die Rechtsänderung herbeigeführt werden ſoll, der Aktivbeteiligte. Er iſt nach $ 13 Abſ 2 
GBO auch zum Antrag auf Eintragung der Rechtsänderung berechtigt. Da die Einigung ein (zwei⸗ 
ſeitiger) Vertrag iſt, kann nicht dieſelbe Perſon zugleich Paſſipbeteiligter und Aktivbeteiligter fein. 
Nähere Ausführungen hierzu finden ſich in A 7a und 9 925 A 11. Dit ein Vertreter für einen tat- 
ſächlich nicht vorhandenen Aktivbeteiligten aufgetreten, hat z. B. der Grundſtückseigentümer 
mit dem vermeintlichen Vertreter einer nicht zur Entſtehung gelangten Geſellſchaft m. b. H. 
die Eintragung einer Hypothek für die Geſellſchaft vereinbart, jo iſt die Einigung nichtig (JFG 2, 
340). Dasſelbe gilt, wenn der als Vertreter Aufgetretene (3. B. die Handelsvertretung eines 
ausländiſchen Staates) keine Rechtsperſönlichkeit beſitzt (OL 43, 211). — Soll eine Hypothek 


Allgemeine Vorſchriften über Rechte an Grimdftiden $ 873 49 


und zugleich ein Nießbrauch an der Hypothek (z. B. durch Zuweiſung des Zinsgenußrechts) be- 
Nelt werden, fo müſſen materiellrechtlich der Eigentümer, der Hypothekengläubiger und der 
Nießbraucher bei der Einigung mitwirken (RG Warn 1913 Nr 260). Formellrechtlich genügt 
aber die Eintragungsbewilligung des Eigentümers allein, wenn gleichzeitig ein Recht am Grund⸗ 
ſtüct (Pypothek, Grundschuld) und eine Beſchränkung dieſes Rechts (3. B. durch Nießbrauch oder 
Vormerkung) eingetragen werden ſoll (NGY 43, 227; JF 11, 268). — Den Fall der Übertragung 
eines Miteigentumsanteils an einem Bergwerk auf eine zugleich zu begründende Gewerkſchaft 
behandelt KGJ 30 A 180. N 
10. Außer der Einigung ift zur Herbeiführung der Rechtsänderungen, die unter § 873 
fallen, die Eintragung der Rechtsänderung notwendig. Fehlt eines der beiden Er⸗ 
forderniſſe, ſo tritt die Rechtsänderung nicht ein; insbeſondere hat die Eintragung keine Wirkung, 
wenn ihr nicht eine Einigung vorangegangen iſt oder nachfolgt (RG 70, 356; KGJ 21 A 157; 
358 4, 321). Die Eintragung begründet dann zwar gemäß $ 891 eine Vermutung für das Be⸗ 
ſtehen des eingetragenen Nechts; die Vermutung wird aber durch den Nachweis des Fehlens der 
Einigung widerlegt; damit erweiſt ſich die Eintragung als nichtig. Der durch ſie Verletzte hat gegen 
den Aktivbeteiligten nicht etwa bloß einen perſönlichen Anſpruch auf Beſeitigung der Eintragung, 
wie wenn dieſe an ſich zu Recht beſtände, ſondern den dinglichen Anſpruch auf Berichtigung des 
Grundbuchs gemäß $ 894, ſoweit nicht ein inzwiſchen erfolgter Rechtserwerb eines Dritten im Ver⸗ 
trauen auf den öffentlichen Glauben des Grundbuchs ($ 892) entgegenſteht (RG 70, 356). Andrer⸗ 
eits verbleibt dem Paſſivbeteiligten auch nach der Einigung noch die Verfügungsbefugnis, ſolange 
die Eintragung nicht bewirkt ift (A 13). Iſt die Einigung wegen Fehlens der erforder⸗ 
lichen behördlichen Genehmigung unwirkſam und wird die trotzdem erfolgte Ein⸗ 
tragung im Wege der Grundbuchberichtigung wieder beſeitigt, ſo hat die ſpäterhin erteilte 
behördliche Genehmigung zwar zur Folge, daß die (noch nicht zurückgeforderte und zurückerlangte) 
Einigung ruückwirtend rechtswirkſam wird; zum Rechtsübergang iſt aber eine neue Eintragung 
erJorderlich, da bis dahin niemals eine wirkſame Einigung und eine wirkſame Eintragung zeitlich 
ſo dir ntoſſen finb (Ach 131,97). Erfolgt die Einigung erſt nach der Eintragung (A 7c), 
jo iſt die Rechtsänderung erſt mit dieſem Zeitpunkt wirkſam vollzogen (RG 139, 129). Wenn jedoch 
durch die Eintragung das Grundſtück zugunſten des Aktivbeteiligten mit einem Recht belaſtet 
worden iſt, gilt nach $ 879 Abſ 2 hinſichtlich des Ranges dieſes Rechts inſofern eine Ausnahme, 
als für das Nangverhältnis die Eintragung auch dann maßgebend iſt, wenn die Einigung erſt 
nach der Eintragung zuſtande gekommen iſt. — Die Eintragung muß mit der Einigung in 
unerem Zusammenhang ſtehen. Beide müſſen dieſelbe Rechtsänderung zum Gegenſtand 
haben. Denn $ 873 erfordert zur Vollziehung der Rechtsänderung Einigung über den Eintritt 
der Rechtsänderung und Eintragung gerade dieſer Rechtsänderung. Einigung und Eintragung 
müſſen ich alſo im Inhalt der Rechtsänderung decken (RG 139, 130; KJ 51, 190; JW 1925, 
2617; RG JRoſch 1926 Nr 804). Wenn ſomit zur Zeit der Einigung über eine Rechtsänderung 
zwar eine Eintragung gleichen Inhalts bereits vorhanden, aber aus anderer rechtlicher Veranlaſſung 
erfolgt iſt, jo tft zu der Rechtsänderung eine neue Eintragung erforderlich; durch die Einigung ohne 
neue Eintragung iſt die Rechtsänderung nicht vollzogen (KJ 51, 190; OLG 45, 186; vgl. wegen 
der Auflaſſung das Beiſpiel in 925 A 5). Das gilt namentlich dann, wenn ein im Grundbuch 
eingetragenes Recht erloſchen iſt, ohne daß die Löſchung erfolgt iſt; die noch vorhandene Eintragung 
kann alſo nicht zur Begründung eines neuen dinglichen Rechts verwendet werden; dazu bedarf es 
mielmehr außer der Einigung einer neuen Eintragung im Grundbuch (R Seuffa 91 Nr 56). 
Otimmt die Eintragung nicht mit dem Inhalt der Einigung überein, ſo iſt das eingetra⸗ 
gene Recht nicht zur Entſtehung gelangt; das Grundbuch iſt unrichtig (RG 108, 149; K 53, 174), 
ſofern nicht der Eintragung eine Einigung folgt oder dem Verhalten der Beteiligten zu entnehmen 
It, daß das vermerkte Recht fo, wie es eingetragen ſteht, Beſtand haben ſoll (RG 108, 148), oder 
im Sinne einer Umgeſtaltung nach den g 139, 140 anzunehmen ift, die Beteiligten würden bei Kennt⸗ 
nis der Nichtigkeit das Recht auch ohne den nicht eingetragenen Teil (z. B. bei einer Hypothek ohne 
Die vereinbarte, aber nicht eingetragene Kündigungsbeſtimmung oder Goldklauſel: $ 1115 A 8) 
haben begründen wollen (RG 108, 149; Kc 42, 260; 53, 175; 8 874 A 2). Iſt jedoch — abgeſehen 
135 den Fällen der Übertragung des Eigentums ($ 925 Abſ 2) und des Erbbaurechts (WO v. 15. 1. 
e 5 11) — eine dem dinglichen Recht geſetzte Bedingung oder Befriſtung nicht eingetragen oder 
gen unzuläſſiger Bezugnahme auf die Eintragungsbewilligung als nicht eingetragen anzuſehen 
di 4 A 2, 4, jo iſt das Recht trotzdem als bedingtes oder befriſtetes entſtanden, da nur inſoweit 
alt. orderliche Einigung vorliegt und die Eintragung weitergehend ein unbeſchränktes Recht ent⸗ 
ne die Nichteintragung der Bedingung oder Befriſtung hat nur die Folge, daß dieſe Beſchrän⸗ 
if 2 38 baff. gegenüber gutgläubigen Dritten ohne Wirkung ift (tr. RG 106, 113). Ebenſo 
Tundt echtslage zu beurteilen, wenn bei der Einigung über die Beſtellung einer verzinslichen 
biger 9 70 ausgemacht war, das Zinsrecht ſolle für beſtimmte Zeit nicht dem Grundſchuldgläu⸗ 
men wo = ern einem Dritten zuſtehen, und wenn dieſe Abrede nicht in das Grundbuch aufgenom- 
der Grunde iſt. In dieſem Falle hat zwar der Dritte kein dingliches Recht auf die Zinſen erlangt; 
8 ehulbgläubiger hat aber nur eine Grundſchuld ohne Zinsbezugsrecht erworben (RG 
Kommentar von Reichsgerichtsräten. 9. Aufl. III. Bd. (Beſſau.) 4 
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Warn 1938 Nr 47). Iſt die Eintragung einer Verkehrshypothek bewilligt, verſehentlich aber nur 
eine Sicherungshypothek ($ 1184) eingetragen worden, fo iſt die Sicherungshypothek als das min⸗ 
dere Recht ($ 1185) gegenüber dem gewollten Vollrecht der gewöhnlichen Verkehrshypothek 
(88 1113, 1138, 1141, 1156) wirkſam begründet; denn die Beteiligten waren für alle Fälle über den 
jeder Hypothek eigenen Inhalt nach $ 1113 Abſ 1 einig (RG 123, 169). Iſt bei der Auflaſſung das 
Grundſtück irrig bezeichnet worden und ſtimmt daher die daraufhin erfolgte Eintragung des Eigen⸗ 
tumsübergangs mit dem wirklichen Willen aller Beteiligten nicht überein (ſind z. B. bei der Auf⸗ 
laſſung von zwei Parzellen eines Grundſtücks an A und B die Parzellennummern verwechſelt und 
daraufhin A als Eigentümer der für B beſtimmten und B als Eigentümer der für A beſtimmten 
Parzelle eingetragen worden), fo iſt die Auflaſſung nicht nichtig ($ 925 A 6), wohl aber die Ein- 
tragung; wird die unrichtige Bezeichnung durch übereinſtimmende Erklärungen der Beteiligten 
oder durch Urteil feſtgeſtellt, ſo kann die erfolgte Eintragung im Wege der Berichtigung des Grund⸗ 
buchs (3 22 GBO) beſeitigt und die Eintragung des Erwerbers auf dem richtigen Grundſtück vorge⸗ 
nommen werden (RG 60, 340; OLG 40, 260). Jedoch ſoll nach § 39 (F 40) Abſ 1 G0 vor der 
Berichtigung auf den Erwerber zunächſt noch einmal der Veräußerer als Eigentümer eingetragen 
werden (RG 133, 279). — Über die Vorausſetzungen, unter denen eine Eintragung vom Grund⸗ 
buchamt vorgenommen werden darf, trifft nicht das BGB, ſondern die GBO Beſtimmungen, 
die nur als Ordnungsvorſchriften gelten. Insbeſondere kommen in Betracht: $ 19 (Eintragungs⸗ 
bewilligung des Paſſivbeteiligten) nebſt der Ausnahme für die Auflaſſung im $ 20 und den Ab⸗ 
weichungen in den 88 21—27; $ 13 (Antrag des Paſſivbeteiligten oder des Aktivbeteiligten auf Ein⸗ 
tragung); 8 39 Abſ 1 (vorherige Eintragung des Paſſivbeteiligten) nebſt den Ausnahmen in 99 39 
Abſ 2, 40; 8 29 (Form der Eintragungsbewilligung und der ſonſtigen Vorausſetzungen für die 
Eintragungen). Reicht ein Notar, der nach $ 15 GBd als bevollmächtigt gilt, dem Grundbuchamt 
Eintragungsurkunden ein, in denen von den Beteiligten Anträge auf Eintragung von Rechts⸗ 
änderungen geſtellt ſind, ſo darf er in ſeinem an das Grundbuchamt gerichteten Eintragungsantrag 
von den Anträgen der Beteiligten nicht abweichen (RG GJ 22 A 296; 25 A 301; OLG 5, 293; 7, 190; 
8, 303; 10, 421; 21, 346), auch nicht in der Weiſe, daß er ſeinerſeits von den mehreren in derſelben 
Urkunde enthaltenen, miteinander zuſammenhängenden Eintragungsanträgen der Beteiligten 
nur den einen oder den andern ſtellt (NG Warn 1916 Nr 279). Das Grundbuchamt hat auch im 
letzteren Falle den Antrag des Notars abzulehnen, es ſei denn, daß die beſondere Sachlage die An⸗ 
nahme rechtfertigt, daß auch nach dem Willen der Beteiligten vorderhand nur die Eintragung der 
einen Rechtsänderung herbeigeführt werden ſollte (RG Warn 1916 Nr 279). — Die Einrichtung 
der Grundbücher und damit auch die Stelle, an der die einzelnen Eintragungen ihren 
Platz erhalten, iſt durch $ 1 Abſ 3 GBO der Beſtimmung des Reichsminiſters der Juſtiz liberlaffen. 
Die demgemäß gegebenen Vorſchriften darüber, welche Eintragungen in die einzelnen Abteilungen 
gehören, ſind aber nur Ordnungsvorſchriften. Ein Verſtoß dagegen macht die Eintragung nicht 
unwirkſam (RG 54, 248; 55, 343; 94, 7; JW 1907, 29153); das gilt ſelbſt dann, wenn zugleich das 
Recht vom Grundbuchrichter unrichtig bezeichnet iſt, ſofern nur der Inhalt des Rechts aus dem 
Eintragungsvermerk erkennbar iſt (z. B. wenn ein Recht, das nach der Eintragungsbewilligung 
und dem Eintragungsvermerk alle Kennzeichen einer Hypothek trägt, in die zweite ſtatt in die 
dritte Abteilung des Grundbuchs eingetragen iſt: RG 94, 8). In ſolchen Fällen kann die Ein⸗ 
tragung dadurch richtiggeſtellt werden, daß das Recht mit ſeinem bisherigen Rang in die richtige 
Abteilung und mit der richtigen Bezeichnung eingetragen wird (RG 94, 9). — Der Inhalt der 
bewirkten Eintragung, des Eintragungsvermerks, muß, um die Rechtsänderung materiell wirkſam 
zu vollziehen, fo vollſtändig und beſtimmt fein, daß die Rechtsänderung für jedermann zweifelsfrei 
erkennbar iſt (OLG 21, 42; 22, 380; 23 S. 231, 345; auch NG 113, 230). ft die Eintragung in 
einem weſentlichen Punkt ſo unklar, daß nicht erſehen werden kann, was eigentlich eingetragen 
iſt, fo kann fie ſogar ihrem Inhalt nach unzuläſſig im Sinne des $ 53 ($ 54) Abſ 1 Satz 2 G80 
ſein (RG 113, 231). Andrerſeits aber unterliegt auch die Eintragung der Auslegung gemäß 
$ 133 BOB (A 7a gegen Ende). Handelt es ſich um die Eintragung der Übertragung eines 
eingetragenen Rechts am Grundſtück (z. B. einer Hypothel), fo wird dem Erfordernis der Klar⸗ 
heit und Beſtimmtheit nicht genügt durch Hinzufügung eines einfachen „Übertragungs“vermerks 
auf den neuen Erwerber; vielmehr iſt der beſtimmte ſachlichrechtliche Übertragungsvorgang 
Abtretung, richterliche Überweifung, Geſetz) anzugeben (KJ 40 A 270; anders bei der Löſchung: 
3% 1934, 10562). Im Falle der Belaſtung des Grundſtücks oder eines Rechts an dieſem muß 
rechtsgrundſätzlich der geſamte Inhalt und Umfang der Belaſtung im Grundbuch zum Ausdruck 
gebracht werden. Enthält aber die vereinbarte Belaſtung nichts Weiteres als die im BG 
getroffene Regelung, jo genügt die einfache Benennung des Rechts nach dem Geſetz (z. B. Nieß⸗ 
brauch, Vorkaufsrecht: KJ 26 A 273). Zur Entlaftung des Grundbuchs iſt ferner im § 874 
für die Belaſtung des Grundſtücks im allgemeinen, im § 1115 für die Belaſtung mit einer 
Hypothek und im $ 885 Abſ 2 für die Eintragung einer Vormerkung nachgelaſſen, daß die Ein⸗ 
tragung in gewiſſem Umfang durch Bezugnahme auf die Eintragungsbewilligung oder die einft- 
weilige Verfügung bewirkt wird. Anderſeits hat natürlich das Grundbuchantt die in den 86 44, 
47—50 GBO für den Inhalt der Eintragungsvermerke gegebenen Ordnungsvorſchriften auch 
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inſoweit zu beachten, als fie über die materiellrechtlich zu ſtellenden Erforderniſſe hinausgehen (RG 
94, 7). Wenn für eine Forderung, für die bereits eine Hypothek an einem Grundſtück befteht, noch 


i 0 o iſt die Eintragung nicht unwirkſam. Vielmehr 
gilt dann das eingetragene Recht für den Erben des Verſtorbenen, da er in die Rechtsſtellung des 
] N egangenen Eintragungsbewilligung und dem Eintragungsantrag 
ergab, eingetreten iſt und der Vermerk des Verſtorbenen in Wahrheit den Erben, nur unter einer 
nicht zutreffenden Bezeichnung, begreift (ſtr. NG SW 1926, 19558; ähnlich für den Fall einer 
SI agung einer Hypothek für die Geſellſchaft HRR 1936 Nr 1276). 
Die eee des verſtorbenen Erſtehers in der Zwangsverſteigerung iſt zugelaſſen in JW 1983, 
5 luderung der von den Grundbuchbeamten abſchließend vollzogenen und den Be⸗ 
teiligten bekannt gegebenen Eintragung iſt unzuläſſig (RG 57, 284; RG 21. 2. 1931 v 72/30; noch 
enger JW 1932, 19285). Hat das Grundbuchamt die Eintragung unter Verletzung geſetzlicher 
Vorſchriften vorgenommen und iſt dadurch das Grundbuch unrichtig geworden, ſo iſt nach $ 53 
(8 54) Abſ 1 Satz 1 EBD von Amts wegen ein Widerſpruch einzutragen. Dieſe Regelung ſchließt 
aber nicht aus, daß das Grundbuchamt zur Berichtigung einer unrichtigen Eintragung auch eine 
Ergänzung eines Eintragungsvermerks auf Grund eines nachträglichen Rechtsakts vornehmen 
darf. Indeſſen hat es eine ſolche Ergänzung abzulehnen, wenn der mangelhafte Eintragungs⸗ 
vermerk megen Fehlens einer weſentlichen Angabe inhaltlich unzuläſſig ift, da dann nach 9 53 ($ 54) 
Abſ Saß 2 688 die Eintragung von Amts wegen zu löſchen iſt (KJ 44, 182; 46, 204). Hat 
das Grundbuchamt aber die Ergänzung trotzdem vorgenommen und ergibt ſich nunmehr aus dem 
Zuſammenhalt beider Eintragungen eine inhaltlich zuläſſige Rechtseintragung, ſo iſt die Ein⸗ 
tragung der Rechtsänderung als wirkſam erfolgt zu erachten (KJ 46, 205), wenn nicht der ein⸗ 
heitlichen Leſung der beiden Vermerke der Mangel des örtlichen Zuſammenhangs entgegen⸗ 
ſteht (Ich 9, 194). — Die Unzulaäſſigkeit der Eintragung von Rechten, die nicht in den 
geſchloſſenen Kreis der eintragungsfähigen Rechte fallen, iſt bereits in Vorbem 2 behandelt. 

11, Bezüglich des Grundbuchs vgl. Vorbem 1 „Einrichtung der Grundbücher“. Das Grund- 
buchblatt, das nach g GVO für das Grundſtück als das Grundbuch im Sinne des BGB an- 
zuſehen ift, iſt das Grundbuchblatt über dasjenige Grundſtück, das von der Rechtsänderung be⸗ 
troffen wird. Dies iſt beſonders bedeuffam für ſubjektiv⸗dingliche Rechte, d. h. für Rechte 
zugunſten des jeweiligen Eigentümers eines Grundſtücks (88 1018, 1094, 1105: Grunddienſtbar⸗ 
teit, Vorkaufsrecht, Reallaſt), aber auch für alle ſonſtigen Rechte, die mit dem Eigentum an einem 
Grundſtück verbunden find und nach $ 96 als Beſtandteile des Grundſtücks gelten (8 96 A 1). 
Sind ſolche Rechte zugleich objektiv⸗dingliche Rechte an einem Grundſtück, d. h. belaſten ſie 
ein anderes Grundſtück (wie z. B. die Rechte der $$ 1018, 1094, 1105), fo ift für die Frage ihres Be⸗ 
ſtehens und für ihren Inhalt das (rundbuchblatt über dieſes Grundſtück maßgebend (RG 104, 319). 
Zwar find nach 89 GBO ſolche Rechte auf Antrag auch auf dem Blatt über das berechtigte Grund⸗ 
ſtück zu vermerken, und die Vermerke ſind von Amts wegen zu berichtigen, wenn die Rechte ge- 
ändert oder aufgehoben werden. Jedoch haben die Vermerke nur nachrichtliche Bedeutung; ſie 
ſtehen nicht unter dem öffentlichen Glauben des Grundbuchs; bei Verſchiedenheit ihres Inhalts 
von dem der Eintragung auf dem belaſteten Grundſtück iſt dieſe Eintragung entſcheidend (RG 
19. 11. 1928 VI 50/28), Daher muß die zu ihrer Begründung oder zur Anderung ihres Inhalts 
erforderliche Eintragung auf dem Blatt über das zu belaſtende oder bereits belaſtete Grundſtück 
erfolgen, während es für den Eintritt der Rechtsänderung einflußlos iſt, wenn die Begründung 
oder die Inhaltsänderung auf dem Blatt über das herrſchende Grundſtück nicht vermerkt wird. 


d 12. Etwas anderes als im 5873 Abſ! wird bei rechtsgeſchäftlichen (A!) Rechtsänderungen, 
bel an ſich unter $ 873 fallen, vom Geſetz vorgeſchrieben für das Erfordernis der Einigung: 
8 der e einer Hypothek für eine Schuldverſchreibung auf den Inhaber ($ 1188), einer 

rundſchuld auf den Inhaber ($$ 1192, 1195), einer Grundſchuld für den Eigentümer ($ 1196), 
des Dieien Fällen genügt auch materiellerechtlich die einſeitige Erklärung des Eigentümers, alſo 
beſt aifivbeteiligten, gegenüber dem Grundbuchamt, daß er die Hypothek, die Grundſchuld 
weich e 17 5 daß die Grun ſchuld für ihn eingetragen werden ſolle. Ferner beſtimmt das Geſetz Ab⸗ 
einne 85 des für das Erfordernis der Eintragung: bei der Übertragung einer Briefhypothek und 

r Briefgrundſchuld (881154 Abſ 1, 1192; 916 69, 279), bei der Belaſtung dieſer Rechte mit einem 
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Nießbrauch ($ 1069) oder mit einem Pfandrecht (88 1274, 1291), bei der Übertragung und Belaſtung 
einer Hypothek für die Forderung aus einer Schuldverſchreibung auf den Inhaber oder aus einem 
begebbaren Papier und einer Grundſchuld für den Inhaber des Briefes (55 793, 1069, $ 1187 
Satz 3, 58 1195, 1274, Wechſch Artt 11ff., HGB 88 363365). Zum Eintritt dieſer Rechtsände⸗ 
rungen bedarf es der Eintragung nicht. Hier ift auch zu erwähnen der Fall, daß ein ſubjektiv⸗ und 
objektiv⸗dingliches Recht (89 1018, 1094, 1105) bei einem rechtsgeſchäftlichen Erwerb des Eigen⸗ 
tums am herrſchenden Grundſtück nach $ 96 als Beſtandteil dieſes Grundſtlcks auf den Erwerber 
mit übergeht. Eine Eintragung auf dem Grundbuchblatt des belaſteten Grundſtlicks, die erfor- 
derlich wäre, wenn das Recht geändert oder aufgehoben würde (A 11), findet in dieſem Falle nicht 
ſtatt, da von vornherein der jeweilige Eigentümer des herrſchenden Grundſtücks als der Berechtigte 
gilt, inſoweit alſo eine Rechtsänderung nicht erfolgt (RG 104, 319). Ferner ift die Eintragung 
nicht erforderlich für die beſonderen bergrechtlichen Gebrauchs⸗ und Nutzungsrechte (z. B. Schlirf- 
und Bohrrechte), die nach $ 8 PrAllgBergch im Wege des Zwangsverfahrens erworben werden 
können und nach Art 22 Nr 2 Pra. BGB zur Erhaltung ihrer Wirkſamkeit gegenüber dem 
öffentlichen Glauben des Grundbuchs der Eintragung nicht bedürfen, und zwar auch dann nicht, 
wenn fie im Einzelfall gemäß $ 5 Allg Berg durch freiwillige Geſtattung des Grundeigentümers 
erworben ſind (RG 97, 38). 

13. Die Beteiligten find an die Einigung gebunden, wenn die Eintragung, ſei es nach⸗ 
her ſei es vorher, bewirkt iſt (A 7c) oder wenn die Einigung in einer der im Abſ 2 bezeichneten For⸗ 
men ſtattgefunden hat. Der geſetzgeberiſche Grund für die Beſtimmung des Abſ 2 iſt der: Einer- 
ſeits ſollte nach erfolgter Eintragung ein Widerruf der Einigung als wider Treu und Glauben ver⸗ 
ſtoßend ausgeſchloſſen, anderſeits durch eine Vorſchrift, die die Unwiderruflichkeit vor der Ein⸗ 
tragung von der Beobachtung gewiſſer Formen abhängig machte, übereilten und leichtfertigen 
Verfügungen über Rechte an Grundſtücken vorgebeugt werden (M 3, 175; Prot 3, 60 ff.). Abſ 2 
enthält keine Formvorſchrift. Die Einigung iſt alſo nicht etwa nach $ 125 nichtig, wenn ſie 
in keiner der Formen des Abſ 2 vollzogen ift; vielmehr führt auch die formloſe Einigung zur wirk⸗ 
ſamen Rechtsänderung, ſofern die Eintragung hinzutritt, und andrerſeits bedarf auch die von vorn⸗ 
herein bindende Einigung des Hinzutretens der Eintragung, um die Rechtsänderung zu bewirken. 
In der Unwiderruflichkeit der Einigung vor erfolgter Eintragung erſchöpft ſich mithin die Be⸗ 
deutung der Vorſchrift des $ 873 Abſ 2 (A 7e). Die in der Form des Abſ 2 erklärte Einigung hat 
aber auch nicht die Wirkung einer Verfügungsbeſchränkung. Durch die Beobachtung 
der Form iſt die Einigung zwar bindend geworden, aber mit keiner andern Wirkung, als ſie ſonſt 
einem bindenden Vertrage zukommt (RG 55, 352; 113, 407). Trotz der bindenden Einigung bleibt 
der Paſſivbeteiligte Inhaber des Rechts, ſolange noch nicht die Eintragung bewirkt iſt; er iſt nach 
wie vor materiellrechtlich Dritten gegenüber zur anderweiten Verfügung über das Recht befugt; 
die Bindung gegenüber dem andern Teil, die für ſich allein keine Rechtsänderung herbeiführt, 
hindert ihn daran nicht (RG 55, 342; 66, 288; 73, 53; KJ 38 A 276; 49, 152; OLG 29, 321; 
336 2, 342). Daher kann er z. B.: wenn er die Beſtellung einer Hypothek auf feinem Grundſtück 
bindend mit dem Aktivbeteiligten vereinbart hat, eine Hypothek für einen andern Gläubiger ein⸗ 
tragen laſſen; eine unter bindender Einigung abgetretene Buchhypothek an einen andern über⸗ 
tragen und dieſe Übertragung durch Eintragung vollziehen laſſen. Unter Umſtänden begründet 
eine ſolche Verfügung allerdings einen Schadenserſatzanſpruch des Aktivbeteiligten nicht nur gegen 
den Paſſivbeteiligten, ſondern auch gegen den Dritten, der gegen die guten Sitten verſtößt ($ 826; 
NG 62, 137; 111, 102). Hat der Aktivbeteiligte auf Grund der bindenden Einigung bereits 
den Eintragungsantrag ($ 13 GBO) geſtellt, ſo darf nach formellem Grundbuchrecht das 
Grundbuchamt einem auf Grund anderweiter Verfügung des Paſſivbeteiligten über das Recht 
geſtellten Eintragungsantrag nicht mehr ſtattgeben. Nach $ 17 GB hat es vielmehr zunächſt den 
erſten Antrag zu erledigen, und dann iſt kraft der bewirkten Eintragung der Paſſivbeteiligte nicht 
mehr Berechtigter. Gibt aber das Grundbuchamt verſehentlich doch dem zweiten Antrag ſtatt, ſo 
iſt damit materiellrechtlich die Rechtsänderung gemäß dieſem Antrag wirkſam vollzogen, und zwar 
gleichviel, ob der zweite Aktivbeteiligte in gutem Glauben war oder nicht, da nach dem maßgebenden 
Grundbuch der Paſſivbeteiligte zur Zeit der Eintragung noch Berechtigter war (MG 73, 53). Hat der 
Paſſiobeteiligte ſelbſt den erſten Antrag geſtellt (513 GB), fo kann er ihn in der Form der 98 31,29 
Saß 16889 zurücknehmen; dann ſteht auch formellrechtlich nichts entgegen, die Eintragung gemäß 
dem zweiten Antrag vorzunehmen. Auf die Wirkſamkeit der bindenden Einigung hat aber die ein⸗ 
feitige Zurücknahme des Eintragungsantrags keinen Einfluß (RG Warn 1911 Nr 83; JF 2, 
339). Vgl. ferner $ 925 A b: Über den nach der Auflaſſung, aber vor der Eintragung des Eigen ⸗ 
tumsübergangs geſtellten Antrag auf Eintragung einer Belaſtung; über die regelmäßig in der Auf⸗ 
laſſung liegende unwiderrufliche Einwilligung des Auflaſſenden in die Verfügung des Auflaſſungs⸗ 
empfängers, der ſchon vor feiner Eintragung das Grundſtück weiter an einen Dritten aufläßt; über 
die Rückforderung der Auflaſſungserklärung vor der Eintragung wegen Nichtigkeit des Grund⸗ 
rechtsgeſchäfts (dasſelbe gilt entſprechend auch für die Rückforderung anderer nach § 873 Abſ 2 
bindend gewordener Einigungserklärungen). Iſt auf Grund eines Grundſtückskaufvertrags die 
Auflaſſung des Grundſtücks erteilt, die Eintragung der Eigentumsänderung aber noch nicht er⸗ 
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folgt, ſo bedarf ein Vertrag, durch den der Kaufvertrag rückgängig gemacht wird, un 
vorm, insbeſondere nicht der Form des g 313, da er nicht die Verpflichtung zur Übertragung de 

Eigentums zum Inhalt hat und die durch die Auflaſſung eingetretene Bindung der ee 
mangels einer Formvorſchrift auch durch formloſe Vereinbarung aufgehoben 10955 
kann (RG Warn 1926 Nr 43). — Iſt die Übertragung des Eigentums oder eines andern über 
tragbaren (A 2 a. E.) Rechts am Grundſtück durch eine bindende Einigung erklärt, fo hat der 
noch nicht eingetragene, zum Rechtserwerb aber regelmäßig (Ausnahmen A 12) der Eintragung 
bedürfende Aktivbeteiligte trotz der Bindung keinen Ausſonderungsanſpruch gemäß 
343 KO, wenn über das Vermögen des Paſſivbeteiligten der Konkurs eröffnet wird; ebenſo⸗ 
wenig hat er, wenn ein Dritter die Zwangsvollſtreckung in das Recht betreibt, ein Widerſpruchs⸗ 
recht gemäß 9771 ZPO, da ihm kein die Veräußerung hinderndes Recht im Sinne dieſer Vor⸗ 
ſchrift zuſteht (NG 81, 64; RG St 62, 152; OLG 6, 261; a. M. OLG 4, 38). Der Tod oder der Ein- 
tritt der Geſchäftsunfähigkeit eines Beteiligten nach eingetretener Bindung iſt auf die Wirkſam⸗ 
teit der Einigungserklärungen ohne Einfluß (A 7a; $ 925 A 5). — Streitig iſt, ob durch die bin⸗ 
dend gewordene Einigung als ſolche ein klagbarer Anſpruch begründet wird. Dies iſt 
in verneinen. Die Einigung iſt nicht darauf gerichtet, irgendwelche Verpflichtungen zu Lei⸗ 
ungen zu begründen, fonbern ſie hat ſelbſt Leiſtungsinhalt. Sie iſt eine Verfügung, die beim 
Hinzutreten eines andern, nicht rechtsgeſchäftlichen Tatumſtandes (Eintragung in den Fällen des 
5 873, Übergabe bei beweglichen Sachen) die aus einem Grundrechtsgeſchäft beſtehende Verpflich⸗ 
wage zn einer Leiſtung erfüllt A 7, 8 9 Gruch 68, 317; OLG 26, 37; 29, 320; KH 46, 175). 
Daher kann aus der Einigung des $ 873, auch wenn fie in einer der Formen des Abſ 2 geſchloſſen 
ft, weder auf Beſchaffung deſſen geklagt werden, was etwa zur Vollziehung der Rechtsänderung 
bie h, Eintragung noch fehlt (dich 115, 39; O0 45, 188), noch auf Beſeitigung von Hinderniſſen, 
9 der Vollziehung entgegenftehen (RG Gruch 58, 1018: aus der dinglichen Einigung über die 
Beſtellung des Pfandrechts an einer Hypothek kann nicht auf Eintragung der Verpfändung ge⸗ 
llagt werden, da in dem dinglichen Vertrag für ſich allein nicht ohne weiteres auch die ſchuldrecht⸗ 
liche Verpflichtung zur Pfandbeſtellung zu finden iſt, z. B. dann nicht, wenn die Verpfändung 
für eine fremde Schuld erfolgt iſt; Seuffa 65 Nr 15; OLG 5, 157; 29, 320). Vielmehr kann die 
Grundlage für einen ſolchen Anſpruch nur das die Verpflichtung zu der Leiſtung begründende 
Grundrechtsgeſchäft bieten (Reh 115, 39; Gruch 58, 1013; OLG 45, 188). Sit das Grundrechts ⸗ 
geſchäft nichtig, ſo iſt ein folder Anſpruch ausgeſchloſſen (Rc 115, 39; Warn 1928 Nr 128). 
Ebenſo fehlt er, wenn das Grundrechtsgeſchäft mit einem andern als dem aus der dinglichen 
Einigung Berechtigten geſchloſſen ift (NG Gruch 58, 1015: Verpfändung einer Hypothek für die 
Schuld eines andern; ſchuldrechtlicher Vertrag über Pfandbeſtellung nur zwiſchen dieſem und 
dem Verpfänder, nicht auch zwiſchen Pfandgläubiger und Verpfänder). Auch die in den 
Formen des $ 873 Abſ 2 geichloffene Einigung kann nicht auf dem Wege über $ 141 (Beſtäti⸗ 
gung) dem nichtigen Grundrechtsgeſchäft Kraft verleihen und ſo zur Begründung eines An- 
pruchs aus ihm führen (OLG 45, 188; nur wird ausnahmsweise ein Vertrag über die Über⸗ 
tragung des Eigentums an einem Grundſtück, der lediglich der Form des § 313 Satz 1 ermangelt, 
durch rechtswirkſame Auflaſſung und Eintragung gemäß 3 313 Satz 2 gültig). Iſt jedoch das 
Grundrechtsgeſchaft nur anfechtbar (4. B. wegen Irrtums, Betrugs), fo kann in der Einigungs⸗ 
erklärung des zur Anfechtung Berechtigten eine Beſtätigung des Grundrechtsgeſchäfts gemäß 
944 liegen (RG 56, 51; 63, 113; OLG 5, 157; 29, 321). Ohne Bedeutung ift $ 873 Abſ 2 für die 


Frage, ob ein auf eine Eintragung gerichteter ſchuldrechtlicher Vertrag rechtswirkſam und für die 
Verkrgſchließenden bind 


cru end iſt. So wird z. B. ein nicht in der Form des § 313, ſondern nur privat⸗ 
ſchriftlich geſchloſſener Vertrag über die Veräußerung eines Grundſtücks nicht ſchon dadurch für 
die Vertragſchließenden bindend, daß er dem Grundbuchamt eingereicht wird (RG 85, 411). Ferner 
bietet die dingliche Einigung (3. B. eine Auflaſſung) für ſich allein noch keine Rechtsgrundlage für 
eine Vormerkung, da dieſe einen ſchuldrechtlichen Anſpruch zur Vorausſetzung hat (RG Warn 1928 
Nr 128; 8 888 A? Abſ g). Ebenſowenig läßt ſich die Rechtsſtellung, die ſich aus der dinglichen Eini⸗ 
gung nach $ 873 ergibt, gemäß $ 398 auf einen andern übertragen (HRR 1933 Nr 1491). — Um 
eine bindende Einigung im Sinne des Ab 2 8 873 herbeizuführen, müſſen die Einigungserklä⸗ 
tungen beider Teile in einer der Formen des Abſ 2 abgegeben fein. Hat zwar der 
Paſſivpeteiligte eine Erklärung formgerecht abgegeben, der Aktivbeteiligte ſie aber nicht form⸗ 
— 55 angenommen, ſo kann jener ſeine Erklärung vor erfolgter Eintragung ebenſo wie eine 
ormlos abgegebene widerrufen. Inſofern gilt alſo Abweichendes von den in den 89 145 ff. für den 
Vertragsantrag und ſeine Annahme gegebenen Vorſchriften. Daraus iſt aber nicht zu folgern, daß 
die zur Bindung führenden Erklärungen ſtets bei gleichzeitiger Anweſenheit beider Teile abge 
geben werden müſſen. Dies iſt nur ausnahmsweiſe in den Fällen der $$ 925, 1015, 1017 (etzt 
— d o. 15.1. 1919), insbeſondere für die Auflaſſung, vorgeſchrieben. Abgeſehen von dieſen 
5 usnagmefallen kommen auch hier, ſoweit es ſich um gerichtliche oder notarielle Beurkundung 
865 beiderſeitigen Einigungserklärungen handelt, die 95 128, 152 zur Anwendung (RG ZW 1901, 
5). — Die Verſchiedenheit der formellrechtlichen Vorausſetzungen für die Eintragung und der 
materiellrechtlichen Erforderniſſe für die Bindung nach Abſ 2 5 878 iſt ſchon in A 7e erörtert. 
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14. Über gerichtliche und notarielle Beurkundung vgl. 88 167 Abſ 1, 168—182 FGG ſowie 
die Artt 141—143 Ech (Vorbehalte für die Landesgeſetzgebung). — Iſt eine Eintragungsbewilli⸗ 
gung oder eine ſonſtige zu der Eintragung erforderliche Erklärung (z. B. Vollmacht) in einer 
fremdsprachigen öffentlichen oder öffentlich beglaubigten Urkunde enthalten, fo darf der Grund⸗ 
buchrichter die Eintragung von der Beibringung einer von einem beeidigten Dolmetſcher ge⸗ 
fertigten Überſetzung der Urkunde und von der Beglaubigung der Unterſchrift des Überſetzers 
abhängig machen (JFG 7, 243). 

15. Vor dem Grundbuchamt abgegeben find die zur Bindung erforderlichen Einigungs⸗ 
erklärungen beider Teile (A 13) ſchon dann, wenn ſie in mündlicher Form erfolgt ſind. Der 
Aufnahme zu Protokoll bedarf es zu ihrer materiellen Wirkſamkeit, insbeſondere zur Herbei- 
führung der Bindung, nicht. Dafür ſpricht weſentlich die Gegenüberſtellung der gerichtlich oder 
notariell beurkundeten und der vor dem Grundbuchamt abgegebenen Erklärungen im $ 873 
Abj2. Näheres über dieſe ſtreitige Frage bringen die Ausführungen zur Auflaſſung in $ 925 A 13 
„Protokoll“, die ebenſo auch für die andern, unter $ 873 fallenden Gegenſtände der Einigung 
gelten (a. M. KGJ 51, 151 unter Berufung auf die Entſtehungsgeſchichte, die aber keineswegs 
fo geftaltet ift, daß ſie gegenüber dem Wortlaut des 9 873 Abſ 2 maßgebend wäre, und auf RG 50, 
83, aus deſſen beiläufiger Bemerkung jedoch eine Beſtätigung der Anſicht nicht entnommen werden 
kann). Formellrechtlich iſt aber zur Begründung des Eintragungsantrags ($ 13 GBO) erforder⸗ 
lich, daß — abgeſehen von der im $ 20 GB beſonders geregelten Auflaſſung — mindeſtens die 
Eintragungsbewilligung des Paſſivbeteiligten ($ 19 GBO) zu Protokoll genommen wird, da nur 
dann die für die Eintragung nach § 29 Satz 1 GB erforderliche Form erfüllt iſt. Daß die Erklä⸗ 
rungen gleichzeitig von beiden Teilen vor dem Grundbuchamt abgegeben werden, iſt nur in den 
Ausnahmefällen der $$ 925, 1015, 1017 (jetzt f 11 VO v. 15. 1. 1919) vorgeſchrieben. „Grundbuch⸗ 
amt“ it das Amtsgericht (§ 1 Abſ 1 G80). 

16. Daß die bei dem Grundbuchamt eingereichten Einigungserklärungen beider Teile einer 
Form bedürfen, um die materiellrechtliche Bindung zu bewirken, ift im Geſetz nicht vor- 
geſchrieben; nur bei der letzten Bindungsform des Abſ 2 (A 17) wird eine „den Vorſchriften der 
Grundbuchordnung entſprechende“ Eintragungsbewilligung erfordert. Die „Erklärungen“ find 
daher „bei dem Grundbuchamt“ eingereicht, auch wenn nur privatſchriftliche Urkunden, in denen 
ſie enthalten ſind, eingereicht worden ſind (ſtr.); ein Widerruf findet dann nicht mehr ſtatt. Die 
Erklärungen müſſen aber von den Beteiligten oder doch mit ihrem Willen dem Grundbuchamt 
eingereicht ſein; denn erſt durch eine ſolche Einreichung werden die zur Bindung führenden Erklä⸗ 
rungen vollendet. Formellrechtlich bedarf es zur Begründung des Eintragungsantrags (5 13 
GBO) der Eintragungsbewilligung des Paſſipöeteiligten (8 19 GBO) in einer der im 9 29 Satz 1 
GB vorgeſchriebenen Formen. „Grundbuchamt“ iſt das Amtsgericht ($ 1 Abſ 1 G80). 

17. Eine den Vorſchriften der Grundbuchordnung entſprechende Eintragungsbewilligung 
des Berechtigten, deren Aushändigung an den andern Teil die Bindung herbeiführt, iſt die Ein⸗ 
tragungsbewilligung des Paſſivobeteiligten im Sinne des § 19 GBD, die der Form 
nach die Vorſchrift des $ 29 Satz 1 und dem Inhalt nach die Vorſchrift des 28 EVD erfüllt (A 7d). 
Einer körperlichen Aushändigung der Einkragungsbewilligung bedarf es nicht unbedingt. Iſt 
3. B. die Bewilligung in einem zwiſchen dem Bewilligenden und dem andern Teil geſchloſſenen 
notariellen Vertrag enthalten, ſo muß ſie ſchon mit dem Abſchluß der notariellen Verhandlung als 
dem andern Teil zugegangen gelten, ohne daß es erſt noch der Aushändigung einer Ausfertigung 
der 1 7 bedarf, die ſich der andere Teil ohnedies jederzeit ſelbſt beſchaffen kann (KGJ 
49, 155). 


§ 874 


Bei der Eintragung eines Rechtes, mit dem ein Grundſtück belaſtet wird !), 
kann ?) zur näheren Bezeichnung ?) des Inhalts des Nechtes 4) auf die Ein- 
tragungsbewilligung ') Bezug genommen werden 9), ſoweit nicht das Geſetz 
ein anderes vorſchreibt “. 

E 1 962, 969, 982, 1048, 1054 IL 705; M 3 472, 483, 405, 586f.; P 3 283. 310 f., 384, 437, 735,702; 4 586. 

1. $ 874 findet nach ſeinem klaren Wortlaut nur Anwendung auf die Eintragung eines ein 
Srundftüd belaſtenden Rechtes, alſo auf die Eintragung eines Erbbaurechts (§ 1012, $11 RO 
v. 15. 1. 1919), einer Dienſtbarkeit (88 1018, 1030, 1090), eines Vorkaufsrechts ($ 1094), einer 
Reallaſt ($ 1105); für die Eintragung einer Hypothek, Grundſchuld, Rentenſchuld beſtehen beſon⸗ 
dere Vorſchriften (A 7). Die Eintragung des Eigentumsübergangs, wodurch das Grundſtück nicht 
„belaſtet“ wird, fällt nicht unter $ 874 (RG SeuffA 91 Nr 104). Aber auch nicht die Eintra- 
gung eines Rechtes an einem Grundſtücksrecht, alſo der Belaſtung einer Belaſtung; 
denn dadurch wird nicht das „Grundſtück“ belaſtet. Daß dies der Wille des Geſetzes ift, erhellt auch 
daraus, daß im $ 874 nicht, wie im vorangehenden $ 873, neben der Belaſtung des Grundſtücks 
auch die Belaſtung der Belaſtung genannt wird und daß im nachfolgenden $ 877 die Anwendung 
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des $ 874 nur auf die „Anderung des Inhalts“ einer Grundſtücksbelaſtung vorgeſchrieben iſt. 
Daher können die als zuläſſige Belaſtungen von Grundſtücksbelaſtungen in Betracht kommenden 
(8 873 A 5) Nießbrauchsrechte und Pfandrechte an Reallaſten, Hypotheken, Grundſchulden nicht 
durch Bezugnahme auf die Eintragungsbewilligung zur materiell wirkſamen Eintragung gebracht 
werben (tr. a. M. RA 7, 273; KJ 48, 181). Auch Vormerkungen gehören nicht hier⸗ 
her, da ſie keine das Grundſtück belaſtenden „Rechte“ ſind (5 883 A8). Für fie trifft 885 Abj2 be- 
ſondere Beſtimmung. Ferner findet $ 874 auf Verfügungsbeſchränkungen keine Anwen. 
dung, auch ſoweit ſie fi nicht auf Grundſtücksbelaſtungen, ſondern auf das Grundſtück ſelbſt 
beziehen. Denn ſie gewähren kein Recht „am“ Grundſtück, und dieſes wird nicht „mit“ ihnen be⸗ 
laſtet; vielmehr ſchranken fie nur das Eigentumsrecht ein (ſtr.; Ach 89, 159; KG§ 45, 255; A 4). 
Jedenfaus muß bei Verfügungsbeſchränkungen (Veräußerungsberboten) zugunſten einer be⸗ 
ſtimmten Perſon die begünſtigte Perſon im Eintragungsvermerk ſelbſt genannt werden ( JW 
1900, 5721; KJ 45, 254; A 4). Eine Ausnahme hiervon macht kraft beſonderer geſetzlicher Be⸗ 
ſtimmungen die Eintragung der (nach $$ 20, 23 3G als Veräußerungsverbot zugunſten des be⸗ 
treibenden Gläubigers wirkenden) Anordnung der Zwangsverſteigerung oder Zwangsverwaltung 
und der Grundbuchvermerk über die Eröffnung des Konkursverfahrens (Rh JW 1900, 5722; 
KO 45, 26). Julöſſig iſt auch eine Bezugnahme auf die Eintragungsbewilligung bei Rang⸗ 
2 1 Sah 2 880 A 4) und bei der Eintragung eines Erbbaurechts (WO v. 15. 1. 1919 $ 14 


F 
3 eng genommen werden. Im Ermeſſen des Grundbuchamts ſteht alſo, ob 


5 von dieſer Befugnis Gebrauch machen, was es in den Vermerk ſelbſt auf- 
1 und was es durch Bezugnahme mittelbar zur Eintragung bringen will; an Anträge 
det Beteiligten iſt es in dieſer Hinſicht nicht gebunden (RG 50, 153; KJ 24 A 127; 32 A 252 
5 4, 42; DLG 4, 198). Da aber die Vorſchrift den Zweck hat, die Überlaftung und Unüber⸗ 
1 htlichkeit des Grundbuchs zu verhüten, wird von dem Eintragungsvermerk alles fernzuhalten 
unte as durch Bezugnahme als eingetragen gelten kann (R 50, 153; 54, 88; 336 2, 308). 
Anderſeits iſt, da die Vorſchrift des 9 874 eine materiellrechtliche iſt, die Eintragung unwirkſam 
und das eingetragene Recht nicht zur Entſtehung gelangt, wenn die Grenze der zugelaſſenen 
Bezugnahme überſchritten iſt und der Eintragungsvermerk nicht das enthält, was in ihn ſelbſt 
se 13) aufgenommen werden muß (MG 108, 149; Kg 49, 170; OLG 39, 245). In ſolchen 
Fällen kann das eingetragene Recht nur dann Beſtand haben, wenn der Eintragung eine Eini⸗ 
gung dahin folgt oder ſonſt aus dem Verhalten der Beteiligten zu entnehmen iſt, daß das ver⸗ 
merkte Recht ſo, wie es bei Nichtberückſichtigung der Bezugnahme eingetragen ſteht, Beſtand 
haben ſoll (Rch 108, 148), oder wenn im Sinne des 3140 (Umgeſtaltung) anzunehmen iſt, 
die Beteiligten würden bei Kenntnis der Nichtigkeit das Recht auch ohne den zufolge der unzu⸗ 
läffigen Bezugnahme als nicht eingetragen geltenden Teil des Rechtsinhalts haben begründen 
wollen (MG 108, 149; $ 873 A 10). Der Sonderfall, daß wegen einer dem dinglichen Recht ge⸗ 
ſotzten Bedingung oder Befriſtung unzuläſſigerweiſe (A 4) auf die Eintragungsbewilligung Bezug 
genommen iſt, wurde bereits in $ 873 A 10 näher behandelt. Iſt im Eintragungsvermerk nicht 
einmal die allgemeine Natur des Rechts angegeben und läßt ſich aus dem Vermerk ſelbſt das Fehlen 
dieſer Kennzeichnung ohne weiteres erſehen, ſo iſt die Eintragung ihrem Inhalt nach unzuläſſig 
(5873 A 10) und deshalb nach $ 53 ($ 54) Abſ 1 Satz 2 G0 von Amts wegen zu löſchen (jo 3.8. 
wenn es ſich um eine Reallaſt handeln ſoll, die Bezeichnung Reallaſt aber fehlt und der Eintragungs⸗ 


vermerk ſich derart über die Verpflichtung verhält, daß die Möglichkeit einer nur einmaligen Lei⸗ 
ſtung offen bleibt: OLG 39, 245). * 


zeichnung des Rechtsinhalts kann Bezug genommen werden. Daraus 
folgt, daß das Recht und ? 1001 


„zur näheren Bezeichnung des Inhalts“ Bezug genommen werden. Bei 
715 8 Belaſtungen, abgeſehen von den hypothekariſchen (A 7), ſtellt der geſetzliche Name 
155 ſich allein noch nicht den Inhalt dar (z. B. Grunddienſtbarkeit, beſchränkte perſönliche Dienft- 
arkeit, Re Inhalt enger umgrenzt und genauer 
5 gsrecht, Umfang der Belaſtung bei der Reallaſt); 
eine Bezugnahme geſtattet (RIA 2, 193; KJ 51, 272; OLG 8, 301; 39, 244; 
Alten tens © Nac es aber bei der Eintragung eines Leibgedinges 
fü 55 eils, en Ah nicht der Bezeichnung der einzelnen Rechte. Gleiches beſtimmt § 118 G80 
für die in den Artt 63, 68 Ech bezeichneten Rechte (Erbpachtrecht, Abbaurecht uſw.). 
ige Nur wegen des Inhalts des Rechtes, d. h. der Geſamtheit der aus der Rechtsbegründung 
Da ergebenden Vefugniſſe des Berechtigten (KJ 49, 189; 50, 185), iſt die Bezugnahme geftattet. 
her bedürfen der Aufnahme in den Eintragungsvermerk ſelbſt z. B.: die Bezeichnung des 
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Berechtigten (RG 89, 159; JW 1900, 57221; KJ 23 A 134; 45, 256), bei der aber Ungenauig⸗ 
keiten ſich im Wege der Auslegung beſeitigen laſſen (JW 1935, 14410, $ 878 A 7a gegen Ende; 
51115 X 3); eine Bedingung oder Befriſtung, von welcher der Beſtand des Rechtes ſelbſt abhängig 
gemacht ift (ſtr.; KJ 48, 182; 49, 189; 50, 188; ZF® 13, 75; auch Rh 106, 113; dagegen RG 
108, 356, wo ohne Begründung bei der Eintragung eines Vorkaufsrechts die Bezugnahme auf die 
Eintragungsbewilligung wegen einer das Vorkaufsrecht zeitlich begrenzenden Beſtimmung für 
zuläſſig erklärt iſt); Beſtimmungen über das Rangverhältnis (5879 Abſ 3; RG 3. 3. 1908 JI 491/07); 
der Rangvorbehalt ($ 881; dort A 6); der Höchſterſatz für den Fall der Zwangsverſteigerung nach 
$ 882. Hält man entgegen der hier (A 1) vertretenen Anſicht den $ 874 für anwendbar auf ſog. rela⸗ 
tive Veräußerungsverbote im Sinne des $ 135, die ſich als Verfügungsbeſchränkungen darſtellen 
(5 878 A 3), fo müſſen bei ihrer Eintragung jedenfalls die Perſonen, deren Schutz ſie bezwecken, 
im Eintragungsvermerk ſelbſt bezeichnet werden; denn die geſchützten Perſonen gehören nicht zum 
„Inhalt“ des Verbots, ſondern find deſſen Weſensbeſtandteil und geben erſt das notwendige Kenn⸗ 
zeichen für die Art des erlaſſenen Verbots (Reh 89, 159; JW 1900, 57221). — Soll einem Recht 
(3. B. einer Grunddienſtbarkeit) in den nach BGB zuläſſigen Grenzen ein Inhalt gegeben werden, 
wie er dem früheren Recht eigentümlich war, ſo genügt nicht die Bezeichnung des Rechtes nach 
den nicht mehr geltenden Vorſchriften; vielmehr muß entweder das Recht mit ſeinem geſamten 
Inhalt eingetragen werden oder die Eintragungsbewilligung, auf die Bezug genommen wird, 
den geſamten Rechtsinhalt enthalten (KchJ 26 A 271). 

5. Die Eintragungsbewilligung ift die Bewilligung des Paſſivbeteiligten nach 19 EBD. 
Daß die Urkunde, auf die Bezug genommen wird, im Eintragungsvermerk ausdrücklich 
als „Eintragungsbewilligung“ bezeichnet wird, ift im $ 874 nicht vorgeſchrieben. Es genügt 
materiellrechtlich daß die Urkunde tatſächlich die Eintragungsbewilligung enthält (ſtr.; OLG 16, 
183). Die ausdrückliche Bezeichnung als ſolche iſt aber zweckmäßig, um Zweifel zu vermeiden 
(KJ 21 A 142). Daß die Eintragungsbewilligung „eine den Vorſchriften der GBO entſpre⸗ 
chende“ ift, ſchreibt $ 874 — inſoweit abweichend von 5873 Abſ 2 — nicht vor. Daher iſt die Be⸗ 
zugnahme materiellrechtlich auch dann wirkſam, wenn die Eintragungsbewilligung nicht in der 
Form des $ 29 EBD erklärt iſt. Iſt eine das Recht näher beſchreibende Urkunde bereits zu den 
Grundakten eingereicht oder der Eintragungsbewilligung beigefügt und in der Bewilligung auf 
die Urkunde verwieſen, ſo iſt die Urkunde als Teil der Eintragungsbewilligung anzuſehen und 
daher eine (mittelbare) Bezugnahme auch auf fie geftattet (NG HAN 1933 Nr 1643; OLG 4, 81; 
8, 301; KJ 48, 175). Formellrechtlich iſt in ſolchen Fallen bei der zu notariellem Protokoll er⸗ 
klärten Eintragungsbewilligung nicht erforderlich, daß die Urkunde eine Anlage des Protokolls 
($ 176 Abſ 2 FGG) bildet, ſofern fie nur unzweideutig bezeichnet und zu den Grundakten vorge⸗ 
legt iſt (KJ 48, 175). At die Eintragungsbewilligung nur öffentlich beglaubigt und die Verbin⸗ 
dung mit der Urkunde keine körperliche, ſo hat der Grundbuchrichter der Beweisſicherung halber zur 
Vornahme der Eintragung zu fordern, daß die Urkunde gleichfalls eine öffentliche oder öffentlich 
beglaubigte Urkunde und ſo genau bezeichnet iſt, daß kein Zweifel darüber beſtehen kann, welches 
die in Bezug genommene Urkunde iſt (KGJ 48, 178). Auch auf Karten und Zeichnungen kann 
die Eintragungsbewilligung (3. B. bei der Beſtellung einer Grunddienſtbarkeit, deren Ausübung 
auf einen beſtimmten Teil des dienenden Grundſtücks beſchränkt ſein ſoll) zur näheren Beſchrei⸗ 
bung und Verdeutlichung des Erklärungsinhalts Bezug nehmen; doch iſt zu fordern, daß die 
Karten und Zeichnungen öffentliche Urkunden im Sinne des 9 415 ZPO, alſo von einer öffent⸗ 
lichen Behörde innerhalb ihrer Amtsbefugniſſe in der vorgeſchriebenen Form ausgeſtellt ſind 
(KJ 50, 131). — Ein Urteil, das den Paſſivbeteiligten zur Bewilligung der Eintragung nach 
$ 894 ZPO verurteilt, ſteht auch für die Bezugnahme der freiwilligen Eintragungsbewilligung 
gleich (OLG 26, 4). Dasſelbe gilt für Eintragungserſuchen von Behörden nach $ 38 GBO, 
die ebenfalls die Eintragungsbewilligung erſetzen (OLG 8, 301). Einſtweilige Verfügungen 
kommen für 9874 nicht in Betracht, da fie nicht zur Eintragung „belaſtender Rechte“ führen ($ 885 
Abſ 2); ebenſowenig Arreſtbefehle und vollſtreckbare Schuldtitel wegen Geldforde⸗ 
rungen, da für die auf ihrer Grundlage einzutragenden Sicherungshypotheken (58 867, 932 3 PO) 
die beſonderen Vorſchriften über die Hypothek (A 7) gelten. 

6. Durch die zuläffig vorgenommene Bezugnahme gilt der Inhalt der Eintragungsbewilligung 
als eingetragen mit der Wirkung, daß er unter dem öffentlichen Glauben des Grundbuchs ($ 892) 
fteht RG 57, 284). Die Bezugnahme macht alles das zum Gegenſtand der Eintragung, was in 
der angezogenen Urkunde bei einer dem $ 133 entſprechenden Auslegung zum Inhalt des Rechts 
gemacht werden ſollte (JJ 1, 284). Dem entſprechen die 88 10, 12 GBO, wonach die Eintragungs⸗ 
bewilligung vom Grundbuchamt aufzubewahren iſt und von jedem eingeſehen werden kann, der 
ein berechtigtes Intereſſe darlegt. Dagegen ſtehen der Eintragungsbewilligung bezüglich der 
Wirkungen einer eingetragenen Bezugnahme nicht gleich noch nicht erledigte Eintragungsanträge, 
wiewohl fie im F 12 G80 für die Einſicht des Grundbuchs den in Bezug genommenen Urkunden 
gleichgeſtellt ſind (RG 57, 284). Die Faſſung des Bezugnahmevermerks behandelt IG 8, 232. 
Durch die Bezugnahme wird die bei den Grundakten befindliche Urkunde für den Inhalt 
des Grundbuchs maßgebend. Weicht dieſe Urkunde inhaltlich von der Urſchrift ab, fo iſt das Grund⸗ 


Allgemeine Vorſchriften über Rechte an Grundſtücken $$ 874, 875 57 


buch unrichti 


g und iſt dann unter denſelben Vorausſetzungen und in der gleichen Art zu berichtigen, 
als wenn d 


er Eintragungsvermerk ſelbſt fehlerhaft wäre (XF® 15, 85). 4 
7. Etwas anderes schreibt das 1 vor bei der Hypothek, der Grundſchuld und 55500. 
ſchuld in den 8 1115, 1116 Abf 2, 1184 Abſ 2, 1189 Abs 1, 1192, 1195, 1199. Vgl. auch $ f die Ein. 

ir die Jwangsvollſtreckungsklauſel (RSA 4, 270; KJ 45, 261: keine e e 1 
tragungsbewilligung; im Falle der Zinserhöhung nochmalige Eintragung). Sit in Fä Mi 96 erfolgt 
© 874 oder nach anderen Vorſchriften eine Bezugnahme unzuläſſig iſt, trotzdem eine 10 a 
oder iſt in Fällen, wo eine Bezugnahme nach $ 874 an ſich zuläſſig iſt, über die „nähere & 1 5 
des Inhalts des Rechtes“ hinaus (A 3, 4) Weſentliches nur durch a 1 
Aufnahme in den Eintragungsvermekk ſelbſt zur Eintragung gebracht, fo iſt 1 a 0 u 98 
rechtaunwirkſam (MG 89, 159; JW 1900, 57221) und im Sinne des $ 58 ($ 54) Abſ 1 Satz 
inhaltlich unzuläſſig (60 45 S. 231, 256), 


8 875 ER. 
Zur Aufhebung!) eines Rechtes an einem Grundftüd ?) ift, ſoweit 5 
das Gefek ein anderes vorſchreibt?), die Erklärung ) des Berechtigten >), 
daß er das Necht aufgebe, und die Löſchung e) des Rechtes im Grundbuch er- 
forderlich. Die Erklärung ift dem Grundbuchamt ') oder demjenigen gegen 
über abzugeben, zu deſſen Gunſten ſie erfolgt 9). 


Vor der Löſchung iſt der Berechtigte an feine Erklärung nur gebunden >} 
wenn er fie dem Grundbuchamte gegenüber 10) abgegeben oder demjenigen, 
zu deſſen Gunſten fie erfolgt, eine den Vorſchriften der Grundbuchordnung 
entſprechende Löſchungsbewilligung n) ausgehändigt hat 12), 

x 2027 834, 060, 965, 977, 1015, 1048, 1061 II 706; M 3 200 f., 460 ff., 474, 489, 531, 568, 593; P 3 89ff.; 


1. Nur die Aufhebung durch Rechtsge äft iſt Gegenſtand des § 875. Das folgt daraus, 
daß eine Erklärung 1 erg a 0 873 U 1,2). Eine Aufhebung von Rechten an 
Grundſtücken auf anderer Grundlage ergibt ſich z. B. aus den $$ 158, 163 (auflöſende Bedingung, 
Endtermin; 524 GO), 88 901f. (Verjährung gelöſchter und eingetragener Rechte), 927 (Aus. 
ſchluß des Eigentümers), 1025 ff., 1028 (Erlöſchen der Grunddienſtbarkeit), 1061, 1090 (Tod des 
Berechtigten beim Nießbrauch, bei der beſchränkten perſönlichen Dienſtbarkeit; 523 GVO), 
1104, 1112 (Ausſchluß des unbekannten Berechtigten beim Vorkaufsrecht, bei der Reallaſt), 
1173ff., 11817., 1192, 1200 (Erlöſchen von Geſamt- Hypotheken. und Grundſchuldrechten, Er⸗ 
löſchen von hypothekariſchen Rechten durch Vollſtreckungsbefrie digung); ferner Ech Art 109 
(Enteignung), 113 Guſammenlegung), 120 (Unſchädlichkeitszeugnis) und 98 52, 91, 158 ABO 
(Erlöſchen von Rechten infolge fan andere Hemd oder Zwangsverwaltung). Val. auch $ 46 
Abſ 2 G8 (Erlöſchen eines auf ein anderes Grunbbuchblatt nicht mit übertragenen Rechtes). — 
Auch bei der ſog. Pfand auswechſelung, bei der an die Stelle des für die Hypothek haftenden 
Grundstücks ein anderes Grundſtuck desſelben Eigentümers oder eines Dritten geſetzt wird, findet 
die Aufhebung eines Rech les ſtatt, indem die Hypothek auf dem urſprünglich belaſteten Grund- 
ſtück nach $ 875 aufgehoben und an dem anderen Grundſtück nach $$ 873, 1113 ff. neu begründet 
wird (OLG 45, 283; JW 1927, 803). 


2. Allgemeines über Grund 


Grundſtück belaſtende Rechte ($ 874 A 1) 
darſtellen, wie Vormerkungen, Widerſprüche, Verf 
r auf Rechtsverhältniſſe, die nicht eintragungsf 
U T FH 


eichſteht, ift $ 875 auch für die Aufhebung der das 
Erbbaurecht belaſtenden Rechte maßgebend. Üb 

Nc 8 n 7 vorbehaltenen Erbpachtrechte und Abbaurechte dgl. EG Artt 63, 68 und 
„278; JFG 4, 354. N 5 

8. Ein anderes ſchreibt das Geſetz vor: für die Aufgabe des Eigentums ($ 928, eine Vorſchrift, 

die beim Verzicht auf das Erbbaurecht und auf das Erbpachtrecht nicht Platz greift: A 2; VO v. 
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15. 1. 1919 $ 11; EG Art 63); für den Verzicht auf hypothekariſche Rechte und für die Aufhebung 
ſolcher Rechte (55 1168 Abſ 2, 1178 Abſ 2, 1183, 1192: Eintragung des Verzichts, Zuſtimmung des 
Eigentümers). Dabei iſt indeſſen hervorzuheben, daß der Verzicht auf hypothekariſche Rechte 
überhaupt nicht zur Aufhebung der Rechte führt. Vielmehr erwirbt nach $ 1168 Abſ ! der Eigen⸗ 
tümer die Hypothek. Die davon verſchiedene Aufhebung (3%G 4, 437) iſt allerdings auf Be- 
ſeitigung der Hypothek durch Löſchung gerichtet. Sie hat die Beſonderheit, daß der Eigentümer, 
der durch die Aufhebung das Recht auf den Erwerb der Hypothek verliert, ſeine Zuſtimmung zu der 
Aufhebung nach $ 1183 (vgl. auch $ 27 EBD) erteilen muß; das gilt auch bei der Entpfändung 
eines Grundſtücksteils (RJ 25 A 315; RIA 11, 155; § 1175 A 3, § 1183 A 1). Aufhebungserklä⸗ 
rung (Löſchungsbewilligung) und Zuſtimmung ſchließen ſich nicht etwa zu einem Vertrag zu⸗ 
ſammen, ſondern jede der beiden Erklärungen iſt ein einſeitiges Rechtsgeſchäft für ſich (RIA 10, 
240; KGJ 24 A 218; 25 A 274; 27 A 48). Die löſchungsfähige Quittung des Hypotheken- 
gläubigers enthält regelmäßig keine Aufgabeerklärung im Sinne von 3 875 (A 1 
zu $ 1168). Iſt die Löſchung einer Geſamthypothek nur für eines der geſamtbelaſteten Grundſtücke 
bewilligt und beantragt, jo darf die Hypothek nur auf dieſem Grundſtück gelöſcht werden, da ſie 
nach $ 1175 Abſ 1 Satz 2 an den übrigen Grundſtücken Beſtand behalten kann (KGGJ 21 A 169; 45, 
251; a. M. RA 11, 246). Iſt das aufzuhebende Recht mit dem Recht eines Dritten belaftet, fo 
bedarf es zur Aufhebung gemäß $ 876 der Zuſtimmung des Dritten (A 9). Die Zinsherabſetzung 
bei einer Hypothek behandelt $ 1119 A 3. Die Aufhebung der nach früherem Recht begründeten, 
nicht eingetragenen Grundſtücksbelaſtungen regelt Art 189 Abſ 1, 3 EG. 

4. Die einſeitige Erklärung, das Recht aufzugeben, genügt beim Hinzutreten der Löſchung 
zur Aufhebung des Rechts. Einer zweiſeitigen Einigung, wie fie $ 873 für die Begründung eines 
Rechts an einem Grundſtück erfordert, bedarf es hier aus Gründen der Verkehrserleichterung nicht. 
Die Aufgabeerklärung iſt aber ebenſo wie die Einigung ein abſtraktes Rechtsgeſchäft; nur 
iſt fie nicht wie dieſe ein Vertrag ($ 873 A 7), ſondern ein einſeitiges Rechtsgeſchäft (RIA 10, 
240; KJ 24 A 218; 25 A 273; 27 5 48; IF 1, 377; OLch 4, 492; 7, 40). Aus der Rechts⸗ 
geſchäftsnatur folgt, daß auf ſie die Vorſchriften des Allgemeinen Teiles über Rechtsgeſchäfte 
(88 104ff.), mit Ausnahme derjenigen über Verträge (5 145—157), Anwendung finden. Inſo⸗ 
weit kann im allgemeinen verwieſen werden auf die Ausführungen zur Einigung in $ 873 A 7a, 
die entſprechend auch auf die Aufgabeerklärung zutreffen. Den Sonderfall der Anfechtbarkeit 
einer Aufgabeerklärung wegen Irrkums über den Inhalt der Erklärung behandelt N& 88, 286. 
Weiter folgt aus der abſtrakten Natur der Erklärung: Ihr rechtlicher Beſtand iſt grundſäßlich unab⸗ 
hängig von dem ſchuldrechtlichen Grundrechtsgeſchäft, zu deſſen Erfüllung ſie bewirkt wird. Ins⸗ 
beſondere erſtrecken ſich die Nichtigkeit oder Anfechtbarkeit des Grundrechtsgeſchäfts nicht ohne 
weiteres auch auf die Aufgabeerklärung, ſondern geben dem Aufgebenden, wenn nicht etwa die 
Erklärung ſelbſt unwirkſam iſt, nur einen perſönlichen Anſpruch gegen den durch die Aufhebung 
des Rechts Begünſtigten auf Rückgängigmachung der Aufhebung, alſo auf Wiedereintragung des 
gelöſchten Rechts. Umgekehrt kann der Begünſtigte, wenn die Aufgabeerflärung nichtig, das 
Grundrechtsgeſchäft aber gültig iſt, auf Grund des letzteren von dem Aufgebenden die Abgabe 
einer neuen rechtsgültigen Aufgabeerklärung fordern. Inſoweit gelten für die Aufgabeerklärung 
entſprechend die Ausführungen zur Einigung in $ 873 A 7b. Auch hinſichtlich der Form folgen 
lebenſo wie bei der Einigung: $ 873 A 7e) die Aufgabeerklärung und das Grundrechts 
geſchäft beſonderen Regeln. Das Grundrechtsgeſchäft, alſo die vertragsmäßige Übernahme der 
Verpflichtung zur Aufgabe eines Rechts an einem Grundſtück, bedarf regelmäßig keiner Form 
MG JW 1904, 75, jedoch für den Fall der ſchenkungsweiſen Verpflichtung zur Löſchung RG ZW 
1911, 377). Auf Grund eines ſolchen in der Regel formlos bindenden Grundrechtsgeſchäfts kann 
nicht nur die Erfüllung der Verpflichtung durch Abgabe der Aufgabeerklärung und Einwilligung 
in die Löſchung verlangt, ſondern auch einer klageweiſen Geltendmachung des Rechts einredeweiſe 
widerſprochen werden (n Gruch 48, 350). Auch die dingliche Aufgabeerklärung ſelbſt bedarf 
materiellrechtlich keiner Form. Wenn fie formlos abgegeben iſt und die Löſchung hinzutritt, fo ift 
die Aufhebung des Rechts wirkſam vollzogen. Unter Umſtänden kann aber die Wirkſamkeit der 
Aufgabeerklärung kraft ausdrücklicher Geſetzesvorſchrift an beſondere Vorausſezungen, z. B. an 
eine behördliche Zuſtimmung, geknüpft fein. Iſt mangels Erfüllung ſolcher Vorausſetzungen die 
Erklärung nichtig, ſo bleibt das Recht trotz ſeiner Löſchung außerhalb des Grundbuchs beſtehen 
(RG 82, 22; A 6). — Die Erklärung braucht nicht das Wort „aufgeben“ zu enthalten. Der 
„Aufgabe“ erklärung ſteht im allgemeinen gleich eine Erklärung dahin, daß auf das Recht verzichtet 
werde (Prot 3, 616, R& 78, 69); auch die Bewilligung der Löſchung des Rechts enthält regelmäßig 
eine Aufgabeerklärung (RG 101, 234; RIA 10, 238; KJ 38 A 275; 43, 147). Ausnahmen be- 
ſtehen inſoweit aber bei der Hypothek (Verzicht: A 3, 91168 A 1; Löſchungsbewilligung und lo 
ſchungsfähige Quittung: A 3, $ 1163 A 3, $ 1168 A 1). Bei der Entſcheidung der Frage, ob eine 
Willensäußerung, insbeſondere auf Grund des ſchuldrechtlichen Grundrechtsgeſchäfts, als Auf⸗ 
gabeerklärung zu deuten iſt, finden die Auslegungsvorſchriften der 8% 133, 157 Anwendung (RG 
Gruch 54, 887). — Über die zeitliche Aufeinanderfolge der beiden Erforderniſſe für 
die Aufhebung, Aufgabeerklärung und Löſchung, beſtimmt das Geſetz nichts. Daher kann die Er⸗ 
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klärung auch noch nach der Löſchung wirkſam abgegeben werden. Jedoch beſteht, je nachdem die 
Erklärung oder die Loschung an Aa eine Verſchiedenheit in der Wirkung, als eine 
formloſe Erklärung nicht ſchon als ſolche, ſondern nur im Falle nachfolgender oder bereits 9 
gegangener Löſchung unwiderruflich iſt. Soll die Erklärung vor bewirkter Löſchung nr 
dend jein, fo muß fie in einer der beiden Formen des Abſ2 9875 abgegeben werden. 
Anderſeits wird das Grundrechtsgeſchäft, wenn es ausnahmsweise einer Form bedarf und dieſer 
Horn entbehrt, nicht dadurch gültig, daß es die für die Bindung der Aufgabeerklärung vorge⸗ 
ſchriebene Form erfüllt. In allen dieſen Beziehungen gelten auch hier ſinngemäß die Hl): 
rungen zur Einigung in $ 873 A Te, — Formellrechtlich iſt zun Vornahme der Löſchung nach 
den 5 10, 29 6 Bo die in den Formen des $ 29 Saß erklärte Löſchungsbewilligung des Paſſiv⸗ 
beteiligten, der das Recht aufgibt, erforderlich. Verweigert er die Erklärung, obwohl er nach dem 
ſchuldrechtlichen Grundrechtsgeſchäft zu ihr verpflichtet it, fo kann fie gemäß 39 894ff. PO durch 
Arteil erſetzt werden (MG 101, 234). Alles Nähere hierzu bringen die entſprechend zur Anwen 
dung kommenden Ausführungen über die Einigungserklärung in $ 873 A 7e. — Einen eigen⸗ 
artigen Anſpruch auf Verzicht bei einer Hypothek gewährt $ 1169. 

5. Der Berechtigte iſt regelmäßig der Inhaber des Rechtes, das aufgegeben werden joll 
60. B. im Falle der Aufhebung einer Eigentümergrundſchuld der Eigentümer: $ 1163 A 3), aud- 
mahmsweiſe, nämlich dann, wenn die Verfügungsmacht einem andern als dem Inhaber des 
Rechtes zufteht, der Inhaber der Verfügungsmacht ($ 873 A 8). Er muß nicht nur geſchäftsfähig 
ſein, ſondern auch befugt, uber das Recht zu verfügen. Iſt eine Hypothek für Eheleute „als Ge⸗ 
ſamtglänbiger, eingetragen, jo kann die Aufhebungsecklärung gemäß $ 875 von jedem Ehegatten 
allein ohne Mitwirkung des andern wirkſam abgegeben werden (JW 1937, 31581). Die Aufgabe⸗ 
erklärung iſt ſchon für ſich allein eine Verfügung, und zwar durch einſeitiges Rechts 
geichäft; eine Vefügung liegt alſo nicht erſt dann vor, wenn zu der Erklärung die nichtrechts ⸗ 
gelchäftliche Löſchungseinkragung hinzugetreten iſt (OLG 4, 492; 7, 50; KGJ 24 A 218; 25 A 276; 
RITA, 276). Das Nähere hierüber findet ſich in $ 873 U 8. Auf die Form der Erklärung kommt 
es dabei nicht an, insbeſondere nicht darauf, daß die Erklärung in einer der im Abſ 2 für 
die Bindung vorgeſchriebenen Formen abgegeben iſt. Auch die formloſe Erklärung enthält 
8 Verfugung, wenn ſie gegenüber dem Grundbuchamt oder dem Begünſtigten abgegeben 
und dieſem (mit dem Willen des Erklärenden: A 7) zugegangen ift. Denn fie ift dann gemäß 
58 130, 875 Abſ 1 Satz 2 wirkſam und, falls ſie erſt nach der Löſchung abgegeben worden iſt, auch 
unwiderruflich. Ste trägt aber auch dann Verfügungscharakter, wenn ſie vor der Löſchung abge- 
geben iſt. Denn auch in dieſem Falle führt ſie, ſofern fie nicht noch widerrufen wird, bei Hin⸗ 
zatritt der Löſchung zur rechtsgültigen Aufhebung des Rechts. In g J 25 A 276; OLG 7, 
50 wird allerdings entgegen der hier vertretenen Anſicht angenommen, daß nur die in bindender 
Form abgegebene Erklärung eine Verfügung enthalte. — Iſt derjenige, der die Aufgabe 
er llärt, in Wirklichkeit nicht Inhaber des Rechtes, jo hängt die Rechtsgültigteit der Er⸗ 
klärung nach $ 185 von der vorherigen Zuſtimmung (Einwilligung: $ 183) oder der nachträglichen 
Zuſtimmung (Genehmigung: $ 184) des Berechtigten ab. Fehlt dieſe Zuſtimmung, ſo iſt auch die 
auf Grund der unwirkſamen Erklärung etwa erfolgte Löſchungseintragung nichtig. Das gelöſchte 
Recht iſt materiell beſtehen geblieben. Der Berechtigte kann nach $ 894 die Berichtigung des durch 
die Löſchung unrichtig gewordenen Grundbuchs verlangen, alſo die Wiedereintragung des Rechts 
in dem frühe ren Rechtszuſtande, insbeſondere mit dem früheren Rang (KGJ 33 A 278). Iſt 
der Aufge bende zwar Berechtigter, bedarf er aber zur Wirkſamkeit einer Verfügung über das 
Recht durch einfeitiges Rechtsgeſchäft der vorherigen Zuſtimmung (Einwilligung) eines 
Dritten (wie z. B. eine Ehefrau nach 88 1395, 1398 der Einwilligung des Mannes oder ein Vor⸗ 
erbe nach 5 2113 Abſ 1 der Einwilligung des Nacherben: RG 102, 337), jo muß die Zuſtimmung 
des Dritten, wenn die Aufgabeerklärung rechtsgültig ſein ſoll, vor dem Zugehen der Erklärung 
an das Grundbuchamt oder an den Begünſtigten erfolgt ſein. Dasſelbe gilt, wenn der Aufgebende 
minderjährig iſt, für die zur Wirkſamkeit der Erklärung nach $ 111 erforderliche Einwilligung des 
geſetzlichen Vertreters. Eine nachträgliche Zuſtimmung (Genehmigung) macht in dieſen 
Fällen die Erklärung nicht gültig, da nach $ 141 nichtige Rechtsgeſchäfte überhaupt nicht durch 
Genehmigung geheilt werden können (Kg 25 A 277; OLG 7, 51). Der Nachweis der Ein- 
wind als Rorausfegung für die vom Grundbuchamt vorzunehmende Löſchungseintragung 
90 rd aber regelmäßig auch dann als erbracht anzuſehen ſein, wenn in einer die Formvorſchrift 

110 329 Satz! GBO erfullenden Urkunde zunächſt die Aufgabe und dann die Genehmigung dazu 
& wird; denn einer ſolchen Urkunde wird in der Regel entnommen werden konnen, daß die 

0 ndlcung ſchon vor der Aufgabe erklärt worden it (OSG 4, 492). Wenn dies aber nach der 
en Lage des Falles abzulehnen fein follte, wird doch in der Genehmigungs erklärung 
15 ch deere en UN zu finden fein, wenn der Aufgebende 1 55 . glinz 0 

95 igungserklärun i es 
einteicht, da dann an g dem Grundbuchamt zur Eintragung der Aufhe ung Re 


uſimmung vor dem Wirk 9 182 955 1 erklärte und in der Form des 9 29 Satz 1 G80 1945 152 
. em Wir 1 M R 8 a m 
Iſt der B eine . werden der Aufgabeerklärung vorliegt (KJ 25 A 277; O86 % 


ormundet und bedarf der Vormund zur Aufgabe des Rechts (z B. 


A Nr> 
\ 


60 Sachenrecht 


einer Hypothek gemäß $ 1822 Nr 13) der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts, fo muß dieſe 
Genehmigung nach § 1831 ebenfalls vor der Aufgabeerklärung erteilt fein (KJ 21 A 198; 24 A 218; 
27 A 170). Auch hier iſt aber ebenſo wie in den bereits erörterten Fällen eine vorhergehende Ge⸗ 
nehmigung anzunehmen, wenn ſie zwar erſt nach der Aufgabeerklärung des Vormunds erteilt iſt, 
dieſe Erklärung aber erſt ſpäter dem Grundbuchamt (ober auch dem bei der Erklärung nicht 
zugegen geweſenen Begünſtigten) durch den Vormund zugeht (ROXY 24 A 219). — Daß der Be⸗ 
rechtigte als ſolcher eingetragen iſt, erfordert das Geſetz zur rechtgültigen Aufhebung 
nicht. Wenn er wirklich Berechtigter iſt, braucht er nicht eingetragen zu ſein. Nach der Ord⸗ 
nungsvorſchrift des §89 Abſ 1 G80 ſoll allerdings, wenn nicht einer der Ausnahmefälle der 98 39 
Abſ 2, 40 GB vorliegt, eine Eintragung, alſo auch eine Löſchung, nur erfolgen, wenn der durch 
die Eintragung Betroffene als der Berechtigte eingetragen iſt. Eine unter Verletzung dieſer for⸗ 
mellen Vorſchrift vorgenommene Löſchung iſt darum aber nicht unwirkſam. Immerhin ſind auch 
materiellrechtlich die Fälle, in denen eine Berechtigung ohne Eintragung beſteht, nur Ausnahme⸗ 
fälle. In der Regel iſt zur Erlangung der Berechtigung die Eintragung notwendig (8873 A 8). — 
Iſt eine Hypothek gepfändet und dem Pfändungsgläubiger zur Einziehung überwieſen 
(58 830, 835 Abſ 1, 837 3 PO), fo iſt der Pfändungsgläubiger zwar nicht (wie bei der Überweiſung 
an Zahlungs Statt: $ 835 Abſ 2 ZPO) Hypothekengläubiger, alſo auch nicht Berechtigter im Sinne 
des § 875; da er aber ermächtigt iſt, in Höhe des überwieſenen Betrags Zahlung von dem Dritt⸗ 
ſchuldner mit befreiender Wirkung entgegenzunehmen und an Stelle des Hypothekengläubigers 
über den Empfang zu quittieren, ſo wird durch ſeine Quittung nachgewieſen, daß die Hypothek 
ge mäß den 88 1163 Abſ 1, 1177 auf den Eigentümer übergegangen iſt. Die in der Form des 9 29 
EBD erteilte Quittung genügt mithin, um auf den in derſelben Form geſtellten Antrag des 
Eigentümers, der zugleich die nach $ 19 GBO erforderliche Bewilligung und die nach $ 27 G80 
erforderliche Zuſtimmung enthält, die Löſchung der Hypothek vorzunehmen (KJ 52, 205). Da- 
gegen iſt der Pfändungsgläubiger zur Erteilung einer Aufgabeerklärung (Unterſchied zur Quit⸗ 
tung: A 3; $ 1168 A 1) nicht befugt, da dieſe eine Verfügung über die ihm an ſich nicht gehörende 
Hypothek (auch für den Fall des Nichterlöſchens der Forderung durch Befriedigung) enthält (KJ 
23 A 147; 34 A 309; 52, 206; OLG 8, 209). Dies gilt auch dann, wenn die Hypothek für den Hypo⸗ 
thekenſchuldner ſelbſt gepfändet worden iſt. Da der Hypothekenſchuldner als Pfändungsgläubiger 
nicht Gläubigerrechte an der Hypothek erlangt hat, ſo kann er nicht durch reine Löſchungsbewilligung 
über die Hypothek verfügen; die Forderung iſt auch nicht durch Vereinigung von Forderung und 
Schuld in ſeiner Perſon erloſchen (KGG 52, 206). Formellrechtlich kann aber die Löſchung der 
Hypothek dadurch herbeigeführt werden, daß der Hypothekenſchuldner als Pfändungsgläubiger 
ſich im Wege der Verrechnung für befriedigt erklärt (KJ 52, 206). Iſt eine Hypothek für die 
Forderung eines Dritten verpfändet, ſo kann der Pfandgläubiger, wenn ſeine Forderung 
fällig geworden iſt, die Löſchung der Hypothek bewilligen, da er dann nach $ 1282 zur Einziehung 
der Hypothekenforderung berechtigt iſt, während dem Hypothekengläubiger ſelbſt die Befugnis. 
zur Einziehung und Löſchungsbewilligung nicht zuſteht (OLG 46, 17; $ 1282 A 1). 

6. Aufgabeerklärung und Löſchung des Rechtes müſſen zufammentreffen, um bie 
Aufhebung des Rechts herbeizuführen (KJ 23 A 244; 38 A 275; 43, 151). Solange die Löſchung 
nicht bewirkt iſt, bleibt trotz einer, ſei es auch nach Abſ 2 bindenden, Aufgabeerklärung das 
Recht beſtehen und der Aufgebende Berechtigter. Er wird im Verhältnis zu Dritten durch ſeine 
Erklärung in der Verfügung über das Recht nicht beſchränkt (RG 66, 288; MON 38 A 276; 49, 
152). Die Entlaſſung eines Grundſtücks aus der Pfandhaft für eine Hypothek hat daher keine 
dingliche Wirkung, wenn die Hypothek nicht gelöſcht wird. Dies gilt, ſofern die Hypothek in der 
Zwangsverſteigerung durch den Zuſchlag des Grundſtücks erliſcht ($ 91 ZUG), auch für das an 
ihre Stelle tretende Recht auf den Verſteigerungserlös. Das Recht auf den Erlös ſteht alſo ſachen⸗ 
rechtlich dem Gläubiger zu, der die Pfandentlaſſung erklärt hat. Schuldrechtlich kann er allerdings 
verpflichtet ſein, ſein Pfandrecht an dem Grundſtück nicht mehr geltend zu machen und folglich 
auch aus dem Verſteigerungserlös keine Befriedigung zu ſuchen (R 101, 120). Iſt aber der An- 
trag auf Löſchung ($ 13 Gd) mit der Aufgabeerklärung bereits beim Grundbuchamt eingegangen 
und geht alsdann ein weiterer Eintragungsantrag ein, der eine andere Verfügung über 
das Recht betrifft, fo hat das Grundbuchamt nach 17 GBO zunächſt den erſten Antrag 
durch Bewirkung der Löſchung zu erledigen und dann den zweiten Antrag, der nun nicht mehr 
begründet tft, zurückzuweiſen ($ 873 A 13). Liegt einer bewirkten Löſchung eine Aufgabeerklärung 
nicht zugrunde oder iſt dieſe Erklärung nichtig oder mit Erfolg angefochten, fo ift auch die Löſchung 
nichtig; dann bleibt das Recht außerhalb des Grundbuchs beſtehen (RG 73, 174; 82, 22). Die 
Löſchung kann aber dadurch gültig werden, daß die Aufgabeerklärung nachgeholt oder rechts⸗ 
wirkſam wiederholt wird (A 4). Die Aufhebung des Rechts tritt dann mit dem Zeitpunkt 
der nachträglichen Erklärung ein. Unterbleibt eine ſolche Erklärung, ſo kann der Berechtigte im 
Wege der Grundbuchberichtigung nach $ 894 die Wiedereintragung des Rechts ee 
gegebenenfalls auch mit einer Schuldklage aus der perſönlichen Verpflichtung, die der gelöſchten 
Eintragung zugrunde lag, oder mit der Klage aus grundloſer Bereicherung zu demſelben Ziel 
gelangen (RG 82, 24). Die Löſchungseintragung iſt aber auch ſonſt für ſich allein nicht 
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ohne Rechtswirkung. Sie begründet nach $ 891 Abi 2 die Vermutung für das Nichtbeſtehen 
des Rechts; der Berechtigte hat alſo nicht mehr die Vermutung aus 9 891 Abſ 1 für fi, ſondern 
muß das Fortbeſtehen ſeines Rechts beweiſen. Auch kann das Recht durch gutgläubigen Erwerb 
nach $ 892 verlorengehen oder beſchränkt werden. Es unterliegt ſchließlich nach $ 901 der Ver⸗ 
jährung (RG JW 1906, 1718). — Über die Vorausſetzungen, unter denen das Grundbuchamt 
die Löſchung vorzunehmen hat, trifft nicht das BGB, ſondern die GBO Beſtimmung. Die haupt⸗ 
ſächlich in Betracht kommenden Vorſchriften der G8 find in $ 873 A 10 beſprochen. Gibt der 
Erſteher eines Grundſtücks eine dieſem Grundſtück zuſtehende Grunddienſtbarkeit auf, ſo kann die 
Dienſtbarkeit auf dem belaſteten Grundſtück erſt gelöſcht werden, wenn der Erſteher auf dem be⸗ 
rechtigten Grundſtück als Eigentümer eingetragen iſt (DAN 1933 Nr 192). — Über den Inhalt 
der Eintragung beſtimmt $ 46 Abſ 1 G0, daß die Löſchung eines Rechts durch Eintragung eines 
Löſchungsvermerks zu erfolgen hat. Die Eintragung eines ſolchen Vermerks ſetzt begrifflich das 
Eingetragenſein des zu löſchenden Rechts voraus (336 10, 306). Soll das Recht nur an einem 
Teil des belaſteten Grundſtücks durch Loſchung aufgehoben werden, fo bedarf es nach $ 7 
86) GBD der ing! des befreiten Teils, weil eine größere und inſofern neue Belaſtung 
des andern Teils eintritt (RO 21 A 112). Doch handelt es fich dabei nur um eine Ordnungsvor⸗ 
ſchrift, deren Nichtbefolgung nicht die Unwirkſamkeit der Löſchung zur Folge hat. Daher kreten 
die Wirkungen der Pfandentlaſſung einer Parzelle auch ohne deren Abſchreibung ein, wenn die 
das ganze Grundſtück belaſtende Hypothek nur auf dieſer Parzelle gelöſcht wird (R 101, 120). 
Wird bei der Übertragung eines Grundſtücks oder eines Grundſtücksteils auf ein anderes Grund⸗ 
bngzötart ein eingetragenes Recht nicht mit übertragen, fo gilt es nach $ 46 Abſ 2 GBO 
in Anfehung des Grundſtücks oder des Teiles als gelöſcht. Doch folgt hieraus nicht ohne weiteres, 
daß das Recht materiell erloſchen if; es iſt nur nicht mehr gebucht. Iſt die Mitübertragung fachlich 
zu Unrecht unterblieben, liegt der Nichtübertragung insbeſondere keine Erklärung des Berechtigten 
nach! 875 (Entpfändung des Grundſtückts oder Grundſtücksteils) zugrunde, ſo beſteht das Recht 
außerhalb des Grundbuchs weiter und kann im Wege der Grundbuchberichtigung ($ 894) wieder 
zum grundbuchmaßigen Daſein gelangen, ſoweit nicht etwa ein inzwiſchen erfolgter Erwerb unter 
dem Schutz des öffentlichen Glaubens des Grundbuchs ($ 892) entgegenſteht (KJ 27 A 116; 
46, 211; OLG 40, 57; § 894 A 1a). 


7. Damit die Aufgabeerklärung, die materiellrechtlich zwar keiner Form bedarf (A 4), aber 
eine empfangsbedürftige Willenserklärung ift GJ 24 A 218; 37 A 223; 43, 148), Rechtswirkung 
hat, muß fie gegenüber einem der in Abſ 1 Sa 
ſein. Die Erklärung gegenüber dem Grundb 
vor dem Grundbuchamt abgegeben oder ſchri 
25 A 277), Zur materiellen Wirkſamkei 


z 2 genannten Empfangsberechtigten abgegeben 
uchamt kann dadurch erfolgen, daß ſie mündlich 
ftlich dem Grundbuchamt eingereicht wird (KG 
t genügt im erſten Falle die mündliche Erklärung 
vor dem Grundbuchamt ohne Rückſicht auf die Aufnahme eines Protokolls (A 10), im zweiten 
Falle auch eine privatſchriftliche Eingabe. Formellrechtlich iſt allerdings zur Vornahme der 
Eintragung die Beobachtung der im 9 29 Satz! GBO vorgeſchriebenen Form erforderlich. Danach 
hängt die Löſchung davon ab, daß die vor dem Grundbuchamt abgegebene Erklärung zu Proto- 
koll genommen iſt und die ſchriftliche Erklärung die genannte Formvorſchrift erfüllt. Läßt das 
Grundbuchamt aber dieſe Ordnungsvorſchrift außer acht und nimmt trotz formloſer Erklärung 
die Löſchung vor, fo iſt die Aufhebung des Rechts gültig vollzogen. — Nach $ 130 Abſ 1, 
3 wird die Erklärung mit dem Zeitpunkt wirkſam, in dem ſie dem Grundbuchamt zugeht. 
Dann iſt auch die formlos abgegebene Erklärung unwiderruflich (A 10). Die Erklärung vor dem 
Grundbuchamt und die Einreichung bei dem Grundbuchamt können auch durch einen Ver⸗ 
treter erfolgen. Über die Vertretung des Aufgebenden bei der Einreichung durch den mitwir⸗ 
kenden Notar vgl. RA 2, 38; KGJ 24 A 216; 25 A 273, 315; OLG 7, 49. da eine empfangs- 
bedürftige Willenserklärung nur dann wirkſam abgegeben iſt, wenn ſie dem Empfangsberechtigten 
mit dem Willen des Erklärenden zugeht, kann die Aufgabeerklärung nicht als abgegeben gelten, 
wenn ſie ohne den Willen des Erklärenden dem Grundbuchamt (oder dem Begünſtigten: 
Ag) zugegangen iſt (KJ 48, 187). — „Grundbuchamt“ iſt das Amtsgericht, in deſſen Bezirk das 
belaftete Grundſtück liegt (G80 $ 1). 


8. Der durch die Erklärung Begünſtigte, dem gegenüber die Erklärung wirkſam abgegeben 
werden kann, iſt in erſter Linie der Eigentüm 110 5 i 6 


5 A er des mit dem Recht belafteten Grundſtücks (KJ 
37 A 233, 43, 149). Aber auch der Inhaber eines dem aufzuhebenden Recht im Range nach⸗ 
ſtehenden oder gleichſtehenden Rechts oder einer entſprechenden Vormerkung iſt eine Perſon, zu 
deren Gunſten die Erklärung erfolgt (ch 48, 187). Für die Form der Erklärung gilt das in A7 Ge⸗ 
ſagte. Wirkſam wird die & klckrung gemäß $ 130 Abſ 1 Sat 1 mit dem Zeitpunkt, in dem fie dem 
Begünmſti en zugeht (JW 1926, 26996). Doch kann die nicht in der Form des Abſ 2 $ 875 abge- 
gebene klärung ſo lange widerrufen werden, bis die Erklärung (ſchriftlich) dem Grundbuchamt 
den (A 7) oder die Löſchung erfolgt iſt. Wenn die Erklärung von einem rechtsgeſchäftlichen 
ist einem geſetzlichen Vertreter abgegeben iſt und der Erklärende, bevor ſie wirkſam geworden 
iſt, die Vertretungsmacht verliert (wenn 3. B. der vertretene Minderjährige inzwiſchen 
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volljährig geworden iſt), ſo wird die Erklärung nicht dadurch wirkſam, daß ſie demnächſt dem 
Empfangsberechtigten zugeht, es ſei denn, daß der Vertretene fie genehmigt (NGZ 43, 151). 

9. Gebunden iſt der Aufgebende an ſeine, ſei es auch formloſe Erklärung, wenn ihr die 
Löſchung gefolgt oder wenn ſie erſt nach der Löſchung abgegeben iſt; dabei iſt vorausgeſetzt, daß 
fie gegenüber einem der in Abſ 1 Satz 2 genannten Empfangsberechtigten abgegeben und dieſem 
zugegangen iſt (A 7, 8). Ferner iſt der Aufgebende auch ſchon vor der Löſchung gebunden, wenn 
er die Erklärung in einer der beiden Arten des Abſ 2 abgegeben hat. — Die Wirkung der Bin- 
dung iſt, daß die Erklärung nicht widerrufen werden kann. Iſt die Erklärung nach $ 130 wirkſam 
geworden (A 7, 8), fo iſt es nach $ 130 Abſ 2 auf ihre Wirkſamkeit ohne Einfluß, wenn der Er⸗ 
klärende ſtirbt oder geſchäftsunfähig wird (NG JW 1926, 19559). Die Erben oder der geſetzliche 
Vertreter können aber die Erklärung widerrufen, wenn fie nicht von vornherein bindend war oder 
inzwiſchen bindend geworden iſt. Ferner wird die bindende Erklärung, auf deren Grundlage 
der Antrag auf Löſchung beim Grundbuchamt geſtellt worden iſt, nach $ 878 nicht dadurch unwirk⸗ 
ſam, daß der Erklärende nachträglich in der Verfügung beſchränkt wird (RIA 9, 276). Dagegen 
bewirkt die Bindung an die Erklärung für ſich allein noch keine Beſchränkung des Berechtigten in 
der Verfügung über das Recht (A 6). Auch folgt daraus nicht ein Anſpruch auf Herbeiſchaffung 
oder Nachholung des etwa zur Löſchung noch Fehlenden. Vielmehr kann der Begünſtigte einen 
ſolchen Anſpruch nur auf Grund des ſchuldrechtlichen Grundrechtsgeſchäfts geltend machen (RG 
Warn 1935 Nr 100). Iſt dieſes nichtig, ſo wird es nicht durch die bindende Erklärung geheilt. Im 
Falle der Anfechtbarkeit kann aber in der bindenden Erklärung eine Beſtätigung des auf die Auf⸗ 
hebung des Rechts gerichteten Grundrechtsgeſchäfts nach $ 144 Abſ 1 gefunden werden (8873 A 13). 
Hat der Aufgebende den Löſchungsantrag ($ 13 GBd) ſelbſt geſtellt, was nament⸗ 
lich dann vorkommen kann, wenn er ohne Zuziehung des Eigentümers das Recht durch Erklärung 
gegenüber dem Grundbuchamt zur Aufhebung bringen will, ſo kann er noch den Antrag gemäß 
55 31, 29 Satz 1 BD zurücknehmen und dadurch die Löſchung verhindern. Sein Widerruf iſt 
aber vom Grundbuchamt in keinem Falle dann zu beachten, wenn der Antrag vom Begünſtigten 
(A 11) geſtellt iſt (GJ 25 A 273; ORG 6, 207). Im Falle des $ 876 hindert das Fehlen der Zu- 
ſtimmung des an dem Grundſtücksrecht berechtigten Dritten zwar die Aufhebung des Rechts, 
aber nicht die Bindung an die Aufgabeerklärung. ö 

10. Die gegenüber dem Grundbuchamt abgegebene Erklärung (A 7) iſt auch dann bindend 
und damit unwiderruflich (A 9), wenn ſie formlos abgegeben iſt. Denn eine Form iſt in dieſer 
Hinſicht nicht vorgeſchrieben. Insbeſondere iſt auch eine mündlich vor dem Grundbuchamt ab⸗ 
gegebene Erklärung bindend. Der Aufnahme der Erklärung zu Protokoll bedarf es weder zur 
Wirkſamkeit noch zur Bindung ($ 873 A 15, 8 925 A 13). 

11. Die den Vorſchriften der GBD entſprechende Löſchungsbewilligung, durch deren Aus⸗ 
händigung an den Begünſtigten die Erklärung bindend und damit unwiderruflich (A 9) wird, 
iſt die vor dem Grundbuchamt zu Protokoll gegebene oder in einer öffentlichen oder öffentlich 
beglaubigten Urkunde abgegebene Löſchungsbewilligung des durch die Aufhebung des Rechts 
Betroffenen im Sinne der $$ 19, 29 Satz 1 680, alſo dieſelbe Erklärung, die auch die formell- 
rechtliche Vorausſetzung für die Vornahme der Löſchung bildet. Durch die Aushändigung der Lö⸗ 
ſchungsbewilligung wird der Begünſtigte in den Stand geſetzt, unter Einreichung der Bewilligung 
den Antrag auf Löſchung (5 13 GBO) zu ſtellen, der nach 830 GBO keiner Form bedarf. Die 
Aushändigung kann auch durch einen Vertreter erfolgen. Wenn der Gläubiger einer fälligen Hy⸗ 
pothek eine den Vorſchriften der GBO entſprechende Löſchungsbewilligung einem Notar überſendet 
mit der Weiſung, von der Urkunde nach Zahlung des Hypothekenbetrags Gebrauch zu machen, ſo 
gilt der Notar als ermächtigt, die Urkunde dem zahlenden Eigentümer auszuhändigen (NG Gruch 
52, 957). Einer körperlichen Aushändigung der Löſchungsbewilligung bedarf es nicht un⸗ 
bedingt. Wenn z. B. die Bewilligung in einem zwiſchen dem Bewilligenden und dem Begünſtig⸗ 
ten geichloffenen notariellen Vertrag enthalten iſt, fo iſt fie ſchon mit dem Abſchluß der notariellen 
Verhandlung als dem Begünſtigten zugegangen anzuſehen, ohne daß es noch erſt der Aushändigung 
einer Ausfertigung der Verhandlung bedarf, die ſich der Begünſtigte ja ohnehin jederzeit verſchaffen 
kann (KGJ 49, 155). 5 

12, Entſprechende Anwendung findet 5 875 im Falle des $ 1132 Abſ 2 (Verteilung einer 
Geſamthypothek auf die einzelnen Grundſtücke) und Abſ 2 $ 875 in den Fällen der $$ 1168 Abſ 2 
(Verzicht auf eine Hypothek), 1180 Abſ 2 (Wechſel der Forderung bei einer Hypothek). 


8 876 
Iſt ein Recht an einem Grundſtücke mit dem Rechte eines Dritten belaſtet !), 
fo iſt zur Aufhebung des belaſteten Nechtes ?) die Zuſtimmung ?) des Dritten 
erforderlich!). Steht das aufzuhebende Recht dem jeweiligen Eigentümer 
eines anderen Grundftüds zu !), fo iſt, wenn dieſes Grundſtück mit dem Nechte 
eines Dritten belaſtet iſt ), die Zuſtimmung ) des Dritten erforderlich ), 
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a 5 ird 5 i 
<> fei denn, daß deſſen Recht durch die Aufhebung nicht berührt wird 9 
Zuſtimmung iſt dem Grundbuchamt é) oder demjenigen gegenüber zu erklären, 
zu deſſen Gunſten fie erfolgt ); fie ift unwiderruflich s). . 
E 1 060, 965, 977, 1015, 1048, 1001 II 707; M 3 463ff., 474, 480, 551, 509, 594; P 3 u > 5 
1, Als unmittelbare Belaſtungen eines Grundſtücsrechts mit dem Rechte eines Dritte 
kommen in Betra 


(ts 5). Wenn das betroffene Recht Erundſtücksnatur hat (Erbbaurecht, Erbpachtrecht, Abbau ⸗ 
recht: BO v. 15. l. 191 


bie auf einem Grundstück ruhen können (9873 A 6). Mittelbar können ſubjektiv⸗dingliche Rechte, 
nämlich Grunddienſtba 


durch Rechtsg a 
erfordert wird. Erliſcht das belaſtete Recht 
(Fälle in s 875 N 1}, ſo erliſcht o 
laſtete Recht bezieht; die 


hebung des ein Grundſtücksre t (ohne 
Fee für ſich allein bel 9978 
üllen der $$ 877, 880 1 
Reg des Saßtz z in ben Fallen der $$ 1071, 1276. Auf andere Verfügungen über das belaftete 
echt (3. B. auf die t ae 
15 1 des Dritten unberührt und bedürfen daher der Zuſtimmung des Dritten nicht (M 3, 463; 
9 7, 161). 5 5 f 
3. Die Zuſtimmung des Driltherechtigten führt in Verbindung mit den übrigen im $ 875 für 
die Aufhebung einer Grundſtücksbelaſtung erforderten Vorausſetzungen, nämlich der Aufgabe · 
erklärung des Berechtigten und der Löſchung, nicht nur zur Aufhebung der Grundſtücksbelaſtung, 
ſondern auch zur Aufhebung der Rechtsbelaſtung ſelbſt: in den Fällen der unmittelbaren Belaſtung 
(Saß 1) zur Aufhebung der Rechtsbelaſtung im ganzen; in den Fällen der mittelbaren Belaſtung 
(Sat 2) zur Aufhebung des Belaſtungsrechts des Drittberechtigten inſoweit, als dieſes durch die 
Belaſtung des berechtigten Grundſtücks die aufzuhebende Grundſtücksbelaſtung mit ergriffen hatte, 
während hier im übrigen das Recht des Dritten an dem Grundſtück unberührt bleibt. — Die Zu⸗ 
ſtimmung iſt ein beſonderes Rechtsgeſchäft für ſich. Da eine beſtimmte Zeit für fie nicht vorge⸗ 
ſchrieben ift, fo kann fie von dem „Trittberechtigten“ (Inhaber der Rechtsbelaſtung) nicht nur nach 
der Aufgabeerklärung des „Berechtigten“ (Inhaber des belaſteten Rechts), ſondern auch ſchon vor⸗ 
her, und nicht nur vor der Loſchung, ſondern auch noch nachher wirkſam erteilt werden. Sie iſt ein 
einſeitiges empfangsbedürftiges Rechtsgeſchäft. Daher finden auf ſie die allgemeinen 
Vorſchriften über Rechtsgeſchäfte Anwendung mit Ausnahme der Vorſchriften über den Vertrag 
(85 145 — 157), alſo die 8 104144, 158.181, 184, 185 (nicht auch 95 182, 183: A 8). Empfangs 
berechtigt find die in Satz 3 $ 876 genannten Stellen. Die Zuſtimmung ift ein ab ſtraktes Rechts 
geſchäft; ſie iſt alſo von dem (grundſätzlich formlos gültigen) Grundrechtsgeſchäft, das die Ver⸗ 
pflichtung zur Erteilung der Zuſtunmung begründet, losgelöft und namentlich in den Fragen der 
Form, der Nichtigkeit, der Anfechtbarkeit als ſelbſtändiges Rechtsgebilde zu behandeln. Sie kann 
erſetzt werden durch ein auf Grund des (Frundrechtsgeſchäfts erſtrittenes rechtskräftiges Urteil 
gegen den Zuſtimmungspflichtigen nach $ 894 3 PO. Wenn zwar die Zuſtimmungserklärung 
abgegeben iſt, zur Herbeiführung der Löſchung aber noch etwas fehlt, was von dem 
8 uſtimmungspflichtigen beizubringen iſt, ſo kann aus dem Grundrechtsgeſchäft, aber nicht aus der 
Zuſtimmung als ſolcher auf Nachbringung des Fehlenden geklagt werden. In allen dieſen Be⸗ 
ziehungen gilt dasſelbe wie für die vom Berechtigten abzugebende Einigungserklärung des 9 873 
und die Aufgabeerklärung des $ 875. Inſoweit kann daher verwieſen werden auf $ 873 A 7, 13, 
9.8 5 A 4, 9. — Fehlt die Zuſtimmung des „Drittberechtigten“ oder iſt ſie von vornherein 
nichtig oder durch Anfechtung nichtig geworden, ſo iſt die etwa nur auf Grund der an 
zung bes „Berechtigten“ vorgenommene Töſchung unwirkſam; weder die Rechtsbelaſtung noch 
das belaſtete Recht ſelbſt iſt materiell aufgehoben. Sowohl der „ Drittberechtigte“ als auch der „Be⸗ 


rechtigte“ hat dann gemäß $ 894 einen dinglichen Anſpruch auf Berichtigung des Grundbuchs, alſo 
auf Wiedereintragung des belaſteten Rechts in dem früheren Rechtszuſtande, insbeſondere einer⸗ 
ſeits mit der Belaſtung, anderſeits in dem früheren Rong, ſoweit nicht ein inzwiſchen erfolgter 
Rechtserwerb unter dem Schutz des öffentlichen Glaubens des Grundbuchs ($ 892) entgegenſteht 
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(8875 A 5, 6). Wird aber die Zuſtimmung nachträglich erteilt, jo gilt nach $ 184 die Löſchung und 
damit auch die Aufhebung als von vornherein rechtsgültig erfolgt. Auf die Wirkſamkeit der Auf⸗ 
gabeerklärung als ſolcher, namentlich wenn fie gemäß $ 875 Abſ 2 bindend abgegeben worden iſt, 
hat das Fehlen der Zuſtimmung keinen Einfluß. — Eine Form iſt für die materielle Gültigkeit 
der Zuſtimmung nicht vorgeſchrieben. Nach formellem Recht (58 19, 29 GBO) darf aber das 
Grundbuchamt die Löſchung nur vornehmen, wenn nicht nur die Aufgabeerklärung des „Berech⸗ 
tigten“, ſondern auch die Zuſtimmungserklärung des „Drittberechtigten“ in einer der Formen des 
§ 29 Satz 1 G80 abgegeben iſt. Eine Verletzung dieſer Ordnungsvorſchriften, alſo auch eine 
Löſchung auf Grund einer nur formloſen Zuſtimmung, macht indeſſen die Rechtsaufhebung nicht 
rechtsungültig. — Die Zuſtimmung kann in den Fällen der unmittelbaren Rechtsbelaſtung durch 
Nießbrauch oder Pfandrecht (A 1) nach Lage der Umſtände und der Art der Erklärung einen unbe- 
dingten, von der Löſchung des belaſteten Rechts unabhängigen Verzicht auf das belaſtende Recht 
enthalten, da dieſer Verzicht nach den $$ 1064, 1072, 1255, 1273 nur einer einſeitigen Erklärung bedarf. 

4. Der „Drittberechtigte“ muß nicht nur geſchäftsfähig fein, ſondern auch die Befugnis haben, 
über das belaſtende Recht zu verfügen. Die Zuſtimmung zur Aufhebung des belaſteten Rechts 
iſt eine Verfügung über das belaſtende Recht, da ſie auch deſſen Aufhebung zur Folge hat (A 3). 
Daher gilt in dieſer Hinſicht dasſelbe wie für die Befugnis des „Berechtigten“ zur Verfügung 
über das belaſtete Recht ($ 875 A 5). 

5. Nicht berührt durch die Aufhebung des belaſteten Rechtes wird das Recht des Dritten 
in den nach Satz 2 allein in Betracht kommenden Fällen der mittelbaren Belaſtung (A 1), wenn 
alſo z. B. das belaſtende Recht des Dritten ein Nießbrauch oder eine Grunddienſtbarkeit und das 
mit dem hierdurch belaſteten Grundstück verbundene, als Beſtandteil des Grundſtücks mitbelaſtete 
Recht ein Vorkaufsrecht an einem andern Grundſtück ift. Die Aufhebung des mitbelaſteten Rechts 
läßt das belaſtende Recht unberührt, wenn dieſes Recht in ſeiner Ausübung und Durchführung 
durch die Entziehung des belaſteten Rechts als eines ſeiner Belaſtungsgegenſtände keinerlei 
Einbuße erleidet. Dabei hat aber die Möglichkeit außer Betracht zu bleiben, daß das Recht des 
„Drittberechtigten“ im Falle der Zwangsverſteigerung des damit belaſteten Grundſtücks ſich in 
einen Anſpruch auf den Verſteigerungserlös umwandeln und daß dann fur die Hohe biejes An⸗ 
ſpruchs das Fortbeſtehen des belasteten Rechts von Bedeutung fein kann. Denn für die hier er⸗ 
örterte Frage kommt nur in Betracht das Berührtwerden des Rechtes ſelbſt, wenn und ſolange es 
als ſolches beſteht (M 3, 464f.). Wird das belastende Recht nicht berührt, ſo bedarf es der Zuſtim⸗ 
mung des „Drittberechtigten“ nicht. Dem Grundbuchamt muß freilich das Vorliegen dieſer Voraus⸗ 
ſetzung nachgewieſen werden, wenn die Löſchung ohne die Zuſtimmungserklärung beantragt wird. 
Nach formellem Grundbuchrecht ($ 21 GBC) iſt aber ohne Rückſicht darauf, ob der Nachweis er⸗ 
bracht wird oder nicht, eine Zuſtimmungserklärung zur Vornahme der Löſchung überhaupt nicht 
erforderlich, wenn das belaſtete (ſubjektiv⸗dingliche) Recht auf dem Grundbuchblatt des berechtigten 
Grundſtücks nicht vermerkt iſt (O GBO). — Einen Erſatz für die Zuſtimmungserklärung kann die 
Landesgeſetzgebung ſchaffen durch ein Unſchädlichkeitszeugnis auf Grund des Vorbehalts in Art 120 
Abſ 2 Ziff 2 EG. 

6. Für die Zuſtimmungserklärung „gegenüber dem Grundbuchamt“, das einer der beiden 
im Satz 3 beſtimmten Empfangsberechtigten iſt, gelten entſprechend die Ausführungen zur Auf⸗ 
gabeerklärung in $ 875 A 7, 10. 

7. Der durch die Zuſtimmung Begünſtigte, der empfangsberechtigt iſt, kann der Eigentümer, 
ein Miteigentümer, der „Berechtigte“ (A 3) oder der Inhaber eines andern im Range gleich⸗ 
ſtehenden oder nachſtehenden Rechtes ſein. Im übrigen kann verwieſen werden auf die entſprechend 
anzuwendenden Ausführungen in $ 875 A 8. 

8. Die Zuſtimmung iſt ſtets unwiderruflich, wenn fie gegenüber einem der in Satz 3 genannten 
Empfangsberechtigten abgegeben iſt. Die 95 182, 183 finden hier keine Anwendung. Auch wenn 
die Zuſtimmung vor der Abgabe der Aufgabeerklärung des $ 875 erteilt wird, iſt ſie unwider⸗ 
ruflich. Die Unwiderruflichkeit hängt auch nicht wie die Unwiderruflichkeit der Aufgabeerklärung 
nach $ 875 Abſ 2 von der Einhaltung einer Form ab. Auch die gegenüber einem Empfangs⸗ 
berechtigten formlos erklärte Zuſtimmung iſt bindend. — Verfügt der „Drittberechtigte“ 
nach Abgabe der unwiderruflichen Zuſtimmung anderweit über ſein belaſtendes Recht (3. B. 
über eine Hypothek, die eine mit dem belaſteten Grundſtück verbundene Reallaſt ergreift), ſo 
muß der Erwerber die Zuſtimmung gegen ſich gelten laſſen; ſeiner eigenen Zuſtimmung zur 
Aufhebung bedarf es nur, wenn er ſich auf den öffentlichen Glauben des Grundbuchs berufen kann 
(59 404, 413, 892; Prot 3, 72f.). — Tritt eine Verfüg ungsbeſchränkung des „Drittberech⸗ 
tigten“ nach der Abgabe feiner Zuſtimmungserklärung ein, fo findet $ 878 keine Anwendung, da 
er ſich nur auf „eine in Gemäßheit der $$ 873, 875, 877 abgegebene Erklärung bezieht (Rc 52, 
416). Da aber die Zuſtimmung ſofort unwiderruflich und ein in ſich vollendetes Rechtsgeſchaft iſt, 
io ergibt ſich von ſelbſt, daß eine nachträgliche Verfügungsbeſchränkung (3. B. die Eröffnung des 
Konkurſes über das Vermögen des „Drittberechtigten“) keinen Einfluß auf die Wirkſamkeit der 
Zuſtimmung hat; das gilt ſelbſt dann, wenn noch nicht einmal alle Vorausſetzungen des $ 878 (3. B. 
nicht ein beim Grundbuchamt geſtellter Eintragungsantrag) vorliegen (RG 52, 416). 
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Die Vorſchriften der 88 875 ), 8742), 8763) finden auch auf Anderungen 
des Inhalts eines Nechtes ) an einem Grundſtück) Anwendung ). 
© 11134, 1144 II 708; M 3 779, 795f.; P 3 eff.; 4 580. 


A 2 bänderung 
‚ l Aus der Anwendung des 8 878 folgt, daß zur Rechtsänderung (. B. zur Abänd 
einer eingetragenen 5 268 48, 177) die (formloſe) Einigung 1 
dem Eige nfümer und dem Inhaber des Rechtes und die Eintragung der Anderung 
uforbertich iſt (5 873 Ubf 1; K) 45, 177). Ob die Anderung auf eine Erweiterung oder auf 9150 

inſchränkung der Befugniſſe des Berechtigten (z. B. die Aufhebung der Übertragbarkeit ch 1 
Dneustäuft, macht hierbei grunbfählich feinen Unterfcjied (NG FI 1904, 2829. Handelt es fi 
aber lediglich um eine teilweiſe Aufhebung des Rechts, die auch nicht etwa mit einer Erweiterung 
des Rechts nach einer andern Richtung verbunden ift, ſo kommt nicht $ 877, ſondern nur $ 1 5 aut 
Anwendung. Daun genügt die einſeitige Erklärung des Berechtigten, daß er den Teil des Rechtes 
aufgebe, und die hinzutretende Löschung des Rechtsteils. it die Einigung nach $ 873 Abſ 2 bindend 
erklärt und der Antrag auf Eintragung der Anderung beim Grundbuchamt geſtellt, jo gilt für bie 
Einflußloſiakeit des Eintritts einer Verfügungsbeſchränkung des Eigentümers oder des Rechts⸗ 
Inhabers der $ 879, Formellrechtlich bedarf es zur Vornahme der Anderungseintragung nicht des 
Nachweises der Einigung, ſondern nur der in den Formen des $ 29 Satz 1 G80 erklärten Ein- 
tragungsbewilligung des Paſſiobeteiligten ($ 19 G80) und eines (formloſen: $ 30 Gch Ein- 
tragungsantrags des Aktivbeteiligten oder des Paſſivbeteiligten (5 13 Abſ 1,2 BD). Im übrigen 
kann verwieſen werden auf die Bemerkungen zu $ 878. 

12. Nach dem anzuwendenden 8 874 kann ebenſo wie bei der Eintragung eines Rechtes auch 
bei der Eintragung der Anderung zur näheren Bezeichnung des Inhalts der Rechtsänderung 
auf die Eintragungsbewilligung und auf Urkunden, auf welche dieſe veriveift (8 874 A 5), Bezug 
genommen werden (KJ 48, 178). 

3. Die Anwendung des 
eines Dritten belaſtet ; 
der Auftimmung des Drittberechtigten ($ 876 Sat 1). In den Fällen der mittelbaren Rechts. 
belaſtung (8 876 9 1) iſt die Zuſtimmung des „Drittberechtigten“ nicht erforderlich, wenn durch die 
Anderung des mittelber 
Daher bedarf es z. B. . 1 
nicht, wenn eine durch die Hypotheken mittelbar belaſtete Wegegerechtigkeit, die nur auf einem 
Teil des dienenden Gri 


übrigen gelten die entſprechend anzuwendenden Bemerkungen zu $ 876. 
s 3 Zuſtim mung eines Drittberech 
877 6 


a in Verbindung mit 9876) zur Anderung 
ſein. Wird z. B. das Recht erweitert 


ehender Rechte erforderlich, da die Erweiterungen I 
genannten Rechten nach $ 879 nachſtehen müßten (K J 52, 200; JFG 11, 234; über die n 
des Inhalts einer Hypothek durch nachträgliche Vereinbarung der Goldklauſel: $ 1119 A 5; über 


die nachträgliche Eintragung der Barzahlungsklauſel bei einer Pfandbriefhypothek: 8 1115 A 4 a. E.; 
über die Umwandlung eine edingtes oder unbefriſtetes: 


zu jeder Juhaltsänderung der Zustimmung der im Range glei 
bedürfe. 


ten ſollte, hätte es im $ 877 beſtimmt werden müſſen. Aus den 
Sonderbeſtimmungen in den S$ 1119 $ 
im Sinne 


Denn bis dahin beſtand eine (vorläufige) Eigentümer⸗ 
geundfepuld (88 1113 A 7; 1190 N 1, welch 
Berechtigten verhinderte (K 52, 2 
nachſtehenden Hypothekengläubige 
Forderung beſtellten Sicherungshypothek in eine 
ſicht auf die Bedingtheit der Forderung 


ſsgerichtsräten. 9. Aufl. III. Bo. (Veſſau.) 6 
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ſondern nur die Bedingungen für ihren Verfall innerhalb des bisher für die Nebenleiſtungen ein⸗ 
getragenen Geſamtzinsſatzes verſchärft oder erweitert werden (KJ 52, 197). Überhaupt tritt 
eine Verſchlechterung der Rechtsſtellung der gleich- oder nachſtehenden Berechtigten infolge einer 
Anderung von Nebenleiſtungen nur dann ein, wenn dadurch der Umfang des Rechts derart er⸗ 
weitert wird, daß die Anderung einer Neubelaſtung gleichkommt (KJ 24 A 130; 26 A 290; 33 A 
250; 52, 201; RIA 15, 243). Daher kann auch die Erhöhung des Satzes der laufenden Zinſen einer 
Hypothek ohne Zuſtimmung der gleich oder nachſtehenden Gläubiger in das Grundbuch einge- 
tragen werden, wenn infolge der gleichzeitig eintretenden Herabſetzung des Satzes der ausbe⸗ 
dungenen Strafzinſen für den Säumnisfall die Geſamtbelaſtung des Grundſtücks nicht vergrößert 
wird (JG 9, 255). 
4. Inhalt eines Rechtes bedeutet hier ebenfo wie im $ 874 die Geſamtheit der aus der Rechts- 
begründung ſich ergebenden Befugniſſe des Berechtigten. Eine Neugeſtaltung, die den Inhalt 
des Rechts in dieſem Sinne nicht zum Gegenſtand hat, fällt nicht unter $ 877 und kann daher auch 
grundbuchmäßig nicht als Inhaltsänderung zum Ausdruck gebracht werden. Immerhin läßt ſich die 
Umwandlung eines bedingten Rechts in ein unbedingtes oder eines befriſteten Rechts in ein un⸗ 
befriſtetes noch unter $ 877 bringen; mit Zuſtimmung der gleich- oder nachſtehenden Berech- 
tigten kann daher eine ſolche Umwandlung in der Veränderungsſpalte eingetragen werden (Jh 
13, 75 unter Preisgabe des gegenteiligen Grundſatzes in KJ 50, 188). Dasſelbe gilt natürlich 
auch für die Eintragung der Anderung der Bedingungen bei einer bedingten Hypothek (RR 1933 
Nr 1929). Dagegen handelt es ſich nicht mehr um eine Anderung des Rechtsinhalts, wenn an die 
Stelle einer beſchränkten perſönlichen Dienſtbarkeit ($ 1090) eine Grunddienſtbarkeit ($ 1018) 
treten ſoll. Denn zu den weſentlichen Begriffsmerkmalen der perſönlichen Dienſtbarkeit gehört, 
daß die Berechtigung an eine natürliche oder juriſtiſche Perſon, nicht, wie das Recht aus der Grund 
dienſtbarkeit, an den jeweiligen Eigentümer eines Grundſtücks geknüpft iſt. Die Erſetzung kann 
daher nur in der Weiſe erfolgen, daß die beſchränkte perſönliche Dienſtbarkeit gelöſcht und die Grund⸗ 
dienſtbarteit neu eingetragen wird (JFG 1, 414). Ausnahnmtsweiſe mag bei einem Altenteil (Aus⸗ 
ug, Leibgedinge, Leibzucht) die Umwandlung eines als beſchränkte perſönliche Dienſtbarkeit anzu⸗ 
— — Rechts in eine Reallaſtberechtigung ohne Löſchung und Neueintragung zuläſſig ſein 
( 1093 A 1). Die Erhöhung des Kapitals einer Hypothek und die Herabſetzung des Kapitals und 
des Zinsſatzes einer Hypothek werden in A b behandelt. Wenn eine gewöhnliche Hypothek in eine 
mwertbeftändige Hypothek ($ 1113 A4) umgewandelt werden ſoll, ſo muß für den etwaigen Mehr⸗ 
betrag des Kapitals ein neues Recht eingetragen werden (ON 43, 218). Die allgemeine „Um 
wandlung“ einer Aufwertungshypothek in eine nicht aufgewertete Hypothek iſt nicht eintragbar 
(JW 1936, 23438) — Unter Inhaltsänderungen find im $ 877, wie ſich aus der Bezugnahme auf 
die 88 873, 876 ergibt, nur die auf Rechtsgeſchäft beruhenden, nicht auch die kraft Geſetzes 
eintretenden Anderungen zu verſtehen. Daher gehören z. B. nicht hierher Anderungen, die ein- 
treten: bei der Grunddienſtbarkeit nach $$ 1025, 1026; bei der Hypothek nach $ 1177, nach 88 1164, 
1174 und nach $$ 1173 Abſ 2, 1182; bei der Zuſammenlegung von Grundſtücken im Umlegungs⸗ 
verfahren. Eine Anderung des Inhalts liegt zunächſt bor, wenn die Grundſtücksbelaſtung 
in eine anders geartete umgewandelt wird: 3. B. eine Sicherungshypothek in eine gewöhnliche 
Sypothek ($ 1186); eine Hypothek in eine Grundſchuld oder umgekehrt ($ 1198; KG 25 A 300; 
OLG 45, 272); eine Rentenſchuld in eine gewöhnliche Grundſchuld (8 1203). Sie liegt aber auch 
dann vor, wenn beim Beſtehenbleiben der Berechtigung in ihrer bisherigen Geſamtart ihr Um. 
fang und ihre Geſtaltung nur im einzelnen verändert wird (RIA 2, 36; KGJ 52, 200). Daher 
findet $ 877 z. B. in folgenden Fallen Anwendung: wenn aus mehreren im Range unmittelbar 
aufeinanderfolgenden Hypotheken desſelben Gläubigers eine Einheitshypothek gebildet werden ſoll 
(RG 145, 47); wenn ein Hypothekenrecht in den Nebenleiſtungen erweitert werden ſoll (51119 A3: 
NG 72,366; RIA 7,259; 8, 45; KGJ 40 A 283; 52, 200); wenn unter Aufhebung der Ausſchließung 
eines Hypothekenbriefs eine Briefhypothek begründet werden ſoll ($ 1116 Abſ 3), da hierdurch die 
Verkehrsfähigkeit der bisherigen Buchhypothek verändert wird (Re A 2, 36); wenn die Übertrag. 
barkeit eines Rechts (88 399, 413) aufgehoben werden ſoll (RG FW 1904, 282 1); wenn der Eigen 
tümer ſich dem Hypothekengläubiger gegenüber nachträglich der Zwangsvollſtreckung gemäß $ 800 
PO unterwirft, da der Gläubiger dadurch einen ſchnelleren Zugriff für ſein Recht erlangt und 
dies auf die Rechtslage nachſtehender Berechtigter von Einfluß ſein kann (OLG 14, 136; a. M. 45, 
99); wenn der Rang zweier Rechte geändert werden ſoll und 9 880 Abſ 2 nicht zutrifft (3. B. in! 
Falle der Vereinbarung der Rangänderung zwiſchen dem Eigentümer und dem Inhaber beider 
Rechte), da hierdurch die Sicherung der Durchführung und auch die Wertſchätzung bei dem einen 
Recht vermindert, bei dem andern vermehrt wird (MXN 9, 268; KJ 39 A 195: 5880 A 1): 
wenn dem Eigentümer von dem Inhaber eines Rechts die Befugnis eingeräumt wird, ein anderes 
Recht mit Vorrang eintragen zu laſſen, da dadurch das betroffene Recht, deſſen Rang ſich bisher 
nach $ 879 richtete, umgewandelt wird in ein Recht, das einem künftigen Recht im Range nach⸗ 
ſtehen ſoll (8 881 A 3; RIA 9, 54); wenn eine Grunddienſtbarkeit nicht nur der Ausübung nach 
gemäß $ 1023 eine (nicht in das Grundbuch gehörende) Anderung erfahren, ſondern von einem 
Grundſtücksteil, auf dem allein fie eingetragen iſt (vgl. $ 7 GBO), auf einen andern Teil des be⸗ 
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laſteten Grundſtücks verlegt werden ſoll (A 3), da in einem ſolchen Fall in a 1 

lich des Velaſtungsgegenſtandes eine andere Geſtaltung gewinnt (tr. ). N a Rechts, da der 
die Anderung der Perſon des Berechtigten bei der e en ag der malen 

Inbalt des Rechts dadurch nicht geändert wird. Das gilt auch von der 11 905 din lichen Rechts 

des Nießbrauchs an einem Grundſtück nach g 1059 Satz 2, wodurch der Inhalt des ding 

nicht berührt 


1d (J N 5 g äutern die A 4, 6 zu 9 878. 

5. Den Begriff des Grundſtücks und den Kreis der Rechte daran erläutern die 2 877 
Die Anderung . von Rechten, die Rechte an Grundſtücken belaſten, fällt nicht unter $ 87 
(O 29, 379) 


i i der 
n § 1113, 1191, 1199 gerade in der Sicherung, 
ig feſt begrenzten Geldſumme beſteht. Für den erhöhten a 
ches Recht eingetragen werden (5 1119 A 4 a. ( ic 
Herabſetzung des Zinsſatzes einer Hypothek iſt ebenſo wie die Herabſetzung be piinL 
zaltsänderung, ſondern eine teilweiſe Aufhebung der Hypothek im Sinne der $$ 875, 
1183 (RG 72, 366) 


8 878 


Eine von dem Berechtigten in Gemäßheit der 88 873, 875, 877 abgegebene 
Erklärung ) wird nicht dadurch unwirkſam 2), daßz der Berechtigte in der 
Verfügung beſchränkt wird ), nachdem die Erklärung für ihn bindend ge- 
worden ) und der Antrag auf Eintragung bei dem Grundbuchamte geſtellt 
worden iſt 5), 


© 1 831, 834, 1134, 1144 II 790 M 3 100 ff., 200 f., 779, 795f.; B 3 60 ff.; 4 580. 


1. Die Erklärung muß von dem Berechtigten abgegeben ſein. Der Begriff des Berechtigten im 
Sinne der rklä 
ſehung des Grundſtücks oder des Rechts, über das er durch die Erkl 
nachträglichen Eintrikt einer Verfülgungsbeſchräntung unwirkf 
0 


bevor er die Auflaſſung erhalten hat, die Eintragung einer 


„nachdem ihm das Grundſtück aufgelaſſen, bevor er aber als Eigentüme e 
0 155 Umſtänden in der Auflaſſung 5 die Einwilligung des Verkäufers 
als des eingetrage e 


Nichtberechtigter verfügt hat, hat nicht wie die Genehmigung 
rlickwirkende Kraft. Daher verbleibt es trotz des nachträgliche 
dabei, daß ſeine Bewilligung der Hypothe le 

verbots die eines Nichtberechtigten war (MG 89, 158; 135, 382). 
Gemäßheit der 88 878, 875, 877 abgegebenen Erklärun 
lichen Rechtsgeſchäfte, die zum Gegenftande habe 
Kan Grundſtück, die Belaſtung eines * 10 
aſtung eines ſolchen Rechts (8873); die Au hebung eines Re \ 
die Überung des Inhalte eines Recht i „Auf die zu ſolchen Rechts 
geſchäften in den Fällen der 38 876, 880 Abſ 2, 1183 erforderliche Zuſt 

ſonen bezieht ſich 5 

anderem Grunde durch eine nachträglich eintret 
keit ebenfalls nicht berü 

vorliegen (8 876 A 8). 0 
gegeben ift, gehört gleichfalls nicht hierher. Tri 


macht, auf Grund deren eine Erklärung ab⸗ 
antrags ein (3. B 


tt das Erlöſchen nach Stellung des Eintragungs⸗ 
laſſungsvollmacht nach erklärter 


5* 
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Auflaſſung infolge Aufhebung des Konkurſes erliſcht), ſo kaun die Eintragung nicht mehr erfolgen, da 
das Verfügungsrecht des Vollmachtgebers, in deſſen Namen erklärt worden iſt, auch noch zu der 
Zeit der Eintragung fortbeſtehen muß (OLG 26, 4; IFG 1, 341). Ferner fällt nicht unter 8 878 
die Bewilligung einer Vormerkungseintragung, da durch die Vormerkung kein ding⸗ 
liches Recht begründet wird ($ 885 A 2). Das Kammergericht will allerdings bei der bewilligten 
Vormerkung den $ 878 entſprechend anwenden (JFG 4, 336; JW' 1932, 24413) und nur bei der 
auf Grund einer einſtweiligen Verfügung angeordneten Vormerkung die entſprechende An⸗ 
wendung nicht zulaſſen (H5RR 1934 Nr 167). Aus der Begründung dieſer Anſicht iſt ſicher richtig, 
daß ſich $ 878 nur auf ſolche Eintragungen bezieht, die auf rechtsgeſchäftlicher Grundlage beruhen. 
Deshalb gehört auch nicht hierher der gegen einen demnächſt in der Verfügung beſchränkten Schuld⸗ 
ner geſtellte Antrag des Gläubigers auf Eintragung einer Zwangshypothek (5 867 8PO; NG 
84, 280; RIA 10, 232). Dagegen findet $ 878 Anwendung in den Fällen der § 880 Abſ 2, 1109 
Abſ 2, 1116 Abſ 2, 1132 Abſ 2, 1154 Abſ 3, 1168 Abſ 2, 1180 Abſ1, 1195 Abſ 2, 1260 Abſ 1. — Die 
durch rechtskräftiges Urteil nach $ 894 ZPO erſetzte Erklärung des Berechtigten ſteht auch 
hinſichtlich des $ 878 der freiwilligen Erklärung gleich ($ 873 A 7b). 

2. Nicht unwirkſam wird die Erklärung durch die Verfügungsbeſchränkung nur dann, wenn 
beide Erforderniſſe des $ 878, die Unwiderruflichkeit der Erklärung und die Antragſtellung, 
bereits zu der Zeit vorliegen, in der die Verfügungsbeſchränkung eintritt. Geht alſo z. B. vor 
Erledigung eines auf Grund einer Auflaſſung geſtellten Antrags auf Umſchreibung des Eigentums 
ein Erſuchen des Vollſtreckungsgerichts zu den Grundakten ein, auf Grund der gegen den auf⸗ 
laſſenden Eigentümer angeordneten Zwangsverſteigerung den Zwangsverſteigerungsvermerk 
einzutragen, ſo ſteht die mit dem Eingang des Erſuchens wirkſam gewordene Verfügungsbeſchrän⸗ 
kung (Beſchlagnahme des Grundſtücks zugunſten des betreibenden Gläubigers: A 3 Abſ 2) der 
Eintragung des Eigentumsübergangs auf Grund der Auflaſſung nicht entgegen (336 1, 312). 
Ebenſo wird, wenn eine bindende Einigung zwiſchen Eigentümer und Glaubiger über die Beſtellung 
einer Hypothek erfolgt und der Antrag auf Eintragung der Hypothek beim Grundbuchamt ge⸗ 
ſtellt iſt, die Eintragung der Hypothek nicht dadurch unzuläſſig, daß über das Vermögen des Eigen- 
tümers der Konkurs eröffnet wird (OLG 45, 189); allerdings genügt dazu nicht allein die (form⸗ 
gerechte) Eintragungsbewilligung des Eigentümers (OLG 45, 190; HRR 1932 Nr 1656). Eine 
beſtimmte zeitliche Aufeinanderfolge der beiden Erforderniſſe iſt nicht vor- 
geſchrieben. Insbeſondere ſind die Vorausſetzungen des 5 878 auch dann gegeben, wenn die 
Unwiderruflichkeit der Erklärung erſt nach dem Antrag eingetreten iſt, ſofern ſie nur vor der Ver⸗ 
fügungsbeſchränkung liegt (OL 15, 231). Iſt die Erklärung von dem Berechtigten noch nicht 
unwiderruflichabgegeben, fo übt die Verfügungsbeſchränkung ihre Wirkung ohne weiteres aus. 
Dies iſt z. B. dann der Fall, wenn der Paſſivbeteiligte (Übertragende, Belaſtende, Aufgebende) die 
„Eintragungsbewilligung“ des 8873 Abſ 2 oder die „Löſchungsbewilligung“ des 8875 Abſ 2 
nicht in einer der Formen des § 29 Satz 1 GB erklärt oder wenn er feine Erklärung dem Aktiv- 
beteiligten (Begünſtigten) noch nicht ausgehändigt hat. Auch wenn der Paſſivbeteiligte ſelbſt 
in ſolchen Fällen bereits den Antrag auf Eintragung oder Löſchung geſtellt hat ($ 13 Abſ 2 GBO), 
wirkt eine nachträglich gegen ihn gerichtete Verfügungsbeſchränkung noch, ſofern ſie vor der 
Eintragung oder Löſchung eintritt. Denn der Paſſivbeteiligte kann zu dieſer Zeit noch ſeine Er⸗ 
klärung widerrufen und den Antrag zurücknehmen (831 GBO). Ob die Erklarung tatſächlich 
widerrufen und der Antrag zurückgenommen wird, darauf kommt es nicht an. Iſt aber die Erklä⸗ 
rung in bindender Form abgegeben, jo wirkt die nachträglich eintretende Verfügungsbeſchränkung 
nur, wenn ſie zu einer Zeit eintritt, in der ein Eintragungsantrag noch nicht geſtellt iſt. 
Die Wirkung der Verfügungsbeſchränkung beſteht dann darin, daß die Einigung über die 
Eintragung oder Löſchung (in andern gleichliegenden Fällen ſonſtige Erklärungen, wie Übertra- 
gungs⸗, Belajtungs-, Aufgabeerklärungen) unwirkſam iſt gegenüber dem, zu deſſen Schutz die Ver⸗ 
fügungsbeſchränkung beſteht, und daß die etwa auf ihrer Grundlage erfolgte Eintragung (Löſchung) 
der Anfechtung unterliegt. Wirkt die Verfügungsbeſchränkung (der Ausſchluß der Verfügungs⸗ 
befugnis) allgemein (abſolut), ſo iſt die ihr zuwiderlaufende Eintragung nichtig (A 3). In ſolchen 
Fällen muß das Grundbuchamt die beantragte Eintragung ablehnen, weil die Grundlage für die 
Eintragung, das dingliche Rechtsgeſchäft, nichtig iſt. Wenn dagegen eine aus dem Grundbuch er- 
ſichtliche Verfügungsbeſchränkung nur den Schutz beſtimmter Perſonen bezweckt, darf 
das Grundbuchamt (auch wenn die Vorausſetzungen des $ 878 nicht vorliegen) die Eintragung nicht 
ablehnen. Denn der Paſſivbeteiligte iſt troß der Verfügungsbeſchränkung an ſich zur Verfügung 
befugt; ſeine Verfügung iſt wirkſam für den Aktivbeteiligten (Erwerber des Rechts) und gegenüber 
dritten Perſonen, die nicht zu den geſchützten gehören; den geſchützten Perſonen gegenüber kann der 
Mangel der Verfügungsbefugnis (z. B. durch Genehmigung, Aufhebung der Verfügungsbeſchrän⸗ 
kung) wegfallen (RG 105, 76; KGJ 52, 130; HRR 1934 Nr 1095). Ausnahmen gelten für den 
Konkurs und die Nachlaßverwaltung (A 3). Abgeſehen von dieſen Ausnahmen hat daher $ 878 für 
das Grundbuchverfahren (die Vornahme der Eintragung) nur Bedeutung in den Fällen abſolut 
wirkender Verfügungsbeſchränkungen oder ſolcher nur relativ wirkender Verfügungs⸗ 
beſchränkungen, die dem Grundbuchamt bekannt, aber noch nicht in das Grundbuch einge- 
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tragen find (HAN 1934 Nr 1095 % 1938, 312225). Vgl. aber wegen der Löſchungseintragungen 
mit Rückſicht auf die erforderliche Sſcherung der geichüßten Perſonen gegen die Wirkung des Rechts 
Die Ban gutem Glauben ANY 3, 48; 4, 69 WJ 22 A 815 234A 242 25 4 278; 30 A 286. — 
Die Vorſchrift des $ 878, daß die Erklärung durch eine nach Bindung und Antrag eintretende Ver⸗ 
fügungsbeſchränkung nicht unwirkſam gemacht wird, hat nur die Bedeutung, daß die Verfügungs⸗ 
beſchränkung (z. B. die Konkurseröffnung) der Rechtsgültigkeit der eingetragenen Rechtsänderung 
eren Abbruch tırt, daß vielmehr die Rechtsänderung auch gegenüber dem, zu deſſen Schutz 109 
Verfügungsbeſchrankung dienen ſoll (4. B. den Konkursgläubigern), an ſich als gültig vollzogen gilt. 
Dies ſchließt nicht aus, daß die eingetragene Rechtsänderung aus anderem Grunde nichtig 
oder anfechtbar ift. Ein ſolcher Grund iſt z. B. die Anfechtung nach 8 29ff. KO, wenn (nach 
DE und fer w aber) vor der Eintragung der Konkurs m > Vermögen des Pafjiv- 
eteiligten eröffnet war (RG 51 284; 81, 424; OLG 15 S. 230, 233). 

& Die Reicpränfung des Berechtigten in ber Berfügung im Sinne des discs umfaßt alle 
rechtlichen Behinderungen oder Beeinträchtigungen des Berechtigten oder ſeines 
Vertreters in der Befugnis, über das Recht durch Rechtsgeſchäft zu verfügen, d. h. eine Ande⸗ 
rung an dem Recht (Übertragung, Belaſtung, Aufhebung, Inhaltsveränderung) unmittelbar 
eim Gegenſatz zur Nihernahme bon Verpflichtungen zu Leiſtungen) durch eigene Machtvollkommen⸗ 
heit herbeizuführen (KJ 51, 298). Gleichgültig iſt dabei, ob die Beſchränkungen auf Rechts⸗ 
geſchäft (3. B. letztwilliger Verfügung), behördlicher Anordnung oder unmittelbar auf (Reichs- 
Derſtcandoen Gefet heruhen (gegen 13, 250). Noch dieſem Begriff der Verfügung ist z. B keine 
Vorfügungsbeſchränkung die Beſchränkung des Eigentümers in der Befugnis zur Verpachtung 
e Grundſtücks, da mit dem Abſchlufd eines Pachtvertrags nur ſchuldrechtliche Beziehungen 
W werden (ch 51, 298). Die Verfügungsbeſchränkung iſt auch zu unterſcheiden 
leit Beſchraͤnkungen der Erwerbs- und Verpflichtungsfähigkeit, alſo der Fähig⸗ 
at, zu erwerben und ſich perſönlich zu verpflichten, und von Beſchränkungen der Geſchäfts⸗ 
ähigteit, wodurch nicht die Befugnis, ſondern die Fähigkeit zu einer wirkſamen Verfügung 
eſchränkt wird (55 10a.) RJ 9, 277). In letzterer Hinſicht enthält bereits $ 130 Abſ 2 die all- 
gemeine Vorſchrſft, daß eine Willenserklärung, die nach § 130 Abſ 1, 3 wirkſam geworden ift, 
durch den Eintritt der Geſchäftsunfähigteit ebenſowenig unwirkſam wird wie durch den Tod des 
Erklärenden (Beiſpielsfall I 1936, 60847). § 878 hat die Bedeutung einer Ausnahme von dem 
Grundſatz, daß die Verfügungsbefugnis des Berechtigten bis zur Vollendung der Rechtsänderung 
vorhanden ſein muß; dieſe Ausnahme gilt aber nur unter den vom Geſetz beſtimmten Voraus- 
ſetzungen, insbeſondere alſo nur fur eine den Berechtigten treffende Verfügungsbeſchränkung 
(886 45, 1890. Auf nachträglich eintretende Erwerbsbeſchränkungen oder ſonſtige Erwerbshinder⸗ 
niſſe (3. B. ein nach geſtelltem Antrag auf Umſchreibung des Eigentums an einem aufgelaſſenen 
Grundstück durch einſtweilige Verfügung erlaſſenes Verbot an den Erwerber, ſich das Eigentum 
durch Eintragung zu verſchaffen) bezieht ſich $ 878 nicht; ſolche Hinderniſſe können alſo den Erwerb 
auch in den Fällen des $ 878 hindern (NG 120, 120; 8 925 A 5; JFG 1 S. 379, 383). . 

nter 8.878 fallen nicht folche Verfügungsbeſchränkungen, die erſt mit der Ein- 
tragung in das Grundbuch wiekſam werden, alfo 3. B. nicht die Veräußerungs⸗ und 
Belaſtungsbeſchränumg des $ 77 Reichsverſorgungsgeſetz v. 22. 12. 1927 vor ihrer Eintragung 
(FW 1932, 24439), Auch die Verfügungsbeſchränkungen, die das Reichserbhofgeſetz v. 29. 9. 
1933 dem Bauern auferlegt, gehören nicht hierher (JW 1934, 6187; JFG 14, 185); fie werden in 
3 903 A 3 letzter Abſatz behandelt. Im übrigen aber betrifft $ 878 zunächſt alle Arten teilweiſer 
oder gänzlicher Entziehung der Verfügungs- und Vertretungsmacht, die in den 
perſönlichen Verhältniſſen und Beziehungen des Erklärenden ihre Grundlage haben, z. B. nach 
99 26 Abſ e, 64, 70 (Vertretungsmacht des Vereinsvorſtandes), $ 710 (Vertretung der Geſellſchaft), 
89 1357, 1394 ff, 1448ff. 1516 (Vertretungsmacht nach Eherecht, Einfluß nachträglichen Eheſchluſſes 
nach Maßgabe des Güterſtandes; vgl. NA 9, 276), 88 1630, 1641, 1643 ff., 1670, 1804 fl. (Ver- 
tretung nach 21 der Vorſchriften über die elterliche Gewalt und des Vormundſchaftsrechts), 
55 2113. 2121 (Vorerbe), 9 2306, 2308, 2338 (mit Beſchränkung als Erbe berufener Pflichtteils⸗ 
erechtigter), 82365 (Vermutung für die Vertretungsmacht des Feſtamentsvollſtrecerd) be nſo 
gehören hierher die Konkurseröffnung ($$ 6,7, 15 KO) und die ihr in den Wirkungen ähnliche 
nordnung der Nachlaßverwa tung nach 88 1975ff. BOB; Näheres hierüber unten in Abſatz 5. 
8 Ausſchluß und die Einſchränkungen der Verfügungs⸗ 
bertragungsmacht), die aus ſachlichen Gründen hinſichtlich eines Rechtes 
run € ſchränkungen kommen für $ 878 namentlich in Betracht die Veräuße⸗ 
ee der 68 134136. Dieſe beruhen auf Geſetz (88 134, 135) oder auf Anordnung 
geh erichte oder anderer Behörden ($ 136). Zu den geſetzlichen Veräußerungsverboten 
e B.: die Vorſchriften des Deviſengeſetzes, mindestens inſoweit, als fie den Berechtigten 
ee ni in feiner Perſon liegenden Grundes bei der Verfügung an die Genehmigung der 
190 8 binden (Jch 17, 165); die Beschlagnahme des Vermögens Beſchuldigter nach $ 93 

14 der B iter 0 f, 465 Stpo (MG Gruch 38, 1092); die Verfügung derbole in den , 
über den Einſatz des jüdiſchen Vermögens v. g. 12. 1938. Hat eine Klage gegen den Be- 
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rechtigten oder den als ſolchen Eingetragenen ein eingetragenes Recht zum Gegenſtande oder zur 
Vorausſetzung, jo iſt mit der Rechtshängigkeit nach $$ 265 Abſ 1, 325 ZPO ein geſetzliches Ver 
äußerungsverbot im Sinne des $ 878 inſofern verbunden, als das ergehende Urteil, wenn es einen 
Anſpruch aus einer Reallaſt oder einem hypothekariſchen Recht betrifft, unbedingt (F 325 Abſ 3 
ZPO), andernfalls bei Kenntnis der Rechtshängigkeit (5 325 Abſ 1, 2 ZPO, 8 892 BGB) auch 
gegen den Erwerber des belaſteten Grundſtücks wirkt (R 49, 366; 79, 165). Veräußerungs- 
verbote der Gerichte oder anderer Behörden ($ 136), die für $ 878 Bedeutung haben 
können, ſind z. B.: die gerichtlich angeordnete Veſchlagnahme nach $ 140 Abſ 3 StGB, 89 283, 284 
StPO; die Rechtspfändung nebſt dem Verfügungsverbot nach $$ 829, 857 ZPO (RIM 3, 154; 6, 
239); die einſtweilige Verfügung nach $ 938 ZPO (MG 67, 42; 106, 139; JW 1903 Beil 75; KGG 
30 A 240; OLG 4, 179; Eintragungsfähigkeit einer Sequeſtration: 8892 A 11 Abſ 3); die Beſchlag⸗ 
nahme eines Grundſtücks in der Zwangsverſteigerung oder Zwangsverwaltung nach $$ 23, 146 
3G (NG 84, 279; IgG 1, 312, OLG 17, 352); das vom Konkursgericht erlaſſene allgemeine 
Veräußerungsverbot nach $ 106 KO. Die Frage, ob und inwieweit bei Rentengütern (Art 62 
ES) nach der preußiſchen Rentengutsgeſetzgebung eine Veräußerungsbeſchränkung inſofern be- 
ſteht, als die Genehmigung der Generalkommiſſion erforderlich ift, erörtert KJ 47, 155. 

Die Verfügungsbeſchränkungen können entweder im öffentlichen Intereſſe beſtehen und 
wirken dann allgemein und unbedingt (abſolut); oder fie können (fo insbeſondere die Veräußerungs⸗ 
verbote der $$ 135, 136) nur den Schutz beſtimmter Perſonen bezwecken und wirken dann (relativ) 
nur zugunſten dieſer Perſonen, und zwar bei Grundſtücksrechten auch noch mit der Einſchränkung, 
daß ſie dem rechtsgeſchäftlichen Erwerb eines Dritten nicht entgegenſtehen, wenn ſie weder aus dem 
Grundbuch erſichtlich noch dem Dritten bekannt find ($$ 135 Abſ 2, 892 Abſ 1 Satz 2). Nur relative 
Wirkung wird z. B. beigelegt einer Vermögensbeſchlagnahme auf Grund deviſenrechtlicher Vor⸗ 
ſchriften (JW 1937, 245212, 1938, 312228). In den Fällen der abſoluten Verfügungsbeſchran⸗ 
kungen iſt, ſoweit nicht $ 878 Anwendung findet (A 2), die entgegenſtehende Verfügung nichtig 
($ 134). Solche Verfügungsbeſchränkungen find z. B. verbunden mit: der Erfaſſung des jüdiſchen 
Vermögens durch die VO v. 3. 12. 1938; der Beſchlagnahme des Vermögens Angeſchuldigter nach 
$$ 290 ff. StPO (M 3, 216; RIA 5, 260); forſt⸗ und baupolizeilichen Eigentumsbeſchränkungen 
(OLG 6, 490; nach IFG 18, 54 fallen aber die in Baupolizeiverordnungen enthaltenen Verbote 
über die Bebauung von Grundſtücken und die Veränderung baulicher Anlagen grundſäßlich nicht 
unter $ 134); dem Recht der Gemeinde auf Entziehung des Grundeigentums gemäß dem Flucht⸗ 
linienplan (KJ 25 A 147); dem auf Grund des $ 6 des Kapitalabfindungsgeſetzes v. 3. 7. 1916 
eingetragenen Verbot der Weiterveräußerung und Belaſtung des Grundſtücks (RG 105, 73; KG 
52, 125); der Belaſtungsbeſchränkung nach $$ 8, 91 des Schuldenregelungsgeſetzes vom 1. 6. 1933 
(R 156, 93); den Veräußerungsverboten nach $ 4 des preuß. Geſetzes, betreffend die Beförderung 
von Rentengütern, v. 7. 7. 1891 und $ 7 des preuß. Geſetzes, betreffend das Anerbenrecht bei Ren⸗ 
ten⸗ und Anſiedlungsgütern, v. 8. 6. 1896 (KGJ 52, 127). Abſolute Wirkung haben zum Teil auch 
die Verfügungsbeſchränkungen und Verfügungsentziehungen auf dem Gebiet des ehelichen Güter: 
rechts ($$ 1395 ff., 1404; $ 892 A 11). 

Was die auf Rechtsgeſchäft beruhenden Verfügungsbeſchränkungen anlangt, jo beſtimmt 
§ 137 Satz 1 zwar grundſätzlich, daß die Befugnis zur Verfügung über ein veräußerliches Recht 
nicht durch Rechtsgeſchäft mit dinglicher Wirkung ausgeſchloſſen oder beſchränkt werden kann 
(Gegenſatz Satz 2: die Übernahme der ſchuldrechtlichen Verpflichtung zur Nichtverfügung iſt 
zuläſſig). Dies gilt aber nur, ſoweit nicht das Geſetz im einzelnen etwas anderes beſtimmt. Vom 
Geſetz zugelaſſene rechtsgeſchäftliche Verfügungsbeſchränkungen ſind z. B. die der 
59 719 (Geſellſchaftsanteil), 1442 (Anteil am Geſamtgut der ehelichen Gütergemeinſchaft), 2113ff. 
(Nacherbe; 8 894 A 14), 2211 (Teſtamentsvollſtrecker; KJ 52 S. 116, 129). Auch die Beſchrän⸗ 
kungen durch Bedingungen oder Zeitbeſtimmungen ($$ 161, 163) gehören hierher (ftr.; 
9.892 A 11 Abſ 2). Iſt z. B. ein Recht an einem Grundſtück nur bedingt eingeräumt und tritt 
die dieſe Verfügung aufhebende oder beſchränkende Bedingung erſt nach Stellung des Eintragungs⸗ 
antrags ein, fo hat ihr Eintritt keine Wirkung. Keine (rechtsgeſchäftlichen) Verfügungsbeſchrän⸗ 
kungen ſind die dinglichen Rechte an fremder Sache. Zwar können ſich auch aus ihnen 
Einſchränkungen der Befugnis, über die belaſteten Sachen zu verfügen, ergeben. Bei der Ver⸗ 
fügungsbeſchränkung iſt aber der Betroffene behindert, ein Recht, das ihm an ſich unbegrenzt zu⸗ 
ſteht, im Wege der Verfügung auszuüben; dagegen iſt beim Beſtehen eines dinglichen Rechts an 
fremder Sache das Recht des Belaſteten als ſolches vermindert, die freie Verfügung über das jo 
verminderte Recht dem Rechtsinhaber aber nicht verwehrt (RG 90, 237). 

Für die Anwendung des $ 878 iſt neben den Veräußerungsverboten des $ 136 beſonders wichtig 
die Konkurseröffnung. Die im $ 878 genannten Erklärungen find Rechtshandlungen im Sinne 
der $$ 7, 15 KO; fie find auch ſchon für ſich allein Verfügungen, obgleich zur Vollendung der Rechts⸗ 
änderung noch die Eintragung hinzukommen muß (§ 873 A 8; 8 875 A 5). Nach $ 6 KD verliert der 
Gemeinſchuldner die Befugnis, über ſein zur Konkursmaſſe gehöriges Vermögen zu verfügen; 
die Verfügungsbefugnis wird durch den Konkursverwalter ausgeübt. Danach iſt während des 
Konkursverfahrens nur der Konkursverwalter verfügungsberechtigt. Daraus folgt zunächſt, daß 
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das Grundbuchamt au 
gegebene Erk Ärung eine Eintra 


tragen oder die Konkurseröffnung dem Grundbuchamt bekannt iſt. Zwar iſt die dennoch erfolgte 
Kun rag und die ihr zugrundeliegende Verfügung des Gemeinſchuldners nach $ 7 nur den 
Konkurs 


zungsbeſchränkung keine Wirkung hat (RIA 3, 47; 9, 276). Das Grundbuchamt 
darf daher auch in dieſem Falle einem Eintragungsantrag nicht ſtattgeben, weil der paſſiv beteiligte 
Gemeinſchuldner nicht mehr verfügungsberechtigt ift. Es kann die Vornahme der Eintragung nicht 
auf die Erwägung ſtützen, 


mur den Konkursgläubigern gegen 
$ 878, deſſen Vorschrift im 915 5 
keinen Einfluß, wenn ſie erſt nach der Stellun 
Falle iſt trotz des Konkurſes dem Eintragungsantrag ſtattzugeben (RG 51, 286; OLG 19, 204). 
Hat alſo z. B. der Grundſtückseige 
Eintragungsbewilligung für ein 
Hypothek beim Grundbuchamt beantragt, fo iſt die ſ 
über das Vermögen des A 


3. B. wenn eine vom Gemein 
Briefs vollzogene Abtretung 
eingetragen werden foll), jo 
Rechtsänderung zugunſten des 
seröffnung eingetreten war (KO 40 A 278). In allen dieſen 


g der Nachlaßverwaltung (KC 
20). — Durch die Anordnung der Geſchäftsaufſicht nach der früher geltenden VO v. 8. 8. 
1914/8. 6. 1924 wurde der Schuldner, auch ſoweit ihm zur 


Pflicht gemacht war, nur mit Buftim- 
mung der Aufſichtsperſon zu verfügen, nach außen hin in der Verfü 

die Verletzung der Pflicht machte die 7805 ung nicht ungültig (c 47, 141). Dagegen waren 
Zwangsverſicherungshypotheken ($ 867 PO), die dem 
jener VO. zuwider eingetragen waren, nichtig 


entgegen einer Auflaſſungsvormerkung für A das Eigentum nach Auflaſſung und Stellung 
es Eintragungsantrags auf B umgeſchrieben wird, jo ift dieſe Umſchreibung gegenüber A nach 
9.883 Abſ 2 auch dann unwirkſam, wenn die Vormerkung erſt in der Zeit zwiſchen der Stellung des 

Eintragungsantrags und der Eigentumsumſchreibung 

113, 408). Wetteifert eine Auflaſſungsvormerkung 

einem Veräußerungsverboth, ſo iſt die Frage, welche von dieſen Beſchränkungen ſtärker iſt, aus 

dem Zeitpunkt ihrer Entſte hung 


90 Aden. Gebt die Aufloſſungsvormerkung zeitlich voran, ſo iſt die Verfügungsbeſchränkung 
doran ormerkungsberechtigten gegenüber wirkungslos. 
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tum erworben hat, nach $ 888 Abſ 2 die Zuſtimmung zu deſſen Löſchung verlangen (JFG 4, 337). 
Nicht anders verhält es ſich auch, wenn nicht eine durch einſtweilige Verfügung angeordnete, ſondern 
eine bewilligte Vormerkung vorliegt und das Veräußerungsverbot zwar außerhalb des Grund⸗ 
buchs ſchon vorher rechtswirkſam geworden, aber erſt nach der Stellung des Antrags auf Ein- 
tragung der Vormerkung dem Grundbuchamt zugegangen iſt. Die Anwendung des 3 878 iſt 
hier allerdings nicht ftatthaft, weil die einſeitige ($ 885 A 2) Bewilligung der Vormerkung keine 
bindende Einigung im Sinne des $ 878 enthält; es bedarf aber auch des $ 878 nicht, da aus dem 
fpäteren Eingang des Verbots feine Wirkungsloſigkeit gegenüber der Vormerkung ſich ergibt 
(a. M. 336 4, 336; JW 1932, 24412; HAN 1934 Nr 167 inſofern, als 9 878 für entſprechend an⸗ 
wendbar erklärt wird: A 1). 

4. Wann und unter welchen Vorausſetzungen die Einigungserklärung des $ 873, die Aufgabe⸗ 
erklärung des § 875, die Anderungserklärung des § 877 für den Berechtigten (Paſſivbeteiligten) 
bindend wird, behandeln 8 873 A 13, 8 875 A 9 und für die Auflaſſung $ 925 A 5, 13. Eine durch 
rechtskräftiges Urteil nach 5894 Abſ1 3 PO erſetzte Erklärung ſteht auch hier (5873 Abſ 7e) der rechts⸗ 
geſchäftlichen Erklarung gleich (OLG 19, 204). 

5. Der Antrag auf Eintragung, der nach $30 GB keiner Form bedarf und ſonſt nach 9 13 
GBO nur eine formellrechtliche Vorausſetzung für die Eintragung iſt, hat hier für den Einfluß 
einer nachträglichen Verfügungsbeſchränkung zugleich materiellrechtliche Bedeutung. In dieſer 
Beziehung erfordert das Geſetz nur, daß der „Antrag“ bei dem Grundbuchamt „geſtellt“, 
daß er alſo dort eingegangen iſt (RG 53, 88). Auf ſeine Begründung kommt es materiell- 
rechtlich nicht an. Hat das Grundbuchamt die Eintragung vorgenommen, ſo hat die nach dem 
Eingang des Antrags eingetretene Verfügungsbeſchränkung auch dann keine Wirkung, wenn das 
Grundbuchamt den Antrag bei ſachgemäßer Behandlung wegen Fehlens von (formellrechtlichen) 
Vorausſetzungen hätte zurückweiſen ſollen. Dabei iſt vorausgeſetzt, daß das andere Erfordernis 
des $ 878, die Unwiderruflichkeit der (ſei es auch nicht zu den Grundakten eingegangenen) Er⸗ 
klärung ſchon zur Zeit der Antragſtellung gegeben war oder doch noch bis zum Eintritt der Verfü⸗ 
gungsbeſchränkung (A2) nachgeholt wird. Anders verhält es ſich freilich, wenn der Antrag vorher 
zurückgenommen (531 GBO; KJ 28 A 91) oder abgelehnt und die etwa erhobene Be⸗ 
ſchwerde zurückgewieſen iſt. Dann liegt ein Antrag nicht mehr vor. Setzt das Grundbuchamt gemäß 
§ 18 Abs 1 Satz 1 G80 zur Hebung eines dem Antrag entgegenſtehenden Hinderniſſes eine Friſt, 
jo beſteht der Antrag auch im Sinne des $ 878 fort, bis er nach § 18 Abſ 1 Satz 2 G80 zurück⸗ 
gewieſen wird (OLG 17, 353). Dasſelbe gilt, wenn das Grundbuchamt beim Eingang eines 
andern dasſelbe Recht betreffenden Eintragungsantrags eine Vormerkung oder einen Wider⸗ 
ſpruch nach § 18 Abſ 2 GBO einträgt. Denn auch hier ift allein entſcheidend, ob der Antrag noch 
fortbeſteht oder bereits hinfällig geworden iſt. Die Vorſchrift des §H 24 KO über die Wirkung 
von Vormerkungen kommt hier auch in den Fällen der Konkurseröffnung mit Rückſicht auf $ 15 KO 
nicht in Betracht; überdies bezieht ſich die Vorſchrift, wie ihr Wortlaut ergibt, nur auf Vormerkungen 
zur Sicherung eines Anſpruchs im Sinne des $ 883 (ſtr.; RA 10, 233). — Die Aushändigung der 
Eintragungsbewilligung an den Aktivbeteiligten fteht für ſich allein einem Eintragungsantrag 
nicht gleich (RIA 3, 47). 


8 879 


Das Nangverhältnis unter mehreren Nechten ), mit denen ein Grundſtück 2) 
belaftet °) iſt, beſtimmt ſich ), wenn Die Nechte in derſelben Abteilung des 
Grundbuchs eingetragen find, nach der Reihenfolge ) der Eintragungen 9). 
Sind die Nechte in verſchiedenen Abteilungen eingetragen, ſo hat das unter 
Angabe °) eines früheren Tages) eingetragene Necht den Vorrang; Nechte, 
die unter Angabe desſelben Tages ) eingetragen ſind, haben gleichen Nang. 

Die Eintragung iſt für das Nangverhältnis auch dann maßgebend, wenn 
die nach § 873 zum Erwerbe des Nechtes erforderliche Einigung erſt nach der 
Eintragung zuſtande gekommen iſt ). 

Eine abweichende Beſtimmung des Nangverhältniſſes ) bedarf der Ein- 
tragung in das Grundbuch. 

E 1 840 II 800; M 3 225 ff.; P 3 88ff.; 6 221. 

1. Der Rang eines Rechts bildet ein ſelbſtändiges wirtſ chaftliches Gut; er kann daher 
z. B. auch Gegenſtand eines beſonderen Treuhandverhältniſſes ſein (ZW 1934, 15106). Man kann 
den Rang auch als eine rechtliche Eigenſchaft des Rechts bezeichnen (RG RR 1934 Nr 1009). 
Rang und Recht ſind rechtlich ſo verknüpft, daß jener ſich nicht losgelöſt von dieſem abtreten läßt 
(9880 A 2 Ab] 2 a. E.). Die Bedeutung des Raugverhältniſſes unter mehreren Rechten äußert ſich 
beſonders in der Zwangsverſteigerung bei der Feſtſtellung des geringſten Gebots (88 44ff. 
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80) br der Zwangsverwaltung bei der Verteilung der Verwaltungsüberſchüſſe (58 155ff. 
Der 


4 
erungsanſpruch nach $ 812 (MG 39, 379; 40, 292; 76, 381; JW 1904, 7244). 
Anderſeits belafe 775 Recht das a Grundſtück, nicht etwa nur eine ſeinem Rang 
lentheorie ). Es ergreift mit ſeinem Befriedigungs⸗ 
ganzen Verſteigerungserlös und braucht den voreingetragenen Rechten 
mur inſoweit zu weichen, als ſie materiellen Beſtand haben (RG 60, 254). Die Annahme eines 
Rangverhältniſſes unter mehreren Rechten erfordert nicht, daß das nachfolgende oder vorgehende 
Recht durch das andere Recht in einem Beſtande berührt wird (ZW 1926, 10165). 
5 ſtücks bezieht ſich $ 879. Auf Belaſtungen von Rechten 
an Grundſtücken findet er keine Anwendung. Über das Rangverhältnis mehrerer ſolcher Be⸗ 
laſtungen an demselben Recht (4. ©. eines rechtsgeſchäftlichen Pfandrechts und eines Pfändungs⸗ 
pfandtechtS an derſelben Hypothet enthalt das BGB keine Beſtimmung (Kg 39 A 250). Da nun 
aber die Belaſtung unter den Begriff Veräußerung fällt und niemand mehr Rechte auf einen an⸗ 
dern übertragen kann, als er urſprünglich hatte oder zur Zeit noch hat, ſo muß die ältere Belaſtung 
der jüngeren vorgehen. Für das Rangverhältnis mehrerer Rechtsbelaſtungen ift alſo der Zeit⸗ 
punkt ihrer Entſtehung maßgebend. Auf demſelben Grundgedanken beruhen auch die Beſtim⸗ 
mungen des 9 879 Abs 1: bei eintragungsbedürftigen Belaſtungen wird die in derſelben Abteilung 
räumlich und die in der andern Abteilung zeitlich früher vermerlte regelmäßig auch die früher 
eingetragene und entſtandene fein. Die ſe Siegel wird zum geſetzlichen Grundſaß aber nur er- 
hoben für Grundſtücksbelastungen (Mot 3, 225). Für Rechtsbelaſtungen paßt fie nach der Art 
ihrer Eintragung nicht. Deshalb erſcheint eine auch nur entſprechende Anwendung des Grund⸗ 
ſatzes auf fie ausgeſchlaſſen. Nur für den Nachweis des Zeitpunkts der Einſchreibung und damit 
der Entſtehung einer ei dürftigen Rechtsbelaſtung kann die (räumliche) Reihenfolge 
oder, wenn die Vermerke datiert und die Daten richtig angegeben ſind, auch die Datierung von 
Bedeutung ſein (ſtr. wie hier ORG 6, 202, a. M. KJ 39 A 252, wonach bei mehreren eingetra- 
n einem (Grundſtücksrecht für die Feſtſtellung des Ranges nicht der Zeitpunkt der 
Entſtehung, ſondern die Art und Weiſe, wie die Rechte in das Grundbuch eingetragen ſind, maß 
gebend ſein ſoll, Ich 3,441 für den Fall, daß eine Buchhypothek für mehrere Gläubiger gepfändet 
und zugleich für einen dieſer Gläubiger nach 8 845 IR vorgepfändet iſt; hier wird indeſſen doch 
ch erſichtliche Zeitpunkt der Vorpfändung 
gungen für maßgebend erklärt). — Nach §8 1066, 1095, 
; 5 Anteil eines Miteigentümers an einem Grundſtück mit 
einem Nießbrauch, Vorkaufsrecht, einer Roallaſt, Hypothek, Grundſchuld, Rentenſchuld belaſtet 
werben. Velaſten ſolche Rechte nur die Anteile einzelner jeweils verſchiedener Miteigentümer, jo 
Das ift z. B. nach $ 57 GBO für die Erteilung von 
briefen über Hypotheken, welche Bruchteile eines Grundſtücks belaſten, und nach § 864 
Abi 2 JP für die Zwangsverſteigerung von Bedeutung. Denn der Anteil eines Miteigentümers 
iſt für ſolche Belaſtungen einem ändi 


Find auch für die eingetragenen Rechte. Die Reihe 
i 8 


er nur als Beweismittel für den Zeitpunkt der 
nicht anwendbar. 


Rechten. Die unein it fie eintragungsfähig find, haben alſo nicht etwa 
mit Rückſicht auf den öffentlichen Glauben des Grundbuch ane b i 


echt vielmehr, im allgemeinen wenigſtens, die nicht eingetragenen, 
zeceintragung nicht bedürfenden Rechte als eingekragen (tr. Prot 3, 77; 96 62, 99; 3:56 3, 442). 
Gegenüber den nach $$ 1075 Abſ 1, 1287 S 


kundbuch im Sinne des 3 894 unrichtig wird. Haben aber die nhaber der eingetragenen Rechte 

15 Beſtehen ſolcher Rechte gekannt, fm maſſen fang da Sn) 1 
Eintradzeitbunktes gelten laſſen. Wird abgeſehen hiervon ein nicht eingetragenes Recht, deſſen 
den agung zuläſſig ift (8 878 A 5), zur Eintragung gebracht (vgl. Art 187 Abs 1 Ech), fo it es mit 
aus ſeiner Entſtehungszeit ſich ergebenden Range einzutragen, widrigenfalls ein Berichtigungs⸗ 
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anſpruch nach § 894 gegeben iſt. Beſondere Vorrangsxechte find in 88 914 Abſ 1 Satz 1, 917 
Abſ 2 Satz 2 den Überbau- und Notwegrenten gewährt. Ahnliche Vorſchriften finden ſich auch in 
10 Nr 1—3 3G, Art 118 EG. Solche Rechte, die kraft Geſetzes ohne Rückſicht auf Art und Zeit 
ihrer Eintragung allen anderen Grundſtücksrechten vorgehen (3. B. die „Entſchuldungsrente“), 
haben keinen „Rang“ im Sinne der Vorſchriften des BGB und der GBO und find deshalb auch 
ohne Rangvermerk in einen Hypothekenbrief aufzunehmen (JFG 14, 435; 15, 158). — Ein unter 
einer aufſchiebenden Bedingung oder einem Anfangstermin eingetragenes Recht (§ 873 A 7a) 
hat den Rang eines endgültigen Rechts. Das folgt aus der Wirkung des Eintritts der 
Bedingung oder des Termins nach $$ 161, 163 (Prot 3, 91; vgl. auch 95 48, 50f., 119f. 
3G). — Ein eingetragenes Vorkaufsrecht ſteht, da es nach § 1094 Abſ 1 ein das Grundſtück 
belaſtendes Recht iſt, auch in einem Rangverhältnis zu anderen das Grundſtück belaſtenden ein⸗ 
getragenen Rechten (JW 1926, 1016 3; über Anderung dieſes Rangverhältniſſes § 880 A J). 
Dagegen fallen Widerſprüche nicht unter $ 879. Der Widerſpruch hat keinen ſelbſtändigen Rang, 
ſondern erhält nur einen Rang, der dem geſicherten dinglichen Recht nach den zeitigen Rechtsver 
hältniſſen zukommt. Die Wirkungen eines nach der Beſtellung einer Hypothek eingetragenen, 
begründeten Widerſpruchs gegen das Grundſtückseigentum des Hypothekbeſtellers auf den Rechts⸗ 
erwerb eines Abtretungsempfängers an der Hypothek erörtert $ 899 A 1 Abf 1, die rangſichernde 
Wirkung eines Widerſpruchs zugunſten eines gelöſchten, aber aufzuwertenden Rechts RG Warn 
1931 Nr. 106. Auf Vormerkungen iſt 8879 wegen der Sondervorſchrift des $ 883 Abſ 3 (A 14 
dort) wenigſtens entſprechend anzuwenden (RG 124, 202; 142, 331; Warn 1928 Nr 135; IF 6, 
362). Wegen der Anderung des Ranges von Vormerkungen vgl. F 880 A 2 Abſ 4. Verfügungs⸗ 
beſchränkungen ſcheiden für § 879 aus, weil ſie nicht das Grundſtück, belaſten“, ſondern nur das 
Eigentumsrecht einſchränken (NG 135, 384; KGJ 51, 298; 8 880 A 2 Abſ 4; a. M. NSG 4, 337). 
Deshalb beſteht auch kein Rangverhältnis zwiſchen einer auf Bewilligung beruhenden Auflaſſungs⸗ 
vormerkung und einem eingetragenen Veräußerungsverbot. Der Vormerkungsberechtigte, deſſen 
Vormerkung unter Verletzung der $$ 17, 18 Abſ 2 G80 nicht früher, ſondern ſpäter als das Ver⸗ 
äußerungsverbot eingetragen worden iſt, hat keinen Berichtigungsanſpruch (JW 1932, 24413; 
§ 878 A 3 a. E.). Auch zwiſchen dem Zwangsverſteigerungsvermerk und eingetragenen 
Grundſtücksrechten beſteht kein Rangverhältnis im Sinne des § 879; vielmehr handelt es ſich inſo⸗ 
weit nur um die Frage, ob dieſe Rechte jenem Vermerk gegenüber wirkſam ſind, eine Frage, die 
lediglich nach den 88 878, 892, 893 zu beurteilen iſt. Iſt der Vermerk ſpäter eingetragen als die 
Rechte und iſt gleichwohl die Beſchlagnahme den Rechten gegenüber wirkſam, ſo kommt weder die 
Eintragung eines Vorrangsvermerks noch die Eintragung eines Vermerks der Wirkſamkeit der 
Beſchlagnahme gegenüber den Rechten in Betracht. Wer nach der Eintragung des Verſteigerungs 
vermerks ein vor dieſem eingetragenes Recht erwirbt, kann ſich nicht darauf verlaſſen, daß der Ver⸗ 
ſteigerungsvermerk dem erworbenen Recht gegenüber wirkungslos ſei (JF 12, 295). Iſt als 
Grundſtückseigentümer ein Vorerbe unter Vermerk des Nacherbenrechts eingetragen 
und demnächſt eine Hypothek von ihm beſtellt worden, jo beſteht zwiſchen dieſen Grundbuch⸗ 
eintragungen zwar kein Rangverhältnis nach $ 879; doch kann im Grundbuch durch einen ent- 
ſprechenden Vermerk kenntlich gemacht werden, daß die Hypothek dem Nacherbenrecht gegenüber 
wirkſam iſt; eine ſolche Eintragung hat dann die rechtliche Bedeutung einer Teillöſchung der durch 
das Nacherbenrecht ausgedrückten Verfügungsbeſchränkung (JW 1933, 27083; 1935, 356037). 
Wird die Hypothek auf Bewilligung des Vorerben ſchon vor der Eintragung des Nach- 
erbenvermerks in das Grundbuch eingetragen, fo beſtimmt ſich die Wirkung der beiden Ein 
tragungen zueinander ebenfalls nicht nach $ 879, ſondern lediglich nach $$ 892, 2113, 2136 (TG 16, 
234). — Iſt die Eintragung eines Rechtes wegen Verletzung zwingender materiellrechtlicher 
Vorſchriften über den Inhalt der Eintragung nichtig (z. B. weil eine Höchſtbetragshypothek ent- 
gegen § 1190 ohne Angabe eines Höchſtbetrags eingetragen oder bei einer Hypothek ein Erfordernis 
des 8 1115 Abſ U in den Eintragungsvermerk nicht aufgenommen ift), jo bleibt fie für die Rangver 
hältniſſe außer Betracht. Wird der Mangel nachträglich behoben, ſo gilt dies nach dem Grundſaß des 
$ 141 als eine neue Eintragung des Rechts, die den rechtsgültigen eingetragenen Rechten nachſtehen 
muß. Daher iſt bei einer ſolchen Nachholung die Eintragung ſo zu bewirken, daß dieſes Rang⸗ 
verhältnis aus dem Grundbuch erſichtlich iſt (Löſchung der alten Eintragung nach $ 53 Abf 1 Satz 2 
GBO und Neueintragung des Rechts; Vermerk in Spalte Veränderungen und bei den 
Zwiſchenrechten Vermerk des Vorrangs). Anders verhält es ſich, wenn wegen Fehlens einer 
rechtswirkſamen Einigung das eingetragene Recht durch die Eintragung zunächſt nicht rechts⸗ 
gültig begründet iſt, die rechtswirkſame Einigung demnächſt aber nachgeholt wird (A 7). Iſt ein 
Recht zu Unrecht gelöſcht, ſo bleibt es materiellrechtlich beſtehen, und zwar an ſich mit dem 
bisherigen Rang (RG 73, 174). Sind aber in der Zwiſchenzeit bis zu der vom Berechtigten gemäß 
$ 894 veranlaßten Wiedereintragung neue Rechte unter dem Schutz des öffentlichen Glaubens des 
Grundbuchs eingetragen, ſo kann die Wiedereintragung nur mit dem Rang nach dieſen Rechten 
erfolgen (8 875 A 5, 6). — Mehrere Anſprüche aus demſelben Recht ſind nicht „mehrere 
Rechte“ im Sinne des $ 879. Ihre Rangordnung beſtimmt ſich nach $$ 12, 10 Abſ 1 Nr 4 und Abſ 2, 
13 3 VG, alſo (entſprechend dem $ 367 BGB) namentlich dahin, daß Koſten und Zinſen dem Haupt 
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anſpruch vorangehen. Für die einzelnen Teile des auptanſpruchs, die in der Regel gleichen Rang 
haben, gelten an e en 9 in den Fällen des teilweiſen Übergangs 
einer Pypothek arf einen andern als den bisherigen Alleingläubiger, z. B. 65 1143, 774 Abs 1, 1150, 
268 Abſ 3, 1164, 1176 (OLG 6, 202). EX 8 Abweichendes 
1 + Die Rangordunng beſtimmt ſich nach Abs, ſoweit nicht gemäß Abſe3 Abweichen Ei 
8 9 tragen iſt oder Sondervorſchriften gegeben find. Solche Sondervorſchriften enthalten: 
8.900 Abſ 2 Satz 2 (Fang eines durch Tabularerſitzung erworbenen Rechts), 51119 Abſ 1 (Er⸗ 
böhung der Zinſen einer Hypothek bis zu 5 Prozent mit dem bisherigen Raug der Hypothek) 
51131 Satz 2 (im Falle der Zuſchreibung eines Grundſtücks gehen die an dieſem beſtehenden Rechte 
der Hypothek an dem Hauplgrundſtück im Range vor). Vgl. auch Art 118 Ech (Vorbehalt für die 
Landesgeſetzge bung bezüglich des Vorrangs von Meliorationsdarlehen, Landeskulturrenten vor 
andern Belaſtungen). Eine Uberga | 3 
Rechte gibt Art 181 Ech. — Bei der Eintragung mehrerer Rechte auf dasſelbe Grundſtück 
hat das Grundbuchamt nach den 98 44, 45 088 zu berfahren. Iſt von den Antragſtellern 
über die Folgeordnung eine beſondere Beſtimmung getroffen, ſo ſind die Eintragungen ſo zu ge⸗ 
ſtalten, daß dieſe Folgeordnung im G 
Beim Mangel einer beſonderen Beſtimmung gilt der Grundſatz, daß die Zeitfolge des Eingangs der 
Anträge (Eingangsvermerk: 18 Abſ1 Saß 2 Gd) für das Rangverhältnis maßgebend iſt, bei 
gleichzeitig eingegangenen Anträgen aber die mehreren Eintragungen den gleichen Rang erhalten 
(RO 50, 155). Daher find die mehreren Eintragungen, wenn ſie in derſelben Abteilung 
des Grundbuch f 
fi daß dic entſy 
daß die Eintragungen gleichen Kan ben ($ 45 Abſ 1). Immerhin können ſich bei gleichzeitig 
geſtellten Anträgen aus 11 5 Natur el er Aber ob die einzutragenden Rechte 
11 gleichen Rang haben ſollen, ſolchen Zweifeln muß das Grundbuchamt nachgeben, ehe es 
die Rechte als gleichrangig einträgt. 


98879 Abſ 1 Sat 2 Halbſ 2 900 ihr gleicher Rang von ſelbſt ergibt. Sind die Anträge zu ver⸗ 
ſchiedenen Zeiten eingegangen, jo iſt verſchie den zu verfahren, je nachdem die Anträge unter 
Beobachtung der Vorſchrift des $ 17 0 (Erledi 


ermerken, daß die ſpäter beantragte Ein⸗ 
tragung der früher beantragten im Range nachſteht (5 45 

dehebbaren Hinderniſſes, das einem 

Reung nach § 18 Abſ 1680 erlaſſen, ſo bleibt dem 


Range vorgeht. Iſt aber bei ofortiger Erledigung des ſpäteren 
Antrags nach 8 18 Abſ 2 GBO eine n 8 een 0 
eingetragen worden, ſo iſt nunmehr an 
auf Grund des erſten Antrags mit dem 
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Auffaſſung über den Zeitpunkt des Antragseingangs), ſo beſtimmt ſich trotz des falſchen Verfahrens 
das Rangverhältnis materiell gemäß Abs 1 $ 879 nach der Reihenfolge oder der Datierung der 
Eintragungen im Grundbuch (RG 57, 280; 113, 403; Warn 1928 Nr 33; HR 1932 Nr 1658; 
KGJ 34 A 290; OLG 36, 148; 38, 9; 45, 86). Gleiche Wirkung hat auch ein ausdrücklicher 
Rangvermerk des Grundbuchamts, der der Zeitfolge der Anträge nicht entſpricht (OLG 36, 
148). Ein Berichtigungsanſpruch nach $ 894 gegen die Rechtsinhaber, deren Rechte bei richtigem 
Verfahren mit nachſtehendem Rang hätten eingetragen werden ſollen, iſt dem Benachteiligten 
nicht gegeben, da für ihn allein durch ſeinen Eintragungsantrag noch kein dingliches Recht außer⸗ 
halb des Grundbuchs begründet war, wodurch der Inhalt des Grundbuchs unrichtig geworden 
wäre (RG 57, 282; RG HAN 1932 Nr 1658; KJ 34 A 291; OLG 6, 263; 36, 148). Auch ein 
Bereicherungsanſpruch ($ 812) beſteht für den Benachteiligten nicht. Denn die begünſtigten Rechts⸗ 
inhaber haben ihre Voreintragung nicht ohne rechtlichen Grund erlangt; ſie haben auch keinen 
Vorteil auf Koſten des Benachteiligten erlangt, da für dieſen durch den früheren Eingang ſeines 
Antrags allein noch kein Vermögensrecht entſtanden iſt (RG 57, 283; 73, 175; OLG 6, 263). 
Höchſtens könnte ein Anſpruch aus einem perſönlichen Schuldverhältnis zwiſchen dem Benach⸗ 
teiligten und den begünſtigten Rechtsinhabern oder aus einer unerlaubten Handlung in Frage 
kommen (RG 57, 282; OLG 6, 263). Sind die falſchen Eintragungen noch nicht nach außen 
kundgegeben, jo kann das Grundbuchamt fie noch ändern (RG 57, 284; a. M. JW 1932, 12282; 
$ 873 A 10). Sit aber den Beteiligten von den Eintragungen bereits Kenntnis gegeben, fo iſt 
auch für die Eintragung eines Widerſpruchs nach $ 53 (54) GBO kein Raum, da das Grundbuch nicht 
unrichtig iſt (KJ 34 A 291; ORG 6, 263; 36, 148; 38, 9). Ebenſowenig kann durch eine Be⸗ 
ſchwerde, die überdies nach $ 71 Abſ 2 GBO unzuläſſig wäre, eine Anderung der Einſchreibungen 
herbeigeführt werden, weil dadurch in erworbene materielle Rechte eingegriffen werden würde. 
Der Benachteiligte hat nur einen Anſpruch auf Schadenserſatz gegen das Deutſche Reich, wenn 
ein Grundbuchbeamter vorſätzlich oder fahrläſſig von den genannten Ordnungsvorſchriften zu 
ſeinem Nachteil abgewichen tft ($ 839 A 40). Anders verhält es ſich, wenn ein nicht eintragungs⸗ 
bedürftiges Recht mit unrichtigem Rang eingetragen worden iſt (A3) und wenn im Falle einer 
Einigung der Beteiligten über das Rangverhältnis die Eintragungen nicht der Einigung eutſprechen 
(A 8). — Iſt ein Recht in eine unrichtige Stelle (unrichtige Abteilung) des Grundbuchs eingetragen, 
jo kann die Eintragung dadurch richtiggeſtellt werden, daß das Recht mit dem aus feiner bisherigen 
Eintragung ſich ergebenden Rang in die richtige Stelle (richtige Abteilung) eingetragen wird 
(RG 94, 9; 5873 A 10). 8 

5. Die Reihenfolge iſt in dem Falle des Satz 1 (Eintragung mehrerer Rechte in derſelben Ab⸗ 
teilung) auch dann maßgebend, wenn eine Eintragung nicht datiert iſt, ja ſelbſt dann, wenn eine 
räumlich vorangehende Eintragung ein ſpäteres Datum trägt als die räumlich nachfolgende 
(ſog. Lokusprinzip). Bei der Aufteilung einer Grundbuchabteilung in Haupt- und Neben- 
ſpalten iſt aber davon auszugehen, daß die in der Nebenſpalte eingetragenen Vermerke mit der 
Eintragung in der Hauptſpalte, auf die fie ſich beziehen, eine einheitliche Eintragung dar⸗ 
ſtellen, alſo mit ihr die räumliche Stellung in der Grundbuchabteilung teilen. Folglich haben die 
Vermerke in der Nebenſpalte (z. B. Zinserhöhung auch über 5% hinaus) im Verhältnis zu anderen 
Rechten denſelben Rang wie das in der Hauptſpalte eingetragene Hauptrecht, falls nicht nach $ 879 
Abſ ein abweichender Rang vermerkt iſt. Bei nachträglichen Eintragungen in der Nebenſpalte 
„Veränderungen“ bedarf es alſo keines beſonderen Rangvermerks, wenn dieſe Eintragungen am 
Rang des in der Hauptſpalte eingetragenen Rechts teilnehmen ſollen (Ns 132, 106; $ 1119 A 4). 
Iſt aber eine Einſchreibung in einem zufällig leeren Raum zwiſchen zwei bereits vorhandenen Ein⸗ 
tragungen tatſächlich erſt ſpäter erfolgt, ſo behalten dieſe Eintragungen (ſoweit nicht demnächſt 
ein Erwerb unter dem Schutz des öffentlichen Glaubens des Grundbuchs ſtattfindet) ihren Vor⸗ 
rang (RG HAN 1935 Nr 1016). Denn unter der Reihenfolge iſt diejenige Aufeinanderfolge zu 
verſtehen, die aus zeitlich nacheinander erfolgenden Einſchreibungen ſich ergibt (Kc 41 A 224). 
Daraus folgt z. B., daß ein Recht, das unzuläſſigerweiſe noch an der Stelle einer bereits 
erloſchenen Vormerkung (5886 A3) endgültig eingetragen wird, nicht den Rang hat, 
der ſich nach 9883 Abſ 3 aus der Vormerkungseintragung ergeben würde; es ſteht vielmehr den 
nach der Vormerkung inzwiſchen eingetragenen Rechten im Range nach (KJ 41, 225). 

6. Enthält eine Eintragung (verſehentlich: $ 44 GBO) überhaupt nicht die Angabe eines 
Tages, ſo iſt ſie nicht unwirkſam (A 3). Es iſt dann zu unterſcheiden, ob ſie in ihrer Abteilung 
an letzter Stelle ſteht oder ob dort noch weitere Eintragungen folgen. Im erſten Falle ſteht ſie allen 
datierten Eintragungen in der andern Abteilung im Range nach, weil fie nicht gemäß Abſ 1 Satz 2 
5879 „unter Angabe eines früheren oder eines gleichen Tages eingetragen“ ſteht. Im zweiten 
Falle hat ſie, da ſie nach der Reihenfolge (A 5) den in ihrer Abteilung nachſte henden Rechten im 
Range vorgeht, naturgemäß auch den Vorrang vor Eintragungen in der andern Abteilung, 
die dieſen Rechten nachſtehen (ſtr.). Sind mehrere Eintragungen in verſchiedenen Abteilungen 
undatiert, ſo haben ſie, wenn ſie beide in ihren Abteilungen an letzter Stelle ſtehen, untereinander 
gleichen Rang. Steht nur eine der Eintragungen an letzter Stelle oder folgen beiden undatierten 
Eintragungen andere Eintragungen nach, fo find die oben dargelegten Grundſätze maßgebend (tr.). 
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7. Kommt eine Einigung erſt nach der Eintragung zuſtande, ſo wird die Eintragung, gleich⸗ 
viel ob ihr eine Eini 
Einigung nichtig war, an ſich er 
mit dieſem Zeitpunkt entſteht das ein 
das ſo entſtandene Recht den Rang, 


enen abweichenden Beſti a welche Rechtshand⸗ 
lungen dieſe Beſtimmung zu Fern hat, 1 5 ee un meld en 
Geſetzesfaſſung zu entnehmen, daß eine materiell re 


. 5 1 Rechte ſämt'ich erft eingetragen werden ſollen. Dann 
zmmt für alle dieſe Rechte $ 873 zur Anwendung, da der Rang eines einzutragenden Rechts 
einen Teil ſeines Inhalts bildet. Danach erfordert die Rangbeſtimmung in dieſem Falle nach 
50,3 Ubf 1 eine rechtsgultige Einigung zwiſchen dem Eigentümer und den Erwerbern der Rechte 

0 r Formellrechtlich iſt jedoch nach $ 45 Abſ 3 GBO zur Vornahme der 
Eintragung genügend, daß das Rangverhältnis von den Antragſtellern (58 13ff.; wegen des 
A 83) oder, falls nur einer von den Beteiligten den Antrag 


pruch nach 853 Abſ 1 Satz 1 08 ein- 
richtigungsanſpruch nach § 894 in Frage 


chtigung der bisher eingetragenen Belaſtungen 
erhalten ſoll (KJ 26 A 290; 52, 202). — Eine 
Fällen der Eintragungs⸗ 

), 1188 (Inhaberhypothen), 
1195 (Inhabergrundſchuld), 1196 (Eigentümergrundſchuld) möglich. — Über den Fall, daß 
ein neu einzutragendes Recht den Vorrang vor einem bereit 


8 eingetragenen Recht 
erhalten ſoll, vgl. § 880 A 1,5. — Abſ 3 findet auch dann Anwendung, wenn auf Grund eines 
Rangvorbehalts ($ 881) ein Recht mit dem Range vor einem bereits eingetragenen Recht 
eingetragen werden ſoll (8 881 A 5). 


8 880 

Das Nangverhältnis kann nachträglich 1) geändert werden 2). 

Zu der Nangänderung iſt die Einigung des zurücktretenden und des vor- 
tretenden Berechtigten) und die Eintragung der Anderung in das Grund- 
buch erforderlich ); die Vorſchriften des § 875 Abſ 2 und des 8 878 finden 
Anwendung ). Soll eine Hypothek, eine Grundſchuld oder eine Nentenſchuld 
zurücktreten, fo iſt außerdem die Zuſtimmung des Eigentümers erforderlich 9). 


Die Zuſtimmung iſt dem Grundbuchamt oder einem der Beteiligten gegenüber 
zu erklären; ſie iſt unwiderruflich 9). 
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Iſt das zurücktretende Recht mit dem Nechte eines Dritten belaſtet, ſo finden 
die Vorſchriften des § 876 entſprechende Anwendung ). 

Der dem vortretenden Nechte eingeräumte Nang geht nicht dadurch ver⸗ 
loren, daß das zurücktretende Necht durch Nechtsgeſchäft aufgehoben wird 9). 

Nechte, die den Nang zwiſchen dem zurücktretenden und dem vortretenden 
Nechte haben, werden durch die Nangänderung nicht berührt ). 

E 1 841 IT 801; M 3 228ff.; B 3 01ff. 


1. Nachträglich im Sinne des $ 880 ift eine Rangänderung, durch die ein beſtehendes Rang- 
verhältnis geändert wird. Gemeint iſt ein Rangverhältnis, über das $ 879 Beſtimmung trifft. 
Denn $ 880 ſchließt ſich mit den Eingangsworten „Das Rangverhältnis“ unmittelbar an 8 879 
an. $ 880 betrifft alſo nur die Anderung des Rangverhältniſſes zwiſchen eingetragenen 
Rechten. Welche Rechte im Rangverhältnis zueinander ſtehen, jagt 5879 A2. Da auch ein 
eingetragenes Vorkaufsrecht im Rangverhältnis zu anderen das Grundſtück belaſtenden Rechten 
ſteht, kann dieſes Verhältnis nachträglich geändert, alſo z. B. einer Hypothek der Vorrang vor 
dem Vorkaufsrecht eingeräumt werden (JFG 1, 422). Sollen mehrere Rechte erſt eingetragen und 
dabei das Rangverhältnis feſtgeſetzt werden, ſo handelt es ſich um eine abweichende Beſtimmung 
des Rangverhältniſſes bei der Beſtellung im Sinne des § 879 Abf 3 (dort A 8), nicht um eine 
„nachträgliche“ Anderung des Rangverhältniſſes (RIA 9, 53; KG 40 A 243). Dagegen umfaßt 
5 880 auch den Fall, daß ein bereits beſtehendes eingetragenes Recht zurücktreten ſoll hinter ein 
gleichzeitig einzutragendes neues Recht (RG 69, 327; 157, 24; JFG 12, 286). 

2. Gemeint ift im $ 880 nur eine Anderung des Rangverhältniſſes durch Rechtsgeſchäft, 
wie ſich aus dem Erfordernis der Einigung im Abſ 2 ergibt. Daher gehören nicht hierher Rang⸗ 
änderungen, die nachträglich auf anderer Grundlage, insbeſondere kraft Geſetzes eintreten, z. B. 
die Rangänderung der einzelnen Teile einer Hypothek im Falle des Übergangs eines Teiles 
auf einen andern als den bisherigen Gläubiger (88 1143, 774 Abſ 1, 1150, 268 Abſ 3, 1164, 
1176) oder das Rangverhältnis der für die Forderungen gegen den Erſteher des zwangs⸗ 
verſteigerten Grundſtücks einzutragenden Sicherungshypotheken (55 128, 129, 131 39). 
Eine Rangänderung im Sinne des $ 880 iſt es aber auch, wenn einer nachſtehenden Poſt der 
gleiche Rang mit einer vorſtehenden Poſt eingeräumt wird; denn dieſe tritt dadurch teilweiſe 
zurück, jene teilweiſe vor (KJ 40 A 243). b 0 

Das Weſen der Rangänderung im Sinne des $ 880 ift dahin zu beſtimmen, daß durch ein 
ſachenrechtliches Rechtsgeſchäft der Inhalt der in Betracht kommenden Rechte hinſichtlich des 
Rangverhältniſſes mit dinglicher Wirkung geändert und zugleich eine Wechſelbeziehung zwiſchen 
dieſen Inhaltsänderungen feſtgeſetzt wird. Gegenſtand der Inhaltsänderung (A 1) ift, daß ſowohl 
in der Pflicht, die Verdrängung durch vorgehende Rechte zu dulden, als auch in der Befugnis, 
nachſtehende Rechte verdrängen zu dürfen, das zurücktretende Recht den Rang des vortretenden 
Rechts und dieſes den Rang des zurücktretenden erhalten fol, und zwar fo, als ob von vornherein 
das eine Recht den Rang des andern gehabt hätte (R) A 1, 129; 9, 54; 9, 268; KGJ 39 A 254; 
40 A 245). Die Wechſelbe ziehung beſteht darin, daß nach Maßgaße der beiderſeitigen Inhalts⸗ 
änderungen das vortretende Recht gegenüber dem zurücktretenden berechtigt, dieſes zugunſten 
jenes belaſtet iſt: der Inhaber des zurücktretenden Rechts muß dulden, daß die aus dem Recht 
fließende Befugnis, im Falle der Zwangsverſteigerung des belaſteten Grundſtücks den Ver⸗ 
ſteigerungserlös unmittelbar nach den ihm vorgehenden Rechten in Anſpruch zu nehmen, von 
dem Inhaber des vortretenden Rechts im eigenen Intereſſe ausgeübt wird und daß ihn, den 
Zurücktretenden, die dem vortretenden Recht vorgehenden Rechte (die Zwiſchenrechte) verdrängen. 
Aus dieſem Weſen der Rangänderung folgt, daß fie hinfällig iſt, wenn das vortretende Recht 
tatſächlich nicht beſteht. Denn durch die Rangänderung wird nicht eine perſönliche Befugnis 
für den Inhaber des begünſtigten Rechts begründet, ſondern die Befugnis iſt mit dem Recht als 
Teil ſeines Inhalts verbunden; wenn das Recht nicht beſteht, kann ihm auch nicht die Befugnis 
erteilt werden. Wenn allerdings ein Dritter nach der ins Grundbuch eingetragenen Rangänderung 
das vortretende, in Wirklichkeit nicht beſtehende Recht unter dem Schutz des offentlichen Glaubens 
des Grundbuchs erwirbt, ſo wird nach $ 892 mit dem Rechte auch die Rangänderung für den Er⸗ 
werber wirkſam. Wird das zunächſt wirkan beſtehende vortretende Recht ſpäter auf- 
gehoben, ſei es kraft Geſetzes, ſei es durch Rechtsgeſchäft, jo wird die Rangänderung hinfällig; 
denn die Belaſtung des zurücktretenden Rechts hört wegen Fehlens eines Berechtigten auf, wie 
dies auch ſonſt bei Belaſtungen der Fall iſt (ITG 8, 298). Beſteht das zurücktretende Recht 
trotz der Eintragung zur Zeit der Rangänderung nicht, ſo iſt dieſe ohne Wirkung. Denn wenn das 
belaſtete Recht nicht beſteht, kann aus der Belaſtung, die eine Veräußerung des Rechts im weiteren 
Sinne iſt (8879 A 2), auch eine Befugnis nicht erwachſen. Dies gilt ſowohl dann, wenn die Ein- 
tragung ſelbſt wegen Nichtbeachtung zwingender Einſchreibungsvorſchriften nichtig ift (8 879 A 3) 
und deshalb nicht zur Entſtehung des Rechts geführt hat, als auch dann, wenn der Eintragung keine 
Einigung zugrunde liegt oder die Einigung nichtig oder mit Erfolg angefochten iſt ($ 873 A 7, 10). 
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ier für den durch die 

Die Berufung auf einen Rechtserwerb unter dem Schutz des ut des 5 880 Af b ie We 
Rangänderung Begünſtigten nicht in Frage, da nach der Vorſchrift de derung unberührt bleiben und 
Einſchränkung des 5 892 enthält, die Zwiſchenrechte durch die Rangän 9 i 

as vortretende Recht au N 8 = ; ıde zurück⸗ 
wenn keine Brei vorhanden find (fir.). Wird das zunächſt wirkſam beſtehende z 
tretende? 
dem vortretenden Recht 
Rangänderung ihre Wirkung verliert, wenn das zu 


ſich die Wirkung der durch Einigung und Eintragung 
nach Abſſ2 vollzogenen Nan änderung von ſelbſt 8 n : 
1 Beteiligten, ſondern Bi gegenüber Dritten N wirkſam iſt. Ausgenommen ſind nach 
Abſ ö die Zwiſchenberechtigten (M3, 232; Prot 3, 92; R 

zwiſchen den an der R angänd 

geht aber das vortretende Recht kr 


aft der relativen Wirkung der Rangbefugnis Aare e 
und 517 GrBerch (8881 U 3 Abſ 2) Rechten im Range vor, denen das zurücktretende! 
Range nachſteht, ſo bewirkt die Vor 


teiligen Wirkungen für oder gegen 
Hrundſätzlich darf ſich die 


7 


ö i Vorteil ſolcher 

Rangände rung nach § 880 weder zum Nachteil noch zum 5 

Rechte auswirken, die nicht an ihr beteiligt ſind (MG 141, 235). Gegenſtändlich erftredt ſich 
die Rangänderung a 


eine Rangyerſchlechte rung der nachſtehenden Rechte eintritt. De 0 ö 5 
Erweiterung 9055 ehe Hypothek, z. B. hinſichtlich der Zinſen gemäß $ 1119, nicht nach 
Abſ 2 Satz 2 der 


r von 
dem Rangverhä tnis, nichts geändert. Der Inhaber des zurücktretenden echtes iſt 


zu verfügen. Er kann es 


alſo im erſten Falle in das geringſte Gebot mitaufgenommen, im 
zweiten Falle nicht. Iſt der Inhaber ei 


vortretende Recht im geringſten Gebot zu berückſichtigen. 
Rechts in der 


nicht etwa das zurücktretende, Sondern das vortretende Recht befriedigt. Denn der . 
übt den Anſpruch auf de 


Recht zugeſtanden hätte, nunmehr nach ( | ; 
e — iſt alſo Zahlungsempfänger aus eigenem Recht. Daher tritt z. 2 et, 

tretende Recht eine Geſamthypothek iſt, durch die Zahlung nicht nach $ 1181 ein 

Hypothek auf dem 


chte ſein, die ein Grundſtück zuläſſigerweiſ 
alſo nicht nur hypothe klariſche Rechte, ſondern z. B. auch ein Nießbrauch, eine 
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Reallaſt, ein Vorkaufsrecht (A 1). Für hypothekariſche Rechte beſteht nur die Sondervorſchrift 
des Abſ 2 Satz 2, 3. Auch reelle Teile eines Rechts können unter ihrer beſtimmten Bezeich⸗ 
nung ſowohl im Verhältnis zueinander ($ 1151) als auch im Verhältnis zu andern Rechten im 
Range geändert werden (KJ 26 A 145; RIA 8, 70; unzuläſſig erſcheint allerdings bei der Hypo⸗ 
thek eine dingliche Rangänderung für Zinsrückſtände: 51159 A 2). Für Bruchteilsrechte 
vgl. A 3. Auch eine Vormerkung kann Gegenſtand der Rangänderung ſein. Sie ift zwar kein 
dingliches Recht am Grundſtück, ſondern ſichert nur einen Anſpruch ($ 883 A 8). Nach $ 883 Ab] 3 
beſtimmt ſich aber der Rang des Rechts, auf deſſen Einräumung der Anſpruch gerichtet iſt, nach 
ihrer Eintragung. Sie wirkt alſo inſoweit gleich einer endgültigen Belaſtung (vgl. $ 48 3 VG). 
Daher wird $ 880 auf fie entſprechend angewendet (RG 55, 270; RA 2, 145; KGJ 39 A 197, 
200; 356 6, 362; 10, 226). Das gilt insbeſondere auch für die Auflaſſungsvormerkung. Iſt einer 
Hypothek der Vorrang vor einer Auflaſſungsvormerkung eingeräumt worden, ſo wird dadurch 
die Möglichkeit nicht ausgeſchloſſen, der Hypothek ſpäter auch noch den Vorrang einzuräumen 
vor einer zweiten Auflaſſungsvormerkung, die der erſten im Range nachſteht (JFG 10, 224). 
Sit eine Löſchungsvormerkung ($ 1179) zugunſten einer Hypothek eingetragen, jo nimmt fie, 
wenn der Rang der Hypothek geändert wird, als Nebenrecht ohne weiteres an der Rangänderung 
teil (RIA 11, 146). Dagegen kann eine eingetragene, gegen den Grundſtückseigentümer gerichtete 
Verfügungsbeſchränkung nicht Gegenſtand der Rangänderung ſein, da zwiſchen einem Recht 
am Grundſtück und einer ſolchen Verfügungsbeſchränkung, die ſich nicht als eine Belaſtung 
des Grundſtücks darſtellt, überhaupt kein Rangverhältnis beſteht (§ 879 A 3). 

Wird durch die Rangänderung das Rangverhältnis derart beſtimmt, daß ein Recht hinter 
mehrere Rechte zurücktreten ſoll, fo gilt folgendes: Räumt der zurücktretende Berechtigte C 
zunächſt dem nachgehenden Berechtigten A und dann erſt dem nachgehenden Berechtigten B 
den Vorrang ein und werden die beiden Rangänderungen auch in dieſer zeitlichen Reihenfolge 
nacheinander eingetragen, fo erhält C den Rang hinter A und B und A den Rang vor B, auch 
wenn früher vor den beiden Vorrangseinräumungen B den Rang vor A hatte. Werden aber die 
beiden Vorrangseinräumungen gleichzeitig vorgenommen und eingetragen, ſo behalten A 
und B untereinander (vor G) den Rang, den fie früher hatten. Werden die beiden Vorrangs⸗ 
einräumungen zwar gleichzeitig vereinbart, bewilligt und beantragt, aber zeitlich nacheinander 
eingetragen, ſo erlangt der durch die erſte Eintragung begünſtigte A den Vorrang vor dem erſt 
durch die zweite Einkragung begünſtigten B auch dann, wenn früher B dem A vorging und in 
den an das Grundbuchamt gerichteten Bewilligungen und Anträgen nichts über den künftigen 
Rang zwiſchen A und B geſagt war (KJ 47, 189; OLG 29, 323; IF 8, 306). — Wird einem 
Recht der Vorrang vor mehreren Rechten eingeräumt, ſo tritt es ohne Einſchränkung 
vor dieſe, während ſich an der Rangordnung der zurücktretenden Rechte untereinander nichts 
ändert (R 64, 105; 79, 174; OLG 12, 278; 29, 322; RIA 11, 297; A 9). Die zurück⸗ 
tretenden Rechte haben mangels beſonderer Vereinbarung auch dann nicht gleichen Rang, wenn 
die Vorrangseinräumungen gleichzeitig bewilligt und eingetragen worden find (RIA 11, 297; 
DLG 29, 322; 80% 53, 179). In KJ 53, 178 iſt allerdings dahingeſtellt gelaſſen, ob dieſe Anficht 
in ihrer Allgemeinheit zutreffend ſei, ſoweit nach ihr das Rangverhältnis der zurücktretenden 
Rechte untereinander ſtets dasſelbe bleibt, gleichviel, ob die Vorrangseinräumungen gleichzeitig 
erfolgen oder nicht, und ohne Rückſicht darauf, in welcher Reihenfolge im letzteren Falle die einzelnen 
Vorrangseinräumungen vor ſich gehen. Auch dort ijt aber angenommen, daß das Rangverhältnis 
zwiſchen zwei im Range nicht gleichen zurücktretenden Berechtigten ſich auch dann nicht ändert, 
wenn ſie einem nachſtehenden Recht zwar nicht gleichzeitig den Vorrang einräumen, wenn aber 
die Vorrangseinräumung des an zweiter Stelle ſtehenden Berechtigten der Vorrangseinräumung 
des an erſter Stelle ſtehenden vorangeht. Dies wird damit begründet, der zuletzt Zurücktretende 
wolle durch die Vorrangseinräumung nur dem vorrückenden Recht einen Vorteil verſchaffen 
und ſich von dieſem Recht nur bis zu derjenigen Rangſtelle zurückdrängen laſſen, die es infolge 
der früheren Vorrangseinräumung des zweitſtelligen Berechtigten innehabe. Zu demſelben 
Ergebnis gelangt man durch die Erwägung, daß der Erſtſtellige vor wie nach der erſten Vorrangs⸗ 
einräumung den Vorrang vor dem Zweitſtelligen hatte und daß ſich hieran nichts dadurch ge⸗ 
ändert haben kann, daß der Vorgerückte demnächſt auch mit dem Erſtſtelligen ein weiteres Vorrücken 
vor dieſen vereinbarte. 

Eine Aufhebung der Rangänderung ſtellt ſich als neue Rangänderung dar. Deshalb genügt 
dazu nicht die einſeitige Aufgabeerklärung des Berechtigten; vielmehr müſſen die Erforderniſſe 
des Abſ 2 Satz 1 (Einigung und Eintragung) vorliegen. Der die Aufhebung von Grundſtücks⸗ 
belaſtungen betreffende $ 875 iſt hier nicht anwendbar. Nach Abſ 2 Satz 2 bedarf es bei hypothekari⸗ 
ſchen Rechten auch der Zuſtimmung des Eigentümers (ſtr.). 

3. Von der Einigung des zurücktretenden und des vortretenden Berechtigten, die zuſammen 
mit der Eintragung die Rangänderung herbeiführt, gilt dasſelbe wie von der Einigung des $ 873. 
Der „Berechtigte“ (Paſſivbeteiligte) iſt hier der Inhaber des zurücktretenden Rechts. Er muß 
geſchäftsfähig und verfügungsbefugt ſein, braucht aber zur materiellen Wirkſamkeit der Einigung 
nicht als Inhaber des Rechts eingetragen zu ſein, wenn er nur, was in Ausnahmefällen möglich 
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zur Zeit dieſer Erklärung ift nicht er, f 


eine von einer Bedin ung abhängig gemachte Eintragungsbewilligung iſt für den Grundbuch- 
verkehr nicht zu ae 0 Wag 9 x 4939 . df dl 

Baugelderhypothek und 
loſe Vorrangseinräumung, ſo 
eine andere Willensmeinung ſprechen, als ſtillſchweigend vereinbart anzuſehen, daß der vor⸗ 
tretenden Hypothef das Vorrecht nur inſoweit zuſtehen ſoll, als ihre Forderung durch Zahlungen 
an den Eigentümer gemäß dem Bauge 


Jepoch iſt der ſtillſchweigenden Vereinbarung nicht 
der Inhalt beizulegen, daß die Baugeldhypothek in Höhe der vom Baugeldgeber an den Grund⸗ 


Bauausführung 
) Hat der Verkäufer eines unbebauten Grundſtücks 
ſich in dem Kaufvertrag dem Käufer gegenüber verpflichtet, mit feiner Kaufgeldhypothek hinter 
eine vom Käufer zu einem beſtimmten Betrag aufzunehmende Baugeldhypothek zurückzutreten, 
ſo iſt dies dahin aufzufaſſen, daß der Verkäufer zur Vorrangseinräumung dann verpflichtet ſein 
ſoll, wenn die demnächſt vom Käufer beſtellte Hypothek eine ſolche iſt, deren Forderung in der 
vorbezeichneten Weiſe durch Zahlung von Teilb 

und dem Baugeldgeber geſchloſſenen 
86, 223; 92, 215). Daher kann der Käufer von dem Verkäufer die Erfüllung der Ver⸗ 
pflichtung zur Borrangseinräumung nur dann verlangen, wenn dem Verkäufer dargetan iſt, 
daß der Hypothekbeſtellung ein Baugeldvertrag zugrundeliegt, wonach das Baugeld in beſtimmten 
Teilbeträgen je nach Fertigſtellung der einzelnen Bauabf 


190 zwar, menn die Veriragſchließenden nicht beſonder 
au 


8 chuldrechtlichen) Grundrechtsgeſchäft und nament⸗ 

lich hinſich tlich der Nichtigkeit und Anfechtbarkeit ein ſelbſtändiges Daſein führt (R 48, 133). Das 
rundrechtsgeſchäft bedarf nur ausnahmsweiſe einer Form (3. B. wenn die Vorrangseinräumung 
enkungsweiſe perſprochen iſt: 9518; N® 48, 135). Die Einigung bedarf zur materiellen 

Harklamkeit keiner Form. Nach formellem Recht iſt zur Vornahme ber Ein ragung die 

Beobachtung der im 9 29 Satz 1 0858 vorgeſehenen Form notwendig. Zur Begründung des 
BER, Kommentar von Reichsgerichtsräten. 9. Aufl. III. Bd. (Beffan.) 6 
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nach § 13 GBO erforderlichen, formloſen (830 GBO) Eintragungsantrags eines der Beteiligten 
(KGJ 28 A 268) genügt nach § 19 GBO die einſeitige Bewilligung der Eintragung durch den 
Inhaber des zurücktretenden Rechts als den in ſeinem Recht durch die Eintragung Betroffenen; 
die Einigung braucht dem Grundbuchamt nicht nachgewieſen zu werden (KGJ 21 A 309; 28A 
267; OLG 16, 151). Antragsberechtigt nach $13 GBO iſt beim Rangrücktritt einer Hypothek 
auch der Grundſtückseigentümer (ſtr., IFG 15, 362). — Die Einigung kann materiellrechtlich 
auch erſt nach der Eintragung erfolgen; fie iſt auch dann formlos wirkſam (RIA 
1, 128; KGJ 21 A 309). Mit ihrem nachträglichen Zuſtandekommen wird die bisher un⸗ 
wirkſame Eintragung rechtsgültig und die Rangänderung vollzogen. Der Vorrang des 
vortretenden Rechts gilt aber nach § 879 Abſ 2 ſchon von der Eintragung ab. Bindend 
(unwiderruflich) iſt die Einigung, wenn ſie, ſei es auch formlos, nach der Eintragung erklärt 
iſt. Vor der Eintragung iſt ſie nur dann bindend, wenn die Einigungserklärungen in einer der im 
$ 873 Abſ 2 vorgeſchriebenen Formen abgegeben find (RG Warn 1911 Nr 83). Sit dies der Fall 
und ift bereits der Eintragungsantrag beim Grundbuchamt geſtellt, fo wird nach dem im Abſ 2 
Satz 1 für anwendbar erklärten $ 878 die Einigungserklärung des Zurücktretenden nicht dadurch 
unwirkſam, daß er in der Verfügung (z. B. durch Konkurseröffnung) beſchränkt wird. Die 
Einigungserklärung kann nach § 894 ZPO durch rechtskräftiges Urteil erſetzt werden. 
Das Urteil ſteht in jeder Hinficht, alfo auch in der Anwendbarkeit des $ 878, der freiwilligen bin- 
denden Erklärung gleich. Alles Nähere zu dieſen Fragen findet ſich in $ 873 A 7—10, 13—17 und 
8878 A 1—3. — Da die Einigung ein Vertrag ift, erfordert fie begrifflich den Abſchluß 
zwiſchen zwei verſchiedenen Perſonen (RG 47, 209; $873 A 7, 9). Deshalb kann der 
Inhaber zweier Rechte an demſelben Grundſtück nicht mit ſich ſelbſt eine Einigung über eine 
Anderung des Ranges der beiden Rechte erklären. Ebenſowenig kann der Inhaber eines Rechts 
durch ſich ſelbſt einem Teil des Rechts vor dem andern den Vorrang geben. Auch im Falle der 
Übertragung des einen von zwei Rechten oder eines Rechtsteils kann der bisherige Alleininhaber 
die Rangänderung nur ſo bewirken, daß er als Inhaber des ihm verbleibenden Rechts oder Rechts⸗ 
teils ſich mit dem Erwerber über die Rangänderung einigt (A5; RIA 8, 74; a. M. RIA 2, 50; 
KJ 26 A 148; 40 A 241; 43, 236, aufgenommen von R 142, 237). Jedoch kann der Inhaber 
zweier Rechte mit dem Eigentümer des belaſteten Grundſtücks eine Einigung dahin ein- 
gehen, daß das eine Recht den Rang des andern erhalten ſoll. Es handelt ſich dann aber 
nicht um eine Rangänderung durch Einigung zwiſchen dem Zurücktretenden und dem Vortretenden, 
ſondern um eine Anderung des Inhalts der beiden Rechte im Sinne des $ 877 (RIA 9, 54; 9, 268). 
Von dieſem Geſichtspunkt aus find die Entſcheidungen in Rö A 2, 50; KJ 26 A 148; 40 A 241; 43, 
236 im Ergebnis zu billigen, da in jenen Fällen der Eigentümer ſeine Zuſtimmung zu der Rang- 
änderungserklärung des Gläubigers gegeben hatte und hierin eine Einigung nach 88 877, 873 
zu finden war. — Auf Grund des Grundrechtsgeſchäfts kann nach $ 883 auch eine Vormerkung 
zur Sicherung des Anſpruchs auf Rangänderung eingetragen werden (RIA 9, 53). 

4. Die formellrechtlichen Vorausſetzungen für die Eintragung der Anderung in das 
Grund buch find ſchon behandelt in A 3. Sind die beteiligten Rechte verbriefte hypothekariſche 
Rechte, fo tritt als weitere Vorausſetzung nach 99 41, 42 GBO die Vorlegung der Briefe hinzu 
(RIA 4, 245; 8, 54; OLG 8, 319). Die Anwendung des Eintragungsgrundſatzes auf die Rang⸗ 
änderung ſetzt voraus, daß das Recht, deſſen Rang geändert werden ſoll, durch das Grundbuch 
nachgewieſen iſt (RG 88, 163). Wird für ein in beſtimmter Höhe einzutragendes hypothekariſches 
Recht der Vorrang eingeräumt, dann aber das hypothekariſche Recht zu einem geringeren 
Betrage eingetragen, jo wirkt die Vorrangseinräumung auch für dieſen Betrag, da die Be⸗ 
willigung des Vorrangs für den ganzen Betrag auch jeden Teil umfaßt. Dies gilt ſelbſt dann, wenn 
die Zinſen für den Teilbetrag erhöht werden, ſofern nur bei Hinzurechnung der erhöhten Zinſen 
der ganze Betrag nicht überſtiegen wird. Auch kann der Berechtigte das hypothekariſche 
Recht in Teilbeträgen nacheinander mit Vorrang eintragen laſſen (RG Warn 1911 Nr 83). — 
Der Eintragungsvermerk über die Rangänderung muß, da die Rangänderung außer 
der Belaſtung des zurücktretenden Rechts auch eine Anderung des Inhalts der beiden 
Rechte enthält (A 2; RA 9, 268), nicht nur bei dem zurücktretenden, ſondern auch bei 
dem vortretenden Recht eingeſchrieben werden, wenn die Rangänderung rechtsgültig voll⸗ 
zogen fein ſoll (K GJ 44, 256; 45, 293). Dies gilt um fo mehr, als ſonſt in Fällen, in denen die 
auch den Rangvermerk umfaſſende Löſchung des zurücktretenden Rechts nicht die Aufhebung der 
Rangänderung zur Folge hat (A 8), die Rangänderung aus dem Grundbuch nicht mehr erſichtlich 
wäre (ſtr.; Prot 3, 99). Der Vermerk wird ſo zu geſtalten ſein, daß die Rangänderung und 
ihr Umfang, auch eine etwaige Bedingtheit des Vorrangs des vortretenden Rechts (A 3), aus 
dem Grundbuch bei beiden Rechten deutlich erkennbar iſt. Da die Rangänderung eine Inhalts- 
änderung enthält, iſt bei der Eintragung eine Bezugnahme auf die Eintragungsbewilligung 
nach 88 874, 877 nicht ausgeſchloſſen (ſtr.). Iſt das vortretende Recht eine Briefhypothek, 
jo iſt die Rangänderung gemäß § 62 Abſ 1 GBO auf dem Hypothekenbrief zu vermerken, und 
zwar: auf dem Brief über die zurücktretende Hypothek der Rangrücktritt und auf dem Brief über 
die vortretende Hypothek der Rangvortritt; außerdem iſt im Rangvortrittvermerk der bei der 
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zurücktretenden Hypothek eingetragene Rücktrittvermerk wiederzugeben (KJ 45, 291). Über 
die Ergänzung des mit dem 


Brief verbundenen Grundbuchauszugs (857 Abſ 3 EBD) durch 

ngane des Rangverhältniſſes zu den übrigen Hypotheken im Falle des Vorhandenſeins von 
Jwiſchenhypothe len: RIA 11, 152. Sollte eine Hypothek auf Grund des 8 36 des Reichsnot⸗ 
opfergeſetes v. 31. 12. 1919 eingetragen werden, ſo war die Vorlegung der Hypothekenbriefe über 
bereits eingetragene Hypotheken zum Vermerk der Rangänderung darauf (88 42, 62 GBO) 
nicht nötig, da die Reichsnotopferhypothek kraft Geſetzes den Vorrang vor den bereits be⸗ 
ſtehenden Grundſtücksbelaſtungen hat und daher die genannten formellrechtlichen Vorſchriften 


ebenſowenig Anwendung finden wie die materiellrechtlichen Beſtimmungen des 3 880 Abſ 2 
(KJ 53, 208). 


5. Außer der Einigung (A 3) und der Eintragung der Rechtsänderung (A 4 bedarf es aus⸗ 
nahmsweiſe auch noch der Zustimmung des Eigentümers, wenn das zurücktretende Recht 
ein hypothekariſches Recht ($$ 1113, 1191, 1199) iſt. Dieſe Vorſchrift beruht auf der Erwägung, 
daß ein hupothekariſches Recht nach Maßgabe der 98 1143, 1163f., 1168, 1170 ff., 1192, 1200 auf 
den Eigentümer übergehen kann und daß daher die Rangänderung auch in deſſen Rechtskreis ein- 
greift (Prot 3, 945 RG 88, 164; OLG 18, 108). Auf die rechtliche Natur des vortretenden Rechtes 
kommt es nicht an. Auch weng dieſes ein hypothekariſches Recht iſt, bedarf es der Zuſtimmung des 
Eigentümers nicht, falls das zurücktretende Recht kein hypothekariſches iſt (OLG 8, 106). Eine Aus⸗ 
nahme von der Ausnahmebeſtimmung enthält $ 1151 (vgl. $$ 1192, 1200), wonach die Zuſtimmung 
des Eigentümers nicht erforderlich iſt, wenn bei der Teilung eines hypothekariſchen Rechts das Rang ⸗ 
verhältnis der Teile untereinander geändert wird. Die Anderung des Rangverhältniſſes der Teile 
fan aber erſt bei der Abtretung eines Teils durch Einigung des bisherigen Gläubigers mit dem 
Abtretungsempfanger erfolgen; der alte Gläubiger kann für ſich allein den Rang der Teile nicht 
ändern (tr.; A J). Soll eine Hypothekvormerkung zurücktreten (A 2), ſo bedarf es der 
Zustimmung nicht, weil die Vormerkung kein hypothekariſches Recht iſt und die Vorſchriften 
über die Eigentümerhypothek auf ſie keine Anwendung finden (ftr.; 386 13, 418). Der Zuſtim⸗ 
mung des perſönlichen Schuldners, der nicht zugleich der Eigentümer ift, bedarf es nicht, 
obwohl die Hypothek nach gz 1164, 1174 unter Umſtänden auch auf ihn übergeht; ſein Intereſſe wird 
durch $ 1165 gemahrt. Zu nicht rechtsgeſchäftlichen Rangänderungen, auf die ſich $ 880 
überhaupt nicht bezieht (N 2), bedarf es einer Zustimmung nicht, alſo z. B. nicht zur Eintragung eines 
Vorrangs auf Grund der 58 128, 130f. 336 (A 2) oder zur Berichtigung des Grundbuchs hin⸗ 
ſichtlich des Rangverhaltniſſes nach § 893 (OLG 6, 258; 8, 307; KG 49, 202). Indeſſen liegt 
kein Fall der Grundbu chberichtigung hinſichtlich des Ranges vor, wenn eine Hypothek von einem 
nachſtehenden Hypothekengläubiger auf Grund des Anfechtungsgeſetzes mit Erfolg angefochten 
it (& J 49, 202; auch RG 71, 179 a. M. DL 8, 307; 21, 409). Denn die Anfechtung hat keine 
dingliche Wirkung, ſondern gewährt nur einen ſchuldrechtlichen 
vollſtreckung in 


Anſpruch auf Duldung der Zwangs⸗ 
71,176). Ei 


das vom Schuldner veräußerte Vermögensſtück (RG 47, 216; 56, 165; 70, 113; 
ne Zwangshypothek (gg 866, 867 3 PO) kann ohne Zuſtimmung des Vollſtreckungs⸗ 
ſchuldners an ſeinem Grundſtück mit dem Vorrang vor einer bereits beſtehenden Hypothek ein- 
getragen werden, wenn nur der Gläubiger dieſes Rechts die Eintragung bewilligt hat oder dazu 
rechtskräftig verurteilt iſt; unter denſelben Vorausſetzungen bedarf es der Zuſtimmung des Eigen⸗ 
tümers auch nicht zu einer nachträglichen Rangänderung der beiden Rechte; dieſe Grundſätze 
gelten entſprechend für den Fall, daß eine Zwangshypothek gemäß 9 848 AWO kraft Geſetzes 
entſteht oder entſtanden iſt (ZF® 12, 304). — Bei der Zustimmung des Eigentümers (Bewilligung 
der Eintragung genügt: KG 26 KA 140) gilt für ihre rechtliche Natur, die Erforderniſſe ihrer 
Gültigkeit und ihre Wirkung dasſelbe wie bei der Zustimmung des Dritten im $ 876. Das 
Nähere hierüber bringt 8 876 A 3. Nur ſoviel ſei an dieſer Stelle hervorgehoben: Die Zuſtimmung 
bedarf zur materiellen Gültigkeit keiner Form. Formellrechtlich it aber nach $$ 19, 29 GBO zur 
Eintragung der Rangänderung die Beibringung der Zuſtimmung in der Form des § 29 GBO 
erforderlich (Och 18, 108). Auf die Wirkſamkeit und Unwiderruflichkeit der Einigung zwiſchen 
dem Zurücktretenden und dem Vortretenden hat es keinen Einfluß, ob der Eigentümer zuſtimmt 
oder nicht. Eine rechtswirkſame Rangänderung kommt aber beim Fehlen der Zuſtimmung nicht 
zuſtande, auch wenn die Rangänderung (verſehentlich) eingetragen ift (KGJ 37 A 214). 

6. Die Erklärung „gegenüber dem Grundbuchamt“ ift erläutert in 8 875 A 7, 10, die „un⸗ 
widerruflichkeit“ der Zuſtimmungserklärung i 


n 9876 A8. Wird die Zuſtimmung dem Grund- 
uchamt gegenüber erklärt, jo kann § 181 auf fie keine Anwendung finden (RG 157, 24). 
7. Iſt das zurücktretende Recht mit dem Rechte eines Dritten belaſtet, ſo bedarf es zur Rang⸗ 
änderung nach dem entſprechend anzuwendenden 8 876 der Zuſtimmung des driktberech⸗ 
tigten, z. B. des Nießbrauchers, des Pfandgläubigers (KJ 37 A 213; OLG 20, 400). Beim 
Fehlen der Auftimmung kommt eine Rangänderung, auch wenn fie (verſehentlich) eingetragen iſt, 
nicht rechtswirkſam zuſtande, da die Zuſtimmung zwingend vorgeſchrieben iſt (KJ 37 A 217). 
nzuläſſig iſt auch eine Rangänderung mit der Einſchränkung, daß die das zurücktretende Recht 
belaſtenden Rechte Dritter unberührt bleiben, alſo ihren Vorrang behalten ſollen (KJ 37A 213). 
Im Falle der mittelbaren Belaſtung iſt nach $ 876 Satz 2 die Zuſtimmung des Drittberechtigten 
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nicht erforderlich, wenn ſein Recht durch die Rangänderung nicht berührt wird ($ 876 A 5). Die 
Auftimmung iſt gegenüber dem Grundbuchamt ($ 875 A 7, 10) oder dem durch die Rangänderung 
Begünſtigten zu erklären. Letzterer iſt in der Regel der Inhaber des vortretenden Rechts. Unter 
Umſtänden kann aber auch der Eigentümer durch die Rangänderung begünſtigt ſein. 

8. Eine rechtsgeſchäftliche Aufhebung des zurücktretenden Rechtes, wodurch dem vor⸗ 
tretenden Rechte der eingeräumte Rang nicht verloren geht, iſt z. B. der Verzicht des Inhabers 
auf das Recht, die Empfangnahme der Befriedigung, die Löſchungsbewilligung. Auch wenn der 
Eigentümer das zurücktretende Recht auf Grund einer Löſchungsbewilligung des Berechtigten 
löſchen läßt, bleibt dem vortretenden Recht der Rang erhalten; Zwiſchenrechte rücken nicht vor. 
Dabei iſt zu bemerken, daß eine Hypothek durch Befriedigung, Verzicht uſw. überhaupt 
noch nicht aufgehoben wird, ſondern nach 95 1163, 1177 ſich nur zu einer Eigentümer 
grundſchuld umwandelt ($ 875 A 3, 4); für dieſe gilt die Rangänderung weiter. — Wird 
das zurücktretende Recht auf anderem Wege, insbeſondere kraft Geſetzes, auf; 
gehoben, ſo wird auch die Rangänderung hinfällig (A 2); das vortretende Recht tritt wieder 
in feine frühere Stelle zurück, während die Zwiſchenrechte vorrücken. Der Grund hierfür iſt, daß 
die beſchränkte Wirkſamkeit und die Möglichkeit des Wegfalls dem zurücktretenden Recht und damit 
auch dem gewährten Vorrecht von vornherein anhaftete. Derartige Aufhebungsgründe ſind 
z. B. der Eintritt der auflöſenden Bedingung oder des Endtermins bei bedingten oder befriſteten 
Rechten (88 158, 163), der Tod des Berechtigten bei Nießbrauch, beſchränkter perſönlicher Dienſt 
barkeit, Altenteil ($$ 1061, 1090 BGB; Art 96 Ech). Eine Geſamthypothek erliſcht als zurück⸗ 
tretendes Recht auf dem einen Grundſtück, wenn und ſoweit ſie aus dem anderen mithaftenden 
Grundſtück (51182 Wbf 2) oder durch deſſen Eigentümer befriedigt wird, ohne daß dieſem ein 
Erſatzanſpruch zuſteht ($ 1173 Abj 1, 2). Damit wird die Rangänderung (ganz oder zum Teil) hin⸗ 
fällig. Sit die Beſchränktheit des zurücktretenden Rechts aus dem Grundbuch nicht erſichtlich (z. B. 
wenn bei einem bedingten Recht die Bedingung nicht eingetragen iſt) und hat der Vortretende 
fie auch nicht gekannt, fo wirkt nach $ 892 der Eintritt des Aufhebungsgrundes gegen den Vor⸗ 
tretenden nicht. 

9. Die Zwiſchenrechte rücken, da fie durch die Rangänderung nicht berührt werden ſollen, 
im Falle der Nichtigkeit des zurücktretenden Rechtes ebenſo vor, wie wenn die Rang⸗ 
änderung überhaupt nicht ſtattgefunden hätte. Sie bleiben anderſeits auf ihrer Stelle, wenn das 
vortretende Recht nichtig iſt oder aufgehoben wird und infolgedeſſen das zurücktretende 
Recht in feine frühere Rangſtelle zurücktritt (A 2). Im Falle der Nichtigkeit des zurücktretenden 
Rechts kann ſich der Vortretende auch nicht auf einen Rechtserwerb im Schutz des 8 892 berufen, 
da 9 880 Abſ 5 eine Einſchränkung der Wirkung eines ſolchen Rechtserwerbs enthält (A 2). Die 
Inhaber der Zwiſchenrechte konnen im Falle der Nichtigkeit (nicht auch der Anfechtbarkeit: 
$ 143) des zurücktretenden Rechts Berichtigung des Grundbuchs durch Löſchung des Rechts gemäß 
$ 394 verlangen. Wird das zurücktretende Recht aufgehoben, fo rücken fie nicht vor, wenn 
die Aufhebung durch Rechtsgeſchäft erfolgt, wohl aber, wenn ſie auf anderer Grundlage eintritt 
(A 8). — Die Rangände rung wirkt hinſichtlich der Zwiſchenrechte nur jo weit, als ſich 
der Umfang der beiden Rechte deckt (RIA 11, 153; KG 53, 179). Hat das zurücktretende 
Recht größeren Umfang, ſo behält es mit dem überſchießenden Umfang ſeinen Rang. Hat das 
vortretende Recht einen größeren Umfang, jo gebührt ihm der Vorrang vor den Zwiſchenrechten nur 
in Höhe des zurücktretenden Rechts; mit dem überſchießenden Umfang ſteht es den Zwiſchen⸗ 
rechten nach; inſoweit geht es nur dem zurücktretenden Recht vor (NG 79, 173; KG 53, 179). 
Wenn z. B. vor der Hypothek 2 von 20000 RM, die zufolge Vorrangseinräumung den Rang 
vor der Hypothek 1 von 30000 RM Hat, der Vorrang für die Hypothek 3 von 100000 RM ein- 
geräumt wird und dann die Hypothek 3 bis auf 10000 AM in Wegfall kommt, jo gehen 10000 RM 
aus der Hypothek 3 und 10000 RM aus der Hypothek 2 der Hypothek 1 im Range vor (RG 79, 
173, wo angenommen ift, eine Hypothek, hier Hypothek 3 in Höhe von 90000 RM, komme inſo⸗ 
weit in Wegfall, als der Gläubiger im Verteilungstermin den baren Verſteigerungserlös nicht 
in Anſpruch nehme; dazu $ 1168 A 1). Iſt der Hypothek 3 auch vor der Hypothek 1 der Vorrang 
eingeräumt, fo gehen der letzteren Hypothek 10000 RM aus der Hypothek 3 und 20000 RM aus 
der Hypothek 2 im Range vor, da die Rangänderung zwiſchen den Hypotheken 2 und der Hypothek 
1 nicht zum Vorteil gereicht und eine Hypothek, der vor mehreren vorgehenden Hypotheken der 
Vorrang eingeräumt wird, vor dieſen den Rang an erſter Stelle hat, während das Rangverhältnis 
zwiſchen den zurücktretenden Hypotheken nicht geändert wird (RG 79, 174; vgl. A 2 Abi 5). 
In RG Gruch 58, 426 (JW 1913, 1147 5) tft ausgeführt: Wenn für A eine Hypothek 1 und eine 
Hypothek 3 und für Bein im Range zwiſchen dieſen Hypotheken ſtehendes Recht (z. B. ein Durch⸗ 
gangsrecht) eingetragen iſt, ſo braucht der die Hypothek 1 gemäß 58 1150, 268 ablöſende B eine 
nach der Eintragung ſeines Rechts ohne ſeine Zuſtimmung erfolgte Verſchlechterung des Ranges 
der auf ihn übergehenden Hypothek 1 zugunſten der Hypothek 3 (3. B. durch Einräumung des 
gleichen Ranges) nicht gelten zu laſſen. Denn vor der Rangänderung hätte er als Inhaber ſeines 
Rechts die Möglichkeit gehabt, die Hypothek 1, wenn A ihretwegen Befriedigung aus dem Grund⸗ 
ſtück gefucht hätte, durch Befriedigung des A mit dem Vorrang vor der feinem Recht nachſtehen⸗ 
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den Hypothek 3 zu erwerben, während er nach der Rangänderung die Hypothek! nur mit der 
Wirkung einlöfen könnte, daß die Hypothek mit dem verſchlechterten Rang auf ihn überginge. 
Er würde alſo durch die Rangänderung tatſächlich ſchlechter geſtellt fein. Dem iſt auf Grund der 
Beſtimmung des Abſ 5, daß Zwiſchenrechte durch die Rangänderung nicht berührt werden, von 
dem Geſichtspunkt aus beizuſtimmen, daß B durch die Eintragung feines Rechts die Anwartſchaft 
erlangt hat, die Hypothek 1, falls A ihretwegen Befriedigung aus dem belasteten Grundſtück ver- 
langen werde, zur Abwendung der Gefahr des Verluſtes ſeines Rechts im Wege der Ablöſung im 
bun das mnncheszuſtande zu erwerben, und daß ihm dieſe Anwartſchaft nicht durch Verſchlechte⸗ 
rung des Ranges 


der Hypothek beeinträchtigt werden kann. A kann auch nicht etwa wegen der 
Hypothek 3 die Ablöſung der Hypothek 1 verſag 


en oder dieſe Ablöſung von der Befriedigung 
wegen der Hypothek 3 abhängig machen (81150 A 2). 


8 881 
Der Eigentümer kann ſich bei der Belaſtung ) des Grundſtücks mit einem 
Nechte ) die Befugnis v 


orbehalten ), ein anderes, dem Umfange nach be- 
ſtimmtes ) Necht ) mit dem Nange 


vor jenem Rechte eintragen zu laſſen >). 
Der Vorbehalt bedarf der Eintragung in das Grundbuch; die Eintragung 
muß bei dem Nechte erfolgen, das zurücktreten ſoll ). 
Wird das Grundſtück veräußert, ſo geht die vorbehaltene Befugnis auf 
den Erwerber über ). 


Iſt das Grundſtück vor der Eintragung des Nechtes, dem der Vorrang 
beigelegt iſt, mit einem Nechte ohne einen entſprechenden Vorbehalt belaſtet 
worden, ſo hat der Vorrang inſoweit keine Wirkung, als das mit dem Vor⸗ 
behalt eingetragene Necht infolge der inzwiſchen eingetretenen Belaftung 
eine über den Vorbehalt hinausgehende Beeinträchtigung erleiden würde 0). 

E 1 842 II 802; M 3 238. P 3 90 ff. 

J. Aus den Worten „bei der Belaſtung“ ift nicht zu ſchließen, daß ein Vorbehalt nur gleich- 
zeitig mit einer urſprünglichen Belaſtung emacht werden könne. A 
als daß ein Vorbehalt überhaupt ſtatthaft ſei, daß der Eige 
lac dec e machen dürfe. Der Sinn der Worte 

1 7 


edingung setzen, daß künftig einzutragende Rechte den Vorran 
Grund erfindlich, 


ein Vorbehalt zuläſſig iſt, auch 


eine Einſchränkung enthaltende Vorbehalt hinzugefügt wird. Auf dieſe Inhaltsänderung findet 
dann $ 877 Anwendung, der wiederum auf 6 87 


werden, ſo daß alſo die vorbehaltene Rangbef 
Begründung des 


chts in die vorbehaltene Rangſtelle ausgeübt 
werden kann (Jh 8, 287). 
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der Zwangsvollſtreckung (3. B. durch Eintragung einer Zwangshypothek: 58 866, 867 ZPO) 
für die Frage des Vorbehalts aus. 

3. Der Rangvorbehalt bedarf zur materiellen Rechtswirkſamkeit der Einigung zwiſchen 
dem Eigentümer und dem Inhaber des durch den Vorbehalt einzuſchränkenden 
Rechts (RG Warn 1913 Nr 324). Aus den Worten „der Eigentümer kann ſich vorbehalten“ 
iſt nicht zu folgern, daß eine einſeitige Erklärung des Eigentümers genügt, daß alſo z. B. der 
Eigentümer nach vorbehaltloſer Einigung mit dem Berechtigten über die Belaſtung bei der Stellung 
des Antrags auf Eintragung des Rechts einſeitig den Vorbehalt rechtsgültig erklären könnte und 
es dann dem Berechtigten überlaſſen bleiben müßte, auf Grund des (ſchuldrechtlichen) Grund⸗ 
rechtsgeſchäfts die Beſeitigung des vertragswidrigen Vorbehalts herbeizuführen (a. M. RIA 9, 54). 
Abſ 1 8 881 beſtimmt nicht, unter welchen Vorausſetzungen ein Rangvorbehalt ſeſtgeſetzt, ſondern 
nur, daß überhaupt die Bedingung des Vorrangs anderer Rechte zum Inhalt des belaſtenden 
Rechts gemacht werden könne (A 1). Die Vorausſetzungen ergeben ſich, abgeſehen von der Ein⸗ 
tragung, über die Abſ 2 § 881 beſondere Beſtimmung trifft, im Falle der Feſtſetzung bei der 
urſprünglichen Belaſtung aus $ 873 und im Falle der nachträglichen Feſtſetzung 
aus $ 877 in Verbindung mit $ 873. Danach iſt in beiden Fällen die Einigung zwiſchen dem Eigen⸗ 
tümer und dem Berechtigten wie über den Inhalt der Belaſtung und deſſen Veränderung fo 
auch über den Rangvorbehalt erforderlich; in beiden Fällen hat der Rangvorbehalt die Wirkungen 
des $ 881. Von dieſer Einigung gilt alſo auch überall dasſelbe wie von der Einigung des 8 873 
und des $ 877 (8 873 A710, 13—17; 8 877 A 4). Im einzelnen iſt folgendes hervorzuheben: Der 
Rangvorbehalt kann auch bedingt ſein, z. B. durch die Beſtimmung, daß das begünſtigte Recht 
eine Reſtkaufgeld⸗ oder wenigſtens eine Fremdhypothek bleiben muß (RG ZW 1933, 605˙); 
durch Verwendung der vollen Valuta einer künftigen Baugelderhypothek zu einem Neubau 
auf dem belaſteten Grundſtück (§ 880 A 3; RIA 7, 62); durch Löſchung voreingetragener Rechte 
(RIA 7, 251; vgl. aber auch KGJ 48, 183, wo eine ſolche Löſchung nicht aufgefaßt iſt als Ve⸗ 
dingung, von der die Wirkung der auf die Begründung des Rangvorbehalts abzielenden Einigung 
abhängig gemacht wäre, ſondern nur als nähere Bezeichnung der Art des Rechts, für welches der 
Vorrang vorbehalten fein ſollte). Der Vorbehalt kann dann nach dem Eintritt der Bedingung 
vollzogen werden. Zuläſſig iſt auch ein inhaltlich beſchränkter Vorbehalt dahin, daß nur eine 
ſolche Vorrangshypothek eingetragen werden darf, bei welcher zugleich eine Löſchungsvormerkung 
nach $ 1179 zugunſten des zurücktretenden Rechts für den Fall der Vereinigung des vorbehaltenen 
Rechts mit dem Eigentum eingetragen wird (Ich 18, 40). Es find auch mehrere Rangvorbehalte 
nebeneinander zugunſten desſelben Eigentümers und zulaſten desſelben Vorbehaltsrechts möglich; 
fie können auch wechſelſeitig auflöſend bedingt ſein (JF 8, 305). Der „Berechtigte“ im Sinne 
des $ 873 oder $ 877 (der in feinem Recht betroffene Paſſivbeteiligte im Sinne des $ 19 GBO) iſt: 
wenn der Vorbehalt bei der urſprünglichen Belaſtung feſtgeſetzt wird, der Eigentümer, der dem auf 
ſein Grundſtück einzutragenden Recht im Wege der Einigung mit dem Aktivbeteiligten den (hier ein⸗ 
geſchränkten) Inhalt gibt; wenn aber der Vorbehalt erſt nachträglich feſtgeſetzt wird, der Inhaber des 
zurücktretenden Rechts, der feine Befugniſſe zum Teil beſchränkt (RIA 7, 252). Dieſer Berechtigte 
muß geſchäftsfähig ſein und die Befugnis haben, über das Grundeigentum oder das zurücktretende 
Recht zu verfügen. Daher iſt z. B. der Eigentümer nicht befugt, zu Laſten der aus einer Hypothek 
künftig etwa für ihn entſtehenden Eigentümergrundſchuld einen Vorbehalt zugunſten eines anderen 
Rechts zu machen; denn er iſt gegenwärtig noch nicht Gläubiger der Hypothek (§ 880 A 3). Sit 
der Vorbehalt eingetragen, obwohl die Einigung über die Belaſtung ſich nicht auf 
ihn erſtreckt hat, oder iſt die erklärte Einigung nichtig, ſo iſt die Vorbehaltseintragung un⸗ 
wirkſam. Dem dadurch Verletzten ſteht der dingliche Anſpruch auf Berichtigung des Grundbuchs 
nach $ 894 zu (ſtr.). Doch kann die Eintragung noch durch nachträgliche rechtsgültige Einigung 
wirkſam werden. Sit umgekehrt der Vorbehalt nicht eingetragen, obwohl er vereinbart 
war, ſo hat der andere Vertragsteil nur einen perſönlichen Anſpruch auf Herbeiführung der Vor⸗ 
behaltseintragung auf Grund des Grundrechtsgeſchäfts, nicht einen dinglichen Berichtigungs⸗ 
anſpruch; denn der Vorbehalt iſt mangels Eintragung nicht begründet worden, das Grundbuch 
alſo nicht unrichtig (RIA 7, 252; JG 8 S. 289, 299). : 

Das Weſen des Vorbehalts ift in Anbetracht der Vorſchriften in Abſ 1, 3, 4 von zwei Gefichts- 
punkten aus zu beſtimmen. Vom Standpunkt des Eigentümers aus wird ihm durch den Vorbehalt 
die auf Grund des Eigentums ($ 903) von vornherein gegebene Befugnis, ein Recht an erſter 
Stelle eintragen zu laſſen, trotz der bewirkten, an ſich die Befugnis ausſchließenden Eintragung 
erhalten oder bei nachträglichem Vorbehalt zurückgegeben. Der Eigentümer behält ſich daher 
durch den Rangvorbehalt eine ihm auf Grund feines Eigentums zuſtehende Befugnis vor (RITA 
11, 67; KGJ 48, 181). Vom Standpunkt des Inhabers des zurücktretenden Rechts aus handelt 
es ſich um eine bedingte Vorrangseinräumung: Falls der jeweilige Eigentümer ein vorbehaltenes 
Recht eintragen läßt, ſoll dieſes Recht innerhalb des beſtimmten Umfangs den Vorrang haben 
(RIA 11, 67; HAN 1937 Nr 1673 mit Schlußfolgerungen für $ 38 KostO), und zwar unbeſchränkt — 
nsbeſondere auch für die Inanſpruchnahme des Erlöſes in der Zwangsverſteigerung des be- 
zaſteten Grundſtücks — dann, wenn das Recht in der Rangſtelle ſich unmittelbar an das zurück⸗ 


\ 
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getretene Recht anſchließt oder auf nicht vorbehaltene Zwiſchenrechte nichts von dem Ver⸗ 
teigerungseriöje entfallen kann, and 


ernfalls unter Abzug der Zwiſchenrechtsbeträge (A 8). — 
Da das Recht aus dem Vorbehalt eine mit dem Eigentum verbundene, einen Teil des Eigen⸗ 
tumsxrechts darſtellende Befugnis ift, kann es nicht ſelbſtändig Gegenſtand einer Ver⸗ 
Fügung oder der Zwangsvollſtreckung (z. B. Pfändung) ſein (Rch 117, 431; RA 8, 53; 11, 69; 
14, 808, 0% 40, 234; 48, 182; OLG 17, 341). Der Gläubiger des Eigentümers iſt auch nicht 
berechtigt, auf Grund eines vollſtreckbaren Titels eine Zwangshypothek ($$ 866, 867 ZPO) 
dahin eintragen zu laſſen, daß dieſe Hypothek den Vorrang vor einer mit dem Rangvor⸗ 
behalt belaſteten Hypothek erlangt (ſtr.). Nur durch ein den Eigentümer zur Bewilligung der 
Eintragung mit dem Vorrang verurteilendes rechtskräftiges Urteil (5 894 ZPO) könnte die Ein- 
tragung einer Hypothek mit einem dem Vorbehalt entſprechenden Range erzielt werden. — Im 
8.7 Aufwis war dem Eigentümer die als Rangvorbehalt bezeichnete Befugnis gewährt, im 
Range nach einem aufgewerteten Recht und vor den dieſem nachgehenden Rechten eine Hypothek 
oder Grundſchuld bis zu einer beſtimmten Höhe eintragen zu laſſen. Abſchließend geregelt wurde 
dieſer Vorbehalt durch bie 98 13ff. des rPercheſ v. 18. 7. 1930. Auf Einzelheiten dieſer Sonder⸗ 
geſetzgebung und ihre Berührungspunkte mit $ 881 BGB braucht jetzt, nachdem das Aufwertungs⸗ 
recht im großen und ganzen zur Ruhe gekommen iſt, an dieſer Stelle nicht mehr eingegangen zu 


in, Es ſei inſoweit auf die früheren Auflagen und auf das umfangreiche Sonderſchrifttum 
verwieſen. 


Der Vorbehalt wirkt dinglich gegen jeden Dritten, jedoch mit der aus Abſ 4 ſich er- 
gebenden Einschränkung bezüglich der Zwiſchenrechte. Die Wirkung entspricht grundſätzlich der 
des 5 880 (NEO 8, 208. Läßt der jeweilige Eigentümer ein vorbehaltenes Recht 
eintragen, ſo iſt die Vorrangseinräumung endgültig vollzogen. Der Rang des vorbehaltenen 
Rechts iſt dann von dem Beſtand des zurücktretenden Rechts inſofern nicht abhängig, als eine 
Aufhebung durch Rechtsgeſchäft keinen Einfluß hat; denn die Verfügung über das zurück⸗ 
tretende Recht kaun die erworbenen Rangrechte des Erwerbers des vorbehaltenen Rechts nicht 
beeinträchtigen, Erfolgt dagegen die Aufhebung auf anderer Grundlage, insbeſondere 
kraft Geſetzes (z. B. im Falle eines zurücktretenden Nießbrauchsrechts durch den Tod des 
Berechtigten), ſo wird auch der Vorrang für das vorbehaltene Recht hinfällig, weil das zurück⸗ 
tretende Recht und damit auch der Rangvorbehalt als Beſtandteil des Rechts von vornherein 
mit der Einſchränkung behaftet war. Hier gilt alſo im Ergebnis dasſelbe wie nach $ 880 Abſ 3 
von der Aufhebung des zurücktretenden Rechts bei der Rangänderung ($ 880 A 8). Beſteht das 
zurücktretende Recht trotz ſeiner Eintragung nicht (3. B. weil die Einigung fehlt oder nichtig 
it) oder wird es, ſei es rechtsgeſchäftlich ſei es auf anderer Grundlage, aufgehoben, bevor 
der Eigentümer die vorbehaltene Befugnis ausgeübt hat, ſo iſt oder wird auch der Vorbehalt 
bins. weil er ſelbſt ein Beſtandteil des Rechts iſt und ein Rechtserwerb auf Grund des Vor⸗ 

eholts nicht ftattgefunden hat. — Die Frage, ob der Rangvorbehalt mit einmaliger Ausübung 
erliſcht, iſt ſtreitig. Das Kammergericht (KJ 40, 234; 36 5, 383; 6, 315; 8, 298) nimmt an, 
daß der Eigentümer, wenn nach Vollziehung des Vorbehalts das eingetragene Vor⸗ 
gangsrecht gelöſcht wird, auf Grund des Vorbehalts von neuem ein gleichartiges Recht mit 
Vorrang eintragen laſſen dürfe, es jet denn, daß der Vorbehalt auf einen einzelnen Fall beſtimmter 
Art beſchränkt und dies im Grundbuch eingetragen ſei. Dieſer Anſicht kann in ihrer Allgemeinheit 
nicht beigetreten werden. Das Geſetz geht, wie ſeine Faſſung zeigt, davon aus, daß der Eigentümer 
ſich regelmäßig nur für ein einziges, dem Umfang nach zu beſtimmendes und auch ſonſt zu kenn ⸗ 
zeichnendes (A 4) Recht, nicht für mehrere Rechte nacheinander die Rangänderung vorbehält. Läßt 
alſo der Eigentümer ein ſolches Recht mit der Erklärung eintragen, daß es das vorbehaltene Recht 
ſein ſolle, fo iſt damit die vorbehaltene Rangänderung vollzogen und der Vorbehalt erledigt. Kommt 
demnächſt das Vorrangsrecht in Wegfall und erlangt daher das zurückgetretene Recht den früheren 
Rang, jo kann der Eigentümer nicht noch einmal für ein weiteres, ſei es auch gleichartiges 
Recht eine Rangänderung auf Grund des Vorbehalts herbeiführen. Nur dann kann ihm dieſe Be⸗ 
lugnis zugebilligt werden, wenn der Vorbehalt ſich ſeinem Inhalt nach von vornherein ausdrücklich 
auf mehrere Fälle nacheinander erſtreckte. — Durch den Vorbehalt wird der Eigentümer nicht ge⸗ 
hindert, Eintragungen ohne Beilegung des vorbehaltenen Vorrechts zu bewilligen. 
Auch können im Wege der Zwangsvollſtreckung gegen ihn ſolche Eintragungen (z. B. von Zwangs⸗ 
hypotheken) bewirkt werden (RIa 8, 55). Sie ſind, wenn der Eigentümer demnächſt das vor⸗ 
ehaltene Recht eintragen läßt, Zwiſcheneintragungen im Sinne des Abſ 4 (A 8). OR 
„Die Aufhebung des Vorbehalte erfordert auch vor ſeiner Ausübung materiellrechtlich eine 
Einigung zwichen Eigentümer und Rechtsinhaber. Denn ſie enthält nicht eine teilweiſe Aufhebung 
des zurücktretenden echts, das in vollem Umfang beſtehen bleibt, ſondern eine Inhaltsänderung. 
deshalb kommt nicht $ 875, wonach (außer der Löſchung) eine einſeitige Verzichtserklärung des 
Eigentümers genügen würde, ſondern $ 877 zur Anwendung (ftr.). Formellrechtlich genügt aber 
auch hier zur Löſchung nach $$ 19, 29 GBD die formgerechte Löſchungsbewilligung des Eigen⸗ 
tümers. Erliſcht das mit dem Vorbehalt belastete Recht (z. B. durch Zuſchlag in der Zwangsver⸗ 
ſteigerung des Grundſtücks), bevor der Vorbehalt ausgeübt iſt, ſo erliſcht auch der Vorbehalt (A 7). 
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4. Das vorbehaltene Recht iſt dem Umfange nach beſtimmt, wenn ſich aus dem Grundbuch 
klar ergibt, bis zu welchem Höchſtbetrag es den Vorrang haben ſoll (RG Warn 1908 Nr 319; J 
8, 302). Im Falle des Vorbehalts einer Hypothek zu einem beſtimmten Betrage iſt dieſem Er⸗ 
fordernis auch dann genügt, wenn der Hypothek der Vorrang nur inſoweit zuſtehen ſoll, als die 
durch ſie geſicherte Forderung (z. B. Baugelddarlehn) zur Entſtehung gelangt; denn bei einer 
ſolchen Regelung iſt der aus dem Vorbehalt ausſcheidende Teil der Hypothek jederzeit beſtimmbar 
(RIA 4, 250; 7, 62; R FW 1905, 43414). Auch die wertbeſtändige Hypothek (RGeſ ev. 
23. 6. 1923; § 1113 A 4) iſt ein dem Umfange nach beſtimmtes Recht im Sinne des 9 881 (RG 
135, 194). Der in dem Vorbehalt angegebene Wertmeſſer muß aber genau übereinſtimmen 
mit dem Wertmeſſer, der bei dem Recht vorgeſehen iſt, das in den Vorbehalt einrücken ſoll; andern- 
falls iſt die Eintragung dieſes Rechts in dem Vorbehalt abzulehnen (HNN 1932 Nr 616). Iſt 
unter Verletzung dieſes Grundſatzes eine Eintragung vorgenommen, alſo z. B. an der für eine 
Roggenhypothek vorbehaltenen Rangſtelle eine Goldmarkhypothek ohne Zuſtimmung des In⸗ 
habers des mit dem Rangvorbehalt belaſteten Rechts eingetragen worden, ſo iſt dieſe Eintragung 
nicht ihrem Inhalt nach unzuläſſig ($ 53 Abſ 1 S. 2 GB); die eingetragene Hypothek erlangt 
vielmehr den vorbehaltenen Rang inſoweit, als ſie nicht über den Umfang des eingetragenen 
Rangvorbehalts hinausgeht (RG 135, 195). — Soll eine vorbehaltene Hypothek verzinslich ſein, 
ſo muß regelmäßig der Zinsfuß oder der Höchſtbetrag, bis zu dem auch die Zinſen den Vorrang 
haben ſollen, angegeben ſein (RIA 4, 247). Die Verzinslichkeit kann ſich aber auch ohne ausdrück⸗ 
liche Hervorhebung in der Eintragung aus der Natur der Sache ergeben (z. B. bei einem land⸗ 
ſchaftlichen Pfandbriefdarlehn); dann darf (in entſprechender Anwendung des § 1119 Abſ 1) 
die Hypothek, für die der Rang vorbehalten iſt, ohne Zuſtimmung der mit dem Vorbehalt belaſteten 
Rechte als verzinsliche mit einem Zinsſatz bis zu 5% in den Vorbehalt eingetragen werden (RG 
135, 196). Iſt aber die Hypothek als eine unverzinsliche vorbehalten, ſo erhalten hinzugefügte 
Zinſen, auch wenn fie den Zinsſatz von 5% nicht überſchreiten, den Vorrang nicht; $ 1119 kommt 
dann nicht zur Anwendung, da durch die Vorbehaltseinigung die Zinſen von der Erlangung des 
Vorrangs ausgeſchloſſen ſind. — Abgeſehen von ſeinem Umfang muß auch das vorbehaltene 
Recht ſelbſt in dem Vorbehalt ſo deutlich bezeichnet ſein, daß ſpäter ſein Gleichſein mit dem 
in den Vorbehalt einzutragenden Recht unzweifelhaft iſt. Die Bezeichnung der Perſon, der das 
vorbehaltene Recht zuſtehen ſoll, iſt nicht erforderlich. 

5. Ein Recht erlangt den Rang vor einem andern Recht auch dann, wenn es gleichen Rang 
mit dieſem Recht erhält. Denn damit tritt es teilweiſe dem anderen Rechte vor ($ 880 A 2). Daher 
iſt auch ein Vorbehalt der Eintragung eines Rechts mit gleichem Range zuläſſig (a. M. KJ 
39 A 194). — Bei der Eintragung des vorbehaltenen Rechtes muß durch einen beſonderen 
Vermerk erſichtlich gemacht werden, daß dieſes Recht das kraft des Vorbehalts mit Vorrang 
verſehene Recht iſt (RA 9, 200). Einer Eintragung des Vorrangs bei dem zurücktretenden Recht 
bedarf es zur materiellen Wirkſamkeit nicht, da der Vorrang bereits aus dem eingetragenen Vor⸗ 
behalt erkennbar iſt (RIA 9, 202). Formellrechtlich iſt aber ein Rangvermerk auch bei dem zurück⸗ 
tretenden Recht vorgeſchrieben (§ 18 Grundb. Verf. v. 8. 8. 1935 mit Muſter der Anlage 1 Abt. III 
Nr 3, 4). Die Zuſtimmung des Inhabers des zurücktretenden Rechts zu der Ein⸗ 
tragung des vorbehaltenen Rechts iſt weder materiellrechtlich noch formellrechtlich erforderlich, da 
der Vorrang ſchon im voraus bewilligt iſt (A 3 Ab 2) und das durch den Vorbehalt ohnehin inhalt⸗ 
lich eingeſchränkte Recht durch die Ausübung des Vorbehalts nicht mehr im Sinne des 9 19 G0 be- 
troffen wird (RIA 9 S. 67, 201). Daher genügt formellrechtlich zur Eintragung die einſeitige Ein⸗ 
tragungsbewilligung des Eigentümers. Bei der Eintragung hat das Grundbuchamt hinſicht- 
lich des Umfangs nur zu prüfen, ob das einzutragende Recht für ſich die Grenzen des Vor⸗ 
behalts innehält, dagegen nicht, ob und inwieweit durch etwa in der Zwiſchenzeit erfolgte Ein- 
tragungen ohne Vorbehaltsrecht (4. B. durch Zwangshypotheken) der Vorbehalt bereits erſchöpft iſt; 
denn der Einfluß, den ſolche Zwiſcheneintragungen auf die Rangverhältniſſe des vorbehaltenen 
Rechts haben, läßt ſich erſt in der Zwangsverſteigerung feſtſtellen (A 8). Zuläſſig iſt auch eine mehr⸗ 
fache Eintragung von Vorrangsrechten inſofern, als die vorbehaltene Rangſtelle durch 
mehrere gleichartige Rechte ausgefüllt werden kann, die erſt in ihrer Geſamtheit den Umfang 
des Rangvorbehalts erreichen oder hinter ihm zurückbleiben (RIA 11, 66). Ein bereits einge- 
tragenes, dem Vorbehalt entſprechendes Recht, dem bei der Eintragung das Vorrecht nicht 
beigelegt worden iſt, kann nachträglich gemäß $ 877 als dasjenige Recht beſtimmt werden, 
das den vorbehaltenen Rang einnehmen fol (R YA 11, 70; A 1 a. E.). 

6. Erſt durch die Eintragung des Vorbehalts bei dem zurücktretenden Recht tritt der Vor⸗ 
behalt in Wirkſamkeit. Iſt die vereinbarte Eintragung des Vorbehalts unterblieben, ſo beſtimmt ſich 
der Rang eines ſpäter ohne Rangbegünſtigungsvermerk eingetragenen Rechts gemäß $ 879 nach 
der Eintragungsfolge; eine Rangänderung im Sinne des Vorbehalts kann dann nur noch nach 
8 880 erfolgen (JFG 12, 290). Das Grundbuch iſt in Anſehung eines vereinbarten, aber nicht 
eingetragenen Vorbehalts auch nicht etwa unrichtig; bei einem Erwerb des Rechts, das mit dem 
Vorbehalt beſchwert werden ſollte, aber nicht beſchwert worden iſt, kann alſo gegen den Erwerber, 
der die Vorbehaltsvereinbarung kannte, $ 892 nicht angewendet werden; die nachträgliche Ein- 
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tragung des Vorbehalts kann 
12, 301). S 


9 des vorbehaltenen Rechts ſelbſt eine Bezugnahme auf die Ein⸗ 
tragungsbewilligung zuläſſig wäre (tr.; in KGJ 48, 182 wird der Rangvorbehalt einer Grund⸗ 
ſtücksbelaſtung gleichgeſteſſt und allgeme 
nung des Inhalts der Rangvorbehaltu 


7. Die vorbehaltene Befugnis geht auf den Erwerber des Grundſtücks über, gleichviel, 
ob die Veräußerung freiwillig oder im We 


m leteren Falle gilt dies aber nicht, wenn das zurücktretende Recht durch den 
Zuſchlag nach 88 52 Abſ 1 Satz 2, 
orbehalt, weil er mit zum Inhalt des Rechts gehört (RG ZW 1907, 7034). 
8. Werden nach der N 
hat jenes Recht den Vorrang vor dem mit dem Rangvorbehalt belaſteten Recht, und dieſes Recht 
hat den Vorrang vor den ſpäter eingetragenen vorbehaltloſen Rechten. Wenn dagegen nach der 
Eintragung des mit dem Rangvorbehalt befafteten Rechts an dem Rangvorbehalt unbeteiligte 
Rechte, ſei es im Wege der 
tragen werden (über die 
und dann erſt der Rangnorbehalt durch Eint 


ſo ſoll nach Abſ 4 das vorbe alte ue, nach de j 
nicht kraft des Vorbehalts — dem Ei dem Rangvorbehalt belafteten Recht vorrücken, als 
das mit dem Rangvorbe 


rechte eine über den 
der Betrag der Zwiſchenrechte ſoll alſo von dem B 


eingetragene Recht den . vor dem mit dem Rangvorbehalt bela 
das Wort „inzwiſchen“ klar 5; t 


und der Eintragung 

de3 mit dem vorbehaltenen Vorrang ausgeſtatteten Rechts entſtanden ift (ſtr.; RG 131, 208). 
Fer Beeinträchtigung durch ſolche Zwiſcheneintragungen über den Vorbeh 
* m 


en Grundſtücks der Verſteigerungserlös nicht ausreicht, 
Rangdorbehalt beteiligten Ned zu decken, und 


trotz der Zwiſcheneintragungen, da dieſe vom Erlöſe nichts er 
ſtellung des zurücktretenden Rechts bei der Verteilu 0 r 
ausreichende Erlös über den zur Deckung des zurücktretenden Rechts erforderlichen Betrag hinaus, 
ſo mindert ſich die Vorrangſtellung des vorbehaltene 
eintragungen entfällt. Denn das zurlcktretende Ne: 
Recht für den Anſpruch auf an die Stelle des zurücktretenden Rechts treten 
würde, nicht unmittelbar nach dem vorbehaltenen Rech f q Ü } 
des auf die Zwiſ Betrags durch die Zwiſcheneintragungen beein- 
trächtigt ſein. Sind z. B. an Hypotheken eingetr 
vorbehaltlos zwiſcheneingetragene 100 RM und für C vorbehalte 
der Erlös 10000 RM beträgt, C dieſe 10000 0 6 8 
101, wonach AM erhalten ſoll); wenn der Erlös 11000 RM om 
A 1000, B 100 und ( 9900 RM wenn der Erlös 10050 NM beträgt, erhält A 50, B 50 und 9950 
M. Bei der Feſtſtellung des gerin 
tragungen das pn 
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behaltenen Rechts ein überſchießender Betrag dieſes Rechts verbleibt. — Für den dem Rang⸗ 
vorbehalt des § 881 rechtsähnlichen Rangvorbehalt nach 97 Aufw (A 3 Abſ 2 a. E.) 
war § 881 Abſ 4 entſprechend anzuwenden (NG Warn 1935 Nr 116). Praktiſch wurde dieſe An⸗ 
wendung z. B. dann, wenn nach Inkrafttreten des Aufwcf eine Hypothek neu eingetragen und 
demnächſt der Rangvorbehalt durch Eintragung einer Hypothek oder Grundſchuld ausgefüllt war 
(JW 1927, 10219). Entfiel in der Zwangsverſteigerung ein Teil des Erlöſes auf eine Poſt, die 
nach dem Inkrafttreten des Aufw, aber vor der Ausfüllung des Rangvorbehalts eingetragen 
war, ſo wurde das hinter den Vorbehalt zurücktretende Recht dann nicht beeinträchtigt und fand 
deshalb eine Kürzung des bevorzugten Rechts zugunſten des zuriidtretenden Rechts nicht ſtatt, 
wenn das zurücktretende Recht ohne die Eintragung des Zwiſchenrechts wegen der Höhe des Vor⸗ 
behalts auch nicht zum Zuge gelangt wäre (RG Warn 1935 Nr 116). 


8 882 


Wird ein Grundſtück mit einem Nechte belaſtet, für welches nach den für 
die Zwangsverſteigerung geltenden Vorſchriften dem Berechtigten im Falle 
des Erlöſchens durch den Zuſchlag der Wert aus dem Erlöſe zu erſetzen iſt ), ſo 
kann der Höchſtbetrag des Erſatzes beſtimmt werden?). Die Beſtimmung 
bedarf der Eintragung in das Grundbuch ). 

E II 867; P 6 242. 

1. Rechte, deren Wert aus dem Erlöſe zu erſetzen iſt, ſind diejenigen, an deren Stelle im 
Falle ihres Erlöſchens durch den Zuſchlag (58 52 Abſ 1, 91 Abſ 1 BUG) gemäß $ 92 Abſ 1 ZIG 
der Anſpruch auf Erſatz des Wertes aus dem Verſteigerungserlöſe tritt, die alſo nicht auf Zahlung 
eines Kapitals gerichtet find. Daher betrifft $ 882 nicht Hypotheken und Grundſchulden. Ferner 
beſtimmt ſich bei ablösbaren Rechten der Betrag der Erſatzleiſtung gemäß $ 92 Abſ 3 3G nicht 
durch den Wert, ſondern durch die Ablöſungsſumme. Deshalb ſcheiden hier auch aus die Renten⸗ 
ſchuld ($ 1199 Abſ 2) und die übrigen ablösbaren Rechte nach den durch Art 113 EG aufrecht⸗ 
erhaltenen Landesgeſetzen. Mithin kommen für $ 882 nur vor dem 22. 1. 1919 beſtellte (jetzt $ 25 
VO v. 15. 1. 1919) Erbbaurechte ſowie Dienſtbarkeiten und Reallaſten in Betracht (OLG 39, 243). 
Bei Vorkaufsrechten kann § 882 nach $$ 1098, 512 nur dann in Frage kommen, wenn fie gemäß 
§ 1097 Abſ 1 Halbſ 2 für mehrere oder für alle Verkaufsfälle beſtellt ſind. 

2. Durch den eingetragenen Höchſtbetrag des Erſatzes wird der Erſatzanſpruch nur nach oben⸗ 
hin begrenzt. Der Berechtigte kann im Falle der Zwangsverſteigerung den Betrag nicht ohne 
weiteres als den Wert ſeines Rechts beanſpruchen. Vielmehr beſtimmt ſich die Höhe des Erſatz⸗ 
anſpruchs innerhalb der Grenze nach $$ 92, 121 ZUG. Allerdings wird der Höchſtbetrag gemäß 
F114 Abſ 1 3 in den Teilungsplan aufgenommen. Die gleich⸗ oder nacheingetragenen Be- 
rechtigten können aber unter Erhebung des Widerſpruchs nach $ 115 3G die Herabſetzung des 
Erſatzanſpruchs auf den wirklichen Wert verlangen. 

3. Die Beſtimmung des Höchſtbetrags betrifft den Inhalt des Rechts und bedarf daher, wie 
das Recht ſelbſt, zur materiellen Wirkſamkeit neben der Eintragung in das Grundbuch 
(OLG 39, 243) der Einigung zwiſchen dem Eigentümer und dem Berechtigten gemäß $ 873 oder, 
wenn die Beſtimmung erſt nach der Eintragung des Rechts erfolgt, gemäß § 877. Formellrechtlich 
genügt zur Vornahme der Eintragung nach § 19 GBO die Eintragungsbewilligung, und zwar 
im erſten Falle ($ 873) des Eigentümers, im zweiten Falle ($ 877) des Berechtigten, der durch die 
ſein Recht einſchränkende Eintragung der Beſtimmung betroffen wird. Die Zuſtimmung der 
gleich⸗ oder nachſtehenden Berechtigten iſt im zweiten Falle nicht erforderlich, weil dieſe Berech⸗ 
tigten durch die Eintragung des Höchſtdbetrags nicht benachteiligt werden. 


§ 883 

Zur Sicherung !) des Anſpruchs?) auf Einräumung) oder Aufhebung) 
eines Rechtes an einem Grundſtück oder an einem das Grundſtück belaſten⸗ 
den Nechte 5) oder auf Änderung des Inhalts ) oder des Ranges ) eines 
ſolchen Rechtes kann eine Vormerkung!) in das Grundbuch eingetragen werden!). 
Die Eintragung einer Vormerkung iſt auch zur Sicherung eines künftigen oder 
eines bedingten Anſpruchs zuläſſig ). 

Eine Verfügung, die nach der Eintragung der Vormerkung über das Grund- 
ſtück oder das Necht getroffen wird, iſt inſoweit unwirkſam, als ſie den Anſpruch 
vereiteln oder beeinträchtigen würde 1). Dies gilt auch, wenn die Verfügung 
im Wege der Zwangsvollſtreckung oder der Arreſtvollziehung !) oder durch 
den Konkursverwalter erfolgt ). 
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2 Der Nang des Nechtes, auf deſſen Einräumung der Anſpruch gerichtet iſt, 
deſtimmt ſich nach der Eintragung der Vormerkung 1%. 

E II 803; P 3 107ff., 181 ff., 740 ff.; 6 222 

1. Als vorläufige Eintragungen zur Sicherung gegen die Gefahren, die mit dem Grund- 
ſatz des öffentlichen Glaubens des Grundbuchs und mit dem Eintragungsgrundſatz verbunden ſind, 
laßt das BGB die Vormerkung und den Widerſpruch gegen die Richtigkeit des Grundbuchs zu. 
Die Vormerkung (8 883) dient zur Sicherung eines perſönlichen Anſpruchs auf Anderung der 
Grundſtücksrechtsverhältniſſe, der Widerſpruch ($ 899) zur Sicherung eines außerhalb des Grund» 
buch beſtehenden dinglichen Rechts. Beide Rechtsbehelfe find grundſätzlich ſcharf zu trennen. 
Dennoch kann unter beſonderen Umſtänden ihre Verwechſelung für den Geſicherten unſchädlich 
ſein. Iſt z. B. zugunſten des wahren Grundſtückseigentümers eine Auflaſſungsvormerkung 
ſtatt eines Widerſpruchs eingetragen, fo hat die Vormerkung dennoch die Wirkungen der 
35 883, 888 (RG 139, 355). Denn der Berichtigungsanſpruch des wahren Eigentümers gegen 
den Bucheigentümer aus 8 894, den der Widerſpruch geſichert hätte, kann auch in der 
Form des jetzt durch die Vormerkung geſicherten Auflaſſungsanſpruchs geltend gemacht 
werden ($ 894 A 3). — Durch die Vormerkung wird der Anſpruch nur geſichert, nicht 


erfüllt. Er wird auch nicht geſchaffen, ſondern nur erhalten. Das dingliche Recht, auf das der 
Anſpruch gerichtet ift, wird durch die Vormerkung weder begründet noch umgewandelt; die Be⸗ 
gründung wird nur vorbereitet. Der Anſpruch wird durch die Vormerkung nicht verändert; ins⸗ 
beſondere wird feinem Beſtande dadurch keine größere Kraft als bisher verliehen (RG 78, 408). 
Vielmehr bleiben die ihm etwa anhaftenden Mängel und Einreden beſtehen. Wer den vorgemerkten 
Anſpruch geltend macht, muß ſein Beſtehen nach wie vor beweiſen. Die Eintragung beweiſt nur 
bis zum Beweiſe des Gegenteils, daß die geſetzlichen Vorausſetzungen für die Vormerkungsein⸗ 
tragung ($ 885) vorliegen und daß die Vormerkung den in dem Eintragungsvermerk angegebenen 
Inhalt und Umfang hat (A 8). — Die Vorſchriften des Aufwo über die Aufwertung von Hypo- 
theken find auf Vormerkungen zur Sicherung des Anſpruchs auf Einräumung einer Hypothek 
e (JFG 9, 223). Auch das Geſetz über die Bereinigung der Grundblcher 

om 18. 7. 1930 


(Vorbem 7 am Schluß vor § 1113) findet auf Hypothekenvormerkungen Anwen⸗ 
dung (JW 1932, 611). 5 


2. Nur die im Abſ 1 bezeichneten Anſprüche können durch Vormerkung geſichert werden, 
alſo nur Anſprüche, die auf Begründung einer eintragungsfähigen, ein Grundſtück oder ein 
Recht an einem Grundſtück betreffenden Rechtsänderung gerichtet ſind und durch die endgültige 
Eintragung der Rechtsänderung erfüllt werden können (RG 48, 64; 55, 273; 56, 14; 60, 319; 60, 
425, RIA 3, 136; 5, 215; KJ 20 A 94; 22 A 154; 40 A 126). Es find dies Anſprüche auf die⸗ 
jenigen Rechtsänderungen, über deren Begründung die $$ 873 (Übertragung des Eigentums an 
einem Grundſtück, Einräumung eines begrenzten Rechts an einem Grundſtück, bertragung 
eines ſolchen Rechts, Einräumung eines Rechts an einem ſolchen Recht), 875 (Aufhebung eines 
Rechts an einem Grundſtück), 876 (Zuſtimmung des Drittberechtigten zur Aufhebung eines mit 
etnem Recht belaſteten Rechts an einem Grundſtück), 877 (Anderung des Inhalts eines Rechts 
an einem Grundſtück), 880 (Rangänderung) Beſtimmung treffen, und ferner Anſprüche auf Auf⸗ 
hebung von Rechten, die ein Recht an einem Grundſtück belaſten. Alle anderen Anſprüche 
kind von der Sicherung durch Vormerkung ausgeſchloſſen. Unzuläſſig ſind daher z. B. Vor⸗ 
merkungen zur Sicherung des Anſpruchs aus der vom Verkäufer eines Grundſtücksteils über⸗ 
nommenen Verpflichtung, den Teil von den auf ihm haftenden Schulden und Laſten zu befreien 
{NG 55, 270), oder zur Sicherung von Anſprüchen auf Begründung ſolcher Rechte und Rechts⸗ 
verhältniſſe, deren Eintragung in das Grundbuch nicht zuläſſig iſt (vgl. 8 886 A 3 a. E. 
und die in Vorbem 2 vor $ 873 angeführten Beiſpiele für nicht eintragungsfähige Rechte). 
It ein Anſpruch auf Eintragung ſolcher Rechte vorgemerkt, ſo iſt die Vormerkung unwirkſam 
(NG 48, 61; 53, 415; 55, 271; ZW 1903 Beil 116; $ 886 A 3 a. E.). Aus ſchuldrechtlichen 
Rechtsverhältniſſen, die ſelbſt nicht eintragungsfähig ſind, kann ſich aber ein Anſpruch auf Ein⸗ 
raumung eines Rechts ergeben, deſſen Sicherung durch Vormerkung zuläſſig ift, z. B. ein vor⸗ 
merkungsfähiger Anſpruch auf Übertragung von Grundeigentum (Auflaſſung): aus der vom 
Eigentümer bewilligten Eintragung eines Ankaufsrechts (RG Gruch 67, 80; Och 45, 202); 
aus der vom Eigentümer übernommenen Verpflichtung, einer Gemeinde eine Grundfläche gegen 
eine vereinbarte Entſchädigung zum Straßenlande abzutreten (KJ 25 A 149); aus der vom 
Verpächter in einem Pachtvertrage übernommenen Verpflichtung, das Pachtgrundſtück nach 
Beendigung der Pacht dem Pächter zu einem beſtimmten Kaufpreise zu überlaſſen (OLG 6, 122; 
ON 20 A 77). Anſprüche, die an ſich nach ihrer allgemeinen Natur vorgemerkt werden können, 
müſſen für die Eintragung der Vormerkung in der Darſtellung der Merkmale des vorzumerkenden 
Rechts dieſelben Anforderungen erfüllen, die zur Vornahme der Eintragung des Rechts 
ſelnſt zu ſtellen ſind. Insbeſondere muß alſo der vorzumerkende Anſpruch auf Einräumung eines 

dandſtücksrechts dieſes Recht in eindeutiger eintragungsfähiger Weiſe bezeichnen. Daher kann 
3. B. nicht durch Vormerkung geſichert werden die ſchuldrechtliche Verpflichtung des Eigentümers, 
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im Falle einer geplanten Belaſtung des Grundſtücks für jemand, der dieſer Belaſtung nicht zu⸗ 
ſtimmen werde, eine gleich hohe Belaſtung mit dem Vorrang vor der in Ausſicht genommenen 
Laſt zu beſtellen (IFG 15, 251). Ebenſowenig kann der Grundbuchrichter eine Vormerkung zur 
Sicherung des Anſpruchs auf Einräumung einer Reallaſt eintragen, wenn die Höhe der Reallaſt⸗ 
leiſtungen unbeſtimmbar iſt (Jö 1, 429). — Im Falle der Anfechtung einer Veräußerung 
durch den Konkursverwalter (88 29 ff. KO) muß nach 8 37 KO das durch die anfechtbare Handlung 
aus dem Vermögen des Gemeinſchuldners Veräußerte zur Konkursmaſſe zurückgewährt werden. 
Die Anfechtung gibt dem Verwalter nur einen ſchuldrechtlichen, keinen dinglichen Anſpruch auf 
Rückgewähr (ſtr.; Ne 47, 220; 48, 149; 50, 134; 52, 341; 56, 14). Deshalb kommt als Sicherungs⸗ 
mittel die Eintragung eines Widerſpruchs nicht in Frage. Wohl aber kann der Verwalter im Falle 
der Veräußerung eines Grundſtücks feinen Anſpruch auf Rückübertragung (Auflaſſung) des Grund⸗ 
eigentums gegen den Erwerber durch Vormerkung ſichern laſſen. Wird dagegen eine Veräußerung 
auf Grund des Anf® von einem Gläubiger angefochten, fo kann nach §7 aaO. der Gläubiger, 
ſoweit es zu ſeiner Befriedigung erforderlich iſt, nur verlangen, daß der veräußerte Gegenſtand 
als noch zum Vermögen des Schuldners gehörig vom Empfänger zurückgewährt wird. Das 
bedeutet, daß der Empfänger ſich die Zwangsvollſtreckung für den Gläubiger in das emp⸗ 
fangene Vermögensſtück gefallen laſſen muß, gleich als ob dieſes noch zum Vermögen des Schuldners 
gehörte (RG 56, 195; 60, 425; 67, 40; JW 1902, 22150, 1903, 1592). Danach ſteht dem Gläubiger 
im Falle der Veräußerung eines Grundſtücks weder ein Anſpruch auf Rückübertragung des Grund⸗ 
eigentums an ihn oder an den Schuldner zu noch ein Anſpruch auf Bewilligung der Eintragung 
einer Hypothek für ſeine Forderung; für die Eintragung einer Vormerkung iſt daher hier kein 
Raum (NG 60, 425; 67, 41; 71, 178; Warn 1909 Nr 104; RIA 5, 215). Zum Schutz gegen die 
Vereitelung des Anfechtungsrechts durch Weiterveräußerung des Empfangenen kann der Gläubiger 
nur ein Veräußerungsverbot im Wege der einſtweiligen Verfügung gemäß $$ 935, 938 Abſ 2 
3 PO erwirken (RG 67, 42; Warn 1909 Nr 104; OLG 4, 179). Derartige Veräußerungsverbote 
oder ſonſtige im Wege der einſtweiligen Verfügung erlaſſene Verbote der Verfügung ſind aber 
nicht auf Eintragung von Vormerkungen gerichtet, ſondern enthalten Verfügungsbeſchränkungen 
im Sinne des 892 Abſ 1 Satz 2 (KJ 30 A 242). 

Der Anſpruch (§ 194 Abf 1) muß ferner, wie ſich aus der Stellung der Vorſchrift des § 883 
im BGB ergibt, ein privatrechtlicher ſein (RG 56,14; 60, 425; Warn 1909 Nr 104; KG 50, 197). 
Der Gläubiger einer vollſtreckbaren Forderung hat keinen privatrechtlichen Anſpruch auf Be⸗ 
ſtellung eines dinglichen Rechts an einem dem Schuldner gehörigen Grundſtück oder Grundſtücks⸗ 
recht, es ſei denn, daß durch beſondere geſetzliche Beſtimmung (3. B. 648 BGB) oder durch ein 
auf die Beſtellung gerichtetes Rechtsgeſchäft die Verpflichtung hierzu begründet iſt. Aus 98 866, 
867 3 PO, wonach der Gläubiger im Wege der Zwangsvollſtreckung ohne Einwilligung des Schuld⸗ 
ners eine Sicherungshypothek eintragen laſſen darf, folgt kein privatrechtlicher Anſpruch auf Be⸗ 
willigung der Eintragung einer ſolchen Hypothek (RG 60, 426; Warn 1909 Nr 104; RA 2, 93; 
ROY 33 A 273; 47, 255). Ebenſowenig ergibt ſich aus der dem öffentlichen Recht entſpringenden 
Befugnis zur Pfändung nach 9 830 ZPO, daß der Gläubiger einen privatrechtlichen Anſpruch 
auf Beſtellung eines Pfandrechts an einer dem Schuldner gehörigen Hypothek hätte (RG 56, 15; 
OLG 6, 404; KGJ 33 A 273), In dieſen Fällen iſt alſo für eine Vormerkung kein Raum. Ferner 
iſt die Eintragung einer Vormerkung zur Sicherung des Anſpruchs auf Zahlung von Skeuern 
unzuläſſig, auch wenn die Staatskaſſe nach den einſchlägigen Beſtimmungen für einen ſolchen 
Anſpruch eine Sicherungshypothek im Wege der Zwangsvollſtreckung eintragen laſſen kann (JW. 
1922, 911). 

Der Anſpruch muß weiter ein ſchuldrechtlicher fein. Daher ift für einen dinglichen Auſpruch 
auf Berichtigung des Grundbuchs gemäß 8 894 (z. B. auf Eintragung einer vor Inkrafttreten 
des BGB außerhalb des Grundbuchs entſtandenen Grunddienſtbarkeit) nicht eine Vormerkung 
als Sicherungsmittel gegeben, ſondern die Eintragung eines Widerſpruchs gemäß $ 899 (OLG 4, 
292; A 1). Aus einer bindenden dinglichen Einigung folgt kein ſchuldrechtlicher Anſpruch (§ 873 
A 13). Deshalb gibt eine ſolche Einigung für ſich allein auch keine Rechtsgrundlage ab für die 
Eintragung einer Vormerkung (RG 108, 331; Warn 1928 Nr 128; SeuffA 65 Nr 15). 

Sodann muß der Anſpruch gerichtet ſein gegen denjenigen, deſſen Grundſtütk oder belaſtendes 
Recht von der Vormerkung betroffen werden würde, alſo gegen den gegenwärtigen Grund⸗ 
ſtückseigentümer oder Rechtsinhaber, deſſen Recht geändert werden ſoll (RG 20, 244; 84, 81; 
RIA 4, 255; 13, 152; OLG 3 S. 98, 387; 8, 106; 15, 333; 26, 10). Das gilt auch dann, wenn es ſich 
um die Sicherung eines Anſpruchs auf ein durch Teſtament begründetes perſönliches Vorkaufsrecht 
(A 10) handelt (OLG 42, 273). Daher iſt nicht vormerkungsfähig z. B. ein Anſpruch: auf 
Auflaſſung gegen einen Dritten, dem gegenüber der Eigentümer ſich zur Auflaſſung verpflichtet hat 
(RG 20, 244); des Wiederkaufsberechtigten auf Rückübertragung des Eigentums auch gegenüber 
einem dritten Erwerber (OLG 14, 71) oder gar gegenüber dem jeweiligen Eigentümer eines 
Grundſtücks (HRR 1935 Nr 788). Dagegen iſt ſicherungsfähig der Anſpruch: auf Rücküber⸗ 
tragung gegen den Käufer (MG 69, 282; 72, 392); auf Beſtellung einer Grunddienſtbarkeit gegen den 
jeweiligen Eigentümer eines Grundſtücks (KJ 40 A 129), und zwar auch für den Fall der realen 
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Teilung des Grundſtücks (HRR 1932 Nr 1659); des Grundſtückskäufers gegen den Verkäufer auf 
Löſchung einer nicht übernommenen, für den Verkäufer früher eingetragen geweſenen, demnächſt 
aber auf einen andern übertragenen Hypothek (OLG 3, 98); eines Hypothekengläubigers gegen den 
Ligentumer auf Herbeiführung der Löſchung vorgehender Hypotheken, falls fie einem Dritten zu⸗ 
fallen ſollten (OLG 3, 387); aus einem Erbvertrage auf Übertragung von Grundeigentum, falls der 
Berechtigte den Grundſtückseigentümer überleben ſollte (OLG 8, 106); gegen einen Miterben 
auf Veſtellung einer Hypothek an dem künftig etwa ihm zufallenden Anteil an dem Nachlaßgrund⸗ 
Küd (MU 4, 253); auf Abtretung einer für den Verpflichteten etwa künftig entſtehenden Hypo⸗ 
thek (OLG 15, 334); des Hypothekengläubigers gegen den Eigentümer auf Löſchung einer künftig 
etwa entſtehenden und dann dem Eigentümer als Eigentümerhypothek zufallenden Hypothek 
(J 23 A 154) oder auf Löſchung einer vorgehenden Hypothek, auch wenn fie ſich nicht mit dem 
Eigentum in einer Perſon vereinigt, alſo nicht der Sonderfall des $ 1179 vorliegt (OLG 6, 124; 
10, 425). Die Vorſchrift des $ 1179 enthält eine Ausnahme von dem vorgenannten 
Grundſatz. Danach kann der Anſpruch gegen den Eigentümer auf Löſchung einer Hypothek, 
falls ſie zur Eigentümergrundſchuld werden ſollte, durch Vormerkung geſichert werden, obwohl 
der Eigentümer noch nicht Inhaber der Hypothek ift (RIA 3, 130). Nicht zutreffend ift die 
in KJ 33 A 284 vertretene Anſicht, daß die Vormerkung nach $ 1179 bereits unter $ 883 falle, 
weil 5 883 Abſ 1 Satz 2 eine Vormerkung auch zur Sicherung von künftigen oder bedingten An⸗ 
ſprüchen zulaſſe und ein Anſpruch auch dann ein künftiger oder bedingter ſei, wenn der ſich Ver⸗ 
pflichtende ein Recht am Grundſtück erſt künftig oder bedingt erlangen ſolle. Der Eigentümer iſt 
nicht gegenwärtiger Inhaber der Hypothek und wird es möglicherweiſe, z. B. wenn er das Grund⸗ 
ſück veräußert, auch niemals werden. Deshalb könnte nach dem oben dargelegten Grundſatz der 
Anſpruch auf Löſchung gegen ihn nicht auf Grund des g 883 vorgemerkt werden; nur durch die 
i een des $ 1179 iſt dies zuläſſig geworden (ſtr.; RG 72, 277; 84, 81; 145, 354; 
us q „ 
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N 153; jetzt auch KJ 45, 270 unter Aufgabe von KG 33 A 284). Aus demſelben Grunde 
iſt auch nicht z 


! utreffend die Annahme in jener Entſcheidung, daß ein Anſpruch auf Beſtellung eines 
Pfandrechts 


} oder eines Nießbrauchs an einer künſtigen Eigentümerhypothek vorgemerkt werden 
könne tr.; 96% 22 A 163; 26 A 46; 28 A 141; 30 A 244). Ferner kann bei einer Hypothek nicht 
ein Anſpruch darauf vorgemerkt werden, daß der Eigentümer die Hypothek, falls ſie zur Eigen⸗ 
tümerhypothek werde, in eine Hypothek für eine andere Forderung des Gläubigers umwandle. 
Denn ſoweit der Anſpruch auf Übertragung der künftigen Eigentümerhypothek gerichtet iſt, 
ſcheitert die Zuläſſigkeit der Vormerkung daran, daß der Verpflichtete nicht gegenwärtiger In⸗ 
haber der Hypothek ift (fo jetzt auch KJ 45, 268; vgl. RG 72, 275). Soweit aber der Anſpruch 
gegen den Eigentümer als ſolchen gerichtet iſt, könnte nur eine Vormerkung für eine künftige neue 
Belaſtung an der zunächſt offenen Stelle in Frage kommen (ſtr.; a. M. KJ 25 A 166). Weiter iſt 
aus dem hier erörterten Grunde unzuläſſig eine Vormerkung zur Sicherung des Anſpruchs auf 
Einräumung des Vorrangs vor einer künftig möglicherweiſe entſtehenden Eigentümergrundſchuld 
(AG 84, 78). Dies gilt auch dann, wenn es ſich um den Anſpruch eines nachſtehenden Hypotheken⸗ 
gläubigers handelt; aus der für die Löſchungsvormerkung im 81179 gegebenen Ausnahme⸗ 
beſtimmung iſt für die Zuläſſigkeit einer ſolchen Rangrücktrittsvormerkung nichts zu entnehmen 
(RG 84, 81; a. M. RIA 13, 152; vgl. 51179 A 5). Unzuläſſig ift ſchließlich auch eine Vormerkung 
auf zukünftige Abtretung einer durch Abzahlung einer Fremdhypothek erwarteten, zur Zeit der 
Eintragung der Vormerkung aber noch nicht entſtandenen Eigentümergrundſchuld (RG 145, 352). 
Nur der Anſpruch einer beſtimmten Perſon, der das Gläubigerrecht zufteht, kann durch 
Vormerkung geſichert werden. Grundſätzlich kann jede natürliche oder juriſtiſche Perſon Gläubiger 
und Vormerkungsberechtigter ſein, dagegen nicht eine Behörde ohne eigene Rechtsperſönlichkeit 
(8. B. Polizeibehörde: KGJ 39 A 210; Fideikommißaufſichtsbehörde: KJ 50, 196). Im übrigen 
beſtimmt ſich, da der zu ſichernde Anſpruch ein ſchuldrechtlicher iſt, nach dem Recht der Schuld⸗ 
verhältniſſe, wer Gläubiger fein kann. Deshalb braucht der durch Vormerkung geſicherte Gläubiger 
nicht immer der Vertragsgenoſſe des Verpflichteten zu ſein. Iſt z. B. durch Vertrag ein Anſpruch 
auf Einräumung eines Rechts zugunſten eines Dritten (89 328 ff.) begründet, jo kann für dieſen 
Dritten eine Vormerkung eingetragen werden. Daneben oder auch ſelbſtändig kann für den Ver⸗ 
ſprechensempfänger (5 335) eine Vormerkung zur Sicherung feines Anspruchs auf Einräumung des 
Rechts an den Dritten eingetragen werden (JFG 9, 207). Für eine noch unerzeugte Nachkommen⸗ 
ſchaft, die nach $ 331 jedenfalls dann, wenn fie als Dritte in einem Vertrage bedacht worden iſt, vor⸗ 
geſtellte (fingierte) Rechtsperſönlichkeit hat, kann eine Vormerkung (z. B. zur Sicherung des für ſie 
begründeten Anſpruchs auf Beſtellung einer Hypothek) eingetragen werden (RG 61, 356; 65, 277; 
dich 25 A 151; 32 A 217; OL 10, 74). Ferner braucht der Gläubiger des zu ſichernden Anſpruchs 
nicht von vornherein der Perſon nach feſtzuſtehen; vielmehr kann nach dem Grundſatz der Ver⸗ 
tragsfreiheit im Gebiet der Schuldverhältniſſe beſtimmt werden, daß ſich das Gläubigerrecht aus 
em Eintritt einer Tatſache, aus dem Vorliegen eines ſachlichen Merkmals, ſei es auch bedingt 
oder zukünftig, ergeben ſoll (RG 128, 249; RIA 7, 145; 9, 265). Danach iſt die Frage, ob für einen 
durch die jeweilige Inhaberſchaft eines Rechts beſtimmten Gläubiger eines vormerkungs⸗ 
fähigen Anſpruchs eine Vormerkung eingetragen werden kann, zu bejahen. Dem kann nicht ent⸗ 
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gegengehalten werden, daß ſo das Gläubigerrecht verdinglicht werde, während der Kreis der ding⸗ 
lichen Rechte im BGB ein beſchränkter ſei. Es kommt hier eben nicht Sachenrecht, ſondern Schuld⸗ 
recht zur Anwendung (RG 128, 246; HAN 1935 Nr 788; a. M. RA 7, 67; OL H 40, 35). Zu⸗ 
läſſig iſt alſo z. B.: bei dem Verkauf eines von zwei demſelben Eigentümer gehörigen Grund⸗ 
ſtücken eine Grunddienſtbarkeit (z. B. ein Fenſterrecht) vorzumerken zugunſten künftiger Erwerber 
des anderen Grundſtücks, mithin zugunſten noch ungewiſſer, aber durch den Eintritt der Tatſache 
des Grundſtückserwerbs beſtimmter Perſonen (RG Seuffü 67, 174; a. M. KJ 40 A 126); zur 
Sicherung des Anſpruchs auf Beſtellung einer Grunddienſtbarkeit oder auf Auflaſſung eines 
Grundſtücks eine Vormerkung einzutragen zugunſten des jeweiligen Eigentümers des herrſchenden 
Grundſtücks oder eines andern Grundſtücks (RG 128, 246; a. M. RIA 7, 67; OLG 40, 35); eine 
Vormerkung für den Anſpruch auf Grund eines Wiederkaufsrechts zugunſten des jeweiligen Eigen⸗ 
tümers eines Grundſtücks (RIA 9, 265; Keßg 40 A 128; HRR 1935 Nr 788) ſowie eine gleiche 
Vormerkung zugunſten des jeweiligen Beſitzers eines Familienfideikommiſſes (KJ 53, 154); 
eine Vormerkung zur Sicherung des Anſpruchs auf Eintragung einer beſchränkten perſönlichen 
Dienſtbarkeit zugunſten des jeweiligen Inhabers eines unter einer beſtimmten Firma betriebenen 
Geſchäfts (JW 1937, 102340). Solche Vormerkungen fallen aber nicht unter $9 (88) EBD 
(336 9, 207). Dagegen iſt die Eintragung einer Vormerkung mit der Maßgabe, daß der ge⸗ 
ſicherte Anſpruch auch dem Rechtsnachfolger des eingetragenen Anſpruchsberechtigten zuſtehen 
ſoll, als gegenſtandslos unzuläſſig, da die Vererblichkeik und Veräußerlichkett des Anspruchs 
ſich nach Schuldrecht beſtimmt und daher ein Vermerk dieſer Art nicht in das Grundbuch gehört 
(SSG 10, 433; RIA 7, 145). Wegen der Löſchungsvormerkung für den jeweiligen Inhaber 
einer nachſtehenden Hypothek: 8 1179 A 3. 

Der Anſpruch muß rechtsbeſtändig fein (RG 67, 48; Warn 1928 Nr 128; Gruch 67, 80). Die 
Vormerkung kann ihn weder ſchaffen noch erweitern (RG 139, 356). Ein nur gedachter, als möglich 
angenommener, in Wirklichkeit aber nicht beſtehender Anſpruch iſt nicht vormerkungsfähig; ein 
Anſpruch, der nur in der Vorſtellung des Vormerkungsgeſicherten vorhanden iſt, dem aber in der 
Welt der Wirklichkeit jede Grundlage fehlt, genügt dem $ 883 nicht (R Warn 1937 Nr 100). Die 
Vormerkung ift nichtig, wenn der Anſpruch von vornherein nicht rechtsbeſtändig iſt (3. B. wegen 
Verſtoßes gegen die guten Sitten: Kc 42, 212; bei Anfechtung wegen argliſtiger Täuſchung; wenn 
im Falle eines Anſpruchs aus einem Kaufvorvertrage dieſer nicht den für einen ſolchen Vorvertrag 
erforderlichen Inhalt hat: RG 124, 84; bei einem Anſpruch auf Übertragung des Eigentums am 
Grundſtück wegen Mangels der für die Übernahme der Verpflichtung im $ 313 vorgeſchriebenen 
Form: Os 26, 5). Die Vormerkung verliert ihre Wirkſamkeit, wenn der Anſpruch nachträglich 
(3. B. durch Erfüllung, Erlaß, Eintritt auflöſender Bedingung, Vereinigung von Forderung und 
Schuld) erloſchen ift (JW 1922, 13497; RG 113, 405, wo bei einer Auflaſſungsvormerkung für den 
Grundſtückskäufer deſſen geſicherter Anſpruch durch Erteilung der Auflaſſung und Stellung des An. 
trags auf Umſchreibung des Eigentums noch nicht für erfüllt erachtet iſt, wenn der Umſchreibung 
Hinderniſſe entgegenſtehen, z. B. wenn der Verkäufer nicht oder nicht mehr als Eigentümer ein⸗ 
getragen iſt). Dies gilt, gleichviel ob die Vormerkung auf Grund einer Bewilligung oder eines vor⸗ 
läufig vollſtreckbaren Urteils gemäß § 895 ZRO oder einer einſtweiligen Verfügung eingetragen iſt 
(R 65, 261; 77, 404; 81, 288; Warn 1910 Nr 239; 1937 Nr 100; KG 32 B 16; 43, 213; RA 
11, 61; 12, 74; OLG 6, 124; 14, 70). Die unwirkſame Vormerkung wird auch dadurch nicht wirk⸗ 
ſam, daß die Beteiligten in der irrigen Meinung, die Vormerkung ſetze das Beſtehen des vor⸗ 
gemerkten Anſpruchs nicht voraus, vergleichsweiſe ſich zwar zu der Vormerkung, aber nicht zu dem 
vorgemerkten Anſpruch bekennen. Ein ſolcher Vergleich iſt unwirkſam, wenn ihm nicht im Wege 
der Auslegung das Bekenntnis auch zu dem vorgemerkten Anſpruch entnommen werden kann 
(RG Warn 1937 Nr 100). Der von der unwirkſamen Vormerkung Betroffene kann auf Be⸗ 
ſeitigung ihrer Eintragung klagen (5886 A 2). Der Beſeitigungsauſpruch beſteht bei einer auf 
Grund einer einſtweiligen Verfügung eingetragenen Vormerkung auch dann, wenn die Verfügung 
noch nicht aufgehoben iſt ($ 885 A 1). Einen zweiten Weg zur Löſchung der unwirkſamen Vor⸗ 
merkung eröffnet in dieſem Falle $ 25 GB (NG HRR 1932 Nr 1837). Im übrigen kann auch 
formellrechtlich die Löſchung (abgefehen von der Bewilligung des Vormerkungsberechtigten gemäß 
99 19, 29 EBD) durch den Nachweis des Nichtbeſtehens des Anſpruchs gemäß $ 22 GBO herbei⸗ 
geführt werden. Denn dieſe Vorſchrift betrifſt zwar an ſich nur dingliche Rechte, iſt aber auf die 
ſchwächere Vormerkungsberechtigung entſprechend anzuwenden (KJ 32 3 18; 40 B 354; 43, 213; 
52, 164; RIA 11, 60). Der ſchuldrechtliche Vertrag, der dem Auſpruch auf Bewirkung der 
Rechtsänderung zugrunde liegt, bedarf regelmäßig keiner Form (8873 A7c). Eine Ausnahme bildet 
aber z. B. nach 9 313 Satz 1 der einen Anſpruch auf Auflaſſung begründende Vertrag; der Mangel 
der dort vorgeſchriebenen Form wird durch Eintragung der Auflaſſungsvormerkung nicht ge mäß 
9313 Satz 2 geheilt (RG 54, 76; 55, 343; 67, 48; OLG 26, 5). — Nach $ 77 des Reichsverſorgungs⸗ 
geſetzes v. 22. 12. 1927 kann angeordnet werden, daß die Veräußerung und Belaſtung des mit der 
Kapitalabfindung erworbenen Grundſtücks innerhalb (höchſtens) 6 Jahren nur mit Genehmigung 
des Hauptverſorgungsamts zuläſſig ift. Dieſe Anordnung wird mit der Eintragung im Grund⸗ 
buch wirksam. Nach ihrer Eintragung iſt auch eine Vormerkung auf Einräumung einer Hypothel 
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nur mit Genehmigung der genannten Behörde eintragungsfähig, mag es ſich auch um eine durch 
einſtweilige Verfügung angeordnete Vormerkung zur Sicherung des Anſpruchs auf Beſtellung 
einer Hypothek für Forderungen aus der Bebauung des Grundſtücks des Verſorgungsempfängers 
im Sinne des $ 648 handeln (RG 134, 182). 

Der Rechtsgrund für den Anſpruch kann nicht nur ein Vertrag, ſondern auch ein einſeitiges 
Rechtsgeſchäft (z. B. ein Vermächtnis: § 2174; RG Warn 1914 Nr 50; OLG 8, 106) fein oder 
ſich aus beſonderer Geſetzesvorſchrift ergeben. Ein ſolcher geſetzlicher vormerkungsfähiger 
Anſpruch iſt z. B.: der Wandlungsanſpruch (8 462) auf Rückgewähr eines verkauften Grundſtücks; 
der Anſpruch des Bauunternehmers auf Einräumung einer Sicherungshypothek (8 648; OLG 7, 
367); der Anſpruch des Nacherben nach dem Eintritt der Nacherbfolge auf Herausgabe der Erb⸗ 
ſchaft (8 2130). Auch auf ungerechtfertigte Bereicherung (88 812ff.) kann ein vormerkungsfähiger 
Anſpruch (3. B. auf Auflaſſung, auf Aufhebung eines Rechts an einem Grundſtück) gegründet 
ſein. Wenn jedoch das Geſetz ein dingliches Recht ſelbſt, nicht bloß einen Anſpruch auf Einräumung 
eines Rechts am Grundſtück gewährt, dient als Schutzmittel nicht die Vormerkung, ſondern der 
Widerſpruch gegen die Richtigkeit des Grundbuchs (A 1). Das gilt z. B. beim Erwerb: des Nieß⸗ 
brauchs an einem Grundſtück im Falle des 8 1075 Abſ 1; einer Sicherungshypothek nach Maß⸗ 
gabe des 9 1287. Das Recht auf die Überbau- und die Notwegrente, das kraft Geſetzes entſteht 
(88 914, 917 Abſ 2), wird nicht eingetragen ($ 914 A 3) und kann daher auch nicht vorgemerkt 
werden. Wenn aber durch Vertrag auf das Recht verzichtet oder die Höhe der Rente feſtgeſtellt 
wird, kann der aus dem Vertrag ſich ergebende Anſpruch auf Eintragung des Verzichts oder der 
Höhe der feſtgeſetzten Rente durch Vormerkung geſichert werden ($ 914 A 4, 5). 

Die nicht auf Parteibetrieb, ſondern von Amts wegen einzutragenden Vormerkungen nach 
88.18 Abſ 2,76. 68D folgen ihren eigenen Regeln ($ 892 A 6 bj 3). Die Vorſchriften der $$ 883 ff. 
ſind auf ſie nicht anwendbar. Sie dienen insbeſondere nicht zur Sicherung ſchuldrechtlicher An⸗ 
ſprüche, ſondern zur Sicherung von Rechten, zu deren Dinglichkeit, abgeſehen von den dieſe Vor⸗ 
merkungen veranlaſſenden Hinderniſſen, nur noch die Eintragung fehlt (MG 55, 342; 62, 377; 
110, 207; 86% 53, 111; 336 1, 308; OLG 25, 389; 42, 158; RIA 10, 233; 13, 247). — Die 
beſonders gearteten Vormerkungen über die Einleitung eines Enteignungsverfahrens 
nach g 24 Nbf 4 des PrEnteignch v. 11. 6. 1874 und $6 PrAG.RESiedl® v. 15. 12. 1919 werden 
behandelt in KJ 35 A 261; 40 A 130; 50, 174; OLG 44, 157. Sie find keine Vormerkungen 
im Sinne des 9 883, ſondern nur tatſächliche Kundmachungsvermerke, welche die Verfügungs⸗ 
macht am Grundſtück nicht beſchränken (OLG 44, 157). 

3. Vormerkungsfähige Anſprüche auf Einräumung eines Rechtes an einem Grundſtücke find 
3. B.: die in A 2 bezeichneten Anſprüche auf Auflaſſung aus vereinbarter Abtretung von Grund- 
eigentum zum Straßenlande oder aus der in einem Pachtvertrag getroffenen Vereinbarung auf 
Übertragung des Pachtgrundſtücks nach Beendigung der Pacht; der Anſpruch auf Einräumung 
einer Hypothek, der aber nach $ 1115 Ab} 1 auf einen beſtimmten Vetrag gerichtet fein muß (OLG 3, 
3); der Anſpruch des Unternehmers eines Bauwerks auf Einräumung einer Sicherungshypothek 
gemäß $ 648 (Os 26, 10); der Anſpruch desjenigen, für den zwar eine Briefhypothek 
eingetragen iſt, der aber den Brief noch nicht erhalten hat, auf Erwerb der Hypothek (durch 
Übergabe des Briefes) gemäß 88 1117, 1163 Abſ 2, 1177 Abſ 1 (OLG 7, 369). Vormerkungsfähig 
iſt auch der Anſpruch eines Ausgebers von Reichsheimſtätten gegen eine Siedlungsgenoſſenſchaft 
auf künftige Umwandlung des beſiedelten Grundbeſitzes in Heimſtätten (JF 12, 314). Der An⸗ 
ſpruch eines Hypothekengläubigers gegen den Eigentümer darauf, daß er nicht in die Umwandlung 
einer voreingetragenen Hypothekvormerkung in eine endgültige Hypothek willige, kann nicht 
vorgemerkt werden. Denn die Bewilligung zur Umwandlung iſt eine Verfügung, und die Be⸗ 
ſchränkung des Eigentümers in der Befugnis zur Verfügung kann nach $ 137 überhaupt nicht 
(Vorbem 2 vor $ 873) eingetragen werden (OLG 6, 123). — Für eine Vormerkung zur Siche⸗ 
rung des Anſpruchs auf Auflaſſung eines Grundſtücksteils genügt es, daß der Teil beſtimm⸗ 
bar iſt (RG Gruch 58, 1016). Iſt aber die Bezeichnung des Teiles derart unvollkommen, daß 
er weder aus dem Eintragungsvermerk noch aus der gemäß $ 885 Abſ 2 in Bezug genommenen 
e beſtimmbar iſt (j. den Fall in 8 885 A 2), fo iſt die Vormerkung nichtig 
(RG Gruch 62, 117). 5 } 

4. Auf Aufhebung eines belaſtenden Rechtes iſt gerichtet z. B.: der Anſpruch des Eigen⸗ 
tümers gegen einen Hypothekengläubiger auf Entlaſſung eines Grundſtücksteils aus der Mithaft 
für eine Hypothek, da durch die Entlaſſung die Hypothek teilweiſe aufgehoben wird (KJ 23 A 
154; 33 A 259); der Anſpruch des Begründers eines Erbbaurechts aus der vom Berechtigten 
übernommenen Verpflichtung, das Recht aufzugeben, wenn er es veräußert (OLG 18, 145). 
Vgl. auch die Sonderbeſtimmung des $ 1179 (A 2 Abſ 4; DLG 6, 124). a 

5. Ein Recht an einer Grundſtücksbelaſtung iſt Gegenſtand des Anſpruchs auf Einräumung 
3. B.: wenn gegenüber dem Gläubiger einer Hypothek unter gewiſſen Vorausſetzungen ein An⸗ 
ſpruch auf Übertragung der Hypothek (ch 25 A 167) oder auf Beſtellung eines Pfandrechts 
daran beſteht (KJ 33 A 280; OLG 26, 197). Im übrigen iſt auch hier auf die Ausführungen 
in A 2 Abſ 4 zu verweiſen. 
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6. Vormerkungsfähige Anſprüche auf Anderung des Inhalts eines Rechtes ſind z. B.: 
der Anſpruch auf Erweiterung einer Grunddienſtbarkeit; der Anſpruch auf Anderung der Zahlungs- 
bedingungen bei einer Hypothek; der Anſpruch des Gläubigers einer Höchſtbetragshypothek 
gegen den Eigentümer auf Umwandlung der Hypothek in eine gewöhnliche Hypothek zu einem 
beſtimmten Betrage mit der Klauſel aus § 800 3 PO, daß die fofortige Zwangsvollſtreckung 
zuläſſig ſei (OLE 13, 196; 14, 135; RIA 2, 38); der Anſpruch gegen den Eigentümer auf Um⸗ 
wandlung einer Eigentümergrundſchuld in eine Hypothek für einen neuen Gläubiger (KGJ 
25 A 166). Im letzten Falle iſt aber die Vormerkung nur dann zuläſſig, wenn der Eigentümer 
die Eigentümergrundſchuld bereits erlangt hat (A 2 Abſ 4). 

7. Die Anderung des Ranges iſt Gegenſtand eines vormerkungsfähigen Anſpruchs z. B.: 
wenn gegen den Gläubiger einer Hypothek der Anſpruch des Eigentümers auf Einräumung 
des Vorrangs für eine ſpäter einzutragende Hypothek beſteht (RIA 7, 62; KJ 46, 202). Die 
Eintragung einer Vormerkung zur Sicherung des Anſpruchs auf Eintragung einer Hypothek 
an erſter Stelle iſt nicht deshalb unzuläſſig, weil andere Rechte voreingetragen ſtehen. Denn der 
verpflichtete Eigentümer kann den Anſpruch dadurch erfüllen, daß er die vorgehenden Rechte 
löſchen läßt oder Rangänderungen herbeiführt (OLG 42, 274). 

8. Das Weſen der Vormerkung beſteht darin, daß ſie einem an ſich perſönlichen Anſpruch, 
der die Anderung des Rechtsſtandes eines Grundſtücks zum Gegenſtande hat, Wirkungen 
beilegt, die denen eines dinglichen Rechts ähnlich ſind. Zugleich hat ſie die Kraft eines Ver⸗ 
äußerungsverbots von beſonderer Art, ſchränkt die Möglichkeit, frei zu verfügen, tatfächlich ein 
und ſichert jo die Erfüllung des Anſpruchs (fir.; Prot 3 S. 112, 740 ff.; RA 4, 67; Kg 21 A 
289; 28 A 54; 29 A 171; 31 A 325; 40 A 124; OG 4, 237; 14, 69; 39, 210). Ihre Aufgabe iſt 
nach der negativen Seite, den Erwerb eines dem geſicherten Anſpruch entgegenſtehenden Rechts 
zu hindern ($ 883 Abſ 2), und nach der pofitiven Seite ($ 883 Abſ 1, 3), die Verwirklichung des 
geſicherten Anſpruchs in die Wege zu leiten, ihm den Rang des Rechts zu wahren, die künftige 
Eintragung vorzubereiten (RG 113, 409; 116, 239). Die weſentliche Grundlage und zugleich 
der hauptſächlichſte Inhalt der Vormerkung iſt und bleibt der geſicherte perſönliche Anſpruch. 
Beſteht der Anſpruch nicht, fo iſt auch die Vormerkung hinfällig (A 2 „rechtsbeſtändig“). Daß der 
Anſpruch auch den hauptſächlichſten Inhalt der Vormerkung bildet, ergibt ſich beſonders daraus, 
daß nach $ 883 Abſ 1 Satz 1 Zweck der Vormerkung die Sicherung der dort bezeichneten Anſprüche 
iſt, daß nach $ 886 auf Grund von Einreden gegen den Anſpruch die Beſeitigung der Vormerkung 
verlangt werden kann und daß nach $ 888 Abf auch im Falle des Erwerbs eines entgegenſtehenden 
Rechts durch einen Dritten der vorgemerkte Anſpruch an ſich immer noch gegen den urſprünglich 
Verpflichteten geltend gemacht werden muß und von dem Dritten lediglich die Zuſtimmung zur 
Verwirklichung des Anſpruchs verlangt werden kann. Daß anderſeits dem Anſpruch durch die 
Vormerkung ein Veräußerungsverbot beſonderer Art mit tatſächlicher Einſchränkung 
der Möglichkeit freier Verfügung beigegeben wird (nicht eine rechtliche Verfügungsbeſchränkung), 
folgt beſonders aus 5 883 Abſ 2, wonach eine Verfügung inſoweit unwirkſam tft, als fie den An 
ſpruch vereiteln oder beeinträchtigen würde, und aus $ 888 Abſ 1, 2, wonach im Falle des Erwerbs 
eines entgegenſtehenden Rechts ein den Anſpruch ſicherndes Veräußerungsberbot der Vormerkung 
gleichgeſtellt iſt hinſichtlich der Verpflichtung des dritten Erwerbers, feine Zuſtimmung zur Ver⸗ 
wirklichung des Anſpruchs zu erteilen (Weiteres hierüber A 11). Die in gewiſſer Beziehung 
einer dinglichen ähnliche Wirkung zeigt ſich beſonders: in 884, wonach ſich der Erbe 
des Verpflichteten gegenüber dem geſicherten Anſpruch nicht auf die Beſchränkung der Haftung 
berufen kann; in $ 439 Abſ 2, wonach beim Kauf für die Beſeitigung von Mängeln im Recht die 
Vormerkung den hypothekariſchen Rechten und dem Pfandrecht gleichgeſtellt ift; in $ 1098, wonach 
das dingliche Vorkaufsrecht in der Wirkung gegenüber Dritten der Vormerkung des Anſpruchs 
auf Übertragung des Eigentums gleichgeſtellt ift; in 85 1971, 1974 Abſ 3, 2016, wonach der Vor⸗ 
merkungsgläubiger für das Aufgebot der Nachlaßgläubiger und für die dem Erben zuſtehenden 
aufſchiebenden Einreden den Pfandgläubigern gleichgeſtellt ift; ferner in 88 24, 47 KO, wonach 
der Gläubiger eines durch Vormerkung geſicherten Anſpruchs Befriedigung aus der Konkursmaſſe 
verlangen kann und ein Recht auf Abſonderung hat; in $ 193 KO, wonach die Rechte aus einer 
Vormerkung durch einen Zwangsvergleich unberührt bleiben; in $ 48 3G, wonach Rechte, 
die durch Vormerkung geſichert ſind, bei Feſtſtellung des geringſten Gebots wie eingetragene Rechte 
zu berückſichtigen ſind. Der Schutz, den die Vormerkung dem Anſpruch gegen Hinderniſſe gewährt, 
die ſich ſeiner Erfüllung entgegenſetzen, ergibt ſich hieraus von ſelbſt. Außerdem beſtimmt $ 883 
Abſ 3, daß das Recht, auf deſſen Einräumung der Anſpruch gerichtet ift, den Rang der Vor⸗ 
merkung erhält. Danach iſt die Vormerkung zwar kein dingliches Recht an einem Grundſtück 
oder an einem ein Grundſtück belaſtenden Rechte und keine dingliche Belaſtung im eigent- 
lichen Sinne (ſtr.; RG 65, 261; 81, 288; 83, 437; 116, 239; 129, 185 nebft Zitaten; Warn 1911 
Nr 184; RA 4, 67; KJ 21 A 289; 31 A 325; 39 A 200; 40 A 125; 50, 173; OLG 14, 69; 20, 419). 
Sie iſt aber auch nicht ein ausſchließlich auf dem Gebiet der Schuldverhältniſſe liegendes Rechts- 
gebilde. Vielmehr iſt fie ein beſonders geartetes Sicherungsmittel, das dem geſchützten An⸗ 
ſpruch in gewiſſem Umfange ſchon für die Gegenwart, nicht erſt für die Zukunft (RG Seuff u 
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57 Re 176) dingliche Wirkungen verleiht (Rh 113, 409; 124, 202; 129, 186) und deshalb 
als eine Belaſt 


0 ung im weiteren Sinne erſcheint (RG 134, 182). Man kann ſie alſo als 
em eils dem Recht der Schuldverhältniſſe, teils dem Sachenrecht angehörendes 
Rechtsverhältnis bezeichnen. Überwiegend weiſt ihre rechtliche Natur aber in die erſte 
Richtung. Sie unterſteht daher im allgemeinen dem Recht der Schuldverhältniſſe (RIA 7, 143; 
95 272). Nur ſoweit das Geſetz ſie durch beſondere Beſtimmungen in einzelnen Beziehungen 
nem dinglichen Rechte gleichſtellt, finden die entſprechenden Vorſchriften aus dem Gebiet des 
Sachenrechts Anwendung. Mangels einer ſolchen Sondervorſchrift hat 3. B. eine Auflaſſungs⸗ 
vormerkung bei einem der Form des $ 313 Satz 1 ermangelnden Vertrag nicht die heilende Wirkung 
der Auflaſſung und Eintragung nach 5313 Satz 2 (NG Warn 1928 Nr 128). 


Auesgeſchloſſen iſt daher bei der Begründung der Vormerkung die Anwendung des $ 873. In 
dieſer Hinſicht trifft F885 beſondere Beſtimmung ($ 885 A 1, 2, 3). Bei der Aufhebung ſind 
die 89 875, 876 nicht anwendbar (dtr.). Da eine beſondere Beſtimmung für die Aufhebung 
nicht gegeben iſt, find die 89 362 ff. über das Erlöſchen der Schuldverhältniſſe anzuwenden. 
Doch wird zur Aufhebung nicht ein Erlaßvertrag ($ 397) zu fordern, ſondern eine einſeitige 
Erklärung des Vormerkungsberechtigten gegenüber dem Grundbuchamt oder dem 
Begünſtigten für genügend zu erachten fein, weil eine ſolche Erklärung zur Aufgabe eines Rechts 
nach 5 875 genügt und die Vormerkung nur eine mindere Befugnis gewährt. Anderſeits ift anzu- 
nehmen, daß das ſachlich⸗rechtliche Erlöſchen ſchon mit der Verzichtserklärung eintritt, daß es dazu 
allo der grundbuchmäßigen Löſchung der Vormerkung nicht bedarf (ſtr.). Auf Grund des Er⸗ 
löſchens kann aber die Beſeitigung der tatſächlich beeinträchtigenden Vormerkungseintragung 
verlangt werden ($ 886 A 2). Über Erlöſchen der Vormerkung infolge Aufhebung der zugrunde 
liegenden einſtweiligen Verfügung vgl. oben A 2 „rechtsbeſtändig“ und § 885 A 1. Wird 
die Vormerkung im Grundbuch gelöfcht, jo erliſcht fie auch ſachlich-rechtlich ($ 886 A 33 8 894 
A1 Abſ 2). Sit der vorgemerkte Auſpruch erloſchen, fo ift auch die Vormerkung hinfällig ge- 
worden (A 2 „rechtsbeſtändig“). Dies gilt auch dann, wenn Schuld und Anſpruch ſich in einer 
Perſon vereinigen, da der Anſpruch dadurch erliſcht und damit auch die Vormerkung (ſtr., OLG 
0,124). Auch in dieſen Fallen kann alſo Beſeitigung der Vormerkungseintragung verlangt werden 
(5886 A 2, 3). Daraus folgt zugleich, daß $ 889 auf die Vormerkung keine Anwendung findet. 
Ausnahmsweiſe wird aber die Vormerkung dadurch, daß der vorgemerkte Anſpruch erfüllt, alſo 
die Rechtsänderung, deren Herbeiführung geſichert werden ſollte, bewirkt wird, dann noch nicht 
hinfällig und löſchungsreif, wenn inzwiſchen Verfügungen (z. B. im Falle einer Auflaſſungs⸗ 
vormerkung Hypothekeintragungen) erfolgt find, die dem Vormerkungsberechtigten gegenüber 
nach § 883 Abſ2 unwirkſam find. Denn dann behält die Vormerkung noch Bedeutung für die 
Geltendmachung der Unwirkſamkeit (R 129, 186; KGJ 50, 173). Im übrigen iſt eine Vor⸗ 
merkung, deren Anſpruch erfüllt iſt (z. B. eine Auflaſſungsvormerkung nach Erteilung der Auf⸗ 
laſſung), nicht etwa von Amts wegen zu löſchen. Der 9 53 Abſ 1 Satz 2 GVO greift nicht Platz, 
da er eine vom Grundbuch überhaupt ausgeſchloſſene Eintragung vorausſetzt. Die Löſchung hat 
daher, nachdem durch die Erledigung der Vormerkung das Grundbuch unrichtig geworden iſt, im 
Wege des Berichtigungsverfahrens nach $$ 13, 22 HBD nur auf Antrag zu erfolgen (KJ 52, 231). 

Bei der Vormerkung des Anſpruchs auf Einräumung einer Hypothek find die Sondervor— 
ſchriften der $$ 1163, 1177 über die Umwandlung einer Hypothek in eine Eigentümerhypothek 
nicht anwendbar, wenn der vorgemerkte Anſpruch nicht zur Entſtehung gelangt ift oder erliſcht. 
Vielmehr beſteht dann auch die Vormerkung nicht (RG 65, 261; OLG 45, 307). Die ſonſtigen 
Vorſchriften über die Eigentümerhypothek (88 1143, 1168, 1170, 1171, 1172, 1173, 1175) ſind 
auf die Hypothekvormerkung nicht anzuwenden, weil dieſe kein hypothekariſches Recht iſt und das 
Geſetz die für die Hypothek geltenden Vorſchriften auf die Vormerkung nicht für anwendbar 
erklärt hat (NG 65, 260; RA 3, 158; OLG 6, 124; 11, 121; 14, 69; 20, 419). Aus demſelben 
Grunde iſt auch die Vorſchrift des $ 1179 über die Eintragung einer Löſchungsvorme rkung bei 
einer Hypothek auf die Hypothekvormerkung nicht anwendbar (ftr.; OLG 6, 123). Ferner kann 
bei der Eintragung der (endgültigen) Hypothek nicht gemäß § 1180 an die Stelle des vorgemerkten 
Anſpruchs eine andere Forderung geſetzt werden (OL 20, 419). Wohl aber kann eine Vor⸗ 
merkung zur Sicherung des Anſpruchs auf Einräumung einer Höchſtbetragshypothek ($ 1190) 
durch eine den Höchſtbetrag nicht überſteigende Grundſchuld ausgefüllt werden ($ 1198; HRR 
1935 Nr 115). — Dem Vormerkungsgläubiger ſteht nicht die dingliche Klage oder die Ge⸗ 
fahrdungsklage des Hypothekengläubigers nach 5 1133 zu. Er hat nur die perſönliche Klage gegen 
den ſchuldrechtlich Verpflichteten, insbeſondere auf Einräumung der Hypothek (OLG 4, 237). 
Auch durch Beibringung eines rechtskräftigen Urteils gegen den perſönlichen Schuldner des vor⸗ 
gemerkten Anſpruchs wird die dingliche Klage noch nicht gerechtfertigt. Vielmehr erlangt der 
Gläubiger das Recht zur hypothekariſchen Klage erſt durch die Umſchreibung der Vormerkung 
in eine Hypothek auf Grund des Urteils; denn erſt damit entſteht nach $ 873 die Hypothek (ftr.). 
Gegen Gefährdungen im Sinne der $$ 1133-1135 kann ſich der Vormerkungsgläubiger 
nur durch Ausbringung von einſtweiligen Verfügungen ſchützen. 
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Die Übertragung des vorgemerkten Anſpruchs beſtimmt ſich mangels anderer Vorſchriften 
nach den 98 398 ff., da durch Hinzutreten der Vormerkungseintragung der Anſpruch zwar zu einem 
beſonders gearteten Rechtsverhältnis geworden, der Anſpruch als ſolcher aber der Hauptteil 
dieſes Rechtsverhältniſſes geblieben iſt (DLG 10, 434; 42, 275; RIA 7 S. 68, 145). Einer Form 
bedarf die Übertragung nicht; ebenſowenig iſt die Eintragung erforderlich. Da aber die Be⸗ 
gründung der Vormerkung eingetragen wird, iſt auch die Eintragung des Wechſels des aus der 
Vormerkung Berechtigten zuläſſig. Die Übertragbarkeit richtet ſich danach, ob der Anſpruch über- 
tragbar iſt. Bei einer Vormerkung zur Sicherung des Anſpruchs auf ein perſönliches Vorkaufs⸗ 
recht (A 10) iſt alfo zu beachten, daß nach $ 514 das perſönliche Vorkaufsrecht nicht übertragbar iſt, 
wenn nicht ein anderes beſtimmt iſt (OLG 42, 275). Für ſich allein kann die Rechtsſtellung aus der 
Vormerkung nicht übertragen werden, da fie ein unſelbſtändiger Teil des aus Auſpruch und Vor⸗ 
merkung zuſammengeſetzten Rechtsverhältniſſes iſt (OLG 10, 434; RIA 7, 145). Mit der Über- 
tragung des Anſpruchs geht, wenn nicht ein anderes beſtimmt iſt, die Vormerkung ohne weiteres 
mit über, weil fie ein Nebenrecht im Sinne des $ 401 iſt (NG Warn 1927 Nr 92; KGJ 43, 209; 
vgl. RG 52, 11; 60, 371; 65, 169; 83, 438). Iſt für den Veräußerer eines Grundſtücks eine Auf- 
laſſungsvormerkung eingetragen, ſo geht die daraus ſich ergebende Rechtsſtellung auch auf den 
Erwerber über (RG 142, 333). Soll bei der Übertragung des Anſpruchs die Rechtsſtellung aus 
der Vormerkung nicht mitübertragen werden, ſo erliſcht die Vormerkung, da ſie ohne einen An⸗ 
ſpruch des Vormerkungsberechtigten nicht beſtehen kann. Soweit der vorgemerkte Anſpruch 
pfändbar iſt, kann ſeine Pfändung und damit auch die Pfändung der Rechtsſtellung aus der 
Vormerkung in das Grundbuch eingetragen werden; dazu bedarf es nicht des Nachweiſes, daß 
der Anſpruch beſteht (JW 1937, 24985). 

Die Vermutung für die Richtigkeit aus § 891 ſteht der Vormerkung nicht zur Seite, da fie 
kein „Recht“ im Sinne dieſer Vorſchrift iſt. Die Vormerkungseintragung begründet nur als 
öffentliche Beurkundung nach § 418 Abſ 1 ZPO einen Beweis dafür, daß die Vormerkung unter 
den geſetzlichen Vorausſetzungen ($ 885) eingetragen worden iſt und den aus dem Eintragungs⸗ 
vermerk erſichtlichen Inhalt und Umfang hat ($ 891 A 3 a. E.). Für das Beſtehen des geſicherten 
Anſpruchs aber liefert die Eintragung einen ſolchen Beweis nicht, da das Grundbuch nicht dazu 
beſtimmt iſt, über das Beſtehen des lediglich ſchuldrechtlichen Anſpruchs Auskunft zu geben. Was 
der Vormerkungsgläubiger durch die Eintragung der Vormerkung erlangt hat, ſteht auch nicht 
unter dem Schutz des öffentlichen Glaubens des Grundbuchs. Zunächſt könnte ein rechts- 
geſchäftlicher Erwerb im Sinne des 9892 Abſ 1 Satz 1 nur bei der Eintragung 
einer Vormerkung auf Grund einer Eintragungsbewilligung des Paſſivbeteiligten in Frage 
kommen, aber nicht dann, wenn die Vormerkung auf Grund einer einſtweiligen Verſügung einge⸗ 
tragen worden iſt. Sodann iſt aber die unmittelbare Anwendung des $ 892 überhaupt deswegen 
ausgeſchloſſen, weil der Gläubiger durch die Eintragung der Vormerkung nicht ein Recht am 
Grundſtück oder ein Recht an einem ſolchen Rechte erlangt (NG 116, 238; 118, 233; 120, 13; 
124, 202; NG Warn 1911 Nr 184; 1928 Nr 106; RIA 4, 67; Id 2, 410). Auch derjenige, der 
den vorgemerkten Anſpruch durch Übertragung erwirbt, muß ſich ohne Rückſicht auf ſeinen guten 
Glauben alle Einreden entgegenhalten laſſen, die dem urſprünglichen Gläubiger entgegenſtanden. 
Dies gilt insbeſondere dann, wenn ein vorgemerkter Anſpruch auf Hypothekeneinräumung abge⸗ 
treten iſt; die nur für Hypotheken geltende Vorſchrift des $ 1138 findet auf die Hypothekenvor⸗ 
merkung keine Anwendung. Was die Anwendbarkeit des 9893 Halbſ 2 anlangt, fo ſcheidet 
zwar auch hier die auf Grund einer einſtweiligen Verfügung eingetragene Vormerkung von vorn⸗ 
herein aus, weil ſie nicht auf Rechtsgeſchäft beruht. Dagegen iſt davon auszugehen, daß ein ein⸗ 
getragener Berechtigter, der in Anſehung ſeines Rechts eine Vormerkung für einen andern be⸗ 
willigt (3. B. der Bucheigentümer eine Auflaſſungsvormerkung für den Erwerber), dadurch im 
Sinne des $ 893 Halbſ 2 ein Rechtsgeſchäft vornimmt, das eine Verfügung über das Recht enthält, 
ſobald die Vormerkung eingetragen wird. Das iſt jetzt herrſchende Meinung (JG 2, 409; JW 
1925, 14151; 1926, 2870!) und feſte Rechtſprechung des Reichsgerichts (RG 116, 241; 118, 234; 
120, 14; 121, 46; $893 A 4). Die Vorſchrift des 9 893 Halbſ 1 aber iſt keinesfalls auf eine 
Vormerkung anwendbar. Sitz. B. verſehentlich ein anderer als der wirklich Berechtigte im Grund- 
buch als Vormerkungsberechtigter eingetragen, ſo wird derjenige, der den vorgemerkten Anſpruch 
an den als Berechtigten Eingetragenen erfüllt, nicht befreit, auch wenn er ſich in utem Glauben an 
die Richtigkeit des Grundbuchs befunden hat. Mit der Frage, ob ſich der öffentliche Glaube des 
Grundbuchs auf den vorgemerkten Anſpruch erſtreckt, ſteht die Frage im Zuſammenhang, ob gegen 
eine Vormerkung ein Widerſpruch (88 894, 899) eingetragen werden kann. Dies iſt zu verneinen 
(ſtr.; 5899 A1; KJ 20 A 219; 21 A 148, 286; 26 A 77; 46, 205; RIA 4, 48; 12, 75; OLG 2, 
243). Denn der Widerſpruch richtet ſich gegen ein Recht an einem Grundſtück oder gegen ein Recht 
an einem ſolchen Rechte; er dient als vorläufige Eintragung zum Schutz gegen einen Erwerb auf 
Grund des öffentlichen Glauberns des Grundbuchs. Die Vormerkung iſt aber weder ein Recht noch 
unter den Schutz des öffentlichen Glaubens des Grundbuchs geſtellt. Sie iſt daher auch keine Ein⸗ 
tragung im Sinne des $ 71 Abſ 2 EBD, fo daß eine Beſchwerde gegen ihre Einſchreibung zu⸗ 
läſſig iſt (RIA 4 S. 48, 66; KGJ 31 A 325). Die Frage, welche Bedeutung einem von Amts 
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wegen gegen die zu Unrecht erfolgte Löſchung einer Vormerkung eingetragenen Widerſpruch 
beizumeſſen iſt, erörtert § 886 A 3 Abſ 2. | 

Die Wirkungen ber Vormerkung find im $883 Abſ 2,3 und im $888 Abs! beftimmt. Sie 
werden erläutert unten in den A 11, 12, 13 und in 8 888 A 1, 2. a 1 

Das Vorgemerkte unterliegt der Verjührung. Die Vorſchrift des $ 902 findet auf Vormer⸗ 
kungen keine Anwendung, da fie keine Rechte am Grundſtück find (8 902 A J). Iſt der vorgemerkte 
Anſpruch, der trotz der Vormerkung ein persönlicher bleibt, nach $$ 194 ff. verjährt, fo iſt die Vor⸗ 
merkung erloſchen (Prot 3 S. 118, 751). Die Verjährung des perſönlichen Anſpruchs wird durch die 
Eintragung einer Vormerkung nicht unterbrochen, da die $$ 208, 209 eine ſolche Unterbrechung nicht 
tennen, der ſich nur auf Hypotheken beziehende $ 223 flir eine Hypothekvormerkung nicht in Betracht 
kommt, maßgebend vielmehr $ 886 it (Rh JW 1908, 235°, auch RG 81, 288). Die Verjährungsfriſt 
für den Anſpruch beträgt nach $ 195 dreißig Jahre, und zwar auch dann, wenn für eine der kurzen 
Verjährung nach $ 196 unterliegende Forderung Hypothek beſtellt werden ſoll. Denn es handelt 
ſich bier nicht um die Verjqährung der Forderung, ſondern um die Verjährung des Anſpruchs 
auf Einräumung einer Hypothek. Im Gegenſatz zum heutigen Recht entzog die Auflaſſungs⸗ 
vormerkung nach $ 8 des preuß. EigentErwch b. 5. 5. 1872 den geſicherten Anſpruch der Verjährung 
(8902 A 1 Abſ 1 a. E.). 


1970 bie Übergangszeit vgl. Art 192 EG; N 49, 106; 52, 40; KJ 22 A 178; OLG 4, 
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9. Die Vormerkung tritt in Wirkung erft mit der Eintragung in das Grundbuch 
(RS 116, 240). Vorher beſteht fie auch dann nicht, wenn die Eintragung bewilligt oder eine 
einſtweilige Verfügung auf ihre Eintragung erlaſſen iſt. Selbſt wenn dſeſe Tatfachen den Be⸗ 
teiligten bekannt find, iſt weder der Eigentümer (Berechtigte) in der Verfügung über ſein Grund⸗ 
ſttick (Recht) beſchränkt noch der Erwerb eines Rechtes ſeitens eines Dritten gehindert (RG 73, 53). 
Die Eintragung unterliegt wie alle übrigen Grundbuchvermerke dem Beſtimmtheitsgrundſ atz 
(Vorbem 34 vor 9 873; RG JW 1938, 4571). Sie muß alſo fo bewirkt werden, daß ſich die Art 
und der Umfang des geſicherten Anſpruchs aus dem Eintragungsvermerk oder der darin in 
Bezug genommenen Eintragungsbewilligung (einſtweiligen Verfügung) für jeden Dritten erkenn ⸗ 
bar ergibt. Iſt der Anſpruch in geringerem Umfang eingetragen, als er in Wirklichkeit zwiſchen dem 
Vormerkungsberechtigten und dem Vormerkungsverpflichteten beſteht, ſo fehlen der Vormerkung 
für den weiteren Umfang des Anſpruchs die Sicherungswirkungen der $$ 883 Abſ 2, 888 gegenüber 
dritten rechtsgeſchäftlichen Erwerbern ſelbſt dann, wenn die Erwerber das Beſtehen des Anſpruchs 
in weiterem Umfang gekannt haben (HG Warn 1914 Nr 321). Für die Entſtehung der Vormerkung 
iſt nicht unbedingt erforderlich, daß in den Eintragungsvermerk das Wort „Vormerkung“ auf⸗ 
genommen wird; es genügt, wenn nach dem ganzen Inhalt des Vermerks kein Zweifel darüber 
beſteht, daß ein Anſpruch vorgemerkt werden ſollte (MG 82, 24; JW 1891, 1316; Gruch 67, 80; 
RIA 7, 66). Dies kann auch dann gelten, wenn irrtümlich ſtatt „Vormerkung“ das Wort „Wider⸗ 
ſpruch“ gebraucht worden iſt (NG 55, 343). Der Eintragungsvermerk iſt im übrigen hier ebenſo 
wie ſonſt (8873 A 7a gegen Ende) der Auslegung zugänglich (Beiſpielsfälle: RG JW 1934, 
26123; SeuffA 90 Nr 142). Über die Zuläſſigkeit der Bezugnahme auf die Grundlagen der Ein⸗ 
tragung vgl. $ 885 Abſ 2 und A 3 dort. Betrifft die Vormerkung (z. B. zur Erhaltung des Rechts 
auf Auflaſſung) nur einen Grundſtücksteil, ſo bedarf es zur Eintragung nicht der Abſchreibung 
des Teiles nach 57 Abſ 1 (96 Satz 1) GBO, da die Vormerkungseintragung keine Belaſtung mit 
einem Rechte iſt (NG HNN 1934 Nr 1222; KG 20 A 77; 29 A 135; RA 1, 158; vgl. auch RG 
55, 273). Iſt das von der Vormerkung zu ergreifende Trennſtück noch nicht vermeſſen, ſo braucht 
es bei der Eintragung der Vormerkung weder nach der Kataſterkarte bezeichnet noch mit einer 
ausdrücklichen Größenangabe verſehen zu werden; erforderlich iſt aber eine ſo genaue Beſchreibung 
der Fläche, daß ſich daraus Lage und Größe in einer dem Verkehrsbedürfnis entſprechenden 
Weiſe ergeben (JW 1937, 1100. Bei buchungsfreien Grundſtücken bedarf es ebenſo wie ſonſt 
zur Begründung der Vormerkung der Eintragung in das Grundbuch, das zuvor anzulegen iſt 
(Art 127 CG; Art 27 PrAch; KGJ 26 A 115). Soll bei einer Briefhypothek eine Vormerkung 
eingetragen werden, ſo bedarf es nach 5 41 (8 42) G0 ber Vorlegung des Hypothekenbriefs. 
000 iſt bei Nichtbeachtung dieſer Ordnungsvorſchrift die erfolgte Eintragung nicht unwirkſam 
(RG 73, 52). 

10. Die Zulaſſgbeit der Sicherung künftiger oder bedingter Anſprüche iſt für die Auf- 
laſſungsvormerkung von beſonderer Bedeutung, weil die Auflaſſung ſelbſt nach $ 925 
Abſ 2 nicht unter einer Bedingung oder Zeitbeſtimmung erfolgen kann. Soll die Eigentums⸗ 
übertragung gleichwohl bedingt oder betagt werden, ſo kann eine Sicherung für den Fall des 
Eintritts der Bedingung oder des Anfangs- oder Endtermins durch eine Auflaſſungsvormerkung 
herbeigeführt werden. Wenn z. B. die Eigentumsübertragung durch Zahlung eines Kaufpreis⸗ 
teils aufſchiebend bedingt ſein ſoll, ſo kann für den Käufer eine Vormerkung dahin eingetragen 
werden, daß dem Verkäufer die Verpflichtung zur Auflaſſung obliegt, falls die Bedingung er⸗ 
füllt iſt. Wenn die Eigentumsübertragung durch Zahlung des Kaufpreiſes zu einem beſtimmten 
Termin auflöſend bedingt fein fol, jo kann unter unbedingter Erteilung der Auflaſſung eine Vor⸗ 
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merkung für den Verkäufer dahin eingetragen werden, daß der Käufer zur Rückauflaſſung ver⸗ 
pflichtet tft, wenn die Zahlung des Kaufpreiſes nicht erfolgt. Ein bedingter Anſpruch auf Auf- 
laſſung, der durch Vormerkung geſichert werden kann, liegt auch dann vor, wenn Gegenſtand des 
Anſpruchs ein Grundſtücksteil iſt und die Beſtimmung des Umfangs des Teiles noch von der Ent⸗ 
ſchließung einer Behörde (z. B. wegen Anſchluſſes an eine Staatsbahn) abhängt (RG Gruch 58, 
1017). Dasſelbe gilt, wenn der den Anſpruch begründende Kaufvertrag noch einer behördlichen Ge⸗ 
nehmigung bedarf und daher bis zur Erteilung dieſer Genehmigung ein Schwebezuſtand beſteht 
(RG 108, 94). Im übrigen ſind vormerkungsfähige bedingte Anſprüche z. B.: der An⸗ 
ſpruch gegen einen Hypothekengläubiger auf Entpfändung eines Grundſtücksteils unter einer Be- 
dingung (KJ 23 A 152); der Anſpruch einer Gemeinde auf Abtretung von Grundeigentum zu 
Straßenland gegen feſtgeſetzte Entſchädigung für den Fall der Anlage der Straße (KJ 25 A 147); 
der Anſpruch des Eigentümers auf Aufhebung des Erbbaurechts für den Fall, daß das Recht ohne 
feine Genehmigung veräußert oder der Erbbauzins nicht pünktlich gezahlt werden ſollte (RIA 9, 
271). Auch ein Anſpruch, der ſich aus der Begründung eines perſönlichen Vorkaufsrechts 
(8 504ff.), aus der Feſtſetzung eines Wiederkaufsrechts in einem Kaufvertrage ($$ 497ff.) und 
aus der Vereinbarung eines Ankaufsrechts — Abgrenzung dieſer Rechte gegeneinander: RG 
154, 355 — ergibt, kann durch Vormerkung geſichert werden, und zwar ſchon bevor die Erklärung 
abgegeben worden iſt, daß das Vorkaufsrecht, das Wiederkaufsrecht oder das Ankaufs⸗ 
recht ausgeübt werde. Denn beim Vorkaufsrecht und beim Ankaufsrecht wird bereits 
durch den Begründungsvertrag, beim Wiederkaufsrecht durch den (erſten) Kaufvertrag die 
Verpflichtung zur Übertragung oder Rückübertragung des Eigentums unter der Bedingung 
begründet, daß das gewährte Recht von dem Vorkaufs⸗, Ankaufs- oder Wiederkaufsberechtigten 
ausgeübt wird. Dieſem ſteht alſo, ſofern der Begründungsvertrag rechtsbeſtändig, insbeſondere 
formgerecht geſchloſſen iſt ($ 313; NG 72, 385), ein bedingter Anſpruch auf Übertragung oder 
Rückübertragung des Eigentums zu, der durch Vormerkung geſichert werden kann (MG 67, 
48; 69, 282; 72, 392; 104, 123; 125, 247; 144, 282; 154, 366; Warn 1914 Nr 50; Gruch 67, 80; 
Seuff A 69 Nr 127; KJ 42, 211; 53, 152; 350 3 S. 318, 321; OLG 42, 274; 45 S. 146, 202; 
RIA 9, 265). Auch ein perſönliches Vorkaufsrecht mit feſtbeſtimmtem Preiſe kann durch Vor⸗ 
merkung geſichert werden, obwohl ein dingliches Vorkaufsrecht mit feſtbeſtimmtem Preiſe nicht 
beſtellt werden kann (F 1098 A 2). Denn beim perfönlichen Vorkaufsrecht iſt angeſichts der Ver⸗ 
tragsfreiheit auf dem Gebiet der Schuldverhältniſſe eine Preisfeſtſetzung zuläſſig, und auch bei ihm 
handelt es ſich um einen bedingten Anſpruch auf Einräumung des Eigentums an dem Grundſtück 
(RG Warn 1914 Nr 50; OLG 42, 275). Dasſelbe gilt von einer Vormerkung für den Anſpruch des 
Verkäufers auf Rückauflaſſung, wenn ihm im Kaufvertrag für den Fall des Eintritts einer Be⸗ 
dingung ein Wiederkaufsrecht zu einem beſtimmten Preiſe eingeräumt iſt. Dieſe Vormerkung hat 
aber nicht die Bedeutung, daß nun das Wiederkaufsrecht gegen jeden weiteren Erwerber des 
belaſteten Grundſtücks oder zeitlich unbeſchränkt ausgeübt werden könnte. Vielmehr iſt allein der 
urſprüngliche Käufer zur Rückauflaſſung verpflichtet; dabei greift, wenn nicht ein anderes ver⸗ 
einbart iſt, die zeitliche Beſchränkung nach $ 503 ein; weitere Erwerber find nur gemäß $ 888 zur 
Erteilung der Zuſtimmung zur Rückauflaſſung verpflichtet (KJ 53, 153). Eine Vormerkung für 
einen bedingten Anſpruch iſt auch dann nicht unzuläſſig, wenn der Eintritt der Bedingung 
im freien Willen des Berechtigten ſteht, ſofern nur die Ausübung des Willens als Ver⸗ 
pflichtungsbedingung vertragsmäßig feſtgeſetzt iſt (R 67, 45; 69, 283; aber auch OLG 15, 333). — 
Ein künftiger Anſpruch liegt zunächſt nur dann vor, wenn ſein Inhalt und Gegenſtand ge⸗ 
nügend beſtimmt oder beſtimmbar iſt (RG 151, 75). Weiter iſt aber auch zu verlangen, daß für die 
künftige Entſtehung des Anſpruchs nicht lediglich eine bloße mehr oder weniger ausſichtsreiche 
tatſächliche Möglichkeit beſteht, ſondern daß bereits ein feſtes Rechtsverhältnis vorliegt, 
aus dem der künftige Anſpruch erwachſen kann (Rc Warn 1937 Nr 100). Ein ſolches Rechts 
verhältnis wird z. B. ſchon durch den bindenden, formgerecht beurkundeten (§ 313) Antrag auf 
Abſchluß eines Grundſtückskaufs begründet; aus ihm entſteht bereits vor der Annahme ein künftiger, 
vormerkungsfähiger Auflaſſungsanſpruch (RG 151, 77; JW 1936, 647%; Warn 1927 Nr 92; 
KG 37 A 280; HRR 1933 Nr 1849). Dagegen erwächſt aus einem formnichtigen Grundſtücks⸗ 
kauf für den Käufer ſelbſt dann noch kein künftiger Auflaſſungsanſpruch, wenn die Auflaſſung 
vollzogen wird; aus einem ſolchen Vertrag kann daher auch keine Vormerkung nach $ 883 Abſ 1 
Satz 2 eingetragen werden (RG 151, 75). Ebenſo find nicht vormerkungsfähig: ein An- 
ſpruch auf Eigentumsübertragung, der erſt durch eine in Ausſicht ſtehende Übertragung von 
dem zur Zeit Berechtigten erworben werden ſoll (RG 74, 158); ein Anſpruch auf Auflaſſung 
eines Grundſtücks für den (angeblichen) geſetzlichen oder teſtamentariſchen Erben des Eigen⸗ 
tümers vor deſſen Tode, da vor dem Erbfall keinerlei Rechte des vermeintlichen Erben auf 
das Grundſtück beſtehen (KJ 48, 191); ein Auflaſſungsanſpruch für den (angeblich) in einem 
Teſtament des Eigentümers als Vermächtnisnehmer mit dem Grundſtück Bedachten, da nur 
ein zukünftiger und zugleich durch den früheren Tod des Erblaſſers bedingter, auch von deſſen 
freier Willkür abhängiger Anſpruch gegen die künftigen Erben in Betracht kommen kann 
(KJ 48, 192). Dagegen iſt vormerkungsfähig z. B. auch der Anſpruch einer Siedlungs⸗ 
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gemeinſchaft gegen einen Siedler auf Beſtellung einer Sicherungshypothek für einen künftig 
entſtehenden Schaden aus der Weigerung des Siedlers, den Anordnungen des Gemeinſchafts⸗ 
führers nachzukommen (HRR 1938 Nr 278). Schließlich könnte von dem Geſichtspunkt der 
Sicherung eines künftigen Anſpruchs aus vielleicht auch vorgemerkt werden ein Anſpruch gegen 
den Eigentümer auf Übertragung einer Hypothek, die ihm bei der Veräußerung des Grundſtücks 
von dem Käufer für das Kaufgeld beſtellt werden ſoll (a. M. OLG 15, 334). Der Eintragung 
dieſer Vormerkung ſteht aber entgegen, daß der Eigentümer nicht gegenwärtiger Inhaber der 
noch gar nicht beſtehenden Hypothek ift (A 2). — Der vormerkungsfähige künftige oder bedingte 
Anſpruch kann auch von einer Gegenleiſtung abhängig fein (RG Gruch 34, 1091; JW 1889, 
32051: 1897, 10066; OLG 13, 6). Werden die Vorausſetzungen für die Entſtehung des vorgemerkten 
Anſpruchs nachträglich geändert, ſo kann die Anderung bei der Vormerkung eingetragen werden, 
REN nur mit Zuſtimmung der gleich- und nachſtehenden Berechtigten (HRN 1933 
ir ii . 

11. Eine den Anſpruch vereitelnde oder beeinträchtigende Verfügung iſt unwirkſam nur 
gegenüber dem durch die Vormerkung Berechtigten. Eine Sperre des Grundbuchs 
wird durch die Vormerkung nicht herbeigeführt. Der Verpflichtete bleibt zu Verfügungen über 
ſein Recht befugt, auch wenn fie mit dem vorgemerkten Anſpruch in Widerſpruch ſtehen (RA 
11, 242). Eine rechtliche Beſchränkung der Befugnis zur Verfügung, eine Verfügungsbe⸗ 
ſchränkung im Sinne der $5 878,892 Abi 1 Satz 2 enthält daher die Vormerkung nicht (str.; 
R 113, 408; RG 11. 4. 31 V 248/30; a. M. ROXY 52 S. 128, 164). Zum Beifpiel wird der 
Eigentümer durch eine Hypothekvormerkung nicht an einer weiteren Belaſtung des Grundſtücks, 
durch eine Auflaſſungsvormerkung nicht an einer anderweiten Veräußerung gehindert (RG 
Gruch 48, 934). Die Verfügungen ſind auch voll wirkſam, wenn die Vormerkung etwa in Wegfall 
kommt oder der Vormerkungsberechtigte jene Genehmigung dazu erteilt (RZA 8, 157). Stimmt 
alſo z. B. der aus einer Auflaſſungsvormerkung Berechtigte der ſpäter erfolgten Eintragung einer 
Hypothek oder Grundſchuld zu, fo iſt ihm gegenüber die Hypothek (Grundſchuld) voll wirkſam und 
$ 883 Abſ 2 ausgeſchaltet. Auf die Zuſtimmung find die 98 182 ff. anwendbar. Die Zuftimmung 
kann auch durch ſchlüſſige Handlungen ſtillſchweigend erklärt werden. Sie wirkt auch zugunſten 
eines ſpäteren Inhabers derſelben Hypothek (Grundſchuld), der fie nach ihrem Übergang auf den 
Eigentümer als Grundſchuld unter Wiederumwandlung in eine Hypothek für eine neue Forderung 
erworben hat (RG 154, 355). Weil ſolche den $ 883 Abſ 2 ausſchaltenden Möglichkeiten ſtets in 
Rechnung zu ſtellen find, darf das Grundbuchanit die Entgegennahme und Ausführung von Ein- 
tragungsanträgen nicht deshalb ablehnen, weil die beantragten Eintragungen mit einer Vor⸗ 
merkung in Widerſtreit treten konnen (RIA 8, 157; 11, 242). Die Verfügungsfreiheit des Ver⸗ 
pflichteten findet aber ihre Grenze darin, daß die Verfügung nicht die Beſeitigung der Vor⸗ 
merkung ſelbſt herbeiführen darf. Soweit eine Verfügung mit Notwendigkeit die Aufhebung der 
Vormerkung zur Folge hat, greift ſie unberechtigt in die Rechte des Vormerkuugsberechtigten un⸗ 
mittelbar ein. Deshalb iſt der Verpflichtete ohne Zuſtimmung des Vormerkungsberechtigten z. B. 
nicht befugt, ein Recht, auf das die Vormerkung ſich richtet, zur Löſchung zu bringen. Denn mit der 
Löſchung des Rechts müßte auch die Vormerkung zur Löſchung gelangen (ſtr.; IF 9, 218). Wenn 
der vorgemerkte Anſpruch zur endgültigen Feſtſtellung gebracht wird, find die nach der Vormerkung 
erfolgten Eintragungen dem Vormerkungsgläubiger gegenüber inſoweit unwirkſam, als ſie den An⸗ 
ſpruch vereiteln oder beſchränken. Die Vormerkung bewirkt alſo infofern eine tatſächliche Be⸗ 
ſchränkung der Freiheit des Verfügens, als der Verfügende ſich vor Augen halten muß, daß ſeine 
Verfügung nur dann voll wirkſam werden kann, wenn die Vormerkung wegfällt. Dieſe Wir⸗ 
kung hat die Vormerkung gemein mit einem Veräußerungsverbot zugunſten einer 
beſtimmten Perſon nach $$ 135, 136. Inſoweit ſteht fie einem ſolchen Veräußerungsver⸗ 
bot gleich. Im übrigen aber unterſcheiden ſich beide nach Vorausſetzungen und Folgen. Das 
Veräußerungsverbot kann auch zum Schutze eines dinglichen Rechts, die Vormerkung nur 
zur Sicherung eines perſönlichen Anſpruchs dienen. Das Veräußerungsverbot iſt zwar ein⸗ 
tragungsfähig, jedoch nicht eintragungsbedürftig, wirkt vielmehr auch ohne Eintragung, wenig⸗ 
ſtens gegen jeden, der es kennt ($ 135 Abſ 2, $ 892 Abſ 1 Satz 2); die Vormerkung bedarf 
zur Wirkſamkeit der Eintragung. Das Veräußerungsverbot kann nicht wie die Vormerkung 
zu einem dinglichen Recht werden, ſondern erſchöpft ſich, abgeſehen von dem Anſpruch auf 
Zuſtimmung nach § 888, in der negativen Wirkung des Nichtdürfens. Ferner beſtehen Unter⸗ 
ſchiede zwiſchen beiden in ihren Wirkungen gegenüber Zwangsvollſtreckungsakten und im Kon⸗ 
kurſe (A 12, 13). Endlich kann das Veräußerungsverbot nach 5 137 Satz I nicht durch Rechts- 
geſchäft (Bewilligung) dinglich wirkend begründet werden. Die Vormerkung iſt daher kein Ver⸗ 
äußerungsverbot im eigentlichen Sinne. Das ergibt fi) übrigens auch ſchon aus der Faſſung 
des 8 888 Abſ 2 (MG 113, 408; KG 40 A 123). Die Vormerkung wirkt nur nach gewiſſen 
Richtungen wie ein Veräußerungsverbot. Deshalb kann man ſagen, daß ein Veräußerungsverbot 
beſonderer Art mit ihr verbunden iſt (A 8). Unzuläſſig wäre freilich die Eintragung einer Vor⸗ 
merkung zur Sicherung der perſönlichen Verpflichtung, Über ein Recht nicht zu verfügen. Denn 
hier kommt kein Anſpruch in Betracht, deſſen Sicherung durch Vormerkung im $ 883 Abs 1 zuge⸗ 
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laſſen ift (KC 40 A 126). — Vereitelt wird z. B. eine Auflaſſungsvormerkung durch anderweite 
Veräußerung (RG Warn 1919 Nr 95); beſchränkt wird fie z. B. durch Eintragung von Hypo⸗ 
theken (RG Gruch 48, 934; KJ 43, 213; OLG 13, 7). Für die Unwirkſamkeit der Verfügung 
kommt es nicht darauf an, ob derjenige, der durch die Verfügung Rechte erworben hat, in 
gutem oder in böſem Glauben über das Beſtehen der Vormerkung geweſen iſt. Auch wenn 
er geglaubt hat, der vorgemerkte Anſpruch beſtehe nicht, oder wenn er von der Vormerkungs⸗ 
eintragung keine Kenntnis gehabt hat, wirkt gegen ihn allein die Tatſache, daß die Vormerkung 
im Grundbuch eingetragen ſteht; er muß die Unwirkſamkeit der Verfügung gegen ſich gelten 
laſſen (RG 93, 118; Gruch 52, 1070; 3W 1908, 27511, Warn 1911 Nr 124, 379). Geſchützt iſt der 
Vormerkungsberechtigte jedoch unbedingt nur gegen ſolche Verfügungen, die von demjenigen 
ausgehen, gegen den ſich der Anſpruch richtet, nicht gegen Verfügungen eines anderen, für 
den nur katſächlich die Verfügungsmöglichkeit gegeben war (vgl. hierzu die Ausführungen über 
die Löſchungsvormerkung in § 1179 A 7). Die Wirkung der Vormerkung gegenüber einer den 
Anſpruch vereitelnden oder beeinträchtigenden Verfügung tritt erſt dadurch zutage, daß der 
Vormerkungsberechtigte, deſſen vorgemerkter Anſpruch feſtgeſtellt iſt, die Unwirkſamkeit 
der Verfügung geltend macht. Denn die Verfügung iſt nicht allgemein (abſolut), ſondern 
nur dem Vormerkungsberechtigten gegenüber (relativ) unwirkſam. Ein Dritter (z. B. bei 
Eintragung einer Hypothek nach einer Auflaſſungsvormerkung ein nachſtehender Hypotheken⸗ 
gläubiger) iſt zur Geltendmachung der Unwirkſamkeit nicht befugt. Noch weniger kann der Ver⸗ 
fügende ſelbſt die Unwirkſamkeit der Verfügung gegenüber ſeinem Vertragsgenoſſen geltend 
machen (OLG 8, 433). Betrifft die Vormerkung das Grundſtück ſelbſt (z. B. Auflaſſungsvormer⸗ 
kung oder Hypothekvormerkung) und erſtreckt ſich der vorgemerkte Anſpruch auch auf 
das zur Zeit der Eintragung der Vormerkung vorhandene Zubehör (z. B. nach $ 314, wenn 
der Eigentümer ſich zur Veräußerung des Grundſtücks oder zu deſſen Belaſtung mit einer Hypothek 
verpflichtet hat), fo unterſteht auch das Zubehör dem Schutze des $ 883 Abſ 2. Dann find Ver⸗ 
fügungen des Eigentümers über das Zubehör, die den Gegenſtand des Anſpruchs ergreifen und 
dadurch den Anſpruch vereiteln oder beſchränken, ebenſo unwirkſam wie Verfügungen über das 
Grundſtück (Prot 3, 747). Iſt das Grundſtück verſichert und zur Zeit des Verſicherungsfalls eine 
Vormerkung für den Anſpruch auf Eintragung einer Hypothek im Grundbuch eingetragen, ſo 
erſtrecken ſich die Wirkungen der Vormerkung auch auf die Verſicherungsforderung (RG 151, 391). 
Iſt die Vormerkung zwar auf dem Blatte des ganzen ungeteilten Grundſtücks eingetragen, 
nach dem Inhalt des Eintragungsvermerks aber nur auf einen Teil des Grundſtücks 
beſchränkt, fo erſtreckt ſich ihre Wirkſamkeit nur auf dieſen Teil (RG 55, 273; A 9). — 
Den Begriff der Verfügung erörtern 8873 A8, § 893 A 4. Dort iſt dargelegt, daß an ſich 
zwar ſchon die dingliche Einigung über eine Rechtsänderung für ſich allein eine rechtsgeſchäftliche 
Verfügung iſt, obwohl zur Vollendung der Rechtsänderung noch ein weiterer Tatumſtand, näm⸗ 
lich die Eintragung, hinzutreten muß. Hier tft aber zu beachten, daß 3 883 Abſ 2 eine Verfügung 
vorausſetzt, die geeignet iſt, den vorgemerkten Anſpruch zu vereiteln oder zu beeinträchtigen. 
Die dingliche Einigung für ſich allein hat dieſe Wirkung noch nicht; erſt die durch Hinzu⸗ 
tritt der Eintragung vollendete Rechtsänderung könnte den vorgemerkten Anſpruch vereiteln 
oder beeinträchtigen. Deshalb iſt erſt die auf Grund dinglicher Einigung durch Eintragung voll⸗ 
zogene Rechtsänderung als Verfügung im Sinne des 9 883 Abſ 2 zu erachten (RG 113, 406; 
Warn 1927 Nr 92). Dem 9 883 Abſ 2 ift auch dann noch nicht genügt, wenn auf Grund der ding⸗ 
lichen Einigung bereits der Antrag auf Eintragung der Rechtsänderung beim Grundbuchamt 
geſtellt iſt. Denn die dadurch etwa gemäß § 873 Abſ 2 erzeugte Gebundenheit der Beteiligten 
enthält weder eine Verfügungsbeſchränkung ($ 873 A 13) noch eine Anderung der Rechtslage 
(RG 113, 407; Warn 1927 Nr 92). Daher iſt z. B. eine nach Stellung eines ſolchen Eintragungs⸗ 
antrags eingetragene Vormerkung ſelbſt dann rechtswirkſam, wenn § 17 GB bei ihrer Ein- 
tragung vom Grundbuchrichter verletzt worden iſt. Wird demnächſt auf jenen Eintragungsantrag 
die Eintragung der Rechtsänderung vollzogen, fo greift die Vorſchrift des $ 883 Abſ 2 über die 
Unwirkſamkeit der vereitelnden oder beeinträchtigenden Verfügung Platz (RG 113, 407). Ver⸗ 
mietung und Verpachtung des Grundſtücks ſind nach der obigen Begriffsbeſtimmung auch in 
Verbindung mit Gebrauchsüberlaſſung keine Verfügungen, wie auch die 88 1375, 1423, 1821 
Nr 1, 1822 Nr 4 und 5, 2113, 2135 beſtätigen, in denen zwiſchen Vermietung (Verpachtung) und 
Verfügung unterſchieden wird (RG 106, 111). Jedoch iſt $ 883 Abſ 2 hier entſprechend anzu⸗ 
wenden, weil die Vermietung (Verpachtung) in Verbindung mit der Gebrauchsüberlaſſung 
das Eigentum am Grundſtück beſchränkt (88 571, 577) und im Vergleich zu einer beeinträchtigenden 
Verfügung als ein minderes beeinträchtigendes Ereignis zu erachten iſt (ſtr.. RG 106, 112). Der 
Berechtigte, der einen durch Vormerkung geſchützten, feſtgeſtellten Anſpruch auf Auflaſſung oder 
Nießbrauchsbeſtellung hat, iſt ſomit an einen nach der Eintragung der Vormerkung von dem 
Eigentümer geſchloſſenen und durch Gebrauchsüberlaſſung vollzogenen Mietvertrag (Pacht⸗ 
vertrag) nicht gebunden. Auch ein kraft Geſetzes ſich vollziehender Rechtserwerb, durch den 
das Recht des Vormerkungsberechtigten beeinträchtigt würde (4. B. Bucherſitzung nach $ 900 
gegenüber einer Auflaſſungsvormerkung), iſt einer Verfügung gleichzuſtellen (str.). 
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12. In den Wirkungen gegenüber Verfügungen im Wege der Zwangsvollſtreckung oder 
Arreſtvollziehung weiſt die Vormerkung gegenüber den Veräußerungs verboten der $$ 135, 
136, bei denen die im Wege der Zwangsvollſtreckung oder der Arreſtvollziehung erfolgenden 
Verfügungen im § 135 Abſ 1 Satz 2 einer rechtsgeſchäftlichen Verfügung des Schuldners ebenfalls 
gleichgeſtellt find, inſofern einen Unterſchied auf, als die Vorſchrift des $ 772 ZPO, wonach 
der Gegenſtand, auf den ſich ein Veräußerungsverbot bezieht, nicht im Wege der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung veräußert werden darf, auf die Vormerkung keine Anwendung findet. In der Zwangs⸗ 
verſteigerung des Grundſtücks, auf dem die Vormerkung oder ein von einer Vormerkung be⸗ 
troffenes Recht eingetragen iſt, iſt der Vormerkungsberechtigte nach 95 9 Nr 1, 48 3G Be⸗ 
teiligter. Sein vorgemerkter Anſpruch wird gleich einem bedingten Recht bei der Feſtſtellung 
des geringſten Gebots wie ein endgültig eingetragenes Recht berückſichtigt. Auf den vorgemerkten 
Anſpruch finden daher die für bedingte Rechte geltenden Vorſchriften Anwendung, insbeſondere 
hinſichtlich der Folgen des Wegfalls eines Rechts, der une in den Teilungsplan, der Be⸗ 
handlung bei der Verteilung des Verſteigerungserlöſes (58 50, 51, 114, 119, 124, 125 ZUG). 
Die Zwangsverſteigerung wird durch die Vormerkung ebenſowenig verhindert wie eine rechts⸗ 
geſchäftliche Verfügung über das Grundſtück (fir.; RG 125, 251; JW 1910, 489), Auch die 
Vormerkung auf Einräumung des Eigentums (Auflaſſung) iſt kein der Zwangsverſteigerung ent⸗ 
gegenſtehendes Recht im Sinne der 89 28, 37 Nr 5 3G (ſtr.). Iſt die Auflaſſungsvormerkung 
vor dem Recht des betreibenden Gläubigers eingetragen und daher in das geringſte 
Gebot aufgenommen, ſo bleibt ſie beſtehen und iſt auch gegenüber dem Erſteher wirkſam. Dieſer 
muß alſo nach 38 883 Abſ 2, 888 das Grundſtück herausgeben, wenn der vorgemerkte Anſpruch 
endgültig feſtgeſtellt wird (RG 7, 177; 15, 269; 27, 238). Iſt die Vormerkung erſt nach dem 
betreibenden Gläubiger eingetragen, fo erliſcht fie gemäß 88 44, 45, 52 Saß 2, 91 3G 
durch den Zuſchlag. Der Vorgemerkte kann dann nur einen Anſpruch auf den Verſteigerungserlös 
nach Maßgabe des § 92 ZG geltend machen (ſtr.; RG Warn 1908 Nr 307; JW 1910, 48937; 
OLG 13, 6). Dieſer Anſpruch braucht nicht ſchon vor dem Zuſchlag (JW 1936, 235851), muß aber 
ſpäteſtens im Verteilungstermin ($ 105 ARE) geltend gemacht werden. Er richtet ſich nicht etwa 
nur auf denjenigen Teil des Verſteigerungserlöſes, der dem wirtſchaftlichen Wert entſpricht, 
welchen die Auflaſſungsvormerkung für den Berechtigten in ſeinem Verhältnis zum Verpflichteten 
hatte. Vielmehr kann der Berechtigte ohne Rückſicht auf nachſtehende Rechte den ganzen Ver⸗ 
ſteigerungserlös für ſich in Anſpruch nehnien, der nach Befriedigung der ihm vorgehenden Rechte 
vorhanden iſt. Dieſen Erlös braucht er mit Nachberechtigten deshalb nicht zu teilen, weil einerſeits 
die nacheingetragenen Rechte dem vorgemerkten, als wirkſam feſtgeſtellten und geltend gemachten 
Auflaſſungsanſpruch gegenüber nach $3 883, 888 unwirkſam find und andererſeits im Zwangs⸗ 
verſteigerungsverfahren der Verſteigerungserlös an Stelle des Grundſtücks in die Haftung für die 
durch den Zuſchlag erlöſchende Vormerkung eingetreten iſt. Die Nachberechtigten können einer 
ſolchen Zuteilung des Erlöſes auf die Vormerkung auch nicht mit der Einrede begegnen, der Vor⸗ 
merkungsberechtigte habe ſeine Gegenleiſtung flir die Auflaſſung noch nicht entrichtet. Einen 
Widerſpruch gegen die Zuteilung des Verſteigerungserlöſes an den Vormerkungsberechtigten 
können ſie vielmehr nur auf ſolche Einwendungen ſtützen, die ſich gegen die Rechtsbeſtändigkeit 
des vorgemerkten Auflaſſungsanſpruchs oder der Vormerkung richten (RG 144, 281; HRR 1935 
Nr 736; 1936 Nr 1539). Bezieht ſich der vorgemerkte Auflaſſungsanſpruch nur auf einen Teil 
des verſteigerten Grundſtücks, fo kann der Vormerkungsberechtigte nur denjenigen Teil des Ver ⸗ 
ſteigerungserlöſes für ſich beanſpruchen, der auf den bisher vormerkungsbelaſteten Grundſtücksteil 
entfallen iſt und nicht für vorgehende Rechte benötigt wird. Dieſer Anſpruch geht ihm auch dadurch 
nicht verloren, daß der Erſteher ihm nachträglich auf Grund eines neuen Vertrags den ehemals 
vormerkungsbelaſteten Grundſtücksteil übereignet. War dieſer Grundſtücksteil bebaut und belaſtet, 
ging aber der vorgemerkte Auflaſſungsanſpruch auf Übertragung des unbebauten und unbelafteten 
Eigentums, ſo kommt für die Berechnung des Anteils, der dem Vormerkungsberechtigten vom 
Verſteigerungserlöſe gebührt, nur der nackte Grund und Boden des Grundſtücksteils in Betracht. 

enn der vorgemerkte Auflaſſungsanſpruch und folglich auch die Vormerkung erfaßten nur das 
gebäudefreie Gelände. Die Freilegungs⸗ und die Entpfändungspflicht des Auflaſſungsſchuldners 
müffen bei der Berechnung des Anteils, der dem Vormerkungsberechtigten vom Verſteigerungs⸗ 
erlöſe zuzuteilen ift, unberiidfichtigt bleiben, weil dieſe Pflichten außerhalb des Schutzes der Vor⸗ 
merkung ſtanden (RG 55, 270; HRR 1935 Nr. 736). h 

13. Dadurch, daß die den vorgemerkten Anſpruch bereitehtben oder beſchränkenden Verfügun⸗ 
gen des Konkurzverwalters unwirkſam find (RG J 1906, 424 „ unterſcheidet fich bie Vor. 
merkung ebenfalls (A 12) von den Veräußerungsverboten der 99 135, 136. Dieſe find 
nach § 13 KO den Konkursgläubigern gegenüber überhaupt unwirkſam. Dagegen kann nach 
324 KO der Vormerkungsberechtigte von dem Konkursverwalter die Befriedigung ſeines 
Anſpruchs verlangen. Das bedeutet, daß der vorgemerkte Anſpruch, wenn er beſteht, in vollem 
Umfang aus der Konkursmaſſe zu befriedigen, der Vormerkungsberechtigte alſo nicht auf die 
Rechtsſtellung eines auf anteilige Befriedigung aus der Konkursmaſſe beſchränkten Konkurs⸗ 
gläubigers zu verweiſen ift. Die Befriedigung geſchieht, wenn die Vormerkung auf Auflaſſung 
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gerichtet iſt, nach Feſtſtellung des vorgemerkten Anſpruchs durch endgültige Einräumung des 
Eigentums. Das Wahlrecht des Konkursverwalters zwiſchen Erfüllung und Rücktritt aus 517 
wird hier wie auch ſonſt bei vorgemerkten Anſprüchen aus zweiſeitigen Verträgen durch § 24 KO 
ausgeſchloſſen (ſtr.). Die Hypothekvormerkung gewährt nach 347 KO ein Abſonderungsrecht. 
Sie bleibt nach 8193 KO durch einen Zwangs vergleich unberührt. Dieſe Wirkungen 
der Vormerkung beſtehen, gleichviel, ob die Vormerkung auf Grund einer Bewilligung des Paſſiv⸗ 
beteiligten oder auf Grund einer einſtweiligen Verfügung eingetragen worden tft. Nach $$ 221 
Abſ 2, 236 KO gilt aber für den Konkurs über einen Nachlaß und das Geſamtgut einer 
fortgeſetzten Gütergemeinſchaft die Ausnahme, daß eine nach dem Eintritt des Erbfalls 
und der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft im Wege der einſtweiligen Verfügung erlangte Vor⸗ 
merkung unwirkſam iſt. — Eine Vormerkung gemäß § 18 Abſ 2 GBOD hat die Wirkungen der 
85 883 Abſ 2, 888 BGB nicht. Denn fie dient nicht zur Sicherung eines Anſpruchs im Sinne 
des § 883, ſondern hat nur den Zweck, der vorbereiteten Eintragung für den Fall der Beſeitigung 
des Hinderniſſes den Rang zu wahren (ſtr.; A 2 „Rechtsgrund“; § 878 A 5; RIA 10, 233). 

14. Der Rang des durch die Vormerkungseintragung geſicherten Rechtes beſtimmt ſich bei 
der endgültigen Eintragung, wenn das Recht das Grundſtück belaſtet, nach 8 879 (KGJ 41, 
224). Treffen mehrere Vormerkungen (z. B. mehrere Hypothekvormerkungen oder eine Auf⸗ 
laſſungsvormerkung und eine Hypothekvormerkung) zuſammen und haben ſich bei ihnen die vorge⸗ 
merkten Anſprüche zu dinglichen Rechten entwickelt, ſo beſtimmt ſich der Rang der Rechte nach der 
Reihenfolge (in derſelben Abteilung) oder nach dem Datum (in verſchiedenen Abteilungen) der Vor⸗ 
merkungseintragungen auch dann, wenn die Umwandlung der Vormerkungen in die Rechte in 
einem anderen Zeitverhältnis erfolgt iſt, als es der Reihenfolge oder dem Datum der Bormer- 
kungseintragungen entſprechen würde. Das Rangverhältnis von Rechten an Grundſtücks⸗ 
rechten, auf die $ 879 keine Anwendung findet, iſt erläutert in H 879 A 2. Über die Zuläſſigkeit 
der Rangänderung nach § 880 vor der endgültigen Eintragung des dem vorgemerkten 
Anſpruch entſprechenden Rechtes: 8880 A 2 „Gegenſtand“. Auf die (eine Belaſtung des Grund⸗ 
ſtücks betreffenden) Vormerkungen ſelbſt findet, ſolange ſie noch nicht zu endgültigen Rechten 
geworden ſind, $ 879 bezüglich des Rangverhältniſſes zu anderen Eintragungen keine Anwendung 
(ſtr.; 5879 A 3). Iſt die Vormerkung auf Grund einer einſtweiligen Verfügung eingetragen 
($ 885) und wird dieſe Verfügung aufgehoben, fo erliſcht die Vormerkung mit der Er⸗ 
laſſung der aufhebenden Entſcheidung. Daher kann nicht mehr an ihrer Stelle das ge- 
ſicherte Recht mit dem aus $ 883 Abſ 2 ſich ergebenden Range endgültig eingetragen 
werden (8 886 A 3; 8879 A 5). Auf Vormerkungen zur Sicherung des Anſpruchs auf Auf- 
hebung oder auf Anderung des Inhalts oder des Ranges eines Rechts bezieht ſich 
Abſ 3 ſeinem Wortlaut nach nicht; dieſe Anſprüche ſtehen auch zu dem Range anderer 
Rechte in keiner Beziehung. Soll jedoch durch die Inhaltsänderung das Recht erweitert werden 
(3. B. Zinserhöhung), ſo findet auch hier Abſ 3 Anwendung, da die Erweiterung der Einräumung 
eines neuen Rechtes gleichſteht. Da ein Rangverhältnis nur zwiſchen den das Grundſtück belaſtenden 
Rechten unter einander, aber nicht zwiſchen dieſen Rechten und dem Eigentum am Grundſtück 
beſteht, ſo hat die Vormerkung zur Sicherung des Anſpruchs auf Einräumung des 
Grundſtückseigentums an ſich auch feine Rangwirkung im Sinne von $ 883 Abf 3. Deshalb 
kann ein Pfändungsgläubiger, der den vorgemerkten Anſpruch auf Übertragung des Eigentums 
gepfändet hat, nach dem Eigentumserwerb des Schuldners von den Inhabern der nach der Ein⸗ 
tragung der Vormerkung eingetragenen Rechte zwar nach $$ 883 Abſ 2, 888 BGB die Zur 
ſtimmung dazu verlangen, daß feine kraft Geſetzes (§ 848 Abſ 2 ZPO) entſtandene Sicherungs- 
hypothek den Vorrang vor jenen Rechten erhält; er kann aber nicht ohne dieſe Zuſtimmung 
die Eintragung des Vorrangs ſeiner Sicherungshypothek erreichen (Jö 8, 318). 


8 884 


Soweit der Anſpruch durch die Vormerkung geſichert iſt ), kann fich der 
Erbe des Verpflichteten?) nicht auf die Beſchränkung feiner Haftung berufen 3). 

E II 804; P 5 770 f. 

1. Nur ſoweit der Anſpruch vorgemerkt iſt, gilt $ 884. Geht der Anſpruch (auf Einräumung, 
Aufhebung oder Anderung eines Rechts an einem zum Nachlaß gehörigen Grundſtück oder an 
einem zum Nachlaß gehörigen, ein Grundſtück belaſtenden Recht) über die Vormerkungseintragung 
hinaus, iſt z. B. vor der Eintragung einer Auflaſſungsvormerkung von dem Verpflichteten eine 
Hypothek beſtellt worden, auf deren Beſeitigung der Berechtigte nach dem ihn berechtigenden 
Rechtsgeſchäft einen Anſpruch hat, ſo ſteht dem Erben des Verpflichteten gegenüber dieſem An⸗ 
ſpruch die Einrede der beſchränkten Haftung zu (Prot 5, 780). 

2. Der Verpflichtete, deſſen Erbe ſich nicht auf die Beſchränkung ſeiner Haftung berufen kann, 
iſt derjenige, gegen den der durch die Vormerkung geſicherte perſönliche Auſpruch entſtanden und 
urſprünglich gerichtet war. Auf denjenigen, deſſen Zuſtimmung gemäß $ 888 erforderlich iſt, 
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wenn nach der Eintragung der Vormerkung zu ſeinen Gunſten verfügt worden iſt, findet § 884 
leine Anwendung. Iſt die Vormerkung erſt nach dem Tode des Verpflichteten (auf 
dem zum Nachlaß gehörigen Grundſtuck oder Grundſtücksrecht) eingetragen worden, ſo iſt zu unter⸗ 
ſcheiden, ob die Eintragung auf Bewilligung des Erben oder auf Grund einſtweiliger Verfügung 
erfolgt if. Im erſten Falle ſteht die Vormerkung einer vor dem Erbfall eingetragenen gleich. 
Im zweiten Falle iſt die Vormerkung nach 8 221 Abſ 2 KO unwirkſam, wenn über den Nachlaß 
Konkurs eröffne! wird; dem Erben ſtehen dann nach 58 1990 Abſ 2, 2016 Abſ 2 die Abzugseinrede 
aus $ 1990 Ahſ 1 und die aufſchiebenden Einreden aus 99 2014, 2015 zu, die dem unbeſchränkt 
haftenden Erben nach 89 2013, 2016 Abſ 1 ſonſt nicht gegeben find. 

3. Die Beſchränkung der Haftung, auf die ſich der Erbe des Verpflichteten nicht berufen 
kann, regeln die 88 1973, 1975ff., 1989, 1994, 2000, 2013. Die Vorſchrift des 5 884 findet Ergän⸗ 
zungen in 58 1971. 1974 Abſ 3, 2016 Abſ 2, wonach Vormerkungsberechtigte durch das Aufgebot 
der Nachlaßgläubiger und durch die im $ 1974 beſtimmte Ausſchlußfriſt nicht betroffen werden 


und dem Erben ihnen gegenüber, abgefehen von dem in A 2 erörterten Ausnahmefall, nicht die 
aufſchiebenden Einreden aus 88 2014, 2015 zuſtehen. 


§ 885 

Die Eintragung einer Vormerkung erfolgt auf Grund einer einſtweiligen 
Verfügung !) oder auf Grund der Bewilligung desjenigen, deſſen Grundſtück 
oder deſſen Necht von der Vormerkung betroffen wird 2), Zur Erlaffung der 
einſtwelligen Verfügung iſt nicht erforderlich, daß eine Gefährdung des zu 
ſichernden Anſpruchs glaubhaft gemacht wird !). 

Bei der Eintragung kann zur näheren Bezeichnung des zu ſichernden An- 
ſpruchs auf die einſtweilige Verfügung oder die Eintragungsbewilligung 
Bezug genommen werden 00 

E II 804; P 3 108 ff., 116 f.; 4 580. 


1. Eine die Eintragung einer Vormerkung anordnende einſtweilige Verfügung wird erlaſſen 
nach den 99 935 ff. in Verbindung mit 88 916 ff. 3PO. Jedoch bedarf es nach $ 885 Abſ 1 Satz 2 
BOB, abweichend von $$ 917, 920 Abſ 2 PO, nicht der Glaubhaftmachung ($ 294 360), daß 
der zu ſichernde Anſpruch gefährdet jei. Der geſetzgeberiſche Grund für dieſe Abweichung ift, 
daß in allen hier in Betracht kommenden Fällen eine Gefährdung ſchon durch die Einrichtung 
des Grundbuchs gegeben iſt, die es dem Schuldner ermöglicht, die Verwirklichung des Anſpruchs 
durch Veräußerung des Grundſtücks oder des Rechtes auszuſchließen. Der Nachweis einer wei⸗ 
teren beſonderen Gefahr ift dem Glaubiger nicht zuzumuten (Prot 3, 115; Seuffa 63 Nr 44). 
Dagegen iſt der Anſpruch glaubhaft zu machen. Die Glaubhaftmachung kann aber durch 
Sicherheitsleiſtung erſetzt, anderſeits kann trotz Glaubhaftmachung des Anspruchs Sicherheits- 
leiftung gefordert werden (88 921 Abſ 2, 936 3 PO). Gründet ſich der Anſpruch auf ein Rechts⸗ 
geſchäft, ſo muß glaubhaft gemacht werden, daß das Rechtsgeſchäft gültig, insbeſondere in der 
etwa vorgeſchriebenen Form geſchloſſen iſt. Über andere Rechtsgrunde für den Anſpruch vgl. 
9.883 A 2 „Rechtsgrund“. Der Anſpruch braucht nicht fällig zu ſein. Er kann bedingt oder von 
einer Gegenleiſtung abhängig fein ($ 883 A 10). Er muß aber im Klagewege verfolgbar fein. 
Jur Sicherung eines erſt künftig zu erwerbenden Anſpruchs auf Eigentumsübertragung kann 
überhaupt keine einſtweilige Verfügung erlaſſen werden (88 926, 936 ZPO), alſo auch nicht eine 
ſolche auf Eintragung einer Vormerkung (RG 74, 158; 9 883 A 10 a. E.). — Zuſtändig für die 
Erlaſſung iſt ſowohl das Gericht der Hauptſache als auch das Amtsgericht, in deſſen Bezirk das 
Grundſtück liegt, auf dem die Vormerkung eingetragen werden ſoll. Das Gericht der be⸗ 
legenen Sache iſt auch in nicht dringenden Fällen zuſtändig (88 919, 942 Abſ 1, 2 ARD). Gericht 
der Hauptſache (8 943 Abſ 1 ZPO) iſt dasjenige Gericht erſter oder zweiter Inſtanz, bei dem der 
Rechtsſtreit über den durch die Vormerkung zu ſichernden Anſpruch auf Einräumung, Aufhebung 
oder Anderung eines Rechts an einem Grundſtück oder eines Rechts an einem ſolchen Recht an⸗ 
hängig iſt oder anhängig gemacht werden kann (NG 4, 407; 30, 351; 31, 372). — Paſſiv legi⸗ 
timiert für die Klage und demgemäß auch für die einſtweilige Verfügung iſt derjenige, der aus 
einem der in § 888 A 2 Abſ 7 genannten Rechtsgründe perſönlich verpflichtet iſt, die durch 
die Vormerkung zu ſichernde Anderung des Rechtsſtandes eines Grundſtücks herbeizuführen (4. B. 
auch derjenige, der verpflichtet iſt, eine ihm abgetretene Hypothek unter gewiſſen Vorausſetzungen 
zurückzuübertragen: OLG 8, 306). it der zu ſichernde Anſpruch auf Aufhebung eines Rechts an 
einem Grundſtück (3. B. einer Hypothek, die vom Käufer im Kaufvertrag nicht übernommen 
worden iſt) gerichtet, ſo iſt ein Dritter, dem ein Recht an dem aufzuhebenden Recht zuſteht 
(dem z. B. die Hypothek verpfändet iſt), nicht paſſiv legitimiert, auch wenn zur Aufhebung des 
Rechts feine Mitwirkung erforderlich iſt (OLG 3, 99). Hat der Grundſtückseigentümer ſich zur 
Eintragung eines Rechts verpflichtet, demnächſt aber das Grundſtück an einen Dritten veräußert, 
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ſo iſt der Dritte als Antragsgegner einer einſtweiligen Verfügung auf Eintragung einer Vor⸗ 
merkung zur Sicherung des Anſpruchs auf Eintragung des Rechts nicht paſſiv legitimiert, da gegen 
ihn überhaupt kein Anſpruch auf Einräumung des Rechts beſteht (OLG 26, 7). — Die einſtweilige 
Verfügung muß binnen der Friſt von einem Monat vollzogen werden ($ 929 Abſ 2 ZPO). Als 
Vollziehung gilt nach 8 932 Abſ 3, 936 ZPO der Antrag auf Eintragung (88 13, 30 G00), der 
vom Gläubiger geſtellt werden kann (KJ 41, 222). Wenn das Gericht gemäß $ 941 3 PO um 
Eintragung erſucht, gilt als Vollziehung nach 9 38 (§ 39) GBO der Eingang des Erſuchens beim 
Grundbuchamt (RG 67, 165; RA 7, 69). Gemäß $ 929 Abj 3 ZPO muß aber die Zuſtellung an 
den Antragsgegner, falls ſie noch nicht geſchehen iſt, innerhalb einer Woche nach der Vollziehung und 
vor Ablauf der Vollziehungsfriſt erfolgen (RG 67, 164; 81, 288; KG J 52, 164). Sind die Friſten 
nicht eingehalten, ſo iſt die vorgenommene Eintragung der Vormerkung unwirkſam. Denn ſie iſt 
eine Vollziehungsmaßregel; das Vorhandenſein der geſetzlichen Erforderniſſe für die Vollziehung 
der einſtweiligen Verfügung iſt alſo — unverzichtbare (RG 151, 155) — Vorausſetzung für ihre 
Wirkſamkeit (RG 67, 165; 81, 288; OLG 10, 399; 23, 348). Jeder Inhaber des durch die 
nichtige Vormerkungseintragung beeinträchtigten Grundeigentums oder Rechts am Grund⸗ 
ſtück kann ebenſo, wie wenn eine einſtweilige Verfügung überhaupt nicht erlaſſen wäre, 
von dem als Berechtigten Eingetragenen die Beſeitigung der Eintragung verlangen. Dieſer 
Anſpruch rechtfertigt ſich zwar nicht nach § 894, da die Vormerkung nicht ein „Recht“ 
im Sinne dieſer Vorſchrift iſt (8 883 A 8), wohl aber nach dem unmittelbar oder ent⸗ 
ſprechend anzuwendenden ($ 886 A 2) $ 1004 (ſtr.; 5 883 A 2 „rechtsbeſtändig“; 8886 A 2; R 
26, 399; 56, 252; 81, 288; Gruch 67, 79; offen gelaffen in Rh 151, 159; HRg 1932 Nr 1837; 
a. M. KG 52, 164 inſofern, als $ 894 für entſprechend anwendbar erachtet wird und ebenſo 9 22 
GBO, weil die Vorbemerkung nach $ 883 Ab} 2 wie eine Verfügungsbeſchränkung wirke). Der 
Beſeitigungsanſpruch beſteht bei dem vorausgeſetzten Tatbeſtand auch dann, wenn der geſicherte 
Anſpruch rechtsbeſtändig und die einſtweilige Verfügung nicht (auf Widerſpruch des Vormerkungs⸗ 
verpflichteten gemäß $ 924 ZPO) aufgehoben tft ($ 886 A 3); denn die Vormerkungseintragung 
iſt als ſolche nichtig (RG 81, 288). Wegen dieſer Nichtigkeit kann, ſelbſt wenn der Anſpruch rechts⸗ 
kräftig feſtgeſtellt wird, nicht die Umſchreibung der Vormerkung in das endgültige Recht erfolgen 
(RG 81, 288). Ebenſowenig kann die nichtige Vormerkungseintragung dadurch aufrechterhalten 
werden, daß eine neue einſtweilige Verfügung ausgebracht und rechtzeitig vollzogen wird; viel ⸗ 
mehr kann auf Grund der neuen einſtweiligen Verfügung nur eine neue Vormerkung an anderer 
Stelle des Grundbuchblatts eingetragen werden (RG 81, 288). — Während der Dauer des Kon⸗ 
kursverfahrens über das Vermögen des Verpflichteten darf nach $ 14 Abſ 2 KO eine Vor⸗ 
merkung auf ein zur Konkursmaſſe gehöriges Grundſtück oder Recht an einem Grundſtück zugunſten 
einzelner Konkursgläubiger auf Grund einſtweiliger Verfügung nicht eingetragen werden. Die 
etwa vorgenommene Eintragung iſt nichtig. Der Konkursberwalter kann ihre Beſeitigung ver⸗ 
langen wie in dem oben erörterten Falle der Nichtigkeit. Wird dagegen auf Grund der Bewilli⸗ 
gung des Gemeinſchuldners eine Vormerkung eingetragen, ſo iſt ſie nur den Konkursgläubigern 
gegenüber nach Maßgabe des $ 7 KO unwirkſam. 

2. Die Eintragungsbewilligung des Betroffenen für ſich allein genügt, abgeſehen von der 
Eintragung, zur rechtswirkſamen Begründung der Vormerkung. Einer Einigung zwiſchen dem 
Berechtigten und dem Verpflichteten nach 98 873, 877 bedarf es nicht, da nicht ein Recht eingeräumt 
oder geändert, ſondern nur ein perſönlicher (ſchuldrechtlicher) Anſpruch auf die Einräumung oder 
die Anderung geſichert wird. Die M 3, 244 bemerken zwar, es fei nicht zweifelhaft, daß ein Ver⸗ 
trag zwiſchen den Beteiligten vorausgeſetzt werde. Dieſe Anſicht hat aber im Geſetz keinen Aus⸗ 
druck gefunden (ſtr. RO Gruch 62, 119, wo eine etwa vorhandene Einigung zwiſchen dem Be- 
rechtigten und dem Verpflichteten für die Heilung eines weſentlichen Mangels in der Eintragungs⸗ 
bewilligung als belanglos erklärt wird; RG Ich 1926, 1955 5; KJ 46, 207; OLG 45, 198; JF 
4, 338). Für einen unſtreitigen Anſpruch wird eine Vormerkung namentlich dann freiwillig ge- 
währt werden, wenn bei einem Geſchäft, deſſen Entwicklung ſich je nach den Umſtänden verſchieden 
geſtalten kann, dem Verpflichteten nicht zuzumuten iſt, dem Gläubiger ſofort ein be⸗ 
ſtimmtes dingliches Recht einzuräumen (Prot 3, 115). Iſt die Bewilligung rechtsunwirkſam 
(3. B. weil ſie nur zum Schein erklärt oder wegen Irrtums oder Betrugs erfolgreich an⸗ 
gefochten iſt), ſo iſt die Vormerkung nichtig. Dann kann ihre Beſeitigung ebenſo wie in den in 
A U erwähnten Fällen der Nichtigkeit verlangt werden. Dies gilt auch, wenn der Gegenſtand der 
Vormerkung in der Eintragungsbewilligung derart unvollkommen angegeben iſt, daß er nicht 
einmal beſtimmbar iſt (z. B. wenn als Gegenſtand einer Auflaſſungsvormerkung angegeben iſt 
„mein Reſtgut von zirka 400 Morgen“: R Gruch 62, 117). 

Der Paſſivbeteiligte, der die Bewilligung erklären muß, iſt der Eigentümer des Grund⸗ 
ſtücks oder der Inhaber des Grundſtücksrechts, an dem die Vormerkung eingetragen werden ſoll 
(3. B. derjenige, der eine ihm abgetretene Hypothek unter gewiſſen Vorausſetzungen zurücküber⸗ 
tragen muß: OLG 8, 306). Sind Eigentümer des von der Vormerkung betroffenen Grundſtücks 
mehrere Miterben in ungeteilter Erbengemeinſchaft, ſo bedarf es zur Eintragung der Vor⸗ 
merkung der Bewilligung ſämtlicher Erben; die Bewilligung eines einzelnen Miterben genügt 
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nicht, auch nicht für ſeinen Anteil, da vor der Erbauseinander ick g 

des Nachlaſſes lediglich den Erben insgeſamt gehört (RIA 4, 255). — In der Bewilligung, der die 
Eintragung der Vormerkung folgt, liegt eine Verfügung (8 883 A 8 „öffentlicher Glaube des Grund⸗ 
buchs ). Daraus folgt, daß im geſetzlichen Güterſtande der Ehemann nicht ohne Zu⸗ 
ſtimmung der Frau, die Frau nicht ohne Einwilligung des Mannes eine Vormerkung 
in bezug auf das eingebrachte Gut bewilligen kann (55 1375, 1395, 1398). Bei gütergemeinſchaft⸗ 
licher Ehe kann der Mann die Eintragung einer Vormerkung, die ſich auf ein zum Geſamtgut ge⸗ 
horiges Recht an einem Grundſtück bezieht, ohne Zustimmung der Frau bewilligen ($ 1443), ſofern 
nicht eine Schenkung vorliegt (8 1446), Dagegen bedarf er der Einwilligung der Frau zur Be⸗ 
willigung einer Vormerkung, die ſich auf ein zum Geſamtgut gehörendes Grundſtück bezieht ($ 1445; 
RAUS, 195). Immer ift aber zu beachten, daß die Vormerkung überhaupt nur dann Rechtswirkſam⸗ 
keit hat, wenn der Anſpruch rechtsgültig begründet worden iſt ($ 883 A 2 „rechtsbeſtändig“) und 
daß die Verpflichtung zur Eintragung des endgültigen Rechts ſtets eine Verpflichtung zu einer 


Verfügung iſt. Daher ift nach $ 1375 eine Vormerkung in Anſehung des eingebrachten Gutes und 
nach 8 1445 eine Vormerkung in An 


ſehung eines zum Geſamtgut gehörigen Grundſtücks immer 
nur dann wirkſam, wenn die Frau zur Begrundung des Anſpruchs ihre Einwilligung erteilt hat. 
Das Grundbuchamt hat aber nicht zu prüfen, ob ein rechtsbeſtändiger Anſpruch der Eintragungs⸗ 
bewilligung zugrunde liegt. Zur Vornahme der Eintragung genügt die (rechtsgültige) Eintragungs⸗ 
bewilligung des Legitimierten. 

Die Vorſchrift des $ 878 über die Einflußloſigkeit des nachträglichen Eintritts einer Ver⸗ 
fügungsbeſchränkung findet keine Anwendung, da ſie lediglich die nach den $$ 873, 875, 877 
abgegebenen Erklärungen betrifft, die Bewilligung der Vormerkungseintragung aber nicht darunter 
fällt (ſtr.; $ 878 A J). Daher macht die Verfügungsbeſchränkung des Bewilligenden, auch wenn 
fie erſt nach Stellung des Antrags auf Eintragung der Vormerkung beim Grundbuchamt eintritt, 
die Bewilligung unwirkſam (ſtr.; a. M. JF 4, 336). — Der Zuſtimmung derjenigen Perſonen, 
die als gegenwärtige Drittberechtigte z. V. bei Aufhebung oder Anderung des Inhalts oder 
Ranges eines belaſteten Rechts ge mäß $$ 876, 877, 880 2 oder als künftige Berechtigte (5. B. 
als künftige Eigentümerhypothekare bei Aufhebung oder Anderung des Ranges hypothekariſcher 
Rechte gemäß 88 880 Abſ 2 Saß 2, 1183 BOB; 527080) der end ültigen Aufhebung oder Ande⸗ 
rung eines Rechts am Grundſtück oder eines Rechts an einem ſolchen Rechte zuſtimmen müſſen, 
bedarf es hier nicht, da durch die Vormerkung eine Aufhebung oder Anderung des Rechts nicht 
herbeigeführt und folglich die Rechtsſtellung dieſer Perſonen nicht berührt wird. i 

Eine Form iſt zur Wirksamkeit der Bewilligung nicht vorgeſchrieben. $ 885 ſpricht nicht, wie 
873 Abſ 2, f 875 Abs 2 von „einer den Vorſchriften der G80 entſprechenden“ Eintragungs⸗ 

ewilligung. Sie kann daher (mit materiellvechtlicher Wirkſamleit) formlos, auch mündlich, er⸗ 
teilt werden (KJ 46, 208). Ebenſowenig iſt für die Bindung ($ 130) eine Form vorgeſchrieben. 
Da ſie einſeitig auf Herbeiführung einer Eintragung gerichtet iſt, hat ſie dem Grundbuchamt gegen⸗ 
über (8 875 N 10) zu erfolgen. Wenn auch eine Bewilligung gegenüber dem Berechtigten hätte 
geuligen ſollen, hätte das im Geſetz geſagt werden müſſen (ftr.; a. M. KG 46, 208, wo die Be- 
willigung ohne Begründung gleichgeſtellt wird einer Aufgabeerklärung nach § 875). Da die Ein⸗ 
tragung der Vormerkung „auf Grund“ der Eintragungsbewilligung erfolgen ſoll, muß hier die 
Bewilligung der Eintragung vorausgehen; eine nachträgliche Bewilligung macht die Eintragung 
nicht wirkſam (KG 46, 208). Formellrechtlich ift nach $$ 19, 29 Satz 1 G80 zur Vornahme der 
Eintragung die Erklärung der Bewilligung in einer der Formen des $ 29 Satz 1 EBD erforderlich. 
Hat aber das Grundbuchamt dieſe Ordnungsvorſchrift außer acht gelaſſen, ſo iſt die Eintragung 
um deswillen nicht unwirkſam. Der Inhalt der Bewilligung braucht nicht notwendig das Wort 
„Vormerkung“ zu enthalten; es genügt, wenn erſichtlich iſt, daß einem ſicherungsfähigen Anſpruch 
vorläufige Sicherung verſchafft werden foll (RG Gruch 67, 81; KJ 23 A 154). Iſt die Eintragung 
er endgültigen Rechtsänderung bewilligt, ſo kann darin in der Regel nicht die Bewilligung der 
Eintragung einer entſprechenden Vormerkung gefunden werden, da durch dieſe nur ein ſchuldrecht 
licher Anſpruch geſichert werden ſoll (ſtr.). Wäre aber in einem ſolchen Falle ausnahmsweiſe die 
Eintragung der endgültigen Rechtsänderung nicht zuläſſig, ſo könnte die Bewilligung in die der Ein⸗ 
tragung einer etwa zuläſſigen Vormerkung umgedeutet werden (RG Gruch 67, 81). Die Ein- 
tragungsbewilligung kann erſetzt werden durch ein Urteil gegen den Paſſivbeteiligten nach 
35 894, 895 ZPO. Für die Klage ift, da es ſich lediglich um einen perſönlichen e 
der von dem perſönlich Verpflichteten zu erfüllen ift, weder der ausſchließliche dingliche Gerichts⸗ 
ſtand aus 9 24 noch der wählbare des $ 26 8 PO gegeben (M& 52 40). Lautet das Urteil auf Be⸗ 
willigung einer endgültigen Eintragung, fo gilt nach 5 895 ABO die Eintragung einer Vormer⸗ 
kung als bewilligt, wenn das Urteil borläufig vollſtreckbar iſt. Über die nach 98 18 Abſ 2, 76 GBO 

on Amts wegen einzutragenden Vormerkungen vgl. $ 883 A 2 „Rechtsgrund“. x 

3. Die Rottwendigfeit der Eintragung zur Begründung der Vormerkung, die Form der Ein⸗ 
tragung und auch die Unſchädlichkeit einer (irrtümlichen) Bezeichnung der Vormerkung als 
Widerſpruch find bereits behandelt in $883 A 9. Ob die Eintragung einer Vormerkung für 
einen jeweiligen Bere chtigten oder für den Berechtigten und deſſen Rechtsnachfolger zu⸗ 


ſetzung das Grundſtück als ein Stück 
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läſſig iſt, wurde in 5 883 A 2 „Anſpruch einer beſtimmten Perſon“ dargelegt. — Nach Abſ 2 
kann bei der Eintragung auf die einſtweilige Verfügung (A 1) oder auf die Eintragungsbewilligung, 
alſo auch auf das dieſe erſetzende Urteil (A 2), zur näheren Bezeichnung des Anſpruchs Bezug 
genommen werden. Die Beſtimmung entſpricht dem $ 874 (vgl. dort A 2—6). Eine befondere 
Vorſchrift neben $ 874 war geboten, weil die Vormerkung kein „Recht“ am Grundſtück im Sinne 
des 8 874 iſt ( 874 A 1). Außer dem Gegenſtand des Anſpruchs (z. B. Anderung, Auf⸗ 
hebung des Rechts) muß im Grundbuch, ſei es durch Aufnahme in den Eintragungsvermerk, ſei 
es durch Bezugnahme auf die Eintragungsbewilligung, der Umfang des Anſpruchs ($ 883 X 9) 
angegeben werden. Um den Anſpruch gehörig zu kennzeichnen und die grundbuchlichen Verhält⸗ 
niſſe klarzulegen, iſt in derſelben Weiſe auch der Grund des Anſpruchs anzugeben, alſo der 
Tatbeſtand, aus dem der zu ſichernde Anſpruch entſtanden iſt oder eutſtehen ſoll. Dieſe Angabe 
iſt fo zu faſſen, daß der Anſpruch von anderen inhaltsgleichen Anſprüchen desſelben Gläubigers 
gegen denſelben Schuldner unterſchieden werden kann (RG JW 1911, 587 2, Warn 1928 Nr 33; 
RA 7, 146; K 37 A 280; 48, 190; 51, 251). Wenn die Angabe des Schuldgrundes fehlt, fo iſt 
deswegen die erfolgte Eintragung noch nicht nichtig, ſofern nur ſonſt die Identität des Anſpruchs 
feſtgeſtellt werden kann, namentlich wenn nach der Sachlage nur ein einziger Anſpruch in Frage 
kommt und Gefahr der Verwechſlung nicht beſteht (RG 42, 318; 45, 176; 133, 269; RG JW 1928, 
49880; 1934, 26125; 1937, 11155; 336 9, 202). Unter „nähere Bezeichnung des Rechtes“ fällt nicht 
die Angabe des Vormerkungsberechtigten; dieſer muß daher in den Eintragungsvermerk ſelbſt auf⸗ 
genommen werden (KGJ 4, 212; 8 874 A A). — Die Vorſchriften des 1115 Abſ 1 finden 
auf Hypothek oder Grundſchuldvormerkungen keine Anwendung, da dieſe keine 
hypothekariſchen Rechte ſind. Die Gültigkeit der Vormerkungen hängt daher nicht unbedingt von 
der Aufnahme der dort vorgeſchriebenen Angaben in den Einkragungsvermerk ab. Vielmehr kann 
über $ 1115 Abſ 1 hinaus auf die Grundlagen Bezug genommen werden, ſofern nur die Bezug⸗ 
nahme die Grenze der „näheren“ Bezeichnung des Anspruchs innehält (ſtr.; Ich 4, 407: Bezug⸗ 
nahme auf eine Unterwerfung unter die ſofortige Zwangsvollſtreckung genügt bei der Hypothek⸗ 
vormerkung; a. M. OLG 3, 4). Der Forderungsbetrag wird aber auch bei einer Hypothekvor⸗ 
merkung in den Eintragungsvermerk ſelbſt aufzunehmen ſein, da eine Bezugnahme hierauf über die 
bloß „nähere“ Bezeichnung hinausgehen würde (OLG 3 S. 3, 364). Das in den Eintragungs⸗ 
vermerk Aufgenommene muß ſich mit dem weſentlichen Inhalt der Grundlagen der 
Eintragung decken. Weicht es hiervon ſo ab, daß die wirkliche Rechtslage aus dem Eingetragenen 
überhaupt nicht erkannt werden kann, ſo iſt die Eintragung unwirkſam (RG 53, 414). Steht die Be⸗ 
deutung einer Vormerkung in Frage, jo darf auch die über die Begründung des Anſpruchs. 
ſich verhaltende Urkunde zum Zweck der Auslegung berüdfichtigt werden (NG JW 1911, 58732; 
1928, 498 5% R 133, 269). Iſt bei einer Hypothek eine Löͤſchungsvormerkung ($ 1179) einge⸗ 
tragen, ſo kann mit Rückſicht auf den engen Zuſammenhang zwiſchen Hypothek und Vormerkung 
bei der Auslegung der Vormerkung auch der Inhalt der Hypothekeintragung berückſichtigt werden, 
ſo z. B. der aus dieſer Eintragung erſichtliche Umſtand, daß die Hypothek eine Baugeldhypothek 
iſt, deren Forderung erſt durch Zahlungen an den Grundſtückseigentümer je nach Fortſchreiten 
des Baus zur Entſtehung gelangen fol (RG JW 1911, 587 32). 

Die formellrechtlichen Vorausſetzungen für die Vornahme der Eintragung ſtimmen, 
was die Grundlagen der Eintragung anbetrifft, überein mit den materiellrechtlichen Erforder⸗ 
niſſen für die Rechtsgültigkeit. Auf Grund einer einſtweiligen Verfügung gegen den 
durch die Eintragung in ſeinem Recht Betroffenen oder auf Grund ſeiner Eintragungsbe⸗ 
willigung hat das Grundbuchamt nach § 19 G die Eintragung vorzunehmen. Im Falle 
einer einſtweiligen Verfügung iſt vom Grundbuchamt zu prüfen, ob die Vollziehungsfriſt noch 
läuft (A 1). Die Eintragungsbewilligung muß die im $ 29 Satz 1 G8 vorgeſchriebene 
Form erfüllen (A 2). Wird ſtatt der Eintragungsbewilligung ein Urteil gemäß $ 894 380 
beigebracht, ſo muß die Ausfertigung mit dem Zeugnis der Rechtskraft verſehen ſein. Soll auf 
Grund eines den Betroffenen zur Bewilligung der Eintragung des endgültigen Rechts verur⸗ 
teilenden, vorläufig vollſtreckbaren Urteils gemäß § 895 ZPO (ſinngemäß anwendbar auf gewiſſe 
Feſtſtellungsurteile: J§ 18, 148) der Anſpruch auf das Recht vorgemerkt werden, fo muß das 
Urteil mit Vollſtreckungsklauſel verſehen fein (58 724, 725, 750 ZPO). Denn wenn auch 
die Eintragung ein grundbuchlicher Akt iſt, ſtellt ſich das Verfahren doch zugleich als ein 
Zwangsvollſtreckungsakt dar (ſtr., RG 62, 157; KJ 26 A 260). Hängt nach dem Urteil die 
vorläufige Vollſtreckbarkeit von einer Sicherheitsleiſtung ab, ſo muß auch dieſe gemäß 
$ 751 Abſ 2 BRD nachgewieſen werden. Ob der zu ſichernde Anſpruch rechtsgültig be⸗ 
ſteht, hat das Grundbuchamt nicht zu prüfen (A 2). Nach ß 13 Abſ 1 EBD iſt ein Eintragungs⸗ 
antrag erforderlich, der nach $ 30 GBO keiner Form bedarf. Berechtigt zu dem Antrag iſt 
nach $ 13 Abſ 2 GVO nicht nur der Gläubiger, ſondern auch der Schuldner, ſofern nur die ſonſtigen 
urkundlichen Erforderniſſe, insbeſondere eine formgerechte Eintragungsbewilligung, beigebracht 
werden. Wenn das eine einſtweilige Verfügung anordnende Gericht nach g 941 ZRO um Ein- 
tragung der Vormerkung erſucht, erſetzt nach $ 38 GBO das Erſuchen den Antrag (A J). 
Nach OLG 7, 368 darf das Grundbuchamt nicht nachprüfen, ob die den Gegenſtand des Erſuchens 
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bildende Eintragung nach materiellem Recht zuläſſigerweiſe angeordnet iſt. Sofern nicht einer 
der Ausnahmefaͤlle des $ 40 GBO vorliegt, muß nach $ 39 Abſ 1 der Betroffene als der 
Berechtigte (Eigentümer, Inhaber des betroffenen Rechtes) im Grundbuch eingetragen 
ſein. Soll eine Vormerkung auf ein zum Geſamtgut der ehelichen Gütergemeinſchaft gehöriges 
Grundſtück eingetragen werden, ſo genügt zwar prozeßrechtlich zur Eintragung der Vormerkung 
eine einſtweilige Verfügung gegen den Ehemann allein ( 740, 928 ZPO; RIA 5, 196; 
für den Fall der Eintragungsbewilligung vgl. A 2). Nach der Ordnungsvorſchrift des § 39 Abſ 1 
Gd iſt aber neben der Eintra ung des Mannes auch die der Frau als Eigen⸗ 
tümer erforderlich, da dieſe ebenfalls in ihrem Miteigentumsrecht durch die Eintragung be⸗ 
troffen wird (RA 5, 196; 12, 163). Im Falle einer Vormerkung auf Übertragung des Eigen⸗ 
tums (Muflaffung) gegen den Erben des eingetragenen Eigentümers ſoll der Erbe als Eigen- 
tümer eingetragen ſein, bevor die Eintragung der Vormerkung erfolgt. Zwar findet nach $ 40 
die Vorſchrift des § 39 Abi 1 auf den Erben des eingetragenen Berechtigten keine Anwendung, 
menn die Übertragung eines Rechtes eingetragen werden ſoll. Bei der Vormerkung handelt es 
ſich aber nicht um die Übertragung eines Rechtes, ſondern um die Sicherung des perſönlichen 
Anſpruchs auf Übertragung (RIA 6, 56; a. M. allerdings jetzt TG 7, 328, wo indeſſen einer- 
ſeits Sicherungszweck und vorbereitende Natur der Vormerkung zu ſehr gleichgeſtellt find und 
anderſeits der Charakter des 8 40 G80 als einer eng auszulegenden Ausnahme vorſchrift unter- 
ſchätzt ift.) Soll eine Vormerkung (3. B. auf Einräumung einer Hypothek) auf den Anteil 
eines Miteigentümers eingetragen werden, jo müſſen nach $ 47 in Verbindung mit $ 39 
Abi 1 G80 die Anteile der Miteigentümer im Grundbuch nach Bruchteilen angegeben ſein 
(RJal 5, 262). Über die Eintragung, wenn die Vormerkung nur einen (realen) Grundſtücksteil 
betrifft: 9 883 A g. Vgl. auch 9 14 088 (Herbeiführung der Eintragung des Berechtigten auf 
Grund eines vollſtreckbaren Titels), 88 792, 896 BRD (Beſchaffung der erforderlichen Legiti⸗ 
mationsurkunden). Wenn bei einem hypothekariſchen Recht eine Vormerkung eingetragen 
werden ſoll, jo bedarf es nach den Ordnungsvorſchriften (RG 73, 50) der 95 41 bis 43 EBD der 


orle gung der dort bezeichneten Urkunden, insbeſondere bei einer Briefhypothek des Briefes 


(Rial 4, 68; 6, 165; OLG 7, 369). Gemäß SS 938, 936, 928, 830 ZPO iſt erforderlichen 
falls dem Schuldner die Herausgabe des Hypothekenbriefs an den Gerichtsvollzieher aufzugeben 
und die Vorlegung des Briefs bei dem Grundbuchamt anzuordnen (OSG 18, 181). Die nur für 
die Eintragung eines Widerſpruchs gegebene Vorſchrift des 896 BGB ift bei der Eintragung 
der Vormerkung nicht anwendbar. Ein anderer als der Schuldner (z. B. der Hypothekengläubiger, 
dei deſſen Hypothek eine Löſchungsvormerkung nach $ 1179 eingetragen werden ſoll) iſt alfo zur 
Vorlegung des in ſeinem Beſitz befindlichen Briefs nicht verpflichtet, es ſei denn, daß ſeine Ver⸗ 
pflichtung hierzu ſich aus einem beſonderen Rechtsverhältnis ergibt (OLG 3, 98; 18, 181). 


„Die Aufhebung der Vormerkung und die Löſchung der Vormerkungseintragung werden 
beſprochen in 9 886 A 2, 3. 


$ 886 
Steht demjenigen, deſſen Grundftüd oder deſſen Recht von der Vormerkung 
betroffen wird 1), eine Einrede zu, durch welche die Geltendmachung des durch 
die Vormerkung geſicherten Anſpruchs dauernd ausgeſchloſſen wird 2), fo kann 


er von dem Gläubiger die Befeitigung der Vormerkung verlangen s). 
E II 805; P 3 741 f., 748; 6 222. 


1. Der von der Vormerkung Betroffene, der die Beſeitigung der Vormerkung auf 
Grund der Einrede verlangen kann, iſt nicht nur derjenige, gegen den die Vormerkung 
urſprünglich gerichtet war, ſondern auch fein Rechtsnachfolger, alſo z. B. im Falle 
einer Hypothekvormerkung derjenige, der von dem urſprünglich Verpflichteten das Grundſtück 
erworben hat (Prot 3, 748). Wenn der Rechtsnachfolger die Beſeitigung der Vormerkung ver⸗ 
langt, bedarf es nicht der Zuziehung ſeines Rechtsvorgängers, des aus dem vorgemerkten An⸗ 
ſpruch Verpflichteten. Selbſt wenn dieſer bereits rechtskräftig zur Bewilligung einer der Vor⸗ 
merkung entſprechenden endgültigen Eintragung verurteilt worden wäre, würde jener durch das 
Urteil, das nicht ihm gegenüber ergangen iſt und daher ſeine rechtlichen Befugniſſe nicht beein- 
fluſſen kann, nicht gehindert ſein, ſeinerſeits die Beſeitigung der Vormerkung auf Grund der dem 
perſonlich Verpflichteten zuſtehenden Einreden im Klagewege zu verfolgen (RG 53, 33). 

2. Einrede im prozeſſualen Sinne iſt jedes Anführen, das, ohne die Richtigkeit der Klage⸗ 
tatſachen in Frage zu ſtellen, dem Klagebegehren auf Grund anderweiter Tatſachen entgegentritt. 
Dazu gehören auch diejenigen Tatſachen, die ergeben, daß der Anſpruch, der Richtigkeit der Klage⸗ 
tatſachen ungeachtet, nicht zur Entſtehung gelangt oder daß er zwar entſtanden, aber wieder er⸗ 
loſchen iſt M 1, 359). Hier aber handelt es ſich um eine Einrede im Sinne des materiellen 
Rechtes. Dieſe deckt ſich nicht mit der prozeſſualen Einrede. 


Die rechtshindernden und rechts 
vernichtenden Tatſachen fallen nicht unter den Begriff der materiellrechtlichen Einreden, da ſie 
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mit und durch ihren Eintritt dem Recht feinen Beſtand entziehen (M 1, 359). Wo das BG 
vom Entgegenſetzen ſolcher Tatſachen ſpricht, gebraucht es den Ausdruck „Einwendung“ (88 334, 
404, 417, 774, 784, 796, 986 Abſ 2, 1344, 1435). Erweiſt ſich der Anſpruch wegen einer ſolchen 
Einwendung oder aus einem andern Grunde als von vornherein nicht entſtanden (3. B. weil 
das den Anſpruch begründende Rechtsgeſchäft nichtig oder wegen Betrugs, Irrtums mit Erfolg 
angefochten oder weil eine aufſchiebende Bedingung ausgefallen iſt) oder als nach der Ent⸗ 
ſtehung erloſchen (3. B. durch Erfüllung oder durch Eintritt einer auflöſenden Bedingung), 
jo iſt auch die Vormerkung trotz der Eintragung hinfällig ($ 883 A 2 „rechtsbeſtändig“, A 8 „Auf⸗ 
hebung“). Dem durch die Vormerkung Beeinträchtigten iſt dann die Klage auf Löſchung der 
Eintragung gegeben. Eine ſolche Klage bedarf aber nicht der Stütze durch $ 886, da die Ein⸗ 
tragung wegen Hinfälligkeit des Anſpruchs nichtig iſt. Auch $ 894 findet auf biefe Klage keine 
Anwendung, da die Vormerkung kein Recht an einem Grundſtück oder an einem ein Grundſtück 
belaſtenden Recht iſt ($ 883 A 8). Vielmehr iſt die Klage gerichtet auf Beſeitigung der Beein⸗ 
trächtigung des Eigentums oder des Rechts, gegen das ſich die Vormerkung richtet (88 1004, 
1017, 1027, 1065, 1090 Abſ 2). Die Sache liegt ebenſo, wie wenn die Vormerkungseintragung 
als ſolche nichtig iſt, etwa weil die ihr zugrunde liegende einſtweilige Verfügung unwirkſam iſt 
oder die Eintragungsbewilligung nicht zu Recht beſteht ($ 885 A 1, 2). Das dingliche Recht er⸗ 
zeugt vermöge ſeiner abſoluten Natur für den Berechtigten gegen jeden, der ſich in einem das 
Recht beeinträchtigenden Zuſtande befindet, den Anspruch darauf, daß dieſer Zuſtand beſeitigt 
wird und der Beeinträchtigende die zur Beſeitigung notwendige Mitwirkung gewährt (M 3, 
236). Im $ 894 ift nur für den Fall, daß das Grundbuch hinſichtlich eines dinglichen Rechts un⸗ 
richtig iſt, der (negatoriſche) Anſpruch beſonders geregelt (M. aad.; 894 A 5). Allerdings 
iſt $ 1004 auf Reallaſten und die hypothekariſchen Rechte im Geſetz nicht für anwendbar erklärt. 
Wenn aber ein ſolches Recht mit einer nichtigen Vormerkung belaftet ift ($ 883 A 5), wird meiſtens 
auf Grund des ſchuldrechtlichen Rechtsverhältniſſes zwiſchen dem Inhaber des Rechts und dem 
Vormerkungsberechtigten ein Anſpruch auf Beſeitigung der Vormerkungseintragung gegeben 
ſein. Iſt dies nicht der Fall (z. B. wegen Wechſels der Inhaberſchaft), ſo wird die allgemeine 
Beſtimmung des § 1004, nicht die Sonderbeſtimmung des $ 894 entſprechend anzuwenden fein, 
und zwar gleichviel, ob die Eintragung der Vormerkung für den nicht zur Entſtehung gelangten 
oder demnächſt erloſchenen Anſpruch auf Grund einer Bewilligung oder eines vorläufig vollſtreck⸗ 
baren Urteils (5895 ZPO) oder einer einſtweiligen Verfügung erfolgt iſt. In den beiden zuletzt 
genannten Fällen kann die Beſeitigung der Vormerkung auch durch Aufhebung des Urteils oder 
der einſtweiligen Verfügung herbeigeführt werden (ftr.; 9 885 A 1; 886 A 3). Die Rechtſprechung 
iſt allerdings bisher zu keiner Einheitlichkeit und Klarheit in dieſen Fragen gelangt. So hat noch 
RG JW 1933, 18222 die Anwendung des $ 894 abgelehnt, während RG 22. 3. 1983 V 47/32, 
anknüpfend an R 129, 184 und 132, 419 (A 3 Abſ 2), zur entſprechenden Anwendung des 
$ 894 neigt. Mit der hier vertretenen Anſicht ſtimmen im weſentlichen überein N& 26, 
399; 56, 252; 81, 288; Gruch 67, 79. Ihr ſteht nicht entgegen RG Warn 1910 Nr 239, 
wo nur allgemein von einem Berichtigungsanſpruch als einem Ausfluß des Eigentums 
geſprochen wird. In NG Warn 1913 Nr 184 iſt $ 894 für anwendbar erachtet, weil die Vor⸗ 
merkung eine Verfügungsbeſchränkung begründe (dazu $ 883 A 11; $ 892 A 11 Abſ 3). In 
A Gruch 60, 506 wird zwar zunächſt erklärt, es widerſpreche dem Standpunkt des Reichs⸗ 
gerichts, wenn § 894 auf eine zu Unrecht eingetragene Vormerkung für unanwendbar erachtet 
werde; dann wird aber die Klage auf Löſchung einer bei einer Hypothek eingetragenen Vormer⸗ 
kung zur Sicherung des Anſpruchs auf Löſchung der Hypothek wegen Nichtbeſtehens dieſes An⸗ 
ſpruchs aus obigen Gründen für gerechtfertigt erklärt mit dem Beifügen, wenn ſchon für den 
Fall des § 886 ein Anſpruch auf Beſeitigung der Vormerkung gegeben ſei, ſo müſſe dem Vor⸗ 
merkungsverpflichteten der gleiche Anſpruch erſt recht in dem Falle zuſtehen, daß der geſicherte 
Anſpruch gar nicht beſtehe. In KG 52, 164 iſt $ 894 für entſprechend anwendbar erachtet, 
weil die Vormerkung zwar kein dingliches Recht und keine Verfügungsbeſchränkung ſei, aber 
nach $ 883 Abſ 2 wie eine Verfügungsbeſchränkung wirke. Nach OLG 39, 74 ſoll die Beſeiti⸗ 
gung einer Vormerkung, die auf Grund einer einſtweiligen Verfügung eingetragen iſt, nur 
auf dem in den 88 936, 924, 925, 927 ZPO gewieſenen Wege durch Aufhebung der Verfügung 
erreicht werden können, und zwar, ſoweit die Verfügung mangels Beſtehens des ge ſicherten 
Anſpruchs nicht zu Recht erlaſſen ſei, durch Widerſpruch nach 98 924, 925 PRO, ſoweit aber der 
geſicherte Anſpruch nachher erloſchen ſei, wegen veränderter Umſtände nach $ 927 3PO. Dieſe 
Auffaſſung iſt in R HRR 1932 Nr 1837 erſichtlich mißbilligt. Folgt man der oben dargelegten 
Anſicht, fo ſteht die Klage aus $ 1004 nicht nur demjenigen zu, gegen deſſen Recht urſprünglich 
der Anſpruch vorgemerkt worden ift, ſondern auch feinem Rechtsnachfolger ſowie demjenigen, 
dem ein Recht an dem Rechte eingeräumt worden iſt, das bei Beſtehen der Vormerkung dem 
Vormerkungsberechtigten gegenüber nach 9 883 Abſ 2 unwirkſam fein würde (z. B. im Falle 
des vorgemerkten Anſpruchs auf Aufhebung einer Hypothek auch demjenigen, dem die Hypothek 
verpfändet worden iſt). Denn auch dieſe Perſonen ſind durch die Eintragung beeinkrächtigt. 
Anderſeits iſt die Klage, da ſie dinglicher Natur iſt, auch gegen den Rechtsnachfolger des Vor⸗ 
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merkungsberechtigten gegeben, weil er den Anſpruch mit der Vormerkung nur ſo erwirbt, wie 
er beſteht, alſo mit allen ihm anhaftenden Einwendungen. — Die mate xriellrechtliche Ein⸗ 
rede dagegen gründet ſich auf einen Umſtand, der einen Anſpruch nicht von Rechts wegen in 
ſeiner Entſtehung hindert oder wieder aufhebt, ſondern dem Verpflichteten nur die Möglichkeit 
gewährt, die Befriedigung des an und für ſich begründeten Anſpruchs abzulehnen (M 1, 359), 
ſei es auf Zeit (verzögerliche Einreden; dazu NG Warn 1927 Pr 92), ſei es für immer (rechts⸗ 
zerſtörende Einreden). $ 886 gibt nur auf Grund einer die Geltendmachung des vorgemerkten 
Anspruchs dauernd ausſchließenden Einrede (rechtszerſtörenden Einrede) die Klage auf Be⸗ 
ſeitigung ber Vormerkung (RG 53, 33; 65, 262; 81, 288; vgl. $ 1169). Die Notwendigkeit, 
den Anſpruch auf Beſeitigung der Vormerkung für dieſen Fall beſonders vorzuſehen, ergab ſich 
daraus, daß eine Einrede, durch welche die Geltendmachung eines Anſpruchs dauernd ausge 
ſchloſſen wird, den Anſpruch an und für ſich unberührt läßt (Rh Gruch 60, 506). Als ſolche Ein⸗ 
reden kommen hier beſonders in Betracht die Einreden der Verjährung ($ 222 Abſ 1; NG 81, 
288; JW 1908, 2356), des Eingehens einer Verbindlichkeit ohne Rechtsgrund ($ 821), des Er⸗ 
langens einer Forderung durch eine unerlaubte Handlung ($ 853) und die Einrede der rechts⸗ 
kräftig entſchiedenen Sache. Obwohl in allen dieſen Fällen der Anſpruch an ſich beſtehen 
bleibt, wird doch die Klage auf Beſeitigung der Vormerkung in $ 886 gewährt, weil der mit einer 
rechtszerſtörenden Einrede behaftete Anſpruch wirtſchaftlich einem nicht beſtehenden Anſpruch 
gleichkommt. 

3. Die Beſeitigung der Vormerkung, die der durch die Eintragung Betroffene verlangen 
kann (A 2 a. E.), umfaßt alle Maßnahmen, die zur Herbeiführung der Löſchung erforderlich 
ſind, alſo nicht nur die Bewilligung der Löſchung (wie im Falle der Berichtigung des 
Grundbuchs nach $ 894), ſondern auch die Antragſtellung. Iſt eine Hypothekvormerkung 
zu beſeitigen, ſo bedarf es nicht der Zuſtimmung des Eigentümers nach $ 1183 BOB, 9 27 GBO, 
da die Vormerkung nicht zur Eigentümerhypothek wird (8 883 A 8 „Hypothekvormerkung“; 
KON 25 A 170). Die Klage ift ebenſo, wie wenn der Anſpruch nicht beſteht (A 2), dinglicher 
Natur und ſomohl für als auch gegen den Rechtsnachfolger gegeben. Im Konkurſe des bis⸗ 
herigen Gläubigers hat der Anſpruch die Natur eines Ausſonderungsanſpruchs ($ 43 KO), ſo 
daß er auch vom Konkursverwalter zu erfüllen iſt. — Die Beſeitigung der Vormerkung erfolgt, 
wenn der Vormertungsberechtigte die Löſchungsbewilligung erteilt und demnächſt die Ein⸗ 
tragung gelöſcht wird (8 46 EBD; HOF 40 B 355). Die Bewilligung wird durch ein rechts- 
kräftiges Urteil auf Bewilligung gemäß 9 894 ZPO erſetzt. Iſt bie Vormerkung auf 
Grund einer einſtweiligen Verfügung oder auf Grund eines vorläufig vollſtreckbaren Urteils 
1.895 ZPO) eingetragen, fo kann die Löſchung auch (A 2) auf Grund einer die e inſtw eilige 
Verfügung oder das Urteil aufhebenden vollſtreckbaren Entſcheidung erfolgen 
(RG 81, 288; Os 39, 75), und zwar formellrechtlich nach $ 25 GBO auf Antrag (88 13, 30 
GB) des von der Vormerkungseintragung Betroffenen (RJ 41, 220; vgl. 20 A 773 22 A 136). 
Dem Grundbuchamt muß eine vollſtreckbare Ausfertigung der Entſcheidung (8s 724, 725 ARD) 
vorgelegt werden, da die Löſchung ein Akt der Zwangsvollſtreckung iſt (ORG 3, 4). Sachlich 
(materiell) erliſcht die Vormerkung, wie aus $$ 868, 928, 932 Abſ 2, 936 AWO und 8 25 
GBD zu entnehmen ift, bereits mit der Erlaſſung der Entſcheidung (tr.; KJ 41 A 223). 
Sie kann daher, auch wenn ſie noch nicht gelöſcht worden iſt, nicht mehr in das durch ſie geficherte 
echt umgeſchrieben werden (KJ 41, 220; 5 885 A 1). Iſt trotzdem (unzuläſſigerweiſe) die 
Umſchretbung erfolgt, ſo erhält das Recht nicht den Rang, der ſich ſonſt nach $ 883 Abſ 2 aus der 

ormerkungseintragung ergeben würde (REF 41, 220). Sit eine Ehefrau Vormerkungs⸗ 
bere chtigte, ſo bedarf es beim geſetzlichen Güterſtand eines Urteils gegen beide Eheleute nach 
Maßgabe des 5 739 380 (ORG 3, 5); beim Güterſtand der Gütergemeinſchaft ift gemäß $ 740 
ZPO ein Urteil gegen den Ehemann allein erforderlich und genügend. Wenn in der einſtweiligen 
Verfügung eine Anordnung über Aufhebung gegen Hinterlegung nach 99 923, 936 380 
getroffen iſt, ſo kann die Löſchung auf Grund eines die einſtweilige Verfügung nach Hinterlegung 
aufhebenden Beſchluſſes gemäß § 934 ZPO erfolgen. Jedoch ift eine ſolche Anordnung nach 
dem Zweck der Vormerkung, Sicherung für den Anſpruch auf das endgültige Recht zu gewähren, 
und im Hinblick darauf, daß $ 923 nach $ 936 380 auf die einſtweilige Verfügung nur ent 
\prechend anzuwenden iſt, nur dann für zuläffig zu erachten, wenn das Recht, auf deſſen Erwerb, 
Aufhebung oder Anderung die Vormerkung gerichtet iſt, eine Geldleiſtung aus dem Grundſtück 
zum Ziele hat (z. B. eine Hypothek iſt), nicht dagegen, wenn durch das Recht eine Individual- 
leiſtung erlangt werden ſoll (wie z. B. bei der Auflaſſungsvormerkung), da hier die Hinterlegung 
von Geld die Sicherung der Leiſtung nicht erſetzen kann (ſtr., RG 55, 140). N 

In den fonftigen, an ſich nicht unter 5 886 fallenden Fällen, in denen 
eine Vormerkungseintragung von vornherein nichtig iſt oder nichtig wird (A 2; 
885 A 1, 2), iſt formellrechtlich 8 22 G80 entſprechend anwendbar, obwohl es 
ſich nicht um die Berichtigung des Grundbuchs im Sinne dieſer Vorſchrift und 
des § 894 BGB handelt (A 2). Denn der im 5 22 GBD bei dinglichen Rechten zugelaſſene 
Weg der Eintragungsbeſeitigung muß auch auf die ſchwächer wirkende Vormerkungsberechtigung 
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anzuwenden fein (RIA 11, 60; KGJ 32 B 16; 40 B 355; 52, 164). Formellrechtlich kann alſo 
durch einen dem Grundbuchamt zu erbringenden gehörigen Nachweis der Nichtigkeit die Löſchung 
der Vormerkungseintragung herbeigeführt werden. Über die Aufhebung einer Vormerkung durch 
Aufgebot trifft $ 887 Beſtimmung. — Von Amts wegen konnen die nach §8 18 Abſ 2, 76 
GBD eingetragenen Vormerkungen gelöſcht werden. Jedoch fallen dieſe Vormerkungen nicht 
unter die $% 883 ff. (8 883 A 2 „Rechtsgrund“). — Eine dem $ 883 entſprechende, alſo nicht ihrem 
Inhalt nach unzuläſſig eingetragene (953 Abſ1 Satz 2 EBD) Vormerkung kann auch dann, wenn 
die Vorausſetzungen für ihr Nichtbeſtehen oder ihr Nichtigwerden gegeben ſind, nicht von Amts 
wegen, ſondern nur auf Antrag ($ 13 GBO) gelöſcht werden (RG 129, 185). Iſt dennoch die 
Löſchung von Amts wegen, aber ſachlich zu Recht erfolgt, ſo verliert die Vormerkung auch außer⸗ 
halb des Grundbuchs für die Vergangenheit jede Bedeutung. Wird die Vormerkung aber ſachlich 
zu Unrecht durch ein bloßes Verſehen oder durch eine widerrechtliche Handlung gelöſcht, 
jo fragt es ſich, ob fie auch dann, weil fie zu ihrer Entſtehung des Eingetragenſeins bedarf ($ 885 
A 9), gar keine Geltung mehr hat und völlig als erloſchen gilt, oder ob trotz der Löſchung die Tat⸗ 
ſache ihres Eingetragengeweſenſeins noch fortwirkt, zwar nicht für die Vergangenheit, aber doch 
für die Zukunft. Die zweite Antwort verdient den Vorzug. Denn es darf eben nicht unberück⸗ 
ſichtigt bleiben, daß die Vormerkung ehedem rechtmäßig eingetragen war und ohne die unrecht⸗ 
mäßige Löſchung die Kraft hatte, nach § 883 Abſ 2, $ 888 vormerkungswidrige Verfügungen 
unwirkſam zu machen. Daher gebietet der den $$ 894, 899 BGB und dem § 53 GBO 
zugrunde liegende Zweckgedanke, die Eintragung eines Widerſpruchs gegen die zu Unrecht 
erfolgte Löſchung zuzulaſſen, obwohl eine Unrichtigkeit des Grundbuchs im ſtrengen Sinne des 
§ 894 BGB nicht vorliegt. Dieſer Widerſpruch hat dann die Bedeutung, den Vormerkungs⸗ 
berechtigten gegen die zwiſchen der Eintragung und der Löſchung der Vormerkung getroffenen 
vormerkungswidrigen Verfügungen fo zu ſchüttzen, als wenn die Vormerkung noch eingetragen 
wäre (RG 129, 184; 132, 419; HRR 1932 Nr 1045; 1933 Nr 1131). Sind freilich in der Zeit 
zwiſchen der Löſchung der Vormerkung und der Eintragung des Widerſpruchs vormerkungswidrige 
Verfügungen eingetragen, ſo ſind die Erwerber in ihrem Rechtserwerb geſchützt. Dasſelbe gilt, 
wenn der Vormerkungsberechtigte etwa, ohne daß es zur Eintragung eines Widerſpruchs gekommen 
wäre, die Wiedereintragung der Vormerkung auf Grund des Schuldverhältniſſes erſt dann erreicht, 
wenn bereits entgegenſtehende Verfügungen eingetragen ſind. — Kann das Recht, auf deſſen 
Eintragung der vorgemerkte Anſpruch nach früherem Rechte gerichtet war, nach dem 
jetzt geltenden Rechte nicht mehr eingetragen werden (3. B. eine Antichreſe), jo wird die 
Vormerkung gegenſtandslos und löſchungsreif (RG 48, 61; 53, 415; JW 1903 Beil 116). — Dem 
Et ähnliche Vorſchriften geben die $$ 1169, 1254 für einredebehaftete Hypotheken und Pfand- 
rechte. 


8 887 


Iſt der Gläubiger, deſſen Anſpruch durch die Vormerkung geſichert iſt, 
unbekannt ), fo kann er im Wege des Aufgebotsverfahrens mit feinem Nechte 
ausgeſchloſſen werden ?), wenn die im § 1170 für die Ausſchließßung eines 
Hypothekengläubigers beſtimmten Vorausſetzungen vorliegen?). Mit der 
Erlaſſung des Ausſchlußurteils erliſcht die Wirkung der Vormerkung )). 

E II 805; P 3 742, 748. 

1. Unbekannt iſt der Gläubiger zunächſt dann, wenn nicht bekannt iſt, ob der Eingetragene 
oder ſein bekannter Rechtsnachfolger noch lebt oder wer ſein Erbe iſt, aber auch dann, wenn der 
als Gläubiger Auftretende ſein Verfügungsrecht nicht in der für das Grundbuchverfahren er⸗ 
forderlichen Form nachweiſen kann (M 3, 739; R 67, 99; RIA 6, 145). Iſt lediglich der Auf⸗ 
enthaltsort des der Perſon nach bekannten Gläubigers unbekannt, fo iſt $ 887 nicht anwendbar. 
Vielmehr iſt gegen einen ſolchen Gläubiger auf Löſchung zu klagen, wenn die Vorausſetzungen 
dafür vorliegen; die Klage iſt gemäß 58 203 ff. ZPO öffentlich zuzuſtellen. 

2. Das Aufgebotsverfahren erfolgt nach den Vorſchriften der ZPO 88 946ff., 988, 1024 
(allgemeine Vorſchriften für alle Aufgebote und beſondere Vorſchriften für die Vormerkungen). 
Antragsberechtigt iſt der Eigentümer des Grundſtlcks oder der Inhaber des Grundſtücksrechts, 
bei dem der Anſpruch vorgemerkt iſt (58 988, 984 ZPO), ſowie derjenige, der auf Grund eines im 
Range gleich- oder nachſtehenden Rechts Befriedigung aus dem Grundſtück verlangen kann, ſofern 
er für feinen Anſpruch einen vollſtreckbaren Schuldtitel erlangt hat ($ 988 Abſ 2 Satz 1 ZPO). 

3. Die im § 1170 beſtimmten Vorausſetzungen ſind: 1. Ablauf von zehn Jahren feit der letzten 
die Vormerkung betreffenden Eintragung, d. h. entweder feit der urſprünglichen Eintragung 
oder, wenn ihr ſpätere nachgefolgt ſind (z. B. Übertragung des vorgemerkten Anſpruchs auf einen 
neuen Gläubiger), feit der letzten dieſer ſpäteren Eintragungen; 2. Nachweis, daß der vorgemerkte 
Anſpruch nicht innerhalb dieſer Friſt vom Schuldner, ſei es auch nur ſtillſchweigend (z. B. durch 
Abſchlagszahlung, Zinszahlung), im Sinne des § 208 dem Berechtigten gegenüber anerkannt 
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worden iſt. Bei Anfprüchen mit falendermäßig beſtimmter Zahlungszeit beginnt nach $ 1170 
Abs Satz 2 die Friſt nicht vor dem Ablauf des Zahlungstags. It die Entftehung des Anspruchs 
an eine aufſchiebende Bedingung oder einen Anfangstermin geknüpft (88 158 Abſ 1, 163), ſo kann 
die Friſt erſt mit dem Eintritt der Bedingung oder des Anfangstermins beginnen, da vorher ein 
Gläubigerrecht nicht ausgeübt werden lann (ſtr.). Nach einem Anerkenntniſſe innerhalb der Friſt 
beginnt eine neue Friſt. 

4. Die Wirkung der Vormerkung erliſcht mit der Erlaſſung des Ausſchlußurteils. Der ge- 
ſicherte Anſpruch wird dadurch nicht berührt. Das Urteil muß, wenn es die Grundlage 
für den Löſchungsantrag (98 13, 30 GBO) abgeben ſoll, ohne Vorbehalt erlaſſen ſein. Hat ſich 
jemand als Gläubiger gemeldet und ift ihm gemäß $ 953 360 das angemeldete Recht vorbehalten, 
jo iſt er noch nicht ausgeſchloſſen. Deshalb hat ein ſolches Urteil für ſich allein die Wirkung des 
Saß 2 nicht. Denn hier iſt vorausgeſeßzt, daß alle diejenigen, die als Gläubiger in Betracht kommen 
können, ausgeſchloſſen worden ſind. Erſt wenn der Vorbehalt vom Antragſteller rechtswirkſam 
beſeitigt iſt (z. B. durch Verzicht des Anmeldenden oder durch ſeine rechtskräftige Verurteilung 
zur Verzichtserklärungh, tritt die Wirkung des Satz 2 ein (RG 67, 95; RJ a 6, 145; ROY 33 A 210). 
Eine Hypothekvormerkung geht nicht, wie nach $ 1170 Abſ 2 die Hypothek, infolge des Er. 
löſchens auf den Eigentümer über, da die Grundſätze von der Eigentümerhypothek nicht für Hypo- 
thekvormerkungen gelten ($ 883 A 8 „Hypothekvormerkung“) und $ 1170 im $ 887 nur hinſichtlich 
der Porausſetzungen für die Ausſchließung herangezogen iſt. Formellrechtlich erfolgt die Löſchung 
gemäß 58 13, 22 G0 auf einen Löſchungsantrag, der ſich ſtützt auf eine Ausfertigung des die 
Wirkung der Vormerkung beſeitigenden Ausſchlußurteils (8 886 A 3 Abſ 2). Dem 3 887 ähnliche 
Vorſchriften enthalten die 39 1104, 1112, 1269. 


§ 888 


Soweit der Erwerb eines eingetragenen Nechtes oder eines Nechtes an 
einem ſolchen Nechte gegenüber demjenigen, zu deſſen Gunſten die Vormerkung 
beſteht, unwirkſam iſt, kann dieſer von dem Erwerber die Zuſtimmung zu der 
Eintragung oder der Löſchung verlangen ), die zur Verwirklichung des durch 
die Vormerkung geſicherten Anſpruchs erforderlich iſt ). 

Das gleiche gilt, wenn der Anſpruch durch ein Veräußerungsverbot geſichert 
ft), 


E II 806; P 3 743, 740. 


1. Inwieweit der Erwerb eines eingetragenen Rechtes oder eines Rechtes an einem 
ſolchen Rechte gegenüber demjenigen, zu deſſen Gunſten die Vormerkung beſteht, unwirkſam 
iſt, das iſt in J 883 A 11, 12, 13 behandelt. Die Zuſtimmung zu der Eintragung oder Löſchung, 
die zur Verwirklichung des geſicherten Anſpruchs erforderlich iſt, kann der Vormerkungsberechtigte 
(5) don dem Erwerber (E) verlangen, der nach der Vormerkungseintragung von dem Vormerkungs 
ſchuldner (8) das Recht erworben hat, gegen das die Vormerkung gerichtet iſt (R 108, 356). Ju. 
ſtimmung iſt nach $$ 183, 184 entweder die vorherige Einwilligung oder die nachträgliche Genehmi⸗ 
gung. B kann alſo nach feiner Wahl den E entweder darauf in Anſpruch nehmen, daß er vorher ſeine 
Einwilligung, oder darauf, daß er nachträglich feine Genehmigung zu der Eintragung 
oder der Löſchung erteilt. Was ſonſt zur Vornahme der Eintragung oder der Lö 
ſchung erforderlich iſt, hat 8 zu verſchaffen. Denn er allein ift und bleibt trotz der Ner⸗ 
außerung des Rechts an E zur Verwirklichung des durch die Vormerkung geſicherten Anſpruchs 
durch diejenige endgültige Eintragung oder Löſchung, die der Anfpruch zum Ziele hatte, per⸗ 
ſonlich verpflichtet. Durch den Erwerb ‚Me nicht etwa die perſönliche Verpflichtung 
des 8 auf E übergegangen oder eine neue perſönliche Verpflichtung des E neben der 
des 8 begründet worden. Vielmehr liegt dem E nur deshalb, weil jein Erwerb nach $ 883 Abſ 2 
dem B gegenüber unwirkſam iſt, die rein dingliche Verpflichtung ob, der den Anſpruch 
verwirklichenden Eintragung oder Löſchung durch Einwilligung oder Genehmigung zuzuſtimmen 
(Prot 3, 746; RG 53, 28; 78, 73; 108, 356; Warn 1927 Nr 92; Od 4, 237; 39, 211). Beſteht 
daher die Veräußerung des S an E darin, daß das eingetragene Recht oder das Recht an einem 
ſolchen Rechte völlig auf E übertragen worden ift, fo iſt 8, obwohl er nicht mehr Inhaber des 
Rechts iſt, dennoch allein zur Abgabe der für die Eintragung oder Löſchung erforderlichen Er⸗ 
klärungen verpflichtet (Rh 108, 356). Er verfügt, wenn er dieſe Erklärungen abgibt, als ein 
Nichtberechtigter über das Recht. Erteilt E die ihm obliegende Einwilligung oder Genehmigung, 
ſo iſt oder wird die Verfügung nach $ 185 Abſ 1, 2 wirkſam (K 51, 196; ON 39, 210). Beſteht 
die Veräußerung nur darin, daß S das Recht mit einem Rechte zugunſten des E belaſtet hat, 
ſo ift 8 Inhaber des Rechts geblieben und in der Regel auch noch zur Verfügung über das Recht 
als ſolches unbeſchränkt befugt (8 876 A 2). Zur Aufhebung des Rechts (an einem Grundſtück) 
oder zur Anderung des Inhalts bedarf aber 8 nach $$ 876, 877 der Zuſtimmung des E. Iſt des⸗ 
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halb die Vormerkung auf Aufhebung oder auf Anderung des Inhalts des Rechts des 8 gerichtet, 
jo muß zur Verwirklichung des vorgemerkten Anſpruchs 8 die Aufgabeerklärung des § 875 oder 
die Anderungserklärung des $ 877 und E die Zuſtimmungserklärung des § 876 oder des $ 877 
abgeben. Im übrigen ift zu unterſcheiden, ob die Vormerkung des B auf Übertragung 
oder nur auf Belaſtung des Rechts des 8 gerichtet iſt. Im erſten Falle kommt eine Zu⸗ 
ſtimmung des E zu der den Anſpruch verwirklichenden Eintragung nicht in Frage, wenn für ihn 
eine Belaſtung des Rechts des S erfolgt iſt. B erlangt vielmehr in dieſem Falle die Eintragung als 
Inhaber des Rechts auf Grund der Übertragungserklärung des noch legitimierten 8; I. muß aber 
fein das Recht belaſtendes Recht zur Löſchung bringen, da es dem B gegenüber nach $ 883 Abſ 2 
unwirkſam iſt; B kann nötigenfalls mit der negatoriſchen Klage (8$ 1004, 1017, 1027, 1065, 1090 
Abſ 2) die Verurteilung des E zur Löſchung der fein Recht beeinträchtigenden Belaſtung verfolgen 
(ſtr.). Sit die Vormerkung des B auf Belaſtung des Rechts des 8 gerichtet, ſo be⸗ 
darf es der Beſeitigung der weiteren Belaſtung zugunſten des E überhaupt nicht, alfo auch nicht 
der Abgabe einer zuſtimmenden oder ſonſtigen Erklärung des E. Denn die Eintragung der end⸗ 
gültigen Belaſtung zugunſten des B hat auf Grund der Eintragungsbewilligung des 8 als des 
Inhabers des zu belaſtenden Rechts zu erfolgen; die ſo eingetragene endgültige Belaſtung hat 
nach $ 883 Abſ 3 ohne weiteres den Vorrang vor der ſpäteren Belaſtung zugunſten des E (ſtr.). 
Danach kommt in dieſen Fällen $ 888 gar nicht zur Anwendung, weil es einer Zuſtimmung des E 
zu der den Anſpruch des B verwirklichenden Eintragung überhaupt nicht bedarf (ſtr.). 

Das Erörterte mögen folgende Beiſpiele verdeutlichen: 

a) Für B iſt auf dem Grundſtück des 8 eine Auflaſſungsvormerkung einge- 
tragen. 8 überträgt trotzdem das Grundſtück an E. Dann muß S mit B die Einigung 
über die Übertragung des Eigentums (Auflaſſung) an B gemäß $ 925 erklären; E muß hierzu die 
vorherige Einwilligung oder die nachträgliche Genehmigung erteilen (NG Warn 1927 Nr 92; 
KG 51, 196; DLG 39, 211). Hierzu iſt zu vergleichen: $ 925 A 7 über die Entgegennahme der 
Auflaſſungserklärung eines Nichtberechtigten und die Zuläſſigkeit auch nachträglicher Genehmi⸗ 
gung des Berechtigten, der bei der Auflaſſung nicht zugegen zu fein braucht; RG Warn 1919 
Nr 95: wegen dieſer Wirkung iſt der Grundſtücksverkäufer dem Käufer gegenüber nach $$ 433, 
434 zur Herbeiführung der Löſchung einer eingetragenen Auflaſſungsvormerkung verpflichtet; 
R JW 1922, 576 2: iſt ein mit einem Vorkaufsrecht belaftetes Grundſtück von dem Vorkaufs⸗ 
verpflichteten an einen Dritten verkauft und übereignet, fo kann der Vorkaufsberechtigte nach $ 1098 
Abs 2, § 888 Abſ 1 beanſpruchen, daß der Vorkaufsverpflichtete ihm das Grundſtück aufläßt und 
daß der Dritte zur Eintragung ſeines, des Vorkaufsberechtigten, Eigentums die Zuſtimmung er⸗ 
klärt. Iſt der Anſpruch gegen 8 auf Auflaſſung an B oder an einen von dieſem zu benennenden 
Dritten gerichtet und läßt B an den von ihm ausgewählten D auf, fo genügt die Zuſtimmung des 
E zu dieſer Auflaſſung. Denn die Auflaſſung von B an D wird durch die Zuſtimmung des E ohne 
Mitwirkung des 8 wirkſam. 8 muß nur dulden, daß auf dieſe Weiſe die ihm obliegende Auf- 
laſſungsverpflichtung erfüllt wird (KJ 51, 196; OLG 39, 211). Hat in der Zwiſchenzeit 8 
oder nach der Auflaſſung an E dieſer auch noch eine Hypothek für F beſtellt, 
fo iſt die Zuſtimmung des F zu der Auflaſſung an B nicht erforderlich. B kann aber zunächſt auf 
Grund des Rechtsverhältniſſes, aus dem der vorgemerkte Anſpruch entſpringt, von 8 Wegſchaffung 
der Hypothek des ! verlangen; nicht auch von E, ſelbſt wenn E der Beſteller der Hypothek iſt, da 
ein perſönlicher Anſpruch des B gegen E nicht beſteht. B kann aber auch F auf Löſchung der Hypo⸗ 
thek in Anſpruch nehmen, da die Hypothek ihm gegenüber unwirkſam iſt. Ohne freiwillige oder 
durch Urteil gemäß $ 894 3 Pd erſetzte Löſchungsbewilligung des F kann die Löſchung nicht er- 
folgen. Die Hypothek des J iſt nicht nichtig, ſondern fie iſt nur dem B gegenüber unwirkſam, und 
B muß die Unwirkſamkeit geltend machen. Deshalb iſt auch das Grundbuch nicht hinſichtlich der 
Hypothekeintragung unrichtig im Sinne des § 894. Lediglich auf Grund der Tatſachen, daß B 
nunmehr Eigentümer des Grundſtücks und die Hypothek des P nach der Auflaſſungsvormerkung 
des B eingetragen worden iſt, kann alſo auch nicht die Berichtigung des Grundbuchs gemäß 5 22 
Abſ 1 GB erfolgen. Vielmehr iſt die materiellrechtlich ein Anerkenntnis der Unwirkſamkeit 
enthaltende freiwillige oder die im Wege der negatoriſchen Klage unter Feſtſtellung der Unwirk⸗ 
ſamkeit erzwungene Löſchungsbewilligung des F, der formellrechtlich der Paſſivbeteiligte im Sinne 
des § 19 GBO iſt, zur Löſchung erforderlich (ftr.; OL 5, 296). Dabei ift zu bemerken, daß die 
Hypothek kraft der auf dieſer materiellrechtlichen Grundlage erteilten Löſchungsbewilligung nicht 
etwa zu einer Eigentümerhypothek des 8 oder des E oder des B wird; denn die hypothekariſche 
Eintragung ſelbſt iſt unwirkſam. Unter Umſtänden können dem Faus Vertrag oder aus unerlaubter 
Handlung ſchuldrechtliche Anſprüche gegen B darauf zuſtehen, daß dieſer die Rechte 
aus $$ 883, 888 nicht geltend mache. Solche Anſprüche darf aber nur der am Vertrag 
mit B beteiligte oder von B unerlaubt geſchädigte J ſelbſt dem vorgemerkten Recht des B entgegen⸗ 
halten. Iſt die Hypothek des F ſpäter zur Eigentümergrundſchuld geworden und dann wieder 
in eine Hypothek für eine Forderung des G umgewandelt worden, fo kann G ſich die ſchuldrecht⸗ 
lichen Einwendungen des F gegen die Vormerkung nicht zu eigen machen. G muß vielmehr die 
Wirkungen der Vormerkung gegen ſich gelten laſſen, ſofern ſich B nicht auch ihm gegenüber ſchuld⸗ 
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rechtlich verpflichtet hat, Rechte aus der Vormerkung nicht herzuleiten (RG 142, 331). Ebenſo 
iſt die Rechtslage zu beur 


) teilen, wenn 8 dem F ſicherungshalber eine Grundſchuld beſtellt und 
B ſich dem F gegenüber (ausdrücklich oder ſtillſchweigend) ſchuldrechtlich verpflichtet hatte, die 
vorgehende Auflaſſungsvormerkung nicht geltend zu machen, demnächſt aber F die Grundſchuld 
ohne die geſicherten Forderungen an ( abtritt und B dem G gegenüber nicht eine ſchuldrechtliche 
Verpflichtung eingeht, wie fie dem F gegenüber beſtand. Auch hier kann ſich G auf das ſchuld 
rechtliche Rechtsverhältnis zwiſchen S und E nicht berufen, ſondern muß den Grundbuchſtand 
ſo gegen ſich gelten laſſen, wie er ihn zur Zeit der Abtretung vorgefunden hat (RG 143, 159). 
Zur Rechtsſtellung des Gläubigers, der den durch Vormerkung geſicherten Anſpruch auf Auf- 
2110 gepfändet hat, gegenüber Rechten, die nach der Vormerkung eingetragen find, vgl. 8 888 
a. E. 


b) Für B iſt eine Hypothekvormerkung auf dem Grundſtück des 8 eingetragen. 
veräußert das Grundſtück an E. Dann mu 


f a 5 8, obwohl ihm das Grundſtück nicht mehr 
gehört, als Nichtberechtigter die Eintragung der endgültigen Hypothek für B bewilligen. E muß 
als Eigentümer des Grundſthehs durch feine Zustimmung zu der Hypothekeintragung die Bewil- 
ligung des 8 wirkſam machen (Mi 78, 73). Hat 8 das Grundſtück nur weiter belaſtet, z. B. 


mit einer Hypothek zugunſten des E, ſo bedarf es zu der endgültigen Eintragung der Hypothek 
für B lediglich der Bewilligung des 8, nicht auch der Zuſtimmung des , da die Hypothek des B 
ohne weiteres den Rang vor der Hypothet des E hat. | 

e) Iſt die Vormerkung des B auf Aufhebung eines Rechts an einem Grundſtück 
(8. B. einer Hypothek) gerichtet und hat 8 troßdem das Recht auf E übertragen 
oder zugunſten des E mit einem Recht belaſtet (z. B. verpfändet), ſo muß 8 die Aufgabe 
gemäß $ 875 erklären und E im Falle der Übertragung durch die von ihm als Inhaber des Rechts 
erteilte Zuſtimmung die Erklärung des 8 wirt 


ſam machen, im Falle der Belaſtung feine Zuftim- 
mung zu der Aufhebung gemäß $ 876 erklären (RG 93, 118). 


In den Fällen, in denen E. durch ſeine Zuſtimmung die Eintragungserklärung des nicht mehr 
verfügungsberechtigten 8 wirkſam macht, kann E auch ſelbſt die Eintragung des Rechts 
für B bewilligen (3. B. im Falle der Auflaſſungsvormerkung dem B die Auflaſſung erteilen). 
Denn er iſt durch ſeine Eintragung als Inhaber des Rechts dem Grundbuchamt gegen- 
über formell legitimiert und erfüllt durch die Herbeiführung der Eintragung des Rechts (z. B. des 

'gentums am Grundſtück) für B die dem 8 obliegende Lerpfichtung als Dritter gemäß $ 267 
Abſ 1 (ſtr.; KON 51, 196; Och 39, 211). Eine Verpflichtung des E dazu beſteht jedoch dem B 
gegenüber nicht (Kc 51, 196). 

Die Einwilligung oder Genehmigung des E kann ebenſo wie die Eintragungs⸗ 
be willigung oder Aufgabeerklärung des 8 gemäß § 894 ZRO durch rechtskräftiges 
Urteil erſetzt werden (OSG 39, 209). Der Anſpruch gegen 8 und der gegen E find jelbftän- 

ige, voneinander unabhängige Anſprüche. Jener beruht auf einem den vorgemerkten 
Anſpruch begründenden Schuldverhältnis zwiſchen B und 8; dieſer hat zum Rechtsgrund die 
Tatſache, daß E ein den vorgemerkten Anſpruch des B vereitelndes oder beeinträchtigendes und 
aher gegenüber B unwirkſames Recht erworben hat. Zur Begründung beider Anſprſche gehört 
aber daß der vorgemerkte Anſpruch wirklich beſteht. Nur unter dieſer Vorausſetzung iſt das Recht 
gegenüber B unwirkſam. Weil ſomit beide Anſprüche gemeinſame Vorausſeßungen haben 
und auf die Herbeiführung berjelben Eintragung oder Löſchung gerichtet find, können 8 und E, 
wenn B die Anſprüche im Klage wege verfolgt, gemäß 5 60 ABO als Streitgenoſſen ber- 
klagt werden (ſtr.). B kann aber auch jeden der beiden für ſich allein berklagen. Da⸗ 
boi hat er die Wahl, welchen von beiden er zuerſt verklagen will. Insbeſondere iſt nicht erforder. 
lich, daß er zunächſt ein rechtskräftiges Urteil gegen S auf Bewilligung der Eintragung oder Lö⸗ 
ſchung erſtreitet und dann erſt auf Grund dieſes Urteils Klage gegen E auf Genehmigung erhebt. 
ielmehr kann B auch ſchon, bevor er gegen 8 im Klagewege borgegangen iſt, gegen E auf Ein⸗ 
willigung in die Eintragung oder Löſchung klagen (tr.; RG 53, 35; 78, 73). (Sin Urteil, das den 
S zur Eintragungsbewilligung oder zur Aufgabeerklärung rechtskräftig verurteilt, iſt nicht gegen 
E wirkſam, da es nicht ihm gegenüber ergangen ift (RG 53, 34; 62, 377). Die gegen E erhobene 
lage muß ſelbſtändig gerechtfertigt, insbeſondere muß auch ihm gegenüber das Beſtehen des vor⸗ 
gemerkten Ans ruchs beſonders dargetan werden. Selbſt eine von S an J bereits erteilte Ein- 
kragungsbewilllgung oder Aufgabeerklärung iſt nicht unbedingt gegenüber E maßgebend, z. B. 
ann nicht, wenn ſie zum Schein oder in unlauterem Zuſammenwirken abgegeben iſt (916 36, 
249; JW 1898, 20951, a. M. OLG 4, 238). In der Regel wird aber in ſolchen Erklärungen des 
8 eine Beſtätigung des Beſtehens des vorgemerkten Anſpruchs zu erblicken ſein. Au, 
alls einem rechtskräftigen Urteil gegen 8 wird regelmäßig zu entnehmen fein, daß⸗ ber 
vorgemerkte Anſpruch tatſächlich beſteht. Im übrigen kann aber natürlich E enſo 
wie 8 alle auf rechtshindernde oder rechtsvernichtende Tatſachen geſtützten 
Einwendungen (8886 A 2) geltend machen, aus denen ſich ergibt, daß der vorgemerkte 
Anſpruch in Wirklichkeit nicht zur Entſtehung gelangt oder daß er zwar entſtand en, aber 
wieder erloſchen iſt. Aber auch die Geltendmachung der rechtszerſtörenden Einre den des 9 886 
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(8 886 A 2) ſteht dem E zu, da er als Rechtsnachfolger des 8 in dem von ihm erworbenen Recht 
durch die Vormerkung betroffen wird und daher nach $ 886 Beſeitigung der Vormerkung verlangen 
kann (RG 53, 33). Dagegen wird bei einer Auflaſſungsvormerkung der Anſpruch des Vormerkungs⸗ 
berechtigten aus $ 888 Abs! nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß der Erwerber des belaſteten Grund⸗ 
ſtücks dieſes mit einem Gebäude bebaut oder in ſonſtiger Weiſe umgeſtaltet hat. Denn die in RG 
133, 293 zu $ 818 Abſ 2 entwickelten Grundſätze kommen hier nicht ohne weiteres zur Anwendung. 
Unter beſonderen Umſtänden könnte in einem ſolchen Falle vielleicht die Einrede der Argliſt dem 
Vormerkungsberechtigten gegenüber Platz greifen (RG HRR 1933 Nr 1850). Gegen den Anſpruch 
aus einer Auflaſſungsvormerkung, die ſich auf einen Kaufvertrag gründet, kann nicht mit Erfolg 
eingewendet werden, daß der Verkäufer zur Erfüllung des Anſpruchs des Käufers ſeiner⸗ 
ſeits das Erforderliche (durch Erteilung der Auflaſſung) noch nicht getan habe. Denn für den 
Anſpruch des vormerkungsberechtigten Käufers auf Zuſtimmung aus $ 888 iſt es gleichgültig, ob 
ihm das Grundſtück von dem Verkäufer aufgelaſſen iſt oder nicht (RG 53, 28; Warn 1927 Nr 92). 
Iſt B mit feiner Klage gegen 8 rechtskräftig abgewieſen, jo iſt auch die Klage gegen E hinfällig. 
Denn nunmehr iſt für eine Zuſtimmung des E kein Raum mehr; überdies hat E in dieſem Falle 
eine Einrede nach $ 886 (§ 886 A 2). Sonſt hat aber ein Urteil gegen 8 auch dann, wenn zur Zeit 
der Veräußerung an E der Anſpruch gegen 8 bereits rechtshängig war (wenn z. B. die Vor⸗ 
merkung auf Grund einer einſtweiligen Verfügung eingetragen war und die Hauptſache über den 
Anſpruch auf endgültige Eintragung oder Löſchung bereits ſchwebte), gegenüber E keine Wirkſam⸗ 
keit, da das von der Vormerkung betroffene Grundſtück oder Recht in Anbetracht der perſönlichen 
Natur der Klage nicht in Streit befangen iſt und folglich die 88 265, 266, 325, 727 ZP keine An⸗ 
wendung finden (ſtr.). Veräußert aber E zu einer Zeit, in der die Klage des B aus $ 888 gegen 
ihn rechtshängig iſt, weiter an F, jo wirkt das Urteil auch gegenüber F, wenn die Rechtshängigkeit 
ihm bekannt oder im Grundbuch eingetragen war. Denn ſoweit die Vormerkung eine den vor⸗ 
gemerkten Anſpruch vereitelnde oder beeinträchtigende Verfügung unwirkſam macht, hat ſie und 
ſomit auch die Klage aus ihr dingliche Wirkung, ſo daß hier das von Eerworbene Grundſtück oder 
Recht in Streit befangen iſt. g 

Nach allen erörterten Richtungen macht es gemäß $ 883 Abſ 2 keinen Unterſchied, ob der 
Erwerb des E auf freiwilliger Verfügung des 8 beruht oder im Wege der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung (z. B. durch Eintragung einer Zwangshypothek; $ 883 A 12) oder der Arreſtvoll⸗ 
ziehung oder von dem Verwalter des etwa inzwiſchen über das Vermögen des 8 eröffneten 
Konkurſes ($ 883 A 13) erlangt iſt. 

Eine Aufhebung und Löſchung des von der Vormerkung betroffenen Rechts 
durch 8 kommt für eine Anwendung des $ 888 nicht in Betracht. Zunächſt bedarf die Aufhebung 
der Zuſtimmung des B ($ 883 A 11 „Verfügungsbeſchränkung“). Iſt aber die Löſchung der Vor⸗ 
merkung, ſei es auch verſehentlich, ohne Zuſtimmung des B erfolgt, ſo iſt die Vormerkung er⸗ 
loſchen. Ein Erwerb des E, der unwirkſam wäre, wenn die Vormerkung beſtände, iſt nun ſelbſt 
dann wirkſam, wenn E von der Unrechtmäßigkeit der Löſchung Kenntnis hatte ($ 886 A 3 „zu 
Unrecht gelöſcht“; dort auch das Nähere über die Möglichkeit und die Wirkungen eines Wider⸗ 
ſpruchs gegen eine unrechtmäßige Löſchung der Vormerkung). 

2. Zur Verwirklichung des vorgemerkten Anſpruchs hat materiellrechtlich der aus dem 
Anſpruch perſönlich Verpflichtete, wenn er noch Inhaber des von der Vormerkung be⸗ 
troffenen Rechts iſt, die zur Rechtsänderung ($$ 873 Abſ 1, 877, 880) oder zur Rechtsauf⸗ 
hebung ($ 875) erforderliche Erklärung abzugeben und die endgültige Eintragung des 
der Vormerkung entſprechenden Rechts für den Vormerkungsberechtigten oder die endgültige 
Löſchung des Rechts, auf deſſen Aufhebung die Vormerkung gerichtet ift, zu bewilligen. Formell⸗ 
rechtlich iſt zur Vornahme der Einſchreibung nach 85 19, 29 GBO erforderlich, daß die Bewilli⸗ 
gung in der Form des $ 29 Satz 1 GBd erklärt wird. Die formgerechte Bewilligung wird ger 
mäß $ 894 ABO durch rechtskräftiges Urteil erſetzt, das namentlich dann ergehen wird, 
wenn die Vormerkung auf Grund einer einſtweiligen Verfügung eingetragen iſt und demnächſt 
die Hauptſache durch ein Urteil auf Herbeiführung der Beſtellung oder der Aufhebung des Rechts 
abgeſchloſſen wird (KJ 51, 192 behandelt einen Sonderfall, in dem auf Bewilligung des Eigen⸗ 
tümers eine Auflaſſungsvormerkung eingetragen war, dann der Eigentümer gemäß $ 928 auf 
das Eigentum am Grundſtück verzichtet hatte und darauf gegen den nach § 58 3 beſtellten 
Pfleger ein Urteil auf Erteilung der Auflaſſung vom Vormerkungsberechtigten erſtritten wurde). 
Das Urteil muß auf Bewilligung der Eintragung lauten. Deshalb genügt bei einer Hypothek⸗ 
vormerkung eine Verurteilung zur Zahlung nicht (KJ 36 A 253). Iſt bei einer Hypothek⸗ 
vormerkung weder aus dem Eintragungsvermerk noch aus ſeinen Unterlagen etwas über die 
Art der zu beſtellenden Hypothek zu entnehmen, jo kann der Vormerkungsberechtigte die Um⸗ 
ſchreibung der Vormerkung in eine Verkehrshypothek, und zwar eine Briefhypothek, verlangen. 
Denn die Verkehrshypothek und die Briefhypothek ſind die Regel ($ 1116 A 2), die Buchhypothek 
und die Sicherungshypothek (8 1184) die Ausnahme (NG Gruch 58, 1021). Die Eintragung wird auf 
formloſen ($ 30 GBO) Antrag ($ 13 Abſ 1 GBO) eines der Beteiligten ($ 13 Abſ 2 G80) 
unter Vorlegung der Eintragungsbewilligung oder des mit Rechtskraftzeugnis verſehenen Urteils 
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vorgenommen. Handelt es ſich um die Übertragung des Eigentums, fo hat Auflaſſung gemäß $ 925 
BOB, 5 20 G80 zu erfolgen. Auch in den Fällen des § 888 hat der perſönlich Verpflichtete 
die ihm obliegenden Eintragungs⸗ oder Löſchungserklärungen abzugeben (A 1). Die außerdem 
erforderliche Zuſtimmung des Erwerbers bedarf materiellrechtlich (8 182 Abſ 2) keiner 
Form. Sie kann nach $ 182 Abſ 1 ſowohl gegenüber dem perſönlich Verpflichteten als auch 
gegenüber dem Vormerkungsberechtigten erklärt werden. Formellrechtlich bedarf ſie aber nach 
919, 29 GBO der in $ 29 Satz 16880 vorgeſchriebenen Form. Sie kann durch rechtskräftiges 
Urteil gemäß § 894 3 Pd erſetzt werden. Auch der Verwalter des Konkurſes über das Ver⸗ 
mögen des perſönlich Verpflichteten muß den vorgemerkten Anſpruch erfüllen ($ 883 A 13). — 
Auf eine nach § 18 Abſ 2 G88 eingetragene Vormerkung findet § 888 keine Anwendung. Das 
Grundbuchamt hat nach Behebung des der beantragten Eintragung entgegenſtehenden Hinder⸗ 
niſſes die Eintragung vorzunehmen, ohne daß es der Einwilligung eines ſpäteren Erwerbers 
bedarf (RG 62, 375; 110, 207; KGJ 53, 111; 8 883 A 2 „Rechtsgrund“). Die Eintragung für 
den ſpäteren Erwerber erfolgt unter dem Vorbehalt, daß das vorgemerkte Recht nicht durch 
Behebung des Hinderniſſes zu einem endgültigen wird (RG 62, 378; 110, 207; KJ 53, 111). 
Wird das Hindernis behoben, ſo iſt die Entſcheidung auf Eintragung für den ſpäteren Erwerber 
rückgängig zu machen und dieſe Eintragung von Amts wegen zu beſeitigen (RG 110, 207; KJ 
53, 111). Bei Behebung der Anſtände iſt alſo nicht nur dem erſten Antrag durch Ausführung 
der vorgemerkten Eintragung ſtattzugeben, ſondern auch die auf den ſpäteren Antrag für den 
Erwerber erfolgte Eintragung zu beſeitigen (KJ 53, 112). Die Vormerkung iſt nicht zu löſchen 
(KJ 50, 173; 53, 112). Iſt die Vormerkung zu Unrecht gelöſcht und zugleich die Beſeitigung 
ber auf den ſpäteren Antrag erfolgten Eintragung unterblieben, ſo kann die Beſeitigung nicht 
mehr nachgeholt werden, wenn ein gutgläubiger Erwerb auf Grund dieſer Eintragung nach 
Löſchung der Vormerkung in Frage kommt (KJ 53, 112). Iſt dies aber nicht der Fall, fo iſt 
die Beſeitigung der auf den ſpäteren Antrag erfolgten Eintragung trotz der Löſchung der Vor⸗ 
merkung noch zuläſſig und von Amts wegen nachzuholen. Denn die gegenüber jener Eintragung 
bereits entſtandenen Wirkungen der Vormerkung ſind durch ihre Löſchung nicht hinfällig ge⸗ 
worden (KJ 53, 112). Wegen einer zu Unrecht gelöſchten Vormerkung nach $ 883 vgl. § 886 
A 3, § 894 A 1 Abſ 2. — Der Zuſtimmungsanſpruch aus $ 888 iſt wie der Anſpruch auf 
Grundbuchberichtigung ($ 894 A 2 Abſ 3) nicht ſelbſtändig ohne den durch die Vormerkung 
geſicherten Anſpruch abtretbar mit der Wirkung, daß der Zeſſionar die Zuſtimmung zur Ver⸗ 
wirklichung des Vorgemerkten für ſich ſelbſt verlangen könnte (RG Warn 1927 Nr 92). Wird 
jedoch bei einer auf einen Kaufvertrag gegründeten Auflaſſungsvormerkung der geſicherte An⸗ 
ſpruch des Käufers nebſt der Vormerkung an einen Dritten abgetreten und erteilt der Verkäufer 
derechtigterweiſe als Eigentümer oder auch a Grund einer Auflaſſung des Eigentümers an 
ihn (5 925 A 8) dem Dritten die Auflaſſung, jo kann der Dritte die Zustimmung dazu verlangen, 
daß er ſelbſt (nicht der Zedent) als Eigentümer eingetragen werde (RG Warn 1927 Nr 92). 

3. Die gleichartigen Wirkungen, anderſeits aber auch die Unterſchiede von Veräußerungs⸗ 
verboten ($ 878 A 3 Abf 2) und Vormerkungen find erläutert in $ 883 A 11, 12, 13. Auf Grund 
des $ 888 Abf 2 kann der aus einem geſetzlichen oder richterlichen (3. B. durch einſtweilige Ver⸗ 
fügung angeordneten) Veräußerungsverbot (89 135, 136) Berechtigte, wenn das durch das Ver⸗ 
bot betroffene Grundſtück veräußert wird, ebenſo wie bei einer Auflaſſungsvormerkung (A 1 a) 
vom Erwerber die Zuſtimmung zur Auflaſſung an ihn, den Berechtigten, verlangen (RG 135, 
381; OLG 5, 143). Doch ſteht dem Erwerber der Schutz des öffentlichen Glaubens des Grund⸗ 
buchs zu Seite, wenn das Verbot, das an ſich ohne Eintragung wirkt (RG 135, 384), nicht ein⸗ 
getragen und ihm auch nicht bekannt geweſen tft (58 135 Abſ 2, 136, 892 Abs 1 Satz 2). Für 
rechtsgeſchäftliche Veräußerungsverbote ($ 137) gilt die Vorſchrift des Abſ 2 nicht. Dagegen 
gilt ſie auch für ein durch einſtweilige Verfügung erlaſſenes Erwerbsverbot, das einem nach 
9,938 ZP erlaſſenen Veräußerungsverbot gleichzuſtellen iſt (RG 117, 292; $ 925 A 5). Hat 
alſo z. B. nach erteilter Auflaſſung der Veräußerer gegen den Erwerber des Grundſtücks eine 
einſtweilige Verfügung erwirkt und zugeſtellt, in der dem Erwerber verboten iſt, ſich durch einen 
Umſchreibungsantrag das Eigentum zu verſchaffen, ſo braucht der Veräußerer eine trotzdem er⸗ 
erfolgende Umſchreibung nicht zu dulden. Er kann verlangen, daß dieſe Umſchreibung rück⸗ 
gängig gemacht wird. Er kann auch die Eintragung des Verbots in das Grundbuch herbei- 
führen und jo deſſen Wirkung auch Dritten gegenüber nach $ 892 Abſ 1 Satz 2 ſichern (RG 117, 
294; das Kammergericht hat neuerdings die Eintragungsfähigkeit des Erwerbsverbots verneint 
in IFG 18, 193). 


8 889 
Ein Necht an einem fremden Grundftüd?) erliſcht nicht dadurch, daß der 
Eigentümer des Grundſtücks das Necht oder der Berechtigte das Eigentum 


an dem Grundſtück erwirbt ). 
E 1 835 II 807; M 3 201 ff.; P 3 73. 
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1. Nur auf Rechte an fremden Grundſtücken, alſo auf Erbbaurechte, Dienſtbarkeiten, Vor⸗ 
kaufsrechte, Reallaſten, hypothekariſche Rechte (8 873 A 6), findet $ 889 Anwendung. Bei hypo⸗ 
thekariſchen Rechten gelten ferner für das Nichterlöſchen durch Vereinigung von Recht und 
Grundſtückseigentum in einer Hand beſondere Regeln ($$ 1163, 1177, 1178). Die ein Grundſtück be⸗ 
treffenden Vormerkungen fallen nicht unter $ 889, weil fie keine Rechte am Grundſtück find (8 883 
A 8 „Aufhebung der Vormerkung“; OLG 6, 123). Ebenſowenig gehören hierher Rechte an den 
genannten Rechten und Rechte an beweglichen Sachen. Dieſe erlöſchen in der Regel bei ihrem 
Zuſfammentreffen mit dem Eigentum in einer Perſon; fo der Nießbrauch und das Pfandrecht an be- 
weglichen Sachen und an Rechten (88 1063, 1072, 1256, 1273, 1291). Anders verhält es ſich, wenn 
der Eigentümer eines Grundſtücks den Nießbrauch an einer auf dem Grundſtück eingetragenen, ver⸗ 
zinslichen Hypothek erlangt. Dann erliſcht das Zinsrecht nicht deswegen, weil die Verbindlichkeit zur 
Entrichtung der Zinſen und das Recht auf die Zinſen ſich in einer Perſon vereinigt hat. Denn der 
Nießbrauch an der Hypothek und das Eigentum am Grundſtück ſtehen ſich als geſonderte Rechte 
gegenüber; der Gegenſtand des Nießbrauchs wird durch jene Vereinigung nicht berührt. Das Zins⸗ 
recht bleibt vielmehr beſtehen. Die Folge der Vereinigung iſt nur, daß der Eigentümer (Schuldner), 
ſolange er gleichzeitig Nießbraucher iſt, Zinſen nicht zu entrichten braucht (KJ 47, 198). Ebenſo 
bleibt, wenn die im geſetzlichen Güterſtande lebende Ehefrau des Eigentümers eine auf dem Grund⸗ 
ſtück eingetragene verzinsliche Hypothek erwirbt, trotz des dem Ehemann zuſtehenden ($ 1383) Nutz⸗ 
nießungsrechts an der Hypothek das Zinsrecht und ſomit auch die Hypothek für dieſes Zinsrecht 
der Ehefrau erhalten; $ 1178 (A 2) trifft hier nicht zu; die Hypothek mit den Zinſen kann alſo auch 
im Grundbuch auf die Ehefrau umgeſchrieben werden (KJ 47, 194). Dasſelbe gilt, wenn ein Kind, 
deſſen Vermögen der Nutznießung des Vaters unterliegt, eine auf dem Grundſtück des Vaters 
eingetragene verzinsliche Hypothek erwirbt oder wenn der Vater ein Grundſtück erwirbt, auf 
dem für ſein Kind eine verzinsliche Hypothek eingetragen ſteht. Die Frage, ob bei der Neubegrün⸗ 
dung einer Hypothek für die Darlehnsforderung einer Ehefrau leines Kindes) am Grund⸗ 
ſtück des Ehemanns (Vaters) ein Zinsrecht mit Rückſicht auf das Nutznießßſungsrecht des Ehe⸗ 
manns (Vaters) eingetragen werden kann, gehört nicht hierher ($ 1383 A 4). — Daß das 
Recht im Grundbuch eingetragen iſt, wird fiir die Anwendung des $ 889 nicht erfordert; es genügt, 
wenn das Recht außerhalb des Grundbuchs beſteht (z. B. die Überbau- oder Notwegrente: 
99 912—918). Über die nach früherem Recht begründeten, nicht eingetragenen Rechte ſ. A 2. 


2. Aus dem Nichterlöſchen durch Vereinigung darf nicht gefolgert werden, daß der Eigen⸗ 
tümer am eigenen Grundſtück ein Recht beſtellen könnte. Nach $ 181 kann der Eigen- 
tümer nicht mit ſich ſelbſt die nach $ 873 erforderliche Einigung über die Beſtellung des Rechtes vor⸗ 
nehmen. Ausnahmen zugunſten einer Rechtsbeſtellung durch einſeitige Erklärung finden ſich freilich 
in den $$ 1009, 1196, 1199 (5873 A7 „Vertragsnatur“). Ferner iſt aus dem Nichterlöſchen im 
Falle des 9 889 nicht zu folgern, daß Rechte an einem fremden Grundſtück immer erſt dann 
erlöſchen, wenn ſie im Grundbuch gelöſcht werden. Die formelle Löſchung im Grundbuch 
bildet vielmehr eine unentbehrliche Vorausſetzung für das materielle Erlöſchen des Rechts nur 
bei der Aufhebung durch Rechtsgeſchäft nach $ 875. Fälle, in denen ſonſt Rechte auch ohne Löſchung 
außerhalb des Grundbuchs erlöfchen, ſind in $ 875 A! beſprochen. Aus dem Nichterlöſchen eines 
Rechts nach $ 889 folgt aber, daß nach der Vereinigung der Eigentümer als Rechtsinhaber 
über das Recht beſonders verfügen, es aufheben, belaſten, an einen anderen übertragen 
kann. Inſoweit unterliegt daher das Recht für ſich allein auch der Zwangsvollſtreckung. 
Ferner ſteht dem Eigentümer wie ſonſt einem Inhaber der Schutz gegen Beeinträchtigungen zu 
(59 1017, 1027, 1065, 1090 Abſ 2). Er darf jedoch wegen einer Eigentümerhypothek oder Eigen⸗ 
tümergrundſchuld nach § 1177 Abſ 1, 2, $ 1197 nicht die Zwangsvollſtreckung in das Grundſtück 
betreiben. Wird ſie aber von anderer Seite betrieben, ſo kann der Eigentümer das Recht bei dieſer 
Zwangsvollſtreckung geltend machen. Veräußert der Eigentümer nach der Vereinigung 
das mit dem Recht belaſtete Grundſtück, ſo verbleibt ihm das Recht. Iſt bei der Vereinigung 
von Recht und Eigentum das Recht mit dem Recht eines Dritten belaſtet, ſo bleibt 
auch dieſe Belaſtung beſtehen. Ausnahmen von dem Grundſatz des Nichterlöſchens durch die 
Vereinigung gelten nach $ 1178 Abſ 1 Satz 1 (Zinsrückſtände und Koſten) bei einer Hypothek ſowie 
bei der Reallaſt und der Rentenſchuld nach 98 1107, 1200 in Verbindung mit 9 1178 Abſ 1 Satz 1. 
Ob ein unter der Herrſchaft des früheren Rechts begründetes, nicht eingetragenes, aber zur 
Wirkſamkeit der Eintragung auch nicht bedürfendes Recht (z. B. eine Grundgerechtigkeit nach 
§ 12 Abſ 2 Précch v. 5. 5. 1872; Art 187 EGBGB) durch Vereinigung (3. B. im Falle der Grund⸗ 
gerechtigkeit durch Vereinigung des herrſchenden und des dienenden Grundſtücks in der Hand 
eines Eigentümers) nach Anlegung des Grundbuchs erliſcht, beſtimmt ſich nach den bisherigen 
Geſetzen. Denn nach Art 189 Abſ 3 Ech erfolgt die Aufhebung eines ſolchen Rechts, bis es in das 
Grundbuch eingetragen wird, nach den bisherigen Geſetzen. Unter „Aufhebung“ ift hier aber nicht 
nur die rechtsgeſchäftliche Aufhebung, ſondern auch das ohne Rechtsgeſchäft eintretende Erlöſchen 
zu verſtehen (ftr.; R Warn 1916 Nr 19). 
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Mehrere Grundſtücke n) können?) dadurch zu einem Grundftüde vereinigt 


werden!“), daß der Eigentümer 4) fie als ein Grundſtück in das Grundbuch 
eintragen läßt 5). 

Ein Grundſtück !) kann 2) dadurch zum Beſtandteil eines anderen Grund- 
ſtücks gemacht werden e), daß der Eigentümer ) es dieſem im Grundbuche 
zuſchreiben läßt ). 

E 1 787 IL 808; M 3 56 ff.; P 3 13, 327 f., 550 ff. 


1. Über den Begriff des Grundſtücks und darüber, wann mehrere ſelbſtändige Grundſtücke 
vorliegen, vgl. 8 873 A 4, auch KG 37 A 209 (Eintragung mehrerer Kataſterparzellen unter 
verſchiedenen Nummern des Titelblakts nach früherem Recht). Sowohl für die Vereinigung als 
auch ftir die Zuschreibung wird im 9 890 vorausgeſetzt, daß die mehreren Grundſtücke dem ⸗ 
ſelben Eigentümer gehören oder doch von ihm gleichzeitig mit der Stellung des Antrags 
auf Vereinheitlichung erworben werden (KJ 36 A 193). Keine Vorausſetzung if, daß fie 
miteinander in räumlichem Zuſammenhang ſtehen (RG 51, 215) oder im Bezirk desſelben 
Grundbuchamts belegen find (OLE 8, 300; 39, 221; KJ 43, 291). Ferner iſt nicht erforder⸗ 
lich, daß über die mehreren Grundſtücke vor ihrer Vereinigung oder Verbindung durch Zuſchrei⸗ 
bung je ein beſonderes Grundbuchblatt geführt worden iſt. Auch Grundſtücke, die auf 
einem gemeinſchaftlichen Grundbuchblatt unter verſchiedenen Nummern als ſelbſtändige Grund» 
fuck gemäß $4 GB gebucht find (8873 A 4; OLG 5, 188; 39, 221; NOJ 30 A 195; 31 A 238; 
40, 235), können miteinander zu einem Grundſtück verbunden werden. Sind mehrere Grund- 
ſtücke bereits vereinheitlicht worden, ſo können noch andere Grundſtücke zu dieſer Einheit 
Hinzutreten, aber nur zu dem Ganzen, nicht zu einem einzelnen Teile, mag dieſer früher auch ein 
leloſtandiges Grundſtück gebildet haben. Sollen die neu hinzutretenden Grundſtücke nur mit 
einem Teil des Ganzen vereinheitlicht werden, ſo muß zunächſt dieſer Teil als ſelbſtändiges Grund⸗ 
ſtück auf dem bisherigen Grundbuchblatt gemäß $4 G80 (unter beſonderer Nummer) oder auf 
einem anderen Blatt gebucht werden (OLG 2, 407; KG 43, 292). Rechte, die den Grund- 
ſtücken gleichgeſtellt ſind (8903 A 2), insbeſondere Erbbaurechte, können entſprechend mit 
Grundſtücken oder untereinander vereinheitlicht werden. Dagegen kann ein Miteigentums⸗ 
anteil (ideeller Grundſtücksteil) weder mit einem Grundſtück vereinigt noch ihm zugeſchrieben 
werden (5873 A 4). Beſondere geſetzliche Beſtimmungen gelten in dieſer Hinſicht nach Landesrecht 
(Artt 67, 112 CG) für das Bergwerkseigentum und für Bahneinheiten. Im Falle der Teilung 
eines Grundſtücks in mehrere ſelbſtändige Grundſtücke, worüber das BGB keine 
Beſtimmung trifft, wird an dem dinglichen Rechtszuſtand regelmäßig nichts geändert. Die Be⸗ 
laſtungen bleiben an den einzelnen Teilen beſtehen. Die Realberechtigten brauchen in die Teilung 
nicht einzuwilligen (M 3 S. 654, 655). Die Übertragung der Belaſtungen auf die nach einem 
anderen Grundbuchblatt übertragenen Teile iſt geregelt in den 95 46 Abſ 2, 48 GBO. Belaſtung 
und Entlaſtung von realen und ideellen Grundſtücksteilen find erläutert in $873 A 4. Sonder⸗ 
vorſchriften uber die Wirkung der Teilung beſtehen für die Grunddienſtbarkeit (59 1025, 1026), 
die beſchränkte perſönliche Dienſtbarkeit (58 1090 Abſ 2, 1026) und die Reallaſt ($ 1108 Abſ 2). 
Vgl. ferner Ech Art 113 (Zuſammenlegung von Grundſtücken; dazu KJ 43, 290), 119 Nr 2 
(Verbot der Teilung nach Landesrecht), 120 Abſ 1, 2 Nr 1 (Lajtenfreie Abtretung von kleineren 
Trennſtücken ohne Bewilligung der Realberechtigten auf Grund eines Unſchädlichkeitszeugniſſes; 
dazu ZIG 17, 266 unter Preisgabe von KchJ 44, 226). | 

2. Die mehreren Grundſtücke können nach Abs 1 oder nach Abſ 2 vereinheitlicht werden, 
wenn nicht durch Landesgeſetz gemäß dem Vorbehalt in Art 119 Nr 3 EG die Vereinheitlichung 
unterſagt oder beſchränkt iſt. Nach den Ordnungsvorſchriften der $$ 5,6 GBO, deren Nichtbeachtung 
die bewirkte Vereinheitlichung nicht unwirkſam macht, ſoll die Vereinheitlichung nur erfolgen, 
wenn davon Verwirrung nicht zu beſorgen iſt. Wann dieſe Beſorgnis gerechtfertigt iſt, beſtimmt 
ſich nach der Lage des einzelnen Falles. Namentlich wird dabei eine Verſchiedenheit der Belaſtung 
und die ſich daraus ergebende Unüberſichtlichkeit des Grundbuchs und Schwierigkeit der Zwangs- 
vollſtreckung in Betracht kommen (OLG 6, 259; 8, 300; 18, 196; 20, 401; 39, 222). 

3. Werden die mehreren Grundſtücke zu einem Grundſtücke vereinigt, ſo wird nicht das 
eine Grundſtück Beſtandteil des anderen, ſondern je des wird Beſtandteil des nunmehr 
einheitlichen ganzen Grundſtücks (KOT 30 A 195; DLG 39, 221). Diefe Beſtandteile können 
aber, da ſie nicht weſentliche ſind, je für ſich Gegenſtand beſonderer Rechte ſein. Deshalb 
bleiben die Teile auch fernerhin geſondert jo belaſtet, wie ſie es früher als ſelbſtändige Grundſtlcke 
waren. Die Belaſtungen des einen Teiles erſtrecken ſich nicht auch auf den anderen Teil (RIA 6, 
249; KJ 30 A 195; OL 39 S. 221, 223). Eine Geſamthypothek an den beiden bisherigen 
Grundſtücken wird nicht zur Einzelhypothek, vielmehr finden die Vorſchriften über die Geſamt⸗ 
hypothek (58 1132, 1172ff., 1181 Abſ 2, 1182) nach wie vor auf fie Anwendung (KJ 30 A 195; 
OLG 39 223). Erſt nach der Vereinigung können die Teile einheitlich belaſtet werden, wobei 
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fie dann als ein Grundſtück gelten (K GJ 30 A 195; OLG 39, 222). Wegen folder Belaſtungen, 
die nur einen Teil betreffen, kann trotz der Vereinigung die Zwangsvollſtreckung in den Teil 
allein betrieben werden (RIA 6, 249; OLG 39, 223). Soll nach der Vereinigung eine 
neue Belaſtung oder ſonſtige Verfügung nur einen der Teile betreffen, jo kommen formell⸗ 
rechtlich, insbeſondere hinſichtlich der Wiederabſchreibung des Teiles, die §8 3, 7 GBO zur 
Anwendung (§ 873 A 4). 

4. Nur auf Veranlaſſung des Eigentümers kann die Vereinheitlichung der mehreren 
Grundſtücke nach Abſ 1 oder nach Abſ 2 bewirkt werden, alſo nicht von Amts wegen (KGJ 31 A 
238; 49, 235). Der gegenüber dem Grundbuchamt ($ 875 A 7) zu ftellende Antrag 
des Eigentümers enthält materiellrechtlich eine rechtsgeſchäftliche Willenserklärung, weil 
rechtliche Folgen mit ihm verbunden ſind und ein dem Liegenſchaftsrecht unterliegender neuer 
Gegenſtand durch ihn geſchaffen werden ſoll. Daher bedarf er als eine zu der Eintragung erforder⸗ 
liche Erklärung im Sinne des 5 29 Satz 1 G80 formellrechtlich der dort vorgeſchriebenen Form 
(RIA 6, 74; KG 31 A 238). Der Antrag auf Vereinigung nach $ 890 Abſ 1 kann jetzt auch von 
der Vermeſſungsbehörde (gebührenfrei) öffentlich beurkundet oder beglaubigt werden (Reichs⸗ 
geſetz v. 15. 11. 1937 RGBl J 1257). Von der Erklärung des Eigentümers, welche die materiell⸗ 
rechtliche Grundlage für die Vereinheitlichung bildet, iſt zu unterſcheiden der rein verfahrens⸗ 
rechtliche Eintragungsantrag, der für die Vornahme jeder Eintragung nach § 13 Abſ 1 GD 
erforderlich iſt, deſſen Fehlen aber auf die Wirkſamkeit der vorgenommenen Eintragung keinen 
Einfluß hat. Er bedarf nach § 30 GBO keiner Form und kann unter Vorlegung der formgerechten 
materiellrechtlichen Erklärung des Eigentümers nach 8 13 Abſ 2 GB nicht nur von dieſem, ſondern 
auch von jedem andern geſtellt werden, zu deſſen Gunſten die Vereinheitlichung erfolgen ſoll. 
So kann z. B. im Falle der Zuſchreibung nach $ 890 Abſ 2 der Gläubiger einer auf beiden Grund⸗ 
ſtücken haftenden Geſamthypothek den verfahrensrechtlichen Antrag ſtellen. Denn er wird durch 
die Zuſchreibung inſofern begünſtigt, als mit ihr die Geſamthypothek gemäß § 1131 zur Einzel 
hypothek auf einem Grundſtück wird (RIA 6, 75). Iſt eine Vereinheitlichung ohne 
die materiellrechtliche Erklärung des Eigentümers bewirkt worden oder iſt dieſe 
Erklärung nicht rechtsgültig, ſo iſt die Vereinheitlichung unwirkſam. Die nach dem Geſetz 
mit einer Vereinheitlichung verbundenen rechtlichen Folgen treten dann nicht ein (JW 1933, 
13395). Das Grundbuchamt kann zwar eine ſolche ungerechtfertigte Vereinheitlichung nicht 
nach $ 53 Abſ 1 Satz 2 GO von Amts wegen löſchen, da das Geſetz die Vereinheitlichung an ſich 
geftattet und daher die zu Unrecht bewirkte Eintragung nicht ihrem Inhalt nach unzuläſſig iſt. 
Das Grundbuchamt hat aber, da die Zuſammenſchreibung eine Eintragung im Sinne der 8 58, 
71 GBO iſt (RIA 6, 251), gemäß § 53 Abſ 1 Satz 1 G0 von Amts wegen einen Widerſpruch 
einzutragen; hierzu kann es nach $ 71 Abſ 2 GBO im Wege der Beſchwerde angehalten werden 
(RIA 6, 252). — Es ſteht ohne Rückſicht auf die Größe, Lage und Beſchaffenheit der Grundſtücke 
im freien Willen des Eigentümers, zu beſtimmen, welche von beiden Arten der 
Vereinheitlichung ſtattfinden ſoll. Er muß aber wegen der verſchiedenen rechtlichen Folgen 
(A 3, 6) mit Beſtimmtheit angeben, ob eine Vereinigung oder eine Zuſchreibung erfolgen joll 
(KG J 30 A 195; OLG 39, 221). Hat das Grundbuchamt entgegen dem auf eine Vereinheitlichung 
gerichteten Antrag des Eigentümers das eine Grundſtück, das mit dem anderen vereinheitlicht 
werden ſollte, als ſelbſtändiges Grundſtück gebucht, ſei es auch gemäß 9 4 GBO auf einem beiden 
Grundſtücken gemeinſchaftlichen Grundbuchblatt (A 1), ſo ſteht dem Eigentümer die Beſchwerde 
zu. Denn die vorgenommene Buchung iſt keine auf Parteibetrieb erfolgende, mit beſonderen 
rechtlichen Wirkungen verſehene Eintragung im Sinne des $ 71 Abſ 2 Satz 1 G80 (OLG 5, 188). 
— Der Zuſtimmung der Realberechtigten, insbeſondere der Hypothekengläubiger, bedarf 
es weder zur Vereinigung noch zur Zuſchreibung, da ihre Rechte nicht beeinträchtigt werden und 
$ 890 nur eine Erklärung des Eigentümers erfordert (RIA 6, 249; 12, 156). 

5. Die Eintragung als ein Grundſtück wird vollzogen nach den Vorſchriften in § 6 Abſ 6, 
§ 13 der Grundbuchverfügung vom 8. 8. 1935. Die erfolgte Vereinigung kann nur auf Antrag 
des Eigentümers wieder aufgehoben werden. Dagegen hat bei der Buchung mehrerer Grund⸗ 
ſtücke auf einem gemeinſchaftlichen Grundbuchblatt das Grundbuchamt nach $4 GBO von Amts 
wegen darüber zu befinden, ob das für die mehreren ſelbſtändigen Grundſtücke angelegte gemein⸗ 
ſchaftliche Grundbuchblatt fortzuführen iſt; Anträge Beteiligter, auch des Eigentümers, auf Auf⸗ 
hebung der gemeinſchaftlichen Buchung haben hier nur die Bedeutung einer Anregung (KJ 
50, 127; OLG 39, 222). Die Beſchwerde eines Hypothekengläubigers über die Beſeitigung einer 
bereits bewirkten Vereinigung iſt unzuläſſig (RIA 6, 247). 

6. Wird ein Grundſtück zum Beſtandteil eines anderen gemacht, fo gilt hinſichtlich der recht 
lichen Folgen Abweichendes von der Vereinigung (A 3) für die hypothekariſchen 
Rechte (Hypotheken, Grund- und Rentenſchulden). Nach 88 1131, 1192, 1200 erſtrecken ſich 
die auf dem Hauptgrundſtück beſtehenden hypothekariſchen Rechte auf das zugeſchriebene Grund⸗ 
ſtück mit der Maßgabe, daß die auf dieſem Grundſtück laſtenden Rechte im Range vorgehen. Da⸗ 
gegen erſtrecken ſich die Rechte am zugeſchriebenen Grundſtück nicht auf das Hauptgrundſtück. 
Die Hypotheken auf dem Hauptgrundſtück werden durch die Erſtreckung auf das zugeſchriebene 
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Grundſtück nicht zu Geſamthypotheken im Sinne des § 1132, da ihnen auch nach der Zu⸗ 
ſchreibung nur ein Grundſtück, zuſammengeſetzt aus dem Hauptgrundſtück und dem zugeſchriebenen 
Grundſtück, haftet (ſtr.) Beſtand vor der Zuſchreibung eine Geſamthypothek 
an dem Hauptgrundſtück und dem zugeſchriebenen Grundſtück, ſo wird die Hypothek durch 
die Zuſchreibung zu einer Einzelhypothek, weil die Hypothek an dem Hauptgrundſtück ſich 
auf das 1 Grundſtück erſtreckt und die beiden Haftungsobjekte dieſer Hy⸗ 
pothek nunmehr ein einheitliches Grundſtück bilden (RIA 6, 74). Im übrigen gilt dasſelbe 
wie bei der Vereinigung. Da das zugeſchriebene Grundſtück kein weſentlicher Beſtandteil des Haupt⸗ 
grundſtücks iſt, behält jedes Grundſtück bei dinglichen Rechten anderer Art (Erbbaurecht, 
Dienſtbarkeiten, Vorkaufsrecht, Reallaſten) feine beſondere Belastung. Dieſe Rechte bleiben 
durch die Zuſchreibung unberührt und erfahren keine Erweiterung ihrer Belaſtungsobjekte (JW 
1936, 274951; OLG 11, 332; 20, 401; 39, 221). Dasſelbe gilt von Eigentumsbeſchränkungen (3. B. 
der Fideikommißeigenſchaft: OLG 5, 314). Aus Art 181 Ech ift zu folgern, daß ein nach früherem 
Recht als Zubehör zugeſchriebenes Grundſtück — dieſe Art der Zuſchreibung iſt jetzt nicht mehr 
zuläſſig — jeit dem Inkrafttreten des BGB als zugeſchriebener Beſtandteil zu gelten hat (KJ 


37 A 211; 51, 261). Wird beim Beſtehen einer Grunddienſtbarkeit dem herrſchenden Grundſtück 
ein weiteres Grundſtück als Beſtandteil zugeſchrieben, ſo wirkt die Grunddienſtbarkeit nicht ohne 
weiteres auch zugunſten des zugeſchriebenen 


. N Grundſtücks (Ich 13, 314). Wird das herrſchende 
Grundſtück dem dienenden oder das dienende dem herrſchenden als Beſtandteil zugeſchrieben, 
ſo iſt trotz der Vorſchrift des $ 889 das Erlöſchen der Grunddienſtbarkeit anzunehmen. Denn nach 
1018 kann eine Grunddienſtbarkeit nur beſtehen, wenn ein ſelbſtändiges Grundſtück als das 
herrſchende einem anderen ſelbſtändigen Grundſtück als dem dienenden gegenüberſteht (KJ 51, 
261; $ 1018 A 5 Abſ 2). 

7. Die Zuſchreibung erfolgt nach den Vorſchriften in § 6 Abſ 6, $ 13 der Grundbuchverfügung 
vom 15 110 Uber die Ablehnung des von dem Eigentümer geſtellten Antrags auf Zuschreibung 
tann ſich auch 


1 der Hypothekengläubiger beſchweren, dem eine Geſamthypothek an beiden Grund⸗ 
ſtücken zuſteht (RIA 6, 73, aber auch 12, 157). 


8 891 


Iſt im Grund buche 1) für jemand 2) ein Recht eingetragen 5), ſo wird ver- 
mutet ), daß ihm das Necht zuſtehe 5). 


Iſt im Grundbuch ein eingetragenes Necht s) gelöſcht, jo wird vermutet, 
daß das Necht nicht beftehe o). 
E 1 826 II 800; M 3 138 ff., 153 ff.; P 3 48 f. 


1. Die Vorſchriften des $ 891 gelten auch für die im Grundbuche (Vorbem vor $ 873) nach⸗ 
gewieſenen, ſchon nach früherem Recht begründeten Rechte (RG 104, 318; 127, 261; 
JW 1912 S. 14522, 19618; Gruch 56, 598; 57, 989). Ob ein Recht nach den früheren Geſetzen zur 
Begründung der Eintragung bedurfte oder außerhalb des Grundbuchs begründet werden konnte, 
ob alſo feine Eintragung rechtsbegründende oder nur feſtſtellende Wirkung hatte (Vorbem 3e vor 
3 873), iſt für die Anwendung des $ 891 belanglos. Ebenſowenig kommt es darauf an, ob nach den 
früheren Geſetzen eine dem g 891 ähnliche Vermutung für das Recht galt oder nicht (ſtr. M des Ech 
267; RG 62, 100; JW 1912 S. 14522, 19616). Allerdings f 


ind für die Frage, ob ein älteres Recht 
wirklich begründet worden iſt und welchen Inhalt es hat, die früheren Geſetze maßgebend, ſoweit 
nicht beſondere Ausnahmevorſchrfiten nach dieſer Richtung gegeben find Artt 181 ff., 184, 192—195 


EG). Darum handelt es ſich aber im § 891 nicht. Hier wird vielmehr dem Grundbuch eine be⸗ 
ſondere Beweiskraft beigelegt. Dieſe muß für und gegen alle Rechte gelten, auf die ſich ein dem 
Viegenſchaftsrecht des BGB entsprechend angelegtes Grundbuch bezieht. Daher ſteht ohne Aus⸗ 
nahme auch demjenigen, deſſen eingetragenes Recht unter der Herrſchaft der früheren 
Geſetze begründet worden iſt, die Vermutung aus Abſ 1 $ 891 zur Seite und demjenigen, deſſen 
unter der Herrſchaft der früheren Geſetze begründetes Recht gelöſcht worden iſt, die Vermutung 
aus Abi 2 5891 entgegen (RG 62, 100; JW 1912 S. 14522, 19615; Warn 1912 Nr 258; Gruch 
51, 609). Aus dem von der Gegenmeinung herangezogenen Urteil RG ZW 1903 Beil 54 ergibt 
ſich nichts Gegenteiliges. Dort iſt nur ausgeſprochen, daß für die Anwendung des J 891 der Inhalt 
des neuen Grundbuchs, nicht der eines nach früherem Recht angelegt geweſenen Grundbuchs 
maßgebend ſei. Handelt es ſich um ein ſubjektiv⸗ und objektiv⸗dingliches Recht (Grund⸗ 
dienſtbarkeit, Vorkaufsrecht, Reallaſt: 9 1018, 1094, 1105), fo iſt der Inhalt ſeiner Eintragung 
auf dem Grundbuchblatt des belaſteten Grundſtücks maßgebend, auch wenn der etwa gemäß 
9.9 GBO in das Grundbuchblatt des herrſchenden Grundſtücks aufgenommene Vermerk davon 
abweicht (§ 873 A 11; 8 1018 A 5). 8 6 

2. Derjenige, für den ein Recht eingetragen iſt, muß deutlich bezeichnet ſein, wenn 
die Vermutung aus Abſ 1 zu ſeinen Gunſten ohne weiteres gelten ſoll. Andernfalls hat er ſich 
als den nach dem Grundbuchvermerk gemeinten Inhaber des Rechts beſonders auszuweiſen 
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( JW 1912, 14522). Eintragungen eines bereits zur Zeit der Eintragung Verſtorbenen, 
eines Geſchäftsunfähigen, eines nicht Rechtsperſönlichkeit Beſienden erörtert A 5. 
Iſt ein Recht für mehrere eingetragen, fo muß ſich, ſofern $ 891 Abſ 1 auch das Rechts 
band zwiſchen ihnen ergreifen ſoll, aus dem Grundbuch ergeben, um welche Art von Gemeinſchaft 
es ſich handelt, ob eine Gemeinſchaft nach Bruchteilen (88 741ff., z. B. Miteigentum: $ 1008) 
vorliegt oder eine Gemeinſchaft zur geſamten Hand (Geſellſchaft: $$ 705ff.; allgemeine und forr- 
geſetzte Gütergemeinſchaft, Errungenſchaftsgemeinſchaft: 98 1438, 1442, 1471 Abſ 2, 1483, 1519; 
Erbengemeinſchaft: $ 2032). Eine Vermutung für die eine oder die andere Art der Gemeinſchaft 
beſteht nicht. Nach 5 47 GBO ſoll, wenn ein Recht für mehrere gemeinſchaftlich eingetragen wird, 
in den Eintragungsvermerk entweder die Angabe der Anteile der Berechtigten in Bruchteilen 
oder die Bezeichnung des für die Gemeinſchaft, maßgebenden Rechtsverhältniſſes aufgenommen 
werden. Wenn dieſe Ordnungsvorſchrift außer acht gelaſſen iſt, muß derjenige, der eine beſtimmte 
Art der Gemeinſchaft behauptet und darauf Rechte, insbeſondere feine Befugnis zur Verfligung 
(58 719, 747, 1442ff., 2033) gründet, das Beſtehen dieſer Gemeinſchaft beſonders nachweiſen 
(RIA 5, 125; OLG 1, 301; 4, 327; 8 S. 304, 305; Kc 20, 304; 21, 120; 27, 143). Ergibt 
ſich jedoch aus dem Grundbuch wenigſtens ſo viel, daß unter den mehreren Berechtigten eine Ge⸗ 
meinſchaft nach Bruchteilen beſteht, jo iſt nach $$ 742, 747 im Zweifel anzunehmen, daß den Teil- 
habern gleiche Anteile zuftehen und jeder über feinen Anteil zu verfügen berechtigt iſt. Bei Brief- 
hypotheken findet die Vermutung des $ 891 Abſ 1 ihre Schranke an den für dieſe Hypotheken 
geltenden beſonderen Vorſchriften, namentlich an den $$ 1117 Abſ 1 u. 3, 1154, 1155, in denen 
der Erwerb und die Übertragung der Briefhypothek außerhalb des Grundbuchs zugelaſſen und 
geregelt it (RG Warn 1917 Nr 56). Deshalb bedarf es auch nach $ 1160 zur Geltendmachung der 
Hypothek auf Verlangen noch der Vorlegung des Hypothekenbriefs. Iſt ein objektiv⸗dingliches 
Vorkaufsrecht oder Reallaſtrecht für eine beſtimmte Perſon beſtellt (§ 1094 Abſ 1, 
5.1105 Abſ 1), vom Grundbuchamt aber auf dem Grundbuchblatt des belaſteten Grundſtücks 
(A1; 8873 A 11) irrtümlich zugunſten des jeweiligen Eigentümers eines andern Grund⸗ 
ſtücks ($ 1094 Abſ 2, 5 1105 Abſ 2) eingetragen worden, jo wird nach 9 891 Abſ 1 vermutet, 
daß das Recht dieſem Grundſtück als ein ſubjektiv⸗dingliches Recht zuſtehe; doch gilt das nur 
ſolange, bis die Vermutung widerlegt und nachgewieſen iſt (A 4), daß das Recht tatſächlich nur ein 
ſubjektiv⸗perſönliches iſt (RG 104, 318). 

3. 5 891 bezieht ſich nur auf Rechte an einem Grundſtück, alſo auf das Grundeigentum und 
die ein Grundſtück belaſtenden, begrenzten dinglichen Rechte (Erbbaurecht, Dienſtbarkeiten, 
dingliches Vorkaufsrecht, Reallaſten, hypothekariſche Rechte). Verfügungsbeſchränkungen 
ſind keine Rechte am Grundſtück ($ 874 A 1) und fallen daher nicht unter $ 891 (Prot 3, 49; KG 
52, 168); daraus folgt aber noch nicht, daß ihre Eintragung in das Grundbuch ohne jede Beweis⸗ 
kraft wäre (unten Abſ 3). Dasſelbe gilt für Vormerkungen (9883 A 1,8), Widerſprüche 
(RG 3W 1910, 14913) und auch für die nach den §8 51, 52 G0 von Amts wegen in das Grund⸗ 
buch aufzunehmenden Vermerke über eine Nacherbſchaft und über eine Teſtamentsvoll⸗ 
ſtreckung (KG 52, 168 gegen 40 A 196; 5 892 A 11 Abſ 2; 5 894 A 1d). Hat aber der Grund⸗ 
buchrichter zunächſt einmal auf Grund einer Teſtamentsauslegung jemanden im Grundbuch als 
Berechtigten ohne Hinzufügung eines Nacherbenvermerks eingetragen, jo darf er nicht nach⸗ 
träglich lediglich auf Grund einer abweichenden Teſtamentsauslegung den Eingetragenen als 
bloßen Vorerben behandeln, es ſei denn, daß beſondere Umſtände, namentlich neue Tatſachen, 
eine andere Auslegung rechtfertigen (JW 1934, 29311). — Nicht eintragungsfähige Rechte 
(Vorbem 2 vor $ 873), die trotzdem eingetragen find, gelten nicht als eingetragene Rechte im Sinne 
des 5891. Denn dieſe Einſchreibungen find ihrem Inhalt nach unzuläſſig (§ 53 Abſ 1 Satz 2 BO); 
$ 891 betrifft aber nur ſolche Rechte, die ihrem Inhalt nach zuläſſigerweiſe eingetragen find (NG 62, 
101; 88, 86; JFG 1,499). Auch für öffentliche Rechte (z. B. gemeines Eigentum des preußiſchen 
Staates an öffentlichen Flüſſen nach dem früher geltenden $ 21 ALR II 14; Bezeichnung einer 
Apotheke im Grundbuch als Hofapotheke), die in das Grundbuch eingetragen worden ſind, hat 
$ 891 keine Bedeutung. Denn das Grundbuch iſt nur dazu beſtimmt, über die privatrechtlichen 
Verhältniſſe eines Grundſtücks oder einer ihm gleichſtehenden Gerechtigkeit Auskunft zu geben 
(R 80, 366; Warn 1914 Nr 283; Gruch 57, 989; 58, 949; Haig 1935 Nr 1408). Ferner erſtreckt ſich 
die Rechtsvermutung des $ 891 nicht auf ſolche im Grundbuch enthaltenen Ver merke, die auf 
den Inhalt, Umfang oder Gegenſtand der eingetragenen Rechte keinen Bezug 
haben. Ein ſolcher Vermerk iſt z. B. die Angabe über die Höhe des Kaufpreiſes. Weiter iſt aus 
$ 891 keine Vermutung zu entnehmen für eine beſtimmte rechtliche Natur der Eintragung 
und für die Frage, ob das Eingetragene nach feiner rechtlichen Natur etwa kraft ſpäterer Geſetz⸗ 
gebung nicht mehr rechtsbeſtändig iſt (z. B. ein Vorkaufsrecht infolge des Präblöſungsgeſ b. 
2. 3. 1850). Vielmehr find Inhalt und rechtliche Natur der Eintragung aus dem Eintragungs⸗ 
vermerk und den zugrunde liegenden Urkunden zu beſtimmen (NG JW 1912, 19616). 

In den Geſetzesvorarbeiten (Prot 3, 49; Mi z. El GBO 35; De zu g 2 E II GBO) wird 
mehrfach von „tatſächlichen Umſtänden“ oder „Angaben tatſächlicher Natur“ geſprochen, auf 
die weder die Rechtsvermutung des $ 891 noch der öffentliche Glaube des Grundbuchs nach $ 892 
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Anwendung finden Soll. Als Beiſpiele hierfür werden angeführt die Angaben über Lage und Größe 
des Grundſtücks. Dieſe Bemerkungen haben in der Rechtslehre zu zahlreichen Meinungsver⸗ 
ſchiedenheiten darüber geführt, ob und inwieweit die auf das Grundſtück bezüglichen 
Beſtandsangaben den Vorſchriften der 88 891, 892 unterliegen. Richtig erſcheint folgendes: 
Die Rechtsvermutung und der öffentliche Glaube des Grundbuchs erſtrecken 
ſich nicht nur auf den geſamten Inhalt der eingetragenen Rechte und auf den Umfang der mit 
ihnen verbundenen Befugniſſe, wie ſie ſich aus den beſonderen Eintragungsvermerken für die 
Rechte ergeben, ſondern auch auf den Gegenſtand, an dem die Rechte beſtehen. Denn 
gerade dieſer Gegenſtand gibt ihnen beſondere rechtliche Bedeutung (RG 73, 128; Gruch 58, 
198; 68, 71; KGJ 27 A 91, jedoch auch RG 61, 193; a. M. OLG 15, 335). Namentlich iſt bei dem 
unbeſchränkten Eigentumsrecht der Gegenſtand, an dem es beſteht, das weſentlichſte Merkmal für 
ſeine Umgrenzung. Die durch $ 891 gewährte Vermutung für das Beſtehen des Eigentums kann 
für den eingetragenen Eigentümer nur dann zur vollen Geltung kommen, wenn ſie ſich auch darauf 
erſtreckt, was nach dem Inhalt des Grundbuchs das Eigentumsrecht umfaßt. Erſt hieraus ergibt 
ſich das Eigentumsrecht in vollem Maße ſo, wie es im Einzelfalle beſteht (RG 68, 24; 73, 129). 
Auch für den öffentlichen Glauben des Grundbuchs läßt ſich das Eigentumsrecht nicht von ſeinem 
Gegenſtande trennen. Der Inhalt des Grundbuchs im Sinne des § 892 Abſ 1 Satz 1 umfaßt 
bezüglich des Eigentums notwendig auch deſſen Gegenſtand, da nur ſo das im Einzelfalle 
beſtehende Sondereigentum an einem Teil der Erdoberfläche mit zur Darſtellung gebracht wird 
( 68, 24; 73, 129; Gruch 58, 198; 68, 70). Daher find diejenigen beſchreibenden Angaben, 
aus denen zu entnehmen iſt, welche Teile der Erdoberfläche in den Bereich 
der Herrſchaft der im Grundbuch eingetragenen Rechte, namentlich des Eigentums- 
rechts, fallen, ebenſowenig bloß tatſächliche Angaben wie die für die einzelnen Rechte einge⸗ 
tragenen, ihren Inhalt und Umfang darſtellenden Vermerke. Worauf die Angaben beruhen, ob 
ſie insbeſondere dem in 5 2 Abſ 2 GBO vorgeſchriebenen amtlichen Verzeichnis entnommen find 
oder nicht, iſt gleichgültig. Nur der Inhalt des Grundbuchs in der Darſtellung der zu dem einzelnen, 
räumlich begrenzten Eigentum gehörigen Flächen des Grund und Bodens iſt maßgebend (R 
79, 129). Als eine ſolche Darſtellung müffen z. B. auch die im Beſtands verzeichnis gemäß 
$ 6 der Grundbuchverfügung v. 8. 8. 1935 aufgeführten, aus dem Kataſter entnommenen 
Nummern der Flächenabſchnitte (Parzellennummern) gelten (R 73, 129; JW 1910, 
81392; Gruch 58, 198; 68, 70). Denn auf Grund dieſer Nummern find in der Ortlichkeit die Grund⸗ 
flächen feſtzuſtellen, die von dem Eigentum umfaßt werden. Für dieſe Grundflächen gilt daher 
die Vermutung aus g 891 Abſſ 1, daß fie dem eingetragenen Eigentümer gehören; auf fie erſtreckt 
ſich der öffentliche Glaube des Grundbuchs nach § 892 (RG 73, 129; JW 1910, 81322; Gruch 58, 
198; 68, 70; 26% 25 A 98, 106; 27 A 92). Wenn im Grundbuch (z. B. gemäß $ 6 Abi 4 der Grund⸗ 
buchverfügung v. 8. 8. 1935) der Beſtand des Grundſtücks unter einer Geſamtbezeichnung und 
unter Weglaſſung der einzelnen Parzellennummern lediglich durch Bezugnahme auf die Artikel 
der Grundſteuermutterrolle angegeben iſt, ſo erſtreckt ſich der öffentliche Glaube des Grundbuchs 
auf die in den Artikeln der Grundſteuermutterrolle aufgeführten Parzellen (R JW 1927, 448). 
Anders verhält es ſich aber mit ſolchen Angaben, die nicht eine Darſtellung des räumlichen Um⸗ 
fangs und der Begrenzung des Grundſtücks enthalten, ſondern dem Grundſtück lediglich 
einen Namen geben oder über beſondere Eigenſchaften des Grundſtücks berichten 
(8. B. Rittergut, Bauerngut, Kulturart, Reinertrag, Nutzungswert). Solche Angaben find rein 
tatſächlicher Natur und unterliegen daher nicht den Vorſchriften der 68 891, 892 (MG 73, 129). 
Dasſelbe gilt von den Angaben über die auf dem Grundſtück errichteten Gebäude (NG Warn 1924 
Nr 98). Was die Angaben über die Lage und die Größe anlangt, ſo werden ſie ſich in der 
Regel ebenfalls lediglich auf eine Beſchaffenheit, eine Eigenſchaft des Grundſtücks beziehen (3. B. 
wenn es heißt: „in der Nähe der Stadt N belegen, im Kreiſe X“ oder wenn auf Grund einer Neu⸗ 
vermeſſung innerhalb der alten Grenzen eine neue Größenangabe eingeſchrieben iſt). Dann finden 
auf dieſe Angaben die Vorſchriften der $$ 891, 892 keine Anwendung (R 73, 128, KGJ 27 A 91; 
30 A 206; OLG 8, 213; aber auch RG 61, 194; Gruch 46, 1157). Grundſätzlich muß man ſich 
davor hüten, die Beſtandsangaben des Grundbuchs etwa über den Wortlaut der Eintragung hinaus 
den $$ 891, 892 zugänglich zu machen (DRZRſpr 1934 Nr 141). Unter beſonderen Umſtänden 
können aber ausnahmsweiſe die Beſchreibungen der Lage und die Größenangaben derartige ſein, 
daß ſie den räumlichen Umfang und die Begrenzung des Grundſtücks zur Darſtellung bringen. 
Dann ſind auch dieſe Angaben nicht mehr rein tatſächlicher Natur (NG 78, 128). Auch bei den das 
Grundſtück belaſtenden Rechten kommt es darauf an, ob die hierauf bezüglichen, aus dem Grund⸗ 
buch erſichtlichen Tatſachen den Inhalt und Umfang des Rechts mitbeſtimmen oder ob ſie nur 
rein tatſächliche Bedeutung haben und Rechtsfolgen ſich mit ihnen nicht verbinden (JW 1926, 
25812; 1927, 2743). — Unter Rechten im 5 891 (und $ 892) find uur Privatrechte zu verſtehen. 
Handelt es ſich um die Frage, ob ein Grundſtück (3. B. See, Fluß) eine des Privateigentums 
fähige Sache oder dem Privatrechtsverkehr entzogen üt, jo kann für die Richtigkeit der Eintragung 
im Grundbuch weder die Vermutung aus $ 891 noch der öffentliche Glaube aus g 892 angerufen 
werden, da das Grundbuch zum Beweiſe ſolcher Verhältniſſe nicht beſtimmt iſt (RG 80, 367; 
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Gruch 55, 1152). Dahin gehört auch die im Grundbuch enthaltene Bezeichnung einer Grund 
fläche als öffentlicher Weg (RG V 278/03). 

Bei Eintragungen, auf die $ 891 keine Anwendung findet, weil fie nicht Rechte 
am Grundſtück betreffen, mit deren Inhalt aber doch rechtliche Wirkungen verbunden ſind (oben 
Abſ J, iſt aus ihrer Aufnahme in das Grundbuch, alſo in eine öffentliche Urkunde, gemäß $ 418 
Abſ1 3 PO im Streitfalle voller Beweis für das tatſächliche Beſtehen ihres Inhalts zu 
entnehmen. Gegen dieſen Beweis iſt nach 8 418 Abſ 2 38 der Beweis der Unrichtigkeit zuläſſig. 
Dies trifft beſonders für Verfügungsbeſchränkungen, Vormerkungen und Widerſprüche zu (Prot 3, 
49; ſtr., insbeſondere auch, ob die Eintragungen nur als Urkunden über getroffene Entſcheidungen 
einer Behörde im Sinne des § 417 ZPO zu erachten find). 

4. Die Vermutung hinſichtlich des eingetragenen Rechts (Abſ 1) wirkt nicht nur für den 
eingetragenen Berechtigten, ſondern auch gegen ihn (RG 95, 164). Die Vermutung hinſichtlich 
des gelöſchten Rechts (Abſ 2) wirkt nicht nur gegen, ſondern auch für denjenigen, der durch die 
Löſchung betroffen worden iſt. Insbeſondere iſt der als Eigentümer Eingetragene zur Einlaſſung 
verpflichtet (paſſiv legitimiert) auf jeden Anſpruch, der gegen ihn als Eigentümer erhoben wird 
(OLG 8, 186). Demzufolge erklärt denn auch RG 95, 160 für zuläffig die grundbuchliche Voll⸗ 
ziehung eines Urteils, das der Eigentümer gegen einen als Hypothekengläubiger eingetragenen 
Scheinzeſſionar auf Einräumung des Vorrangs vor einer anderen Hypothek nach g 826 erſtritten 
hatte, weil der Scheindezent ſich dem Kläger gegenüber verpflichtet hatte, der anderen Hypothek, 
falls ſie eingetragen werde, den Vorrang einzuräumen. Überhaupt kann ſich auf die Vermutungen 
des $ 891 nicht wie im g 892 bloß ein dritter Erwerber, ſondern jeder berufen, der an dem 
Beſtehen des eingetragenen Rechts oder an dem Nichtbeſtehen des gelöſchten Rechts ein recht⸗ 
liches Intereſſe hat (RIA 11, 64). Auch dem Eigentümer und Schuldner, der von dem Inhaber 
eines eingetragenen Rechts in Anſpruch genommen wird, ſteht fie zur Seite (R V 243/03). Die 
kirchenrechtliche Vermutung, daß Friedhöfe im Eigentum der Kirchengemeinde (kirch⸗ 
lichen Anſtalt) ſtehen (58 183, 190 II 11 Pra), greift gegenüber der Vermutung des $ 891 nicht 
durch, wenn ein anderer als Eigentümer eines Friedhofs eingetragen iſt (RG JW 1912, 14522). 

Die Vermutungen find auch für das Grundbuchamt bei Vornahme einer Eintragung maſt⸗ 
gebend (RIA 11, 64; KJ 26 A 150; 29 A 148; 35 A 303; 43, 240; 52, 169; OLG 18, 118; JW 
1932, 15621; vgl. NG Warn 1913 Nr 199). Insbeſondere hat das Grundbuchamt denjenigen, 
der als Berechtigter des von einer Eintragung betroffenen Rechts eingetragen iſt, als den wirklich 
Berechtigten anzuſehen. Das Beſtehen einer Möglichkeit oder Wahrſcheinlichkeit, daß die Ein⸗ 
tragung unrichtig iſt, hat für das Grundbuchamt außer Betracht zu bleiben (RIA 5, 125; KGG 
20 A 183; 22 A 198; 29 A 145; 35 A 303; 40 A 199, 296; 43, 237; 52, 170; OLG 18, 118; JW 
1932, 15621). Nur dann, wenn ſich aus den urkundlichen Erklärungen der Beteiligten oder aus den 
Grundakten mit Sicherheit ergibt, daß die Eintragung unrichtig ift (z. B. daß der Hypotheken⸗ 
gläubiger infolge Befriedigung nicht mehr Inhaber des Hypothekenrechts iſt oder daß der Güter⸗ 
ſtand unter Eheleuten tatsächlich ein anderer als der eingetragene iſt oder daß eine ins Grundbuch 
verſehentlich nicht eingetragene Verfügungsbeſchränkung beſteht), kann wegen der etwa daraus 
ſich ergebenden Anſtände die beantragte Eintragung abgelehnt werden (RIA 1, 162; 5, 215; 
KJ 20 A 281; 23 A 117; 28 A 92; 29 A 186; 35 A 308; 40 A 294; 43, 240; J 16, 150; OSG 8, 
305; vgl. RG Warn 1913 Nr 199). Dagegen darf der Grundbuchrichter Tatſachen, die ihm ſonſt 
(3. B. als Prozeßrichter), insbeſondere aus anderen Akten, bekannt geworden ſind, nicht gegen die 
Vermutung aus $ 891 zur Beanſtandung eines Eintragungsantrags berückſichtigen, da die Kenntnis 
außerhalb ſeiner amtlichen Tätigkeit als Grundbuchrichter liegt (a. M. KJ 25 A 117; RIA 11, 
63). Auch darf das Grundbuchamt die Unrichtigkeit nicht annehmen, wenn die Möglichkeit beſteht, 
daß fie nach Maßgabe der Vorſchriften über den öffentlichen Glauben des Grundbuchs (58 892 f.) be⸗ 
hoben iſt (5892 A 2 Abſ 3; KJ 31, 271; 41, 225; 52, 145; ORG 6, 198; a. M. KGJ 40, 265). 
Ferner iſt zu beachten, daß eine frühere Eintragung wegen Fehlens lediglich formellrechtlicher 
Vorausſetzungen für ihre Vornahme noch nicht unrichtig iſt (RYA 1, 128; unten Abſ 3). 

Die Vermutungen können nach § 292 ARD, ſoweit ſich nicht aus dem Geſetz etwas anderes 
ergibt (vgl. z. B. 5 892 Abſ 1 Satz 1, 51141 Abſ 1 Satz 2, 9 1148; dazu RG 49, 8), durch den 
Beweis des Gegenteils widerlegt werden (RG 116, 181). Die Widerlegung iſt freilich nicht 
jedermann freigegeben. Vielmehr muß der Widerlegende ein rechtliches Intereſſe an ihr haben 
(RG 92, 70; Warn 1910 Nr 64; Gruch 26, 1119; 54, 1001). Jedoch ſteht ein ſolches Intereſſe und 
ſomit der Gegenbeweis jedem zu, der ein das eingetragene Recht ausſchließendes oder einſchrän⸗ 
kendes Recht beſitzt oder ſonſt durch die Eintragung in ſeinem Recht beeinträchtigt wird (NG Warn 
1910 Nr 64; 1936 Nr 116; JW 1911, 9441). Auch der von dem Bucheigentümer auf Herausgabe 
in Anſpruch genommene Beſitzer einer Parzelle, der ſelbſt fein Eigentum nicht nachzuweiſen vermag, 
kann geltend machen, jedenfalls habe der Eingetragene (z. B. weil nach feinem und feines Rechts⸗ 
vorgängers übereinſtimmenden Willen die Parzelle nicht Gegenſtand des Erwerbs ſein ſollte) 
Eigentum nicht erworben (RG JW 1911, 9440). Der Gegenbeweisführer hat die Tatſachen 
(DL 15, 109) darzulegen und nachzuweiſen, aus denen hervorgehen ſoll, daß das ein- 
getragene Recht trotz der Eintragung nicht entſtanden oder zwar entſtanden, dem⸗ 
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nächſt aber erloſchen ift (Abſ J), oder daß das gelöſchte Recht trotz der Löſchung nicht 
untergegangen iſt (Abſ 2). Einen ſolchen Gegenbeweis hat auch der (z. B. auf Grund eines 
Zeugniſſes über 44jährigen Beſitz eingetragene) Eigentümer zu führen, der aus einem eingetra⸗ 
genen begrenzten Recht in Anſpruch genommen wird und ſein Eigentum oder das Recht beſtreitet 
{RG JW 1903 Beil 91; V 62/02; V 532/08; OLG 8, 186; 15, 109). Der Gegenbeweis kann 
insbeſondere auch darauf gerichtet werden, daß die Einigung über die Begründung des ein⸗ 
getragenen Rechts (8 873) oder die Aufgabeerklärung des Berechtigten hinſichtlich des gelöſchten 
Rechts (§ 875) gänzlich fehlt oder nichtig iſt oder einen anderen Inhalt hat (RG ZW 1903 Beil 91; 
1910, 14913; 1911, 94410; DRS 8, 186; 15, 109). Bei einer Verkehrshypothek kommt 
nach § 1138 ferner in Betracht der Beweis, daß die eingetragene Forderung nicht entſtanden 
oder erloſchen iſt (RG 49, 8; 51, 45; JWI1922, 48918; GJ 29 A 186; 35 K 302). Der Gegen⸗ 
beweis muß dartun, daß das eingetragene Recht wirklich (materiell) nicht beſteht. Die Vermutung 
kann nicht ſchon durch den Nachweis entkräftet werden, daß die formellen Vorausſetzungen 
für die Eintragung nicht gegeben geweſen ſeien, daß insbeſondere nach den eingereichten 
Urkunden die Eintragung (3. B. des Eigentums auf Grund eines angeblich widerſpruchsvollen 
Zeugniſſes über 44 jährigen Beſitz) vom Grundbuchrichter nicht hätte vorgenommen werden ſollen. 
Denn das Eingetragenſein als ſolches gewährt die Vermutung für das Beſtehen des eingetragenen 
Rechts ohne Rückſicht darauf, wie es zu der Eintragung gekommen iſt. Aus dem Mangel formeller 
Vorausſetzungen allein ergibt ſich aber das Nichtbeſtehen des Rechts und damit die Unrichtigkeit 
des Grundbuchs nochlnicht (RG JW 1912, 14522; RIA 1, 128). Der Gegenbeweis muß jede 
Möglichkeit ausräumen, daß das eingetragene Recht, ſei es auch in anderer Weiſe, zur Ent⸗ 
ſtehung gelangt ift und daß das gelöſchte Recht auf andere Weiſe erloſchen iſt. Solange dies nicht 
geſchehen it, ift ſowohl der Grundbuchrichter als auch der Prozeßrichter an die geſetzliche Ver⸗ 
mutung gebunden (RG 57, 322; 92, 71; JW 1905, 3184; 1906, 1817; 1922, 48918, Gruch 57, 989). 
Laber genügt z. B. zur Widerlegung der Vermutung, daß der als Eigentümer Eingetragene 
Grundſtückseigentümer ſei, nicht der Nachweis, daß der Rechtsakt nichtig iſt, auf Grund deſſen die 
Eigentumseintragung erfolgt iſt (z. B. die Auflaſſung infolge Irrtumsanfechtung oder wegen 
Tehlender Verfügungsbefugnis des Veräußerers). Vielmehr muß dargetan werden, daß das Eigen⸗ 
kum des Eingetragenen auch nicht auf andere Weiſe erworben fein kann (RG 127, 281). Beruft ſich 
ver als Eigentümer Eingetragene, nachdem der Gegenbeweis geführt iſt, daß derjenige, von dem er 
ſein Eigentum ableitet, nicht Eigentümer war, auf eigene Erſitzung (nach früherem Recht), jo 
liegt nicht ihm hierfür die Darlegungs- und Beweispflicht ob, ſondern der Gegenbeweisführer 
muß auch dieſen Rechtsgrund widerlegen (RG Gruch 57, 989). Klagt der Eigentümer, auf deſſen 
Grundſtück auf Grund ſeines Bekenntniſſes in der Schuldurkunde, ein Darlehn erhalten zu haben, 
eine Hypothek für das Darlehn eingetragen ift, gegen den eingetragenen Gläubiger auf Löſchung 
der Hypothek mit der Behauptung, das Darlehn tatſächlich nicht erhalten zu haben, ſo liegt ihm, 
wenn der Gläubiger zugeſteht, das Darlehn nicht bar gegeben zu haben, aber behauptet, eine ihm 
gegen den Eigentümer zustehende andere Forderung ſei durch Vereinbarung (8 607 Abſ 2) in eine 
Darlehnsforderung umgewandelt und der Hypothekbeſtellung zugrunde gelegt worden, nach 89 891, 
1138 die Widerlegung dieſer Behauptung ob (R JW 1922, 489 13; 8894 A 5). Es muß auch 
dargetan werden, daß die etwa ſchon bewieſene urſprüngliche Unrichtigkeit der Eintragung nicht 
nach den Vorſchriften über den öffentlichen Glauben des Grundbuchs nachträglich wieder behoben 
worden iſt (oben Abſ 2; RG SeuffA 87 Nr 146). Eine tatſächliche Vermutung für die Unrichtigkeit 
ſteht dem Beweiſe der Widerlegung der Richtigkeit einer Eintragung nicht gleich (NG JW 1922, 
48915). Der Richter kann aber aus einer ſolchen Vermutung unter Umſtänden nach freier Über- 
zeugung (8 286 ZPO) entnehmen, daß der Beweis der Widerlegung geführt ſei. Iſt aber der 
eweis geführt, daß das im Grundbuch eingetragene Recht gegenwärtig dem eingetragenen 
Berechtigten nicht zuſtehe, und iſt damit die geſetzliche Vermutung widerlegt, jo kann $ 891 nicht 
mehr zur Stütze der Behauptung verwendet werden, daß das Recht früher einmal der Ein⸗ 
tragung gemäß gültig entſtanden geweſen ſei und beſtanden habe (R HAN 1935 Nr 1408). 
Die Vermutungen können bei eingetragenen Rechten dann nicht Platz greifen, wenn ſich 
auf verſchiedenen Grundbuchblättern entgegengeſetzte Eintragungen finden. Denn da für 
bie Eintragung auf dem einen Grundbuchblatt die gleiche Vermutung ſprechen würde wie für 
bie auf dem anderen Grundbuchblatt, heben ſich beide Vermutungen gegenſeitig auf (RG 56, 60; 
Gruch 53, 874). Dies gilt beſonders für den Fall, daß im Grundbuch dieſelbe Parzelle 
verſchiedenen Eigentümern zugeſchrieben (R 56, 58, auch 11, 278; 13, 248: 29, 205; 
39 S. 241, 256; Gruch 33, 1069; JW 1895, 45855; 1900, 57322; KJ 39 A 158) oder für einen 
Eigentümer auf mehreren Grundbuchblättern eingetragen iſt. In dem erſten 
Falle muß derjenige, der das Eigentum an der Parzelle in Anſpruch nimmt, nicht nur 
gegenüber dem anderen als Eigentümer Eingetragenen, ſondern auch gegenüber jedem 
Dritten nachweiſen, daß er nach den Grundſätzen des materiellen Rechts über den Eigentumserwerb 
wirklich Eigentum an der Parzelle erworben hat (RG 56, 60, auch 39 S. 243, 256; JW 1895, 
458 23; Gruch 33, 1069). Iſt die Parzelle deswegen doppelt gebucht, weil fie bei der Übertragung 
des Eigentums auf einen anderen nicht im Grundbuchblatt des Stammgrundſtücks gelöſcht wor⸗ 
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den iſt, ſo iſt der Erwerber zwar Eigentümer geworden, kann ſich aber nicht wegen feiner Ein- 
tragung als Eigentümer auf die Vermutung des $ 891 berufen, ſondern muß feinen Eigentums⸗ 
erwerb nachweiſen (vgl. jedoch RG 56, 61). In dem zweiten Falle muß derjenige, der die Par⸗ 
zelle aus einem für ihn auf dem einen Grundbuchblatt eingetragenen Recht als Befriedigungsobjekt 
in Anſpruch nimmt, nachweiſen, daß die Parzelle ausschließlich zu dem mit ſeinem Recht belaſteten 
Grundſtück gehört. In dieſen Fällen verſagt auch die Wirkung eines Rechtserwerbs 
unter dem Schutz des öffentlichen Glaubens des Grundbuchs nad) § 892. Denn das 
Grundbuch umfaßt den geſamten Inhalt aller Grundbuchblätter. Daher kann das auf dem einen 
Grundbuchblatt Eingetragene inſoweit nicht als richtig gelten, als auf einem anderen Grundbuch⸗ 
blatt Entgegengeſetztes eingetragen iſt (R 13, 248; 39, 205: JW 1900, 5732; 1933, 13395: auch 
für Doppelbuchung auf demſelben Grundbuchblatt; Ic 18, 180). In dem zuerſt genannten Falle 
erlangt alſo derjenige, dem der als Eigentümer der doppelt gebuchten Parzelle Eingetragene das 
Eigentum an der Parzelle überträgt oder ein begrenztes dingliches Recht beſtellt, nur dann das 
Eigentum oder das Recht, wenn der Veräußernde wahrer Eigentümer der Parzelle iſt. In dem 
zweiten Falle erwirbt, wenn der Eigentümer die Parzelle unter Ausnutzung der Doppelbuchung 
nacheinander an verſchiedene Erwerber veräußert, derjenige das Eigentum, der das Grundſtück 
erwirbt, zu dem die Parzelle wirklich gehört. Jedoch wird in der Regel anzunehmen ſein, daß 
der Eigentümer die Parzelle dem erſten Erwerber als zu dem an ihn veräußerten Grundſtück 
gehörig mitveräußert hat, auch wenn ſie bisher nicht zu dieſem Grundſtück gehört hat. Wenn 
das der Fall iſt, wird zu folgern ſein, daß der erſte Erwerber Eigentümer geworden iſt. Das Ver⸗ 
fahren des Grundbuchamts zur Beſeitigung von Doppelbuchungen iſt geregelt in $ 38 der 
Grundbuchverfügung v. 8. 8. 1935. 

Ein bei einer Eintragung vermerkter Widerſpruch beſeitigt die Vermutung noch nicht. 
Denn er iſt nur eine vorläufige Eintragung zum Schutz des angeblich außerhalb des Grundbuchs 
beſtehenden Rechts gegen die Wirkung eines gutgläubigen Erwerbs und hat für ſich allein keine 
Beweiskraft gegenüber dem Recht, gegen das er ſich richtet. Erſt bei endgültiger Feſtſtellung 
des geſicherten Rechts erweiſt ſich die Eintragung als unrichtig (ſtr., RG HAAR 1932 Nr 317). 

5. Aus der Vermutung, daß das eingetragene Recht dem Eingetragenen zuſteht, folgt, 
daß bis zum Beweiſe des Gegenteils (A 4) der als Berechtigter Eingetragene als wirk- 
licher Berechtigter und das Recht als materiell beſtehend gilt, wie es eingetragen 
iſt (RG 116, 181). Der als Eigentümer Eingetragene kann alſo alle Eigentumsanſprüche geltend 
machen, insbeſondere auch die Herausgabe der auf dem Grundbuchblatt verzeichneten Grundſtücke 
(As Abſe) verlangen, ohne den Nachweis erbringen zu müſſen, daß und auf welche Weiſe er das 
Eigentum daran erworben hat. Anderſeits kann aber auch ohne weiteren Nachweis gegen ihn 
als Eigentümer geklagt und die Zwangsvollſtreckung ($$ 866, 869 3 PO; $ 17 3G) in die Grund. 
ſtücke, die als fein Eigentum eingetragen find, betrieben werden (OL 8, 186). Entſprechendes 
gilt für die eingetragenen begrenzten Rechte (A 4). Auf den Zeitpunkt des Erwerbs am 
Eintragungstage bezieht ſich die Vermutung nicht (RG 141, 382: HAN 1929 Nr 950; 4. 2. 1931 v 
350/29; JW 1935, 150528; a. M. Ic 11, 281). Die Vermutung ſetzt nicht voraus, daß zur 
Entſtehung oder zum Erwerb des Rechts die Eintragung notwendig war. Sie 
gilt alſo auch dann, wenn das Recht bereits außerhalb des Grundbuchs entſtanden oder von dem 
Eingetragenen erworben war (z. B. das Eigentum nicht durch Auflaſſung, ſondern durch Erbfolge) 
und das entſtandene Recht oder der Erwerb durch die Eintragung nur beurkundet worden tft (A 1; 
NG 2, 229; 28,227). Bei begrenzten dinglichen Rechten erſtreckt fie ſich aber nur auf das Recht ſelbſt, 
nicht auch auf den perſönlichen Anſpruch, der etwa damit verbunden iſt (RG 60, 249). Eine Aus⸗ 
nahmevorſchrift enthält 51138 für die Verkehrshypothekenforderung (Rh 49, 8; 51, 45). Die Ver- 
mutung des $891 einſchränkende (A 2) Sonderbeſtimmungen tiber den Erwerb und die Geltend⸗ 
machung einer Hypothek enthalten ferner die 68 1117, 1141 Abſ ! Satz 2, 1148 (dazu RG 49, 8), 
1155, 1160, 1161. Auf eine von vornherein unmögliche Eintragung kann die Vermutung 
aus § 891 nicht gegründet werden. Dies gilt z. B., wenn der als Berechtigter Eingetragene 
bereits zur Zeit der Eintragung geſtorben war (OLG 41, 25). Ferner erſtreckt ſich die 
Vermutung nicht darauf, daß der eingetragene Berechtigte geſchäftsfähig oder 
unbeſchrankt verfügungsfähig iſt. Denn nur das Beſtehen und der Erwerb des Rechts wird 
vermutet. Wohl aber erſtreckt ſich die Vermutung auch darauf, daß der Eingetragene Rechts- 
perſönlichkeit beſitzt. Das iſt z. B. von Bedeutung, wenn es ſich fragt, ob eine als Berechtigte 
eingetragene Stiftung die erforderliche Genehmigung der Aufſichtsbehörde gefunden und 
jo Rechtsperſönlichkeit erlangt hat. Hier greift die Vermmtung des 891 ein, weil beim 
Fehlen der Rechtsperſönlichkeit das Recht nicht hätte eingetragen werden dürfen (RG 88, 
88; 127, 263: preußiſche Kirchengemeinde in vorlandrechtlicher Zeit; OSG 26, 73; 40, 33: alt⸗ 
rechtliche Aktiengeſellſchaft, der die erforderliche ſtaatliche Genehmigung verſagt war; 40, 43: 
der ſtaatlichen Verleihung bedürfendes katholiſches Krankenhaus). Ergibt ſich aber aus dem Inhalt 
der Eintragung ſelbſt, daß der Eingetragene keine Rechtsperſönlichkeit beſitzt (iſt z. B. für eine 
Polizeibehörde eine Baubeſchränkung eingetragen), jo liegt eine ihrem Inhalt nach unzuläſſige 
Eintragung vor, jo daß (A 3 Abſ 1) die Vermutung nicht Platz greift (GJ 39 A 210; vgl. RG 88, 
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iſt und deſſen Ausſonderungsanſpruch ($ 43 KO) unterliegt. Dasſelbe gilt für die Frage, ob im 
erſten Galle dem Gläubiger einer Hypothek an dem Grundſtück mit Rückſicht auf fein Abſonderungs⸗ 


erforderlich iſt (5875). In allen dieſen Fällen ift die Möglichkeit 
gegeben, daß trotz der Löſchung das Recht beſtehenge blieben ift, weil die materiellrechtlichen Grund⸗ 
15 und Vorausſetzungen für die Löſchung tatſächlich nicht vorlagen (z. B. wenn der eingetragene 
Gläubiger einer Hypothek, die durch Zahlung eines früheren Eigentümers zu deſſen Eigentümer⸗ 
grundſchuld geworden mar, dem gegenwärtigen Eigentümer Löſchungsbewilligung erteilt hat: 


(8 894) die Wiedereintragung verfolgen (RG 
Abſ 2 6 891 ftreitet aber gegen den bisher eingetragenen Berechtigten die Vermutung für das 
Nichtbeſtehen des Rech 


ſchließen einen Rechtserwerb unter dem © 


buchs mit der Wirkung des 9 892 Abſ1 Satz ! nicht aus, zumal gerade infolge der Löſchung 
für den Erwerber die Annahme nahe liegt 


. Wer ein dem gelöſchten Recht entgegenſtehendes Recht am Grundſtück erwirbt, braucht ſich 
das Fortbeſte 
wirklich gekannt hat (RG 62, 100 ff.; Gruch 40, 1135). 
Erwerbers des andern Rechts nicht dartun kann, bleiben nur Schadenser 


gegen denjenigen, der die Löſchung unrechtmäßig herbeigeführt hat (NG Warn We 3 i 
16 00a V 351/06). Dies gilt jedoch nicht für ſolche Rech 
7 die- a 


der Eintragung bedürfen (RG 62, 99; JW 1897, 615 86). Daher müſſen auch 
das Fort be 


8 892 

Zugunſten ) desjenigen ), welcher ein Necht an einem Gr 
ein Recht an einem ſolchen Rechte s) durch Nechtsgeſchäft ) 
der Inhalt des Grundbuchs °) als richtig '), es fei denn 8), daß ein Wider- 
ſpruch gegen die Nichtigkeit eingetragen ) oder die Unrichtigkeit dem Erwerber 
bekannt iſt 10). Iſt der Berechtigte in der Verfügung über ein im Grundbuch 
eingetragenes Necht zugunſten einer beſtimmten Perſon beſchränkt u, fo iſt 
die Beſchränkung dem Erwerber gegenüber nur wirkſam, wenn ſie aus dem 
Grundbuch erſichtlich 12) oder dem Erwerber bekannt iſt 10). 


undſtück oder 
erwirbt ) gilt 5) 
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Iſt zu dem Erwerbe des Nechtes die Eintragung erforderlich, ſo iſt für die 
Kenntnis des Erwerbers die Zeit der Stellung des Antrags auf Eintragung 
oder, wenn die nach $ 873 erforderliche Einigung erft ſpäter zuſtande kommt, 
die Zeit der Einigung maßgebend 15). 

E 1 837, 844 II 810; M 3 208 ff.; P 3 75 ff., 214 f., 588 f., 707 f. 6 222, 380, 398. 

1. Nur zugunſten des Erwerbers wirkt der öffentliche Glaube des Grund buchs, nicht 
zu feinem Nachteil (Prot 3, 85). Der Erwerber iſt alſo nicht gehindert, gegenüber Rechten, 
die das erworbene Recht grundbuchmäßig belaſten und die er beim Erwerb für beſtehend gehalten 
hat, die aber tatſächlich nicht rechtsbeſtändig ſind, die Rechtsunwirkſamkeit der Eintragung und 
das Nichtbeſtehen der Rechte geltend zu machen (z. B. kann der Eigentumserwerber 
die Beſeitigung eines nicht rechtsbeſtändigen Vorkaufsrechts gemäß $ 894 verlangen, auch wenn 
er das Vorkaufsrecht als beſtehend erachtet hat). Nicht aber hat das Geſetzeswort „zugunſten“ die 
Bedeutung, daß der Inhalt des Grundbuchs nur dann als richtig gelten ſoll, wenn der Erwerber 
den Schutz des öffentlichen Glaubens des Grundbuchs ausdrücklich für ſich in Auſpruch nimmt. 
Wird z. B. auf Grund eines Kaufgeſchäfts ein Grundſtück vom eingetragenen Nichteigentümer oder 
eine nicht rechtsbeſtändige Hypothek vom Buchgläubiger auf den gutgläubigen Käufer übertragen, 
fo gilt dieſer kraft Geſetzes auch dann als Eigentümer des Grundſtücks oder als Gläubiger einer 
rechtsbeſtändigen Hypothek und der Verkäufer hat auch dann der ihm nach 8 433 Abſ 1 obliegenden 
Pflicht zur Verſchaffung des Eigentums oder der Hypothek genügt, wenn der Käufer das Eigen ⸗ 
tum oder die Hypothek als rechtsbeſtändig nicht für ſich in Anſpruch nehmen möchte (RG 81, 266). 

2. Die Fiktion der Richtigkeit des Grundbuchinhalts gilt nur zugunſten desjenigen, der 
im Sinne des $ 892 ein Recht erwirbt, nicht zugunſten eines jeden, insbeſondere auch nicht 
zugunſten von Berechtigten, die an dem einzelnen Rechtserwerb nicht beteiligt find (A 7). Iſt 
daher ein Recht zu Unrecht gelöſcht, ſo daß es außerhalb des Grundbuchs fortbeſteht, ſo wird 
das Recht nur demjenigen gegenüber unwirkſam, der ein entgegenſtehendes Recht ohne Kenntnis 
des Fortbeſtehens jenes Rechts erwirbt ($ 891 A 6); anderen gegenüber aber bleibt das gelöſchte 
Recht beſtehen. Iſt z. B. eine erſtſtellige Hypothek unrechtmäßig gelöſcht, fo kann ihre Wiederein⸗ 
tragung nur im Range nach einer Hypothek erfolgen, die inzwiſchen für einen gutgläubigen Dritten 
beſtellt worden iſt, während ein Hypothekengläubiger, deſſen Hypothek bereits vor der Löſchung 
eingetragen war, dulden muß, daß die gelöſchte Hypothek wieder mit dem Range vor ihm ein⸗ 
getragen wird (5875 A 5, 6; 9 879 A 3). Wenn aber das erworbene und das andere Recht 
derart in Widerſtreit miteinander ſtehen, daß dieſes beim Beſtehen jenes gar kein rechtliches 
Daſein haben kann, ſo muß das andere Recht gänzlich untergehen. So geht z. B. eine zu Unrecht 
gelöſchte Hypothek unter im Falle eines gutgläubigen Erwerbs des Grundſtückseigentums durch 
einen Dritten. Denn dieſem gegenüber kann die gelöſchte Hypothek nicht zur Wiedereintragung 
und gegenüber den anderen Realberechtigten ohne Eintragung nicht zur Geltung gebracht werden 
(a. M. RIA 6, 243). Für die Frage, ob ein Grundſtück wegen eines Treuhandverhältniſſes 
zur Konkursmaſſe eines anderen als des eingetragenen Eigentümers zu ziehen iſt oder ob es 
im Konkurſe des Eingetragenen als materiell und wirtſchaftlich einem anderen gehörend zu be- 
handeln iſt und deſſen Ausſonderungsanſpruch ($ 43 KO) unterliegt, hat $ 892 keine Bedeutung. 
Dasſelbe gilt für die Frage, ob im erſteren Falle dem Gläubiger einer Hypothek an dem Grundſtück 
gegen die Konkursmaſſe zufolge der im $ 64 KO angeordneten Beſchränkung wegen feines Ab⸗ 
ſonderungsrechts nur ein Anſpruch auf verhältnismäßige Befriedigung für den Ausfall zuſteht. 
Es kommt im erſten und dritten Falle nur auf die objektive Zugehörigkeit des Grundſtücks zu der 
Konkursmaſſe, im zweiten Falle nur auf ſeine Zugehörigkeit zum Vermögen des die Ausſonderung 
Beanſpruchenden an. Insbeſondere ſpielt im dritten Falle keine Rolle der gute Glaube des Hypo⸗ 
thekengläubigers an die Richtigkeit des Grundbuchs hinſichtlich des Eigentums des als Eigen⸗ 
tümer Eingetragenen, der für ihn die Hypothek beſtellt hat (RG 91, 14). Vgl. im übrigen zum 
Eingreifen des $ 892 beim Erwerb durch einen Treuhänder und zum Begriff der Treuhandſchaft 
R 127, 341; 133, 84. 

Erwerber iſt, wer das Recht des bisherigen Inhabers oder ein begrenztes Recht aus dem 
Recht des Inhabers für ſich ſelbſt erlangt. Wer lediglich die Verfügungsmacht über das 
Recht erlangt, iſt nicht Erwerber. Daher können z. B. dem Konkursverwalter ($ 6 KO) alle 
Einreden gegen das Beſtehen eines Rechts entgegengehalten werden, die gegenüber dem Gemein⸗ 
ſchuldner als Inhaber des Rechts gegeben waren (RG 19, 62; Gruch 52, 1061). Dasſelbe gilt, 
wenn eine Hypothek nur zur Einziehung oder Einklagung abgetreten wird (RG 72, 379). Ferner 
iſt nicht Rechtserwerber, wer zwar einen perſönlichen (ſchuldrechtlichen) Anſpruch auf 
Beſtellung oder Übertragung eines Rechts hat (z. B. infolge Kaufs), wem aber das 
Recht noch nicht gemäß $ 873 beſtellt oder übertragen worden iſt (GJ 26 A 252; 33 A 279; OLG 
6, 98; A 10 Abſ 2). — Zweck des Geſetzes iſt der Schutz eines neu hinzutretenden, dem in 
Betracht kommenden Grundſtücksrecht bisher fernſtehenden Erwerbers, deſſen Kenntuis von den 
Rechtsverhältniſſen nicht erwartet werden kann, der deshalb auf den Inhalt des Grundbuchs 
ange wieſen iſt und zur Wahrung der Sicherheit des Rechtsverkehrs in ſeinem Vertrauen auf die 
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Richtigkeit und Zuverläſſigkeit des Grundbuchs geſchützt werden ſoll (RG 117, 265; 119, 129; 
123, 56; 129, 121; 136, 148). Aus dem Geſetzeszweck iſt — zur Bekämpfung unverkennbarer 
Mißſtände, die aus der formalen Ausnutzung des $ 892 im Verkehr ſich ergeben haben, — im 
neueren Schrifttum (Epping DRZ 1931, 171; Heinsheimer Gruch 72, 195; Endemann 
zu JW 1931, 61025) die Anſicht hergeleitet worden, $ 892 ſei grundſätzlich auszuſchalten, wo 
nach den Umſtänden des Einzelfalls der Schutz des Erwerbers mit Recht und Billigkeit nicht 
vereinbar ſei, ſondern ein dieſes Schutzes nicht bedürftiges und nicht würdiges Geſchäft vorliege. 
Ob dieſe wittſchaftlich geſunde, nach der Geſetzeslage aber nicht ganz unbedenkliche und der gericht 
lichen Entſcheidung des Einzelfalls erhebliche Schwierigkeiten bereitende Lehre in der Recht⸗ 
ſprechung ſich voll durchſetzen wird, bleibt abzuwarten. Ihr Grundgedanke läuft auf die Einfügung 
des $ 242 in das Liegenſchaftsrecht hinaus, ein Ergebnis, dem die neueſte Rechtſprechung des Reichs 
gerichts in wachſendem Maße zuzuneigen ſcheint (8 242 A 1). Jedenfalls hat die Rechtſprechung 
dem Zweck des Geſetzes folgenden Grundſatz entnommen: 8 892 greift nur dann Platz, wenn ein 
eigentliches Verkehrsgeſchäft vorliegt, d. h. wenn der Erwerber eine vom Veräußerer verſchie⸗ 
dene Perſon iſt. Die Vorſchrift kommt daher z. B. nicht zur Anwendung, wenn der Grundſtücks⸗ 
eigentümer für ſich ſelbſt ein dingliches Recht (Grundſchuld nach $ 1196) an dem Grundſtück beſtellt 
(FW 1927, 805°; Ic 3, 412; OLG 46, 61 u. 63) oder für ſich bei der Veräußerung des Grundſtücks 
vom Erwerber beſtellen läßt (JF 5, 433). Auch iſt $ 892 nicht anzuwenden auf Fälle, in denen 
nur wirtſchaftlich die Verfügungsmacht über ein Grundſtück, aber nicht rechtlich das Eigen⸗ 
tum an ihm wechſelt, z. B. nicht auf den Fall, wo alle Aktien einer Aktiengeſellſchaft, die Grund⸗ 
ſtückseigentümerin ift, in andere Hände übergehen, die Geſellſchaft aber Eigentümerin bleibt (RG 
118, 385). Aber auch beim Eigentumswechſel im Rechtsſinne, der ſich in den Formen 
der $$ 873, 925 vollzogen hat, kann unter Umſtänden $ 892 nicht eingreifen, jo z B. dann, 
wenn kein neu hinzutretender Erwerber das Grundſtück erlangt, ſondern trotz des juriſtiſchen Uber- 
tragungsakts das Grundſtück in Wirklichkeit in der Hand derſelben natürlichen Perſon bleibt, alſo 
nur die Rechtsform ihres Eigentums ſich wandelt (NG 129, 121). Deshalb findet $ 892 keine An⸗ 
wendung, wenn die an einer Gemeinſchaft zur geſamten Hand (z. B. fortgeſetzte eheliche Güter⸗ 
gemeinſchaft, Erbengemeinſchaft, offene Handelsgeſellſchaft) Beteiligten bei der Auseinander- 
ſetzung das zum Geſamthandvermögen gehörige Grundſtück an einen von ihnen oder an mehrere 
nach Bruchteilen übereignen oder wenn die Geſamthänder das Grundſtück einer anderen aus ihnen 
gebildeten Gemeinſchaft zur geſamten Hand (4. B. Kommanditgeſellſchaft) übertragen (R 117, 
257; 119, 126; 120, 333; 129, 119; Gruch 71, 272; SeuffA 85 Nr 49; JW 1927 S. 8052, 10001, 
189615; HRG 46 S. 46, 73; noch weiter gehen JW 1927, 25214; 1928 S. 193°, 5222; a. M. JW 
1926, 9922; 1927 S. 617, 625; 356 3, 409). Dasſelbe gilt für folgende Fälle: wenn das Grundſtück 
einer Geſellſchaft m. b. H. von ihrem Geſchäftsftthrer, nachdem er alle Geſchäftsanteile erworben 
hat, an ihn ſelbſt als natürliche Perſon aufgelaſſen wird (RG 126, 46) oder wenn der Geſchäfts⸗ 
führer einer Geſellſchaft m. b. H., der alle Geſchäftsanteile befikt, ſein Grundſtück an die Geſell⸗ 
haft aufläßt (R 143, 207); wenn das Grundſtück von einer offenen Handelsgeſellſchaft an eine 
Geſellſchaft m. b. H. oder von mehreren Bruchteilseigentümern an eine Aktiengeſellſchaft über- 
eignet wird, ſofern zur Zeit der Übereignung dieſelben Perſonen alleinige Geſellſchafter der 
offenen Handelsgeſellſchaft und der Geſellſchaft m. b. H. oder die bisherigen Bruchteilseigentümer 
zugleich alleinige Aktionäre der Aktiengeſellſchaft ſind (RG 119, 126; JW 1927, 14315; OLG 46, 
47). Doch greift in ſolchen Fällen $ 892 wiederum Platz, wenn bei dem Erwerb auf der Erwerber ⸗ 
ſeite außer den veräußernden Perſonen noch eine oder mehrere andere Perſonen ſtehen, die bisher 
am Grundſtückseigentum unbeteiligt waren, z. B. als weitere Geſamthänder oder Geſellſchafter 
der Geſellſchaft m. b. H. oder Aktionäre der Aktiengeſellſchaft (RG 117, 267; 119, 132; Warn 1936 
Nr 171; JW 1930, 37405; 1931, 273152; HR 1931 Nr 591; Recht 1930 Rſpr Nr 1711; noch 
weiter geht JW 1928, 18273), es ſei denn, daß die bisher grundſtücksfremden Miterwerber 
nur als Strohmänner für die früheren Eigentümer auftreten (RG 130, 390; HRR 1931 
Nr 591; 8. 3. 1930 V 143/29). 8 892 iſt anwendbar, wenn eine Aktiengeſellſchaft ihr Grund⸗ 
ſtück an einen einzelnen Aktionär veräußert (NG JW 1929, 138719), es ſei denn, daß dieſer 
alle Aktien beſitzt (NG HAN 1931 Nr 1047). Treten nach außen hin als Veräußerer und 
Erwerber verſchiedene natürliche oder juriſtiſche Perſonen auf, ſo hat die Beweislaſt dafür, 
daß dennoch Perſonengleichheit auf beiden Seiten befteht und folglich kein eigentliches Verkehrs- 
geſchaft vorliegt, derjenige, der ſich darauf beruft (RG 8. 3. 1930 V 143/29). In HRR 1937 Nr 1005 
wird § 892 für anwendbar erklärt bei einer Veräußerung, die zwar objektiv betrachtet kein Ver⸗ 
kehrsgeſchäft darſtellte, bei der aber der Erwerber die für den Mangel der Verkehrseigenſchaft des 
Veräußerungsgeſchäfts maßgeblichen Umſtände nicht kannte. Die für die Grundſtücksveräußerung 
entwickelten Grundſätze gelten auch für die Grundſtücksbelaſtung. Nach ihnen ift z. B., 
Ben eine Geſellſchaft m. b. H. an ihrem Grundſtück eine Hypothek für einen ihrer Geſellſchafter 
tell die Frage zu entſcheiden, ob der Hypothekengläubiger kraft des öffentlichen Glaubens des 
Grundbuchs den Vorrang erhält vor einer zwar gelöſchten, aber in Wirklichkeit (teilweiſe) noch be- 
ſtehenden anderen Hypothek (NG 130, 341). Belaſtet der Bevollmächtigte einer Aktiengeſellſchaft 
deren. Grundſtück mit einer Hypothek für eine Geſellſchaft m. b. H., deren alleiniger Inhaber 
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130 Sachenrecht 


er iſt, fo liegt nach R 131, 64 Perſonenverſchiedenheit und damit ein Verkehrsgeſchäft auch 
dann vor, wenn der Bevollmächtigte der wirtſchaftliche Beherrſcher des belaſteten Grundſtücks ift; 
es ſoll daher, wenn ein Dritter geltend macht, er ſei der Grundſtückseigentümer, die Aktiengeſell⸗ 
ſchaft habe als Nichtberechtigte das Grundſtück belaſtet, für den Hypothekenerwerb der Geſellſchaft 
m. b. H. auf deren guten Glauben an das Grundſtückseigentum der Aktiengeſellſchaft ankommen; 
das wenig befriedigende Ergebnis hätte ſich wohl bei freierer Behandlung der Frage nach der 
Perſonenverſchiedenheit vermeiden laſſen. 

Die Fiktion gilt auch zugunſten des Rechtsnachfolgers des Erwerbers, da auf ihn das Recht 
jo übergeht, wie es in der Hand des früheren Erwerbers beſtand (Prot 3, 84; OLG 2, 266). Selbſt 
eine Schlechtgläubigkeit hinſichtlich des früheren Erwerbes ſchadet dem Rechtsnach⸗ 
folger nicht. Denn kraft der Fiktion gilt das von dem früheren gutgläubigen Erwerber er- 
worbene Recht mit dem buchmäßigen Inhalt und Rang als wirklich beſtehend; entgegenſtehende 
Einreden werden hinfällig; Rechte, die ſich mit dem Recht des Erwerbers nicht vereinigen laſſen, 
erlöſchen; andere entgegenſtehende Rechte werden dem Erwerber gegenüber unwirkſam 
(4. B. das Eigentum des wahren Eigentümers gegenüber demjenigen, der vom Bucheigentümer 
eine Hypothek beſtellt erhalten hat). Daher iſt das Grundbuch ſeit dem erſten gutgläubigen Er⸗ 
werb in Anſehung des erworbenen eingetragenen Rechts nicht unrichtig (Prot 3, 84; RG 120, 
353; 131, 64; 134, 284; OLG 2, 266). So wird z. B., wenn A von B eine dieſem nicht gehörende 
Parzelle gutgläubig zum Eigentum erworben hat, derjenige, dem A die Parzelle weiterüberträgt, 
auch dann Eigentümer, wenn er weiß, daß B nicht Eigentümer war. Denn das Eigentum des 
B beſteht ſeit dem Erwerb des A nicht mehr; alſo iſt dem Rechtsnachfolger des A nicht etwas be⸗ 
kannt, was das Grundbuch unrichtig machte. Hatte der Bucheigentümer B, der nicht wahrer Grund⸗ 
ſtückseigentümer war, für den in Anſehung des Eigentums des B gutgläubigen A eine Hypothek 
beſtellt, jo iſt O, der die von A als Erſtgläubiger erworbene Hypothek ſich abtreten läßt, auch dann 
in ſeinem Erwerb als Zweitgläubiger geſchützt, wenn zwiſchen dem Erwerb des A und der Ab- 
tretung an © ein Widerſpruch gegen das Eigentum des B eingetragen worden iſt (RG 129, 128). 
Unter Heranziehung des § 185 hat das Reichsgericht einen unter dem Schutz des $ 892 ſtehenden 
Zweiterwerb auch in folgendem Falle angenommen: A, eingetragener Gläubiger einer nichtigen 
Buchhypothek, hatte die Hypothek an B abgetreten; B hatte vor ſeiner Eintragung als Gläubiger 
die Hypothek an C abgetreten; C kannte die Nichtigkeit der Hypothek nicht und wurde als Gläubiger 
eingetragen; ſein Erwerb iſt geſchützt, weil der öffentliche Glaube des Grundbuchs, das den A als 
Gläubiger auswies, zu gunſten des ( erſetzt die mangelnde Befugnis des A, in die Weiterabtretung 
des Ban C zu willigen, eine Erklärung, die an ſich in der Abtretung des A an B lag (RG 6. 2. 1935 
V 348/34). Ein weiteres Beiſpiel: Wenn zunächſt für A eine Hypothek beſtellt ift, die wegen Nichtig⸗ 
keit der Forderung (z. B. einer Kaufpreisforderung aus einem Bordellkauf) von A nicht als 
Hypothek erworben worden iſt, demnächſt B den A beerbt, die Hypothek an den gutgläubigen G 
abtritt und dann den C beerbt, fo befteht die Hypothek rechtswirkſam für B (NG Gruch 63, 486). 
Auch ſonſt kommt, wenn das veräußerte Recht von dem Erwerber an den Veräußerer 
zurückübertragen wird, dieſem in der Regel der gute Glaube des Erwerbers zugute. So gilt 
3. B. im Falle der Veräußerung und Rückübertragung einer nichtigen Hypothek, wenn der Erwerber 
hinſichtlich ihres Beſtehens gutgläubig war, die Hypothek für den zurückempfangenden Veräußerer 
als beſte hend, ſelbſt wenn er bei der Veräußerung ſchlechtgläubig war. Anders liegt die Sache aber, 
wenn die Rückübertragung ihren rechtlichen Grund ſchon in dem Veräußerungsgeſchäft hat und 
nur zur Erfüllung der in dieſem Geſchäft unter beſtimmten Vorausſetzungen bereits vorgeſehenen 
Rückübertragungspflicht erfolgt, wie dies z. B. bei der Übereignung ſicherheitshalber der 
Fall ift. Hier erfolgt durch die Rückübertragung keine neue Veräußerung; vielmehr wird das ledig⸗ 
lich in äußerlicher Rechtsform vorgenommene lerſte) Veräußerungsgeſchäft ſo rückgängig gemacht, 
wie wenn es nicht getätigt worden wäre (JW 1922, 788; HAN 1934 Nr 324; N 15. 3. 1935 JI 
239/34). — Unter einem Rechtsnachfolger, zu deſſen Gunſten der gute Glaube des Erwerbers 
an die Richtigkeit des Grundbuchs wirkt, iſt nicht nur ein Zweiterwerber desſelben Rechts zu ver⸗ 
ſtehen, ſondern jeder, der ſein dingliches Recht vom Erſterwerber herleitet, da dieſer 
zufolge der geſetzlichen Fiktion als der Verfügungsberechtigte gilt. Hat alſo z. B. A das Grund⸗ 
ſtückseigentum im guten Glauben an das Nichtbeſtehen einer an ſich zu Unrecht gelöſchten Hypothek 
erworben und dann für B eine Hypothek beſtellt, ſo erwirbt B ſeine Hypothek mit dem Range, 
der ſich aus dem Erloſchenſein der gelöſchten Hypothek ergibt, gleichviel ob er ſelbſt bezüglich 
der gelöſchten Hypothek in gutem oder böſem Glauben iſt (R 128, 53). Wenn ein Recht am 
Grundſtück durch einen Vertreter beſtellt iſt, ſo erſtreckt ſich der öffentliche Glaube des 
Grundbuchs nicht darauf, daß der Vertreter auch Vertretungsmacht gehabt hat (A 6 Abſ. 1, 2). 
Der Rechtsnachfolger des Erſterwerbers kann ſich daher auf den Erſterwerb nur dann berufen, 
wenn der Vertreter von dem eingetragenen Berechtigten Vertretungsmacht hatte oder wenn 
der Vertretene nachträglich feine Genehmigung erteilt hat (RG 134, 284). Die Genehmigung 
iſt aber nur wirkſam, wenn der genehmigende eingetragene Berechtigte auch wirklicher Berech⸗ 
tigter und wenn kein Widerſpruch gegen die Berechtigung eingetragen ift ($ 184 Abſ 1). Sonſt 
kann ſich der Rechtsnachfolger nicht auf einen gutgläubigen Erſterwerb berufen (R 134, 286). 
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Daß der Erwerber als Verechtigter eingetragen ſein muß, um ſich auf ſeinen gutgläubigen 
Erwerb berufen zu können, iſt vom Geſetz nicht vorgeſchrieben. Iſt zum rechtsgeſchäftlichen 
Ermerb des Rechts die Eintragung nicht erforderlich (z. B. im Falle der Übertragung einer Brief. 
100 nach $ 1154 Abſ 1), jo iſt der Erwerber in ſeinem gutgläubigen Erwerb ebenfalls geſchützt 
(M 3, 211). 7 

Ob der Erwerber das Recht gegen Entgelt oder unentgeltlich erworben hat, macht für die 
Wirkung des gutgläubigen Erwerbs keinen Unterſchied (M 3, 212; Prot 3, 84). Jedoch iſt der⸗ 
jenige, der ein Recht don einem als Berechtigter eingetragenen Nichtberechtigten unentgeltlich 
erworben hat, nach $ 816 Abſ 1 zur Herausgabe des erlangten rechtlichen Vorteils an 
den wahren Berechtigten verpflichtet (Prot 3, 82). Wenn alſo z. B. der Bucheigentümer A an 
einem in Wahrheit dem B gehörenden Grundſtück für den gutgläubigen C eine Hypothek beſtellt, 
fo erwirbt ( die Hypothek auch dann, wenn ſie ſchenkungsweiſe beſtellt iſt; B hat aber einen per⸗ 
ſönlichen Anſpruch gegen C auf Übertragung oder (wenn B inzwiſchen als Eigentümer eingetragen 
worden iſt) auf Wegſchaffung der Hypothel Mit dieſem Anſpruch iſt B im Falle des Konkurſes 
des C nur Konkursgläubiger ($ 3 „O), ein Ausſonderungsrecht (8 43 KO) ſteht ihm nicht zu. 

3. Rechte an einem Grun dſtücke ſind das Eigentum und die begrenzten dinglichen Rechte 
an einem fremden Grundſtück (5873 A 6). Als Rechte an den ein Grundſtück belaſtenden Rechten 
kommen Nießbrauch und Pfandrecht an Reallaſten, Hypotheken und Grundſchulden in Betracht. 
Unter dem Schutz des öffentlichen Glaubens des Grundbuchs ſtehen mithin z. B. folgende Erwerbs⸗ 
fälle: die Übertragung des Grundſtückseigentums durch den Bucheigentümer, wobei der Erwerber 
ſowohl gegenüber dem wahren Eigentumer als auch gegenüber zu Unrecht gelöſchten Belaſtungen 
geihügt ift (A 1); die Beſtellung eines begrenzten dinglichen Rechts (4. B. Dienſtbarkeit, Vorkaufs⸗ 
recht, Reallaſt, K bpothe) an dem Grundſtück durch den Bucheigentümer; die Übertragung eines 
ſolchen Rechts durch den Vuchberechligten (wegen Übertragung von Grunddienſtbarkeiten und 
ſubjektiv⸗dinglichen Vorkaufsrechten und Reallaſtrechten A 4); die Beſtellung eines Nießbrauchs 
oder Pfandrechts an einer Reallaſt, Hypothek oder Grundſchuld durch den grundbuchmäßig aus- 
gewieſenen Inhaber dieſer Rechte. Letzteres gilt auch für ein Pfandrecht an einer gemäß $ 1196 
beſtellten Eigentümergrundſchuld, obwohl dieſe ſelbſt ſich nicht als Rechtserwerb eines 
Dritten (A 2) im Sinne des $ 892 darſtellt. Daher wird bei Gutgläubigkeit des Pfandglaubigers 
das Pfandrecht an der Grundſchuld ſo erworben, wie dieſe nach Inhalt und Rang durch das 
Grundbuch ausgewieſen wird (OS 46, 62). Immer aber muß es ſich, wenn $ 892 Platz greifen 
ſoll, um den Erwerb eines dinglichen Rechts handeln. Deshalb ſteht dem Mieter oder Pächter 
(der z. B. mit einem Bucheigentümer oder einem zu Unrecht eingetragenen Nießbraucher den 
Vertrag abgeſchloſſen hat) der Schutz aus $ 892 nicht zur Seite, da ſein Recht nur ein ſchuld⸗ 
rechtliches iſt (RG 106, 111). — Auf das bei ungeteilter Erbengemeinſchaft einem Miterben 
zuſtehende Anteilsrecht findet § 892 keine Anwendung, auch dann nicht, wenn die Erben als 
Eigentümer im Grundbuch eines Nachlaßgrundſtücks eingetragen ſind. Denn dieſes Anteilsrecht 
beſteht nur am ganzen Nachlaß; ein Recht am Grundſtück ift es nicht. Wird daher z. B. das Recht 
mehrmals nach einander abgetreten, ſo geht der erſte Erwerber vor, auch wenn der zweite in gutem 

lauben war (KG 40A 169). Ebenſowenig greift $ 892 ein beim Erwerb an einem Recht, 
das bereits durch den Zuſchlag in der Zwangsverſteigerung des belaſteten Grundſtücks gemäß 
391 ZB erloſchen ift. Denn das nach $ 92 3G an die Stelle des erloſchenen Rechts tretende 
Recht auf den Verſteigerungserlös ift kein Recht am Grundstück mehr (RG 76, 377). Dies gilt insbe⸗ 
ſondere im Falle der Abtretung einer Hypothek auch dann, wenn die Hypothek noch nicht gelöſcht iſt 
($ 130 8G) und der Erwerber nach dem Zuſchlag als Gläubiger eingetragen wird oder bei einer 
Briefhypothek den Hypothekenbrief übergeben erhält. Der Erwerber kann ſich dann z. B. hinſichtlich 
der Rechtsbeſtändigkeit der Hypothek oder des Beſtehens der Forderung ($ 1138) nicht auf den 
öffentlichen Glauben des Grundbuchs berufen, da dieſes durch den Verſteigerungsvermerk auf die 
Möglichkeit des Erlöſchens der Hypothel durch den Zuſchlag hinweiſt, auch der Verſteigerungstermin 
öffentlich bekannt gemacht und der Zuſchlag verkundet wird (R 76, 378). 

Der Erwerb iſt nur dann geſchützt, wenn die Rechte, die übertragen oder mit einem Recht 
für den Erwerber belaſtet werden, im Grundbuch eingetragen ſind. Denn die Wirkung des 
öffentlichen Glaubens des Grundbuchs befteht, abgeſehen von der Gewährleiſtung der Vollſtändig⸗ 
leit des Grundbuchs, darin, daß zugunſten des Erwerbers der grundbuchmäßige Inhalt des über⸗ 
tragenen oder belaſteten Rechts als richtig gilt (RG 116 S. 354, 361; RG Warn 1930 Nr 163) 
Beruhen die Rechte auf rechtsgeſchäftlicher Grundlage, ſo bedürfen 
zur Entſtehung zu gelangen (§ 873 Abſ 1). Wird über ein Recht verfügt, bevor es eingetragen iſt, 
und wird daher die Verfügung erſt mit der Eintragung des Rechts wirkſam — wird z. B. eine 
beſtellte, aber noch nicht eingetragene Briefhypothek (Briefgrundſchuld) im voraus von dem zum 
erſten Gläubiger Beſtimmten gemäß $$ 1154, 1117 an einen andern abgetreten —, fo findet 
3 892 zu Gunſten des Abtretungsempfängers keine Anwendung, menn nicht der Abtretende 
mit ſeinem Recht zunächſt ins Grundbuch eingetragen wird. Geſchieht dies aber, jo iſt der Ab- 
tretungsempfänger fortan durch $ 892 in ſeinem guten Glauben an das für den Abtretenden 
eingetragene Recht geſchützt (RG 140, 35). Iſt eine für A eingetragene Briefhypothek in Wirk- 
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lichkeit Eigentümergrundſchuld des B, weil die geſicherte Forderung nicht zur Entſtehung gelangt 
iſt ($ 1163 Abſ 1 Satz 1, 8 1177 Abſ 1), fo kann ſich C, dem B die Grundſchuld unter Übergabe 
des Hyvothekenbriefs verpfändet hat, für die Wirksamkeit der Verpfändung nicht auf den öffent⸗ 
lichen Glauben des Grundbuchs berufen, ſofern nicht die Vorausſetzungen des $ 1155 vorliegen 
(dort A 5). Denn nur K iſt als Hypothekengläubiger, aber nicht der verpfandende Bals Grund ſchuld⸗ 
gläubiger eingetragen (Rh Warn 1930 Nr 163). Jedoch ergibt ſich in dieſem Falle, wenn die 
Beſtellung der Hypothek für A und dann die Verpfändung an C mit Bewilligung des B erfolgt 
ſind, ſchon hieraus die Rechtsbeſtändigkeit der Eigentümergrundſchuld und ſomit die Wirkſamkeit 
der Verpfändung (Warn aaO. a. C.). — Es gibt aber auch Rechte, die ohne Eintragung als ding⸗ 
liche Grundſtücksbelaſtungen beſtehen. Sie können entſtehen oder vor dem Inktaftlreten des 
AGB entſtanden fein teils kraft Geſetzes (Reichsgeſetz oder Landesgeſetz) teils auch kraft Rechts⸗ 
geſchäfts. Sie ſcheiden ſich in ſolche, die von der Eintragung in das Grundbuch ausge 
ſchloſſen find, und in eintragbare (Vorbem 2 vor 9 873). Weiter gibt es dingliche Grundſtücks⸗ 
belaſtungen, die auf nicht rechtsgeſchäftlicher Grundlage beruhen, die aber 
zur Entſtehung der Eintragung bedürfen ($ 873 A J). Sind ſolche eintragungsbedurf⸗ 
tige Rechte zur Eintragung gelangt, ſo ſteht der Erwerb durch ihre Übertragung oder Belaſtung 
gleichfalls unter dem Schutz des öffentlichen Glaubens. In Betracht kommen, in dieſer Hinſicht: die 
auf Erſuchen des Vormundſchaftsgerichts auf Grundſtücke des Vormundes, Pflegers oder Beiſtandes 
einzutragende Sicherungshypothek ($$ 1844, 1915, 1693; Fh $ 54); die Zwangs⸗ und Arreſthypo⸗ 
thek (88 866 f., 932 ABO); die auf Erſuchen des Vollſtreckungsgerichts einzutragenden Sicherungs⸗ 
hypotheken für Forderungen gegen den Erſteher (5128 Abſ 3 ZUG). Auf den Erwerb durch Über⸗ 
tragung oder Belaſtung nicht eintragungsfähiger Rechte findet 9 892 aber auch dann keine An⸗ 
wendung, wenn dieſe Rechte (verſehentlich) eingetragen worden ſind. Denn nur die Richtigkeit des 
zuläſſigen Inhalts des Grundbuchs kann durch den öffentlichen Glauben gewährleiſtet werden (RG 
62, 101). Deshalb ſcheiden für 5 892 aus die geſetzlichen Überbau und Notwegrenten, die nach 
89 914 Abſ 2, 917 Abſ 2 nicht eingetragen werden (R 62, 101; 8 914 A 3). Dasſelbe gilt natürlich 
auch für nicht eintragungsfähige Rechte rein perſönlicher (ſchuldrechtlicher) Natur (Vorbem 2 Abſ 2 
vor 9873), z. B. ein im Gebiet des gemeinen Rechts begründetes perſönliches Wiederkaufsrecht, das 
entgegen den Vorſchriften der PrällghypO v. 20. 12. 1783 ins Grundbuch eingetragen worden 
iſt (IFG 18, 257). Aber auch auf den Erwerb an ſolchen Rechten, die zur Wirkſamkeit über- 
haupt und insbeſondere gegenüber dem öffentlichen Glauben des Grundbuchs nicht der Ein⸗ 
tragung bedürfen, aber eingetragen werden können (z. B. früher entſtandene 
Grunddienſtbarkeiten nach preußiſchem Recht: $ 12 Abs 1 Preb v. 5. 5. 1872, Art 187 
Abſ 1 Ec, dazu RG 62, 99; 93, 64; preuß. Rentenbankrenten: Vorbem 2 vor $ 873; Rechte, 
die auf Grund der Vorbehalte in Artt 67, 109, 114 EG landesgeſetzlich beſtehen: RG 6, 
292; 44, 243; 62, 102; Gruch 47, 396), findet § 892 ſelbſt dann keine Anwendung, wenn 
die Rechte eingetragen ſind. Denn der öffentliche Glaube des Grundbuchs wirkt nur für und 
gegen ſolche Rechte, die zur Wirkſamkeit gegen Dritte der Eintragung bedürfen. Durch Unter⸗ 
laſſung der nur geſtatteten Eintragung von Rechten, die zur Wirkſamkeit gegen gutgläubige Dritte 
der Eintragung nicht bedürfen, wird das Grundbuch weder unvollſtändig noch unrichtig (RG 62, 
99; 93, 65; Gruch 64, 621; OLG 46, 68; auch RG 28, 326; JW 1897, 615%; KGJ 27A 115; $ 1018 
A 5). Daher gilt ein ſolches Recht, wenn es nach erfolgter Eintragung verſehentlich gelöſcht war, 
trotz der Löſchung einem dritten Erwerber des belaſteten Grundſtücks gegenüber als beſtehend, 
ſelbſt wenn er von ihm keine Kenntnis gehabt hat (MO 6, 292; 62, 99; 93, 65; KJ 27 A 115; 
ORG 46, 68). Umgekehrt gilt eine ſolche Grunddienſtbarkeit, wenn ſie nach erfolgter Eintragung 
auf dem herrſchenden Grundſtück durch den Eintritt eines außerhalb des Grundbuchs liegenden 
Aufhebungsgrundes erloſchen war, dem dritten Erwerber des herrſchenden Grundſtücks gegen⸗ 
über auch dann als erloſchen, wenn die Löſchung nicht erfolgt iſt und der Erwerber das Recht 
noch für beſtehend hält (Rh 93, 65; JW 1897, 615°). Iſt eine ſolche Grunddienſtbarkeit vor 
Inkrafttreten des BOB mit einem unrichtigen oder unvollſtändigen Inhalt eingetragen worden, 
ſo iſt ſie gegenüber dem dritten Erwerber des dienenden Grundſtücks, mag er auch auf den Inhalt 
des Grundbuchs vertraut haben, doch mit dem richtigen und vollſtändigen Inhalt nach Maßgabe 
des Begründungstitels wirkſam (MG 93, 63). Zu dieſen dem Anwendungsgebiet des $ 892 ent⸗ 
zogenen Rechten gehören aber nicht der Nießbrauch aus 91075 und die Sicherungshypothe⸗ 
ken aus 51287 Satz 2 und 8 PO $ 848 Abſ 2. Sie entſtehen zwar nicht auf rechtsgeſchäftlicher 
Grundlage und bedürfen zur Entſtehung an ſich nicht der Eintragung ($ 873 A 1). Sie ſind aber 
der Wirkung des öffentlichen Glaubens des Grundbuchs durch das Geſetz nicht entzogen, unter⸗ 
liegen daher den Beſtimmungen des $ 892 und können deshalb, wenn ſie nicht eingetragen ſind, 
nur bösgläubigen Erwerbern entgegenſtehender Rechte entgegengehalten werden. Demnach 
wird der Erwerb an ſolchen Sicherungshypotheken (der Nießbrauch ſcheidet hier aus, 
weil er nicht übertragbar und daher auch nicht belaſtbar iſt), wenn fie eingetragen find, gemaß 
§ 892 geſchützt. Dingliche Rechte, die vor Inkrafttreten des BGB zwar an ſich ent- 
ſtanden waren, aber zur Wirkſamkeit gegen Dritte, gleichviel, ob ſie dieſen bekannt 
waren oder nicht, der Eintragung bedurften (vgl. für Preußen § 12 E&Gef.), find nur in 
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dieſem unvollkommenen Rechtszuſtande beſtehen geblieben und werden gegen den Erwerb eines 
Dritten erſt dann geſchützt, wenn ſie gemäß Art 184 Ech zur Eintragung gebracht ſind (RG 66, 28; 
87, 178; JW 1904, 2821; vgl. § 873 A 6; RG 55, 315; 56, 13; 74, 60). j j 

Iſt ein eintragungsbedürftiges Recht zu Unrecht gelöſcht, jo kann vor feiner Wieder- 
eintragung ein geſchützter Erwerb daran nicht in Frage kommen, auch wenn die Wieder⸗ 
eintragung bereits durch einen Widerſpruch (89 894, 899) geſichert iſt. Denn das Recht kann 
nach $ 873 ohne Eintragung nicht rechtsgeſchäftlich übertragen oder belaſtet werden. Durch 
die Eintragung einer Vormerkung wird weder ein „Recht“ am Grundſtück erworben noch der 
vorgemerkte perſönliche Anſpruch ſo umgeſtaltet, daß an ihm ein „Recht“ im Sinne des $ 892 
erworben werden könnte. Alles Nähere zu der Frage, inwieweit die $$ 892, 893, 894 bei Vor⸗ 
merkungen eine Rolle ſpielen, ift dargelegt in $ 883 A 8 „öffentlicher Glaube des Grundbuchs“; 
9 886 A 3 Abſ 2; 9 893 A 4. Durch die Eintragung von Wide rſprüchen wird ebenfalls noch kein 
„Recht“ am Grundſtück oder an einer Grundſtücksbelaſtung erworben, da die Widerſprüche nur 
zur vorläufigen Sicherung uneingetragener dinglicher Rechte dienen (RIA 4, 50; $ 899 A 1). 

4. Das Rechtsgeſchäft, wodurch ein geſchützter Erwerb bewirkt wird, iſt nicht ein Rechts⸗ 
geſchäft, das einen perſönlichen Anſpruch auf Einräumung oder Übertragung eines Rechts (3. B. 
Kauf, Schenkung) begründet, insbeſondere nicht das ſchuldrechtliche Grundrechtsgeſchäft 
im Sinne von g 873 A 7b, ſondern die dingliche Einigung über die Anderung des Rechtsſtandes 
eines Grundſtücks, die gemäß $$ 873, 877, 925, 1154, 1192, 1200 Abſ 1 zur Herbeiführung der 
Rechtsänderung erforderlich iſt (KJ 33 A 279; OLG 6, 98). Der perſönliche (ſchuldrechtliche) 
Anſpruch auf eine Rechtsänderung ſteht nicht unter dem Schutz des § 892; auch dann 
nicht, wenn er durch Vormerkung geſichert iſt (A 3 letzter Abſ.). Anderſeits liegt ein unter 
$ 892 fallender rechtsgeſchäftlicher Erwerb auch dann vor, wenn die dingliche Einigung über die 
Rechtsänderung zur Erfüllung eines ſchuldrechtlichen Anſpruchs erfolgt, alſo z. B. dann, wenn 
der Beauftragte oder der Geſellſchafter, der ein Grundſtück im eigenen Namen, aber für Rechnung 
des Auftraggebers oder der Geſellſchaft erworben hat, demnächſt das Grundſtück dem Auftrag- 
geber oder der Geſellſchaft übereignet (RG 127, 346). Andere eine Verfügung über das Recht 
enthaltende Rechtsgeſchäfte, die nach $ 893 den Vorſchriften des $ 892 unterliegen, ſind in $ 893 
A 3, 4 behandelt. Das zum Erwerb erforderliche dingliche Rechtsgeſchäft muß rechtswirkſam 
fein, wenn der öffentliche Glaube des Grundbuchs Platz greifen ſoll. Iſt alſo z. B. auf Grund 
einer Auflaſſung der Erwerber als Eigentümer eingetragen worden, obwohl die Auflaſſung 
(etwa wegen Fehlens der erforderlichen behördlichen Genehmigung) nichtig iſt, fo kommt § 892 
für dieſen (ſcheinbaren) Erwerb nicht in Betracht (RG Warn 1927 Nr 136). Subjektiv⸗dingliche 
Rechte (Grunddienſtbarkeit, Vorkaufsrecht, Reallaſt: 88 1018, 1094 Abſ 2, 1105 Abſ 2) werden 
beim Erwerb des Eigentums am herrſchenden Grundſtück als deſſen Beſtandteile ($ 96) mit 
übertragen. Daher ſind ſie, wenn der Erwerb des Eigentums auf Grund eines Rechtsgeſchäfts 
erfolgt, als im Sinne des $ 892 durch Rechtsgeſchäft erworben anzuſehen (RG 104, 319). Wegen 
I ee au Grundbuchinhalts für ihren auf dieſe Weiſe erfolgenden gutgläubigen Erwerb 


Das Rechtsgeſchäft braucht nicht die alleinige Grundlage des Erwerbs zu ſein; es genügt, 
wenn das Rechtsgeſchäft eine von mehreren zum Erwerb erforderlichen Grundlagen iſt. Tat- 
ſächlich muß ja auch ſtets noch ein anderer rechtswirkender Umſtand zu dem Rechtsgeſchäft hinzu⸗ 
treten, um den Erwerb zu vollziehen. In der Regel iſt dieſer Umſtand die Einkragung des 
Erwerbs (88 873, 877). Daß ein ſolcher anderer Umſtand hinzutreten muß, ſteht der rechts⸗ 
geſchäftlichen Natur des Erwerbs nicht entgegen (RG 128, 278). Dies gilt auch dann, wenn das 
Geſetz mehrere andere Umſtände zur Vollendung des Erwerbs verlangt. Der Erwerb iſt deshalb 
nicht etwa ein ſolcher kraft Geſetzes (Abſ 4). Mithin liegt z. B. auch ein rechtsgeſchäftlicher Erwerb des 
Hypothekengläubigers vor, der die für ihn bewilligte und eingetragene Hypothek erſt durch die nach⸗ 
trägliche Entſtehung der geſicherten Forderung (§ 1163 Abſ 1 Satz 1; dort A 2) erlangt (RG 128, 278). 
Dagegen ſteht der Erwerb des Grundſtückseigentümers an der vorläufigen, auflöſend bedingten 
Eigentümergrundſchuld, die bei der Höchſtbetragshypothek bis zur Entſtehung geſicherter Forde⸗ 
rungen kraft Geſetzes vorhanden ift (§ 1190 A 1), noch nicht unter dem Schutz des $ 892; ein unter 
den öffentlichen Glauben des Grundbuchs fallender Erwerb kommt hier vielmehr erſt dann in 

rage, wenn die Höchſtbetragshypothek durch Begründung einer geſicherten Forderung Fremd⸗ 
hypothek des eingetragenen Gläubigers geworden iſt (RG Warn 1934 Nr 38). In den Aus- 
nahmefällen ($ 873 Abi 1 Schlußhalbſatz und dazu A 12), in denen ſich der rechtsgeſchäftliche 
Erwerb ohne Eintragung vollziehen kann, bedarf es zum Schutz des Erwerbs durch den offent⸗ 
lichen Glauben des Grundbuchs der Eintragung nicht, wenn der andere rechtswirkende Umſtand 
(4.8. bei der Übertragung einer Briefhypothek gemäß $ 1154 Abſ 1 die Übergabe des Briefs) 
hinzugetreten iſt (A 2). 

Daß der veräußernde Rechtsinhaber eingetragen ſein muß, iſt vom materiellen Recht nicht 
vurgeſchrieben (M 3, 211). Daher iſt durch § 892 geſchützt auch der Erwerb, der ſich von einem 
Richteingetragenen herleitet, wenn dieſer nur der wirklich Berechtigte ift. Allerdings ſoll der 
Paſſivbeteiligte nach $ 39 Abſ 1 GBO, ſofern nicht einer der Ausnahmefälle der 98 39 Abſ 2, 
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40 G0 vorliegt, eingetragen fein. Die Nichtbeachtung dieſer Ordnungsvorſchrift hindert aber 
den Rechtserwerb nicht. Je doch wirkt der öffentliche Glaube des Grundbuchs im 
Falle fehlender Eintragung in der Regel nicht in gleichem Maße, wie wenn der 
Paſſivbeteiligte als Berechtigter eingetragen geweſen wäre. Iſt der Paſſivbeteiligte eingetragen, 
ſo gilt zugunſten des Erwerbers das Recht nicht nur als in der Hand des Rechtsvorgängers des 
Paſſivbeteiligten mit dem buchmäßigen Inhalt wirklich entſtanden, ſondern auch als auf den 
Paſſivbeteiligten wirkſam übertragen. Dieſe Wirkung tritt bei fehlender Eintragung 
nicht ein; der angebliche Übergang wird nicht als richtig gewährleiſtet (M3, 211). Der Erwerb 
iſt alſo nur dann wirkſam, wenn der nicht eingetragene Paſſivbeteiligte wirklich Berechtigter oder 
durch Erbſchein ($ 2366) als Erbe des Eingetragenen ausgewieſen iſt (RG 129, 285). Anderſeits 
ſteht dem Erwerber, ſofern letzteres der Fall iſt, der öffentliche Glaube des Grundbuchs ſo zur Seite, 
wie wenn er das Recht von dem eingetragenen Rechtsvorgänger des Paſſivbeteiligten 
unmittelbar erworben hätte, alſo auch dann, wenn der Paſſivbeteiligte ſelbſt ſich auf den öffent- 
lichen Glauben nicht hätte berufen können. Zum Beiſpiel konnte der als Erbe eingerückte Paſſiv⸗ 
beteiligte, wenn das Recht ſeines eingetragenen Erblaſſers nicht beſtände, auch im Falle der Gut⸗ 
gläubigkeit das Recht nicht in Anſpruch nehmen, da fein Erwerb nicht auf Rechtsgeſchäft beruht 
und da er nur in die Rechtsstellung des Erblaſſers eintritt. Dagegen gilt zugunſten des zweiten 
rechtsgeſchäftlichen Erwerbers das Recht des Erblaſſers als beſtehend. Im Falle der rechtsge⸗ 
fchäftlichen Sondernachfolge gilt dieſes auch ſchon zugunſten des Paſſivbeteiligten, z. B. wenn ihm 
ein verbrieftes hypothekariſches Recht durch ſchriftliche Abtretung und Briefübergabe 
gemäß 89 1154 Abſ 1, 1192, 1200 Abſ 1 übertragen worden iſt. Iſt bei der Übertragung eines 
ſolchen Rechts die Abtretungserklärung öffentlich beglaubigt oder liegt der Übertragung 
eine der in $ 1155 Satz 2 bezeichneten Urkunden zugrunde, fo befteht nach $ 1155 Satz 1 die Be⸗ 
ſonderheit, daß der Sondernachfolger als eingetragen gilt (ogl. auch 8 39 Abſ 2 GBO). Daher 
wird in dieſem Falle dem (zweiten) Erwerber auch der Übergang auf den Paſſwbeteiligten als 
richtig gewährleiſtet. 

Zugunſten eines Erwerbs, der nicht auf Rechtsgeſchäft beruht, wirkt der öffentliche 
Glaube des Grundbuchs nicht. Daher fällt nicht unter 8 892 ein Erwerb, der kraft Geſetzes 
eintritt. Die Frage, in welchen Fällen ein Erwerb kraft Geſetzes ſtattfindet, entſcheidet ſich nach 
denselben Geſichtspunkten wie die Frage, in welchen Fällen zur Anderung des Rechtsſtandes eines 
Grundſtücks, insbeſondere zum Übergang des Grundeigentums auf einen anderen, nicht Einigung 
(Auflaſſung) und Eintragung erforderlich ſind, ſondern die Rechtsänderung ſich ohne weiteres 
kraft geſetzlicher Vorſchrift vollzieht ($ 873 A 1; 5925 A 1, 2). Als nicht auf Rechtsgeſchäft, ſondern 
auf Geſetz beruhende Erwerbsarten nach dem BGB ſind hervorzuheben: der Erwerb kraft An⸗ 
eignungsrechts ($ 928 A 7), die Erbfolge (58 1922, 1937, 1941), die Begründung der ehemännlichen 
und elterlichen Nutznießung (88 1363, 1649), der Eintritt der ehelichen Gütergemeinſchaft (88 1438 
Abſ 2, 1485 Abſ 3, 1519 Abſ 2), die dem Erbanfall gleichſtehenden Fälle des Erwerbs des Fiskus an 
Vermögen aufgelöfter Vereine und Stiftungen (88 45ff., 88). Auch ſoweit in dieſen Fällen 
dem Erwerb ein Rechtsgeſchäft zugrunde liegt, z. B. bei der Erbfolge eine letztwillige 
Verfügung oder ein Erbvertrag (88 1937, 1941), bei der ehelichen Gütergemeinſchaft ein Ehe⸗ 
vertrag ($ 1437), erfolgt doch der Erwerb nicht, durch“ ein ſolches Rechtsgeſchäft. Denn 
das Rechtsgeſchäft wirkt nicht unmittelbar bei dem Erwerb mit; ſein Zweck und Inhalt iſt nicht 
darauf gerichtet, Vermögensgegenſtände zu veräußern. Vielmehr iſt es nur kraft beſonderer 
geſetzlicher Vorſchrift die Vorausſetzung dafür, daß ſich ein Erwerb ohne weiteren Übertragungs⸗ 
akt vollzieht. Aus demſelben Grunde erfolgt der Erwerb nicht „durch“ Rechtsgeſchäft, ſondern 
kraft Geſetzes in Fällen, in denen eine Forderung oder eine Hypothek aus Anlaß eines 
Rechtsgeſchäfts, wie z. B. der Befriedigung des Gläubigers (55 268, 426, 774, 1143, 1163, 
1164, 1173, 1174, 1182) oder des Verzichts des Hypothekengläubigers auf die Hypothek 
($ 1168), auf einen anderen als den bisherigen Gläubiger übergeht. Gleiches gilt weiter für 
die Fälle der 98 1075 Abſ 1, 1287 Satz 2, wonach beim Nießbrauch und beim Pfandrecht an einer 
Forderung der Nießbraucher und der Pfandgläubiger mit der Leiſtung des Schuldners den Nieß⸗ 
brauch und das Pfandrecht an dem geleiſteten Gegenſtande erwirbt. Demnach kann in allen 
dieſen Fällen, ſoweit es ſich um den Erwerb des Grundeigentums oder eines begrenzten ding⸗ 
lichen Rechts am Grundſtück oder eines Rechts an ſolchen Rechten handelt, dem Erwerber, 
auch wenn er gutgläubig iſt, das Nichtbeſtehen des Rechts entgegengehalten 
werden. Jedoch ergibt ſich eine Ausnahme aus 3 893 für die Fälle, in denen ein Erwerb 
kraft Geſetzes zufolge einer Leiſtung eintritt. Denn hiernach gilt zugunſten des Erwerbers, der 
gutgläubig die Leiſtung an den Buchberechtigten (dem im Falle einer Briefhypothek der gemäß 
$ 1155 ausgewieſene Beſitzer des Briefs gleichſteht) bewirkt hat, der eingetragene Berechtigte als 
der wirklich Berechtigte. Hier erfolgt alſo trotz der Leiſtung an den Nichtberechtigten der Übergang 
des Rechts mit Wirkſamkeit gegenüber dem wahren Berechtigten. Im übrigen wird aber außer⸗ 
halb dieſer Ausnahmefälle die Rechtslage auch dann nicht geändert, wenn aus Anlaß 
der den Übergang kraft Geſetzes bewirkenden Tatſache obendrein auch noch ein (zum Übergang 
nicht erforderlicher) rechtsgeſchäftlicher Übertragungsaft (3. B. die Abtretung einer dem 
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Eigentümer bereits zugefallenen Hypothek) zwiſchen den Beteiligten vorgenommen wird. Denn ein 
ſolches Rechtsgeſchäft hat dann nur die Bedeutung einer Beſtätigung oder Beurkundung des bereits 
vollzogenen Erwerbs. Ein einzelner Miterbe kann, weil ihm vor der Teilung nur ein Anteilsrecht 
an dem geſamten Nachlaſſe zufteht (5 2033), ein zum Nachlaſſe gehörendes Recht nur durch techtäge- 
ſchäftliche Übertragung von den anderen Miterben (z. B. das Eigentum an einem Nachlaßgrundſtück 
nur durch Auflaſſung) erwerben ($ 925 A 2). Trotz dieſes Übertragungsakts ſteht ihm aber der 
öffentliche Glaube des Grundbuchs nicht zur Seite. Denn er erlangt das Recht nicht „ausſchließ⸗ 
lich durch“ den Übertragungsakt, ſondern vor allem aus dem Rechtsgrunde des geſetzlichen Über- 
gangs des Nachlaſſes an alle Miterben zuſammen (RG 22, 340; Gruch 47,667). Hat dagegen der 
Erbe bereits zu Lebzeiten des Erblaſſers von dieſem ein Recht gutgläubig durch Rechts ⸗ 
geſchäft erworben, ſo bleibt er auch dann geſchützt, wenn er demnächſt den Erblaſſer beerbt. 
Insbeſondere gilt zu ſeinen Gunſten auch fernerhin das für den Erblaſſer eingetragene, tatſäch⸗ 
lich aber nicht entſtandene Recht als wirklich beſtehend. Allerdings kann ein dem Verletzten etwa 
gegen den Erblaſſer wegen der unrechtmäßigen Eintragung zuſtehender perſönlicher Anſpruch ge⸗ 
mäß $ 1967 auch gegen den Erben (die Miterben) geltend gemacht werden (R 22, 340; Gruch 32, 
1085). Nicht hierher gehören die Verträge, wodurch ein Vermögen übernommen 
wird (8 419 BGB; 325 HGB). Sie unterſtehen dem Recht der Schuldverhälkniſſe und gewähren, 
wie andere ſchuldrechtliche Verträge, nur einen perſönlichen Anſpruch auf Übertragung der ein- 
zelnen zum Vermögen gehörenden Gegenſtände. Erworben wird durch ſie noch nichts; vielmehr 
bedarf es zum Erwerbe, wie ſonſt, eines rechtsgeſchäftlichen Ubertragungsakts, einer dinglichen 
Einigung. Sind auf dieſem Wege Grundſtücksrechte dem Übernehmer übertragen, ſo iſt er bei 
Gutgläubigkeit in ſeinem Erwerb geſchützt (RG 123, 55). Allerdings haftet er für die Verbind⸗ 
lichkeiten des Veräußerers. Aus dieſer Haftung folgt aber nur, daß im Falle des Nichtbeſtehens 
des übertragenen Rechts ein perſönlicher 12 des Verletzten gegen den Veräußerer (3. B. 
auf Beſeitigung der Belaſtung) auch gegen den Übernehmer geltend gemacht werden kann (RG 123, 
56). Die dingliche Rechtsänderung wird aber dadurch nicht berührt. Der Übernehmer bleibt z. B. 
Eigentümer des ihm aufgelaſſenen, dem Veräußerer nicht gehörenden Grundſtücks oder Inhaber 
einer für den Veräußerer zu Unrecht eingetragenen Hypothek (ftr.; a. M. KJ 22 A 145). Gleiches 
gilt von dem Erbſchaftskäufer gemäß § 2374. Auch der Vermächtnisnehmer hat nach 
92174 nur einen perſönlichen Anſpruch gegen den Erben auf Übertragung des Vermachten; 
exit bei Vollziehung des dinglichen Übertragungsatts kann alſo $ 892 zum Schuß des Vermächtnis: 
bedachten eingreifen. Grundſätzlich entbehrt dieſes Schutzes der dingliche Erwerb des Grundſtücks⸗ 
eigentums in Ausführung eines Gutsüberlaſſungsvertrags, durch den ſowohl nach der 
tatfächlichen Geſtaltung wie nach dem Willen der Beteiligten nur die künftige Erbfolge vorweg⸗ 
genommen iſt und werden ſollte. Hier kann der Erwerber ſich hinſichtlich des Beſtehens des Eigen. 
tums des Veräußerers und hinſichtlich des Nichtbeſtehens zu Unrecht gelöſchter Rechte am Grund- 
ſtück nicht auf den öffentlichen Glauben des Grundbuchs berufen, da er einem Erben des Veräuße⸗ 
ters gleichzuſtellen iſt (ſtr., RG 123, 56). Dieſer Grundſat gilt ſelbſt dann, wenn es ſich bei der 
Gutsüberlaſſung nicht um eine Verfügung über das ganze Vermögen, ſondern nur um die Ver 
äußerung eines einzelnen Grundſtücks bon Eltern an Kinder handelt, ſofern nur das Geſchäft nach 
ſeiner Geſtaltung lediglich die Vorwegnahme eines ſpäter zu erwartenden Erbgangs mit nach⸗ 
folgender Erbauseinanderſetzung darſtellt (R 136, 148). 

Soweit eine Behörde befugt iſt, um eine Eintragung zu erſuchen (§ 38 GBO), kommt nir- 
gends ein Erwerb durch Rechtsgeſchäft in Frage (§ 941 ZPO, 8130 38G, 89 1844, 1815, 
1693 BGB, 554 FGG, Art 91 EB). Wenn vor dem Vollſtreckungsgericht eine Anderung 
des Inhalts eines beſtehen bleibenden Rechts oder die Eintragung eines neuen 
Rechts bewilligt wird und die Urkunden dann dem Grundbuchamt vom Vollſtreckungsgericht 
zugehen, jo erfolgt die Eintragung allerdings auf Grund eines Rechtsgeſchäfts. Aber das Voll⸗ 
ſtreckungsgericht übermittelt hier nur die Urkunden; zu einem Erſuchen um die Eintragung der 
bewilligten Rechtsänderung iſt es nicht befugt (KJ 22 A 157). y 

Den Schutz des öffentlichen Glaubens des Grundbuchs entbehrt ferner ein Erwerb von 
Rechten an Grundſtücken im Wege der Zwangsvollſtreuung oder der Arreſtvollziehung (RG 
68, 153; 72, 271; 84, 281; 90, 338, RA 1, 30; A 11). Beiſpiele für ſolche Erwerbsfälle ſind 
insbeſondere: der Erwerb, der ſich durch Pfändung oder durch Überweiſung an Zahlungs Statt 
an Reallaſten und hypothekariſchen Rechten (88 830, 835—837, 857 Abſ 6 3 PO) vollziehen 
kann (RG 59, 315; 90, 338; JW 1902 Beil 272); der Erwerb durch Eintragung einer Zwangs⸗ 
oder Arreſthypothek (88 866 f., 932 PO; Rc 54, 105; 84, 281; RIA 1, 30; O8 15, 232; KJ 
49, 184). Wenn alſo Miterben vor erfolgter Auseinanderſetzung irrtümlich ohne Auflaſſung 
925 A 2) als Miteigentümer nach Bruchteilen eingetragen worden ſind und der Gläubiger 
eines Miterben auf deſſen buchmäßigem Bruchteil eine Zwangs hypothek hat eintragen laſſen, 
ſo hat der Gläubiger auch im Falle feiner Gutgläubigkeit kein Recht an dem Grundſtück erworben. 
Wenn aber der Miterbe an ſeinem buchmäßigen Bruchteil rechtsgeſchäftlich eine Hypothek 
beſtellt hat, ſo iſt für den gutgläubigen Erwerber die Hypothek rechtswirkſam entſtanden und 
bleibt an dem Bruchteil auch dann beſtehen, wenn demnächſt das Grundbuch durch Eintragung 
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der Erbengemeinſchaft berichtigt wird (KJ 51, 224). Weiter ſind Erwerbsfälle, die nicht unter 
dem Schutz des $ 892 ftehen: die Erlangung einer Vormerkung auf Grund einſtweiliger 
Verfügung (RG 68, 151; ROY 33 A 279; OLG 15, 232), ein Erwerb, der übrigens ſchon 
deshalb von dem öffentlichen Glauben ausgeſchloſſen ift, weil die Vormerkung kein Recht 
it (A 1; KG 33 A 279); der Erwerb einer Sicherungshypothek gemäß § 848 Abi 2 3 PO, 
da hier der mit dem Übergang des Grundeigentums auf den Schuldner ſich vollziehende 
Erwerb eine Fortwirkung von Zwangsvollſtreckungsmaßregeln iſt. In ſolchen Fällen, 
abgeſehen von dem Fall der Vormerkung, findet aber nach dem Erſterwerb des Rechts 
5 892 wieder Anwendung auf einen ſpäteren rechtsgeſchäftlichen Erwerb an dem 
Recht, z. B. auf deſſen weitere Übertragung oder Belaſtung (Prot 3,79; A3). Für die Zwangs- 
verſteigerung gelten beſondere Regeln. Nach 98 90, 91, 37 Nr 4, 5, 85 52, 57ff. 39G erwirbt 
der Erſteher durch den Zuſchlag das Grundſtück frei von allen Belaſtungen, die nicht nach den 
geſetzlichen oder vereinbarten Verſteigerungsbedingungen beſtehen bleiben ſollen. Er erwirbt 
das Eigentum nach Maßgabe des Zuſchlagsbeſchluſſes ſelbſt dann, wenn das Grundſtück einem 
andern als dem Vollſtreckungsſchuldner gehört hat und dieſe Tatſache dem Erſteher bekannt 
geweſen iſt (RG 45, 284; 72, 271; JW 1900 S. 45255, 48043 1911, 2119; Warn 1910 Nr 41; Gruch 
44, 1006; 55, 1116). 

Wird die Einigungserklärung des Paſſivbeteiligten durch Urteil (8.894 ZPO) erſetzt, 
ſo iſt der darauf gegründete Erwerb des anderen Teils nach 8 898 ZPO ebenfo geſchützt wie bei 
einer freiwilligen Einigung. 

5. Der Inhalt des Grundbuchs gilt als richtig. Danach iſt im Falle eines gut⸗ 
gläubigen Rechtserwerbs der ſonſt zuläſſige Gegenbeweis ($ 891 A 4) gegen die Vermutung, 
daß ein eingetragenes Recht dem Buchberechtigten zuſteht ($ 891 A 5) und daß ein gelöſchtes 
Recht nicht beſteht ($ 891 A 6), hier zugunſten des Erwerbers ausgeſchloſſen (Rh 49, 
8; 86, 356: 116, 181). Im Wege der Fiktion wird alſo materielles Recht geſchaffen. Wenn das 
Recht des Übertragenden oder Belaſtenden nicht befteht, jo daß der Erwerber ein Recht an ſich nicht 
erwerben könnte, wird vermöge der Fiktion, daß jenes Recht beſtehe, das Veräußerte als ein 
Recht erworben (z. B. das Eigentum oder eine Hypothek am Grundſtück, auch wenn der Ver⸗ 
äußernde oder der Hypothekbeſteller nicht wahrer Eigentümer war: R 69, 268; 73, 127; 
85, 63; Warn 1922 Nr 14; RA 6, 241). Wenn dem Recht des Veräußerers ein zu Unrecht 
gelöſchtes, noch beſtehendes Recht eines Dritten vorgeht, ſo daß der Erwerber ſein Recht an ſich 
nur mit der Beſchränkung durch das Recht des Dritten erwerben könnte, wird vermöge der Fiktion, daß 
das Recht des Dritten nicht beſtehe, das erworbene Recht von der Beſchränkung frei (3. B. das 
erworbene Eigentum frei von einer zu Unrecht gelöſchten Hypothek). Die Fiktion gilt nur dann 
nicht, wenn einer der beiden Ausnahmefälle, eingetragener Widerſpruch oder Kenntnis der 
Unrichtigkeit, vorliegt. Kraft der Fiktion iſt derjenige, der von einem im Grundbuch als 
Berechtigter Eingetragenen, in Wirklichkeit Nichtberechtigten ein Recht am Grundſtück 
oder ein Recht an einem das Grundſtück belastenden Recht gutgläubig durch Rechts⸗ 
geſchäft erworben hat, in dieſem das Recht des wirklich Berechtigten beeinträchtigenden Erwerb 
nicht nur gegen dingliche, ſondern auch gegen ſchuldrechtliche (perſönliche) Auſprüche 
des nicht eingetragenen wahren Berechtigten geſchützt (M 3, 225). Insbeſondere ſteht dem 
wahren Berechtigten, auch wenn der Erwerber aus Fahrläſſigkeit über die Unrichtigkeit des 
Grundbuchinhalts in Unkenntnis geweſen ift (3. B. aus Fahrläſſigkeit nicht gewußt hat, daß der 
Bucheigentümer, von dem er ſich eine Hypothek hat beſtellen laſſen, nicht wahrer, ſondern nur 
Scheineigentümer ſei), ein Schadenserſatzanſpruch aus $ 823 gegen den Erwerber nicht zu (RG 
85, 61; 90, 397). Unter beſonderen Umſtänden kann aber dem Erwerber wegen eines unter $ 826 
fallenden Verhaltens die Berufung auf $ 892 verwehrt fein (R JW 1935, 32204). Auch kann 
ein Bereicherungsanſpruch auf Herausgabe nach Maßgabe des $ 816 Abſ 1 Satz 2 für den wahren 
Berechtigten gegen den Erwerber gegeben ſein, wenn die Verfügung des Nichtberechtigten 
unentgeltlich erfolgt iſt (Prot 3, 82; RG 85, 64). 

6. Unter dem Inhalt des Grundbuchs, der als richtig gelten ſoll, ift zu verſtehen ein- 
mal der nach dem Grundbuchſyſtem zuläſſige Inhalt, ſodann die Geſamtheit der Einſchreibungen, 
die auf den Rechtsſtand des Grundſtücks Bezug haben, und zwar nicht bloß nach den Eintragungen 
in der einzelnen Abteilung oder Spalte, ſondern nach dem Zuſammenhang der Eintragungen 
in den verſchiedenen Abteilungen (RG 31, 311; 54, 248; 88, 27; 98, 219; 116, 180). Iſt z. B. 
bei einer Hypothek im Grundbuch vermerkt, daß ſie den Vorrang vor einem anderen Recht habe, 
und wird dann die Hypothek abgetreten, ſo gilt, auch wenn der Vorrangsvermerk zu Unrecht 
eingetragen iſt, zugunſten des gutgläubigen Abtretungsempfängers die von ihm erworbene 
Hypothek als dem anderen Recht im Range vorgehend (RG 130, 66). Der Erwerber 
des mit Vorrang eingetragenen Rechts iſt auch dann durch $ 892 geſchützt, wenn der 
Vorrang nur bei dem zurückſtehenden, nicht bei dem erworbenen vorgehenden Recht ver⸗ 
merkt iſt R HRR 1931 Nr 1912). Unter Grundbuch iſt nach $ 3 GB das Grundbuchblatt 
über das betroffene Grundſtück zu verſtehen ($ 873 A 11). Bei ſubjektiv- und objektiv⸗ding⸗ 
lichen Rechten (88 1018, 1094 Abi 2, 1105 Abſ 2: Grunddienſtbarkeit, Vorkaufsrecht, Real⸗ 
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laſt) iſt für ihr Beſtehen und ihren Inhalt das Grundbuchblatt über das belaſtete Grundſtück maß⸗ 
gebend (5 873 A 11 und hier Abſ 5). Wenn ſolche Rechte beim rechtsgeſchäftlichen Erwerb des 
Eigentums am herrſchenden Grundſtück als deſſen Beſtandteile (8 96) auf den Erwerber mit 
übergehen und daher im Sinne des $ 892 als durch Rechtsgeſchäft erworben anzuſehen find (A 4), 
kommt es alſo für die Frage des Schutzes des Erwerbers durch den öffentlichen Glauben des Grund⸗ 
buchinhalts auf den Inhalt des Grundbuchblatts über das belaſtete Grundſtück an (MG 104, 
319). Iſt z. B. ein Vorkaufsrecht auf dem belaſteten Grundſtück als ſubjektiv⸗dingliches (zu⸗ 
gunſten des jeweiligen Eigentümers eines anderen Grundſtücks) eingetragen, fo erwirbt der 
rechtsgeſchäftliche Erwerber des herrſchenden Grundſtücks, der im Schutz des öffentlichen Glaubens 
dieſes Grundbuchinhalts ſteht, das Vorkaufsrecht auch dann als ſubjektiv⸗dingliches Recht, wenn 
es in Wirklichkeit nur für eine beſtimmte Perſon (als ſubjektiv⸗perſönliches) beſtellt und irrtümlich 
als ſubjektiv⸗dingliches eingetragen worden iſt (RG 104, 319). Rechtliche Vorgange außerhalb 
des Grundbuchs bleiben aber für die Frage des Rechtserwerbs im Schutz des öffentlichen 
Glaubens des Grundbuchs außer Betracht. So gehört z. B. bei einem im Grundbuch eingetra⸗ 
genen bedingten Recht der Eintritt oder Ausfall der Bedingung nicht zum Inhalt des Grund⸗ 
buchs und ſtellt daher auch keine Tatſache dar, die unter dem Schutz des öffentlichen Glaubens des 
Grundbuchs ſtände. Iſt alſo das bedingte Recht im Grundbuch zu Unrecht als unbedingtes einge⸗ 
tragen, ſo ſchützt der öffentliche Glaube zwar einen Rechtserwerber, der das Beſtehen der Be⸗ 
dingung nicht kennt, aber nicht einen Erwerber, der die Bedingtheit des Rechts kennt und nur irrig 
an den Eintritt oder Ausfall der Bedingung glaubt (RG 144, 26). Ebenſo erſtreckt ſich der öffent⸗ 
liche Glaube des Grundbuchs nicht auf die Vertretungsmacht eines Bevollmächtigten des 
eingetragenen Berechtigten (MG 134, 284; Warn 1933 Nr 8). Hat der Gläubiger einer 
Sicherungshypothek in Erwartung der tatſächlich nicht erfolgten Zahlung dem Grundſtücks⸗ 
eigentümer im voraus löſchungsfähige Quittung erteilt und tritt der Eigentümer dann die 
angeblich zur Eigentümergrundſchuld gewordene Hypothek unter Umwandlung in eine Ver⸗ 
kehrshypokhek für ein Darlehn an einen Dritten ab ($ 1198), fo kann der Dritte ſich nicht auf einen 
Rechtserwerb in gutem Glauben an die Gläubigerſchaft des abtretenden Grundſtückseigentümers 
berufen, wenn dieſer nicht im Grundbuch als Gläubiger der aus der Sicherungshypothek angeb- 
lich entſtandenen Eigentümergrundſchuld eingetragen war (R 86, 353). Dies gilt auch dann, 
wenn die Abtretung in das Grundbuch eingetragen und dabei vermerkt iſt, die zunächſt als Grund⸗ 
ſchuld auf den Eigentümer übergegangene Sicherungshypothek ſei in eine Hypothek für eine 
Forderung aus einem Darlehn umgewandelt. Denn hierin iſt nicht die Einſchreibung des Eigen⸗ 
tümers als Gläubiger unter Nennung feines Namens zu erblicken (RG 86, 355). Iſt das Grund⸗ 
buch dadurch unrichtig geworden, daß eine Enteignung des Grundſtücks ſtattgefunden hat, der Ent» 
eignungsunternehmer aber noch nicht als Eigentümer eingetragen iſt, ſo kann ſich derjenige, der 
bon dem noch eingetragenen früheren Eigentümer ein Recht am Grundſtück erwirbt, für den Erwerb 
des Rechts (z. B. des Eigentums durch Auflaſſung und Eintragung) nicht auf den öffentlichen 
Glauben des Grundbuchs berufen, auch wenn die Einleitung des Enteignungsverfahrens aus 
dem Grundbuch nicht erſichtlich iſt. Denn die Enteignung iſt ein in Ausübung eines ſtaat⸗ 
lichen Hoheitsrechts vorgenommener Eingriff in das Eigentumsrecht, der gegen den jeweiligen 
Eigentümer und gegen jeden ſpäteren Erwerber eines Rechts am Grundſtück wirkt (356 1, 388). 
Was unzuläſſigerweiſe eingeſchrieben iſt, muß rechtlich als im Grundbuch nicht vorhanden 
gelten und kann daher nicht durch den öffentlichen Glauben des Grundbuchs als richtig gewähr- 
leiſtet werden. Dies gilt insbeſondere von Eintragungen, die ihrem Inhalt nach ſich als unzu⸗ 
läſſig darſtellen und daher nach $ 53 Abſ 1 Satz 2 GBO vom Grundbuchamt von Amts wegen 
elöſcht werden können und müſſen (RG 88 S. 27, 87; 98, 219; 130, 67; JFG 1, 500). So 
ann z. B. der Erwerber einer Hypothek, die entgegen der Vorſchrift des $ 1114 auf den Anteil 
eines Miterben an dem der ungeteilten Erbengemeinſchaft gehörigen Grundſtück eingetragen 
worden ift ($ 1114 A 1), ſich nicht auf feinen guten Glauben an die Rechtsbeſtändigkeit der Hypo⸗ 
thek berufen (RG 88, 27). Ebenſowenig kann der Erwerber eines Grundſtücks ſich auf das Buch⸗ 
eigentum des Veräußerers berufen, wenn zugleich (in Abteilung II) für einen andern noch ein 
Erbpachtrecht eingetragen ſteht, das durch $ 2 des preuß. Ablöſungsgeſetzes v. 2. 3. 1850 zu vollem 
Eigentum an dem Grundſtück geworden war. Denn die wahre rechtliche Bedeutung des Grund⸗ 
buchinhalts ging ſeit dem genannten Geſetz dahin, daß der als Eigentümer Eingetragene ſein 
Eigentum verloren hatte und der bisherige Erbpächter Eigentümer war. Der öffentliche Glaube 
des Grundbuchs erſtreckt ſich aber nicht auf das Nichterkennen der wahren rechtlichen Bedeutung 
einer Eintragung, die ein kraft geſetzlicher Veränderungen rechtlich unmöglich gewordenes Rechts⸗ 
verhältnis kundgibt (RG 98, 219). Inhaltlich unzuläſſige Eintragungen liegen auch dann 
vor, wenn Eintragungsvermerke (z. B. über das Nangverhältnis zwiſchen mehreren Rechten 
am Grundſtück) in einem weſentlichen Punkt einander widerſprechende Angaben enthalten oder 
o unklar find, daß nicht erſehen werden kann, was eigentlich eingetragen iſt. Bloge Zweifel 
über den Inhalt einer Eintragung können deren Unzuläſſigkeit aber nur dann begründen, wenn 
ſie ſich nicht im Wege der Auslegung beheben laſſen (N% 113, 229; 130, 67). Iſt eine Eintragung 
zwar nicht inhaltlich unzuläſſig, ſondern nur unrichtig, ergibt ſich die Unrichtigkeit aber für jeden 
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Dritten erkennbar aus dem Grundbuch, fo kommt ihr gegenüber eine Berufung auf den öffent- 
lichen Glauben des Grundbuchs gleichfalls nicht in Frage (RG JW 1934, 26125). Eine Eintragung 
für mehrere Berechtigte, die lediglich dem $ 47 (48) GBO nicht genügt, iſt nicht inhaltlich unzu⸗ 
läſſig und genießt den öffentlichen Glauben des Grundbuchs (RG Seuffl 91 Nr 104). Aus der Be⸗ 
grenzung des $ 892 auf inhaltlich zuläſſige Eintragungen folgt, daß nicht unter dem öffentlichen 
Glauben ſtehen nicht eintragungsfähige und auch gegen Dritte nicht wirkende Rechte (Vorbem 
2 vor $ 873), wenn ſie (verſehentlich) eingetragen worden find. Wegen der Rechte, die zwar nicht 
eintragungsfähig, aber auch zur Wirkung gegen Dritte nicht eintragungsbe dürftig find, 
ogl. A 3, 7. Weiter wirkt der Inhalt des Grundbuchs nur für privatrechtliche Verhältniſſe (RG 
Gruch 64, 621). Iſt ein Teil eines Grundſtücks, z. B. als Weg oder Fluß, öffentlichrechtlicher 
Natur und ſomit dem Privatrechtsverkehr entzogen, ſo ändert es hieran nichts, daß der Teil als 
im Privateigentum ſtehend im Grundbuch eingetragen iſt. Der Erwerber kann ſich alſo nicht 
auf den öffentlichen Glauben des Grundbuchs berufen (RG 80, 367; JW 1901, 85855, 14. 4. 1909 V 
289/08; § 891 A 3 Abſ 2). — Da der Erwerb von Rechten am Grundſtück oder an Rechten, die 
das Grundſtück belaſten, geſchützt werden ſoll, ſo muß einerſeits alles, was das Grundbuch über 
das erworbene Recht ſelbſt und über feine rechtlichen Beziehungen zu anderen Rechten aus- 
ſagt, als unter den Begriff „Inhalt“ fallend erachtet, anderſeits alles davon ausgenommen 
werden, was zwar eingeſchrieben werden durfte, aber für die Geſtaltung und Wirkung der Rechte 
ohne Bedeutung iſt. Nach der erſten Richtung gehört daher zum Inhalt des Grundbuchs nicht 
nur das, was bei den einzelnen Rechten in den auf ſie bezüglichen beſonderen Eintragungsver⸗ 
merken eingeſchrieben iſt, ſondern auch die ſonſtigen Einſchreibungen, ſoweit ſie Inhalt, 
Umfang und Rechtswirkung der Grundſtücksrechte mitbetreffen, insbeſondere 
alſo auch die Grundbuchvermerke, die den Gegenſtand beſchreiben und um⸗ 
grenzen, auf den ſich das Eigentum und die anderen dinglichen Rechte erſtrecken. In $ 891 
A 3 iſt näher ausgeführt, inwieweit fog. tatſächliche Angaben, namentlich diejenigen, die 
auf das vom Eigentum ergriffene und mit Rechten belaſtete Grundſtück Bezug haben, unter dem 
öffentlichen Glauben des Grundbuchs ſtehen oder davon ausgeſchloſſen ſind. Hervorzuheben 
iſt hier, daß die ſog. Parzellenverwechſlungen nichts Beſonderes an ſich haben (OLG 2, 
492; 6, 12). Iſt eine Parzelle, ein begrenzter Teil der Erdoberfläche, irrtümlich bei der Abſchrei⸗ 
bung von einem Stammgrundſtück oder aus anderem Anlaß, insbeſondere auch bei der 
Zurückführung des Grundbuchblatts auf das Grundſteuerbuch, auf einem andern Grund⸗ 
buchblatt als dem des wahren Eigentümers eingeſchrieben worden, jo erhält dieſe Ein- 
ſchreibung, mag ſie durch Angabe einer Parzellennummer des Kataſters oder durch eine andere 
Bezeichnung der Parzelle erfolgt ſein, eine Beſchreibung und Umgrenzung des von den Eigen⸗ 
tums- und ſonſtigen Rechten des Grundbuchblatts ergriffenen Grundſtücks. Sie ſteht daher 
fortan zugunſten eines gutgläubigen rechtsgeſchäftlichen Erwerbs ebenſo unter dem öffentlichen 
Glauben des Grundbuchs wie die Einſchreibungen, die ſich auf die Beſchreibung und Um⸗ 
grenzung der etwa ſonſt noch auf dem Grundbuchblatt vermerkten Grundflächen beziehen. Ob die 
Beſchreibung und Umgrenzung das ganze Grundſtück oder nur einzelne Grundflächen betrifft, 
macht für den öffentlichen Glauben keinen Unterſchied. Würden die Beſtandsangaben, ſoweit 
ſie das Grundſtück beſchreiben und umgrenzen, nicht unter den öffentlichen Glauben zu ſtellen 
ſein, ſo müßte folgerichtig angenommen werden, daß auch nach einem gutgläubigen Erwerb 
des Eigentums oder eines das Grundſtück belaſtenden Rechts eine falſch gebuchte Grundfläche 
immer noch lediglich auf Grund der Nachweiſung des wahren Eigentums eines andern als des 
Veräußerers ohne Zuſtimmung des Erwerbers für den andern von dem Grundbuchblatt ab- 
geſchrieben werden könnte. Unter Umſtänden würde ſogar das Ergebnis nicht zu vermeiden 
ſein, daß der wahre Eigentümer des ganzen Grundſtücks die völlige Beſeitigung der ohne ſeine 
Zuſtimmung an dem Grundſtück erworbenen Rechte zu verlangen berechtigt wäre. Damit 
könnte dem Erwerber eines belaſtenden Rechts der Gegenſtand ſeines Rechts gänzlich entzogen 
und fo das Recht ſelbſt bedeutungslos werden, ein Ergebnis, das mit $ 892 ſchlechterdings under: 
einbar wäre (RG Gruch 68, 71). Anderſeits kann der öffentliche Glaube des Grundbuchs ſich 
nur auf einen Gegenſtand erſtrecken, der von Natur ein Teil der Erdoberfläche iſt. 
Denn nur ein ſolcher Gegenſtand iſt nach dem Grundbuchſyſtem ein Grundſtück; nur er trägt auch 
eine Gewähr für die Dauer in ſich. Daher wird alles vom öffentlichen Glauben des Grundbuchs 
ausgeſchloſſen, was nur mit der Erdoberfläche verbunden iſt und von ihr wieder entfernt werden 
kann, mag es auch in gewiſſen anderen rechtlichen Beziehungen als Beſtandteil des Grundſtücks 
gelten. Dies gilt insbeſondere von Gebäuden (RG 73, 129; Warn 1924 Nr 98). Die darüber etwa 
im Grundbuch enthaltenen Angaben gehören nicht zur Beſchreibung und Umgrenzung des vom 
Eigentum erfaßten Teils der Erdoberfläche, ſondern betreffen nur die Beſchaffenheit dieſes Teils. 
Daher wird den Erwerbern nicht gewährleiſtet, daß die im Grundbuch vermerkten Gebäude wirklich 
vorhanden find und daß den vorhandenen Gebäuden nicht etwa nach $ 95 die ſich ſonſt aus § 94 
Abſ 1 ergebende Beſtandteilseigenſchaft fehlt (RG 61, 193; Warn 1924 Nr 98; Gruch 42, 
526). Die Frage, ob die Exiſtenz des Grundſtücks gewährleiſtet wird, kann nicht auf⸗ 
geworfen werden, da das Eigentum ſich in die unbegrenzte Tiefe erſtreckt und Veränderungen 
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der Oberfläche (z. B. durch dauernde Überſchwemmungen) nur die Beſchaffenheit des Grund⸗ 
ſtücks betreffen, die nicht unter dem öffentlichen Glauben ſteht. Deshalb greift $ 892 auch dann 
Platz, wenn Grundſtücke veräußert werden, die ehemals Land waren, dann im Waſſer verſanken, 
ſchließlich aber wieder als Neuland auftauchten und nun für einen unrichtigen Eigentümer mit ihrer 
kataſteramtlichen Bezeichnung im Grundbuch eingetragen find (RG Seuff A 88 Nr 189, JW 1936, 
339612; ähnlich HAN 1935 Nr 1312). Im Falle der jog. Doppelbuchung, wenn alſo auf ver⸗ 
ſchiedenen Grundbuchblättern einander widerſprechende Einſchreibungen, insbeſondere über die 
zugehörigen Grundflächen, enthalten find, gebührt der öffentliche Glaube keiner der Einſchrei⸗ 
bungen, ſoweit fie ſich gegenſeitig ausſchließen (8 891 A 4). Endlich kommt der Grundſatz, daß 
der öffentliche Glaube des Grundbuchs ſich auf die Beſtandsangaben erſtreckt, ohnehin nicht in 
Betracht, wenn ſowohl der Wille des Veräußerers wie der des Erwerbers zur Übertragung 
und zum Erwerb des Eigentums eine auf dem Grundbuchblatt vermerkte Parzelle nicht mit- 
umfaßte ($ 925 A 6; R 73, 125; 77, 33). 

Zum Inhalt des Grundbuchs gehört noch nicht das Übertragungs⸗ oder Belaſtungs⸗ 
geschäft, auf Grund deſſen das geſchützte Recht erworben wird. Der Rechtserwerber kann 
ſich zur Begründung ſeines gutgläubigen Erwerbs auch dann nicht auf die ſeinen Erwerb 
verlautbarende Eintragung berufen, wenn die Einigung der Eintragung erſt nachfolgt (NG 128, 
280). Das den Rechtserwerb begründende Geſchäft muß nach allgemeinen Grundſätzen rechts⸗ 
gültig ſein, ſonſt vollzieht ſich der Erwerb überhaupt nicht. Der gute Glaube heilt die Mängel 
des Rechtsgeſchäfts nicht (RG 69, 268; 84, 245; 128, 279). Gab z. B. der Veräußernde oder der 
ein Grundſtücksrecht Beſtellende oder der einen Rangrücktritt Erklärende ſich fälſchlich als den 
eingetragenen Verfügungsberechtigten aus (M 3, 213; RG 128, 279; Warn 1933 Nr 8), 
fehlte ihm die Berechtigung zur Veräußerung des für einen andern eingetragenen Rechts (RG 84, 
245), beſaß er keine Rechtsperſönlichkeit (war z. B. die veräußernde juriſtiſche Perſon nicht rechts⸗ 
fähig: NG 88, 89), war er geſchäfts⸗ oder ſonſt verfügungsunfähig (RG 69, 268; Warn 1936 Nr 2; 
OLG 18, 110; die zugunſten einer beſtimmten Perſon beſchränkte Verfügungsbefugnis regelt da⸗ 
gegen $ 892 Abſ 1 Saß 2), mangelte feinem Vertreter die Vertretungsmacht (RG 69, 268; 134, 284; 
A 2 Abſ 3), fehlte die erforderliche Zuſtimmung einer Behörde oder eines Dritten (RG 125, 53), 
To ift das Rechtsgeſchäft nicht um deswillen gültig, weil der Erwerber geglaubt 
hat, dieſe den Erwerb hindernden Mängel lägen nicht vor. It aber der Erwerber 
trotz ſolcher Mängel (verſehentlich oder weil die Mängel nicht bekannt waren) als Berechtigter 
eingetragen worden, jo wirkt zugunſten eines ſpäteren Erwerbers des Rechts wie der⸗ 
um der öffentliche Glaube. So gilt z. B., wenn eine Hypothekbeſtellung wegen Wuchers 
nichtig oder wegen Betrugs erfolgreich angefochten war, die Hypothek zugunſten eines gut- 
gläubigen Zeſſionars als rechtsgültig beftellt (n 69, 268; 88, 89). Entſprechendes gilt für den 
9 Erwerb im guten Glauben an den zunächſt unwirkſam eingetragenen Rang (NG 128, 


Dem Inhalt des Grundbuchs ſteht gleich der Inhalt der einer Eintragung zugrunde liegenden 
Eintragungsbewilligung, ſoweit hierauf in den Eintragungsvermerken zuläſſigerweiſe (58 874, 
877; 9 874 A 7) Bezug genommen iſt. Denn inſoweit gilt der Inhalt der Eintragungsbewilli⸗ 
gung als in das Grundbuch eingeſchrieben (über Einſicht dieſer Urkunden: § 12 Abſ 1 Saß 2, Abſ 3 
G ; Grundbuchverfügung v. 8.8. 1935 $$ 43, 46; Ref v. 30. 9. 1936 über die Einſicht in gericht 
liche öffentliche Bücher und Regiſter). Auf den ſonſtigen Inhalt der Grundakten erſtreckt ſich 
aber der öffentliche Glaube des Grundbuchs auch dann nicht, wenn nach $ 124 (früher 94) GBO den 
Beteiligten die Einſicht in die Grundakten geſtattet it (RG 57, 281). Dasſelbe gilt von dem Ein 
gangsregiſter des Grundbuchamts. Daher ſteht z. B. die Kenntnis des eingetragenen Berech⸗ 
tigten von einem früheren Eintragungsantrag, der bei richtigem Verfahren, insbeſondere nach 
den Ordnungsvorſchriften der $$ 17, 45 GB), zuerſt hätte erledigt werden und fo zur Eintragung 
eines im Range vorgehenden Rechts hätte führen ſollen, dem Erwerbe ſeines Rechts mit Vor⸗ 
rang nicht entgegen (RG 57, 277; KG 39 A 248; Prot 3, 90). Die Verletzung dieſer Ord⸗ 
nungsvorſchriften hindert materiellrechtlich den Erwerb nicht. Steht dem früher geſtellten 
Antrag ein Hindernis entgegen, ſo hat allerdings das Grundbuchamt, wenn es den 
Antrag nicht zurückweiſt, gemäß § 18 Abſ 2 GBO eine Vormerkung zugunſten des Antrags 
einzutragen, bevor es dem zweiten Antrag ſtattgibt. Iſt dies geſchehen, ſo iſt die nach Behebung 
bes Hinderniſſes bewirkte endgültige Eintragung gegenüber der auf Grund des zweiten Antrags 
erfolgten Eintragung wirkſam. Dabei iſt einerlei, ob das Recht aus der Eintragung zum zweiten 

utrag ohne jene Vormerkung zugunſten des erſten Antrags das Recht aus der Eintragung zum 
erſten Antrag ausſchließen oder nur beſchränken würde und ob das Recht aus der Eintragung 
zum zweiten Antrag noch in der Hand des urſprünglichen Erwerbers ſteht oder bereits auf einen 
Rechtsnachfolger übergegangen iſt. Die Vorſchriften der 68 883ff. finden auf die Vormerkung 
des $ 18 Abſ 2 GBO keine Anwendung. Denn jene Vorſchriften dienen nur zur Sicherung eines 
perſönlichen Anſpruchs, während es ſich hier um die Sicherung des durch den erſten Eintragungs⸗ 
antrag erlangten Rechts auf Eintragung nach Maßgabe des damals vorliegenden Grundbuch⸗ 
inhalts handelt (ſtr., RG 55, 342; 110, 207; 5 883 A 2 „Rechtsgrund“). Es bedarf daher 
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z. B. weder dann, wenn beide Rechte Belaſtungen des Grundſtücks ſind, noch dann, wenn das 
vorgemerkte Recht eine Belaſtung iſt, das andere Recht aber den Eigentumsübergang betrifft, 
zur Umſchreibung der Vormerkung in das endgültige Recht der Zuſtimmung des Inhabers des 
andern Rechts oder feines etwaigen Rechtsnachfolgers, insbeſondere nicht nach $ 888 (RG 110, 
207). Von dieſen Geſichtspunkten aus iſt auch die Entſcheidung RG 62, 375 im Ergebnis 
richtig. Nicht zu billigen iſt aber ihre Begründung dahin, der öffentliche Glaube des Grundbuchs 
verſage gegenüber ſchon beantragten Eintragungen, wie ſich aus dem § 879 BOB und den 88 17, 
46 (c jetzt 45) GBO ergebe, die durch die 38 892, 898 nicht berührt würden. 

Die Einſchreibung des Rechts an einer andern Stelle des Grundbuchs als an der durch die 
Anordnungen des Reichsminiſters der Justiz (5 1 Abſ 3 GBO) beftimniten, z. B. in eine unrichtige 
Abteilung des Grundbuchblatts, hindert nicht die Entſtehung des Rechts ($ 873 A 10), entzieht 
auch nicht dem Recht den öffentlichen Glauben des Grundbuchs. Denn jene Anordnungen ent- 
halten nur Ordnungsvorſchriften, deren Verletzung materielle Nachteile für die Beteiligten nicht 
zur Folge hat (RG 31, 311; 55, 343; 94, 7). 

Sind ſubjektiv dingliche Rechte (3. B. Grunddienſtbarkeit: $ 1018; Vorkaufsrecht nach 
89 1094 Abſ 2, 1103 Abſ 1; Reallaſten nach 88 1105 Abſ 2, 1110) gemäß $ 9 G0 nicht nur 
auf dem belafteten, ſondern auch auf dem herrſchenden Grundſtück eingetragen, jo iſt für den 
öffentlichen Glauben der Inhalt des Grundbuchblattes des belaſteten Grundſtücks 
maßgebend. Denn durch $ 892 wird der Inhalt des Grundbuchs nur inſoweit als richtig ge⸗ 
währleiſtet, als er das Grundſtück betrifft, an dem (nicht für das) ein Recht erworben wird ($ 873 
A 11 und oben Abf 1). Dasſelbe gilt vom Erbbaurecht und den anderen Rechten an Grundſtücken 
mit Grundſtücksnatur (8 903 A 2), die nach $$ 8, 118 G BO ein eigenes Grundbuchblatt erhalten. 
Für die Hypothek beſtehen mehrere beſondere Vorſchriften: Für ſie — d. h. für das dingliche 
Recht, nicht für das perſönliche Schuldverhältnis ($ 1138 A 1) und nach $ 1185 Abſ 2 nur für 
die Verkehrshypothek, nicht für die Sicherungshypothek — gilt der öffentliche Glaube 
des Grundbuchs gemäß § 1138 auch in Anſe hung der Forderung und der dem Eigen- 
tümer nach $ 1137 zuſtehenden Einreden, ferner gemäß $ 1157 Satz 2 in Anſehung der im 
Falle der Abtretung der Hypothek gegenüber dem neuen Gläubiger nach $ 1157 Satz 1 dem 
Eigentümer zuſtehenden Einreden. Ausnahmen gelten aber wiederum für Anſprüche auf 
Zinſen uſw. nach Maßgabe der $$ 1158, 1159 Abſ 1, 2. Soweit bei einer Briefhypothek die Un- 
richtigkeit des Grundbuchs aus dem Hypothekenbrief hervorgeht, iſt nach $ 1140 
die Berufung auf die Vorſchriften der $$ 892, 893 ausgeſchloſſen. Der gemäß 9 1155 aus 
gewieſene Beſitzer des Hypothekenbriefs ſteht hinſichtlich des öffentlichen Glaubens 
einem im Grundbuch als Gläubiger eingetragenen Berechtigten gleich. Die bei der Hypothek 
eingetragene Unterwerfungsklauſel nach $ 800 ZBO nimmt am Schutz des $ 892 BGB nicht 
teil (HRR 1931 Nr 1704, 1705; 1937 Nr 1657; JFG 15, 259). 

Als Sondervorſchriften, in deren Bereich $ 892 eine Rolle ſpielt, kommen noch in Betracht: 
$ 1028 Abſ 2 für die Verjährung von Grunddienſtbarkeiten, 91010 für den Eintragungs⸗ 
zwang bei Miteigentum und die Artt 114, 118, 187, 188 EG als Vorbehalte für das Landes ⸗ 
recht. Eintragungen in öffentliche Bücher des früheren Grundbuchrechts ſtehen von 
dem Zeitpunkt ab, in dem dieſe Bücher als Grundbücher im Sinne der Reichsgeſetze gelten 
(Art 186 EG; $ 119 EBD), den unter der Herrſchaft des neuen Rechts bewirkten Eintragungen 
gleich (RG 47, 229; ZW 1906, 1716, Gruch 51, 609). 

7. Als richtig gilt der Grundbuchinhalt. Er gilt daher auch als vollſtändig. Denn 
das Grundbuch gibt den Rechtsſtand eines Grundſtücks nur dann richtig wieder, wenn alle Rechte, 
die an dem Grundſtück oder an Belaſtungen des Grundſtücks beſtehen, mit ihrem Inhalt und 
Rang in das Grundbuch eingeſchrieben ſind (RG 62, 100; 93, 65; 116, 180). Demnach wird 
dem gutgläubigen Erwerber nicht nur gewährleiſtet, daß der eingetragene Berechtigte, 
von dem er das erworbene Recht ableitet, der wahre Berechtigte iſt und daß deſſen 
Recht mit dem grundbuchmäßigen Inhalt und Rang beſteht (z. B. daß der ihm eine Hypothek 
Beſtellende Eigentümer des Grundſtücks iſt oder daß der ihm eine Hypothek Übertragende Gläu⸗ 
biger der Hypothek und dieſe rechtsgültig beftellt ift: A 5, 6; R 69, 268; 116, 180). Vielmehr 
wird ihm auch gewährleiſtet, daß gelöſchte Rechte wirklich erloſchen ſind und 
daß ſonſt keine Rechte außerhalb des Grundbuchs beſtehen, die dem erworbenen 
Recht entgegenſtehen oder es beſchränken könnten (z. B. nicht eine ehemals vor der erworbenen 
eingetragene Hypothek, die zu Unrecht gelöſcht iſt, die alſo an ſich noch beſteht und den Vorrang 
haben ſollte: A 2, 5; RG 62, 100; 116, 181; Warn 1912 Nr 11; RIA 16, 149, OLG 45, 
288; $ 891 A 6). Was die erſte fog. poſitive Wirkung des öffentlichen Glaubens 
anlangt, ſo kann indeſſen derjenige, der ein nicht eintragungsfähiges oder ein zwar eintragungs⸗ 
fähiges, aber nicht eintragungsbedürftiges Recht erwirbt, ſich für das Beſtehen des Rechts nicht 
auf ſeinen guten Glauben berufen, auch wenn das Recht eingetragen iſt. Ausnahmen bilden 
hier allerdings der Nießbrauch aus $ 1075 und die Sicherungshypotheken aus $ 1287 Satz 2 und 
3 0 8 848 Abſ 2. Was die zweite fog. negative Wirkung betrifft, jo haben einerſeits 
(berſehentlich) eingetragene, aber nicht eintragungsfähige und gegen Dritte nicht wirkende Rechte 
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gegenüber dem erworbenen Recht trotz der Eintragung keine Kraft. Anderſeits ſind nicht ein⸗ 
tragungsbe dürftige Rechte, gleichviel ob ſie eintragungsfähig ſind (z. B. preuß. Renten⸗ 
bankrenten: Vorbem 2 vor $ 873) oder nicht (z. B. die geſetzlichen Überbau- und Notwegrenten 
nach 88 914 Abſ 2, 917 Abſ 2), dem erworbenen Recht gegenüber auch dann wirkſam, wenn 
fie nicht eingetragen oder nach der Eintragung (verſehentlich) wieder gelöſcht ſind. Dabei iſt 
es ohne Bedeutung, ob fie dem Erwerber bekannt, geweſen ſind oder nicht. Ausgenommen ſind 
hier wiederum die Rechte aus den 88 1075, 1287 Satz 2 BGB und 5 848 Abſ 2 3) O, da ſie 
zwar ohne Eintragung entſtehen, aber zur Wirkſamkeit gegen gutgläubige Dritte der Eintragung 
bedürfen. Das Nähere hierüber iſt ſchon in A 3, 6 geſagt. Abgeſehen von den Fällen des erweiterten 
Schutzes des öffentlichen Glaubens des Grundbuchs nach 9 893 wirkt der Grundſatz, daß der einge⸗ 
tragene Verechtigte als der wahre Berechtigte gilt, nur zugunſten desjenigen, der ein Recht 
von dieſem Berechtigten (durch Rechtsgeſchäft) erwirbt, nicht zugunſten eingetragener Berechtigter, 
die bei dem Rechtserwerb unbeteiligt ſind. Daher verhilft der Schutz des öffentlichen Glaubens 
des Grundbuchs auch nicht dazu, daß zugunſten des Grundſtückserwerbers derjenige, für den ein 
begrenztes Recht an dem Grundſtück eingetragen iſt, als der wirkliche und ausſchließliche Berech⸗ 
tigte anzuſehen wäre. Der Erwerber muß alſo z. B. dulden, daß eine abgetretene und auf den 
neuen Gläubiger umgeſchriebene Hypothek wegen nachträglich feſtgeſtellter Nichtigkeit der Ab⸗ 
tretung wieder auf den alten Gläubiger umgeſchrieben wird. Hier gilt alſo (außer $ 893) nur die 
widerlegbare Vermutung des § 891 Abf 1, nicht $ 892 (RG 116, 182; 126, 181). Kraft 
beſonderer Geſetzesvorſchriften wirken gewiſſe Anſprüche, obwohl ſie nicht Rechte 
am Grundſtück ſind und in das Grundbuch nicht aufgenommen werden dürfen, doch gegen 
den Rechtsnachfolger im Eigentum, auch wenn er das Beſtehen der Anſprüche 
nicht gekannt hat. Hierher gehören die Ansprüche: des Beſitzers gegen den Eigentümer 
wegen Verwendungen im Sinne des $ 999 Abſ 2; des Mieters und des Pächters im Falle 
der Grundſtücksveräußerung nach Maßgabe der 53 571, 581 (vgl. auch die Übergangsvorſchrift 
des Art 172 EG). Wird bei der Übertragung eines Grundſtücks oder eines Grundſtücksteils auf ein 
anderes Grundbuchblatt ein eingetragenes Recht nicht mitübertragen, ſo gilt es in Anſehung 
des Grundſtücks oder des Teiles als gelöſcht (846 Abſ 2 GBO; KJ 27 A 115; RIA 242). 
8. Wie aus den Worten „es ſei denn“ folgt, muß derjenige, deſſen Recht verletzt wird, wenn der 
Inhalt des Grundbuchs zugunſten des Erwerbers als richtig gilt, und der ſein Recht der geſetz⸗ 
lichen Vermutung zuwider gegenüber dem Erwerber zur Geltung bringen will, das Vorliegen 
eines der beiden Ausnahmefälle des Abſ 1 Satz 1 Halbſ 2 nachweiſen. Der Erwerber braucht 
keinen Beweis für ſeinen guten Glauben an die Richtigkeit des Grundbuchinhalts zu führen, ſondern 
kann ſich darauf beſchränken, auf den Inhalt des Grundbuchs zu verweiſen (M 3, 212). Dies gilt 
auch im Grundbuchverfahren. Das Grundbuchamt hat daher z. B. einen Antrag auf Berichti⸗ 
gung des Grundbuchs abzulehnen, wenn der Berichtigung ein inzwiſchen erfolgter Grundſtücks⸗ 
erwerb entgegenſteht und nicht der Nachweis der Bösgläubigkeit des Erwerbers in der Form des 
929 G85 oder durch ein rechtskraftiges Urteil gegen ihn auf Bewilligung der Eintragung erbracht 
wird (R 116, 344). Der dem Erwerber gewährte Schutz iſt vom Geſetz auch nicht davon abhängig 
gemacht, daß er vor dem Erwerb das Grundbuch eingeſehen hat (M 3, 212; N 74, 420). 
Die kraft Geſetzes eintretende Rechtsfolge, daß bei Gutgläubigkeit des Erwerbers der Erwerb eines 
eingetragenen Rechts ſich trotz der Unrichtigkeit des Grundbuchs rechtsgültig vollzieht, ſteht aber 
natürlich nicht einer ſolchen Anfechtung des Erwerbs entgegen, die ihrem Begriffe nach nur 
gegen an ſich rechtsgültige Geſchäfte gerichtet werden darf, alſo namentlich nicht einer Anfechtung 
nach dem Anf® und der KO (J 42 KO; RG 51, 284; 68, 153; JW 1910, 76232). 
. 9. Ein gegen die Nichtigkeit des Grundbuchs eingetragener Widerſpruch (5 894, 899) 
iſt ein Widerſpruch, der ſich gegen das Recht richtet, das erworben werden ſoll. Er kann ſich ent⸗ 
weder ausſchließlich (3. B. wenn eine zu übertragende Hypothek nichtig und das Eigentum davon 
frei ſein ſoll) oder doch unter anderen auch gegen dieſes Recht richten (z. B. wenn das wahre 
Eigentum einem andern als dem Bucheigentümer zuſtehen und die von dieſem demnächſt aus⸗ 
gehenden Belaſtungen unwirkſam fein jollen, oder wenn eine zu Unrecht gelöſchte, daher außer⸗ 
halb des Grundbuchs noch beſtehende Hypothek gegen ſpätere Veräußerungen und Belaſtungen 
geſichert werden ſoll). Durch die Eintragung des Widerſpruchs ſoll ein Recht für den Fall, daß 
es außerhalb des Grundbuchs beſteht und nachgewieſen werden kann, gegen ſpätere rechts⸗ 
geſchäftliche Verfügungen geſichert werden (RG 117, 352; 121, 47). Der nach der Beitellung einer 
Hypothek eingetragene Widerſpruch gegen das Grundſtückseigentum des Beſtellers ſteht einem gut⸗ 
gläubigen Erwerb der vom Erſterwerber noch nicht erworbenen Hypothek durch einen Abtretungs- 
empfänger entgegen (RG 129, 124; Seuffa 87 Nr 146). § 892 Abs 1 Satz! ſetzt einen jad)- 
ich begründeten Widerſpruch voraus (RG 128,55). Die Widerſpruchseinkragung muß 
555 Recht, das geſichert werden ſoll (den Berichtigungsanſpruch), bezeichnen (4. B. 
as Eigentum, das von der nichtigen Hypothek frei werden foll; das Eigentum des wahren Eigen 
tümers; die zu Unrecht gelöſchte Hypothek). Sie muß ferner den Inhalt des Widerſpruchs 
angeben und den Rechtsinhaber, gegen den ſich der Widerſpruch richtet, ſowie den 
Berechtigten, zu deſſen Gunſten der Widerſpruch eingetragen wird, benennen. Andern⸗ 
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falls iſt der eingetragene Widerſpruch unwirkſam. Denn für ſeine Eintragung, an deren Stelle 
demnächſt die Eintragung des geſicherten Rechts treten ſoll, gelten dieſelben Erforderniſſe wie 
für die Eintragung des Rechts ſelbſt (KGJ 23 A 133; 36 A 178; OLG 8, 109; 9, 342; 12, 166; 
RIA 11, 131). Die beſonderen Tatſachen, aus denen ſich die Unrichtigkeit des Grundbuchs 
herleitet, alſo den Grund für die Entſtehung des Berichtigungsanſpruchs, braucht die Eintragung 
aber nicht zu enthalten. Der Widerſpruch iſt mithin auch dann rechtswirkſam, wenn die in der 
Eintragung gegebene beſondere Begründung nicht zutrifft, der Widerſpruch ſich aber aus einem 
andern Grund als gerechtfertigt erweiſt (J 2, 293). Die ſonſtigen Vorausſetzungen 
für die Eintragung eines Widerſpruchs ſind im § 899 A 1, 2, 3 erörtert. — Wird in der Zwangs⸗ 
verſteigerung gegen eine in das geringſte Gebot aufgenommene, in Wahrheit nicht beſte hende 
Hypothek ($ 50 Abſ 1 ZIG) Widerſpruch erhoben und für die bedingt zugeteilte Forderung 
des Widerſprechenden gegen den Erſteher eine Sicherungshypothek eingetragen (88 125, 
128 3G), fo enthält dieſe Eintragung nicht die Eintragung eines Widerſpruchs. Die Voraus⸗ 
ſetzungen für die Eintragung eines Widerſpruchs nach § 899 Abſ 2 liegen hier nicht vor. Die 
fer e ee richtet ſich überhaupt nicht gegen die im geringſten Gebot berückſichtigte Hypo⸗ 
thek, ſondern ſtellt eine ſelbſtändige bedingte Hypothek dar (§ 1113 A 2). Ihre Eintragung ſchließt 
alſo nicht aus, daß die im geringſten Gebot ſtehende Hypothek von einem Dritten mit der Wirkung 
nach § 892 erwoben werden kann und dann trotz ihrer früheren Nichtigkeit als rechtsbeſtändig 
gilt, wenn der Dritte, dem die Kenntnis von der Eintragung der Sicherungshypothek unſchädlich 
iſt, beim Erwerbe bezüglich des Beſtehens der erworbenen Hypothek gutgläubig war (OLG 39, 
212).— Die Eintragung des Widerſpruchs muß dem Erwerb des davon betroffenen Rechts 
vorangegangen oder doch mindeſtens zugleich mit ihm erfolgt fein. In der Regel voll- 
zieht ſich dieſer Erwerb ebenfalls durch Eintragung ($ 873 Abſ 1). Dann iſt entſcheidend, welche 
von den beiden Eintragungen die frühere iſt. Sind beide Eintragungen gleichzeitig erfolgt, ſo 
fehlen die Vorausſetzungen für einen durch § 892 geſchützten Erwerb. Iſt alſo z. B. gleichzeitig A 
als Eigentümer des Grundſtücks, für B ein Widerſpruch gegen das Eigentum des A und für C eine 
von A beſtellte Hypothek eingetragen worden, jo ſteht der Rechtserwerb des C nicht unter dem 
Schutz des öffentlichen Glaubens des Grundbuchs (RG Warn 1933 Nr 150). Auf die Zeit der 
Stellung der Eintragungsanträge kommt es nicht an (ZIG 2, 292). Iſt der Antrag auf 
Eintragung des Widerſpruchs früher zu den Grundakten gelangt als der Antrag auf Eintra- 
gung des Rechtserwerbs, wird aber die Eintragung des Rechtserwerbs entgegen den 
Ordnungsvorſchriften der 88 17, 45 GBO vom Grundbuchamt früher bewirkt als die Ein- 
tragung des Widerſpruchs, ſo hat der Widerſpruch keine Wirkung gegenüber dem eingetragenen 
Rechtserwerb. Denn nach dem Geſetze wirkt nur ein (vorher) eingetragener Widerſpruch. 
Die Tatſache des geſtellten Eintragungsantrags ſteht aber wie bei anderen Eintragungen 
fo auch beim Widerſpruch der vollzogenen Einſchreibung materiellrechtlich nicht gleich (ſtr.; 
RG 57, 277; A 6 „Eingangsregiſter“). Der Abſ 2 $ 892 findet hier keine Anwendung. 
Denn er bezieht ſich nur auf die zweite Ausnahme von der Wirkung des öffentlichen Glau⸗ 
bens des Grundbuchs, auf die Kenntnis der Unrichtigkeit des Grundbuchs (ſtr.; JF 2, 292). 
Selbſtverſtändlich bleibt aber dem Widerſpruchsberechtigten, wenn demnächſt ſein durch 
den Widerſpruch geſichertes Recht feſtgeſtellt wird, unbenommen nachzuweiſen, daß der 
Erwerber bereits zur Zeit des (erſt nach dem Antrag auf Eintragung des Widerſpruchs) ger 
ſtellten Antrags auf Eintragung ſeines Erwerbs Kenntnis von dem geſicherten Recht gehabt 
habe. Auf dieſem Wege kann dann der Widerſpruchsberechtigte fein Recht gemäß Abſ 2 gegen- 
über dem Erwerber des andern Rechts zur Geltung bringen. Auch wird für das Grundbuchamt 
beim Vorliegen des Antrags auf Eintragung des Widerſpruchs Anlaß gegeben ſein können, wegen 
der Bedenken gegen die Richtigkeit des Grundbuchs den Eintragungsantrag des Erwerbers ab- 
zulehnen (KG 28 A 93). Iſt zum Erwerb außer der Einigung ausnahmsweiſe ein anderer 
rechtswirkender Umſtand als die Eintragung erforderlich (z. B. die Übergabe des Hypotheken ⸗ 
briefs bei der Übertragung einer Briefhypothek: 51154 Abf1), fo kommt es darauf an, ob der Wider⸗ 
ſpruch vor Eintritt dieſes Umſtandes eingetragen war (A 2, 4 „Eintragung“). Vgl. aber $ 1139 
über die rückwirkende Kraft eines Widerſpruchs gegen eine Darlehns⸗Buchhypothek. — Der 
Widerſpruch hindert die Verfügung über das von ihm betroffene Recht nicht 
(RG 117, 352). Der Erwerb hat nur gegenüber dem durch den Widerſpruch geſicherten Recht, 
wenn dieſes befteht, keine Wirkung (JFG 2, 294). Hat ein Nichtberechtigter oder ein Vertreter 
ohne Vertretungsmacht über das Recht trotz des Widerſpruchs verfügt, ſo hindert der Wider⸗ 
ſpruch zwar nicht, daß die gemäß $$ 177, 185 erfolgende Genehmigung des Berechtigten oder 
des Vertretenen nach $ 184 zurückwirkt. Für die Frage, ob die Vorausſetzungen des Gutgläubig⸗ 
keitsſchutzes vorliegen, iſt aber nicht der Zeitpunkt der Vornahme des genehmigten Rechtsgeſchäfts 
116 6 20 ſondern der Zeitpunkt der Genehmigung (RG 134, 286 unter Einſchränkung von 
R „ 263). 

10. Soll die zweite Ausnahme von der Wirkung des öffentlichen Glaubens des Grundbuchs, 
die Kenntnis des Erwerbers von der Unrichtigkeit, vorgelegen haben, ſo muß derjenige, der dies 
geltend macht, nachweiſen (A8), einmal (nach der objektiven Seite), daß das Grundbuch 
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in einem beſtimmten Punkte unrichtig iſt, und ſodann (nach der ſubjektiven Seite), daß dem 
Erwerber dieſe Unrichtigkeit bekannt geweſen iſt. 

Unrichtig im hier in Betracht kommenden Sinne iſt das Grundbuch, wenn entweder ein ein⸗ 
getragenes Recht des die Unrichtigkeit Behauptenden buchmäßig mit einem (an den Erwerber 
übertragenen oder zu deſſen Gunſten belafteten) Recht belaftet ift, das in Wirklichkeit nicht beſteht, 
oder wenn außerhalb des Grundbuchs ein dingliches Recht des Behauptenden beſteht, welches 
das erworbene Recht ausſchließt oder doch beſchränkt (Beiſpiele in A 2, 5, 7). Das Grundbuch iſt aber 
nicht ſchon um deswillen unrichtig, weil dem Be hauptenden ein perſönlicher 
(ſchuldrechtlicher) Anſpruch auf Einräumung eines Rechts am Grundstück zuſteht 
ſondern nur dann, wenn es ein bereits beſtehendes dingliches Recht nicht aufweiſt (RG Warn 1928 
Nr 128 a. E.). Daher ſchadet z. B. demjenigen, der das Grundſtück oder ein begrenztes Recht am 
Grundſtück von dem eingetragenen Eigentümer erwirbt, nicht die Kenntnis davon, daß dem Be⸗ 
hauptenden gegen den Eigentümer ein perſönlicher (ſchuldrechtlicher) Anſpruch auf Übertragung 
des Eigentums (3. B. aus einem Kaufvertrag) oder auf Einräumung eines begrenzten Rechts 
am Grundſtück (z. B. des Nießbrauchs auf Grund eines Schenkungsverſprechens oder einer Hypo⸗ 
thek auf Grund der übernommenen Beſtellungspflicht) zuſteht (RG 18, 294; 19, 298; 62, 138; 
JW 1910, 3907; Gruch 35, 1101; 41, 1030; 51, 989; A 2 Ab| 2). Auch dann, wenn der Behauptende 
ſich auf eine mit dem Berechtigten bereits vollzogene (dingliche) Einigung ($ 873) über die 
Einräumung eines Rechts berufen kann, ohne daß aber der zur Entſtehung des Rechts weiter 
erforderliche rechtswirkende Umſtand vorliegt (in der Regel die Eintragung, ausnahmsweiſe ein 
anderer Umſtand, z. B. bei der Übertragung einer Briefhypothek gemäß § 1154 Abſ 1 die Übergabe 
des Briefs), ift das Grundbuch zur Zeit des bei dieſer Sachlage vollzogenen Erwerbs eines Dritten 
nicht unrichtig. Dem Erwerber ſchadet alſo die Kenntnis von jener Einigung nicht. Denn ein 
dingliches Recht war für den Behauptenden noch nicht entſtanden (RG 73, 53; $ 873 A 13 „Ver- 
fügungsbeſchränkung“). Sogar die Kenntnis von einem dem Grundbuchamt früher vorge⸗ 
legten Antrag auf Eintragung eines Rechts für den Behauptenden ſteht dem Erwerb 
eines Rechts, deſſen Eintragung erſt ſpäter beantragt, aber verſehentlich ($ 17 GBO) vor Er⸗ 
ledigung des früheren Antrags vom Grundbuchamt vorgenommen worden iſt, mit dem dann aus 
der Eintragung ſich ergebenden Range nicht entgegen (R 57, 277; KGJ 39 A 248; A 6 „Ein- 
gangsregiſter“). In allen dieſen Fällen kann für den Behauptenden gegen den Erwerber höchſtens 
ein Schadenserſatzanſpruch aus einem Schuldverhältniſſe zwiſchen beiden oder aus unerlaubter 
Handlung nach Maßgabe des $ 826 gegeben fein (R 57, 282; 62, 137; 156, 128; JW' 1910, 690°; 
Gruch 51, 987), — Beſteht bei einem buchungsfreien Grundſtück zwar nicht die Gewißheit, 
wohl aber die Möglichkeit, daß ein außerhalb des Grundbuchs vollzogener Übertragungsakt (Eini- 
gung nach Art 127 EGBGB, Art 27 Preuß. Ach BGB) dem daraufhin eingetragenen Erwerber 
wegen Mangels im Recht des Veräußerers kein Eigentum verſchafft hat, jo kann durch einen neuen 
Ubertragungsakt nach $$ 873, 925 die Eigentumsfrage dahin geklärt werden, daß nunmehr $ 892 
zugunſten des Erwerbers Plat greift und ihn ſchützt gegen Einwendungen, die Dritte gegen fein 
oder des Veräußerers Eigentum erheben (RG 156, 122). 

Hat der Behauptende die Unrichtigkeit des Grundbuchs nachgewieſen (z. B. der das Eigentum 
a einer eingetragenen Parzelle Beanſpruchende, daß dem Rechtsvorgänger des Erwerbers das 
Eigentum an der Parzelle nicht zuſtand: RG Warn 1911 Nr 433; der behauptende Eigentümer, 

aß die an den Erwerber übertragene Hypothek nicht dem übertragenden Gläubiger, ſondern 
gemäß 88 1163, 1177 ihm als Grundſchuld zugeſtanden hat: RG Gruch 50 S. 985, 988), fo kommt 
es weiter auf den Beweis an, daß der Erwerber von dieſer Unrichtigkeit Kenntnis gehabt hat. 
Wann dieſer Beweis als erbracht angeſehen werden kann, iſt eine Frage der Beweiswürdigung 
im einzelnen Falle (RG JW 1911, 153 u Warn 1912 Nr 392; 1914 Nr 253; Gruch 58, 1023). 
Veſtimmte Regeln laſſen ſich darüber nicht aufſtellen. Die Grundſätze über den ſog. Prima lacie. 
Beweis find hier nicht anzuwenden (RG 130, 359). Auch dürfen die Umſtände des Einzelfalls nicht 

eshalb ungeprüft bleiben, weil eine vermeintliche allgemeine Lebenserfahrung nach Anſicht des 
Gerichts für den Beweisführer ſtreitet. Es beſteht insbeſondere kein Erfahrungsſatz des Inhalts, ein 
erfahrener Kaufmann wiſſe ſtets, daß bei Nichtzahlung des Darlehns eine Darlehnshypothek nicht 
entſtanden ſei (MG JW 1936, 804). Im allgemeinen wird freilich die Kenntnis der Unrich⸗ 
tigteit des Grundbuchs anzunehmen fein, wenn bewieſen iſt, daß dem Erwerber die Tatſachen 
bekannt geweſen ſind, aus denen ſich nach dem Geſetz die Unrichtigkeit des Grundbuchs ohne 
weiteres ergibt. So wird regelmäßig z. B. genügen: die Kenntnis von der Entmündigung eines 
geteitigten an der Einigung über die Beſtellung des dem Erwerber übertragenen Rechts, die 
e von der Nichtzahlung des Darlehns auf eine dem Erwerber verpfändete Hypothek, 
bei Kenntnis des Erwerbers einer Hypothek von einer argliſtigen Täuſchung oder Bewucherung 

ei der Begründung einer Hypothekenforderung ($ 1138). Indeſſen können im Einzelfall be⸗ 
Iondere Umſtände vorliegen, die trotz Kenntnis ſolcher Tatſachen der Möglichkeit eines guten Glau⸗ 
ben Raum geben (NG 69, 268; 78, 73; 116, 1063 Gruch 58, 1023). Insbeſondere kann (z. B. 
det nicht einfacher Rechtslage oder bei ungewöhnlichen Rechtsverhältniſſen) auch ein Rechts 
irrtum in Betracht kommen. Denn nach dem Geſetz iſt an ſich nicht die Kenntnis von Tat⸗ 
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ſachen nachzuweiſen, ſondern die Kenntnis von der Unrichtigkeit des Grundbuchinhalts als ſolchem, 
d. h. von der Unrichtigkeit der Eintragungen über ein dingliches Recht (Prot 3, 85f.; RG 116, 
106: 117, 187; X%8 1911, 15311; Warn 1912 Nr 392; Gruch 50 S. 988, 991; 58, 1023; O86 12, 132; 
JW 1926 S. 653, 22155). Bleibt daher die Möglichkeit, daß der Erwerber trotz nachgewieſener 
Kenntnis der die Unrichtigkeit ergebenden Tatſachen nicht den Schluß auf die Unrichtigkeit des 
Grundbuchs gezogen (RG HRR 1934 Nr 806), ſondern wegen rechtsirriger Auffaſſung das Grund⸗ 
buch bezüglich des fraglichen Rechts für richtig gehalten hat, ſo iſt dem Behauptenden der Nachweis 
der Kenntnis von der Unrichtigkeit nicht gelungen (RG 91, 223; 98, 220; Gruch 58, 1023). So 
liegt die Sache z. B. dann, wenn der Zeſſionar einer Hypothek trotz Kenntnis der Tat⸗ 
ſache, daß die durch die abgetretene Hypothek geſicherte Forderung aus einem Bordell 
kauf ſtammt, die Hypothek als für den Zedenten rechtsgültig begründet erachtet hat ($ 1138; 
RG 81, 266; Gruch 50, 987; 58, 1023; Warn 1914 Nr 253; 1919 Nr 24; in Gruch 63, 483 
wird im Ergebnis dieſelbe Anſicht vertreten, aber nicht klar zwiſchen Nichtigkeit der Hypotheken⸗ 
forderung und Nichtigkeit des Hypothekenrechts unterſchieden). Ebenſo fehlt der Beweis der 
Kenntnis von der Unrichtigkeit des Grundbuchinhalts beim Erwerber einer Hypothek, wenn er 
trotz Kenntnis des Nichtvorliegens der zu einem früheren Hypothekerwerb erforderlichen Zu⸗ 
ſtimmung eines Dritten die Hypothek als für ſeinen Veräußerer rechtswirkſam begründet ange⸗ 
ſehen hat (RG 84, 400). Selbſtverſtändlich iſt aber nicht jeder Behauptung des Erwerbers, daß 
er ſich im Rechtsirrtum befunden habe, ohne weiteres zu glauben. Vielmehr ift die Glaubwürdig⸗ 
keit einer ſolchen Behauptung nach den Umſtänden des Einzelfalls vom Gericht zu prüfen (RG 91, 
223; Gruch 58, 1023; Warn 1912 Nr 392; JW ö 1926, 2215%). Erkenntnisquellen werden be⸗ 
ſonders Mitteilungen des Veräußerers ſein. Jedoch iſt nicht ausgeſchloſſen, daß auch durch Mit⸗ 
teilungen glaubwürdiger Dritter die Kenntnis erlangt wird (RG SW 1910, 81315). Ein Kennen⸗ 
müſſen, alfo nach § 122 Abſ 2 ein Nichtkennen aus Fahrläſſigkeit, ſteht der wirklichen Kenntnis 
nicht gleich (Kc 49, 205; anders bei beweglichen Sachen $ 932 Abſ 2). Auch erhebliche Zwei⸗ 
fel an der Richtigkeit des Grundbuchs, die nicht zur Kenntnis der Unrichtigkeit ſich verdichtet haben, 
und bloßes Rechnen mit der Möglichkeit der Unrichtigkeit genügen nicht (RG 117, 188; 
156, 128; JW 1929, 58110; 08 1932, 764°; für Grenzfälle RG JW 1928, 1025). Nur unter ganz 
beſonderen Umſtänden kann das Bewußtſein der Möglichkeit, einem andern durch den 
Erwerb Rechtsnachteile zuzufügen, die Berufung auf den öffentlichen Glauben des Grund⸗ 
buchs nach § 826 ausſchließen, wenn nämlich der Erwerb zum eigenen Vorteil auf die Gefahr 
des Schadens anderer in einer gegen die guten Sitten verſtoßenden Weiſe vorgenommen wird 
(RS 117, 189; 156, 128; JW 1929, 58110; 5826 A 6). Ein ſolches ſittenwidriges Verhalten 
beim Erwerb kann z. B. vorliegen, wenn eine Geſellſchaft m. b. H. zur Ausſchaltung der Folgen 
des bei ihrem Geſchäftsführer vorhandenen böſen Glaubens gerade für das Erwerbsgeſchäft 
einen Geſchäftsführerwechſel vornimmt (RG SeuffA 82 Nr 170). Außerhalb ſolcher ganz be- 
ſonderen Umſtände kann 3 892 nicht durch die Einrede ausgeſchaltet werden, daß die Berufung 
auf ihn argliftig ſei (NG HAN 1934 Nr 866). — Für die Anwendung des $ 892 iſt es ferner be⸗ 
langlos, ob der Erwerber das Grundbuch eingeſehen hat oder nicht (A8). Es 
kommt auch nicht darauf an, ob er überhaupt auf das, was im Grundbuch enthalten 
ſein möge, bei ſeinem Erwerb Rückſicht genommen oder lediglich das für maßgebend 
erachtet hat, was ihm von anderer Seite, insbeſondere von feinem Rechtsurheber, mit- 
geteilt worden iſt. Die Fiktion der Richtigkeit des Grundbuchinhalts ſchafft ihm auch 
in dieſen Fällen materielles Recht (A 5). Er kann ſich ſelbſt dann darauf ſtützen, wenn 
ihm kraft der Fiktion weitergehende Rechte zuſtehen, als er auf Grund der Mitteilungen bei 
dem Erwerb angenommen hat. Deshalb ift die Ausführung in R 61, 195 nicht zutreffend, 
der Erwerber könne ſich auf den öffentlichen Glauben des Grundbuchs nicht berufen, wenn er zwar 
die Unrichtigkeit des Grundbuchs nicht gekannt, aber ſeinen Erwerb nicht im Vertrauen auf den 
öffentlichen Glauben des Grundbuchs vollzogen habe, ſondern lediglich den Angaben ſeines Ver⸗ 
äußerers gefolgt ſei. Davon enthält das Geſetz nichts. Nur die Kenntnis der Unrichtigkeit ſchließt 
die Fiktion aus. Die beanſtandete Ausführung iſt auch bereits in RG 86, 356 aufgegeben mit dem 
Bemerken, $ 892 ftelle die einer Widerlegung nicht zugängliche Fiktion der Richtigkeit des Grund⸗ 
buchinhalts auf und verſage dem rechtsgeſchäftlichen Erwerber den Schutz nur dann, wenn die 
Unrichtigkeit des Grundbuchs entweder aus dem Grundbuch ſelbſt erhelle oder nachweislich dem 
Erwerber bekannt geweſen ſei. Die Entſcheidung in RG 61, 195 war übrigens im Ergebnis des⸗ 
wegen zutreffend, weil auf das Gebäude, das der Beklagte mit dem Grund und Boden erworben 
haben wollte und das der Kläger auf Grund eines Erwerbs nach früherem Recht ſeinerſeits in 
Anſpruch nahm, der öffentliche Glaube des Grundbuchs ſich überhaupt nicht erſtreckte (A 6 „tat⸗ 
ſächliche Angaben“). In R 74, 416 iſt angenommen, daß der öffentliche Glaube des Grund- 
buchs demjenigen nicht zur Seite ſtehe, der nicht im Vertrauen auf die Richtigkeit des Grundbuchs 
erworben haben könne, weil zur Zeit des den Erwerb begründenden Rechtsgeſchäfts das vom 
Erwerb betroffene Recht noch nicht eingetragen war. Hierüber iſt das Erforderliche in A 3 Abſ2 
geſagt. Iſt der Rechtsurheber, von dem der Erwerber ſeinen Erwerb herleitet, im Grundbuch 
nicht als Berechtigter eingetragen, obwohl er nur im Falle feiner Eintragung Berechtigter ſein 
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könnte, ſo kann überhaupt nicht davon die Rede ſein, daß der Erwerber hinſichtlich der Berechtigung 
des Rechtsurhebers in gutem Glauben an die Richtigkeit des Grundbuchs geweſen iſt. Denn das 
Grundbuch enthielt nichts davon, daß der Rechtsurheber Berechtigter ſet. Sein Inhalt umfaßte 
die Berechtigung des Rechtsurhebers nicht, ſondern ſprach ſogar gegen das Beſtehen der Berechti⸗ 
gung (RG 74, 421; 86, 355; 89, 162; 116, 353; 128, 284). Verſtieß die Eintragung einer Hypo⸗ 
thek gegen ein nicht eingetragenes Veräußerungsverbot, das gegen den die Hypothek beſtellenden 
Eigentümer erlaſſen war und eine Verfügungsbeſchränkung enthielt ($ 878 A 3), ſo ergibt ſich die 
Bösgläubigkeit des Dritten, der die Hypothek erwirbt, nicht ſchon daraus, daß er beim 
Erwerb der Hypothek Kenntnis von dem Veräußerungsverbot gehabt hat. Vielmehr muß ihm 
nachgewieſen werden, daß er ſich bei dem Erwerb bewußt geweſen iſt, ſein Rechtsvorgänger 
habe die Hypothek nicht rechtsgültig erworben (RG 89, 162). Kennt der Erwerber die An⸗ 
fechtbarkeit der Einigung, die ber Beſtellung einer ihm übertragenen Hypothek zugrunde 
liegt, oder der Auflaſſung an den Bucheigentümer, der für ihn eine Hypothek beſteut, ſo ſteht 
dieſe Kenntnis nach 8 142 Abſſ2 der Kenntnis der Nichtigkeit jener Einigung oder Auflaſſung 
gleich, wenn die Anfechtung erfolgt (RG 89, 157; Warn 1911 Nr 360). Aus einem Löſchungs⸗ 
vermerk iſt nicht die Schlechtgläubigkett bezüglich des Vorhandenſeins eines zu Unrecht 
gelöſchten Rechts zu entnehmen ($ 891 A 6). Den Zeitpunkt, in dem die Kenntnis vor⸗ 
liegen muß, behandelt A 13. Die Beſonderheiten bei der Hypothek find in A6 „Hypo⸗ 
thek“ und in $ 1138 A 3b erörtert. — Iſt der Erwerber von einem andern beim Erwerb ver⸗ 
treten worden, fo kommt es nach $ 166 Abs 1 nicht auf die Kenntnis des Erwerbers, ſondern auf 
die des Vertreters an. Eine Ausnahme bildet der Fall der Vollmachterteilung unter beſtimmten 
Weisungen nach $ 166 Abſ 2 Satz 1. Findet eine Vertretung durch mehrere Perſonen (Kollektiv. 
vertreter) ſtatt, jo genügt es, wenn einem der Vertreter (3. B. einem Vorſtandsmitglied der ein⸗ 
getragenen Genoſſenſchaft oder der Aktiengeſellſchaft, einem Teilhaber der offenen Handels⸗ 
geſellſchaft, einem Vertreter des Fiskus) die Unrichtigkeit des Grundbuchs bekannt iſt (RG 9, 
143; 59, 408; JW 1893, 42916; Gruch 29, 703). Dieſe Kenntnis des einzelnen Vertreters ſchließt 
für die juriſtiſche Perſon oder Geſellſchaft eine Berufung auf den öffentlichen Glauben des Grund- 
buchs ſelbſt dann aus, wenn jener Vertreter bei dem Erwerbsgeſchäft, das gerade in Betracht 
kommt, nicht mitgewirkt hat (R JW 1935, 2044“). Kenntnis des Grundbuchamts gilt nicht als 
Kenntnis eines Vertreters (RG 89, 162). Wird ein Grundſtück in einem Rechtsſtreit, der das Nicht⸗ 
beſtehen des eingetragenen Eigentums zum Gegenſtand hat, nach der Rechtshängigkeit ver- 
äußert, ſo wirkt das ergehende Urteil nach Eintritt der Rechtskraft gemäß § 325 Abſ 1, 2 350 
gegen den Rechtsnachfolger, wenn er zur Zeit des Erwerbs entweder die Rechtshängigkeit 
oder die Unrichtigkeit des Grundbuchs bezüglich des eingetragenen Eigentums gekannt hat (Rc 79, 
165; 88, 268; Gruch 60, 509; 61, 145). Daß der gute Glaube ſich nicht erſtreckt auf das Nicht- 
erkennen der wahren rechtlichen Bedeutung einer Eintragung, die ein kraft geſetzlicher Verände⸗ 
a nn unmöglich gewordenes Rechtsverhältnis kundgibt, iſt bereits in A 6 
Hargelegt. 

11. Den Begriff und die verſchiedenen Arten der Verfügungsbeſchränkungen 
behandelt 5 878 A 3. Die Vorſchrift des 5 892 Abſ 1 Satz 2 betrifft nur Beſchränkungen des Be⸗ 
terhtigten in der Verfügung über ein eingetragenes Recht zugunſten einer beſtimmten Perſon 
RG RR 1932 Nr 618; OLG 18, 110). Daher ſcheiden die im allgemeinen öffentlichen 
Intereſſe beſtehenden Verfügungsbeſchränkungen (Beiſpiele in 8878 A3 und RIA 5, 260; 
14, 245; KG 25 A 147; OLG 6, 490; 22, 137) hier aus. Sie wirken unbedingt (abſolut) gegen 
jedermann, gleichviel, ob ſie dem Betroffenen bekannt ſind oder nicht; ſie ſind auch weder ein⸗ 
tragungsbedürftig noch eintragungsfähig (N 125, 55; 156, 93; R 14, 246; ON 50, 170; 
Vorbem 2 vor 8 873). Die gegen ſie verſtoßenden Rechtsgeſchafte find nichtig, ſofern ſich nicht aus 
dem Geſetz etwas anderes ergibt (8 134 RG 105, 73; JW 1903 Beil 75). 

Auf Rechtsgeſchäft beruhende Verfügungsbeſchränkungen kommen für die Anwendung des 
$ 892 Abſ 1 Satz 2 regelmäßig nicht in Betracht. Denn nach g 137 Satz 1 kann durch Rechtsgeſchaft 
die Befugnis zur Verfügung über ein veräußerliches Recht nicht ausgeſchloſſen oder be- 
ſchränkt werden. Die Übernahme der Verpflichtung, nicht zu verfügen, iſt allerdings 
im allgemeinen ($ 137 Satz 2) wirkſam; eine Ausnahme enthält $ 1136 (Nichtigkeit eines zugunſten 
eines Hypothekengläubigers vereinbarten Veraußerungs⸗ und Belaſtungsverbots). Aber auch die 
wirkſame Verpflichtung hindert einen Erwerb auf Grund der (vertragswidrigen) Verfügung 
des Verpflichteten ſelbſt dann nicht, wenn der Erwerber ſie gekannt hat. Sie kann auch, weil 
ſie dem Gebiet der Schuldverhältniſſe, nicht dem Sachenrecht angehört, nicht eingetragen und ſo 
20 dinglichen Wirkungen gegenüber Dritten verfehen werden (Vorbem 2 Abf 2 vor $ 873; KG 
en 292; 21 A 133; OLG 6, 122; 10, 69; 12, 20; 17, 30; 21, 407). In gewiſſen Yusnahme- 
luten ſind aber rechtsgeſchäftliche Verfügungsbeſchränkungen durch beſondere geſetz⸗ 
ne Vorſchriften mit Wirkfamkeit verſehen ($ 878 A 3). Dieſe Beſchränkungen ſind ein⸗ 
ragungsfähig. Auf fie findet die Vorſchrift des $ 892 Abſ 1 Satz 2 Anwendung. Sie ſind alſo 
gegenüber dem Erwerber eines eingetragenen Rechts nur wirkſam, wenn ſie aus dem Grundbuch 
erſichtlich oder ihm bekannt ſind. Beſonders gehören hierher die durch letztwillige Verfügung 
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erfolgte Ernennung eines Teſtamentsvollſtreckers ($ 2211; GBO $ 52; $ 891 A 3) oder eines 
Nacherben ($$ 2113ff.; GBO $ 51; RG 61, 232; 83, 436; JW 1901, 102; RIA 4,69; 6,69, 263 
22 A 315; 23 A 250; 42, 238; 47, 168; OLG 10, 448). Iſt das Nacherbenrecht, das veräußert 
und verpfändet werden kann (RG 80, 377; 83, 437; Gruch 52, 680), für einen Gläubiger des 
Nacherben verpfändet oder gemäß § 857 Abſ 2 3 PO gepfändet, fo beſteht nach $ 1276 Abſ 2 
BGB und s 804 Abſ 2 ZPO gegen den Vorerben auch zugunſten des Pfandgläubigers oder 
des Pfändungsgläubigers eine Verfügungsbeſchränkung. Solange das Pfandrecht oder Pfän⸗ 
dungspfandrecht beſteht, kann der Nacherbe ſeine Befugniſſe aus der Verfügungsbeſchränkung 
des Vorerbenrechts (vgl. insbeſondere $ 2113) nicht mehr für ſich ausüben (RG 80, 377; 83, 437). 
Daher kann, wenn das Nacherbenrecht im Grundbuch eingetragen iſt, auch ſeine Abtretung, Ver⸗ 
pfändung oder Pfändung auf Bewilligung des Nacherben oder im Wege der Grundbuchberich⸗ 
tigung ($ 894 BOB; 5 22 GBO) in das Grundbuch eingetragen werden, obwohl das Nacherben⸗ 
recht kein dingliches Recht an dem zum Nachlaß gehörenden Grundſtück oder Grundſtücksrecht iſt 
(RG 83, 436). Denn andernfalls würde das Grundbuch mit der wirklichen Rechtslage nicht im 
Einklang ſtehen, ſondern den Anſchein erwecken, als gelte die in dem Nacherbenrecht enthaltene 
Verfügungsbeſchränkung noch ausſchließlich zugunſten des Nacherben (RG 83, 434; K 42 
S. 228, 241). Die Frage, ob dem für einen Nacherben eingeſetzten Erſatzerben vor dem Wegfall 
des erſtberufenen Nacherben ein eintragungsfähiges Recht zufteht, ift zu verneinen (RG 145, 317; 
KG 35 A 215; 42, 227). Die aus Bedingungen oder Zeitbeſtimmungen nach $$ 158, 161, 
163 ſich ergebenden Verfügungsbeſchränkungen des dinglich Berechtigten zugunſten des durch den 
Eintritt der Bedingung oder den Ablauf der Friſt gewinnenden Teils laſſen ſich gleichfalls unter 
$ 892 Abſ 1 Satz 2 einreihen (ſtr.; KJ 52, 128; nach a. M. handelt es ſich hier um abſolut wirkende 
Begrenzungen des Rechts: RG 76, 91; 106, 113; KJ 49, 189). Da in der durch Bedingung 
oder Befriſtung eintretenden Beſchränkung der Verfügung zugleich ein Verbot der Veräußerung 
liegt, ſo werden dieſe Verfügungsbeſchränkungen, ſoweit ſich nicht aus dem Geſetz Sonderbeſtim⸗ 
mungen für fie ergeben, den geſetzlichen Veräußerungsverboten des 135 gleichzuſtellen fein 
(M3, 216; Prot 1, 125; A 4 „kraft Geſetzes“). Der öffentliche Glaube des Grundbuchs erſtreckt 
ſich aber bei bedingten Rechten nur auf das Beſtehen der Bedingung, nicht auf ihren Eintritt oder 
Ausfall (A 6). Geſetzliche Verfügungsbeſchränkungen zugunſten einer beſtimmten Perſon ſind 
an ſich auch die auf dem familienrechtlichen Vertrage der Eheſchließung und auf 
den vermögensrechtlichen Eheverträgen (88 1432 ff., 1368, 1508, 1523, 1526, 1553, 1557) 
beruhenden Beſchränkungen in der Verfügungsbefugnis des einen Ehegatten zugunſten 
des andern. Doch wirken beim geſetzlichen Güterſtand, bei der Errungenſchaftsgemein⸗ 
ſchaft und bei der Fahrnisgemeinſchaft die aus dem Verwaltungs- und Nutzungsrecht 
des Mannes am eingebrachten Gut ſich ergebenden Beſchränkungen der Ehefrau abſolut, 
alſo auch gegen einen Dritten, der die Verfügungsbeſchränkung der Frau hinſichtlich des einge ⸗ 
brachten Gutes nicht gekannt hat (88 1404, 1525 Abſ 2, 1550 Abſ 2; R 83, 241). Daher fallen 
dieſe Beſchränkungen nicht unter $ 892 Abſ 1 Satz 2. Sie find überhaupt nicht eintragungsfähig 
(M 4, 319; RA 3, 162). Das gilt auch von den Anderungen der Verfügungsbefugniſſe 
der Ehefrau, die ſich daraus ergeben, daß durch Eheverträge beim geſetzlichen Güterſtand das 
Verwaltungs- und Nutzungsrecht des Mannes ausgeſchloſſen oder bei allen Arten des Güter⸗ 
ſtandes Vermögen der Frau zum Vorbehaltsgut erklärt wird. Denn dadurch wird an dem be⸗ 
troffenen Vermögen weder eine dingliche Rechtsänderung bewirkt noch eine Verfügungs⸗, Be · 
ſchränkung“ begründet (M 4 S. 319, 320; RIA 3, 161; 4, 261; KG 38 A 211). Unzuläſſig iſt 
ferner eine Eintragung auf Grund eines Ehevertrags, durch den bei der allgemeinen Gitter⸗ 
gemeinſchaft Vermögen der Frau zu Sondergut beſtimmt wird. Denn hierauf findet $ 1404 
Anwendung ($$ 1439 Satz 2, 1525 Abſ 2). Sind ſolche Eintragungen trotzdem vorgenommen 
worden, ſo ſind ſie für die Wirkungen eines gutgläubigen Erwerbs bedeutungslos. Denn der 
öffentliche Glaube des Grundbuchs erſtreckt ſich nicht auf unzuläſſige Eintragungen. Zur Wirk 
ſamkeit des Erwerbs iſt alſo erforderlich, daß der eingetragene Güterſtand wirklich beſteht oder daß 
die Vorausſetzungen vorliegen, unter denen das Recht bei geſetzlichem Güterſtande erworben 
werden konnte (ſtr.; A 6). Wenn dagegen durch Ehevertrag Vermögen der Eheleute zum Geſamt⸗ 
gut einer Gütergemeinſchaft beſtimmt wird, ſo iſt dieſe Beſtimmung eintragungsfähig und 
im Sinne des § 892 Abſ 1 Satz 2 eintragungsbedürftig. Denn dadurch wird das Einzelvermögen 
kraft Geſetzes ($ 1438) zum Geſamthandsvermögen beider Eheleute. Es wird alſo eine dingliche 
Rechtsänderung herbeigeführt, zu deren Wirkſamkeit gegenüber gutgläubigen Dritten die Be⸗ 
richtigung des Grundbuchs (8$ 1438 Abf 3, 894) erforderlich ift. Wenn daher z. B. der Ehemann 
als Alleineigentümer eines Grundſtücks eingetragen ſteht, das kraft Ehevertrags zum Geſamtgut 
der Eheleute gehört, ſo iſt derjenige, der von dem Manne (ohne Einwilligung der Frau) das Grund⸗ 
ſtück gutgläubig erwirbt, trotz $ 1445 in feinem Erwerb fo geſchützt, wie wenn der Mann Allein⸗ 
eigenkümer wäre (M 4, 319; RIA 5, 125). Dem ſteht auch nicht etwa die Eintragung der Güter⸗ 
gemeinſchaft in das Güͤterrechtsregiſter auf Grund des $ 1435 entgegen. Denn das Güterrechts⸗ 
regiſter beurkundet nur Anderungen in den Güterrechtsverhältniſſen, die ſich außerhalb des Re⸗ 
giſters durch Geſetz oder Ehevertrag vollziehen. Es bietet aber keine Gewähr für die Richtigkeit 
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und Vollſtändigkeit, ſchützt insbeſondere Dritte nur unter der Vorausſetzung, daß die Eintragun⸗ 
gen auf rechtsgültigen Grundlagen beruhen, und hat nicht den öffentlichen Glauben des Grund⸗ 
buchs (M 4, 319; KG 38 A 211, jedoch RIA 3, 162; 4, 262). Für die Frage des guten Glaubens 
kommt es alſo in dem Beiſpielsfalle darauf an, ob der Erwerber Kenntnis davon hatte, daß die 
Ehefrau kraft der ehelichen Gütergemeinſchaft Miteigentümerin des Grundſtücks war. Weiß 
der Erwerber dies, fo kann er ſich nicht darauf berufen, daß er (3. B. weil der Mann das Grundſtück 
in die Ehe eingebracht habe und die Eheleute in Scheidung lebten) angenommen habe, der Mann 
ſei allein zur Verfügung über das Grundftüc befugt. Denn auf die aus dem Mangel der Ver⸗ 
fügungsmacht folgende Ungültigfeit des Erwerbsgeſchäfts erſtreckt fic die Wirkung des öffent- 
lichen Glaubens des Grundbuchs nicht (A 6 Abſ 2). Rechtsgeſchäftliche Verfügungsbeſchränkun⸗ 
gen, worauf nach Art 61 Ec die 88 892, 893 Anwendung finden (RIA 4, 110), konnen nach 
Landesrecht beſtehen auf Grund der Vorbehalte in Artt 59, 62, 64 EG (Lehn- und Fideikommiß⸗, 
Anerbenguts-, Rentenguts⸗Eigenſchaft). 

Verfügungsbeſchränkungen im Sinne des $ 892 Abſ 1 Satz 2 find die nur dem Schuß beſtimmter 
Perſonen dienenden geſetzlichen, behördlichen oder richterlichen Veräußerungsverbote der 
89 135, 136 und die Konkurseröffnung. Vgl. über die einzelnen Falle der erfteren und über die 
Wirkung der letzteren $ 878 A 3, zur Konkurseröffnung auch JW 1933, 6197. Ein geſetzliches Ver⸗ 
äußerungsverbot im Sinne des 5 135 ergibt ſich auch aus $ 110 Abſ 2 des RGeſ über die Beauf- 
ſichtigung der privaten Verſicherungsunternehmungen und Bauſparkaſſen vom 6. 6. 1931 (früher 
890 Abſ 2 PrivV Unt v. 12. 5. 1901: OLG 8, 401). Ebenſo gehört der Treuhändervermerk 
nach $$ 65 ff. des Geſetzes v. 6. 6. 1931 hierher (5RR 1934 Nr 1485) Dasſelbe gilt für das durch 
einſtweilige Verfügung ($ 988 ZPO) erlaſſene Erwerbsverbot, z. B. das Verbot an den Grund⸗ 
ſtückerwerber, der vom Veräußerer bereits die Auflaſſung erhalten hat, ſich durch einen Um⸗ 
ſchreibungsantrag das Eigentum am Grundſtück zu verſchaffen (RG 117, 292; 8888 A 3; 8925 
Ab). Durch Eintragung in das Grundbuch kann einem ſolchen Verbot Wirkung gegen 
Dritte verſchafft werden (a. M. neuerdings das Kammergericht in Id 18, 193). Denn dem 
$ 892 Abſ 1 Satz 2 iſt der Grundſatz zu entnehmen, daß jeder Dritte Beſchränkungen, denen eine 
Perſon in bezug auf die Veräußerung oder den Erwerb eines Grundſtücks oder Grundſtücksrechts 
unterliegt, im Falle ihrer Verlautbarung im Grundbuch gegen ſich gelten laſſen muß. Der Ein⸗ 
tragung ſteht nicht der Rechtsgrundſatz entgegen, daß der Kreis der dinglichen Rechte ein ge⸗ 
ſchloſſener iſt (Worbem 2 vor $ 873). Denn hier handelt es ſich nicht um ein dingliches Recht (MG 
117, 294). Der Arreſtbefehl kommt dagegen als Verfügungsbeſchränkung nicht in Betracht. 
Denn er wird erſt wirkſam mit der Vollziehung. Sie erfolgt in ein eingetragenes Recht durch 
Pfändung, in ein Grundſtück durch Eintragung einer Sicherungshypothek (88 930, 932, 830 ff., 
857 Abſ 6, 866f. ZPO). Damit hat der Arreſtbefehl ſeine Erledigung gefunden. Sofern alſo 
mit dem Arreſtbefehl nicht etwa zugleich ein Veräußerungsverbot auf Grund einſtweiliger Ver⸗ 
fügung (8 938 Abſ 2 ZPO; N JW 1903 Beil 75; KJ 30 A 240) verbunden iſt, ſchadet dem⸗ 
jenigen, der von dem Arreſtſchuldner deſſen Grundſtück erwirbt, bevor der Arreſtgläubiger zur 
Vollziehung des Arreſtbefehls (5932 Abſ 3 8 0) die Eintragung einer Sicherungshypothek 
beim Grundbuchamt beantragt hat, die Kenntnis von der Anordnung des Arreſtes nicht (a. M.: 
M 3, 218). Eine durch einſtweilige Verfügung angeordnete Sequeſtration des Grundſtücks (5 938 
Abs 2 3 PO) kann in das Grundbuch nur dann eingetragen werden, wenn und ſoweit in ihr eine 
Verfügungsbeſchränkung des Eigentümers oder eines Miteigentümers enthalten iſt (JW 1937, 
211516). Die Frage, ob eine Vormerkung als Verfügungsbeſchränkung im Sinne des 9 892 
Abſ 1 Saß 2 anzusehen ſei, iſt ſchon im $883 A behandelt. Sie iſt grundſätzlich zu ver⸗ 
neinen. Insbeſondere kommt $ 892 nicht in Betracht, wenn die Vormerkung auf Grund 
einer einſtweiligen Verfügung ($ 885) eingetragen iſt (n 118, 230; Warn 1928 Nr 128 
d. E.). Daher kann ſich auch ein Grundſtückserwerber, der ſchon die Auflaſſung erhalten und den 
Umſchreibungsantrag geſtellt hat, nicht auf den Schutz des § 892 Abſ 2 berufen, wenn noch vor 
der Umſchreibung — ſei es ſogar unter Verletzung des $ 17 GBO — auf Grund einer einſtweiligen 
Verfügung eine Auflaſſungsvormerkung für einen andern eingetragen worden iſt. In dieſem Falle 
iſt vielmehr die Umſchreibung des Eigentums auf den Erwerber, die der Eintragung der Vor⸗ 
merkung erſt gefolgt ift, gemäß 5883 Abſ 2 dem Vormerkungsberechtigten gegenüber unwirkſam 
6 113, 403 ff.). Dagegen kann $892 entſpre chend zur Anwendung gelangen, wenn es ſich 
118 ee eee beſtellte Vormerkung handelt und ſomit $ 893 Halbſatz 2 eingreift (9 883 

7 A 4). 

Soweit hiernach Verfügungsbeſchränkungen unter $ 892 Abſ 1 Satz 2 fallen, iſt ihre Wirkung 
gegenüber demjenigen, der durch Rechtsgeſchäft ein eingetragenes Recht erwirbt, davon ab⸗ 
gängig, daß fie aus dem Grundbuch erſichtlich oder dem Erwerber bekannt find. Aber auch beim 
5 orliegen dieſer Vorausſetzungen machen ſie nicht wie die im öffentlichen Intereſſe beſtehen⸗ 
den Verfügungsbeſchränkungen die rechtsgeſchäftliche Verfügung nichtig. Dieſe Ver⸗ 
Maung ift vielmehr nur denjenigen gegenüber unwirkſam, deren Schutz die Verfügungsbeſchrän⸗ 
ua bezweckt (8135 Abſ 1 Satz 1; RG 106, 140; JW 1903 Beil 75), fofern nicht das Geſetz 

was anderes beſtimmt (vgl. z. B. für die Bedingung 8 161, für die Nacherbſchaft $ 2113). 


10* 


148 Sachenrecht 


Inwieweit die Verfügung dem Geſchützten gegenüber unwirkſam iſt, beſtimmt ſich nach 
dem Inhalt der Beſchränkung. In den durch den Inhalt gezogenen Grenzen hat 
der Verletzte gemäß § 894 einen dinglichen Anſpruch auf Beſeitigung der Rechts⸗ 
verletzung und Herſtellung der Übereinſtimmung des Grundbuchs mit der wirklichen 
Rechtslage. Beruht die Wirkſamkeit der Verfügungsbeſchränkung auf Schlechtgläubigkeit 
des Erwerbers, fo kann auch ein Schadenserſatzanſpruch gemäß 5$ 823ff. gegen ihn gegeben 
ſein. Da aber die Verfügungsbeſchränkung die gegen ſie verſtoßenden Verfügungen, in der Regel 
wenigſtens, nur zugunſten des Geſchützten unwirkſam macht und da die Verfügungen durch den 
Wegfall der Beſchränkung vollinhaltlich gültig werden können, iſt der Berechtigte, ſoweit dieſe 
Regel zutrifft, an der Verfügung über ſein eingetragenes Recht auch dann nicht ge⸗ 
hindert, wenn die Beſchränkung eingetragen iſt. Das Grundbuch wird alſo durch die 
Eintragung nicht geſperrt; das Grundbuchamt darf die Eintragung für den Erwerber des 
Rechts nicht wegen der eingetragenen Veſchränkung ablehnen (RIA 2, 140; 6, 67; 8, 50; OLG 
4, 161: aber auch RIA 3, 154; OLG 5, 144 und für die Löſchung des durch die Beſchränkung 
betroffenen Rechts RIA 3, 46; 4, 69; 6 S. 66, 69; KJ 22 A 315; 23 A 250; ON 10, 448). 
Dies gilt insbeſondere auch von den Veräußerungsverboten der 88 135, 136. Z. B. hat das Grund⸗ 
buchamt auch nach der Eintragung des Vermerks über die zugunſten des betreibenden Gläubigers 
als Beſchlagnahme wirkende Einleitung der Zwangsverſteigerung (5 19 Abſ 1, 88 20 ff. ZVG) 
die Auflaſſung des Schuldners und Eigentümers oder ſeine Bewilligung auf Eintragung eines 
begrenzten Rechts für einen anderen entgegenzunehmen und die entſprechende Eintragung für 
den Erwerber zu bewirken (OLG 4, 161). Anders verhält es ſich aber mit der durch die Konkurs⸗ 
eröffnung oder die Anordnung einer Nachlaßverwaltung verbundenen Verfügungsbeſchränkung 
($ 878 A 3 „ Konkurseröffnung“). Die Veräußerungsverbote der $$135, 136 haben 
an ſich nach 5 135 Abſ 1 Satz 2 gegenüber den im Wege der Zwangsvollſtreckung 
und der Arreſtvollziehung erfolgenden Verfügungen dieſelben Wirkungen wie gegen⸗ 
über einer rechtsgeſchäftlichen Verfügung. Beim Erwerb eines Rechts an einem Grundſtück oder 
eines Rechts an einem ſolchen Rechte greift aber $ 892 Abſ 1 Saß 2 nur Platz, wenn der Erwerb 
durch Rechtsgeſchäft erfolgt. Denn wie ſich aus Abſ 1 Satz 1 ergibt, ift unter „Erwerber“ nur ein 
rechtsgeſchäftlicher Erwerber zu verſtehen, während auf einen Erwerb im Wege der Zwangsvollſtrek⸗ 
kung oder Arreſtvollziehung § 892 Abſ 1 Satz 2 keine Anwendung findet (MG 84, 281; 90, 338; 
A Avorletzter Abſatz). Für einen ſolchen Erwerb iſt alſo die Beſtimmung des $ 135 Abſ 2 über die 
Anwendung der Vorſchriften zum Schutz eines gutgläubigen Rechtserwerbs gegenüber Veräuße⸗ 
tungsverboten ohne Bedeutung (RG 90, 339). Ein im Wege der Zwangsvollſtreckung oder der 
Arreſtvollziehung erfolgender Erwerb, der gegen ein Veräußerungsverbot nach $$ 135, 136 ver⸗ 
ſtößt, ift mithin gegenüber demjenigen, zu deſſen Gunſten das Verbot en auch dann unwirk⸗ 
ſam, wenn das Verbot weder im Grundbuch eingetragen noch dem Erwerber zur Zeit des Erwerbs 
bekannt iſt (RG 90, 341). Anderſeits wird die Einkragung des erworbenen Rechts (4. B. einer 
Zwangshypothek auf das zur Zwangsverſteigerung ſtehende Grundſtück) an ſich nicht dadurch 
gehindert, daß ein Veräußerungsverbot im Grundbuch eingetragen ſteht (vgl. auch die Ordnungs- 
vorſchrift des $ 772 ZPO; RIA 4, 59). Die Veräußerungsverbote ſind im Falle des Konkurſes 
über das Vermögen desjenigen, gegen den fie ſich richten, nach $13 KO den Konkursgläubigern 
gegenüber unwirkſam, mit Ausnahme der Beſchlagnahme in der Zwangsverſteigerung. Wie 
die Enteignung des Grundſtücks wirkt, wenn die Einleitung des Enteignungsverfahrens aus 
dem Grundbuch nicht erſichtlich iſt, wurde bereits in A 6 Abſ 1 erörtert. 

12. In welcher Weiſe die Verfügungsbeſchränkungen im Grundbuch erſichtlich zu machen 
find, beſtimmt ſich nach den Anordnungen des Reichsminiſters der Juſtiz (51 Abſ 3 
GBO; 88 10, 11 Grundbuchverfügung v. 8. 8. 1935). Die durch die Verfügungsbeſchränkung 
begünſtigte Perſon muß in der Eintragung genannt werden, ſonſt iſt die Eintragung in⸗ 
haltlich unzuläſſig. Die Verfügungsbeſchränkung wirkt dann gegenüber dem Erwerber 
nur, wenn er ſie ihrem ganzen Inhalt nach außerhalb des Grundbuchs gekannt hat (KJ 
4, 254; OLG 44, 164). Da die Verfügungsbeſchränkungen, insbeſondere die Veräußerungs⸗ 
verbote der $$ 135, 136, an ſich auch außerhalb des Grundbuchs beitehen, fo it das Grund⸗ 
buch unrichtig, wenn es ſie nicht aufweiſt. Mithin erfolgt die Eintragung im Wege der Be⸗ 
richtigung des Grundbuchs gemäß $ 894 (vgl. 5 22 Abſ 1 Satz 2 GB; RJ 3, 154; 6, 239.) 
Zur Vornahme der Eintragung beim Grundbuchamt iſt regelmäßig erforderlich die Ein⸗ 
reichung der Unterlagen, aus denen ſich die Verfügungsbeſchränkung ergibt (3. B. des Teſtaments 
bei der Nacherbfolge oder der Teſtamentsvollſtreckung, der einſtweiligen Verfügung), und ein 
Eintragungsantrag des aus der Beſchränkung Berechtigten (3. B. des Gläubigers bei der einſt⸗ 
weiligen Verfügung). Nur ausnahmsweiſe erfolgt die Eintragung von Amts wegen (88 51, 52 
GBO) oder, wie meiſtens bei behördlichen Veräußerungsverboten, auf Erſuchen einer dazu be⸗ 
fugten Behörde (3. B. bei der Zwangsverſteigerung, Konkurseröffnung, einſtweiligen Verfügung: 
519 390, 8 113 KO, 5 941 3 PO). Bei einer Briefhypothek iſt die Eintragung einer Verfügungs⸗ 
beſchränkung auf dem Hhpothekenbrief gemäß 89 41, 62 GBD zu vermerken (RJA?2, 
204; OLG 12, 168). Durch die Eintragung wird die (an ſich außerhalb des Grundbuchs be⸗ 
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ſtehende) Verfügungsbeſchränkung (3. B. eine einſtweilige Verfügung) inhaltlich nicht ge- 
ändert. Vielmehr wird durch die Eintragung nur die Wirkung dahin verſtärkt, daß die Be⸗ 
ſchränkung nunmehr dem Erwerber des von ihr betroffenen eingetragenen Rechts auch dann 
entgegensteht, wenn er fie nicht gekannt hat (RG Gruch 47, 904). Solange aber die Beſchränkung 
nicht eingetragen ift, hat ein Erwerber, der fie nicht kennt, kein Recht darauf, daß der Grundbuch- 
richter, der die Unrichtigkeit (Unvollſtändigkeit) des Grundbuchs erkannt hat, dieſen Mangel un- 
beachtet laſſe, um dem Erwerber zu einem ſachlich unberechtigten Erwerb auf Grund des 9 892 
zu verhelfen (JFG 16, 149). 

18. Der Zeitpunkt, bis zu dem der Erwerber von der Unrichtigkeit des Grundbuchs (Abſ 1 
Satz 1) oder von dem Beſtehen der nicht eingetragenen Verfügungsbeſchränkung (Abi 1 Satz 2) 
keine Kenntnis erlangt haben darf, wenn er durch den öffentlichen Glauben des Grundbuchs 
in feinem Erwerb geſchützt ſein ſoll, iſt grundſätzlich die Zeit der Vollendung des Erwerbs 
(NG 89, 160; 116 S. 348, 354, 361; 123, 21; 128, 278; 140, 35). Kommt es überhaupt nicht zur 
Vollendung des Erwerbs, fo ift für die Anwendung des g 892 kein Raum (Jh 11, 228). In 
den Ausnahmefällen, in denen es zum Erwerb außer der Einigung (8 873 Abſ 1) 
eines anderen rechtswirkenden Umſtandes als der Eintragung bedarf, iſt immer 
der Augenblick maßgebend, in dem beide Erforderniſſe für den Erwerb zuſammengetroffen 
ſind, mag das eine oder das andere Erfordernis vorausgegangen ſein. So entſcheidet 
3. B. bei der Übertragung einer Briefhypothek nach $ 1154 Abſ 1, 2 der Zeitpunkt der Übergabe 
des Briefs, wenn zuerſt die ſchriftliche Abtretungserklärung dem Erwerber gegenüber abgegeben 
oder die Eintragung für ihn erfolgt und demnächſt erſt der Hypothekenbrief dem Erwerber nach 
Maßgabe des $ 1117 übergeben worden iſt. Bei anderer zeitlicher Reihenfolge der Ereigniſſe kann 
der Zeitpunkt der Abtretungserklärung oder der Eintragung den Ausſchlag geben. Würde nun 
für den Regelfall (Erforderlichkeit von Einigung und Eintragung zum Erwerb) nicht die Beſtim⸗ 
mung des Abſ 2 gegeben fein, fo würde, wenn die Einigung der Eintragung vorangegangen 
wäre, der Zeitpunkt der Eintragung, und wenn die Einigung der Eintragung nachgefolgt wäre, 
der Zeitpunkt der Einigung maßgebend ſein. Denn erſt mit dem Zuſammentreffen beider Erfor 
derniſſe vollzieht ſich der Erwerb. Das Geſetz hat jedoch im Abſ 2 Halbſatz 1 zugunſten des 
Erwerbers für den erſten (regelmäßigen) Fall, daß der Erwerb nach vorausgegangener Einigung 
ſich durch die Eintragung vollendet, den über die Gutgläubigkeit entſcheidenden Zeitpunkt 
vorangeſetzt auf die Zeit der Stellung des Eintragungsantrags. Damit iſt nicht etwa 
dieſer Zeitpunkt in jeder Hinſicht dem Zeitpunkt des vollendeten Erwerbs gleichgeſtellt (JFG 
11, 227). Vielmehr ift nur verordnet, daß der Erwerber, deſſen Erwerb ſich vollendet hat, gegen 
Einwendungen aus der Unrichtigkeit des Grundbuchs auch dann geſchützt iſt, wenn er in der 
Zwiſchenzeit von der Stellung des Antrags bis zur Eintragung nachträglich Kenntnis von der 
Unrichtigkeit des Grundbuchinhalts erlangt (RG 74, 420; 89, 161; 116, 353; 123, 21; OLG 8, 108; 
46, 42; der umgekehrte, praltiſch feltene Fall, daß der Erwerber zwar zur Zeit der Stellung des 


E ntragungsantrags von der Unrichtigkeit des Grundbuchs Kenntnis hatte, in der Zwiſchenzeit 
bis zur Eintragung aber zu der Überzeugung gelangt ift, das Grundbuch ſei richtig, iſt geſtreift 
in R 116, 349; der Fall, daß das Grundbuch erſt in der Zwiſchenzeit von der Stellung des Ein⸗ 
tragungsantrags bis zu der Eintragung unrichtig wird, iſt weiter unten behandelt). Dieſe Vor⸗ 
ſchrift ſoll dem Erwerber bei der Unbeſtimmtheit des ſonſt maßgebenden Zeitpunkts der Ein⸗ 
tragung die Möglichkeit wahren, ohne Gefahr die Valuta an den anderen Teil zu zahlen, ſobald 
ie Eintragung beim Grundbuchamt beantragt iſt (Prot 3, 80ff.). Sie ſoll alſo den Erwerber 
nicht etwa des Nachweiſes irgendeiner neben der Eintragung beſtehenden Erwerbsvorausſetzung 
überheben, ſondern ihn lediglich gegen die Zufälligkeiten der Erledigung des Eintragungsantrags 
ſchützen (NG 141, 383). Der Eintragungsantrag, der nach $13 Abſ 2 GBO ſowohl vom Paſſiv⸗ 
beteiligten als auch vom Erwerber geſtellt werden kann und nach § 30 GBO keiner Form bedarf, 
iſt beſprochen in $ 878 A 5. Hervorzuheben iſt hier noch, daß ein Eintragungsantrag nur vorliegt, 
wenn er beim Grundbuchamt geſtellt iſt. Auch in denjenigen Fällen, in denen eine Auflaſſung 
an anderer Stelle als vor dem Grundbuchamt erfolgt (8 925 A 12; z. B. vor einem Notar) und dort 
er Antrag auf Eintragung des Eigentums des Erwerbers beurkundet wird, iſt der Eintragungs⸗ 
antrag im Sinne des $ 892 Abſ 2 erſt dann geſtellt, wenn die ihn enthaltende Urkunde dem 
Grundbuchamt zugegangen (OLG 26, 8; dgl. auch RG 53, 88) und wenn bei der Über- 
reichung an das Grundbuchamt das Eintragungsbegehren klar zum Ausdruck gebracht iſt. 
ein in der notariellen Auflaſſung enthaltener Antrag auf Umſchreibung des Grupdſtllcks⸗ 
eigentums kann als nicht geſtellt angeſehen werden, wenn im Einreichungsſchreiben des 
otars an das Grundbuchamt nur beantragt wird, einem in der Auflaſſungsurkunde greich. 
falls enthaltenen Antrag auf Eintragung einer Auflaſſungsvormerkung ſtattzugeßen RR 
7 00 Nr 217). Der Zeitpunkt, in dem der Antrag auf Umſchreibung des Grund eden 6 
en Grundbuchamt eingeht, iſt für die Anwendung des 9892 Abſ 2 Halbſatz 1 auch dann enk. 
Seidend; wenn in dieſem Augenblick der Nachweis der Zahlung einer etwa zu entrichtenden 
Caen (Wertzuwachsſteuer, Grunderwerbſteuer) noch nicht geführt iſt (NG HRR 1929 Nr 1370). 
in Antrag, der zurückgenommen (831 GBO) oder wegen beſtehender Hinderniſſe zurück⸗ ' 7 
Im g 
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gewieſen wird, iſt bedeutungslos (JG 11, 228); bei etwaiger Wiederholung des Antrags kommt 
es auf den Zeitpunkt dieſes zweiten Antrags an (MG HAN 1929 Nr 384; RIA 4, 113; OLG 46, 42). 
Tritt zwiſchen der Stellung des Eintragungsankrags und der zum Erwerb führenden Ein⸗ 
tragung eine Anderung des Grundbuchinhalts ein, wodurch das Grundbuch unrichtig wird, ſo 
könnte dem Erwerber nach Abſ 2 die in der Zwiſchenzeit erlangte bloße Kenntnis dieſer Anderung 
nicht ſchädlich fein. Indeſſen iſt nach der aus Abſ 1 zu entnehmenden Regel für den Erwerber 
der Grundbuchinhalt zur Zeit der Vollendung ſeines Erwerbs maßgebend, gleichviel ob ihm zu dieſer 
Zeit die inzwiſchen eingetretene Veränderung des Grundbuchinhalts bekannt war. Nur dann 
ſteht ihm hinfichtlich der zwiſchenzeitlich erfolgten, das Grundbuch unrichtig machenden Eintragung 
der öffentliche Glauben des Grundbuchs nicht zur Seite, wenn ihm nachgewieſen wird, daß er 
zur Zeit der Vollendung ſeines Erwerbs die durch die zwiſchenzeitlich vorgenommene Eintragung 
herbeigeführte Unrichtigkeit des Grundbuchs kannte (Rc 116 S. 354, 361; 123 S. 21, 64). Iſt 
nach der Stellung des Antrags auf Eintragung des Eigentums des Grundſtückserwerbers eine 
Eintragung oder Löſchung eines Rechts am Grundſtück beantragt, ſo hat das Grundbuchamt 
nach 58 17, 45 Abſ 3 G80 zu verfahren, alfo zunächſt den Eigentumswechſel einzutragen und 
dann erſt den andern Antrag auf Eintragung oder Löſchung zu erledigen. Wird fo verfahren, 
dann iſt die durch die Erledigung des zweiten Antrags etwa eintretende Unrichtigkeit des Grund⸗ 
buchs für den Grundſtückserwerber ohne Bedeutung, da für ihn der Grundbuchinhalt zur Zeit 
ſeiner Eigentumseintragung entſcheidend iſt. Werden dagegen beide Anträge gleichzeitig erledigt, 
alle Einſchreibungen in derſelben Verfügung angeordnet und unter demſelben Datum bewirkt, 
ſo gelten alle rechtsändernden Eintragungen als mit der Vollziehung der letzten Eintragung 
einheitlich abgeſchloſſen. Für den Eigentumserwerber gilt dann alſo die durch die Erledigung 
des zweiten Antrags herbeigeführte Eintragung oder Löſchung als zur Zeit der Vollendung ſeines 
Eigentumserwerbs ſchon vorhanden. Er iſt, wenn durch dieſe Erledigung das Grundbuch unrichtig 
geworden iſt, nach Abſ 1 gegen die Unrichtigkeit geſchüßt, es fei denn, daß ihm die in dieſem Zeit⸗ 
punkt vorhandene Kenntnis der Unrichtigkeit nachgewieſen wird (R 116, 362; 123 S. 22, 83). 
Im übrigen ſchützt aber auch Abſ 2 nicht gegen eine Anderung des Grundbuchſtands, die nach der 
Einreichung des Umſchreibungsantrags unter Verletzung der 88 17, 45 G80 erfolgt iſt (RG 
HRR 1931 Nr 1313). — Iſt zur Vollendung des Erwerbs außer der (vorausgegangenen) Eini- 
gung und Eintragung noch ein anderer Rechtsakt erforderlich, der ſpäter nachfolgt, 
jo findet $ 892 Abſ 2 Halbſatz 1 keine Anwendung. Vielmehr ift dann der Zeitpunkt dieſes Rechts⸗ 
akts der für die Kenntnis maßgebende Zeitpunkt (MG 89, 160). Das iſt namentlich von Bedeutung 
beim Erwerb einer Hypothek durch den eingetragenen Hypothekengläubiger. Der Gläubiger 
erwirbt die Hypothek erſt im Augenblick der Entſtehung der geſicherten Forderung ($ 1163 
Abs Satz 1), wenn er alſo z. B. das hypothekariſch geſicherte Darlehn erſt nach der Eintragung 
der Hypothek auszahlt, erſt im Zeitpunkt feiner Zahlung (RG 128, 278; A 4 Abſ 2). In einem 
ſolchen Fall iſt mithin auch für die Gutgläubigkeit des Erwerbers im Sinne des $ 892 nicht ſchon 
die Stellung des Eintragungsantrags, ſondern erſt die Entſtehung der hypothekariſch geſicherten 
Forderung der maßgebende Zeitpunkt (RG 141, 382). Ausnahmen mögen gelten bei der Hypothek 
für eine künftige Forderung ($ 1113 Abſ 2) und bei der Höchſtbetragshypothek des $ 1190 (RG JW 
1935, 26292; 336 11, 284). Zu weit geht aber das Urteil JW 1935, 11956, das bei jeder Buch⸗ 
hypothek zur Anwendung des $ 892 den guten Glauben des Erwerbers im Zeitpunkt der Stellung 
des Eintragungsantrags genügen laſſen will und den böſen Glauben im Zeitpunkt der Entſtehung 
der Forderung für unſchädlich hält. Bei der Briefhypothek vollendet ſich der Erwerb des Gläubi⸗ 
gers ferner gemäß $ 1117 erſt mit der Übergabe des Hypothekenbriefs. Deshalb iſt auch 
der Augenblick der Briefübergabe entſcheidend für den Schutz des Hypothekerwerbers durch $ 892, 
alſo für die Frage, ob er zu der Zeit, als ſich ſein Erwerb vollendete, Kenntnis davon gehabt 
hat, daß der die Hypothek beſtellende Bucheigentümer nicht wahrer Grundſtückseigentümer 
oder daß gegen den Eigentümer ein (im Grundbuch nicht eingetragenes) Veräußerungsverbot 
erlaſſen war (RG 89, 160; 128, 278). Iſt aber a dem Hypothekbeſteller und dem Gläubiger 
ſchon vor der Eintragung der Hypothek eine die Übergabe des Briefs erſetzende Vereinbarung gemäß 
51117 Abſ 2 getroffen, jo greift wiederum $ 892 Abſ 2 Halbſatz 1 ein. Denn nach $ 1117 Abſ 2 
wird die Übergabe des Briefs erſetzt „durch die Vereinbarung“, daß der Gläubiger berechtigt 
jein ſoll, ſich den Brief vom Grundbuchamt aushändigen zu laſſen; dieſe Vereinbarung kann ſchon 
vor der Herſtellung des Hypothekenbriefs wirkſam getroffen werden; mithin erwirbt der Gläu⸗ 
biger in ſolchem Falle die Hypothek bereits mit der Eintragung (RG 64, 313; 66, 210; 81, 425); 
für ſeine Kenntnis von der Unrichtigkeit des Grundbuchinhalts iſt alſo hier nach 8 892 Abſſ2 die 
Zeit der Stellung des Eintragungsantrags maßgebend (RG 89, 161). Dies gilt aber nicht, wenn 
keine Vereinbarung über die Aushändigung des Briefs an den Gläubiger getroffen iſt, ſondern 
nur der Hypothekbeſteller in der Eintragungsbewilligung das Grundbuchamt ermächtigt hat, 
den Hypothekenbrief dem Gläubiger unmittelbar auszuhändigen. Denn dieſe einſeitige Be- 
ſtimmung im Sinne des 9 60 Abſ 2 GBd enthält noch keine Vereinbarung nach $ 1117 Abi 2 
(RG 66, 100; 77, 107). Der Gläubiger erwirbt die Hypothek in dieſem Falle alſo erſt, ſobald ihm 
der Hypothekenbrief vom Grundbuchamt ausgehändigt iſt (R 89, 160). — Handelt es ſich darum, 
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ob der Rechtsurheber, von dem der Erwerber ſeinen Erwerb herleitet, nicht der Berechtigte oder 
ob er zu der Verfügung (3. B. wegen eines gegen ihn erlaſſenen, im Grundbuch nicht eingetrage⸗ 
nen Veräußerungsverbots) nicht befugt war und ob dies dem Erwerber bekannt geweſen iſt, 
jo hat die Anwendung des Abſ 2 Halbſatz 1 zur Vorausſetzung, daß der Rechtsurheber im Grund⸗ 
buch eingetragen iſt. Wenn der Rechtsurheber zur Zeit der Stellung des Eintra⸗ 
gungsantrags als Berechtigter im Grundbuch nicht eingetragen ſteht, obwohl er nur 
im Falle ſeiner Eintragung Berechtigter ſein könnte (wenn z. B. der die Eintragung einer Hypothek 
Bewilligende zwar die Auflaſſung des Grundſtücks erhalten hat, aber noch nicht als Eigentümer ein- 
getragen ift), jo kann überhaupt nicht die Rede davon fein, daß der Erwerber zu dieſer Zeit hin⸗ 
ſichtlich der Berechtigung des Rechtsurhebers unter dem Schutz des öffentlichen Glaubens des 
Grundbuchs geſtanden haben konnte. Denn das Grundbuch enthält dann nichts davon, daß der 
Rechtsurheber Berechtigter ſei; ſein Inhalt umfaßt die Berechtigung des Rechtsurhebers nicht, ſon⸗ 
dern ſpricht ſogar gegen das Beſtehen der Berechtigung (NG 89, 161; 116 S. 353, 361). Auch wenn 
in ſolchem Falle der Rechtsurheber zugleich mit der Eintragung des Rechts des Erwerbers als Be⸗ 
rechtigter eingetragen wird und der Erwerber durch ſeine Eintragung das Recht erwirbt, iſt für die 
Frage der Kenntnis des Erwerbers davon, daß der Rechtsurheber (trotz ſeiner Eintragung) nicht 
wahrer Berechtigter oder (wegen einer Verfügungsbeſchränkung) nicht zur Verfügung befugt war, 
nicht der Zeitpunkt der Stellung des Eintragungsantrags, ſondern der Zeitpunkt der Eintragung 
maßgebend (RG 89, 162). Wird eine Hypothek ſchon vor ihrer Eintragung (Entſtehung) gemäß 
981154, 1117 Abj 2 abgetreten, fo erwirbt der Abtretungsempfänger fie unter dem Schutz des 
9 892, wenn er im Zeitpunkt ihrer Eintragung auf den Namen des Abtretenden die Nicht- 
entſtehung des Rechts (z. B. wegen Fehlens der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung zur 
Oypothelbeſtellung) nicht gekannt hat (RG 140, 35; Warn 1935 Nr 58). Der Abtretungsempfänger 
einer Hypothek, die zugleich mit der Abtretung aus einer Höchſtbetragshypothek in eine Ver⸗ 
tehrshypothek umgewandelt wird ($$ 1180, 1186), erwirbt die umgewandelte Poſt nur dann unter 
dem Schutz des § 892, wenn er zur Zeit der Vollendung feines Rechtserwerbs in Anſehung des 
Beſtehens der Hypothek und der geſicherten Forderung gutgläubig iſt. Unter dieſer Vorausſetzung 
ſcheitert jener Schutz aber auch nicht daran, daß der Abtretungserwerb zeitlich zuſammenfällt mit 
dem Umwandlungserwerb des abtretenden Erſtgläubigers und daß beide Rechtsvorgänge in einem 
Grundbuchvermerk vollzogen werden (R 147, 298). — Iſt das Grundbuch unrichtig, weil 
ein Recht außerhalb des Grundbuchs beſteht (z. B. weil es zu Unrecht gelöſcht ift), oder iſt eine 
beſtehende Verfügungsbeſchränkung im Grundbuch nicht eingetragen, ſo kann 
bas Grundbuchamt, wenn es aus dem Grundbuch oder den Grundakten Kenntnis 
davon erlangt, die Eintragung eines entgegenſtehenden Erwerbs, der ſich nicht 
ausnahmsweiſe außerhalb des Grundbuchs vollzieht (KJ 28 A 92), ablehnen ohne Rück; 
ſicht darauf, daß der Erwerber möglicherweiſe ſeinerſeits bei Stellung des Eintragungs⸗ 
antrags keine Kenntnis davon hatte. Denn den Erwerber ſchützt ſein guter Glaube erſt dann, 
wenn er das Recht erworben hat. Durch den Eintragungsantrag, der nur im Fall des vollendeten 
Erwerbs für den Zeitpunkt der Kenntnis maßgebend iſt, erwirbt er das Recht aber noch nicht 
RG 57, 281; RA 4, 110; KON 28 A 93) und ebenſowenig einen Anſpruch darauf, daß der Grund⸗ 
buchrichter, der die Unrichtigkeit (Unvollſtändigkeit) des Grundbuchs erkannt hat, dieſen Mangel 
unbeachtet laſſe, um einen fachlich unberechtigten Erwerb auf Grund des $ 892 herbeizuführen 
(EG 16, 149). — Will der Erwerber den Schutz des $ 892 Abſ 2 in Anſpruch nehmen, ſo wird 
immer vorausgeſetzt, daß die ſonſtigen Erforderniſſe für einen rechtsgültigen Erwerb vor⸗ 
egen. Hat jemand als Nichtberechtigter oder als Vertreter ohne Vertretungs- 
macht zugunſten des Erwerbers verfügt, ſo wirkt die den Erwerb gemäß $$ 177, 
185 gültig machende Genehmigung des Berechtigten oder Vertretenen nach $ 184 
er Der Erwerber ift geſchützt, wenn er zur Zeit der Vornahme des Erwerbsakts, inſonder⸗ 
geit im Augenblick der Stellung des ſpäter durch Eintragung erledigten Eintragungsantrags, 
in gutem Glauben war (RG 69, 270 mit der Einſchränkung durch RG 134, 283 im Falle der 
Eintragung eines Widerſpruchs; A 9 a. E.). — Die rechtliche Bedeutung der Kenntnis des Zwangs⸗ 
verſteigerungsantrags ift im § 23 3G geregelt. 


9 893 


Die Vorſchriften des § 892 finden entſprechende Anwendung ), wenn an 
denjenigen, für welchen ein Necht im Grundbuch eingetragen iſt 2), auf Grund 
ieſes Rechtes eine Leiſtung bewirkte) oder wenn zwiſchen ihm und einem 
anderen in Anſehung dieſes Rechtes ?) ein nicht unter die Vorſchriften des 8 892 
fallendes Nechtsgeſchäft vorgenommen wird, das eine Verfügung über das 
Necht enthält ). 
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1. In entſprechender Anwendung des 8 892 gilt derjenige, an den auf fein einge- 
tragenes Recht eine Leiſtung bewirkt wird oder der eines der im Halbſ 2 bezeich- 
neten Rechtsgeſchäfte über dieſes Recht vornimmt, zugunſten des anderen Teiles 
als der wirklich Berechtigte, auch wenn er dies tatſächlich nicht iſt (R JW 1927, 1626; OLG 18, 
110). Ebenſo gilt er als zur Verfügung über das Recht befugt, auch wenn er in Wirklichkeit 
wegen einer nicht eingetragenen Verfügungsbeſchränkung zu der Annahme der Leiſtung 
oder zu dem verfügenden Rechtsgeſchäft nicht befugt iſt. Beides gilt nur dann nicht, 
wenn gegen den Leiſtungsempfänger ein Widerſpruch für das Recht des wahren Be⸗ 
rechtigten eingetragen oder dem anderen Teile das Beſtehen dieſes Rechts oder der Verfügungs⸗ 
beſchränkung bekannt iſt. Liegen ſolche die Wirkung des öffentlichen Glaubens des Grundbuchs 
ausſchließenden Tatſachen nicht vor, ſo wird der Leiſtende auch gegenüber dem wahren 
Berechtigten oder trotz der Verfügungsbeſchränkung des Berechtigten befreit (OLG 
18, 110). Das verfügende Rechtsgeſchäft iſt zugunſten des andern Teiles ſo wirkſam, 
wie wenn der wahre Berechtigte es vorgenommen hätte oder der Berechtigte nicht in der Ver⸗ 
fügung beſchränkt wäre (RG 116, 181). Wahrer Berechtigter iſt nur derjenige, der tatſächlich 
Inhaber des Rechts iſt und ſtatt des Leiſtungsempfängers oder Verfügenden eingetragen ſein 
ſollte, nicht derjenige, der nur einen perſönlichen (ſchuldrechtlichen) Anſpruch auf Ein- 
räumung des Rechts hat. Ein ſolcher Anſpruch nimmt dem Empfänger oder Verfügenden 
die Berechtigung nicht; die Kenntnis vom Beſtehen des Anſpruchs ſchadet alſo dem anderen Teile 
nicht (8 892 A 10). Der wahre Berechtigte muß ſich an den Empfänger oder Ver- 
fügenden halten. Er kann insbeſondere gemäß $ 816 Abſ 1 Satz 1, Abſ 2 von dieſem die Heraus⸗ 
gabe der empfangenen Leiſtung oder das durch die Verfügung Erhaltene verlangen. Nur wenn 
die Verfügung unentgeltlich erfolgt iſt, hat er gemäß § 816 Abſ 1 Satz 2 auch gegen den andern 
Teil einen Anſpruch auf Herausgabe des auf Grund der Verfügung erlangten Vorteils. Dagegen 
ſteht ihm gegen den anderen Teil, auch wenn dieſer fahrläffig gehandelt hat, ein Schadens- 
erſatzanſpruch nach $ 823 nicht zu. Denn der andere Teil, der ein Rechtsgeſchäft nach $ 893 
mit oder gegenüber dem Buchberechtigten vorgenommen hat, iſt auch gegen perſönliche An⸗ 
ſprüche des nicht eingetragenen wahren Berechtigten (abgeſehen von dem Bereicherungsanſpruch) 
geſchützt, ſofern ihm nicht die Unrichtigkeit des Grundbuchs bekannt oder ein Widerſpruch gegen 
die Richtigkeit des Grundbuchs eingetragen war (RG 85, 61; 90, 397; $ 892 A 5). Der Zeit- 
punkt, bis zu dem die Kenntnis des anderen Teils nicht vorliegen darf, wenn 
die Wirkungen des öffentlichen Glaubens des Grundbuchs zu ſeinen Gunſten eintreten tollen, iſt 
grundſätzlich der Augenblick, in dem die Leiſtung vollendet oder das Rechtsgeſchäft wirkſam wurde. 
Wenn zur Wirkſamkeit die Eintragung erforderlich iſt, entſcheidet nach $ 892 Abſſ2 die Zeit der 
Stellung des Eintragungsantrags oder, falls das Rechtsgeſchäft erſt nach der Eintragung zuſtande 
kommt, die Zeit der Vornahme des Rechtsgeſchäfts. Die für die Hypothek geltenden Sonder- 
vorſchriften find behandelt in $ 892 A6, Hypothek“, A 13. Hervorzuheben iſt hier, daß der gemäß 
$ 1155 ausgewieſene Beſitzer des Briefs als eingetragener Gläubiger gilt. Aus $ 893 ergibt ſich, daß 
ein Hypothekenſchuldner, der außer vom eingetragenen Gläubiger auch noch von einem andern in 
Anſpruch genommen wird und den Mangel im Recht des eingetragenen Gläubigers nicht kennt, an 
dieſen mit befreiender Wirkung zahlen kann. Das ſchließt aber nicht aus, daß er auch nach $ 372 zur 
Hinterlegung des geſchuldeten Geldbetrags berechtigt iſt, wenn er infolge einer nicht auf 
Fahrläſſigkeit beruhenden Ungewißheit über die Perſon des Gläubigers ſeine Verbindlichkeit 
nicht mit Sicherheit erfüllen kann. Denn $ 372 geftattet bei einer ſolchen Sachlage dem Schuldner 
die Hinterlegung ausnahmslos. Dem leiſtenden Hypothekenſchuldner iſt aber angeſichts der von 
ihm entſchuldbar als beſtehend angenommenen Gefahr, daß er zweimal auf dieſelbe Zahlung be⸗ 
langt werden könnte, das im 9 372 vorausgeſetzte Intereſſe an der Hinterlegung zuzugeſtehen 
(RG 97, 173). e 

2. Auf ein eingetragenes Recht, alſo auf das Eigentum oder ein begrenztes Recht am Grund⸗ 
ftüd oder ein Recht an einem ſolchen Recht ($ 873 A 6) muß geleiſtet ſein oder das verfügende 
Rechtsgeſchäft ſich bezogen haben, wenn $ 893 Anwendung finden ſoll. Über vorgemerkte 
Rechte vgl, A 4 und § 883 A 8. Rechte aus Schuldverhältniſſen, auch wenn ſie zu eingetra⸗ 
genen Rechten in Beziehung ſtehen, fallen nicht unter $ 893. Daher wird z. B. der Mieter, 
der die Mietzinſen nicht an den aus dem Mietvertrage wirklich Berechtigten, ſondern an den zahlt, 
der zwar als Eigentümer eingetragen, aber tatſächlich nicht Eigentümer iſt, nicht befreit, auch 
wenn er den Eingetragenen für den Berechtigten gehalten, insbeſondere etwa angenommen hat, 
dieſer ſei gemäß $ 571 an die Stelle des Vermieters getreten (ſtr.). Auf (aus Verſehen) eingetragene 
Rechte, die nicht eintragungsfähig ſind (Vorbem 2 vor $ 873), iſt die Anwendung des 
893 ausgeſchloſſen, da nur der zuläffige Grundbuchinhalt unter dem Schutz des öffentlichen 
Glaubens des Grundbuchs ſteht (8892 A 6). 

3. Beiſpielsfälle für Leiſtungen, die auf Grund eingetragener Rechte bewirkt werden, ſind: 
Kapitalzahlungen des Grundſtückseigentümers an den eingetragenen, aber in Wirklichkeit nicht 
oder nicht allein berechtigten Gläubiger einer Buchhypothek oder Buchgrundſchuld (RIA 11, 
62; OLG 18, 110); Zinszahlungen des Eigentümers auf hypothekariſche Rechte, gleichviel ob 
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dieſe verbrieft oder unverbrieft find (8$ 1158, 1159, 1160 Abſ 3; RG 56, 415); die Entrichtung der 
Einzelleiſtungen aus einer Reallaſt. Aber auch die Erfüllung eines Vorkaufsrechts, die Unterhaltung 
einer für die Grunddienſtbarkeit beſtimmten Anlage im Falle des $ 1021 und die Zahlung der Ab⸗ 
löſungsſumme für eine Reallaſt fallen unter H 893. Dagegen nicht Kapitalzahlungen auf 
Briefhypotheken und Briefgrundſchulden. Denn bei dieſen Rechten iſt der eingetragene 
Gläubiger als ſolcher nicht ſchon durch die Eintragung zur Einziehung des Kapitals legitimiert, 
ſondern gemäß $$ 1144, 1145 Abj 1, 1160 Abſ 1 Halbſ 1, 1192 erſt dann, wenn er den Brief vor⸗ 
legt (Prot 3, 86; RG 56, 415; 150, 356). Daß die Leiſtung von beſtimmten Perſonen bewirkt ſein 
müffe, iſt im Geſetz nicht vorgeſchrieben. Daher muß $ 893 auch dann Anwendung finden, wenn nicht 
der Eigentümer oder ſonſt ein Verpflichteter, ſondern ein Dritter, ſei es für jenen oder um das 
Recht zu erwerben (88 1143, 1150, 268), die Leiſtung bewirkt. 

4. Ein nicht unter 8 892 fallendes, eine Verfügung enthaltendes Rechtsgeſchäft iſt einerſeits 
ein ſolches Rechtsgeſchäft, das nicht auf den Erwerb eines Rechts am Grundſtück oder 
an einem Grundſtücksrecht ($ 892 A 2) gerichtet ift (RG 56, 415), andererſeits aber nur ein ſolches 
zweiſeitiges oder einſeitiges Rechtsgeſchäft, das nicht lediglich die Begründung einer perſönlichen 
(ſchuldrechtlichen) Verpflichtung zur Einräumung eines Rechtes (RG 90, 399; Warn 1912 Nr 391), 
ſondern die unmittelbare Herbeiführung einer dinglichen Rechtsänderung (Über⸗ 
tragung, Belaſtung, Anderung des Inhalts, Aufhebung eines Rechts) zum Gegenſtande hat 
(RG 90, 399; 92, 35; 106, 111; § 873 A 8). Zweiſeitige Rechtsgeſchäfte dieſer Art ſind 
3. B.: die Einigung über die Anderung des Inhalts eines Rechts (5 877); die Verlegung einer 
Grunddienſtbarkeit gemäß 8 1023; die Anderungen hypothekariſcher Rechte nach Maßgabe der 
90 1119 Abf 2, 1180, 1186, 1198, 1203. Wegen der Rangänderung wird verwieſen auf $ 880 A 2. 
Zu den einſeitigen Verfügungsgeſchäften gehört beſonders die Aufhebung eines Rechts 
(RS 90, 399). Hierzu iſt, wenn es ſich um Aufhebung eines ein Recht am Grundſtück 
belaſtenden Rechts handelt, die Aufgabeerklärung des Inhabers des belastenden Rechts gegen- 
über (8 130 Abſ 1) dem Inhaber des belaſteten Rechts erforderlich und genügend; einer Eintragung 
bedarf es nicht (8875 A 2). Das belaſtende Recht gilt alſo zugunſten des Inhabers des belaſteten 
Rechts als wirkſam aufgehoben, wenn dieſer zur Zeit der Erklärung ihm gegenüber von der Nichtbe⸗ 
rechtigung des Erklärenden keine Kenntnis hat. Zur Aufheb ung eines das Grundſtück be⸗ 
laſtenden Rechts ift nach 9 875 Abſ 1 Aufgabeerklärung und Löſchung erforderlich. Iſt die 
Löſchung erfolgt, ſo gilt das Recht trotz Nichtberechtigung des Erklärenden zugunſten des Eigen⸗ 
tümers als wirkſam aufgehoben, wenn der Eigentümer zur Zeit der Stellung des Löſchungsantrags 
(A J) keine Kenntnis von der Nichtberechtigung hat. Vorausſetzung für dieſe Wirkung iſt aber auch 
hier, daß die Erklärung gegenüber dem Eigentümer abgegeben wird. Zwar genügt zur Aufhebung 
nach $ 875 Abf 2, wenn der Erklärende wirklicher Berechtigter iſt, die Abgabe der Erklärung gegen- 
über dem Grundbuchamt (ſtr.). Der $ 893 Halb 2 erfordert aber ein „wiſchen dem Eingetragenen 
und einem anderen vorgenommenen“ Rechtsgeſchäft. Daß dieſer Unterſchied beſtehen ſollte, iſt auch 
bei den Geſetzesvorarbeiten ausdrücklich hervorgehoben worden. Nur unter der genannten Voraus⸗ 
ſetzung ſollte der Eigentümer geſchützt fein, weil er nur dann in ſeinem nach Lage des Grundbuchs 
degründeten Vertrauen auf die Wirkſamkeit der Aufgabeerklärung getäuſcht ſei (Prot 3, 87). 
Verner gehört zu den an Verfligungsgeſchäften die Kündigung durch den oder an den 
eingetragenen, tatſächlich nicht berechtigten Inhaber einer Grundſtücksbelaſtung ſowie die 

ündigung durch den oder an den eingetragenen, tatſächlich nicht berechtigten Eigentümer (RG 
90, 399). Sie gilt alſo zugunſten des anderen gutgläubigen Beteiligten als rechtsbeſtändig auch 
dem wahren Berechtigten gegenüber. Jedoch iſt die Kündigung einer Hypothek und Grundſchuld 
deſonders geregelt (88 1141, 1156; auch $$ 1148, 1155, 1158 ff., 1192, 1193, 1202). Auch die Ein⸗ 
willigung und die Genehmigung des Berechtigten zu Verfügungen, die ein Nichtberechtigter 
über einen Gegenſtand trifft ($ 185), iſt als Verfügung im Sinne des $ 893 anzuſehen (RG 90, 399; 
197, 357). Die Erteilung einer Vollmacht zur Verfügung kann dagegen im allgemeinen nicht 
dis Verfügung gelten. Denn durch die Vollmacht erlangt zwar der Bevollmächtigte die rechtliche 
Befähigung, mit Wirkſamkeit für den Vollmachtgeber über das Recht zu verfügen, ſolange die 
Vollmacht nicht widerrufen iſt. Die Vollmachtserteilung iſt aber nur ein Mittel zur Bewirkung der 
Verfügung, nicht Verfügung ſelbſt, da ſie für ſich allein nicht unmittelbar eine Rechtsänderung 
herbeiführt. Wenn indeſſen eine Vollmacht zur Verfügung über eine Sache in der Weiſe erteilt 
wird, daß ſie unwiderruflich iſt, und zugleich dem Bevollmächtigten Beſitz⸗ und Nutzungsrechte an 
der Sache eingeräumt werden (z. B. bei der Vollmacht zur Parzellierung eines Grundſtücks), 
ſo iſt eine Verfügung als gegeben zu erachten, da dann das Eigentumsrecht des Vollmachtgebers 
Anſichtlich der dne Verfügungsmacht und des Beſitz und Nutzung umfaſſenden Inhalts un⸗ 
"ittelbar eine Anderung erfährt (RG 90, 400). Die eine Leiſtung erſetzenden Rechts- 
geſchäfte (Erfüllungsſurrogate, wie Aufrechnung, Annahme an Erfüllungs Statt) ſind ebenfalls 
0 zu zählen. 5893 kann daher namentlich bei einer Aufrechnung gegenüber einem Treu- 
änder Bedeutung gewinnen (HRR 1934 Nr 851). Kein Verfügungsgeſchäft iſt dagegen 
60e, die dem Gebiet der Schuldverhältniſſe angehörende Vermiekung und Ver⸗ 
pachtung, auch wenn ſie durch Beſitz⸗ und Gebrauchsüberlaſſung vollzogen iſt. Der wahre 
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Eigentümer iſt alſo an einen von einem Bucheigentümer oder einem zu Unrecht ein⸗ 
getragenen Nießbraucher geſchloſſenen Mietvertrag (Pachtvertrag) nicht gebunden (tr.: 
RS 106, 122; RX 51, 298). Ebenſowenig iſt als Verfügungsgeſchäft anzuſehen die über⸗ 
haupt nicht als ſachenrechtliches Rechtsgeſchäft ſich darſtellende Prozeßführung. Mithin 
wirkt ein gegen den eingetragenen Nichtberechtigten (z. B. auf Aufhebung des Rechts) erſtrittenes 
Urteil nicht gegen den ſeine Eintragung erlangenden Berechtigten, der nicht Rechtsnachfolger 
18 325 ZPO) des Nichtberechtigten ift (ſtr.; M3, 223). — Die Bewilligung der Eintragung 
einer Vormerkung in Anſehung eines eingetragenen Rechts iſt, wenn ihr die Eintragung der 
Vormertung folgt, mit Rückſicht auf die dadurch bewirkte dingliche Gebundenheit des betroffenen 
Rechts als Verfügung über das Recht im Sinne des $ 893 anzuſehen (Rd 116, 241; 118, 234: 
120, 14; 121, 46; Warn 1928 Nr 106). Daher führt die im $ 893 beſtimmte entſprechende An⸗ 
wendung des $ 892 zunächſt dazu, daß der eingetragene Verfügende als Berechtigter gilt, auch 
wenn er in Wirklichkeit nicht Berechtigter iſt (A 1). Mithin wird der Vormerkungsberechtigte 
in ſeinem guten Glauben an die Richtigkeit des Grundbuchs in Anſehung der Eintragung des die 
Vormerkung bewilligenden Nichtberechtigten geſchützt (RG 118, 234; JW 1926, 28701; Warn 
1928 Nr 106). Durch die Eintragung der bewilligten Vormerkung wird aber auch die dingliche 
Wirkung des vorgemerkten Anſpruchs (5 883 Abſ 1, 2; $ 888) vorweggenommen, ſofern er zur Ent⸗ 
ſtehung und Erfüllung gelangt. Iſt die Vormerkung auf Grund der Bewilligung des Buchbe⸗ 
rechtigten nach den Regeln des $ 892 rechtsgültig entſtanden, ſo iſt damit der Grund für die Er⸗ 
füllung des Anſpruchs gelegt. Der Erwerb des Rechts ſelbſt vollzieht ſich ſpäter unabhängig von 
der weiteren Entwicklung des Grundbuchinhalts und von dem guten Glauben des Berechtigten. 
Sit alſo z. B. von dem falſchlich als Eigentümer eingetragenen A das in Wirklichkeit dem B gehörige 
Grundſtück an C verkauft und auf Bewilligung des A für Ceine Auflaſſungsvormerkung zu einer 
Zeit eingetragen worden, in der C die Unrichtigkeit des Grundbuchs hinſichtlich der Eigentums. 
eintragung des A nicht kannte, ſo erwirbt C, wenn demnächſt die Auflaſſung an ihn und ſeine 
Eintragung erfolgt, das Eigentum ohne Rückſicht auf ſeinen nunmehr noch vorhandenen guten 
oder etwa bereits eingetretenen ſchlechten Glauben über das Nichteigentum des A (RG 121, 46; 
DLO 46, 60; 336 4, 336). Auch wenn nach der Eintragung der Auflaſſungsvormerkung für C 
das Eigentum auf B, ſei es auf Grund einer Auflaſſung, ſei es durch Berichtigung des Grundbuchs 
(3. B. im Wege der Zwangsvollſtreckung nach $ 894 8 PO), umgeſchrieben würde, wäre dieſe 
Umſchreibung gegenüber dem durch die Vormerkung geſicherten Auflaſſungsanſpruch des C nach 
$ 863 Abſ 2, $ 888 unwirkſam. Der an ſich auf Künftiges deutende Begriff der „Verfügung“ 
im $ 883 bj. 2 iſt dann entſprechend auf die nachträgliche Grundbuchberichtigung anzuwenden 
(RG 121, 47). Daraus iſt aber nicht zu folgern, daß auch der übrige Inhalt des Grundbuchs, 
der zu der Vormerkungs⸗Verfügung in keiner Beziehung ſteht, zugunſten des Vormerkungs⸗ 
gläubigers als richtig zu gelten hätte. Die weitere Wirkung des öffentlichen Glaubens des Grund- 
buchs würde nur nach $ 892 ſelbſt eintreten, wenn die Vormerkung ein „Recht“ wäre, was zu ver⸗ 
neinen ift ($ 883 A 8 Abſ 5). Auf dieſem Standpunkt ſtehen erſichtlich auch die (zu Aufwertungs⸗ 
fragen ergangenen) Entſcheidungen in RG 116, 238; 120 S. 13, 353 (a. M. JW 1925, 14151, 
wo 3 893 weiter gehend für anwendbar erachtet wird). 


S 894 

Steht der Inhalt des Grundbuchs in Anſehung eines Rechtes an dem Grund- 
ſtück, eines Nechtes an einem ſolchen Nechte oder einer Verfügungsbeſchrän⸗ 
kung der im 5 892 Abſ 1 bezeichneten Art mit der wirklichen Nechtslage nicht 
im Einklange ), ſo kann derjenige, deſſen Necht nicht oder nicht richtig ein- 
getragen oder durch die Eintragung einer nicht beſtehenden Belaſtung oder 
Beſchränkung beeinträchtigt iſt 2), die Zuſtimmung zu der Berichtigung des 
Grundbuchs) von demjenigen *) verlangen 5), deſſen Necht durch die Be⸗ 
richtigung betroffen wird 9). 

E 843 IT 813; M 3 234 ff.] P 3 102 f.; 4 589; 6 386. 

1. Mit der wirklichen Rechtslage nicht im Einklange ſteht der Inhalt des Grundbuchs 
(5 892 A 6) in Anſehung eines Rechtes an dem Grundſtück, eines Rechtes an einem ſolchen Rechte 
($ 873 A 3—6) oder einer Verfügungsbeſchränkung der im $ 892 Abſ 1 bezeichneten Art ($ 892 
A 11) im allgemeinen dann, wenn ein dingliches Recht am Grundſtück (Eigentum oder begrenz⸗ 
tes dingliches Recht, alſo Erbbaurecht, Dienſtbarkeit, Vorkaufsrecht, Reallaſt, hypothekariſches 
Recht) oder ein dingliches Recht an einem das Grundſtück belaſtenden Rechte (Nießbrauch oder 
Pfunbrecht an einer Reallaſt oder an einem hypothekariſchen Recht) nicht eingetragen iſt, aber 
außerhalb des Grundbuchs befteht; oder wenn ein ſolches Recht zwar eingetragen iſt, aber nicht 
mit dem ſeinem Weſen und ſeiner Bedeutung entſprechenden Inhalt; oder wenn nach den Grund⸗ 
bucheintragungen das Eigentum mit einem begrenzten dinglichen Recht oder eine Reallaſt oder 
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ein hypothekariſches Recht mit einem Nießbrauch oder einem Pfandrecht belaſtet iſt, die belaſtenden 
Rechte aber tatſächlich nicht entſtanden ſind oder doch nicht mehr beſtehen; ſchließlich wenn eine 
beſtehende Verfügungsbeſchränkung bei dem Recht, das ſie beſchränkt, nicht eingetragen oder 
eine eingetragene Beſchränkung tatjächlich nicht entſtanden oder aufgehoben iſt. 

Als Beiſpiele ſind zu nennen: 

a) für das Beſtehen eines nicht eingetragenen Rechtes: die Fälle, in denen ein eingetragenes 
Recht nicht durch Rechtsgeſchäft, ſondern kraft Geſetzes ohne Eintragung von einem anderen 
erworben wird (§ 892 A 4 „kraft Geſetzes“). Vor allem kommt hier in Betracht der Erwerb 
durch Erbfolge ($$ 1922, 1937, 1941, 1942, 2139). Einzelfälle find behandelt in KGJ 25 A 115; 
RIA 13, 263: als Eigentümer eines zum Geſamtgut der ehelichen Gütergemeinſchaft gehörenden 
Grundſtücks ſind nach dem Tode des einen Ehegatten der überlebende Ehegatte und die Erben 
eingetragen, jedoch ohne den Vermerk, daß der überlebende Ehegatte ebenfalls als Miterbe be⸗ 
teiligt iſt; KJ 51, 189: der Vorerbe iſt noch als Eigentümer eingetragen, während durch den Ein- 
tritt der Nacherbfolge bereits der Nacherbe das Eigentum erlangt hat; OLG 5, 435; KG 49, 178: 
hat der Vorerbe durch Auflaſſung eines Nachlaßgrundſtücks an einen Dritten das Recht des Nach⸗ 
erben gemäß $ 2113 beeinträchtigt oder vereitelt, jo kann der Nacherbe nach Eintritt des Nacherb⸗ 
falles als Vollerbe Berichtigung des Grundbuchs durch feine Eigentumseintragung verlangen; RG 
102, 335: iſt auf Grund einer Löſchungsbewilligung des Vorerben ohne Zuſtimmung des Nach⸗ 
erben — dieſe Zuſtimmung würde die Verfügung des Vorerben gemäß 185 voll wirkſam machen 
(G 61, 232; 70, 33; 102, 337) — eine zum Nachlaß gehörende Hypothek gelöſcht und dadurch das 
Recht des Nacherben beeinträchtigt oder vereitelt worden, ſo hat der Nacherbe nach Eintritt des 
Nacherbfalls gemäß § 2113 Abf 1 einen Anſpruch auf Berichtigung des Grundbuchs mit dem Ziel 
der Wiedereintragung der Hypothek mit dem bisherigen Rang, ſoweit nicht ein inzwiſchen einge⸗ 
tretener Erwerb unter dem Schutz des öffentlichen Glaubens des Grundbuchs ihm entgegenſteht. 
Ferner gehört hierher der Erwerb durch Eintritt der ehelichen Gütergemeinſchaft ($$ 1438 
Abſ 2, 1485 Abſ 3, 1519 Abſ 2 N 108, 286). Die Frage, ob im Falle des Grundſtückserwerbs durch 
den Mann zur Berichtigung des Grundbuchs im Wege der Miteintragung der gütergemeinſchaft⸗ 
lichen Frau nach $ 22 GBO die Zuſtimmung der Frau erforderlich ift, wird behandelt in RG 84, 
326; KJ 40, 153; 48, 210; RA 13 ©. 160, 163 (vgl. auch R 84, 71; 155, 344); die Frage, ob im 
Falle der Errungenſchaftsgemeinſchaft zur Miteintragung des Mannes auf ein von der Frau erwor⸗ 
benes Grundſtück die Zuſtimmung des Mannes erforderlich ift, in RA 14, 69. Ahnlich liegt die 
Sache bei der Beendigung der Ehe durch rechtskräftige Scheidung ($$ 1470ff. OLG 9, 331). Fälle 
der Unrichtigkeit des Grundbuchs infolge geſetzlichen Erwerbs können weiterhin herbeigeführt 
werden: durch Verſtaatlichung einer Aktiengeſellſchaft unter Ausſchluß der Abwicklung (Liqui- 
dation) nach 9 253 Akt, früher $ 304 HGB (KG 47, 121: entſprechend anzuwenden auf die 
Verſchmelzung eines Verſicherungsvereins auf Gegenſeitigkeit mit einer öffentlich⸗rechtlichen Ver⸗ 
ſicherungsanſtalt unter Ausſchluß der Liquidation); durch Verſchmelzung zweier Aktiengeſell⸗ 
ſchaften unter Ausſchluß der Abwicklung (Liquidation) gemäß 99 233 ff AEG, früher 306 HGB 
(KG 46, 190; nicht im Falle der Verſchmelzung mit Liquidation nach 9 255 Akt, früher $ 303 
HGB: KJ 46, 194); durch Zuſchlag des Grundſtücks in der Zwangsverſteigerung ($ 90 ZB; 
RIA 13, 147 darüber, ob das Vollſtreckungsgericht beim Erſuchen an das Grundbuchamt 
nach $ 130 8G auch um die Eintragung der Erben des Erſtehers erſuchen kann). Unſtimmigkeiten 
zwiſchen Grundbuch und wahrer Rechtslage ergeben ſich ferner beſonders leicht beim Erwerb 
der Hypothek, namentlich: wenn die Hypothek nach Befriedigung oder Verzicht des Gläubigers 
gemäß $$ 1143, 1150, 1163, 1164, 1168, 1170 Abſ 2, 1171 Abſ 2, 1173, 1174, 1177, 
1182, 268 Abs 3, 426 Abſ 2, 774 auf einen andern übergeht (NG 80, 319; 101, 238; KGJ 
36 A 179; ON 18, 198; 25, 376); wenn die nach Beerbung des Hypothekengläubigers durch den 
Hypothekenſchuldner und Eigentümer auf dieſen als Grundſchuld übergegangene Hypothek 
($ 1163 A 5) auf den Eigentümer umgeſchrieben oder gelöſcht iſt, dann aber durch Anordnung 
ver Nachlaßverwaltung oder Eröffnung des Nachlaßkonkurſes die Hypothekenforderung gemäß 
$ 1976 als nicht erloschen gilt, die Hypothek als ſolche wieder auflebt und demgemäß (für den 
Erben) umzuſchreiben oder mit dem früheren Range wieder einzutragen iſt, ſoweit nicht ein 
unzwiſchen eingetretener Erwerb unter dem Schutz des öffentlichen Glaubens des Grundbuchs ($ 892) 
entgegenſteht (Rage 16, 148); wenn die Übertragung, Pfändung und Überweiſung 
don Briefhypotheken ohne Eintragung erfolgt ($ 1154 BGB; 98 830, 837 ZPO; KJ 49, 
206). Zu erwähnen iſt auch die Abtretung eines eingetragenen Nacherbenrechts (RG 83, 
337; § 892 A 11 Abſ 2; Verpfändung und Pfändung: unten d). Unrichtigkeitsfälle dieſer 
Art liegen ſchließlich vor: wenn ein Recht wegen Nichtigkeit der vom Berechtigten 
erteilten Löſchungsbewilligung oder wegen ihres Zugehens an den Empfangsberechtigten ohne 
Willen des Berechtigten ($ 875 A 7) oder wegen fehlender Verfügungsbefugnis des die Löſchung 
Bewilligenden oder aus ſonſt einem Grunde zu Unrecht gelöſcht iſt (RG 73, 175; 82, 22; 88, 
286; Warn 1912 Nr 11; Gruch 52, 957; K 34 A 267; 48, 188; Jccch 2, 293; 8 891 A 6) wenn 
beim Abſchreiben einer veräußerten Parzelle ein auf dem Hauptgrundſtück eingetragenes Recht zu 
Unrecht auf die Parzelle nicht mitübertragen iſt, was einer Löſchung des Rechts an der 


156 Sachenrecht 


Parzelle gleichkommt (846 Ab 2 GBO; KG 27A 116; 46, 211; OLG 40, 57; 8875 A 6); wenn im 
Falle der Übertragung eines Rechts eine Einigung überhaupt nicht zuſtandegekommen. 
oder die Einigung nichtig oder anfechtbar und angefochten iſt (5925 A 6; Auflaſſung: aus Irrtum 
RZU 9, 59, bei Betrug R IW 1896, 3624,44, zum Schein R 79, 165; JW 1902 Beil 202; 
Übertragung eines Rechts ohne Vertretungsmacht RG 69, 266; Gruch 52, 957; OLG 18, 110); 
wenn eine dem A gehörende Grundfläche (Parzelle) auf das Grundbuchblatt des B irrtümlich 
eingetragen ift (RG 68, 24; NO 26 A 245; f 891 A 3; 8 892 A 6 „tatſächliche Angaben“). 

b) für das Nichtbeſtehen eines eingetragenen Rechtes: wenn das Recht wegen Fehlens einer 
Einigung ($ 873) nichtig iſt (RG 88, 89; 89, 371; KJ 39 A 177); wenn es wegen Unwirkſamkeit 
der ihm zugrunde liegenden Einigung, z. B. der Auflaſſung beim Fehlen der erforderlichen be- 
hördlichen Genehmigung, nicht rechtsbeſtändig iſt (MG 129, 152); wenn ein eingetragenes Recht 
außerhalb des Grundbuchs (ohne Löſchungseinſchreibung) durch Rechtsgeſchäft er- 
loſchen iſt, wie z. B. ein Pfandrecht an einer Reallaſt oder an einem hypothekariſchen Recht 
durch rechtsgeſchäftliche Aufhebung (5875 A 2); wenn ein Recht (nicht das Eigentum: 9 927 Abſ 2) 
durch Ausſchlußurteil ohne Löſchung erliſcht, wie z. B. ein Vorkaufsrecht (8 1104 Abſ 1 
Satz 2) eine Reallaſt (51112) ein Pfandrecht an einer Reallaſt oder an einem hypothekariſchen Recht 
( 1273, 1269); wenn ein Recht durch Vereinigung mit dem belaſteten Eigentum oder mit 
dem belaſteten Rechte erliſcht, wie die Hypothek, Grundſchuld, Reallaſt nach $$ 1178 (Rückſtände 
von Zinſen uſw.), 1107, 1200, der Nießbrauch und das Pfandrecht nach 8 1063, 1068, 1072, 
1256, 1273; wenn eine Grunddienſtbarkeit oder beſchränkte perſönliche Dienſtbarkeit 
nach $$ 1028, 1090 Abſ 2 durch Verjährung des Anſpruchs (zum Teil) erliſcht; wenn ein 
Recht infolge Eintritts eines Ereigniſſes kraft Geſetzes erliſcht, wie der Nießbrauch 
durch den Tod des Nießbrauchers ($ 1061 BGB; $ 23 GBO), eine Grunddienſtbarkeit gemäß 
$$ 1025, 1026 durch Teilung, eine Geſamthypothek auf einem der haftenden Grundſtücke in den 
Fällen der $$ 1173 Abſ 1, 1174 Abſ 1, 1181 Abſ 2 (RG Warn 1912 Nr 259); wenn ein auflöſend. 
bedingtes oder zeitlich begrenztes Recht infolge Eintritts der Bedingung oder des Endter⸗ 
mins erliſcht(§8 158 Abſ 2, 163; RG JW 1902 Beil 222, 250), alſo z. B. auch, wenn der Eigentümer, 
dem das Eigentum am Grundſtück nur als Vorerben bis zu einem beſtimmten Zeitpunkt zusteht, 
eine Hypothek ohne Zuſtimmung der Nacherben beſtellt hat und beim Eintritt des Nacherben- 
falles nach 88 158 Abſ 2, 161 Abſ 2, 163, 2113 zugleich mit dem Eigentum des Hypothekbeſtellers 
auch die Hypothek erloſchen ift (MG Warn 1914 Nr 126); wenn Miterben vor erfolgter Aus⸗ 
einanderſetzung irrtümlich ohne Auflaſſung (§ 925 A 2) als Miteigentümer nach Bruchteilen 
eingetragen worden find (KJ 51, 220); wenn ein Recht durch Zuſchlag in der Zwangs— 
verſteigerung gemäß § 91 3G, eine Hypothek durch Befriedigung aus dem Grund— 
ſtück gemäß § 1181 erliſcht. J 

o) für die nicht richtige oder unvollſtändige Eintragung eines Rechts (OLG 45, 288): 
wenn der mit einem Recht belaſtete Miteigentumsanteil nicht gemäß $ 47 GBO in einem 
Bruchteil angegeben iſt (RG 54, 85; OLG 14, 185; $ 895 A 1); wenn Eheleute als Mit- 
eigentümer eines Grundſtücks eingetragen ſind, während dieſes zum Geſamtgut der zwiſchen 
ihnen beſtehenden Fahrnisgemeinſchaft (69 1549, 1438) gehört (KJ 50, 151); wenn Mit⸗ 
erben als Eigentümer in Erbengemeinſchaft eingetragen ſind, einer der Miterben aber 
feinen Anteil am geſamten Nachlaſſe gemäß $$ 398, 413, 1274, 2033 rechtswirkſam einem 
andern übertragen oder verpfändet hat (RA 6, 235; 10, 69; KGJ 26 A 114; 33 A 231; 
OLG 4, 190; 5, 427; 25, 377); wenn bei einer Hypothek das Schuldverhältnis, auf dem die ge⸗ 
ſicherte Forderung beruhen ſoll, oder auch ſonſt der Inhalt des Rechts, insbeſondere in Anbe- 
tracht der Eintragungsbewilligung, im Grundbuch nicht richtig eingeſchrieben iſt (RG 
57, 321; JW 1902, 421%, Beil 194; 1903 Beil 48; 1906, 1817); wenn überhaupt die Eintragung mit 
der zugrunde liegenden Einigung nicht übereinftimmt, insbeſondere unvollſtändig ift (KJ 53, 174), 
es ſei denn, daß anzunehmen iſt, die Einigung würde auch ohne den nicht eingetragenen Teil 
des Rechtsinhalts vorgenommen fein ($ 139; KJ 42, 260; 53, 175); wenn eine Hypothek ftatt auf 
den Namen der Gemeinde auf den Namen der eigene Rechtsperſönlichkeit genießenden Ge⸗ 
meindeſparkaſſe eingetragen iſt (unten im Abfah „Richtigſtellung der Einſchreibung in das Grund⸗ 
buch“); wenn im Falle der Übertragung eines Teils einer verbrieften Hypothek oder Grundſchuld⸗ 
die Übertragung (verſehentlich) zu einem geringeren als dem abgetretenen Betrage 
für den Erwerber eingetragen worden iſt; wenn ein Recht (z. B. wegen Nichtigkeit der Einigung 
über eine Rangänderung) nicht mit dem ihm zuſtehenden Range eingetragen iſt (RG 
128 ©. 56, 280; 5880 A 3); wenn im Auseinanderſetzungsverfahren nach preußiſchem Recht 
auf Grund eines beſtätigten Rezeſſes oder eines ausgeführten Auseinanderſetzungsplanes ein 
Wechſel im Beſitzſtande eingetreten, insbeſondere an die Stelle eines abgefundenen Grundſtücks. 
das Abfindungsgrundſtück getreten iſt (KJ 38 A 250; 50, 145). 

d) für die Fälle einer Verfügungsbeſchränkung: wenn eine Bedingung oder Zeitbeſtim⸗ 
mung, unter die ein eingetragenes Recht geſtellt wurde, nicht eingetragen iſt (8892 A 11); 
wenn das Recht des Nacherben ($8 2113 ff.) bei dem Recht des Vorerben nicht eingetragen iſt 
(8897 A3; 951 GBO; RG Gruch 48, 1022; KG 52, 144; OLG 40, 125); wenn bei einem 
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eingetragenen Nacherbenrecht deſſen Verpfändung oder Pfändung, Rechtsvorgänge, die ſich 
als Verfügungsbeſchränkungen darſtellen, nicht eingetragen find (RG 83, 438; KGJ 42 S. 239, 241; 
47, 167; 5 892 A 11 Abſ 2; über die Abtretung oben a). Hierher gehört auch der Fall, daß das 
Anteilsrecht eines Miterben an dem gemäß $ 2032 Abſ 1 im gemeinſchaftlichen Vermögen 
der Erben ſtehenden Nachlaſſe mit einem gemäß $$ 1273, 1274 wirkſam beſtellten (RG 84, 
396; 87, 324) Pfandrecht belaſtet iſt, daß aber dieſes Pfandrecht nicht eingetragen iſt im Grund⸗ 
buch über ein Nachlaßgrundſtück, bei dem die Miterben in ihrer Geſamtheit als Eigentümer ein⸗ 
getragen find (RG 90, 235). Nach dem Grundbuch könnte hier der Miterbe in Gemeinſchaft mit 
den anderen Miterben unbeſchränkt über das Grundſtück verfügen, während er nach der wirk⸗ 
lichen Rechtslage wegen der Pfandbeſtellung gemäß § 1276 (NG 84, 399) zur Verfügung der 
Zuſtimmung des Pfandgläubigers bedarf. Das Grundbuch iſt alſo inſofern unrichtig, als es 
ſchweigt über eine beſtehende Verfügungsbeſchränkung, die keine rechtsgeſchäftliche (nicht ein⸗ 
tragbare) Beſchränkung im Sinne des $ 137 ift, ſondern ſich aus dem dinglichen Recht an fremdem 
Gegenſtand ergibt (RG 90, 237). Weitere Beiſpielsfälle: wenn ein Veräußerungsverbot 
der in den $$ 135, 136 bezeichneten Art bei dem betroffenen Recht nicht eingetragen iſt, ein Fall, 
in dem allerdings die Zuſtimmung des durch die Eintragung Betroffenen meiſtens durch das 
Eintragungserſuchen einer zuſtändigen Behörde erſetzt werden wird (RIA 6, 239; 8 892 A 12); 
wenn eine eingetragene Verfügungsbeſchränkung tatſächlich nicht entſtanden iſt 
(3. B. weil die Einigung über eine Bedingung oder die letztwillige Verfügung mit der Anordnung 
eines eingetragenen Nacherbenrechts nichtig iſt) oder wenn ſie zwar entſtanden, aber wieder 
aufgehoben iſt (z. B. eine einſtweilige Verfügung mit Veräußerungsverbot durch vollſtreck⸗ 
bare Entſcheidung). Dagegen wird ein dem Schutz des Nacherben dienender Vermerk über ſein 
Nacherbenrecht durch den Eintritt des Nacherbfalles nicht unrichtig, ſolange noch die Mög- 
lichkeit eines Rechtsverluſtes, namentlich durch Verfügungen der Erben des Vorerben, beſteht (RGI 
49, 179). Hat der Vorerbe über ein zur Erbſchaft gehörendes Grundſtück oder Grundſtücksrecht zugun⸗ 
ſten eines Dritten verfügt, ohne daß das Nacherbenrecht eingetragen war oder der Nacherbe ſeine Zu⸗ 
ſtimmung zu der Verfügung erteilt hatte, ſo ſteht dem Nacherben, ſofern nicht der Verfügende be⸗ 
freiter Vorerbe war und die Verfügung gegen Entgelt erfolgte (88 2136, 2113 Abſ 2), ein Be ⸗ 
richtigungsanſpruch auf Zuſtimmung zur Eintragung des Nacherbenrechts auch noch gegen den 
Erwerber zu, ſoweit dieſer ſich nicht nach $ 2113 Abſ g auf den öffentlichen Glauben des Grund⸗ 
buchs berufen kann. Dieſer Anſpruch beſteht ſelbſtändig neben dem Recht auf Eintragung eines 
Widerſpruchs gegen die Eintragung des Erwerbers nach § 899 oder nach 553 G80 (KG 52, 
140; OLG 40, 125). Durch die Eintragung des Nacherbenrechts wird der Nacherbe dagegen 
geſchützt, daß fein Recht, im Falle des Eintritts der Nacherbfolge die Unwirkſamkeit der Verfügung 
geltend zu machen, durch Weiterverflgung des erſten (bösgläubigen) Erwerbers an einen zweiten 
(gutgläubigen) Erwerber vereitelt wird (KJ 52, 144). Dies gilt auch dann, wenn noch der Erb⸗ 
laſſer als Rechtsinhaber eingetragen ſtand und nun der Vorerbe, der durch die Verfügung zu⸗ 
gunſten des Dritten ſein Verfügungsrecht verloren hat, nicht mehr als Rechtsinhaber eingetragen 
werden kann. Der g 51 GBO, der bei der Eintragung des Vorerben die gleichzeitige Eintragung 
des Nacherbenrechts von Amts wegen vorſieht, komnit hier, wo es ſich um die Bewilligung der 
Eintragung des Nacherbenrechts handelt, nicht in Betracht. Das Nacherbenrecht beſteht aber 
felbftändig und unabhängig davon, ob der Vorerbe eingetragen iſt oder nicht (KJ 52, 145). 
Die Vormerkung ($ 883) und der Widerſpruch (5 899) entſtehen erſt durch Eintragung. 

Der Inhalt des Grundbuchs iſt daher beim Fehlen ihrer Eintragung mit der wirklichen Rechts- 
lage im Einklang, fo daß $ 894 keine Anwendung findet. Gleiches gilt, wenn eine eingetragene 
Vormerkung oder ein eingetragener Widerſpruch wegen Nichtbeſtehens des geſicherten Anſpruchs 
oder des geſicherten dinglichen Rechts oder aus ſonſt einem Grunde hinfällig geworden iſt. In 
dieſem Falle ift trotz der Hinfälligkeit der Eintragung das Grundbuch nicht unrichtig im Sinne 
des g 894, weil die Vormerkung und der Widerſpruch keine dinglichen Rechte am Grundſtück oder 
an einem das Grundſtück belaſtenden Recht ſind, die „Rechtslage“ des Grundſtücks alſo nicht ge⸗ 
ändert iſt. Die Löſchung der hinfälligen Eintragung iſt mithin hier auf einem anderen Wege 
als dem des $ 894 herbeizuführen ($ 883 A 2, 8886 A 2, 3). Iſt aber eine Vormerkung recht- 
mäßig eingetragen geweſen und nur aus Verſehen oder durch widerrechtliche Handlung gelöſcht 
worden, ſo hatte die Vormerkung in der Zwiſchenzeit gegenüber ihr entgegenſtehenden Verfügun⸗ 
gen nach 38 883 Abſ 2, 888 dingliche Wirkungen erlangt. Dieſe mit der Vormerkung verknüpfte und 
einmal entſtandene Rechtsſtellung konnte nicht durch eine zu Unrecht erfolgte Löſchung wieder be- 
eitigt werden. Wie die Rechtsſtellung wieder verſchafft werden kann, ift in $ 886 A 3 Abſ 2 erörtert. 
Die Abtretung, Verpfändung oder Pfändung des durch Vormerkung geſicherten Anſpruchs 
erſtreckt ſich auch auf die Vormerkung, wie unter entſprechender Anwendung des $ 401 anzunehmen 
& (5883 As Abſ 4). Die Übertragung oder Belaſtung des vorgemerkten Anfpruch kann im 

rundbuch vermerkt werden (KJ 35 A 314; 43, 210). 

Verner iſt das Grundbuch nicht unrichtig, wenn für jemanden lediglich ein perſönlicher (ſchuld⸗ 
rechtlicher) Anſpruch auf Einräumung eines dinglichen Rechtes am Grundſtück oder an einer 
Grundſtücksbelaſtung oder auf Aufhebung eines ſolchen Rechtes beſteht. Denn eine Unrichtigkeit 
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des Grundbuchs liegt nur daun vor, wenn die Rechtslage hinſichtlich der dinglichen Rechte eine 
andere iſt, als fie nach dem Inhalt des Grundbuchs erſcheint (RG 53, 377; 60, 264; 65,365; Seuffel 
61 Nr 272). Bei ſchuldrechtlichen Anſprüchen kann alſo nur auf Grund des Schuldverhältniſſes mit 
der perſönlichen Klage gegen den Verpflichteten die Herbeiführung der Eintragung oder der 
Löſchung des Rechts verfolgt werden (§ 875 A 4; § 925 A 6). Den Fall einer dem 845 G80 
oder der Vereinbarung der Beteiligten nicht entſprechenden Rangeintragung behandelt $ 879 
A 4, 8. Iſt die einer Eintragung zugrunde liegende (dingliche) Einigung ($ 873 Abſ 1) an ſich 
rechtsgültig und nur das (ſchuldrechtliche) Grundrechtsgeſchäft nichtig oder fehlt ſonſt ein 
Rechtsgrund für die Beſtellung des Rechts, ſo iſt nicht etwa ein (dinglicher) Berichtigungsanſpruch 
aus 8 894 gegeben. Vielmehr kommt nur ein perſönlicher Anſpruch, namentlich wegen ungerecht 
fertigter Bereicherung nach $$ 812 ff., auf Beſeitigung der Eintragung in Frage (RG 51, 422; 63, 
185; 66, 389; Gruch 52, 958; RIA 7, 278). Durch eine Anfechtung auf Grund des AnfG 
oder der 98 29ff. KO wird das durch die anfechtbare Veräußerung an einem Grundſtück oder an 
einem das Grundſtück belaſtenden Recht erlangte eingetragene Recht nicht aufgehoben, da die An⸗ 
fechtung den Rechtserwerb nicht unwirkſam macht (unten A 2 Abſ 2 und § 888 A 2). Daher wird 
auch das Grundbuch nicht unrichtig; ein Berichtigungsanſpruch iſt alſo auch hier nicht gegeben (RG 
71, 178; OLG 10, 203; a. M. OLG 21, 409). Selbſtverſtändlich liegt keine Unrichtigkeit des Grund⸗ 
buchs vor, wenn der eingetragene Gläubiger einer Briefhypothek wirklicher Gläubiger iſt, einem 
anderen aber ein perſönliches Zurückbehaltungsrecht an dem Brief zuſteht (RG JW 1901, 13055). 

Unter der wirklichen Rechtslage, mit der das Grundbuch nicht in Einklang ſteht, iſt die 
materielle Rechtslage zu verſtehen. Durch das Vorhandenſein der formellrechtlichen Voraus⸗ 
ſetzungen für die Eintragung (Eintragungsbewilligung und Antrag) wird der Berichtigungs⸗ 
anſpruch nicht ausgeſchloſſen, wenn zwiſchen Grundbuch und materieller Rechtslage ein Wider⸗ 
ſpruch beſteht (RG 51, 420). Umgekehrt iſt kein Berichtigungsanſpruch gegeben, wenn die Ein⸗ 
tragung zwar wegen Fehlens der (formellen) Vorausſetzungen hätte unterbleiben ſollen, aber 
der materiellen Rechtslage entſpricht (OL 25, 378). — Nicht um eine Berichtigung des Grund⸗ 
buchs im Sinne des $ 894, ſondern um Richtigſtellung der Einſchreibung in das Grundbuch 
handelt es ſich, wenn nachrichtliche Vermerke, tatſächliche Angaben im Sinne der A3 8891 und 
ähnliches, was Inhalt, Umfang oder Wirkſamkeit der eingetragenen Rechte nicht berührt, der 
Wirklichkeit entſprechend geändert werden (z. B. Vermerk einer Anderung des Namens, Berufs 
oder Wohnorts des Berechtigten: JW 1936, 108240 Beſeitigung von bloßen Schreibfehlern, ver⸗ 
ſehentlichen Bezeichnungen, unzutreffenden Beſchreibungen, Undeutlichkeiten hinſichtlich des 
Umfangs des Rechts: RG JW 1911, 9768; KJ 25 A 104; 27 A 244; 38 A 237; OLG 7, 197; 8, 
S. 211, 219, 310; 15, 345; 16 S. 151, 156; 18, 210; Richtigſtellung des Erwerbsgrundes: RIA 9, 
60). Die Beteiligten haben zwar ein Recht auf die Richtigſtellung, weil das Grundbuch 
nichts Unrichtiges enthalten ſoll (RG 83, 438). Das Grundbuch wird aber dadurch nicht „mit 
der wirklichen Rechtslage“ in Einklang gebracht. „Unrichtig“ iſt das Grundbuch auch dann nicht, 
wenn die Eintragung nur undeutlich iſt und ihr Sinn durch die zugrunde liegende Eintragungs⸗ 
bewilligung feſtgeſtellt werden kann (RG 53, 414; JW 1903 Beil 48; Warn 1908 Nr 22; OLG 16, 
171). Ferner handelt es ſich nicht um Berichtigung des Grundbuchs, wenn eine beantragte 
Eintragung nicht vollſtändig bewirkt und daher ein Recht (z. B. ein Zinsrecht) nicht zur 
Eintragung gelangt iſt. Denn ohne Eintragung iſt das Recht noch nicht entſtanden, das Grundbuch 
alſo nicht unrichtig. Hier muß die vollſtändige Erledigung des Eintragungsantrags, nötigenfalls 
im Wege der Beſchwerde, verfolgt werden (OG 21, 413). Um einem echten Fall der Grundbuch⸗ 
berichtigung handelt es ſich dagegen, wenn eine Hypothek im Grundbuch zu Unrecht auf den Namen 
einer mit eigener Rechtsperſönlichkeit ausgeſtatteten Gemeindeſparkaſſe eingetragen iſt, 
während ſie in Wirklichkeit nicht zum Sparkaſſenvermögen, ſondern zum Gemeindevermögen gehört 
und daher auf den Namen der Gemeinde eingetragen fein muß (JW 1938, 240718). 

Wird zu einer Zeit, in der das Grundbuch hinſichtlich eines eingetragenen Rechts unrichtig 
iſt, dieſes Recht von einem Dritten durch Rechtsgeſchäft gutgläubig erworben (hat z. B. C, 
nachdem die Hypothek des B durch Befriedigung der Forderung auf den Eigentümer A überge⸗ 
gangen war, die Hypothek von dem noch eingetragenen B durch Übertragungsgeſchäft erworben, 
ohne daß er die Nichtberechtigung des B kannte), fo gilt nach $ 892 Abſ 1 Satz 1 zugunſten des 
Erwerbers das Recht als wirklich beſtehend. Wird zu einer Zeit, in der das Grundbuch unrichtig 
ift, weil ein außerhalb des Grundbuchs beſtehendes dingliches Recht nicht eingetragen fteht, ein 
dieſem Recht entgegenſtehendes Recht von einem Dritten durch Rechtsgeſchäft gutgläubig er- 
worben, fo gilt nach $ 892 Abſ 1 Satz 1 das nicht eingetragene Recht zugunſten des Erwerbers 
als nicht beſtehend. Das trifft z. B. zu, wenn C, nachdem eine dem A gehörende Parzelle irrtümlich 
auf dem Grundbuchblatt des B als dieſem gehörig vermerkt war, von B das Eigentum über⸗ 
tragen oder ein begrenztes dingliches Recht beſtellt erhält, ohne davon Kenntnis zu haben, daß 
die Parzelle dem A gehört. Ebenſo greift $ 892 Abf 1 Satz 1 ein, wenn auf Grund der Löſchungs⸗ 
bewilligung des Vorerben allein eine im Falle des Eintritts der Nacherbfolge dem Nacherben 
gegenüber nach $ 2113 Abs 1 unwirkſame Löſchung einer zum Nachlaß gehörenden Hypothek 
erfolgt iſt und dann für einen andern, der die Unwirkſamkeit der Löſchung nicht kennt, eine Hypo⸗ 
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thek an dem Grundſtück beftellt wird (RG 102, 335). In allen dieſen Fällen fteht das Grund⸗ 
buch, ſoweit durch ſeine (urſprüngliche) Unrichtigkeit an ſich der Erwerber betroffen werden müßte, 
kraft der geſetzlichen Fiktion der Richtigkeit mit der wirklichen Rechtslage nicht mehr im 
Widerſpruch. Derjenige, deſſen Recht zu Unrecht belaſtet wurde oder der der wahre Berechtigte 
war oder deſſen Recht außerhalb des Grundbuchs beſtand, hat alſo keinen Berichtigungs⸗ 
anſpruch gegen den Erwerber. Entſprechendes gilt nach $ 893, wenn ein Dritter gutgläubig 
an einen eingetragenen Nichtberechtigten eine Leiſtung bewirkt (z. B. wenn der 
Eigentümer O eine Buch hypothek an den als Gläubiger eingetragenen B, der von dem urſprüng⸗ 
lichen Gläubiger A die Hypothek nicht rechtswirkſam übertragen erhalten hat, bezahlt und ſo die 
Hypothek erwirbt) oder mit einem eingetragenen Nichtberechtigten ein anderes, eine 
Verfügung enthaltendes Rechtsgeſchäft vornimmt (4. B. wenn der Eigentümer C mit dem 
nur buchmäßig berechtigten B die Aufhebung eines das Grundſtück belaſtenden Rechts vereinbart, 
das in Wirklichkeit dem K zuſteht). Alles Nähere hierüber findet fich in $ 892 A 2,6, 7; 5 E MINEN 
Soweit danach das Recht des Berichtigungsberechtigten nicht überhaupt erliſcht, kann der Be⸗ 
richtigungsanſpruch nur gegenüber anderen, die ſich auf einen gutgläubigen Erwerb nicht berufen 
können, geltend gemacht werden (3. B. im Falle unrechtmäßiger Löſchung einer Hypothek gegen 
diejenigen nachſtehenden Gläubiger, deren Hypotheken zur Zeit der Löſchung bereits eingetragen 
ſtanden: 9 892 A 2). 

Dingliche Rechte, die ohne Eintragung mit voller Wirkſamkeit beſtehen, aber nicht ein⸗ 
tragungsfähig find (3. B. die Überbau- und die Notwegrente: $$ 912—918), machen durch ihr 
Beſtehen außerhalb des Grundbuchs dieſes nicht unrichtig. Denn das Grundbuch ſoll nur in ſeinem 
zuläſſigen Inhalt vollſtändig fein. Nicht eintragungsbedürftige, aber eintragungsfähige 
Rechte können eingetragen werden, weil ein beſtehendes dingliches Recht auch den Anſpruch 
auf Eintragung gewährt. Für die vor Inkrafttreten des BGB entſtandenen Grund- 
dienſtbarkeiten gewährt Art 187 EG ausdrücklich das Recht auf Eintragung (auf Reallaſten 
bezieht ſich die Vorſchrift nicht: OLG 35, 328). Ebenſo können berichtigend zur Eintragung ge⸗ 
bracht werden Rechte, die zwar ohne Eintragung entftehen, jedoch zur Wirkſamkeit gegen⸗ 
über gutgläubigen Erwerbern der Eintragung bedürfen, wie der Nießbrauch nach 
$ 1075, die Sicherungshypothek aus $ 1287 Satz 2 und aus ZPO $ 848 Abſ 2. Ferner können 
auch im Wege der Berichtigung des Grundbuchs Rechte eingetragen werden, die vor Inkraft⸗ 
treten des BGB zwar ohne Eintragung entſtanden ſind, aber zur Wirkſamkeit gegen Dritte, 
gleichviel ob fie dieſen bekannt waren oder nicht, der Eintragung bedurften (RG 55, 315; 56, 13; 
66, 30; JW 1904, 2821; in Preußen $ 12 EEGef. v. 5. 5. 1872 und für vorher begründete ding. 
liche Rechte 873 GVO v. 5. 5. 1872, dazu RG Gruch 62, 411). Da aber dieſe Rechte gemäß Art 
184 CG nur in ihrem bisherigen unvollkommenen Rechtszuſtande beſtehengeblieben find (R 66, 
30; OLG 35, 329), fo iſt die Eintragung nicht mehr zuläſſig, wenn inzwiſchen das Eigentum 
6 ſei es auch bösgläubigen, Erwerber übergegangen iſt (RG JW 1904, 2821; RG 74, 60; 

3). 

2. Berichtigungsberechtigt find nur die im $ 894 bezeichneten, bei der Unrichtigkeit des Grund⸗ 
buchs unmittelbar Beteiligten (RG Gruch 62, 384). Steht das Grundbuch mit der wirklichen 
Rechtslage nicht im Einklang, weil ein außerhalb des Grundbuchs beſtehendes dingliches Recht 
nicht eingetragen iſt (A 1a), ſo iſt berichtigungsberechtigt derjenige, deſſen dingliches 
Recht der Eintragung entbehrt (RG Gruch 62, 384). Ein anderer, mag ihm auch ſonſt ein 
dingliches Recht am Grundſtück zuſtehen, ift nicht befugt, die Eintragung jenes Rechtes zu betreiben. 
So kann z. B. der Grundſtückseigentümer, wenn eine an ſich beſtehende Hypothek auf einen andern 
als den Buchgläubiger übergegangen iſt, nicht vom Buchgläubiger die Zuſtimmung zur Eintragung 

es andern verlangen; vielmehr ſteht der Anſpruch nur dieſem zu (RG 60, 264; Gruch 58, 668). 
ohl aber kann der Verwalter im Konkurſe des Berichtigungsberechtigten deſſen 
Berichtigungsanſpruch verfolgen. Er kann alſo von dem als Gläubiger einer Briefhypothet 
auf dem Grundſtück des Gemeinſchuldners Eingetragenen, dem der Brief noch nicht übergeben iſt, 
die Zuſtimmung dazu verlangen, daß die gemäß 8 1163 Abſ. 2, 1177 Abſ 1 dem Ge⸗ 
meinſchuldner als Grundſchuld zuſtehende Hypothek auf den Gemeinſchuldner umgeſchrieben 
Bee: Das gilt ſelbſt dann, wenn dem Eingetragenen nach Zahlung des Hypotheken⸗ 
betrags ein Anſpruch auf Verſchaffung der Hypothek gegen den Gemeinſchuldner zuſteht. 
Wegen dieſes perſönlichen Anſpruchs kann der Eingetragene nur eine Geldforderung ge- 
mäß 969 Kd als Konkursforderung geltend machen (Rh 77, 100). Sind mehrere als 
(nicht eingetragene) Miteigentümer eines Grundſtücks berichtigungsberechtigt, ſo kann nach 
1 1011 jeder für ſich allein den Berichtigungsanſpruch geltend machen, und zwar dahin, daß ſämt⸗ 
iche Berechtigte als Miteigentümer eingetragen werden (RG JW 1911, 28015). Ebenſo kann 
1 $ 2039 jeder Miterbe auf Grund des allen Miterben zuſtehenden Geſamthandeigentums 
Pa Grundſtück von dem Bucheigentümer die Berichtigung des Grundbuchs auf alle Miterben 
20 ngen; ohne die Zuſtimmung der anderen Miterben zu ihrer Eintragung darlegen zu müſſen 
RE HNN 1930 Nr 1220). — It ein Recht nicht richtig eingetragen (A 1 c), jo kann nur der 
nhaber des Rechts die Berichtigung des Inhalts verlangen. Betrifft jedoch die 
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unrichtige Eintragung das Eigentum und hat ſie zur Folge, daß ein das Grundſtück belaſtendes 
Recht nicht richtig oder nicht vollkommen eingetragen iſt (ſind z. B. bei einer Hypothek an 
einem Miteigentumsanteil die Anteile der Miteigentümer nicht gemäß § 47 GBO in Bruchteilen 
angegeben), ſo ſteht auch dem Inhaber des Rechtes der Anſpruch auf Zuſtimmung zur Richtig 
ſtellung der Eigentumseintragung gegen den dadurch Betroffenen zu (RG 54, 85; § 895 A J). 
Auf die Berichtigung unrichtiger Eigentums eintragungen kann das Grundbuchamt unter 
gewiſſen Umſtänden auch von Amts wegen hinwirken ($ 82 GBO). Iſt der einge- 
tragene Inhaber des zu berichtigenden Rechts nicht der wahre Inhaber, 
ſo fehlt ihm die ſachliche Befugnis zur Geltendmachung des Berichtigungsanſpruchs. Da 
er das Recht überhaupt nicht für ſich geltend machen darf, iſt er auch nicht befugt, die Richtig⸗ 
ſtellung des Rechts zu verfolgen (ſtr.). Allerdings kann er ſich im Falle der Klagerhebung auf die 
Vermutung des $ 891 für feine Berechtigung berufen. Wird aber die Vermutung durch den Nach⸗ 
weis widerlegt, daß er nicht der wahre Berechtigte iſt, ſo iſt die Klage abzuweiſen. — Wenn die 
Unrichtigkeit des Grundbuchs darin beſteht, daß ein eingetragenes Recht am Grundſtück oder an 
einem das Grundſtück belaſtenden Recht nicht rechtsbeſtändig iſt (A 1 b), jo ſteht zunächſt dem 
Eigentümer oder dem Inhaber des belaſteten Rechts der Berichtigungsanſpruch 
zu. Denn er wird durch die nicht beſtehende Belaſtung in ſeinem Rechte beeinträchtigt, zumal 
die Belaſtung nach $ 891 die Vermutung für ihr Beſtehen hat und nach $ 892 Abſ 1 Satz 1 durch 
Erwerb eines gutgläubigen Dritten wirkſam werden kann (RG Warn 1912 Nr 259). Wenn das 
Grundſtück oder das Recht am Grundſtück noch mit anderen Rechten belaſtet iſt (3. B. jenes mit 
mehreren Hypotheken, dieſes mit Pfandrecht und Nießbrauch), ſo kann die Berichtigung 
(Zuſtimmung zur Löſchung des belaſtenden Rechts) auch von den Inhabern derjenigen 
anderen belaſtenden Rechte verlangt werden, die dem nicht beſtehenden Recht im 
Range gleich- oder nachſtehen (RG 146, 359). Deshalb ſteht z. B. ein Berichtigungsanſpruch 
zu: dem nachſtehenden Hypothekengläubiger gegenüber einer vorgehenden rechtsunwirkſamen 
Eintragung oder gegenüber einer vorgehenden, durch Verzicht gemäß § 1175 Abſ 1 Satz 2 an 
einem der belafteten Grundſtücke erloſchenen Geſamthypothek (RG 73, 52; OLG 21, 407; KGJ 
47, 208; JF 11, 211); dem Gläubiger, für den in der Zwangsverſteigerung eine Sicherungshypo⸗ 
thek gemäß 88 50 Abſ 1, Ab 2 Nr 2, 125, 128 3 VG unter der Bedingung eingetragen worden iſt, daß 
eine bei der Feſtſtellung des geringſten Gebots berückſichtigte Hypothek nicht beſteht (RG Warn 1912 
Nr 259); dem Gläubiger eines ſpäteren Pfändungspfandrechts gegenüber einem früher beſtellten 
Pfandrecht an einer Hypothek (RG 65, 365). Denn auch dieſe Rechtsinhaber werden in ihren 
Rechten durch die nicht beſtehende Belaſtung beeinträchtigt (RG 146, 359). Erſtens hindert fie die 
Vermutung für das Beſtehen dieſer Belaſtung aus $ 891 daran, ihre Rechte mit dem Range zur Gel⸗ 
tung zu bringen, der ihnen im Falle der Löſchung der Belaſtung zuſtehen würde; zweitens leidet die 
Wertſchätzung ihrer Rechte im Verkehr; drittens laufen ſie nach 892 Abſ 1 Satz 1 Gefahr, daß die Be- 
laſtung durch Erwerb eines gutgläubigen Dritten mit gleichſtehendem oder vorgehendem Range 
rechtsbeſtändig wird (RG 73, 52; JW 1908, 27511; Warn 1912 Nr 259). Jeder der hiernach Be⸗ 
richtigungsberechtigten kann den Berichtigungsanſpruch ſelbſtändig und unabhängig von den 
anderen Berechtigten geltend machen. Selbſtverſtändliche Vorausſetzung dafür iſt aber, daß 
derjenige, der den Anſpruch geltend macht, ein rechtsſchuß würdiges Intereſſe an der begehrten 
Berichtigung hat; mangels eines ſolchen Intereſſes fehlt es an einer Beeinträchtigung ſeines 
Rechts (RG 135, 35). Daher kann z. B. ein Treuhänder im Grundſtückseigentum nicht im Wege 
der Grundbuchberichtigung die Löſchung einer Hypothek verlangen, die der Treugeber auf Grund 
einer Generalvollmacht des Treuhänders für ein nicht gegebenes Darlehn einem Dritten beſtellt 
hat. Denn als dinglicher Schuldner hat der Treuhänder mangels eines eigenen ſachlichen Rechts 
am Grundſtück an deſſen Haftung kein Intereſſe; als perſönlicher Schuldner braucht er eine Ge⸗ 
fährdung durch den öffentlichen Glauben des Grundſtücks nicht (auch nicht nach $ 1138) zu beſorgen 
(NG JW 1934, 30545). Soll die beeinträchtigende Belaſtung deswegen nicht rechtsbeſtändig ſein, 
weil die ihr zugrunde liegende Einigung über die Beſtellung anfechtbar (z. B. wegen 
Irrtums, Betrugs) ſein ſoll, ſo muß die Einigung von dem Beſteller rechtzeitig 
angefochten ($$ 121, 124) und dadurch nichtig geworden ſein ($ 142 Abſ 1), bevor die Inhaber 
gleich- oder nachſtehender Rechte, die zur Anfechtung nicht befugt find, das Nichtbeſtehen der Be⸗ 
laſtung geltend machen können. Ferner ſind auch hier überall nur die wahren Rechtsinhaber, 
nicht die zwar eingetragenen, aber tatſächlich nicht berechtigten Inhaber zur Geltendmachung 
des Berichtigungsanſpruchs befugt. Derjenige, für den ein Recht eingetragen iſt, kann 
keinen Berichtigungsanſpruch erheben mit der Begründung, daß das Recht in 
Wirklichkeit nicht beſtehe. Daher hat z. B. keinen Berichtigungsanſpruch der Bucheigentümer, 
der behauptet, die Auflaſſung, auf Grund deren er eingetragen iſt, ſei nichtig, weil ſein Vertreter 
bei der Auflaſſung keine Vertretungsmacht gehabt habe. Zwar kann der Buchberechtigte ein 
Intereſſe an der Befeitigung des Rechts haben deſſen Beſtehen für ihn nach $ 891 Abſ 1 vermutet 
wird (z. B. der Bucheigentümer daran, nicht mehr genötigt zu ſein, ſich auf Klagen, die das Grund⸗ 
ſtück betreffen, einzulaſſen). Aber er iſt nicht eine Perſon, deren Recht nicht oder nicht richtig einge 
tragen iſt“ (OLG 26,97; KGJ 47,182; in JW 1922, 218 Al wird auch dem fälſchlich Gebuchten bei 
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wirtſchaftlichem und rechtlichem Intereſſe ein Berichtigungsanſpruch zugeſtanden, jedoch anerkannt, 
daß dieſer Fall im $ 894 nicht vorgeſehen ſei). In ſolchen Fällen kann aber der Buchberechtigte 
gegen einen anderen, der zur Beſeitigung des Rechts aus dem Grundbuch in der Lage oder deſſen 
Mitwirkung bei der Beſeitigung erforderlich iſt und der für die erfolgte Eintragung des Rechts 
aufzukommen hat, einen ſchuldrechtlichen Anſpruch auf Vornahme der geeigneten Maßnahmen 
und auf Erſtattung der zur Beſeitigung aufgewandten Koſten haben (OLG 26, 97; DARZRIPT 
1933 Nr 377). — Sit bei einem Recht eine von vornherein nicht entſtandene oder wieder aufge⸗ 
hobene Verfügungsbeſchränkung (A 1d) eingetragen, jo ſteht dem Inhaber des Rechts 
der Berichtigungsanſpruch zu. Richtet ſich die Verfügungsbeſchränkung gegen das Eigen⸗ 
tum oder gegen ein begrenztes Recht am Grundſtück, fo iſt auch für die Inhaber von Rech- 
ten, die das Eigentum oder das Recht belaſten, ein Berichtigungsanſpruch gegeben, 
falls ihre Rechte durch die nicht beſtehende, aber eingetragene Beſchränkung beeinträchtigt er⸗ 
ſcheinen. Streitig iſt, ob bei einer nicht eingetragenen Verfügungsbeſchränkung, die ſich nicht, 
wie etwa eine Bedingung, aus dem Inhalt des Rechtes ſelbſt ergibt, ſondern auf einem außer⸗ 
halb des Rechtes liegenden Rechtsgrunde beruht (z. B. bei Veräußerungsverboten nach 98 135, 136), 
dem Geſchützten ein Berichtigungsanſpruch auf Zuſtimmung zur Eintragung der Ver⸗ 
fügungsbeſchränkung gegen den dadurch Betroffenen zuſteht. Nach dem Wortlaut des $ 894 ift, 
abgeſehen von dem Fall des Eingetragenſeins einer nicht beſtehenden Belaſtung oder Beſchrän⸗ 
kung, nur demjenigen ein Berichtigungsanſpruch gewährt, deſſen Recht nicht oder nicht richtig“ 
eingetragen iſt. Da aber hier der Inhalt des Grundbuchs „in Anſehung einer Verfügungsbe⸗ 
ſchränkung mit der wirklichen Rechtslage nicht im Einklang ſteht“, indem der betroffene Rechts⸗ 
inhaber nach dem Grundbuchinhalt als unbeſchränkt verfügungsbefugt erſcheint, während die 
Verfügungsbeſchränkung dem Geſchützten feine Rechte wahrt, fo ift $ 894 ſinngemäß zur Anwen⸗ 
dung zu bringen (KJ 52, 144). In entſprechender Anwendung des $ 894 iſt deshalb auch demjeni⸗ 
gen, der durch ein relatives Veräußerungsverbot mit dinglicher Kraft gegen Verfügungen des 
Rechtsinhabers geſchützt iſt, ein Anſpruch auf Berichtigung des Grundbuchs, nicht bloß ein Anſpruch 
auf Rückverſchaffung, zuzubilligen, wenn der Rechtsinhaber das Recht dem Verbot zuwider an 
einen bösgläubigen Erwerber veräußert hat (RG 132, 149). 

Wer nur einen ſchuldrechtlichen Auſpruch auf Herbeiführung einer Rechtsänderung hat, 
dem ſteht überall ein Verichtigungsanſpruch nicht zu. Denn fein Anſpruch iſt kein 
Recht am Grundſtuck oder an einem das Grundſtück belaſtenden Recht (RG 53 S. 377, 410; 
73 S. 52, 175; KG 26 A 248; OLG 26, 7). So ſteht z. B. dem Käufer, der vom wahren 
Eigentümer eine verſehentlich auf dem Grundbuchblatt eines andern eingetragene Parzelle 
gekauft hat, kein Anſpruch auf Berichtigung des Grundbuchs durch Eintragung des wahren Eigen⸗ 
tümers zu, ſelbſt wenn er vom Verkäufer bereits die A uflaſſung erhalten hat (KGJ 
26 A 245). Ebenſowenig kann ein vorgehender Hypothekengläubiger von einem nachſtehenden 
auf Vorrangseinräumung in Anſpruch genommen werden, weil der Eigentümer ſich dem Nach- 
eingetragenen gegenüber verpflichtet hatte, deſſen Hypothek mit Vorrang einzutragen (RG 73, 

75). Eine Grundbuchberichtigung in Anſehung des Ranges eingetragener Rechte (A 10) kommt 
auch dann nicht in Betracht, wenn ein Hypothekengläubiger eine vorgehende Hypothek auf Grund 
des Anfechtungsgeſetzes mit Erfolg angefochten und ein rechtskräftiges Urteil gegen den vor⸗ 
gehenden Hypothekengläubiger erſtritten hat (RG 71, 179; KJ 49, 202; A 1 Abſ 3; a. M. OLG 
8, 307; 21, 409). Denn die Anfechtung hat keine dingliche Wirkung, ſondern gewährt nur einen 
lere nchtüchen Anſpruch auf Duldung der Zwangsvollſtreckung in das vom Schuldner veräu⸗ 

erte Vermögensſtück (RG 47, 216; 56, 165; 70, 113; 71,176). Ebenſowe nig kann ein Gläubiger 
des Schuldners, der mit ſeinem Recht nicht eingetragen iſt, nach $ 894 die Eintragung betreiben 
(OLG 2, 152). Hat das Recht, auf Grund deſſen ein Berichtigungsanſpruch gegeben iſt, früher 
einem andern gehört, fo ift der frühere Rechtsinhaber zur Geltendmachung des Anſpruchs 
nicht befugt (z. B. der frühere Eigentümer nicht gegenüber einer nicht beſtehenden Grundſtücks⸗ 
belaftung). Denn nur der durch das andere Recht beeinträchtigte gegenwärtige Rechtsinhaber iſt be⸗ 
richtigungsberechtigt (RG 53, 408; Gruch 48, 937; Warn 1910 Nr 239; OLG 26,8; KJ 52, 163). 
Doch kann der frühere Inhaber auf Grund einer Ermächtigung des gegenwärtigen 

Inhabers den Verichtigungsanſpruch für dieſen in deſſen Namen, aber im eigenen Intereſſe gel⸗ 
tend machen (NG 53, 408; 59, 294; 64, 168; 91, 396; Gruch 48, 937; OLch 8, 186; vgl. hierzu auch 
ben nächſten Abſatz dieſer A). Die Ermächtigung kann z. B. im Falle der Eigentumsübertragung auf 
Grund eines Kaufvertrags darin gefunden werden, daß dem Veräußerer die Verpflichtung auferlegt 
worden iſt, ein das Grundſtück belaſtendes nicht beſtehendes Recht zur Löſchung zu bringen (RG 53, 
4208; 91, 396; OLG 8, 186; vgl. aber für den Fall der Weiterveräußerung DLG 26,8). Hat dagegen 

er Veräußerer ſich verpflichtet, eine auf ihn als Eigentümergrundſchuld übergegangene, aber 
noch auf den Namen des Gläubigers eingetragene Hypothek zur Löſchung zu bringen, ſo iſt darin 
nicht die Ermächtigung für den Erwerber zu erblicken, die Umſchreibung der Hypothek auf den 
Seräufierer oder gar die Löſchung der Hypothek von dem Vuchgläubiger zu verlangen (Ach Gruch 
58, 669). Iſt der Veräußerer eines Grundſtücks nicht als Eigentümer einer ihm gehörigen Parzelle 
eingetragen und geht daher trotz der Veräußerung des Grundſtücks das Eigentum an der fälſchlich 
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für einen andern gebuchten Parzelle nicht auf den Erwerber über, ſo kann nach wie vor grundſätlich 
nur der Veräußerer vom Bucheigentümer Berichtigung des Grundbuchs verlangen, und zwar nicht 
auf den Namen des Erwerbers, ſondern nur für ſich ſelbſt (R IWW 1911, 28040); unter Umſtänden 
kann aber in der Veräußerung eine Ermächtigung des Veräußerers an den Erwerber zur Geltend⸗ 
machung des Berichtigungsanſpruchs liegen (nächſter Abſ dieſer A). 

Der Berichtigungsanſpruch iſt ein Beſtandteil (Ausfluß) des Rechts, auf Grund deſſen 
er geltend gemacht werden kann. Er kann daher nicht für ſich allein in dem Sinne 
veräußert und auf einen andern übertragen werden, daß der Zeſſionar, ohne Inhaber 
des begründenden Rechts zu fein, die Berichtigung für ſich beanſpruchen könnte (RG 62, 327; 
78, 90: 112, 265; 3% 1932, 12065; Gruch 65, 723; Warn 1910 Nr 239; 1922 Nr 15 KGJ 47, 173). 
Iſt z. B. A trotz Umſchreibung eines Rechts auf B wahrer Inhaber des Rechts geblieben (etwa 
wegen Nichtigkeit der Auflaſſung Eigentümer) und tritt A nunmehr ſeinen Anſpruch auf Berich⸗ 
tigung des Grundbuchs an Cab, fo kann C nicht von B die Zuſtimmung dazu verlangen, daß er als 
Inhaber des Rechts (in dem Beiſpielsfall alſo als Eigentümer ohne Auflaſſung) eingetragen 
werde (RG 59, 295; 64, 168; Gruch 55, 103; 62, 384; 65, 723; a. M. OLG 29, 327). Nun 
kann aber bei nicht abtretbaren Anſprüchen ein Dritter ermächtigt werden, den Anſpruch des 
Ermächtigenden im eigenen Namen und auf eigene Gefahr und Koſten geltend zu machen, wenn 
der Ermächtigte ein rechtsſchutzwürdiges Intereſſe an der gerichtlichen Geltendmachung des Rechts 
im eigenen Namen hat (RG 73, 306; 91, 396; Warn 1908 Nr 197). Deshalb kann auch der Be⸗ 
richtigungsberechtigte einen andern ermächtigen, den Berichtigungsanſpruch in eigenem Namen 
und Intereſſe gerichtlich geltend zu machen, ſofern nur der Ermächtigte ein rechtsſchutzwürdiges 
eigenes Intereſſe an der Geltendmachung des Berichtigungsanſpruchs hat, z. B. nach erfolgter 
Berichtigung von dem Ermächtigenden die Eintragung eines Rechts erlangen kann (RG 59, 294; 
64, 169; 78, 90; 112, 265; JW 1911, 28010, 1926, 2528; Warn 1922 Nr 15; 1931 Nr 65; Gruch 
65, 724). Dieſer Vorausſetzungen für die Berichtigungsklage bedarf es nicht, wenn der Kläger 
ſelbſt wirklicher Berichtigungsberechtigter iſt und nur ein anderer auch zur Wahrnehmung ſeiner 
Belange ihn ermächtigt. Denn hier wird nicht ein fremdes Recht eingeklagt. Eines beſonderen 
Intereſſes bedarf es alſo nicht (RG 129, 158). In einer Zeſſion“ des Berichtigungsan⸗ 
ſpruchs wird eine Ermächtigung zur Geltendmachung des Anſpruchs mit dem Ziel auf Ein⸗ 
tragung des Rechts des „Zedenten“ gefunden werden können (R 64, 168; Gruch 62, 384; 65, 
724; Warn 1922 Nr 15). Rechtlich liegt dann aber keine Abtretung vor, da dieſe eine Übertragung 
des Rechts zum eigentumsgleichen Erwerb erfordert. Hier ſteckt in der jog. „Zeſſion“ vielmehr 
nur die über Auftrag oder Bevollmächtigung hinausgehende Erteilung der Befugnis, in eigenem 
Namen und Intereſſe das Recht des Ermächtigenden zur Geltung und Durchführung zu bringen 
(Rc 73, 307; Gruch 62, 384; 65, 724; ROY 4, 174 gegen 36 A 180). Der Ermächtigende, der 
fo die Ausübung feines Berichtigungsanſpruchs dem andern überläßt, bleibt der eigentliche Glau⸗ 
biger des Anſpruchs. Er kann den Anſpruch nach wie vor gegen den Berichtigungsverpflichteten 
für ſich geltend machen; der Verpflichtete kann die obliegende Leiftung (Zuſtimmung zur Grund⸗ 
buchberichtigung) mit befreiender Wirkung an ihn bewirken (RG JW 1932, 12065). Nur daneben 
ſteht dem an der Berichtigung intereſſierten Ermächtigten die Befugnis zu, den Anſpruch geltend 
zu machen und die Leiſtung anzunehmen (RG JW 1922, 2181; KJ 47, 174). Auch wenn der 
Ermächtigende zugunſten des Ermächtigten darauf verzichtet hat, den Berichtigungsanſpruch 
ſelbſt geltend zu machen, bleibt er zur Geltendmachung des Anſpruchs für ſich befugt. Denn 
nach 9 137 hat der Verzicht nur ſchuldrechtliche Wirkung zwiſchen den Vertragſchließenden, be⸗ 
ſeitigt oder beſchränkt aber nicht die Verfügungsbefugnis des Ermächtigenden gegenüber Dritten 
(RG ZW 1922, 2181). Heine Parzelle irrtümlich auf ein falſches Grundbuchblatt 
eingetragen worden und läßt der wahre Eigentümer mit den ihm gehörigen übrigen 
Grundflächen auch dieſe Parzelle an einen Dritten auf, ſo daß die dingliche Einigung 
(5925) ausdrücklich die Parzelle mit umfaßt, fo iſt der Dritte als ermächtigt anzuſehen, 
vom Bucheigentümer der Parzelle die Zuſtimmung zur Eintragung des wahren Eigentümers 
zu verlangen (RG 62, 322; 78, 90; 112, 266; Gruch 55, 100, OLG 29, 327). Wird alsdann die 
Parzelle auf Grund der freiwilligen oder gemäß 5894 ZPO durch Urteil erſetzten Zuſtimmung 
auf das richtige Grundbuchblatt eingetragen, ſo erlangt der Dritte, wenn demnächſt ſeine Ein⸗ 
tragung auf Grund der Auflaſſung erfolgt, Eigentum wie an den übrigen Grundflächen ſo auch an 
der Parzelle. Denn zur Wirkſamkeit der Auflaſſung an dieſer Parzelle war die vorherige Eintragung 
des wahren Eigentümers nicht erforderlich (5 925 A 7; RG 62, 322; OLG 15, 340). Iſt der Dritte 
aber ſchon früher als Eigentümer der übrigen Grundflächen eingetragen worden, ſo kann er nur 
die Zuſtimmung zur Übertragung der Parzelle auf ein neues Grundbuchblatt für den Auflaſſen⸗ 
den beanſpruchen, nicht die Zuſtimmung zur Übertragung auf ſein Blatt. Denn dies käme einer 
Zuſtimmung zur Eintragung ſeines Eigentums gleich. Auch würde einer ſofortigen Eintragung 
des Dritten ohne vorangehende Eintragung des Auflaſſenden die Ordnungsvorſchrift des 8 39 (frü⸗ 
her 9 40) Abſ 1 G80 entgegenſtehen (K HJ 26 A 248; a. M. Rc 62, 324ff.; OLG 29,327). Der 
Dritte erlangt alſo in dieſem Falle erſt nach der Eintragung des Auflaſſenden durch eine weitere Ein- 
tragung auf Grund der Auflaſſung das Eigentum an der Parzelle (a. M. DLG 29, 327). — Von 
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dieſen rechtlichen Geſichtspunkten aus iſt auch die Pfändung eines Berichtigungsanſpruchs 
mit folgender Wirkung für zuläſſig zu erachten. Da der Berichtigungsanſpruch nicht übertrag- 
bar iſt, kann nach 9 857 Abſ 3 3 Gegenſtand der Pfändung nur die Überlaſſung der Ausübung 
des Anſpruchs fein (Kchg 47, 174). Durch dieſe Pfändung nebſt Überweiſung zur Einziehung 
(5 857 Abf 1, 829, 835 8 PO) erlangt der Pfändungsgläubiger die Befugnis, den Anſpruch im 
eigenen Namen und Intereſſe, aber als einen Anſpruch des Schuldners geltend zu machen (RG 60, 
264; 94, 10; KJ 47, 174; OLG 2, 152; 7, 315; 10, 388; 18, 12; 14, 185; 18, 235; für den Fall 
der Pfändung eines Löſchungsanſpruchs aber RG Warn 1910 Nr 239). Der Pfändungsſchuldner 
bleibt der eigentliche Gläubiger des Berichtigungsanſpruchs. Er ift trotz der Pfändung berechtigt, 
den Anſpruch gegen den Berichtigungsverpflichteten gerichtlich geltend zu machen, da die Pro- 
zeßführung keine Verfügung ift, die ihm durch die Pfändung verboten wurde. Er behält auch die 
Befugnis, die dem Berichtigungsverpflichteten obliegende Leiſtung (Zuſtimmung zur Grund- 
buchberichtigung) in Empfang zu nehmen. Nur neben ihm hat der Pfändungsgläubiger die 
Berechtigung, den Anſpruch geltend zu machen und die Leiſtung des Berichtigungsverpflichteten 
anzunehmen (RO 47, 174). Durch die Pfändung des Berichtigungsanſpruchs erlangt der Bläu- 
biger, wenn die Unrichtigkeit des Grundbuchs darin beſteht, daß der Schuldner gegenüber dem 
eingetragenen Berechtigten der wahre Berechtigte iſt, an dieſem Recht noch kein Pfandrecht. Dazu 
iſt vielmehr die Pfändung des Rechts ſelbſt gegen den Schuldner als wahren Inhaber und die 
Eintragung der Pfändung (fofern dieſe notwendig iſt: 9 830 Abſ 1 Satz 1, 2 ZPO) bei oder nach 
der Eintragung des Schuldners als Inhabers erforderlich (Seuffa 62 Nr 250; OLG 2, 153; 
13, 13; 18, 198). Die Eintragung der Pfändung des Berichtigungsanſpruchs in das Grundbuch 
iſt nicht zuläſſig. Denn auch für die Eintragung des Berichtigungsanſpruchs ſelbſt, der ſich nicht 
als ein Recht am Grundſtück oder an einem das Grundſtück belaſtenden Recht darſtellt, bietet 
das Grundbuch keinen Raum (OL 18, 198, KJ 47, 179). Der Pfändungsgläubiger kann 
jedoch im Wege der einſtweiligen Verfügung die Eintragung eines Widerſpruchs ($ 899) gegen 
das Recht des Verichtigungsverpflichteten zugunſten des Pfändungsſchuldners erwirken. Denn 
in der Befugnis, den Berichtigungsanſpruch geltend zu machen, iſt auch die Befugnis mitenthalten, 
Maßregeln zum Schutz des dem Pfändungsſchuldner zustehenden Rechts ſelbſt zu ergreifen (OLG 
18, 198). Aber auch dann ift die Eintragung der Pfändung (bei der Widerſpruchseintragung) 
nicht zuläffig, da durch die Pfändung eben nur die Befugnis zur Ausübung eines fremden Rechts 
erlangt und das Grundbuch zur Kundbarmachung einer ſolchen Befugnis nicht beſtimmt (ROY 47, 
179; a. M. OLG 18, 198). e 
Steht der durch eine Unrichtigkeit des Grundbuchs Benachteiligte mit dem dadurch Begünſtigten 
in einem das betroffene Recht erfaſſenden Schuldverhältnis, ſo kann daraus ein ſchuldrechtlicher 
Anſpruch des Benachteiligten gegen den Begünſtigten auf Herſtellung des der ſchuldrecht⸗ 
lichen Verpflichtung entſprechenden dinglichen Rechtszuſtands und Grundbuchinhalts er- 
wachſen. So z. B. dann, wenn eine Eintragung nicht ſo erfolgt iſt, wie ſie nach dem 
Grundrechtsgeſchäft erfolgen ſollte (R Warn 1918 Nr 22). Vgl. auch § 891 A 6 über 
Schadenserſatzanſprüche gegen denjenigen, der ein Recht unrechtmäßig zur Löschung 
gebracht hat. Derartige ſchuldrechtliche Anſprüche können neben dem dinglichen Berich⸗ 
ligungsanſpruch zwiſchen denselben Beteiligten beſtehen. it z. B. der Erwerber eines 
Grundſtücks auf Grund eines Kaufvertrags und einer Auflaſſung, die aus irgendeinem Rechts⸗ 
grunde (Geſchäftsunfähigleit, Formmangel, Fehlen einer behördlichen Genehmigung uſw.) 
nichtig ſind, als Eigentümer des Grundſtücks eingetragen worden oder iſt bei der Veräußerung 
eines Grundſtücks eine Parzelle, die nach dem übereinſtimmenden Willen der Vertragſchließen⸗ 
den nicht von der Veräußerung umfaßt wurde, infolge ihrer unrichtigen Buchung im Grundbuch 
mit auf den Erwerber umgeſchrieben worden, jo hat der Veräußerer zunächſt einmal den Be⸗ 
richtigungsanſpruch aus 5 894, weil mangels rechtswirkſamer Einigung über den Übergang des 
Eigentums die Eintragung des Eigentums des Erwerbers an dem Grundſtück oder der Parzelle 
nichtig ift (NG 66, 21; 112, 264; Gruch 67, 554; JW 1926 S. 10251, 23871; 8925 A 6). Ferner 
hat aber der Erwerber, obwohl ſeine Eigentumseintragung nichtig iſt, doch ſchon dadurch, daß 
er an Stelle des Veräußerers im Grundbuch als Eigentümer eingetragen iſt, etwas auf Koſten 
des Veräußerers ohne rechtlichen Grund im Sinne des § 812 erlangt. Denn die durch die Anderung 
er Eigentumseintragung dem Veräußerer entzogene und dem Erwerber gebotene Möglichkeit 
der Veräußerung und Belaftung des Grundſtücks oder der Parzelle ſtellt ſchon für ſich allein 
einen Vermögenswert dar (RG 51, 422; 129, 311; Gruch 67, 554). Dem Veräußerer iſt 
alſo auch ein ſchuldrechtlicher Bereicherungsanſpruch auf Wie derverſchaffung des Bucheigentums 
zuzugeſtehen, ein Anſpruch, der nicht nur auf die Löſchung des Bucheigentums des Erwerbers, 
ſondern zur Klarſtellung des Grundbuchs auch auf die Bewilligung der Wiedereintragung des 
Eigentums des Veräußerers ſich richten darf (Reh Gruch 67, 554; JW 1926, 10251). Einen weiteren 
Fall eines ſchuldrechtlichen Bereicherungsanſpruchs auf Wiederverſchaffung einer Grundbuch⸗ 
ſtellung erwähnt A 5. Die Geltendmachung eines ſolchen ſchuldrechtlichen Anſpruchs hat für den 
Gläubiger gegenüber der Geltendmachung des dinglichen Berichtigungsanſpruchs z. B. den Vor⸗ 
teil, daß er nicht gemäß $ 897 die Koſten der Wiederherſtellung des richtigen Grundbuch- 
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zuſtandes zu tragen hat. Weiter aber iſt der ſchuldrechtliche Anſpruch auf Herbei- 
führung der Richtigſtellung des Grundbuchs nach allgemeinen Grundſätzen unbe⸗ 
ſchränkt übertragbar. Deshalb kann der Erwerber des Anſpruchs (Zeſſionar) von dem 
zu Unrecht als Eigentümer Eingetragenen verlangen, daß die Parzelle an ihn ſtatt an 
den Veräußerer (Zedenten) zurückgewährt wird. Denn in der Abtretung des Anſpruchs 
wird, in der Regel wenigſtens, der Ausdruck des Willens des Abtretenden zu finden ſein, 
daß die Rückgewährverpflichtung durch Auflaſſung an den Abtretungsempfänger erfüllt 
werden ſoll. Der als Eigentümer Eingetragene, der buchmäßig zur Verfügung über das Grund⸗ 
ſtück durch Auflaſſung an einen Dritten in der Lage iſt, wird durch eine ſolche Auflaſſung von 
feiner Verpflichtung gegenüber dem Veräußerer befreit. Die Rechtsverſchiedenheit des ding · 
lichen Berich tigungsanſpruchs aus § 894 und des ſchuldrechtlichen Bereicherungsanſpruchs aus 
$812 zeigt ſich insbeſondere auch bei der Rechtskraftwirkung von Urteilen, die jenen oder 
dieſen Anſpruch für begründet erklären oder abweiſen. Ein Urteil, das den Anſpruch auf Grund⸗ 
buchberichtigung nach $ 894 (und auf Grundſtücksherausgabe nach $ 985) rechtskräftig abgewieſen 
hat, hindert den Kläger nicht, demnächſt den Anſpruch auf Rückauflaſſung des Grundſtücks wegen 
ungerechtfertigter Bereicherung geltend zu machen (RG JW 1935, 2269); dagegen ſteht es der 
erneuten Aufrollung der Eigentumsfrage entgegen (RG ZW 1936, 3047; RG 158, 43). — Wollten 
mehrere Perſonen verſchiedene Grundſtücksteile von demſelben Grundſtückseigentümer 
erwerben, fo kann im Falle unrichtiger Buchung des Erwerbs bei den Teilen ein Berich⸗ 
tigungsanſpruch ſchuldrechtlicher Natur auch unmittelbar für einen Erwerber gegen den andern ge- 
geben fein. Waren z. B. A und B übereingekommen, daß A die Parzelle 1, B die Parzelle 2 von C 
erwerben ſollte, und war auch C willens, die Parzelle 1 an A, die Parzelle 2 an B zu veräußern, iſt 
aber infolge einer Verwechſelung in der Bezeichnung der Parzellen bei der Auflaſſung B als Eigen- 
tümer der Parzelle 1 eingetragen worden, ſo iſt zwar C Eigentümer der Parzelle 1 geblieben 
(5925 A 6), A hat aber auf Grund der Vereinbarung mit B einen ſchuldrechtlichen Anſpruch 
darauf, daß B ihm durch Zuſtimmung zu ſeiner Eigentumseintragung die von den Beteiligten 
gewollte Rechtsſtellung berſchafft (RG 112, 267; 137, 336). Aber auch wenn keine beſondere 
Vereinbarung zwiſchen A und B getroffen iſt, wird A gegen B, der auf Koſten des A das Buch⸗ 
eigentum an der Parzelle 1 ohne Rechtsgrund erlangt hat, einen Anſpruch aus ungerechtfertigter 
Bereicherung nach $812 darauf haben, daß B die zur Eintragung des Bucheigentums des A 
erforderliche Einwilligung erklärt (R 112, 268; 137, 336). Bei der formellen Abwicklung der 
Grundbuchberichtigung iſt aber in ſolchen Fällen dem $ 39 (früher $ 40) Abſ 1 GBO Rechnung 
zu tragen (RG 133, 279). 

3. Die Zuſtimmung zu der Berichtigung muß in der Weiſe erfolgen, daß daraufhin die Be⸗ 
richtigung bewirkt werden kann. Gemäß $$ 19, 29 Satz 1 GBO muß fie daher in der Form 
des $ 29 Satz 1 erklärt werden (RIA 9, 204; OLG 3, 225; 9, 332). Iſt das Grundbuch 
unrichtig, weil ein Recht außerhalb des Grundbuchs auf einen neuen Berechtigten übergegangen 
iſt, jo iſt die Angabe des materiellen Rechtsakts erforderlich, durch den der Übergang ſich boll- 
zogen hat (KJ 40 A 270). Iſt zur Berichtigung zunächſt die Eintragung des Berichtigungs⸗ 
verpflichteten erforderlich, jo gibt $ 895 dem Berichtigungsberechtigten auch hierauf einen An⸗ 
ſpruch. Zt der Berichtigungsverpflichtete zwar eingetragen, hat er aber das Recht (Briefhypothel) 
außerhalb des Grundbuchs ($ 1154) abgetreten an einen andern, von dem es der Berichtigungs⸗ 
berechtigte ebenſo erworben hat, jo kann dieſer mit der Klage aus $ 894 aus eigenem Recht vom 
Berichtigungsverpflichteten im Hinblick auf $ 39 GBO auch die Zuſtimmung zur Vorabeintragung 
des Zwiſchenmanns begehren (RG JW 1938, 125522). Ferner kann nad) § 896 die etwa not- 
wendige Vorlegung der Briefe über hypothekariſche Rechte verlangt werden. Ein weiterer 
Anſpruch ſteht aber dem Berichtigungsberechtigten nicht zu. Insbeſondere kann er von 
einem Berichtigungs verpflichteten, der als Inhaber eines Rechts eingetragen iſt, 
das in Wirklichkeit ihm zuſteht, nicht verlangen, daß das Recht an ihn ſo über⸗ 
tragen wird, wie es für die rechtsgeſchäftliche Übertragung eines beſtehenden 
Rechts im Geſetz ($$ 873, 925, 1154) vorgeſchrieben iſt. Deshalb kann der Berichtigungs⸗ 
berechtigte z. B. nicht verlangen: die Abtretung einer für den Verpflichteten eingetragenen 
Hypothek, die durch deſſen Befriedigung auf den Berechtigten als Eigentümer oder perſön⸗ 
lichen Schuldner kraft Geſetzes (88 1163 Abſ 1, 1167) übergegangen iſt (88 1144, 1145, 1167; 
RG ZW 1902 Beil 240, 250); die Rückabtretung einer Hypothek, die unwirkſam (z. B. durch 
den geſetzlichen Vertreter des minderjährigen Gläubigers ohne die erforderliche vormundſchafts⸗ 
gerichtliche Genehmigung) an den Verpflichteten abgetreten war (RG Gruch 59, 480); die Rück⸗ 
auflaſſung eines Grundſtücks, das er durch eine nichtige Auflaſſung dem Verpflichteten übertragen 
hatte (RG JW 1902 Beil 202). Wird in ſolchen Fällen der Berichtigungsanſpruch im Klagewege 
geltend gemacht, ſo iſt der Klage antrag dahin zu ſtellen: den Beklagten zu verurtei⸗ 
len, zu bewilligen (819 GBO; RIA 9, 204), daß an feiner Stelle der Kläger (oder, 
wenn noch andere, z. B. die gütergemeinſchaftliche Ehefrau, mitberechtigt ſind, der Kläger und 
dieſe anderen: RG IW 1902 Beil 202) als Inhaber des Rechts eingetragen werde 
(RIA 2, 49). Der Kläger erlangt dann auf Grund des die Zuſtimmung gemäß § 894 ZPO er- 
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ſetzenden rechtskräftigen Urteils und eines keiner Form bedürfenden Antrags (59 13, 30 GB) 
die berichtigende Eintragung. Iſt eine Hypothek wegen Nichtentſtehens oder Erlöſchens der 
geſicherten Forderung gemäß 38 1163 Abſ 1, 1177 Abſ! auf den Grundſtückseigentümer als 
Grundſchuld übergegangen, ſo iſt der Antrag des Eigentümers darauf zu richten, daß der als 
Gläubiger Eingetragene die Umſchreibung der Hypothek als Grundſchuld auf den Namen des 
Eigentümers bewillige (RG 101, 234). Ein Fall des $ 1169 liegt hier nicht vor ($ 1169 A 1). Doch 
kann der Eigentümer auch die Bewilligung der Löſchung der Hypothek verlangen. Denn einerſeits 
kann er über ſeine Eigentümergrundſchuld auch ſo verfügen, daß er ſie zur Löſchung bringt, und er⸗ 
klärt dadurch, daß er von dem Buchgläubiger die Löſchung verlangt, ſeine Einwilligung (8 185 Abſ 1) 
zu der dem Buchgläubiger an ſich nicht zuſtehenden Verfügung über die Hypothek. Anderſeits iſt der 
Buchgläubiger als ſolcher in der Lage, die Löſchungsbewilligung zu erklären, und wird auch nicht 
dadurch beſchwert, daß er zur Bewilligung der Löſchung ſtatt zur Bewilligung der Umſchreibung 
der Hypothek als Grundſchuld auf den Eigentümer verurteilt wird (RG 86, 305; 91, 226; 101, 
234; Gruch 58, 670). Dagegen ift derjenige der lediglich die Pfändung und Überweiſung des 
dem Eigentümer zuſtehenden Löſchunsganſpruchs erwirkt hat, nicht berechtigt, gegen den als 
Hypothekengläubiger Eingetragenen auf Bewilligung der Löſchung der auf den Eigentümer 
als Grundſchuld übergegangenen Hypothek zu klagen. Denn die Pfändung und Überweiſung 
nur des Löſchungsanſpruchs gewährt ihm nicht die Befugnis, über die Eigentümergrundſchuld, 
zu der die Hypothek geworden iſt, zu verfügen (RG 101, 235). — Wenn im Fall der Eigen⸗ 
tumsberichtigung der Berichtigungsberechtigte auf Auflaſſung ſtatt auf Zuſtimmung zur Ein⸗ 
tragung klagen würde, wäre dadurch in der Regel nur er ſelbſt, nicht der Beklagte benachteiligt. 
Denn der obſiegende Kläger müßte mit dem Urteil vor dem Grundbuchamt erſcheinen, um dort 
ſeinerſeits die Auflaſſungserklärung abzugeben (8 925 68; 8 20 GBO, s 925 A 11), während der 
Beklagte nach rechtskräftiger Verurteilung nichts Weiteres zur Herbeiführung 130 Berichtigung zu 
veranlaſſen hätte. Daher wird eine ſtatt der Berichtigungsklage erhobene Klage auf 
Auflaſſung, wenn der Beklagte nicht beſondere ihn benachteiligende Umſtände dar⸗ 
zulegen vermag, nicht abgewieſen werden dürfen (R 139, 355; Warn 1929 Nr 44). 
Anderſeits kann eine Verurteilung zur „Bewilligung der Eintragung des Eigentums eines 
andern“ nicht nur als Verurteilung zur Zuſtimmung in die Berichtigung des Grund⸗ 
buchs gedeutet werden, ſondern auch als Verurteilung zur Abgabe der Auflaſſungs⸗ 
erklärung, da hierbei der Gebrauch des Wortes Auflaſſung nicht notwendig iſt (5 925 A 13). Wenn 
daher der Berichtigungsberechtigte auf Grund eines ſolchen Urteils ohne Abgabe einer eigenen Auf- 
laſſungserklärung feine Eintragung herbeiführen will, muß das Urteil (insbeſondere für das Grund⸗ 
buchamt) die Feſtſtellung enthalten, daß es ſich um eine Berichtigung, nicht um eine rechtsgeſchäft⸗ 
liche Eigentumsübertragung handelt (58 20, 22 GBD). Denn andernfalls würde eine notwendige 
Auflaſſung durch Ausnutzung des Prozeßweges umgangen werden konnen (RIA 9, 205). Sach- 
gemäß wird deshalb der Klagantrag dahin zu ſtellen ſein: den Beklagten zu verur- 
teilen, anzuerkennen, daß nicht ihm, ſondern dem Kläger das Eigentum zuſteht, 
und demgemäß zu bewilligen, daß der Kläger als Eigentümer eingetragen 
wird. Schief gefaßte Berichtigungsanträge kann das Prozeßgericht in jeder Lage des Rechts. 
ſtreits durch die Faſſung des Urteilsſpruchs richtigſtellen (RG Warn 1934 Nr 172). Natürlich 
iſt nicht ausgeſchloſſen, daß der Berichtigungsverpflichtete im Falle des Einverſtändniſſes 
des Berechtigten freiwillig durch Auflaſſung ſeine Berichtigungspflicht erfüllt. 
Denn er iſt formell zur Abgabe der Auflaſſungserklärung legitinnert, und die daraufhin 
erfolgende Eintragung bringt den wirklichen Rechtszuſtand im Grundbuch zur Darftellung (RJ A 
9, 59). Inwieweit im Falle des Beſtehens eines ſchuldrechtlichen Anſpruchs auf Richtigſtellung 
der Eigentumseintragung Auflaſſung verlangt werden kann, iſt oben in A2 a. E erörtert. Iſt 
eine Parzelle, die dem A übereignet werden follte, infolge irrtümlicher Bezeichnung 
bei der Auflaſſung auf den Namen des B eingetragen worden, jo kann der Grundſtücks⸗ 
eigentümer ©, der Eigentümer der Parzelle geblieben ift (A 2 Abf 4), von B nur Zuſtimmung 
zur Eintragung ſeines Eigentums, nicht Zuſtimmung zur Eintragung des A verlangen, da das 
Grundbuch hinſichtlich der Rechte des A nicht unrichtig iſt (NG 112, 266). Iſt eine Parzelle irr⸗ 
tümlich auf ein anderes Grundbuchblatt als auf das des Eigentümers eingetragen 
worden, ſo iſt die Verurteilung auf Bewilligung der Übertragung von jenem auf dieſes Blatt 
zu richten (RG 62, 324). Zur laſtenfreien Abſchreibung iſt dann aber noch die Zuſtimmung der 

ealberechtigten erforderlich. Sie brauchen ihre Zuſtimmung nicht zu geben, wenn ſie vom 
Bucheigentümer unter dem Schutz des öffentlichen Glaubens des Grundbuchs ein Recht an der 
Parzelle erworben haben ($ 891 A 2 „tatfächliche Angaben“). — Im Falle des Beſtehens 
eines dinglichen Rechts außerhalb des Grundbuchs (A 1a) iſt die Eintragung des 
Rechts (NG 82, 23; 88, 286; Warn 1912 Nr 11; 5891 A 6), im Falle des Nichtbeſtehens 
eines das Grundſlück oder ein Recht am Grundſtück belaſtenden eingetragenen Rechts (A 1b) 
oder einer eingetragenen Verfügungsbeſchränkung (A 14) iſt die Löſchung der Belastung oder 
15 Beſchränkung, im Falle unrichtiger Einſchreibung eines Rechts (A Ley iſt de Eintragung 
es richtigen und vollſtändigen Inhalts zu bewilligen. In dem zuerſt genannten Falle ſteht es 
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der Wiedereintragung eines zu Unrecht gelöſchten, unter der Herrſchaft der früheren Geſetze be⸗ 
gründeten Rechts nicht entgegen, daß dem BGB die Rechtsform unbekannt iſt, ſoſern 
die Übergangsvorſchriften des EG (z. B. Artt 179, 184) die weitere Geltung eines derartigen 
Rechts anerkennen (RG 82, 23). 

4. Berichtigungs verpflichtet iſt, wer durch die Berichtigung im Falle feiner unrichtigen 
Eintragung als Eigentümer oder Inhaber einer Grundſtücks⸗ oder Rechtsbelaſtung oder 
als ein durch Verfügungsbeſchränkung Begünſtigter aus dem Grundbuch gänzlich ausſcheidet, 
im Falle der Eintragung eines außerhalb des Grundbuchs beſtehenden Rechts oder des richtigen 
Inhalts eines eingetragenen Rechts oder einer außerhalb des Grundbuchs beſtehenden Verfügungs⸗ 
beſchränkung eine Schmälerung ſeiner grundbuchmäßigen Rechtslage erleidet. Auch wenn der 
Betroffene nicht wahrer Inhaber des Rechts iſt, das aus dem Grundbuch aus- 
ſcheiden oder in ſeinem buchmäßigen Inhalt beſchränkt werden ſoll (z. B. der 
Bucheigentümer, wenn eine zu Unrecht gelöſchte Hypothek wieder eingetragen werden ſoll, oder 
der auf Grund einer nichtigen Übertragung eingetragene Gläubiger einer Hypothek, wenn der 
Eigentümer ihre Löſchung wegen Nichtbeſtehens und Kenntnis des Buchgläubigers davon ver⸗ 
langt), hat er bei der Berichtigung mitzuwirken und kann die Klage nicht durch 
die Einrede abwehren, daß er nicht der wahre Berechtigte ſei. Denn bei der Berichtigung 
handelt es ſich nur darum, den Grundbuchinhalt (formell) mit der wahren Rechtslage in Einklang 
zu bringen. Nach dem Grundbuch iſt aber der Eingetragene Inhaber des betroffenen Rechts 
(RG Warn 1927 Nr 136). Deshalb kann auch der Grundſtückseigentümer, der eine gemäß 9 1154 
abgetretene Briefhypothek an den Abtretungsempfänger ausgezahlt und damit nach $$ 1163, 
1177 als Eigentümergrundſchuld erworben hat, den noch im Grundbuch eingetragenen alten 
Gläubiger auf Grund des 5894 auf Löſchung der Hypothek (A 3 Mitte) verklagen (JW 1936, 
401°), Die Zuſtimmung des Buchinhabers allein genügt daher auch zur Herbeiführung 
der Berichtigung, da er gegenüber dem Grundbuchamt formell zur Verfügung über das 
Recht legitimiert iſt, es ſei denn, daß aus den Unterlagen für die Eintragung Bedenken 
gegen ſeine Legitimation vom Grundbuchamt zu entnehmen ſind (RIA 9, 205; KG 49, 
206). Wird ſtatt des urſprünglich Berichtigungs verpflichteten (3. B. bei der Ver⸗ 
äußerung des Grundſtücks, als deſſen Eigentümer er zu Unrecht eingetragen war) ein 
anderer als der Berechtigte in das Grundbuch eingetragen, jo erliſcht der Berich⸗ 
tigungsanſpruch gegen jenen (RG Gruch 65, 725). Beruht die Eintragung aber auf einer Ver⸗ 
äuße rung, die nach dem Eintritt der Rechtshängigkeit des Berichtigungsanſpruchs eingetreten 
iſt, jo wird der Prozeß nach 9 265 Abſ 2 ZPO von ihr grundſätzlich nicht berührt. Er iſt vielmehr 
ſo fortzuſetzen, als wenn die Veräußerung nicht erfolgt wäre. Für die Entſcheidung iſt auch in 
materieller Hinſicht die Rechtslage vor der Veräußerung maßgebend, ſo daß die Klage gegen den 
auf Zuſtimmung zur Berichtigung verklagten erſten Berichtigungsverpflichteten weiter verfolgt 
werden kann (RG Gruch 65, 725; RG 121, 381). — Wenn mehrere Perſonen an dem 
von der Berichtigung betroffenen Recht mitberechtigt ſind, müſſen ſämtliche Be⸗ 
rechtigte die Zuſtimmung erteilen (RIA 1, 121), z. B. ſämtliche Miteigentümer, wenn der Gläu⸗ 
biger einer nur an einem Anteil beſtehenden Hypothek Richtigſtellung ihrer Anteile verlangt 
(NG 54, 85; OLG 18, 116), oder ſämtliche Miterben, wenn fie auf Antrag eines Miterben als 
Eigentümer eingetragen werden ſollen (5 22 Abſ 2 GBO; KGJ 25 A 114). Eine Ausnahme gilt 
nur dann, wenn einem von ihnen allein die Verfügung über das Recht ausſchließlich zuſteht (wie 
3. B. dem Manne bei der ehelichen Gütergemeinſchaft; vgl. $$ 1443 ff., 1519, 1549 BGB; 9 740 
3 PO; RIA 2, 89; KG 22 A 140; jedoch auch OLG 18, 117). Wird von einem andern als dem 
Eigentümer, z. B. von einem nachſtehenden Hypothekengläubiger, die Löſchung einer nicht 
beſtehenden Hypothek im Berichtigungswege verfolgt, jo iſt nach 927 GBO auch die Zu⸗ 
ſtimmung des Eigentümers erforderlich (RG 72, 367; KGJ 24 A 135). Verlangt der 
nacheingetragene Hypothekengläubiger, daß im Wege der Grundbuchberichtigung eine ihm vor⸗ 
gehende, urſprünglich einheitliche, nachträglich aber geteilte Hypothek im Range zurücktrete, ſo 
ſind die Teilgläubiger der zu Unrecht mit Vorrang eingetragenen Hypothek nicht als Geſamt⸗ 
ſchuldner, ſondern nur als Einzelſchuldner, ein jeder für ſeine Teilhypothek, berichtigungsverpflichtet 
(RG 141, 385). — Iſt über das Vermögen des Verpflichteten der Konkurs eröffnet, 
jo hat nach 38 6, 43 KO der Konkursverwalter die Zuſtimmung zu erteilen (Seuffü 62 Nr 175). 

5. Die Zuſtimmung zur Berichtigung, die der Berichtigungsberechtigte verlangen 
kann, ſtellt ſich als Gegenſtand eines dinglichen Anſpruchs dar, der gleichzuſtellen iſt 
den Anſprüchen aus dem Eigentum und aus begrenzten dinglichen Rechten wegen Entziehung 
oder Beeinträchtigung ($$ 985, 1004, 1017 Abſ 2, 1027, 1065, 1090 Abſ 2, 1227; R 51, 420; 
82, 24; Gruch 48, 937; OL 18, 116). Macht im Konkurſe eines Hypothekengläubigers 
der Grundſtückseigentümer geltend, die Hypothekenforderung ſei getilgt, und verlangt er 
vom Konkursverwalter demzufolge die Bewilligung der Umſchreibung der Hypothek in 
eine Eigentümergrundſchuld (88 1163 Abſ 1, 1177 Abſ 1) oder die Bewilligung der Löſchung, 
fo handelt es ſich um einen Ausſonderungsanſpruch gemäß 543 KO (R 60, 251; 86, 240). 
Wenn wegen Nichtigkeit der Auflaſſung das Eigentum an einem Grundſtück nicht auf den 
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Auflaſſungsempfänger übergegangen ift, jo kann der Auflaſſende, ebenſo wie der Eigen⸗ 
tümer mit der Eigentumsklage vom Beſitzer die Herausgabe nur eines Teils ſeines Eigen⸗ 
tums beanspruchen darf, auch lediglich für einen Grundſtücksteil die Berichtigung des Grund» 
buchs verlangen (RG 78, 374). Iſt der Berichtigungsanſpruch gerichtet auf das Eigentum (z. 855 
gegen den eingetragenen Nichteigentümer auf Bewilligung der Eintragung des wahren Eigen⸗ 
tümers), auf das Beſtehen einer dinglichen Belaſtung (3. B. wenn die Eintragung eines außer⸗ 
halb des Grundbuchs beſtehenden Rechts am Grundſtück oder wenn die Richtigſtellung des In⸗ 
halts eines eingetragenen Rechts am Grundſtück verlangt wird) oder auf das Nichtbeſtehen eines 
eingetragenen Rechts, fo iſt nach $24 3 PO für die Klage das Gericht der belegenen 
Sache ausſchließlich zuſtändig (RG 82, 24; 88, 61). Dabei kommt es nicht darauf an, von 
welchem der etwa vorhandenen mehreren Berichtigungsberechtigten (RG 15, 386; 20, 403; 
29, 339; 25, 384; 35, 365; 3% 1892, 4772; 1896, 410% ®; Gruch 35, 816; 36, 1201: OLG 18, 403) 
die Klage erhoben wird. Der ausſchließliche dingliche Gerichtsſtand des § 24 ZPO greift auch 
dann Platz, wenn ein Gläubiger des Eigentümers deſſen angeblichen Berichtigungsanſpruch 
gegen einen Hypothekengläubiger auf Bewilligung der Umſchreibung der Hypothek in eine Eigen⸗ 
tümergrundſchuld (wegen Nichtentſtehung der durch die Hypothek geſicherten Forderung) ge⸗ 
pfändet hat und nunmehr der Hypothekengläubiger auf Feſtſtellung des Nichtbeſtehens eines 
Anſpruchs auf Umſchreibungsbewilligung klagt. Denn auch bei dieſer negativen Feſtſtellungs⸗ 
klage ift im Streit, ob ein Berichtigungsanſpruch bezüglich des Bestehens der Hypothek als ſolcher 
gegeben iſt (RG Gruch 57, 160). Dagegen kommt mangels der Vorausſetzung, daß das Grund⸗ 
ſtück ſelbſt von der Berichtigungsklage betroffen wird, § 24 ZPO nicht zur Anwendung, wenn 
die Klage eine Belaſtung oder eine Verfügungsbeſchränkung an einem das Grundſtück belaſtenden 
Recht zum Gegenſtande hat. Um einen Berichtigungsanſpruch im Sinne des $ 894 handelt es 
ſich bei einer Klage auf Wiedereintragung eines zu Unrecht gelöſchten Rechts überhaupt nicht, 
wenn die Klage nur auf die ſchuldrechtliche Verpflichtung, die der urſprünglichen Rechts⸗ 
eintragung zugrunde lag, oder auf grundloſe Bereicherung geſtützt iſt (RG 82, 24; A2 letzter 
Abſ). Ein Bereicherungsanſpruch kann ſich z. B. auch dann ergeben, wenn ein Grundſtücks⸗ 
berechtigter dem Berichtigungsverlangen eines nachſtehenden Berechtigten ſtattgegeben hat und 
ſich demnächſt herausſtellt, daß das Berichtigungsverlangen unbegründet war (RG 146, 355). — 
Bei der Berichtigungsklage des wahren Grundſtückseigentümers gegen den Bucheigentümer iſt die 
Stellung des beklagten Bucheigentümers nahe verwandt der Stellung des Sachbeſitzers gegen⸗ 
über dem Herausgabe anſpruch des Eigentümers. Deshalb finden auch auf den Berichtigungs⸗ 
beklagten nicht nur die § 989, 990 (MG 121, 336), ſondern auch die 88 987, 993 entſprechende 
Anwendung. Er braucht daher grundſätzlich nur die nach der Rechtshängigkeit des Be⸗ 
richtigungsanſpruchs gezogenen Nutzungen (2. B. Pachtzinſen) herauszugeben (5 101 Nr 2, 
$ 993 Abſ 2; RG 133, 285). Anderſeits muß der Berichtigungsberechtigte nach den gleichfalls 
entſprechend anzuwendenden gg 994 Abſ 2, 995 dem Verpflichteten fällige Hypothekenzinſen 
erſtatten, die dieſer nach der Rechtshängigkeit bezahlt hat (MG 133, 287). Die prozeſſuale Wirkung 
der Rechtshängigkeit des Anſpruchs regeln die 88 265, 266, 325 ZPO (MG 79, 165; 121, 380; Warn 
1922 Nr 15; oben A 4). Der auf Berichtigung in Anſpruch genommene Beklagte kann nicht ein- 
wenden, daß die Herbeiführung der Grundbuchberichtigung dem Kläger auf anderem Wege (8 22 
GB) möglich ſei, und zwar auch dann nicht, wenn er ſelbſt bereits dem Kläger dieſe Möglichkeit 
durch Beſchaffung der erforderlichen Urkunden gegeben hat. Denn § 894 (anders $ 895: dort A 1) 
macht die Gewährung des Rechts auf Zuſtim mung nicht davon abhängig, daß 
die Herbeiführung der Berichtigung dem Berichtigungshe rechtigten nicht anders 
möglich ſei (RG Warn 1914 Nr 126; JW 1923, 7505; 1925, 17967; RG HRR 1931 Nr 1049; 
DRG 7, 27; 14, 124; 18, 405). So kann z. B. der Eigentümer, der den Hypothekenglaubiger 
befriedigt hat, trotz Quittungsempfangs noch die Bewilligung der Umſchreibung der Hypothek 
verlangen, und ebenſo kann der Eigentümer, auf deſſen Grundſtück eine Geſamthypothek gemäß 
91181 Abſ 2 durch Befriedigung aus einem andern Grundſtück erloſchen iſt, die Bewilligung der 
Löſchung von dem Hypothekengläubiger beanſpruchen (Od 14, 124). Auch der Eigentümer, 
deſſen Grundſtück mit einer dem Inhalt nach unzuläſſigen lelelcht ein belaſtet iſt, kann die Bewilli⸗ 
gung der Löſchung verlangen, wenngleich die Löſchung vielleicht ein acher nach § 53 Abſ 1 Satz 2, 
971 6080 herbeigeführt werden könnte (RG JW 1923, 750°). Hat der Verichtigungsver⸗ 
pflichtete gegen den Berichtigungsberechtigten aus einem Schuldverhältnis einen perſönlichen 
Anſpruch darauf, daß der Grundbuchinhalt wie bisher beſtehen bleibt (z. B. wenn 
auf Grund eines gültigen Kaufvertrags eine nichtige Auflaſſungserklarung abgegeben oder wenn 
eine Hypothek fo unvollständig eingetragen iſt, daß fie nichtig Ift, der Glaubiger aber nach dem 
ſchuldrechtlichen Hypothekbeſtellungsvertrag die Eintragung einer gültigen Hypothek verlangen 
kann, oder wenn auf die Berichtigung verzichtet worden iſt), jo kann er die Klage mit der Einrede 
argliſtigen Verhaltens (unzuläſſiger Rechtsausübung) abwehren (Rah 78, 377; 80, 321; 81, 
291; Gruch 58, 1037; 29, 966; O80 14, 125). Auch ſonſt kann dieſe Einrede gegenüber dem 
Berichtigungsanſpruch durchgreifen, namentlich in Fällen, in denen er ſich auf Nichtigkeit eines 

ertrags wegen Formmangels gründet (RG 115, 42). Sie laßt ſich aber nicht ſchon damit be⸗ 
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gründen, daß der Berichtigungsberechtigte, als er ſein Recht erwarb, von irgendwelchen ſchuld⸗ 
rechtlichen Anſprüchen des Berichtigungsverpflichteten gegen Dritte Kenntnis gehabt habe (RG 
JW 1938, 125527). Die dem Bucheigentümer gegenüber der Berichtigungsklage des wahren Eigen⸗ 
tümers zuſtehende Einrede des Zurückbe haltungsrechts wegen Verwendungen auf das 
Grundſtück nach $ 273 Abſ 2 oder wegen anderer Anſprüche nach § 273 Abſ 1 iſt behandelt in RG 
114, 266; 115, 46; Warn 1911 Nr 391; 1930 Nr 28. Dieſe Einrede kann dadurch ausgeſchloſſen 
fein, daß dem Bucheigentümer eine unerlaubte Handlung zur Laſt fällt (RG Warn 1930 Nr 28). 
Verlangen Miterben als Grundſtückseigentümer vom Hypothekengläubiger die Berichtigung des 
Grundbuchs durch Löſchung einer Hypothek, die ihr geiſteskranker Erblaſſer für eine fremde Schuld 
beſtellt hatte, fo kann der Beklagte zwar ein Zurückbehaltungsrecht wegen eines gegen alle Mit- 
erben gerichteten Schadenserſatzanſpruchs geltend machen, wenn fie alle ihn über den Geiftes- 
zuſtand des Erblaſſers getäuſcht hatten, um den Kredit des Gläubigers zu erlangen. Wegen 
anderer perſönlicher Anſprüche gegen die Miterben oder gar nur gegen einen einzelnen von ihnen 
kann der berichtigungsverpflichtete Beklagte aber kein Zurückbehaltungsrecht ausüben (RG 132, 
81). Einen Sonderfall behandelt RG 134, 144: A hatte durch einen Bevollmächtigten B fein 
Grundſtück an verkauft und übereignet; die Vollmacht war ungültig; A erzielte zunächſt die Ein⸗ 
tragung eines Widerſpruchs zu Gunſten des ihm verbliebenen Eigentums und dann feine Wieder- 
eintragung als Eigentümer; Chatte in der Zeit zwiſchen der Eintragung des Widerſpruchs und der 
Wie dereintragung des A eine Eigentümergrundſchuld für ſich eintragen laſſen. Gegenüber der 
nunmehr erhobenen Grundbuchberichtigungsklage des A gegen C auf Einwilligung in die Löſchung 
der Eigentümergrundſchuld machte C ein Zurückbehaltungsrecht wegen des ſeinerzeit an A ge⸗ 
zahlten Kaufpreiſes geltend. Das Zurückbehaltungsrecht wurde ihm verſagt, weil zwiſchen dem 
Klageanſpruch des A und dem von C geltend gemachten Bereicherungsanſpruch kein innerer, 
natürlicher, wirtſchaftlicher Zuſammenhang beſtehe, wie ihn $ 273 erfordere, und weil C auch die 
Grundſchuld erſt nach der Eintragung des Widerſpruchs für A beſtellt habe. — Die Beweislaſt 
für die Unrichtigkeit des Grundbuchs liegt in der Regel dem Kläger ob nach dem allgemeinen 
Rechtsgrundſatz, daß der Kläger die Tatſachen beweiſen muß, die zur Begründung feines Anſpruchs 
dienen (RG Warn 1914 Nr 291). Die Grundſätze des ſog. Prima facie⸗Beweiſes find hier nicht an⸗ 
wendbar (RG 130, 358). Klagt daher z. B. der Grundſtlckseigentümer gegen den Gläubiger einer 
Hypothek mit der Behauptung, die Hypothek beſtehe nicht oder ſtehe wegen Fehlens der geſicherten 
Forderung nicht dem Gläubiger, ſondern ihm als Eigentümergrundſchuld (58 1163 Abſ 1, 1177 
Abſ 1) zu, auf Bewilligung der Löſchung oder Umſchreibung der Hypothek, jo muß er das Nichtbe⸗ 
ſtehen (Nichtigkeit) der Hypothek oder die Nichtentſtehung oder das Erlöſchen der Forderung (85 891, 
1138) beweisen (N& 18, 266; 57, 321; 60, 249; JW 1902, 42114 1906, 1817; 1922, 48913, Gruch 58, 
833; § 891 A4 ABI 3). Anders verhält es ſich aber, wenn der Grundſtückseigentümer die Grundbuch- 
berichtigungsklage gegen den Gläubiger einer Sicherungshypothek ($ 1184) oder Höchſtbetrags⸗ 
hypothek ($ 1190) wegen Nichtentſtehung der Forderung erhebt. Hier kann der Gläubiger ſich 
nach $$ 1184 Abſ 1, 1190 Abſ 1 zum Beweiſe der Forderung nicht auf die Eintragung berufen, 
ſondern muß wie bei der negativen Feſtſtellungsklage über eine Forderung die Entſtehung der 
Forderung beweiſen. Klagt alſo der Grundſtückseigentümer gegen den Gläubiger einer Höchſt⸗ 
betragshypothek auf Löſchungsbewilligung zum Zweck der Grundbuchberichtigung nach $ 894, 
ſo liegt der Beweis für die Entſtehung und den Umfang der Forderung dem Beklagten ob; das gilt 
auch dann, wenn der Kläger ſtatt der Berichtigungsklage aus $ 894 die Bereicherungsklage aus 
5 812 (5894 A 2 Abſ 4) wählt (RG HAN 1936 Nr 687). Ein hinreichender Beweis kann ſich aber 
ſchon aus den Eintragungsurkunden ergeben, namentlich wenn die Hypothek für eine künftige 
Forderung ($ 1113 Abſ 2), eine Höchſtbetragshypothek für künftige Forderungen, die aus einem 
Rechtsverhältnis entſtehen werden, beftellt ift (Rc Gruch 58, 833; Warn 1914 Nr 76, 291). — Die 
Berichtigung erfolgt beim Grundbuchamt auf Antrag des Berechtigten (88 13, 30 GD) 
und auf Grund der freiwilligen (88 19, 29 GBO) oder durch Urteil erſetzten ($ 894 3 PO) Be⸗ 
willigung des Verpflichteten, ohne daß (auch bei einer Berichtigung der Eigentumseintragung) 
ein weiterer Nachweis der Unrichtigkeit erforderlich ift (RG 73, 154; RIA 9, 203; 11, 239; 12, 72). 
Die Berichtigungsbewilligung muß den materiellen Rechtsgrund der Berichtigung angeben; das 
gilt aber nicht für eine auf Grundbuchberichtigung abzielende Löſchungsbewilligung (JW 1934, 
10562). Der Grundbuchrichter hat die Berichtigung auf Grund einer Berichtigungsbewilligung 
abzulehnen, wenn ſich aus den beigebrachten Urkunden ergibt, daß eine der Bewilligung ent⸗ 
ſprechende Eintragung das Grundbuch nicht berichtigen, ſondern unrichtig machen würde (RG 73, 
157; RigA 11, 239; 12, 73; HRR 1934 Nr 1366). An die Rechtskraft eines Urteils auf Einwilligung 
in die Grundbuchberichtigung iſt auch der Grundbuchrichter gebunden (SG 11, 219). Erkennt 
er jedoch, daß das Urteil unter Verſtoß gegen die guten Sitten (88 138, 836), 3. B. zur Umgehung 
des 87 RErbhch, erwirkt ift, fo braucht er es nicht als geeignete Unterlage für die Grundbuch- 
berichtigung gelten zu laſſen (356 18, 267). Nach $ 22 G BO hat das Grundbuchamt die 
Berichtigung auch ohne Bewilligung des Betroffenen zu bewirken, wenn die Unrichtigkeit des 
Grundbuchs nachgewieſen wird. So kann z. B. nachgewieſen werden: das Erlöſchen eines nur 
für einen Verkaufsfall beſtellten und nicht ausgeübten Vorkaufsrechts (51097 A J) durch Vor⸗ 
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legung eines notariellen Tauſchvertrags ſeitens des Grundſtückserwerbers (KJ 40 A 133); die 
Umwandlung einer Hypothek in eine Eigentümergrundſchuld (88 1163, 1177) durch die beglaubigte 
Quittung des Gläubigers (RG 56, 327; KJ 26 A 150; 40 A 136, 294; RA 11, 63); die Über- 
tragung einer Briefhypothek (81154 Abſ 1, 5 1117 Abſ 3) durch Einreichung von Abtretungs⸗ 
und Annahmeerklärungen in der Form des § 29 GBO und des Hypothekenbriefs (K GJ 49, 206); 
die Nichtigkeit einer Hypothekübertragung, weil der Erwerber (z. B. eine Stiftung) keine Rechts⸗ 
perſönlichkeit beſitzt, durch den Nachweis des Mangels der Rechtsperſönlichkeit (RG 88, 89). An 
die Führung des Nachweiſes find ſtrenge Anforderungen zu ſtellen (JS 11, 219). Zur Aus- 
führung der Berichtigung iſt zu bemerken: Handelt es ſich um die Berichtigung durch Wieder⸗ 
eintragung einer zu Unrecht gelöſchten Hypothek, die zur Eigentümergrundſchuld geworden war, 
fo erfolgt die Eintragung in der Hauptſpalte der Abt. III unter neuer Nummer hinter den ſpäter 
eingetragenen anderen Hypotheken. Dabei iſt zum Ausdruck zu bringen, daß das wiederein⸗ 
getragene Recht eine aus einer früheren Hypothek entſtandene Eigentümergrundſchuld darſtellt; 
bei ihr und bei den anderen Hypotheken iſt der Vorrang des wiedereingetragenen Rechts zu ver⸗ 
merken (KJ 48, 189). Iſt jedoch inzwiſchen nach erfolgter Löſchung ein Recht am Grundſtück 
durch Erwerb unter dem Schutz des öffentlichen Glaubens des Grundbuchs ($ 892) 
für einen Dritten begründet worden, ſo kann die Wiedereintragung nur mit dem Rang nach dieſem 
Recht erfolgen. Dies gilt auch dann, wenn eine Hypothek durch Erbgang vom Hypothekengläubiger 
auf den Hypothekenſchuldner und Eigentümer als Grundſchuld (58 1163, 1177 Abſ 1) überge⸗ 
gangen ($ 1163 A 5) und auf Antrag des Eigentümers gelöſcht iſt, demnächſt durch Anordnung 
der Nachlaßverwaltung oder Eröffnung des Nachlaßkonkurſes gemäß $ 1976 die Hypotheken⸗ 
forderung und damit auch die Hypothek wieder auflebt und der Nachlaßverwalter oder der Kon⸗ 
kursverwalter ihre Wiedereintragung im Wege der Berichtigung des Grundbuchs beantragt, 
inzwiſchen aber ein gutgläubiger Dritter durch Veſtellung des Eigentümers eine Hypothek an 
dem Grundſtück erworben hat (RIA 16, 148). Den zur Berichtigung erforderlichen Inhalt einer 
Urteilsformel erörtert A 3. Iſt das Urteil noch nicht rechtskräftig (8894 ZPO), aber vorläufig 
vollſtreckbar, jo kann ein Widerſpruch für den Berichtigungsbe rechtigten nach Maß 
gabe der im Urteil angenommenen wirklichen Rechtslage eingetragen werden (§ 895 ZPO). 
Hat der Berichtigungsverpflichtete in der Zwiſchenzeit bis zur Erhebung der Berichtigungs⸗ 
klage grundbuchliche Verfügungen vorgenommen, die das Recht des Berichtigungsberech⸗ 
tigten zwar nicht vereiteln, aber beeinträchtigen (hat z. B. der eingetragene Nichteigentümer das 
Grundſtück inzwiſchen hypothekariſch belaftet), fo ift der Weg, auf dem die Beſeitigung der Beein⸗ 
trächtigung (Belaſtung) erzwungen werden kann, nicht der alls $ 1004, ſondern der aus $$ 989, 990. 
Denn die beeinträchtigende Verfügung (Belaſtung) ſtellt ſich als eine Verſchlechterung des Grund⸗ 
ſtücs im Sinne dieſer Vorſchriften dar (RG JW 1928, 138752; f 989 A 1), und die Stellung des 
Berichtigungsverpflichteten zum Berichtigungsberechtigten gleicht, wie bereits dargelegt wurde, 
er Stellung des Beſitzers zum Eigentümer jo ſehr, daß die entſprechende Anwendung der $$ 989, 
990 geboten iſt, mit der Maßgabe, daß für die Frage der Rechtshängigkeit der Berichtigungs⸗ 
anſpruch (aus 5894) dem Herausgabeanſpruch gegen den Beſitzer gleichzuſtellen iſt (RG 121, 335). 


8 895 


Kann die Berichtigung des Grundbuchs erſt erfolgen, nachdem das Necht 
des nach § 894 Verpflichteten eingetragen worden iſt !), fo hat dieſer auf Ver⸗ 
langen fein Necht eintragen zu laſſen 2). 

E 1 1820 II 880; M 5 111 f.; P 6 223 ff. 

1. Das Recht des nach $ 894 Verpflichteten iſt das Recht desjenigen, der durch die Berichtigung 
des Grundbuchs betroffen wird und ſeine Zuſtimmung zur Berichtigung erteilen muß. Seine Ein⸗ 
tragung im Grundbuch iſt nach materiellem Recht zur Wirkſamkeit der Zuſtimmung ebenſowenig 
erforderlich, wie ſonſt die Eintragung des bei einer dinglichen Rechtsänderung als Verfügender 
beteiligten Berechtigten (58873 A 8). Iſt alſo der Verpflichtete trotz fehlender Eintragung wirklicher 
Inhaber des betroffenen Rechts, jo iſt ſeine Zuſtimmung ſachlichrechtlich wirkſam. Formell⸗ 
rechtlich ſoll aber nach $ 39 Abſ 1 GBO eine Eintragung nur dann erfolgen, wenn derjenige, 
deſſen Recht durch ſie betroffen wird, als der Berechtigte eingetragen iſt. Obwohl dieſe 
Geſtimmung nur eine Ordnungsvorſchrift iſt und ihre Nichtbefolgung auf die materielle 
Wirkſamkeit der Verfügung des wirklich berechtigten Paſſiobeteiligten keinen Einfluß hat, 
wird doch durch § 895 gegen den Zuſtimmungsverpflichteten ein Anſpruch auf 

ewirkung feiner Eintragung gegeben, damit das aus der Ordnungsvor⸗ 
chrift für die Grundbuchberichtigung ſich ergebende Hindernis behoben wird 
(Prot 6, 224). Die 8g 39 Abſ 2, 40 GBO enthalten aber Ausnahmen von der Vorſchrift 
des $ 39 Abſ 1, namentlich für den im Beſitz des Briefs über ein hypothekariſches Recht befind- 
chen, gemäß $ 1155 ausgewiefenen Gläubiger (539 Abſ 2) und (in den Fällen der Übertragung 
und der Aufhebung des Rechts) für den Erben des eingetragenen Berechtigten. Soweit dieſe 
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Ausnahmen zutreffen, iſt der Anſpruch gegen den Verpflichteten aus 9 895 nicht ge⸗ 
geben, da dann die Grundbuchberichtigung ohne ſeine Eintragung erfolgen kann. Eine trotzdem 
erhobene Klage auf Herbeiführung der Eintragung iſt in der Regel abzuweiſen, da dem Anſpruch 
die durch $ 895 geſetzte materielle Grundlage fehlt (ſtr.). So bedarf es z. B. zur Wiedereintragung 
einer zu Unrecht gelöſchten Hypothek gegenüber dem Erben des berftorbenen Eigentümers oder 
zur Umſchreibung einer vom Eigenkümer an den Erben des Gläubigers bezahlten Buch⸗ 
hypothek auf den Eigentümer nur der in der Form des $ 29 Satz 1 G80 freiwillig erklärten oder 
gemäß $ 894 ZPO erſetzten Eintragungsbewilligung (Quittung) des Erben. Eine Klage auf 
Eintragung des Erben wäre in dieſen Fällen unzuläſſig. Indeſſen iſt die Geltendmachung des 
Anſpruchs aus $ 895 nicht etwa davon abhängig gemacht, daß die Eintragung „nach Maßgabe 
der $$ 39, 40 GBO“ erforderlich ift, ſondern nur davon, daß die Berichtigung ohne Eintragung 
nicht „erfolgen kann“. Hierunter iſt aber nicht nur ein aus der fehlenden Eintragung nach den 
89 39, 40 GBD ſich ergebendes rechtliches, ſondern auch ein tatſächliches Hindernis zu 
verſtehen. Lehnt z. B. das Grundbuchamt die Berichtigung ab in der irrigen Annahme, die 
Eintragung ſei nach $ 39 Abſ 1 G0 erforderlich, während bei richtiger Beurteilung ein Aus⸗ 
nahmefall der $$ 39 Abſ 2, 40 vorliegt, und hat auch die Beſchwerde keinen Erfolg, fo iſt die Klage 
auf Be wirkung der Eintragung auch dann begründet, wenn der Prozeßrichter anderer Auffaſſung 
als das Grundbuchamt iſt. Denn tatſächlich iſt auch hier die Berichtigung ohne die Eintragung 
nicht möglich (R 54, 87). Allerdings kann in derartigen Fällen der Berichtigungsberechtigte, 
der ein Urteil auf Bewilligung der Berichtigungseintragung erſtritten hat, die Eintragung des 
Verpflichteten gemäß $ 14 GO herbeiführen (RIA 10, 70). Durch die Möglichkeit der Anwen⸗ 
dung dieſes Mittels wird aber die Anwendung des andern Mittels, der Klage aus $ 895, nicht 
ausgeſchloſſen. Vielmehr ſteht einem Gläubiger, bei dem die Vorausſetzungen des $ 14 GBO 
erfüllt ſind, wahlweiſe auch das Recht zu, die Berichtigung im Klagewege zu verlangen (JW 1933, 
2779). Ein Anſpruch aus $ 895 iſt auch dann gegeben, wenn der Verpflichtete zwar 
eingetragen iſt, aber nicht ſo, daß das Recht des Berichtigungsberechtigten nach Inhalt 
und Gegenſtand richtig und vollkommen eingetragen werden könnte. Denn die richtige und 
vollkommene Eintragung des Rechts, auf die der Berichtigungsberechtigte Anſpruch hat, kann 
erſt dann erfolgen, wenn der Verpflichtete in entſprechender Weiſe eingetragen iſt. Daher iſt 
in einem ſolchen Fall eine Klage auf Herbeiführung der erforderlichen Anderung der Eintragung 
zuläffig (RG 54, 87; RIA 10, 69; KG J 26 A 80). Soll alſo z. B. im Wege der Grundbuchbe⸗ 
richtigung eine (zu Unrecht gelöſchte) Hypothek an der Grundſtückshälfte eines von zwei Mit⸗ 
eigentümern eingetragen werden, ſind aber im Grundbuch die Miteigentumsanteile nicht gemäß 
8 ah 1155 in Bruchteilen angegeben, fo iſt die Klage auf Eintragung des Bruchteils von 7/2 
zuzulaſſen. 

2. Die Eintragung des Berichtigungsverpflichteten verlangen kann nur derjenige, der 
nach Maßgabe des $ 894 die Zuſtimmung des Verpflichteten zu der Grundbuchberichtigung ver 
langen kann, alſo derjenige, deſſen beſtehendes dingliches Recht nicht oder nicht richtig oder gegen 
deſſen Recht zu Unrecht eine Belastung oder eine Verfügungsbeſchränkung eingetragen iſt. So 
kann z. B. der Nacherbe verlangen, daß der Vorerbe ſich als Inhaber des Eigentums oder Rechts 
des Erblaſſers eintragen läßt, damit das Recht des Nacherben als Verfügungsbeſchränkung ein⸗ 
getragen werden kann (88 1922, 2113 BGB; $ 51 GBO; RG 61, 232). Wer lediglich auf ſchuld⸗ 
rechtlicher Grundlage einen perſönlichen Anſpruch auf Herbeiführung einer dinglichen 
Rechtsänderung hat (z. B. einen Anſpruch auf Einräumung eines Rechts am Grundſtück), 
dem ſteht der (dingliche) Anſpruch aus $ 895 nicht zu. Doch wird er in der Regel aus dem Schuld⸗ 
verhältnis gegen ſeinen Vertragsgegner die perſönliche Klage nicht nur auf Herbeiführung 
der Rechtsänderung überhaupt, ſondern auch auf Bewirkung der dazu etwa erforderlichen Ein⸗ 
tragung des Vertragsgegners anſtrengen können. So wird z. B. der Verkäufer eines Grundſtücks 
die Klage auf Entgegennahme der Auflaſſung und Eintragung des Käufers als Eigentümer 
erheben können, damit für den Kläger eine Reſtkaufgeldhypothek eingetragen werden kann (OLG 
7, 283). Der Inhalt des perſönlichen Anſpruchs gegen den Vertragsgegner iſt dann der gleiche 
wie der Inhalt des dinglichen Anſpruchs aus $ 895 gegen den Berichtigungs verpflichteten. In 
beiden Fällen iſt der Anſpruch darauf gerichtet, daß ſich der Verpflichtete eintragen 
laſſe, alſo alles bewirke und beſchaffe, was zur Eintragung ſeines Rechts erforder- 
lich iſt, damit dann die Eintragung für den perſönlich Berechtigten oder für den Berichtigungs⸗ 
berechtigten erfolgen kaun. Insbeſondere hat auch im Falle des $ 895 ber Berichtigungsver⸗ 
pflichtete nicht etwa nur die Zuſtimmung zu ſeiner Eintragung zu erteilen. Das dem Klage⸗ 
anſpruch ftaltgebende Urteil wird in beiden Fällen nach $ 888, nicht nach $ 887 3 PO vollſtreckt. 
Denn der nad) $ 13 GBO von dem Verpflichteten zu ſtellende Eintragungsantrag kann nicht von 
einem beliebigen Dritten geſtellt werden (ſtr.; vgl. jedoch NG 55, 59). Der 14 GB (A 1) kommt 
bei einem ſolchen Urteil nicht zur Anwendung, da es nicht die Eintragung eines (anderen) Rechts 
für den Berechtigten zum Gegenſtand hat. Wenn aber außerdem der Berichtigungsberechtigte 
ein Urteil auf Zuſtimmung zur Berichtigung, alſo zur Eintragung ſeines Rechts, und der 
perſönlich Berechtigte ein Urteil auf Bewilligung der Eintragung der Rechtsänderung erſtritten 
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hat, ſo können beide auf Grund dieſes Urteils die Eintragung des Verpflichteten gemäß 
914 6880 ſelbſt beantragen (SeuffA 56 Nr 142). In dieſer Vorſchrift iſt kein Unterſchied gemacht, 
ob der Gläubiger einen Anſpruch auf Grundbuchberichtigung durch Eintragung ſeines bereits 
dinglich beſtehenden Rechts oder nur einen perſönlichen Anſpruch auf Einräumung eines ding⸗ 
lichen Rechts im Rechtsſtreit durchgeſetzt hat. Der Berechtigte kann ſich in beiden Fällen auch 
die zur Eintragung des berichtigungsberechtigten Verpflichteten notwendigen ($ 22 GBO) 
Unterlagen (3. B. einen Erbſchein für den verpflichteten Erben des Bucheigentümers) gemäß 
59 792, 896 30 beſchaffen. Iſt der Verpflichtete nicht an die Stelle des Buch⸗ 
berechtigten getreten, liegt der Fall vielmehr ſo, daß der Verpflichtete wahrer, der Ein⸗ 
getragene nur ſcheinbarer Berechtigter fein ſoll (3. B. wegen Nichtigkeit der dieſem erteilten Auf⸗ 
lafjung), fo wird der perſönlich Berechtigte mit der vorbezeichneten Klage von dem Verpflichteten, 
der ihm alle zuläſſigen Mittel zur Erlangung des Rechts an die Hand geben muß, auch die Ab- 
tretung des Berichtigungsanſpruchs ($ 894 A 2 Abſ 3) verlangen können, um daraufhin gegen den 
Buchberechtigten auf Bewilligung der Eintragung des Verpflichteten klagen zu können. Für den 
Berichtigungsberechtigten kommt dies nicht in Betracht: er kann auch vom Buchberechtigten die 
Zuſtimmung nach $ 894 verlangen. Eine Überweiſung des Berichtigungsanſpruchs könnte nur 
wegen einer vollſtreckbaren Geldforderung (58 829, 835, 857 ZPO), nicht auf Grund des Urteils 
auf Herbeiführung der Rechtsänderung erfolgen. 


8 896 


Iſt zur Berichtigung des Grundbuchs die Vorlegung eines Hypotheken-, 
Grundfchuld- oder Nentenſchuldbriefs erforderlich!), fo kann derjenige, zu 
deſſen Gunſten die Berichtigung erfolgen ſoll 2), von dem Beſitzer des Briefes) 
verlangen, daß der Brief dem Grundbuchamte vorgelegt wird ). 

E I 1109 II 1091; M 3 745 f.; P 3 046; 6 386 f. 

1. Erforderlich iſt die Vorlegung des Briefs, damit ein Vermerk gemäß § 62 GBO darauf 
geſetzt werden kann. Dieſes Erfordernis beſteht nach 58 41 Abſ 1 Satz 1, 42 GBO regelmäßig, 
wenn eine Eintragung bei einem verbrieften hypothekariſchen Recht (Hypothek, Grundſchuld, 
Rentenſchuld) erfolgen, alſo auch wenn eine Berichtigung des Grunbbuchs bei ſolchen hypothe⸗ 
kariſchen Rechten bewirkt werden ſoll. Die genannten Beſtimmungen find zwar nur Ordnungs- 
vorſchriften, deren Nichtbefolgung auf die Wirkſamkeit des Eintragungsakts keinen Einfluß 
hat. Der $ 896 gibt aber trotzdem dem Berichtigungsberechtigten einen materiellrechtlichen 
Anſpruch auf Vorlegung, um ihm die Herbeiführung der Berichtigung zu er⸗ 
möglichen. In gewiſſen Fällen bedarf es jedoch nach $ 41 Abſ 2 GB (Ausſchlußurteil) und 
nach $ 42 Satz 2 (Brief für den Inhaber) der Vorlegung des Briefs zur Eintragung nicht. In 
ſolchen Ausnahmefällen beſteht auch kein Anſpruch auf Vorlegung, da dieſe dann zur Berichti⸗ 
gung nicht erforderlich iſt. $ 896 iſt auch anzuwenden auf die nach $ 43 Abſ 1 GD (Hypothek für 
nen aus Inhaber- und Orderpapieren) vorzulegende Urkunde, die den Hypotheken- 

rief vertritt. 

2. Derjenige, zu deſſen Gunſten die Berichtigung erfolgen ſoll, iſt der, dem ein Berich 
tigungsanſpruch aus $ 894 zuſteht, weil ſein hypothekariſches Recht nicht oder nicht richtig einge 
tragen oder zu Unrecht belaſtet oder durch eine Verfügungsbeſchränkung zu Unrecht beeinträchtigt 
iſt oder weil ſein Eigentum zu Unrecht mit dem hypothekariſchen Recht belaſtet iſt. Namentlich 
kommen hier in Betracht die Fälle, in denen eine Hypothek außerhalb des Grundbuchs erloſchen 
(88 11731175, 1178) oder auf den Eigentümer oder ſonſt einen andern als den eingetragenen 
Gläubiger übergegangen ift (59 1143, 1150, 1163, 1164, 1168, 1170 Abſ 2, 1171 Abſ 2, 1173, 1174, 
1182, 268 Abſ 3, 426 Abſ 2, 774, 1922), ferner die Fälle der widerrechtlichen Eintragung oder der 
Aufhebung einer Verfügungsbeſchränkung des Gläubigers. Wenn der Eigentümer oder der 
Schuldner oder ein Dritter durch volle Befriedigung des Gläubigers die Hypo- 
thek gemäß 88 1143, 1150, 1163, 1164 erwirbt, gilt nach $$ 1144, 1167 die Sonderbeſtim⸗ 
mung, daß der Erwerber nicht nur die Vorlegung des Hypothekenbriefs an das Grundbuchamt, 
ſondern die Aushändigung des Briefs verlangen kann. Dagegen kann bei nur teilweiſer Befriedi⸗ 
gung oder bei teilweiſem Verzicht nach 88 1145, 1150, 1167, 1168 Abj 3 ($ 61 Abſ 1 G0) nur die 
Vorlegung des Briefs an das Grundbuchamt, das Gericht oder den Notar zwecks Bildung eines Teil- 
hypothekenbriefs verlangt werden (NG 69, 42; RIA 2, 83). Wem lediglich auf ſchuldrechtlicher 
Grundlage ein verſönlicher Anſpruch auf Herbeiführung einer Rechtsänderung an 
einem hypothekariſchen Recht zufteht, hat keinen Anſpruch aus § 896. Doch wird ihm in der Regel 
aus dem Schuldverhältnis gegen feinen Vertragsgegner ein perſönlicher Anſpruch auf Vorlegung 
des Briefs zuftehen, wenn die Herbeiführung der Rechtsänderung nicht anders zu ermöglichen iſt 
(3 895 A 2). Das Grundbuchamt ift zur Anordnung der Vorlegung weder verpflichtet noch be⸗ 
rechtigt (NA 6, 165). Die Vorlegung des Briefs zur Eintragung einer Vormerkung bei 
einem verbrieften hypothekariſchen Recht erörtert 5 885 A 3 a. E. Wer eine ſolche Vor⸗ 


172 Sachenrecht 


merkung (3. B. zur Sicherung feines Anſpruchs auf Löſchung) eintragen laſſen will, hat gegen den 
dritten Beſitzer des Briefs (z. B. einen Pfandgläubiger) keinen Anſpruch auf Vorlegung aus 
$ 896, da die Vormerkung kein Recht an der Hypothek iſt und erſt durch Eintragung entſteht, eine 
Grundbuchberichtigung alſo durch ihre Eintragung nicht ſtattfindet (OLG 3, 98). 

3. Von jedem (unmittelbaren oder mittelbaren: $ 868) Beſitzer des Briefes kann die 
Vorlegung verlangt werden, nicht bloß von demjenigen, der nach $ 894 die Zuſtimmung 
zu der Berichtigung zu erteilen hat (RG 47, 161; 69, 42). So iſt z. B. derjenige, dem eine Brief⸗ 
hypothek verpfändet iſt, zur Vorlegung des Briefs verpflichtet, wenn die Hypothek durch Be⸗ 
friedigung auf einen andern als den eingetragenen Gläubiger übergegangen iſt (A 2) und die 
Umſchreibung auf dieſen andern zur Berichtigung des Grundbuchs erfolgen ſoll (RG 47 S. 160, 
161). Soll im Falle der Abtretung eines Teils einer Briefhypothek unter Übergabe des Teil- 
hypothekenbriefs die an ſich außerhalb des Grundbuchs vollzogene Teilübertragung (88 1154 
Abſ 1, 1145, 1152 Abſ 1 BGB; 5 61 GBO; Rc 69, 43) berichtigend im Grundbuch verlautbart 
werden, jo iſt der Beſitzer des Stammbriefs zur Vorlegung nach § 41 GBO verpflichtet, da die 
Eintragung der Teilabtretung gemäß § 62 Abſ 1 GBO auch auf dieſem Brief zu vermerken iſt 
(RG 59, 318; RIA 6, 66). Wird der beſitzende Dritte lediglich als Beſitzer auf Vorlegung 
in Anſpruch genommen, ſo muß er noch zur Zeit der Klagerhebung im Beſitz des Brie⸗ 
fes fein (RG JW 1904, 9212). Dies gilt jedoch z. B. nicht, wenn bei einer Pfändung und Über- 
weiſung einer Hypothek zugleich der perſönliche Anſpruch des Schuldners auf Herausgabe des 
Briefs gegen den Beſitzer dem Gläubiger überwieſen iſt und dieſer daraufhin mit der Klage gegen 
den Beſitzer die Vorlegung des Briefs verlangt, um demnächſt das Grundbuch durch Eintragung 
der Pfändung berichtigen zu können. Denn hier handelt es ſich nicht um eine Klage aus dem 
Recht des Berichtigungsberechtigten gemäß $ 896, ſondern um die Geltendmachung des per⸗ 
ſönlichen Anspruchs des Schuldners (RG JW 1904, 9212). Hat der dritte Beſitzer ein Recht 
zum Beſitz (§ 986), ſei es dinglicher Natur und gegen jedermann gerichtet, ſei es auf ein ſchuld⸗ 
rechtliches Rechtsverhältnis zwiſchen ihm und dem Berichtigungsberechtigten gegründet und des⸗ 
halb nur perſönlich wirkend (z. B. weil er die Hypothek bezahlt hat und dafür Erſatz verlangen 
kann), ſo können die daraus herzuleitenden Einwendungen auch gegenüber dem Anſpruch aus 
$ 896 mit Erfolg geltend gemacht werden (M 3, 746; JW 1936, 113615). 

4. Auf Grund des $ 896 kann nur die Vorlegung des Briefs an das Grundbuchamt verlangt 
werden, nicht die Aushändigung des Briefs an den Berichtigungsberechtigten (RG 69, 42; SeuffA 
91 Nr 128). Die Fälle, in denen kraft Sonderbeſtimmung die Aushändigung beanſprucht werden 
kann, find in A 2 erwähnt. Die Vollſtreckung eines Urteils auf Vorlegung erfolgt gemäß 
$ 883 Abſ 1 ZPO, alſo durch die vom Gerichtsvollzieher vorzunehmende Wegnahme des Briefs 
und deſſen Vorlegung beim Grundbuchamt. Denn die Vorlegung des Briefs iſt eine wenn auch 
vorübergehende Herausgabe einer Sache im Sinne dieſer Vorſchrift (NG Gruch 50, 1110). Die 
Ser 910 Vorlegung eines für mehrere Pfändungsgläubiger hinterlegten Briefs behan⸗ 
delt „347. 


8 897 


Die Koſten !) der Berichtigung des Grundbuchs und der dazu erforder- 
lichen Erklärungen hat derjenige zu tragen ?), welcher die Berichtigung ver⸗ 
langt, ſofern nicht aus einem zwiſchen ihm und dem Verpflichteten beſtehenden 
Nechtsverhältniſſe ſich ein anderes ergibt s). 

E 1 843 II 813; M 3 237; P 3 102. 


1. Zu dieſen Koſten gehören namentlich die Koſten der öffentlichen Beurkundung oder Be⸗ 
glaubigung (5 29 Satz 1 GBO) der vom Berichtigungsverpflichteten gemäß $ 894 zu erteilen- 
den Zuſtimmung. Die Koſten eines Rechtsſtreits gehören nicht hierher; inſoweit beſtimmt ſich 
die Koſtenpflicht vielmehr nach SS 91ff. ZPO. 

2. Zu tragen hat die Berichtigungskoſten der Berichtigungsberechtigte deswegen, weil die 
Berichtigung in der Regel in feinem Intereſſe erfolgt (M3, 237). Da der Berichtigungs⸗ 
verpflichtete ſich auf die Abgabe der Zuſtimmungserklärung nicht einzulaſſen braucht, bevor er 
nicht wegen der Koſten geſichert iſt, hat der Berichtigungsberechtigte ihm die erforderlichen Koſten 
vorzuſchießen (vgl. 99 369 Abſ 1, 403 Satz 2, 798 Saß 2, 799 Abſ 2 Satz 2, 800 Satz 2, wo die 
Vorſchußpflicht ausdrücklich beſtimmt iſt). 

3. Das ausnahmsweiſe die Koſtenpflicht des Berichtigungsverpflichteten begründende 
Rechtsverhältnis kann auf Vertrag (vgl. für den Kauf $$ 435, 449) oder auf unerlaubter Handlung 
(3. B. vorſätzlicher Vernichtung von Urkunden) beruhen. Zwiſchen dem Nacherben und dem 
Vorerben beſteht auf Grund der letztwilligen Verfügung ein ſolches Rechtsverhältnis nicht. 
Der Nacherbe muß alſo die Koſten tragen, wenn er die Eintragung des Vorerben And feines 
Nacherbenrechts verlangt (ſtr.; die Eintragung von Amts wegen regelt $ 51 GBO). Beſteht kein 
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dinglicher Berichtigungsanſpruch nach § 894, ſondern nur ein ſchuldrechtlicher Anſpruch 
10 Richtigſtellung des Grundbuchs ($ 894 A 2 Abſ 2,4), jo greift die Koſtenregelung des $ 897 
nicht Platz. 


8 898 


Die in den SS 894 bis 896 beſtimmten Anſprüche unterliegen nicht der Ver⸗ 
jährung 1). 

E II 813; P 3 102 ff.; 4 589. 

1. Die Unverjährbarkeit iſt für die Anſprüche des Berichtigungs berechtigten aus den 
88 894-896 deswegen beſtimmt, weil das dingliche Recht ſelbſt nach dem BGB nicht durch 
Verjährung untergehen kann (§ 901 A 2, 5902 A 1) und weil nach § 902 Abſ 1 Satz 1, Abſ 2 
auch der dingliche Hauptanſpruch aus dem Recht auf Herſtellung des dieſem entſprechenden 
Zuſtandes (§ 901 A 3) regelmäßig nicht verjährt, wenn das Recht eingetragen oder ein 
Widerſpruch zu feinen Gunſten im Grundbuch vermerkt iſt (Prot 3, 107; 4, 589). Ausnahme ⸗ 
fälle finden ſich im $ 902 Abſ 1 Satz 2 und in den 89 1028, 1090 Abſ 2. Weiterhin können das 
Eigentum und die im 3 900 Abf 2 bezeichneten Rechte nach § 900 durch Tabularerſitzung 
erworben und damit die entſprechenden Rechte der wahren Berechtigten zum Erlöſchen 
gebracht werden. Ferner erlöſchen Rechte an fremden Grundſtücken in den Fällen der 
$$ 901, 1028, 1090 Abſ 2 durch Verjährung des Hauptanſpruchs. Soweit danach das 
nicht eingetragene (wahre) Recht erloſchen iſt, hat nunmehr das Grundbuch einen richtigen 
und vollſtändigen Inhalt. Daher iſt ein Berichtigungsanſpruch (insbeſondere gegenüber 
dem eingetragenen urſprünglich nicht wirklichen Rechte) nicht mehr gegeben, ſo daß eine Un⸗ 
verjährbarkeit des Anſpruchs überhaupt nicht in Frage kommt (str.; $901 A3). Der Haupt- 
anſpruch aus nicht eingetragenem (wahren) Eigentum (3. B. gegenüber dem Beſitzer 
des Grundſtücks) kann allerdings verjähren, ohne daß das Eigentum erliſcht (5 902 A 1). Dann 
iſt fortdauernd ein Berichtigungsanſpruch (3. B. gegen den nicht beſitzenden, zwar eingetragenen, 
aber nicht wirklichen Eigentümer) gegeben, der einer Verjährung nicht unterliegt (ftr.). 


9 899 


In den Fällen des 8 894 kann ein Widerſpruch gegen die Nichtigkeit des 
Grundbuchs 1) eingetragen werden ). . — 

Die Eintragung erfolgt auf Grund einer einſtweiligen Verfügung oder auf 
Grund einer Bewilligung desjenigen, deſſen Recht durch die Berichtigung des 
Grundbuchs betroffen wird. Zur Erlaſſung der einſtweiligen Verfügung iſt 
nicht erforderlich, daß eine Gefährdung des Nechtes des Widerſprechenden 
glaubhaft gemacht wird ). 

E 1 844, 845 II 814; M 3 237 ff., 242 ff.] P 3 107 ff., 116; 6 222 f. 

1. Während $ 899 Abf 1 beſtimmt, daß die Eintragung eines Widerſpruchs gegen die Richtig⸗ 
keit des Grundbuchs in den Fällen des § 894 zuläſſig jet, gibt das BGB weder hier noch ſonſt 
eine allgemeine Beſtimmung über das Weſen und die Wirkungen eines Widerſpruchs. Nur 
in Einzelbeſtimmungen (58 892 Abſ 1 Satz 1, 900 Abſ 1 Satz 3, 902 Abſ 2, 927 Abſ 3) iſt vorge⸗ 
ſchrieben, welche Wirkung es haben ſoll, wenn bei einem unter $ 894 fallenden Tatbeſtand ein 
Widerspruch eingetragen ift. Aus dieſen einzeln geregelten Wirkungen ergibt ſich, daß der Wider- 
ſpruch zum Schutz eines überhaupt nicht oder nur beſchränkt eingetragenen 
dinglichen Rechts inſofern dient, als die dort bezeichneten rechtswirkenden Tatſachen, ſo⸗ 
lange der Widerſpruch eingetragen iſt, dem wirklich beſtehenden oder unbeſchränkt beſtehenden 
Recht in dem gleichen Maße unſchädlich ſein ſollen, wie es ber Fall wäre, wenn das Recht eingetragen 
oder ohne Beſchränkung eingeſchrieben wäre. Danach iſt der Widerſpruch kein Recht am 
Grundſtück oder an einem das Grundſtück belaſtenden Recht, ſondern eine Schutzeintra⸗ 
gung für ein dingliches Recht, die während ihrer Dauer in beſtimmten Beziehungen mit 
der Wirkung der Eintragung oder der unbeſchränkten Einſchreibung des Rechts verſehen iſt (RG 
117, 352). Daher finden auf den Widerſpruch die Vorſchriften über eingetragene Rechte 
Im allgemeinen keine Anwendung, insbeſondere z. B. nicht die Vorſchriften über den 
Rang unter mehreren eingetragenen Rechten (5879 A3). Nur ſoweit es ſich um die vom Geſetz 

em Widerſpruch beigelegten einzelnen Wirkungen eingetragener Rechte handelt, wird eine ent 
ſprechende Anwendung Platz greifen können. Wo ein Schutzbedürfnis im vorbezeichneten Sinne 
nicht in Frage kommen kann, iſt für die Eintragung eines Widerſpruchs kein Raum (ſo z. B. wenn 
der Bucheigentümer geltend macht, er ſei in Wirklichkeit nicht Eigentümer, weil die Auflaſſung 
an ihn nichtig ſei: KG 47,184; 9 894 A2 Abſ1). — Der Widerſpruch iſt aber auch keine Ver⸗ 


174 Sachenrecht 


fügungsbeſchränkung im Rechtsſinne. Allerdings muß er ſich, obwohl er nur das außerhalb 
des Grundbuchs beſtehende dingliche Recht oder die Freiheit des eingetragenen Rechts von einer Be⸗ 
ſchränkung ſichern ſoll, notwendig immer gegen ein eingetragenes Recht richten. Denn unter der 
Vorausſetzung, daß das durch den Widerſpruch geſicherte Recht wirklich beſteht oder unbeſchränkt be⸗ 
ſteht, wird von dem Zeitpunkt der Widerſpruchseintragung an ein eingetragenes Recht entweder be⸗ 
ſeitigt oder eingeſchränkt. Wird z. B. ein Widerſpruch für ein außerhalb des Grundbuchs beſtehendes 
Eigentum eingetragen oder bei einem eingetragenen begrenzten Recht (z. B. einer Hypothel) 
ein Widerſpruch dahin vermerkt, daß das Recht nicht dem Buchberechtigten, ſondern dem Wider⸗ 
ſprechenden zuſtehe, oder wird durch den Widerſpruch das Recht des Eigentümers darauf ge- 
ſchützt, daß ſein Eigentum von einer zwar eingetragenen, aber tatſächlich nicht beſtehenden Be⸗ 
laſtung frei ſei, ſo iſt der Widerſpruch in den erſten beiden Fällen dahin gerichtet, daß das für den 
Nichtberechtigten eingetragene Eigentum oder begrenzte Recht inſofern beſeitigt 
werden ſoll, als an Stelle des Nichtberechtigten der wahre Berechtigte treten ſoll, in dem dritten 
Falle dahin, daß die nicht beſtehende Belaſtung des Eigentums zur Löſchung gebracht 
werden ſoll. Eine Beſchränkung eingetragener Rechte bewirkt der Widerſpruch ferner 
z. B. dann, wenn ein außerhalb des Grundbuchs beſtehendes begrenztes Recht am Grundſtück 
(5. B. eine zu Unrecht gelöſchte Hypothek: $ 891 A 6) geſichert werden ſoll. Denn dadurch wird 
einerſeits das Eigentum belaſtet, anderſeits erleiden, wenn das geſicherte Recht den Vorrang 
vor anderen bereits eingetragenen begrenzten Rechten haben ſoll, auch dieſe eine Schmälerung 
in ihrer Wertſchätzung und Durchführbarkeit. In der rechtlichen Befugnis, über die be⸗ 
troffenen Rechte zu verfügen, werden die eingetragenen Inhaber aber in 
keiner Weiſe beſchränkt (RG 117, 352; 5 892 A9 a. E.). Eine Wirkung nach dieſer Richtung 
iſt dem Widerſpruch vom Geſetz nicht beigelegt. Abgeſehen von den Wirkungen bei der Tabular⸗ 
erſitzung, der Anſpruchsverjährung und dem Eigentumserwerb auf Grund eines Ausſchlußurteils 
(58 900 Abf 1 Satz 3, 902 Abſ 2, 927 Abſ 3) hat nach 8892 Abſ 1 Satz 1 der Widerſpruch viel⸗ 
mehr nur die Wirkung, daß im Falle eines feiner Eintragung nachfolgenden (RG 128, 55) 
rechtsgeſchäftlichen Erwerbs an dem betroffenen Recht das durch den Widerſpruch 
geſicherte Recht, wenn es wirklich beſteht, als eingetragen gilt und daher das dem Erwerb 
entgegenſtehende oder ihn beſchränkende Recht dem Erwerber gegenüber auch dann wirkſam 
iſt, wenn er fein Beſtehen nicht gekannt hat (RG 67, 41; 88, 85; 117, 352; R JW 1901, 13055, 
1926, 655; 26336 A 179; 47 S. 177, 213; 49, 182; OLG 17,77). Hat z. B. der Bucheigentümer 
A, der nicht wahrer Eigentümer iſt, eine Hypothek für B beſtellt und hat B dann die Hypothek 
an C abgetreten, fo ſteht ein in der Zwiſchenzeit zwiſchen der Hypothekeintragung und der Ab⸗ 
tretung eingetragener Widerſpruch gegen das Eigentum des A dem Hypothekerwerb des C ent- 
gegen, auch wenn er das Nichteigentum des A nicht gekannt hat (RG 129, 127). Anders liegt 
die Sache indeſſen, wenn ſchon B in gutem Glauben an das Eigentum des A die Hypothek rechts. 
wirkſam erworben hatte (8892 A 2 Abſ 3). In der dem Widerſpruch durch $ 892 beigelegten 
Wirkung liegt mithin zwar eine Beſchränkung des betroffenen Rechts inſofern, als dem Buchinhaber 
die Möglichkeit genommen iſt, darüber rechtsgeſchäftlich ſo zu verfügen, daß der Erwerber, der 
das durch Widerſpruch geſicherte Recht nicht kennt, das übertragene Recht rechtsgültig oder un- 
beſchränkt erwirbt. Darin liegt aber nur eine Beſchränkung der Wirkung der Veräußerung 
nach einer beſtimmten Richtung, alſo nur eine tatſächliche Verfügungsbeſchränkung 
inſofern, als das geſicherte Recht durch die Verfügung nicht beſeitigt werden kann. Rechtlich 
bleibt der Inhaber des betroffenen Rechts nach wie vor zur Verfügung über das Recht befugt. In⸗ 
ſoweit gilt alſo beim Widerſpruch dasſelbe wie bei der Vormerkung. Insbeſondere darf das 
Grundbuchamt bei einem eingetragenen Recht die Eintragung eines rechtsgeſchäftlichen Erwerbs 
und ſonſtige Eintragungen auf Grund einer Verfügung des eingetragenen Inhabers, z. B. auch 
eine Löſchung, nicht deshalb ablehnen, weil ein Widerſpruch gegen das Recht eingetragen iſt 
(KJ 26 A 253). Die Verfügung erlangt volle Wirkung, wenn die Widerſpruchseintragung 
in Wegfall kommt (8 883 A 11). Auch ſteht dem Inhaber des betroffenen Rechts nach wie vor die 
Vermutung aus § 891 zur Seite (5891 A 4). 

Iſt hiernach der Widerſpruch weder ein Recht noch eine Verfügungsbeſchränkung, ſo ergibt 
ſich als Folge, daß die Eintragung eines Widerſpruchs gegen einen Widerſpruch nicht 
zuläſſig iſt RG 117, 352; RA 4, 48; KJ 20 A 217; 21 A 147, 288; 39 A 255; DLG 2 S. 59, 
243). Denn nach § 899 Abi 1 kann nur „in den Fällen des 3 894“ ein Widerſpruch eingetragen 
werden; $ 894 betrifft aber nur die Fälle, in denen „in Anſehung eines Rechtes oder einer Ver⸗ 
fügungsbeſchränkung“ der Inhalt des Grundbuchs mit der wirklichen Rechtslage nicht im Ein⸗ 
klang ſteht. Es bedarf auch eines ſolchen zweiten Widerſpruchs zum Schutz gegen den erſten 
Widerſpruch nicht. Denn das Geſetz hat dem Widerſpruch nicht die Wirkung beigelegt, daß das 
geſicherte Recht im Falle eines gutgläubigen rechtsgeſchäftlichen Erwerbs an ihm als eingetragen 
anzuſehen ift, daß es alſo in dieſem Falle als beſtehend gilt, auch wenn es tatjächlich nicht beſteht. 
Vielmehr entzieht der Widerſpruch nur dem betroffenen Recht die ſonſt zu ſeinen Gunſten geltende 
Fiktion. Der Widerſpruch hat alſo nicht zur Folge, daß das geſicherte Recht bei einem 
rechtsgeſchäftlichen Erwerb (8 892 Abſ 1 Satz 1) oder bei einer Leiſtung des Verpflichteten an den 
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tatſächlich nicht berechtigten Widerſpruchsbegünſtigten (8 893) unter dem öffentlichen Glau⸗ 
ben des Grundbuchs ſteht (RG 117, 352; KJ 20 A 217; 21A 288; 26 A 79; OLG 7, 377). 
Er bewirkt vielmehr nur, daß dem betroffenen Recht nicht mehr dieſer Glaube bei⸗ 
wohnt. Wird daher z. B. das für den (angeblich) Nichtberechtigten A eingetragene Recht vom 
Widerſpruchsberechtigten B als ſein Recht in Anſpruch genommen, jo wird die Rechtslage eines 
Dritten C, der ebenfalls auf das Recht Anſpruch erhebt, gegenüber B durch die Widerſpruchs⸗ 
eintragung als ſolche nicht beeinträchtigt. Denn es kommt immer darauf an, ob das geſicherte 
Recht des B wirklich beſteht oder nicht, und es macht auch keinen Unterſchied, ob das geſicherte Recht 
in der Hand des Widerſpruchsberechtigten bleibt oder, ſofern dies überhaupt ohne Ein⸗ 
tragung möglich iſt, inzwiſchen von einem andern erworben iſt. Dasſelbe würde z. B. 
auch dann, wenn für ein außerhalb des Grundbuchs beſtehendes begrenztes Recht am Grund⸗ 
ftüd (3. B. für eine zu Unrecht gelöſchte Hypothek) ein Widerſpruch eingetragen wäre, im Ver⸗ 
hältnis zwiſchen dem Widerſpruchsberechtigten und demjenigen gelten, der, falls das geſicherte 
Recht endgültig eingetragen wäre, wegen ſeiner Beeinträchtigung durch dieſes (angeblich) nicht 
beſtehende Recht (z. B. als nachſtehender Hypothekengläubiger wegen der Rangverſchlechterung: 
9894 A 2) einen Widerſpruch gegen das Recht eintragen laſſen könnte. Im erſten Falle muß 
der Dritte C, der ſein Recht ſichern will, gleichfalls gegen das ſchon durch den Widerſpruch des B be⸗ 
troffene Recht für ſich einen Widerſpruch eintragen laſſen. In beiden Fällen muß es dem Beein- 
trächtigten überlaſſen bleiben, die Beſeitigung der Widerſpruchseintragung wegen Nichtbeſtehens 
des durch dieſe Eintragung geſicherten Rechts im Klage wege herbeizuführen. Die Klage iſt zwar 
keine persönliche, ſondern eine dingliche; fie ift aber nicht eine Berichtigungsklage aus 9 894. 
Denn auch wenn die Widerſpruchseintragung wegen Nichtbeſtehens des geſicherten Rechts ſachlich 
ungerechtfertigt ift, fo ift doch das Grundbuch nicht „in Anſehung eines Rechtes oder einer Verfü⸗ 
gungsbeſchränkung“ unrichtig. Vielmehr iſt die Klage ebenſo wie die Klage auf Beſeitigung einer 
das Eigentum oder ein ſonſtiges Recht am Grundſtück beeinträchtigenden Vormerkung als eine 
Störungsklage im Sinne des $ 1004 (und verwandter Geſetzesvorſchriften) aufzufaſſen ($ 883 
A8 „Aufhebung“; 5886 A 2, 3). 0 5 . N 

Gegen eine Vormerkung iſt ein Widerſpruch nicht zuläſſig (5 883 A8 „Wider 
ſpruch“). Die Vormerkung dient nicht wie der Widerſpruch zum Schutz eines dinglichen Rechts, 
jondern zum Schutz eines perſönlichen Anſpruchs auf Einräumung, Aufhebung oder Anderung 
des Inhalts oder Ranges eines Rechts ($ 883 Abſ 1 Satz 1; 8 883 A 2,8). Nimmt alſo ein anderer 
als der Vormerkungsbegünſtigte die vorgemerkte Forderung (3. B. auf Auflaſſung oder auf Ein- 
räumung einer Hypothek) für fid in Anſpruch, ſo kann von einer Widerſpruchseintragung gegen 
die Vormerkung für dieſen Rechtsbewerber ſchon deshalb keine Rede ſein, weil der Wider⸗ 
ſpruch nur zum Schutz eines dinglichen Rechts am Grundſtück oder an einem das Grund⸗ 
ſtück belaſtenden Recht dient, das Recht auf einen le Semen Anſpruch alſo für den Wider⸗ 
ſpruch ausſcheidet. Aber auch dann, wenn ein durch die Vormerkungseintragung e 
(3. B. bei einer Hypothekvormerkung der Eigentümer oder ein nachſtehender Hypotheken⸗ 
gläubiger) geltend macht, daß der vorgemerkte Anſpruch überhaupt nicht beſtehe, iſt für 
eine Widerſpruchseintragung zugunſten des Beeinträchtigten kein Raum. Denn wenn auch 
der vorgemerkte Anſpruch nicht beſteht, ſo iſt doch das Grundbuch nicht, wie nach $ 894 erforder- 
lich ift, „in Anſehung eines Rechtes oder einer Verfügungsbeſchränkung!“ unrichtig. Denn die 
Vormerkung iſt weder ein Recht noch eine Verfügungsbeſchränkung ($ 883 A 8, 11). Der Beein⸗ 
trächtigte bedarf auch keines Schutzes durch einen Widerspruch, der verhindert, daß das von ihm 
betroffene, zwar eingetragene, aber tatſächlich nicht beſtehende Recht bei einem gutgläubigen 
rechtsgeſchäftlichen Erwerb als beſtehend gilt. Denn der Erwerb an einem vorgemerkten An⸗ 
ſpruch wird nicht durch den öffentlichen Glauben des Grundbuchs geſchützt (8883 A 8 „offent⸗ 
licher Glaube des Grundbuchs“). Selbſt wenn ein Dritter den vorgemerkten Anſpruch inzwiſchen 
erworben hat (8894 A 1 Abſ 6), kommt es immer darauf an, ob der Anſpruch tatſächlich beſteht 
oder nicht. Dem Beeinträchtigten muß es auch hier überlaſſen bleiben, die Vormerkung wegen 
Nichtbeſtehens des vorgemerkten Anſpruchs im Wege der Störungsklage (8 886 A 2, 3) zur Löſchung 
zu bringen. 

Dagegen iſt ein Widerſpruch gegen eine Verfügungsbeſchränkung zuläſſig (ſtr.; 
OLG 12 167 95 M. KG An 77). Denn nach $ 899 Abſ 1 kann ein Widerſpruch in allen Fallen 
des $ 894 eingetragen werden. Zu ihnen gehört auch der Fall, daß der Inhalt des Grundbuchs 
zin Anſehung einer Verfügungsbeſchränkung der im 9 892 Abſ 1 bezeichneten Art“ mit der wirk⸗ 
lichen Rechtslage nicht im Einklang ſteht. Nach 9 22 Ab 1 Satz 2 GBO gilt auch die Vorſchrift 
des Abſ 1 Satz 1 über die Berichtigung des Grundbuchs „insbeſondere für die Eintragung oder 
Löſchung einer Verfügungsbeſchränkung“. So kann z. B. das (angeblich) beſtehende, den Vor⸗ 
erben beſchränkende Recht des Nacherben ($ 2113) oder das Recht auf Beſeitigung einer (angeb⸗ 
lich) nicht beſtehenden, einem eingetragenen Recht beigefügten Bedingung durch Widerſpruch 
geſichert werden (8892 A 11, 12). Soweit freilich Verfügungsbeſchrankungen, wie dies bei be⸗ 
hördlichen Veräußerungsverboten des $ 136 meiſtens der Fall iſt (5 892 A 12), auf Erſuchen einer 
Behörde eingetragen ſind, wird eine Berichtigung im Sinne des $ 894 BGB und des $ 22 GBO 
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kaum in Frage kommen, da die Eintragung wie die Löſchung auf das maßgebende Erſuchen hin 
erfolgt (88 19, 20, 130 3G; 88 106, 113, 114 KO). 

Die Eintragung des Widerſpruchs hat zur Vorausſetzung, daß ein Fall des $ 894 vorliegt. 
Dieſe Vorausſetzung iſt erſt mit der Vornahme der die Unrichtigkeit des Grundbuchs bewirkenden 
Eintragung gegeben. Immerhin iſt nicht ausgeſchloſſen, daß die Eintragung des Widerſpruchs ſchon 
vorher beantragt und dann gleichzeitig mit der (unrichtigen) Eintragung der Rechts 
änderung vorgenommen wird (OLG 26, 7). Das iſt beſonders von Bedeutung, wenn dem 
Widerſprechenden kein Rechtsbehelf zur Seite ſteht, die (unrichtige) Eintragung der Rechts⸗ 
änderung zu verhindern (OLG 26, 6). Hat an dem (angeblich) nicht beſtehenden einge: 
tragenen Recht bereits ein rechtsgeſchäftlicher Erwerb ſtattgefunden, ſo daß das Recht nunmehr 
zugunſten des gutgläubigen Erwerbers gemäß 9 892 Abſ 1 Satz 1 als beſtehend gilt, fo fragt es 
ſich, inwieweit und unter welchen Vorausſetzungen die Eintragung eines Widerſpruchs noch zu⸗ 
läſſig ift. Iſt das Recht auf den Erwerber vollſtändig übertragen (3. B. das Eigen. 
tum an einer auf dem Grundbuchblatt irrtümlich eingetragenen Parzelle oder eine Hypotheh), 
ſo kann der Widerſpruch nur gegen den Erwerber eingetragen werden, gleichviel ob das zu ſichernde 
Recht ebenfalls jenes Recht im vollen Umfange begreift oder nur auf eine Belaſtung des Rechts 
(3. B. auf Belaſtung des Eigentums durch eine zu Unrecht gelöſchte Hypothek oder auf Belaſtung 
einer Hypothek durch Pfandrecht) gerichtet iſt. Denn der Erwerber iſt der gegenwärtige einge⸗ 
tragene Inhaber des Rechts; nur er wird im Sinne des $ 894 nach dem Inhalt des Grundbuchs 
von der mit dem Widerſpruch verfolgten Berichtigung des Grundbuchs betroffen. Die Möglich 
keit, daß künftig etwa der frühere Inhaber das Recht zurückerlangt oder ſonſt die Berechtigung 
des Erwerbers fortfällt, muß für die Frage, ob und wie gegenwärtig ein Widerſpruch eingetragen 
werden kann, außer Betracht bleiben (vgl. jedoch RG 65, 101; RIA 6, 243; 11, 131). Zu einer 
ſolchen Widerſpruchseintragung kann aber der zu Schützende, falls der Erwerber nicht freiwillig 
die Eintragung bewilligt, nach $ 899 nur gelangen, wenn er zur Begründung ſeines Antrags 
auf Erlaſſung einer einſtweiligen Verfügung glaubhaft macht (A 3) oder zur Erlangung eines voll 
ſtreckbaren Urteils gemäß § 895 ZPO beweiſt, daß ſein Recht beſtand und noch beſteht, daß 
das Recht des fruͤher Eingetragenen dagegen nicht beſtand oder belaſtet war und daß 
endlich der Erwerber zur Zeit des Erwerbs davon Kenntnis hatte (RIA 6, 244; 7, 73; 11, 131). 
Hat der Erwerb nur eine Belaſtung des Rechts zum Gegenſtand und begreift 
das zu ſichernde Recht jenes Recht in vollem Umfange (will z. B. der zu Schützende der wahre 
Eigentümer gegenüber dem eine Hypothek für den Erwerber beſtellenden Nichteigentümer ſein), 
oder ſoll das zu ſichernde Recht von jenem Recht frei ſein (macht z. B. der zu ſchützende Eigentümer 
die Nichtigkeit der Hypothek geltend, an der dem Erwerber ein Pfandrecht beſtellt iſt), fo kann zu⸗ 
nächſt gegen den noch eingetragenen Inhaber jenes Rechts ein Widerſpruch lediglich unter Glaub⸗ 
haftmachung des Nichtbeſtehens des eingetragenen Rechts zur Eintragung gebracht werden. 
Soll aber das zu ſichernde Recht auch gegenüber dem Erwerber des belaſtenden Rechts geſchützt 
ſein, ſo muß auch gegen dieſen eine Widerſpruchseintragung veranlaßt werden, und zwar unter 
Glaubhaftmachung auch der den Erwerb beeinträchtigenden Kenntnis des Erwerbers. So wird 
3. B. in HRR 1936 Nr 404 ein ſowohl gegen den Hypothekengläubiger wie gegen den Grundſtücks⸗ 
eigentümer ſich richtender Widerſpruch zugelaſſen zugunſten des Nacherben bei einer Hypothek, 
die der nicht befreite Vorerbe an dem zum Nachlaß gehörigen Grundſtück für einen in Anſehung 
der Nacherbſchaft nicht gutgläubigen Dritten beſtellt hatte ($ 2113 Abſ 1) zu einer Zeit, wo der 
Vorerbe entgegen $ 51 (52) GBO ohne Nacherbenvermerk als Grundſtückseigentümer in das 
Grundbuch eingetragen war. 

Da die Wirkung des Widerſpruchs, abgeſehen von $$ 900, 902, 927, ſich darin erſchöpft, daß der 
rechtsgeſchäftliche Erwerber des betroffenen Rechts ohne Rückſicht auf ſeinen guten Glauben 
das entgegenſtehende oder beſchränkende geſicherte Recht, ſofern es wirklich beſteht, gegen ſich 
gelten laſſen muß (RG 117, 352), jo iſt der Widerſpruch als ſolcher nur von Bedeutung auf der 
einen Seite für den eingetragenen Inhaber des betroffenen Rechts, der durch eine Verfügung 
über ſein Recht das geſicherte Recht nicht beſeitigen oder einſchränken kann, und für den Erwerber 
des betroffenen Rechts, der ſich nicht auf $ 892 berufen kann, auf der andern Seite für den Inhaber 
des geſicherten Rechts. Im übrigen erfährt das geſicherte Recht durch die Widerſpruchseintra⸗ 
gung keine Verſtärkung oder Erweiterung. Auch dadurch, daß dem Erwerber des betroffenen 
Rechts das geſicherte Necht bekannt iſt, verbeſſert ſich die Rechtslage des Widerſpruchsgeſchützten 
nicht (K HJ 26 A 253). Andere als der Geſchützte erlangen durch die Widerſpruchseintragung“ 
keinerlei Rechte oder Sicherungen. Hieraus folgt: Der Geſchützte muß im Falle des Beſtreitens 
fein Recht nach wie vor beweiſen. Er gilt nicht etwa als der eingetragene Berechtigte, 
der z. B., wenn das geſicherte Recht das Eigentum betrifft, zur Auflaſſung befugt wäre, 
oder zur Löſchung von Hypotheken nach 5 27 BD feine Zuſtimmung zu erteilen hätte 
(KGJ 26 A 250). Auf den für den Geſchützten eingetragenen Widerſpruch 
können ſich andere eingetragene oder nicht eingetragene Realberechtigte auch dann 
nicht berufen, wenn ihnen ſelbſt ein das betroffene Recht ausſchließendes oder einſchrän⸗ 
kendes Recht zuſteht (ſtr.). Vielmehr müſſen ſie, wenn ſie gegen einen rechtsgeſchäftlichen Er⸗ 
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werb geſchützt ſein wollen, wegen ihres eigenen Rechts einen beſonderen Widerſpruch 
zur Eintragung bringen. So iſt z. B. der Eigentümer, der wegen unrechtmäßiger Be⸗ 
laſtung ſeines Eigentums durch eine nicht beſtehende Hypothek einen Widerſpruch gegen 
dieſe hat eintragen laſſen, nur für ſeine Perſon geſchützt. Nachſtehende Hypothekengläubiger 
müſſen wegen ihrer Rangverſchlechterung einen beſonderen Widerſpruch für ihr Recht auf Be⸗ 
ſeitigung der ſie beeinträchtigenden Hypothek eintragen laſſen, wenn ſie gegen einen rechtsge⸗ 
ſchäftlichen Erwerb geſchützt ſein wollen. Immerhin wird aus der Tatſache, daß bei dem be⸗ 
troffenen Recht ein Widerſpruch zugunſten eines von mehreren Beeinträchtigten eingetragen iſt, 
unter Umſtänden ein Beweis dafür zu entnehmen ſein, daß der Erwerber des betroffenen Rechts 
das Nichtbeſtehen des Rechts gekannt hat. Inſofern kann daher der Widerſpruch auch für die 
anderen Beeinträchtigten von Bedeutung ſein. Das durch den Widerſpruch gewährte Schutzrecht 
kann für ſich allein weder an einen andern übertragen noch für einen andern gepfändet 
werden. Es iſt nur zugleich mit dem zugrunde liegenden dinglichen Recht übertragbar und pfänd⸗ 
bar, da es mit dieſem in unlöslichem Zuſammenhang ſteht (KJ 47, 177). 

Hat nach Eintragung des Widerſpruchs ein anderer als der eingetragene Inhaber durch 
Rechtsgeſchäft oder auf anderem Wege (5 892 A 4) das betroffene Recht oder ein Recht daran 
erworben, ſo kann der Widerſpruchsberechtigte unter Nachweis ſeines Rechts die Her⸗ 
ſtellung des ſeinem Recht entſprechenden Inhalts von dem Paſſivbeteiligten verlangen. 
Je nach Lage des Falles kann er alſo begehren: die Beſeitigung des Rechts aus dem Grund- 
buch entweder nur vom gegenwärtigen Inhaber (z. B. der nachſtehende Hypothekengläubiger die 
Beſeitigung einer nicht beſtehenden Hypothek von deren Erwerber) oder auch vom urſprüng⸗ 
lichen Inhaber und vom Erwerber einer Belaſtung an dem Recht (3. B. der Eigentümer 
die Beſeitigung einer nicht beſtehenden Hypothek vom Gläubiger und vom Erwerber 
eines Pfandrechts daran). Bei anderer Sachlage kann er verlangen: die endgültige unbe⸗ 
ſchränkte Eintragung ſeines Rechts entweder nur vom gegenwärtigen Inhaber des 
betroffenen Rechts (3. B. derjenige, dem in Wirklichkeit eine für einen andern eingetragene Hypo⸗ 
thek zuſteht, feine Eintragung als Gläubiger vom Erwerber der Hypothek) oder auch bom 
urſprünglichen Inhaber und vom Erwerber einer Belaſtung an dem Recht (z. B. der wahre 
Eigentümer vom Bucheigentümer und von dem, der vom Bucheigentümer eine Hypothek 
we erhalten hat, die Eintragung feines Eigentums frei von der Hypothek, oder derjenige, 
deſſen Hypothek zu Unrecht gelöſcht ift, vom Eigentümer und vom Gläubiger einer nachher eingetra⸗ 
genen Oele die Eintragung der gelöſchten Hypothek mit dem Range vor der ſpäter eingetrage- 
nen Hypotheh. Hat der Widerſpruchsberechtigte wegen ſeines Rechts zur Zeit des Erwerbs 
des betroffenen Rechts bereits die Klage gegen deſſen Inhaber erhoben, ſo kommen die Vor⸗ 
ſchriften der 98 265,266,325 ZPO über die Wirkungen der Rechtshängigkeit gegenüber dem 
Erwerber zur Anwendung (RG 79,165). Durch die Eröffnung des Konkurſes über das Vermögen 
des Widerſpruchsverpflichteten wird das geſicherte Recht des Widerſpruchsberechtigten, ſofern es 
beſteht, gemäß § 43 KO 1 berührt. Im Falle der Zwangsverſteigerung iſt das durch Wider⸗ 
ſpruch geſicherte Recht nach $ 48 3G bei der Feſtſtellung des geringſten Gebots wie ein einge⸗ 
tragenes Recht zu berückſichtigen. Ein zu Unrecht gelöſchtes Recht iſt alſo auch mit dem bisherigen 
Range anzuſetzen, ſoweit nicht ein in der Zwiſchenzeit bis zur Eintragung des Widerſpruchs er- 
folgter gutgläubiger Rechtserwerb Dritter entgegenſteht (KJ 47, 214). Auch ſonſt hat hier der 
Widerſpruch die gleichen Wirkungen wie eine Vormerkung (8 883 A 12). Insbeſondere hindert 
der Widerſpruch für fi allein nicht die Zwangsverſteigerung, auch wenn er das 
Eigentum des zur Zwangsverſteigerung ſtehenden Grundſtücks betrifft. Eine ſolche Wirkung 
iſt ihm, der auch einen rechtsgeſchäftlichen Erwerb des betroffenen Rechts nicht hindert, vom Geſetz 
nicht beigelegt. Ein „aus dem Grundbuch erſichtliches Recht, das der Zwangsverſteigerung ent- 
gegenſteht“ (3 28 8), iſt der auf das Eigentum gerichtete Widerſpruch als folder nicht. Er 
iſt weder ſelbſt ein eingetragenes Recht, noch iſt durch das Geſetz beſtimmt, daß kraft der Wider. 
ſpruchseintragung ein nicht eingetragenes Eigentumsrecht mit der Wirkung als eingetragen gelten 
ſoll, daß es der Zwangsverſteigerung entgegenſteht (ſtr.). Der Widerſpruchsberechtigte kann 
alſo nur auf Grund des geſicherten Rechts, wenn es wirklich beſteht, nicht auf Grund des Wider⸗ 
ſpruchs als ſolchen, gemäß 58 771ff. ZPO die Aufhebung der Zwangsverſteigerung herbeiführen. 
Der Widerſpruch iſt hier nur inſofern von Bedeutung, als daraus zu entnehmen iſt, ob das ge⸗ 
ſchützte Recht dem betreibenden Gläubiger vorgeht oder ihm nachſteht. Denn nur wenn erſteres 
15 10 iſt, kann der Widerſpruchsbegünſtigte wegen feines Rechts die Klage aus 38 771ff. 3 PO 
mit Erfolg erheben. g . 

Eine en des geſicherten Rechts kommt nur in Frage bei ſolchen Rechten, die zur 
Eintragung gelangen ſollen, nicht bei ſolchen, die nur auf Beſeitigung eines eingetragenen Rechts 
gerichtet find. Auf die Form und die Vorausſetzungen dieſer Übertragung hat die Widerſpruchs⸗ 
eintragung keinen Einfluß. Da nach $ 873 zur Übertragung eines Rechts am Grundſtück oder 
emes Rechts an einem ſolchen Recht außer der Einigung regelmäßig die Eintragung erforderlich ift, 
wird eine Übertragung in der Regel erſt nach oder gleichzeitig mit der endgültigen Eintragung 
des Rechts möglich ſein. Abtretung und Pfändung des Berichtigungsanſpruchs ſind erörtert in 
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§ 894 A 2; ihre Erſtreckung auf den für das geſchützte Recht eingetragenen Widerſpruch behandeln 
KG 36 A 178; OLG 2, 153. Die endgültige Eintragung eines geſicherten Rechts, das auf Ein- 
tragung gerichtet iſt, oder die endgültige Löſchung des eingetragenen Rechts, deſſen Beſeitigung 
das geſicherte Recht zum Ziele hat, erfolgt auf Grund der freiwillig erklärten oder gemäß $ 894 
3 durch rechtskräftiges Urteil erſetzten Bewilligung des durch die Widerſpruchseintragung 
Betroffenen. Hat das geſicherte Recht das Eigentum zum Gegeuſtand, jo bedarf es 
einer Auflaſſung nicht. Denn es handelt ſich hier nicht um eine rechtsgeſchäftliche Übertragung 
des Eigentums, ſondern um die Berichtigung des Grundbuchs durch Eintragung des wahren 
Eigentümers. Iſt das Recht auf Eintragung einer Belaſtung des Grundſtücks geſichert, 
ſo erfolgt die endgültige Eintragung mit dem Range, der ſich aus dem Zeitpunkt ſeiner Ent⸗ 
ſtehung ergibt, ſofern es ein Recht iſt, das noch nicht eingetragen war und zur Entſtehung der 
Eintragung auch nicht bedurfte. Das gilt ſelbſt dann, wenn vor der Eintragung des Widerſpruchs 
ein Rechtserwerb im guten Glauben ſtattgefunden hat ($ 879 A 3). War das Recht dagegen ein⸗ 
tragungsbedürftig und eingetragen, iſt es demnächſt aber zu Unrecht gelöſcht worden, ſo behält es 
an ſich zwar auch ſeinen früheren Rang; doch gehen ihm nach ſeiner Wiedereintragung diejenigen 
Rechte am Grundſtück, die inzwiſchen durch Übertragung oder Neubelaſtung gutgläubig erworben 
ſind, im Range vor, ſoweit es nicht durch einen Widerſpruch (gegenüber dem Eigentum oder gegen⸗ 
über früheren Belaſtungen) gegen dieſen Erwerb geſchützt iſt. 

Zur Sicherung des gegen ein eingetragenes Recht ſich richtenden Anfechtungsanſpruchs 
aus dem Anfechtungsgeſetz oder aus 88 29ff. KO kann ein Widerſpruch nicht eingetragen werden, 
da der Anſpruch auf Rückgewähr kein dingliches Recht iſt (RG 67, 41; § 883 A 2). Bei einer 
Hypothekeintragung iſt ein Widerſpruch auch zuläſſig in Anſehung der Forderung und der dem 
Eigentümer nach 9 1137 zuſtehenden Einreden ($$ 1138, 1139, 1157). Bei der Briefhypothek 
kann ſich der Widerſpruch nicht nur richten gegen den eingetragenen Gläubiger, ſondern auch gegen 
den gemäß $ 1155 ausgewieſenen Beſitzer des Briefs (§ 1155). 

Gegen eine Widerſpruchseintragung iſt ebenſo wie gegen eine Vormerkung eine Beſchwerde 
zuläſſig, weil fie keine Eintragung im Sinne des $ 71 Abſ 2 GBO iſt (8 883 A 8 „Beſchwerde“; 
RIA 4, 48; KGJ 23 A 133; OLG 7, 377; IWW 1926, 65°). 

2. Die Eintragung des Widerſpruchs erfolgt nach Maßgabe des 12 der Grundbuchverfügung 
des Reichsminiſters der Juſtiz v. 8. 8. 1935. $7 Satz 16 B (Abſchreibung im Falle der Belaſtung 
eines Grundſtückteils) findet auf Widerſprüche ebenſowenig Anwendung wie auf Vormerkungen 
(8 883 A 9). Bei der Entragung des Widerſpruchs kann wie bei der Vormerkung zur näheren 
Bezeichnung des zu ſichernden Rechts auf die Unterlagen (Eintragungsbewilligung, einſt⸗ 
weilige Verfügung, vollſtreckbares Urteil gemäß $ 895 ZPO) Bezug genommen werden (tr.). 
Zwar fehlt im $ 899 eine dem $ 885 Adj 2 entſprechende ausdrückliche Vorſchrift. Das praktiſche 
Bedürfnis ſpricht aber für die gleichmäßige Behandlung beider Fälle. Ihm trägt denn auch die 
Muſtereintragung in Abt. II Nr 2 der Anlage 1 zur Grundbuchverfügung v. 8. 8. 1935 Ned)- 
nung. Da der Widerſpruch den Inhaber eines dinglichen Rechts gegenüber einem ent⸗ 
gegenſtehenden oder beſchränkenden eingetragenen Recht ſichern ſoll, muß der Wider⸗ 
ſpruchsvermerk das geſchützte dingliche Recht ſeinem Rechtsgrunde nach bezeich— 
nen, den Namen des Inhabers angeben und auf das betroffene Recht hinweiſen 
(OLG 4, 322; 8, 109; 9, 342; 10, 80; 12, 166; K 23 A 133; 36 A 180; 45, 231; 47, 212; 
§ 892 A 9). Fehlt es an ſolchen Angaben im Eintragungsvermerk, iſt insbeſondere der Wider⸗ 
ſpruchsberechtigte nicht genannt, jo iſt die Widerſpruchseintragung rechtsunwirkſam und im 
Sinne des $ 53 Abſ 1 Satz 2 GBO inhaltlich unzuläſſig (KJ 23 A 133; 45 S. 231, 256; 47, 
212; OLG 45, 204). Das Wort „Widerſpruch“ braucht in dem Eintragungsvermerk nicht unbe⸗ 
dingt enthalten zu ſein; auch ſchadet eine Eintragung an falſcher Stelle nicht; ebenſowenig die 
falſche Bezeichnung der Eintragung als„ Vormerkung“. Nur muß immer aus dem Vermerk hervor- 
geben, daß es ſich um den Schutz eines beſtimmten dinglichen Rechts gegenüber einem einge- 
tragenen Recht handelt (RG 55, 243; IW 1908, 27511, RIA 11, 131; 8883 A 9). Die Frage, wann 
eine Widerſpruchseintragung als vor einem Erwerb an dem betroffenen Recht bewirkt anzu⸗ 
ſehen iſt, wird in $ 892 A 9 behandelt. Die Eröffnung des Konkurſes über das Vermögen des 
Betroffenen hindert eine Widerſpruchseintragung nicht. Denn $ 14 KO bezieht ſich auf den 
Widerſpruch nicht; der Konkursverwalter muß das geſchützte dingliche Recht, wenn es beſteht, 
nach § 43 KO auch gegenüber der Konkursmaſſe gelten laſſen. Soll der Widerſpruch bei einem 
verbrieften hypothekariſchen Recht eingetragen werden, fo iſt nach 88 41 Abſ 1 Satz 1, 
42 Satz 1, 62 GBO der Brief vorzulegen, ſofern nicht einer der Ausnahmefälle der 98 41 Abſ 1 
Satz 2, 42 Satz 2, 53 Abſ 2 GB gegeben iſt (RIA 6, 243; 7, 60; KGJ 31A 371; ORG 2, 59; 2, 
243). Nach § 1140 Satz 2 ſteht ein aus dem Brief oder einem Vermerk auf dem Brief hervorgehender 
Widerſpruch einem im Grundbuch eingetragenen Widerſpruch gleich. Hiervon abgeſehen muß der 
Widerſpruch eingetragen ſein, wenn er Wirkung haben ſoll. Iſt der Widerſpruch gelöſcht, 
ſei es auch zu Unrecht, ſo verliert er jede Kraft, ſelbſt gegenüber demjenigen, der in Kenntnis 
von der unrechtmäßigen Löſchung ein Recht an dem betroffenen Recht durch Rechtsgeſchäft er⸗ 
worben hat. Nur die Kenntnis von dem geſchützt geweſenen dinglichen Recht ſelbſt ſchadet nach 
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$ 892 Abſ 1 Satz 1 dem Erwerber. Da der Widerſpruch mit der Löſchung erliſcht, wird das Grund⸗ 
buch, auch menn die Löſchung zu Unrecht erfolgt iſt, nicht unrichtig im Sinne des $ 894, Deshalb 
kann auch nicht gemäß $ 53 Abſ 1 Satz 2 GBO ein Widerſpruch gegen die unrechtmäßige Löſchung 
des Widerſpruchs eingetragen werden (KJ 49, 181). Damit das Recht wieder geſchützt wird, 
muß der Widerſpruch nach Maßgabe des $ 899 Abſ 2 von neuem eingetragen werden. Hier weicht 
alſo die Rechtslage von derjenigen bei der Vormerkung ab ($ 886 A 3 Abj 2 „zu Unrecht gelöſchte 
Vormerkung“, wo insbeſondere auch die Frage behandelt iſt, welche Bedeutung einem von Amts 
a eingetragenen Widerſpruch gegen die zu Unrecht erfolgte Löſchung einer Vormerkung bei- 
zumeſſen iſt). 

3. Wegen der einſtweiligen Verfügung und der Eintragungsbewilligung, auf Grund deren 
die Widerſpruchseintragung erfolgt, gelten die Ausführungen zur Vormerkung in $ 885 A 2 5 
Je doch hindert der Konkurs über das Vermögen des Verpflichteten nicht, wie bei der 
Vormerkung 614 KO), die Eintragung eines Widerſpruchs (A 2). Die Glaubhaftmachung 
(5 294 8POy der Gefährdung des zu ſichernden Re chts ift zur Erlaſſung der einſtweiligen 
Verfügung nach $ 899 Abſ 2 Satz 2 nicht erforderlich. Wohl aber muß nach $$ 936, 920 Abſ 2 
BRO das Beſtehen des Berichtigungsanſpruchs glaubhaft gemacht werden (KGJ 41, 211: 45, 
214; 47, 185; 48, 195; Jh 1, 481). Die einſtweilige Verfügung iſt vom Grundbuchrichter bei 
der Eintragung des Widerſpruchs nicht auf ihre materielle Rechtfertigung nachzuprüfen, ſofern 
ſie nicht eine inhaltlich unzuläſſige Eintragung anordnet (JFG 3, 422). Doch muß die einſt⸗ 
weilige Verfügung gegen einen beſtimmten Gegner erlaſſen ſein (A2; 026 7,60; 8 S. 109, 
110 RS 31 A 371). Werden mehrere Rechte durch die Eintragung des Widerſpruchs be⸗ 
troffen, ſo muß ſich die einſtweilige Verfügung gegen alle Betroffenen richten (JFG 3, 421). 

ie Vorausſetzungen, unter denen im Falle eines vor der Eintragung des Widerſpruchs voll⸗ 
zogenen Erwerbs an dem betroffenen Recht die Erlaſſung der einſtweiligen Verfügung zuläſſig 
iſt, find erörtert in A 1 „nach Eintragung des Widerſpruchs erworben“. Nach § 895 350 kann 
ein Widerſpruch auch eingetragen werden auf Grund eines vorläufig vollſtreckbaren Urteils, 
madurch der Inhaber des eingetragenen Rechts, gegen das ein dingliches Necht beſteht, zur Be⸗ 
willigung der dem entgegenſtehenden Recht entſprechenden Eintragung oder Löſchung verurteilt 
it. Auf anderen Grundlagen als den vorbezeichneten (einſtweilige Verfügung, Eintragungs⸗ 
bewilligung, vorläufig vollſtreckbares Urteil) kann nach dem Wortlaut des $ 899 Abſ 2 und des 
1.805 ZPO ein Widerſpruch nicht eingetragen werden, insbeſondere alſo regelmäßig auch 
nicht auf den einfeitigen Antrag des Gefährdeten, der die Unrichtigkeit des Grundbuchs hinſichtlich 

s eingetragenen Rechts, gegen das der Widerſpruch ſich richten ſoll, gemäß $ 22 GB nachweiſt. 
ers bedarf hier im allgemeinen auch keines Widerſpruchs. Denn auf Grund des im Nachweis der 
Unrichtigkeit des Grundbuchs enthaltenen Nachweiſes des zu ſchützenden dinglichen Rechts kann die 
leſem entſprechende Eintragung oder Löſchung ſelbſt vollzogen werden (ſtr. OLG 2, 59). Jedoch 
ergeben Sond erbeſtimmungen Ausnahmen von der Regel. So genügt z. B. im Falle des 
$ 1138 (Widerſpruch gegen eine Darlehnsbuchhypothek wegen fehlender Zahlung des Darlehns) zur 

tragung des Widerſpruchs der vom Eigentümer an das Grundbuchamt gerichtete Antrag. Nach 

58 Af 1 Sat 16889 iſt ein Widerſpruch von Amts wegen oder gemäß $ 71 Abſ 2 Satz 2 G80 
auf Beſchwerde einzutragen, wenn ſich ergibt, daß das Grundbuchamt unter Verletzung geſetzlicher 
Vorſchriften eine die Unrichtigkeit des Grundbuchs verurſachende Eintragung vorgenommen hat. 
Dieſer Widerſpruch hat die gleiche Wirkung wie der nach $ 899 eingetragene. Der Eintragungs⸗ 
nermerk muß ebenfalls den in A 2 bezeichneten Inhalt haben (KJ 23 A 133; 47, 184; RA 
6, 2453 7, 73; 11, 131). Vorausſetzung für ſeine Einſchreibung iſt, daß durch die Eintragung, 
gegen die er ſich richtet, das Grundbuch unrichtig geworden iſt und daß die Unrichtigkeit mit der 
kichtanwendung oder unrichtigen Anwendung einer geſetzlichen Vorſchrift im Zuſammenhang 
ebt. Iſt der Grundbuchbeamte nach dem zur Zeit der Eintragung ihm vorliegenden Tatbeſtand 
nichtig verfahren, fo kann nicht deswegen ein Widerſpruch nach $ 53 EBD eingetragen werden, 
weil der mitgeteilte Tatbeſtand unrichtig oder unvollſtändig war und daher das Grundbuch un⸗ 
richtig geworden iſt. Vielmehr muß es bei einem ſolchen Sachverhalt den Beteiligten überlaſſen 
bleiben, nach $ 899 BGB die Eintragung eines Widerſpruchs herbeizuführen. Anderſeits braucht 
um Bereich des § 53 GB die Verletzung geſetzlicher Vorſchriften nicht auf Vorſatz oder Fahr⸗ 
läſſigkeit des Grundbuchbeamten zu beruhen (KJ 40 A 170; 47, 184). Die Vorausſetzung für 
e Eintragung eines Widerſpruchs von Amts wegen, daß das Grundbuchamt durch Vornahme 
einer Eintragung das Geſetz verletzt hat, ift nicht ohne weiteres dann gegeben, wenn eine Ver⸗ 

zung ausländiſchen Rechts in Betracht kommt. Denn das Grundbuchamt braucht dieſes Recht 
uicht wie inlandiſches Recht zu kennen. Es ift nur verpflichtet, ſich nach Möglichkeit von dem aus⸗ 
ländiſchen Recht Kenntnis zu verſchaffen. Nur ſoweit es dieſe nach inländiſchem Recht ihm ob⸗ 
liegende Pflicht außer acht läßt, verletzt es das inländiſche Geſetz und begeht dadurch eine Geſetzes⸗ 
verletzung im Sinne des 53 G80 (JG 7, 250). Von gleicher Wirkung wie die bisher behandelten 
Ind ferner ſolche Widerſprüche, die wegen einer fehlenden Genehmigung zu grundbuchlichen 

ſahtsakten auf Erſuchen der Genehmigungsbehörde eingetragen werden (OLG 44 S. 167, 
169). Weiter find Widerſpruchseintragungen von Amts wegen vorgeſchrieben oder ge⸗ 

12 


180 Sachenrecht 


ſtattet in $ 18 Abf 2 (wenn bei mehreren gleichzeitigen Eintragungsanträgen einem An⸗ 
trag ein vorläufiges Hindernis entgegenſteht) und in $ 76 GBO (Eintragung auf Grund 
einſtweiliger Anordnung des Beſchwerdegerichts). Dieſe Widerſprüche haben aber nach ihrem 
Sinn und Zweck beſondere Wirkungen wie auch die Vormerkungen, die nach denſelben Vor⸗ 
ſchriften eingetragen werden (8 892 A 6). Der nach $$ 23, 24 GBO von Amts wegen vor der 
Löſchung eines zeitlich beſchränkten Rechts einzutragende Widerſpruch ſoll nur verhindern, daß 
das Grundbuch durch Löſchung des Rechts unrichtig wird; er iſt daher kein Widerſpruch im Sinne 
des 8 899. Die von Amts wegen eingetragenen Widerſprüche der $$ 18, 76 werden gemäß $$ 18 
Ab 2 Satz 2, 76 Abſ 2 G0 von Amts wegen gelöſcht. Im übrigen erfolgt die Löſchung auf 
freiwillige oder durch Urteil erſetzte (5 894 ZPO) Bewilligung des Widerſpruchsberechtigten 
oder auf Grund einer vollſtreckbaren Entſcheidung, wodurch die der Widerſpruchseintragung 
zugrunde liegende einſtweilige Verfügung aufgehoben iſt (525 GBO; einen beſonderen Auf⸗ 
hebungsgrund enthält $ 942 Abſ 3 ZPO). 


8 900 

1) Wer als Eigentümer ?) eines Grundſtücks im Grundbuch eingetragen iſt, 
ohne daß er das Eigentum erlangt hat“), erwirbt das Eigentum ), wenn 
die Eintragung dreißig Jahre beſtanden und er während dieſer Zeit das Grund; 
ſtück im Eigenbeſitze s) gehabt hat. Die dreißigjährige Friſt wird in derſelben 
Weiſe berechnet wie die Friſt für die Erſitzung einer beweglichen Sache. Der 
Lauf der Friſt iſt gehemmt, ſolange ein Widerſpruch gegen die Nichtigkeit der 
Eintragung im Grundbuch eingetragen iſt ). 

Dieſe Vorſchriften finden entſprechende Anwendung, wenn für jemand ein 
ihm nicht zuſtehendes anderes Necht im Grundbuch eingetragen iſt, das zum 
Beſitze des Grundſtücks berechtigt oder deſſen Ausübung nach den für den Be- 
fi geltenden Vorſchriften geſchützt iſt?). Für den Nang des Nechtes iſt die 
Eintragung maßgebend 8). 

E II 815; P 3 102 ff., 307 f., 384 f., 547 f., 735; 4 588 f. 

1. Eine Erſitzung gegen den Inhalt des Grundbuchs iſt dem BOB unbekannt. 
Ein Nichteingetragener kann alſo weder das Eigentum noch ein begrenztes dingliches Recht an 
Grundſtücken durch Erſitzung erwerben. Nur einen gewiſſen Erſatz für die Erſitzung bietet beim 
Eigentum (nicht auch bei begrenzten dinglichen Rechten), beim Erbbaurecht (VO v. 15. 
1. 1919 811) und bei den anderen dem Grundeigentum gleichgeſtellten Rechten ($ 903 
A 2) der Erwerb auf Grund eines Ausſchlußurteils gegen den Eigentümer gemäß $ 927. 
Dagegen iſt im $ 900 zugunſten desjenigen, der als Berechtigter eingetragen, 
in Wirklichkeit jedoch nicht Berechtigter iſt, die Bucherſitzung (Tabularerſitzung) 
des Rechts, und zwar ſowohl des Eigentums wie eines der im Abſ 2 genannten be⸗ 
grenzten dinglichen Rechte, zugelaſſen. Für dieſe Erſitzung gelten keine weiteren Erforderniſſe 
als die im Abſ 1 aufgeführten. Insbeſondere kommt es auf das Vorhandenſein eines Erwerbs⸗ 
akts (Titels) ebenſowenig an wie auf guten Glauben. Auch wenn der Erwerber von der Unrecht⸗ 
mäßigkeit feiner Eintragung oder feines Beſitzes zur Zeit des Eintritts dieſer Tatſachen oder 
ſpäter Kenntnis gehabt hat, ift die Erſitzung nicht ausgeſchloſſen. Bis zur Anlegung des 
Grundbuchs (Art 186 Ech) beſtimmte ſich die Erſizung nach den bisherigen Geſetzen (Art 189 
Abs 1 Ech). Die bis dahin vollendete Erſitzung behält ihre Kraft auch dann, wenn der Zeit 
punkt der Vollendung erſt nach dem Inkrafttreten des BGB eingetreten iſt. Vom Zeitpunkt 
der Grundbuchanlegung ab kann aber die noch nicht vollendete Erſitzung nicht mehr nach 
den bisherigen Geſetzen fortgeſetzt werden. Vielmehr iſt die Vollendung gemäß Art 189 Abſ 2 
nur nach Maßgabe und unter den Vorausſetzungen des 3 900 und des Art 169 EG möglich (RG 
Warn 1919 Nr 97). Danach ſcheiden hier die von $ 900 nicht umfaßten begrenzten dinglichen 
Rechte (A 7) von vornherein aus. Bei den übrigen Rechten müſſen in der vorhergehenden Zeit 
ſämtliche Erforderniſſe der bisherigen Geſetze (gegebenenfalls auch Titel und guter Glaube), 
abgeſehen von dem Friſtablauf, für die Erſizung vorgelegen haben, und ferner muß der Beſitzer 
bei der Grundbuchanlegung (oder in dem Zeitpunkt, in dem das Grundbuch als angelegt anzu⸗ 
ſehen iſt) als der Berechtigte eingetragen ſein. Dann ſetzt ſich die Erſitzung als Bucherſitzung fort, 
und auf die dreißigjährige Friſt des 5 900 Abs 1 wird die frühere Beſitzzeit angerechnet. Wird 
aber der Beſitzer erſt ſpäter als Berechtigter eingetragen, ſo findet eine Fortſetzung der Erſitzung 
überhaupt nicht ftatt; vielmehr kann nur eine neue Bucherſitzung gemäß $ 900 vom Zeitpunkt 
der Eintragung ab beginnen. 

2. Die Bucherſitzung des Eigentümers gilt entſprechend auch für den eingetragenen In⸗ 
haber eines Erbbaurechts ($ 1017, Vo v. 15. 1. 1919 $ 11) oder eines andern Rechts mit Grund- 
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ſtücksnatur (5903 A 2). Eine Vormerkung auf Übertragung des Eigentums iſt keine Eigen- 
tumseintragung. Ebenſowenig genügt die Eintragung eines Widerſpruchs im Grundbuch, 
um darauf eine Erſitzung nach $ 900 zu ſtützen (SR 1936 Nr 1278). Iſt ein Grundſtück im 
Grundbuch auf mehreren Blättern für verſchiedene Eigentümer gebucht, ſo kann 
keiner von ihnen auf ſeine Eintragung einen Erſitzungserwerb nach $ 900 gründen (Jg 18, 180). 

3. Der fall, daß der Beſitzer trotz der Eintragung Eigentum nicht erlangt hat, liegt z. B. 
vor, wenn die Einigung tiber die Übertragung des Eigentums an den Beſitzer (88 873 Abf 1, 925) 
nichtig (z. B. wegen Geſchäftsunfähigkeit eines Beteiligten) oder erfolgreich angefochten ift oder 
wenn der Beſitzer auf Grund eines rechtsungültigen Teſtaments des berſtorbenen Eigentümers 
für deſſen Erben angeſehen wurde. an ö 
4. Das Eigentum wird jo erworben, wie wenn die Eintragung rechtmäßig erfolgt wäre. 
Stimmen Eintragung und Beſitz in ihrem Umfang nicht überein, ſo tritt der Eigentumserwerb 
nur inſoweit ein, als beide ſich decken. Denn nur in dieſem Umfang treffen die beiden Voraus- 
ſetzungen für den Erwerb zuſammen. Das Eigentum des bisherigen Eigentümers iſt beſeitigt. 
Sein Eigentumsanſpruch iſt gemäß 98 194, 195 verjährt. . 

5. Eigenbeſttzer iſt, wer das Grundſtück als ihm gehörend beſitzt (8872). Auch mittelbarer 
Beſitz (3. B. durch einen Nießbraucher, Pächter: $ 868) genügt (RG Gruch 44, 865). 

6. Auf die Berechnung der dreißigfährigen Friſt finden die 98 938ff. Anwendung. Die 
Frage, ob und mit welcher Wirkung die Erſitzung gehemmt iſt, entſcheidet ſich nach Abſ 1 
Satz 6 900 (Hemmung durch einen gemäß $ 899 eingetragenen Widerſpruch bis zu deſſen Lö⸗ 
ſchung) und 99 202— 207 in Verbindung mit $ 939. Für die Frage der Unterbrechung ſind die 
SS dal, gal maßgebend. Nach $$ 943, 944 kommt dem Erfigenden die Erſizungszeit des Rechts⸗ 
vorgängers zuftatten und, wenn er Erbe eines als Eigentümer Eingetragenen iſt, die Erſitzungs⸗ 
zeit eines etwaigen Erbſchaftsbeſitzers (58 2018, 2030), gleichviel ob dieſer als Eigentümer eingetra⸗ 
gen war oder nicht. 


7. Als nach Abſ 2 erſitzungsfähige andere Rechte kommen in Betracht hinſichtlich der Be⸗ 
rechtigung 171 Veſitze ee: Nießbrauch ($ 1036 Abſ 1), Wohnungsrecht 
88 1098 Abſ 1 Satz 2, 1036) und die in Artt 63, 68 EG bezeichneten Rechte; hinſichtlich des Schut⸗ 
zes der Ausübung nach den für den Beſitz geltenden Vorſchriften: Grunddienſt⸗ 
barfeiten und beſchränkte perſönliche Dienſtbarkeiten (88 1027, 1029, 1090 Abſ 2). Erforderlich 
iſt zur Erfigung, daß während 30 Jahren in den zuerſt genannten Fällen das Grundſtück beſeſſen, 
mn den zuletzt aufgeführten Fällen die den Beſitz erſetzende ($ 1029) Ausübung der Dienſtbar⸗ 
eiten an dem Grundſtück ftattgefunden hat. Ob letzteres der Fall geweſen, iſt Tatfrage. Die 
rforderniſſe für den Beſitzſchutz Ausübung der Dienſtbarkeit innerhalb eines Jahres vor der 
Stbrung: $ 1029) kommen hier nicht in Betracht; die auf den Beſitzſchutz verweiſenden Worte 
in Abſ 2 Saß 1 dienen nur zur Bezeichnung der erſitzungsfähigen Rechte (ftr.). 9 938 (Vermutung 
für den Be ſitz in der J vom Anfang bis zum Ende der Friſt) findet auch hier Anwen⸗ 
dung. Die anderen begrenzten Rechte, wie Vorkaufsrecht, Reallaſt, Hypothek, Grundſchuld, 
Rentenſchuld, können nicht erſeſſen werden. N 
8. in 2 Satz 2 entſpricht 1 $ 879 Abſ 2. Der danach maßgebende Rang der Eintragung 
beftimmt ſich gemäß 8 879 Abſ 1. Eine durch Bucherſitzung erworbene Dienſtbarkeit (A 7) geht 
15 in auch allen Rechten im Range vor, die während des dreißigjährigen Zeitraums eingetragen 
vorben find, 


9 901 


Iſt ein Necht an einem fremden Grundſtück im Grund buche mit Unrecht 
gelöſcht 1), ſo erliſcht es ?), wenn der Anſpruch des Berechtigten gegen den 
Eigentümer 3) verjährt iſt ). Das gleiche gilt, wenn ein kraft Geſetzes ent- 
ſtandenes Necht an einem fremden Grundſtücke nicht in das Grundbuch ein- 


getragen worden ift >). 
C II 816; P 3 327, 412 f., 620, 738; 4 588. 


1. Ein begrenztes dingliches Recht an einem fremden Grundſtück (für das Eigentum gilt 
ncht F 901, der 99 990 erliſcht noch nicht durch die unrechtmäßige Löschung. Dem 
bisher eingetragenen Berechtigten ſteht aber eine (widerlegbare) Vermutung für das Nichtbe⸗ 

hen des gelöſchten Rechts entgegen (5891 Abſ 2), und das Beſtehen des Rechts trotz der Löſchung 
gat gegenüber dem gutgläubigen Erwerber eines dem gelöſchten Recht entgegenſtehenden 
Rechts keine Wirkung ($ 892). Das Nähere hierüber ift gejagt in 5891 A 6. 1 

L. Ausnahmsweise beſtimmt $ 901, um die Richtigkeit des Grundbuchs herbeizuführen (8 891 
A 6), als rechtliche Folge der Verjährung des dinglichen Anſpruchs aus dem dinglichen Recht, 
daß dus Recht ſelbſt erliſcht. Sonſt bewirkt die Verjährung des Anſpruchs nach $ 222 Abs 1 nicht 

e Aufhebung des Rechts, ſondern gewährt nur eine den Anſpruch dauernd ausſchließende (rechts⸗ 
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zerſtorende: 5886 A 2) Einrede. Denn das gegen alle wirkende dingliche Recht geht hinaus über 
den aus ihm erwachſenen dinglichen Anſpruch. Dieſer entſteht nur gegen die beſtimmte Perſon, 
die das Recht beeinträchtigt (88 985, 1004). Sein Erlöſchen läßt alſo regelmäßig das Recht ſelbſt 
unberührt (5902 A 1). Eine fernere Ausnahme beſtimmung, die ſogar im Falle der grund⸗ 
buchlichen Eintragung gilt, geben die 88 1028, 1090 Abſ 2, wonach eine Grunddienſtbarkeit 
oder eine beſchränkte perſönliche Dienſtbarkeit erliſcht, wenn der Anſpruch auf Beſeiti⸗ 
gung einer die Dienſtbarkeit beeinträchtigenden Anlage verjährt iſt. 

3. Der Anſpruch, deſſen Verjährung das Erlöſchen des Rechts zur Folge hat, iſt der dingliche 
Anspruch ($ 194 Abſ 1) des Berechtigten gegen den Eigentümer auf Herſtellung des dem Recht 
entſprechenden Zustandes, alſo bei Dienftbarleiten auf Duldung der Benutzung des Grundſtücks 
68 1018, 1027, 1030, 1065, 1090), bei einem Vorkaufsrecht auf Anerkennung der Befugnis zur 
Ausübung des Rechts (88 1094, 1098, 505), bei Reallaſten und hypothekariſchen Rechten auf 
Leiſtungen aus dem Grundſtück ($$ 1105, 1107, 1113, 1147, 1191, 1192, 1199, 1200). Der aus 
$ 894 hergeleitete Anſpruch auf Berichtigung des durch die unrechtmäßige Löſchung unrichtig 
gewordenen Grundbuchs ($ 891 A 6) verjährt nach $ 898 an ſich nicht. Iſt aber das Recht durch 
Verjährung des Anſpruchs erloſchen, ſo iſt das Grundbuch nunmehr richtig; ein Berichtigungs⸗ 
anſpruch beſteht nicht mehr. 

4. Die Erforderniſſe für die Verjährung des Anſpruchs beſtimmen ſich nach den 89 194ff. 
Die Verjährung beginnt nicht mit der Löſchung des Rechts. Denn hieraus entſteht nur ein An⸗ 
ſpruch auf Berichtigung des Grundbuchs (A 3), nicht der hier gemeinte, in A 3 bezeichnete An⸗ 
ſpruch. Erſt von dem Zeitpunkt der Entſtehung dieſes Anspruchs, alſo ſobald ein dem Recht nicht 
entſprechender Zuſtand verurſacht iſt (z. B. dem Nießbraucher der Beſitz vorenthalten, die Aus⸗ 
übung der Grunddienſtbarkeit verweigert, bei Reallaſten oder hypothekariſchen Rechten der 
Anſpruch auf eine Leiſtung fällig geworden iſt), läuft gemäß $ 198 die Verjährung. Iſt aber der An⸗ 
ſpruch bereits zu einer Zeit entſtanden, als das Recht noch eingetragen war, ſo kann der Lauf der 
Friſt gemäß $ 902 erſt mit der Löſchung des Rechts beginnen. Wird das gelöſchte Recht wieder 
eingetragen, ſo wird eine in Lauf geſetzte Anſpruchsverjährung nicht etwa bloß gehemmt oder 
unterbrochen (88 205, 217), ſondern rechtlich völlig bedeutungslos, da nach $ 902 Abſ 1 Anſprüche 
aus eingetragenen Rechten nicht verjähren. Sollte ſpäterhin das Recht wiederum zu Unrecht 
gelöſcht werden, ſo könnte nur eine neue Verjährung beginnen (ſtr.). Wird zugunſten des ge⸗ 
löſchten Rechts ein Widerſpruch ($ 899) eingetragen, fo gilt gemäß $ 902 Abſ 1, 2 von dem Zeit⸗ 
punkt der Widerſpruchseintragung ab dasſelbe, wenn demnächſt das Recht entſprechend dem Wider⸗ 
ſpruch endgültig wieder eingetragen wird. Wenn dagegen der Widerſpruch gelöſcht wird (z. B. 
wegen Aufhebung der zugrunde liegenden einſtweiligen Verfügung), ſo iſt es auch für die Ver⸗ 
jährung fo anzuſehen, als ob der Widerſpruch niemals eingetragen geweſen wäre. Die Ber- 
jährung iſt alſo in dieſem Falle durch die Widerſpruchseintragung weder gehemmt noch unter⸗ 
brochen worden (ftr.; $ 216 Abſſ 1). Unter Umſtänden kann aber bei einer auf Grund einer Bewilli⸗ 
gung des Anſpruchsverpflichteten erfolgten Widerſpruchseintragung in der Bewilligung eine die 
Verjährung nach § 208 unterbrechende Anerkennung des Anſpruchs zu finden ſein. Wenn eine 
derartige Bewilligung vorliegt, wird es indeſſen wohl kaum zu einer Beſeitigung des Wider⸗ 
ſpruchs kommen. 

5. Kraft Geſetzes ohne Eintragung entſtandene Rechte an einem fremden Grundſtücke, die 
nach Saß 2, 1 ebenfalls erlöſchen, wenn der Anſpruch des Berechtigten gegen den Eigentümer 
(A 3) verjährt iſt, find z. B. der Nießbrauch im Falle des $ 1075, die Sicherungshypothek aus $ 1287 
Saß 2 und aus ZPO $ 848 Abſ 2 Satz 2 (5 873 A 2). Vgl. auch Art 114 CG (landesgeſetzliche 
Ablöſungsrenten). Rechte, die nicht eintragungsfähig find (Vorbem 2 vor $ 873), gehören nicht 
hierher. Denn das Geſetz will nur das, was zuläſſig im Grundbuch eingetragen iſt, mit der wirk⸗ 
lichen Rechtslage in Einklang bringen (str.). Daher fallen unter $ 901 auch nicht die geſetzlichen 
Überbau- und Notwegrenten, die nach $$ 914, 917 Abſ 2 nicht eingetragen werden (ſtr.). Die 
Eintragung des Rechts und die Eintragung eines Widerſpruchs zugunſten des nicht eingetragenen 
Rechts haben nach $ 902 Abſ 1, 2 auf eine vorher in Lauf geſetzte Verjährung des Anſpruchs aus 
dem Recht dieſelben Wirkungen wie die Wiedereintragung und die Eintragung eines Wider⸗ 
ſpruchs bei einem zu Unrecht gelöſchten Recht (A 4). 


8 902 


Die Anſprüche aus eingetragenen Nechten unterliegen nicht der Verjährung 1). 
Dies gilt nicht für Anſprüche, die auf Nückſtände wiederkehrender Leiſtungen 
oder auf Schadenserſatz gerichtet find 2). 

Ein Necht, wegen deſſen ein Widerſpruch gegen die Nichtigkeit des Grund⸗ 
buchs eingetragen iſt, ſteht einem eingetragenen Nechte gleich 3). 

€ 1 847 II 817; M 3 250 ff.; P 3 117f. 


Allgemeine Vorſchriften über Rechte an Grundſtücken 88 901, 902 183 


. 1. Daß Anſprüche aus eingetragenen Rechten nicht der Verjährung unterliegen, enthält 
eine Ausnahme von der Regel des $ 194, wonach alle Anſprüche auf ein Tun oder Unterlaſſen, 
alſo auch dingliche Anſprüche aus dinglichen Rechten, verjährbar find. Eine Verjährung des 
Rechts ſelbſt kommt überhaupt nicht in Frage (vgl. aber HRR 1932 Nr 452, wo für grund- 
buchlich eingetragene Realgewerbeberechtigungen in Bayern unter Berufung auf Art 74 Ech 
und auf bayeriſches Landesrecht eine Ausnahme gemacht wird). Nach dem BOB unterliegen 
nur die aus den Rechten erwachſenden Anſprüche, nicht die Rechte ſelbſt der Verjährung. Bei 
den Schuldverhältniſſen erſchöpft ſich allerdings das Recht in dem Anſpruch. Bei ihnen entfällt 
daher mit dem Anſpruch auch das Recht. Dagegen werden die gegenüber allen (abjolut) wirken⸗ 
den, insbeſondere die dinglichen, familien» und erbrechtlichen Rechte durch Verjährung der aus 
ihnen erwachſenen Anſprüche in ihrem Fortbeſtand nicht berührt (M 1, 291). Nur ausnahmsweiſe 


von Anſprüchen ausgeſchloſſen, die aus eingetragenen Rechten erwachſen ſind (abgeſehen von den 
Ausnahmen des Abſ 1 Satz 2). Zu dieſen Rechten gehören nicht nur die Rechte an fremden Grund 


auf Herausgabe der Sache gegen den Befiker ($ 985) dagegen verjährt fein kann, iſt dieſes Ergebnis 
bei dem im Grundbuch eingetragenen Eigentum ausgeſchloſſen, da hier auch der Anſpruch nicht 


au 5 222 Ni 1 zu, während die dingliche Klage aus dem Hypothekenrecht gemäß $ 902 nach wie 
vor unbeſchränkt zuläſſig 5 Die Einrede aus 5 222 Abſ 1, das Leiſtungsverweigerungsrecht, 
ſteht dem Verpflichteten a 


ſtete Grundſtück hinaus Befriedigung ſuchen will. Denn nach 9 223 Abſ 1 hindert 
die erjährung des Anſpruchs aus der durch die Hypothek geſicherten Forderung den Berechtigten 
nicht, ſeine Befriedigung aus dem verhafteten Gegenſtande zu ſuchen. Inſoweit verſagt daher 
das Leiſtungsverweigerungsrecht des Verpflichteten aus 9 222 Abſ 1 (ſtr.). Deshalb kann der 
aicau der auch nicht etwa gemäß § 1169 wegen Verjährung des perſönlichen Anſpruchs Ver⸗ 
zicht auf die Hypothek verlangen. Verkehrshypolhek und Sicherungshypothek ſtehen in allen dieſen 
Beziehungen gleich. Grundſchulden und Rentenſchulden kommen hier nicht in Betracht, weil 
ſie feine Forderung vorausſetzen ($$ 1192, 1199). Nach 8 223 Abſ 3 findet 8 223 Abs! bei per- 
ſönlichen Anſprüchen auf Rückstände von Zinſen oder anderen wiederkehrenden Leiſtungen keine 
Anwendung. Gegenüber dieſen Anſprüchen verbleibt es alſo im Falle ihrer Verjährung bei dem 
allgemeinen Leiſtungsverweigerungsrecht aus 3 222 Abſ 1. Ob die eingetragenen Rechte zur 
Entſtehung der Eintragung bedurften oder außerhalb des Grundbuchs entſtanden und 
durch die Eintragung nur beurkundet ſind, iſt für die Anwendung des $ 902 gleichgültig. Das 
Geſetz macht hier beim Ausſchluß der Verjährung keinen Unterſchied zwiſchen rechtsbegründender 
und nur beurkundender Eintragung der Rechte (Vorbem 3e vor § 873). Ein vorgemerkter 
Anſpruch (3. B. auf Übertragung des Eigentums, auf Beſtellung einer Hypothek) iſt durch die 
Eintragung der Vormerkung der Verjährung nicht entzogen. Das gilt aber nicht für einen durch 
eine Vormerkung aus $8 des preuß. CigentEriv® v. 5. 5. 1872 geſicherten Anſpruch (RG 144, 364; 
HRg 19 a Nr 1586, a. M. JW 1933, 7105). Näheres über die Verjährungsfriſt und über die 
Nichtunterbrechung der Verjährung durch eine Vormerkungseintragung nach BGB findet ſich 
in 5883 A8 „Verjährung“ 8 

Die Eintragung lann die Wirkung des Ausſchluſſes der Anſpruchsverjährung nur dann haben, 
wenn fie alle weſentlichen Beſtandteile des Rechtes zur Darſtellung bringt. Denn andernfalls 
Üt fie nichtig ($ 873. N 10). Deshalb muß der Eintragungsvermerk insbeſondere den Berechtigten 
aufführen. Genügt der Vermerk dieſen Anforderungen, ſo iſt die Eintragung an ſich auch dann 
wirkſam, wenn der als Berechtigter Eingetragene in Wirklichkeit kein Recht hat. Anſprüche, die 
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ihm etwa aus dem für ihn eingetragenen Recht trotz der tatſächlichen Nichtberechtigung erwachſen, 
unterliegen alſo der Verjährung nicht. Das Recht des wirklich Berechtigten iſt aber in dieſem 
Falle nicht eingetragen. Die aus dieſem Recht erwachſenden Anſprüche ſind mithin keine An⸗ 
ſprüche aus einem eingetragenen Recht, ſondern Anſprüche aus einem nicht eingetragenen Recht. 
Deshalb unterliegt z. B. ein Anſpruch aus dem Eigentum desjenigen, dem zwar, ent⸗ 
gegen der Eigentumseintragung für einen andern, das Grundſtück eigentümlich gehört, 
deſſen Eigentum aber nicht eingetragen iſt, der Verjährung (ſtr.). Unverjährbar iſt aber 
auch in dieſem Falle der Berichtigungsanſpruch des wahren Eigentümers ($ 898 und 
A dort). Sit das eingetragene Recht des eingetragenen wirklichen Berechtigten außer⸗ 
halb des Grundbuchs durch allgemeine Rechtsnachfolge (z. B. Erbſchaft: M3, 254; Prot 3, 
117f.) oder im Wege der Sondernachfolge (z. B. Übertragung einer Briefhypothek: 8 1154 Abſ 1; 
Übergang einer Hypothek gemäß 88 1143, 1163, 1164) wirkſam übergegangen, ohne daß 
der Erwerber ſich als neuen Inhaber des Rechts hat eintragen laſſen, ſo ſteht der Erwerber doch 
mit ſeinen Anſprüchen unter dem Schutz des § 902 Abſ 1 Satz 1. Denn mit dem eingetragenen 
Recht iſt auch die Befugnis zur Geltendmachung der aus ihm entſtandenen oder künftig ent⸗ 
ſtehenden Anſprüche auf den Erwerber übergegangen. Die Anſprüche, die dieſer geltend macht, 
ſind mithin Anſprüche des eingetragenen Berechtigten aus dem eingetragenen Recht. Sie unter⸗ 
liegen alſo trotz der Nichteintragung des Erwerbs nicht der Verjährung. 

2. Anſprüche auf Rückſtände wiederkehrender Leiſtungen oder auf Schadenserſatz unter- 
liegen nach Abſ 1 Satz 2 ausnahmsweiſe der Verjährung, obwohl das dingliche Recht, aus dem 
ſie erwachſen ſind, im Grundbuch eingetragen iſt. Solche Anſprüche können ſich z. B. ergeben: 
bei wiederkehrenden Leiſtungen (rückſtändige Zinſen einer Hypothek, Leiſtungen aus einer Reallaſt, 
Renten aus einer Rentenſchuld uſw.) nach $$ 1020 — 1022, 1090, 1105, 1107, 1115, 1118, 1192, 
1200; bei Schadenserſatzanſprüchen nach 88 823 ff., 904, 989992, 1057, 1065. Die Verjährungs⸗ 
friſten ergeben ſich aus den §8 195, 197, 852. Zu den wiederkehrenden Leiſtungen gehören auch 
die vereinbarten regelmäßigen als Zuſchläge zu den Zinſen erſcheinenden Tilgungsbeiträge der 
Hypothekenforderungen (RG 54, 93; RIA 3, 137). Auf das Zinsrecht im ganzen bezieht ſich 
die Vorſchrift des $ 902 Abſ 1 Satz 2 aber nicht; dafür gilt vielmehr Satz 1 (KGJ 42, 254). 

3. Nach Abſ 2 wird die Verjährung von Anſprllchen aus nicht eingetragenen Rechten, die 
entweder der Eintragung nicht bedürfen und überhaupt noch nie eingetragen waren oder zwar 
eingetragen geweſen, aber zu Unrecht gelöſcht find ($ 901), durch Eintragung eines Widerſpruchs 
(8899) zugunſten der nicht eingetragenen Rechte gehindert. Die Frage, welchen Einfluß die 
Widerſpruchseintragung auf eine vorher in Lauf geſetzte Verjährung des Anſpruchs aus dem nicht 
eingetragenen Recht hat, iſt erörtert in 5 901 A 4, 5. 


Dritter Abſchnitt 
Eigentum 


Erſter Titel 
Inhalt des Eigentums 


8 903 


Der Eigentümer !) einer Sache ?) kann, ſoweit nicht das Geſetz ?) oder Nechte 
Dritter) entgegenſtehen !), mit der Sache nach Belieben verfahren ®) und andere 
von jeder Einwirkung ausſchließen ). 

E 1 848 II 818; M 3 262 ff.; P 3 118 ff. 


1. 8 903 beſtimmt nur die Befugniffe des Eigentümers (poſitiv: „nach Belieben verfahren“, 
negativ: „andere von jeder Einwirkung ausſchließen“). Das Geſetz gibt aber keine Begriffsbe⸗ 
ſtimmung für das Eigentum. Dieſe iſt dahin zu faſſen: Eigentum iſt die ausſchließliche rechtliche 
Herrſchaft einer Perſon über eine Sache, nicht Summe einzelner Befugniſſe, ſondern ein einheit⸗ 
liches Recht, das nicht real geteilt werden kann. Deshalb gibt es kein Ober⸗ und Untereigentum 
(abgeſehen von den durch Artt 59, 62, 63 EG aufrechterhaltenen landesgeſetzlichen Vorſchriften 
über Lehen, Fideikommiſſe, Stammgüter, Rentengüter, Erbpachtrechte). Beim Wegfall einer 
Beſchränkung des Eigentums tritt das Vollrecht des Eigentümers von ſelbſt in die Erſcheinung. 
Es gibt nach dem BGB nur drei Arten des Eigentums: Alleineigentum, Miteigentum nach 
Bruchteilen und Eigentum zur geſamten Hand (Geſellſchaft, eheliche Gütergemeinſchaft, Erben⸗ 
gemeinſchaft). Eine Doppelſeitigkeit des Eigentums beſteht nicht. Insbeſondere iſt der im Grund⸗ 
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buch zu Unrecht als Eigentümer Eingetragene (Bucheigentumer) zwar formell zur Veräußerung 
— e des Grundſnicks befugt; wirklicher Eigentümer ift er aber nicht. Die nach Art 113 
weiter 


($ 8) und führt für Wertpapiere in üdiſchen Händen den Depotzwang (88 11ff.), für Juwelen, 
Schmuck und Kunſtgegenſtände ein Erwerbs-, Veraußerungs⸗ und Verpfändungsverbot ($ 14) 
ein. Weiter ſchließt das Reichserbhofgefetz juriſtiſche Perſonen und ſolche natürlichen Per⸗ 


(Art 186 EG) nach den bisherigen Geſetzen (Art 189 EG). Auf das zur Zeit des Inkrafttretens 
des BGB beſtehende Eigentum an beweglichen und unbeweglichen Sachen finden grundſätzlich 
Ab a ngen des BGB Anwendung (Art 181 Abſ 1 Ech); Ausnahmen laſſen zu: CG Artt 181 


niſſen 


Nutzungsrecht). Die Frage, ob Eigentum zur Zeit des Inkrafttretens des BGB erworben iſt, 
richtet ſich nach dem bisherigen Recht (RG) 47,115; JW 1900 S. 76340, 777; Gruch 45, 1006). 


gewiſſe Rechte, fo nach der WO v. 15.1.1919 511 für das Erbbaurecht. Hierher gehören 
ferner nach den gemäß Artt 3, 4, 55, 63, 67, 68, 74 EG in Geltung befindlichen Landesgeſetzen 
zunächſt das Erbpachtrecht (mit Einſchluß des Büdner⸗ und Häuslerrechts) und das Bergrecht. 

etzteres iſt aber kein Eigentum an beſtimmten körperlichen Sachen, ſondern der Inbegriff der 
Berechtigungen, die dem Zweck der bergmänniſchen Erzeugung dienen. Die Vorſchriften der 
7 903ff. über den Inhalt des Eigentums finden daher auf das Bergrecht keine Anwendung (NG 


von Bergwerkseigentum durch Feldesteilung RG 155, 167. Weiter ſind als eigentumsähnliche 
Rechte hier zu erwähnen die ſelbſtändigen Gerechtigkeiten, wie z. B.: das Apotheker. 
privileg (RG JW 1902, 40%; Ic 2, 310 über Umwandlung eines mit einem Grundſtück 


gerechtigkeit; Kohlenabbaugerechtigkeit; Salzabbaugerechtigkeit. — Auch für die übrigen in den 
lt E 9 a en Gebiete des Privatrechts gelten die das Eigen- 
tum betreffenden, vom BOB abweichenden landesgeſetzlichen Vorſchriften, ſo nach Art 65 EG 


rechtlichen Beſtimmungen der Landesgeſetze maßgebend ($ 90 A 1). Nach dem gemeinen Recht 
war ERBE 195 öffentlichen Flüſſen nicht ausgeſchloſſen (R 3, 233; 52, 383; 53, 99; 


ſtanden dagegen die von Natur ſchiffbaren Ströme ebenſo wie die Land⸗ und Heerſtraßen, 
das Ufer des Meeres, die Häfen nicht im Privateigentum, ſondern im gemeinen Eigentum 
des Staates (MG 3, 232; 4, 258; 28, 210; 32, 238; 35, 237; 71, 65; KJ 35 A 246; 42, 176; 
DLG 40, 30). Der Eigentumserwerb an Aufſchüttungen in öffentlichen Flüſſen und an deren 
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Ufern nach PrALR iſt behandelt in Rc 28, 209; 71, 66; 131, 60; Gruch 55, 1152; 57, 989; 
71, 424. Über die Eigentumsverhältniſſe einer in der Nordſee an der oſtfrieſiſchen Küſte unter der 
Geltung des PrA LR neu entſtandenen Inſel verhält ſich RG 137, 263; über den Eigentumserwerb 
am verlaſſenen Bettöffentlicher Flüſſe durch den preußiſchen Staat RG 80, 123; über den Ein⸗ 
fluß provinzieller Auenrechte (Aue iſt das nicht zu Sondereigentum der Einwohner gewordene 
Dorfgebiet) auf das Eigentum an Flüſſen OSG 40, 30; KGJ 45, 207. Jetzt ſteht gemäß 99 7, 8 
PrWaſſch v. 7. 4. 1913 das Eigentum an den Waſſerläufen erſter Ordnung dem Staat, an den 
Waſſerläufen zweiter und dritter Ordnung den Eigentümern der Ufergrundſtücke anteilig zu. 
Das Eigentum des preußiſchen Staates iſt ein privatrechtliches Eigentum im Sinne des BGB. 
Es iſt mit dem Inkrafttreten des Waſſergeſetzes entſtanden, mag auch das Recht des Staates 
an dem Strom zuvor eine andere Rechtsnatur gehabt haben, insbeſondere gemeines Eigentum 
geweſen ſein (RG 94, 35). Nach $$ 12, 17, 140, 162 des PrWaſſch fällt das Eigentum an An⸗ 
landungen, die von ſelbſt oder durch Unterhaltungs- oder Ausbauarbeiten am Ufer eines Waſſer⸗ 
laufs ſich gebildet haben, den Eigentümern der an den Waſſerlauf angrenzenden Grundſtücke zu 
(RG 87, 26). Nach $ 17 wird der Eigentümer einer im Fluß gelegenen Inſel auch Eigentümer 
einer Anlandung, die durch allmähliche Anſpülung entſteht (RG 137, 263). Nach gemeinem und 
rheiniſch⸗franzöſiſchem Recht gehörten Anlandungen bis zu der Linie, welche der Fluß bei ſeinem 
höchſten normalen Waſſerſtand erreicht, nach dem PrA sR bis zur Linie des mittleren Waſſer⸗ 
ſtandes zum Flußbett. Solche Anlandungen waren daher bei öffentlichen Flüſſen früher dem 
Privatrecht entzogene, dem gemeinen Gebrauch dienende Sachen (RG 87, 27). Das durch künſt⸗ 
liche Anſchüttungen am Ufer entſtandene Land gehört nach dem PrWaſſch nicht den Angrenzern, 
ſondern dem Eigentümer des Waſſerlaufs (RG 87, 30). Der grundſätzliche Unterſchied zwiſchen 
Anlandungen und Anſchüttungen wird erörtert in RG SeuffA 88 Nr 189; ZW 1936, 
33961? (Köhlbrand⸗Vertrag). Durch das Pr Quellenſchutzc v. 14. 5. 1908 find den Eigentümern 
von Grundſtücken, die in den feſtzuſetzenden Schutzbezirk einer gemeinnützigen Quelle fallen, 
gewiſſe Beſchränkungen in der Ausübung der ihnen nach den 88 903ff. kraft ihres Eigentums 
zuſtehenden Rechte auferlegt (R 90, 280). — Das Eigentum an einer Sache umfaßt auch deren 
weſentliche Beſtandteile ($ 93). Daher gibt es nach dem BGB z. B. kein vom Eigentum 
an der Sache getrenntes Eigentum an deren mit dem Boden noch zuſammenhängenden Erzeug⸗ 
niſſen ($ 94) und kein Stockwerks⸗ oder Kellereigentum (8 93 A 6, 7). 

3. Geſetz iſt jede rechtsgültige beſtimmende Regel (Norm) des Privat⸗ oder öffentlichen Rechts 
(Art 2 EG), auch die von einem zuſtändigen Staatsgliede (ſtaatlichen Organ) erlaſſene Vorſchrift 
(3. B. Polizeiverordnung: RG KW 1908, 14212). Die Beſchränkungen, denen der Eigentümer 
in der Ausübung des Eigentums nach Geſetz unterliegen kann, find daher teils öffentlich-rechtlicher, 
teils privatrechtlicher Natur. Die wichtigſte Beſchränkung nach öffentlichem Recht ergibt ſich 
aus dem alles deutſche Recht der Gegenwart und Zukunft beherrſchenden Grundſatz „Gemeinnutz 
geht vor Eigennutz“. Danach kann das Eigentum nicht mehr als eine der freien Willkür des 
Einzelnen überlaſſene Angelegenheit, ſondern muß rechtsgrundſätzlich als eine ſozial gebundene 
Einrichtung angeſehen werden. Die Volksgemeinſchaft, die durch ihren Staat dem Einzelnen 
das Eigentum gewährleiſtet und ſchützt, kann und muß fordern, daß der Eigentümer von ſeinem 
Recht keinen Gebrauch ohne oder gar gegen die Rückſicht auf das Allgemeinwohl macht, ſondern 
daß er ſeine Sachherrſchaft durchdrungen vom Gefühl der Verantwortung für das Ganze im Geiſt 
des allgemeinen Beſten ausübt. Anklänge zu einer ſolchen, von deutſch-rechtlichem Denken be⸗ 
herrſchten Eigentumsauffaſſung finden ſich bereits in früheren Geſetzen (4. B. Pra LR Einl. 
95 73, 74; Weim Verf v. 11. 8. 1919 Art 153 Abſ 3). Erſt im nationalſozialiſtiſchen Dritten Reich 
hat ſich aber dieſes Denken praktiſch in Geſetzgebung und Rechtſprechung voll durchgeſetzt. Seine 
Wirkungen auf die Neugeſtaltung unſeres geſamten öffentlichen und privaten Rechts ſind auch 
heute noch nicht abgeſchloſſen. 

Als Beiſpielsfalle für reichsgeſetzlich beſtimmte Eigentumsbeſchränkungen des öffent⸗ 
lichen Rechts mögen hier erwähnt ſein: 

A. aus älterer Zeit: Die Artt 52 bis 54 EG; Geſetz v. 7. 4. 1869 § 3 (Rinderpeſt); Geſetze 
v. 23. 6. 1880 und 1. 5. 1894 $$ 57ff. (Viehſeuchen); GewO $ 51; Poſtgeſetz v. 28. 10. 1871 (dazu 
RE 70, 395; 73, 271); Telegraphenwegegeſetz v. 18. 12. 1899 § 12 (dazu RG 116, 286; 126, 30); 
Geſetz zur Bekämpfung gemeingefährlicher Krankheiten v. 30. 6. 1900 8 11ff., 29ff.; Süßſtoff⸗ 
geſetz v. 7. 7. 1902 f 11; Reblausgeſetz v. 6. 7. 1904 / 13. 11. 1935 86; Grundſtücksverkehrs Vo 
v. 15. 3. 1918 (Neufaſſung v. 26. 1. 1937); VO über Denkmalsſchutz v. 8. 5. 1920. 

B. aus neuerer Zeit: 

a) Geſetze zum Schutz von Volk und Reich: Geſetze v. 26. 5. und 14. 7. 1933 über 
die Einziehung kommuniſtiſchen und volks⸗ und ſtaatsfeindlichen Vermögens ſowie Ausbürgerungs⸗ 
geſetz v. 14. 7. 1933 (dazu Entſchädigungs VO v. 9. 12. 1937 mit Durchf VO v. 18. 3. 1938); Schutz⸗ 
bereichgeſetz v. 24. 1. 1935 (mit DurchfVO v. 19. 9. 1935); Geſetz über die Landbeſchaffung für 
Zwecke der Wehrmacht v. 29. 3. 1935 (mit DurchfV Den v. 21. 8. 1935, 13. 2. 1937 und Anderungs⸗ 
geſetz v. 12. 4. 1938); Luftſchutzgeſetz v. 26. 6. 1935 § 4 Satz 2; Geſetz über die Sicherung der 
Reichsgrenze v. 9. 3. 1937 (mit DurchfVO v. 17. 8. 1937; dazu FG 17, 140); Geſetz über Ein- 
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ziehung von Erzeugniſſen entarteter Kunſt v. 31. 5. 1938; Wehrleiſtungsgeſetz v. 13. 7. 1938; 
BO über den Einſatz des jüdiſchen Vermögens v. 3. 12. 1938 (mit Durchf BO v. 16. 1. 1939). 

. 6) Verkehrsgeſetze: Lnftverfehrägefeh o. 1.8.1922 (neue Faſſung v. 21.8.1936), ge- 
andert und ergänzt durch Geſetz v. 27. 9. 1938; Reichsbahngeſetz v. 13. 3. 1930 8 38; VO über die 

Reichswaſſerſtraßen b. 18. 3. 1938 (Kup. XVIII Art 2); Geſetz über die Reichsautobahnen v. 
7. 6. 1933; Geſetz über den Grunderwerb für die Kanaliſierung der Mittelweſer v. 8. 3. 1936, 

0) Siedlungsgeſetze: Reichsheimſtättengeſetz v. 10. 5. 1920 (neue Faſſung v. 25. 11. 1937) 
39 9, 11, 12, 1720 (Grenzen des Belaftungsverbots: IX 10, 318); Reichsſiedlungsgeſetz v. 
11. 8.1919 (mit Ergänzungsgeſet v. 4.1. 1935) 55 3, 12ff., 22ff.; WO v. 13. 2. 1924 über die 
Förderung der Odlanderſchließßung; VDen über vorſtädtiſche Kleinſiedlung und Kleingärten v. 
6. 10. 1931 (Teil 4 Kap II 9 22), 23. 12. 1931, 18. 2. 1932, 19. 2. 1935; VO über die Land- 
beſchaffung für Kleinſiedlungen v. 17. 10. 1936; Wohnſiedlungsgebietsgeſetz v. 22. 9. 1933 (dazu 
3925 A 3; $6 des Mejokea wurde neu gefaßt durch Geſetz v. 27. 9. 1938); Geſetz über einſtweilige 
Maßnahmen zur Ordnung des deutſchen Siedlungswefens v. 3. 7. 1934 (mit DurchfVOen v. 
5. 7.1934, 15 2. 1936); Ben v. 5.6 1991 (Teil 6 Kap III), 18. 3. 1933 (Kap XVIII Art 1) 
und Geſetz b. 29. 3. 1935 über Enteignungen auf dem Gebiet des Städtebaus; VO v. 29. 10. 1936 
über die Zulaſſigkeit befriſteter Bauſperren; BO zur Sicherung der Landbewirtſchaftung v. 23. 3. 
1937 (mit DurchfV O v. 22. 4. 1937); VO über den Abbruch von Gebäuden v. 3. 4. 1937; Geſetz 
über die Neugeſtaltung deutſcher Städte v. 4 10. 1937. 

d) Sonſtige Geſetze: 

Naturſchutzgeſetz v. 26. 6. 1935 / 1. 12. 1936 (mit Anderungsgeſetz v. 20. 1. 1938 und DurchfVO 
p. 31.10.1985, ergänzt durch BD v. 16.9. 1938); Jagdgeſetz v. 3. 7. 1934 8 29 (mit Ausf 
5. 25. 2. 1935 $ 29) das (der vereinfachten Flurbereinigung dienende) Umlegungsgeſetz v. 26.6. 
1936 (mit Umlegungsordnung v. 16. 6. 1937 nebſt Durchf VO v. 27. 4. 1938); BO zur Verhütung 
und Bekämpfung von Waldbränden v. 18. 6. 1937 

Energiewirtſchaftsgeſetz v. 13. 12. 1935 $$ 1, 2, 8, 9, 11; Geſetz zur Erſchließung von Boden⸗ 
ſchatzen v. 1. 12 1936 (nebſt WO v. 25. 3. 1938 über die Zulegung von Bergwerksfeldern); Geſetz 
über die Regelung des Landbedarfs der öffentlichen Hand v. 29. 3. 1935; VO über die Land⸗ 
beſchaffung für Zwecke der Reichswerke AS für Erzbergbau und Eiſenhütten „Hermann Göring“ 
> = 0 1937; BO über die Landbeſchaffung für Zwecke des Volkswagenwerkes Fallersleben 

17. 8. 1938; 

Waſſerverband OO v. 3. 9. 1937 99 22 ff., 122ff., 158; Vo über die Ablieferung außer Kurs 
geſetzter Goldmünzen v. 16. 7. 1938: VO zur verſtärkten Deckung von Rohſtoffen aus forſtwirt⸗ 
ſchaftlichen Nebenerzeugniſſen v. 31.1. 1939. s ; 

Beiſpiele für reichsgeſetzlich beſtimmte Eigentumsbeſchränkungen des Privatrechts: 

as BGG ſelbſt enthält ſolche Beſchränkungen für alle Sachen in den $$ 226 (Schikane 
verbot), 227ff. (Notwehr, Selbſthilfe), 823 ff. (unerlaubte Handlungen, namentlich $ 826, z. B. 
Bordellbetrieb: RG 50, 227; 57, 239; SeuffA 61 Nr 241), 904 (Notſtandsrecht), 962 (Bienen. 
ſchwarn); für Grundſtücke in den $$ 867, 1005 (Aufſuchen und Wegſchaffen von Sachen auf 
emden Grundſtücken), 905—924 (Nachbarrecht). Die, Beſchränkungen nach dem Reichs- 
erbhofgeſetz find bereits oben in A! geſtreift und werden unten noch näher beſprochen. 

Vorbehalte für die Landesgeſetzgebung zu Eigentumsbeſchränkungen im öffentlichen 
Intereſ ſe enthält das Ec in Anſehung: der Enteignung (Art 109; ſpäter Wein Verf Art 158); 
taffächlicher Verfügungen (Art 111), z. B. durch Bau-, Straßen-, Forſtordnungen, Kulturedikte. 

ie Beiſpiele für ſolche landesrechtlichen Vorſchriften ſeien hier nur erwähnt das preußiſche Flucht ⸗ 
Uniengeſetz v. 2. 7. 1875 und das preußiſche Baumſchutzgeſetz v. 29. 7. 1922. Ferner ſind in 
EG Artt 115, 117, 119 Vorbehalte für die Landesgeſetzgebung enthalten zu Beſchränkungen 
es Eigentümers in rechtlichen Verfügungen (Verbot oder Beſchränkung: der Belaſtung mit 
gewiſſen Dienſtbarkeiten oder Reallaſten; der Belaſtung über eine beſtimmke Wertgrenze hinaus 5 
der Veräußerung, Teilung oder Vereinigung von Grundſtücken). ‚ 

Von größter Bedeutung find die Verfügungsbeſchränkungen, die das Reichserbhofgeſetz 
v. 29. 9. 1933 dem bäuerlichen Grundeigentümer auferlegt. Das Geſetz ſchützt im Intereſſe der 
Volksgeſamtheit den bäuerlichen Grundbeſitz vor Zerſplitterung und Überſchuldung. Der Bauer 
darf ſeinen Erbhof (Begriff: Vorbem 1 vor $ 873) grundſätzlich weder veräußern noch belaſten 
337 Abſ 1 Rerbhch). Nur beim Vorliegen eines wichtigen Grundes kann das Anerbengericht 
elne Veräußerung oder Belaftung genehmigen (537 Abſ 2, 3 RELEHG). Dieſe Regelung macht 
aber den Erbhof nicht zu einer verkehrsunfähigen Sache ($ 90 A1 Abſz), nimmt dem Bauern 
Such nicht die Stellung eines wirklichen Grundeigentümers und drückt ihn nicht in eine bloße 
feßbraucherſtellung herab (JW 1937, 215157). Das Verhältnis des Erbhofrechts zu den Ver⸗ 
fügungsbeſchränkungen anderer Geſetze, z. B. der Vo über den Verkehr mit landwirtſchaftlichen 
Grundſtücken, des Wohnſiedlungsgeſetzes uſw., ift geregelt in den 88 34, 35 ErbhVerfO, das Ver⸗ 
hältnis zu den landesrechtlichen Vorſchriften auf dem Gebiet des Anerbenrechts und ähnlicher 
Rechtsgebiete in den $ 60 ReérbhZ, 88 35, 44 ff. ErbhRVO. Über die Beziehungen des Erbhof⸗ 
rechts zu den 95 891, 892, 1138 BGB geben Aufſchluß IF 14, 382; JW 1937, 214752. — Die 
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Genehmigungspflicht nach 8 37 REG erſtreckt ſich, wie jetzt entgegen früherer Rechtſprechung 
(RG 142, 312; 144, 231; 149, 348 u. a.) durch 5 33 Abſ 1 Erbhg VO ausdrücklich vorgeſchrieben 
iſt, nicht allein auf die dingliche Verfügung über den Erbhof, ſondern auch auf das ſchuld⸗ 
rechtliche Verpflichtungsgeſchäft zu einer Veräußerung oder Belaſtung. Die Genehmigung 
zum ſchuldrechtlichen Verpflichtungsgeſchäft gilt zugleich als Genehmigung zum dinglichen Er⸗ 
füllungsgeſchäft (533 Abſ 2 ErbhR VO). Doch deckt die Genehmigung eines Kaufvertrags die 
Übereignung nicht mehr, wenn der genehmigte Vertrag nachträglich in einem weſentlichen Punkt 
geändert worden iſt (JFG 16, 11). Die erteilte Genehmigung iſt unwiderruflich (JW 1936, 60036). 
Das Recht, die Genehmigung zu beantragen, ift geregelt in den 9 60, 64 ErbhVerfd; das Wirk⸗ 
ſamwerden der Genehmigung ordnet $ 66 ErbhVerf O. — Die Genehmigung kann vom Anerben⸗ 
gericht unter aufſchiebender Bedingung, Vorbehalt oder Auflage erteilt werden 
(837 Abſ 2 Satz 2 Rerbhch; JW 1935, 60816; 1936, 145928; 1937, 1031). Die Rechtsnatur 
einer ſolchen eingeſchränkten Genehmigung beleuchtet R JW 1936, 32291. Das Grundbuchamt 
hat die Erfüllung von Auflagen nur dann zu prüfen, wenn der Genehmigungsbeſcheid klar ergibt, 
daß die Genehmigung erſt mit der Erfüllung der Auflage Geltung erlangen ſollte (HRN 1937 
Nr 831). — Ob ein wichtiger Grund zur Genehmigung einer Veräußerung oder Belaſtung des 
Erbhofs vorliegt, richtet ſich vornehmlich nach den Belangen des Hofes ſelbſt. Veräußerungen 
an den vorausſichtlichen Anerben ſollen genehmigt werden, wenn der Übergabevertrag den Erbhof 
nicht über ſeine Kräfte belaſtet (8 37 Abſ 3 Rerbhch). Im übrigen werden Veräußerungen nur 
dann genehmigt, wenn ſie die Ziele und Grundgedanken des Erbhofrechts nicht gefährden (JW 
1935 S. 6065, 198712, 354412; 1936, 58622; 1937, 101026). Die Genehmigung wird alſo grund⸗ 
ſätzlich verfagt, wenn die Veräußerung den Hof zerſplittern oder lebensunfähig machen würde 
(JW 1936 S. 11318, 114, 11520, 232523, 233227 u. oft). Dagegen wird die Genehmigung erteilt, 
wenn eine Veräußerung der Erhaltung des Hofs oder eines mit ihm verbundenen Betriebs, z. B. 
einer Mühle (JW 1936, 325520, dient, wenn fie den nachbarlichen Frieden fördert (JW 1936, 
272225) oder wenn ſie im öffentlichen Intereſſe liegt (JW 1935 S. 25625, 273824, 282522, 322614; 
1936 S. 233227, 32501). Die Veräußerung von Bruchteilseigentum kann überhaupt nicht 
genehmigt werden, weil fie zum Verlust der Erbhofeigenſchaft führen würde (JW 1936, 32366). 
Dagegen kann unter ganz beſonderen Umſtänden einmal die reale Teilung eines Erbhofs die 
Genehmigung finden (527 ErbhR VO; JW 1936, 324414; 1937, 326568; 1938, 6356, HAN 1937 
Nr 181, 524, 1415). Enteignungsbeſchlüſſe bedürfen keiner Genehmigung (IFG 16, 191); dasſelbe 
gilt für die Einbeziehung eines Erbhofs in ein Flurbereinigungsverfahren ($ 32 Nr 2 Erbh tO) 
und für die Umſchreibung des Erbhofeigentums im Wege der Grundbuchberichtigung (JW 1934, 
321390. Belaſtungen werden nur dann genehmigt, wenn fie bei Anlegung eines ſtrengen Maß⸗ 
ſtabes für den Hof tragbar und förderlich find oder wenn die Verſagung der Genehmigung eine 
beſonders unbillige Härte für den Gläubiger bedeuten würde (JW 1935 ©. 11617, 11628, 11639, 
116410, 141916, 198612, 22058 u. oft). Genehmigungsfrei find folgende Belaſtungen: Grund- 
dienftbarfeiten, beſchränkte perſönliche Dienſtbarkeiten, öffentliche Laſten (5 32 Nr 1 Erbhgt VO); 
Eintragungen für Laſten im Neuſiedlungs⸗ oder Anliegerſiedlungsverfahren ($ 32 Nr 3 Erbhgt VO): 
Belaſtungen bei der Entſtehung des Erbhofs (8 32 Nr 4 Erbhg Bo; IE 11, 19; 14, 451; 16, 11; 
JW 1936, 603%); Eintragung der Sicherungshypothek gegen den Erſteher nach $ 128 35G 
(532 Ned Erbh hd); Entſchuldungs⸗ und Betriebsſicherungshypotheken im Oſthilfegebiet 
(832 Abſ 2 ErbhRO); Valutierung einer ſchon vor dem Inkrafttreten des RErbhcd eingetragenen 
Hypothek (8 26 Abſ 2 ErbhR VO); Zuſchreibung eines erbhoffremden unbelaſteten Grundſtücks 
zu dem mit Hypotheken belafteten Erbhof (JW 1935, 650%). Dagegen find genehmigung3- 
pflichtig: die Zuſchreibung eines bereits zum Erbhof gehörigen unbelafteten Grundſtücks als 
Beſtandteil zu einem hypothekbelaſteten Erbhofgrundſtück (5 29 ErbhgRV O; JW 1935, 202250); 
Inhaltsänderungen dinglicher Belaſtungen mit Ausnahme bloßer Grundbuchberichtigungen 
(JW 1936, 272527; Ich 14, 382); die Eintragung einer Erſatzhypothek nach g 4 GrBer® v. 18. 
7. 1930 (JW 1935, 6481; a. M. JW 1935, 200755); die Eintragung einer ſelbſtändigen Kohlen⸗ 
abbaugerechtigkeit für einen Dritten (JW 1935, 3567486 gegen JW 1934, 2241). Als eine nur 
mit Genehmigung des Anerbengerichts zuläſſige Belaſtung des Erbhofs gilt auch die Veräußerung 
oder Belaſtung einer Eigentümergrundſchuld des Bauern (§ 26 Abſ 1 ErbhRoO). Dagegen 
bedarf die Löſchung einer Eigentümergrundſchuld, wie nunmehr (gegen Ich 18, 98) vom Geſetz⸗ 
geber klargeſtellt iſt, nicht der anerbengerichtlichen Genehmigung ($ 26 Abſ 1 Satz 2 Erbha Vo, 
eingefügt durch VO über Erbhofrecht v. 23. 12. 1938). — Der Erbhof, eine Eigentümergrundſchuld. 
an ihm (5 38 ErbHRYWO) und die auf ihm gewonnenen landwirtſchaftlichen Erzeugniſſe find grund⸗ 
ſätzlich einer Zwangsvollſtreckung wegen einer Geldforderung entzogen (8 38 RéErbhcë); Aus⸗ 
nahmen läßt das Geſetz zu in den gs 39, 59, die ergänzt werden durch die 88 37ff. Erbhg VO. 
Das Vollſtreckungsverbot ſteht aber nicht entgegen der dinglichen oder perſönlichen Klage aus 
einer auf dem Erbhof ruhenden Hypothek oder Grundſchuld, auch nicht der Verurteilung des 
Bauern auf eine ſolche Klage, ſondern erſt der Zwangsvollſtreckung aus dem Urteil (JW 1934 
S. 14319, 29331; HRR 1935 Nr 1532; a. M. JW 1935 S. 6512, 13475). Das gilt jedenfalls ſolange, 
als das Geſetz noch Raum läßt für eine Vollſtreckung in gewiſſe für die Hypothek mithaftende 
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Degenftände (MG J 1935, 16865; 1936, 1045 . Der $ 38 Rerbho⸗ hindert auch nicht die Zwangs 
verſteigerung des Eebhofs zwecks Aufhebung einer Gemeinſchaft (JW 1936, 105814), hat aber zur 

Folge, daß der Erbhof nicht zur Konkursmaſſe des Bauern gehört (HRR 1935 Nr 444). Ein unter 

erlezung des 8.0 Merbhch erteilter Zuſchlag ift zwar nicht nichtig, aber anfechtbar und kann 
un Anerbengericht nicht genehmigt werden (JW 1937, 215155). Im übrigen find zu beachten 
des 55 37ff. CrbHNVO, die namentlich auch die Vollſtreckung in Forderungen des Bauern aus 
em Berkauf von Erzeugniſſen des Erbhofs und aus der Vermietung oder Verpachtung von 

Erbhofgrundſtücken ſowie die Anfechtung von Rechtshandlungen bei zweifelhafter Erbhofeigen⸗ 
ſchaft und die Beitreibung öffentlich⸗ rechtlicher Geldforderungen näher regeln. — Das Erbhof⸗ 
zubehör und ſeine Rechtsgeſtaltung iſt behandelt in 598 A 10. 

i 4. Rechte Dritter, die den Eigentümer in der Ausübung des Eigentums beſchränken, 
ſind in erſter Linie dingliche Rechte an der Sache (FG 4, 382). Schuldverhältniſſe, 
die dem Eigentümer in Beziehung auf feine Sache perſönliche Verpflichtungen auferlegen, 
berühren das Eigentumsrecht als ſolches nicht (RG 55, 165). Wenn jedoch ber ſchuld · 
rechtlich Berechtigte in Beſitz der Sache iſt (wie z. B. der Mieter, Pächter), wird er gegenüber 
einem Eigentumsanſpruch nach Maßgabe der § 986, 1000 geſchützt. Hat ein Künſtler auf Beſtellung 
ein Kunſtwerk geliefert, ſo kann der Verteiler jein Eigentumsrecht an dem Kunſtwerk (z. B. Fresko⸗ 
gemälde in dem Treppenſlur eines Wohnhauſes) nur unbeſchadet des Urheberrechts des Künſtlers 
ausüben; z. B. darf er ohne Einwilligung des Künſtlers nicht Anderungen daran vornehmen 
(RO 79, 297). In RG 63, 398 wird aber eine Wirkung von Urheberrechten gegenüber recht⸗ 
mäßigen Eigemümern von Einzelſtücken des Werks verneint. Ein Verſtoß des Eigentümers 
gegen eine Polizeiverordnung (3. B. eine Baupolizeiverordnung) berechtigt einen Dritten 
zur Klage nur dann, wenn die Verordnung einen privatrechtlichen Anſpruch auf Ein⸗ 
haltung ihrer Beſtimmungen gewährt (RG JW 1908, 1422). Nach Art 124 EG bleiben die 
landesgeſeßlichen Vorschriften unberührt, die das Eigentum zugunſten des Nachbars 
noch anderen als den im BGB beſtimmten Beſchränkungen unterwerfen. Dieſe Vorſchriften 
über ſag Segalfervituten ($ 1018 A 9) betreffen hauptſächlich (vgl. für preußiſches Recht 99 118Ff. 
18 AN) die Einhaltung eines Abſtandes beim Bauen oder bei Erniedrigungen oder Erhöhungen 
des Bodens an der Grenze (OLE 26 S. 13, 14, 17, 21) und das Licht⸗ und Fenſterrecht (OLG 26. 
©. 14, 15; 20, 333). In Preußen beſteht alſo z. B. das Lichtrecht nach ALR 18 8142 fort (RG 
Seuffgl 86 Nr 70; 5907 A8). Ferner kommen nach Art 65 Ech hier die landesgeſetzlichen Be⸗ 
chränkungen in der Ausübung des Eigentums an Waſſerläufen in Betracht (5 906 Ad). 

5. Aus den Worten „ſoweit nicht entgegenſtehen“ ergibt ſich eine Vermutung für die Freiheit 
des Eigentums. Eine Beſchränkung hat alſo derjenige zu beweiſen, der ſie behauptet, und zwar 
in dem von ihm behaupteten Umfang. Die Beſchränkung geht gerade ſo weit, als Geſetz oder 
Rechte Dritter der Ausübung des Eigentums entgegenſtehen. Daher iſt z. B. eine Stadt als 

Eigentümerin einer Straße im Gebiet des rheiniſch⸗franzöſiſchen und des preußiſchen Rechts 
durch das Recht der Straßenanlieger nicht an jeder privatwirtſchaftlichen Ausnutzung der Straße 
J. B. Aufſtellung eines Erfriſchungszelts) gehindert (M& 62, 87). Anderſeits müſſen ſich z. B. 

ie einer Eiſenbahn benachbarten Grundbeſitzer wegen der ſtaatlichen Bau- und Betriebserlaubnis 
alle Einwirkungen gefallen laſſen, ohne die der Betrieb nicht ausführbar iſt, und alles unterlaſſen, 
wodurch die Sicherheit des Bahnverkehrs beeinträchtigt wird; zum Ausgleich dieſer Duldungs⸗ 
Iflicht haben ſie einen Anſpruch auf Erſatz des durch den Betrieb der Eiſenbahn verurſachten 
Schadens (A 7). Wegen der Rechte der Anlieger an öffentlichen Straßen vgl. im übrigen 
die in 3 1018 A 2 angeführten Urteile. 15 

6. Da der Eigentümer mit ſeiner Sache nach Belieben verfahren darf, iſt er grundſätzlich 
auch nicht ſchadenserſatzpflichtig, wenn er in der rechtmäßigen Ausübung ſeines Eigentums einem 
anderen Schaden zufügt (RG 50, 227; 70, 205; 98, 16; IW 1909, 16176). Er darf jedoch nicht 
nach Willkür verfahren, insbeſondere nicht ſeine Befugniſſe mißbrauchen und gegen die Ge⸗ 
bote der Sittlichkeit verſtoßen (Prot 3, 120). Einem ſolchen Verfahren ſtehen die $$ 226, 826 
in gegen (M6 50, 227; 57, 239; Warn 1910 Nr 335; dgl. jedoch Mb 76, 181). Daher 
Mer z. B. ſchadenserſatzpflichtig, wenn durch einen, ſei es auch polizeilich genehmig- 
ten, Bordellbetrieb in ſeinem Hauſe der Wert der Nachbargrundſtücke beeinträchtigt wird 
(Res 38, 380; 50, 227; 57, 239). Die Befugnis zum Verfahren nach Belieben ſchließt 
in ſich die beſonders im Beſitzen und Benutzen ſich äußernde tatſächliche Herrſchaft über 
die Sache ſowie die rechtliche Herrſchaft, die namentlich zur Geltung kommt durch die Ver⸗ 
ſüungsmacht (58 928, 959: Aufgeben des Eigentums; $$ 873, 925, 929: Übertragung auf einen 
anderen; 95 1012, 1018, 1030: Belaſtung der Sache). . N i . 

7. Das Recht auf Ausſchließung anderer von jeder Einwirkung wird, ſoweit es ſich nicht 
um eine Einwirkung handelt, die nach $$ 904, 905, 906 oder nach einem andern Geſetz (A 3) oder 
wegen eines Rechts des Einwirkenden (A 4) zu dulden iſt, im allge meinen durch Klagen auf Unter⸗ 
taffung und Beſeitigung der ftörenden Einwirkungen gemäß $ 1004 und in den Sonderfällen 
der gg 907, 908 durch Klagen auf Beſeitigung des gefahrdrohenden Zuſtandes geltend gemacht. 
Im Fale des Verſchuldens des Störenden hat der Eigentümer auch Klagen auf Schadenserſatz 
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gemäß 85 823 ff. Kann nach beſonderen Vorſchriften, insbeſondere des öffentlichen Rechts, die 
Beſeitigung einer Einwirkung, die an ſich über das zu duldende Maß hinausgeht, nicht ver⸗ 
langt werden, ſo iſt auch ohne Nachweis eines Verſchuldens für den verurſachten Schaden 
Erſatz zu leiſten (5906 A 13; 8 907 A 1; 8908 A 7). Um eine Klage auf Unterlaſſung zu 
begründen, muß die Einwirkung in ſinnlich wahrnehmbarer Weiſe die Sache ſelbſt ergreifen 
(RG 50, 228; JW 1902 Beil 240). Deshalb kann z. B. auf Unterlaſſung eines Bordellbetriebs auf 
dem Nachbargrundſtück nicht (gemäß $$ 903, 906, 1004) geklagt werden, es ſei denn, daß die Vor⸗ 
ausſetzungen des § 826 gegeben ſind (RG 57, 239). Im einzelnen ſind die unzuläſſigen Einwir⸗ 
kungen von Nachbargrundſtücken aus in den Anmerkungen zu $$ 906 ff. behandelt. Nach dieſen 
Vorſchriften unzuläſſige Einwirkungen braucht der Eigentümer auch dann nicht zu dulden, wenn 
die Benutzung des Nachbargrundſtücks einem Wohlfahrtszweck dient, es ſei denn, daß 
die Duldungspflicht ihm nach beſonderer geſetzlicher Beſtimmung obliegt (RG 70, 313; 
Gruch 58, 1026). Die photographiſche Aufnahme eines Gebäudes oder der inneren Räume enthält 
eine zur Abwehr nach $$ 903, 1004 berechtigende Einwirkung, wenn der Eigentümer ein Intereſſe 
(3. B. mit Rückſicht auf eigene Veranſtaltung von Abbildungen) daran hat, daß die Aufnahme 
unterbleibt (OLG 20, 402). Die Einwirkungen durch Entziehen von Brunnen⸗ und Grund⸗ 
waſſer behandeln § 905 A 1, § 906 A 5, $ 909 A 2. Der Eigentümer eines Friedhofs kann, ſoweit 
nicht ein Herkommen etwas anderes ergibt, den Angehörigen Verſtorbener die Ausſchmückung der 
Grabhügel durch einen ihm nicht genehmen Gärtner verbieten (JW 1924, 20541). Der Eigentümer 
kann ſich gegebenenfalls, namentlich bei Grundſtücken, auch durch die Beſitzſtörungsklage (88 858ff.) 
gegen unberechtigte Eingriffe ſchützen. 

[Im internationalen Privatrecht gilt für das Eigentum das Recht des Ortes, an welchem 
ſich die Sache befindet; ausdrücklich iſt das zwar im Geſetz nicht ausgeſprochen, aber es ergibt ſich 
mittelbar aus Art 11 Abſſ 2, Art 28 EG. Ausnahmen beſtehen für beſondere Vermögensmaſſen, 
jo im ehelichen Güterrecht, beim Kindesvermögen und im Erbrecht (Art 15, 19, 24ff Ech); doch 
werden auch dieſe Ausnahmen durch Art 28 EG abgeſchwächt. Beſonderes gilt auch für das 
Eigentum an Schiffen und Luftfahrzeugen; es unterſteht dem Recht des Staates, deſſen Flagge 
dieſe Fahrzeuge befugterweiſe führen. Das anwendbare Recht kann im Sachenrecht nicht durch 
Parteivereinbarung beliebig beſtimmt werden; bedenklich inſoweit Bay Obe Bayg 1934, 126. 
Wird eine Sache von einem Land oder Rechtsgebiet in ein anderes gebracht, ſo wandelt ſich damit 
der Inhalt des Eigentumsrechts. War eine Sache in einem Land nicht Gegenſtand des rechtlichen 
Verkehrs, jo kann fie es durch Verbringung in ein anderes Land werden (MG 14. 12. 1922 IV 
409/21). Im Nachbarrecht kann bei Grenzgrundſtücken von dem jenſeits der Grenze wohnenden 
Nachbarn nur das verlangt werden, wozu dieſer nach dem Recht des Landes verpflichtet iſt, in dem 
ſein Grundſtück liegt. 

Dieſe Grundſätze gelten auch für das Verhältnis des BGB zu dem in Oſterreich und dem 
Sudetenland geltenden Recht. Der Inhalt des Eigentumsrechts entſpricht dort gemäß 99 354, 
362, 364 OA BGB dem 9 903 BGB. Das Recht der Abwehr unzuläſſiger Immiſſionen entſpricht 
dem § 906 BGB. Doch iſt dies Recht gegenüber genehmigten gewerblichen Anlagen gemäß 
9364 a OA BGB noch ſtärker beſchränkt als nach $ 26 Gew; die Herſtellung ſchützender Anlagen 
kann nicht verlangt werden, nur Schadenserſatz. Bei Einſturzgefahr eines benachbarten Gebäudes 
kann nur Sicherheitsleiſtung verlangt werden ($ 343 OA BGB). Das Recht, überhängende Aſte 
abzuſchneiden, beſteht auch hier ($ 422 HAB); aber es beſteht kein Recht auf überfallende 
Früchte. Grenzberichtigung und die Rechte an Grenzhecken, Mauern uſw. find ähnlich dem BOB 
in $$ 850 ff. OA BGB geregelt. (Beitzke).] 


Ss 904 

1a) Her Eigentümer!) einer Sache?) ift nicht berechtigt ), die Einwirkung 
eines anderen auf die Sache zu verbieten ), wenn die Einwirkung zur Ab- 
wendung einer gegenwärtigen Gefahr 5) notwendig ®) und der drohende 
Schaden gegenüber dem aus der Einwirkung dem Eigentümer entſtehenden 
Schaden unverhältnismäßig groß iſt ). Der Eigentümer kann Erſatz des 
ihm entſtehenden Schadens) verlangen ). 

E II 889; P 8 212 ff. 

la. Der $ 228 behandelt den Fall, in dem jemand ſich gegen eine Sache wendet, durch welche 
die Gefahr droht, d. h. welche ſie erzeugt hat und ohne Abwehrmaßregel fortwirken laſſen würde. 
Der $ 904 behandelt dagegen den Fall, in dem ſich jemand einer fremden Sache bedient, um einer 
nicht von ihr ausgehenden Gefahr zu begegnen (RG 88, 213). 5 228 läßt die Intereſſen des Ge⸗ 
ſchädigten hinter die des Bedrohten weit mehr zurücktreten als $ 904. Das hat auch ſeinen guten 
Grund. Denn im Falle des $ 228 nimmt der Schädiger der „drohenden“ Sache gegenüber eine 
Verteidigungsſtellung, im Falle des $ 904 der nicht drohenden Sache gegenüber eine Angriffs⸗ 
ſtellung ein (RG 88, 214). 
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1. Da die im 9 904 beſtimmte Beſchränkung in der Ausübung des Eigentums ſich gegen den 
Eigentümer der Sache als ſolchen richtet, alſo die Sache ſelbſt ergreift, unterliegt ihr auch der 
Beſitzer ſowie derjenige, dem ein anderes Recht an der Sache zuſteht (z. B. der Nießbraucher, 
auf deſſen Früchte einge wirkt wird; Prot 6, 216). 3 

2. Unbetvegliche oder beim liche Sache (4. B. ein Kabel: Reh 113, 301). Bei Einwirkungen 
auf andere Rechtsgüter (8 90 1, 2) findet $ 904 feine Anwendung. Bei ihnen hat der Ange⸗ 
griffene das Recht der Notwehr ($ 227). 11 

3. Die Nichtberechtigung des Eigentümers zum Verbot der Einwirkung iſt eine Ausnahme 
115 BUN 903 aufgefteffien Regel ber Berechtigung zur Ausſchließung jeder Einwirkung (RG 

‚ 308). ie Fä i igentü 


kichtberechtigung zum Verbot 
folgt, daß der Eigentümer weder zur Notwehr ($ 227) noch zur Abwehr nach § 859 (gegen ver⸗ 


otene Eigenmacht) berechtigt iſt. Im Gegenteil kann er nach $ 823 Abſ 2 ſchadenserſatzpflichtig 
wirkende handelt nicht widerrechtlich. 
; geſchweige denn (z. B. wegen Sachbe⸗ 

Widetſetzt fich der (eigentümer, fo befindet ſich der Einwirkende in der 

gotrehrlage und Tann gemäß $ 227 dem rechtswidrigen Angriff mit Gewalt entgegentreten. 
g der Einwirkung ſteht ihm aber nicht zu 


4. Die Einwirkung lann nicht bloß in einem Beſchädigen oder Zerſtören, wie im Falle des 
Helbſtſchutzes gegen fremde Sachen ($ 228), ſondern auch in 1 ne der Sache (z. B. 
18,300 eines fremden Pferdes, um einen Arzt zum Schwerkranken zu holen) beſtehen (OLG 


ftüd zu landen (O 29, 334). Ferner für einen Schiffer, der fein Schiff, um es gegen einen 

S h feftigt (NG 88, 215). Dagegen beſteht fie z. B. 

nicht im Falle: der Verhinderung der Ableitung der Grubenwäſſer aus einem Bergwerk (RG 

(88675 des ar von Feuchtigkeit bei Ausbeſſerungsarbeiten an einem Nachbarhauſe 
121). 


aus der allgemeinen Faſſung des Geſetzes zu folgern iſt, auch eingewirkt werden zugunſten eines 


6. Die Einwirkung muß objektiv zur Abwendung der Gefahr notwendig fein, d. h. es müſſen 
andere genügende Abwehrmittel fehlen (Rah Gruch 45. 1009). Dagegen iit nicht erforderlich, 
daß die Einwirkung den Erfolg der Abwendung der Gefahr gehabt hak. Durch ein Mißlingen 
wird die Einwirkung nicht widerrechtlich. 

7. Der drohende Schaden muß gegenüber dem Schaden des Eigentümers der Sache unver⸗ 
hältnismäßig groß fein (RG 71, 241; 88, 213). Dies wird bei Bedrohung des Lebens oder erheb- 
licher Gefährdung der Geſundheit ſtets der Fall ſein J 1925, 15355). Wenn es ſich um Ver⸗ 
mögensſchaden handelt, ſo ſind bei der Prüfung der Frage nach der Widerrechtlichkeit der Ein⸗ 
wirkung der Nachteil des Einwirkenden und der Schaden des Eigentümers der fremden Sache 
in Geldbeträgen zu ſchätzen und gegeneinander abzuwägen (RG ZW 1908, 611137), Iſt der drohende 
Schaden nicht un verhältnismäßig groß, fo ift der Eigentümer zur Duldung der Einwirkung nicht 
verpflichtet (RG 113, 303). 
fein“ Der Einwirkende muß, anders als im Falle des g 228, auch dann Schadenserſatz (58 249ff.) 
welten, wenn ihn kein Verſchulden trifft (RG 58, 132; 60, 345; 75, 81; 113, 302). So 3. B. auch 
it Luftſchiffer, welcher Ballaſt auswirft oder auf einem fremden Grundſtück zu landen genötigt 
(Od 29, 335; jetzt $12 Luftverkehrsgeſetz v. 21. 8. 1936). Vorausſetzung für die Schadens- 

rſagpflicht it aber eine Einwirkung im Sinne eines in den Eigentumsbereich eingrei- 
denten Tuns (RG 75, 88). Erfolgt eine Beſchädigung unter Umſtänden, die völlig un- 
a hängig von dem Willen des Verurſachers ſind, fo beſteht keine Schadenserſatzpflicht 

113, 302; OL 20, 404). War der Einwirkende nicht ſelbſt gefährdet, hat er viel⸗ 
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mehr zugunſten eines Dritten eingewirkt, ſo iſt der Dritte ſchadenserſatzpflichtig, wenn der 
Einwirkende zu ihm in einem Abhängigkeitsverhältnis ſtand ($ 855) und auf feine Weiſung 
gehandelt hat (OLG 29, 335; R 113, 303: Haftung des Reiches für den Schaden, den der 
Führer eines zur Hilfeleiſtung in Seenot abgeordneten Kriegsſchiffs verurſacht hat). Iſt 
der Einwirkende aber ſelbſtändig vorgegangen, ſo trifft ihn die Schadenserſatzpflicht. Er kann 
dann nur nach den Beſtimmungen über Geſchäftsführung ohne Auftrag (58 677ff.) oder auf Grund 
der Bereicherung (55 812ff.) von dem Dritten je nach Lage des Falles vollen oder teilweiſen Erſatz 
des Geleiſteten verlangen (ſtr. Prot 6 S. 213, 219). Nimmt ein Zwangslotſe bei der Einfahrt in 
einen Hafen eine Nothilfehandlung zugunſten eines andern als des von ihm geführten Schiffs vor 
und beſchädigt dabei ein drittes Schiff, ſo richtet ſich der Schadenserſatzanſpruch des Eigentümers 
des beſchädigten Schiffs gegen die Reederei des von dem Lotſen geführten Schiffs, nicht gegen 
die Kommune, die den Lotſen angeſtellt hat (JW 1938, 1205 70). — Der Schadenserſatzanſpruch 
nach 9 904 Satz 2 iſt auch dann gegeben, wenn die Einwirkung ſich nur mittelbar gegen den 
Geſchädigten gerichtet hat (NG 150, 189). Da der Schadenserſatzanſpruch die Duldungspflicht 
des 5 904 Satz 1 ausgleichen ſoll, ſteht er nicht nur dem Eigentümer der geſchädigten Sache, ſondern 
jedem Duldungspflichtigen (A , z. B. alſo auch einem Pächter, zu (RH 156, 190). Wer den 
Schadenserſatzanſpruch geltend macht, muß den urſächlichen Zuſammenhang zwiſchen der 
Einwirkung des andern und ſeinem Schaden beweiſen. Steht aber nach dem wirklichen Ge⸗ 
ſchehensablauf ein ſolcher Zuſammenhang feſt, jo braucht der Geſchädigte nicht auch noch zu be- 
weiſen, daß beim Unterbleiben der Einwirkung des andern der Schaden nicht eingetreten wäre. 
Vielmehr muß der Schädiger, der behauptet, daß bei Unterlaffung der Notſtandshandlung derſelbe 
Schaden eingetreten wäre, dieſe Behauptung beweiſen, wenn er von der Schadenserſatzpflicht 
freikommen will (RG 156, 191). — Der Anſpruch auf Schadenserſatz aus $ 904 Satz 2 ver⸗ 
jährt nach 5 195 in 30 Jahren, nicht etwa nach 9 852 in drei Jahren, da keine unerlaubte 
Handlung vorliegt. Liegt ein Verſchulden des Einwirkenden vor, fo iſt ein Schadenserſatzanſpruch 
wegen unerlaubter Handlung nach $ 823 gegeben (RG 88, 215). 

9. Art 109 Ech hält die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die im öffentlichen Intereſſe 
erfolgende Entziehung, Beſchädigung oder Benutzung einer Sache aufrecht. Vgl. auch $I Strand 
vom 17. 5. 1874 (Rettung aus Seenot). 


8 905 


Das Recht des Eigentümers eines Grundſtücks 1) erſtreckt ſich auf den Naum 
über der Oberfläche und auf den Erdkörper unter der Oberfläche 2). Der Eigen- 
tümer kann jedoch!) Einwirkungen nicht verbieten, die in ſolcher Höhe oder 
Tiefe vorgenommen werden, daß er an der Ausſchließung kein Intereſſe hat )). 

E 1 849 II 819; M 3 263 f.; P 3 120 ff. 

1. Aus der nur auf Grundſtücke ſich beziehenden Beſtimmung des Satz 1 in Verbindung mit 
dem für alle Sachen geltenden $ 903 ergibt fich als Regel das Recht des Eigentümers eines Grund⸗ 
ſtücks, mit ſeinem Grundeigentum innerhalb des bezeichneten Herrſchaftsgebiets nach Belieben 
zu verfahren und andere von jeder Einwirkung darauf auszuſchließen. Er kann alſo regelmäßig 
unbeſchränkt: hoch bauen, in die Tiefe gehen, Vodenbeſtandteile, auch Waſſer aus Flüſſen und 
Quellen entnehmen. Ausnahmsweiſe können ſich aber ſchon nach $ 903 aus Geſetz oder Rechten 
Dritter in dieſer Hinſicht Beſchränkungen über die beſondere Beſtimmung des § 905 Satz 2 hinaus 
ergeben ($ 903 A 3, 4). An geſetzlichen Beſchränkungen kommen inſoweit für das Grund⸗ 
eigentum namentlich in Betracht: von den in A 3 $ 903 angeführten Reichsgeſetzen das Schutz⸗ 
bereichgeſetz v. 24. 1. 1935, das Luftverkehrsgeſetz v. 1. 8. 1922/21. 8. 1936 (dazu RG 158, 34; 
unten A 2 a. E.) und das Tel WG v. 18. 12. 1899 (vgl. zur Auslegung des $ 6 R 57, 364; 63, 88 
und des $ 12 R 116, 286; 126, 28). An Landesgeſetzen find hier insbeſondere wichtig die 
Vorſchriften auf den der Landesgeſetzgebung vorbehaltenen Rechtsgebieten des Waſſerrechts 
und des Bergrechts (Ech Artt 65, 67). Aus der Rechtſprechung darüber find z. B. zu erwähnen 
die waſſerrechtlichen Entſcheidungen über Ableitung von Quellwaſſer (R 12, 183; 16, 229; 
27, 328; Gruch 42, 1009; Warn 1913 Nr 96, 153; Seuffl 33 Nr 2; 34 Nr 92, 267; 40 Nr 181; 
47 Nr 261; 52 Nr 6, 145), Entziehung von Grundwaſſer (RS Warn 1913 Nr 96; V 100/09; OLG 
12, 120), Zuleitung von Regenwaſſer (OLG 10, 116), Ableitung von Abwäſſern durch Waſſer⸗ 
gräben (RG 57, 187). Vgl. jetzt zu alledem weiter das PrWaſſch v. 7. 4. 1913 98 40 ff., 196 ff. und 
für gemeinnützige Quellen das PrJuellenſchutzch v. 14. 5. 1908. Aus der bergrechtlichen Recht⸗ 
ſprechung find z. B. zu nennen die Urteile über Abgrenzung des Grundeigentums und der Berg⸗ 
werksberechtigung (RG 28, 152; 147, 161), über die Nichtanwendbarkeit der Vorſchriften in 88 905ff. 
auf das Bergwerkseigentum nach PrAllg Bergch, z. B. bei Einwirkungen von einem benachbarten 
Bergwerk aus (RG 72, 304; 87, 400), über die Rechtsverhältniſſe zwiſchen Eigentümer und Pächter 
bei Bergwerksgrundſtücken (RG 135,94; 137,234). — Zu Einwirkungen, die an ſich den 98 903, 905 
zuwiderlaufen, kann aus beſonderen Gründen eine Berechtigung beſtehen und damit die Eigen⸗ 
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tumsſtörungsklage emäß $ 1004 Abſ 2 ausgeſchloſſen fein. So kann 3, B. ein Recht zu ſolchen 
Einwirkungen als en Anh 55 Dein beſtellt fein (RIA 10, 74). Auch kann 
"€ Vermietung des Grund und Bodens die Benutzung des Raumes über der Oberfläche (z. B. 
beim Betrieb einer elektriſchen Straßenbahn auf einer gemieteten Straße) mit ſich bringen (RG 
108, 206). Schließlich kaun kraft beſonderer Geſetzesbeſtimmung (3. B. $ 912: Überbau) eine 
Duldungspflicht des Eigentümers beſtehen (RG 88, 40). — Den Schutz des Eigentümers gegen 
unberechtigte Einwirkungen erörtert § 903 A 8. Der Anſpruch auf Unterlaſſung unterliegt 
nach $ 902 nicht der Verjährung. Das Verbietungsrecht ſleht nicht bloß dem Eigentümer, ſondern 
auch dem Erbbau⸗ und Dienſtbarkeitsberechtigten, ſoweit ihr Recht durch die Einwirkung beein- 
dc au. Op (8 Ute ur K we c 95 1097, 1685, 1000 Abe om den San der beein 


ſchied (MG 42, 208; Warn 1910 Nr 335; Seuffa 
wibm 918; DSG 18, 121). If jedoch das Grund 


! hrä die Zweckbeſtimmung der Straße, dem Gemein- 
gobrauch zu dienen. Grundſätze für dieſen Gemeinge 50 9 11 
125, 108; 181,264; 132 398, 
ſtellung bringt JW. 1938, 3201). Zu der Straße gehört auch der Luftraum über der Straße, 
feu in den Schranken des 3 905 Satz 2. Der Straßenanlieger kann den Gemeingebrauch infolge 
Nabe räumlchen Verhältniſſes zur Straße in ganz beſonderem Maße ausüben. Hält er ſich im 
Mahmen des Gemeingebrauchs, fo kann die Stadtgemeinde eine Vergütung von ihm nicht ver⸗ 
onen, der A de e kann für eine ihm obliegende Geſtattung keine 7555 
h fordern. ies der Fall iſt, dafür iſt eine olizeiliche Geſtattung nicht oder do 
nicht allein maßgebend, da fie nur b AR für fi polizeiliche Geſt g nich 


andern dort befindlichen Anlagen nicht hinderlich ſei. Es muß 
Anlage (z. B. ein über den ganzen Bürge rſteig hinweg bis zur 
3 führendes Schutzdach von einem Hotel aus) 


kung ihres Eigentums gefallen laſſen, ohne die ihr obliegende Duldung v 
Mehühr abhängig machen zu können (RG 132, 398). In übrigen wird die Benutzung des Luft⸗ 
raumes über öffentlichen Straßen in A 4 beſprochen. 

2. Fallen Einwirkungen auf den Raum über der Oberfläche (Lu 
= unter der Oberfläche nicht unter $ 905 Satz 2 oder $ 906 und! 


nahme auch keine beſondere Berechtigung, ſo kann der Eigentümer gemä 
Verſchuldens 


0 Beiſpielsfälle: läſtiges 
Hinüberwehen der Sandmaſſen von Sandkippen auf dem Nachbargrunbſtück (MG 60, 140); 
läftige Überführung von Sand und Waſſer durch eine Jeldbahnanlage DRE i 

von Erkern, Balkonen oder ſonſtigen Vorbauten, die in de 


„ 16), ſofern nicht nach landesrechtlichen Vor chriften (z. B. 38 79ff. 1 8 J raue) oder mil 
Rückſicht auf den in A 1 a. E. \ 0 1 1 " 


e h ſe vom Nachbargrundſtück aus (RG JW 1912, 869%); 
Beſchädigung körperlicher Sachen des Eigentüm 
bel Bere! in Ausübung ihres Hoheitsrechts ($1 Telegr Wege ch 

i 


x 5 Das gilt auch dann, wenn das Waſſer (die fließende Welle) öffentlich iſt, 
2 allerdings nur mit den durch den Ge meingebrauch des Waſſers und 


uft gebotenen Beſchränkungen (RG 92, 48). Dasſelbe gilt auch von de 
halb der Ufer befindlichen Raum, in dem ſich das Flußwaſſer bewegt. J 
lede in dieſem Raum durch unbefugte Dritte erfolgende, vom Waſſch v. 7. 4. 1913 nicht beſonders 
zugelaſſene d 


‚ ben Gemeingebrauch des 8 25 an einem im Ferne dentun des Staates ſte henden 
2) Waſſerlauf erſter Ordnung überſchreitende 


ums dar (M6 53, 99; 94, 35; JW 1914 87). Eine ſolche Störun 
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reirechts durch Ausübung der Fischerei, ſofern nicht der Störende ein Gegenrecht nachweiſt (RG 94, 
35). Wenn im Zuge ſtädtiſcher Straßen oder öffentlicher Wege Brücken über den Waſſerlauf 
führen, fo wird dadurch die Verbindung zwiſchen dem Waſſerlauf und dem Luftraum oberhalb 
der Brücken nicht unterbrochen. Die Brücken ſtellen ſich vielmehr lediglich als ein in den Luft⸗ 
raum eingeſchobenes Bauwerk dar, das die Verbindung zwiſchen der Luftſäule über und unter 
ihnen und dem Bett des Waſſerlaufs weder tatſächlich noch rechtlich aufhebt (RG Warn 1926 
Nr 158). — Die nach § 1004 zu verfolgenden Einwirkungen müſſen körperlich, ſinnlich wahr⸗ 
nehmbar ſein und das Eigentumsgebiet ſelbſt ergreifen; auch wird nur die ſenkrechte Luftſäule 
über dem Grundeigentum geſchützt. Daher wird z. B. von einem Nachbargrundſtück aus nicht 
(im Sinne des $ 1004) widerrechtlich eingewirkt durch: Abhaltung von Licht und Luft (RG 51, 
254; JW 1908, 14212) oder des Windes für eine Windmühle (RG JW 1909, 16119); Betrieb eines 
mit Feuer- und Exploſionsgefahr verbundenen Gewerbes (NG 50, 226); Bordellbetrieb RG 50, 
227; 57, 239); ſchamverletzende Anblicke aus einem Freibad (RG 76, 130). Näheres hierüber 
findet ſich in $ 903 A 6, 7; § 906 A 1. Die auf $ 905 Satz 1 geſtützten Abwehranſprliche haben aber 
nicht zur Vorausſetzung, daß die Einwirkungen von einem andern, insbeſondere einem benach⸗ 
barten Grundſtück ausgehen. Vielmehr iſt nur erforderlich, daß die Einwirkungen, unter denen 
ein Grundſtück leidet, in dem Raum über der Oberfläche oder in dem Erdkörper unter der Ober⸗ 
fläche des Grundſtücks ſelbſt vorgenommen werden (Rc 97, 27). Deshalb kommt es hier auch 
nicht, wie bei den Einwirkungen des $ 906 von einem Nachbargrundſtück aus, entſcheidend darauf 
an, ob die beeinträchtigte Benutzungsart des betroffenen Grundſtücks nach den örtlichen Ver⸗ 
hältniſſen gewöhnlich iſt oder nicht. Freilich können unter Umſtänden für die Frage, ob ein ſchutz⸗ 
würdiges Intereſſe des Eigentümers an der Abwehr vorliegt (9 905 Satz 2), nicht nur allgemeine 
Verkehrsanſchauungen über das, was jeder Eigentümer ſich an Einwirkungen gefallen laſſen muß, 
ſondern auch beſondere ortsübliche Verhältniſſe in Betracht kommen (RG 97, 27). Durch Ver⸗ 
änderungen des Erdkörpers, z. B. Umwandlung eines Gewäſſers in feſtes Land oder dauernde 
Überſchwemmung, wird an den Eigentumsverhältniſſen grundſätzlich nichts geändert (RG 71, 67; 
$ 892 A 6). Kraft der Erſtreckung des Eigentums auf den Raum über der Oberfläche iſt dem 
Eigentümer ein Schutzrecht nicht nur gegen Einwirkungen zuzugeſtehen, die die Erdoberfläche 
gefährden, ſondern auch gegen Einwirkungen, die ihn in der eigenen Benutzung des Luft- 
raums hindern oder beeinkrächtigen. Daher iſt regelmäßig der Mieter einer Wohnung nicht 
berechtigt, eine Lichtreklame oder auf dem Dach des Miethauſes eine Hochantenne für den Rund⸗ 
funk anzubringen. Sein Mietrecht bezieht ſich in der Regel nicht auf dieſe Teile des Hauſes. Er 
muß alſo über die Benutzung dieſer Hausteile einen beſonderen Vertrag mit dem Eigentümer 
ſchließen (RG 116, 93; a. M. ORG 45, 205). — Das Luftverkehrsgeſetz v. 1. 8. 1922/21. 8. 1936 
hat das Recht des Grundſtückseigentümers am Luftraum über ſeinem Grund und Boden weit⸗ 
gehend eingeſchränkt. Im Intereſſe des Luftverkehrs hat es die Benutzung des Luftraums durch 
Luftfahrzeuge (Flugzeuge, Luftſchiffe, Segelflugzeuge, Ballone, Drachen und ähnliche für die 
Bewegung im Luftraum beſtimmte Geräte) grundsätzlich freigegeben (5 1) und als Ausgleich für 
dieſe allgemeine Beſchränkung des Grundeigentums lediglich die im $ 19 angeordnete Schadens⸗ 
erſatzpflicht vorgeſehen. Angeſichts dieſer Regelung iſt hier für eine entſprechende Anwendung 
älterer Vorſchriften, z. B. des Rechtsgedankens aus $ 75 Einl. Pra LR, kein Raum mehr. Auch 
die Entſcheidung RG 100, 69 iſt inſoweit durch das neue Geſetz überholt (RG 158, 36). Werden 
Tiere infolge ihrer beſonderen Empfindlichkeit durch den Anblick und das Geräuſch eines in größerer 
Höhe ruhig dahinfliegenden Flugzeugs beſchädigt (Schreckwirkung bei Silberfüchſen), ſo iſt für 
ſolche Schäden der Betrieb des Luftfahrzeugs nicht mehr urſächlich im Rechtsſinne (RG 158, 38). 
Das Luftverkehrsgeſetz wurde geändert und ergänzt durch das Geſetz v. 27. 9. 1988, das insbe⸗ 
ſondere Baubeſchränkungen und Entſchädigungsfragen regelt. 

3. Hat der Eigentümer kein Verbietungsrecht, fo bildet dies, wie ſich aus dem „jedoch“ 
ergibt, eine Ausnahme von Satz 1, alſo von dem Grundſatz der unbeſchränkten Herrſchaft des 
Eigentümers. Wer Einwirkungen vornimmt, hat daher zu beweiſen, daß er nach Sat 2 zu 
der Einwirkung berechtigt if, insbeſondere, daß der Eigentümer an der Ausſchließung kein Inter⸗ 
eſſe hat (RG 59, 120; Warn 1926 Nr 158; OLG 5, 383; 18, 121). 

4. Das Verbietungsrecht verſagt immer dann, wenn der Eigentümer an der Ausſchließung 
kein Intereſſe hat. Bei der Beantwortung der Frage, ob ein ſchutzwürdiges Intereſſe vorliegt 
oder nicht, können allgemeine Verkehrsanſchauungen, unter Umſtänden auch örtliche Verhält⸗ 
niſſe in Betracht kommen (A 2). Daß ein Verbieten wie bei der Schikane (§ 226) nur den Zweck 
haben könnte, dem Einwirkenden Schaden zuzufügen, ift vom Geſetz nicht erfordert (NG 59, 
118; OLG 10, 108). Das ſchutzwürdige Intereſſe an der Ausſchließung der Einwirkung darf aber 
nicht außer jeder Beziehung zu der Benutzung des Grundſtücks ſtehen. Deshalb darf z. B. das Ver⸗ 
bot des Baus eines Eiſenbahntunnels unter dem Grundſtück nicht lediglich damit begründet werden, 
daß der Eigentümer an einem Wettbewerbsunternehmen beteiligt ſei (NG Warn 1926 Nr 158). 
Das Intereſſe braucht aber kein vermögensrechtliches zu ſein. Vielmehr genügt jedes des Schutzes 
würdige Intereſſe, auch ein Intereſſe an der Ausſchließung ſolcher Einwirkungen, die dem Eigen ⸗ 
tümer erſt in der Zukunft bei der Ausnutzung feines Eigentums hinderlich werden könnten (RG 59, 
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; Hinü ö elektri⸗ 
trächtigung des Anblicks des freien Himmels über einem Garten durch Hinüberleiten 
ſcher Lich 


1111 ö i i OLG 
über dem Dach eines Wohnhauſes (OLG 10, 107); Hinüberleiten einer Drahtſeilbahn 

18, 121); 

8 0 


f i Einſturzes 
5.42 keine Anwendung findet (dort A 4), auch wenn nur eine geringe Gefahr des Einſturz 
befteht (096 34, 


| j & en 
lann ſich die Duldungapflicht der Stadt aber aus der Widmung der Straße für den öffentlich 
Vertehr ergeben (NG 123 

weiteres auch ſchon die Pflicht der Stad 
Straße hineinragenden, nicht hoch 


e 5 icht fü u- 
gusdehnung ausgeht (N 10.6.1931 U 54/31). Cbenjomenig beſteht eine Be u 1210 Gaz 
käſten eines Straßenanliegers in geringer Höhe über dem N der Straße hinein- 
5905 Satz 2 folgt auch nicht eine Pflicht der Stadt, ein in den Luftraum 0 ld en; die Duldungs⸗ 
tagendes, polizeifich genehmigtes Vordach vor einem Hauseingang zu dulden; 
pflicht kann ſich aber aus Vertra 


5 9 5 3 
in dem viel umſtrittenen Urteil RG 150, 216 iſt — allerdings beſchränkt auf den Bereich de 
thüringiſchen Wegerechts — der Grundſ 


gli zerhältniſſe i i laſſen (RG 123, 
Möglichkeit ei derung der Verhältniſſe in der Zukunft nicht außer Betracht zu laſſen a 2 
1520 Eee: bal alſo ein Ze an der Ausſchließung nicht bloß folder Einwirkun 
gen, die ge 


derlich fein können ( 42, 210; 59, 120). Als Intereſſe im Sinne des Sa 
ſch 


i { i i änkung nach 8 905 
eines Eigentums, ſondern nur ein Intereſſe am Nichtbeſtehen der Einſchrän ; 
Satz 2 5 {NG 123, 182; Warn 1926 Nr 158,06 Gruch 58, 201). Droht dem Grund 
ſtück dur 


i i i ädi irklicht ſich dann 
licher Erfahrung ewöhnlic damit verbundene Gefahr der Schädigung und verwir f 

die Gefahr jo a (nach $ 858 auch dem Beſitzer, Mieter; RG 59, 326; 100, 75) 
unter entſprechender Anwendung der Grundſätze, 
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lich genehmigten Betrieben an Stelle des verſagten Abwehranſpruchs ein Schadenserſatzanſpruch 
zu gewähren iſt ($ 906 A 13), ein Anſpruch auf Erſatz des zugefügten Schadens zuzuge⸗ 
ſtehen. Dieſer Anſpruch beſteht auch dann, wenn dem Einwirkenden kein Verſchulden zur Laſt zu 
legen iſt (NG 100, 74; Warn 1921 Nr 57). Er entfällt nur, ſoweit der Einwand der höheren Gewalt 
zuzulaſſen iſt (RG 100, 75). Die Schadenserſatzpflicht nach dem Luftverkehrsgeſetz iſt in A 2 
a. E. beſprochen. 


8 906 


1) Her Eigentümer 2) eines Grundſtücks kann die Zuführung ?) von Gaſen, 
Dämpfen, Gerüchen, Nauch, Nuß, Wärme, Geräuſch, Erſchütterungen ) und 
ähnliche 5) von einem anderen Grundſtück ausgehende “) Einwirkungen !) in- 
ſoweit nicht verbieten ), als 5) die Einwirkung die Benutzung) feines Grund- 
ſtücks nicht oder nur unweſentlich beeinträchtigt 1%) oder durch eine Benutzung 
des anderen Grundſtücks herbeigeführt wird, die nach den örtlichen Verhält- 
niſſen bei Grundſtücken dieſer Lage gewöhnlich iſt 11). Die Zuführung durch 
eine beſondere Leitung 1) iſt unzuläſſig 15). 

E I 850 II 820; M 3 264268; P 3 123 —125; 6 225, 226. DS. 186 ff. 


1. Nach § 903 in Verbindung mit 9 905 würde jede, auch eine unweſentliche Einwirkung 
auf ein Grundſtück und den Raum über deſſen Oberfläche unzuläſſig fein. $ 906 ſchränkt den Grund⸗ 
ſatz des § 903 ein, um den Bedürfniſſen des Lebens Rechnung zu tragen (RG JW 1910, 94118; 
1911 ©. 58733, 76731). Die Einſchränkung bezieht ſich auf die Einwirkung durch Zuführung 
unwägbarer Stoffe, d. h. auf Arten der mittelbaren oder unmittelbaren Hinüberwirkung 
von einem Grundſtück auf das andere, die darin beſtehen, daß die gewöhnlichen Lebens⸗ 
verrichtungen und die wirtſchaftlichen und gewerblichen Vorgänge dem Luftmeer gas- 
förmige oder ſonſt in der Luft ſchwebende Körper überliefern, die der Bewegung des 
Luftmeeres folgen, und daß die menſchliche Tätigkeit von naturgeſetzlichen Wirkungen 
begleitet iſt, die ſich weiter fortpflanzen, wie Erſchütterung, Wärme, Geräuſch (M 3, 264). Soweit 
die Vorausſetzungen des § 906 nicht vorliegen, tt jede Einwirkung unzuläſſig (RG 76, 132). 
Dabei iſt nicht erforderlich, daß die ſchädlichen Einwirkungen menſchlicher Tätigkeit ihre Ent⸗ 
ſtehung verdanken. Die Einwirkungen von dem Nachbargrundſtück aus können vielmehr auch 
in Naturereigniſſen ihre Urſache haben. Nicht notwendige Vorausſetzung für die Berechtigung 
zur Abwehr iſt ferner, daß die Einwirkungen lediglich durch Naturgeſetze und unbelebte Natur⸗ 
kräfte vermittelt werden. Vielmehr können auch Einwirkungen durch Wachstum der Pflanzen 
oder tieriſche Tätigkeit auf dem Nachbargrundſtück zur Abwehr berechtigen. Beiſpielsfälle für dieſe 
Grundſätze find in A 6 aufgeführt. Die Begrenzung der im § 906 gemeinten Einwirkungen 
iſt aus den vom Geſetz angeführten Beiſpielen und aus dem Wort „ähnliche“ zu entnehmen (RG. 
76, 131). Danach ſind unter Einwirkungen zunächſt nur ſinnlich wahrnehmbare, wenn auch 
unwägbare Einwirkungen zu verſtehen; nicht immaterielle oder ideale (z. B. nicht die Einwirkung 
durch den Betrieb eines mit Feuer⸗ und Exploſionsgefahr verbundenen Gewerbes oder eines 
Bordells: RG 50, 227; 57, 239). Ferner iſt ein ſtoffliches Hinüberwirken von dem Nach⸗ 
bargrundſtück vorausgeſetzt. Nach 98 903, 905 wird aber nur die ſenkrechte Luftſäule über dem 
Grundeigentum gegen Eingriffe geſchützt (5 905 A 2). Daher kommen für die Frage der Zu- 
läſſigkeit nach $ 906 von vornherein nicht in Betracht die jog. negativen Einwirkungen, z. B.: 
Schattenwerfen, Entziehung von Licht, Luft oder Ausſicht durch Bauten auf dem Nachbargrund⸗ 
ſtück (RG 51, 254; 98, 16; JW 1908, 14212; 1937, 292835, HRR 1931 Nr 939); Abhaltung des Luft⸗ 
zugs, Behinderung des Windes für eine Windmühle (NG JW 1909, 1611; Gruch 65, 613); durch 
ein Gebäude verurſachte Windſtauungen, Wirbel- und Stoßwinde, welche die Leiſtung einer Wind⸗ 
mühle verringern (RG Gruch 65, 612); das durch das bloße Daſein eines Gebäudes auf einem Nach⸗ 
bargrundſtück verurſachte Abprallen des Windes und des Regens (MG Gruch 58, 1028); Abführun⸗ 
gen, Entziehung von Stoffen (RG Gruch 57, 992; A 3). Weiter müſſen die Zuführungen entweder 
auf das Grundſtück (ſei es auf das ganze, ſei es auf Teile desſelben: RG Warn 1909 Nr 359; 
RG 3. 6. 1931 V 265/30) und die dort befindlichen Sachen ſch ädigend einwirken oder die auf 
dem Grundſtück ſich aufhaltenden Perſonen derart beläſtigen, daß ihr geſundheitliches Wohl- 
befinden geſtört oder ein körperliches Unbehagen bei ihnen hervorgerufen wird (RG 76, 
131). Daher ift nicht als Einwirkung zu erachten ein Anblick, der durch Vorgänge auf einem Nach⸗ 
bargrundſtück dargeboten wird, mag auch dadurch (z. B. ſchamloſes Verhalten badender Perſonen) 
das ſeeliſche Empfinden der die Vorgänge erblickenden Perſonen verletzt werden (RG 76, 130). 
Gegen Einflüſſe, die ſich nicht als Einwirkungen im vorbezeichneten Sinne darſtellen, gewährt 
das Geſetz, weil fie zu unweſentlich find oder ſich innerhalb des Herrſchaftsgebiets (83 903, 905) 
des Nachbareigentümers halten, überhaupt kein Recht der Abwehr, insbeſondere nicht das Recht 
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er Stage auf Unterlaſſung gemäß § 1004 (RG 76, 132). Der Eigentümer muß fie ſich auch dann 
gefallen la 


gallen laſſen, wenn ſie gegen feinen Willen erfolgt find (RG 131, 336). Nur wenn in ſolchen 
Einflüſſen der Tabeſtand einer une rlaubten Ve nach 58 823ff., insbeſondere $ 826, 
zu finden iſt, kann neben einem Anſpruch auf Erſatz des entſtandenen Schadens ein Anſpruch 
auf Unterlaſfung künftiger ſchädigender Handlungen gegeben fein (3. Beim Falle des Betriebs 
eines Bordells mit dem Bewußtſein der Entwertung eines in der Nähe befindlichen Wohnhauses 
oder wenn der Nachbar auf ſeinem Grundſtück fortdauernd Vorgänge, die das Schamgefühl ver⸗ 
letzen, wiſſentlich duldet: RG 57, 240; 76, 133). — Das Recht des Nachbars auf Einwirkungen 
kann, da zwingende Vorſchriften nicht entgegenſtehen, durch Vereinbarung über 9.906 
hinaus erweitert werden. Eine ſolche Vereinbarung kann auch ſtillſchweigend (durch ſchlüſſige 
Handlungen) erfolgen. Z. B. kann in der Veräußerung eines Grundſtücksteils zu einem boraus- 
ichbar dem Reſtbeſtt nachtelligen Betriebe oder in dem Erwerb eines Teils eines Fabrikgrund⸗ 
ſtücks die Vereinbarung gefunden werden, daß die mit dem Fabrikbetrieb notwendig verbundenen, 
wenn auch mefentlichen, beim Erwerb voraussehbaren Beeinträchtigungen von dem anderen Teil 
geduldet werden ſollen (Nh 29, 268; 66, 126; JW 1895 S. 17225, 17337; 1896, 21499; 1909, 72520; 
Seuffel 68 Nr 142) Die Vereinbarung kann auch mit Wirkung zugunſten der Sondernachfolger 
des Berechtigten gemäß 99 328ff. getroffen werden, dagegen nicht mit Wirkung gegen die Sonder, 
nachfolger des Verpflichteten. Dieſe können vielmehr nur durch Beſtellung einer Dienſtbarkeit 
(65 873, 1018, 1090) gebunden werben (MG 66, 128; JW 1909, 72520). Weiter kann auf Grund 
des öffentlichen Rechts eine Verpflichtung zur Duldung von Einwirkungen über $ 906 
hinaus beſtehen oder doch der Rechtsweg auf Unterlaſſung der Einwirkung ausgeſchloſſen fein. 

5 ürmende führung von Geräuſchen durch den Reichspoſtbetrieb (MG 73, 270) 
oder durch lärmende Häftlinge auf einer Polizeiwache (NG Warn 1908 Nr 380). Vgl. ferner für 
Preußen: über landespolizeilich genehmigte Betriebsanlagen RG 59, 70; Gruch 44, 981 ff.; 
über Läuten mit Kirchenglocken Rh 56, 25. Endlich kann trotz übermäßiger Einwirkung durch reichs 
rechtliche (3. B. 8 26 Gew) oder landesgeſetzliche Sond ervorſchriften (z. B. im Bereich der EG 
Artt 67, 109, 124, 125: Bergbau, Enteignung, nachbarrechtliche Beſchränkungen, Eiſenbahnen und 
andere Verkehrsunternehmungen) der Anſpruch auf Beſeitigung der Störung ausgeſchloſſen 
und nur ein Schadenserſahanſpruch gegeben ſein. Hierüber findet ſich das Nähere in A 18. 
Handelt es ſich um Schädigungen, die durch Waſſerzuſtrom infolge einer in einem Flußbett und 
im Überſchmemmungsgebiet angebrachten Anlage verurſacht find, jo liegt die Frage nach der 
rechtlichen Bedeutung und den rechtlichen Folgen des Zufluſſes auf dem Gebiet des Waſſer⸗ 
rechts (N Warn 1910 Nr 447; JW 1912, 39120 für welches nach Art 65 EG landesrechtliche 
Vorſchriften maßgebend ſind. Iſt nach dieſen Vorſchriften die Einwirkung geſtattet, ſo muß 
der dadurch beeinträchtigte Eigentümer fie auch dulden und kann wegen des Zufluſſes keine Ent⸗ 
ſchädigung verlangen (NG 122, 136). Wo aber landesrechtliche Vorſchriften fehlen, greifen die 
Vorſchriften des Reichsrechts, insbeſondere alſo die 88 903 ff. BOB Plaß (RG 155, 156). Einzel⸗ 
heiten hierzu bringt A 5. 

2. Außer dem Eigentümer des Grundſtücks muß die nicht übermäßige Einwirkung des 
9906 auch derjenige dulden, der das Grundſtück beſitzt (3. B. ein Pächter, Mieter, Nießbraucher: 
RG 105, 216; JW 1932, 298411), 

3. Unter Zuführung iſt, wie ſich aus der Gegenüberſtellung mit „Leitung“ im Satz 2 ergibt, 
eine von menſchlchem Zutun unabhängige (A 1, 6), natürliche Verbreitung der unwägbaren Stoffe 
über die Grenze hinaus zu verſtehen (M 3, 265; Prot 3, 124). Abführungen, Entziehungen 
von Stoffen, insbeſondere von Luft, Grundwaſſer u. dgl., fallen nicht unter $ 906 (MG 98, 
16; JW' 1908, 1422; 1909 S. 16110, 17426, Warn 1913 Nr 96; Gruch 57, 992; A1 u. A 5, Waſſer“). 

4. Bei ſpielsſälle aus der Rechtſprechung über die Einwirkungen durch Zuführung von Gasen: 
RG 63, 374 (Safe aus dem gebrochenen Rohrnetz einer Gasanſtalt); JW 1912, 75217 (Gaſe aus einer 
chemiſchen Fabrit); Dämpfen, Ranch, Ruß: R 58, 130; 63,376; 65, 70; 70, 155; JW 1905, 1311; 
Gruch 49, 1132; Warn 1914 Nr 190; 1915 Nr 284 (Eiſenbahnbetrieb); Gerüchen: RG 70, 311 
(Pumpſtation); 155, 316 (Abdeckerei): JW 1904, 20315 (bon einem Hotel ausſtrömende Küchenge⸗ 
rü e und Dünſte); Warn 1914 Nr 189 (Knochenkocherei); 1915 Nr 83 Dunſtgeſtank aus einer Gän⸗ 
ſemäſterei); 1915 Nr 285 (Bedürfnisanſtalt auf ſtädtiſcher Straße); OLG 18, 122 (Straßenkanäle); 
Wärme: NG AM 1905, 49871 (Einwirkung eines Dampffeffels auf einen Eiskeller); Geräuſchen 
und Erſchütterungen: RG 70, 311 (Pumpſtation); 57, 224; Warn 1910 Nr 118; 1915 Nr 284 
(von einem Straßenbahndepot oder einem Eiſenbahn⸗Rangierbahnhof ausgehendes Geräuſch); 
Ach 59, 71 (Geräuſch von elekkriſchen Hochbahnen) Reh 5. 7. 1933 V 88/33 (Geräuſche von einer 
Kraftrennbahn); Warn 1936 Nr 172 (Geräuſche, die von einer Kraftwagenwerkſtätte zu einem 
benachbarten Hotel herüberdringen); JW. 1937, 2116?° (Geräuſche, Gerüche, Lichtreflexe von einer 

Srachbarten Garage aus); JW 1904, 17518; 1905, 2315 (Kegeln); 1908,68214; 3.6.1981 V 265/30 
(Schießſtand); 1909, 5015 (färmende Geſamtwirkung mehrerer Maſchinen im Fabrikbetrieb); 1910, 

(Quaken von Sröfchen in Teichanlagen); Warn 1915 Nr 83; 1917 Nr 244 (Schnattern der 
Gänſe aus einer Gänſemäſterei); 1915 Nr 141 (Hochofenwerk); 1912 Nr 342; 25. 6. 1910 V 506/09 
(Geräuſche während der Dauer des Baues eines Kanals, einer Eiſenbahn); 1917 Nr 245 (Geräuſche 
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aus dem Küchenbetrieb einer Speiſewirtſchaft); Gruch 57, 1001; Warn 1916 Nr 138; JW 1927, 45° 
(Muſik und Geſang in einem Speiſehaus); 1932, 400° (Muſikgeräuſche aus einer Vergnügungs⸗ 
ſtätte); Warn 1930 Nr 194 (Muſik im Garten einer Gaſtwirtſchaft); Gruch 58, 1024 (Kindergeſchrei 
aus einem Säuglingsheim); OLG 29, 337 (großer Pferdeſtall einer Brauerei an der Straße): 
NG 133, 152 (Erſchütterungen durch einen zweiſtöckigen Omnibuskraftwagen); Warn 1935 Nr 132 
(Erſchütterungen durch verſtärkten Straßenverkehr). 

5. Ahnliche Einwirkungen, die ſinnlich wahrnehmbar find (A 1) und ſich durch die Luft oder 
ſonſt auf natürlichem Wege verbreiten, ſind z. B.: Staub (RG JW 1910, 65442 1912, 315; 
SeuffA 42 Nr 100; 48 Nr 247; auch RG 60, 140: Sand von Sandkippen); Flugaſche (Mb 40, 
182; JW 1908, 1112; 1910, 2029; 1912, 3116; 1938, 19528; Warn 1919 Nr 172); Flugkoks (MG 156, 
314; 3% 1938, 19525); Funken (Rc 17, 103; 58, 130; JW 1910, 202°; Warn 1913 Nr 226; 1914 
Nr 190; 1916 Nr 168; a. M. JW 1910, 61913, wonach Funkenauswurf nicht zu den Einwirkungen 
gehört, die $ 906 unter Umſtänden zuläßt); Abbrennen von Feuerwerk, wobei Rückſtände und 
glimmende Teile der Feuerwerkskörper hinüberfallen (R JW 1927, 45°); künſtlich erzeugte 
ſtarke Kalte (R VI 77/0); ſchädliche Ausdünſtungen (z. B. von einer Bedürfnisanſtalt, einer 
Dunggrube: RG 37, 172; JW 1900 Beil 25; Warn 1925 Nr 83, 285; Seuff A 53 Nr 8). Dagegen 
fällt nicht unter § 906, weil es ſich nicht um unwägbare Stoffe handelt, die ſich auf natürlichem 
Wege verbreiten, das Eindringen von feſten Körpern, z. B. von Tieren, etwa Tauben (NG 
76, 132). Wenn die neuere Rechtſprechung unter Hinweis auf den Geſetzeszweck auch den Bienen ⸗ 
flug dem $ 906 unterſtellt (RG 141, 406; DLG 26, 23; HAN 1932 Nr 447), fo entſpricht das 
wohl mehr einem praktiſchen Bedürfnis als der Faſſung des Geſetzes. Sicher fällt nicht mehr 
unter $ 906 die Zuführung von Steinen aus einem Steinbruch (R 76, 132; Warn 1918 Nr 55) 
und von Kugeln aus einem Schießplatz (RG Warn 1911 Nr 330; vgl. jedoch R& Gruch 45, 1016 
und $ 907 A 7). Ebenſowenig fällt unter $ 906 das Eindringen von Flüſſigleiten (3. B. Sicker⸗ 
waſſer), die nicht in der Luft aufgelöſt ſind (M 3, 265; RG Warn 1913 Nr 15; SeuffA 76 Nr 90, V 
46/11). In dieſen Fällen unterliegt alſo der Eigentümer den Beſchränkungen des $ 906 nicht, kann 
vielmehr nach $$ 903, 905, 1004 derartige Einwirkungen grundſätzlich unbedingt verbieten (RG 
Warn 1918 Nr 55; SeuffÜ 76 Nr 90). Doch kann ihm auch hier durch ſonderrechtliche Beſtimmun⸗ 
gen eine Duldungspflicht auferlegt fein (A 13). Was den Ab- und Zulauf von Waſſer anlangt, jo 
beſtimmt ſich die Zuläſſigkeit einer ſolchen Einwirkung gemäß Art 65 Ech nach Landesrecht (RG 
Warn 1913 Nr 15). Das gilt insbeſondere auch für: Überſchwemmungen bei Hochwaſſer eines 
Fluſſes (RG JW 1912, 39112); Einwirkungen von einer mit einem Eiſenbahnbetrieb zuſammen⸗ 
hängenden Entwäſſerungsanlage (RG Warn 1910 Nr 447); Einwirkungen von Stauanlagen, 
insbeſondere auf uferanliegende Grundſtücke (nch 90 S. 49, 61; 93, 104); Entziehung unter⸗ 
irdiſcher Waſſer (NG Warn 1913 Nr 96; V 100/09; OLG 26 S. 19, 336; 34, 173); Entziehung 
von Quellen (RG Warn 1913 Nr 153). Wo aber landesrechtliche Vorſchriften fehlen, greift das 
Reichsrecht Platz (A 1 a. C.). Natürlich kann $ 906 niemals Plaß greifen, wenn Waſſer überhaupt 
nicht die Grenze überſchreitet, ſondern nur der Waſſerablauf des Nachbargrundſtücks behindert 
wird ($ 907 A 4). Für Preußen waren früher namentlich zu beachten 88 99ff. ALR I 8, das 
Vorflutedikt v. 15. 11. 1811 und das Geſetz über die Benutzung der Privatflüſſe v. 28. 2. 1843. 
Wegen der Rechtslage, die ſich aus dieſen Vorſchriften ergab, wird auf die früheren Auflagen 
verwieſen. Gegenwärtig iſt in dem Waſſergeſetz v. 7. 4. 1913 hauptſächlich folgendes be⸗ 
ſtimmt: Es iſt verboten, Erde, Sand, Schlacken, Steine, Holz, feſte und ſchlammige Stoffe 
ſowie tote Tiere in einen Waſſerlauf einzubringen ($ 19 Abſ 1 Satz 1). Wer Waſſer oder 
andere flüſſige Stoffe über den Gemeingebrauch hinaus in einen Waſſerlauf einleiten will, hat 
dies vorher der Waſſerpolizeibehörde anzuzeigen, die über die Zuläſſigkeit entſcheidet ($ 23 Abſ 1). 
Für den Schaden, der durch unerlaubte Verunreinigung eines Waſſerlaufs entſteht, haftet der 
Unternehmer der Anlage, von der die Verunreinigung herrührt (824 Abſ1 Satz 1). Jedermann 
iſt geſtattet, in die natürlichen Waſſerläufe erſter, zweiter und dritter Ordnung Waſſer ſowie 
die in der Haushaltung und Wirtſchaft entſtehenden Abwäſſer einzuleiten, wenn dadurch andere 
nicht benachteiligt werden ($ 25 Abſ 1, 2). Durch den Gemeingebrauch von Waſſerläufen erſter 
Ordnung, die im Eigentum des Staates ſtehen ($$ 7,8), darf anderen der Gemeingebrauch nicht 
unmöglich gemacht oder erheblich erſchwert werden ($ 37). Die Eigentümer von Waſſerläufen 
zweiter und dritter Ordnung (die Uferanlieger) dürfen zum Nachteil anderer weder die Vor⸗ 
flut verändern noch das Waſſer verunreinigen. Sie dürfen auch den Waſſerſtand nicht 
derart verändern, daß andere in der Ausübung ihrer Rechte am Waſſerlauf beeinträch⸗ 
tigt oder fremde Grundſtücke beſchädigt werden ($ 41). Durch Verleihung können wei ⸗ 
tergehende Rechte erworben werden (89 46ff.). Für Gewäſſer, die nicht zu den Waſſerläufen 
gehören, iſt u. a. beſtimmt: Der Eigentümer eines Grundſtücks darf den Ablauf des oberirdiſch 
außerhalb eines Waſſerlaufs abfließenden Waſſers nicht künſtlich ſo verändern, daß die tiefer 
liegenden Grundſtücke beläſtigt werden (8 197 Abſ 1). Er darf aber ſolches von einem anderen 
Grundſtück abfließendes Waſſer von feinem Grundſtück abhalten ($ 198 Abſ 1). Das unterirdiſche 
Waſſer darf er nicht dauernd in weiterem Umfang als für die eigene Haushaltung und Wirtſchaft 
zutage fördern, wenn dadurch der Waſſergewinnungsanlage oder der benutzten Quelle eines 
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anderen das Waſſer entzogen oder weſentlich geſchmälert oder wenn die bisherige Benutzung 
eines anderen erheblich beeinträchtigt wird ($ 200 Abſ 1). 2 E 

6. Die Einwirkung muß von einem anderen Grundſtück ausgehen. Daher fällt z. B. Lärm 
durch Anſammlung des Publikums auf der Straße infolge eines Gewerbebetriebes auf dem anderen 
Grundſtück nicht unter $ 906 (NG 57, 240). Ebenſowenig die Einwirkung vagabundierender 
elektriſcher Ströme einer elektriſchen Straßenbahn auf eine Gasrohranlage, da weder die An⸗ 
lagen Grundſtücke ſind noch die Inhaber der Anlagen als Grundeigentümer in Betracht kommen 
Ach 81, 216). Das andere Grundſtück braucht indeſſen nicht unmittelbar benachbart zu ſein 
RG 50, 322). Es genügt, wenn es ſo nahe liegt, daß die Wirkungen der von ihm ausgehenden 
unwägbaren Stoffe ſich auf das leidende Grundſtück erstrecken (RG 105, 216; Gruch 66, 478). 
205 Ausgehen von dem andern Grundſtlck braucht nicht auf menſchlicher Tätigkeit zu beruhen 
Nc; Gruch 54, 1007). Vielmehr können die Einwirkungen auch in Naturereigniſſen (3. B. Halden ⸗ 
einſtürzen bei anhaltenden Regengüſſen) ihre Urſache haben (RG 51, 408; JW 1910, 65413; 
Gruch 54, 156; Seuffel 60 Nr 103). Ferner können die Einwirkungen auch auf andere Weiſe 
als durch Naturgeſetze und unbelebte! taturfräfte vermittelt werden, z. B. durch das Wachstum 
von Pflanzen (RE Ju 1910, 65419) oder durch Außerungen tierischer Tätigkeit (3. B. Quaken 
von Fröſchen, Schnaktern von Gänſen: RG SW 1910, 65413; Warn 1915 Nr 83). a 

7. Nicht verbieten bedeutet, daß der Eigentümer wegen der Einwirkungen die Eigentums 
freibeitsklage ($ 1004) nicht anſtellen darf. Er kann aber Maßregeln zur Abwehr der Einwirkungen 
treffen (4.8. Schutzwände errichten: M 3, 268). Dazu verpflichtet ift er nicht (RG JW 1898, 
447), 8. B. braucht der durch Geräuſche beeinträchtigte Eigentümer nicht die Fenſter ſtändig 
geſchloſſen zu halten MG Warn 1909 Nr 359). Liegen die Vorausſetzungen des $ 906 (Unweſent⸗ 
lichkeit der Beeinträchtigung oder Ortsüblichkeit der Grundſtücksbenutzung) nicht vor, ſo braucht 
der Eigentümer nach dem Grundſatz des $ 903 die Einwirkungen von dem Nachbargrundſtück 
auch dann nicht zu dulden, wenn die Benutzung des Nachbargrundſtücks einem Wohlfahrtszweck 
dient (RG 70, 313 Warn 1914 Nr 289). Gehen aber die Einwirkungen von Betrieben aus, die 
für die Nolfsertüchtigung oder für die Volksgeſundheit von beſonderer Bedeutung ſind, 
ſo iſt die Rechtslage durch die Reichsgeſetze v. 13. 12. 1933 (RG Bl J, 1058) und v. 18. 10. 1935 
(Rah Bl 1, 1247) beſonders geregelt. Näheres hierüber findet ſich in A 13 Abſ 2. 

8. Aus den Worten inſoweit .... als folgt, daß derjenige, der gegenüber der Regel des 9 903 
die Zuläſſigkeit der Ein wirkung geltend macht, die Vorausſetzungen für die Ausnahme der 
Zuläſſigkeit nach 8906 Satz 1 nachweiſen muß (Prot 3, 125; 6,225; RG 57, 228; 64,365; 105,217; 
JW 1901, 640; 1902 Beil 202; 1908, 68214, 1910, 2029 1911 S. 32520, 32621; Warn 1908 Nr 641; 
1912 Nr 215; 1915 Nr 141, 284; 1917 Nr 244). Das gilt ſowohl für den Beweis der Unweſent⸗ 
lichkeit der Einwirkung als auch für den Beweis der Gewöhnlichkeit der Benutzung des einwirkenden 
Grundſtücks. Iſt bei einer Veränderung der Benutzung dieſes Grundſtücks das urſprüngliche 
Maß der Benußung geſteigert worden, ſo erſtreckt ſich die Beweispflicht auch auf die Gewöhnlichkeit 
der gefteigerten Benutzung (ch Warn 1930 Nr 194; JW 1932, 400°), 

9. Es kommt bei der Frage der Weſentlichkeit einer Beeinträchtigung nicht bloß die regel 
mäßige oder bisherige, ſondern auch jede neue Art der Benutzung des Grundſtücks, auf das ein⸗ 
gewirkt wird, in Betracht (Prot 3, 126). 3. B. kann für dieſe Frage erheblich ſein, ob das Grund⸗ 
ſtuck nur Ackerland iſt, deſſen künftige Bebauung in keiner Ausſicht ſteht, oder ob es zwar unbebaut, 
aber zum Bauland geeignet und beſtimmt iſt (R 70, 311). Gleichgültig iſt, ob das beeinträchtigte 
Grundſtück durch den Eigentümer oder durch einen andern Belißer (z. B. einen Pächter, auf 
deſſen Pflanzungen eingewirkt wird) benutzt wird (RG 105, 215). 

10. Ob die — nur unweſentlich beeinträchtigt ift, muß in jedem einzelnen Falle nach 
einem allgemeingültigen Maßſtab beſtimmt werden (RG 70, 313; JW 1911, 32520). Dabei iſt das 

mpfinden des normalen Durchſchnittsmenſchen maßgebend (RG 57, 224; JW 1904 ©. 14312, 
20316, 384°; 1932, 4007: Warn 1910 Nr 446; SeuffA 45 Nr 396; 52 Nr 269; Gruch 48, 941). 
Eine beſondere Empfindlichkeit (nervöſe Veranlagung) einer von den Einwirkungen betroffenen 
Perſon muß außer Betracht bleiben (NG HRR 1932 Nr 1578). Dem zeitlichen Wandel der An- 
ſchauungen darüber, was weſentlich oder unweſentlich fei, ift namentlich unter Berückſichtigung 
der Fortſchritte des Verkehrs, der Technik und der Denkweiſe beteiligter Volkstreiſe Rechnung zu 
tragen (Ri Warn 1936 Nr 172; A lie). Im allgemeinen ſind einmalige vorübergehende Be⸗ 
einträchtigungen nicht weſentlich; wohl aber können es regelmäßig wiederkehrende ſein (RG 
Seuſſel a8 Nr 394). Dauernde Beeinträchtigung iſt zur Annahme der Weſentlichkeit nicht erforder- 
lich (RG 57, 227; JW 1911, 58784, V 369/03); auch nur zeitweilige und in unregelmäßigen Ab⸗ 
ſtänden auftretende Beeinträchtigungen (3. B. Knallgeräuſche von Schießſtänden, die nur ge⸗ 
legentlich benutzt werden) können genügen (RG 15. 1. 1919 V 295/18; 3. 6. 1931 V 265/30). Eine 
wesentliche Beeinträchtigung kann ſich z. B. durch die Benutzung einer Anlage auf dem anderen 
Grundſtück ergeben, wenn bie Anlage in unmittelbarer Nähe des beeinträchtigten Grundſtücks 
ſich befindet (9 Warn 1911 Nr 197 


5 77 1912 Nr 215 A 11 a). Bei dem Betrieb mit zweiſtöckigen 
Omunibusfraftwagen ohne Luftbereif 


. ung iſt zu prüfen, ob die von der Linie berührten Stadtteile 
ſämtlich oder überwiegend ruhige 


und villenartig bebaute Wohnviertel ſind, welchen Umfang 
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der zu bewältigende Verkehr hat und ob zur Verhütung weſentlicher Erſchütterungen nach den 
Verkehrsbedürfniſſen eine Schonung der Straße nanwohner durch Benutzung leichterer Wagen 
möglich und angebracht ift (R& 133, 152). Die von einem Eiſenbahnbetrieb ausgehenden Ein⸗ 
wirkungen können, auch wenn ſie Beeinträchtigungen in erheblichem Maße bewirken, regelmäßig 
nur dann als unzuläſſig erachtet werden, wenn die Erheblichkeit der Beeinträchtigung in einer 
außerge wöhnlichen Art und Weiſe des Betriebes ihren Grund hat (RG 70, 154; Warn 1909 Nr 217; 
1910 Nr 118; A 11 a). Doch kann auch hier eine weſentliche Beeinträchtigung anzunehmen ſein, 
wenn die Eiſenbahn in außergewöhnlicher Nähe am beeinträchtigten Grundſtück vorüberführt 
(RG Warn 1914 Nr 190). Geräuſche, Auspuffgaſe und Lichtreflexe aus einer benachbarten Garage 
für einige Kraftwagen werden regelmäßig als nur unweſentliche Beeinträchtigung anzusehen 
ſein (3W 1937, 211616), Gehen von demſelben Grundſtück verſchiedene ſtörende Ein- 
wirkungen aus, ſo entſcheidet über die Frage ihrer Weſentlichkeit die Geſamtwirkung aller Ein- 
wirkungen. Die Frage iſt alſo auch dann zu bejahen, wenn jede einzelne Einwirkung, für ſich allein 
betrachtet, keine weſentliche Beeinträchtigung zur Folge hat (RG JW 1909, 5015; 22. 11. 1935 
V 74/35). Finden bereits von mehreren Grundſtücken aus nicht weſentliche und deshalb 
zu duldende Einwirkungen auf das beeinträchtigte Grundſtück ftatt und wird der aus dieſen Ein⸗ 
wirkungen ſich ergebende Geſamtzuſtand des Grundſtücks durch das Hinzutreten weiterer gleich⸗ 
artiger Einwirkungen nicht erheblich verändert, ſo ſind auch dieſe Einwirkungen nicht weſentlich 
(R 99, 180; JW 1910, 14918). Unter Umſtänden konnen jedoch Einwirkungen, die für ſich allein 
unweſentlich beeinträchtigende wären, weſentlich beeinträchtigende werden, wenn durch ihre 
Vereinigung mit Einwirkungen von andern Grundſtücken aus eine das Maß des Zuläſſigen über⸗ 
ſchreitende ſchädliche Geſamtwirkung hervorgebracht wird, an ber fie weſentlich beteiligt ſind 
(RG 99, 180). 

11. Auch eine weſentliche Beeinträchtigung kann nicht verboten werden, wenn ſie durch eine 
ortsübliche Benutzung des anderen Grundſtücks herbeigeführt wird. 


Vorausſetzung für die Duldungspflicht aus dieſem Grunde iſt: 


a) Gewöhnlichkeit der Benutzung des anderen Grundſtücks. Die einwirkende Benutzung 
des Nachbargrundſtücks muß alſo eine der Benutzung anderer Grundſtücke in der Umgebung gleiche 
oder doch im weſentlichen gleichartige fein (RG JW 1910, 941186; Warn 1910 Nr 446, 1912 
Nr 215; 1915 Nr 284; 1917 Nr 244; Gruch 53, 1033; 58, 1026; OLG 34, 172). Dabei ift ſowohl 
auf die Art und Weiſe als auch auf das Maß der Benutzung zu ſehen. Beiſpielsfälle in 
R JW 1911 S. 32621, 58755; 1927, 45, Gruch 58,1026; Warn 1914 Nr 190; 1915 Nr 284, 285; 
Nachtbetrieb: R& 57, 224; JW 1902 Beil ©. 202; 1927, 45°; bei Fabriken Maß des Kohlenver⸗ 
brauchs und der dadurch bewirkten Rauchentwicklung: RG 105, 217; lange und ſpät andauernde 
Muſik mit laut tönenden Inſtrumenten im Freien eines Gartenreſtaurants: RG Warn 1930 
Nr 194; keine Steigerung der ortsübliche Einwirkungen verurſachenden Benutzung: RG JW 1903 
Beil 103; 1910, 94116: 1911, 32621, Warn 1909 Nr 216; 1930 Nr 194; Gruch 47, 952. Bei Ein- 
wirkungen von einer Anlage aus kann ſich ergeben, daß die Anlage (3. B. eine Bedürfnisanſtalt auf 
ſtädtiſcher Straße) zwar ebenfo eingerichtet iſt wie gleiche Anlagen auf anderen Grundſtücken 
dieſer Lage, daß aber ihre Benutzung nach Art und Maß eine ungewöhnliche (NG Warn 1915 Nr 
285). So müſſen z. B. die Straßenanwohner das allge meine ortsübliche Geräuſch einer Straßen- 
bahn ſich gefallen laſſen, dagegen nicht das in der Nähe der Depots bis in die Nacht hinein an- 
dauernde Geräuſch (RG 57, 224). Dasſelbe gilt für einen Eiſenbahnbetrieb einerſeits in Außen⸗ 
bezirken einer Großſtadt, anderſeits auf einem Rangierbahnhof (RG 70, 154; Warn 1910 Nr 118) 
oder in einer außerge wöhnlichen Nähe des beeinträchtigten Grundſtücks (RG Warn 1914 
Nr 190; 1915 Nr 284; A 10). Ferner kann die Einwirkung auf ein Nachbarhaus deshalb unge- 
wöhnlich ſein, weil ſie durch den Betrieb einer Anlage verurſacht wird, die unmittelbar an das 
Haus anſtößt (RO Warn 1911 Nr 187; 1912 Nr 215; A 10). Gleichgültig ift, ob und wie auch 
von anderen Grundſtücken auf das beeinträchtigte Grundſtück eingewirkt wird (NG Warn 
1910 Nr 446), ſofern dieſe Einwirkungen durch Benutzungen herbeigeführt werden, die anders⸗ 
geartet ſind als die in Frage ſtehenden (NG Warn 1917 Nr 244). Ebenſowenig kommt es darauf 
an, ob die überwiegende Mehrheit der Einwohner des Ortes Einwirkungen der betreffenden Art 
erträgt (RG ZW 1910, 94119; unten e). Ferner kommt es bei der Frage der Gewöhnlichkeit 
(Ortsüblichkeit) nicht auf die Art der Benutzung des leidenden Grundſtücks, ſondern nur 
auf die Benutzungsart des einwirkenden Grundſtücks an (RG 139, 31; Warn 1911 Nr 187). 
Ohne Bedeutung find ſchließlich auch die Wirkungen, die die Benutzung des ſchädigenden Grund⸗ 
ſtücks etwa auf das leidende Grundſtück ausübt (RG Gruch 57, 1005). 

b) Nach den örtlichen Verhältniſſen muß die Benutzung gewöhnlich fein. Es kommt alſo 
darauf an, ob die örtlichen Verhältniſſe fachlich (objektiv) fo liegen, daß die Benutzung als eine 
gewöhnliche zu gelten hat. Die Anſchauung der Polizeibehörde über die Ortsüblichkeit ift an ſich 
nicht maßgebend (RG JW 1905, 231%). Doch kann die Annahme der Ortsüblichkeit auf eine 
gutachtliche Außerung der Polizeibehörde gegründet werden, wenn dieſe Außerung der Volks- 
anſchauung (unten e) entſpricht (RG Warn 1913 Nr 227). 
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0 Bei Grundftüden muß die fragliche Benutzung gewöhnlich ſein. Daher kommt es auf eine 
gleichartige B 


Harti enutzung bei einer Mehrheit von Grundſtücken an (RG 57, 229; JW 1910, 
29615, Gruch 48, 805% Die Frage, e Grundſtücke a iſt hier aber nicht nach der 
Eintragung im Grundbuch, ſondern nach wirtſchaftlichen Rückſichten und nach der ſelbſtändigen 
Bedeutung der Grundflächen zu entſcheiden (MG 70, 153; JW 1910, 2361“ 1927, 45°). Daher 
lann z B. eine einheitliche Eisenbahn- oder Straßenbahnanlage in dieſer Beziehung einer Mehrheit 
von Grundſtücken gleichgeachtet werden (NG 70, 154; Warn 1910 Nr 118; 1915 Nr 284). Wenn 
ein Betrieb auf mehreren Grundſtüccken ſtattfindet, die zwar im Grundbuch als ſelbſtändige Grund⸗ 
ſtücke gebucht ſind, wirtſchaftlich aber eine Einheit bilden, ſo bleibt der Betrieb auf dem ganzen 
Gelände für die Frage der Gewöhnlichkeit außer Betracht (NG IWW 1927, 45°), es ſei denn, daß 
er ausnahmsmeiſe der Gegend einen beſonderen Charakter aufdrückt (A 11 da. E.). Nicht erforder⸗ 
lich ift, das die Benutzulgsart auf allen Grundſtücken der fraglichen Gegend ſtattfindet (z. B. 
Kegeln: R JW 1905, 2319; Gruch 48, 605) oder daß die Benutzungsarten auf den mehreren 
Grundſt ücken genau die gleichen find RG Gruch 53, 1033: oben a), 

d) In der Lage des beeinträchtigenden Grund 
ſtücken gewöhnlich fein. Auf die Lage und Benu 
Grundſtücks kommt es hei der Entf 
a. E.). Maßgebend find daher in der Regel die Verhäl 


ſchädigende Grundſtück liegt RG JW 1910 S. 14914 
zum Vergleich in der Ben — 5 a 


örtlichen Verhaltniſſe eine ſelbſtändige Bedeutung haben (RG, 133, 154; 
139, 32). Doch g einer beſtimmten Lage aus dem Ortſchaftsgebiet als Aus⸗ 
nahme nicht zu willkürlich erfolgen (R Warn 1919 Nr 64). Einem Gebietsſtreifen von verhältnis. 
h j fang kann nicht ſchon deshalb die Bedeutung einer beſonderen Lage 
Innerhalb eines Stadtgebietes beigelegt werden, weil die in ihm obwaltenden Bebauungs- und 
Venutzungsverhältniſſe ſich nicht völlig mit den entſprechenden Verhältniſſen in den angrenzenden 
Gebieten decken RE Warn 1919 Nr 64). Vielmehr wird ein Ortsteil nur dann maßgebend ſein, 
wenn er durch ſeine Bebauungsart (z. B. Villenviertel) oder die Art der dort betriebenen Gewerbe 
(. B. Fabrifniertel) ein charakteriſtiſches, von anderen Stadtteilen in erkennbarer Weiſe unter⸗ 
ſchiedenes Gepräge trägt (Rey 105, 217; 156, 315; JW 1908, 1112; 1910, 14914; 1927, 6111; Warn 
1915 Nr 285; 1980 Mr 194; Gruch 48, 604; DLG 28, 338). Der Eigentümer eines Gartens in einem 
Fabrikviertel muß ſich mithin z. B. weſentliche Beeinträchtigungen durch Ruß gefallen laſſen. Der 
Eigentümer einer Wieſe, die er als Bleiche benutzen will, braucht aber nicht den Ruß von einer auf 
freiem Felde befindlichen einzelnen Fabrik zu dulden (Prot 3, 125). Einwirkungen von einem land⸗ 
wirtſchaftlichen Großbetrieb inmitten einer Stadt können ortsüblich ſein, wenn in Städten eines 


feſt beſtimmten, wenngleich raumlich weit umfaſſenden Bezirks (z. B. im Gebiete des Harzes) 
gleichartige Betriebe ſtattfinden (MG JW 191 


0, 14910). Auch ein einziger Fabrikbetrieb kann 
unter Umſtänden, wenn er von überwiegender Bedeutung und Ausdehnung iſt, der ganzen Gegend 
den Charakter einer Fabrikgegend aufdrücken (RG 


Warn 1912 Nr 215; Gruch 55, 105). Dies gilt 
jedoch nicht, wenn der Betrieb nur von kurzer Zeitdauer iſt (RG Warn 1912 Nr 215; Gruch 55, 
110; 24. 6. 1911 v 2/11). Auch in einem Induſtriegebiet iſt aber nicht ſchlechthin jede aus 
einem dort liegenden induſttiellen Werk ſtammende Eſnwirtung auf die Nachbargrundſtücke für 
zuläſſig zu erachten (MG Warn 1935 Pr 117). Unzuläſſig iſt namentlich eine Einwirkung, die 
rauf zurückzuführen iſt, daß das Induſtrieunternehmen nicht die bejtmöglichen techniſchen Ein⸗ 
richtungen zur Schonung der Nachbarn getroffen oder daß es dieſe Einrichtungen und ihr ein⸗ 
wandfreies Arbeiten nicht ſorgfältig überwacht hat (RG 154, 167; JW 1938, 19525). Beſtehen in 
einer Gegend Induſtrie und Land wirtſchaft nebeneinander, fo iſt dort die Grundſtücks⸗ 
benutzung für beide Erwerbszweige gewöhnlich; induſtrielle Einwirkungen, welche die Lebens⸗ 
edingungen der Landwirtſchaft zerftören müſſen, ſind in einer ſolchen Gegend nicht rechtmäßig; 
aus dem Gedanken des nachbarlichen Gemeinſchaftsverhältniſſes heraus iſt in ſolchen 
Fällen ein gerechter Ausgleich der beiderſeitigen Belange dahin geboten, daß das ſchädigende 
Induſtriewerk einen ange meſſenen Teil des Zuführungsſchadens erſetzen, der geſchädigte Land⸗ 
wirt aber den Reſt des Schadens ohne Entſchädigung tragen muß (RG 154, 161). 
% Gewöhnlich muß die einwirkende Benutzung ſein. Ber Begriff der Gewöhnlichkeit (Orts⸗ 
üblichteit) ift weſentlich tatſächlicher Natur (Nah 105, 217; 156, 315; JW 1903 Beil 86; Gruch 
46, 370; Warn 1916 Nr 138), Die rechtliche Nachprüfung in der Reviſionsinſtanz ift aber nur dann 
ausgeſchloſſen, wenn die Begründung des Tatrichters erkennen läßt, daß er von zutreffenden 
rechtlichen Geſichtspunkten ausgegangen iſt (RG 139, 31). Im einzelnen hat die Rechtſprechung 


202 Sachenrecht Eigentum 


folgende Grundſätze entwickelt: Ein allgemeiner Rechtsanſpruch auf Beachtung der Gewohnheit 
eines Hausbewohners, nachts bei offenem Fenſter zu ſchlafen, kann nicht anerkannt werden; 
doch kann dieſe Gewohnheit unter beſonderen Umſtänden ortsüblich ſein und deshalb nach $ 906 
Beachtung verdienen (NG KW 1932, 4007). Bei der Entſcheidung der Frage, ob eine gewöhn⸗ 
liche Benutzung vorliegt, kommt auch in Betracht, ob nach allgemeiner Anſchauung der Be⸗ 
völkerung die Benutzung eine ortsübliche iſt (RG 105, 217; JW 1905, 231; Warn 1913 Nr 227). 
Zur Feſtſtellung der Ortsüblichkeit ift aber nicht etwa ſtets die Ermittlung einer entſprechenden 
Auffaſſung der Bevölkerung erforderlich (R Warn 1916 Nr 139). Ferner iſt die Entſcheidung 
über die Ortsüblichkeit der Benutzung nicht darauf abzuſtellen, ob die Einwirkung nach der An⸗ 
ſicht eines objektiv denkenden Beurteilers den Charakter der Gegend, ihrer Bewohnung und 
Benutzung verändert hat. Denn einerſeits kann eine Einwirkung, die eine ſolche Anderung nicht 
herbeiführt, eine ungewöhnliche fein; anderſeits kann eine zunächſt fremdartige Einwirkung 
dadurch, daß ſie anfangs ohne Widerſpruch hingenommen wurde, in allmählicher Entwicklung 
der Verhältniſſe zu einer gewöhnlichen (üblichen) geworden fein (R Gruch 58, 1025). Dieſe 
Entwicklung ſpielt bei der Anwendung des Geſetzes überhaupt eine große Rolle. $ 906 
iſt keine ſtarre Norm, ſondern in feiner die Lebensverhältniſſe regelnden Bedeutung wandelbar. 
Die Antwort auf die Frage, was ortsüblich ſei, wird nicht nur nach den örtlichen Verhältniſſen 
verſchieden ausfallen, ſondern auch dem zeitlichen Wandel der Anſchauungen Rechnung tragen 
müſſen, wie er namentlich anknüpft an Fortſchritte des Verkehrs oder der Technik oder auch der 
Denkweiſe beteiligter Volkskreiſe (MG Warn 1936 Nr 172). Iſt die Benutzung eine nicht ordnungs⸗ 
mäßige, ſondern eine regelwidrige, ſo kann die Verneinung der Gewöhnlichkeit (Ortsüblichkeit) 
gerechtfertigt fein, auch wenn ſonſt die Benutzung als ortsüblich anzujehen wäre (HRN 1936 
Nr 1357). Das kann z. B. der Fall fein, wenn unmittelbar an der Nachbarwand Betriebe ſtatt 
finden, ohne daß zur Abwendung von Störungen leicht anzubringende und übliche Vorkehrungen 
getroffen find (RH Gruch 57, 1004). Die Entfernung des ſtörenden Betriebs von der Nachbar⸗ 
grenze iſt aber auch ſonſt ein für die Feſtſtellung der Gewöhnlichkeit weſentlicher Umſtand (RG 
HRR 1933 Nr 1648). Die Gewöhnlichkeit der Benutzung wird nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß 
Nachbarn gegen dieſe Benutzungsart auf anderen Grundſtücken mündlich Widerſpruch erhoben 
haben (RG 105, 217; Gruch 53, 1034). Bei einer großen Verkehrsſtraße ſind Erſchütterungen 
der anliegenden Häuſer durch den Fahrverkehr als gewöhnlich anzuſehen (ac Warn 1935 Nr 132). 
In Wohngegenden mit Reihenhausbebauung ſind Garagen kleineren Umfangs und die damit 
verbundenen Geräuſche, Gerüche und Lichterſcheinungen nicht ungewöhnlich und müſſen daher 
von der Nachbarſchaft geduldet werden (JW 1937, 211619). 


Der Grundſatz des beſſeren Rechtes wegen früheren Beſtehens bleibt im Bereich 
des $ 906 außer Anwendung (RG 57, 229; 70, 152; 156, 317; JW 1905, 495°, 1935, 17759; 
Gruch 45, 1013; Warn 1931 Nr 8). Wie ſich aus den Worten „herbeigeführt wird“ und „gewöhn⸗ 
lich iſt“ ergibt, iſt hier immer der Zeitpunkt der Klagerhebung — oder, falls ſich zwiſchen 
Klagerhebung und Urteilsfällung die Verhältniſſe noch ändern, der Zeitpunkt der letzten münd⸗ 
lichen Verhandlung (NG 156, 319) —, nicht eine bereits vergangene Zeit maßgebend (RG 64, 
363; JW 1910, 47211; 1927, 455; Warn 1911 Nr 243; OLG 6, 111; 18, 125; 34, 172). Der Beein⸗ 
trächtigte braucht daher die Einwirkung nicht ſchon deshalb zu dulden, weil er ſein Grundſtück 
erſt ſpaͤter erworben oder bebaut oder ſonſt verändert hat als der Einwirkende das beeinträchtigende 
Nachbargrundſtück. Unzuläſſige Einwirkungen find ſelbſt dann noch nicht gerechtfertigt, wenn 
das einwirkende und das beeinträchtigte Grundſtück jahrelang in unverändertem Zuſtand unbe⸗ 
anſtandet nebeneinander gelegen haben; eine Rechtfertigung unzuläſſiger Einwirkungen in ihrer 
Geſamtheit durch „Verſchweigen“ gibt es nicht (RG IW 1935, 17755; wegen Verjährung des 
Einzelanſpruchs A 13 Abſ 2 Mitte). Auch daraus ift kein Duldungsgrund herzuleiten, daß die Ein ⸗ 
wirkung erſt durch eine Veränderung beeinträchtigend geworden iſt (Rh 57, 229; 70, 152; 81, 216; 
JW 1901, 19; Warn 1911 Nr 243; 1913 Nr 227; 1917 Nr 244; Gruch 45, 1013). Ebenſowenig 
ergibt ſich eine Duldungspflicht für den Beeinträchtigten ſchon daraus, daß der bei der Beein⸗ 
trächtigung mitwirkende Zustand des ſchädigenden Grundſtücks (3. B. eine dünne Brandmauer) 
ſchon früher beftand (Reh Gruch 57, 1005). Hat der Einwirkende ſeinen urſprünglich ortsüblichen 
Betrieb nachträglich geſteigert, jo muß er nachweiſen, daß die Einwirkungen des erweiterten Betriehs 
ebenfalls noch ortsüblich find (RG 57, 227; JW 1902 Beil S. 202; 1903 Beil S. 86, 103; 1932, 4007 
Warn 1910 Nr 386; 1915 Nr 141, 284; Gruch 47, 952). Endlich genügt zur Begründung der 
Duldungspflicht des Beeinträchtigten nicht eine zwar in früherer Zeit, insbeſondere zur Zeit 
der Errichtung des Betriebs vorhanden geweſene, jetzt aber infolge Veränderung der Verhält⸗ 
niſſe (z. B. Umwandlung einer Fabrikgegend in ein Villenviertel) nicht mehr vorhandene Orts⸗ 
üblichkeit (RG 64, 363; JW 1910, 47211; Gruch 46, 373). 


12. Die Zuführung durch eine beſondere Leitung iſt auch dann unzuläſſig, wenn die Ein⸗ 
wirkung das Grundſtück nicht weſentlich beeinträchtigt. Durch das Beſtehen der Zuleitung ſchon 
vor der Beſitzzeit des die Beeinträchtigung geltend machenden Eigentümers wird das Verbot 
der Zuleitung nicht ausgeſchloſſen (Seuff A 46 Nr 248; 56 Nr 104; A II a. E.). Eine „beſondere 
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Leitung (z. B. bei Geräuſchen) ſetzt voraus, daß die (den Schall) leitenden Gegenſtände zur Lei⸗ 
tung nicht nur geeignet, ſondern auch beſtimmt find (NG HRR 1933 Nr 1928). 

13. Anſprüche des Eigentümers wegen unzuläſſiger Einwirkungen. Sind von dem anderen 
Hrundſtuck Einwirkungen ausgegangen, die nicht im Sinne des Satz 1 unweſentlich oder ortsüb⸗ 
lich find oder die nach Satz 2 unzuläſſig find, ſo kann der beeinträchtigte Eigentümer gemäß $$ 903, 
905, 1004 gegen die Störung Hagend vorgehen (RG 58, 131; JW 1900, 640). Nach $$ 862, 858 hat 
das Klagerecht auch der Beſitzer, der ohne feinen Willen durch ſolche unberechtigten Einwirkungen 
im der Ausübung der tatſächlichen Gewalt beeinträchtigt wird, z. B. der Pächter, wenn ſchädigende 
in wirkungen auf feine Pflanzungen fattfinden (M6 105, 215; Warn 1986 Mir 172). Näheres 
über die Klagen findet ſich unten in Abſ 3. Erforderlich iſt, daß eine Beeinträchtigung durch Ein- 
wirkungen bereits ſtattgefunden hat (MG Warn 1911 Nr 330). Eine beſondere Häufigkeit und 
Dauer der W iſt aber nicht Vorausſetzung der Klage (Rh 57, 227; JW 1911, 58755). 
Vielmehr genugen z. B. auch Einwirkungen in der Zeit des Baues eines Kanals oder einer Eiſen⸗ 
bahn (MG Warn 1912 Nr 342; 25. 6. 1910 V 506/09). Die Klagebefugnis hängt nicht davon ab, 
daß der Eigentümer durch die Einwirkungen unmittelbar einen Vermögensſchaden (z. B. bei einem 
Hausgrundſtück einen Mietzinsausfall) erleidet (RG JW 1911, 58722), Die Klage geht auf Be⸗ 
ſeitigung der Störung und im Falle der Beſorgnis weiterer Störungen auch auf Unterlaſſung 
der Einwirkungen, joweit fie das Maß Überſchreiten, das nur unweſentliche Beeinträchtigungen 
zur Folge hot oder durch eine gewöhnliche (ortsübliche) Benutzung herbeigeführt wird (RG JW. 
1902 Beil S 202; 1906, 749 1, 1908, 68214; Warn 1908 Nr 159). Klage und Urteil können all⸗ 
gemein auf Unterlaſſung übermäßiger Einwirkungen oder auf Herſtellung ge- 
eigneter Einrichtungen zur Verhinderung ſolcher Einwirkungen gerichtet ſein. Die Be⸗ 
zeichnung einzelner zu dieſem Zweck geeigneter Maßregeln iſt nicht erforderlich; die Be⸗ 
ürnun auf beftimmte Maßnahmen ift nicht einmal immer zuläſſig, weil dem Be⸗ 
lagten die Möglichkeit gegeben werden muß, die ihm ſelbſt geeignet erſcheinenden Ab⸗ 
Hülemittel anzuwenden (R JW 1900 S. 501, 8406; 1901, 84932; 1902 Beil S. 203; 1903 
Beil S. 103; 1906, 74951 1908, 68214; 1910, 33719; 1911, 32520; Warn 1910 Nr 337; 1913 Nr 181; 
1917 Nr 245; 1919 Nr 172; Gruch 46, 999). Erſt in der Zwangsvollſtreckung müſſen die erforder⸗ 
lichen Maßregeln im einzelnen angegeben werden, weil ſonſt eine Grundlage für die Prüfung 
der Frage fehlen wurde, ob die Vorausſetzungen des $ 887 oder des $ 888 3 PO vorliegen und 
ob der Schuldner alles, was in ſeinen Kräften ſteht, zur Erfüllung der ihm gemachten Auflage getan 
hat (Res 60, 120, JW 1903 Beil S. 77; Gruch 43, 683; 47, 916; Warn 1919 Nr 172; a. M. Seuffel 
25 Nr 54), Allerdings ſetzt dieſe Verweiſung der Einzelanordnungen in die Zwangsvollſtreckungs⸗ 
zuſtanz ſelbſtverſtändlich die Feſtſtellung im Urteil voraus, in welchem Umfang eine den Klagegrund 
bildende Einwirkung vorliegt und weſentlich oder ungewöhnlich iſt (R Warn 1930 Nr 194). 
Die Kluge kann, abgeſehen von dem Fall des § 907, auch auf Einſtellung des Betriebs oder auf 
Be tigung der Anlage (z. B. einer Bedürfnisanſtalt) gehen, wenn die unzuläſſige Einwirkung 
nicht auf andere Weiſe beſeitigt werden kann (MG JW 1900, 640). 

Aus ſonderrechtlichen Beſtimmungen ergeben ſich Beſchränkungen der Anſprüche. Am weiteſten 
geht inſoweit das Reichsgeſetz vom 13. 12. 1933 (NODBE | 1058) über die Beſchränkung der Nach⸗ 
barrechte gegenüber Betrieben, die für die Volksertüchtigung von beſonderer Bedeutung ſind. 
Das Bejey führt den Grundſatz „Gemeinnutz geht vor Eigennutz“ ($ 903 A 3) in das Nachbarrecht 
ein. Es läßt gegenüber den genannten, vom Reichsminiſter des Innern genehmigten Betrieben 
die nachbarrechtlichen Anſprüche auf Betriebseinſtellung und auf Herſtellung von Abwehrein⸗ 
dichtungen gegen nachteilige Einwirkungen nur dann zu, wenn ſie entweder auf einen beſonderen 
Rechtstitel (z. B. Vertrag) oder auf eine unerlaubte Handlung (58 823 ff.) geſtützt werden können. 
Im Übrigen werden dieſe Anſprüche gänzlich ausgeſchloſſen. Ein Entſchädigungsanſpruch wird 
nur unter der Vorausſetzung zugelaſſen, daß er ſchon in einer Auflage des Genehmigungsbeſcheids 
vorgeſehen iſt; Höhe und Art der Entſchädigung beſtimmt alsdann unter Ausſchluß des Rechts⸗ 
wegs der Reichsminiſter des Innern. Das Reichsgeſetz vom 18. 10. 1935 (RG Bl I, 1247) bat 
dieſe Vorſchriften erſtreckt auch auf Betriebe, die für die Volksgeſundheit von beſonderer Be⸗ 
deutung find. Beiſpielsfalle für das Anwendungsgebiet dieſer beiden Geſetze: Rd Warn 1936 
Nr 123; She 1936 Nr 668. — Weniger tiefgreifende Beſchränkungen des nachbarrechtlichen 
Anſpruchs bringt $ 26 RGewd für die Fälle, in denen eine die beeinträ htigende Ein⸗ 
wirkung verurſachende gewerbliche Anlage mit obrigkeitlicher Genehmigung errichtet ift (88 16, 
24 Gerd; Reh 45, 297, 104, 82). Das Verzeichnis der genehmigungsbedürftigen Anlagen im 
$ 16 Gewd iſt erſchöpfend und duldet keine entſprechende Anwendung auf andere Anlagen. Der 
Schutz des 5 26 Gewd beſchränkt ſich auf den genehmigungsbedürftigen Teil und erſtreckt ſich nicht 
auf die weitere Anlage. Beiſpiels 
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gung des $ 16 und dem Schutz des $ 26 GewO mitumfaßt. Dieſen Schutz genießen auch die vor 
dem Inkrafttreten der GewO obrigkeitlich genehmigten Anlagen, wenn fie, wie eine Knochen⸗ 
kocherei, zu denjenigen gehören, die nach $ 16 Gew der behördlichen Genehmigung bedürfen 
(AG Warn 1914 Nr 189). Dagegen findet $ 26 GewO im Falle eines beſonderen privatrechtlichen 
Titels, wie Vertrag, keine Anwendung (RG 93, 103). Liegt ein Fall des $ 26 Gewd vor, fo kann 
nicht auf Grund des Eigentums gemäß $ 1004 oder des Beſitzes gemäß $$ 862, 858 auf Einſtellung 
des Gewerbebetriebs geklagt werden, ſondern nur auf Herſtellung von Einrichtungen, welche 
die benachteiligende Wirkung ausſchließen (RG 11, 183; 37, 174; 40, 182; JW 1900, 8957; Seuffl 
50 Nr 336) oder auf ein erträgliches Maß herabſetzen (NG FW 1896, 210357; 1900, 8957; 1902 Beil 
S. 202; OLG 36, 157). Wenn ſolche Einrichtungen untunlich oder mit einem gehörigen Ge⸗ 
werbebetrieb unvereinbar ſind (NG 93, 103; 99, 179; Gruch 42, 137), fo hat der beeinträchtigte 
Eigentümer nur die Klage auf Schadenserſatz (NG 47 S. 98, 249; 50, 229; JW 1909, 19516; Warn 
1914 Nr 189). Der Schadenserſatzanſpruch geht aber nicht auf Erſatz des Schadens, der durch die ge- 
ſamten Einwirkungen entſtanden iſt, ſondern nur auf Vergütung des Schadens, der durch den über 
die Grenzen des $ 906 hinausgehenden Teil der Einwirkungen verurſacht wird (RG 139, 29 unter 
Preisgabe von Warn 1911 Nr 404). Auf dieſen Schadenserſatzanſpruch finden die 98 823 ff. nicht, 
wenigſtens nicht unmittelbar Anwendung. Denn der Anſpruch beruht nicht auf einer unerlaubten 
Handlung, ſondern tritt an die Stelle des ſonſt gegebenen Anſpruchs auf Einſtellung des Betriebs. 
Insbeſondere bedarf es hier alſo nicht des Nachweiſes eines Verſchuldens (RG 47 S. 98, 249; 
58, 134; 59, 74; 63, 376; 70, 153; 90 ©. 49, 61; 100, 74; 105, 214; JW 1905, 1311; 1910 S. 742, 
58025, 61913; Gruch 45, 1018; 49, 1134; 53, 1037; Warn 1915 Nr 81, 141; 1931 Nr 8). Wenn 
die Beeinträchtigung durch Einwirkung mehrerer Gewerbebetriebe erfolgt, iſt auch die entſprechende 
Anwendung des $ 840 ausgeſchloſſen; jeder Einwirkende haftet nur für den von ihm verurſachten 
Teil des Schadens, der vom Gericht gemäß $ 287 ZPO nach freiem Ermeſſen zu ſchätzen iſt (RG 
36, 276; JW 1901, 26027; Gruch 42, 853). Der Schadenserſatzanſpruch, der aus $ 26 GewO abge- 
leitet wird, umfaßt nicht nur die nach der Klagerhebung liegenden, ſondern auch die früheren 
über das Maß des $ 906 BOB hinausgehenden Schädigungen. Auch für die der Klagerhebung 
vorausgehenden unzuläſſigen Einwirkungen kann alſo ohne Nachweis der Vorausſetzungen 
des $ 823, insbeſondere ohne Verſchuldensnachweis, Erja verlangt werden (RG 139, 29 unter 
Aufgabe der früheren Rechtſprechung). Wird aber der Schadenserſaßzanſpruch darüber hinaus auch 
auf ein Verſchulden geſtützt, jo kommen die $$ 823ff., insbeſondere $ 840 zur Anwendung. Im 
übrigen ift für alle vorbezeichneten Anſprüche Vorausſetzung, daß die Einwirkungen über die 
nach $ 906 zuläſſigen Grenzen hinausgehen. Dabei find die Fragen der Unweſentlichkeit und der 
Ortsüblichkeit der Zuführungen nicht anders zu beurteilen als ſonſt (RG Warn 1913 Nr 144). 
Der Schadenserſatzanſpruch ſteht nicht nur dem Eigentümer des beeinträchtigten Grundſtücks, 
ſondern nach 88 858, 862 auch dem geſchädigten Beſitzer zu (RG 59, 326; 100, 75), z. B. 
dem Pächter, auf deſſen Pflanzungen ſchädigende Einwirkungen von einem genehmigten Betrieb 
aus ſtattfinden (RG 105, 214). Da es ſich um Schadenserſatz wegen Beſchädigung einer Sache 
handelt, kann der Geſchädigte nach § 249 Satz 2 den Geldbetrag verlangen, der erforderlich ift, um 
den Zuſtand herzuſtellen, der beſtehen würde, wenn die Einwirkungen nicht ſtattfinden würden. 
Grundſätzlich iſt danach, insbeſondere zur Ausgleichung des Minderwerts, eine Kapitalabfindung 
zu gewähren. Die Zubilligung einer zeitweiſe oder fortdauernd zu zahlenden Rente würde regel⸗ 
mäßig das Ziel der Herſtellung im Sinne jener Vorſchrift nicht erreichen oder überſchreiten; fie 
wird ſich daher nur unter ganz beſonderen Umſtänden rechtfertigen laſſen (RG 45, 203; Gruch 61, 
804; JW 1918, 865; Warn 1915 Nr 141; 1919 Nr 172). Der Erſatzpflichtige kann ſich im Falle 
der Kapitalabfindung dagegen ſchützen, daß er von einem Beſitznachſolger des Erſatzberechtigten 
noch einmal auf Schadenserſatz in Anſpruch genommen wird; er kann daher die Eintragung 
einer Grunddienſtbarkeit auf Duldung der Einwirkungen verlangen (RG Warn 1915 Nr 141; 
vgl. über eine ſolche Grunddienſtbarkeit § 1018 A 9, 4). Wird eine Kapitalabfindung gewährt, 
ſo iſt ſie nach der Höhe der Wertminderung zur Zeit der Urteilsfällung zu bemeſſen. Handelt 
es ſich darum, ob das Nachbargrundſtück durch die Einwirkungen die Bauplatzeigenſchaft verloren 
hat, ſo iſt dabei zu prüfen, ob der Verluſt der Eigenſchaft ein dauernder oder ein nur zeitweiliger 
iſt (RO Warn 1931 Nr 8). Finden Einwirkungen von mehreren Nachbargrundſtücken aus ſtatt, 
wird aber der Schaden durch weſentlich beeinträchtigende Einwirkungen von einem der Grund⸗ 
ſtücke aus verurſacht, auf das die Vorausſetzungen für die Schadenserſatzpflicht zutreffen, während 
die Einwirkungen von den andern Grundſtücken aus auf die Entſtehung des Schadens ohne merk⸗ 
lichen Einfluß find, fo hat nur der Eigentümer jenes Grundſtücks Schadenserſatz zu leiſten (RG 99, 
181; A 10). Zu erſetzen iſt lediglich der Schaden, der durch die Einwirkungen zugefügt iſt und zu⸗ 
gefügt wird. Ein Schaden, der etwa durch ſchlechte Behandlung des Grundſtücks ſeitens des 
Geſchädigten ſelbſt herbeigeführt iſt, ſcheidet als auf anderer Urſache beruhend aus, ohne daß 
die Anwendung des $ 254 über mitwirkendes Verſchulden des Geſchädigten in Betracht komnit 
(RG 105, 218). Für die Verjährung findet $ 852 Anwendung (RG JW 1927, 893%). Dabei find 
Betriebsmaßnahmen, die fortdauernd ſich wiederholende Einwirkungen verurſachen, nicht als 
eine einzige Handlung anzuſehen, die mit der erſten Einwirkung begonnen hätte, ſondern als 
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ſelbſtändige, je für ſich neue Beſchädigungen verurſachende Einzelhandlungen, mögen auch die 
ſchädlichen Folgln eder n Mi ſic belli mehr oder minder unmittelbar aneinander 
reihen. Durch jede Handlung wird alſo eine neue dreijährige Verjährung in Lauf geſetzt (R 
Ji 1912, 3135; 1935, 17759; Warn 1914 Nr 189). — Geben Einwirkungen von einem Grundſtück 
infolge Ausilbung ſtaatshoheitlicher Rechte aus (z. B. von einem Polizeihaftraum), ſo kann 
der Beeinträchtigte weder Vorkehrungen zur Verhütung der Einwirkungen verlangen noch die 
Veſeitigung der ſtörenden Anlage (R 73, 270; 84, 303; Warn 1908 Nr 380). Für einen ſolchen 
1 wäre grundfählich Schon der Rechtsweg ausgeſchloſſen. Die Frage, ob ohne Beein⸗ 
rächtigun 


7 9 des ſtaatshoheitlichen Betriebs Einrichtungen und Vorkehrungen getroffen werden 
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igung des Nachbargrundſtücks herabmindern oder beſeitigen, kann 
nur inſoweit im Rechtsweg er 


örtert werden, als es ſich um rein wirtſchaftliche Maßnahmen handelt, 
durch die in den Betrieb ſelbſt nicht eingegriffen 15 010 Warn 1916 Nr 248). Auch ein Schadens⸗ 
Chobauſpruch kann hier nur nach Maßgabe beſonderer Vorſchriften (pl. für Preußen $$ 1 
Einf zum Adi) gegeben fein (MW 73, 272, Gruch 60, 860). Beiſpiele in A1 „auf Grund öffent. 
lichen Rechts“. Das gleiche gilt von Betrieben im öffentlichen Intereſſe, die behördlich genehmigt 
ſind (3. B. Artillerie werkſtakt, Eiſenbahnanlagen, Poſtbetrieb, Kanalisation, Kanalbauten), mit der 
Maßgabe, daß Vorkehrungen inſoweit deanſprucht werden können, als dadurch keine weſentliche 
Anderung der genehmigten Betriebsanlage herbeigeführt würde (R 44, 227; 59, 70; 62, 131; 73, 
58808. 10, 61919; Warn 1900 Nr 409; 1910 Nr 282; 1912 Nr 342; 1913 Nr 181; 13. 11. 1909 
J. 585/08; val. auch RG 99, 49; Gruch 54, 635). Die der Vollsertüchtigung und Volksgeſundheit 
dienenden, vom Reichsminiſter des Innern genehmigten Betriebe ſind bereiks oben beſprochen. — 
Durch Art 195 Ec ift der Landesgeſetzgebung vorbehalten, die Vorſchrift des $ 26 GewO auf Eiſen⸗ 
bahn, Dampfſchiffahrts. und ähnliche Verkehrsunternehmungen zu erſtrecken. Preußen hat von 
dieſer Befugnis tet uch gemacht. Da aber die Eiſenbahnbetriebe in Preußen der 
landespolizeilichen Genehmigung bedürfen, kommen für die Beſeitigung von Einwirkungen die 
vorgenannten Grundſätze zur Anwendung (R 58, 130; 59, 70; Warn 1909 Nr 409; 1910 Nr 118, 
208; 1911 Nr 404; 4917 Nr 143; Gruch 54, 1082; für Hamburg: Warn 1915 Nr 284). Was 
den Anſpruch auf Schadenserſatz anlangt, fo haften nach $ 25 des Geſ über Eiſenbahn⸗ 
unternehmungen v. 3, 11. 1838 die Eiſenbahngeſellſchaften, auch ohne Nachweis eines Ver⸗ 
ſchuldens, für alle „bei der Beförderung auf der Bahn“ verurſachten Schäden, mit- 
bin inſoweit auch fir ſchädigende Einwirkungen auf benachbarte Grundstücke, und zwar ſelbſt 
dann, wenn die Einwirkungen ſonſt nach $ 906 erlaubt wären (RG 133, 342; Warn 1913 
Nr 226; 1917 Nr 142; Gruch 71, 426). Soweit die Einwirkungen nicht bei der Beför⸗ 
derung ſtattgeſunden haben oder in Rechtsgebieten, in denen das genannte Geſetz nicht gilt, 
oder beim Betrieb von Kleinbahnen (Gef v. 28. 7. 1892) erfolgt find, ift aus den dem $ 26 Gew, 
Art 9 der alten preuß. Verfll (ſpäter Art 153 Weim Verf), § 75 Ein! 3 ALR, 8 109 Enteign®, 
$12 Tel We) v. 18. 12. 1899 zugrunde liegenden rechtlichen Geſichtspunkten einem Eigentümer, 
dem durch die landespolizeiliche (auch bergbehördliche: R Warn 1913 Nr 226) Genehmigung 
der Eiſenbahnanlage die Möglichkeit entzogen iſt, auf Einſtellung des Betriebs oder Unterlaſſung 
der Einmirkungen zu Hagen, wegen ſolcher Einwirkungen, die über das nach $ 906 zuläſſige Maß 
hinausgehen, ein Anſpruch auf Schadenserſatz zuzubilligen, der zur Begründung nicht des Nach⸗ 
9 ie eines Verſchuldons bedarf (ach 17, 103; 58, 130 59, 71; 63, 376; 70, 152; 84, 303; 97, 291; 
9 348; JW 1905, 1311; 1907, 2991; 1910 S. 58015) 61913; 1912, 869%; Warn 1910 Nr 208, 
447 1911 Nr 404; 1913 Nr 226; auch RG 7, 266; 32, 283; 37, 270; 58, 28; 62, 131; 
78, 206). Die Schadenserſatzpflicht trifft, wenn während des Bahnbaus unzuläſſige Einwirkungen 
(5. B. durch Funkenflug aus Arbeitszügen) auf ein Nachbargrundſtück erfolgen, nicht nur den Eiſen⸗ 
bahnunternehmer, ſondern auch den von ihm mit dem Bahnbau oder der Erweiterung der Bahn⸗ 
anlage (3. B. Legung eines zweiten Gleiſes) betrauten Bauunternehmer, insbeſondere einen fol» 
chen, der fich mit Eiſenbahnbauten gewerbsmäßig befaßt. Denn dieſem fließen infolge der behörb- 
lichen Genehmigung der Bahnanlage die Vorteile aus dem Werkvertrag zu, während dem be⸗ 
einträchtigten Anlieger auch ihm gegenüber die Klage auf Beſeitigung oder Unterlafjung der 
Beeinträchtigung verſagt iſt (MG 97, 292; 98, 347; a. M. OG 39, 213 für Einwirkungen beim 

au einer Kleinbahn). Die Friſt des 8 852 BOB gilt auch für die Verjährung dieſer Schadens. 
erſatzanſprüche (MG 70, 150). Im übrigen iſt zu ihnen noch zu bemerken: Übermäßige Ein- 
wirkungen, welche von Anlagen ausgehen, die dem Eiſenbahnbetrieb dienen (3. B. Eiſenbahn⸗ 
werkſtätten), führen nur dann zum Ausſchluß der Abwehrklage und deren Erſatz durch die Scha⸗ 
denserſatzklage, wenn die Anlagen nach Maßgabe eines auf Grund des 9 4 EiſenbG aufgeſtellten 
Plans miniſteriell genehmigt worden ſind. Wenn die Anlagen nicht in dieſer Weiſe genehmigt 
find, ift die Abwehrklage zuläſſig, mögen auch die Anlagen ſich auf dem Eiſenbahnkörper befinden 
(RG 31, 288; 62, 182; Warn 1909 Nr 209; 1910 Nr 282; 1917 Nr 143; JW 1914, 93725). Dies 
gilt auch von ſolchen Anlagen, die nach Fertigſtellung einer Eiſenbahnlinie gemäß dem miniſteriell 
genehmigten Plan neu errichtet oder weſentlich erweitert werden. Sie bedürfen, um gegen eine 
Abwehrklage geſchügt zu fein, einer neuen Genehmigung, auch wenn ſie dem Betrieb der gemäß 
der früheren Genehmigung hergeſtellten Eifenbahnlinie dienen (RG 31, 288; 62, 132; IW 1914, 
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93725: Warn 1917 Nr 143). Sind aber die Anlagen genehmigt und durch die Genehmigung für 
den Eiſenbahnbetrieb beſtimmt, ſo iſt die Abwehrklage ausgeſchloſſen und nur die Schadens⸗ 
erſatzklage gegeben, ohne daß es der Nachprüfung der Gerichte unterliegt, ob die Anlagen die ihnen 
von der zuſtändigen Verwaltungsbehörde gegebene Beſtimmung zu erfüllen geeignet und zweck⸗ 
mäßig an der betreffenden Stelle errichtet ſind oder beſſer an einem anderen Ort hätten errichtet 
werden ſollen (RG 31, 288; Warn 1917 Nr 143). Nach 8 14 des preuß. Geſ v. 3. 11. 1838 hat 
der Unternehmer im Rahmen der techniſchen Ausführbarkeit und der Vereinbarkeit mit den 
Zwecken des Eiſenbahnunternehmens auch andere als die von der Verwaltungsbehörde beſtimmten 
Anlagen zu machen, wenn fie ſich nachträglich als zum Schutz der Anlieger nötig heraus⸗ 
ſtellen. Unterläßt er das ſchuldhaft, fo haftet er für die Schadensfolgen feiner Unterlaſſung (RG. 
122, 137). Die Haftung findet aber ihre Grenze an der wirtſchaftlichen Möglichkeit der Anderung. 
Wären Einrichtungen, die Abhilfe hätten ſchaffen können, nur mit einem übermäßig hohen Koſten⸗ 
aufwand möglich geweſen, ſo haftet der Unternehmer nicht für den aus ihrer Unterlaſſung ent- 
ſtandenen Einwirkungsſchaden. Denn unter ſolchen Umſtänden iſt die Einwirkung nicht mehr 
rechtswidrig (RG 122, 138). Dieſe aus g 14 preuß. Geſ v. 3. 11. 1838 abgeleiteten Rechts⸗ 
grundſätze find durch das Reichsbahngeſetz vom 30. 8. 1924/23. 3. 1930 nicht beſeitigt. Vielmehr 
enthält § 37 Abſ 5 dieſes Reichsgeſetzes eine jenem § 14 preuß. Gef inhaltsgleiche Vorſchrift (RG 
133, 345). Einen Sonderfall zur Entſchädigungspflicht auf der Grundlage des $ 37 des Reichs⸗ 
bahngeſetzes behandelt auch RG Seuffa 88 Nr 58. Die Rechtslage für den Betrieb der deut- 
ſchen Reichsbahn beleuchtet beſonders eingehend das Urteil NG JW 1938, 296956. — Handelt 
es ſich nicht um ſchädliche Einwirkungen im Sinne des $ 906, ſondern nur um die Entwertung 
eines Nachbargrundſtücks durch Herſtellung von Anlagen (3. B. Erweiterung von 
Feſtungswerken), fo iſt ein Schadenserſatzanſpruch überhaupt nicht gegeben (RGS 84, 298). Ebenſo 
ſtellt bei einem elektriſchen Eiſenbahnbetrieb, der keine ungewöhnliche oder übermäßige Benutzung 
des Bahngrundſtücks bedeutet, die Entſendung elektriſcher Erdſtröme auf ein Nachbar⸗ 
grundſtück noch keine zum Schadenserſatz verpflichtende Einwirkung dar, wenn das Nachbar- 
grundstück keine Subſtanzverletzung erleidet, ſondern nur anderweit entwertet wird (RG 133, 342). 
— Die Rechtſprechung des Reichsgerichts hat aus den erörterten Vorſchriſten den allgemeinen 
Rechtsſatz hergeleitet, daß für rechtswidrige Einwirkungen auf das Eigentum eines andern, 
auch ohne daß dem Einwirkenden ein Verſchulden zur Laſt fällt, überall da Schadloshaltung 
geleiftet werden muß, wo infolge einer entgegenſtehenden Sonderrechtsnorm, namentlich zur 
Wahrung öffentlicher Intereſſen, dem Eigentümer die ihm nach den Grundſätzen des ordentlichen 
Rechtes zuſtehende Befugnis, wegen des Eingriffs die Abwehrklage zu erheben, entzogen iſt 
(NG 59, 74; 63, 376: 70, 152; 97, 291; 98, 348; 101, 105; JW 1905, 131%; 1910 S. 580, 61915 
1925, 24463; 1926, 3642; Warn 1911 Nr 404; 1913 Nr 226; Gruch 66, 608; 5 907 A 1; jedoch au 
R 116, 286). Dabei wird, wie in den Fällen der unmittelbaren Anwendung des 9 26 Gew, 
für das Nichterfordernis eines Verſchuldens kein Unterſchied gemacht zwiſchen dem nach der 
Klagerhebung entſtehenden und dem bereits vor der Klagerhebung erwachſenen Schaden (RG 
58, 130; 70, 150; 100, 72; 101, 102; 104, 85). Inwieweit ein ſolcher Anſpruch auf Schadlos⸗ 
haltung auch bei Eingriffen in ein eigentumsähnliches Recht (z. B. das Fiſchereirecht) Platz 
greifen kann, erörtert das Urteil HRR 1938 Nr 803. Vorausſetzung für den Schadenserſatz⸗ 
anſpruch ohne Nachweis des Verſchuldens iſt, daß ſonſtige Abwehrmittel gegen die Einwirkung 
fehlen. Beſteht dieſe Vorausſetzung nicht, ſo kann nur ein Schadenserſatzanſpruch nach allgemeinen 
Vorſchriften (88 823 ff. BGB), alſo bei Nachweis eines Verſchuldens in Frage kommen (RG 
IW 1925, 24465). Erſatzpflichtig iſt der, zu deſſen Gunſten (3. B. Staat, Gemeinde) 
der Eingriff erfolgt (RG JW 1925, 24465). Als Haftungsgrund gilt ferner auch eine das 
Eigentum Dritter ihrer Natur nach beeinträchtigende, im Gewerbebetrieb erfolgte Be⸗ 
triebshandlung (3. B. Funkenflug verurſachende Arbeitszüge eines gewerbsmäßigen Eiſen⸗ 
bahnbauunternehmers), wenn der Eigentümer nicht auf Einſtellung des mit obrigfeitlicher Ge- 
nehmigung unternommenen Betriebs klagen kann (R 17, 103; 97, 293). — Die Frage, ob und 
inwieweit dieſe Grundsätze über den Ausſchluß der Abwehrklage nach $$ 903, 906, 1004 und ihren 
Erſatz durch einen Entſchädigungsanſpruch auch gegenüber den von einem Bergwerksbetrieb 
ausgehenden Beeinträchtigungen Platz greifen (beſonders mit Rückſicht auf 85 54, 58, 148 PrAllg⸗ 
BergcGh), wird in zahlreichen Entſcheidungen behandelt, z. B. in NG 26, 227; 49, 282; 72, 303; 
98, 82; 99, 178; 139, 29; 146, 275; 154, 162; JW 1911, 33845; 1935, 32216, 1938, 104256; Warn 
1910 Nr 446; 1911 Nr 220; 1915 Nr 161, 193; 1934 Nr 133; Gruch 30, 1008; 55, 1168. 
Abgeſehen von dieſen Fällen kann Schadenserſatz nur nach SS 823 ff., alſo insbeſondere nur 
unter Nachweis eines Verſchuldens verlangt werden (R 58, 131; 61, 256; 63, 375; 97, 26; 
OLG 10, 409). Ein Verſchulden des Einwirkenden ift aber ftet3 vorhanden, wenn er die unzuläſſigen 
Einwirkungen auf das Nachbargrundſtück voraussehen konnte (RG 32, 341; Gruch 32, 890; 38, 
712; 44, 869; V 25/04). Auch wer die Einwirkung durch einen Dritten ſchuldhaft veranlaßt hat, 
haftet auf Schadenserſatz (RG 97, 26). — Klageberechtigt aus § 1004 iſt nicht nur der beein⸗ 
trächtigte Eigentümer und Miteigentümer (8 1011), ſondern auch der Erbbauberechtigte (VO v. 
15. 1. 1919 $ 11), der Nießbraucher (8 1065), der Dienſtbarkeitsberechtigte (88 1027, 1090) und nach 


Inhalt des Eigentums § 906 207 


Maßgabe des § 1134 auch der othekengläubiger. Mieter und Pächter dagegen können ſich 
mangels eines e an ihren Vermieter halten (58 537ff., 545). Unter Umſtänden 
kann ihnen aber eine Beſitzſtörungsklage (88 868, 858, 862) gegen den Störer gegeben fein (NG 59, 
327), z. B. dem Pächter bei ſchädigenden Einwirkungen auf ſeine Pflanzungen (RG 105, 215; 
Warn 1936 Nr 172). Beklagter iſt der Störer. Dies ift zunächſt derjenige, der durch feine Benutzung 
des Nachbargrundſtücks die Einwirkungen verurſacht. Aber auch derjenige hat als Störer zu gelten, 
der auf dem Nachbargrundſtück einen Zustand ſchafft oder beſtehen läßt, der, wenn auch nur mit⸗ 
wirkend, das beeinträchtigende Walten der Naturfräfte ermöglicht, ſo daß ein urſächlicher Zu⸗ 
ſammenhang zwiſchen der Beeinträchtigung und feiner Willensbetätigung, die nicht die alleinige 
Urſache zu fein braucht, feſtzuſtellen iſt (RG 47, 164; 60, 140; 92, 25; 97, 26; JW 1910, 65418; 
1912, 31; Warn 1917 Nr 245; 1936 Nr 172; Gruch 38, 952; 46, 653; 48, 950; Seuff A 60 Nr 140). 
Nur auf den Willen eines ſolchen Dritten, nicht auf ſein Verſchulden kommt es für die Frage 
an, ob er als Störer anzuſehen iſt (RG 155, 316). Regelmäßig wird der Eigentümer des Nachbar⸗ 
grundſtücks derjenige fein, der für Überſchreitungen des Gebrauchs- und Nutzungsrechts 
aufzukommen hat (NG 47, 164; Gruch 46, 653; 48, 951; Warn 1917 Nr 245). Doch kann 
auch ein anderer, ſei es allein, ſei es zuſammen mit dem Eigentümer, als Störer in An⸗ 
ſpruch genommen werden, wenn er den die ſchädlichen Einwirkungen verurſachenden Zustand 


auf dem Nachbargrundſtück verurſacht hat (RG Gruch 38, 952; Warn 1917 Nr 245). 3. B. kann 
gegen den Mieter, durch deſſen Betrieb die Einwirkung erfolgt, die Klage erhoben werden (RG 
45, 297; 97, 26; Warn 1917 Nr 2 


45; 1918 Nr 116; 3% 1927, 455). Anderſeits kann der Eigentümer 
auch dann Störer fein, wenn er die beeinträchtigende Handlung nicht ſelbſt vorgenommen, aber 
trotz des ihm zuſtehenden Unterſagungsrechts die Handlung eines Dritten (3. B. eines Mieters 
ober eines ſonſt zur Benutzung der Anlage von ihm Ermächtigten) geduldet hat. Dann kann er allein 
oder neben dem Dritten verklagt werden (RG 45, 298; 47, 162; JW 1900, 840°; 1901, 52; 1904, 
14214, Gruch 38, 952; 45, 1008; 46, 650; 48, 949; 54, 1008; Warn 1913 Nr 227; 1917 Nr 245; 
SeuffA 57 Nr 17; OLG 2, 315; 3 S. 11, 181; 5, 71; vgl. auch RG 92, 363). Dies gilt auch im 
Falle der Störung durch einen Mieter (Pächter), wenn der Eigentümer mit dem Mieter einen 
Vertrag abgeſchloſſen hat, wonach der Mieter ihm gegenüber berechtigt ſein würde, die ſtörenden 
Handlungen vorzunehmen. Denn auch in dieſem Falle können die Störungen auf den Willen des 
Eigentümers und Verpächters ursächlich zurückgeführt werden (RG Gruch 46, 650; 48, 929; 
Warn 1913 Nr 227; 1918 Nr 116). Bei einer in fremdem Auftrag verübten Störung iſt die Klage 
in erſter Reihe gegen den Auftraggeber zu richten. Der Beauftragte kann nur verklagt werden, 
wenn er den eingetretenen Zuſtand der: Beeinträchtigung aus eigener Entſchließung und im 
eigenen Intereſſe aufrecht erhält (RG 97, 293). Ferner muß der mit der Abwehrklage in Anspruch 
Genommiene der ge genwärtig Beeinträchtigende ſein, und von ſeinem maßgebenden Willen 
muß die Fortdauer der Beeinträchtigung abhängen (RG 92, 26; 103, 176). Daher iſt derjenige, 
von deſſen Grundſtück während feiner Beſitzzeit Einwirkungen auf das Nachbargrundſtück ausge⸗ 
gangen ſind, nicht der richtige Beklagte, wenn er zur Zeit der Klagerhebung nicht mehr Eigentümer 
iſt und auch ſonſt keine Verfügungsmacht über das Grundſtück hat. Dann kann nur noch ein Scha⸗ 
veuserſatzanſpruch gegen ihn nach $ 823, insbeſondere unter der Vorausſetzung feines Verſchuldens, 
m Frage kommen (RG 103, 176). Zur Begründung der Klage genügt der Nachweis der Beein⸗ 
trächtigung des Eigentums oder des Rechts an dem Grundſtück durch Einwirkungen von dem 
Grundſtück des Beklagten aus. Im Falle der Klage auf Unterlaſſung tritt hinzu die Beſorgnis 
weiterer Störungen, die z. B. dann gegeben iſt, wenn die Störung ſich trotz Widerſpruchs wieder⸗ 
holt (MG JW 1910, 65412; Gruch 44, 1095). Zur Begründung der Klage können auch rechtsver · 
lezende Tatſachen, die ſich erſt im Lauf des Rechtsſtreits ereignet haben, ohne Klagänderung 
herangezogen werden, ſofern ſie nicht außerhalb des Rahmens des urſprünglichen Klagvortrags 
ſauen (Ach 99, 177). Gleichgültig ift, ob der Beklagte die Störung als ein Recht für ſich in Anſpruch 
nimmt oder nicht (RG Gruch 44, 1095). Steht die Beeinträchtigung feſt, fo hat der Beklagte 
Die Beweiglaſt, wenn er einwendet, die Einwirkung ſei unweſentlich oder ortsüblich (A d). Dieſem 
Einwand kann der Kläger durch die von ihm zu beweiſende Replik begegnen, daß die Zuführung 
durch eine beſondere Leitung erfolgt (5 906 Satz 2). Gegebenenfalls kann er weiter geltend machen, 

aß er nach beſonderer Vereinbarung auch zur Duldung unweſentlicher Einwirkungen nicht 
verpflichtet ſei. Eine ſolche Vereinbarung hat aber nur dann dingliche Wirkung, wenn ſie in das 
Grundbuch eingetragen ift ($ 873). Anderſeits kann der Beklagte einwenden, daß ihm die über⸗ 
mäßige Einwirkung durch Vereinbarung geftattet ſei (A 1). Dagegen folgt allein daraus, daß der 
äger bei Errichtung einer Anlage wußte oder vorausſehen konnte, die Anlage werde vom Nach⸗ 
bargrundſtück eine Beeinträchtigung erfahren, noch kein Verzicht auf den Anſpruch aus $ 1004 
(a SeuffA 56 Nr 104; JW 1904, 48712), Auch kann vom leidenden Eigentümer nicht ver⸗ 
langt werden, daß er ſich auf einen Gebrauch beſchränkt, bei dem die Einwirkungen nicht 
als erhebliche empfunden werden (RG JW 1912, 58910), oder daß er, um der Erheblichkeit vorzu⸗ 
eeugen, über gewöhnliche Anforderungen hinausgehende Vorkehrungen trifft (3. B. zur 
Herabminderung eindringender Geräuſche die Fenſter ſeiner Wohnung ſchließt oder eine Haus⸗ 
wand beſonders verſtärkt: RZ JW 1912, 58970, Warn 1909 Nr 359; 1911 Nr 187; 1913 Nr 227). 
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Wenn die Einwirkungen aber lediglich deswegen das nach § 906 zu duldende Maß überſchreiten, 
weil der leidende Eigentümer bei dem Gebrauch ſeines Grundſtücks regelwidrig verfährt 
oder eine den allgemeinen Anforderungen widerſprechende Einrichtung trifft 
(3. B. eine Trennungswand nach dem Nachbargrundſtück herſtellt, die nicht die polizeilich vorge⸗ 
ſchriebene Stärke hat, oder einen Betrieb unmittelbar an der Nachbarwand einrichtet, ohne zur 
Abwendung von Störungen geeignete und übliche Vorkehrungen zu treffen), jo kann er auch die 
Beſeitigung der an ſich übermäßigen Einwirkungen nicht verlangen. Denn in Anbetracht der 
auf die nachbarlichen Verhältniſſe zu nehmenden Rückſicht würde in einem ſolchen Verlangen 
ein Mißbrauch der dem Eigentümer nach $ 903 zuſtehenden Rechte ($ 903 A 6) zu finden fein 
(RG JW 1912, 58915: Warn 1913 Nr 227; Gruch 34, 476). 

Im Falle der Veräußerung des Grundſtücks während des Rechtsſtreits findet 5 266 ZRO 
Anwendung. Der Rechtsnachfolger iſt berechtigt und auf Antrag des Gegners auch verpflichtet, 
den Rechtsſtreit zu übernehmen (RG 40, 333; JW 1912, 47117). Durch Herſtellung abhelfender 
Einrichtungen während des Rechtsſtreits wird die Verurteilung des Beklagten an ſich noch nicht 
ausgeſchloſſen. Denn der Kläger hat ein Recht auf dauernden Schutz, der ihm in der Regel nur 
durch ein die ſofortige Zwangsvollſtreckung ermöglichendes Urteil gewährt wird. Allerdings darf 
der Einwirkende nicht mehr verurteilt werden, wenn er beweiſt, daß Einrichtungen getroffen ſind, 
die nach menſchlicher Vorausſicht die ſchädliche Einwirkung auf ein Maß zurückführen, das nach 
$ 906 ertragen werden muß, und daß eine Beſeitigung der Schutzeinrichtungen und die Wieder⸗ 
aufnahme des früheren Betriebs nach Lage der Verhältniſſe nicht in Frage kommen kann (RG 
36, 178; JW 1896, 21027; 1898, 61041; 1899, 75758, 1902 S. 70, Beil 203; 1906, 55625; 1910, 
6541; 1911, 32621; 1927, 455; Warn 1912 Nr 215; 1917 Nr 245; 1919 Nr 172; Gruch 44, 866: 
54, 1008). Soweit dies dargetan wird, iſt der Zuſtand zur Zeit der Klagerhebung nicht mehr für die 
Urteilsfindung maßgebend (RG ZW 1911, 32621). Das gilt anderſeits aber auch, wenn während 
des Rechtsſtreits Verſtärkungen der Einwirkungen (z. B. infolge Ausdehnung des Betriebs auf 
dem Nachbargrundſtück) eintreten. Solche Verſtärkungen find bei der Urteilsfindung zu berück- 
ſichtigen; dem Beklagten liegt die Beweislast dafür ob, daß auch dieſe Einwirkungen noch nach 9 906 
zu dulden ſind (A8; RG JW 1911, 32621). Entſcheidend für die Urteilsfindung ift alſo ſtets das 
Geſamtbild der Lage im Zeitpunkt der letzten mündlichen Verhandlung (RG 156, 319). Die 
Einrede der Unmöglichkeit, den Klaganſpruch zu erfüllen, greift nicht durch, weil es ſich um einen 
dinglichen Anſpruch auf Beſeitigung des das Eigentum beeinträchtigenden Zuſtandes handelt. 
Der geſetzmäßige Zuſtand, der dem Berechtigten die ungeſtörte Ausübung feines Rechts ermög- 
licht, muß unter allen Umſtänden hergeſtellt werden (NG JW 1910, 75416). Der Anſpruch aus 
$ 1004 iſt noch nicht im ganzen verjährt, wenn einzelne Einwirkungen ſchon während rechts 
verjährter Zeit ſtattgefunden haben. Denn er iſt durch die letzte Einwirkung neu entſtanden (RG 
Warn 1931 Nr 8). Der aus dieſer Einwirkung entſtehende Anspruch unterliegt der ordentlichen 
Verjährung (88 194 Abſ 1, 195, 198). $ 902 kommt nicht zur Anwendung. Denn es handelt ſich 
nicht um einen Anſpruch aus einem eingetragenen Recht im Sinne dieſer Vorſchrift (ſtr.). 


$ 907 


) Der Eigentümer eines Grundftüds 2) kann verlangen?), daß auf den 
Nachbargrundſtücken ') nicht Anlagen hergeſtellt oder gehalten werden ), von 
denen mit Sicherheit vorauszuſehen iſt ), daß ihr Beſtand oder ihre Be- 
nutzung “) eine unzuläſſige Einwirkung auf fein Grundſtück zur Folge hat “). 
Genügt eine Anlage den landesgeſetzlichen Vorſchriften, die einen beſtimmten 
Abſtand von der Grenze oder ſonſtige Schutzmaßregeln vorſchreiben, ſo kann 
die Beſeitigung der Anlage erſt verlangt werden, wenn die unzuläſſige Ein- 
wirkung tatſächlich hervortritt 2), 

Bäume und Sträucher gehören nicht zu den Anlagen im Sinne dieſer Bor- 
ſchriften ). 

EI 864 II 821; M 3 292 ff.; P 3 157 ff. 

1. § 907 gewährt dem Grundeigentum Schutz vor drohenden künftigen Einwirkungen. 
Die Eigentumsfreiheitsklage iſt danach zunächſt in Erweiterung des § 1004 als vorbeugendes 
Schutzmittel gegenüber einer beabſichtigten, gefahrdrohenden Anlage ſchon vor dem Eintritt 
unzuläſſiger Einwirkungen gegeben (M 3, 294; RG 104, 85). Sie richtet ſich auf Unter⸗ 
laſſung der Herſtellung der Anlage (Prot 3, 159). Iſt die Anlage bereits hergeſtellt und 
findet von ihr aus eine über § 906 hinausgehende Einwirkung ftatt, fo kann nach Ss 903, 905, 
1004 auf Beſeitigung der Beeinträchtigung und, wenn weitere Beeinträchtigungen zu beſorgen 
find, auf Unterlaſſung der Störung, alſo auf Unterlaſſung der Benutzung der Anlage überhaupt 
oder in der bisherigen Art geklagt werden (§ 906 A 13). Auch in dieſer Hinſicht enthält 5 907 
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eine Erweiterung des Eigentumsanſpruchs. Denn der Eigentümer kann, wenn die weitere Be⸗ 
nutzung der hergeſtellten Anlage die Fortdauer unzuläſſiger Einwirkungen zur notwendigen 
Folge hat, nicht bloß Unterlaſſung der Benutzung, ſondern auch Beſeitigung der Anlage 
verlangen (Prot 3, 159). Dieſen Anſpruch hat er ſelbſt dann, wenn die bisherige Einwirkung 
noch nicht mit einer Schadenszufügung verbunden war (M 3, 295; R 50, 229). Ein Schadens⸗ 
erſatzanſpruch kann aber auch hier wie ſonſt nur nach Maßgabe der 58 823 ff., insbeſondere 
unter der Vorausſetzung eines Verſchuldens des die Anlage Herſtellenden oder Haltenden geltend 
gemacht werden (RG 50, 228; IW 1911, 76423; § 906 A 13). Dabei iſt zu beachten, daß $ 907 
Lin Schutzgeſetz im Sinne von g 823 Ab 2 darſtellt (5 823 A 14 III a). Im übrigen beſteht auch 
Hier wie für den Anſpruch aus $ 1004 die Möglichkeit, daß das dem gefährdeten Eigentümer nach 
3 907 Almen Recht auf Beſeitigung einer Anlage zugunſten eines Nachbars entzogen 
a durch öffentlich⸗rechtliche Beſtimmungen ($ 26 Gewd; Artt 109, 125 EG) oder durch 
ſonſtige Normen des objektiven Rechts, die ein Zurückſtehen der Ausübung von Privatrechten 
ter dem öffentlichen Intereſſe fordern. Dann kann der von der Entziehung betroffene 
Eigentümer als Erſatz dafür einen Entſchädigungsanſpruch gegen den Nachbarn haben, 
N ohne daß dieſem ein Verſchulden zur Laſt fällt (MG 50, 229; 58, 132; 93, 104; 101, 
102; JW 1907, 2991; 1911, 76425; Gruch 66, 479; O86 18 S. 124, 127; $ 906 A 1. 13). 
a jemand z. B. während des Krieges auf einem Grundſtück eine Sprengſtoffabrik be- 
zneben, von der infolge der durch die Kriegsverhältniſſe gebotenen äußerſten Ausnutzung 
der Eintritt von Exploſionen mit Sicherheit zu erwarten war, fo iſt er auch ohne Verſchulden zum 
1 des durch Exploſionen den Nachbargrundſtücken zugefügten Schadens verpflichtet (RG 101, 
Abr Gruch 66, 479). Dabei iſt, ebenſo wie in den Fällen des durch $ 26 Gerd ausgeſchloſſenen 
zübwehranſpruchs (5 906 A 13), hinſichtlich des Nichterforderniſſes eines Verſchuldens kein Unter- 
ſchie zu machen zwiſchen dem vor und nach der Klagerhebung entſtehenden Schaden (RG 104, 
900, Soweit aber folche öffentlich⸗rechtlichen Beſtimmungen nicht entgegenſtehen, kann einerſeits 
der Anſpruch aus $ 907 auch gegenüber der Anlage einer Öffentlich-rechtlichen Körperſchaft geltend 
gemacht (z. B. gegenüber Kanaliſation, Wegebauten, Bedürfnisanſtalten einer Stadtgemeinde, 
lager des Staates: RG 134, 257; JW 1900, 639; 1901, 52; OLG 2, 345), anderſeits ein 
Te nserſatzanſpruch nur unter Nachweis eines Verſchuldens erhoben werden (RG JW 1911, 
Be * Für die Beweisfrage in Anſehung des Verſchuldens können die Grundſätze über den 
8 nach dem erſten Anſchein von Bedeutung fein (RG 145, 115). Die Zuläſſigkeit des Rechts⸗ 
99 100 Hin einen Anſpruch aus $ 907 gegenüber einer beabfichtigten gewerblichen Anlage, die nach 
10 s 19 5 Gewd der behördlichen Genehmigung bedarf und gegen die im Genehmigungsverfahren 
Ii ei ff. Gewd) Einwendungen erhoben find, erörtern RG 13, 55; JW 1908 S. 3015, 245 76. 
x # EN Stuck von einem Felſenhang zur Herſtellung einer Eiſenbahnſtrecke abgetreten und löſen 
tei on den Felswänden infolge von Verwitterungen, namentlich beim Betrieb der Eiſenbahn, 
eine ab, wodurch der Eiſenbahnbetrieb gefährdet wird, ſo kann der Eigentümer des Felſenhangs 
11 . 9907 noch aus $ 1004 dahin in Anſpruch genommen werden, Einrichtungen zu treffen, 
Sn 5 Herabfallen von Steinen in Zukunft verhüten. Denn das Herabfallen der Steine iſt weder 
Gs b 8 eine von ihm hergeſtellte Anlage herbeigeführt noch ſonſt auf ſeinen Willen zurückzuführen. 
ef ruht vielmehr lediglich auf der Einwirkung von Naturkräften, für die er keine Vorbedingungen 
geſchafſen Hat (dic 134, 230). 
bauderölnſpruchsborechtigt aus $ 907 find außer dem Eigentümer des Grundſtüas auch der rb. 
8 nee (VO v. 15. 1. 1919 8 11), der Dienſtbarkeitsberechtigte (58 1027, 1090 Abſ 2) und der 
8 . ($ 1065), Dagegen ſteht dem Mieter oder Pächter, deren Recht nur ſchuldrechtlicher 
eigent iſt, ein ſolcher Anſpruch nicht zu (R® 59, 327). Das Bergwerkseigentum ift kein Sach⸗ 
075 . auch kein Recht an einem fremden Grundſtück, fordern der Inbegriff der Berechtigungen, 
Art e e der bergmänniſchen Erzeugung dienen (RG 87, 400; Gruch 59, 1059). Gemäß 
Berg; 6 beſtimmt ſich der Inhalt und Umfang der Berechtigungen in Preußen nach $ 54 Allg 
Verb alt Daher iſt $ 907 für das Bergrecht nicht anwendbar, insbeſondere nicht auf das nachbarliche 
3 Imi8 zweier Bergwerke untereinander (RG Gruch 59, 1058). h 
1 Das Verlangen kann an den Eigentümer des Grundſtücks, auf dem ſich die Anlage be⸗ 
6. B 1 dann geſtellt werden, wenn ſie von ihm nur hergeſtellt iſt, aber von einem anderen 
. Fri Pächter) für eigene Rechnung benutzt wird. Anderſeits kann der Anſpruch auch gegen 
grund sud ern geltend gemacht werden, der die Anlage auf dem ihm nicht gehörenden Nachbar⸗ 
ſetzun errichtet oder hält (5906 A 13). Zur Begründung der Klage müſſen die Voraus⸗ 
Anla gen des ri 1 dargetan werden. Der Kläger muß alfo behaupten und beweiſen, daß die 
— errichtet iſt oder hergeſtellt werden ſoll und daß von ihr eine unzuläſſige Einwirkung mit 
18 en zu erwarten iſt. Da jedoch nach $ 903 grundſätzlich alle Einwirkungen unzuläſſig find, 
AR Ei Kläger ſeiner Pflicht, wenn er dartut, daß mit Sicherheit Einwirkungen überhaupt 
gegebener 2 find. Sache des Beklagten iſt es dann, nachzuweiſen, daß die Einwirkungen im 
W ei Jalle nach Maßgabe von Ausnahmevorſchriften, insbeſondere nach $ 906, vom Eigen- 
ider Belt uldet werden müſſen, alſo nicht unzuläſſig find (ſtr., RG JW 1910, 202%). Auch kann 
2 lagte ſich darauf berufen, daß feine Anlage den in Satz 2 angeführten landesgeſetzlichen 
U, Kommentar von Reichsgerichtsräten. 9. Aufl. III. Bd. (Beſſau.) 14 
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Vorſchriften genügt (A 8). Zugunſten des Anſpruchsberechtigten kann eine einſtweilige Ver⸗ 
1518 5 nach $ 940 3 PO (4. B. auf Verbot der Fortſetzung des Baus der Anlage) erlaſſen werden 
(OLG 4, 61). 

3 a. Unter Nachbargrundſtücken find nicht nur unmittelbar angrenzende Grundſtücke zu 
verſtehen, ſondern auch entfernter liegende Grundſtücke, ſofern ſie ſich nur innerhalb des Ein⸗ 
wirkungskreiſes der Anlagen befinden (RG JW 1923, 2885; § 906 A 6, § 909 A 3, 8 917 A 7). 
Die Frage, ob Einwirkungen „mit Sicherheit vorauszuſehen ſind“ (A 5), hat mit der Frage der 
„Nachbarſchaft“ als ſolcher unmittelbar nichts zu tun; es handelt ſich vielmehr bei beiden Fragen 
um ſelbſtändige Tatbeſtandserforderniſſe, die nicht derart miteinander verkoppelt werden dürfen, 
daß mangels Vorausſehbarkeit von Einwirkungen auch ſchon die Nachbarſchaft der Grundſtücke 
entfiele (RG 18. 12. 1937 V 147/37). 

4. Anlagen im Sinne des 5 907 find zunächſt ſolche Einrichtungen, die ſchon von ſelbſt ohne 
Hinzutritt einer weiteren menſchlichen Tätigkeit einwirken, deren „Beſtand“ alſo gefährdend ſein 
kann: z. B. Teiche, Gräben und Kanäle (M 3, 295; Prot 3, 160), die übel riechen oder ſchmutziges 
Waſſer mit ſich führen (RG 51, 254) oder Aufenthalt für ſchädigende Tiere bieten (NG JW 1910, 
65413). Ferner gehören hierher aber auch ſolche Einrichtungen, die erſt dann, wenn fie beſtimmungs⸗ 
gemäß verwendet werden, alſo durch die „Benutzung“ einwirken: z. B. Viehſtälle (RG 51, 254), 
Backöfen, Rauchfänge (Prot 3 S. 157, 160), Düngergruben (OLG 4, 59), Leichenhäuſer (OLG 4, 
61), ein zur Benutzung eines Privatwegs des Nachbars angelegter Straßenanſchluß (OLG 2, 345), 
Aufſchüttungen von Erd⸗ und Sandmaſſen (RG 60, 140), Stauvorrichtungen (RG JW 1908, 3015), 
eine Kleinbahnanlage mit ungünſtigen Steigungs⸗ und Krümmungsverhältniſſen (RG JW 1907, 
2991; OLG 18, 123). Immer muß die Anlage aber fo geartet fein, daß ſie ſelbſttätig oder unter 
menſchlicher Mitwirkung durch Hinüberleiten ihrer Beſtandteile oder Zuführen greifbarer oder 
doch ſinnlich wahrnehmbarer Stoffe die Grenze überſchreitet oder zu überſchreiten 
droht (RG 51, 253). Daher fallen nicht unter $ 907 ſolche Anlagen, die ſich ſtreng auf der Grund⸗ 
fläche des ſie Errichtenden halten, nicht unmittelbar und poſitiv in das Gebiet des anderen Grund⸗ 
ſtücks hinübergreifen, wenn fie vielleicht auch durch negative Einwirkungen (z. B. durch Ent⸗ 
ziehung früher zugefloſſenen Lichts, durch Verdeckung einer bisher vorhandenen Ausſicht oder 
Bequemlichkeit, durch die von einem Gebäude verurſachten Windſtauungen, Wirbel- und Stoß⸗ 
winde, welche die Leiſtung einer Windmühle verringern) das andere Grundſtück beeinträchtigen 
(RG 51, 254; 62, 88; ZW 1909, 1611 Warn 1913 Nr 96; Gruch 58, 1028; 65, 612; HRR 1937 
Nr 1006; 5 906 A 1). So iſt z. B. die Erhöhung oder Tieferlegung einer Straße, durch die den 
Anliegern lediglich Licht und Ausſicht beeinträchtigt oder die bisherige Art der Straßenbenutzung 
entzogen wird, keine Anlage im Sinne des $ 907 (NG 51, 253; Warn 1935 Nr 132; OLG 18, 126). 
Schließlich iſt nach allgemeinem Sprachgebrauch unter „Anlage“ nur ein Werk oder eine Ein⸗ 
richtung von gewiſſer Selbſtändigkeit und dauerndem Beſtande zu verſtehen. Daher 
fallen z. B. nicht unter $ 907: eine einzelne in ein Gebäude eingeſtellte, mit dieſem nicht verbundene 
Maſchine; ein einzelner Fabrikraum, der mit Geräten, Werkzeugen und ſonſtigen Einrichtungen 
zur Herſtellung von Stoffen verſehen iſt (RG 51, 253; JW 1912, 75217; Gruch 46, 652). 

5. Die unzuläſſige Einwirkung muß mit Sicherheit vorauszuſehen ſein. Die auf die bloße 
Möglichkeit ſich gründende Beſorgnis derartiger Einwirkungen genügt nicht (RG 50, 229; 63, 
378; JW 1902 Beil 203; 1910, 202, HRR 1933 Nr 477). Deshalb kann z. B. niemand wegen 
einer mit Feuer⸗ oder Exploſionsgefahr verbundenen Einrichtung auf dem Nachbargrundſtück 
ſchon deshalb einen Anſpruch aus $ 907 herleiten, weil durch die Gefährlichkeit dieſes Betriebs 
ſein eigenes Grundſtück entwertet wird (RG 50, 225; OLG 4, 55; 8906 A 1). Ebenſo kann wegen 
Beſorgnis der Einwirkung aus einem benachbarten Minenlager, das aus einem alten Befeſtigungs⸗ 
werk vom Deutſchen Reich ausgebaut iſt, weder nach § 907 Abſ 1 Satz 1 BGB noch nach 8 75 
Einl. z. ALR Entſchädigung verlangt werden, wenn von dem Minenlager weder mit Sicherheit 
noch mit höchſter Wahrſcheinlichkeit eine unzuläſſige Einwirkung auf das Nachbargrundſtück voraus⸗ 
zuſehen iſt. Denn wenn der Nachbar ſich die Anlage nach den allgemeinen Eigentumsvorſchriften 
gefallen laſſen muß, ſo kann bei ihm auch von einem Opfer an beſonderen Rechten und Vorteilen, 
das einen Entſchädigungsanſpruch nach 875 aaO. auszulöſen geeignet wäre, nicht die Rede fein 
{RG 134, 255). Aus der Benutzung einer Kraftwagengarage laſſen ſich regelmäßig keine unzu⸗ 
läſſigen Einwirkungen auf die Nachbargrundſtücke vorausſehen; nur unter ganz beſonderen Um⸗ 
jtänden könnte ein Anſpruch aus $ 907 gegeben fein (JW 1937, 211610). Eine mathematiſche 
Sicherheit iſt nicht zu erfordern. Mit Sicherheit vorauszuſehen iſt die unzuläſſige Einwirkung 
auch dann, wenn ſie nach den Lebenserfahrungen mit höchſter Wahrſcheinlichkeit früher oder 
ſpäter einmal zu erwarten iſt (RG Gruch 59, 476; JW 1923, 2897; 1924, 15408). Unter beſonderen 
Umſtänden (ungewöhnliche Gefährlichkeit, großes Ausmaß eines gefährdenden Betriebs, frühere 
Unglücksfälle in ihm) kann die Feſtſtellung gerechtfertigt fein, daß von einer Anlage aus für die 
geſamte engere und weitere Nachbarſchaft unzuläſſige Einwirkungen mit Sicherheit vorauszuſehen 
ſind (RG 18. 12. 1937 V 147/37). Die Frage der Vorausſehbarkeit liegt im allgemeinen auf 
tatſächlichem Gebiet und ift inſoweit einer Nachprüfung des Reviſionsgerichts entzogen (RG 101, 
105; 104, 82; 134, 255; 18. 12. 1937 V 147/37). 
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6. Der Beſtand oder die Benutzung der Anlage muß die unzuläſſige Einwirkung hervor⸗ 
bringen (A 4). Dies trifft nicht zu, wenn die Anlage nur an einem die Störung allein verur- 
ſachenden Mangel leidet, der behoben werden kann (z. B. wenn eine Kloake nicht genügend zemen⸗ 
tiert ift). Dann kann nur auf Grund des $ 1004 die Beſeitigung des Mangels verlangt werden 
(MG 63, 378; Gruch 46, 652; OLG 4, 59). 

7. Unzuläſſige Einwirkungen find nicht nur die im $ 906 erwähnten, durch unwägbare Stoffe 
verurſachten Einwirkungen, die über die im $ 906 geſtatteten Grenzen hinausgehen ($ 906 N), 
ſondern auch alle ſonſtigen, das Eigentumsrecht (88 903, 905) beeinträchtigenden Einwirkungen, 
die dem Nachbar weder durch Geſetz ($ 906 A 1; $ 903 A 3) noch in Ausübung eines beſonderen 
Rechts geftattet find (RG 50, 228; Gruch 47, 651; JW 1910, 2025). Hierher gehört alſo auch die 
Entſendung von feſten Körpern, wie Kugeln aus einem Schießſtand, Steinen aus einem Stein ⸗ 

ruch, Tauben aus Taubenſchlägen, Bienen aus Bienenkörben (RG 12, 174; JW 1910, 6545 
Gruch 45, 1016; vgl. aber für den Bienenflug $ 906 A 5). Wie aus den Worten „Einwirkung auf 
das Nachbargrundſtück“ ſich ergibt, muß es ſich aber um ein (drohendes) Eindringen auf das Nach⸗ 
bargrundſtück unter Überſchreitung der Grenze handeln (nch 51, 254; 98, 17; JW 1908, 14212; 
1909, 1611; Seuffäl 59, 124). Dieſe Vorausſetzung liegt z. B. bei der Vertiefung des Grundſtucks 
nicht vor (OLG 29, 339). Deshalb stellt ſich auch das durch das bloße Daſein eines Gebäudes auf 

em Nachbargrundſtück verurſachte Zurückwerfen des Windes und des Regens nicht als unzuläſſige 
Einwirkung dar. Denn einerſeits darf der Nachbar, ſoweit er nicht durch ein geſetzliches oder poltzei⸗ 
liches Verbot oder durch ein beſonderes Recht Dritter gehindert iſt, auf ſeinem Grundſtück beliebig 
Gebäude errichten (88 903, 905). Anderſeits beruht das Zurückwerfen des Windes und des Regens 
auf Naturgeſetzen, nicht auf einem Hinüberwirken des Gebäudes auf das andere Grundſtück; 
das Gebäude wirkt vielmehr nur abwehrend dabei mit (NG Warn 1914 Nr 57). Dasſelbe gilt von 
einer Bretterwand, die dem Hauſe auf einem Nachbargrundſtück Licht und Luft entzieht oder 
beeinträchtigt, und bon einer lediglich die Ausſicht ſchädigenden Anlage (MG 98, 17; Gruch 56, 115; 
RR 1931 Nr 939). Die Beweislaſt für die Zuläſſigkeit oder Unzuläſſigkeit der Einwirkung 
iſt behandelt in A 3. — Soweit infolge von Anlagen gefährdende Zuflüſſe von Waſſer drohen 

9. „bei Hochwaſſer eines Fluſſes oder bei einer mit dem Eiſenbahnbetrieb zuſammenhängenden 
Entwäſſerungsanlage), kommt nach Art 65 Ech Landesrecht zur Anwendung (RG JW 1912, 
d aa Warn 1910 Nr 447). Dasselbe gilt, wenn es ſich um Entziehung von Waſſer (Grundwaſſer) 

urch eine Waſſerverſorgungsanlage oder durch ſonſtige Anlagen (z. B. den Bau einer Unter⸗ 
grundbahn) handelt (RG Warn 1913 Nr 96; JW 1932, 10465). Für Preußen kommen hier nament- 
lich in Betracht aus dem Waſſergeſetz v. 7. 4. 1913 $ 285 (Anlagen im Überſchwemmungsgebiet 
gefahrbringender Waſſerläufe dürfen nur mit behördlicher Genehmigung hergeſtellt werden), 
3% 21, 200 Xbf 1 (dazu § 906 A 5), 5 331 Abſ 2 (Entwäſſerungsanlagen ohne Entſchädigung für die 
lediglich durch Veränderung des Grundwaſſerſtandes hervorgerufenen Nachteile). Wo aber landes. 
rechkliche Vorſchriften fehlen, greift das Reichsrecht Platz ($ 906 A 1 4. C.). So wird z. B. in Rh 
Bi „154 eine 1 Einwirkung im Sinne des $ 907 verneint für einen Hamburger Fall, 
N00 durch Anſchüttungen auf einem Grundſtück das Steigen des Grundwaſſerſpiegels auf dem 
as orgtunbitüc bewirkt war, ohne daß eine Waſſerzuführung von dem einen Grundſtück auf 

„andere ſtattfand. 

h 8. Die nach Art 124 CG in Geltung befindlichen landesgeſetzlichen Vorſchriften der im Satz 2 
Sdeichneten, Art (z. B. Licht- und Fenſterrecht: 68 137ff. PrALR 18; RG Warn 1913 Nr 152; 
Nana 86 Nr 70; 8 903 A 4) können nicht nur bürgerlich⸗rechtlicher, ſondern auch polizeilicher 
en fein (Prot 3, 159). Dazu gehören z. B.: für Preußen Art 674 Code civil; PLAIN | 8 
3 185—128, 131 (Schweineſtälle, Kloaken und andere den Gebäuden ſchädliche Anlagen, Rinnen 
N Kanäle, Brunnen), $ 185 (Entfernung vom Nachbargrundſtück bei Bodenerhöhung: OLG 
g Kl auch 11 15 8 247 (R 50, 319); für Bayern Artt 62—66 AG. BOB; 8 8, 52 AlgBaud 
8 2. 1901; für Württemberg Artt 219ff. AG. BGB; für Baden Art 18 AG. BGB. Unter den 

5 Art 124 aufrechterhaltenen landesrechtlichen Beſchränlungen des Eigentums „zugunften 
anf die harm, find auch diejenigen zu verſtehen, die den Begriff des Nachbarrechts (A 3 a) nicht 
des € unmittelbar angrenzenden Grundſtücke einengen (A 50, 322; Gruch 66, 478). Im Falle 
aug atzes 2 iſt eine bereits hervorgetretene unzuläſſige Einwirkung (A 7) als Vor- 
Ford a für die Klage beſtimmt, weil in der Regel durch die Beobachtung der landesgeſetzlichen 
= ſchriften eine unzuläffige Einwirkung verhindert. wird (Prot 3, 159). Der Kläger hat daher 
10 deem Falle gegenüber der Berufung des Bellagten auf die landesgeſatzliche Vorſchriſt (A 3) 
nich F daß eine unzuläſſige Einwirkung (A 7) erfolgt iſt. Dieſe Einwirkung braucht aber 
18 ) * ſein eigenes, ſondern kann auch ein Grundſtück in gleicher Lage betroffen haben (RG 
— 1937 V 147/37). Gelingt ihm dieſer Beweis, jo kann er die Beſeitigung der Anlage ver⸗ 
f * braucht ſich alſo nicht mit der Unterlaſſung der Benutzung der Anlage zu begnügen (Prot 3, 
nehmi Hat der Nachbar auf feinem Grundſtück ein Sprengſtofflager angelegt, das polizeilich ge- 
kat 1 iſt (58 1ff. Sprengſtofſch v. 9. 6. 1884), fo iſt eine unzuläſſige Einwirkung ſolange nicht 
130 hervorgetreten, als keine Explosion ſtattgefunden hat. Bis dahin kann alſo niemand 

ach 5907 Abſ 1 Satz 2 die Beſeitigung der Anlage verlangen, ganz abgeſehen davon, daß wohl 

14* 
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mit Rückſicht auf die polizeiliche Genehmigung ſchon $26 GewO einem ſolchen Beſeitigungs⸗ 
verlangen entgegenſtehen würde (R Warn 1914 Nr 251). Eine andere Frage iſt aber die, ob 
nicht nach eingetretener Exploſion der geſchädigte Nachbar auch dann einen Schadenserſatzanſpruch 
nach § 26 Gew haben kann, wenn er früher zwar angeſichts des $ 907 Abſ 1 Satz 2 BGB noch 
keinen Beſeitigungsanſpruch hatte, wenn aber ein Anſpruch auf Schutzvorrichtungen, auf Unter⸗ 
laſſung oder auf Einſchränkung des Betriebsgebrauchs oder der Betriebsfortführung an ſich 
begründet und lediglich durch $ 26 GewO umgewandelt war. Das Reichsgericht hat dieſe Frage 
bisher offen gelaſſen (RG 104, 83; 18. 12. 1937 V 147/37); aus allgemeinen Rechtserwägungen 
(8 906 A 13) wie aus Billigkeitsrückſichten wird fie wohl zu bejahen fein. 

9. Für Bäume und Sträucher gelten 8 910, $ 923 und Art 124 Ech (in Preußen $ 174 ALR IE; 
in Bayern Artt 71—75 AG. BGB). Den Erſatz des Schadens, der durch das Umfallen eines 
morſchen Baums einem Nachbargrundſtück zugefügt wird, behandelt RG 52, 373. 


8 908 


Droht einem Grundſtücke die Gefahr!), daß es durch den Einſturz eines 
Gebäudes oder eines anderen Werkes 2), das mit einem Nachbargrundſtücke 
verbunden iſt, oder durch die Ablöſung von Teilen?) des Gebäudes oder des 
Werkes beſchädigt wird, fo kann der Eigentümer“) von demjenigen 5), welcher 
nach dem 3 836 Abſ 1 oder den SS 837, 838 für den eintretenden Schaden ver⸗ 
antwortlich fein würde ©), verlangen ), daß er die zur Abwendung der Gefahr 
erforderliche Vorkehrung trifft). 

E II 822; P 3 161, 162. 


1. Die Gefahr muß drohen, daß das Gebäude oder Werk infolge ſeines Zuſtandes ganz 

oder zum Teil nach allgemeinem Naturgeſetz in einer das Nachbargrundſtück ſchädigenden 
Weiſe zerfällt (RG 70, 206). $ 908 findet daher z. B. keine Anwendung, wenn auf dem Nachbar- 
grundſtück ein Gewerbebetrieb ſtattfindet, der mit der Gefahr einer Exploſion verbunden iſt, 
die erſt den Einſturz zur Folge haben kann. Iſt der Schaden bereits eingetreten, ſo greifen 
die $$ 836 ff. Platz (RG 52, 239; JW 1910, 65312; 1911, 58018; Gruch 57, 973; 58, 192). Zweck 
der Vorſchrift des $ 908 iſt, zu verhüten, daß der Gefährdete in dieſem Falle, wo $ 907 Abſ 1 
nicht anwendbar iſt, erſt die Schädigung dulden und dann auf Schadenserſatz klagen muß (Prot 
3, 161). 
2. Den Begriff des Gebäudes erläutert $ 912 A 4. Ein Werk iſt nicht bloß ein eigentliches Bau⸗ 
werk, ſondern jeder einem beſtimmten Zweck dienende, nach gewiſſen Regeln der Kunſt oder der 
Erfahrung hergeſtellte, mit einem Grundſtück verbundene Gegenſtand (RG 60, 139; 76, 261; 
Warn 1909 Nr 23; Gruch 57,972). Beiſpielsfälle für ein Werk: Tor (RG Warn 1920 Nr 12; Seuffe 
57 Nr 62), Fahrſtuhl (RG Gruch 60,132), Firmenſchild (RG JW 1906, 423%), Bahndamm (RG JW 
1908, 196°), Drahtzaun (RG JW 1910,65311; OLG 20, 37), Brunnen, Waſſerleitungen, Durchlaß 
auf einem Bürgerſteig (RG 76, 260; JW 1923, 10265), Kanäle, Schleuſen (Seuff a 64 Nr 92), 
Deiche (RO Gruch 58, 192), Telegraphen- und elektriſche Stromleitungen (OLG 5, 249; 18, 85), 
Mauern (OLG 14, 53), Baugerüſte (RG JW 1910, 28821; SeuffA 76 Nr 116), militäriſcher Signal- 
maſt auf fremdem Grundſtück (RG Gruch 57, 972), Drahtſeil für eine Drachenwarte (OLG 43, 
218), Lichtſchacht auf dem Bürgerſteig einer ſtädtiſchen Straße (R Gruch 58, 1003), Buden und 
ähnliche zu vorübergehendem Zweck errichtete Baulichkeiten, ſofern ſie mit dem Grund und Boden 
verbunden find (RG JW 1910, 28821). Unter Umſtänden kann auch ein unfertiger Bau (z. B. 
ein unvollendet gebliebener Rohbau) oder ein wieder in Verfall geratenes Gebäude ein Bauwerk 
im Sinne des $ 908 fein (R Warn 1912 Nr 78). Gewachſener Fels fällt nicht unter die Begriffe 
Gebäude oder Werk (RG 149, 210). Ebenſowenig gehört hierher ein aufgeſchütteter Erdhaufen, 
es ſei denn, daß er zu einem beſtimmten Zweck (z. B. als Böſchung) hergeſtellt iſt (RG 60, 140). 
Im übrigen kann auf § 836 A 2 verwieſen werden. 

3. Ablöſung kann nur angenommen werden, wenn ſie infolge der mangelhaften Beſchaffen⸗ 
heit des Gebäudes oder des Werks eintritt (RG Gruch 57, 973; Seuffl 76 Nr 116). Doch wird 
der Begriff der Ablöſung nicht durch jede Mitwirkung menſchlicher Kraft ausgeſchloſſen. In den 
meiſten Fällen wird vielmehr die Ablöſung ſich in der Weiſe vollziehen, daß zu der fehlerhaften 
Beſchaffenheit noch die Einwirkung menſchlicher Tätigkeit hinzukommt (z. B. Anlehnen an einen 
ungenügend befeſtigten, Stützen auf einen nicht tragfähigen, ungewolltes Anſtoßen an einen 
mangelhaft verbundenen Teil). Entſcheidend aber iſt, ob der Grund des Ablöſens weſentlich in der 
mangelhaften Beſchaffenheit zu ſehen iſt. Beiſpielsfälle in RS Gruch 57, 974: Herausziehen 
eines ordnungswidrig loſe eingefügten Nagels durch ein Kind, das die Folgen nicht erkennt; 
Warn 1919 Nr 169: Herunterfallen eines Ziegelſteins von einem ſchadhaften Dach bei der Aus⸗ 
beſſerung; Warn 1920 Nr 12: Umfallen eines mit einem Wagen angefahrenen, loſe in einem 
Tor hängenden Torflügels; RG 113, 292: allmähliche Lockerung der ein Oberfenſter feſthaltenden 
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Riegel durch Erſchütterungen. Auch wenn ſich das Ablöſen ſchließlich durch die Tätigkeit eines 
Tieres vollzieht, iſt unter jener entſcheidenden Vorausſetzung eine Ablöſung nach $ 908 gegeben 
(RG Gruch 57, 974). Überhaupt kann dies der Fall fein, wenn ein zu der mangelhaften Be⸗ 
ſchaffenheit hinzutretender, von außen kommender Anſtoß das Ablöſen mitverurſacht (RG Gruch 
58, 193: Durchbruch eines Deiches infolge einer Waſſerflut). Daher droht eine Ablöſung auch 
dann, wenn zwar die mangelhafte Beſchaffenheit des Gebäudes oder des Werks für ſich allein 
noch nicht das Ablöſen von Teilen beſorgen läßt, wenn aber die mangelhafte Beſchaffenheit derart 
iſt, daß beim Hinzutreten eines von außen kommenden nicht ungewöhnlichen Anſtoßes, ſei es 
durch menſchliche Tätigkeit ſei es durch eine andere Bewegung verurſachende Kraft, das Ablöſen 
wahrſcheinlich iſt und im Falle des Ablöſens die mangelhafte Beſchaffenheit als die Haupturſache 
zu erachten wäre. Ablöſung iſt nicht bloß die vollſtändige Trennung des Teiles vom Ganzen, 
ſondern umfaßt alle Fälle, in denen ein Teil einſtürzt oder zerbricht (NG 52, 238; RG JW ö 1904, 
486°; 1912, 24210; OLG 4, 285: 5, 249; 9, 45). Sie erfordert auch nicht, daß die Aufhebung des 
Zuſammenhangs, wie es beim Abbrechen oder Abreißen der Fall zu ſein pflegt, unter teilweiſer 
Zerſtörung oder Vernichtung des Gebäudes oder des Werks vor ſich geht, ſondern nur, daß ein 
Teil von dieſem losgelöſt wird (RG Gruch 57, 974; Warn 1920 Nr 12). Teile eines Gebäudes 
ſind alle, nicht bloß die weſentlichen Beſtandteile des Gebäudes (OLG 12, 278), mögen ſie auch 
nicht feſt verbunden fein, z. B. Fußböden, Decken (OLG 4, 285), Steinflieſen (RG 52, 238; 76, 
960) Treppe, Treppengeländer (RG 59, 8; Warn 1913 Nr 13; ORG 18, 86), Brett eines Boden⸗ 
belags (MG JW 1912, 2421), Geſimsſtücke (NG JW 1903 Beil 115; 1904, 4871; DRG 9, 47), 
Putzſtücke (NG Warn 1916 Nr 78), morſche Dielen (RG Warn 1916 Nr 223), Dachfenſter (RG 
N 1907, 454; Warn 1914 Nr 55), Dachaufſätze (RG JW 1904, 9110), Dachziegel (NG Warn 1919 
Aer 169), Fenſterläden (RG 60, 421), Kette eines Klappfenſters, Aufziehgurt einer Jalouſie (RG 
. 57,975), durch Riegel feſtgehaltenes Oberfenſter (RG 113, 292), Beleuchtungskörper (RG 
"nei 1915 Nr 233), Fenſterſcheiben (OLG 5, 249), Rolladenſtücke (OLG 14, 52), Torflügel (RG 
2400 1920 Nr 12; DLG 14, 53), Fahnenſtangen (OLG 12, 277), Telegraphenſtangen (OLG 5, 
400, Drähte einer elektriſchen Leitung (SeuffA 64 Nr 30). Teil eines Werks iſt z. B. das Trag ⸗ 
ſeil eines Fahrſtuhls (R& Gruch 60, 132). Für die Anwendung des $ 908 können aber nur ſolche 
Gegenſtände in Betracht kommen, die bereits endgültig in das Gebäude oder Werk verbaut und 
zaumäßige Teile geworden find, nicht Gegenſtände, mit deren Einfügung erſt begonnen iſt (RG 
Warn 1912 Nr 78). Soweit es ſich um eine einzelne Sache handelt, muß eine nicht bloß äußerliche, 
lieechaniſche, ſondern eine der Bildung und dem Zweck des Ganzen dienende Verbindung vor⸗ 
egen, bei der die Sache zur Herſtellung des Gebäudes oder des Werks eingefügt oder ſonſtwie 
aus baulichen Gründen oder zu baulichen Zwecken an ihm angebracht iſt. Daher iſt z. B. nicht 
Gebäudeteil ein Spiegel, der nicht an einer angepaßten Stelle in die Wand eingelaſſen, ſondern 
nur an der Wand aufgehängt und unten durch eiſerne Klammern geſtützt ift (RG 107, 337). Wegen 
weiterer Einzelheiten wird auf $836 A 3, 4 Bezug genommen. 
e Klageberechtigt iſt, da die drohende Gefahr als eine Beeinträchtigung des Eigentums⸗ 
Gru gilt, außer dem Eigentümer der Miteigentümer (8 1011). Wenn ihr Nutzungsrecht an dem 
der woltlac gefährdet ift, ſind klageberechtigt auch der Erbbauberechtigte (B v. 15. 1. 1919 8 11), 
er Dienſtbarkeitsberechtigte (88 1027, 1090 Ab 2), der Nießbraucher ($ 1065). 
font Der Anſpruch richtet ſich nicht gegen den Eigentümer des Gebäudes oder Werks als ſolchen, 
5 dern gegen den Eigenbeſitzer (unmittelbaren oder mittelbaren: 88 854, 868) des Nachbar⸗ 
Nauraſtücts (88 836 Abſ 1 u. 3, 872) oder gegen den, der auf fremdem Nachbargrundſtück in 
den dung eines eigenen Rechts ein Gebäude oder ein anderes Werk beſitzt (§837), oder gegen 
— der die Unterhaltung des Gebäudes oder eines anderen Werks für den Eigentümer über- 
1 hat oder vermöge eines ihm zuſtehenden Nutzungsrechts dazu verpflichtet iſt (5 838). 
werd den erſten Fall (Eigenbeſizer) anlangt, fo kann der Eigentümer nicht in Anſpruch genommen 
N wenn er nicht den Beſſtz des Grundstücks hat. Denn er wird dann unter Umſtänden von 
die g fahrdrohenden Zuſtand des Gebäudes oder Werks keine Kenntnis haben; auch wird ihm 
er „Inſtandhalkung nicht obliegen. Auch der frühere Beſitzer kann nicht belangt werden, obwohl 
Abs 17 3.80 Abſ 2 für den eintretenden Schaden ebenfalls verantwortlich fein würde. Denn der 
0 rh ift im $ 908 nicht angezogen. Im zweiten Falle ($ 837) kommt es an ſich nicht darauf 
rbb as Recht, in deſſen Ausübung das Gebäude oder Werk beſeſſen wird, ein dingliches (z. B. 
Wie murecht) oder ein perſönliches (z. B. Pacht) iſt (NG Warn 1910 Nr 154; RG St Id 1904, 58119). 
1 aus dem Zuſammenhalt von $ 887 mit $ 836 ergibt, ift aber erforderlich, daß der auf Grund 
e eigenen Rechts an dem Gebäude oder Werk ausgeübte Beſitz abgeſondert von dem Beſitz 
fee Grundſtück beſteht, wie in dem Falle des $ 95, in dem in Ausübung eines Rechts an einem 
oder We Grundſtück ein Gebäude mit dieſem verbunden ift, und daß dem Beſitzer des Gebäudes 
errichte 9150 auch die Sorge für dieſes obliegt (z. B. weil er es als Pächter, als Bauunternehmer 
des 1 84 NG 59, 8: JW 1910, 65311; Warn 1910 Nr 154). Daher iſt nicht Beſitzer im Sinne 
eines G 7 ;. B.: der Mieter eines dem Grundſtückseigentümer gehörenden Hauſes; der Pächter 
rück 0 rundſtücks hinſichtlich eines Werks, das ſich bereits zu Beginn der Pacht auf dem Grund⸗ 
(dom Eigentümer oder früheren Pächter errichtet) befunden hat (RG 59, 8; JW 1910, 653 u; 
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vgl. jedoch R St JWö 1904, 58116). In dem dritten Falle ($ 838) kann neben dem Unterhaltungs- 
pflichtigen (z. B. Nießbraucher, Wohnungsberechtigten: Prot 2, 657; Grunddienſtbarkeitsbe⸗ 
rechtigten: $ 1020, RG Gruch 58, 1003; nutznießungsberechtigten Ehemann: $$ 1363, 1373; 
Vater: $$ 1649, 1654; Mutter: $$ 1684, 1686) auch der Eigenbeſitzer des Grundſtücks in Anſpruch 
genommen werden, ſofern er ebenfalls für den eintretenden Schaden verantwortlich ſein würde 
(RG Gruch 58, 1004; Warn 1915 Nr 233). 

6. Verantwortlich würden beim Eintritt einer Schädigung die in A 5 bezeichneten Perſonen 
nach $ 836 Abſ 1 Satz 1, 2 nur dann ſein, wenn der Einſturz oder die Ablöſung die Folge fehler⸗ 
hafter Errichtung oder mangelhafter Unterhaltung (RG 113, 292; Warn 1913 Nr 13) wäre und 
wenn von ihnen nicht der Beweis geführt würde, daß ſie zur Abwendung der Gefahr die im Ver⸗ 
kehr erforderliche Sorgfalt beobachtet haben (RG 113, 296). Nur unter dieſen Vorausſetzungen 
kann daher auch die Klage aus $ 908 gegen fie durchdringen. Allerdings iſt in RG Gruch 60, 134 
im Anſchluß an Warn 1914 Nr 334 bei einem Anſpruch auf Schadenserſaß auch $ 829 für anwendbar 
erklärt und der verſchuldensunfähige (z. B. wegen Geiſteskrankheit entmündigte) Eigentümer aus 
Billigkeitsgründen für haftbar erachtet, gleichviel ob er einen geſetzlichen Vertreter hat oder 
nicht. Fehlerhafte Errichtung liegt vor, wenn das Gebäude oder Werk infolge der Art und 
Weiſe ſeiner Errichtung den daran zu ſtellenden Anforderungen nicht genügt, mag auch kein Kunſt⸗ 
fehler bei der Errichtung vorgekommen fein (RG 76, 260; Seuffa 57 Nr 62). Mangelhafte 
Unterhaltung wird nicht nur dann anzunehmen ſein, wenn nichts gegen einen allmählichen Ver⸗ 
fall veranlaßt iſt, ſondern auch dann, wenn der durch ein plötzlich eintretendes Naturereignis (z. B. 
Exploſion, Erdbeben, Feuer) herbeigeführte gefahrdrohende Zuſtand nicht alsbald beſeitigt wird. 
Doch wird der Beſitzer, der nicht ſelbſt Sachverſtändiger iſt, bei der Errichtung des Gebäudes 
oder Werks die zur Abwendung der Gefahr erforderliche Sorgfalt in der Regel beobachtet haben, 
wenn er einen tüchtigen Sachverſtändigen zur Herftellung gewählt hat (RG 74, 22; 76, 262; 
Warn 1909 Nr 302; 1920 Nr 12; JW 1932, 12081, OLG 4, 281; 9, 47). Zur ſorgfältigen Unter- 
haltung gehört, daß die zur Verhütung von Gefahren üblichen Maßnahmen getroffen und regel 
mäßig Nachprüfungen vorgenommen werden (RG JW 1904 S. 9110, 48711; 1907, 454; ORG 3, 
27). Die Anſtellung eines zur gehörigen Unterhaltung befähigten Sachverſtändigen genügt nicht. 
Auch die Ausführung des Antrags muß überwacht werden (NG JW 1906, 33612; RG 113, 297; 
aber auch NG Warn 1910 Nr 333). Alles Nähere ergibt ſich aus $ 836 A 7, 8. 

7. Zur Begründung des Verlangens muß der Gefährdete dartun, daß die Gefahr droht und 
der Beklagte zu den (in A 5 bezeichneten) Perſonen gehört, die im Falle des Eintritts der Schädi⸗ 
gung wegen fehlerhafter Errichtung oder mangelhafter Unterhaltung verantwortlich ſein würden 
(A6; RG 52, 129; 70, 206; JW 1907, 1610; Gruch 50, 979; Warn 1920 Nr 12). Dem Beklagten 
bleibt überlaſſen, den Einwand aus $ 836 Abſ 1 Satz 2 zu erheben (NG JW 1904 S. 911% 48711; 
1906, 33622; 1907, 454; Warn 1913 Nr 13; 1920 Nr 12; Gruch 50, 979; 56, 961). Beſteht eine Ver⸗ 
antwortlichkeit für den gefahrdrohenden Zuſtand nicht, fo kann für den Gefährdeten ein Recht 
auf Selbſtſchutz nach $ 228 gegeben fein. Der Anſpruch aus g 908 ift nach $ 924 unverjährbar. 

8. Die Vorkehrungen, die der Beklagte treffen ſoll, brauchen weder in der Klage noch im 
Urteil einzeln angegeben zu ſein. Vielmehr iſt die Wahl geeigneter Maßnahmen dem Beklagten 
zu überlaſſen (RG 37, 174; 40, 184; 65, 76; Gruch 40, 1097). Unter Umſtänden kann auch ein 
völliger Abbruch des Gebäudes oder des Werks erforderlich fein (RG 65, 76). In Betracht kommen 
aber immer nur ſolche Vorkehrungen, die wirklich erforderlich ſind, nicht ſolche, die der Anſpruchs⸗ 
berechtigte für erforderlich hält und bei der ihm möglichen und zuzumutenden Sorgfalt für er⸗ 
forderlich halten darf (RG 149, 206). 


§ 909 
Ein Grundſtück darf nicht ) in der Weiſe vertieft werden ), daß der Boden 
des Nachbargrundſtücks!) die erforderliche Stütze verliert ), es fei denn, daß 
für eine genügende anderweitige Befeſtigung °) geſorgt iſt ®) ea). 
E 1 865 II 823; M 3 295 f.; P 3 162. 


1. Die Tragweite der Vorſchrift ergibt ſich aus zwei Erwägungen: Erſtens ſind die Worte 
„darf nicht“ inhaltlich gleichbedeutend mit den Worten „ist unzuläſſig“ (Prot 3, 162). Zwei⸗ 
tens ſchließt ſich $ 909 an die S$ 904 ff. an, die Beſchränkungen des Eigentums an Grund⸗ 
ſtücken regeln. Daraus iſt zu entnehmen, daß es ji auch hier um ein Verbot handelt, 
das eine Eigentumsbeſchränkung zugunſten des Nachbargrundſtücks enthält und deſſen 
Übertretung eine Störung des Rechts des am Nachbargrundſtück Berechtigten im Sinne des $ 1004 
bedeutet (R 103, 175; Gruch 58, 663). Deshalb kann, wenn die Störung durch Vornahme der 
unzuläſſigen Vertiefung erfolgt ift, die Beſeitigung der Beeinträchtigung, alſo die Be wirkung 
von Vorkehrungen verlangt werden, wodurch der nach $ 909 als gefahrdrohend und das 
Recht des Nachbars beeinträchtigend anzuſehende Zuſtand der Vertiefung behoben wird (RG 103, 
175). Sind weitere Störungen dieſer Art zu beſorgen, ſo kann auf Unterlaſſung geklagt werden. 


— — 
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Dieſe Anſprüche ſind, wenn die unzuläſſige Vertiefung bei der Ausführung eines Baues erfolgt, 
nicht deswegen ausgeſchloſſen, weil für den Bau eine baupolizeiliche Erlaubnis erteilt worden 
iſt. Denn dabei wird der Bauplan nur vom baupolizeilichen Standpunkt aus geprüft und ge⸗ 
nehmigt (NG Warn 1914 Nr 85). Die Anſprüche richten ſich nach den für Eigentumsfreiheits⸗ 
anſprüche allgemein geltenden Grundſätzen zunächſt gegen den, der die Störung, alſo die 
unzuläffige Vertiefung, ſelbſt oder durch einen andern vorgenommen hat. Ober der Eigentümer 
iſt oder ein Dritter, dem die Verfügungsmacht über das vertiefte Grundſtück zuſteht (z. B. Beſitzer, 
Inhaber, Nutzungsberechtigter), iſt dabei gleichgültig (RG 103, 176). Sodann richten ſich die An⸗ 
ſprüche aber auch gegen denjenigen, der den bereits vorgefundenen gefahrdrohenden Zuſtand 
wiſſentlich be ſtehen läßt, obwohl er zu ſeiner Beſeitigung rechtlich und tatſächlich in der Lage iſt 
4.70 gegen den Sondernachfolger des vertiefenden Eigentümers: OLG 4, 62; 18, 129; SeuffA 64 
Ar 70). Denn nach der Faſſung und dem Sinn des Geſetzes iſt auch der durch das Vertiefen ge⸗ 
ſchaffene Zuſtand unſtatthaft; das Beſtehenlaſſen dieſes gefahrdrohenden Zustandes bewirkt eine 
Beeinträchtigung des Eigentums (NG Warn 1909 Nr 143; jedoch auch 1909 Nr 455). Wie jeder 
Abwehranſpruch gegen jemanden, der eine beeinträchtigende Handlung vorgenommen hat, ift aber 
auch der Anſpruch gegen denjenigen, der das Grundſtück unzuläſſig vertieft hat, nur dann gegeben, 
wenn die Fortdauer der Störung von dem maßgebenden Willen des Störenden abhängig iſt; 
denn der Abwehranſpruch ſetzt eine gegenwärtige Beeinträchtigung voraus (RG 92, 26; 103, 176). 
Wer während ſeines Eigentums am Grundſtück die unzuläſſige Vertiefung vorgenommen hat, iſt alſo 
gegenüber der Abwehrklage nicht der richtige Beklagte, wenn er zur Zeit der Klagerhebung nicht 
mehr Eigentümer iſt und auch ſonſt keine Verfügungsmacht über das Grundſtück hat; dann kann nur 
ers, ein Schadenserſatzanſpruch gegen ihn in Frage kommen (MG 103, 173; OLG 4, 65; 
% 129). Daran ändert es auch nichts, wenn der gegenwärtige Eigentümer dem vertiefenden 
früheren Eigentümer erlaubt hat, die zur Beſeitigung der unzuläſſigen Vertiefung erforderlichen 
= eiten auf dem nunmehr ihm gehörigen Grundſtück vorzunehmen. Denn zur Rechtfertigung 
Ve Abwehrklage genügt es nicht, daß der Beklagte die tatſächliche Möglichkeit zur Beſeitigung der 
5 ertisfung hat; vielmehr iſt Vorausſetzung, daß ihm die Verfügungsmacht über das Grundſtück 
zusteht (MG 103, 177). Dem Beklagten iſt zu überlaſſen, welche Maßnahmen er treffen, 
0 er die Vertiefung zuſchütten oder ſonſtige zur Beſeitigung der Gefahr geeignete Vorkehrungen 
arranlaſſen will (5 908 A 8). Eine Begrenzung des Anſpruchs auf Vornahme von Befeftigungs- 
rbeiten oder ſonſtigen beſtimmten Sicherungsmaßregeln würde den Beklagten in der Wahl 
Er Vorkehrungen unzuläſſig beſchränken ($ 906 A 13; a. M. DLG 5, 151). — Ein Schadens 
(Ale banſpruch beſteht nur nach Maßgabe der $$ 823ff., insbeſondere im Falle des Verſchuldens 
16 51,179; 103, 176; JW 1910, 74%; 1911, 7642; Warn 1912 Nr 385; Gruch 50, 680). Das 
% t auch dann, wenn die unzuläſſige Vertiefung bei der Ausführung eines Baus erfolgt, zu dem 
er baupolzeiliche Erlaubnis erteilt worden iſt (RG Warn 1914 Nr 85). Dabei iſt § 909 als ein 
chuzgeſetz im Sinne des 9823 Abſ 2 anzuſehen (RG 51, 179; 63, 327; 144, 173; Warn 1912 
e Dieſe nachbarrechtliche Regelung geht dem $ 823 Abſ 1 vor (NEH JW 1936, 80415). Ein ihr 
oder gendes Verſchulden kann darin gefunden werden, daß der Vertiefende vorausgeſehen hat 
werd gehöriger Aufmerkſamkeit hätte vorausſehen müſſen, der Boden des Nachbargrundſtlicks 
rde die erforderliche Stütze verlieren, daß er aber nicht gehörige Vorkehrungsmaßregeln zur Ab⸗ 
fee dung der Gefahr getroffen hat (RG 62, 371; Warn 1915 Nr 50). Dies gilt namentli dann, 
N a" eingetretene Schäden und Warnungen des Geſchädigten während der Vertiefungsarbeiten 
genügend berückſichtigt werden (RG 132, 59 Warn 1912 Nr 385). Schuldhaft handelt z. B. 

daß d 8 ſogenannte Straußſche Gründungsverfahren anwendet, obwohl er damit rechnen muß, 
. damit das Nachbargrundſtück die erforderliche Stütze verliert (RG 144, 170). Iſt es der 
e eines Nachbargrundſtücks, der Vertiefungsarbeiten (3. B. Ausſchachtungen 
een ufführung eines Baus) vornehmen läßt, fo wird er feiner Pflicht zur Vornahme ge⸗ 
3 er Vorkehrungen nicht dadurch ledig, daß er die Herſtellung der Anlage einem 
N überträgt. Vielmehr hat er den Unternehmer darauf hinzuweiſen und nach 
zeigte Nülengung darauf zu achten, daß bei der Ausführung der Arbeit die durch den $ 909 ange- 
1901 „undicht auf das Nachbargrundſtuck nicht außer acht gelaſſen wird (RG JW 1910, 15075; 
dd, 3975 Warn 1910 Nr 18; vgl. aber auch Warn 1912 Nr 385). Laßt eine Stadtgemeinde 
Straßengen techniſchen Beamten, der nicht ihr Vertreter iſt, Vertiefungsarbeiten auf ihrem 
daß fi ugelände vornehmen, jo muß fie, um von der Schadenserſatzpflicht frei zu ſein, dartun, 
bender bei der Leitung und Beaufſichtigung der Ausführung die im Verkehr erforderliche Sorgfalt 
„achtet: habe (ch JW 1911, 9391; Warn 1910 Nr 18; vgl. aber auch Warn 1910 Nr 21). 
genfiat iſt jedenfalls nicht die allgemeine Regel aufzuſtellen, daß der Bauherr feiner Verpflichtung 
Bauher wenn er für die Ausführung und Leitung des Baues tüchtige Vertreter beſtellt. Der 
Ar chitekten ß vielmehr im Einzelfall durch Verhandlung mit dem Bauunternehmer oder dem 
wirklich N fi) vergewiſſern, daß die ihm obliegende Pflicht aus $ 909 durch jene Leute auch 
eine n wird (RG 132, 59). Auch eine Unterlaſſung noch während des Baues kann inſoweit 
Hambmenaubte Handlung darſtellen (R 132, 60). Als haftpflichtige Bauherrin beim Bau der 
ger Hochbahn iſt nur die Hochbahn AG., nicht der Staat Hamburg angeſehen worden 
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(RR 1934 Nr 168). Einzelheiten über den Inhalt des Schadenserſatzanſpruchs und feine ver⸗ 
fahrensrechtliche Geſtaltung bringt RG Warn 1937 Nr 141. — Durch Vereinbarung der Beteiligten 
können die Anſprüche wegen unzuläſſiger Vertiefung ausgeſchloſſen werden, wie ja auch die 
Rechte des Nachbars bei Einwirkungen über $ 906 hinaus vereinbarungsgemäß erweitert werden 
können (R JW 1909, 72520, $ 906 A 1). Ebenſo kann eine dem $ 909 entſprechende Verpflichtung 
vertraglich (3. B. in einem Pachtvertrag) ausdrücklich oder auch ſtillſchweigend begründet werden 
(RG Warn 1937 Nr 97). 

2. Verboten iſt nur, daß das Grundſtück in der vom Geſetz angegebenen Weiſe vertieft wird. 
Alle anderen Vertiefungen find geftattet, ſoweit nicht landesgeſetzlich (Art 124 EG) weitere Be⸗ 
ſchränkungen beſtimmt ſind. Liegt eine Vertiefung im Sinne des $ 909 vor, fo ift fie auch dann 
unzuläſſig, wenn fie ſich in dem etwa landesgeſetzlich beſtimmten Abſtand von der Grenze 
hält. Denn in dieſer Hinſicht ift das Reichsrecht maßgebend. Auf die Art der Vertiefung kommt 
es im übrigen nicht an. Die Vertiefung braucht auch nicht von gewiſſer Dauer zu ſein; eine vor⸗ 
übergehende Vertiefung (z. B. das ſtückweiſe Ausheben von Fundamentgruben zu ſofortiger 
Wiederauffüllung) kann genügen (RG 51, 179; 144, 172; Seuff A 64 Nr 70). Das ſogenannte 
Straußſche Gründungsverfahren bewirkt eine Vertiefung des Grundſtücks im Sinne des $ 909 (N 
144, 170). Der Tatbeſtand des $ 909 iſt auch dann gegeben, wenn durch eine zur Abſenkung einer 
Baugrube vorgenommene Entwäſſerung dem Boden eines Nachbargrundſtücks die erforderliche 
Stütze entzogen wird (RG JW 1936, 80410). Ferner ift 8909 in RG 155, 389 für anwendbar 
erklärt auf einen Fall, wo infolge der Anlegung eines Brunnens und der Grundwaſſerentnahme 
aus ihm auf einem Nachbargrundſtück der Pfahlroſt, auf dem ein Gebäude ruhte, in Fäulnis ge- 
raten war. Dagegen ift g 909 nicht anwendbar, wenn durch Aufſchüttungen eine Stauung des 
Grundwaſſerſtroms und dadurch ein Steigen des Grundwaſſerſpiegels herbeigeführt wird und die 
vermehrt aufſteigende Feuchtigkeit die Standfeſtigkeit des Baugrunds im Nachbargrundſtück 
beeinträchtigt (R& 155, 160). Aus einer Nichterfüllung der geſetzlichen Pflichten zur Unterhaltung 
der Waſſerläufe und ihrer Ufer (88 113ff. PrWaſſch) läßt fi die Anwendung des $ 909 BGB 
ſchon deshalb nicht herleiten, weil die hierüber beſtehenden Vorſchriften durchweg öffenlichrecht⸗ 
licher Natur find und damit aus dem Rahmen des bürgerlichrechtlichen Nachbarrechts heraus- 
fallen (NG HRR 1935 Nr 1068). 

3. Unter Nachbargrundftüd ift nicht nur ein Grundſtück zu verſtehen, das unmittelbar an das 
andere Grundſtück grenzt, ſondern nach dem Zweck des $ 909 auch ein entfernter gelegenes (z. B. 
durch einen Weg geſchiedenes) Grundſtück, ſofern nur die Vertiefung des andern Grundſtücks 
ihm die erforderliche Stütze entziehen kann (RG ZW 1910, 15015; 1936, 8040; Gruch 66, 478). 

4. Eine Vertiefung iſt nur dann unzuläſſig, wenn der Boden des Nachbargrundſtücks die 
erforderliche Stütze verliert (A 1). Unter „Stütze“ iſt nicht nur die vertikale Feſtigung zu 
verſtehen, welche die benachbarten Grundſtücke ſich gegenſeitig durch das Erdreich gewähren 
und wodurch das ſeitliche Abſtürzen und Nachſtürzen verhütet wird, ſondern auch die horizontale 
Stütze, die ein Grundſtück in feinen unteren Bodenſchichten findet und die ein Einſtürzen, ein Zu- 
ſammenſinken verhütet (NG 144, 172; Warn 1914 Nr 20). Andere ſchädliche Wirkungen (z. B. Sin⸗ 
ken des Grundwaſſers, Verſiegen des Brunnenwaſſers, Erſchwerung der Benutzung) machen 
für fi) allein die Vertiefung nicht zu einer unzuläſſigen (RG 62, 372; Warn 1935 Nr 132; OSG 
42, 276). Ihre Unzuläſſigkeit kann ſich aber hinſichtlich der unterirdiſchen Waſſer ergeben aus 
dem hierfür nach Art 65 Ech maßgebenden Landesrecht ($ 905 A 1, 5 906 A 5 „Waſſer“). 
In welcher Art dem Boden die erforderliche Stütze entzogen ſein muß, wird im $ 909 
nicht unterſchieden. Deshalb kann auch eine Vertiefung durch Entziehung von Grund⸗ 
waſſer nach 5 909 unzuläſſig ſein, wenn dem Boden dadurch (ſei es allein, ſei es in Ver⸗ 
bindung mit Entziehung einer Fließſandſchicht, z. B. durch ſtarkes Pumpen) die Feſtig keit und 
Tragfähigkeit genommen (RG 62, 372; 155, 391; JW 1910 S. 7452, 15018, 3303; 1911, 9391; 
1913, 267°) oder ein Zuſammenſinken des Bodens (z. B. eines Moorbodens) verurſacht 
wird (R Gruch 58, 664). Iſt auf ſolche Weiſe der Tatbeſtand des $ 909 gegeben, fo kommt 
dieſe Vorſchrift ſtets zur Anwendung, mag die Entziehung von Grundwaſſer nach landesgeſetz⸗ 
lichen waſſerrechtlichen Beſtimmungen ſonſt auch zuläſſig ſein (RG Warn 1914 Nr 20). 

5. Geſorgt für anderweitige genügende Befeſtigung iſt ſchon dann, wenn zwar noch nicht 
die zur endgültigen Verhütung des Einſturzes erforderlichen Sicherungsmaßregeln, wohl aber die 
nach den gegenwärtig obwaltenden Verhältniſſen möglichen und nötigen Schutzvorkehrungen 
(4. B. vorbereitende Maßregeln) getroffen find. Die Vorkehrungen müſſen auf dem Grund- 
ſtück getroffen werden, das vertieft werden ſoll. Der Vertiefende hat kein Recht darauf, daß der 
Eigentümer des Nachbargrundſtücks Vorkehrungen auf dieſem duldet. Unter Umſtänden kann aber 
in der Weigerung des Nachbars, ſolche Vorkehrungen zu geſtatten, ein Mitverſchulden im Sinne des 
$ 254 Abſ 2 zu finden fein, das zwar nicht den Unterlaſſungsanſpruch, wohl aber einen Schadenser⸗ 
ſaßanſpruch (A 1) ausschließen oder beſchränken kann (RG JW 1910, 330%; 23.11. 1910 U 641/09). 
Für die Frage, welche Befeftigungen erforderlich find, um eine an ſich nach $ 909 verbotene Ver⸗ 
tiefung zuzulaſſen, ſind die beſonderen Verhältniſſe des Nachbargrundſtücks zur Zeit der Vornahme 
der Vertiefung maßgebend. Das Geſetz macht in dieſer Hinſicht keine Unterſchiede je nach der Art der 
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Beſchaffenheit des Nachbargrundſtücks. Daher wird der Anſpruch (A 1, 6) auch dadurch nicht ausge⸗ 
ſchloſſen, daß ein durch die Vertiefung betroffenes Haus auf dem Nachbargrundſtückin mangel⸗ 
haftem Zuſtand ſich befindet. Vielmehr müſſen in einem ſolchen Falle zur Verhütung des Ein⸗ 
ſturzes beſonders ſorgfältige Vorkehrungen getroffen werden (ſtr.; Rh JW 1910, 330%; 1925, 
223812; Warn 1910 Nr 23; 1912 Nr 385). Eine pofitive geſetzliche Verpflichtung zur anderweitigen 
Sicherung ergibt ſich aus $ 909 nicht; vielmehr hat Halbſat 2 nur die Bedeutung, daß das im Halb- 
ſatz 1 ausgeſprochene Verbot wegfällt, ſobald für jene Sicherheit geſorgt iſt (NG 132, 58) Solange 
für die anderweitige Sicherheit nicht geſorgt ift und folglich das Verbot befteht, it die Vertiefung 
widerrechtlich und verpflichtet bei hinzutretendem Verſchulden (A 1) zum Schadenserſatz. 3 Steht 
alſo von vornherein feſt, daß infolge der Vertiefung Schäden auf dem Nachbargrundſtück ein- 
treten werden und daß keine techniſche Möglichkeit vorhanden ift, für die Befeſtigung ſeines Bodens 
anderweitig zu ſorgen, ſo muß die Vertiefung ſchlechthin unterbleiben oder verpflichtet, falls ſie 
Doch erfolgt, zum Schadenserſatz (RG 62, 370; JW 1911, 76426; Warn 1912 Nr 385). Eine Vor⸗ 
ſchrift, wonach bei Vertiefungen eine beſtimmte Entfernung von der Grenze des Nachbargrund⸗ 
üd3 einzuhalten wäre, ift im BGB (vgl. für Landesrecht Art 124 CG; $ 187 Pra R I 8) nicht 
gegeben (R JW 1911, 2801). Wi 
6. Wegen der unzuläſſigen Vertiefung find anſpruchsberechtigt außer dem Eigentümer und 
Miteigentümer des Nachbargrundſtücks der Eigenbeſitzer ($ 872), Erbbauberechtigte (VO v. 15. 1. 
1019 $ 11), Dienſtbarkeitsberechtigte (58 1027, 1090 Abſ 2), Nießbraucher ($ 1065). Da $ 909 eine 
Ausnahme von dem nach $$ 903, 905 geltenden Grundſatz der Unbeſchränktheit der Befugniſſe des 
Eigentümers ift, muß der Kläger beweiſen, daß durch die Vertiefung der Boden die erforder⸗ 
liche Stütze verliert. Der Beklagte kann ſich durch den Beweis befreien, daß für eine genügende 
anderweitige, wenn auch von einem Dritten vorgenommene Befeſtigung geſorgt iſt. 5 
ba. Erhöhungen des Grundſtücks fallen nicht unter $ 909, ebenſowenig das Niederreißen 
eines Gebäudes, ſofern keine Vertiefung im Sinne des $ 909 damit verbunden iſt. Erhöhungen 
* nach 88 903, 905 unbedingt zuläſſig. Wenn fie ſich aber als „Anlagen“ im Sinne des $ 907 
arſtellen und auf das Nachbargrundſtück unzuläſſig einwirken ($ 907 A 4), jo findet dieſe 
orſchrift Anwendung. Wegen des durch Niederreißen eines Gebäudes entſtandenen Schadens 
zann ein Erſatzanſpruch nach $ 823 Abſ 2 begründet fein, wenn die erforderlichen Schutzvor⸗ 
tehrungen (§ 367 Nr 14 StGB) unterlaſſen find (RG 51, 178; 70, 206; JW 1900, 67239). 
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Her Eigentümer eines Grundſtücks kann 1) Wurzeln eines Baumes oder 
nes Strauches 2), die von einem Nachbargrundſtück eingedrungen find, ab- 
ſchneiden und behalten. Das gleiche gilt von herüberragenden Zweigen ?), 
wenn der Eigentümer dem Beſitzer ?) des Nachbargrundſtücks eine angemeſſene 
Friſt °) zur Beſeitigung beſtimmt hat und die Beſeitigung nicht inner halb der 
Friſt erfolgt. 

5 dem Eigentümer ſteht dieſes Necht nicht zu, wenn die Wurzeln oder die 
Sweige die Benutzung é) des Grundſtücks nicht beeinträchtigen “). 

61 801 IT 824; M 3 287, 288; P 3 138—148. 


1. Für das Verſtändnis des $ 910 iſt feine Entſtehungsgeſchichte wichtig: Der § 861 EI gab 
dem Geumbfticeigentümer wenn Zweige oder Wurzeln vom Nachbargrundſtück herüberragten, 
auf dg entumsfreiheitsklage auf Beſeitigung des Herüberragenden. Dieſe Regelung beruhte 
Tatigke Erwägung, daß das Hinüberwachſen zwar nur eine mittelbare, nicht auf menſchlicher 
28 igkeit beruhende Einwirkung ſei, aber doch eine Beeinträchtigung des Eigentums enthalte (M3, 
Anl. Die 2. Kommiſſion, auf deren Beſchlüſſen $ 910 beruht, erachtete aber die Gewährung eines 
Baums auf Beſeitigung für unpraktiſch und auch für nicht genügend gerechtfertigt, weil die 
nich 1 und Sträucher aus natürlichen Gründen hinüberwachſen und ein widerrechtlicher Eingriff 

5 orliege. Deshalb ſollte dem Eigentümer nur das Selbſthilferecht gegeben ſein. Aber auch 
fein n um Schutz gegen das zweckloſe Beſchädigen von Bäumen zu gewähren, ausgeſchloſſen 
en hi enn das Hinüberragen die Benutzung des Grundſtücks nicht beeinträchtigte. Ferner ſollte bei 
aten jo agenden Zweigen mit Rückſicht darauf, daß dem Nachbar daran liegen könnte, das Aus- 
erſt n elpſt vorzunehmen, die aus Abſ1 Satz 2 8 910 erſichtliche weitere Einſchränkung gelten, wonach 
3 bergeblicher Aufforderung des Nachbars das Selbſthilferecht ſollte ausgeübt werden 
Seiler tot 3 S. 141—143), Aus dieſer Entſtehungsgeſchichte ergibt ſich zunächſt: Der Grund⸗ 
Wur eldentürver kaun lediglich das Selbſthilferecht ausüben, und zwar bei hinüberragenden 
ö m oder Zweigen nur unter der Vorausſetzung der beeinträchtigenden Einwirkung (Abs 2), 
ige il auch nur unter der aus Abj 1 Satz 2 ſich ergebenden weiteren Vorausſetzung. Eine 
ntumsfreiheitsklage auf Beſeitigung der Wurzeln oder Zweige aus $ 1004 ſteht ihm 


ei 
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nicht zu (OLG 2, 141). Weiter folgt aus den Eingangserwägungen, daß eine ſolche Klage auch 
anderen dinglich Berechtigten (3. B. Erbbauberechtigten, Nießbrauchern, Dienſtbarkeitsberechtigten) 
verſagt iſt. Denn ſie können nicht mehr Rechte als der Eigentümer haben, von dem ſie ihre Rechte 
ableiten. Überdies iſt nach dem Willen des Geſetzes das natürliche Hinüberwachſen keine beein- 
trächtigende Störung im Sinne des $ 1004 (ſtr.). Abgeſehen von dem Erbbauberechtigten (VO 
v. 15. 1. 1919 § 11) iſt ihnen aber auch die Ausübung der Selbſthilfe aus eigenem Recht zu verſagen. 
Denn das Selbſthilferecht iſt als eine ausſchließlich mit dem Eigentum verbundene Befugnis ge⸗ 
währt. Der Eigentümer hat allein darüber zu beſtimmen, ob die Beſeitigung erfolgen ſoll oder 
nicht. Die Frage der Beeinträchtigung (Abſ. 2) kann auch nur nach der Beſchaffenheit des Grund⸗ 
ſtücks in feiner Gänze beurteilt werden (ſtr.). — Der Eigentümer kann die Beſeitigung jeder⸗ 
zeit vornehmen, bei Zweigen aber nur nach fruchtloſer Friſtſetzung (A 4, 5). Verfährt er bei der 
Beſeitigung nicht ſorgfältig (z. B. heimlich, ſo daß der Nachbar keine geeigneten Maßnahmen treffen 
kann, damit der Baum nach dem Abſchneiden der Wurzeln ſeine Standfeſtigkeit behält, und fällt der 
Baum dann um) oder liegen die Vorausſetzungen des Abſ 1 Satz 2 (für Zweige) oder des Abſ 2 (für 
Wurzeln oder Zweige) nicht vor, fo kann er ſchadenserſatzpflichtig werden (88 823, 826; OLG 
39, 215). Die Schadenserſatzpflicht beſteht in den zuletzt genannten Fällen, wenn er den Mangel 
ſeines Rechts zur Beſeitigung gekannt hat oder hätte kennen müſſen. 

2. § 910 gilt nicht bloß für einzelne Bäume oder Sträucher (zu denen auch lebende Hecken 
gehören: Prot 3, 142), ſondern auch für Waldungen (Prot 3, 148). Vgl. für: Obſtbäume Art 122 
EG; alle Bäume Art 124 EG; Waldungen Art 183 EG. 

3. Satz 2 gilt nur von Zweigen, nicht von Wurzeln. Ragt der Baumſtamm (z. B. infolge 
ſchiefen Wachſens) herüber, jo findet nicht § 910, ſondern $ 1004 (Klage auf Beſeitigung) An⸗ 
wendung. Die Rechtslage des Grenzbaums regelt 9 923. 

4. Die Friſt wird dem Beſitzer geſetzt, weil der nicht beſitzende Eigentümer nicht in der Lage 
iſt, die Zweige zu beſeitigen. Iſt der Beſitzer des Nachbargrundſtücks eine andere Perſon als der 
len des Baums (Art 181 Abſ 2 EG), fo iſt die Friſt dem Beſitzer des Baums zu ſetzen (Prot 

„ 142). 

5. Die Friſt muß angemeſſen ſein. Ob ſie es iſt, beſtimmt im Streitfall der Richter nach 
freiem Ermeſſen. Unter Umſtänden iſt es angemeſſen, die Friſt jo weit auszudehnen, daß die Be- 
ſeitigung der Zweige nicht in die Zeit des Wachstums der Bäume fällt (Prot 3, 143). Hat der 
Eigentümer eine zu kurze Friſt geſetzt und vor Ablauf der angemeſſenen Friſt die Zweige abge⸗ 
en jo 0 er ſie nicht für ſich behalten. Dasſelbe gilt, wenn er ſie ohne Setzung einer Friſt 
abgeſchnitten hat. 

6. Gemeint iſt nicht bloß die gegenwärtige, ſondern auch die zukünftige Benutzung, insbe⸗ 
ſondere im Falle der Vornahme von Anderungen (z. B. durch Bauten). 

7. Der Eigentümer des Baumes oder Strauches hat im Rechtsſtreit z. B. über das Eigentum 
an den abgeſchnittenen Holzteilen (A 5) oder wegen eee ee (A J) zu beweiſen, daß 
keine Beeinträchtigung vorliegt. Denn es handelt ſich um eine Einrede (Prot 3, 141). 


8 911 


Früchte !), die von einem Baume oder einem Strauche auf ein Nachbar- 
grundſtück ?) hinüberfallen ), gelten als Früchte dieſes Grundſtücks ). Dieſe 
Vorſchrift findet keine Anwendung, wenn das Nachbargrundſtück ?) dem öffent⸗ 
lichen Gebrauche dient 5). 

E I 862 II 825; M 3 289 B 3 149. 


1. Nur Früchte im natürlichen Sinne find hier gemeint; nicht Früchte im Sinne des $ 99, z. B. 
nicht abbrechende Zweige (Mä 3, 289; anders z. B. im $ 923: dort A 3). Die Früchte find vor 
der Trennung weſentliche Beſtandteile des Grundſtücks, auf dem der Baum oder Strauch 
ſteht. Sie gehören daher dem Grundſtückseigentümer. Er oder der ſonſt zur Aneignung 
der Früchte des Grundſtücks Berechtigte (88 954—957) kann von dieſem Grundſtück aus 
auch die auf das Nachbargrundſtück überhängenden Früchte abpflücken oder auf andere 
Weiſe (z. B. durch Schütteln in einen Korb) abtrennen, falls darin nicht ausnahmsweiſe 
eine nach § 905 unzuläſſige Einwirkung auf das Nachbargrundſtück liegen ſollte. Trennt er die 
Früchte dabei ſo ab, daß ſie nicht auf das Nachbargrundſtück fallen, ſo behält oder erwirbt er ihr 
Eigentum. Doch braucht ihm der Beſitzer des Nachbargrundſtücks deſſen Betreten zum Abtrennen 
der Früchte nicht zu geſtatten. 

2. Ein Nachbargrundſtück iſt auch ein benachbarter See, Fluß, Platz, Weg. 

3. Gleichgültig iſt, aus welcher Urſache (z. B. Windſtoß, Reife, menſchliche Einwirkung auch 
des Eigentümers des Baums) die Früchte hinüberfallen und ob ſie vorher hinüberhingen. Trennt 
aber der Nachbar ſelbſt die hinüberhängenden Früchte (z. B. durch Pflücken oder Schütteln) vom 
Baum oder Strauch, ſo gelten ſie nicht als Früchte des Nachbargrundſtücks. Der zum Abtrennen 
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e Nachbar erwirbt dann kein Eigentum an ihnen, iſt vielmehr ſchadeuserſatzpflichtig 
1 j 
4. Die hinübergefallenen Früchte gelten als Früchte des Nachbargrundſtücks. Sie teilen 
kraft dieſer Fiktion das rechtliche Schickſal der auf dem Grundſtück erzeugten Früchte, ſind den⸗ 
ſelben Rechten unterworfen und fallen insbeſondere den nach 95 953—957 zum Bezuge der Früchte 
dieſes Grundſtücks Berechtigten zu. 

5. Nach der Ausnahmebeſtimmung des Satzes 2 (über den Grund der Ausnahme Prot 3, 149) 
gehören die Früchte, die auf ein dem öffentlichen Gebrauche dienendes Nachbargrundſtück (z. B. 
von Obſtbäumen neben einem öffentlichen Wege auf dieſen) fallen, dem Baum- oder Strauch⸗ 
eigentümer oder demjenigen, der zum Bezuge der Früchte des Grundſtücks, auf dem der Baum 
oder Strauch ſteht, nach 99 954—957 berechtigt iſt. Der Berechtigte darf fie fi vom Nachbar⸗ 
Hrundſtück holen. 


9 912 


) Hat der Eigentümer?) eines Grundſtücks bei der Errichtung ) eines 
ebäudes ) über die Grenze 5) gebaut e), ohne daß ihm Vorſatz oder grobe 
Fahrläſſigkeit 7) zur Laſt fällt ®), fo hat der Nachbar ) den Überbau zu dulden 1), 


es ſei denn, daß er vor oder ſofort u) nach der Grenzüberſchreitung Widerſpruch 
erhoben hat 12), 


Der Nachbar iſt durch eine Geldrente zu entſchädigen 15). Für die Höhe der 
Rente iſt die Zeit der Grenzüberſchreitung maßgebend 10). 
E 857 II 826; M 3 282; P 3 133. 


1. Der Eigentümer eines Grundſtücks, über deſſen Grenze gebaut iſt, würde beim Mangel 
onderer Vorſchriften nach den $$ 903, 1004 die Beſeitigung des hinüberreichenden Baus verlan⸗ 
gen können. Die 89 912—916 regeln nun im wirtſchaftlichen Intereſſe geſetzlich den Fall der 
arenzüberſchreitung durch Errichtung eines Gebäudes beſonders. Die Beteiligten können aber auch 
eine andere Regelung vereinbaren, z. B. daß von der Rentenpflicht abgeſehen und der über⸗ 
„aute Grundſtücksteil ſofort an den überbauenden Nachbarn zum Eigentum übertragen oder daß der 
zauberzubauende Gebäudeteil Eigentum des Eigentümers des zu überbauenden Grundſtücks wer⸗ 
den ſoll (OLG 29, 341; auch R 109, 110; JFG 4, 387). Durch Vertrag zwiſchen dem Bauenden 
und dem Beſitzer des Nachbargrundſtücks, der ſich irrtümlich für den Eigentümer hält und dem 
auenden das Nachbargrundſtück zur Bebauung überläßt, können aber die zwiſchen dem Bauenden 
ud dem wirklichen Eigentümer des Nachbargrundſtücks aus dem Geſetz ſich ergebenden Rechts⸗ 
verhältniſſe in Anſehung des hinübergebauten Gebäudeteils nicht geändert werden (RG 83, 146). 
50 Die 95 912916 finden auch auf einen vor dem Inkrafttreten des BGB ftattgehabten Über- 
89 Anwendung (Art 181 Abſ 1 EG), falls nicht nach den bisherigen Vorſchriften der Bauende 
Pr g.oentum an der überbauten Fläche erworben hat (RG 46, 143; 47 S. 115, 360; 48, 262; 52, 
„%% 13, 72, 272). 
1 2. Nicht bloß der Aigen ure ſondern auch der Erbbauberechtigte (VO v. 15. 1. 1919 $ 11) 
* der nach Art 63 Ech Berechtigte. Wird der Überbau von anderen Perſonen ausgeführt, 
o finden die $$ 166, 185 ſinngemäß Anwendung (3. B. wenn der Überbauende ſpäter das Eigen⸗ 
* au dem Grundſtück erwirbt: M 3,284). Dies gilt auch von Nie ßbrauchern und Pächtern. 
die ſtehen dem Erbbauberechtigten nicht gleich. N N 
run Bei der Errichtung eines Gebäudes muß die Grenzüberſchreitung erfolgt fein. Ausbeſſe⸗ 
„deines Gebäudes oder Anbau an ein ſchon vorhandenes Gebäude genügt nicht (OLG 4, 65). 
(ham wenig trifft $ 912 zu, wenn nach Errichtung des Gebäudes eine Mauer infolge der Be- 
1800 50 bes Bodens nach der Seite des Nachbargrundſtücks ausgewichen iſt (RG 88, 41; ZW 
S 8 Gebäude iſt ein Perſonen und Sachen durch räumliche Umfriedung gegen äußere Einflüſſe 
B en vn nene den Eintritt von Menſchen geſtattendes Bauwerk. Daher fallen unter dieſen 


Brücken. „ t: Mauern, Zäune, Hundehütten, Backöfen, Taubenſchläge, Schleuſen, Dämme, 


hei 


e müſſen auf Verlangen des Nachbarn befeitigt werden 85 903, 905, 1004; Aus⸗ 
errick ner Grenzmauer: OL 34, 171). Die nur zu einem vorübergehenden Zweck 
5 ‚ueten Gebäude (5 95 Abj1 Satz 1) find zwar von der Anwendung des $ 912 nicht grund⸗ 
ſeitiah, ausgenommen; doch wird bei ihnen jedenfalls nach erfüllter Zweckbeſtimmung das Be- 
gengsverlangen des Nachbarn berechtigt fein (tr). 1 
laufenßea die Grenze zwiſchen zwei Grundſtücken nicht nur durch eine auf dem Erdboden ver⸗ 
7 11 8 e Linie, ſondern zugleich durch eine ſenkrecht auf dieſer Linie als errichtet zu denkende 
flä ge gebildet wird ($ 905; RG 88, 41), fo kann auch ein Gebäudeteil unterhalb der Erbober- 
kläche (z. B. ein Weinkeller) oder oberhalb der Erdoberfläche (z. B. ein Erker) über die Grenze 
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gebaut ſein (RG 88, 41; OSG 26, 26; vgl. RG JW 1906, 3027; Warn 1910 Nr 335; § 905 A 2). 
Ein Überbau nach $ 912 liegt auch dann vor, wenn das errichtete Gebäude außer einer Grund⸗ 
fläche des Bauenden zugleich das ganze Grundſtück des Nachbars überbaut. Das Geſetz macht 
ſeine Anwendung nicht davon abhängig, daß der Überbau ſich nur auf einen Teil des Nachbar⸗ 
grundſtücks erſtreckt (RG 52, 15; 83, 146). Dagegen baut nicht über die Grenze, wer ein Gebäude 
lediglich auf des Nachbars Grundſtück errichtet. Ein folder Bau iſt auf Verlangen des 
Nachbars zu beſeitigen (88 903, 1004; RG 52, 17). Ferner iſt zur Annahme eines Überbaus er- 
forderlich, daß der Bauende nicht bloß ſeine Eigentumsrechte, ſondern eine örtlich beſtimmte 
Grenze überſchritten hat. Ein Überbau im Sinne des $ 912 liegt alſo nicht vor, wenn die Er⸗ 
richtung des Gebäudes lediglich das aus einer Grunddienſtbarkeit des Nachbars entſpringende 
Recht verletzt, die Verwendung des dienenden Grundſtücks für gewiſſe Bauten zu verbieten (RG 
47, 356; 48, 262; 87, 373; JW 1902 Beil 258; 9 916 A 2). Weiter liegt kein Überbau vor, wenn beim 
Bauen der landesgeſetzlich (Art 124 EG) vorgeſchriebene Abſtand von der Grenze nicht innege- 
halten iſt (ftr.; nach Prot 3, 178 entſprechende Anwendung der 98 912ff.). In RG 87, 373 iſt dahinge 
ſtellt gelaſſen, ob dieſe Anſicht allgemein zu gelten habe; jedoch iſt fie gebilligt für den Fall, daß durch 
das Landesgeſetz ein Bauen ohne Wahrung der Abſtandsgrenze unbedingt verboten iſt. Der 
Nachbar kann daher, auch wenn er gegen die Nichteinhaltung der Abſtandsgrenze beim Bau keinen 
Widerſpruch erhoben hat und der Bauende gutgläubig geweſen iſt, gemäß $ 1004 Zurückrückung 
10 818 an wenn der Bauende ſchuldhaft gehandelt hat, nach $ 823 Schadenserſatz verlangen 
( ‚ 312). 

6. Gebaut muß fein. Daher iſt nicht überbaut ein Gebäude, das infolge Alters oder Ge⸗ 
brechlichkeit die Grenze überragt ($$ 905, 908; OLG 26, 26). 

7. Vorſatz iſt vorhanden, wenn der Bauende ſich der Grenzüberſchreitung bewußt iſt. Nicht 
erforderlich iſt die Abſicht, den Nachbarn zu ſchädigen (M 1, 280; Seuff A 56 Nr 126). Vorſatz 
oder grobe Fahrläſſigkeit (über letztere RG 47, 116; JW' 1906, 3027) liegt nicht vor, wenn der Bau⸗ 
ende ſich über den Verlauf der Grenze oder über den Mangel des Rechts, die Grenze zu 
überſchreiten, im entſchuldbaren Irrtum befindet (RG 52, 15; 74, 88; 83, 146; 88, 41; Warn 
1915 Nr 270; OLG 26, 25; a. M. SeuffA 56 Nr 126) oder ohne grobe Fahrläſſigkeit annimmt, 
daß der Nachbar mit dem Überbau einverſtanden ſei (OLG 15, 348). Iſt der Überbau nach 
einer Vereinbarung erfolgt, die dem Erbauer eine rechtliche Befugnis zum Bauen über die 
Grenze gibt, jo findet $ 912 keine Anwendung (RG Warn 1915 Nr 270). Bei Vorſatz oder grober 
Fahrläſſigkeit muß der Überbau auch ohne Widerſpruch des Nachbars gemäß § 1004 Abſ 1 
beſeitigt werden, da eine Duldungspflicht des Nachbars ($ 1004 Abſ 2) dann nicht beſteht (RG 52, 
17; 88, 40). Dabei macht es keinen Unterſchied, ob die grobe Fahrläſſigkeit in der Nichtbeachtung 
des Grenzzuges oder in der die Grenzüberſchreitung verurſachenden (insbeſondere fehlerhaften) 
Art der Bauausführung liegt (RG 88, 41). 

8. Der Überbauende muß beweiſen, daß ihm weder Vorſatz noch grobe Fahrläſſigleit zur Laſt 
fällt (Prot 3, 131; RG 47, 117). 

9. Nachbar iſt der Eigentümer oder Miteigentümer ($ 1011) des überbauten Grundſtücks. 
Ihm ſtehen die entſchädigungsberechtigten Erbbau⸗ oder Dienſtbarkeitsberechtigten ($ 916) gleich. 
Ob der Nachbar (z. B. die Erben des verſtorbenen eingetragenen Eigentümers) der Perſon und 
dem Aufenthaltsort nach bekannt iſt, iſt unerheblich. Das Grundſtück darf nur nicht herrenlos 
($ 927 A 8; 8. 928 A 2) fein (RG 83, 147; A 11). Wegen Fehlens eines Nachbarverhältniſſes 
findet $ 912 keine Anwendung, wenn der Eigentümer eines Grundſtücks bei der Errichtung eines 
Gebäudes die Grenze eines andern ihm ebenfalls gehörigen Grundſtücks überbaut (ſtr.; 
R 65, 361; 72, 272; 130, 266; 137, 47; Warn 1910 Nr 335; OLG 26, 25; a. M. OLG 10, 108). 
Veräußert der Bauende ſpäter ein Grundſtück, jo richtet es ſich nach dem Inhalt des Vertrags, was, 
für einen ſolchen nicht unter $ 912 fallenden Überbau gelten ſoll. Beim Mangel einer vertraglichen 
Beſtimmung iſt anzunehmen, daß der Erwerber des überbauten Grundſtücks den ihm beim 
Vertragsſchluß bekannten Überbau ohne Entſchädigung dulden muß und daß der Erwer⸗ 
ber des andern Grundſtücks von dem Bauenden, der das überbaute Grundſtück behält, die 
Duldung des Überbaus ohne Entſchädigung verlangen kann. Erwirbt dagegen jemand in der 
Zwangsverſteigerung das überbaute Grundſtück, fo ift er Eigentümer auch des Gebäudes, ſoweit 
10100 feinem Grundſtück ſteht (ftr.; RG 53, 311; 65, 363; 70, 201; 72, 269; 130, 266; Gruch 45, 
1018). 


10. Die Pflicht, den Überbau zu dulden, iſt eine grunddienſtbarkeitähnliche Beſchränkung. 
des Eigentums, das an der überbauten Fläche dem bisherigen Eigentümer verbleibt (NG 65, 362; 
72, 272). Sie hindert auch den Eigentümer, den Überbau ſelbſt zu beſeitigen (NG 131, 336). 
Das Recht auf Duldung wirkt dinglich und iſt, weil es auf Geſetz beruht, nicht eintragungsbedürftig 
(RG JW 1906, 1710). Anderſeits iſt es auch, ſelbſt auf Grund einer Bewilligung des betroffenen 
Eigentümers, nicht eintragungsfähig, weil die Duldungspflicht eine dem Eigentum nach dem 
Geſetz von ſelbſt anhaftende Schranke iſt, die den allgemeinen Vorſchriften über Rechte an Grund⸗ 
ſtücken nicht unterſteht (ftr.; Ich 3, 329). Soll dagegen auf das Recht verzichtet oder ſoll es ſonſt 
aufgehoben werden, jo iſt die Eintragung notwendig und auch zuläffig, weil es ſich dann um 
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die Beſtellung einer Grunddienſtbarkeit zu Laſten des Grundſtücks des Überbauenden handelt 
488 1018 Schlußſatz, 873; IF 4, 388). Den Verzicht auf Rente und die vertragsmäßige Feſtſetzung 
der Höhe der Rente behandeln $ 914 A 4, 5. Ferner ift die Eintragung einer Grunddienſtbarkeit 
auf Duldung eines Überbaus zugunſten des jeweiligen Eigentümers eines Nachbargrundſtücks 
auf Grund einer Bewilligung des betroffenen Eigentümers dann zuläſſig, wenn die Bewilligung 
nicht lediglich die geſetzliche Verpflichtung zur Duldung eines Überbaus wiedergibt, ſondern die 
Duldungspflicht allgemein ohne Rückſicht auf das Vorhandenſein der im $ 912 feſtgeſetzten Voraus⸗ 
etzungen beſtimmt. Dann muß nur, damit die Grunddienſtbarkeit den erforderlichen beſtimmten 
Inhalt hat, die Art und der Umfang des Überbaus genau bezeichnet fein (JFG 3, 329; OLG 45, 
209). — Das Recht des Überbauenden auf Duldung des Überbaus hat entſprechend dem 9 95 
Abſe 1 Satz 2 die Wirkung, daß der hinübergebaute Gebäudeteil nicht (nach 98 93, 94 Abſ 1, 946) 
Beſtandteil des Nachbargrundſtücks wird (M 3, 287; RG 72, 272; 83, 147; OLG 29, 341; § 95 
A 5 über die Errichtung einer Mauer auf der Grenze mit der Zweckbeſtimmung, daß die Mauer ge- 
meinſchaftliche Giebelmauer der Nachbarn werden fol). Vielmehr iſt der Gebäudeteil 
weſentlicher Beſtandteil des Grundſtücks des Bauenden. Denn das Gebäude iſt ein einheitliches 
Ganzes, der hinübergebaute Gebäudeteil gemäß $ 93 weſentlicher Beſtandteil des Gebäudes und 
Der auf dem Grundſtück des Bauenden befindliche Gebäudeteil gemäß $ 94 Abſ 1 weſentlicher 
Beſtandteil dieſes Grundſtücks (RG 83, 148; OLG 29, 341; JW 1933, 20177; § 94 A 3). Dabei 
macht es keinen Unterſchied, ob der hinübergebaute Teil der geringere Teil oder der Hauptteil des 
Gebäudes iſt. Denn immer iſt er weſentlicher Beſtandteil des durch den andern Teil mit dem Grund 
> Boden des Grundſtücks des Bauenden feft verbundenen ($ 94 Abs 1) Gebäudeganzen (NG 83, 
48), Hieran wird auch dadurch noch nichts geändert, daß der Bauende demnächſt das Nachbar⸗ 
grundſtückhinzuerwirbt. Damit in ſolchem Falle der hinübergebaute Teil Beſtandteil des Nach⸗ 
in grunbftüds wird (während der andere Teil Beſtandteil des andern Grundſtücks bleibt: 5 94 A J), 
5 weiter erforderlich, daß der Bauende im Bewußtſein der ihm nun gebotenen Möglichkeit der 
eictünderung des beſtehenden Zuſtandes den Willen faßt, den hinübergebauten Gebäudeteil zu 
Auen Beſtandteil des Nachbargrundſtücks werden zu laſſen, und daß er dieſen Willen nach außen 
Nadgibt, 3. B. dadurch, daß er den Gebäudeteil als Beſtandteil auf dem Grundbuchblatt des 
lönchbargrundſtücks vermerken läßt (RG 83, 149). Wie Nachbarn von vornherein vereinbaren 
wunen, daß der zu überbauende Gebäudeteil dem Eigentümer des zu überbauenden Grundſtücks 
re ſoll (A 1), jo können fie auch nachträglich, wenn der Überbau fpäterhin für das Gebäude, 


Gborban errichtet, fo wird dadurch allein der Überbau weder nach $ 94 Abſ 1 Beſtandteil dieſes 
ots noch Beſtandteil des Anbaus, da die Rentenpflicht beſtehen bleibt und an der Zweck 


Doch achbargrundſtücks von der Grenzüberſchreitung Kenntnis haben oder ſonſt hiergegen Wider ⸗ 


habe 38, 289 für preuß. Recht). Wohl aber kann von dem Zwingenden oder Betrüger 
ſpruch yo (88 823, 826) verlangt werden. Ausſchlaggebend für die Rechtzeitigkeit des Wiber- 
zu de 2 it, ob er zeitig genug erfolgt ift, um eine irgend erhebliche Zerſtörung des Gebauten 
18 meiden (Prot 3, 284; R 109, 108). a 18 
mächti Der Widerſpruch bedarf keiner Form. Der Widerſprechende kann ſich dabei eines Bevoll⸗ 
enen bedienen (RG 109, 108). Der Widerſpruch kann gegenüber dem Bauenden oder 
werden g der nach Lage der Verhältniſſe als deſſen⸗ Vertreter anzuſehen ift (Bauleiter), erklärt 
Den Be weis, daß ein Widerſpruch rechtzeitig (A 11) erhoben ift, hat der Widerſpruchs⸗ 
zu führen, der die Beſeitigung des Baus verlangt (Prot 3, 135). Hat der Nachbar 
er wider . überbau genehmigt, fo ift fein nachträglicher Widerſpruch wirkungslos, weil 
zicht auf; reu und Glauben verſtößt. Wenn der Nachbar aber die Genehmigung nicht unter Ver⸗ 
f jedes Entgelt erteilt hat, fo kann er die Rente nach Abſ 2 oder Werterſatz gegen Über⸗ 
87: 0 2 Eigentums an dem überbauten Grundſtücksteil gemäß $ 915 verlangen (NG 74, 
Widerſp 29, 341). Ein, ſei es auch aus irrtümlichen Beweggründen, wieder fallen gelaſſener 
pruch iſt wirkungslos (SeuffA 62 Nr 109). Die im Widerſpruch liegende einſeitige Willens 
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erklärung verträgt auch eine Beſchränkung auf einen Teil des Überbaus. Dann beſteht ein Recht 
auf Beſeitigung nur des Teils, während im übrigen ein Anſpruch auf Überbaurente gegeben iſt 
(RG 109, 110). 

13. Die Geldrente iſt die Entſchädigung für die Duldungspflicht. Daneben haftet der Über- 
bauende für jeden ſchuldhaft durch Eingriffe in ſonſtige Rechte des Nachbars verurſachten Schaden 
nach § 823 (RG 65, 73; OLG 26 S. 27, 28). Hat der Nachbar die unbedingte Erlaubnis zu dem 
Überbau erteilt, ſo kann ein Schadenserſatzanſpruch nicht in Frage kommen. Denn dann hat 
der Überbauende nicht widerrechtlich gehandelt (OL 26, 27). Ein Anſpruch auf Rente kann aber 
auch bei erlaubtem Überbau beſtehen (A 12). Die Rentenpflicht beginnt mit dem Zeitpunkt der 
Grenzüberſchreitung. Der Anſpruch auf die Rente überhaupt iſt unverjährbar; der Anſpruch auf die 
einzelne fällige Rate verjährt in 4 Jahren (8 197). Durch die Zwangsverſteigerung wird die Ren⸗ 
tenpflicht nicht berührt (§52 3 VG). Für die Rente gelten nach Art 116 EG nicht die landesgeſetz⸗ 
lichen Vorbehalte der Artt 113, 115 EG; ihre Ablösbarkeit, Höhe oder Umwandlung kann landes- 
geſetzlich nicht geregelt werden. 

14. Auf die Höhe der Rente iſt eine nach der Grenzüberſchreitung eintretende Wertänderung 
ohne Bedeutung. 


8 913 


Die Nente für den Überbau!) ift dem jeweiligen Eigentümer ?) des Nach- 
bargrundſtücks von dem jeweiligen Eigentümer ?) des anderen Grundftüds 
zu entrichten. 

Die Nente iſt jährlich ) im voraus zu entrichten ). 

E 1 857 Abf 2, 858 Abſ II 827; M 3 285 f.; P 3 135 f.; 6 229 f. 


1. Das Recht auf die Rente (im Gegenſatz zum einzelnen Rentenbetrag) gilt als Beſtandteil 
des berechtigten Grundſtücks ($ 96) und kann vom Eigentum an dem berechtigten Grundſtück nicht 
erden (88 914 Abſ 3, 1110), alſo auch nicht ſelbſtändig für ſich allein abgetreten oder gepfändet 
werden. 

2. Da die Rente dem jeweiligen Eigentümer des überbauten vom jeweiligen Eigentümer 
des andern Grundſtücks entrichtet werden muß, iſt das Rentenrecht ſubjektiv und objektiv dinglich. 
Entſchädigungsberechtigt find außer dem Eigentümer (des überbauten Grundſtücks) auch der 
Erbbau⸗ und Dienſtbarkeitsberechtigte ($ 916). Für die anderen Realberechtigten, 
3. B. die Hypothekengläubiger, wird der Überbau durch die damit verbundene Entſchädigung 
bedeutungslos. Sie haben aber ein Intereſſe an der Höhe der Entſchädigung und können auf 
deren Feſtſetzung klagen. Das Urteil macht jedoch nur unter den Parteien Rechtskraft. Auch, 
W über die Höhe der Rente wirkt nur zwiſchen den an dem Vertrag Beteiligten 

‚ 286). 

3. Das erſte Jahr beginnt mit dem Tage der Grenzüberſchreitung. 

4. Eine von Abſ 2 abweichende Regelung der Entrichtung iſt zuläſſig. Sie hat aber 
Dritten gegenüber nur Wirkung, wenn fie ins Grundbuch eingetragen ift ($ 914 Abſ 2). Das 
Rentenrecht iſt unverjährbar. Denn es entſteht mit der Fortdauer der Berechtigung des Überbaus 
ſtets neu (8 198; M3, 286). Der Anſpruch auf die einzelnen fälligen Renkenbeträge verjährt 
in 4 Jahren ($ 197). 


9 914 


Das Necht auf die Nente geht allen Nechten an dem belaſteten Grundſtück, 
auch den älteren, vor ). Es erliſcht mit der Beſeitigung des Überbaues 2). 

Das Necht wird nicht in das Grundbuch eingetragen). Zum Verzicht“) 
auf das Necht ſowie zur Feſtſtellung der Höhe der Nente durch Vertrag iſt die 
Eintragung erforderlich “). 

Im übrigen finden die Vorſchriften Anwendung, die für eine zugunſten 
des jeweiligen Eigentümers eines Grundſtücks beſtehende Neallaſt gelten“). 

E 1 858 Abſ 1 II 827 Abſ 2; M 3 285 f.; P 3 136 f.; 6 229 f. 

1. Das Rentenrecht muß allen, auch den älteren Rechten vorgehen, wenn es einen ausreichen⸗ 
den Erſatz für die entzogene Benutzung der überbauten Fläche bilden fol (DS 191). Mehrere 
Überbau- (oder Notmweg-) Renten haben nicht den gleichen Rang. Ihr Rang beſtimmt ſich 
vielmehr nach der Zeit ihrer Entſtehung, da ſie zwar anderen Rechten vorgehen, über ihren Rang 
untereinander aber nur das Zeitvorrecht entſcheiden kann (ſtr.). Durch eine Zwangsverſteige⸗ 
rung wird das Recht auf die Rente nicht berührt ($ 52 Abſ 2 3G). Die Rangordnung der ein⸗ 
zelnen Rentenbeträge im Zwangsverſteiger ungsverfahren iſt geregelt durch $ 10 Nr 4,8, 11 3G. 
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2. Die Rente erliſcht kraft Geſetzes mit der Beſeitigung des Überbaues, weil hierdurch die 
als Gegenleiſtung anzuſehende Duldungspflicht wegfällt. Die Aufhebung durch Verzicht wird in 
A erörtert. Die in Artt 113—115 Ech vorbehaltenen landesgeſetzlichen Vorſchriften über Ab⸗ 
löſung find nach Art 116 Ech unanwendbar. 

3. Die Eintragung der Rente in ihrer geſetzlichen, d. h. in der zur Zeit der Grenzüberſchrei⸗ 
tung (8 912 Abſ 2) angemeſſenen, Höhe ift nicht zuläſſig. Die 68 892, 893 finden daher inſoweit 
keine Anwendung. Trotz der Nichteintragung wirkt alſo das Rentenrecht auch gegen den gut⸗ 
gläubigen Erwerber des rentenpflichtigen Grundſtücks (Prot 3, 136; RG 62, 101; § 892 A 2). 
Anders verhält es ſich aber mit einer Rente, deren Höhe vertragsmäßig feſtgeſetzt wird (A 5). 

4. Soll der Verzicht auf das Recht nicht bloß ſchuldrechtliche Wirkung unter den Beteiligten, 
ſondern dingliche Wirkung gegen jedermann haben, fo iſt feine Eintragung erforderlich (RIA 1, 
26, 330 4, 387). Sie wird maßgeblich auf dem Blatt nicht des rentenberechtigten, ſondern des 
rentenbelaſteten Grundſtücks vorzunehmen fein, und zwar in Abt II in Form eines Löſchungs⸗ 
vermerks, da es ſo anzuſehen iſt, als wäre die Rente auf dem belaſteten Grundſtück eingetragen 
(DRG 45, 209; Ich 4, 388). Jedoch iſt die Eintragung auf dem Blatt des rentenberechtigten 
Grundstücks daneben nach $I 68 zuläſſig. Notwendig zum wirkſamen Verzicht ift ferner die 
Einhaltung der Form des $ 875 und gemäß $ 876 Satz 2 die Zuſtimmung der Realgläubiger 
Fe 1 Lauten Grundſtücks, da die Rente ihnen an Stelle der überbauten Fläche haftet 

rot 3, 136). 

5. Die Feſtſtellung der Höhe der Rente durch Vertrag erlangt gemäß $ 873 dingliche Wirkung 
nur durch Eintragung (Jh 4,387), und zwar auf dem Blatt des rentenbelaſteten Grundſtücks 

T 45, 209); auf dem Blatt des berechtigten Grundſtücks iſt die Eintragung nach $ I G80 
zuläſſig. Zur Eintragung iſt die Zuſtimmung der Realberechtigten des rentenberechtig⸗ 
ten Grundſtücks gemäß $$ 876 Satz 2, 877 erforderlich, wenn die vereinbarte Rente niedriger 
58 die geſetzliche (A 3) iſt. Denn dann liegt in der Eintragung eine teilweiſe Aufhebung der den 
wealberechtigten an Stelle des überbauten Grundſtücksteils haftenden geſetzlichen Rente. Dagegen 
itt die Zuſtimmung nach 98 877, 876 Satz 2 nicht erforderlich, wenn die vertraglich feſtgeſetzte Rente 
ebenſo hoch oder höher als die geſetzliche iſt, weil dann das Recht der Realberechtigten durch die 
Beſtſetzung nicht berührt wird (ſtr.). Die Zuſtimmung der Realberechtigten des renten 
pilichtigen Grundſtücks iſt nur erforderlich, wenn die vertraglich feſtgeſetzte Rente inſoweit, als 
in die geſetzliche Höhe überſteigt, den Vorrang vor den Realberechtigten erlangen ſoll (Prot 3, 
20. ie Eintragung mit dem Vorrang vor den eingetragenen Berechtigten wird daher 

er Grundbuchrichter nur dann vornehmen dürfen, wenn entweder die Zuſtimmung der Be⸗ 
techtigten beigebracht oder gehörig (5 29 GBO) nachgewieſen wird, daß die vertraglich feſtgeſetzte 

ente die geſetzliche Höhe nicht überſteigt. a * 
od Auf das Rentenrecht finden Anſpendung die Vorſchriften über die ſubjektiv⸗dinglichen 
As allaſten, insbeſondere die $$ 1108 Abf 1 (perſönliche Haftung des Eigentümers), 1110 (Un- 
völtennbarkeit); dagegen nicht die 55 1111, 1112, die nur ſubjektiv⸗perſönliche Reallaſten betreffen. 

ird das mit dem Rentenrecht belaſtete Grundſtück geteilt, jo bleibt die dingliche Haftung aller 
A beſtehen (vgl. aber Art 120 Ech). Für die fällig gewordenen Rentenbeträge haften nach $ 1108 

die Eigentümer aller Teile, nicht bloß der Eigentümer des Teiles, auf dem der andere Ge⸗ 
äudeteil ſteht, auch perſönlich. Denn mit dem Rentenrecht iſt das Eigentum am ganzen über⸗ 
„auenben Grundſtück belaftet (ſtr.). Im Falle der Teilung des berechtigten Grundſtücks 
Rerleibt nach $ 1109 Abſ 3 das Rentenrecht bei dem überbauten Grundſtücksteil allein, da die 
Rente als Entſchädigung für die Duldungspflicht gewährt wird. 


8 915 


- Her Nentenberechtigte !) kann jederzeit ?) verlangen ), daß der Nenten- 
pflichtige ihm gegen Übertragung des Eigentums an dem überbauten Teile 
151 Grundſtücks den Wert erſetzt, den dieſer Teil zur Zeit der Grenzüberſchrei⸗ 
die gehabt hat ). Macht er von dieſer Befugnis Gebrauch, fo beſtimmen ſich 
Bauf und Verpflichtungen beider Teile °) nach den Vorſchriften über den 


11 Be NE Zeit bis zur Übertragung des Eigentums ift die Nente fortzuent- 
n * 


En 859 I1 828; M 3 2871 P 3 138; 4 580. 


J. Nur der R f b a: 
8 r der Rentenberechtigte, nicht der Rentenpflichtige hat das Recht, ſtatt der Rente 
5 5 1 2) die Gulnbekncher zu wählen. Dieſes Recht ſteht auch nur dem rentenberechtigten 
2 8 zu, nicht dem Erbbauberechtigten, da $ 915 in $ 916 nicht angeführt iſt. 
»Das Recht iſt unverjährbar ($ 924). 


— 
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3. Für das Verlangen auf Werterſatz iſt eine Form nicht vorgeſchrieben, Es wird dem Renten- 
pflichtigen gegenüber erklärt. 3 313 findet keine Anwendung, da im Falle des Verlangens der 
Rentenpflichtige geſetzlich zur Grundabnahme verpflichtet iſt (RG 74, 90). Mit der einſeitigen 
Abgabe der Erklärung (§ 130) wird zwiſchen den Beteiligten das Rechtsverhältnis eines Kaufes 
begründet, ohne daß ein förmlicher Kaufvertrag abgeſchloſſen zu werden braucht. Die Schadens⸗ 
erſatzgrundſätze (z. B. 58 251, 252, 254) finden keine Anwendung, wenn ohne rechtswidrigen Vorſatz 
und ohne Fahrläſſigkeit überbaut iſt (RG 74, 90). 

4. Die Übertragung des Eigentums an dem überbauten Grundſtücksteil (durch Auflaſſung, 
deren Entgegennahme ſeitens des Rentenpflichtigen gemäß § 894 ZPO durch rechtskräftiges 
Urteil erſetzt werden kann) und der nötigenfalls im Prozeßwege feſtzuſetzende, nach dem Zeit⸗ 
punkt der Grenzüberſchreitung zu bemeſſende Werterſatz finden Zug um Zug ſtatt (58273 
Abſ 1, 274). Einen ähnlichen Rechtsgedanken hat das Reichsgericht gelegentlich angewendet in 
einem Falle, wo ein Grundſtück wegen Nichtigkeit des Kaufvertrags nach den Grundſätzen unge⸗ 
rechtfertigter Bereicherung herausverlangt wurde, die Herausgabe aber mit Rückſicht auf die 
erfolgte Bebauung des Grundſtücks unmöglich erſchien (RG 183, 295). 

5. Nur für beide Teile, nicht für Dritte, gelten die Kaufregeln. Ein Vorkaufsberechtigter kann 
alfo z. B. nicht geltend machen, es ſei ein Kauf geſchloſſen, in den er einzutreten berechtigt ſei. 

6. Die Vorſchriſten über den Kauf (5 433 ff.) finden Anwendung. Der Kaufpreis iſt der 
Wert zur Zeit der Grenzüberſchreitung. Das Grundſtück ift gemäß $ 434 frei von Laſten zu 
übertragen (M3, 287; Prot 3, 138). 14 

7. Deshalb find die in der Zwiſchenzeit vom Verlangen der Grundabnahme bis zur Übers 
tragung des Eigentums entrichteten Renten von dem Werterſatzkapital nicht abzurechnen. Wenn 
aber das Kapital ſchon vor der Eigentumsübertragung gezahlt oder beigetrieben (59 322 Abſz, 
274 Abſ 2) wird, iſt der Zahlende dem Empfänger gegenüber von weiteren Rentenzahlungen 
befreit. Denn in der Annahme (Einziehung) des Kapitals liegt die Erklärung der Erledigung 
der Rechte des Empfängers (M3, 287). Freilich bleiben das Rentenrecht als ſubjektiv⸗dingliches 
Recht und die Eigentumsbeſchränkung (Duldungspflicht) bis zur Übertragung des Eigentums 
beſtehen (M 3, 287). Dies kann von Bedeutung werden, wenn der Rentenberechtigte oder der 
Rentenverpflichtete ſein Grundſtück an einen Dritten veräußert. 


9 916 


Wird durch den Überbau ein Erbbaurecht oder eine Dienſtbarkeit!) an 
dem Nachbargrundſtücke beeinträchtigt, ſo finden zugunſten des Berechtigten 
die Vorſchriften der 88 912 bis 914 entſprechende Anwendung ). 

E I 860 II 829; M 3 280; P 3 138. 


1. Sind mehrere Erbbau⸗ oder Dienſtbarkeitsberechtigte (VO v. 15. 1. 1919, 89 1018, 1030, 
1090) vorhanden, ſo iſt für jeden die Rente ſelbſtändig feſtzuſetzen (Prot 3, 138). Keine Anwendung 
findet $ 916 auf andere Rechte an dem Nachbargrundſtück, z. B. Hypotheken, weil dieſen Rechten 
nach 8$ 96, 1107, 1126 mit dem überbauten Grundſtück auch das Rentenrecht des Eigentümers 
unterworfen iſt. 

2. 8912 iſt nicht entſprechend anzuwenden, wenn der Eigentümer eines Grundſtücks, von 
dem eine Teilfläche mit einer das Bebauen verbietenden Grunddienſtbarkeit belaſtet iſt, über 
die Grenze des unbelaſteten Teiles auf den belaſteten Teil hinüberbaut (RG 47, 356; JW 1902 
Beil 258; 1932, 104710; OLG 15, 348; a. M. SeuffA 57 Nr 8) oder wenn der Eigentümer eines 
Grundſtücks, das mit der Dienſtbarkeit des Bauverbots belaſtetet iſt, dieſes bebaut (NG 48, 
262; 8 912 A 5). In beiden Fällen kann mithin der Dienſtbarkeitsberechtigte gemäß 99 1004, 1027, 
1065, 1090 Abſ 2 die Beſeitigung des fein Recht beeinträchtigenden Baus verlangen. Nach d 914 
Satz 2 erliſcht das Rentenrecht mit der Beſeitigung des Überbaus. $ 915 findet im Bereich des 
6 995 keine Anwendung ($ 915 A 1). Vorbehalte für die Landesgeſetzgebung finden ſich in Artt 57, 

„68 EG. 
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Fehlt !) einem Grundſtücke ?) die zur ordnungsmäßigen Benutzung 3) not- 
wendige Verbindung ?) mit einem öffentlichen Wege ö), fo kann der Eigen- 
tümer 6) von den Nachbarn ?) verlangen ), daß fie bis zur Hebung des Man 
gels ) die Benutzung ihrer Grundſtücke zur Herſtellung der erforderlichen 
Verbindung 10) dulden 11). Die Nichtung des Notwegs und der Umfang des 
Benutzungsrechts werden erforderlichenfalls durch Urteil beſtimmt 1). 
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Die Nachbarn, über deren Grundſtücke der Notweg führt, find durch eine 
Geldrente zu entſchädigen 16). Die Vorſchriften des 8 912 Abſ 2 Satz 2 und der 
88 913, 914, 916 14) finden entſprechende Anwendung 15). 

E 1 863 II 830; M 3 289 ff.; P 3 140 ff. 


1. Notweg. Die Verbindung fehlt, wenn das Grundſtück von dem öffentlichen Wege gänz⸗ 
lich abgeſchnitten iſt und die Trennung durch dazwiſchen liegende fremde Grundſtücke 
bewirkt wird. Daher fehlt die Verbindung nicht, wenn ſie nur unbequem iſt (A 4) oder wenn 
der Eigentümer über andere ihm gehörende Grundſtücke oder unter Ausübung eines ihm zu⸗ 
ſtehenden dinglichen oder perſönlichen Rechts über fremde Grundſtücke zum öffentlichen Wege 
gelangen kann (ORG 2, 506; 12, 124; 26, 29). Insbeſondere kann auch ein rein ſchuldrechtlicher 
Vertragsanſpruch, der dem Eigentümer des wegebedürftigen Grundſtücks eine ſichere, wirkliche 
Abhilfe bietet, zur Verſagung eines Notwegs nach $ 917, jedenfalls für die Dauer des Beſtehens 
eines ſolchen Vertragsanſpruchs, genügen (nch 157, 305). Auf ein ihm angeblich zuſtehendes, aber 
ſcreitig gemachtes anderweites Wegerecht braucht ſich der Notwegberechtigte unter Umſtänden aber 
nicht berweiſen zu laſſen (NG ZW 1925, 47515). Das Fehlen der Verbindung hört auf, wenn der 
Eigentümer des abgeſchnittenen Grundſtücks ein angrenzendes Grundſtück hinzuerwirbt, das 
mit einem öffentlichen Wege in Verbindung ſteht. Dann entfällt das Notwegrecht, ſelbſt wenn 
noch gewiſſe Anderungen (3. B. Entfernung von Zäunen) erforderlich find, um die Verbindung 
mit dem öffentlichen Wege über das hinzuerworbene Grundſtück herzuſtellen (OLG 26, 30). 
Nicht erforderlich iſt zur Anwendung des § 917, daß die Notlage eine unverſchuldete iſt 
{DE 292). — Eine beſondere Abart des Notweges bildet der Jägernotweg nach $ 28 Reichsjagd⸗ 
es. 7. 1934 ſowie das dort in $ 31 geregelte Recht der Wildfolge (dazu auch $$ 28, 31 Aus VO 

!. 3. 1935). 

2. Gleichviel, ob das Grundſtück bebaut iſt oder nicht. 


— 8. Ordnungsmäßig iſt eine Benutzung, die der Größe, Lage, Kulturart und Umgebung des 
„undſtücks und den wirtſchaftlichen Verhältniſſen nach vernünftigem Ermeſſen entſpricht RG 
817. Das gilt auch dann, wenn das Grundſtück bisher nicht oder anders benutzt worden iſt 
9 292; Prot 3, 152; RG Warn 1914 Nr 290; SeuffA 62 Nr 41). Doch darf die Anderung 
deer Benutzungsart, welche die Notlage erſt ſchafft, keine willkürliche Handlung im Sinne des $ 918 
Abf 1 ſein (Prot 3, 153; OLG 12, 124). Es geniigt aber, wenn die von der früheren Benutzungs⸗ 
ar abweichende Art der Benutzung den gegenwärtigen wirtſchaftlichen Verhältniſſen entſpricht 
AG Warn 1914 Nr 290). Grundſätzlich gleichgültig iſt, ob der Eigentümer ſelbſt oder ein Pächter 
Der ein ſonſtiger Berechtigter die Benutzung ausübt. Das rein perſönliche Bedürfnis des einzelnen 
„Agentümers oder des zeitig zur Benutzung Berechtigten hat aber außer Betracht zu bleiben 
ich 79, 119, Seuffel 62 Nr 70). Daher kann der Eigentümer z. B. nicht deswegen einen Not⸗ 
weg verlangen, weil er das Grundſtück verpachten müſſe und ohne den Notweg nicht zu einem 
Angemefjenen Preiſe verpachten könne oder weil für die Lebensverhältniſſe gerade ſeines gegen- 
wärtigen Pächters der Notweg erforderlich ſei (NG 79, 119). Eine wirtſchaftlich verſtändige 
eſamtbebauung mehrerer Grundſtücke desſelben Eigentümers ſtellt nicht um deswillen eine nicht 
rbnungsmäßige, zur Verſagung des Notwegrechts führende Benutzung dar, weil der Eigentümer 
= unterlaſſen hat, die Grundftüde nach $ 890 Abſ 1 zu vereinigen oder nach $ 890 Abf 2 das eine 
ut tau dem andern als Beſtandteil zuschreiben zu laſſen (ch 157, 305). Bei dieſer Sachlage 
( rt auch im Falle der Veräußerung des einen der beiden Grundſtücke an einen neuen Eigentümer 
ls: durch Zuſchlag in der Zwangsverſteigerung) die Ordnungsmäßigkeit der Benutzung beider 
kundſtücke nicht notgedrungen auf (RH 157, 305). 
ti 4. Notwendig ift die Verbindung nicht, wenn eine andere Verbindung befteht oder vom Eigen 
“mer ſelbſt hergeſtellt werden kann, mag die Benutzung dieſer Verbindung auch längere Zeit 
ten IPruchen oder ſchwieriger fein (Seuffg 13 Nr 210; ON 2, 506; 26, 31) oder mag ihre Her⸗ 
1 einen größeren Koſtenaufwand erfordern (ftr.). Dagegen ift die Verbindung notwendig, 
a der anderweit vorhandene Zugang keine ordnungsmäßige Bewirtſchaftung geftattet (RG 
W 1925, 47528), Kann der Eigentümer kraft eines perſönlichen Anſpruchs auf Beſtellung einer 
noi gerechtigkeit die Herſtellung eines Verbindungsweges herbeiführen, ſo iſt das Fehlen einer 
ſeit endigen Verbindung im Sinne des $917 in der Regel zu verneinen (OLG 26, 30; A J). Ander⸗ 
Ae dunn die zur ordnungsmäßigen Benutzung notwendige Verbindung beim Vorhandenſein 
mun Vorbindungswegs fehlen, wenn die Benutzung dieſes Weges öfter (z. B. durch Überſchwem⸗ 
igen) behindert ift (MG 75, 120; Seuffel 4 Nr 204). 
Verb Die Verbindung mit einem Wege muß fehlen, der ein öffentlicher iſt. Das Fehlen der 
99 7 bung mit einem andern Grundſtück desſelben Eigentümers oder mit einem Fluß 
ein Ron enbahn gibt nach BOB kein Notwegrecht; doch findet fich inſoweit in Art 123 Cc 
reichs orbehalt für die Landesgeſetze. Was ein öffentlicher Weg ift, beſtimmt ſich beim Fehlen 
263. gchtlicher Vorſchriften (Artt 2, 3, 32, 55 EG) nach Landesrecht (vgl. für Preußen RG 14, 
J 1896, 8912, 1900, 45183; 1901 S. 17028, 58528; 1906, 23319; Gruch 40, 1173; 42,720; 48, 
Bd, Kommentar von Reichsgerichtsrüten. 9. Aufl. III. Bd. (Beffau.) 15 
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1101; 44, 1134). Die Frage iſt, obgleich ſie dem öffentlichen Recht angehört, als Beſtandteil 
eines Privatrechtsſtreits von den ordentlichen Gerichten zu entſcheiden (RG JW 1906, 23319). 
6. Dem Eigentümer ſtehen gleich der Erbbauberechtigte (VO v. 15. 1. 1919 § 11) und die in 
Artt 63, 68 EG genannten Berechtigten (MG 79, 118), aber nicht ſonſtige Berechtigte am Grund⸗ 
ſtück, wie Nießbraucher, Pächter (RG 79, 119; Warn 1920 Nr 106). Befindet ſich das wegebedürftige 
Grundſtück im Miteigentum mehrerer, ſo kann nicht jeder für ſich, ſondern alle Miteigentümer 
müſſen gemeinſam das Verlangen ſtellen. Denn die Einräumung des Notwegs iſt von einer 
Gegenleiſtung abhängig, die alle Miteigentumsanteile belaſtet (ftr.; RG Gruch 30, 443). 

7. Die Nachbarn brauchen nicht unmittelbar Anlieger zu fein. Nachbarn im Sinne des $ 917 
find vielmehr alle Eigentümer der umliegenden Grundſtücke bis zum öffentlichen Weg (M3, 
292; RG 50, 322; Gruch 66, 478). Steht ein ſolches Grundſtück im Eigentum mehrerer Mit- 
eigentümer, fo iſt der Anſpruch auf den Notweg gegenüber allen Miteigentümern gemeinſam 
zu erheben (RG JW; 1906, 2331). Gegen einen Beſißer, Nießbraucher oder ſonſtigen Berechtigten 
am Grundſtück kann der Anſpruch nicht verfolgt werden (Seuffa 56 Nr 150). Vgl. aber wegen 
der Erbbau- und Dienſtbarkeitsberechtigten A 14. 

8. Das Verlangen kann, wenn die Beteiligten ſich nicht einigen, nicht nur im Wege der Klage, 
ſondern auch im Wege der Einrede (z. B. gegenüber der Eigentumsfreiheitsklage des Nach⸗ 
bars) und im Wege der Widerklage verfolgt werden (RG JW 1906, 2331, SeuffA 61 Nr 205). 
Denn das Notwegrecht beſteht ſchon mit dem Vorliegen feiner geſetzlichen Vorausſetzungen und 
wird nicht erſt durch Urteilsſpruch begründet (M3, 292; A 12). Die Klage iſt, wenn mehrere 
Grundſtücke für den Notweg in Betracht kommen, gegen die Eigentümer aller dieſer Grundſtücke 
zu richten. Iſt dabei ein ungeeignetes Grundſtück in Anſpruch genommen, ſo wird die Klage inſo⸗ 
weit abgewieſen (Seuff A 56 Nr 150). Die Richtung des Weges braucht die Klage nicht im 
einzelnen anzugeben, da nach Satz 2 das Urteil hierüber nähere Beſtimmung zu treffen hat. 
Der Anſpruch unterliegt nach § 924 nicht der Verjährung. Die tatſächliche Ausübung des Not- 
wegrechts gibt keinen Beſitzſchutz. Denn das BGB kennt grundſätzlich nur einen Sach⸗, nicht 
auch einen Rechtsbeſitz. Die im § 1029 für eingetragene Dienſtbarkeiten gegebene Ausnahme⸗ 
vorſchrift iſt auf ein Notwegrecht, das weder eine Dienſtbarkeit iſt noch eingetragen wird, nicht 
anwendbar (fir.; M3, 292; anders Prot 3, 155; OLG 10, 110). — Die Pflicht zur Duldung 
des Notwegs ſtellt eine auf der Lage des Grundſtücks beruhende geſetzliche Eigentumsbeſchrän⸗ 
kung dar (A 11). Sie iſt, wenn das Grundſtück verkauft wird, kein Mangel im Recht, von dem 
der Verkäufer den Käufer gemäß § 434 freizuhalten hätte (RG Gruch 60, 997). 

9. Der Mangel kann z. B. dadurch gehoben werden, daß ein neuer öffentlicher Weg angelegt 
oder daß der Eigentümer durch den Erwerb eines andern Grundſtücks in die Lage verſetzt wird, 
über ſeinen eigenen Grund und Boden zu dem öffentlichen Weg zu gelangen (OLG 2, 506; A 1). 

10. Die erforderliche Verbindung iſt die zur ordnungsmäßigen Benutzung des wegebedürf⸗ 
tigen Grundſtücks notwendige. Ihr Umfang und ihre Art beſtimmen ſich nach Lage des einzelnen 
Falles (3. B. Landweg mit oder ohne Brücke: SeuffA 53 Nr 215). Ein Rechtsſatz des Inhalts, daß 
der Notweg nur über die Bodenfläche des Nachbargrundſtücks, nicht unter dieſem Grundſtück hin⸗ 
durch oder darüber hinweg führen könne, beſteht nicht (RG 157, 305). Immer aber muß es ſich um 
einen Weg handeln. Das ergibt ſich daraus, daß die Verbindung mit einem öffentlichen Weg 
hergeſtellt werden ſoll (ſtr.). Daher ſtützt § 917 nicht den Anſpruch z. B. auf Herſtellung einer 
Schwebebahn (SeuffA 62 Nr 41). Immerhin läßt ſich unter Umſtänden aus $ 917 herleiten der 
Anſpruch auf Duldung der Legung eines Gas- oder Waſſerleitungsrohrs oder auf Zuleitung von 
elektriſchem Strom (JW' 1932, 10698; 1936, 349586). Beſteht das Bedürfnis der Verbindung nur für 
einen Teil 100 Grundſtücks, ſo lann nur ein entſprechend beſchräukter Notweg verlangt werden 
(N 79, 120). 

11. Der Nachbar braucht nur zu dulden, iſt aber nicht zu einer Tätigkeit verpflichtet. Anlage 
und Unterhaltung des Notwegs liegen dem Notwegberechtigten ob. Das Eigentum am Wege⸗ 
körper behält der Nachbar. Die Duldungspflicht iſt nicht eine nur ſchuldrechtliche, ſondern eine 
auf dem Grundſtück laſtende, das Eigentumsrecht ($ 903) einſchränkende Pflicht (A 8). Deshalb 
ift fie nicht eintragungsbedürftig. Sie iſt aber auch, ſelbſt auf Bewilligung des betroffenen 
Eigentümers, nicht eintragungsfähig. Denn es handelt ſich bei ihr nicht um eine ſelbſtändige 
Belaſtung zugunſten eines beſtimmten Berechtigten, ſondern um eine dem Eigentum geſetzlich 
innewohnende Schranke (ſtr.; IFG 3, 329). Hier gilt entſprechend das, was in $ 912 A 10 zu der 
Frage der Eintragung der Verpflichtung zur Duldung eines Überbaus bemerkt iſt. 

12. Das Urteil bewirkt nicht die Entſtehung des Rechts auf den Notweg, ſondern ſtellt 
nur das Beſtehen und den Umfang des Rechts feſt, das beim Vorliegen der Voraus- 
ſetzungen kraft Geſetzes entſteht (M 3, 292; SeuffA 61 Nr 205). Deshalb kann das Recht 
auch im Wege der Einrede geltend gemacht werden (A 8). Deshalb iſt auch die durch das Urteil 
gegebene nähere Begrenzung des Wegerechts nicht eintragbar (A 11). Das Urteil hat die 
Einzelheiten des Notwegs, ſeine Richtung und die Zeit und Art ſeiner Benutzung feſtzu⸗ 
ſtellen. Die Zwangsvollſtreckung erfolgt im Falle der Zuwiderhandlung gegen die im Urteil 
auferlegte Duldung nach $ 890 ZPO. Wird die Ausübung des feſtgeſetzten Notwegs beeinträch⸗ 
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tigt, ſo ſteht dem Notwegberechtigten, da es ſich um ein einer Grunddienſtbarkeit ähnliches Recht 
handelt, die Abwehrklage nach $$ 1004, 1027 zu (OL 29, 339). 8 II 
13. Die Höhe der Rente, wodurch die Nachbarn zu entſchädigen find, beſtimmt ſich nicht nach 

dem Nutzen, den der Eigentümer des notwegbe dürftigen Grundſtücks von dem Notweg hat, ſon⸗ 
dern nach dem Nachteil, den die Nachbarn durch den Notweg erleiden (RG Warn 1914 Nr 290). 

„14. Die entſprechende Anwendung des § 912 Abſ 2 Satz 2 ergibt, daß für die Höhe der 
Rente der Zeitpunkt entſcheidend iſt, in dem die Duldungspflicht entſtanden, d. h. die Notlage 
vorhanden und das Verlangen geſtellt iſt. Mit dieſem Zeitpunkt tritt die Wertminderung des 
Grundſtücks durch die geſetzliche Eigentumsbeſchränkung zutage. Von nun an wird z. B. der Eigen ⸗ 
tümer, wenn er verkaufen will, angeficht3 der dem Käufer mitzuteilenden Geltendmachung des 
Rotweganſpruchs ſich mit einem niedrigeren Kaufpreiſe begnügen müſſen (R 87, 425). Die Feſt⸗ 
ſetzung der Höhe der Rente nach den Verhältniſſen in dem genannten Zeitpunkt iſt dauernd maß⸗ 
gebend. Deshalb kann eine Erhöhung der feſtgeſetzten Rente wegen ſpäteren Steigens des Grund⸗ 
ſtückswerts nicht verlangt werden (Prot 3, 156). Wenn aber die Richtung oder der Umfang des 
Weges geändert werden ſoll, kann auch eine Anderung der Rente verlangt werden (Prot 3, 156). 
Die Rente npflicht beginnt mit der Duldungspflicht, nicht erſt dann, wenn der Notwegberech⸗ 
ligte den Weg tatſächlich benutzt hat, mögen auch noch Herſtellungsarbeiten zu einer beſonderen An⸗ 
“gung des Weges erforderlich fein (NG 87, 425). Daher beginnt die Rentenpflicht, wenn die 
Huldungspflicht durch Urteil ausgeſprochen wird, mit der Rechtskraft des Urteils (RG 87, 425). Der 
Notwegverpflichtete darf der Ausübung des Notwegrechts nicht widerſprechen, wenn der Notweg⸗ 
berechtigte mit der Zahlung der Rente im Rückſtand iſt (M 3,292). Die entſprechende Anwen⸗ 
dung der 88 918, 914 ergibt keine Beſonderheiten gegenüber der Überbaurente. Was über die 
Haftung der Notwegrente für die Hypotheken, über ihre Unabtrennbarkeit, rechtliche Natur, Rang⸗ 
derdältniſſe, Feſtſetzung durch Vertrag, die Unzuläſſigkeit ihrer Eintragung, ihre Unverjährbarkeit, 
* Verzicht auf fie, ihr Erlöſchen zu jagen ift, ergibt ſich mithin aus $ 913 A 1, 2, 4; $ 914 Al, 
3, 4, 5, 6. Der $ 915 (Recht des Rentenberechtigten, Abnahme des Grund und Bodens zu ver⸗ 
zangen) findet hier keine Anwendung. Nach 8 916 haben diejenigen, denen ein Erbbaurecht 
Ober eine Dienſtbarkeit an dem Nachbargrundſtück zufteht, den Notweg ebenſo zu dulden wie 
er Eigentümer. Anderſeits haben ſie, ſoweit ſie hierdurch beeinträchtigt werden, gleichfalls 
einen Anſpruch auf Entſchädigung durch Rentenzahlung gemäß $$ 912—914. Dasſelbe gilt von 
den in den Artt 63, 68, 196 E& aufgeführten Berechtigten. ö 
tei 5. Auf die Rente finden die Vorbehalte für die Landesgeſetzgebung in Artt 113—115 EG 
—— Anwendung (Art 116 EG). Nach Art 181 Abſ 1 EG find die 58 917, 918 auch dann anzu⸗ 
Ber en, wenn die Vorausſetzungen des Notwegs vor dem Inkrafttreten des BGB vorlagen, das 

erlangen aber erſt ſpäter geſtellt ift (OLG 2, 506). 


8 918 


Die Verpflichtung zur Huldung des Notwegs tritt nicht ein, wenn die bis- 
berige Verbindung des Grundſtücks mit dem öffentlichen Wege durch eine 
willkürliche Handlung ) des Eigentümers ?) aufgehoben wird ®). 

Wird infolge der Veräußerung eines Teiles des Grundſtücks der veräußerte 
oder der zurückbehaltene Teil von der Verbindung mit dem öffentlichen Wege 
bgeſchnitten, fo hat der Eigentümer desjenigen Teiles, über welchen die Ver⸗ 
"dung bisher ftattgefunden hat, den Notweg zu dulden. Der Veräußerung 
nes Teiles ſteht die Veräußerung eines von mehreren demſelben Eigentümer 
gehörenden Grundſtücken gleich 2). 

E 803 ır 831; M 3 201; P 3 140 ff. 


bre Die Aufhebung der Verbindung muß durch eine Handlung des Eigentümers (z. B. Ab- 

= N einer Brücke, Aufführen einer Mauer, Verſchüttung eines Zugangs, Verzicht auf eine 
zu Segererhtigfeit) verurſacht fein, Eine Aufhebung durch Naturereigniſſe iſt alfo nicht hierher 
tunatten. Die Handlung des Eigentümers muß eine willkürliche ſein, d. h. auf freier Entſchlie⸗ 
durch beruhen und bei Berücksichtigung der Bedürfniſſe des Nachbars nach verſtändigem Ermeſſen 
eine die Sachlage nicht geboten erſcheinen (Seuffl 75 Nr 160). Wird die Verbindung durch 
aß dera neue, aber ordnungsmäßige Benutzung des Grundſtücks aufgehoben (3. B. dadurch, 
Grundſt igentümer auf feinem Grundſtück ein Gebäude oder einen Eisteich errichtet oder ein 
47010 flit hinzuerwirbt), io liegt eine willkürliche Handlung nicht vor (RG V 313/06; JW 1925, 

2. 3917 A 2). Den Beweis der Vorausſetzung des $ 918 Abſ 1 hat der Nachbar zu führen. 
Mitei Der Handlung des Eigentümers fteht die des Erbbauberechtigten oder auch nur eines der 
kim ntümer gleich. Nach einer willkürlichen Aufhebung haben auch alle ſpäteren Eigen- 

er kein Recht auf Notweg. 


ei 


15* 
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3. Ein Fall des Abſ 1 liegt nicht vor, insbeſondere iſt die Verbindung nicht im Sinne dieſer 
Vorſchrift aufgehoben, wenn die frühere Verbindung mit dem öffentlichen Wege fortbeſteht und 
nur durch eine anderweitige Benutzung des Grundſtücks oder durch den Hinzuerwerb eines anderen 
Grundſtücks (A 1) unzureichend geworden iſt (RG Warn 1914 Nr 290; JW 1925, 47516). Dann 
kommt es darauf an, ob die neue Benutzungsart nach vernünftigem Ermeſſen den gegenwärtigen 
wirtſchaftlichen Verhältniſſen entſpricht (§ 917 A 3). 

4. Der (nach § 924 unverjährbare) Anſpruch auf den Notweg beſteht in den Fällen des Abſ 2 
nur im Verhältnis der getrennten Grundſtücke zueinander; dritte Grundſtücke kommen für den 
Notweg nicht in Betracht (ORG 26, 32). Ein Verzicht auf den Anſpruch hat zwar nur perſön⸗ 
liche Wirkung unter den Beteiligten (ſtr.; Prot 5, 153). Nach einem ſolchen Verzicht kann aber 
gemäß Abj 1 kein Recht auf Notweg gegenüber anderen Nachbarn geltend gemacht werden, da die 
Veräußerung eine willkürliche Handlung war. Die Worte „über welchen die Verbindung bisher 
ſtattgefunden hat“ kennzeichnen nur den Teil des früher einheitlichen Grundſtücks, welcher infolge 
der Trennung notwegpflichtig geworden iſt. Aus ihnen iſt nicht zu folgern, daß der Notweg nur 
ſo verlangt und gewährt werden könne, wie der bisherige Eigentümer den Weg nach dem öffent⸗ 
lichen Wege tatſächlich genommen habe. Vielmehr darf und muß der Richter den nach allgemeinen 
Grundſätzen geeigneten Notweg beſtimmen, auch wenn dieſer von der Richtung des bisher ge» 
wählten Weges abweicht. Denn Abf 2 gewährt nur ein Recht auf „Duldung eines Notwegs“, 
nicht ein Recht auf Duldung der Benutzung des bisherigen Verbindungsweges (OLG 26, 31). 
Im Falle der Veräußerung eines von mehreren demſelben Eigentümer gehörenden Grund⸗ 
ſtücken hat der Notweg über dasjenige Grundſtück zu führen, über das der Eigentümer vor der 
Veräußerung von dem nunmehr abgeſchnittenen Grundſtück zu dem öffentlichen Weg gelangen 
konnte (OLG 26, 32). Den Fall der Veräußerung eines von mehreren gemeinſchaftlich bebauten 
Grundſtücken desſelben Eigentümers und den Einfluß dieſer Veräußerung auf das Notwegrecht 
behandelt § 917 A3 a. E. 


8 919 


1) Der Eigentümer ?) eines Grundſtücks ) kann von dem Eigentümer“) 
eines Nachbargrundſtücks verlangen °), daß dieſer zur Errichtung feſter Grenz⸗ 
zeichen ) und, wenn ein Grenzzeichen verrückt oder unkenntlich geworden 
it, zur Wiederherſtellung mitwirkt 5), 

Die Art der Abmarkung und das Verfahren“) beſtimmen ſich nach den 
Landesgeſetzen s); enthalten dieſe keine Vorſchriften, fo entſcheidet die Orts- 
üblichkeit. 

Die Koſten der Abmarkung ſind von den Beteiligten zu gleichen Teilen 
zu tragen, ſofern nicht aus einem zwiſchen ihnen beſtehenden Nechtsverhält⸗ 
niſſe ſich ein anderes ergibt ). 

E I 851 II 832; M 3 268 ff.; P 3 125 f. 


1. Grenzabmarkung. $ 919 hat zur Vorausſetzung, daß die Grenze unter den Nachbarn 
nichtſtreitig iſt, daß aber feſte Grenzzeichen entweder überhaupt nicht vorhanden oder unkenntlich 
oder verrückt worden find (RGSt 41, 96). Iſt die Grenze ſtreitig, fo greift der vom Grenzab⸗ 
markungsanſpruch verſchiedene Grenzſcheidungsanſpruch aus § 920 Platz. 

2. Dem Eigentümer ſtehen gleich die Erbbauberechtigten (VO v. 15. 1. 1919 $ 11) und die 
in Artt 63, 68 EG aufgeführten Nutzungsberechtigten, aber nicht andere Berechtigte am Grund⸗ 
ſtück (z. B. Nießbraucher, Dienſtbarkeitsberechtigte, Hypothekengläubiger). Denn es handelt ſich 
um einen Anſpruch aus dem Eigentum (RG 56, 59). Befindet ſich das Grundſtück im Miteigen- 
tum mehrerer, ſo kann nach § 1011 jeder von ihnen den Anſpruch erheben. 

3. Gleichviel, ob ländliches oder ſtädtiſches Grundſtück. Jedoch nicht ein Gebäude mit Grenz⸗ 
wänden, die eine Grenzabmarkung unnötig machen (RG 44, 171). 

4. Außer vom Eigentümer auch von Erbbauberechtigten und den in Artt 63, 68 Ech auf- 
geführten Berechtigten am Nachbargrundſtück. Miteigentümer müſſen gemeinſam verklagt 
werden (RG JW 1906, 23319). 

5. Das Verlangen der Abmarkung kann bei Zuſtimmung aller Beteiligten im Wege der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit in dem durch die Landesgeſetze geordneten Verfahren (vgl. 
für Peußen 99 362—371 ALR 1 17; Art 89 Nr 1 AG. BGB; Art 31 Pr) zur Durchführung 
gebracht werden (RGSt 41, 97; OLG 15, 352). Erhebt der Grenznachbar Widerſpruch gegen 
die Abmarkung, fo gewährt $ 919 Abſ 1 gegen ihn die Klage auf Mitwirkung bei der Grenz 
abmarkung (R6St 41, 97). Der Abſ 2 läßt in dieſer Hinſicht eine Anderung des Reichsrechts 
durch die Landesgeſetze nicht zu; er bezieht ſich nur auf das Verfahren bei der Abmarkung, nicht 
auf das prozeſſuale Verfahren. Die Klage iſt im dinglichen Gerichtsſtande ($ 24 ZPO) 
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gemäß 8 13 GBE vor den ordentlichen Gerichten zu erheben, ſofern nicht landesgeſetzlich Ver⸗ 
waltungsbehörden oder Verwaltungsgerichte für zuständig erklärt find (vgl. für Bayern Artt 19, 
30 des Abmarkungsgeſ v. 30. 6. 1900; Art 156 AGG. BGB). Der Klagantrag iſt zu richten auf 
Verurteilung des Beklagten zur Mitwirkung bei der Errichtung oder Wiederherſtellung der 
Grenzzeichen und zur Tragung der Hälfte der Abmarkungskoſten. Mit dieſer Klage kann auch 
eme Grenzſcheidungsklage aus $ 920 verbunden werden (RGSt 41, 97). Der Anſpruch auf Ab- 
markung iſt dinglicher Natur und nach $ 924 unverjährbar. Ein Verzicht auf ihn hat keine 
Wirkung gegenüber Dritten, weil dingliche Belaſtungen nur in den vom Geſetz ausdrücklich be 
ſammten Fällen zuläſſig find, ein dinglich wirkender Verzicht aber eine ſolche Belaſtung enthielte 
m 3, 270; Prot 3, 126). Zwiſchen den Beteiligten (ſchuldrechtlich) iſt der Verzicht aber wirkſam 
Prot 3, 126). 


6. Feſte Grenzzeichen find ſolche, die in der Zukunft dauernd geeignet bleiben, die durch die 
Nachbarn a ee des Grenzzuges zu beweiſen (M 3, 269) und die Grenze äußerlich 
lichtbar zu machen. Vgl. über den Begriff der Grenzzeichen im Sinne des $ 274 Nr 2 StGB: 
ASt 6, 49; 10, 47; 23, 257; 41, 94; 66, 193; OLG 15, 353. 

„ 7. Die Art der Abmarkung und das Verfahren, aber auch nur fie beſtimmen ſich nach den 
Jandesgeſetzen, nicht z. B. das Verfahren des Abmarkungsprozeſſes (A 5). Iſt der Nachbar zur 
Mitwirkung bei der Abmarkung verurteilt (A 5), fo kann ſeine Mitwirkung gemäß 9 888 3 PO 
erzwungen werden. Die Rechte Dritter (ausgenommen die in A 2, 4 bezeichneten) an dem 
einen oder dem andern Grundſtück (z. B. eines Nießbrauchers), die nicht hinzugezogen worden 
lind, werden weder durch ein Urteil auf Mitwirkung gegen den Nachbar noch durch die Abmarkung 
ſelbſt berührt (M 3, 270; OSG 15, 351). 

. . Landesgeſetzliche Vorſchriften in dieſer Hinſicht enthalten z. B. für Preußen: AG. BGB 
Art 89 Nr 1; 01 1 17 85 562971 (A5); für Bayern: Abmarkungsgeſ kv. 30. 6. 1900. 

9. Die Koſten der Abmarkung, nicht auch die Koſten des etwa entſtehenden Abmarkungs⸗ 
prozeſſes (wofür die SS 91ff. BBO gelten), find regelmäßig von den beiden Grenznachbarn 
Je zur Hälfte zu tragen, da ſich die Abmarkung als ein gemeinſchaftliches Geſchäft darſtellt. Um⸗ 
fuß das Abmarkungsverfahren mehr als zwei Grundſtücke, ſo trägt jeder Beteiligte nur 
de Hälfte der auf feine Grenze entfallenden Koſten (Prot 3, 126). Iſt ein Grenzzeichen durch 
Schuld eines Beteiligten beſeitigt, verrückt oder unkenntlich geworden, ſo kann ſich daraus (nach 
3,823 Abſ2 BGB; 8 274 Nr 2 StGB) die Verpflichtung ergeben, die Koſten ganz zu tragen (M 3, 


5 1 ein Beteiligter mehr als die auf ihn fallenden Koſten bezahlt, fo hat er einen Erſtattungs⸗ 
ruch. 


8 920 


) Läßt ſich im Falle einer Grenzverwirrung?) die richtige Grenze nicht 
ermitteln, fo iſt für die Abgrenzung der Beſitzſtand maßgebend). Kann 
der Beſitzſtand nicht feſtgeſtellt werden, ſo iſt jedem der Grundſtücke ein gleich 
großes Stück der ſtreitigen Fläche zuzuteilen 4). 

Soweit eine dieſen Vorſchriften entſprechende Beſtimmung der Grenze 
zu einem Ergebniſſe führt, das mit den ermittelten Umſtänden, insbeſondere 
mit der feſtſtehenden Größe der Grundſtücke, nicht übereinftimmt, iſt die Grenze 


> ic ziehen, wie es unter Berüdfichtigung dieſer Umſtände der Billigkeit ent- 
pricht 5), 


EI 852 II 833; M 2 270 ff.; P 3 126 f. 


J. Der Gren ſcheidungsanſpruch aus $ 920 ſetzt im Gegenſatz zum Abmarkungsanſpruch aus 

0 0 voraus, daß Streit über den Lauf der Grenze zwiſchen Nachbargrundſtücken beſteht 
824 270). Jeder der beiden Nachbarn kann gegen den andern im dinglichen Gerichtsſtande 
fläche PO) auf Ermittlung der Grenze klagen. Dieſe Klage ergänzt hinſichtlich der Grenz. 
echen von Grundſtücken den durch die $$ 985, 1004 gewährten Eigentumsſchutz (M 3, 270). Will 
5 Eigentümer eine ſtreitige Fläche auf der Grenze bis zu einer beſtimmten Linie für ſich in An⸗ 
auf nehmen und glaubt er ſein Eigentum nachweiſen zu können, ſo hat er die Eigentumsklage 
6. erausgabe der Fläche ($ 985) oder die Eigentumsfreiheitsklage ($ 1004) zu erheben oder auch 
Dane wenn er ſelbſt im Beſitz des Streitſtücks iſt) auf Feſtſtellung ſeines Eigentums zu klagen, 
(M A er eine beſtimmte Behauptung aufſtellen und einen entſprechenden Antrag ſtellen muß 
Sn; NG Warn 1921 Nr 10). Iſt der Lauf der Grenze aber jo verdunkelt, daß von keinem 
119 7 teil die richtige Grenze nachgewieſen werden kann, fo iſt die Klage aus $ 920 gegeben. Hierbei 
ucht der Klagantrag nicht auf Feſtſtellung einer beſtimmten Grenze gerichtet zu fein. Viel⸗ 
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mehr genügt ein Antrag dahin, den Lauf der Grenze richterlich feſtzuſetzen. Ein ſolcher Antrag 
iſt mit Rückſicht auf den Klagegrund der Grenzverdunklung ein beſtimmter Antrag im Sinne des 
§ 253 Nr 2 3 P (ſtr.). Iſt aber in dem Antrag eine beſtimmte Grenze angegeben, fo darf der 
Richter gemäß $ 308 3 nicht darüber hinaus erkennen. Hat der Kläger mit einem ſolchen 
Antrag nach der Feſtſtellung des Richters zuviel verlangt, fo iſt er inſoweit mit der Klage ab- 
zuweiſen (ſtr.). Die Klage führt aber nicht zu einem doppelſeitigen Rechtsſtreit in dem Sinne, daß 
der Kläger verurteilt werden könnte (ſtr.). Mit der Klage kann auch ein Eigentumsanſpruch auf Her⸗ 
ausgabe und Erſatz von Früchten (89 985 ff.) ſowie ein Abmarkungsanſpruch (5919) verbunden wer⸗ 
den (5919 A 5). Zur Grenzermittlungsklage aktiv und paſſiv legitimiert find nur die Eigen⸗ 
tümer der Nachbargrundſtücke, da ein Anſpruch aus dem Eigentum, gerichtet auf Feſtſtellung des 
Umfangs des Eigentums, geltend gemacht wird (ftr.; RG 56, 60; HRR 1932 Nr 1129). Im Falle 
des Miteigentums kann nach $ 1011 auch ein einzelner Miteigentümer klagen, während als Be⸗ 
klagte ſämtliche Miteigentümer belangt werden müſſen. Beſteht Streit dartlber, ob das Recht 
eines andern Berechtigten am Grundſtück (z. B. eines Erbbauberechtigten, Nießbrauchers, 
Dienſtbarkeitsberechtigten: VO v. 15. 1. 1919, $$ 1027, 1065, 1090 Abſ 2) ſich räumlich auf eine 
Grenzfläche erſtreckt, jo ſind, wenn Grenzverwirrung vorliegt, in einem Prozeſſe unter den Be⸗ 
teiligten über den Umfang des Rechts die Grundſätze des $ 920 entſprechend anzuwenden (M 3, 
273). Um eine eigentliche Grenzermittlungsklage handelt es ſich dabei aber nicht; vielmehr bildet 
die richterliche Grenzermittlung nur einen Entſcheidungsgrund des Urteils (ſtr.); dieſes Urteil hat 
keine Wirkung gegenüber dem Eigentümer ($ 325 ZPO). Anderſeits wirkt das Urteil im Grenz⸗ 
ermittlungsprozeß nicht gegenüber den anderen nicht zugezogenen Realberechtigten. Denn es 
ſchafft nicht eine allgemein anzuerkennende neue Grenze, ſondern ſtellt nur feſt, welche Grenze 
im Verhältnis zwiſchen den beteiligten Eigentümern als die richtige zu gelten hat (ſtr., RG JW 
1906, 3027). Das ergehende Urteil ſteht einem Feſtſtellungsurteil gleich. Deshalb findet 
eine Zwangsvollſtreckung aus dem Urteil nicht ſtatt (SeuffA 47 Nr 302). Jedoch kann 
nach Maßgabe des Urteils Abmarkung (§ 919) verlangt werden. Ferner kann auf Grund des 
Urteils die etwa erforderliche Berichtigung des Grundbuchs (wenn z. B. der grundbuchmäßige 
Beſtand der Grundſtücke von der ermittelten Grenze abweicht) gemäß § 22 GBO erfolgen, ohne 
daß es einer Auflaſſung bedarf (OLG 20, 405). — Der Anſpruch aus $ 920 iſt unverjährbar 
(8 924). — Wenn die Nachbarn in Ungewißheit über den Grenzzug dieſen durch Vertrag feſt⸗ 
ſetzen, ſo handelt es ſich nicht um die Übernahme einer Verpflichtung zur Eigentumsübertragung. 
Vielmehr wird nur die Ungewißheit gelöſt, indem die Vertragsteile es ſo angeſehen wiſſen wollen, 
als ſei nunmehr die bisher ungewiſſe Grenze ebenſo richtig ermittelt wie durch ein Urteil im Grenz⸗ 
ermittlungsprozeß. Daher bedarf ein ſolcher Vertrag nicht der Form des $ 313, es ſei denn, daß 
die Vertragsteile ſich gegenſeitig zur Übertragung von Grundſtücksteilen (ausdrücklich) verpflichten 
(RG JW 1906, 3027). 


2. Grenzverwirrung liegt vor, wenn keine Grenzzeichen vorhanden ſind und auch ſonſt der 
Grenzzug ſich nicht ermitteln läßt. Der Kläger muß dies, wenn er auf Grenzermittlung klagt, 
zur Begründung der Klage behaupten und notfalls beweiſen. 


3. Das Geſetz erklärt für die Abgrenzung den Beſitzſtand als maßgebend und ſtellt damit 
in erſter Linie die Vermutung auf, daß, wenn die richtige Grenze nicht zu ermitteln iſt, 
das Eigentum ſo weit reicht wie der Beſitzſtand. Hierauf kann ſich der Kläger berufen. Er muß 
den von ihm behaupteten Beſitzſtand beweiſen. Gelingt dieſer Beweis, fo iſt nach Maßgabe des 
Beſitzſtandes die Grenze im Urteil feſtzuſetzen, wenn nicht der Beklagte den Gegenbeweis führt, 
daß die richtige Grenze in Wirklichkeit anders verläuft. Erweiſt ſich der gegenwärtige Beſitz des 
Klägers als ein fehlerhafter ($ 858), fo ift die Vermutung zu feinen Gunſten widerlegt. Dann iſt 
der frühere Beſitzſtand des aus ſeinem Beſitz unrechtmäßig verdrängten Gegners maßgebend 
(M3, 271). Anderſeits kann der Kläger, der aus dem Beſitz unrechtmäßig (durch verbotene Eigen⸗ 
macht) verdrängt iſt, ſich auf feinen früheren Beſitz berufen, und zwar ohne zuvor die Beſitz⸗ 
ſtörungsklage ($ 861) anſtellen zu müſſen (M 3, 272). 


4. Soweit der Beſitzſtand nicht feſtgeſtellt werden kann, wird nach der vom Geſetz aufge⸗ 
ſtellten zweiten Vermutung für den Eigentumsumfang die bis zur erwieſenen Beſitzgrenze 
als ſtreitig übrigbleibende Fläche ohne Rückſicht auf die Größe der beiden Grundſtücke in zwei 
gleiche Teile geteilt. 


5. Der Grundſatz, daß die Grenzfeſtſtellung nach Maßgabe der in A 3, 4 dargelegten Ver- 
mutungen zu erfolgen hat, erfährt in Abſ 2 durch den Grundſatz der Billigkeit eine Einſchränkung 
dahin, daß das Ergebnis nicht der Billigkeit widerſprechen darf. Iſt alſo nach den obwaltenden 
Umſtänden das auf Grund des Abſ 1 ermittelte Ergebnis unbillig, fo ift die Grenze fo feſtzuſetzen, 
wie es der Billigkeit entſpricht (RG Seuff A 76, 191). Iſt z. B. zwar die richtige Grenze nicht er⸗ 
wieſen, ſteht aber immerhin feſt, daß von zwei um die Grenze ſtreitenden Grundſtücken das eine 
100, das andere 200 qm groß iſt, ſo muß die Beſtimmung der Grenze ſo erfolgen, daß jeder Nachbar 
ein Grundſtück von dem ihm unzweifelhaft zuſtehenden Flächeninhalt erhält (Prot 3, 126). 
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9 921 


Werden zwei Grundſtücke n) durch einen Zwiſchenraum ?), Nain, Winkel, 
einen Graben, eine Mauer, Hecke, Planke oder eine andere Einrichtung, die 
zum Vorteile beider Grundſtücke dient, voneinander geſchieden ), ſo wird 
vermutet ), daß die Eigentümer der Grundſtücke 5) zur Benutzung der Ein- 
richtung gemeinſchaftlich berechtigt ſeien ), ſofern nicht äußere Merkmale 
darauf hinweiſen ), daß die Einrichtung einem der Nachbarn allein gehört!“). 

E 1 854 Abf 1 11 834; M 3 274277; P 3 129—131. 


1. Das BG geht davon aus, daß unmittelbar angrenzende Nachbargrundſtücke nur durch 
Line mathematiſche Linie voneinander getrennt ſind, daß alſo keine Fläche dazwiſchen liegt und 
das Eigentum an den Grundſtücken und den damit verbundenen Be- 
ſtandteilen (88 93ff., 946) ſich beiderſeits bis zu der Linie erſtreckt (M3, 274; NG 53, 
3113 65, 363; Gruch 45, 1018). Befindet ſich daher auf der Grenze eine Anlage (3. B. ein 
Gebäude, eine Mauer), die von der Grenzlinie durchſchnitten wird, ſo ſteht jedem Nachbar 
das Eigentum an dem Teil auf ſeiner Seite bis zur Grenzlinie zu (RG 70, 201; Warn 
1924 Nr 98; OL H 18, 139; 29, 340), ſofern nicht bei einem Grundſtück g 95 Abſ 1 Satz 2 
oder g 912 Platz greift (RG 65, 363; 72, 272; 5 94 A 1). Die Nachbarn find nicht etwa 
Miteigentümer der ganzen Anlage nach Bruchteilen (M 3, 274; RG 53, 311; 70, 201; OLG 
16, 139). Dies gilt auch dann, wenn die Grundſtücke früher in einer Hand waren und dann 
das eine Grundſtück an einen andern veräußert iſt (wobei mangels einer entgegengeſetzten 
Vereinbarung der Preis für das Grundſtück auch das Entgelt für den Anlageteil umfaßt) 
oer wenn beide Grundſtücke geſondert zwangsverſteigert und von verſchiedenen Erſtehern er- 
worben find (RG 65, 363; 70, 201; 72, 272; Warn 1924 NE 98; OLG 29, 340). Wird die Anlage 
nie dergeriſſen oder ſonſt beſeitigt, ſo verbleiben die Stücke, die beiderſeits innerhalb der Grund⸗ 

ücksgrenzen ſich befunden hatten, im Eigentum des Nachbars, dem das Grundſtück gehört. Da⸗ 
gegen werden die untrennbaren Stücke, die durch die Grenzlinie durchſchnitten werden, Mit- 
eigentum der beiden Nachbarn nach Bruchteilen, entſprechend der früheren räumlichen Erſtreckung 

er Stücke auf das eine und das andere Grundſtück. Denn ſie unterliegen nach der Trennung 
dom Boden den für bewegliche Sachen geltenden Rechtsgrundſätzen, und eine Sonderinhabung 
5 jeden der beiden Grundſtückseigentümer daran iſt tatſächlich nicht möglich (M 3, 277; RG 

0, 200). Nach 8 903 iſt jeder Nachbar, ſoweit nicht etwa ein Vertrag entgegenſteht, in Ausübung 
eines Eigentumsrechts berechtigt, die Stücke, die neben der Grenze liegen, bis zur Grenzlinie ab⸗ 
zuſägen, abzuhauen oder ſonſt niederzureißen und abzutrennen. Dagegen darf er die unmittel- 
var auf der Grenze ſtehenden Stücke nicht ohne Einwilligung des Nachbars als ganze Stücke ab- 
trennen und wegnehmen, da auch dem Nachbar Eigentum daran zuſteht und ſomit die Wegnahme 
in das Eigentumsrecht des Nachbars eingreifen würde. Handelt es ſich um ein Gebäude, jo muß 
8 beim Abbruch aller Stücke nach $ 823 BB, $ 367 Nr 14 StGB geeignete Schutzmaßregeln 
A en, durch die der Einſturz des Gebäudeteils des Nachbars verhindert wird (MG 70, 206). 

uf alle dieſe Eigentumsverhältniſſe bezieht ſich 9921 aber nicht. Er ſtellt nur 
V2 gewiſſen Grenzeinrichtungen die geſetzliche Vermutung für ein gemeinſames 
eenutzungsrecht der Nachbarn auf, nicht etwa die Vermutung für ein Miteigentum an der 
einrichtung (M 3, 275; 6 53, 307; 70, 203; JW 1911, 3662) Gruch 45, 1018). Die Frage, zu 
lig em Grundſtück eine auf der Grenze errichtete Giebelmauer gehört, die als gemeinſch aft⸗ 
iche Giebelmauer der Nachbarn dienen ſoll, und die Folgen des Anbaus des Nachbars 
die Mauer behandelt $95 A5. Das Zaunrecht nach Preuß. ALR bei nicht erweislich feſt⸗ 
. Grenze iſt erörtert in JW 1933, 13372. 

2. Ein die Nachbargrundſtücke ſcheidender Zwiſchenraum beſteht aus Beſtandteilen beider 
Grundstücke, iſt in in a der beiden Nachbarn ſtehendes ſelbſtändiges Grundſtück 
SeuffA 62 Nr 207). b 5 
3 Unter Einrichtungen ſind, wie ſich aus den angeführten Beiſpielen und daraus ergibt, 
f ie, ie zwei Grundſtücke voneinander ſcheiden und zum Vorteile beider Grundſtücke dienen 
m en, nur ſolche Anlagen zu verſtehen, die nach ihrer Geſtaltung und Lage die beiden Grund⸗ 
7555 voneinander ſcheiden und gerade hierdurch, alſo durch ihre Lage auf der Grenze und 
Dall ihre die Grundſtücke ſcheidende Wirkung, beiden Grundſtücken zum Vorteil dienen. 
da zr find die Teile eines von der Grenze durchſchnittenen Gebäudes keine ſolche Einrichtungen, 
(NG „ Grenzlage als ſolche weder für das eine noch für das andere Grundſtück von Vorteil iſt 
tr.) 70, 204), Ebenſowenig gehören hierher gemeinſame Brunnen, Dachrinnen, Dungſtätten 
pflan Wohl aber fällt unter $ 921 ein auf der Grenze errichteter Bau oder eine dort gemachte An⸗ 
ra mit ſcheidender Wirkung (Beiſpiele: Mauer, Hecke), wobei zu der Einrichtung auch der 
* endete Grund und Boden gehört (RG Warn 1915 Nr 270). Daraus, daß die Einrichtung zum 

orteil beider Grundſtücke dienen und fie beide ſcheiden ſoll, iſt weiter zu ſchließen, daß die Grenze 
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durch die Einrichtung hindurchgehen muß. $ 921 findet daher keine Anwendung, wenn ſich 
die Einrichtung neben der Grenze und ausſchließlich auf einem der beiden Grundſtücke befindet 
(RG Warn 1911 Nr 243) oder wenn die Einrichtung nur dem Vorteil eines Grundſtücks dient. 

4. Die Vermutung ſetzt voraus, daß die Grundſtücke aneinander grenzen, ihre Grenze durch 
die Einrichtung geht und dieſe dadurch, daß fie die Grundſtücke voneinander ſcheidet, zum Bor- 
teil beider Grundſtücke dient (A 3). Meiſt wird bei Grenzeinrichtungen zweifelhaft fein, wie 
die Grenze läuft. Dann ſoll nach der aufgeſtellten Vermutung die ſcheinbare Grenzeinrichtung 
für die gemeinſchaftliche Benutzung als eine wirkliche gelten (M 3, 276). Die Vermutung wird aber 
beſeitigt durch den Nachweis, daß die ganze Einrichtung einem Nachbar allein gehört, ins⸗ 
beſondere auf dem Grundſtück des einen Nachbars ſteht (RC Warn 1911 Nr 243; 1915 
Nr 270; A 3). Auch ohne einen ſolchen Nachweis genügt zur Entkräftung der Vermutung das 
Vorliegen äußerer Merkmale (A 7), die darauf hinweiſen, daß die Einrichtung einem der 
Nachbarn allein gehört (RG 70, 203). Ein Recht zur Mitbenutzung der Grenzeinrichtung kann 
dann von dem andern Nachbarn nur durch Beſtellung einer Grunddienſtbarkeit erlangt werden. 

5. Die Eigentümer können ihr Benutzungsrecht gemäß g 96 nicht losgelöſt von ihrem Eigen⸗ 
tum auf einen Dritten übertragen. Die Realgläubiger der Grundſtücke (Nießbraucher, Hypo- 
We können die Mitbenutzung nicht hindern. 

6. Nur für das Recht zur gemeinſchaftlichen Benutzung, nicht für ein Miteigentum ſtreitet 
die Vermutung (A 1). Der Inhalt des Benutzungsrechts wird im $ 922 näher geregelt. Die 
Berechtigung iſt nicht eine geſetzliche Grunddienſtbarkeit, die das BGB nicht kennt, ſondern eine 
geſetzliche gegenſeitige Beſchränkung des Eigentums des einen zugunſten des andern Grundſtücks. 
Sie kann als eine gegenſeitige, grunddienſtbarkeitsähnliche Belaſtung bezeichnet werden mit der 
Maßgabe, daß nur eine gemeinſchaftliche Benutzung ſtattfindet (Prot 3, 130; RG Gruch 45, 
1018; Warn 1916 Nr 169). Sie iſt aber weder eintragungsbedürftig noch eintragungsfähig (ftr.). 
Wird das Benutzungsrecht durch Vertrag anders (als im $ 922) geregelt, fo wird darin die 
Beſtellung einer Grunddienſtbarkeit liegen, die den allgemeinen Regeln hierfür unterſteht (M 3, 
277). 

7. Die äußeren Merkmale, wodurch die Vermutung beſeitigt wird (A 4), müſſen dem Auge 
ſichtbare Zeichen ſein, die nach allgemeiner Anſchauung für ein Alleineigentum des einen Nach⸗ 
bars an der ganzen Grenzeinrichtung ſprechen. Beiſpielsfall: die Pfoſten eines Grenzzauns 
ſtehen nur auf einer Seite. 

8. Die $$ 921, 922 finden auch auf Einrichtungen Anwendung, die ſchon vor dem Inkraft⸗ 
treten des BGB beſtanden (Artt 173, 181 EG; RG 53, 307). Eine Grenzmauer, die bis dahin 
nach dem bisherigen Recht im Miteigentum der Nachbarn ſtand, gehört alſo ſeit dem 1. 1. 1900 den 
Nachbarn nicht mehr gemeinſchaftlich. Sie haben nur das in $$ 921, 922 geregelte Benutzungs⸗ 
recht. Hat z. B. im Gebiet des Pra LR ein Nachbar auf einer Grenzmauer einen Aufbau errichtet, 
fo kann der andere nicht mehr ohne weiteres die Zurückziehung bis zur Mitte verlangen (§ 135. 
PLALR 1 8), ſondern hat einen Beſeitigungsanſpruch nur inſoweit, als fein Mitbenutzungsrecht 
durch den Aufbau beeinträchtigt wird (RG 53, 307). Die auf Grund des Art 124 EG neben dem 
BOB geltenden landesgeſetzlichen Vorſchriften über Kommunmauern und Scheidemauern 
bilden den Gegenſtand der Entſcheidungen in N® 55, 335; 58, 384; 63, 6; JW 1908, 28751; 1933, 
13372; Warn 1915 Nr 225, 270; OLG 18, 130; 34 S. 190, 191 (dazu g 95 A 5). Unberührt bleiben 
nach Art 111 CG die landesgeſetzlichen Vorſchriften, die im öffentlichen Intereſſe das Eigen- 
tum in Anſehung tatſächlicher Verfügungen beſchränken. In Preußen kommen namentlich Vor⸗ 
ſchriften der Baupolizeiordnungen in Betracht. Nach ihnen ſind daher die Rechtsverhältniſſe einer 
Scheidemauer in erſter Linie zu beurteilen (RG V 326/04). 


9 922 


Sind die Nachbarn zur Benutzung!) einer der im $ 921 bezeichneten Ein- 
richtungen gemeinſchaftlich berechtigt, ſo kann jeder ſie zu dem Zwecke, der 
ſich aus ihrer Beſchaffenheit ergibt ?), inſoweit benutzen, als nicht die Mit- 
benutzung des anderen beeinträchtigt wird ). Die Unterhaltungskoſten find 
von den Nachbarn zu gleichen Teilen zu tragen). Solange einer der Nach- 
barn an dem Fortbeſtande der Einrichtung ein Intereſſe hat, darf ſie nicht 
ohne feine Zuſtimmung beſeitigt oder geändert werden ). Im übrigen be- 
ſtimmt ſich das Rechtsverhältnis zwiſchen den Nachbarn nach den Vorſchriften 
über die Gemeinſchaft 9). 

E 1854 Abſ 2 II 835; M 3 276 f.; P 3 131 f. 


1. § 922 beſtimmt in Ergänzung des 8 921 näher das Recht zur gemeinſchaftlichen 
Benutzung der Grenzeinrichtungen. Beſteht an einer Giebelmauer, die den Nachbarn je 
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zur Hälfte gehört, eine gemeinſchaftliche Benutzungsberechtigung nicht, ſo liegt in einer Benutzung 
9240 Hälfte hinaus ein unbefugter Eingriff in das Eigentum des Nachbars (RG Warn 1911 
r 243). 


. 2. Nach der Beſchaffenheit der Einrichtung, alfo insbeſondere nach den äußeren Kennzeichen 
ales Zwecks (RG Gruch 52, 1061), beſtimmt ſich in erſter Linie (A 3) Inhalt und Umfang des 
Benutzungsrechts. Beide Nachbarn können z. B. benutzen: einen Zwiſchenraum zur Aufſtellung 
von Baugerüſten bei Ausbeſſerunzen; einen Grenzrain zum Umwenden des Pfluges; einen 
Grenzgraben zur Abführung oder Entnahme von Waſſer; eine Grenzmauer zur Gebäude⸗ 
gung, Anlegung von Schornſteinen, auch zur Erhöhung und Verſtärkung. 
„ 3. In zweiter Linie (A 2) beſtimmt ſich der Umfang des Rechts zur Benutzung danach, daß 
ſie nicht eine Beeinträchtigung des Mitbenutzungsrechts des andern Nachbars zur Folge haben 
arf. Daher darf z. B. nur ohne ſolche Beeinträchtigung in einen Grenzgraben Waſſer 
durch künſtliche Leitungen geleitet (R Gruch 47, 1066), in einer Mauer eine Niſche angelegt 
(086 4, 294), in eine Mauer Treppenftufen eingefügt (MG Warn 1911 Nr 243), ein Aufbau 
auf einer Brandmauer über den dem Bauenden gehörigen Teil hinaus errichtet werden (RG 
Gruch 52, 1061, auch RG 53, 312). Jeder Übergriff des einen Teils — insbeſondere eine Be⸗ 
eiligung oder Anderung der Einrichtung, die er ohne Zuſtimmung des andern an ihrem Fort⸗ 
eltand intereffierten Teils vornimmt, oder eine Benutzung der Einrichtung zu einem Zweck, der 
ich nicht aus ihrer Beſchaffenheit ergibt, oder eine Benutzung, welche die Mitbenutzung des andern 
eils beeinträchtigt, — gewährt dem andern Teil kraft ſeines Eigentums an dem zu ſeinem Grund⸗ 
c gehörigen Stück der Einrichtung ($ 921 A 1) oder kraft ſeines dienſtbarkeitsähnlichen Rechts an 
den übrigen Stück der Einrichtung ($ 921 A 6) nach $$ 1004, 1027 einen Anſpruch auf Beſeitigung 
er Beeinträchtigung und, wenn eine weitere Beeinträchtigung zu beſorgen iſt, einen Anſpruch auf 
Unterlaſſung (M 3, 277; RG Warn 1916 Nr 169) oder auch einen Anſpruch auf Vornahme von Vor⸗ 
jehrungen, welche die Beeinträchtigung befeitigen (NG Warn 1911 Nr 243). Das Benutzungsrecht 
5 aber wegen des Mitbenutzungsrechts des andern Nachbars nicht etwa ſtets nur auf die Hälfte 
b Einrichtung oder auf die eine Seite beſchränkt. Vielmehr beſchränkt $ 922 es nur nach der 
ichtung, daß durch die Benutzung nicht die Mitbenutzung des Nachbars beeinträchtigt werden 
tel zan fich umfaßt es daher die ganze Einrichtung (4. B. eine Grenzmauer in ihrer ganzen Dicke: 
53, 312; Warn 1911 Nr 243). Deshalb darf z. B. der eine Verechtigte in eine Giebelmauer, 
Me der ein gemeinſchaftliches Benutzungsrecht beſteht, auch über die Mittellinie hinaus Treppen. 
ſtufen einfügen, es ſei denn, daß dadurch die Mitbenutzung des Nachbars beeinträchtigt wird 
H . Warn 1911 Nr 243). Ferner beziehen ſich die Beſchränkungen des Benutzungsrechts aus 
eigene nur auf die Grenzeinrichtung ſelbſt, erſtrecken ſich aber nicht auf das anſtoßende Grund⸗ 
elgentum der Nachbarn (RG Warn 1916 Nr 169). Daher gewährt eine Maßnahme, die ein Nachbar 
ang ſeinem Grundſtück zwar an der Grenze trifft, die aber auf die Benutzung der Grenzeinrichtung 
nicht einwirkt (3. B. eine Mauererhöhung an einem Zwiſchenraum), dem andern Nachbar keinen 
ve ehranfpruch, ſofern nicht ein ſolcher nach anderen baer desen Vorſchriften (3. B. landes. 
(ah ichen Eigentumsbeſchränkungen) oder auf Grund eines beſondern Rechtstitels gegeben iſt 
ch Warn 1916 Nr 169). 
ss 710 die Unterhaltungskoſten ſind ohne Rückſicht auf die Benutzungsweiſe ſtets (nicht wie nach 
5 MR, 748 nur im Zweifel) zu gleichen Teilen zu tragen. Dasſelbe gilt nach Satz 4 und $ 748 
uch für die Laſten und die Koſten der Verwaltung und gemeinſchaftlichen Benutzung. 
Al Falle ſchuldhafter Beſchädigung können jedoch die Ausbeſſerungskoſten nach $ 823 einem 
eil allein zur Laſt fallen. 


An * Das Intereſſe auch nur eines Nachbars an dem Fortbeſtande hindert die Beſeitigung oder 
he ang der Einrichtung ohne feine Zuſtimmung. Dieſes Intereſſe braucht kein vermögensrecht⸗ 


Ohne feine Zuſtimmung bejeitigten oder geänderten Zuſtandes (M 3, 277). Im Falle einer Ge⸗ 
i e mauer beſteht kein Recht darauf, daß der Nachbar es unterläßt, durch Abbruch ſeines Hauſes 


99855 n. den Vorſchriften über die Gemeinſchaft (88 742ff.), die neben den Sondervorſchriften 
1 75 Satz 1 bis 3 auf das gemeinſchaftliche Benutzungsrecht anzuwenden find, kommen be⸗ 


19 und 85 744, 745, 746 (Regelung der Verwaltung und Benutzung; insbeſondere durch Ver⸗ 
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9 923 


Steht auf der Grenze !) ein Baum 2), ſo gebühren die Früchte und, wenn 
der Baum gefällt wird, auch der Baum den Nachbarn zu gleichen Zeilen 3). 

Jeder der Nachbarn kann die Beſeitigung des Baumes verlangen ). Die 
Koſten der Beſeitigung fallen den Nachbarn zu gleichen Teilen zur Laſt. Der 
Nachbar, der die Beſeitigung verlangt, hat jedoch die Koſten allein zu tragen, 
wenn der andere auf ſein Necht an dem Baume verzichtet; er erwirbt in dieſem 
Falle mit der Trennung das Alleineigentum 5). Der Anſpruch auf die Be- 
ſeitigung iſt ausgeſchloſſen, wenn der Baum als Grenzzeichen dient und den 
Umſtänden nach nicht durch ein anderes zweckmäßiges Grenzzeichen erſetzt 
werden kann ). 

Dieſe Vorſchriften gelten auch für einen auf der Grenze ſtehenden Strauch 7) 8). 

E 1 855 II 836; M 3 277 ff.; P 3 132. 


1. Die Grenze zwiſchen zwei Grundſtücken iſt eine mathematiſche Linie. Durchſchneidet 
fie Gebäude oder andere Beſtandteile (89 93ff., 946) der Grundſtücke, jo gehört jedem Nach⸗ 
bar das Stück, das auf ſeinem Grund und Boden ſteht, zum Alleineigentum; ein Mit⸗ 
eigentum beſteht alſo daran nicht (M 3, 274; RG 53, 311; 70, 201). Wird aber ein ſolcher Beſtand⸗ 
teil beider Grundſtücke (z. B. ein Stein, der zu beiden Seiten der Grenze liegt, oder die Teile eines 
Gebäudes auf der Grenze) von den Grundſtücken getrennt, ſo werden regelmäßig die 
Grundſtückseigentümer Miteigentümer dieſes Gegenſtandes. Der einem jeden zukommende Bruch⸗ 
teil entſpricht der früheren räumlichen Erſtreckung des Beſtandteils über die Grenze ($ 921 A 1). 
Von dieſen Grundſätzen des BGB gibt nun aber $ 923 Ausnahmen für den Grenzbaum und 
den Grenzſtrauch. Grund der Ausnahmebeſtimmungen iſt die organiſche Natur des Baums, 
die es mit ſich bringt, daß die Zerſtörung auf der einen Seite den Verderb des Baums auf der 
andern Seite herbeiführt (M 3, 278). 

2. Ein Baum iſt nur dann ein Grenzbaum, wenn er da, wo er aus der Erde tritt, von 
der Grenze durchſchnitten wird. Ein Baum, deſſen Wurzeln zwar auf ein Nachbargrundſtück 
hinüberreichen, deſſen Stamm aber nur auf dem einen Grundſtück ſteht, iſt kein Grenzbaum. 
Er gehört vielmehr als weſentlicher Beſtandteil (88 94, 946) allein dem Eigentümer des Grund und 
Bodens, aus dem der Stamm emporſteigt. § 910 regelt die Frage, inwieweit der Nachbar von 
einem ſolchen Baum Wurzeln und Zweige abſchneiden darf. 

3. Solange der Grenzbaum ſteht, gehört jedem Nachbar das Stück bis zum Grenzlinien⸗ 
durchſchnitt. Nach der Fällung entſteht Miteigentum an dem durch die Trennung zur beweg ⸗ 
lichen Sache gewordenen Baum (M 3, 278). Inſoweit beſteht keine Ausnahme von den in 9 921 
A und in A hier dargelegten Grundſätzen. Dagegen gehören die Früchte und der Baum ſelbſt, 
wenn er gefällt oder ſonſt (z. B. durch Sturm) vom Boden getrennt wird, den Nachbarn zu 
gleichen Teilen ohne Rückſicht auf die räumliche Erſtreckung des Baumes über die Grenze. 
Die Teilung erfolgt nach §§ 752 ff. Der anteilsberechtigte Nachbar braucht nicht notwendig 
Eigentümer zu ſein. Auch der Nutzungsberechtigte (3. B. der Nießbraucher) hat (und zwar 
unter Ausſchluß des Eigentümers) ein Anteilsrecht auf die Früchte und, da der Baum eine Frucht 
des Grundſtücks iſt, gemäß $ 954 auch auf die getrennten Stücke des Baums (M 3, 279). Zu den 
Früchten (5 99) gehört hier (anders als im $ 911: dort A 1) auch das dürre Holz des Baums. 

4. Der nach $ 924 unverjährbare Anſpruch auf Beſeitigung kann regelmäßig (Ausnahmefall 
im Abſ 2 Satz 4) jederzeit ohne eine weitere Vorausſetzung geltend gemacht werden, weil die 
unter den Nachbarn beſtehende Gemeinſchaft nicht von einem dauernden Zweck getragen wird 
(M 3, 278). Jedoch darf das Fällen des Baums nicht eigenmächtig erfolgen, alſo nicht ohne 
Zuſtimmung des andern Nachbars. Dieſer iſt aber zu ihrer Erteilung verpflichtet. Nötigenfalls 
muß ſeine Verurteilung herbeigeführt werden. 

5. Der Verzicht auf die Rechte an dem Baum hat zur Folge, daß die Koſten der Beſeitigung 
nicht von den beiden Nachbarn zu gleichen Teilen, ſondern von dem die Trennung verlangenden 
Nachbar allein zu tragen find. Der Verzicht iſt eine einſeitige, empfangsbedürftige Willens⸗ 
erklärung. Sie kann, wenn der Erklärende nicht ſchon in anderer Weiſe gebunden iſt, auch nach 
der Trennung des Baums abgegeben werden. In dieſem Falle iſt von der Trennung bis 
zur Erklärung des Verzichts das Alleineigentum in der Schwebe. Mit der Erklärung ſteht 
feſt, daß der Baum bereits ſeit der Trennung im Alleineigentum des Nachbars ſtand. 

6. Wer auf Beſeitigung des Baums klagt, muß beweiſen, daß der Baum auf der Grenze 
ſteht. Dem Gegner liegt, wenn er der Beſeitigung widerſpricht, der Beweis ob, daß der Baum 
als Grenzzeichen dient. Damit hat er gemäß § 919 Abſ 1 fein Recht, die Beſeitigung zu verbieten, 
hinlänglich dargetan. Dieſes Ergebnis kann aber der die Beſeitigung Verlangende wiederum 
durch den Beweis entkräften, daß der Baum durch ein anderes zweckmäßiges Grenz- 
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zeichen erſetzt werden kann. Ein Erfah kann z. B. nicht möglich fein in gewiſſen der Über- 
ſchwemmung beſonders ausgeſetzten Gebieten (Prot 3, 133). 

7. Dem Baume ſtehen nicht bloß Sträucher, ſondern in entſprechender Anwendung auch 
kleinere Pflanzen gleich. 

8. Unberührt bleiben nach Art 122 Ech die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche 
die Rechte des Eigentümers eines Grundſtücks in Anſehung der auf der Grenze ſtehenden Obſt⸗ 
bäume (nicht der Obſtſträucher) abweichend von den Vorſchriften des $ 923 Abſ 2 regeln. Art 
183 Ech enthält eine Übergangsvorſchrift für die landesgeſetzlichen Vorſchriften zugunſten der 
Bäume und Sträucher auf Waldgrundſtücken. 


9 924 


Die Anſprüche, die ſich aus den 88 907 bis 909, 915, dem $ 917 Abf 1, dem 
8 918 Abſ 2, den 88 919, 920 und dem $ 923 Abſ 2 ergeben, unterliegen nicht 
der Verjährung 1). 

E 1 858 11 837; M 3 273 f.; P 3 127 ff., 150 f.; 6 281 f. 


0 I, Unverjährbarkeit. In den Fällen der $$ 919, 920 handelt es ſich um Anſprüche aus abſo⸗ 
uten Rechten, die auf die Herſtellung eines Zuſtandes gerichtet ſind, der nicht bloß durch das 
Intereſſe des Anſpruchsberechtigten, ſondern auch durch ein öffentliches Intereſſe verlangt 
wird (M 3, 273; Prot 3, 128). In allen übrigen Fällen ift der Grund für die Unverjährbarkeit 
Die fortwährende Neuentſtehung des Anſpruchs. § 916 iſt nicht angezogen, weil es ſich 
bort nicht um einen Anſpruch, ſondern um ein Recht handelt (Prot 6, 231). Im übrigen kann auf 
die Anmerkungen zu den angezogenen Paragraphen verwieſen werden. 


Zweiter Titel 
Erwerb und Verluſt des Eigentums an Grundſtücken ) 


9 925 


Die zur Übertragung ?) des Eigentums?) an einem Grundſtücke “) nach 
5 873 erforderliche ) Einigung) des Veräußerers) und des Erwerbers ?) 
Guflaſſung) ) muß bei gleichzeitiger Anweſenheit 10) beider Teile u) vor 

m Grundbuchamt 12) erklärt werden 1). 

Eine Auflaſſung, die unter einer Bedingung oder einer Zeitbeſtimmung 
erfolgt, iſt unwirkſam 10). 

E 868, 871 f. II 888; M 3 312 ff., 318 f.; P 3 108 ff., 181 f.; 5 436 f., 444. 


an r dn dieſem Titel werden nur drei Arten des Erwerbs und des Berluſteg des Eigentums 
Anei rundſtücken behandelt: die rechtsgeſchäftliche Übertragung ($ 925 nebſt $ 926: Zubehör), die 
Fa ung nach Aufgebot (5 927) und die Aneignung herrenloſer Grundſtücke (5 928). In dieſen 
den iſt Erfordernis des Eigentumserwerbs die Eintragung der Rechtsänderung in das 
undbuch (1 878). Dazu tritt der Eigentumserwerb kraft Erſizung durch den als Eigentümer ein- 
3 Nichteigentümer ($ 900). Von geſetzlichen Erwerbsarten, die beim Grundeigen⸗ 
gemein Betracht kommen, enthält das BGB nur zwei Fälle: den Erwerb durch eheliche Güter⸗ 
dien uichaft (88 1438 Abſ 2, 1485 Abſ 3, 1519 Abſ 2) und den Erwerb durch Erbfolge (8 1922). In 
außer Fällen vollzieht ſich der Erwerb des Eigentums an den Grundſtücken ohne Eintragung 
von 1 — des Grundbuchs. Hinzu treten hier die dem Erbanfall gleichſtehenden Fälle des Erwerbs 
des Boh agen aufgelöſter Vereine und Stiftungen durch den Fiskus (55 45ff., 88). Außerhalb 
er wert B gibt es ſonſt noch Fälle, in denen nach Reichsrecht oder nach Landesrecht ein Eigentums⸗ 
an (r ohne Eintragung erfolgt oder beſondere Vorſchriften für den Eigentumserwerb 
de Keenmdſtücken gelten. Daneben iſt in einzelnen Fällen die entſprechende Anwendung 
in er egeuſchaftsrechts des BOB landesgeſetzlich vorgeſchrieben. Von Reichsgeſetzen ift hier 
beitim Reihe zu erwähnen das Reichserbhofgeſetz v. 29. 9. 1933. Danach kann unter näher 
vor 8 899 Vorausſetzungen das Anerbengericht das Eigentum an einem Erbhof (Vorbem 1 
er Pe che auf eine bauernfähige Perſon übertragen. Der Eigentumsübergang vollzieht ſich mit 
neuen Geakaſt des Übertragungsbeſchluſſes. Das Grundbuchamt wird um die Eintragung des 
95 73 27 8 von Amts wegen erſucht (8 15 Abſ 3, 4 Rerbh; zur Ergänzung dienen die 
wirtſch sten Verf, die mannigfache Maßnahmen des Anerbengerichts gegen einen ſchlecht 
der Erb den oder bauernunfähigen Erbhofeigentümer vorſehen). Stirbt der Bauer, ſo bildet 
hof einen beſonderen Teil der Erbſchaft und geht kraft Geſetzes ungeteilt auf den Anerben 
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über (§ 19 ReErbhcf). Ferner gehören z. B. hierher: 9 253 Aktch (früher 8 304 HGB: Ver⸗ 
ſtaatlichung einer Aktiengeſellſchaft unter Ausſchluß der Abwicklung; entſprechend anzuwenden 
auf die Verſchmelzung eines Verſicherungsvereins auf Gegenſeitigkeit nach VBerfll® v. 6. 6. 1931 
mit einer öffentlich⸗rechtlichen Verſicherungsanſtalt unter Ausſchluß der Liquidation: KG 47, 
121); 88 233 ff. Aktch (früher $ 306 HGB: Verſchmelzung zweier Aktiengeſellſchaften unter Aus⸗ 
ſchluß der Abwicklung: KON 46, 190; A 4; anders bei der Verſchmelzung mit Abwicklung gemäß. 
$ 255 Aktch — früher § 303 HGB: KGJ 46, 194); die §8 90, 130 ZUG (Erwerb des zwangs⸗ 
verſteigerten Grundſtücks durch den Erſteher mit dem Zuſchlag). An landesgeſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften über beſondere Erwerbsarten und über die Anwendung des Liegenſchaftsrechts des BGB 
kommen namentlich folgende für die Landesgeſetzgebung im EG gegebene Vorbehalte noch jetzt 
in Betracht: Artt 62 (Rentengüter); 64 (Anerbengüter; wegen ihrer Übertragung: OLG 36, 229); 
65 (Waſſerrecht einſchließlich Anlandungen, entſtehende Inſeln, verlaſſene Flußbetten; dazu 9 903 
A 2); 67 (Bergwerkseigentum); 109 (Enteignung; JF 1, 391); 112 (Bahneinheiten); 113 (Ge⸗ 
meinheitsteilungen und Zuſammenlegung; den Eigentumserwerb und die Eintragung des Eigen⸗ 
tums an den in einem preußiſchen Auseinanderſetzungsverfahren gebildeten ſog. Intereſſenten⸗ 
grundſtücken behandeln OLG 29, 312; KON 48, 199); 126 (Übergang auf Kommunalverbände 
oder den Staat). — Bis zur Anlegung des Grundbuchs erfolgten gemäß Art 189 EG der Erwerb 
und der Verluſt des Eigentums an Grundſtücken nach den bisherigen Geſetzen. Von der An- 
legung des Grundbuchs ab gelten gemäß Art 186 Abſ 2 EG die Vorſchriften des BGB. 
(insbeſondere die 85 873, 925) auch für ſolche zum Bezirk gehörende Grundſtücke, die aus 
irgendeinem Grunde, ſei es abſichtlich, fei es verſehentlich, noch kein Grundbuchblatt er- 
halten haben. Dann iſt alſo zur Übertragung des Eigentums an einem noch nicht gebuchten 
Grundſtück des Bezirks die Anlegung eines Grundbuchblattes für den Veräußerer und die Auf⸗ 
laſſung nebſt Eintragung erforderlich (KJ 29 A 121). Eigenen Regeln folgen beſtimmte Grund⸗ 
ſtücke, die durch beſondere Anordnung von der Buchung ausgenommen ſind, z. B. die auf Grund 
des § 3 Abſ 2 GBO vom Grundbuchzwang befreiten Grundſtücke. Doch bedarf es auch bei dieſen 
Grundſtücken zur rechtsgeſchäftlichen Eigentumsübertragung der Anlegung eines Grundbuchblatts. 
und der Auflaſſung, wenn die Vorausſetzungen der Befreiung vom Buchungszwang aufhören, 
wenn z. B. eine Stadtgemeinde ihr ungebuchtes Grundſtück an einen nicht gleichfalls vom Buchungs⸗ 
zwang befreiten Erwerber veräußert. Denn dann finden die Vorſchriften des BGB über die 
Erforderniſſe des Eigentumserwerbs Anwendung; insbeſondere iſt nach § 873 die Eintragung des 
Eigentumsübergangs in das Grundbuch erforderlich (KJ 26 A 115; 49, 160; a. M. OLG 18, 195). 
Sonderfälle für Preußen bilden die Eintragung des Eigentums auf Grund einer Beſcheinigung. 
über 44 jährigen Eigenbeſitz vor Inkrafttreten des BB (KJ 45, 210) und auf Erſuchen der 
Generalkommiſſion in an abgehen cn (KGJ 45, 215). — Ein Eigentumserwerb durch 
Erſitzung findet an Grundſtücken (abgeſehen von der Bucherſitzung des § 900) mit Rückſicht auf 
die Grundbucheinrichtung nicht ſtatt. — Auch Grundſtücke, die einem öffentlichen Zwecke 
dienen, unterliegen inſoweit den privatrechtlichen Vorſchriften, als nicht die Beſtimmung zu dem 
öffentlichen Zweck ihrer Anwendung entgegenſteht (8 903 A 2). An Begräbnisplätzen kann z. B. 
in Preußen Privateigentum ſowohl für Gemeinden als auch für Privatperſonen beſtehen; ihr 
Erwerb vollzieht ſich daher nach den für den Erwerb von Grundeigentum ſonſt geltenden Vor⸗ 
schriften, alſo gegebenenfalls gemäß 98 873, 925 durch Auflaſſung und Eintragung (KJ 21 A 297). 
Dagegen bedurfte es früher zum Erwerb des Privateigentums an Teilen des (verlaſſenen) Bettes 
öffentlicher Flüſſe nicht der Auflaſſung, da das im (nicht privatrechtlichen) Eigentum des Staates 
ſtehende Strombett nicht den privatrechtlichen Vorſchriften über die Eigentumsübertragung an 
Grundſtücken unterlag (RG 80, 123). Der jetzige Rechtszuſtand nach dem PrWaſſch v. 7. 4. 1913 
iſt erörtert in $ 903 A 2. Dort ift auch der Eigentumserwerb an Anlandungen behandelt. — Die 
für den Grundſtückserwerb gegebenen Vorſchriften finden entſprechende Anwendung auf die den 
Grundſtücken gleichgeſtellten Rechte: das Erbbaurecht, die in Artt 63, 68 Ech aufgeführten 
Rechte (Erbpachtrecht, Häusler⸗, Büdnerrecht, Recht auf Gewinnung eines Minerals) und die auf 
Grund des Vorbehalts in Art 196 EG landesgeſetzlich geregelten ſelbſtändigen Gerechtig— 
keiten (3. B.: Kohlenabbaugerechtigkeit, Salzabbaugerechtigkeit, Realprivileg der Apotheker). 
Die Veräußerung von „Fiſchwehr“-Gerechtigkeiten in Preußen behandelt FG 10, 194. 

2. Neben der für jede rechtsgeſchäftliche Anderung der Rechte an Grundſtücken geltenden Vor⸗ 
ſchrift des 9 873 gibt $ 925 eine Sonderbeſtimmung für die rechtsgeſchäftliche Übertragung, 
des Eigentums an Grundſtücken. Zur Anwendung des 5 929 iſt alſo zunächſt erforderlich, 
daß der Übergang des Eigentums auf Grund eines Rechtsgeſchäfts erfolgt. Mithin ſcheiden 
aus die Fälle des Eigentumsübergangs auf anderer Grundlage, insbeſondere kraft Ge⸗ 
ſetzes (Al). In folgenden Fällen geht aber das Eigentum nicht kraft Geſetzes über, ſondern 
erfolgt der Eigentumserwerb auf Grund eines Rechtsgeſchäfts, ſo daß die Auflaſſung erforder 
lich iſt: beim Erwerb des Vermächtnisnehmers und eines Miterben als Vorausvermächtnis⸗ 
nehmers, da er nach $ 2174 nur das Recht hat, die Leiſtung des vermachten Gegenſtandes von dem 
Beſchwerten zu fordern (OL 39, 217); beim Erwerb des Erbſchaftskäufers, der durch den 
Kauf gemäß $ 2374 nur einen Anſpruch auf Übereignung der zum Nachlaß gehörigen Gegen⸗ 
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ſtände, aber noch nicht das Eigentum an einem Nachlaßgrundſtück erlangt (KG 46, 188); wenn 
einem Miterben ein Grundſtück durch Teilungsanordnung, die keine dingliche Wirkung hat 
(89 2048, 2049), zugewieſen iſt (N& 52, 174; 141, 284; RIA 3, 102; KGJ 22 A 301; 28 A 196; 
OLG 9 S. 396, 398); wenn ein zum Nachlaß gehörendes Grundſtück (oder ein Bruchteil davon) 
einem oder einigen Miterben von den andern überwieſen wird, da der Auseinanderſetzungs⸗ 
dertrag nur einen perſönlichen (ſchuldrechtlichen) Anſpruch gegen die andern Miterben auf Über- 
eignung gibt (Ach 9, 272; 22, 224; 57, 432; 89, 57; KJ 40 A 169; 45, 232; 52 S. 140, 274; 
DRG 4, 435; 5, 355; 8, 104); wenn diejenigen, denen mehrere Miterben je einen Bruchteil ihres 
Anteils am geſamten Nachlaß übertragen haben (A 4), nicht bloß nachrichtlich im Grundbuch als 
Mitberechtigte am Nachlaß und ſomit auch an dem zum Nachlaß gehörigen Grundſtück vermerkt 
ein, jondern Miteigentum nach Bruchteilen an dem Nachlaßgrundſtück ſelbſt erlangen 
wollen, da ſie durch die Übertragung der Nachlaßanteile noch nicht Bruchteilseigentümer am 
einzelnen Nachlaßgegenſtand geworden find (KJ 46, 181); wenn bei der Aufhebung einer all- 
gemeinen oder fortgeſetzten Gütergemeinſchaft ein zum Geſamtgut gehörendes Grundſtück 
einem Ehegatten zum Alleineigentum übertragen wird (RG 20, 259; KGJ 36 A 201; 388 4 
206) 52, 140; OLG 35, 322; JW 1926, 9922), ſelbſt wenn der Ehegatte ein geſetzliches Recht auf 
die Überlaſſung des Grundſtücks hatte (88 1477, 1497, z. B. weil er das Grundſtück in die Güter⸗ 
gemeinſchaft eingebracht hat), da die Aufhebung immer nur die ſchuldrechtliche Grundlage ſchafft 
für den die Eigentumsänderung erſt herbeiführenden dinglichen Vertrag; wenn ein zum Gejamt- 
gut gehörendes Grundſtück durch Ehevertrag zum Vorbehaltsgut beſtimmt wird, da es für das 
Vorbehaltsgut an einer dem 81438 Abſ 2 entſprechenden Beſtimmung fehlt (KGJ 35 B 25; 
Oe 7, 54; Ich 15, 192); wenn im geſetzlichen Güterſtand lebende Ehegatten durch Ehevertrag 
die Fahrnisgemeinſchaft (Gemeinſchaft des beweglichen Vermögens und der Errungenſchaft) 
einführen und dabei ein dem einen Ehegatten gehörendes Grundſtück dem Geſamtgut z u⸗ 
weiſen, da hier nicht wie bei der allgemeinen Gütergemeinſchaft und der Errungenſchaftsgemein⸗ 
ſchaft (1438 Ab 2, $ 1519 Abſ 2) beſtimmt ift, daß die einzelnen Gegenſtände gemeinſchaftlich 
werden, ohne daß es einer Übertragung durch Rechtsgeſchäft bedarf ($ 1549), und da infolgedeſſen 
er Ehevertrag hier nur als das Grundrechtsgeſchäft für die erſt durch Auflaſſung zu vollziehende 
Übereignung an das Geſamtgut anzuſehen iſt (KJ 52, 136); wenn ein Grundſtück, das zu dem einer 
Hliftung in letztwilliger Verfügung des Stifters zugeſicherten Vermögen gehört, nach ſtaatlicher 
enehmigung der Stiftung auf dieſe übergehen ſoll (H 82; RA 9, 135; KJ 35 A 222); wenn nach 
Auföfung eines rechtsfähigen Vereins ein Grundſtück des Vereins nicht an den Fiskus, 
londern gemäß $ 45 an ein Mitglied übergehen ſoll, da für dieſes nur ein ſchuldrechtlicher Anſpruch 
a Herausgabe des Vereinsvermögensſtücks beſteht (KJ 25 A 132); wenn ein Grundſtück eines 
Ri ommunalverbandes auf einen andern Kommunalverband übertragen werden ſoll, 
he bi 157 Übertragung durch ein auf Grund des Art 126 EG erlaſſenes Landesgeſetz ange- 
net iſt (K GJ 30 B 40). 
„ erner iſt 5 A des § 925 die Übertragung von dem bisherigen Eigentümer 
Nel eine andere Rechtsperſon erforderlich. Eine ſolche Übertragung auf eine andere 
7 echtsperſon findet nicht ſtatt, jo daß eine Auflaſſung zum Eigentumserwerb nicht erforderlich 
155 wenn einer von mehreren Miterben, die im Grundbuch über ein zum Nachlaß gehörendes 
wunbſtück als Eigentümer in Erbengemeinſchaft eingetragen find, feinen Anteil am Nachlaß 
Ps ‚nen andern Miterben überträgt, da er dadurch nicht über feinen Anteil am Grundſtück ber- 
lug (3 2033 Abſ 2) und da durch die Eintragung der Übertragung nur der nachrichtliche Vermerk 
Mi das Eigentum der Erbengemeinfchaft am geſamten Nachlaß berichtigt wird (A 4); wenn ein 
ztorde ſich mit feinem Anteil am Nachlaß für abgefunden erklärt und über das bisher für die 
nu erbengemeinſchaft eingetragene Grundſtück zu Gunſten der übrigen Miterben verfügt, jo daß 
or noch eine Grundbuchberichtigung auf die anderen Miterben als Eigentümer übrigbleibt, 
(ch in die ſem Falle der ausſcheidende Miterbe nicht über feinen Anteil am Grundſtück verfügt 
er 7 319); wenn ein Grundſtück von einer fiskaliſchen Stelle auf eine andere übertragen 
N ſoll, da die fiskaliſchen Stellen nicht verſchiedene ſelbſtändige Rechtsperſönlichkeiten ſind, 
ink 2 insgeſamt den Staat verkörpern (RG 2, 392; 21, 57; 59, 404; 89% 38 A 237), ein Grund. 
und der auch beim Austauſch von Grundſtücken zwiſchen der Deutſchen Reichsbahngeſellſchaft 
Gen an Deutſchen Reich anzuwenden ift (936 13, 121); wenn eine Aktiengeſellſchaft ihr 
10 a stück von der Hauptniederlaſſung auf die Zweigniederlaſſung umſchreiben läßt (Jh 15, 
eintritt an im eine offene Handelsgeſellſchaft, der ein Grundſtück gehört, ein Kommanditiſt 
Komm ſo daß die Geſellſchaft zur Kommanditgeſellſchaft wird, oder wenn umgekehrt eine 
2 „anditgejellichaft in eine offene Handelsgeſellſchaft umgewandelt wird, da in dieſen Fällen, 
gelöſt amentlic) aus $ 139 Abſ 1, § 162 Abſ 3 HGB ergibt, die frühere Geſellſchaft nicht auf- 
Form und eine neue Geſellſchaft begründet wird, ſondern die frühere Geſellſchaft ſich in anderer 
1, 370 liebt (860 26 A 219; 27 B 16; 39 A 218; 51, 182; OLG 13, 24; auch RG 55, 126; JO 
gehört DL 42, 161); wenn eine Kommanditgeſellſchaft auf Aktien, der ein Grundſtück 
wird, d gemäß 58 260 ff. Akt (früher 88 3325. HGB) in eine Aktiengeſellſchaft umgewandelt 
„da auch hier die alte Geſellſchaft ohne Auflöſung in anderer Form fortgeſetzt wird (OLG 5, 
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279); wenn ein Grundſtück einer offenen Handelsgeſellſchaft, die ihre bisherige Firma in eine 
von ihr erworbene andere Firma umgewandelt hat, auf dieſe Firma umgeſchrieben werden ſoll, 
da hinſichtlich des Eigentums keine Anderung des Rechtsträgers eintritt (CJ 28 A 251); wenn Sitz 
und Firma einer Geſellſchaft m. b. H., der ein Grundſtück gehört, geändert wird (KJ 52, 158). 
Sehr zweifelhaft und umſtritten ift die Frage, ob die Auflaſſung erforderlich iſt für die Überführung 
eines Grundſtücks aus dem Vermögen einer offenen Handelsgeſellſchaft in das Vermögen 
einer anderen aus denſelben Perſonen gebildeten offenen Handelsgeſellſchaft oder Geſellſchaft 
des bürgerlichen Rechts. Die Vertreter der verneinenden Anſicht betonen die Perſonengleichheit 
auf beiden Seiten und die Gleichartigkeit oder doch nur geringe Verſchiedenheit der Geſamthand⸗ 
verhältniſſe vor und nach dem Übergang des Grundſtücks von der einen auf die andere Geſellſchaft. 
Die Vertreter der bejahenden Anſicht legen dagegen das entſcheidende Gewicht auf die Selbſtän⸗ 
digkeit des Geſellſchaftsvermögens bei der offenen Handelsgeſellſchaft, auf die Unterſchiede in der 
Rechtsgeſtaltung der einzelnen Geſamthandverhältniſſe und auf die Sicherheit des Grundbuch⸗ 
verkehrs. Die frühere Rechtſprechung (RG JW 1899, 320°; KJ 53, 261; a. M. KGJ 28 A 253) 
neigte dazu, die Auflaſſung für entbehrlich zu erklären. Jetzt haben aber das Reichsgericht, der 
Reichsfinanzhof und das Kammergericht übereinſtimmend für die Notwendigkeit der Auflaſſung 
ſich ausgeſprochen (RG 136, 402). Trotz mancher wiſſenſchaftlichen und praktiſchen Bedenken, die 
dieſer Anſicht begegnen, wird ſie ſich wohl in der Rechtſprechung allgemein durchſetzen und damit 
die Streitfrage ihre forenſiſche Bedeutung verlieren (JW 1933, 124°; 1934, 9895). Zu beachten 
bleibt aber, daß die Rechtſprechung auch jetzt noch für Fälle der bloßen Umwandlung einer 
offenen Handelsgeſellſchaft in eine perſonengleiche Geſellſchaft des bürgerlichen Rechts (3. B. 
beim Zurückgehen des Handelsbetriebs auf den Umfang des Kleingewerbes oder bei völliger 
Aufgabe des Handelsgewerbes) die Umſchreibung des Grundſtückseigentums ohne Auflaffung 
im Berichtigungswege zuläßt (RG 155, 86; IG 12, 279; HRR 1932 Nr 202). — Dagegen iſt 
wegen Eigentumsübertragung auf eine andere Rechtsperſon die Auflaſſung erforderlich: wenn 
ein Grundſtück eingebracht wird von einem der Gemeinſchafter oder von mehreren, die Miteigen⸗ 
tümer find, in eine Geſellſchaft des BGB oder in eine offene Handelsgeſellſchaft oder 
in eine Kommanditgeſellſchaft, da nach $ 706 Abſ 2 BGB, $ 105 Abſ 2, $ 161 Abſ 2 08 
das Grundſtück aus dem Eigentum des Einbringenden in das der Geſellſchaft übergeht (RG 56, 
99; 57, 434; 59, 432; 68, 417; 84, 112; KGJ 51, 187; OLG 10, 239; 13, 23); wenn von den 
Gründern einer Geſellſchaft m. b. H. oder Genoſſenſchaft oder Gewerkſchaft Grundſtücke 
in dieſe eingebracht werden, da das Eigentum der Gründer von dem der Geſellſchaft, Genoſſen⸗ 
ſchaft, Gewerkſchaft verſchieden iſt (RG 64, 191; KGJ 30 A 180; 32 B 33); wenn offene 
Handelsgeſellſchafter ihr Geſellſchaftsgrundſtück in eine von ihnen gegründete Geſell⸗ 
ſchaft m. b. H. einbringen (RG 74, 6; OLG 46, 47); wenn mehrere Miteigentümer eines 
Grundſtücks eine offene Handelsgeſellſchaft unter ſich allein errichten und das Grund⸗ 
ſtück in dieſe einbringen wollen, da das bisher jedem Miteigentümer als Sondereigentum zu⸗ 
ſtehende Bruchteilseigentum an die Gemeinſchaft zur geſamten Hand übergehen ſoll, ſo daß jeder 
bisherige Miteigentümer nicht mehr einen nach $ 747 BGB feiner Verfügung unterftehenden 
Anteil an dem Grundſtück hat (RG 56, 96; 57, 433; 68, 417; 84, 112; KJ 51, 187; ORG 10, 
239; A 4); wenn ein zum Gejamtgut einer fortgeſetzten Gütergemeinſchaft oder 
ein Miterben in ungeteilter Erbengemeinſchaft gehörendes Grundſtück in das Vermögen 
einer von den Teilhabern der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft oder von den Miterben ohne Zu⸗ 
ziehung anderer Perſonen gegründeten offenen Handelsgeſellſchaft oder Kommandit⸗ 
geſellſchaft übergehen ſoll, da hier zwar kein Perſonenwechſel ſtattfindet, aber die Gemeinſchaft 
zur geſamten Hand, welche bisher Eigentümerin des Grundſtücks iſt, in ihrer Rechtsgeſtaltung 
weſentlich verſchieden iſt von der Gemeinſchaft zur geſamten Hand, die nunmehr Eigentümerin 
werden ſoll (KG J 45, 230; 51, 180; 336 3 S. 312, 140; 18, 120; OLG 46, 73); wenn ein Grund⸗ 
ftüd von einer offenen Handelsgeſellſchaft an einen Geſellſchafter zum Sondereigentum 
übertragen oder unter Beſtehenbleiben der aus mehr als zwei Perſonen beſtehenden Geſellſchaft 
einem Ausſcheidenden als Abfindung zugewieſen werden ſoll, da an die Stelle der Gemeinſchaft 
der einzelne als Eigentümer treten ſoll (RG 25, 252; 30, 150; IW 1899, 60939; 1900, 54251; 
Gruch 39, 1011; KGJ 52, 140; vgl. OLG 19, 338); wenn bei der Auflöſung einer offenen Handels 
geſellſchaft ein Geſellſchafter ein Grundſtück zugeteilt erhalten ſoll oder die bisherigen Geſellſchafter 
Miteigentümer des Grundſtücks nach Bruchteilen werden ſollen (KJ 24 A 110; 28 A 252; 
RIU 4, 124; 9, 220; OLG 13, 23; 46, 46; JW 1927, 8052; die Fälle der Übertragung des ganzen 
Geſellſchaftsbermögens und des Ausſcheidens eines Teilhabers aus der offenen Handelsgeſellſchaft 
behandelt A 4); wenn bei der Umwandlung einer Kommanditgeſellſchaft auf Aktien in 
eine einfache Kom manditgeſellſchaft (und umgekehrt) das der einen Geſellſchaft gehörige 
Grundeigentum auf die andere übertragen werden ſoll, da jene Geſellſchaft als juriſtiſche Perſon 
von dieſer verſchieden iſt und daher Auflöſung und Neugründung erfolgen muß; wenn eine Aktien⸗ 
geſellſchaft, deren Aktien in der Hand einer anderen Aktiengeſellſchaft vereinigt ſind, 
an dieſe ein Grundſtück als einzelnes Vermögensſtück übertragen will, da jene Geſellſchaft durch 
Vereinigung ihrer Aktien in einer andern Rechtsperſon nicht untergegangen iſt (RG 62, 73; OLG 
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19, 338); wenn bei Umwandlung einer mit juriſtiſcher Perſönlichkeit ausgeſtatteten Verſiche⸗ 
rungsgeſellſchaft auf Gegenſeitigkeit oder einer Gewerkſchaft in eine Aktiengeſell⸗ 
chaft ein Grundſtück von jener auf dieſe übertragen werden ſoll, da die beiden Geſellſchaften 
zwei verſchiedene juriſtiſche Perſonen find (KJ 25 A 278). Ausnahmen gelten inſoweit 
aber für ſolche Umwandlungen, die dem Geſetz v. 5. 7. 1934 über die Umwandlung 
von Kapitalgeſellſchaften unterliegen. Auflaſſung iſt ſchließlich nötig, wenn Schulgrund⸗ 
ſtücke von dem Schulverband auf die politiſche Gemeinde übertragen werden (KJ 31 A 306; 
OG 42, 272). Werden zwei politiſche Gemeinden durch Eingemeindung miteinander ver⸗ 
einigt, ſo iſt bei der Übertragung des Vermögens, insbeſondere der Grundſtücke, für rechts⸗ 
geſchäftliche Übertragungsakte überhaupt kein Raum (OLG 16, 153; 23, 330). 

Auch wenn es ſich nicht um Übertragung des Eigentums, ſondern um Berich 
tigung des Grundbuchs ($ 894) handelt, weil der als Eigentümer Eingetragene in Wahrheit 
nicht Eigentümer iſt, können die Beteiligten ſtatt des Nachweiſes der Unrichtigkeit des Grundbuchs 
gemäß 22 GB ſich der Auflaſſung bedienen, da der Eingetragene nach dem Grundbuch Eigen. 
tümer iſt und nichts entgegenſteht, daß in der Form der Übertragung des aus dem Grundbuch 
ſcheinbar) ſich ergebenden Eigentums die Eintragung des wahren Eigentümers herbeigeführt 
wird (RIA 9, 60; 8894 A 3). Anderſeits kann, wenn die auf Grund einer Auflaſſung für den 
Erwerber erfolgte Eigentumseintragung eine Parzelle des veräußerten Grundſtücks, die mit⸗ 
veräußert werden follte, nicht umfaßt, auf Grund einer beurkundeten Erklärung der Beteiligten, 
daß die Auflaſſung ſich auch auf die Parzelle erſtrecken ſollte und erſtrecke, der Erwerber als Eigen⸗ 
tümer der Parzelle eingetragen werden, ohne daß es einer neuen Auflaſſung bedarf (RG 73, 154). 

3. Dem Eigentum an Grundſtücken ſind das Erbbaurecht und andere Gerechtigkeiten für die 
Rechtsübertragung gleichgeſtellt (A 1). Reichs- und landesgeſetzlich beſtehen mannigfache Be⸗ 
ſchränkungen für die Übertragung von Grundſtückseigentum. So ift z. B. durch die Verordnung 

ber den Einſatz des jüdiſchen Vermögens v. 3. 12. 1938 (mit DurchfVO v. 16. 1. 1939) der 
ſreie Rechtsverkehr mit jüdiſchen Grundſtücken unterbunden worden. Die Einzelheiten der Ver 
ordnung ſind in 903 A1 dargeſtellt. Ferner hat das Reichserbhofgeſetz den Kreis der bauern 
fähigen Perſonen, die Erbhöfe erwerben können, beſchränkt und darüber hinaus die Veräußerung 
und den Erwerb ſolcher Höfe weitgehend erſchwert. Alles Nähere hierüber findet ſich in Vorbem 1 
vor $ 873; 8878 A 3; 5 903 A 1 und A letzter Abſ; 8 925 A 1. Zahlreiche weitere Geſetze knüpfen 
die Grundſtücksveräußerung an einen behördlichen Genehmigungszwang. Hierher gehören z. B.: 

a) Das Wohnſiedlungsgebietsgeſetz v. 22. 9. 1933 (dazu Ausf O b. 25. 2. 1935; über deren 
Inkrafttreten Ic 14, 162). Danach ſind die erſt nach dem Inkrafttreten des Geſetzes bewirkten 
Ich 11, 357) Auflaſſungen in Wohnſiedlungsgebieten regelmäßig an eine behördliche Ge⸗ 
nehmigung gebunden (84); das Grundbuchamt darf Eintragungen auf Grund folder Auf- 
laſſungen erſt vornehmen, wenn der Genehmigungsbeſcheid vorgelegt oder durch eine behördliche 
Heſcheinigung die Genehmigungsfreiheit nachgewieſen iſt ($ 11). Die Genehmigungspflicht be- 
ſteht auch dann, wenn die Auflaſſung nicht mit einer Teilung größerer Grundflächen verbunden 
und das aufgelaſſene Grundſtück bereits bebaut iſt (JW 1935, 284644; JJ 14, 162). Genehmi⸗ 
gungsfrei ſind: Erbteilsübertragungen (IF 13, 71); die Eintragung einer Auflaffungs- 
vormerkung (JG 14, 123); die Eintragung des Reichsheimſtättenvermerks (FG 17, 218). Die 
Genehmigung kann auch unter Auflagen erteilt werden (dazu JW 1937, 8952). Bei Teil- 

eräußerungen muß der Genehmigungsbeſcheid den etwa noch nicht vermeſſenen Grundſtücksteil 

ar erkennen laſſen (JW 1937, 89629). 

10 b) Das Geſetz über die Sicherung der Reichsgrenze v. 9. 3. 1937 (mit Durchf VO v. 17. 8. 

1 unterwirft den Grundſtücksverkehr in den betroffenen Grenzgebieten einer beſonderen 
enehmigungspflicht (dazu Ich 17, 140: zeitlicher Geltungsbereich). 

e) Nach der Verordnung v. 6. 1. 1937 über die Veräußerung von Entſchuldungs betrieben 
(TurchfLOen v. 19. 4. und 19. 8. 1937) iſt das ſchuldrechtliche und das dingliche Veräußerungs⸗ 
heſchäft bei Grundſtücken, auf denen ein Entſchuldungsvermerk oder eine Hypothek für die Induſtrie⸗ 
dank oder für ein Reichsdarlehn aus Betriebsſicherungsmitteln eingetragen iſt, an die Genehmigung 
des Reichsminiſters für Ernährung und Landwirtſchaft geknüpft. 

1 ) Die Bekanntmachung über den Verkehr mit landwirtſchaftlichen oder forſtwirtſchaft⸗ 
chen Grundſtücken v. 15. 3. 1918/26. 1. 1937 (dazu Ausf Beſt v. 22. 4. 1937 und ErgänzV o 

29. g. 1938) unterwirft den Verkehr mit ſolchen Grundftüden von einer beſtimmten Mindeſt⸗ 
größe ab dem behördlichen Genehmigungszwang (das Verhältnis der Vorſchriften von 1918 zu 

enen von 1937 behandelt Ich 17, 192). Je nach der örtlichen Lage beginnt dieſer Zwang bei 
ganzen Grundſtücken mit einer Mindeſtgröße von ½ bis 5 ha, bei Grundſtücksteilen mit einer 

onnoeftgröfe von ¼ bis ½ ha. Der Begriff „Grundſtück“ ift hier nicht im Rechtsſinne (8873 A 4), 
bfi im wirtſchaftlichen Sinne zu verſtehen (RG HRR 1931 Nr 676). Genehmigungs- 
ng find ($ 2): die Auflaſſung (bei einer Kette von Auflaſſungen jede einzelne von ihnen: 
ſtucks be, 150), die Beſtellung eines dinglichen Rechts, das zum Genuß der Erzeugniſſe des Grund⸗ 
1986 berechtigt (z. B. eines Nießbrauchs, aber nicht einer Kohlenabbaugerechtigteit: Rh JW. 

240421), und jede Vereinbarung, die den Genuß der Erzeugniſſe oder die Verpflichtung 
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zur Übereignung des Grundſtücks zum Gegenſtand hat (z. B. Kauf-, Taufch- und Pachtverträge; 
weitere Beiſpielsfälle in RG 109, 190; 113, 163; 130, 94; 132, 287; 135, 287). Auch die Ver⸗ 
äußerung in der Zwangsverſteigerung iſt genehmigungspflichtig (52 Abſ 3). Genehmigungs- 
frei find die im $3 aufgeführten 11 Gruppen von Rechtsgeſchäften, ferner die Zuſtimmung 
des Verfügungsberechtigten zur Auflaſſung eines Nichtberechtigten (RG 118, 113; HRR 1926 
Nr 169; 1930 Nr 45) und die Übertragung von Erbanteilen an einem Nachlaß, zu dem ein land⸗ 
wirtſchaftlich oder forſtwirtſchaftlich genutztes Grundſtück gehört (IF 17, 74; HRR 1926 Nr 1391; 
1936 Nr 1440). Ob im Einzelfall eine Genehmigung erforderlich iſt oder nicht, entſcheidet die 
Genehmigungsbehörde mit bindender Wirkung für Gerichte und Verwaltungsbehörden (8 4 
Abſ 1); Grundbuchamt und Zwangsverſteigerungsrichter find alſo der ihnen ſonſt obliegenden 
(RG Warn 1928 Nr 128) eigenen Prüfungspflicht in dieſer Hinſicht enthoben, wenn ihnen ein 
Zeugnis der Genehmigungsbehörde nach 9 4 Abſ 2, 3 vorgelegt wird. Ein ohne die erforderliche 
Genehmigung geſchloſſenes Rechtsgeſchäft iſt bis zur Entſcheidung über die Erteilung oder 
Verſagung der Genehmigung ſchwebend unwirkſam. Während des Schwebezuſtandes haben 
die Parteien zwar noch keine Leiſtungsanſprüche, aber die Treupflicht, zur Erlangung der Geneh 
migung mitzuwirken (RG 98, 244; 106, 324; 108, 94; 115, 43); während dieſes Zuſtandes kann 
auch bereits eine Auflaſſungsvormerkung für den Erwerber in das Grundbuch eingetragen werden 
(RG 108, 91). Wird die Genehmigung demnächſt verſagt, fo iſt das Rechtsgeſchäft endgültig 
nichtig. Wird dagegen die Genehmigung nachträglich erteilt, fo wird das Geſchäft wirkſam (JF 
2, 327) und zwar mit rückwirkender Kraft vom Zeitpunkt feines Abſchluſſes an (RG 108, 94). Die 
erteilte Genehmigung ift unanfechtbar und unwiderruflich (RG HRR 1935 Nr 432). Mit der 
Genehmigung des ſchuldrechtlichen Verpflichtungsgeſchäfts gilt auch die Genehmigung zum ding⸗ 
lichen Erfüllungsgeſchäft als erteilt (52 Abſ 2). Die Genehmigung kann auch unter Auflagen 
erteilt werden (82 Abſ 4; dazu RG 126, 132; IF 2, 327); eine ſolche Entſcheidung ift aber 
beſchwerdefähig ($ 7). Verſagt werden darf die Genehmigung nur dann, wenn der Ausführung 
des Rechtsgeſchäfts ein erhebliches öffentliches Intereſſe entgegenſteht ($ 5); die verſagende Ent⸗ 
ſcheidung unterliegt der Beſchwerde ($ 7; dazu RG 110, 356; JW 1922, 49114), kann aber von der 
Behörde nicht frei zurückgenommen werden (RG 102, 1; 103, 104; Ich 2, 324). Jede Ent- 
ſcheidung der Genehmigungsbehörde iſt den Beteiligten bekannt zu machen (dazu RG 102, 1; 
110, 356; SeuffA 78 Nr 174). Sit auf Grund eines genehmigungsbedürftigen, aber nicht ge- 
nehmigten Rechtsgeſchäfts eine Eintragung im Grundbuch erfolgt, ſo iſt das Grundbuch unrichtig 
geworden; das Grundbuchamt hat, wenn die Vorausſetzungen des 5 53 Abſ 1 Satz 1 G80 vor- 
liegen, einen Widerſpruch von Amts wegen einzutragen; auch die zuſtändige Behörde kann 
um die Eintragung des Widerſpruchs und um feine Löſchung erſuchen (§ 6; dazu RG 1, 392). 
Die zuſtändige Behörde kann endlich gegen eine Mißwirtſchaft mit dem Inventar des 
Grundſtücks einſchreiten (5 8). 

Schließlich ſei in dieſem Zuſammenhang noch hingewieſen auf die 85 26, 27 RVO, wonach 
die Träger der Reichsverſicherung für den Erwerb gewiſſer Grundſtücke die Genehmigung der 
Aufſichtsbehörde brauchen, ferner auf $ 5 Abſ 3 HypBankch v. 13. 7. 1899, wonach den Hypo⸗ 
thekenbanken der Grundſtückserwerb nur zur Verhütung von Verluſten an Hypotheken oder zur 
Beſchaffung von Geſchäftsräumen geſtattet ift, und auf § 54 VerſlüGeſ v. 6. 6. 1931, wonach die 
dort genannten Verſicherungsunternehmungen zum Grundſtückserwerb regelmäßig der Ge⸗ 
nehmigung ihrer Aufſichtsbehörde bedürfen. 

Für die Landesgeſetzgebung ſind Vorbehalte zu Erwerbsbeſchränkungen bei Grundſtücken 
gemacht in EG Art 86 (Juriſtiſche Perſonen); Art 87 (Neligiöfe Orden oder ordensähnliche Kon⸗ 
gregationen); Art 88 (Ausländer). In Preußen gelten Erwerbsbeſchränkungen für juriſti⸗ 
ſche Perſonen nach Art 6 (Schenkungen und Zuwendungen von Todes wegen), Art 7 5 1 
(Erwerb von Grundſtücken durch inländiſche juriſtiſche Perſonen, zu dem Genehmigung der 
ftaatlichen Aufſichtsdehörde erforderlich iſt, wenn nicht die Ausnahmen des Abſ 2 Platz greifen), 
Art 7 882,3 (Erwerb von Grundſtücken durch juriſtiſche Perſonen eines andern deutſchen Landes 
oder durch ausländiſche juriſtiſche Perſonen) Ach. BB v. 20. 9. 1899, in dem die Wertgrenzen 
von 5000 M nach dem Gef v. 8. 4. 1924 durch 3000 GM erſetzt find. Die Erforderniſſe für die 
Veräußerung von Schulgrundſtücken im Gebiete des Pra Lg werden behandelt in KGJ 51, 165. 

4. Den Grundſtücken (Begriff: § 873 A 4 ſteht gleich der Anteil eines Miteigentümers beim 
Miteigentum nach Bruchteilen. Denn das Anteilsrecht iſt gleichfalls Eigentum ($ 1008), 
und die nach § 747 zuläſſige Verfügung darüber erfolgt nach den für die Verfügung über die 
Sache geltenden Vorſchriften. Daher bedarf es zur Verfügung über den ideellen Anteil der 
Auflaſſung. Dabei macht es keinen Unterſchied, ob der Anteil unverändert auf einen Dritten 
oder auch einen anderen Miteigentümer übertragen oder ob die Größe der Anteile der einzelnen 
Miteigentümer verändert oder an die Stelle des ideellen Anteils ein realer Teil des Grundſtücks 
geſetzt werden ſoll (RG 52, 174; 56, 100; 69, 40; 76, 413; KJ 21 A 111; ORG 20, 406). 
Dies gilt auch dann, wenn mehrere Miteigentümer ſich zu einer offenen Handelsgeſell— 
ſchaft vereinigen und das Grundſtück in dieſe einbringen. Denn dann wandelt ſich das Bruch⸗ 
teilseigentum eines jeden in einen Geſellſchaftsanteil, über den er nach $ 719 Abf 1 nicht verfügen 
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darf. Auch find hier Auflaſſungen ſchon deshalb erforderlich, weil die Übertragung des Bruchteils⸗ 
eigentums auf eine andere Rechtsträgerin ſtattfindet (A 2; NG 56, 96; 57, 433; 68, 417; 76, 
413; 84, 112; KJ 51, 187; OLG 10, 239). Dagegen handelt es ſich nicht um die Übertragung 
des Eigentums oder eines Bruchteilseigentums an einem Grundſtück, jo daß eine Anflaſſung 
nicht erforderlich ift: wenn bei der Miterbengemeinſchaft der geſamte Nachlaß einem der 
Miterben von den übrigen übertragen wird oder wenn ein Miterbe ſeinen Anteil oder einen 
Bruchteil ſeines Anteils am Nachlaſſe auf einen andern Miterben oder einen Dritten überträgt 
oder wenn die Miterben ihre Anteile am Nachlaß nach und nach an einen Dritten übertragen, ſo 
daß er ſchließlich Alleineigentümer des ganzen Nachlaſſes und damit auch Alleineigentümer des zum 
Nachlaß gehörigen Grundstücks wird (NG 88, 116; KJ 46 S. 181, 187; 52, 275). Denn 
hier iſt Gegenſtand der Veräußerung nicht ein Bruchteilseigentum an dem zum Nachlaſſe gehören⸗ 
den Grundſtück, ſondern der Anteil am geſamten Nachlaſſe gemäß $ 2033 Abſ 1 (KGJ 26 A 113; 
3 K S. 207, 231; 35 A 74; 46, 182; 52 S. 151, 275; RIA 11, 238; auch RG 60, 131; 
KON 38 A 233; vgl. auch J 7, 319 in Anm 2). Die Auflaſſung iſt ferner entbehrlich: wenn 
ein Geſellſchafter aus einer Geſellſchaft des BGB oder einer offenen Handelsgeſellſchaft oder 
einer Kommanditgeſellſchaft, der ein Grundſtück gehört, ausſcheidet, da fein Anteil am geſamten 
Geſellſchaftsvermögen gemäß $ 738 Abſ 1 BGB, 88 105 Abſ 2, 161 Abſ 2 HGB den Anteilen 
er andern Geſellſchafter kraft Geſetzes zuwächſt (RG 65, 227; 68, 410; KON 50, 
194; 336 7, 309); wenn bei der Auflöſung einer nur aus zwei Geſellſchaftern beſtehenden 
offenen Handelsgeſellſchaft, der ein Grundſtück gehört, der eine bisherige Geſellſchafter 
das geſamte Geſellſchaftsvermögen (Aktiva und Paſſiva) übernimmt, da in entſprechender 
anwendung von $ 142 Abſ 3 HGB, 9 738 Abf 1 Bo der übertragende Geſellſchafter als Aus- 
ſceidender anzuſehen ift, deſſen Anteil am Geſellſchaftsvermögen dem andern Geſellſchafter ohne 
beſonderen Üdertragungsakt zuwächſt (ſtr.; ich 60, 156; 65, 234; 68, 410; 87, 409; 92, 165; 
Warn 1919 Nr 138; NIW 9, 71; JW 1937, 326656, HRR 1936 Nr 1437 und 1937 Nr 464: Über- 
Zahme des Geſellſchaftsvermögens durch einen von drei Geſellſchaftern; a. M. KG 24 A 110; 
25 A 78, 80; RIA 9, 221); wenn eine inländiſche Aktiengeſellſchaft, der ein Grundſtück gehört, 
vine Abwicklung nach g 253 Aktch (früher $ 304 HGB) vom Staat oder einem Kommunal 
verband übernommen ober gemäß 58 233 ff. Aktch (früher $ 306 HGB) mit einer andern Alftien- 
geſelſſchaft, ſei es auch unter Anderung der Firma, vereinigt wird, da in dieſen Fällen 
das geſamte Vermögen im Wege der Geſamtrechtsnachfolge übergeht (A 2; RG 28, 363; 
0 453 KJ 28 A 148; 32 A 206; 35 A 290; JW 1922, 161716; anders, wenn die auf⸗ 
bepmende Geſellſchaft ihren Sitz im Ausland hat, da eine Geſamtrechtsnachfolge nur in den 
zeſonders beſtimmten Fällen ſtattfindet: KJ 21 A 294; OLG 14, 358); dies gilt trotz der 
80, 81 Gmb. entſprechend auch für die Verſchmelzung einer Aktiengeſellſchaft mit einer 
GmbH (Ich 7, 292; 5 249 Aktch). — Ein Teilſtück eines Grundſtücks, das in dem für die Bezeich- 
nung der Grundſtücke maßgebenden amtlichen Verzeichnis ($ 2 Abſ 2 GBO) noch nicht als ſelbſtän⸗ 
ſuges Grundſtück geführt ift, kann rechtswirkſam aufgelaſſen werden, wenn feine Grenzen ent 
Ihre end gekennzeichnet werden. Für die Eintragung der Eigentumsänderung find dann aller- 
Angs $ 2 Abſ 3 und 5 28 Satz 168d maßgebend (JW 1926, 9911; 336 3, 283). Auch ein realer 
eil eines Bergwerkseigentums kann übereignet werden, weil der Teil durch Feldesteilung 
oder durch Entkonſolidierung Gegenſtand beſonderen Eigentums zu werden vermag (OLG 44, 136). 
. Die zur Eigentumslbertragung außer der Auflaſſung nach $ 873 erforderliche Eins 

Pr gung in das Grundbuch iſt beſprochen in 5 873 A 10. Die Eintragung darf gemäß $ 20 GO 
Mi nach der Auflaſſung erfolgen. Jedoch iſt dieſe Beſtimmung nur eine formellrechtliche Ord- 
tenngsvorſchrift, deren Nichtbeachtung für die ſachlichrechtliche Wirkung des Ubereignungsvorgangs 
117 edeutung hat. Wird alſo die Auflaſſung erſt nach der Eintragung rechtswirkſam erklart 
> B. weil eine vorhergegangene Auflaſſung wegen Geſchäftsunfähigkeit des Auflaſſenden nichtig 
h ar) fo geht das Eigentum mit der nachträglichen Auflaſſung über. Denn das materielle Recht 
„langt nicht, daß die Auflaſſung vorangehen müffe (ftr.; JW 1925, 2617. JF 4, 329). Formel. 
an, iſt dann zu der Eintragung des Eigentums des Erwerbers zu vermerken, daß und wann die 
sn, Swirffame Auflaſſung nachgeholt worden ift (Ich 4, 334). Die vorangegangene Eintragung 
Au aber zur Vollziehung derſelben Rechtsänderung vorgenommen fein, welche Gegenſtand der 
Guflaſſung ft; es genügt nicht, wenn der Auflaſſungzempfänger zwar bereits als Eigentümer im 
2617 nbbuch eingetragen ſteht, aber aus anderer rechtlicher Veranlaſſung ($ 873 A 10; JW 1925, 
nt JJ 4, 334). ft daher z. B. die Eigentumseintragung auf Grund einer Vorerbſchaft 
28 iat, iſt demnächſt die Nacherbfolge eingetreten (z. B. weil die zur Vorerbin eingeſetzte Witwe 
ſtn rblaſſers lich wieder verheiratet hat) und hat dann der Erbe das ihm nun zugefallene Grund⸗ 
von an die frühere Vorerbin aufgelaſſen, fo muß die Eintragung der Erwerberin als Eigentümerin 
Eintteuem erfolgen, wenn die Eigentumsübertragung ſich vollziehen ſoll (TJ 51, 187). — Die 
15 Tagung iſt ein der Auflaſſung gleichwertiges Erfordernis der Eigentumsübertragung. Solange 
s nicht bewirkt iſt, bleibt der Auflaſſende Eigentümer. Er iſt daher im Verhältnis zu Dritten 


Geer Jwiſchenzeit zwiſchen Auflaſſung und Eintragung noch zur Verfügung über das 
Gera berechtigt 016 55, Er at die Auflaſſung vor einem Notar oder vor einer 
Bd 
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anderen Behörde als dem Grundbuchamt ſtattge funden (A 12) und iſt die Verhandlung über 
die Auflaſſung dem Grundbuchamt noch nicht eingereicht, fo iſt der Grundbuchrichter 
ſelbſt im Falle der Kenntnis von der Auflaſſung nicht berechtigt, die Entgegennahme einer 
Verfügung (z. B. der Beſtellung einer Hypothek) des Auflaſſenden abzulehnen. Auch Ein- 
tragungen im Wege der Zwangsvollſtreckung (3. B. einer Zwangshypothek, des Eigen⸗ 
tuns für einen Dritten auf Grund einer rechtskräftigen Verurteilung zur Auflaſſung) können 
in der Zwiſchenzeit rechtswirkſam erfolgen (RG 55, 341). Steht der beantragten Eigen- 
tumseintragung ein Hindernis entgegen und weiſt der Grundbuchrichter den Antrag 
(A 13) nicht zurück, ſondern beſtimmt gemäß 5 18 Abſ 1 GBO eine angemeſſene Friſt 
zur Hebung des Hinderniſſes, jo hat er im Falle des Eingehens eines andern Eintra⸗ 
gungsantrags nach $ 18 Abſ 2 GBO eine Vormerkung zur Sicherung des Rechts auf 
Eintragung des Eigentumsübergangs einzutragen. Nur dann, wenn dies geſchehen, iſt 
die auf Grund des ſpäter eingegangenen Antrags bewirkte Eintragung gegenüber dem dem 
nächſt eingetragenen Erwerber gemäß $ 888 unwirkſam (NG 55, 340). Im Verhältnis zwiſchen 
den Beteiligten untereinander iſt aber durch den dinglichen Vertrag der Auflaſſende gemäß $ 873 
Abj 2 an ſeine Erklärung gebunden. Er kann fie weder widerrufen noch ſonſt die Eintra- 
gung einſeitig hindern, auch nicht dadurch, daß er feine Auflaſſungserklärung im Klage 
wege zurückverlangt, z. B. bei Nichtigkeit des Grundrechtsgeſchäfts wegen Formmangels 
(ir; RG 111, 101; JW 1926, 987%; Gruch 68, 548; a. M. IW 1923, 7612). In ſolchen Fällen 
kann er ſich aber dadurch gegen den Eigentumsverluſt durch die Eintragung ſchützen, daß er eine 
einſtweilige Verfügung nach $ 938 ZPO erwirkt und wirkſam zuſtellt, wodurch dem Erwerber 
verboten wird, ſich auf Grund der Auflaſſung das Eigentum zu verſchaffen (RG 117, 290; 120, 118; 
JW 1923 S. 3065, 763“; 1925, 64312; JF 1 S. 379, 383; 3,301; 9 888 A 3; 5892 A 11 Abſ 3). 
Der Wirkſamkeit dieſes Erwerbsverbots ſteht 878 nicht entgegen, ſelbſt wenn der Antrag auf 
Umſchreibung des Eigentums ſchon vor der Zuſtellung des Verbots beim Grundbuchamt einge⸗ 
gangen iſt (RG 120, 120; 8 878 A 3 Abſ 1). Der Schutz, den das Verbot gewährt, entfällt aber 
wiederum, wenn die einſtweilige Verfügung durch ein rechtskräftiges oder auch nur vorläufig 
vollſtreckbares Urteil aufgehoben iſt (FG 1, 386; 3, 306). Die Berechtigung zur Verfügung iſt 
im Verhältnis zwiſchen den Beteiligten durch die Auflaſſung auf den Auflaſſungsempfänger mit 
dem Vorbehalt übertragen, daß er demnächſt feine Eigentumseintragung erlangt. Die rechtliche 
Fortwirkung der Auflaſſung fällt vor der Eintragung nur dann fort, wenn auch der andere 
Teil eine auf die Rückgängigmachung der Auflaſſung gerichtete Erklärung abgegeben hat oder wenn 
die Abgabe einer ſolchen Erklärung durch ein gegen ihn ergangenes rechtskräftiges Urteil gemäß 
$ 894 3 Pd erſetzt iſt (RG 108, 329; 111, 101). Haben jedoch die Beteiligten nach der Auflaſſung 
vor einem Notar (A 12) mit Rückſicht auf vorhandene Streitpunkte die Abrede getroffen, 
die Auflaſſungsverhandlung dürfe dem Grundbuchamt nicht ohne ausdrückliche Zuſtimmung des 
Auflaſſenden zum Vollzug der Eigentumsänderung eingereicht werden, und führt dann der 
Auflaſſungsempfänger vertragswidrig ohne Zuſtimmung des Auflaſſenden die Eintragung der 
Eigentumsänderung herbei, fo kann gegen ihn (insbeſondere dann, wenn der Formmangel des 
Grundrechtsgeſchäfts nach § 313 Satz 2 durch die Auflaſſung und die Eintragung geheilt iſt, 
jo daß eine Kondiktion nicht ſtattfindet: JW 1926, 838%) ein Schadenserſatzanſpruch auf 
Wiederbeſeitigung der Eintragung gegeben fein (RG Gruch 68, 548). Hat der Auf⸗ 
laſſungsempfänger, bevor er als Eigentümer eingetragen worden iſt, das Grundſtück an einen 
Dritten weiter aufgelaſſen, ſo kann der Dritte unmittelbar als Eigentümer eingetragen 
werden, wenn in der erſten Auflaſſung die Einwilligung in weitere Verfügungen des Auflaſſungs⸗ 
empfängers liegt (KJ 47, 158; 53, 145), alſo die Einwilligung ($ 185 Abſ 1) des urſprünglichen 
Eigentümers dazu, daß der Auflaſſungsempfänger als Nichteigentümer dem Dritten Eigentum 
übertrage (RG 129, 153; A 8). In der Regel wird die erſte Auflaſſung in dieſem Sinne auszulegen 
fein, doch ſetzt die Wirkſamkeit der fo ermittelten Einwilligungserklärung des urſprünglichen Eigen. 
tümers natürlich voraus, daß die Auflaſſung rechtsgültig war, alſo auch z. B. ſchon die etwa er- 
forderliche behördliche Genehmigung gefunden hatte (NG 129, 155). An eine ſolche gültige 
in der Auflaſſung enthaltene Einwilligung iſt der zuerſt Auflaſſende gemäß $ 873 Abſ 2 
gebunden, fo daß er ſie nicht widerrufen kann (RG 129, 153; KJ 53, 147). Dieſelbe 
Bindung beſteht für den Zweitauflaſſenden gegenüber dem Dritten. Verzichtet dann 
aber der Dritte durch (formloſen) Vertrag mit dem urſprünglichen Eigentümer zu deſſen Gunſten 
auf die Rechtsſtellung aus der zweiten Auflaſſung, ſo erlangt der Eigentümer auch dem erſten 
Auflaſſungsempfänger gegenüber die Bindungsfreiheit zurück (RG 15. 11. 1928 VI 111/28). Durch 
Tod oder Eintritt der Geſchäftsunfähigkeit eines Beteiligten wird gemäß $ 130 die Rechts⸗ 
wirkſamkeit des dinglichen Vertrags nicht berührt; vielmehr iſt auf Antrag trotzdem die Eintragung 
des Eigentumsübergangs vorzunehmen (8 873 A 7). Tritt in der Zwiſchenzeit eine Verfüg ungs⸗ 
beſchränkung des Veräußerers ein, fo iſt dies gemäß $ 878 ebenfalls ohne Einfluß, wenn der 
Antrag auf Eintragung bei dem Grundbuchamt geſtellt ift, was im Falle der Auflaſſung vor 
dem Grundbuchamt regelmäßig zugleich mit dieſer geſchieht (A 13); anders, wenn die Auflaſſung 
an anderer Stelle ftattgefunden hat und der Eintragungsantrag beim Grundbuchamt noch 
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Auflaſſung und Bewilligung der Umſchreibung) alles getan hat, was von ſeiner Seite erforderlich 
iſt, damit das Grundbuchamt die Umſchreibung vornimmt. Nur wenn der Uonſchreibung noch ein 


füllen (RG 118, 100). Wird nach erfolgter Auflaſſung der Konkurs über das Vermögen des Er⸗ 
werbers eröffnet und der Gemeinſchuldner nach der Konkurseröffnung als Eigentümer eingetragen, 
ſo handelt es ſich nicht um einen Erwerb des Gemeinſchuldners nach der Konkurseröffnung, der 
nach $ 1 RO nicht in die Konkursmaſſe fiele. Das Grundſtück gehört vielmehr zur Maſſe, da die 
Hauptgrundlage für den Erwerb, die Auflaſſung, bereits vor der Konkurseröffnung gegeben war 
und die Vollendung des Erwerbs durch die Eintragung als auf die Zeit der Konkurseröffnung 


erfolgen, wenn dem Grundbuchamt eine Beſcheinigung des Finanzamts vorgelegt wird, daß 
5 Eintragung ſteuerliche Bedenken nicht entgegenſtehen (ch 52 S. 147, 149, 151, 154, 157; 


6. ! 
dic en Grundrechtsgeſchaft geſondert beſtehender (abftratter dinglicher) Vertrag ($ 873 A 7; 


den Beteiligten abzugebenden Erklärungen find anderſeits ein unbedingtes Erfordernis, Bloßes 
Stillſchweigen des einen Beteiligten zu der Erklärung des anderen genügt nicht (Mot 3, 173; RG 
54, 381; Warn 1928 Nr 62). Jenem Erfordernis kann aber auch dadurch genügt werden, daß die 
im voraus protokollierten, inhaltlich dem § 925 entſprechenden Erklärungen den Beteiligten vor⸗ 
gelefen und dann von ihnen geneh gt werden (RG 61, 98; Warn 1928 Nr 62). Der Inhalt der 
rklärungen iſt außfegungsfähig (Roß 152, 192). Stirbt der Auflaſſungsempfänger, nachdem 
Abſ 0 ihm abgegebene Auflaſſungserklarung wirkſam und bindend geworden ($ 873 


eintreten, die durch Hinzukommen der Eintragung ihren Rechtserwerb begründet, auf ihren 
trag ohne weiteres als Eigentümer eingetragen werden (KJ 7, 325). — Dieſe Einigung 
Auftaffung; A 9) ift nicht, wie das Grundrechtsgeſchäft, ein auf die Begründung von Verpflich⸗ 
zungen gerichtetes Rechtsgeſchäft ($ 873 A 13), wenn auch an den Übergang des Eigentums kraft 
unde bes Verpflichtungen des Erwerbers, ins beſondere in polizeilicher und ſteuerlicher Beziehung, 
nter Umſtänden auch Verpflichtungen privatrechtlicher Art (85 1021 Abſ 2, 1022, 1108 Abſ 1) 
ec ſind. Daher finden auf die Entgegennahme der Auflaſſung für eine öffentlich⸗rechtliche 
e Perſo 

wat bei der Abgabe verpflichtender Erklärungen der juriſtiſchen Perſon keine Anwendung 
J 46, 171). Das Grun drechtsgeſchaft bedarf der im 8313 Satz 1 vorgeſchriebenen Form. 

0 1 wird nach 8313 Sat 2 der Mangel der Form durch Auflaſſung und Eintragung geheilt, Der 
un gung einer Urkunde über das Grundrechtsgeſchäft bedarf es nach BGB zur Vornahme der 
905 ung nicht. Jedoch konnte ſchon nach $ 98 der alten G8 landesgeſetzlich die Ordnungs⸗ 
€ rift erlaſſen werden, daß das Grundbuchamt die Erklärung der Auflaſſung nur entgegen⸗ 
men ſollte, wenn die nach $ 313 erforderliche Urkunde vorgelegt würde (NG Warn 1916 Nr 279). 
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Jetzt iſt reichsrechtlich durch Art 19 2 VO über Auflaſſungen uſw. v. 11. 5. 1934 (RG Bl J, 378) an⸗ 
geordnet, daß die Auflaſſung nur entgegengenommen werden ſoll, wenn die nach 9 313 erforderliche 
Urkunde über das Veräußerungsgeſchäft vorgelegt oder gleichzeitig errichtet wird. Beim Fehlen 
einer ſolchen Urkunde iſt die Entgegennahme der Auflaſſung auch dann abzulehnen, wenn keine 
Bedenken gegen die wirtſchaftliche Ordnungsmäßigkeit des Grundrechtsgeſchäfts beſtehen (JW 
1934, 28561). Die Rechtsgültigkeit der VO v. 11. 5. 1934 iſt nicht zu bezweifeln (HRR 1935 Nr 431). 
Wegen des ſelbſtändigen rechtlichen Daſeins der Einigung gegenüber dem Grundrechtsgeſchaft wird 
im allgemeinen auf die Ausführungen in 9873 A7 verwieſen. Hier iſt mit Rüchicht auf die praktiſche 
Bedeutung der Auflaſſung folgendes hervorzuheben: Die Nichtigkeit des Grundrechtsgeſchäfts 
zieht nicht ohne weiteres die Nichtigkeit der Auflaſſung nach ſich, obwohl dieſe im Verhältnis zu je⸗ 
nem das Erfüllungsgeſchäft iſt (RG 57,96; 72,63; 104, 103; 129,287). Vielmehr kann die Auflaſ⸗ 
ſung trotz Nichtigkeit des Grundrechtsgeſchäfts rechtswirkſam ſein, alſo die Eigentums⸗ 
übertragung bewirkt haben. Die Auflaſſung iſt eben ein ſelbſtändiger Vertrag, der für ſich den 
allgemeinen Vorſchriften über Rechtsgeſchäfte, insbeſondere hinſichtlich der Rechtsgültigkeit den 
Vorſchriften der 95 104ff., 116ff., 145ff. unterliegt (MG 75, 70 RIA 2, 85; 3, 263; 7 S. 56, 278). 
Dies gilt regelmäßig auch dann, wenn das Grundrechtsgeſchäft wegen Verſtoßes gegen die guten 
Sitten (8 138 Abſ 1) nichtig ift. Die Unſittlichkeit des Grundrechtsgeſchäfts macht nicht von ſelbſt auch 
das Rechtsgeſchäft der Auflaſſung unſittlich und damit nichtig (RG 63,185; 68, 100; 72, 64; 75, 70; 
78, 285; JW 1906, 736°; 1911, 3172; 1912, 8531; RG St IW 1907, 5481). Die Auflaſſung kann 
aber ausnahmsweise auch einmal ſittenwidrig fein, ohne daß der Sondertatbeſtand des $ 138 
Abs 2 vorliegt. Hierüber findet ſich das Nähere weiter unten. Iſt das Grundrechtsgeſchäft für 
ſich allein nichtig, ſo kann die auf Grund der rechtswirkſamen Auflaſſung erfolgte Eigentums⸗ 
übertragung nur durch Geltendmachung eines perſönlichen Bereicherungsanſpruchs ge⸗ 
mäß 8 812ff. rückgängig gemacht werden (RG 63, 185; 66, 389; 68, 100; 104, 103; RIA 7, 278). 
Ein ſolcher Anſpruch beſteht für den Veräußerer ſchon, bevor die Eintragung des Erwerbers erfolgt 
iſt. Denn die von dem Auflaſſungsempfänger erlangte rechtliche Möglichkeit, ſich durch Stellung 
des Eintragungsantrags beim Grundbuchamt das Eigentum am Grundſtück zu verſchaffen, iſt 
bereits als Vermögensvorteil im Sinne des § 812 anzujehen (Gruch 68, 317). Dies alles git 
auch dann, wenn das Grundrechtsgeſchäft (z. B. der zugrunde liegende Grundſtückskaufvertrag) 
und die Auflaffung in demſelben Rechtsakt (A 10) getätigt worden ſind; $ 139 iſt in einem 
ſolchen Falle nicht anwendbar ($ 873 A 7p; einen deviſenrechtlichen Sonderfall behandelt I5& 
15, 220). Der Tatbeſtand, aus dem ſich die Nichtigkeit des Grundrechtsgeſchäfts ergibt, kann 
aber auch in gleicher Weiſe beider Auflaſſung vorliegen; dann iſt dieſe ebenfalls nichtig. Dies 
wird beiſpielsweiſe der Fall ſein können, wenn bei einem Grundſtückskauf der das Kaufgeſchaft 
anfechtende Vertragsteil ſich im Irrtum über den Kaufgegenſtand oder die Perſon des Vertrags⸗ 
gegners befunden und dieſer Irrkum auch noch bei der Auflaſſung obgewaltet hat (RG 66, 389; 
69, 16; OLG 16, 151; RIA 9, 203). In formellrechtlicher Hinſicht iſt zu bemerken, daß die Gültig⸗ 
keit des Grundrechtsgeſchäfts regelmäßig nicht der Prüfung des Grundbuchrichters unterliegt. 
Er darf daher die Entgegennahme der Auflaſſung und die Eintragung des Erwerbers als Eigen⸗ 
tümer regelmäßig ſelbſt dann nicht ablehnen, wenn er das Grundrechtsgeſchäft für ungültig hält 
(ch 46, 175). 

Anderſeits kann auch das Grundrechtsgeſchäft rechtsgültig, dagegen die Auflaſſung aufecht⸗ 
bar (3. B. wegen Irrtums, Betrugs: RIA 9, 59) oder nichtig ſein (z. B. wegen Fehlens einer 
Einigung über den Eigentumsübergang, wegen Scheingeſchäfts, Geſchäftsunfähigkeit eines Ver⸗ 
tragsteils, Fehlens einer geſetzlich vorgeſchriebenen behördlichen Genehmigung: RG 78, 375; 
JW 1902 Beil 202; 1926 S. 8372, 23031; Gruch 63, 507; OL h 26, 180; 5 873 A Ta). In den 
beſonders wichtigen Fällen, wo die Auflaſſungs erklärungen hinſichtlich des Gegenſtandes 
der Eigentumsübertragung nicht mit demjenigen, was gewollt iſt, übereinſtimmen, iſt 
nach den Grundſätzen, die bei Rechtsgeſchäften für Irrtum, Fehlen der Willensübereinſtimmung 
und falſche Bezeichnung allgemein gelten, folgendes zu unterſcheiden: Stimmen an ſich ein- 
deutige Auflaſſungserklärungen beider Teile äußerlich überein und entſpricht auch bei dem 
einen Teil die Auflaſſungserklärung ſeinem Willen, hat aber der andere Teil ge 
glaubt, ſeine Erklärung beziehe ſich auf ein anderes Grundſtück oder betreffe nur einen Teil des 
von der Erklärung tatſächlich umfaßten Grundſtücks, ſo iſt die Auflaſſung nicht nichtig, ſondern nur 
wegen des Irrtums eines Vertragsteils über den Inhalt ſeiner Erklärung gemäß $$ 119, 121 an⸗ 
fechtbar (RG 58, 233; JW 1906, 190°; Warn 1910 Nr 270). Haben dagegen beide Teile äußerlich 
itbereinſtimmende, aber an ſich mehrdeutige Erklärungen abgegeben und dabei jeder etwas 
anderes und zugleich voneinander Verſchiedenes gemeint, ſtimmen ſie alſo zwar in 
ihren Erklärungen, aber infolge gegenſeitigen Mißverſtändniſſes nicht in ihrem von den Erklä⸗ 
rungen abweichenden Wollen überein (ſog. verſteckter Diſſens im Sinne des 9 155), ſo liegt nur der 
Schein einer Willensübereinſtimmung vor; die Auflaſſung iſt, weil in Wahrheit eine Einigung 
fehlt, nichtig (ch 28, 307; 66, 122; 68, 9; 78, 376; JW 1900, 40350 1911, 94419). Haben beide 
Beteiligte den Auflaſſungserklärungen eine vom äußerlich erklärten Inhalt abweichende Be⸗ 
deutung beigelegt, aber dasſelbe gemeint, ſtimmen alſo beide in ihren von den Erklä⸗ 
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rungen abweichenden Willen überein, fo liegt nur eine falſche Bezeichnung des Gegen⸗ 
ſtandes der Auflaſſung vor; bei der maßgebenden Bedeutung, die die Parteien übereinſtimmend 
ihren Erklärungen beigelegt haben, iſt hier eine rechtswirkſame Auflaſſung des Gegenſtandes 
erfolgt, auf den ſich der beiderſeitige Wille erſtreckte, während für den von den Erklärungen äußerlich 
umſchriebenen Gegenſtand nur ein Schein, nicht die Wirklichkeit einer Einigung vorliegt. Wenn 
alſo z. B. die Auflaſſungserklärungen ihrem Wortlaut nach alle auf einem Grundbuchblatt ver⸗ 
zeichneten Grundflächen umfaſſen, der Wille des Veräußerers und der Wille des Erwerbers ſich 
aber auf einzelne miteingetragene Parzellen nicht erſtreckt hat, jo iſt zwar eine rechtsgültige Auf- 
laſſung erfolgt, aber nur für die von dem übereinſtimmenden Willen beider Teile umfaßten 
Grundflächen, während die Auflaſſungserklärungen für die anderen Grundflächen nichtig ſind 
(RG 60, 340; 66, 21; 77,33; 112, 264; JW 1907, 5401, 1911, 9444, Warn 1910 Nr 270; Gruch 
58, 196; Seuff A 75 Nr 24, 25). Auch hier muß aber, um den Eigentumsübergang herbeizuführen, 
Au der Auflaſſung noch die Eintragung auf den Gegenſtand der Auflaſſung hinzutreten. 
Im letzten Beiſpielsfall umfaßt freilich eine gemäß den Auflaſſungserklärungen erfolgte Ein⸗ 
tagung des Eigentumsübergangs auf allen Grundflächen auch die Grundflächen, die nach dem 
„Willen der Beteiligten allein aufgelaſſen werden ſollten, ſo daß mit der über den Willen der 
Beteiligten hinausgehenden Eintragung das Eigentum an dieſen vom Auflaſſungswillen um⸗ 
faßten Grundflächen übergegangen iſt. Wenn aber die Eintragung nach Maßgabe der (unrichtigen) 
laſſungserklärungen auf ein vom wirklichen Auflaſſungswillen überhaupt nicht erfaßtes 
Grundbuchblatt erfolgt iſt, ſo kann der Übergang des Eigentums an dem Grundſtück, das 
in Wahrheit aufgelaſſen werden ſollte und aufgelaſſen worden iſt, nur dadurch herbeigeführt 
werden, daß die Eintragung auf das Grundbuchblatt dieſes Grundſtücks nachgeholt wird, nachdem 
durch freiwillige Erklärung oder durch Urteil die richtige Bedeutung der Auflaſſungserklärungen 
ſeſtgeſtellt iſt (NG 60, 340; 112, 264; OL 40, 260; § 873 A 10). Nach der Ordnungsvorſchrift 
des 8 39 Abſ 1 80 iſt dann aber gegebenenfalls zunächſt die Rückberichtigung des Grundbuchs auf 
en Veräußerer erforderlich (RG 133, 279). Den Fall der nachträglichen Eintragung des Erwerbers 
8 Eigentümer einer Parzelle des veräußerten Grundſtücks auf Grund der Erklärung der Be- 
teiligten, daß ſich die Auflaſſung auch auf die Parzelle miterſtreckt habe, behandelte bereits A 3. Auch 
ſunſt wird durch eine falſche Bezeichnung des Auflaſſungsgegenſtandes die Wirkſamleit der Auflaſ⸗ 
fung nicht beeinträchtigt (RG JW 1904, 5813; 1909, 478; 100 37 A 262). Iſt in dem der Auflaſſung 
zügrundeliegenden Kaufvertrag irrtümlich eine beſtimmte Größe des verkauften Grundſtücks ange⸗ 
eben, die ſich nur bei Hinzurechnung der Größe eines nach dem übereinſtimmenden Willen der 
Beteiligten nicht mitveräußerten Grundſtücksteils ergibt, und iſt der Kaufpreis nach dieſer Größe 
semeffen, jo kommen für den Erwerber folgende Rechtsbehelfe in Frage: Die Anfechtung des 
Abrttags wegen Irrtums ($ 119), ein Bereicherungsanſpruch (mit Zurückbehaltungsrecht gegen- 
ber der Berichtigungsklage des Veräußerers: $ 894 A 3), ein Minderungsanſpruch (59 468, 459 
Abi 2, 472), ein Schadenserſatzanſpruch ($ 276) wegen poſitiver Vertragsverletzung oder wegen 
Fahrläſſigkeit beim Vertragsſchluß (RG Warn 1929 Nr 44). — Wegen Verſtoßes gegen die 
Auten Sitten (8138 Abſ 1) kann ein dingliches Erfüllungsgeſchäft, alſo auch die Auflaſſung, 
Auzallgemeinen nicht nichtig fein; doch find Ausnahmefälle denkbar ($ 873 A 7a). Ein jolcher 
usnahmefall liegt bei der Auflaſſung aber nicht ſchon deshalb vor, weil fie einen ſchuldrechtlichen 
1 apruch eines Dritten auf das Grundſtückseigentum verletzt; nur dann könnte eine ſolche Auf⸗ 
aſſung unſittlich und darum nichtig erſcheinen, wenn die an ihr Beteiligten in bewußtem Zu⸗ 
An menwirken aus verwerflichen Gründen bezweckt hätten, durch ihr Übereignungsgeſchäft den 
in ſbruch des Dritten zu vereiteln (HR 1935 Nr 1373). Im Falle eines wucheriſchen Geſchäfts 
ſch nach der Sonderbeſtimmung des $ 138 Abſ 2 auch die Nichtigkeit des dinglichen Erfüllungsge⸗ 
0 wis, alſo auch einer auf Grund eines wucheriſchen Grundrechtsgeſchäfts erteilten Auflaſſung an- 
10 nehmen, weil $ 138 Abſ 2 unter den dort beſtimmten Vorausſetzungen nicht nur das Verſprechen, 
1 eim auch die Gewährung von Vermögensvorteilen für nichtig erklärt (ſtr. R 57,97; 123,105; 
Ei 1906, 736°: 1913,540°; a. M. OLG 15,339). In dieſem Falle geht daher durch die Auflaſſung 
inn auf den Erwerber nicht über: dem Veräußerer ſteht die Eigentumsklage zu. Abgeſehen 
en un kann mit der Auflaſſung ein ſittenwidriger Zweck verbunden fein (3. B. der Zweck, dem 
zerber durch Verſchaffung des Eigentums den Betrieb eines Bordells auf dem Grundſtück 
93 dern RG 63 S. 179, 346, 367; 64, 146; 68, 97; 71, 433; 75, 70; 78, 282; JW 1906 S. 22610, 
1064 (OL, 317°; 1912, 8534, 1918, 6821; Warn 1912 Nr 243; 1913 Nr 312; Gruch 50, 927; 52, 
Wenn Sf dies der Fall, fo findet $ 817 Anwendung (6 48, 297; 78, 284; JW 1913 Nr 6821). 
1 bon beiden Teilen ein ſittenwidriger Zweck verfolgt worden ift, ſo ift gemäß Satz 2 $ 817 
An ent im Falle der Nichtigkeit des Grundrechtsgeſchäfts dem Veräußerer zuſtehende perſönliche 
10 10% 0 gabe des aufgelaſſenen Grundſtücks ausgeſchloſſen (RG 78, 284; JW 1908, 
, 88 — 
295 Daß der Veräußerer im Grundbuch als Eigentümer eingetragen fein muß, iſt zur Gültig⸗ 
geſchrie Auflaſſung und der daraufhin erfolgten Eintragung des Eigentumsübergangs nicht vor⸗ 
hr Unken. Nach der Ordnungsvorſchrift des § 39 Abſ 1 GBO ſoll aber das Grundbuchamt 
utragung des Eigentumsübergangs nicht vornehmen, bevor nicht der Veräußerer ſich als 
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Eigentümer hat eintragen laſſen. Von dieſer Vorſchrift enthält 540 GBO Ausnahmen, ins- 
beſondere für auflaſſende Erben, deren Erblaſſer als Eigentümer eingetragen iſt. Anderſeits 
iſt der eingetragene Nichteigentümer formell zur Auflaſſung legitimiert. Das Grundbuchamt 
darf alſo die Entgegennahme der Auflaſſung und die Eintragung nicht etwa deswegen ablehnen, 
weil der Eingetragene nach dem Inhalt des Grundbuchs oder der Grundakten nicht wahrer Eigen⸗ 
tümer ſei (OLG 39, 260; a. M. KJ 28 A 97). Der Erwerber erlangt nach 5 892 Eigentum, 
ſofern ihm nicht bekannt tft, daß der Auflaſſende nicht wahrer Eigentümer ſei (KJ 26 A 252; 
28 A 102). Überhaupt hat das Grundbuchamt zwar die Beteiligten vor der Entgegennahme und Be⸗ 
urkundung der Auflaſſung auf Umſtände, die der Verfügungsbefugnis des Veräußerers 
entgegenſtehen, aufmerkſam zu machen, darf aber ihrem Willen zur Auflaſſung, die für ſie nament⸗ 
lich mit Rückſicht auf die daran geknüpfte Bindung auch dann von Bedeutung ſein kann, wenn 
der Eintragung noch Hinderniſſe entgegenſtehen, nicht durch Verweigerung der Entgegennahme 
der Auflaſſung entgegentreten. Erſt wenn ſich bei der Prüfung, ob die Eintragung vorzunehmen 
ſei, Bedenken gegen die Verfügungsbefugnis ergeben, hat das Grundbuchamt gemäß $ 18 GBO 
entweder den Antrag auf Eigentumseintragung abzulehnen oder eine Friſt zur Beſeitigung des 
Hinderniſſes zu beſtimmen (Os 39, 260). Läßt ein nicht eingetragener Nichteigentümer im 
eigenen Namen auf, ſo kann ſelbſt eine ſolche Auflaſſung wirkſam ſein oder werden 
gemäß § 185 Abſ 1 oder 2, wenn der wahre Eigentümer ihr vorher zugeſtimmt (eingewilligt) 
hat oder wenn er ſie nachträglich genehmigt oder wenn der Auflaſſende hinterher Eigentümer 
des Grundſtücks wird oder von dem wahren Eigentümer beerbt wird und dieſer für die Nachlaß⸗ 
verbindlichkeiten unbeſchränkt haftet. Denn die Vorſchriften des allgemeinen Teils finden auch 
auf dem Gebiet des Sachenrechts Anwendung, ſoweit nicht ihre Unanwendbarkeit ſich aus Sonder⸗ 
vorſchriften des Sachenrechts ergibt. Danach iſt $ 185 bei der Auflaſſung anwendbar. Denn fie 
ſtellt ſich als eine Verfügung im Sinne dieſer Vorſchrift dar ($ 873 A 8), da fie zwar nicht für 
ſich allein, aber doch unter Hinzutritt des nicht rechtsgeſchäftlichen Tatumſtandes der Eintragung 
eine Rechtsänderung bewirkt (RG 54, 366; 129, 286, KG 21 A 157; 36 A 196; 47, 158; 51, 
193; RIA 2, 250; 3, 263; OLG 5, 418). So kann z. B., wenn der Erwerber eines Grundſtücks 
nach der ihm vom Eigentümer erteilten Auflaſſung das Grundſtück an einen Dritten aufläßt, 
dieſer Dritte als Eigentümer eingetragen werden, ohne daß zunächſt der Erſterwerber als Eigen⸗ 
tümer eingetragen werden müßte, ſofern der Erſtveräußerer zu der Auflaſſung an den Dritten 
feine (regelmäßig in der Auflaſſung an den Erſterwerber liegende) Einwilligung erteilt hat (A 5 
Mitte, 8) oder nachträglich feine Genehmigung erteilt (GJ 47, 158). Die Genehmigung kann auch 
gemäß § 894 ZP durch rechtskräftiges Urteil gegen den Berechtigten auf Zuſtimmung zu der Auf⸗ 
laſſung erſetzt werden, jo z. B. wenn der Auflaſſende einen (durch Vormerkung geſicherten) An⸗ 
ſpruch darauf hat, daß der eingetragene Eigentümer das Grundſtück einem von ihm zu be⸗ 
nennenden Dritten aufläßt, und wenn der Auflaſſende dieſen Anſpruch für den Eigentümer und 
Schuldner ($ 267) durch die Auflaſſung an den von ihm gewählten Dritten erfüllt hat (KJ 51, 
193). Solange allerdings dieſe die Rechtswirkſamkeit der Auflaſſung herbeiführenden 
Tatſachen noch nicht eingetreten ſind, hat das Grundbuchamt die Eintragung 
abzulehnen, da die Auflaſſung keine gehörige Grundlage für die Eintragung bildet 
(RIA 2, 252). Hat aber das Grundbuchamt die Eintragung (verſehentlich) vorgenommen, jo 
kann die in der Auflaſſung und Eintragung enthaltene Verfügung noch nachträglich durch 
Eintritt jener Tatſachen wirkſam werden. Dabei wirkt insbeſondere die Tatſache der 
Genehmigung gemäß $ 184 Abſ 1 auf den Zeitpunkt der Auflaſſung zurück. Doch 
bleiben nach $ 184 Abſ 2 die Verfügungen wirkſam, die in der Zeit zwiſchen Auflaſſung und 
Genehmigung durch eine Bewilligung des Genehmigenden getroffen ſind oder gegen ihn im 
Wege der Zwangsvollſtreckung oder der Arreſtvollziehung oder durch den Konkursverwalter 
erfolgt ſind. Zwar muß nach $ 925 die Einigung des Veräußerers und des Erwerbers bei gleich⸗ 
zeitiger Anweſenheit beider Teile vor dem Grundbuchamt erklärt werden. Dies finde 
aber auf die Genehmigung nicht Anwendung. Denn Veräußerer iſt nicht der Genehmi⸗ 
gende, ſondern der auflaſſende Nichteigentümer, und die Genehmigung iſt ein ſelbſtändiges Rechts- 
geſchäft, das nach $ 182 Abſ 1, 2 einem der Vertragſchließenden gegenüber zu erklären iſt und nicht 
der für das Rechtsgeſchäft, zu dem fie erteilt wird, beſtimmten Form bedarf (RIA 2, 252). Ebenſo 
kann eine Auflaſſung, die ein Vertreter ohne Vertretungsmacht im Namen des Eigentümers 
erklärt, gemäß § 177 BOB durch nachträgliche Genehmigung des Eigentümers wirk⸗ 
ſam werden (RG 104, 359; Gruch 67, 553; KJ 22 A 146; 34 A 253; 36 A 195; RIA 2, 85; 
4, 132; OLG 29, 342; 41, 56; 43, 212). Dies gilt auch dann, wenn von mehreren Eigen⸗ 
tümern (z. B. Miterben, Miteigentümern) nur einige die Auflaſſung erteilen, die andern aber 
ihre Einwilligung dazu gegeben haben oder nachträglich die Auflaſſung genehmigen (OLG 41, 
156). Die in RG 93, 292 vertretenen Auffaſſung, daß eine Genehmigung bei Verfügungen ein⸗ 
zelner Miterben rechtsgrundſätzlich ausſcheiden müſſe, iſt nicht zu billigen. Sie iſt auch, nachdem 
die Rechtſprechung zunächſt allmählich von ihr abgerückt war (R 129, 284; 139, 122; 149, 23; 
HRR 1933 Nr 1201), nunmehr in aller Form endgültig durch RG 152, 380 aufgegeben worden. 
Die Genehmigung der übrigen Erben bedarf auch dann nicht der Form des $ 925, wenn die auf⸗ 
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laſſenden Erben ihre Erklärungen nur im eigenen Namen abgegeben haben (336 16, 296). Auch 
le bon einem Erben ohne Hinzuziehung des Teſtamentsvollſtreckers erklärte Auflaſſung kann 
Uachtraglich durch die Genehmigung des Teſtamentsvollſtreckers voll wirkſam werden (6 16,149), 
ie hiernach bei Vertretungsmängeln auf der Veräußererſeite Platz greifenden Grundſätze gelten 
ehenfo, wenn im Namen des Erwerbers ein Vertreter ohne Vertretungsmacht (3. B. ein Bevoll⸗ 
mächtigter, deſſen Vollmacht wegen Geſchäftsunfähigkeit des Erwerbers ungültig üt) die Auflaſſung 
entgegengenommen hat und demnächſt der Erwerber (im Beiſpielsfalle der ihm nachträglich beſtellte 
Vormund) die Entgegennahme der Auflaſſung genehmigt (RG Gruch 67,552). Die Folge der Ge⸗ 
nehmigung ift (§ 184 Abſ 1), daß die Auflaſſung rückwirkend als bereits mit dem Zeitpunkt ihrer Vor⸗ 
nahme rechtswirkſam erfolgt gilt (RG 69,263; Gruch 67,552). Die weitere Folge davon iſt, daß der 
werber, der auf Grund der (zunächſt unwirkſamen) Auflaſſung als Eigentümer eingetragen 
worden iſt, als wirklicher Eigentümer ſeit der Eigentumseintragung (die ihm vor der Genehmi⸗ 
ng kein Eigentum verſchafft hatte) angeſehen wird (Rh Gruch 67, 552). Die enen 
muß aber nach § 182 Ubj1 gegenüber dem einen oder dem anderen Auflaſſungsvertragsteil 
erfolgen und dem Grundbuchamt in dieſer Art formgerecht (5 29 GBO) nachgewieſen werden. 
Eine nur dem Grundbuchamt gegenüber erklärte Genehmigung genügt nicht (KGG 34 A 253; 
36 A 199, Rol 2 S. 86, 189; a. M. Razel 4, 132). Auch genügt die Genehmigung des (ſchuld⸗ 
rechtlichen) Grundrechtsgeſchäfts allein bei der Selbständigkeit der Auflaſſung (A 6) an ſich 
nicht (RG 20 A 237; RS 3, 59). Regelmäßig wird aber in der Zuſtimmung zum Grundrechts⸗ 
geſchäft zugleich die Zustimmung zur Auflaſſung zu finden ſein (AJA 3, 59). Da die Auflaffung 
an dieſen Fällen nicht wie im Falle der Auflaſſungserklärung eines Geſchäftsunfähigen (5 104) 
Richtig iſt, ſondern wirkſam werden kann, darf das Grundbuchamt die Entgegennahme 
der Auflaſſung nicht verweigern (RIA 3, 263; OLG 20, 32). Gegenüber dem Antrag auf 
Eintragung des Eigentumsübergangs aber hat das Grundbuchamt nach 5 18 GBO zu verfahren, 
alſo entweder den Antrag ſogleich zurüczuweiſen oder eine Friſt zur Nachbringung der Genehmi⸗ 
Hang oder der Vollmacht zu beſtimmen. Eine Auflaſſungsvollmacht bleibt über den Tod 
es Machtgebers hinaus mit Wirkung für und gegen den Erben beſtehen, wenn ſie in Ver⸗ 
bindung mit einem von dem Machtgeber ſelbſt geſchloſſenen Veräußerungsvertrag erteilt iſt. 
zeun nach 9 1922 gehen das Vermögen einer Perſon und damit auch die von ihr begründeten, 
unt auf ihre Perſon oder Lebensdauer beſchräukten Rechtsverhältniſſe auf den Erben über 
88, 345; OLG 10, 68; 86% 45, 243; 50, 157). Zur Eintragung des Eigentumsübergangs 

auf Grund der durch den Bevollmächtigten erklärten Auflaſſung bedarf es dann weder des Nach⸗ 
weiſes der Erbfolge noch beim Vorhandenſein minderjähriger Miterben der vormundſchafts⸗ 
Grcchtlichen Genehmigung (R 88, 345; KJ 50, 157 unter Aufgabe von KO 41 S. 162, 174; 
t 90 24, 88; 25, 381). Dagegen kann ein Vorerbe durch eine ausſchließlich für die Zeit nach Ein- 
115 des Nacherbfalls erteilte Vollmacht dem Bevollmächtigten Befugniſſe zur Vertretung des 
arherhen nicht übertragen, alſo auch nicht die Befugnis zur Auflaſſung eines zum Nachlaß ge- 
der hen Geunſtäcs Denn nach $$ 2100, 2139 endet das Recht des Vorerben mit dem Eintritt 
195 acherbfolge; der Nacherbe iſt dann nicht Erbe des Vorerben, ſondern Erbe des Erblaſſers, 
Auf dem er unmittelbar fein Recht ableitet (KJ 50, 161). Eine Bedingung, welche einer 
lofungavofmacht geſetzt it, ſteht der Entgegennahme der Auflaſſung und der Eintragung des 
degentumsübergangs nicht entgegen, wenn dem Grundbuchamt der Eintritt der Bedingung in 
100 Form des § 29 GBO nachgewieſen wird (KJ 53, 143). Wird das Grundſtück eines Minder- 
1 rigen von deſſen geſetzlichem Vertreter (Vormund, Vater) ohne die erforderliche Ge⸗ 
Wibmigung des Vormundſchaftsgerichts (59 1821 Abſ 1 Nr 1, 1643) aufgelaſſen, fo ift die 
irkſamkeit der Auflaſſung von der nachträglichen Genehmigung abhängig, die das Vormund. 
aftsgericht gemäß 951828, 1829 Abſ1 dem geſetzlichen Vertreter gegenüber zu erklären hat 
en dem andern Teil gegenüber erſt wirkſam wird, wenn ſie ihm durch den geſetzlichen Ver⸗ 
1 mitgeteilt wird; dem Grundbuchamt iſt der Nachweis hiervon in der Form des 9 29 680 
a erbringen, bevor die Eintragung des Eigentumsübergangs erfolgen kann (OLG 39, 261). 
0 Hormundſchaftsgerichtliche Genehmigung kann auch unter einer Bedingung erteilt werden 
hy 8 8 14, 193; 53, 143). Iſt dies der Fall, jo kann die Auflaſſung mit Rückſicht auf die Beſtimmung 
nat 225 N6[2 erſt nach Eintritt der Bedingung erfolgen; dieſer Eintritt muß dem Grundbuch⸗ 
ſtüick ebenfalls in der Form des $ 29 GB nachgewieſen werden (KG 53, 143). Wird ein Grund⸗ 
es an einen Minderjährigen zu Händen ſeines geſetzlichen Vertreters aufgelaſſen, fo bedarf 
1 Wirksamkeit der Auflaſſung und zur Vornahme der Eintragung des Nachweiſes der Genehmi⸗ 
Üben des Vormundſchaftsgerichks nicht, auch wenn die in der Auflaſſung liegende Verfügung 
deb ven „Anſpruch auf Eigentumsübertragung (Aufhebung durch Erfüllung) genehmigungs⸗ 
übe 90 iſt. Denn die Wirkſamkeit der Auflaſſung wird durch die Unwirkſamkeit der Verfügung 
ER ir ſchuldrechtlichen Anſpruch nicht berührt, und das Grundbuchamt hat lediglich die Wirk⸗ 
ru Auflaſſung zu prüfen (OLG 14, 61; 39, 262 unter Aufgabe von KJ 24, 103; 28, 3; 

(X 2 N der Auflaſſungserklärung des eingetragenen Eigentümers kann und wird regelmäßig 
itte, A 7) zugleich ſeine Zuſtimmung dazu liegen, daß der Erwerber, ſchon bevor er als 
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Eigentümer eingetragen ift, das Grundſtück an einen anderen weiter aufläßt. Dann ift die Auf⸗ 
laſſungserklärung des mangels Eintragung an ſich noch nicht verfügungsberechtigten Erwerbers ge⸗ 
mäß $ 185 Abf 1 wirkſam, jo daß jogleich die Eintragung des zweiten Erwerbers erfolgen kann (RG 
54, 367; 129, 153; Seuff 57 Nr 10; KJ 47, 158; 53, 144; OLG 43, 1; a. M. OLG 8, 190). Hat 
jedoch der Erſterwerber die Eintragung eines Rechts (z. B. einer Reſtkaufgeldhypothel) zugunſten 
des Erſtveräußerers bewilligt, ſo kann in Anbetracht der Gefahr, daß bei der unmittelbaren 
Eintragung des Zweiterwerbers das bewilligte Recht für den Erſtveräußerer nicht zur Entſtehung 
gebracht wird, fraglich ſein, ob der Erſtveräußerer mit der Auflaſſung zugleich ſeine Einwilligung 
in weitere Verfügungen des Erſterwerbers hat erteilen wollen. Jedenfalls kann in dieſem Fall 
die Einwilligung nur mit der Maßgabe als erteilt gelten, daß das für den Erſtveräußerer bewilligte 
Recht bei der unmittelbaren Eintragung des ſpäteren Erwerbers zur Entſtehung gebracht werde, 
und zwar, wenn nichts anderes ausdrücklich feſtgeſetzt iſt, mit dem Range vor etwa nachher be⸗ 
willigten Rechten. Daher kann in einem ſolchen Fall die unmittelbare Eintragung des Zweiterwer⸗ 
bers nur dann erfolgen, wenn dieſer entweder die Eintragung des Rechts für den Erſtveräußerer 
erneut bewilligt oder gemäß § 185 Abſ 2 die von dem (nichtberechtigten) Erſterwerber durch ſeine 
Eintragungsbewilligung vorgenommene Verfügung genehmigt (Jö 2, 317). — Die Abtretung 
des rechtswirkſam und in der Form des $ 313 Satz 1 begründeten Anſpruchs auf Übertra- 
gung des Eigentums (auf Auflaſſung) gegen den eingetragenen Eigentümer bedarf zu ihrer 
Gültigkeit nicht der Form des 8 313 (RG 53, 268; 108, 62; 111, 300). Auf Grund der Abtretung 
kann der Abtretungsempfänger ſich an Stelle des Abtretenden die Auflaſſung erteilen und ſich als 
Eigentümer eintragen laſſen (RG Warn 1928 Nr 128). — Iſt die Firma eines Einzelkaufmanns⸗ 
die Erwerberin, ſo iſt nicht die Firma, ſondern der Einzelkaufmann unter ſeinem bürgerlichen 
Namen als Eigentümer einzutragen (JFG 2, 313). 

9. Die Auflaſſung (A 6) hat, abgeſehen von dem Eigentumsübergang bei hinzutretender 
Eintragung (A 5), noch weitere Wirkungen. Wenn ihr ein Kauf oder Tauſch zugrunde 
liegt, fo gehen gemäß 88 446, 515 von dem Zeitpunkt der Eintragung ab Gefahr, Nutzungen und 
Laſten auf den Käufer über. Nach 8 464 verliert der Käufer feine Anſprüche auf Wandlung, 
Minderung und Schadenserſatz, wenn er die Auflaſſung ohne Vorbehalt annimmt, obwohl er 
die Mängel des Grundſtücks kennt (RG 58, 261; 59, 104; JW 1901, 785; 1908, 137°). Den Beſitz 
erlangt der Auflaſſungsempfänger durch die Auflaſſung allein nicht. Iſt er aber in der 
Lage, die Gewalt über das Grundſtück auszuüben, ſo iſt die Auflaſſung als eine den Beſitz ver⸗ 
ſchaffende Einigung im Sinne des § 854 Abſ 2 anzuſehen. Die Koſten der Auflaſſung hat nach 
$ 449 der Käufer zu tragen. Über die Koſten im Falle ſonſtiger zugrunde liegender Rechtsgeſchäfte 
beſtimmt das BGB nichts. Es kommt hierbei auf das Weſen der Grundrechtsgeſchäfte an. Hat 
danach der Erwerber Anſpruch auf koſtenfreie Verſchaffung des Eigentums (wie z. B. beim Schen⸗ 
kungsbertrag, Vermächtnis), jo muß der Veräußerer die Koſten tragen. In der Regel aber wird 
der Erwerber eine dem Käufer ähnliche Rechtsſtellung haben (z. B. bei Übernahme des Nachlaß⸗ 
wenden sei im Falle der Erbauseinanderſetzung). Dann wird 9 449 auf ihn entſprechend anzu⸗ 
wenden ſein. 

10. Die Vorſchrift der gleichzeitigen Anweſenheit beider Teile vor dem Grundbuchamt 
enthält eine Ausnahme von 8 128. Auch das formelle Grundbuchrecht macht im 520 GB, 
der eine Ausnahme von 3 19 GBD enthält, die Eigentumsumſchreibung davon abhängig, daß 
die Einigung von beiden Teilen erklärt iſt. Nach Art 143 Abf 2 EG kann landesrechtlich beſtimmt 
werden, daß bei gerichtlichen oder notariellen Verſteigerungen, ſofern die Auflaſſung noch 
in dem Verſteigerungstermin ſtattfindet, die gleichzeitige Anweſenheit beider Teile nicht erforder⸗ 
lich iſt. Fehlt es an dieſen Vorausſetzungen, fo müſſen nach erfolgtem Zuſchlag der Eigentümer 
und der Erſteher bei gleichzeitiger Anweſenheit die Einigung über den Eigentumsübergang er⸗ 
klären. Ein aus dem Verſteigerungsprotokoll zu entnehmendes ſtillſchweigendes Einverſtändnis 
hierüber genügt nicht (OLG 39, 217). Findet die Auflaſſung nicht vor dem Grundbuchamt, ſondern 
vor einem Urkundsbeamten (Notar: A 12) ftatt und find von dieſem die dem $ 925 entſprechenden 
Erklärungen der Beteiligten im voraus protokolliert (A 6), jo kann das Erfordernis der gleich⸗ 
zeitigen Anweſenheit der beiden Beteiligten und des Urkundsbeamten zwar auch dann noch 
erfüllt ſein, wenn nur zwei von ihnen ſich in demſelben Zimmer befinden und der Dritte in einem 
anſtoßenden offenſtehenden Zimmer ſich aufhält. Dann müſſen aber die drei Perſonen wenigſtens 
ſich gegenſeitig ſehen und vernehmen können, und ferner muß, wenn das Protokoll vorgeleſen 
und genehmigt wird (A 6), dieſe Genehmigung von jedem der beiden Beteiligten in vernehm⸗ 
barer Weile ausdrücklich erklärt werden (NG Warn 1928 Nr 62). Soll ein Vertrag über die Ver⸗ 
äußerung eines Grundſtücks durch Angebot und Annahme gemäß $ 128 geſchloſſen werden, iſt 
zunächſt erſt ein Angebot gemacht, ſoll aber die Auflaſſung unmittelbar im Anſchluß an das Bu 
ſtandekommen des Vertrags erfolgen, ſo muß, damit ſofort nach der Annahmeerklärung des andern 
Teils die Auflaſſung ſtattfinden kann, der Anbietende ſchon zur Annahmeerklärung bei dem Grund- 
buchamt (A 12) erſcheinen (Rch 102, 300). Haben auf der einen Vertragsſeite mehrere 
Beteiligte (z. B. Miterben, Miteigentümer) mitzuwirken, jo tft nicht erforderlich, daß die mehrer 
ren Beteiligten ſämtlich ihre Erklärung gleichzeitig abgeben. Die Ausnahme von $ 128 befteht 
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nur darin, daß die Vertragsgegner ihre Einigung bei gleichzeitiger Anweſenheit zu erklären haben. 
Vaher genügt es, wenn jedesmal der andere Teil und einer oder einzelne der mehreren Vertrags- 
gegner gleichzeitig die Auflaſſungserklärungen abgeben und ſchließlich die gleichzeitig mit dem 
auderen Teil erfolgten Auflaſſungserklärungen der ſämtlichen Vertragsgegner vorliegen (RJ 8, 
245; DRG 9, 343). Im übrigen ift in einem ſolchen Falle die bereits in A 7 Mitte beſprochene 
Möglichkeit gegeben, die Auflaſſungserklärung einzelner Beteiligter durch Genehmigung der 
übrigen für alle wirkſam zu machen. 
11. Daß beide Teile vor dem Grundbuchamt in Perſon erſcheinen, iſt nicht erforderlich. 
Die Beteiligten können ſich vielmehr durch Bevollmächtigte vertreten laſſen. Die Bevollmächti⸗ 
gung iſt dem Grundbuchamt nachzuweiſen. Regelmäßig genügt die Vorlegung einer öffentlich 
beglaubigten Vollmacht, da der Bevollmächtigte ſeine Vertretungsbefugnis auf eine (Bevoll⸗ 
Hächtigungs-) Erklärung des Vertretenen gründet und dieſe Erklärung eine im Sinne des 9 29 
Satz 1888 zur Eintragung erforderliche Erklärung iſt (RA 2, 189; OLG 12, 153). Ausnahms⸗ 
weiſe kann aber auch die Auflaſſungsvollmacht der Form des $ 313 unterliegen (5313 A 3e, d). 
folgt die Auflaſſung nicht vor dem Grundbuchamt, ſondern z. B. vor einem Notar (A 12), 
ſo genügt es, daß der als Bevollmächtigter Auftretende zur Zeit des Abſchluſſes der Auflaſſungs⸗ 
verhandlung Vollmacht hat, da in dieſem Zeitpunkt die Auflaſſungserklärungen wirkſam werden; 
658 geit des Eingangs der Verhandlung beim Grundbuchamt und der Vornahme der Eintragung 
b die Vollmacht nicht mehr zu beſtehen. Die Auflaſſungserklärung des Bevollmächtigten 
leibt alfo wirkſam, wenn der Machtgeber erſt nach Abſchluß der Auflaſſungsverhandlung die 
5 ollmacht widerruft (OS 40, 46). Formellrechtlich ift allerdings, wenn der Bevollmächtigte 
1 Erwerber vertritt und den Antrag auf deſſen Eintragung ſtellt, zur Vornahme der Eintragung 
— Nachweis des Beſtehens der Vollmacht noch zur Zeit des 13005 des Antrags beim Grund⸗ 
buchamt erforderlich, da der verfahrensrechtliche Antrag (813 GB) erſt in dieſem Zeitpunkt 
wirkſam wird. Das Grundbuchamt hat daher die Eintragung abzulehnen, wenn ihm ein in⸗ 
Strifchen erfolgter Widerruf der Vollmacht bekannt wird oder ſonſt berechtigte Zweifel am Fort⸗ 
beſtehen der Vollmacht auftauchen (OLG 40 S. 44, 45). Eine Auflaſſungsvollmacht ermächtigt 
An t ohne weiteres auch zur Auflaſſung an den Rechtsnachfolger des in der Urkunde genannten 
* (KJ 51, 202; OLG 40, 274). Daß die Vollmacht für die Auflaſſung beſonders er- 
E wird, iſt nicht erforderlich. Vielmehr umfaßt die Vollmacht zum Abſchluß des Grund- 
echtsgeſchäfts regelmäßig auch die Bevollmächtigung zur dinglichen Einigung. Iſt die Voll⸗ 
matt bereits vor der Auflaſſung durch Widerruf ($ 168) oder Konkurseröffnung ($ 23 
loge erloſchen, jo hat das Grundbuchamt, wenn ihm das Erlöſchen bekannt wird, zwar die Auf⸗ 
aſſung entgegenzunehmen, aber den Antrag auf Eintragung fo lange abzulehnen ($ 18 EBD), 
121 ihm die Genehmigung des Vertretenen oder des Konkursverwalters ($ 177) nachgewieſen 
1115 (A7). Tritt aber das Erlöſchen (z. B. durch Widerruf, Tod) erſt nach der Auflaſſung ein, 
ſo hindert dies die Eintragung nicht. Die Frage der Fortdauer der Vollmacht nach dem Tode des 
olmachtgebers iſt ſchon in A 7 a. E. erörtert. Einem Notar, vor dem das Grundrechtsge- 
watt geſchloſſen wird, kann mit Rückſicht auf $ 171 Nr 1 FGG nicht in derſelben Urkunde eine 
mit Imacht zue Auflaſſung von den Beteiligten erteilt werden (AGJ 24 A 6). — Geſetzliche Vertreter 
17 ſſen, ı ihre Vertretungsbefugnis auf dem Geſetz, nicht auf einer Erklärung des Vertretenen be⸗ 
10 ai gemäß $ 29 Abf1 Satz 2 GD öffentliche Urkunden über ihre Ernennung beibringen (RIA 2, 
N KJ 22 A 296). Das gilt z. B. für den Vormund ($ 1791), den Nachlaßpfleger (5 1961), den 
ſtacklaßverwalter (8 1975 ff.), den Konkursverwalter ($ 78 KO). Vgl. ferner für den Vor- 
land: eines Vereins 9 69 (Zeugnis des Regiſterrichters) und OLG 3, 428; 10, 406 (Auf- 
mia lc allärung durch den ganzen Vorſtand); einer Genoſſenſchaft 9 26 Abſ 2 Gench (Zeug ⸗ 
455 es Genoſſenſchaftsregiſterrichters); einer Aktiengeſellſchaft, Kommanditgeſellſchaft 
35 Beulen offenen Handelsgeſellſchaft, Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung 
Rog 28“ GB (Zeugnis des Handelsregiſterrichters, Bezugnahme auf Handelsregiſter) und 
riſſen i 105 (Auszug des Urkundsbeamten der Geſchäftsſtelle aus dem Regiſter genügt). Proku⸗ 
Allee und Handlungsbevollmächtigte find nach $$ 49 Abſ 2, 54 Abſ 2 HGB zur Grundſtücksver⸗ 
deſſen a9 nur im Falle beſonderer Ermächtigung befugt; zur Belaſtung eines Grundſtücks bei 
Lal en Erwerb bedürfen ſie ebenfalls einer beſonderen Ermächtigung (RIA 5, 273). — Die Auf⸗ 
on Bserflärung eines Vertreters ohne Vertretungsmacht iſt in A 7 behandelt. Unter welchen 
kann setzungen ein Bertreter im Namen des Vertretenen mit ſich ſelbſt die Einigung erklären 
bein ergibt ſich aus $ 181. Danach ift ſowohl ein gewillkürter als auch ein geſetzlicher Vertreter dazu 
wife wenn die Eigentumsübertragung lediglich zur Erfüllung einer Verbindlichkeit erfolgt; der ge- 
9 estate; Vertreter ferner, wenn ihm die Eigentumsübertragung an ſich ſelbſt durch die Vollmacht 
uff 5 iſt. Unter denſelben Vorausſetzungen können beide Vertragsteile von einer Perſon bei der 
gennaſſung vertreten werden; insbeſondere kann eine Perſon ſowohl zur Erteilung wie zur Entge⸗ 
nahme der Auflaſſung bevollmächtigt werden (RG 51, 422; RA 3, 45; KJ 21 A 292; OSG 40, 
den e 4, 328). Auch einem Teſtaments vollſtrecker, der nicht Vertreter der Erben ift und auf 
Ten aber $ 181 keine Anwendung findet (RG 56, 330; 61, 145; RIA 3, 101), kann durch das 
rent vom Erblaſſer geſtattet werden, über ein Nachlaßgrundſtück durch Auflaſſung zu feinen 
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Gunſten zu verfügen (KJ 25 A 72; RIA 3, 45). At ein Miterbe zum Teſtamentsvollſtrecker 
ernannt, ſo iſt er, falls ſich nicht aus dem Teſtament etwas Abweichendes ergibt, gemäß dem aus 
der Ernennung des Miterben und den vom Geſetz beſtimmten Befugniſſen des Teſtamentsvoll⸗ 
ſtreckers zu entnehmenden Willen des Erblaſſers als ermächtigt zu erachten, die zur Erbausein⸗ 
anderſetzung erforderlichen Auflaſſungen von Nachlaßgrundſtücken nicht nur an andere Miterben, 
ſondern auch an ſich ſelbſt vorzunehmen (RG 61, 141; OLG 4, 437; a. M. RIA 3 S. 101, 167; 
4, 185). 

Eine Ausnahme von dem Grundſatz der gleichzeitigen Anweſenheit beider 
Teile beſteht, wenn der eine Teil zur Erteilung oder Entgegennahme der Auflaſſung rechts⸗ 
kräftig verurteilt iſt. Die Auflaſſungserklärung gilt dann gemäß $ 894 Abſ 1 Satz 1 BRD als 
mit dem Eintritt der Rechtskraft des Urteils abgegeben. Der andere Teil erlangt die Eintragung, 
wenn er unter Vorlegung des mit Rechtskraftzeugnis verſehenen Urteils, das nun die Auflaſſungs⸗ 
erklärung des Verurteilten fo erſetzt, als wenn dieſer anweſend wäre und die Erklärung freiwillig 
abgäbe, die von ſeiner Seite erforderliche Auflaſſungserklärung vor dem Grundbuchamt abgibt 
und den Eintragungsantrag ſtellt (A 13 gegen Ende; Prot 3, 177 N 76, 411; KGJ 44, 223; 49, 
183). Iſt der Beklagte auf Grund eines Kaufvertrags zur Auflaſſung verurteilt, fo wird die Vollzie⸗ 
hung des Urteils in dieſer Weiſe nicht dadurch gehindert, daß der Verurteilte angeblich zwar erſt nach 
der Klagerhebung, aber ſchon zur Zeit der Urteilsfällung geſchäftsunfähig geworden war. Denn 
der Kaufvertrag begründet nach § 433 die Verpflichtung des Verurteilten zur rechtswirkſamen 
Auflaſſung. Daher iſt gemäß der Klagebegründung das Urteil dahin aufzufaſſen, daß der Beklagte 
zur Abgabe einer rechtsgültigen Auflaſſungserklärung verurteilt worden iſt (RG Gruch 63, 506). 
Wird das Urteil nicht ſchon bei der Auflaſſungserklärung des obſiegenden Teils, ſondern erſt 
nachträglich dem Grundbuchamt eingereicht, ſo iſt das Erfordernis der Gleichzeitigkeit 
und Einheitlichkeit der Auflaſſungserklärungen nicht gewahrt; die daraufhin etwa erfolgte Eigen⸗ 
tumseintragung iſt unrichtig (KJ 49, 183). Iſt die Verurteilung zur Auflaſſung Zug um Zug 
gegen eine Gegenleiſtung erfolgt (3. B. Verurteilung des Verkäufers Zug um Zug gegen 
Zahlung des Kaufpreiſes), jo iſt die Beibringung einer nach $$ 726, 730 ZPO erteilten vollſtreckbaren 
Ausfertigung des rechtskräftigen Urteils erforderlich, da nach § 894 Abſ 1 Satz 2 die Auflaſſungs⸗ 
erklärung hier erſt mit der Erteilung einer vollſtreckbaren Ausfertigung als abgegeben gilt (RG 
Gruch 63, 507). Dieſe Ausfertigung muß ſchon bei der Auflaſſungserklärung des andern Teils vor⸗ 
liegen; wird fie erſt ſpäter erteilt, jo iſt die Auflaſſung nichtig (NG HRR 1928 Nr 215). Denn die 
Wirkung des Urteils, die mit ſeiner Vorlegung verbunden iſt, richtet ſich immer gerade 
auf die zuſtändige Amtsſtelle, vor der die Vorlegung und die Erklärung des anderen 
Teils erfolgt, gleichviel, ob die Amtsſtelle das Grundbuchamt oder eine andere nach Reichs- oder 
Landesrecht (Art 143 Ech) zuſtändige Behörde iſt (A 12). — Iſt im öffentlichen Intereſſe nach Reichs⸗ 
recht oder Landesrecht eine nicht rechtsgeſchäftliche Genehmigung (3. B. des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts: § 1821 Nr 1, 4; einer Aufſichtsbehörde: A 3) zur Auflaſſung erforderlich, ſo 
bedarf es neben dem rechtskräftigen Urteil nicht noch der Beibringung der Genehmigung. Denn 
einesteils gilt das Erfordernis der Genehmigung nur für die freiwillige rechtsgeſchäftliche Ver⸗ 
fügung; andernteils hat der Prozeßrichter, bevor er eine Verurteilung (3. B. des Vormundes) aus- 
ſpricht, zu prüfen, ob eine Genehmigung erforderlich und nachgewieſen iſt (fir.; KJ 31A 298; 
45, 264). Dies gilt auch dann, wenn die Verurteilung auf Grund eines Anerkenntniſſes (8307 3 O) 
erfolgt iſt und das Prozeßgericht unter Berückſichtigung des Umſtands, daß das Anerkenntnis keine 
reine Prozeßhandlung, ſondern Verfügungsakt iſt, das Anerkenntnisurteil ohne Genehmigung (z. B. 
des Vormundſchaftsgerichts) nicht hätte erlaſſen dürfen. Denn die Rechtskraft des Urteils ſchließt 
ſeine ſachliche Nachprüfung aus (KJ 45, 267). Daß nach 9 894 Abſ 1 Satz 1 ZPO mit der Rechts⸗ 
kraft des Urteils die Auflaſſungserklärung als abgegeben gilt, ift nicht lediglich Urteilswirkung, 
ſondern ſchon ein Akt der Zwangsvollſtreckung, wenngleich hier nicht wie bei der Zwangs ⸗ 
vollſtreckung im engeren Sinne neben der Verurteilung noch ein weiterer Zwang gegen 
den Verurteilten ausgeübt wird (ftr.; RG 62, 157; 76, 409; 88, 202; 89, 230; KG 26 A 262). 
Iſt alſo gegen einen in Gütergemeinſchaft verheirateten Mann ein Urteil auf Auflaſſung 
eines zum Geſamtgut gehörigen Grundſtücks ergangen, fo genügt nach $ 740 3 dies 
Urteil; zur Eintragung der Eigentumsänderung bedarf es nicht der nach § 1445 zur Ver⸗ 
fügung des Ehemanns über ein zu dem Geſamtgut gehörendes Grundſtück erforderlichen Ein⸗ 
willigung der Ehefrau (ſtr.; ROY 26 A 260; 40 A 159; offen gelaſſen in RG 108, 285). Was aber 
die Prüfung der Verfügungsbefugnis des Verurteilten und dle Beibringung ſonſtiger Nach⸗ 
weiſe anbetrifft, jo kann auf § 873 A 7e verwieſen werden. Wenn der zur Erteilung der Auflaſſung 
Verurteilte noch nicht als Eigentümer eingetragen iſt, kann der andere Teil gemäß $ 14 

BD zunächſt die Eintragung des Verurteilten beantragen. Iſt das Urteil auf Erteilung der 
Auflaſſung nur vorläufig vollſtreckbar, fo kann nach $ 895 PO (ſinngemäß anwendbar auf 
gewiſſe Feſtſtellungsurteile: IG 18, 148) nur eine Auflaſſungsvormerkung eingetragen werden 
(MG 55, 57). Daneben kommt ein Vorgehen aus $ 887 BO nicht in Betracht (JW 1933, 21615); 
die abweichende Anſicht der früheren Auflagen wird aufgegeben. Wohl aber iſt $ 887 anwendbar, 
wenn der Schuldner verurteilt iſt, nach ſeiner Wahl aufzulaſſen oder etwas anderes zu 
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leiſten (N® 53, 84; 55, 60). Die Vollſtreckung des Urteils gegen einen anderen als den 
Verurteilten (z. B. einen Rechtsnachfolger, einen Nacherben, einen Erben im Verhält⸗ 
nis zum Teſtamentsvollſtrecker) ift in $ 873 A 7e behandelt. Mit der Rechtskraft des Urteils 
gilt die Auflaſſungserklärung nicht nur zugunſten des Gläubigers, ſondern auch zugunſten des 
Schuldners als abgegeben. Daher iſt die den Gegenſtand der Verurteilung bildende Leiſtung, 
die Auflaſſungserklärung, als vom Schuldner bewirkt anzuſehen. Das iſt von Bedeutung z. B. für 
dle Frage, ob dem Gläubiger noch Rechte nach 89 283, 325 Abſ 2 oder 326 zuſtehen (RG 76, 412). 
Den erforderlichen Inhalt des Urteils erörtert A 13 a. E. — Vollſtreckbare Prozeßver⸗ 
gleiche (5 794 Abſ 1 Nr 1 ZPO), die die Erteilung einer Auflaſſung zum Gegenſtand hatten, 
ſtanden früher in den Rechtsgebieten, in denen die Auflaſſung nur vor dem Grundbuchamt (A 12) 
erfolgen konnte, den Urteilen nicht gleich; fie waren gemäß $ 887 3 PO zu vollſtrecken (RG 55, 57; 
ALL, 235). Heute wird eine im Prozeßvergleich erklärte Auflaſſung für wirkſam erachtet (A 12). 
50,412. Statt vor dem Grundbuchamt kann nach Art 19 1 V0 v. 11.5. 1934 (RGBl I, 378) die 
Auflaſſung in allen Teilen des Deutſchen Reichs auch vor einem Notar erklärt werden. Dies 
gllt auch für Grundſtücke, die außerhalb des Amtsbezirks des Notars oder des Landes, von dem 
er beſtellt iſt, liegen. Allerdings darf der Notar die Auflaſſung nur in ſeinem Amtsbezirk entgegen⸗ 
nehmen. Ein Verſtoß hiergegen hat jedoch nicht die Unwirkſamkeit der aufgenommenen Urkunde 
Ur Folge (BO v. 17.6.1934, Rl I, 514). Ferner kann gemäß Art 143 Abſ 1 Ech landes 
rechtlich die Erklärung der Auflaſſung auch vor Gericht, einer anderen Behörde oder 
einem anderen Beamten zugelaſſen werden. Von dieſem Vorbehalt haben z. B. Gebrauch 
Ach acht. Preußen in Art 26 AG Bc, Gef v. 13. 5. 1918, 11. 1. 1929, Vo v. 29. 10. 1928, 
Ach z. RSiedlch v. 15. 12. 1919 $ 34 Abſ 1 Satz 2; Bayern in Art 81 AG BGB; Sachſen in 
3 13,20 Ach 0B; Württemberg in Artt 34, 35, 38 A B08 (Reufaſſung v. 29. 12. 1931). 
Nach dem Preußiſchen Geſetz vom 14. Dezember 1920 nebſt AV v. 1. März 1928 betr. Über- 
tragung richterlicher Geſchäfte in Grundbuchſachen auf die Urkundsbeamten der 
5 eſchäftsſtelle gilt folgendes: Auch die Entgegennahme von Auflaſſungen kann über- 
Segen werden, und zwar einſchließlich der regelmäßig damit verbundenen Beurkundungen der 
decheldurkunden, der Unterwerfung unter die ſofortige Zwangsvollſtreckung aus der Urkunde, 
der Abtretungs⸗ und Verpfändungserklärungen ſowie der Empfangsbeſcheinigungen. Der Land⸗ 
dar Aabräfibent kann die Entſcheidung auf Eintragungsanträge einfacherer Art als geeignet 
1 bertragung an den Urkundsbeamten bezeichnen. Er kann auch die Entſcheidung auf alle 
ſchesdagungsanträge als geeignet bezeichnen, ſoweit ſich nicht der Richter im Einzelfall die Ent⸗ 
des dung vorbehalten hat. Der Richter ſoll von dem Vorbehalt Gebrauch machen in den Fällen 
3 5 96 und in Fällen, in denen es ſich um Grundſtllcke außerhalb des Amtsgerichtsbezirks handelt. 
. erfolgt in Preußen die Entgegennahme der Auflaſſung jetzt in der Regel durch den 
irkundsbeamten (genannt Rechtspfleger), ſoweit nicht ein Notar zuſtändig iſt und ſie entgegen⸗ 
„mt, Vgl. hierzu auch NG 132, 406. — Grundbuchamt im Sinne des $ 925 ift das Amtsgericht, 
ſteelches das Grundbuch über das zu veräußernde Grundſtück führt oder zu deſſen Führung zu- 
s it (51 Abſ 1 G00, nicht ein beliebiges Grundbuchamt. Iſt das Grundbuchamt mit 
des Reren Richtern beſeßt, ſo ſind auch die Grundbuchrichter zuſtändig, denen die Führung 
laſf fraglichen Grundbuchblatts nicht beſonders aufgetragen iſt (ſtr.). Die Frage, ob eine Auf- 
ieffung auch vor dem Prozeßgericht oder vor dem Vollſtreckungsgericht, insbeſondere 
A einem Prozeßvergleich, erklärt werden kann, iſt ſtreitig und durch den Geſetzgeber nicht aus⸗ 
9 1 geregelt. Wo auf Grund des Art 143 EG landesgeſetzlich beſtimmt iſt, daß die Auflaſſung 
lichen wor dem Grundbuchamt auch vor jedem Gericht erfolgen könne, iſt die in einem gericht⸗ 
Ab = Prozeßvergleich von beiden Beteiligten erklärte Auflaſſung wirkſam (RIA 11, 235; 14, 319). 
er auch darüber hinaus entnimmt jetzt das Kammergericht den neueren Geſetzesvorſchriften, 


namentlich der oben erwähnten BO v. 11. 5. 1934, den Grundſatz, daß eine in einem Prozeß. 


4 Neid) (el es auch noch vor dem Verſteigerungsrichter) erklärte Auflaſſung wirkſam iſt (JFG 
1 Wird die Auflaſſang nicht vor dem Grundbuchamt oder einer nach Reichs⸗ oder Landes⸗ 
vor ſonſt zuſtändigen anderen Amtaſtelle erklärt, fo ift ſie nach $ 125 nichtig, weil ſie der geſetzlich 
die klchriebenen Form entbehrt; dann geht trotz Eintragung das Eigentum nicht über (ſtr.). Daß 

ord "Haffung aber gerade im Amtsraum des Grundbuchamts erklärt wird, iſt nicht er- 

erlich. Denn auch eine Erklärung vor dem zu amtlicher Tätigkeit bereiten Grundbuch- 


deamten außerhalb der Amtsſtelle ift eine Erklärung „vor dem Grundbuchamt“ (ſtr.). — Gibt 


bene der die Auflaſſung erteilt oder annimmt, ſich dem Grundbuchbeamten gegen- 


älſchlich als die Perſon des Veräußerers oder Erwerbers aus, ſo liegt eine rechts. 


wagte Auflaſſung vor dem Grundbuchamt“ nicht vor, mag auch die falſche Perſon 
1 er richtigen Perſon handeln und der andere Beteiligte dies wiſſen (RG 106, 
68; 98 19055 Erklärung der Auflaſſung iſt von allen Beteiligten mündlich abzuger 
müſſe 0 3,420, 10, 406; 86% 33 A 192). Da es ſich um einen (dinglichen) Vertrat 
abge 5 ie Erklärungen von der einen Partei gegenüber der anderen ausdrücklich 
en werden (OLG 45, 211). Ein beſtimmter Inhalt iſt im Geſetz nich 1 chriel 
Wort, auflaſſen“ gebraucht wird, iſt nicht erforderlich (OLG 4,311). Es gen ahnen 
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wenn ſich aus den Erklärungen beider Teile die Einigung über den Eigentumsüber⸗ 
gang ergibt (NG 54, 381; IF 4, 326). Daher iſt es z. B. genügend: wenn der Veräußerer er- 
klärt, daß er das Eigentum an dem Grundſtück dem Erwerber übertrage, und der Erwerber dieſe Er⸗ 
klärung annimmt; wenn beide Teile erklären, ſie ſeien darüber einig, daß das Eigentum auf den 
Erwerber übergehen ſolle (RIA 3, 143); wenn der Veräußerer erklärt, er bewillige die Eintragung, 
des Erwerbers als Eigentümer, und der Erwerber ſeine Eintragung beantragt (RG 54, 382; 
OLG 26, 36) oder die Erklärung annimmt (OLG 4, 311). In RG 129, 124 wird ſogar die Deutung 
von Erklärungen über den Verkauf und die Übertragung eines Erbanteils an den Erbſchaftskäufer 
als Auflaſſung eines zur Erbmaſſe gehörenden Grundſtücks zugelaſſen. Insbeſondere iſt außer 
der Erklärung der Einigung über den Eigentumsübergang nicht etwa noch eine Erklärung der Eini⸗ 
gung über die Eintragung erforderlich, da im $ 873 Abſ 1 nur die Einigung über den Eintritt der 
Rechtsänderung erfordert wird (RIA 3, 145; KJ 48, 160). Ebenſowenig ift erforderlich, daß der 
Veräußerer das Bewußtſein hat, Eigentümer zu ſein; maßgebend iſt vielmehr ſeine Erklärung, 
der Eigentumsübertragung (OLG 26, 35). Auch nach formellem Grundbuchrecht iſt 
nicht Vorausſetzung für die Vornahme der Eintragung, daß eine ausdrückliche Bewilli⸗ 
gung der Eintragung erklärt if. Denn $ 19 GO (Eintragungsbewilligung des Paſſiv⸗ 
beteiligten) kommt bei Auflaſſungen nicht zur Anwendung. Maßgebend iſt hier vielmehr $ 20 
GBO, wonach die Erklärung der „erforderlichen Einigung“, alſo der Einigung über den Eigen⸗ 
tumsübergang, genügt (RG 141, 374; JW 1937, 219918; RJ A 3, 145; KOX 48, 146; 5 873 A 7 d; 
den Fall des Fehlens jeder Erklärung des Erwerbers in der Auflaſſungsurkunde behandelt OLG. 
26, 34). Die Auflaſſung muß aber, wenn ſie die Eintragungsbewilligung erſetzen ſoll, das auf⸗ 
gelaſſene Grundſtück übereinſtimmend mit dem Grundbuch oder durch Hinweis auf das Grund⸗ 
buchblatt genau bezeichnen; eine ſolche Bezeichnung bloß im Umſchreibungsantrag genügt nicht 
(336 15, 284). Formellrechtlich bedarf es weiter eines formloſen (§ 30 GBO) Eintragungs⸗ 
antrags gemäß § 13 GBO (OLG 11, 158; KJ 43, 203). Ein folder Antrag wird aber regel- 
mäßig ſchon in den Einigungserklärungen mit enthalten ſein, ſofern nicht die Auflaſſung vor einer 
anderen Behörde als dem Grundbuchamt erklärt iſt (NG 54, 383; 84, 236; RIA 3, 144) oder die Be⸗ 
teiligten ſich aus beſtimmten Gründen trotz der Auflaſſung die Stellung des Eintragungsantrags 
vorbehalten (KGGJ 43, 203); dieſer Vorbehalt iſt trotz der Beſtimmung des $ 925 Abſ 2 zuläſſig (A 14). 
Auf die Reihenfolge der Erklärungen kommt es nicht an; die Auflaſſungserklärung des Ver⸗ 
äußerers braucht der des Erwerbers nicht vorauszugehen. Wird die Auflaſſung zuſammen mit dem 
Grundrechtsgeſchäft in einer Urkunde aufgenommen, ſo iſt eine räumliche Trennung beider Ge⸗ 
ſchäfte nicht erforderlich. — Da die Einigungserklärungen mündlich abzugeben find und die Auf⸗ 
nahme eines Protokolls darüber zur Gültigkeit nicht vorgeſchrieben iſt, find die Erklärungen auch, 
dann rechtswirkſam, wenn eine Protokollaufnahme unterblieben iſt. Die Auflaſſung hat 
gegenüber der nach $ 873 Abſ 1 erforderlichen Einigung nur die Beſonderheit, daß fie bei ni 
zeitiger Anweſenheit beider Teile in Gegenwart des Grundbuchbeamten erklärt werden muß, nicht. 
die Beſonderheit, daß ſie erſt dann rechtsgültig wird, wenn ihre Aufnahme zum Protokoll erfolgt iſt. 
Anders liegt die Sache in den Fällen der $$ 1434, 1750, 1770, 2276, 2290. Dort iſt vorgeſchrieben, 
daß die Verträge bei gleichzeitiger Anweſenheit beider Teile „vor Gericht oder vor einem Notar ge⸗ 
ſchloſſen“ werden müſſen. Das bedeutet nach dem Sprachgebrauch des BGB, daß der Ver⸗ 
tragsſchluß gerichtlich oder notariell beurkundet, alfo gemäß $$ 168, 175 ff. Jh zu gerichtlichem 
oder notariellem Protokoll aufgenommen werden muß. Aus den Worten „Einigung vor dem 
Grundbuchamt erklärt“ in $ 925 iſt aber nicht zu entnehmen, daß die Erklärung der Auflaſſung zu 
Protokoll abzugeben iſt, um gültig zu ſein (Prot 3, 176). Die Frage iſt indeſſen ſtreitig. Form⸗ 
gerechte Beurkundung gemäß 38 168ff. FGG als Vorausſetzung der Wirkſamkeit der Auflaſſung, 
iſt angenommen in KGJ 35 A 255; OLG 25, 371 und mit ausführlicher Begründung in KG 51, 
142. In der zuletzt genannten Entſcheidung wird aus der Entſtehungsgeſchichte des § 925 und der 
oben bezeichneten Paragraphen gefolgert, daß die Auflaſſung jenen Verträgen gleichzuſtellen 
ſei und die Worte „vor dem Grundbuchamt erklärt“ bedeuteten „vor dem Grundbuchamt zu 
Protokoll erklärt“. Demzufolge wurde eine Auflaſſung für nichtig erklärt, weil der Grundbuch- 
richter unterlaſſen hatte, das Protokoll zu unterzeichnen. Die Entſtehungsgeſchichte ſtützt dieſe 
Anſicht aber keineswegs fo klar, daß fie gegenüber dem Wortlaut des $ 925 für maßgebend ange⸗ 
ſehen werden könnte. Vielmehr erklären die Motive zu Entw! BGB $ 828, der allerdings für die 
Übertragung des Eigentums keine beſondere Formvorſchrift gegenüber Verträgen auf ſonſtige 
Rechtsänderungen an einem Grundſtück enthielt, in Bd. 3 S. 177, 181, daß zwar demnächſt in 
der GB die Erklärung zu Protokoll des Grundbuchamts vorgeſchrieben werden würde, daß aber: 
die auf Grund einer nur mündlichen oder einer zwar ſchriftlichen, aber nicht beglaubigten Ein⸗ 
tragungsbewilligung vollzogene Eintragung nicht als nichtig anzuſehen ſei. Und die Motive 
zu Entw I GBO S. 75 beſagen, die Vertragserklärungen ſeien nicht an eine Form gebunden, 
es komme nur darauf an, daß die Erklärungen wirklich abgegeben ſeien. Das Reichsgericht hatte 
in RIA 5, 103 (unvollſtändig RG 54, 195) die Meinung, daß die Auflaſſung auch bei Annahme 
eines Verſtoßes gegen die 98 176, 177 FGG als gültig angeſehen werden müſſe, als irrig bezeichnet. 
In R 99, 65 und in Gruch 65, 90 iſt jedoch dieſe Auffaſſung aufgegeben und mit einer der hier 
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vertretenen Anſicht im weſentlichen entſprechenden Begründung dahin entſchieden, daß auch dann 
die Eintragung des Erwerbers rechtswirkſam ſei, wenn ſie auf Grund einer nicht beurkundeten 
Oder nicht formgerecht beurkundeten, vor dem Grundbuchamt erklärten Auflaſſung erfolgte. Dieſelbe 
Rechtsanſicht liegt zugrunde der Entſcheidung RG 132, 406, wo es ſich darum handelte, ob die Auf⸗ 
nung überhaupt mündlich erklärt oder nur ein Auflaſſungsprotokoll niedergeſchrieben und be⸗ 
glaubigt war und ob der Urkundsbeamte der Geſchäftsſtelle (Grundbuchführer), vor dem die Par⸗ 
teien auftraten, zur Entgegennahme der Auflaſſung nach den damaligen Beſtimmungen zuſtändig 
war. Übrigens iſt die Streitfrage wenig praktiſch, da nach 8 29 GB der Grundbuchrichter die Ein⸗ 
magung des Eigentumsubergangs nur vornehmen darf, wenn die Auflaſſungserklärungen vor ihm 
au Protokoll gegeben find oder, ſofern die Auflaſſung vor einem Notar oder einer anderen Behörde 
erfolgt ift, ihm in der im 9 29 Satz 1880 vorgeſchriebenen Form nachgewieſen werden (KGJ 35 A 
256). — Wird die Auflaſſungserklärung des Veräußerers oder des Erwerbers (RG 76, 411; 
KJ 31A 294) durch rechtskräftiges Urteil gemäß 5 894 Abſ 1 Satz 1 ZPO erſetzt (A 11), 
ſo muß das Urteil ſeinem Inhalt nach den bei der Auflaſſung vor dem Grundbuchamt zu ſtellenden 
Anforderungen entſprechen (RG 76, 412). Mithin braucht nicht gerade wörtlich die Verurteilung 
zur Auflaſſung oder Entgegennahme der Auflaſſung im Urteil ausgeſprochen zu ſein. Es genügt 
dielmehr ein Ausſpruch, aus dem mit Sicherheit die Verurteilung zur Abgabe einer auf 
gentumsübertragung gerichteten Erklärung zu entnehmen iſt, z. B. die Verurteilung 
des Eigentümers zur Bewilligung der Eintragung des anderen Teiles als Eigentümers (RG 54, 
382; jedoch auch RA 2, 48). Eine Verurteilung Zug um Zug gegen Auflaſſung umfaßt den ganzen 
Vorgang nach $$ 873, 925, alſo Auflaſſung im geſetzlichen Sinne und Eintragung (RG 84, 236). 
Der Urteilsſieger muß in ſeiner Auflaſſungserklärung klar zum Ausdruck bringen, daß er die durch 
as Urteil erzwungene Erklärung des anderen Teils annimmt; nach formellem Grundbuchrecht 
genügt nicht eine nur öffentlich beglaubigte, ſondern allein eine vom Grundbuchamt oder Notar 
beurkundete Auflaſſungserklärung des Urteilsſiegers (HRR 1934 Nr 652; JW 1936, 67848). Sind 
mehrere Erwerber zur Entgegennahme der Auflaſſung verurteilt, ſo muß mit Rückſicht auf 
947 680 und auf die Verſchiedenheit der möglichen Miteigentumsarten (z. B. Miteigentum 
A, gelamter Hand, Miteigentum nach Bruchteilen) das zwiſchen den Erwerbern zu begründende 
Aeiteigentumsverhältnis beſtimmt bezeichnet fein (RG 76, 412). — Eine Auflaſſungserklärung, 
die noch nicht durch Eintragung vollzogen iſt, kann durch nachträgliche Vereinbarung der Be⸗ 
teiligten wieder aufgehoben werden (Jh 1, 286; 2, 319). Materie llrechtlich bedarf es dazu 
gaht der Beobachtung einer Form, da in dieſer Hinſicht keine Formvorſchrift gegeben iſt (RG 65, 
392). Der Grundbuchrichter aber darf die bereits beantragte Eigentumsumſchreibung nur dann 
Ger wenn ihm die Aufhebungsvereinbarung in der Form des $ 29 GBO nachge wieſen wird 
286), 

6 14. Die dingliche Einigung ($ 873 Abſ 1) kann regelmäßig auch eine bedingte oder 
elagte ſein. Hiervon enthält Abf 2 eine Ausnahme für die Übertragung des Eigentums 
an Grundſtücken. Erfolgt die Auflaſſung unter einer aufſchiebenden oder auflöſenden Bedingung 
ober unter einer Zeitbeſtimmung, ſei es für einen Anfangstermin, ſei es für einen Endtermin, 
05 hat der Grundbuchrichter die Eintragung wegen Nichtigkeit der Auflaſſung abzulehnen. Die 
zunoch bewirkte Eintragung überträgt das Eigentum nicht. Auch wenn im Falle 
einer auſſchiebenden Bedingung (z. B. ſchenkweiſe Auflaſſung an Brautleute unter der Bedingung 
75 Cheſchiuſſes; Auflaſſung mit der Beſtimmung, daß die Eintragung des Erwerbers erſt nach 
99 00 Tode des Veräußerers erfolgen ſoll) demnächſt die Bedingung eintritt, wird die 
z laſſung, da fie rechtlich nicht exiſtiert, nicht wirkſam (O86 5, 251; 14, 79; 41, 157; KJ 
Ei A 198), Soll daher nach dem Grundrechtsgeſchäft das Eigentum für den Veräußerer bis zum 
9 Pu einer Bedingung oder eines Anfangstermins (z. B. bis zur Bezahlung des Kaufpreiſes) 
ufleahalten ſein, fo muß die Auflaſſung zunächſt unterbleiben. Soll das Eigentum unter einer 
duflüſenden Bedingung oder bis zu einem Endtermin übertragen werden, fo kann nur eine unbe- 
Ernte oder unbetagte Auflaſſung mit der Folge unbeſchränkter Eigentumsübertragung auf den 
merber erteilt werden. Der bedingte oder betagte Anſpruch auf Erwerb oder Rück⸗ 
1 ung des Eigentums kann nur durch Vormerkung ($$ 883888) geſichert werden. 
2 5 brmerkung hat insbeſondere die Wirkung, daß im Falle des Eintritts der Bedingung oder 
es Zeitpunkts die ſeit der Eintragung der Vormerkung von dem Eigentümer getroffenen Ver⸗ 
duren den gemäß $ 883 Abſ 2 unwirkſam find und daß der Erwerber oder der Veräußerer von dem 
ders die Verfügung Begünſtigten nach $ 888 die Löſchung des für dieſen eingetragenen Rechts 
des gen kann. — Jedoch bezieht ſich Abſ 2 nur auf rechtsgeſchäftliche Bedingungen im Sinne 
ER 08, nicht auf Rechtsbedingungen, d. h. geſetzliche Vorausſetzungen der gewollten Eigen⸗ 
laſſ 1 ie Daher ift z. B. eine Auflaſſung zuläffig unter der Bedingung: daß der auf⸗ 
115 e Ni Reigentümer demnächſt als Eigentümer werde eingetragen werden (Od 21; 
90 5 * daß die Auflaſſung eines Vertreters ohne Vertretungsmacht oder eines Nichtberechtigten 
daß der ebenen oder Berechtigten werde genehmigt werden (RIA 2 S. 85, 201: , ee 
E er Landrat die nach der GrundſtVerkBek v. 15. 3. 1918/26. 1. 1937 (A 34) erforderliche 
mehmigung ecteilen werde (Rg 1938 Nr 1526); daß der auflaſſende Vormund oder Vater 


Übertrag, 
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die erforderliche (88 1821 Nr 1, 1643) Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts zu der Auflaſſung 
erhalten werde (RIA 7, 131); daß die Aktiengeſellſchaft, an die der einbringende Gründer ein 
Grundſtück aufläßt, zur Entſtehung gelangen werde (OLG 6, 486). Deshalb ſteht das Geſetz auch 
nicht entgegen einer Verurteilung des Veräußerers zur „Auflaſſung, ſobald er die Rechtsmacht 
dazu habe“ (NG HRR 1929 Nr 2080). Wenn aber die Auflaſſenden die Wirkſamkeit ihrer Er⸗ 
klärungen ausdrücklich auch noch rechtsgeſchäftlich von dem Vorliegen der geſetzlichen Voraus⸗ 
ſetzung (z. B. der Genehmigung des Berechtigten) abhängig machen, ſo iſt die Auflaſſung unter 
einer aufſchiebenden Bedingung im Sinne des $ 158 erfolgt und daher unwirkſam (KJ 36 A 198; 
HRR 1938 Nr 1526). Iſt ein Kaufvertrag und zugleich die Auflaſſung vor einem Notar (A 12) 
erklärt und am Schluß des notariellen Protokolls beſtimmt, daß der Vertrag mit dem 
Eintritt einer beſtimmten Bedingung als nicht geſchloſſen gelten ſolle, jo iſt anzunehmen, 
daß auch die Auflaſſung von der Bedingung betroffen und deshalb unwirkſam iſt (OLG 
26, 35). — Zuläſſig iſt eine Auflaſſung: unter dem Vorbehalt, daß die Vollziehung der 
Auflafjung, alſo die den Eigentumserwerb erſt herbeiführende Eigentumseintragung nur 
gleichzeitig mit einer anderen Eintragung (z. B. einer Kaufgeldhypothek, eines Nießbrauchsrechts 
für den Veräußerer) erfolgen ſoll (K GJ 43, 200; JFG 1, 337); unter Übernahme der ſchuldrecht⸗ 
lichen Verpflichtung zur Ordnung der Hypothekenverhältniſſe und demnächſtiger Rückübertragung 
(OLG 18, 200); mit der vertraglichen Abrede, daß die eine Partei unter gewiſſen Umſtänden 
von der (unbedingt) erklärten Auflaſſung keinen Gebrauch machen ſolle (RG 24.2.1928 VII 366/27). 
Auch iſt eine nach erfolgter Auflaſſung vor einem Notar von den Beteiligten getroffene Abrede, 
daß die Auflaſſungsverhandlung dem Grundbuchamt nicht ohne ausdrückliche Zuſtimmung des 
Auflaſſenden zum Vollzug der Eigentumsänderung eingereicht werden ſolle, nicht als Feſtſetzung 
einer Bedingung für die Auflaſſung, ſondern nur als eine die Durchführung der Auflaſſung be⸗ 
treffende Vereinbarung zu erachten, bei deren ſchuldhafter Verletzung vertragliche Schadenserſatz⸗ 
anſprüche gegen den verletzenden Beteiligten (3. B. gegen den Auflaſſungsempfänger, der ohne 
Zuſtimmung des Auflaſſenden die Eintragung der Eigentumsänderung herbeigeführt hat) gegeben 
fein können (RG Gruch 68, 547). — Wird der Anſpruch auf Übertragung des Eigentums 
am Grundſtück von einem Gläubiger nach 8848 3 PO gepfändet (A 5 a. E.), jo hat die Auf- 
laſſung an einen auf Antrag des Gläubigers vom Amtsgericht der belegenen Sache zu beſtellenden 
Sequeſter als Vertreter des Schuldners zu erfolgen. Der Gläubiger erlangt mit dem Übergang des 
Eigentums auf den Schuldner kraft Geſetzes ohne Eintragung eine Sicherungshypothek. Ein 
zweiter Erwerber, welcher inzwiſchen vom Erſterwerber (Pfändungsſchuldner) das Grundſtück auf⸗ 
gelaſſen erhalten, aber wegen beſtehender Hinderniſſe nicht die Einkragung des Eigentums, ſondern 
nur die Eintragung einer Vormerkung nach § 18 GB erlangt hat, kann trotz der Vormerkung als 
Eigentümer erſt eingetragen werden, nachdem nicht nur der Antrag des Sequeſters auf Eintragung 
des Eigentums des Erſterwerbers, ſondern auch der Antrag des Sequeſters auf Eintragung der 
Sicherungshypothek erledigt ift, mag auch die Eintragung des Eigentums des Zweiterwerbers 
früher beantragt ſein als die Eintragung des Erſterwerbers und die Eintragung der Sicherungs⸗ 
hypothek durch den Sequeſter (JFG 7, 335). 

15. Die Auflaſſung von im alten Reichsgebiet gelegenen Grundſtücken kann vor Grundbuch- 
ämtern in Öfterreich und dem Sudetenland nicht erfolgen, da dem dortigen Recht die Auflaſſung 
als ſolche unbekannt iſt und die Grundbuchämter zur Entgegennahme von Auflaſſungen nicht 
zuſtändig ſind. Wohl aber iſt die Auflaſſung ſolcher Grundſtücke vor einem Notar in Oſterreich 
oder dem Sudetenland möglich. Allerdings iſt die VO v. 11. 5. 1934 (RG Bl I, 378) nicht aus⸗ 
drücklich auf Oſterreich erſtreckt worden; aber nach der öſterr. Notarordnung v. 25. 7. 1871 (öRG Bl 
75) ſind die Notare auch zu ſolchen Beurkundungen zuſtändig und der Anerkennung dieſer Ur⸗ 
kunden im übrigen Reichsgebiet fteht nichts im Wege. Zwar werden die Notare in Oſterreich und 
dem Sudetenland mit dem BGB nicht ſo vertraut ſein, wie die Notare im übrigen Reichsgebiet; 
das beeinträchtigt aber die Zuſtändigkeit nicht, ſondern verpflichtet nur zu beſonderer Sorgfalt 
bei Entgegennahme und Beurkundung der Auflaſſung. — In Oſterreich und dem Sudetenland 
belegene Grundſtücke werden durch „Einverleibung“ (Eintragung) des Erwerbsgeſchäfts im Grund⸗ 
buch übereignet. Zu dieſer Einverleibung bedarf es einer Urkunde über das Erwerbsgeſchäft, 
welches einen gültigen Erwerbstitel darſtellen muß. Die Urkunde braucht nicht vollen Umfangs 
notariell zu fein; es genügt die Beglaubigung der Unterſchriften (58 431 ff. OA BGB); dieſe kann 
ſelbſtverſtändlich auch vor Notaren im alten Reichsgebiet erfolgen. Ohne Einverleibung wird 
das Eigentum an öſterreichiſchen Grundſtücken erworben durch den Zuſchlag in der Zwangs⸗ 
verfteigerung, Enteignung, Erbgang und Erſitzung (vgl. $$ 1468, 1470 OA BGH B). (Beitzke.)! 


8 926 


Sind der Veräußerer und der Erwerber darüber einig !), daß ſich die Ver⸗ 
äußerung auf das Zubehör des Grundftüds erftreden ſoll, jo erlangt der Er- 
werber mit dem Eigentum an dem Grundſtück?) auch das Eigentum an den 
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zur Zeit des Erwerbes vorhandenen Zubehörſtücken ?), ſoweit fie dem Ver- 
äußerer gehören ). Im Zweifel ift anzunehmen, daß fich die Veräußerung 
auf das Zubehör erſtrecken ſoll >). 

Erlangt der Erwerber auf Grund der Veräußerung °) den Veſitz ”) von 
Zubehörſtücken, die dem Veräußerer nicht gehören oder mit Rechten Dritter 
belaſtet find e), fo finden die Vorſchriften der 88 932 bis 936 Anwendung; 
für den guten Glauben des Erwerbers iſt die Zeit der Erlangung des Be- 
fies ») maßgebend 10). 

E II 839; P 3 178 ff., 216 ff. 


1. Die Einigung darüber, daß die Veräußerung ſich auf das Zubehör erſtrecken ſoll, genügt 
für ſich allein. Eine Übergabe gemäß $$ 929-931 ift hier alſo nicht erforderlich. Der Grund 
Hai Se Ausnahme iſt die wirtſchaftliche Einheit, die ein Grundſtück und fein Zubehör bilden 
rot 3, 180). 
2. Da das Eigentum an dem Grundſtück durch Auflaſſung und Eintragung erworben wird 
(878, 925), geht das Eigentum an dem Zubehör erſt beim Vorliegen beider Tatſachen über 
(RS 83, 68). Erfolgt eine rechtsgültige Auflaſſung ausnahmsweiſe erſt nach der Eigentumsein⸗ 
‚zagung, jo iſt der Zeitpunkt der Auflaſſung maßgebend. Auf den Zeitpunkt der Einräumung des 
Beſitzes an dem Grundſtück und dem Zubehör kommt es nicht an. Wird in der Zwiſchenzeit 
bis zu der etwa hinausgeſchobenen Übergabe eine Pfändung des Zubehörs gegen den Veräußerer 
ausgebracht oder verfügt er ſelbſt noch über das Zubehör, ſo berührt dies den Erwerber nicht 
(Prot 3, 179). Dagegen ſind Pfändungen oder ſonſtige Belaſtungen des Zubehörs in der Zwiſchen⸗ 
zeit zwiſchen der Auflaſſung und der Eintragung dem Erwerber gegenüber wirkſam. 
Denn der Veräußerer iſt zu dieſer Zeit noch Eigentümer des Grundſtücks und daher auch noch 
Eigentümer des Zubehörs. Verfügungsbeſchränkungen, die während dieſer Zwiſchenzeit in der 
Ferſon des Veräußerers eintreten, hindern aber nach $ 878 den Übergang des Eigentums an dem 
Zubehör nicht. Daher kann der Erwerber, wenn innerhalb dieſer Zeit der Konkurs über das Ver⸗ 
mögen des Veräußerers eröffnet wird, Ausſonderung des Zubehörs beanſpruchen ($$ 15, 43 KO). 
Iſt das Grundſtück nebſt Zubehör vom Veräußerer vor der Auflaſſung übergeben, jo erlangt 
er Erwerber auch dann, wenn der Übereignungswille der Beteiligten Grundſtück und Zubehör 
zusammen umfaßt, vor der Auflaſſung noch kein Eigentum an dem Zubehör, es ſei denn, daß Über 
den ſofortigen Eigentumsübergang eine beſondere Einigung im Sinne des $ 929 vorliegt (RG 
Gruch 48, 1064; 28. 1. 1904 V 313/03; 6. 2. 1904 V 334/03; OLG 34, 177). 
3. Die Zubehörſtücke (58 97, 98) brauchen nur überhaupt vorhanden zu ſein. Daß ſie ſich 
5 Beſitz des Veräußerers befinden, iſt nicht erforderlich (Prot 3, 180). Sit ein Dritter im 

efip, jo bedarf es nicht der Abtretung des Herausgabeanſpruchs ($ 931). Die Gegenſtände müſſen 
aber zur Zeit des Erwerbs, alſo im Augenblick der Eintragung auf Grund der Auflaſſung, Zubehör 
u. Haben fie in der Zeit vom Abſchluß des Veräußerungsvertrags bis zur Auflaffung oder auch 
Nr in der Zeit zwiſchen Auflaſſung und Eintragung aufgehört, Zubehör zu fein (3. B. dadurch, 
Gi ein Dritter auf Grund eines früheren Kaufes ſie vom Grundſtück weggeholt hat), ſo geht das 
nn an ihnen nicht über (OLG 34, 177). Vorübergehende Trennung von dem Grundſtück 
wirt nach 3 97 Abſ 2 die Zubehöreigenſchaft nicht auf. Die Vorſchrift des $ 926 erfordert aber 
ne Zubehöreigenſchaft. Auf das, was nicht Zubehör ift, erſtreckt fich der Erwerb auch dann 
Kt wenn der Erwerber es für Zubehör gehalten hat (OLG 14, 96). Den Fall, daß von zwei 
Ki: 5 einem Eigentümer gehörenden Grundſtücken, zu denen gemeinſchaftliches Zubehör gehörte, 

es veräußert wird, erörtert 9 97 A 5. Die Beſtandteile (88 93 ff.) umfaßt der Eigentumsüber⸗ 
er an dem Grundſtück von ſelbſt ohne beſondere Einigung. Ausgenommen ſind aber die nicht 
„efentlichen Beſtandteile, die dem Veräußerer nicht gehören. Sollen weſentliche Beſtandteile 
ein Veräußerung ausgeſchloſſen bleiben, fo kann das nur mit ſchuldrechtlicher Wirkung ver⸗ 
An 75 werden. Eine ſolche Vereinbarung braucht aber der Gültigkeit einer demnächſt erklärten 
aufl ung des Grundſtücks, die den Eigentumsübergang auch an den weſentlichen Beſtandteilen 

ſt Geſetzes nach ſich zieht, nicht entgegen zu ſtehen (NG Warn 1936 Nr 22). 

Ve 4. Da das Eigentum an den Zubehörſtücken nach Abſ 1 nur erlangt wird, ſoweit ſie dem 
Rerteßerer gehören, müffen fie dem Auflaſſenden in demſelben Rechtsumfang und mit demſelben 
das dainhalt gehören wie das Grundſtück ſelbſt (RG 97, 107). Dies iſt z. B. nicht der Fall, wenn 
hab „Srunbftüc Fideikommißgut ift, die Zubehörſtücke aber im Allodialeigentum des zeitigen In⸗ 
zur = des Fideikommiſſes ftehen (RG 97, 107). Gehören die Zubehörſtücke dem Veräußerer zwar 

1 der Auflaſſung, aber (z. B. wegen anderweiter Veräußerung) nicht mehr zur Zeit der 
vielmehr g, ſo findet ein Eigentumsübergang nach Abf 1 nicht ſtatt (A 2). In dieſem Falle kann 

5 r em Eigentumserwerb nur gemäß Abſ 2 erfolgen. 5 A 
das; Satz 2 gibt für das dingliche Rechtsgeſchäft eine Auslegungsregel, die der im g 314 für 

ſchulorechtliche Rechtsgeſchäft gegebenen entſpricht. Die danach begründete Vermutung 
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für die Einigung über die Mitveräußerung (A1) muß derjenige, der den Eigentumsübergang 
an einzelnen Zubehörſtücken leugnet, durch den Nachweis widerlegen, daß der Übereignungswille, 
ſei es auch nur eines Vertragsteils, ſich auf das Zubehörſtück nicht bezogen hat (Prot 3, 179). 
Dagegen muß der Erwerber, wenn er nicht im Beſitz der Sache iſt, ſeinerſeits beweiſen, daß zur 
Zeit der Veräußerung (A 2) die Sache als Zubehör vorhanden geweſen iſt und dem Veräußerer 
gehört hat. Die Auslegungsregel gilt nicht, wenn das Zubehör nicht als Nebenſache 
des Grundſtücks, ſondern als ſelbſtändiger Kaufgegenſtand, wenn auch in demſelben Vertrage, 
veräußert wird, da dann nicht ohne weiteres angenommen werden kann, daß das Eigentum 
am Grundſtück und Zubehör gleichzeitig übertragen werden ſoll (NG Warn 1909 Nr 541). In⸗ 
wieweit die Auslegungsregeln der $$ 314, 926 auf den Übergang von Nebenrechten bei der Über- 
tragung eines Patentrechts ſinngemäß anzuwenden ſeien, wurde erwogen in RG 112, 242. 

6. Aus dem Zuſammenhalt mit Abſ 1 ergibt ſich, daß auch im Abſ 2 eine Einigung über die 
Mitveräußerung des Zubehörs (A 1) vorausgeſetzt wird. Sie iſt aber nach Abſ 1 Satz 2 auch 
hier im Zweifel anzunehmen (OLG 34, 177). Erſtreckt ſich der Veräußerungswille nicht auf 
Zubehörſtücke, die dem Veräußerer nicht gehören, ſo erlangt der Grundſtückserwerber an dieſen 
Sachen auch dann kein Eigentum, wenn er in gutem Glauben ift. Denn dieſer gute Glaube macht 
nur den Mangel des Eigentumsrechts des Veräußerers unſchädlich, deckt aber nicht den Mangel 
des Veräußerungswillens. 

7. Der Beſitz, der auf Grund der Veräußerung, alſo vom Veräußerer erlangt wird, iſt der 
nach $$ 929ff. zum Eigentumserwerb führende Beſitz kraft körperlicher Übergabe (5 929 Saß 1, 
$ 854 Abf 1), Vereinbarung eines den mittelbaren Beſitz des Erwerbers begründenden Rechts⸗ 
verhältniſſes (88 930, 868), Abtretung des Herausgabeanſpruchs (88 931, 870, 871). Es genügt 
195 ang (A 6) allein, wenn der Erwerber im Beſitz des Zubehörſtücks ift (8 929 Satz 2, 
8 854 Abſ 2). 

8. Rechte Dritter (z. B. Nießbrauch, Pfandrecht) an einem nicht dem Veräußerer ge- 
hörigen Zubehörſtück erloſchen, wenn der Erwerber hinſichtlich ihres Nichtbeſtehens in gutem 
Glauben ift (A 9), gemäß $ 936 Abſ 1 in dem Zeitpunkt, in dem der Grundſtlückserwerber gemäß 
8926 Abſ 2 in Verbindung mit 88 932—934 das Eigentum an dem Zubehörſtück erwirbt 
(A9). Gehört das Zubehörſtück dem Veräußerer und geht es daher nach 9 926 Abſ 1 
im Zweifel kraft Auflaſſung und Eintragung ohne Übergabe (A 1, 5) in das Eigentum 
des Erwerbers über, jo iſt aus Abſ 2, der die Erlangung des Beſitzes zur Vorausſetzung für die 
Anwendung des $ 936 macht, in Verbindung mit $ 936 Abſ 1 Satz 1 (die Sätze 2, 3 kommen hier 
nicht in Betracht, weil Eigentum ohne Übergabe erworben wird) zu entnehmen, daß die Rechte 
Dritter in dem Zeitpunkt erlöſchen, in dem der Erwerber den Beſitz (A7) an dem Zubehörſtück 
erlangt. 5 

9. Der Grundſtückserwerber erwirbt alſo an Zubehörſtücken, die dem Veräußerer nicht ge- 
hören, das Eigentum nicht, wenn er zur Zeit der Beſitzerlangung nicht in gutem Glauben ($ 932 
Abſ 2) iſt. Auf den guten Glauben zur Zeit der Auflaſſung kommt es in der Regel nicht an. 
Iſt aber der Erwerber im Beſitz der Sache und hatte er den Beſitz vom Veräußerer (früher) er⸗ 
langt, jo erwirbt er das Eigentum an der Sache gemäß $ 929 Satz 2, 932 Abs! Satz 2, wenn 
er zur Zeit der Einigung über den Eigentumsübergang, alſo im Zweifel zur Zeit der Auflaſſung 
(A 6), in gutem Glauben iſt (Prot 3, 210). In den Fällen des Erſatzes der Übergabe gemäß 98 930, 
931 (A 7) wird der Zeitpunkt, in dem der gute Glaube vorhanden ſein muß, durch die 38 933, 
934 beſtimmt. Auch für das Erlöſchen der Rechte Dritter (A 8) find dieſe Zeitpunkte maßgebend. 
Die Rechte erlöſchen gemäß § 936 Abſ 2, 5 932 Abſ 2 nicht, wenn fie dem Erwerber in dieſen 
Zeitpunkten bekannt oder aus grober Fahrläſſigkeit unbekannt find. Iſt ein dem Veräußerer nicht 
gehöriges Zubehörſtück dem Eigentümer geſtohlen, verloren oder ſonſt abhanden gekommen, 
fo wird der gute Glaube des Erwerbers nicht geſchützt ($ 935). 

10. Nach $ 1031 findet $ 926 auch auf die Veltellung des Nießbrauchs an einem Grundſtück 
Anwendung. Den Erwerb des Zubehörs in der Zwangsverſteigerung des Grundſtücks regeln die 
98 55, 65, 90 ZVG (dazu RG 45, 284; 49, 253; 127, 272). 
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Der Eigentümer eines Grundftüds !) kann, wenn das Grundſtück feit dreißig 
Jahren im Eigenbeſitz ?) eines anderen iſt, im Wege des Aufgebotsverfahrens 
mit feinem Nechte ausgeſchloſſen werden ). Die Beſitzzeit wird in gleicher 
Weiſe berechnet wie die Friſt für die Erſitzung einer beweglichen Sache“). 
Iſt der Eigentümer im Grundbuch eingetragen, ſo iſt das Aufgebotsverfahren 
nur zuläſſig, wenn er geſtorben oder verfchollen 5) iſt und eine Eintragung 
in das Grundbuch, die der Zuſtimmung des Eigentümers bedurfte ), ſeit 
dreißig Jahren nicht erfolgt iſt “. 
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Derjenige, welcher das Ausſchlußurteil s) erwirkt hat, erlangt das Eigen- 
tum dadurch, daß er ſich als Eigentümer in das Grundbuch eintragen läßt 9). 
Iſt vor der Erlaſſung des Ausſchlußurteils ein Dritter als Eigentümer 
oder wegen des Eigentums eines Dritten ein Widerſpruch gegen die Richtig- 


keit des Grundbuchs eingetragen worden, fo wirkt das Urteil nicht gegen den 
Dritten 10). 


E 1 873 II 840; M 3 327 ff.; P 3 100 ff.; 6 232. 


1. Gleichviel, ob das Grundſtück ein gebuchtes oder ungebuchtes und ob der Eigentümer im 
Grundbuch eingetragen ift oder nicht. Allerdings werden im Abj 1 Satz 3 beſondere Voraus- 
ſetzungen für die Zuläſſigkeit des Aufgebotsverfahrens erfordert, wenn der Eigentümer einge⸗ 
tragen iſt (RG 76, 358). Nicht eingetragen kann der Eigentümer z. B. ſein, wenn das Grundſtück 
bei der Anlegung des Grundbuchs für den Bezirk aus Verſehen kein Grundbuchblatt erhalten hat 
oder wenn es buchungsfrei iſt (J 3 Abſ 2, 3 GBO; Art 127 EG) oder wenn im Falle des $ 928 
der Fiskus ſich noch nicht als Eigentümer des aufgegebenen Grundſtücks hat eintragen laſſen. 
Iſt der eingetragene Eigentümer verſtorben (Satz 3), fo richtet ſich das Aufgebotsverfahren gegen 
leine (nicht eingetragenen) Rechtsnachfolger (RG 76, 358). Der $ 927 findet auch Anwendung 
auf den ideellen Anteil eines Miteigentümers, da das BOB Miteigentum nach Bruchteilen mehr- 
fach dem Alleineigentum gleichſtellt (88 1095, 1106, 1114). Insbeſondere gilt daher auch hier 
das Aneignungsrecht (A 8) auf Grund des Ausſchlußurteils (Prot 3, 279 ff). 

2. Eigenbeſitzer ift, wer das Grundſtück als ihm gehörend beſitzt ($ 872). Auch mittelbarer 
Beſitz (5 868) genügt (RG Gruch 44, 865). Ein Fall ſo langjährigen Eigenbeſitzes ohne Eigentums⸗ 
erwerb wird hauptſächlich dann vorkommen können, wenn das Grundſtück gekauft und übergeben, 
die Auflaſſung aber unterblieben iſt, demnächſt der eingetragene Eigentümer ſtirbt und ſeine 
Erben unbekannt find (M3, 329). Durch das Aufgebot ſoll ein Erſatz für die im Gebiet des Liegen- 
ſchaftsrechts, abgeſehen von dem Fall des § 900 (Bucherſitzung), unzuläſſige Erſitzung geſchaffen 
werden. Jedoch iſt hier ein Erwerbstitel und guter Glaube nicht erforderlich (RG Gruch 
44, 865; V 416/03). Lediglich die Tatſache des 30jährigen Eigenbeſitzes genügt (abgeſehen von 
den Erforderniſſen des Abſ 1 Satz 3, wenn der Eigentümer eingetragen it). Hat der bisherige 
Eigenbeſitzer das Grundſtück verkauft und dem Käufer übergeben und iſt in dem Vertrage beſtimmt, 
daß die Fälligkeit eines Teils des Kaufpreiſes von der Durchführung des Aufgebotsverfahrens 
abhängig fein ſoll, fo iſt der Käufer nicht nur als jetziger Eigenbeſitzer zur Stellung des Aufgebots⸗ 
antrags berechtigt (A 3), ſondern auch vertragsmäßig dem Verkäufer gegenüber zur Durchführung 
es Aufgebotsverfahrens verpflichtet (NG Warn 1917 Nr 271). 

3. Das Aufgebotsverfahren iſt in den 85 946—959, 977—981 ZPO geregelt (für Preußen 
dgl. auch 5 8 Prag. 3 PO in der Faſſ. v. 6. 10. 1899). Antragsberechtigt ift der Eigenbeſitzer. Er 
hat die zur Begründung des Ankrags erforderlichen Tatſachen glaubhaft zu machen. In dem 
Aufgebot iſt der bisherige Eigentümer aufzufordern, ſein Recht ſpäteſtens im Aufgebotstermin 
anzumelden, widrigenfalls feine Ausſchließung erfolgen werde (85 979—981 ZERO). 

4. Für die Berechnung der Beſitzzeit ſind die 98 988—944 maßgebend. Insbeſondere wird 
duch die Beſitzzeit eines Rechtsvorgängers angerechnet ($ 943). Die vor dem Inkrafttreten des 
Gs liegende Beſitzzeit ift ebenfalls anzurechnen. Auch hinſichtlich dieſer Beſitzzeit iſt guter 
ae n oder feines Rechtsvorgängers (A 2) nicht erforderlich (NG Gruch 44, 

2 5/03). 
in 5. Zum Nachweiſe des Todes des eingetragenen Eigentümers genügt, daß er für tot erklärt 
(518). Da nach Sy 13 ff. jemand verſchollen ſein kann, ohne daß die Vorausſetzungen für ſeine 
brſdeserklärung vorliegen, ſind zur Annahme der Verſchollenheit dieſe Vorausſetzungen nicht zu 
1 fordern. Vielmehr iſt der Eigentümer dann verſchollen, wenn von feinem Leben und Aufent- 
galt nichts zu vernehmen ift (ſtr.). 

Re ie Fälle, in denen eine Eintragung der Zuſtimmung des Eigentümers bedarf, ergeben 
nah aus den g 19, 20, 22 Abſ 2, 27 GBO. Insbeſondere gehört dazu auch die Eigentumseintra⸗ 
gung auf Grund einer Auflaſſung (5 20 EBD). 
7. Innerhalb der letzten 30 Jahre bis zur Stellung des Aufgebotsantrags darf keine Eins 
gung der in A 6 erörterten Art erfolgt ſein. Unerheblich iſt, ob eine innerhalb dieſer Zeit vor⸗ 
des mmene, nach ihrer Art das Aufgebotsverfahren- hindernde Eintragung der Zuſtimmung 
jewesgen wärtigen oder eines früheren Eigentümers bedurfte. Denn unter Eigentümer iſt der 
a e Eigentümer zur Zeit der hindernden Eintragung zu verſtehen (ſtr.). Wieviel Zeit ſeit 
. oder der Verſchollenheit des eingetragenen Eigentümers verfloſſen iſt, darauf kommt 
t an. 
f 5 Mit der Erlaſſung des (nach $ 957 Abſ 1 ZRO mit einem Rechtsmittel nicht anfechtbaren) 
ſchogehlndurteils werden (fofern nicht das Urteil etwas anderes ergibt, z. B. lediglich der ver⸗ 
8 Ei eingetragene Eigentümer ausgeſchloſſen iſt: RG 76, 360; KGJ 33 A 210) die Rechte 
nes jeben vernichtet, der als bisheriger Eigentümer in Betracht kommt (RG 76, 359; KJ 33 
Bon, Kommentar von Reichsgerichtsräten. 9. Aufl. III. Bd. (Beffau, Schack.) 17 
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A 211). Das Grundſtück wird herrenlos (RG 76, 359; JW 1913, 20416; KGJ 33 A 212). Dieſe 
rechtsvernichtende Wirkung erſtreckt ſich auch auf ein etwaiges Eigentum desjenigen, der das 
Aufgebot beantragt und das Ausſchlußurteil erwirkt hat (RG 76, 359; JW 1925, 25031). Jedoch 
hat er das Recht der Aneignung durch Erwirkung feiner Eintragung (M3, 330; R 76, 
360; JW 1925, 25031). Alles dies gilt aber nur, wenn das Ausſchlußurteil ein vorbehaltloſes 
iſt. Hat jemand im Aufgebotsverfahren Rechte als Eigentümer angemeldet und ſind ihm gemäß 
5953 ZPO die Rechte in dem Urteil vorbehalten, fo tritt die ausſchließende Wirkung des Urteils 
gegen ihn nicht ein. Vielmehr muß der Vorbehalt zugunſten des Anmeldenden rechtswirkſam 
befeitigt fein, insbeſondere durch einen Verzicht des Anmeldenden auf das Recht aus dem Vor⸗ 
behalt oder durch ſeine rechtskräftige Verurteilung zur Verzichtserklärung, ehe der Ausſchließungs⸗ 
berechtigte ſich als Eigentümer eintragen laſſen kann (RG 67, 95; 76, 359; RYAN 6, 145; KGJ 33 
A 210). Dagegen hindert ein wegen des angeblichen Eigentums eines Dritten eingetragener 
Widerſpruch gegen die Richtigkeit des Grundbuchs (88 894, 899) die Eigentumseintragung 
auf Grund eines vorbehaltloſen Ausſchlußurteils nicht (KGGJ 33 A 212; aber A 10). Die Be⸗ 
laſtungen des Grundſtücks zugunſten Dritter bleiben unberührt. Sie können nach der Eintragung 
des Aneignungsberechtigten ebenſo geltend gemacht werden wie vorher gegen den bisherigen 
Eigentümer. Iſt derjenige, der das Ausſchlußurteil erwirkt hat, als Vorerbe ſelbſt Eigen⸗ 
tümer des Grundſtücks, ſo fällt mit ſeinem Eigentum auch das Recht der Nacherben an 
dem Grundſtück, wenn ihnen nicht auf ihre Anmeldung ihr Recht im Urteil vorbehalten iſt (RG 
76, 359). Das Nacherbenrecht erlangt auch dadurch nicht wieder Wirkſamkeit, daß auf Grund 
des Urteils die Eigentumseintragung für den Vorerben erfolgt. Denn dieſer Eigentumserwerb 
für den Vorerben iſt ein urſprünglicher, kein abgeleiteter (RG 76, 360). Aus der Urſprünglichkeit 
des Erwerbs folgt ferner, daß er erſt von dem Zeitpunkt ſeiner Vollendung, alſo der Eintragung 
an, nicht aber für die Vergangenheit wirkt (RG JW 1913, 20416, vgl. RG 83, 148). 
Wenn daher der den unbekannten Eigentümern des Grundſtücks beſtellte Pfleger einen Rechts- 
ſtreit führt (z. B. über Entſchädigungsanſprüche wegen Enteignung des Grundſtücks), ſo tritt 
derjenige, der ſich auf Grund des Ausſchlußurteils als Eigentümer hat eintragen laſſen, nicht ohne 
weiteres als Partei in den Rechtsſtreit ein. Dieſen Eintritt könnte er weder damit begründen, 
daß er der Eigentümer ſei, für den der Rechtsſtreit von Anfang an geführt ſei, noch damit, daß 
er Rechtsnachfolger der Partei im Sinne des $ 265 Abſ 2 ZRO ſei (RG FW 1913, 20416). 

9. Der unter Einreichung einer Ausfertigung des Ausſchlußurteils beim Grundbuchamt zu 
ſtellende Antrag auf Eintragung iſt nicht lediglich ein Verfahrensantrag im Sinne des $ 13 GBO, 
durch den das Verfahren der Eintragung angeregt wird. Vielmehr iſt darin die empfangsbedürftige 
rechtsgeſchäftliche Erklärung des Willens enthalten, durch die Eintragung das Eigentum zu er⸗ 
werben. Er iſt daher unwiderruflich ($ 130 Abſ 1, 2) und bedarf zwar nicht zur Wirkſamkeit, aber 
zur Vornahme der Eintragung formellrechtlich nach 530 GBO der Form des 529 EBD (tr.). 

10. Gemeint iſt die Eintragung des Eigentums oder eines Widerſpruchs ($ 899) zugunſten 
eines Dritten in der Zwiſchenzeit von der Einleitung des Aufgebotsverfahrens bis zur Erlaſſung 
des Ausſchlußurteils. Eine in dieſer Zeit erfolgende Eintragung eines Dritten als Grundſtücks⸗ 
eigentümers beſeitigt nicht das Intereſſe des Antragſtellecs an der Durchführung des Aufgebots⸗ 
verfahrens (RG Warn 1936 Nr 116). Der Aneignungsberechtigte muß allerdings in dieſem Falle 
die nach § 891 Abſ 1 für das Eigentum des Dritten ſtreitende Vermutung zunächſt im ordent⸗ 
lichen Prozeſſe widerlegen, wenn er auf Grund des Ausſchlußurteils zur Eintragung gelangen will. 
Dagegen hindert der Widerſpruch feine Eintragung überhaupt nicht; er muß aber weichen, wenn 
der Dritte im Prozeſſe ſein Eigentum nachweiſt (M3, 331). Mt nach Erlaß des Ausſchluß⸗ 
urteils ein Dritter als Eigentümer eingetragen worden, ſo wird er durch das vorhergehende 
Urteil nicht betroffen (OLG 15, 354). Wenn er alſo beim Erwerb gutgläubig war, fo iſt das An⸗ 
eignungsrecht ihm gegenüber ausgeſchloſſen. 


§ 928 

Das Eigentum an einem Grundſtücke !) kann dadurch aufgegeben werden ), 
daß der Eigentümer 3) den Verzicht dem Grundbuchamte gegenüber erklärt“) 
und der Verzicht in das Grundbuch eingetragen wird “). 

Das Necht zur Aneignung des aufgegebenen Grundſtücks ſteht dem Fiskus 
des Bundesſtaats zu, in deſſen Gebiete das Grundſtück liegt). Der Fiskus 
erwirbt das Eigentum dadurch, daß er ſich als Eigentümer in das Grund- 
buch eintragen läßt ). 

E 1 872 II 841; M 3 324 ff.; P 3 184 ff. 

1. Nach Art 127 Ec, der nur die Eigentumsübertragung den Landesgeſetzen vorbehält, gilt 
9 928 auch für buchungsfreie Grundſtücke (83 Abſ 2, 3 GBO). Da jedoch $ 928 die Eintragung 
des Verzichts fordert, müſſen ſolche Grundſtücke zunächſt gebucht werden. Mit dem Grundſtück 
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werden auch deſſen Beſtandteile (88 93ff.) aufgegeben. Ausgenommen find die nicht weſent⸗ 
lichen Beſtandteile, die dem Aufgebenden nicht gehören. Zubehör dagegen wird nach $ 959 nur 
dadurch herrenlos, daß der Eigentümer in der Abficht, auf das Eigentum zu verzichten, den Beſitz 
daran aufgibt; eine dem § 926 entſprechende Vorſchrift iſt hier nicht gegeben. Der Anteil eines 
Miteigentümers an einem Grundſtück ſteht einem Grundſtück gleich ($$ 1095, 1106, 1114). Das 
gilt auch für das Aufgeben des Eigentums. Dagegen findet $ 928 auf Erbbaurechte und die 
(den Landesgeſetzen vorbehaltenen) ſelbſtändigen Gerechtigkeiten (Artt 68, 68, 196 Ech) 
keine Anwendung. Dieſe Rechte werden durch Verzicht nicht herrenlos und aneignungsfähig, 
ſondern gehen in der Weiſe unter, daß das Eigentum am Grundſtück, das ſie bisher beſchränkten, 
davon frei wird (VO v. 15. 1. 1919 8 11; RA 8, 278). Den freiwilligen Verzicht auf das Berg⸗ 
werkseigentum regeln in Preußen die $$ 161, 162 Allg. Berg®. 
2. Zum Aufgeben eines Grundſtücks wird ein Anlaß z. B. gegeben fein, wenn das Grund⸗ 
ſtück durch Krieg oder naturgewaltige Ereigniſſe ſo entwertet iſt, daß es keinen oder wenig⸗ 
ſtens nicht einen die Laſten deckenden Ertrag abwirft (M 3, 325). Die Wirkung des Auf- 
gebens iſt, daß das Grundſtück herrenlos wird mit der Maßgabe, daß nur beſtimmte Perſonen 
(A6) nach dem Geſetz zur Aneignung berechtigt find (RG 82, 74). Die Rechte Dritter am 
Grundſtück, z. B. der Hypothekengläubiger, der Reallaſtberechtigten, der Vormerkungsberech⸗ 
agten (KJ 51, 195), auch die des wahren, nicht eingetragenen Eigentümers werden durch das 
Aufgeben nicht berührt (RG 82, 74). Wollen dieſe Perſonen in der Zwiſchenzeit bis zum Erwerb 
des Grundſtücks durch den Aneignungsberechtigten ihre Rechte, die ſie nun nicht mehr gegen den 
ufgebenden verfolgen können (RG 89, 367), im Wege der Klage oder der Zwangsvollſtreckung 
geltend machen, jo iſt auf ihren Antrag nach Maßgabe der $$ 58, 787 ZPO ein Eigentums-Ver⸗ 
tteter zu beſtellen, dem die Wahrnehmung der ſich aus dem Eigentum ergebenden Rechte und 
Verpflichtungen im Rechtsſtreit oder im Zwangsvollſtreckungsverfahren obliegt (KJ 50, 52; 
51,195; fiber Einleitung der Zwangsverwaltung A 7). Gegenüber der Sondervorſchrift des 9 787 
BO findet die Beſtimmung des $17 3G, wonach die Zwangsverſteigerung nur angeordnet 
werden darf, wenn der Schuldner als Eigentümer eingetragen ift, keine Anwendung. Wird ein 
durch Vormerkung geſicherter Auflaſſungsanſpruch gegen den früheren Eigentümer nunmehr 
gegen den nach $ 58 ZPO beſtellten Vertreter dahin geltend gemacht, daß dieſer zu der von dem 
ormerkungsberechtigten für den Schuldner ($ 267) erteilten oder noch zu erteilenden Auflaſſung 
au einen Dritten gemäß $ 888 feine Zuſtimmung erteile, fo iſt der Vertreter auch ermächtigt, die 
Suftimmung zu der Auflaſſung an den Dritten zu erteilen. Seine rechtskräftige Verurteilung 
zur Bewilligung der Eintragung des Eigentums des Dritten ($ 894 3 PO) erſetzt mithin die Zu⸗ 
timmung des (in Wirklichkeit nicht vorhandenen) Eigentümers (KJ 51, 179). Perſönliche 
echte Dritter auf Übertragung des Eigentums oder Beſtellung eines dinglichen Rechts bleiben 
Een den Aufgebenden beſtehen, verwandeln ſich aber wegen Unmöglichkeit der Erfüllung in 
chadenserſatzanſprüche. i 
„ 8. Der Eigentümer muß, da in dem Aufgeben eine Verfügung enthalten iſt, zur Verfügung 
Daß das Grundſtück berechtigt fein. Bei Ehegatten greifen alſo die $$ 1395, 1398, 1445 ein. 
Laß der Eigentümer im Grundbuch eingetragen iſt, wird zur Wirkſamkeit des Aufgebens nicht 
erfordert. Nach den Ordnungsvorſchriften der 88 39, 40 GBO hat er ſich aber zuvor eintragen 
zu laſſen, wenn er nicht Erbe des eingetragenen Eigentümers iſt. 
R 4. Der Verzicht iſt ein einſeitiges empfangsbedürftiges Rechtsgeſchäft, das den allgemeinen 
hi egeln für ſolche Rechtsgeſchäfte (z. B. hinſichtlich Geſchäftsfähigkeit, Willensmängel) unter- 
eher Da durch ihn das Eigentum aufgegeben werden und das Aneignungsrecht des Fiskus ent- 
ol en ſoll, genügt nur ein fofort und endgültig wirffamer, vorbehalkloſer Verzicht. Wenn hier 
ſo auch keine Beſtimmung wie im $ 925 Abſ 2 gegeben ift, fo iſt doch ein Verzicht, der unter einer 
2 gung oder einer Beitbeftimmung erfolgt, gleichfalls unwirkſam. Das Grundbuchamt hat 
no Eintragung eines ſolchen Verzichts abzulehnen. Wenn es die Eintragung doch vornimmt, 
geht das Eigentum nicht unter (ſtr.). Da der Verzicht nicht vor, ſondern nur gegenüber dem Grund: 
0 chamt zu erklären iſt, bedarf er zur Rechtswirkſamkeit keiner Form ($ 875 A 7). Nach der Ord⸗ 
der g vorſchrift des 9 29 GBO hat aber der Grundbuchrichter die Eintragung nur bei Beobachtung 
Erle in vorgeſehenen Form vorzunehmen. Der Verzicht iſt nach $ 130 Abſ 1, 3 mit Abgabe der 
0 tung gegenüber dem Grundbuchamt, alſo ſchon vor der Eintragung unwiderruflich, wie ja 
9875 on gegenüber dem Grundbuchamt erklärter Verzicht auf ein Recht an einem Grundſtück nach 
1 Abſ2 unwiderruflich iſt (ſtr., Prot 3, 190; RG 82, 74). Widerruflich iſt dagegen der Ein⸗ 
egg (A 5). 
erinru le. Eintragung des Verzichts, das zweite Erfordernis fiir die Aufgabe des Eigentums, 
ſein gt auf formloſen Antrag (8$ 13, 30 GBO), der regelmäßig in der Verzichtserklärung enthalten 
bu en Der Eintragungsvermerk gehört in die Abt. 1 Sp. 4 des Grundbuchs ($ 9d der Grund⸗ 
198 Tfügung v. 8. 8. 1935); die bisherige Eigentumseintragung ift rot zu unterſtreichen (KON 51, 
da di Ein Stellung des Antrags iſt nur der Eigentümer berechtigt, nicht der Aneignungsberechtigte, 
55 ie Eintragung nicht im Sinne des 9 13 Abſ 2 GBO zu feinen Gunſten erfolgt. Der Eigentümer 
un den Antrag gemäß 85 31, 29 Abſ 1 GVO zurücknehmen. Dann hat die Eintragung des Ver⸗ 
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zichts zu unterbleiben. In einem lan ſich unzuläſſigen: A 4) Widerruf des Verzichts wird die Zurück⸗ 
nahme des Antrags zu finden ſein; das Grundbuchamt wird daher die Eintragung zu unterlaſſen 
haben (ftr.). St aus dieſem oder einem ſonſtigen Grunde die Eintragung des Verzichts vom Grund⸗ 
buchamt nicht bewirkt worden, ſo iſt das Eigentum an dem Grundſtück nicht wirkſam aufgegeben und 
der Eigentümer weiter zu Verfügungen über das Grundſtück (z. B. zur Beſtellung von Hypotheken) 
befugt. Das Grundbuchamt darf dann die Vollziehung ſolcher Verfügungen trotz des erklärten 
Verzichts nicht ablehnen (RIA 14, 241). Die Eintragung des Verzichts auf das Grundſtückseigen⸗ 
tum enthält und erſetzt nicht die Eintragung des Verzichts auf die Eigentümerrangbefugnis nach 
87 Abſ 5 Satz 2 AufwG (RG HRR 1929 Nr 643). 

6. Ein freies Aneignungsrecht beſteht nicht. Vielmehr haben ein Recht zur Aneignung nur 
der Fiskus und die an deſſen Stelle nach Landesrecht (Art 129 Ec) dazu berechtigten anderen 
beſtimmten Perſonen (RG 82, 74). Nach Art 190 Ech erſtreckt ſich dieſes Aneignungsrecht auf 
alle zur Zeit der Grundbuchanlegung herrenloſen Grundſtücke (RG 71, 67). In RG 137, 263 iſt 
das Aneignungsrecht für eine in der Nordſee an der oſtfrieſiſchen Küſte neu entſtandene Inſel 
Ener in. 106 Recht zur Aneignung iſt nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen übertragbar (RG, 
82, 74; 103, 166). 

7. Der Antrag auf Eintragung iſt nicht lediglich ein Verfahrensantrag ($ 13 GBO), durch 
den die Eintragung angeregt wird. Er enthält vielmehr die empfangsbedürftige rechtsgeſchäft⸗ 
liche Erklärung des Willens, Eigentum durch die Eintragung zu erlangen. Er iſt daher nach $ 130 
Abſ 1, 3 unwiderruflich und bedarf zwar nicht zur Wirkſamkeit, wohl aber zur Vornahme der Ein⸗ 
tragung formellrechtlich nach 530 GBO der im 3 29 G80 vorgeſehenen Form (JFG 8, 217). 
Der Fiskus erwirbt das Eigentum erſt durch die Eintragung (JJ 8, 214). Hat der Aneignungs⸗ 
berechtigte (A 6) fein Recht auf Aneignung an einen andern übertragen (A 6), jo erwirbt der 
neue Erwerber das Grundſtückseigentum durch die auf ſeinen Antrag erfolgte Eintragung 
(RG 82, 75; 103, 166). Solange der Aneignungsberechtigte von feinem Aneignungsrecht durch 
Herbeiführung der Eintragung ſeines Eigentums noch keinen Gebrauch gemacht hat, können die 
Hypothekengläubiger ihr Intereſſe an der Bewirtſchaftung und Erhaltung des herrenlos geworde⸗ 
nen Grundſtücks durch Ausbringung der Zwangsverwaltung wahren (OL 35, 33). Die Wege 
zur Erlangung eines vollſtreckbaren Urteils und zur ſonſtigen Zwangsvollſtreckung erörtert A 2. 
Dagegen kann ein Pfleger zur Verwaltung des Grundſtücks nicht beſtellt werden, da der allein in 
Betracht kommende $ 1913 ſich nur über eine Perſonenpflegſchaft verhält (RJ 14, 304; KJ 
50, 52). Der Eigentumserwerb des Aneignungsberechtigten iſt zwar ein urſprünglicher, 
kein abgeleiteter, da er nicht auf einem Übertragungsakt des bisherigen Eigentümers beruht. 
Er nähert ſich aber einem Erwerb auf Grund eines Veräußerungsgeſchäfts inſofern, als er erſt 
durch einen Rechtsakt des bisherigen Eigentümers, nämlich deſſen Verzicht auf das Eigentum, 
ermöglicht wird. Deshalb und aus Geſichtspunkten der Billigkeit, die ſich namentlich aus der 
Unentgeltlichkeit der Aneignung ergeben, rechtfertigt ſich für den Fall, daß das von der Aneignung 
betroffene Grundſtück vermietet (oder verpachtet) iſt, die entſprechende Anwendung des $ 571. 
Wer ein Grundſtück im Wege der Aneignung erwirbt, tritt alſo nach $571 Abſ ! in die Rechte 
und Pflichten aus dem Miet- (oder Pacht-) Verhältnis ein (RG 103, 166). Dagegen findet $ 892 
auf einen Grundſtückserwerb kraft Aneignungsrechts keine Anwendung (JIch 15, 108). Die 
Anlegung des Grundbuchblatts über ein herrenloſes Grundſtück für den Fiskus (in Preußen) 
behandelt IFG 8, 211. 


Dritter Titel 
Erwerb und Verluſt des Eigentums an beweglichen Sachen 


I. Übertragung 


$ 929 


Bur Übertragung des Eigentums!) an einer beweglichen Sache ?) ift er- 
forderlich, daß der Eigentümer die Sache dem Erwerber 3) übergibt ) und 
beide darüber einig ſind ), daß das Eigentum übergehen ſoll. Iſt der Erwerber 
im Beſitze der Sache, ſo genügt die Einigung über den Übergang des Eigen- 
tums ) ?) 70) 8). 

E 1 874 II 842; M 3 333—339; P 3 194—196, 201. 


1. übertragung des Eigentums iſt das Rechtsgeſchäft, durch das der Eigentümer einen an⸗ 
dern an ſeiner Stelle zum Eigentümer macht; Übergabe und die das Einigſein herſtellende Eini- 
gung ſind Beſtandteile dieſes Rechtsgeſchäfts. Die Übertragung hat, da ſie die Einigung vorausſetzt, 
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die Natur eines Vertrags. Da aber dieſer Vertrag nicht die Begründung oder Veränderung von 
Schuldverhältniſſen zwiſchen verſchiedenen Perſonen, ſondern die unmittelbaren Rechtsbeziehungen 
der Perſon zur Sache zum Gegenſtand hat, jo find darauf die Geſetzesvorſchriften nicht anwendbar, 
die den Vertrag als Mittel zur Begründung von Schuldverhältniſſen regeln. Dies gilt in erſter 
Linie von allen Vorſchriften über den Vertrag, die ſich im zweiten Buche des BGB finden, aber 
auch von den im erſten Buch, dritter Abſchnitt, dritter Titel, enthaltenen, ſoweit ſie ihrem Inhalte 
nach für Schuldverhältniſſe beſtimmt find (R 66, 97). Durch Vertrag zugunſten eines Dritten 
(8 328 ff.) kann alſo kein Eigentum übertragen werden (NG 98, 283; nicht unbedenklich inſoweit 
RG 28. 1. 28 I 158/27, wo Vollzug einer Schenkung nach $ 931 durch Vertrag zugunſten eines 
Dritten angenommen wird). Mit Recht betont aber RG 124, 221 wiederum, daß ein Vertrag 
zugunſten eines Dritten grundſätzlich keine ſachenrechtliche Bedeutung hat. Im übrigen finden 
die Vorſchriften über Rechtsgeſchäfte und Verträge auch auf die Eigentumsübertragung An⸗ 
wendung. So insbeſondere die Vorſchriften über Bedingung und Zeitbeſtimmung (RG Warn 
1912 Nr 80). Die im $ 925 Abſ 2 enthaltene Beſchränkung — keine Auflaſſung unter einer Be⸗ 
dingung oder Zeitbeſtimmung — beſteht nicht für die Übertragung des Eigentums an beweglichen 
Sachen. Der weſentlichſte Fall der bedingten — und zwar aufſchiebend bedingten — Über⸗ 
tragung des Eigentums ift der der Übergabe der verkauften Sache unter Eigentums vorbehalt 
bis zur Zahlung des Kaufpreiſes nach $ 455. Der Wille des Verkäufers, das Eigentum der Sache 
auf den Käufer zu übertragen, muß in ſolchen Fällen noch vorhanden fein, wenn der letzte Kauf 
geldreſt bezahlt wird und damit die Bedingung eintritt. Bis dahin hat der Verkäufer noch nicht 
vollſtändig erfüllt. Deshalb iſt nach der Übergabe der Anſpruch auf Übereignung noch ſelbſtändig 
abtretbar und kann der neue Gläubiger das Eigentum unmittelbar von dem urſprünglichen Ver⸗ 
käufer erwerben, wenn dieſer von der Abtretung des Übereignungsanſpruchs benachrichtigt wird 
und mindeſtens durch Stillſchweigen zum Ausdruck bringt, daß er mit dem unmittelbaren Über- 
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Geſchäftsverbindung mit dem Erwerber entſtandenen und künftig entſtehenden For- 


9 


Fortbeft 

Uedruck finden. Über die Zuläſſigkeit des ſog. verlängerten oder erweiterten Eigentums- 
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ſolche Verpflichtung iſt aber nicht notwendige Vorausſetzung der Übertragung. Die Rechtswirk⸗ 
ſamkeit der Übertragung iſt von dem Beſtehen der Verpflichtung unabhängig (RG 19. 4. 17 IV 
34/17). Den Beteiligten ſteht es indeſſen frei, zu vereinbaren, daß die Übertragung nur wirkſam 
ſein ſoll, wenn eine Verpflichtung beſteht. Ob ſie es getan haben, iſt Tatfrage im einzelnen Falle 
(RG 54, 340; 28. 12. 06 VII 111/06). 

Auch die Verbotswidrigkeit oder Unſittlichkeit des Grundgeſchäfts macht die dingliche 
Eigentumsübertragung regelmäßig nicht nichtig (RG 63, 184; 68, 100; 75, 74; auch 154, 103; 
NIS JW 07, 5481; vgl. Heck, Das abſtrakte dingliche Rechtsgeſchäft, 1937, def. S. 38ff. mit 
Vorſchlägen zur Rechtserneuerung). Eine Ausnahme gilt nach § 138 Abſſ 2 für die Er⸗ 
füllung wucherlicher Grundgeſchäfte (RG 57, 95; 63, 184; 95, 244; 109, 202); denn hier iſt auch 
das Sichgewährenlaſſen der Vermögensvorteile für nichtig erklärt. Eine zweite Ausnahme iſt 
gegeben, wenn jemand ſein geſamtes Vermögen in den Formen des $ 930 einem andern über⸗ 
trägt, ſein Geſchäft aber unter dem Schein der Kreditwürdigkeit, alſo unter Täuſchung Dritter, 
fortführen ſoll und ſich dabei in vollſtändiger geſchäftlicher und wirtſchaftlicher Abhängigkeit von 
dem andern befindet („geknebelt“ iſt); im einzelnen Falle kann das eine oder das andere der beiden 
Merkmale mehr in den Vordergrund treten (RG 82, 313; 85, 344; 109, 202; Warn 1913 Nr 129; 
17. 2. 27 IV 522/26; 5. 4. 27 VI 596/26). Vgl. auch RG 145, 154 u. unten A 5 Abſ 2. 

2. Bewegliche Sachen (vgl. 35 90ff.). Nach § 929 konnen ſtets nur beſtimmte einzelne 
Sachen übertragen werden, nur ſie können Gegenſtand des mittelbaren oder unmittelbaren Be⸗ 
ſitzes ſein (RG 52, 385; 103, 153; Warn 1928 Nr 11; Gruch 51, 616). Bloße Beſtimmbarkeit 
genügt nicht (RG 113, 62; L8 1917, 867). Maßgebend ift der Zeitpunkt der Übertragung, 
ſpätere Ereigniſſe bleiben außer Betracht (NG 132, 188, inſoweit gegen 113, 61; Warn 1934 
Nr 52). Sachgeſamtheiten als ſolche oder Teile davon, z. B. für 2000 M. ſeidene Bänder von einem 
größeren Lager (RG Gruch 58, 1029) können nach $ 929 nicht übertragen werden; denn Gegenſtand 
des Beſitz⸗ und Eigentumserwerbs ſind auch bei einem Inbegriff nur die körperlichen Gegenſtände, 
nicht deren Werte (RG 16. 2. 26 VI 495/25); vgl. 8 930 A 3. Der ausgeſprochene Grundſaß gilt auch 
für den Fall des $ 419 (Vermögensübernahme). Doch können ſich die Partner über die Eigentums⸗ 
übertragung auch für eine Mehrzahl von Sachen zugleich und einheitlich einigen, auch bedarf es 
nicht für jedes einzelne Stück einer Geſamtheit einer beſonderen Übergabetätigkeit. Durch die 
Übertragung des Eigentums an dem Stammpapier wird nicht auch das Eigentum an dem — 
nicht mitübergebenen — Gewinnanteilſcheinbogen, einem ſelbſtändigen Inhaberpapier, über⸗ 
tragen. Dies muß beſonders geſchehen (RG 77, 333). Umgekehrt überträgt auch die Aushän⸗ 
digung des Gewinnanteilſcheinbogens oder des Zinserneuerungsſcheines, eines bloßen Ausweis⸗ 
papiers, nicht das Eigentum an dem Stammpapier (Rc LZ 1916, 1007). Wegen der Zucker⸗ 
ausfuhrſcheine als ſelbſtändiger unter §§ 929ff. fallender Sachen: § 952 A 4. An den nicht 
weſentlichen Beſtandteilen eines Grundſtücks wird das Eigentum nach $$ 929ff. erworben 
(RG IW 1928, 561°). — Lotterieloſe find regelmäßig Inhaberpapiere (JW 1912, 68115); 
ihre Übertragung vollzieht ſich nach den 9 929 ff. (RG St 67, 67). — Für die Ermächtigung des 
Verwahrers zur Verfügung über das Eigentum an Wertpapieren, die ihm zur Ver⸗ 
wahrung gegeben ſind, und die Rechtsſtellung des Hinterlegers bei der unregelmäßigen Ver. 
wahrung und beim Wertpapierdarlehn gelten jetzt die 88 13, 15 Bank-Depot® u (oben A 3 d 
vor 8 688, 9 688 A 1 c, § 700 A 5 u. 6). Wegen der Aneignung und des Eigentumsübergangs 
in dieſen Fällen Näheres bei Opitz, Depotch § 13 A 8, 9, 10; § 15 A 5, 6. 

3. Der Eigentümer dem Erwerber. Übertragung des Eigentums iſt begrifflich nur durch 
den möglich, der ſelbſt Eigentümer iſt. Dem ſteht nicht entgegen, daß nach $$ 932—934 unter 
beſonderen Umſtänden das Eigentum auch aus der Hand des Nichteigentümers erworben werden 
kann; denn hierbei handelt es ſich nur um eine Ausnahme aus Verkehrsrückſichten. Der Eigen⸗ 
tümer kann die Übergabe entweder ſelbſt bewirken oder durch einen Beſitzdiener oder auch durch 
den unmittelbaren Beſitzer vornehmen laſſen. In letzterem Falle kommt es nicht einmal darauf 
an, daß der Eigentümer mittelbarer Beſitzer iſt; es genügt, wenn der unmittelbare Beſitzer auf 
fein Geheiß die Übergabe vollzieht. Auch auf der Seite des Erwerbers konnen dritte Perſonen 
mitwirken; doch iſt dabei zu beachten, daß es eine eigentliche Stellvertretung im Beſitz nicht gibt 
und nicht geben kann, weil dieſer ein tatſächliches Verhältnis iſt (vgl. A 5 zu $ 854 u. A 1 a zu 
$ 930). Der dritte Empfänger der Sache macht den Erwerber alſo nur dann zum Beſitzer, wenn 
er ihn kraft eines von ihnen vereinbarten und unter $ 868 fallenden Rechtsverhältniſſes zum mittel. 
baren Beſitzer oder kraft eines Beſitzdienerverhältniſſes ($ 855) zum unmittelbaren Beſitzer macht 
(RG 137, 25). Wird die Sache vom Eigentümer an den Dritten ausgehändigt, bevor dieſer mit 
dem Erwerber das Verhältnis nach $ 868 vereinbart hat, fo kann er dieſes Verhältnis, wie es — 
zumal bei Kaufgeſchäften des täglichen Lebens — oft geſchieht, durch ein Inſichgeſchäft (8 181) 
begründen (RG 100, 192; RG St 54, 187; 83 1921, 7237). Auch dieſes Inſichgeſchäft muß aber, 
wie jedes, nach außen irgendwie in Erſcheinung treten (RG 139, 117; JW 1937, 330619). 

Der Übertragende muß im Augenblick der Übergabe Eigentümer fein. It er es noch nicht, 
fo kann er zu dieſer Zeit das Eigentum nicht übertragen. Überträgt er, bevor er Eigentümer ilt, 
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den Beſitz und ſind beide Teile einig, daß der neue Beſitzer Eigentümer werden ſoll, ſo geht zwar 
nicht auf Grund der Übergabe, wohl aber auf Grund des Beſitzes und der Einigung, alſo gemäß 
$ 929 Satz 2, das Eigentum in dem Augenblick, in dem es der Übertragende erlangt, und von 
dieſem auf den Erwerber über. 
4. Übergabe iſt die Einräumung der tatſächlichen Gewalt über die Sache im Sinne des 
3 854 (NG 53, 220), alſo regelmäßig eine Bewegung im Raume und damit eine körperliche Hand⸗ 
lung, die wohl beurkundet werden kann, ſich aber außerhalb jeder Urkunde vollzieht (NG 109, 
203). Sie beſteht in der Übertragung des unmittelbaren Beſitzes (NG 137, 25), und es iſt für 
die Übergabe unerläßlich, daß ein Wechſel in der Perſon des unmittelbaren Beſitzers eintritt. 
Allerdings braucht nicht gerade der Veräußerer der unmittelbare Beſitzer geweſen und der Er⸗ 
werber dies geworden zu ſein (vgl. A 3). Nicht genügend iſt alſo, daß der Erwerber vom Ver⸗ 
äußerer mittelbaren Beſitz erwirbt, ſei es durch Übertragung ſchon beſtehenden mittelbaren 
Beſitzes nach § 870, wobei die Perſon des unmittelbaren Beſitzers unverändert bliebe, ſei es 
durch Begründen eines Beſitzmittlerverhältniſſes zwiſchen Veräußerer und Erwerber, wobei 
dem Veräußerer der unmittelbare Beſitz verbliebe. In dieſen Fällen handelt es ſich nicht 
um Übergabe, ſondern um Übergabeerſatz, fie werden in den 88 931 u. 930 behandelt. Keine 
Übergabe ift deshalb auch ein Vorgang von der in $ 870 A geſchilderten Art, worin nicht einmal 
eine Abtretung des Herausgabeanſpruchs gefunden werden konnte. Wenn in der ſchon 
mehrfach angezogenen Entſcheidung (RG 137 S. 23ff.) auf S. 26f. das Vereinbaren eines 
Beſttzmittlerverhältniſſes als Übergabe bezeichnet ift, fo liegt darin ein dem ſonſtigen Inhalt der 
ticheidung widerſprechendes Vergreifen im Ausdruck. Gefragt war, wann der Erwerber 
den Beſitz im Sinne von $ 934 erlangt habe, und geantwortet follte werden, daß dazu das Erlangen 
mittelbaren Beſitzes genüge. So auch die im weiteren Verlauf angezogenen Entſcheidungen 
R 89, 348; 135, 75. Um den Begriff der Übergabe handelte es ſich gar nicht. — Wohl aber iſt 
eine Übergabe anzuerkennen, wenn der Veräußerer der Sache Beſitzdiener des Erwerbers 
wird; denn damit iſt der unmittelbare Beſitz vom Veräußerer auf den Erwerber übergegangen. 
as iſt unter Umſtänden ſogar möglich, ohne daß eine Bewegung im Raume ſtattfindet, 
3. B. wenn ein bisher ſelbſtändiger Kaufmann mit ſeiner Ware als Angeſtellter des Erwerbers 
in ſeinem bisherigen Laden verbleibt. — Wann die tatſächliche Übergabe wirklich vollzogen 
, kann immer nur auf Grund der beſonderen Umſtände des Einzelfalls entſchieden werden. 
Jede Möglichkeit einer Verfügung durch Dritte braucht nicht ausgeſchloſſen zu ſein (RG 106, 135), 
eine verzollte Kiſte kann zurückgegeben fein, auch wenn fie vorläufig noch im Abfertigungsraum 
des Zollamts verbleibt (RG 26. 5. 11 III 408/10). Das bloße Einfüllen der Ware in Gefäße, 
welche der Käufer für den Verſand geſchickt hat, genügt natürlich nicht (RG 97, 252). Wer 
die tatſächliche Gewalt ſelbſt nicht beſitzt, kann fie nicht einräumen. Ein geſunkenes Seeſchiff kann 
nicht nach $ 929 (übrigens auch nicht nach $ 930 oder $ 931 oder durch bloßen Vertrag nach $ 474 
9B) übereignet werden (Recht 1918 Nr 1536). Wo aber unter beſonderen Umſtänden die tat- 
waliche Gewalt auch an verſunkenen Sachen noch fortbeſteht, wie an dem in A 3 zu $ 856 er⸗ 
5 ähnten Ankergeſchirr, ift auch eine Übergabe möglich. Eine nur einſtweilige körperliche Hingabe 
5 er eine Hingabe nur zu borübergehendem Gebrauch genügt nicht (MG 75, 221; 24. 4. 15 V 522/14; 
vgl. Reh 92, 265). — Die Übergabe iſt Willensbetätigung, ſie erfordert den Willen des Ver⸗ 
auerens, den Erwerber in die Lage zu verſetzen, die tatſächliche Gewalt über die Sache auszu- 
d en — ſonſt würde bei dem Erwerber verbotene Eigenmacht vorliegen (Rd 137, 25) — und weiter 
5 Erfolg, daß der Erwerber auch wirklich in dieſe Lage kommt (NG JW 1912, 129%; RG 72, 312). 
Aida kann die Übergabe in der mannigfachſten Ark geſchehen. Ausgeſchloſſen iſt aber eine nur 
e, nur durch Zeichen kundgemachte Übergabe (RG 77, 201); denn es handelt ſich nicht 
356 das Einräumen einer rechtlichen Befugnis, ſondern um das der tatſächlichen Gewalt (RG 74, 
FH Anſchlagen mit dem Holzhammer an lagerndes Holz, wie es im Holzhandel noch vielfach 
15 ich ift, reicht nicht aus (Ob Ger Danzig JW 1932, 671). Die Übergabe der Schlüffel zum Aufbe 
mit dengeraum, erſetzt nur dann die Übergabe der darin befindlichen Sachen, wenn der Erwerber 
1 05 den Schlüſſeln wirklich die Herrſchaft über den Raum und die Sachen erlangt (RG 66, 258; 
öffn 100; Gruch 48, 955; 11. 6. 26 VI 68/26). Hat die Tür kein Schloß oder ſchließt es nicht oder 
„nen die Schlüſſel nicht ſämtliche Schlöſſer, fo iſt die Übergabe nicht vollzogen. Sie iſt es aber, 
1 3. B. A dem B den Schlüſſel zur Tür des Aufbewahrungsraums übergibt und B im Ein⸗ 
derſtändnis mit A einen zweiten unverſchließbaren Zugang vernagelt (RG JW 1904, 11412). 
Winliches Zurückbehalten anderer, ebenfalls paſſender Schlüſſel ſteht der Übergabe und ihrer 
Schliameit nicht entgegen (RG 103, 100). Der ſpätere Verluſt des Beſitzes durch Weggabe der 
zwelücſel hebt das einmal begründete Eigentum nicht auf (RG 11. 6. 26 VI 68/26). Hat ein Raum 
ehh Zugänge und behält A die Schlüffel zu dem einen Zugang und übergibt dem B, der dieſes 
12 die Schlüſſel zum andern Zugang, ſo erlangen A und B Mitbeſitz an dem Raum. Die von 
in m B in den Raum eingebrachten Sachen konnen dabei, wenn das ihrem Willen entſpricht, 
Bein Alleinbeſitz bleiben (RG 8. 1. 24 VII 597/23). Keine genügende Beſitzeinräumung liegt 
‚ wenn bei der Übereignung von Malz, das in einem Speicher (Silo) des Veräußerers lagert, 


Rur eine auf den Erwerber hinweiſende Tafel angebracht und ein dem Betriebe des Veräußerers 
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angehöriger „Treuhänder“ eingeſetzt wird, ſofern der Speicher zu den Zwecken des Betriebes 
zugänglich bleibt und die Ausläufe unverſchloſſen ſind (RG 151, 184; dazu Stoll ZAk DR 1937, 83). 

Der Erwerber muß unter allen Umſtänden den Willen haben, Eigentum zu erwerben. 
Fehlt dieſer Wille, fo geht das Eigentum nicht über (RG HanſRuch Z 31 B 643). Gegen den 
Willen des Erwerbers iſt das erſt recht nicht möglich. Wegen der Erklärung des Willens vgl. 
A 5 Abſ 2. Eine Übernahmetätigkeit des Erwerbers iſt nicht immer erforderlich. Ein ein⸗ 
faches Niederlegen oder Zurücklaſſen der Sache bei dem Erwerber genügt aber nur, wenn eine 
ſolche Art der Übergabe wenigstens hilfsweiſe vereinbart ift (R& 7. 12. 23 III 37/23). Regelmäßig 
wird die Sache von Hand zu Hand übergeben werden; der Veräußerer kann ſich aber darauf be⸗ 
ſchränken, dem Erwerber den Zugriff zu geſtatten. Vollendet wird dann die Übergabe, ſobald der 
Erwerber die Sache ergreift. Das muß äußerlich erkennbar fein (RG Warn 1919 Nr 125); denn 
die äußere Erkennbarkeit bildet bei jedem dinglichen Herrſchaftsverhältnis das allgemeine kenn⸗ 
zeichnende Merkmal (RG 77, 201). 

Eine Übergabe im Sinne des $ 929 findet auch bei den Verkaufsautomaten und ähnlichen 
Einrichtungen ſtatt. Setzt der Unternehmer den Automaten mit der dazugehörigen Inſchrift 
in Betrieb, jo erlaubt er dem Einwerfer des verlangten Geldes die Wegnahme der Sache und der 
Zahlende erlangt durch das Wegnehmen der herausgefallenen Sache den Beſitz umgekehrt kommt 
das eingeworfene Geld mit dem Willen des Einwerfenden in die tatſächliche Gewalt des Unter⸗ 
nehmers (vgl. RGSt 44, 114). 5 

Die Einräumung des Mitbeſitzes ſteht der Übergabe nicht gleich und genügt nicht, um 
Alleineigentum oder Miteigentum zu übertragen. Dagegen reicht ſie aus, um Miteigentum 
zu begründen (vgl. A 5 Bb zu $ 1008). Andere Fälle, in welchen ſchon die Einräumung des 
Mitbeſitzes rechtserheblich iſt, find ir den $$ 1081 und 1206 geregelt (RG 23 1918, 498°). Das 
Geſagte betrifft aber nur den Mitbeſitz zwiſchen Veräußerer und Erwerber. Übergabe zu 
Mitbeſitz an den Erwerber und einen Dritten genügt, wenn ſie auf Wunſch des Erwerbers 
vorgenommen wird, etwa weil er mit Erwerb des Eigentums dem Dritten ſogleich ein Pfandrecht 
an der Sache beſtellen will (§ 1206). 

5. einig find. Nicht die Einigung wird hier erfordert, ſondern das Einigſein (RG 109, 
203), der Zuſtand, der ſich aus der Einigung ergibt. Der Unterſchied iſt in dem Regelfalle der 
Gleichzeitigkeit von Einigung und Übergabe bedeutungslos, kann aber von weſentlicher Bedeu⸗ 
tung dann werden, wenn die Übergabe, wie beim Verſand, der Einigung nachfolgt. Hier 
tritt neben die Frage: „Sind die Beteiligten einig geworden?“ die andere Frage: „Waren die 
Beteiligten auch im Augenblick der Erlangung der tatſächlichen Gewalt durch den Erwerber 
noch einig?“ Dieſe Frage iſt um deswillen nötig, weil bei der Übertragung des Eigentums an 
beweglichen Sachen das Geſetz davon abſieht, den Beteiligten die Möglichkeit einer Bindung 
an die Einigung zu eröffnen (vgl. $ 873 Abſ 2). Eine ſolche Bindung ergibt ſich auch nicht daraus, 
daß das Geſchäft unter einer Bedingung abgeſchloſſen iſt. Vor der Übergabe kann daher jeder 
Beteiligte von der Einigung wieder abgehen und dadurch den Eigentumsübergang vereiteln — 
unbeſchadet natürlich der Frage, inwieweit er ſchuldrechtlich verpflichtet iſt, das Eigentum zu 
übertragen. Für die Antwort auf die Frage, ob die Beteiligten noch einig find, ift entſcheidend, 
daß es ſich um einen Dauerzustand handelt und daß deshalb, wer ſein Beſtehen behauptet, nur 
ſein Entſtehen, alſo das Zuſtandekommen der Einigung, zu bemeifen hat. Iſt die Einigung 
bewieſen, ſo muß derjenige, welcher behauptet, das Einigſein beſtehe nicht mehr, die Tatſache 
beweiſen, durch die es beendigt iſt. Dieſe Tatſache kann keine rein innere ſein. Es genügt nicht, 
daß der Beteiligte nicht mehr gewollt hat; er muß ſein Nichtmehrwollen dem Gegenbekeiligten 
zu erkennen gegeben haben. Wie hier RG 83, 230; 135, 367. In dem erſten der in dieſen Urteilen 
behandelten beiden Fälle fehlte es ſchon an einer Einigung. Weder der Erblaſſer noch der Erbe 
waren mit dem Erwerber über den Eigentumsübergang einig geworden. r 

Als Beſtandteil des Übertragungsgeſchäfts unterfteht die Einigung über die Übertragun 
des Eigentums den allgemeinen Vorſchriften über Rechtsgeſchäfte und Verträge (vgl. A 1). St 
die Übergabe als ſolche eine von beiden Teilen ausgeführte ſtrafbare (z. B. Schmuggel-) Handlung, 
fo iſt der dingliche Vertrag nichtig (8 138) (RGSt 70, 230; vgl. auch RG 145, 154). Bei Willens⸗ 
unfähigkeit auch nur eines Vertragsteiles iſt die Einigung nichtig (NG Warn 1930 Nr 161). Sie 
ſetzt unbeſchadet des $ 151 nicht nur den beiberfeitigen Willen, ſondern die gegenſeitige Willens ⸗ 
erklärung voraus. Deshalb ift (anders als bei der Übergabe; vgl. A 3) bei der Einigung auch all- 
gemein und auf beiden Seiten eine wirkliche Vertretung zuläſſig (RZ 137, 27f.). Auf die 
Einigung als Willenserklärung finden alſo die 88 164ff. Anwendung und eg iſt belanglos ($ 164), 
ob der Vertretene dem Gegenbeteiligten bekannt iſt, wenn nur das Vertretungsverhältnis erkennbar 
hervortritt. Darüber hinaus iſt ſogar anzunehmen, daß der Vertreter des Erwerbers doch in der 
Regel für dieſen erwirbt, auch wenn das Vertretungsverhältnis dem Veräußerer gegenüber nicht 
hervortritt. Denn meiſt wird bei der Übertragung beweglicher Sachen, insbeſondere bei der Tiber- 
tragung zufolge Kaufes, der Zug um Zug erfüllt wird, der Veräußerer kein Gewicht darauf legen, 
wer der Eigentümer wird, und er wird deshalb in dem Sinne übertragen, daß nicht notwendig der 
ihm Gegenüberſtehende, ſondern derjenige Eigentümer werden ſoll, den es wirklich angeht, alſo 
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nicht der Vertreter, ſondern der Vertretene (RG 99, 208; 100, 191ff.; 109, 167; 23 1915, 5135; 
Seuffü 78 Nr 136; 21. 6. 29 VII 604/28; R6St Warn 1924 Nr 158, betr. Auszahlung eines 
Bankſchecks). Aus dem $ 166 folgt weiter, daß es auf den guten Glauben des Vertreters 
ankommt, wenn ein ſolcher bei der Einigung mitwirkt und in dem entſcheidenden Zeitpunkt über 
den Eigentumsübergang „einig iſt“ (58 932 ff.). Die Mitwirkung dritter Perſonen nur bei der 
Ubergabe (vgl. A 3) iſt inſofern ohne Bedeutung, weil fie keine Stellvertretung iſt. Hier bleibt 
es bei der Regel, daß der Erwerber gutgläubig geweſen fein muß (RG 137, 27f.). Der Wille 
wird beim Übertragen des Eigentums an beweglichen Sachen beſonders häufig durch ſchlüſſiges 
Verhalten erklärt werden. Wird die verkaufte Sache vom Verkäufer dem Käufer in Erfüllung 
des Kaufvertrags übergeben, fo ift die Einigkeit regelmäßig als vorhanden anzuſehen. Auf einen 
etwa abweichenden inneren, nicht erklärten, Willen kommt es nicht an (RG 47, 270; Warn 1927 
Nr 13; 7. 12. 23 VII 107/23). Wer Eigentümer der mit Eheſtandsdarlehen (vgl. Geſ v. 3. 11. 
1937 Art 18 1 Abſ 4 RG Bl 1937 I, 1158; 1938 I, 341, 1670) angeſchafften Gegenſtände wird, 
richtet ſich allein nach dem dinglichen Erwerbsgeſchäft, grundſätzlich ohne Rückſicht darauf, wem 
das Darlehn gegeben worden iſt (vgl. über Eigentumsfragen beim Eheſtandsdarlehn: Gran⸗ 
zo w⸗Rebhuhn DR 1938, 120; Freund ZW 1938, 1785; Lange das. 3081; Eggener DGWR 
1939, 97; 51008 A 3). Beim Verſendungskauf will der Verkäufer ebenfalls Eigentum übertragen, 
der Käufer nimmt die Ware im Zweifel aber zunächſt nur ab, um ſeiner Abnahmepflicht (§ 433 
Abſſ2) zu genügen und die Vertragsmäßigkeit der Ware zu prüfen. Das Eigentum erwirbt er 
erſt, wenn er den Erwerbswillen, wenn auch nur durch ſchlüſſiges Verhalten, kundgibt (RG 108, 
27). Das kann in dem Beſtätigen des Empfanges, in längerem Behalten, Einbauen, Weiter⸗ 
veräußern und ähnlichem gefunden werden (RG 64, 145). Auch mit der Abnahme eines 
Werkes im Sinne des $ 640 Abs! hat der Eigentumsübergang grundſätzlich nichts zu tun. Unter 
Umſtänden kann das eine ein Anzeichen für das andere ſein, die Abnahme kann aber vor dem 
Agentumsübergang und dieſer vor jener ftattfinden (RG LZ 1914, 857). — Wegen beſonderer 

Fälle der Eigentumsübertragung nach $ 929 Satz 1 vgl. A 7f. und 9 930 A 1a a. E. 

. 6. Übertragung des Eigentums an den Beſitzer (Satz 2). Es handelt ſich hier nicht um einen 

Übergabeerſatz wie in den $$ 930, 931, ſondern darum, daß die Übergabe nicht erforderlich ift, 
weil der Erwerber die tatſächliche Gewalt ſchon hat (ogl. hierzu auch A 4 zu $ 854). Auch künftige 
Sachen, z. B. Aktien, können unter der Bedingung ihrer Entſtehung nach § 929 Satz 2 übereignet 
werden (RG 85, 333). 

„Beſitzer i. S. von $ 929 Satz 2 iſt auch der mittelbare Beſitzer (MG 103, 153; 16. 4. 26 VI 28/26 
Ach St Warn 1932 Nr 148). Es iſt einerlei, ob der bisherige unmittelbare Beſitzer ſelbſt Eigentümer 
werden oder ob er für einen Dritten, dem er den Beſitz vermitteln ſoll, Eigentum erwerben will 
RG JW 1938, 139411). Der Erwerb durch Einigung allein kann alſo auch dann ſtattfinden, wenn 
der Erwerber die zu erwerbende Sache nicht mehr ſelbſt in Händen, ſondern z. B. verliehen hat. 
& bedarf in dieſem Falle des Weges des $ 931 nicht. Unanwendbar iſt $ 929 Satz 2 aber, 
wenn der Erwerber der mittelbare und der Veräußerer ſelbſt der unmittelbare Beſitzer iſt; hier 
würde es an einer äußerlich in die Erſcheinung tretenden Anderung der Beſitz⸗ und Eigentums⸗ 
verhältniſſe fehlen, die Vorausſetzungen des Eigentumsüberganges würden noch geringer ſein, 
als bei dem Beſitzvorbehalt nach $ 930 (ch 126, 25f.). Deshalb genügt auch ein nach $ 825 BO 
zegehender Gerichtsbeſchluß, welcher das Eigentum an der Pfandſache dem fie mittelbar beſitzenden 
[ fandungspfandgläubiger zuſpricht, für ſich allein nicht, das Eigentum zu übertragen; vielmehr 
muß noch die Übergabe durch den Gerichtsvollzieher hinzukommen (Rh ebenda; vgl. auch RG 
5.6.34 VII 2/34). Der Beſitzdiener iſt nach $ 855 nicht Beſitzer. In der Einigung des Beſitzers 
und des Beſitzdieners, daß dieſer Eigentümer werden foll, liegt aber auch die Einigung, daß die 
karſachliche Gewalt auf ihn übergehen ſoll; dieſe Einigung genügt nach $ 854 Abſ 2, um den Beſitz⸗ 
acer zum Beſitzer zu machen, da er in der Lage ift, die Gewalt über die Sache auszuüben (NG 
A 1920, 6951; Warn 1924 Nr 104). Auf dieſe Weife iſt es dem Beſitzer möglich — außer durch 
h ergabe nach $ 929 Satz 1 — auch nach $ 929 Satz 2 Eigentum auf feinen Beſitzdiener zu über⸗ 
wagen. Hinſichtlich der Vorausſetzungen und Kennzeichen der Einigung gilt das in A5 Geſagte. — 
5 teberhott iſt ausgeſprochen worden, daß die dem Bankherrn nach $ 2 des Depotgeſetzes vom 
5. 6. 1896 erteilte Ermächtigung, über hinterlegte oder verpfändete Wertpapiere zu ſeinem Nutzen 
Tu verfügen, für ſich allein nicht notwendig den Übergang des Eigentunts an den Bankherrn zur 
Folge hat (RG 58, 286; Warn 1910 Nr 167). ö n 
Be Auch der Mitbeſitzer beſitzt, gleichviel ob er unmittelbarer oder mittelbarer Mitbeſitzer iſt. 
9 Nißt er nur mit einem oder mehreren Dritten zuſammen, hat alſo der Veräußerer keinerlei 

N itz an der Sache, ſo genügt die Einigung des Veräußerers und des Mitbeſitzers, um den Eigen⸗ 

Meübergang nach $ 929 Satz 2 herbeizuführen. Gehört dagegen der Veräußerer ebenfalls zu 
sehn Mitbeſitzern, ſo genügt die bloße Einigung nicht. Der Veräußerer muß in dieſem Falle noch 

„ch eigenen Mitbeſitz auf den Erwerber übertragen, fei es durch Übergabe nach $ 929 Satz 1, 
des nich Übergabeerjag nach 88 930, 931. Nicht unbedenklich deshalb RG L8 1915, 51. Wegen 
> Miteige ntums vgl. oben A Kletzter Abſatz und unten A 7f., wo auch die Anwendung von 
9829 Satz 2 auf einen beſonderen Fall des Miteigentums erörtert wird. 
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7. Beſondere Fälle. Wer mit dem Geld eines andern Sachen in der Abſicht anſchafft, ſie 
für ſich ſelbſt zu erwerben, und fie übergeben erhält, wird Eigentümer; der andere hat gegebenen- 
falls ſchuldrechtliche Ansprüche (RG 23 1920, 6951). Wer im Auftrag eines andern fremdes 
Geld bei einer Bank in deutſches umwechſelt, um es für den andern zu erwerben, erwirbt es für 
dieſen; ein Auftragsverhältnis fällt unter $ 868; ſpätere Aneignung iſt alſo Unterſchlagung (RGSt 
22 1921, 7237). Anders bei Grundſtücken. Wer als ſtiller Stellvertreter ein Grundſtück aufge- 
laſſen erhält und als Eigentümer eingetragen wird, iſt ſelbſt Eigentümer geworden, und zwar, 
da es nur ein Eigentum gibt, auch dem Vertretenen gegenüber. Ob dieſer einen ſchuldrechtlichen 
Anſpruch auf Übereignung hat, iſt Tatfrage des einzelnen Falles (RG 23 1922, 242). Ein Aus⸗ 
ſonderungsrecht im Konkurſe des ſtillen Vertreters, der ſelbſt Eigentümer geworden iſt, ſteht dem 
Vertretenen auch dann nicht zu, wenn er den Übereignungsanſpruch hat (NG 25. 5. 21 V 37%/1).— 
Bei Verſendungsverkäufen beginnt die Übergabe mit der Aushändigung der Ware an den Fracht⸗ 
führer zum Zweck der Übermittlung an den Käufer (wegen ihrer Vollendung vgl. A 5). Iſt eine 
beſondere „Abnahme“, z. B. das gemeinſchaftliche Erproben der gelieferten Maſchine, vorgeſehen, 
ſo hat dies mit der Übergabe an ſich nichts zu tun (RG 21. 3. 22 VII 287/21). Fälle, in denen 
der die Ware entgegennehmende Spediteur gleichzeitig Bevollmächtigter des Käufers iſt, werden 
ſelten fein. Iſt ein ſolcher Fall gegeben, dann kann Eigentum ſchon mit der Übergabe der Ware an 
den Spediteur übergehen. Die Abrede: „die Ware geht mit der Ausſtellung der Rechnung in Ihren 
Beſitz über“ iſt jedoch bedeutungslos (RG 102, 41). — $ 447 betrifft nur die Überſendungsgefahr. 
Ware, die auf Grund von Kriegsverordnungen unterwegs beſchlagnahmt wurde, war regelmäßig 
Ware des Verkäufers, ihn traf die Beſchlagnahme, er hatte noch nicht erfüllt und konnte wegen 
eingetretener Unmöglichkeit auch nicht mehr erfüllen (RG 92, 34; 23 1920 6871, 7016). — 
Der Erſteher erwirbt das Eigentum an einer verſteigerten Pfandſache nicht ſchon mit dem Zuſchlag, 
ſondern erſt mit der Ablieferung der Sache an ihn. Zur Ablieferung der zugeſchlagenen Pfandſache 
an den Erſteher genügt nicht eine Erklärung des Gerichtsvollziehers, er geſtatte ihm die 
Sache alsbald in Beſitz zu nehmen und wegzuſchaffen (RG 153, 261; 156, 397; Glücklich DGWR 
1938, 376). Übrigens ſteht der Gerichtsvollzieher den Beteiligten als Beamter gegenüber; die 
Pfandverwertung ($ 817 ZRO) iſt Staatshoheitshandlung; die Ablieferung überträgt dem Er⸗ 
ſteher auch dann das Eigentum an der Sache, wenn ein anderer als der Schuldner Eigentümer 
war (RG 156, 398; Lent ZAk DR 1937, 329; Hubernagel daſ. 1938, 308; Roquette YW 1938, 
897; Sack das. 443; vgl. auch HRR 1934 Nr 807; 1937 Nr 507; JW 1934, 571 und Jäckel daſ. 676; 
unt. § 932 A 1 Ab 3 und § 935 A 7a. E.). 

74. Auch das Miteigentum iſt Eigentum. Das Miteigentum an einer beweglichen Sache wird 
daher in derſelben Weiſe übertragen wie das Alleineigentum, doch genügt es zu ſeiner Be⸗ 
gründung, wenn der Veräußerer dem Erwerber den Mitbeſitz einräumt (vgl. oben A 4letzter 
Abſatz und die A 2 und 5 Bb zu § 1008). Im Verkehr mit Wertpapieren ſpielt das Miteigentum 
neuerdings eine große Rolle durch das Giroſammeldepot (vgl. darüber § 948 A 3, § 700 A 6). Die 
Verſchaffung von Miteigentum an den im Sammeldepot liegenden Stücken genügt regelmäßig 
als Erfüllung eines auf Übereignung von Wertpapieren abzielenden Vertrages (RG 139, 116). 
In die Verfügung über die Miteigentumsanteile kommt dadurch eine gewiſſe Beſonderheit, daß 
der Kontoinhaber über den ihm gutgeſchriebenen Anteil nur mittels ordnungsmäßig ausgeſtellter 
(weißer, roter oder grüner) Wertpapierſchecks oder mittels Wertpapierfernſchecks verfügen 
kann (Geſchäftsbeſtimmungen der Bank des Berliner Kaſſenvereins von 1938 9 94 Abſ 2). Bei der 
Ausſtellung der weißen Wertpapierſchecks ($ 95 GejchBeft.) beauftragt er die Bank, eine 
beſtimmte Anzahl von Stücken an den Erwerber auszuhändigen, der auch der Überbringer des 
Schecks fein kann. Er macht alſo von feinen aus $ 419 Abſ 2 HGB abzuleitenden und auch durch 
$ 94 Abſ 2 aaO. gewährleiſteten Rechte Gebrauch, die Aushändigung einer feinem Miteigen⸗ 
tumsanteil entſprechenden Zahl von Stücken zu verlangen. Das Eigentum geht auf den Erwerber 
erſt mit der Aushändigung über. Hierbei handelt es ſich um einen Fall der Übereignung nach 
9 929 Satz 1, wo nicht der Veräußerer die Übergabe vornimmt, ſondern der (von ihm verſchiedene) 
unmittelbare Beſitzer (vgl. oben A 3). Wer als Erwerber die Empfangnahme der Stücke verzögert, 
tut das auf eigene Gefahr. Geht noch vorher der Veräußerer in Konkurs, fo ſteht ihm kein Ausſon⸗ 
derungsrecht zu. — Bei der Ausſtellung eines roten Wertpapierſchecks ($ 96 GeſchBeſt.), 
beauftragt der Kontoinhaber die Sammelbank, dem Erwerber, der aber ſelbſt Kontoinhaber ſein 
muß, einen beſtimmten Miteigentumsanteil gutzuſchreiben. Darin liegt die Anweiſung an die 
Bank, den Veräußerer der betreffenden Wertpapiere nicht mehr als Hinterleger anzuſehen 
und mit dem Erwerber einen neuen Hinterlegungsvertrag abzuſchließen, kraft deſſen die Bank 
fortan die geſamten Wertpapiere der bezeichneten Gattung auch für dieſen als Hinterleger ver⸗ 
wahrt. Der Vertrag kommt in der Regel zuſtande durch die Benachrichtigung des Erwerbers 
über die Umſchreibung („blaue Gutſchrift“) und deſſen, meiſt wohl ſtillſchweigende, Annahme, 
Der Erwerber iſt dadurch mittelbarer Mitbeſitzer der geſamten Wertpapiere geworden und bei 
fortdauerndem, durch die Einigung begründeten Einigſein des Veräußerers und des Erwer⸗ 
bers über den Eigentumsübergang geht damit auch das Miteigentum auf den Erwerber über. 
Hat der Veräußerer über ſeinen ganzen Miteigentumsanteil verfügt, ſo iſt der Erwerber nur Mit⸗ 
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beſitzer neben den übrigen Miteigentümern, im Verhältnis zu dem Veräußerer alſo Alleinbeſitzer 
geworden. Hat der Veräußerer nur über einen Teil ſeines Miteigentumsanteils verfügt, ſo iſt der 
Exwerber auch im Verhältnis zu ihm Mitbeſitzer. Der Erwerb des Miteigentums wird aber dadurch 
nicht beeinträchtigt, da der Erwerber in dieſem Falle Miteigentümer neben dem Veräußerer 
werden ſoll, es ſich alſo um die Begründung von Miteigentum handelt (vgl. oben A 4 letzter 
Abſatz und den Eingang zu dieſer A.). Bei der Ausſtellung des roten Schecks wird der dritte 
der in A 1 zu 9 870 und A 2 zu 8 931 erwähnten Wege benußt, auf denen der mittelbare Beſitzer 
ſein Eigentum übertragen kann. Dies geſchieht auf Grund des $ 929 Satz 2. Eine Übergabe 
im Sinne von Satz 1 dal. liegt nicht vor, weil der unmittelbare Beſitzer nicht gewechſelt hat (vgl. 
oben A 4; 9 870 A 1). Zur Frage des etwaigen Erwerbes kraft guten Glaubens vgl. 934 

3. — Bei der Ausſtellung eines „nur zur Verrechnung“ geſtellten weißen Wertpapier- 
ſchecks (8 95 Abſ 2 GeſchBeſt.) wird die Bank beauftragt, den Miteigentumsanteil einem andern 
Kontoinhaber gutzuſchreiben: dem im Scheck benannten Erwerber des Anteils oder dem Über⸗ 
bringer des Schecks. Die Sache liegt dann im übrigen ſo, wie bei der Ausſtellung eines roten 
Werkpapierſchecks. — Darüber, daß eine Übereignung der Miteigentumsanteile auch nach $ 931 
an ſich möglich wäre, aber tatſächlich nicht vorgeſehen iſt, vgl. A 6a zu $ 931. — Die Verpfän⸗ 
dung wird durch grüne Wertpapierſchecks bewirkt ($ 97 GeſchBeſt.; A 10 zu 8 1205). Wert⸗ 
papierſchecks dienen zur Übertragung von Sammelbeſtandteilen auf Begünſtigte, die einer 
anderen zur „Arbeitsgemeinſchaft deutſcher Wertpapierſammelbanken“ gehörenden Wertpapier⸗ 
ſammelbank angeſchloſſen ſind. Dieſe Arbeitsgemeinſchaft, deren Geſchäftsführung in den Händen 
der Bank des Berliner Kaſſenvereins liegt, iſt eine loſe Vereinigung ohne Satzung, welche die 
reibungsloſe Abwicklung des Wertpapierferngiroverkehrs bezweckt. Zu dieſem Behufe iſt dieſer 
Verkehr einheitlich geſtaltet worden, auch hinſichtlich der vertraglichen Regelung. Die näheren 

eſtimmungen über das Großſammeldepot finden ſich, einheitlich gefaßt für alle Wertpapier⸗ 
1 (Bek. v. 1.5.1937 RG Bl 1937 J, 558; 1938 I, 1848; 1939 J, 386) in den 8 77—99 
eſt. 

8. Zwiſchenſtaatliches Recht. Für dingliche Rechtsverhältniſſe iſt regelmäßig das Recht des 
Ortes maßgebend, wo die Sache ſich befindet; deshalb ſind nach dieſem Recht auch die Erforder⸗ 
niſſe der dinglichen Rechtsänderung beim Eigentumserwerb beweglicher Sachen zu beurteilen 
{RG 30. 11. 23 VII 186/23; 14. 12. 22 IV 409/21). Dies gilt auch für den Rechtsübergang an 
einer Aktie (Inhaberaktie), wenn nach dem anzuwendenden ausländiſchen Recht feſtſteht, daß ſie 
le 4 Sache zu behandeln iſt (RG 10. 3. 1934 V 234/33). Vgl. auch § 930 A 7, 


Im internationalen Privatrecht gilt für den Erwerb des Eigentums das Recht des 
Ortes, an dem ſich die zu übereignende Sache befindet (RG 11, 55; 18, 45; 103, 31; 119, 215; 
28 1903, 250; 1885, 253; RR 1930, 2066; Rz VII 186/23). Es gilt auch für den Erwerb mittels 
Ubertragung des Konnoſſements (RG 119, 215); befindet ſich die Ware in einem Land, welches 
das Konnoſſement nicht kennt (z. B. Frankreich), jo kann der Eigentumsübergang nur ſtattfinden, 
wenn analoge Rechtseinrichtungen gegeben ſind, wie z. B. die Übereignung durch bloßen Vertrag. 
Die lex rei sitae gilt aber nur für das dingliche Übereignungsgeſchäft, nicht für das obligatoriſche 
Grundgeſchäft. Nach ſtändiger Rechtſprechung ift die lex rei sitae auch maßgebend für die Über- 
eignung von Wertpapieren (NG IW 1895, 302; 1897, 573; Seuffü 87, 161; 88, 193; HRR 1935, 
1608). Anderer Anſicht iſt nur MG 112, 27, wo die Übereignung von in einem Londoner Bank⸗ 
depot liegenden amerikaniſchen shares nach deutſchem Recht behandelt wird; doch kam es in jenem 
en hierauf nicht entſcheidend an. Die alleinige Anwendung der lex rei sitae auf Wertpapiere 
führt indes vielfach zu mißlichen Folgen. Denn die im Papier verbriefte Forderung unterſteht 
Ihrem beſonderen Recht und kann häufig nicht in der Form der lex rei sitae mit übertragen werden. 
te Folge ift dann, daß der Erwerber des Papiers ohne Forderung Gewährleiſtungsanſprüche 
erheben kann (RG 10, 169; 30, 154; 109, 295). Man wird daher annehmen müſſen, daß in ſolchen 

llen auch das Eigentum am Papier nicht mit übergeht (RG 10, 169); denn das Eigentum am 
0 apier ohne die Forderung iſt wertlos und bedeutet nur eine unnütze Trennung von Forderung 
be Papier. Der Eigentumsübergang an Wertpapieren richtet ſich daher nach dem Recht, dem 
ie Forderung unterſteht, oder nach dem Recht, auf welches dieſes Recht ſonſt etwa verweiſt. — 
1 der Eigentumsübergang an Schiffen richtet ſich nicht nach der lex rei sitae; maßgebend iſt 

zelmehr das Flaggenrecht; Schiffe deutſcher Flagge können gemäß § 474 HGB ſtets durch bloße 
migung übereignet werden, auch wenn ſie ſich im Ausland befinden. Für die Übereignung von 
u die verladen find und deren gegenwärtiger Aufenthalt unbekannt iſt, entſcheidet nach 
aberwiegender Meinung das Recht des Beſtimmungsorts (RG Recht 1911,3476 = Bay 1912, 45). 
die eine Ware unter Eigentumsvorbehalt übertragen und gelangt ſie ſpäter in ein Land, welches 
ſen Vorbehalt nicht kennt, fo ſoll der Vorbehalt dennoch beſtehen bleiben (N& Ich 1899, 521); 


Ern ausländiſche Staaten nehmen in dieſen Fällen den Eintritt vollen Eigentums für den 
. an; aber ſchwerlich zu Recht, da eine Einigung über den endgültigen Eigentumsübergang 
=) 


Mir nicht vorlag. Wird im Deutſchen Reich eine Ware verkauft, die in Frankreich liegt und daher 
ch bloßen Vertrag übereignet werden kann, ſo iſt es Auslegungsfrage, ob das Eigentum ſo⸗ 
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fort mit Abſchluß des obligatoriſchen Vertrages übergehen ſollte. Wird eine nach Frankreich 
verkaufte Ware zum Zwecke der Übergabe dorthin verſandt, ſo erwirbt der Käufer das Eigentum 
bereits im Augenblick des Grenzübergangs, da in Frankreich zum Eigentumsübergang die Eini⸗ 
gung genügt und ſchon hier die bereits erklärte Einigung wirkſam wird (OLG Zweibrücken ZAR 
10, 220; ſtr.). 

Auch für das Verhältnis des BGB zum öſterreichiſchen und ſudetendeutſchen Recht. 
gelten die oben genannten Grundſätze entſprechend; maßgebend iſt, wo die zu übereignende Sache 
ſich befindet. Nach g 424 OA BG iſt die Eigentumsübertragung nicht abſtrakt, ſondern von einem 
gültigen Erwerbstitel abhängig. Im übrigen iſt zum Eigentumsübergang Einigung und Über⸗ 
gabe notwendig (58 425 ff. OA BGB); die Übergabe kann durch brevi manu traditio wie auch durch 
Zeichen, namentlich handelsrechtliche Urkunden, erſetzt werden. Eine Abtretung des Herausgabe 
anſpruchs überträgt das Eigentum nicht, wohl aber der Auftrag an den Inhaber der Sache, dieſe 
künftig für den Erwerber zu beſitzen. Eigentumsübertragung durch Beſitzvorbehalt iſt möglich; es 
genügt ſogar ein abſtrakter Beſitzvorbehalt. Nur die Sicherungsübereignung kann nicht durch 
Beſißkonſtitut erfolgen; eine ſolche ift auch dann unwirkſam, wenn ſie zwar im alten Reichsgebiet 
vereinbart wird, die zu übereignenden Waren aber in Öfterreich liegen (OGH 10, 26). Beim Ver⸗ 
ſendungskauf geht das Eigentum bereits mit der Verſendung auf den Erwerber über, wenn dieſer 
die Verſendungsart beſtimmt oder genehmigt hatte. Beſtellt alſo jemand im alten Reichsgebiet 
Waren aus Oſterreich und haben ſich Parteien mindeſtens ſtillſchweigend über die Verſendungs⸗ 
art geeinigt, ſo erwirbt der Käufer das Eigentum ſchon in dem Augenblick, wo die Waren in 
Oſterreich abgeſandt werden. Iſt umgekehrt die verkaufte Sache nach Oſterreich zu verſenden, 
ſo erwirbt bei Einigung über die Verſendungsart der Käufer das Eigentum in dem Augenblick, 
in dem die Ware die Grenze der beiden Rechtsgebiete überſchreitet. — Gutgläubiger Eigentums⸗ 
erwerb iſt in Oſterreich möglich vom vermeintlichen Erben, dem die Erbſchaft gerichtlich eingeant⸗ 
wortet wurde ($ 824 OA BGB), ferner gemäß § 367 OA BGB bei Kauf in öffentlicher Verſteige⸗ 
rung, vom befugten Gewerbsmanne oder von dem, dem der Eigentümer die Sache anvertraut 
hatte. Der gutgläubige Erwerb iſt auch bei abhanden gekommenen Sachen möglich. Wurde alfo- 
3. B. eine Sache im alten Reichsgebiet geſtohlen und wird ſie dann in Oſterreich oder im Sudeten⸗ 
land erworben, fo erwirbt der redliche Käufer volles Eigentum. (Beitzke.)] 


8 930 


1) Fit der Eigentümer im Beſitze 2) der Sache ), ſo kann die Übergabe da- 
durch erfett *) werden, daß zwiſchen ihm und dem Erwerber ein Nechtsverhält⸗ 
nis vereinbart wird, vermöge deſſen der Erwerber den mittelbaren Beſitz 
erlangt 5) 6) 7). 

E 1 805, 874 II 843; M 3 97—99, 335, 336; P 3 196—201. 


1. Übertragung des Eigentums ohne Aufgeben des Beſitzes („Beſitzvereinbarung“ [RG 81, 
439], Beſitzabrede, Beſitzvorbehalt [eonstitutum possessorium]). Das BGB fchräntt dieſe Art 
der Eigentumsübertragung ein. Vgl. hierzu die Bemerkungen zu $ 868, namentlich A 3 daſ. 

a) Nicht zugelaſſen iſt Eigentumsübertragung mit einfachem, leerem Beſitzvorbehalt (das. 
ſog. „abſtrakte Konſtitut“). Die Übergabe kann nicht dadurch allein erſetzt werden, daß der Eigen⸗ 
tümer mit dem Erwerber vereinbart, den Beſitz zu behalten, ſelbſt dann nicht, wenn es in dem 
Sinne geſchieht, daß er von nun an für den Erwerber beſitzen will. Das Geſetz geht augen- 
ſcheinlich davon aus (vgl. A 3 Abſſ1 zu $ 929), daß, wer für den Erwerber beſitzt, ohne ihn 
zum mittelbaren Beſitzer zu machen ($ 868), in Wirklichkeit ſtatt des Erwerbers beſitzt, und. 
läßt grundſätzlich einen ſolchen Eigentumserwerb nicht zu (RG 49, 170; 54, 396; 98, 133; Warn 
1910 Nr 404; JW 1913, 49214; 2. 3. 15 VII 479/14; aber Begründung des Rechtsverhältniſſes 
in mündlicher Nebenabrede genügt). Die zeitliche Beſchränkung des leeren Beſitzvorbehaltes 
vermag fein Weſen nicht zu verändern (NG Warn 1925 Nr 166; JW 1927, 66914), Man hat 
gemeint, daß hierbei der Erwerber als Treugeber, der Veräußerer als Treuhänder anzuſehen 
und daß dieſes Rechtsverhältnis ſomit tatſächlich nicht von einem beſtimmten Rechtsverhältnis 
unabhängig ſei; indeſſen zum Treuhandverhältnis gehört, daß der Treugeber aus ſeinem 
Vermögen dem Treuhänder einen Gegenſtand derart übereignet, daß der Treuhänder das über⸗ 
tragene Recht im eigenen Namen ausüben, aber nicht zu ſeinem Vorteil gebrauchen ſoll (RG 84, 
217; 133, 87; 153; 353; JW 1936, 14331; 28. 9. 28 VII 98/28). Es entſteht alſo kein Treu- 
handverhältnis, wenn jemand einen Gegenſtand für Rechnung und zum Vorteil eines andern 
als ſtiller Stellvertreter für dieſen von einem Dritten erwirbt und nur ſchuldrechtlich zur Über- 
eignung verpflichtet ift (M&9L, 16; 127, 344; 133,87; dagegen iſt in 511 Nr des Steueranpaſſungs⸗ 
Geſ v. 16. 10. 1934 [RG Bl 1934 1,925; 1935 J, 299,688; 1936 1,977; 1938 J, 391, 1557; 1939 J, 286 
für den Bereich des Steuerrechts dem echten Treuhandverhältnis [e 11 Nr 2 daf] der Tatbeftand: 
gleichgeſtellt worden, daß ein Treuhänder zu getreuen Händen für den Treugeber einen Gegenſtand⸗ 
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erwirbt; ogl. hierzu Metz BankA. XXXVI 566, 570). Danach kommt als Treugeber beim leeren 
Beſitzvorbehalt immer nur der Veräußerer und als Treuhänder immer nur der Erwerber in 
Betracht, nicht umgekehrt (NG JW 1927, 66912). Allerdings überläßt der Erwerber des Eigen⸗ 
tums dem Veräußerer wieder den Beſitz der Sache, aber dadurch allein — und hierin äußert ſich 
der entſcheidende Fehler der leeren Beſitzabrede — entſteht auch kein Treuhandverhältnis. Kraft 
des wirklich entſtehenden Treuhandverhältniſſes wird der Erwerber nicht mittelbarer, er könnte 
daraufhin höchſtens unmittelbarer Beſitzer der Sache werden. Somit verſagt der leere Beſitz⸗ 
vorbehalt gegenüber dem 8 930. Das trifft auch zu, wenn an einer verkauften und ohne Eigentums⸗ 
vorbehalt übergebenen Sache nachträglich zur Sicherung des Kaufpreiſes noch das Eigentum 
vorbehalten werden ſoll. Auf dem Wege der Sicherungsübereignung mit „konkretem Beſitz⸗ 
konſtitut“ (vgl, b) iſt der Zweck zu erreichen. Das Verbot des einfachen Beſitzvorbehalts trifft 
Dagegen nicht die Fälle, in denen der Eigentümer zu dem Erwerber in ein Verhältnis der im 8 855 
bezeichneten Art tritt und über die Sache, die er bisher als Eigentümer beſaß, nunmehr in der 
Eigenſchaft eines Angeſtellten des Erwerbers oder in ähnlicher Stellung als Beſitzdiener die 
tatſächliche Gewalt für den Erwerber ausübt. In dieſen Fällen findet in Wirklichkeit Eigentums⸗ 
übertragung nach § 929 Satz 1 ſtatt. Denn in dieſen Fällen hört der bisherige Eigentümer auf, 
zu beſitzen, und der neue Erwerber beſitzt unmittelbar. So insbeſondere dann, wenn ein Kauf⸗ 
mann ſein Warenlager und ſeine Geſchäftseinrichtung an einen andern Kaufmann veräußert, 
dieſer daraus ein Zweiggeſchäft bildet und den bisherigen Eigentümer als Geſchäftsführer darin 
anſtellt. Nimmt der Veräußerer die Übertragung des Eigentums auf ſolche Art zuläſſigerweiſe 
($ 181) „in ſich“ vor, fo ift außer dem entſprechenden Willen noch eine äußerlich in die Erſcheinung 
tretende Ausführungshandlung erforderlich (NG 99, 209), von der das A 2 a. E. Geſagte gilt. 


b) Zugelaſſen iſt die beſtimmte Beſitzvereinbarung, das „konkrete Konſtitut“, d. h. die 
Eigentumsübertragung unter Vorbehalt des unmittelbaren Beſitzes, wenn gleichzeitig ein Rechts⸗ 
verhältnis geſchaffen wird, durch das der Erwerber den mittelbaren Beſitz erhält. Dieſes Rechts⸗ 
verhältnis muß einem beſtimmten, im Geſetz geregelten Rechtsverhältnis entſprechen oder ihm 
wenigſtens ähnlich ſein. Es gibt keinen mittelbaren Beſitz als Folge des Eigentums und keinen 
ſelbſtändigen mittelbaren Beſitz (RG 52, 130; 63, 16; JW 07, 74718; Warn 09 Nr 454; 22. 10. 
10 IV 188/10). Vgl. auch $ 870 A 1. 


) Der Unterſchied zwiſchen der leeren und der beſtimmten Beſitzabrede ift, fo ſcharf er nach 
dem Geſetz auch zu ziehen iſt, für die Geſetzesanwendung nicht von allzugroßer Bedeutung. Bei 
ſaſt jedem ernſtgemeinten „Konſtitut“ werden die tatſächlichen Verhältniſſe es mit ſich bringen, daß 
das entſcheidende Rechtsverhältnis in irgendeiner Art wenigſtens ſtillſchweigend begründet 
wird. Das wird auch in der Rechtſprechung anerkannt (RW 26. 10. 34 VII 151/34; vgl. A 4 u. 5). 
Immerhin gibt es Fälle, in denen ein nach $ 868 vereinbartes Rechtsverhältnis nicht erkennbar 
1 weder ein Nutzungsrecht noch eine Verwaltungspflicht, in denen vielmehr wirklich nur ein 
eerer Beſitzvorbehalt vereinbart iſt (RG 22. 10. 29 VII 128/29). 


2. Sachbeſitz. Gleichviel ob unmittelbarer oder mittelbarer Beſitz, Alleinbeſitz oder Mitbeſitz 
R6 SeufA 76 Nr 135). Auch der Eigentümer, der im mittelbaren Beſitz der Sache ift, kann, 
ſtatt den Weg des $ 931 zu wählen, ein Rechtsverhältnis vereinbaren, durch das der Erwerber 
weiteren mittelbaren Beſitz erlangt, und fo Eigentum nach $ 930 übertragen (RG Warn 09 Nr 174; 
a 20 Nr 13 u. 163; 23 1919, 697; JW 1926, 799; 3. 1. 19 VII 282/18, auch bei Sicherungs- 

bereignung). Der Eigentümer braucht dabei weder den unmittelbaren Beſitzer zu nennen, 
ws ihn von der Eigentumsübertragung zu benachrichtigen (RG 4.5.17 VII 23/17). Iſt der 
Vigentümer nur Mitbeſitzer, jo kann er durch das vereinbarte Rechtsverhältnis auch nur mittel⸗ 
aren oder weiteren mittelbaren Mitbeſitz begründen. Das reicht zum Übergang des Eigentums 
ern weil der Eigentümer feinen geſamten Beſitz in den Dienſt des Erwerbers ſtellt (vgl. RG. 
2 117 und 9 929 A 4 a. E. und A 6 a. E.). Daß aber der Eigentümer zu der Zeit, zu der das 
h Kaum. auf den Erwerber übergehen ſoll, den Beſitz Hat, iſt unerläßlich (RG 56, 52). Es ſteht 
udeſſen nichts im Wege, daß jemand ſchon, bevor er Eigentümer und Beſitzer geworden iſt, ſich 
0 it einem andern dahin einigt, ihm das Eigentum ſofort mit der Beſitzerlangung zu übertragen und 
ib Grund des dazu vereinbarten Rechtsverhältniſſes den Beſitz ſofort mit der Erlangung für 
5 als mittelbaren Beſitzer auszuüben (RG 109, 170). Denn der Eintritt der Wirkſamkeit der Eini- 
1408 und des Beſitzvorbehaltes kann auch in die Zukunft verlegt werden (Rc 56, 52; 95, 108; 
an 226; 13. 2. 34 VII 308/33 [infomeit in RG 143, 374 und in JW 1934, 12342 nicht mit be⸗ 
nonntgegeben] ; Warn 08 Nr 61; 1910 Nr 448; 1912 Nr 214; 1920 Nr 163; RG JW 07, 74718; 
ze 2, 79715; Gruch 53, 1045ff.). So insbeſondere dann, wenn bei Übertragung von Warenlagern, 
b tab gensmaſſen, Gutszubehörungen, Herden, die in der Verwaltung des früheren Eigentümers 
en, ſofort auch der Eigentumsübergang für ſpätere Zugänge und Anſchaffungen, Nach⸗ 

eb fungen, Erſatzſtücke bedungen wird, wie das eine häufige Erſcheinung des wirtſchaftlichen 
478/19 geworden iſt (RG 81, 141; JW 1911, 76221; Warn 1912 Nr 214; 1932 Nr 39; 24. 1. 13 VII 
211 Mi 12). Allerdings muß in ſolchem Fall für den endgültigen Beſitz⸗ und Eigentumsübergang 
e äußerlich in die Erſcheinung tretende Ausführungshandlung gefordert werden, die den Über⸗ 
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tragungswillen erkennbar macht (RG 52, 130ff.; 56, 54; 63, 17 u. 405; 73, 418; 86, 264; LZ 1919, 
697; Warn 1920 Nr 163). Wenn ſchon bei beweglichen Sachen das allgemein kennzeichnende, not⸗ 
wendige Merkmal des Beſtandes dinglicher Rechte die äußere, in der Regel für jedermann be⸗ 
ſtehende Erkennbarkeit bildet, ſo genügt es hier doch, wenn der Beſitzwechſel überhaupt erkenn⸗ 
bar iſt, fei es auch nur für einen mit den Verhältniſſen Vertrauten (RG JW 1912, 79715; 
1917, 2176; R 99, 210). Das wird erreicht z. B. durch die Aufnahme in ein Verzeichnis, wenn 
dieſe Form ein für allemal vereinbart iſt (RG 23. 3. 15 VII 510/14), aber auch ungeachtet dieſer 
Vereinbarung durch das Einverleiben der Erſatzſtücke in das Warenlager (RG JW 1917, 217°) oder 
auch durch das Benutzen der Erſatzſtücke im Gewerbebetrieb (RG Lg 1916, 383). Häufig wird 
auch geradezu vereinbart, daß mit dem Einbringen der neuen Ware in das Warenlager oder 
mit ihrem Verbringen in beſtimmte Räume das Eigentum e fol; auch das genügt (RG. 
Warn 1929 Nr 150; 1932 Nr 1; 14. 11. 30 VII 120/30). Auch dabei handelt es ſich nur um die 
Ausführung des früheren Beſitzvorbehaltes, nicht um deſſen gegenwärtigen Abſchluß durch Inſich⸗ 
geſchäft (RG Warn 1932 Nr 1). 

3. Sache. Der ſchon A 2 zu 8 929 hervorgehobene Grundſatz, daß nur das Eigentum an ber 
ſtimmten einzelnen Sachen übertragen werden kann, daß Beſtimmbarkeit nicht genügt, gilt auch 
für $ 930 und wirkt ſich gerade hier aus, da bei dem Verfahren nach $ 930 häufiger Zweifel blei⸗ 
ben können. Ein Warenlager als ſolches kann unter dieſer Bezeichnung übereignet werden. 
Werden die einzelnen Waren aufgezeichnet, jo müſſen fie einzeln genau bezeichnet werden, mögen 
fie auch tatſächlich das ganze Lager ausmachen (RG SeuffA 71 Nr 254). Ebenſo können 
Waren in beſonders aufgeführten Räumen übereignet werden (RG 5. 6. 11 VII 612/10; 14. 
11. 11 VII 68/11). Möglich ift auch eine Einigung dahin, daß ein beſtimmter Teil aus einer größeren 
Menge übereignet werden und der Eigentümer ihn beſtimmen, ausſcheiden und für den Erwerber 
verwahren fol. Der Eigentumsübergang findet dann mit der Ausſcheidung ſtatt (RG JW 1912, 
79718). Nicht möglich iſt es aber, aus einem größeren Beſtande einen Teil zu übereignen, der 
nur nach Mengen oder nach Werten bezeichnet wird ohne nähere Angabe, um welche einzelnen 
körperlichen Gegenſtände es ſich handelt (RG 52, 385 ff.; 103, 153; 113, 57ff.; Warn 1932 Nr 39 
u. Nr 87; Gruch 51, 615; 58, 1030; 10. 10. 19 VII 133/19; 16. 2. 26 VI 495/25; 11.10.29 
VII 36/29). Der Verkehr hilft ſich damit, daß in ſolchen Fällen der ganze Beſtand übereignet, 
der Sicherungsgeber aber nur verpflichtet wird, ſtets einen beſtimmten Mindeſtbeſtand bereit⸗ 
zuhalten, während er über den Mehrbeſtand verfügen darf. Nicht ausreichend iſt es aber, wenn 
vereinbart wird, es ſeien alle Waren übereignet, ſoweit fie dem Veräußerer gehörten (RG 129, 
62). Unrichtig iſt es, wenn hier weiter geſagt wird, es fehle an genügender Beſtimmtheit 
bei einer Übereignung ſämtlicher Waren eines Ladengeſchäfts, weil durch den fortdauernden 
Ab- und Zugang bald Unklarheit eintreten müſſe. Das wären nur Be weisſchwierigkeiten; 
die Abrede als ſolche bleibt trotzdem klar und beſtimmt. So RG 132, 188 in einem Falle, 
wo ſämtliche Waren übereignet waren, die ſich in beſtimmten Lagerräumen befänden oder 
hineinkommen würden. Ob dort auch fremdes Eigentum lagerte oder hineinkam, wird mit Recht 
für unerheblich erklärt, weil für die Frage der Beſtimmtheit des Gegenſtandes der Zeitpunkt 
des Vertragſchluſſes maßgebend iſt und nachträgliche, außerhalb des Vertrages liegende Ereig⸗ 
niſſe ihm die Klarheit und Beſtimmtheit nicht rauben können (auch RG 26. 10. 34 VII 151/34). 
Die abweichenden Bemerkungen in Rc 113, 57 ſind ausdrücklich fallen gelaſſen worden. Von 
ihnen beeinflußt war auch RG 2. 7. 29 VII 657/28. Es waren Sachen übereignet worden von 
einem Wert bis zu 35000 RM. Das war zweifellos eine zu unbeſtimmte Bezeichnung. Der 
Vertrag wird aber gehalten, weil feſtgeſtellt war, daß der geſamte Wert des Warenlagers auch 
in ſpäterer Zeit niemals 35000 RM. überſchritten hatte; es wurde deshalb angenommen, daß 
das jeweilige Geſamtlager übereignet worden ſei. Das iſt bedenklich; alles Spätere mußte auch 
hier bei der Beurteilung ausſcheiden und dann war die Sache nicht beſtimmt genug bezeichnet. 
Wird eine gewiſſe Anzahl der jeweils in beſtimmten Ställen untergebrachten Viehſtücke über⸗ 
eignet, ſo fehlt es an genügender Beſtimmtheit, wenn ſich zeitweiſe mehr Stücke in den Ställen 
befinden, als übereignet fein ſollten (RG JW 1934, 22210, vgl. auch RG 31. 7. 1936 VII 7/36 
linſoweit in RG 152, 53 und JW 1986, 31227 nicht mit abgedr.]; Lauritzen, Sicherungsüber⸗ 
eignung an Warenlagern, 1936). Wird ausdrücklich verabredet, daß das geſamte Warenlager 
übereignet werden ſoll, dann wird die Beſtimmtheit der Sache nicht dadurch beeinträchtigt, daß 
ſich auch fremdes Eigentum in dem Lager befindet; das iſt ein außerhalb des Vertrages liegender 
und deshalb unbeachtlicher Umſtand (RG Warn 1934 Nr 52). Wird ein ganzes Warenlager rechts⸗ 
gültig übereignet, ſo kann das einmal begründete Eigentum nicht dadurch in Frage geſtellt werden, 
daß einige — vertragsmäßig zu übereignende — Erſatzſtücke nicht in gültiger Weiſe übertragen 
werden (RG Warn 1934 Nr 198). — Wird der Reſt einer teilweiſe bereits weiterverkauften Waren⸗ 
ſendung wegen vorhandener Mängel zur Verfügung geſtellt und das Eigentum daran nach $ 930 
durch die Abrede eines Verwahrungsvertrages auf den Verkäufer zurückübertragen, ſo beein⸗ 
trächtigt der frühere Teilverkauf nicht die Beſtimmtheit des Gegenſtandes in dem ſpäteren 
Vertrage (RG 13. 3. 31 VII 265/30). — Das Eigentum an barem Geld kann durch Beſitz⸗ 
abrede gemäß $ 930 gültig nur dann übertragen werden, wenn es geſondert aufbewahrt und von 
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anderm Geld getrennt gehalten wird. Bloße Buchungen genügen nicht (RG 18. 6. 19 V 62/19). 
Im übrigen vgl. über Beſitz⸗ und Eigentumsverhältniſſe an Geld: Kaſer AZivPrax 143 (1936), 1. 
4. Übergabeerſatz bedeutet: die Vereinbarung tritt an die Stelle der Übergabe; als 
zweites Erfordernis müſſen Veräußerer und Erwerber darüber einig ſein, daß das Eigentum 
auf den Erwerber übergehen ſoll. Daran fehlt es, wenn noch nicht ganz fertige Möbel gekauft 
ſind, die Übergabe hinausgeſchoben wird und der Tiſchler die Sachen vorläufig aufbewahren 
ſoll (Rh Seuffl 78 Nr 135). Wenn ein Schuldner, der im unmittelbaren Beſitz (RG 94, 341) 
der vom Gerichtsvollzieher gepfändeten Sachen geblieben iſt, ſie auch nach der Verſteigerung 
oder nach einer Veräußerung gemäß $ 825 3 PO — auch bei der Zwangsüberweiſung einer ge⸗ 
pfändeten Sache an einen Dritten muß noch die Übergabe ſtattfinden, um den Eigentums⸗ 
ubergang zu vollenden (RG 126, 23; nicht entſchieden RG 5. 6. 34 VII 2/34) — noch in feinem 
unmittelbaren Beſitz behält und dann mit dem Erſteher oder Käufer ein Rechtsverhältnis verein⸗ 
bart, das an ſich zum Erſatz der Übergabe genügt (NG Warn 1917 Nr 55), ſo geht das Eigentum 
Bur über, wenn die Beteiligten den Eigenkumsübergang auch wirklich bezwecken (RG 98, 133). 
It aber der Übereignungswille vorhanden, fo genügt zur Übereignung ſelbſt jede Handlung, 
die ſachlich geeignet iſt, den Beſitzübergang herbeizuführen; nicht erforderlich iſt, daß die Be⸗ 
teuigten die Bedeutung und Wirkung der Abrede eines Rechtsverhältniſſes nach $ 868 klar er- 
lennen (NG 118, 364; JW 1915, 445%). In RG 118, 364 iſt die überſpitzte Annahme, eine Er⸗ 
jutzübergabe nach $ 868 könne nicht gewollt fein, wenn die Beteiligten glaubten, das Eigentum 
et ſchon nach § 929 übergegangen (NG Seuffü 76 Nr 20) nicht mehr aufrechterhalten worden. 
n einem andern Fall (NG 28. 9. 28 VII 85/28) hatten die Beteiligten eine Übergabe nur 
vorgegeben, daneben aber ein Leihverhältnis vereinbart; es ſchadete nichts, daß fie die angeb- 
liche bergabe und nicht die Abrede des Leihverhältniſſes als den maßgebenden Vorgang an⸗ 
ſahen. — Die Anſchauung, daß bezahlte Ware ſchon auf der Reife dem Käufer gehöre, iſt irrig 
und berechtigt für ſich allein auch nicht zu der Annahme eines Parteiwillens, der auf die Über⸗ 
eignung der bereits bezahlten Ware gerichtet wäre und ſie durch eine Beſitzabrede vollzöge, bei 
welcher der Verkäufer die Ware für den Käufer in Verwahrung und auf der Reiſe in Obhut 
nähme (vgl. auch A 5). N 
Es iſt nicht unzuläſſig, in erſter Linie eine tatſächliche Übergabe nach $ 929, in zweiter eine 
Erſatzlübergabe nach $ 930 zu behaupten (RG 28 1918, 4987). N > Fe 
Ka Rechtsverhältnis zur Erlangung des mittelbaren Beſitzes. Gemeint ſind die hier im 
3868 — ogl daſ. A 3 — angeführten Verhältniſſe, nämlich das Verhältnis des Nießbrauchers (RG 
148, 323; Rh Seuff A 75 Nr 27), Pfandgläubigers, Pächters, Mieters, Verwahrers und ähnliche 
Serhältnif fe. Der Kreis ſolcher Verhältniſſe iſt mit Rückſicht auf die Worte „und ähnliche 
erhältniſſe“ ſehr groß, immer muß es ſich aber um ein einzelnes beſtimmtes, ſchuldrechtliches 
oder dingliches Rechtsverhältnis handeln, das ein Nutzungsrecht oder eine Verwaltungspflicht 
Se Veräußerers begründet (RG 49, 173; 132, 186; Warn 1925 Nr 166; JW' 1927, 66914), Die 
Leihe und das Verhältnis des Kommiſſionärs fallen darunter (RG Warn 09 Nr 454); aber auch 
en kommiſſionsähnliches Verhältnis genügt (R 118, 364), z. B. wenn der Veräußerer die 
aachen kommiſſionsweiſe veräußern darf und aus dem Erlös neue Sachen anzuſchaffen hat 
. 1. 5. 17 VII 72/17). Doch darf ſich das Kommiſſionsverhältnis nicht auf das nicht zum Ver⸗ 
uf beſtimmte Zubehör l(einſchließlich der Maſchinen) einer Fabrik beziehen. Geſchieht das doch, 
o fehlt es inſoweit an der Abrede eines ausreichenden Rechtsverhältniſſes und es iſt nach $ 139 
7 entſcheiden, ob der Vertrag deshalb im ganzen nichtig iſt (RG 21. 11. 30 VII 191/30). Leihe 
1 auch an Flaſchenweinen möglich, nämlich wenn Verbrauch und Veräußerung ausgeſchloſſen 
ub etwa nur Ausſtattung von Gaſträumen oder Schaufenſtern mit den gelieferten Flaſchenweinen 
zugelaſſen iſt (MG Warn 1932 Nr 115). Ferner genügt der Auftrag (R& 100, 193); wegen 
2 Geſchäftsbeſorgung ohne Auftrag vgl. RG 98, 134 und A3 a. E. zu 8868. Das Rechts⸗ 
bed Unis kann aber immer nur die Übergabe erſetzen, nicht auch die Einigung. Mit Recht für 
enklich erachtet iſt deshalb die Annahme, daß ſtets und ohne beſondere Verabredung das 
an Kntum an B übergeht, wenn A, den Weiſungen B's folgend, die an B verkaufte und von dieſem 
R U meiterberfaufte Ware unmittelbar an C verſendet (NG Warn 1920 Nr 163). Ob zwiſchen 
it Aaufer und Käufer eine Verwahrung oder ein ihr ähnliches Verhältnis zuſtande gekommen 
W. 3. B. die Übernahme der Obhut über Waren, die für einen andern befördert werden (NG 
arn 1920 Nr 163), kann im Einzelfall zweifelhaft ſein (RG 97, 252; 102, 41). Der Vermerk: „Die 
Kare geht mit Ausſtellung der Rechnung in Ihren Beſitz über“ iſt allein für ſich bedeutungslos. 
u Verwahrungsvertrag iſt ferner abgeſchloſſen, wenn weiter nichts geſchieht, als daß der Er- 
u 195 einen Angeſtellten des Veräußerers beſtellt, damit dieſer den Beſitz für ihn ausübe (RG 
10. 27 VI (VII) 170/27). 
8 rn und Eigentumsübertragung kommen dagegen zuſtande, wenn der Bankherr dem 
u n das Stückverzeichnis mit Nummernangabe überſendet (fo für die Geltung des Bank⸗ 
bis — a. . Vorbem 3d vor $ 688] RG 104, 119; 23 1919, 697). Daneben war ſchon nach 
90 deriger Auffaſſung die Eigentumsübertragung an den vom Kommiſſionär beſchafften Wert⸗ 
pieren auch nach den allgemeinen Vorſchriften des bürgerlichen Rechts, insbeſondere gemäß 
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$ 930, gegebenenfalls durch Inſichgeſchäft gemäß § 181, möglich. Ein ſolches wurde bei⸗ 
ſpielsweiſe in der Bänderung der Stücke und der Eintragung in das Nummernbuch er- 
blickt (RJ 109, 325; 116, 198; 139, 117; R6St JW 1927, 3013; vgl. auch Rh JW 1937, 
330616, § 868 A 5). Die heutige Rechtslage ergibt ſich aus $ 18 Abſ 3 Bankdepotch n. F. (Vorbem 
3d vor $ 688). Auch bei der Abſendung des Stückeverzeichniſſes ($ 18 Abſ 3) handelt es ſich um 
eine Beſitzabrede i. ©. des § 930. Beide Vertragsparteien, der Kommiſſionär und der Kommittent, 
müſſen ihren Willen erklären; dies geſchieht in der Regel ſo, daß der Kommiſſionär als Vertreter 
des Kommittenten mit ſich ſelbſt abſchließt, das heißt die Beſitz- und Eigentumsübertragung mit 
ſich ſelbſt vornimmt (55 18 Abi 3, 29 Bankdepotch n. F.; $$ 181, 868, 688 BGB). Die nach 
der Rechtſprechung erforderliche Verlautbarung des Beſitzübertragungswillens kann durch Bän⸗ 
derung (Streifbandverwahrung), Einlegen in eine Mappe oder ähnlich geſchehen (vgl. die vor⸗ 
bezeichneten Entſcheidungen; auch ſchon RG 95, 257); fie liegt aber nach dem Willen des Geſetz⸗ 
gebers auch in der Abſendung des Stückverzeichniſſes nach $ 18 Abſ 3 Bankdepotch n. F. Die 
Aufgabe zur Poſt, das Einlegen in den Briefkaſten, ſelbſt das Bereithalten zur Abholung im 
gewöhnlichen Abholdienſt genügen; unbeſchadet der Eigenſchaft als einer empfangsbedürf⸗ 
tigen Willenserklärung bedarf es zur Wirkſamkeit der Erklärung des Kommiſſionärs nicht des 
Empfangs des Stückeverzeichniſſes durch den Kommittenten ſelbſt; denn der Kommiſſionär 
empfängt ſchon für ihn nach $ 181. Vorausſetzung der Wirkſamkeit ſolcher Übereignung durch 
Inſichgeſchäft ($ 930) iſt aber die Verfügungsbefugnis des Kommiſſionärs ($ 366 HGB); beim 
Mangel ſeines Verfügungsrechts wird der Kommittent erſt dann Eigentümer, wenn ihm die 
Wertpapiere übergeben werden ($ 929) und er zu dieſer Zeit gutgläubig iſt ($ 933). Neben der 
Übereignung durch Abſendung des Stückeverzeichniſſes beſteht auch jetzt die Möglichkeit, daß der 
Kommiſſionär das Eigentum an den Wertpapieren gemäß 88 929 ff. (oder gemäß § 24 Bank⸗ 
depotch n. F.) auf den Kommittenten überträgt, und dies kann auch ſchon vor der Abſendung 
des Stückeverzeichniſſes geſchehen. In ſolchen Fällen, beſonders bei der Streifbandverwahrung 
(vgl. $ 700 A 6, 7), hat die Überſendung des Stückeverzeichniſſes, die der Kommittent verlangen 
kann ($ 25 Bankdepotch n. F.), die Bedeutung eines Beweismittels (RG 81, 439). 

Nicht unter $ 930 fällt das Beſitzdienerverhältnis nach $ 855. Die Abgrenzung ift zu⸗ 
weilen zweifelhaft (Rc St 56, 115). Jedenfalls macht aber feine ſchuldrechtliche Pflicht, den 
Weiſungen des Geſchäftsherrn zu folgen, den Beauftragten oder Geſchäftsbeſorger nicht zum 
Beſitzdiener (RG Warn 1922 Nr 70). Die Übergabe kann nach $ 930 nicht erſetzt werden, wenn 
der Veräußerer aus einem andern Rechtsgrund ein ſtärkeres Recht an den zu übertragenden 
Sachen erwirbt, als er durch die Vereinbarung nach $ 930 erwerben ſoll. Ein Ehemann, der 
Sachen an ſeine Frau übereignen will, kann die Übergabe nicht durch Vereinbarung eines Leih⸗ 
vertrages erſetzen, wenn er ohnehin an den zum eingebrachten Gut werdenden Sachen das ehe⸗ 
männliche Verwaltungsrecht erlangt (RG 48, 318; DRG 34, 179). Die Annahme, daß in ſolchen 
Fällen das familienrechtliche Verhältnis das Rechtsverhältnis im Sinne des 9 930 jedenfalls 
dann darſtelle, wenn die Beteiligten die geſetzliche Rechtsfolge von Anfang an im Auge gehabt 
und übereinſtimmend in ihren Willen aufgenommen hätten (Rh 108, 124; SeuffA 81 Nr 9), 
iſt nicht zu billigen; denn das familienrechtliche Verhältnis entſteht trotz alledem kraft Geſetzes 
und nicht durch die von $ 930 geforderte Vereinbarung der Beteiligten (RG Gruch 49, 123; 
OLG 8, 112; Pos Schr 1914, 152). $ 868 bezieht ſich zwar nicht nur auf vertragliche, ſondern 
auch auf geſetzlich geregelte Rechtsverhältniſſe (Riß 59, 201; 94, 341; 98, 134; 105, 20f.), $ 930 
verlangt aber ausdrücklich ein vereinbartes Rechtsverhältnis. Es iſt jedoch nicht zu verkennen, 
daß ſich die bekämpften Entſcheidungen in der Praxis durchgeſetzt haben (vgl. JW 1931, 138617 
und 2141“; 1933, 20785). Der hier vertretenen Meinung beigetreten iſt allerdings OLG München 
(Baypflg 1932, 183). Es nimmt an, daß bei geſetzlichem Güterſtand der Ehemann feiner Frau 
eine Sache nur dann durch Beſitzabrede übereignen kann, wenn die Sache durch formgerechte 
Erklärung zum Vorbehaltsgut gemacht wird. Leben die Eheleute in Gütertrennung, ſo iſt / 
wenn ein Teil dem andern etwas übereignet, Erfah der Übergabe nach $ 930 natürlich möglich. 
Davon geht auch RG Warn 1934 Nr 75 aus. — Wer nicht willensfähig iſt, kann ein vereinbartes 
Rechtsverhältnis nicht ſchaffen (NG 98, 133). Der Wille iſt entſcheidend. Die Unwirkſamkeit 
des vereinbarten Rechtsverhältniſſes aus anderen Gründen als wegen Willensmängeln iſt be⸗ 
deutungslos. Aber die beſchränkte Geſchäftsfähigkeit des minderjährigen Kindes, dem die 
Eltern das Eigentum an ihren beweglichen Sachen unter gleichzeitigem Vorbehalt eines Nieß⸗ 
brauchsrechts übertragen, iſt der Wirkſamkeit der Willenseinigung nicht hinderlich (RG 148, 32⁴ 
$ 107). — Gibt der unmittelbare Beſitzer feinen Beſitz an der Sache freiwillig auf, jo endet 
auch der mittelbare Beſitz; das einmal übergangene Eigentum wird davon aber nicht betroffen 
(RG 105, 413). 

Einzelfälle: Bei einem unter Eigentumsvorbehalt geſchloſſenen Kauf kann, auch wenn 
dem Käufer die Verpflichtung eines Verwahrers oder Verwalters nicht beſonders auferlegt iſt, 
ein Rechtsverhältnis im Sinne des 9 868 geſchaffen werden (M& 54, 396; 69, 197); hält der 
Verkäufer nach dem Verkauf die Sache zurück, ſo braucht nicht immer ſtillſchweigend ein Ber 
wahrungsvertrag geſchloſſen zu ſein (RG 5. 5. 11 VII 437/10). Lagert aber gekaufte, genehmigte 
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rund bezahlte Ware noch bei dem Verkäufer, fo kann Aufbewahrung im Sinne einer Geſchäfts⸗ 
beſorgung oder Dienſtleiſtung nach $ 354 HGB vorliegen (RG LZ 1913, 143; Warn 1916 Nr 83). 
Der Vermerk des Käufernamens auf einem beſtimmten Los mit entſprechender Buchung und 
Nachricht an den Käufer kann für den Eigentumsübergang ausreichen (NG 25. 6. 15 III 411/14). 
Die Abrede, daß die Verbandsmitglieder nur noch als Verwahrer und Frachtführer des Syndikats 
handeln ſollen, wenn ſie die Ware zur Bahn oder an das Schiff bringen und dort zur Beförderung 
an den Abnehmer verladen, kann dahin verſtanden werden, daß die Mitglieder ihr Eigentum 
durch Begründung eines Rechtsverhältniſſes nach $ 868 auf den Verband übertragen und fortan 
nur noch die Rechte und Pflichten eines Verwahrers oder Frachtführers haben ſollen, wobei 
gleichgültig ift, ob dies Verhältnis längere oder kürzere Zeit dauert (RG 92, 347). Wenn die 
Sache bereits nach § 929 übereignet iſt, dann iſt ein nachträglicher bloßer Eigentums- 
vorbehalt wie jede leere Beſitzabrede wirkungslos (RGSt LZ 1914, 1564); wird aber das Eigen⸗ 
tum an der Sache zunächſt an den Verkäufer zurückübertragen und ſie dann von ihm dem Käufer 
leihweiſe bis auf Widerruf überlaſſen (R Warn 1917 Nr 264) oder durch einen neuen Vertrag 
unter Preisnachlaß und Eigentumsvorbehalt wiederum an den Käufer verkauft (NG JW 1915, 
4454), fo iſt ein genügend beſtimmtes Rechtsverhältnis vereinbart. Der leitende Geſichtspunkt 
iſt der, daß der unmittelbare Beſitzer dem Eigentümer gegenüber auf Zeit (§ 868) zum Beſitz 
berechtigt und verpflichtet ſein muß. Weder iſt aber erforderlich, daß das Verhältnis zu einem 
von vornherein beſtimmten Zeitpunkt, noch, daß es mit der Herausgabe an den mittelbaren 
Beſitzer endigen muß; es iſt nur erforderlich, daß überhaupt eine zeitliche Schranke beſteht und ein 
Herausgabeanſpruch des mittelbaren Beſitzers entſtehen kann (RG Warn 1912 Nr 421; Warn 
1913 Nr 200; JW 1913, 43210; Gruch 57, 434). Bei dem Verkauf unter Eigentumsvorbehalt 
liegt die zeitliche Schranke darin, daß der Käufer entweder zahlt und dann Eigentümer wird oder 
daß er nicht zahlt und der Verkäufer das Rücktrittsrecht nach $ 455 hat (RG JW 1915, 445°). 
Immer aber wird verlangt werden müſſen, daß nicht bloß zum Schein ein dem 9868 ent- 
ſprechendes Verhältnis geſchaffen iſt, daß es ſich alſo nicht nur um die Übereinkunft handelt: 
„Die Sache ſolle als übergeben gelten“ (RG 24. 8. 11 VII 404/10). Iſt kein Zweifel, daß ein 
den Anforderungen des $ 868 entſprechendes Verhältnis vorliegt, jo iſt es ohne Belang, daß es 
nicht im Vertrag mit ausdrücklichen Worten bezeichnet wurde (MG Warn 1913 Nr 201; L3 
1918, 4987), Auch ſtillſchweigende Abrede genügt (NG 21. 3. 19 VII 22/19). 

6. Die Sicherungsübereignung (S. -.), neuerdings als Treupfand bezeichnet (Schmelz 
eiſen, Das Treupfand, 1936; Dig 1936, 919). a) Die S.-U. ift im Geſetz nicht beſonders ge- 
17 Sie iſt die dingliche Übereignung einer (beweglichen) Sache mit der ſchuldrechtlichen Abrede, 

aß das Eigentum nicht endgültig übertragen werden ſoll, ſondern nur für die Dauer des Beſtehens 
einer Forderung des Erwerbers (Sicherungsnehmers) an den Veräußerer (Sicherungsgeber). Dabei 
kann verabredet werden, daß das Eigentum bei dem Erlöſchen der Forderung — alſo beim Eintritt 
einer auflöſenden Bedingung — von ſelbſt an den Veräußerer zurückfällt; dieſer kann aber auch auf 
einen bloßen Rückübertragungsanſpruch beſchränkt werden (MG 28. 2. 22 VII 372/21). Die 
S.-U. iſt ein Treuhandgeſchäft ohne weſentliche Beſonderheiten, wenn fie nach $ 929 vorgenommen, 
die Sache alſo dem Erwerber wirklich übergeben wird. Auch das kommt vor, obwohl unter ſolchen 
Umſtänden eine Verpfändung nach $ 1205 möglich wäre. Die ſtrengen Vorſchriften der $$ 1228ff. 

ber den Pfandverkauf ſollen hier ausgeſchaltet werden. Ihre Beſonderheit bekommt die ©.-U. 
aber, wenn fie nach $ 930 vorgenommen wird, die Sache alſo im unmittelbaren Beſitz des Ver⸗ 
äußerers bleibt. Das iſt die regelmäßige Art der S.⸗U., fie wird gemeint, wenn von S. „II. ſchlecht⸗ 
din geſprochen wird. Die Rechtſprechung hat die S.⸗U. nach $ 930 für zuläſſig erachtet (vgl. 
8. B. RG 122, 332; Warn 1912 Nr 213; JW 1911, 46° und die weiterhin angezogenen Ent- 
ſcheidungen), und auch der Geſetzgeber hat fie anerkannt. Nach $ 22 des Geſ betr. die Er⸗ 
möglichung der Kapitalkreditbeſchaffung für landwirtſchaftliche Pächter v. 9. 7. 26 (RG Bl I, 399, 
412; 1933 1, 121 logl. $ 1205 A 5), des ſogenannten Pächterkreditgeſetzes, ſollen Rechte auf 
Orund einer vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes vereinbarten Sicherungsübereignung 
durch 8 4 Abſ 1 des Gef, d. h. durch den guten Glauben des Pfandgläubigers an das Eigentum 
des Pfandſchuldners, nicht berührt werden, wenn ſie innerhalb beſtimmter Friſt bei dem 
dhe men Amtsgericht angemeldet werden. Man hat an dieſer Einrichtung, die eine richter⸗ 
iche Rechtsſchöpfung darſtellt und Gewohnheitsrecht geſchaffen hat, beanſtandet, daß für eine 
Aaßnahme, die ihrem inneren Weſen nach auf eine Verpfändung hinausläuft, die Form der 
f ſentumsübertragung verwendet wird, bei der noch dazu Beſitz und Recht auseinander⸗ 
In en, daß fie für andere Beteiligte nicht erkennbar iſt, auch auf künftige Waren und Außen⸗ 
1 de erſtreckt worden ift, ferner daß ſie zu wirtſchaftlichen Schädigungen Dritter die Mög⸗ 
lichkeit bietet, dabei aber dem Kreditgeber noch nicht einmal unbedingte Sicherheit gewährt. 
für erdings iſt ſie ſogar in einzelnen Fällen unter nationalſozialiſtiſchen Geſichtspunkten 
* verwerflich und ſchlechterdings für unzuläſſig erklärt worden. Solange aber der Geſetzgeber 
eim geeignetes Mittel geſchaffen hat, das dem kapitalſchwachen Unternehmer die Erlangung und 
icherſtellung der von ihm benötigten Kredite und damit die Schaffung neuer Sachwerte 
ermoglicht, muß die S.⸗U. als ein dem wirtſchaftlichen Bedürfnis entiprechender Notbehelf an- 
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erkannt und zugelaſſen werden (vgl. Pätzold Di 1935, 414). Auf dieſe Gedankengänge, ſowie 
die Beſtrebungen, das anerkannte wirtſchaftliche Bedürfnis in anderer Weiſe als mit Hilfe des 
$ 980, etwa durch ein allgemeines Regiſterpfandrecht, zu befriedigen, iſt hier nicht näher ein⸗ 
zugehen; vgl. hierzu und überhaupt über die Rechtserneuerung auf dem Gebiete der 
Kreditſicherung an Fahrnis und Forderungen: Lehmann, Reform der Kreditſicherung 
an Fahrnis und Forderungen, 1937 (Z Ak DR 1937, 604, DWR 1937, 357); Zahn, Grenzen 
der Kreditſicherung durch Sicherungsübereignung, 1937; ferner Henneberg D 1934, 1440; 
Jung IheringsJahrb 84 (1934), 103 ff.; Koch Bank XXXV 122; Münzel, Senf JW 1935, 
1961, 2607; Rohling DOWN 1935/36, 54, 73; Oertmann daf, 116; Caſpari JW 1935, 674, 
Muſold HaniRCZ1936A, 101; Dieſel Banka XXXVI 63; Thieſing D 1936, 1923; Roquette 
JW 1936, 2840; Probſt DRpfl 1937, 296; Frieſecke JW 1937, 441; Janberg Bankel XXXVI 
[1937], 552); Braß DRpfl 1938, 168; Schwiſter ZAK DR 1938, 338, 370 und JW 1938, 1689; 
Lehmann ZAk DR 1939, 228,261; Eichler, Wandlungen des Eigentumsbegriffes in der deutſchen 
Rechtsauffaſſung und Geſetzgebung, 1938, beſ. 149ff.; Lange und Lehmann, Die Verfallklauſel 
bei Sicherungsübereignung und Sicherungsabtretung, DRW 1939, 851, 852; Planck-Flad, 
Sachenrecht, 5. Aufl. 1938, 1404 ff., ferner die oben $ 929 A! zur Frage des Eigentums- 
vorbehalts angeführten Schriften. Doch ſei hervorgehoben, daß der Geſetzgeber ſich dem 
ſog. Regiſterpfandrecht nicht mehr grundſätzlich abgeneigt zeigt. Ein Regiſterpfandrecht 
beſonderer Art war ſchon immer das Pfandrecht an im Schiffsregiſter eingetragenen Schiffen 
(88 1259 ff.), jetzt iſt es durch Gef v. 4. 7. 26 (RGBl 1926 J, 367; 1935 1, 418; 1939 1, 
210) auf im Bau befindliche Schiffe und durch das Kabelpfandgeſetz v. 31. 3. 25 
(RG Bl 1, 37) auf Hochſeekabel ausgedehnt. Auf dem Wege zum Regiſterpfandrecht 
liegt das Pfandrecht, deſſen Beſtellung nach § 2 Abſ 1 des ſchon oben genannten Pächter⸗ 
kreditgeſetzes — für die Zeit bis zum 13. 7. 1946, $ 23 Abſ 1 in der Faſſung der BO des 
Reichspräſidenten vom 18. 3. 1933 Kap. XIV (RGHBl 1, 109, 121) — zugelaſſen worden iſt (val. 
darüber A 5 zu 8 1204 und A 5 Abſ 4 zu $ 1205). Dieſes Pfandrecht entfteht durch die Einigung. 
des Päch ters mit dem Gläubiger darüber, daß dem Gläubiger das Pfandrecht zuftehen ſoll, und 
durch die Niederlegung des Verpfändungsvertrags bei dem zuſtändigen Amtsgericht. Die von 
den preußiſchen Ausführungsbeſtimmungen (JMBl 1926, 255) angeordnete Eintragung der Ver⸗ 
träge in ein Verzeichnis iſt für die Entſtehung des Pfandrechts nicht weſentlich; fie ſoll nur die 
Überſicht erleichtern. Auch die im $ 22 aaO. vorgeſehene, ſchon oben erwähnte, Anmel⸗ 
dung der Sicherungsübereignungen bei dem Amtsgericht klingt an das Regiſterpfandrecht an. 

b) Für die S. -U. gilt alles, was in den A 1—5 und den dort angeführten, häufig die S.⸗U. 
behandelnden Entſcheidungen geſagt iſt. Bemerkt ſei aber noch, daß das Sicherheitsverhältnis 
als ſolches kein dem $ 868 genügendes Rechtsverhältnis iſt (Rh JW 1912, 1441; Warn 1913 
Nr 200); das Vorliegen eines ſolchen muß alſo ſtets beſonders feſtgeſtellt werden. Zu betonen ift. 
ferner, daß die S.-U. grundſätzlich etwas anderes ift als eine Verpfändun g (RG JW 1914, 765). 
Die geſetzlichen Vorſchriften über das Pfandrecht dürfen deshalb nicht ohne weiteres zur Ergänzung 
der S.⸗U.⸗Verträge herangezogen werden (vgl. unten A 6 e Abſ 3 a. E.). Maßgebend ſind hiernach. 
ſtets die einzelnen Verträge (RG 143, 113). Da dieſe häufig unklar ſind, bleibt der Auslegung ein 
weiter Spielraum. Im Wege ſolcher Auslegung kann auch feſtgeſtellt werden, daß der Sicherungs- 
nehmer verbunden fein foll, nur die Rechte des Pfandgläubigers — vielleicht auch nur einzelne — 
auszuüben (RG 59, 190; 76, 347; 83, 58; 95, 245; Warn 1932 Nr 86). Gerade bei rechtlich und 
wirtſchaftlich einwandfreien Vorgängen geht die wirtſchaftliche Abſicht der Parteien zumeiſt 
dahin, daß es nicht dazu kommen ſolle, daß der Erwerber von Eigentum (oder Forderung) 
ſeine Rechte tatſächlich geltend macht; dieſer Parteiwille kann aber allein nicht die Au⸗ 
nahme begründen, daß keine Sicherungsübertragung ſtattgefunden habe (RG DW 1939, 
8651; vgl. auch NG IW 1938 13312). Auch wenn weiter nichts verabredet iſt, fo folgt 
doch aus dem Sicherungszweck als dem oberſten Zweck des Vertrags das Recht des 
Sicherungsgebers, ſeine Sache durch Bezahlung der Forderung auszulöſen (RG 22. 9. 22 VII 
395/21). Dies darf aber nicht dazu führen, dem Eigentum des Sicherungsnehmers einen 
andern Inhalt zu geben, als dem des gewohnlichen Eigentümers. Eigentum iſt und bleibt Eigentum 
im Sinne des $ 903. Auf dem Gebiet des Sachenrechts iſt jede Willkür ausgeſchloſſen; der Inhalt 
der dinglichen Rechte kann durch Vertrag nicht geändert werden. Möglich iſt es aber, den Erwerber 
eines dinglichen Rechts in beſtimmter Richtung ſchuldrechtlich zu binden. Es ift alſo bedenklich, 
davon zu ſprechen, daß der Sicherungsnehmer nur förmliches Eigentum erlange, während das 
ſachliche, das wirtſchaftliche Eigentum bei dem Sicherungsgeber verbleibe. Das Eigentum, 
und zwar das einzige Eigentum, welches das BGB kennt, geht auf den Sicherungsnehmer über 
(RG 99, 143; 102, 386; RG 30. 10. 17 VII 219/17); er wird aber ſchuldrechtlich gebunden und 
lediglich aus dieſer ſchuldrechtlichen Bindung dürfen — können aber auch — die ſeine Stellung, 
einſchränkenden Folgerungen gezogen werden (RG Gruch 65, 605; RG 104, 73). 6 930 verlangt, 
daß der Sicherungsgeber aufhört, die Sache als ihm gehörig zu beſitzen, daß er ſie fortan als die 
Sache eines andern beſitzt kraft eines Rechtsverhältniſſes, das ihn dem neuen Eigentümer gegen 
über auf Zeit zum Beſitze berechtigt oder verpflichtet. Es iſt auch nicht fo, daß der Sicherungsgeber 
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in der Verfügung über die übereigneten Gegenſtände nur inſoweit beſchränkt wäre, als er die 
Belange des Gläubigers wahrzunehmen hat. Umgekehrt hat der Sicherungsgeber die von ihm 
beſeſſene Sache durchaus als fremde zu achten und zu behandeln; er darf mit ihr nur vornehmen, 
was ihm das Rechtsverhältnis geftattet, kraft deſſen er beſitzt, oder was ihm eine beſondere Abrede 
erlaubt. Daß der Sicherungsnehmer im Konkurs des Sicherungsgebers in der Regel nur ein 
Ab-, kein Ausſonderungsrecht hat (vgl. z. B. RG 24, 45; 91, 15 u. 280; 118, 209; 145, 193; 
147, 45; JW 1938, 182835; Warn 1910 Nr 38; 28. 2. 22 VII 372/21; 5. 4. 27 [VIII VI 596/26), 
folgt aus der Eigenart des Konkurſes, der zu einer ſofortigen und endgültigen Regelung des ge⸗ 
ſamten Verhältniſſes zwingt. Dabei darf der Sicherungsnehmer nicht gleichzeitig die Sache aus. 
ſondern und wegen ſeiner ganzen Forderung Befriedigung aus der Maſſe verlangen. Das wider⸗ 
ſpricht dem S.⸗U.⸗Vertrag. Der Zwieſpalt löſt ſich, wenn dem Sicherungsnehmer ein Recht 
auf abgeſonderte Befriedigung zugebilligt wird. Er taucht aber gar nicht auf, wenn der Sicherungs- 
nehmer außerhalb des Konkurſes dem pfändenden Gläubiger gegenüber ſein Eigentum verfolgt. 
er verfolgt dann nur fein Eigentum, nicht auch gleichzeitig feine Forderung. Einer künftigen 
vertragsmäßigen Löſung des Verhältniſſes wird nicht vorgegriffen. Der für den Konkursfall 
aufgeſtellte Rechtssatz iſt alſo außerhalb des Konkurſes nicht entſprechend anwendbar. Dieſe Ge⸗ 
ankengänge hat RG 124, 73 ff. gebilligt. Die an dieſer Stelle noch in der letzten Auflage eingehend 
beſprochene Meinungsverſchiedenheit zwiſchen dem RG und dem Reichsfinanzhof, der für 
das Steuerrecht auf Grund ſteuerrechtlicher Vorſchriften die S.⸗U. nicht als wirkliche Übereignung 
gelten laſſen wollte (Gutachten vom 8. 6. 1926; Samml. Bd. 19 S. 126ff.), iſt nunmehr gegen⸗ 
ſtandslos geworden; denn der Geſetzgeber hat durch die in § 21 Nr 33 StAnpc (oben A 1a) ver⸗ 
fügte Ergänzung des $ 328 RAbgd, wonach ſich nach bürgerlichem Recht beſtimmt, welche Rechte 
die Veräußerung hindern, das Sicherungseigentum als wahres Eigentum auch für das Steuerrecht 
anerkannt (Amtl. Begr. z. StAnpG. RSteuer Bl 1934, 1405 f., 1421; Zeckwer DGWR 1935/36, 
95 dagegen Becker JW 1934, 3237 und Caſpari daſ. 1935, 674, die dem Sicherungsnehmer 
auch außerhalb des Konkurſes nur ein Vorzugsrecht gemäß $ 805 ZP zuerkennen wollen). 
8 Wegen der ſteuerrechtlichen Behandlung des Sicherungs- und Treuguts überhaupt: 
wielnpc § 11 Nr. 1—3 (oben A 1a) und der Urkundenſteuer bei Sicherungsübereignungen: Ur⸗ 
undenſteuerch vom 5.5.1936 RGBl 1936 1,407; 1938 J, 1556 (Entſch. des RFH: BankA 1939, 59 
und Sanberg daſ. 178). * 
Ni e) Einzelheiten. Ein Treupfand an unpfändbaren Sachen kann, von Sittenwidrig, und 
wehligkeit aus beſonderen Gründen abgeſehen, grundſätzlich auch durch S. -U. begründet 
18 den. (vgl. aber Henneberg Di 1934, 1440; Caſpari JW 1935, 674; Liefeldt das 
208; Rohling TEWR 1935/36, 54 (56); Schmelzeiſen AgivPrax 143 [1936], 80, 84; 
HanſtichZ 1936 B 335, 371; vgl. auch OLG Marienwerder HR 1939 Nr 71; 5 1229 1). 
ber die Vollſtreckung in die dem Gläubiger zur Sicherheit übereignete Sache: Scheld 
JW 1939, 140. 

Iſt das Eigentum nicht unter auflöſender Bedingung übertragen, ſo kann der Siche⸗ 
rungsnehmer es weiterübertragen. Selbſt ein etwa verabredetes Veräußerungsverbot — 
weſentlich für die Sicherungsübereignung iſt es nicht — vermag nach $ 137 die dingliche 

irkſamleit der Weiterveräußerung nicht zu hindern. Dem Dritterwerber ſchadet es nichts, 
wenn er feinen Veräußerer als bloßen Sicherungscigentümer kennt (RG 95, 244). — Bietet der 

zicherungsgeber dem Sicherungsnehmer rechtzeitig die Bezahlung der Forderung an, lehnt 
dieſer aber die Annahme des Geldes grundlos ab und kommt er dadurch in Annahmeverzug, 
e folgt daraus allein noch nicht das Erlöſchen des Sicherungseigentums (bei auflöfend bedingter 
4 bertragung) oder das Entſtehen des Rückübereignungsanſpruchs (bei nicht bedingter Über- 
21 ung). Dazu iſt noch die Hinterlegung unter Verzicht auf die Rückforderung nötig (RG 11. 3. 
tr 1 324/20; 26. 6. 21 VII 565/20; 22. 9. 22 VII 595/21). Falls aber der Sicherungsnehmer 
— des Zahlungsangebots die Herausgabe der dem Sicherungsgeber nach $ 930 belaſſenen Sache 
Aöcangt, kann der Sicherungsgeber ihm die Einrede der Argliſt entgegenſetzen, wenn die Zahlung 
500 ahnt worden iſt, nur um den Eintritt ihrer Wirkungen zu hindern (R 28. 6. 21 VII 
R 720). Ein bei der Sicherungsübereignung begründetes Mietverhältnis folgt ſeinen eigenen 
zu Seit. Seine Beendigung gibt vielleicht dem Sicherungsnehmer das Recht, die Herausgabe 
0 verlangen; ein noch beſtehendes Einlöſungsrecht verbleibt aber dem Sicherungsgeber und kann 

n ihm auch gegenüber dem im Beſitz befindlichen Sicherungsnehmer verfolgt werden (RG ebenda.) 
a Einlöfungstecht des Sicherungsgebers kann zeitlich begrenzt werden; $ 508 iſt dabei 
Ion een anwendbar (RG 9.10.23 VII 79/23). E3“Tann verabredet werden, daß beim Er⸗ 

a des Einlöſungsrechts der Eigentumsübergang ſich in einen unbedingten und endgültigen 
z vondelt. Einer ſolchen Vereinbarung, die als dem Schuldner nachteilig nur in völlig 

anufelöiteien Fällen anzunehmen ſein wird (RG 22. 9. 22 VII 395/21), ſteht $ 1229 — und 
5 zeigt ſich die Gefährlichkeit der Sicherungsübereignung — nicht entgegen. Im $ 1229 wird 
—— einer Pfandbeſtellung die Verfallklauſel des Eigentumsübergangs hinzuzufügen; auf 
da rechtliche Abreden bei einer Eigentumsübertragung bezieht ſich 1229 nicht. Davon geht auch 

83,53 aus (vgl. aber 81229 A 1).— Dem Erlöſchen des Einlöſungsrechts muß das Erlöſchen der 
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geſicherten Forderung gegenüberſtehen, und zwar der ganzen, ſoweit nicht ein anderes vereinbart iſt. 
Ein Vertrag, in dem es heißt, das Eigentum einer Sache werde zur Sicherheit für und in An⸗ 
rechnung auf eine Forderung übertragen, ſetzt in ungenauer Weiſe nebeneinander, was nur 
nacheinander zur Auswirkung kommen kann (RG 22. 9. 22 VII 395/21). Es kann aber auch 
verabredet ſein, daß bei Fälligkeit der geſicherten Forderung der Sicherungsnehmer ſich wie ein 
Pfandgläubiger aus der übereigneten Sache befriedigen ſoll (NG JW 1914, 768), und das wird 
die Regel ſein. In einem ſolchen Fall kann der Sicherungsnehmer, bevor er ſich aus der Sache 
befriedigt hat, das Einlöſungsrecht des Sicherungsgebers nicht zum Erlöſchen bringen, namentlich 
nicht durch das Setzen einer Nachfriſt nach $ 326. Der Sicherungsgeber hat das Recht, nicht die 
Pflicht zur Einlöſung. — Über die Frage, ob und inwieweit die Pfandrechtsvorſchriften 
auf das durch die Sicherungsübereignung begründete Rechtsverhältnis anwendbar ſind: vor 
$ 1204 A 2j $ 1205 A 6 Abſ 1; $ 1219 A5; $ 1220 A5; $ 1223 A4 Abſ2; 5 1228 A 3; 
91229 A 1; 51223 A 1; 9 1242 A 6; § 1250 A3; 51282 A 6; 9 1288 A 2 und oben A6 b Abſ 1. 

Auch bei der Sicherungsübereignung iſt die Übereignung als dingliches Rechtsgeſchäft von 
dem ſchuldrechtlichen Grundgeſchäft unabhängig. Eine Ausnahme macht auch hier der 
Wucher. Bei wucherlichem Grundgeſchäft it auch die Übereignung nichtig (RG 95, 244). Ebenſo 
iſt nicht nur das Grundgeſchäft, ſondern auch die Sicherungsübereignung wegen Verſtoßes gegen 
die guten Sitten nichtig, wenn jemand unter Verluſt ſeiner wirtſchaftlichen Selbſtändigkeit völlig 
in die Hand eines andern gelangt, gleichwohl aber unter dem Schein der Selbſtändigkeit und 
Kreditwürdigkeit ſein Geſchäft fortführt und die Dritten täuſcht, die ſich mit ihm einlaſſen. 
In dieſen Fällen wird bald die ſogenannte „Knebelung“ oder „Ausſaugung“ mehr hervortreten, 
die ſich gegen den Sicherungsgeber, bald die Kredittäuſchung, die ſich gegen ſeine Gläubiger 
richtet. Das iſt in zahlreichen Entſcheidungen ausgeſprochen, von denen hier nur genannt ſeien: Rö 85, 
343; 118, 361 ff.; 133, 234; 143, 48ff.; JW 1911, 57610, 65022; Warn 1913 Nr 129, 400; 1917 Nr 131; 
1919 Nr 189; 5. 3. 29 VII 483/28; 8. 10. 29 VII 101/29; 24. 6. 32 VII 63/32; 29. 3. 1939 v1 119/88. 
Auch der an ſich gute Wille, dem Schuldner zu Hilfe zu kommen, ändert an dieſer Rechtsfolge nichts 
(RO JW 1919, 4431; 9. 9. 17 VII 235/17; 28. 4. 22 VII 312/21). Immer aber müſſen beim 
Kreditbetrug beide Vertragsparteien ſittenwidrig gehandelt, auch der Sicherungsnehmer muß, 
wenn auch nicht die Abſicht der Gläubigerſchädigung, ſo doch mindeſtens das Bewußtſein gehabt 
haben, daß die übrigen Gläubiger des Sicherungsgebers möglicherweiſe durch die Übereignung 
geſchädigt würden (RG 118, 363; 21. 6. 1935 VII 259/34). Vgl. zu Vorſtehendem § 826 A He. 
In RG 143, 56 wird auch die Frage behandelt, ob ein Sicherungsnehmer, der nachträglich 
erkennt, daß die Vorausſetzungen der Kredittäuſchung vorliegen, dann verpflichtet iſt, den Siche⸗ 
rungsgeber zu veranlaſſen, daß er die S.⸗U. den andern Gläubigern und künftigen Kreditgebern 
mitteilt. Die in NG 136, 258 vielleicht enthaltene allgemeine Verneinung dieſer Frage wird nicht 
gebilligt (vgl. auch R HRR 1935 Nr 1306), ihre Bejahung jedenfalls für möglich gehalten. Dies 
it aber Tatfrage des einzelnen Falles. Eine zur wirtſchaftlichen Aufhilfe vorgenommene Siche⸗ 
rungsübereignung iſt aber nicht ſchon deshalb unſittlich, weil die Möglichkeit beſteht, daß künftige 
Gläubiger über die Kreditwürdigkeit des Sicherungsgebers getäuſcht werden könnten (RG 
KonkTreuhw 1934, 178). Die S.⸗U. ift indeſſen immer dann unerlaubt und ſittenwidrig, wenn 
der Zuſammenbruch des Schuldners nicht mehr aufzuhalten iſt und der Sicherungsnehmer dies 
beim Vertragsabſchluß erkannt hat (RG GenBl 1935, 311). Umfaßt die Sicherungsübereignung 
das ganze Vermögen des Sicherungsgebers, ohne jedoch gegen die guten Sitten zu verſtoßen, 
jo kann $ 419 zutreffen (vgl. auch A 1 zu $ 419). 

Mit dem Einwand des Scheins wurde die Sicherungsübereignung früher häufiger bekämpft 
als jetzt; immer wird ſtets genau zu prüfen ſein, ob der Wille der Beteiligten ernſtlich auf 
die Übertragung des Eigentums gerichtet war oder ob dies nur vorgeſpiegelt wurde 
(vgl. DY 1936, 1239). Die früher oft beliebte Form des Sicherungsverkaufs mit Wiederkaufsrecht 
zwingt nicht dazu, die Ernſtlichkeit zu verneinen (RG JW 02 Beil 259; 1911, 1812; RG 57, 175; 
59, 146; 62, 126). Eine Sicherungsübereignung unter Geſtattung des Weiterverkaufs (Kommiſſion) 
iſt nicht ſchon deshalb unwirkſam, weil nur ein ziffermäßig nicht beſtimmter Erlösanteil an den 
Gläubiger abzuführen iſt (RG 27. 2. 14 VII 314/13). Allgemein wird bei der Beurteilung der 
Vereinbarungen nicht am Wortlaut zu haften fein (RG Warn 1910 Nr 448; 1913 Nr 201), zumal 
da der Verkehr die Ausdrücke nicht immer in ihrem Rechtsſinn gebraucht (RG L3 1914, 1759). 
Gegen die Annahme der Ernſtlichkeit kann es ſprechen, wenn für geringe Forderungen wertvolle 
Sachen übereignet worden ſind oder wenn der Sicherungsvertrag zugunſten naheſtehender Per⸗ 
ſonen abgeſchloſſen wird. Die Abſicht, zu täuſchen, ſchließt die Annahme eines Scheingeſchäfts 
nicht aus (RG 16. 4. 18 VII 18/18). Wegen Anfechtbarkeit der Sicherungsübereignung gelten 
die Vorſchriften der KO und des Anfch. — Im Sinne des $ 69 VV iſt auch die Sicherungs⸗ 
übereignung eine Veräußerung (RG 73, 142; 114, 318; 117, 270; 144, 395). Die unliebſamen 
Folgen dieſer Rechtslage ſind jetzt durch eine vom Reichsaufſichtsamt für Privatverſicherung ge⸗ 
nehmigte Anderung des $ 2 der Allgemeinen Feuerverſicherungsbedingungen im weſentlichen 
beſeitigt worden; wird die Anzeige der Veräußerung unterlaſſen und hat der Erwerber keinen 
Anſpruch gegen den Verſicherer, fo bleiben die Sachen weiter für den Veräußerer verfichert. 
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Wenn der Sicherungsnehmer auf Grund eines Urteils im Vollſtreckungsweg dem Sicherungs⸗ 
geber den dieſem zunächſt verbliebenen unmittelbaren Beſitz an den Gegenſtänden des 
Sicherungsübereignungsvertrags entzieht, ſo kann hierin, ſofern dieſe Sachen die weſentliche 
wirtſchaftliche Grundlage der ſelbſtändigen Lebenshaltung des Schuldners bis zur Fortnahme 
bildeten, eine durch Vollftredung erzwungene Vermögens hingabe i. S. des § 1 Abſ 1 
des Schuldenbereinigungs G v. 17. 8. 1938 (RG Bl 1938 I 1033; 1939 1 851; Begr. 
Dai 1938, 1334) erblickt werden (JW 1939, 577). 

Endlich ſei noch darauf hingewieſen, daß die Rechte aus der Sicherungsübereignung nicht 
zu den Nebenrechten im Sinne des § 401 gehören (RG 135, 274). Sie gehen alſo nicht kraft 
Geſetzes auf den neuen Gläubiger über; doch iſt es regelmäßig als Vertragswille der Beteiligten 
anzuſehen, daß der Gläubiger und Sicherungseigentümer die Rechte aus der Übereignung dem 
übertragen muß, der die Forderung erworben hat; die Zuſtimmung des Schuldners iſt ebenſo 
als im voraus erteilt anzuſehen (NG 89, 195; 91, 280; JW 1926, 7995; 16. 4. 26 VI 28/26). 
Wird die geſicherte Schuld nach $ 414 bon einem Dritten übernommen und der urſprüngliche 
Schuldner und Sicherungsgeber von feiner Leiſtungspflicht befreit, jo „erliſcht“ zwar nicht die 
Sicherungsübereignung nach § 418, aber der Sicherungsgeber hat nunmehr den Anſpruch auf 
Rückübereignung und der Sicherungsnehmer darf keine Rechte mehr aus der Sicherungsübereignung 
herleiten. Bei einer Schuldübernahme nach $ 415 kommt es in erſter Linie auf die Abreden an, 
welche der Sicherungsgeber mit dem Dritten getroffen hat. Laſſen ſich ſolche nicht feſtſtellen 
und hat auch der Sicherungsnehmer bei der Genehmigung keinen Vorbehalt gemacht, ſo liegt 
die Sache wie im Falle des $ 414. 

7. Zwiſchenſtaatliches Recht (ſ. 8 929 A 8). Wenn auch der die Beſitzabrede enthaltende 
Vertrag als ſolcher, ſofern er unter Deutſchen in Deutſchland abgeſchloſſen iſt, dem deutſchen Recht 
unterſteht, ſo iſt doch, falls die Sache im Ausland belegen iſt, die Frage, ob auf Grund des Beſitz⸗ 
vorbehalts (9 930) mit dem Beſitzerwerbe des ausländiſchen Erwerbers der inländiſche Erwerber 

as Eigentum erworben hat, nach dem ausländiſchen Recht als der lex rei sitae zu beurteilen 
(RG 16. 9. 1911 I 321/11). 
$ 931 


1) Iſt ein Dritter ?) im Beſitze der Sache ), fo kann die Übergabe dadurch 
erſetzt ) werden, daß der Eigentümer dem Erwerber den Anſpruch auf Her- 
ausgabe der Sache 8) abtritt 6) ea) 7) 8). 

E I 804, 874 II 844; M 3 0597; P 3 201-204. 

1. Übereignung durch Abtretung des Anſpruchs auf Herausgabe. Vgl. vorweg die Be- 
merkungen zu $ 870; doch iſt zu betonen, daß es ſich im $ 870 nur um die Übertragung des mittel. 
daten Beſitzes handelt, im $ 931 um die des Eigentums. Dafür betrifft $ 870 bewegliche und un. 
bewegliche Sachen, $ 931 nur bewegliche Sachen. — Im $ 931 wird eine zweite Art, die Über⸗ 
gabe zu erſetzen, vorgeſehen; ſie iſt aber auf den Fall beſchränkt, daß ein Dritter Beſitzer der Sache 
iſt. Ob er unmittelbaren oder mittelbaren Beſitz hat, iſt gleichgültig, nur darf bei mittel- 
barem Beſitz nicht gerade der Eigentümer es fein, der als unmittelbarer Beſitzer dem Dritten den 
Geſitz vermittelt. Wenn A eine Sache an B unter Eigentumsvorbehalt verkauft und übergeben, 
ie darauf von B gemietet und zum Mietbeſitz erhalten hat, ſo ſteht dem A kein Herausgabeanſpruch 
zu, den er an C abtreten könnte. — Wird der Beſitz vom Veräußerer durch einen Beſitzdie ner 
ausgeübt und ſoll das Eigentum nach $ 931 auf einen anderen übertragen werden, ſo muß der 
Eigentümer den Beſitzdiener erſt zum Beſitzmittler machen. Das kann durch den Auftrag ger 
ſchehen, die Sache an den Erwerber herauszugeben, denn das Auftragsverhältnjs genügt dem 
3 868 (RG 100, 193). 

2. Ein Dritter bedeutet: ein anderer als der Veräußerer oder der Erwerber. Ob der Dritte den 
Beſiß für den Veräußerer vermittelt oder nicht, ift im Rahmen des $ 981 nicht entſcheidend. In 
beiden Fällen iſt die Vorſchrift anwendbar (RG Warn 1919 Nr 95). Erheblich iſt der Unterſchied 
aber nach $ 934. — An den mittelbaren Beſitz des Eigentümers knüpfen ſich auch zwei im BGB 
ncht beſonders behandelte Möglichkeiten, das Eigentum an beweglichen Sachen zu über⸗ 
b agen. Einmal kann der Eigentümer als mittelbarer Beſitzer den Erwerber zum weiteren mittel. 
benen Beſitzer machen und jo nach § 930 Eigentum übertragen (vgl. daſ A 2). Er kann aber auch 
en Beſitzmittler beauftragen, von nun an für den Erwerber zu beſitzen; führt der Dritte den Auf⸗ 

ag aus, z. B. durch Abſchluß eines Verwahrungsvertrages mit dem Erwerber, fo iſt dieſer mittel. 
arer Beſitzer und auch Eigentümer geworden, vorausgeſetzt, daß beide über den Eigentumsüber- 
gang einig find. Dies ift der dritte der in A! zu § 870 erwähnten Wege. Er iſt auch in der Recht⸗ 
Rlechung anerkannt (Rech 103, 153; Warn 1922 Nr 77; 1926 Nr 188; Hanſghg 30 B 227). 
ſpro einer rechtlichen Kennzeichnung wird angenommen und teilweiſe auch ausdrücklich ausge⸗ 
S ochen, daß hier eine Übertragung des mittelbaren Beſitzes und damit eine Übergabe nach $ 929 
b 5 1 ſtattfinde. Bereits in A 1 zu $ 870 ift aber dargelegt, daß bei jenem Verfahren der mittel- 
1. Beſitz nicht übertragen, daß vielmehr neuer mittelbarer Beſitz begründet wird, und in den 
und 7a zu $ 929 iſt ausgeführt, daß eine Übergabe ſchon deshalb nicht vorliegt, weil die Perſon 
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des unmittelbaren Beſitzers nicht wechſelt. Der Übergang des Eigentums wird aaO. vielmehr 
auf $ 929 Satz 2 zurückgeführt, weil mittelbarer Beſitz des Erwerbers und das Einigſein der Be⸗ 
teiligten über den Eigentumsübergang zuſammentreffen. Nicht zu verkennen iſt allerdings, daß 
mehr geſchieht, als $ 929 Satz 2 vorausſetzt. Der Erwerber hat den mittelbaren Beſitz nicht irgend⸗ 
wie außerhalb des Zuſammenhangs der Übereignung erlangt, ſondern der Veräußerer verſchafft 
ihn ihm gerade im Hinblick auf die gewollte Übereignung (vgl. hierzu A 3 zu $ 934). 

3. Sachbeſitz. Wie nach § 929 (A 2) und $ 930 (A 3) kann auch nach $ 931 nur eine beſtimmte 
Sache übereignet werden. Die Bezeichnung nach Mengen oder Werten genügt auch hier nicht. 
Wohl kann in ſolchem Falle der Herausgabeanſpruch abgetreten werden; aber das Eigentum geht 
auf dieſem Wege erſt dann an den Erwerber über, wenn er den Herausgabeanſpruch geltend 
macht und ihm das Verlangte herausgegeben wird (RG 52, 385). Wird eine aus der größeren 
Menge ſchon ausgeſchiedene Sachgeſamtheit übereignet, ſo iſt keine Aufzählung der einzelnen 
Sachen nötig. Zur Bezeichnung genügt dann bei der Abtretung des Herausgabeanſpruchs die 
Angabe nach Ort der Lagerung und Inhaber (MG Gruch 57, 434). Auch wenn bares Geld 
(vgl. $ 930 A 3 a. E.) nach $ 931 übereignet werden ſoll, muß dieſes beſonders aufbewahrt fein; 
Buchungen genügen nicht (RG 18. 6. 19 V 62/19). 

4. Übergabeerſatz. Erforderlich bleibt neben der nur die Übergabe erſetzenden Abtretung 
des Herausgabeanſpruchs noch das Einigſein über den Eigentumsübergang. Die hierzu er⸗ 
forderliche Einigung wird jedoch häufig ſchon in der Abtretung des Herausgabeanſpruchs 
ſelbſt mitenthalten ſein. Die Möglichkeit, den Herausgabeanſpruch auch zu andern Zwecken 
als denen der Eigentumsübertragung abzutreten, iſt aber nicht ausgeſchloſſen. In RG 136, 
424 ſollte z. B. der Abtretungsempfänger — zuläſſigerweiſe — nur ermächtigt werden, 
den Anſpruch auf Herausgabe der im Eigentum des Abtretenden verbleibenden Grundſchuld⸗ 
briefe im eigenen Namen zu verfolgen. Ahnlich RG BankA 30, 246. Deshalb iſt das Einigſein 
über den Eigentumsübergang ſtets feſtzuſtellen (RG JW 1910, 81430. Auch ein zweiter Grund 
ſpricht hier noch mit. Das Einigſein muß, wie ſchon in A 2 angedeutet, auch im Falle des 9 931 
im entſcheidenden Zeitpunkt noch vorhanden ſein, nämlich wenn ſich das letzte Erfordernis 
für den Eigentumsübergang verwirklicht. Iſt die Einigung (A 5 zu § 929) frei widerruflich, 
fo kann das Einigſein aber inzwiſchen aufgehört haben. Mit Recht fragte alſo RG 135, 366, 
als jemand unter Einigung über den Eigentumsübergang einen noch nicht entſtandenen Heraus⸗ 
gabeanſpruch abgetreten hatte, ob das Einigſein in dem Augenblick noch beſtand, in dem der Ver⸗ 
äußerer den Herausgabeanſpruch erlangte. 

5. Der Anſpruch auf Herausgabe der Sache muß an den Erwerber abgetreten werden, 
d. h. unter Umſtänden der dingliche Anſpruch im Sinne des 8985 und, wenn der Eigentümer 
mittelbarer Beſitzer der Sache iſt, auch der perſönliche Anſpruch (RG 52, 394; HanſRGZ 
30 B 227). Doch wird der perſönliche Anſpruch regelmäßig als ſtillſchweigend mit abgetreten 
anzuſehen ſein (RG 6. 2. 1917 VII 254/16). Durch die Abtretung des perſönlichen Anſpruchs 
wird der Erwerber nach $ 870 ſofort mittelbarer Beſitzer. Das iſt für $ 934 von Bedeutung. Iſt 
der Eigentümer A nicht mittelbarer Beſitzer und tritt er an B einen dinglichen Heraus⸗ 
gabeanſpruch gegen C ab, der nicht beſteht, weil 0 nicht oder nicht mehr Beſitzer ift, jo 
wird B durch die Abtretung — trotzdem A und B über den Eigentumsübergang einig 
find — nicht Eigentümer der Sache (RG 8. 4. 24 VII 253/23; 22. 1. 29 VII 315/28). 
Anders würde die Sache liegen, wenn A ſeinen dinglichen Anſpruch gegen den derzeitigen, 
ihm unbekannten Beſitzer abgetreten hätte. Dann würde das Eigentum übergegangen 
ſein, ſofern ſich die Sache überhaupt im Beſitz eines Dritten befand. Beſtimmbarkeit 
des herausgabepflichtigen Dritten muß genügen. Zu weit geht RG JW 1932, 12068, wenn 
es — übrigens ohne beſondere Betonung — den aus $ 985 abzuleitenden Herausgabeanſpruch 
nur dann für abtretbar erklärt, wenn er ſich gegen einen beſtimmten Beſitzer richtet. — Errichtet 
der Pächter auf dem Pachtgrundſtück für die Zwecke ſeiner Pacht ein Gebäude, ſo bleibt er Eigen⸗ 
tümer und Beſitzer; der Verpächter wird nicht mittelbarer Beſitzer, gegen ihn beſteht kein Heraus⸗ 
gabeanſpruch, der Pächter kann das Gebäude nach $ 931 nicht übereignen (RG ZW 1934, 1484“; 
dieſer Teil der Entſcheidung iſt RG 143, 275 ff. nicht mitabgedruckt). — Dem Herausgabe 
anſpruch gleichzuachten iſt der Anſpruch des nichtbeſizenden Miteigentümers gegen den 
alleinbeſitzenden auf Einräumung des Mitbeſitzes (RG 69, 40). Den Beweis für das 
Beſtehen des Herausgabeanſpruchs muß führen, wer ſich auf den Eigentumserwerb beruft. 
Eine Vermutung für den Fortbeſtand des Beſitzes des Dritten iſt weder aus $ 938 noch aus 
$ 1006 zu entnehmen (RG 22. 1. 29 VII 315/28). Mit der Abtretung des Herausgabeanſpruchs 
tritt, wenn die Beteiligten über den Eigentumsübergang einig ſind, der Eigentumswechſel ſofort 
ein. Dies ſelbſt dann, wenn der Geltendmachung des Anſpruchs in dieſem Zeitpunkt rechtliche 
Hinderniſſe entgegenſtehen (ogl. $ 986 Abſ 2). Die Abtretung des Anſpruchs auf Vorlegung des 
Hypothekenbriefs an das Grundbuchamt, z. B. um einen Teilbrief zu bilden, iſt keine Abtretung 
des Herausgabeanſpruchs im Sinne des $ 931 (R 69, 43; Gruch 54, 1023; 26. a. 14 V 153/14). 

6. Die Anſpruchsabtretung. Auf fie find nach $ 413 die Vorſchriften über die Übertragung 
von Forderungen entſprechend anwendbar. Sie kann auch ſtillſchweigend bewirkt werden; die 
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Umſtände des Falles entſcheiden (RG 54, 111; 135, 88; 29. 1. 18 VII 368/17). Keine Ab⸗ 
tretung des Anſpruchs auf Herausgabe der geſtohlenen Sache iſt in der Entgegennahme der 
Einbruchsdiebſtahl⸗Verſicherungsſumme gefunden worden (RG 108, 110). Ebenſo wird allein 
durch die Abrede, daß der Brief über die einzutragende Hypothek dem beurkundenden Notar 
vom Grundbuchamt ausgehändigt werden ſoll, der Herausgabeanſpruch gegen den Notar 
noch nicht an den künftigen Hypothekengläubiger abgetreten (RG 7. 10. 31 V 110/31). 
In der Erklärung, daß ein für den Erklärenden bei einem Notar verwahrter Grundſchuldbrief mit 
der Erklärung dem Grundſchulderwerber ausgehändigt werden ſoll, kann die Erteilung der Ab- 
tretungserklärung gefunden werden (RG Warn 1935 Nr 22; vgl. auch RG 54, 111; 85, 433; JW. 
1906, 55928; Gruch 51, 181; Warn 1928 Nr 145). Zu geringe Anforderungen ſtellt RS St Warn 
1932 Nr 148, wo in der Einigung über den Eigentumsübergang ohne weiteres die Abtretung 
des Herausgabeanſpruchs geſehen wird. Das Frachtbriefdoppel der Eiſenbahn iſt kein Ver⸗ 
fügungspapier im Sinne der in A 7 erwähnten. In feiner Übergabe an den im Frachtbrief be⸗ 
zeichneten Empfänger der Ware kann aber entſprechend einer Anſchauung des Verkehrs die Ab⸗ 
tretung des Herausgabean ſpruchs gefunden werden (NG ZW 1926, 192222), namentlich wenn 
ſie kraft der Vertragsabrede „netto Kaſſe gegen Frachtbriefduplikat“ nur gegen Zahlung des 
Kaufpreiſes bewirkt wird (RG 102, 97; Warn 1922 Nr 77). Nicht abgetreten wird aber der Her⸗ 
ausgabeanſpruch, wenn das Zweitſtück dem Empfänger der Ware nur „zu getreuen Händen“ 
(RG 26. 2. 26 VI 531/25) oder wenn es an einen andern als den Empfänger der Ware übergeben 
wird; dieſer Dritte wird dann auch nicht mittelbarer Beſitzer der rollenden Ware (RG 13. 4. 23 
VII 261/22). Zollniederlageſcheine find ebenfalls keine Verfügungspapiere. Ihre Aus- 
händigung überträgt aber in der Regel den Herausgabeanſpruch, der hier beim Fehlen eines 
ſchuldrechklichen, auf dem Gebiet des bürgerlichen Rechts liegenden Rechtsverhältniſſes nur aus 
$ 985 abgeleitet werden kann (RG Warn 1933 Nr 22). Lagerſcheine von Anſtalten, die ſtaatlich 
nicht zur Ausſtellung ſolcher Urkunden ermächtigt find, können nicht durch Indoſſament übertragen 
werden und find deshalb ebenfalls keine echten Verfügungspapiere (68 363, 424 HGB). Werden jie 
ausgehändigt, fo kann darin die Abtretung des Herausgabeanſpruchs gefunden werden (RG SeuffA 
67 Nr 83; JW 1926, 800%); eine feſte Verkehrsanſchauung hat ſich darüber noch nicht gebildet; 
in der vom R am 5. 12. 22 entſchiedenen Sache VII 1/22 (Bd. 105 S. 413) hatten z. B. LG 
und OLG Hamburg verſchieden geurteilt. Neuerdings hat RG 135, 89 aber ſchon die Aus⸗ 
händigung von Lagerſcheinen als vereinbarte Abtretung angeſehen, obwohl die — an ſich vor⸗ 
geſehene — ausdrückliche Erklärung der Abtretung unterblieben war (vgl. auch Warn 1934 Nr 134 
und RG 5. 6. 34 VII 2/34). Der Hinterlegungs(Depot)ſchein einer Bank iſt, auch wenn 
5 an Order geſtellt iſt, kein Orderpapier im Sinne von § 363 HGB, nur Quittungs⸗ und Ausweis- 
Veweis)urkunde. In dem Giro liegt aber in der Regel das Abtreten des Herausgabeanſpruchs 
(RG 118, 38; 23 1916, 1007; 2. 7. 06 IV 167/06). Wird dem Käufer ein Lieferſchein über⸗ 
geben, worin der Lagerhalter angewieſen wird, dem — vielleicht nicht einmal benannten — 
Käufer die Ware auszuantworten, jo wird darin in der Regel nicht die Abtretung des Herausgabe 
anſpruchs gefunden (RG 101, 299; 103, 151; Warn 1922 Nr 77; 4. 4. 24 VII 575/23; vgl. aber RG 
49, 97); ebenſowenig in der Mitteilung des Verkäufers an den Käufer, er habe die Ware für ihn bet 
dem Lagerhalter freigeſtellt (PanſchZ 1921, 509). In dieſen Fällen fehlt es ſchon an dem Übereig⸗ 
nungswillen; denn der Verkäufer will ſich den Widerruf ſeiner Maßnahmen vorbehalten. Anders 
ag der RG 28. 1. 28 I 158/27 entſchiedene Fall: A ſchenkte die bei einer Bank hinterlegten Wert⸗ 

papiere formlos an C, ſchrieb der Bank, daß fie die Papiere auf C umſchreiben ſolle, die Bank war 
emverſtanden und auch C erklärte der Bank fein Einverſtändnis. Hier iſt die Abtretung des 

erausgabeanſpruchs — von A an C — mit Recht angenommen worden; ein Widerruf ſollte nicht 
vorbehalten werden und war nicht vorbehalten. — Der Beſitzer einer Sache, die nach $ 931 ver⸗ 
außert iſt, kann dem neuen Eigentümer unter Berufung auf $ 407 auch ſolche Einwendungen ent» 
Hedenſezen, die nach der Abtretung durch ein zwiſchen ihm und dem Veräußerer abgeſchloſſenes 
glechtsgeſchäft begründet werden, es ſei denn, daß der Beſitzer die Abtretung bei Vornahme des 
Rechtsgeſchäfts kannte (Rh 20. 6. 11 VII 600%. 

6. Schon in RG 139, 117 iſt auf die Möglichkeit der Übereignung der Miteigentumsanteile 
nach $ 931 im Wertpapier⸗Girvverkehr hingewieſen. Nach den neuen Vorſchriften in $ 24 Bank⸗ 
epotch n. F. (Vorbem 3d vor $ 688) kann ſich der Kommiſſionär von feiner Verpflichtung, dem 

Ommittenten Eigentum an beſtimmten Stücken zu verſchaffen, dadurch befreien, daß er ihm 
vetteigentum an den zum Sammelbeſtand einer Wertpapierſammelbank gehörenden Wertpapieren 
derſchafft; mit der Eintragung des Übertragungsvermerkszim Verwahrungsbuch des Kommiſſionärs 
1 7 ſoweit dieſer verfügungsberechtigt iſt, das Miteigentum auf den Kommittenten über, wenn 

> Nicht nach den Beſtimmungen des bürgerlichen Rechts ſchon früher auf ihn übergegangen ift. 
Lies iſt dann der Fall, wenn der Kommiſſionär, der ſelbſt Miteigentümer an einem Sammel⸗ 
on it, feinen Miteigentumsanteil dem Kommittenten abgetreten hat (Begr. zu $ 24 Bank⸗ 

epotch [5 930 A 5 Abſ 11). Näheres hierüber bei Opitz Depot® $ 24 Anm 5. 
fie 7. Handelsrechtliche Verfügungs (Traditions, Dispoſitions) papiere. Über den Erſatz der 

dergabe der Sache durch Übergabe des Lagerſcheins, des Ladeſcheins, des Konnoſſements an 
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den durch die Urkunde ausgewieſenen Empfänger vgl. HGB 88 424, 450, 647 (. 5 870 A 1). Das: 
Gut kann aber auch durch Abtretung des Herausgabeanſpruchs und Übergabe des nicht oder nicht 
richtig indoſſierten Scheines übertragen werden; allerdings werden dann die Einwendungen des 
Schuldners nicht nach H B 88 364, 365 beſchränkt (RG 119,218; Gadow zu 9365 H B A 10 30). 

8. Zwiſchenſtaatliches Recht. Bei einer Veräußerung, die dem deutſchen Recht unterliegt, 
iſt die Wirkung der Abtretung des Herausgabeanſpruchs auch dann nach deutſchem Recht zu be⸗ 
urteilen wenn die Ware ſich noch auf dem Wege ins Inland befindet (R 16. 9. 11 1 321/10). 


8 932 


1) Durch eine nach 8 929 erfolgte Veräußerung wird der Erwerber auch 
dann Eigentümer, wenn die Sache ?) nicht dem Veräußerer gehört, es ſei denn, 
daß ) er zu der geit, zu der er nach dieſen Vorſchriften das Eigentum erwerben 
würde , nicht in gutem Glauben ift. In dem Falle des § 929 Satz 2 gilt dies 
jedoch nur dann, wenn der Erwerber den Beſitz von dem Veräußerer erlangt) 
hatte. 

Der Erwerber iſt nicht in gutem Glauben, wenn ihm bekannt oder in- 
folge grober Fahrläſſigkeit unbekannt iſt, daß die Sache nicht dem Ver- 
äußerer gehört “) “). 

E 1877 II 846; M 3 344-347; P 3 206—211; 4 589, 590. 

1. Verkehrsſchutz beim Erwerb vom Nichteigentlimer (Hand wahre Hand). Erwerb durch 
guten Glauben. Die Vorſchrift ſchützt in Anwendung deutſchrechtlicher Grundſätze den redlichen 
Erwerber vor den Folgen des Rechtsmangels auf ſeiten des Veräußerers dann, wenn er den 
Beſitz von dem Veräußerer erlangt hat. Er erlangt nicht nur perſönlichen Schutz, ſondern wirkliches 
Eigentum; das Eigentum des bisherigen Eigentümers geht unter. Der veräußernde Nichteigen⸗ 
tümer muß Eigentum haben übertragen wollen (23 1919, 611%). Fehlt dieſer Wille bei ihm, 
fo ift es gleichgültig, was ſich die andere Seite über das Eigentum an der Sache gedacht hat. Er 
muß weiter zur Zeit der Einigung noch Beſitzer geweſen ſein oder den Beſitz vorher auf den Er⸗ 
werber übertragen haben (RG 72, 309). Der redliche Erwerber ſoll keinen Schaden davon 
haben, daß er den Beſitzer für den Eigentümer gehalten hat (RG 73, 128). Die Vorſchrift iſt 
ſtreng auf die Fälle des § 929 beſchränkt (RG 9. 5. 11 VII 456/10). Sie bezieht ſich alſo nur 
auf den Eigentums, nicht auf den Beſitzerwerb. Beſitz iſt etwas Tatſächliches, er iſt entweder 
vorhanden oder nicht vorhanden. Niemand kann durch den guten Glauben an den Beſitz ſeines 
Vormanns Beſitzer werden, wenn er den Beſitz nicht wirklich erlangt (RG 105, 413). Ebenſo⸗ 
wenig kommt $ 932 in Frage, wenn jemand nicht Treuhandeigentümer, ſondern nur Treu⸗ 
hand beſitzer werden ſoll (RG 111, 409). Die Vorſchrift greift endlich auch nicht ein, wenn bei 
einer Sicherungsübereignung die Sache — vielleicht ſogar vertragswidrig — weiterveräußert 
wird. Auch der Sicherungsnehmer ift wirklicher Eigentümer; einem Rechtsmangel braucht bei 
ihm nicht durch den guten Glauben des Erwerbers abgeholfen zu werden. Die Weiterveräußerung. 
iſt deshalb dinglich wirkſam, auch wenn der Erwerber weiß, daß der Veräußerer nur Sicherungs⸗ 
eigentümer iſt — vorbehaltlich der 38 826, 138 (RG 99, 143). — Zugunſten des wahren Eigen- 
tümers erleidet $ 932 eine weſentliche Einſchränkung durch $ 935, eine geringere durch $ 952 
(vgl. A 1 daß). 

Beim Erwerb durch einen Stellvertreter, der auch bei der Einigung über den Eigentums- 
übergang mitgewirkt hat, kommt es auf den guten Glauben des Vertreters, nicht den des Ver⸗ 
tretenen an ($ 166 Ab} 1). Dagegen ift es für die Frage des guten Glaubens bedeutungslos, wenn 
lediglich bei der Übergabe für den Erwerber ein Befikdiener oder ein Beſitzmittler tätig geworden 
iſt (A3 zu $ 929). In dieſen Fällen verbleibt es bei der Regel, daß der Erwerber ſelbſt gutgläubig 
geweſen fein muß. Eine Stellvertretung im Sinne der $$ 164 ff. ift hier nicht gegeben (RG 137, 
27). Der Gerichtsvollzieher, der die Sache im Wege der Zwangsvollſtreckung nach $ 897 Abſ 1 
350 wegnimmt, iſt nicht Vertreter; feine Bösgläubigkeit ift unſchädlich (RG JW 1914, 863°; 
R 90, 193; 95, 152). 

Nur der Mangel des Eigentums auf feiten des Veräußerers wird nachgeſehen, nich 
das Fehlen ſonſtiger Vorausſetzungen für die Gültigkeit des Geſchäfts, alſo nicht das Fehlen der 
Volljährigkeit, der Geſchäftsfähigkeit (MG 22. 11. 10 VII 611/09), das Fehlen der geſetzlichen 
Vertretungsbefugnis (RG 3. 12. 20 VII 231/20; 12. 1. 23 VII 100/22), der Vollmacht des Ver⸗ 
treters (RG 106, 44) (anders auf dem Gebiete des Handelsrechts; vgl. HGB g 366, der gegebenen⸗ 
falls auch neben $ 932 anwendbar iſt, N& 12. 7. 32 VII 114/32). Zweifelhaft könnte fein, ob; 
nicht aus dem Schutze des gutgläubigen Erwerbers gegen den Mangel des Eigentums des Ver. 
äußerers auf den gleichen Schutz in dem Falle geſchloſſen werden muß, daß dem Veräußerer nicht 
das Eigentum fehlt, ſondern nur die Verfügung beſchränkt iſt. Im Falle der Verfügungsbeſchrän⸗ 
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kung durch geſetzliches oder gerichtliches Veräußerungsverbot ift dem redlichen Erwerber im $ 135. 
Abſ 2 und im Ech Art 61 ausdrücklich der Verkehrsſchutz gewährt; im Falle der Beſchränkung 
der Verfügung der Ehefrau über ihr eingebrachtes Gut wird durch $ 1404 dem redlichen Erwerber 
der Schutz verſagt — bei Verfügungen der Frau über Sachen des Mannes wird $ 932 natürlich, 
wirkſam — und nach $ 7 NO muß auch dem, der ohne Kenntnis der Eröffnung des Konkursver⸗ 
fahrens einen zur Konkursmaſſe gehörenden Gegenſtand gutgläubig vom Gemeinſchuldner er⸗ 
warb, der Schutz verſagt werden. Bei dem Schweigen des $ 932 iſt die aufgeworfene Frage zu 
verneinen (RG 100, 194). Wenn aber einer von mehreren Miterben entgegen den Vorſchriften 
des 8 2033 über einen Nachlaßgegenſtand verfügt, fo beruht die Unwirkſamkeit einer derartigen 
Verfügung nicht ſowohl auf dem Mangel der Verſügungsbefugnis als vielmehr auf dem Mangel 
des Alleineigentums; $ 932 iſt alfo anzuwenden (RG Warn 1918 Nr 212; R 67, 27). Auch für 
öffentliche Verſteigerungen, welche außeramtlich veranſtaltet werden, gilt $ 932; wer darin 
eine Sache erſteht und weiß, daß der Veranſtalter Nichteigentümer iſt, wird nicht Eigentümer 
(DLG 31, 325; vgl. auch § 935 Abſ 2). Wird dagegen eine ordnungsmäßig gepfändete oder 
eine von der Zollbehörde beſchlagnahmte Sache öffentlich verſteigert oder freihändig verwer⸗ 
tet, fo weiß jeder, daß er vom Nichteigentümer erwirbt, $ 932 in feinem eigentlichen Sinn iſt 
unanwendbar; die bisherigen Eigentumsrechte gehen durch die Verfügung der öffentlichen Hand 
unter (vgl. g 929 A 7). Nur ſoweit keine ordnungsmäßige Pfändung oder Beſchlagnahme vor⸗ 
legt, kommt der gute Glaube des Erwerbers in Betracht, aber nur in bezug auf die Ordnungs⸗ 
mäßigkeit des Verfahrens und die Verfügungsbefugnis des Staatsorgans (HRR 34 Nr 807 und 
dazu RG 5. 6. 34 VII 2/34). — Weiß jemand, daß er vom Nichteigentümer erwirbt, hält er aber 
den Dritten, welcher der Veräußerung zuſtimmt (8 185), für den Eigentümer, fo wird er durch 
$ 992 nicht geſchützt. Ihm fehlt der gute Glaube an das Eigentum des Veräußerers. — Über 
Unveräußerlichkeit und gutgläubigen Erwerb von Erbhofſachen: Dietz Dig 1935, 1453; 
von Stackelberg, Der Gutglaubensſchutz im Bauernrecht, 1937. 

Wer als Sicherungsnehmer nach § 932 Eigentum vom Nichteigentümer erworben hat, 
lunn Eigentum weiterübertragen. Übereignet er die Sache an den Sicherungsgeber, ſo wird 
dieſer, der früher Nichteigentümer war, nunmehr auch ſelbſt Eigentümer. Das iſt unbedenklich, 
wenn die zweite Übereignung mit der erſten in keinem rechtlichen Zuſammenhang ſteht, muß 
aber auch gelten, wenn der Sicherungsnehmer nach Empfang der ihm geſchuldeten Summe das 
Eigentum zurücküberträgt. Das Eigentum des urſprünglichen — dritten — Eigentümers ift 
untergegangen, als der Sicherungsnehmer Eigentum erwarb, und kann nicht wiederaufleben; 
der Sicherungsgeber iſt auch nicht ſchlechtgläubig im Sinn des $ 932; denn ſein nunmehriger 
ber mann, der Sicherungsnehmer, iſt wirklicher Eigentümer. Der urſprüngliche — dritte — 
Eigentümer iſt auf etwaige perſönliche Anſprüche gegen den zum Eigentümer gewordenen Siche⸗ 
rungsgeber beſchränkt. Ob die Sache ebenſo liegt, wenn jemand auf Grund eines Kaufver⸗ 
(Tages vom Nichteigentümer Eigentum erworben hat, ſpäter wandelt und unter Aufgabe feines 
Eigentums die Sache zurückgibt, iſt zweifelhaft; dieſe Frage iſt aber zu verneinen. 

Ben einen gutgläubigen Dritten durch Täuſchung zum Ankauf einer unterſchlagenen Sache 
oeftimmt, begeht Betrug zum Nachteil des Erwerbers, obgleich dieſer nach 9 932 
Eigentum am Kaufgegenſtand erwirbt (RG St DJ 1939, 398; dazu Linkhorſt DRW 1939, 156). 
Am 2. Sacherwerb. Die Grundſätze der 98 932ff. erſtrecken ſich nicht auf den Erwerb von Rechten 
6 0 115, 307) oder von Forderungen (RG 23 1917, 4597), auch nicht auf den Erwerb eines ganzen 
Geschäfts als eines Inbegriffs von Sachen und Rechten (MG 93, 230; 156, 333). Alles das find keine 
wor er im Sinne des BGB. Ebenſo iſt das Eigentum an der Nummer einer Kraftdroſchke 
( nal eine wirtſchaftlich verwertbare Macht, die wie ein Vermögensrecht wirkt, aber keine Sache 
80 26, 65). Wohl aber find Lotterieloſe als Inhaberpapiere (RG JW 1912, 8611) Sachen; 
2 2 kann alſo auch hier eingreifen (RG St 67, 67). 5 
fü 3. Beweislaſt. Die Faſſung „es ſei denn, daß ...“ zeigt, daß der Erwerber der Beweielaſt 
ur feinen guten Glauben enthoben iſt. Der Gegner hat ihm zu beweiſen, daß er nicht in gutem 
lauben war (RG 133, 188; Warn 1912 Nr 167; 1934 Nr 188). Anders liegt die Beweislaſt, 
d an hauptſtädtiſche Bankherr trotz der ihm vom Provinzbankherrn gemachten Mitteilung, 
re die überſandten Papiere fremde feien, auf Grund feines guten Glaubens an die Verfügungs⸗ 
Tugnig des Provinzbankherrn (8 366 HGB) das allgemeine Pfandrecht an den Papieren er⸗ 
11 en haben will (58 des Bankdepotch a. F. [Vorbem 3d vor $688]). Dann muß er feinen 
an Glauben beweiſen (RG 71, 337; 87, 329). 
ett gilt inſoweit indeſſen 4 des Bankdepotch nF. Danach ſollen die von einem Ver⸗ 
ſtets et, der Bank- oder Sparkaſſengeſchäfte betreibt, einem Dritten anvertrauten Wertpapiere 
1 1 6 fremde zu gelten haben. Deshalb kann ſich biefer nicht darauf berufen, daß er den Ver⸗ 
8 900 f für den Eigentümer gehalten habe. Damit iſt inſoweit die Anwendung des $ 932 BOB 
kann 15000 grundſätzlich ausgeſchloſſen (54 Abſ 1 Satz 1). Ein Pfand- oder ein Zurückbehaltungsrecht 
8 er Dritte an den Wertpapieren nur wegen ſolcher Forderungen geltend machen, die mit 
üb 251 auf dieſe Wertpapiere entſtanden ſind oder für die dieſe Wertpapiere nach dem einzelnen 
ſie zwiſchen dem Verwahrer und dem Dritten vorgenommenen Geſchäft haften ſollen (8 4 
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Abſ 1 Satz 2). Dieſe Beſtimmungen ſtehen im engen Zuſammenhang mit denen des § 12 Bank⸗ 
depotch. Die unwiderlegliche Vermutung des 9 4 Abſ 1 Satz 1 gilt nicht für den Fall, daß 
der Verwahrer dem Dritten eigene Beſtände einliefert; für dieſen Fall wird die Vermutung 
durch eine ausdrückliche und ſchriftliche Erklärung des Verwahrers, er ſei Eigentümer der Wert- 
papiere, ausgeſchloſſen. Gibt der Verwahrer eine derartige Erklärung unrichtig ab, ſo bleiben 
die allgemeinen Grundſätze über den Schutz des guten Glaubens unberührt ($ 4 Abſ 2 daf.). Dieſe 
Grundſätze find auch für den Fall aufrechterhalten, daß ein Verwahrer, der keine Bank- oder 
Sparkaſſengeſchäfte betreibt, die Wertpapiere einem Dritten anvertraut. An dieſem Fall hat 
der Verwahrer, um den Kundenſchutz ſicherzuſtellen, dem Dritten Fremdanzeige zu erſtatten. 
Dieſe Mitteilung hat die Anwendung der Grundſätze des $ 4 Abſ 1 Satz 2 zur Folge (54 Abſz daſ. ). 

4. Der gute Glaube muß in dem Zeitpunkt vorhanden ſein, in dem das Eigentum übergehen 
würde, wenn der Veräußerer wirklich Eigentümer wäre (NG SeuffA 85 Nr 115; 25. 3. 24 VII 
227/23), alſo bei der aufſchiebend bedingten oder befriſteten Übertragung in dem Zeitpunkt, in 
dem die Friſt oder Bedingung ſich erfüllt. Wer eine Sache auf Abzahlung und unter der 
Bedingung gekauft und übergeben erhalten hat, daß er Eigentum erſt mit der Zahlung der letzten 
Rate erwerben ſoll, erwirbt das Eigentum alſo nicht, wenn er auch nur vor Zahlung der letzten 
Kate erfährt, vom Nichteigentümer gekauft zu haben. Der gute Glaube bei dem Kaufabſchluß, 
der Übergabe und dem Einigwerden über den künftigen Eigentumsübergang entſcheidet nicht. 
Das kann gelegentlich unbillig wirken, gegenüber dem völlig klaren Wortlaut des Geſetzes iſt aber 
an den gezogenen Folgerungen nichts zu ändern. Wird der Erwerber nach dem entſcheidenden 
Zeitpunkt ſchlechtgläubig, ſo ſchadet es ihm nichts; wird er danach gutgläubig, ſo nützt es ihm nichts 
(RG Warn 1911 Nr 157). 

5. Vom Veräußerer erlangen (Abſ 1 Satz 2) bedeutet: vom Veräußerer eingeräumt erhalten. 
Durch verbotene Eigenmacht erlangter Beſitz kann nicht als „vom Veräußerer“ erlangt angeſehen 
werden. Im übrigen entſcheidet die erſtmalige tatſächliche Einräumung des Beſitzes. Der Er⸗ 
werber erlangt die Sache vom Veräußerer, wenn deſſen Lieferungsfirmen auf fein Geheiß die 
Ware nicht bei ihm ſelbſt, ſondern bei dem Erwerber anfahren laſſen (RG 4. 10. 32 VII 22/32). 
Wer aber von A Sachen des B verpfändet und übergeben erhält, erlangt den Beſitz von A. Dabei 
bleibt es auch dann, wenn hinterher B die Verpfändung und Übergabe genehmigt. Der Pfand⸗ 
nehmer kann alſo Eigentum an den Sachen nach $ 932 Abf 1 Satz 2 nicht erwerben, wenn er 
ſpäter mit B über den Übergang des Eigentums einig wird, B aber inzwiſchen aufgehört hat, 
Eigentümer zu fein. Hat A Ware bei C eingelagert und ſpäter den mittelbaren Beſitz auf B über⸗ 
tragen, fo kann O von dem Nichteigentümer B Eigentum kraft guten Glaubens nicht erwerben, 
weil er den unmittelbaren Beſitz nicht von B erlangt hat (RG Warn 1929 Nr 182 über den gleich⸗ 
liegenden Fall eines vertragsmäßigen Pfandrechts). Wegen Anwendung dieſer Grundſätze auf 
den Wertpapier-Giro-Verkehr und die Rechtsverhältniſſe, welche dabei durch den roten 
oder den „nur zur Verrechnung“ geſtellten weißen Scheck geſchaffen werden: A 7a zu $ 929. 

6. a) Grobe Fahrläſſigkeit iſt eine beſonders ſchwere Verletzung der im Verkehr erforderlichen 
Sorgfalt; es muß etwas unbeachtet geblieben fein, was im gegebenen Fall jedem einleuchten 
mußte (RG 141, 129ff.; 4. 12. 11 IV 179/11; Warn 1913 Nr 325 u. 359). Wer zwar die ent⸗ 
ſcheidenden Tatſachen kennt, ſie aber aus einem nicht ſelbſt auf grober Fahrläſſigkeit be⸗ 
ruhenden Rechtsirrtum falſch beurteilt, befindet ſich in gutem Glauben (RG 74, 354; 
Warn 1914 Nr 253). Der bedingte Vorſatz bildet keinen beſonderen Fall des Ausſchluſſes 
von gutgläubigem Erwerb; der wirklichen Kenntnis vom Nichteigentum ſteht er nicht gleich; 
auch er iſt alſo nur für die Frage der groben Fahrläſſigkeit erheblich (RG 20. 4. 26 VI 45/26). 
Ob ſolche vorliegt, iſt von den Umſtänden des Falles abhängig. Schlechte Gewohnheiten 
des Handels aus der Kriegs⸗ und Nachkriegszeit ſind bei der Frage nach dem guten Glauben jeden⸗ 
falls nicht zu beachten (R 8. 10. 26 VI 205/26). Ergeben ſich hinreichende Verdachts und 
Zweifelsgründe und ſetzte ſich der Erwerber über dieſe hinweg, um im Dunkeln zu bleiben, 
jo muß ihm grobe Fahrläſſigkeit zur Laſt gelegt werden (MG 28. 12. 06 VII 105/06; N Warn 
1912 Nr 167; HRR 1935 Nr 177). Aber auch ſonſt leichtſinniges Verhalten des Erwerbers kann 
ihn grob fahrläſſig erſcheinen laſſen. So wenn ein Bankherr ein ſicheres Papier von einem 
Unbekannten unter Preis erwirbt oder erſt viel ſpäter fällig werdende Zinsſcheine ohne die Mäntel 
erwirbt (OLG 18, 138) oder wenn er Wertpapiere ankauft, an denen auffälligerweiſe die Zins⸗ 
ſcheine fehlen (RG 58, 162). Grobe Fahrläſſigkeit iſt ferner ſchon darin erblickt worden, daß der 
Käufer, ohne ſich näher zu erkundigen, bon einem, wie er wußte, ſtark verſchuldeten Verkäufer 
eine neue Einrichtung kaufte (R 5. 1. 11 VII 241/10), daß er wertvolle Sachen von einem ſtar 
verſchuldeten Vertragsgegner ohne nähere Prüfung des nicht weit zurückliegenden Erwerbs 
geſchäftes erwarb (RG 13. 10. 11 VII 69/11). Anderſeits iſt ausgeſprochen worden, einem 
Bankherrn könne, wenn keine verdächtigen Umſtände vorliegen, gegenüber Perſonen, 
die durch den Beſitz von Inhaberpapieren zur Geltendmachung der Rechte daraus befugt er 
ſcheinen, nicht noch eine beſondere Ausweisprüfung zugemutet werden (Rd 67, 27; vgl. aber auch 
RO im Recht 1919 Nr 2125). Im freien Handelliſt der Verkauf von Wertpapieren ungewöhnlich; 
fie können geſtohlen fein, und der Ankäufer muß deshalb die entſprechenden Blätter einſehen (RG 


Erwerb und Verluſt des Eigentums an beweglichen Sachen § 932 283 


6. 12. 22 1 7/22). Beim Erwerb von Kraftwagen aus zweiter Hand iſt zu beachten, daß die Geſchäfte 
fie regelmäßig auf Abzahlung und unter Eigentumsvorbehalt verkaufen (RG 28. 9. 28 VII 697/27). 
Wegen des Kraftfahrzengbriefs: ſ. unter b). Vielfach treten Anſtalten auf, die Geldmittel zum 
Ankauf von Kraftwagen vorſchießen und ſich den gekauften Wagen zur Sicherheit übereignen laſſen. 
Hier ift weſentlich, unter welchen Bedingungen fie den Weiterverkauf geſtatten und ob dieſe Be⸗ 
dingungen allgemein oder wenigſtens in den beteiligten Streifen bekannt find (NG Warn 1932 Nr 
150). Eine Großfirma, welche weiß, was ein Ladeſchein bedeutet, muß ſich um deſſen Verbleib 
kümmern und darf nicht trotz ſeines Fehlens die Ladung ohne weiteres entgegennehmen (R 119, 
219). Unerheblich iſt es, ob der Erwerber bei den gebotenen Nachforſchungen den wahren Sach⸗ 
verhalt unter allen Umſtänden erfahren hätte; der wahre Eigentümer braucht das nicht nach⸗ 
zuweiſen und der Erwerber kann ſich nicht damit entſchuldigen, daß er doch nichts erfahren hätte 
(RS 143, 14ff.; 147, 331; vgl. Schantz Agio Prax 142, 67). Fallen Vertrag und Übergabe aus⸗ 
einander, muß alſo der gute Glaube auch noch zur Zeit der Übergabe (oben A 4) vorhanden 
ſein, ſo beſteht eine etwa vorhandene Nachforſchungspflicht auch bis zur Übergabe weiter (JW 
1934, 9928). Dasſelbe muß in den Fällen der aufſchiebend bedingten oder befriſteten Übertra⸗ 
gung gelten (oben A 4). Hierzu iſt aber zu bemerken, daß die Ausführungen des Reichs⸗ 
gerichts in den angezogenen Urteilen, auch wenn ſie allgemeiner klingen, im weſentlichen doch 
auf die Umſtände des einzelnen Falles abgeſtellt ſind und deshalb nicht unbedingte Gültigkeit 
für alle Fälle beanſpruchen (RG Warn 1932 Nr 9, 4. 10. 32 VII 2232). So wird man von einem 

zankherrn, der ein Lombardgeſchäft vornimmt, eine ſtrengere Prüfungspflicht verlangen, als von 
einem Spediteur, der Ware zur Beförderung annimmt und ſich dabei ein Pfandrecht beſtellen 
läßt (NG 141, 129 ff.). Mit Recht wird hier auch geſagt, daß der Eintritt einer weſentlichen Ver⸗ 
schlechterung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe zu beachten ſei. Wenn früher ausgeſprochen worden 
it, daß eine Prüfung nur gefordert werden könne, falls Anhalt für einen Verdacht vorliege, daß 

eim Auftreten eines zuverläſſigen älteren Kunden kein Grund zum Mißtrauen gegeben ſei (RG, 
135, 85; IW 1927, 16836; Warn 1932 Nr 9), jo kann das nicht mehr unbedingt gelten. Ander⸗ 
ſeits dürfen die zeitgemäß verſchärften Anforderungen aber auch nicht überſpannt werden; was 
die ordnungsmäßige Abwicklung des Verkehrs verlangt, iſt zu beachten. Der vom Geſetz ver⸗ 
mutete gute Glaube darf nicht dadurch einfach ausgeſchaltet werden, daß man dem Erwerber 
geradezu anſinnt, er möge ſich das Eigentum des Veräußerers einwandfrei nachweiſen laſſen 
RG Warn 1932 Nr 9; vgl. auch RG Warn 1934 Nr 188). 

b) Für den geſamten Handel mit gebrauchten Wagen wird der Kraftfahrzeugbrief, wie er durch 
die DVD des Reichsverkehrsminiſters über Kraftfahrzeugverkehr v. 11. 4. 34 (RG Bl 1 303) ein. 
geführt worden iſt, von erheblicher Bedeutung fein. Nach der Ausführungsanweiſung v. 11. 4. 34 

Min Bl 319ff.) ſoll dieſer Brief ausgeſprochenermaßen auch dazu dienen, Handhaben zur Siche⸗ 
rung des Eigentums am Kraftfahrzeug zu ſchaffen (Nr 1 Abſ 1); der Brief muß bei jeder Be⸗ 
faſſung der Zulaſſungsſtelle mit dem Fahrzeug, z. B. bei Eigentumswechſel, vorgelegt werden; 
das Fehlen des Briefs zeigt dann den unregelmäßigen Erwerb an (Nr 1 Abſ 3). Immerhin 
bleibt die Sicherung des Eigentums auf die Sammlung und Vermittlung von Nachrichten be⸗ 
ſchränkt; die Sammelſtelle und die Zulaſſungsſtelle prüfen die Eigentumsverhältniſſe nicht ſelbſt, 
der wahre Eigentümer muß feine Rechte von ſich aus verfolgen (Nr 1 Abſ 4). Bei erſtmaliger 
Zulaſſung eines Wagens nach dem 30. 4. 34 mußte der Kraftfahrzeugbrief dem Antrag beigefügt 
werden (Art I der VO), die vor dem 1. 5. 34 zugelaſſenen Wagen ſollten erſt allmählich damit 
ausgerüſtet werden (Art II der VO). Nunmehr gelten die Vorſchriften der $$ 20 ff. der Straßen⸗ 
verkehrs⸗Zulaſſungs O. v. 13. 11. 1937 (RGBl 1937 I 1215, 1254, 1354, 1422; 1938 I 702, 1198, 
1939 1, 163, 164, 735) über die Vorlegung und Behandlung der Kraftfahrzeug und Anhänger⸗ 
Sl bei den Zulaſſungsſtellen. Im Zweifel handelt jeder grob fahrläſſig im Sinne des $ 932, 
55 einen gebrauchten Wagen erwirbt, ohne daß ihm der Kraftfahrzeugbrief mit übergeben oder 
orgelegt wird; indeſſen kann die Schuldfrage nur unter Würdigung aller Umſtände entſchieden 
500 (vgl. auch 9 990 A 2). Näheres hierüber und über die bisherige Rechtſprechung: Steffan 
10g n 1935, 299; Fiſchbach Ros 1935, 61; Eſſig DAutoRt 1937, 269; v. Unruh Da 1937, 
199 JW 1938, 707; Goltermann VerkR 1938, 581 (ſ. auch 628); Spohr DAutoR 1938, 7; 
a 7; Booß VAC. 1938, 129; Lentz NSBZ 1938, 135; Däubler Di 1938, 1059; f. auch 
Ji 1937, 141711; 310887; 1938, 67417; HRR 1938 Nr 588; 1939 Nr. 637; DRW 1939, 381; 
Zanſach g 1938 B, 393. Vgl. auch 8 952 A 4. Auch der Gerichtsvollzieher hat bei der 
JZwangsvollſtreckung in Kraftfahrzeuge und ihre Anhänger die Bedeutung des Kraftfahrzeug⸗ 
et nhänger)briefs zu beachten und bei der Pfändung und Verwertung die erforderlichen Nach⸗ 
richten zu erlaſſen (AV. d. RIM. v. 14. 2. 1938 DY 1938, 248). Wegen des Fahrradbriefs: 
. Verf, 1936, 533. 

7. Verwertung von Militärgut. Beſondere Vorſchriften die den — auch gutgläubigen — 
4 Wentumserwerb an Militärgut beſchränkten, galten nach der VO v. 23. 5. 19 (RGBl 1919, 
5 921 1920, 2162) und dem Geſetz über die Verlängerung der Geltungsdauer jener VO v. 22. 12. 
1 08 (RGBl 1921, 1606). Hierzu find die Entſcheidungen RG 105, 192, 276, 295; 106, 45, 350; 

„244; 112, 233; JW 1922, 17224; 16. 12. 24 VI 269/24; 27. 2. 25 VI 415/24; 20. 12. 27 VII 
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363/27 ergangen (vgl. auch Rch 107, 320). Die bezeichneten Vorſchriften find durch das Geſetz 
über die Verwertung von Militärgut v. 31. 3. 1923 (RG Bl I, 243, 1010) erſetzt worden (dazu 
AusfVoO v. 4. 8. 23 RGBl I, 762). 


8 933 


Gehört eine nach § 950 veräußerte Sache nicht dem Veräußerer, fo wird 
der Erwerber Eigentümer, wenn ihm die Sache von dem Veräußerer übergeben 
wird , es fei denn, daß er zu dieſer Zeit nicht in gutem Glauben iſt 2) 5). 

E 1 879 II 847; M 3 345; P 3 206—210. 

1. Nachträglicher Eigentumserwerb durch gutgläubige Beſitzerlangung. It zum Zwecke 
der Eigentumsübertragung der Weg des $ 930 eingeſchlagen, alſo der unmittelbare Beſitz dem 
Veräußerer vorbehalten, dem Erwerber nur der mittelbare Beſitz eingeräumt worden, jo gewährt: 
das Geſetz dem gutgläubigen Erwerber nicht den gleichen Schutz wie im Falle des $ 929. Der 
Erwerber wird trotz ſeines guten Glaubens, trotz der Einigung und trotz der Erlangung des mittel- 
baren Beſitzes nicht Eigentümer (RG JW 1935, 16885). Die Vorſchrift des $ 933 bringt zum Aus⸗ 
druck, daß in einem ſolchen Falle der Erwerber nachträglich das Eigentum erlangt, wenn ihm 
nachträglich der unmittelbare Beſitz bom Veräußerer eingeräumt wird. Der Grund iſt der, 
daß nunmehr nachträglich die Vorausſetzungen des $ 929 vorliegen (RG SeuffA 90 Nr 144). 
Deshalb gilt hier auch alles, was in A 3 zu $ 929 ausgeführt ift, nämlich daß auch dritte Perſonen 
bei der Übergabe auf ſeiten des Erwerbers mitwirken können, ſei es als Beſitzdiener, ſei es als 
Beſitzmittler. Auch damit ift das erreicht, worauf es ankommt: daß nämlich der Veräußerer den 
Beſitz völlig verliert und der Erwerber ihn erlangt, ſei es als unmittelbaren, ſei es als mittelbaren, 
aber nicht durch den Veräußerer vermittelten. In beiden Fällen kommt es auf den guten 
Glauben des Erwerbers an; denn eine wirkliche Stellbertretung, welche die 38 164 ff. anwendbar 
machen könnte, gibt es beim Beſitzerwerb nicht (RG 137, 26). Wenn RGSt Warn 1932 Nr 148 
kurz bemerkt, daß für § 933 nur die Übertragung des unmittelbaren Beſitzes genüge, fo ift,. 
wie die Gründe ergeben, als Gegenſatz nur an einen durch den Veräußerer vermittelten mittel“ 
baren Beſitz gedacht. Hinſichtlich des Eigentumserwerbs an Wertpapieren von ſeiten des gut⸗ 
gläubigen Kommittenten durch Inſichgeſchäft des Kommiſſionärs, falls dieſer nicht verfügungs⸗ 
berechtigt iſt: vgl. $ 930 A 5 Abſ 2. 

Der dingliche Vertrag, d. h. die Einigung über den Eigentumsübergang braucht bei der Über⸗ 
gabe nicht wiederholt zu werden, aber das einmal herbeigeftührte Einigſein muß noch fortbeſtehen. 
In Rc 81, 141 wird bemerkt, es ſei für 8933 ſelbſtverſtändlich, daß bisheriger mittelbarer Beſitz 
des Erwerbers auf Grund des Veräußerungsgeſchäfts in unmittelbaren Beſitz umge⸗ 
wandelt werden ſolle. Dem iſt beizupflichten in dem Sinn, daß die Übergabe nicht im Hinblid: 
auf einen andern Rechtsgrund ſtattfinden darf. Das trifft z. B. zu, wenn der Veräußerer die 
nach $ 930 übereignete Sache, welche er von dem Erwerber gemietet hat, dieſem ſeinerſeits 
leiht. Es fehlt dann ſchon an dem oben aufgeſtellten Erfordernis, daß der Veräußerer jeglichen 
Beſitz verliert; denn er behält mittelbaren Beſitz auf Grund des Leihvertrages, während der Er⸗ 
werber einerſeits unmittelbarer Beſitzer auf Grund des Leihvertrages wird, anderſeits aber auch — 
weiterer — mittelbarer Beſitzer auf Grund des Mietvertrages bleibt. In dem n 81, 141 ent⸗ 
ſchiedenen Fall war über die ſtreitigen Sachen kein Veräußerungsvertrag geſchloſſen, ein ſolcher 
Vertrag war deshalb auch nicht nach $ 930 erfüllt worden; die ſpätere Übergabe der Sachen an, 
den Erwerber, welche der Verwalter im Konkurſe über das Vermögen des Veräußerers in Aner⸗ 
kennung eines angeblichen Ausſonderungsanſpruchs vornahm, konnte alſo zu einem Eigentums⸗ 
erwerb nach $ 933 überhaupt nicht führen. Wären die fehlenden Vorausſetzungen aber vorhanden 
geweſen, ſo hätte die Übergabe durch den Konkursverwalter als Übergabe durch den Veräußerer 
gewirkt und der gutgläubige Erwerber hätte das Eigentum erlangt (vgl. Seuffü 70 Nr 154). Das⸗ 
ſelbe Ergebnis würde erzielt werden, wenn in dem obigen Beiſpiel die Beteiligten bei fortdauernder 
Einigkeit über den Eigentumsübergang den Miet- und den Leihvertrag aufhöben. Dann wäre 
die Sache zwar nicht im Sinne von $$ 929 Satz 1, 931 „übergeben“ worden; aber die Voraus⸗ 
ſetzungen des $ 929 Saz 2 lägen vor und der Erwerber hätte auch „den Beſitz von dem Veräußerer 
erlangt“ (8 932 Abſ 1 Satz 2). Anders läge die Sache aber, wenn der Erwerber die Sache nicht 
vom Veräußerer entliehen, ſondern ihm einfach weggenommen und wenn die Beteiligten ſpäter 
den Mietvertrag aufgehoben hätten. Dann wäre die Sache dem Erwerber weder „übergeben“ 
worden, noch hätte er „ven Beſitz von dem Veräußerer erlangt“; denn er hätte ſie durch verbotene 
eng e an ſich gebracht (A 5 zu $ 932). In dieſem Falle müßte alſo der Schutz des guten Glau⸗ 

ens verſagen. 

Iſt zum Zweck der Eigentumsübertragung eine Beſitzvereinbarung ($ 930) hinſichtlich eines 
Inbegriffs von Sachen getroffen worden, ſo kann eine körperliche Übergabe, die bei vor⸗ 
handenem guten Glauben auch das Eigentum an etwaigen fremden, zu dem Inbegriff gehörigen 
Sachen zu verſchaffen vermöchte, nicht in der Weiſe vorgenommen werden, daß der mittelbare 
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Beſitzer die Räume mietet, in denen ſich die Sachen befinden, und ſich die Schlüſſel aushändigen 
läßt, fie aber alsbald dem unmittelbaren Beſitzer zurückgibt. Das BEB kennt eben keine „ſym⸗ 
boliſche Übergabe“, eine wirkliche liegt nicht vor (RG 2. 7. 20 VII 23/20). 

2. Der gute Glaube muß im Zeitpunkt der Übergabe vorhanden ſein. Der Fall, daß der 
Erwerber zwar bei der Beſitzabrede ſchlechtgläubig, aber bei der Übergabe gutgläubig iſt, kann 
vorkommen, z. B. wenn die Perſon ſeines geſetzlichen Vertreters gewechſelt hat. Unter ſolchen 
Umſtänden kann Eigentum nach $ 933 erworben werden. 

3. Ob der Veräußerer unmittelbarer Beſitzer oder ſelbſt ſchon mittelbarer Beſitzer iſt ($ 871), 
macht für die Anwendung des $ 933 keinen Unterſchied. 


8 934 

Gehört eine nach 8 931 veräußerte Sache nicht dem Veräußerer, ſo wird 
der Erwerber, wenn der Veräußerer mittelbarer Beſitzer der Sache iſt, mit 
der Abtretung des Anſpruchs, anderenfalls dann Eigentümer, wenn er den 
Beſitz der Sache von dem Oritten erlangt, es fei denn, daß er zur Zeit der 
Abtretung oder des Beſitzerwerbes nicht in gutem Glauben iſt 1) 2) 5). 

E II 847; P 3 208—211; 6 268, 264, 336. 

1. Schutz des redlichen Erwerbers im Falle der Eigentumsübertragung durch Abtretung 
des Herausgabeanſpruchs. Die Vorſchrift unterſcheidet zwei verſchiedene Fälle. Beiden ge⸗ 
meinſam iſt, daß dem Veräußerer als Nichteigentümer der Sache der durch § 985 dem Eigen- 
tümer gewährte Herausgabeanſpruch nicht zuſteht, deſſen Abtretung nach $ 931 die Übergabe 
erſetzen könnte. Der erſte der beiden Fälle (Fall J) erfordert aber einen wirklich beſtehenden mittel⸗ 
baren Sachbeſitz, alſo auch den wirklichen Beſtand eines auf einem der Rechtsverhältniſſe im Sinne 
des 9 868 beruhenden Herausgabeanſpruchs gegen den unmittelbaren Beſitzer. Der bloße Anſpruch 
des Käufers gegen den Verkäufer auf Übergabe der Sache genügt hier alſo nicht. Das vom Geſetz 
geſchützte Vertrauen des Erwerbers auf das Eigentum des Veräußerers beruht in dieſem erſten 

alle auf der in der Abtretung des Herausgabeanſpruchs liegenden Behauptung des Veräußerers, 
er ſei Eigentümer, und auf dem dafür ſprechenden Beſitzverhältnis. Dieſes wird nach $$ 870, 
951 (A 5 daf.) vom Veräußerer auf den Erwerber übertragen, und dieſe Übertragung wirkt 
wie die Übergabe im Falle des § 932 und macht den Erwerber zum Eigentümer, ſofern er nicht 
zur Zeit der Abtretung bösgläubig iſt. Ohne Belang iſt es dabei, ob der veräußernde Nichteigen⸗ 
tümer der alleinige mittelbare Beſitzer iſt oder ob hinter ihm noch weitere mittelbare Beſitzer 
ſtehen. In dem in A 1 Abſ 2 zu 9 933 beſprochenen Beiſpielsfall kann alſo, wer die Sache 
dom Eigentümer gemietet, fte ihm dann aber wieder geliehen hat, das Eigentum an der Sache 
auf einen gutgläubigen Dritten übertragen, indem er ihm den Anſpruch auf Herausgabe der ge⸗ 
liehenen Sache abtritt. Daß dabei der unmittelbare Beſitzer, gegen den ſich der Anſpruch richtet, 
gleichzeitig der wirkliche Eigentümer iſt, macht nichts aus, wie R& Gruch 53, 692 für den 
zweiten Fall des § 934 ausgeſprochen hat. Erwähnt ſeien auch zwei andere Fälle: a) Wenn der 
Nichteigentlimer A die Sache durch Beſitzabrede nach $ 930 an B veräußert und B, der dadurch 
tro etwaigen guten Glaubens zwar nicht Eigentümer, aber jedenfalls mittelbarer Beſitzer ge- 
worden iſt, ſeinerſeits die Sache durch Abtretung des ihm gegen A zuſtehenden Herausgabe⸗ 
anſpruchs an den gutgläubigen C weiterveräußert, fo wird O nach Fall des $ 934 Eigentümer. 
5) Dasſelbe tritt ein, wenn der Nichteigentümer A die Sache dem ( zunächſt nach $ 930 übereignet, 
ann aber B zum unmittelbaren, ſich ſelbſt zum mittelbaren Beſitzer macht und ſchließlich den ihm 
Nunmehr gegen B zuſtehenden Herausgabeanſpruch an den gutgläubigen C abtritt. Dieſe Folgen 
u a und b) find nicht abzulehnen, weil das Geſetz im Fall I von jeder ſichtbaren Anderung 
I“ Beſitzverhältniſſe abfieht und ſich mit der Abtretung des dem mittelbaren Beſitzer — wirk⸗ 
ich — zustehenden Herausgabeanſpruchs begnügt. N 

„Der zweite der Fälle des 9 934 (Fall II) ſieht von dem Erfordernis eines wirklich beſtehenden 
ge ttelbaren Sachbeſitzes ab, ſetzt aber voraus, daß der unmittelbare Beſitzer in erſichtlicher Aner⸗ 
r nung einer ſei es auf dem Eigentum, ſei es auf einem Rechtsverhältnis im Sinne des $ 868 be⸗ 
hehren Verpflichtung zur Herausgabe der Sache an den Veräußerer dem Erwerber auf die ge⸗ 

ehene Abtretung hin den Beſitz an der Sache einräumt (RG 89, 350). Das geſchützte Vertrauen 

Arwerbers beruht hier zwar nicht, wie in Fall I, auch auf einem für das Eigentum ſprechen⸗ 
5 Beſitzverhältnis, wohl aber auf der vom unmittelbaren Beſitzer ausgehenden Anerkennung 
auß — allerdings nicht beſtehenden — Verpflichtung zur Herausgabe der Sache an den Ver⸗ 
h Berer. Die Abtretung des Herausgabeanſpruchs bleibt in dieſem zweiten Fall zunächſt über- 
aupt wirkungslos; erſt die ſpätere Erlangung des Beſitzes macht den Erwerber zum Eigentümer, 
ni erm er nicht zu dieſer Zeit bösgläubig iſt. Ob der Veräußerer ſich für den Eigentümer hält oder 
He iſt gleichgültig; der gute Glaube des Erwerbers wird geſchützt, nicht der des Eigentümers 

6 85, 349 f.; 135, 84; JW 1926, 800°; 1932, 37634). Die ſonſt übereinſtimmende Entſcheidung 
138, 268 fordert guten Glauben zur Zeit der Abtretung und des Beſitzerwerbs. Das iſt im 


\ 
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Geſetz nicht begründet. Wenn es ſagt, der gute Glaube müſſe „zur Zeit der Abtretung oder 
des Beſitzerwerbs“ vorhanden ſein, ſo bezieht ſich der erſtere Zeitpunkt auf Fall J, der letztere 
— und nur dieſer — auf Fall Il des § 934. Immer, wie auch ſonſt in den $$ 932 f. muß der gute 
Glaube in dem für den Eigentumserwerb maßgebenden Zeitpunkt vorhanden fein. — Im Gegen⸗ 
ſatz zu $ 933 ſpricht $ 934 für Fall II nicht von „Übergabe“, ſondern von „Erlangung des Be ſitzes“. 
Das iſt ein gewollter und betonter Unterſchied (RG Gruch 53, 692f.). Die Erlangung des Beſitzes 
umfaßt zwar die Übergabe; ſie reicht aber noch darüber hinaus. Zur Erläuterung des Begriffs 
iſt deshalb in erſter Linie auf alles das zu verweiſen, was in A 3 und A 4 zu $ 929 und in A 1 
zu $ 933 zur Übergabe geſagt und weiter über die Mitwirkung dritter Perſonen dabei und endlich 
darüber ausgeführt iſt, daß trotz ſolcher Mitwirkung der Erwerber gutgläubig ſein muß. Unter 
„Erlangung des Beſitzes“ fällt es aber auch, wenn der unmittelbar beſitzende Dritte dem Erwerber 
nur mittelbaren Beſitz einräumt, den er, der Dritte, ſelbſt vermittelt. Als „Übergabe“ kann 
ein ſolcher Vorgang nicht anerkannt werden (A 4 zu g 929, wo auch RG 137, 26 beſprochen iſt). 
Daß das Erlangen eines derartigen mittelbaren, vom Dritten ſelbſt vermittelten, Beſitzes für 
Fall TI des $ 934 genügt, ſteht in der Rechtſprechung feit langer Zeit feſt (RG 89, 349; 135, 75; 
137, 26; 138, 267; JW 1926, 800°; 1932, 37634; Gruch 53, 693; vgl. auch RG 145, 385; Warn 
1934 Nr 134; 5. 6. 34 VII 2/34 und 15. 6. 34 VII 28/34). — Auch für Fall IT ift es gleichgültig, 
ob etwa der Dritte, von dem der Erwerber den Beſitz erlangt, der wirkliche Eigentümer der Sache 
iſt (RG Gruch 53, 693). 

2. Da es mittelbaren Nebenbeſitz nicht gibt (vgl. A 2 Abſ 2 und A 6 Abſ 3 zu $ 868), braucht 
die Frage nicht erörtert zu werden, ob der Erwerb ſolchen Beſitzes ein genügender Beſitzerwerb 
im Sinne von Fall II des $ 934 wäre. Zu beachten iſt mit Rücksicht auf das aaO. Ausgeführte, 
daß zum Erwerb des Eigentums nach Fall II des $ 934 das Erlangen des mittelbaren Beſitzes 
genügend, ſein Behalten nicht erforderlich iſt. Wenn alſo der neue Eigentümer feinen mittel⸗ 
baren Beſitz ſpäter dadurch wieder verliert, daß der unmittelbare Beſitzer einen neuen mittelbaren 
Beſitz begründet, ſei es des früheren mittelbaren Beſitzers, fei es den einer dritten Perſon, fo geht 
dadurch allein das erworbene Eigentum nicht wieder verloren. Das tritt erſt ein, wenn die not⸗ 
wendigen Unterlagen dafür gegeben ſind, daß ein anderer kraft guten Glaubens Eigentum an 
der Sache erwirbt. 

3. Wenn ein mittelbarer Beſitzer fein Eigentum an der Sache übertragen will, ftehen ihm 
die in Al zu 9870 und A 2 zu $ 931 erwähnten drei Wege offen. Wählt er die des $ 931 oder des 
$ 930, fo ergeben ſich für die Frage, inwieweit ein gutgläubiger Erwerber auch beim Erwerb 
vom Nichteigentümer Eigentum erlangt, keine Beſonderheiten (oben A 1 und As zu 8 933). Wählt 
er aber den dritten Weg, weiſt er alſo den unmittelbaren Beſitzer an, den bisherigen mittelbaren 
Beſitz für den Veräußerer zu beenden und mit dem Erwerber ein neues Rechtsverhältnis im 
Sinne des $ 868 zu vereinbaren, jo ſcheint eine Schwierigkeit aufzutreten. Der Eigentumsüber⸗ 
gang vollzieht ſich, wie in A 2 zu $ 931 dargelegt, obwohl an ſich mehr geſchieht, als die Vorſchrift 
erfordert, ſchließlich doch nach $ 929 Satz 2; der Erwerber erlangt den Beſitz der Sache aber nicht 
vom Veräußerer, ſondern vom unmittelbaren Beſitzer und deshalb kann $ 932 Abſ 1 Satz 2 
nicht zu ſeinen Gunſten eingreifen. Es wäre eine unleugbare und den herrſchenden Auffaſſungen 
von Treu und Glauben widerſprechende Härte, wenn es dabei ſein Bewenden behalten müßte. 
Indeſſen treffen die Vorſchriften des $ 934 zu, und zwar ſogar beide nebeneinander. Der ver- 
äußernde Nichteigentümer behauptet, Eigentümer zu fein, und dafür ſpricht der wirklich be» 
ſtehende mittelbare Beſitz (Fall I); dafür fpricht aber auch, daß der unmittelbare Beſitzer nach der 
an ihn ergangenen Weiſung handelt und in erſichtlicher Anerkennung einer Verpflichtung zur 
Herausgabe der Sache an den Veräußerer dem Erwerber den Beſitz der Sache einräumt (Fall 11). 
Gewiſſe Unterſchiede bleiben, ſie ſind aber dem Erwerber günſtig. Der Veräußerer bekräftigt ſeine 
Eigentumsbehauptung nicht durch Abtreten des Herausgabe anſpruchs, einen Vorgang, der ſich 
nur zwiſchen Veräußerer und Erwerber abſpielt, ſondern durch ſeine nach außen gerichtete Weiſung 
an den unmittelbaren Beſitzer. Dieſer Betätigung wohnt die größere Überzeugungskraft inne. 
Für Fall II kommt außerdem in Betracht, daß der vom unmittelbaren Beſitzer anerkannte Heraus- 
gabeanſpruch wirklich beſteht, daß der Veräußerer alſo eine beſſere Rechtsſtellung hat, als Fall JI 
voraussetzt. Das kann dem Erwerber nicht nachteilig fein. Die anzuerkennenden Unterſchiede 
machen ihn im Gegenteil des Schutzes noch würdiger. Von einer die Ausnahmevorſchriften des 
9 934 unzuläſſig ausdehnenden Anwendung des Geſetzes wird man hiernach nicht ſprechen konnen. 


8 935 
) Her Erwerb des Eigentums auf Grund der 88 932 bis 934 tritt nicht 
ein, wenn die Sache dem Eigentümer geſtohlen ?) worden, verloren gegangen!) 
oder ſonſt abhanden gekommen “) war. Das gleiche gilt, falls der Eigentümer 
nur mittelbarer Beſitzer war, dann, wenn die Sache dem Beſitzer abhanden 
gekommen war. 
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Dieſe Vorſchriften finden keine Anwendung auf Geld oder Inhaberpapiere 
ſowie auf Sachen, die im Wege öffentlicher Verſteigerung veräußert werden ). 
E 1 870 II 848; M 3 347—350; P 3 206, 213, 215; 5 724, 725; 6 233, 234. 


1. Beſchränkung des Verkehrsſchutzes des gutgläubigen Erwerbers. Unter Abwägung der 
Schutzbedürfniſſe einerſeits des Eigentümers, anderſeits des gutgläubigen Erwerbers ſchränkt das 
Geſetz den Verkehrsſchutz auf die Fälle ein, in denen der Eigentümer ſelbſt die Sache abhanden 
gegeben und ſo die Gelegenheit zur Veräußerung durch einen Dritten geſchaffen, die Täuſchung 
des gutgläubigen Erwerbers über das Recht des Veräußerers mitverurſacht hat. Sind die Sachen 
dem Eigentümer ohne ſeinen Willen „abhanden gekommen“, ſo ſoll er durch den gutgläubigen 
Erwerber nicht gefährdet fein. Dieſer muß ihm alſo die Sachen nach $ 985 herausgeben. Wegen 
der Nutzungen und Früchte: 85 987ff. Hat eine geſtohlene Stute ein Fohlen geboren, 
ſo verbleibt dieſes grundſätzlich dem redlichen Beſitzer im Sinne des g 993. Das Fohlen iſt 
Frucht und nach den Regeln ordnungsmäßiger Wirtſchaft auch Ertrag. Eine entſprechende An- 
wendung des $ 985 auf das Fohlen iſt auch dann ausgeſchloſſen, wenn die Stute bereits trächtig 
war, als fie geſtohlen wurde. — Die Sache hört auf geftohlen, verlorengegangen oder ſonſt ab- 

anden gekommen zu fein, wenn fie mit einer anderen verbunden oder bermiſcht wird (88 947, 
948) und dadurch das Eigentum an der urſprünglichen Sache entweder ganz untergeht ($ 947 
Abſ 2, 3 948 Abſ 1) oder ſich in Miteigentum an der neuen Sache oder den mehreren vermiſchten 
Sachen (85 947 Abſ 1, 948 Abſ 1) verwandelt. Was nunmehr im Allein⸗ oder im Miteigentum 
ſteht, ift mit dem rechtserheblichen Makel, geſtohlen uſw. zu fein, nicht mehr behaftet (vgl. ORG 12, 
125). — Daß geſtohlenes Lagergut auch nicht mittels Verwendung von Lagerſcheinen (Inhaber⸗ 
oder Orderlagerſcheinen) auf einen gutgläubigen Erwerber übereignet werden kann, darüber 
ogl. Gadow IRdſch 1935, 109; Wert 1937, 194). 


2. Geſtohlen worden ſind Sachen, die durch Diebſtahl im Sinne des $ 242 StGB abhanden 
getommen find. Dazu gehören auch ſolche Sachen, deren Entwendung zwar den äußeren Tat⸗ 
beſtand des $ 242 StGB erfüllt, aber wegen der beſonderen Umſtände überhaupt nicht (8 247 
SGB) oder nicht nach $ 242, ſondern nach § 248 a, § 370 Nr 5 StGB geahndet werden kann. 
8985 ift aber nur auf ſolche Gegenſtände anwendbar, die unmittelbar durch die ſtrafbare Handlung 
dem Verletzten entzogen worden ſind, nicht auch auf Gegenſtände, die der Täter unter Aufwendung 
5 ſtrafbar Erlangten in an ſich rechtmäßiger Weiſe erworben hat (RG 28. 11. 16 VII 362/16). 
Die geſtohlene Sache hört auf, eine ſolche zu ſein, wenn ſie wieder in den Beſitz des Eigentümers 
zommt, nicht ſchon dann, wenn die Strafverfolgungsbehörde fie beſchlagnahmt; denn die be⸗ 
ſchlagnahmende Staatsanwaltſchaft vermittelt nicht den Beſitz für den Eigentümer (RG Warn 
1925 Nr 25); die Sache iſt auch nicht mehr geſtohlen, wenn der Eigentümer ſie dem Dieb ge⸗ 
ſchenkt und übereignet hat. 

Unterſchlagung gehört nicht hierher. Für ſie ſpielt neben dem — unmittelbaren — Beſitz 
noch der ſtrafrechtliche Begriff des Gewahrſams eine Rolle (8 246 StGB). Da der Beſitz nach 
3854 in der tatſächlichen Gewalt über eine Sache beſteht und der Gewahrſam das natürliche 
Herrſchaftsverhältnis über eine Sache bezeichnet (M6St 50, 183; 52, 143; 56, 117; 60, 272), 
e decken lich beide Begriffe in weitem Umfange. Sie fallen erſt auseinander, wo das BGB im 
wege der „Annahme als ob“ einen unmittelbaren Beſitz als vorhanden anſieht, obgleich nach 
der natürlichen Auffaſſung eine tatſächliche Gewalt über die Sache nicht mehr beſteht. Das ge⸗ 
ſchieht noch nicht im $ 856 Abf 2; denn eine vorübergehende Verhinderung in der Ausübung der 
Wewalt beſeitigt auch den Gewahrſam nicht notwendig (Rö St 50, 183). Auch nicht jede dauernde 
räumliche Entfernung der Sache von dem Herrn oder des Herrn von der Sache hebt den Gewahr⸗ 
m auf; er kann durch Gehilfen ausgeübt werden, die keinen eigenen Herrſchaftswillen haben, 
nur für den Herrn und auf ſeine Anweiſung verfügen, vorausgeſetzt nur, daß der Herr nicht ge⸗ 
hundert iſt, feinen Herrſchaftswillen durch unmittelbare Einwirkung auf die Sache zu verwirk. 
lichen (RGSt 60, 272). Es geſchieht aber im Rahmen des $ 855. Die tatſächliche Gewalt des 
woſitzdieners beeinträchtigt an ſich die tatſächliche Gewalt auch des Befigers felbft in keiner Weife; 
elde können nebeneinander beſtehen (RGSt 52, 143). Dann hat der Beſitzer Veſitz und Mit⸗ 
gewahrſam, der Beſitzdiener Mitgewahrſam an der Sache. Eignet er ſich die Sache an, ſo begeht 
lig Diebſtahl (Bay boch St JW 1928, 29955). Auch in ſolchem Verhältnis kann aber eine wirk⸗ 
d. tatſächliche Gewalt nur dem Beſitzdiener zuftehen (RG 52, 117). Dieſe wird dann kraft 
15 5 855 dem Beſitzer zugerechnet, ſo daß fie ihm den unmittelbaren Beſitz gewähr⸗ 
haltet. Sie kann ihm aber den Gewahrſam nicht verſchaffen, da für dieſen nur die natürlichen Ver⸗ 
Ace, nicht rechtliche Annahmen in Betracht kommen. Dann hat alſo der Beſitzer nur den un- 
den elbaten Beſitz, der Beſitzdiener allein den Gewahrſam. Eignet er ſich unter ſolchen Umſtän⸗ 
115 he 05 0 eine be en 1970 hier 61 cen Heß 110 
ahrſam eines andern ni ebrochen. Das aber iſt ein Erfordernis des Diebſta 
(Bay dose aad.). u 


3. Verlorengegangen: vgl. $ 965. 
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4. Abhanden gekommen. Dieſer Begriff gehört allein dem bürgerlichen Recht an. Nur 
der Verluſt des unmittelbaren Beſitzes kommt für ihn in Frage. Die ſtrafrechtliche Unterſcheidung 
zwiſchen unmittelbarem Beſitz und Gewahrſam (vgl. A 2) iſt für ihn ohne Bedeutung. Abhanden 
gekommen, und zwar dem unmittelbaren wie dem mittelbaren Beſitzer, ſind Sachen dann, wenn 
der unmittelbare Beſitzer ohne oder gegen feinen Willen den Beſitz daran verloren hat (RG 101, 
224; 8. 10. 26 VI 205/26). Das trifft auch zu, wenn A dem B den Zugang zu einem gemein⸗ 
ſchaftlich benutzten Raum ſperrt und dem B fo die Herrſchaft über feine in dem Raum unter⸗ 
gebrachten Sachen nimmt (RG 8. 1. 24 VII 597/23). Auch dem mittelbaren Beſitzer find die 
Sachen dann nicht abhanden gekommen, wenn der unmittelbare Beſitzer ſie freiwillig, ſei es auch 
ohne oder gegen den Willen des mittelbaren Beſitzers weggegeben hat (RG 54, 68; Warn 
1924 Nr 124). Ebenſo wenig kommt eine Sache dem mittelbaren Beſitzer abhanden, wenn der 
unmittelbare Beſitzer ſie ſich aneignet. Endlich iſt eine Sache nicht abhanden gekommen, deren 
Beſitz vom Beſitzer infolge gerichtlichen Zwanges, kraft einſtweiliger Verfügung, aufgegeben iſt 
(Ach 2. 12. 24 VI 104/24). Wenn der Ehemann bei geſetzlichem Güterſtand der Ehefrau eine 
Sache zu unmittelbarem Beſitz überlaſſen, fie ſpäter aber ohne Zuſtimmung der Frau veräußert 
hat, ſo iſt der Frau der Beſitz nicht gegen ihren Willen entzogen; denn auf ihm beruht es, daß 
dem Mann das Verwaltungsrecht überhaupt zufteht, kraft deſſen er ihr den Beſitz entziehen durfte 
Recht 1917 Nr 1424). Bei Gütertrennung hat der Mann keinen Beſitz an den Sachen der Frau. 
Nimmt der Mann der Frau ſolche Sachen ohne ihren Willen fort, ſo ſind ſie ihr abhanden ge⸗ 
kommen (ch Warn 1922 Nr 16). Da der Beſitzdiener nicht Beſitzer, der Eigentümer, der den 
Beſitz mit Hilfe des Beſitzdieners ausübt, vielmehr ſelbſt unmittelbarer Beſitzer ift, fo kommt 
bei der Weggabe durch den Beſitzdiener nur in Frage, ob ſie mit dem Willen des Eigentümers 
als des Beſitzherrn ſtattfand. Die ohne oder gegen den Willen des Beſitzers vom Beſitzdiener 
weggegebenen Sachen find alſo „abhanden gekommen“ (RG 71, 248; Warn 1926 Nr 48; Seuffel 
76 Nr 119), und zwar auch dann, wenn der Beſitzdiener fie nach $ 246 StB unterſchlagen hat 
logl. A 2 und RG 106, 6). Gegenſtände, die einzelne der zuſammen beſitzenden Miterben in der 
irrigen Meinung, Alleinerben zu ſein, verſchenkt haben, ſind den anderen Miterben „abhanden 
gekommen“ (OLG 26, 58). 

Lag nur den Schein eines gewollten Weggebens vor, z. B. im Falle der Weggabe durch 
einen willensunfähigen Geiſteskranken oder einen ſinnlos Betrunkenen, ſo ſind die Sachen ab⸗ 
handen gekommen (OLG 15, 356). Dies wird auch bei Weggabe durch einen beſchränkt Geſchäfts⸗ 
fähigen anzunehmen fein ($ 111; a. M. unter Berufung auf den Sprachgebrauch OLG Hamburg 
28 1924, 341), nicht aber, wie früher hier vertreten, für den Fall der Weggabe zum Schein (8117); 
denn dabei gibt der Beſitzer trotz allem die Sache doch mit Willen aus der Hand. Eine von Irrtum, 
Täuſchung oder Drohung beeinflußte Weggabe aber, die nicht unwirkſam, ſondern nur anfecht⸗ 
bar iſt, kann dem „Abhandenkommen“ nicht gleichgeſtellt werden (R& 4. 1. 21 VII 455/20; 
SeuffA 60 Nr 150). Nach RG 20. 2. 12 VII 363/11 liegt ein Abhandenkommen nicht vor, 
wenn der Beſitzer einer Sache eine nicht gegen den Eigentümer gerichtete Pfändung 
der Sache und ihre Wegnahme durch den Gerichtsvollzieher in der irrigen Annahme 
zuläßt, zur Duldung der Amtshandlungen des Gerichtsvollziehers verpflichtet zu ſein. 
Pakete, welche die Poſt einem Betrüger aushändigt, ſind nicht abhanden gekommen (RG 101, 
224). Nicht abweichend Rö 103, 147, wonach das von der Eiſenbahn an einen Betrüger ausge 
händigte Frachtgut „verloren“, abhanden gekommen“ fein ſoll. Es handelt ſich hier um Verluſt 
im Sinne des Frachtrechts. Dazu bemerkt Rich 94, 99: Verloren ift das Gut ſchon, wenn der 
Frachtführer außerſtande iſt, es auszuhändigen, ohne Unterſchied, worin das feinen Grund hat. 
Beide Entſcheidungen (RG 94, 99 und 103, 147) ſprechen nicht von einem Abhandenkommen 
im Sinne des $ 935. 

5. Geld, Inhaberpapiere, öffentlich verſteigerte Sachen. An ihnen kann hiernach der red- 
liche Erwerber — und nur dieſer — nach 98 932— 934 auch dann das Eigentum erlangen, 
wenn ſie geſtohlen, verloren oder ſonſt abhanden gekommen waren. Über die Beweisvermutung 
gegen den guten Glauben des Vankherrn im Falle des Erwerbs geſtohlener, verlorener oder ſonſt 
abhanden gekommener Inhaberpapiere: HGB $ 367. 2 

Geld: gleichviel ob Metallgeld oder Papiergeld, ob inländiſches oder ausländiſches. Als 
Papiergeld find im Sinne des 935 auch die Banknoten anzuſehen. Zu verlangen ift nur, da 
es ſich um jetziges, d. h. um Geld handelt, das ſich in einem Kulturſtaat als anerkanntes Tauſch⸗ 
mittel im Umlauf befindet, und daß es im gegebenen Falle „als Geld“, d. h. als ſolches Taufe” 
mittel erworben iſt und nicht etwa ohne Rückſicht auf feine Geldeigenſchaft als Einzelſtück (Schau⸗ 
münze, Merkwürdigkeit). 0 

Inhaberpapiere: Nur wahre Inhaberpapiere, d. h. Papiere, aus denen der Inhaber 
als ſolcher forderungsberechtigt iſt. Auch für fie gilt, daß ſie als Inhaberpapiere gegeben und 
genommen ſein müſſen. Haben Diebe geſtohlene Inhaberpapiere in Unkenntnis ihres Wertes 
ohne Rückſicht auf das in ihnen verkörperte Forderungsrecht als Papier verkauft, fo können tät 
fer, die als ſolches gekauft haben, ſich nicht auf $ 935 Abſ? berufen. Nicht Inhaberpapiere find 
Legitimationspapiere und Orderpapiere, dieſe auch dann nicht, wenn fie durch Blankoindoſſamen 
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tatſächlich auf den Inhaber geſtellt find; nicht mehr Inhaberpapiere find ſolche, die auf Namen 
umgeſchrieben find oder denen wegen Zeitablaufs oder anderer Urfachen keine Forderung mehr 
zugrunde liegt. Bei Wechſeln, Schecks, kaufmänniſchen Orderpapieren und bei den Namens- 
aktien greift indeſſen Art 74 WO, jetzt Art 16 Abſ 2 des Wechſelgeſetzes vom 21. Juni 1933 (RGBI 
1933 J, 399; 1934 J, 571; 1935 1, 251; 1938 I, 421, 1752 ein (vgl. $ 8 Abſ. 2 des Scheckch v. 11.3. 
1908, jetzt Art 21 des neuen Scheckch v. 14. 8. 1933 RG Bl 1933 I, 597; 1934 J, 251; 1935 I, 
251; 1938 I, 422, 1754 und 55 365, 222 HGB, jetzt § 61 des Aktiench v. 30. 1. 1937 RG BI 
1937 J, 107, 588, 1140; 1938 I, 385, 1725; 1939 J, 176, 897). Auch wenn dieſe Papiere abhanden 
gekommen ſind, werden ſie Eigentum ihres ausgewieſenen Beſitzers, falls er ſie nicht in böſem 
Glauben erworben hat und ihm bei ihrem Erwerb auch keine grobe Fahrläſſigkeit zur Laſt fällt 
{RG 103, 89; 112, 204). 

Öffentliche Verſteigerung: § 383 Abj3. Werden gepfändete Sachen mit Genehmigung 
des Vollſtreckungsgerichts ($ 825 ZPO) im Wege freihändiger Veräußerung dem Erwerber über⸗ 
geben, jo ſteht das einem Erwerb in öffentlicher Verſteigerung, vgl. A 7 zu $ 929, nicht gleich 
(MG Geuffl 52 Nr 211; RG St 35, 414; KG Bl 1919, 66; anders Jonas-Pohle 388 16. Aufl., 
1939, A II 1 zu $ 825). Wenn jemand eine abhanden gekommene, nicht unter Abſ 2 des 9 935 
fallende Sache in öffentlicher Verſteigerung ſchlechtgläubig erwirbt, ſie dann freihändig an einen 
gutgläubigen Dritten weiterveräußert, ſo wird der Dritte nicht Eigentümer, weil die Sache 
mmer noch abhanden gekommen iſt. 


8 936 


Iſt eine veräußerte Sache mit dem Nechte eines Dritten belaſtet, fo er- 
liſcht das Necht mit dem Erwerbe des Eigentums. In dem Falle des $ 929 
Satz 2 gilt dies jedoch nur dann, wenn der Erwerber den Beſitz von dem Ver- 
äußerer erlangt hatte. Erfolgt die Veräußerung nach $ 930 oder war die nach 
8 931 veräußerte Sache nicht im mittelbaren Beſitze des Veräußerers, fo erliſcht 
das Recht des Dritten erſt dann, wenn der Erwerber auf Grund der Veräußerung 
den Beſitz der Sache erlangt ) 2) 4). 

Das Necht des Dritten erliſcht nicht, wenn der Erwerber zu der nach Abf 1 
maßgebenden Zeit in Anſehung des Rechtes nicht in gutem Glauben ift. 

Steht im Falle des § 931 das Necht dem dritten Beſitzer zu, fo erliſcht es 
auch dem gutgläubigen Erwerber gegenüber nicht “). 

E 1 878 II 840; M 3 347; B 211cf.; 6 234. 

1 1. Schutz des gutgläubigen Erwerbs vor dinglichen Rechten. An und für ſich müſſen bing- 
liche Rechte vom Eigentumswechſel ihrer Natur nach unberührt bleiben. Denn ſie ſind Rechte 
Ui der Sache. Der Satz 1 des $ 936 verneint auch nur ſcheinbar dieſen Grundſatz. In Wirk⸗ 
Uchkeit ſchränkt er ihn lediglich für den Fall des gutgläubigen Erwerbs ein. Wie das Eigentum 

08 wahren Eigentümers dem des gutgläubigen Erwerbers weichen muß, ebenſo und unker den 
gleichen Vorausſetzungen auch das dingliche Recht, mit dem die Sache belaſtet iſt. 

Der Erwerber iſt — vorbehaltlich des für den Handelsverkehr geltenden $ 366 GB — nicht 
im guten Glauben, wenn ihm bekannt oder infolge grober Fahrläſſigkeit unbekannt iſt, daß die 
Sache mit dem Recht eines Dritten (Pfandrecht, Nießbrauch) belaſtet iſt. Ob er die Höhe der 
Vorderung kennt, für die das Pfandrecht befteht, ift unerheblich. Der gute Glaube wird ver⸗ 
mutet, das Gegenteil iſt nachzuweiſen. Der Beweis kann aber durch ſtarke katſächliche Vermutun⸗ 
hen erleichtert werden: jo beim Erwerb eines in der Mietwohnung befindlichen Einrichtungs⸗ 
A0 hſtanbes ohne Rückſicht auf die Möglichkeit des Vermieterpfandrechts (RG JW 07, 6725 
RES: 71, 86). 

8 it dem Eigentumserwerb durch den gutgläubig die Laſtenfreiheit annehmenden Er- 
alcber erliſcht das dingliche Recht endgültig. Es lebt auch bei der Weitergabe an einen Nichtgut⸗ 
lunlbigen nicht wieder auf. Über den Fall, daß das Eigentum an der Sache im Wege der Wand⸗ 
9955 eines Kaufvertrages an den Veräußerer zurückgelangt: § 932 A 1 a. E. Wird nach 
735 Abs 1 Eigentum nicht erworben, fo erlöſchen auch die Rechte Dritter nicht. Es kann aber vor⸗ 
zumen, daß zwar Eigentum erworben wird, das dingliche Recht aber nicht erliſcht. Hat A feine, 

ER dem B verpfändet und übergeben, nimmt er ſie ihm dann aber weg und veräußert er ſie 
der den von dem Pfandrecht nichts wiſſenden C, fo wird ( trotz 8935 Abſ 1 Satz 2 Eigentümer; 
Fre dem A ift die Sache jedenfalls nicht abhanden gekommen; aber das Pfandrecht des B bleibt, 
wi en, denn ihm als Pfandgläubiger ift die Sache abhanden gekommen. Das ſteht zwar nicht 
Alt lich im Geſeß, ergibt fich aber aus feinem ſonſtigen Inhalt (vgl. R 1, 255 und Art 300 Abſ 2 des 
Raft H). — Bei der Ausnahmevorſchrift des 3 935 Abſ 2 iſt zu beachten, daß ſie auch im 
ahmen des g 936 für Orderpapiere durch Art 74 WO ergänzt wird (vgl. 5 935 A 5 Abſ 3). 
BGB, Kommentar von Reichsgerichtsräten. 9. Aufl. III. Vd. (Schad) 10 I 

* + 
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Eine Ausnahme von $ 936 enthält $ 1262 Abſ 1. Das im Schiffsregiſter eingetragene Pfand- 
recht behält auch dem gutgläubigen Erwerber gegenüber ſeine Kraft ($ 1262 A 2). Zu beachten. 
iſt auch die Sonderregelung, welche für die rechtmäßige Veräußerung eines Pfandes in § 1242 
getroffen iſt. 

2. Beſitzerwerb des Erwerbers als Vorausſetzung des Schutzes. Auch vor dinglichen Rechten 
iſt der gutgläubige Erwerber nur dann geſchützt, wenn er dieſelben beſonderen Anforderungen 
an ſeine Beſitzerſtellung erfüllt, die das Geſetz (58 932— 934) für den Erwerb des Eigentums vom 
Nichteigentümer aufſtellt. Für die Fälle des Erwerbs vom Nichteigentümer ergibt ſich dies von 
ſelbſt aus der Vorausſetzung des Eigentumserwerbs. Für die Fälle des Erwerbs vom wahren 
Eigentümer iſt es in Abſ 2, 3 beſonders ausgeſprochen. Hat hiernach der Erwerber durch Beſitz⸗ 
vorbehalt des Veräußerers gemäß $ 930 Eigentum erworben, jo erlangt er die Befreiung von dem 
dinglichen Recht nur und erſt dann, wenn er auf Grund der Veräußerung auch den unmittelbaren 
Beſitz eingeräumt erhält und dabei gutgläubig iſt; hat er Eigentum nur durch Abtretung des 
Eigentumsanſpruchs erworben, mittelbaren Beſitz aber nicht erlangt, ſo wird er erſt frei, wenn 
er auf Grund jener Abtretung auch noch den mittelbaren oder unmittelbaren Beſitz erlangt. Hat 
er aber mit dem Eigentumsanſpruch nach $ 931 auch den mittelbaren Beſitz erlangt, fo wird die 
Sache ſofort laſtenfrei, wenn der Erwerber bei der Abtretung des Herausgabeanſpruchs den guten 
Glauben an die Laſtenfreiheit hatte (RG 16. 10. 06 VII 46/06). 

3. Schranke des Schutzes an dem Beſitze des dinglich Berechtigten (Abſ 3). Der unmittelbare 
Beſitz der Sache durch den dinglich Berechtigten ſchützt das dingliche Recht vor dem redlichen 
Erwerber. Denn der Beſitz des Dritten wirkt als äußeres Kennzeichen der dinglichen Belaſtung 
(RG 143, 277; RG JW 1937, 6133). Unmittelbar betrifft Abſ 3 nur den Fall, daß der Dritte, 
gegen den ſich der Herausgabeanſpruch richtet, zugleich der Berechtigte iſt. Er iſt aber auszudehnen 
auf den Fall, daß jener Dritte als unmittelbarer Beſitzer lediglich den Beſitz des Berechtigten 
vermittelt (OL G 41, 184). 

4. Das Pächterkreditgeſetz v. 9. 7. 26 (vgl. A 6 zu $ 930) hat in feinem $ 5 Abſ 1 eine ab⸗ 
weichende Vorſchrift (vgl. JW 1934, 18067 und über den Begriff des landwirtſchaftlichen In⸗ 
ventars in dieſem Geſetz RG 142, 201). Wer von dem Pächter ein mit dem Pfandrecht ($ 1) 
belaſtetes Stück oder ein Recht daran erwirbt, kann ſich, ſolange der Verpfändungsvertrag bei 
dem Amtsgericht niedergelegt iſt, dem Geldgeber gegenüber nicht darauf berufen, daß er in An⸗ 
ſehung des Pfandrechts gukgläubig war. Ohne Rückſicht auf den guten Glauben des Erwerbers 
aber wird das Zubehörſtück von der Haftung frei, wenn der Pächter darüber in den Grenzen 
einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft verfügt und das Zubehörſtück von dem Grundſtück entfernt 
wird, bevor der Pfandgläubiger fein Pfandrecht gerichtlich geltend gemacht hat (8 5 Abſ 2). 


II. Erſitzung 


8 937 


1) Wer eine bewegliche Sache zehn Jahre ?) im Eigenbeſitze 2) hat, erwirbt 
das Eigentum (Erſitzung) 3). 

Die Erſitzung iſt ausgeſchloſſen, wenn der Erwerber bei dem Erwerbe des 
Eigenbeſitzes nicht in gutem Glauben iſt oder wenn er ſpäter erfährt, daß ihm 
das Eigentum nicht zuſteht 5) 6) 7). 

E I 881 II 851; M 3 351, 852, 355; P 3 228—234. 


1. Allgemeines. Das BGB läßt die Erſitzung als Erwerbsart nur noch zu für das Eigentum 
an beweglichen Gegenſtänden und an Grundſtücken (58 900, 927), für den Nießbrauch an beweg⸗ 
lichen Sachen ($ 1033) und für ſolche im Grundbuch eingetragene Rechte, die zum Beſitz des 
Grundſtücks berechtigen oder den geſetzlichen Beſitzesſchutz genießen ($ 900 Abſ 2). Gemeinſam 
iſt allen dieſen Arten der Erſitzung der Gedanke des Rechtserwerbs durch langjährigen Beſitz im 
Sinne des zu erwerbenden Rechtes. Die nicht zu leugnende Bedenklichkeit dieſer Rechtsquelle 
wird dadurch gemildert, daß die Erſitzung, namentlich die des Eigentums, im heutigen Verkehr 
nur noch eine geringe Rolle ſpielt. Meiſt greifen die Vorſchriften über Eigentumserwerb im guten 
Glauben ($$ 932 ff.) ein. Für die Übergangszeit: Ech Artt 185, 169. Die Frage, ob der neue 
Eigentümer dem früheren wegen ungerechtfertigter Bereicherung durch die Erſitzung nach 
$ 812 zur Herausgabe verpflichtet ift, kann an dieſer Stelle nicht behandelt werden. Erwähnt |e! 
aber, daß in Rc 130, 72f. der Bereicherungsanſpruch nicht des bisherigen Eigentümers als folder 
ſondern der des Sachgebers, welcher dem Erſitzenden den Eigenbeſitz verſchafft hat, für den Fa 
1 0 f ne ift, daß der Eigenbeſitz ohne Rechtsgrund erworben ift (dazu A 6. 20 zu 8 81²u. 

zu 9 951). 
2. Friſt von zehn Jahren: Berechnung nach $$ 186188. 
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3. Eigenbeſitz: § 872. Zur Erſitzung iſt notwendig, daß der Erſitzende während der Er⸗ 
ſitzungszeit die Sache „als ihm gehörend beſaß“, gleichviel ob als unmittelbarer oder als mittel⸗ 
barer Beſitzer. Der Nachweis dieſer Art des Beſitzes wird ſich in der Regel und am ſchlagendſten 
daraus ergeben, daß der Erſitzende den Beſitz auf Grund einer Erwerbstatſache erlangte, die auf 
den Erwerb des Eigentums gerichtet war, und daß er von da an ſich dieſer Erwerbstatſache ent⸗ 
ſprechend verhielt. Unentbehrlich ift aber ein ſolcher Nachweis nicht. Auch wenn es unmöglich iſt, 
eine beſtimmte Erwerbstatſache nachzuweiſen, kann doch aus dem eigentümergleichen Verhalten 
des Beſitzers ſelbſt auf deſſen Eigenbeſitz geſchloſſen werden. Das wird insbeſondere dann nicht 
ſelten fein, wenn Eigenbeſitz eines Rechtsvorgängers in Frage kommt. Ein Beſitztitel iſt alſo nach 
BOB keine notwendige Vorausſetzung der Erſitzung. 

4. Erſitzbarkeit, Erſitzungsfähigteit. Von der Erſitzung ausgeſchloſſen iſt durch das Geſetz 
keine bewegliche Sache. Fraglich kann fein, ob die vom Ech (Arkt 86, 87) zugelaſſenen landes⸗ 
geſetzlichen Erwerbsbeſchränkungen der Erſitzung im Wege ſtehen. Soweit es ſich hierbei um 
das Verbot des Erwerbs aus gewiſſen Erwerbsarten (Schenkungen, Zuwendungen von Todes 
wegen) handelt, wird zu ſagen ſein, daß die unter dieſen Erwerbsarten nicht genannte Erſitzung 
nicht ausgeſchloſſen iſt. Gehindert würde freilich der Erwerb durch Erſitzung dann, wenn er ledig⸗ 
lich zur Deckung einer ſolchen nicht zugelaſſenen Erwerbsart vorgeſchoben wäre. Denn er würde 
dann an dem in Abf 2 als Ausſchließungsgrund für die Erſitzung aufgeführten Mangel des guten 
Glaubens ſcheitern. — Veräußerungsverbote, die nur den Schutz beſtimmter Perſonen bezwecken 
(8 135f.), hindern die Erſitzung nicht. 

5. Der Mangel des guten Glaubens muß dem, der ſich auf die Erſitzung beruft, nachgewieſen 
werden. Nicht guten Glaubens iſt im Sinne des $ 937, wer weiß oder infolge grober Fahr⸗ 
läſſigkeit nicht weiß, daß ihn irgendwelche Umſtände am Eigentumserwerb hindern. Dieſer 
böſe Glaube hindert die Erſizung, wenn er beim Erwerb des Beſitzes beſteht. Zweifel des Eigen⸗ 
beſitzers beim Erwerb genügen zur Annahme der Bösgläubigkeit nur dann, wenn der Erwerber 
ſich über fie grob fahrläffig hinwegſetzt (vgl. H 932 A 6a und RG 2. 2. 26 VI 383/25). Ausgeſchloſſen 
wird die Erſitzung aber auch durch die nachträglich — nach der Erlangung des Eigenbeſitzes, aber 
vor der Vollendung der Erſitzung — eintretende Erkenntnis des Eigentumsmangels. Se 
Nichtkenntnis genügt in dieſem Falle nicht (RG 56, 317).— Keinen Mangel des guten Glaubens 
im Sinne von $ 937 bedeutet es, wenn der Erwerber annimmt, daß an feiner Sache beſchränkte 

echte eines Dritten beſtünden, z. B. Nießbrauch, oder daß Rechte von Fideikommißanwär⸗ 
tern in Frage kämen. Belaſtetes und unbelaſtetes Eigentum ſind in ihrem Weſen nicht verſchieden. 
Beſtehen die vermeintlichen Rechte Dritter in Wirklichkeit nicht, fo erwirbt der Erſitzende freies 

igentum (RG 47, 245). Im übrigen wegen der Rechte Dritter: 9 945. 

6. Erſitzung durch den Erbſchaſtsbeſitzer. Auch der Erbſchaftsbeſitzer iſt an der Erſitzung 
der zur Erbſchaft gehörenden Sachen nicht gehindert. Nur kann er auf dieſe Erſitzung ſich dem 
129255 gegenüber ſolange nicht berufen, als nicht der Erbſchaftsanſpruch verjährt iſt 

17. Im internationalen Privatrecht entſcheidet über die Vorausſetzungen der Erſitzung, 
wenn die Sache während der Erſitzungszeit den Ort wechſelt, das Recht des Ortes, an dem die Er⸗ 
ſizung vollendet wird. Nur wenn die nach dieſem Recht erforderliche Friſt vollen Umfangs abge- 
iaufen iſt und auch während der Zeit des ausländiſchen Aufenthalts der Sache ſtändig die von 
190 85 Recht geforderten Vorausſetzungen vorgelegen haben, kommt der Eigentumserwerb zu- 

5 


Nach öſterreichiſchem und ſudetendeutſchem Recht ſetzt die Erſitzung voraus, daß der 
Beſitz echt, d. h. nicht durch Liſt, Gewalt oder Heimlichkeit erlangt iſt, und während der ganzen 
Friſt Redlichkeit des Beſitzers vorlag. Ferner muß ein gültiger Erwerbstitel vorliegen. Dann be- 
trägt die Erſitzungszeit 3 Jahre, gegen juriſtiſche Perſonen 6 Jahre (88 1460, 1466, 1472 OA BGB). 
Iſt der Eigentümer freiwillig und ſchuldlos aus der Provinz abweſend, jo wird die Zeit feiner Ab⸗ 
weſenheit nur halb gerechnet (5 1475 OA B38); iſt die Sache von einem unechten oder unredlichen 
Beſitzer erworben, ſo beträgt die Erſitzungszeit das Doppelte ($ 1476 OA BGB). Wenn der Be⸗ 
uber ſeinen Erwerbstitel nicht nachweiſen kann, jo beträgt die Erſitzungsfriſt 30, gegen ſuriſtiſche 
Perſonen 40 Jahre ($ 1477 OA 68). Wird eine Sache nach zwei Jahren Beſitz in Ofterreich 
oder dem Sudetenland ins alte Reichsgebiet gebracht, fo iſt die Erſitzung erſt nach 10 Jahren voll- 
endet. Wird dagegen eine Sache nach vier Jahren Beſitz im alten Reichsgebiet nach Oſterreich 
gebracht, ſo tritt, wenn die vom dortigen Recht für die dreijährige Erſitzung geforderten Voraus⸗ 
Grungen vorlagen, der Eigentumserwerb ſchon in dem Augenblick ein, wo die Sache über die 

renze gebracht wird. (Beitz ke.) 


§ 938 
8 Hat jemand eine Sache am Anfang und am Ende eines Zeitraums im Eigen- 
deſitze gehabt, ſo wird vermutet, daß fein Eigenbeſitz auch in der Zwiſchenzeit 
beſtanden habe ) 2). 


E 1 883 II 863; M 3 353; P 3 230. 19 * 
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1. Beweisführung. Wer für den Beginn und das Ende des Zeitraums das Beſtehen ſeines 
Eigenbeſitzes behauptet, muß dies beweiſen (NG 144, 321). Erſt dann ſteht ihm die Vermutung 
des $ 938 zur Seite. Gegenbeweis ift zuläſſig (5 292 ZPO). 

2. Soll Eigentum nach $ 931 übertragen worden fein, jo iſt eine Vermutung für den Fort⸗ 
beſtand des Beſitzes des Dritten weder aus $ 938 noch aus $ 1006 zu entnehmen (RG 22. 1. 29 
VII 315/28). 


8 939 


Die Erſitzung kann nicht beginnen und, falls ſie begonnen hat, nicht fort⸗ 
geſetzt werden, ſolange die Verjährung des Eigentumsanſpruchs gehemmt !) 
iſt oder ihrer Vollendung die Vorſchriften der SS 206, 207 entgegenſtehen 2). 

E 1 884 II 853; M 3 859, 354; P 3 230, 231; 6 234, 236. 

1. Hemmungsgründe: 59 202—204. Die Zeit der Hemmung iſt infolge entſprechender An⸗ 
wendung des $ 205 in die Erſitzungsfriſt nicht einzurechnen. 

2. Beweispflichtig für das Hindernis iſt, wer ſich darauf beruft. 


8 940 


Die Erſitzung wird durch den Verluſt des Eigenbeſitzes 1) unterbrochen. 

Die Unterbrechung gilt als nicht erfolgt ), wenn der Eigenbeſitzer den 
Eigenbeſitz ohne feinen Willen ?) verloren und ihn binnen Jahresfriſt ) oder 
mittels einer innerhalb dieſer Friſt erhobenen Klage wiedererlangt hat ö). 

E 1 885 II 854; M 3 354, 355; P 3 231, 232. 

1. Verluſt des Eigenbeſitzes: vgl. 3 872 A 1 Abſ 2. Wegen der Wirkung der Unterbrechung: 
9942. Den Verluſt hat der Gegner des Erſitzenden zu beweiſen. 

2. Gilt als nicht erfolgt. Dies bedeutet: der Erſitzende iſt ſo zu behandeln, als ob die 
Unterbrechung nicht eingetreten wäre; die ganze Zeit dom Verluſt des Eigenbeſitzes bis zum 
Augenblick der Wiedererlangung wird in die Erſißungszeit eingerechnet. Die Ausnahme des 
Abſ 2 muß der Erſitzende beweiſen. 

3. Ohne ſeinen Willen verloren: Der Fall liegt ähnlich wie der des $ 935. In Betracht kommt 
zumeiſt, daß der Erſitzende nicht nur den Eigenbefiß, ſondern den Beſitz überhaupt dadurch verloren 
hat, daß ihm oder, wenn er mittelbarer Beſitzer war, dem unmittelbaren Beſitzer die Sache geftohlen 
worden, verloren gegangen oder ſonſt abhanden gekommen iſt. Der Verluſt auch des mittelbaren 
Beſitzes durch Unterſchlagung iſt — im Gegenſatz zu $ 935 — nach $ 940 zu berückſichtigen. Denk⸗ 
bar iſt auch, daß der Eigentümer den Eigenbeſitz verlor, ohne den Beſitz zu verlieren. Auch dann 
findet $ 940 Anwendung. 

4. Binnen Jahresfriſt wiedererlangt: gleichviel auf welche Weiſe, z. B. auch durch ver⸗ 
botene Eigenmacht ($ 858). 

5. Durch eine binnen Jahresfriſt erhobene Klage wiedererlangt: gleichviel zu welcher Zeit. 


8 941 

1) Die Erſitzung wird unterbrochen, wenn der Eigentumsanſpruch 2) gegen 
den Eigenbeſitzer oder im Falle eines mittelbaren Eigenbeſitzes gegen den 
Beſitzer') gerichtlich geltend gemacht ) wird, der fein Necht zum Beſitze von 
dem Eigenbeſitzer ableitet; die Unterbrechung tritt jedoch nur zugunſten des⸗ 
jenigen ein, welcher fie herbeiführt 5). Die für die Verjährung geltenden Vor⸗ 
ſchriften der 88 209 bis 212, 216, 219, 220 finden entſprechende Anwendung ). 

E 1 887 II 855; M 3 355, 356; P 3 234, 236; 4 585, 686; 6 230, 237. 

1. Unterbrechung der Erſitzung durch Geltendmachung des Eigentums anſpruchs. Diele 
Erſitzungsunterbrechung iſt ihrem Grunde und ihrer Art nach nahe verwandt mit der Unterbre⸗ 
chung der Verjährung des Eigentumsanſpruchs, aber mit ihr nicht zu verwechſeln. Beide laufen 
nebeneinander. Die Erhebung des Eigentumsanſpruchs unterbricht in der Regel Erſitzung 
und Verjährung. i 

2. Eigentumsanſpruch. Nur der geltend gemachte Eigentumsanſpruch ($ 985) unter- 
bricht, nicht auch der in den $$ 861, 862, 1007 ohne Rüdfic)t auf das Eigentum gewährte Anſpruch 
auf Einräumung des Beſitzes. Unterbrechend wirkt auch nur die Geltendmachung des Eigentums ⸗ 
anſpruchs, d. h. die des wirklich beſtehenden Eigentumsanſpruchs. Wer nur als vermeintlicher 
Eigentümer, ohne es wirklich zu ſein, gegen den Eigenbeſitzer den Eigentumsanſpruch erhoben 
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hat, kann ſich, wenn er ſpäter, etwa durch Abtretung des Eigentumsanſpruchs ſeitens des wirk⸗ 
lichen Eigentümers, Eigentümer geworden iſt, auf die früher ungerechtfertigterweiſe erhobene 
Eigentumsklage für die Behauptung der Unterbrechung der Erſitzung nicht berufen. 

3. Der Fall des mittelbaren Eigenbeſitzes ($ 868). Hat der Eigenbeſitzer die Sache 
vermietet, verpachtet, zu Nießbrauch ausgegeben, jo kann nach $ 985 der Eigentumsanſpruch 
ſowohl gegen den nur mittelbar beſitzenden Eigenbeſitzer als auch gegen den ſeinen mittelbaren 
Beſitz als unmittelbarer Beſitzer vermittelnden Mieter, Pächter, Nießbraucher uſw. geltend ge⸗ 
macht werden. Der Wortlaut des $ 941 könnte dazu verleiten, anzunehmen, daß in ſolchem Falle 
nur die Klage gegen den beſitzvermittelnden Mieter, Pächter oder Nießbraucher die Erſitzung 
unterbreche. Dies würde jedoch dem Sinn und Zweck des Geſetzes zuwiderlaufen. Die Vorſchrift 
muß dahin verſtanden werden, daß im Falle des mittelbaren Eigenbeſitzes ſowohl die Eigen⸗ 
tumsklage gegen den nur mittelbar beſitzenden Eigenbeſitzer als auch die Eigentumsklage gegen 
den beſitzvermittelnden Mieter, Pächter, Nießbraucher die Erſitzung unterbricht. Nicht erforderlich 
iſt, daß der Eigentümer beim Geltendmachen ſeines Eigentumsanſpruchs gegen den beſitzver⸗ 
mittelnden Mieter, Pächter oder Nießbraucher den mittelbaren Eigenbeſizer und das Beſitz⸗ 
vermittlungsverhältnis kennt. Auch wenn er den Pächter in der Annahme verklagt, dieſer ſei 
Eigenbeſitzer, unterbricht die Klage die Erſitzung des Eigenbeſitzers. Anderſeits unterbricht die 
stlage auch dann die Erſitzung, wenn der mittelbare Eigenbeſitzer von ihr überhaupt nichts erfährt. 

Der Verſuch der Geltendmachung des Eigentumsanſpruchs gegen den „Beſitzdiener“ ($ 855) 
unterbricht die Erſitzung nicht. Auch die Erhebung des Eigentumsanſpruchs gegen einen dritten 
Zwiſchenbeſitzer, der den Eigenbeſitzer vorübergehend aus dem Beſitze verdrängt hat (5 940 Abſ 2), 
unterbricht die Erſitzung gegen den Eigenbeſitzer nicht (fo auch Strecker bei Planck $ 941 A 5; 
Kober bei Staudinger $ 941 A 1 gegen Prot 3, 235). 

4. Gerichtlich muß der Eigentumsanſpruch geltendgemacht werden. Außergerichtliches 
Geltendmachen, das Auffordern zur Anerkennung des Anſpruchs wirkt alſo nicht unterbrechend. 
Aber auch die Anerkennung des Anſpruchs hat dieſe Wirkung nicht. Sie wird freilich dann, 
wenn fie vom Eigenbeſitzer ſelbſt ausgeht, nach $ 937 Abſ 2 in der Regel eine weitergehende 
Wirkung haben, nämlich die der (endgültigen) Ausſchließung der Erſitzung durch die Erkenntnis 
des Eigentumsmangels. Darüber, welche Rechtshandlungen unter den Begriff der gerichtlichen 
Geltendmachung fallen: A 6. 

5. Beſchränkte Wirkung der Erſitzungsunterbrechung. Im Gegenſatz zur Unterbrechung 
durch Verluſt des Eigenbeſitzes ($ 940 Abſ 1), die dem Eigentümer auch dann zuſtatten kommt, 
wenn er ſie nicht bewirkt hat, nützt die Unterbrechung durch Geltendmachung des Eigentums⸗ 
auſpruchs dem Eigentümer nur dann, wenn er ſie herbeigeführt hat. Das iſt indeſſen nicht ganz 
wörtlich zu nehmen. Im Falle der Rechtsnachſolge in das Eigentum kommt dem Rechtsnachfolger 
die Klagerhebung feines Vorgängers gegen den Eigenbeſitzer zugute, wie wenn er die Unter- 
brechung ſelbſt herbeigeführt hätte. Die Klage eines Miteigentümers in Anſehung der ganzen 
Sache wirkt nicht nur für ihn, ſondern auch zugunſten der übrigen Miteigentümer, da er nach 
1 0 900 Grund geſetzlicher Vertretungsmacht handelt (vgl. A 1 daſ.); 9 432 Abſ 2 ſteht deshalb 
entgegen. 

6. Entſprechende Anwendung von Verjährungsvorſchriften. Für entſprechend anwendbar 
erklärt find aus dem Rechte der Verjährung Vorſchriften darüber, welche Rechtsakte unter den Be⸗ 
griff der gerichtlichen Geltendmachung ſallen, und darüber, wie lange die Unterbrechung dauert und 
unter welchen Vorausſetzungen ſie als nicht eingetreten gilt, d. h. mit rückwirkender Kraft wegfällt. 
Pal den Begriff der gerichtlichen Geltendmachung fällt in erſter Linie die Klage auf Herausgabe 
desk auf Feſtſtellung des Eigentums, auf Erteilung der Vollſtreckungsklauſel und auf Erlaß 
4 Vollſtreckungsurteils ($ 209 Abſ 1), die Geltendmachung des Eigentumsanſpruchs im Güte⸗ 

rfahren (9 209 Abſ 2 Nr 1a), in gewiſſen Fällen das Anrufen der Behörde zur Vorentſcheidung 

1 er die Zuläſſigkeit des Rechtswegs und zur Beſtimmung des zuſtändigen Gerichts ($ 210), 
udlich die Vornahme einer Vollſtreckungshandlung und die Stellung des Zwangsvollſtreckungs⸗ 
al 5 bei Gericht (5 209 Nr 5). Die im § 209 Abſ 2 Nr 1—3 noch weiter aufgeführten Rechts. 
8 5 können beim Eigentumsanſpruch ihrer Art nach nicht in Frage kommen, die Anmeldung 
905 Anſpruchs im Konkurs insbeſondere deshalb nicht, weil der Ausſonderungsanſpruch nicht im 
Wege des Konkursverfahrens, ſondern nur außerhalb desſelben auf dem Wege gewöhnlichen Rechtes 
beben den Konkursverwalter geltend zu machen iſt (KO § 43) und daher hierbei von Wirkungen 
915 Anmeldung im Sinne der Kd nicht geſprochen werden kann. Wird der Eigentumsanſpruch 
100 „Ausſonderungsanſpruch gegen den Konkursverwaltek geltend gemacht, ſo wirkt dieſe Klage 
erhobenen den Gemeinſchuldner ebenſo erſitzungsunterbrechend, wie wenn ſie gegen ihn ſelbſt 
oben wäre. — Mit der Möglichkeit, daß $ 209 Abſ 2 Nr 4 (Streitverkündung in dem 
Bei br von deſſen Ausgang der Anſpruch abhängt) anwendbar ſein könnte, rechnet RG 143, 380. 
a Erl Klagerhebung vor einem Schiedsgericht genügt es regelmäßig, daß der Eigentümer das 

Fr ledigung der Sache ſeinerſeits Erforderliche vorgenommen hat ($ 220). 

Sta naglich kann fein, ob die Unterbrechung durch Klagerhebung auch dann eintritt, wenn der 
ger zur Zeit der Erhebung der Klage noch nicht Eigentümer war, aber während des Rechts- 
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ſtreits das Eigentum erworben hat. Die Frage wird zu verneinen ſein, wenn das nachträgliche 
Geltendmachen des neuen Erwerbsgrundes im Rechtsſtreit als unzuläſſige Klageänderung 
zurlidgemwiefen wird (ZPO $ 264). In dieſem Falle tritt Unterbrechung der Erſitzung (falls nicht 
inzwiſchen der Eigenbeſitzer ſein Unrecht erkannt hat und dadurch von der Erſitzung ausgeſchloſſen 
iſt) erſt mit der Klagerhebung aus dem neuen Klagegrund ein. Wird aber die Klageänderung 
nicht als unzuläſſig erachtet, ſo iſt anzunehmen, daß die Wirkung der Unterbrechung der Erſitzung 
vom Augenblick der Anderung ab eintritt. 


8 942 

1) Wird die Erſitzung unterbrochen, fo kommt die bis zur Unterbrechung 
verſtrichene Zeit nicht in Betracht; eine neue Erſitzung kann erſt nach der Been- 
digung der Unterbrechung ?) beginnen. 

E 1885 II 850; M 3 364; P 3 232, 233. 

1. Wirkung der Unterbrechung. Wie nach $ 217 bei der Verjährung, fo hat auch bei der 
Erſitzung die Unterbrechung — und zwar nicht nur die Unterbrechung durch Klagerhebung, ſondern 
auch die Unterbrechung durch Beſitzverluſt —, ſofern fie nicht wegen rechtzeitigen Wiedergewinns 
des Beſitzes (§ 940 Abs 2) oder wegen Zurücknahme der Klage oder Ruhenlaſſens der Verfolgung 
des Eigentumsanſpruchs (88 211, 212, 216) als nicht eingetreten gilt, die Wirkung, daß nicht nur die 
Zeit während der Unterbrechung, ſondern auch die ganze Beſitzzeit vor der Unterbrechung in 
die Erſitzungsfriſt nicht eingerechnet werden darf. Ein Zuſammenrechnen unterbrochener Erſitzungs⸗ 
zeiten findet im Gegenſatze zum Falle der Hemmung unter keinen Umſtänden ſtatt ($ 939). 

2. Beendigung der Unterbrechung. Wann die Unterbrechung beendigt iſt, ergibt ſich aus 
den $$ 211, 219, 220. 


8 943 


Gelangt die Sache durch Nechtsnachfolge !) in den Eigenbeſitz eines Dritten, 
fo kommt die während des Beſitzes des Nechtsvorgängers ) verſtrichene Er- 
ſitzungszeit?) dem Dritten zuſtatten. 

E 1 882 II 867, 858; M 3 353; P 3 270; 5 653, 664. 

1. Rechtsnachfolge: gleichviel ob allgemeine Rechtsnachfolge (Erbfolge $ 857) oder Sonder⸗ 
nachfolge, immer aber Rechtsnachfolge. Als Sondernachſolge ſetzt fie ein zwiſchen dem Vor⸗ 
und dem gegenwärtigen Beſitzer geſchloſſenes, der Beſitzübertragung zugrunde liegendes, wenn 
auch unwirkſames Veräußerungsgeſchäft voraus. Durch Vorgänge nur wirtſchaftlicher Art oder 
durch eine rechtsirrige Annahme der Beteiligten kann das Veräußerungsgeſchäft nicht erſetzt 
werden (RG 129, 204). Rechtsnachfolge ift auch dann als gegeben anzuſehen, wenn eine Sache 
bei Eintritt einer auflöſenden Bedingung an den früheren Beſitzer zurückfällt ($ 158 Abſ 2). Hat 
der Eigenbeſitzer durch Eigenmacht oder ſonſt außerhalb des Falles der Rechtsnachfolge den Beſitz 
erlangt, ſo wird ihm die Erſitzungszeit deſſen, der vor ihm beſaß, nicht angerechnet. Die Fälle 
der Erſitzungsfortſetzung durch Sondernachfolge werden mit Rückſicht auf die 95 932934 BGB, 
außer bei geſtohlenen, verlorenen oder ſonſt abhanden gekommenen Sachen, nur noch ſelten 
vorkommen. 

2. Rechtsvorgänger. Belanglos iſt es, ob er es unmittelbar oder entfernter iſt. 

3. Erſitzungszeit: nicht die Beſitzzeit ſchlechthin, ſondern nur diejenige Zeit des Beſitzes, 
welche auch für den Vorgänger als Erſitzungszeit in Betracht kam. War daher der Vorgänger 
nicht in gutem Glauben oder ſeine Erſitzung gehemmt oder unterbrochen, ſo kann inſoweit auch 
feine Beſitzzeit nicht dem Nachfolger zuſtatten kommen. 


8 944 

Die Erſitzungszeit, die zugunſten eines Erbſchaftsbeſitzers verſtrichen iſt, 
kommt dem Erben zuſtatten !). 

E II 858; p 3 236, 237. 

1. Anrechnung der Erſitzungszeit des Erbſchaftsbeſitzers. Nach § 857 geht der Beſitz auf 
den Erben als Rechtsnachfolger des Erblaſſers über. Tritt ein Dritter mit der Behauptung, 
Erbe zu fein, dazwiſchen und bemächtigt er ſich der Erbſchaftsſache, fo tft der Erbe aus dem Beſitz 
durch Eigenmacht verdrängt. Erlangt er auf Grund des Erbſchaftsanſpruchs die Sache wieder, 
ſo erlangt er ſie vom Erbſchaftsbeſitzer nicht durch Rechtsnachfolge. Der Beſitzzuſammenhang 
iſt alſo ſeit dem Eintreten des Erbſchaftsbeſitzers zweifach unterbrochen; die Erſitzung des Erben 
könnte demzufolge erſt mit dem Augenblick beginnen, in dem er nach Verdrängung des Erb⸗ 
ſchaftsbeſitzers den Beſitz ſelbſt wiedererlangt. Dem will $ 944 zugunſten des Erben entgegen 
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treten. Die zweifache Unterbrechung des Beſitzes ſoll als nicht vorhanden angeſehen werden. 
Hieraus folgt zunächſt, daß es für den Fall des § 944 nicht darauf ankommen kann, ob der Erb⸗ 
ſchaftsbeſitzer an fein Erbrecht geglaubt hat, ſondern nur darauf, ob er den Eigenbeſitz in dem 
Glauben ausgeübt hat, daß die Sache als Eigentum des Erben zur Erbſchaft gehöre; denn es würde 
dem Endzwecke der Begünſtigung des wahren Erben widerſprechen, wollte man annehmen, daß 
er gerade dann einen geringeren Schutz genießen ſollte, wenn der Erbſchaftsbeſitzer nicht an ſein 
Erbrecht geglaubt hat. Daraus folgt weiter, daß der Beginn der Erſitzungszeit auch auf die 
Beſitzzeit des Erblaſſers zurückgeführt werden kann, wenn dieſer im Erſizungsbeſitz war. Als 
möglich iſt es endlich auch anzuſehen, daß ſich die Erſitzung während der Beſitzzeit des Erbſchafts⸗ 
beſitzers vollendet. Dies ergibt ſich aus dem Zuſammenhang mit $ 2026. Denn wenn dort 
geſagt iſt, daß vor der Verjährung des Erbſchaftsanſpruchs der Erbſchaftsbeſitzer dem Erben gegen⸗ 
über die Erſitzung der Erbſchaftsſache nicht geltend machen kann, ſo wird damit ausgeſprochen, 
daß die Erſitzung an ſich zugunſten des Erbſchaftsbeſitzers beendet fein kann. Sonſt dürfte er ſich 
Dritten gegenüber nicht auf die Erſitzung berufen, und das läßt $ 2026 zu (vgl. A 1 das,). Der 
Erbſchaftsbeſſitzer kann aber das Eigentum durch Erſitzung nur erwerben, wenn er im guten Glauben 
an ſein Erbrecht iſt. Andernfalls weiß er, daß ihm das Eigentum nicht zuſteht (8 937 Abſ 2). 
Wenn alſo der Erbſchaftsbeſitzer mit dem aus der Erbſchaft Erlangten auch die betreffende Sache 
an den Erben herausgibt ($ 2018), jo iſt zweierlei möglich: Entweder befand ſich der Erbſchafts⸗ 
beſitzer im guten Glauben an ſein Erbrecht und hat deshalb das Eigentum an der Sache für ſich 
erworben oder er war inſoweit ſchlechtgläubig und hat das Eigentum deshalb nicht erworben, 
weder für ſich noch etwa für den Erben, für dieſen ſchon deshalb nicht, weil er ihn nicht vertritt. 

Der Erbe empfängt in dem zweiten Fall alſo eine Sache, die noch im Eigentum des Dritten 
ſteht; er erwirbt aber ſelbſt das Eigentum daran durch Erſitzung, ſobald er den Beſitz erlangt. Das 
folgt aus obigen Darlegungen. In dem erſten Fall hat zwar der Erbſchaftsbeſitzer die Erſizung 
beendigt und ſelbſt Eigentum erworben mit der Wirkung, daß der dritte Eigentümer ſein Eigen⸗ 
tum verloren hat; aber bei der Herausgabe der Sache an den Erben überträgt er das erſeſſene 
Eigentum nicht auf dieſen. Der Erbe wird nicht der Rechtsnachfolger des ee 
im Verhältnis zum Erben gilt dieſer überhaupt nicht als Eigentümer der Sache (J 2026). Auch 
für den erſten Fall iſt daher anzunehmen, daß der Erbe mit der Erlangung des Beſitzes an der 
0 est 25 Eigentum ebenſo ſelbſtändig durch eigene Erſitzung erwirbt wie in dem oben erörterten 

eiten Fall. 


$ 945 


Mit dem Erwerbe des Eigentums durch Exſitzung erlöſchen die an der 
Sache vor dem Erwerbe des Eigenbeſitzes begründeten Nechte Dritter, es fei 
denn, daß der Eigenbeſitzer bei dem Erwerbe des Eigenbeſitzes in Anſehung 
dieſer Nechte nicht in gutem Glauben iſt oder ihr Beſtehen ſpäter erfährt !). 
Die Erſitzungsfriſt muß auch in Anſehung des Nechtes des Dritten verftrichen 
ſein; die Vorſchriften der 88 939 bis 944 finden entſprechende Anwendung )“). 

E I 889 II 800; M 3 366; P 3 237, 238. 


1. Erlöſchen der Rechte Dritter durch Erſitzung (Satz 1). Während $ 936 an den Eigentums⸗ 
erwerb durch Übertragung ohne weiteres die Rechtsnachfolge des Erlöſchens der dem Erwerber 
entſchuldbar unbekannten Rechte Dritter an der Sache knüpft, gewährt $ 945 für den Fall des Eigen⸗ 
tumserwerbs durch Erſitzung dem Erwerber die Befreiung von den Rechten Dritter nur dann, 
wenn er die Freiheit von dieſen Rechten in gleicher Art erſeſſen hat wie das Eigentum. Iſt ſo 
einerſeits die Freiheit von den Rechten Dritter nicht notwendige Folge der Erſitzung des Eigen⸗ 
1 fo iſt doch anderſeits die Erſizung des Eigentums notwendige Vorausſetzung der Befreiung 
955 den Rechten Dritter nach $ 945. Würde darum auch die Erſitzungsfriſt in Anſehung des 
Rechtes abgelaufen und der gute Glaube des Eigenbeſitzers in Anſehung des Rechtes gegeben 
Ih jo wäre doch $ 945 nicht anwendbar, wenn die Erſitzung des Eigentums nicht außer Frage 
ſtände. Der Dritte kann alſo gegen die Ausſchließung ſeines Rechtes alle Gründe geltend machen, 
N gegen die Annahme ſprechen, er habe das Eigentum wirkſam erſeſſen. — Guter Glaube 
10 Anſehung des Rechts bedeutet: dem Erwerber darf nicht bekannt oder infolge grober Fahr⸗ 
ilgteit unbekannt geweſen fein (vgl. $ 982 Abſ 2), daß dgs Recht beſtand. Der Mangel des guten 
Klaubens iſt ihm nachzuweiſen. Erfährt der Erwerber ſpäter das Beſtehen des Rechts, fo ſteht 
pe dem Mangel des guten Glaubens beim Erwerbe des Eigenbeſitzes gleich; doch darf es nicht 

N nach dem Ablauf der Erſitzungsfriſt für das Recht geſchehen fein. 
Tone Entſprechende Anwendung (Satz 2). Außer den ausdrücklich genannten Vorſchriften 
ala auch noch $ 936 Abſ 3 entſprechend anzuwenden fein. Denn in dieſer Vorſchrift kommt der 
1 gemeine Gedanke zum Durchbruch, daß der Inhaber eines Rechtes an der Sache durch deren 
umittelbaren Beſitz vor den rechtszerſtörenden Wirkungen des gutgläubigen Erwerbs geſichert 
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fein ſoll. Gilt dies ſchon beim Erwerb durch Übertragung vom Nichteigentümer, ſo muß es um 
ſo mehr gelten beim Erwerb des Eigentums durch Erfigung. 

3. Die Vorſchriften des $ 945 gelten auch dann, wenn das Eigentum an der Sache nicht durch 
Erſitzung, ſondern auf andere Art erworben worden iſt. Die Erſitzung der Freiheit des Eigen- 
tums iſt nur in äußerlicher Anknüpfung an die Erſitzung des Eigentums ſelbſt geregelt worden 
(vgl. dazu ſchon Mot. u. Prot.). Was in A 2 gefagt ift, trifft auch hier zu. 


III. Verbindung Vermiſchung Verarbeitung 


8 946 


) Wird eine bewegliche Sache mit einem Grundſtücke dergeſtalt verbun- 
den , daß fie weſentlicher Beſtandteil des Grundſtücks wird, fo erſtreckt ſich 
das Eigentum an dem Grundſtück auf dieſe Sache z) 4). 

E 1 890 II 861; M 3 358, 359; P 3 238. 

1. Verbindung beweglicher Sachen mit Grundftüiden. In den 9 946, 947 ſind für den Er⸗ 
werb und Verluſt des Eigentums die Schlußfolgerungen aus den Grundſätzen gezogen, die in den 
$$ 93, 94, 95 über die Beſtandteilseigenſchaft aufgeſtellt find. Vor allem iſt deshalb auf die Er⸗ 
läuterungen hierzu zu verweiſen. $ 946 entſpringt überdies dem Gedanken, daß gegenüber einer 
beweglichen Sache, die mit einem Grundſtück verbunden wird (3. B. Maſchinen mit einer Fabrik 
RG 140, 224, Waſch⸗, Abort⸗ und Badeeinrichtungen mit einem Gaſthof RG Warn 1933 Nr 21: 
Treibſtoff⸗ und Oltankanlagen mit einer Großgarage, auch wenn ſie mit widerruflicher Geneh⸗ 
migung der Gemeindebehörde in den anliegenden Straßenkörper eingefügt find, RG 150, 27; 
eine hölzerne Wandtäfelung von künſtleriſchem Eigenwert mit einem Gebäude, es ſei denn, die 
Verkehrsanſchauung ſtehe entgegen, RG 158, 362) ſtets das Grundſtück als Hauptſache anzuſehen 
iſt. Das wirtſchaftlich ſchädliche Auseinanderreißen weſentlicher Beſtandteile vermöge der Durch⸗ 
führung des Eigentumsanſpruchs ſoll nach den Grundgedanken des Geſetzes verhütet werden 
(Mot 3, 283). Fragen der Rechtserneuerung hierzu, insbeſondere auch zur Verarbeitung 
und Umbildung ($ 950), find behandelt von Eichler, Wandlungen des Eigentumsbegriffes in 
der deutſchen Rechtsauffaſſung und Geſetzgebung, 1938, be. S. 165 ff. 

2. Art der Verbindung. Zu unterſcheiden iſt hier zwiſchen einem äußeren und einem inneren 
Tatbeſtande der Verbindung. Regelmäßig entſcheidet der äußere Tatbeſtand, der rein tat⸗ 
ſächliche Vorgang der körperlichen Vereinigung, der Umſtand, daß die bewegliche Sache mit dem 
Grund und Boden (durch Einbauen, Einpflanzen, Ausſäen oder in anderer Weiſe) feſt verbunden 
wird, und zwar ſo, daß eine Trennung nicht möglich iſt, ohne daß die verbundenen Teile zerſtört 
oder in threm Weſen verändert werden (88 93, 94). Die der Verbindung zugrunde liegenden 
Willensvorgänge dagegen find in den meiften Fällen belanglos (RG 94, 129; 152, 352). Belanglos 
iſt insbeſondere, ob die Verbindung in der Abſicht geſchieht, dadurch eine Rechtsänderung her⸗ 
beizuführen (fo Rc 51, 80 im Falle der Ausſaat durch einen Geiſteskranken auf einem fremden 
Acker). Gleichgültig iſt ferner, ob der die Verbindung Herſtellende zur Verfügung über die Sache 
berechtigt war oder ſich berechtigt glaubte, wie auch, mit weſſen Mitteln die zum Einbauen ver⸗ 
wendeten Stoffe erworben worden ſind (RG 152, 352). Auch der Dieb erwirbt Eigentum an dem 
geſtohlenen Bauholz, das er in fein Haus einbaut, durch die Verbindung (Rc St Goltd Arch 54, 
300). Selbſt dem Umſtand, daß der Eigentümer des Grundſttücks den andern durch die Vor⸗ 
ſpiegelung, ihm das Grundſtück übereignet zu haben, argliſtig verlockt hatte, darauf zu bauen, 
kann gegenüber der zwingenden Vorſchrift des Eigentumsübergangs auf den Grundſtückseigen⸗ 
tümer kein Gewicht beigemeſſen werden (RG JW 04, 1395). Nur in drei beſonderen Fällen 
berückſichtigt das Geſetz den Willen des Verbindenden gegenüber der äußeren Tatſache der Ver⸗ 
bindung (vgl. $ 95 Abſ 1 Satz! und $ 95 Abf2, daſ. Abſ 1 Satz 2 und $ 94 Abſ 2). Wenn eine 
bewegliche Sache nur zu vorübergehendem Zweck mit dem Grund und Boden und 
wenn ein Gebäude oder anderes Werk in Ausübung eines Rechts an einem fremden 
Grundſtück von dem Berechtigten mit dem Grundſtück verbunden wird (5 95 Abſ 1 und 2), bewirkt 
die Verbindung keinen Eigentumswechſel. Fällt nachträglich die hindernde Zweckbeſtimmung 
weg und iſt die Verbindung mit dem Grundſtück nunmehr für die Dauer gewollt, ſo tritt die 
Rechtswirkung der Verbindung in Kraft (jo Rh 16. 10. 09 V 556/08 in einem Falle, wo eine 
zu vorübergehendem Zweck auf einem Grundſtück feſteingebaute Wellblechbaracke nach Er⸗ 
ſchöpfung des Zweckes dort dauernd belaſſen wurde). In RG Warn 1934 Nr 19 wird aber mit 
Recht betont, daß es regelmäßig der Eigentümer der verbundenen Sache ſein muß, welcher 
die dauernde Verbindung will. Ein Pächter A hatte ein nach dem Pachtvertrage von ihm zu 
einem vorübergehenden Zweck errichtetes Gebäude zur Sicherheit an B übereignet; ſpäter erwarb 
er das Grundstück. Befugt zur Anderung der Zweckbeſtimmung des Gebäudes war jetzt nur B. 
Ohne ſeinen Willen konnte das Gebäude nicht Beſtandteil des Grundſtücks und damit Eigentum 
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des A werden. Maßgebend iſt in erſter Reihe die innere Willensrichtung des Einfügenden; doch 
muß fie mit dem nach außen in die Erſcheinung tretenden Sachverhalt vereinbar fein (RG 153, 236). 
Im dritten der oben erwähnten beſonderen Fälle iſt eine den Eigentumswechſel bewirkende Ver⸗ 
bindung der beweglichen Sache mit dem Grundſtück infolge der beſonderen Zweckbeſtimmung 
auch dann anzunehmen, wenn es an der Vorausſetzung der Untrennbarkeit fehlt, nämlich in dem 
Falle, daß die bewegliche Sache „zur Herſtellung eines Gebäudes“, das ſelbſt Grundſtücks⸗ 
beſtandteil iſt, „eingefügt“ wird (8 94 Abſ 2, 5 95 Abſ 2). Aber auch in dieſem Falle iſt unbedingt 
vorausgeſetzt, daß nach der allgemeinen Verkehrsauffaſſung und den beſonderen Umſtänden 
infolge der Verbindung nur eine Sache in der Geſtalt des Gebäudes vorliegt. So in der am 
meiſten umſtrittenen Frage der Beſtandteilseigenſchaft von Maſchinen in Fabriken (RG 56, 290; 
60, 423; 62, 252; 63, 173 und 416; 67, 30; 69, 152; RG JW 1912, 1287; 1914, 2381; Warn 09 
Nr 58, 59; 1910 Nr 97, 190). Ob Sachen im Rechtsſinne als nur zu einem vorübergehenden 
oder als zu einem dauernden Zweck verbunden anzuſehen find, iſt nach wirtſchaftlich-prak⸗ 
tiſchen Geſichtspunkten zu beurteilen. Für die Frage, ob Maſchinen, die zur Ausbeutung von 
Bodenſchätzen in Bergwerken oder Steinbrüchen beſtimmt ſind, im Hinblick auf die zeitlich be⸗ 
grenzte Ausbeute des Unternehmens dem $ 95 zu unterſtellen find, kommt es auf die beſonderen 
Umſtände des Einzelfalls, namentlich auf die Lebensdauer der Maſchinen einerſeits und des 
Zergwerks (Steinbruchs) anderſeits an (RG 61, 192; 153, 235; ZW 1935, 418°). Bei Sachen, 
die ein Pächter in ein gepachtetes Grundſtück einfügt, ſpricht eine gewiſſe tatſächliche Vermutung 
für die auf die Pachtzeit begrenzte Einfügungsabſicht (RG 87, 51; 153, 236; Warn 1913 
Nr 39; Gruch 59, 110) ; aber ſtets find die Umſtände des Einzelfalls entſcheidend. Die Netze der 
Kabel- und Gasleitungen werden nicht Beſtandteile der Anſtaltsgrundſtücke, auch nicht der Grund⸗ 
ſtücke, in denen die einzelnen Teile liegen; ſie bleiben regelmäßig ſelbſtändige bewegliche Sachen 
Ach 83, 67; 87, 43; RG Seuffl 71 Nr 2; vgl. auch daſ. Nr 78) und erleiden deshalb durch 
Einſenkung in fremde Grundſtücke in ihren Eigentumsverhältniſſen keine Veränderung. Eine 
ganze Anlage für elektriſche Beleuchtung ift als weſentlicher Beſtandteil eines Gaſthofgrundſtücks 
angeſehen worden (RG 58, 338); bloße Beleuchtungskörper dagegen find es nicht (RG JW 1917, 
809; dal. auch A 1). Rohſtoffe, die für ein auf einem Grundſtück zu errichtendes Werk angeliefert, 
aber noch nicht mit dem Grundſtück verbunden find, fallen nicht unter $ 946 (RG 104, 93). Ein Gas⸗ 
behälter aus zuſammengenieteten Platten, der aus einem auf einer Betonſchicht aufliegenden Becken 
und einer verſchieblichen Glocke beſtand, iſt bei 2000 Kubikmeter Rauminhalt, 18 m Durchmeſſer 
und 100 Tonnen Gewicht für eine mit dem Grund und Boden feſt verbundene Sache nach 
3 94 Abſ 2 erachtet worden (MG Warn 1932 Nr 114). Wird zunächſt der Überbau für eine Brücke 
hergeſtellt und dann dieſer Überbau durch Aufſetzen auf den Unterbau mit dem Grund und Boden 
verbunden, jo find nicht die zur Herſtellung des Überbaus erforderlichen Eiſenteile bern mit 
dem Grund und Boden verbunden, ſondern die vorher fertiggeſtellte Sacheinheit des Überbaus. 
Das kann für den Anſpruch nach $ 951 Abſ 1 weſentlich fein. 
3. Erſtredung des Eigentums an dem Grundſtück auf die Sache. Sie bedeutet: Der Grund- 
ſtücseigentümer wird nunmehr als ſolcher auch Eigentümer der bis zur Verbindung beweglichen 
und ſelbſtändigen Sache und der ſeitherige Eigentümer der letzteren verliert ſein Eigentum end⸗ 
dali. An dieſer Stelle des Geſetzes hat aber durch die eigenartige Faſſung nicht zum Aus⸗ 
bruck gebracht werden ſollen, auch dann, wenn der die Verbindung Herſtellende zugleich Eigen⸗ 
tümer des Grundſtücks und der beweglichen Sache iſt, habe die Verbindung zur Folge, daß nur 
mehr das Eigentum an dem Grundſtück in Betracht komme. Dieſe Frage iſt vielmehr ausſchließlich 
nach den 9 93ff. zu beantworten. 
10 Die Vorſchrift, daß die Verbindung den Eigentumswechſel bewirkt, iſt zwingend (RG 158, 
5 0). Auch eine Vereinbarung, daß dem bisherigen Eigentümer an der mit dem Grundſtück zu 
„binbenden Sache das Eigentum vorbehalten und das Recht zur Wiederwegnahme eingeräumt 
Aden ſoll, kann den Verluſt des Eigentums an der beweglichen Sache durch die Verbindung nicht 
Andern (N 73, 333; 130, 311). Die Verbindung muß aber auch ſtattfinden. Werden unfertige 
Benſter- und Türflügel verſuchsweiſe eingehängt, um feftzuftellen, ob fie paſſen (dann aber wieder 
3 Ausgenonmen) fo ift das regelmäßig keine Verbindung im Sinne des $ 946 (NG LZ 1915, 
12). Der Eigentumsvorbehalt an angelieferten Bauteilen (Türen, Fenſtern) iſt alſo nicht völlig 
beg nitanbatos (RG 19. 1. 14 VI 570/13). { . 
er Verbindung mit mehreren Grundſtücken. In Frage kommt hier hauptſächlich das Über⸗ 
910 1 mehrerer Grundſtücke mit einem Gebäude. Geſchieht es in Ausübung eines Rechtes 
Bei en Grundſtücken (895 Abf 1), ſo werden die Gebäude durch die Verbindung nicht 
iceandteile der Grundſtücke, § 946 iſt alſo nicht anwendbar. Das gleiche hat zu gelten, wenn der 
er eines Grundſtücks ohne ein ſolches beſonderes Recht über die Grenze gebaut hat und 
15 dachbar nach Lage des Falles gemäß $ 912 verpflichtet ift, den Überbau zu dulden (RG 83, 
Aa a 177). Auch dieſer Überbau wird nicht Beſtandteil des Nachbargrundſtücks; denn er beſteht 
überh nd des Rechtes, die Duldung zu verlangen. Erwirbt fpäter der Grundſtückseigentümer das 
Beſt aute Nachbargrundſtück zu Eigentum, fo wird der hinübergebaute Gebäudeteil nur dann 
deſtandteil dieſes Grundſtücks, wenn der Grundſtückseigentümer den entſprechenden Willen äußert, 
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etwa indem er den Überbau als Beſtandteil auf dem Grundbuchblatt des überbauten Grundſtücks 
vermerken läßt (RG 83, 149; 160,178), Liegt kein Überbaufall nach $$ 912 oder 95 vor, fo fällt der 
Überbau und mit ihm fallen die in ihn eingefügten beweglichen Sachen nach Maßgabe des Laufes 
der Grenze als Beſtandteile der Grundſtücke in das Eigentum der einzelnen Grundſtückseigen⸗ 
tümer (RG 65, 361; 70, 200; RG 21. 12. 10 V 49/10; RG JW 1912, 1202; vgl. hierzu Ebel 
AZivPrax 141 [1935], 183; Bergenroth ZW 1937, 970). Daß in dieſem Falle für die beiden 
Grundſtückseigentümer eine Gemeinſchaft im Sinne der 58 741, 751 entſtehe, verneint das Reichs⸗ 
gericht. Das wird man billigen müſſen, ohne daß man anzuerkennen brauchte, daß infolge des 
Sondereigentums an den Gebäudeteilen jeder der beiden Grundſtückseigentümer mit ſeinem 
Teil ganz ohne Rückſicht auf den Nachbar verfahren könnte. Die Anwendung des $ 226 wird hier 
zu angemeſſenen Ergebniſſen führen. Wegen der vertragsmäßig mit auf das Nachbargrundſtück 
geſetzten Giebelmauer: A 5 zu $ 95 und A 10 zu $ 912. 


$ 947 


Werden bewegliche Sachen miteinander dergeſtalt verbunden, daß ſie 
weſentliche Beſtandteile einer einheitlichen Sache werden !), jo werden die 
bisherigen Eigentümer Miteigentümer diefer Sache; die Anteile beſtimmen 
ſich nach dem Verhältniſſe des Wertes, den die Sachen zur Zeit der Verbindung 
haben ) 0). 

Iſt eine der Sachen als die Hauptſache anzuſehen, jo erwirbt ihr Eigen 
tümer das Alleineigentum 2). 

E 1891 II 862; M 3 359; P 3 238, 239. 

1. Verbindung beweglicher Sachen mit anderen beweglichen Sachen. Die Anforderungen 
an den äußeren Tatbeſtand der Verbindung ſind hier die gleichen wie bei der Verbindung einer 
beweglichen Sache mit einem Grundſtück. Für den inneren Tatbeſtand aber kommen nur hin⸗ 
ſichtlich ſolcher Gebäude, die nicht Grundſtücksbeſtandteile find, die Sätze des $ 94 Abſ 2 und des 
§ 95 Abſ2 in Betracht (vgl. daher § 946 A 2). Die Vorſchrift des § 947 gilt auch, wenn der Ver⸗ 
bindende der bisherige Eigentümer der Sachen war oder zu den bisherigen Eigentümern der 
Sachen gehörte (RG St JW 1918, 5672; R Warn 1927 Nr 161). Die Frage, ob die Sachen 
ſelbſtändige Gegenſtände bleiben oder Beſtandteile einer neuen einheitlichen Sache werden, iſt 
im weſentlichen Tatfrage. Rechtsfrage iſt nur die richtige Anwendung der Grundſätze, nach 
denen das Vorhandenſein der Beſtandteilseigenſchaft feſtzuſtellen iſt (NG ZW 1934, 18491 Fin- 
ſoweit in RG 144, 22 nicht mit abgedruckt). Wenn aus Sachen, welche im Eigentum verſchiedener 
Eigentümer ſtehen, z. B. aus Oberbauen, elektriſchen Ausrüſtungen, Schnellgängen, Rädern, Hinter⸗ 
achſen uſw., Kraftwagen hergeſtellt werden, ſo werden die einzelnen Sachen zwar Beſtandteile, 
aber nicht notwendig weſentliche Beſtandteile der Kraftwagen (RG 144, 241). Hat die Zuſammen⸗ 
ſetzung der Beſtandteile nicht nur für einen vorübergehenden Zweck ſtattgefunden, ſind die Wagen 
vielmehr für den dauernden Gebrauch hergeſtellt, ſo müſſen die Eigentümer der Beſtandteile, 
auch wenn dieſe keine weſentlichen find, doch wie Miteigentümer behandelt und im Pfändungs- 
falle zur Erhebung der Klage aus 771 ZPO zugelaſſen werden (RG 144, 241; Lechner JW 
1934, 2541). Über den Einbau eines (unter Eigentumsvorbehalt gelieferten) Motors in einen 
Kahn: JW 1936, 46631. Der Begriff der Weſensveränderung ift aber nicht rein ſtofflich aufzufaſſen; 
er geſtattet auch die Berückſichtigung wirtſchaftlicher Tatſachen und Begriffe, und die Verkehrs- 
auffaſſung iſt hierbei nicht außer Betracht zu laſſen. Der übrigbleibende Schiffskörper verliert 
fein bisheriges Weſen, wenn er nach Entfernung des Motors zum ſeeuntauglichen Rumpfſchiff 
wird (RG 152, 98f.). Bei einer Großgarage bilden die Treibſtofftanks mit den Zuleitungsrohren 
ein einheitliches Ganzes und ſind deshalb, auch wenn ſie jenſeits der Grenze im Straßenkörper 
liegen, weſentliche Beſtandteile des Garagengrundſtücks (RG 150, 27). 

Geht neben der Verbindung eine Bearbeitung einher und iſt dieſe von ſolcher Bedeutung, 
daß eine Verarbeitung angenommen werden muß, fo iſt nicht § 947, ſondern § 950 anzu⸗ 
wenden. Daß die Verbindung oder Vermiſchung im Sinne der 88 947, 948 auf menſchlicher 
Tätigkeit beruhe, ift nicht zu erfordern (ASt LZ 1914, 396). 

2. Wirkung der Verbindung. Abweichend vom $ 946 find hier zwei Fälle zu unterſcheiden: 
a) Entweder keine der beiden verbundenen Sachen kann als die Hauptſache betrachtet werden! 
dann entſteht eine neue Sache, deren Beſtandteile die verbundenen Sachen ſind. Dieſe ſelbſt 
aber find nach der Verbindung als ſelbſtändige Sachen nicht mehr vorhanden. Für dieſen Fall 
beftimmt das Geſetz, daß die Eigentümer der vormals ſelbſtändigen Sachen nun nach dem Wert; 
verhältnis Miteigentümer werden. Iſt das Wertverhältnis nicht feſtſtellbar, fo findet 9 742 
(gleiche Anteile) auch nicht hilfsweiſe Anwendung; wer feinen Anteil nicht beweiſen kann, erhält 
nichts. Die Sonderregelung des $ 948 ſchließt gemäß $ 741 ein Zurückgreifen auf $ 742 aus (RO 
112, 102). b) Iſt aber eine der verbundenen Sachen die Hauptſache, dann entſteht eine neue Sache 
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überhaupt nicht, ſondern die Nebenſache geht durch die Verbindung als Beftandteil in der Haupt⸗ 
ſache auf, und das Eigentum an der Hauptſache erſtreckt ſich auf die damit verbundene Nebenſache. 
Ob das Verhältnis von Hauptſache zu Nebenſache vorliegt, und welche der Sachen Hauptſache iſt, 
dafür gibt es keine allgemein gültigen Regeln. Insbeſondere iſt dafür auch nicht der überwiegende 
Wert notwendig entſcheidend. Die Entſcheidung iſt vielmehr in Würdigung der beſonderen 
Umſtände des Falles nach der allgemeinen Verkehrsauffaſſung zu treffen (vgl. RG 157, 244). 

Die dinglichen Wirkungen der Verbindung treten unabhängig von dem Willen und ſogar gegen 
den Willen der etwa dabei tätigen Menſchen ein (RG 94, 129). Abweichende Abreden können 
nur wirkſam werden, wenn die ſachenrechtlichen Formen ihrer Durchführung erfüllt werden 
(88 929ff.; vgl. $ 948 A 2). 

3. Einzelheiten: Die Veredelung von Sträuchern durch Einſetzen von Augen anderer Arten, ſog. 
Edelreiſern, iſt „Verbindung“; der Wildling iſt gegenüber dem Auge die Hauptſache, auch wenn der 
Wildling „wurzelecht“ gemacht wird (RG 1928, 244818, vgl. § 950 A 1). Werden Lade- und 
Ankerwinden in ein Frachtſchiff eingebaut, ſo werden ſie durch Verbindung deſſen weſentliche Be⸗ 
ſtandteile; der Eigentümer des Schiffs erwirbt nach Abſ 2 das Eigentum an den Winden, auch 
wenn ihr bisheriger Eigentümer ſich das Eigentum daran vorbehalten hat (RG 11. 12. 31 VII 
239/31). Wird eine neue Landungsbrücke unter Verwendung von einigen bereits eingerammten 
Pfählen der alten Landungsbrücke erbaut, ſo kann die neue Brücke als die Hauptſache angeſehen 
werden (RG 9. 12. 32 VII 209/32). Eine Gehegebude, die bis auf den Keller und zwei Außen⸗ 
wände neu gebaut iſt, iſt eine neue Sache; die Herausgabe der alten Bude iſt deshalb unmöglich 
(MS Warn 1929 Nr 161). Die in eine Briefmarkenſammlung eingeklebte Briefmarke iſt Neben⸗ 
lache (SeuffA 73 Nr 121; vgl. auch daſ. 90 Nr 144). Über die Herſtellung und Einſetzung von 
Goldkronen aus Gold, das der Behandelte dem Zahnarzt geliefert hat: Rh Zak Da 1938, 279 
(Schaffſtein; § 950 A J). 


9 948 


Werden bewegliche Sachen !) miteinander untrennbar?) vermiſcht oder 

Beust 2), fo finden die Vorſchriften des § 947 entſprechende Anwen- 
ung ) 5). 

Her Antrennbarkeit ſteht es gleich, wenn die Trennung der vermiſchten 
oder vermengten Sachen mit unverhältnismäßigen Koſten verbunden ſein 
würde ;). 

E 1 892 II 863; M 3 369, 360; P 3 239. 


I. Bewegliche Sachen aller Art. So zuſammengeſchüttetes Getreide (RG 67, 421), durch- 
einander gekommene Bohlen, Geld (St Warn 1918 Nr 117; RG 103, 288). Auch Tiere ſind 
nicht ausgeſchloſſen. Wegen des Lagergeſchäfts: vgl. $ 419 HGB und A6 zu $ 700, wegen des 
Giroſammeldepots: vgl. A 3. 

„Die Vermiſchung von Geld (vgl. Kaſer AZivPrax 143 [1936], 1), in Stücken oder Scheinen, 
wird im BGB nicht beſonders behandelt. Sie folgt den allgemeinen Regeln. Darüber, daß auch 
Geld „vermiſcht“ werden kann: RGSt Warn 1918 Nr 117, R Warn 1920 Nr 160. Nicht ver- 
miſcht ſind die Geldſtücke, wenn ſie als Eigentum der Sondereigentümer noch erkennbar ſind, 
etwa weil die Markſtücke dem A, die Zweimarkſtücke dem B gehören. Iſt bei einer Vermiſchung 
ſeſtzuſtellen, wieviel jedem der Beteiligten gehörte, jo beſtimmen ſich danach ihre Miteigentums⸗ 
anteile (vgl. A 4). Von Haupt- und Nebenſachen läßt ſich bei bloßen Mengenunterſchieden 
nicht ſprechen. Sind die Summen nicht feſtſtellbar, läßt ſich auch nicht nachweiſen, daß von anderer 
Seite eine beſtimmte Mindeſtmenge dazu gekommen iſt, ſo verbleibt alles Geld dem Beſitzer; der 
Fordernde iſt eben beweisfällig. $ 742 iſt gegenüber der in $ 948 getroffenen Sonderregelung nicht 
ae (vgl. hierzu RG 112, 102, wo es ſich allerdings nicht um Geld, ſondern um Getreide 

elte). 

2. Vermiſchung oder Vermengung. Sie braucht nicht durch menſchliche Tätigkeit herbei⸗ 
geführt zu werden (vgl. $ 947 A 1). Auch wenn der eine Teil der vermengten Sachen er- 
beblich größer war als der andere, braucht der erſtere nicht als Hauptſache im Sinne 
15 5947 Abſ 2 angeſehen zu werden, fo daß Alleineigentum entſtünde (RG Gruch 68, 521). 
a ießt der eine Eigentümer ſeinen Wein zu dem des andern, um dieſem einigungsgemäß das Eigen⸗ 
bam zu übertragen, fo geht das Eigentum nach 8 929 Satz 1 über, wenn der Erwerber unmittel- 
Wer Befiger ſeines Weines iſt, nach $ 930, wenn der Erwerber nur mittelbarer Beſitzer feines 
0 ift, ſich dieſer etwa im Keller des Veräußerers zur Aufbewahrung befindet. Miteigentum 
Se $ 948 entſteht dann nicht (8 947 A 3). Im übrigen ift bei der Vermiſchung von Wein 
di ch der Verkehrsauffaſſung zu beurteilen, ob eine der beiden Weinmengen Hauptſache iſt. In 
welem Falle wird deſſen Eigentümer bei der Vermiſchung Eigentümer der Geſamtmenge. So, 

enn im Verlaufe der ordnungsmäßigen Kellerbehandlung die Fäſſer nachgefüllt werden, im 
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Gegenſatz zur Vermiſchung größerer Mengen, bei der Miteigentum entſteht. Der Eigentums⸗ 
vorbehalt an dem einen der vermiſchten Weine kann dann wirkſam bleiben (EA 1914, 92). 

3. Untrennbarkeit (Abſ 1 und 2). Ob die Trennung möglich iſt oder nicht, iſt Tatfrage. Die 
Koſten für die Trennung ſind unverhältnismäßig, wenn fie nicht im Verhältnis ſtehen zu den 
wirtſchaftlichen Werken, welche durch die Trennung hergeſtellt oder wiederhergeſtellt werden. 
Durch Vertrag kann die Unverhältnismäßigkeit der Koſten nicht feſtgelegt werden. Sie iſt ent⸗ 
weder gegenſtändlich vorhanden oder nicht. 

Die an dieſer Stelle in den vorigen Auflagen eingehend behandelte Frage, ob beim Wertpapier⸗ 
ſammeldepot an den verwahrten Wertpapieren Miteigentum der bisherigen Eigentümer durch 
Vermiſchung entſteht und ob die Annahme, daß dies fo fei, nicht wenigſtens für den Fall der 
Nichtigkeit der rechtsgeſchäftlichen Erklärungen der Beteiligten, von praktiſcher Bedeutung ſein 
kann, iſt infolge der geſetzlichen Regelung der Einrichtung der Sammelverwahrung in den 88 öff. 
Bankdepotch n. F. (Vorbem 4a zu $ 688) gegenſtandslos geworden. Durch die Sammelverwahrung 
wandelt ſich das bisherige Alleineigentum der verſchiedenen Berechtigten in Miteigentum um. 
Der bisherige Berechtigte verliert ſein Alleineigentum und erhält dagegen je einen Anteil an 
jedem Wertpapier, das zuſammen mit Wertpapieren derſelben Art von ein und demſelben Sammel- 
verwahrer aufbewahrt wird. Dieſe Umwandlung vollzieht ſich kraft Geſetzes, ſchon durch das 
„Nehmen“ in Sammelverwahrung (5 6 Bankdepotch n. F.). Das Geſetz entſcheidet die bisherige 
Streitfrage, wann dieſes fur die Sammelverwahrung kennzeichnende Miteigentum nach Bruch- 
teilen entſteht, eindeutig: es entſteht mit dem Eingang der Stücke beim Sammelverwahrer. Maß⸗ 
gebend iſt alſo nicht der Zeitpunkt, in dem der Sammelverwahrer die Stücke einem bereits vor⸗ 
handenen Sammelbeſtande tatſächlich einverleibt, ſondern ſchon der Zeitpunkt, in dem er ſie ein⸗ 
verleiben konnte (amtl. Begr. zu 9 6). Die Umwandlung des Wertpapiereigentums in Miteigentum 
beruht alſo weder auf Vermiſchung noch auf Vertrag. Es handelt ſich vielmehr um einen vom 
Geſetz unmittelbar an das Vorliegen eines beſtimmten äußeren Tatbeſtandes geknüpften urſprüng⸗ 
lichen (nicht abgeleiteten) Rechtserwerb, der unabhängig vom Willen des Einlieferers eintritt 
(näheres bet Opitz Bankdepotch Bem 1ff. zu 88 6—8). Die Einlieferung der Wertpapiere, ihre 
Verwahrung und Verwaltung und die Art der Verfügung über Sammelbeſtandsanteile ſind in 
den 587799 der Geſchäftsbeſtimmungen der Bank des Berliner Kaſſen⸗Vereins (und der anderen 
Wertpapierſammelbanken) von 1938 geregelt (oben A 7a zu $ 929). Wegen der bisherigen Recht⸗ 
ſprechung des RG (insbeſ. RG 139, 116; JW 1930, 1385) iſt auf die Ausführungen der 8. Aufl. 
dieſes Erl Buches in A3 zu $ 948 zu verweiſen. Ausnahmsweiſe kann Miteigentum an dem von 
der Bank zum Zweck der Weiterleitung an die Wertpapierſammelbank bearbeiteten Einliefe⸗ 
rungsbeſtand durch Vermiſchung eintreten (Schröder DJ 1937, 1349). 

4. Entſprechende Anwendung. Sie bedeutet: die Eigentümer der vermiſchten Sachen werden 
Miteigentümer der Geſamtmaſſe nach Verhältnis des Wertes der von ihnen herrührenden Sachen. 
Vgl. aber Res 112, 102 oben in A 2 zu § 947. Hat eine der vermiſchten Sachen die Eigenſchaft 
der Hauptſache, jo wird deren Eigentümer Afleineigentiimer der Geſamtmaſſe. 

5. Verarbeitung. Stellt ſich die Vermiſchung als Verarbeitung dar (z. B. Verwendung 
fremder Milch zum Kuchenbacken), jo findet nur $ 950 Anwendung (vgl. $ 947 A 1 bei Abſ 2). 


8 949 


Erliſcht nach den 88 946 bis 948 das Eigentum an einer Sache, ſo erlöſchen 
auch die ſonſtigen an der Sache beſtehenden Nechte 1). Erwirbt der Eigen 
tümer der belaſteten Sache Miteigentum, fo beſtehen die Nechte an dem An- 
teile fort, der an die Stelle der Sache tritt 1). Wird der Eigentümer der be- 
laſteten Sache Alleineigentümer, ſo erſtrecken ſich die Nechte auf die hinzu⸗ 
tretende Sache 2) 3). 

E 1 805 II 864; M 3 361, 362; P 3 243. 


1. Erlöſchen der Rechte Dritter, Wie durch Verbindung, Vermiſchung, Vermengung das 
Eigentum an den Sachen endgültig untergeht, die vormals ſelbſtändig waren, weil fie ihre felb- 
ſtändige Rechtsſtellung verloren haben, ſo erlöſchen zugleich aus demſelben Grunde endgültig 
auch die an jenen Sachen beſtehenden ſonſtigen Rechte. Sie erlöſchen ohne Rückſicht auf den 
guten Glauben deſſen, der durch den Vorgang Eigentum und Laſtenfreiheit erwirbt. Sie erlöſchen 
aber in den Fällen der $$ 947, 948 (Verbindung, Vermiſchung, Vermengung beweglicher Sachen) 
in der Regel nicht ohne dinglichen Erſatz. Nur wenn Alleineigentum an der neuen Geſamtſache 
entſtand, weil eine der zuſammengekommenen Teilſachen Hauptſache war, entfällt der dingliche 
Erſatz für bie Rechte an der Nebenſache. Sonſt tritt erſatzweiſe an die Stelle des Alleineigentum 
an der Teilſache das wertentſprechende Miteigentum an der Geſamtſache, an die Stelle des Rechtes 
an ber Sache das Recht am Anteil. Auf die Erſatzrechte gehen im übrigen alle Eigenſchaften der 
erſetzten über. Sie kommen in ebendieſelbe Rechtslage (vgl. RS 146, 336). — War eine der ver⸗ 


Erwerb und Verluſt des Eigentums an beweglichen Sachen $$ 948— 950 301 


bundenen oder vermiſchten Sachen geſtohlen oder verlorengegangen oder ſonſt abhanden ge⸗ 
kommen ($ 935), fo ſteht das dem gutgläubigen Eigentumserwerb an der neuen einheitlichen Sache 
48 947) oder den mehreren vermiſchten Sachen ($ 948) nicht im Wege, einerlei ob Alleineigentum 
geſchaffen worden iſt oder Miteigentum (vgl. § 935 A 1). 

2. Erſtreckung der Rechte Dritter. Iſt die belaſtete Sache Hauptſache, wird alſo deren Eigen⸗ 
tümer Alleineigentümer der Geſamtſache, ſo gewinnen die Inhaber die Rechte an der Hauptſache. 
Ihre Rechte beſtehen nun fort, aber an der Geſamtſache. Dies gilt ohne weiteres für belaſtete 
Grundſtücke, wenn bewegliche Sachen mit ihnen nach $ 946 verbunden werden. 

3. Entſprechende Anwendung auf Verbindung, Vermiſchung und Vermengung von Sachen 
ein und desſelben Eigentümers. Daß bei der Verbindung beweglicher Sachen mit Grundſtücken, 
bei der Verbindung, Vermiſchung, Vermengung einer beweglichen Hauptſache mit andern be⸗ 
weglichen Sachen die an dem Grundſtück und der Hauptſache beſtehenden Rechte ſich von ſelbſt 
auf die einverleibten Nebenſachen erſtrecken und deren Belaſtung erſatzlos verdrängen, ergibt 
ſich aus dem Aufgehen der Nebenſache in der Hauptſache notwendig auch für den Fall, daß Haupt 
und Nebenſache im Eigentum desſelben Eigentümers ſtehen. Für dieſe Fälle kann nicht wohl 
von einer entſprechenden Anwendung des $ 949 geſprochen werden. Dagegen iſt eine ſolche 
entſprechende Anwendung unumgänglich, wenn belaſtete bewegliche Sachen desſelben Eigen⸗ 
tümers, die zueinander nicht im Verhältniſſe von Haupt- und Nebenſache ſtehen, miteinander 
verbunden, vermiſcht oder vermengt werden. Denn die beiderſeitigen Belaſtungen unverändert 
beſtehen zu laſſen, iſt mit den Geboten der Gerechtigkeit unvereinbar; die Abſicht des Geſetzes, die 
Rechte anteilsweiſe aufrechtzuerhalten, iſt unbezweifelbar. Es erübrigt darum nur die entſprechende 
Anwendung des 3 949 Satz? dahin, daß die Rechte, die bisher an den einzelnen Sachen beftanden 
haben, nun zu Rechten an Anteilen werden, die zu dieſem Zweck als Bruchteile nach dem Ver⸗ 
hältniſſe des Wertes der Einzelſachen an der Geſamtſache zu unterftellen find (RG 67, 425). 


8 950 


) Wer durch Verarbeitung oder Umbildung ?) eines oder mehrerer Stoffe?) 
Line neue bewegliche Sache“) herſtellt s), erwirbt das Eigentum an der neuen 
Sache e), ſofern nicht der Wert der Verarbeitung oder der Umbildung er- 
heblich geringer iſt als der Wert des Stoffes ). Als Verarbeitung gilt auch 
das Schreiben, Zeichnen, Malen, Drucken, Gravieren oder eine ähnliche Bear- 
beitung der Oberfläche ®). 

Mit dem Erwerbe des Eigentums an der neuen Sache erlöſchen die an dem 
Stoffe beſtehenden Rechte d) 10). 

€ 893, 894, 895 II 865; M 3 360-382; P 3 239, 243. 

1. Eigentumserwerb durch Verarbeitung oder Umbildung (Spezifikation). Entſteht durch 
Verarbeitung oder Umbildung aus Stoff und Arbeit eine neue Sache, ſo iſt vom Geſetzgeber die 
Wahl zu treffen, wer Eigentümer der neuen Sache ſein ſoll, der Eigentümer des Stoffes oder 
1 die Sache daraus geſchaffen hat. Das BGB entſcheidet zugunſten der Arbeit, ſofern nicht deren 
Wert erheblich geringer iſt als der des Stoffes (Beiſpiel: Goldkronen, die der Zahnarzt aus Gold 
des Behandelten herſtellt [vgl. R ZAk R 1938, 279; 5 947 A 31). Das entſpricht auch den 
gentigen Anschauungen von der Bedeutung der Arbeit. Unmittelbar trifft das Geſetz nur den Fall, 
daß es ſich um Stoffe eines einzigen Eigentümers handelt; es gilt aber auch, wenn mehrere 
Miteigentümer in Frage kommen (RG St JW 1918, 5672). Verarbeitet einer der Miteigentümer 

e im Miteigentum ſtehenden Stoffe, jo erwirbt auch hier der „Herſteller“ (A 4) das Eigentum, 
1 0 der einzelne Miteigentümer, wenn er der Herrſteller iſt, und die Geſamtheit der Miteigentümer, 
Denn ſie als der Herſteller in Betracht kommt, wie das in dem in Rh St JW 1918, 567 entſchiedenen 
Falle zutraf. Dem dort im Anſchluß an Prot S. 3769 (b. Mugdan Bd. 3 S. 646) weiter ausge ⸗ 
prochenen Gedanken, daß bei Verarbeitung von Stoffen durch einen der Miteigentümer nur der 
3 04“ anzuwenden ſei, kann nicht zugeſtimmt werden; auf ihm beruht das Urteil auch nicht. — 
5 greift auch ein, wenn der Eigentümer ſelbſt ſeine eigene Sache derart umbildet, daß ſie eine 
Nr Sache wird. Die alte Sache kann dann nicht mehr herausgegeben werden (RG Warn 1929 
Ei 161). Einen Fall des Eigentumserwerbs durch Verarbeitung beim ſog. verlängerten 

igentumsvorb ehalt (oben § 929 A 1 Abſ 3) behandelt Rh I 1939, 56324. 
ſich 3 Die Verarbeitung ift nicht Rechtsgeſchäft, aber menſchliche Tätigkeit, Handlung. Wandeln 
1 die Stoffe ohne menſchliches Zutun durch anderweite Einflüſſe — z. B. durch Kriſtalliſation 
guußerhalb eines darauf gerichteten Betriebs oder durch ſelbſttätiges Brüten einer Henne auf 
Slade Eiern — in neue Sachen um, fo hat das einen Eigentumswechſel nach $ 950 nicht zur 
dende: Für die Veredelungstätigkeit an Sträuchern kommt $ 950 nicht in Frage. Das Einfügen 
ae Auges oder Edelreiſes in den am Wildling angebrachten Einſchnitt und die anſchließende 
Pflege der Pflanze find keine Verarbeitung oder Umbildung; hier wirken im weſentlichen Kräfte 
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der Natur, nicht ſolche der Menſchen, die nur unterſtützend und fördernd hinzutreten (RG ZW 
1928, 244813; vgl, § 947 A 2 Abſ 2). Der Mangel der Geſchäftsfähigkeit hindert den Eigentums⸗ 
erwerb nicht (vgl. § 105 A 1). Abſicht des Eigentumserwerbs tft nicht Vorausſetzung, noch weniger 
guter Glaube an das Recht dazu (Od G 26, 60). Auch der Dieb kann an einer geſtohlenen Sache 
Eigentum nach § 950 erwerben (RGSt 53, 167). Der Herſteller erwirbt aber nicht notwendig 
ſelbſt das Eigentum, ſondern nur, wenn er nichts anderes will. Stellt er die Sache für einen 
andern, den Geſchäftsherrn, her, fo wird dieſer Eigentümer (RGSSt 37, 329f.; 66, 207, betr. den 
Geſchäftsführer einer GmbH; JW; 1918, 5672; RG 72, 181ff.). Verarbeitet A im Werklohn für 
B Rohſtoffe, die ihm auf Veranlaſſung von B durch C zugeſandt find, fo wird B Eigentümer der 
neuen Sachen; A erwirbt nur ein Pfandrecht nach $ 647 oder gegebenenfalls ein Zurückbehaltungs⸗ 
recht nach $ 369 Abſ 1 HGB (RG 3. 5. 28 VI 425/27). Wer Holz unter Eigentumsvorbehalt 
des Verkäufers kauft, um es zu verarbeiten, und ausmacht, daß auch die hergeſtellten Gegenſtände 
Eigentum des Verkäufers bleiben ſollen, erwirbt nicht Eigentum nach $ 950 (SeuffA 71 Nr 255). 
In derſelben Weiſe iſt Eigentumsvorbehalt auch an Halb- und Fertigwaren zuläſſig und wirkſam. 
Dies gilt auch, wenn die Ware mit andern Waren zu einem einheitlichen neuen Stoff verarbeitet 
wird. Es entſteht dann Miteigentum der Stofflieferer; gegebenenfalls iſt auch der Verarbeiter 
daran beteiligt, nämlich wenn er auch Ware geliefert hat (JW 1930, 27981, 1932, 26347). Auch 
einem Handelsgebrauch, wonach das Mehl dem Eigentümer des verarbeiteten Getreides ver⸗ 
bleibt, wenn er dieſes unter Eigentumsvorbehalt verkauft und übergeben hatte, iſt gegenüber 
$ 950 Wirkſamkeit zuzuerkennen. Einmal tritt der Wert des Vermahlens erheblich hinter dem 
Wert des Getreides zurück; aber auch eine Vereinbarung iſt in der angedeuteten Richtung möglich 
(RG 138, 88). Wird dem Handwerker ein Stoff geliefert, damit er daraus eine Sache für den 
Eigentümer herſtelle, ſo wird dieſer jedenfalls Eigentümer auch der neu hergeſtellten Sache 
(RG 17. 10. 22 VII 696/21). Aber ein Dienſtberechtigter kann nicht allein deshalb, weil er aus 
eigenen Mitteln die Stoffe und die Arbeitskräfte geſtellt hat, die Herausgabe der Modelle ver⸗ 
langen. Seinem Herausgabeanſpruch kann der Dienſtverpflichtete im Hinblick auf den ihm ge⸗ 
hörigen Erfindungsgedanken den Einwand entgegenſetzen, daß er ihm gegenüber ſchuldrechtlich 
zum Beſitz berechtigt ſei (RG 105, 315). Ein Vertrag, durch den ſich jemand verpflichtet, mit 
dem von einem andern entliehenen Gelde Sachen für ihn herzuſtellen, darf der genügenden 
Beſtimmbarkeit nicht entbehren (RG SeuffA 69 Nr 107). 


3. Stoffverarbeitung iſt nicht notwendig die Verarbeitung von Rohſtoffen. Auch eine 
ſchon bearbeitete Sache kann als Stoff für weitere Verarbeitung dienen. Das wird ſogar die 
Regel ſein. 

4. Herſtellung einer neuen Sache. Der Begriff der neuen Sache iſt vom Geſetz nicht be⸗ 
ſtimmt, daher dem Richter zur Entſcheidung nach der Verkehrsauffaſſung überlaſſen (vgl. 
RGSt 72, 188). Gedacht iſt offenbar an eine neue Sache höherer Art. Der feſte, trockene, 
verſand⸗ und brennfähige Streichtorfziegel iſt gegenüber der naſſen und formloſen Torf- 
erde eine neue Sache (RG LZ 24, 587). Das Zerſchneiden geſtohlener Altarbildwerke in einzelne 
Bildergruppen und Figuren ſchafft keine neuen Sachen (RGSt 57, 160). Ebenſowenig wird durch 
das Ausbeſſern eines alten Bildes eine neue Sache geſchaffen (RG 138, 50). 


5. Herſtellen. Das Wort Herſtellen iſt nicht in dem engen Sinne des Herſtellens von ſeiten 
deſſen zu verſtehen, der ſelbſt zur Umbildung Hand anlegt, ſondern im Verkehrsſinne. Bei den 
in Fabriken und ſonſtigen Arbeitsbetrieben hergeſtellten Waren kommen grundſätzlich nicht die 
Arbeiter als Herfteller in Betracht, ſondern die Betriebsinhaber (RGSt 55, 49; vgl. jedoch über 
das herkömmliche Recht der Kopfſchlachtergeſellen auf die von ihnen erzupften Nackenhaare ge⸗ 
ſchlachteter Schweine: HanfR&3 1937 A 63). Der Arbeiter iſt ſelbſt dann nicht Herſteller im Sinne 
des $ 950, wenn er während des Betriebs die Abſicht haben, ja ſogar die Abſicht äußern ſollte, 
die Sache für ſich zu verarbeiten oder zu behalten. Wohl aber kann er Herſteller ſein, wenn er 
außerhalb des Betriebs eine gleiche Arbeit für ſich macht. Bei Heimarbeit kann je nach den Um⸗ 
ſtänden der Heimarbeiter oder der den Stoff liefernde Unternehmer der Herſteller ſein, dieſer 
wird es regelmäßig dann fein, wenn der einzelne Heimarbeiter die Bearbeitung nicht ganz durch ⸗ 
führt, ſondern jeder nur einen beſtimmten Teil der Bearbeitung übernimmt. Wie der Geſchäfts⸗ 
inhaber, ſo gilt aber auch der nicht gewerblich Schaffende als Herſteller, wenn er durch einen andern 
Unſelbſtändigen eine Sache herſtellen läßt (Bay boch JW 1924, 1612). Auch wer auf Grund 
Werkvertrags eine Sache herſtellen läßt, kann Herſteller im Verkehrsſinne fein. Dagegen muß 
der Schneider, der einen Anzug nach Maß liefert und den Stoff ſelbſt dazu gibt, als Herſteller 
bezeichnet werden. Nur wird auch er in der Regel das Eigentum des Stoffes nicht durch Ver⸗ 
arbeitung erwerben, ſondern, wenn er die Stoffe nicht feſt übernommen hat, auf Grund der Er⸗ 
laubnis des Tuchlieferers, die gelieferten Stoffe ſich zur Verarbeitung anzueignen. Der 
Kreis der Fälle des Eigentumserwerbs durch Verarbeitung iſt geringer, als es zunächſt ſcheint. 

6. Die Rechtswirkung des Eigentumserwerbs des Herſtellers iſt endgültig, ebenſo wie die 
des Eigentumsverluſtes des Stoffeigentümers. Auch die Rückverwandlung der neuen Sache 
in den Rohſtoff bringt dem Stoffeigentümer fein Eigentum nicht zurück. Der Gegner hat zu 
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beweiſen, („ſofern nicht“), daß der Wert der Verarbeitung (Umbildung) erheblich geringer iſt 
als der Wert des Stoffes. 

7. Wert der Verarbeitung iſt nicht der Aufwand für die Arbeitsleiſtung, ſondern der Wert 
der geleiſteten Arbeit, wie er ſich im Sachwert verkörpert. Der Wert der Verarbeitung wird ſich 
alſo ergeben, wenn der Wert des Stoffes von dem Werte der neuen Sache abgezogen wird. So 
jetzt auch RG 144, 240. Der Wert des Vermahlens bleibt erheblich hinter dem Wert des Getreides 
(NG 138, 88), der Wert der Verarbeitung zum Pelz erheblich hinter dem Wert des Silberfuchs⸗ 
felles zurück (JW 1930, 245820). 

8. Bearbeitung der Oberfläche durch Schreiben, Zeichnen, Malen führt zum Eigentums⸗ 
wechſel nur inſoweit, als damit eine neuen Sache hergeſtellt iſt. Das Bemalen einer Lein⸗ 
wand mit einem Olgemälde wird hiernach Eigentumswechſel zur Folge haben können das Auf- 
malen von Verzierungen auf Schränke und Truhen wird zu einem ſolchen in der Regel nicht 
führen. Dies ſelbſt dann nicht, wenn der Wert der Schränke und Truhen geringer iſt als der der 
Malerei. Setzt der Künſtler auf ein Gemälde ſeinen Namen, ſo ſtellt er damit allerdings eine 
Privaturkunde her; aber das Gemälde bleibt die alte ſelbſtändige Sache, ein Eigentumswechſel 
wird nicht herbeigeführt (RGSt 56, 357). 

9. Das Erlöſchen der Rechte Dritter tritt unmittelbar kraft des Eigentumswechſels endgültig 
und ohne Rückſicht darauf ein, ob der Erwerber ſich in gutem Glauben befand oder nicht. 

Fraglich kann ſein, ob auch bei der Verarbeitung des eigenen Stoffes zu einer 
neuen Sache die Rechte an dem Stoffe erlöſchen. Die überwiegende Meinung bejaht die 
Frage. Es läßt ſich aber nicht verkennen, daß für die Bejahung nicht bei allen Fällen der Ver⸗ 
arbeitung die gleich triftigen Gründe ſprechen wie bei den Fällen der Verbindung und Ver⸗ 
miſchung (ogl. $ 949 A 3). Gegen das Erlöſchen der Rechte Dritter in ſolchem Falle ſpricht eine 
Erwägung: der $ 950 ſoll den Widerſtreit zwiſchen dem Recht der Arbeit und dem Recht des Stoffes 
entſcheiden. Iſt der Verarbeitende Eigentümer des Stoffes, ſo kann von einem ſolchen Wider⸗ 
ſtreit nicht wohl geſprochen werden, es ſei denn, daß das dingliche Recht des Dritten ſeiner Art 
nach mit dem Weſen der durch die Verarbeitung entſtandenen neuen Sache nicht vereinbar iſt. 
Nur für den letzteren Fall rechtfertigt ſich darum die entſprechende Anwendung des Abſ 2. 

10. 8 950 enthält tein zwingendes Recht (vgl. oben A 2 und die dort erwähnten Entſcheidungen 
des RG 138, 88; Seuffü 71 Nr 255). Insbeſondere kann vereinbart werden, daß im Falle der 

erarbeitung einer Sache zu einer neuen Sache der Eigentümer des Stoffes Eigentum oder 

iteigentum an der neuen Sache erwerben ſoll (NG JW 1936, 2881”). Wird eine unter Eigen⸗ 
tumsvorbehalt gelieferte Ware mit anderen Waren zu einem neuen einheitlichen Stoff ver⸗ 
arbeitet, ſo entſteht Miteigentum der Vorbehaltsverkäufer, gegebenenfalls auch des Verarbeiters 
oder Beſtellers (NG daſ.). 


9 951 


„Wer infolge der Vorſchriften der 88 946 bis 950 einen Nechtsverluſt er- 
leidet 1), kann von demjenigen, zu deſſen Gunſten die Nechtsänderung ein 
tritt 2), Vergütung in Geld nach den Vorſchriften über die Herausgabe einer 
ungerechtfertigten Bereicherung ?) fordern. Die Wiederherſtellung des früheren 
Zuſtandes kann nicht verlangt werden ). 

Die Vorſchriften über die Verpflichtung zum Schadenserſatze wegen uner- 
laubter Handlungen ſowie die Vorſchriften über den Erſatz von Verwendungen 
und über das Necht zur Wegnahme einer Einrichtung bleiben unberührt). 
In den Fällen der 88 946, 947 iſt die Wegnahme nach den für das Wegnahme 
recht des Beſitzers gegenüber dem Eigentümer geltenden Vorſchriften“) auch 
dann zuläſſig, wenn die Verbindung nicht von dem Beſitzer der Hauptſache 
bewirkt worden iſt. 

© 897 II 866; M 3 362, 363; P 3 244, 245 6 235, 288, 230, 388. 
fi 1. Rechtsverluſt erleidet nach 88 946950, wer das Eigentum einer Sache verliert, weil 
ſie mit einem Grundſtücke verbunden (RG 51, 80) oder als Nebenſache mit einer andern beweg 
uchen Hauptſache verbunden, vermiſcht oder vermengt iſt oder weil fie zu einer neuen Sache 
gerarbeitet worden iſt (SeuffA 66 Nr 52). Rechtsverluſt erleidet, wer aus gleichem Grunde ein 
8 0 an einer ſolchen Sache (Pfandrecht oder Nießbrauch) verloren hat. Keinen Rechtsverluſt 
en eidet, wer das Eigentum nur gegen Erſatz durch Miteigentum an der Geſamtſache, das Recht 
10 der Sache nur gegen Erſatz durch das Recht am Anteil verliert. Keinen Rechtsverluſt im Sinne 
1 0 5 946—950 erleidet, wer das Eigentum an feiner Sache ſchon aufgibt, bevor ſie mit der des 
105 ern verbunden uſw. wird (RG IW 03 Beil 2449), wer die Verbindung uſw. auf Grund einer 

m gegenüber dem Eigentümer der andern Sache obliegenden Verpflichtung vornimmt (RG 
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Seuff 63 Nr 11) oder wer die Verbindung uſw. unter Verzicht auf Erſatz vornimmt (RG 6. 2. 18 
V 232/17). Beſtand die Pflicht zur Verbindung uſw. gegenüber einem Dritten, ſo liegt gegebenen⸗ 
falls eine Bereicherung des Begünſtigten auf Koſten des Dritten vor (RG 130, 312; JW 1919, 
7151; 283 1928, 1249). In Rc 130, 312 iſt die in der Entſch. v. 24. 9. 25 IV 183/25 vertretene 
abweichende Anſicht ausdrücklich aufgegeben. 


2. Die Rechtsänderung tritt zugunſten des neuen Eigentümers ein. Soweit man anzunehmen 
hat, daß der Eigentümer durch Verarbeitung ſeines eigenen Stoffes dieſen von den darauf ruhen- 
den dinglichen Rechten Dritter befreit, iſt auch auf ihn 8 951 Abſ 1 anwendbar. Der Hypotheken- 
gläubiger des Grundſtücks, mit dem die Sache verbunden wurde, der Pfandrechtsbeſitzer an der 
Hauptſache, deſſen Recht ſich auf die hinzugetretene Nebenſache erſtreckte, ſind nur mittelbar be⸗ 
günſtigt (RG 63, 423). 


3. Geld vergütung nach den Vorſchriften über die Herausgabe ungerechtfertigter Berei⸗ 
cherung. Vgl. 58 818, 819. Hier herrſcht Streit. In RG 81, 206 hat der IV. Senat ausgeſprochen, 
daß die Verweiſung nicht den Tatbeſtand beſtimmen ſoll, der die Herausgabepflicht erzeugt, daß ſie 
vielmehr nur den Umfang der als vorhanden angenommenen Herausgabepflicht begrenzen und 
den Verpflichteten günſtiger ſtellen ſoll, als dem ſtrengen Recht entſprechen würde. Vorher und 
nachher hat ſich aber der IV. Senat mit Recht dazu bekannt, daß die Vorausſetzungen des $ 812 
Abſ! gegeben fein müſſen, wenn ein Anſpruch nach $ 951 entſtehen ſoll; feine Beſonderheit iſt 
darin zu finden, daß er ſtets auf Werterſatz gerichtet iſt, auch wenn 8818 Abſ2 nicht zutrifft 
(RG 130, 312; Seuffu 63 Nr 11; 2. 4. 28 IV 482/27). Nicht unbedenklich deshalb RG 139, 22. 
Die in dieſem Zuſammenhang aufgeworfene Frage, ob ohne die ausdrückliche Vorſchrift des $ 951 
Abi 1 Satz 1 ein Bereicherungsanſpruch nicht gegeben wäre oder ob ſie nur den ohnehin zuläſſigen 
Anſpruch beſtätige und in ſeiner oben gekennzeichneten Beſonderheit feſtlege, kann hier nicht er⸗ 
ortert werden. Ihre Entſcheidung iſt wichtig dafür, ob auch in anderen Fällen des Rechtsverluſtes, 
3. B. nach $ 937, ein Bereicherungsanſpruch zuzubilligen oder, ſoweit nicht ausdrücklich zugelaſſen, 
abzulehnen iſt. Das hängt wieder davon ab, ob man in der vom Geſetz verordneten dinglichen 
Rechtsänderung einen rechtlichen Grund im Sinne von $ 812 Ubf zu erblicken hat. Dieſe Frage 
dürfte zu verneinen fein (vgl. A 1 zu 9 977; A6 2e zu $ 812). — Durch einen etwa nach $ 179 er⸗ 
worbenen Anſpruch gegen den Vertreter ohne Vertretungsmacht wird der Anſpruch gegen den 
Begünſtigten nicht ausgeſchloſſen (RG JW 1919, 7151). — Zu vergüten iſt ſtets der Geldwert 
des Vorteils, den der durch den Vorgang Begünſtigte durch ihn erlangt hat, und zwar nur durch 
ihn. Andere Vorgänge bleiben außer Betracht. Wer Ware zur Verarbeitung gekauft und 
übergeben erhalten, wegen Eingreifens von $ 935 aber Eigentum daran erſt durch die Verarbeitung 
erlangt hat, darf den bezahlten Kaufpreis von der nach § 950 Abſ 1 bewirkten Vermögens⸗ 
vermehrung nicht abziehen, wohl aber die Koſten der Verarbeitung (RG 106, 7). Die Vergütung 
iſt zu berechnen nach dem Zeitpunkt, in dem der Empfänger die Sache erlangt hat; bei Ge⸗ 
bäuden tft alſo nicht der gegenwärtige Wert maßgebend, ſondern ihr Wert im Zeitpunkt ihrer 
Vollendung, und dies ſelbſt dann, wenn die Aufwendungen des Erbauers geringer ſein ſollten 
(RG 130, 313; Gruch 67, 316). f 997 Abſꝰ ift hier nicht anwendbar, er ſetzt voraus, daß der 
Eigentümer die Sache, mit der eine Sache als weſentlicher Beſtandteil verbunden iſt, wieder⸗ 
erlangt oder doch zurückfordert (RG Gruch 67, 316). — Für die Höhe des Bereicherungsanſpruchs 
kann es weſentlich fein, ob mehrere einzelne Sachen, z. B. Eiſenteile, mit dem Grund und Boden 
verbunden werden, oder eine aus den Einzelſachen bereits hergeſtellte einheitliche Sache, 3. B. 
ein Brückenüberbau (RG 132, 347; dazu A 2 zu $ 946). — Zum Ausgleich der Geldverſchlechterung 
hat Umwertung, nicht Aufwertung einzutreten (RG 114; 342; 118, 185; 120, 80; 130, 313). 


Die Wiederherſtellung des früheren Zuſtandes kann grundſätzlich nicht verlangt 
werden (vgl. jedoch A 5). 


4. Die Vorſchriften des Ab 1 ſind nicht zwingend, ſondern laſſen abweichende Vereinbarung 
der Beteiligten zu. 


5. Vorbehalt weitergehender Rechte aus andern Rechtsgründen (Abſ 2). Die Aufzählung iſt 
nicht abſchließend. Einen Fall der Eigentumsverletzung nach $ 823 behandelt RG 106, 153. Aus der 
Verpflichtung zum Schadenserſatz kann ſich auch die Verpflichtung zur Wie derherſtellung des frühe 
ren Zuſtandes ergeben ($$ 249f.). Die Vorſchrift im Satz 3 des Abſ 1 ſteht nicht entgegen (RG 30. 
4.20 VII 490/19). Keine Anſprüche beſtehen für den Unterpächter bei vorzeitiger Beendigung 
der Pacht wegen ſeiner Verwendungen auf das Grundſtück, wenn der Pächter ſich im Haupt⸗ 
vertrage zur Vornahme beſtimmter Verwendungen verpflichtet und für den Fall des Ablaufs 
der vereinbarten Vertragsdauer auf alle Anſprüche aus irgenwelchen Verwendungen verzichte 
hat, die Unterpacht aber aus dieſem Grunde mit entſprechendem Inhalt abgeſchloſſen worden 
iſt (RG 158, 402). 


6. Wegnahmerecht: 5 997 (vgl. oben A 3). 
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8 952 


1) Has Eigentum an dem über eine Forderung ausgeftellten Schuldſcheine 
ſteht dem Gläubiger zu 2). Das Necht eines Dritten an der Forderung erſtreckt 
ſich auf den Schuldſchein ?). 


Das gleiche gilt für Urkunden über andere Nechte, kraft deren eine Leiſtung 
gefordert werden kann, insbeſondere für Hypotheken-, Grundſchuld und 
Nentenſchuldbriefe !). 


E 1 1109 II 867; M 3 744, 745; P 3 644646. 


1. Sondervorſchrift über das Eigentum an Schuldſcheinen und ähnlichen Urkunden. Der 
Schuldſchein iſt eine die Schuldverpflichtung begründende oder beſtätigende, vom Schuldner 
zum Beweis für das Beſtehen der Schuld ausgeſtellte Urkunde (R 116, 173; 120, 89; 127, 171). 
Dabei genügt es für einen Schuldſchein im Sinne des BGB, wenn ſich ſeine Erforderniſſe in 
zwei nur innerlich zuſammengehörigen Urkunden finden, von denen die eine auf die andere Be⸗ 
zug nimmt, während ein Schuldſchein im Sinne von 9 30 Abj3 AnlAblch entweder aus einer 
alle Erforderniſſe enthaltenden Urkunde oder aus zwei äußerlich zu einer Einheit verbundenen 
Urkunden beſtehen muß; zwei nur innerlich zuſammengehörige Urkunden genügen hier in der 
Regel nicht (RG 131, 6 u. 12). — Die Vorschrift des 9 952 iſt nicht zwingend, ſondern läßt ander⸗ 
weitige Verfügung der Beteiligten zu (RG 51, 85; 91,157). Sie hat indeſſen zur Folge, daß die Vor⸗ 
ſchriften des BGB über den gutgläubigen Erwerb vom Nichteigentümer auf Urkunden ſolcher 
Art unanwendbar find und daß für den Beſitzer der Urkunde, der nicht zugleich Gläubiger iſt, die 
Vermutung des $ 1006 nicht Platz greift (RG 5. 11. 08 IV.99/08). Dem Gläubiger, der die Schuld⸗ 
urkunde beſitzt, ſteht die Vermutung der Rechtmäßigkeit des Beſitzes zur Seite (NG 24. 5. 11 
V 517/10). Auch perſönlich wirkende Rechte können an Schuldſcheinen und den Urkunden des 
ah 1 werden; Leihe eines Hypothekenbriefs iſt möglich (RG 91, 155; vgl. hierzu auch 

4). 


2. Steht .. . zu (Abſ 1 Sat 1). Der Gläubiger erwirbt alſo das Eigentum des Schuldſcheins, 
wenn dieſer vor der Entſtehung der Forderung ausgeſtellt worden iſt, mit ihrer Entſtehung, 
wenn der Schein nach der Entſtehung der Forderung ausgeſtellt wird, mit der Ausſtellung. Er 
erwirbt es in beiden Fällen kraft Geſetzes, ohne daß im übrigen die Vorausſetzungen für den Eigen 
tumserwerb erfüllt ſein müßten. Überträgt der Gläubiger die Forderung, ſo geht damit das 
Eigentum am Schuldfchein von ſelbſt über (RG 149, 95). Steht die Forderung mehreren Gläu⸗ 
bigern zu, ſo ſind dieſe Miteigentümer des Schuldſcheins (RG 59, 318). 


3. Erſtreckung des Rechtes an der Forderung auf den Schuldſchein (Abſ 1 Satz 2). Der 
Forderungspfandgläubiger hat alſo Pfandrecht auch am Schuldſchein. 


4. Andere Urkunden (Abſ 2). Zu den Urkunden, für die Ubi 2 gilt, gehören auch Pfandſcheine 
von Leihhäuſern (JW 1922, 50525), Lebensverſicherungsſcheine (RG JW 1934, 14091; Warn 1934 
Nr 24; 25. 11. 32 VII 280/32), Verwahrſcheine (RG 51, 85; OLG 26, 60), Sparkaſſen⸗ (RG 106, 
4 156, 333) und Depoſttenbücher (NG Warn 1918 Nr 57), auch zollamtliche Begleitſcheine, 
Niederlageſcheine (RG 14. 4. 16 VII 32/16), endlich auch Anteilſcheine über Anteile an einer 
Embß., auch fie beſcheinigen ein Recht und find als Beweisurkunden deſſen Zubehör (Rh Warn 
1928 Nr 107). Nicht hierher gehören die Ausfertigungen gerichtlicher oder notariſcher Ur⸗ 
kunden; ſie werden Eigentum deſſen, dem ſie erteilt werden. Nicht hierher gehören auch die ſog. 
Zuckerausfuhrſcheine. Sie beweiſen lediglich die Tatſache der Ausfuhr einer beſtimmten 
kackermenge, ihre Vorlegung an der zuſtändigen Stelle befreit von ſonſt fällig werdenden Ver⸗ 
ragsſtrafen; ſie werden ſelbſtändig gehandelt, der Erwerb des Eigentums an ihnen regelt ſich 
19 00 58 929ff.; $ 952 ift nicht anwendbar, keinesfalls gehören fie dem jeweiligen Eigentümer 
ne geführten Ware (RG JW 1932, 22775). Nicht hierher gehört auch das ſog. Filmnegativ 
10 G 145, 174). Erliſcht eine verbriefte Forderung und wird die Hypothek infolgedeſſen Eigen ⸗ 
zumergrundſchuld, fo ſteht inſoweit auch das Recht am Hypotheken (Grundſchuld)brief dem Grund⸗ 
ſlückseigentümer zu, z. B. wenn eine Lebensverſicherungsgeſellſchaft für die eine Hypothek zur 
Sicherung des Anſpruchs auf eine geſtundete Einmalprämie eingetragen iſt, in Konkurs gerät 
ar Sat 2, 9 40 Abſ 3 VVG; RG 144, 26). Wegen des Kraftfahrzeugbriefs: v. Unruh 
129 1937, 1644; Däubler Di 1938, 1059; Booß VAck 1938, 132; JW 1937, 27686; Hanſgch g 

38 B, 393; Rott 1938, 308, 309; oben A 6b zu $ 932; wegen des Lagerempfangsſcheins: 


0 1 1937, 155; wegen des Orderlagerſcheins: Küſter JW 1935, 1226; Vorbem 2 
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IV. Erwerb von Erzeugniſſen und ſonſtigen Beſtandteilen einer Sache 


$ 953 


) Erzeugniſſe ?) und ſonſtige Beftandteile einer Sache gehören auch nach 
der Trennung dem Eigentümer der Sache, ſoweit ſich nicht aus den 88 954 
bis 957 ein anderes ergibt) 4). 

E 1 808 II 868; M 3 363; P 3 245. 


1. Entſtehung ſelbſtändigen Eigentums an Beſtandteilen (Erzeugniſſen) durch Trennung. 
Gemäß $ 98 können weſentliche Beſtandteile einer Sache nicht Gegenſtand beſonderer Rechte 
fein. Aber auch Beſtandteile überhaupt, auch nicht weſentliche, teilen in der Regel das Rechts · 
ſchickſal der Hauptſache, weil fie infolge ihrer Beſtandteilseigenſchaft unſelbſtändig ſind. Mit 
der Trennung, ſei dieſe wie immer herbeigeführt oder eingetreten, verſchwindet die Beftandteils- 
eigenſchaft, wird der bisherige Beſtandteil ſelbſtändige Sache und fähig, Gegenſtand beſonderer 
Rechte zu fein. Nach Schnorr v. Carolsfeld, der (in AZivPrax 25, 27) für die ſoziale Aus⸗ 
geftaltung des Erwerbs von Erzeugniffen eintritt, liegt ein Erzeugnis im Rechtssinne ſtets dann 
vor, wenn ein neuer Gegenſtand entſtanden ift, der nicht weſentlicher Beſtandteil eines anderen 
iſt, gleichgültig, ob die Stammſache aufgehört hat, zu beſtehen, oder nicht, und weiter gleichgültig, 
ob eine körperliche Verbundenheit mit einer Mutterſache noch beſteht oder nicht oder ob ſie über⸗ 
haupt beſtehen konnte. (Weitere Fragen der Rechtserneuerung [zu den $$ 953 ff.] behandeln 
Jung, IheringsJahrb 84 [1934], 36ff.; Eichler, Wandlungen des Eigentumsbegriffes in der 
deutſchen Rechtsauffaſſung und Geſetzgebung, 1938, bei. S. 191ff.). 9 953 ſpricht für die Haupt⸗ 
frage des Eigentums im Falle der Trennung die Regel aus, daß die Beſtandteile auch nach der 
Trennung dem Eigentümer der Sache gehören, nämlich dem Eigentümer derjenigen Sache, 
deren Beſtandteile ſie bisher waren. Dem Hauseigentümer gehören alſo nach wie vor die vom 
Wohnungsamt bei einem Umbau herausgenommenen Schaufenſter (RG 106, 149). Die Aus⸗ 
nahmen von der Regel find in den $$ 954—957 beſtimmt. Keine wirkliche Ausnahme iſt die Be⸗ 
ſtimmung des $ 911 über die auf das Nachbargrundſtück hinüberfallenden Früchte. Denn ſie 
ruht auf der Unterſtellung, daß dieſe Früchte des Nachbargrundſtücks ſind. Auch für den 
Erwerb von Beſtandteilen verlorener, geſtohlener oder fonft abhanden gekommener Sachen durch 
Trennung gelten mangels ausdrücklicher anderweiter Beſtimmung die Vorſchriften des § 953 
(und der 55 954—957). Der Eigentumserwerb durch Trennung ift nicht rechtsgeſchaftlicher Erwerb, 
ſondern Erwerb kraft Geſetzes. 

2. Erzeugnis iſt wie der Nachwuchs eines Muttertiers auch das Kücken, das eine Henne 
aus einem nicht ſelbſt gelegten Ei ausgebrütet hat. A. M. Brodmann bei Planck (5) A1 zu $ 958. 

3. Rechte an dem bisherigen Beſtandteile. Die Rechte an der Hauptſache, die ſich bis zur 
Trennung auf den Beſtandteil erſtreckten, erlöſchen durch die Trennung nicht, ſondern erſtrecken 
ſich auch weiterhin auf die nunmehr ſelbſtändige Sache. So die Hypothek (85 1120—1122), 
das Pfandrecht ($ 1212). Anders dann, wenn die dingliche Berechtigung die Befugnis zur An- 
eignung der Früchte und ſonſtiger Beſtandteile umfaßt (vgl. $ 954). 

4. Übergangsrecht: Ech Art 181 Abf2. 


8 954 


) Wer vermöge eines Rechtes an einer fremden Sache befugt iſt 2), ſich 
Erzeugniſſe oder ſonſtige Beſtandteile der Sache anzueignen, erwirbt das 
Eigentum an ihnen, unbeſchadet der Vorſchriften der 88 955 bis 957, mit der 
Trennung. 

E I 899 II 869; M 3 363, 364; P 3 245, 246. 


1. Erwerb der dinglich Nutzungs berechtigten durch Trennung der Beſtandteile (Erzeugniſſe). 
Der dinglich Nutzungsberechtigte ſchließt den Erwerb des Eigentümers ($ 953) aus und wird ſelbſt 
von dem Beſitzer in den Fällen der $$ 955, 956 ausgeſchloſſen. 

2. Anwendungsfälle. Als dinglich Nutzungsberechtigter im Sinne des $ 954 kommt haupl“ 
ſächlich der Nießbraucher (5 1030), der ihm gleichgeſtellte Ehemann ($ 1383) und Vater ($ 1652) 
und der Nutzpfandgläubiger ($ 1213), unter Umſtänden auch der auf Grund Dienſtbarkeit oder 
Erbbaurechts Befugte in Betracht. Für die Fälle der dinglichen Nutzungsberechtigung auf den der 
Landesgeſetzgebung vorbehaltenen Gebieten gilt die Vorſchrift des 8 954 als Hilfsrecht nach co 
Art 4 (vgl. z. B. Nutzungsrecht des Staats an Anlandungen hinſichtlich der dort geſchnittenen 
Weiden gemäß $ 140 Abſ 2 u. 3 prWaſſch.: JW 1934, 1168). 
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8 955 


1) Wer eine Sache im Eigenbeſitze hat 2), erwirbt das Eigentum an den 
Erzeugniſſen und ſonſtigen zu den Früchten der Sache gehörenden Beftand- 
teilen ), unbeſchadet der Vorſchriften der 88 956, 957, mit der Trennung. Der 
Erwerb iſt ausgeſchloſſen, wenn der Eigenbeſitzer nicht zum Eigenbeſitz oder 
ein anderer vermöge eines Nechtes an der Sache zum Fruchtbezuge berechtigt 
iſt und der Eigenbeſitzer bei dem Erwerbe des Eigenbeſitzes nicht in gutem 
Glauben iſt oder vor der Trennung den Nechtsmangel erfährt. 

Dem Eigenbeſitzer ſteht derjenige gleich, welcher die Sache zum Zwecke 
der Ausübung eines Nutzungsrechts an ihr beſitzt !). 

Auf den Eigenbeſitz und den ihm gleichgeſtellten Beſitz findet die Vorſchrift 
des $ 940 Abſ 2 entſprechende Anwendung 5) ®). 

E I 900 II 870; M 3 364—367; P 3 247— 249; 5 654. 


1. Fruchterwerb des gutgläubigen Eigenbeſitzers durch Trennung. Der gutgläubige Eigen- 
beſitzer der fruchttragenden Sache ſchließt im Fruchterwerb bei der Trennung den Eigentümer 
und den dinglich Nutzungsberechtigten (88 953, 954) aus, wird aber, wenn er nur mittelbarer Be- 
ſiter ift, unter den Vorausſetzungen der $$ 955 Abſ 2, 956 ſelbſt wieder von dem dinglich Frucht- 
bezugsberechtigten und demjenigen ausgeſchloſſen, dem der Fruchtbezug vom Berechtigten ge- 
ſtattet iſt. Soll der Eigentümer durch den Eigenbeſitzer im Fruchterwerb ausgeſchloſſen werden, 
10 genügt neben dem Eigenbeſitz der gute Glaube an das Recht zum Eigenbeſitz zur Rechtferti⸗ 
gung des Fruchterwerbs. Dieſer wird ſich zwar regelmäßig decken mit dem guten Glauben an das 
Eigentum. Notwendig iſt die Übereinſtimmung aber nicht in allen Fällen. Bei Grundſtücken 

B. iſt wegen des Erforderniſſes der Auflaſſung Eigenbeſitz im guten Glauben an ihn mit dem 
Bewußtſein, (förmlich) noch nicht Eigentümer zu fein, vereinbar. Soll der dinglich Nutzungsberech⸗ 
ligte vom Eigenbeſitzer im Fruchterwerb durch Trennung ausgeſchloſſen werden, ſo genügt der 
gute Glaube an das Recht zum Eigenbeſitz nicht, ſondern es iſt auch noch der gute Glaube an das 
Eigennutzungsrecht nötig. Der Eigenbeſitzer darf alſo einerſeits das Nutzungsrecht des andern 
nicht bei Erwerb des Eigenbeſitzes gekannt oder grob fahrläſſig überſehen, anderſeits nicht ſpäter 
vor der Trennung davon Kenntnis erhalten haben. Der gute Glaube wird vermutet. Der Gegner 
hat den Gegenbeweis zu führen. Der Umſtand, daß die Sache geſtohlen oder verloren war, Hin- 
dert den gutgläubigen Eigenbeſitzer am Fruchterwerb nicht. F 935 ift nicht entſprechend anwend⸗ 
dar. — Rechte Dritter bleiben beſtehen (vgl. wegen der Hypothek uſw. $$ 1120, 1192, 1107, wegen 
des Pfandrechts $ 1212). 

2. Eigenbeſitzer (5 872). Auf den Fruchterwerb durch Trennung kraft Eigenbeſitzes kann 
ſich unter Umſtänden auch der Eigentümer ſelbſt berufen, nämlich gegenüber dem dinglich Frucht- 
bezugsberechtigten, wenn er hinſichtlich des Fruchtbezugsrechts in gutem Glauben war. Befand 
ſich jedoch bei der Fruchttrennung der dinglich Fruchtbezugsberechtigte im Beſitz der Sache, ſo 
wird er und nicht der nur im mittelbaren Eigenbeſitz befindliche Eigentümer als Fruchterwerber 
zu erachten fein — aus der gleichen allgemeinen Erwägung, die auch dem $ 936 Abf 3 zugrunde 
liegt. Zu demſelben Ergebnis führt $ 955 Abſ 2 (ſ. A 4 am Ende). 
3. Der Eigentumserwerb des Eigenbeſitzers erfaßt abgeſehen von den Erzeugniſſen, im Gegen⸗ 
laß zu den $$ 953, 954, 956 nur die zu den Früchten der Sache gehörenden Beſtandteile, alſo 
nicht alle zur Abtrennung gelangenden Beſtandteile. Über den Begriff Früchte: § 99 Abſ 1. 
4. Fruchterwerb des gutgläubigen Nutzungsbeſitzers (Abſ 2). Wer die Sache im guten 
Glauben beſitzt, dinglich — nicht etwa perſönlich, z. B. auf Grund Pachtrechts — fruchtbezugs⸗ 
berechtigt zu ſein, und den Beſitz der Sache zur Ausübung dieſes Rechtes innehat, ſoll durch 
Crennung die Früchte ſowohl vor dem Eigentümer wie vor dem wirklich dinglich Fruchtbezugs⸗ 
Eicechtigten erwerben, und zwar auch dann, wenn z. B. — und dies iſt der Hauptfall — der 

igentümer mittelbarer Beſitzer iſt. Man wird hiervon ausgehend noch den weiteren Schluß 
zu ziehen haben, daß das Fruchterwerbsrecht des zur Ausübung eines vermeintlich dinglichen 
utzungsrechts Beſitzenden an der Sache dem Fruchterwerbsrecht des mittelbaren Eigenbeſitzers 
28 ſolchen ($ 955 Abſ 1) vorgeht. Die Vorſchrift des Abſ 2 kommt nicht nur dem vermeintlich, 
londern auch dem wirklich Fruchtbezugsberechtigten gegen den im mittelbaren Eigenbeſiz befind- 
6 en Eigentümer zugute, wenn dieſer auf Grund ſeines mittelbaren Eigenbeſitzes im guten 
„auben an das Nichtbeſtehen des Nutzungsrechts ſich auf $ 955 Abſ 1 ſtützen will (A 2 a. E.). — 
er Nutzungsberechtigte erwirbt die Erzeugniſſe frei von der Hypothek uſw. eines Dritten (vgl. 
3,1120 und oben A 1 a. E.). Ein Pfandrecht kommt hier nicht in Frage, da der Nutzungsberech tigte 

e — bewegliche — Sache beſitzen muß, um nach $ 955 Abſ 2 Eigentum zu erwerben. 

d 5. Fruchterwerb durch Trennung bei vorübergehend verlorenem Beſitz (Abſ 3). Die während 
er Zeit des vorübergehenden Beſitzverluſtes getrennten Früchte werden — darin liegt die Be⸗ 
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deutung der Bezugnahme auf die entſprechend anzuwendende Vorſchrift des $ 940 Abſ 2 — 
mit der Trennung Eigentum des von dem Verluſte Betroffenen, wenn er den Beſitz rechtzeitig 
wiedererlangt. In der Zwiſchenzeit, bis zur Wiedererlangung des Beſitzes, beſteht ein Schwebe⸗ 
zuſtand. Die Vorausſetzung der Wiedererlangung des Beſitzes bezieht ſich nur auf die aus dem 
Beſitz gekommene Sache ſelbſt. An den inzwiſchen getrennten Früchten muß der Beſitz nicht 
erlangt fein, um einen Eigentumserwerb nach Abs zu bewirken. 

6. Herausgabeanſprüche. § 955 regelt nur das Eigentum an den Früchten im Falle der 
Trennung, läßt aber die Frage, ob der Erwerber die Früchte behalten darf, unberührt. In⸗ 
wieweit insbeſondere auf Grund des wegen der Sache erhobenen Eigentumsanſpruchs der Be- 
ſitzer verpflichtet iſt, getrennte und mit der Trennung in fein Eigentum übergegangene Früchte 
an den Eigentümer herauszugeben, ergibt ſich aus den 99 987ff. Über ihr Verhältnis zu den 
Vorſchriften über die Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung: 9 987 A1. 


9 956 


Geſtattet der Eigentümer einem anderen, ſich Erzeugniſſe oder ſonſtige 
Beſtandteile der Sache anzueignen, ſo erwirbt dieſer das Eigentum an ihnen, 
wenn der Beſitz der Sache ihm überlaſſen iſt, mit der Trennung, anderen- 
falls mit der Beſitzergreifung ). Iſt der Eigentümer zu der Geſtattung ver- 
pflichtet, ſo kann er ſie nicht widerrufen, ſolange ſich der andere in dem ihm 
überlaſſenen Beſitze der Sache befindet 2). 


Das gleiche gilt, wenn die Geſtattung nicht von dem Eigentümer, ſondern 
von einem anderen ausgeht, dem Erzeugniſſe oder ſonſtige Beſtandteile einer 
Sache nach der Trennung gehören 3) 4). 

E 1 901, 902 II 871; M 3 367-869; P 3 249, 250. 


1. Eigentumserwerb an Beſtandteilen auf Grund Geſtattung der Aneignung (Abſſ1 Satz 1). 
Dieſe Vorſchrift behandelt zwei ihrer Rechtsnatur nach verſchiedene Erwerbsarten in einem 
Satz, weil ſie in der Anwendung einander ſehr naheſtehen. Der Eigentumserwerb, der auf 
Grund perſönlicher Geſtattung durch Beſitzergreifung ſtattfindet, iſt wirkliche Aneignung, rechts⸗ 
geſchäftlicher Erwerb. Der Eigentumserwerb aber, der im gleichen Falle durch die Trennung 
ſtattfindet, iſt nicht Aneignung, nicht Eigentumserwerb durch Rechtsgeſchäft, ſondern Eigentums⸗ 
anfall kraft Geſetzes. Gemeinſam iſt beiden Fällen, daß eine vom wahren (oder vermeint⸗ 
lichen [$ 9571) Berechtigten herrührende perſönliche Aneignungsbefugnis zugrunde liegen muß. 
Ein dingliches Aneignungsrecht kommt nicht in Frage; deſſen Folgen find in $$ 954, 955 ge⸗ 
regelt. Vorausgeſetzt ift aber, daß, wer die Aneignung geſtattet hat, auch in dem Augenblick, 
in dem ſie wirkſam werden ſoll, ſelbſt noch Eigentümer (Berechtigter) iſt. Sit er es in dieſem 
Augenblick nicht (weil er z. B. die fruchttragende Sache vorher veräußert hat), ſo bedarf es der 
Zuſtimmung des neuen Erwerbers der Sache oder eines beſonderen Rechtsgrundes, der auch 
ihn verpflichtet, die Aneignung zu geſtatten (RG 60, 319; 78, 35). 

a) Die „Geſtattung“ der Aneignung braucht nicht mit ausdrücklichen Worten zu geſchehen. 
Sie wird ſich z. B. ohne weiteres aus dem Verkauf eines Hauſes auf Abbruch für die Abbruchſtoffe 
ergeben (OLG 20, 167). Hat der Grundſtückseigentümer dem Käufer von Baumſtämmen den Plaß, 
auf dem die Bäume ſtehen, als Lagerplatz für die gefällten Stämme überlaſſen, fo erwirbt der 
Käufer das Eigentum an den Stämmen nicht mit der Trennung, ſondern erſt mit der Beſitzergrei⸗ 
fung; denn er wurde Beſitzer der Grundfläche erſt nach dem Fällen der Bäume (RG 23. 1. 18 
V 250/17). Der Wirt, der dem Gaſt die beſtellten Auſtern übergibt, „geftattet” nicht die An⸗ 
eignung der etwa in den Auſtern befindlichen Perle nz er überträgt vielmehr dem Gaſt das Eigen” 
tum an den Auſtern mit allen ihren Beſtandteilen, auch den etwa vorhandenen Perlen. Ein Vor⸗ 
behalt kann dinglich wirken; denn die Perle ift nicht weſentlicher Beſtandteil der Auſter ($ 93). 
— Die Vorſchrift bezieht ſich auf Beſtandteile allgemein, nicht nur auf Früchte, und nicht nur auf 
ſolche beweglicher Sachen; ſie trifft alſo auch den Fall, daß der Gebäudeeigentümer dem Bau“ 
handwerker geſtattete, die eingefügten Türen und Fenſter wieder wegzunehmen. — Hat der 
Eigentümer bei der „Geſtattung“ den Beſitz der Sache behalten und werden die noch nicht 7 
trennten Früchte im Verfahren gegen ihn gepfändet, ſo entſteht ein auch gegen den „andern 
wirkſames Pfandrecht, das dem ſpäteren Eigentumserwerb durch ihn vorgeht (JW 1930, 8451). — 
Bei der Veräußerung von Holzbeſtänden eines Reichserbhofs bedarf die Geſtattung gemäß 
$ 956 Abſ 1 der Genehmigung des Anerbengerichts, wenn der Holzverkauf nicht im Rahmen einer 
ordnungsmäßigen Wirtſchaft ſtattfindet (RR 1937 Nr 438). liber einen Anwendungsfall des 
$ 956 dgl. ferner Fabricius De 1936, 897; über die Einwirkung des Konkurſes des Geſtat⸗ 
tenden auf die Aneignungsbefugnis: Jaeger KO 5 43 A 25 a. E. 
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b) berlaſſung des Beſitzes der Sache iſt die beſondere Vorausſetzung des Eigentumserwerbs 
durch Trennung. Die Erlangung des Beſitzes muß auf dem Willen des Geſtattenden beruhen. 
Wer ſich nach erhaltener Erlaubnis zur Aneignung der Früchte eigenmächtig in den Beſitz der 
fruchttragenden Sache geſetzt hat, erwirbt nicht Eigentum der Früchte durch Trennung (RG 
23. 1. 18 V 250/17). Man wird weiterhin zu verlangen haben, daß der überlaſſene Beſitz auch 
im Augenblicke der Trennung noch beſtanden hat. Entſprechende Anwendung des $ 940 Abſ 2 
iſt bei der Ahnlichkeit der Sachlage mit der des $ 955 und mit Rückſicht auf das praktiſche Bedürfnis 
nicht abzulehnen. 

2. Widerruf der Geſtattung (Abi 1 Satz 2). Die Geſtattung der Aneignung, ihrer Rechtsnatur 
nach der Vollmacht verwandt und gleich ihr unmittelbar (abſolut) wirkend, iſt gleich der Vollmacht 
widerruflich. Der Widerruf berührt aber an ſich nicht die dem andern auf Grund eines Kauf⸗ 
vertrags zuſtehenden ſchuldrechtlichen Anſprüche (R Warn 1924 Nr 9). Das Geſetz ſchließt den 
Widerruf nur für den Fall der Geſtattung mit Beſitzüberlaſſung (A 1 b) aus, und auch da nur 
ſolange, als der überlaſſene Beſitz dauert. Vorausſetzung der Unwiderruflichkeit iſt immer, daß der 
Geſtattende zur Geſtattung verpflichtet iſt. Dies liegt beim Verpächter klar zutage. Aber auch 
wer ſchenkungsweiſe einem andern die Nutzung eines Grundſtücks perſönlich geſtattete und ihm 
dazu den Beſitz überließ, iſt, wenn nicht widerruflich geſchenkt war, an die Geſtattung gebunden. 


Nur der einſeitige Widerruf wird verboten. Zuläſſig bleibt z. B. aber, daß der Pächter durch 
Vertrag mit dem Verpächter auf ſein Recht verzichtet, die Früchte eines beſtimmten Schlages mit 
der Trennung zu Eigentum zu erwerben. Das bedeutet nur den Verzicht des Pächters auf eine 
einzelne, ſich aus dem Pachtvertrag ergebende Befugnis; im übrigen wird dieſer aufrechterhalten, 
auch ſoweit er ſich auf den betreffenden Schlag erſtreckt, der Pächter hat ihn weiter zu beſtellen 
und abzuernten, auch den Pachtzins dafür zu bezahlen (RG 138, 241). Mecklenburg ⸗Strelitz 
hat die hier gebotene Möglichkeit benutzt, um die Düngerlieferer ſeiner Domänenpächter zu ſichern. 
Der Staat blieb infolge des Verzichts des Domänenpächters auch nach der Trennung der Früchte 
des Schlages vom Boden deren Eigentümer ($ 853). Er gab fie den Düngerlieferern wegen ihrer 
Kaufpreisforderungen frei, verpflichtete ſich alſo ſchuldrechtlich, keine Widerſpruchsklage nach 
$ 771 BO zu erheben, falls die Düngerfirma die Früchte auf dem Halm oder nach der Ernte 
pfänden ließ, auch nichts dagegen einzuwenden, wenn der Pächter ihr die Früchte des beſtimmten 
Schlages freihändig zur Deckung ihrer Forderung übergab. Die Rechte der Lieferfirma wurden 
aber an eine kurze Friſt gebunden, und, da ſie nicht eingehalten war, ſcheiterte ihr Recht in dem 
in RG 138, 241 entſchiedenen Fall. Neuerdings (1932) haben die Firmen eine weitere Beſſer⸗ 
ſtellung erreicht. Bei der beſchriebenen Regelung verbleibt es nur bis zur Aberntung der Früchte. 

as Eigentum an den abgeernteten Früchten wird ihnen von vornherein zur Sicherung über⸗ 
tragen durch Abtretung des Herausgabeanſpruchs, welcher dem Staat gegen den Pächter zuſteht, 
wenn dieſer auf fein Erwerbsrecht verzichtet, die Früchte aber abgeerntet hat. 

Vorübergehende Unterbrechung des Beſitzes ift auch im Falle des $ 956 Abſ 1 Satz 2 
wie in den Fällen des $ 940 Abſ 2 nicht zu rechnen (A 4 a. E.). 

3. Geſtattung durch einen ſonſtigen Berechtigten (Abſ 2). Hierher gehören die Fälle der Ge⸗ 
ſtattung durch den dinglich Nutzungsberechtigten ($ 954), den Eigenbeſitzer und die ihm Gleich- 
geſtellten ($ 955). Auch der, dem nur nach $ 956 die Aneignung geſtattet iſt, kann ſeinerſeits einem 
andern die Aneignung wirkſam geſtatten (RG 108, 270), und zwar nicht nur dann, wenn ihm dieſe 
Befugnis nach dem Inhalt der Geſtattung des Eigentümers zuſteht, ſondern auch dann, wenn 
ihm eine ſolche Befugnis nicht ausdrücklich zugeſtanden worden iſt (5 137). Der Pächter iſt nicht 

ehindert, einem Dritten die Aneignung der Früchte auf dem gepachteten Grundſtück zu ge⸗ 
ſtatten. Die Weitergeſtattung nach $ 956 Abſ 2 iſt nicht nur dann möglich, wenn der erſte An⸗ 
eignungsbefugte den Beſitz überlaſſen erhalten hat, ſondern auch dann, wenn er keinen Beſitz 
erlangt hat, es ſei denn, daß die Weitergeſtattung durch Vereinbarung ausgeſchloſſen iſt. Der 
zweite Aneignungsbefugte erwirbt die Erzeugniſſe uſw. dann aber erſt mit der Beſitzergreifung 
(8 956 Abſ 1; R6St 63, 319f.; RG 108, 270). 

4. Die Bäume eines Waldgrundſtücks gehören zu ſeinen Erzeugniſſen (RG 80, 232). Auch 
dei ihnen gilt alſo $ 956. Seine Anwendung bietet keine Beſonderheiten, wenn der Eigentümer 
die ſtehenden Bäume verkauft, dem Käufer die Aneignung geftattet und ihm das Wald⸗ 
grundftüd übergibt. Mit dem Fällen der Bäume erwirbt dann der Käufer das Eigentum 
(AG 109, 192f.). In anderen Entſcheidungen (RG 108, 271; Recht 27 Nr 612) iſt das RG aber 
weitergegangen. Fußend auf der Möglichkeit, daß ein Teilbeſitz nach $ 865 an Bäumen auf dem 
diane beſteht, hat es für die Anwendbarkeit des § 956 ſchon als genügend angeſehen, wenn 

ieſer Zeilbefiß begründet oder übertragen wird. Das iſt an ſich bedenklich, denn mit dem „Beſitz 
191 Sache“ im Sinne des g 956 iſt doch wohl der Beſitz der Mutterſache gemeint (vgl. RG Bay 
918, 221). Die Anſicht des RG wird aber dadurch in ihrer Tragweite eingeſchränkt, daß es ſelbſt 
meint, ein Beſitz, d. h. eine von der Verkehrsanſchauung anerkannte tatſächliche Herrſchaft fiber 


106, 27 allein, nicht auch über das Grundſtück, werde nur ausnahmsweiſe gegeben ſein (RG 
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Auf das preußiſche Bergwerkseigentum ift $ 956 nicht unmittelbar anwendbar; denn es 
iſt weder eine Sache im Sinne des BGB, noch verleiht es als ſolches Sacheigentum. Aber das 
Aneignungsrecht des Bergwerkseigentümers ift dinglicher Art und unmittelbar wirkſam, weil 
ihm Wirkung gegen jedermann innewohnt. Wird es, z. B. durch Pacht, einem Dritten über⸗ 
laſſen, ſo erwirbt er das Eigentum an den geförderten Sachen (Kohlen, Erzen) ohne Rückſicht 
auf die Perſon des Fördernden, ſelbſt wenn dies der Bergwerkseigentümer iſt; denn dieſer kann 
ſelbſt Eigentum durch Inbeſitznahme nicht erwerben ($ 958 Abs 2j RG 135, 96, 101 f.; JW 1932, 


242219), 


8 957 

) die Vorſchriften des $ 956 finden auch dann Anwendung, wenn der- 
jenige, welcher die Aneignung einem anderen geſtattet, hierzu nicht berechtigt 
iſt, es ſei denn, daß der andere, falls ihm der Beſitz der Sache überlaſſen wird, 
bei der Überlaſſung, anderenfalls bei der Ergreifung des Beſitzes der Er- 
zeugniſſe oder der ſonſtigen Beſtandteile nicht in gutem Glauben iſt oder 
vor der Trennung den Nechtsmangel ) erfährt. 

E II 872; P 3 349, 350. 


1. Schutz des gutgläubigen Erwerbs von Beſtandteilen. Die Vorſchrift hat das Ziel, dem, 
der vom Nichtberechtigten gutgläubig erwirbt, für den Fall des Erwerbs von Erzeugniſſen und 
ſonſtigen Beſtandteilen auf Grund der Geſtattung der Aneignung den gleichen Schutz zu gewähren, 
wie er in den § 932 ff. im Falle der Übertragung des Eigentums an einer Sache dem gutgläubigen 
Erwerber gewährt wird. Dies ergibt ſich, abgeſehen von der Ahnlichkeit der Rechts⸗ und Sachlage, 
die eine übereinſtimmende Regelung dringend erheiſcht, auch aus der Stellung des 9 957 und der 
Nachbildung ſeiner Faſſung nach jenen Vorſchriften. Zur Auslegung des $ 957 find darum in 
erſter Reihe die 98 932 ff. heranzuziehen. Der Schutz des $ 957 auf Grund der Geſtattung und des 
guten Glaubens iſt aber nur zu gewähren, wenn der Geſtattende ſich im Beſitz befindet (RG 108, 
271). Der Schutz des gutgläubigen Erwerbs beruht, wie allenthalten im BGB, ſo auch hier 
auf dem Grundgedanken, daß man dem Erwerber im Verkehr nicht zumuten kann, das Recht des 
Veräußerers zu prüfen, und ihm geſtatten muß, ſich — ſoweit nicht gegenteilige Anzeichen ent⸗ 
gegenſtehen — darauf zu verlaſſen, daß der Beſitzſtand auch mit dem Rechtsſtand übereinſtimmt. 
Irgendein Grund, für die Fälle des 8 957 von dieſem Rechtsgedanken abzuweichen, beſteht nicht; 
die Unannehmbarkeit des Ergebniſſes im Falle der gegenteiligen Annahme liegt auf der Hand. 
Deshalb muß die Sache im Beſitz des die Aneignung der Beſtandteile Geſtattenden geweſen ſein 
in dem Augenblick, in dem er den Beſitz der Sache dem Erwerber überließ oder dieſer den Beſitz 
an den Beſtandteilen ergriff. War der Erwerber ſchon zur Zeit der Geſtattung im Beſitz der 
Sache, ſo muß er ſeinen Beſitz von dem Geſtattenden erlangt haben, um gutgläubig zu ſein. 
Wegen des in RG 108, 271 über den ſog. Teilbeſitz Ausgeführten vgl. A 8 zu § 956. — Für den 
gutgläubigen Erwerb nach $$ 956, 957 ift $ 935 maßgebend, ſoweit es ſich um Beſtandteile handelt. 
Da aber der Fruchterwerb des gutgläubigen Eigenbeſitzers nach $ 955 durch die der fruchttragenden 
Sache anhaftende Eigenſchaft geſtohlenen Gutes nicht hintangehalten wird ($ 955 A J), jo kann 
folgerichtig auch im § 957 der gleiche Mangel dem gutgläubigen Erwerb nicht entgegenſtehen. 

2. Rechtsmangel bedeutet hier den Mangel des Rechtes, die Aneignung zu geſtatten. 


V. Aneignung 


§ 958 


*) Wer eine herrenloſe!) bewegliche Sache in Eigenbeſitz nimmt), erwirbt 
das Eigentum an der Sache. 

Das Eigentum wird nicht erworben ), wenn die Aneignung geſetzlich ver 
boten ®) ift oder wenn durch die Beſitzergreifung das Aneignungsrecht eines 
anderen 5) verletzt wird). 

E 1 903 II 873; M 3 369, 370; P 3 250—253. 

1. Herrenlos iſt eine (bewegliche) Sache dann, wenn ſie keinen Eigentümer hat. Die Fälle 
können außerordentlich verſchieden fein. Das BGB behandelt — abgeſehen von den Grund⸗ 
ſtücken — nur die Herrenloſigkeit der wilden Tiere und die der Bienen ſowie das Herrenlos⸗ 
werden durch Aufgeben des Beſitzes. Die übrigen Fälle gehören zumeiſt in den Rahmen der Vor⸗ 
behalte für das Landesrecht, insbeſondere in das Gebiet des Waſſerrechts. Soweit ſolche Vor⸗ 
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behalte für das Landesrecht nicht beſtehen (Meteorſteine), wird beim Fehlen beſonderer reichs⸗ 
geſetzlicher Vorſchriften aus dem tatſächlichen Mangel eines möglichen Eigentümers auf die 
Herrenloſigkeit zu ſchließen ſein. Ein Beuterecht des Reichs an offenbar feindlichen Pferden, 
die ſich in der Nähe des Schlachtfeldes umhertreiben, iſt anerkannt (OLG 39, 227). Sachen, 
die beim Inkrafttreten des BGB ſchon vorhanden und nach dem bisherigen Rechte herrenlos 
waren, bleiben es bis zur Aneignung. — Hinſichtlich der Grundſtücke: $ 928, CO Art 129. 

2. Die — das Eigentum an der Sache, im ſpäteren Konkurs des Beſitzers deren Ausſonderung 
begründende (Jaeger KO 8 43 A 25) — Jnbeſitznahme kann auch durch Beſitzdiener und Beſitz⸗ 
mittler geſchehen (RGSt 39, 179; RG 137, 25). Eine Inbeſitznahme ſolcher Art wird in der Regel 
auf Jagden bei Aufnahme von erlegtem Wild durch Jagdgehilfen, Treiber und Jagdgäſte zu⸗ 
gunſten des Jagdherrn ſtattfinden. Wer eine herrenloſe Sache in Eigenbeſitz nimmt, wird ſie 
in der Regel nehmen, um daran Eigentum zu erwerben. Dieſe bewußte Aneignung iſt Rechts⸗ 
geſchäft und erfordert deshalb Geſchäftsfähigkeit. Ob ein Rechtsgeſchäft auch dann vorliegt, wenn 
der Beſitzergreifende die Inbeſitznahme in der irrigen Meinung vollzieht, die in Wirklichkeit 
herrenloſe Sache gehöre ſchon ihm, mag zweifelhaft ſein und kann dahingeſtellt bleiben. Jeden⸗ 
falls iſt auch ein ſolches Nehmen in Eigenbeſitz wie ein Rechtsgeſchäft zu behandeln und zur An⸗ 
eignung genügend ($ 872 A J). 

3. Eigentum wird nicht erworben, und zwar überhaupt nicht, in den Fällen des Abſ 2, auch 
nicht vom Aneignungsberechtigten. Die Sache bleibt alſo herrenlos. Dies ergibt ſich als Abſicht 
des Geſetzes deutlich daraus, daß in EG Art 69 die landesgeſetzlichen Vorſchriften, die dem Jagd⸗ 
berechtigten das Eigentum an dem vom Wilddieb erlegten Wilde zuſprechen — nur dies kommt 
in Frage, denn dem Wilddieb iſt nirgends Eigentum zugeſprochen —, durch einen beſonderen 
Zwiſchenſatz von dem Vorbehalt ausgenommen worden ſind (Prot 6, 376; RG St 39, 427; Art 69 
iſt hinſichklich der Jagd jetzt aufgehoben durch $ 71 RJagdch [unten A 6]). Das gleiche wird 
aber auch für alle Fälle der Aneignung gegen geſetzliche Aneignungsverbote und der Aneignung 
unter Verletzung eines fremden Aneignungsrechts anzunehmen ſein. Dies ſelbſt in dem Fall, 
daß der Aneignungsverſuch nicht nur gegen das Aneignungsrecht des andern verſtößt, ſondern 
auch noch gegen eine beſondere Pflicht, als deſſen Vertreter für dieſen zu erwerben, wie ſie etwa 
Jagdgehilfen und Jagdgäſten gegenüber dem Jagdherrn, Bediensteten, die zum Aufſammeln 
herrenloſer Gegenſtände ausgeſchickt find, gegenüber ihrem Dienstherrn obliegt. $ 116 kann nicht 
angewendet werden, weil die Aneignung zwar eine Willensbetätigung, aber keine Willenserklärung 
in ſich ſchließt. Anders beim Schatzfund ($ 984 A 3). i 

Erwirbt ein gutgläubiger Dritter eine herrenloſe Sache, die gegen geſetzliches Verbot oder 
gegen das Aneignungsrecht eines andern in Beſitz genommen worden iſt, aus der Hand dieſes 
Eigenbeſitzers, fo kann er nach $ 932 Eigentum erwerben (NG 39, 432). Dieſer Erwerb iſt nicht 

lneignungserwerb. Ihm ſteht aber auch $ 935 nicht im Wege. 

4. Geſetzliche Aneignungsverbote: landesgeſetzliche oder reichsgeſetzliche. Reichsgeſetzlich 
iſt das Aneignen von Artillerieſchießbedarf und von Bleikugeln aus den Truppenſchießſtänden 
ſchlechthin verboten ($ 291 StGB), ohne Rückſicht darauf, ob der Staat etwa nach $ 959 das Eigen ⸗ 
tum aufgegeben hatte oder nicht (RGSt 57, 339). Aneignungsverbote können auch durch Polizei⸗ 
verordnung erlaſſen werden (RGSt 48, 121). Ob ein ſolches vorliegt, kann nicht allgemein, ſondern 
nur unter Prüfung des einzelnen Geſetzes entſchieden werden. Dies gilt insbeſondere auch für die 
Frage, ob die jagdrechtlichen Beſtimmungen über die Schonzeiten und Schonbezirke Aneignungs⸗ 
berbote enthalten. Denn grundſätzlich beſteht kein Hindernis, ein Aneignungsverbot auf Zeit und 
für gewiſſe Zeiten und Raumbezirke zu erlaſſen. (Vgl. hierzu Staudinger in Seuff Bl 63, 285 
und Ebner bei Gruch 57, 362 ff.) Anderſeits müſſen Schonvorſchriften nicht auf alle Falle Aneig- 
Aungsverbote enthalten (RGSt 7, 91; Bay Obe GSt 12, 298). Daraus allein, daß dem Jagd⸗ oder 
N iſchereiberechtigten die Verwendung gewiſſer Fang⸗ und Tötungsmittel verboten iſt, kann ein 

neignungsverbot nicht entnommen werden. Aber auch, wenn die Schonvorſchrift ein Aneignungs⸗ 
perbot in ſich ſchließt, jo doch in der Regel kein ausnahmeloſes. Sie hindert dann wohl den Jagd ⸗ 
berechtigten, ſich das Tier, das er ſelbſt gejagt und getötet, anzueignen, nicht aber auch, ſich das 
getötete Tier, wenn es ohne fein Zutun in feinem Jagdgebiet zu Tode kam, als Fallwild anzueignen 
(Bay ObsSSt 12, 298). 


W 5. Verletzung von Aneignungs rechten anderer. Auch hier kommen ſowohl reichsrechtliche, 
nun Hauptjächlid landesrechtliche Aneignungsrechte in Betracht, in erſter Reihe Jagdrechte, 
feaſchereirechte, Bergrechte. Wegen Anwendung des Grundſatzes in einer bergrechtlichen Ange⸗ 
„genheit vgl. A 8 zu § 956 a. E. Fraglich kann fein, ob bei vereinbarter Teilung der Jagdausübung 
1 zwei gemeinschaftlich Jagdberechtigten Verfehlungen gegen die Übereinkunft ſeitens 
a nn das Aneignungsrecht des andern verletzen. Es wird an der Hand des für den einzelnen 
Hk geltenden Jagdgeſetzes zu prüfen fein, ob eine Teilung dem Rechte nach möglich war und 
ig landen hat, und nur in dieſem Fall wird die Frage zu bejahen ſein. 
0 0 8 In den vorſtehenden Bemerkungen iſt das Jagdrecht noch als Landesrecht behandelt 
orden. Das iſt ſeit dem Erlaß des Reichsjagdgeſetzes vom 3. 7. 1934 (RGBl 1934 1, 549; 
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1935 I, 256; 1938 1, 388, 410, 429; 1939 I, 45, 868) anders geworden. Danach iſt das Jagdrecht die 
ausſchließliche Befugnis, jagdbaren Tieren nachzuſtellen, ſie zu fangen oder zu erlegen und ſich 
anzueignen, und es umfaßt auch die ausſchließliche Befugnis, ſich verendetes Wild, Fallwild und 
Abwurfſtangen ſowie die Eier jagdbaren Federwildes anzueignen und die Gelege nicht geſchützter 
Raubvögel zu zerſtören ($ 1). Das Jagdrecht ſteht dem Eigentümer auf feinem Grund und Boden 
zu. Es iſt untrennbar mit dem Eigentum am Grund und Boden verbunden. Als ſelbſtändiges 
dingliches Recht kann es nicht begründet werden (83). Die wilden Kaninchen, die nach Landes⸗ 
geſetz (Seuffa 77 Nr 141) dem freien Tierfang unterlagen, find jetzt jagdbare Tiere ($ 2 Abſ 1 
RJagdc). Über den Begriff des „Wildes“ und über den Eigentumserwerb an jagdbaren Tieren: 
Sauber, Der Erwerb der Wildbeute, 1936. 


8 959 


) Eine bewegliche Sache wird herrenlos, wenn der Eigentümer in der 
Abſicht ), auf das Eigentum zu verzichten, den Beſitz der Sache aufgibt ) h). 
E 1 904 II 874; M 3 370, 371; P 3 263, 254. 


1. Aufgabe des Eigentums (Dereliktion). Zur wirkſamen Eigentumsaufgabe verlangt das 
Geſetz die Beſitzaufgabe in Verzichtsabſicht. Das Eigentum an beweglichen Sachen wird durch 
Willensbetatigung, nicht notwendig durch Willenserklärung aufgegeben. Wenn das Auf- 
geben des Eigentums darum auch als Rechtsgeſchäft betrachtet wird, ſo können doch die nur für 
Willenserklärungen berechneten Geſetzesvorſchriften darauf nicht angewendet werden. 


2. Die Abſicht, zu verzichten, ſetzt Willensfähigkeit voraus. Die Eigentumsaufgabe des 
Willensunfähigen iſt daher wirkungslos. Der Verzichtswille muß Entſchlagungswille ſein. Der 
Verzicht zugunſten einer beſtimmten Perſon hat nicht die Rechtsnatur der Eigentumsaufgabe, 
ſondern die der Eigentumsübertragung (R 83, 229). Auch ein Verzicht zugunſten einer unbe⸗ 
ſtimmten oder beliebigen Perſon kann zur Eigentumsübertragung zu zählen ſein. Darunter 
kann ſich aber auch eine Eigentumsaufgabe bergen, je nachdem nur die Abſicht, einen andern 
zum Eigentümer zu machen, allein vorherrſcht oder doch auch daneben die ſelbſtändige Ent⸗ 
ledigungsabſicht beſteht. Liegt Eigentumsübertragung vor, ſo ſteht ſie auch unter deren Regeln. 
Insbeſondere genügt nicht der einſeitige Verzicht des Übertragenden; vielmehr ift — außer 
der Übergabe oder dem Übergabeerſatz — die Einigung beider Beteiligten über den Eigentums⸗ 
übergang erforderlich (RG LH 1919, 86818, pgl. Ritter JW 1937, 1674 und Spohr DGWR 
1937, 274 über die Frage der „Pfändbarmachung“ unpfändbarer Sachen durch Hingabe eines 
Erſatzgegenſtandes). Nur eine ſcheinbare Ausnahme iſt es, wenn der einſeitige Verzicht als Er- 
füllung einer Bedingung wirkt und der Eigentumsübergang nunmehr eintritt auf Grund des 
früheren bedingten Rechtsgeſchäfts, der ſchon damals zuſtande gekommenen und fortwirkenden 
Einigung und der ſchon vorweggenommenen Übergabe (RG 79, 245; 60, 72; 66, 348). 

. Beſitzaufgabe. Die Beſitzaufgabe muß tatſächlich durchgeführt werden. Es genügt 
nicht, daß der Eigentümer den Beſitzwillen aufgibt, er muß ſich der tatſächlichen Gewalt wirklich 
entledigen. Die Entledigung kann auch im Liegenlaſſen beſtehen, wenn dieſes mit Aufgabe der 
tatſächlichen Gewalt verbunden iſt. Die Beſitzaufgabe kann auch durch Dritte geſchehen, z. B. durch 
den Beſitzdiener. Unter Umſtänden kann in einer Beſitzaufgabeerklärung gegenüber dem Beſitz⸗ 
diener oder dem Beſitzvermittler eine zur Eigentumsaufgabe genügende Beſitzaufgabe liegen. 
Aus der Beſitzaufgabe wird häufig auf die Absicht des Verzichts auf das Eigentum geſchloſſen 
werden können (ROSE 42, 43, von Kunden in Beſitz genommene, dann im Geſchäft zurückgelaſſene 
Rabattmarken). Notwendig ift der Schluß jedoch nicht. Denn der Beſitz kann auch aus anderen 
Gründen aufgegeben werden, z. B. um zeitweiſe eine Entlastung zu haben (RGSt 39, 28, Pa⸗ 
tronenhülſen). Dagegen kann es ein Aufgeben des Beſitzes und des Eigentums nach $ 959 be 
deuten, wenn der Staat ſich um die im Boden befindlichen verſchoſſenen Kugeln und dergl. jahre ⸗ 
lang nicht gekümmert, vielmehr das Einſammeln durch die Bewohner des zum Flüchtlingslager 
gewordenen ehemaligen Truppenübungsplatzes geduldet hat (RGSt 57, 339). Ebenſo gibt der 
Eigentümer falſchen Geldes, welcher es wegwirft, weil er verfolgt wird, den Beſitz in der Abſicht 
auf, auf das Eigentum zu verzichten; der Finder findet dann eine herrenloſe, keine fremde Sache 
(RGSt 67, 298). 

Der Wortlaut des $ 959 ſcheint die Eigentumsaufgabe nur dem zu geſtatten, der den Beſitz 
noch nicht verloren hat. Dem Sinn und Zweck der Vorſchrift nach muß aber angenommen werden, 
daß auch die dem unfreiwilligen Beſitzverluſt oder der in anderer Abſicht vorgenommenen Beſitz⸗ 
aufgabe nachfolgende, nach außen zutage tretende Abſicht der Eigentumsaufgabe den Eigen“ 
tumsverluſt nach ſich ziehen kann. 

4. Rechte Dritter an der Sache ſtehen der Aufgabe des Eigentums nicht im Wege, werden 
aber auch von ihr nicht berührt. 
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8 960 


Wilde Tiere !) find herrenlos, ſolange fie ſich in der Freiheit befinden 2). 
Wilde Tiere in Tiergärten 2) und Fiſche in Teichen oder anderen geſchloſſenen 
Privatgewäſſern “) find nicht herrenlos. a 

Erlangt ein gefangenes wildes Tier die Freiheit wieder!), ſo wird es 
herrenlos, wenn nicht der Eigentümer das Tier unverzüglich verfolgt oder 
wenn er die Verfolgung aufgibt !). 

Ein gezähmtes Tier wird herrenlos, wenn es die Gewohnheit ablegt, 
an den ihm beſtimmten Ort zurückzukehren “. 

E 1 905 II 876; M 3 371, 372; P 3 254, 255. 


1. Wilde Tiere. Das BGB ſetzt den Unterſchied zwiſchen wilden und zahmen Tieren voraus 
und gibt keine Begriffsbeſtimmung. Nur ſo viel iſt aus 960 zu entnehmen, daß die Freiheit 
das Unterſcheidungsmerkmal fein fol, nämlich die natürliche und angeborene Freiheit als Er⸗ 
kennungszeichen des wilden Tieres, die durch Gewöhnung, Zähmung, Abſtammung von gezähmten 

ieren im Laufe der Zeit zur andern Natur gewordene Abhängigkeit vom Menſchen als Erkennungs⸗ 
zeichen des zahmen Tieres. Gattungsunterſchiede ſind dabei nicht unbedingt maßgebend. Dieſelbe 

iergattung kann als wild und als zahm vorkommen. Das einzelne Tier iſt aber entweder wild 
oder zahm. Ein wildes wird durch Zähmung zum gezähmten, nicht zum zahmen, ein zahmes durch 
Verwilderung nicht zum wilden, es bleibt ein zahmes (vgl. auch RGSt 50, 183). 

2. Solange ſie ſich in der Freiheit befinden: Gemeint iſt hier die urſprüngliche, natürliche 
Freiheit, Bewegungsfreiheit. Durch Raumbeſchränkung, z. B. Beſchränkung auf den Raum 
einer Inſel, iſt die Freiheit in dieſem Sinne nicht behindert. Auch ein wildes Tier, das ſich ſelbſt 
in einer natürlichen Grube gefangen oder in Schlinggewächſe verſtrickt hat, muß im Sinne des 
9 960 noch als in der Freiheit befindlich erachtet werden; ebenſo ein wildes Tier, das von einem 
andern Tiere in — ſei es noch jo enger — Abhängigkeit gehalten wird. Die Freiheit hört erſt dann 
auf, wenn der Menſch das Tier in ſeiner Gewalt hat. Bis zu dieſem Augenblick iſt das wilde Tier 
nach $ 960 Abſ 1 auch herrenlos. Daß aber in dieſem Augenblicke die Herrenloſigkeit endigt, ſagt 
das Geſetz nicht. Dies iſt vielmehr erſt dann der Fall, wenn nach $ 958 Eigentum an dem Tiere 
erworben wird. Selbſt durch die Beſitzergreifung wird darum in den Fällen des $ 958 Abſ 2 die 
Herrenloſigkeit nicht beendigt. 

Danach bildet den Gegenſatz zu der Freiheit des Tieres die Gefangenſchaft in der Hand 
des Menſchen. 3 960 Abſ 1 S. 2 ſoll Zweifelsfragen klären. Unzweifelhaft nicht herrenlos find 
gefangen gehaltene wilde Tiere, wie z. B. Rehböcke (JW 1928, 2471?) oder Silberfüchſe in Farmen 
(JW 1930, 245820; 1931, 34635). Jedoch muß es eine wirkliche Gefangenſchaft ſein; ein Ent⸗ 
9 darf regelmäßig nicht möglich ſein, nur etwa bei Naturereigniſſen oder beim Eingreifen 

ritter. 


3. Tiergarten. Dieſer Begriff iſt nicht feſtgelegt; er wird aber im Reichsjagdrecht als feſt⸗ 
ſtehend vorausgeſetzt (vgl. Ausf VO v. 27.3.1935 58 Abſß und 6RGBl 1935 1,431; 19371, 179, 268; 
1938 1,419, 429; 1939 1, 45, 643). Gemeint iſt wohl ein für den Aufenthalt der Tiere beſtimmter 
Teil der freien Erdoberfläche, der einerſeits ſo abgeſchloſſen iſt, daß die Tiere daraus nicht ohne 
weiteres entkommen können, und anderſeits ſolchen Umfang und ſolche Einrichtung hat, daß das 
Ergreifen und Erlegen der Tiere nicht, wie bei der freien Jagd, unſicher, ſondern ſo leicht gemacht 
iſt, daß man die Tiere nach der allgemeinen Verkehrsauffaſſung auch ſchon vor dem Ergreifen 
und Erlegen als in der unmittelbaren Gewalt des Berechtigten befindlich betrachten muß. Soge⸗ 
nannte „eingehegte Reviere“ werden darum nicht in allen Fällen als Tiergärten zu erachten fein 
(Prot 3, 254). Anderſeits darf auch nicht ohne weiteres aus großem Umfang des Wildparks auf 
Herrenloſigkeit des darin gehaltenen Wildes geſchloſſen werden; auf die Art der Umſchließung 
ommt es vornehmlich an (RGSt 42, 75; 60, 275; RG JW 1916, 907%; JW 1984, 320417). Zu 
eng Lg 1916, 636: kleinere Flächen, in denen Tiere zu andern als Jagdzwecken gehalten werden, 
zur Schau oder Zierde, zu wiſſenſchaftlichen oder Zuchtzwecken. Sind die im Tiergarten befind⸗ 
üchen Tiere nicht herrenlos, fo ergibt ſich daraus ohne weiteres, daß auch ihre Beſtandteile nicht 
herrenlos find, ſondern dem Schickſal des Tieres und im Falle der Trennung (abgeworfene Hirſch⸗ 
Auen den $$ 953f. folgen. Nicht alle wilden Tiere im Tiergarten fallen unter die Ausnahme. 
Sch Adler, der frei auf einem Baume des Tiergartens horſtet, iſt herrenlos. Denn für ihn find die 

ſchranken des Tiergartens ohne Bedeutung. — Eine Silberfuchsfarm wird man nicht als 
lergarten bezeichnen können, wie es JW 1930, 245820 geſchehen iſt. 
N 4. Teiche und andere geſchloſſene Privatgewäſſer. Es muß ſich um Privatgewäſſer handeln. 
on Gegenſatz dazu bilden öffentliche Gewäſſer. Ob ein beſtimmtes Gewäſſer öffentliches oder 
Privatgewäſſer iſt, kann nur aus dem Landesrecht erſehen werden, dem Waſſerrecht und Fiſcherei⸗ 
recht durch EG Artt 65, 69 vorbehalten find. Geſchloſſene Gewäſſer find ſolche, die eine für den 
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Wechſel der Fiſche geeignete regelmäßige Verbindung mit einem andern Gewäſſer nicht haben. 
Ob die Verbindung ſchon nach der natürlichen Bodengeſtaltung fehlt oder künſtlich unterbrochen 
iſt, kommt nicht in Betracht. 

5. Wiedererlangen der Freiheit (Abſ 2) bedeutet Entkommen aus der menſchlichen Ge⸗ 
fangenſchaft überhaupt. Ein gefangenes Tier, das aus der Gefangenſchaft ſeines Herrn entkommt, 
um alsbald in die eines andern zu fallen, erlangt die Freiheit nicht, wird alſo nicht herrenlos. 
Die Schadhaftigkeit des den Tiergarten umſchließenden Zauns macht die eingeſchloſſenen Tiere 
allein noch nicht herrenlos (RG St JW 1934, 320417). Ob das Tier ein einheimiſches oder ein 
fremdländiſches ift, iſt unerheblich. Die Verfolgung muß unverzüglich ftattfinden, d. h. ohne 
ſchuldhaftes Zögern nach Erlangung der Kenntnis von der Flucht des Tieres ($ 121 Abſ 1). 

6. Verfolgen ſetzt voraus, daß zur Wiedererlangung beſtimmte und geeignete Vorkehrungen 
getroffen, z. B. Nachforſchungen angeſtellt, Nachrichten ausgeſandt, Bekanntmachungen erlaſſen, 
Leute hinausgeſchickt, Fallen aufgeſtellt werden. Das Verfolgen muß nicht perſönlich geſchehen; 
dazu gehört auch das Verfolgenlaſſen durch Beauftragte oder um Hilfe Gebetene. Auch die frei⸗ 
willige Verfolgungstätigkeit Dritter zugunſten des Eigentümers iſt dieſem zugute zu rechnen, 
nicht aber die Verfolgung, die Dritte unternehmen, um ſich das Tier anzueignen oder um ein 
Raubtier ſicherheitshalber zu töten. Ob eine Verfolgung ſeitens des Eigentümers darin gefehen 
werden kann, daß er über das Ausbrechen eines Tieres Anzeige erſtattet und zu deſſen Wieder⸗ 
einfangen auffordert, ohne ſelbſt tätig zu werden, ift nach den Umſtänden des Falles zu beurteilen. 
Dies gilt auch hinſichtlich der Frage, wann die Verfolgung als aufgegeben zu erachten iſt. 
Mit der Abſicht, das Eigentum aufzugeben, braucht das Aufgeben der Verfolgung nicht verbunden 
zu ſein Auch die Erklärung, Eigentümer bleiben zu wollen, kann vor dem Verluſt des Eigentums 
durch Aufgabe der Verfolgung nicht ſchützen. Das Verfolgen und das Aufgeben der Verfolgung 
ſind keine rechtsgeſchaftlichen Handlungen. Es wird auch nicht angehen, auf ſie die Vorſchriften 
über Rechtsgeſchäfte entſprechend anzuwenden. 

7. Gezähmte Tiere (Abſ 3). Hierunter find nicht zahme Tiere, alſo insbeſondere nicht Haustiere 
(R6SL Oz 1919, 208), ſondern nur gezähmte wilde Tiere zu verſtehen, alſo urſprünglich wilde 
Tiere, die durch Zähmung die Gewohnheit angenommen haben, freiwillig in der Gewalt des 
Menſchen zu bleiben oder doch nach vorübergehender Abweſenheit dorthin wieder zurückzukehren. 
Richtig ift, daß es ſich bei den gezähmten Tieren der Hauptſache nach um eine pſychiſche Gefangen⸗ 
ſchaft handelt. Die Grenze zwiſchen dem gefangen gehaltenen wilden Tiere und dem gezähmten 
Tier iſt flüſſig, die Unterſcheidung zwiſchen zahmen und gezähmten Tieren kann im einzelnen 
Falle zweifelhaft fein. Entſcheidend iſt die Verkehrsauffaſſung. Vom LG Leipzig (21. 2. 31, 3 
Br 73/30) find mit Billigung des OLG Dresden die von der Stadt Leipzig aus eigener Aufzucht 
zur Belebung des Waſſers und zur Bekämpfung der Mücken im Palmengarten ausgeſetzten und 
dort verbliebenen Wildenten, die von Unbefugten angelockt und geſtohlen wurden, als 
gezähmte Tiere und damit als Privateigentum der Stadt angeſehen worden. Dem iſt zuzuſtimmen, 
bedenklich dagegen RGSt 48, 384, wo Brieftauben als gezähmte Tiere angeſehen werden. Zahme 
Tiere werden durch Ablegen der Rückkehrgewohnheit nicht herrenlos, ſie bleiben im Eigentum 
ihres Herrn ſo lange, bis dieſer ſein Eigentum tatſächlich aufgegeben hat (RGSt 50, 183). Der 
Ausdruck: Rückkehr an den ihm beſtimmten Ort iſt nicht ganz wörtlich zu nehmen. Ein ger 
zähmtes Tier, das nicht gerade an den ihm beſtimmten Ort, aber doch an einen andern im Gewalt⸗ 
ch Aab Eigentümers gelegenen Ort zurückkehrt, kann nicht als herrenlos geworden ange⸗ 
ehen werden. 


8 961 


Zieht ein Bienenſchwarm aus, fo wird er herrenlos, wenn nicht der Eigen 
tümer ihn unverzüglich verfolgt oder wenn der Eigentümer die Verfolgung 
aufgibt!) 7). 

E 1 906 II 876; M 3 373; P 3 255. 


1. Das BB handelt von den Bienen ausdrücklich nur in den $$ 961ff., wo das Schwarmrecht 
geregelt wird (vgl. Schüßler, Deutſches Bienenrecht 1934, wo nicht nur das Schwarmrecht, 
ſondern überhaupt alle die Bienen betreffenden Rechtsverhältniſſe, insbeſ. das Recht, Bienen 
zu halten (58 903 ff., 1004), und die Bienenhaftpflicht ($ 933) eingehend behandelt ſind). Bienen 
find keine Haustiere i. S. des $ 835 BOB (NG J 1939, 28817). 


2. Das Ausziehen eines Bienenſchwarms, d. h. deſſen auf Natureigentümlichkeit beruhendes 
Wegziehen zur Anſiedlung an anderem Orte, wird der Wiedererlangung der Freiheit durch ein 
gefangenes wildes Tier gleichgeſtellt ($ 960 Abſ 2). Ob der nicht oder nicht mehr verfolgte 
Schwarm auf dem Grundſtück des Züchters verbleibt (man denke an ein großes Gut), iſt 


gleichgültig. 
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9 962 


1) Oer Eigentümer des Bienenſchwarmes darf bei der Verfolgung fremde 
Grundſtücke betreten ?). Iſt der Schwarm in eine fremde nicht beſetzte?) 
Vienenwohnung eingezogen, fo darf der Eigentümer des Schwarmes zum 
Zwecke des Einfangens die Wohnung öffnen und die Waben herausnehmen 
oder herausbrechen. Er hat den entſtehenden Schaden zu erſetzen ). 

E 1907 II 877; M 3 373; P 3 255; 6 235, 286. 

1. Rechte gegen Dritte bei der Verfolgung des Bienenſchwarms. 5 962 gewährt dem 
Eigentümer eines ausgezogenen Bienenſchwarms zugunſten der Verfolgung weitgehende Rechte 
gegen Dritte. Der Eigentümer iſt nicht, wie nach § 867 der Beſitzer einer auf ein fremdes Grund. 
ſtück gelangten Sache, auf den Anſpruch beſchränkt, daß ihm das Betreten des Grundſtücks, auf 
dem der ausgezogene Schwarm ſich angeſiedelt hat, zur Nachſuche und Wegnahme geſtattet wird, 
ſondern das Geſetz geſtattet ihm unmittelbar ſelbſt, dieſes Grundſtück und auch andere bei der 
Verfolgung zu betreten, macht feinen darin liegenden Eingriff in die Rechte des Grundſtücks⸗ 
eigentümers zum berechtigten Eingriff und ſchließt die Rechtmäßigkeit der Gegenwehr aus. All 
dies, weil ſonſt das Verfolgen nicht glücken kann. Aus dem gleichen Grunde iſt das Offnen der 
fremden Bienenwohnung und das Herausbrechen der Waben vom Geſetz unmittelbar geſtattet. 

2. Umfang des Betretungsrechts. Nicht jedes Grundſtück darf ſchlechthin betreten werden, 
ſondern ſoweit dies zur wirkſamen Durchführung der Verfolgung notwendig iſt. Unnützes Herum⸗ 
laufen auf feinem Grundſtücke kann der Eigentümer hindern. Das Überſteigen von Hecken und 
Zäunen iſt nicht ausgeſchloſſen. Polizeiliche Betretungsverbote werden ſoweit ſie nicht lediglich 
zugunſten des Eigentümers des Grundſtücks erlaſſen find, durch Satz 1 nicht berührt. 

3. Nichtbeſetzte Bienenwohnung: Wegen der beſetzten vgl. 8 964. 

4. Schadenserſatz. Sowohl für den beim Betreten des Grundſtücks als auch für den (je 
nach der Bauart) durch Herausnehmen oder Herausbrechen der Waben angerichteten Schaden 
iſt Erſatz zu leiſten, und zwar ohne Rückſicht auf Verſchulden. 


9 965 


1) Bereinigen ſich ausgezogene Bienenſchwärme mehrerer Eigentümer, 
ſo werden die Eigentümer, welche ihre Schwärme verfolgt haben, Miteigen- 
tümer des eingefangenen Geſamtſchwarmes; die Anteile beſtimmen ſich nach 
der Zahl der verfolgten Schwärme 2). 

E 1 908 II 878; M 3 373, 874; P 3 255. 

I. Vereinigung von Vienenſchwärmen. Im 8 963 find die Grundſätze über die Rechtsver⸗ 
hältniſſe bei der untrennbaren Vereinigung beweglicher Sachen ($$ 947, 948) auf die Bienen⸗ 
chwärme übertragen. Nur ſoll für die Anteile der Miteigentümer nicht der Wert, ſondern die 
Zahl der verfolgten Schwärme maßgebend ſein. Fraglich kann ſein, welches Rechtsverhältnis 
entſteht, wenn eine Vereinigung mit herrenloſen Bienenſchwärmen ſtattfindet. Wird nur ein 
ausgezogener Bienenſchwarm verfolgt und haben ſich mit ihm andere herrenloſe vereinigt, ſo 
wird der Eigentümer, der den Geſamtſchwarm einfängt, Alleineigentümer des Geſamtſchwarms, 
indem er ſein Eigentum an ſeinem Schwarm behält und den herrenloſen ſich aneignet. Aber auch 

enn mehrere Eigentümer ihre ausgezogenen Schwärme verfolgen und dieſe ſich miteinander 
und mit herrenloſen Schwärmen vereinigt haben, iſt ein anderes nicht denkbar, als daß ſie beim 

infangen des Geſamtſchwarms am ganzen Geſamtſchwarm, einſchließlich der dazugekommenen 
herrenloſen Schwärme — an dieſen durch gemeinſame Aneignung —, Miteigentümer werden. 
Daß hierbei auch die Anteile an dem Geſamtſchwarm fo bemeſſen werden, wie wenn er nur aus 
verfolgten Schwärmen beſtanden hätte, iſt ein Ergebnis von ſolcher Einfachheit und natürlicher 
Billigkeit, daß es als im Sinne des $ 963 gelegen erachtet werden muß. 

Die Grundſätze des § 963 werden auch dann anzuwenden fein, wenn die vereinigten Bienen⸗ 
warme zuſammen in einen unbeſetzten Bienenkorb einziehen oder wenn die mehreren 
Schwärme ſich in einem unbeſetzten Bienenkorb vereinigen. Den Fall aber, daß ſie in eine be⸗ 
lezte Bienenwohnung einziehen, regelt $ 964. = 
1.2 Rechte Dritter. Auf die Rechte Dritter, die an den verfolgten Einzelſchwärmen vor der 
Vereinigung beſtanden haben, ift $ 949 entſprechend anzuwenden. 


8 964 


Iſt ein Bienenſchwarm in eine fremde beſetzte Bienenwohnung einge 
zogen, ſo erſtrecken ſich das Eigentum und die ſonſtigen Nechte an den Bienen, 
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mit denen die Wohnung beſetzt war, auf den eingezogenen Schwarm. Das 
Eigentum und die ſonſtigen Nechte an dem eingezogenen Schwarme erlöſchen. 
E 1 909 II 879; M 3 374; P 3 255; 4 590, 591. 


Ein Anſpruch auf Vergütung für den Verluſt des Eigentums und der Rechte an dem einge⸗ 
zogenen Schwarm nach den Vorſchriften über die Herausgabe einer ungerechtfertigten Be⸗ 
reicherung iſt im $ 964 nicht eingeräumt. Es fragt fi), ob $ 951 entſprechend anzuwenden iſt. 
Dies wird mit Recht überwiegend verneint. Der Hungerſchwarm verurſacht in der Regel erheb- 
lichen Schaden an den in der VBienenwohnung vorhandenen Bienen. Auf dieſer Erfahrung 
beruht die Vorſchrift des Geſetzes; das Nichteinräumen des Bereicherungsanſpruchs bedeutet 
deſſen Ausſchluß. 


VI. Fund 


§ 965 


Wer eine verlorene !) Sache findet und an ſich nimmt 2), hat dem Verlierer 
oder dem Eigentümer oder einem ſonſtigen Empfangsberechtigten unver⸗ 
züglich Anzeige zu machen d). 

Kennt der Finder ) die Empfangsberechtigten nicht oder iſt ihm ihr Aufent- 
halt unbekannt, ſo hat er den Fund und die Umjtände, welche für die Ermitte- 
lung der Empfangsberechtigten erheblich ſein können, unverzüglich der Polizei⸗ 
behörde anzuzeigen !). Iſt die Sache nicht mehr als drei Mark wert, fo bedarf 
es der Anzeige nicht ö) 6). 

E I 910, 921 II 880; M 3 375—377, 386; P 3 255, 256, 272. 


1. Verloren kann nur eine Sache ſein, die nicht herrenlos iſt. Dagegen kann eine verlorene 
Sache durch Hinzutreten des Eigentumaufgabewillens herrenlos werden; ſie hört dann auf, 
verloren zu ſein. Denn der Begriff des Verlorenſeins ſetzt Fortdauer der Rechtsstellung des Eigen⸗ 
tümers und Verlierers voraus. Wenn jemand ſein falſches Geld wegwirft, weil er verfolgt wird, 
ſo gibt er den Beſitz auf in der Abſicht, auf das Eigentum zu verzichten. Das Falſchgeld wird dann 
herrenlos und iſt deshalb keine verlorene Sache (ASt 67, 298). — Zum Verlorenſein gehört 
ferner, daß ein Beſitz an der Sache nicht mehr beſteht. Dies ift — wegen $ 857 — nicht 
der Fall bei Sachen, die bei tödlich Verunglückten (Selbſtmördern) „gefunden“ werden (Weimar, 
Mecklg 53, 325). Wird der Beſitz an einer im Haufe verlegten Sache durch den Beſitz an den 
Räumen, wenn auch unbewußt, aufrechterhalten, fo iſt die Sache ebenfalls nicht verloren. „Das 
Haus verliert nichts.“ Das gilt nicht nur für das eigene Haus, ſondern auch für Räume, in denen 
man zur Miete wohnt, z. B. Zimmer eines Gaſthauſes, und nicht nur für die Zeit, in der 
man dort wohnt. Nicht verloren ſind auch verſteckte Sachen, alſo insbeſondere die der Sicherheit 
halber an irgendeinem Ort verborgenen Sachen. Denn der Beſitz an dieſen beſteht fort (Nc St 
2. 3. 11 1 1220/10; R66&t 53, 175). Ein Geldſchein, der beim Ordnen von Lumpen unter dieſen 
entdeckt wird, kann nicht gefunden werden; denn er ſteht im Beſitz des Händlers (a. M. OLG 41, 
158). Die Perle in der Auſter wird vom Gaſt nicht „gefunden“; denn fie iſt nicht verloren (vgl. 
auch A 1 zu $ 956). Der Beſitzverluſt muß ferner eine gewiſſe Endgültigkeit haben. Der nur 
vorübergehende Verluſt genügt nicht. Eine aus der Hand gefallene oder verlegte Sache, deren 
Verluſt und Verbleib alsbald entdeckt wird, iſt nicht verloren. In welchem Zeitpunkt man von 
Verlorenſein ſprechen kann, iſt darum im allgemeinen nicht zu ſagen, vielmehr im Einzelfall 
nach der Verkehrsauffaſſung zu beſtimmen. Ein im Straßengewühl der Großſtadt entfallener 
Gegenſtand kann nach Sekunden als verloren anzuſehen ſein, eine auf einſamem Wege entfallene 
nach Stunden noch als bloß augenblicklich abhanden gekommen. Der Beſitzverluſt muß un“ 
willkürlich eintreten. Die weggeworfene Sache iſt ſowenig verloren wie die geſtohlene. 
Auch der Dieb kann die geſtohlene Sache verlieren; denn Verlierer und Eigentümer brauchen 
nicht ein und dieſelbe Perſon zu ſein. Auch durch den Beſitzdiener und im Falle des mittelbaren 
Beſitzes durch den Beſitzvermittler kann die Sache verloren werden. Für den Beſitzer oder mittel 
baren Beſitzer muß die Sache auch dann als verloren gelten, wenn ſie zwar ohne ſein Wiſſen un 
Wollen, aber mit Wiſſen und Willen des Beſitzdieners oder Beſitzvermittlers beſitzerlos geworden 
iſt lebenſo Brodmann bei Planck A 1a zu $ 965; Kober bei Staudinger A 13 zu 8 965). 


2. Finden iſt Wahrnehmen mit dem Bewußtſein, daß es ſich um eine verlorene Sache handelt, 
Anſichnehmen willkürliche Besitzergreifung. Aufnehmen zur Beſichtigung iſt nicht „Anfichnehmen - 
Das Anſichnehmen iſt Rechtshandlung, aber kein Rechtsgeſchäft. Finder (Abſ 2) iſt — auch bei 
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mehreren am Fund Beteiligten — derjenige, der die verlorene Sache gefunden und an ſich 
genommen hat. 


3. Anzeige an einen Empfangsberechtigten. Der Verlierer gilt ebenſo wie der Eigentümer 
ohne weiteres von Geſetzes wegen als empfangsberechtigt für die Anzeige. Der Finder braucht 
die Rechtsſtellung des Verlierers nicht nachzuprüfen. Empfangsberechtigt kann auch ſein, wer 
die Sache vor dem Verluſt als dinglich Nutzungsberechtigter oder auf Grund Geſtattung des 
Eigentümers oder Nutzungsberechtigten, z. B. als Mieter, im Beſitz hatte. Auch der Pfandgläubiger 
kann in Frage kommen. Aber auch die auf der Sache oder auf ihr anhaftenden Marken, z. B. 
Schlüſſelmarken als empfangsberechtigt bezeichneten Dritten zählen hierher. 

Das Geſetz verlangt Anzeige an den bekannten Empfangsberechtigten ſelbſt. Die Anzeige an 
die Polizei genügt daher nicht, wenn der Finder einen Empfangsberechtigten kennt. Dagegen 
braucht der Finder die Anzeige nicht in eigener Perſon zu machen. Er kann ſich dazu auch anderer, 
ſo auch der Polizeibeamten als Mittelsperſonen bedienen. Übernimmt daher die Polizei all⸗ 
gemein oder im einzelnen Fall die Anzeigevermittlung, ſo genügt der Finder ſeiner Pflicht zur 
Anzeige an den Empfangsberechtigten auch auf dem Wege der Verſtändigung durch die Polizei. 
Eine beſondere Form ift für die Anzeige nicht vorgeſchrieben. Sie könnte alſo unter Umſtänden 
auch durch Veröffentlichung in einem Blatt geſchehen. Es kommt dabei darauf an, ob die Ver⸗ 
öffentlichung nach den Umſtänden dem Empfangsberechtigten die Kenntnis des Fundes zu ver⸗ 
mitteln geeignet iſt. Die Anzeige it ſelbſtverſtändlich nur dann zu erſtatten, wenn ſie tunlich ift. 
So entfällt die Anzeigepflicht, wenn der bekannte Verlierer bekannten Aufenthalts, aber nicht 
erreichbar oder nur mit unverhältnismäßigen Koſten erreichbar iſt. Wird der Verlierer ſpäter 
erreichbar, ſo iſt die Anzeige unverzüglich nachzuholen. 

4. Anzeige an die Polizeibehörde. Die Pflicht zu dieſer Anzeige iſt nicht nur dann verletzt, 
wenn die Anzeige überhaupt verſäumt oder verzögert wird, ſondern auch dann, wenn dabei die 
zur Ermittlung des Empfangsberechtigten dienlichen Umſtände nicht gewiſſenhaft angegeben 
werden. Wird dem Finder nach Erſtattung der Anzeige bei der Polizei ein Empfangsberechtigter 
bekannt, ſo iſt zwar im Geſetz eine zweite Anzeige nicht ausdrücklich vorgeſchrieben. Das Be⸗ 
kanntwerden des Empfangsberechtigten hindert aber den Eigentumserwerb des Finders 
6974 und hat dem Sinn und Zweck des 965 nach auch die Pflicht zur Anzeige an den Empfangs- 
berechtigten nach Abſ 1 zur Folge (Vgl. A 5). Welche Polizeibehörde zur Entgegennahme der 
Anzeige zuſtändig iſt, beſtimmt das Landesrecht. Die von der Polizei zu entfaltende Tätigkeit 
bezweckt den Schutz der verſchiedenen, in Anſehung eines Fundes möglicherweiſe in Betracht 
kommenden, noch ungewiſſen oder unbekannten Rechte. Sie dient alſo der Aufrechterhaltung 
der öffentlichen Ordnung und damit den öffentlichen Belangen. 


5. Fund geringwertiger Sachen. Mark iſt jetzt Reichsmürk (VO v. 12. 12. 1924 $ 1 RG Bl I, 
775). Nur die Anzeige bei der Polizei im Falle des Abſ 2 iſt bei geringwertigen Sachen erlaſſen, 
nicht auch die Anzeige an den bekannten Empfangsberechtigten im Falle des Abſ 1. Dies hat 
notwendig zur Folge, daß die Pflicht zur Anzeige an den Empfangsberechtigten im Augenblicke 
ſeines Bekanntwerdens eintritt. Der Finder hat alſo nach dem Bekanntwerden des Empfangs⸗ 
berechtigten dieſem unverzüglich gemäß $ 965 Abſ 1 Anzeige zu machen. Was fo für den Fund 
geringwertiger Sachen gilt, muß auch beim hochwertigen Fund zutreffen (vgl. A 4). 

16. Im internationalen Privatrecht beſtimmen ſich Rechte und Pflichten des Finders 
in erſter Linie nach dem Recht am Fundort (OLG 10, 114). Wird nach dem Recht des Fund⸗ 
orts ſofort Eigentum am Fund erworben, fo hat es dabei fein Bewenden. Iſt der Ablauf einer 
Verſchweigungsfriſt zum Eigentumserwerb erforderlich, fo entſcheidet über die Dauer dieſer Ver⸗ 
ſchweigungsfriſt ebenſo wie bei der Erſitzung das Recht des Ortes, an dem ſich die Sache bei Ab⸗ 
lauf der Friſt befindet. 
Nach öſterreichiſchem Recht bedürfen, wenn der Eigentümer der Sache unbekannt iſt, 
Funde bis zum Wert von 0,66 RM. keiner Anzeige; ein Fund im Wert bis zu 6,66 RM. iſt binnen 
= Tagen in ortsüblicher Weiſe bekannt zu machen, er kann auch bei der Polizei angezeigt werden; 
Funde im Wert von mehr als 66,66 RM. müſſen bei der Ortsobrigkeit angezeigt werden (§8 389, 
300 OA BGB). Der Finderlohn beträgt 10%; erſt wenn er 33,33 RM. überſteigen würde, vom 
überſchießenden Wert 5% ($ 391 OA BB). Nach einem Jahr erwirbt der Finder das Recht, 
die Sache für ſich zu benutzen; erſt nach Ablauf der Erſitzungsfriſt von 3 — gegenüber juriſtiſchen 
Perſonen 6 — Jahren, beginnend beim Kleinfund vom Fund an, bei den übrigen Funden von 
er Veroffentlichung oder Anzeige an wird der Finder Eigentümer (89 392, 1466, 1472 D ABGB). 
ird die in Oſterreich oder dem Sudetenland gefundene Sache vor Ablauf der, Erſitzungsfriſt ind N 
alte Reichsgebiet gebracht, jo tritt hier der Eigentumserwerb ſchon nach einem Jihr ein; aber dur 
elit auch die Pflicht zur Herausgabe der Bereicherung ein ($ 977 BGB). ird eine im alten 
Reichsgebiet gefundene Sache vor Ablauf eines Jahres ſeit der Anzeige na Oftorrgich verbracht, 11 


10 wird das Eigentum erſt nach 3 bzw. 6 Jahren erworben. — Von einem Scha führen, went 
er in Oſterreich oder dem Sudetenland gefunden wird, je / dem Fiskus, dem Fi und! 0 
Grundeigentümer ($ 399 OA BGB). (Beitzke.)] * a N * n 
A, Vs 
NE e b 
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§ 966 

Der Finder iſt zur Verwahrung der Sache verpflichtet ). 

Iſt der Verderb der Sache zu beſorgen oder iſt die Aufbewahrung mit 
unverhältnismäßigen Koſten verbunden, ſo hat der Finder die Sache öffent⸗ 
lich verſteigern zu laſſen 2). Vor der Verſteigerung iſt der Polizeibehörde 
Anzeige zu machen ). Der Erlös tritt an die Stelle der Sache. 

E 1 911, 918 II 881; M 3 378, 379; P 3 258, 261. 

1. Verwahrungspflicht des Finders. Sie beginnt erſt, wenn der Finder die Sache wirk⸗ 
lich an ſich genommen hat. Solange er ſie nur zur Beſichtigung aufgenommen hat, 
ann er fie wieder niederlegen. Aus der Verwahrungspflicht ergibt ſich das Recht des 
Finders zum Beſitz. Er erwirbt, wenn er für den Eigentümer beſitzen will, den Beſitz 
in gutem Glauben, haftet dann alſo nicht nach 95 990, 989. Dasſelbe gilt für den, der die Fund⸗ 
ſache für den Finder in Verwahrung nimmt (NG JW 1924, 17155). Die Verwahrungspflicht 
iſt nicht unbedingt. Erweiſt ſich die Sache als verdorben und wertlos oder verdirbt ſie und wird 
wertlos, ſo kann ſich der Finder ihrer ohne weiteres entledigen. Denn die Verwahrung nach 9 966 
Abſ 1 hat nur den Zweck, dem Empfangsberechtigten die Sache zu erhalten. Iſt dieſer Zweck 
unerreichbar, ſo entfällt auch die Verwahrungspflicht. Sie liegt auch dann nicht im Sinne des 
Geſetzes, wenn der Zuſtand der Sache (z. B. wegen Anſteckungsgefahr) ihre Verwahrung un⸗ 
tunlich erſcheinen läßt (Unmöglichkeit der Erfüllung). Daß die Verwahrung dem Finder nur 
läſtig iſt, kann ihn dagegen zur Aufgabe der Verwahrung nicht berechtigen. Denn durch $ 967 
iſt ihm freigeſtellt, die Sache an die Polizeibehörde abzuliefern. Die Verwahrungspflicht 
erſtrackt ſich auch auf Beziehen, Verwahren und Verwerten etwaiger Früchte der Sache, z. B. 
der Milch einer gefundenen Kuh. Der etwaige Erlös ift mit herauszugeben oder geht an den Koſten 
für Verwahrung und den ſonſtigen Aufwendungen ab. Die Koſten des Beziehens, Verwahrens, 
Verwertens der Früchte mindern ohne weiteres deren Erlös. Das Selbſtbeziehen der Früchte 
durch den Finder iſt unter Umſtänden nicht ausgeſchloſſen. — Trotz der Verwahrungspflicht des 
Finders entſpricht ſein Verhältnis zum Eigentümer der verlorenen Sache nicht dem $ 868, 
auch nicht, wenn der Finder den Eigentümer kennt und dieſer vom Beſitz des Finders Kenntnis 
hat (Nch 4. 2. 27 III 104/26; vgl. A 3 Abſ 2 zu $ 868). 

2. Verſteigerung. Der Finder hat die Pflicht, verſteigern zu laſſen, nur dann, wenn er nicht 
vorzieht, die Sache an die Poltzeibehörde abzuliefern (5 967). Über den Begriff der öffentlichen 
Verſteigerung: § 383 Abſ 3, Durch die Verſteigerung erlangt der Anſteigerer, dem die Sache 
ber Berfteigerung zufolge übertragen wird, Eigentum. Aber nicht etwa auf Grund der $$ 932, 
335 Abſ 2. Denn der Finder iſt hier als Veräußerer kraft Geſetzes an die Stelle des Eigentümers 
getreten. Er iſt berechtigt, auf Grund der öffentlichen Verſteigerung wirkſam Eigentum zu über⸗ 
tragen; der Erwerb von ihm iſt alſo nicht Erwerb von Richtberechtigten. War der Finder nicht 
berechtigt, die Sache verſteigern zu laſſen, weil die Vorausſetzungen des Abf2 nicht vorlagen, 
jo kann er zwar nicht wirkſam Eigentum übertragen; der gutgläubige Erwerber aber erlangt dann 
Eigentum nach $ 935 Abſ 2. Der gute Glaube, der hier verlangt wird, iſt der Glaube an das Vor⸗ 
liegen einer ordnungsmäßigen Fundverſteigerung (vgl. die entſprechende Vorſchrift in $ 1244). 
Gutgläubig iſt auch hier, wer glaubt, vom Berechtigten zu erwerben. Der Fall des $ 966 iſt dem 
des F 1244 fo gleichartig, daß eine entſprechende Anwendung des $ 1244 auf die Tatbeſtände des 
$ 966 zuläſſig fein muß. 

3. Die Anzeige über das Bevorſtehen der Verſteigerung ſoll es der Polizeibehörde ermög⸗ 
lichen, zu prüfen, ob der Verſteigerungsfall gegeben iſt und, wenn ſie es für erforderlich hält, 
ſich die Sache oder den Verſteigerungserlös abliefern zu laſſen ($ 967). Deshalb iſt jo bald anzu⸗ 
zeigen, daß die Poltzeibehörde noch rechtzeitig verfügen kann. Die Verſteigerung zu verbieten, 
ſteht der Polizeibehörde nach 95 966, 967 nur dann zu, wenn ſie die Ablieferung anordnet. 


§ 967 

) Ser Finder iſt berechtigt) und auf Anordnung der Polizeibehörde 
verpflichtet, die Sache oder den Verſteigerungserlös an die Polizeibehörde 
abzuliefern ). 

E 1 912 II 882; M 3 379; P 3 259. 

1. Fundablieferung an die Polizeibehörde. Die Ablieferung kann ſowohl der Entlaſtung 
des Finders wie der Sicherſtellung des Verlierers dienen. Sie hat zur Folge, daß der Finder 
ſeiner Verpflichtung zur Verwahrung und zur Herausgabe an den Berechtigten ledig wird, ohne 
ſeiner Erſatzanſprüche für Aufwendungen, ſeines Finderlohns und ſeines Anrechts auf die Sache 
oder den Erlös nach fruchtloſem Ablauf der Wartezeit verluſtig zu gehen. Die Polizeibehörde 
hat dafür zu ſorgen, daß die Verwahrungs⸗ und gegebenenfalls die Herausgabepflicht vom Finder, 


Erwerb und Verluſt des Eigentums an beweglichen Sachen 88 966—969 319 


andererſeits aber auch deſſen Anſprüche an den Empfangsberechtigten erfüllt werden. Ihre Ob⸗ 
liegenheiten ſind indeſſen, wenn ſchon auf dem BGB beruhend, doch nicht bürgerliche Schuld⸗ 
verbindlichkeiten, ſondern Amtspflichten der beteiligten Beamten. Zur wirkſamen Ausübung 
ihrer Obliegenheiten ſtehen der Polizeibehörde dieſelben geſetzlichen Ermächtigungen zur Seite 
wie dem Finder vor der Ablieferung, insbeſondere die Befugnis zum Anordnen der Verſteigerung. 

Die Verſteigerung im Auftrage der Polizeibehörde hat die gleiche Wirkung wie die im Auftrag 
des Finders durchgeführte öffentliche Verſteigerung. Dem Anfordern der bei der Polizeibehörde 
aufgewendeten Koſten ſteht das BGB nicht entgegen, aber auch nicht zur Seite. Die Rechtsnorm 
für die Pflicht zum Erſatz dieſer Koſten muß, da es Koſten für öffentliche Hilfeleiſtung ſind, dem 
öffentlichen Recht, alſo dem Landesrecht, entnommen werden, das auch im übrigen zur Regelung 
der Obliegenheiten der Polizeibehörden in Fundſachen inſoweit zuſtändig ift, als nicht das BGB 
ſelbſt Vorſchriften getroffen hat. 

2. Ablieferungsberechtigung. Sie hat bürgerlich⸗rechtliche Wirkſamkeit gegenüber dem Ver⸗ 
lierer — dieſer muß ſich die Ablieferung mit ihren Wirkungen gefallen laſſen —, öffentlich rechtliche 
Bedeutung gegenüber der Polizeibehörde. Die vorbezeichneten (A 1) Wirkungen der Ablieferung 
treten aber erſt mit der wirklichen Übernahme durch die Polizeibehörde ein, nicht alſo z. B. ſchon 
durch das Anbieten der Ablieferung dann, wenn die Polizeibehörde vorübergehend wegen Fehlens 
eines Verwahrungsraumes zur Übernahme außerſtande iſt. 

3. Ablieferungspflicht auf Verlangen der Polizeibehörde. Die Pflicht beſteht nur der 
Polizeibehörde gegenüber und hat öffentlich⸗rechtliche Natur. Erzwungen wird die Pflichterfüllung 
nicht im Rechtsweg, ſondern mittels der polizeilichen Zwangsmaßregeln. Die Ablieferung kann 
von vornherein für alle Funde oder für beſtimmte Arten von ſolchen, aber auch im einzelnen Fall 
auf die Fundanzeige hin, aber immer nur dem Finder gegenüber angeordnet werden. Einem 
Rechtsanwalt, der im Auftrag eines Dritten einen Fund angezeigt hat, kann die Polizei nicht 
aufgeben, die Ablieferung des Fundſtücks zu veranlaſſen (JW 1925, 1060). 


9 968 


Der Finder hat nur Vorſatz und grobe Fahrläſſigkeit zu vertreten. 

E II 883; P 3 268, 259. 

Haftungsverbindlichkeit des Finders. Die Vorſchrift überträgt den Grundſatz des 680 
und damit auch feine Ausnahme in $ 682 auf das Fundrecht. Wie der, der auftragslos fremde 
Geſchäfte führt, um eine dem Geſchäftsherrn drohende dringliche Gefahr abzuwenden, ſo ſoll auch 
der in ähnlicher Lage befindliche Finder nur Vorſatz und grobe Fahrläſſigkeit zu vertreten haben. 
Ver Finder haftet alſo für den Schaden dann, wenn er den ihm als Finder obliegenden Pflichten 
vorſäßzlich oder unter beſonders ſchwerer Außerachtlaſſung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt 
zuwiderhandelt, während er für leichtere Verſehen nicht verantwortlich iſt. Der Verſtoß kann 
ſich richten gegen die Anzeigepflicht, aus deren Verletzung etwa unnütze Koſten für Nachforſchungen 
und Schäden durch verſpätete Ermittlung des Berechtigten entſtehen; er kann ſich ebenſo gegen 
bie Pflicht zur Verwahrung richten, wenn er etwa die Beſchädigung oder den Untergang der Sache 
zur Folge hat; er kann ſich endlich gegen die Pflicht zur gewiſſenhaften Prüfung der Empfangs⸗ 
berechtigung richten (ſo bei etwaigem Verluſt durch Herausgabe an einen Unberechtigten). — In 

em vom Rc JW 1924, 17156 entſchiedenen Fall hatte eine Mutter die von ihrem Kind gefundene 
Sache als ſolche in Verwahrung genommen. Die Frage, ob auch fie nur nach $ 968 haften würde, 
iſt dort offen geblieben, aber zu bejahen. 


8 969 


Der Finder wird durch die Herausgabe der Sache an den Verlierer auch 
en ſonſtigen Empfangsberechtigten gegenüber befreit. 
E II 884; P 3 250281. 
4, Herausgabe an den Verlierer. Das Geſetz erleichtert die Verantwortlichkeit des Finders 
für richtige Herausgabe weſentlich dadurch, daß es den Verlierer als den Empfangsberechtigten 
ezeichnet. Hiernach wird der Finder einer geſtohlenen und vom Dieb verlorenen Sache frei, 
wenn er die Sache dem Dieb herausgibt. Man wird das aber nur für den Fall anzuerkennen haben, 
daß der Finder den wahren Sachverhalt nicht kennt. Kennt er ihn, gibt er trotzdem dem Dieb 
als dem Verlierer die Sache zurück und verſtößt er dadurch gegen $ 257 StB, fo kann er ſich 
daf 9969 nicht berufen, weil die Herausgabe nach $ 138 nichtig iſt. Aus 9 968 ergibt ſich weiter, 
1 5 der Finder ſchon dann frei wird, wenn er an den herausgibt, den er ohne grobe Fahr⸗ 
äſſigleit für den Verlierer hält, auch wenn dieſer nicht der Verlierer iſt. 
Kraft der geſetzlichen Empfangsberechtigung des Verlierers wird der Finder durch Herausgabe 
an ihn auch dann frei, wenn der Eigentümer den Herausgabeanſpruch erhebt und ſein Recht 
glaubhaft macht. Der Finder braucht ſich auf den Streit zwiſchen dem Verlierer und dem an⸗ 
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geblichen Eigentümer nicht einzulaſſen und die Sache nicht zu hinterlegen. Indeſſen hat der Ver⸗ 
lierer als ſolcher nur eine Empfangsberechtigung, aber keinen Herausgabeanſpruch. 
Der Finder kann alſo, wenn dem Verlierer kein Recht auf die Sache zur Seite ſteht, ihm die Heraus⸗ 
gabe verweigern und wird durch die Herausgabe an den wahren Berechtigten frei. Die geſetzliche 
Empfangsberechtigung des Verlierers iſt nicht unantaſtbar. Der wahre Berechtigte hat die Mög⸗ 
lichkeit, eine einſtweilige Verfügung zu erwirken, durch die dem Finder die Herausgabe an den 
Verlierer unterſagt wird. In dieſem Falle it die Wirkſamkeit des $ 969 für die Dauer der einft- 
weiligen Verfügung ausgeſchloſſen. 

Die Vorſchrift iſt nach ihrer Entſtehungsgeſchichte weſentlich auf den Beſitzdiener gemünzt. 
Als „Verlierer“ ſollte auch dieſer empfangsberechtigt ſein. Das iſt auch erreicht: denn nach dem 
Ausgeführten (Abſ 2) kann man dem Beſitzdiener die Rolle des Verlierers nicht deshalb abſprechen, 
weil er keinen Herausgabeanſpruch hat. Beſteht das Beſitzdienerverhältnis bei der Heraus⸗ 
gabe noch, ſo iſt der Finder befreit. Beſteht es nicht mehr, ſo iſt er nur dann befreit, wenn ihm 
weder Vorſatz noch grobe Fahrläſſigkeit zur Laſt fällt. 


8 970 


Macht der Finder zum Zwecke der Verwahrung oder Erhaltung der Sache 
oder zum Zwecke der Ermittelung eines Empfangsberechtigten Aufwendungen, 
die er den Umſtänden nach für erforderlich halten darf, fo kann er von dem 
Empfangsberechtigten Erſatz verlangen. 

E 1 914 II 885; M 3 380; P 3 261, 262. 

Erſatz der Aufwendungen. Soweit die Aufwendungen zur Verwahrung und Erhaltung 
notwendig ſind, alſo auf Grund der Verwahrungspflicht gemacht werden müſſen, würde ſich 
der Erſatzanſpruch auch aus $ 966 ſchon ergeben. Dies muß auch von den Koſten einer etwai⸗ 
gen Verſteigerung gelten. § 970 gibt den Erſatzanſpruch in weiterem Umfang; $ 994 
Ab; 5 a 2 gilt aber auch hier. Bezüglich der Aufwendungen der Polizeibehörde: 9 967 A ! 
am Ende. 


9 971 


Der Finder kann von dem Empfangsberechtigten einen Finderlohn 1 
verlangen. Der Finderlohn beträgt von dem Werte der Sache bis zu drei 
hundert Mark fünf vom Hundert, von dem Mehrwert eins vom Hundert, 
bei Tieren eins vom Hundert. Hat die Sache nur für den Empfangsberech⸗ 
tigten einen Wert, ſo iſt der Finderlohn nach billigem Ermeſſen zu beſtimmen. 

Der Anſpruch iſt ausgeſchloſſen, wenn der Finder die Anzeigepflicht ver⸗ 
letzt oder den Fund auf Nachfrage verheimlicht 2). 

EI 914 II 886; M 3 380, 381, 386; P 3 281—264, 272. 

1. Finderlohn. Gedacht iſt der Finderlohn ſowohl als Belohnung ſür die Ehrlichkeit wie als 
Vergütung für die Mühe waltung. Man wird aber daraus nicht den Schluß ziehen dürfen, daß 
durch den Finderlohn alle Mühe entſchädigt fein ſoll, die der Finder aus Anlaß des Fundes auf 
gewendet hat. Hat der Finder z. B. gefundene Tiere längere Zeit ſelbſt perſönlich verpflegt 
oder durch ſeine Dienſtleute pflegen laſſen, während ihm frei ſtand, ſie durch Dritte verpflegen zu 
laſſen oder der Polizei zu übergeben, ſo wird man ihm für dieſe beſondere Mühewaltung eine 
Vergütung auch neben dem Finderlohn zubilligen müſſen. Der Anſpruch auf Finderlohn richtet 
ſich gegen den Empfangsberechtigten, dem der Finder die Fundſache herausgibt. Gegen die 
andern Empfangsberechtigten ($ 965 A 3) hat er keinen Anſpruch. 

Unter dem Wert der Sache iſt der gemeine Wert zur Zeit der Herausgabe zu verſtehen. Be 
ſondere Belange des Verlierers oder Finders kommen daneben nicht in Betracht. Mark iſt jetzt 
Reichsmark ($ 965 A 5). n 

2. Verluſt des Finderlohns. Die Verletzung der Anzeigepflicht als Grund der Anſpruchs⸗ 
verwirkung muß ſchuldhaft (vorſätzlich oder grobfahrläffig) fein (99 965, 968). Die Verheim⸗ 
lichung begründet den Verluſt nur dann, wenn ſie auf Anfrage eines glaubhaft Berechtigten 
begangen wird. Sie kann in Schweigen, Auskunftsverweigerung, Leugnen, Vorſpiegelungen 
beſtehen. Kommt der Finder, um den Berechtigten zu täuſchen, einer Anfrage mit ſolchen Vor 
ſpiegelungen zuvor, fo ift es jo anzuſehen, als ob die Anfrage geſtellt geweſen wäre. Ernſthafte 
Verweiſung des Fragers an die Polizeibehörde, der die Anzeige erſtattet iſt, kann nicht als Ber 
heimlichung erachtet werden. Dem Finder, welcher die vorgeſchriebene Anzeige an die Polizei, 
behörde erſtattet hat, muß insbeſondere dann, wenn er die Fundſache an die Polizei abgeliefert 
hat, die Verweiſung an die Polizei geftattet fein. Wer dagegen den Frager nicht an die Polizel 
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verweiſt, kann trotz der Anzeigeerſtattung und der Ablieferung an dieſe des Finderlohns verluſtig 
gehen, wenn er dem anfragenden Berechtigten den Fund verheimlicht. Wer beim Vorhandenſein 
von mehreren Empfangsberechtigten den Fund dem einen verheimlicht, dem andern mitteilt, 
verliert mindeſtens gegen dieſen ſeinen Finderlohnanſpruch nicht. 


$ 972 


Auf die in den 88 970, 971 beſtimmten Anſprüche finden die für die An- 
ſprüche des Beſitzers gegen den Eigentümer wegen Verwendungen geltenden 
Vorſchriften der 88 1000 bis 1002 entſprechende Anwendung. 

E I 915 II 887; M 3 379, 380; P 3 264— 268; 6 236. 

Schutz der Anſprüche des Finders. Der Finder kann die Herausgabe verweigern, bis er 
für die Verwendungen und den Finderlohn befriedigt iſt, kann aber beide nur fordern, wenn der 
Empfangsberechtigte die Fundſache erhält oder die Anſprüche genehmigt. Hat der Empfangs- 
berechtigte die Fundſache ſchon wieder in ſeinen Beſitz bekommen und will er die Anſprüche des 
Finders nicht genehmigen, ſo kann er die Fundſache zurückgeben und ſich damit von den Anſprüchen 
befreien. Ebenſo kann er zum gleichen Zweck die ihm angebotene Fundſache zurückweiſen. Nimmt 
er aber die ihm unter ausdrücklichem Vorbehalt jener Anſprüche angebotene Fundſache an, ſo 
genehmigt er damit die Anſprüche. Erhält er die Sache ohne Vorbehalt der Anſprüche, ſo wird 
er nach Ablauf eines Monats von den Anſprüchen frei, falls er nicht inzwiſchen belangt iſt oder 
genehmigt hat ($ 974). 

9 1000 Satz 2 iſt unanwendbar. Auch der unredliche Finder verletzt durch das Anſichnehmen 
einer verlorenen Sache kein fremdes Recht. 


9 973 


1) Mit dem Ablauf eines Jahres nach der Anzeige des Fundes bei der Polizei- 
behörde erwirbt der Finder das Eigentum an der Sache, es ſei denn, daß 
vorher ein Empfangsberechtigter dem Finder bekannt geworden iſt oder 
ſein Necht bei der Polizeibehörde angemeldet hat. Mit dem Erwerbe des 
Eigentums erlöſchen die fonftigen Nechte an der Sache 7). 

Iſt die Sache nicht mehr als drei Mark wert, ſo beginnt die einjährige 
Friſt mit dem Funde. Her Finder erwirbt das Eigentum nicht, wenn er den 
Fund auf Nachfrage verheimlicht. Die Anmeldung eines Nechtes bei der 
Polizeibehörde ſteht dem Erwerbe des Eigentums nicht entgegen. 

E 1 918—921 II 888; M 3 382—386; P 3 271, 272. 

1. Eigentumserwerb durch den Finder. Mit dem Ablauf eines Jahres erlangt der Finder 
das Eigentum der Fundſache, und zwar das Jahr gerechnet vom Augenblicke des Fundes an in 
dem Falle, wo eine Fundanzeige an die Polizei nicht vorgeſchrieben iſt, in den andern Fällen 
von der Anzeige bei der Polizei an. Solange die Anzeige nicht erſtattet iſt, kommt die Friſt nicht in 
Lauf. In beiden Fällen erwirbt der Finder das Eigentum nicht, wenn ihm ein Empfangsberechtigter 
vor Ablauf der Friſt bekannt geworden iſt, in den Fällen der Notwendigkeit der Polizeianzeige 
auch dann nicht, wenn ſich vor Ablauf der Friſt ein Empfangsberechtigter bei der Polizei ge⸗ 
meldet hat, in den Fällen der Entbehrlichkeit der Polizeianzeige dann nicht, wenn er ſelbſt auf 
Nachfrage den Fund verheimlicht hat. Die Umſtände, die hiernach den Eigentumserwerb des 
Finders hindern, ſind ihm im Streitfall nachzuweiſen. Auffällig iſt, daß die Verheimlichung 
des Fundes auf Nachfrage den Eigentumserwerb des Finders dann nicht hindert, wenn es ſich 
um einen wertvolleren Fund handelt, welcher der Polizei angezeigt worden iſt. Man ift indeſſen 
N genötigt, ein Überjehen anzunehmen. Denn wenn der Finder durch die Nachfrage Kunde 
don dem Empfangsberechtigten erhalten hat, ſo verliert er ohnehin ſein Funderwerbsrecht. Hat 
Fr aber die Nachfrage nicht zu dem Glauben an die Empfangsberechtigung des Nachfragers ge- 
bracht und dieſer auch auf die Verheimlichung hin keinen Anlaß zur Anmeldung ſeines Rechtes 
bel der Polizei genommen, ſo verlangt auch die Billigkeit nicht die Hintanhaltung des Funderwerbs. 
w Der Finder erwirbt das Eigentum mit dem Ablauf'der Wartezeit, aber mit Rückwirkung, 
Hl der Eigentumserwerb durch Fund als Aneignungserwerb zu betrachten iſt, nicht als 

9 en (beſtr.; vgl. Kober bei Staudinger A 3 zu $ 973; Brodmann bei Planck 
u ). 

“ Hat jemand eine Sache als Fund bei der Polizei abgeliefert und liegen die Vorausſetzungen 

abe! unter denen er das Eigentum an einem Funde erworben haben würde, verweigert ihm 

Aber die Polizei die Aushändigung der Sache, weil kein Fund vorgelegen habe, ſo gehört der An⸗ 

pruch des Finders auf Herausgabe feines Eigentums nicht dem bürgerlichen Recht an, er ift vor 

BOB, Kommentar von Reichsgerichtsräten. 9. Aufl. III. Bd. (Schack.) 21 
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den ordentlichen Gerichten nicht verfolgbar (vgl. $ 965 A 4 a. E.). Die Aushändigung des Fundes 
iſt eine Amtshandlung der Polizei, auf deren Vornahme nicht geklagt werden kann (a. M. 28 
1917, 1148°). Es gibt daher auch keinen privatrechtlichen Herausgabe anſpruch gegen die Polizei, 
der etwa gepfändet werden könnte. Pfändbar und verpfändbar iſt dagegen das Recht auf den 
Eigentumserwerb; denn es iſt vererblich und übertragbar. 


Wenn während der einjährigen Friſt der Fundgegenſtand behördlich beſchlagnahmt und das 
Eigentum daran auf das Reich übertragen worden iſt, kann der Finder das Eigentum nicht mehr 
erwerben (RG ZW 1931, 9304). 


2. Rechte an der Sache. Rechte, die früher an der Fundſache beſtanden haben, erlöſchen im 
Augenblick des Funderwerbs gleich dem früheren Eigentum. Die Fundverwirkung richtet ſich 
gegen die Inhaber ſolcher Rechte, Pfandgläubiger, Nießbraucher mit um ſo mehr Fug, als ſie 
nach Lage der Sache zumeiſt als Verlierer in Betracht kommen werden. 


8 974 


) Sind vor dem Ablaufe der einjährigen Friſt Empfangsberechtigte dem 
Finder bekannt geworden oder haben ſie bei einer Sache, die mehr als drei 
Mark wert iſt, ihre Rechte bei der Polizeibehörde rechtzeitig angemeldet, 
ſo kann der Finder die Empfangsberechtigten nach den Vorſchriften des 
§ 1003 zur Erklärung über die ihm nach den 88 970 bis 972 zuſte henden An⸗ 
ſprüche auffordern ). Mit dem Ablaufe der für die Erklärung beſtimmten 
Friſt erwirbt der Finder das Eigentum und erlöſchen die ſonſtigen Nechte 
an der Sache, wenn nicht die Empfangsberechtigten ſich rechtzeitig zu der 
Befriedigung der Anſprüche bereit erklären 8) ). 

EI 919 II 889; M 3 384, 385; P 5 268— 272; 6 236. 


1. Funderwerb wegen Nichteinlöſung des Fundes durch die Empfangs berechtigten. Die 
durch rechtzeitiges Bekanntwerden oder Anmelden Empfangsberechtigter (8 973) geſchaffene 
Rechtslage, daß der Finder nicht Eigentümer wird, aber auch für ſeinen Anſpruch auf Erſatz der 
Aufwendungen und auf Finderlohn nur das Recht der Zurückhaltung der Fundſache hat, iſt dem 
Finder ungünſtig, wenn die Empfangsberechtigten die Einlöſung, d. h. die Befriedigung der 
Anſprüche gegen Herausgabe der Fundſache verweigern. Denn der Finder muß dann die Fund⸗ 
ſache als fremde behandeln und kann ſich für ſeine Anſprüche keine Befriedigung verſchaffen. 
Zu feinen Gunſten ift darum in $ 974 beſtimmt, daß er das Eigentum erwirbt, wenn die Empfangs⸗ 
berechtigten trotz Aufforderung binnen angemeſſener Friſt fi zur Befriedigung der Anſprüͤche 
nicht bereit erklären. Ob er die Empfangsberechtigten von vornherein kennt oder ob ſie ihm erſt 
ſpäter bekannt werden, iſt dabei in allen Fällen bedeutungslos. 


2. Allen Empfangsberechtigten muß die Aufforderung zugehen. Solange die Friſt nicht 
allen Empfangsberechtigten geſetzt und nicht gegen alle erfolglos abgelaufen iſt, erlangt der 
Finder das Eigentum nicht. Man wird aber annehmen müſſen, daß die Friſt für einen jeden 
der Empfangsberechtigten geſondert abläuft, fo daß er von dem erfolgloſen Ablauf an als Emp⸗ 
fangsberechtigter nicht mehr in Betracht kommt. Zu verlangen iſt die Erklärung, ob der Empfangs- 
berechtigte zur Befriedigung der Anfprliche bereit if. Genaue Angabe der Art und Höhe der 
Anſprüche iſt Vorausſetzung. 


3. Folgen des Verhaltens der Empfangs berechtigten auf die Aufforderung. Wortlaut 
und Sinn der Vorſchrift ergeben, daß der Finder Eigentümer der Fundſache wird, wenn die Emp⸗ 
fangsberechtigten innerhalb der Friſt überhaupt keine Erklärung abgeben oder die Befriedigung 
der Ansprüche verweigern, ohne fie zu beſtreiten. Erklärt der Empfangsberechtigte dagegen, daß 
er die Befriedigung der Anſprüche nicht verweigere, falls ſolche beſtänden, beſtreitet er aber ihr 
Beſtehen ganz oder teilweiſe, ſo iſt die Frage des Beſtehens der Anſprüche im Rechtsweg auszu⸗ 
tragen. Der Finder muß ſeine Anſprüche feſtſtellen laſſen und kann dann dem Empfangsberechtigten 
eine neue angemeſſene Friſt ſetzen. 


4. Wirkung der Erklärung der Empfangsberechtigten vor der Friſtſetzung. Da die Friſt⸗ 
ſetzung nur den Zweck hat, den Empfangsberechtigten zur Erklärung über Verweigerung oder 
Nichtverweigerung der Befriedigung zu zwingen, ſo iſt ſie unnötig, wenn die Erklärung ſchon vorher 
abgegeben worden iſt. Für den Fall der Anerkennung der Anſprüche ergibt ſich dies unmittelbar 
aus den $$ 972 u. 1001. Für den Fall der Verweigerung aber muß darin, daß fie von vornherein 
ohne Abwarten der Friſtſetzung erklärt wird, ein Verzicht des Empfangsberechtigten auf die Friſt⸗ 
ſetzung gefunden werden (vgl. § 972 A J). 
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8 975 


Durch die Ablieferung der Sache oder des Verſteigerungserlöſes an die 
Polizeibehörde werden die Rechte des Finders nicht berührt !). Läßt die Poli- 
zeibehörde die Sache verfteigern 2), jo tritt der Erlös an die Stelle der Sache. 
Die Polizeibehörde darf die Sache oder den Erlös nur mit Zuſtimmung des 
Finders einem Empfangsberechtigten herausgeben °). 

E I 913, 916 II 800; M 3 378, 380; P 3 261, 271. 

1. Die Rechte des Finders bleiben unberührt; wohl aber ändern ſich ſeine Pflichten. Er 
wird der Verwahrungspflicht ledig und ſeine Pflicht zur Herausgabe verwandelt ſich in die Pflicht, 
der Herausgabe durch die Polizei zuzuſtimmen. Eine gewiſſe Veränderung erfährt dadurch 
mittelbar auch das Zurückbehaltungsrecht des Finders dahin, daß er nunmehr der Herausgabe 
zuzuſtimmen nur gegen Befriedigung ſeiner Anſprüche verpflichtet iſt. 

2. Verſteigerung auf Anordnung der Polizeibehörde. Wann dieſe zuläſſig iſt, ergibt ſich 
aus den dafür erlaſſenen öffentlich⸗rechtlichen Vorſchriften. Jedenfalls iſt die Verſteigerung in 
den Fällen des § 966 Abſ 2 zuläſſig. 

8. Nichtherausgabe an den Empfangsberechtigten ohne Zuſtimmung des Finders. Hierbei 
handelt es fi) um eine Schranke öffentlich -rechtlichen Inhalts, aber bürgerlich⸗ rechtlichen Ur⸗ 
ſprungs. Gibt der Polizeibeamte trotz fehlender Zuſtimmung des Finders die Sache heraus, ſo 
verletzt er feine Amtspflicht und begründet dadurch gegebenenfalls eine Schadenserſatzpflicht. 
Die hürgerlich⸗rechtliche Wirkſamkeit der Herausgabe aber wird davon nicht berührt. Auf die Er⸗ 
teilung der Zuſtimmung kann der Verlierer gegen den Finder klagen. Iſt die Verweigerung der 
Zuſtimmung nicht ernſthaft, ſo iſt die Polizei an der Herausgabe nicht gehindert. Dies wird auch 
dann anzunehmen fein, wenn die Zuſtimmung muttillig, krotz Anerkennung der Pflicht dazu, 
verweigert wird, z. B. wenn der mittelloſe Finder, der zur Ablieferung an die Polizei gezwungen 
worden iſt, weil er die Anzeigepflicht verletzt hat, die Zuſtimmung offenbar nur deshalb ver⸗ 
weigert, um dem Verlierer Koſten zu machen. 


9 976 


Verzichtet der Finder der Polizeibehörde gegenüber auf das Necht zum 
Erwerbe des Eigentums an der Sache, ſo geht ſein Necht auf die Gemeinde 
des Fundorts über !). 

Hat der Finder nach der Ablieferung der Sache oder des Verſteigerungs⸗ 
erlöfes an die Polizeibehörde auf Grund der Vorſchriften der 85 973, 974 
das Eigentum erworben, ſo geht es auf die Gemeinde des Fundorts über, 
wenn nicht der Finder vor dem Ablauf einer ihm von der Polizeibehörde 
beſtimmten Friſt die Herausgabe verlangt ). 

E 1 923 II 891; M 3 386; p 3 272, 273. 

1. Verzicht auf den Funderwerb. Die Rechte auf den Fund ſind frei veräußerlich. Verzichtet 
der Finder auf ſein Recht zum Eigentumserwerb zugunſten eines beſtimmten Dritten, 
ſo kommen die Grundſätze Über die Übertragung von Anſprüchen zur Anwendung. Das Geſetz 
gibt dem Finder aber auch die Möglichkeit, ſich ſeines Rechtes zum Erwerb des Eigentums ohne 
Übertragung durch einfeitigen Verzicht zu entſchlagen. Es läßt den Verzicht durch Erklärung 
gegenüber der Polizeibehörde wirkſam werden und knüpft daran die Rechtsfolge des Erwerbs 
durch die Fundortgemeinde. Diefer Verzicht iſt ein Rechtsgeſchäft, aber kein Vertrag. Die Gemeinde 
iſt nur an den Verzichtsfolgen, nicht aber an dem Verzichtsgeſchäfte beteiligt. Die Gemeinde erhält 
daraus nur Rechte, keine Pflichten. 

Der Finder kann ſich beim Verzicht ſeine Anſprüche auf Finderlohn und Erſatz von Aufwen⸗ 
dungen vorbehalten; er ſetzt damit das Erlangen der für Finderlohn und Aufwendungen erhobe- 
nen Anſprüche zur Bedingung des Verzichts. Eine Verpflichtung der Gemeinde entſteht daraus 
nicht. Wenn fie in Kenntnis des Vorbehalts die Sache Übernimmt, jo kann (muß aber nicht) daraus 
zu ſchließen ſein, daß ſie ſich zur Befriedigung jener Anſprüche verbindlich macht. 

Infolge des wirkſamen Verzichts tritt die Gemeinde hinſichtlich des Rechtes auf Erwerb 
des Eigentums, ſo wie es im Augenblicke des Verzichts beſteht, an die Stelle des Finders. 
Hinſichtlich der Anſprüche auf Finderlohn und Erſatz von Aufwendungen des Finders iſt nicht das 
gleiche der Fall. Dieſe Anſprüche müßten beſonders abgetreten werden. Für Aufwendungen, 
ao die Gemeinde ſelbſt, insbeſondere durch eigne Verwahrung, nach dem Erwerb durch den 

erzicht des Finders gemacht hat, kann auch ſie Erſatz beanſpruchen. 
10 Ob die Fundſache mehr oder weniger als 3 RM. wert und ob ſie an die Polizei abgeliefert 
orden iſt oder nicht, kommt für die Anwendung des Abf 1 nicht in Betracht. 
21* 
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2. Verfall vom Finder erworbener, aber bei der Polizei nicht abgeholter Fundſachen. 
Auch dieſer Eigentumserwerb iſt zwar Eigentumsübergang, aber nicht Eigentumsübertragung. 
Ein Rechtsgeſchäft liegt dem Übergang überhaupt nicht zugrunde. In dem ungenutzten Ver⸗ 
N der Friſt durch den Finder iſt weder ein Rechtsgeſchäft noch eine Rechtshandlung 
zu finden. 

Der Erwerb des Eigentums durch die Gemeinde hat den vorherigen Erwerb durch den Finder 
auf Grund der 55 973, 974 zur Vorausſetzung. Iſt dieſer dadurch gehindert, daß dem Finder 
vor Ablauf des Wartejahrs ein Empfangsberechtigter bekannt geworden iſt, ſo vollzieht ſich auch 
der Erwerb der Gemeinde nicht. Der Eigentumserwerb der Gemeinde tritt abgeſehen davon im 
Augenblick des Friſtablaufs ohne weiteres ein. Beſitzergreifung iſt nicht erforderlich. Wie die Friſt 
für das Verlangen der Herausgabe zu beſtimmen und die Aufforderung zu erlaſſen ift, ergibt das 
öffentliche Recht. Aufforderung durch öffentliche Bekanntmachung iſt nicht ausgeſchloſſen. Gericht⸗ 
licher Nachprüfung unterliegt das polizeiliche Verfahren nicht. — Im Falle des Abſ 2 kann der 
Finder Finderlohn und Aufwendungserſatz von der Gemeinde nicht verlangen. 


8 977 


Wer infolge der Vorſchriften der SS 973, 974, 976 einen Nechtsverluſt er- 
leidet, kann in den Fällen der 88 973, 974 von dem Finder, in den Fällen des 
§ 976 von der Gemeinde des Fundorts die Herausgabe des durch die Nechts⸗ 
änderung Erlangten nach den Vorſchriften über die Herausgabe einer ungerecht; 
fertigten Bereicherung fordern ). Der Anſpruch erliſcht mit dem Ablaufe 
von drei Jahren nach dem Übergange des Eigentums auf den Finder oder 
die Gemeinde, wenn nicht die gerichtliche Geltendmachung vorher erfolgt ?). 

E I 922, 923 II 892; M 3 386; P 3 272. 

1. Bereicherungsanſprüche. Durch die Beſtimmungen über den Eigentumswechſel beim 
Fund iſt nur die Eigentumsfrage geregelt, nicht auch die Frage einer Verſchiebung von Ver⸗ 
mögenswerten. $ 977 ſtellt klar, daß eine ſolche in der Regel nicht ftattfinden, der Verluſt des 
Eigentums und der dinglichen Rechte vielmehr ausgeglichen werden ſoll. Dabei bedeutet die Ver⸗ 
weiſung auf die Vorſchriften über die Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung, daß 
die Vorausſetzungen des 5812 Abſ 1 gegeben jein müſſen, wenn ein Anſpruch nach $ 977 ent⸗ 
ſtehen ſoll. Dieſer zeigt die Beſonderheit, daß für ihn nicht die Verjährungsfriſt von 30 Jahren, 
ſondern eine Ausſchlußfriſt von 3 Jahren gilt. Über die in dieſem Zuſammenhang aufgeworfenen 
Fragen: A3 zu $ 951. — Der Bereicherungsanſpruch geht auf Herausgabe des Erlangten, 
alſo wenn die Sache bei dem in Anſpruch Genommenen noch vorhanden iſt, der Regel nach auf 
Herausgabe der Fundſache in Natur, andernfalls auf Erſatz in Geld. Nur die wirkliche, d. h. reine 
Bereicherung iſt herauszugeben. Die Anſprüche auf Erſatz der Aufwendungen und auf Finderlohn 
ſind alſo, weil ſie durch die Bereicherungstatſache, den Eigentumserwerb, erloſchen, ausgleichungs⸗ 
weiſe dem Bereicherungsanſpruch wieder gegenüberzuſtellen (Gegenbereicherungsanſpruch). Wird 
die Herausgabe der Sache in Natur beanſprucht und beſteht die Sache nicht ſelbſt in Geld, fo daß ein 
Abzug nicht möglich iſt, jo kann nach 88 273 ff. zugunſten des Anſpruchs auf Finderlohn und Erſatz 
der Aufwendungen das Zurückbehaltungsrecht ausgeübt werden. 

Ob die Erſtreckung des Bereicherungsanſpruchs auf den Fall des Verluſtes des Eigentums 
durch Einlöſungsverweigerung ($ 974) auf einem Verſehen bei der Feſtſtellung der Vorentwürfe, 
beruht, kann dahingeſtellt bleiben. Denn der Geſetzeswortlaut ift fo klar, daß über das erlaſſene 
Geſetz kein Zweifel ſein kann; das Ergebnis ſchließt zwar für manche Fälle einen Fortſchritt aus, 
weil die Geltendmachung des Zurückbehaltungsrechts für die wiederauflebenden Finderlohn 
und Verwendungsanſprüche die Sache nahezu völlig auf den alten Standpunkt ſtellt, aber es iſt 
doch nicht unmöglich und ungerecht. Unter dieſen Umſtänden kann auch einem Verſehen bei Vor⸗ 
arbeiten gegenüber dem Geſetzeswortlaut keine Bedeutung beigemeſſen werden. — Im Falle 
En nn. kann der Finder keinen Erſatz beanfpruchen; nur der bisherige Eigentümer 

at das Recht dazu. 

2. Die dreijährige Friſt iſt Ausſchlußfriſt, nicht Verjährungsfriſt. Die Anerkennung ſteht 
der gerichtlichen Geltendmachung (Klage, Zahlungsbefehl) nicht gleich. Ob eine Anerkennungs- 
erklärung eine ſelbſtändige Verpflichtungserklärung enthält, ift Tatfrage. Enthält fie eine ſolche, ſo 
pfſch e ein Bereicherungsanſpruch, ſondern möglicherweiſe ein Anſpruch aus vertraglicher Ver⸗ 
pflichtung vor. 


$ 978 


) Wer eine Sache in den Geſchäftsräumen oder den Beförderungsmitteln 
einer öffentlichen Behörde oder einer dem öffentlichen Verkehre dienenden 
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Verkehrsanſtalt?) findet und an ſich nimmt?), hat die Sache unverzüglich an 

die Behörde oder die Verkehrsanſtalt oder an einen ihrer Angeſtellten 

abzuliefern. Die Vorſchriften der SS 965 bis 977 finden keine Anwendung ). 
E I 924 II 893; M 3 387, 388; P 3 273. 


1. Fund im Bereich von Behörden und Verkehrsanſtalten. Die Vorſchriften umfaſſen inner- 
halb des örtlichen Bereichs, für den ſie beſtimmt ſind, nicht nur die Fälle des eigentlichen Fundes 
im Sinne der 88 965ff., ſondern auch die Fälle des Auffindens nicht verlorener Sachen. Das all. 
gemeine Fundrecht iſt aber auch in den eigentlichen Fundfällen ausgeſchloſſen und erſetzt durch 
die 88 978—982, deren Grundgedanken dahin gehen, daß nur Finderpflichten, keine Finderrechte 
beſtehen ſollen. 

2. Die Vorſchriften des $ 978 betreffen den Fund von Sachen in öffentlichen Räumen. Unter 
Sache iſt hier eine nicht dem Finder gehörige bewegliche Sache zu verſtehen. Wer ſeine eigene 
Sache wiederfindet, iſt nicht zur Ablieferung verpflichtet. Aber auch Diener, Angehörige des 
Eigentümers oder Verlierers, die dieſem entfallene Sachen finden, haben nicht die Pflicht, ſie nach 
$ 978 abzuliefern, ſondern können fie unmittelbar dem Eigentümer oder Verlierer zurückgeben. 
Auch herrenloſe Sachen ſind abzuliefern, nicht aber offenſichtlich völlig wertloſe. 

Geſchäftsräume brauchen nicht überbaute Räume, Gebäude zu ſein. Auch Höfe und ſonſtige 
freie Räume, z. B. auch ganze Bahnhofsflächen können dazu gehören. Nicht zu den Geſchäfts⸗ 
räumen dagegen werden die Bahndämme oder freien Strecken zu rechnen ſein. Die Räume 
brauchen auch nicht den Geſchäften zu dienen; Hilfsräume jeder Art ſind dazu zu zählen. 
Beförderungsmittel find nicht nur die der Verkehrsanſtalten, ſondern auch ſolche der öffent⸗ 
lichen Behörden. Daß die Sachen in den Beförderungsmitteln gefunden werden müſſen, iſt nicht 
ſtreng zu nehmen. Auch die auf dem Verdeck eines Poſtwagens gefundenen Sachen gehören dazu. 

Welche Stellen öffentliche Behörden ſind, iſt nach Staatsrecht zu entſcheiden, und zwar nach 
Reichsrecht, inſoweit dem Reich unmittelbar unterſtehende Stellen in Frage kommen, im übrigen 
nach Landesrecht. Offentliche Behörden werden vor allem Reichs⸗, Staats⸗ und Gemeinde⸗ 
behörden fein, aber auch die Behörden ſonſtiger ſtaatsrechtlich anerkannter öffentlicher Verbände, 
3. B. der Schulverbände. 

Verkehrsanſtalt iſt eine Anſtalt zur Beförderung von Perſonen oder Sachen zu Waſſer, zu 
Lande oder in der Luft, vor allem Eiſenbahn und Poſt (Hartmann Recht 1913, 391). Nicht dazu 
gehören Anſtalten, die dem Verkehr im weiteren Sinne dienen, z. B. Gaſthöfe, Schauburgen, 
Banken, Warenhäuſer (RG 108, 260; a. M. PrOVG JW 1918, 67). Die Anſtalt muß dem öffent 
lichen Verkehr, d. h. dem Verkehr der Allgemeinheit dienen. Eine innerhalb eines Werkes Sa 
zu deſſen Zwecken dienende Verkehrsanſtalt gehört nicht hierher. Im übrigen ift es ohne Belang, o 
die Anftalt von Reich, Staat, Gemeinde oder einem ſonſtigen öffentlichen Zweckverband oder von 

rivaten betrieben wird. Dagegen ift ein gewiſſer größerer Umfang der Betriebseinrichtungen 
nötig. Vereinzelte Mietfuhren genügen nicht. Ein Unternehmer, der nur eine oder mehrere Droſchken 
verwendet, hat keine Verkehrsanſtalt. Dem Begriff der „Anſtalt“ iſt ein größerer Umfang und 
eine beſondere Gliederung weſentlich. 

3. Finden oder Anſichnehmen. Von Finden kann nur die Rede fein, wenn die Sache ſich 

äußerlich in der Lage einer verlorenen befindet. Wer ſieht, wie eine Sache dem Beſitzer entgleitet 

und fie aufhebt, „findet“ fie nicht. Er hat fie alſo dem Beſitzer zurückzugeben. Hat er jedoch Zweifel, 

ae 5 Beſitzer iſt oder kann er ſie dem Beſitzer nicht ſofort zurückgeben, ſo hat er ſie als gefunden 
zuliefern. 

Eine Pflicht, ſolche Sachen an ſich zu nehmen, beſteht nach bürgerlichem Recht nicht. 
Sie kann dienſtrechtlich für Angeſtellte der Behörde oder Verkehrsanſtalt beſtehen. Ihre Ver. 
eltzung kann dann Amtspflichtverletzung ſein und haftpflichtig machen. Durch die „Anſichnahme“ 
überkommt den Finder die Pflicht zur Ablieferung und nur dieſe. Er hat keine Pflicht, nach dem 
Verlierer zu forſchen, Anzeige zu erſtatten oder die Umſtände des Fundes mitzuteilen. Man 
wird mangels einer beſonderen Beſtimmung auch für dieſen Finder annehmen müſſen, daß er, 
abgeſehen von der Unverzüglichkeit der Ablieferung, die ihm durch § 978 ſelbſt auferlegt iſt, bei der 
Erfüllung feiner Ablieferungspflicht nicht ſtrenger haftet als der Finder im Sinne der §8 965ff., 
nämlich nicht für mehr als für Vorſatz und grobe Fahrläſſigkeit. 

0 4. Anſprüche auf Finderlohn ſtehen dem Finder in ſolchen Fällen nicht zu; den Erſatz etwaiger 
Aufwendungen kann er nach den Vorſchriften über die Geſchäftsführung ohne Auftrag verlangen. 
§ 979 
Die Behörde oder die Verkehrsanſtalt kann die an fie abgelieferte Sache 
öffentlich verſteigern laſſen. Die öffentlichen Behörden und die Verkehrs- 
anſtalten des Reichs, der Bundesſtaaten und der Gemeinden können die Ver⸗ 

ſteigerung durch einen ihrer Beamten vornehmen laſſen 1) ?). 


Der Erlös tritt an die Stelle der Sache. 
E 1 925, 920 II 894; M 3 388, 389; P 3 278. 
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1. Verſteigerungsbefugnis der Behörde. Das Geſetz legt der Behörde oder Anſtalt keine 
Verwahrungspflicht auf, jet die Verwahrung aber, wie ſich aus 98 978, 980 unzweifelhaft ergibt, 
für die Zeit bis zur Verſteigerung als ſelbſtverſtändlich voraus. Es legt auch keine Verſteigerungs⸗ 
pflicht auf oder doch nur mittelbar, weil die Sache nur durch Verſteigerung verwertet werden 
darf und ein Eigentumserwerb der Behörde oder Verkehrsanſtalt nicht vorgeſehen iſt. Das Ver⸗ 
ſteigerungsrecht wird dahin beſtimmt, daß den öffentlichen Behörden und den Verkehrsanſtalten 
des Reiches, des Staates und der Gemeinden außer dem Recht, die öffentliche Verſteigerung 
nach $ 383 Abſ 3 vornehmen zu laſſen, auch das Recht der Verſteigerung durch ihre Beamten zuſtehen 
ſoll, den übrigen Behörden und Verkehrsanſtalten aber nur das Recht der öffentlichen Verſteigerung 
nach § 383 Ab 3. Die Einhaltung dieſer Verſteigerungsarten iſt entſcheidend für die Rechtswirkung 
der Verſteigerung. 

Geld iſt natürlich nicht zu verſteigern, ebenſowenig Banknoten und Kaſſenſcheine. Wertpapiere 
ſind nur dann zu verſteigern, wenn ſie keinen Börſen⸗ und Marktpreis haben, ſonſt vom Gerichts⸗ 
vollzieher oder berufenen Beamten zum Tageskurs zu verkaufen (vgl. BGB $ 981 Abſ 2 Satz 2: 
3PO 5 815; Prot 3, 273). 

Weitere Beſtimmungen für die Verſteigerung find in $ 980 getroffen, in $ 981 dem Verord- 
nungswege vorbehalten. 

2. Die Dienſtſtellen der Deutſchen Reichsbahn ſind Reichsbehörden (Art 2 des Geſ v. 10. 2. 
1937 RGBl 1937 II 47; 1938 I, 259; früher RBahnc v. 13. 3. 1930 $$ 17, 43 RG Bl 1930 J, 369, 
690; 1935 II, 119; vgl. R& 109, 90). 


& 980 

Die Verſteigerung iſt erſt zuläffig 1), nachdem die Empfangsberechtigten 
in einer öffentlichen Bekanntmachung des Fundes zur Anmeldung ihrer Nechte 
unter Beſtimmung einer Friſt aufgefordert worden find und die Friſt ver- 
ſtrichen iſt; fie iſt unzuläſſig, wenn eine Anmeldung rechtzeitig erfolgt iſt 2). 

Die Bekanntmachung iſt nicht erforderlich, wenn der Verderb der Sache 
zu beſorgen oder die Aufbewahrung mit unverhältnismäßigen Koſten ver- 
bunden iſt. 

E 1 025 II 894; M 3 988, 389; P 3 273. 

1. Vorausſetzung der Zuläſſigkeit der Verſteigerung iſt öffentliche Aufforderung zur An- 
meldung nach den Vorſchriften des $ 980 Abſ 1, 8 982 und erfolgloſer Ablauf der Anmeldungsfriſt. 
Die Folge des fruchtloſen Ablaufs der Anmeldefrist iſt aber feine Rechtsverwirkung des Empfangs⸗ 
berechtigten ($ 965 A 3), kein Eigentumserwerb auf der andern Seite, ſondern nur das Zuläſſig⸗ 
werden der Verſteigerung. 

2. Die Folge der Unzuläſſigkeit der Verſteigerung iſt einerſeits der Mangel der Ermäch⸗ 
tigung, durch die Verſteigerung Eigentum zu übertragen, anderſeits die Schadenserſatpflichtig⸗ 
keit der Zuwiderhandelnden gegenüber dem Empfangsberechtigten. Die erſtere Folge wird ſich 
allerdings infolge gutgläubigen Erwerbs auf ſeiten des Anſteigerers in der Regel nicht fühlbar 
machen ($$ 932, 935; vgl. $ 966 A 2). 


§ 981 

Sind ſeit dem Ablaufe der in der öffentlichen Bekanntmachung beſtimmten 
Friſt drei Jahre verſtrichen, ſo fällt der Verſteigerungserlös, wenn nicht ein 
Empfangsberechtigter ſein Necht angemeldet hat, bei Neichsbehörden und 
Neichsanſtalten an den Neichsfiskus, bei Landesbehörden und Landesanſtalten 
an den Fiskus des Bundesſtaats, bei Gemeindebehörden und Gemeinde 
anſtalten an die Gemeinde, bei Verkehrsanſtalten, die von einer Privatperſon 
betrieben werden, an dieſe !). 

Iſt die Verſteigerung ohne die öffentliche Bekanntmachung erfolgt ?), ſo 
beginnt die dreijährige Friſt erſt, nachdem die Empfangsberechtigten in einer 
öffentlichen Bekanntmachung des Fundes zur Anmeldung ihrer Nechte aufge” 
fordert worden ſind. Das gleiche gilt, wenn gefundenes Geld abgeliefert 
worden iſt ). 

Die Koſten werden von dem herauszugebenden Betrag abgezogen ). 

E 1 926 II 895; M 3 389; P 3 273. 


1. Verfall des Verſteigerungserlöſes. Die Verfallfriſt, die ſchon vor der Verſteigerung 
beginnt, iſt Ausſchlußfriſt. Zum Ausſchluß des Verfalls genügt die Anmeldung des Berech⸗ 
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tigten; gerichtlicher Geltendmachung bedarf es nicht, auch dann nicht, wenn es ſich um eine 
von einer Privatperſon betriebene Verkehrsanſtalt handelt. Der Anſpruch auf den Erlös verjährt 
aber dann nach den allgemeinen Regeln ber die Anſpruchsverjährung. Die Verjährung beginnt 
mit der Verſteigerung und wird durch die Anmeldung allein nicht unterbrochen. 

2. Beſonderes Aufgebot der Empfangsberechtigten. Die Vorſchrift hat den Fall des $ 980 
Abſ 2 im Auge, iſt aber auch anzuwenden, wenn entgegen $ 980 Abſ 1 die Verſteigerung pflicht- 
widrig ohne vorherige Bekanntmachung vorgenommen worden iſt. Die Beſtimmung einer An⸗ 
meldefriſt iſt hierbei nicht erforderlich, aber auch nicht zuläſſig. Sie deckt ſich mit der drei⸗ 
jährigen Verfallfriſt. 

3. Geld. Der Begriff iſt im weiten Sinne zu verſtehen und umfaßt alles, was üblicherweiſe 
als Geld behandelt wird, auch ausländiſches Geld. 

4. Koſtenabzug. Mangels einer Beſchränkung ſind alle Koſten, alſo die der Verwahrung, 
Bekanntmachung und Verſteigerung abzuziehen. Herauszugeben iſt der Reinerlös. 


9 982 


Die in den 88 980, 981 vorgeſchriebene Bekanntmachung erfolgt bei Neichs⸗ 
behörden und Neichsanſtalten nach den von dem Bundesrat, in den übrigen 
Fällen nach den von der Zentralbehörde des Bundesſtaats erlaſſenen Vor- 
ſchriften. 


E 1 025 II 806; M 3 388, 389; P 3 273. 
Ausführungsvorſchriften zu den SS 980, 981 find von Reichs wegen erlaſſen in der Bek. 
v. 16. 6. 1898 RG Bl 912. Im übrigen ſiehe jetzt Art 179 Abſ 2 Weim Verf und 89 1, 2 des Gef 
b. 14. 2. 1934 RGBl I, 89. 
8 983 


Iſt eine öffentliche Behörde im Beſitz einer Sache, zu deren Herausgabe 
fie verpflichtet iſt, ohne daß die Verpflichtung auf Vertrag beruht, jo finden, 
wenn der Behörde der Empfangsberechtigte oder deſſen Aufenthalt unbe 
kannt iſt, die Vorſchriften der 88 979 bis 982 entſprechende Anwendung. 

E 1 927 II 897; M 3 389, 390; P 3 278. 

Behandlung im Behördenbeſitz befindlicher unanbringbarer Sachen. Die Fälle, daß Sachen, 
die ſich im Beſitz öffentlicher Behörden befinden, dem Berechtigten nicht zurlidgegeben werden 
können, weil er unbekannt oder unauffindbar iſt, ſind nicht ſelten. Dahin gehören insbeſondere 
unanbringbare Poſtſendungen und hinterlegte Beträge und ähnliche Fälle, in denen die Behörde 
auf Grund Vertrags beſitzt und zurückzugeben hat, ſodann die Fälle, in denen zu Sachen, die in 
den Geſchäftsräumen oder den Beförderungsmitteln der Behörde gefunden worden ſind, der 
Empfangsberechtigte nicht ermittelt werden kann. Mit dieſen beiden Arten von Fällen beſchäftigt 
ſich $ 983 nicht; denn die letztgenannte Art iſt durch $$ 978 bis 982 geregelt, die erſtgenannte hal 
teils anderweite Vorſorge gefunden, teils beſteht für eine ſolche Vorſorge kein Bedürfnis. $ 983 
regelt eine dritte Klaſſe ſolcher Fälle, in denen die Herausgabepflicht weder auf Vertrag beruht 
noch Fundſachen der im $ 978 bezeichneten Art betrifft. So insbeſondere die Fälle, in denen bei der 
Polizeibehörde lagernde gewöhnliche Fundſachen, zu denen ein Empfangsberechtigter nicht er⸗ 
mittelt wurde, keinen Herrn finden, weil auch der Finder ſchon vor Setzung der im $ 976 erwähnten 
Stift nicht mehr auffindbar war, und die Fälle der Unanbringbarkeit von Überflührungsſtücken, 
insbeſondere geſtohlener Sachen, deren Eigentümer nicht ermittelt werden konnte. Auf alle dieſe 

älle werden ſchlechthin die Vorſchriften der d 979—982 für entſprechend anwendbar erklärt. 
Die Beſtimmung iſt beſchränkt auf die im Beſitz öffentlicher Behörden befindlichen unanbringbaren 
Sachen. Einzelperſonen kommen die Vorſchriften nicht zugute; dieſe haben, wenn ſie ſich der 
een Sachen, zu deren Herausgabe fie verpflichtet ſind, entledigen wollen, nach 55 372ff. 

erfahren. 


§ 984 
„Wird eine Sache, die fo lange verborgen gelegen hat, daß der Eigentümer 
nicht mehr zu ermitteln iſt (Schatz) ), entdeckt und infolge der Entdeckung?) 
in Beſitz genommen 3), fo wird das Eigentum zur Hälfte von dem Entdecker, 
zur Hälfte von dem Eigentümer der Sache *) erworben, in welcher der Schatz 
verborgen war 5). 
E 1 928 II 808; M 3 390, 391; P 3 273, 274. 


ha 1. Begriff des Schatzes. Nur bewegliche Sachen können ein Schatz fein. Bauwerke ge- 
ren nicht dazu, z. B. nicht der Moſaikfußboden eines ausgegrabenen Hauſes aus der Vorzeit, 
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wenn die feſte Verbindung mit dem Grund und Boden bei der Entdeckung noch beſteht. Nicht 
dazu gehören ferner natürliche Beſtandteile des Grund und Bodens, wie Erze, im Boden ge⸗ 
wachſene Edelſteine, ſonſtige Geſteine u. dgl. Daß die Sache wertvoll iſt, wird nicht erfordert. 
Bis zur Entdeckung muß ſie verborgen geweſen ſein. Die Verbergungstätigkeit eines Menſchen 
iſt nicht notwendig. Auch verſchüttete oder verſunkene Sachen liegen verborgen. Die Sache kann 
in einem Grundſtück, aber auch in einer anderen beweglichen Sache verborgen ſein, z. B. in einem 
Geheimfach eines alten Schrankes verſteckt, in alten Kleidern eingenäht. Der Eigentümer 
muß unermittelbar ſein, und zwar infolge langer Verborgenheit der Sache. 
Ergibt ſich der Eigentümer aus den Umſtänden (Inſchrift, Siegel, auch der Verwahrungsort 
kann ihn anzeigen), ſo liegt kein Schatz, unter Umſtänden nicht einmal ein Fund im Sinne des 
Geſetzes vor. Iſt der Eigentümer aus andern Gründen unermittelbar, z. B. wegen beſtehenden 
Erbſchaftsſtreits, ſo liegt auch kein Schatz vor. Wie lange Zeit verſtrichen ſein muß, um Unermittel⸗ 
barkeit infolge langer Verborgenheit anzunehmen, kann nur nach den Umſtänden des einzelnen 
Falles ermeſſen werden. In einem Falle können wenige Jahre genügen, in einem andern viele 
Jahrzehnte unzureichend ſein. 

2. Entdegung. Ob die Entdeckung Spiel des Zufalls oder Ergebnis planmäßiger Forſchung 
iſt, begründet keinen Unterſchied, kann aber unter Umſtänden für die Frage von Bedeutung werden, 
wer Entdecker iſt. Entdecker iſt nicht ſtets der, der eigenhändig den Schatz bloßlegt, mit eigenen 
Augen ihn zuerſt ſieht. Wer durch Diener, Arbeiter oder ſonſtige unſelbſtändige Gehilfen nach 
einem Schatze oder nach Schätzen graben läßt, iſt Entdecker der Schätze, die dabei bloßgelegt werden, 
auch wenn er perſönlich dabei nicht mitgewirkt, ja den Schatz niemals ſelbſt geſehen hat; die übrigen 
ſind nur ſeine Werkzeuge (RG 70, 308). 

3. Inbeſitznahme. Die Entdeckung für ſich allein bewirkt nicht den Eigentumserwerb am 
Schatz. Die Inbeſitznahme auf Grund der Entdeckung muß hinzutreten. Aber wenn auch 
die Inbeſitznahme Vorausſetzung des Eigentumserwerbs am Schatze iſt, ſo iſt doch nicht erforder⸗ 
lich, daß der Erwerber den Schatz in Beſitz nimmt. Die Inbeſitznahme durch irgend jemand lin⸗ 
folge der Entdeckung) genügt. Wer den Entdecker belauſcht und auf Grund der dadurch gewon⸗ 
nenen Kenntnis von dem Schatz heimlich Beſitz nimmt, bewirkt allerdings den Eigentumserwerb 
am Schatz aber wider feinen Willen nicht für ſich, ſondern für den Entdecker. Anders liegt der 
Fall der Nachentdeckung. Der erſte Entdecker, der die Beſitzergreifung verſäumt hat, muß dem 
Ves n der ſpater unabhängig von ihm den noch verborgenen Schatz ebenfalls entdeckt und in 

eſitz nimmt. 

4. Hälfteanteil des Eigentümers. Auch der Eigentümer der Sache, worin der Schatz ver⸗ 
borgen war, erwirbt das Miteigentum unter Umſtänden, ohne ſelbſt Beſitzer zu werden, auf 
Grund der Inbeſitznahme des andern. Der Entdecker wird vom Geſetz nicht verpflichtet, dem 
Eigentümer das Auffinden des Schatzes anzuzeigen. Den Eigentümer ſchützen 88 809 ff., 260 f. 
Nur dem Eigentümer iſt vom Geſetze der Hälfteanteil zugeſprochen; das Recht des Nießbrauchers 
einer Sache erſtreckt ſich nicht auf den Schatz, der darin gefunden wird (8 1040). Das dem Eigen⸗ 
tümer nach $ 984 zuſtehende Schatzanteilsrecht ift kein beſonderes, mit dem Eigentum am Grund- 
ftüde verbundenes (uubjektivdingliches) Recht. — Der Grundſtlickseigentümer kann wohl die per⸗ 
ſonliche Verbindlichkeit übernehmen, ſeinen Anteil an einem Schatze, der auf ſeinem Grundſtück 
entdeckt werden ſollte, einem Dritten zu übertragen; aber er kann dieſe auf Verſchaffung einer 
beweglichen Sache gerichtete Verbindlichkeit nicht durch Vormerkung im Grundbuch ſichern 
laſſen (RZA 3, 136). Dagegen ift eine Sicherungshypothek für den etwaigen Exſatzanſpruch 
zuläſſig. Für eine Abrede, wonach der Grundſtücksverkäufer an einem nach der Übereignung 
entdeckten Schatz beteiligt ſein ſoll, iſt gerichtliche oder notariſche Form erforderlich, und zwar 
nach § 313, wenn die Abrede Teil des Kaufvertrags ift, andernfalls nach § 518 (RG 13. 12. 26 
Y 63/26). Der Unternehmer an Erdarbeiten kann ſich (formlos) dem Beſteller gegenüber zur 
Ablieferung der von ihm oder ſeinen Arbeitern zu findenden Schätze verpflichten; es iſt dann 
ſeine Sache, mit den anderen etwaigen Berechtigten entſprechende Vereinbarungen zu treffen 
(RS Soergel Rſpr. 1913, 311). 

5. Eine Schatzgerechtſame des Staates (Regal) kann landesrechtlich auf Grund des Art 73 EG 
beſtehen. Reichsrechtlich gibt es eine ſolche nicht. Auch landesrechtliche Beſtimmungen über ge⸗ 
betreffen. oder vorgeſchichtliche Funde, die nach Art 109 Ech zuläſſig find, können einen Schatz 

etreffen. 


Vierter Titel 
Anſprüche aus dem Eigentume 
1. Der vierte Titel behandelt unter der Überſchrift „Anſprüche aus dem Eigentume“ vor 
allem den Herausgabeanſpruch bei Vorenthaltung des Beſitzes (rei vindicatio; vgl. 95 985 bis 


1003; Einteilung des Stoffes: $$ 985, 986 Allgemeines, 58 987993 Nebenrechte des Eigentümers 
auf Nutzungen und Schadenserſatz, $$ 994—1003 Gegenrechte des Beſitzers wegen Ve rwen⸗ 


Anſprüche aus dem Eigentum Vorbemerkung vor 5 985 329 


dungen) und den bei fonftigen Beeinträchtigungen gegebenen Eigentumsfreiheitsanſpruch (actio 
negato ria, $ 1004). Auf beide Anſprüche beziehen ſich die in $ 1006 aufgeſtellten Vermutungen 
für das Beſtehen des Eigentums an einer beweglichen Sache, die an den gegenwärtigen oder den 
früheren Beſitz anknüpfen. Hinzukommt der Abholungsanſpruch des Eigentümers ($ 1005). 
$ 1007 (Anſpruch wegen verlorener Fahrnis) iſt nur aus äußerlichen Gründen an dieſer Stelle 
aufgenommen und gehört inhaltlich in den Abſchnitt über Beſitz. — Alle dieſe Vorſchriften finden 
entſprechende Anwendung in den Fällen der $$ 1017 (Erbbaurecht, jetzt $ 11 der VO v. 15. 1. 
1919 [in dieſem Erl B. Bd. III S. 381]; vgl. dazu auch EG Artt 63, 68), 1065 (Nießbrauch), 1227 
(Pfandrecht), die Vorſchriften des $ 1004 auch in den Fällen der $$ 1027 (Grunddienſtbarkeit) 
und 1090 (beſchränkte perſönliche Dienſtbarkeit). Das Weſen des der landesgeſetzlichen Regelung 
überlaſſenen Bergwerkseigentums ergibt regelmäßig ein weitergehendes Recht des Berg⸗ 
werkspächters als das des Grundſtückspächters nach BGB und führt zur Heranziehung der 
Beſtimmungen über das gegen jedermann wirkende dingliche Recht des Eigentümers; daher ſind 
auf die Aneignungsbefugnis des Pächters hinſichtlich der (durch den Verpächter) im Pachtfeld 
während der Verpachtung gewonnenen Kohle die 55 985 ff. entſprechend anzuwenden. Der ſich 
hieraus ergebende Anſpruch des Pächters auf Herausgabe der geförderten Kohle ſcheitert nicht 
daran, daß der Verpächter durch Verarbeitung, Vermengung oder dgl. das Eigentum an der 
Kohle erworben hat. Bei der Unmöglichkeit der Herausgabe und Bösgläubigkeit des Erwerbers 
tritt an die Stelle des Herausgabeanſpruchs der Schadenserſatzanſpruch auf Geldzahlung aus 
88 990, 989 (RG JW 1938, 304020, 8 990 A 2; § 994 A 1). Wegen des Miteigentü mers: 
5.1011 A 1, 3 985 A 1, 8 1004 A 2, 5 1007 A 1. — Neben dem juriſtiſchen auch ein wirtſchaft⸗ 
liches Eigentum anzuerkennen, iſt an ſich bedenklich. Jedenfalls iſt wirtſchaftliches nicht ju⸗ 
riſtiſches Eigentum und darf ihm — namentlich bei Anwendung von Ausnahmevorſchriften — nicht 
gleichgeſtellt werden (RG 29. 1. 26 VI 292/25). 

2. Außer den erwähnten Anſprüchen dienen zum Schutz des Eigentums auch andere Rechts⸗ 
behelfe, z. B. der grundbücherliche Berichtigungsanſpruch (88 894 ff.), der Vorlegungsanſpruch 
(88 809ff.), die Anſprüche aus ungerechtfertigter Bereicherung ($$ 812ff.) oder unerlaubter Hand⸗ 
lung (58 823 ff.), die Widerſpruchsklage der ZPO $ 771, die Klage gegen den betreibenden Gläu⸗ 
biger auf Bewilligung der Herausgabe durch den Zwangsverwalter (RG 92, 18). Von Bedeutung 
it nach ZPO SS 256, 280 auch die Klage auf Feſtſtellung des Eigentums (vgl. RG 
Gruch 33, 1147; JW 02, 68 — Beil 179). Da der Herausgabeanſpruch und die Eigentumsfreiheits⸗ 
klage nach $$ 985, 1004 nur auf Herausgabe der Sache oder auf Beſeitigung der begangenen und 
Unterlaſſung weiterer Beeinträchtigungen gerichtet find, nach ZPO $ 322 nur hierüber rechts⸗ 
kräftig entſchieden wird, den Prozeßgegenſtand bei dieſen Klagen alſo nur der einzelne Eigentums⸗ 
anſpruch, nicht das Eigentum ſelbſt bildet, bleibt neben dieſen beiden Leiſtungsanſprüchen noch 
Raum für das nach ZPO $ 256 erforderliche Feſtſtellungsintereſſe. Weder die Möglichkeit der 
Herausgabeklage ($ 985) noch deren tatſächliche Erhebung ſchließt die Feſtſtellungsklage notwendig 
aus. Dieſe kann ſelbſtändig angeſtellt oder auch mit jener verbunden werden, vorausgeſetzt nur 
daß ein Intereſſe an ihr im Einzelfall wirklich vorhanden iſt, was freilich nicht ſchon um der Be⸗ 
ſtreitung des Eigentums willen angenommen werden muß (vgl. RG JW 04, 41327; RG 16. 3. 12 
V 456/11; Seuffa 72 Nr 191). 

Der Gerichtsſtand der belegenen (unbeweglichen) Sache iſt trotz des Wortlauts des 
$ 24 3 PO („Klagen, durch welche das Eigentum ... geltend gemacht wird“) nicht nur für die 
Eigentumsfeſtſtellungsklage (RG 13, 386), ſondern auch für die Anſprüche nach $$ 985 und 1004 
nn (vgl. RG 36, 237; 51, 233). Wegen der Anſprüche auf Nutzungen und Schadenserſatz: 

1 a. E. 

13. Im internationalen Privatrecht richten ſich die Eigentumsanſprliche nach dem Recht 
des Ortes, wo die Sache ſich jeweils befindet. Die Eigentumsherausgabeklage richtet ſich aber 
nach der im Schrifttum herrſchenden Anſicht nach dem Recht des Ortes, wo die Sache ſich zur Zeit 
des Beſitzerwerbes durch den Dritten befand, unbeſchadet des Ausſchluſſes der Klage durch ein 
inzwiſchen nach ausländiſchem Recht wirkſam erworbenes Eigentum des Beſitzers; RG ZW 1884, 30 
will dagegen das Recht des Ortes anwenden, wo die Sache ſich im Augenblick der Erhebung des 
Herausgabeanſpruchs befindet. Im öſterreichiſchen Recht ſind die Eigentumsanſprüche ähnlich 
wie nach BGB geregelt. Die Herausgabeflage richtet ſich gegen Beſitzer und Inhaber; doch kann 
der bloße Inhaber ſich durch Benennung feines Vormanns ſchützen (58 366, 375 OA BGB). Die 
50 lage iſt auch dann gegeben, wenn der Kläger nicht ſein Eigentum, ſondern nur ſeinen titulierten 
Re beweiſen kann ($ 372 OA BGB); denn dann wird das Eigentum vermutet. Herauszugeben 
10 die Sache ſamt Zuwachs (58 405—420 OA BGB). Der unredliche Beſitzer mäß auch alle Vor⸗ 
elle herausgeben und jeden Schaden erſetzen ($ 335 OA BGB); der redliche Beflizer dagegen nicht; 
er iſt erſt ab Klageerhebung dem unredlichen gleichgeſtellt und haftet auch denn, nicht für Zufall 
G 338 HABGB); er kann ſogar vom Eigentümer eine Vergütung deren dieſer die 
Lache ſonſt ſchwerlich wiedererlangt haben würde ($ 333 OA BGB). Denf unte 


von Einrichtungen (98 336, 331, 332, 415 OA BGB). Die Gegenrechte des Beſitzers werden durch 


* 


meedlidhen Wefiher | 
find Aufwendungen nur nach den Regeln über Geſchäftsführung zu erſetzen ; ber redliche kaun 
notwendigen und werterhöhenden Aufwand erſetzt verlangen und hat ein Recht auf Wegnahme 


— 


N 
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ein Zurückbehaltungsrecht geltend gemacht (85 334, 471 OA BGB). Wer ſich fälſchlich als Beſitzer 
ausgibt, haftet dem Eigentümer für allen daraus entſtehenden Schaden ($ 377 OA BGB). Der 
Eigentumsſtörungsanſpruch iſt wie nach BEB gegeben, obwohl er in $ 523 OA BGB nur für die 
Servitutenanmaßung genannt if. — Ob BGB oder OA BGB anzuwenden ift, entſcheidet ſich 
ſinngemäß nach den oben genannten internationalrechtlichen Regeln. (Beitzke.)] 


§ 985 
Der Eigentümer !) kann von dem Beſitzer ?) die Herausgabe?) der Sache *) 


verlangen ö) 9). 

E I 029 II 899; M 3 396—400; P 3 328834; 4 586; 6 236, 237. 

1. Anſpruchsberechtigt iſt der Eigentümer der Sache, und zwar nur der wirkliche Eigentümer 
(RG 142, 421), mag er Alleineigentümer oder Miteigentümer fein. Dem Miteigentümer ſteht 
ebenſowohl die Klage auf Übertragung des Mitbeſitzes (partis vindicatio) wie nach 58 1011, 432 
der Anſpruch auf Herausgabe der ganzen Sache an alle Miteigentümer zu; verweigert einer 
der übrigen Miteigentümer die Annahme, ſo hilft dem Kläger das Recht auf Hinterlegung für 
alle oder auf Ablieferung an den gerichtlich beſtellten Verwahrer ($ 1011 A 1, 2). Berechtigt zur 
Herausgabeklage ſind ferner der nichtbeſitzende und der den mittelbaren Beſitz ausübende Eigen⸗ 
tümer. Es macht auch keinen Unterſchied, ob der Eigentümer allein auf den Eigentumsanſpruch 
angewieſen iſt oder ob er daneben noch einen Anſpruch aus unerlaubter Handlung oder aus einem 
Vertragsverhältnis (Miete, Verwahrung uſw.) gegen den Beſitzer hat. Herausgabeanſpruch und 
ſchuldrechtliche Rückforderung ſtehen dem Eigentümer gegebenenfalls wahlweiſe zur Ver⸗ 
fügung; der dingliche Anſpruch ſetzt auf der einen Seite Eigentum, auf der andern Beſitz voraus, 
während der ſchuldrechtliche aus der unerlaubten Handlung oder dem Vertragsſchluß entſpringt. 
Wird die allein auf Vermietung geſtützte Klage wegen Nichtbeſtehens eines Mietverhältniſſes 
abgewieſen, fo kann immer noch die Eigentumsklage erhoben werden und umgekehrt. Ein Ver⸗ 
käufer kann die Herausgabe des noch auf feinen Namen eingetragenen Grundſtücks nach $ 985 
auch dann noch fordern, wenn er nach Ablauf einer nach $ 326 geſetzten Friſt Schadenserſatz wegen 
Nichterfüllung gewählt hat; denn der Käufer hat kein Beſitzrecht mehr und die Einrede aus $ 986 
entfällt; nur als Schadenserſatz darf der Verkäufer die Herausgabe dann nicht verlangen, da 
dieſer Anſpruch nur auf Zahlung eines Geldbetrags gerichtet fein könnte (RG 127, 248; 141, 259ff.; 
144, 62ff.; SeuffA 85 Nr 109; Warn 1931 Nr 219 fogl. auch RG 145, 299; 149, 137; 152, 112). 
Wird das Grundſtück herausgegeben, ſo mindert ſich der Schadenserſatzanſpruch des Ver⸗ 
käufers; die Möglichkeit einer Steigerung des Verkäuflichkeitswertes iſt mit zu berückſichtigen 
(RG 141, 259ff.). Hat der Verkäufer in dem Wert der herausgegebenen Sache und den auf den 
Kaufpreis erhaltenen Zahlungen mehr bekommen, als ſein Schadenserſatzanſpruch ausmacht, ſo 
muß er den Überſchuß als ungerechtfertigte Bereicherung herauszahlen (Rc 144, 62ff.). Die 
zuletzt genannte Entſcheidung betrifft bewegliche Sachen und einen Fall des $ 455, in dem 
der Verkäufer Schadenserſatz wegen Nichterfüllung fordern konnte. Wegen des in ſolchen Fällen 
dem Beklagten zuſtehenden Zurückbehaltungsrechts: A 1 zu $ 1000. 

Der Herausgabeanſpruch unterliegt der Abtretung, ſofern er ſich gegen einen beſtimmten 
Beſitzer richtet (JW 1932, 12065). Indeſſen iſt die Abtretung derart, daß der Eigentümer in Zu⸗ 
kunft anſpruchs⸗ und ſchutzlos bliebe, nicht möglich; in dem Urteil RG 136, 424, wo die Frage 
nicht entſchieden zu werden brauchte, wird das für zweifelhaft erklärt. Zuläſſig iſt auch Er⸗ 
mächtigung des B durch A, im eigenen Namen auf Leiſtung an den A zu klagen. So lag die Sache 
in der zuletzt bezeichneten Entſcheidung. Dagegen erkennt $ 931 die Abtretung des Herausgabe⸗ 
anſpruchs nach § 985 als das Mittel an, um zuſammen mit dem Einigſein über den Eigentums⸗ 
übergang das Eigentum an einer beweglichen Sache zu übertragen, die ſich im Beſitz eines Dritten 
befindet (vgl. A 5 zu $ 931). 

2. Da der Beſitz des Beklagten die Vorausſetzung des Anſpruchs iſt (RG 8. 4. 24 VII 253/23), 
ſo richtet ſich der Anſpruch nur gegen den Beſitzer der Sache. Der dingliche Herausgabeanſpruch iſt 
erloſchen, wenn der Beklagte ſchon vor der Klageerhebung den Beſitz verloren hat. An die Stelle 
der an ſich herauszugebenden Sache tritt dann nicht deren Wert. Die Erſatzanſprüche ſind rein 
ſchuldrechtlicher Art; der Beſitzverluſt als ſolcher ſchafft keine dinglichen Beziehungen (R 157, 40). 
Ob perſönliche entſtehen, richtet ſich nach andern Geſichtspunkten, namentlich nach 58 987ff. 
(RG 143, 376). Der Beſitzdiener iſt nicht Beſitzer und kann deshalb nicht nach § 985 verklagt 
werden. Der Beſitzer kann Eigenbeſitzer oder Fremdbeſitzer ein. Nicht vorausgeſetzt wird, was 
aus der Faſſung des $ 1004 gefolgert werden könnte, daß er den Beſitz dem Kläger entzogen haben 
müßte. Auch der Mitbeſitzer ift Anſpruchsgegner, wenn er (z. B. als beſitzender Miterbe) die tat 
jählihe Verfügungsgewalt hat (vgl. Rc Warn 1918 Nr 57); er hat dem Kläger den Mitbeſitz 
einzuräumen. it der Beſitz nach $ 857 auf Erben übergegangen, zu denen auch der klagende 
Eigentümer gehört, ſo genügt zur Erwirkung der Herausgabe der Sache ein gegen die übrigen 
Erben ergangenes Urteil. — Die frühere Streitfrage, ob die Klage nur gegen den unmittelbaren 
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oder auch gegen den mittelbaren Beſitzer geht, iſt im letzteren Sinne erledigt. Das Geſetz 
(8 985 mit $ 868) macht keine Ausnahme (vgl. auch den $ 991 Abj 1, der nur ſo verſtanden werden 
kann). Praktiſch iſt die Klage gegen den mittelbaren Beſitzer ganz unentbehrlich; ſie iſt daher von 
der Rechtſprechung auch nie in Zweifel gezogen worden (vgl. z. B. RG 105, 21; N& JW 1910, 
111%; 3 Recht 1918 Nr 242; OLG 5, 154; 31, 325). Uber Antrag und Urteil: A 3. Daß 
gerade der mittelbare Beſitzer der eigentliche Gegner des die Herausgabe Fordernden iſt, äußert 
ſich verfahrensrechtlich in der Möglichkeit der Urheberbenennung des Beſitzers (3 PO 5 76). 
Wurde der vermittelnde Beſitz erſt nach der Rechtshängigkeit begründet, jo kommt dem gegen den 
mittelbaren Beſitzer ergangenen Urteil Rechtskraft und Vollſtreckbarkeit auch gegen den 
unmittelbaren zu (ZPO 3 325 Abſſ1, $ 727). Dagegen wirkt die Verurteilung des unmittelbaren 
nicht gegen den mittelbaren, dem jener die Sache nach Prozeßbeginn zurückgegeben hat. Um 
einer Schädigung des Klägers, die hieraus erwachſen könnte, vorzubeugen, bedarf es einer einſt⸗ 
weiligen Verfügung, welche die Verwaltung und Verwahrung durch eine Vertrauensperſon 
(Sequeſtration) anordnet (3 PO 89 935, 938). — Der auf Grund des Eigentums erhobene Heraus⸗ 
gabeanſpruch bleibt zufolge der eingetretenen Rechtshängigkeit in ſeiner perſönlichen Richtung 
von dem etwaigen Untergang des Eigentums des Klägers unberührt (RG 56, 244; 25. 3. 24 VII 
227/23); 9 265 Abſ 3 ZPO erkennt dieſe Regel an. Auch eine Veräußerung der Sache durch 
den Beklagten nach dem Prozeßbeginn hat auf das Streitverfahren an ſich keinen Ein⸗ 
fluß. Doch darf zur Herausgabe nur verurteilt werden, wenn der Beſitz des Beklagten fort⸗ 
dauert; denn Sein Beſitz iſt die fachliche Vorausſetzung der Verurteilung (RG 115, 33). Nicht 
anwendbar tft hier alſo der R& 54, 28 aufgeſtellte Grundſatz, daß zur Leiſtung verurteilt werden 
darf, ſolange die Unmöglichkeit der Leiſtung nicht feſtſteht (NG 2. 10. 23 VII 62/23). Wird der 
Beſitzſtand durch eine einſtweilige Verfügung vorläufig geregelt und muß der Beklagte die Sache 
danach an den Kläger oder einen Dritten herausgeben, ſo iſt das ſachlich rechtlich ohne Bedeutung. 
— Das auf Herausgabe lautende Urteil iſt gegen den Rechtsnachfolger wirkſam und voll⸗ 
ſtreckbar, es ſei denn, daß dieſem die Vorſchriften über den Erwerb vom Nichteigentümer zugute 
kommen, d. h. daß er (gutgläubig) weder den Mangel im Recht ſeines Vorgängers noch die Rechts⸗ 
hängigkeit des Herausgabeanſpruchs kannte (vgl. ZPO 89 265, 266, 325; RG 79, 165). Im Regel⸗ 
falle ſteht einer gegen den Nachfolger gerichteten neuen Klage das Fehlen des Rechtsſchutzbedürf⸗ 
niſſes entgegen (N 88, 267). N 

Die Falle der Beſitzannahme (fieta possessio) werden vom Geſetz nicht erwähnt, ſind 
aber ähnlich zu behandeln wie früher. Der bösgläubige Beſitzer, der den Beſitz vor dem Prozeß 
abſichtlich aufgegeben hat (qui dolo desiit possidere), haftet nach $$ 990, 992 auf Schadenserſatz; 
erfährt der Kläger hiervon erſt nach Erhebung der Herausgabeklage, fo iſt es keine unzuläſſige 
Klagänderung, wenn er Schadenserſatz fordert (ſ. A g unter b). Wird die Behauptung des Klägers, 
daß der Beklagte beſitze, von dieſem wider beſſeres Wiſſen gerichtlich zugeſtanden, ſo kann der 
Beklagte (qui liti se obtulit) fein nicht durch Irrtum veranlaßtes Geſtändnis nicht durch den 
Beweis der Unrichtigkeit entkräften (ZPO 98 288, 290). Dann verhilft $ 283 zum Schadenserſat. — 
Unter Umſtänden kann dem Beſitzer, der dem Eigentümer den Nachweis der Nämlichkeit heraus- 
verlangter Sachen grobfahrläſſig erſchwert, nach den Grundſätzen des Anſcheinsbeweiſes die 
Beweislaſt aufgebürdet werden (Bl 1934, 132). 

3. Inhalt des Anspruchs. a) Der Anſpruch geht auf Herausgabe der Sache, worunter 
aber der Natur des dinglichen Anſpruchs gemäß, grundſätzlich nicht ein eigenes Tun, ſondern 
925 das Geſtatten der Wegnahme zu verſtehen iſt. Nur in den Vorausſetzungen, nicht im Inhalt 
5 Anſpruchs weicht das Herausgabebegehren vom Abholungsanſpruch der 95 867, 1005 ab. 

aher tut der Beſitzer genug, wenn er die Sache zum Abholen zur Verfügung ſtellt, und zwar 
95 dem Ort, wo ſie ſich bei Erhebung der Klage befindet; eine weitergehende Verpflichtung zum 
Oden oder Schicken auf eigene Koſten trifft ihn nur mit dem Eintritt des böſen Glaubens (vgl. 
1 05 26, 176). Etwas anderes als der Herausgabeanſpruch iſt aber das Wegnahmerecht des 
15 ieters nach § 547 Abſ 2 Satz 2 auch dann, wenn die Mietſache, mit der die Einrichtung verbunden 
a ſchon wieder in den Beſitz des Vermieters gelangt ift. Nach $ 258 hat der Mieter die 
Se auf ſeine Koſten in den vorigen Stand zu ſetzen und wegen etwa entſtehenden Schadens 
cherheit zu leiſten (RG 109, 130 f.). Zu unterſcheiden iſt auch zwiſchen Herausgabe und Be⸗ 
affen von Erſatzſtücken. Iſt dieſes gemeint, jo darf nicht zur Herausgabe verurteilt werden. 
5 Herausgabe in dieſem Sinne ift das Ziel des Anſpruchs auch bei der Klage gegen den mittel⸗ 
1 Beſitzer. Zwar fteht es dem Eigentümer frei, auf Abtretung des Herausgabeanſpruchs 
des Hagen, den der mittelbare gegen den unmittelbaren Beſitzer hat; mit der Rechtskraft 
un Urteils gilt dann die Abtretung als erklärt (ZPO $ 894). Da aber das Geſetz nicht 
des ſcheidet, iſt grundſätzlich auch der Anſpruch auf Herausgabe der Sache (Verſchaffung 
55 unmittelbaren Beſitzes) gerechtfertigt. Eine ſolche Verurteilung bietet den Vorteil, 
95 Kläger, je nachdem ſich der Schuldner zur Zeit der Zwangsvollſtreckung im 
er ittelbaren oder mittelbaren Beſitz der Sache befindet, entweder nach ZPO 89 883, 885 die 
und egliche Sache wegnehmen, das Grundſtück räumen laſſen oder nach ZPO $ 886 die Pfändung 
Überweiſung des Anſpruchs des Schuldners auf Herausgabe erwirken kann. Doch bleibt 


— 
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zu beachten, daß aus der Verurteilung zur Herausgabe die Anwendbarkeit des $ 283 BG folgt, 
während doch der redliche Beſitzer nicht mehr zu leiſten braucht, als er hat. Be we iſt daher der 
Beklagte, daß fein Beſitzmittler ihm gegenüber noch auf längere Zeit zum Beſitz der Sache be⸗ 
rechtigt iſt, ſo darf er nur zur Abtretung des Anſpruchs verurteilt werden, es fei denn, daß er nach 
58 989ff. ſchadenserſatzpflichtig iſt. In dieſem Falle findet die Verurteilung zur Herausgabe ohne 
Rückſicht auf ein Unvermögen zur Leiſtung ſtatt (vgl. $ 275 A 1). Die Rechtskraft eines den 
dinglichen Herausgabeanſpruch abweiſenden Urteils erſtreckt ſich nicht auch auf die ſchuldrechtliche 
Grundlage der dinglichen Rechtsänderung; ſie fteht der Erhebung eines Anſpruchs auf Rückgabe 
wegen ungerechtfertigter Bereicherung nicht entgegen (RG JW 1935, 22696). 

b) Verbindung der Klage auf Herausgabe mit der Schadenserſatzklage. Klagt 
der Eigentümer auf Herausgabe und wird dem Beklagten die Erfüllung aus einem Grunde, den 
er zu vertreten hat, nachträglich unmöglich ($ 989), fo iſt es dem Kläger nach ZPO 8 268 Nr 3 
unbenommen, zum Anſpruch auf Schadenserſatz überzugehen. Das gilt auch, wenn er erſt nach⸗ 
träglich erfährt, daß der Beklagte ſchon bei Prozeßbeginn nicht mehr Beſitzer war (vgl. RG 26, 
387; 39, 428 u. ö.), und wenn zugleich einer der Tatbeſtände des $ 990 oder des 9 992 vorliegt. 
Nicht aber kann von vornherein auf Herausgabe der Sache oder Zahlung einer beſtimmten Wert⸗ 
oder Schadensſumme geklagt werden. Abgeſehen davon, daß die Vorausſetzungen der Schadens⸗ 
erſatzpflicht feſtſtehen müſſen (Rd Recht 08 Nr 76; vgl. RG 56, 316; JW 1910, 75410), läßt ſich 
auch eine Wahlverpflichtung des Beklagten, die nach $ 264 zu behandeln wäre, nicht begründen. 
Der geſetzlichen Grundlage entbehrt es auch, wenn Klage und Urteil auf Wertzahlung lauten 
und dem Beklagten anheimgeſtellt wird, ſich durch Herausgabe der Sache zu befreien (NG 15. 2. 
09 Y 283/08). Möglich iſt nur eine Verurteilung zum Schadenserſatz für den Fall der Nicht- 
befriedigung des in erſter Reihe erhobenen Herausgabeanſpruchs in der nach $ 283, 3 PO $ 255. 
beſtimmten Friſt, und auch dies nur dann, wenn den Umſtänden nach die Beſorgnis gerechtfertigt 
erſcheint, daß ſich der Beklagte der rechtzeitigen Herausgabe entziehen werde (ARD $ 259). Von 
dieſer Beſorgnis kann auch im Amtsgerichtsprozeß nicht abgefehen werden. § 510b ABO er⸗ 
ſtreckt ji) nur auf Handlungen im Sinne der $$ 887, 888, nicht auf die Herausgabe nach 98 883ff. 
3 PO. — Möglich iſt auch, daß der Verkäufer eines noch nicht übereigneten Grundſtücks neben 
Schadenserſatz wegen Nichterfüllung die Herausgabe des Grundſtücks mit der Eigentumsklage 
begehrt (RG SeuffA 86 Nr 43; JW 1932, 12047). In dieſem Fall iſt der Wert des Grundſtücks 
als Minderung des Schadens einzuſetzen und, wenn dem Verkäufer das Grundſtück nunmehr 
überhaupt oder für unbeſtimmte Zeit verbleibt, die Möglichkeit einer Wertveränderung ange⸗ 
meſſen zu beachten (RG 141, 259ff.; 144, 65; vgl. A J). 

e) Eigentumsanſprüche wegen einer auf Grund eines Strafurteils beſchlagnahmten 
Sache konnen nur im Wege der Erinnerung oder der Widerſpruchsklage (88 766, 771 ARD [8 463 
StPO) verfolgt werden (RG 108, 260). — Übrigens kann man ſich durch Erfüllen des bürgerlich 
rechtlichen Anſpruchs aus § 985 unter Umſtänden ſtrafbar machen (RGSt 56, 170). 

d) Die Eigentumsklage kann nicht auf Beſeitigung einer Vollſtreckungshandlung gerichtet 
werden. Iſt aber die Zwangsvollſtreckung beendigt und der Gerichtsvollzieher angewieſen, die 
gepfändete Sache herauszugeben, ſo iſt keine Erinnerung ($ 766 ZPO) nötig, ſondern die Eigen“ 
tumsklage zuläſſig (JW 1934, 19313, 25035). A 

4. Die beanſpruchte Sache muß im Klagantrage fo genau bezeichnet fein, daß fie ermittelt 
werden kann (ZPO $ 253 Abſ 2 Nr 2). Bei Grundſtücken bedarf es der räumlichen Abgrenzung 
(RO 68, 25). Werden mehrere bewegliche Sachen unter einem zuſammenfaſſenden Ausdruck 
gefordert, ſo liegt eine Verbindung von Einzelanſprüchen vor (quot res tot vindicationes). 
Dies iſt auch dann der Fall, wenn die Zuſammenfaſſung unter einem Sammelnamen, 3. B. 
Warenlager, sprachlich üblich iſt und in anderer Hinſicht Rechtsfolgen hat; die Behandlung der 
Eigentumsklage wird dadurch nicht berührt (vgl. RG JW 1912, 91428). Um ſich Gewißheit zu 
verschaffen, kann der Kläger nach $ 809 die Vorlegung der Sachen verlangen (vgl. OLG 5, 183). 
$ 260 (Vorlegung eines Beſtandsverzeichniſſes bei Verpflichtung zur Herausgabe eines Inbegriffs) 
greift nicht Platz, da die Sachen, ſoweit nur die Herausgabe in Frage ſteht, nicht kraft eines ein 
heitlichen Rechtsverhältniſſes beanſprucht werden (vgl. RG Gruch 47, 910 und 8 260 A 1; a. M. 
* WB 09, 1925). Daß die verlangte Sache als unweſentlicher Beſtandteil mit einer andern 
verbunden iſt, fteht dem Anſpruch auf ihre Herausgabe nicht entgegen (vgl. $ 93 A 1). Anders 
aber, wenn ſie ein weſentlicher Beſtandteil oder mit andern untrennbar vermiſcht oder vermengt 
wurde; denn dann haben ſich die Eigentumsverhältniſſe geändert (88 93, 946— 948). 5 

5. Trotz der dinglichen Natur des Anſpruchs eignen ſich doch gewiſſe allgemeine Grundſätze 
über Schuldverhältniſſe zur entſprechenden Anwendung. Wegen des Leiſtungsortes: A 3 unter d- 
Auf die Regeln über den Leiſtungsverzug wird in $ 990 Abſ 2 geradezu verwieſen. Re 105, 
84 zog auch die Beſtimmung des $ 281 über die Erſatzherausgabe heran; dieſe Anficht iſt mit Recht 
wieder aufgegeben worden. Im Falle des $ 281 muß die Möglichkeit eines Fortbeſtehens der Ver⸗ 
pflichtung vorhanden fein. Das trifft aber nicht zu, wenn der nach $ 985 verklagte Beſitzer den 
Beſitz verliert; dann wird der Beſitzer nicht durch die Unmöglichkeit der Herausgabe von 
ſeiner urſprünglich en Verpflichtung befreit; vielmehr wird dem dinglichen Herausgabeanſpruch 
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als ſolchem der Boden entzogen, er erliſcht wegen Wegfalls einer für ihn weſentlichen Voraus⸗ 
ſetzung (RG 115, 33; 143, 376; 157, 45; HRR 1930 Nr 281; JW 1932, 2277). Hat jemand eine 
geſtohlene Sache gutgläubig erworben und weiterveräußert, jo iſt mit dem Beſitzverluſt das ding⸗ 
liche Verpflichtungsverhältnis erloſchen; auf die Unmöglichkeit der Sachherausgabe kommt es 
nicht weiter an. Aber $ 816 Abſ 1 kann zutreffen. In der Klage auf den Erlös kann die Geneh⸗ 
migung der Weiterveräußerung liegen, dieſe kann alſo wirkſam ſein (vgl. RG 106, 45; 115, 34, 
wo es ſich um ähnliche Tatbeſtände handelt). Daß die Grundſätze über Treu und Glauben 
und über die Unzuläſſigkeit der Rechtsausübung (Einrede der Argliſt; $ 242) auch auf 
die dinglichen Eigentumsanſprüche anwendbar find, iſt anerkannt (vgl. $ 980 A 1 Abſ 1, § 994 
A 4, $ 1000 A 1; ferner Staudinger-Kober Vorbem 9 vor $ 985, $ 986 A 8). 


Die Verjährung des Herausgabeanſpruchs richtet ſich, vorbehaltlich der Erſitzung (5 937), 
nach $ 195. Iſt beim Verkauf mit Eigentumsvorbehalt die Kaufpreisforderung des Ver⸗ 
käufers verjährt, fo kann dieſer von dem Käufer als dem Beſitzer auch nicht mehr die Herausgabe 
verlangen (vgl. 5455 A IX Ac). Vgl. auch 5902 Abſ 1 Satz 1 (Anſprüche aus eingetragenen Rechten). 


6. Beweislaſt. Der Beweis des Eigentuns iſt grundſätzlich Sache des Klägers. Ge⸗ 
ſteht der Beklagte das Eigentum zu, ſo iſt ein weiterer Beweis nicht erforderlich. Widerruft der 
Beklagte das Geſtändnis, ſo wird es nicht wirkungslos; der Beklagte muß nunmehr das zunächſt 
zugeſtandene Eigentum widerlegen (RG 58, 54). Der Eigentumsbeweis wird durch Rechts⸗ 
vermutungen teils erleichtert, teils erſchwert. Bei Grundſtücken kann der Kläger die Eintragung 
im Grundbuch für ſich anrufen und die Widerlegung gewärtigen, daß er gleichwohl nicht Eigen⸗ 
tümer ſei (8891 Abſ 1). Bei beweglichen Sachen ſpricht die Vermutung des Eigentums nad) 
$ 1006 Abſ 1 Satz! zunächſt für den beſitzenden Beklagten. Um dagegen durchzudringen, genügt 
es nicht, daß der Kläger einen Eigentumserwerb dartut und auf die regelmäßige Fortdauer ein. 
mal entſtandener Rechtsverhältniſſe Bezug nimmt (vgl, NG 55, 53; 99, 153; JW 1923, 2291: 
Warn 08 Nr 63; 1925 Nr 27; HRR 1932 Nr 234). Je nach der Sachlage geſtaltet ſich die Auf- 
gabe wie folgt: a) Handelt es ji nicht um Geld oder Inhaberpapiere und be⸗ 
weiſt der Kläger, daß ihm die Sache geſtohlen, verlorengegangen oder ſonſt 
abhanden gekommen iſt, ſo hat er nicht nur die zugunſten des Beklagten ſprechende Ver⸗ 
mutung überwunden, ſondern zugleich für ſich ſelbſt die Vermutung begründet, daß er während 
ſeines früheren Beſitzes Eigentümer war ($ 1006 Abſ 1 Satz 2, Abſ 2). Der Beklagte muß dann, 
um der Verurteilung zu entgehen, eine von drei Möglichkeiten beweiſen: entweder, daß der 
Kläger mit dem Beſit nicht auch das Eigentum erlangt hat, oder daß die Sache vor der Beſitzzeit 
des Klägers ihm ſelbſt abhanden gekommen iſt oder daß er trotz des früheren Rechtes des Klägers 
Eigentum erworben hat, z. B. durch Erwerb in öffentlicher Verſteigerung oder durch Erſitzung 
(8935 Abſ 2, 8937). b) Wurde der Beſitz vom Kläger oder ſeinem Beſitzmittler 
freiwillig aufgegeben oder kamen dem Kläger Geld oder Inhaberpapiere ab- 
handen, fo ſteht ihm die Vermutung aus früherem Beſitz nur dann zur Seite, wenn er das Nicht- 
eigentum des Beklagten beweiſt (vgl. Seuffa 72 Nr 140). Dazu bedarf es der Darlegung, daß 
der Beklagte den Beſitz ohne das Eigentum erworben oder daß er letzteres wieder verloren hat. 
Iſt einmal nachgewieſen, daß der Beklagte nur Fremdbeſitz erlangt hat oder daß er nachträglich 
Fremdbeſitzer geworden ift, jo ſpricht die Vermutung für die Fortdauer des Fremdbeſitzes (RG 
18. 3. 24 VII 340/23; 1. 4. 24 VII 376/23). Die Verteidigung des Beklagten iſt dann in der Weiſe 
möglich, daß er anderweiten Eigentumserwerb nachweiſt; ſtatt deſſen kann er auch, ſofern nicht 
Geld oder Inhaberpapiere in Frage ſind, dartun, daß ihm die Sache ſchon vor dem Erwerb des 

lägers abhanden gekommen iſt. Von vornherein aufzuklären, wie er das Eigentum oder auch 
nur den Beſitz erworben hat, ift der Beklagte nicht verpflichtet; auch wenn er behauptet, die Sache 
ſei ihm vom Kläger geſchenkt, iſt es deſſen Aufgabe, die Behauptung zu widerlegen. Beruft ſich 
der Beklagte freilich auf einen beſtimmten Vorgang, der ihn zum Eigentümer gemacht haben ſoll, 
und wurde dies Vorbringen widerlegt, jo wird die Beweiswürdigung zu feinen Ungunſten aus- 
fallen. Auch ſonſt kann nach ZPO 9 286 den beſondern Umſtänden des Einzelfalls ohne weiteres 
eine Entkräftung der für den Beklagten ſprechenden Vermutung entnommen werden (vgl. hierzu 
RG JW 1910, 3905; 1923, 2291; 1924, 9612; O3 1924, 636; Warn 1926 Nr 47; Rh Recht 1916 
Nu 1301 a, 1303; RG 3. 5. 21 VII 429/20; 12. 1. 23 VII 54/22; 18. 3. 24 VII 340/23; 1. 4. 
24 VII 376/23). Sowohl für die Fälle unter a wie für die unter b ift zu beachten, daß die Ver⸗ 
mutungen für den jetzigen oder früheren Beſitzer, wenn eine der Parteien mittelbarer, die andere 
hamittelbarer Beſitzer iſt oder war, allein dem mittelbgren zugute kommen. e) Der Kläger 
hat den Beſitz nie gehabt. Behauptet er gleichwohl, Eigentum erworben zu haben, z. B. 
durch Trennung von Früchten (58 954ff.) oder nach $ 931 oder durch Erwerb von Grundſtücks⸗ 
zubehör nach § 926 Abſſ1, jo muß er nicht nur die zugunſten des Beklagten beſtehende Ver⸗ 
mutung widerlegen, ſondern überdies ſeinen eigenen Erwerb dartun. 
8 Außer über das Eigentum des Klägers kann auch über den Beſitz des Beklagten geſtritten 

erden. Beweispflichtig in dieſer Hinficht iſt der Kläger; doch hat der Beklagte die Beweislaſt, 
wenn er die tatſächliche Gewalt über die Sache ausübt und nur Beſitzdiener zu ſein behauptet. 


334 Sachenrecht Eigentum 


8 986 


Der Beſitzer kann die Herausgabe der Sache verweigern, wenn er oder 
der mittelbare Beſitzer, von dem er fein Recht zum Beſitz ableitet, dem Eigen- 
tümer gegenüber zum Beſitze berechtigt iſt !) 2). Iſt der mittelbare Beſitzer 
dem Eigentümer gegenüber zur Überlaſſung des Beſitzes an den Beſitzer nicht 
befugt, ſo kann der Eigentümer von dem Beſitzer die Herausgabe der Sache 
an den mittelbaren Beſitzer oder, wenn dieſer den Beſitz nicht wiederübernehmen 
kann oder will, an ſich ſelbſt verlangen ). 

Der Beſitzer einer Sache, die nach 8 951 durch Abtretung des Anſpruchs 
auf Herausgabe veräußert worden iſt, kann dem neuen Eigentümer die Ein⸗ 
wendungen entgegenſetzen, welche ihm gegen den abgetretenen Anſpruch 
zuſtehen ). 

E 1 804 Sat 2, 942 II 900; M 3 96, 421, 422; P 3 334, 336, 371. 

1. Der Beſitzer der Sache hat dem Eigentümer gegenüber eine Einrede aus dem Recht 
zum Beſitz. Das Recht kann dinglich (z. B. Nießbrauch) oder ſchuldrechtlich ſein (z. B. Miete oder 
Pacht); es kann auf Vertrag oder Geſetz beruhen, auch im Familienrecht oder im Erbrecht wurzeln 
(3. B. das Beſitzrecht des Ehemanns nach § 1373, des Teſtamentsvollſtreckers nach $ 2205; vgl. 
auch RG 105, 315: Erfinderrecht). Ob es dauernd oder vorübergehend iſt, macht keinen Unter- 
ſchied. Ein dauerndes Beſitzrecht hat der Käufer, der das verkaufte, noch nicht aufgelaſſene Grund⸗ 
ſtück beſitzt (exc. rei venditae et traditae; vgl. RG 138, 298); ein vorübergehendes hat z. B. 
der von ſeiner vorgeſetzten Dienſtbehörde zwangsweiſe beurlaubte Gemeindebeamte in Anſehung 
ſeiner Dienſtwohnung ſelbſt dann, wenn die Beurlaubung zuläſſig iſt; nur unter ganz beſonderen 
Ausnahmeumſtänden könnte es ihm abgeſprochen werden (RG 128, 64; hinſichtlich der Reichs ⸗ 
beamten vgl. übrigens $ 10 der DienſtwohnVorſchr. v. 30. 1. 1937 ReichshuBeſBl 1937, 9). 
Unerheblich iſt ferner, ob die Sache dem Beſitzer auf Grund des Rechtes übergeben wurde oder 
ob er den Beſitz eigenmächtig ergriffen hat. Auch das Zurückbehaltungsrecht (88 273, 1000) 
gehört hierher. Kann es auch anders als andere Rechte durch Sicherheitsleiſtung des Klägers 
abgewendet werden ($ 273 Ab] 3), fo fällt es doch nicht deshalb aus dem Begriff des Rechtes zum 
Beſitz heraus (RG 136, 426; HRR 1934 Nr 1025; vgl. auch D 1937, 1499). Daher kann der 
unmittelbare Beſitzer wegen der Verwendungen des mittelbaren Beſitzers, wegen deren er kein 
Erſatzrecht hat (vgl. $ 999 A 1), doch nach $ 986 Abſ 1 Satz 1 zurückhalten. Das Zurückbehaltungs⸗ 
recht iſt auch nicht auf Verwendungen ($ 1000) beſchränkt, ſondern kann auch wegen anderer 
Leiſtungen geltend gemacht werden. Die Vorſchrift des $ 273 Abſ 1 gilt allgemein (RG 59, 202; 
72, 65), mithin auch gegenüber der Eigentumsklage (NG Warn 1919 Nr 27; Seuffü 57 Nr 102; 
OL 29, 343; 34 S. 188, 189). Wer vor dem Inkrafttreten des Erbhoſcheſ. einen Erbhof ge⸗ 
kauft und übergeben, aber noch nicht aufſſgelaen erhalten hat, kann auch nach dem Inkrafttreten 
des Gef. dem Herausgabeanſpruch des Eigentümers gegenüber wegen des Anſpruchs auf Rück⸗ 
zahlung des Kaufpreiſes den Erbhof zurückhalten (JW 1934, 8517). — Dagegen gewährt die 
rechtliche Möglichkeit, die Veräußerung einer Sache wegen Gläubigerbenachteiligung anzufechten, 
noch kein Recht zum Beſitz (OLG 30, 103). Ein Beſitzrecht des Beklagten wird auch nicht dadurch 
begründet, daß der Kläger ſelber am Verluſt der Sache ſchuld iſt (MG 93, 281). Wird das Beſitz⸗ 
recht auf Vertrag geſtüßt, fo muß dieſer gültig fein. Daher gibt es keine Einrede aus einem fornt- 
loſen Vorvertrag zum Grundſtückskaufvertrag (RG Gruch 48, 943), wohl aber aus einem form⸗ 
gültigen Vorvertrag (RG 81, 66; 105, 19; 129, 370; 137, 336; 144, 381); keine Einrede wiederum 
aus einem unſittlichen Vertrag oder wenn der Erfüllungsanſpruch aus dem Kaufvertrag dur 
Friſtſetzung gemäß § 326 weggefallen iſt (RG 141, 261). Auch g 817 Satz 2 hindert die Eigentums⸗ 
klage nicht (vgl. J 817 A3). ZUNG 86, 191 und JW 1916, 1801, die eine Zurückbehaltung wegen 
Argliſt des Klägers für zuläſſig halten: $ 817 A5; 8 985 A 5 (vgl. auch R HRR 1934 Nr 1024). 

Das Recht zum Beſiß kann ein eigenes Recht des Beſitzers oder unter Umſtänden auch 
das Recht eines Dritten fein (vgl. A 2, 3). Es muß ſich entweder (als „abſolutes“) gegen 
jedermann oder (als „relatives“) gegen den klagenden Eigentümer richten. Ein perſön⸗ 
licher Anſpruch gegenüber einem Rechtsvorgänger des Eigentümers hilft dem Beklagten in der 
Regel nichts. Über die Ausnahmen, die hiervon für die Fälle der Übereignung beweglicher Sachen 
gelten: A 4; bei Grundſtücken werden Mieter und Pächter nach 8 571ff. geſchützt, während ſonſt 
eine Vormerkung nötig iſt, um die Wirkung des gegen den Vorgänger begründeten Rechtes auf 
den Nachfolger auszudehnen. Iſt der Eigentümer in Konkurs verfallen, fo erfahren die allge, 
meinen Grundſätze mit Rückſicht auf die Zwecke des Konkurſes eine Einſchränkung. Entſpringt 
das Beſitzrecht einem gegenſeitigen Vertrag, jo kommt es darauf an, ob der Vertrag nach Ks 
89 17ff. (vgl. wegen des Mieters und Pächters $ 21) der Konkuͤrsmaſſe gegenüber wirkſam iſt 
(NG 63, 231). Im übrigen dringt die Einrede nur inſoweit durch, als der Beſitzer nach KO 98 47 ff. 
Abſonderungsbefugnis hat (ogl. RG 90, 218; auch NG 140, 156; R JW 1936, 655208), 
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Die Berufung auf das Recht zum Beſtitz iſt überall, nicht nur ſoweit es ſich um das Zurück⸗ 
behaltungsrecht handelt, eine wahre Einrede (RG 144, 271), keine Einwendung (vgl. Jonas⸗ 
Pohle 30 Vorbem III 3 vor $ 128; Kühne AZiv Prax 20 [1934], 23f.). Der Wortlaut „kann 
verweigern“ ſtellt die Abſicht des Geſetzgebers außer Zweifel; eine Umdeutung in Anlehnung an 
$ 1004 Abi 2 und $ 1007 Abſ 2 iſt nicht angängig, zumal da ſich die abweichende Faſſung dort 
durch die Rückſicht auf die geſetzlichen Eigentumsbeſchränkungen erklärt (vgl. $ 1004 A 6) und 
$ 1007 (vgl. A 1, 3) auch ſonſt mangelhaft gefaßt iſt. Bei der ausſchließlichen Begründung des 
Anſpruchs auf das Eigentum entſpricht es auch dem Weſen der Sache, wenn ein die Herausgabe 
hinderndes anderweites Rechtsverhältnis nur auf Einrede des Beklagten berückſichtigt wird. 
Praktiſche Bedenken ſtehen dem nicht entgegen. Die Behandlung als Einrede tft insbeſondere 
nicht deshalb unangemeſſen, weil danach der die Herausgabe fordernde Kläger ein Verſäumnis⸗ 
urteil auf Herausgabe erlange, auch wenn aus ſeinem eigenen Vortrag das Recht des Beklagten 
zum Beſitz hervorgehe. Denn daß die Klagſchrift außer der Rechtsbehauptung des Beklagten 
auch deren Berechtigung ergibt, wird überaus ſelten vorkommen. Trifft es aber einmal 
zu, ſo wird der Kläger zugleich erwähnen, daß er den Beklagten vergeblich zur Heraus⸗ 
gabe aufgefordert habe. Da eine Einrede richtiger Anſicht nach auch außergerichtlich 
geltend gemacht werden kann und hiermit die Leiſtungsweigerung des Beklagten, d. h. die Er⸗ 
hebung der Einrede, zur Kenntnis des Gerichts gebracht wäre, müßte in ſolchem Fall auch nach 
der hier vertretenen Meinung die Klage abgewieſen werden. 

2. Der Beſitzer hat auch eine Einrede aus dem Recht des Dritten, von dem er ſein Recht 
zum Beſitz ableitet. Er kann geltend machen, daß der Dritte dem klagenden Eigentümer gegen⸗ 
über zum Beſitz und zugleich zu deſſen Überlafjung an ihn, den Beſitzer, berechtigt iſt. Der Unter⸗ 
ſpediteur, der im Auftrag des Hauptſpediteurs das Gut in Beſitz nimmt und dadurch den Haupt⸗ 
ſpediteur zum mittelbaren, deſſen Auftraggeber zum entfernt mittelbaren Beſitzer macht, kann 
dem Eigentümer auch ein etwa von dieſem dem Hauptſpediteur beſtelltes Vertragspfandrecht 
entgegenhalten; denn er leitet ſein Recht zum Veſitz vom Hauptſpediteur als dem mittelbaren 
Beſitzer ab, und das Vertragspfandrecht entſteht mit der Beſitzergreifung am Gute durch den 
Unterſpediteur (RG 118, 250). Ein vertragliches Zurückbehaltungsrecht an einem Grund⸗ 
ſchuldbrief, deſſen Zuläſſigkeit anerkannt iſt (RG 68, 386; 91, 158), kann auch von einem andern 
als dem Grundſchuldgläubiger im eigenen Namen einem Dritten gegenüber beſtellt werden, wenn 
die Verfügung des andern mit Einwilligung des Grundſchuldgläubigers vorgenommen wird; denn 
dann trifft $ 185 zu, und der Beſteller war ſelbſt dem Eigentümer gegenüber zum mittelbaren 
Beſitz berechtigt (RG 124, 31). Das Geſetz ſelbſt erwähnt nur den Fall, daß der Dritte mittelbarer 
Beſißer iſt. Doch darf bei freier Auslegung von dieſer Vorausſetzung abgeſehen werden, z. B. 
wenn das von dem Kläger an den Dritten und von dieſem an den Beklagten verkaufte Grundſtück, 
während es noch dem Kläger gehört, in den Beſitz des Beklagten gelangt iſt. Die Bedenken, die 
man hier gegen die Einrede erhoben hat, greifen nicht durch. Immer wird das fremde Recht, 
zu beſitzen, nicht der fremde Beſitz geltend gemacht; die Notwendigkeit aber, beide Rechtsverhält⸗ 
niſſe (das des Klägers zum Dritten und das des Dritten zum Beklagten) auf Beſtreiten klarzu⸗ 
ſtellen, beſteht ebenſo, mag der Dritte mittelbarer Beſitzer ſein oder nicht. Ohne Grund wird 
auch eingewendet, das Geſetz gehe abſichtlich darauf aus, eine dauernde Spaltung zwiſchen buch. 
mäßigem Eigentum und einem dieſem wirtſchaftlich gleichkommenden Beſitz und Nußungsrecht 
dez e meiden. Daß ein ſolcher Gedanke dem Geſetzgeber fernlag, beweist die Nichtübernahme 

es 87 Abſ 2 des PrEigErwerbsch v. 5. 5. 1872 (Ausſchließung der exc. rei venditae et traditae 
gegenüber der Klage des eingetragenen Eigentümers, vgl. A 1). In R 138, 298 iſt jetzt auch 
ausdrücklich ausgeſprochen, daß ein dauerndes Auseinanderfallen von Beſitz und Eigentum dem 
ae nicht wideripreche, daß alſo der Käufer eines ihm übergebenen, aber nicht aufgelaſſenen 
1 rundſtücks das Recht zum Beſitz dem Verkäufer gegenüber auch dann behält, wenn der Auf⸗ 
aſſungsanſpruch verjährt iſt. Der Verſuch, dieſen Beſitz des Käufers als ein die Veräußerung 
hinderndes Recht im Sinne des $ 771 PS anzuerkennen (RG 116, 363), hat allerdings wieder 
aufgegeben werden müſſen (R 127, 11). — Wollte man die hier vertretene ausdehnende Aus⸗ 
mans des $ 986 ablehnen, fo käme man zu dem auffälligen Ergebnis, daß der klagende Eigen⸗ 
zumer den als Abläufer eines Dritten beſitzenden Beklagten zur Herausgabe zwingen könnte, 
ährend die Klage abzuweiſen wäre, falls der Dritte mit dem Beklagten nur einen Mietvertrag 
geſchloſſen hat. Das erſcheint jo willkürlich, daß man ſich ohne die ausdehnende Auslegung viel⸗ 
Ihn zur Annahme einer ſtillſchweigenden Abtretung des Beſitzrechts des Dritten an den Beklagten 
gedrängt ſehen würde. Wie hier RG 105, 19; 23 1924, 818°; 1927, 2434; Warn 1928 Nr 124. 
0 die zuläſſige weite Auslegung verſagt aber, wenn der Dritte, von dem das Recht zum Beſitz 
jergeleitet wird, weder ſelbſt jemals Beſitzer geweſen ift, noch von dem Eigentümer die alsbaldige 
Berſchaffung des Beſitzes verlangen kann (RG 2. 10. 25 VI 183/25) oder wenn er ein vorhandenes 
dall zum Beſitz wieder verloren hat, z. B. weil der Eigentümer von den Verträgen, welche dem 
1 en das Recht verliehen, rechtswirkſam zurückgetreten iſt (RG Warn 1928 Nr 124). Nicht 
geb endbar iſt $ 986 zugunſten des Erwerbers einer Unterlizenz, wenn die Lizenz des Lizenz⸗ 
ers erloſchen ift (RG 142, 170). Iſt in einem Rechtsſtreit des Klägers mit dem Dritten, von 
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dem der Beklagte ſein Recht zum Beſitz ableitet, das Recht des Dritten zum Beſitz rechtskräftig 
aberkannt, fo iſt damit auch das Recht des Beklagten erledigt, ſofern nicht der Kläger und der 
Dritte argliſtig zuſammengewirkt haben (RG 23 1924, 8185. 

Iſt ſowohl der unmittelbare Beſitzer wie der Dritte, dem er den Beſitz 
vermittelt, dem Eigentümer gegenüber zum Beſitz berechtigt, ſo folgt aus dem 
Beſitzrecht des Dritten, daß die Sache nach Erlöſchen des Rechts des unmittelbaren Be⸗ 
ſitzers dem Dritten und nicht dem Eigentümer herausgegeben werden muß (vgl. RG. 
1. 7. 21 VII 543/20: der beklagte Grundſtücksvermieter hatte die ſeinem Pfandrecht unterliegen- 
den eingebrachten Sachen auf Grund des $ 561 Abſ 1 in Beſitz genommen und nach Tilgung des 
Mietzinſes dem Mieter zurückgegeben, der ſie alsbald veräußerte. Hieraus konnte der Kläger, 
dem die Sachen vorher vom Mieter nach $ 930 übereignet waren, keinen Schadenserſatzanſpruch 
gegen den Beklagten herleiten, mochte dieſer auch die Übereignung gekannt haben). 

3. Iſt der Dritte dem Eigentümer gegenüber zum Beſitze berechtigt, durfte er aber dem 
Beklagten den Beſitz nicht überlaſſen, ſo reicht die Rechtslage zur Rechtfertigung des beſtehenden 
Zuſtandes nicht hin. Der Beklagte muß die Sache herausgeben. Das Geſetz ſchreibt aber vor, 
daß, wenn er dem Dritten Beſitz vermittelt, der Eigentümer nicht ſchlechthin Herausgabe an ſich 
jelbft fordern darf, ſondern den Antrag in erſter Linie auf Herausgabe an den Dritten 
richten muß; nur wenn dieſer den Beſitz nicht übernehmen kann oder will, hat die Herausgabe an 
den Kläger zu geſchehen. Eine ähnliche Einſchränkung des Herausgabeanſpruchs: $ 869 Satz 2. Fälle 
dieſer Art find z. B. die, daß der Mieter die Sache unerlaubterweiſe untervermietet oder der Päch⸗ 
ter ſie unterverpachtet hat. Sind es mehrere Mieter geweſen, welche die Sache in Untermiete 
gegeben haben, ſo iſt der Antrag des Eigentümers auf Herausgabe der Sache an ihn ſchon dann 
begründet, wenn auch nur einer der Mieter ſich dieſem Antrag angeſchloſſen hat. Das Verlangen 
der Herausgabe an ſämtliche mittelbaren Beſitzer oder an die andern mittelbaren Beſitzer entbehrt 
dann der Begründung (RG 13. 10. 26 V 65/26). Auch hier darf man aber bei der Vorausſetzung, 
daß der Beklagte Beſitzmittler iſt, nicht ſtehenbleiben. Die Vorſchrift kann nur den Schutz des 

Dritten bezwecken, der, wenn er auch durch Überlaſſung des Beſitzes an den Beklagten rechts⸗ 
widrig verfuhr, doch nach wie vor dem Kläger gegenüber zum Beſitze berechtigt iſt. Da dies aber 
gleichmäßig zutrifft, mag der Dritte mittelbarer Beſitzer fein oder die Sache nur früher oder über⸗ 
haupt nicht beſeſſen haben, fo hat ihm der Eigentümer in allen dieſen Fällen die Wahl zu laſſen, 
ob er die Sache übernehmen (wiederübernehmen) will oder nicht. 

4. Einwendungen gegen den früheren Eigentümer. Vollzieht ſich der Eigentumserwerb 
nach $ 931 durch Abtretung des Herausgabeanſpruchs, fo wird hierdurch der Beſitzer, der ein ding · 
liches Recht an der Sache hat, nicht berührt; nach $ 936 Abſ 3, $ 986 Abſ 1 kann er ſich auf fein Recht 
auch dem gutgläubigen Erwerber gegenüber berufen. Dagegen bedarf er eines beſonderen Schutzes, 
ſoweit ihm nur ein ſchuldrechtliches Beſitzrecht gegen den Veräußerer zur Seite ſteht. Dieſen Schutz 
gewährt ihm 9986 Abſ 2; den Beſitzer mit Einwendungen aus Schuldverhältniſſen auszuſtatten, 
iſt der eigentliche Zweck dieſer Vorſchrift (RG 109, 130: die Mietfache war mit einer dem Mieter 
gehörigen Einrichtung in den Beſitz des Vermieters gelangt, der Mieter hatte angeblich das Eigen⸗ 
tum an der Einrichtung nach $ 931 übertragen; fein Rechtsnachfolger klagte auf Herausgabe, der 
Vermieter konnte ſich darauf berufen, daß er dem Mieter gegenüber ſo lange zum Beſitze berechtigt 
ſei, bis dieſer die Einrichtung nach 9 547 Abſ 2 Satz 2 und § 258 weggenommen habe, vgl. A 3a 
zu 3985). Die Stellung des Beſitzers gegenüber dem auf $ 931 geſtützten Eigentümer iſt danach 
dieſelbe wie die Stellung eines Schuldners gegenüber dem Abtretungsempfänger. Nach $ 407 
kann er ſich auch ſolcher Einwendungen bedienen, die erſt nach Abtretung des Herausgabeanſpruchs 
durch ein zwiſchen ihm und dem bisherigen Eigentümer geſchloſſenes Rechtsgeſchäft begründet 
worden find, es ſei denn, daß er die Abtretung bei Vornahme des Rechtsgeſchäfts kannte (RG 
20. 6. 11 VII 600/10). War der Veräußerer Nichteigentümer, aber mittelbarer Beſitzer, und hat 
der gutgläubige Erwerber das Eigentum nach 99 934, 870 durch Abtretung des den Beſitz ver⸗ 
mittelnden ſchuldrechtlichen Anſpruchs erlangt, ſo ſind es die Einwendungen gegen den Veräußerer; 
nicht die gegen den bisherigen Eigentümer, die dem Beklagten erhalten bleiben. — § 986 Abi 2 
trifft ſchon feinem Wortlaut nach auch dann zu, wenn die nach $ 931 veräußerte Sache abhanden 
gekommen war und der Erwerber erſt durch Erſitzung Eigentümer wurde. Es kann aber au 
nicht darauf ankommen, ob der Veräußerer und mittelbare Beſitzer das Eigentum nach $ 931 durch 
Abtretung des Anſpruchs auf Herausgabe oder nach $ 930 durch Beſizvorbehalt überträgt; auch 9 
dieſem Fall muß der unmittelbare Beſitzer Schutz finden (vgl. Seuffl 66 Nr 190; HRR 1932 
Ar 1567). Dagegen ift eine Ausdehnung auf den geſetzlichen Eigentumserwerb nach $ 952 abzu⸗ 
lehnen. Beispiel: der Verſicherte übergibt feinen Leb ensverſicherungsſchein ſicherungshalbet 
einem Gläubiger und begründet für ihn dadurch ein ſchuldrechtliches Zurückbehaltungsrech 
($ 1204 A 4); alsdann läßt ein anderer Gläubiger die Forderung auf die Verſicherungsſumme 
pfänden und ſich an Zahlungs Statt überweiſen. Wollte man hier den Vollſtreckungsgläubiger, der 
nach $ 952 Eigentümer des Scheines geworden iſt, an der Einrede aus dem Vertrage des früheren 
Eigentümers ſcheitern laſſen, ſo würde man dem Vertrage dingliche Wirkung beilegen und 110 
Zwecke des § 1280 durchkreuzen (vgl. RG 51, 83ff.). Die Anwendbarkeit von $ 986 Abſ 2 wir 
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hier mit Recht abgelehnt. Daneben wird die Frage angeregt, ob § 986 Abſ 1 Satz 1 eingreife. 
In dem behandelten Falle hatte der Verſicherungsnehmer den Verſicherungsſchein bei einem 
Gläubiger zu deſſen Sicherung hinterlegt und nach ſeinem Tode war die Verſicherungsforderung 
an den als bezugsberechtigt Benannten gefallen. Es fragt ſich, ob der Bezugsberechtigte die nur 
ſchuldrechtliche Verfügung des Verſicherungsnehmers wegen der Nachgiebigkeit der in $ 952 
Abſ 1 Satz 1 enthaltenen Vorſchrift oder ſchon auf Grund der durch den Verſicherungsvertrag 
von ihm ſelbſt erlangten Rechtsſtellung gegen ſich gelten laſſen muß. Jenes hat das OLG Hamburg 
(HR 1933 Nr 1407) angenommen (vgl, hierzu Apelt Jurgdſch. f. Privatverſicherung 1939, 
84). Der Bezugsberechtigte, der nicht Erbe des Verſicherungsnehmers geworden war, ſoll das 
Eigentum an dem Schein nur mit der „Beſchränkung“ oder der „Belaſtung“ des ſchuldrecht⸗ 
lichen Zurückbehaltungsrechts erworben haben. Eine ſchuldrechtliche Verpflichtung belaſtet oder 
beſchränkt aber immer nur die Perſon des Verpflichteten, niemals das Eigentum an der den 
Gegenſtand der Verpflichtung bildenden Sache. Aus der Nachgiebigkeit der Vorſchrift in $ 952 
Abſ 1 Satz 1 folgt nur, daß zum Eigentümer des Schuldſcheins auch ein anderer als der Gläu⸗ 
biger beſtellt werden kann. Der vorbezeichnete zweite Weg iſt ebenfalls nicht gangbar. Der Be⸗ 
zugsberechtigte erwirbt die Forderung gegen den Verſicherer unmittelbar und frei von den 
Schulden des Verſicherungsnehmers. 


8 987 


1) Der Beſitzer hat dem Eigentümer die Nutzungen herauszugeben, die 
er nach dem Eintritte der Nechtshängigkeit zieht !). 

Zieht der Befiker nach dem Eintritte der Rechtshängigkeit Nutzungen nicht, 
die er nach den Regeln einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft ziehen könnte, ſo 
iſt er dem Eigentümer zum Erſatze verpflichtet, ſoweit ihm ein Verſchulden 
zur Laſt fällt 5). 

E 1993 II 901; M 3 407, 408; P 3 330—843, 371; 6 119, 238, 237. 

1. Die $$ 987—993 über die Anſprüche des Eigentümers auf Herausgabe von Nutzungen 
und Schadenserſatz beruhen auf der Erwägung, daß die allgemeinen Vorſchriften hier vielfach 
nicht paſſen würden. Als ſolche allgemeine Vorſchriften könnten in Betracht kommen die über 
die Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung in 98 812ff., namentlich $ 818 Abſ 1, und 
die über den Schadenserſatz bei unerlaubten Handlungen im § 823. Sie wären aber teils zu 
milde und teils zu ſtreng, $ 823 namentlich vielfach zu hart, wenn der Beſitzer, der ſich in gutem 
Glauben für den Eigentümer hält und mit der Sache nach Belieben verfährt, weil er meint, daß 
andere Perſonen dadurch nicht berührt werden, wegen Sachbeſchädigung für Schadenserſat 
aufzukommen hätte. Daher trifft das Geſetz eine ſelbſtändige Regelung, wobei es den Beſitzer 
bei Rechtshängigkeit (Prozeßbeſitzer, $$ 987, 989), den Beſitzer auf Grund unentgeltlichen Erwerbs 
(1988), den unredlichen Beſitzer (89 990, 991 Abj 1) und den Beſitzer kraft verbotener Eigenmacht 
oder ſtrafbarer Handlung ($ 992) unterſcheidet. Die Vorſchriften der 98 987ff. ſtellen alſo eine 
erſchöpfende Sonderregelung dar und ſchließen die Anwendung der 38 812ff. vollſtändig 
aus; fie können auch nicht nebeneinander eingreifen. Soweit nach 38 987ff. Nutzungen nicht aus⸗ 
zugleichen find, ift in dieſen geſetzlichen Beſtimmungen der eine ungerechtfertigte Bereicherung 
ausſchließende Rechtsgrund zu finden. Das war auch in der Rechtſprechung des Reichsgerichts 
ſeit Rc JW 1912, 69018 anerkannt. Ein neuerliches Schwanken (R 129, 307; 24. 10. 27 VI 
69/27) ift durch die weiteren Entſcheidungen (N 135, 173; 137, 206 ff.; RJ JW 1937, 251910, 
315811 vgl. auch JW 1934, 8505; Reinhardt ZULDNR 1938, 508) beſeitigt worden. Die ab- 
weichenden Senate haben ihre Anſichten nicht mehr aufrecht erhalten (R 137, 210; HRR 1933 

1650). — Ebenſo ſchließen die Vorſchriften der 98 987ff., vorbehaltlich der im § 992 (vgl. daſ. 

1) getroffenen Regelung, die Anwendung des $ 823 aus. Sie beziehen ſich auf Eigenbeſitzer 
und Fremdbeſitzer, auf dieſe jedoch nur, ſoweit fie ſich im Rahmen ihres vermeintlichen Beſitzrechts 
gehalten haben (RG 56, 316; 101, 309; 106, 152; JW 1910, 11110, 75416, Seuffü 78 Nr 82; 
6. 4. 26 VI 572/25; vgl. S 992 A 2). — Die Stellung des Bucheigentümers gegenüber der Grund⸗ 
degchberichtigungsklage iſt der Stellung des Beſitzers gegenüber dem Herausgabeanſpruch 

es Eigentümers fo weſensverwandt, daß darauf nicht nur die $$ 989, 990 (RG 121, 336), ſondern 
auch die 89 987, 988, 993, 994, 995 entſprechend anwendbar find (RG 133, 2867.). 

Von den Anſprüchen, die durch dieſe Vorſchriften begründet werden, ift nur der auf Heraus- 
gabe der vom unredlichen Beſitzer gezogenen natürlichen Früchte gerichtete An⸗ 
ch von dinglicher Natur, da dieſe Früchte nach 95 953, 955 Abſ 1 Satz 2 durch die Trennung 
Eigentum des Sacheigentümers geworden find. Alle andern Anſprüche, alſo die auf Herausgabe 
zer bürgerlichen Früchte und der Gebrauchsvorteile, die Anſprüche auf Schadenserſatz ſowie der 
Boſfauch auf Herausgabe der natürlichen Früchte, die nach 88 955ff. in das Eigentum des redlichen 

eſitzers gelangt ſind, fließen zwar aus dem Eigentum als ſolchem und ſtehen daher dem jeweiligen 
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Eigentümer zu, ſind aber ſchuldrechtlich geartet (RG 46, 145; 143, 376), ſodaß ſie im Konkurſe 
des Verpflichteten kein Ausſonderungsrecht gewähren. Auch bei den Nutzungen trifft der Ausdruck 
Herausgabe genau genommen nur auf die gezogenen und noch unverbraucht vorhandenen 
natürlichen oder bürgerlichen Sachfrüchte zu; im übrigen iſt die Herausgabepflicht eine Pflicht 
zur Wertvergütung (RG 93, 283; RG SeuffA 75 Nr 101). Immer handelt es ſich um Neben- 
leiſtungen, die vom Anſpruch auf Herausgabe der Hauptſache abhängen und daher nach $ 224 
mit ihr zuſammen verjähren. Verfahrensrechtlich find die Anſprüche im Sinne der ZPO 8 4 
auf Nebenforderungen gerichtet, wenn ſie neben dem Hauptanſpruch in derſelben Klage 
geltend gemacht werden. Bei einer unbeweglichen Sache ſteht dem Kläger dann auch der Gerichts⸗ 
ſtand der belegenen Sache offen (3 PO $ 26). Der ausſchließliche Gerichtsſtand des 5 24 ZPO 
kommt für Klagen aus $$ 987ff. nicht in Betracht. 

Die $$ 987 ff. ordnen nur das Verhältnis des Eigentümers zum nicht rechtmäßigen Beſitzer 
(RG JW 1933, 26447 [in RG 141, 227 inſoweit nicht abgedruckt]; vgl. auch Dietz, Anſpruchs⸗ 
konkurrenz bei Vertragsverletzung und Delikt, 1934). 

2. Der gutgläubige Beſitzer ſoll von der Rechtshängigkeit des Herausgabeanſpruchs an 
die Sache ſorgfältig nutzen. Daher beſtimmt $ 987 in Abſe1, daß kructus percepti, in Abſ 2, daß 
auch fructus pereipiendi herauszugeben find. Jeder Beſitzer wird von dieſer Verpflichtung be⸗ 
troffen, ein Beſitzmittler auch dann, wenn er, z. B. als vermeintlicher Pächter, dem Eigentümer 
ſelber Beſitz vermittelt. Im Fall eines Doppelbeſitzes hat der Eigentümer die Wahl, ob er den 
unmittelbaren Beſitzer wegen der natürlichen Früchte oder den mittelbaren Beſitzer wegen des 
dafür beſtimmten Entgelts (z. B. auf den Pachtzins) verklagen will. Eine Häufung beider Anſprüche 
iſt ausgeſchloſſen. Nutzungen: 88 100, 99; über ihre zeitliche Teilung: $ 101; über den Abzug 
der Gewinnungskoſten: $ 102. Beſteht die Nutzung im Bewohnen eines Hauſes, fo iſt der mit 
dem vermeintlichen Eigentümer vereinbarte Mietzins als Erſatz zu leiſten (NG SeuffA 75 Nr 101). 
Darauf, ob auch der Eigentümer die Nutzungen hätte ziehen können, kommt es nicht an. Die 
vor der Rechtshängigkeit gewonnenen, aber noch vorhandenen Früchte (kructus exstantes) brauchen 
regelmäßig (anders nach $ 988) nicht herausgegeben zu werden. Zur Rechnungslegung über 
gezogene Nutzungen iſt der gutgläubige Beſitzer früher nicht als verpflichtet angeſehen worden 
(RG Gruch 51, 897; JW 1912, 2888; Warn 1912 Nr 14; HONN 1928 Nr 1982). Neuerdings iſt dieſe 
Verbindlichkeit aber unter Aufgabe der abweichenden Anſichten anerkannt worden, weil ſonſt dem 
Herausgabeanſpruch die wirkſame Handhabe zu feiner Durchführung fehlen würde (RG 137, 
212 f.). Dabei kommt allerdings nicht $ 259, ſondern $ 260 zur Anwendung. — Rechtshängig⸗ 
keit: ZPO S$ 253, 263, 281, 500; E Art 152. Die Verpflichtung zur Herausgabe gilt als nicht 
entſtanden, wenn die Klage zurückgenommen oder durch ein nicht in der Sache ſelbſt entſchei⸗ 
dendes Urteil abgewieſen worden iſt. Wird dann von neuem Klage erhoben, ſo iſt der Beginn 
des zweiten Rechtsſtreits maßgebend; doch kann der Beſitzer durch die erſte Klage bösgläubig 
geworden fein. Im Fall der Nichterfüllung der Herausgabepflicht hat der Beſitzer Schaden?” 
ee nach den allgemeinen Vorschriften (58 280, 283) zu leiſten; er haftet alfo nicht bei zufällige 

ntergang. 

3. Verſäumte Nutzungen hat der gutgläubige Beſitzer zu erſetzen, wenn fie gemäß den Regeln 
ordnungsmäßiger Wirtſchaft nach Eintritt der Rechtshängigkeit hätten gezogen werden ſollen 
und wenn zugleich ihn (oder feinen geſetzlichen Vertreter oder feinen Gehilfen, $ 278) der Vor. 
wurf trifft, die Nutzungen ſchuldhaft (8 276) nicht gezogen zu haben. Beides hat der Kläger 
zu beweiſen; doch wird der Beweis der ſachlichen Vorausſetzung meiſtens auch das Verſchulden 
dartun. Zu erſetzen iſt der Wert der verſäumten Nutzungen, nicht auch der ſonſtige Schaden 
ii nn es ſei denn ($ 989), daß durch die Verſäumnis die Sache ſelbſt Schaden ge⸗ 
itten hätte. 


§ 988 

Hat ein Beſitzer, der die Sache als ihm gehörig oder zum Zwecke der Aus“ 
übung eines ihm in Wirklichkeit nicht zuſtehenden Nutzungsrechts an der Sache 
beſitzt !), den Beſitz unentgeltlich erlangt ), fo iſt er dem Eigentümer gegenüber 
zur Herausgabe der Nutzungen, die er vor dem Eintritte der Nechtshängigkeit 
zieht, nach den Vorſchriften über die Herausgabe einer ungerechtfertigten Be” 
reicherung verpflichtet ?). 

E II 902; P 3 349, 350. 
1. Die Beſtimmung betrifft den in 8 955 bezeichneten Eigenbeſitzer, der, wenn er gutgläubig 
ift, die natürlichen Früchte zu Eigentum erwirbt. Er ſoll gleichwohl ſchuldrechtlich nach den Regeln 
der ungerechtfertigten Bereicherung zur Herausgabe verpflichtet fein, falls er den Bells 
unentgeltlich erlangt hat. Damit wird derſelbe Rechtsgedanke zum Ausdruck gebracht, der 9 5 
$ 816 Abſ 1 Satz 2 zugrunde liegt: ein unentgeltlicher Erwerb darf nicht auf Koſten des wahre 
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Berechtigten geſchützt werden. Ob der Beſitz unentgeltlich erlangt iſt, muß vom Standpunkt 
des Beſitzers aus beurteilt werden. Herauszugeben ſind nicht nur die natürlichen Früchte, auf 
die ſich $ 955 bezieht, ſondern alle Nutzungen, auch die Vorteile des eigenen Gebrauchs (mithin, 
wenn es ſich um Herausgabe eines Wohnhauſes handelt, auch die erſparten Mietzinſen). 

2. Unentgeltlich wird der Beſitz namentlich durch Schenkung erlangt (z. B. Schenkung einer 
abhanden gekommenen beweglichen Sache, ſchenkweiſe nichtige Auflaſſung oder Nießbrauchs⸗ 
beſtellung), ferner durch Aneignung einer vermeintlich aufgegebenen Sache ($ 959) und durch 
Erwerb auf Grund eines nichtigen Teſtaments. Beſitzt jemand als Erbe eines Beſitzers, ſo ent⸗ 
ſcheidet die Art, wie der Erblaſſer den Beſitz erlangt hat. Dem wahren Erben gegenüber iſt der 
vermeintliche Erbe als unentgeltlicher Erwerber anzuſehen. — Wer ein Grundſtück auf Grund eines 
wegen Formmangels nichtigen Kaufvertrags übergeben erhalten hat, iſt nicht unentgeltlich in feinen 
Beſitz gelangt (RG 28. 6. 22 V 605/21). Ebenſo wird das gegen Bezahlung erlangte Buch⸗ 
eigentum nicht dadurch zum unentgeltlich erlangten, daß der Bucheigentümer den Kaufpreis 
wegen Nichtigkeit des Vertrages zurückgefordert hat. So in Übereinſtimmung mit RG ZW 1928, 
2497 und gegenüber einer zweifelnden Bemerkung in N& 129, 312 mit Recht RG 133, 283. 
Die urſprünglichen Vertragsabreden ſind maßgebend, nicht die ſpätere Geſtaltung der Sachlage. 
— Wegen der Rechnungslegung: § 987 A2 (NG 137, 212). 

3. Nach $ 818 Abf 3 find die vor der Rechtshängigkeit wieder verlorengegangenen Nutzungen 
nur inſoweit zu erſetzen, als noch eine Bereicherung übriggeblieben ift. Später trifft den Beſitzer 
die geſteigerte Haftung für Verſchulden (vgl. $ 818 Abſ 4, $$ 280, 283). Zu beweiſen hat der 
Kläger die Unentgeltlichkeit des Erwerbs und den Umfang der gezogenen Nutzungen. Der Be⸗ 
klagte hat darzutun, daß die Bereicherung weggefallen iſt, wogegen der Kläger wiederum ein⸗ 
wenden kann (und nachzuweiſen hat), daß dies erſt nach der Rechtshängigkeit geſchehen und vom 
Beklagten verſchuldet ſei (vgl. $ 818 A 9). 


§ 989 


1 Der Beſitzer iſt von dem Eintritte der Rechtshängigkeit an dem Eigentümer 
für den Schaden verantwortlich, der dadurch entſteht, daß infolge ſeines Ver⸗ 
ſchuldens die Sache verſchlechtert wird, untergeht oder aus einem anderen 
Grunde von ihm nicht herausgegeben werden kann ) 2). 

E 1 933 II 003; M 3 408; P 3 338, 342; 6 237. 

1. Die Schadenserſatzhaftung nach 88 989 ff. (vgl. hierzu Dietz, Anſpruchskonkurrenz bei 
Vertragsverletzung und Delikt, 1934, 185 ff.) iſt grundſätzlich auf den böſen Glauben des Be⸗ 
ſitzers abgeſtellt. Mit der Rechtshängigkeit des Herausgabeanſpruchs tritt ſie deshalb ein, 
weil der Beſitzer nunmehr zwar nicht notwendig bösgläubig wird (vgl. $ 990 A 3), aber doch 
mit der Möglichkeit, daß er nicht im Rechte iſt, rechnen ſoll. Stets wird in 98 989ff. voraus- 
geſetzt, daß der Beſitzer zu dem Beſitze, den er ausübt, kein Recht hat; denn ohne 
dies kann von einem guten oder böſen Glauben nicht geſprochen werden (bgl. Re) JW 1933, 
2644? in RG 141, 227 nicht mit abgedruckt). Daß er zu dem ausgeübten Beſttze nicht berechtigt 
iſt, kann auch vorkommen, wenn er den Beſitz durch gültigen Vertrag mit dem Eigentümer erlangt 
Hat: dann nämlich, wenn feine Beſitzberechtigung durch Kündigung des Vertrags oder aus anderm 
Grunde erloſchen iſt (vgl. RG 145, 81) oder wenn er ein weitergehendes Beſitzrecht zu haben 
glaubt, als ihm zuſteht (z. B. er iſt Verwahrer und glaubt Mieter zu ſein; er iſt Nießbraucher und 
glaubt Eigentümer zu ſein). Eine von einem bösgläubigen Beſitzer vorgenommene Veräußerung 
it ſtets eine ſchuldhafte Verfügung im Sinne des 9 989 (RG Warn 1924 Nr 125). Der Schadens- 
deſakanſpruch aus dem Eigentum iſt ein geſetzlicher Anſpruch wegen Vereitlung 

8 Herausgabe anſp ruchs (88 280, 283), kein Anſpruch wegen unerlaubter Handlung ($ 823), 
kuh nicht, wenn der Beſitzer in böſem Glauben ift ($ 990). Einen Anſpruch aus unerlaubter Hand 
ung gibt es gegen den Eigenbeſitzer nur im Rahmen des $ 992 (vgl. aber RG 117, 425), ſonſt nur 
gegen den Fremdbeſitzer (vgl. dazu und zu der möglichen Anſpruchshäufung: § 992 A 1, 2). 
Fur die Schadenserſatzpflicht des Eigenbeſißers nach $$ 989, 990 gilt daher die Haftung für geſetz⸗ 
1 Vertreter und Gehilfen ($ 278) ſowie die Entlaſtungspflicht des Beſitzers (9 282; vgl. R ZW 
star 4780, wogegen die Vorſchriften über die dreijährige Verjährung des $ 852, über das Delikts⸗ 
eh im zwiſchenſtaatlichen bürgerlichen Recht und über den Gerichtsſtand der unerlaubten Hand- 
itt (388 832; vgl. RG Warn 1918 Nr 169) keine Anwendung finden. Der Begriff des Schadens 
It berfelbe wie ſonſt, umfaßt alſo auch den entgangenen Gewinn (R Recht 09 Nr 2660) und 
n nach $ 254 die Einrede des mitwirkenden Verſchuldens (RG 93, 281; Warn 1910 Nr 419); 
Sanwendbar iſt jedoch $ 254 Abſ 2 Satz 2, weil zwiſchen dem Eigentümer und dem Beſitzer kein 
Schuldverhältnis beſteht, zu deſſen Erfüllung der Eigentümer ſich des — bei der Entſtehung des 
euabens mitwirkenden — Dritten bedient haben könnte (RG 119, 155). Auch der Anſpruch des 
Iagberungseigentümers wegen Entziehung der Sache iſt auf Schadenserſatz gerichtet (RG 

8, 374; JW 1934, 4351; $ 990 A 1). — Muß ein Käufer, der vom Vertrage zurücktritt, die 
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ihm gelieferte Ware aber bereits weiterveräußert hat, Schadenserſatz leiſten, fo iſt der Schaden 
nicht gleich dem Verkaufspreis des Verkäufers, auch nicht gleich dem Erlöſe des Käufers, ſondern 
gleich dem Verkaufswert entſprechender Waren am Ort der Niederlaſſung des Verkäufers zur 
Zeit des Urteils (RG 25. 6. 26 VI 71/26). Im Gegenſatz dazu will R 5. 6. 34 VII 2/34 dem 
Eigentümer den Erlos des Beſitzers als Schadenserſatz zuſprechen, zwar nicht gemäß § 281 (RG 
115, 33), wohl aber deshalb, weil der Eigentümer die Sache ſelbſt für dieſen Preis hätte ver⸗ 
kaufen können. — Als Schadenserſatz kann, wenn es ſich um Gattungsfachen handelt, auch Leiſtung 
eines andern Stücks derſelben Gattung gefordert werden (RG 93, 284; 2.10.23 VII 62/23). 
Auch Wiederbeſchaffung der Sache kann gegebenenfalls verlangt werden (RG 8. 4. 24 VII 
253/23; 16. 4. 26 VI 572/25). Vorausſetzung ift aber ſtets die vom Beſitzer verſchuldete (ſachliche 
oder perſönliche) Unmöglichkeit der Herausgabe der (unverſehrten) Sache. Eine Haftung für 
Verzugsſchaden läßt ſich nur in den Fällen der $$ 990 Abs 2 und 992 begründen; wie aus der 
Faſſung des $ 990 Abſ 2 hervorgeht und durch Prot 3 S. 344, 348 beſtätigt wird, liegt fie dem 
redlichen Beſitzer auch für die Zeit nach Eintritt der Rechtshängigkeit nicht ob (RG 72, 269; JW 
1910, 41; Warn 1911 Nr 189; 5. 4. 27 II 256/26). $ 989 gibt einen Schadenserſatzanſpruch gegen 
den Rechtsvorgänger, der in dem Rechtsſtreit auf Herausgabe verklagt war, wenn er, ſpäter zur 
Herausgabe verurteilt, dem Urteil nicht nachkommen kann; daneben kann aber nicht noch eine 
Haftung des Rechtsnachfolgers aus $ 989 abgeleitet werden (NG JW 1936, 34557). 

2. Als Beiſpiele für die Unmöglichkeit der Herausgabe der Sache (d. h. in unverſehrtem 
Zuſtand) werden genannt die Verſchlechterung und der Untergang. Wie die körperliche Ver⸗ 
ſchlechterung muß auch die Belaſtung mit einem Recht beurteilt werden (RG 121, 335; 139, 
354; 158, 45; JW 1928, 138752; Warn 1928 Nr 144). $ 1004 kommt inſoweit nicht in Frage ($ 1004 
A 1). Die Rechtshängigkeit iſt gegeben, wenn der Herausgabeanſpruch oder aber auch der Anſpruch 
auf Berichtigung des Grundbuchs erhoben worden iſt (RG 121, 335; 133, 286). — Dem Unter⸗ 
gang der Sache ſteht der des Eigentums des Klägers infolge von Verbindung, Vermiſchung, 
Verarbeitung gleich. Ferner gehört hierher die Veräußerung der Sache. Sie iſt, wenn ſie 
freiwillig vorgenommen wird, dem Beſitzer ſtets zum Verſchulden zuzurechnen (RG 56, 316; 
Warn 1934 Nr 188); bei einer Zwangsverſteigerung entſcheiden die Umſtände des Falles (vgl. 
RG JW 09, 45611; OLG 26, 63). Darauf, ob der dritte Erwerber durch guten Glauben Eigen⸗ 
tümer geworden iſt, kommt es nicht an. Auch wenn dies nicht dem hat der Prozeßbeſitzer dem 
Kläger Schadenserſatz zu leiſten; doch wird er nach $ 255 von dem Klager die Abtretung der An⸗ 
ſprüche verlangen können, welche dieſem auf Grund ſeines Eigentums an der Sache zuſtehen. 
Veräußerung der Sache bedeutet es auch, wenn der Prozeßbeſißer die Sache vermietet, verleiht 
oder ſich ſonſt zum mittelbaren Beſitzer macht. In allen dieſen Fällen wird auch die Er⸗ 
ſtreckung der Rechtskraft des Herausgabeanſpruchs nach $ 325 Abſ 1 ZPO den Eigentümer nicht 
immer vor Schaden bewahren können, z. B. wenn es ihm nicht gelingt, die Sache von dem Dritten 
herauszuerlangen. Endlich kann die Herausgabe an den Eigentümer dadurch unmöglich werben, 
daß der Prozeßbeſitzer, der einem andern den Beſitz vermittelt, die Sache dem 
andern zurückgewährt. Auch dies gereicht ihm zum Verſchulden; um ſich gegen den Anſpruch 
des mittelbaren Beſitzers zu ſchützen, muß er nach ZPO 5 76 verfahren (Benennung des Urhebers). 
Der mit einer Widerſpruchsklage nach ZPO $ 771 belangte Pfändungspfand⸗ 
gläubiger, der die gepfändete Sache verſteigern läßt, obgleich die beigebrachten 
Urkunden das Eigentum des Klägers ergeben, fällt nicht unter $ 989; denn das 
Ziel der Widerſpruchsklage iſt auf Freigabe, nicht auf Herausgabe gerichtet (RG 61, 430). Darüber, 
daß ein ſolcher Pfändungspfandgläubiger gleichwohl und zwar ſchon bei leichter Fahrläſſigkeit 
ſchadenserſatzpflichtig iſt: $ 992 N 2. 


8 990 


War der Beſitzer bei dem Erwerbe des Beſitzes nicht in gutem Glauben, 
ſo haftet er dem Eigentümer von der Zeit des Erwerbes an nach den 88 987, 
989 5) 2). Erfährt der Beſitzer ſpäter, daß er zum Beſitze nicht berechtigt iſt, 
fo haftet er in gleicher Weiſe von der Erlangung der Kenntnis an ). 

Eine weitergehende Haftung des Beſitzers wegen Verzugs bleibt unberührt). 

E 1931 Abſ. 1, 932 Abſ. 1 Satz 1, 934 II 904; M 3 403, 406, 408, 409; P 3 339—344, 348; 6 236. 

1. Der Beſitzer, der beim Erwerb des Beſitzes nicht in gutem Glauben war, haftet für 
Bewahrung und Nutzbarmachung der Sache von vornherein jo, wie der redliche Beſttzer von 
der Rechtshängigkeit an haftet. Er hat alſo die ſeit dem Beſitzerwerb gezogenen Nutzungen 
herauszugeben, auch wenn ſie der Eigentümer nicht gezogen haben würde, und nichtgezogene 
Nutzungen zu erſetzen, die er nach den Regeln einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft hätte ziehen 
ſollen. Auf Herausgabe der natürlichen Früchte haftet er dinglich (gl. 8 987 A 1). Iſt er zur 
Herausgabe von Nutzungen infolge Verſchuldens nicht imſtande, fo hat er nach $ 280 in allen 
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Fällen vollen Schadenserſatz, nicht nur Werterſatz, zu leiſten (MG 143, 377). Ferner iſt der un ⸗ 
redliche Beſitzer auch mit bezug auf die Hauptſache wegen verſchuldeter Unmöglichkeit der 
Herausgabe ſchadenserſaßpflichtig. Hier kann der Schadenserſatz auch hinter dem Werterſatz 
zurückbleiben. Ein Sicherungseigentümer kann nur Befriedigung in der Weiſe verlangen, 
wie er ſich aus dem für ihn verloren gegangenen Gegenſtand hätte befriedigen können (RG 143, 
376). Der Erſatzanſpruch kann auch dann ſofort gegen den unredlichen Beſitzer geltend gemacht 
werden, wenn er die Sache an einen Dritten veräußert hat und ſeine vom Eigentümer erſtrittene 
Verurteilung zur Herausgabe gegen den Dritten wirkt. Doch kann er in ſolchem Falle verlangen, 
daß ihm Zug um Zug gegen die Erſatzleiſtung der Herausgabeanſpruch des Eigentümers gegen den 
Dritten abgetreten wird ($ 255). Folgen mehrere unredliche Beſitzer aufeinander, 
fo haftet jeder wegen der Nutzungen und Schäden feiner Beſitzzeit. Wird ſowohl der unmittelbare 
als der mittelbare Beſitzer in Anſpruch genommen, ſo hat jeder ſeine eigene Bösgläubigkeit, nicht 
auch die des andern, zu vertreten. Über den Fall, daß der Beſitzmittler eines andern als des 
Eigentümers wegen Nutzungen verklagt werden ſoll: $ 991 A 1. Wegen der Verpflichtung 
zur Rechnungslegung: $ 987 A 2; im Rahmen des $ 990 können auch die 99 687 Abſ 2, 
681, 666 eingreifen. — Wird zunächſt Herausgabe der Sache verlangt und geht der Kläger ſpäter 
zur Schadenserſatzklage über, fo kommt es für dieſe Klage nicht darauf an, daß der Beklagte bei 
Erhebung der Klage noch im Beſitz der Sache war (NG Warn 1924 Nr 125; 16. 4. 26 V1 572/25).— 
Die Einziehung eines bei der Jagd benutzten Gewehrs läßt ſich mit Eigentumsanſprüchen 
nicht bekämpfen, ſondern nur durch den Nachweis, daß das Gewehr nicht bei der Jagd benutzt 
worden iſt. Mit der Möglichkeit einer Eigentumsklage fällt dann auch die Möglichkeit einer 
Schadenserſatzklage nach 88 990, 989; aber $ 839 kann in Frage kommen (RG 108, 263). 

2. Bösgläubig iſt der Beſitzer, wenn er weiß oder wegen grober Fahrläſſigkeit nicht 
weiß, daß er dem Eigentümer gegenüber zu dem Beſitz, den er ausübt, nicht berechtigt iſt. 
Wie auch durch Abſ 1 Satz 2 beſtätigt wird, müſſen Kenntnis und Unkenntnis grundſätzlich die 
eigene Nichtberechtigung betreffen, nicht das fremde Eigentum, neben dem ein Beſttzrecht des 
Beſitzers ſehr wohl möglich tft (RG SeuffA 84 Nr 146; 8. 4. 24 VII 253/23; 16. 4. 26 VI 572/25; 
8.6. 26 VI 594/24; JW 1936, 29125; 1937, 315811 — Dag 1937, 1812; vgl. auch NG 139, 356 u. 
DRZ Rſpr 1934 Nr 262). Handelt es ſich freilich um Erwerb der Sache oder eines Rechtes daran von 
einem andern, jo kommt es hierfür praktiſch meiſt auf deſſen Eigentum an; doch iſt z. B. nicht 
ſchlechtgläubig, wer ohne grobe Fahrläſſigkeit angenommen hat, daß ſein Rechtsvorgänger zwar 
nicht Eigentümer, daß er aber dem Eigentümer gegenüber dazu berechtigt ſei, den Beſitz der Sache 
einem andern zu überlaſſen (M& SeuffA 84 Nr 146). Der Erwerber darf verdächtigen Anzeichen 
gegenüber nicht die Augen ſchließen, ſondern er hat in Anſehung des Rechtes des Veräußerers 
diejenige Prüfung anzuſtellen, die nach den Umſtänden von ihm erwartet werden kann und deren 
Unterlaſſung ſich mit dem Verhalten eines ordentlichen Mannes nicht verträgt (RG 58, 164; 
Ach JW 07, 6725; RG Recht 1922 Nr 63). Der Anſpruch richtet ſich gegen den bösgläubigen 
Beſttzer, der den Beſitz ausübt. Zieht ein Fremdbeſitzer, der nur zum Beſitz, nicht zur Nutzung 
der Sache berechtigt iſt, in wiſſenklicher oder grobfahrläſſiger Überſchreitung ſeiner Befugnis 
Nutzungen, fo ift er mit Bezug auf die gezogenen Nutzungen (nicht mit Bezug auf nichtgezogene; 
eine Nutzungspflicht liegt ihm nicht ob) als unredlicher Beſitzer der Sache zu behandeln. Das trifft 
3. B. zu, wenn jemand auf Grund eines ungültigen Pachtvertrages ein Grundſtück in 
Beſitz hat. In Beziehung auf die gezogenen Früchte iſt er nicht gutgläubig; denn der gute Glaube 
ging nur dahin, ein entgeltliches Fruchtziehungsrecht zu haben, kein unenkgeltliches 
(JW 1934, 8505, vgl. auch RG SeuffA 75 Nr 101; nicht unbedenklich inſoweit RG 141, 310; dgl. 
auch HRR 1937 Nr 797). Wer den Beſitz auf Grund eines nichtigen Kaufvertrags erlangt und 
den Kaufpreis gezahlt hat, iſt wegen ſeines Bereicherungsanſpruchs zwar zur Zurückbehaltung, 
mithin auch zum Beſitz berechtigt ($ 986 A 1); die Nutzungen aber, die er nach Aufklärung über die 
Nichtigkeit des Vertrags zieht, muß er herausgeben (a. M. OLG 34, 189). Entf cheidend iſt 

terbei das Verhältnis zum Eigentümer. Vermittelt der Beklagte einem andern als dem 
Eigentümer Beſitz, fo muß ſich fein böſer Glaube darauf beziehen, daß der mittelbare Beſitzer zum 
Beſitz oder zu deſſen Überlaſſung an ihn nicht befugt iſt. Weiß er nichts weiter, als daß er ſelber 
Sogenüber dem mittelbaren Beſitzer kein Recht auf den Beſitz hat, ſo macht ihn dies allein nicht 
dergläubig (Mot 3, 406). Auf die Zeit des Erwerbes des Beſitzes kommt es an, d. h. auf 
en Zeitpunkt, in dem die Sachherrſchaft bewußtermaßen (vgl. OL Frankfurt JW 1922, 915; 
N oben $ 854 A 3a) ergriffen wird (NRG 106, 152). Der Gutskäufer, der die Erteilung der 
ehördlichen Genehmigung beſtimmt erwartet, iſt nicht bösgläubig, haftet alſo dem Verkäufer 
nicht für fahrläſſige Beſchädigung des ihm übergebenen Zubehörs; gemäß $ 993 Abs! letzter 
Halbſatz auch nicht nach $ 823; für die Zeit vor der Rechtshängigkeit und bis zum Eintritt einer 
Amen von ſeiner Nichtberechtigung zum Beſitz behält er die Nutzungen, hat er aber auch keinen 
d nſpruch auf Erſtattung der gewöhnlichen Erhaltungskoſten (NG JW 1928, 2437). Beantragt 
wer der Gutskäufer ſelbſt die Verſagung der Genehmigung, fo muß er ſich als unrechtmäßigen 
eſitzer betrachten und das Grundſtück wie beim Führen fremder Geſchäfte bewirtſchaften. Das 
lägt zu ſeinem Vorteil aus, wenn die notwendigen Verwendungen die Nutzungen überſteigen. 
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Die Pflicht, die Ausgaben dafür zu tragen, wenigſtens ſoweit es ſich um Erhaltungskoſten handelt 
($ 394 Abſ 1), folgt nur aus dem Recht auf die Nutzungen, und dieſes hängt eben von dem guten 
Glauben des Beſitzers ab (NG HR 1934 Nr 261). — Daß der Händler, der ſich beim Ankauf 
eines alten Kraftwagens den Fahrzeugbrief nicht vorlegen läßt, bösgläubig und deshalb 
ſchadenserſatzpflichtig fein kann, darüber vgl. ZW 1937, 5747 und 8 932 A 6b; ferner Witt VerkR 
1938, 884. Der Finder iſt nicht bosgläubig; denn er hat ein Recht zum Beſitz ($$ 965, 966); erſt 
durch Unterſchlagung wird er bösgläubig. Dasſelbe gilt von dem, der die Sache für den Finder 
verwahrt (RG JW 1924, 1715. Beim Beſitzerwerb durch einen Beſitzdiener kommt es auf 
deſſen guten Glauben an ($ 166 Abſ 1); fein Verhältnis zum Beſitzer iſt der Stellvertretung ähnlich 
(MG 137, 26); ein Entlaſtungsbeweis nach $ 831 iſt nicht zuläffig, da die Klage aus $ 990 nicht auf 
unerlaubter Handlung beruht (RG SeuffA 79 Nr 186). Über die Schadenserſatzpflicht des Berg⸗ 
werkseigentümers (Verpächters), der das Recht des Bergwerkspächters durch Gewinnung 
von Kohle im Pachtfeld verletzt hat, und die Minderung des Schadenserſatzanſpruchs um die 
Gewinnungskoſten, deren Erſtattung der zur Herausgabe Verpflichtete nach $ 102 verlangen 
kann: Rh JW 1938, 304020 (oben A 1 vor $ 985; 8 994 A J). 

Erliſcht der böſe Glaube nachträglich (Hauptfall: der Erbe, auf den der Beſitz des 
Bösgläubigen nach $ 857 übergegangen iſt, ergreift in entſchuldbarer Unkenntnis ſpäter tatſächlich 
Beſitz), jo wird der $ 990 von da an unanwendbar. 

3. Der ſpäter eintretende böſe Glaube (mala fides superveniens) ſetzt wirkliche Kenntnis 
voraus; grobfahrläſſige Unkenntnis genügt nicht (RG 56, 317). Die Erhebung der Klage auf 
Herausgabe hat Bösgläubigkeit nicht immer zur Folge (RG JW 05, 49420), zumal auch Rechts⸗ 
irrtum entſchuldbar ſein kann (RG JW 1911, 10155). Immerhin wird die Kenntnis als erlangt 
gelten, wenn der Beſitzer über den Mangel des Beſitzrechts in einer Weiſe aufgeklärt iſt, daß ſich 
ein redlich Denkender der Überzeugung hiervon nicht verſchließen würde. Ein Anwendungsfall: 
OLG Dresden DRpfl 1939 Nr. 176. 

4. Die Haftung des unredlichen Beſitzers — nicht auch die des redlichen (8989 A1) — 
ſteigert ſich, wenn er in Verzug gerät. Alsdann haftet er nach $ 286 Abſ 1 für den ganzen durch 
den Verzug entſtandenen Schaden, mithin auch für den Nachteil, der dem Eigentümer aus dem 
Vorenthalten der Sache erwächſt (NG SeuffA 67 Nr 157; ZW 1934, 4351) und für den Gewinn, 
den nur der Eigentümer, nicht auch der Beſitzer, hätte erzielen können. Nach $ 287 muß er ſogar 
eine zufällige Unmöglichkeit der Leiſtung vertreten, es ſei denn, daß der Schaden auch bei recht⸗ 
zeitiger Leiſtung eingetreten ſein würde. Wird Herausgabe von gelieferten Sachen gefordert, 
jo iſt ein Hilfsantrag auf Werterſatz nach $ 990 Abſ 2 zuläſſig (NG Warn 1929 Nr 27). — Der 
Verzug wird begründet durch Mahnung oder durch Erhebung der Klage auf Herausgabe ($ 284 
Abſ 1). Doch iſt auch für den unredlichen Beſitzer ein Entlaſtungsbeweis nach $ 285 denkbar; 
ſo wenn er zwar wußte, daß er zum Beſitz nicht berechtigt war, aber gerade den Kläger in ent⸗ 
ſchuldbarem Irrtum nicht für den Eigentümer hielt. > 


8 991 


Leitet der Beſitzer das Recht zum Beſitze von einem mittelbaren Beſitzer ab, 
jo finden die Vorſchriften des 8 990 in Anſehung der Nutzungen nur Anwendung, 
wenn die Vorausſetzungen des $ 990 auch bei dem mittelbaren Beſitzer vor 
liegen oder dieſem gegenüber die Rechtshängigkeit eingetreten iſt !). 

War der Beſitzer bei dem Erwerbe des Beſitzes in gutem Glauben, ſo hat 
er gleichwohl von dem Erwerb an den im g 989 bezeichneten Schaden dem Eigen; 
tümer gegenüber inſoweit zu vertreten, als er dem mittelbaren Befiker ver⸗ 
antwortlich iſt ?). 

& I 932 Abf 2 II 905; M 3 406; P 3 341, 342; 6 388, 889. 

1. Anſpruch auf Herausgabe von Nutzungen, falls der in Anſpruch genommene 
Beſitzer als Aae für einen Dritten beſitzt (Abſ 1). Wird eine fruchttragende Sache 
von einem gutgläubigen Eigenbeſitzer verpachtet, fo erwirbt nach § 956 Abſ 2 der Pächter das 
Eigentum an den Früchten, auch wenn er ſelber bezüglich des Rechtsmangels des Verpächters 
nicht in gutem Glauben iſt. Das beruht auf Gründen der Vereinfachung des Sachenrechts und 
würde nach $ 990 nicht hindern, daß der bösgläubige Pächter die Früchte dem Eigentümer der 
Sache herausgeben müßte. Hierdurch könnte aber der Verpächter in üble Lage geraten, wenn 
der Pächter gegen ihn den Rückgriff nehmen würde. Um ihn zu ſchonen, beſtimmt $ 991 Abſ 1, 
daß ein Beſitzmittler, der einem andern als dem Eigentümer den Beſitz ver ; 
mittelt, vor der Rechtshängigkeit gezogene Früchte oder ſonſtige Nutzungen 
aus dem Grunde der Bösgläubigkeit nur dann herauszugeben braucht, wenn 
auch der mittelbare Beſitzer bösgläubig (d. h. unredlich i. S. von $990 Abi) oder wenn 
dieſer auf Herausgabe verklagt iſt. Die Vorſchrift dient alſo dem Schutz des gutgläubigen 
Verpächters. Indeſſen entzieht ſie dem Eigentümer ſeinen Anſpruch nicht nur dann, wenn der 
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Pächter den Rechtsmangel des Verpächters grobfahrläſſig verkannt, ſondern auch dann, wenn 
er ihn gekannt hat, wenn ihm alſo ein Rückgriff auf den Verpächter nach §§ 539 Satz 1, 541, 581 
Abſ 2 gar nicht zuſtehen würde. Anderſeits muß der Pächter zufolge $ 987 die Nutzungen, die 
er nach der Rechtshängigkeit des Herausgabeanſpruchs zieht, auf alle Fälle herausgeben, mögen 
die Vorausſetzungen des $ 987 ($ 990) zugleich dem Verpächter gegenüber vorliegen oder mag 
dieſer gutgläubig und unverklagt ſein. Abgeſehen von der Haftung für die Nutzungen trifft den 
unredlichen Beſitzer die Haftung aus $ 990. 

2. Anſpruch auf Schadenserſatz wegen Untergangs und Verſchlechterung der 
Sache im ſelben Falle (Abſ 2). a) War der mittelbare Beſitzer zum Beſitz nicht berechtigt 
oder hatte er zwar Beſitzrecht, aber, z. B. als Entleiher ($ 603), keine Befugnis zur Überlaſſung 
des Beſitzes an einen andern, ſo haftet der unmittelbare Beſitzer dem Eigentümer, wenn er beim 
Erwerb bösgläubig war oder fein Nichtrecht ſpäter erfuhr, nach 9 990. Iſt er gutgläubig, 
fo ſoll er nach $ 991 Abſ 2 dem Eigentümer gegenüber den durch ſein Verſchulden entſtande⸗ 
nen Schaden ($ 989) inſoweit vertreten, als er dem mittelbaren Beſitzer verant- 
wortlich iſt. Das bedeutet im Vergleich zu der ohne dieſe Vorſchrift ihm obliegenden Haftung 
aus $ 823 (vgl. dazu $ 992 A 2) eine Erleichterung, da ein unwirtſchaftlicher Gebrauch der Sache 
auch dem Eigentümer gegenüber entſchuldigt iſt, wenn ihn der mittelbare Beſitzer erlaubt hat 
{RG 157, 135), und da der Eigentümer auch inſoweit gebunden iſt, als der unmittelbare Beſitzer 
ſich dem mittelbaren gegenüber freigezeichnet hat. Anderſeits kann es auch eine Erſchwerung 
bedeuten, ſofern nämlich der unmittelbare Beſitzer dem Eigentümer über die allgemeine Sorgfalts⸗ 
pflicht hinaus für die dem mittelbaren Beſitzer zugeſagte Beobachtung einer beſondern Vorſichts⸗ 
maßregel einzuſtehen hat. Außer dem Eigentümer hat möglicherweise auch der mittelbare Beſitzer 
einen eigenen Schaden erlitten (z. B. der Mieter hat die Sache für kurze Zeit ohne Erlaubnis 
aftervermietet und kann fie, da der Aftermieter fie zerſtört hat, für den Reſt ſeiner Mietzeit nicht 
mehr benutzen); inſoweit er Erſatz hierfür fordert, iſt ſein Anſpruch von dem des Eigentümers 
unabhängig. Will er, weil ſeinerſeits dem Eigentümer haftbar, deſſen Rechte geltend machen, 
ſo muß er auf Leiſtung an den Eigentümer klagen. Ein ſo begründeter Anſpruch läßt den mittel⸗ 
baren Beſitzer und den Eigentümer als unechte Geſamtgläubiger erſcheinen. Solange der un⸗ 
mittelbare Beſitzer vom Eigentümer nicht verklagt iſt ( 987) und ſeine Nichtberechtigung zum 
Beſitz nicht erfahren hat ($ 990), wird er durch Leiſtung an den mittelbaren Beſitzer befreit. Ob⸗ 
gleich ein Anſpruch aus unerlaubter Handlung hier nicht in Frage ſteht, darf $ 851 doch entſprechend 
angewendet werden. 

Die in $ 991 Abf 2 bezeichnete Haftung des unmittelbaren Beſitzers tritt ein trotz feines et⸗ 
waigen guten Glaubens (beim Beſitzerwerb). Daß er gutgläubig war, braucht ihm der Eigen⸗ 

ümer nicht etwa nachzuweiſen. Für den Umfang der Haftung des unmittelbaren Beſttzers iſt 
auch im Verhältnis zum Eigentümer das Verhältnis des unmittelbaren Beſitzers zum mittelbaren 
Beſttzer maßgebend; das gilt auch für den Grad des erforderlichen Verſchuldens (vgl. z. B. $ 690). 


Gemäß 5 991 Abſ 2 kann der unmittelbare Beſitzer ſowohl Anſprüchen des Eigentümers wie 
ſolchen des mittelbaren Beſitzers ausgeſetzt ſein. Bei denen des Eigentümers handelt es ſich um 
Iolche aus dem Eigentum auf Herausgabe der Sache. Sie beruhen auf dem eignen Recht des 

igentümers, nicht etwa (kraft cessio legis) auf dem des mittelbaren Beſitzers. Dieſes gibt nur 
einen Mafftab für den Umfang des Rechts des Eigentümers, inſofern als der Eigentümer nur 
inſoweit Anſprüche gegen den unmittelbaren Beſitzer erheben kann, als dieſer den durch ſein Ver⸗ 
h ulden eingetretenen Schaden feinem Gläubiger (dem mittelbaren Beſitzer) gegenüber zu ver⸗ 
reten hat. Soweit ſich die Anſprüche des Eigentümers und des mittelbaren Beſitzers decken, 
helfen dem verklagten unmittelbaren Beſitzer die Rechtsbehelfe aus $ 76 3 Po (bei Klage des 
igentümers) und aus $ 72 30 (bei Klage des mittelbaren Beſitzers). Vgl. über die Rechts⸗ 
geſtaltung ($ 991 Abſ 2) im übrigen: Planck⸗Brodmann $ 991 A 3d. 


tu b) Iſt der unmittelbare Beſitzer, der einem Dritten Beſitz vermittelt, dem Eigen⸗ 
no gegenüber zum Beſitz berechtigt — ſei es, daß der Dritte ſowohl beſiß⸗ wie 
0 Saffungsberechtigt war, fei es, daß der unmittelbare Beſitzer fein Beſizrecht, z. B. Nießbrauch 
N 1 8.1032), kraft guten Glaubens an das Eigentum des Dritten erworben hat —, jo haftet er 
ſchri Eigentümer gemäß der allgemeinen für Fremdbeſitzer geltenden Regel nach den Vor⸗ 
0 riften über unerlaubte Handlungen (vgl. $ 992 A 2). Zu beachten iſt aber auch die dort 
= unzeichnete, aus $ 991 Abſ 2 berzuleitende Ausnahme, namentlich ſoweit die oben in A 2a) er⸗ 
anf nte Freizeichnung in Betracht kommt; a. M. RG 102, 44; doch iſt dieſem Urteil RG 105, 304 
0 ſcheinend bereits zweifelnd gegenübergetreten. Eine Erleichterung der Haftung greift außer⸗ 
ent Platz, als der Eigentümer bei Überlaſſung des Beſitzes an den Dritten in ſie ein⸗ 
die ei igt hat. Das kommt in Betracht für Befreiungsabreden und Haftungseinſchränkungen, 
vert in Spediteur in üblicher Weiſe dem Frachtführer zugeſteht. Die Auslegung des Speditions⸗ 
dune nach Treu und Glauben wird häufig eine Einwilligung in ſolche Zugeſtändniſſe ergeben, 
urch auch der Eigentümer der Güter gebunden ift (ogl. R 63 312; 75, 172; 77, 320; 102, 44). 
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8 992 


Hat ſich der Beſitzer durch verbotene Eigenmacht oder durch eine ſtrafbare 
Handlung den Beſitz verſchafft, ſo haftet er dem Eigentümer nach den Vor- 
ſchriften über den Schadenserſatz wegen unerlaubter Handlungen 1) 2). 

E 1 936 II 906; M 3 410, 411; P 3 347, 348, 


1. Die Vorſchriften über unerlaubte Handlungen ſollen anwendbar ſein, wenn ſich der 
Beſitzer den Beſitz durch verbotene Eigenmacht oder durch ſtrafbare Handlung verſchafft bat. 
Auf das Verſchaffen des Beſitzes durch verbotene Eigenmacht kommt es an (RG 56, 316; 
Warn 1920 Nr 200). Wer nachträglich in Beziehung auf ſein Beſitzrecht ſchlechtgläubig mird, 
fällt nicht unter 9992; vom Zeitpunkt der Bösgläubigkeit an find dann 5990 Abs! Satz 2 und Abſz 
anzuwenden (RG Hin 1933 Nr 1651). Verbotene Eigenmacht iſt Entziehung der tat⸗ 
ſächlichen Gewalt ohne den Willen des früheren Beſitzers und ohne daß das Geſetz dies 
ausnahmsweiſe geſtattete (vgl. $ 858 Abſ 1). Strafgeſetz iſt jede Geſetzesbeſtimmung, 
welche gerade die Art, wie der Beſitz verſchafft wurde, zum Schutze des Eigentümers mit öffent⸗ 
licher Strafe bedroht; Zollvorſchriften oder Vorſchriften über Sonntagsruhe, Kettenhandel uſw. 
ſind nicht gemeint (RG 105, 86). Hauptſächlich kommen Betrug, Nötigung, Ervreſſung und 
Hehlerei als Straftaten in Betracht. In den meiſten Fallen handelt, wer ſich den Beſitz eigen ⸗ 
michtig oder in ſtrafbarer Weiſe verſchafft, zugleich dem Eigentümer gegenüber ſchuldhaft, ſo 
daß ſich ſchon der Beſitzerwerb als Beſttzentziehung durch unerlaubtes Handeln darſtellt. Trifft 
dies zu, ſo bedarf es keines weiteren Verſchuldens bei der Beſchädigung, Zerſtörung oder Ver⸗ 
äußerung der Sache, da der Beſitzer bei unerlaubter Beſitzerlangung auch für Zufall haftet (5 848). 
Möglich iſt es aber auch, daß die verbotene Eigenmacht oder die Straftat von keinem gegen den 
Eigentümer gerichteten Verſchulden begleitet wird, wenn ſich nämlich der Täter ohne Fahrläſſgkeit 
ſelbſt für den Eigentümer hält. Alsdann muß die schuldhafte Verletzung des fremden Eigentums 
bei dem ſpäteren Vorgang nachfolgen; denn $ 992 nimmt nicht bloß wegen der Rechtsfolgen, 
ſondern auch wegen der Vorausſetzungen des Tatbeſtandes auf das Recht der unerlaubten Handlung 
Bezug (vgl. RF JW 05, 49420, NG 19. 4. 21 VII 410/20; zweifelnd Reh Gruch 50, 677). 
Gleichwohl ſoll der Anſpruch aus $ 992 nicht ein Anſpruch aus unerlaubter Handlung ſein und 
nicht der kurzen Verjährung nach $ 852 unterliegen, vielmehr gleich den übrigen durch 88 985ff. 
geregelten Anſprüchen ein Erſatzanſpruch wegen Eigentumsverletzung ſein und erſt in 30 Jahren 
verjähren (RG 117, 425; bedenklich). Wer ſich durch verbotene Eigenmacht in den Beſitz einer 
Sache geſetzt hat, iſt auch dann ſchadenserſaßpflichtig, wenn er einen Anſpruch auf Herausgabe 
der Sache hatte (RG 16. 6. 25 VI 36/25; RAG 5, 263), 

Je nachdem die unerlaubte Handlung in der Beſitzentziehung oder in der Beſchädigung uſw. 
der Sache liegt, haftet der Beſitzer auf Erſatz des Schadens, der dem Eigentümer durch die 
eine oder die andere Handlung an ſeinem Eigentum zugefügt wurde. An die Nutzungen, die 
der Beſitzer gegogen hat, während der Eigentümer nach feinen Verhältniſſen dazu nicht imſtande 
war, ift hierbei nicht gedacht. Die Pflicht zu ihrer Herausgabe folgt auch nicht aus 99 812, 818, 
852; denn es iſt nicht richtig, daß der Schaden die Bereicherung umfaßte (vgl. $ 812 A 2 unter e). 
Gleichwohl werden die Nutzungen ungeſchmälert herauszugeben ſein, da das Geſetz die gewöhnliche 
Verpflichtung des Beſitzers (vgl. $ 987 A 2) im Falle des $ 992 ſchwerlich ſo auffallend mildern 
wollte. Außerhalb der Vorausſetzungen des § 992 kommt eine Schadenserſatzpflicht wegen 
unerlaubter Handlung nur in Frage, wenn der Beſitzer in der Fruchtziehung die Grenzen ſeines 
vermeintlichen Beſitzrechts überſchrilten und ſo eine ſchuldhafte Eigentumsverletzung verübt 
hat (RG HRR 1933 Nr 1652). 


Außer mit der Bereicherungshaftung kann die Haftung aus unerlaubter Handlung auch mit 
der geſetzlichen Verpflichtung nach $$ 989ff. ene ſofern der 8 
in böſem Glauben oder die Herausgabeklage rechtshängig ift. Dann gehen beide Anſprüche ihre 
eigenen Wege. Die Hauptvorteile, welche die $$ 989ff. dem Eigentümer bieten, beſtehen in der 
längeren Verjährung ($$ 195, 224; vgl. $ 987 A 1, aber auch die oben angezogene Entſcheidung 
RO 117, 424), ſowie darin, daß der Beſitzer genötigt ift, den Entſchuldigungsbeweis zu führen 
(989 A 1). Auf der andern Seite kann mit dem Anſpruch aus unerlaubter Handlung auch der 
durch Vorenthaltung der Sache entſtandene Schaden geltend gemacht werden, was beim Erſatz⸗ 
anſpruch aus dem Eigentum nur unter den Vorausſetzungen des $ 990 Abſ 2 möglich iſt (vgl. 
$ 989 A 1); ferner ih gegenüber dem Anſpruch aus einer vorſätzlich begangenen unerlaubten 
Handlung die Aufrechnung ausgeſchloſſen (5 393), während dieſe gegenüber Anſprüchen aus 
85 989 ff. zuläffig iſt (vgl. OLG 20, 311). 

2. In andern Fällen als denen der Beſitzverſchaffung durch verbotene Eigenmacht oder 
ſtrafbares Tun findet keine Haftung aus unerlaubter Handlung ſtatt. Dies ergibt ſich (vermöge 
einer Folgerung aus dem Gegenteil) aus $ 992, aber auch aus $ 993. Es gilt aber nur, ſoweit 
ge ſich um Eigenbeſitz handelt (1004 A 4 Abſ 4; vgl. auch Diet, Anſpruchskonkurrenz bei 
Vertragsverletzung und Delikt, 1934, 196ff., 213). Der Grund, der zur Einſchränkung der Haftung 
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aus unerlaubter Handlung durch die 88 989 ff. geführt hat, iſt die Erwägung, daß der (Eigen)⸗ 
Beſitzer gewiſſermaßen feine eigene Sache beſchädigt hat (quasi rem suam neglexit) (vgl. $ 987 
Al). Für den Fremdbeſitzer, mag er zum Heſiß berechtigt fein oder nicht, trifft dieſer Grund 
nicht zu; denn er weiß, daß ihm kein eigenes Beſitzrecht die Beſchädigung der Sache erlaubt. 
Nach einem einſtimmigen Beſchluß der 2. Kommiſſion ſollte denn auch die Haftung des Beſitzers, 
der nicht Eigenbeſitzer iſt, wegen verſchuldeter Beſchädigung unberührt bleiben“ (Prot 3, 346f.); 
es iſt nur ein Verſehen, daß dies im Geſetze nicht ausdrücklich geſagt iſt (a. A. Planck⸗Brodmann 
$ 992 A 1, $ 993 A 1 b). Danach haften Fremdbeſitzer dem Eigentümer nach $ 823 Abſ 1, mit 
einziger Ausnahme deſſen, der Mittler eines Dritten iſt und den Beſitz gutgläubig auf Grund 
eines gültigen Vertrages erlangt hat; ein ſolcher Fremdbeſitzer ſoll auch dem Eigentümer gegen⸗ 
über in jeder Hinſicht ſo daſtehen, wie wenn der Vertrag zwiſchen ihnen beiden geſchloſſen wäre 
($ 991 Abſ 2; vgl. dort A 2 a). Daß ſich die Ausſchließlichkeit des $ 992 auf die Fälle des Eigen- 
beſitzes beſchränkt, wird in den Entſcheidungen RG 56, 316; JW 1910 S. 11010, 75416, Warn 1920 
Nr 200, RG SeuffA 67 Nr 157 nicht genügend beachtet. Sachlich hat aber auch das Reichsgericht 
ſchon längſt Entſcheidungen erlaſſen, die auf dem hier vertretenen Standpunkt ſtehen. So hat 
es einen Vertragspfandgläubiger, der das verpfändete Warenlager unrechtmäßig, aber wirkſam 
veräußerte, nach § 823 wegen leichter Fahrläſſigkeit für ſchadenserſatzpflichtig erklärt (RG 77, 
201; vgl. dazu den Fall des OL Karlsruhe SeuffA 70 Nr 186). Auch der Pfändungspfandgläu⸗ 
biger ſoll nach $ 823 haften, wenn er leichtfahrläſſig Sachen pfänden und verſteigern läßt, die 
ſeinem Schuldner nicht gehören (vgl. RG 61, 430; JW' 02, 10; 1911, 36825); übrigens würde die 
Haftung hier auch ſchon durch $ 992 gedeckt fein, da die unberechtigte Pfändung verbotene Eigen⸗ 
macht iſt (RG JW 05, 49420). Ferner nimmt RG 102, 42 (ogl. 105, 304) für Lagerhalter, Spedi⸗ 
teure und Frachtführer mit Bezug auf die in ihrem Gewerbebetrieb an ſie gelangenden Sachen 
eine Obhuts⸗ und Überwachungspflicht an, deren Verletzung ſie den Eigentümern gegenüber, 
auch wenn dieſe nicht ihre Vertragsgegner find, nach $ 823 zu verantworten haben. Und allgemein 
bekennen ſich neuerdings RG 101, 307; 106, 152; 157, 132; 23 1931, 249 zu dem Grundſatz, daß 
der Fremdbeſitzer wegen verſchuldeter Sach⸗ und Eigentumsbeſchädigung ſchadenserſaßpflichtig iſt. 
Im erſten Falle (RG 101, 307) hätte es dieſer Begründung freilich kaum bedurft; denn es handelte 
ſich um Unterſchlagung anvertrauten Geldes, alſo um vorſätzliche und ſittenwidrige Vermögens⸗ 
ſchädigung, die nach $ 826 ohne Rückſicht darauf, ob zugleich Eigentum verletzt iſt, zum Erſatz 
verpflichtet. — Mit dem Anſpruch gegen den Fremdbeſitzer aus unerlaubter Hand- 
lung wird häufig ein Vertragsanſpruch auf Schadenserſatz zuſammentreffen. 
Iſt der Fremdbeſitzer zum Beſitz nicht berechtigt oder ſchrieb er ſich eine weitergehende Beſitz⸗ 

erechtigung zu, als er hat (vgl. § 989 A 1), fo kann noch ein Schadenserſatzanſpruch aus dem 
Eigentum hinzukommen. Alsdann muß die in 5 558 (88 606, 1057, 1226) beſtimmte kurze Ver⸗ 
jährungsfriſt des Vertragsanſpruchs, da ihr Zweck ſonſt nicht erreicht werden könnte, auch auf 
die andern beiden Anſprüche angewendet werden (RG 62, 329; 66, 363; 75, 119; 95, 302; 142, 
262), und ebenſo iſt die Milderung des Haftungsmaßſtabs durch 58 599, 690, die ſonſt 
528 e würde, auch auf dieſe Anſprüche zu beziehen (vgl. RG 88, 318; Vorbem 

* 4a). 


8 993 


Liegen die in den 88 987 bis 992 bezeichneten Vorausſetzungen nicht vor, 
ſo hat der Beſitzer die gezogenen Früchte, ſoweit fie nach den Negeln einer 
ordnungsmäßigen Wirtſchaft nicht als Ertrag der Sache anzuſehen ſind, nach 
den Vorſchriften über die Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung 
herauszugeben; im übrigen iſt er weder zur Herausgabe von Nutzungen noch 
zum Schadenserſatze verpflichtet !). 

2 Für die Zeit, für welche dem Beſitzer die Nutzungen verbleiben, finden auf 
ihn die Vorſchriften des § 101 Anwendung 2). 

EI 794 Abſ. 2, 930 Abſ. 1 II 907; M 3 75, 76, 401 ff.; P 3 24, 345-848, 371; 6 236; KB 128 u. 24. 
* 1. 8 99g regelt abſchließend die Rechtslage, die ſich für den redlichen Beſitzer, der den 
Leſitz entgeltlich und nicht nach Art des § 992 erworben hat, ergibt, ſolange der Herausgabe⸗ 
anſpruch noch nicht rechtshängig geworden iſt (88 997, 989). Grundſätzlich ſoll er von der 
altung für Nutzungen und Schadenserſatz befreit ſein, jo daß eine Verpflichtung 

eder aus dem Recht der unerlaubten Handlungen oder der ungerechtfertigten Bereicherung (vgl. 

a WB 1912, 69016) noch aus den Vorſchriften über Verzug oder Geſchäftsführung ohne Auftrag 

ergeleitet werden kann. Zugleich wird durch die Faſſung des $ 993 und feine Stellung am Schluſſe 
der Vorſchriften zum Ausdruck gebracht, daß die in $$ 987ff. geregelten Haftungsgründe, ins⸗ 
ondere die Unredlichkeit (88 990, 991 Abf 1), der unentgeltliche Erwerb ($ 988) oder der Erwerb 
uch Eigenmacht oder ſtrafbare Handlung ($ 992), vom Kläger zu beweiſen find. Eine Aus⸗ 
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nahme bildet die Haftung des Fremdbeſitzes wegen Beſchädigung der Sache. 
Sie iſt zwar bei der Abfaſſung des Geſetzes überſehen worden, muß aber nach 9 992 A 2 für ebenſo 
ſelbſtverſtändlich gelten wie die Haftung kraft Vertrags, die doch gleichfalls nicht ausdrücklich 
vorbehalten iſt. Ein Fremdbeſitzer, der ſich nicht im Rahmen ſeines wirklichen oder vermeintlichen 
Beſitzrechts hält, ſondern darüber hinaus in das Eigentum eingreift, macht ſich alſo einer Eigentums⸗ 
verletzung ſchuldig, für die er nach $ 823 Abſ 1 haftet. Für die Zeit feines berechtigten oder gut⸗ 
gläubigen Beſitzes iſt deshalb zu prüfen, ob er die oben bezeichneten Grenzen gewahrt hat (RG 
Recht 27 Nr 2219; HRR 1933 Nr 1652). Mit der in $ 993 hervorgehobenen zweiten Ausnahme 
foll, wie in den $$ 581, 1039, 2133, gegenüber der weiten Ausdehnung des Fruchtbegriffs 
im BGB ein Ausgleich geſchaffen werden. Hat der Beſitzer einen Wald, einen Torfſtich, ein 
Tonlager durch Raubbau ausgebeutet oder infolge eines Naturereigniſſes (Windbruch) über⸗ 
mäßig genutzt, jo ſtellt das Gewonnene zwar nach $ 99, nicht aber im wirtschaftlichen Sinn Frucht 
dar und iſt deshalb in den Grenzen der ungerechtfertigten Bereicherung herauszugeben. Zu 
beweiſen hat der Kläger das übermäßige Ziehen von Früchten, der Beklagte den Fortfall der Be- 
reicherung. Die Vorſchrift erſtreckt ſich nicht auf die ſonſtigen Nutzungen des $ 100; für den Vorteil, 
den er vor der Rechtshängigkeit durch unwirtſchaftlichen Gebrauch der Sache erlangt hat, braucht 
der redliche Beſitzer nichts zu erſetzen. Aber die Übermaßfrüchte müſſen unter den Regeln der 
ungerechtfertigten Bereicherung natürlich ſtets erſtattet werden (auch im Falle des $ 988). Liegen 
ſomit die Vorausſetzungen der 98 987—992 vor, fo fällt die Beſchränkung auf die Bereicherung 
fort. Durch $ 993 wird es nicht ausgeſchloſſen, bei einer Berechnung der Bereicherung des Eigen⸗ 
tümers zu berückſichtigen, daß ihm die Nutzungen entgangen ſind, die der Beſitzer (Pächter) an 
ſich behalten darf (RG 141, 310 ff.; daß in dem hier entſchiedenen Fall der Pächter die Nutzungen 
doch wohl nicht behalten durfte, iſt ſchon in A 2 zu $ 990 hervorgehoben worden). — Wegen der 
Pflicht zur Rechnungslegung: $ 987 A 2. — Keine Ausnahme, weil mit Nutzungen und 
Schadenserſatz überhaupt nicht zuſammenhängend, iſt die Bereicherungshaftung des Be⸗ 
ſitzers wegen Verbrauchs oder Veräußerung der Sache (RG 158, 47; Warn 1920 
Nr 160; vgl. $ 812 A 5, § 816 A 1—3). Wegen des in RG 105, 84 verwerteten Geſichtspunktes 
des Herausgabeerſatzes ($ 281): $ 985 A 5. 

2. Da dem Beſitzer hiernach Nutzungen verbleiben, ſoll ſich die Verteilung zwiſchen ihm 
und dem Eigentümer nach § 101 beſtimmen. Für die natürlichen Früchte (abgeſehen von den 
in Abſ 1 geregelten Übermaßfrüchten) kommt es ſomit darauf an, ob ſie vor oder nach der Rechts⸗ 
hängigkeit (oder dem Eintritt des böſen Glaubens) von der Sache getrennt worden ſind. Die 
bürgerlichen Früchte werden, wenn ſie in wiederkehrenden Leiſtungen beſtehen, nach Verhältnis 
der Dauer des vor der Rechtshängigkeit liegenden (oder des redlichen) Beſitzes zu der ſpäteren 
Beſitzzeit geteilt. Sonſt entſcheidet die Fälligkeit. 


Ss 994 

) Ser Beſitzer kann für die auf die Sache gemachten notwendigen Verwen⸗ 
dungen von dem Eigentümer Erſatz verlangen 2), Die gewöhnlichen Erhaltungs- 
koſten ſind ihm jedoch für die Zeit, für welche ihm die Nutzungen verbleiben, 
nicht zu erſetzen “). 

Macht der Beſitzer nach dem Eintritte der Rechtshängigkeit oder nach dem 
Beginne der im 8 990 beſtimmten Haftung notwendige Verwendungen, ſo 
beſtimmt ſich die Erſatzpflicht des Eigentümers nach den Vorſchriften über 
die Geſchäftsführung ohne Auftrag ) 5), 

E 1 936 Abf, 1, 2 II 908 Abſ. 1; M 3 411—414; P 3 350-859, 372, 378; 6 287, 288. 

1. Die 59 994—1003 regeln die Verwendungen des Beſitzers auf die Sache. Sie ſtellen eine 
erſchöpfende Sonderregelung dar, die den allgemeinen Vorſchriften des Vereicherungsrechts 
in den $$ 812 ff. — wie ſich aus § 1002 ergibt, dieſe ausſchließend — vorgeht (RG JW 1937, 251916). 
Der Begriff der Verwendungen iſt (abgeſehen von $ 995) nicht geſetzlich beſtimmt. Um Arbeit 
und Stoffe, die an der Sache ſelbſt ausgeführt oder angewendet werden, kann es ſich handeln, 
aber auch um das dafür gezahlte oder zu zahlende Geld. Die 89 99Aff. find nicht anwendbar 
auf den Schadenserſatzanſpruch des Bergwerkspächters gegen den Bergwerkseigentümer, 
der ſein Recht durch Gewinnung von Kohle im Pachtfeld verletzt hat; die dem zur Herausgabe 
verpflichteten Verpächter gemäß $ 102 zu erftattenden Gewinnumgskoſten find Koſten, die nach 
der Beſitzergreifung entſtehen (RG JW 1938, 304020; oben A 1 vor $ 985; $ 990 A 2). Ver⸗ 
wendungen ſind Vermögensaufwendungen, die einer beſtimmten Sache zugute kommen ſollen 
und — regelmäßig — auch wirklich zugute kommen (Mot. 3, 411). Verendet das Tier, 
bevor ein Heilmittel angewendet werden konnte, ſo ſchließt dies die Erſtattung nicht aus. 
Wer dem andern einen Schuppen vermietet, macht keine Verwendungen auf den Wagen eines 
Dritten, den der Mieter einſtellt (JW 1932, 1228). Körperliche Veränderungen ſind nicht 
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erforderlich; auch Auslagen anderer Art, wie namentlich die Beſtreitung von Laſten der Sache 
(J 995), gehören hierher. Dagegen iſt der für den Erwerb der Sache gezahlte Kaufpreis in der 
Regel keine Verwendung, da er der Sache nicht zugute kommt. Hat der Beſitzer eine abhanden 
gekommene Sache in gutem Glauben gekauft oder verpfändet erhalten, fo ſteht ihm ein Löſungs⸗ 
recht gegen den Eigentümer nicht zu; anders nur nach den landesgeſetzlichen Vorſchriften über 
öffentliche Pfandleihanſtalten (vgl. Ech Art 94 Abſ 2). Regelmäßig liegt auch keine Verwendung 
auf die Sache in der Verwaltung durch den Beſitzer. Entgelt dafür kann nicht gefordert 
werden, es ſei denn, daß der Beſitzer durch ſeine Dienſte, die er ſonſt anderweit verwertet hätte, 
die Zuziehung fremder Hilfskräfte erſpart hat (vgl. RG SeuffA 61 Nr 29; OLG 29, 354). 

Die Rechte des Beſitzers aus der Verwendung ſind verſchieden, je nachdem es ſich um not⸗ 
wendige oder nicht notwendige Verwendungen, um Verwendungen, die ein redlicher 
Beſitzer vor dem Prozeßbeginn gemacht hat, oder um ſolche des unredlichen oder des Prozeß⸗ 
beſizers handelt (vgl. $$ 994996, 999; wegen Verwendungen auf die Früchte: 9 998). Grund⸗ 
ſätzlich mindern die Verwendungen die herauszugebenden Werte. Daher beſtehen die Rechts⸗ 
behelfe, die aus Anlaß von Verwendungen gegeben werden, regelmäßig nur in einem Recht der 
Wegnahme ($ 997), der Zurückbehaltung ($ 1000) und der Befriedigung aus der Sache ſelbſt 
( 1003). Unter beſtimmten Vorausſetzungen aber, wenn der Eigentümer die Sache wieder⸗ 
erlangt oder die Verwendungen genehmigt, wird dem Beſißzer auch ein ſelbſtändiger klagbarer 
Erſatzanſpruch gewährt (88 1001, 1002). Nicht nach SS 994ff. richten fich die Rechte des Beſitzers 
wegen Verwendungen, die er kraft Vereinbarung mit dem Eigentümer vornimmt. Hier 
gelten die vertraglichen Abmachungen oder, wenn der Vertrag nichtig iſt, die Grundſätze über 
ungerechtfertigte Bereicherung (RG JW 1912, 69016). Das beruht darauf, daß der Anſpruch des 
Verwendungsberechtigten nur ſchuld rechtlich iſt und eine beſonders vereinbarte ſchuldrechkliche 
Regelung ohne weiteres vorgeht (RG 71, 426; 142, 422; Roi, 1926 Nr 1021). Ebenſo 
müffen die $$ 994ff. zurücktreten hinter die ergänzenden Vorſchriften, die das Geſetz für gewiſſe 
Fälle des Fremdbeſitzes gibt. Nach $ 556 Abſ 2 hat der Mieter eines Grundſtücks kein Zurück⸗ 
behaltungsrecht, gleichviel ob der Vermieter die Vertragsklage oder den Eigentumsanſpruch 
geltend macht (a. M. RG 85, 137; JW 07, 1002 vgl. $ 556 A 2). Dem Unterpächter konnen 
bei vorzeitiger Beendigung der Pacht wegen ſeiner Verwendungen auf das Grundſtück weder 
nach 5 547 noch nach $ 951 ($ 951 A 5) noch nach 99 994 ff. Anſprüche gegen den Hauptverpächter 
zuſtehen, wenn der Pächter ſich im Hauptvertrag zur Vornahme beſtimmter Verwendungen 
verpflichtet und für den Fall des Ablaufs der vereinbarten Vertragsdauer auf alle Anſprüche 
aus irgendwelchen Verwendungen verzichtet hat, die Unterpacht aber aus dieſem Grunde mit 
entſprechendem Inhalt abgeſchloſſen worden iſt (RH 158, 402). Inhaltlich beſtimmt ſich ferner 
der Verwendungserſatz des Nießbrauchers nach § 1049, der des Pfandgläubigers nach 
§ 1216. Dieſe beiden Vorſchriften find auch dann anzuwenden, wenn Nießbrauch und Pfandrecht, 
etwa infolge Geſchäftsunfähigkeit des die Rechte beſtellenden Eigentümers, nicht wirklich ent⸗ 
ſtanden ſind. Auch der redliche Pfandbeſitzer kann daher für Verwendungen, ſelbſt wenn ſie not⸗ 
wendig waren oder vor dem Prozeß vorgenommen worden ſind, Erſatz nur nach den Regeln 
über auftragsloſe Geſchäftsführung fordern, und daran ändert es auch nichts, daß bei Gültigkeit 
des Pfandrechts der Erſatzanſpruch des Pfandgläubigers nach $ 1216 gegen den vom Eigentümer 
vielleicht verſchiedenen Verpfänder geht. — Die Ausübung des Zurückbehaltungsrechts nach 
N 320 begründet keine weiteren Verwendungsanſprüche, als ohnehin gegeben find, z. B. keine 
Anſprüche auf Lagergeld (RG IRdſch 1926 Nr 1021). — Uber die Verzinſungspflicht des Eigen⸗ 
tümers und die Pflicht zur Befreiung von Verbindlichkeiten: $$ 256, 257. Entſprechende An⸗ 
wendung der 8$ 994ff. in den Fällen der $$ 292, 347, 467, 634 Abſ 4 (RG 147, 393), 850, 972, 
974, 2022, 2185. Vgl. auch Pächtͤeredch 58 ($ 930 A 6). 

2. Notwendige Verwendungen, die ein redlicher Beſitzer vor der Rechtshängigkeit des 
Eigentumsanſpruchs macht, ſind ihm — abgeſehen von den gewöhnlichen Erhaltungskoſten 
— jehlechthin zu erſetzen (Abſ 1). Ob der Wert der Sache zu der Zeit, da der Eigentümer ſie 
wiedererlangt, noch erhöht iſt oder nicht, iſt gleichgültig. Das Gefe geht davon aus, daß not- 

endige Verwendungen dem Eigentümer die entſprechenden eigenen Auslagen erſpart haben 
und er deshalb auf alle Fälle bereichert iſt, auch wenn er bei Wiedererlangung des Beſitzes keine 
Werterhöhung mehr vorfindet (RG 139, 357; JW 1930, 26551). Für den Erſatzanſpruch ver⸗ 
ſchlägt es auch nichts, daß die Verwendungen auf einem Vertrage mit einem Dritten, z. B. einem 
Nelbertrag, beruhen, aus dem der Dritte dem Verwender haftet (RG 142, 422; SeuffA 88 
1 r 60; Gruch 57, 99). Anders, wenn der Anſpruch gegen den Dritten bereits befriedigt iſt; dann 
roh der Eigentümer dem Verwendungsanſpruch die Einrede der Argliſt entgegenſetzen (RG 

42, 422). Notwendig iſt eine Verwendung, wenn fie zur Erhaltung oder zur ordnungs⸗ 
mäßigen Bewirtſchaftung der Sache erforderlich iſt (NG JW 1930, 26557). Es handelt 
ich nicht nur um Ausbeſſerungen, ſondern auch um Neuanlagen, wie die Errichtung von 
eunen, Mauern, Dämmen, Scheunen. Nicht bloß die körperliche Sache als ſolche iſt in 

etracht zu ziehen, ſondern auch das lebenswichtige Beſtehen des Betriebs, in deſſen 
Zweck die Sache (das Grundſtück) geſtellt iſt. Was dieſen Betrieb am Leben erhält oder jo 
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ausgeſtaltet, daß er nutzbringend bleibt, ift notwendig. Unter Umſtänden kann für eine Schank⸗ 
wirtſchaft ein Erweiterungsbau zur Schaffung von Gaſtzimmern notwendig ſein (RG 117, 115). 
Ebenſo die Umwandlung einer Spritfabrik in eine ſolche für Schrauben und Muttern, wenn der 
Eigentümer ſelbſt beabſichtigt, das Grundſtück nach ſeiner Wiedererlangung in der neuen Art 
zu benutzen (RG 139, 357). Dagegen ſind bauliche Umgeſtaltungen einer Dampfſägemühle, um 
ſie einer andersartigen Fabrikanlage des Beſitzers einzugliedern, keine notwendigen Verwen⸗ 
dungen (RG JW 1930, 26551). Der Begriff iſt ein gegenſtändlicher; auf die Auffaſſung des Ver⸗ 
wendenden kommt es nicht an (OLG 15, 358). Daß die in $ 994 Abſ 1 Satz 2, $ 995 genannten Er⸗ 
haltungskoſten und Aufwendungen zur Beſtreitung von Laſten der Sache zu den notwendigen 
Verwendungen gehören, geht aus dem Geſetz unmittelbar hervor. Wegen der Beſchränkung 
des Erſatzanſpruchs: 8 1001. Aber auf dauernde Werterhöhung der Sache kommt es für den Erſatz⸗ 
anſpruch nach $ 994 Abſ 1 nicht an (vgl. § 996). 

3. Die gewöhnlichen Erhaltungskoſten, d. h. die regelmäßig wiederkehrenden Ausgaben, 
die nach einem Voranſchlag von vornherein in Rechnung geſtellt werden, z. B. Viehfutterkoſten 
(RG 52, 166; 142, 205), laufende Arbeitslöhne (NG Gruch 47, 940), erſcheinen als Gegenſtuück 
der Nutzungen und werden daher dem Beſitzer, dem dieſe verbleiben, nicht er⸗ 
ſtattet, obwohl auch ſie notwendige Verwendungen ſind. Dies gilt auch dann, wenn die Er⸗ 
haltungskoſten den Betrag der Nutzungen überſteigen; die Vorteilsausgleichung findet in Bauſch 
und Bogen ſtatt. Nicht einmal das ift nötig, daß Nutzungen tatſächlich gezogen find; entſcheidend 
iſt nur, daß die Sache überhaupt ſolche abwirft (OLG 41, 160) und daß der Beſitzer nach den 
5 987ff. ein Recht auf fie hat. Danach bezieht ſich die Beſtimmung auf den redlichen, unver⸗ 
klagten Beſitzer, der entgeltlich erworben hat, ſowie auf deſſen unredlichen Beſitzmittler. Nur 
ſolche Beſitzer dürfen (abgeſehen von den hier nicht in Betracht kommenden Übermaßfrüchten 
des $ 993 Abſ 1) die etwa gezogenen Nutzungen behalten. Unredliche, nicht unter 9 991 Abſ 1 
fallende Beſitzer, desgleichen Prozeßbeſitzer (5 987) müſſen die Nutzungen herausgeben; daher iſt 
es in der Ordnung, daß ihnen anderſeits auch ſelbſt die gewöhnlichen Erhaltungskoſten erſetzt 
werden. Der redliche Beſitzer, der den Beſitz unentgeltlich erlangt und Nutzungen vor dem Pro- 
zeß gezogen hat, rechnet die laufenden Ausgaben auf die nach $ 988 herauszugebende Bereicherung 
an. Durch freiwillige Überlaffung der Nutzungen kann ſich der Eigentümer von der Erſapflicht 
nicht befreien. — Außergewöhnliche Erhaltungskoſten (3. B. Erneuerungsbauten) ſind 
allen Beſitzern ohne Rückſicht auf die Nutzungen zu vergüten (vgl. auch $ 995 Satz 2). 

4. Notwendige Verwendungen, die der Beſitzer nach dem Eintritt der Rechtshängigkeit 
oder während des Beſtehens feiner Unredlichkeit ($ 990) macht, erhält er nur nach den Grund ⸗ 
lägen über auftragloſe Geſchäftsführung (8$ 683, 684) erſetzt. Es genügt alſo nicht die Not⸗ 
wendigkeit nach allgemeinen wirtschaftlichen Anforderungen. Vielmehr müſſen die Ver⸗ 
wendungen, ſofern ſie nicht zur Erfüllung einer im öffentlichen Intereſſe (58 683, 679) 
liegenden Pflicht des Eigentümers erforderlich oder von ihm genehmigt find, feinem wirt 
lichen oder mutmaßlichen Willen entſprechen; iſt dies nicht der Fall, ſo wird nur die 
Bereicherung erſetzt. Dabei beweiſt aber weder bereits die Rechtshängigkeit noch der 
Rückforderungsanſpruch des Eigentümers noch der Umſtand, daß er nicht die nötigen Mittel 
beſeſſen hätte, um die Verwendungen vorzunehmen, daß dteſe feinem wirklichen oder mutmaß- 
lichen Willen nicht entſprochen hätten (RG HR 1929 Nr 303). Hat der Beſitzer nach dem Eintritt 
der Rechtshängigkeit nach $ 994 Abſ 2 erſtattungsfähige Verwendungen gemacht und anderſeits 
Nutzungen gezogen, die er nach $ 987 herausgeben muß, ſo hat er deswegen doch die Verwendungen 
aus eigenen Mitteln gemacht, da die Nutzungen in ſein Eigentum übergegangen waren. Hier 
iſt eine Aufrechnung von Forderung und Gegenforderung möglich und nötig. Unter Umſtänden 
kann der Eigentümer aber der Ausübung des Zurückbehaltungsrechts (88 273, 1000) durch den 
Beſitzer mit einer Argliſteinrede begegnen, namentlich wenn die 91 der Verwendungen 
durch die gezogenen Nutzungen ſicher gedeckt ſind, eine Aufrechnung aber noch nicht erklärt iſt 
(RG JW 1928, 24378; vgl. $ 1000 A 1). Über den Begriff der Unredlichkeit (des böſen Glaubens): 
9.990 A 2, 3. Entſcheidend iſt, ob der Beſitzer zur Zeit der Verwendung gut⸗ oder ſchlecht⸗ 
gläubig geweſen iſt. Der Handwerker, der die Sache zur Ausbeſſerung erhält, iſt nicht deshalb 
bösgläubig, weil er weiß, daß der Beſteller fie gemietet hat (RG Gruch 57, 999). Der beſitzende 
Käufer kann gutgläubig fein, obgleich er das Beſtehen eines Vorkaufsrechts kennt (Osch 29, 
354). — Da der Prozeßbeſitzer und der unredliche Beſitzer nicht beſſer geſtellt fein können als der 
redliche Beſitzer vor Eintritt der Rechtshängigkeit, müſſen auch fie trotz der räumlichen Stellung 
der Vorſchrift ſich die Anrechnung der Nutzungen nach Abſ 1 Satz 2 gefallen laſſen (OL® 41, 160). 
— Wegen Anwendung des $ 994 auf das Verhältnis zwiſchen dem wahren Eigentümer und dem 
Buchetgentümer: NG 133, 287 (vgl. $ 995 A 2). jareit 

5. Beweislaſt. Der Beſitzer hat die Verwendungen, ihren Wert und ihre Notwendigke 
zu beweiſen. Der Eigentümer kann dagegen dartun, daß es fich nur um gewöhnliche Erhaltungs⸗ 
koſten handelt oder daß die Verwendung nach dem Eintritt der Rechtshängigkeit oder des böſen 
Glaubens ſtattgefunden hat. Macht dann der Vefiger geltend, daß gleichwohl nach Abſ 2 ein 
Anſpruch begründet ift, jo hat wiederum er dies zu beweiſen. 
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8 995 


Zu den notwendigen Verwendungen im Sinne des & 994 gehören auch die 
Aufwendungen, die der Beſitzer zur Beſtreitung von Laſten der Sache macht. 
Für die Zeit, für welche dem Beſitzer die Nutzungen verbleiben, ſind ihm nur 
die Aufwendungen für ſolche außerordentliche Laſten zu erſetzen, die als auf 
den Stammwert der Sache gelegt anzuſehen find 1) 2). 

E II 909; P 3 353, 364, 37. 

1. Der $ 995 zieht eine Folgerung aus $ 994. Daß zu den notwendigen Verwendungen auf 
die Sache auch die Aufwendungen zur Beſtreitung ihrer Laſten gehören, wird hier wie in 5 2022 
Abſ 2, § 2185 beſonders hervorgehoben. Eine Begriffsbeſtimmung ber Laſten“ findet ſich in RG 
66, 318. a) Den „gewöhnlichen Erhaltungskoſten“ des § 994 Abſ 1 Satz 2 entſprechen die ge⸗ 
wöhnlichen Laſten, öffentlich-rechtliche und bürgerlich - rechtliche, z. B. die Jahresſteuern der 
Sache (Staats- und Gemeindegrundſteuern usw.), die Zinſen der auf ihr ruhenden Hypotheken und 
Grundſchulden, die einzelnen Reallaſt⸗ oder Rentenleiſtungen. Sie erſcheinen als Minderung der 
Nutzungen, aus denen ſie zu decken ſind, und ſind daher, wenn es ſich um Aufwendungen des 
redlichen Beſitzers vor dem Eintritt der Rechtshängigkeit handelt (§ 994 A 3), da 
er die Nutzungen behalten darf, nicht zu erſetzen. Doch kann nach 8 1047 der Nießbraucher 
(und deshalb auch der redliche Nießbrauchsbeſitzer, J 994 A 1) Erſatz für ſolche bürgerlich rechtliche 
Laſten verlangen, die erſt nach der Nießbrauchsbeſtellung auf die Sache gelegt wurden. Kehren 
die Laſten regelmäßig wieder, ſo hat ſie für die Zeit bis zur Bösgläubigkeit oder bis 
zum Prozeßbeginn der Beſitzer, für die Zeit nachher der Eigentümer zu tragen; ſind ſie 
nur beim Eintritt beſonderer Ereigniſſe zu entrichten, jo entſcheidet die Fälligkeit (5 103). b) Den 
Gegenſatz zu den gewöhnlichen bilden die „außerordentlichen Laſten, die als auf den 

stammwert der Sache gelegt anzuſehen find“ (d. h. die kapitalmindernden, diejenigen, 
die nicht aus den Erträgniſſen beſtritten werden ſollen; vgl. Mot 3, 516). Hat der redliche Beſitzer 
vor dem Prozeß derartige Laſten getilgt, jo gebührt ihm ſtets Erſatz, mag es ſich um öffentliche 
Laſten handeln (z. B. um beſondere Kriegsleiſtungen, einmalige Abgaben zur Anlegung von 
Straßen, Kanälen, Deichen) oder um bürgerlich-rechtliche Rückzahlung des Hypotheken ⸗ oder Grund⸗ 
ſchuldkapitals, Anerbenabfindung uſw.). Ahnliche Beſtimmungen, zum Teil in weniger genauer 
Faſſung, finden ſich in $$ 1047, 1385 Nr 1 (1654), 2126, 2379. — Der unredliche Beſitzer 
und der Prozeß beſitzer haben Anſpruch auf Erſatz von Laſten jeder Art, aber 
nur nach dem Recht der auftragsloſen Geſchäftsführung (vgl. § 994 A 4). 

2. Kommt nach RG 133, 287 $ 995 in Verbindung mit $ 994 Abſ2 zur Anwendung auf den 
Bucheigentümer, ſo hat ihm der wahre Eigentümer die gezahlten Hypothekenzinſen zu 
erſtatten, da ihre Zahlung den Belangen und dem mutmaßlichen Willen des Eigentümers ent- 
ſprach (ſonſt drohte Zwangsverſteigerung). 


8 996 


Für andere als notwendige Verwendungen !) kann der Beſitzer Erſatz nur 
inſoweit verlangen, als fie vor dem Eintritte der Rechtshängigkeit und vor 
dem Beginne der im 8 990 beſtimmten Haftung gemacht werden und der Wert 
der Sache durch ſie noch zu der Zeit erhöht iſt, zu welcher der Eigentümer die 
Sache wiedererlangt ?) ?). 

E 1 936 Abſ 1, 2 II 908 Abſ. 2; M 3 411; P 3 350—863. 

1. Andere als notwendige Verwendungen (impensae utiles und voluptuariae). Die nütz⸗ 
lichen Verwendungen (Verbeſſerungen, impensae utiles) ſind ſolche, die, ohne notwendig zu 
fein (dal. 5 994 A 2), den fachlichen Wert der Sache (ihren allgemeinen Verkehrswert, nicht gerade 
den Vorteil des einzelnen Eigentümers) erhöhen, ſei es durch Steigerung des Verkaufswerts, ſei 
es durch Stärkung der Einkommensfähigkeit. Indem das Geſetz zwiſchen dieſer Art der Ver⸗ 
dendungen und den wirtſchaftlich unnützen (Überfluß) Ausgaben nicht unterſcheidet, beſtimmt es, 

aß unredliche Beſitzer und Prozeßbeſitzer für nichtnotwendige Verwendungen Überhaupt 

einen Erſatz erhalten ſollen, auch nicht einmal nach den Vorſchriften über die ungerechtfertigte 

Bereicherung. Nur das Wegnahmerecht des $ 997 ſteht ihnen offen. 

A 2. Dem redlichen Beſitzer, der nichtnotwendige Verwendungen vor der 
echtshängigkeit der Eigentumsklage vorgenommen hat, wird ein Erſatzrecht 
gewährt. Vorausſetzung ift aber, daß die Verwendungen (z. B beim Schneiden des Holzes in der 

Mühle [RG Warn 1929 Nr 180]) den Wert der Sache erhöht haben (impensae utiles, vgl. A 1) 
A daß die Erhöhung noch zu der Zeit, zu welcher der Eigentümer ‚Sie Sache 

tedererlangt, fortdauert. Nur der in dieſem Augenblick vorhandene Mehrwert kann verlangt 
werden, und anderſeits der Mehrwert nur inſoweit, als er den Betrag der Beplvenhugg nicht 
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überſteigt (vgl. R 106, 149; RG JW 1936, 29121⁵). Fällt die Werterhöhung vor der Rückgabe 
der Sache fort, ſo iſt das Erſatzrecht ausgeſchloſſen; der Beſitzer trägt inſofern die Gefahr. Doch 
entſcheidet ſtatt der Wiedererlangung der etwaige frühere Zeitpunkt, zu dem der Eigentümer 
in Annahmeverzug gerät oder die Verwendungen genehmigt (vgl. $300 Abſſ 1, § 1001). Sind 
die Beziehungen des Beſitzers zu dem Eigentümer durch einen Vertrag geregelt, fo iſt $ 996 
unanwendbar; der Vertrag des Beſitzers mit einem Dritten bleibt aber außer Betracht, ſoweit 
nicht ausnahmsweiſe eine Argliſteinrede begründet ift (vgl. A 1 und 2 zu $ 994). 

3. Zu beweiſen hat der Beſitzer ſowohl den Wert der Verwendung als auch den Betrag, 
um den durch ſie der Wert der Sache im maßgebenden Zeitpunkt (A 2) erhöht war. Dagegen 
liegt der Beweis, daß die Verwendung erſt nach dem Eintritt der Bösgläubigkeit oder der Rechts⸗ 
hängigkeit vorgenommen wurde, dem Eigentümer ob. 
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) Hat der Beſitzer mit der Sache eine andere Sache als weſentlichen Beſtand⸗ 
teil verbunden, ſo kann er ſie abtrennen und ſich aneignen 2). Die Vorſchriften 
des § 258 finden Anwendung. 

Das Necht zur Abtrennung iſt ausgeſchloſſen, wenn der Beſitzer nach $ 994 
Abſ 1 Satz 2 für die Verwendung Erſatz nicht verlangen kann oder die Ab- 
trennung für ihn keinen Nutzen hat oder ihm mindeſtens der Wert erſetzt wird, 
den der Beſtandteil nach der Abtrennung für ihn haben würde >) 4). 

E 1 936 Abſ. 3 II 910; M 3 414; P 3 354357, 373; 6 238, 230. 

1. Hat ein Beſitzer mit der herauszugebenden Sache eine eigene verbunden, ohne ſie zu einem 
weſentlichen Beſtandteil (88 93, 94) der andern zu machen, ſo iſt ſein Eigentum unberührt ge⸗ 
blieben. Nach § 985 kann er ſeine Sache wegnehmen oder, wenn er ſie mit der andern an deren 
Eigentümer herausgegeben hat, von dieſem zurückfordern. Darüber hinaus gewährt § 997 ein 
Wegnahmerecht (jus tollendi) auch in dem Falle, daß die verbundene Sache zum weſent⸗ 
lichen Beſtandteil der andern geworden, mithin (vgl. 88 946, 947 Abſ 2) in das Eigentum 
des Herrn der Hauptſache gelangt (nicht auch im Falle des 8 947 Abſ 1). Immer aber 
it daran feſtzuhalten, daß $ 997 dem Beſitzer nur ein Gegenrecht verleiht, wenn der 
Eigentümer die Sache wiedererlangt oder doch zurückfordert. Gegenüber einer Klage 
aus 89 946, 951 kann eine Einrede aus $ 997 Abſ 2 nicht erhoben werden (RG Gruch 67, 
316). Die Wegnahme nach $ 997 Abſ 1 enthält außer der Trennung eine Aneignung; 
anderſeits iſt ſie ausgeſchloſſen, wenn eine der drei in Abſ 2 genannten Ausnahmen 
vorliegt. Mag indes durch die Verbindung ein weſentlicher Beſtandteil geſchaffen ſein oder nur 
ein unweſentlicher, der aber als Einrichtung der Sache dauernd erkennbar blieb, immer muß 
nach $ 258 der wegnehmende Beſitzer die Hauptſache auf ſeine Koſten in den vorigen Stand ſetzen, 
während der Eigentümer, der ſie zuſammen mit der andern Sache wiedererlangt, die Wegnahme 
erſt nach Sicherheitsleiſtung zu geſtatten braucht. Beide Fälle (der des $ 997 und der nur unter 
$ 258 gehörige, wo ein weſentlicher Beſtandteil nicht entſtanden ift) ſtimmen ferner darin überein, 
daß das Wegnahmerecht dem Beſitzer ohne Rückſicht auf guten oder böſen Glauben zuſteht. Auch 
die ſonſtigen Verſchiedenheiten im Beſitz ſpielen keine Rolle, nur daß natürlich ein mittelbarer 
Beſitzer nicht zur eigenmächtigen Wegnahme, ſondern nur zur Erhebung des Anſpruchs nach 
$ 258 Satz 2 imſtande iſt. Desgleichen kann es in beiden Fällen vorkommen, daß nach $ 994 oder 
$ 996 mit dem Wegnahmerecht ein Recht auf Verwendungserſatz zuſammentrifft. Der Beſitzer 
hat dann die Wahl, welches Recht er geltend machen will. Kann die Verbindung nicht als Ver, 
wendung auf die herauszugebende Sache aufgefaßt werden, ſo iſt er auf das Wegnahmerecht 
beſchränkt, wie dies vom unredlichen Beſitzer und vom Prozeßbeſitzer auch dann gilt, wenn ſich 
die Verbindung zwar als Verwendung, aber nicht als notwendige Verwendung darſtellt (vgl. 
5 996 A 1). Eine Zeitgrenze iſt für das Wegnahmerecht des g 997 jo wenig vorgeſehen wie für das 
des $ 258. Eine entſprechende Anwendung des § 1002 läßt ſich nicht begründen (vgl. Seuff A 68 
Nr 235). Anders verhält es ſich für die Vorſchriften des $ 999, die auch für das Wegnahmerecht 
unentbehrlich find (vgl. dort A 3). 

Wo Vertrag oder Geſetz ein erweitertes Wegnahmerecht verleihen, greifen die Ausnahmen 
des $ 997 Abſ 2 nicht Platz. Geſetzliche Beſtimmungen dieſer Art ſ. in 99 500, 547 (581), 601, 
1049 (1093), 1216, 2125. i 

2. Das Aneignungsrecht bedeutet die Befugnis, durch Abtrennung und Beſitzergreifung 
Eigentum an dem bisherigen weſentlichen Beſtandteil zu erwerben. Dabei wird jedoch voraus, 
geſetzt, daß die abzutrennende Sache vor der Verbindung dem Beſttzer gehörte; trifft dies nich 
zu, jo iſt nach $ 951 Abſ 2 Satz 2 ihr früherer Eigentümer derjenige, dem das Aneignungsrech 
zuſteht. Das Verhältnis zwiſchen dieſer Beſtimmung und $ 997 darf nicht etwa ſo gedacht werden, 
als ob auch $ 951 das Aneignungsrecht auf den Beſitzer der Hauptſache beſchränkte und es ihm 
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ſelbſtändig nur für den Fall einräumte, daß die abzutrennende Sache, ohne von ihm ſelber ver⸗ 
bunden zu fein, ihm gehört hat. Vielmehr erlaubt $ 951 dem früheren Eigentümer die Aneignung 
allgemein, gleichbiel wie und von wem die Verbindung vorgenommen worden war, und ohne 
Rückſicht darauf, ob er die Hauptſache jemals beſaß (vgl. RG 63, 422). Beide zugleich aber, der 
frühere Eigentümer und ein davon verſchiedener Beſitzer, können nicht wohl aneignungsberechtigt 
fein. Die Abtrennung ändert nichts an den Rechten Dritter ($ 951), die durch die Verbindung 
das Eigentum oder ein ſonſtiges Recht an der Sache verloren haben, jedoch mit der Maßgabe, 
1900 ein Bereicherungs(Herausgabe)anſpruch nur gegen den abtrennenden Beſitzer erhoben werden 
ann. 

Solange der Beſitzer die Hauptſache noch nicht an deren Eigentümer herausgegeben hat, 
wirkt das Recht gegen jedermann. Der Geſtattungsanſpruch des $ 258 Satz 2 ift ſchuldrechtlicher 
Natur; Schuldner iſt der Eigentümer der Hauptſache zur Zeit der Verbindung (NG 63, 422). 
Die Aneignungsbefugnis des $ 997 kann lauch wenn fie nicht als ein Anſpruch, ſondern [mit 
Jaeger KO 843 A bh als ein Geſtaltungsrecht angeſehen wird), nach $15 KO nicht mehr zum 
Schaden der Konkursmaſſe des Eigentümers der Hauptſache ausgeübt werden, weil ſie ihrem 
Inhalt nach keine Ausſonderung begründet (Jaeger aaO. A 25). Da der Eigentumserwerb 
erſt durch die Beſitzergreifung ſtattfindet, kann ein Geſchäftsunfähiger das Aneignungsrecht nicht 
ſelbſtändig ausüben (vgl. $ 872 A 1). 

3. Das Abtrennungsrecht iſt ausgeſchloſſen (Abſ 2): a) wenn die Verbindung zu den ge⸗ 
wöhnlichen Erhaltungskoſten gehört (3. B. Dachausbeſſerung) und vom redlichen Beſitzer vor der 
Rechtshängigkeit des Eigentumsanſpruchs vorgenommen worden iſt. Dies aus dem Grunde, 
weil dann die Verwendung durch die dem Beſitzer verbleibenden Nutzungen ausgeglichen wird 
(vgl. $ 994 A 3); b) wenn die Abtrennung für den Beſitzer keinen Nutzen hat. Die Vorſchrift 
geht weiter als das allgemeine Verbot des $ 226; es genügt, wenn im gegebenen Fall die Ab⸗ 
trennung für den Beſitzer völlig belanglos iſt; e) wenn dem Beſitzer mindeſtens der Wert erſetzt 
wird, den der Beſtandteil nach der Trennung für ihn haben würde. Ob der Eigentümer oder 
jemand anders den Wert erſetzt, ift gleichgültig. Durch die Leiſtung des Erſatzes oder, wenn die 
Annahme grundlos abgelehnt wird, durch das erfolgloſe Angebot wird die Entſtehung des Weg⸗ 
nahmerechts verhindert. Häufig wird der Beſitzer nach Treu und Glauben verpflichtet ſein, den 

igentümer vor der Abtrennung zur Erſatzleiſtung aufzufordern. Um das Wegnahmerecht aus⸗ 
zuſchließen, braucht nur der Wert des Beſtandteils nach der Trennung erſetzt zu werden, nicht 
der höhere Betrag, den der Beſitzer etwa nach § 994 oder $ 996 fordern kann. Doch kommt es 
auf den Wert an, den der Beſtandteil „für ihn“ haben würde, ſo daß ſeine perſönlichen Verhält⸗ 
niſſe und ſelbſt ein Liebhaberwert zu berücksichtigen find. Die Abtrennungs⸗ und Wegſchaffungs⸗ 
kosten, die ja tatſächlich nicht entftehen, find bei der Ermittlung des Wertes nicht zu berückſichtigen 
(RG 106, 149). Auch den Hypothekengläubigern muß das Recht zugeſtanden werden, die Tren⸗ 
nung durch Werterſtattung abzuwenden. 

4. Das Wegnahmerecht bezieht ſich auch auf Bäume und Pflanzen, die der Beſitzer in ein 
ſremdes Grundſtück eingepflanzt hat (vgl. RG 106, 148). Hierbei iſt zu beachten, daß eine durch 
die Einpflanzung herbeigeführte Wertſteigerung der Pflanzen als Nutzung des Grundſtücks 
erſcheint (Prot 3, 354 ff.). Nach 58 987, 990 haben Prozeßbeſitzer und unredliche Beſitzer auf die 

utzungen keinen Anſpruch. War daher der Beſitzer bösgläubig oder nahm er die Einpflanzung 
erſt nach der Rechtshängigkeit vor, ſo kann ſein Wegnahmerecht durch einen Entſchädigungs⸗ 
anſpruch des Grundeigentümers beſchränkt werden. Insbeſondere hat dieſer, wenn er von der 
Löſungsbefugnis des Abſ 2 Gebrauch macht, dem Beſitzer nur den Wert zu erſetzen, den die Pflanze 
vor ihrer Verbindung mit dem Grundſtück hatte. 


8 998 
Bit ein landwirtſchaftliches Grundſtück herauszugeben, jo hat der Eigen- 
1 1155 die Koſten, die der Beſitzer auf die noch nicht getrennten, jedoch nach 
den Regeln einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft vor dem Ende des Wirtſchafts⸗ 
jahrs zu trennenden Früchte verwendet hat, inſoweit zu erſetzen, als ſie einer 
ordnungsmäßigen Wirtſchaft entſprechen und den Wert dieſer Früchte nicht 
überſteigen. 
E II 911; P 3 357, 373. * 

lch derwendungen des SA auf herauszugebende Früchte werden aus volkswirtſchaft⸗ 
Hen Gründen in höherem Maße begünſtigt als ſolche auf die Sache (das Grundſtück) ſelbſt. 
= daß es auf feinen guten ober böſen Glauben oder auf die Rechtshängigkeit oder Nichtrechts⸗ 

gigfeit der Klage ankommt, find fie ihm inſoweit zu erſetzen, als fie einer ordnungsmäßigen 
Sad chat entſprechen und den Wert der Früchte nicht überſteigen. Für den Fall, 

B die Früchte bereits getrennt find, wird dies in § 102 ſchlechthin angeordnet (vgl. dort A 2—5). 
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Für den Wert der Früchte iſt der Zeitpunkt der Herausgabe entſcheidend ($ 996). Auch noch 
nicht — 47 Früchte oder noch gar nicht aufgegangene Saaten ſind in ihrem Gegenwartswert 
ahne Willkür ſchätzbar. Ein Sachverſtändiger kann angeben, was nach der Ernte vorausſichtlich 
vorhanden und was es wert ſein wird. Davon ſind die Koſten abzuziehen, die zur weiteren Pflege 
der Frucht und zu ihrer Aberntung noch notwendig ſein werden. 

Sind die Früchte noch nicht getrennt und als Beſtandteile des Grundſtücks mit dieſem heraus⸗ 
zugeben, jo ſchreibt $ 998 den Koſtenerſatz vor, jedoch muß es ſich um ein landwirtſchaftliches 
Grundſtück handeln und die Früchte müſſen nach den Regeln einer ordnungsmäßigen 
Wirtſchaft noch vor dem Ende des laufenden Wirtſchaftsjahres zu trennen ſein. 
Über den Begriff des landwirtſchaftlichen Grundſtücks: $ 582 A 1. Der Anfang des Wirtſchafts⸗ 
jahres richtet ſich nach dem örtlichen Herkommen und ift nicht nur für jede Gegend, ſondern auch 
für jede Fruchtart einheitlich zu beſtimmen. Bedenken gegen die Berückſichtigung der ein⸗ 
zelnen Fruchtarten ſind nach den überzeugenden Darlegungen in RG 141, 227 ff. nicht mehr zu 
erheben. Der Ausdruck „Wirtſchaftsjahr“ iſt unglücklich gewählt; er kann nicht das übliche Rech⸗ 
nungs- und Betriebsjahr der Landwirtſchaft bedeuten, weil dieſes noch vor der Ernte abläuft und 
bei ſolcher Auslegung kaum jemals Beſtellungskoſten nach $ 998 zu erſtatten wären. „Wirtſchafts⸗ 
jahr“ muß alſo das ſeit der Beſtellung der einzelnen Fruchtarten laufende Jahr bezeichnen. Die 
Einſchränkung, daß die Früchte vor dem Ende des Wirtſchaftsjahres trennbar fein müſſen, wird 
beſonders praktiſch bei Früchten mit mehrjähriger Entwicklung. In $ 998 ift nur an Fruchtarten 
zu denken, die innerhalb eines Jahres beſtellt und geerntet werden. Statt des Wirtſchafts⸗ 
jahres entſcheidet für den Pächter das Pachtjahr ($ 592); dies it auf den Nießbraucher, ehemänn- 
lichen und elterlichen Nutznießer ſowie auf den Vorerben entſprechend anzuwenden (vgl. 95 1055, 
1421, 1663, 2130). Aus der Stellung des $ 998 in dem Abſchnitt über Verwendungen auf bie 
Sache ergibt ſich aber, daß das Erſatzrecht des Beſitzers, abweichend von den ſoeben angezogenen 
Vorſchriften und von § 102, nur nach Maßgabe der §8 1000 —1003 geltend gemacht werden kann. 


$ 999 


Der Beſitzer kann für die Verwendungen eines Vorbeſitzers, deſſen Nechts⸗ 
nachfolger er geworden iſt, in demſelben Umfang Erſatz verlangen, in welchem 
ihn der Vorbeſitzer fordern könnte, wenn er die Sache herauszugeben hätte !). 

Die Verpflichtung des Eigentümers zum Erſatze von Verwendungen erſtreckt 
ſich auch auf die Verwendungen, die gemacht worden find, bevor er das Eigen 
tum erworben hat 2) 5). 

E 1 987 II 912; M 3 416; P 3 357—369, 373. 


1. Nicht nur der Erbe (§ 857), ſondern auch der Einzelnachfolger des Beſitzers kann für 
Verwendungen ſeines Rechtsvorgängers Erſatz fordern. Zur Einzelnachfolge gehört ein zwiſchen 
dem Vorbeſitzer und dem gegenwärkigen Beſitzer geſchloſſenes, der Beſitzübertragung zugrunde 
liegendes Veraußerungsgeſchäft. Durch Vorgänge lediglich wirtſchaftlicher Art oder durch eine 
rechtsirrige Annahme der Beteiligten, kann das Veräußerungsgeſchäft nicht erſetzt werden (MÖ 
129, 204). Veräußert alſo der Beſitzer die Sache und erwirbt der neue Beſitzer kein Eigentum, 
weil der Veräußerer Nichteigentümer war, fo geht wenigſtens das Recht des Veräußerers, Erſatz 
zu verlangen, auf ihn über, Doch kann der Übergang durch Vertrag ausgeſchloſſen werden. Keine 
Rechtsnachfolge liegt in der Begründung eines Rechtsverhältniſſes, kraft deſſen ein Dritter als 
unmittelbarer Befiger dem bisherigen unmittelbaren und nunmehrigen mittelbaren Befiger den 
Beſiß vermittelt. Daher ſteht dem unmittelbaren Beſitzer ein Erſatzanſpruch wegen der Ver⸗ 
wendungen des mittelbaren Beſtzers nicht zu. Macht er nach $ 986 Abs 1 Satz 1 (vgl. dort A 1) 
deſſen Zurückbehaltungsrecht ($ 1000) geltend, fo iſt er zur Herausgabe Zug um Zug gegen Be⸗ 
friedigung des mittelbaren Beſitzers zu verurteilen. Der Erſatzanſpruch geht in demſelben 
Umfang auf den Rechtsnachfolger über, in dem er in der Perſon des Vorbeſitzers begründet 
worden iſt. Hatte der Vorbeſttzer wegen feiner Gutgläubigkeit für nützliche Verwendungen Erſaß 
u ie gen ($ 996), jo kommt dies auch dem neuen Beftker zugute, mag er ſelbſt auch bös. 
gläubig ſein. 

Selbſtändig abtretbar iſt nur ein nach den Vorſchriften des § 1001 einklagbar gewordener 
Erſazanſpruch; bedenklich deshalb Reh 129, 205. 5 

2. Die Verpflichtung des Eigentümers erſtreckt ſich auch auf die Verwendungen, die zur 
Zeit des früheren Eigentümers gemacht wurden. Außer für die Erbfolge und die Auflaſſung 
von Grundſtücken hat das Bedeutung für die Fälle, wo eine bewegliche Sache gemäß $ 930 oder 
$ 921 veräußert wird. Das Zurückbehaltungsrecht des Beſitzers würde in dieſen Fällen ſchon en 
$ 986 Abi 2 folgen (vgl. dort A 4). Eine Ausnahme vom Eintragungsgrundſatz (58 873ff.) lieg 
ebenſowenig vor wie bei den Vorſchriften der 8 571ff.; $ 892 iſt nicht anwendbar. Wegen Der 
Haftung des früheren Eigentümers gegenüber dem jetzigen bei entgeltlicher Veräußerung de 
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Sache: $$ 434, 445. — Der Sinn der Beſtimmung iſt nur der, daß die Zeit der Verwendung 
gleichgültig ſein ſoll; um einen Eintritt in die Verpflichtung des früheren Eigentümers handelt 
es ſich nicht. Hat der frühere Eigentümer, aber nicht der jetzige, der die Sache wiedererlangte, 
die Verwendungen genehmigt, jo iſt dieſer nach $ 1001 Satz 2 noch immer befugt, ſich durch Rück 
gabe zu befreien. Anderſeits haftet der frühere Eigentümer trotz der Veräußerung aus ſeiner 
Genehmigung weiter; er wird nur frei, wenn er weder genehmigt noch die Sache wiedererlangt 
hat. Nimmt er die Veräußerung erſt nach der Wiedererlangung vor, jo ift er allein der Ver 
pflichtete; 8 999 Abſ 2 greift dann überhaupt nicht Plaz. — Im Falle des 5 994 Abf 2 (notwendige 
Verwendungen, die der Beſitzer nach der Rechtshängigkeit oder in böſem Glauben macht) kommt 
es für die Frage, ob die Verwendungen dem Willen des Eigentümers entſprechen ($ 683), auf 
die Perſon deſſen an, der zur Zeit ihrer Vornahme Eigentümer war. 

Auf eine Dinglichkeit des Verwendungsanſpruchs darf aus 8 999 Abſ 2 nicht 
geſchloſſen werden (vgl. Rch 71, 427; Gruch 57, 998). Im Konkurſe des Eigentümers iſt nur 
eine Konkursforderung verfolgbar, mit Abſonderungsrecht nur nach Maßgabe des $ 49 Nr 3 KO. 
(vgl. Jaeger KO g 49 A 41—44). Bei der Grundſtückszwangsverſteigerung gehört der Verwender 
nicht zu den Beteiligten im Sinne des ZVG 9 Nr 2 (vgl. $ 1000 A 2, 9 1003 A 1; Jäckel⸗Güthe 
390 8 9 A 5), und ausdrücklich beſtimmt 38G 5 93 Abſꝛ, daß der Erſteher Verwendungen, 
die vor dem Zuſchlage gemacht find, nicht zu erſezen braucht. Vgl. auch 9 10 3G: Der 
Erſatzanſpruch gehört nicht zu den dort aufgeführten Anſprüchen, die ein Recht auf Befriedigung 
aus dem Grundſtück gewähren. Verwendungen nach dem Zuſchlag erſetzt der Erſteher nach 
den allgemeinen Beſtimmungen, alſo, ſoweit es ſich nicht um notwendige Verwendungen handelt 
(88 994, 995), nur dann, wenn ſie der Verwender in gutem Glauben vor Zuſtellung der Voll⸗ 
ſtreckungsklauſel oder vor der auf ihre Erteilung gerichteten Klage gemacht hat und wenn zugleich 
der Wert der Sache noch zur Zeit der Herausgabe erhöht iſt (5 996); vgl. hierzu Jäckel⸗Güthe 
ZUBE 8 93 A 10; $ 10 A 15. Ahnlich wie mit dem Erſteher verhält es ſich mit dem, zu deſſen 
Gunſten etwas enteignet wird. Er erwirbt den enteigneten Gegenſtand grundſätzlich frei von 
Verpflichtungen; der Beſitzer muß ſeine Anſprüche als Nebenberechtigter im Enteignungsverfahren 
geltend machen. 

3. Beide Abſätze des $ 999 find nach Sinn und Zweck des Geſetzes auch auf das Wegnahmerecht 
des Beſitzers ($ 997) zu beziehen. Insbeſondere richtet ſich auch dieſes Recht gegen den jeweiligen 
Eigentümer, ohne jedoch in der Zwangsverſteigerung des Grundſtücks ein Widerſpruchsrecht zu 
geben oder gegen den Erſteher zu wirken. Im Konkurs iſt das Wegnahmerecht ausgeſchloſſen. 
Eine Ausſonderung des weſentlichen Beſtandteils iſt nicht möglich, da Trennung und Aneignung 
durch KO 8 15 verhindert werden. 


8 1000 


Der Beſitzer kann die Herausgabe der Sache verweigern, bis er wegen der 
ihm zu erſetzenden Verwendungen befriedigt wird. Das Zurüdbehaltungs- 
recht ſteht ihm nicht zu, wenn er die Sache durch eine vorſätzlich begangene 
unerlaubte Handlung erlangt hat!) ). 

E 1 038 Abſ 2, 11 913 Ubf 3; M 3 410, 417; b 3 359; 4 592. 

1. Die 88 1000 —1003 regeln die Rechtsbehelfe, die, abgeſehen von dem Abtrennungs( Weg 
nahme)hrecht ($ 997), dem Beſitzer wegen der Verwendungen zuſtehen. Sie finden auf den Erb ⸗ 
ſchaftsanſpruch unmittelbare, auf die Anſprüche des Finders entſprechende Anwendung (vgl. 
38 2022 Abſ 1, 972, 974). § 1000 iſt auch anwendbar, wenn nicht Herausgabe des Grundſtucks, 
ſondern Grundbuchberichtigung durch Löſchung des gegenwärtig eingetragenen und Wieder⸗ 
eintragung des früheren Eigentümers verlangt wird. Die Rechtsſtellungen der mit den an ſich 
verſchiedenen Klagen Belangten find einander weſensverwandt. Das iſt RG 121, 336; 133, 

6f.; 158, 45 anerkannt worden. Deshalb kann auch die hier gezogene Folgerung nicht abgelehnt 
werden. RG 114, 268 und 115, 46 ſtehen der Frage noch zweifelnd gegenüber und wollen $ 273 
Abs 2 anwenden. Dabei iſt $ 1000 trotz $ 273 Abſ 2 notwendig, weil die (in $ 273 Abſ 2 geforderte) 
Fälligkeit des Verwendungsanſpruchs nach $ 1001 exit eintritt, wenn der Eigentümer die Sache 
giebererlangt oder die Verwendungen genehmigt, der Beſitzer aber auch ohnedies zurüchaltungs⸗ 
bezichtigt ſein ſoll (anders R Gruch 57, 1000). Im übrigen verbleibt es bei den auf $ 273 Abſ2 
ezuglichen Vorſchriften. Daher ſchließt die Erlangung der Sache durch eine vorſälich begangene 
der naubte Handlung das Zurückbehaltungsrecht aus (5s 273 Abſ 2, 1000 Satz 2). Indeſſen iſt 
er Beklagte, wenn beide Parteien ſich in derſelben Weiſe gegen ein geſetzliches Verbot vergangen, 
9055 ein landwirtſchaftliches Grundſtück ohne die nach $ 7 der BRVO v. 15. 3. 1918 
al 123 (val. jetzt GrundſtücksverkehrsBek v. 26. 1. 1937 RG Bl 1937 1, 35; 1938 I, 906, 
1410, 1825; 1939 I, 973; Ergänzungs d v. 26. 1. 1987 Rohl 1937 1, 34, 38, 102, 534; 1958 1, 
05 906, 1825; Gef üb. d. Sicherung der Reichsgrenze u. üb. Vergeltungsmaßnahmen v. 9. 3. 1997 
GBI 1937 J, 281; 1938 1, 511, 963; 1939 I, 257, 354, 355 nebſt DurchfVoO v. 17. 8. 1937 
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RGBl 1937 I, 905; 1938 J, 361, 1710; 1939 J, 356) erforderliche Genehmigung übergeben 
haben, doch zur Zurückhaltung befugt, ſofern nicht etwa ein öffentliches Belangnis entgegenſteht; 
der Hinweis des Klägers auf $ 1000 Satz 2 wird durch den Einwand der Argliſt und die Berufung 
auf den dem $ 817 Satz 2 zugrunde liegenden Rechtsgedanken ausgeräumt. Schlechthin nichtig 
iſt der Beſitzerwerb unter ſolchen Umſtänden nicht; denn er iſt kein Rechtsgeſchäft im Sinne des 
$ 134 (RG 110, 365; L 1925, 854; 22. 5. 24 V 370/24). Ob ſich die unerlaubte Handlung gegen 
den Eigentümer oder gegen einen Dritten gerichtet hat, iſt unerheblich; immer aber muß es eine 
unerlaubte Handlung des Beſitzers geweſen fein (DRZN 1933 Nr 302). Nicht immer genügen 
verbotene Eigenmacht oder ſtrafbare Handlung ($ 992), da fie auch fahrläſſig und ſogar (vgl. $ 992 
A 1) ohne jedes Verſchulden begangen werden können. Auch 5 273 Abſ 3 iſt auf das in $ 1000 ge⸗ 
regelte Zurückbehaltungsrecht entſprechend anzuwenden (RG 137, 355; RG JW 1936, 2499); 
danach iſt der Eigentümer befugt, die Ausübung des Zurückbehaltungsrechts durch wirkliche vor 
der Leiſtung des Schuldners zu bewirkende Leiſtung einer Sicherheit (§ 232 Abſ 1) abzuwenden, 
bloßes Erbieten dazu genügt nicht (RG 137, 355). Endlich beſteht nach $ 274 die Wirkung des 
Zurückbehaltungsrechts darin, daß der Beſitzer zur Herausgabe Zug um Zug gegen Erſatz der 
Verwendungen verurteilt wird. Wegen der möglichen Einrede der unzuläſſigen Rechts- 
ausübung (Argliſteinrede): R JW 1928, 2437 und A 4 zu § 994. — Betreffen die Ver⸗ 
wendungen (z. B. Bauten) nur einen räumlich abgrenzbaren Teil des Grundſtlcks, fo iſt doch, wie 
ſchon aus $ 1003 Abſ 1 Satz 2 folgt, das ganze Grundſtück Gegenſtand des Zurückbehaltungsrechts. 

Das Zurückbehaltungsrecht kann ungeachtet § 1000 nicht Platz greifen, wenn ſich aus einem 
Vertrag der Parteien etwas anderes ergibt. Darüber, daß der Mieter das Grundſtück gemäß 
8 556 Abſ 2 auch dem Eigentumsanſpruch gegenüber nicht zurückbehalten darf: 5 994 A 1. Gegen⸗ 
über der Herausgabeklage eines Bauern, der ſeinen Erbhof durch einen vom Anerbengericht 
nicht genehmigten Pachtvertrag verpachtet hat, kann der verklagte Pächter regelmäßig kein 
Zurückbehaltungsrecht am Erbhof geltend machen, wenn das Anerbengericht die Geneh⸗ 
migung gerade deshalb verſagt hat, weil der Pächter für eine ordnungsmäßige Wirtſchaftsführung 
auf dem Hofe nicht geeignet ſei (D 1937, 362; Hopp daſ.; vgl. auch Weimar, Buſſe RdRR 
1935, 848). Anderſeits ift zwiſchen Eigentümer und Beſitzer ein Zurückbehaltungsrecht möglich, 
das in feinen Vorausſetzungen über § 1000 hinausgreift und ſich auf Abſ 1 des § 273 ſtützt 
(fälliger Gegenanſpruch aus demſelben rechtlichen Verhältnis; vgl. $ 986 A J). 

Das Zurückbehaltungsrecht kann an ſich auch in der Berufungsinſtanz geltend gemacht 
werden (RG 73, 54), aber nicht mehr, wenn das erſte, auf Herausgabe lautende Urteil bereits 
vollſtreckt und der Beklagte nicht mehr Beſitzer iſt. Er ſteht dann nicht anders da, als ob er bei 
beſtehendem Zurückbehaltungsrecht das Grundſtück freiwillig herausgegeben hätte (RG 109, 105). 


2. Das Zurückbehaltungsrecht in der Zwangsverſteigerung gegen den Eigentümer und 
im Konkurs. a) Bei beweglichen Sachen. Da nach § 809 ZPO Sachen im Beſitz eines 
Dritten gegen deſſen Willen nicht gepfändet werden dürfen, iſt der Verwendende, der die Sache 
zurückbehält, zur Widerſpruchsklage gegen die Zwangsvollſtreckung (ZPO $ 771) berechtigt. Im 
Konkurs des Eigentümers gibt ihm KO 8 49 Nr 3 ein Abſonderungsrecht, ſoweit die Verwen⸗ 
dungen den noch vorhandenen Vorteil nicht überſteigen (vgl. Jaeger KO 9 49 A 41—44. Wegen 
des jpg. beneficium exeussionis realis [$ 777 ZPO]: $ 1001 A 1 Abſ 2; 81228 A 1). b) Bei 
unbeweglichen Sachen, insbeſondere bei Grundſtücken und bei den im Schiffsregiſter ein 
getragenen Schiffen (vgl. ZPO $ 864 Abſ 1; ZUG 38 162ff.), hat das Zurückbehaltungsrecht 
Dritten gegenüber keine Kraft. Der Erſteher, der Verwendungen aus der Zeit vor Erteilung des 
Zuſchlags nicht zu erſetzen braucht (ZUG 993 Abſ 2), wird auch durch das darauf geſtlitzte Zurückbe⸗ 
haltungsrecht nicht betroffen. An deſſen Stelle tritt auch keineswegs ein Anſpruch auf Erjab 
aus dem Verſteigerungserlös. § 92 Abſ 1 3G bezieht ſich nur auf ſolche Rechte, deren Inhaber 
im Zwangsverſteigerungsverfahren Beteiligte find. Beteiligter aber — vgl. 3B 89 Nr 2 — ilt 
der Zurückbehaltungsberechtigte von Geſetzes wegen nicht und kann es auch durch Anmeldung 
beim Vollſtreckungsgericht nicht werden. Weder hat er ein „Recht an dem Grundſtück“, da hier⸗ 
unter nur dingliche Rechte verſtanden werden (RG 71, 430; Jäckel⸗Güthe BUS 9 9 A5, 5 10 
A 15, 9 94 A 10; vgl. oben 5999 A 2), noch ſteht fein Zurückbehaltungsrecht der Zwangsverſteigerung 
entgegen. In $ I Nr 2 wird der Miet- und Pachtbeſitz ausdrücklich neben den die Verſteigerung 
hindernden Rechten aufgeführt, und 8 93 Abj1 verbietet die Zwangsvollſtreckung aus dem Zu⸗ 
ſchlag nur gegen den, der auf Grund eines durch den Zuſchlag nicht erloſchenen Rechtes beſitzt 
(fo im Ergebnis auch RG 26. 10. 04 I 258/04, wodurch OLG 8, 116 aufgehoben wurde; ogl. 
$ 1003 A 1). Soweit der Erſteher für Verwendungen aus der Zeit nach dem Zuſchlag haftet 
(5 999 A 2), muß der Beſitzer, um ſein Zurückbehaltungsrecht zu bewahren, die Vollſtreckungs⸗ 
gegenklage (ZPO $ 767) erheben oder nach $ 732 ZPO Einwendungen gegen die Zuläſſigkelt 
der Vollſtreckungsklauſel geltend machen. Dem entſpricht es, daß das Zurückbehaltungsrecht 
im Konkurſe kein Abſonderungsrecht gewährt. KO $ 49 Nr 3 gilt nur für bewegliche Sachen 
(Jaeger KO 5 49 A 44). ‘ 
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8 1001 


1) Der Beſitzer kann den Anſpruch auf den Erſatz der Verwendungen nur 
geltend machen, wenn der Eigentümer die Sache wiedererlangt ?) oder die 
Verwendungen genehmigt). Bis zur Genehmigung der Verwendungen kann 
ſich der Eigentümer von dem Anſpruche dadurch befreien, daß er die wieder- 
erlangte Sache zurückgibt ). Die Genehmigung gilt als erteilt, wenn der 
Eigentümer die ihm von dem Beſitzer unter Vorbehalt des Anſpruchs ange- 
botene Sache annimmt 5) 0). 

E 1 938 Abſ 1 II 913 Abſ 1; M 3 415—417; P 3 357, 360—364, 374; 4 591, 592. 


1. Einen ſelbſtändigen, klagbaren Anſpruch wegen der Verwendungen gewährt das Geſetz 
erſt nach Löſung des inneren Zuſammenhangs zwiſchen dem Herausgabeanſpruch und dem 
Gegenrecht des Beſitzers, wenn nämlich der Eigentümer entweder die Sache wicdererlangt 
oder die Verwendungen genehmigt hat. Durch das eine oder andere iſt der Anspruch von Rechts 
wegen bedingt, fo daß der Beſitzer einſtweilen weder mahnen ($ 284) noch aufrechnen kann ($ 387) 
und die Verjährung noch nicht beginnt ($ 198). Im übrigen ſtehen die beiden Vorausſetzungen 
Uagweiſer Geltendmachung des Anſpruchs einander nicht gleich. Genehmigt der Eigentümer, 
ſo iſt er endgültig gebunden; der Anſpruch gegen ihn unterliegt der dreißigjährigen Verjährung 
($ 195). Erlangt er aber die Sache ohne Genehmigung wieder, fo kann er ſich durch Rückgabe 
an den Beſitzer befreien. Tut er dies nicht und hatte ihm der Beſitzer die Sache herausgegeben, 
10 erliſcht der Anſpruch gegen ihn durch Ablauf der in $ 1002 beſtimmten Ausſchlußfriſt. Eigen⸗ 
ümer im Sinne von § 1001 iſt nur der wirkliche Eigentümer, nicht auch ein Dritter, den der Ver⸗ 
wendungsberechtigte für den Eigentümer gehalten hat; ein Dritter kann weder die Verwendungen 
genehmigen, noch ſich durch Rückgabe der wiedererlangten Sache von der Erſatzpflicht befreien 
(RG 142, 420). 8 1001 fteht nicht entgegen, wenn der Beſitzer die Verwendungsanſprüche nur 
Jug um Zug gegen Rückgabe der Sache geltend macht (DRpfl 1939 Nr. 176). 

Hat der Beſitzer wegen ſeiner Verwendungen gegen den Eigentümer einen Schuldtitel erwirkt, 
obwohl der Eigentümer die Sache nicht wiedererlangt hatte, ſo kann dieſer grundſätzlich immer 
noch gemäß § 777 ZPO der Zwangsvollſtreckung in fein übriges Vermögen widerſprechen ($ 766 
8 ſoweit die Erſatzforderung durch den Wert der Sache gedeckt iſt (beneficium excussionis 
calis). 

2. Sei es durch Herausgabe von ſeiten des Verwenders, ſei es auf andere Art, alſo mit 
Oder auch ohne deſſen Willen, muß der Eigentümer die Sache zurückerlangt haben. Erforderlich 
iſt aber nicht nur, daß der Eigentümer Beſitzer wird, ſondern zugleich auch, daß der Verwender 
den Beſitz verliert. Daher genügt es zwar, wenn der Verwender, der mittelbarer Beſitzer iſt, 
einen Herausgabeanſpruch abtritt, nicht aber, wenn er durch Beſitzvorbehalt (5 930) den Eigen- 
tünner zum mittelbaren Beſitzer und ſich ſelbſt zum Beſitzmittler macht. Zu weit geht RG SeuffA 
“3 Nr 60, wenn unter allen Umſtänden das Erlangen des unmittelbaren Beſitzes durch den Eigen⸗ 
tümer verlangt wird. Es genügt, daß die Sache an einen Beauftragten des Eigentümers heraus⸗ 
gegeben worden iſt, der fie nach deſſen Weiſungen zu verwahren oder zu verwerten hat (HGRR 
1936 Nr 875). Handelt es ſich um ein Grundſtück, ſo ſteht es dem Wiedererlangen der a ſelbſt 
gleich, wenn das Grundſtück zwangsweiſe verſteigert wird. Denn der Erſteher wird nach ZVG 
93 Abſ 2 von dem Erſatzanſpruch nicht betroffen und der Erlös kommt dem früheren Eigentümer 
zugute (zweifelnd NG 71, 430). 

6. Genehmigung iſt, wie in $ 684, das Gutheißen der Verwendungen. Dieſes kann aus⸗ 
drücklich oder ſtillſchweigend erklärt werden (vgl. dazu A2 zu $ 684). Rechnet der Eigentümer 
Satemet Gegenforderung auf, ſo hat er die Genehmigung erklärt. Über die „Annahme als ob" nach 

ap 3: A 5. Die Genehmigung kann vor oder nach dem Wiedererlangen der Sache ſtattfinden. 
Im letzteren Falle befeitigt fie die Rückgabebefugnis des Satz 2 (vgl. dazu auch $ 1002 Satz 1). 
ö nehmigt der Eigentümer zugleich den für die Verwendungen vom Beſißer geforderten Betrag, 
0 iſt regelmäßig eine (nach allgemeinen Grundſätzen anfechtbare) Vereinbarung getroffen, die 
En über die Höhe des Erſatzanſpruchs entſcheidet. Der Eigentümer kann ſich aber auch darauf 

i e chränken, nur die Verwendungen als ſolche zu genehmigen, ſei es, daß er den geforderten Betrag 
ar eitet oder daß ein beſtimmter Betrag nicht gefordert wird. Alsdann find für die Höhe des 
d eabruchs die geſetzlichen Vorſchriften (58 994—996, 998) maßgebend. 5 1003 Abſ 1 Satz 1 („Angabe 
des als Erſatz verlangten Betrags“) ſteht dem nicht entgegen, weil dort die Feſtſtellung des Betrags 
Pd Bruce die Vorausſetzung der Befriedigung des Beſitzers bildet und deshalb not⸗ 
0 "big iſt. Ob das eine oder das andere gewollt ift, ift im einzelnen Falle durch Auslegung zu 
non n Wenn A den B beauftragt, Sachen des A bearbeiten zu laſſen, fo liegt in dieſem Auftrag 

nicht die „Genehmigung“ der auf Veranlaſſung des B von C auf die Sache gemachten Ver⸗ 
0 ungen; dazu genügt es auch nicht, wenn 4 die ihm von B eingereichten Rechnungen des 
an B bezahlt; denn damit gibt A keine Erklärung dem C gegenüber ab (RG SeuffA 88 Nr 60). 


23* 


356 Sachenrecht Eigentum 


4. Nötig zur Befreiung des Eigentümers iſt nur die Zurückgabe des Beſitzes, nicht die 
übertragung des Eigentums. Ein Rechtsverzicht des Eigentümers oder eine Preisgabe ſeiner 
Rechte wird nicht erfordert. Durch die Zurückgabe wird der frühere Zuſtand wiederhergeſtellt, 
fo daß der Beſitzer zurückhaltungsberechtigt iſt ($ 1000) und, um ſich aus der Sache zu befriedigen, 
nach $ 1003 vorgehen muß. Hat er gegen eine Forderung des Eigentümers mit ſeinem Erſatz⸗ 
anſpruch aufgerechnet, ſo wird die Aufrechnung hinfällig und die Forderung lebt wieder auf. 
Wenn der Eigentümer auf Erſatz verklagt wird und die Sache während des Rechtsſtreits zurückgibt, 
erledigt ſich die Klage. Es handelt ſich um eine ihm wahlweiſe zuſtehende Befugnis (Planck⸗ 
Brod mann $ 1001 A 2 Abſ 4 ſpricht hier von einem Reurecht), die mit dem Untergang der Sache 
erliſcht, aber durch deren Verſchlechterung nicht berührt wird. Der Eigentümer, der die Ver⸗ 
ſchlechterung nach Wiedererlangung der Sache verſchuldet hat, haftet dem Beſißer, abgeſehen 
von dem Fall der Argliſt, auch nicht auf Schadenserſatz. Er kann mit ſeiner Sache verfahren, 
wie er will (a. M. Prot 3, 366). Stehen dem Eigentümer mehrere Beſitzer gegenüber, ein 
mittelbarer und ein vermittelnder, die beide Erſatz für Verwendungen fordern, ſo muß er zur 
Herſtellung des früheren Zuſtandes und, um ſich von beiden zu befreien, die Sache dem Beſitz⸗ 
mittler herausgeben. Stakt der Rückgabe der Sache genügt es, wenn der Eigentümer den Beſitzer 
in Annahmeverzug verſetzt hat. 

5. Die Annahme der vom Beſitzer unter Vorbehalt des Anſpruchs angebotenen Sache ſteht 
der Genehmigung gleich. Darin liegt eine Annahme als ob“ kein auslegender oder ergänzender 
Rechtssatz; ein Widerſpruch nützt dem Eigentümer nichts (vgl. R Gruch 66, 485). Doch muß eine 
Ausnahme für die Fälle gemacht werden, in denen der Beſitzer zur Zurückbehaltung nicht be⸗ 
rechtigt iſt. Hat er die Sache durch eine vorſätzliche unerlaubte Handlung erlangt ($ 1000 Satz 2) 
oder iſt er ohne Rückſicht auf die Verwendung verurteilt worden, ſo kann der Eigentümer die ihm 
unter Vorbehalt angebotene Sache mit Verwahrung gegen den Erſatzanſpruch annehmen, ohne 
ſich dadurch der Annahme einer Genehmigung auszuſetzen. Widerſpricht er freilich dem Vorbehalt 
nicht, fo iſt es trotz $ 1000 Satz 2 und trotz des Urteils möglich, daß in der Annahme der Sache 
eine Genehmigung gefunden werden muß. Dies aber nur nach den Regeln der ſtillſchweigenden 
Willenserklärung; $ 1001 Satz 3 ift nicht anwendbar. Der Vorbehalt des Erſatzanſpruchs braucht 
nicht ausdrücklich zu fein; es genügt, wenn er ſich aus den Umſtänden zweifelsfrei ergibt (RG 
Gruch 66, 484). 

6. Beweispflichtig für die Genehmigung der Verwendungen ($ 1001 Satz 1) oder für einen 
Tatbeſtand, der ihr gleichſteht ($ 1001 Satz 3), iſt der Beſitzer, wenn er geltend macht, daß der 
fut babe das Recht, ſich durch Rückgabe der Sache von der Leiſtungspflicht zu befreien, ver⸗ 
loren habe. 


8 1002 


Gibt der Beſitzer die Sache dem Eigentümer?) heraus, fo erliſcht der Anſpruch 
auf den Erſatz der Verwendungen mit dem Ablauf eines Monats, bei einem 
Grundſtücke mit dem Ablaufe von ſechs Monaten nach der Herausgabe, wenn 
nicht vorher die gerichtliche Geltendmachung erfolgt oder der Eigentümer 
die Verwendungen genehmigt). 

Auf dieſe Friſten finden die für die Verjährung geltenden Vorſchriften 
der 88 203, 206, 207 entſprechende Anwendung). 

E 1 938 Abſſ 3 II 913 Abſ 2; M 3 417; P 3 359—364, 374; 4 591, 592; 6 389. 


1. Genehmigt der Eigentümer die Verwendungen oder erlangt er die Sache in anderer Weiſe 
als durch Herausgabe ſeitens des Beſitzers wieder, fo verjährt der Erſatzanſpruch wegen der Ver ⸗ 
wendungen in dreißig Jahren ($ 195). 91002 beſtimmt ſtatt deſſen eine kurze Ausſchlußfriſt 
für den Fall, daß der Beſitzer dem Eigentümer oder einem Beauftragten des 
Eigentümers (vgl. $ 1001 A2) die Sache herausgibt, und zwar ohne ſich dabei 
ſeinen Anſpruch vorzubehalten. Dieſe Einſchränkung, die aus den Anfangsworten 
des Abſ 1 nicht zu erſehen ift, ergibt ſich aus den Schlußworten verbunden mit § 1001 Satz 3, da 
die Annahme der unter Vorbehalt des Anſpruchs angebotenen Sache als Genehmigung giit 
(vgl. RG Gruch 66, 484). Die Friſt beträgt bei beweglichen Sachen einen Monat, bei Grund⸗ 
ſtücken 6 Monate von der Herausgabe an (wegen der Berechnung: $ 187 Abſ 1, $ 188 Abſ 2, 8). 
Sie wird gewahrt, wenn der Anſpruch gerichtlich geltend gemacht wird, alſo 
(vgl. 9 209 Abſ 1, Abſ 2 Nr 1—3) durch Leiſtungs⸗ oder Feſtſtellungsklage, Zuſtellung eines 
Zahlungsbefehls, Güteantrag, Anmeldung im Konkurs oder auch durch Aufrechnung, wenn 
nämlich der Eigentümer den Beſitzer aus irgendeinem Grunde auf Zahlung verklagt und 
die Klage ohne Rückſicht auf den Aufrechnungseinwand des Beſitzers abgewieſen wird. Mit der 
Zurückbehaltungseinrede des $ 1000 wird aber nicht der Anſpruch des § 1001 geltend gemacht 
(Re Gruch 66, 483); gibt der Beſitzer die Sache vorbehaltslos heraus, jo nützt es ihm nichts, daß 
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er in einem vorausgegangenen Rechtsſtreit über den Herausgabeanſpruch einredegemäß zur 
Herausgabe Zug um Zug gegen Verwendungserſatz verurteilt wurde. Die Wirkungen der Klag⸗ 
erhebung entfallen nach 8 212, wenn die Klage zurückgenommen oder ohne Sachentſcheidung 
abgewieſen wird. Auch dann läuft die Friſt nicht ab, wenn vor ihrem Ende der 
Eigentümer genehmigt. Obgleich fie keine Verjährungsfriſt ift, wird fie durch Abſ 2 
in einigen Beziehungen einer ſolchen gleichgeſtellt. Sie wird gehemmt durch Still- 
ſtand der Rechtspflege und ſonſtige höhere Gewalt ($ 203); ihre Vollendung wird durch Mangel 
der geſetzlichen Vertretung des Beſitzers hinausgeſchoben (8 206); eine Verlängerung findet auch 
1 wenn der Anſpruch zu einem Nachlaß gehört oder ſich gegen einen Nachlaß richtet 

2. Eigentümer ift auch im Sinne des $ 1002 nur der wirkliche Eigentümer (vgl. $ 1001 A1 
Ubi 1). Gegen den Nichteigentümer, den der Beſitzer für den Eigentümer gehalten und dem 
er die Sache herausgegeben hat, iſt der Anſpruch auf Erſatz der Bel wendungen nicht geltend 
zu machen; die Herausgabe an den Nichteigentümer kann auch die Friſten des $ 1002 nicht 
in Lauf ſetzen (RG 142, 420; SeuffA 88 Nr 60). 

3. Im Streitfall hat der Eigentümer zu beweiſen, daß er die Sache in anderer Weiſe als 
durch Herausgabe von ſeiten des Beſitzers wiedererlangt hat. Dem Beſitzer obliegt die Beweislaſt 
dafür, daß er vor Friſtablauf entweder den Erſatzanſpruch gerichtlich geltend gemacht oder der 
Eigentümer die Verwendungen genehmigt hat, ſei es durch Annahme der unter Vorbehalt des 
Erſatzanſpruchs angebotenen Sache ($ 1001 Satz 3), ſei es anderweit ($ 1001 Satz 1) vor oder 
nach der Herausgabe der Sache. 


8 1003 


) Her Beſitzer kann den Eigentümer unter Angabe des als Erſatz verlangten 
Betrags auffordern, ſich innerhalb einer von ihm beſtimmten angemeſſenen 
Friſt darüber zu erklären, ob er die Verwendungen genehmige. Nach dem 
Ablaufe der Friſt iſt der Beſitzer berechtigt, Befriedigung aus der Sache nach 
den Vorſchriften über den Pfandverkauf, bei einem Grundſtücke nach den Vor⸗ 
ſchriften über die Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche Vermögen zu 
ſuchen, wenn nicht die Genehmigung rechtzeitig erfolgt 2). 

Beſtreitet der Eigentümer den Anſpruch vor dem Ablaufe der Friſt, ſo kann 
ich der Beſitzer aus der Sache erſt dann befriedigen, wenn er nach rechtskräftiger 

Feſtſtellung des Betrags der Verwendungen den Eigentümer unter Beſtimmung 

einer angemeſſenen Friſt zur Erklärung aufgefordert hat und die Friſt ver- 

Deiten iſt; das Recht auf Befriedigung aus der Sache ift ausgeſchloſſen, wenn 
ie Genehmigung rechtzeitig erfolgt“) “). 

E II 914; P 3 364-367, 374; 4 592; 6 239, 240. 

1 1. Kämen allein die 88 1000 —1002 zur Anwendung, jo würde es vom Belieben des Eigen ⸗ 
Eralers abhängen, ob der Beſitzer für die Verwendungen Erſatz bekommt. Da das Geſetz dieſes 
anddbnis mißbilligt, gibt 8 1008 in einer Verbindung von Friſtſetzungen und Klagen die Mittel 
e Hand, um den Erſatz nach Möglichkeit auch wider den Willen des Eigentümers zu er: 
1 ingen. Zunächſt muß ihn der Beſitzer unter Angabe des verlangten Betrags auffordern, ſich 
Ger halb einer beſtimmten ange meſſenen Friſt zu erklären, ob er die Verwendung genehmige. 
Ano hmigt er, fo iſt die Angelegenheit erledigt; dem Beſitzer ſteht nach $ 1001 ein ſelbſtändiger 
Geſpruch zu, den er ausklagen und aus dem ganzen Vermögen des Eigentümers beitreiben kann. 
fi enehmigt er nicht, fo liegt die erſte Vorausſetzung für das Recht des Beſitzers vor, 
eden der Sache zu befriedigen. Es müſſen dann folgende zwei Fälle unterſchieden 
11 a) Der Eigentümer erklärt ſich überhaupt nicht oder beſtreitet doch den Erſatzanſpruch 
Weit (Fall des Abſ 1; vgl. A 2). Dann iſt das Recht des Beſitzers unentziehbar geworden; etwas 
None (Erwirkung eines Vollſtreckungstitels) ift nur da geboten, wo die Befriedigung durch 
bestritten olqtrectung durchgeſetzt werden muß. b) Der Eigentümer hat ſeine Erſatzpflicht rechtzeitig 
fern ten (Fall des Abſ 2; vgl. A 3). Dann muß der Anſpruch rechtskräftig feſtgeſtellt und 
Hitman eine neue angemeſſene Friſt zur Genehmigung geſetzt werden. Genehmigt der Eigen⸗ 
freie in der zweiten Friſt, jo hat der Beſitzer den klagbaren Anſpruch nach $ 1001, nicht das Be⸗ 
Zu 1 des $ 1003. Wird wiederum nicht genehmigt, fo gilt nunmehr das zu a Geſagte. — 
Ane nappe Bemeſſung der Friſten ſchadet nichts, falls der Beſitzer über das Ende hinaus 
die anlanügende Zeit abgewartet hat. Durch Beſtimmung der unangemeſſen kurzen Friſt wird 
Eigemeſſene Frist in Lauf geſetzt (Val Ach 56, 234; 62, 68: f 250 AP). 5 
er x Dingliches Recht iſt das Befriedigungsrecht des Beſitzers ſo wenig wie 
erwendungsanſpruch überhaupt (vgl. $ 999 A 2). Es handelt ſich nur um eine be- 
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ſondere Art der Durchführung der perſönlichen Forderung (Mot zum $ 41 KO a. F. bei Hahn 
Mat. 3. d. RJuſtizch IV, 204 ff.). Wird daher die Zwangsverſteigerung des Grundſtücks betrieben, 
fo erlangt der Beſitzer dadurch, daß er die Friſten des $ 1003 ſetzt, die dort erwähnte Feſtſtellung 
herbeiführt und feinen Anſpruch beim Vollſtreckungsgericht anmeldet, noch kein Recht auf Ber 
friedigung aus dem Erlös. Beteiligter im Sinne des § 9 Nr 2 ZUG wird er nur, wenn er auf 
Grund eines nach $ 1001 oder $ 1003 erwirkten vollſtreckbaren Titels das Verfahren betreibt. 
Alsdann erhält er Befriedigung in der fünften Rangklaſſe (ZUG 5 10 Nr 5). Anſprüche aus 
Rechten, die vor der zu ſeinen Gunſten bewirkten Beſchlagnahme im Grundbuch eingetragen 
wurden, gehen ihm vor, auch wenn fie erſt nach der Verwendung entſtanden find (RG 71, 428: 
SeuffA 68 Nr 224; ſ. auch $ 1000 A 2). — Überſteigt der Erlös der Sache den Erjah- 
anſpruch, fo fällt der Überſchuß kraft dinglichen Erſatzes dem Eigentümer zu. Reicht umgekehrt 
der Erlös zur Befriedigung des Beſitzer⸗ nicht hin, ſo hat dieſer auch dann keinen Anſpruch auf 
Nachzahlung, wenn der Eigentümer ſelber der Erſteher iſt. Ein Wiedererlangen im Sinne des 
$ 1001 liegt hierin nicht; der Eigentümer erlangt die Sache nicht in ſeiner Eigenſchaft als ſolcher. 


2. Mit dem Augenblick, in dem der Eigentümer die in Satz 1 erwähnte Friſt ohne Ge 
nehmigung, oder ohne den Erſatzanſpruch zu beſtreiten, verſtreichen läßt, gelangt das Ber 
friedigungsrecht des Beſitzers zur Entitehung. Die Befriedigung findet bei beweglichen 
Sachen nach den Vorſchriften über den Pfandverkauf ſtatt (vgl. SS 1234—124%. 
Wird die Rechtmäßigkeit des Verkaufs beſtritten, ſo muß der Beſitzer die Friſtſetzung und die 
Angemeſſenheit der Friſt beweiſen; dem Eigentümer obliegt es, darzutun, daß er innerhalb 
der Friſt die Verwendungen genehmigt oder den Erſatzanſpruch beſtritten hat. Iſt die 
bewegliche Sache dem Beſitzer abhanden gekommen, ſo kann er das Befriedigungsrecht nicht 
ausüben; herausgabepflichtig iſt ihm der Eigentümer nicht. Bei Grundftüden vollzieht 
ſich die Befriedigung im Wege der Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche 
Vermögen. Hierzu bedarf es, da die SS 172 ff. BVG keine Ausnahme von den allgemeinen 
Vorſchriften des Geſetzes vorſehen, eines vollſtreckbaren Titels. Der Beſitzer muß die Verurteilung 
des Eigentümers zur Leiſtung aus dem Grundſtück (Duldung der Zwangsvollſtreckung in das 
Grundſtück) erwirken. Der Streit dreht ſich dabei ausſchließlich darum, ob die Borausjehungen 
des $ 1003 Abj 1 gegeben find; den Anſpruch ſelbſt kann der Eigentumer nicht mehr beſtreiten. 
Sowohl Zwangsverſteigerung wie Zwangsverwaltung ſtehen dem Beſttzer zu Gebote, nicht aber, 
trotz PS $ 866, die Eintragung einer Sicherungshypothek. Eine ſolche Eintragung wäre keine 
„Befriedigung aus der Sache“ (Jonas-Pohle ZPO 16. Aufl. [1939] $ 866 A 1 1); auch würde 
dadurch eine Forderung ins Leben gerufen, die mit der auf die Sache beſchränkten Haftung 
des Eigentümers unvereinbar wäre (a. A. Staudinger⸗Kober $ 1003 A Laß). Ebenſo wie 
mit Grundſtücken verhält es ſich nach $ 1268 mit den im Schiffsregiſter eingetragenen Schiffen 
(vgl. ZPO 5 870 Ab 2; VG 88 162ff.). 

Daß er friſtgemäß die Genehmigung erklärt oder den Erſatzanſpruch beſtritten habe, hat im 
Streitfalle der Eigentümer zu beweiſen. Im übrigen iſt für das Vorliegen der Vorausſetzungen 
des Befriedigungsrechts ($ 1003 Abſ 1) der Beſitzer beweispflichtig. 


3. Beſtreitet der Eigentümer den Erſatzanſpruch nach Grund oder Höhe, ſo muß 
der Beſitzer zunächſt eine rechtskräftige Feſtſtellung erwirken. Das geſchieht durch Feſt⸗ 
ſtellungsklage; für eine Leiſtungsklage iſt mangels der Vorausſetzungen des $ 1001 kein Raum. 
Feſtzuſtellen iſt der „Betrag der Verwendungen“, d. h. der Anſpruch auf Erfah des verlangten 
Betrags. Zu dem rechtskräftigen Feſtſtellungsurteil muß hinzukommen, daß dem Eigentümer 
nochmals eine angemeſſene Friſt zur Erklärung über die Genehmigung beſtimmt worden iſt 
und daß eine rechtzeitige Genehmigung nicht ſtattgefunden hat. Nach der Ausdrucksweiſe des 
Geſetzes müßten dieſe drei Erforderniſſe — erſte Friſt, Feſtſtellungsurteil, zweite Friſt — ſowie, 
wenn es ſich um Zwangsvollſtreckung in unbewegliches Vermögen handelt, die Erwirkung des 
vollſtreckbaren Titels (vgl. A 2) in zeitlicher Reihenfolge hintereinander eingehalten werden. Nach 
den 88 255, 259 ABO iſt aber eine Verbindung in der Art möglich, daß klagend beantragt wird: a) 
feſtzuſtellen, daß dem Kläger gegen den Beklagten ein Erſatzanſpruch wegen der Verwendungen 
in Höhe von x Mark zuſteht; b) im Urteil eine Friſt zu beſtimmen, binnen deren ſich der Der 
klagte über die Genehmigung der Verwendungen zu erklaren hat; o) für den Fall fruchtloſen 
Ablaufs der Friſt den Beklagten zur Zahlung der x Mark aus dem Grundſtück zu verurteilen. 
Dafür hat ſich jetzt auch RG 137, 101 ausgesprochen, die nicht ganz durchſichtigen Ausführungen 
R 71, 429 ſollen nicht entgegenſtehen. Eine weitere Vereinfachung des an ſich langwierigen 
Verfahrens ergibt ſich aus RG 137, 100 f. auch inſofern, als die Feſtſtellungsklage nach $ 1003 
Abſ 2 zugelaſſen wird, auch wenn eine Feſtſetzung nach $ 1003 Abs! nicht vorangegangen if. 
Im Anſchluß an die zu $ 326 und ähnliche Vorſchriften entwickelte Rechtſprechung wird es mit 
Recht als genügend angeſehen, wenn der Eigentümer dem — ohne Friſtſetzung — erhobenen 
Anſpruch gegenüber ernſtlich bestreitet, daß erſatzpflichtige Verwendungen überhaupt oder in der 
angegebenen Höhe gemacht wären; die Friſtſetzung ſei dann zwecklos (ebenso Jonas-Pohle 
3880 16. Aufl. [1938] 8 255 A II 4 und jetzt auch Staudinger-Kober $ 1003 A 200. 
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4. Der Beſitzer, der Erſatz für feine Verwendungen verlangt, kann nach SS 294, 295 einen 
nnahmeverzug des Eigentümers herbeiführen. Da dieſer verpflichtet it, Zug um Zug zu leiſten 
(ogl. $ 1000 A 1), gerät er in Verzug, wenn er zwar die ihm angebotene Sache anzunehmen bereit 
iſt, den verlangten Erſatz aber nicht anbietet (5 298). Die hierüber in Prot 3, 370 geäußerten Zwei⸗ 
fel find unbegründet. Der Annahmeverzug hat auch neben dem Befriedigungsrecht des § 1003 
ſelbſtändige Bedeutung, inſofern die Haftung des Beſitzers für Schäden und Nutzungen abge- 
ſchwächt wird (8300 Abſ 1, § 302) und ihm Mehraufwendungen im Sinne des $ 304 erſtattet 
werden müſſen. 


8 1004 


Wird das Eigentum in anderer Weiſe als durch Entziehung oder VBorent- 
haltung des Beſitzes beeinträchtigt !), fo kann der Eigentümer?) von dem 
Störer 3) die Beſeitigung der Beeinträchtigung verlangen ). Sind weitere 
Aaeimteachtigungen zu beſorgen, fo kann der Eigentümer auf Unterlaſſung 

agen 5), 

Der Anſpruch iſt ausgeſchloſſen, wenn der Eigentümer zur Duldung ver- 
pflichtet iſt ©) 7), 

E 1 943, 944 II 916; M 3 422429; P 3 377879. 

1. Die hier geregelte Eigentums freiheits(Eigentumsſtörungs) klage (actio negatoria; Vorbem 
vor 9985) richtet ſichgegen jede Beeinträchtigung des Eigentums, die in anderer Weiſe 
als durch Entziehen oder Vorenthalten des Beſitzes eintritt (hierüber eingehend Off⸗ 
ter matt, Dinglicher Beſeitigungsanſpruch und Duldungsanſpruch, 1937). In aller Regel wird es 
ſich hier um Beeinträchtigungen handeln, welche die im Eigentum ſtehende Sache ſelbſt antaſten 
und in Handlungen oder Vorkehrungen beſtehen, die nicht nur gegen das Eigentumsrecht an der 

ache, ſondern unmittelbar gegen dieſe ſelbſt gerichtet find (NG HRR 1934 Nr 803; alſo z. B. 
keine Klage des Eigentümers eines Kraftwagens auf Herausgabe des Kraftfahrzeugbriefs 
auf Grund des $ 1004; hier hilft $ 952 [Booß VAc 1938, 132]; vgl. aber A1 Abſ 3, A 7). Die 
wage bezweckt nicht allein die Abwehr angeblicher dinglicher Belaſtungen. Ein Recht braucht ſich 
10 Beklagte überhaupt nicht anzumaßen (vgl. RG Gruch 44, 1095, OLG 4, 313). Andererſeits 

ann Rechtsberühmung unter Umſtänden die Störungsklage rechtfertigen (vgl. A 7a). Die Klage 
erfordert auch weder ein Verſchulden des Beklagten (RG 51, 411; 105, 215; 128, 297; 149, 212; 
187, 281; JW 02 Beil 187; Warn 1916 Nr 51; 1917 Nr 245; HRR 1938 Nr 147) noch einen Ver⸗ 
mögensſchaden des Klägers (NG JW 1911, 58735); auch die Abwehr unſchädlicher Störungen 
5 ſich nicht ohne weiteres als unzuläſſige Rechtsausübung im Sinne des $ 226 dar (vgl. MG 54, 
464, OU 26, 72; JW 1936, 67339; dit 1938, 12063). Eine einmalige Sachbeſchädigung 
cafullt den Tatbeſtand des $ 1004 nicht; Wiederholungen müßten zu beſorgen ſein, um einen das 
Eigentum beſchränkenden Zuſtand annehmen zu können. Ganz überwiegend dreht es ſich dabei 
G7 den Schutz von Grundſtücken und um Beeinträchtigungen, die darin beſtehen, daß auf das 
5 rundſtück eingewirkt oder daß der Eigentümer an der Ausübung des Eigen- 
Nun gehindert wird, z. B. durch Errichten eines Uberbaus (RG 160, 172) oder eines für den 
buchbar hinderlichen Zaunes auf freier Feldmark (RdRN 1938, 854768). Als Einwirkungen 
u vor allem die unzuläſſige Zuführung von feſten Körpern (Tauben, Ratten, Steinen aus 
ober ubrüchen, Kugeln), die ſchlechthin unſtatthaft iſt (NG Warn 1911 Nr 330; 1918 Nr 56), 
3 3 die gemäß Art 65 Ech nach den Landeswaſſergeſetzen zu beurteilende Zuführung von Waſſer, 
da rb von eindringendem Sickerwaſſer (NG Warn 1913 Nr 15; SeuffA 76 Nr 90) in Betracht (vgl. 
ſtört er 5 906 A 5). Das Eindringen von Waſſer, das ſich von Natur unter dem Haufe des Ge⸗ 
besen befindet, kann genügen, wenn es darauf beruht, daß der Waſſerabfluß durch eine Boden⸗ 
598 ung auf dem Grundstück des Störers gehemmt wird (RG 155, 157; dazu Henke ZAkdR 1937, 
auf Gauptfal iſt das Zuführen von Gaſen, Dämpfen, Gerüchen, Rauch (z. B. Raucheinwirkung 
an 5 jenen, ch 159, 68), Ruß, Wärme, Geräuſchen, Erſchütterungen und ähnlichen von einem 
techn, + Grundſtück ausgehenden Einwirkungen, ſoweit es nach $ 906 verboten werden kann. Dazu 
12 174 MG 141, 308, R JW 1939, 41420 auch die Bienen. So ſchon für das gemeine Recht RG 
werde „d. M. aber RG 76, 132, wo — beiläufig — die Bienen zu den feſten Körpern gezählt 
Nr 44 (Schüßler, Deutſches Bienenrecht, 1934, 52ff, 10 ff., 183ff., vgl. auch HRR 1932 
750 Ber. Durch ärgerniserregende Vorgänge in der Nachbarſchaft, die das ſeeliſche Empfinden 
RE 50 dohner des Grundſtücks kränken (Bordellbetrieb, Rr 57,239; Freibad, R 76, 130; vgl. auch 
In ahn wird nicht auf das Grundſtück ſelbſt eingewirkt, daher nicht das Eigentum beeinträchtigt. 
din uke n Fällen kann eine Unterlaſſungsklage nicht aus $ 1004 unmittelbar, ſondern nur beim 
nn Einen beſonderer Umſtände aus einer entſprechenden Anwendung dieſer Vorſchrift (ſ. unten 
die ge geleitet werden. NG 57, 242 verlangt dafür den vollen Tatbeſtand des $ 826; doch werden 
(dgl. 6 enſtändlichen Vorausſetzungen (Vermögensbeſchädigung durch Sittenverſtoß) hinreichen 
unter p). Der Begriff der Einwirkung auf die Sache darf nicht übermäßig, z. B. auf 
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die Aufnahme von Lichtbildern (OLG 20, 402), ausgedehnt werden. So genügt es nicht, daß 
durch einen Neubau einem auf dem Nachbargrundſtück ſtehenden Schornſtein die Zugluft wegge⸗ 
nommen wird. Andererſeits braucht ſich der Grundbeſitzer das Weidenlaſſen von Schafen auf 
feinen (ſelbſt verpachteten) Wieſen nicht gefallen zu laſſen (RdRN 1938, 12065). Grundſätzlich 
nimmt weder ein früheres Beſtehen eines ſchädigenden Betriebs einem Nachbarn für ein erſt 
ſpäter erbautes Haus den Schutz der $$ 1004, 906 (keine „Prävention“! R 70, 152), noch 
ſteht jahrelanges unbeanſtandetes Nebeneinanderbeſtehen des ſchädigenden Betriebs und des be⸗ 
einträchtigten Grundſtücks in feiner jetzigen Beſchaffenheit einem an ſich nach $ 1004 begründeten 
Anſpruch entgegen (kein „Verſchweigen“! RG ZW 1935, 17755). 

Erforderlich iſt, daß eine Beeinträchtigung ſchon ſtattgefunden hat, nicht nur 
die Gefahr künftiger Beeinträchtigung beſteht. Durch Verbote oder Drohungen, die die Perſon 
des Beſitzers ſeeliſch zu beeinfluſſen geeignet find und deshalb nach $ 862 einen Beſitzſtörungs⸗ 
anſpruch hervorrufen können (vgl. $ 858 A 5), wird das Eigentum noch nicht angetaſtet. Indeſſen 
darf nicht gefordert werden, daß der Eigentümer bereits in ſeinem Rechte verletzt iſt; vielmehr ge⸗ 
nügen auch Vorbereitungshandlungen. Anlagen, die bei ordnungsmäßigem Gebrauch not⸗ 
wendig töten müſſen (z. B. eine Kegelbahn dicht an der Trennungsmauer; Schießſtände unmittelbar 
neben dem in der Fluglinie der Geſchoſſe liegenden Grundſtück, vgl. dazu R Warn 1911 Nr 330), 
ſind ſchon vor Beginn der Benutzung als ſtörend anzuſehen. Im einzelnen iſt die Grenze flüſſig. 
Nach RG 6. 10. 17 V 160/17 enthält es keine gegenwärtige Beeinträchtigung des Eigentums 
des Klägers, wenn der Nachbar einen dieſem Eigentum widerſprechenden Bauplan zur behörd⸗ 
lichen Genehmigung einreicht; nur zu einer Feſtſtellungsklage ſoll er Anlaß geben. Dagegen 
gewährt RG Recht 1918 Nr 714 die Störungsklage gegen Sprengungen in einem benachbarten 
Steinbruch ſchon dann, wenn die Verwaltungsbehörde an den Eigentümer ein Betretungsverbot 
für die Sprengzeiten erlaſſen hat. In zeitlicher Hinſicht wird nach der neueren, von dem 
Beſchluß der Vereinigten Zivilſenate in RG 41, 88 abweichenden Rechtſprechung nicht mehr 
unterſchieden, ob die klagbegründenden Tatſachen vor oder nach der Klagerhebung eingetreten 
ſind (vgl. RG 99, 172). Notwendig iſt anderſeits die Fortdauer der Beeinträchtigung. 
Dieſe ſelbſt muß fortdauern; es genügt nicht, wenn die Beeinträchtigungshandlung (die Störung) 
vorübergegangen iſt und nur ihre Wirkungen fortbeſtehen. Die Störung muß entweder körperlich 
in die Gegenwart hineinragen, oder weitere Störungen müſſen zu beſorgen ſein. Eine beſondere 
Häufigkeit oder Dauer der Störungen wird nicht verlangt (RGS 57, 227; JW 1911, 58758, z. B. 
Warn 1912 Nr 342, RG 25. 6. 10 V 506/09: Geräuſch während des Baues eines Kanals oder 
einer Eiſenbahn). Eigenartig lag der Fall, welcher zweimal das RG (127, 29 ff.; 138, 327ff.) 
beſchäftigt hat: brennende Halden hatten das Feuer auf die aus Haldenſtoff beſtehenden Bahn⸗ 
dämme übertragen und auch dort wütete das Feuer weiter. Hierin lag unzweifelhaft eine fort⸗ 
dauernde Beeinträchtigung des Bahneigentums, dieſe war aber von den durch den Brand be- 
wirkten Veränderungen im Bahneigentum nicht zu trennen, und auch dieſe Veränderungen 
mußten demnach als Beeinträchtigung gelten. 

Von anderer Art, aber begrifflich gleichfalls hierhergehörig, iſt die Beeinträchtigung des 
Eigentums durch Mißbrauch des Eintragungsweſens. In einem Fall, wo es ſich 
um Berichtigung einer Kataſterkarte handelte, hat OLG 26, 22 zutreffend den $ 1004 angewendet. 
Von Bedeutung wird dieſe Vorſchrift ferner für die Fälle der Vormerkung. Fehlt es dieſer an 
der geſetzlichen Vorausſetzung (z. B. weil die einſtweilige Verfügung, auf der ſie beruht, nicht recht⸗ 
zeitig vollzogen worden iſt) oder iſt der zu ſichernde Anſpruch nicht entſtanden oder hinterher weg⸗ 
gefallen, z. B. durch Verzicht des Berechtigten, oder iſt das Nichtbeſtehen des geſicherten Anſpruchs, 
wenn auch bei tatſächlichem Fortbeſtehen der einſtweiligen Verfügung feſtgeſtellt, fo bietet $ 1004 
die Handhabe, die Eintragung zu beſeitigen (ogl. 8 886 A 2; RG JW 1933, 18222; vgl. auch dal. 
1934, 1542; 1935, 102; R SeuffA 89 Nr 26; DNOLW 1932, 4065; SeuffA 77 Nr 188; Planck⸗ 
Brodmann $ 1004 A 1b Abſ2 will hier $ 894 anwenden oder den Eigentümer auf die Feſt⸗ 
ſtellungsklage verweilen). Im Gegenſatz dazu will NG HRR 1934 Nr 803 den § 1004 nur an⸗ 
wenden bei ſolchen Beeinträchtigungen des Eigentums, welche nicht nur gegen das Eigentums! 
recht an der Sache, ſondern unmittelbar gegen die Sache ſelbſt gerichtet find (oben A 1 Abſ J). 
Indeſſen hat auch der Anſpruch auf Berichtigung ſonſtiger Grundbucheintragungen die Weſens⸗ 
art der Eigentumsſtörungsklage (vgl, Mot 3, 424; NG 57, 322; ZW 1931, 6511) und wird in 
$$ 89a ff. nur einer Sonderregelung unterworfen. Damit fteht nicht in Widerſpruch, daß das 
Eintragenlaſſen einer Hypothek durch den Beſitzer oder den Bucheigentümer im Verhältnis zun 
Eigentümer als Verſchlechterung des Grundſtücks gilt und deshalb inſoweit die 95 989ff. an“ 
wendbar find (RG 121, 335; 133, 286; 158, 45, 47; vgl. A 2 zu $ 989). Hierbei handelt es ſich nicht 
um eine Grundbuchberichtigung, wie z. B. in den folgenden Fällen: Ein Bucheigentümer, 
der im Rechtsſtreit auch nur hilfsweiſe das Eigentum des Grundſtücks in Anſpruch genommen hat, 
ſetzte ſich einer Klage aus $ 1004 aus (RG JW 1931, 651%); ebenfo ein früherer Hypothekengläubiger, 
der die Zuſtimmung zur Löſchung der Hypothek verweigerte, obwohl das Grundbuchamt, . 
ſein Verhalten veranlaßt, die Beſchaffung feiner Zuſtimmung verlangt hatte (NG HAN 192 
Nr 1298). Wegen der Löſchung eines eingetragenen Mietrechts: RG ZW 1923, 750 (unhaltbar 
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freilich Seuffa 61 Nr: Löſchungsklage des Eigentümers gegen den perſönlichen Schuldner 
einer auf dem Grundſtück ruhenden Hypothek, darauf geſtützt, daß die Hypothek durch einen ein⸗ 
getragen geweſenen Nichteigentümer beſtellt war). $ 1004 verſagt auch, wenn jemand ſein Grund⸗ 
ſtück auf Grund eines nichtigen Kaufvertrags aufgelaſſen hat und der Käufer nunmehr befugt ift, 
ſich als Eigentümer eintragen zu laſſen und ſo das Eigentum des Verkäufers zu vernichten; der 
Verkäufer iſt nach $ 873 Abſ 2 an feine Erklärung gebunden, der etwaige Eintragungsantrag des 
Käufers iſt alſo nicht rechtswidrig. In ſolchem Falle iſt es nötig, aber auch möglich, die Auflaſſungs⸗ 
erklärung zurückzufordern (RG 108, 331). 

Eine Verpflichtung des Störers zur Auskunftserteilung erkennt RH 158, 377 ſchon dann an, 
wenn durch die Auskunft die Verwirklichung eines Anſpruchs auf Beſeitigung einer nur ſachlich 
widerrechtlichen Beeinträchtigung vorbereitet werden ſoll (vgl. unten A 7 p). 

2. Anſpruchsberechtigt iſt der Eigentümer, ſowohl der Alfein- wie der Miteigentümer ($ 1011), 
der beſitzende wie der nichtbeſitzende Eigentümer, auch wenn er nur mittelbar beſitzt RdRN 1988, 
12002). Der Beweis des Eigentums wird durch die Vermutungen des $ 891 (Grundbucheintrag) 
und des $ 1006 (Beſitz der beweglichen Sache) erleichtert. Da nur der Eigentümer den Anſpruch 
auf Beſeitigung der Störung hat, ſo ſtehen einem Dritten, der ſie beſeitigt hat, gegen den Störer 
Anſprüche aus auftragloſer Geſchäftsführung oder Bereicherung nur zu, wenn der Eigentümer 
die Beſeitigung verlangt hatte (NG LZ 1924, 296). Gegen eine Beeinträchtigung feines Eigen⸗ 
tums, z. B. durch Betreiben einer Gaſtwirtſchaft in einer Villa, kann der Eigentümer nach $ 1004 
auch dann vorgehen, wenn der Kaufer die Villa zwar auf Grund nichtigen Kaufvertrags in Beſitz 
hat, fie aber kraft eines Zurückbehaltungsrechts noch weiter beſitzen darf (R 10. 1. 25 V 831/23). 
Wird das Grundſtück des Klägers während des Rechtsſtreits veräußert, wohin auch der Fall des 
Zuſchlags in der Zwangsverſteigerung zu rechnen iſt, ſo hat der Nachfolger nach Maßgabe des 
3 266 BRD in den Prozeß einzutreten, ohne Unterſchied, ob der Beklagte ein dingliches Recht 
an dem Grundſtück in Anſpruch nimmt oder ob ſich der Streit nur um die Befugnis zur Zuführung 
unwägbarer Stoffe oder Einwirkungen im Sinne von $ 906 dreht (vgl. R& 40, 333). Auch Erb⸗ 
bauberechtigte (8 1017 Abſ 2 und $ 11 Abſ 1 Satz 1 der VO v. 15. 1. 19, RGBl 72), Dienſtbarkeits⸗ 
berechtigte (s$ 1027, 1090 Abſ 2), Nießbraucher ($ 1065) und Pfandgläubiger (F 1227) konnen 
ich der Abwehrklage ($ 1004) bedienen; ebenſo der Bergwerkseigentümer (5 50 pra BG; RG 
145, 360). Doch handelt es ſich dabei nur um entſprechende Anwendung des $ 1004. Vorausgeſetzt 
wird, was nicht notwendig bei Beeinträchtigung des Eigentums der Fall zu ſein braucht, daß 
das betreffende dingliche Recht beeinträchtigt iſt; nur auf dieſe Beeinträchtigung zielt der 
Beſeitigungsanſpruch ab; das Urteil wirkt weder für noch gegen den Eigentümer. Dagegen iſt 
der Mieter nach 5 1004 nicht klagbefugt; er muß beſitzen, um den Beſitzſtörungsanſpruch des $ 862 
erheben zu können (vgl. RG 59, 327; Warn 1918 Nr 55). Dagegen kann der Pächter einer 
Handelsgärtnerei wegen der ihm eigentümlich gehörigen Pflanzen die Abwehrklage nach § 1004 
erheben (RG 105, 215; 154, 162). Die in 5 904 zugunſten einer durch Notſtand gebotenen Hand⸗ 
hung verfügte Eigentumsbeſchränkung ergreift die Sache ſelbſt und wirkt daher auch gegen den 
Beſitzer (Prot 6, 216); dem Pächter fteht dann als Ausgleich für die geſetzliche Duldungspflicht 
155 Anſpruch auf Erfah des ihm durch die erlaubte Einwirkung zugefügten Schadens zu (RG 
2 190; vgl. auch A 6a a. E.). Dagegen hat der Imker, der mit ſeinen Bienenvölkern fremde 
„Tundftüde flüchtig und vorübergehend benutzt, keine Sachberechtigung aus eigenem Recht zur 
Verteidigung aller dieſer Grundſtücke gegen fremde Eingriffe, z. B. gegen die Zuführung von 
Rauch und Gaſen (NG 159, 68 [73]. 

91 Bei Rundfunkſtörungen gibt $ 1004 nur dem Eigentümer des geſtörten Grundſtücks ein 
Ri: agerecht; der Mieter wird ſich auf die $$ 862, 865 berufen können (RG 59, 328; 105, 215). Über 
bie Rechtswidrigkeit der Einwirkung entſcheidet auch hier $ 906 (JW 1937, 211615). 
Nur dem beſitzenden Eigentümer fteht die Klage aus $ 1004 zu. Die Klage aus 9 985 und aus 
re können nicht wohl zuſammentreffen, wenn Beſitzentziehung (Vorenthaltung des Beſitzes) 
8 ſonſtige Störung von verſchiedenen Perſonen ausgehen. Den Gegenſatz zwichen Entziehung 
wie enthaltung) des Beſitzes und Eigentumsbeſchränkung in anderer Weife ($ 1004) iſt derſelbe 
. in $$ 861, 862 behandelte Gegenſat zwiſchen Beſitzentziehung und Beſitzſtörung. 
2 Gleich dem Beſitzſtörungsanſpruch richtet ſich auch die Eigentumsabwehrklage des § 1004 
3 den Störer. Darunter iſt gemäß der dinglichen Natur des Anſpruchs der zu verſtehen, 
05 deſſen Willen der dem Eigentum widerſprechende Zuſtand aufrechterhalten wird (Mot 3, 424; 
N 92, 24; 103, 174; 108, 331; 134, 234; 155, 319; JW 1929, 74416). Demnach muß, wie ſich 
Bo aus dem Inhalt des Anſpruchs ergibt, zu dem allgemeinen Begriff der Störung eine weitere 
beſeitialezung hinzutreten: der Störer muß entweder in der Lage ſein, die Beeinträchtigung zu 
wir igen, oder ſein Verhalten muß weitere Beeinträchtigungen befürchten laſſen. Die Ein⸗ 
in 1 im Sinne des $ 1004 muß mit dem Willen des Störers, mit ſeiner Willensbetätigung, 
Bei rſachlichem Zuſammenhang ſtehen (Rc 127, 34; 134, 234; 135, 312; 149, 210; 155, 157). 
14 ‚ner ſtörenden Anlage ift nicht Störer, wer fie errichtet hat, ſondern wer fie hält (vgl. Rch 60, 
Pan JW 02 Beil 187; 1910, 65412). Wer auf feinem Grundſtück eine Anlage hergeſtellt hat und 
n das Grundſtück veräußert, ſcheidet als Störer aus; eine Beſeitigungspflicht kann ihm nur 
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nach 88 823, 249 obliegen, ſofern ihn bei der Herſtellung ein Verſchulden traf (vgl. R& 103, 174; 
OLG 4, 65; 18, 129). Die Beſeitigungspflicht des Grundſtückerwerbers beſtimmt ſich danach, ob 
er die Anlage „hält“, d. h. aufrechterhält. Durch die Erklärung, er ſei mit der Beſeitigung ein⸗ 
verſtanden, hört er regelmäßig nicht auf, die Anlage zu halten (R 103, 177; JW 1928, 50285); 
anders nur, wenn ſich die ſtörende Anlage nicht in ſeinem Beſitz befindet. 

Störer iſt insbeſondere, wer auf die Sache einwirkt oder den Eigentümer an 
der Ausübung des Eigentums hindert (vgl. A 1). Der Störende braucht nicht Eigen⸗ 
tümer zu ſein (NG JW 1936, 3454“); er kann Mieter oder Pächter (NG ZW 1927, 459), möglicher- 
weiſe auch überhaupt nicht berechtigt ſein. Stören mehrere, ſo kann jeder einzelne verklagt 
werden, ohne daß ihm aus dem Vorhandenſein anderer Störer ein Einwand erwüchſe (RG 
23 1918, 212). Die Störung kann auch mittelbar geſchehen, insbeſondere ſo, daß jemand 
durch ſeine Tätigkeit ein ſchädliches Eingreifen bon Naturkräften der lebendigen 
oder toten Umwelt ermöglicht (Ach 51, 408; 134, 234; 149, 210f.; ferner vgl. NRG Seuff A 60 
Nr 55: Aufſchütten von Sandmaſſen, die auf das Nachbargrundſtück abgeſpült werden; Gruch 54, 
158: Schutthalden; Warn 1917 Nr 244: Gänſegeſchnatter; JW 1910, 65418: Froſchquaken in einem 
künſtlich angelegten Teich; Spatzenlärm Grunde 1939, 475). Die Vorbedingungen für dieſe Wir⸗ 
kung der Naturkräfte müſſen durch den Grundſtückseigentümer oder auch durch einen früheren Eigen 
tümer geſchaffen oder auch nur mitgeſchaffen ſein, z. B. daß Anlagen errichtet werden, von denen 
unter dem Einfluß von Naturkräften Störungen fremden Eigentums (z. B. Abbröckeln verwitternden 
Geſteins von einem Felſenhang unter der Wirkung der Errichtung eines Bauwerks auf dem Felſen 
und der mangelhaften Pflege der Grundmauern) ausgehen (RG 149, 211). Nicht minder bedeut⸗ 
ſam iſt die durch Menſchen vermittelte Ein wirkung. Daß juriſtiſche Perſonen für Stö⸗ 
rungshandlungen ihrer Vertreter haften, folgt ſchon aus 58 31, 89 (vgl. 3. B. RG IWOL, 52; Gruch 57, 
1003). Die Veräußerung eines Grundſtücks mit dem Bewußtſein, der Erwerber werde darauf Stö⸗ 
rungen verurſachen, iſt zwar noch keine eigene Einwirkung auf das Nachbargrundſtück (NG Warn 
1911 Nr 331). Wohl aber genügt es, wenn ein Unternehmer Auftrag zu den Einwirkungen erteilt 
oder wenn er auch nur Arbeiten vornehmen läßt, welche die Einwirkung zur Folge haben müſſen 
(vgl. RG 97, 26; SeuffA 60 Nr 10; Warn 09 Nr 143). Neben der juriſtiſchen Perſon haftet der 
geſetzliche Vertreter ſelbſt. Der Beauftragte haftet neben dem Auftraggeber dann, wenn 
auch er zur Beſeitigung der Beeinträchtigung fähig ift oder gerade auch von ihm noch weitere 
Beeinträchtigungen drohen (vgl. RGS 20. 1. 23 V 193/22). Behauptet er, die Störung in Ausübung 
eines Rechtes des Auftraggebers vorgenommen zu haben, fo ſteht ihm nach BRD $ 77 die Benen⸗ 
nung des Urhebers zu (vgl. SeuffX 56 Nr 88; vgl. auch A 6 d). Als mittelbarer Störer hat endlich 
auch zu gelten, wer die Einwirkungen Dritker duldet, obgleich er ſie hindern könnte 
und zu hindern verpflichtet iſt (MG 134, 234; vgl. auch RG 92, 22: ein einzelner Genoſſe 
einer Waſſergenoſſenſchaft; JW 1935, 364420, ein Verleger, wenn er nichts tut, um weitere 
Angriffe in den in ſeinem Verlag erſcheinenden Schriften zu verhindern). Geht die Einwirkung 
von einem Grundſtück aus (vgl. dieſe Worte in $ 906), und zwar von einem Nutzungsberechtigten 
des Grundſtücks (Nießbraucher, Mieter, Pächter), fo kommt neben dem Täter auch der Eigen⸗ 
tümer als Anſpruchsgegner in Betracht. Er haftet dann nicht nur in Fällen, wo eine mit dem 
Grundſtück verbundene Anlage der Grund der Störung iſt oder wo er die Störung ſonſtwie veran⸗ 
laßt hat (vgl. z. B. Rh JW 61, 52 — Gruch 45, 1008: die Stadt hatte eine Sielanlage geſchaffen 
und den Bürgern zur Ableitung ihrer Hausabwäſſer zur Verfügung geſtellt), ſondern auch ſchon, 
wenn er die Störung in ungehöriger Weiſe duldet (NG 45, 298; 92, 363; 97, 26). Schreitet 
er, wenn er Vermieter iſt, gegen einen ihm bekannten Mißbrauch des Grundſtücks durch den 
Mieter trotz $ 550 nicht ein, jo iſt das ebenſo ungehörig, wie wenn er das Grundſtück geradezu 
zu einem Gebrauch vermietet, der die Störung mit ſich bringt. In beiden Fällen muß er als 
Störer behandelt werden; durch die Vermietung wird er von den aus $$ 903, 906 erſichtlichen 
Pflichten nicht befreit (RG 47, 164; 134, 234; JW 00, 8406; 02 Beil 187; 04, 14211; Warn 
08 Nr 380; 1917 Nr 245; 1918 Nr 116; Gruch 57, 1003; RG 23 1916, 817; 1919, 322; DR ZR 
1931 Nr 485). Anders liegt es, wenn der Mieter das Grundſtück ohne Vorwiſſen des Vermieter ⸗ 
eigentümers mißbraucht. Da dieſer Fall nicht zu vermuten ift, vielmehr vom Eigentümer be⸗ 
wieſen werden müßte, heißt es in RG 47, 164, der letztere ſei „prima facie” (d. h. mangels Ent⸗ 
laſtungsbeweiſes) neben dem Mieter haftbar. Die Auffaſſung, daß der Eigentümer bereits aus 
dem Geſichtspunkt verkehrsüblicher nachbarlicher Rückſichtnahme kraft ſeines bloßen Eigen⸗ 
tums aus $ 1004 haftet, wenn er es bei einem von Natur gegebenen oder doch ohne ſeinen Willen 
hergeſtellten Zuſtand ſeines Grundſtücks unterläßt, die Einwirkung von Naturkräften auf das 
Nachbargrundſtück zu verhindern, ſcheint ſich aus R& 52, 373 zu ergeben; fie wird aber in RG 134, 
236 mit Recht in Zweifel gezogen (R 149, 212). 

4. Grundſätzlich kann die Beſeitigung der Störung verlangt werden. Die Koſten der Be- 
ſeitigung hat ſtets der Störer zu tragen. Er wird nicht mit der Verteidigung gehört, die Beſei⸗ 
tigung ſei derart erſchwert, daß ſie für unmöglich gelten müſſe; gegenüber dem dinglichen An⸗ 
ſpruch iſt für einen Einwand der Unmöglichkeit der Leiſtung kein Raum (RG JW 1910, 754°). 
Hat der Kläger ſelbſt ſchon die Störung befeitigt, jo haftet ihm der Störer auf Erſtattung der Koſten 
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nach Bereicherungsgrundſätzen. Dabei iſt $ 254 entſprechend anwendbar, wenn der Kläger 
mit feinem Eigentum in einer Weiſe verfahren ift, die für einen andern die Klage aus $ 1004 be- 
gründen würde, falls die vom Kläger ergriffene Maßnahme einen Eingriff in fremdes Eigentum zur 
Folge gehabt hätte (R 138, 329). Der Sachverhalt war hier der, daß die Halde einer Fabrik ſich 
ſelbſt entzündet und das Feuer auf die aus Haldenſtoff hergeſtellten Bahndämme der Klägerin über⸗ 
gegriffen hatte; wäre erſt der Damm in Brand geraten und hätte das Feuer von hier aus auf die 
Halde übergegriffen, jo hätte 8 1004 der Fabrik einen Anſpruch gegen die klagende Bahn verliehen. 
Beſeitigung bedeutet nicht notwendig Wiederherſtellung des früheren Zuſtandes im ſtrengſten 
Sinn; fie kann auch in der Herſtellung eines ähnlichen Zustandes beſtehen (Recht 1919 Nr 428). 
Wie ſie geſchehen ſoll, haben Klage und Urteil in der Regel dem Be⸗ 
lagten zu überlaſſen. Einerſeits kann die Frage, was zur wirkſamen Verhütung 
unzuläſſiger Einwirkungen nötig iſt, meiſt nur von Fall zu Fall in der Zwangsvollſtreckung ent. 
ſchieden werden. Anderſeits hat der Kläger kein Recht auf beſtimmte Maßnahmen und darf 
dem Beklagten die Möglichkeit der Wahl nicht verſchränken (RG 37, 174; 40, 184; 60, 121; 
JW 00, 501, 8406, 01, 84932, 02 Beil 203; 03 Beil 103; 06, 74921; 1911, 3252; Warn 1910 
Nr 337; 1913 Nr 181; 1917 Nr 245). Nur wenn klar iſt, daß andere Mittel als die Entfernung 
der ſtörenden Anlage oder die völlige Unterlaſſung der Einwirkungen nicht helfen, kann ſofort 
hierauf geklagt werden (NG JW 00, 640 = 02 Beil 26; 08, 6821). Dagegen kommt es in der 
Zwangsvollſtreckung darauf an, ob $ 887 oder $ 888 ZPO anzuwenden iſt und ob der Verur⸗ 
teilte alles, was in ſeinen Kräften ſteht, getan hat. Daher hat nunmehr der Kläger beſtimmte Maß⸗ 
regeln anzugeben, die er zur Beſeitigung der Beeinträchtigung für geeignet hält (RG 60, 
120; JW 99, 30411; 03 Beil 77). Durch abhelfende Vorkehrungen während des Rechts- 
ſtreits wird der Kläger nicht immer klaglos geſtellt. Solange die nachteilige Anlage beſteht und 
jederzeit ſchädlich wirken kann, iſt es unerheblich, ob die Übergriffe zeitweiſe vermindert wurden 
oder aufhörten. Vielmehr muß dem Kläger ein Schutz für den Fall gewährt werden, daß die 
getroffenen Einrichtungen wieder beſeitigt werden oder ſich in der Folge doch nicht als zureichend 
Nr ien (RG 36, 178; JW 98, 610%; 02, 70 = Beil 181; 02 Beil 203; 06, 55625; Warn 1917 
r 245; Gruch 44, 869; 23. 3. 25 V 286/24). Erſt wenn beides nicht mehr in Frage kommt oder 
eine Rückkehr der ſchädigenden Einwirkungen als ausgeſchloſſen erſcheint, darf er als befriedigt 
0 fo daß feine gleichwohl aufrechterhaltene Klage abzuweiſen iſt (Rc JW 99, 75456 1910, 
9 442; 1911, 32621; 1931, 344412; 1932, 298411; Warn 1912 Nr 215). Vgl. hierzu auch A7 Abſ!. 
Fa unter dieſer Vorausſetzung iſt auch die Vollſtreckungsgegenklage des verurteilten Störers, 
ie Vollſtreckung für unzuläſſig zu erklären, begründet (RST JW 1913, 7385). 5 
m Eine Einſchränkung des Beſeitigungsanſpruchs, die aber durch einen unbe- 
ingten Anſpruch auf Schadenserſatz wettgemacht wird, ergibt ſich aus GewO $ 26 
(gl. auch $ 148 pruBergch; oben $ 862 A 4). Danach darf gegenüber einer mit obrigkeitlicher Ge⸗ 
nehmigung errichteten gewerblichen Anlage niemals auf Einſtellung des Gewerbebetriebs, ſon⸗ 
dern nur auf Herſtellung von Einrichtungen, welche die benachteiligende Einwirkung ausſchließen, 
oder, wenn ſolche Einrichtungen untunlich oder mit einem gehörigen Gewerbebetriebe unvereinbar 
de auf Schadloshaltung geklagt werden (RG 154, 166; 155, 319). Nach Ech Art 125 läßt ſich 
ae Vorſchrift landesgeſeßlich auf Eiſenbahn⸗, Dampfſchiffahrts⸗ und ähnliche Verkehrsunter⸗ 
lacmungen erſtrecken. Wegen der Verjährung gilt hier $ 852 (RG 70, 157). Entſchädigung 
Lehn ferner in Fällen der Ausübung ftaatshoheitliher Rechte oder bei behördlich ge- 
ehmigten Anſtalten, die im öffentlichen Intereſſe betrieben werden, auf Grund des Landesrechts 
ö — prucht werden (vgl. für Preußen 98 74, 75 Einl zum ALR). Endlich erkennt die Recht 
‚N 197 ung des Reichsgerichts einen ſolchen Anſpruch überall da an, wo dem Beeinträchtigten 
zu nah, auf Beſeitigung der ſtörenden Einwirkung und Unterſagung des gefährlichen Betriebs 
152. Jen, durch beſondere geſetzliche Beſtimmungen entzogen iſt. Vgl. RG 59, 74; 63, 376; 70, 
Aue 7» 291; 98, 348; 101, 105; 123, 137; 155, 156; 159, 68 [72] und dazu $ 906 A 13 Abſ 2. 
— 1 bei Gemeinnützigkeit des ſtörenden Betriebs hat das Reichsgericht eine Abwehrklage 
Sch $ 1004 für undurchführbar und als Erſatz einen vom Verſchulden des Störers unabhängigen 
adenserſatzanſpruch für gerechtfertigt erklärt (R 155, 394). e u 
on abgesehen ift der Störer nur nach $$ 823ff., alfo regelmäßig bei Ver- 
Stalden, ſchadenserſatzpflichtig (Rh 45, 299; 58, 131; 61, 256; 121, 189). $ 1004 ift 
u Adele im Sinne von $ 823 Abf 2 (MG 121, 189; vgl. A 7b). Die Abwehrklage ſelber richtet 
> Acht auf Schadenserſatz, ſondern bedarf der Verbindung mit dem Anſpruch aus der uner- 
Stör n Handlung. Doch wird dies in der Praxis häufig nicht fühlbar, da ein Verſchulden des 
5 nichts weiter vorausſetzt, als daß er die nachteiligen Folgen ſeines Tuns für den Eigen ⸗ 
auch 955 Anwendung der erforderlichen Sorgfalt vorausſehen konnte (R Gruch 44, 870; vgl. 
469,31 890; 38, 712; RG 6, 222; 32, 340; JW 94, 57928; 96, 84°). In MG 16. 1. 32 IX 
el 5 war dem Beſeitigungsanſpruch durch Unterlaſſungsurteil mit Veröffentlichungszwang 
beleidigt, gleichwohl konnte als eine Form des Schadenserſatzes noch der Widerruf der 
Glaub genden Behauptungen verlangt werden (Rd 97, 344). Auf guten oder böſen 
en des Störers, Störung vor oder nach dem Prozeßbeginn, kommt es nicht an; die 98 987ff. 
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haben für die Eigentumsabwehrklage keine Geltung. Nur wenn er zugleich Eigenbeſitzer der 
durch ihn beſchädigten Sache iſt, verhält es ſich anders: nach $ 992 iſt er den Vorſchriften über un⸗ 
erlaubte Handlungen nicht unterſtellt, es ſei denn, daß er den Beſitz durch verbotene Eigenmacht 
oder durch ſtrafbare Handlung erlangt hätte. Ein Recht, den Eigentümer durch Ent⸗ 
ſchädigung in Geld abzufinden, ſteht dem Störer nicht zu, mag auch die Beſei⸗ 
tigung der Beeinträchtigung nur mit unverhältnismäßigen Aufwendungen möglich ſein. Da 
die Beſeitigungspflicht keine Schadenserſatzpflicht iſt, greift $ 251 Abſ 2, der hier auf eine Ent⸗ 
eignung hinauslaufen würde, nicht Platz (RG 51, 411; Warn 1916 Nr 51 a. E. JW 1989, Ahle 
28.6.26 V 511/25; 9. 12. 38 VII 10/88; OLG 4, 313; 36, 157; 41, 162; JW 1921, 252; Recht 
1919 Nr 427; vgl. aber auch ZAk DR 1939, 390 und dazu Eifer daſ. 391). 

5. Die Unterlaſſungsklage (§ 1004 Abſ 1 Satz 2) hat den Vorteil, daß dem verurteilten 
Störer nach § 890 3p eine Ungehorſamsſtrafe angedroht und Sicherheitsleiſtung für 
künftigen Schaden auferlegt werden kann. Die ſonderrechtlichen Einſchränkungen des Beſei⸗ 
tigungsanſpruchs machen ſich auch hier geltend (vgl. A 4; 5 906 A 13 Abſ 2). Vorausſetzung iſt 
die Beſorgnis weiterer Beeinträchtigungen. Sie beſteht nicht bei Außerungen in Aus⸗ 
übung öffentlich-rechtlicher Befugniſſe oder Verpflichtungen (Ach 140, 402). Die 
bloße Möglichkeit, daß ein ſchadenbringendes Ereignis ſich wiederhole, genügt nicht (RG 63, 
379: Gasrohrbruch; OG 31, 329: Waſſerrohrbruch; R6 IW 1913, 5435; Warn 1918 Nr 55), 
vielmehr muß ein ernſter Anlaß zur Beſorgnis gegeben ſein. Hierbei kommt es auch darauf an, 
ob es ſich etwa nur um eine vereinzelte, bei nachbarlicher Rücksichtnahme zu ertragende Be⸗ 
läſtigung handelt oder ob ſich die unzuläſſigen Zuführungen trotz getroffener Abwehreinrichtungen 
ſo gehäuft und ſo ſtark gezeigt haben, daß der Rechtsſchutz der Abwehrklage als angebracht erſcheint 
(R ZW 1938, 19525). Nicht ſelten wird die Wiederholungsgefahr, für die der Kläger be⸗ 
weispflichtig ift, aus der Sachlage von ſelbſt hervorgehen (MG 60, 8; 84, 147; 86, 255; 98, 267; 
148, 119, JW 1929, 123321, SchleswHolſtunz 1937, 209; RORN 1938, 12068. Maßgebend tft 
grundſätzlich der Zeitpunkt der letzten mündlichen Verhandlung (RG, SW 05, 14012; RG Recht 
1911 Nr 510). Doch muß der Einwand, daß Abhilfe während des Rechtsſtreits geſchaffen fei, 
ftreng genommen werden (vgl. A 4 Abſ 2). Sodann erfordert auch der Unterlaſſungsanſpruch, wie 
die Eigentumsſtörungsklage im allgemeinen (vgl. A 1), daß ein Eingriff bereits vorliegt, 
Solange eine Beeinträchtigung noch gar nicht ſtattgefunden hat, kann von Beſorgnis „weiterer“ 
Beeinträchtigungen keine Rede fein (RG Warn 1911 Nr 330). Daß dieſe Vorausſetzung durch 
§ 259 3p (Klage auf künftige Leiſtung) verb. mit $ 241 BGB (Unterlaffung als Leiſtung) 
entbehrlich geworden wäre, iſt nicht zuzugeben. $ 259 ZRO und $ 1004 BGB find gleichzeitig in 
Kraft getreten; beſtände ein Widerpiuch, fo wäre § 1004 das maßgebliche Sondergeſetz (RG 
101, 340). Dagegen kann neben der Unterlaſſungsklage eine Feſtſtellungsklage gegeben ſein, 
weil das Intereſſe an alsbaldiger Feſtſtellung des beanſpruchten Rechts weiter geht als das an 
der Verurteilung des Beklagten zur Unterlaſſung (NG Seuff A 88 Nr 14). Im Einzelfall kann 
auch ſchon die Bedrohung mit einem Eingriff in das Eigentum als widerrechtlicher Eingriff ſelbſt 
erſcheinen und den Unterlaſſungsanſpruch entſtehen laſſen (RG 101, 340; JW 1931, 1191168; 
1932, 400°). Es genügt, wenn bei ſolchem Verhalten der Störer nur wirtſchaftlich, nicht auch ſchon 
rechtlich Inhaber des ſtörenden Betriebes war (RG JW 1931, 119 1b). Über das Zuſammen⸗ 
treffen der Unterlaſſungsklage mit polizeirechtlichen Anſprüchen und den Einfluß der polizeilichen auf 
die bürgerlich⸗rechtliche einſtweilige Verfügung: Neumann Zeitſchr. f. d. ZivProz 59 (1936), 321. 

6. Wegfall des Anſpruchs, wenn der Eigentümer zur Duldung verpflichtet iſt. Die Ein 
wendung des Störungsrechts erſcheint nach der Faſſung des Geſetzes („der Anſpruch iſt 
ausgeſchloſſen“) als Einwendung im engeren Sinne. Das liegt aber nur daran, daß die 
Verfaſſer in erſter Linie die geſetzlichen Eigentumsbeſchränkungen im Auge gehabt haben. Stellt 
der Beklagte der Klage ein ſubjektives Recht zur Störung entgegen, jo muß es ſich ebenſo verhalten 
wie nach $ 986 Abs! beim Herausgabeanſpruch; die Verteidigung ift dann als Einrede zu be⸗ 
handeln. Über die Bedeutung des Unterſchiedes: $ 986 Al a. E. Beweispflichtig für das 
Beſtehen einer Duldungspflicht iſt der Störer, der ſich darauf beruft; das gilt auch für eine Sell” 
ſtellungsklage (RG 144, 216; vgl. auch Rc HRR 1934 Nr 789; Seuff A 90 Nr. 8). — Die 
Rechtsgrundlage des Störungsrechts kann von verſchiedener Art fein: 

a) Die Verpflichtung zur Duldung kann auf Geſetz beruhen; jo namentlich in den 
Fällen der allgemeinen geſetzlichen Eigentumsbeſchränkungen (55 904, 905 Satz 2, 906,912 Abſſ 1) und 
des Nachbarrechts (Ech Art 124). Reichsrechtlich iſt Nachbarrecht neuerdings geregelt worden durch 
das Geſetz über die Beſchränkung der Nachbarrechte gegenüber Betrieben, die 
für die Volksertüchtigung von beſonderer Bedeutung ſind, vom 13. 12. 33 Nh Bl 
1933 J, 1058; 1985 I, 418. Hier wirkt ſich der Grundſatz: „Gemeinnutz geht vor Eigennutz“ in 
beſtimmter Richtung aus (dazu Grund JW 1934, 203): nach $ 1 darf der Eigentümer oder Beſitzer 
eines Grundſtücks, das durch Einwirkungen der bezeichneten Betriebe beeinträchtigt wird — vor⸗ 
behaltlich beſonderer Anſprüche aus bürgerlich⸗rechtlichem Titel, namentlich aus Vertrag ober 
unerlaubter Handlung — weder die Einſtellung des Betriebes noch die Herſtellung von Ein⸗ 
richtungen verlangen, die eine nachteilige Einwirkung ausſchließen oder mindern. Entſchädigung 
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Di ſich die Rechtſprechung vielfach zu beſchäftigen gehabt. Dabei ift davon auszugehen, daß das 
Eigentum der Gemeinde an der Straße oder dem Weg echtes Privateigentum iſt, beſchränkt 


f 0 für den Betrieb eines Verſchiebe⸗ und Abſtellbahnhofs der Deutſchen Reichsbahn, der an 
Bi De nach feinem inneren Weſen noch nach der ihm gegebenen äußeren Geſtaltung unter 
Ausübung von Staatsgewalt fällt (RG JW 1938, 296946). In ſolchen Fallen kann nicht die 
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Unterlaſſung der ſtörenden Betriebshandlungen im ordentlichen Rechtsweg gefordert werden, 
ſondern allenfalls die Vornahme ſchützender Vorkehrungen mit der Einſchränkung, daß, 
keine Maßnahmen verlangt werden dürfen, aus denen ſich eine weſentliche Anderung oder Be⸗ 
einträchtigung des Betriebes ergeben würde, oder aber Schadenserſatz (RG 62, 131; 73, 270; 
RG Warn 1909 Nr 409; 1910 Nr 282; 1913 Nr 181; 1916 Nr 248; 1917 Nr 143; JW 1938, 296928; 
8 906 A 13 Abſ 2). Beruft ſich der Beklagte für ſeine ſtörende Anlage auf eine polizeiliche Ge⸗ 
nehmigung, ſo hängt die Zuläſſigkeit des Rechtsweges für die Klage davon ab, ob die Geneh⸗ 
migung nur den Inhalt hat, daß der Ausführung der Anlage öffentliche Belange nicht entgegen⸗ 
ſtehen (z. B. Bauerlaubnis), oder ob ihr die Bedeutung einer polizeilichen Verfügung beiwohnt, 
welche die Anlage im Dienſte der Allgemeinheit für notwendig oder zweckmäßig erklärt. Im letzten 
Falle iſt der Rechtsweg ausgeſchloſſen (RG 59, 72; 75, 399; JW 93, 50828; 00, 6291; Warn 1910 
Nr 335; 1916 Nr 57; Gruch 34, 1132; 39, 683; 53, 1077 und die in RG 158, 257 und RG JW 1938, 
296928 angeführten weiteren Entſcheidungen). Vgl. auch RG 138, 61 (ärztl. Ehrengericht); 143, 
10 (Kirchenchronik); 156, 89 (ſtaatliche Vermögensverwaltung; Kanalanlage); RG HRR 1938 
Nr 147 (Reichshandwerksmeiſter); RG 158, 257 (Fachuntergruppe der Reichsgruppe Induſtrie); 
ferner RdRN 1936, 221143 (Bauernführer); DRAW 1939, 10102 (Betrieb öffentlicher Schulen, 
Übungen des Jungvolks, der SA.) und unten A 7b a. E. Dagegen begründet die Berufung be 
Beklagten auf den Gemeingebrauch keine Unzuläſſigkeit des Rechtsweges (vgl. RG 75, 399). 

Die Zuläſſigkeit des Rechtswegs für nachbarrechtliche Anſprüche gegen das Unternehmen 
„Reichsautobahn“ iſt anzuerkennen. Für die vom Betriebe einer Reichsautobahn aus⸗ 
gehenden Einwirkungen auf Nachbargrundſtücke beſteht aber eine Schadenserſatzpflicht nur 
ausnahmsweiſe, wenn Planung und Anlage der Bahn in hohem Maße verfehlt ſind. Eine 
Billigkeitsentſchädigung kommt nur in Betracht, wenn die Einwirkungen ſo ſtark ſind, daß 
ſie zu einer Zerſtörung oder ihr nahekommenden Beeinträchtigung der wirtſchaftlichen Lebens- 
bedingungen des Nachbarn führen würden (RG 159, 129). 

d) Die Duldungspflicht kann endlich auch auf Rechtsgeſchäft beruhen. Das dem Störer zu⸗ 
ſtehende Recht auf die Einwirkung kann dinglicher Natur (Grunddienſtbarkeit uſw.) oder ſchuld⸗ 
rechtlich fein (RG HRR 1935 Nr e955); in dieſem Falle kann es ſowohl als Anſpruch auf Beſtellung 
eines dinglichen Rechtes (vgl. R 3 Blech 5, 371) wie als Anſpruch auf Duldung der Einwirkung 
ſchlechthin beſtehen. Der Beauftragte, der als Störer belangt iſt, weil von ihm weitere Beein- 
trächtigungen drohen (A 3), wird durch ein Recht feines Auftraggebers gedeckt (RG 20. 1. 23 V 
193/22). Wer im Zuſammenhang mit einem Vertrage den vom andern Teil geplanten Eingriffen, 
z. B. dem Errichten oder dem Umbau von Gebäuden, zugeſtimmt hat, bleibt hieran auch dann 
gebunden, wenn der Vertrag ſich ſpäterhin als nichtig erweiſt; dem Eingriff fehlt dann die Rechts 
widrigkeit (NRG 131, 336). Dieſer Entſcheidung des IV. Senats hat auch der VI. zugeſtimmt 
(RG 133, 296), der früher abweichend erkannt hatte (NG JW 1929, 74416). Ein Vertrag, 
wodurch ſich der Eigentümer zur Duldung verpflichtet, kommt mitunter ſtill⸗ 
ſchweigend zuſtande. So liegt ein Verzicht auf die Störungsklage im Verkauf von Grund⸗ 
ſtücksteilen zur Errichtung eines Betriebs, der das Reſtgrundſtück beeinträchtigen muß (NG 29, 
268; RG SeuffA 58 Nr 142). Dabei iſt zu beachten, daß dieſer Verzicht nicht nur zugunſten des 
Käufers, ſondern nach $ 328 auch zugunſten feiner Rechtsnachfolger im Eigentum wirkt (RG 66, 
126). Umgekehrt wird, wenn der Verkäufer auch das Reſtgrundſtück veräußert, deſſen Erwerber 
ohne eigene Übernahme der Verpflichtung durch den Verzicht nicht gebunden (MW 66, 428). 
Hat ein früherer Eigentümer, ſei es auch mit der Abſicht der Dauer, eine Erdaufſchüttung auf dem 
Grundſtück geſtattet, fo kann darum doch der ſpätere die Beſeitigung der als ſolche noch erkenn 
baren Anlage verlangen (a. M. Rc SeuffA 36 Nr 261 und 64 Nr 111 unter 1; vgl. auch RG 
Gruch 48, 946: Grabenziehung). Das perſönliche Recht zur Einwirkung richtet ſich regel⸗ 
mäßig nur gegen den, mit dem der nur ſchuldrechtlich verpflichtende Vertrag geſchloſſen worden 
iſt. So auch in dem Falle RG 81, 216, wo ein Gasrohrnetz in den Körper der ſchon von einer 
elektriſchen Kleinbahn benutzten Landſtraße eingebettet war und von Anfang an die Gefahr der 
Beſchädigung der Gasrohre durch abirrende Ströme beſtand. Die Abwehrklage der Gasanſtalt 
gegen die verklagte Kleinbahn mußte zwar an $ 1004 Abſ 2 ſcheitern, aber nicht deshalb, weil 
deren Vertrag mit dem Eigentümer der Straße ihr der Klägerin gegenüber ein Recht auf 
die Einwirkungen gegeben hätte, ſondern weil in dem von der Klägerin ſelbſt mit dem Straßen“ 
eigentümer geſchloſſenen Vertrag ein Verzicht auf den Einſpruch gegen die Einwirkungen zu 
erblicken war (58 157, 328). Doch kommen, auch abgeſehen von Beerbung und Schuldübernahme, 
Fälle vor, in denen das ſchuldrechtlich begründete Recht einem andern als dem, der es einräumte, 
entgegengeſetzt werden kann. Wird die ſtörende Einwirkung durch den Käufer eines Grundſtücks 
geftattet, der einftweilen nur den Beſitz erlangt hat, jo iſt der Störer dadurch gegen die Klage 
des Eigentümers geſchützt. Was nach ſinngemäßer Auslegung des $ 986 Abſ 1 Satz 1 gegenüber 
dem Herausgabeanſpruch gilt (vgl. $ 986 A 2), muß auch der Störungsklage gegenüber enkſprechend 
angewendet werden. 

7. Anwendung des § 1004 in Fällen anderer Rechtsſtörung (quasinegatoria). a) Klagen 
nach Art der Eigentumsfreiheitsklage finden ſich im BGB, außer den in A 2 erwähnten Fällen, 
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in $$ 12, 550, 862, 1053, 1134. Von andern Geſetzen find zu erwähnen: HGB 37 und UWG 
90 1, 3, 13, 14, 16 (RG 143, 175; 144, 52f.; 151, 239; 158, 377; JW 1933, 140016; 1939, 23428; 
G Rug 1938, 784; HaniNGZ 1938 8, 23172, 423180). Darüber hinaus aber iſt es, trotz des Schweigens 
der Geſetzgebung, zweifellos Rechtens, daß alle von jedermann zu achtenden (nbjoluten) Rechte 
durch Unterlaſſungsklage geſchützt find. Das gilt z. B. vom Fiſcheretrecht (RG 75, 398; 144, 
268, 323; R Recht 1917 Nr 2010; JW 1939, 41928; 9. 2. 26 VI 257/25; vgl. auch JW 1934, 
12521), auch von dem den Gegenſtand der Jagdpacht bildenden Jagdrecht (MG 107, 296; JW 
1922, 2338; 1936, 247824; daſ. 1937, 123° D 1936, 1818; vgl. aber auch DX 1937, 1505), 
von den Waſſernutzungsrechten der Flußanlieger (RG 89, 216; 90, 49, 60), vom Recht 
auf Erhaltung der Vorflut (89 114, 115 prWaſſch; RG 157, 278), vom Forderungspfandrecht, 
auch ſoweit die $$ 1227, 1273 Abſ 2 nicht Platz greifen (RG 14. 5. 18 VII 51/18). Vor allem wird 
im Urheberrecht (Lituch 811; KunſtSchch $ 15; Muſtch $1; ferner jetzt Patentch 88 6—8, 47 [RGBl 
1936 II, 117; 1938 1, 456]; GebrMuſtch 8 5, 6, 15 [RH Bl 1936 II, 130; 1938 I, 456]; WG 
58 24, 25 [RG Bl 1936 II, 134; 1938 I, 456)] die Unterlaſſungsklage als ſelbſtverſtändliche Folge 
des Ausſchließungsrechts behandelt (vgl. für das Patentrecht RG 101, 135; 146, 28; Gruch 50, 
1158, JW 1917, 2229; für das Geſchmacksmuſter R 45, 61; für das literariſche Urheberrecht RG 
102, 142, L8 1915, 1676, OLG 31, 327). Ebenſo iſt dieſe Klage im Perſönlichkeitsrecht nicht 
auf die im Geſetz genannten Fälle des bürgerlichen oder kaufmänniſchen Namens ($ 12, HG 
3 37) beſchränkt, ſondern dient insbeſondere auch zum Schutze des Warenzeichens ($ 12a WG; 
RG 120, 325; 149, 345; 154, 1; RG JW 1935, 263018; HRR 1935 Nr 955; GRUR 1935, 978; 
1937, 1018). Da auch die Befugnis, ein beſtehendes gewerbliches Unternehmen, den eingerichteten 
und ausgeübten Gewerbebetrieb ungehindert fortzuführen, vom Reichsgericht überwiegend 
als ſubjektives Recht aufgefaßt wird (vgl. u. a. RG 56, 275; 58, 29; 64, 55, 156; 65, 210; 73, 111; 
7, 218; 117, 412; 132, 314; 144, 53; Seuffü 90 Nr 8; Hanſgich 1938 B 34300), fo ergibt ſich 
8 on hieraus, daß widerrechtliche Störungen des Betriebs (Einwirkungen unmittelbar auf den 
5 etrieb, d. h. den Beſtand des Unternehmens als ſolchen, aber auch unbefugte Beeinträchtigungen 
i gewerblichen Betätigens), wie namentlich Beunruhigungen des Inhabers durch Warnungen 
1115 oder ohne Anmaßung gewerblicher Ausſchließungsrechte, mit der Unterlaſſungsklage verfolgt 
erden können (RG 58, 29; 109, 52; 132, 316; JW 65, 17415; 08, 1331; 1915, 327°; 1929, 
1725; Warn 1927 Nr 55; 10. 12. 25 V 248/25; 27. 2. 31 II 155/30; HRR 1935 Nr 789). Nicht 
genügt dagegen eine nur mittelbare Beeinträchtigung eines Gewerbebetriebs durch Behinderung 
b 8 Gemeingebrauchs am Waſſer (JW 1938, 94812). Ob eine Warnung im guten Glauben an den 
qul@upteten Schutzumfang des Patentes geſchieht oder nicht, ift unerheblich; gegenſtändliche 
di nach dachten genügt; fie ift gegeben, wenn die Warnung eine Handlung verhindern ſoll, 
a em wirklichen Schutzumfang des Patentes keine Rechtsverletzung bedeutet (RG 141, 
8 gegen MuW 1930, 441). In allen dieſen Fällen iſt die Regelung im einzelnen nach dem 
fror der Eigentumsfreiheitsklage geſtaltet. Grundſätzlich wird mithin vorausgeſetzt, daß 
gendeine Beeinträchtigung des Rechtes des Klägers bereits ſtattgefunden 
at. Doch kann dies hier vielfach nicht fo ſtreng genommen werden wie bei der unmittelbaren 
renbendung des $ 1004. Beſonders auf den Gebieten des gewerblichen Lebens und des Urheber⸗ 
= iſt es Bedürfnis, daß der Berechtigte nicht abzuwarten braucht, bis grobe Eingriffe vor⸗ 
ſoß nen worden find, ſondern daß er jede dahin zielende Tätigkeit unterſagen laſſen kann, 
auch ‚ein anderer auch nur Anſtalten zu ſolchem Zweck trifft; bloße Möglichkeiten reichen aber 
oder hier nicht aus (RG JW 1931, 41619). Sprechen Tatſachen dafür, daß Eingriffe vorbereitet 
ande beabfichtigt werden, fo genügen Ankündigungen in Beſchreibungen oder Preisliſten und 
für das Veröffentlichungen; es genügt dann ſogar eine Berühmung im Briefwechſel (vgl. 
echt k. Warenzeichenrecht RG 54, 414; 104, 379; JW 1895, 48538; 1923, 18012; für das Patent- 
Da G 101, 135; 146, 27; RG G Rug 1935, 883; für das Urheberrecht RG Recht 1918 Nr 144). 
Zei er kann ferner, wenn der Gegner bisher nur in einer einzelnen beſtimmten Richtung das 
echt des Klägers verletzt hat, aber anzunehmen iſt, daß er in Zukunft noch anderweit 
00 De wird, ein allgemeines Verbot der Verletzung erwirkt werden (MG JW 1899, 2885; 
zu faſ 3 01, 65928). Von dieſem Falle abgeſehen, find Klagantrag und Urteilsverbot beſtimmt 
kann . und auf den begangenen Eingriff abzustellen. Auch bei einer Vielheit von Eingriffen 
vetls enten nicht abgesehen werden (hic 123, 300) Cin Verbot, das Recht des Mlägers nicht zu 
we Er „würde inhaltlos und daher unzuläſſig fein (vgl. wegen des Warenzeichens RG 42, 19; 
gone des Patentes RG ZW 1893, 42921; 04, 21856; RG Recht 07 Nr 1245, 1246; NG Lg 07, 
144 NR 1934 Nr 1308). Die zweite Vorausſetzung iſt die Wiederholungsgefahr (RG 
wenn di Dieſe Frage iſt von tatſächlicher Natur und in der Reviſionsinſtanz nur dann nachzuprüfen, 
punkten Urteilsgründe ergeben, daß das Berufungsgericht von unrichtigen rechtlichen Geſichts⸗ 
d ſind gagegangen iſt (NG 148, 119). Handelt es ſich um ein ganz vereinzeltes Vorkommnis 
J 901. Wiederholungen in keiner Weiſe zu befürchten, fo iſt die Klage nicht gegeben (RG, 
dieſes . 808 0). Für den Bereich des Wettbewerbs- und des Warenzeichengeſetzes wird 
ange Erfordernis mitunter verneint (RG 78, 212) oder doch eine Umkehrung der Beweislaſt 
men (MG 60, 154; 104, 381f.; Warn 1912 Nr 449). Anders jedoch mit Recht Rö 
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96, 244. Richtig iſt nur, daß der Beweis hier häufig ſchon in der Sache ſelbſt liegt und daß ſchon 
der tatſächlich einmal verübte Eingriff bis zur ſchlüſſigen Darlegung eines dauernden Fortfalls 
der Wiederholungsgefahr die Unterſagung rechtfertigt (Vgl. dafür auch RG 60, 8; 84, 147; 86, 255; 
98, 267; RG Recht 07 Nr 1248; 09 Nr 585). Darüber hinaus iſt jetzt aber auch ausgeſprochen: 
die Gefahr der Wiederholung unrichtiger Angaben liege in der Regel mit ſo großer Wahrſchein⸗ 
lichkeit vor, daß ihr Nichtbeſtehen vom Beklagten bewieſen werden müſſe (NG JW' 1929, 
122331); eine Patentverletzung begründe in der Regel die tatſächliche Vermutung, daß 
künftige gleichartige Verletzungen drohen, der Störer müſſe fie widerlegen (RG 125, 393; RG 
GRuR 1936, 497; RG 27. 2. 1931 II 155/30). Die Entſcheidung über die Frage, ob die vom 
Beklagten im Rechtsſtreit gemachten Zugeſtändniſſe, insbeſondere eine Prozeßerklärung, 
die Wiederholungsgefahr ausſchließen, hängt davon ab, ob er nach der Überzeugung des 
Gerichts aus beſſerer Einſicht oder unter dem Druck des Prozeſſes gehandelt hat. Die Wieder⸗ 
holungsgefahr kann regelmäßig dann als beſeitigt gelten, wenn der Beklagte den Klaganſpruch 
bedingungslos anerkennt, wenn er eine klare unzweideutige Verpflichtungserklärung abgibt 
und feine Verteidigung auf das Beſtreiten einer Wiederholungsgefahr beſchrankt (RG 78, 214; 
98, 269; 148, 119; MuW 1934, 204). Der Beklagte muß aus eignem Antrieb alles tun, um die 
Wirkung ſeines Verhaltens zu beſeitigen, z. B. durch Widerruf unwahrer Angaben, Zurückrufen 
von Gegenſtänden, die durch Überſendung an Vertreter in den Verkehr gebracht waren. Nicht 
genügend iſt etwa die Verpflichtung zur Zahlung einer Vertragsſtrafe für den Fall der Zuwider⸗ 
handlung (RG 56, 286; 148, 121). Tritt im Laufe des Rechtsſtreits der Zuſtand ein, daß die 
Wiederholungsgefahr nicht mehr beſteht, fo iſt die Klage, mag fie auch früher begründet 
geweſen ſein, jedenfalls unbegründet geworden (RG 156, 375). Auch die Perſon des An⸗ 
ſpruchsgegners beſtimmt ſich nach den erwähnten Geſichtspunkten. Fällt der Eingriff in das 
Recht einer juriſtiſchen Perſon zur Laſt, ſo iſt nicht nur dieſe ſelbſt, ſondern ebenſo ihr geſetzlicher 
Vertreter der richtige Beklagte (RG FW 1917, 222%). Nach § 13 Abj3 UnlWG iſt der Unter⸗ 
laſſungsanſpruch, wenn in einem geſchäftlichen Betrieb unlauterer Wettbewerb von einem 
Angeſtellten oder Beauftragten vorgenommen wird, auch gegen den Inhaber des Betriebs be- 
gründet. Der Ort der Rechtsverfolgung iſt der des Wohnſitzes oder Sitzes des Gegners 
(88 13, 17 ZPO). Da das von jedermann zu achtende Recht als ſolches, nicht eine durch feine 
Verletzung verübte unerlaubte Handlung den Grund der Klage bildet, kann dieſe auch dann nicht 
im Gerichtsſtand des $ 32 ZPO erhoben werden, wenn der Beklagte ſchuldhaft gehandelt hat 
(MO 24, 394; IW 1890, 109). Nur wenn der Unterlaſſungsanſpruch mit dem Anſpruch auf 
Schadenserſatz zuſammen geltend gemacht wird, ſetzen ſich RH 24, 394; IW 1915, 102327 (vgl. 
auch Seuff A 70 Nr 203) aus Zweckmäßigkeitsrückſichten über ZPO $ 260 hinweg. 

An Einzelheiten ſei noch vermerkt: auch der gegenſtändlich rechtswidrige Eingriff einer 
Behörde in den freien Gewerbebetrieb eines Unternehmens kann unter $ 1004 fallen, 
im gegebenen Falle (ſtaatlich angeordnete Schülerzwangsverſicherung bei Gemeinde⸗ 
verſicherungsverbänden) iſt dies aber verneint worden (RG 128, 134ff.). Den Verbänden zur 
Förderung gewerblicher Belangniſſe iſt eine Klagebefugnis nur gegeben, wenn der Unterlaſſungs⸗ 
anſpruch auf die Vorſchriften des UnlWG gegründet iſt ($ 13 daſ.); auf die $$ 1004, 823, 826 ihre 
Klage zu ſtützen, find fie nicht in der Lage (RG 138, 175; 148, 123f.; vgl. auch RG 151,239; 154, 50). 

b) Das Reichsgericht geht in Beachtung der Verkehrsbedürfniſſe noch über die von jedermann 
zu beachtenden („abſoluten“) Rechte hinaus, indem es grundſätzlich annimmt, daß jeder Eingriff 
in ein vom Geſetze geſchütztes Gut — namentlich Ehre und Kredit (RG 124, 257; 140, 402; 142, 
121; 156, 374; RG JW 1937, 310554; ferner SchleswHolſtunz 1937, 209; HRR 1936 Nr 1495; 
1939 Nr. 5 Überwachung eines Ehegatten], Nr. 487 [Behauptung, daß jemand einen jüdiſchen 
Großelternteil habe)) kommen in Betracht —, ſofern weitere Eingriffe zu befürchten find, 
die Unterlaſſungsklage rechtfertigt (aber nicht z. B. ſchon die bloße Forderungs“ 
berühmung im Rechtsſtreite [Württg FH 1937 Spruchbeil 151]; hier gibt die verneinende 
Feſtſtellungsklage ausreichenden Schutz). Vgl. Vorbem vor 3823 A 6. Auch dies läßt ſich nur von 
dem unter a gekennzeichneten Standpunkt aus begründen. Der anfängliche Verſuch, die Klage 
auf dem Gedanken des Schadenserſatzes und der Herſtellung des früheren Zuſtandes ($ 249) aufzu⸗ 
bauen (vgl. z. B. RG 48, 119; 77, 219), mußte daran ſcheitern, daß ein durch eine vergangene 
Handlung entſtandener Schaden durch Unterlaſſung von Wiederholungen nicht erſetzt wird. Die 
Unterlaſſungsklage hat immer nur abwehrende Weſensart; fie ſoll künftigen Eingriffen vorbeugen. 
In der Hauptſache hat dann das Reichsgericht auch die Rechtsähnlichkeit mit der Eigentumsabwehr⸗ 
klage anerkannt und als den maßgebenden Geſichtspunkt entſcheiden laſſen. Ein Verſchulden 
des Täters hält es nicht für notwendig (RG 60, 7; 61, 369; 95, 339; 148, 123; 
IW 07, 478; 1915, 2918, 3418; 1916, 7394; Warn 1914 Nr 17; RG SeuffA 63 
Nr 105), und Unterlaſſung kann auch dann gefordert werden, wenn dem Täter bis dahin nach 
$ 824 Abſ 2 oder nach StB g 193 der Schuß berechtigter Intereſſen zuſtatten kam (MG 78, 
215; 84, 295; 95, 343; JW 07, 478; 1933, 140019; Warn 1918 Nr 95). Als Vorausſetzung verlangt 
es einen ſchon verübten Eingriff, doch fo, daß unter Umſtänden auch die Drohung als Eingriſ 
genügt (NG 101, 335; 151, 246; JW' 1931, 416). Wegen der Weſensverſchiedenheit der beiden 
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Anſprüche behandelt es den Übergang vom Unterlaſſungs⸗ zum Schadenserſatzanſpruch als 
Klagänderung (NG 88, 132; RG 4. 6. 20 II 31/20). Daß in RG Recht 08 Nr 2669 der Unter ⸗ 
laſſungsanſpruch der Verjährungsbeſtimmung des $ 852 unterworfen wird, iſt hiermit durchaus 
vereinbar, da $ 852 auch in andern Fällen des ſachlichen Unrechts entſprechend angewendet werden 
muß (vgl. RG 70, 157). Dagegen bedeutet es eine Abweichung von dem Recht der Abwehrklage, 
daß das Reichsgericht das Rechtsſchutzbedürfnis nicht ſchon mit der Wiederholungsgefahr für 
gegeben anſah und den Unterlaſſungsanſpruch wenigſtens regelmäßig dann verſagte, wenn die 
Handlung unter öffentliche Strafe geſtellt war, mochte auch die Verfolgung nur auf Privat 
klage ftattfinden (RG 77, 217; 82, 64; 88, 130; 91, 265, 350; 95, 339; 98, 36). Neuerdings hat 
das Reichsgericht dieſe Einſchränkung fallen laſſen; angezweifelt war fie bereits RG 115, 84, 
entſchieden ift die Frage R& 116, 151ff.; offen bleiben konnte fie wiederum RG 124, 258; 128, 307; 
151, 166; Seuffu 84 Nr 164; JW 1933, 14001). Das Reichsgericht hält jetzt grundſätzlich die 
(„guafinegatoriiche”) Unterlaſſungsklage für zuläſſig, auch wenn der Kläger auf ſtrafrechtlichem 
Wege Schutz gegen die Zuwiderhandlungen erlangen könnte (RG 138, 232; 155, 94; 156, 377; 
RG JW 1933, 140016, vgl. auch SchleswHolſtunz 1937, 209; HR 1936 Nr 1495). Nur für das 
beſonders geordnete Gebiet des Eheſchutzes hat es ein Bedürfnis für die Unterlaſſungsklage 
verneint (RG 151, 159). Durch das Straffreiheitsch vom 23. 4. 1936 iſt in der Verfolgbarkeit 
der bürgerlich-rechtlichen Unterlaſſungsklage mit Bezug auf frühere Vorgänge keine Anderung 
eingetreten; wer aber wegen ehrenkränkender Außerungen über ſeine Ehefrau die Unterlaſſungs⸗ 
klage erhebt, muß gegen ſich gelten laſſen, daß ſeine Frau den Beklagten ebenfalls beleidigt hat; 
dies iſt bei der Prüfung des Rechtsſchutzbedürfniſſes für die Klage zu berücksichtigen (RG 
IW 1937, 310557). In den Fällen, in denen ſich der Verletzte gegen eine fortdauernde Beein- 
trächtigung wendet, z. B. Aufhebung von Sperr- und Verrufsmaßregeln (RG 48, 114; 56, 286; 
79, 17), Entfernung von Anſchlägen, Tilgung von Stellen in Druckſchriften (RG 57, 157), Zurück⸗ 
nahme beleidigender Behauptungen (RG 60, 20; 88, 133; 97, 343; JW 1919, 993°; Warn 1913 
Nr 449) verlangt, hat das Reichsgericht an dem Geſichtspunkt der unerlaubten Handlung feſt⸗ 
gehalten, indem es der Klage, die es dann mit dem widerſpruchsvollen Namen einer „wieder⸗ 
herſtellenden (repreſſiven) Unterlaſſungsklage“ bezeichnet, nur bei Verſchulden nach Maßgabe 
der 9 823 ff. ſtattgegeben hat (vgl. außer den angef. Urteilen noch Rh 91, 267; 156, 320; JW 
1913, 3428). Auch in R HRR 1932 Nr 1128 wird der Anſpruch auf Widerruf beleidigender 
Behauptungen als Schadenserſatzanſpruch aufgefaßt (vgl. oben A 4 Abi 4). Richtiger iſt es, 
auch in ſolchen Fällen die Eigentumsabwehrklage und zwar ihren auf die Vergangenheit gerichteten 
Beſeitigungsanſpruch (A 4) zum Mufter zu nehmen, der ſelbſtändig neben dem Unterlaſſungs⸗ 
anſpruch ſteht. Es ift ein Gebot der Gerechtigkeit, daß die fortdauernde widerrechtliche Beein- 
trächtigung ohne Rückſicht auf die Schuldfrage befeitigt werden muß (NG 148, 123; NG 27.3. 
1931 JI 155/30: val. auch JW 1934, 51“; HRR 1936 Nr 1495). Abgeſehen davon wird aber 
$ 1004 ſelbſt als ein Schutzgeſetz im Sinne von $ 823 Abf 2 angeſehen (NG HRR 1934 Nr 803; 
agegen Planck-Brodmann $ 1004 A 2b Abſ 4; ſ. oben A 4 Abſſ 4). Wer zum Widerruf 
mie unwahren Behauptung verpflichtet ift, hat Auskunft darüber zu geben, wem gegen 
über er dieſe Behauptungen geäußert hat, ſofern anzunehmen ift, daß es nicht nur gegen⸗ 
wer jenen Perſonen geſchehen iſt, von denen es der Berechtigte weiß (R 158, 377). Die 
N öglichkeit einer Unterlaſſungs( Widerrufs)klage entfällt grundſätzlich ſchon dann, wenn der 
kwellagte die beanſtandeten Außerungen als Leiter und Vertreter einer Körperſchaft des öffent- 
rchen Rechts oder als deren Beauftragter bei Wahrnehmung einer ihm zuſtehenden öffentlich 
Snrlihen Tätigkeit getan hat; in ſolchen Fällen iſt der Rechtsweg ausgeſchloſſen (RG 

RR 1938 Nr 147; vgl. auch R& 150, 140; oben A6 e). Auch gegen eine Fachgruppe der 
gedeerblichen Wirtſchaft ſteht für einen Anſpruch auf Unterlaſſung einer in ihr Aufgaben⸗ 
Aebiet fallenden Maßnahme der Rechtsweg grundſätzlich nicht offen (RG 158, 287; dazu Krauſe 
ZUDR 1939, 61). 


8 1005 


„Befindet ſich eine Sache auf einem Grundftüde, das ein anderer als der 
dedentümer der Sache beſitzt, ſo ſteht dieſem gegen den Beſitzer des Grundſtücks 
er im 8 867 beſtimmte Anſpruch zu. 
€ı 867 II 917; M 3 206—209; BP 3 164-167. . 
befallene bewegliche Sache aus der Gewalt des Beſitzers auf ein im Beſitz eines andern 
ſeliches Grundſtück gelangt, jo hat der Sachbeſitzer den Abholungsanſpruch des $ 867. 
ob eſen Anſpruch gibt 8 1005 auch dem Eigentümer der Sache, ohne Rückſicht darauf, 
der E Beſtzer iſt oder war. Von Bedeutung wird das freilich nur, wenn über das Eigentum an 
die Verde kein Streit herrſcht. Trifft dies nicht zu und müßte zum Beweiſe des Eigentums auf 
aus S armutung des $ 1006 Ubf 1 zurückgegriffen werden, jo wird zweckmäßiger der Anſpruch 
bat N 907 erhoben, da gegen dieſen Einwendungen aus dem Recht nicht zuläſſig ſind. Der Kläger 
arzutun, daß ſich die Sache irgendwo auf dem Grundſtück befinden muß; alsdann kann er 
BGG, Kommentar von Reichsgerichtsräten. 9. Aufl. III. Bd. (Schack, Beſſau.) 24 
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fordern, daß ihm der Grundſtücksbeſitzer geſtattet, ſie dort zu ſuchen und wegzuholen. Der Anſpruch 
iſt ausgeſchloſſen, wenn die Sache inzwiſchen durch den Grundſtücksbeſitzer oder einen Dritten 
in Beſitz genommen wurde (vgl. $ 867 Satz 1). Auch in bezug auf das Schadenserſatzverlangen 
und das Weigerungsrecht des Grundſtücksbeſitzers ſowie hinſichtlich der Selbſthilfe des Sacheigen⸗ 
tümers gilt das gleiche wie nach $ 867. Der Sacheigentümer kann den Abholungsanſpruch und, 
wenn der Grundſtücksbeſitzer die Sache in Beſitz genommen hat, den Herausgabeanſpruch ($ 985) 
geltend machen. Dem Herausgabeanſpruch ſteht die Einrede aus $ 867 Satz 2, 3 nicht entgegen 
(SeuffA 66 Nr 31). 


8 1006 


1) Zugunſten des Beſitzers einer beweglichen Sache wird vermutet, daß er 
Eigentümer der Sache ſei ). Dies gilt jedoch nicht einem früheren Beſitzer 
gegenüber, dem die Sache geſtohlen worden, verlorengegangen oder ſonſt 
abhanden gekommen iſt, es ſei denn, daß es ſich um Geld oder Inhaberpapiere 
handelt ). 

Zugunſten eines früheren Beſitzers wird vermutet, daß er während der 
Dauer feines Beſitzes Eigentümer der Sache geweſen ſei )). 

Im Falle eines mittelbaren Beſitzes gilt die Vermutung für den mittelbaren 
Beſitzer ) 6). 

E 1 825 II 918; M 3 133—135; P 3 45—48, 380—383. 

1. § 1006 enthält den wichtigen Rechtsſatz, daß der Beſitzer einer beweglichen Sache als 
ihr Eigentümer vermutet wird. Maßgebend für dieſe Beſtimmung war in erſter Linie der Ge⸗ 
danke des Schutzes des gegenwärtigen Beſitzers, der ſonſt einem früheren Eigentümer gegenüber 
unterliegen mußte, falls ihm der oft ſchwierige Beweis ſeines Eigentumserwerbs nicht gelänge 
(Prot 3, 382). Die Hauptbedeutung der Vorſchrift liegt denn auch auf dem Gebiete der Heraus⸗ 
gabeforderung. Wegen der Beweislaſtverteilung: 5985 A 6. Bei der Eigentumsfreiheitsklage, 
die freilich ſelten bewegliche Sachen betrifft, erleichtert die Vorſchrift dem gegenwärtigen Beſitzer 
den Angriff (vgl. $ 1004 A 2). Ihre Anwendbarkeit erſtreckt ſich aber auch auf manche perſönlichen 
Anſprüche. So kommt die Eigentumsvermutung dem Kläger beim Vorlegungsanſpruch zuftatten 
($ 809). Iſt ferner eine bewegliche Sache in das Eigentum des Beklagten ohne rechtlichen Grund 
gelangt, jo kann der frühere Beſitzer mit Hilfe der Eigentumsvermutung den Anſpruch auf Rück⸗ 
übertragung des Eigentums oder Erſatz des vollen Sachwerts begründen (58 812, 816, 818). 
Ahnlich liegt es beim Schadenserſatzanſpruch wegen Entziehung, Beſchädigung oder Zerſtörung 
der Sache nach $$ 823 ff. (vgl. RG 20. 11. 22 VI 142/22). Nicht anwendbar iſt die Vermutung 
aber, wenn die vertraglichen Beziehungen feſtzuſtellen find, in die der Beſitzer zu einem anderen 
getreten iſt und deren Folgen ſtreitig ſind (RG 10. 12. 26 VI 264/26). 

2. Die Vermutung des Eigentums beſteht zugunſten des Beſitzers der Sache. Mitbefiher 
werden als Miteigentümer vermutet, und zwar gemäß $ 741 als Miteigentümer nach Bruch⸗ 
teilen. Beweiſt einer von ihnen, daß die übrigen Fremdbeſitzer oder Nichteigentümer ſind, ſo 
ſpricht die Vermutung für fein Alleineigentum. Im Falle des $ 855 ift es der Beſitzherr, nicht der 
Beſitzdiener, für den die Eigentumsvermutung beſtimmt iſt. Eine Beſitzvermutung gibt es nicht, 
auch nicht für den Ehemann als Haushaltungsvorſtand, wenn es ſich um die in der häuslichen 
Gemeinſchaft befindlichen, nicht zum perſönlichen Gebrauch der Frau beſtimmten Sachen handelt 
(vgl. RG JW 1911, 32776; $ 1354 A 1; vgl. auch unten A? Abſ b). — Die Vermutung gilt dem 
Eigenbeſitzer der Sache (5872). Allerdings braucht der Beſitzer nicht den Eigenbeſitz zu beweiſen, 
vielmehr wird er kraft einer weiteren Vermutung zunächſt als Eigenbeſitzer angeſehen. So gilt z. B. 
der Kaufmann als Eigentümer ſeiner Schaufenſterauslagen, und zur Widerlegung genügt nicht der 
Hinweis darauf, daß ein Teil ſolcher Sachen dem Inhaber eines Schaufenſters von anderen Firmen zu 
Werbezwecken oder zum kommiſſionsweiſen Verkauf überlaſſen zu werden pflegt (vgl. RG 20. 11. 
22 VI 142/22). Steht aber feſt, daß der Beſitzer die Sache nicht als ihm gehörend beſitzt, jo entfällt 
die Eigentumsvermutung, gleichviel ob er einem andern den Beſitz vermittelt (vgl. A 5) oder ob, 
etwa im Fall des Fundbeſitzes, ein mittelbarer Beſitz nicht beſteht. Doch kann dem unmittelbaren 
Beſitzer eine dem $ 1006 entſprechende Vermutung dann zuſtatten kommen, wenn er Nießbrauchs⸗ 
oder Pfandbeſitzer iſt (vgl. $$ 1065, 1227: A5). Auf die Vermutung, daß er Nießbraucher oder 
Pfandgläubiger ſei, darf ſich ein ſolcher Beſitzer auch dem klagenden Eigentümer gegenüber be⸗ 
rufen (a. M. Os 10, 127). Dagegen hat, wer in Ausübung eines ſchuldrechtlichen Rechtsver⸗ 
hältniſſes oder eines Familien- oder Erbrechts beſitzt, wie der Mieter oder Pächter, der Ehemann 
oder Inhaber der elterlichen Gewalt, der Teſtamentsvollſtrecker, keine Vermutung für ſich, daß 
das Recht beſtehe. Andererſeits kann ſich auch nicht der Vermieter auf die Vermutung de 
$ 1006 berufen, um fein Pfandrecht an den eingebrachten Sachen des Mieters darzutun; denn 
nach $ 559 iſt das Eigentum des Mieters eine der Vorausſetzungen für die Entſtehung des Pfand⸗ 
rechts (RG 146, 339). 
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Die Vermutung bezieht ſich nur auf bewegliche Sachen, wozu auch die ſcheinbaren Grund⸗ 
ſtücksbeſtandteile des 8 95 gehören. Eine Sache, die mit einer andern als weſentlicher Beſtandteil 
verbunden ift, kann, auch wenn fie ſelbſtändig beſeſſen wird, wegen $ 93 nicht Gegenſtand der 
Eigentumsvermutung ſein. Bewegliche Sachen im Sinne des $ 1006 find auch die Inhaberpapiere 
(vgl. Abſ 1 Satz 2), z. B. Inhaberaktien (RG 63, 406), nicht aber die Legitimationspapiere (Spar⸗ 
kaſſenbücher u. dgl.), nicht die Schuldſcheine und ſonſtigen Urkunden des § 952 (vgl. RG JW 
1913, 3018, 1923, 2291; Warn 09 Nr 106; OLG 18, 193; 26,60). Auch nicht Kraftfahrzeugbriefe 
(vgl. § 932 A 6). Da ſich die Eigentumsvermutung des 3 1006 ohne Rückſicht auf den Beſitz und Inhalt 
von Urkunden, in denen Rechte an der Sache verbrieft ſind, nur auf die Tatſache des Sachbeſitzes 
gründet, ſo kann ſich der Beſitzer des Kraftfahrzeugs, auch gegenüber dem Inhaber des Kraft⸗ 
fahrzeugbriefs, auf $ 1006 berufen; immerhin wird der Beſitz des Kraftfahrzeugbriefs bei der 

iderlegung der Vermutung eine weſentliche Rolle ſpielen (Däubler D% 1938, 1060; Spohr, 
DAUER 1939, 7). Mit Blankoindoſſament verſehene Orderpapiere werden in Abſ 1 Satz 2 (abweichend 
von $ 1362 Abſ 1) nicht erwähnt. Ob fie gleichwohl an ſich hierher zu rechnen wären (dagegen OLG 31, 
117, iſt ohne Bedeutung, da auch Art 16 Abſ 2 desWechſelgeſetzes vom 21.6.1933 (RG Bl 1933 1, 399; 
1934 J, 571; 1935 J, 251; 1938 I, 421, 1752; 1939 I, 1053) eine Eigentumsvermutung enthält, 

ie aber niemals durch das letzte Indoſſament allein, ſondern nur durch eine ununterbrochene 
Reihe von Indoſſamenten begründet wird; dieſes Sondergeſetz würde vorgehen (vgl. RG 24. 2. 21 
V 472/20). Entſprechendes gilt von $ 61 Abſ 2 Aktch (RG Bl 1937 J, 107, 588, 1140; 1938 J, 
385, 988, 1725; 1939 1, 176, 897), $ 365 Abſ 1 HGB und Art 21 Sched& (RGBl 1933 J, 597; 
1935 , 251; 1938 J, 422, 1754; 1939 I, 1053). 


Ihrem Inhalte nach iſt die Vermutung des § 1006 auf das Beſtehen des Eigentums 
abgeſtellt. Wie in den Fällen der $$ 891, 921, 1362, 1527, 1964, 2365 handelt es ſich um Rechts⸗, 
nicht um Tatſachendermutung im Sinne der $ 292 ZPO. Der Beſitzer iſt nicht nur vom 
Beweiſe einer den Erwerb des Eigentums begründenden Tatſache befreit; er braucht eine ſolche 
auch gar nicht zu behaupten (NG ZW 1910, 390%; Rh Recht 1916 Nr 1303). Tut er es, fo ändert 
das nichts an der Beweispflicht des Klägers (RG JW 1923, 2291). Auch dann greift die Vermutung 
Natz wenn er ſich bedingt auf zwei verſchiedene Erwerbsgründe beruft (RG 55, 52). Sobald 

er Beſitz des Beklagten feſtſteht, hat das Gericht das Eigentum fo lange anzunehmen, bis ſich 
aus den vom Kläger zu behauptenden und zu beweiſenden Tatſachen die Unrichtigkeit der Annahme 
ergibt. Dadurch, daß die Vermutung auch gegenüber dem früheren Eigentümer durchgreift, 
55 fie bis zum Beweiſe des Gegenteils auch die Veräußerungsbefugnis deſſen, der im 
0 amen des früheren Eigentümers veräußert hat (MG 12. 1. 23 VII 54/22). Über die Abmilderung 
er Vermutung bei der Herausgabeklage: $ 985 A 6. 


Die Vermutung gilt nur zugunſten des Beſitzers, nicht, wie es nach $ 891 der Fall ift, 
gegen ihn. Die Geltendmachung eines Anſpruchs, der gegen den Fahrniseigentümer als 
fie e e werden muß, wird durch den Beſitz des Beklagten nicht erleichtert. Doch kann 
995 auf die Vermutung außer dem Beſitzer ſelber auch jeder andere berufen, der Rechte von ihm 
Ameitet (RG HR R 1932 Nr 234). So kann es z. B. derjenige tun, dem der Beſtohlene das Eigen ⸗ 
lat nach $ 931 verſchafft hat; ferner der Gläubiger, der Sachen bei feinem Schuldner pfänden 
DRK auch wenn fie nicht im Gewahrſam des Schuldners bleiben (vgl. Seuffa 57 Nr 225; a. M. 
L 9, 119), 
Pr am ehelichen Güterrecht tritt $ 1006 hinter $ 1362 (praesumtio Muciana) zurück. Soweit 
ehen um das Verhältnis zu den Gläubigern des Mannes handelt und nicht Sachen in Frage 
— die ausſchließlich zum perſönlichen Gebrauch der Ehefrau beſtimmt ſind, begründet weder 
ſei; letzige noch der voreheliche Beſitz oder Mitbeſitz der Frau die Vermutung, daß fie Eigentümerin 
1869 mehr muß fie ihren Erwerb beweiſen (RG Gruch 51, 1005; a. M. OLG 12, 129; vgl, 
— A2). $ 1006 greift nur Platz, wenn entweder darüber geftritten wird, ob das Eigentum 
das . Ehegatten oder einem Dritten zuſteht, oder wenn zwiſchen den Gatten ſelber Streit über 
Gla bidentum herrſcht (vgl. für den letzten Fall RG 84, 49). Wird Haushaltsgeld von einem 
übiger des Mannes gepfändet, fo muß die Frau, wenn fie der Pfändung widerspricht ($ 771 
), die zugunſten des Mannes fprechende Vermutung, daß das Geld ihm gehöre, widerlegen; 
te Eigentumsvermutung des $ 1006 Abſ 1 wird durch die Vermutung des § 1362 Abſ 1 
* Wird das Geld von einem Gläubiger der Frau gepfändet, ſo muß der widerſprechende 
ann fein Eigentum beweiſen. Denn bloße Beſitzdienerin ($ 855 A 5) ift die Frau als Leiterin 
Frau ausweſens nicht (Thieſing Di 1937, 935). „Bei den perſönlichen Gebrauchsſachen der 
und Mi die Kraft der Eigentumsvermutung dem Beſitz oder Mitbeſitz des Ehemanns entzogen, 
160. ar hier ſowohl im Verhältnis der Ehegatten zueinander wie zu den Gläubigern (NG 99, 
W arn 1924 Nr 128; vgl. auch oben A 2 Abſ 1). 
üt, 1 durch einſtweilige Verfügung in den Beſitz einer beweglichen Sache eingewieſen 
12.5 25 Vi 48, 0h ber auch die Vermutung des Eigentums für ſich (nicht entſchieden RG 
ee Grund für die Ausnahme bei abhanden gekommenen Sachen (Abſ 1 Satz 2) iſt der, 
er der Beſitzer auf dem im Leben häufigſten Wege der Übertragung Eigentum nicht er⸗ 
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worben haben kann (vgl. $ 935 Abſ 1). Die Ausnahme tritt nur ein, wenn die Sache dem Kläger, 
nicht wenn ſie einem andern abhanden gekommen iſt. Über den Begriff des Abhandenkommens: 
8935 A 4. Dagegen gilt die Regel des Satzes 1 uneingeſchränkt für Geld und Inhaberpapiere; 
denn für fie läßt $ 935 Abſ 2, auch wenn fie abhanden gekommen find, die Eigentumsübertragung 
an den gutgläubigen Erwerber zu. — Daß eine Sache in öffentlicher Verſteigerung erwor⸗ 
ben wurde, muß, da man es ihr nicht anſehen kann, bewieſen werden. Stützt ſich der Kläger auf 
Abhandenkommen und beweiſt der Beklagte, daß er ſie hinterher in der Verſteigerung erworben hat, 
ſo iſt die nach Abſ 1 Satz 2, Abſ 2 für das Eigentum des Klägers ſprechende Vermutung widerlegt. 

4. Für die Eigentumsvermutung zugunſten des früheren Beſitzers nach Abſ 2 gilt alles 
in A 2 und 3 Bemerkte. Trotz der irreführenden Faſſung des Geſetzes greift auch bei ihr die Aus⸗ 
nahme von der Vermutung Platz, die Abſ 1 Satz 2 für abhanden gekommene Sachen vorſchreibt. 
Die Wirkung der zugunſten des früheren Beſitzers beſtehenden Vermutung zeigt ſich bei der 
Herausgabeklage nach Widerlegung der Vermutung zugunſten des gegenwärtigen Beſitzers 
(ogl., auch wegen der Beweislast: $ 985 A 6). Wer aus einem Nachlaß eine Sache erlangt hat 
und behauptet, fie vom Erblaſſer geſchenkt und durch Beſitzvorbehalt ($ 930) übereignet erhalten 
zu haben, muß das beweiſen, da Abſ 2 für den Erben als früheren Beſitzer ſtreitet (R 10. 11. 23 
VII 44/23). Nicht minder nützt die Vermutung dem, der auf Grund früheren Eigentums Schadens⸗ 
erſatz- oder Bereicherungsanſprüche erhebt (NG 83, 393; SeuffA 73 Nr 121). Sie nützt aber 
auch dem Beklagten im Herausgabeprozeß, wenn er die in Streit befangene Sache veräußert 
hat (RG JW 1910, 390%. Auch der Veräußerer, gegen den der Erwerber wegen Entwehrung 
Rückgriff nimmt, kann ſich mit der Vermutung verteidigen. 

5. Im Fall eines mittelbaren Beſitzes (Abſ3) kommen beide Vermutungen, 
die des Abſ 1 wie die des Abſ 2 — a. M. über Abſ 2: JW 1931, 25792 —, dem mittelbaren Beſitzer 
zuſtatten, und zwar dieſem ſowohl Dritten gegenüber (RG 83, 393) wie gegenüber dem 
unmittelbaren Beſitzer (Warn 1924 Nr 180). Dieſer kann als Fremdbeſitzer keine Eigentums⸗ 
vermutung, ſondern nur die Vermutung, daß er Nießbraucher oder Pfandgläubiger ſei (89 1065, 
1227), für ſich geltend machen (vgl. A 1). Daran wird auch durch die Widerlegung der Vermutung, 
die für den mittelbaren Beſitzer gilt, nichts geändert. Natürlich ſteht aber auch dem mittelbaren 
Beſitzer der $ 1006 dann nicht zur Seite, wenn er ſeinerſeits einem noch entfernteren Beſitzer 
den Beſitz vermittelt. Doch darf fi ein Befigmittler Dritten gegenüber darauf berufen, daß der 
höchſtſtufige mittelbare Beſitzer, von dem er ſeine Rechtsſtellung ableitet, als Eigentümer vermutet 
wird (vgl. A 2). — Die Vermutung des Abſ 3 wird aber nur wirkſam, wenn der mittelbare Beſitz 
feſtſteht oder im Beſtreitungsfalle erwieſen wird; das bloße Behaupten des mittelbaren Beſitzes 
reicht nicht aus (RG 3. 5. 21 VII 429/20; HRR 1932 Nr 234). Dem Beſitzer muß nachgewieſen 
1 daß er den Beſitz nicht als Eigenbeſitzer, ſondern als Beſitzmittler für einen andern ausübt 
0 156, 63). 

6. Abweichend von $ 1006 ftellte die VO betr. die Verwendung von Militärgut vom 23. 5. 19 
(RG Bl 477) für Sachen, die aus Beſtänden der Heeres oder Marineverwaltung ſtammen, die 
durch Gegenbeweis widerlegbare geſetzliche pee auf, daß ſie einer der genannten Ver⸗ 
waltungen gehören, auch wenn fie ſich im Privatbeſitz befinden (RG 105, 297; 106, 352). Jetzt 
gilt $ 3 des Gef v. 31. 3. 1923 RGB I, 243, 1010 (und die Ausf VO dazu vom 4. 8. 1923 RGBl J, 
762). Vgl. § 932 A 7. 


9 1007 


1) Wer eine bewegliche Sache im Beſitze gehabt hat, kann von dem Be- 
ſitzer die Herausgabe der Sache verlangen, wenn dieſer bei dem Erwerbe des 
Beſitzes nicht in gutem Glauben war 7). 

Iſt die Sache dem früheren Beſitzer geſtohlen worden, verlorengegangen 
oder ſonſt abhanden gekommen, ſo kann er die Herausgabe auch von einem 
gutgläubigen Beſitzer verlangen, es ſei denn, daß dieſer Eigentümer der Sache 
iſt oder die Sache ihm vor der Beſitzzeit des früheren Beſitzers abhanden ge” 
kommen war. Auf Geld und Inhaberpapiere findet dieſe Vorſchrift keine 
Anwendung.). 

Der Anſpruch iſt ausgeſchloſſen, wenn der frühere Beſitzer bei dem Erwerbe 
des Beſitzes nicht in gutem Glauben war oder wenn er den Beſitz aufgegeben 
hat). Im übrigen finden die Vorſchriften der 88 986 bis 1003 entſprechende 
Anwendung “) 6). 

E 1 945 II 919; M 3 429433; P 3 383. 


1. Die Vorſchriften des $ 1007 über den Anſpruch wegen verlorener Fahrnis reihen ſich nur 
äußerlich den Anſprüchen aus dem Eigentum an. Die Vorſchrift iſt ſo ſchwierig gefaßt, daß der 
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Gedanke des Geſetzes nicht deutlich zum Ausdruck kommt. Irreführend iſt, daß das weſentlichſte 
Merkmal, der unfreiwillige Beſitzverluſt, nicht im erſten Satz erſcheint, ſondern erſt in Abſ 2 und 3 
nachgebracht wird. Sodann bedarf der Aufhellung das Verhältnis zwiſchen der „Aufgabe des 
Beſitzes“ (Abſ 3 Satz 1) und dem aus $ 935 Abſ 1 bekannten „Abhandenkommen der Sache“ 
(Abs 2 Satz 1). Richtiger Anſicht nach bildet die Beſitzaufgabe den Gegenſatz zum unfreiwilligen 
Beſitzverluſt, welch letzterer Begriff ſich zwar in der Regel, nicht aber immer mit dem des Abhanden- 
kommens deckt. Die beiden Begriffe (Beſitzaufgabe und unfreiwilliger Beſitzverluſt) decken ſich 
nicht, wenn (im Falle des mittelbaren Beſitzes) der Beſitzmittler die Sache veruntreut: hier 
iſt fie dem mittelbaren Beſitzer zwar nicht abhanden gekommen (MG 54, 68; $ 935 A 4); aber 
gleichwohl hat er den Beſitz nicht aufgegeben, vielmehr ohne ſeinen Willen verloren. Ferner 
liegt inſofern ein Faſſungsverſehen vor, als ſich die Verneinung des Anſpruchs bei Aufgabe des 
Beſitzes in dem auf beide vorhergehenden Abſätze bezüglichen Abf 3 findet, während fie für den 
Fall des Abſ 2, wo der Kläger Abhandenkommen dartun muß, ſelbſtverſtändlich iſt. Ein weiteres 
Faſſungsverſehen enthalten die Worte „es jei denn, daß dieſer Eigentümer iſt“ in Abſ 2 Satz 1, 
die geſtrichen werden müſſen (vgl. A 3). Beſeitigt man dieſe Mängel, jo würde $ 1007 bei Auf- 
techterhaltung der Beweislaſtregel etwa fo zu lauten haben: „Der frühere Beſitzer einer beweg 
lichen Sache kann von demjenigen, der den Beſitz in böſem Glauben erworben hat, die Herausgabe 
verlangen, ſofern er nicht den Beſitz aufgegeben hat. Handelt es ſich nicht um Geld oder Inhaber- 
papiere und iſt ihm die Sache abhanden gekommen (hat weder er ſelbſt noch ſein etwaiger Beſitz⸗ 
mittler den Beſitz aufgegeben), ſo kann er ſie auch von einem gutgläubigen Beſitzer herausverlangen, 
es ſei denn, daß fie dieſem vor feiner eigenen Beſitzzeit abhanden gekommen war. Der Anſpruch 
iſt ausgeſchloſſen, wenn der frühere Beſitzer beim Erwerbe des Beſitzes nicht in gutem Glauben 
war. Die Vorſchriften der $$ 986—1003 finden entſprechende Anwendung.“ 

Eine bewegliche Sache muß vorliegen und der Kläger ihr früherer Beſitzer geweſen ſein, 
ſei es Eigenbeſitzer oder Fremdbeſitzer Nießbraucher, Pfandgläubiger, Mieter, Verwahrer), ſei 
es unmittelbarer Beſitzer oder mittelbarer, Sach- oder Teilbeſitzer ($ 865), Allein⸗ oder Mitbeſitzer, 
nicht aber ein bloßer Beſitzdiener ($ 855). Der mittelbare Beſitzer hat regelmäßig die Herausgabe 
an ſeinen Beſitzmittler zu fordern, die Herausgabe an ſich ſelbſt nur dann, wenn jener den un⸗ 
mittelbaren Beſitz nicht wieder übernehmen will oder kann (§ 869 Satz 2). Ein früherer Mit- 
yefiber kann gegen den beſitzenden ehemaligen Genoſſen Hagen. Erhebt er gegen einen Dritten 

en Anſpruch auf Herausgabe der ganzen Sache, fo muß er entſprechend 88 1011, 432 die Heraus- 
gabe an alle Mitbeſitzer oder Hinterlegung für alle verlangen. Der Kläger muß ferner gut⸗ 
gläubig ſein, d. h. den Beſitz in gutem Glauben erworben haben. Nur auf den Augenblick des 

eibenverha kommt es an (mala fides superveniens non nocet). Bei dem, der den Anſpruch 
ererbt hat, entſcheidet, wie bei einem Abtretungsempfänger (Forderungserwerber), die Perſon 
des Rechtsvorgängers. Seinem Inhalt nach iſt guter Glaube die nicht auf grober Fahrläſſigkeit 
beruhende irrige Annahme, zu dem ausgeübten Beſitze berechtigt zu ſein (vgl. 9 990 A 2). Ab⸗ 
weichend von $ 932 Abſ 2 kann alſo auch ein Irrtum über die Geſchäftsunfähigkeit des Veräußerers 
oder die Nichtaufgabe des Eigentums ($ 959) an einer gefundenen Sache genügen. Hat der Kläger 
een Beſit unter grobfahrläſſiger Verkennung der Rechtslage erworben, jo dringt er auch gegen 
An bewußt unredlichen Beklagten nicht durch. Seine Gutgläubigkeit wird aber vermutet; 
eingabe des Gegners iſt es, das Gegenteil darzutun, ſofern ſich nicht die Bösgläubigkeit aus dem 
be Vortrage des Klägers ergibt (Abſ 3 Satz 1). Dagegen wäre die Einwendung, der Kläger 
1 e kein Recht, zu beſitzen, in dieſer Allgemeinheit unerheblich; denn der Anſprüch ſtützt ſich 
95 den früheren Beſitz, nicht auf ein Recht zum Beſitz. Anders die Einrede, daß der Beklagte 
ben Kläger gegenüber beſitzberechtigt ſei (vgl. darüber A 5). Auch der Beklagte kann Fremd- 
bel der/ Teilbeſitzer, Mitbeſitzer, mittelbarer Beſizer jein. Dafür gelten dieſelben Regeln wie 
Be der Eigentumsklage (vgl. $ 985 A 2), namentlich auch, was die Verpflichtung des mittelbaren 
ru Terz betrifft (vgl. $ 985 A 3). — Im Konkurs ift für die Anſprüche aus $ 1007 die Ausſonde⸗ 

ugskraft anerkannt (Jaeger KO $ 43 A 27). 

(Ab We ift zu unterſcheiden zwiſchen dem Anſpruch gegen den bösgläubigen Erwerber 
ſtarle Anſpruch gegen den bösgläubigen Erwerber (Abſ 1). Bei gewiſſen Sachen mit beſonders 
5 En Umlauf (vgl. A 3) ift dies die einzige Möglichkeit. Der Kläger muß beweiſen, daß der 
can ate beim Erwerb des Beſitzes bösgläubig war, d. h. ſeine Nichtberechtigung zu dem 
nicht Hm ausgeübten Beſitz kannte oder nur aus grober Fahrläſſigkeit nicht kannte. Das trifft 
Berf ſelten zu, auch wenn der Beklagte von dem Recht des Klägers oder überhaupt von deſſen 
heblich nichts wiſſen konnte. Ein nachträgliches Eintreten des böſen Glaubens iſt auch hier uner- 
de 45 Dem Beklagten ſteht, von der in A ! erörterten Einwendung der eigenen Bösgläubigkeit 
55 Be abgeſehen, die Einwendung zu, der Kläger habe den Beſitz freiwillig auf- 
nr d en (Abſ 3 Satz 1). Dies geltend zu machen und nachzuweiſen, iſt alſo Sache des Beklagten, 
a keiten liegt der Hauptvorzug dieſer Anſpruchsart: kann der Kläger bösgläubigen Beſitzerwerb 
ein eiten des Beklagten nachweisen, fo braucht er nicht darzutun, wodurch bei ihm ſelbſt der Beſitz 
Beſitz e nahm. Natürlich iſt es keine Beſitzaufgabe, wenn ſich der bisherige unmittelbare 
er, z. B. durch Vermietung der Sache, zum mittelbaren macht (vgl. Kühne AgivPrax 20 


2) und dem Anſpruch wegen Abhandenkommens der Sache (Abſ 2; vgl. A 3). 
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[1934], 23ff.). Ein Kind, ein Geiſteskranker und ein beſchränkt Geſchäftsfähiger können den 
Beſitz nicht wirkſam aufgeben (a. A. Pland-Brodmann § 1007 A 3da); desgleichen nicht ein 
Beſitzdiener des Klägers. In dieſen beiden Fällen liegt ſogar Abhandenkommen vor ($ 935 A 4). 
Darüber, daß auch ein Beſitzmittler den Beſitz nicht mit Wirkung gegen den mittelbaren Beſitzer 
aufgeben kann, vgl. A 1. — Außerdem hat der Beklagte zufolge Abſ 3 die Einwendungen, die er 
einer Eigentumsklage entgegenhalten könnte, namentlich nach $ 986 die, daß er dem Kläger gegen⸗ 
über zum Beſitz berechtigt ſei (vgl. A 5). 

3. Anſpruch wegen Abhandenkommens der Sache. Über den Begriff vgl. $ 935 A 4 und 
oben A 1, 2. Beweiſt der Kläger, daß ihm die Sache abhanden kam, fo kommt es auf Gut⸗ oder 
Bösgläubigkeit des Beklagten nicht an. Der Anſpruch geht gegen den Beſitzer als ſolchen. Für 
den Prozeß hat das die Folge, daß hier (anders im Falle des Abſ 1) der Beklagte, wenn er Beſitz⸗ 
mittler iſt, nach $ 76 ZPO den mittelbaren Beſitzer als Urheber benennen kann. Doch greift dieſe 
zweite Anſpruchsform bei Geld und Inhaberpapieren nicht Platz; denn nach $ 935 Abſ 2 (vgl. 
$$ 1032, 1207) wird der gutgläubige Erwerber ſolcher Sachen auch dann Eigentümer (Nieß⸗ 
braucher oder Pfandgläubiger), wenn ſie abhanden gekommen ſind. Auch bei mit Blankoindoſſa⸗ 
menten verſehenen Orderpapieren iſt gemäß den dafür geltenden Sonderbeſtimmungen ($ 1006 
A 2 Abſ 2) für eine Klage gegen den gutgläubigen ordentlich ausgewieſenen Inhaber kein Raum. 

Der Beklagte kann ſich damit verteidigen, der Kläger ſei beim Beſitzerwerb bös⸗ 
gläubig geweſen (Abſ 3 Satz 1; vgl. A 1) oder er, der Beklagte, habe dem Kläger gegenüber 
ein Recht auf den Beſitz (Abſ 3 Satz 2; $ 986; vgl. A 5). Die in Abſ 3 Satz 1 ebenfalls all- 
gemein gegebene Einwendung der Beſitzaufgabe ſtellt ſich hier nur als ein Beſtreiten des 
Klaggrundes dar (vgl. A 1). Außerdem erwähnt Abſ 2 noch zweibeſondere Verteidigungs⸗ 
behelfe: a) Die Einwendung des Eigentums. Hierbei handelt es ſich jedoch um ein Fehl⸗ 
greifen in der Faſſung. Einerſeits geſtattet Abſ 3 Satz 2, verbunden mit § 986, auch dem bös⸗ 
gläubigen Beklagten, ſich auf Eigentum zu berufen, ſo daß dieſe Möglichkeit auch für den 
Fall des Abſ 1 beſteht. Anderſeits iſt kein Grund erſichtlich, warum die Berufung auf das 
Eigentum im Falle des Abj2 anders behandelt werden ſollte als nach Abſ 1. Wenn 
Abſ 2 durch die Worte „es ſei denn, daß“ die Verteidigung als Einwendung im engeren 
Sinne (Anſpruchsverneinung) kennzeichnet und wenn es den Anſchein gewinnt, als ob 
das Eigentum immer und gegen jeden Kläger durchſchlagen müßte, ſo kann dem nicht 
gefolgt werden. Vielmehr liegt beidemale nur eine Einrede vor (vgl. $ 986 A 1), die auch nur 
dann wirkt, wenn das Eigentum den Beklagten gerade dieſem Kläger gegenüber zum Beſitz 
berechtigt. b) Die Einwendung älteren Abhandenkommens. Iſt die Sache auch dem 
Beklagten, und zwar vor der Beſitzzeit des Klägers, abhanden gekommen, jo könnte er nach Abs 2 
dem Kläger, wenn dieſer den Beſitz von einem Dritten wiedererlangt hätte, die Sache abfordern. 
Es iſt daher nur folgerichtig, wenn er gegenüber dem Herausgabeanſpruch des Klägers im Beſitz 
belaſſen wird. Die gleiche Erwägung führt aber auch dazu, dem Kläger gegen die Einwendung 
jene Schutzbehelfe zu geben, die er, wenn verklagt, verteidigungsweiſe geltend machen dürfte, 
alſo den Einwand, daß der Beklagte ſeinen früheren Beſitz böswillig erworben habe, und weiter 
den, er, der Kläger, ſei dem Beklagten gegenüber zum Beſitze berechtigt. Eine Klagänderung iſt 
in ſolchem Vorbringen nicht zu erblicken. Das Beſitzrecht des Klägers kann vor oder nach dem 
erſten Abhandenkommen der Sache erwachſen fein, 3. B. durch Erſitzung oder dadurch, daß der 
Kläger die Sache in öffentlicher Verſteigerung erſtand (§ 935 Abſ 2). Dem Fall, daß die Sache 
dem Beklagten ſelbſt abhanden kam, ſteht es gleich, wenn ſie einem Rechtsvorgänger des Be⸗ 
klagten abhanden gekommen iſt. 

4. Über die Einwendung der Bösgläubigkeit des Klägers: A 1; über die Einwendung, der 
Kläger habe den Beſitz aufgegeben: A 1 und 2. 

5. Anwendung der Grundſätze über den Eigentunsherausgabeanſpruch (Abſ 3 Satz 2). 
a) Vor allem gilt hier die entſprechende Anwendbarkeit des $ 986: der Beklagte hat eine Einrede 
gegen den Herausgabeanſpruch des 5 1007, wenn er oder der mittelbare Beſitzer, 
von dem er ſein Recht zum Beſitz ableitet, dem Kläger gegenüber zum Beſitz 
berechtigt iſt. Auch wer den Beſitz bösgläubig erworben hat, war vielleicht ſchon früher 
berechtigt oder hat ſpäter, z. B. durch Beerbung, ein Beſitzrecht erlangt. Das Recht kann 
dinglicher (z. B. aus Sicherungsübereignung, im Konkurs des früheren Beſitzers zufolge des 
daraus erwachſenen Abſonderungsrechts [Dig 1935, 441]) oder ſchuldrechtlicher Natur fein; auch 
ein Recht gegen den Rechtsvorgänger des Klägers genügt, ſofern die Klage auf einen durch Ab⸗ 
tretung des Herausgabeanſpruchs erworbenen mittelbaren Beſitz gegründet wird (vgl. $ 986 Abſ 2). 
Nötig iſt aber immer, daß das Beſitzrecht gerade dem Kläger gegenüber durchgreift, und dabei 
muß beachtet werden, daß nicht nur Eigentum des Klägers, ſondern auch dingliche Rechte desſelben, 
die das Eigentum beſchränken, und ſchuldrechtliche Anſprüche auf den Beſitz durch die Klage ge 
ſchützt werden ſollen. Daher kann der Eigentumsbeweis des Beklagten unter Umſtänden unzu⸗ 
reichend ſein, z. B. wenn ſich aus der Klagbegründung ergibt, daß der Kläger ein Pfandrecht 
erworben oder die Sache vom Beklagten oder deſſen Erblaſſer gemietet hatte; in ſolchem Falle 
muß der Beklagte weiterhin die Beendigung des Pfandrechts oder der Miete beweiſen. Doch ifi 


Miteigentum $$ 1007, 1008 375 


es, falls der Beklagte fic mit feinem Recht auf den Beſitz verteidigt, Aufgabe des Klägers, be⸗ 
ſtimmte Behauptungen aufzuſtellen. Solange aus ſeinem Vorbringen nichts weiter hervorgeht, 
als daß er die Sache früher beſaß oder daß ſie ihm abhanden gekommen iſt, braucht der Beklagte 
nur ein dingliches oder ein gegen den Kläger gerichtetes ſchuldrechtliches Beſitzrecht zu beweiſen, 
um der Klage den Boden zu entziehen. 

b) Ferner gelten entſprechend die Vorſchriften über die Erſtattung von Nutzungen 
und Schäden (88 987998), ſowie über die Gegenrechte des Beklagten wegen Ver⸗ 
wendungen auf die Sache ($$ 9941003). Ob der Kläger die Herausgabe von Nutzungen 
verlangen kann, wird ſtets von der Geſtaltung der auf das Recht zum Beſitze gegründeten („peti⸗ 
toriſchen“) Einwendungen und Gegeneinwendungen abhängen, und danach beſtimmt ſich auch 
der Umfang des Verwendungserſatzes. Als Schadenserſatz ift, jofern nicht die Gegeneinwendungen 
ein Recht des Klägers herausſtellen, nur fein „Beſitzintereſſe“ zu vergüten (RH Warn 1929 Nr 181). 
Das Selbſtbefriedigungsrecht des $ 1003 läßt ſich allenfalls ausüben, ohne daß der Kläger Eigen⸗ 
tümer fein muß, vorausgeſetzt aber, daß der Beklagte das Nichteigentum nicht gekannt hat ($ 1248). 

6. Verhältnis des Anſpruchs wegen verlorener Fahrnis zu andern Anſprüchen. a) Der An. 
ſpruch aus $ 1007 kann ſowohl mit dem Anſpruch aus dem dinglichen oder perſönlichen Recht auf 
den Beſitz, insbeſondere mit dem Eigentumsanſpruch auf Herausgabe, wie auch mit dem Anſpruch 
aus verbotener Eigenmacht ($ 861) in Wettbewerb treten. Doch braucht weder der eine 
noch der andere Wettbewerb mit Notwendigkeit zu beſtehen. Für das Verhältnis zum Anſpruch 
aus dem Beſitzrecht kommt in Betracht, daß in Fällen, in denen jemand zwar das Recht an der 
Sache oder auf die Sache, nicht aber früheren Beſitz erworben hat, $ 1007 verſagt (vgl. wegen des 
Eigentums z. B. 88 926, 953, 984), während umgekehrt $ 1007 das einzige Hilfsmittel tft, wenn nur 
gutgläubiger früherer Beſiß, kein Recht zum Beſitz vorliegt, oder wenn das Recht wegen feiner 

chuldrechtlichen Natur gegen den gegenwärtigen Beſitzer nicht wirkt. Anlangend das Verhältnis 
zu $ 861, fo iſt es einerſeits möglich, daß der Kläger beim Beſitzerwerbe bösgläubig war, gleichwohl 
aber verbotene Eigenmacht gegen ihn begangen wurde (hier nur $ 861); anderſeits braucht 
der Beklagte, auch bei unfreiwilligem Beſißzverluſt des Klägers, nicht fehlerhafter Beſitzer zu ſein 
(hier nur $ 1007). b) Die verſchiedenen Anſprüche können einzeln oder in Verbindung 
miteinander geltend gemacht werden. Werden ſie einzeln geltend gemacht, ſo begründet 
die Entſcheidung über den einen Anſpruch grundſätzlich keine Rechtskraft für die andern. Dies 
gilt auch für den Fall, daß die Klage aus $ 1007 wegen einer auf das Beſitzrecht gegründeten 
( petitoriſchen“) Einwendung des Beklagten abgewieſen wird. Da die Entſcheidung über Ein- 
wendungen nicht in Rechtskraft übergeht (ZPO 5 322 Abſ 1), ſteht einer ſpäteren Klage aus dem 
Kecht nichts entgegen. Anders wenn der Kläger gegenüber einer „petitoriſchen“ Verteidigung 
mit der Berufung auf ein angebliches Recht geantwortet hat (vgl. A 3 unter b) und dieſes Recht 


aberkannt worden iſt. 
Fünfter Titel 
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8 1008 
Steht das Eigentum an einer Sache mehreren nach Bruchteilen zu, ſo gelten 
die Vorſchriften der 88 1009 bis 1011 9. 
E I 940 II 020: M 3 433, 437; P 3 274. 
1 5 Das BGB kennt die römiſch⸗ rechtliche Form des Miteigentums als Unterart der Ge: 
welnſchaft nach Bruchteilen („Miieigentum“; .. kiberſchrift) und die deutſchrrechtliche Form 
mö iteigentums als gemeinſchaftliches Eigentum zur geſamten Hand. Beide find nur an Sachen 
teiſlich. Eine Unterſcheidung zwiſchen Ober- und Untereigentum, Nutzungseigentum, ge⸗ 
be Item Eigentum kennt das BOB nicht mehr (hierzu Eichler, Wandlungen des Eigentums⸗ 
is in der deutſchen Rechtsauffaſſung und Geſetzgebung, 1938, S. 226 ff.). Die landesgeſetz⸗ 
244. „ Vorſchriften hierüber find jedoch aufrechterhalten (C 8009 Artt 59, 63 u. 113; MG 47, 
geh, vgl. indeſſen jetzt das Geſ über das Erlöſchen der Familienfideikom miſſe und ſonſtiger 
heitiwener Vermögen v. 6. 7. 1938 RG Bl 1938 I, 825; 1939 I, 1064; das Gef zur Verein⸗ 
Fig Jung der Fideikommißauflöfung v 26. 6. 1935 Rol 1935 J, 785; 1938 I, 1323; 1939 1, 
läuft 1064 mit DurhfVO v. 24. 8. 1935 RGBl 1935. J, 1103; 1939 I, 517, 1064; VO über vor- 
Dune Maßnahmen auf dem Gebiete der Fideikommißauflöſung v. 28. 6. 1938 NOBI I, 698; 
S elle urg vom 20. 3. 1939 Rh Bl 1939 I, 509, 1064, ſowie die an anderen 
geb en dieſes Werks, insbeſondere in § 903 A 3 behandelte Reichserbhofgeſetz ⸗ 
1930 7.8 (ihre Einführung in Öfterreich: R&G Bl 1938 J, 935, 1921; im Memelland RG BI 
1939 . 66; in den ſudetendeutſchen Gebieten außerhalb des Reichsgaues Sudetenland RGGBl 
ach w 1069). Bereits beſtehendes Stockwerkseigentum (Eigentum an einzelnen Gebäudeteilen 
wehr gerechter Teilung) bleibt nach EGBGB Art 182 beſtehen, darf aber fernerhin nicht 
als geteiltes Eigentum neu begründet werden (vgl. $ 1010 A J). 
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2. Das Weſen des Miteigentums nach Bruchteilen beſteht in folgendem: Es iſt ein ſelbſtän⸗ 
diges Recht gleicher Art, alſo Eigentum, nicht ein neben dem Eigentumsrecht des einen 
ſich ſtellendes und es belaſtendes Recht (RG 56, 96; 69, 40; JW 1910, 47312, Warn 1925 Nr 19; 
R HNN 1932 Nr 233; ferner HRR 1928 Nr 555; 1932 Nr 1469). Daher finden an ſich auf 
das Miteigentumsrecht alle für das Alleineigentumsrecht geltenden Regeln Anwendung, ſoweit 
nichts Abweichendes vorgeſchrieben iſt (RG 56, 100; 69, 36; JW 08, 4821, Warn 1910 Nr 192; 
vgl. auch RG 147, 209). Die Miteigentumsanteile gehören alſo zu den „Sachen“ im Sinne der 
55 559, 581 Abſ 2, 1258, nicht zu den Rechten im Sinne des $ 1273 (RG 146, 335). In JW 1910, 
47312 hatte das Reichsgericht angenommen, daß dann, wenn auf Grund gemeinſchaftlicher Ver⸗ 
fügung der Miteigentümer eine Hypothek auf das ganze gemeinſchaftliche Grundſtück einge⸗ 
tragen wird, die Hypothek jeden Anteil ſelbſtändig belaſte, daß jeder Anteil für die ganze For⸗ 
derung hafte und daß im Falle der Zwangsverſteigerung auch nur eines Anteils der Gläubiger 
in voller Höhe der Hypothek Befriedigung an dieſem Anteil verlangen könne. Danach ſollte wirt⸗ 
ſchaftlich die Belaſtung, welche die Eintragung einer Hypothek auf dem ganzen Grundſtück für 
den einzelnen Miteigentumsanteil mit ſich bringt, im weſentlichen der Belaſtung gleich fein, 
die eintritt, wenn die Hypothek auf dem Anteil allein eingetragen wird. Dieſe Auffaſſung hat 
das Reichsgericht zugunſten der Annahme einer Geſamthypothek aufgegeben. Wenn mehrere 
Eigentümer je ihren Anteil beſonders, ſei es gleichzeitig oder nacheinander, mit einer Hypothek 
für dieſelbe Forderung belaften, jo entſteht eine Geſamthypothek. Dasſelbe muß aber auch 
dann gelten, wenn die mehreren Bruchteilseigentümer an dem Grundſtück von vornherein durch 
gemeinſchaftliches Handeln eine Hypothek beſtellen oder wenn das Eigentum an einem vom bis⸗ 
herigen Alleineigentümer mit einer Hypothek belaſteten Grundſtück auf mehrere zu Bruchteilen 
berechtigte Miteigentümer übertragen wird (RG 146, 364f.; vgl. 91114; 5 1132 A1 u. 4). Verkaufen 
mehrere eingetragene Miteigentümer das gemeinſchaftliche Grundſtück, ſo iſt es rechtlich möglich, 
daß jeder nur ſeinen Miteigentums anteil hat verkaufen wollen, über den er allein dinglich verfügen 
kann; auch dann aber bleibt das Geſchäft der Verkauf einer Sache, für den die 98 433 ff., 459 ff. gelten 
(RG 3. 5. 28 VI 405/27). Iſt bei einem ſolchen Geſchäft ein Anteil nicht erworben, fo entſcheidet 
ſich der Erwerb der andern Anteile nach $ 139. Das Miteigentum nach Bruchteilen iſt eben ſchon 
während ſeines Beſtehens nach den Bruchteilen rechneriſch geteilt, im Gegenſatz zum Eigentum 
zur geſamten Hand, bei dem während des Beſtehens des Geſamthandverhältniſſes eine ſolche 
Teilung nicht vorliegt. Aber die Teilung iſt nur gedacht, ziffermäßig und betrifft nur das Eigen⸗ 
tumsrecht; wirkliche Teilung der Sache ſelbſt liegt nicht vor. So iſt dieſes Miteigentum eine 
Unterart der Gemeinſchaft nach Bruchteilen und fällt unter die Vorſchriften über die 
Gemeinſchaft nach §8 741ff. 

3. Das Miteigentum nach Bruchteilen bildet die Regel (F 741); ein ſolches anderer Art muß 
von dem bewieſen werden, der ſich darauf beruft. Jenes entſteht kraft Geſetzes (Verbindung, 
Vermiſchung, Vermengung 88 947ff., 963; Schatz § 984; Grenzeinrichtung $ 921; Baum auf 
Grenze § 923; ferner, wenn mehreren dieſelbe Sache vermacht und vom Beſchwerten übergeben 
worden iſt [$ 2157]; Miteigentum an Grenzmauern kann ſeit 1. Januar 1900 nicht mehr 
entſtehen [RG 53, 307); für Privatflüſſe gilt das landesrechtliche Waſſerrecht EGBGB Art 65) 
oder durch Rechtsgeſchäft, fo wenn mehrere Perſonen, die nicht in einem Geſamthandverhältnis 
ſtehen, gemeinſam eine Sache erwerben, z. B. Eheleute, die im geſetzlichen Güterrecht leben 
(RG Seuff A 88 Nr 8). Die rechtsgeſchäftliche Begründung von Miteigentum ſpielt eine erheb⸗ 
liche Rolle auch bei Giroſammelverwahrung (A3 zu g 948 und A 6 zu $ 700). — Zur Frage 
des Eigentumsübergangs bei mehreren Käufern und verdeckter Stellvertretung: R& 109, 167ff. 

Das Miteigentum zur geſamten Hand iſt die geſetzliche Folge der Geſellſchaft (88 705, 718, 
719), allgemeinen Gütergemeinſchaft (58 1437ff.; vgl. z. B. HNN 1934 Nr 719), der fortgeſetzten 
Gütergemeinſchaft ($ 1483), der Errungenſchaftsgemeinſchaft (88 1529 ff.), der Fahrnisgemein 
ſchaft (58 1549 ff.), der Erbengemeinſchaft (85 2032 ff.). Für das Geſamthandsmiteigentum gelten 
die $$ 10081111 nicht. Während bei der Gemeinſchaft nach Bruchteilen das Rechtsverhältnis, 
ſowohl der Beteiligten untereinander wie nach außen, für alle gleichmäßig geordnet iſt (88 741 bis 
758, 1008—1111), iſt es bei der Geſamthandsgemeinſchaft je nach dem Rechtsgrund und dem 
Bed der Gemeinſchaft verſchieden (NG 60, 128). Rechtsgeſchäftlich kann unmittelbar 

ein Miteigentum zur geſamten Hand begründet werden an Stelle des Miteigentums nach Bruch- 
teilen; vielmehr kann dies nur mittelbar geſchehen durch Vereinbarung eines der Rechtsverhältniſſe, 
bei denen die Geſamthand geſetzlich vorgeſchrieben iſt (RG SeuffA 88 Nr 8). Über das deutſch⸗ 
rechtliche Geſamthandseigentum der Mark(Rezeßgemeinſchafts)genoſſen an landwirtſchaftlichen 
„Zweckgrundſtücken“ (Koppel, Wirtſchaftswegen, Triften, Abzugsgräben, Gruben, Stein ⸗ 
brüchen, Kaulen u. ä.) und die Behandlung der Anteile der Erbhöfe daran im Erbhofrecht: 
Spohr JW 1934, 2199. 

An den mit Eheſtandsdarlehen angeſchafften Sachen entſteht in aller Regel beim geſeß⸗ 
lichen Güterſtand Miteigentum der Eheleute nach Bruchteilen, bei den Gütergemeinſchaften da⸗ 
gegen Geſamthandseigentum der Eheleute; bei Gütertrennung entſteht Alleineigentum des 
jeweiligen Ehegatten oder Miteigentum nach Bruchteilen, je nachdem die Eheleute nach den 
Mitteln getrennt erwerben oder die Mittel zum Erwerb vereinigen (vgl. $ 1 Abſ 4 des 3. Gel 
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zur Anderung des Gef zur Förderung von Eheſchließungen v. 3. 11. 1937 RG Bl 1937 J, 1158; 
1938 J, 341, 1670; $ 929 A 5; ferner VO zur Förderung der Landbevölkerung v. 7. 7. 1938 RG BI 
1, 835, 992, 1174, 1670 [betr. Eheſtandsdarlehen, Einrichtungsdarlehen und Einrich⸗ 
tungszuſchüſſe für die Landbevölkerung!) 

Sit jeder Miteigentümer der Polizei gegenüber für die Beſeitigung polizeiwidriger 
Zuſtände auf dem gemeinſchaftlichen Grundſtück (Wegereinigungspflicht!) grundſätzlich auch 
allein verantwortlich, 0 macht es keinen Unterſchied, ob es ſich um Miteigentum nach Bruch⸗ 
teilen oder um eine Geſamthandsgemeinſchaft handelt (PrO VG JW 1939, 510). 


4. Bei Grundſtücken wie bei allen im Grundbuch verlautbarten Rechten muß nach GBO $ 47 
angegeben werden, ob eine Gemeinſchaft nach Bruchteilen oder zur geſamten Hand vorliegt. 
Ohne dieſe Klarſtellung kann über keinen Anteil verfügt werden (KJ 23 A 224). Bei Ver⸗ 
änderung der Anteile iſt Auflaſſung und Eintragung erforderlich. Nur die nähere Angabe über 
die Größe des Bruchteils iſt ohne Auflaſſung nachträglich zuläſſig, wenn fie dem bisherigen tat- 
ſächlichen Zuſtand entſpricht, keine Veränderung ihrer Größe enthält. Ein Vertrag, durch den 
ſich der eine Teil verpflichtet, Bruchteilseigentum an einem Grundſtück zu übertragen, fällt unter 
313 (NG Seuffü 78 Nr 11). Auflaſſung und Eintragung des Eigentumswechſels find auch 
dann unentbehrlich, wenn bei Grundſtücksgeſellſchaften nicht deren Umwandlung in Geſellſchaften 
des bürgerlichen Rechts, ſondern die Auflöſung ſtattfindet, weil hierbei keine Geſamtrechtsnachfolge 
eintritt Criſolli, Kaemmel JW 1935, 1069). Über Belaſtung der Anteile durch eine Brief⸗ 
hypothek: RG 52, 360. Die Belaſtung des Bruchteils eines Grundstücks mit einem Erbbaurecht, 
einer Grunddienſtbarkeit oder einer beſchränkten perſönlichen Dienſtbarkeit ift nicht möglich (98 1012, 
1018, 1090). Aus der Selbſtändigkeit des Anteils (5 747 Satz 1) folgt, daß eine Hypothek, Grund⸗ 
ſchuld oder ein ſonſtiges dingliches Recht jeden Anteil auch dann felbftändig belaftet, wenn das 
Recht auf Grund gemeinſchaftlicher Verfügung der Miteigentümer auf das ganze Grundſtück ein⸗ 
getragen wird (RG 16. 3. 10 V 240/09). Die Zwangsvollſtreckung in den Bruchteil einer 
zeweglichen Sache und in einen Schiffspart geſchieht durch Pfändung (59 857f. 38S), in den 
Bruchteil eines Grundstücks nach Maßgabe der $$ 864, 866 ZPO; die Pfändung des Anteils (vgl. 
3751 A 2, 5747 A 1) iſt hier nicht zuläſſig. Dieſe Zwangsvollſtreckung kann zur Zwangsver⸗ 
ſteigerung des Grundſtücksanteils führen, aber nicht zur Teilungsverſteigerung (8753 A 2). Die Tei⸗ 
0 kann indeſſen durchgeſetzt werden auf Grund der Pfändung des perſönlichen Anſpruchs des 

liteigentümers auf Aufhebung der Gemeinſchaft (§ 749). Hat der Gläubiger dieſen Anſpruch 
emes Schuldners (Miteigentümers) pfänden und ſich überweiſen laſſen, jo kann er gemäß $ 181 
88G „dag Recht des Eigentümers auf Aufhebung der Gemeinſchaft ausüben“ (vgl. d 751 A2 g. E.). 

5. Aus der Natur des Miteigentums als einer Gemeinſchaft nach Bruchteilen folgt 
( A. für die Rechtsbeziehungen der Miteigentümer zueinander (vgl. dazu 
R6 160, 122 [127 f.): 

% 2) Die Verwaltung und Benutzung der gemeinſchaftlichen Sache ſteht den Miteigen- 
mern gemeinſchaftlich zu; dabei iſt Einhelligkeit, insbeſondere zu einer Verfügung, erforderlich 
13 744 Abſ 1). Die zur Erhaltung der Sache notwendigen Maßregeln kann aber jeder einzelne 
(reifen ($ 744 Abf 2). Wird einzelnen Teilhabern die Verwaltung übertragen, fo finden die Grund⸗ 
ion; über den Auftrag ($$ 662ff.) Anwendung. Über die Regelung der Verwaltung und ihre Art 

ie über die Benutzung der Sache entſcheidet jedoch Stimmenmehrheit ($ 745). 
alk Der Miteigentümer hat gegen den andern einen ſchuldrechtlichen Anſpruch auf Er- 
Abs ung, Verwaltung und Benutzung der gemeinſchaftlichen Sache (88 744 Abſ 2, 745 
(88 2), und einen Anſpruch auf Einräumung des Mitbeſitzes gegen den andern Miteigentümer 
N 866, 1007; N 69, 40; 146, 336). Ebenſo die Klage aus $ 1004. Sie können aber die Beſiz⸗ 

waltniſe auch anders regeln (§ 746), insbeſondere beſtimmen, daß der Beſitz allein einem 
als en zuſtehe oder daß einer allein den unmittelbaren Beſitz haben ſoll, den er dann teils 
‚ genbefiter, teils als Fremdbeſitzer ausübt, jo wenn der im unmittelbaren Beſitz befindliche 
enter im Miteigentum ſtehendes Hausgerät in die gemietete Wohnung einbringt. Eine ſolche 
Aue ung der Miteigentümer wirkt auch zugunſten des Vermieters als Pfandgläubiger ($ 1258). 
9685 wenn eine ſolche Regelung nicht getroffen worden ift, fteht dem andern Miteigentümer 
25 den Mieter (und damit den Vermieter als Pfandgläubiger) nicht ohne weiteres (nach 
en Abſſ2) ein Anſpruch darauf zu, daß die eingebrachten Sachen aus der Mietwohnung ent- 
werden (RG 146, 336; vgl. auch $ 1010). 
Undine weſentliche Veränderung der Sache kann nicht verlangt werden. Dies kann zu 
' igkeiten führen. Das Recht des Widerſpruchs darf nicht zur Schikane ausgeübt werden. 
iumſtenfalls bleibt dann nur die Teilung übrig. 


Sachen de dem Miteigentum angemeſſene Form des Beſitzes iſt der Mitbeſitz. Bei beweglichen 
ergibt 8 er vielfach durch Mitverſchluß hergeſtellt werden können. Aus der Natur der Sache 
ei 18 5 der Mitbeſitz meiſt nur dort, wo die Miteigentümer beſtändig zuſammen ſind, wie es z. B. 
itbe j Mitgliedern einer wandernden Schauſpielertruppe zutrifft. In andern Fällen wird der 
ſiß nur als mittelbarer Mitbeſitz möglich fein, die Sache wird bei einem Dritten hinter⸗ 
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legt und er verwahrt ſie für alle Miteigentümer. Dieſer Verwahrer kann gegebenenfalls auch 
einer der Miteigentümer ſein, er hat dann den unmittelbaren Beſitz teils als Eigen-, teils als 
Fremdbeſitzer, der Mitbeſitz iſt teils unmittelbarer, teils mittelbarer Beſitz. 

e) Jeder Miteigentümer hat einen ſeinem Bruchteil entſprechenden Anteil an den Nutzungen 
und Früchten wie an den Laſten (88 743, 748). Iſt das gemeinſchaftliche Grundſtück vermietet, 
ſo hat der Miteigentümer nur Anſpruch auf den nach Bezahlung der Laſten, Abgaben, Auslagen 
und Hypothekenzinſen verbleibenden Überſchuß (RG 89, 180). Nur dieſer kann mit Richtung 
gegen einen von mehreren Miteigentümern gepfändet werden (nicht auch die Mieten ſelbſt). 

1) Kein Miteigentümer hat ein geſetzliches Vorkaufsrecht. Bei Grundſtücken kann ein 
ſolches mit dinglicher Wirkung vereinbart werden ($ 1094). 

g) Jeder Miteigentümer kann die Aufhebung der Gemeinſchaft verlangen. Die Beſchrän⸗ 
kung oder Ausſchließung dieſes Rechtes für immer oder auf Zeit kann vereinbart werden; 
dieſe Abrede bleibt aber in gewiſſen Fällen wirkungslos, ſo wenn für den Miteigentümer ein 
wichtiger Grund vorliegt ($ 723), im Konkurſe (KO $ 16 Abſ 2), ferner nach 95 749—751, 1258 
Abſ 2. Die Aufhebung des Miteigentums geſchieht durch Teilung der beweglichen Sache in 
Natur, bei Grundſtücken durch Zwangsverſteigerung, ſonſt durch Verkauf und Teilung des Er⸗ 
löſes ($ 753). Die Vereinbarung wirkt auch für und gegen den Sondernachfolger, bei Grund- 
ſtücken indeſſen nur, wenn ſie als Belaſtung im Grundbuche eingetragen iſt (§ 1010). 

B. Für die Stellung der Miteigentümer nach außen gilt: 

a) Jeder Miteigentümer hat die Rechte aus $ 1011. 

b) Jeder Miteigentümer kann über ſeinen Bruchteil ſelbſtändig verfügen, alſo auch 
ihn veräußern und belaſten ($ 747 Satz 1; RG 56, 100). Der Eigentumsanteil an einer 
beweglichen Sache kann mit einem Nießbrauch oder einem Pfandrecht, der Eigentumsanteil 
an einem Grundſtück mit Hypotheken, Grund⸗ und Rentenſchulden, mit Reallaſten, Nießbrauch 
und Vorkaufsrecht belaſtet werden, nicht dagegen mit Erbbaurecht, Grund⸗ oder beſchränkten 
perſönlichen Dienſtbarkeiten; der Inhalt dieſer Rechte ſteht entgegen. Über die Sache im 
ganzen müſſen die Miteigentümer gemeinſchaftlich verfügen ($ 747 Satz 2). So erwirbt der 
Gläubiger eine Briefhypothek, die auf den Anteilen mehrerer Miteigentümer eines Grundſtücks 
eingetragen iſt, nur dann, wenn ſämtliche Miteigentümer ihm den Hypothekenbrief aushändigen 
oder, wenn er ſchon im Beſitz ift, eine Einigung über den Eigentumsübergang treffen (R 52, 
360). Zur Begründung oder Übertragung des Miteigentums ift bei Grundſtücken die Auf⸗ 
laſſung und die Eintragung im Grundbuch erforderlich (RG 52, 174; 69, 40). Bei beweglichen 
Sachen iſt zu unterſcheiden, ob ein Alleineigentümer Miteigentum begründen oder ob ein Mit- 
eigentümer ſein Miteigentum übertragen will. In beiden Fällen iſt das Einigſein über den 
Eigentumsübergang, im erſten Falle außerdem regelmäßig die Übergabe zu Mitbeſitz erforderlich 
(8 929 Satz 1). Wenn der Erwerber ſich [hun im Mitbeſitz befindet, greift $ 929 Satz 2 ein. Über 
die Möglichkeiten, wie der Mitbeſitz ausgeſtaltet werden kann: oben unter Ad. Der zweite der 
bezeichneten Fälle iſt ganz nach den Regeln für das Alleineigentum zu behandeln; der veräußernde 
Miteigentümer muß grundſätzlich feinen ganzen Beſitz auf den Erwerber übertragen ($ 929 Saß 1; 
NG 137, 25). Hat der Erwerber dieſen Beſitz bereits erlangt, iſt $ 929 Satz 2 anwendbar. In 
beiden Fällen iſt unter Umſtänden Übergabeerſatz nach 58 930, 931 möglich (RG 139, 117); dabei 
kann ſich der abzutretende Anſpruch auf Herausgabe zu Mitbeſitz auch gegen einen Mitbeſitzer 
richten (RG 69, 40). Mit dinglicher Wirkung gegen einen Dritten kann nach $ 137 das Verfü⸗ 
gungsrecht der Miteigentümer nicht beſchränkt werden, es ſei denn, daß die Miteigentümer 
einen Geſellſchaftsvertrag abgeſchloſſen hätten ($ 719). Bei Grundſtücken kann ein Vorkaufs⸗ 
recht eingeräumt werden ($$ 1009, 1094). Der Alleinbeſitz begründet die Vermutung alleinigen 
Eigentums und alleiniger Verfügungsbefugnis; der Mitbeſiz begründet die Vermutung des 
8 aber nicht ſchon auch die Vermutung ausſchließlicher Verfügungsbefugnis über 
einen Anteil. 


8 1009 

Die gemeinſchaftliche Sache kann auch zugunſten eines Miteigentümers 
belaftet werden !). 

Die Belaftung eines gemeinſchaftlichen Grundſtücks zugunften des jeweiligen 
Eigentümers eines anderen Grundftüds ſowie die Velaſtung eines anderen 
Grundſtücks zugunſten der jeweiligen Eigentümer des gemeinſchaftlichen 
Grundſtücks wird nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß das andere Grundſtück 
einem Miteigentümer des gemeinſchaftlichen Grundſtücks gehört 2) 5). 

E I 947 II 921; M 3 438; P 3 275. 


1. Belaſtung der gemeinſchaftlichen Sache zugunſten eines Miteigentümers. Die Ber 
laſtung eines Anteils eines Miteigentümers zugunſten eines andern Miteigentümers wird als ſelbſt⸗ 
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verſtändlich zuläſſig nicht erſt erwähnt. Soll die ganze gemeinſchaftliche Sache (Grundſtück oder 

ewegliche Sache) belaſtet werden, jo bedarf es der Verfügung aller Miteigentümer, ein- 
ſchließlich des Erwerbers. Der Miteigentümer iſt alſo zugleich Berechtigter und Verpflichteter. 
Die Belaſtung widerſtreitet an ſich dem Grundſatz, daß mangels beſonderer Geſtattung 
niemand im eigenen Namen mit ſich ſelbſt ein Rechtsgeſchäft vornehmen kann 
(ogl. $ 181; RG 47, 209). Dieſe Geſtattung enthält nun § 1009; ſie hat darin ihren Grund, daß 
der Eigentümer nicht nur mit ſich ſelbſt, ſondern zugleich auch mit den anderen Miteigentümern 
das Geſchäft abſchließt (RG 47, 209). Da der das Recht erwerbende Miteigentümer zugleich auf 
der andern Seite mit den übrigen Miteigentümern als verfügender Teil auftritt ($ 747 Satz 2), 
ſo muß er zur Verfügung befugt fein und dieſe in gehöriger Form (vgl. namentlich GB0 8 29 
Satz 1) vornehmen. Die verfügende Erklärung braucht aber keine ausdrückliche zu ſein; ſo wird 
regelmäßig in der auf den Rechtserwerb gerichteten Erklärung des Miteigentümers gegenüber 
den anderen Teilhabern feine Einwilligung ($ 185) in deren verfügende Erklärung ſtillſchweigend 
enthalten fein. Das BGB ſetzt überdies das begrenzte dingliche Recht des Eigentümers an feiner 
eigenen Sache als rechtlich möglich voraus ($$ 889, 1063, 1163 u. a.). Aus § 1009 Abſ 1 ergibt 
ſich, daß auf die zugunſten eines Miteigentümers an dem gemeinſchaftlichen Grundſtück beſtellte 
Hypothek die $$ 1177, 1197 keine Anwendung finden (SeuffA 58 Nr 214). Ebenſowenig $$ 1063, 
1256, wenn der Nießbraucher oder Pfandgläubiger Miteigentümer der belaſteten Sache wird. 
Der Miteigentümer einer Sache braucht ſich nicht gefallen zu laſſen, daß der Gläubiger eines 
andern Miteigentümers die ganze Sache pfändet (RG 13, 180; 144, 236; SeuffA 61 Nr 264). 
Der Gläubiger kann nur das Anteilsrecht des Miteigentümers pfänden. Ebenſowenig braucht 
ein Miteigentümer zu dulden, daß ein anderer Miteigentümer auf Grund eines Titels gegen 
einen Dritten die ganze Sache pfändet (RG 144, 236). 

2. Die Belaſtung zugunſten des jeweiligen Eigentümers eines andern Grundſtücks betrifft 

Zuublettip⸗dingliche“ Rechte: Grunddienſtbarkeiten ($ 1018), Vorkaufsrechte und Reallaſten (88 1094 

bj 2, 1105 Abſ 2). Für gemeinſchaftliche Wege, Brunnen, Hauszwiſchenräume, Durchgänge, 
Durchfahrten befteht hiernach die Möglichkeit, durch gegenſeitige Beſtellung von Grunddienſt⸗ 
barkeiten die Benutzung zu ſichern (vgl. auch $ 751 A J). Der Alleineigentümer verſchie⸗ 
ale Grundſtücke kann übrigens auch an dem einen von ihnen zugunſten eines andern eine 
Grunddienſtbarkeit beſtellen (fo jetzt RG 142, 231). 
ft 3. Die Vorſchrift des $ 1009 trifft nicht unmittelbar den Fall, daß nachträglich die Doppel- 
ſtellung als Berechtigter (oder Belaſteter) und zugleich als Miteigentümer in einer Perſon zu⸗ 
lammentrifft. Der der Vorſchrift zugrunde liegende Gedanke ſteht aber dem Erlöſchen des Rechtes 
urch Vereinigung entgegen. Dieſe tritt weder ein bei Rechten an einem Grundſtück (vgl. $ 889), 
noch bei Rechten an beweglichen Sachen; ſoweit etwa aus den Vorſchriften der $$ 1063 u. 1256 
an ſich im Einzelfall ein anderes hergeleitet werden könnte, wird ihre Wirkung durch § 1009 
eingeſchränkt. 

Auf das Eigentum zu geſamter Hand bezieht ſich die Vorſchrift unmittelbar nicht; 
die entſprechende Anpendang ift aber zuläſſig (OLG 15, 410). 


8 1010 


(Bay b ch altung der Anteile, die nach den Grundſätzen der $8 873ff. vorgenommen wird 
vgl. 5 Ä N 0 
2 Fim 746, 751) getroffenen Beſtimmungen für Grundſtücke durch die Vorſchrift ein, daß die 
W als Belaſtung des durch den Sondernachfolger erworbenen Anteils — oder des 
auf die Tundſtüc — im Grundbuch eingetragen werden muß. Die Vorſchrift bezieht ſich nur 
Mie tz 
etzinsa 


ach der herrſchenden Meinung um eine beſondere Art der „Belaſtung“, wie es das Geſetz ſelbſt 
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ausdrückt. Die nicht eingetragene Vereinbarung wirkt für ſich auch nicht gegen die Sondernach⸗ 
folger, die fie kennen; $ 892 Abſ 1 Satz 2, der von einer Verfügungsbeſchränkung handelt, findet 
keine Anwendung. Die Belaſtung greift ſelbſtverſtändlich nicht weiter, als die geſetzliche Wirk⸗ 
ſamkeit der getroffenen Beſtimmung reicht; Inhalt und Wirkung wird durch die Eintragung nicht 
905 dieſe Wirkſamkeit wird eingeſchränkt in $$ 749 Abſ 2, 3, 750, 751 Satz 2 (vgl. $ 16 Abſ 2 

)) 

Über die Eintragung der Belaſtung und ihre Aufhebung: 88 873ff., GBO 88 19ff. Die 
einzutragende Belaſtung iſt durch die Eintragung in ihrer ganzen rechtlichen Tragweite erkennbar 
zu machen; ſie muß in dem Eintrag nach ihrer allgemeinen rechtlichen Natur und nach ihrer 
beſonderen Art gekennzeichnet werden; die Eintragung allein der Tatſache, daß die Miteigentümer 
die Verwaltung und Benutzung geregelt haben, genügt nicht (JFG 15, 292). Eintragungs⸗ 
fähig iſt z. B. die Vereinbarung zweier Miteigentümer eines Grundſtücks, daß einer von ihnen 
die Aufhebung der Gemeinſchaft durch Zwangsverſteigerung nur verlangen könne, wenn das 
Meiſtgebot eine beſtimmte Höhe erreiche; ebenſo die Vereinbarung, daß die Aufhebung des Mit⸗ 
eigentums ſolange ausgeſchloſſen fein ſoll, als nicht beſtimmt bezeichnete Perſonen ihr zugeſtimmt 
haben (KGJ 51, 198). Zugelaſſen hat das Kammergericht auch die folgende Eintragung auf dem 
Grundſtück zweier Miteigentümer: „Die Benutzung und Unterhaltung der vom Hausflur zum 
Boden führenden Leiter ſteht den beiden Miteigentümern gemeinſchaftlich zu“ (OLG 43, 5). 
Wird aber ein Miteigentumsanteil an mehrere Perſonen zu Bruchteilen übertragen, ſo treten ſie 
nicht in eine beſondere Bruchteilsgemeinſchaft an dem Anteil, hierauf bezügliche Abreden ſind 
alſo nicht eintragungsfähig; die Erwerber treten vielmehr mit den entſprechenden Anteilen am 
Grundſtück in die das Geſamtgrundſtück umfaſſende Bruchteilsgemeinſchaft ein (KJ 51, 198). 
Die zu einem Erbhof gehörenden Miteigentumsanteile des Bauern an Grundſtücken und 
anderen Zubehörungen fallen unter das Veräußerungs⸗ und Belaſtungsverbot des $ 37 RErbhofG 
und dürfen auch nicht im Wege der Teilungsverſteigerung vom Erbhof getrennt werden. Die 
Veräußerung darf nicht genehmigt werden, wenn hierdurch die Erbhofeigenſchaft des Reſtbeſitzes 
verloren ginge (Taſche, Vogels JW 1936, 551). 

Auf Grund des § 1010 Abf 1 kann eine neuzeitliche Art des Stockwerkseigentumz begründet 
werden (Miteigentum nach Bruchteilen, gegenſeitige Einräumung eines nach Stockwerken ge⸗ 
teilten Benutzungsrechts, Ausſchluß der Teilung). Vgl. EG Artt 131, 128, 182 ($ 1008 A 1). 

Handelt es ſich um ein Geſamthandseigentum (3. B. im Falle eines letztwilligen Ver⸗ 
äußerungsverbots hinſichtlich der Nachlaßgrundſtücke), jo ift $ 1010 erſt dann anwendbar, wenn 
das Geſamthandseigentum durch Vereinbarung in Bruchteilseigentum umgewandelt worden iſt 
(ogl. $ 2044 A 2; HRR 1935 Nr 1319). 

2. Was die Eintragung im Grundbuch nach Abf 2 anlangt, fo iſt unter den ſehr verſchiedenen 
Anſichten der Meinung von Achilles⸗Strecker (G80, Einleitung S. 18— 20) zuzuſtimmen, wo⸗ 
nach auch hier eine eigentümliche Art der Belaſtung angenommen werden muß. Ihr Inhalt 
beſteht darin, daß zugunſten des berechtigten Miteigentümers die Miteigentümer der übrigen 
Anteile als ſolche die auf die $8 755, 756 gegründeten, näher zu bezeichnenden Verpflichtungen 
haben. Bei beweglichen Sachen wirkt der Anſpruch gemäß § 755 Abſ 2, $ 756 Satz 2 an ſich gegen 
die Sondernachfolger. Im übrigen vgl. die A bei 98 755, 756. 

3. Durch eine Vereinbarung nach $ 1010 wird an fich nur die Teilung, nicht das Verfügungs⸗ 
recht des einzelnen Miteigentümers über ſeinen Anteil auge e 


8 1011 


Jeder Miteigentümer kann die Anſprüche aus dem Eigentume Dritten gegen” 
über in Anſehung der ganzen Sache geltend machen 1), den Anſpruch auf Her- 
ausgabe jedoch nur in Gemäßheit des 8 432 2) 8) 4). 

E 1 951 II 923; M 3 449; P 3 281. 

1. Die Anſprüche aus dem Eigentum find teils dinglich (8$ 894, 985 ff., 1004, 1005, 1007, 
1027), teils perſönlich (58 987, 989, 990, 823ff.). Über den Beſitzſchutz: 99 859, 861, 862, 866, 
867. Es verſteht ſich von ſelbſt, daß der Miteigentümer die Anſprüche aus dem Eigentum in 
Anſehung ſeines Bruchteils gegen jedermann geltend machen kann. Gegen die übrigen 
Miteigentümer muß er ſich auf die Geltendmachung dieſes Teilrechts beſchränken; den 
Beſitzſchutz genießt er gegen dieſe in den Schranken des $ 866; auch aus $ 1004. Über perſön⸗ 
liche Anſprüche gegen die Teilhaber vgl. auch 5$ 743, 744, 745 Abſ 2, 748. Dritten gegenüber 
verleiht das Geſetz aus Zweckmäßigkeitsgründen dem Miteigentümer die Macht, die Anſprüche 
aus dem ganzen Eigentum geltend zu machen (RG 69, 40). Er hat inſoweit zum Beſten der 
Gemeinſchaft eine eigentümliche Art geſetzlicher Vertretungsmacht für die untätigen Teilhaber. 
Daraus iſt zu folgern, daß er auch deren Miteigentum, nicht nur fein eigenes Bruchtells“ 
eigentum, beweiſen muß. Jedoch ſteht ihm auch inſoweit die Vermutung des $ 1006 zur Seite. 
Ebenſo kann er Berichtigung des Grundbuchs für das ganze Grundſtück verlangen ($ 894; 
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JW 1911, 28010). Dem Miteigentümer ſteht auch die Klage auf Einräumung des Mitbeſitzes zu 
(RG 69, 40); ebenſo die Klage aus $ 1004. Ferner wird man dem Miteigentümer das Recht 
zubilligen muͤſſen, das Eigentum aller Miteigentümer im Rechtsſtreit feſtſtellen zu laſſen. Es 
handelt ſich dabei zwar um das Eigentum ſelbſt und ſtreng genommen alſo nicht um einen Anſpruch 
aus dem Eigentum; auf dieſen Unterſchied ift jedoch kein ausſchlaggebendes Gewicht zu legen. 
Wer die Herausgabeklage ($ 985) erheben kann, muß auch zur Feſtſtellungsklage, namentlich 
zur Zwiſchenfeſtſtellungsklage nach $ 280 ZP befugt fein. 

Das rechtskräftige Urteil im Rechtsſtreit des einzelnen Miteigentümers hat für und gegen 
die untätigen Teilhaber keine Rechtswirkung (vgl. M 3, 446). Es bleibt bei der Regel des $ 325 

O; wird alſo von zwei auf Herausgabe an alle klagenden Miteigentümern der eine im erſten 

Rechtszug rechtskräftig abgewieſen, fo kann der andere den Anſpruch in zweiter Inſtanz weiter ⸗ 
verfolgen. Der Beklagte kann auch nicht einwenden, er ſei an Stelle des abgewieſenen Miteigen- 
tümers zum Mitbeſitz berechtigt (RG 119, 168; vgl. auch HRR 1936 Nr 1452). Das Recht des 
Miteigentümers aus $ 1011 ift eben ein von dem gleichen Recht der übrigen Miteigentümer unab- 
hängiges Sonderrecht (aaO. 169). Obſiegt der allein klagende Miteigentümer, ſo übt das inſo⸗ 
fern eine gewiſſe tatſächliche Wirkung zugunſten der übrigen Miteigentümer aus, als die Leiſtun 
an alle, die Hinterlegung oder die Herausgabe der Sache an den Verwahrer ($ 165 FGG) 11 
ihnen zugute kommt ($ 432). 
2. Herausgabe (58 985ff., 1007) kann der Miteigentümer nur an alle Miteigentümer 
in den Grenzen des $ 432 verlangen ($ 985 A 1). Die Vorſchrift umfaßt auch die Anſprüche 
auf Herausgabe der Nutzungen und auf Schadenserſatz (vgl. 55 987, 989, 990, 828 ff.), ſoweit die 
geforderten Leiſtungen unteilbar ſind. Sind ſie dagegen teilbar, ſo beſteht überhaupt keine Ge⸗ 
meinſchaft (vgl. 5 741 A 1 g. E., § 743 A 1; a. M. Biermann $ 1011 A 2; Staudinger⸗Kober 
A 1; wie hier Planck⸗Strecker A 1 ch). 

3. Iſt eine Hypothek den mehreren Eigentümern des belaſteten Grundſtücks als Eigen ⸗ 
tümergrundſ chuld angefallen, ſo können ſie darüber nur gemeinſchaftlich verfügen; ein jeder 
kann aber für ſich die Klage auf Löſchungsbewilligung erheben. Klagen ſie gleichwohl gemein⸗ 
ſchaftlich, fo liegt eine notwendige Streitgenoſſenſchaft vor (RG 60, 269; vgl. 5 744 A 3). Wird 
Ele Briefhypothek infolge teilweiſen Nichtentſtehens der Hypothekenforderung teilweiſe zur 
t igentümergrundſchuld, ſo wird der Eigentümer des Grundſtücks Miteigentümer des Hypo⸗ 
hekenbriefs zu dem aus dem Hypothekenanteil ſich ergebenden Bruchteil. Hieraus darf aber 
nicht gefolgert werden, daß ihm ein Anſpruch auf Herausgabe oder auf Einräumung des Mit- 
alten ($ 931) an dem Brief gegen den eingetragenen Gläubiger zuſtehe, der ihn im 
Beſitz hat (RG 69, 36). 

4. Zu einer entſprechenden Anwendung von g 1011 iſt das Reichsgericht gelangt, als in einem 
Fall mehrere Perſonen Eigentümer von Sachen geweſen und geblieben waren, aus denen eine 
ge einheitliche Sache — ein Kraftwagen — hergeſtellt worden war, ohne daß den Einzelſachen 
965 Eigenſchaft weſentlicher Beſtandteile der neuen Sache zukam. Hier billigt das Reichsgericht 

em Eigentümer eines Beſtandteiles ein die Veräußerung der ganzen Sache hinderndes Recht 
zu, wie es nach $ 1011 dem Miteigentümer zufteht (RG 144, 236). 


Vierter Abſchnitt 


Verordnung des Reichs⸗Arbeitsamts über das Erbbaurecht, 
vom 15. Januar 1919 (RG BBl S. 72) !). 


Be: Durch dieſe am 22. Januar 1919 in Kraft getretene, mit Geſetzeskraft verſehene Verord⸗ 
6 30 ſind für die künftig zu begründenden Erbbaurechte die 58 1012—1017 BOB aufgehoben 
beste BO; F 1 Reichsübergangsgeſetzes v. 4.3.1919, RG Bl 285). Für die am 22. Januar 1919 
inahe ven Erbbaurechte bleibt das bisherige Recht maßgebend (538 Bo). Das bisherige Recht, 
eſondere die 85 1012—1017 BG, ift dargeſtellt in 538 A 1. l 
115 A Im internationalen Privatrecht beſtimmen ſich Entſtehung und Inhalt des Erhbaurechts 
50 5 Recht des Gebiets, in welchem das Grundſtück liegt. Das Recht dieſes Gebiets beſtimmt 
ilt de das Erbbaurecht ein grundſtücksgleiches Recht ift. — In Oſterreich und dem Sudetenland 
7 5 Geſ über das Baurecht v. 26. 4. 1912 (öRGBl 86) mit VO v. 11. 6. 1912 (ROLL 114). 
m ch können Erbbaurechte nur von beſtimmten öffentlich⸗rechtlichen oder gemeinnützigen 
wird dichaften ausgegeben werden. Die Spekulation mit Erbbaurechten und Siedelungsland 
> dadurch eingeſchränkt. (Beitzke .)] KR 
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I. Begriff und Inhalt des Erbbaurechts!) 
1. Gesetzlicher Inhalt 2) 


8 1 

Ein Grundstücks) kann in der Weise belastet werden 4), daß demjenigen, 
zu dessen Gunsten b) die Belastung erfolgt, das veräußerliehe und vererbliche 
Recht é) zusteht, auf oder unter der Oberfläche des Grundstücks 7) ein Bau- 
werk ®) zu haben?) (Erbbaurecht). 

Das Erbbaurecht kann auf einen für das Bauwerk nicht erforderlichen 
Teil des Grundstücks erstreckt werden, sofern das Bauwerk wirtschaftlich 
die Hauptsache bleibt 10). 

Die Beschränkung des Erbbaurechts auf einen Teil eines Gebäudes, ins- 
besondere ein Stoekwerk, ist unzulässig 11). 

Das Erbbaurecht kann nicht durch auflösende Bedingungen beschränkt 
werden 12). Auf eine Vereinbarung, durch die sich der Erbbauberechtigte ver- 
pflichtet, beim Eintreten bestimmter Voraussetzungen das Erbbaurecht auf- 
zugeben und seine Löschung im Grundbuch zu bewilligen, kann sich der 
Grundstückseigentümer nicht berufen 13). 


1. Das Erbbaurecht iſt aus den Wurzeln der römiſch⸗rechtlichen Superſizies und der mittel⸗ 
alterlichen Bodenleihe (RGS Gruch 68, 558) erwachſen. Nach dem Inkrafttreten des BGB, das 
ſich darüber nur in ſechs Paragraphen (88 1012—1017) verhielt, erkannte man in dieſem Recht 
ein Mittel, zur Abhilfe der Wohnungsnot Bodenflächen auch dann für Bauzwecke nutzbar zu 
machen, wenn der Eigentümer ſein Grundſtück nicht veräußern darf oder will. Das Recht wurde 
daher durch die VO v. 15. 1. 1919 weiter ausgebaut. Nach dieſer Regelung iſt das Erbbaurecht 
($ 1 Abſ1 8D; früher § 1012 BGB) ein dingliches Recht an fremder Sache, und zwar 
das veräußerliche und vererbliche Recht, auf oder unter der Oberfläche eines Grundſtücks ein 
Bauwerk zu haben. Da es veräußerlich und vererblich iſt, kann es ſowohl durch rechts⸗ 
geſchäftliche Übertragung als auch kraft Geſetzes durch Erbfolge (88 1922, 1942, 2100, 2139 BG) 
oder Eingehung einer gütergemeinſchaftlichen Ehe mit dem Erbbauberechtigten (88 1438, 1519, 1549 
BGB) ſowie durch Zuſchlag in der Zwangsverſteigerung ($ 90 ZVG) erworben werden. Seine 
Veräußerlichkeit kann aber nach $ 5 VO an die Zuſtimmung des Grundſtückseigentümers ge- 
bunden werden; dieſe Vereinbarung hat die rechtlichen Folgen der 9 6—8 VO. Das Erbbaurecht 
iſt nicht lediglich ein Benutzungsrecht (A 9), aber auch kein geteiltes Eigentum oder Mit⸗ 
eigentum zwiſchen dem Grundſtückseigentümer und dem Erbbauberechtigten. Errichtet dieſer 
ſelbſt, wie es in der Regel der Fall ſein wird, das Bauwerk, ſo iſt er deſſen Eigentümer, da es 
weſentlicher Beſtandteil nicht des Grundſtücks, ſondern des Erbbaurechts wird (8 12 Abſ 1 Satz 1, 
Abſ2 Vo; 995 Abſ1 Satz 2 BGB; R JW 1903 Beil 90; KG 39 B 50; OLG 31, 333); das Eigen⸗ 
tum an dem Grund und Boden, auf dem das Bauwerk ſteht, verbleibt dem Grundſtückseigentümer. 
it das Bauwerk bei der Beſtellung des Erbbaurechts ſchon vorhanden (vgl. bereits OLG 26, 125), 
jo geht der Grundſtückseigentümer zwar des Eigentums daran nicht verluſtig (KJ 39 B 50); nach 
§ 12 Abſ 1 Satz 1, 2 VO gilt aber das Bauwerk auch in dieſem Falle als weſentlicher Beſtandteil 
des Erbbaurechts, ſo daß für die Dauer des Rechts das Eigentum des Grundſtückseigentümers 
beſchränkt iſt und für die Belaſtungen des Erbbaurechts mithaftet. Streitig iſt, ob nicht fogar der 
Erbbauberechtigte angeſichts der Vorſchrift, daß das Bauwerk als weſentlicher Beſtandteil des 
Erbbaurechts gilt, ebenfalls Eigentum daran erlangt. Die Vorſchriften über Anſprüche aus 
dem Eigentum finden auf das Erbbaurecht entſprechende Anwendung ($ 11 Abſ 1 Satz 1 
BO; früher 5 1017 Abſ 2 BOB). Der Erbbauberechtigte iſt Beſitzer des Bauwerks und des 
Baugrundes; erſtreckt ſich ſein Recht auf einen weiteren Teil des Grundſtücks (5 1 Abſ 2 VO; 
früher $ 1013 BGB), fo iſt er in der Regel auch Beſitzer dieſes Teils. Zum Schutz feines Beſitzes 
ſtehen ihm die Beſitzklagen zu. Der Grundſtückseigentümer hat mittelbaren Beſitz im Sinne 
des $ 868 BGB an den genannten Grundflächen und, wenn er Eigentümer des Bauwerks iſt, 
auch an dieſem. Das Erbbaurecht kann nur als ſubjektiv-perſönliches Recht für eine natürliche 
oder juriſtiſche Perſon beſtellt werden, nicht als ſubjektiv⸗dingliches Recht für den jeweiligen 
Eigentümer eines anderen Grundſtücks (OLG 15, 359). Nachdem es aber erworben iſt, kann es 
mit einem dem Erbbauberechtigten gehörigen Grundſtück nach 8 890 BGB (F 11 VO; früher 
$ 1017 BOB) zu einem Grundſtück vereinigt werden. Die Beſtellung des Erbbaurechts unter 
einer aufſchiebenden Bedingung ober einer Zeitbeſtimmung iſt zuläſſig (RG 61, 1). Dagegen 
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kann es nicht durch auflöſende Bedingung beſchränkt werden ($ 1 Abſ 4; A 12). Für das Erbbau⸗ 
recht gelten die ſich auf Grundſtücke beziehenden Vorſchriften; es wird ähnlich wie ein 
Grundſtück behandelt (88 11, 14 VO; $ 20 GBO in der Faſſung des § 37 Abf 1 VO, $ 22 Abſ 2 
689; früher $ 1017 BGB, 5 7 GBO). Dieſer Grundſatz gilt auch in Anſehung der Zwangs⸗ 
vollſtreckung und der Arreſtvollziehung (88 864ff., 932 ZPO mit 89 11, 24 VO). Bei der Ein- 
tragung in das Grundbuch wird für das Erbbaurecht von Amts wegen ein beſonderes Grundbuch⸗ 
blatt (Erbbaugrundbuch) angelegt ($ 14 Abſ 1 Satz 1 Vo; früher nach dem durch $ 35 VO 
aufgehobenen $7 GBO a. F. nur auf Antrag ausgenommen im Falle der Veräußerung oder Be- 
laſtung). Das Erbbaugrundbuch iſt für das Erbbaurecht das Grundbuch im Sinne des BGB 
($ 14 bj 2 BO; ogl. für früheres Recht 8 3 Satz 2 EBD). — Zur Entſtehung eines Erbbaurechts 
durch Rechtsgeſchäft bedarf es gemäß § 873 BGB ($ 11 BO) der Einigung zwiſchen dem 
Grundſtückseigentümer und dem Erwerber und der Eintragung in das Grundbuch des belaſteten 
Grundſtücks (JFG 2, 306). Daß die Einigung bei gleichzeitiger Anweſenheit beider Teile vor dem 
Grundbuchamt erklärt wird, iſt nicht mehr wie früher ($ 1015 BGB) erforderlich. Nach § 11 
BD findet auch $ 925 BGB (Auflaſſung) auf das Erbbaurecht keine Anwendung. Die Einigung 
{fl daher (materiellrechtlich) auch formlos gültig (J 53, 152); ob fie im Einzelfall vorliegt, iſt 
Auslegungsfrage (RG Warn 1933 Nr 161). Formellrechtlich genügt jedoch zur Vornahme der 
Eintragung nicht, wie ſonſt bei einer Grundſtücksbelaſtung, die Eintragungsbewilligung des Eigen⸗ 
tümers (519 G09). Vielmehr iſt nach der Ordnungsvorſchrift des H 20 GBO (in der Faſſung 
= $37 VO) dem Grundbuchamt die Einigung beider Teile nachzuweiſen, und zwar in der Form 
des 529 GB (KchJ 53, 152). Die Art der Eintragung iſt behandelt in 814 A 2. Auch durch 
Bucherſitzung kann nach § 900 BOB ($ 11 BD; früher $ 1017 BGB) ein Erbbaurecht entſtehen 
a Jahre lang unrichtiges Eingetragenſein des Erbbaurechts und Beſitz des Grundſtücks durch 
den Buchberechtigten in Ausübung eines Erbbaurechts). — Zur Übertragung des Erbbaurechts 
durch Rechtsgeſchäft auf einen andern bedurfte es früher nach den $$ 1017 Abſ 2, 925 B 
115 vor dem Grundbuchamt bei gleichzeitiger Anweſenheit beider Teile zu erklärenden Auf⸗ 
laſſung und der Eintragung. Jetzt genügt eine gewöhnliche Einigung, die auch formlos rechts⸗ 
weten it, und die Eintragung in das Erbbaugrundbuch (8 873 BER; 88 11, 14 VO). Formell⸗ 
rechtlich iſt aber auch hier, wie bei der Beſtellung eines Erbbaurechts, zur Eintragung der Über⸗ 
tragung nach der Ordnungsvorſchrift des 8 20 GBO (in der Faſſung des $ 37 VO) er- 
berderlich, daß dem Grundbuchamt die Einigung beider Teile nachgewieſen wird, und zwar in der 
Jorm des $ 29 GBO. Bei einem Erbbaurecht mit lediglich geſetzlichem Inhalt ($ 1 BO) bedarf 
A5 r Übertragung nicht der Zuſtimmung des Grundſtückseigentümers. It jedoch gemäß $ 5 
an 1 VO als Inhalt des Erbbaurechts vereinbart worden, daß der Erbbauberechtigte zur Ver⸗ 
grberung des Erbbaurechts der Zuſtimmung des Grundſtückseigentümers bedarf, fo ift nach $ 6 
lar 1 V8 zur Wirkſamkeit der Übertragung dieſe Zuſtimmung erforderlich. Der Erbbauberechtigte 
Rech das Erbbaurecht auch auf den Grundſtückseigentümer übertragen; ein Erlöſchen des 
des tritt dabei nach $ 889 BGB nicht ein (OLG 31, 334). Iſt gemäß $ 2 Nr 4 VO als Inhalt 
jep Erbbaurechts vereinbart, daß der Erbbauberechtigte beim Eintreten beſtimmter Voraus⸗ 
ſon ngen zur Übertragung des Erbbaurechts auf den Grundſtückseigentümer verpflichtet ſein 
f alle hat der Grundſtückseigentümer gegebenenfalls einen Anſpruch auf die Übertragung (Heim- 
ſteluun ſp ruch: 93 VO). Nach $ 11 Abſ 1 Satz 2 VO kann die Übertragung, anders als die Be⸗ 
erſolgch des Erbbaurechts nicht unter einer Bedingung oder einer Zeitbeſtimmung 
ite gen. — Die Belaſtung eines Erbbaurechts (z. B. mit hypothekariſchen Rechten, Dienſtbar⸗ 
8 110 Reallaſten, Vorkaufsrechten) geſchieht in gleicher Weiſe wie die Belaſtung eines Grundſtücks 
gemäß Di früher $ 1017 Abf 1 BGB). — Zur Anderung des Inhalts eines Erbbaurechts iſt 
une 88 877, 873 BGB ($ 11 BO; früher $ 1017 Abſ 1 BGB) die Einigung zwiſchen dem Strund- 
beda igentümer und dem Erbbauberechtigten und die Eintragung erforderlich. Dieſe Einigung 
air rf, ebenſo wie die Einigung über die Beſtellung und die Übertragung des Erbbaurechts, 
durch gleriellen 1 keiner Form. Formellrechtlich iſt auch hier nach der dem $ 20 GBO 
06 37 Abſ 1 VO gegebenen Faſſung zur Vornahme der Eintragung die Einigung beider 
grundbn der Form des $ 29 GVO nachzuweiſen. Die Eintragung hat nicht nur in das Erbbau⸗ 
Belaſt uch ($ 14 VO), ſondern auch in das Grundbuch über das Grundſtück zu erfolgen, da die 
it dung des Grundſtücks durch das Erbbaurecht eine Anderung erfährt. Iſt das Erbbaurecht 
’ Bus Recht eines Dritten belaftet, ſo bedarf es nach $$ 877, 876 BOB zu der Inhaltsänderung 
erfol zustimmung des Dritten. — Die Beendigung des Erbbaurechts durch Rechtsgeſchäft 
f n 9875 BGB (5 11 VO; früher $ 1017 Abſ 1 BGB; dazu RIA 8, 279) durch die von 
gegeben baußerechtigten gegenüber dem Grundbuchamt oder dem Grundſtückseigentümer ab⸗ 
rundſtag ätung, daß er das Recht aufgebe, und die Löſchung im Grundbuch über das belaſtete 
60 9 auch auf dem zu ſchließenden Erbbaugrundbuch zu vermerken iſt (8 55 Abſ 6, 99 34, 
dem Gr dh Verf v. 8. 8. 1935). Nach § 26 WO bedarf es dazu aber weiter noch der gegenüber 
ein undbuchamt oder dem Erbbauberechtigten zu erklärenden Zuſtimmung des Grundſtücks⸗ 
ferner gerne, Iſt das Erbbaurecht mit Rechten Dritter (z. B. Hypotheken) belaſtet, ſo iſt 
oder a 5876 BGB bie Zuſtimmung dieſer Dritten erforderlich, die dem Grundbuchamt 
jenigen gegenüber abzugeben ift, zu deſſen Gunſten fie erfolgt. Ferner endigt das Erb⸗ 
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baurecht durch Ablauf der Zeit, für welche es beſtellt iſt, wobei nach 527 Abſ 1 BO der Grund⸗ 
ſtückseigentümer dem Erbbauberechtigten eine Entſchädigung für das Bauwerk zu leiſten hat. 
Jedoch kann das Erbbaurecht verlängert ($ 27 Abf 3 BDO) und als Inhalt des Erbbaurechts 
ein Vorrecht für den Erbbauberechtigten auf Erneuerung des Rechts nach deſſen Ablauf 
eingeräumt werden (12 Nr 6 VO). Weiter endigt das Erbbaurecht gemäß $ 901 BOB ($ 11 VO; 
früher $ 1017 Abſ 1 BGB) durch Verjährung, wenn es mit Unrecht im Grundbuch gelöſcht und 
der Anſpruch des Erbbauberechtigten gegen den Grundſtückseigentümer verjährt iſt. Dagegen 
finden die 98 927, 928 BGB keine Anwendung mehr auf das Erbbaurecht ($ 11 Abſ 1 BO; früher 
war $ 927 nach § 1017 Abſ 1 BGB anwendbar, während die Anwendbarkeit des § 928 von der 
herrſchenden Meinung mit Recht verneint wurde: RA 8, 279). Das Erbbaurecht kann jetzt alſo 
nicht mehr durch Aufgebot oder durch einſeitigen Verzicht des Berechtigten gemäß 
dieſen Vorſchriften zum Erlöſchen gebracht werden. Ferner erliſcht das Erbbaurecht nicht: durch 
Untergang des Bauwerks ($ 13 Vo; früher $ 1016 BGB), durch Vereinigung des Erb⸗ 
baurechts und des Eigentums am Grundſtück in einer Perſon (3. B. durch Erbfolge: $ 889 BGB) 
ſowie durch zwangsweiſe Verſteigerung des Grundſtücks (§ 25 VO). — Über andere 
landesgeſetzlich anerkannte veräußerliche und vererbliche Nutzungsrechte vgl. $37 VO 
A3, über die vor dem Inkrafttreten des BGB begründeten Erbbaurechte 3388 
VO al. 


2. Der folgende $ 1 beſtimmt den geſetzlichen Inhalt des Erbbaurechts, von dem bei der 
Beſtellung nicht abgewichen werden darf, wenn ein Erbbaurecht rechtsgültig entſtehen ſoll. Die 
99 2—8, ergänzt durch 9 27 Abſ 1 Satz 2 und $ 32 Abſ 1 Satz 2, geben Vorſchriften darüber, in⸗ 
wieweit vertragsmäßige Erweiterungen des geſetzlichen Inhalts mit dinglicher Wirkung zuläſſig 
find. Die Abſ 1, 3 des $1 ſtimmen wörtlich mit den früheren $$ 1012, 1014 BGB überein; Abſ 2 
entſpricht mit einer Anderung dem früheren $ 1013 BGB; Abſ 4 iſt neu. 


3. Nicht der ideelle Bruchteil eines Grundſtücks, da das Erbbaurecht ein Gebrauchs⸗ 
recht iſt und das Grundſtück unmittelbar trifft; wohl aber ein beſtimmter (realer) Teil eines 
Grundſtücks, wobei der Teil gemäß $ 7 GB von dem Grundbuchblatt des Grundſtücks abzu⸗ 
ſchreiben iſt (OLG 14, 85; 20, 405; RIA 9, 57). Das ganze Grundſtück kann aber in der Weiſe 
belaſtet werden, daß das Erbbaurecht ſeiner Ausübung nach nur auf einen beſtimmten 
Teil des Grundſtücks beſchränkt iſt (RIA 9, 57; OLG 20, 405; 26, 126). Bei der Zwangsver⸗ 
ſteigerung wird dann der Erlös des ganzen Grundſtücks von dem Recht des Erbbauberechtigten 
ergriffen (RIA 9, 57). In einem ſolchen Falle findet auch $ 7 G0 keine Anwendung (RIA 9, 58). 
Wird das belaſtete ganze Grundſtück geteilt, ſo haftet jedes Teilgrundſtück für das ganze Erbbau⸗ 
recht; es entſteht daher eine Geſamtbelaſtung (GJ 51, 229). Ob und wie in einem ſolchen Fall 
auch das Erbbaurecht geteilt werden kann, erörtert A 8. 


4. Die Art und Weiſe, in welcher die rechtsgeſchäftliche Belaſtung eines Grundſtücks mit 
einem Erbbaurecht erfolgt, ift bereits in A! unter „Entſtehung“ des Erbbaurechts erörtert. 

5. Derjenige, zu deſſen Gunſten die Belaſtung erfolgt, kann nur eine natürliche oder juriſtiſche 
Perſon fein. Die Begründung des Erbbaurechts in der Geſtalt eines ſubjektiv-dinglichen Rechts 
iſt nicht zuläſſig (A 1). Das Erbbaurecht kann aber mehreren zu ideellen Bruchteilen oder zur 
geſamten Hand zuſtehen. Juriſtiſche Perſonen bedürfen zum Erwerb eines Erbbaurechts in 
Preußen keiner beſonderen Genehmigung nach Art 7 Prad BGB (8 11 Wi). 

6. Die Rechtsfolgen, die ſich daraus ergeben, daß das Erbbaurecht veräußerlich und vererblich 
iſt, find in A 1 behandelt. 

7. Der Begriff „auf oder unter der Oberfläche“ erfordert nicht, daß das Bauwerk den Grund 
und Boden des belaſteten Grundſtücks berührt. Das Bauwerk, das den Gegenſtand des Erbbau⸗ 
rechts bildet, kann alſo z B eine Brücke oder ein Viadukt ſein. Auch ein auf Art 553 Code eivil 
gegründetes, durch das BOB nicht mehr zugelaſſenes Kellerrecht kann nunmehr unter Umſtänden 
als Erbbaurecht aufgefaßt werden (R 56, 260; A 11). 0 

8. Bauwerk iſt eine unbewegliche, durch Verwendung von Arbeit und Bauſtoffen in Ver⸗ 
bindung mit dem Erdboden hergeſtellte Sache (RG 56, 41). Bauwerke find alſo nicht bloß ein 
Gebäude ($ 912 500 B A 4), ſondern auch: Denkmäler (OLG 8, 122); Brücken, Grabgewölbe 
(OLG 8, 122); Kanaliſationsanlagen (Rh V 395/03); Waſſerrohrleitung mit eingemauerten 
Waſſerentnahmeſchächten (Rh FW 1910, 14811); Gleisanlagen der Bahnen (RG 61, 3; RU 5, 
202); Träger einer Drahtſeilbahn (OLG 26, 126). Keine Bauwerke find dagegen: Rohr- 
leitungen, wenn ſie lediglich aus zuſammengeſetzten, in den Boden verſenkten Rohrteilen beſtehen 
(RIA 5, 204); Entwäſſerungsanlagen (RG Gruch 53, 81); arteſiſche Brunnen und Doppelröhran, 
tiefbrunnen (RG 56, 41; Gruch 59, 124); Maſchinen (ſtr.). Im übrigen iſt zu verweiſen auf BGB 
3638 A 2, 3648 A 2. An Pflanzungen allein kann ein Erbbaurecht nicht begründet werden, da es 
an einem Bauwerk fehlt. Doch kann nach § 1 Abf 2 VO bei der Beſtellung des Erbbaurechts an 
einem Bauwerk das Recht auf eine Pflanzungsanlage erſtreckt werden. — Das Erbbaurecht kann 
teilbar ſein, wenn es ſich ohne Inhalts- und Wertveränderung in gleichartige Teile zerlegen läßt 
(ſtr.) und die Beteiligten die Teilung nicht ausgeſchloſſen haben. Die Teilbarkeit wird e 
dann gegeben fein, wenn die Berechtigung zum Haben mehrerer Gebäude begründet iſt (J 51, 
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230; JW 1932, 19775). Die Teilung enthält eine Beſchränkung des Teilerbbaurechts auf einen 
Grundſtücksteil; dieſer iſt gemäß $ 7 GBO von dem Grundbuchblatt über das belaſtete Grundſtück 
abzuſchreiben und als ſelbſtändiges Grundſtück einzutragen. Ferner iſt jeder Grundſtücksteil von dem 
bei der Teilung auf ihn nicht entfallenden Teil des Erbbaurechts durch Aufgabeerklärung und 

Löſchung gemäß $ 875 zu enthaften; auch bedarf es gemäß $ 876 der Zuſtimmung derjenigen, 
mit deren Rechten das Erbbaurecht belaſtet iſt (KJ 51, 231). — Für die Zuläſſigkeit des Erbbau⸗ 
rechts iſt gleichgültig, ob das Bauwerk zur Zeit der Begründung des Erbbaurechts bereits beſteht 
oder erſt von dem Berechtigten in Ausübung ſeines Erbbaurechts errichtet wird. In jenem Falle 
iſt der Eigentümer des Grundſtücks, in dieſem der Erbbauberechtigte Eigentümer des Bauwerks 
„A ). Der Eigentümer des Grundſtücks kann das Eigentum an dem Bauwerk nicht auf den Erb⸗ 
bauberechtigten (5 93 BGB; RG 61, 1), wohl aber kann der Erbbauberechtigte fein Eigentum 
an dem Bauwerk auf den Eigentümer des Grundſtücks übertragen, und zwar gemäß 89 929ff. 
(A 18 95). Wird ein Schatz im Bauwerk gefunden, fo gebührt die Hälfte nach $ 984 dem Eigen- 
tümer des Bauwerks. 

9. Das Recht zum Haben eines Bauwerks ſchließt die Befugnis in ſich, das Bauwerk zu be⸗ 
ſitzen, gemäß dem Geſetz und dem Beſtellungsvertrag zu nutzen, auch abzubrechen und durch 
ein neues Bauwerk zu erſetzen. Der Erbbauberechtigte „hat“ das Bauwerk auch dann, wenn 
der Eigentümer des Grundſtücks es errichtet hat (A 1; KG 25 A 141). Ihm ſtehen daher auch 
in dieſem Falle die gleichen Befugniſſe zu mit Ausnahme des Rechts zur Erſetzung des Bauwerks 
durch ein neues, da einer ſolchen Befugnis, wenn fie nicht vertragsmäßig ($ 2 Nr1 VO) beſonders 
eingeräumt iſt, das Eigentum des Grundſtückseigentümers an dem Bauwerk (A 1) entgegenſteht 

ſtr.). Eine Beſtimmung über die Pflicht zur Unterhaltung des Bauwerks durch den 

Erbbauberechtigten oder den Eigentümer des Grundſtücks iſt nicht gegeben. Dieſe Frage iſt der 
vertragsmäßigen Regelung überlaſſen (5 2 Nr 1 VO), Fehlt eine vertragliche Regelung, jo wird, 
wenn das Bauwerk bei Begründung des Erbbaurechts bereits vorhanden war und deshalb im 
Eigentum des Grundſtückseigentümers bleibt (A 1), dem Erbbauberechtigten wie einem Nieß⸗ 
braucher die Pflicht obliegen, das Bauwerk in ordnungsmäßigem Zuſtande zu erhalten. In dem 
Regelfall, daß der Erbbauberechtigte ſelbſt das Bauwerk errichtet hat, kann er es mangels einer 
vertraglichen Regelung verſchlechtern oder auch zugrunde gehen laſſen. Er haftet aber für den durch 

inſturz des Bauwerks entſtehenden Schaden nach $$ 836, 837 BGB. Auch hat er während der 
auer ſeines Rechts ein Intereſſe an der ordnungsmäßigen Inſtandhaltung des Bauwerks, 
weil er bei Beendigung des Rechts einen Anſpruch auf Entſchädigung für das Bauwerk ($ 27 Vo 
und beim Heimfall des Rechts an den Grundſtückseigentümer ($ 2 Nr 4 BD) einen Anſpruch auf 

Vergütung für das Erbbaurecht (8 32 Vo) hat und die Höhe der Entſchädigung oder Vergütung 

ich nach dem Wert des Bauwerks zu dieſer Zeit beſtimmen wird. Nach früherem Recht war der 

Grundſtückseigentümer nicht berechtigt, gemäß $ 997 BGB das Bauwerk gegen Erſatz des Wertes 
zu behalten. Denn damals fehlte die Vorausſetzung hierfür, daß das Bauwerk weſentlicher Be⸗ 
bendteil des Grundſtücks war (A 1). Jetzt beſtimmt $ 34 VO, daß der Erbbauberechtigte nicht 

erechtigt iſt, beim Erlöſchen des Erbbaurechts oder beim Heimfall das Bauwerk wegzunehmen. 
Nach 2 Nr 3 VO gehört zum Inhalt des Erbbaurechts auch eine Vereinbarung über die Tragung 
der öffentlichen Laſten und Abgaben. Iſt eine ſolche Vereinbarung nicht getroffen, ſo 
on der Erbbauberechtigte und der Grundſtückseigentümer die auf ihrem Eigentum ruhenden 

aſten und Abgaben jeder für ſich zu tragen, der Erbbauberechtigte alſo nur die auf dem Bauwerk 

ruhenden und auch dieſe nut dann, wenn er Eigentümer des Bauwerks iſt (A 1). 

6 0. Die Erſtreckung des Erbbaurechts auf einen für das Bauwerk nicht erforderlichen 
N ndftiidsteil war ſchon früher durch $ 1013 BOB zugelaſſen, weil häufig dem Bedürfnis 
oft Erbbauberechtigten mit dem Überlafjen des Baugrundes nicht genügt, z. B. zu einem Gebäude 
N Hof oder ein Garten nötig ift. In R Gruch 71,278 war auch die Erſtreckung des Erbbau⸗ 

1 chts auf die Gewinnung von Bodenbeſtandteilen aus dem nicht bebauten Grundſtücksteil ſchon 

ach $ 1013 für zuläſſig erklärt. Jedoch war im $ 1013 die Zuläſſigkeit der Erſtreckung an bie 

drausſetzung geknüpft, daß die Benutzung des Grundſtücksteils für die Benutzung des Bauwerks 
1 bot, worunter dasſelbe zu verſtehen war wie unter dem Vorteil, den eine Grunddienſt⸗ 
Gr eit nach der ihren Inhalt beſchränkenden Vorſchrift des $ 1019 BGB für das herrſchende 
anndſtüc haben muß ($ 1019 A 2). Dieſe Einſchränkung iſt im § 1 Abſ 2 BD fallen gelaſſen. 
größe ſoll dem Inhaber eines Erbbauhauſes die notwendige Nutzung des Hofraums oder eines 
An a Gartens oder Ackerſtücks im Erbbaurecht ermöglicht werden, ohne daß in eine allzu 
braun iche Prüfung der Frage nach den Vorteilen für das Erbbaurecht eingetreten zu werden 
Erbbel (Begr. zu § 1 d. Entw. d. VO). Um jedoch zu verhüten, daß auf dem Umwege über das 
= eh die von dem BGB abgeſchaffte Erbpacht wieder eingeführt werden könnte, verlangt 
ſchaftlach auch jetzt noch, daß das Bauwerk im Verhältnis zum unbebauten Grundſtücksteil wirt⸗ 
Wohn ch die Hauptſache bleibt. Daher kann z. B. an einem Landgut mit den darauf befindlichen 
Geh nal Wirtſchaftsgebäuden oder an einer Gärtnerei mit den zu ihrem Betriebe eingerichteten 
oder 0 en ein Erbbaurecht nicht beſtellt werden, weil ſolche Gebäude gegenüber den Landflächen 
* er Gärtnerei an wirtſchaftlicher Bedeutung zurückſtehen. Dagegen iſt ein Erbbaurecht mög⸗ 
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lich an einem Landhaus mit einem Hof, Zugangsweg, Bleichplatz, See, Zier⸗ oder Obſtgarten oder 
Park (Begr aa O.; JW 1932, 19775). Das Recht zur Benutzung des Nebenlandes gehört zum 
Inhalt des Erbbaurechts. Soll es erſt nachträglich gewährt oder wieder aufgehoben werden, 
ſo handelt es ſich um eine Anderung des Inhalts des Erbbaurechts; hierfür gelten alſo dieſelben 
Erforderniſſe wie für eine ſonſtige Inhaltsänderung (A 1 unter „Anderung des Inhalts des Erb⸗ 
baurechts ). Der Unterſchied zwiſchen der Belaſtung eines Grundſtücksteils mit dem Erbbaurecht 
und der Belaſtung eines ganzen Grundſtücks in der Weiſe, daß die Ausübung des Erbbaurechts 
auf einen beſtimmten Teil des Grundſtücks beſchränkt ift, wurde ſchon behandelt in A 3. 

11. Das ſchon in dem früheren $ 1014 BGB vorgeſehene Verbot der Beſchränkung auf 
einen Teil eines Gebäudes, insbeſondere ein Stockwerk, beruht auf Zweckmäßigkeitsgründen, 
die aus dem Begriff des Gebäudes ($ 912 A A) ſich ergeben. Unzuläſſig iſt danach z. B. die Be⸗ 
gründung eines Erbbaurechts an einem beſtimmten Teil eines Mühlengebäudes zwecks Benutzung 
für ein aufzuſtellendes Elektrizitätswerk. Wegen des Stockwerkseigentums iſt zu verweiſen auf den 
Vorbehalt für die Landesgeſetzgebung in Art 131 und auf die Übergangsbeſtimmung in Art 182 
EGBGB. Die im 81 Abs BO ausgeſprochene Unzuläſſigkeit der Beſchränkung betrifft weder 
ein ganzes von mehreren auf demſelben Grundſtück ſtehenden ſelbſtändigen Gebäuden (z. B. 
kann an einem Stallgebäude ein Erbbaurecht beſtehen, während ein auf demſelben Grundſtück 
befindliches Wohngebäude nicht mit dem Erbbaurecht belaſtet iſt) noch einen Teil eines anderen 
Bauwerks als eines Gebäudes (ſtr.; es folgt dies aber daraus, daß hier nicht das Wort „Baur 
werk“, ſondern das Wort „Gebäude“ gebraucht iſt). Auch braucht das Erbbaurecht, das ein Bau⸗ 
werk auf der Oberfläche ergreift, nicht notwendig das darunter befindliche Bauwerk zu umfaſſen 
und umgekehrt. Der unter einem Gebäude befindliche Keller wird aber regelmäßig ein (unſelb⸗ 
ſtändiger) Teil des Gebäudes ſein. Unter Umſtänden kann er ſich jedoch nach der Verkehrs⸗ 
anſchauung auch als ein ſelbſtändiges Gebäude oder ſonſtiges Bauwerk darſtellen. Dann iſt ein 
Erbbaurecht lediglich bezüglich des Kellers zuläſſig (RG 56, 260; JW 1933, 1334). Unzuläſſig 
dagegen iſt es, ein Erbbaurecht an einem Gebäude, das auf zwei Grundſtücken ſteht, für den Eigen⸗ 
tümer des einen Grundſtücks zu beſtellen, da das Erbbaurecht ein Recht an fremdem Grundſtück 
iſt und die auf fremdem Grundſtück ſtehende Baulichkeit hier nur ein Teil eines Gebäudes iſt 
(KJ 25 A 141). Für einen ſolchen Fall iſt die Beſtellung einer Grunddienſtbarkeit, vermöge 
deren der Eigentümer des herrſchenden Grundſtücks das Recht hat, einen Teil ſeines Gebäudes auf 
dem dienenden Grundſtück ſtehen zu laſſen, der nach F 1018 BG zuläſſige Weg (KGJ 25 A 141). 

12. Nach früherem Recht wurde überwiegend angenommen, daß ein Erbbaurecht befriſtet 
oder unter einer auflöſenden Bedingung ($ 158 Abſ 2 BGB) beſtellt werden könne. Eine ſolche Be⸗ 
ſtellung wurde nur dann für unzuläſſig erachtet, wenn fie dem Grundſatz der Vererblichkeit und Ver⸗ 
äußerlichkeit des Erbbaurechts nach $ 1012 BGB entgegenſtand (MG 61, 1; RA 9, 128). Jetzt aber 
enthält $ 1 Abſ 4 Satz 1 BD allgemein das Verbot der Veſchränkung des Erbbaurechts durch 
auflöſende Bedingungen. Das Verbot beruht auf folgenden geſetzgeberiſchen Gedanken: Mit 
dem Eintritt der auflöſenden Bedingung würde das Erbbaurecht erlöfchen; damit würden aber 
auch die Belaſtungen, insbeſondere die Hypotheken, die etwa auf dem Erbbaurecht ruhen, unter⸗ 
gehen, da ihnen durch den Untergang des Erbbaurechts die Grundlage entzogen wäre; in Anbe⸗ 
tracht dieſer Wirkung der auflöſenden Bedingung würde die Beleihbarkeit des Erbbaurechts 
erſchwert ſein (Begr. zu § 1 d. Entw. d. VO). Die Beſtellung eines Erbbaurechts unter einer auf- 
ſchiebenden Bedingung ($ 158 Abſ 1 BGB) oder einer Zeitbeſtimmung (§ 163 BGB) 
iſt dagegen zuläſſig. Daher kann z. B. eine beſtimmte Zeitdauer, ein Endtermin, für das Erbbau⸗ 
recht geſetzt werden. Derartige Beſtimmungen bedürfen, da fie einen weſentlichen Teil des Inhalts 
des Erbbaurechts bilden, außer der Einigung (8 873 BGB) der Eintragung in das Grundbuch. 
Im Falle der nachträglichen Vereinbarung (88 873, 877 BGB) iſt auch die Zuſtimmung Dritter 
im Sinne des $ 876 BG erforderlich. Eine Höchſtdauer iſt für das Erbbaurecht nicht beſtimmt. 
Der Geſetzgeber hat ſich dabei einerſeits von der Erwägung leiten laſſen, daß Erbbaurechte nicht 
nur für Wohnzwecke beſtellt werden möchten, ſondern auch zur Errichtung öffentlicher Baulich⸗ 
keiten (z. B. Muſeen, Kirchen, Denkmäler), für die eine geſetzlich feftgelegte Höchſtdauer zu kurz 
ſein könnte, anderſeits aber auch von dem Gedanken, daß ein Grundeigentümer ohnehin ſeinen 
Boden ſchwerlich mit Erbbaurechten „auf ewige Zeiten“ belaſten werde (Begr. zu $1 Entw. d. 
BD). Auch von einer Beſtimmung der Mindeſtdauer eines Erbbaurechts iſt abgeſehen, weil 
ein kurzfriſtiges Erbbaurecht nur eine minderwertige Kreditunterlage darſtellen und deshalb von 

den Beteiligten ohnehin kaum angewendet werden würde (Begr aa O.). Die Entſchädigung, 
die der Grundſtückseigentümer beim Erlöſchen des Erbbaurechts durch Zeitablauf dem Erbbau⸗ 
berechtigten zu leiſten hat, und die Rechte der Realberechtigten an dem Entſchädigungsanſpruch 
find geregelt in den 88 27, 29 VO. 

18. Nach früherem Recht wurde es für zuläſſig erachtet, zu vereinbaren, daß der Grund⸗ 
ſtückseigentümer im Falle der Nichterfüllung von Verpflichtungen des Erbbauberechtigten (3. B. 
der Verpflichtung, ohne Genehmigung des Grundſtückseigentümers das Erbbaurecht nicht zu 
veräußern) befugt ſein ſolle, die Aufhebung des Erbbaurechts zu verlangen. Man hielt auch für 
möglich, den ſo bedingten Anſpruch auf Löſchung des Erbbaurechts durch Eintragung einer Vor⸗ 
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merkung ($ 883 BGB) zu ſichern (RIA 9, 271). Auch hier hätte aber, wie beim Eintritt einer auf- 
löſenden Bedingung (A 12), die Aufhebung des Erbbaurechts zur Folge, daß die Belaſtungen, 
insbeſondere die Hypotheken, erlöſchen würden. Um dieſes Ergebnis zu vermeiden und um zur 
Hebung der Beleihbarkeit des Erbbaurechts die Zahl der Verwirkungsmittel nach Möglichkeit 
zu verringern, verbietet $ 1 Abſ 4 Satz 2 Vo die Übernahme der Verpflichtung zur Aufgabe 
und Löſchung des Erbbaurechtes beim Eintreten beſtimmter Vorausſetzungen (Begr. zu $ 1 
d. Entw. d. VO). Eine dem Verbot zuwider erfolgte Übernahme ift unwirkſam (der Ausdruck, auf 
eine Vereinbarung ... kann ſich der Grundſtückseigentümer nicht berufen“ findet ſich auch in 
§6 Abſ 2, 5 27 Abſ 2 Satz 2, § 32 Abſ 2 Satz 2). Zuläſſig aber iſt nach $2 Nr VO eine (mit ding⸗ 
licher Wirkung verbundene) Vereinbarung der Verpflichtung des Erbbauberechtigten zur Über- 
tragung des Erbbaurechts auf den Grundſtückseigentümer beim Eintreten beſtimmter Voraus- 
ſetzungen (Heimfall). Bei der Übertragung auf Grund einer ſolchen Verpflichtung bleiben nach 
533 BO die hypothekariſchen Rechte ohne Rückſicht auf ihren Rang beſtehen (Begr aaO .). 


2. Vertragsmäßiger Inhalt!) 
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Zum Inhalt des Erbbaurechts gehören auch Vereinbarungen des Grund- 

stückseigentümers und des Erbbauberechtigten ?) über: 

1. die Errichtung 3), die Instandhaltung *) und die Verwendung des Bau- 
werkes 5); 

2. die Versicherung des Bauwerkes und seinen Wiederaufbau im Falle der 
Zerstörung; 4) 

3. die Tragung der öffentlichen und privatrechtlichen Lasten und Ab- 
gaben e); 

4. eine Verpflichtung des Erbbauberechtigten, das Erbbaurecht beim Ein- 
treten bestimmter Voraussetzungen auf den Grundstückseigentümer zu 
übertragen (Heimfall) “); 

5. eine Verpflichtung des Erbbauberechtigten zur Zahlung von Vertrags- 
strafen 8); 

6. die Einräumung eines Vorrechts für den Erbbauberechtigten auf Er- 
neuerung des Erbbaurechts nach dessen Ablauf“); 

7. eine Verpflichtung des Grundstückseigentümers, das Grundstück an den 
jeweiligen Erbbauberechtigten zu verkaufen 10). 


wi 1. Während $ 1 den geſetzlichen Inhalt des Erbbaurechts beſtimmt, von dem nicht abge⸗ 
* ohen werden darf, wenn die Erbbaurechtsbeſtellung Gültigkeit haben ſoll, geben die $$ 2—8 
enſchalften darüber, nach welchen Richtungen die Regelung der Rechtsbeziehungen zwiſchen 
115 Grundſtückseigentümer und dem Erbbauberechtigten über den geſetzlichen Inhalt hinaus 
ait berbune dle Inhalt des Erbbaurechts gemacht werden darf und welche Rechtswirkungen 
erbunden ſind. 
Grun Aus der Beſtimmung, daß die unter Nr 1—7 aufgeführten Vereinbarungen des 
udſtücseigentümers und des Erbbauberechtigten auch zum Inhalt des Erbbaurechts 
teili N folgt, daß dieſe Vereinbarungen nicht bloß ſchuldrechtliche Wirkung zwiſchen den Be⸗ 
ie en und ihren allgemeinen Rechtsnachfolgern, ſondern als Inhaltsbeſtandteile auch dingliche 
tum, ung für und gegen Dritte haben. Die Nichterfüllung der ſich daraus ergebenden Verpflich⸗ 
gen lost alſo nicht lediglich einen Schadenserſatzanſpruch für den einen Vertragsteil gegen den 
. aus, ſondern die Verpflichtungen liegen dem jeweiligen Grundſtückseigentümer oder 
1 — tigten gegenüber dem jeweiligen Erbbauberechtigten oder Grundſtückseigentümer ob. 
alſo I m Wechſel in der Perſon des Erbbauberechtigten oder des Grundſtückseigentümers, 
der a im Falle der Zwangsverſteigerung des Erbbaurechts oder des Grundſtücks, tritt mithin 
2) werber in die Rechte und Pflichten feines Rechtsvorgängers ein (Begr. zu $ 2 d. Entw. d. 
Erbßa Erfordernis für die dingliche Wirkung iſt die Eintragung in das Grundbuch des mit dem 
einbarutecht belasteten Grundſtlicks und in das Erbbaugrundbuch (5 14 A 2). Werden ſolche Ver⸗ 
eine Adden erſt nach der Begründung des Erbbaurechts getroffen, ſo bedarf es, da es ſich um 
und Eint rung des Inhalts des Erbbaurechts handelt, nach §8 873, 877 BB außer der Einigung 
deren Rechung der Rechtsänderung gemäß $ 876 BGB auch der Zustimmung der Dritten, mit 
Rechte Sten das Erbbaurecht belaſtet ift (J 1 A 1). — Andere Vereinbarungen über bie 
und Pflichten der Beteiligten find nicht unzuläſſig Ausnahme: 5 1 Abſ 4 Satz 2 VO). 
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Sie wirken aber nur ſchuldrechtlich zwiſchen den Vertragſchließenden. Jedoch können auch noch 
die in den $$ 5 Abſ 1, 27 Abſ 1 Satz 2, 32 Abſ 1 Satz 2 Vo bezeichneten Vereinbarungen (über: 
Zuſtimmung des Grundſtückseigentümers zur Veränderung des Erbbaurechts; Höhe, Zahlungsart 
oder Ausſchließung der Entſchädigung beim Erlöſchen des Erbbaurechts durch Zeitablauf; Höhe, 
Zahlungsart oder Ausſchließung der Vergütung beim Heimfall des Erbbaurechts) als Inhalt des 
Erbbaurechts getroffen werden. Die Ausbedingung eines Erbbauzinſes gehört nicht zum Inhalt 
des Erbbaurechts, ſondern erfolgt in Geſtalt einer Reallaſtbeſtellung (89 VO). Die Zuläſſigkeit 
der 1 1 einer aufſchiebenden Bedingung oder einer Zeitbeſtimmung iſt in 9 1 A 12 
behandelt. 

3. Der den geſetzlichen Inhalt des Erbbaurechts beſtimmende § 1 Abſ 1 VO beſagt nichts 
darüber, daß der Erbbaurechtsnehmer, dem das Erbbaurecht an unbebautem Boden beſtellt wird, 
auch die Pflicht hat, zu bauen. Daher wird es insbeſondere dann, wenn mit der Beſtellung des 
Erbbaurechts der Zweck verfolgt wird, Kleinwohnungen zu ſchaffen, angezeigt ſein, dem Erbbau⸗ 
rechtsnehmer die Verpflichtung zur Errichtung des Bauwerks mit dinglicher Wirkung (A 2) auf⸗ 
zuerlegen. Dabei kann ihm eine Friſt für die Vornahme des Baues geſetzt, die Art und Einrich⸗ 
tung, die Höhe und Größe des Bauwerks, auch nach einem Bauplan, beſtimmt und feſtgeſetzt 
werden, daß er das Bauwerk nicht ohne Genehmigung des Grundſtückseigentümers weſentlich 
verändern oder ganz oder zum Teil abbrechen dürfe (Begr zu 9 2). Dagegen kann ihm umge⸗ 
kehrt die Befugnis zur Errichtung oder Wiedererbauung des zerſtörten Bauwerks nicht entzogen 
werden, da dies dem geſetzlichen Inhalt des Erbbaurechts widerſtreiten würde. 

4. Die Auferlegung der Verpflichtung des Erbbaurechtsnehmers zur Inſtand haltung des 
Bauwerks in ordnungsmäßigem Zuſtand, zur Verſicherung gegen Feuersgefahr, zur Inſtand⸗ 
ſetzung im Falle eines Brandes oder, wenn das Bauwerk zerſtört iſt, zum Wiederaufbau dient 
dem Intereſſe des Grundſtückseigentümers, dem das Bauwerk bei Beendigung des Erbbaurechts 
nach § 12 Abſ 3 VO zufällt (vgl. auch 8 23 VO über die Anzeige eines Brandes im Falle der Feuer- 
verſicherung). Sie fördert zugleich dadurch, daß die Sicherheit der Hypothekengläubiger erhöht 
wird, die Beleihbarkeit des Erbbaurechts. Iſt keine Beſtimmung über die Unterhaltungspflicht 
getroffen, jo regelt ſich dieſe nach den Ausführungen in $1 A 9. 

5. Durch Vereinbarungen über die Verwendung des Bauwerks kann beſonders verhütet 
werden, daß da, wo Grund und Boden im öffentlichen Intereſſe (3. B. für Kleinwohnungszwecke) 
zu Erbbaurecht ausgegeben wird, der Erbbauberechtigte die in gemeinnütziger Weiſe gemachten 
Aufwendungen, worunter auch der Verzicht auf eine höheren Gewinn bringende Verwendung des 
Grund und Bodens fällt, zu eigenſüchtigen Zwecken mißbraucht (Begr zu 9 2). Dazu gehören z. B. 
Vereinbarungen über die Verpflichtung des Erbbauberechtigten, bei der Vermietung der Woh⸗ 
nungen eine beſtimmte Höhe der Mietzinſen nicht zu überſchreiten, die Mietzinſen nicht ohne Ge⸗ 
nehmigung des Grundſtückseigentümers zu erhöhen, nur an gewiſſe Kreiſe von Perſonen (3. B. 
Beamte) zu vermieten, in der Belegung der Wohnräume gewiſſe Grenzen einzuhalten, das Bau- 
I N beitimmten Zwecken (z. B. zum Betriebe einer Gaſtwirtſchaft) nicht zu gebrauchen (Begr 
zu § 2). 

6. Den Begriff der öffentlichen und privatrechtlichen Laſten und Abgaben, deren Tragung 
durch Vereinbarungen mit dinglicher Wirkung (A 2) geregelt werden kann, erläutern BOB $ 436 
A (öffentliche Laſten und Abgaben) und 9 1047 A3 (privatrechtliche Laſten). Wie die öffent⸗ 
lichen Laſten und Abgaben beim Fehlen ſolcher Vereinbarungen zu tragen ſind, beſpricht VO 
91 A 9. Die Frage, ob eine Stadtgemeinde als Grundſtückseigentümerin den Erbbauberechtigten 
zu Straßenanliegerbeiträgen heranziehen kann, wenn er im Erbbauvertrag die öffentlichen Laſten 
übernommen hat, it behandelt in JW 1933, 92511. Die Gemeinde als Grundſtückseigentümerin 
darf im Erbbauvertrag nicht ſchlechthin auf ihre Steuerhoheit gegenüber dem Erbbaurechtsnehmer 
verzichten. Ein ſolcher Verzicht wäre nichtig und konnte die Gültigkeit des ganzen Erbbaurechts 
vertrags gefährden. Indeſſen braucht eine Vereinbarung, wonach die Gemeindegrundſteuern 
nicht von Erbbauberechtigten, ſondern von der Gemeinde zu tragen ſind, nicht ohne weiteres 
als ein unzuläſſiger Verzicht auf die Steuerhoheit ausgelegt zu werden. Sie kann vielmehr unter 
Umſtänden fo zu verſtehen fein, daß die Gemeinde, unbeſchadet ihres öffentlich-rechtlichen Steuer“ 
hoheitsrechts, lediglich die rein privatrechtliche Verpflichtung übernimmt, dem an ſich ſteuer⸗ 
pflichtigen Erbbauberechtigten als Gegenleiſtung für ſeine Pflichten aus dem Erbbauvertrag die 
Entrichtung der Gemeindegrundſteuern von der Hand zu halten (RG Warn 1933 Nr 161). 

7, Die Gewährung eines Heimfallanſpruchs für den Grundſtückseigentümer kann zugleich mit 
der Übernahme von Verpflichtungen der in $2 Nr 1—3 bezeichneten Art und für den Fall verein⸗ 
bart werden, daß ſolche Verpflichtungen von dem jeweiligen Erbbauberechtigten (A 2) nicht erfüllt 
würden. Der Heimfallanſpruch kann aber auch an den Eintritt anderer Vorausſetzungen geknüpf! 
werden, z. B. an die Säumigkeit in der Zahlung des ausbedungenen Erbbauzinſes (8 9 VO; jedoch 
mit der aus Abſz dort ſich ergebenden Beſchränkung: Rückstand mit dem Erbbauzinſe mindeſtens in 
Höhe zweier Jahresbeträge) oder an die Eröffnung des Konkurſes über das Vermögen des jeweiligen 
Erbbauberechtigten. Dagegen ift es nach $ 6 Abſ 2 Vo nicht zuläſſig, dem Grundſtückseigentüme! 
einen Heimfallanſpruch für den Fall des Zuwiderhandelns des Erbbauberechtigten gegen eine 
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gemäß § 5 VO übernommene Beſchränkung (Veräußerung des Erbbaurechts nicht ohne Ge⸗ 
nehmigung des Grundſtückseigentümers) zu gewähren. Der beim Eintritt der Vorausſetzung 
gegebene Heimfallanſpruch kann nach $ 3 Halbſ 1 vom Eigentum am Grundſtück nicht getrennt 
werden. Seine Verjährung iſt im $ 4 geregelt. Er wird erfüllt durch Übertragung des Erbbaurechts 
im Wege der (nötigenfalls durch rechtskräftiges Urteil nach $ 894 ZPO zu erſetzenden) Einigung 
und Grundbucheintragung ($ 873 BGB; 8 11 VO) entweder auf den Grundſtückseigentümer 
oder nach $ 3 Halbſ 2 auf den von ihm beſtimmten Dritten. Auch im erſten Falle bleibt aber das 
Erbbaurecht nach $ 889 BGB beſtehen. Der Wechſel in der Perſon des Erbbauberechtigten wird 
im Erbbaugrundbuch eingetragen nebſt unverzüglichem Vermerk auf dem Grundbuchblatt über 
das mit dem Erbbaurecht belaftetete Grundſtück. Der Grundſtückseigentümer ift dann alſo auf 
dieſem Blatt als Eigentümer eingetragen und zugleich als Erbbauberechtigter vermerkt und im 
Erbbaugrundbuch als neuer Erbbauberechtigter eingetragen ($ 14 Vo). Wird auf fein 

erlangen das Erbbaurecht auf einen Dritten übertragen, ſo wird nur dieſer, nicht zu⸗ 
vor auch er als neuer Erbbauberechtigter in das Erbbaugrundbuch eingetragen. In jedem 

Falle hat der Grundſtückseigentümer nach $ 32 Abi 1 dem Erbbauberechtigten für das 
Erbbaurecht eine angemeſſene oder die etwa vereinbarte Vergütung zu gewähren, ſofern nicht 
durch eine (im Falle des $ 32 Abſ 2 unzuläſſige) Vereinbarung die Gewährung einer Vergütung 
ausgeſchloſſen worden iſt. Auch wenn das Erbbaurecht auf den Grundſtückseigentümer ſelbſt 
übertragen wird, bleiben gemäß § 33 Abj1 Satz 1, 2 die dort bezeichneten Belaſtungen des 
Erbbaurechts beſtehen, während andere auf dem Erbbaurecht laſtende Rechte gemäß 9 33 Abſ 1 
Satz 3 erlöſchen. Zu den erlöſchenden Rechten gehört das Heimfallrecht nicht, da es zum Inhalt 
des Erbbaurechts gehört. Es beſteht für den jeweiligen Grundſtückseigentümer gegen den je⸗ 
weiligen Erbbauberechtigten fort. Will der Grundſtückseigentümer und gleichzeitige Erbbau⸗ 
berechtigte nun das Heimfallrecht aufheben, fo genügt nach $ 875 BGB ($ 11 BD) dazu ſeine 
gegenüber dem Grundbuchamt abgegebene Aufgabeerklärung nebſt hinzutretender Löſchung 
im Erbbaugrundbuch. Nach der allgemein gehaltenen Beſtimmung des $ 876 Satz 1 BGB iſt 
aber die Zuſtimmung der Realberechtigten am Erbbaurecht erforderlich, zumal auch für 
bieſe die Aufhebung, die zugleich eine Anderung des Inhalts des Erbbaurechts enthält, 
von Bedeutung fein kann (str.). Das Bauwerk, das nach § 34 Vo der Erbbauberechtigte 
nicht wegnehmen darf, wird auch durch eine ſolche Aufhebung nicht Beſtandteil des Grundſtücks 
ſondern bleibt Beſtandteil des Erbbaurechts, da dieſes nicht erliſcht (5 12 Abſ 2 Halbſ 2 mit $ 12 
Abſ 3 VO). Das kann für die Sicherheit der Realberechtigten an dem Erbbaurecht und für den 
Fall der Wiederveräußerung des Erbbaurechts an einen andern von Belang fein (ſtr.). Von der 
Einführung eines richterlichen Prüfungs- und Milderungsrechts nach dem Muſter der Hypotheken 
ſchutzverordnung v. 8. 6. 1916 (RG Bl 451) hat der Geſetzgeber hier bei der Ausübung des Heimfall- 
rechts abgeſehen, und zwar nach der Begr zu $ 2 Entw deswegen, weil als Erbbaurechtsbeſteller 
in der Hauptſache die öffentlichen Körperſchaften in Frage kämen und bei ihnen eine allzu ſtarre 
Handhabung der Heimfallklauſel nicht zu befürchten ſei. 

„ 8. Eine Feſtſetzung der Verpflichtung des Erbbauberechtigten zur Zahlung von Vertrags⸗ 
ſuafen wird hauptſächlich in Betracht kommen für den Fall der Nichterfüllung geringerer Ver⸗ 
pflichtungen als ſolcher, für deren Nichterfüllung ein Heimfallrecht (5 2 Nr 4) vereinbart wird. 
non Vertragsſtrafe kann auch die Nichterfüllung anderer Verpflichtungen als der im $2 Nr 1—3 

zeichneten geſetzt werden, z. B. die nicht rechtzeitige Zahlung eines Erbbauzinſes (8 I VO). 

s Vertragsstrafe unterliegt den Vorſchriften der 38 339ff. BGB, insbeſondere auch der des 
N 3 über die Ermäßigung durch den Richter bei unverhältnismäßiger Höhe. Die Verjährung 

ad Anſpruchs auf fie regelt $ 4 NO. 

1 9. Die rechtlichen Folgen, die ſich daraus ergeben, daß für den Erbbauberechtigten ein Vor⸗ 

seht auf Erneuerung des Erbbaurechts nach deſſen Ablauf eingeräumt ift, falls der Grundſtücks⸗ 
gentümer nach Beendigung des alten Erbbaurechts mit einem Dritten einen Vertrag über Be- 
Uung eines neuen Erbbaurechts an demſelben Grundſtück ſchließt, regelt $ 31 VO. 

ſtug 0. In einer Vereinbarung der Verpflichtung des Grundſtückseigentümers, ſein Grund⸗ 

auf 000 den jeweiligen Erbbauberechtigten zu verkaufen, müſſen wie bei jedem Vorvertrag 

Höh Abſchluß eines Kaufvertrags die weſentlichen Bedingungen des Kaufes, insbeſondere die 
15 her des Kaufpreiſes, mindeſtens beſtimmbar (wie z. B. jedesmal angemeſſener Preis, Beſtim⸗ 
ſeſige durch einen Beteiligten gemäß $$ 315f. BGB oder einen Dritten gemäß 98 317 ff. BGB) 
unge den werden, da ſonſt die Vereinbarung zu unbeſtimmt iſt (ſtr.). Soll ein feſt beſtimmter 
tibn der jedesmal angemeſſene) Preis maßgebend⸗ſein, fo wird eine Zeitſpanne für die Aus⸗ 
mung des Kaufrechts zu ſetzen ſein, wenn es nicht im Willen der Beteiligten liegt, daß die Steige⸗ 

905 2 Bodenpreiſes im Laufe der Zeit dem jeweiligen Erbbauberechtigten zugute kommen ſoll. 
bete er Geltendmachung des Kaufrechts iſt die Übereignung des Grundſtücks an den Erbbau⸗ 
158 chen den durch Auflaſſung (5 925 BGB) zu bewirken; ſie führt nach $ 889 BOB nicht zum Er⸗ 
DR 5 des Erbbaurechts. Der Berechtigte kann geſondert Grundſtück und Erbbaurecht belaſten 
N en darüber verfügen. Zur Aufhebung des Erbbaurechts ($ 875 BGB) bedarf er jedoch nach 

BGB der Zuſtimmung der Realberechtigten am Erbbaurecht. — Unberührt durch die 
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LO, insbeſondere durch § 2 Nr 4, 7 (Heimfallrecht, Kaufrecht), iſt die Zuläſſigkeit der Verein⸗ 
barung dinglicher Vorkaufsrechte ($ 1094 BGB) ſei es zugunſten des Grundſtückseigen⸗ 
tümers an dem Erbbaurecht, ſei es zugunſten des Erbbauberechtigten an dem Grundſtück für den 
Fall, daß das Erbbaurecht oder das Grundſtück an einen Dritten verkauft wird. Das Vorkaufs⸗ 
recht für den Erbbauberechtigten trägt zur Hebung der Marktgängigkeit und damit der Beleih- 
barkeit des Erbbaurechts bei; das Vorkaufsrecht für den Grundſtückseigentümer ermöglicht dieſem, 
das Erbbaurecht ſelbſt zu erwerben, wenn ihm der Käufer für die Erfüllung der als Inhalt des 
Erbbaurechts übernommenen Verpflichtungen nicht genügende Gewähr bietet (Begr. zu § 2 d. 
Entw. d. VO). Die nach der Verwirklichung des Vorkaufsrechts eintretende Vereinigung des 
Eigentums am Grundſtück und des Erbbaurechts in einer Perſon führt nach H 889 BOB nicht 
zum Untergang des Erbbaurechts. 


83 

Der Heimfallanspruch des Grundstückseigentümers kann nicht von dem 
Eigentum an dem Grundstück getrennt werden 1); der Eigentümer kann ver- 
langen, daß das Erbbaurecht einem von ihm zu bezeichnenden Dritten über- 
tragen wird 2). 

1. Die Untrennbarkeit ſoll eine Verwicklung der Rechtsverhältniſſe verhüten; ſie hat zur 
Folge, daß der Heimfallanſpruch nicht für ſich allein Gegenſtand einer Verfügung oder einer 
Pfändung ſein kann. 

2. Durch die Gewährung des Rechts auf Übertragung des Erbbaurechts an den Dritten ſoll — 
zur Verhütung unnötiger Belaſtung des Grundbuchs und zur Erſparung von Koſten — der Um⸗ 
weg der Übertragung auf den Grundſtückseigentümer vermieden werden, wenn dieſer das Erb⸗ 
Bang nicht 09 ſich zu behalten, ſondern dem Dritten zu übertragen beabſichtigt (Begr. zu 3 

. Entw. d. )k 


8 4 

Der Heimfallanspruch sowie der Anspruch auf eine Vertragsstrafe ($ 2 
Nr. 4 und 5) verjährt in sechs Monaten von dem Zeitpunkt an, in dem der 
Grundstückseigentümer von dem Vorhandensein der Voraussetzungen Kennt- 
nis erlangt, ohne Rücksicht auf diese Kenntnis in zwei Jahren vom Eintreten 
der Voraussetzungen an ). 

1. Die kurze ($ 195 BGB) Verjährungsfriſt für den Heimfallanſpruch (§ 2 Nr 4) 
und für den Anſpruch auf eine Vertrgsſtrafe ($ 2 Nr 5) iſt beſonders geregelt, weil dieſe 
Anſprüche auf Vereinbarungen beruhen, die nach $ 2 zum Inhalt des Erbbaurechts gehören, 
und weil deshalb für fie nicht nur die für die Verjährung ſchuldrechtlicher Anſprüche gegebenen 
Verjährungsfriſten (58 474, 852, 1057 BGB), ſondern auch die Vorſchriften über die Ver ⸗ 
jährung eingetragener Rechte ($ 902 BGB) in Frage kommen konnten (Begr. zu 94 d. Entw. 
d. VO). Die Vorausſetzung, von deren Kenntnis oder Eintreten ab die ſechsmonatige oder zwei⸗ 
jährige Verjährungsfriſt beginnt, wird in der Regel die Nichterfüllung einer vom Erbbaurechts⸗ 
nehmer übernommenen Verpflichtung fein (8 2 A 7, 8). 


§ 5 

Als Inhalt des Erbbaurechts 1) kann auch vereinbart werden 2), daß der 
Erbbauberechtigte zur Veräußerung des Erbbaurechts der Zustimmung des 
Grundstückseigentümers bedarf. 

Als Inhalt des Erbbaurechts ) kann ferner vereinbart werden 2), daß der 
Erbbauberechtigte zur Belastung des Erbbaurechts mit einer Hypothek, Grund- 
oder Rentenschuld oder einer Reallast 2) der Zustimmung des Grundstücks- 
eigentümers bedarf. Ist eine solehe Vereinbarung getroffen, so kann auch 
eine Anderung des Inhalts 2) der Hypothek, Grund- oder Rentenschuld oder 
der Reallast, die eine weitere Belastung des Erbbaurechts enthält ö), nicht ohne 
die Zustimmung des Grundstückseigentümers erfolgen ®). 


1. Aus den Worten „als Inhalt des Erbbaurechts“ folgt, daß die hier zugelaſſene Verein ⸗ 
barung ebenſo wie die in § 2 aufgeführten Vereinbarungen dingliche Wirkung gegen jeder⸗ 
mann hat ($ 2 A 2), während ſonſt nach $ 137 BGB die Befugnis zur Verfügung über ein 
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veräußerliches Recht nicht durch Rechtsgeſchäft mit dinglicher Wirkung beſchränkt werden kann. 
Eine ohne die erforderliche Zuſtimmung des Grundſtückseigentümers ins Erbbaugrundbuch ein⸗ 
getragene Veräußerung oder Belaſtung des Erbbaurechts iſt bis zur nachträglichen Genehmigung 
des Eigentümers ſchwebend unwirkſam; die nachträgliche Genehmigung kann im Verfahren nach 
37 Abſz gerichtlich erſetzt werden (J 17, 81). 

2. Für den Grundſtückseigentümer kann eine Vereinbarung, wonach ſeine Zuſtimmung zur 

Veräußerung des Erbbaurechts erforderlich iſt, beſonders von Bedeutung ſein, um zu verhüten, 
daß der Erbbauberechtigte ſein Erbbaurecht unter Hintanſetzung des mit der Gewährung des 
Rechts verfolgten Zwecks zu Spekulationszwecken veräußert. Die Vereinbarung, wonach die 
Zuſtimmung des Eigentümers zur Belaſtung des Erbbaurechts mit den im Abſ 2 bezeichneten 
Rechten nötig iſt, wird namentlich geeignet ſein zu verhüten, daß Belaſtungen im Übermaß und ohne 
wirtſchaftlichen Bedarf für das Bauwerk erfolgen und bei einem vorzeitigen Heimfall des Erb⸗ 
baurechts (8 2 Nr 4) gemäß $ 33 auf dem dann dem Eigentümer ſelbſt zuſtehenden Erbbaurecht 
ruhen (Begr. zu $ 5 d. Entw. d. VO). 
23. Nur für die Belaſtung mit einer Hypothek, Grund: oder Rentenſchuld oder einer Reallaſt 
kann das Erfordernis der Zuſtimmung mit dinglicher Wirkung vereinbart werden. Eine ſolche 
Vereinbarung hat aber zur Folge, daß ohne die Zuſtimmung des Grundſtückseigentümers auch eine 
Vormerkung zur Sicherung des Anſpruchs eines Dritten gegen den Erbbauberechtigten auf 
Einräumung einer Hypothek (Grundſchuld, Rentenſchuld, Reallaſt) an dem Erbbaurecht auf dem 
Blatt des Erbbaurechts nicht eingetragen werden kann (JG 9, 213). Eine Vereinbarung für 
die Belaſtung mit anderen Rechten, z. B. Nießbrauch, perſönlichen Dienſtbarkeiten, hat nach 
3 137 Satz 1,2 BGB nur ſchuldrechtliche Wirkung zwiſchen den Vertragſchließenden. Auch die 
Vereinbarung, daß der Erbbauberechtigte eine Hypothek nur bei einem beſtimmten Gläubiger oder 
nur zu einem beſtimmten Zweck ſolle aufnehmen dürfen, kann nicht mit dinglicher Wirkung zum 
Inhalt des Erbbaurechts gemacht werden (JF 16, 208). 

4. Daß auch die im Abſ 2 Saß 2 bezeichnete Anderung des Inhalts der Zuſtimmung des 

Grundſtückseigentümers bedarf, iſt geſetzliche Folge aus der gemäß Abſ 2 Satz 1 getroffenen 
ereinbarung; eine beſondere Vereinbarung darüber iſt nicht erforderlich. 
5. Um eine Anderung des Inhalts, die eine weitere Belaſtung des Erbbaurechts enthält, 
handelt es ſich z. B. dann, wenn nachträglich (gemäß $ 877 BGB) das Kapital oder die Zinſen der 
hpothekariſchen Rechte oder die Leiſtungen der Reallaſtberechtigung erhöht werden. Keine ſolche 
Inhaltsänderung ſtellt dar die Umwandlung einer das Erbbaurecht belaſtenden Hypothek in eine 
obtundſchuld des Erbbauberechtigten und die Abtretung dieſer Grundſchuld an einen neuen Gläu⸗ 
iger (JG 16, 208). 
6. Beſtimmungen über die Wirkungen der aus den Vereinbarungen ſich ergebenden Ver⸗ 
fügungsbeſchränkungen enthalten die $$ 6, 8; $ 7 regelt den Schutz des Erbbauberechtigten gegen 
Willkür des Grundſtückseigentümers. 
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Ist eine Vereinbarung gemäß 8 5 getroffen, so ist eine Verfügung des Erb- 
Pauberechtigten über das Erbbaurecht und ein Vertrag, durch den er sich 
eu: einer solchen Verfügung verpflichtet, unwirksam, solange nicht der Grund- 
stückseigentümer die erforderliche Zustimmung erteilt hat 1). 

Auf eine Vereinbarung, daß ein Zuwiderhandeln des Erbbauberechtigten 
Segen eine nach $ 5 übernommene Beschränkung einen Heimfallanspruch 
Sründen soll, kann sich der Grundstückseigentümer nicht berufen 2). 


Ann Unwirtkſam ift nicht nur die einer Vereinbarung nach $ 5 Abſ 1 oder 2 zuwider ohne Zu⸗ 
ie mung des Grundſtückseigentümers erfolgte dingliche Verfügung des Erbbauberechtigten 
An Veräußerung oder Belaſtung des Erbbaurechts, ſondern auch der ſchuldrechtliche Ber 
Gr auf Übernahme der Verpflichtung zu einer ſolchen Verfügung. Deshalb können auch auf 
iefe eines ſolchen ſchuldrechtlichen Vertrags vom Vertragsgegner des Erbbauberechtigten gegen 
5 keinerlei Rechte, insbeſondere auf Erfüllung oder auf Schadenserſatz, geltend gemacht werden. 
ſchuldreſeßung für die Unwirkſamkeit nach 6 iſt aber, daß die Vereinbarung aus $ 5 nicht lediglich 
Er bauchtlicher Natur geblieben iſt, ſondern durch Eintragung im Grundbuch zum Inhalt des 
Unwi Urechts gemacht worden iſt (J 13, 366). Iſt dieſe Vorausſetzung erfüllt, jo wirkt die 
bende amkeit gegen jedermann (JW 1933, 7043). Sie iſt aber nur eine vorläufige, ſchwe⸗ 
tin Die Verfügung oder der ſchuldrechtliche Vertrag kann durch nachträgliche Zu⸗ 
weili ung (Genehmigung: § 184 BGB) des Grundſtücseigentümers wirkſam werden; einſt⸗ 
Re die Beteiligten gegenſeitig gebunden; ein einfeitiger Widerruf fteht ihnen nicht zu 
Belaſtur 154). Nach $ 15 BO darf aber im Falle einer Verfügung der Rechtsübergang oder die 
ung erſt eingetragen werden, wenn die Zuſtimmung dem Grundbuchamt nachgewieſen 
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iſt. Die Zuſtimmung bedarf gemäß § 182 BGB nicht der für das Rechtsgeſchäft beſtimmten 
Form. Erfolgt ſie nachträglich, ſo wirkt ſie auf den Zeitpunkt der Vornahme des Rechtsgeſchäfts 
zurück ($ 184 Abſ 1 BGB). Wird ſie verweigert und auch nicht auf dem in $ 7 dem Erbbau⸗ 
berechtigten offen gelaſſenen Wege erſetzt (85 A 1), fo iſt die Unwirkſamkeit nunmehr eine end- 
gültige. 

2. Durch die Beſtimmung des Abf 2 ift einer Vereinbarung, daß dem Grundſtückseigentümer 
ein Heimfallanſpruch ($ 2 Nr 4) zuſtehen ſolle, wenn der Erbbauberechtigte einer gemäß S 5 
Abſ I oder 2 getroffenen Vereinbarung zuwiderhandeln würde, die Wirkſamkeit gegenüber dem 
Erbbauberechtigten entzogen (§ 1 A 13). 
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Ist anzunehmen, daß durch die Veräußerung ($ 5 Abs 1) der mit der Be- 
stellung des Erbbaurechts verfolgte Zweck nieht wesentlich beeinträchtigt 
oder gefährdet wird, und daß die Persönlichkeit des Erwerbers Gewähr für 
eine ordnungsmäßige Erfüllung der sich aus dem Erbbaurechtsinhalt er- 
gebenden Verpflichtungen bietet, so kann der Erbbauberechtigte verlangen, 
daß der Grundstückseigentümer die Zustimmung zur Veräußerung erteilt 1). 
Dem Erbbauberechtigten kann auch für weitere Fälle ein Anspruch auf Er- 
teilung der Zustimmung eingeräumt werden 2). 

Ist eine Belastung ($ 5 Abs 2) mit den Regeln einer ordnungsmäßigen 
Wirtschaft vereinbar, und wird der mit der Bestellung des Erbbaurechts ver- 
folgte Zweck nicht wesentlich beeinträchtigt oder gefährdet, so kann der 
Erbbauberechtigte verlangen, daß der Grundstückseigentümer die Zustimmung 
zu der Belastung erteilt 1). 

Wird die Zustimmung des Grundstückseigentümers ohne ausreichenden 
Grund verweigert, so kann sie auf Antrag des Erbbauberechtigten durch das 
Amtsgericht ersetzt werden, in dessen Bezirk das Grundstück belegen ist 1). 
Die Vorschriften des $ 53 Abs 1 Satz 1, Abs 2 und des $ 60 Abs 1 Nr 6 des 
Reichsgesetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
gelten entsprechend 8). 

1. Der Grundſtückseigentümer könnte kraft einer gemäß $ 5 Abſſ 1 oder 2 getroffenen 
Vereinbarung durch eine nach der Sachlage nicht gerechtfertigte Verſagung der Zuſtimmung zur 
Veräußerung oder Belaſtung des Erbbaurechts die Freizügigkeit und wirtſchaftliche Freiheit des 
Erbbauberechtigten in unerträglicher Weiſe einengen und ihm unter Umſtänden jede Benutzung 
des im Erbbaurecht verkörperten Vermögensgegenſtandes zur Kreditgewinnung verwehren. 
Um dem vorzubeugen, gibt $ 7 unter den im Abſ 1 und im Abſ 2 beſtimmten je zwei Voraus⸗ 
ſetzungen (nicht weſentliche Beeinträchtigung oder Gefährdung des mit der Beſtellung des Erb⸗ 
baurechts verfolgten Zwecks, Gewähr der Perſönlichkeit des Erwerbers für eine ordnungsmäßige 
Erfüllung der fi aus dem Erbbaurechtsinhalt ergebenden Verpflichtungen oder Vereinbarkeit 
der Belaſtung mit einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft) einen geſetzlichen Anſpruch auf die Zu⸗ 
ſtimmung zu der Veräußerung oder Belaſtung (Begr. zu $ 7 d. Entw. d. VO). Dieſer Anſpruch 
iſt mit dem Erbbaurecht untrennbar verbunden und kann daher nicht ſelbſtändig übertragen oder 
gepfändet werden (SO 17,178). Für feine Durchſetzung ſchließt das Geſetz den ordentlichen 
Rechtsweg aus und trifft, um im Intereſſe des Erbbauberechtigten eine Entſcheidung möglichſt 
ſchnell und einfach herbeizuführen, im Abſ3 die Beſtimmung, daß die Zuſtimmung, wenn ſie 
ohne ausreichenden Grund, insbeſondere (A 2) alſo trotz Vorliegens der vom Geſetz bezeichneten 
beiden Vorausſetzungen verweigert wird, auf Antrag des Erbbauberechtigten durch das Amts⸗ 
gericht des belegenen Grundſtücks im Verfahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit erſetzt werden 
kann (Begr aa O.). Dieſes Verfahren ſetzt zwar nicht unbedingt voraus, daß bereits ein form“ 
gültiger Veräußerungsvertrag abgeſchloſſen iſt; es kann aber nicht eher in Gang geſetzt werden, als 
das Erbbaurecht durch Eintragung im Grundbuch entſtanden ift (JG 13, 366). Den Antrag auf 
Einleitung des Erſetzungsverfahrens kann nur der Erbbauberechtigte ſtellen; eine Abtretung des 
Antragsrechts iſt unzuläſſig (FG 17, 81). Die Entſcheidung der Frage, ob der Grundſtückseigen⸗ 
tümer die begehrte Zuſtimmung bereits wirkſam erteilt habe, gehört im Streitfall nicht in das 
Erſetzungsverfahren nach 87 Abſ 3 (Id 17, 81). Das Amtsgericht hat bei feiner Entſcheidung 
über die Erſetzung der Zuſtimmung die tatſächlichen Verhältniſſe zur Zeit der gerichtlichen Be 
ſchlußfaſſung, nicht die Verhältniſſe zur Zeit der etwa ſchon vorangegangenen, ſchwebend unwirk⸗ 
ſamen ($5 A 1) Eintragung zu Grunde zu legen (956 17, 81). 
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2. Der ſchwer verſtändliche Abſ 1 Satz 2 iſt beim Zuſammenhalt mit Abſ 1 Satz 1 und Abf 3 
wohl dahin aufzufaſſen: Auch wenn im Falle der Veräußerung des Erbbaurechts die Voraus⸗ 
ſetzungen des Abſ 1 Satz 1 für den geſetzlichen Anſpruch auf Erteilung der Zuſtimmung nicht vor⸗ 
liegen, kann dem Erbbauberechtigten für weitere Fälle ein Anſpruch auf Erteilung der Zu⸗ 
timmung eingeräumt werden. Immerhin müſſen die weiteren Fälle ſolche ſein, daß die Ver⸗ 
weigerung der Zuſtimmung ſich, wie ſtets beim Vorliegen der Vorausſetzungen des Abſ 1 Satz 1, 
als ohne ausreichenden Grund erfolgt darſtellen kann. Es iſt dann Sache des Ermeſſens des 
Amtsgerichts, ob es auch in einem ſolchen weiteren Fall die Zuſtimmung erſetzen will (ftr.). 

3. Aus der entſprechenden Geltung des § 53 Abſ 1 Satz 1, Abſ 2 und des § 60 Abſ 1 Nr 6 
368 folgt: Die Verfügung, durch die das Amtsgericht auf Antrag des Erbbauberechtigten die 
Zuſtimmung des Grundſtückseigentümers zur Veräußerung oder Belaſtung des Erbbau⸗ 
rechts erſetzt, tritt erſt mit der Rechtskraft in Wirkſamkeit. Bei Gefahr im Verzug kann das 
Gericht die ſofortige Wirkſamkeit der Verfügung anordnen; eine ſolche Verfügung tritt mit der 
Bekanntmachung an den Erbbauberechtigten in Wirkſamkeit. Gegen die erſt mit der Rechts⸗ 
kraft wirkſam werdende Verfügung findet ſofortige Beſchwerde binnen einer Friſt von zwei Wochen, 
die mit der Zuſtellung an den Beſchwerdeführer (den die Zuſtimmung verweigernden Grundſtücks⸗ 
eigentümer) beginnt (88 16 Abſ 1, 2; 22 Abs 4 FGG), an das Landgericht ſtatt; weitere Be⸗ 
ſchwerde an das Oberlandesgericht iſt im Falle einer Geſetzesverletzung zugelaſſen (8 27 FGG). 


88 
Verfügungen, die im Wege der Zwangsvollstreckung oder der Arrestvoll- 
ziehung oder durch den Konkursverwalter erfolgen 1), sind insoweit unwirk- 
Sam, als 2) sie die Rechte des Grundstückseigentümers aus einer Vereinbarung 
Semäß $ 5 vereiteln oder beeinträchtigen würden °). 


1. Da nach $ 11 BDO auf das Erbbaurecht die ſich auf Grundſtücke beziehenden Vorſchriften 
entſprechende Anwendung finden, kommen hier als Verfügungen im Wege der Zwangsvoll⸗ 
ſtredung, der Arreſtvollziehung, durch den Konkursverwalter namentlich in Betracht: die 
r (58 15ff. 39G) und die Zwangsverwaltung (88 146 ff. U) des Erbbau⸗ 
rechts im Wege der Zwangsvollſtreckung ($ 866 ZPO) oder auf Betreiben des Konkursverwalters 
6 126 KO; 58 172—174 8G); die Eintragung einer Zwangshypothek (88 866, 867 ZPO) 
und einer Arreſthypothek ($ 932 ZPO) auf das Erbbaurecht. 

2. Aus den Worten „inſoweit unwirkſam, als“ ift nicht zu folgern, daß die Verfügung nur 
gegenüber dem in ſeinen Rechten verletzten Grundſtückseigentümer unwirkſam ſei und daß Dritte 
die Verfügung als wirkſam gelten laſſen müßten, wenn der Eigentümer davon abſehe, die Unwirk⸗ 
ſamkeit geltend zu machen und ihre Feſtſtellung durchzuſeßen. Aus dem Zuſammenhang des 
. dem über Unwirkſamkeit von Verfügungen ſprechenden $ 6 Abj1 ſowie daraus, daß 
5 fein auf den Schutz beſtimmter Perſonen beſchränktes geſetzliches Veräußerungsverbot im 
inne des § 135 BGB enthalt, ergibt ſich vielmehr, daß die Unwirkſamkeit ähnlich wie 
u Falle des § 2113 BGB (Verfügung des Vorerben über ein Nachlaßgrundſtück zum 
ſich eil des Nacherben) eine abſolute iſt. Auch Dritte, die ein Intereſſe daran haben, können 
(ag 0 auf fie berufen, ſolange der Grundſtückseigentümer die Verfügung nicht genehmigt hat 
1 5 1933, 704). Der durch die genannten Worte eingeleitete Schlußhalbſatz des 5 8 beſtimmt 
Ken ſachliche Vorausſetzung für die Unwirkſamkeit. Der in feinen Rechten verletzte Grund⸗ 
ia seigentümer kann die Beſeitigung der Verfügung im Wege der Widerſpruchsklage nach 
Gl 71, 928 880 gegen den die Zwangsvollſtreckung oder die Arreſtvollziehung betreibenden 
109 et oder gegen den Konkursverwalter betreiben. Er kann aber auch im Wege der Ein- 
tige ders nach 5 766 ZPO (gl. für den Konkursverwalter RG 37, 398) gegen die beeinträch- 

Sa en Verfügungen vorgehen. Auch hat im Falle einer Vereinbarung nach $5 Abi 1 
Genepollſtreckungsrichter die Einleitung der Zwangsverſteigerung abzulehnen, wenn ihm die 
tra lihmigung des Grundſtückseigentümers nicht nachgewieſen wird; gegebenenfalls iſt nach⸗ 

5 gemäß $ 28 3G zu verfahren. 

6 F. alle e echte des Grundſtückseigentümers würden z. B. vereitelt oder beeinträchtigt werden: 
verfke einer Vereinbarung nach $ 5 Abſ 1 (Veräußerung ohne Zuſtimmung) durch die Zwangs⸗ 
( ung des Erbbaurechts, dagegen nicht durch die Eintragung einer Zwangshypothek oder 
durch die cho pothek; im Falle einer Vereinbarung nach § 5 Abſ 2 (Belaſtung ohne Zuſtimmung) 

1 ie Eintragung einer Zwangshypothek oder einer Arreſthypothek, dagegen nicht durch die 

wangsverſteigerung oder Zwangsverwaltung. 


394 Sachenrecht 
3. Erbbauzins 


8 9 

Wird für die Bestellung des Erbbaurechts ein Entgelt in wiederkehrenden 
Leistungen (Erbbauzins) ausbedungen ), so finden die Vorschriften des Bürger- 
lichen Gesetzbuchs über die Reallasten entsprechende Anwendung 2). Die 
zugunsten der Landesgesetze bestehenden Vorbehalte über Reallasten finden 
keine Anwendung °). 

Der Erbbauzins muß nach Zeit und Höhe für die ganze Erbbauzeit im 
voraus bestimmt sein 1). Der Anspruch des Grundstückseigentümers auf Ent- 
richtung des Erbbauzinses kann in Ansehung noch nicht fälliger Leistungen 
nicht von dem Eigentum an dem Grundstück getrennt werden 4). 

Zahlungsverzug des Erbbauberechtigten kann den Heimfallanspruch nur 
dann begründen, wenn der Erbbauberechtigte mit dem Erbbauzinse mindestens 
in Höhe zweier Jahresbeträge im Rückstand ist °). 


1. Ein Erbbaurecht kann entgeltlich oder unentgeltlich beftellt werden. Wird es entgeltlich 
beſtellt, ſo haben die Beteiligten es in der Hand, eine einmalige Abfindung oder, was die allge⸗ 
mein übliche Form der Gegenleiſtung iſt, ein Entgelt in wiederkehrenden Leiſtungen (Erbbau⸗ 
zins) auszubedingen. Der wiederkehrende Zins muß aber nach Abſ 2 Satz 1 für die ganze Dauer 
der Erbbauzeit nach Fälligkeit und Höhe im voraus beſtimmt ſein. Dieſes Erbbauzinsrecht 
kann nicht für den gegenwärtigen Grundſtückseigentümer perſönlich, ſondern nur für den jeweiligen 
Eigentümer des Grundſtücks ($ 1105 Abf 2 mit § 1111 Abſ 1 BGB) beſtellt werden. Das ergibt 
ſich aus der im Abſ 2 Satz 2 gegebenen Vorſchrift, wonach das Zinsrecht nicht von dem Eigentum 
an dem Grundſtück getrennt werden kann. Die Beſtellung erfolgt gemäß § 873 BGB (58 11, 14 
BI) durch Einigung zwiſchen dem Grundſtückseigentümer und dem Erbbaurechtsnehmer und 
Eintragung in das Erbbaugrundbuch. Die Einigung bedarf zur materiellrechtlichen Gültigkeit 
keiner Form; formellrechtlich ift zur Vornahme der Eintragung die Eintragungsbewilligung des 
Erbbauberechtigten (§ 19 GBO) in der Form des $ 29 GBO zu erklären. Die Frage, ob und in⸗ 
wieweit bei der Eintragung auf die Eintragungsbewilligung gemäß § 874 BGB Bezug genommen 
werden kann, iſt nunmehr durch den neu eingefügten Satz 3 im § 14 Abſ 1 geregelt ( 14 A 1 a). 
Aus 5 9 Abſ 2 Satz I iſt zu entnehmen, daß der Erbbauzins von vornherein unter genauer ziffern⸗ 
mäßiger Beſtimmung der Höhe fees ſein muß. Die Bemeſſung des Erbbauzinſes auf der 
Grundlage der Feingoldmark iſt zuläſſig (J 8, 330). Dagegen kann die Beſtimmung der Höhe 
des Erbbauzinſes nicht in der Weiſe getroffen werden, daß eine Höchſt⸗ und Mindeſtgrenze feſt⸗ 
geſetzt und die Beſtellung der Höhe des Erbbauzinſes für die einzelnen Zeitabſchnitte der ſpäteren 
Vereinbarung der Beteiligten oder der Ermittlung durch einen Dritten vorbehalten wird (JJ 
3, 325). Soll eine künftige Erhöhung des Erbbauzinſes bei ſpäterer Wertſteigerung des Erbbau⸗ 
rechts vorgeſehen werden, jo kann dies nur durch Eintragung einer Vormerkung ($ 883 Abſ 1 Saß 2) 
zur Sicherung des vertragsmäßig feſtzulegenden Anſpruchs auf eine künftige Erhöhung oder durch 
Beſtellung einer Höchſtbetragshypothek ($ 1190) für den künftigen Anſpruch geſchehen (JFG 3, 
329). Soll nachträglich eine Erhöhung der Zinsbeträge erfolgen, fo bedarf es nach 88 877, 876 
Satz 1 BGB außer der Einigung und der Eintragung auch der Zuſtimmung der Realberechtigten, 
die der Erbbauzinspflicht im Range nachſtehen, es ſei denn, daß die Erhöhung von vornherein 
unter genauer ziffernmäßiger Beſtimmung der Höhe vertraglich vorgeſehen und dieſe Ausbe⸗ 
dingung im Grundbuch vermerkt iſt (Begr zu § 9 d. Entw. d. VO). Zur nachträglichen Minde ⸗ 
rung des Zinſes iſt nach $ 876 Satz 2 BGB die Zuſtimmung der Realberechtigten an dem Grund- 
ſtück erforderlich (BGB 876 A 1 und hier A A). N 

2. Da die Vorſchriften über die Reallaſten entſprechende Anwendung finden ſollen, iſt die 
Vereinbarung über die Erbbauzinspflicht nicht wie die Vereinbarungen nach § 2 VO als zum 
Inhalt des Erbbaurechts gehörig zu erachten, ſondern gleichzuſtellen der Beſtellung einer Real⸗ 
laſtberechtigung an dem Erbbaurecht für den jeweiligen Eigentümer des Grundſtücks ($ 1105 
BGB). Daraus folgt, daß der urſprüngliche Rang der Erbbauzinspflicht nach $ 880 BGB ge⸗ 
ändert, z. B. einer Hypothek am Erbbaurecht der Vorrang eingeräumt werden kann ($ 10 VO: 
Begr aa O.). Im übrigen gelten für die Einzelzinſen die Vorſchriften über Hypothekenzinſen 
(8 1107). Rückſtände verjähren daher in vier Jahren (88 197, 902 Abſ 1 Satz 2) und erlöſchen 
beim Heimfall (5 2 Nr 4 VO) dinglich ($ 1178), während die ganze Erbbauzinspflicht 
beſtehen bleibt ($ 889). Der Erbbauberechtigte haftet für die während der Dauer feines Rechts 
fällig werdenden Leiſtungen auch perſönlich ($ 1108). 

3. Die Nichtanwendbarkeit der Vorbehalte zugunſten der Landesgeſetze (Artt 113, 116, 
120 EGBGB; 8 1105 A 1 BGB) ergibt, daß auf die Erbbauzinspflicht ſtets lediglich die Vor⸗ 


Eelleh, 


Verordnung über das Erbbaurecht 88 9, 10 395 


ſchriften des BGB über die Reallaſten Anwendung finden. Dadurch ſoll der Rechtszuſtand in 
den Ländern vereinheitlicht werden (Begr aa. .). 

4. Da der Anſpruch auf noch nicht fällige Leiſtungen von dem Eigentum am Grundſtück 
nicht getrennt werden kann, unterliegt er als Beſtandteil des Grundſtücks (3 96 BGB) der 
Haftung für die Hypotheken. Ferner kann er nicht wie die fälligen Leiſtungen ($$ 398, 1107, 1159, 
1280 BGB) abgetreten, verpfändet, gepfändet werden. Im Falle der Zwangsverſteigerung des 
Grundſtücks geht er auf den Erſteher über (88 20 Abſ 2, 55 Abſ 1, 90 Abſ 2 3G). 

5. Nach Abſ 3 kann ein Heimfallrecht, das für den Fall des Verzugs mit der Leiſtung der ein⸗ 
zelnen Erbbauzinsraten gemäß $ 2 Nr 4 vereinbart worden iſt ($ 2 A 7), nur geltend gemacht 
werden, wenn der Erbbauberechtigte mit dem Erbbauzinſe mindeſtens in Höhe zweier Jahres⸗ 
beträge, gleichviel für welche Zeit, im Rüctſtande iſt. Durch diefe Beſtimmung ſoll der Erbbau⸗ 
. gegen eine allzu ſtrenge Handhabung der Heimfallklauſel geſchützt werden (Begr 
aaO.) 


4. Rangstelle 
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Das Erbbaurecht kann nur zur ausschließlich ersten Rangstelle bestellt 
werden; der Rang kann nicht geändert werden 1). Rechte, die zur Erhaltung 
der Wirksamkeit gegenüber dem öffentlichen Glauben des Grundbuchs der 
Eintragung nicht bedürfen, bleiben außer Betracht 2). 

Durch landesrechtliche Verordnung können Bestimmungen getroffen wer- 
den, wonach bei der Bestellung des Erbbaurechts von dem Erfordernisse der 
ersten Rangstelle abgewichen werden kann, wenn dies für die vorhergehenden 
Berechtigten und den Bestand des Erbbaurechts unschädlich ist ®). 


5 1. Zur Erhaltung des Beſtandes des Erbbaurechts im Falle der Zwangsverſteigerung des 
damit belaſteten Grundſtücks ($ 25 VO) und zur Förderung der Beleihbarkeit iſt beſtimmt, daß 
das Erbbaurecht nur zur ausſchließlich erſten Rangſtelle beſtellt und der Rang nicht geändert 
6880 BGB) werden kann. Iſt das Grundſtück mit Rechten belaftet, fo müſſen die Berechtigten, 
wenn ein Erbbaurecht beſtellt werden ſoll, dieſem gemäß § 880 BGB den Vorrang einräumen. 
b es gilt auch von einem eingetragenen Vorkaufsrecht, das nach $ 1094 Abſ 1 ein das Grundſtück 
Aelaſtendes Recht im Sinne des 9 879 iſt, zu anderen das Grundſtück belaſtenden Rechten in einem 
Rangverhältnis fteht und daher dem Erbbaurecht im Range vorgehen würde. Daß das Vorkaufs⸗ 
recht, auch wenn es den Vorrang vor dem Erbbaurecht behielte, den Beſtand des Erbbaurechts 
duberührt laſſen würde, iſt unerheblich. Denn im allgemeinen erfordert die Annahme eines Rang⸗ 
Hahältniſſes nicht, daß das nachfolgende oder vorgehende Recht durch das andere Recht in ſeinem 
5 eſtande beeinträchtigt wird. Aus dem Vorbehalt für die Landesgeſetzgebung im § 10 Abſ 2 
arb ſich, daß dies auch im Sinne des $ 10 Abſ 1 liegt (JW 1926, 10163). Hat das Grundbuch⸗ 
ME (verſehentlich) das Erbbaurecht nicht zur erſten Rangſtelle eingetragen, fo iſt die Eintragung 
Kr b $ 53 Abf 1 Satz 2 GBO ihrem Inhalt nach unzuläſſig und von Amts wegen zu löſchen 
15 Die Anſicht, daß in dieſem Falle nur nach $ 53 Abſ 1 Satz 180 wegen der Unrichtigkeit 
e Ranges des Erbbaurechts ein Widerſpruch zugunſten des Erbbauberechtigten von Amts wegen 
nzutragen ſei, wird der Faſſung des $ 10 Abſ 1 Satz 1 VO nicht gerecht. 
ü 2. Die Beſtimmung, daß Rechte, die zur Erhaltung der Wirkſamkeit gegenüber dem öffent- 
Nan Glauben des Grundbuchs der Eintragung nicht bedürfen, bei der Feſtſtellung der erſten 
4 igitelfe des Erbbaurechts außer Betracht bleiben, it getroffen, weil derartige Rechte leicht 
0 0 rſehen werden könnten (Begr zu $ 10 d. Entw. d. VO). Solche Rechte find z. B. die Notweg⸗ 
er Uberbaurenten (55 914, 917 BOB), ferner Grunddienſtbarkeiten, die vor dem Inkrafttreten 
BGB beſtellt worden find (BGB $ 892 A 3). 


ee! dem Vorbehalt der Abweichung von dem Erforderniſſe der erſten Rangſtelle durch 
bund rechtliche Verordnung iſt vornehmlich gedacht an die Verfügungsbeſchränkungen bei ge⸗ 
5 enem Grundbeſitz (Lehns⸗, Familienfideikommiß⸗ und Stammgütern) ſowie an voreinge⸗ 
en Rechte, die den Beſtand des Erbbaurechts nicht gefährden (Begr aad.). Preußen hat 
90 4 em Vorbehalt Gebrauch gemacht durch die Vo betr. die Rangſtelle von Erbbaurechten v. 
ſchrär 1919 (008 88). Danach bleiben für die Rangermittelung außer Betracht: Verfügungsbe⸗ 

utungen der im Art 15 Abs 1 AGG Bd gedachten Art (Güter, an denen ein Obereigentum 
— Erbpacht⸗ und Familienfideikommißgüter) ſowie die Verfügungsbeſchränkung durch die 
rechts nung eines Teſtamentsvollſtreckers und durch das Recht eines der Beſtellung des Erbbau⸗ 
8 zuſtimmenden Nacherben. 
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Auf das Erbbaurecht finden die sich auf Grundstücke bezichenden Vor- 
schriften mit Ausnahme der $$ 925, 927, 928 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 1) 
sowie die Vorschriften über Ansprüche aus dem Eigentum entsprechende An- 
wendung ?), soweit sich nicht aus dieser Verordnung ein anderes ergibt !). 
Eine Übertragung des Erbbaurechts, die unter einer Bedingung oder einer 
Zeitbestimmung erfolgt, ist unwirksam 3). 

Auf einen Vertrag, durch den sich der Grundstückseigentümer verpflichtet, 
ein Erbbaurecht zu bestellen, findet der $ 313 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
entsprechende Anwendung 4). 


1. Welche rechtlichen Folgen aus der Beſtimmung, daß auf das Erbbaurecht die ſich auf 
Grundſtücke beziehenden Vorſchriften mit Ausnahme der 88 925, 927, 928 BGB entſprechende 
Anwendung finden, für die Art und Weiſe der Entſtehung, Übertragung, Anderung des 
Inhalts, Belaſtung und Beendigung des Erbbaurechts ſich ergeben, iſt bereits in § 1 A 1 
erörtert. Die entſprechende Anwendung umfaßt die Vorſchriften des BGB über das Liegen⸗ 
ſchaftsrecht und das Recht der Schuldverhältniſſe, ſoweit es ſich auf Grundſtücke bezieht, die 
Vorſchriften der auf das Liegenſchaftsrecht bezüglichen Nebengeſetze, insbeſondere der GBO, 
des ZG, auch der ZPO (z. B. 88 864ff., 870 Abſ 1, 932), weiter aber auch die Ausführungs⸗ 
geſetze der Länder dazu und die im EGBGB aufrechterhaltenen, auf das Liegenſchaftsrecht 
bezüglichen Landesgeſetze. Streitig iſt, ob auch die auf Grundſtücke ſich beziehenden Vorſchriften, 
die in anderen Reichs⸗ oder Landesgeſetzen enthalten ſind, auf das Erbbaurecht ohne weiteres 
Anwendung finden oder nur inſoweit, als dies in den einzelnen Geſetzen beſonders beſtimmt iſt. 
Der zuerſt genannten Anſicht iſt beizutreten, weil die Anwendungsbeſtimmung nach ihrem Wort⸗ 
laut eine ganz allgemeine iſt und $ 11 VO nicht mehr (wie der frühere $ 1017 BGB) im BGB 
feinen Platz hat (RG 108, 70). Da jedoch nur eine „entſprechende“ Anwendung ſtattzufinden hat 
und dieſe nur, ſoweit ſich nicht aus der Vd ein anderes ergibt, gelten die genannten Vorſchriften 
nur inſoweit, als ſie mit dem Begriff des Erbbaurechts vereinbar ſind (RG 108, 71). Daher ſind z. B. 
aus dem BGBnicht anwendbar: 598 Nr 2 (Zubehör eines Landguts; denn an einem Landgut 
kann ein Erbbaurecht überhaupt nicht beſtellt werden, da auf ihm errichtete Bauwerke gegenüber 
den Landflächen nicht die Hauptſache im Sinne des $ 1 Abſ 2 ſind: $ 1 A 10) und $ 905, da der Erb- 
bauberechtigte gemäß $ 1 Abſ 1 BO (früher $ 1012 Abſ 1 BGB) nur berechtigt iſt, ein Bauwerk auf 
oder unter der Grundſtücksoberfläche zu haben, ſein Recht ſich aber nicht über den Raum oberhalb 
und unterhalb erſtreckt (ſtr.; h 72, 305). Ferner kann das Erbbaurecht ſelbſt nicht gemäß 99 1ff. 
VO (früher $$ 1012ff. BGB) mit einem Erbbaurecht belaftet werden; denn das Erbbaurecht ſetzt 
begrifflich voraus, daß ein Grundſtück ihm als Baugrund dient (ſtr.; Mot. BGB 3 S. 469, 479; RG 
61, 2), In Preußen bedürfen juriſtiſche Perſonen zum Erwerb eines Erbbaurechts keiner beſonderen 
Genehmigung nach Art 7 ABGB (JW 1935, 650%). Dagegen find z. B. aus dem BOB 
anwendbar: $ 96 (mit dem Erbbaurecht kann als Beſtandteil ein Grundſtücksrecht ver⸗ 
bunden ſein, z. B. eine Grunddienſtbarkeit, ein Vorkaufsrecht, eine Überbau- oder Not⸗ 
wegrente: RG 79, 118), 88 97, 98 Nr 1 (Zubehör), 85 99—103 (Früchte, Nutzungen, Laſten), 
$ 232 (Sicherheitsleiſtung durch Hypothekbeſtellung), $ 416 (Übernahme einer Hypothek), 
$$ 436, 439, 446, 449, 468, 477 (Pflichten aus einem Kaufvertrag über ein Grundſtück), 
$ 503 (Grundſtückswiederkauf), 38 505—510, 513, 514 (Vorkaufsrecht; dazu $ 31 Abſ 3 VO), 
$$ 537, 551, 556, 559— 561, 565, 571 ff. (Grundſtücksmiete; dazu $ 30 VO), 8 648 (Sicherungs⸗ 
hypothek beim Bauvertrag), § 753 (Gemeinſchaftsteilung), 88 836, 837 (Haftung des Erbbau⸗ 
berechtigten für den durch Einſturz ſeines Bauwerks entſtandenen Schaden), $ 867 (Aufſuchung 
einer Sache), d 873ff. (dingliche Verträge; $ 1 A 1) und ſonſtige allgemeine Vorſchriften über 
Rechte an Grundſtücken, darunter $ 890 (ein Erbbaurecht kann mit einem Grundftüc vereinigt 
werden), $$ 903, 904, 906, 907 (Befugniſſe des Eigentümers), $ 908 (Einſturzgefahr), $ 909 (Ver⸗ 
tiefung des Bodens), $$ 912—918 (Überbau, Notweg), $ 919 (Abmarkung; § 919 A 2, 4), 8 946 
(das Erbbaurecht erſtreckt ſich auf bewegliche Sachen, die mit dem Baugrund als weſentliche 
Beſtandteile verbunden werden), 88 1009, 1010 (das Erbbaurecht kann im Miteigentum mehrerer 
ſtehen), $$ 1018ff. (Grundſtücksbelaſtungen), $$ 1378, 1423, 1445 (Verfügung über Grundſtücke 
nach ehelichem Güterrecht), $ 1663 (vermietetes Grundſtück des Kindes), $ 1807 Abſ 1 Nr 1, Abſ 2 
(Anlegung des Mündelvermögens; dazu $$ 18—20 VO), $ 1821 (Verfügung über Grundſtücke 
des Mündels). Die Anwendung der $$ 94, 95 BOB iſt in § 12 Abſ 2 VO beſonders geregelt. 
Was die Belaſtungen angeht, ſo kann das Erbbaurecht insbeſondere mit Grunddienſtbarkeiten 
(58 1018ff.), einem Nießbrauch (88 1030 ff.), perſönlichen Dienſtbarkeiten (58 1090 ff.), einem 
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Vorkaufsrecht (38 1094 ff.; RIA 16, 302), Reallaſten (58 1105 ff.), Hypotheken, Grund⸗ und 
Rentenſchulden (88 1113ff.) belaſtet werden. Der Nießbraucher an einem Erbbaurecht 
iſt, da auf dieſes Recht die Vorſchriften über Grundſtücke Anwendung finden, nach den 
Beſtimmungen über den Nießbrauch an Sachen ($$ 1030 ff.), nicht über den Nießbrauch 
an Rechten (58 1068 ff.) zu behandeln; für die Beſtellung und die Beendigung des Nieß⸗ 
brauchs greifen nicht die $$ 1069, 925, 1072, ſondern die 58 873, 875, 876, 889 Platz. Die 
das Erbbaurecht belaſtenden Rechte erſtrecken ſich auf das Bauwerk als weſentlichen Beſtandteil 
des Erbbaurechts, gleichviel, ob es dem Erbbauberechtigten oder dem Eigentümer gehört ($ 12 
Abſ 1 VO). Anwendbar iſt auch jetzt noch, wie früher, $ 926, obwohl die Veräußerung des Erb⸗ 
baurechts nicht mehr durch Auflaſſung ($ 925) erfolgt. Bei der Übertragung des Erbbaurechts 
geht alſo im Zweifel das dem Erbbauberechtigten gehörende Zubehör mit über. — Die Zwangs- 
vollſtre ckung in ein Erbbaurecht iſt in F 24 A 1, die Eintragungen in das nach $ 14 anzulegende 
Erbbaugrund buch find in § 14 A beſprochen. Ein Erbbaurecht kann auch als Heimſtätte nach 
dem Reichs⸗Heimſtättengeſetz v. 10. 5. 1920 vergeben werden. Hierbei wird die Eigenſchaft als 
Heimſtätte in das Grundbuch eingetragen. Dann gilt der Eigentümer des Grundſtücks, nicht der Erb- 
bauberechtigte, als Ausgeber der Heimſtätte ($ 26 Abſ 1 Ges). Deshalb ift ſeine Zuſtimmung erfor- 
derlich, wenn die Heimſtätte geteilt, einzelne Grundſtücke oder Grundſtücksteile abveräußert oder 
zugeſchrieben, die Heimſtätte belaftet werden ſoll (58 9, 10,17 Gef). Ihm ſteht, wenn das Erbbau⸗ 
recht (die Heimſtätte) vom Heimſtätter veräußert wird, das Vorkaufsrecht zu (8 11 Gef). Solange 
das Erbbaurecht Heimſtätte iſt, finden die $$ 5—8 ErbbauV O (über Beſchränkbarkeit der Ver⸗ 
außerungsbefugnis) keine Anwendung ($ 26 Abſ 2 Gef). Im übrigen grenzt $ 26 Abſ 3,4, 5 Gef 
die Geltung der Erbbau VO oder des Geſetzes ab. 

2. Die entſprechend anzuwendenden Vorſchriften über Anſprüche aus dem Eigentum ſind 
die 99 985ff., 1004 B60 B. Sie gewähren mithin dem Erbbauberechtigten Anſprüche auf Heraus⸗ 
gabe und auf Schutz gegen Beeinträchtigung ſeines Rechts (RG 77, 218). Er kann alſo z. B. gegen 

enjenigen, der das Bauwerk, an dem von einem ſpäteren Eigentümer das Erbbaurecht beſtellt 
worden iſt, auf Grund eines mit einem früheren Grundſtückseigentümer geſchloſſenen kündbaren 
Vertrages beſitzt, nach erfolgter Kündigung auf Räumung klagen (RG Warn 1928 Nr 142). 

3. Während die Beſtellung des Erbbaurechts unter einer aufſchiebenden Bedingung oder 
eimer Zeitbeſtimmung zuläſſig it (VO § 1 A J), ſchließt $ 11 Abſ 1 Saß 2 entſprechend dem $ 925 
Abſ 2 BGB für die (dingliche) Übertragung des Erbbaurechts die Setzung jeder Bedingung oder 
Zeitbeſtimmung aus. Jedoch iſt es nicht unzuläſſig, daß der Erbbauberechtigte das Erbbaurecht an 
einen andern überträgt mit der (ſchuldrechtlichen) Verpflichtung des Übernehmers zur Rücküber⸗ 
tragung nach einer gewiſſen Zeit und daß er ſich zur Sicherung ſeines Anſpruchs auf die Rücküber⸗ 
tragung eine Vormerkung beſtellen läßt (8 925 A 14 BGB). 

4. Schon früher war nach $$ 1015, 1017 BGB anzunehmen, daß für den ſchuldrechtlichen 
auf Beſtellung oder Übertragung des Erbbaurechts gerichteten Vertrag § 313 BGB Anwendung 
zu finden habe, und zwar nicht nur 9 313 Satz 1, wonach der Vertrag der gerichtlichen oder notariellen 
Form bedarf, ſondern auch § 313 Satz 2 über die Heilung des Formmangels durch Auflaſſung 
und Eintragung. Denn das Geſetz erforderte für die Beſtellung und die Übertragung des Erbbau⸗ 
rechts, wenn es fie auch nicht als Auflaſſung bezeichnete (vgl. $ 20 GBO), doch dieſelbe Form wie 

ür die Auflaſſung. Jetzt beſtimmt BO $ 11 Abf 2 zur Beſeitigung von Zweifeln ausdrücklich die 
entſprechende Anwendung des $ 313 für den ſchuldrechtlichen Vertrag auf Beſtellung eines 
d rbbaurechts. Da der ganze $ 313 für anwendbar erklärt iſt, gilt auch $ 313 Satz 2 dahin, daß 
2 urch die mit der Eintragung zuſammenfallende Einigung über die Beſtellung, obwohl dieſe keine 
(Bllaſſung iſt (WO 51 A 1), der Mangel der Form des ſchuldrechtlichen Vertrags geheilt wird 
8 egr zu § 11 d. Entw. d. VO). Einen Beiſpielsfall für eine ſolche Heilung des ſchuldrechtlichen 
16 hungevertrags durch dingliche Einigung und Eintragung des Erbbaurechts enthält R Warn 
N 10 Nr 161. Dieſe Grundſätze gelten aber nicht nur für den ſchuldrechtlichen Vertrag auf Be⸗ 

lung, ſondern auch für den ſchuldrechtlichen Vertrag auf Übertragung des Erbbaurechts. 
Ba nach $ 11 Abſ 1 Satz 1 findet allgemein auch das Recht der Schuldverhältniſſe, ſoweit es ſich 

Grundstücke bezieht, auf das Erbbaurecht Anwendung (A 1); mithin ift auch hier $ 313 Satz 1 

„ heranzuziehen (Begr aad.). 


6. Bauwerk Bestandteile 


§ 12 * 

5 Das auf Grund des Erbbaurechts errichtete Bauwerk gilt als wesentlicher 
estandteil des Erbbaurechts 1). Das gleiche gilt für ein Bauwerk, das bei 
er Bestellung des Erbbaurechts schon vorhanden ist 2). Die Haftung des 
auwerkes für die Belastungen des Grundstücks erlischt mit der Eintragung 
es Erbbaurechts im Grundbuch 055 
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Die 58 94 und 95 des Bürgerlichen Gesetzbuchs finden auf das Erbbaurecht 
entsprechende Anwendung); die Bestandteile des Erbbaurechts sind nicht 
zugleich Bestandteile des Grundstücks " 2). 

Erlischt das Erbbaurecht, so werden die Bestandteile des Erbbaurechts 
Bestandteile des Grundstücks °). 


1. Schon nach früherem Recht wurde das Bauwerk, das der Erbbaurechtsnehmer auf Grund 
des Erbbaurechts errichtet hatte, gemäß § 95 Abſ 1 Satz 2 BGB nicht als Beſtandteil des be- 
bauten Grundſtücks, ſondern als weſentlicher Beſtandteil des Erbbaurechts angeſehen (NO 39. 
B 87; RIA 14, 187). Die Verordnung beſtimmt dies nun zur Ausſchaltung von Zweifeln aus⸗ 
drücklich. Daraus ergibt ſich für das Eigentum, daß das Bauwerk nicht gemäß 88 93, 94 Abſ 1 
Satz 1, 946 BGB dem Grundſtückseigentümer, ſondern dem Erbbauberechtigten gehört. Da 
das Erbbaurecht den Grundſtücken gleichgeſtellt (5 11 VO) und das Bauwerk weſentlicher Beſtand⸗ 
teil des Erbbaurechts im Sinne des § 93 BGW iſt, folgt weiterhin, daß das Bauwerk für die Dauer 
des Erbbaurechts als unbewegliche Sache im Sinne des BGB (NG 59, 21), nicht als bewegliche 
Sache zu gelten hat (ftr.; RIA 14, 188). Das Bauwerk unterliegt daher dem Liegenſchaftsrecht. 
Es kann nicht geſondert von dem Erbbaurecht Gegenſtand der Verfügung (Veräußerung, Verpfän⸗ 
dung, Pfändung) ſein (ſtr.). Wird über das Erbbaurecht verfügt, ſo wird auch das Bauwerk von 
der Verfügung betroffen. Im Falle der Veräußerung des Erbbaurechts, ſei es durch Rechtsgeſchäft, 
ſei es im Wege der Zwangsvollſtreckung, geht alſo das Bauwerk mit dem Erbbaurecht in das Eigen- 
tum des Erwerbers über. Welche Rechtsfolgen ſich für das Bauwerk beim Erlöſchen oder Heimfall 
des Erbbaurechts ergeben, erörtert die A 5. Alles dies gilt aber nur dann, wenn das Bauwerk „auf 
Grund des Erbbaurechts“ errichtet worden iſt. Hat der Erbbaurechtsnehmer über den ihm durch den 
Erbbauvertrag zum Bau beſtimmten Teil des Grundſtücks hinaus gebaut, ſo wird der über die Gren⸗ 
ze des Grundſtücksteils hinausreichende Teil des Bauwerks weſentlicher Beſtandteil des Grund⸗ 
ſtücks (BOB 5 94 A3) und damit ($ 946 BGB) Eigentum des Grundſtückseigentümers. Jedoch wer⸗ 
den die Vorſchriften über den Überbau (58 912ff. BGB) entſprechend anzuwenden fein (BGB 6912 
A 2). Wenn der Erbbaurechtsnehmer ohne Vorſatz und grobe Fahrläſſigkeit die Grenze überſchritten 
hat, wird mithin der hinüberreichende Teil als Beſtandteil des ganzen Bauwerks, ſomit ebenfalls 
als Beſtandteil des Erbbaurechts und daher als Eigentum des Erbbauberechtigten zu erachten fein. 
Hat der Erbbaurechtsnehmer anders gebaut, als im Erbbauvertrage vorgeſehen war, z. B. ein 
Stockwerk höher, ſo wird er zwar Eigentümer des ganzen einheitlichen Bauwerks, doch kann der 
Grundſtückseigentümer, wenn das Bauwerk in dieſer Geſtaltung dem Zweck des Erbbauvertrags 
zuwider iſt, verlangen, daß das Bauwerk dem Zweck entſprechend geändert wird. Ohne Einfluß 
auf die Beſtandteilseigenſchaft und die Eigentumserlangung iſt es, wenn bereits vor Abſchluß des 
Erbbauvertrags mit dem Bau begonnen war. Denn durch den Vertrag muß das vorher Her⸗ 
geſtellte als in das Erbbaurecht miteinbezogen gelten (ftr.). 

2. War ausnahmsweiſe das Bauwerk bei der Beſtellung des Erbbaurechts ſchon vorhanden, 
jo hört es zwar auf, Beſtandteil des Grundftüds zu ſein, und wird für die Dauer des Erbbaurechts 
ebenfalls weſentlicher Beſtandteil des Erbbaurechts. Es bleibt aber (88 93, 94 Abſ 1 BGB) 
Eigentum des Grundſtückseigentümers (ſtr.). Das Eigentum des Grundſtückseigentümers iſt 
nur für die Dauer des Erbbaurechts hinſichtlich der Belaſtungen (A 3) und der Veräußerung des 
Bauwerks zuſammen mit dem Erbbaurecht (A1) beſchränkt; das Recht des Erbbauberechtigten 
iſt aber nicht Sacheigentum, das wegen der Beſtandteilseigenſchaft die Bauwerksſache in ſich 
ſchlöſſe. Fügt der Erbbauberechtigte Sachen in ein Bauwerk ein, das ein Gebäude iſt, ſo werden 
fie nicht als Beſtandteile des Gebäudes und ſomit des Grundſtücks nach $$ 93, 94, 946 BOB Eigen 
tum des Grundſtückseigentümers, ſondern ſie ſind nur zu einem vorübergehenden Zweck eingefügt 
und deshalb nach 9 95 Abſ 2 Sondereigentum des Erbbauberechtigten (tr.). 

3. Die Rechtsfolge der Eintragung des Erbbaurechts in das Grundbuch iſt, daß die Haftung 
des Bauwerks für die Belaſtungen des Grundſtücks erliſcht. Das Grundſtück haftet mithin nur 
noch allein, ohne das Bauwerk, für dieſe Belaſtungen. Dieſe Rechtsfolge tritt kraft Geſetzes ein, 
ohne daß es einer Zuſtimmung der Realberechtigten bedarf Ein gewiſſer Schutz gegen Beein 
trächtigung iſt den Realberechtigten dadurch gewährt, daß nach § 10 Abſ 1 Satz 1 das Erbbaurecht 
nur zur ausſchließlich erſten Rangſtelle beſtellt werden kann. Sie müſſen daher zur Beſtellung 
des Erbbaurechts dieſem Recht zunächſt den Vorrang einräumen (§ 10 A 1). Die ſpäteren Ber 
laſtungen des Erbbaurechts (über ihre zuläſſigen Arten § 11 A 1) ergreifen auch das Bauwerk 
als weſentlichen Beſtandteil, gleichviel ob es dem Erbbauberechtigten (A 1) oder dem Grundſtücks⸗ 
eigentümer (A 2) gehört. 

4. Die entſprechende Anwendung der 88 94, 95 BGB auf das Erbbaurecht kommt haupt⸗ 
ſächlich dann in Betracht, wenn ſich das Erbbaurecht gemäß $ 1 Abſ 2 auf einen für das Bauwerk 
nicht erforderlichen Teil des Grundſtücks erſtreckt. Nach $ 94 Abſ 1 werden mit dem Boden zuſam⸗ 
menhängende Erzeugniſſe eines ſolchen Grundſtücksteils (z. B. eines Gartens) und überhaupt, des 
mit dem Erbbaurecht belaſteten Grund und Bodens, Samen mit dem Ausſäen, Pflanzen mit dem 
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Einpflanzen weſentliche Beſtandteile des Erbbaurechts und ſomit ($ 93 BGB) von den Belaſtungen 
des Erbbaurechts ergriffen und Eigentum des Erbbauberechtigten. Dagegen gehören nach $ 95 
ein Gebäude oder ein anderes Werk, das in Ausübung eines Rechts an dem Erbbaurecht (z. B. 
einer Dienſtbarkeit, eines Nießbrauchs an dem Erbbaurecht: BGB 8 95 A5) mit dem Erbbau⸗ 
grund verbunden ift, ſowie Sachen, die nur zu einem vorübergehenden Zweck (BOB $ 95 A 2) 
mit dem Erbbaugrund verbunden oder in das Erbbaugebäude eingefügt worden ſind, nicht zu 
den Beſtandteilen des Erbbaurechts. Sie bleiben daher im Eigentum des bisherigen Berechtigten 
und werden von den Belaſtungen des Erbbaurechts nicht ergriffen (Begr zu $ 12 des Entw. d. VO). 

5. Da mit dem Erlöſchen des Erbbaurechts deſſen Beſtandteile zu Veſtandteilen des Grund⸗ 
ſtücs werden, erlangt (85 93, 946 BGB) der Grundſtlickseigentümer insbeſondere das Bauwerk, 
auch wenn es ihm nicht ſchon gehörte (A 1, 2), zum freien, durch die erlöſchenden Belaſtungen 
des Erbbaurechts nicht mehr beſchränkten Eigentum. Streitig iſt, ob unter Erlöſchen nur das Er⸗ 
löſchen durch Zeitablauf ($ 27) oder auch das durch Aufhebung ($ 26) zu verſtehen ift. Die zweite An⸗ 
ſicht wird richtig ſein, da durch den allgemeinen Ausdruck „erliſcht“ alle Erlöſchungsgründe umfaßt 
werden. Nach $ 34 iſt der Erbbauberechtigte nicht berechtigt, das Bauwerk wegzunehmen oder 
fi) Beſtandteile des Bauwerks anzueignen. Im Falle des Erlöſchens durch Zeitablauf hat der 
Erbbauberechtigte aber einen Anſpruch auf Entſchädigung, die den bisherigen hypothekariſchen 
oder Reallaſtgläubigern haftet (88 27, 28, 29). Beim Heimfall (5 2 Nr 4) bleibt das Bauwerk 
Beſtandteil des auf den Grundſtückseigentümer übergehenden Erbbaurechts; nach 9 33 bleiben 
auch die Rechte der Realgläubiger beſtehen. Durch die Zwangsverſteigerung des Grundſtücks 
wird das Beſtehen des Erbbaurechts mit feinen Beſtandteilen nicht berührt (8 25). 


§ 13 
Das Erbbaurecht erlischt 1) nicht dadurch, daß das Bauwerk untergeht 2). 


1. Das Erbbaurecht kann aber aus den in 5 1 A 1 ( Beendigung“) aufgeführten Gründen 
Aufhebung, Zeitablauf, Verjährung; nicht mehr, wie früher, durch Eintritt einer auflöſenden 
Bedingung oder durch Aufgebot) erlöſchen. 

2. Die mit dem früheren g 1016 BGB übereinſtimmende Vorſchrift des Nichterlöſchens 
durch Untergang des Bauwerks kann aber von den Beteiligten geändert werden (OLG 18, 144; 
deigt zu § 13 d. Entw. d. VO). Zuläſſig iſt daher z. B. die Vereinbarung, daß das Erbbaurecht 
68 1 Untergang des Bauwerks, ſpäteſtens bis zum Ablauf einer beſtimmten Zeit erlöschen fol. 

* handelt ſich dabei nicht um die Feſtſetzung einer auflöſenden Bedingung, die nach g 1 Abſ 4 
nicht zuläſſig wäre, ſondern um die zuläſſige ($ 1 A 1) Beſtimmung eines Endtermins (ſtr.). Die 
früheren Beſtandteile des untergegangenen Bauwerks (Baumittelſtücke) gehören demjenigen, 
welcher Eigentümer des Bauwerks war ($$ 955, 953, 95 Abſ 1 Satz 2 BGB). Dies kann der Erb⸗ 
dauberechtigte oder der Grundſtückseigentümer ſein (812 A 1, 2). Doch unterliegen auch im zweiten 
Falle die früheren Beſtandteile dem beſtehenbleibenden Erbbaurecht weiter. Der Erbbauberechtigte 
unn ſie auch zum Aufbau eines neuen Bauwerks verwenden. Veräußern darf er ſie aber nicht. 
dit in dem Erbbauvertrage über die Pflicht zur Wiederherſtellung nichts beſtimmt (82 Nr i), 
D tegt eine ſolche Pflicht weder dem Grundſtlckseigentümer noch dem Erbbauberechtigten ob. 
a iſt aber zur Wiederherftellung befugt, auch wenn das Bauwerk ihm nicht gehört hat. Denn 

s Erbbaurecht bleibt ja beſtehen (M. BGB 3, 473). 


II. Grundbuchvorschriften 


8 14 


Für das Erbbaurecht wird bei der Eintragung in das Grundbuch von Amts 
Wegen ein besonderes Grundbuchblatt (Erbbaugrundbuch) angelegt. Im Erbbau- 
adden buch soll auch der Eigentümer und jeder spätere Erwerber des Grund- 

eks vermerkt werden 1). Zur näheren Bezeichnung des Inhalts des Erbbau- 
05 kann auf die Eintragungsbewilligung Bezug genommen werden 1a). 
wich der Eintragung im Grundbuch des Grundstücks ist zur näheren Be- 

nung des Inhalts des Erbbaurechts auf das Erbbaugrundbuch Bezug 
zu nehmen 2). 
Me Erbbaugrundbuch ist für das Erbbaurecht das Grundbuch im Sinne 
tigt ürgerlichen Gesetzbuchs 3). Die Eintragung eines neuen Erbbauberech- 
Sten ist unverzüglich auf dem Blatte des Grundstücks zu vermerken. 
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1. Nach dem früheren, durch 835 VO aufgehobenen $7 GBO war ein beſonderes Grund⸗ 
buchblatt für das auf dem Blatt eines Grundſtücks eingetragene Erbbaurecht nur auf Antrag 
anzulegen, von Amts wegen nur im Falle der Veräußerung oder Belaſtung des Rechts. Jetzt muß 
für das Erbbaurecht bei der Eintragung in das Grundbuch ſtets von Amts wegen zugleich ein 
beſonderes Grund buchblatt (Erbbaugrundbuch genannt) angelegt werden. Nach der Ord⸗ 
nungsvorſchrift des Satzes 2 ſoll in dieſem Grundbuch auch der Eigentümer und jeder ſpätere 
Erwerber des Grundſtücks vermerkt werden. Die Einrichtung des Erbbaugrundbuchs und die Art 
der Eintragungen ſind jetzt für das ganze Reichsgebiet einheitlich geregelt in den 99 54ff. der 
Grundbuchverfügung v. 8. 8. 1935 (Muſter in Anlage 9). — Soll ein Erbbaurecht an einem nach 
§ 3 Abſ 2, 3 EBD dem Grundbuchzwang nicht unterliegenden Grundſtück beſtellt werden, ſo muß 
zunächſt ein Grundbuchblatt für das Grundſtück angelegt werden, damit darauf die Beſtellung ein⸗ 
getragen werden kann (KGJ 26 A 115). 

1a. Dieſer Satz iſt neu eingefügt worden durch $ 35 des Geſetzes über die Bereinigung der 
Grundbücher vom 18. 7. 1930 (RG Bl J 309). Dort iſt zugleich beſtimmt, daß die neu eingefügte 
Vorſchrift auch für Eintragungen gilt, die vor dem Inkrafttreten des Geſetzes bewirkt ſind. Die 
geſetzliche Regelung beſeitigt die bis dahin beſtehende Streitfrage, ob 874 BGV bei der Ein⸗ 
tragung des Erbbaurechts entſprechend anwendbar ſei. Nunmehr beſtehen keine Bedenken, 
die zu $ 874 BGB entwickelten Grundſätze anzuwenden. Beſchränkungen des Erbbaurechts durch 
Bedingungen, Befriſtungen oder Verfügungsbeſchränkungen ($ 5 BO) find nicht durch Bezug. 
9 005 au, de Eintragungsbewilligung, ſondern ausdrücklich einzutragen ($ 56 Abſ 2 GrundbLerf 
v. 8. 8. 1935). 

2. Bei der Eintragung des Erbbaurechts im Grundbuch des Grundſtücks, die nach 9873 
BGB zur Entſtehung des Erbbaurechts notwendig iſt (Begr zu $ 14), iſt in Abteilung II des Grund⸗ 
buchs zu vermerken, daß für den Erbbauberechtigten ein Erbbaurecht beſtellt ift. Dabei iſt zur 
näheren Bezeichnung des Inhalts des Erbbaurechts anf das Erbbaugrundbuch Bezug 
zu nehmen. Dieſe Vorſchrift des Abſ 2 iſt aber nur als Ordnungsvorſchrift anzuſehen. 
Durch die Unterlaſſung der Bezugnahme wird alſo die Entſtehung des Rechts nicht ge⸗ 
hindert, fein Beſtand nicht berührt (Jh 2, 307). Iſt das Erbbaurecht aufſchiebend be⸗ 
dingt oder befriſtet, ſo muß die Bedingung oder die Zeit, für welche das Recht beſtellt 
iſt, im Grundbuch des Grundſtücks eingetragen werden, wenn die Bedingung oder Befriſtung 
gelten ſoll. Bei der Eintragung von ſpäteren Anderungen des Inhalts des Erbbaurechts iſt zur 
näheren Bezeichnung der Anderungen ſtets wiederum auf das Erbbaugrundbuch Bezug zu nehmen, 
während eine Abänderung der Zeitdauer ohne Bezugnahme einzutragen iſt. Die Löſchung des 
Erbbaurechts iſt im § 16 geregelt. 

3. Da das Erbbaugrundbuch für das Erbbaurecht das Grundbuch im Sinne des BG 
iſt, ſteht es unter dem öffentlichen Glauben des Grundbuchs nach $$ 891, 892 BOB. Alle Inhalts- 
änderungen und Rechtsänderungen (Übertragungen, Belaſtungen, Verfügungsbeſchränkungen ) 
müſſen darauf eingetragen werden. Beſteht ein Widerſpruch mit dem Blatt des Grunoftüdd, 
fo geht dieſes hinſichtlich des Beſtandes und der Dauer des Rechts, im übrigen (Inhalt des Rechts 
und alle Rechtsänderungen mit Ausnahme der Löſchung) das Erbbaugrundbuch vor (vgl. Begt)- 
Die Rechtsvermutung nach $ 891 und der Schutz des rechtsgeſchäftlichen Erwerbes nach 98 892 f. 
richten ſich alſo in Anſehung des Beſtandes und der Dauer des Erbbaurechts nach dem Inhalt des 
Grundbuchs des Grundſtücks, im übrigen nach dem Inhalt des Erbbaugrundbuchs (JF G2, 307% 


§ 15 


In den Fällen des $ 5 darf der Rechtsübergang und die Belastung erst ein“ 
getragen werden, wenn dem Grundbuchamte die Zustimmung des Grund- 
stückseigentümers nachgewiesen ist !). 

1. Der Nachweis it dem Grundbuchamt, dem die Prüfungspflicht in dieſer Hinſicht obliegt, 
durch eine in der Form des $ 29 GBO abgegebene Erklärung des Grundſtückseigentümers zu 
führen, daß er die beabſichtigte Veräußerung ($ 5 Abf 1) oder Velaſtung (5 5 Abſ 2) des Erbball 
rechts Bemillige ($ 183 B00 B) oder genehmige ($ 184 BOB). Iſt die Zuftimmung durch Beihlib 
des Amtsgerichts gemäß $ 7 Abſ 3 erſetzt, fo iſt der Beſchluß vorzulegen. $ 15 gilt nicht nur für 
die Eintragung rechtsgeſchäftlicher Verfügungen, ſondern gemäß $ 8 auch für die Eintragung von 
Verfügungen, die im Wege der Zwangsvollſtreckung oder der Arreſtvollziehung oder durch den 
Konkursverwalter erfolgen (JW 1933, 704°). 


8 16 


Bei der Löschung des Erbbaurechts wird das Erbbaugrundbuch von Amis 
wegen geschlossen 1). 
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1. Die Gründe der Beendigung des Erbbaurechts find in J 1 A 1 behandelt. In Betracht 
kommen hier die Aufhebung durch Rechtsgeſchäft ($ 26) und das Erlöſchen durch Zeitablauf (8 27). 
Im erſten Falle iſt die Löſchung im Grundbuch ſachlichrechtliche Vorausſetzung für das Erlöſchen 
des Erbbaurechts (5 1 A 1; $ 875 BGB); im zweiten Falle ſtellt ſich die Löſchung nur als Berichti⸗ 
gung des Grundbuchs hinſichtlich des außerhalb des Grundbuchs erloſchenen Erbbaurechts dar 
(23 Abſ 1 GBO). Die Löſchung hat im Grundbuch des mit dem Erbbaurecht belaſteten Grund⸗ 
ſtücks durch einen Vermerk in den Spalten 6,7 der zweiten Abteilung zu erfolgen, ift aber auch 
in der Spalte 8 des Erbbaugrundbuchs zu vermerken ($ 56 Abſ 6 Grundb Verf v. 8. 8. 1935). 
Nach der Ordnungsvorſchrift des $ 16 iſt ſodann das Erbbaugrundbuch zu ſchließen. Die Schließung 
erfolgt nach den $$ 34 ff., 54 Grundb Verf v. 8. 8. 1935. Wegen der Berichtigung des Grundbuchs 
durch Eintragung eines Erbbauberechtigten iſt auf $ 22 Abſ 2 GBO zu verweiſen. Die Eintragung 
5 n im Falle der Löſchung des Erbbaurechts iſt durch 531 Abſ 4 VO 
geregelt. 


s 17 
Jede Eintragung in das Erbbaugrundbuch soll auch dem Grundstücks- 
eigentümer, die Eintragung von Verfügungsbeschränkungen des Erbbau- 
berechtigten den im Erbbaugrundbuch eingetragenen dinglich Berechtigten 
bekanntgemacht werden. 

Dem Erbbauberechtigten soll die Eintragung eines Grundstückseigentümers, 
die Eintragung von Verfügungsbeschränkungen des Grundstückseigentümers 
Sowie die Eintragung eines Widerspruchs gegen die Eintragung des Eigen- 
tümers in das Grundbuch des Grundstücks bekanntgemacht werden. 

Auf die Bekanntmachung kann verzichtet werden 1). 


A 1. $ 17 gibt entſprechend dem $ 55 GB Ordnungsvorſchriften über die Bekanntmachung 
er darin bezeichneten Eintragungen an Intereſſenten und über den Verzicht darauf. 


III. Beleihung!) 
1. Mündelhypothek ?) 


§ 18 
Eine Hypothek 2) an einem Erbbaurecht auf einem inländischen Grund- 
stück 4) ist für die Anlegung von Mündelgeld als sicher anzusehen 5), wenn sie 
eine Tilgungshypothek ist und den Erfordernissen der $$ 19, 20 entspricht 3). 


N Der Abſchnitt III verhält ſich nur über Hypotheken. Andere zuläſſige Belaſtungen des 
Krdbaurechts (8 11 A 1), insbeſondere die Beleihung mit Grundſchulden oder Rentenſchulden 
Ach, betrifft der Abſchnitt nicht. Er gibt alſo Sonderbeſtimmungen für die Beleihung mit einer 
R pothel. Die Stellung eines belaſteten Erbbaurechts unter Heimftättenrecht nach dem 
Heimſtch v. 10. 5. 1920 wird näher behandelt in IFG 4, 384 (OLG 45, 216). 
we Die durch die Überſchrift „Mündelhypothek“ zuſammengefaßten $$ 18— 20 beſtimmen 
Der vorausſetungen, unter denen eine Hypothek an einem Erbbaurecht als mündelſicher gilt. 
für unter der Überſchrift „Sicherheitsgrenze für ſonſtige Beleihungen“ folgende $ 21 erklärt es 
ez zuläſſig, daß die Hypothekenbanken und die privaten Verſicherungsunternehmungen unter 
5 haltung der für ſie beſtehenden Vorſchriften über Beleihung von Grundſtücken auch Erbbau⸗ 
münd mit Hypotheken beleihen, wenn die in den 95 19, 20 aufgeſtellten Erforderniſſe für eine 
re tnalihere Hypothek an einem Erbbaurecht vorliegen. Der unter der Überſchrift „landes⸗ 
jr iche Vorſchriften“ den Abſchnitt ſchließende § 22 behält der Landesgeſetzgebung vor, ab. 
1 due Beſtimmungen hinſichtlich der Mündelſicherheit oder der Feſtſtellung des Vorliegens 
orausſetzungen hierfür zu erlaffen. a 
(ligne Hypothek kann eine Verkehrshypothek ($$ 1113ff.) oder eine Sicherungshypothek 
55 “ff. BOB) fein. Sie muß aber eine Tilgungshypothel fein, d. h. regelmäßig den Inhalt ha⸗ 
ſind ah bis zur vollſtändigen Tilgung des Kapitals gleichbleibende Jahresleiſtungen zu entrichten 
unt 4 velche Zinſen und Tilgungsraten enthalten. Nach $20 Nr 1 muß hier die planmäßige Tilgung 
ee der erſparten Zinſen erfolgen (5 20 A 1). Ferner muß die Hypothek den übrigen Era 
Erbh niſſen der $8 19, 20 entſprechen. Dieſe Form der Tilgungshypothek iſt erfordert, weil das 
aurecht in der Regel ein zeitlich begrenztes Recht iſt und infolge der Abnutzung des Bauwerks in 
Bont, Kommentar von Reichsgerichtsräten. 9. Aufl. III. Bd. (Beſſau.) 26 
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ſeinem Werte abnimmt, je mehr es ſich feinem Ende nähert, ſo daß der Hypothekengläubiger von 
vornherein auf rechtzeitige Rückzahlung des gewährten Darlehns bedacht fein muß (Begr zu 9 18). 

4. Nach 8 1807 Abſ 1 Nr 1 BGB ſoll die Anlegung von Mündelgeldern nur erfolgen in Forde⸗ 
rungen, für die eine ſichere Hypothek, Grundſchuld oder Rentenſchuld an einem inländiſchen 
Grundſtück beſteht. Früher war nun streitig, ob das in dieſer Vorſchrift nicht beſonders erwähnte 
Erbbaurecht auf Grund des $ 1017 Abſ 1 BB auch für $ 1807 Abſ 1 Nr 1 als Grundſtück zu gelten 
hätte. Jetzt ſtellt H 18 Vo inſoweit ausdrücklich das Erbbaurecht auf einem inländiſchen Grundftid 
dem inländiſchen Grundſtück gleich, aber nur hinſichtlich der Mündelſicherheit einer Hypothek, nicht 
auch einer Grundſchuld (ſtr.) oder Rentenſchuld. 

5. Die Vorſchrift, daß die Hypothek für die Anlegung von Mündelgeld als ſicher anzuſehen 
ift, gilt nicht nur für den Fall, daß aus dem Vermögen eines Mündels Gelder in Hypotheken ange⸗ 
legt werden (ſog. echte Mündelhypotheken: $ 1807 Abſ 1 Nr 1 BGB)), ſondern auch für alle anderen 
Fälle, in denen die Mündelſicherheit der Hypothek bei einer Vermögensanlage erfordert wird, 
ſo z. B. nach BGB für die Fälle der $$ 238 Abf 1 (Sicherheitsleiſtung), 1079, 1083 (Nießbrauch), 
1288 Abſ 1 Satz 1 (Pfandrecht), 1377 Abſ 1, 1525 Abſ 2 (eheliches Güterrecht), 1642 (Kindes 
vermögen), 2119 (Nacherbſchaft), ferner für diejenigen Körperſchaften und Kreditanſtalten, für 
welche die Vorſchriften über die Anlegung von Mündelgeldern maßgebend find (z. B. $ 26 RVO, 
§ 220 AngVerſcgeſ). Für die Hypothekenbanken und privaten Verſicherungsunternehmungen 
finden ſich Sondervorſchriften im 8 21. Für den Vormund wird ſich eine Tilgungshypothek der 
hier fraglichen Art in der Regel zur Anlegung von Vermögen des Mündels nicht empfehlen, weil er 
neben der Sicherheit auch darauf Bedacht zu nehmen hat, daß fein Mündel möglichſt bald nach 
Aufhören der Vormundſchaft über das Kapital verfügen kann (Bear zu $ 18). 


§ 19 


Die Hypothek darf die Hälfte des Wertes des Erbbaurechts nicht über- 
steigen. Dieser ist anzunehmen gleich der halben Summe des Bauwerts und des 
kapitalisierten, durch sorgfältige Ermittlung festgestellten jährlichen Miet- 
reinertrags, den das Bauwerk nebst den Bestandteilen des Erbbaurechts unter 
Berücksichtigung seiner Beschaffenheit bei ordnungsmäßiger Wirtschaft jedem 
Besitzer nachhaltig gewähren kann. Der angenommene Wert darf jedoch 
den kapitalisierten Mietreinertrag nicht übersteigen 1). 

Ein der Hypothek im Range vorgehender Erbbauzins ist zu kapitalisieren 
und von ihr in Abzug zu bringen ?). 


1. Der einer Beleihung zugrunde zu legende Wert des Erbbaurechts, deſſen Hälfte die Hypo⸗ 
thek, wenn fie mündelſicher ſein ſoll, nicht überſteigen darf, iſt aus doppeltem Grunde gleich dem 
arithmetiſchen Mittel aus Bauwert und kapitaliſiertem Mietreinertrag beſtimmt worden. 
Einerſeits ſoll vermieden werden, daß Erbbaurechte mit hohem Ertrags-, aber geringem baulichen 
Wert hoch beliehen und bei einer unvorhergeſehenen Minderung des jährlichen Reinertrags Hypo⸗ 
thekengläubiger gefährdet werden. Anderſeits kann nur der jährliche Reinertrag, den die auf 
Grund des Erbbaurechts errichteten Baulichkeiten mit den übrigen Anlagen bei ordnungsmäßiger 
Wirtſchaft jedem Beſitzer nachhaltig (dauernd) gewähren können, eine ſichere Grundlage für 
die Wertbemeſſung bilden; deshalb ſoll der angenommene Wert den kapitaliſierten Mietrein⸗ 
ertrag nicht überſteigen dürfen (Begr zu $ 19). Für die Berechnung des Mietreinertrags iſt in 
Anbetracht der Verſchiedenheit der örtlichen Verhältniſſe davon abgeſehen worden, diejenigen 
Beträge, welche für Abgaben, Verwaltung, Inſtandſetzung, Abſchreibung und Rücklagen von den 
Bruttomietzinſen in Abzug zu bringen find, ein für allemal feſtzulegen. Die Feſtſtellung des für 
dieſe Abzüge angemeſſenen Prozentſatzes ift der ſorgfältigen Ermittlung im Einzelfalle überlaſſen. 
Auch von der Einführung eines ein für allemal feſtbeſtimmten Kapitaliſierungsfaktors ift Abſtand 
genommen worden, um die Möglichkeit einer Anpaſſung an den wechſelnden allgemeinen Zinsfuß 
zu gewährleiſten (Begr zu § 19). 

2. Von der Hypothek iſt der im Range vorgehende kapitaliſierte Erbbauzins in Abzug zu 
bringen. Das iſt dahin zu verſtehen, daß nur ein ſolcher Hypothekenbetrag als mündelſicher gilt, 
der bei der Zuſammenrechnung mit dem kapitaliſierten (A 1) Erbbauzins ($ 9 A 1) nicht die Hälfte 
des Wertes des Erbbaurechts überſteigt (Ich 3, 328). Der Hypothek kann der Vorrang vor dem 
Erbbauzins eingeräumt werden ($ I A 2). Aber auch dann, wenn der Erbbauzins den erſten 
Rang behält, iſt keine Gefährdung der Hypothek im Zwangsverſteigerungsverfahren zu 
beſorgen. Denn der Erbbauzins kann bei der Zwangsverſteigerung des Erbbaurechts nicht zum 
vollen Kapitalbetrage (wie z. B. eine Rentenſchuld) fällig werden. Der Erſteher, alſo auch del 
ſeine Hypothek ausbietende Gläubiger, braucht alſo nur mit der Bezahlung der bereits fälligen 
oder jeweils fällig werdenden Erbbauzinsraten zu rechnen (Begr zu § 19). 
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§ 20 
Die planmäßige Tilgung der Hypothek muß 


1. unter Zuwachs der ersparten Zinsen erfolgen 1), 

2. spätestens mit dem Anfang des vierten auf die Gewährung des Hypo- 
thekenkapitals folgenden Kalenderjahrs beginnen 2), 

3. spätestens zehn Jahre vor Ablauf des Erbbaurechts endigen ?) und darf 

4. nicht länger dauern, als zur buchmäßigen Abschreibung des Bauwerkes 
nach wirtschaftlichen Grundsätzen erforderlich ist 4). 

Das Erbbaurecht muß mindestens noch so lange laufen, daß eine den Vor- 
Schriften des Abs 1 entspreehende Tilgung der Hypothek für jeden Erbbau- 
berechtigten oder seine Rechtsnachfolger aus den Erträgen des Erbbaurechts 
möglich ist 5). 

1. Die planmäßige Tilgung muß unter Zuwachs der erſparten Zinſen erfolgen. Der Til- 
gungsplan muß alſo jo geftaltet fein, daß von den Zinſen, die trotz der allmählich fortſchreitenden 
Tilgung des Hypothekenkapitals weiter von dem vollen Hypothekenkapital zu entrichten ſind, die⸗ 
lenigen Teilbeträge, welche die Zinſen für das jeweilige Reſtkapital überſteigen, den Tilgungs⸗ 
raten hinzuzurechnen ſind und ſomit ebenfalls zur Kapitaltilgung beitragen. 

. 2. Daß der ſpäteſte Termin für den Beginn der Tilgung auf den Anfang des vierten Kalender⸗ 
jahrs, das auf die Gewährung des Hypothekenkapitals (nicht die Beſtellung der Hnpothef) 
folgt, beſtimmt worden iſt, beruht auf einer doppelten Erwägung. Einerſeits berückſichtigt dieſe 

orſchrift die weit verbreitete Gepflogenheit, den Beginn der ordnungsmäßigen Tilgung hinaus⸗ 
zuſchieben, eine Maßnahme, die bei Pfandbriefdarlehn ſogar notwendig iſt, da die entſtehenden 
uröberlufte durch ein ſog. Zuſatzdarlehn gedeckt und vorzugsweiſe getilgt zu werden pflegen. 
(uoerfeits forgt fie dafür, daß die rechtliche Sicherheit der Hypothek nicht unberückſichtigt bleibt 

egr zu $ 20). 

di 3. Der in den Tilgungsplan nicht einbezogene Zeitraum der Reſtdauer des Erbbaurechts 
dle ſog. Freijahre) ſoll durch feine Feſtſetzung auf mindeſtens zehn Jahre jo reichlich bemeſſene 
lein, daß die Tilgung nach menſchlicher Vorausſicht noch vor Ablauf des Erbbaurechts erfolgen 
“ann, ſelbſt wenn der Erbbauberechtigte mit einigen Tilgungsbeträgen im Rückſtande bleibt und 
der Gläubiger von einer Zwangsverſteigerung des Erbbaurechts zur Beitreibung der Tilgungs⸗ 
rückſtände abſieht (Begr zu $ 20). 1 

4. 4. Die Beſtimmung, daß die Tilgung nicht länger dauern darf, als zur buchmäßigen (voll ⸗ 
tändigen) Abſchreibung des Bauwerks nach wirtſchaftlichen Grundſätzen, gewöhnlich alſo nach 
ortlaufenden Abzügen von Abnutzungsprozenten von dem Werte des Bauwerks, erforderlich 
it, hat ihren Grund darin, daß die Höhe der Tilgung mit dem baulichen Zuſtande des auf dem 
Erbbaugelände errichteten Bauwerks in Einklang gebracht und darauf gehalten werden ſoll, daß 
9 20) den Hypothekengläubiger gefährdender Verfall des Bauwerks eintreten kann (Begr zu 


8 

0 5. Die Vorſchrift des Abſ 2 dient dem Intereſſe des das Hypothekendarlehn aufnehmenden 
erbbauberechtigten und feiner Rechtsnachfolger. Die Dauer des Erbbaurechts ſoll mindeſtens 
doch ſo lange ausſtehen, daß es ihnen in jedem Falle möglich iſt, das Hypothekenkapital gemäß 
en Vorſchriften des Abſ 1 aus den Erträgen des Erbbaurechts vollſtändig zu tilgen. 


2. Sicherheitsgrenze für sonstige Beleihungen 


§ 2 

Erbbaurechte können nach Maßgabe der 55 11, 12 des Hypothekenbank- 
besetzes vom 13. Juli 1899 (Reichs-Gesetzbl. S. 375) von Hypothekenbanken 
und nach Maßgabe des $ 60 des Gesetzes über die privaten Versicherungsunter- 
nehmungen vom 12. Mai 1901 (Reichs-Gesetzbl. S. 139) von privaten Ver- 
Sicherungsunternehmungen beliehen werden, wenn 

1. der Wert des Erbbaurechts auch naclr § 19 Abs 1 ermittelt ist, 

2. eine dem 5 20 Abs 1 entsprechende Tilgung vereinbart wird und 

3. die Dauer des Erbbaurechts den Voraussetzungen des $ 20 Abs 2 ent- 

Spricht. 

uf einen der Hypothek im Range vorgehenden Erbbauzins ist die Vor- 

Schrift des $ 19 Abs 2 entsprechend anzuwenden 1). 
26* 
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1. Früher war ſtreitig, ob Hypothekenbanken nach Maßgabe der 99 11, 12 des Gef v. 13. 7. 1899 
und private Verſicherungsunternehmungen nach Maßgabe des Geſ v. 12. 5. 1901 (jetzt 6. 6. 1931) 
auch Erbbaurechte hypokhekariſch beleihen dürften. Nunmehr beſtimmt $ 21 Vo die Zuläſſigkeit 
ſolcher Beleihungen von Erbbaurechten mit Hypotheken in der Weiſe, daß außer den für dieſe 
Anſtalten nach den genannten Vorſchriften bereits geltenden geſetzlichen Grundſätzen die in § 19 
Abſ 1, 2, 9 20 Abſ 1,2 VO für mündelſichere Hypotheken an Erbbaurechten aufgeſtellten Er⸗ 
forderniſſe mit Rückſicht auf die beſonderen wirtſchaftlichen und rechtlichen Verhältniſſe des Erb⸗ 
baurechts Anwendung finden. Daraus ergibt ſich insbeſondere für die Ermittlung des Wertes 
des zu beleihenden Erbbaurechts das zuſätzliche Erfordernis, daß neben den in jenen Geſetzes⸗ 
vorſchriften gegebenen Beſtimmungen, wonach der bei der Beleihung angenommene Wert des 
Grundſtücks, hier alſo des Erbbaurechts, den durch ſorgfältige Ermittlung feſtgelegten Verkaufs⸗ 
wert nicht überſteigen darf, auch die Wertermittlungsvorſchriften des 8 19 VO für die Beleihung 
durch die Anſtalten maßgebend ſind. Die Beleihung eines Erbbaurechts durch dieſe Anſtalten 
in der nach 9 19 VO ermittelten Höhe iſt unſtatthaft, wenn der Verkaufswert des Erbbaurechts 
aus beſonderen Gründen niedriger anzunehmen iſt, etwa weil gleichartige Erbbaurechte dauernd 
zu niedrigerem Preiſe verkauft worden find (Begr zu § 21). 


3. Landesrechtliche Vorschriften 


8 22 
Die Landesgesetzgebung kann für die innerhalb ihres Geltungsbereichs be- 
legenen Grundstücke 
1. die Mündelsicherheit der Erbbaurechtshypotheken abweichend von den 
Vorschriften der $$ 18 bis 20 regeln, 
2. bestimmen, in welcher Weise festzustellen ist, ob die Voraussetzungen 
für die Mündelsicherheit (55 19, 20) vorliegen ). 


1. Der Vorbehalt unter Nr 1 ſoll wegen der Verſchiedenheit der in den einzelnen Landesgeſetzen 
gegebenen Sicherheitsgrenzen für mündelſichere Hypotheken der Landesgeſetzgebung eine ab ⸗ 
weichende Regelung der Mündelſicherheit von Erbbaurechtshypotheken ermöglichen. Durch den 
Vorbehalt unter Nr 2 fol mit Rückſicht darauf, daß reichsgeſetzliche Vorſchriften über das Ver⸗ 
fahren zur Feſtſtellung des Vorliegens der Vorausſetzungen der Mündelſicherheit bisher nicht 
beſtehen, die Regelung dieſes Verfahrens der Landesgeſetzgebung überlaſſen werden (Begr zu 
$ 22). In Preußen wird daher z. B. das Schätzungsamtsgeſetz v. 8. 6. 1918 vom Zeitpunkt feine? 
Inkrafttretens an (5 27) bei der Schätzung des Werts eines Erbbaurechts für die Beleihung An⸗ 
wendung zu finden haben. 


IV. Feuer versicherung. Zwangsversteigerung 
1. Feuerversicherung 


§ 23 
Ist das Bauwerk gegen Feuer versichert, so hat der Versicherer den Grund- 
stückseigentümer unverzüglich zu benachrichtigen, wenn ihm der Eintritt des 
Versicherungsfalls angezeigt wird 1). 


1. Die Beſtimmung, daß im Falle der Verſicherung des Bauwerks gegen Feuer ($$ 81 bis 107 
des Verſ BGG v. 30. 5. 1908) nach Anzeige des Eintritts des Verſicherungsfalls ($ 92 des Ge) 
durch den Verſicherungsnehmer (Erbbauberechtigten) der Verſicherer (die Verſicherungsgeſell⸗ 
ſchaft) den Grundſtückseigentümer unverzüglich ($ 121 8GB) zu benachrichtigen hat, iſt zum 
Schutz des Grundſtückseigentümers getroffen. Sie ſoll verhüten, daß die Verſicherungsſummen 
ohne ſein Wiſſen an die Gläubiger der Hypotheken, Grund⸗ oder Rentenſchulden auf dem Erb ⸗ 
baurecht (vgl. über die Erſtreckung der Hypotheken uſw. auf die Forderung gegen den Verſicherer 
$$ 1127, 1128, 1130, 1192, 1200 BOB und über die Zahlung der Verſicherungsſummen an ſolche 
Gläubiger 98 99—107 Verf VG) oder an den Verſicherungsnehmer (Erbbauberechtigten) ausgezahlt 
werden (Begr zu $ 23). Der Grundſtückseigentümer hat aber auch inſofern ein Intereſſe an der 
Benachrichtigung, als er daraufhin ſogleich Schritte unternehmen kann, um den Erbbauberechtigten 
zur Wiederherſtellung des Bauwerks zu veranlaſſen. Das wird namentlich dann von praktiſcher 
Bedeutung fein, wenn die Verpflichtung zur Verſicherung des Bauwerks und zu feinem Wieder 
aufbau im Falle der Zerſtörung gemäß 52 Nr 2 Vo zum Inhalt des Erbbaurechts gemacht worden 
iſt. Unterläßt der Verſicherer die unverzügliche Benachrichtigung, ſo kann er dem Grundſtücks⸗ 
eigentümer für den dadurch entſtehenden Schaden nach $ 823 BGB erſagßpflichtig fein. 
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2. Zwangsversteigerung 
a) des Erbbaurechts 


S 24 
Bei einer Zwangsvollstreckung in das Erbbaurecht) gilt auch der Grund- 
stückseigentümer als Beteiligter im Sinne des $ 9 des Gesetzes über die Zwangs- 
versteigerung und die Zwangsverwaltung (Reichs-Gesetzbl. 1898, S. 713) 2). 


1. Die Zwangs vollſtreckung in ein Erbbaurecht kann nach $ 11 VO, 88 866ff., 870 Abſ 1, 
932 ZRO, 88 1ff., 146 ff. ZUG durch Eintragung einer Zwangs⸗Sicherungshypothek oder durch 
Eintragung einer Arreſt⸗Höchſtbetragshypothek oder durch Zwangsverſteigerung oder durch 
Zwangsverwaltung erfolgen. Jedoch ſind nach §8 VO Verfügungen, die im Wege der Zwangs⸗ 
vollſtreckung oder der Arreſtvollziehung erfolgen, inſoweit unwirkſam, als fie die Rechte des Grund⸗ 
ſtückseigentümers aus einer Vereinbarung gemäß $ 5 vereiteln oder beeinträchtigen würden. Das 
Nähere hierüber findet ſich in den Anmerkungen zu 98 VO. 

2. Da der Grundſtückseigentümer durch die Durchführung der Zwangsverſteigerung oder 
der Zwangsverwaltung in das Erbbaurecht mitberührt wird, gilt er auch als Beteiligter im Sinne 
des § 9 386. Er iſt alſo zu dem Verfahren zuzuziehen, und ihm ſtehen in dem Verfahren die 
ſonſt einem Beteiligten zuſtehenden Rechte zu. Das gilt namentlich bei der Feſtſtellung des ge- 
ringſten Gebots und der Verſteigerungsbedingungen gemäß 88 59ff., dem Verlangen der Sicher⸗ 
e des Bieters nach $ 67 Abſ 1, der Beſchwerde gegen den Zuſchlag nach $ 97 Abſ 1 


b) des Grundstücks 


§ 25 

Wird das Grundstück zwangsweise versteigert, so bleibt das Erbbaurecht 
auch dann bestehen, wenn es bei der Feststellung des geringsten Gebots nicht 
berücksichtigt ist 1). 

1. Nach der Regelvorſchrift des $ 10 Abſ 1 Satz 1 kann das Erbbaurecht nur zur ausſchließlich 
erſten Rangſtelle beſtellt und dieſer Rang auch während der Dauer des Erbbaurechts nicht geändert 
werden. Nur ausnahmsweiſe (insbeſondere in den Fällen des $ 10 Abſ 1 Satz 2 und Abſ 2) wird 
es daher vorkommen können, daß die Zwangsverſteigerung des mit dem Erbbaurecht belaſteten 
Grundſtücks wegen eines dem Erbbaurecht im Range vorgehenden oder gleichſtehenden Rechts 
betrieben wird und daß infolgedeſſen das Erbbaurecht nicht in das geringſte Gebot (5 44 3G) 
fällt. Auch dann ſoll das Erbbaurecht nicht aus dem Bargebot berichtigt werden ($ 49 3B), 
ſondern beſtehen bleiben. Zweck dieſer Beſtimmung wie der des $ 10 Abſ 1 Satz J ift, die Beleih⸗ 
barkeit der Erbbaurechte zu fördern, indem gegenüber den ſonſtigen Wirkungen der Zwangsver⸗ 
Kelgerung des Grundſtücks der Beſtand des Erbbaurechts und der hypothekariſchen Rechte daran 
für jeden Fall ſichergeſtellt wird (Begr zu $ 10). 


V. Beendigung, Erneuerung, Heimfall 
1. Beendigung 
a) Aufhebung 


§ 26 

Das Erbbaurecht kann nur mit Zustimmung des Grundstückseigentümert 

aufgehoben werden. Die Zustimmung ist dem Grundbuchamt oder dem Arb- 
auberechtigten gegenüber zu erklären; sie ist unwiderruflich 1). I" 


er I. Durch g 11 Abſ 1 Satz 1 VO iſt der einſeitige Verzicht des Erbbauberechtigten auf ſein Recht 
as 928 BGB ausgeſchloſſen. Gleichwohl kann eine freiwillige Aufhebung des Erbbaurechts 
h 3 Rechts an einem Grundſtück gemäß $ 875 BGB durch die Erklärung des Erbbauberech⸗ 
Grun daß er fein Recht aufgebe ($ 1 A 1 unter „Beendigung “), und die Löſchung des Rechts im 

undbuch des mit dem Erbbaurecht belaſteten Grundſtücks (5 16 A 1) erfolgen. Iſt das Erbbau⸗ 


decht mit Rechten Dritter belaftet, fo bedarf es dazu nach $ 876 BOB der Zuſtimmung ber Dritten 
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(51 Al). 9 26 erfordert weiter die Zuſtimmung des Grundſtückseigentümers, weil er durch die 
Aufhebung geſchädigt werden kann. Die Zuſtimmungserklärung ift wie im § 876 Satz 3 BGB 
dem Grundbuchamt oder dem Erbbauberechtigten gegenüber abzugeben. Sie wird mit dem 
Zugehen an das Grundbuchamt oder den Erbbauberechtigten ($ 130 Abſ 1, 3 BGB) unwiderruf⸗ 
lich. Sie bedarf zur materiellrechtlichen Wirkſamkeit keiner Form. Sie kann daher auch mündlich 
oder privatſchriftlich gegenüber dem Grundbuchamt oder dem Erbbauberechtigten abgegeben 
werden (BOB $ 875 A 7, 8 mit 8 876 A 6, 7). Von dem Weſen der Zuſtimmung gilt dasſelbe 
wie bei der Zuſtimmung der Drittberechtigten (BOB 876 A 3). Formellrechtlich iſt zur Vor⸗ 
nahme der Löſchung die Zuſtimmungserklärung in der Form des $ 29 Satz 1 G dem Grund- 
buchamt nachzuweiſen. Wie das Erlöſchen des freiwillig aufgehobenen Erbbaurechts auf das 
Bauwerk und die ſonſtigen Beſtandteile des Erbbaurechts wirkt, erörtern die 98 12 A5, 34 A 1; 
die Wirkung des Erlöſchens auf Miet- oder Pachtverträge, die der Erbbauberechtigte abgeſchloſſen 
hat, iſt im § 30 Abſ 1 geregelt. — Erwirbt der Erbbauberechtigte das mit dem Erbbaurecht be- 
laſtete Grundſtück und werden auf Grund der Bewilligung aller Beteiligten die auf dem Erbbau⸗ 
recht laſtenden Hypotheken unter Löſchung im Erbbaugrundbuch und unter Aufhebung des Erbbau⸗ 
rechts auf das Grundbuch des Grundſtücks übertragen, ſo liegt eine Pfandauswechſelung im Sinne 
des § 873 BGB vor (HRR 1936 Nr 1113). 


b) Zeitablauf 


8 27 

Erlischt das Erbbaurecht durch Zeitablauf 1), so hat der Grundstückseigen- 
tümer dem Erbbauberechtigten eine Entschädigung für das Bauwerk zu 
leisten 2). Als Inhalt des Erbbaurechts können Vereinbarungen über die Höhe 
der Entschädigung und die Art ihrer Zahlung sowie über ihre Ausschließung 
getroffen werden °). 

Ist das Erbbaurecht zur Befriedigung des Wohnbedürfnisses minder- 
bemittelter Bevölkerungskreise bestellt, so muß die Entschädigung mindestens 
zwei Dritteile des gemeinen Wertes betragen, den das Bauwerk bei Ablauf des 
Erbbaurechts hat. Auf eine abweichende Vereinbarung kann sich der Grund- 
stückseigentümer nicht berufen 4). 

Der Grundstückseigentümer kann seine Verpflichtung zur Zahlung der 
Entschädigung dadurch abwenden, daß er dem Erbbauberechtigten das Erbbau- 
recht vor dessen Ablauf für die voraussichtliche Standdauer des Bauwerkes 
verlängert; lehnt der Erbbauberechtigte die Verlängerung ab, so erlischt der 
Anspruch auf Entschädigung. Das Erbbaurecht kann zur Abwendung der 
Entschädigungspflicht wiederholt verlängert worden 5). 

Vor Eintritt der Fälligkeit kann der Anspruch auf Entschädigung nicht ab- 
getreten werden “). 

1. Iſt das Erbbaurecht, wie dies regelmäßig der Fall fein wird, befristet, fo erliſcht es mit 
dem Ablauf der beſtimmten Zeit (dem Eintritt des feſtgeſetzten Endtermins oder der Beendigung 
der vereinbarten Zeitdauer) von ſelbſt, ohne daß es einer Erklärung der Beteiligten bedarf. Das 
Grundbuch, das fortan das Erbbaurecht als noch beſtehend aufführt, iſt unrichtig geworden. Der 
Grundſtückseigentümer kann alſo vom Erbbauberechtigten gemäß $ 894 BGB die Zuſtimmung 
zur Berichtigung des Grundbuchs durch Löſchung des Erbbaurechts verlangen. In der Regel 
wird er aber dieſer Zuſtimmung nicht bedürfen, ſondern nach 98 22 Abſ 1, 24 EBD ohne weitere 
Nachweiſe die Löſchung herbeiführen können, da aus dem Ablauf der Zeit das Erlöſchen des Rechts 
ſich von ſelbſt ergibt. Die Ausführung der Löſchung iſt in 9 16 A 1 behandelt. Die Folge des er 
löſchens ift, daß auch die auf dem Erbbaurecht laſtenden Rechte erlöſchen. Die Realberechtigten 
mußten in Anbetracht des feſtgeſetzten Endtermins oder der beſtimmten Zeitdauer von vornherein 
mit dieſem Erlöſchen rechnen. Um die Beleihbarkeit der Erbbaurechte zu fördern, beſtimmt aber 
$ 29 zugunſten der darin bezeichneten Realgläubiger, daß ihre Rechte ſich an der nach $ 27 Abſ!, 2 
in der Regel von dem Grundſtückseigentümer zu leiſtenden Entſchädigung für das Bauwerk fort⸗ 
ſetzen. Das Schidjal des Bauwerks beim Erlöſchen des Erbbaurechts erläutern die 3 12 A b, 
34 A 1. Den Einfluß des Erlöſchens auf Miet⸗ und Pachtverträge, die der Erbbauberechtigte 
abgeſchloſſen hat, regelt $30 BD. Die hiervon abweichenden Folgen, die eintreten in den Fe 
der Verlängerung, der Erneuerung oder des Heimfalls des Erbbaurechts, ſind geſetzlich feſtgeleg 
in 5 27 Abſ 3, 531 Abſſ1, 3, 533 VO. 
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2. Die Beſtimmung, daß der Grundſtücks eigentümer dem Erbbauberechtigten eine Ent⸗ 
ſchädigung für das Bauwerk zu leiſten hat, ift im Intereſſe der Allgemeinheit getroffen, um die 
ordnungsmäßige Inſtandhaltung, insbeſondere der errichteten Gebäude, zu gewährleiſten. Der 
Erbbauberechtigte wird bis zum letzten Augenblick der Dauer ſeines Rechts an der ordnungsmäßigen 
Inſtandhaltung des Bauwerks dadurch intereſſiert, daß ſich die Höhe ſeines Entſchädigungsan⸗ 
ſpruchs nach dem zur Zeit des Erlöſchens des Erbbaurechts vorhandenen Wert des Bauwerks 
richtet (Begr vor § 1; 1 A 9). Können der Grundſtückseigentümer und der Erbbauberechtigte 
ſich über die Höhe der Entſchädigung nicht einigen, fo wird die Entſchädigung im Rechtsstreit nach 
dem gemeinen Wert des Bauwerks (Ab| 2) zu bemeſſen fein. In Abſ 2 iſt für gewiſſe Fälle eine 
Mindeſthöhe beſtimmt. Da nach z 29 das Recht der dort bezeichneten Realgläubiger fi) auf den 
Entſchädigungsanſpruch erſtreckt, iſt ein Verzicht des Erbbauberechtigten auf den Anſpruch nur mit 
Zustimmung dieſer Realgläubiger wirkſam. Nach dem Zweck des $ 29, den Realgläubigern einen 
Erſatz für das bisher haftende Pfand zu gewähren, iſt auch anzunehmen, daß ſie auf Feſtſtellung 
einer angemeſſenen Entſchädigung gegen den Grundſtückseigentümer zu klagen berechtigt 
ſind, wenn der Erbbauberechtigte im Zuſammenwirken mit dem Grundſtückseigentümer den 
Entſchädigungsanſpruch nicht geltend macht oder zu niedrig vereinbart. Vorausſetzung für das 
Beſtehen des Entſchädigungsanſpruchs ift aber, daß das Bauwerk auf Grund des Erbbaurechts 
errichtet iſt. Denn wenn das Bauwerk bei Begründung des Erbbaurechts bereits vorhanden war, 
N 1 es im Eigentum des Grundſtückseigentümers verblieben. Allerdings iſt dies ſtreitig ($ 12 


3. Sind Vereinbarungen gemäß Abf 1 Satz 2 als Inhalt des Erbbaurechts getroffen und in 
das Grundbuch des belaſteten Grundſtücks und in das Erbbaugrundbuch eingetragen ($ 14 A 2), 
ſo haben ſie dingliche Wirkung. Insbeſondere müſſen die Rechtsnachfolger des Erbbaurechts⸗ 
nehmers und die im $ 29 bezeichneten Realgläubiger (A 2) auch eine von vornherein getroffene 
Vereinbarung über die Höhe der Entſchädigung ſowie eine Ausſchließung der Entſchädigungs⸗ 
Hflicht gegen ſich gelten laſſen. In den Fällen des Abſ 2 Satz 1 iſt aber nach Abſ 2 Satz 2 eine 
Ausſchließung der Entſchädigungspflicht nicht zuläffig (A 4). Nach Abſ 4 kann der Anſpruch 
auf Entſchädigung vor Eintritt der Fälligkeit nicht abgetreten werden. Daraus folgt, daß 
eine frühere Abtretung unwirkſam iſt und auch nicht durch Zuſtimmung der Realgläubiger des 
$ 29 Wirkſamkeit erlangt (fir.). Nach $ 851 Abf 1 ZPO kann der noch nicht fällig gewordene 
Anspruch auch nicht von Gläubigern des Erbbauberechtigten wirkſam gepfändet werden. Ebenſo 
iſt eine freiwillige Verpfändung nach § 1274 Abſ 2 BGB nicht möglich. Faällig wird der An⸗ 
ſpruch mit dem Eintritt des Endtermins des Erbbaurechts, ſofern nicht durch eine als Inhalt 
des Erbbaurechts getroffene Vereinbarung Über die Art der Zahlung die Fälligkeit weiter 
hinausgeſetzt iſt. Wird dann der Anſpruch, über deſſen dingliche Sicherung $ 28 Beſtimmung 
rifft, abgetreten, verpfändet oder gepfändet (die Form der Übertragung und der Pfändung 
erörtert § 28 A 1), fo erlangt der Abtretungsempfänger (Pfandgläubiger, Pfändungsgläubiger) 
ihn (das Recht an ihm) nur belaſtet mit den Rechten (dem Vorrang der Rechte) der Real⸗ 
gläubiger des $ 29. 

4. Eine vom Grundſtückseigentümer mit dem Erbbauberechtigten getroffene Verein⸗ 
barung, die eine Abweichung von der Beſtimmung der Mindeſthöhe der Entſchädigung bei 
krobaurechten zur Befriedigung des Wohnbedürfniſſes minderbemittelter Bevölkerungs⸗ 
reiſe nach Abſ 2 Satz 1 enthält, iſt dem Erbbauberechtigten wie den Realgläubigern des $ 29 
Pagenüber unwirkſam, da ſich der Grundſtückseigentümer nicht darauf berufen kann ( 1 A 13). 
Las gilt ſelbſtverſtändlich auch für die gänzliche Ausſchließung einer Entſchädigung. Der Grund 
für dieſe Beſtimmungen iſt, daß der Erbbauberechtigte an der ordnungsmäßigen Inſtandhaltung 
der im Intereſſe der Allgemeinheit errichteten Wohnhäuſer beſonders intereſſiert werden ſoll, 
dem ihm beim Ablauf des Erbbaurechts unter allen Umſtänden ein Anſpruch auf eine 
wirſhädigung von mindeſtens zwei Drittellen des gemeinen Wertes zu dieſer Zeit zugebilligt 


. 5. Soll ein Erbbaurecht über die urſprünglich geſetzte Zeitdauer hinaus verlängert werden, 
97 handelt es ſich um eine Anderung des Inhalts des Rechts. Dazu bedarf es gemäß 98 877, 
d 3, 876 BOB der Einigung zwiſchen dem Grundſtückseigentümer und dem Erbbauberechtigten, 
805 Zustimmung der Realberechtigten am Grundſtück (nicht auch der Realberechtigten am Erb⸗ 
in urecht, da ihnen die Verlängerung nur günſtig ift; ſtr.) und der Eintragung der Verlängerung 
iu das Grundbuch des mit dem Erbbaurecht belaſteten Grundſtücks und in das Erbbaugrundbuch 
15 1 A! unter „Inhaltsänderung“; 5 14 A 2). Für Grundſtückseigentümer, insbeſondere Ge⸗ 
laufaden, die eine größere Zahl von Erbbaurechten zu Wohnzwecken mit gleicher Ab⸗ 
Zallteit beſtellt haben, könnte die beim Ablauf der Erbbaurechte entſtehende Verpflichtung zur 
dab ung einer Reihe von bedeutenden Entſchädigungsſummen Schwierigkeiten im Gefolge 
pflich (Begr zu $ 27). Deshalb beſtimmt Abſ 3, daß der Grundſtückseigentümer ſeine Ver⸗ 
daf chtung zur Zahlung der Entſchädigung nach Abf 1 oder nach Abſ 2 dadurch abwenden kann, 
905 er dem Erbbauberechtigten vor Ablauf des Erbbaurechts deſſen Verlängerung für die 

rausſichtliche Standdauer des Bauwerks anbietet. Um Weiterungen bei der Abſchätzung der 
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vorausſichtlichen Standdauer zu vermeiden (Begr zu $ 27), geſtattet das Geſetz auch eine wieder⸗ 
holte Verlängerung. Nimmt der Erbbauberechtigte das Angebot an, ſo hat die Verlängerung, 
damit ſie dingliche Wirkung hat, in der vorbezeichneten Weiſe zu erfolgen. Das Erbbaurecht 
bleibt dann einerſeits mit allen ſeinen Rechten, anderſeits mit ſeinen Belaſtungen beſtehen. 
Glaubt der Erbbauberechtigte, etwa weil er vor Ablauf des Erbbaurechts wirtſchaftliche Maß⸗ 
nahmen in Erwartung des Empfangs der Entſchädigungsſumme getroffen hat, nun das Erbbau⸗ 
recht nicht ſelbſt behalten zu können, jo mag er es nach der Verlängerung veräußern (Begr zu 9 27). 
Lehnt er aber ernſtlich die Verlängerung ab, ſo erliſcht der Anſpruch auf Entſchädigung, und 
zwar nicht nur für ihn, ſondern auch für die Realgläubiger des § 29, die damit rechnen mußten. 


§ 28 
Die Entschädigungsforderung haftet auf dem Grundstück an Stelle des 
Erbbaurechts und mit dessen Range 1). 


1. Die Beſtimmung iſt dahin zu deuten, daß die Entſchädigungsforderung des Erbbauberech⸗ 
tigten aus $ 27 kraft Geſetzes an die Stelle des bisher auf dem Grundſtück laſtenden, nunmehr 
durch Zeitablauf erloſchenen Erbbaurechts tritt und wie dieſes, insbeſondere mit deſſen Rang, alſo 
nach § 10 Abſ 1 Satz 1 in der Regel an erfter Rangſtelle, auf dem Grundſtück laſtet. Da es ſich um 
eine außerhalb des Grundbuchs ohne weiteres, namentlich ohne Mitwirkung der Beteiligten, 
fi) vollziehende Umwandlung eines das Grundſtück belaſtenden Rechts in ein anderes belaſtendes 
Recht handelt, wird das Grundbuch, das dieſe Umwandlung nicht aufweiſt, unrichtig. Da die 
Entſchädigungsforderung an die Stelle eines eingetragenen dinglichen Rechts tritt und trotz ihres 
an ſich nur ſchuldrechtlichen Charakters wie ein rangfähiges dingliches Recht auf dem Grundſtück 
laſten ſoll, iſt fie auch eintragungsfähig. Der Erbbauberechtigte kann alſo die Berichtigung des 
Grundbuchs durch Eintragung der Umwandlung gemäß $ 22 Abſ 1 GBd beantragen oder, wenn 
er dem Grundbuchamt nicht die nötigen Nachweiſe erbringen kann, vom Grundſtückseigentümer 
die Zuſtimmung zur Berichtigung des Grundbuchs gemäß $ 894 BGB im ordentlichen Rechts 
ſtreit verlangen (str.). Daß die Eintragung in der Geſtalt einer Hypothek, insbeſondere einer 
Sicherungshypothek (58 1184 ff. BGB), zu erfolgen hätte, dafür bietet die Verordnung keinen 
Anhalt (str.). Das Geſetz hat weder beſtimmt, daß das Erbbaurecht fich entſprechend dem $ 1287 
Satz 2 BGB oder dem § 868 Abs 2 3 PO in eine Sicherungshypothek für die Entſchädigungs⸗ 
forderung umwandle, noch vorgeſehen, daß dem Erbbauberechtigten entſprechend dem $ 648 BGB 
ein Anſpruch auf Einräumung einer Sicherungshypothek zuftehe. Derartiges iſt auch nicht als beab⸗ 
ſichtigt anzuſehen. Den Rechten, die den Realgläubigern in $ 29 an der Entſchädigungsforderung 
gewährt find ($ 29 A 2), iſt vielmehr zu entnehmen, daß an eine nur vorübergehende Grund⸗ 
ſtücksbelaſtung gedacht worden iſt. Man wird ſich daher an den Wortlaut des $ 28 halten und 
zu dem Ergebnis kommen müſſen: Die Eintragung in das Grundbuch über das mit dem Erbbau⸗ 
recht belaſtet geweſene Grundſtück ift in der Weiſe zu bewirken, daß an derſelben Stelle, an der 
das Erbbaurecht eingetragen war (alfo in der zweiten Abteilung! $ 14 A 2), vermerkt wird, an die 
Stelle des erloſchenen Erbbaurechts ſei mit deſſen Rang die Entſchädigungsforderung getreten 
(vgl. $ 31 A 5 über die Eintragung der Vormerkung zur Erhaltung des Erneuerungsvorrechts 
bei der Löſchung des Erbbaurechts). Daraus ergibt ſich dann weiter, daß die Übertragung und 
die Pfändung wie bei einer Reallaſt, der die eingetragene Entſchädigungsforderung wohl am 
nächſten ſteht, zu erfolgen haben. Die Übertragung vollzieht ſich alſo gemäß § 873 BGB durch 
(materiellrechtlich formlos gültige) Einigung des Erbbauberechtigten mit dem Erwerber und Ein⸗ 
tragung. Die Pfändung durch Gläubiger des Erbbauberechtigten wird unter entſprechender 
Anwendung des $ 857 Abſ6 in Verbindung mit $$ 829, 830 Abſ 1 Satz 2 ZPO bewirkt durch 
Pfändungsbeſchluß und Eintragung der Pfändung in das Grundbuch. Wie die an der Ent 
ſchädigungsforderung ſich fortſetzenden Rechte der Realgläubiger des 8 29 einzutragen find, ift in 
829 A2 beſprochen. 


§ 29 

Ist das Erbbaurecht bei Ablauf der Zeit, für die es bestellt war, noch mit 
einer Hypothek oder Grundschuld oder mit Rückständen aus Rentenschulden 
oder Reallasten belastet ), so hat der Gläubiger der Hypothek, Grund- oder 
Rentenschuld oder Reallast an dem Entschädigungsanspruch dieselben Rechte, 
die ihm im Falle des Erlöschens seines Rechtes durch Zwangsversteigerung 
an dem Erlöse zustehen 2). 

1. In der Regel werden die Belaſtungen des Erbbaurechts, insbeſondere die Tilgungshypo⸗ 


thefen (820 Abſ 1 Nr 3; 5 21 Nr 2), beim Ablauf der Zeit, für die das Recht beſtellt war, bereit? 
berichtigt und aufgehoben ſein. Sofern aber in dieſem Zeitpunkt doch noch etwa Rechte auf dem 
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Erbbaurecht laſten, erlöſchen ſie zugleich mit dem Erlöſchen des Erbbaurechts durch den Zeitablauf 
(827 A 1). Hypotheken (58 1113ff.), Grundſchulden (88 1191ff.), Rückſtände aus Rentenſchulden 
(81200 Abſ 1) und Rückſtände aus Reallaſten (85 1105, 1107 BGB; dazu gehört auch ein rück⸗ 
ſtändiger Erbbauzins des Grundſtückseigentümers ſelbſt nach $9 VO) erfaſſen aber nunmehr den 
dem Erbbauberechtigten nach $ 27 gegen den Grundſtückseigentümer in der Regel (827 A 1, 2,8) 
zuſtehenden Anſpruch auf Entſchädigung für das Bauwerk, der nach $ 28 an die Stelle des Erbbau⸗ 
rechts tritt (828 A 1). Eine ähnliche Beſtimmung enthält Art 52 EGBGB. 

2. Die Rechte, die einem Hypotheken-, Grundſchuld⸗, Rentenſchuld⸗ oder Reallaſtgläubiger im 
Falle des Erlöſchens ſeines Rechtes durch Zwangsverſteigerung (alfo durch den Zuſchlag: 991 3G) 
an dem Erlöſe zuſtehen, kennzeichnen ſich nach dem aus den 88 10, 37 Nr 8, 92, 109 3G herzu⸗ 
leitenden Grundſatz als Rechte auf Befriedigung aus dem an die Stelle des verſteigerten Grund. 
ſtücks (hier des Erbbaurechts) tretenden Verſteigerungserlös, d. h. als Rechte an der Forderung 
des Vollſtreckungsſchuldners (hier des Erbbauberechtigten) gegen den Erſteher auf Zahlung des 
bar zu entrichtenden Erlöſes. Sie ergreifen im Verhältnis zu anderen Rechten am Grundſtück 
(hier am Erbbaurecht), namentlich hinſichtlich des Ranges, den Verſteigerungserlös (die For⸗ 
derung gegen den Erſteher) in denſelben Grenzen der Befugniſſe und Beſchränkungen, wie fie 
für das erloſchene dingliche Recht aus dem Stande der Belaftungen folgten (BGB $ 1168 A 1). Diefe 
Rechte werden hier dem Gläubiger an dem an die Stelle des Erbbaurechts getretenen Entſchädi⸗ 
gungsanſpruch gewährt, wie wenn das Erbbaurecht zwangsverſteigert, das Recht des Gläubigers 
durch den Zuſchlag erloſchen wäre, der Grundſtückseigentümer den Zuſchlag erhalten und in Höhe 
des Entſchädigungsanſpruchs einen Verſteigerungserlös bar zu entrichten hätte, der zunächſt dem 
Erbbauberechtigten als dem bisherigen Inhaber des Erbbaurechts zuſtände. Da im 529 BO 
nicht ange ordnet ift, daß ein Verteilungsverfahren nach $$ 105ff. ZVch ſtattzufinden habe, ver⸗ 
bleibt es dabei, daß der Entſchädigungsanſpruch an ſich dem Erbbauberechtigten zuſteht. Wird 
der Entſchädigungsanſpruch an Stelle des erloſchenen Erbbaurechts in das Grundbuch des mit 
dem Erbbaurecht belaſtet geweſenen Grundſtücks für den Erbbauberechtigten eingetragen (5 28 A J), 
Jo ift zugleich zu vermerken, daß dem Gläubiger wegen feines erloſchenen Rechts ein Recht auf Be⸗ 
ſriedigung aus dem Anſpruch zuſtehe. Iſt dies unterblieben, fo kann der Gläubiger von dem 
Erbbauberechtigten gemäß $ 894 BOB die Zuſtimmung zur Berichtigung des Grundbuchs durch 
Eintragung feines Beftiedigungsrechts verlangen. Wenn die Eintragung des Entſchädigungs⸗ 
anſpruchs für den Erbbauberechtigten nicht herbeigeführt worden iſt, wird der Gläubiger vom 
Grundſtückseigentümer die Zuſtimmung zu dieſer Eintragung und zugleich vom Erbbauberechtigten 
ie Buftimmung zur Eintragung des Befriedigungsrechts beanſpruchen können. Das Befriedigungs⸗ 
recht iſt gleichzuſtellen dem Pfandrecht an einer Forderung, das nach den $$ 1277, 1282 Abſ 2 BGB 

em Berechtigten auch dazu dient, „Befriedigung aus der Forderung zu ſuchen“ (ſtr.). Da der 
Entſchädigungsanſpruch in der Regel ſogleich fällig ift (8 27 A 3), fo iſt der Gläubiger gemäß $$ 1282, 
1228 Abſ 2 BGB zur Einziehung des Anſpruchs berechtigt; der Grundſtückseigentümer kann alſo 
dann nur an ihn leiſten. Steht mehreren Realgläubigern ein Befriedigungsrecht zu, ſo iſt nach 
1290 BB nur derjenige zur Einziehung berechtigt, deſſen Befriedigungsrecht den übrigen Be⸗ 
feiedigungsrechten vorgeht. Das Rangverhältnis unter den mehreren Realgläubigern richtet ſich 
nach dem Range der erloſchenen Rechte. Im Falle der Erneuerung des Erbbaurechts erlöſchen 
bie Rechte an dem Entſchädigungsanſpruch (831 Abſ b). 


§ 30 
Erlischt das Erbbaurecht, so finden auf Miet- und Pachtverträge, die der 
Erbbauberechtigte abgeschlossen hat, die im Falle der Ubertragung des Eigen- 
tums geltenden Vorschriften entsprechende Anwendung 1). 
Erlischt das Erbbaurecht durch Zeitablauf, so ist der Grundstückseigentümer 
berechtigt, das Miet- oder Pachtverhältnis unter Einhaltung der gesetzlichen 
rist zu kündigen. Die Kündigung kann nur für einen der beiden ersten 
ermine erfolgen, für die sie zulässig ist. Erlischt das Erbbaurecht vorzeitig, 
80 kann der Grundstückseigentümer das Kündigungsrecht erst ausüben, wenn 
8 Erbbaurecht auch durch Zeitablauf erlöschen würde. 
Der Mieter oder Pächter kann den Grundstückseigentümer unter Bestimmung 
mer angemessenen Frist zur Erklärung darüber auffordern, ob er von dem 
ündigungsrechte Gebrauch mache. Die Kündigung kann nur bis zum Ablauf 
r Frist erfolgen 2). 
Perg Veräußert der Erbbauberechtigte das Erbbaurecht, fo finden nach $ 11 VO auf noch laufende 


ſchl oder Pachtverträge, die er über das Bauwerk oder ein Nebengelände (§ 1 Xbj 2) abge⸗ 
Hoffen hat, die Vorſchriften entſprechende Anwendung, welche zur Durchführung des Grund⸗ 
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ſatzes „Kauf bricht nicht Miete“ in den $$ 571579, 581 Abſ 2 BG für den Fall der Ver⸗ 
äußerung eines vermieteten oder verpachteten Grundſtücks gegeben find. Dieſe Vorſchriften regeln 
den Eintritt des Erwerbers in das Miet- oder Pachtverhältnis, die Wirkſamkeit von Verfügungen 
des Vermieters oder Verpächters über den Miet- oder Pachtzins gegenüber dem Erwerber und den 
Schutz des Mieters oder Pächters bei Entrichtungen des Miet⸗ oder Pachtzinſes. Einer Veräußerung 
ſteht es gleich, wenn das Erbbaurecht an den Grundſtückseigentümer heimfällt (5 2 Nr 4 VO). 
Ohne daß eine beſondere Beſtimmung hierüber gegeben iſt, ſind alſo auch in dieſem Falle die er⸗ 
wähnten Vorſchriften, insbeſondere die zum Schutz des Mieters oder Pächters, auf das Verhältnis 
des Erbbauberechtigten, des Grundſtückseigentümers und des Mieters oder Pächters unterein- 
ander ohne weiteres entſprechend anwendbar (Begr zu § 30). Gleiche entſprechende Anwendung 
ſchreibt $ 30 Abſ 1 VO vor für die Fälle, in denen das Erbbaurecht durch Aufhebung ($ 26) oder 
durch Zeitablauf ($ 27) erliſcht, alſo das vermietete oder verpachtete Bauwerk oder Nebenland in 
das freie Eigentum des Grundſtückseigentümers übergeht (512 A 5). Die Vorſchrift dient vor⸗ 
nehmlich zum Schutz des Mieters oder Pächters, liegt aber auch im allgemein⸗wirtſchaftlichen 
Intereſſe und im Intereſſe des Erbbauberechtigten, der ſonſt für die letzte Zeit der Dauer ſeines 
Erbbaurechts keinen Mieter oder Pächter finden dürfte (Begr zu § 30). Die Abſ 2 u. 3 geben 
Sondervorſchriften für den Fall des Erlöſchens durch Zeitablauf. 

2. Wird das Erbbaurecht zwangsverſteigert, ſo finden, wenn das Bauwerk einem Mieter oder 
Pächter überlaſſen iſt, gemäß 8 11 VO, $ 57 3G die Vorſchriften der $$ 571, 572, des $ 673 Satz 1 
und der $8 574, 575 BGB (A 1) nach Maßgabe der 88 57a, 57b 3G entſprechende Anwendung. 
Nach § 57a 3G iſt der Erſteher berechtigt, das Miet: oder Pachtverhältnis unter Einhaltung 
der geſetzlichen Friſt zu kündigen. Dieſe Friſt ergibt ſich für die Miete aus 3 565 Abſ 1 Satz 1, 
Abſ 4 BGB (vorzeitige Kündigung unter Einhaltung der geſetzlichen Friſt ſpäteſtens am dritten 
Werktage eines Kalendervierteljahrs nur für den Schluß des Vierteljahrs) und für die Pacht 
aus 9 595 Abs 1, 2 BGB (vorzeitige Kündigung unter Einhaltung der geſetzlichen Friſt ſpäteſtens 
am erſten Werktage des letzten halben Jahres für den Schluß des Pachtjahrs). Die Kündigung 
iſt aber ausgeſchloſſen, wenn ſie nicht für den erſten Termin erfolgt, für den fie zuläffig iſt. $ 30 
Abſ 2, 3 VO behandelt hinſichtlich der Kündigungsbefugnis den Fall des Erlöſchens des Erbbau⸗ 
rechts durch Zeitablauf ($ 27) ähnlich dem Falle der Zwangsverſteigerung. Die Befugnis wird 
dem Grundſtückseigentümer wie einem Erſteher gewährt (vgl. auch 9 29 A 2). Jedoch ſchreibt 
Abſ 2 Satz 2 in Abweichung von § 57a 3G vor, daß die Kündigung des Grundſtückseigen⸗ 
tümers nur für einen der beiden erſten Termine, für den ſie zuläſſig iſt, erfolgen kann. Ferner 
iſt im Abſ 2 Satz 2 für den Fall, daß das Erbbaurecht ſchon vor Ablauf der ihm geſetzten Zeit 
erliſcht (3. B. durch Aufhebung nach $ 26), beſtimmt, daß das Kündigungsrecht von dem Grund⸗ 
ſtückseigentümer erſt beim Eintritt des Endtermins, in dem das Erbbaurecht durch Zeitablauf 
erlöſchen würde, ausgeübt werden kann. Weiter iſt im Abf 3 dem Mieter oder Pächter die Be⸗ 
fugnis gewährt, dem Grundſtückseigentümer (formlos) eine angemeſſene Friſt zur Erklärung 
darüber zu ſetzen, ob er von dem Kündigungsrecht Gebrauch machen wolle. Nach Ablauf der 
ungenutzten Stift ift die Kündigung nicht mehr zuläſſig. 


2. Erneuerung 


§ 31 

Ist dem Erbbauberechtigten ein Vorrecht auf Erneuerung des Erbbaurechts 
eingeräumt ($ 2 Nr 6), so kann er das Vorrecht ausüben, sobald der Eigen- 
tümer mit einem Dritten einen Vertrag über Bestellung eines Erbbaurechts 
an dem Grundstück geschlossen hat 1). Die Ausübung des Vorrechts ist aus- 
geschlossen, wenn das für den Dritten zu bestellende Erbbaurecht einem anderen 
wirtschaftlichen Zwecke zu dienen bestimmt ist 2). 

Das Vorrecht erlischt drei Jahre nach Ablauf der Zeit, für die das Erbbau- 
recht bestellt war ö). 

Die Vorschriften der $$ 505 bis 510, 513, 514 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
finden entsprechende Anwendung “). 

Dritten gegenüber hat das Vorrecht die Wirkung einer Vormerkung zuf 
Sicherung eines Anspruchs auf Einräumung des Erbbaurechts 5). Die 58 1099 
bis 1102 des Bürgerlichen Gesetzbuchs gelten entsprechend 6). Wird das Erb- 
baurecht vor Ablauf der drei Jahre (Abs 2) im Grundbuch gelöscht, so 18 
zur Erhaltung des Vorrechts eine Vormerkung mit dem bisherigen Range 
des Erbbaurechts von Amts wegen einzutragen °). 
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Soweit im Falle des $ 29 die Tilgung noch nicht erfolgt ist, hat der Gläubiger 
bei der Erneuerung an dem Erbbaurechte dieselben Rechte, die er zur Zeit 
des Ablaufs hatte. Die Rechte an der Entschädigungsforderung erlöschen “). 


1. Ein dem Erbbauberechtigten gemäß 9 2 Nr 6 eingeräumtes Erneuerungsvorrecht bet 
Ablauf der dem Erbbaurecht geſetzten Zeitdauer gehört zum Inhalt des Erbbaurechts. Das Vor⸗ 
recht geht daher (52 A 2) auf die Nachfolger des Erbbaurechtsnehmers über und wirkt gegen die 
Beſitznachfolger des das Erbbaurecht beſtellenden Grundſtückseigentümers. Die Wirkung gegen⸗ 
über Dritten wird in A 5 behandelt. Das Erneuerungsvorrecht iſt wohl zu unterſcheiden von einer 
Verlängerung des Erbbaurechts ($ 27 A 5) und von einem Vorkaufsrecht am Erbbaurecht (8 10 

1). Während durch eine Verlängerung des Erbbaurechts die Zeitdauer eines beſtehenden 
Erbbaurechts im Wege der Inhaltsänderung weiter hinausgerückt wird und bei einem Vorkaufs⸗ 
recht am Erbbaurecht dem Vorkaufsberechtigten die Befugnis zuſteht, in einen vom Erbbau⸗ 
berechtigten mit einem Dritten über das beſtehende Erbbaurecht geſchloſſenen Kaufvertrag 
einzutreten, gewährt das Erneuerungsvorrecht dem Erbbauberechtigten, deſſen Erbbaurecht 
endigt, das Recht, in einen Vertrag zwiſchen dem Grundſtückseigentümer und einem Dritten 
N eines neuen Erbbaurechts einzutreten, ſobald dieſer Vertrag rechtsgültig ab⸗ 

oſſen iſt. 

2. Eine die Ausübung des Vorrechts ausſchließende Beſtimmung des für den Dritten neu 
zu beſtellenden Erbbaurechts zu einem anderen wirtſchaftlichen Zweck liegt z. B. vor, wenn das 
bisherige Erbbaurecht zur Befriedigung des Wohnbe dürfniſſes minderbemittelter Bevölkerungs⸗ 
kreiſe diente (5 27 Abſ 2), das neue Erbbaurecht dagegen dem Betriebe eines Gewerbes in dem 

auwerk dienen ſoll. 

3. Nach der im Abſ 2 geſetzten Ausſchlußfriſt ſteht dem Erbbauberechtigten, wenn drei Jahre 
heit dem Erlöſchen ſeines Erbbaurechts verſtrichen find, nicht mehr das Recht zu, in einen dann vom 
Grundſtückseigentüumer mit einem Dritten geſchloſſenen Vertrag über die Beſtellung eines neuen 
Erbbaurechts einzutreten. Die Eintragung einer Vormerkung für das Recht in den drei Jahren 
iſt in A 5 erläutert. 

4. Durch die Beſtimmung der entſprechenden Anwendung der für das perſönliche Vorkaufs⸗ 
ar gegebenen Vorſchriften der 88 506—510, 513, 514 BG find dieſe Vorſchriften zum Inhalt 
des dinglichen Erneuerungsvorrechts gemacht. Da nun der Inhalt dinglicher Rechte nicht der 
. Vereinbarung unterliegt, ſo ſind jene Vorſchriften, obwohl ſie an ſich dem Recht der Schuld⸗ 
zerhältniſſe angehören und inſoweit nachgiebiges Recht find, für das Erneuerungsvorrecht zwingend. 
Eine davon abweichende Vereinbarung iſt alſo unwirkſam (vgl. für das dingliche Vorkaufsrecht 
BGB 5 1098 A 2). Im übrigen iſt zur Anwendung der einzelnen Vorſchriften folgendes hervor⸗ 
zuheben: Die Ausübung des Erneuerungsvorrechts erfolgt durch eine formfreie Erklärung des 
Erbbauberechtigten gegenüber dem Grundſtückseigentümer. Damit kommt zwiſchen ihnen der 
neue Erbbauvertrag unter den mit dem Dritten vereinbarten Bedingungen zuftande ($ 505). 
ne Vertragsabrede zwiſchen dem Grundſtückseigentümer und dem Dritten, wonach ihr Vertrag 
al der Nichtausübung des Erneuerungsrechts abhängig gemacht oder dem Eigentümer ein Vor⸗ 
behalt des Rücktritts für den Fall der Ausübung des Erneuerungsvorrechts eingeräumt wird, 
& dem Erbbauberechtigten gegenüber unwirkſam (5 506). Iſt dem Dritten eine vereinbarte 
Segenleiſtung geſtundet, fo muß der Erbbauberechtigte, wenn er die Stundung in Anſpruch nimmt, 
Sicherheit leiſten, es ſei denn, daß für die Gegenleiſtung eine Hypothek an dem Erbbaurecht beſtellt 

ird (5509). Wenn die Gegenleiſtung in einem Erbbauzins ($9 VO) beſteht, führt die ent⸗ 

rechende Anwendung dazu, daß an die Stelle der Hypothek die Eintragung des Erbbauzinſes tritt. 
ger Grundſtückseigentümer hat dem Erbbauberechtigten den Inhalt des mit dem Dritten ge- 
baloſſenen Vertrags unverzüglich mitzuteilen. Dieſe Mitteilung wird aber durch die des Dritten 
. Das Erneuerungsvorrecht kann nur bis zum Ablauf von zwei Monaten nach dem Empfang 
— Mitteilung ausgeübt werden ($ 510 Abſ 1, Abſ 2 Saß 1). Iſt als Inhalt des Erneuerungs⸗ 
lichen e eine Fri für feine Ausübung beſtimmt, fo tritt dieſe Friſt an die Stelle der zweimonat- 
ag Friſt (8 510 Abſ 2 Satz 2; die geſetzliche Friſt für das Erlöſchen des Vorrechts in $ 31 Abſ 2 


&rh; kommt hier nicht in Betracht). Da das Erneuerungsvorrecht zum Inhalt des vererblichen 
vorrenntechts gehört (A 1), iſt 514 BOB dahin entſprechend anwendbar, daß das Erneuerungs⸗ 


8 at nicht für ſich allein, ohne das Erbbaurecht, übertragbar, wohl aber vererblich ift, wenn 
nicht ausdrücklich nur für eine beſtimmte Perſon beſtellt worden ift. 
im Die Beſtimmung, daß das Erneuerungsvorrecht, das als Inhalt des Erbbaurechts (X 1) 
Ar buch des mit dem Erbbaurecht belaſteten Grundſtücks eingetragen fein muß (§ 14 A 2), 
räumen gegenüber die Wirkung einer Vormerkung zur Sicherung eines Anſpruchs auf Ein⸗ 
B. B a0 des Erbbaurechts hat, entſpricht der für das dingliche Vorkaufsrecht im $ 1098 Abſ 2 
Grun gegebenen Vorſchrift. Aus der Beſtimmung folgt gemäß § 883 Ab] 2,3 BGB: Wenn der 
der Erbückseigentümer mit einem Dritten einen neuen Erbbauvertrag abgeſchloſſen und darauf 
1 rbbauberechtigte fein Erneuerungsvorrecht ausgeübt und damit einen Anſpruch auf Ein⸗ 
umung des Erbbaurechts erlangt hat, jo ift die troßdem von dem Grundſtückseigentümer vor⸗ 
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genommene Beſtellung des neuen Erbbaurechts für den Dritten dem Erbbauberechtigten gegenüber 
unwirkſam. Denn durch dieſe Verfügung würde jener Anſpruch vereitelt. Wird das Grundſtück 
von dem Eigentümer freiwillig oder gegen ihn im Wege der Zwangsvollſtreckung oder Arreſt⸗ 
vollziehung mit andern Rechten (z. B. Vertragshypotheken, Zwangshypotheken, Arreſthypotheken) 
belaſtet, ſo ſind dieſe Verfügungen dem Erbbauberechtigten gegenüber ebenfalls unwirkſam, da 
fein Anſpruch aus Einräumung des Erbbaurechts zur erſten Rangſtelle (5 10 Abſ 1 Satz 1 VO) 
dadurch beeinträchtigt würde. Nach 5888 BGB kann der Erbbauberechtigte vom Erwerber des 
Erbbaurechts oder deſſen Nachfolgern die Zuſtimmung zu ſeiner Eintragung als Erbbauberechtigter 
und von den Erwerbern der das Grundſtück belaſtenden Rechte die Zuſtimmung zur Löſchung der 
Rechte oder den Rangrücktritt verlangen. Dieſe Wirkung des als Inhalt des Erbbaurechts ein- 
getragenen Erneuerungsvorrechts beſteht ſolange, als das Erbbaurecht ſelbſt noch nicht im Grund⸗ 
buch gelöſcht iſt. Wird das Erbbaurecht vor Ablauf der im Abſſ 2 für das Erlöſchen des Vorrechts 
beſtimmten Friſt gelöſcht, ſo iſt zur Erhaltung des Vorrechts nunmehr eine wirkliche Vormerkung 
mit dem bisherigen Range des Erbbaurechts von Amts wegen einzutragen. Die Eintragung der 
Vormerkung erfolgt in der zweiten Abteilung, in der auch das Erbbaurecht eingetragen war, 
unter der nächſten freien Nummer mit der Angabe, daß die Vormerkung den bisherigen Rang. 
des Erbbaurechts hat. 

6. Über die Rechtsfolgen, die ſich aus der entſprechenden Anwendung der 88 1099 bis 1102 
BGB ergeben, iſt hervorzuheben: Wenn der Grundſtückseigentümer das neue Erbbaurecht für 
den Dritten beſtellt und dieſer es weiterveräußert hat, ohne daß bisher dem Erneuerungsbe⸗ 
rechtigten von dem neuen Erbbauvertrage Mitteilung gemacht iſt, ſo kann der weitere Erwerber 
die Mitteilung mit der im $ 510 Abſ 2 beſtimmten Wirkung (A 4) machen ($ 1099 Abſ 1 BGB). 
Dann hat der Grundſtückseigentümer, nachdem nachträglich dem Erneuerungsberechtigten jene 
Mitteilung gemacht worden iſt, den weiteren Erwerber zu benachrichtigen, ſobald die Ausübung. 
des Erneuerungsvorrechts erfolgt oder durch ungenützten Ablauf der in $ 510 Abſ 2 bezeichneten 
Friſt (A 4) ausgeſchloſſen iſt (8 1099 Abſ 2 BGB). Die $$ 1100 —1102 BGB kommen in dieſem 
Falle, wenn der Erneuerungsberechtigte von ſeinem Recht Gebrauch macht, bei der Erſtattung 
oder Verpflichtung zur Berichtigung einer für die Beſtellung des neuen Erbbaurechts vereinbarten 
Gegenleiſtung zur Anwendung. 

7. Nach Ab} 5 leben im Falle der Erneuerung des Erbbaurechts die Rechte der im § 29 be⸗ 
zeichneten Realgläubiger, die mit dem Erlöſchen des alten Erbbaurechts durch Zeitablauf er⸗ 
loſchen waren ($ 27 A 1) und ſich in die im $ 29 genannten Rechte an dem Anſpruch auf Ent⸗ 
ſchädigung für das Bauwerk umgeſetzt hatten ($ 27 A 2, 829 A 2), wieder auf, ſoweit fie nicht 
inzwiſchen getilgt find. Sie belaſten nun in ihrer früheren Geſtalt und in ihren früheren Rang“ 
verhältniſſen das neue Erbbaurecht kraft Geſetzes. Die Gläubiger können die Wiederein⸗ 
tragung ihrer Rechte auf das neue Erbbaurecht im Wege der Berichtigung des Grundbuchs 
($ 894 BGB, $ 22 G0) verfolgen. Dagegen erlöſchen ihre Rechte an der Entſchädigungs⸗ 
forderung. Dieſe wird, wenn nicht ein anderes verabredet wird, auch für den Erbbaube⸗ 
rechtigten hinfällig. 


3. Heimfall 


§ 32 

Macht der Grundstückseigentümer von seinem Heimfallanspruche Ge- 
brauch !), so hat er dem Erbbauberechtigten eine angemessene Vergütung 
für das Erbbaurecht zu gewähren 2). Als Inhalt des Erbbaurechts können Ver- 
einbarungen über die Höhe dieser Vergütung und die Art ihrer Zahlung sowie 
ihre Ausschließung getroffen werden 3). 

Ist das Erbbaurecht zur Befriedigung des Wohnbedürfnisses minderbe- 
mittelter Bovölkerungskreise bestellt, so darf die Zahlung einer angemessenen 
Vergütung für das Erbbaurecht nicht ausgeschlossen werden. Auf eine ab- 
weichende Vereinbarung kann sich der Grundstückseigentümer nicht berufen. 
Die Vergütung ist nicht angemessen, wenn sie nicht mindestens zwei Dritteile 
des gemeinen Wertes des Erbbaurechts zur Zeit der Übertragung beträgt“). 

1. Die Vorſchriften des $ 32 und des ſich anſchließenden $ 33 gelten nur dann, wenn der Grund⸗ 
ſtückseigentümer von dem ihm nach $ 2 Nr 4 als Inhalt des Erbbaurechts zuſtehenden Heimfall⸗ 
anſpruch Gebrauch macht, wenn er alſo mit der Begründung, daß die im Erbbauvertrag ber 
ſtimmte Vorausſetzung für die Verpflichtung zur Übertragung eingetreten ſei (z. B. der Erbbau, 
berechtigte eine ihm obliegende Verbindlichkeit, deren Nichterfüllung als Vorausſetzung beſtimm 
worden war, nicht erfüllt habe), die Übertragung des Erbbaurechts an ihn oder gemäß $ 3 9 
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einen von ihm bezeichneten Dritten verlangt. Erfolgt die Übertragung des Erbbaurechts auf den 
Grundſtückseigentümer ohne eine ſolche Rechtspflicht auf Grund freiwilliger Verſtändigung, 
ſo finden die $$ 32, 33 keine Anwendung. Auch dann geht freilich das Erbbaurecht trotz der Ver⸗ 
einigung mit dem Grundeigentum in einer Perſon gemäß $ 889 BGB nicht unter; ob und welche 
Vergütung aber dem Grundſtückseigentümer obliegt, beſtimmt ſich lediglich nach dem Über⸗ 
tragungsvertrag; alle an dem Erbbaurecht beſtehenden dinglichen Rechte, nicht bloß die im 
$ 33 aufgeführten, bleiben in dieſem Falle durch die Übertragung unberührt. 

2. Der Grundſtückseigentümer hat nicht bloß, wie nach § 27 im Falle des Erlöſchens des 
Erbbaurechts durch Zeitablauf, eine Entſchädigung für das Bauwerk zu leiſten. Er hat vielmehr 
dem Erbbauberechtigten eine angemeſſene Vergiltung für das ganze Erbbaurecht zu gewähren, 
da hier das von dem Erbbaurecht mitumfaßte Recht auf die Bodenbenutzung ſelbſt ebenfalls 
an den Grundſtückseigentümer zurückfällt (Begr zu $ 32). Der Grund dafür, daß dem Grundſtücks⸗ 
eigentümer die Verpflichtung zur Gewährung einer angemeſſenen Vergütung auferlegt iſt, obwohl 
das Erbbaurecht gemäß dem Inhalt des Erbbauvertrags an ihn zurückfällt, liegt hier ebenſo wie 
bei der Verpflichtung zur Leiſtung der Entſchädigung des $ 27 (dort A 2) darin, daß im Intereſſe 
der Allgemeinheit die ordnungsmäßige Inſtandhaltung des Bauwerks hinreichend gewährleiſtet 
werden ſoll. Der Erbbauberechtigte wird an der Inſtandhaltung dadurch beſonders intereſſiert, 
daß ſich die Höhe der angemeſſenen Vergütung nach dem vorhandenen gemeinen Wert des Erbbau⸗ 
rechts zur Zeit der Übertragung ($ 32 Ab| 2 Satz 3) richtet (Begr vor $ 1). Anders als im $ 28 flir 
den Entſchädigungsanſpruch aus $ 27 iſt hier aber keine dingliche Sicherung des Verglütungs⸗ 
anſpruchs aus $ 32 vorgeſehen. Anderſeits erſtrecken fi auch die Rechte der im 5 29 bezeichneten 
Realgläubiger hier nicht wie dort ($ 29 A 1, 2) auf den Vergütungsanſpruch. Endlich iſt hier 
keine Beſchränkung der Abtretbarkeit beſtimmt, wie fie im $ 27 Abſ 4 (dort A 3) vorgeſehen iſt. 

3. Sind Vereinbarungen nach Abſ 1 Satz 2 als Inhalt des Erbbaurechts getroffen und in 
das Grundbuch des mit dem Erbbaurecht belaſteten Grumdftüds und in das Erbbaugrundbuch 
eingetragen ($ 14 A 2), jo haben fie dingliche Wirkung. Insbeſondere gelten auch eine von vorn⸗ 
herein getroffene Vereinbarung über die Höhe der Vergütung und eine Ausſchließung der Ver⸗ 
gütungspflicht für und gegen die Rechtsnachfolger des das Erbbaurecht beſtellenden Grundſtücks⸗ 
10 und des Erbbaurechtsnehmers. Im Falle eines zur Befriedigung des Wohnbedürf⸗ 
niſſes minderbemittelter Bevölkerungskreiſe beſtellten Erbbaurechts gemäß Abſ 2 Satz 1 iſt aber 
die Ausſchließung einer angemeſſenen Bergittung unzuläſſig. Angemeſſen iſt in einem ſolchen 
Falle eine Vergütung nach Abſ 2 Satz 3 nur dann, wenn ſie mindeſtens beträgt zwei Dritteile 
des gemeinen Wertes des Erbbaurechts zur Zeit der Übertragung (über die Erforderniſſe der 

bertragung § 2 A 7). Gemäß Abſ 2 Saß 1, 2 kann ſich der Grundſtückseigentümer hier auch 
nicht auf eine abweichende Vereinbarung berufen (5 1 A 13); fte iſt alſo dem Erbbauberechtigten 
gegenüber unwirkſam. 


§ 33 

Beim Heimfall des Erbbaurechts bleiben die Hypotheken, Grund- und 

Rentenschulden und Reallasten bestehen 1), soweit sie nicht dem Erbbau- 
erechtigten selbst zustehen 2). Dasselbe gilt für die Vormerkung eines gesetz- 
ichen Anspruchs auf Eintragung einer Sicherungshypothek sowie für den 
auvermerk ($ 61 des Gesetzes über die Sicherung der Bauforderungen vom 

I. Juni 1909, Reichs-Gesetzbl. S. 449) 3). Andere auf dem Erbbaurechte lastende 
echte erlöschen ®). 

Haftet bei einer Hypothek, die bestehen bleibt, der Erbbauberechtigte zu- 
gleich persönlich, so übernimmt der Grundstückseigentümer die Schuld in 
A öhe der Hypothek. Die Vorschriften des $ 416 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 

nden entsprechende Anwendung. Das gleiche gilt, wenn bei einer bestehen- 
leibenden Grundschuld oder bei Rückständen aus Rentenschulden oder Real- 
sten der Erbbauberechtigte zugleich persönlich haftet. 
5 ie Forderungen, die der Grundstückseigentümer nach Abs 2 übernimmt, 
erden auf die Vergütung ($ 32) angerechnet). 
ment, Zu den Reallaſten ($ 1105 BGB), die außer den Pppotheren ($$ 1113Ff.), Grund und 
bl dbenſchulden ( 1191, 1199 BGB) an dem nicht erlöſchenden Erbbaurecht (8 2 A 7) beſtehen 
ir en, gehören auch Überbau⸗ und Notwegrenten ($ 914 Abf 3, 8 917 Abſ 2), die auf dem Erb- 
ct laſten. Ebenſo gehört hierher ein nach $ 9 Abſ 1 Satz 1 VO auf dem Erbbaurecht für den 
Grün dſtückseigentümer eingetragener Erbbauzins. Eine dem Grundſtückseigentümer ſelbſt an dem 
oder Bbecht zuſte hende Pypothel verwandelt ſich nach $ 1177 BOB in eine Eigentümergrundſchuld 
er hypothek (letzteres z. B. dann, wenn die Hypothek für eine fremde Schuld beſtellt war). 
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2. Unter den in Al genannten, das Erbbaurecht belaſtenden Rechten, die dem Erbbau⸗ 
berechtigten ſelbſt zuſtehen könnten, kommen hauptſächlich die gemäß § 1143 oder § 1163 (Gläu⸗ 
bigerbefriedigung) oder § 1168 (Gläubigerverzicht) als Eigentümergrundſchulden oder ⸗hypotheken 
(51177 BOB) auf den Erbbauberechtigten übergegangenen Hypotheken in Betracht (vgl. auch 
88 868, 932 ZPO). Sie bleiben nicht beſtehen, ſondern erlöſchen. Das gilt aber nicht von Rechten, 
die zugunſten des Erbbaurechts (für den jeweiligen Erbbauberechtigten) an dem Grundſtück begründet 
worden find, z. B. von Wegegerechtigkeiten und ſonſtigen Dienſtbarkeiten. Sie bleiben nach $ 889 
BGBtrotz der Vereinigung des Erbbaurechts mit dem Grundſtückseigentum in einer Perſon beſtehen. 

3. Ein geſetzlicher Anſpruch auf Eintragung einer Sicherungshypothek, deſſen Vormerkung 
nach Abſ 1 Satz 2 ebenſo wie die in Satz 1 bezeichneten Rechte beſtehen bleibt, iſt z. B. nach 
$ 648 BGB für den Unternehmer des Bauwerks wegen feiner Forderungen aus dem Bauber- 
trag begründet. Nach $ 61 des Gef v. 1.6. 1909 iſt im Erbbaugrundbuch ein Bauvermerk einzu- 
tragen, wenn das Gebäude von dem Erbbauberechtigten errichtet werden ſoll. Dieſer Vermerk hat 
gemäß $ 11 Abſ 2 die Wirkung einer Vormerkung zur Sicherung des mit feiner Eintragung für die 
Baugläubiger erwachſenen Anſpruchs auf Eintragung einer Bauhypothek. Andere Vormerkungen 
erlöſchen, z. B. auch ſolche zur Sicherung des Anſpruchs auf Übertragung des Erbbaurechts. 
Jedoch gilt dies nicht von Vormerkungen, welche die nach Abſ 1 Satz 1 beſtehenbleibenden Rechte 
betreffen und das Erbbaurecht nicht unmittelbar belaſten (z. B. zur Sicherung des An⸗ 
ſpruchs auf Aufhebung der Rechte). Sie bleiben ebenſo wie Widerſprüche, die ſich gegen die Rechte 
richten, mit dem Beſtehenbleiben der Rechte ebenfalls beſtehen. 

4. Andere auf dem Erbbaurecht laſtende Rechte, die erlöſchen, ſind z. B. Dienſtbarkeiten 
(88 1018, 1030, 1090) und Vorkaufsrechte ($ 1094). Wegen der Vormerkungen und Wider⸗ 
ſprüche iſt auf die A 3, wegen der Miet⸗ und Pachtverträge auf $ 30 A 1 zu verweiſen. 

5. Iſt der Erbbauberechtigte zugleich perſönlicher Schuldner der Hypothekenforderung 
oder der Forderung, zu deren Sicherung die Grundſchuld dient (BGB $ 1191 A 1), oder der For- 
derung auf Rückstände aus Rentenſchulden oder Reallaſten (8 1108 BGB), fo übernimmt kraft 
Geſetzes (Abſ 2) der Grundſtückseigentümer (dem im Falle des 53 der Dritterwerber gleich⸗ 
zustellen iſt), ähnlich wie der Erſteher nach 553 ZVG, dem Erbbauberechtigten gegenüber die 
Schuld. Demnächſt muß entſprechend dem § 416 BGB verfahren werden, wenn der Erbbau⸗ 
berechtigte von feiner Schuld dem Gläubiger gegenüber frei werden ſoll (vgl. R& 89, 78; 136, 91). 
Zum Schutz des Grundſtückseigentümers gegen zu hohe Belaſtungen dient eine Vereinbarung 
gemäß 9 5 Abſ 2 über das Erfordernis feiner Zuſtimmung zu Belaſtungen ſowie die hier in Abſ 3 
vorgeſehene Anrechnung auf die Vergütung. 


4. Bauwerk 
Ss 34 
Der Erbbauberechtigte ist nicht berechtigt, beim Heimfall oder beim Er- 
löschen des Erbbaurechts das Bauwerk wegzunehmen oder sich Bestandteile 
des Bauwerkes anzueignen 1). 


1. Das gegenüber dem Erbbauberechtigten ausgeſprochene Verbot, beim Heimfall ($ 2 
Nr 4) oder beim Erlöſchen des Erbbaurechts das Bauwerk wegzunehmen oder ſich Beſtandteile 
des Bauwerks anzueignen, ſoll einer zweckloſen Vernichtung wirtſchaftlicher Werte vorbeugen 
(Begr zu $ 34). Daß der Erbbauberechtigte dem Grundſtückseigentümer gegenüber zu dieſen 
Maßnahmen nicht berechtigt wäre, würde ſich übrigens ſchon aus folgenden Erwägungen er⸗ 
geben: Das in der Regel vom Erbbaurechtsnehmer errichtete Bauwerk (den Ausnahmefall behan 
delt 8 12 A 2) und ſomit auch deſſen Beſtandteile gelten nach $ 12 Abſ 1 Satz 1 als weſentliche Be⸗ 
ſtandteile des Erbbaurechts; beim Erlöſchen des Erbbaurechts werden deſſen Beſtandteile nach 
$ 12 Abſ 3 Beſtandteile des Grundſtücks und damit Eigentum des Grundſtückseigentümers; beim 
Heimfall geht das Erbbaurecht mit feinen Beſtandteilen auf den Grundſtückseigentümer über 
6 12 A 5). Unter das Verbot der Aneignung fallen nicht Gegenſtände, die ein Erbbauberechtigter 
nur zu einem vorübergehenden Zweck mit dem Bauwerk verbunden hat. Denn ſie ſind keine 
Beſtandteile des Erbbaurechts ($ 12 A 4). Ebenſowenig kommt hier in Betracht das Zubehör 
des Bauwerks. Streitig iſt, ob im $ 34 unter „Erlöſchen des Erbbaurechts“ nur das Erlöſchen 
durch Zeitablauf (8 27) oder auch die Aufhebung durch Rechtsgeſchäft (8 26) zu verſtehen ift. Die 
zweite Anſicht verdient den Vorzug. Denn auch bei der Aufhebung erliſcht das Erbbaurecht, und $ 34 
unterſcheidet nicht zwiſchen den Fällen des Erlöſchens. Überdies trifft der geſetzgeberiſche Grund 
für das Verbot, nämlich die Verhinderung einer zweckloſen Vernichtung wirtſchaftlicher Werte 
auch beim Erlöſchen durch Aufhebung zu. Allerdings hat der Erbbauberechtigte in der Regel 
beim Erlöſchen durch Zeitablauf eine Entſchädigung für das Bauwerk und deſſen Beſtand⸗ 
teile ($ 27) und beim Heimfall eine angemeſſene Vergütung für das Erbbaurecht einſchließlich 
der Beſtandteile ($ 32) von dem Grundſtückseigentümer zu erhalten. Aber beim Erlöſchen durch 
Aufhebung wird regelmäßig ebenfalls eine Entſchädigung für das Bauwerk und deſſen Beſtandteile 
kraft beſonderer Vereinbarung zu zahlen ſein. 
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VI. Schlußbestimmungen 


§ 35 

Diese Verordnung hat Gesetzeskraft und tritt am Tage der Verkündung in 
Kraft 1). Gleichzeitig treten die 88 1012 bis 1017 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
und $ 7 der Grundbuchordnung außer Kraft 2). 
1. Tag der Verkündung, mit deſſen Beginn (RG 91, 339) die Verordnung in Kraft getreten 
iſt, war der 22. Januar 1919 (RG Bl 1919, 72). 

2. Für ein bereits beſtehendes Erbbaurecht bleiben aber nach $ 38 die bisherigen Geſetze 
weiter maßgebend (8 38 A 1). 


§ 36 
Soweit in Reichs- oder Landesgesetzen auf die 58 1012 bis 1017 des Bürger- 
lichen Gesetzbuchs verwiesen ist, treten an deren Stelle die entsprechenden 
Vorschriften dieser Verordnung 1). 


1. In der Reihenfolge der 88 1012—1017 BGB treten an deren Stelle $ 1 Abſ 1, $ 1 Abſ 2, 
91 Abſ 3, 9 11 Abi 1, 5 13, f 11 Abſ 1 VO. 


Ss 37 

Im $ 20 der Grundbuchordnung werden die Worte „Bestellung oder Über- 
tragung eines Erbbaurechts“ ersetzt durch die Worte „Bestellung, Änderung 
des Inhalts oder Übertragung eines Erbbaurechts“ ). 

Im $ 84 der Grundbuchordnung werden die Worte „Die Vorschriften der 
$$ 7, 20° ersetzt durch die Worte „Die Vorschriften des $ 20“ 2). 

Dem $ 84 der Grundbuchordnung werden als Abs. 2 und 3 folgende Vor- 
Schriften angefügt 3): 

„Ist auf dem Blatte eines Grundstücks ein Recht der in den Artikeln 63 
und 68 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch bezeich- 
neten Art eingetragen, so ist auf Antrag für dieses Recht ein besonderes 
Grundbuchblatt anzulegen. Die Anlegung erfolgt von Amts wegen, wenn 
das Recht veräußert oder belastet werden soll. Sie wird auf dem Blatte 
des Grundstücks vermerkt. 

Die Landesgesetze können bestimmen, daß statt der Vorschriften des 
Abs. 2 die Vorschriften der $$ 14 bis 17 der Verordnung über das Erb- 
baurecht entsprechend anzuwenden sind.“ 


1. Eingefügt ſind die Worte „Anderung des Inhalts“. Damit ift die bisher ſtreitige Frage, 
ob bei der Anderung des Inhalts ebenſo wie bei der Beſtellung und der Übertragung eines Erb⸗ 
120 ache formellrechtlich zur Vornahme der Eintragung dem Grundbuchamt (in der Form des 
in EBD) der Nachweis geführt werden müſſe, daß die ſachlichrechtlich erforderliche Einigung 
es Berechtigten und des anderen Teiles erklärt ſei, in bejahendem Sinne entſchieden. Die 
einteriellrechtlichen Erforderniſſe der Beſtellung, der Anderung des Inhalts und der Übertragung 
a Erbbaurechts und ihren Gegenſatz zu dieſer formellrechtlichen Vorausſetzung für die Vor⸗ 
ahme der Eintragung erörtert 91 A 1. 
2. g 7 iſt geſtrichen, weil er durch $ 35 Satz 2 VO außer Kraft geſetzt iſt. 

1055 Nach der neuen Faſſung des $ 84 — jetzt $ 118 — Abf 1680 finden die Vorſchriften des $ 20 
Re des 5 22 Abſ 2 GBO über das Erbbaurecht auf die in den Artt 63, 68 EGBGB bezeichneten 
* chte entſprechende Anwendung. Dieſe Rechte find das Erbpachtrecht mit Einſchluß des Büdner⸗ 
f chts und des Häuslerrechts (Art 63) und vererbliche und veräußerliche Rechte zur Gewinnung 
licher den bergrechtlichen Vorſchriften nicht unterliegenden Minerals (Art 68). Die landesgeſetz⸗ 
Be Vorſchriften hierüber ſollen nach näherer Beſtimmung der Artikel unberührt bleiben mit 
int Maßgabe, daß § 1017 bzw. $$ 874, 875, 876, 1015, 1017 BGB entſprechende Anwendung 
4 * Die $$ 1015, 1017 BOB werden jetzt gemäß $ 36 WO durch $ 11 Abs 1 Vo erſetzt ($ 36 
Sol: Danach bedarf die Beſtellung der im Art 38 preuß. ABGB bezeichneten ſelbſtändigen 
gere enabbaugerechtigkeiten und die im Pr&ej v. 4. 8. 1904 geregelte Beſtellung von Salzabbau⸗ 
echtigkeiten (materiellrechtlich) keiner Form, insbeſondere nicht mehr wie früher der Form der 
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Auflaſſung nach $ 925 BGB (§ 11 A 1, 9 1 A 1). Formellrechtlich iſt jedoch zur Eintragung nach 
§ 20 GBO der Nachweis der Einigung in der Form des § 29 GB erforderlich (KJ 53, 150). 
Ein Erbpachtrecht kann nicht gemäß § 875 BGB, ſondern nur nach Maßgabe landesgeſetzlicher 
Vorſchriften aufgehoben werden (RIA 8, 278). Der dem $ 84 — jetzt 8 118 — GBO angefügte 
Abſ 2 gibt den geſtrichenen $ 7 GBO wörtlich wieder, wenn an Stelle von „ein Recht der in den 
Artt 63, 68 EGBGB bezeichneten Art“ geleſen wird „ein Erbbaurecht“. Der neue $ 84 — jetzt 
$ 118 — Abſ 2 hält alſo den alten §7 GBO für die vorbezeichneten Rechte fachlich aufrecht. Der 
Vorbehalt in dem angefügten Abſ 3 geſtattet der Landesgeſetzgebung aber, die Anwendung des 
Abſ 2 (alſo des früheren §7 GBO) für dieſe Rechte auszuſchließen und dafür die Anwendung der 
88 14—17 BO vorzuſchreiben, wonach namentlich für die Rechte bei der Eintragung in das Grund⸗ 
buch ſtets von Amts wegen ein beſonderes Grundbuchblatt anzulegen wäre. — Eine ſelbſtändige 
eee e kann rechtsgeſchäftlich gemäß 8 875 BGB aufgehoben werden (JF 

„ 354). 


§ 38 
Für ein Erbbaurecht, mit dem ein Grundstück zur Zeit des Inkrafttretens 
dieser Verordnung belastet ist, bleiben die bisherigen Gesetze maßgebend 1). 


1. Abgeſehen von den auf das Erbbaurecht bezüglichen formellrechtlichen, das Verfahren vor 
dem Grundbuchamt betreffenden bisherigen Vorſchriften, insbeſondere dem durch $ 35 VO außer 
Kraft geſetzten §7 GBO und dem durch 9 37 Abſ 1 VO geänderten 20 GBO, find die für ein 
vor Inkrafttreten der VO ($ 35) begründetes Erbbaurecht maßgebend bleibenden bisherigen 
Geſetze in materiellrechtlicher Hinſicht die 98 1012—1017 BGB. Sie lauten: 

8 1012. Ein Grundſtück kann in der Weiſe belaſtet werden, daß demjenigen, zu 
deſſen Gunſten die Belaſtung erfolgt, das veräußerliche und vererbliche Recht zuſteht, 
auf oder unter der Oberfläche des Grundſtücks ein Bauwerk zu haben (Erbbaurecht). ) 

(E I 961 II 924; M 3 469; P 3 281 f.) 


$ 1013. Das Erbbaurecht kann auf die Benutzung eines für das Bauwerk nicht era 
forderlichen Teiles des Grundſtücks erſtreckt werden, wenn ſie für die Benutzung des 
Bauwerkes Vorteil bietet. b) 

(E I 961 II 924; M 3 469; P 3 281 f.) 


8 1014. Die Beſchränkung des Erbbaurechts auf einen Teil eines Gebäudes, 
insſondere ein Stockwerk, iſt unzuläſſig. ©) 
(E 1 961 II 924; M 3 470; P 3 2881 f.) 


$ 1015. Die zur Beſtellung des Erbbaurechts nach 8 873 erforderliche Einigung des 
Eigentümers und des Erwerbers muß bei gleichzeitiger Anweſenheit beider Teile vor 
dem Grundbuchamt erklärt werden. d) 

(E I 962 II 925; M 3 163, 471; P 3 283 f.; 5 444.) 

§ 1016. Das Erbbaurecht erliſcht nicht dadurch, daß das Bauwerk untergeht.) 

(E I 963 II 927; M 3 473; P 3 284.) 


10 19 8 Für das Erbbaurecht gelten die ſich auf Grundſtücke beziehenden Bor: 
riften. 
Die für den Erwerb des Eigentums und die Anſprüche aus dem Eigentume geltenden 
Vorſchriften finden auf das Erbbaurecht entſprechende Anwendung. !) 

(E 1 781, 962, 964 II 958; M 3 36, 471, 474; P 3 284.) 


Hierzu iſt als für die weitere Geltung noch in Betracht kommend folgendes zu bemerken: 

Im allgemeinen: 

Nicht nur die Fragen, ob das Erbbaurecht rechtswirkſam begründet iſt, ob Inhaltsänderungen, 
Belaſtungen, Übertragungen vor dem 22. 1. 1919 rechtsgültig vorgenommen worden 
ſind, in welchem Rangverhältnis zu anderen Rechten am Grundſtück das Erbbaurecht 
fteht, find nach bisherigem Recht zu beurteilen. Nach der allgemeinen, uneingeſchränkten Faſſung 
des $ 38 Vo find vielmehr auch die nach dem 22. 1. 1919 eintretenden Rechtsakte an dem 
Erbbaurecht, wie Inhaltsänderungen, Belaſtungen, Übertragungen, Rangänderungen, nach DI 
herigem Recht vorzunehmen. Auch für die Frage der Beendigung des Erbbaurechts bleibt 
das bisherige Recht maßgebend. 

m einzelnen: 0 

a) § 1012 ſtimmt wörtlich mit dem 8 1 Abſ 1 VO überein. Inſoweit kann alſo im allgemeinen 
auf die Ausführungen in A 1—9 zu 51 Vo Bezug genommen werden. Hinzuzufügen ift, daß 
ein Erbbaurecht nicht nur unter einer aufſchiebenden Bedingung oder einer Zeil“ 
beſtimmung, ſondern (abweichend von $ 1 Abſ 4 Satz 1 VO) auch unter einer auflöſenden Be⸗ 
dingung beſtellt werden konnte (RG 61, 1). Ausgeſchloſſen war aber eine Beſtellung für die 
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Lebenszeit des Erbbauberechtigten oder unter der auflöſenden Bedingung der Veräußerung, 
weil das Erbbaurecht dann nicht mehr ein veräußerliches und vererbliches Recht geweſen wäre (Ran. 
9,128). Dagegen war zuläſſig die Eintragung einer Vormerkung auf Grund der Verpflichtung zur 
Aufhebung für den Fall der Veräußerung ohne Genehmigung des Eigentümers (RIA 9, 371). 
Das Erbbaurecht konnte nur zugunſten einer natürlichen oder juriſtiſchen Perſon, nicht zugunſten 
eines Grundſtücks (als ſubjektiv⸗dingliches Recht) beſtellt werden (OLG 15, 359), wohl aber für 
mehrere zu ideellen Bruchteilen oder zur geſamten Hand (VO 8 1 A 5). 

b) 8 1013 entſpricht im Kern dem 5 1 Abſ 2 VO. Jedoch war Erfordernis für die Erſtreckung 
auf ein Nebenland nicht wie jetzt, daß das Bauwerk wirtſchaftlich die Hauptſache bleibt, ſondern 
daß die Benutzung des Nebenlandes für die Benutzung des Bauwerks Vorteil bot. Darunter 
war dasſelbe zu verſtehen wie unter dem Vorteil, den eine Grunddienſtbarkeit nach $ 1019 BGB 
für das herrſchende Grundstück haben muß ($ 1019 A 2). Die Erſtreckung konnte bei der Beſtellung 
des Erbbaurechts oder ſpäter durch Einigung in der Form des F 1015 BGB und durch Eintragung 
in das Grundbuch über das mit dem Erbbaurecht belaſtete Grundſtück erfolgen (98 873, 877 BGB). 

0) 8 1014 ſtimmt wörtlich mit §1 Abſ 3 VO überein. 
ch S 1015 ſchrieb für die Einigung bei der Beſtellung des Erbbaurechts dieſelbe Form 
(Auflaſſung) vor wie für die Übertragung des Grundeigentums ($ 925 Abſ 1 BGB). Inſoweit 
ann alſo verwieſen werden auf $ 925 BOB A10—13. Eine dem $ 925 Abſ 2 entſprechende Be⸗ 
ſtimmung war hier aber nicht aufgenommen. Inwieweit danach die Beſtellung eines Erbbau⸗ 
rechts unter einer Bedingung oder einer Zeitbeſtimmung erfolgen konnte, iſt ſchon unter a 
geſagt. Alles Nähere über die nach 5873 BGB erforderliche Einigung des Eigentümers 
und des Erwerbers findet ſich in § 873 A 7, 8, 9, 8 925 A 5—9 und KGJ 21 A 127 (die Be⸗ 
ſtellung eines Erbbaurechts galt im Hinblick auf die in Preußen erforderliche Geneh⸗ 
migung von Behörden nicht als eine Grundſtücksveräußerung). Sie mußte die ein⸗ 
geräumte Benutzungsbefugnis im einzelnen angeben. Der Inhalt des Erbbaurechts war 
nicht, wie z. B. der des Nießbrauchs, vom Geſetz ſo beſtimmt, daß ſich die Beteiligten 
nur über Einſchränkungen des geſetzlichen Inhalts zu einigen gehabt hätten. Das Grund⸗ 
zuchamt hatte zu prüfen, ob das eingeräumte Benutzungsrecht unter den geſetzlichen 
Begriff des Erbbaurechts ($ 1012) fiel und die Einigung der erforderlichen Veftimmtheit nicht 
entbehrte. Die außer der Einigung zur Begründung des Erbbaurechts gemäß $ 873 Abſ 1 er- 
forderliche Eintragung war auf das Grundbuchblatt des belaſteten Grundſtücks zu bewirken. 
Auch formelltechtlich war zur Vornahme der Eintragung (abweichend von § 19 680 
nach § 20 G8 erforderlich, daß die Einigung des Berechtigten und des anderen Teiles 
gemäß $ 1015 BGB erklärt war. Dieſelbe Form der Einigung galt nach 38 1017 Abi 2, 
510 Abs 1 BGB für die Übertragung des Erbbaurechts, die aber nach $$ 1017 Abſ 2, 925 
Abſ 2 BGB nicht unter einer Bedingung oder einer Zeitbeſtimmung erfolgen konnte. 
Herner bedurfte die rechtsgeſchäftliche Anderung des Inhalts, auf die nach $ 877 
die 9 873, 874, 876 BGB Anwendung fanden, der gleichen Form der Einigung. Denn 
100, dierdinch wurde ein Erbbaurecht (mit anderem Inhalt als bisher) „beſtellt“, ſo daß 
90 hinſichtlich der Form der Einigung durch § 1015 BGB erſetzt wurde (str.). § 1015 
ne fand nach Art 68 EGBGB auf die landesrechtlich zugelaſſene Belaſtung eines 

ichen dſtücs mit dem vererblichen und veräußerlichen Recht zur Gewinnung eines den bergrecht- 
con Vorſchriften nicht unterliegenden Minerals entſprechende Anwendung, dagegen nach Art 63 
ia ne nicht auf den landesrechtlichen Erbpachtvertrag mit Einſchluß des Büdner⸗ und Häusler⸗ 
6) $ 1016 ſtimmt wörtlich mit $ 13 VO überein. Die Vorſchrift konnte aber durch 
obereinbarung der Beteiligten geändert, insbeſondere der Untergang als auflöſende Bedingung 
De als Endtermin für das Erbbaurecht geſetzt werden (OLG 31, 333). Die früheren Beſtand⸗ 
81 1 des untergegangenen Bauwerks (Baumittelſtücke) gehörten demjenigen, welcher Eigentümer 
Zeit dauweris war ($$ 955, 953, 95 Abſ 1 Satz 2 BGB). Beſtand das Bauwerk bereits zur 
War der Begründung des Erbbaurechts, ſo blieb es im Eigentum des Grundſtückseigentümers; 
gehe es erſt vom Erbbauberechtigten in Ausübung der Berechtigung erbaut worden, ſo 
B en: es dem Erbbauberechtigten (88 93, 94 Abſ 1 oder 95 BB; KGJ 25 A 141: 39 
tigten OLG 26, 126; 31, 333; vgl. RG JW 1903 Beil 90). Eine Pflicht des Erbbauberech⸗ 
— oder des Grundſtückseigentümers zur Wiederherſtellung des Bauwerks beſtand nicht. Wohl 
ſtel lubatte der Erbbauberechtigte, da ſein Erbbaurecht beſtehen blieb, die Befugnis zur Wiederher⸗ 
war 10 War der Erbbauberechtigte Eigentümer des untergegangenen Bauwerks geweſen, fo 
HL berechtigt, die übriggebliebenen Stücke des Bauwerks wegzunehmen. 
be 1017 Abf 1, 2 entſpricht dem $ 11 Abſ 1 Satz 1 VO. Die ſich auf Grundſtücke 
geſtell anden Vorſchriften, die auf das Erbbaurecht Anwendung fanden, ſind zuſammen⸗ 
el de in VO 5 11 A 1. Notwendig war die im $ 1015 BGB vorgeſchriebene Form der Einigung 
loben d Beſtellung, der Übertragung und der Anderung des Inhalts des Erbbaurechts 
ie B 1 Die Rechte, mit denen ein Erbbaurecht belaſtet werden konnte, und die Erforderniffe für 
welaſtung find beſprochen in VO § 11 A 1 unter, belaſtet“; das dort Geſagte gilt auch für die 
28, Kommentar von Reichsgerichtsräten. 9. Aufl. III. Bd. (Beſſau.) 27 
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nach bisherigem Recht begründeten Erbbaurechte. Auch ein ſolches Erbbaurecht endigt lerliſcht) 
zwar nicht durch den Untergang des Bauwerks ($ 1016 BGB; oben e), wohl aber durch den Eintritt 
einer auflöſenden Bedingung oder des beſtimmten Endtermins (88 158 Abſ 2, 163 BGB), ferner 
durch die rechtsgeſchäftliche Aufhebung gemäß 88 875, 876, 878 BG (RIA 8, 278), durch Verjäh⸗ 
rung gemäß § 901 BOB (RIA 8, 278) und durch den Zuſchlag des mit dem Erbbaurecht belaſteten 
Grundſtücks in der Zwangsverſteigerung gemäß $ 91 8G. Dagegen endigt es nicht durch Aufhe⸗ 
bung gemäß $ 928 BGB, da die auf den Verluſt“ des Grundeigentums bezüglichen Sondervor⸗ 
ſchriften nicht für anwendbar erklärt find (RIA 8, 279). Der $ 927 BGB (Erwerb des Eigentums 
auf Grund eines Ausſchlußurteils für den Eigenbeſitzer) findet Anwendung, da es ſich um eine den 
„Eigentumserwerb“ betreffende Vorſchrift handelt, obwohl mit dem Erwerb zugleich ein Verluſt des 
jrüheren Eigentums (Erbbaurechts) verbunden ift (ſtr.). Dadurch allein, daß das Erbbaurecht 
ſich mit dem Eigentum am Grundſtück in einer Perſon vereinigt, geht das Erbbaurecht gemäß 
$ 889 BB noch nicht unter (OLG 31, 334). Mit der Beendigung des Erbbaurechts erlöſchen 
auch die Belaſtungen, und zwar nicht nur an dem Erbbaurecht ſelbſt, ſondern auch an dem Bau⸗ 
werk, auf das ſie ſich erſtreckten, gleichviel, ob es dem Erbbauberechtigten oder dem Grundſtücks⸗ 
eigentümer gehört. — Über die zur Wirkſamkeit rechtsgeſchäftlicher Verfügungen nach $ 873 
oder 9875 BGB erforderlichen Eintragungen in das Grundbuch iſt zu bemerken: Die Eintra- 
gung der Erbbaurechtsbeſtellung als einer Grundſtücksbelaſtung hatte in das Grundbuchblatt über 
das mit dem Erbbaurecht zu belaſtende Grundſtück zu erfolgen. Dabei konnte gemäß §874 BGB zur 
näheren Bezeichnung des Inhalts des Erbbaurechts auf die Erklärung der Einigung der Beteiligten 
über die Beſtellung ($ 20 GB) Bezug genommen werden (JIch 2, 307). Das galt jedoch nicht 
für Bedingungen und Befriſtungen, da fie nicht zum Inhalt des Rechts gehören (KG 49, 189). 
Auf Antrag mußte gemäß 8 7 Abſ 1 Satz 1 6880 für das fo eingetragene Erbbaurecht 
ein beſonderes Grundbuchblatt unter Vermerk auf dem Blatt des Grundſtücks ($ 7 Abſ 2 GBO) 
angelegt werden. Sollte das Recht veräußert oder belaſtet werden, fo erfolgte die An⸗ 
legung des beſonderen Grundbuchblatts gemäß 57 Abſ 1 Satz 2 GBO von Amts wegen. 
Auf dieſes Blatt wurde die Übertragung, auch die im Wege der Zwangsverſteigerung, 
oder die Belaſtung gebucht (RIA 5, 202). Ein Erbbauzins, der dem Erbbaurecht nicht 
weſentlich war, gehörte ebenfalls zu den zuläſſigen Belastungen des Erbbaurechts. Er 
war als eine dem jeweiligen Grundſtückseigentümer zustehende (ſubjektiv-dingliche) Reallaſt 
($ 1105 Abſ 1, 2 8GB) auf das Blatt über das Erbbaurecht einzutragen (JW 1936, 14734), Da⸗ 
gegen war eine nachträgliche Anderung des Inhalts oder des Ranges des Erbbaurechts maßgeb⸗ 
lich wiederum auf das Blatt für das Grundftlid einzutragen; war jedoch ein Blatt für das Erb⸗ 
baurecht angelegt, jo war die Inhaltsänderung darin nachzutragen. Im Falle der rechtsgeſchäft⸗ 
lichen Aufhebung oder des ſonſtigen Erlöſchens des Erbbaurechts war die Löſchung ebenfalls auf 
dem Blatt für das Grundſtück zu bewirken; ein Blatt für das Erbbaurecht war zu ſchließen. Dieſes 
Blatt galt als Grundbuch im Sinne des BGB (3 Satz 2 G80), z. B. für den öffentlichen Glauben 
des Grundbuchs nach 88 891-893 BGB. Im Falle der Nichtübereinſtimmung mit dem Grund- 
buchblatt für das Grundſtück erſtreckte ſich der öffentliche Glauben des beſonderen Blattes für das 
Erbbaurecht nur auf die Buchungen über die Übertragungen und Belaſtungen des Erbbaurechts, 
während für die Buchungen über das Beſtehen, den Inhalt und den Rang des Erbbaurechts das 
Blatt für das Grundſtück maßgebend war. 

Da nicht nur die Vorſchriften des Sachenrechts, die fi) auf Grundſtücke beziehen, ſondern 
auch ſolche Vorſchriften des Rechts der Schuldverhältniſſe für das Erbbaurecht galten, bedurfte 
auch der ſchuldrechtliche Vertrag auf Beſtellung und auf Übertragung des Erbbaurechts der 
Form des $ 313 Satz 1 BGB (Prot 1, 464; RG 61, 4; OLG 26, 126). Auch $ 313 Satz 2 fand An- 
wendung. Denn wenn auch die Beſtellung und Übertragung nicht als Auflaſſung bezeichnet wurden 
($ 20 GBO), verlangte doch das Geſetz (88 1015, 1017 Abſ 2) für die Einigung eine der Auflaſſung 
ar Dur * für das Erbbaurecht geltenden Anſprüche aus dem Eigentum ſind erörtert in 
x s11A2. 

Auf die vor dem Inkrafttreten des BG begründeten Erbbaurechte finden nach Art 184 
EBG die $$ 1012ff. mit Ausnahme des $ 1017 keine Anwendung (OLG 18, 144). An die 
Stelle des § 1017 iſt jetzt K11 VO getreten. Die in Artt 63, 68 EGBGB bezeichneten Rechte 
find beſprochen in VO 837 A3. 


§ 39 
Erwirbt ein Erbbauberechtigter auf Grund eines Vorkaufsrechts oder einer 
Kaufberechtigung im Sinne des $ 2 Nr? das mit dem Erbbaurecht belastete 
Grundstück oder wird ein bestehendes Erbbaurecht erneuert, so bleiben reichs-, 
landesgesetzliche und kommunale Gebühren, Stempel- und Umsatzsteuern jeder 
Art insoweit außer Ansatz, als sie schon bei Begründung des Erbbaurechts 
entrichtet worden sind 1). 
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1. Durch dieſe Beſtimmung wird eine begrenzte Befreiung von den darin genannten Steuern 
gewährt für den Fall, daß der Erbbauberechtigte auf Grund eines ihm zuſtehenden (perſönlichen 
oder dinglichen) Vorkaufsrechts (58 504, 1094 BGB) oder einer Kaufberechtigung nach $ 2 
Nr 7 VO das mit dem Erbbaurecht belaſtete Grundſtück erwirbt oder daß ihm auf Grund eines 
Erneuerungsvorrechts gemäß 9 2 Nr 6 VO das durch Zeitablauf erloſchene Erbbaurecht er- 
neuert wird ($ 2 A 9). Die Befreiung tritt aber nur inſoweit ein, als gleichartige Steuern 
bereits bei Begründung des Erbbaurechts entrichtet worden ſind. 


Fünfter Abſchnitt 
Dieuſtbarkeiten ) 


Erſter Titel 
Grunddienſtbarkeiten 


8 1018 


Ein Grundſtück 2) kann zugunſten des jeweiligen Eigentümers eines anderen 
Grundſtücks 3) in der Weiſe *) belaſtet werden °), daß dieſer das Grundſtück 
in einzelnen Beziehungen ) benutzen darf) oder daß auf dem Grundftüde 
gewiſſe Handlungen nicht vorgenommen werden dürfen ®) oder daß die Aus- 
übung eines Nechtes ausgeſchloſſen iſt, das ſich aus dem Eigentum an dem 
befafteten Grundſtücke dem anderen Grundſtücke gegenüber ergibt (Grund 
dienſtbarkeit) OR 

E 1 966 II 929; M 3 478 ff.; P 3 286 ff., 305 ff., 327 f. 

1. Das BGB kennt nur drei Arten von Dienſtbarkeiten: die Grunddienſtbarkeiten (88 1018 
bis 1029), den Nießbrauch (88 1030—1089) und die beſchränkten perſönlichen Dienſtbarkeiten 
( 10901093). Die Dienſtbarkeit iſt ein dingliches Recht an fremder Sache, kraft deſſen dem 
Berechtigten der in einem weiteren als dem gewöhnlichen Sinne zu verſtehende Gebrauch einer 
Sache in gewiſſen Beziehungen zuſteht (M 3, 475ff.; KJ 51, 292). Gemeinſchaftliche Be⸗ 
ſimmungen für alle drei Arten der Dienſtbarkeiten enthält das BGB nicht. Doch haben einige 
Vorſchriften für die einzelnen Rechte den gleichen Inhalt (vgl. die 85 1024, 1027, 1060, 1065, 1090). 
Der Nießbrauch kann beſtehen ſowohl an beweglichen Sachen als auch an Grundſtücken, an Rechten 
und an einem Vermögen. Dagegen find Grunddienſtbarkeiten und beſchränkte perſönliche Dienft- 
barkeiten nur an Grundſtücken möglich. Die Vorſchriften, die den Inhalt einer Dienſtbarkeit 
beſchränken (3. B. die $$ 1018, 1019), haben zwingenden Charakter. Sie unterliegen alſo nicht 
der Abänderung durch Vereinbarung der Beteiligten (KJ 21 A 310). Der Nießbrauch und 
die beſchränkten perſönlichen Dienſtbarkeiten find unvererblich und unübertragbar (88 1059, 
1061, 1090 Abf 2, 1092). Sie find ſubjektiv⸗perſönliche Rechte (Berechtigter nur eine Perſon), 
während die Grunddienſtbarkeiten ſubjektiv-dingliche Rechte (Berechtigter nur ein anderes Grund⸗ 

'üd) find. — Die Vorbehalte zugunſten der Landesgeſetze in EG Artt 109 (Enteignung), 113 (Zu⸗ 
ſummenlegung von Grundſtücken uſw.), 114 (Ablöſungsrenten), 128 (buchungsfreie Grundſtücke) 
beziehen ſich auf alle Dienſtbarkeiten, der Vorbehalt in Art 115 Ech (Beſchränkung oder Unter⸗ 
!agung) nur auf Grunddienſtbarkeiten und beſchränkte perſönliche Dienſtbarkeiten. Für das 
Rechtsgebiet der Dienſtbarkeiten können ferner von Bedeutung fein die Vorbehalte in E Artt 

17 (Verſchuldungsgrenze), 112 (Bahneinheiten), 120 (Unſchädlichkeitszeugnis), 164 (Berechtigung 
An Realverbände). Übergangsvorſchriften enthalten die Artt 184, 187, 189, 191 EG (vgl. zu 
> tt 184 für rheiniſches Recht RG 104, 148). Danach richtet ſich auch nach dem Inkrafttreten des 
n bis zur Anlegung des Grundbuchs die Begründung der Dienſtbarkeiten an einem Grund⸗ 
Itüet nach den bisherigen Geſetzen; ebenſo die Aufhebung, bis das Recht eingetragen 
J. (Art 189). Die zur Zeit des Inkrafttretens des BGB beſtehenden Dienftbar- 
dozen bleiben beſtehen und bedürfen, wenn ſie zu der Zeit beſtehen, in welcher das Grund⸗ 
öfen als angelegt anzuſehen ift (Art 186 Abi 1 Ech), auch zur Wirkſamkeit gegenüber dem 
elwalichen Glauben des Grundbuchs nicht der Eintragung, ſoweit nicht landesgeſetzlich 
* anderes beſtimmt iſt (Artt 184, 187). Die Frage der Gültigkeit ihrer Entſtehung iſt auch 
Rec. nach dem früheren Recht zu beurteilen, wenn die Dienſtbarkeit unter der Geltung dieſes 

lechts vom Nichteigentümer an fremdem Grund und Boden beſtellt worden iſt und der Eigen⸗ 
zmer die Beſtellung erſt nach dem 1. 1. 1900 genehmigt hat (RG SeuffA 86 Nr 109). Von dem 

erechtigten oder dem Eigentümer des belaſteten Grundſtücks kann die Eintragung verlangt 
rden (Art 187 Abs 1 Satz 2 Ech). Dann muß dem Grundbuchamt nachgewieſen werden nicht 
27* 
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nur, daß die Grunddienſtbarkeit überhaupt begründet worden iſt, ſondern auch, daß ſie bereits in 
jenem Zeitpunkt beſtanden hat (KJ 51, 255). Geſchieht dies, jo iſt die Grunddienſtbarkeit mit 
dem Range vor den nach jenem Zeitpunkt eingetragenen Hypotheken und ſonſtigen Rechten ein⸗ 
zutragen (KJ 51, 257). Art 191 bezieht ſich auf den Beſitzſchutz für Grunddienſtbarkeiten und 
beſchränkte perſönliche Dienſtbarkeiten. — Die den Inhalt einer Dienſtbarkeit bildenden Befugniſſe 
können einer Perſon auch durch einen rein ſchuldrechtlichen Vertrag, aber nur mit Wirkung 
zwiſchen den Vertragſchließenden gewährt werden (NG Warn 1909 Nr 69; R 1. 3. 1930 V 15/29). 
Unter Umſtänden kann der Vertrag auch zu Gunſten Dritter, z. B. der Rechtsnachfolger eines 
Grundſtückserwerbers im Grundſtückseigentum, geſchloſſen fein (8 328; R 28. 2. 1936 V 187/35). 
Ausnahmsweiſe kann eine ſolche ſchuldrechtliche Bindung auch neben die Beſtellung einer Grund⸗ 
dienſtbarkeit treten. Im allgemeinen ſchließt aber die Beſtellung der Dienſtbarkeit nicht den Ver⸗ 
tragswillen der Beteiligten in ſich, auch perſönliche Verpflichtungen zu begründen. Vielmehr 
entſpricht es der Regel, daß derjenige, der die Beſtellung der Dienſtbarkeit an ſeinem Grundſtück 
verſpricht, die übernommene Verpflichtung mit der Eintragung des Rechts erſchöpft und ſich nicht 
auch noch perſönlich zur Gewährung von Nutzungsrechten verpflichten will. Eine von dieſer Regel 
abweichende Willensrichtung der Beteiligten bedarf einer zweifelsfreien Niederlegung im Ver⸗ 
trage. Wo durch einen Vertrag das nachbarrechtliche Verhältnis der Grundſtücke geregelt und eine 
bleibende Einrichtung hinſichtlich ihrer Benutzung geſchaffen werden foll, wird allein die Grund 
dienſtbarkeit als rein dingliche Belaſtung dem gewollten Vertragszweck am beſten gerecht (RG 
HR 1936 Nr 1166). 

2. Grund dienſtbarkeiten find nur möglich an Grundſtücken ſowie an Erbbaurechten (8 1017 
Abſ 1; VO v. 15. 1. 1919 $ 11) und an den andern in Artt 63, 68, 196 EG bezeichneten (landes⸗ 
rechtlichen) Rechten mit Grundſtücksnatur (Vorbem 4 vor § 873: Grunddienſtbarkeit an einer 
Abbaugerechtigkeit). Ein Recht zum Schöpfen von Leitungswaſſer aus ſtädtiſchen Rohrleitungen 
kann deshalb nicht als Grunddienſtbarkeit begründet werden, da die Rohrleitungen bewegliche 
Sachen find (OLG 45, 222). Eine Grunddienſtbarkeit kann aber auch an einem beſtimmten, 
abgegrenzten Teil eines Grundſtücks beſtellt werden ($ 1026). Einer Abſchreibung des ber 
laſteten Teiles bedarf es nach $7 Abſ 2 EBD nicht, wenn keine Verwirrung zu beſorgen iſt und 
den Vorſchriften über die Vorlegung einer Karte genügt wird (KJ 53, 171). Verſchieden hiervon 
iſt die an dem ganzen Grundſtück begründete Grunddienſtbarkeit, deren jeweilige Aus- 
übung auf einen Teil des Grundſtücks beſchränkt iſt (58 1023, 1026; SeuffA 75 Nr 31). Der 
Unterſchied zeigt ſich namentlich bei dem Erſatzanſpruch des Berechtigten für den Wegfall der 
Dienſtbarkeit im Zwangsverſteigerungsverfahren. Der Erſatzanſpruch nach § 92 3G er 
greift im zweiten Falle den nach Befriedigung der vorgehenden Rechte verbleibenden 
Erlös des ganzen Grundſtücks, während bei einer nur einen Grundſtücksteil belaſtenden 
Grunddienſtbarkeit auch nur ein verhältnismäßiger Teil des Erlöſes in Anſpruch genommen 
werden kann (RIA 2, 104; 12, 167; OSG 21, 42). Die Frage, ob mehrere Grundſtücke 
mit ein und derſelben Dienſtbarkeit belaſtet werden können, wird in A 5 erörtert. — Auch an 
Privatflüſſen und ſelbſt an öffentlichen Flüſſen ift eine Grunddienſtbarkeit (z. B. eine ſubjektiv⸗ 
dingliche Fiſchereigerechtigkeit) rechtlich möglich. Denn der nach örtlichen Grenzen bezeichnete 
Teil eines Fluſſes iſt ein beſtimmbarer und beſtimmter, räumlich abgegrenzter Abſchnitt der Erd⸗ 
oberfläche, alſo ein Grundſtück (M 3 S. 48, 54), und wenn auch nach Landesrecht (Art 65 EG; 
3. B. nach früherem preußiſchem Recht) kein Privateigentum an öffentlichen Flüſſen beſtehen 
mag ($ 903 A J), jo ſchließt doch auch bei dieſen Flüſſen der Gemeingebrauch ($ 906 A5) die Aus 
übung eines beſonderen begrenzten dinglichen Rechts nicht aus (RG 53, 98; Gruch 44, 929). Das 
ſelbe gilt von Grunddienſtbarkeiten an öffentlichen Wegen und Plätzen (RG U 1895, 362°; 
1897, 481; 1927, 737°; DL 15 S. 363, 364). Dadurch, daß die Benutzung ſpäter mit den öffent 
lichen Bedürfniſſen in Widerſpruch gerät, wird eine ſolche Grunddienſtbarkeit nicht aufgehoben, 
es ſei denn, daß ſie von vornherein unter einer entſprechenden auflöſenden Bedingung beſtell 
worden war (JW 1927, 7975). Zahlreiche Entſcheidungen behandeln die dem öffentlichen 
Recht angehörenden, daher vom BGB nicht berührten ſervitutariſchen Rechte der 
Straßenanlieger an öffentlichen Straßen, fo z. B. für preuß. und rhein. Recht R& 7, 213; 
10, 271; 25, 242; 30, 246; 44, 282; 56, 101; 62, 89; Warn 1935 Nr 132; JW 1899, 38195; 1901, 
1441; 1902, 1925; 1907, 155%; 1909, 872°; 1912, 86827; Gruch 44, 970; 58, 502; 65, 362; 
OL 15, 362; für gemeines Recht RG 21, 191; 51, 251; JW 1902, 319%; SeuffA 44 Nr 306; 
für Bremen HRR 1935 Nr 1018. Schäden, die ſich aus Straßenerhöhungen für die Anlieger 
ergeben, bilden den Gegenſtand der Entſcheidungen in R Warn 1915 Nr 51; Gruch 65, 362. 
Der Gemeingebrauch an Straßen iſt beleuchtet in J 905 A 1, 4. — Zuläſſig iſt auch eine 
Grunddienſtbarkeit mit dem Inhalt, daß eine Eiſenbahnan lage auf dem Gelände des dienenden 
Grundſtücks für ein von dem herrſchenden Grundſtückherangeführtes Anſchlußgleis oder daß ein über 
das dienende Grundſtück zu einer Staatseiſenbahn führendes Anſchlußgleis für das herrſchende 
Grundſtück benutzt werden darf (NG JW 1911, 46751; 1912, 851°; Gruch 52, 1200; vgl. aber auc 
RG 58, 264). Die Staatseiſenbahnverwaltung (Verwaltung der Reichsbahn), die vertragsmäßiſ 
einem Privatunternehmen Anſchluß an ihre Gleiſe einräumt, iſt aber durch $ 43 des preuß. Klein 


Grunddienſtbarkeiten $ 1018 421 


bahncheſ v. 28. 7. 1892 oder durch $ 4 des preuß. EifenbahnGef v. 3. 11. 1838 nicht behindert, ſich 
ein jederzeit zuläſſiges Kündigungsrecht auszubedingen (RG Gruch 64, 368). Weitere Einzelheiten 
hierzu bringt A 5 letzter Abſatz. — An dem Bruchteil (ideellen Teil) eines Grundſtücks iſt eine 
Grunddienſtbarkeit nicht möglich. Wird daher nur der Bruchteil eines im Miteigentum 
ſtehenden Grundſtücks zwangsverſteigert und bleibt nach den Verſteigerungsbedingungen 
die auf dem ganzen Grundſtück laſtende Grunddienſtbarkeit nicht beſtehen, ſo erliſcht ſie mit dem 
Zuſchlag nicht nur an dem verſteigerten Bruchteil, ſondern auch an dem Reſt des Grundſtücks (ZW 
1933 S. 62611, 20112). 

3. Nur der jeweilige Eigentümer eines andern Grundſtücks oder der jeweilige Inhaber 
eines Erbbaurechts ($ 1017 Abſ 1, VO v. 15. 1. 1919 $ 11) oder der andern in Artt 63, 68, 196 EG 
bezeichneten (landesrechtlichen) Rechte mit Grundſtücksnatur (OLG 45, 221) kann der Grund. 
dienſtbarkeitsberechtigte fein, nicht eine beſtimmte natürliche oder juriſtiſche Perſon. Für eine ſolche 
Perſon (z. B. für eine Stadtgemeinde) kann eine dem $ 1018 entſprechende Belaſtung eines Grund⸗ 
ſtücks nur als beſchränkte perſönliche Dienſtbarkeit ($ 1090) begründet werden (M& 54, 246; $ 1019 
A 4). Das gilt z. B. auch für das Recht einer Eiſenbahngeſellſchaft (der Reichsbahn), ein Grundſtück 
für ihre Eiſenbahngleiſe zu benutzen (RG 8, 207). Doch kann eine Grunddienſtbarkeit unter 
der auflöſenden Bedingung beſtellt werden, daß fte erlöſchen ſoll, falls das herrſchende Grundſtück 
in das Eigentum einer anderen Perſon als eines Abkömmlings des gegenwärtigen Eigentümers ge⸗ 
langt. Denn dann ift immerhin der jeweilige Eigentümer berechtigt, vorausgeſetzt, daß er ein Ab⸗ 
kömmling des gegenwärtigen Eigentümers ift (RA 12,69). Ferner iſt eine Grunddienſtbarkeit für 
ein gewerbliches Unternehmen dann zuläſſig, wenn die unmittelbar dem Gewerbebetrieb 
zugute kommende Benutzung des belaſteten Grundſtücks mittelbar auch dem Grundſtück, auf dem das 
Gewerbe (z. B. eine Waſſermühle, ein Tonwerk, eine Ziegelei, Zuckerfabrik, Gaſtwirtſchaft) 
betrieben wird und das für den Gewerbebetrieb beſonders und dauernd eingerichtet iſt, Vorteile 
bietet (RG 30, 205; JW 1898, 314105, 1899, 54758, 1900, 67646; 1905, 39312; Warn 1913 Nr 154; 
Gruch 50, 105; 57, 188; ORG 15, 360; KJ 52, 175; HAN 1936 Nr 259; § 1019 A 4). — Unter 
Grundſtück iſt hier wie auch ſonſt im BGB eine räumlich abgegrenzte Bodenfläche zu verſtehen, die 
auf einem beſonderen Grundbuchblatt für ſich allein oder auf einem gemeinſchaftlichen Grundbuch⸗ 
blatt unter einer beſonderen Nummer im Verzeichnis der Grundſtücke eingetragen ſteht ($ 873 A 4). 
Daher kann eine Grunddienſtbarkeit zugunſten des jeweiligen Eigentümers eines realen Grund⸗ 
ſtücksteils nur beſtellt werden, wenn der Teil durch Abſchreibung zu einem ſelbſtändigen Grundſtück 
umgeſtaltet wird. Die Beſtimmung des $ 7 Abſ 2 GBO, wonach ein Grundſtücksteil mit einer 
Dienſtbarkeit oder einer Reallaſt belaſtet werden kann, ohne daß er abgeſchrieben und als ſelbſt⸗ 
ſtändiges Grundſtück eingetragen zu werden braucht (A 2), kann als Ausnahmevorſchrift auf den 
Grunddienſtbarkeitsberechtigten (das herrſchende Grundſtück) keine entſprechende Anwendung 
finden (ſtr.; KGJ 53, 171; OLG 43, 6). Zuläſſig iſt aber die Beſtellung einer Grunddienſtbarkeit 
mit der Beſtimmung, daß die Ausübung nur zugunſten eines realen Grundſtücksteils ſtatthaft ſein 
ſoll. Denn der begünſtigte Teil braucht kein ſelbſtändiges Grundſtück zu ſein. Für die Ausübung 
genügt es vielmehr, wenn er durch Karte und Beſchreibung deutlich gekennzeichnet iſt (OL 43, 6). 
Zugunſten des Bruchteils eines Grundſtücks kann eine Grunddienſtbarkeit nicht be⸗ 
ſtehen (Prot 3,310). Jedoch kann nach $ 1009 das herrſchende Grundſtückim Miteigentum mehrerer 
ſtehen, während das dienende Grundſtück einem der Miteigentümer allein gehört, und umgekehrt. 
unzuläſſig in die Beſtellung einer einheitlichen Grunddienſtbarkeit für mehrere Grundſtücke 
A5), ſofern fie keine Realgemeinde (Vorbem 3 vor $ 1030) bilden. — Die Grunddienſtbarkeit ift 
Beſtandteil des herrſchenden Grundſtücks (§ 96). Ihre Abtrennung von dieſem Grundſtück und 
ihre geſonderte Übertragung iſt unzuläſſig. Denn nach § 1019 gehört zu ihrem Weſen, 
baß fie gerade dieſem Grundſtück zum Vorteil dient (KJ 43, 132; OL h 34, 194). — Daß das 
dienende und das herrſchende Grundſtück benachbart find, iſt nicht erforderlich (OLG 6, 120). 

4. Die Belaſtung kann nur in der Weiſe erfolgen, wie fie im $ 1018 angegeben iſt. Die Be- 
grenzung des Inhalts iſt zwingend. Durch Vereinbarung der Beteiligten kann der Inhalt 
SEN erweitert werden. Die Eintragung einer Grunddienſtbarkeit mit einem anderen als dem 
don $ 1018 zugelaſſenen Inhalt hat das Grundbuchamt ohne Zwiſchenverfügung abzulehnen. Denn 
15 iſt nichtig (KJ 21 A 310). Daher darf namentlich nicht eine Verpflichtung zu 
cke Leiſtung, einem Handeln, einem Tun dem Eigentümer des belaſteten Grund⸗ 
Mid auferlegt werden, ſoweit nicht die Sondervorſchriften der $$ 1021, 1022 über die 
Unterhaltung einer der Grunddienſtbarkeit dienenden Anlage Platz greifen (RG 58, 272; 
10 J 1, 28; 11, 134; OLG 8, 127). Denn nur auf Dulden der Benutzung oder auf Unter⸗ 
lung gewiſſer Handlungen kann nad) $ 1018 die Grunddienſtbarkeit gerichtet fein. Leiſtungen 
80 einem Grundſtück können nur als Reallaſten dem Grundſtück auferlegt werden, ſofern die 

Racusſezungen des § 1105 (z. B. daß die Leiſtungen wiederkehrende fein ſollen) gegeben find 
8 A 1, 28; 11, 134; OLG 2, 491; 8, 126; 26, 101; KGJ 26 A 276). Deshalb kann z. B. nicht 

‚egenftand einer Grunddienſtbarkeit fein: die Verpflichtung, auf Verlangen des jeweiligen Eigen⸗ 
en eines anderen Grundſtücks über eine beſtimmte Grenzlinie hinüberragende Gebäude 

er Gebäudeteile auf eigene Koſten zu befeitigen (RA 1, 25; KG 26 A 274; OLG 18, 146); 
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die Verpflichtung, eine Anlage (z. B. ein Eiſenbahngleis, eine Überfahrt, eine Einfriedigung) 
dauernd zu unterhalten, wenn dieſe Verpflichtung die alleinige oder doch hauptſächliche Belaſtung 
des Grundſtücks enthalten ſoll (RG 58, 272; OLG 8, 126; 26, 82). Ferner können rein ſchuld⸗ 
rechtliche Verpflichtungen, wie überhaupt nicht Gegenſtand dinglicher Rechte, ſo auch nicht Gegen⸗ 
ſtand einer Grunddienſtbarkeit ſein (RG 58, 272; 60, 320; KJ 21 A 310; 22 A 152; 25 A 148; 
26 A 274; 49, 196; OLG 2, 491; 3, 291; 43, 8). So z. B. nicht: der Verzicht auf Entſchädigung 
für Nachteile, die dem Grundſtück durch den Betrieb einer Eiſenbahn oder durch den Betrieb eines 
Bergwerks oder durch Kanaliſationsarbeiten erwachſen (KJ 21 A 310; 22 A 152; 49, 196; 
OLG 3, 291); die Verpflichtung des Eigentümers, ſich mit einer beſtimmten Entſchädigung zu 
begnügen, wenn ſpäterhin eine Grundfläche zu Straßenland gezogen werden ſollte (KJ 25 
A 148). Wie aus den $$ 1021, 1022 zu entnehmen iſt, kann aber ein Tun Nebenbeſtandteil 
einer nach dem Hauptinhalt als Grunddienſtbarkeit ſich darſtellenden Belaſtung ſein. Beiſpiels⸗ 
fälle: die Hauptbelaſtung beſteht in der Unterlaſſung der Beſeitigung eines zum Windſchutz 
dienenden Waldſtreifens, die Neben verpflichtung in der etwa nötig werdenden Aufforſtung des 
Streifens (RA 11, 133); der Hauptinhalt ift, daß einer Mühle nicht durch Bäume der Wind 
genommen werden darf, die Nebenverpflichtung, Bäume nötigenfalls zu kappen (OLG 26, 81). 
Dagegen ſtellt ſich die bei der Beſtellung einer Grunddienſtbarkeit auf Duldung von Ein- 
wirkungen von einem Nachbargrundſtück aus (A 9) getroffene Beſtimmung, daß die Einwir⸗ 
kung „ohne Entſchädigung“ zu dulden ſei, nicht als eine ſolche Nebenbeſtimmung des ding⸗ 
lichen Rechts dar, auch nicht als ein zur Grunddienſtbarkeitsbelaſtung geeigneter Aus⸗ 
ſchluß der Ausübung eines Rechts, das ſich aus dem Eigentum an dem belaſteten Grund⸗ 
ſtück ergibt, ſondern als ein gegenüber jener Grunddienſtbarkeit ſelbſtändiger, lediglich ſchuldrecht⸗ 
licher Verzicht auf Entſchädigung, der nur zwiſchen den Vertragſchließenden wirkt. Dieſe Be⸗ 
ſtimmung kann daher nicht, auch nicht zugleich mit jener Grunddienſtbarkeit, eingetragen werden 
(ſtr., KJ 49, 199; vgl. jedoch JW 1921, 5841). Das Reichsgericht erachtet aber die Eintra⸗ 
gung einer Grunddienſtbarkeit zugunſten des jeweiligen Eigentümers eines Bergwerks 
(das nach § 50 Abſ 2 PrAllgBBergG einem Grundſtück gleichſteht) mit dem Inhalt für zuläflig, 
daß der Bergwerkseigentümer berechtigt ſein ſoll, Abbau zu treiben ohne Verpflichtung zur Ent⸗ 
ſchädigung für die dem belaſteten Grundſtück entſtehenden Bergſchäden (RG 119, 211), auch wenn 
die von dem Bergbaubetrieb ausgehenden Einwirkungen auf das belaſtete Grundſtück nicht über 
die vom Geſetz gezogenen Grenzen hinausgehen ſollen (RG 130, 350). Dieſe Anſicht erſcheint 
nicht unbedenklich. Wie das Reichsgericht anerkennt, wäre die Eintragung einer Grunddienſtbar⸗ 
keit, welche die Duldung der lediglich nach dem Geſetz zuläſſigen Einwirkungen zum Inhalt hätte, 
als überflüſſige Belaſtung des Grundbuchs abzulehnen (RG 119, 213; 130, 354; JFG 3, 329). 
Die Duldungspflicht wird aber weder dadurch erweitert oder verändert, daß in dem der Grund⸗ 
dienſtbarkeitsbeſtellung zugrundeliegenden Vertrag die lediglich der geſetzlichen Duldungs⸗ 
pflicht entſprechende Einwirkung geſtattet wird, noch dadurch, daß in dem Vertrage feſt⸗ 
geſetzt wird, das aus $ 148 PırNligBerg& ſich ergebende Recht auf Entſchädigung folle für 
die geſetzlich zuläſſigen Einwirkungen ausgeſchloſſen ſein. Man kann die Eintragung der Grund⸗ 
dienſtbarkeit auch nicht deshalb für zuläſſig erachten, weil die Ausſchließung des Rechts auf Ent⸗ 
ſchädigung ſich als Ausſchließung eines Rechtes im Sinne des dritten Falles des $ 1018 barftelle. 
Denn hier entſpringt das ausgeſchloſſene Recht nicht aus dem Eigentum am belaſteten Grund⸗ 
ſtück (A 9), ſondern aus den Einwirkungen, die auf das belaſtete Grundſtück künftig erfolgen möchten. 
Aber auch die Eintragung einer Grunddienſtbarkeit, welche die Duldung von Einwirkungen Über 
die vom Geſetz gezogenen Grenzen hinaus zum Inhalt hat, wird dann für unzuläſſig zu erachten 
ſein, wenn die Duldungspflicht verbunden iſt mit dem Ausſchluß des Rechts auf Entſchädigung 
für die Einwirkungen. Denn der Verzicht auf die Entſchädigung ift dabei fo ſehr die Hauptſache, 
daß ihm gegenüber die Duldungspflicht zurücktritt. Das Kammergericht hat ſich jetzt aber der 
Anſchauung in Rh 130, 350 gebeugt und ſie auch auf waſſerrechtliche Dienſtbarkeiten aus. 
gedehnt (RR 1933 Nr 1768); immerhin läßt es die Eintragung der Klauſel „unter Verzicht auf 
Entſchädigung“ noch nicht allgemein zu (HRR 1934 Nr 262). In JW 1938, 312935 erklärt es die 
auf den $$ 119, 121 PrWaſſch beruhende öffentliche Verpflichtung zur Ausführung von Unter. 
haltungsarbeiten gemäß § 54 Gd für eintragungsunfähig, läßt aber eine (beſchränkte perjönliche) 
Dienſtbarkeit des Inhalts, daß der Eigentümer eines Ufergrundſtücks die in den 98 152ff. PrWaſſch 
behandelten Einwirkungen unter Verzicht auf den ihm geſetzlich zuſtehenden Schadenserſatzanſpruch 
dulden müſſe, als eintragungsfähig zu. — Dem herrſchenden Grundſtück kann nicht als IM 
halt der Grunddienſtbarkeit eine Verpflichtung zur Gegenleiſtung auferlegt werden, 
weil dies auf eine Grunddienſtbarkeit gegen das herrſchende Grundſtück mit dem Inhalt einer 
Leiſtung hinauskäme (OLG 8, 126). Doch iſt es zuläſſig, daß die Ausübung der Grunddienſtbarkeit 
im einzelnen Fall von einer Gegenleiſtung abhängig gemacht wird; denn hierin liegt nur eine 
Beſchränkung des Inhalts (RG 79, 379; 8 1021 A 5). Eine zuläſſige und eintragungsfähige Be 
ſchränkung des Inhalts einer Grunddienſtbarkeit liegt auch dann vor, wenn der Eigentümer des 
dienenden Grundſtücks ſich bei der Beſtellung das Recht vorbehält, ſpäter Mitbenutzungsrechte 
für näher beſtimmte Dritte zu beſtellen (HNN 1934 Nr 169). 
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5. Eine rechtsgeſchäftliche Belaſtung im Sinne des 8 1018 erfolgt gemäß $ 873 durch Einigung 
der Eigentümer des zu belaſtenden und des ſpater herrſchenden Grundſtücks und Eintragung im 
Grundbuch. Das Weſen der Einigung und die Erforderniſſe für ihre Rechtsgültigkeit ſind dargelegt 
in § 873 A 7, 8, 9. Der Inhalt der Einigung ift ſtreng nach dem Wortlaut der Eintragung und der 
in ihr in Bezug genommenen Eintragungsbewilligung ohne Rückſicht auf einen etwa abweichenden 
Partei willen auszulegen (RG 131, 168; JW 1930, 38511; SeuffA 84, 115; für alte Dienſtbarkeiten 
aber auch RG HNR 1932 Nr 2161). Daher kommt eine ergänzende Auslegung nach dem mutmaß⸗ 
lichen Willen, den die Beteiligten gehabt haben würden, wenn ſie Umſtände berückſichtigt hätten, die 
ſie nicht erwogen haben, hier erſt recht nicht in Betracht (RG SeuffA 86 Nr 150). Die Einigung 
bedarf zur materiellrechtlichen Gültigkeit keiner Form. Ebenſowenig iſt in der Regel die Über- 
nahme der Verpflichtung zur Beſtellung einer Grunddienſtbarkeit formbedürftig (Ausnahme 
3. B. im Falle der Schenkung: 9 518). Der Anſpruch aus einer ſolchen Verpflichtungsübernahme 
kann durch Vormerkung geſichert werden (KJ 40, 127). Die Einigung kann auch ſtillſchwei⸗ 
gend erfolgen. Jedoch liegt eine rechtswirkſame Beſtellung einer Grunddienſtbarkeit noch nicht 
allein darin, daß ein Eigentümer zweier Grundſtücke, von denen das eine dem anderen bereits 
tatſächlich dient, ein Grundſtück veräußert; denn es fehlt dazu die Eintragung (RG JW 1912, 
S. 36132, 851%; anders RG 13, 249; 38, 286; 49, 236; JW 1895, 23355; Gruch 35, 1034; 47, 
969; 29. 5. 1911 V 516/10; OLG 26, 84 nach früherem Recht). Unter Umſtänden kann aber aus 
dem Veräußerungsvertrag der Wille der Beteiligten entnommen werden, daß der Eigentümer 
des dienenden Grundſtücks verpflichtet ift, eine Grunddienſtbarkeit zu beftellen. Das wird nament⸗ 
lich dann zutreffen, wenn die Benutzung des einen Grundſtücks für das andere notwendig iſt (z. B. 
wenn eine Gleisanlage zum Anſchluß an eine Staatseiſenbahn über beide Grundſtücke geht oder 
wenn eine dem veräußerten Grundſtück zum Vorteil gereichende Stauanlage in dem zum andern 
Grundſtück gehörenden Privatfluß beſteht). Kommt dann der Eigentümer dieſer Verpflichtung 
nach, wozu er von dem anderen Teil angehalten werden kann, fo entſteht die Grunddienſtbarkeit 
erſt durch die Eintragung (RG JW 1912 S. 36152, 851°; vgl. auch RG Gruch 47, 959; M3, 
478; Prot 3, 286). — Eine Grunddienſtbarkeit kann, da eine ausſchließende Beſtimmung fehlt, 
auch unter einer Bedingung (8 158) oder Befriſtung ($ 163) beſtellt werden, ſofern dadurch 
der Begriff der Grunddienſtbarkeit nicht berührt wird. Zuläſſig iſt daher die Beſtellung z. B. unter 
der auflöſenden Bedingung, daß die Dienſtbarkeit erlöfchen fol, wenn ein ſpäterer Eigentümer 
des herrſchenden Grundſtücks kein Abkömmling des gegenwärtigen Eigentümers iſt oder 
wenn eine entſprechende Grunddienſtbarkeit auf einem anderen Grundſtück gelöſcht wird (RA 12, 
69 28% 46, 225; OLG 31, 334). Für oder gegen mehrere Grundſtücke kann nicht ein 
und dieſelbe Grunddienſtbarkeit beſtellt werden. Denn das Weſen jeder einzelnen Grunddienſt⸗ 
barkeit beſteht gerade darin, daß die Benutzung eines beſonders gearteten Grundſtücks einem anderen 
beſonders gearteten Grundſtück zum Vorteil gereicht. Allerdings kann ein ganzes Grundſtück mit 
einer Grunddienſtbarkeit belaſtet werden, deren Ausübung ſich nur auf einen Teil des Grundſtücks 
erſtreckt. Die anderen Teile ſind dann aber nur als unſelbſtändige Grundſtücksbeſtandteile mit⸗ 
belaſtet (insbeſondere für den Werterſatz nach $ 92 3G: A 2) und können nach $ 1026 im Falle 
der Grundſtücksteilung von der Dienſtbarkeit frei werden. Die Grundſätze von der Sicherung 
einer Forderung durch eine Hypothek an mehreren Grundſtücken (Geſamthypotheh finden auf 
die Dienſtbarkeit keine Anwendung (RIA 12, 167). Jedoch kann eine Dienſtbarkeit dann auf 
mehrere Grundſtücke als Geſamtbelaſtung eingetragen werden, wenn ihre Ausübung (z. B. die 
eines Wegerechts) ſich auf die mehreren Grundſtücke erſtreckt (RA 12, 170). Auch können mehrere 
Kaunddienſtbarkeiten mit gleichem Inhalt für oder gegen mehrere Grundſtücke beſtellt werden. 
haft umſtritten iſt die Frage, ob der Eigentümer zweier Grundſtücke das eine zugunſten des 
8 dern mit einer Grunddienſtbarkeit belaſten kann. Das Reichsgericht hat dieſe Frage früher 
zerneint (RG 47, 202) mit folgender Begründung: Zur Beſtellung der Grunddienſtbarkeit ſei eine 
migung nach $ 873 erforderlich. Eine Ausnahme zugunſten der einſeitigen Beſtellung, wie fie 
170 gewiſſe Hypotheken und Grundſchulden in den $$ 1188, 1192, 1195, 1196 zugelaſſen ſei, fehle 
Re der Grunddienſtbarkeit. Deshalb bleibe es hier bei der Regel, daß ein zweiſeitiger dinglicher 

trag nötig ſei, den nach $ 181 nicht eine einzige Perſon mit ſich ſelbſt ſchließen könne. Aus 5 889, 
A ein bereits gültig entſtandenes Recht vorausſetze, könne nichts Gegenteiliges hergeleitet werden. 

2 a 1009 als Sondervorſchrift für das Gebiet des Miteigentum rechtfertige keine Durchbrechung 
ſtück migungsgrundſatzes im Falle des $ 1018, wenn nur ein einziger Eigentümer zweier Grund⸗ 
Self in Betracht komme. Aus g 1018ff. ſelbſt ſei nichts für die Zuläſſigkeit einer einfeitigen Be⸗ 
ng der Grunddienſtbarkeit zu entnehmen; die Motive des Geſetzes (M 3, 480) ſprächen ſogar 


ach lech dagegen. Jetzt ſteht das Reichsgericht indeſſen auf dem entgegengeſetzten Standpunkt 


= 142, 231). Es findet im $ 1018 kein Hindernis für die einſeitige Beſtellung en 
| tnehmen zu 
daß eine ſolche Beſtellung zuläſſig ſei. Den Einigungsgrundſatz des 9 873 Abs! ſchaktet 


nnen und glaubt aus den $$ 889, 1009, 1196 rechtliche Anhaltspunkte dafür 
en kraft der Schlußklauſel „ſoweit nicht das Geſetz ein anderes vorſchreibt“ aug“ Dabei erkennk es 


— an, daß für die Grunddienſtbarkeit eine den $$ 1188, 1192, 1195, 1190 enkſprechende aus⸗ 
liche Ausnahmevorſchrift fehle, rechtfertigt aber die ee © 
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barkeit beim Beſtellungsakt aus dem Zweck und dem Geſamtinhalt des Geſetzes (verwieſen wird 
auf die Rechtſprechung zu $ 880 Abſ 2), vor allem aber aus der Rechtsnatur der Grunddienſtbarkeit 
als eines ſubjektiv⸗dinglichen Rechts und aus dem Verkehrsbedürfnis. Ob dieſe Begründung 
ſich noch im Rahmen der von ihr ſelbſt betonten Geſetzestreue des Richters hält, iſt immerhin 
zweifelhaft. Der Einigungsgrundſatz des $ 873 iſt ein Eckſtein des Liegenſchaftsrechts, der ohne aus⸗ 
drückliche Geſetzesvorſchrift kaum beiſeite geſchoben werden darf. Mangels einer ſolchen Vor⸗ 
ſchrift für die Beſtellung der Grunddienſtbarkeit erſcheint die Begründung der älteren Entſcheidung 
des Reichsgerichts durchaus einleuchtend. Genügt aber das geltende Geſetz dem Verkehrsbedürf⸗ 
nis nicht mehr, ſo wäre gerade hier, wo ein tragender Grundſatz des Grundſtücksrechts durchbrochen 
werden ſoll, das Eingreifen des Geſetzgebers einer „Fortentwicklung“ durch die Rechtſprechung vor⸗ 
zuziehen geweſen. Im übrigen vgl. hierzu und zu der Ausnahme des $ 1009 für den Fall, daß 
das eine Grundſtück im Miteigentum mehrerer, das andere im Alleineigentum eines der 
Miteigentümer ſteht: 8 873 A 7a und KGJ 39 A 127 (Beſtellung eines Fenſterrechts durch 
den Eigentümer zweier Grundſtücke für den Fall, daß ein Grundſtück veräußert werden ſollte). 
— Die Grunddienſtbarkeit wird auf das Grundbuchblatt des belaſteten Grundſtücks ein⸗ 
getragen. Sie kann daneben auf Antrag auch auf dem Grundbuchblatt des herrſchenden Grundſtücks 
vermerkt werden (§9 GBO). Zunächſt muß fie aber auf das dienende Grundſtück eingetragen wer⸗ 
den (KJ 25 A 142). Weichen die Eintragungsvermerke auf dem dienenden und auf dem herrfchen- 
den Grundſtück inhaltlich voneinander ab, ſo entſcheidet für den Rechtsbeſtand der Dienſtbarkeit 
und für den öffentlichen Glauben des Grundbuchs allein die Eintragung auf dem dienenden 
Grundſtück (RG HRR 1929 Nr 304). Zur Vornahme der Eintragung iſt formellrechtlich 
gemäß § 19 GBO die Bewilligung der Eintragung durch den Paſſipbeteiligten erforderlich und 
genügend. Des Nachweiſes der Einigung bedarf es nicht. Die Bewilligung muß in der durch $ 29 
Satz 1 EBD vorgeſchriebenen Form erklärt werden. Die Eintragung erfolgt auf dem belaſteten 
Grundſtück in Abt II, auf dem herrſchenden Grundſtück im Verzeichnis der mit dem Eigentum 
verbundenen Rechte (58 7, 10 GrundbVerf v. 8. 8. 1935). Die Eintragung muß fo erfolgen, 
daß jedermann aus dem Grundbuch und den zugehörigen Urkunden den Inhalt der Eintragung 
klar erſehen kann (ROY 26 A 273; 46, 223; 51, 254). Im Eintragungsvermerk kann nach § 874 
zur näheren Bezeichnung des Inhalts der Grunddienſtbarkeit auf die Eintragungsbewilligung 
Bezug genommen werden. Der Vermerk ſelbſt muß aber die Art der Dienſtbarkeit (z. B. Wege⸗ 
recht, Waſſerleitungsrecht) erkennen laſſen; inſoweit iſt eine Bezugnahme auf die Bewilligung 
unzuläſſig (8 874 A 3). Ebenſo iſt eine Bezugnahme auf baupolizeiliche Vorſchriften, die nicht 
in der Eintragungsbewilligung wiedergegeben find, unzuläſſig (KJ 46, 221; OLG 34, 
226). Soll die Grunddienſtbarkeit ein ganzes Grundſtück belaſten, ihre Ausübung aber auf 
einen beſtimmten Teil des Grundſtücks beſchränkt fein (§ 1023 A 1), ſo muß, da die Beſchränkung 
zum Inhalt der Grunddienſtbarkeit gehört, die Eintragungsbewilligung eine genaue Beſchreibung 
der Ausübungsſtelle enthalten. Zur näheren Verdeutlichung kann in ihr aber auf beigefügte Karten 
oder Zeichnungen Bezug genommen werden (RIA 8, 140; OLG 21, 42; KG 50, 133), jofern 
fie öſſentliche Urkunden im Sinne des $ 415 ZPO find (KJ 50, 131). Eine Bezugnahme auf 
nicht mehr in Geltung befindliche Vorſchriften des früheren Rechts genügt zur Beſtimmung des 
Inhalts der Grunddienſtbarkeit nicht (KJ 26 A 271; 51, 254), es ſei denn, daß es ſich um die 
Eintragung einer Grunddienſtbarkeit handelt, die unter der Herrſchaft des früheren Rechts be⸗ 
gründet worden war und bisher auch ohne Eintragung (A 1) beftand (KC 51, 256). — Auch 
durch Erſitzung kann eine Grunddienſtbarkeit erworben werden, jedoch nach heutigem Recht 
nur durch Bucherſitzung gemäß $ 900 Abſ 2. Dagegen konnten nach Landrecht vor 1900 Grund: 
dienſtbarkeiten auch außerhalb des Grundbuchs erſeſſen werden. Ob und inwieweit hiernach eine 
privatrechtliche, durch Erſitzung erworbene Holznutzungsgerechtigkeit treten konnte neben ein 
öffentlichrechtliches, durch Obſervanz begründetes Holzbezugsrecht gewiſſer Gemeindebürger 
am Gemeindeforſt, beleuchtet das Urteil RG JW 1938, 2985. — Das BB kennt geſetzliche 
Grunddienſtbarkeiten nicht. Das Recht auf den Überbau ($ 912) und auf den Notweg ($ 917) 
find nachbarrechtliche Beſchränkungen. Doch können auf den der Landesgeſetzgebung bot“ 
behaltenen Gebieten, z. B. im Bereich der Artt 65, 66, 69 EG (Waſſerrecht, Deich⸗ und Sielrecht, 
Fiſchereirecht), Grunddienſtbarkeiten durch Landesgeſetz entſtehen. 

Die Grunddienſtbarkeit kann nur zugleich mit dem herrſchenden Grundſtück, die Ausübung 
der Grunddienſtbarkeit nur zugleich mit der Benutzung des herrſchenden Grundſtücks auf einen 
anderen übertragen werden (A 3). Eine Belaſtung der Grunddienſtbarkeit mit anderen dinglichen 
Rechten, auch mit dem Nießbrauch oder dem Pfandrecht, iſt unzuläſſig. Das folgt aus der 
Natur der Sache und aus $ 1069 Abſ 2 und $ 1274 Abſ 2, welche übertragbare Rechte verlangen. 
Grunddienſtbarkeiten werden aufgehoben durch Rechtsgeſchäft gemäß $ 875 (Aufgabeerklä⸗ 
rung des Berechtigten und Löſchung), durch Verjährung gemäß der allgemeinen Vorſchrift 
des $ 901 (Erlöſchen durch Anſpruchsverjährung, wenn die Grunddienſtbarkeit zu Unrecht gelöſcht 
it) und nach der beſonderen Vorſchrift des $ 1028 (Errichtung einer beeinträchtigenden Anlage 
auf dem belaſteten Grundſtück). Die Grunddienſtbarkeit erliſcht ferner mit dem Eintritt der aus 
löſenden Bedingung, unter der ſie beſtellt ift, oder mit dem Eintritt des Zeitpunkts, bis zu dem Ne 
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nach der Begründung beftehen ſoll. Endlich find Endigungsgründe eine ſolche Veränderung der 
Oberfläche des herrſchenden oder belaſteten Grundſtücks (z. B. durch dauernde Überſchwemmung), 
daß die Ausübung der Grunddienſtbarkeit dauernd ausgeſchloſſen iſt, ſowie der dauernde Wegfall 
des Vorteils (8 1019) für das herrſchende Grundſtück (M 3, 482; Prot 3, 308; RG Warn 1910 
Nr 160; OLG 31, 336). Dagegen erliſcht die Grunddienſtbarkeit nicht dadurch, daß der Eigentümer 
des belaſteten Grundſtücks das Eigentum am herrſchenden Grundſtück erwirbt oder umgekehrt 
($ 889; anders kann die Rechtslage ſich geſtalten bei den im nächſten Abſatz behandelten nach 
früherem Recht begründeten Grundgerechtigkeiten). Wird aber ein Grundſtück dem anderen gemäß 
§ 890 Abſ 2 als Beſtandteil zugeſchrieben, jo daß nunmehr ein einheitliches Geſamtgrundſtück 
beſteht, jo muß das Erlöſchen der Grunddienſtbarkeit angenommen werden. Denn eine Grund. 
dienſtbarkeit kann nach $ 1018 nur dann beſtehen, wenn ein ſelbſtändiges Grundſtück als das berech⸗ 
tigte einem anderen ſelbſtändigen Grundſtück als dem dienenden gegenüberſteht (KGJ 51, 261). 
Außer den Vorbehalten zugunſten der Landesgeſetzgebung für alle Dienſtbarkeiten 
in den Artt 109, 113, 114 EG (A J) iſt noch ein beſonderer Vorbehalt für Grunddienſtbarkeiten in 
Art 115 enthalten. Danach bleiben unberührt die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche die Be⸗ 
laſtung eines Grundſtücks mit gewiſſen Grunddienſtbarkeiten unterſagen oder beſchränken oder 
welche den Inhalt und das Maß dieſer Rechte näher beſtimmen. Ferner bleiben gemäß Art 128 
Ec unberührt die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die Begründung und Aufhebung einer 
Dienſtbarkeit an einem Grundſtück, das im Grundbuch nicht eingetragen iſt und nach den Vor⸗ 
ſchriften der Grundbuchordnung nicht eingetragen zu werden braucht (53 Abſ 2, 3 GBO). Die Zu- 
läſſigkeit der Begründung von Grunddienſtbarkeiten (3. B. Wegegerechtigkeiten) am Bahnkörper 
einer Kleinbahn regelt $ 5 PrGeſ über die Bahneinheiten v. 8. 7. 1902; Grunddienſtbarkeiten 
am Bahnkörper von Eiſenbahnen find behandelt in RG Warn 1916 Nr 30. — Übergangs- 
vorſchriften enthalten die Artt 184, 187, 189, 191 EG (A 1). Auf die unter der Herrſchaft des 
früheren Rechts begründeten Grunddienſtbarkeiten, die zur Entſtehung der Eintragung nicht be⸗ 
durften (wie in Preußen), finden die 88 891, 892 BGB keine Anwendung (8 891 A 1, 9 892 A 3). 
Für den Umfang ſolcher Grunddienſtbarkeiten iſt daher, auch wenn ſie eingetragen ſind, gut⸗ 
gläubigen Erwerbern des Grundſtücks gegenüber nicht der Inhalt des Eintragungsvermerks maß⸗ 
gebend, ſondern der Inhalt des Vertrags, auf Grund deſſen fie eingetragen find (RG 20, 274; 28, 
326; 33, 229; 60, 91; 131, 158; Gruch 32, 1072; JW 1889, 8552). Der Erwerber des Grundſtücks 
kann ſich für das Fortbeſtehen der Grunddienſtbarkeit nicht darauf berufen, daß ſie nicht gelöſcht 
(NG ZU 1897, 615%; auch RG 6, 292; Kah 27 A 115). Ob eine ſolche auch nach Anlegung des 
Grundbuchs beſtehende, nicht eingetragene Grundgerechtigkeit (A 1 a. E.) durch Vereinigung 
des herrſchenden und des dienenden Grundſtücks in der Hand eines Eigentümers erliſcht, beſtimmt 
ſich nach den früheren Geſetzen. Denn nach Art 189 Abj 3 Ec erfolgt ihre Aufhebung nach den 
bisherigen Geſetzen, bis ſie in das Grundbuch eingetragen wird. Unter „Aufhebung“ iſt aber 
nicht bloß die rechtsgeſchäftliche Aufhebung zu verſtehen, ſondern auch das ohne Rechtsgeſchäft 
eintretende Erlöſchen (RG Warn 1916 Nr 19; KGJ 51, 260). Deshalb beſtimmt ſich auch nach 
den früheren Geſetzen, ob ſolche Grunddienſtbarkeiten durch Ereigniſſe erlöſchen, die ihnen den 
fir ihr Weſen erforderlichen Inhalt nehmen (dich Gruch 46, 907; Warn 1910 Nr 160; OLG 31,336). 
In der Zwangsberſteigerung gehen dieſe Grunddienſtbarkeiten nur dann unter, wenn ihre Nicht⸗ 
übernahme im Zuſchlagsbeſchluß ausgeſprochen ift (RG V 188, 199/05). Wegen der franzöſiſch⸗ 
rechtlichen Befugnis, an die vom Nachbar auf die Grenze geſetzte Scheidemauer anzubauen 
(mitoyenneté), wird verwieſen auf R& 63, 6; 8 921 A 8. l 
6. Nur in einzelnen Beziehungen darf die Benutzung des belaſteten Grundſtücks geſtattet fein, 
3. B. zum Fahren oder Reiten oder Viehtreiben (OLG 19, 419), zum Fiſchen auf einem See 
MG Warn 1919 Nr 197), zum Weiden von Vieh in einem Wald (RG 104, 148), zur Entnahme 
bon Eis aus einem Teich (RG Warn 1930 Nr 171). Unzuläſſig ift die Beſtellung einer Grunde 
mionſtbarkeit, wonach dem Berechtigten die Befugnis zu Benutzungen aller Art, die bei dem be- 
alten Grundſtück in Frage kommen können, zuftehen ſoll (JW 1935, 356748; HRR 1932 Nr 126; 
© 15, 359). Die Benutzung des belaſteten Grundſtlicks darf auch nicht in einem ſolchen Umfang 
gewährt werden, daß für die Möglichkeit einer anderen Benutzung kein Raum bleibt. So würde 
die Sache z. B. liegen bei der Einräumung des Rechts, auf einer Fläche eine Kirche zu bauen und 
dauernd zu haben (KJ 39 A 215; vgl. aber für ein ſonſtiges Bauwerk A 7). In dieſer Hinſicht 
Naterſcheidet ſich alſo die Grunddienſtbarkeit von dem Nießbrauch, der dem Nießbraucher geſtattet, 
Autzungen aller Art zu ziehen ($ 1030). Immerhin können auch mehrere Benutzungsarten 
Hegenſtand einer Grunddienſtbarkeit fein (4. B. die Befugnis, Kies, Steine, Sand zu entnehmen, 
Mn neltwaffer zu beziehen und alle dazu erforderlichen Arbeiten vorzunehmen, Maſchinen aufzu⸗ 
m en, Gleiſe zu legen, Gebäude zu errichten), ſofern dadurch nur nicht alle Nutzungsarten des 
elaiteten Grundſtücks erſchöpft werden (OL 15, 359; 26 S. 84, 99). Stets muß ſich aber aus 
r Eintragung für jedermann klar erſehen laſſen, welchen beſtimmten Inhalt und Umfang die 
n haben ſoll. Bei unzureichender Beſtimmtheit iſt die Eintragung inhaltlich unzuläſſig 
10 muß, wenn fie erfolgt iſt, nach 853 Abſ 1 Satz 2 GBO von Amts wegen gelöſcht werden (JG 
„340 A 8 a. E.). Nach früherem gemeinen Recht und dem Recht des PLALR galt der Grund- 
aß, daß die Befugnis zum Befahren eines Weges auch die Befugnis zum Gehen darauf enthalte 
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(RG Warn 1908 Nr 479). Der Grundſatz hatte feinen Ausgangspunkt darin, daß das Recht zum 
Größeren auch das Recht zum Geringeren gleicher Art in ſich ſchließe. Nach dem Recht des BGB 
bietet ſich aber für einen ſolchen Grundſatz keine Grundlage. Jetzt iſt vielmehr allein der Inhalt 
des Begründungsakts maßgebend. Iſt hierin lediglich von der Gewährung eines Fahrtrechts 
(3. B. eines Durchfahrtrechts bei einem Hausgrundſtück) die Rede, ſo iſt damit das Recht zum Gehen 
nicht ohne weiteres miteingeſchloſſen (RG Gruch 68, 529). Ob und inwieweit das eingeräumte 
Fahrtrecht bei verſtändiger Auslegung auch das Recht zum Gehen geben ſollte und gibt, kann nur 
nach den beſonderen Umſtänden des Einzelfalls entſchieden werden (§ 1020 A 1). 

7. Unter „Benutzen“ eines Grundſtücks, das auf dieſem Grundſtück von dem Eigentümer 
geduldet werden muß, iſt ein fortgeſetztes oder doch mehr oder weniger häufig und regelmäßig 
wiederkehrendes Gebrauchmachen von dem Grundſtück zu verſtehen, da die Benutzungsbefugnis 
dem „jeweiligen“ Eigentümer des herrſchenden Grundſtücks zuſtehen ſoll. Daher ſtellt ſich die 
Befugnis zur Vornahme einer einmaligen Handlung (z. B. zur Abholzung eines Waldes, zur 
Beſeitigung von herüberragenden Gebäuden bei Herrichtung einer Straße) nicht als eine Befugnis 
zum Benutzen dar (RG 60, 317; KGJ 26 KA 274; 39 A 215). Im übrigen iſt als Benutzung jeder 
mit einem Vorteil unmittelbar oder mittelbar verbundene Gebrauch anzuſehen (KGJ 33 A 234; 
36 A 221; 39 K 216; DRG 15, 359; 18, 227). Auch die Ausnutzung der natürlichen Kräfte des 
Grundes und Bodens, um Früchte oder Bodenbeſtandteile wie Kies, Steine, Sand, Lehm, Torf, 
Ton, Mineralien, Waſſer oder Eis (3. B. aus einem Teich) zu gewinnen, iſt ein Benutzen. Zwar 
iſt damit eine Veränderung oder Verringerung des Beſtandes der Erdoberfläche (der Grundſtücks⸗ 
ſubſtanz) verbunden; aber jedes Benutzen wird in gewiſſem Grade eine ſolche Veränderung her⸗ 
beiführen, und eine Begrenzung iſt nach dieſer Richtung vom Geſetz nicht gegeben (RG ZW 1905, 
39312; Warn 1930 Nr 171; ROY 24 A 119; RIA 7, 254; OL 15, 359; 31, 337). Ferner enthält 
eine Befugnis zum „Benutzen“ z. B. die Befugnis: zum Betreten eines Grundſtücks, mag es 
unmittelbar Vorteil gewähren, wie beiſpielsweiſe beim Wegerecht, oder mittelbar, indem beiſpiels⸗ 
weiſe dadurch eine für die Rechtsverhältniſſe des herrſchenden Grundſtücks weſentliche Feſtſtellung 
ermöglicht wird (KJ 36 A 221); zum Benutzen eines gemeinſchaftlichen Zugangs (OLG 12, 128); 
zum Weiden von Vieh in einem Walde (RG 104, 148); zum Haben eines über das dienende 
Grundſtück hinüberführenden Kanals zur Ableitung der Dränagewäſſer vom herrſchenden Grund⸗ 
ſtück (NG 79, 377); zum Haben einer Feldbahn zwecks Anfuhr von Rohſtoffen für ein Fabrikgrund⸗ 
ſtück (NG Warn 1913 Nr 154); zum Haben einer Stauanlage in einem zum dienenden Grund⸗ 
ſtück gehörenden Privatfluß (RG JW 1912, 36132); zum Haben eines Gebäudes oder eines Ge⸗ 
bäudeteils auf dem belaſteten Grundſtück, ſofern ſich die Befugnis nicht als ein (ſelbſtändig ver⸗ 
äußerliches) Erbbaurecht auf Benutzung des fremden Grundſtücks als Baugrund darſtellt (KGJ 25 
A 141; OLG 15, 360; SeuffA 29 Nr 11; IFG 3, 329). Das Recht, ein Bauwerk auf einem Grund⸗ 
ſtück zu haben, kann den Inhalt einer Grunddienſtbarkeit aber nur dann bilden, wenn durch das 
Beſtehen des Bauwerks nicht jede Möglichkeit der Benutzung, die das Grundſtück bietet, erſchöpft 
wird (KJ 39 A 217; A 6). Ob und inwieweit die Duldung eines Überbaus den zuläſſigen Inhalt 
einer Grunddienſtbarkeit bilden kann, iſt in $ 912 A 10 erörtert. Das Recht zur Jagdausübung 
auf fremdem Grund und Boden ift vom Gefeßgeber beſonders geregelt ($ 1090 A 5). — Das Recht 
zur Ausbeutung eines Grundſtücks auf Bodenbeſtandteile, das den Gegenſtand einer Grunddienſt⸗ 
barkeit bildet, kann als ſolches Gegenſtand eines Verkaufes fein. Bleibt die Dienſtbarkeit in einer 
Zwangsverſteigerung des belaſteten Grundſtücks beſtehen, ſo bleibt auch der vertragsmäßige An⸗ 
ſpruch des Beſtellers auf die Vergütung für das Ausbeuterecht unberührt. Dies gilt auch dann, 
wenn der Dienſtbarkeitsberechtigte ſelbſt der Erſteher ift (RG HAN 1936 Nr 662). 

8. Auf die Unterlaſſung gewiſſer Handlungen kann eine Grunddienſtbarkeit nur dann gerichtet 
werden, wenn die Vornahme der Handlungen auf dem zu belaſtenden Grundſtücke 
an ſich geſtattet ſein würde, ſei es auf Grund des Eigentums, ſei es auf Grund allgemeiner 
Rechtsvorſchriften. Denn eine nicht erlaubte Handlung (3. B. eine ſolche, die nach dem Nachbar 
recht verboten iſt) kann überhaupt nicht Gegenſtand eines Rechtsgeſchäfts ſein (RG 61, 341; 
OLG 1, 380; RIA 3, 150). Anderſeits können durch eine Grunddienſtbarkeit auch ſolche Hand / 
lungen unterſagt werden, die nach den Grundſätzen der perſönlichen Freiheit oder der Gewerbe; 
freiheit ſonſt allgemein geſtattet wären (KGG 36 A 219; 53, 155). Jedoch müſſen die zu unter 
laſſenden Handlungen ſolche fein, die ſich darſtellen als ein Benutzen des Grundſtücks durch Aus 
übung des dem Eigentümer im $ 903 gewährten Rechts, mit dem Grundſtück nach Belieben zu 
verfahren und andere von jeder Einwirkung auszuſchließen. Denn jede Grunddienſtbarkeit hal 
eine Einſchränkung der Befugniſſe des Eigentümers zum Ziel. Der Eigentümer muß 
entweder die Einwirkung durch Vornahme der Handlung eines anderen dulden (A 7) oder eine 
Handlung unterlaffen, durch die er mit feinem Grundſtück nach Belieben verfahren könnte (RA 3, 
150; KJ 36 A 219; 52, 177; OLG 5, 154; 15, 371; 18, 227; 45, 229). Daher kann z. B. die 
Unterlaſſung der Entnahme von Bier zum Betriebe einer Gaſtwirtſchaft aus einer anderen als 
der beſtimmten Brauerei nicht Gegenſtand einer Grunddienſtbarkeit fein, weil es ſich dabei nicht 
um eine Unterlaſſung der Benutzung des Grundſtücks handelt (RIA 3, 148; OLG 15, 371). Da 
gegen kann zum Inhalt einer Grunddienſtbarkeit gemacht werden z. B. die Unter“ 
laſſung: des Betriebs eines beſtimmten Gewerbes (Wettbewerbsverbot), z. B. eines Kolonial 
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und Backwarenhandels, einer Gaſtwirtſchaft oder des gewerbsmäßigen Kleinhandels mit geiſtigen 
Getränken, eines Kinobetriebs, da hierdurch die Benutzung des Grundſtücks in erheblichem Maße 
beſchränkt wird (KJ 36 A 221; 45, 227; 52, 178; OL 18, 227; 45, 229); der Be wohnung eines 
Hauſes oder der Gewährung einer Wohnung an Perſonen beſtimmter Art und Zahl (K GJ 36 
A 220; RIA 10, 74); der Vornahme von Veränderungen an einem Walde (KJ 26 A 277); 
der Beſeitigung eines zum Windſchutz dienenden Waldſtreifens (RIA 11, 133; über die Zuläſſig⸗ 
keit der Nebenverpflichtung zur Aufforſtung vgl. A 4); der Benutzung eines Weges durch den 
Eigentümer und andere Perſonen zu anderen als beſtimmten Zwecken (RG ZW 1909, 68826); 
der Wiederaufrichtung einer Grenzmauer (KJ 26 A 277); der Errichtung von Gebäuden, wie 
Fabriken, Ställen, Verkaufsläden, Schanklokalen, Vergnügungslokalen, oder von anderen Ge⸗ 
bäuden als ſolchen beſtimmter Art oder Höhe (OLG 5, 316; 8, 127; 10, 118; 15, 372; 39, 233; 
Seuffel 73 Nr 136; 74 Nr 31; vgl. RG 14, 212; JW 1900 S. 31821, 900 1e; Seuff2 9 Nr 10); über⸗ 
haupt der Bebauung einer Fläche, z. B. eines Hofraums (RG 47, 356; RJA 12, 69; NO 47, 186); 
eines Neubaus, der nicht einen beſtimmten Abſtand von der Grenze hat (KJ 40 A 247; auch 
NG JW 1900, 90015). Die den Inhalt einer Grunddienſtbarkeit bildende Einſchränkung der Be⸗ 
fugniſſe des Eigentümers kann aber nur darauf gerichtet fein, daß der Eigentümer in der tatſäch⸗ 
lichen Herrſchaft über das dienende Grundſtück beſchränkt wird, dagegen nicht auf eine Be⸗ 
ſchränkung in der rechtlichen Verfügung (OLG 21, 408; SeuffA 66 Nr 210; 26% 51, 297). Deshalb 
kann z. B. nicht Gegenſtand einer Grunddienſtbarkeit ſein: die Unterlaſſung der Grund⸗ 
ſtücksteilung (Osch 21, 408; SeuffA 66 Nr 210); eine Beſchränkung des Eigentümers in 
feiner Befugnis zur Verpachtung des Grundſtücks, zur Nießbrauchsbeſtellung, zur Über- 
tragung des Eigentums an eine andere Perſon (KG 45, 229; 51, 297). Die Handlun⸗ 
gen, deren Vornahme verboten ſein ſoll, müſſen nach dem für das Liegenſchaftsrecht 
geltenden Grundſatz der Beſtimmtheit des Inhalts und Umfangs der dinglichen Rechte 
einzeln nach ihren Merkmalen oder doch in ihrer Geſamtheit als unter einen deutlich begrenzten 
Kreis fallend beſtimmt gekennzeichnet werden. Das Gebot, das belaſtete Grundſtück zu keinem 
andern Zweck zu benutzen als zur Bierbrauerei und Landwirtſchaft und den damit in Verbindung 
ſtehenden Betrieben, iſt zu unbeſtimmt (KG 53, 155). Iſt eine Grunddienſtbarkeit mit einer 
zu unbeſtimmten Bezeichnung der verbotenen Handlungen eingetragen, ſo iſt die Eintragung 
ihrem Inhalt nach unzuläſſig; ſie iſt daher nach $ 53 Abſ 1 Satz 2 GBO bon Amts wegen zu löſchen 
(KG 53, 157; A 6 Mitte). 

9. Ausſchluß der Ausübung eines Rechtes, das ſich aus dem Eigentum des belaſteten 
Grun dſtücks dem anderen Grundſtücke gegenüber ergibt, kommt als Inhalt einer Grunddienſt⸗ 
barkeit vornehmlich bei den aus dem Nachbarrecht fließenden Rechten des Eigentümers des be ⸗ 
laſteten Grundſtücks (den ſog. Legalſervituten) in Betracht (OF 23 A 228; RA 10, 74; auch 
RG JW 1914, 84510). Beiſpielsfälle: der Eigentümer des belafteten Grundſtücks ſoll dulden, 
daß der Nachbar bei Errichtung eines Gebäudes nicht den durch Landesgeſetz (vgl. für Preußen 
139, 125 ALR I 8) vorgeſchriebenen Bauabſtand von der Grenze einhält (OLG 15, 365); dem 

igentümer des belaſteten Grundſtücks ſollen Einwirkungen auf das herrſchende Grundſtück, die 
nach $ 906 zuläſſig wären, verboten fein, oder umgekehrt der Eigentümer des belaſteten Grundſtücks 
ſoll Einwirkungen, die von dem herrſchenden Grundſtück auf das ſeinige ausgehen und die er nach 
8 903, 906 verbieten könnte, nicht verbieten dürfen (KJ 23 A 229; 49, 196; auch RG 130, 356; 
J 1900, 676%; Warn 1915 Nr 141). Bei einer Dienſtbarkeit des letztgenannten Inhalts (Dul⸗ 
dungspflicht an ſich nach 88 903, 906 unzulaſſiger Einwirkungen) braucht aber der Eigentümer 
des belaſteten Grundſtücks nicht ohne weiteres dafür aufzukommen, daß die Gefundheitd- oder 
Gewerbepolizei gegen übermäßige Einwirkungen des herrſchenden Grundſtücks einſchreitet und 
Minderung der Einwirkungen auf ein erträgliches, die Geſundheit der Anwohner nicht ſtörendes 
Eiaß erzwingt (RG SeuffA 91 Nr 122). Ein Verzicht auf künftige Entſchädigung wegen unzulaſſiger 
N itfungen auf ein Grundſtück darf nicht als Grunddienſtbarkeit bestellt werden, da es ſich hierbei 
lediglich um eine ſchuldrechtliche Verpflichtung handelt (A 4). Wohl aber iſt, wenn eine an ſich unzu · 
wie Einwirkung durch Grunddienſtbarkeit geftattet wird, der Anſpruch auf Entſchädigung 
diebe ſolcher Einwirkungen ausgeſchloſſen. Die Frage der Eintragungsfähigkeit einer Grund⸗ 
all barkeit, welche die Duldung der von einem Bergbaubetrieb ausgehenden Einwirkungen und 
Ai den Ausſchluß des Rechts auf Entſchädigung für ſolche Einwirkungen zum Inhalt hat, 
9907 A4 a. E. erörtert. Soweit nicht nach Landesgeſetz (wie z. B. in Preußen: 5903 A4; 
a 7 A 8) ein Nachbarrecht auf Luft und Licht befteht, kann der Ausſchluß eines ſolchen Rechts 
On nicht zum Inhalt einer Grunddienſtbarkeit gemacht werden (JW 1933, 20185; für Preußen 
hi R 1933 Nr 1587). — Das Recht, das ausgeſchloſſen werden ſoll, muß aus dem Eigentum 

1 dem belaſteten Grundſtück entſpringen. Die Ausſchließung der mit einem Grundſtück ver⸗ 
kautsenen (ſubjektiv⸗dinglichen) Rechte, z. B. einer Grunddienſtbarkeit, einer Reallaſt, eines Vor⸗ 
ſe ferlchts, einer Freikurberechtigung, kann nicht Gegenſtand einer Grunddienſtbarkeit ſein; 
ra ſich vielmehr als Aufhebung oder Einſchränkung ſolcher Rechte dar (KJ 23 A 227; 25 K 

; DLG 3, 292). Ferner muß das (auszuſchließende) Recht gegenüber dem anderen 
Ranadſtück beſtehen. Das Recht des Eigentümers zur Teilung ſeines Grundſtücks iſt kein ſolches 

echt (OLG 21, 408). 
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§ 1019 


Eine Grunddienſtbarkeit kann nur !) in einer Belaftung ?) beſtehen, die 
für die Benutzung?) des Grundſtücks !) des Berechtigten Vorteil bietet ö). 
Über das ſich hieraus ergebende Maß hinaus kann der Inhalt der Dienſtbarkeit 
nicht erſtreckt werden ). 

E I 967 II 930; M 3 481 f.; P 3 308 ff. 


1. Aus den Worten „kann nur“ folgt, daß § 1019 in Ergänzung des § 1018 zwingend be» 
ſtimmt, inwieweit der Inhalt einer Grunddienſtbarkeit ſtets mindeſtens beſchränkt ſein muß (RG 
60, 319). Er kann aber im einzelnen Falle noch weiter beſchränkt ſein. So iſt z. B. zuläſſig die 
Beſtellung der Grunddienſtbarkeit nicht für jede gegenwärtig oder künftig mögliche Art oder 
Gelegenheit des Benutzens, ſondern lediglich für die zur Zeit der Beſtellung mögliche Benutzungs⸗ 
art. Die Grunddienſtbarkeit kann auch dahin beſtellt werden, daß ſie allein durch den Eigentümer 
des Grundſtücks ausgeübt werden darf. Es kommt in dieſer Hinſicht wie überhaupt bei der Feſt⸗ 
ſtellung des Umfangs der Grunddienſtbarkeit auf den für jedermann erkennbar zum Ausdruck 
gelangten Willen beider Beteiligten an. Regelmäßig wird die Grunddienſtbarkeit zunächſt 
nur für eine ſolche Benutzung beſtellt ſein, wie ſie in ihrer Sonderart nach der Beſchaffenheit 
der beteiligten Grundſtücke und den ſonſt obwaltenden Umſtänden zur Zeit der Beſtellung 
der Grunddienſtbarkeit ſtattfinden konnte (RG 89, 220). Immerhin wird auch die Befriedigung 
der ſpäter geſteigerten Bedürfniſſe des herrſchenden Grundſtücks (z. B. bei einer Grunddienſt⸗ 
barkeit für ein Fabrikgrundſtück durch Erweiterung des Fabrikbetriebs) dem Willen der Beteiligten 
entſprechen, es ſei denn, daß die Anderung der Benutzungsart eine willkürliche iſt, daß ſie bei der 
Beſtellung der Grunddienſtbarkeit nicht vorauszuſehen war oder daß es ſich um neue Anlagen 
handelt (RG Gruch 39, 982; 45, 917; JW 1885, 33726; 1895 S. 1542, 210%; Warn 1908 Nr 479; 
1913 Nr 154; SeuffA 52 Nr 75; 55 Nr 68; 73 Nr 136). So kann z. B. bei einer Wegegerechtigkeit, 
die für die Zwecke des landwirtſchaftlichen Betriebs auf dem herrſchenden Grundſtücke beitellt 
worden iſt, der Weg auch für einen ſpäter gründlicher ausgeſtalteten landwirtſchaftlichen Betrieb 
benutzt werden; dagegen nicht für einen ſpäter auf dem herrſchenden Grundſtück neu eingerichteten 
gewerblichen Betrieb (RG 76, 326; 131, 166; Warn 1916 Nr 30). Gerade bei Wegegerechtigkeiten 
iſt aber auch der Entwicklung der Verkehrsverhältniſſe, insbeſondere der Anderung der Verkehrs⸗ 
mittel, Rechnung zu tragen. In einer geraume Zeit hindurch widerſpruchslos geduldeten Be⸗ 
nutzung des Weges mit den neuzeitlichen Verkehrsmitteln (z. B. Laſtkraftwagen mit Anhänger) 
kann eine ſtillſchweigende Übereinkunft der Beteiligten über die Zuläſſigkeit dieſer Benutzung 
liegen (RG 126, 373). Auch abgeſehen von einer ſolchen Übereinkunft ſchließen alte dunn pa 
die vor der Einführung des Kraftwagenverkehrs begründet worden ſind, eine Auslegung dahin, 
daß neuerdings auch eine Benutzung für Kraftfahrzeuge geſtattet ſei, nicht grundſätzlich aus; bei 
der Abgrenzung des Umfangs der Benutzung iſt aber auf den Dienſtbarkeitsverpflichteten billige 
Rückſicht zu nehmen (§RR 1937 Nr 1442). 

2. Der Vorteil muß durch die Belaftung des dienenden Grundſtücks gewährt werden. Ein 
Vorteil, der aus einem auf dem dienenden Grundſtück betriebenen Gewerbe gezogen wird (z. B. 
durch Lieferung von Waren, die in einer auf dem dienenden Grundſtück ſtehenden Fabrik gefertigt 
werden), kann nicht Gegenſtand einer Grunddienſtbarkeit fein. Nicht nötig ift aber, daß die Ber 
laſtung eine dauernde iſt. Eine Grunddienſtbarkeit des Inhalts, dem dienenden Grundſtück Ton oder 
Lehm zu entnehmen ($ 1018 A 8), iſt auch dann zuläſſig, wenn das Ton- oder Lehmlager nicht nach, 
haltig iſt. Die Grunddienſtbarkeit erliſcht dann zwar mit der Erſchöpfung des Lagers, aber nicht mit 
einer vorübergehenden tatſächlichen oder rechtlichen Hinderung ſeiner Benutzung (RG 26, 167) 
Die Verpflichtung des Eigentümers eines Grundſtücks, ſich für den Fall der Entziehung der durch 
die Fluchtlinien beſtimmten Fläche mit einer geringen Entſchädigung zu begnügen, enthält keine 
Belaſtung des Grundſtücks (KJ 25 A 148); ebenſowenig das von der Eiſenbahn dem Eigentümer 
eingeräumte Recht, auf dem eigenen Grundſtück ein Anſchlußgleis zu legen (RG 58, 264). Näheres 
e über die Grunddienſtbarkeit für ein Anſchlußgleis an eine Eiſenbahn findet ſich in 
9 1018 A 2, 4. 

3. Der Vorteil kann nicht bloß für die gegenwärtige, ſondern auch für eine künftig in Ausſicht 
genommene Benutzung des herrſchenden Grundſtücks geboten werden (A 1). Z. B. kann eine 
Grunddienſtbarkeit für ein Grundſtück, auf dem noch keine Fabrik errichtet ift, für den Fall beſtellt 
werden, daß eine ſolche darauf errichtet wird. Im übrigen genügt es, wenn die Grundſtücks⸗ 
benutzung in irgendeiner Art gefördert wird (RG Gruch 50, 105; OL 15, 359). 

4. Für die Benutzung des Grundſtücks muß ein Vorteil gewährt werden. Ob dies der Fall 
iſt, hängt hauptſächlich von der Lage und Beſchaffenheit des Grundſtücks ab. Wenn auch eine 
benachbarte Lage der Grundſtücke an ſich nicht allgemeines Erfordernis einer Grunddienſtbarkeit 
ift (A 5), wird doch bei Grundſtücken, die weit voneinander entfernt liegen, ein Vorteil für das 
herrſchende Grundſtück nur ausnahmsweiſe feſtzuſtellen fein (KJ 52, 175). Die Beſchaffe nheit 
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des herrſchenden Grundſtücks beſtimmt ſich nicht nur durch die Natur, jondern auch durch den 
vom Eigentümer mit dem Grundſtück verbundenen Zweck (KJ 52, 175). Ein mit der Be⸗ 
nutzung des Grundſtücks nicht im Zuſammenhang ſtehender, dem Beſitzer des herrſchenden Grund⸗ 
ſtücks nur perſönlich dienender Vorteil genügt aber dem § 1019 nicht (OLG 6, 119; 10,117 KJ 52, 
174). So kann z. B. eine Grunddienſtbarkeit nicht dahin beſtellt werden, daß zugunſten des Militär⸗ 
fiskus eine Parzelle in der Nähe einer Feſtung entwaldet und die Wie deraufforſtung unterlaſſen 
werden ſoll (RG JW 1909, 14665) oder daß aus dem belaſteten Grundſtück Holz zum Verkauf durch 
den Eigentümer des herrſchenden Grundſtücks oder Waſſer zur Abgabe an Dritte entnommen 
werden darf. In derartigen Fällen kann unter Umſtänden nur die Beſtellung einer beſchränkten 
perſönlichen Dienſtbarkeit in Frage kommen ($ 1018 A 3). Jedoch braucht der Vorteil dem Grund- 
ſtück nicht unmittelbar gewährt zu werden. Es genügt, wenn der in erſter Linie dem Beſitzer 
perſönlich dienende Vorteil zufolge der dabei benutzten Einrichtungen auf dem Grundſtück auch 
dieſem zugute kommt (RG 30, 205; JW 1900, 67646 1905, 39312; Warn 1913 Nr 154; Gruch 50, 
105; OSG 15, 359; KJ 52, 175). Daher ift eine Grunddienſtbarkeit zuläſſig, wenn der Vorteil, der 
einem auf dem herrſchenden Grundſtück betriebenen Gewerbe dient, mittelbar auch dem Grund⸗ 
ſtück zum Vorteil gereicht ($ 1018 A 3). Wird aber eine Grunddienſtbarkeit für ein Fabrikgrundſtück 
dahin beſtellt, daß eine Feldbahn nicht nur dem Betriebe der Fabrik dienen, ſondern auch zur Be- 
förderung von Gütern, die anderen Perſonen als dem Grundſtückseigentümer zuſtehen, benutzt 
werden ſoll, ſo hat die Dienſtbarkeit inſoweit einen unzuläſſigen Inhalt (RG Warn 1913 Nr 154). 
Ob ein gewerbliches Wettbewerbsverbot gegen das eine Grundſtück für die Benutzung des andern 
Grundſtücks oder nur für den Berechtigten perſönlich von Vorteil iſt, richtet ſich nach den Umſtänden 
des einzelnen Falles. Soll durch das Wettbewerbsverbot ein Gewerbebetrieb geſchützt werden, der 
durch eine beſondere Einrichtung auf die Dauer mit dem berechtigten Grundſtück verbunden iſt, und 
liegen dieſes Grundſtück und das mit dem Verbot zu belastende Grundſtück nahe beieinander, ſo wird 
in der Regel ein Vorteil für die Benutzung des berechtigten Grundſtücks zu bejahen und daher 
eine entſprechende Grunddienſtbarkeit für zuläſſig zu erachten ſein (OL 6, 119; KG 
52, 176). Handelt es ſich dagegen um ein Wettbewerbsverbot zugunſten eines Handelsbetriebs 
und iſt das berechtigte Grundſtück nicht dauernd dafür eingerichtet, ſo wird ein Vorteil für dieſes 
Grundſtück in der Regel zu verneinen fein (OLG 10, 117; 45, 229; ROY 52, 176; anders bei der 
beſchränkten perſönlichen Dienſtbarkeit: $ 1090 A 6). Die Grunddienſtbarkeit kann nur für das 
Grundſtück ausgeübt werden, für das fie beſtellt ift, nicht für andere Grundstücke des Berechtigten 
(RG 1, 329; 8, 212; JW 1900, 67748; Gruch 32, 1011), auch nicht für eine nach der Beſtellung der 
Grunddienſtbarkeit dem Grundſtück ſpäter zugeſchriebene Fläche RG 27, 164). 


5. Der Vorteil kann auch in einer bloßen Annehmlichkeit beſtehen, z. B. in der Unterlaſſung 
eines für die Bewohner unangenehmen Gewerbes oder in der Erhaltung eines beſtimmten 
Charakters einer Gegend (RG 61, 342; KJ 45, 229). Jedoch genügt es nicht allein, daß der wirt⸗ 
ſchaftliche Wert des berechtigten Grundſtücks durch die Belaſtung des andern Grundſtücks erhoht 
wird. Denn die werterhöhende Wirkung dieſer Belaſtung iſt nicht notwendig für die Bedürfniſſe 
des jeweiligen Benutzers jenes Grundſtücks von Vorteil (KG 52, 174). Der Vorteil muß wirklich 

oſtehen. Eine unbeſtimmte Möglichkeit eines Vorteils genügt nicht. Denn das Geſetz ſagt nicht 
„Vorteil bieten kann“, ſondern „Vorteil bietet“ (OLG 6, 120). Immerhin kann ſich ein dem Geſetz 
genügender Vorteil auch aus einer erſt für die Zukunft in Ausſicht genommenen Art der Be⸗ 
nutzung des herrſchenden Grundſtücks ergeben (A 3). Ferner muß der Vorteil, da er die Benutzung 
des Grundſtücks wirtſchaftlich fördern ſoll, in den privatrechtlichen Beziehungen des einen Grund⸗ 

tüdg zu dem anderen feine Unterlage finden (RG 61, 341; 73, 197; KG§ 36 A 217; 40 A 248; 
42, 246; 45, 229; 47, 186; RA 10, 76). Ein ſolcher Vorteil iſt nicht die Gewährleiſtung des Vollzugs 
Offentlich⸗ rechtlicher Vorſchriften, z. B. einer Baupolizeiordnung (R 61, 338; 73, 197; KJ 47, 
186; JF 4, 380; vgl. jedoch auch KJ 40 A 248). Das Grundbuchamt hat die Eintragung ab» 
Glehwen, wenn ſich aus der Eintragungsbewilligung ergibt, daß ein Vorteil für das herrſchende 
Grundſtück nicht geboten wird (OL 6, 120). Ergibt ſich jedoch ein Vorteil, jo kann das Grund⸗ 
nuchamt den Eintragungsantrag mit der Begründung, daß der Vorteil kein privatrechtlicher ſei, 
Sm dann ablehnen, wenn es begründeten Anhalt für die Annahme hat, daß ein privatrechtliches 
distereſſe nicht vorhanden iſt (GJ 36 A 218). Benachbart brauchen das herrſchende und das 

ienende Grundſtück nicht zu fein (OLG 6, 120; KJ 52, 175; A 4). 


0 6. Eine Grunddienſtbarkeit, die über das aus Satz 1 ſich ergebende Maß hinaus ſich erjtreit, 
arf das Grundbuchamt nicht eintragen. Es hat dem Eintragungsantrag nicht durch eine Zwiſchen⸗ 
Nefügung mit Friſtſetzung, ſondern durch Surkameiling zu begegnen (8 18 GBO; HRR 1936 
75 271). Eine trotzdem erfolgte Eintragung ift, ſoweit fie über $ 1019 Satz 1 hinausgeht, nichtig 
GJ 24 A 118; RIA 12, 170) und gemäß $53 Abf 1 Satz 2 G80 von Amts wegen zu löſchen. 
ei rd das herrſchende Grundſtück nachträglich zu einem anderen Zweck beſtimmt (z. B. an Stelle 
105 Krankenhauſes eine Fabrik errichtet), jo erliſcht die Grunddienſtbarkeit die nur dem früheren 
= ecke diente, auch ohne Löſchung. Die Berichtigung des Grundbuchs ($ 894 BGB, 5 22 GBO) 
t alsdann zuläſſig (RIA 12, 170). 
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Bei der Ausübung einer Grunddienſtbarkeit hat der Berechtigte das Inter- 
eſſe des Eigentümers des belafteten Grundſtücks tunlichſt zu ſchonen ). Hält?) 
er zur Ausübung der Dienſtbarkeit auf dem belaſteten Grundſtück ?) eine Anlage, 
fo hat er fie in ordnungsmäßigem Zuſtande zu erhalten ), ſoweit das Intereſſe 
des Eigentümers) es erfordert ©). 

E 1 970 II 981; M 3 483; P 3 311f. 

1. Das Recht des Eigentümers und derjenigen Perſonen, die ihre Rechte von ihm ableiten, 
ſteht dem Recht des Grunddienſtbarkeitsberechtigten grundſätzlich nach. Der Eigentümer kann ſich 
aber einer ſchikanöſen Ausübung der Dienſtbarkeit widerſetzen ($ 226). Schikane des Dienſtbar⸗ 
keitsberechtigten liegt indeſſen nur dann vor, wenn er kein irgendwie erkennbares ſchutzwürdiges⸗ 
Intereſſe an der Ausübung ſeines Rechts hat. Sie kann daher ſchon deshalb ausgeſchloſſen ſein, weil 
der Berechtigte, der Jahre lang das Recht nicht ausgeübt hat und auch gegenwärtig kein beſonderes 
wirtſchaftliches Intereſſe an der Ausübung haben mag, die Befugniſſe aus der Dienſtbarkeit 
durchſetzt, um einer Verjährung nach $ 1028 zu begegnen oder um ſich in der Zukunft freie Hand 
für die Ausübung zu ſchaffen (RG 3. 12. 1932 V 129/32). Der Berechtigte, dem der Einwand aus⸗ 
8 226 nicht entgegengeſetzt werden kann, fol aber das Intereſſe des Eigentümers tunlichſt ſchonen 
(RG Gruch 45, 1019). Das ſchließt eine Beeinträchtigung der Bewirtſchaftung des belaſteten 
Grundſtücks nicht aus. Der Eigentümer kann das Grundſtück mitbenutzen, ſoweit dies die Aus⸗ 
übung der Grunddienſtbarkeit geſtattet. Anderſeits darf der Eigentümer die Ausübung der Grund⸗ 
dienſtbarkeit nicht hindern oder vereiteln. Der Berechtigte muß ſich nur unerhebliche Unbequem⸗ 
lichkeiten gefallen laſſen (NG JW 1902 Beil 249; Warn 1908 Nr 479; Gruch 48 S. 106, 154). Der 
Grundſatz der ſchonenden Ausübung darf nicht dahin führen, daß der Berechtigte zu einem auch 
nur teilweiſen Verzicht auf ſein Recht genötigt wird (RG Gruch 48, 954; Warn 1919 Nr 197). 
Ein ſolcher Verzicht wird z. B. zugemutet, wenn die Dienſtbarkeit auf ein anderes Grundſtück 
verlegt werden ſoll (NG Warn 1930 Nr 109) oder wenn dem Berechtigten angeſonnen wird, 
fein eigenes Grundſtück zur Ausübung der nur das fremde Grundſtück belaſtenden Dienſtbarkeit zu 
Hilfe zu nehmen (RG 3. 12. 1932 V 129/32). Ob eine vom Eigentümer des dienenden Grundſtücks 
geplante Maßnahme (z. B. die Verlegung des Wegezugs bei einer Wegegerechtigkeit, die Errichtung 
einer Badeanſtalt bei beſtehender Fiſchereigerechtigkeit, die Verengung der Durchfahrt bei einem 
Durchfahrtsrecht) geeignet iſt, die Grunddienſtbarkeit in ihrer Weſenheit zu berühren, iſt Tatfrage 
(RG JW 1902 Beil 249; 1904, 29417; Gruch 48 S. 105, 954; SeuffA 64 Nr 152; ON 18 S. 148, 
149); ebenſo aber auch, inwieweit der Berechtigte im Intereſſe des Eigentümers bei der Ausübung 
der Grunddienſtbarkeit Maßnahmen unterlaſſen (z. B. die Bezeichnung eines ihm gewährten Zu⸗ 
gangs als eines öffentlichen) oder unbedeutende Schwierigkeiten (3. B. die Anbringung eines kags⸗ 
über unverſchloſſenen Tores vor der ihm gewährten Durchfahrt gegen Einhändigung eines Schlüſſels) 
auf ſich nehmen muß (RG Warn 1908 Nr 479; Gruch 45, 1020; Seuff A 63 Nr 66). Bei 
der Weidegerechtigkeit an einem Walde muß ſich der Weideberechtigte Anderungen in der Kulturart 
des Waldes (z. B. die Umwandlung von Laubwald in Nadelholzwald), auch wenn ſie zur Erhaltung 
des Waldes nicht unbedingt notwendig ſind, im Intereſſe des Eigentümers jedenfalls dann gefallen 
laſſen, wenn die Befriedigung des Weidebedarfs durch die Anderungen weder geſchmälert noch 
weſentlich erſchwert wird (NG 104, 149). Ein Durchfahrtrecht umfaßt zwar nicht grundſätzlich 
auch das Durchgangsrecht als das mindere ($ 1018 A 6 a. E.); doch wird im Einzelfall das Gehen 
in der Durchfahrt mit dem Inhalt und der ſchonenden Ausübung des Durchfahrtrechts ſehr wohi 
vereinbar fein können (Seuffa 77 Nr 32). Wie eine Zugangs- und Überfahrtsgerechtigkeit aus ⸗ 
zulegen und auszuüben ift, behandelt RG Warn 1933 Nr 196. Inwieweit die urſprüngliche Aus⸗ 
übungsart vom Berechtigten ſpäter geändert oder erweitert werden darf, ift in $ 1019 A 1 erörtert. 
Handelt der Berechtigte dem Satz 1 zuwider, fo kann der Eigentümer gegen ihn die Eigentums“ 
ſtörungsklage ($ 1004) erheben und beim Vorliegen eines Verſchuldens auf Schadenserſatz wegen 
unerlaubter Handlung ($ 823) klagen. * 

2. Die Anlage hält der Berechtigte, auch wenn ſie nicht in ſeinem Eigentum ſteht. Er hält 
ſie aber nur dann, wenn er ein Recht auf ihren Beſtand und ihre Erhaltung hat. Das iſt z. B. nicht 
der Fall, wenn er zwar das Waſſer über das dienende Grundſtück ableiten darf, aber kein Recht 
darauf hat, daß es gerade nach dem dort vorhandenen Graben abfließt. Wohl aber, wenn er 
3. B. berechtigt iſt, zur Ableitung von Dränagewaſſer einen zu dieſem Zweck hergeſtellten, über 
das dienende Grundſtück führenden Kanal zu benutzen (Rh 79, 377). Ein Teich, an dem eine 
Dienſtbarkeit auf Nutzung des ihm entfließenden Waſſers begründet iſt, ſtellt keine vom Dient 
barkeitsberechtigten auf dem belaſteten Grundſtück gehaltene Anlage dar, die er durch Reinigung 
in Ordnung zu halten hätte (NG HR 1934 Nr 1027). 

3. Die Anlage muß auf dem belaſteten, nicht auf dem herrſchenden Grundſtück vorhanden 
ſein (z. B. ein Lichtſchacht auf dem Bürgerſteig einer ſtädtiſchen Straße zugunſten des Eigentümers 
eines benachbarten Hauſes: RG Gruch 58, 1003). Dem Erfordernis ift aber genügt, wenn DIE 
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Anlage auch nur auf das belaftete Grundſtück hinüberragt. Befindet fie ſich dagegen völlig außer- 
halb des belaſteten Grundſtücks, fo hat deſſen Eigentümer kein Recht auf ihre Inſtandhaltung durch 
den Berechtigten, ſofern nicht ein ſolches Recht durch ein beſonderes Schuldverhältnis begründet 
iſt (RG 112, 371). 

4. Um die Anlage zu erhalten, kann der Berechtigte das belaſtete Grundſtück betreten. Satz 2 
ſchafft ein geſetzliches Schuldverhältnis, keine Reallaſt. Daher iſt die Eintragung der Verpflichtung 
zum Erhalten unzuläſſig (vgl. jedoch $ 1021). Die Klage auf Erhaltung geht gegen den jeweiligen 
Eigentümer des herrſchenden Grundſtücks, ohne Rückſicht darauf, von wem und auf welche Weiſe 
(Zufall) die Anlage beſchädigt oder zerſtört worden iſt. Die Klage auf Schadenserſatz aus $ 823 (im 
Falle des Verſchuldens) geht aber nur gegen den Schädiger. An der Unterhaltungspflicht des Be⸗ 
rechtigten ändert ſich auch dann nichts, wenn die Erhaltung in ordnungsmäßigem Zuſtand dem 
Eigentümer des dienenden Grundſtücks (z. B. bei einem zur Anlegung von Schiffen auf dem be⸗ 
laſteten Grundſtück errichteten Uferbollwerk, deſſen Erhaltung eine Uferbefeftigung herbeiführt) 
ebenfalls zugute kommt (RG 112, 370). 

5. Das Intereſſe des Eigentümers iſt verletzt, wenn das Eigentum beſchädigt oder gefährdet 
wird (z. B. durch Herabfallen des Stucks eines Ballons). 

6. Die Landesgeſetzgebung kann nach Art 115 Ech die Belaſtung mit gewiſſen Grunddienſt⸗ 
barkeiten weiter beſchränken. Hierdurch find insbeſondere die gemeinrechtlichen Regeln über die 
Befugniſſe, die mit den einzelnen Arten der Grunddienſtbarkeit verbunden ſind, aufrechterhalten. 
6.1020 gilt gemäß Art 184 Ech auch für die beim Inkrafttreten des BGB beſtehenden Grund⸗ 
dienſtbarkeiten (RG Gruch 45, 1020; Warn 1919 Nr 197). 
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Gehört zur Ausübung einer Grunddienſtbarkeit eine Anlage auf dem 
belafteten Grundſtücke !), fo kann beſtimmt werden !), daß der Eigentümer 
dieſes Grundſtücks die Anlage zu unterhalten hat ), ſoweit das Intereſſe des 
Berechtigten es erforderte). Steht dem Eigentümer das Recht zur Mitbenutzung“ 
der Anlage zu, ſo kann beſtimmt werden ), daß der Berechtigte die Anlage 
zu unterhalten hat, foweit es für das Benutzungsrecht des Eigentümers er- 
forderlich iſt. 

Auf eine ſolche Unterhaltungspflicht finden die Vorſchriften über die Neal- 
laſten entſprechende Anwendung >). 

E I 971 II 932; M 3 488 f.; P 3 312 ff. 

1. $ 1021 trifft nur den Fall, daß zur Ausübung einer Grunddienſtbarkeit eine Anlage auf 
dem belaſteten Grundſtücke gehört, greift alfo nicht Platz, wenn die Anlage ſich auf dem herrſchen⸗ 
den Grundſtück befindet. Bei einer ſolchen Anlage auf dem belaſteten Grundſtück läßt das Geſetz 
nun zwei Vereinbarungen zu, wodurch die Grunddienſtbarkeit eine gewiſſe Eigenſchaft erhält. 
Dieſe Vereinbarungen können ſowohl bei der Begründung der Grunddienſtbarkeit als auch ſpäter 
getroffen werden. Auch bei der nachträglichen Vereinbarung der Unterhaltungspflicht handelt 
65 ſich nicht um die Auferlegung einer Reallaſt im Sinne des $ 1105, ſondern um eine Anderung 
es Inhalts der Grunddienſtbarteit (A 5). Die Vereinbarungen bedürfen aber gemäß 3 873, 
877 in jedem Falle der Eintragung (OLG 4, 294). Die Art der Eintragung und die Voraus- 
etzungen für ihre Vornahme find in 81018 A 5 beſprochen. Auch wenn dem Berechtigten von 
vornherein oder nachträglich die Unterhaltungspflicht gemäß Abſ 1 Satz 2 auferlegt wird, ſoweit 
N für das Mitbenutzungsrecht des Eigentümers des dienenden Grundſtücks erforderlich iſt, genügt 
(he Eintragung in der zweiten Abteilung des mit der Grunddienſtbarkeit belafteten Grundſtücks 
5 der nachträglichen Feſtſetzung in der Spalte Veränderungen). Denn trotz der Feſtſetzung 
ieſer Unterhaltungspflicht bleibt das begründete Recht nur ein einziges Grunddienſtbarkeitsrecht 
mit beſonderer Eigenart (A 5), eine Belaſtung des dienenden Grundſtücks. Nach 99 GB kann 
ine auf Antrag die Grunddienſtbarkeit mit der Feſtſetzung der Unterhaltungspflicht auch auf 
em Blatt des herrſchenden Grundſtücks vermerkt werden, aber nur als ein dieſem Grundſtück 
nuſtehendes Recht (im Beſtandsverzeichnis: 97 GrundbVerf v 8.8.1935; dal. KON 25 „110, 

icht als eine ſelbſtändige Belaſtung mit der Unterhaltungspflicht (in Abt IT). Eine abweichende 
Hi Nicht vertritt allerdings KJ 51, 247 mit der Begründung: Die Unterhaltungspflicht könne 
musfice Wirkung gegen Dritte gegenüber dem öffentlichen Glauben des Grundbuchs nach $ 892 
5 . erhalten, wenn ſie im Grundbuch des herrſchenden Grundſtücks als Belaſtung eingetragen 
en. rde; freilich müſſe dabei vermerkt werden, daß die Laſt mit dem Erlöſchen der Grunddienſt⸗ 
if teilt auch ihrerſeits erlöſche. Dieſer Begründung iſt entgegenzuhalten: Das Grundbuch 
ein Ganzes. Will der jeweilige Eigentümer des herrſchenden Grundſtücks die Grund⸗ 

5 uſtbarkeit für fein Grundſtück in Anſpruch nehmen, jo muß er auch die auf dem Grund⸗ 
uchblatt des dienenden Grundſtücks als Beſtandteil der Grunddienſtbarkeit eingetragene 


[a 
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Un terhaltungspflicht gegen ſich gelten laſſen. Die Notwendigkeit jenes vom Kammergericht erfor⸗ 
derten Vermerks bei der Zulaſſung der fraglichen Eintragung zeigt, daß der Unterhaltungspflicht 
kein ſelbſtändiges Recht des Eigentümers des dienenden Grundſtücks gegenüberſteht, ſondern daß 
es ſich hierbei, ebenſo wie bei dem Mitbenutzungsrecht überhaupt, nur um eine Einſchränkung 
des Grunddienſtbarkeitsrechts handelt. Nach $ 873 können aber nur ſelbſtändig ein Grundſtück 
belaſtende Rechte als eintragungsfähig erachtet werden. Der Erwerber des herrſchenden Grund⸗ 
ſtücks erwirbt mit dem Grundſtück das Grunddienſtbarkeitsrecht nur mit den feſtgeſetzten Beſchrän⸗ 
kungen, alſo auch mit der ſeinem Rechtsvorgänger obliegenden Unterhaltungspflicht. Dabei iſt 
unerheblich, ob das Recht auf dem herrſchenden Grundbuchblatt vermerkt war oder nicht und ob 
der Erwerber das Beſtehen der Unterhaltungspflicht gekannt hat oder nicht. Denn das Grundbuch 
iſt nicht im Sinne des $ 892 unrichtig, wenn das Recht als Ganzes oder die dazu gehörende Unter⸗ 
haltungspflicht im Grundbuch des herrſchenden Grundſtücks nicht gemäß 59 GB vermerkt iſt (ſtr.). 

2. Beiſpielsfälle für die Vereinbarung der Unterhaltungspflicht bei: einem Treppen: 
weg für einen gewährten Zugang R 56, 378; einer Stauſchleuſe für das gewährte Recht auf 
Anſtauen des abfließenden Waſſers RG 60, 90; einer Wehranlage und den Ufern eines Mühlgra⸗ 
bens zwecks Zuführung des erforderlichen Waſſers zu der berechtigten Mühle RG 111, 92; einem Ka⸗ 
nal zur Ableitung von Dränagewaſſer RG 79, 377; einer Schlammfanganlage für die Ableitung von 
Abwäſſern KGJ 51, 242. Wäre in ſolchen Fällen die Vereinbarung nicht getroffen, jo hätte der 
Eigentümer des belaſteten Grundſtücks die Anlage nicht zu unterhalten, ſondern es wäre Sache 
des Eigentümers des herrſchenden Grundſtücks, ob er die Anlage halten will oder nicht. Nur wenn 
er ſich für das Halten entſcheidet, müßte er die Anlage gemäß § 1020 Satz 2 jo weit in ordnungs- 
mäßigem Zuſtande erhalten, als es das Intereſſe des Eigentümers des belaſteten Grundſtücks 
erforderte. Der Eigentümer des belaſteten Grundſtücks kann ſich von der vereinbarten Unter⸗ 
haltungspflicht dadurch befreien, daß er den Teil des Grundſtücks, auf dem ſich die Anlage befindet, 
im Grundbuch abſchreiben läßt und darauf nach § 928 verzichtet. Die Unterhaltungspflicht iſt, 
ſofern ſie nicht den hauptſächlichen Teil der Geſamtvereinbarung über die Grunddienſtbarkeit bildet, 
nicht als eine beſondere Reallaſt im Sinne des $ 1105 anzuſehen, ſondern bildet nur eine Beſtand⸗ 
teil der Grunddienſtbarkeitsbelaſtung (RG 60, 92; 79, 377; 111, 93; A 1 und 5). Es kann auch 
beſtimmt werden, daß der Eigentümer des belaſteten Grundſtücks nur einen Teil, der Eigentümer 
des herrſchenden Grundſtücks den Reſt der Unterhaltungskoſten zu tragen hat. Denn hierdurch wird 
einesteils die Verpflichtung jenes Eigentümers zur Unterhaltung, andernteils das Recht dieſes 
Eigentümers auf Unterhaltung eingeſchränkt (RG 79, 378). Über § 1021 Satz 1 hinaus kann dem 
Eigentümer des belaſteten Grundſtücks eine Leiſtung nicht auferlegt werden (KJ 41, 229; OLG 
18, 147; 34, 192), alſo z. B. auch nicht die Verpflichtung zur Herſtellung der Anlage (KJ 51, 249). 

3. Durch die Vereinbarung kann dem Eigentümer des belaſteten Grundſtücks die Unterhaltungs⸗ 
pflicht nicht unbedingt, ſondern nur inſoweit auferlegt werden, als es das Intereſſe des Be⸗ 
rechtigten an der Ausübung der Grunddienſtbarkeit erfordert. 

4. Wird im Falle des Mitbenntzungsrechts des Eigentümers (3. B. bei einem Treppenweg 
für einen gemeinſchaftlichen Zugang: R& 56, 378) eine Vereinbarung nach Satz 2 nicht getroffen, 
ſo iſt es Sache jedes der beiden Beteiligten, die Anlage ſoweit zu unterhalten, als es ſein Intereſſe 
erfordert (tr.). Verpflichtet iſt dazu keiner von beiden. Insbeſondere ift aus $ 1020 Saß 2 nicht 
die ausſchließliche Unterhaltungspflicht des Berechtigten zu folgern, da nach dieſer Vorſchrift der 
Berechtigte nur bei einer ſolchen Anlage, die er für ſich allein hält, zur Inſtandhaltung im Intereſſe 
des Eigentümers verpflichtet iſt. Wenn dem Eigentümer des belaſteten Grundſtücks nicht lediglich ein 
Mitbenutzungsrecht zuſteht oder wenn gar die Anlage nur feinem Intereſſe dient, kann die Unter 
haltungspflicht des Grunddienſtbarkeitsberechtigten als eine Beſonderheit der Grunddienſtbarkei! 
nicht vereinbart werden. Falls unter ſolchen Umſtänden die Erfüllung der Unterhaltungspflicht dem 
Eigentümer des belaſteten Grundſtücks als ein Recht gewährt werden ſollte, ſo würde es ſich um die 
Auferlegung einer beſonderen Reallaſt handeln. Dasſelbe würde gelten, wenn im Falle des 1020 
Satz 2 (alleiniges Benutzungsrecht des Grunddienſtbarkeitsberechtigten) über das „Intereſſe“ des 
Eigentümers hinaus und im Falle des Mitbenutzungsrechts ($ 1021 Abſ1 Satz 2) über das für das 
„Benutzungsrecht“ des Eigentümers Erforderliche hinaus dem Berechtigten eine Unterhaltungs” 
pflicht auferlegt werden würde. Der Berechtigte kann ſich von der gemäß $ 1021 Abſ 1 Satz 2 
übernommenen Unterhaltungspflicht durch Verzicht auf die Grunddienſtbarkeit befreien. 

5. Keine Anwendung finden die Vorſchriften über die Begründung der Reallaſten. Das 
ergibt ſich zunächſt ſchon aus dem Wortlaut des Abſ 2, der die Anwendung nur „auf die Ver⸗ 
pflichtung“, alſo auf eine bereits anderweit begründete Verpflichtung vorſchreibt, ferner aus 
einem Vergleich mit der Faſſung des $ 914 Adf 3, wo die Anwendung der Vorſchriften über die 
Reallaſt allgemein vorgeſchrieben iſt, ſchließlich aus dem Zuſammenhang der beiden Abſätze des 
1021, indem Abſ 1 die Feſtſetzung, Abſ 2 die Folgen der Auferlegung der Unterhaltungspflich 
regelt (RG 79, 380). Wird alſo die Unterhaltungspflicht des Eigentümers oder des Berechtigten 
gemäß Abſ 1 Satz 1 oder gemäß Abſ 1 Satz 2 feſtgeſetzt, jo wird nicht eine beſondere Reallaſt be- 
gründet, ſondern dem Grunddienſtbarkeitsrecht nur eine bejondere, vom Geſetz zugelaſſene Eigen? 
art beigelegt (RG 60, 92; 79, 380), ſofern nur die Verpflichtung zur Duldung der Anlage zwecks 
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Ausübung der Grunddienſtbarkeit die Hauptverpflichtung gegenüber der Unterhaltungspflicht 
darſtellt (RG 111, 93). Auch wenn die Unterhaltungspflicht erſt nach der Beſtellung der Grund⸗ 
dienſtbarkeit feſtgeſetzt wird, handelt es ſich nicht um die Neubegründung einer Reallaſt, ſondern 
nur um eine Anderung des Inhalts der Grunddienſtbarkeit, indem das Recht auf Unter⸗ 
haltung und die Verpflichtung dazu zum Beſtandteil des Grunddienſtbarkeitsrechts ge⸗ 
macht und dieſes Recht erweitert wird (RG 60, 92; 111, 93). Wenn freilich die Unterhaltungs⸗ 
pflicht die hauptſächliche Leiſtung iſt, wird das begründete Recht ſich überhaupt nicht als Grund- 
dienſtbarkeit, ſondern als eine Reallaſt darſtellen (RG 60, 92; 79, 377). — Von den Vorſchriften 
über die Reallaſt finden namentlich die $$ 1105, 1107, 1108 Anwendung. Nach $ 1105 kann 
auch im Falle der Unterhaltungspflicht des Berechtigten (51020 Abſ 1 Satz 2) die aus dieſer Pflicht 
ſich ergebende Leiſtung aus dem herrſchenden Grundſtück gefordert werden, obwohl die Pflicht 
nicht als (ſelbſtändige) Belaſtung auf dieſes Grundſtück eingetragen wird (A 1). Nach 9 1108 
haftet der Eigentümer (nicht der Pächter) des dienenden Grundſtücks im Falle des $ 1021 Abs 1 
Satz 1 und der Eigentümer des herrſchenden Grundſtücks im Falle des $ 1021 Abſ 1 Satz 2 auch 
perſönlich für die während der Dauer ihres Eigentums fällig werdenden Leiſtungen, d. h. für die 
Leiſtungen, welche während dieſer Zeit notwendig geworden find (RG 131, 163). Dies gilt ſelbſt 
dann, wenn der Eigentümer des dienenden Grundſtücks eine Anlage (z. B. einen Kanal zur Ab- 
leitung von Dränage waſſer) zu unterhalten, der Eigentümer des herrſchenden Grundſtücks ihm 
aber einen Teil der Unterhaltungskoſten jeweils zu erſtatten hat (RG 79, 379). Im Falle der 
Teilung des zur Unterhaltung verpflichteten Grundſtücks haften die Eigentümer der einzelnen Teile 
als Geſamtſchuldner ($ 1108 Abſ 2). Doch kommen daneben die $$ 1025, 1026 ($ 1025 A 2, $ 1026 
A 4) zur Anwendung. Liegen dem herrſchenden Grundſtück Leiſtungen (3. B. die Beteiligung an 
den jeweiligen Koſten der Unterhaltung einer Anlage) ob, ſo iſt das Recht des Eigentümers des 
dienenden Grundſtücks auf die Leiſtungen vom rechtlichen Beſtehen der Grunddienſtbarkeit ab- 
hängig. Iſt diefe erloſchen, fo hört auch das Recht auf die Leiſtungen auf (RG 79, 380). — Die 
in Artt 113—115 zugunſten der Landesgeſetze gemachten Vorbehalte finden nach Art 116 EG 
auf die Unterhaltungspflicht keine Anwendung. Daher gelten für die Unterhaltungspflichten 
des 8 1021 nur die Vorſchriften des BGB, nicht auch die Beſtimmungen der Landesgeſetze über die 
Reallaſten (RG 60, 93). § 1021 findet gemäß Art 184 EG auch auf die beim Inkrafttreten des BGB 
beſtehenden Grunddienſtbarkeiten Anwendung (RG 56, 381; 60, 93; 79, 380; 131, 162; OLG 4, 
292). Mithin gelten vor dem Inkrafttreten des BGB getroffene Vereinbarungen, welche die 
Unterhaltungspflicht in einer nach 9 1021 unzuläſſigen Weiſe regeln, nach dem 1. 1. 1900 nicht mehr 
(RG 56, 378). Die Frage, ob bei einer unter dem PrällgLandrecht begründeten Grundgerechtigkeit 
hinſichtlich der Unterhaltungspflicht einer Anlage trotz des Art 184 Ech für die Auslegung des 
Vertrags noch das PrAllg Landrecht maßgebend iſt, wird erörtert in RG 131, 171. 


9 1022 


Befteht die Grunddienſtbarkeit in dem Nechte, auf einer baulichen An- 
lage des belaſteten Grundſtücks eine bauliche Anlage zu halten !), fo hat, 
wenn nicht ein anderes beſtimmt ift 2), der Eigentümer des belaſteten Grund 
ſtücks feine Anlage zu unterhalten ?), ſoweit das Intereſſe des Berechtigten 
pf erfordert. Die Vorſchrift des § 1021 Abſ 2 gilt auch für dieſe Unterhaltungs- 
pflicht a). 

€ 1971 II 933; M 3 488 f.; P 3 312 ff. 

1. Unter einer baulichen Anlage ift nicht nur ein Gebäude, ſondern auch jede andere durch 
menſchliche Tätigkeit hergeſtellte Anlage zu verſtehen (z. B. ein zum Anlegen von Schiffen dienendes 
Uferbollwerk: R& 112, 368). Dagegen gehört nicht hierher eine natürliche Erhöhung oder Ver⸗ 
iefung. $ 1022 greift ferner nur dann Platz, wenn das Recht, eine bauliche Anlage auf einer 

aulichen Anlage des belaſteten Grundſtücks zu halten, den ganzen Inhalt der Grunddienſtbarkeit 
ausmacht. Iſt dieſes Recht nur ein Nebenrecht, das der auf ein anderweitiges Dulden oder Unter- 
laſſen gerichtete Hauptinhalt einer Dienſtbarkeit mit ſich bringt, fo findet nicht $ 1022, ſondern 
31020 oder $ 1021 Anwendung (RG 112, 370). 

2. Da die Unterhaltungspflicht des Eigentümers geſetzlich nur dann vorgeſchrieben iſt, wenn 
nicht ein anderes beſtimmt iſt, kann die Unterhaltungsfrage durch Parteiwillkür auch anders 
geregelt werden. 

J. Die im $1022 vorgeſchriebene Unterhaltungspflicht bedarf als geſetzlicher Inhalt der Grund⸗ 
enſtbarkeit nicht der Eintragung ins Grundbuch. Dagegen ift eintragungsbedürftig eine abwei⸗ 
chend von dieſer geſetzlichen Regelung vertragsmäßig feſtgeſetzte Unterhaltungspflicht (81020 A 2, 3). 

„ 4. Gemäß $ 1021 Abſ 2 gelten alſo für die Unterhaltungspflicht auch die $$ 1105, 1107, 1108 
über Reallaſten. Das Nähere hierüber ſowie über den Geltungsbereich der Landesgeſetzgebung 
und über die ſchon zur Zeit des Inkrafttretens des BGB beſtehenden Grunddienſtbarkeiten 
Tindet ſich in $ 1021 A 5. 
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8 1023 


Beſchränkt ſich die jeweilige Ausübung einer Grunddienſtbarkeit auf einen 
Teil des belaſteten Grundftüds !), fo kann der Eigentümer 2) die Verlegung 
der Ausübung auf eine andere, für den Berechtigten ebenſo geeignete Stelle?) 
verlangen “), wenn die Ausübung an der bisherigen Stelle für ihn beſonders 
beſchwerlich ift); die Koſten der Verlegung hat er zu tragen und vorzuſchießen ). 
Dies gilt auch dann, wenn der Teil des Grundſtücks, auf den ſich die Ausübung 
beſchränkt, durch Nechtsgeſchäft beſtimmt iſt ). 

Das Necht auf die Verlegung kann nicht durch Nechtsgeſchäft ausgeſchloſſen 
oder beſchränkt werden ). 

E 1 972 II 934; M 3 485 f.; P 3 314 ff. 

1. Der § 1023 ſetzt voraus, daß das ganze Grundſtück mit der Grunddienſtbarkeit belaſtet 
iſt und daß dieſe ihrem Inhalt nach (wie z. B. ein Wegerecht, eine Waſſerleitungsgerechtigkeit) an 
ſich auf jedem Teil des Grundſtücks ausgeübt werden kann, von der jeweiligen Ausübung aber 
immer nur ein Teil des Grundſtücks betroffen wird (R Warn 1930 Nr 109). Ob die Beſchrän⸗ 
kung der jeweiligen Ausübung auf einen Teil ſich daraus ergibt, daß durch Rechtsgeſchäft 
(den Begründungsvertrag oder eine ſpätere Abmachung) die Ausübung auf einen beſtimmten 
Ort beſchränkt iſt, oder daraus folgt, daß die Grunddienſtbarkeit nach ihrer Art und Beſchaffenheit 
jedesmal nur auf einem Teil ausgeübt werden kann, macht für die Anwendung des $ 1023 Abſ 1 
Satz 1 keinen Unterſchied. Wenn allerdings die Befugnis zur Ausübung an jedem beliebigen 
Ort ausdrücklich zum weſentlichen Inhalt der Grunddienſtbarkeit gemacht iſt, kann die Verlegung 
auf einen beſtimmten Ort nicht verlangt werden, da hierdurch der Berechtigte an ſeinem Recht 
ſelbſt eine Einbuße erleiden würde (Prot 3, 315). Zt überhaupt nur ein Teil des Grund- 
ſtücks mit der Grunddienſtbarkeit belaftet, jo daß nur auf ihn das Recht eingetragen ift (OSG 
21, 42) und lediglich er für das Recht (im Gegenſaß zu deſſen Ausübung) haftet (KGJ 31 A 311), 
jo findet $ 1023 keine Anwendung. Denn in dieſem Falle gilt der Teil für die Grunddienſtbarkeit 
als ſelbſtändiges Grundſtück, auch wenn er auf Grund des 3 7 Abſ 2 GBO von dem Grundbuch- 
blatt des Hauptgrundſtücks nicht abgeſchrieben worden iſt (N Gruch 48, 107; A 3). Der Unter- 
ſchied zwiſchen den beiden Fällen macht ſich insbeſondere bemerkbar im Falle der Zwangsver⸗ 
ſteigerung (8 1018 A 2). Wie die Eintragungsbewilligung geſtaltet fein muß, wenn das ganze 
Grundſtück mit der Grunddienſtbarkeit belaſtet werden, ihre Ausübung aber auf einen beſtimmten 
Teil des Grundſtücks beſchränkt fein ſoll, iſt in J 1018 A 5 Abſ 1 behandelt. 

2. Nur der Eigentümer, nicht der Berechtigte kaun die Verlegung verlangen. Daher enthält 
$ 1023 eine über den $ 1020 Satz 1 (ſchonende Ausübung) hinausgehende Verpflichtung des Ber 
rechtigten für den hier vorliegenden Fall, nämlich die Verpflichtung, die Ausübung der Grund- 
dienſtbarkeit auf eine beſtimmte Stelle zu beſchränken. 

3. Nur an eine andere ebenſo geeignete Stelle desſelben Grundſtücks kann die Verlegung 
verlangt werden, nicht auf ein anderes Grundſtück, mag es auch demſelben Eigentümer gehören, 
mit dem belasteten Grundſtück eine wirtſchaftliche Einheit bilden und ebenſo geeignet fein (str.; 
R 50, 32; JW 1904, 29417; Gruch 48, 107). Der geſetzgeberiſche Grund hierfür iſt, daß bei Über- 
ſchuldung des andern Grundſtücks der Berechtigte Gefahr laufen könnte, in der Zwangsverſteige⸗ 
rung mit ſeiner Grunddienſtbarkeit auszufallen (Prot 3, 346). Demgegenüber iſt zu einer ent- 
ſprechenden Anwendung des § 1023 umſo weniger Anlaß geboten, als die Verlegung auf ein 
anderes Grundſtück rechtlich nicht mehr eine Inhaltsänderung, ſondern die Aufhebung der be⸗ 
ſtehenden Dienſtbarkeit unter Begründung einer neuen Dienſtbarkeit bedeuten würde (RG Warn 
1930 Nr 109). Iſt nur ein Teil des Grundſtücks (eine Parzelle) mit der Grunddienſtbarkeit belaſtet 
(A 1), alſo dieſe nur auf den Zeil eingetragen (OLG 21, 42), fo kann die Verlegung auch nicht auf 
einen anderen Teil desſelben Grundſtücks verlangt werden, da der belaſtete Teil, auch wenn er 
auf Grund des 57 Abſ 2 G80 nicht bon dem Grundbuchblatt des Hauptgrundſtücks abgeſchrieben 
worden iſt, für die Grunddienſtbarkeit gegenüber den anderen Teilen als ſelbſtändiges Grundſtü 
anzusehen it (RG Gruch 48, 107). Auch die Verlegung auf ein Grundſtück, das dem mit der Grund⸗ 
dienſtbarkeit belaſteten Grundſtück gemäß $ 890 Abſ 2 als Beſtandteil zugeſchrieben worden iſt, 
kann nicht verlangt werden, da der zugeſchriebene Beſtandteil nicht in die Belaſtung des Haupt: 
grundſtücks eintritt (8 890 A 6). Für die Frage, ob die neue Stelle für den Berechtigten ebenſo 
geeignet iſt, kommt jedes Intereſſe des Berechtigten, aber nicht eine ganz unerhebliche Unbequem⸗ 
lichkeit in Betracht (NG ZW 1904, 29417; Gruch 48 S. 105, 954; 8 1020 A J). L 

4. Zu richten ift das Verlangen nur auf die Verlegung der Ausübung der Grunddienſtbarkeit, 
nicht auf eine Anderung des Inhalts (RIA 8, 139). Denn auf eine Einſchränkung der Belaſtung 
des Grundſtücks hat der Eigentümer keinen Anſpruch. Vielmehr belaftet die Grunddienſtbarkeit, 
auch wenn die Verlegung erfolgt, nach wie vor das ganze Grundſtück. Hat hiernach das eingetragene 
Recht unberührt zu bleiben und das Verlangen nur die Anderung der jeweiligen tatſächlichen Aus“ 
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übung des Rechts zum Ziel zu nehmen, fo kann auch der Abſchluß eines Vertrags über die Verlegung 
nicht beanſprucht werden und ebenſowenig die Eintragung der Ausübungsverlegung (ftr.). Die Art 
der Ausübung des Grunddienſtbarkeitsrechts gehört überhaupt nicht in das Grundbuch, da ſie nur 
eine tatſächliche Maßnahme des Berechtigten ist (ſtr. a. M. OLG 8, 301; 21, 42). Kommt der 

Berechtigte dem geſetzlich begründeten Verlangen auf Ausübung an der vom Eigentümer be⸗ 
zeichneten anderen Stelle nicht nach, ſondern übt er trotz des Verlangens die Dienſtbarkeit an der 
bisherigen Stelle weiter aus, ſo beeinträchtigt er das Eigentum widerrechtlich. Der Eigentümer 
kann daher gemäß $ 1004 darauf klagen, daß der Berechtigte die Ausübung ber Dienſtbarkeit an der 
bisherigen Stelle ſowie überhaupt an jeder anderen Stelle als an der vom Kläger beſtimmt an⸗ 
zugebenden unterlaſſe (tr.). Iſt der Berechtigte dem Verlangen freiwillig oder durch Urteil ge⸗ 
zwungen nachgekommen, ſo kann der Eigentümer gleichwohl nochmals die Verlegung der Aus⸗ 
übung verlangen, ſofern ſich erweiſt (ſei es nach Veränderung der Umſtände, ſei es ohne dieſe), 
daß auch die Ausübung an der zunächſt verlangten Stelle für ihn beſonders beſchwerlich iſt. 

5. Beſonders beſchwerlich bedeutet, daß die Ausübung an der bisherigen, rechtsgeſchäftlich 
oder ſonſtwie feſtgelegten oder vom Berechtigten beliebig zu wählenden Stelle für den Eigen 
tümer nach den Umſtänden des Falles und der Auffaſſung des Verkehrs erheblich nachteiliger ift 
als an der anderen Stelle des Grundſtücks, auf die er die Ausübung verlegt ſehen möchte. Gleich⸗ 
gültig iſt es, ob bei der Beſtellung der Grunddienſtbarkeit dieſe beſondere Beſchwerlichkeit voraus⸗ 
zuſehen war. Es kommt auch nicht darauf an, ob ſie erſt durch eine Veränderung der Umſtände 
ine AR B. durch Errichtung eines Gebäudes, Anderung der Ackerwirtſchaft) herbeigeführt worden 
iſt (Prot 3, 315). 

6. Die Koſten der Verlegung umfaſſen alle Unkoſten, die dem Berechtigten dadurch entſtehen, 
daß er die Ausübung an der bisherigen Stelle aufgibt und an der verlangten Stelle die zur Aus⸗ 
übung erforderlichen Einrichtungen trifft (z. B. eine Waſſerleitung, einen Fahrweg herſtellt). Dieſe 
Unkoſten hat der Eigentümer zu tragen, der die Verlegung verlangt hat. Sie ruhen aber nicht 
als dingliche Laſt auf dem Grundſtück. Vielmehr wird durch das Verlangen nur kraft Geſetzes eine 
ne Schuldverbindlichkeit des Verlangenden begründet, die Koſten zu tragen und vor⸗ 

ießen. 

7. Die Ausſchließung oder Beſchränkung des Verlegungsrechts verbietet Abſ 2 im öffent⸗ 
lichen Intereſſe (M 3, 485). Dieſe Beſtimmung findet ebenſo wie die des Abſ 1 gemäß Art 184 CG 
auch auf die ſchon beim Inkrafttreten des BGB beſtehenden Grunddienſtbarkeiten Anwendung, 
ſo daß auch bei ihnen eine vorher getroffene, dem Abſ 2 entgegenſtehende Vereinbarung nicht mehr 
wirkſam iſt (81021 A 5 a. E.). 


8 1024 
Trifft eine Grunddienſtbarkeit mit einer anderen Grunddienſtbarkeit oder 
einem ſonſtigen Nutzungsrecht!) an dem Grundſtücke dergeſtalt zuſammen, 
daß die Nechte nebeneinander nicht oder nicht vollſtändig ausgeübt werden 
können, und haben die Nechte gleichen Nang , jo kann jeder Berechtigte 
eine den Intereſſen aller Berechtigten nach billigem Ermeſſen entſprechende 
Regelung?) der Ausübung verlangen ). 
E 1 978 11 985; M 3 486 f.; P 3 321. 


1. Zu den ſonſtigen Nutzungsrechten gehören der Nießbrauch, für den $ 1060 die gleiche Be⸗ 
ſtimmung gibt, die beſchränkte perſönliche Dienſtbarkeit, auf die $ 1024 nach $ 1090 Abſ 2 Anwen⸗ 
ung findet, und ferner die landesgeſetzlich zugelaſſenen (Artt 63, 65, 67 Abſ 1, 68, 74,133 CG) 
inglichen Nutzungsrechte, auch ſolche, die wie die Mithut dem Eigentum nicht vorgehen, ſondern 
mit ihm gleichberechtigt find (Prot 3, 321). Das Eigentum ift kein Nutzungsrecht im Sinne des 
4.1024. Ihm geht die Grunddienſtbarkeit grundſätzlich im Range vor (Prot 3, 321; R 105, 197). 
b enn der Eigentümer das dienende Grundſtück ebenſo benutzt wie der Grunddienſtbarkeits⸗ 
Besſchigte (4. B. im Fall einer Fiſchereiberechtigung ſelbſt die Fiſcherei ausübt), jo kann darin eine 
Deeinträchtigung der Grunddienſtbarkeit im Sinne des $ 1027 liegen (RG 105, 191; § 1027 A 2). 
Ute Fall des Zuſammentreffens der Grunddienſtbarkeit oder anderer Nutzungsrechte mit Real- 
105 40 Hypotheken, Grundſchulden und Rentenſchulden wird durch die Vorſchriften des ZVG 
510 ff, 44 ff., 52, 90ff.; Art 9 EGV) geregelt. Das Zuſammentreffen mit Miete oder Pacht 
oronen die 68 577, 581. 
Anm Haben die zuſammentreffenden Nutzungsrechte nicht gleichen Rang, fo findet $ 1024 keine 
wendung. Das vorgehende Recht hat bei ſeiner Ausübung den Vorzug; das nachſtehende 
1 15 muß, auch wenn es wegen des Zuſammentreffens nicht vollſtändig ausgeübt werden kann, 
es ückſtehen. Die Rangverhältniſſe beſtimmen ſich nach den 5$ 879-881. Nicht unzuläſſig tft 
leichte Grunddienſtbarkeit und eine beſchränkte perſönliche Dienſtbarkeit mit demſelben Inhalt 
eichzeitig zu beſtellen (OLG 15, 359). 
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3. Die Regelung der Ausübung kann in der Weiſe geſchehen, daß die Ausübung der Rechte 
zeitlich oder örtlich beſchränkt oder für die Ausübung des einen Rechts eine Geldabfindung gewährt 
wird. Letzteres wird namentlich bei Nutzungsrechten, die verpachtet werden können, in Betracht 
kommen. Fällt das mit der Grunddienſtbarkeit zuſammentreffende Nutzungsrecht fort, ſo kommt 
auch die freiwillige oder durch Urteil feſtgeſetzte (A 4) Regelung der Ausübung von ſelbſt in Fortfall. 

4. Für das Verlangen der Ausübungs regelung gilt entſprechend, was in $ 1023 A 5 über 
das Verlangen der Ausübungsverlegung bemerkt iſt. Da es ſich nicht um eine Anderung des In⸗ 
halts, ſondern nur um eine gegenſeitige Beſchränkung der Gleichberechtigten bei der tatſächlichen 
Ausübung ihrer Rechte im Intereſſe ihrer aller handelt, kann auch hier weder der Ab⸗ 
ſchluß eines Vertrags über die neue Art der Ausübung noch eine Eintragung verlangt werden. 
Eine Eintragung iſt ſchon deshalb nicht zuläſſig, weil das Grundbuch nicht dazu beſtimmt iſt, über 
die zur Ausübung des Rechts zuläſſigen tatſächlichen Maßnahmen des Berechtigten Auskunft zu 
geben. Wird dem Verlangen des einen Gleichberechtigten von den anderen nicht freiwillig ſtatt⸗ 
gegeben, üben dieſe vielmehr ihre Rechte auch fernerhin ſo aus, daß der Verlangende ſein Recht 
nicht oder nicht in der Weiſe auszuüben vermag, wie das den Intereſſen aller Berechtigten nach 
billigem Ermeſſen entſprechen würde, ſo beeinträchtigen ſie ſein Recht widerrechtlich. Er kann daher 
($$ 1027, 1065, 1090 in Verbindung mit § 1004) gegen fie darauf klagen, daß ſie jede Ausübung 
ihrer Rechte unterlaſſen, die anders iſt als die von ihm beſtimmt zu bezeichnende, den Intereſſen 
aller Berechtigten billigerweiſe entſprechende Regelung (ſtr.; M 3, 486). Der Anſpruch unterliegt 
nicht der Verjährung, da er ein Anſpruch aus einem eingetragenen Recht im Sinne des $ 902 iſt 
(Prot 3, 321). Nach Art 184 EG iſt der Anſpruch auch für und gegen die Inhaber der zur Zeit 
des Inkrafttretens des BGB bereits beſtehenden Nutzungsrechte gegeben ($ 1021 A 5 a. E.). 


$ 1025 


Wird das Grundſtück des Berechtigten geteilt ), fo beſteht die Grunddienſt⸗ 
barkeit für die einzelnen Teile fort?); die Ausübung iſt jedoch im Zweifel nur 
in der Weiſe zuläſſig, daß ſie für den Eigentümer des belaſteten Grundſtücks 
nicht beſchwerlicher wird). Gereicht die Dienſtbarkeit nur einem der Teile 
zum Vorteile ), fo erlifcht 5) fie für die übrigen Teile ©), 

E 1 976 IL 936; M 3 487ff.; P 3 317. 


1. Geteilt wird das herrſchende Grundſtück zunächſt dann, wenn der Eigentümer einen Teil 
des Grundſtücks an eine andere Perſon veräußert; ferner aber auch dann, wenn ein Teil des 
Grundſtücks ohne Wechſel des Eigentümers von dem Grundbuchblatt abgeſchrieben wird und ein 
neues Grundbuchblatt erhält oder durch geſonderte Buchung auf dem bisherigen Grundbuchblatt 
zu einem ſelbſtändigen Grundſtück (8 1018 A 3) geſtaltet wird (M 3, 487; E I 787; KG 53, 171). 

2. Beſteht die Grunddienſtbarkeit darin, daß auf dem belaſteten Grundſtück gewiſſe Hand⸗ 
lungen nicht vorgenommen werden dürfen oder daß die Ausübung eines Rechts des Eigentümers 
des belaſteten Grundſtücks ausgeſchloſſen iſt, ſo folgt aus dem Fortbeſtehen für die einzelnen Teile, 
daß jeder Eigentümer eines jeden Teiles des herrſchenden Grundſtücks, weil ihm an ſich die ganze 
Grunddienſtbarkeit zuſteht, auf Unterlaſſung der Handlung oder der Ausübung des Rechts klagen 
kann. Darf der Berechtigte vom Eigentümer die Unterhaltung einer Anlage nach $ 1021 Abſ 1 
Satz 1 oder nach $ 1022 fordern, jo kann im Falle der Teilung des herrſchenden Grundſtücks jeder 
Teileigentümer auf Unterhaltung der Anlage (mittelbare Leiſtung) klagen. Denn das Recht auf 
die Unterhaltung der Anlage ſtellt ſich nicht als eine beſondere Reallaſtberechtigung, ſondern als ein 
Beſtandteil der Grunddienſtbarkeit dar, fo daß nicht $ 1109, insbeſondere nicht deſſen Abſ 2, ſondern 
$ 1025 zur Anwendung kommt (ftr.; $ 1021 A 5). Falls die Grunddienſtbarkeit darin beſteht, daß 
der Berechtigte das belaſtete Grundſtück in einzelnen Beziehungen benutzen darf (erfter Fall des 
$ 1018), kann der Eigentümer eines jeden Teiles des herrſchenden Grundſtücks die Grunddienſt⸗ 
barkeit nicht nur im Rechtswege als fein Recht geltend machen, ſondern fie auch im ganzen aus 
üben, ſoweit ihm nicht durch Halbſ 2 $ 1025 oder durch beſondere Vertragsabrede (A 3) in der Aus⸗ 
übung Schranken geſetzt ſind oder die Grunddienſtbarkeit nach Satz 2 § 1025 erloſchen iſt. Das 
Fortbeſtehen der Grunddienſtbarkeit für alle Teile äußert feine Wirkung auch im Falle der Zwangs, 
verſteigerung ($ 92 3G). Auf den Fall des $ 1021 Abſ 1 Satz 2 (Pflicht des Berechtigten zur 
Unterhaltung einer Anlage, an der dem Eigentümer ein Mitbenutzungsrecht zuſteht) findet 9 1025 
keine Anwendung. Denn das mit der Grunddienſtbarkeit belaftete Grundſtück iſt gegenüber dem 
dienſtbarkeitsberechtigten Grundſtück nicht in Anſehung der Unterhaltungspflicht als herrſchendes 
Grundſtück im Sinne des $ 1025 anzuſehen (5 1021 A 1,5). Soweit in einem ſolchen Falle nicht 
durch die Teilung des belaſteten Grundſtücks einzelne Teile gemäß $ 1026 von der Grunddienſt⸗ 
barkeit frei werden, folgt das Recht auf die Unterhaltung der Anlage für den Eigentümer eines 
jeden Teiles aus der durch die Unterhaltungspflicht des Berechtigten eingeſchränkten Grunddienſt⸗ 
barkeitsbelaſtung feines Teiles von jelbft (ſtr.). 
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3. Beſonders dann, wenn der Berechtigte das belaſtete Grundſtück in einzelnen Beziehungen 
benutzen darf (erſter Fall des $ 1018), wird bei der Beſtellung der Grunddienſtbarkeit eine Verein ⸗ 
barung darüber getroffen ſein können, ob im Falle einer Teilung des herrſchenden Grundſtücks 
das Maß der Ausübung ſich nach dem Bedürfnis der einzelnen Teile richten ſoll oder nicht. Der 
Halbf 2 gibt in dieſer Beziehung eine Auslegungsregel dahin, daß im Zweifel die Ausübung der 
ganzen Grunddienſtbarkeit durch alle Eigentümer der Teile des herrſchenden Grundſtücks für den 
Eigentümer des belaſteten Grundſtücks nicht ſoll beſchwerlicher werden dürfen. Iſt daher bei 
der Beſtellung der Grunddienſtbarkeit keine Beſtimmung für den Fall der Zerſtlcklung des herr- 
ſchenden Grundſtücks getroffen und liegt fein Fall des Satz 2 vor (Dienſtbarkeit nur einem bes 
ſtimmten Teile von Nutzen geweſen), ſo iſt nach der Grundſtücksteilung eine durch ein gewiſſes 
Maß beſtimmte Dienſtbarkeit (z. B. wenn nur eine beſtimmte Anzahl Vieh zur Weide ſoll aufge⸗ 
trieben oder nur eine beſtimmte Menge Bodenbeſtandteile aus dem belaſteten Grundſtück ſoll ent- 
nommen werden dürfen) von den einzelnen Teilnehmern verhältnismäßig auszuüben. Bei dem 
Maß nach unbeſtimmten Dienſtbarkeiten aber hat die Ausübung von allen Teilnehmern gemein⸗ 
ſchaftlich zu erfolgen, ſoweit nicht auch dieſe Ausübung noch für den Belaſteten beſchwerlicher iſt als 
die frühere Ausübung durch den einen Berechtigten (RG Gruch 26, 999; 32, 943). Überſchreiten 
die mehreren Berechtigten bei der Ausübung des an ſich einem jeden von ihnen zuſtehenden Grund ⸗ 
dienſtbarkeitsrechts (A 2) das hiernach von einem jeden einzuhaltende Maß des tatſächlichen Aus⸗ 
übens, fo beeinträchtigen fie das belaſtete Eigentum widerrechtlich. Der Eigentümer kann dann 
alſo nach $ 1004 gegen fie darauf klagen, daß ſie die Grunddienſtbarkeit nicht anders ausüben als 
in der von ihm beſtimmt zu bezeichnenden Art und Weiſe (str.). Auf eine Vereinbarung der 
mehreren Berechtigten darüber, in welcher Weiſe und zu welchem Maße die Grunddienſtbarkeit 
von jedem ausgeübt werden ſoll, iſt $ 745 entſprechend anzuwenden. Der belaſtete Eigentümer 
iſt aber daran nicht gebunden, wenn er zu der Vereinbarung nicht hinzugezogen worden iſt. 

4. Die Dienſtbarkeit gereicht nur einem der Teile zum Vorteile z. B. dann, wenn ſie darin 
beſteht, daß der Berechtigte einen Teil eines Gebäudes, deſſen anderer Teil auf feinem Grundſtück 
ſich befindet, auf dem belaſteten Grundſtück ſtehen laſſen kann (KJ 25 A 141). 

5. Die Grunddienſtbarkeit erliſcht für die übrigen Teile kraft Geſetzes mit der Abſchreibung 
der einzelnen Teile, ohne daß es ihrer Löſchung auf den betroffenen Teilen oder einer Einwilli⸗ 
gung der Eigentümer dieſer Teile bedarf. Iſt ſie auf dem Grundbuchblatt des nunmehr geteilten 
Grundſtücks gemäß § 9 Abſ 1 G0 vermerkt und ſteht zur Zeit der Abſchreibung bereits feſt, 
daß fie für einzelne Teile erliſcht, fo ift fie auf die Grundbuchblätter für dieſe Teile nicht (in das 
Beſtandsverzeichnis) mitzuübertragen. Iſt trotzdem die Übertragung erfolgt, ſo hat das 
Grundbuchamt gemäß 8 9 Abſ 2 EBD die Vermerke von Amts wegen zu berichtigen, alſo zu 
ſtreichen. Die Streichung von Amts wegen hat aber zur Vorausſetzung, daß zuvor auf das be⸗ 
laſtete Grundſtück eingetragen iſt, daß die Grunddienſtbarkeit für die betroffenen Teile nicht mehr 
beſteht (KJ 25 A 146). Dieſe Eintragung (teilweiſe Löſchung) erfolgt im Wege der Berichti⸗ 
gung des Grundbuchs gemäß § 22 Abſ 1 GBO. Denn das Grundbuch des belaſteten Grund⸗ 
{lies iſt durch das kraft Geſetzes eingetretene teilweiſe Erlöſchen der Berechtigung unrichtig ge⸗ 
worden (PER 24 A 118). Freilich wird der belaſtete Eigentümer dem Grundbuchamt nur 
ſelten einen zweifelsfreie urkundlichen Nachweis des Erlöſchens erbringen können. Regelmäßig 
wird daher eine freiwillige (88 19, 29 Satz 1 GB) oder gemäß 5 894 ZPO durch Urteil 
erſetzte Bewilligung der betroffenen Berechtigten zur Berichtigung erforderlich ſein. Auf dieſe 
Bewilligung hat aber der Eigentümer nach $ 894 BG ein Recht. 

6. 5 1025 findet gemäß Art 184 Ech auch auf die bereits beim Inkrafttreten des BGB beftehen- 
den Grunddienſtbarkeiten Anwendung ($ 1021 A 5 a. E.). 


$ 1026 


N Wird das belaftete Grundſtück geteilt !), fo werden, wenn die Ausübung 

er Grunddienſtbarkeit auf einen beſtimmten Teil des belaſteten Grundſtücks 
beſchränkt 2) iſt, die Teile, welche außerhalb des Bereichs der Ausübung liegen, 
von der Dienftbarkeit frei ?). 

© 1 975 IT 937; M 3 487ff.; P 3 817. 

ka 1. Wird das belaſtete Grundſtück geteilt, fo haftet die Grunddienſtbarkeit nach dem Grund“ 
Ih ihrer Unteilbarkeit regelmäßig, wie bisher auf dem ganzen Grundſtück, ſo auch fortan auf allen 
9 un (Prot 3, 317). Auch wenn die Grunddienſtbarkeit vor der Teilung nur auf einzelnen 
Fiachen des Grundſtücks ausgeübt werden konnte oder doch tatſächlich ausgeübt wurde, war 
( cem das ganze Grundſtück belaſtet und keine der anderen Flächen von der Haftung frei 
di 69 31 A 311; SeuffA 74 Nr 31; $ 1023 A 1, 3). Nach jenem Grundſatz müßte daher 
5 Grunddienſtbarkeit auch bei einer Teilung des Grundſtücks an allen Teilen, trotz der 
0 ränkung ihrer Ausübung auf einzelne Flächen, als Grundſtücksbelaſtung beſte henbleiben. 
1026 nimmt jedoch dieſen Fall von dem Grundſatz aus und beſtimmt das Erlöſchen des Dienſt⸗ 
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barkeitsrechts an denjenigen bei einer Teilung abgeſonderten Grundſtücksteilen, die außerhalb 
des Bereichs der auf einen beſtimmten Teil beſchränkten Ausübung des Rechts liegen. Die Vor⸗ 
ſchrift ſetzt ſich aus Zweckmäßigkeitsgründen über das Bedenken hinweg, daß der Berechtigte 
durch das Erlöſchen des Rechts an den von der Ausübung nicht berührten Teilen und durch die 
daraus ſich ergebende Minderung der Haftungsgegenſtände für das Recht unter Umſtänden bei 
der Zwangsverſteigerung geſchädigt werden kann (M 3, 488; Prot 3, 317). Eine Teilung 
kann auch ohne einen Wechſel des Eigentümers ſtattfinden (5 1025 A 1). Vorausſetzung für die 
Anwendung des $ 1026 ift aber, daß durch die Teilung der Beſtand und die Ausübung der Dienſt⸗ 
barkeit rechtlich und wirtſchaftlich in keiner Weiſe berührt wird (OLG 45, 221). 

2. Die Beſchränkung der Ausübung des das ganze Grundſtück belaſtenden Rechts auf einen 
beſtimmten Teil kann ſich aus dem Inhalt der Grunddienſtbarkeit von ſelbſt ergeben, z. B. bei 
Wegegerechtigkeiten und Traufrechten (KGJ 4, 167; 31 A 310), bei dem Recht auf Entnahme von 
Mergel aus einer beſtimmten Mergelgrube (KGJ 24 A 118), bei einer Beſchränkung der Bebau 
barkeit (Seuff A 74 Nr 31). Sie kann aber auch aus dem Rechtsgeſchäft der Beſtellung folgen. 
Nicht hierher gehört dagegen an ſich der Fall, daß nur die tatſächliche Ausübung im Einzelfall 
ſich jeweils auf einen Teil beſchränkt, daß aber, ſoweit nicht $ 1020 entgegenſteht, bei jedem 
Fall der Ausübung beliebig ein anderer Teil zur Ausübung gewählt werden kann ($ 1023 A 1). 
Auch in einem ſolchen Falle kann aber $ 1026 Anwendung finden, wenn die Ausübung an dem 
einen oder anderen Teil dauernd unmöglich iſt (KJ 31 A 312). 

3. Die außerhalb des Ausübungsbereichs liegenden Teile werden kraft Geſetzes frei mit der 
Abſchreibung der Teile vom belaſteten Grundſtück, ohne daß es einer Löſchung der Belaſtung auf 
dieſen Teilen oder einer Bewilligung des Berechtigten bedarf. Steht bei der Abſchreibung bereits 
feſt, daß die Teile außerhalb des Ausübungsbereichs liegen, ſo hat das Grundbuchamt die Dienſt⸗ 
barkeit auf die Grundbuchblätter der Teile nicht mitzuübertragen (KJ 24 A 120). Hat die Mit⸗ 
übertragung trotzdem ſtattgefunden, fo können die Eigentümer der befreiten Teile gemäß § 22 
Abſ 1 EBD die Berichtigung des Grundbuchs beantragen, da ihr die Belaſtung noch aufführendes 
Grundbuchblatt wegen Nichtbeſtehens der Belaſtung unrichtig iſt (KJ 24 A 120). Kann jedoch 
dem Grundbuchamt nicht urkundlich nachgewieſen werden, daß die Teile außerhalb des Aus⸗ 
übungsbereichs liegen, fo ift zur Löſchung die freiwillige ($$ 19, 29 Satz 1 GBD) oder gemäß 
§ 894 3850 durch Urteil erſetzte Bewilligung des Berechtigten erforderlich. Auf die Er⸗ 
teilung dieſer Bewilligung haben die Eigentümer der freigewordenen Teile gemäß $ 894 
BOB ein Recht. — $ 1026 findet auch auf die Unterhaltungspflicht des Eigentümers aus $ 1021 
Abſ 1 Satz 1 und aus 9 1022 Satz 1 Anwendung, und zwar in der Weiſe, daß dem Berechtigten 
das Recht auf die Unterhaltung nur gegen die Eigentümer derjenigen Teile zuſteht, die von der 
Dienſtbarkeit nicht frei werden. Bei einer Wegegerechtigkeit tritt die Befreiung nach $ 1026 alſo 
auch dann ein, wenn der Eigentümer des bisher einheitlich belaſteten Grundſtücks zur Unter 
haltung des Weges verpflichtet war (JW 1934, 31421). Ferner findet $ 1026 auch auf die beim In⸗ 
krafttreten des BGB bereits beſtehenden Grunddienſtbarkeiten Anwendung (Art 184 EG; $ 1021 A 
5 a. E.). Nicht anwendbar iſt er dagegen auf den Fall des $ 1021 Abſ 1 Satz 2 (Pflicht des Berechtig⸗ 
ten zur Unterhaltung einer Anlage, an der dem Eigentümer ein Mitbenutzungsrecht zufteht). Denn 
das herrſchende Grundſtück iſt nicht hinſichtlich der Unterhaltungspflicht als ein mit einer Grund- 
dienſtbarkeit belaſtetes Grundſtück im Sinne des $ 1026 anzuſehen (ſtr.). Wird das herrſchende 
Grundſtück geteilt, ſo fällt zwar die Unterhaltungspflicht derjenigen Teileigentümer fort, für deren 
Teile das Grunddienſtbarkeitsrecht gemäß $ 1025 Satz 2 erliſcht. Das findet aber feinen Grund 
darin, daß Recht und Unterhaltungspflicht im untrennbaren Zuſammenhang ſtehen. Den anderen 
Teileigentümern liegt deshalb beim Fortbeſtehen des Rechts für ihre Teile ($ 1025 Halbſ 1) auch 
die Unterhaltungspflicht ob (8 1025 A 2). 


§ 1027 


Wird eine Grunddienftbarkeit!) beeinträchtigte), fo ſtehen dem Berechtigten?) 
die im § 1004 beſtimmten Nechte zu. 

EI 078 II 938; M 3 489; P 3 327. 

1. Die Grunddienſtbarkeit muß beeinträchtigt ſein. Es genügt nicht, daß ſich die Störung 
nur gegen die Perſon des die Grunddienſtbarkeit Ausübenden richtet. j 

2. Die Grunddienſtbarkeit wird durch völlige Verhinderung, aber auch durch nur teilweiſe 
tätliche Störung ihrer Ausübung beeinträchtigt. Einen Beiſpielsfall bildet die Errichtung eines Ge 
bäudes auf der Fläche, die gemäß der Grunddienſtbarkeit unbebaut bleiben follte (RG 47, 359). Bei 
einer Fiſchereiberechtigung an einem Gewäſſer kann eine Beeinträchtigung darin liegen, daß der 
Eigentümer des Gewäſſers ſelbſt die Fiſcherei ausübt (RG 105, 191). Auch bloße Worte oder 
Drohungen können unter Umſtänden, namentlich wenn ſie ein Beſtreiten des Rechts enthalten 
und mit einem förmlichen Verbot fernerer Ausübung oder mit der Androhung tätlicher Verhinde⸗ 
rung verbunden ſind, eine Behinderung der Ausübung und damit eine Beeinträchtigung der Dienſt⸗ 
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barkeit darſtellen (RG ZW 1908, 274). Das Beſtreiten des Rechts im Rechtsſtreit ſtützt aber 
für ſich allein die Klage nicht. Denn die Verteidigung iſt, mag ſie auch unbegründet ſein, 
doch nicht widerrechtlich. Iſt das Beſtreiten außerhalb des Rchetsſtreits kein derartiges, daß 
darin eine Beeinträchtigung des Rechts zu finden iſt, ſo kann nur unter den Erforderniſſen des 
9256 Z eine Feſtſtellungsklage erhoben werden. Den Fall der Beeinträchtigung durch unein⸗ 
geſchränkte Ausübung eines im Range gleichſtehenden Rechts behandelt $ 1024 A 4. 

3. Berechtigter iſt der Eigentümer des herrſchenden Grundſtücks, im Falle des Miteigen⸗ 
tums jeder Miteigentümer, im Falle der Teilung jeder Teileigentümer, ſofern nicht für ſeinen 
Teil die Fienſtbarkeit gemäß $ 1025 Satz 2 erloſchen it. Dem Nießbraucher ſteht, wie die Nutzung 
des Grundſtücks überhaupt ($ 1030), jo auch die Ausübung der Grunddienſtbarkeit zu, da dieſe 
gemäß $ 96 einen Beſtandteil des Grundſtücks bildet. Daher liegt in der Störung der Dienftbar- 
keitsausübung zugleich eine Störung ſeines Nießbrauchsrechts, jo daß er auf Grund des $ 1065 
gegen die Störung ebenſo wie die Dienſtbarkeitsberechtigte ſelbſt nach $ 1027 einzuſchreiten befugt 
iſt. Mieter des herrſchenden Grundſtücks ſind dagegen weder Dienſtbarkeitsberechtigte, noch haben 
ſie nach dem Geſetz gleich dem Dienſtbarkeitsberechtigten oder dem Nießbraucher eine Klage (aus 
$ 1004) wegen Störung ihres Rechts. Sie können daher nur unter den Vorausſetzungen des $ 256 
38 eine Klage auf Feſtſtellung des Beſtehens der Grunddienſtbarkeit gegen den Beſtreitenden 
10 2 (ſtr.). Dem Beſitzer des herrſchenden Grundſtücks gewährt 8 1029 einen Beſitzſchutz (dort 


4. Die im $ 1004 beſtimmten Rechte begründen die Kjage auf Beſeitigung der Störung und, 
falls weitere Störungen zu beſorgen (nicht bloß möglich: RG 63, 374) find, auch die Klage auf 
Unterlaſſung (RG 77, 218; Warn 1911 Nr 331) gegen den Störer, ſelbſt wenn er nicht der 
Eigentümer des belaſteten Grundſtücks, ſondern ein Dritter ift (RG Warn 1911 Nr 331; OLG 
15, 361; 18 S. 148, 149). Störer iſt zunächſt, wer eine die Grunddienſtbarkeit beeinträchti⸗ 
gende Handlung vornimmt. Aber auch derjenige „ſtört“, der die ſtörende Handlung durch einen 
Beauftragten vornehmen läßt oder auf deſſen Willen ein ſtörendes Ereignis zurückzuführen iſt. 
Störer iſt weiterhin, wer einen die Ausübung der Dienſtbarkeit (ganz oder teilweiſe) hindernden 

uſtand oder von ihm veranlaßte, fortdauernd gleichmäßig erfolgende, die Ausübung der Dienſt⸗ 
barkeit beeinträchtigende Maßnahmen (z. B. den Transport von Schiffen, wodurch eine Fiſcherei⸗ 
gerechtigkeit beeinträchtigt wird) trotz ſeiner Kenntnis von der ſtörenden Einwirkung nicht beſeitigt, 
obwohl die Beſeitigung von ſeinem Willen abhängt (Rh 55, 55; Warn 1909 Nr 143; 1911 
Nr 331; Gruch 45 S. 1008, 1016; SeuffA 58 Nr 15; 60 Nr 18, 103). Schließlich iſt Störer 
der Eigentümer des dienenden Grundſtücks, wenn er duldet, daß ein anderer die Dienft- 
barkeit ſtörende Veranſtaltungen auf ſeinem Grund und Boden vornimmt. Denn er iſt ver⸗ 
antwortlich dafür, daß die auf ſeinem Eigentum laſtende Dienſtbarkeit ausgeübt werden kann, 
und ift daher verpflichtet, Störungen zu beſeitigen (RG 47, 162; JW 1900, 840°; 1902 Beil 187; 
Warn 1911 Nr 331). Störer iſt aber nicht ein früherer Eigentümer des dienenden Grundſtücks 
deswegen, weil er beid er Veräußerung gewußt hat, daß der Erwerber eine Anlage herſtellen 
wolle, die eine Beeinträchtigung der Dienſtbarkeit herbeiführen müſſe, und weil demnächſt dieſe 
Anlage hergeſtellt worden iſt. Denn die Veräußerung läßt das Dienſtbarkeitsrecht unberührt, 
und der Berechtigte kann ſich gegenüber dem Erwerber der Herſtellung der ſtörenden Anlage 
erwehren (NG Wärn 1911 Nr 331). Daß der Störende ein Recht zu der ſtörenden Handlung 
behauptet, alſo eine Rechtsanmaßung, iſt keine Vorausſetzung für die Klage (RG Gruch 44, 1095) 
Wat er aber ein Recht zu der Handlung (z. B. weil ihm eine beeinträchtigende Anlage vom Be⸗ 
rechtigten geſtattet ift), fo iſt die Klage ausgeſchloſſen. Die Klage erfordert ferner nicht, daß den 

törenden ein Verſchulden trifft; vielmehr genügt das Vorliegen einer objektiv widerrechtlichen 
Störung (MG 51, 411 Gruch 46, 653; $ 1004 A 1). Soll aber ein Schadenserſatzanſpruch 
98 823ff.) wegen der Störung geltend gemacht werden, ſo iſt ein Verſchulden Vorausſetzung 
Tr den Klageanſpruch (RG 45, 300; 58, 132; 61, 256; 63, 379; JW 1902, 70; Warn 1911 Nr 331). 
Dabei find die 35 1004, 1027 als Schutzgeſetze im Sinne des $ 823 Abſ 2 anzufehen (RG 51, 177; 
. 1904, 36018; Warn 1910 Nr 18, 281; 1911 Nr 331). Ein Verſchulden des Störers 
iſt jedoch nach der Rechtſprechung des Reichsgerichts ausnahmsweise nicht Vorausſetzung für 
den Schadenserſatzanſpruch, wenn die Beeinträchtigung des Dienſtbarkeitsrechts von einer ge- 
werblichen oder gemeinnützigen Anlage ausgeht und dem Verletzten wegen der obrigkeitlichen Ge⸗ 
nehmigung der Anlage die Befugnis verſagt iſt, den widerrechtlichen Eingriff abzuwehren. Denn 
Hi einem ſolchen Falle tritt die Entſchädigungsforderung an die Stelle des Anſpruchs auf Abwehr 
6105 58, 130; 63, 374; 135, 312; JW 1904, 36016; 1907, 2991; 1910, 58015; Warn 1911 Nr 331; 
— Nr 30). Behauptet der Störer, die Beeinträchtigung in Ausübung des Rechts eines Dritten 
Angenommen zu haben (z. B. als Nießbraucher), fo kommt § 77 ZPO zur Anwendung. Die 
Huſprüche aus $ 1027 find, wenn die Grunddienſtbarkeit eingetragen iſt, gemäß $ 902 unver⸗ 
jährbar. Auf die beim Inkrafttreten des BGB bereits beſtehenden Dienstbarkeiten findet 
ßemäß Art 184 Ech die Vorſchrift des $ 1027 ebenfalls Anwendung ($ 1021 A 5 a. E.). Sie 
fer fte 9055 nicht eingetragen zu fein (Art 187 EG). Sind ſie nicht eingetragen, fo entfällt 
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§ 1028 


Iſt auf dem belaſteten Grundſtück eine Anlage, durch welche die Grund dienſt⸗ 
barkeit beeinträchtigt wird, errichtet worden ), fo unterliegt der Anſpruch 
des Berechtigten auf Beſeitigung der Beeinträchtigung der Verjährung, auch 
wenn die Dienſtbarkeit im Grundbuch eingetragen ift ). Mit der Verjährung 
des Anſpruchs erliſcht die Hienſtbarkeit, ſoweit der Beſtand der Anlage mit 
ihr in Widerſpruch fteht 2). 

Die Vorſchriften des 8 892 finden keine ) Anwendung 5). 

2 3 321 ff. 

1. Eine auf dem belaſteten Grundſtück errichtete beeinträchtigende Anlage iſt eine mit dem 
Grund und Boden des dienenden Grundſtücks verbundene dauernde Einrichtung (z. B. ein Ge⸗ 
bäude, eine Mauer, ein Graben, ein Damm, eine Anpflanzung), welche die Ausübung der Grund⸗ 
dienſtbarkeit (3. B. einer Wegegerechtigkeit) ganz oder teilweiſe verhindert ($ 1027 A 2). Gleich⸗ 
gültig iſt, von wem ſie errichtet iſt, ob von dem Eigentümer oder von einem Dritten. Auch 
darauf kommt es nicht an, ob die Anlage im Glauben an ein Recht hergeſtellt iſt. Selbſt 
dann, wenn der Errichtende die Anlage im böſen Glauben heimlich oder gewaltſam errichtet hat, 
findet $ 1028 Anwendung. Der Verfall einer der Dienſtbarkeit dienenden Anlage aber genügt nicht. 
Es muß vielmehr eine beſondere neue Anlage hergeſtellt ſein, die zwar nicht die Ausübung der 
Dienſtbarkeit gänzlich unmöglich zu machen braucht, aber wenigſtens der Ausübung an der be⸗ 
treffenden Stelle hindernd entgegenſtehen muß. 

2. Daß der Auſpruch auf Beſeitigung trotz Eintragung der Dienſtbarkeit im Grund buch der 
Verjährung unterliegt, iſt eine Ausnahme von dem Grundſatz des $ 902 Abſ 1 Satz 1. Auf die Ver⸗ 
jährung des Anſpruchs finden die $$ 194 ff. Anwendung ($ 901 A 3, 4). Ein Wechſel in der Perſon 
des Eigentümers des herrſchenden oder des belaſteten Grundſtücks hat auf die Verjährung keinen 
Einfluß, da im erſten Falle derſelbe Anſpruch für den Nachfolger beſteht und im zweiten Falle die 
Beſitzzeit des Rechtsvorgängers gemäß $ 221 in die Verjährungszeit eingerechnet wird. Wenn der 
Eigentümer des herrſchenden Grundſtücks die Errichtung der Anlage auf eine beſtimmte Zeit ge⸗ 
ftattet hat, kann die Verjährung nicht vor dem Ablauf dieſer Zeit beginnen, da bis dahin ein An⸗ 
ſpruch auf Beſeitigung nicht entſtanden iſt ($ 198). 

3. Daß die Dienſtbarkeit mit der Vollendung der Anſpruchsverjährung erliſcht, ſoweit ihr 
der Anlagebeſtand widerſpricht, iſt eine Ausnahme von der Regel, daß das dingliche Recht ſelbſt 
weder verjährt noch durch Verjährung des Anſpruchs daraus erliſcht. Dieſe Ausnahme ent- 
ſpricht derjenigen des $ 901 Satz 1, geht jedoch inſofern noch weiter, als die Grunddienſtbarkeit 
auch dann erliſcht, wenn ſie eingetragen iſt (8 901 A 1, 2). Das Erlöſchen tritt kraft Geſetzes 
ein, ohne daß es einer Löſchung oder einer Bewilligung des Berechtigten bedarf. Das Grund⸗ 
buch wird unrichtig. Der Belaſtete kann die Berichtigung gemäß $ 22 Abſ 1 GBO bean- 
tragen. Vermag er das Erlöſchen nicht urkundlich nachzuweiſen, fo kann er gemäß $ 894 vom 
Berechtigten die Einwilligung in die Löſchung (55 19, 29 Satz 1 G0; $ 894 BRD) verlangen. 
Die Dienſtbarkeit erliſcht aber nur inſoweit, als durch die Anlage ihre Ausübung gehindert wird, 
alſo nicht immer gänzlich. Wenn z. B. bei einer Wegegerechtigkeit, die zum Gehen und Fahren 
auf allen Teilen eines Grundſtücks berechtigt, durch eine Mauer die Benutzung des Grundſtücks zum 
Gehen und Fahren nur an der Stelle verhindert worden iſt, an der die Mauer errichtet wurde, ſo 
können die übrigen Grundſtücksteile auch fernerhin dazu benutzt werden. 

4. Der Ausſchluß der Anwendung des $ 892 foll bedeuten, daß ſich der gutgläubige rechts⸗ 
geſchäftliche Erwerber des herrſchenden Grundſtücks nicht darauf berufen kann, daß die erloſchene 
Dienſtbarkeit noch auf dem belasteten Grundſtück eingetragen oder auch gemäß $ 9 Abſ 1 880 
auf dem herrſchenden Grundſtück vermerkt ſteht. Im Grunde genommen folgt dies ſchon daraus, 
daß der Vermerk auf dem herrſchenden Grundſtück für die Rechtswirkung eines gutgläubigen 
Erwerbs nicht in Betracht kommt ($ 1021 A 1; KJ 25 A 146) und daß der Schutz des öffent⸗ 
lichen Glaubens des Grundbuchs nur für das Grundbuch desjenigen Grundſtücks wirkt, das von 
dem Erwerb betroffen wird (ſtr.; a. M. HAN 1934 Nr 1676). 

5. 5 1028 findet auch auf die beim Inkrafttreten des BOB bereits beſtehenden Grunddienſt⸗ 
barfeiten Anwendung; Abſ 2 aber nur, wenn fie eingetragen find (Art 184 EG; OLG 18, 148). 
Solange ſie nicht eingetragen find, können fie auch anderweit nach Maßgabe landesgeſeßlicher 
Beſtimmungen erlöſchen (Artt 189 Abſ 3, 187, 128 CG). 


8 1029 


Wird der Beſitzer !) eines Grundſtücks in der Ausübung einer für den Eigen“ 
tümer im Grundbuch eingetragenen ?) Grunddienſtbarkeit geſtört 3), fo finden 
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die für den Beſitzſchutz geltenden Vorſchriften“) entſprechende Anwendung, 
ſoweit die Dienſtbarkeit innerhalb eines Jahres vor der Störung, ſei es auch 
nur einmal, ausgeübt °) worden iſt °). 

E 1 979 11 039; M 3 489ff.; P 3 318ff. 

1. Beſitzer ift zunächſt der unmittelbare Beſitzer (8 854), und zwar ſowohl der Eigenbeſitzer 
($ 872), Teilbeſitzer ($ 865), Mitbeſitzer ($ 866) als auch der Beſitzer, der einem anderen gegenüber 
im Sinne des $ 868 auf Zeit zum Beſttz berechtigt oder verpflichtet ift, wie der Pächter, Nieß⸗ 
braucher. Nach Maßgabe des $ 860 (Selbithilfe) genießt Beſitzſchutz auch der Beſitzdiener ($ 855). 
Ferner hat nach $ 869 der mittelbare Beſitzer ($$ 868, 870, 871) die Beſitzklage, wenn der un⸗ 
mittelbare Beſitzer geſtört wird. 


2. Für den Eigentümer, nicht den die Grunddienſtbarkeit ausübenden Beſitzer des Grundſtücks 
muß die Grunddienſtbarkeit eingetragen fein. Während alſo das BGB keine allgemeinen Vor⸗ 
ſchriften über den Beſitz von Rechten und deſſen Schutz gibt, gewährt es durch $ 1029 gerade für 
Grunddienſtbarkeiten einen Beſitzſchutz, aber nur unter der doppelten Vorausſetzung, daß mit dem 
„Rechtsbeſitz“ der Sachbeſitz am herrſchenden Grundſtück verbunden und daß die Dienſtbarkeit, die 
kraft des Beſitzes am Grundſtück ausgeübt wird, wenigſtens vermutungsweiſe ($ 891) als ein 
beſtehendes Recht anzuſehen, mithin für den Eigentümer eingetragen iſt. Die Eintragung genügt. 
Auch wenn ſie zu Unrecht beſteht, iſt der Beſitzſchutz gegeben. Umgekehrt beſteht für eine zu Unrecht 
gelöſchte Grunddienſtbarkeit kein Beſitzſchutz (M 3, 491). 

3. Störung iſt ſowohl die vollſtändige Verhinderung als auch die ſonſtige Beeinträchtigung der 
Ausübung der Grunddienſtbarkeit ($ 1027 A 2). 

4. Die für den Beſitzſchutz geltenden Vorſchriften find: §858 (Verhinderung oder Störung 
durch verbotene Eigenmacht ſchafft gegenüber dem Beſitzer einen fehlerhaften Zuſtand, der auch 
gegen den Rechtsnachfolger des Störenden, z. B. des belaſteten Eigentümers, gilt); § 859 Abſ 1, 3 
(Selbſtſchutz gegen verbotene Eigenmacht — z. B. gegen die Verſperrung des Weges bei der 
Wegegerechtigkeit oder gegen die Beſeitigung einer Anlage — durch Gewalt oder Wiederbemäch⸗ 
tigung); 88 861, 862 (Beſitzklagen wegen eigenmächtiger Verhinderung oder Störung der Aus⸗ 
übung; Ausſchluß dieſer Klagen bei fehlerhafter Beſitzerlangung im Laufe eines Jahres vor der 
Störung, z. B. wenn in Ausübung der Dienſtbarkeit gegen den Willen des Belaſteten eine 
Anlage errichtet iſt, die der Belaſtete innerhalb Jahresfriſt wieder beſeitigt); § 86% (Einwendung 
gegen die Beſitzklage aus dem Recht, z. B. daß die eingetragene Dienſtbarkeit tatſächlich nicht 
beitehe); § 864 (Erlöſchen des Beſitzanſpruchs durch Nichterhebung der Beſitzklage innerhalb eines 
Jahres ſeit der Verhinderung oder Störung). Beſteht die Ausübung der Grunddienſtbarkeit 
im Sachbeſitz eines Teils des dienenden Grundſtücks (wie z. B. bei der Überbaudienſtbarkeit auf 
Haben eines Teils des Gebäudes, deſſen anderer Teil auf dem herrſchenden Grundſtück ſteht: 
1018 A 7), fo finden die Vorſchriften über den Sachbeſitz unmittelbar Anwendung. 


5. Der Beſitz wird nur jo weit geſchützt, als die Grund dienſtbarkeit ausgeübt worden iſt, 
aber auch nicht weiter, als ſie im Grundbuch eingetragen ſteht. Durch die einmalige Ausübung der 
Grunddienſtbarkeit wird deren Beſitz auf ein Jahr erworben, nicht auf längere Zeit, und zwar auch 
dann nicht, wenn die Grunddienſtbarkeit nur in längeren Zwiſchenräumen als ein Jahr (z. B. im 
Falle einer Überſchwemmung) ausgeübt werden kann. Anderſeits kann der Beſitz aber nach all⸗ 
gemeinen Vorſchriften auch ſchon vor Ablauf des Jahres verloren gehen (3. B. wenn der Beſitzer 
ihn aufgibt). Was erforderlich ift, damit die Grunddienſtbarkeit ausgeübt iſt, richtet ſich nach ihrem 
Inhalt. Die Anlage, zu deren Halten die Grunddienſtbarkeit berechtigt, muß innerhalb eines Jahres 
vor der Störung beſtanden haben. Die Handlung, zu deren Vornahme die Grunddienſtbarkeit be⸗ 
rechtigt (z. B. bei einer Wegegerechtigkeit das Gehen), muß vorgenommen worden ſein. Beſteht die 
Grunddienſtbarkeit darin, daß der Eigentümer des belaſteten Grundſtücks eine Handlung nicht 
vornehmen darf, ſo genügt zur Ausübung die Unterlaſſung der Handlung. Daneben iſt nicht 
bech ein beſonderes Verbot der Vornahme der Handlung erforderlich, da die Zuwiderhandlung 

ereits durch die Eintragung verboten iſt (ſtr.). Nötig iſt aber immer, daß die Ausübungshandlung 
mit dem Willen, die Dienſtbarkeit auszuüben, vorgenommen worden ift (OLG 6, 255). Ein ſolcher 
ville ift regelmäßig anzunehmen, wenn die Handlung dem Inhalt der eingetragenen Grund- 
lenſtbarkeit entſpricht. Eine Ausübung der Grunddienſtbarkeit liegt aber z. B. dann nicht vor, 

enn die Handlung erſt nach vorheriger Bitte um die Erlaubnis vorgenommen worden iſt oder 
wenn der Eigentümer des belaſteten Grundſtücks die Handlung, zu deren Vornahme er nach dem 
Anhalt der eingetragenen Grunddienſtbarkeit nicht befugt war, nur auf Bitten des Beſitzers unter⸗ 
aſſen hat (ORG 6, 255). Die Ausübung braucht nicht durch den Beſitzer des Grundſtücks ſelbſt, 
ſondern kann auch durch dritte Perſonen (z. B. bei einer Wegegerechtigkeit durch Beſucher des 
Beſitzers) bewirkt worden fein. 
6. Eine übergangsvorſchrift für die beim Inkrafttreten des BOB bereits beſtehenden Grund 
dienſtbarkeiten gibt Art 191 EG (OLG 6, 255). 
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Zweiter Titel 
Nießbrauch 


1. Von dem Eigentum kann das Recht auf die Nutzungen abgetrennt und als ſelbſtändiges 
dingliches Recht beſtellt werden. Dieſes Nießbrauch genannte Recht iſt an die Perſon des 
Nießbrauchers gebunden, nicht vererblich und nicht veräußerlich (88 1061, 1059). Die 
Dinglichkeit des Nießbrauchs ſchließt es aus, daß ſein Beſtand durch Rechtshandlungen des Eigen⸗ 
tümers oder dritter Perſonen beeinträchtigt werden kann. Auch durch die Zwangsverwaltung, die 
ohne Rückſicht auf die Belaſtung des Grundſtücks mit einem Nießbrauch eingeleitet werden kann, 
wird das dingliche Recht und der Beſitz des Nießbrauchers nicht berührt. Mit dem dinglichen 
Recht des Nießbrauchs ſind zugleich kraft Geſetzes ſchuldrechtliche Verpflichtungen verbunden. 
Das ſchuldrechtliche Verhältnis beſteht (vgl. namentlich $ 1036 Abſ 2) — abgejehen von dem Nieß⸗ 
brauch an verbrauchbaren Gegenſtänden ($ 1067) und von den Verpflichtungen des Nießbrauchers 
eines Vermögens hinſichtlich der Schulden des Nießbrauchbeſtellers (88 10861088) — nicht 
zwiſchen dem Beſteller und dem Nießbraucher, ſondern zwiſchen dem Eigentümer und dem 
Nießbraucher (vgl. jedoch 88 1036 A 4, 1055 A 1, 1058 A 1, 1064 A 1). Weitere ſchuld⸗ 
rechtliche Verpflichtungen können ſich aus dem der Nießbrauchsbeſtellung zugrunde liegenden 
Rechtsgeſchäft ergeben, deſſen praktiſch wichtigſte Fälle die Anordnung der Beſtellung durch eine 
Verfügung von Todes wegen und durch Leibzuchtsvertrag ſind. Der Nießbrauch kann auch Gegen⸗ 
ſtand eines Kaufes ſein, was für die Verpflichtung des Nießbrauchers zur Zahlung des Kauf⸗ 
preiſes, der auch in einer Rente beſtehen kann, für die Gewährleiſtungspflicht uſw. von Bedeutung 
iſt. Zuläſſig find ſchuldrechtliche Vereinbarungen, die den Nießbraucher verpflichten, die von ihm 
gezogenen Nutzungen zur Tilgung beſtimmter Schulden oder zu anderen Leiſtungen zu ver⸗ 
wenden (5 1030 A 6). Unzuläſſig aber iſt die Beſtellung eines Nießbrauchs in der Weiſe, daß 
der Nießbraucher auf den nach Berichtigung der Zinſen und Tilgungsbeiträge verbleibenden 
Überſchuß der Nutzungen keinen Anſpruch haben ſoll (§ 1030 A 3). 

2. Der Nießbraucher hat nicht bloß ein Recht auf die Nutzungen ($ 100), ſondern ift berechtigt, 
auf Grund des ihm zuſtehenden Beſitzes ($ 1036 Abſ 1) die Nutzungen ſelbſt zu ziehen. Zur Er- 
zielung eines größeren Nutzens find dem Nießbraucher Anderungen der Sache geſtattet. Sein 
Recht geht aber nicht ſo weit, daß er unter Nichtbeachtung der Intereſſen des Eigentümers die 
Sache oder die Benutzungsart umgeſtalten darf ($$ 1036, 1037). Beſteht der Nießbrauch an einer 
Forderung, jo muß der Nießbraucher, um Nutzungen ziehen zu können, ein gewiſſes Verf ügungs⸗ 
recht haben. Er darf deshalb nach $ 1074 die nicht auf Zinſen ausſtehende Forderung einziehen 
und iſt bei einer auf Zinſen ausſtehenden Forderung nach $$ 1077, 1078 in Gemeinſchaft mit 
dem Gläubiger zur Einziehung und Wiederanlegung befugt. Aber auch bei dem Nießbrauch an 
einem Grundſtück mit Beilaß iſt dem Nießbraucher im Intereſſe der Erleichterung des Wirtſchafts⸗ 
betriebs ein gewiſſes Verfügungsrecht gewährt (8 1048). Mit dem Nießbrauch kann ein allgemeines 
Verfügungsrecht verbunden fein (Verfügungsnießbrauch: $ 1067 A 1). Namentlich kommt 
dies vor bei einem durch Verfügung von Todes wegen zugewendeten Nießbrauch. Wird ein folder 
Nießbrauch am Nachlaß eingeräumt, ſo wird der Bedachte regelmäßig die Stellung eines Vor⸗ 
erben haben. Mit dem Nießbrauch kann ferner in Erweiterung dieſes Rechts die Befugnis zur 
hypothekariſchen Belaſtung des Nießbrauchsgrundſtücks verbunden werden. Das NG (Warn 
1908 Nr 168) hat in einem ſolchen Falle eine im eigenen Intereſſe auszuübende, unwiderrufliche 
Vertretungsmacht angenommen (ähnlich 28. 11. 1907 IV 146/07). Dem mit dem Nießbrauch 
an einem Grundſtück bedachten Miterben kann in Erweiterung des Nießbrauchsrechts das 
Recht zum ſelbſtändigen Verkauf des Nachlaßgrundſtücks eingeräumt werden, ohne daß die Mit- 
erben beim Verkauf mitzuwirken brauchen (RGS 23. 10. 1916 IV 173/16). Mit dem letztwillig 
zugewendeten Nießbrauch kann auch das Recht der Verwaltung in der Weiſe verbunden werden, 
daß der Nießbraucher nach der Anordnung des Erblaſſers für die Dauer des Nießbrauchs zugleich 
die Stellung eines Teſtamentsvollſtreckers erhält (Jh 16, 310). Die Zuwendung eines „kautions⸗ 
freien“ Nießbrauchs kann dahin auszulegen ſein, daß der Nießbraucher auch von ſonſtigen Be⸗ 
ſchwerungen, von der Hinterlegungspflicht uſw. befreit fein ſoll (RG 2. 5. 1912 IV 366/11). Int 
übrigen iſt wegen des Rechts zur freien Verwaltung auch auf § 1076 A 1 a. E. zu verweiſen. 

3. Eine von dem Nießbrauch verſchiedene rechtliche Natur hat das geſetzlich dem Ehemann 
nach $$ 1373ff. und dem Gewalthaber nach $$ 1649ff. zuſtehende Nutznießungsrecht. Hier "° 
das familienrechtliche Verwaltungsrecht und das Nießbrauchsrecht zu einer rechtlichen Einheit 
verſchmolzen, und zwar in der Weiſe, daß das ſachenrechtliche Verhältnis hinter dem familien 
rechtlichen zurücktritt. Die Nutznießung beſteht an den einzelnen Gegenſtänden immer nur ſo 
lange, als ſie jeweils zum eingebrachten Gut oder zum unfreien Kindesvermögen gehören. Das 
Nutznießungsrecht kann ferner nicht in das Grundbuch einge tragen werden. Es wirkt aber wie 
ein dingliches Recht gegen jeden Dritten. Die einzelnen Unterſchiede zwiſchen dem Nutznießungs 
recht und dem Nießbrauch find namentlich in RG J 1909, 14531 beleuchtet. — Für das an einen 
Nießbrauch erinnernde Pfründenrecht find durch Art 80 Abſ 2 Ech die landesgeſetzlichen Vor⸗ 
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ſchriften aufrechterhalten. Das Nutzungsrecht des Leibgedinges iſt in § 1030 A6 erörtert. 

Dieſes Nutzungsrecht kann auch als ein ſchuldrechtliches begründet werden. Nach PrALR war 
der Kreis der dinglichen Nutzungsrechte nicht beſchränkt. Rechte an fremdem Eigentum (1 19) 
konnten vielmehr in der verſchiedenſten Art und mit frei gewähltem Umfang begründet werden, 
und zwar auch als vererbliche und veräußerliche Rechte, ſoweit nicht für beſondere Fälle, 
wie z. B. für die nur zur Notdurft einer beſtimmten Perſon oder Sache bewilligten Rechte 
(119 5 22) oder für den Nießbrauch (1 21 88 110, 176), Ausnahmebeſtimmungen entgegenſtanden 
(119 5 23). Zu ſolchen dinglichen Nutzungsrechten gehörte auch ein Nutzungsrecht an fremdem 
Acker zugunſten der jeweiligen Eigentümer beſtimmter Grundſtücke, der Angehörigen 
einer aus den beteiligten Acker- und Koſſätenhöfen beſtehenden Realge meinde (RG Gruch 
68, 342). Wegen des Beſtehenbleibens eines ſolchen Nutzungsrechts auch nach dem Inkrafttreten 
des BGB gilt das in Bem 4 für den Nießbrauch Dargelegte. 

4. Übergangsvorſchriften. Ein vor dem Inkrafttreten des BGB begründeter Nießbrauch 
bleibt nach Art 184 Ech mit dem aus den bisherigen Geſetzen ſich ergebenden Inhalt und Rang 
beſtehen. Auch nach dem Inkrafttreten des BGB blieben bis zur Anlegung des Grundbuchs für 
den Nießbrauch an Grundſtücken die bisherigen Geſetze in Geltung (Art 189 EGG). Ein Nießbrauch 
kann aber nur noch mit dem nach dem BOB zuläſſigen Inhalt, alſo nicht mehr als ein vererbliches 
oder übertragbares Recht begründet werden. Auch Anderungen des Inhalts eines früheren Nieß⸗ 
brauchsrechts find ſeit dem Inkrafttreten des BGB nur noch injomeit zuläſſig, als ein ſolcher Inhalt 
nach neuem Recht anerkannt wird. Ein unter der Herrſchaft des früheren Rechts erloſchener 
Nießbrauch bleibt für immer erloſchen. Die beim Inkrafttreten des BGB noch nicht vollendete 
Erſitzung des Nießbrauchs an einer beweglichen Sache regeln die Artt 185, 169 EG. Was den 
räumlichen Geltungsbereich betrifft, ſo entſcheidet, falls es ſich nicht um Sachen handelt, die 
nur vorübergehend im Inlande ſich befinden, das jeweilige Recht der belegenen Sache. Fur 
den Erwerb des Nießbrauchs iſt das Recht des Ortes maßgebend, an dem die Sache zu dieſer 
Zeit ſich befindet. Der Grundſtücksnießbrauch iſt nach dem Recht des Staates zu beurteilen, 
in dem das Grundſtück liegt (MG HRR 1930 Nr. 2066). Der Nießbrauch an einer Forderung 
beſtimmt ſich nach dem für die Forderung maßgebenden Recht. Die Haftung des Nießbrauchers 
für die Schulden bei einem Vermögensnießbrauch iſt nach dem Recht des Nießbrauchbeſtellers 
zu beurteilen (ftr.). 

5. Im öſterreichiſchen Recht entſpricht die Fruchtnießung (88 509ff. OA BGB) im weſent⸗ 
lichen dem Nießbrauch des BOB. Daneben gibt es aber noch ein beſonderes Gebrauchsrecht 
{88 504 ff. OA BGB) dahin, eine Sache nur zu ſeinem eigenen Bedürfniſſe zu benutzen. Dieſer 
Gebrauch kann nicht einmal der Ausübung nach anderen überlaſſen werden. Die Erhaltung der 
Sache und Tragung der Laſten obliegt hier dem Eigentümer, ſoweit das dieſem aus den ihm 
verbleibenden Nutzungen möglich iſt. Dieſes Gebrauchsrecht kommt namentlich als Wohnungs- 
recht vor ($ 521 OA BG), doch gibt es auch Fruchtnießung an Wohnungen. Das Gebrauchsrecht 
kann nur an Sachen beſtellt werden, die ſich in Oſterreich oder dem Sudetenland befinden, aber 
auch zugunſten von Perſonen, die ihren Aufenthalt im alten Reichsgebiet haben oder dem BGB 
als Perſonalſtatut unterſtehen. (Beitzke.)] 


I. Nießbrauch an Sachen 


8 1030 


Eine Sache 1) kann in der Weiſe belaſtet?) werden, daß derjenige, zu deſſen 
Gunſten 3) die Belaſtung erfolgt, berechtigt iſt, die Nutzungen der Sache) 
zu ziehen 5) (Nießbrauch). 

Der Nießbrauch kann durch den Ausſchluß einzelner Nutzungen beſchränkt 
werden (). 

E 1 980 II 940; M 3 493, 494; P 3 383, 384. 

b 1. Die sg 1030 — 1067 handeln von dem Nießbrauch an Sachen. Gegenſtand des Nieß⸗ 
Gens kann jede Sache ſein, die Nutzungen gewährt. Unter dieſer Vorausſetzung können 
Gegenſtand des Nießbrauchs bewegliche und unbewegliche Sachen ſein. Zu den letzteren gehören 
mn dſtücke und dieſen gleichgeftellte Berechtigungen (Vorbem 4 vor $ 873), namentlich auch das 

a rbbaurecht. Dem Nießbrauch unterliegt die Sache in derſelben Ausdehnung, in der daran Eigen⸗ 
Ver beſteht. Soweit nach den Grundſätzen über das Nachbarrecht, über Verbindung, Vermiſchung, 
1 erarbeitung das Eigentum reicht, ſoweit reicht auch das Nießbrauchsrecht. Der Nießbrauch 
et die weſentlichen Beſtandteile der Sache unbedingt, die unweſentlichen Beſtandteile 
eber der Vorausſetzung, daß ſie nicht im Eigentum eines anderen als des Eigentümers der Sache 
1 hen (55 9395). Werden Beſtandteile, die nicht zu den Früchten zu rechnen find (8 1039 A ), 
u der Sache getrennt, fo beſteht der Nießbrauch daran fort. Als Beſtandteile eines Grund⸗ 
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ſtücks find nach $ 96 auch die mit dem Eigentum an dem Grundſtück verbundenen Rechte anzufehen 
(ſubjektiv⸗dingliche Reallaſten, Rentenrechte wegen eines Überbaus oder eines Notwegs nach 
55 912—918, mit dem Grundſtück verbundene Gerechtigkeiten). Der Nießbrauch an dem Grund⸗ 
ſtück erſtreckt ſich deshalb auch auf dieſe Rechte, ſoweit an ihnen überhaupt ein Nießbrauch ſtatt⸗ 
findet (88 1068 A 1, 1069 A 1). Die Erſtreckung tritt ein, ohne daß es der ſonſt für den Erwerb 
des Nießbrauchs an dieſen Rechten vorgeſchriebenen beſonderen Form bedarf. Wird ein Grund⸗ 
ſtück nach $ 890 Abſ 2 einem anderen Grundſtück als Beſtandteil zugeſchrieben, fo hat das nicht 
die Wirkung, daß der Nießbrauch an dieſem Grundſtück auch das zugeſchriebene Grundſtück um- 
faßt (ſtr.). Wegen der Zubehörſtücke ſ. $ 1031. Da der Nießbrauch ſich als ein teilbares Recht 
darſtellt, iſt er auch an dem Bruchteil einer Sache zuläſſig. Abweichend von den für Reallaſten, 
Vorkaufsrechte, Hypotheken und Grundſchulden gegebenen Vorſchriften braucht der Bruchteil 
nicht in dem Anteil eines Miteigentümers zu beſtehen (RZA 16, 295). Gegenſtand des Nießz⸗ 
brauchs kann auch ein Bergwerkſein. Der Nießbraucher am Bergwerk ift aber nicht „Bergwerks⸗ 
beſitzer“ im Sinne des § 148 PrallgBergG v. 24. 6. 1865, der alle durch den Bergbaubetrieb ent⸗ 
ſtandenen Grundſtücksſchäden zu tragen hat (RG JW 1920, 834). Ein an mehreren Sachen, 
insbeſondere mehreren ſelbſtändigen Grundſtücken gleichzeitig beſtellter Nießbrauch iſt kein ein 
heitliches Recht, ſondern eine Mehrheit von Einzelrechten (RJ 43, 347). 

2. Die Belaſtung mit dem Nießbrauch erfolgt bei einem Grundſtück durch Einigung des Eigen⸗ 
tümers mit dem Begünſtigten und Eintragung in das Grundbuch ($ 873) oderzdurch Bucherfigung 
(8 900 Abf 2). An beweglichen Sachen wird der Nießbrauch begründet entweder durch Einigung 
und Übergabe der Sache in der übereinſtimmenden Abſicht der Beteiligten, daß dem Empfänger 
an der Sache der Nießbrauch zuſtehen ſoll ($ 1032), oder durch Erſitzung ($ 1033). Bei der Be⸗ 
gründung durch Einigung und Übergabe find die Vorſchriften über den Eigentumserwerb (98 930 f., 
1032), auch die Beſtimmungen über den Erwerb auf Grund des guten Glaubens (88 932 ff., 1032), 
entſprechend anzuwenden. Ein Nießbrauch kann auch unter einer Bedingung oder einer Zeit; 
beſtimmung beſtellt werden (OLG 31 S. 296, 339). Bei land⸗ oder forſtwirtſchaftlichen Grund⸗ 
ſtücken von gewiſſer Größe iſt nach der GrundſtVerkBek. v. 15. 3. 1918 / 26. 1. 1937 zur Be⸗ 
ſtellung des Nießbrauchs behördliche Genehmigung erforderlich. Für Erbhöfe (Vorbem 1 vor 
$ 873) gilt $37 RErbhc (8903 A3 letzter Abſatz). 

3. Nießbrauchberechtigt können mehrere nach Bruchteilen fein (RIA 16, 295: KG 49, 161). 
Es iſt auch zuläſſig, einer Einzelperſon von vornherein einen Bruchteilsnießbrauch am ganzen 
Grundſtück zu beſtellen (356 13, 447; 5 1031 A 1). Der Nießbrauch kann auch für mehrere Per⸗ 
ſonen als Geſamtberechtigte im Sinne des $ 428 beſtellt und eingetragen werden (JW 1933, 7022). 
Ergibt bei einem Grundſtücksnießbrauch mehrerer Perſonen im Einzelfalle weder die Grundbud)” 
eintragung noch die darin in bezug genommene Eintragungsbewilligung eine ausdrückliche Feſt⸗ 
legung des Rechtsverhältniſſes zwiſchen den Berechtigten, ſo darf der Richter zur Ermittelung 
dieſes Verhältniſſes im Wege der Auslegung den wirtſchaftlichen Anlaß der Nießbrauchsbeſtellung 
heranziehen (RG HRR 1937 Nr 1443). 

4. Nutzungen der Sache find nach $ 100 die natürlichen und bürgerlichen Früchte (8 99) und 
die Vorteile, die der Gebrauch der Sache gewährt. Nicht notwendig iſt alſo, daß die Sache Früchte 
abwirft oder wenigſtens zur Fruchtziehung geeignet iſt. Es genügt auch, wenn die Sache Ge⸗ 
brauchsvorteile gewährt. 

5. Aus dem Recht zum Ziehen der Nutzungen ergibt ſich, daß der Nutznießer die Nutzungen 
aus eigenem Recht erwirbt (RG 68, 13; OLG 26, 89). Die natürlichen Früchte erwirbt er der 
Regel nach und jedenfalls, wenn er ſich im unmittelbaren Beſitz befindet, durch die Trennung 
(5 954 ff.), die bürgerlichen (z. B. Mietzinſen) jo, daß er als Gläubiger die Beträge bezieht ($ 1039 
A4). Trotzdem kann er Mietzinſen wegen feiner Forderungen gegen den Eigentümer auch no 
für ſich pfänden laſſen (RG 64, 420; 86, 135). Eine Abtretung des Eigentümers iſt aber unwirkſam 
( 80, 316). Die Rechtsbehelfe bei Pfändungen von Mietzinſen durch Dritte, insbeſondere 
Hypothekengläubiger, und das Rangverhältnis hierbei werden in $ 1124 A 5 erörtert. — Auf die 
an Stelle der Sache tretenden Erſatzanſprüche des Eigentümers erſtreckt ſich der Nießbrauch vegel- 
mäßig nicht. Geht die Nießbrauchſache unter, fo ift der Nießbrauch erloſchen ($ 1061 A 3). Der An⸗ 
ſpruch, welcher dem Eigentümer gegen den Dritten wegen der Zerſtörung der Sache zuſteht, iſt 
dem Nießbrauch nicht unterworfen, ebenſowenig der Anſpruch wegen einer Beſchädigung. So, 
weit aber der Nießbraucher durch die Zerſtörung oder Beſchädigung einen Schaden erlitten hat, ſteht 
ihm ein ſelbſtändiger Anſpruch auf Erſatz dieſes Schadens zu. Wegen dieſes Rechts und wegen de 
Anſpruchs, daß der für eine Beſchädigung dem Eigentümer gezahlte Schadenserſatz zur Wiederher⸗ 
ſtellung der Sache verwendet wird, iſt auf 1065 A2 zu verweiſen. Beſondere Grundſätze gelten 
für das Recht des Nießbrauchers an der Verſicherungsſumme (8 1046 A 1). Wird die Nieß⸗ 
brauchſache enteignet, ſo tritt nach Maßgabe der landesrechtlichen Vorſchriften (Artt 52, 53, 
109 Ech) an Stelle der Sache die Entſchädigungsſumme. Sie darf, ſoweit der Nießbrauche 
entſchädigungsberechtigt iſt, nicht ohne deſſen Zuſtimmung ausgezahlt, ſondern muß hinterleg 
werden. Der Schaden des Nießbrauchers darf übrigens nicht ohne weiteres den Zinſen der Ent“ 
ſchädigungsſumme gleichgeſtellt werden, ſondern kann einen größeren oder geringeren Betrag, 
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ausmachen. Iſt die Nießbrauchſache mit Zuſtimmung des Nießbrauchers veräußert worden, ſo 
wird die Erteilung der Zuſtimmung regelmäßig in dem Sinne auszulegen ſein, daß der Nießbraucher 
das Recht behält, die Einräumung des Nießbrauchs am Erlöſe zu verlangen. Bei der Einziehung 
einer Forderung durch den Nießbraucher tritt der Nießbrauch an dem geleiſteten Gegenſtand an 
die Stelle des Nießbrauchs an der Forderung ($ 1075). Die Auseinanderſetzung beim Nießbrauch 
am Anteil eines Miteigentümers behandelt $ 1066 A 3. 

6. Der Nießbrauch umfaßt grundſätzlich alle Nutzungen der Sache. Das ſchließt jedoch nicht 
aus, daß einzelne Nutzungen von dem Recht des Nießbrauchers ausgenommen werden können 
oder fein Nutzungsrecht ſonſt in einzelnen Beziehungen beſchränkt werden kann. Die Beſchränkung 
kaun ſowohl bei der Beſtellung als auch ſpäter eintreten (81213 A 1). Das Recht auf einzelne 
Nutzungen kann aber nur als ein ſchuldrechtliches oder, wenn es ſich um die Nutzungen eines 
Grundſtücks handelt, als perſönliche Dienſtbarkeit ($ 1090) oder auch, ſofern der Verpflichtete 
beſtimmte wiederkehrende Nutzungen zu gewähren hat, als Reallaſt beſtellt werden (OLG 2, 
120; 6, 121). Die Natur einer perſönlichen Dienſtbarkeit oder Reallaſt haben auch die im Leib⸗ 
gedingsvertrage dem Auszügler eingeräumten Grundſtücksnutzungsrechte. — Eine Anderung 
des Nießbrauchs iſt auch inſofern zuläffig, als die aus dem geſetzlichen Schuldverhältnis entſprin⸗ 
genden Verpflichtungen des Nießbrauchers beſchränkt oder erweitert werden können. Eine Be⸗ 
ſchränkung iſt jedoch nur ſoweit geftattet, daß das Recht des Eigentümers an der Subſtanz der Sache 
nicht entwertet wird. Das Recht des Eigentümers auf wirtſchaftliche Verwaltung und auf Sicher⸗ 
heitsleiſtung (58 1036 a. E., 1051, 1054) kann alſo nicht allgemein wegbedungen werden. Dem 
Nießbraucher kann auch ein Recht auf die im Übermaß gezogenen Früchte ($ 1039) nicht unein- 
geſchränkt eingeräumt werden. — Ein Nießbrauch kann auch als Erſatz der Antichreſe (Nutzungs⸗ 
pfandrecht: 8873 A6) zu Sicherungszwecken für eine Forderung beſtellt werden, ins⸗ 
beſondere neben einer Hypothek an dem belaſteten Grundſtück (RG 67, 378; 106, 111; DLG 
26, 89). Er dient dann der allmählichen Tilgung der Forderung aus den Nutzungen, nament⸗ 
lich aus den Mietzinſen (RG JW 1911, 97; RIA 3, 214; MON 34, 263). Dabei kann die als 
auflöſende Bedingung zu erachtende Abrede des Erlöſchens des Nießbrauchs bei Tilgung der 
Forderung oder Hypothek getroffen werden (RG 106, 111; KJ 25, 290; 34, 263). Fehlt eine 
ſolche Abrede, fo ift der Nießbraucher immerhin ſchuldrechtlich verpflichtet, den Nießbrauch nach 
erfolgter Tilgung der Forderung (Hypothek) aufzugeben (OLG 15, 370; 18, 150). 


8 1031 
Mit dem Nießbrauch an einem Grundſtück :) erlangt der Nießbraucher 
den Nießbrauch an dem Zubehöre ?) nach den für den Erwerb des Eigentums 
geltenden Vorſchriften des § 926°). 
E II 941; P 3 386, 387, 388. 


Ural, $ 314), ſondern auch für das Sachenrecht von Bedeutung. Durch die Beſtellung des Nieß. 
Miese an einem Grundſtück wird zugleich der Nießbrauch an dem zur Zeit des Bote lebe 
Gedlche Sachen erforderliche Form der Übergabe ($ 1032) erfüllt zu werden brauchk. Über düse 
. . Vorausgeſetzt iſt, daß der Nießbrauch am Zubehör dem Vertrags willen der Pätteien ent- N N — 
Deich, Dies iſt nach der angezogenen Beftimmung des § 926 im Zweifel anzune men, Iiſt wegen. | * 
es Nießbrauchs am Zubehör in dem der Beſtellung des Nießbrauchs zugrunde fliege 1 
rechtlichen Vertrag oder in der den Nießbrauch anordnenden Verfügung bon Toben we eit 
Vlondere Beſtimmung getroffen, ſo darf davon ausgegangen werden, daß die Vr bei der 
eſtellung des Nießbrauchs von dieſer Beſtimmung nicht haben abweichen wollen W. 
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ſteller nicht Eigentümer der Zubehörſtücke, ſollte aber der Nießbrauch ſich nach der Einigung 
auch auf fie erſtrecken, fo finden auf den Erwerb des Nießbrauchs an ihnen die 88 932—936 ent⸗ 
ſprechende Anwendung (8 926 Abſ 2). Der Nießbrauch an ihnen kann alſo, ſofern es fi nicht um 
abhanden gekommene Sachen handelt, durch gutgläubige Beſitzergreifung erlangt werden. 


8 1032 


Zur Beſtellung des Nießbrauchs an einer beweglichen Sache iſt erforderlich, 
daß der Eigentümer die Sache dem Erwerber übergibt und beide darüber einig 
find, daß dieſem der Nießbrauch zuſtehen ſoll 1). Die Vorſchriften des 8 929 
Satz 2 und der 88 930 bis 936 finden entſprechende Anwendung 2); in den Fällen 
des § 936 tritt nur die Wirkung?) ein, daß der Nießbrauch dem Rechte des 
Dritten vorgeht). 

E 1 983 II 942; M 3 495, 496; P 3 385ff. 

1. Zur Beſtellung des Nießbrauchs an einer beweglichen Sache iſt außer der Einigung zwiſchen 
dem Eigentümer und dem Erwerber des Nießbrauchs die Übergabe erforderlich, ſofern der Er⸗ 
werber ſich nicht bereits im Beſitz der Sache befindet ($ 929 Satz 2). Der Nießbrauch kann unter 
einer Zeitbeſtimmung oder unter einer Bedingung beſtellt werden (OLG 31 S 296, 339). Zuläſſig 
iſt deshalb die Beſtellung auch in der Weiſe, daß der Nießbrauch erſt mit dem Tode des Beſtellers 
wirkſam werden ſoll (OLG 12, 131; 29, 238). Wenn Eltern ihrem minderjährigen Kinde beweg⸗ 
liche Sachen übereignen, ſich aber den Nießbrauch daran vorbehalten, fo iſt zum Abschluß dieſes 
N 169 en eines Pflegers für das Kind und deſſen Einwilligung nicht erforderlich 
( 48, 321). 

2. Der Beſitzübergabe ſteht es nach den für entſprechend anwendbar erklärten Vorſchriften 
der 88 930 u. 931 gleich, wenn dem Erwerber nur der mittelbare Beſitz verſchafft wird oder 
wenn ihm der Anſpruch auf Herausgabe gegen den im Beſitz der Sache befindlichen Dritten ab⸗ 
getreten wird. Im letzteren Falle behält zwar auch der Eigentümer der Nießbrauchſache noch 
einen eigenen, auf das Eigentum geſtützten Anſpruch auf Herausgabe der Sache. Er kann aber die 
Herausgabe nur noch an den Nießbraucher verlangen. Iſt der Beſteller nicht Eigentümer, ſo 
kommen die Vorſchriften der 88 932—935 zur entſprechenden Anwendung. Der Erwerber, 
dem der Beſitz von dem Beſteller, wenn auch nur durch Abtretung des Herausgabeanſpruch? 
gegen den für ihn beſitzenden Dritten, oder auf Anweiſung des Beſtellers von dem nicht für 
ihn beſitzenden Dritten eingeräumt wird, iſt durch den guten Glauben an die Rechtmäßig⸗ 
keit des Beſitzes geſchüßt, falls ſeine Unkenntnis nicht auf grober Fahrläſſigkeit beruht. Die 
Vorſchriften über den Schutz des gutgläubigen Erwerbers finden aber keine Anwendung, wenn 
es ſich — abgeſehen von Geld, Inhaberpapieren und öffentlich verſteigerten Sachen — um ſolche 
Sachen handelt, die dem Eigentümer wider Willen aus dem Beſitz gekommen find. Nich! 
hierunter fallen veruntreute Sachen, deren Beſitz der Eigentümer freiwillig einem anderen über ⸗ 
faffen hatte (RG 54, 68; den anders liegenden Fall der Veruntreuung durch den Beſiß⸗ 
diener behandelt RG 71, 248). 0 

3. Iſt die Sache mit dem Rechte eines Dritten, z. B. einem Pfandrecht oder einem Nieß⸗ 
brauch, belaſtet (8986), fo hat der gutgläubige Erwerb (A 2) zur Folge, daß dieſe Rechte zwar 
nicht erlöſchen, wohl aber im Range hinter den neu beſtellten Nießbrauch zurücktreten. Iſt ber 
Erwerber hinſichtlich des Rechts des Dritten nicht in gutem Glauben, jo muß er das Recht gegen ſich 
gelten laſſen, fo daß fein Nießbrauch dem Recht des Dritten im Range nachſteht. 

4. Die Zubehörſtücke einer beweglichen Sache müſſen, damit der Nießbrauch daran erlangt 
wird, ebenſo wie die Hauptſache übergeben werden. War der Beſteller des Nießbrauchs nich 
Eigentümer des Zubehörs, jo bedarf es zum Erwerb des Nießbrauchs nach den in A 2 dargeſtellten 
Vorſchriften über den Schutz des gutgläubigen Erwerbers auch dann, wenn es ſich um Zubehör 
ſtücke eines Grundſtücks handelt, ſtets der Beſitzerlangung. 


§ 1033 


Ser Nießbrauch an einer beweglichen Sache kann durch Erſitzung erworben 
werden. Die für den Erwerb des Eigentums durch Erſitzung geltenden Bor” 
ſchriften finden entſprechende Anwendung !). 

E II 943; P 3 385 ff. 

1. Die Erſitzung des Nießbrauchs regelt ſich nach den Vorſchriften, die für die Erjigund 
des Eigentums in den $$ 937945 gegeben find. Sie iſt für ſolche Fälle ein Bedürfnis, in denen 
der Nießbraucher die Rechte aus gutgläubigem Erwerb ($ 1032 A 2) nicht in Anſpruch nehmen kann, 
weil ſein guter Glaube auf grober Fahrläſſigkeit beruhte oder weil es ſich um abhanden gekommene 
Sachen handelt (58 932 Abſ 2, 935). Zur Erſitzung genügt auch der mittelbare Beſitz. Di 
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Erſitzungszeit des als Eigentümer Beſitzenden, der während dieſer Beſitzzeit gutgläubig war, kann 
der Erſitzungszeit des Nießbrauchers, der ſein Recht von jenem ableitet, hinzugerechnet werden 
(8943). Iſt die Sache mit dem Recht eines Dritten belaſtet (81032 A 3), fo erliſcht dieſes Recht 
durch die Erſitzung des Nießbrauchs nicht, tritt aber, entſprechend den Ausführungen in $ 1032 
A 3, im Range hinter den Nießbrauch zurück. 


8 1034 


Der Nießbraucher kann den Zuſtand der Sache auf feine Koſten durch Sach- 
verſtändige feſtſtellen laſſen ). Das gleiche Necht ſteht dem Eigentümer ) zu!). 

G I 092 II 914; M 3 506, 507; P 3 394, 457; 4 592 ff., 608. 

1. Für die Rückgabe der Sache nach Beendigung des Nießbrauchs iſt es von Bedeutung, in 
welchem Zuſtand die Sache ſich bei Beginn des Nießbrauchs befand ($ 1055 A 2). Deshalb 
ift ſowohl dem Nießbraucher als auch dem Eigentümer das Recht gegeben, den Zuſtand der Sache 
durch Sachverſtändige nach den Vorſchriften über das Verfahren in Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit (88 164, 15, 19 FGG) feſtſtellen zu laſſen. Der Nieh- 
braucher hat die zu dieſem Zweck erforderliche Beſichtigung zu dulden. Der Gegner des Antrag- 
ſtellers iſt nach $ 164 Abſ 3 cc im Verfahren tunlichſt zu hören, nach dem Sinne dieſer Vor⸗ 
ſchrift auch bei der Beſichtigung zuzuziehen. Die Verfügung des Amtsgerichts, die dem Antrag 
ſtattgibt, kann nach $ 164 Abj 2 nicht angefochten werden, wohl aber nach § 19 die den Antrag 
ablehnende Verfügung. Durch die Beſichtigung ſoll möglichſt der Zuſtand zur Zeit des Beginns 
des Nießbrauchs feſtgeſtellt werden. Die Feſtſtellung braucht aber nicht gleich nach Beginn des 
Nießbrauchs beantragt zu werden. Auch eine Feſtſtellung in ſpäterer Zeit iſt nicht bedeutungslos, 
da hieraus immerhin Schlüffe auf die frühere Beſchaffenheit der Sache gezogen werden können. 

2. Das Recht auf Feſtſtellung des Zuſtandes ſteht nicht dem Beſteller (der nicht Eigentümer 

zu ſein braucht) und ihm gegenüber, ſondern dem Eigentümer und dieſem gegenüber zu. Dem 
Nießbraucher kommt jedoch § 1058 zugute, wonach ihm gegenüber der Beſteller als Eigentümer 
gilt, ſofern er nicht weiß, daß der Beſteller nicht Eigentümer iſt. 
3. Da 8 1034 die Beteiligten auf den Weg der Feſtſtellung durch Sachverſtändige verweiſt, 
iſt weder der Nießbraucher noch der Eigentümer berechtigt, von dem anderen Teile eine Be⸗ 
ſcheinigung über die Beſchaffenheit der Sache zur Zeit der Hingabe zu verlangen. Keiner von 
beiden kann auch beanſpruchen, daß der andere, der die Ausſtellung einer ſolchen Beſcheinigung 
verweigert, die Koſten der Feſtſtellung trage. Anderſeits wird dadurch, daß der Nießbraucher 
oder der Eigentümer eine Beſcheinigung über die Beſchaffenheit der Sache gibt, dem anderen Teile 
nicht das Recht genommen, den Zuſtand der Sache auf feine Koſten feſtſtellen zu laſſen. 


8 1035 


Bei dem Nießbrauch an einem Inbegriffe von Sachen ſind der Nießbraucher 
und der Eigentümer einander verpflichtet, zur Aufnahme eines Verzeichniſſes 
der Sachen mitzuwirken 1). Das Verzeichnis iſt mit der Angabe des Tages der 
Aufnahme zu verſehen und von beiden Teilen zu unterzeichnen; jeder Teil 
kann verlangen, daß die Unterzeichnung öffentlich beglaubigt wird 2). Zeder 
Teil kann auch verlangen, daß das Verzeichnis durch die zuſtändige Behörde 
oder durch einen zuftändigen Beamten oder Notar aufgenommen wird. Die 
Koſten hat derjenige zu tragen und vorzuſchießen, welcher die Aufnahme oder 
die Beglaubigung verlangt ?). 

© 1 993, 1042 II 945; M 3 508, 565; P 3 394ff.; 4 607ff., 769. 

1. Beſteht der Nießbrauch an einem Inbegriff, d. h. an einer Mehrheit von Sachen, die 
eine wirtſchaftliche Einheit bilden (z. B. Bücherſammlung, Warenlager, Betriebseinrichtung), 
e kann ſowohl der Nießbraucher als auch der Eigentümer von dem anderen Teile fordern, daß 
dieſer zur Aufnahme eines Verzeichniſſes der Sachen mitwirkte. Der Anſpruch iſt klagbar. Das 
Urteil wird nach $ 888 ZPO vollſtreckt. Zur Erfüllung des Anſpruchs gehört auch, daß jeder Teil 

e Richtigkeit des unter ſeiner Mitwirkung aufzunehmenden Verzeichniſſes durch ſeine Unter⸗ 

rift anerkennt. Eine dem Geſetz entſprechende Mitwirkung verlangt, daß beide Teile perſönlich 
zelammenkommen oder Bevollmächtigte entſenden und daß der Nießbraucher den in ſeinen Händen 
zefindlichen Inbegriff in feinen einzelnen Beſtandteilen nachweiſt (RG 126, 106). Das Verlangen 
Die nicht bloß ſogleich nach der Begründung des Nießbrauchs, ſondern auch ſpäter geſtellt werden. 
b ie Feſtſtellung iſt, ſoweit dies noch möglich ift, auf den Zuſtand zur Zeit des Beginns des Nieß⸗ 
1. uche zu richten. Das Anerkenntnis der Richtigkeit des Verzeichniſſes hat Beweiswert, aber 
eine rechtsgeſchäftliche Bedeutung. Wird die Ausſtellung des Anerkenntniſſes verweigert oder 
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das Anerkenntnis nur mit Vorbehalt erteilt, ſo kann dies dem anderen Teile Veranlaſſung geben, 
eine amtliche Aufnahme des Verzeichniſſes zu beantragen oder eine Klage auf Feſt⸗ 
ſtellung des ſtreitigen Zuſtandes zu erheben. Zu dieſem Verlangen iſt übrigens nach Satz 3 
jeder Teil auch ohne das Vorliegen jener Vorausſetzungen berechtigt (A 3). — Die Vorſchriften 
des $ 1035 finden auch dann Anwendung, wenn der Nießbrauch an einem Vermögen 
beſtellt iſt, wenn alſo die zu verſchiedenen wirtſchaftlichen Gruppen gehörigen Gegenſtände zu 
der rechtlichen Einheit des Vermögens zuſammengefaßt find. Auch bei dem Nießbrauch an einem 
Bruchteil des Inbegriffs oder Vermögens kann die Anwendbarkeit des 9 1035 keinem 
Zweifel unterliegen. Die Beſtimmung iſt aber nicht auszudehnen auf den Fall, daß beliebige 
Gegenſtände zu einer vertragsmäßigen Einheit zuſammengefaßt werden (ſtr.). Nach $ 1372 
Abſſ 1 findet § 1035 auch Anwendung auf die Aufnahme eines Verzeichniſſes über den Beſtand 
des eingebrachten Gutes der Ehefrau, deſſen Feſtſtellung durch die Aufnahme des Verzeichniſſes 
jeder Ehegatte verlangen kann. 

2. Über die Einrichtung des Verzeichniſſes iſt nur vorgeſchrieben, daß der Tag der Aufnahme 
anzugeben iſt. Nicht vorgeſchrieben iſt die Angabe des Wertes. Es entſpricht aber dem Zweck 
des Verzeichniſſes, daß es je nach der Wichtigkeit der Sachen eine tunlichſt genaue Beſchreibung 
ihrer Beſchaffenheit enthält. Die unter dem Verzeichnis abzugebende Unterſchrift muß auf Ver⸗ 
langen des Antragſtellers öffentlich beglaubigt werden ($ 129). 

3. Die amtliche Aufnahme des Verzeichniſſes kann ſelbſt dann verlangt werden, wenn 
die Richtigkeit des Privatverzeichniſſes von dem anderen Teile ohne Einſchränkung anerkannt iſt 
(A 1). Die Stellung dieſes Antrags iſt nicht davon abhängig, daß die Unrichtigkeit oder Unvoll⸗ 
ſtändigkeit des Verzeichniſſes ſich herausgeſtellt hat oder Streitigkeiten hierüber entſtanden ſind. 
Die Koſten des Verzeichniſſes hat der Antragſteller zu tragen. Der Antragsgegner kann aber für 
ſeine Mitwirkung bei der Aufnahme keine Vergütung beanſpruchen. 


§ 1036 

Der Nießbraucher iſt zum Beſitze der Sache berechtigt !). 

Er hat bei der Ausübung des Nutzungsrechts die bisherige wirtfchaft- 
liche Beſtimmung der Sache aufrechtzuerhalten ?) und nach den Regeln einer 
ordnungsmäßigen Wirtſchaft zu verfahren?) ). 

E I 984, 091, 994 Satz 1 II 946; M 3 496, 497, 504, 506, 508; P 3 387, 492. 

1. Das Recht des Nießbrauchers auf den Beſitz, das $ 1036 Abſ 1 ausdrücklich für das Ver⸗ 
hältnis zwiſchen dem Nießbraucher und dem Eigentümer beſtimmt, folgt ſchon aus der dinglichen 
Natur des Nießbrauchs. Das Beſitzrecht, deſſen der Nießbraucher bedarf, um die zur Ziehung 
der Nutzungen erforderlichen Handlungen vornehmen zu können, iſt ſo weſentlich, daß ohne N 
Recht ein dinglicher Nießbrauch nicht beſtehen kann. Eine Vereinbarung, daß dem Nießbraucher 
der Befiß nicht zuſtehen ſoll, würde das Nießbrauchsrecht ausſchließen (ftr.). Dem Nießbraucher 
ſteht der unmittelbare Beſitz zu. Der mittelbare Beſitz verbleibt (trotz der Regel des 
$ 1055 Abj 1) dem Beſteller, auch wenn er nicht der Eigentümer iſt. Beſchafft der Nießbraucher 
Erſatzſtücke ($ 1048 A 1), fo erlangt der Beſteller an ihnen den mittelbaren Beſitz. Der Eigen 
tümer, der nicht der Beſteller ift, kann ſich wegen der Überlaſſung des mittelbaren Beſitzes, 
wenn der Nießbrauch rechtswirkſam erworben iſt, nur an den Beſteller halten. Als mittelbarer 
Beſitzer darf der Beſteller den Beſitz zwar nicht wider den Willen des Nießbrauchers ausüben. 
Wenn der Beſteller aber in Ausübung ſeines Aufſichtsrechts zum Betreten des Grundſtücks, zur 
Beſichtigung der Nießbrauchsſache oder zu ähnlichen Maßnahmen veranlaßt iſt, jo kann er ver 
langen, daß ihm die hierzu erforderliche Beſitzausübung geſtattet wird. Beim Nießbrauch au 
Inhaber- und Orderpapieren beſteht ein Mitbeſitz des Eigentümers und Nießbrauchers ($ 1081). 
Sonſt iſt ein ſolcher Mitbeſitz nur ausnahmsweiſe zuläſſig, z. B. beim Nießbrauch an einem Bruch 
teil der Sache und in dem Falle, daß die dem Nießbraucher gebührenden Nutzungen eingeſchrän 
find (5 1030 A 3). 

2. Die Ausübung des Nießbrauchs iſt durch Abſſ 2 dahin beſchränkt, daß die wirtſchaftliche 
Beſtimmung, welche die Sache nach dem Willen des Eigentümers bei der Begründung des Nieh” 
brauchs hatte, aufrechterhalten werden muß. Dieſe Vorſchrift iſt namentlich für die Bewirk⸗ 
ſchaftung von Grundſtücken von Bedeutung (RG 80, 229). Der wirtſchaftliche Betrieb darf 
nicht ſo verändert werden, daß der Geſamtcharakter der Wirtſchaft ein anderer wird. Kleinere 
Veränderungen im Betriebe, z. B. eine Ausdehnung der Ackerwirtſchaft oder Waldwirtſchaſt, 
ſind dem Nießbraucher geſtattet. Selbſtverſtändlich iſt ihm auch die Anwendung vervollkommneten 
Wirtſchaftsweiſen nicht verwehrt. Ebenſowenig iſt er gehindert, bisher vom Eigentümer ſelbf 
bewirtſchaftete Grundſtücke fortan zu verpachten. Bewegliche Sachen, die der Eigentün 
für ſich zu benutzen pflegte, darf der Nießbraucher aber nicht durch gewerbsmäßige Verleihung DER 
werten. Beruht der Nießbrauch auf einer Verfügung von Todes wegen, fo ift in e 
Linie darauf zu ſehen, ob nach dem Willen des Erblaſſers dem Nießbraucher (z. B. wenn er m 
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Kenntnis des Erblaſſers aus der Verleihung ſolcher Sachen ein Geſchäft macht) weitergehende 
Befugniſſe zuſtehen ſollen. Zu prüfen bleibt auch, ob die Sache als eine verbrauchbare im Sinne 
des $ 92 anzuſehen iſt; denn dann geht das Eigentum auf den Nießbraucher über ($ 1067). 

3. Abſ 2 enthält ferner den wichtigen Grundſatz, daß der Nießbraucher bei der Ausübung 
des Nutzungsrechts nach den Regeln einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft zu verfahren hat. Er 
kann zwar auf die Ausübung des Nießbrauchs gänzlich verzichten und ſich dadurch von allen Pflichten 
frei machen. Solange er dies aber nicht kut, iſt er an die aus jenem Grundſatz ſich ergebenden 
Beſchränkungen gebunden. Danach iſt er nicht nur zu Unterlaſſungen, ſondern auch zu Handlungen 
verpflichtet, ſoweit dies zur Erhaltung der Sache im guten Stande nach den Regeln einer ordnungs⸗ 
mäßigen Wirtſchaft geboten tft, Eine ſchuldhafte Verletzung dieſer Pflichten macht ihn nach $ 276 
ſchadenserſatzpflichtig. Zu vertreten iſt jede Fahrläſſigkeit, falls nicht die Haftung vertragsmäßig 
auf grobe Fahrlaſſigkeit beſchränkt iſt. Eine ſolche Beſchränkung ift anzunehmen, wenn bei einer 
ſchenkungsweiſen Übertragung des Eigentums der Übertragende ſich den Nießbrauch vorbehalten 
hat. Die Zeit der Geltendmachung des Schadenserſatzanſpruchs behandelt § 1057 A 2. 

4. Die Vorſchriften des $ 1036 Abſ 2 und die weiteren Vorſchriften über ſchuldrechtliche Be⸗ 
ſchränkungen und Verpflichtungen des Nießbrauchers betreffen nur das Schuldverhältnis zwiſchen 
Nießbraucher und Eigentümer, nicht das Verhältnis zwiſchen Nießbraucher und Beſteller. Doch 
werden nach dem Willen der Parteien im Zweifel auch für das Rechtsverhältnis zum Beſteller 
dieſelben Grundſätze anwendbar ſein. Eine Abänderung durch Parteivereinbarung iſt zuläſſig 
481030 A 3, 51031 A 1). Nur können natürlich durch Vereinbarung zwiſchen dem Beſteller 
und dem Nießbraucher die Rechte des Eigentümers nicht beeinträchtigt werden. 


9 1037 


Der Nießbraucher iſt nicht berechtigt, die Sache umzugeſtalten oder wefent- 
lich zu verändern !). 

Der Nießbraucher eines Grundſtücks darf neue Anlagen zur Gewinnung 
von Steinen, Kies, Sand, Lehm, Ton, Mergel, Torf und ſonſtigen Boden- 
beſtandteilen errichten, ſofern nicht die wirtſchaftliche Beſtimmung des Grund- 
ſtücks dadurch weſentlich verändert wird 2). 

E I 989 Abf 1 Sat 1, 994 Cap 2, 905 II 947; M 3 502, 503, 508; P 3 391, 392; 4 597. 

1. Der Ausübung des Nutzungsrechts iſt durch $ 1037 eine über $ 1036 Abſ 2 hinausgehende 
Schranke dadurch gezogen, daß die Sache in ihrer körperlichen Beſchaffenheit weder umgeſtaltet 
noch weſentlich verändert werden darf. Der Nießbraucher darf nicht zur Erzielung größerer 

übungen die Sache zu einer weſentlich andersartigen geſtalten, z. B. nicht ein Ackergrundſtück in 
einen Steinbruch oder in einen Teich oder in Bauland umwandeln, nicht einem Kleidungsſtück oder 
einem Gebrauchsgegenſtand eine den Gebrauchszweck in weſentlichen Beziehungen ändernde 
Geſtalt geben. Auch hier iſt aber die Ausnahme zuzulaſſen, daß kleinere, für den Geſamtcharakter 
der Sache unerhebliche Anderungen nicht verboten ſind, insbeſondere ſolche Anderungen, die zur 
Hebung des Ertrags nach den Grundſätzen verſtändiger Wirtſchaftsführung gerechtfertigt ſind 
(3. B. die Einrichtung einer Kanalisation). Hierüber kann nur nach Lage des einzelnen Falles 
wel billiger Abwägung der Intereſſen des Eigentümers und des Nießbrauchers entſchieden 
werden. 

2. Abweichend von der Regel des Abſ 1 darf der Nießbraucher die Vorteile, die das Grundſtück 
durch das Vorhandenſein beſonderer Bodenbeſtandteile bietet, auch dann ausnutzen, wenn der 
Eigentümer das noch nicht getan hat. Dieſer veränderten Nutzungsweiſe ſteht nicht entgegen, 
daß durch die Entnahme der Bodenbeſtandteile die Subſtanz des Grundſtücks vermindert wird. 
Hier ift nur die eine Beſchränkung geſetzt, daß keine weſentliche Veränderung des wirtſchaftlichen 
Geſamtbetriebs (51036 A 2) herbeigeführt werden darf. Die Vorſchrift des Abſ 2 findet auch 


ann Anwendung, wenn eine Mineralwaſſerquelle, Kohlenſäure quelle uſw. auf dem Grundſtück 
erbohrt wird. 


8 1038 
8 Iſt ein Wald Gegenſtand des Nießbrauchs, ſo kann ſowohl der Eigen 
tümer als der Nieſzbraucher verlangen, daß das Maß der Nutzung und die 
Art der wirtſchaftlichen Behandlung durch einen Wirtſchaftsplan feſtgeſtellt 
werden 1). Tritt eine erhebliche Anderung der Umſtände ein, jo kann jeder 
Teil eine entſprechende Anderung des Wirtſchaftsplans verlangen ). Die 


Koſten hat jeder Teil zur Hälfte zu tragen !). 


BGB, Kommentar von Reichsgerichtsräten. 9. Aufl. III. Bd. (Beſſau.) 29 
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Das gleiche gilt, wenn ein Bergwerk oder eine andere auf Gewinnung 
von Bodenbeſtandteilen gerichtete Anlage Gegenſtand des Nießbrauchs iſt “). 

E II 948; ® 3 302, 393; 6 242, 243. 

1. Beim Nießbrauch an einem forſtmäßig zu benutzenden Walde liegt es im Intereſſe 
beider Teile, des Eigentümers und des Nießbrauchers, daß die Bewirtſchaftungsweiſe von vorn⸗ 
herein durch einen Wirtſchaftsplan feſtgeſtellt wird. Denn ſonſt könnte die Frage, ob die Regeln 
der ordnungsmäßigen Wirtſchaft beobachtet find (§ 1036 Abſ 2), ob ſich insbeſondere die Nutzung 
auf das zur Erhaltung eines nachhaltigen Betriebs erforderliche Maß beſchränkt, zu beſtändigen 
Streitigkeiten Anlaß geben. Kommt eine Einigung nicht zuſtande, ſo kann jeder von ihnen darauf 
klagen, daß der von ihm vorgeſchlagene Wirtſchaftsplan von dem anderen Teile genehmigt wird. 
Die Koſten der Aufſtellung des Wirtſchaftsplans ſind, da hieran beide Teile in gleichem Maße 
intereſſiert find, von jedem Teil zur Hälfte zu tragen. Dabei bleibt es auch, wenn die Aufſtellung 
erſt im Rechtsſtreit erfolgt. Nur wegen der ſonſtigen Koſten des Rechtsſtreits bleiben die Grundſätze 
der Prozeßordnung über die Koſtenpflicht maßgebend. Der Nießbraucher muß den durch Vertrag 
oder Urteil feſtgeſtellten Wirtſchaftsplan einhalten und kann ſchon während der Nießbrauchszeit 
im Klagewege hierzu ſowie zur Beſeitigung einer unter Abweichung von dem Wirtſchaftsplan 
vorgenommenen Anderung angehalten werden. 

2. Anderung des Wirtſchaftsplans. Sobald die Sachlage ſich dahin verändert, daß es den 
Regeln der ordnungsmäßigen Wirtſchaft ($ 1036 Abſ 2) nicht mehr entſpricht, an dem Wirtſchafts⸗ 
plan feſtzuhalten, ſind die Parteien in dem aus dieſer Veränderung ſich ergebenden Umfang 
nicht mehr hieran gebunden. Jeder Teil kann dann inſoweit eine neue Regelung verlangen. 
Der frühere Wirtſchaftsplan bleibt, wenn der eine Teil das Verlangen geſtellt hat, auch nicht ſo 
lange in Kraft, bis der andere Teil den neuen Plan freiwillig genehmigt hat oder zur Genehmigung 
verurteilt iſt. Die Aufſtellung des neuen Plans erfolgt ebenſo wie die des früheren Wirtſchafts⸗ 
plans (A 1) auf gemeinſchaftliche Koſten. 

3. Die in den A 1, 2 dargeſtellten Grundſätze kommen auch dann zur Anwendung, wenn es ſich 
um den Betrieb eines Bergwerks oder eines auf die Gewinnung von Bodenbeſtandteilen ge⸗ 
richteten Unternehmens handelt. Auch hier bedarf es der Aufſtellung eines feſten Plans, damit der 
Eigentümer gegen unwirtſchaftlichen Abbau geſchützt iſt. Der für Bergwerke durch landesgeſetzliche 
Beſtimmungen vorgeſchriebene, von der Bergbehörde zu genehmigende Betriebsplan dient 
nur polizeilichen Intereſſen. Mit dieſem Betriebsplan hat ſich natürlich der zwiſchen Eigentümer 
und Nießbraucher zu vereinbarende Wirtſchaftsplan in Einklang zu halten. 


9 1039 


Der Rießbraucher erwirbt das Eigentum auch an ſolchen Früchten, die 
er den Regeln einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft zuwider oder die er des 
halb im Übermaße zieht, weil dies infolge eines beſonderen Ereigniſſes not- 
wendig geworden iſt ). Er iſt jedoch, unbeſchadet feiner Verantwortlich“ 
keit für ein Verſchulden, verpflichtet, den Wert der Früchte dem Eigentümer 
bei der Beendigung des Nießbrauchs zu erſetzen und für die Erfüllung dieſer 
Verpflichtung Sicherheit zu leiſten ). Sowohl der Eigentümer als der Nieß“ 
braucher kann verlangen, daß der zu erſetzende Betrag zur Wiederherſtellung 
der Sache inſoweit verwendet wird, als es einer ordnungsmäßigen Wirt⸗ 
ſchaft entſpricht ). 

Wird die Verwendung zur Wiederherſtellung der Sache nicht verlangt, 
fo fällt die Erſatzpflicht weg, ſoweit ) durch den ordnungswidrigen oder den 
übermäßigen Fruchtbezug die dem Nießbraucher gebührenden Nutzungen 
beeinträchtigt werden ). 

E 1 988 Abſ 2 u. 3 II 949; M a 500, 501; P 3 388ff., 303, 394; 6 243. 

1. Das Eigentum an den Früchten erwirbt der Nießbraucher kraft ſeines dinglichen Roche 
nach der allgemeinen Regel des $ 954 mit der Trennung der Früchte. Da der Begriff der Früch 
690) ſich nach äußeren Merkmalen beſtimmt, gilt dies auch von den im Übermaße gezogene. 
Früchten, mag nun der Nießbraucher über die Grenzen hinaus, die ſich aus den Regeln eine 
ordnungsmäßigen Wirtſchaft bei Aufrechterhaltung der bisherigen wirtſchaftlichen Beltimmund 
der Sache ergeben ($ 1036 Abſ 2), Früchte gewonnen haben oder mag es ſich um außerorden 0 
liche Nutzungen handeln, die ohne ordnungswidriges Verhalten infolge eines zungen 
Ereigniſſes (Windbruch, Raupenfraß) oder infolge der rechtsverletzenden Handlung eines Drit 
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(Abholzen durch einen Unberechtigten) entſtanden ſind. Inſoweit hat aber der Nießbraucher — 
was nur für das ſchuldrechtliche Verhältnis zum Eigentümer von Bedeutung iſt — den Wert 
der Früchte, der nach der Zeit ihrer Trennung zu berechnen iſt, nach Beendigung des Nießbrauchs 
dem Eigentümer zu erſtatten. Hierbei iſt der Wert derjenigen Früchte in Abzug zu bringen, 
welche der Nießbraucher nach den Regeln einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft während der Nieß 
brauchszeit erhalten hätte, wenn nicht durch den übermäßigen Fruchtbezug die Nutzungen der 
ſpäteren Zeit fortgefallen oder gemindert wären. Denn inſoweit liegt nur eine Schädigung 
des Nießbrauchers, nicht des Eigentümers vor (RG 80, 233). Zu erſtatten iſt auch der Zinſen⸗ 
betrag, den der Nießbraucher vom Wert der zuviel gezogenen Früchte erhalten konnte, da dieſer 
Vorteil ihm nach Nießbrauchsrecht nicht gebührt. Der Nießbraucher braucht den Wertbetrag 
aber erſt nach Beendigung des Nießbrauchs zu zahlen, da bis dahin die Zinſen des Wertbetrags 
ihm ſelbſt zuſtehen. Daß er den Geldbetrag unter Vorbehalt ſeines Nießbrauchsrechts für den 
Eigentümer anlegt, kann nicht verlangt werden. Er muß aber für die Erfüllung der Erſatz 
pflicht (deren Höhe wegen des erwähnten Abzugs ſich jährlich mindert) dem Eigentümer nach 
Maßgabe der 58 232—240 Sicherheit leiſten. Der Nießbraucher bleibt außerdem im Falle des 
Verſchuldens nach den Grundſätzen des Schadenserſatzes verpflichtet, dem Eigentümer den durch 
eine übermäßige Nutzung entſtandenen Schaden ſogleich zu erſetzen. Zur Erſtattung des Wertes 
ſolcher Früchte, die infolge einer Umwandlung der bisherigen wirtſchaftlichen Beſtimmung der 
Sache außerordentlich gezogen find (Abholzen eines Waldes uſw.), iſt der Nießbraucher auch dann 
verpflichtet, wenn er vom Eigentümer die Erlaubnis zu der Umwandlung erhalten hatte oder als 
Verwalter des Eigentümers (RG 80, 229) zur Vornahme der Anderung befugt war. 


2. Mit dem Anſpruch auf Erſtattung des Wertes braucht der Eigentümer nicht bis zur Been⸗ 
digung des Nießbrauchs zu warten, wenn nach wirtſchaftlichen Grundſätzen infolge des über⸗ 
mäßigen Fruchtbezugs die Wiederherſtellung der Sache (3. B. durch Aufforſtungen) nötig ge- 
worden iſt. In dieſem Falle kann der Eigentümer verlangen, daß der Nießbraucher den von ihm zu 
erſtattenden Betrag alsbald für die Wiederherſtellung verwendet. Der Nießbraucher kann die 
Wiederherſtellung ſelbſt ausführen und wird hierdurch, ſoweit die Verwendung wirtſchaftlich 
angemeſſen iſt, von der Erſtattungspflicht auch dann befreit, wenn die Verwendung wider den 
Willen des Eigentümers erfolgt. Zu feiner Sicherheit kann er vor Ausführung der Verwendung 
die Einwilligung des Eigentümers fordern. 


3. Verlangt weder der Eigentümer noch der Nießbraucher die Verwendung des Erſatz⸗ 
betrags zur Wiederherſtellung der Sache, jo fällt die Erſatzpflicht des Nießbrauchers gegenüber 
dem Eigentümer nach Beendigung des Nießbrauchs (A 1) inſoweit weg, als durch den ordnungs⸗ 
widrigen oder übermäßigen Fruchtbezug die dem Nießbraucher gebührenden Nutzungen beein- 
trächtigt werden, alſo z. B. im Falle des Abholzens eines ganzen Waldes inſoweit, als der Nieß⸗ 
braucher nun aus dem Walde weniger Früchte bezieht. 


4. Das Recht auf ſonſtige Nutzungen, die nicht zu den Sachfrüchten gehören ($ 99 Abſ 3: 
3. B. Mietzinſen, Pachtzinſen, Renten eines mit dem Grundſtück verbundenen Rentenrechts), 
erwirbt der Nießbraucher, ſoweit die Nutzungen nach den im $ 101 Nr 2 über die Auseinander⸗ 
ſetzung mit dem Eigentümer gegebenen Vorſchriften ihm verbleiben, bereits mit der Beſtellung 
des Nießbrauchs oder doch in dem ſpäteren Zeitpunkt der Entſtehung des Rechts. Dabei erwirbt 
er das Recht auf regelmäßig wiederkehrende Erträge (z. B. Mietzinſen) zu dem der Dauer des 
Nießbrauchs entſprechenden Teile. Bei anderen Hebungen kommt es darauf an, ob die Fälligkeit 
in die Nießbrauchszeit fällt. Iſt der Zeitpunkt der Fälligkeit ungewiß, kann z. B. der Schuldner 
die Zeit der Leiſtung nach ſeinem Belieben beſtimmen, jo können bis zur Beſeitigung der Unge ⸗ 
wißheit Nießbraucher und Eigentümer nur gemeinſchaftlich über die Nutzung verfügen. Unab⸗ 
hängig von dieſer Regelung des Verfügungsrechts iſt die Rechtsfrage zu entſcheiden, ob nach 
Eigenkumsgrundſätzen der Nießbraucher im Einzelfalle das Eigentum an dem vom Schuldner 
Geleiſteten durch eine mit Übereignungswillen vorgenommene Übergabe erlangt hat. 


8 1040 


Das Recht des Nießbrauchers erſtreckt ſich nicht auf den Anteil des Eigen- 
tümers an einem Schatze, der in der Sache gefunden wird *). 
E I 990 II 950; M 3 504; P 3 302. 5 


1. Der Schatz gehört nach der Beſtimmung des $ 99 Abf 1 nicht zu den Früchten. Er iſt auch 
nicht Beſtandteil oder Zubehör der Nießbrauchſache. Der Anteil des Eigentümers an dem Schatz 
(8984) fällt daher nicht dem Nießbraucher als Nutzung zu, unterliegt auch nicht mit ſeinen Nutzungen 
dem Nießbrauch. 


29* 
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8 1041 


Der Nießbraucher hat für die Erhaltung der Sache in ihrem wirtfchaft- 
lichen Beſtande zu ſorgen ). Ausbeſſerungen und Erneuerungen liegen ihm 
nur inſoweit ob, als fie zu der gewöhnlichen Unterhaltung der Sache gehören ?). 

E I 991, 997, 998 Abi 1 II 951; M 3 504, 505, 510, 611; P 3 392 


1. Der Grundſatz, daß der Nießbraucher für die wirtſchaftliche Erhaltung der Sache zu ſorgen 
hat, beſagt nicht, daß ſämtliche Erhaltungskoſten dem Nießbraucher obliegen. Inwieweit er zu 
Aufwendungen verpflichtet iſt, iſt in Satz 2 beſtimmt. Im übrigen genügt er der Erhaltungs- 
pflicht gemäß § 1042 dadurch, daß er dem Eigentümer rechtzeitig Anzeige macht, wenn Aus- 
beſſerungen oder beſondere Vorkehrungen zur Erhaltung der Sache nötig werden. Hat er ſtatt 
der Anzeige die dem Eigentümer obliegende Ausbeſſerung oder Erneuerung ſelbſt vorgenommen, 
fo kann für ihn gemäß $ 1049 ſchon während der Nießbrauchszeit ein Anſpruch auf Erſatz nach den 
Vorſchriften über die Geſchäftsführung ohne Auftrag begründet ſein (8 1049 A 1). Auch der Eigen ⸗ 
tümer iſt dem Nießbraucher gegenüber nicht zur Erhaltung der Sache verpflichtet. Wohl aber iſt 
der Nießbraucher verpflichtet, dem Eigentümer die zur Erhaltung der Sache erforderlichen Hand- 
lungen zu geſtatten (§ 1044 A 1). 


2. Unterhaltungskoſten. Wie die außerordentlichen Nutzungen dem Nießbraucher nicht 
gebühren ($ 1039 A 1), jo fallen ihm auch die außerordentlichen Unterhaltungskoſten nicht zur 
Laſt. Diejenigen Koſten aber, die nach dem regelmäßigen Lauf der Dinge in kürzeren oder 
längeren Zeitabſchnitten zur Ausbeſſerung oder allmählichen Erneuerung aufgewendet werden 
müſſen, hat der Nießbraucher auch dann aus eigenen Mitteln zu beſtreiten, wenn bei ihrer Ent⸗ 
ſtehung das Verſchulden eines Dritten mitgewirkt hat. Dasſelbe gilt für die Koſten einer außer⸗ 
gewöhnlichen Ausbeſſerung oder Erneuerung, die dadurch notwendig geworden ift, daß die Auf- 
wendung der regelmäßigen Unterhaltungskoſten unterblieben iſt. Handelt es ſich dagegen um 
Ausbeſſerungen oder Erneuerungen, die in einem außerge wöhnlichen Ereignis oder in einem 
nach der Beſchaffenheit der Sache bei längerem Gebrauch naturgemäß eintretenden Verfall ihren 
Grund haben, ſo ſind dies Aufwendungen, die dem Nießbraucher nicht obliegen. 


5 1042 


Wird die Sache zerſtört oder beſchädigt oder wird eine außergewöhn“ 
liche Ausbeſſerung oder Erneuerung der Sache oder eine Vorkehrung zum 
Schutze der Sache gegen eine nicht vorhergeſehene Gefahr erforderlich, ſo 
hat der Nießbraucher dem Eigentümer unverzüglich Anzeige zu machen. Das 
gleiche gilt, wenn ſich ein Dritter ein Necht an der Sache anmaßt !). 

E I 996, 998 Abſ 2 11 952; M 3 608ff.; P 3 392. 


1. Die Erhaltungspflicht des Nießbrauchers ($ 1041 Satz 1) zeigt ſich auch darin, daß er 
von einer notwendig werdenden Ausbeſſerung oder Erneuerung, deren Koſten er nicht zu 
tragen hat, unverzüglich dem Eigentümer, der davon noch keine Kenntnis hat, Anzeige machen 
muß, damit dieſer das Nötige beſorgen kann. F 1042 ſpricht hier zwar nur von dem Fall einer 
außergewöhnlichen Ausbeſſerung (Erneuerung). Die Vorſchrift iſt aber auch dann anwendbar, 
wenn der Eigentümer den Nießbraucher von der Pflicht zur Vornahme beſtimmter Ausbeſſerungen, 
die ſonſt als zur gewöhnlichen Unterhaltung gehörig dem Nießbraucher zur Laſt fallen würden, 
befreit hat. Dabei iſt natürlich vorausgeſetzt, daß die Abmachung nicht in dem Sinne getroffen if, 
daß der Nießbraucher auch von der Anzeigepflicht befreit ſein ſoll. Iſt der Nießbraucher ſelbſt zur 
Ausbeſſerung bereit, obwohl er hierzu nicht verpflichtet iſt, fo fällt, wie in E 1 998 Abſ 2 (M3, 511) 
ausdrücklich beſtimmt war, die Anzeigepflicht fort. Kraft der ihm obliegenden Erhaltungs⸗ un 
Verwahrungspflicht iſt der Nießbraucher ferner anzeigepflichtig, ſobald beſondere Vorkommniſſe 
dem Eigentümer Anlaß zu ſofortigem Einſchreiten zwecks Wahrung ſeiner Eigentumsrechte geben. 
Dies ift der Fall, wenn die Sache zerſtört oder beſchädigt wird oder infolge unvorhergeſehenet 
Ereigniſſe der Gefahr der Zerſtörung oder Beſchädigung ausgeſetzt iſt oder wenn ein Dritter ji 
tatſächlich oder wörtlich (in einer ernſt zu nehmenden Weiſe) Rechte an der Sache anmaßt. Eine 
ſchuldhafte Verletzung der Anzeigepflicht macht den Nießbraucher ſchadenserſaßpflichtig. Js 
Rechtsſtreit hat der Eigentümer die Vorausſetzungen der Anzeigepflicht, der Nießbraucher = 
Erfüllung oder die ſchuldloſe Verhinderung an der Erfüllung zu beweiſen. Die Gefahr des Ein 
gangs der Anzeige hat der Eigentümer zu tragen, wenn der Nießbraucher bei der Abſendung d 
Anzeige die gehörige Sorgfalt betätigt hat. Für den Mietvertrag iſt eine dem $ 1042 ähnit 
Vorſchrift im § 545 erlaſſen. 
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& 1043 


Nimmt der Nießbraucher eines Grundſtücks eine erforderlich gewordene 
außergewöhnliche Ausbeſſerung oder Erneuerung ſelbſt vor, ſo darf er zu 
dieſem Zwecke innerhalb der Grenzen einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft 
auch Beſtandteile des Grundſtücks verwenden, die nicht zu den ihm gebühren 
den Früchten gehören !). 

E 1 999 Abſ 1 IE 953; M 3 511, 512; P 3 302; 6 244, 245. 

1. Zur Vornahme einer außergewöhnlichen Ausbeſſerung oder Erneuerung iſt weder der 
Nießbraucher noch der Eigentümer verpflichtet. Nimmt aber der Nießbraucher, wozu er berechtigt 
iſt, eine ſolche Ausbeſſerung oder Erneuerung vor, ſo hat er Anſpruch auf Erſatz feiner Auf⸗ 
wendungen nach den Vorſchriften über die Geſchäftsführung ohne Auftrag ($ 1049 A 1). Er kann 
aber, ſtakt erſt nachträglich Erſatz zu fordern, ſich auch ſchon von vornherein dadurch Erſatz beſchaffen, 
daß er Grundſtücksbeſtandteile, auf die er als Nießbraucher kein Recht hat, für die Ausbeſſerung 
verwendet. Es handelt ſich dabei um ſolche Beſtandteile, die nicht zu den Früchten gehören, und 
um Früchte, die über die ordnungsmäßige Nutzung hinausgehen ($ 1039 A 1), deren Wert er alſo 
dem Eigentümer erſetzen müßte. Bei der Ausübung des Rechts aus $ 1043 muß der Nießbraucher 
ſich aber in den Grenzen einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft (8 1036 A 2) halten. Er darf alfo 
nicht Grundſtücksbeſtandteile wählen, deren Entnahme ſich für den Wirtſchaftsbetrieb oder den 
Wert des Grundſtücks als unverhältnismäßig nachteilig herausſtellt oder die bedeutend vorteilhafter 
zu anderen Zwecken zu verwenden geweſen wären. Ein Recht des Nießbrauchers zur Verwendung 
von Grundſtücksbeſtandteilen ift ſelbſtverſtändlich nur inſoweit anzuerkennen, als er nach den Vor⸗ 
ſchriften über die Geſchäftsführung ohne Auftrag Erſatz für Aufwendungen aus eigenen Mitteln 
beanſpruchen könnte. $ 1043 iſt ſinngemäß aber auch auszudehnen auf Ausbeſſerungen und Er⸗ 
neuerungen, die zur gewöhnlichen Unterhaltung gehören, ſofern der Nießbraucher von der Tragung 
der Koſten dafür befreit iſt. 


9 1044 


Nimmt der Nießbraucher eine erforderlich gewordene Ausbeſſerung oder 
Erneuerung der Sache nicht ſelbſt vor, ſo hat er dem Eigentümer die Vor⸗ 
nahme 1) und, wenn ein Grundſtück Gegenſtand des Nießbrauchs iſt, die Ver⸗ 
wendung der im $ 1043 bezeichneten Beſtandteile des Grundſtücks 2) zu ge⸗ 
ſtatten. 

E 1 098 Abſ 2, 909 Abſ 2 IL 954; M 3 510, 611; P 3 392; 6 244, 245. 

1. ft der Nießbraucher zur Vornahme der Ausbeſſerung oder Erneuerung bereit, jo iſt das 

echt des Eigentümers, die Ausbeſſerung ſelbſt vorzunehmen, ausgeſchloſſen. Andern⸗ 
falls hat der Nießbraucher — was ſchon aus feiner Erhaltungspflicht folgt (5 1041 A 1) — dem 

igentümer die Vornahme der zur Ausbeſſerung oder Erneuerung erforderlichen Handlungen 
an der Nießbrauchſache zu geſtatten. Dieſes Recht des Eigentümers kann, ſobald er mit der Aus⸗ 
ührung der Arbeiten begonnen hat, nicht dadurch beſeitigt werden, daß der Nießbraucher ſich 
hinterher zur Vornahme der Arbeiten erbietet. Das Recht des Eigentümers iſt übrigens nicht als 
ein dingliches, ſondern als ein ſchuldrechtliches aufzufaſſen. Es kann gegen den Willen des im Beſitz 
befindlichen Nießbrauchers nur im Zwangsvollſtreckungsverfahren (88 890, 892 3 PO) verwirklicht 
werden. Dieſe Grundſätze gelten gleichmäßig für alle Ausbeſſerungen (Erneuerungen), gewöhn⸗ 
iche und außergewöhnliche, mögen ſie an ſich dem Eigentümer oder dem Nießbraucher obliegen. 
2. Nimmt der Eigentümer die Ausbeſſerung oder Erneuerung vor, jo gebührt ihm auch das 
15 $ 1043 dem Nießbraucher eingeräumte Recht, hierfür die Grundſtücksbeſtandteile zu ver⸗ 
wenden. Dieſes Recht ſteht ihm aber ebenfalls nur unter den in $ 1043 feſtgeſetzten Beſchräntungen 
zu. Die Ausbeſſerung oder Erneuerung muß ferner nach wirtſchaftlichen Grundſätzen erforderlich 
fin. Der Eigentümer hat dabei auf das Intereſſe des Nießbrauchers Rückſicht zu nehmen. Auch 
hier ift lein Unterſchied zu machen zwiſchen außergewöhnlichen und gewöhnlichen Ausbeſſerungen, 
zwiſchen Ausbeſſerungen, die dem Eigentümer, und ſolchen, die dem Nießbraucher zur Laſt fallen. 


§ 1045 
N Der Nießbraucher hat die Sache für die Dauer des Nießbrauchs gegen 
Brandſchaden und ſonſtige Unfälle auf feine Koſten unter Derfiherung zu 
ringen, wenn die Verſicherung einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft ent⸗ 
ſpricht 1). Die Verſicherung iſt ſo zu nehmen, daß die Forderung gegen den 
Verſicherer dem Eigentümer zuſteht 2). 
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Iſt die Sache bereits verſichert, ſo fallen die für die Verſicherung zu leiſtenden 
Zahlungen dem Nießbraucher für die Dauer des Nießbrauchs zur Laſt, ſoweit 
er zur Verſicherung verpflichtet fein würde!). 

E 1 1001, 1003 Nr 4 II 955; M 3 513, 514, 518; P 3 390 ff.; 6 243, 244. 

1. Die Vorſchrift, daß der Nießbraucher die Nießbrauchſache auf ſeine Koſten zu verſichern 
hat, bildet einen Ausfluß der Erhaltungspflicht des Nießbrauchers (§ 1041 Satz 1). Eine un⸗ 
bedingte Verſicherungspflicht iſt jedoch dem Nießbraucher nicht auferlegt. Es kommt vielmehr 
jeweils darauf an, ob und inwieweit (gegen welche Unfälle) die Verſicherung nach den Regeln 
einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft geboten iſt. In dieſer Beziehung iſt weſentlich auf die ört⸗ 
lichen Gewohnheiten und Bedürfniſſe Rückſicht zu nehmen. Der ordnungsmäßigen Wirtſchaft 
wird es regelmäßig entſprechen, Gebäude und Mobiliar gegen Brandſchaden, und zwar zum 
vollen Wert, verſichert zu halten. Nur bei ganz untergeordneten Nebengebäuden oder gering⸗ 
wertigen Sachen mag unter Umſtänden die Feuerverſicherung gelegentlich entbehrlich ſein. Ob und 
inwieweit eine Verſicherung gegen ſonſtige Unfälle (Hagelſchaden bei ungetrennten Früchten, 
Diebſtahl, Viehſterben, Transportgefahr) zu nehmen iſt, darüber läßt ſich keine allgemeine Regel 
aufſtellen. Auch die Auffaſſung der beteiligten Kreiſe kann hier nicht unbedingt entſcheidend ſein, 
da die Verhältniſſe des einzelnen Falles, z. B. die Größe der Gefahr und die Höhe des Wertes, 
eine Abweichung gebieten können. 

2. Soweit eine Verſicherungspflicht beſteht, hat der Nießbraucher die Verſicherung ſo zu 
bewirken, daß der Eigentümer einen unmittelbaren Anſpruch gegen den Verſicherer erlangt. 
Das geſchieht dadurch, daß die Verſicherung für Rechnung des Eigentümers genommen und 
dieſem der Verſicherungsſchein ausgehändigt wird (88 74ff. VerſVG; vgl. auch $ 328 BGB). 
Zu verſichern iſt der Wert der dem Nießbrauch unterliegenden Sache, und zwar ohne Abzug des 
Nießbrauchswerts. Dies folgt aus § 1046, wonach dem Nießbrauch auch die Forderung gegen 
den Verſicherer unterliegt. Abzuſchließen iſt der Vertrag von dem Nießbraucher im eigenen 
Namen. Er hat demgemäß die Verpflichtung zur Zahlung des Verſicherungsbeitrags perſönlich 
zu übernehmen und auch die ſonſtigen Koſten der Verſicherung zu tragen. Ihm kommen überhaupt 
alle Verpflichtungen und Rechte eines Verſicherungsnehmers für fremde Rechnung zu. Er hat 
alſo die Pflicht der Anzeige, die übrigens nach $ 79 VerſvG in gewiſſem Maße auch den Ver⸗ 
ſicherten trifft, die Pflicht zur Unterlaſſung jeder Gefahrerhöhung und zur Minderung des ein⸗ 
getretenen Schadens, das Recht zur Verfügung nach $ 76 Verf®&. Obwohl der Nießbraucher 
zur Verſicherung nur für die Dauer des Nießbrauchs verpflichtet iſt, wird der Vertrag 
regelmäßig in der Weiſe geſchloſſen werden, daß die Verſicherung nach Beendigung des Nieß- 
brauchs vorbehaltlich des Kündigungsrechts für Rechnung des Eigentümers weiterläuft. Hat der 
Nießbraucher bei Eingehung der Verſicherung ſich als den Eigentümer ausgegeben, ſo wird er 
ſelbſt, nicht der Eigentümer, forderungsberechtigt (RG 76, 136; anders iſt die Regelung nach 
59 1381, 1646 für das ehemännliche und elterliche Nutznießungsrecht). Der Nießbraucher genügt 
in dieſem Falle feiner Verpflichtung aus $ 1045 dadurch, daß er dem Eigentümer als Verſicherten 
die Rechte aus der Verſicherung abtritt. 

3. War in den Fällen, in denen die Verſicherungspflicht den Nießbraucher trifft, die Sache 
bereits früher von dem Eigentümer verſichert, jo hat der Nießbraucher feine Verſicherung? 
pflicht dadurch zu erfüllen, daß er die auf die Nießbrauchszeit entfallenden Verſicherungsbeiträge 
aus eigenen Mitteln entrichtet. Das ift aber eine Verpflichtung, die dem Nießbraucher nur im Ver“ 
hältnis zum Eigentümer obliegt. An dem Verſicherungsverhältnis ſelbſt, das lediglich zwiſchen 
dem Eigentümer und dem Verſicherer beſteht, iſt der Nießbraucher nicht beteiligt. Läuft die früher 
eingegangene Verſicherung während des Nießbrauchs ab, fo find für die neu einzugehende Ver⸗ 
ſicherung die in A 2 dargeſtellten Grundſätze maßgebend. 


S 1046 


An der Forderung gegen den Verſicherer fteht dem Nießbraucher der Nieß 
brauch nach den Vorſchriften zu, die für den Nießbrauch an einer auf Zinſen 
ausſtehenden Forderung gelten !). 

Tritt ein unter die Verſicherung fallender Schaden ein, fo kann ſowohl 
der Eigentümer als der Nießbraucher verlangen, daß die Verſicherungs“ 
ſumme zur Wiederherſtellung der Sache oder zur Befchaffung eines Erſatzes 
inſoweit verwendet wird, als es einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft ent- 
ſpricht. Her Eigentümer kann die Verwendung ſelbſt beforgen oder dem Nieß“ 
braucher überlaſſen 2). 

E I 1002 II 956; M 3 514, 515; P 3 396ff. 
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1. Die Forderung gegen den Verſicherer iſt dem Nießbrauchsrecht unterworfen, falls nicht 
etwa durch Verſicherung des Sachwerts unter Abzug des Nießbrauchswerts (vgl. $ 1045 A 2) 
ausſchließlich das Intereſſe des Eigentümers verſichert iſt. Dem Nießbrauchsrecht unterliegt 
die Forderung nicht nur dann, wenn der Nießbraucher gemäß ſeiner geſetzlichen Verpflichtung die 
Sache für den Eigentümer verſichert hat, ſondern auch dann, wenn die Verſicherung ſchon früher 
vom Eigentümer genommen iſt. In dieſem Falle wird die Forderung mit Beginn des Nießbrauchs, 
unbeſchadet der Vorſchriften über den Schutz des gutgläubigen Schuldners (58 406— 408), ohne 
weiteres von dem Nießbrauchsrecht ergriffen, ſoweit der Nießbraucher verſicherungspflichtig iſt. 
Die für Hypothekengläubiger geltende Sondervorſchrift des $ 1128 Abſ 2 kann hier nicht unbedingt 
Anwendung finden (ſtr.). Das Recht des Nießbrauchers an der Verſicherungsforderung geſtaltet 
ſich ebenſo wie bei einer auf Zinſen ausſtehenden Forderung. Der Eigentümer kann aljo 
nur in Gemeinſchaft mit dem Nießbraucher die Forderung einziehen, den Betrag in Empfang 
nehmen oder ſonſt darüber verfügen (88 1077, 1078). Eine den Nießbrauch beeinträchtigende 
Aufhebung oder Veränderung der Verſicherungsforderung iſt dem Eigentümer ohne Zuſtimmung 
des Nießbrauchers nicht geſtattet ($ 1071). 

2. Auch hinſichtlich der Anlegung der gezahlten Verſicherungsſumme gelten an ſich die in 
8 1079 für eine auf Zinſen ausſtehende Forderung gegebenen Vorſchriften. Dieſe Vorſchriften 
erleiden aber dadurch eine Anderung, daß der Nießbrauch an der Verſicherungsforderung nur dazu 
dienen ſoll, den Sachnießbrauch zu erhalten. Die Verſicherungsſumme ſoll dazu verwendet werden, 
den früheren Zuſtand, ſoweit dies möglich und nach wirtſchaftlichen Grundſätzen (ohne Rückſicht 
auf die Sonderintereſſen des Eigentümers oder Nießbrauchers) angemeſſen iſt, wiederherzu⸗ 
ſtellen oder in anderer Weiſe Erſatz zu beſchaffen, indem die Nießbrauchsſachen verbeſſert oder 
bervolfftändigt werden. Jeder Teil kann demgemäß die Verwendung der Verſicherungsſumme 
zu ſolchen Zwecken verlangen. Können ſich die Parteien über die Art und Weiſe der Verwendung 
nicht einigen, jo kommt die Beſorgung der Verwendung dem Eigentümer als dem Haupt⸗ 
beteiligten zu. Der Nießbraucher kann aber, wenn die vom Eigentümer beabſichtigte Ver⸗ 
wendung ſich nicht innerhalb jener Zwecke hält, hiergegen Einwendungen erheben und ſeine Rechte 
im Klagewege zur Geltung bringen. Auch kann er den Eigentümer, der bei der Ausführung ſchuld⸗ 
haft die Regeln einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft verletzt hat, ſchadenserſatzpflichtig machen. 
Dem Eigentümer ſteht es frei, die Beſorgung dem Nie ßbraucher zu überlaſſen, der in 
dieſem Falle die Übernahme der Ausführung nicht verweigern darf. Der Eigentümer iſt aber nicht 
berechtigt, dem Nießbraucher über die Verwendung Anweiſungen zu erteilen. Ihm verbleibt 
nur das Recht, von dem Nießbraucher bei ſchuldhafter Verletzung ſeiner Pflichten Schadenserſatz 
zu fordern. Der beſchaffte Erſatz tritt, wenn beim Erwerb keine andere Anſicht kundgegeben 
worden iſt, ohne weiteres in die Rechtsſtellung der Nießbrauchſache ein (ſtr.; nach a. M. iſt die 
ausdrückliche Einräumung des Nießbrauchs erforderlich). 


8 1047 


Der Nießbraucher ift dem Eigentümer gegenüber verpflichtet!), für die 
Dauer des Nießbrauchs die auf der Sache ruhenden öffentlichen Laſten mit 
Ausſchluß der auferordentlihen Laſten, die als auf den Stammwert der 
Sache gelegt anzuſehen ſind 2), ſowie diejenigen privatrechtlichen Laſten zu 
tragen, welche ſchon zur Zeit der Beſtellung des Nießbrauchs auf der Sache 
ruhten, insbeſondere die Zinſen der Hypothekenforderungen und Grund- 
ſchulden ſowie die auf Grund einer Nentenſchuld zu entrichtenden Leiſtungen 9 

€ 1 1003 Nr 1—3 II 957; M 3 516ff.; P 3 399; 6 244, 245. 

1. Der 9 1047 regelt die ſchuldrechtliche Verpflichtung des Nießbrauchers gegenüber dem 

igentümer, diejenigen Laſten zu tragen, deren Entrichtung erfahrungsgemäß aus den Erträgen 
der Sache erwartet werden darf. Dieſe Verpflichtung kann durch Parteivereinbarung ausge⸗ 
ſchloſſen oder abgeändert werden (RH Warn 1911, 288; Seuffül 62, 318; Kc 41, 294; OLG 26 
S. 89, 91). In Ermangelung einer Vereinbarung iſt aber die Verpflichtung zur Laſtentragung 
regelmäßig nicht davon abhängig, daß im einzelnen Falle die gezogenen Nußungen zur Deckung 
der Laſten ausreichen (RG 72, 102; Warn 1911, 288; DLG 26 S. 91, 93 29, 351; 31, 338). Wird 
der Nießbrauch einem Gläubiger des Eigentümers zur Befriedigung wegen ſeiner Forderung 
eingeräumt ($ 1030 A 6), fo läßt ſich allerdings als übereinſtimmender, wenn auch nur ſtillſchweigend 
geäußerter Wille der Parteien annehmen, daß der Nießbraucher die Laſten nicht über die wirk⸗ 
lichen Einnahmen hinaus beſtreiten ſoll (Gruch 57, 631). Eine Abmachung zwiſchen Eigentümer 
und Nießbraucher, wonach letzterer zur Zahlung von Hypothekenzinſen uſw. nicht verpflichtet iſt, 
15 nicht als wider die guten Sitten verſtoßend angeſehen werden (SeuffA 62 Nr 182). Möglich 

leibt aber ihre Anfechtung wegen Gläubigerbenachteiligung (Mb Warn 1918 Nr 198). — Die 
geſetzlich vorgeſchriebene Verpflichtung des Nießbrauchers beſteht nur im Verhältnis zwiſchen 
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ihm und dem Eigentümer. Wer von ihnen gegenüber demjenigen, der die Berichtigung der Laſten 
zu fordern berechtigt iſt, die Laſten zu tragen hat, beſtimmt ſich nach den für die einzelnen Laſten 
geltenden Vorſchriften. Die Gläubiger des Eigentümers haben regelmäßig keinen perſönlichen 
Anſpruch gegen den Nießbraucher (RG 72, 103; 100, 157; OLG 13, 239; 26 S. 91, 93; Seuff a 62 
Nr 182), können aber durch Pfändung des dem Eigentümer durch § 1047 zugebilligten Anſpruchs 
ein Recht auf die Zahlung des Nießbrauchers erlangen. Bei dem Nießbrauch an einem Vermögen 
haben die Gläubiger des Nießbrauchsbeſtellers ausnahmsweiſe ſogar nach § 1088 (A 2) einen 
unmittelbaren Anſpruch gegen den Nießbraucher auf Entrichtung der Zinſen. Andererſeits iſt es 
dem Nießbraucher nicht verwehrt, ſich eine Hypothekenzinsforderung abtreten zu laſſen, mag er 
auch das Entgelt für die Abtretung aus den ſeinem Nießbrauchsrecht unterliegenden Grundſtücks⸗ 
einkünften bezahlen (RG 100, 157). Eine dem $ 1047 entſprechende Verwendung der Grundſtücks⸗ 
einkünfte kann ſich der Realberechtigte nur dadurch ſichern, daß er gemäß den 99 1123, 1124 die Be⸗ 
ſchlagnahme erwirkt (RG 100, 155; 5 1124 A 4, 5). — Der dem Eigentümer gegenüber beſtehenden 
Verpflichtung zur Laſtentragung genügt der Nießbraucher dadurch, daß er die Leiſtungen unmittel⸗ 
bar an den empfangsberechtigten Dritten entrichtet oder dieſen in anderer Weiſe befriedigt. Der 
Eigentümer kann nur Befreiung, nicht Leiſtung an ſich ſelbſt verlangen; auch der Nieß braucher iſt 
zu einer ſolchen Leiſtung nicht berechtigt (Reh 72, 108). Die in 8 1047 beſtimmten Nießbrauchs⸗ 
pflichten treffen nicht ohne weiteres einen Eigentümer, der ſein Grundſtück verſchenkt und dabei ſich 
die „lebenslängliche Benutzung“ vorbehalten hat (RG Warn 1917 Nr 144). Ein allgemeiner Grund- 
ſatz, daß derjenige, der die Vorteile einer Sache genießt, im Zweifel auch die Laſten zu tragen hat, 
iſt im Geſetz nicht ausgeſprochen. Die Verteilung der Laſten zwiſchen Eigentümer und Nieß⸗ 
braucher bei Beginn und Beendigung des Nießbrauchs iſt geregelt durch $ 103. — Keine beſondere 
Beſtimmung iſt getroffen über die Fruchtgewinnungskoſten. Dieſe Koſten fallen als eine den 
Ertrag der Nutzung mindernde Ausgabe dem Nießbraucher zur Laſt. Ebenſo find die Betriebs- 
koſten eines geſchäftlichen Unternehmens vom Nießbraucher zu tragen. Der Erſatz der Ge⸗ 
winnungskoſten für die bei der Beendigung des Nießbrauchs dem Eigentümer zufallenden Früchte 
iſt in 51055 A3 behandelt. 

2. Die öffentlichen Laſten beſtimmen ſich nach dem öffentlichen Recht. Soweit ſie auf den 
wirtſchaftlichen Ertrag der Sache, nicht auf den Stammwert gelegt find (Grund- und Ger 
bäudeſteuer, Gewerbeſteuer, Gemeindegebühren), fallen ſie ohne weiteres dem Nießbraucher 
zur Laſt. Aber auch die auf den Stammwert gelegten öffentlichen Laſten treffen ihn, ſofern ſie 
nicht zu den außerordentlichen Laſten gehören, die nur ausnahmsweiſe infolge eines beſonderen 
Ereigniſſes zur Hebung kommen (JW 1924, 788). Die Hundeſteuer iſt z. B. eine auf den Stamm ⸗ 
wert der Sache gelegte Abgabe, die keine außerordentliche, ſondern eine ſtändige, regelmäßig 
erhobene Abgabe darſtellt. Sie fällt alſo dem Nießbraucher zur Laſt. Dasſelbe gilt für die frühere 
preuß. Ergänzungsſteuer (JW 1920, 153). Zu den auf den Stammwert gelegten außerordent⸗ 
lichen Abgaben ſind dagegen namentlich die früheren Kriegsſteuern und die Anliegerbeiträge zu 
rechnen. Die nach dem früheren RGeſ v. 3. 7. 1913 vom Vermögenszuwachs zu entrichkende 
Beſitzſteuer fiel nach $ 17 dieſes Geſetzes in Ermanglung einer anderen Vereinbarung dem Eigen⸗ 
tümer zur Laſt, ebenſo der nach dem weiteren früheren &ef v. 3. 7. 1913 erhobene außerordent⸗ 
liche Wehrbeitrag (5 14 das.) und die durch Gef v. 21. 6. 1916 eingeführte frühere Kriegsſteuer. 
Die jetzt zu erhebende Vermögensſteuer iſt überhaupt keine auf den Grundbeſitz gelegte Realſteuer, 
ſondern eine perſönliche Steuer; fie iſt daher auch nicht kraft Geſetzes vom Nießbraucher zu tragen 
(RG HRR 1933 Nr 1653). Die Rechtsverhältniſſe bei der landwirtſchaftlichen Betriebsabgabe 
nach dem RGeſ über die Beſteuerung des Betriebes v. 11. 8. 1923 und bei der Rentenbankbelaſtung 
find beleuchtet in RG 115, 209; JW 1924, 788; HRR 1933 Nr 1653. Auf Leiſtungen im polizei⸗ 
lichen Intereſſe iſt der Begriff der öffentlichen Laſten überhaupt nicht zu erſtrecken (5 1654 A 1). 
Im übrigen iſt wegen dieſes Begriffs auch zu verweiſen auf § 436 A 2, 3; § 1385 A 3. 

3. Die privatrechtlichen Laſten ſind nach der in A! bezeichneten Regel ausnahmslos von dem 
Nießbraucher zu tragen, da ſie nach allgemeiner Auffaſſung aus den Einkünften zu decken find. 
Der Eigentümer — auch ein während der Nießbrauchszeit neu eintretender Eigentümer — kann 
aber durch Auferlegung neuer Laſten das Recht des Nießbrauchers nicht ſchmälern. Nur die⸗ 
jenigen Laſten können deshalb in Betracht kommen, welche der Sache bereits zur Zeit der Be⸗ 
ſtellung des Nießbrauchs auferlegt waren oder deren ſpätere Auferlegung ſich der Eigen“ 
tümer dem Nießbraucher gegenüber durch beſondere Vereinbarung vorbehalten hat (O 
29, 351). Die perſönlichen Verpflichtungen des Nießbrauchers können auch nicht dadurch ek⸗ 
höht werden, daß der Grundſtückseigentümer auf Grund des 8 1119 für eine unverzinsliche 
Hypothek nachträglich Zinſen eintragen läßt oder den niedrigeren Zinsſatz bis auf 5 v. H. erhöht. 
Eine Ausnahme hiervon wird zu machen fein, wenn die Erhöhung des Zinsſatzes geboten war, 
weil eine Hypothek zu geringeren Zinſen nicht erhältlich war (beſtr.). Zu den privatrechtlichen 
Laſten gehören die Reallaſten (§ 1105) und die reallaſtähnlichen geſetzlichen Verpflichtungen 
(88 912, 913, 917, 1022), die Zinſen einer Hypothek oder Grundſchuld (88 1113 ff., 1191 ff.) 
ſowie die auf Grund einer Rentenſchuld ($ 1199) zu entrichtenden Leiſtungen. Die Zahlung 
des Kapitals (auch der Ablöſungsſumme: $ 1200) geht den Nießbraucher nichts an. Er hat des⸗ 


Nießbrauch $$ 1047, 1048 457 


halb auch weder für die zur allmählichen Tilgung des Kapitals beſtimmten Beträge noch für 
die beim Verzug des Eigentümers mit der Zahlung des Kapitals oder der Tilgungsbeträge ent⸗ 
ſtehenden Verzugszinſen aufzukommen. Der Nießbraucher iſt auch nicht haftbar für einen 
Verzug des Eigentümers mit der Entrichtung einer vor der Beſtellung des Nießbrauchs 
fälligen Leiſtung. Handelt es ſich um eine Geſamthypothek, ſo hat der Nießbraucher die Zinſen nur 
inſoweit zu tragen, als ſie bei der Ausgleichung zwiſchen den verſchiedenen Eigentümern der 
verhafteten Grundſtücke dem Eigentümer des Nießbrauchsgrundſtücks zur Laſt fallen oder, wenn 
die verhafteten Grundſtücke ſämtlich im Eigentum desſelben Eigentümers ſich befinden, als die 
Zinſen nach dem Verhältnis des Wertes der verhafteten Grundſtücke auf das dem Nießbrauch 
unterliegende Grundſtück entfallen (ſtr.). Sit indeſſen die Geſamthypothek lediglich zur Verbeſſerung 
des Nie ßbrauchsgrundſtücks aufgenommen, fo wird als bei der Begründung des Nießbrauchs verein⸗ 
bart gelten können, daß die Zinſen allein dem Nießbraucher zur Laſt fallen. Eine Vormerkung 
iſt noch keine Laſt im Sinne des $ 1047. Die Zinſen der vorgemerkten Forderung braucht alſo der 
Nießbraucher erſt von dem Zeitpunkt an zu entrichten, wo die Vormerkung in eine endgültige Hypo⸗ 
thek umgeſchrieben iſt. Dasſelbe wird von den Zinſen einer Höchſtbetragshypothek (§ 1190) zu 
gelten haben (ſtr.). Die Verzinſung einer Eigentümerhypothek oder Eigentümergrund⸗ 
ſchuld liegt dem Nießbraucher niemals ob (beſtr.; vgl. $ 1197 Abſ 2). Hat aber nach der Beſtellung 
des Nießbrauchs der Eigentümer eine zunächſt auf ihn übergegangene Hypothek einem Dritten 
abgetreten, ſo verbleibt dem Nießbraucher die Zinſenpflicht bis zur Höhe der früher für die Hypo⸗ 
thek zu entrichtenden Zinſen. Hat der Nießbraucher ſelbſt eine Hypothek an dem Grundſtück, ſo 
ſchuldet der Eigentümer ihm während der Dauer des Nießbrauchs keine Zinſen davon (OLG 31, 
338). Das gilt auch dann, wenn die Ausübung des Nießbrauchs gemäß den $$ 1052, 1054 einem 
gerichtlichen Verwalter übertragen worden iſt (RG 141, 225). Allerdings wäre eine abweichende 
Vereinbarung nicht unzuläſſig und bei gehöriger Eintragung auch gegen den jeweiligen Eigen⸗ 
tümer wirkſam (RG 141, 225). Nicht zu den Laſten (RG 66, 316) gehören die Grunddienſtbar⸗ 
keiten. Ihre Ausübung hat der Nießbraucher nach den Grundſätzen über widerſtreitende dingliche 
Rechte zu dulden, wenn die Grunddienſtbarkeit dem Nießbraucher vorgeht oder gleichſteht (vgl. 
indes $ 1060) oder wenn fein Recht durch die Ausübung nicht beeinträchtigt wird. — Sit eine dem 
Nießbrauch unterliegende bewegliche Sache verpfändet, ſo trifft in Ermangelung einer anderen 
Vereinbarung die Zinſenpflicht den Nießbraucher nicht. Die Zinſen pflegen hier nicht als eine aus 
den Einkünften der Sache zu deckende Laſt angeſehen zu werden. 


8 1048 


Iſt ein Grundſtück ſamt Inventar Gegenſtand des Nießbrauchs, ſo kann 
der Nießbraucher über die einzelnen Stücke des Inventars innerhalb der 
Grenzen einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft verfügen. Er hat für den ge- 
wöhnlichen Abgang ſowie für die nach den Negeln einer ordnungsmäßigen 
Wirtſchaft ausſcheidenden Stücke Erſatz zu beſchaffen; die von ihm angeſchafften 

tücke werden mit der Einverleibung in das Inventar Eigentum desjenigen, 
welchem das Inventar gehört !). 

Übernimmt der Nießbraucher das Inventar zum Schätzungswerte mit 
der Verpflichtung, es bei der Beendigung des Nießbrauchs zum Schätzungs⸗ 
werte zurückzugewähren, fo finden die Vorſchriften der 88 588, 589 entſprechende 
Anwendung 2). 

E 1 1000 II 958; M 3 512, 513; P 3 396. 

1. Wenn der Nießbrauch an einem Grundſtück mit Beilaß (Inventar) beſteht, fo bringt es 
der regelmäßige Wirtſchaftsbetrieb mit ſich, daß einzelne Beilaßſtücke verkauft oder verbraucht 
werden und daß dafür andere Stücke wieder angeſchafft werden. Dieſen Verhältniſſen trägt der 
1048 dadurch Rechnung, daß er dem Nießbraucher ein Verfügungsrecht einräumt. Der Beilaß 
wird zwar nicht Eigentum des Nießbrauchers und kann deshalb auch nicht von ſeinen Gläubigern 
angegriffen werden. Der Nießbraucher darf aber hierüber frei verfügen, ſoweit ſich die Verfügung 
Innerhalb der Grenzen einer ordnungsmäfigen Wirtſchaft hält. Von der Einhaltung dieſer 
Borausſetzung hängt grundſätzlich auch die Wirkſamkeit der Verfügung Dritten gegenüber ab. 
Immerhin wird es mit dem Geſetz nicht unvereinbar ſein, einem gutgläubigen Dritten in gewiſſem 

mfang Schutz gegen die Unwirkſamkeit einer aus dem Rahmen ordnungsmäßiger Wirtſchaft 
herausfallenden Verfügung zu gewähren. Man wird im Intereſſe der Verkehrsſicherheit einen 
ritten, der entweder nicht wußte, daß er mit einem Nießbraucher in Verbindung trete, oder aber 
nicht erkannte und nicht erkennen mußte, daß deſſen Verfügung außerhalb der Grenzen einer 
ordnungsmäßigen Wirtſchaft liege, in ſeinem Erwerb belaſſen und den Eigentümer auf Schadens 
erſatzanſprüche gegen den Nießbraucher verweiſen können (JW 1938, 4927). Jedenfalls aber kann 
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der Nießbraucher in ſeinem eigenen Intereſſe und auch zur Sicherung des Dritten verlangen, daß 
der Eigentümer die Wirkſamkeit der Verfügung anerkennt. Die von dem Nießbraucher ange⸗ 
ſchafften Beilaßſtücke gehen mit der Einſtellung in den Beilaß, d. h. ſobald die angeſchafften 
Stücke in den Dienſt der Wirtſchaft geſtellt ſind, kraft Geſetzes in das Eigentum des Grund⸗ 
ftüdseigentümers über (KJ 40, 188; HRR 1932 Nr 1049). Der Nießbraucher iſt dem Eigen- 
tümer gegenüber verbunden, den Beilaß vollzählig zu erhalten. Er hat deshalb an Stelle 
der veräußerten oder als unbrauchbar in Abgang gekommenen Stücke Erſatzſtücke anzuſchaffen, 
ſoweit dies nach den Regeln einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft erforderlich iſt. Bei außerordent⸗ 
lichen Unglücksfällen (z. B. allgemeines Viehſterben, Feuersbrunſt) kann aber der Eigentümer 
eine ſolche Ergänzung vom Nießbraucher nicht verlangen. Die Ergänzungs- und Erhaltungspflicht 
liegt dem Nießbraucher auch dann ob, wenn der Beilaß in verbrauchbaren Sachen ($ 1067) beſteht. 

2. Hat der Nießbraucher vertraglich die Beilaßſtücke zum Schätzungswert zwecks Rückgabe zum 
künftigen Schätzungswert übernommen, wozu er geſetzlich keine Verpflichtung hat, ſo erlangt er 
zwar ebenfalls nicht das Eigentum. Er hat aber, ohne daß er ſich auf unverſchuldeten Untergang 
oder Verſchlechterung oder Preisrückgang berufen kann, Beilaßſtücke zum gleichen Schätzungswert 
zurückzugeben (8 588). Der Eigentümer kann hierbei ſolche Stücke, die nach wirtſchaftlichen Grund 
ſätzen überflüſſig (Superinventar) oder zu wertvoll find (Plusinventar), zurückweiſen. Weicht 
der Schätzungswert der zurückzuübernehmenden Stücke von dem Schätzungswert der vom Nieß⸗ 
braucher übernommenen Stücke ab, ſo iſt der Wertunterſchied von dem Nießbraucher zu erſetzen 
oder, wenn ſich ein Überſchuß für ihn ergibt, ihm zu vergüten (8 589). 


9 1049 


Macht der Nießbraucher Verwendungen auf die Sache, zu denen er nicht 
verpflichtet iſt, fo beſtimmt ſich die Erſatzpflicht des Eigentümers nach den 
Vorſchriften über die Geſchäftsführung ohne Auftrag !). 

Der Nießbraucher iſt berechtigt, eine Einrichtung, mit der er die Sache 
verſehen hat, wegzunehmen 2). 

E 1 1010 II 969; M 3 523ff.; P 3 405, 406; 5 236; 6 94, 95. 

1. Soweit der Nießbraucher zu Verwendungen auf die Nießbrauchſache verpflichtet iſt (58 1041, 
1047, 1048), hat er keinen Erſatzanſpruch. Im übrigen beſtimmt ſich die Erſatzpflicht des Eigen⸗ 
tümers nach den Vorſchriften über die Geſthäftsführung ohne Auftrag (55 683 f.). Der Nieß⸗ 
braucher iſt alſo bloß deshalb, weil er ein Intereſſe hat, die ſeinem Nießbrauch unterliegenden 
Gegenſtände zu erhalten und nutzbringender zu machen, noch nicht berechtigt, Verwendungen mit 
einer den Eigentümer verpflichtenden Wirkung vorzunehmen. Zur Begründung des Erſatzanſpruchs 
gehört vielmehr, daß das Eingreifen des Nießbrauchers dem Intereſſe und dem wirklichen 
oder annehmbaren Willen des Eigentümers entſpricht oder eine dem Eigentümer im öffent“ 
lichen Intereſſe obliegende Pflicht erfüllt (98 679, 683). Dies gilt auch — abweichend von der 
Beſtimmung des g 547 Abſ 1 beim Mietvertrage — für notwendige Verwendungen. Denn die 
Sache kann ſo liegen, daß der Eigentümer kein Intereſſe an der Erhaltung beſtimmter Gegenſtände 
hat, weil ſie wertlos geworden ſind oder weil ihre Erhaltung zu hohe Koſten erfordert oder weil der 
Eigentümer zu einem anderen Betriebe übergehen will. Eine Verzinſung des Aufgewendeten 
kann der Nießbraucher nach $ 256 inſoweit fordern, als er nicht bereits dadurch entſchädigt wird, 
daß durch die Verwendung die ihm zukommenden Nutzungen ſich erhöhen (beſtr.). Iſt ein Erſaz⸗ 
anſpruch nicht begründet, ſo kann der Nießbraucher das Verwendete nur, ſoweit hierdurch der 
Wert der Sache noch bei der Rückgabe erhöht iſt, nach den Grundſätzen der ungerechtfertigten 
Bereicherung zurückfordern (58 684, 685). Der Anſpruch aus auftragsloſer Geſchäftsführung 
kann ſchon vor Beendigung des Nießbrauchs geltend gemacht werden. Er geht regelmäßig nur 
gegen denjenigen, welcher zur Zeit der Verwendung Eigentümer der Sache war. Denn der Nieß⸗ 
braucher kann, falls nicht beſondere Umſtände vorliegen, nur dieſen als zum Erſatz verpflichtet 
anſehen (beſtr.). Tritt alſo während der Nießbrauchszeit nach Aufbringung der Verwendungen 
ein Eigentumswechſel an der Nießbrauchsſache ein, ſo richtet ſich der Erſatzanſpruch des Nieß⸗ 
brauchers nur gegen den alten, nicht gegen den neuen Eigentümer, der bei Beendigung des Nag, 
brauchs noch Eigentümer fein mag, es aber nicht zur Zeit der Verwendungen war (RG HRR 198 
Nr 1444). Dagegen kann der Bereicherungsanſpruch gemäß $ 822 auch gegen jeden Dritten er 
hoben werden, dem der erſte Empfänger das aus der Verwendung Erlangte unentgeltlich über 
laſſen hat. Wegen des Anſpruchs gegen den Nießbrauchsbeſteller iſt auf $ 1058 A und wegen d 
Abſonderungsrechts im Konkurſe auf § 49 Abſ 1 Nr 3 KO zu verweiſen. Der Nießbraucher kann 
wegen feines Anſpruchs auf Erſatz oder Herausgabe der Verwendungen auch das Zurückbehaltung?“ 
recht ausüben (58 273, 1000). f 

2. Statt einen Erſatzanſpruch zu erheben, kann der Nießbraucher, wenn das Verwendete in 
äußeren Zuſammenhang mit der Sache gebracht iſt, dieſe Einrichtung wegnehmen. Das gilt 19 
dann, wenn die Einrichtung zu einem weſentlichen Beſtandteil der Sache geworden, mithi 
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in das Eigentum des Grundſtückseigentümers übergegangen iſt. Ein ſolcher Eigentumsübergang 

wird allerdings nach $ 95 in der Regel nicht ſtattgefunden haben, da die Verbindung von vorn⸗ 

herein nur zu einem vorübergehenden Zweck erfolgt fein wird ($ 95 A 2, 5). Die Beſtimmungen 

des g 258 wegen Wiederinſtandſetzung und Sicherheitsleiſtung finden auch auf den Fall des § 1049 

en Das Recht der Wegnahme ſteht dem Nießbraucher auch gegen jeden ſpateren Eigen⸗ 
mer zu. 


8 1050 


Veränderungen oder Verſchlechterungen der Sache, welche durch die ord⸗ 
nungsmäßige Ausübung des Nießbrauchs herbeigeführt werden, hat der 
Nießbraucher nicht zu vertreten '). 

E T 1007 Abſ 1 II 960; M 3 620; P 3 401. 

1. Die geſetzliche Regelung, daß der Nießbraucher für Veränderungen oder Verſchlechterungen 
durch ordnungsmäßige Ausübung des Nießbrauchs nicht haften foll, entſpricht der für das Miet⸗ 
verhältnis im § 548 gegebenen gleichlautenden Vorſchrift. Hier kann daher auf die Erläuterungen 
zu § 548 verwieſen werden. Der Nießbraucher hat grundſätzlich nicht die Pflicht, die Sache in 
demſelben Zuſtand, in dem er ſie erhalten hat, an den Eigentümer zurückzugeben (51055 A 2). 


8 1051 


Wird durch das Verhalten des Nießbrauchers die Beſorgnis einer erheb- 
lichen Verletzung der Nechte des Eigentümers begründet, fo kann der Eigen- 
tümer Sicherheitsleiſtung!) verlangen ?). 

E 1 1005 II 961 Abf 1 Satz 1; M 3 518, 519; P 3 399; 6 389. 

1. Das Recht des Eigentümers auf Sicherheitsleiſtung iſt nicht dadurch bedingt, daß es 
bereits zu einer Verletzung ſeiner Rechte gekommen iſt. Es genügt vielmehr ein ſolches Verhalten 
des Nießbrauchers, daß mit Grund eine erhebliche Verletzung der Rechte des Eigentümers (vgl. 
namentlich die $$ 1036 Abſ 2, 1041) zu beſorgen iſt. Auch die Abveräußerung von Sachen kann 
zu dieſer Beſorgnis Anlaß geben, obwohl der Eigentümer die Sachen erſt nach Beendigung des 
Nießbrauchs zurückfordern darf. Eine Gefährdung des Eigentümers, die ſich nur auf einzelne 
untergeordnete Nießbrauchsgegenſtände erſtreckt, kann aber dieſe Folge nicht haben. Nicht un⸗ 
bedingt erforderlich iſt, daß das Verhalten des Nießbrauchers, ſei es ein poſttives Verhalten, ſei es 
ein Unterlaffen der nötigen Fürſorge, ihm als Verſchulden anzurechnen ift (ſtr.). Regelmäßig 
wird allerdings die Gefahr einer erheblichen Rechtsverletzung nur im Falle des Verſchuldens be⸗ 
ſtehen. Ausnahmsweiſe kann aber $ 1051 auch dann Platz greifen, wenn ein Verſchulden des 
Nießbrauchers (z. B. wegen Fehlens der nötigen Einſicht oder wegen geiſtiger Störungen) nicht 
nachweisbar iſt. Das Recht auf Sicherheitsleiſtung kann jeder Miteigentümer in Anſehung 
der ganzen Sache, nicht bloß in Höhe ſeines Anteils geltend machen ($ 1011). Er muß jedoch in 
dieſem Falle auf Sicherheitsleiſtung an ſämtliche Miteigentümer oder auf Hinterlegung klagen (ſtr.). 

2. Die Art der Sicherheitsleiſtung beſtimmt ſich nach den Vorſchriften der 88 232—240. 
Die Höhe der zu leiſtenden Sicherheit richtet ſich nach dem Umfang der Gefährdung. In dieſer 
Beziehung dürfen die Grenzen nicht zu eng gezogen werden. Mögen auch die Handlungen des 
Nießbrauchers nur auf beſtimmte Rechtsverletzungen gerichtet geweſen fein, jo kann ſich hieraus 
doch die Beſorgnis weiterer Rechtsverletzungen auf verwandten Gebieten ergeben. 


$ 1052 

Iſt der Nießbraucher zur Sicherheitsleiftung rechtskräftig verurteilt, ſo 
kann der Eigentümer ſtatt der Sicherheitsleiſtung verlangen, daß die Aus- 
übung des Nießbrauchs für Rechnung des Nießbrauchers einem von dem 
Gerichte zu beſtellenden Verwalter übertragen wird. Die Anordnung der 
Verwaltung iſt nur zuläſſig, wenn dem Nießbraucher auf Antrag des Eigen- 
tümers von dem Gericht eine Friſt zur Sicherheitsleiſtung beſtimmt worden 
und die Friſt verſtrichen iſt; fie ift unzuläſſig, wenn die Sicherheit vor dem 
Ablaufe der Friſt geleiſtet wird ). 

Der Verwalter ſteht unter der Aufſicht des Gerichts wie ein für die Zwangs 
verwaltung eines Grundſtücks beſtellter Verwalter. Verwalter kann auch der 
Eigentümer fein 2). 
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Die Verwaltung iſt aufzuheben, wenn die Sicherheit nachträglich geleiſtet 
wird ). 

E 1 1006 11 961 Abſ 1 Satz 2, Abſ 2, 3; M 3 519, 520; P 3 399, 400; 6 389, 390. 

1. Kommt der Nieß braucher, der rechtskräftig zur Sicherheitsleiſtung verurteilt iſt ($ 1051), 
innerhalb der im Urteil (8 255 Abſ 2 ZPO) oder durch beſonderen Beſchluß des Vollſtreckungs⸗ 
gerichts ($ 764 ZPO) beſtimmten Friſt (ſeit Rechtskraft des Urteils) dem Urteil nicht oder nicht 
vollſtändig nach, ſo kann der Eigentümer die Verwaltung der Sache für Rechnung des Nieß⸗ 
brauchers verlangen. Er erreicht auf dieſe Weiſe eine zweckentſprechende Sicherung in viel ein⸗ 
facherer und durchgreifenderer Weiſe als durch Erzwingung der Sicherheitsleiſtung. Die Ver⸗ 
waltung findet nur ſtatt als Erſatz der Sicherheitsleiſtung. Sie iſt daher wieder aufzuheben, 
ſobald nachträglich die Sicherheit von dem Nießbraucher geleiſtet wird. 

2. Die Anordnung der Verwaltung erfolgt nicht erſt auf Grund einer im Klagewege er⸗ 
zwungenen neuen Verurteilung zur Duldung der Verwaltung, ſondern ſogleich im Wege der 
Zwangsvollſtreckung auf Grund der rechtskräftigen Verurteilung zur Sicherheitsleiſtung (A 1). 
Der Antrag iſt deshalb — abgeſehen von dem Falle des § 1054 — bei dem Vollſtreckungsgericht 
(8 764 ZPO) zu ſtellen. Dieſes hat die Ausübung des Nießbrauchs einem Verwalter zu übertragen, 
der den Nießbraucher in der Wahrnehmung ſeiner Rechte und in der Erfüllung ſeiner Verbindlich⸗ 
keiten vertritt und ſich in den Beſitz der Sache zu ſetzen hat. Als Verwalter kann auch der Eigen⸗ 
tümer beſtellt werden. Die Verfügungsbeſchränkung des Nießbrauchers tritt nicht erſt mit der 
Inbeſitznahme, ſondern ſchon mit der Zuſtellung der gerichtlichen Anordnung an den Nießbraucher 
ein. Die Eintragung der Verfügungsbeſchränkung in das Grundbuch iſt unzuläſſig. Der Ver⸗ 
walter hat über die von ihm geführte Verwaltung Rechnung zu legen und den verbleibenden Über⸗ 
ſchuß dem Nießbraucher abzuliefern. Er ſteht nach Maßgabe der $$ 150, 153 ZUG unter der Auf⸗ 
ſicht des Vollſtreckungsgerichts, das die Abnahme der Rechnung durch den Nießbraucher herbei⸗ 
zuführen ($ 154 386), auch die dem Verwalter gebührende Vergütung feſtzuſetzen hat. Der Nieß⸗ 
braucher iſt nicht befugt, dem Verwalter Anweiſungen über die Art der Verwaltung zu erteilen, 
ſondern hat ſich ebenſo wie der Eigentümer mit etivaigen Anträgen an das Gericht zu wenden. 
Unterwirft ſich der Nießbraucher freiwillig auf Grund eines beſonderen Übereinkommens der 
Verwaltung, jo findet eine Mitwirkung des Vollſtreckungsgerichts nicht ftatt. Der Verwalter 
hat dann die Stellung eines Bevollmächtigten des Nießbrauchers (vgl. § 168 Satz 2). Die Ein- 
tragung in das Grundbuch iſt auch in dieſem Falle ausgeſchloſſen. Inwieweit die auf Entziehung 
des Nießbrauchs gerichtete Anordnung auch wirkſam iſt gegenüber dem Schuldner einer mit dem 
Nießbrauch belaſteten Forderung, iſt in $ 1070 A2 erörtert. 


8 1053 


Macht der Nießbraucher einen Gebrauch von der Sache, zu dem er nicht 
befugt iſt, und ſetzt er den Gebrauch ungeachtet einer Abmahnung des Eigen“ 
tümers fort, fo kann der Eigentümer auf Unterlaſſung klagen !). 

E I 1004 II 962; M 3 518; P 3 399. 

1. Vorausſetzung für die Klage auf Unterlaſſung eines unbefugten Gebrauchs ift hier — 
ähnlich wie im § 550 —, daß der Nießbraucher trotz Abmahnung den ſeine Befugniſſe überſchreiten 
den Gebrauch ſchuldhaft fortgeſetzt hat. Nicht nötig ift, daß der Nießbraucher ein Recht auf dieſe 
Art des Gebrauchs für ſich in Anſpruch nimmt. Die Unterlaſſungsklage geht auf die Beſeitigung der 
fortdauernden Beeinträchtigung. Dadurch, daß die Beeinträchtigung ſpäter aufgehört hat, wird die 
Anſtellung der Klage nicht ausgeſchloſſen, falls nicht jedes Intereſſe des Eigentümers an der 
Erhebung der Klage weggefallen iſt. Wird die Sache unbefugt von dem Nießbraucher veräußert, 
fo iſt an ſich für die Unterlaſſungsklage des $ 1053 kein Raum. Wenn jedoch durch die unbefugte 
Verfügung eine Unſicherheit des Rechtszuſtandes herbeigeführt ift, fo kann Anlaß zur Feſtſtellungs⸗ 
klage aus $ 256 ZP gegeben ſein. 


9 1054 


Verletzt der Nießbraucher die Nechte des Eigentümers in erheblichem Maße 
und ſetzt er das verletzende Verhalten ungeachtet einer Abmahnung des Eigen“ 
tümers fort, ſo kann der Eigentümer die Anordnung einer Verwaltung na 
5 1052 verlangen 1). 

E 1 1006 Abf 1 IT 963; M 3 519, 520; P 3 399, 400. se 

1. Das Verlangen aus $ 1054 kann nur ſtellen, wer wirklich, nicht bloß buchmäßig Eigentümer 
iſt. Mithin hat z. B. ein Grundſtückserwerber, der zwar ſchon als Eigentümer im Grundbuch 120 
getragen ſteht, deſſen Erwerb aber noch der erforderlichen ſtaatlichen Genehmigung entbehttr 
einſtweilen keinen eigenen Anſpruch aus $ 1054. Die ſpäter erteilte ſtaatliche Genehmigung wirk 
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nicht derart zurück, daß damit der Anſpruch des Erwerbers als zu einer Zeit, wo die Genehmigung 
noch fehlte, begründet anzuſehen wäre. Ein ſolcher in die Vergangenheit zurückreichender Anſpruch 
des Grundſtückserwerbers gegen den Nießbraucher kann ſich aber ſtützen laſſen auf eine ausdrücklich 
oder ſtillſchweigend erklärte Abtretung des Grundſtücksveräußerers, der zunächſt noch wirklicher, 
wenn auch nicht buchmäßiger, Eigentümer geblieben war (RG HRR 1936 Nr 876). Der Eigen⸗ 
tümer kann die Anordnung der Verwaltung nach § 1052 bei dem Vollſtreckungsgericht 
(5 764 ZPO) beantragen auf Grund einer den Nießbraucher zur Duldung der Verwaltung 
verurteilenden vollſtreckbaren Entſcheidung. Vorausſetzung hierfür iſt, daß der Niegbraucher 
durch unbefugten Gebrauch oder in anderen Beziehungen die Rechte des Eigentümers verletzt 
und trotz Abmahnung das verletzende Verhalten fortgeſetzt hat. Als eine ſolche Rechtsverletzung 
iſt es auch anzuſehen, wenn der Nießbraucher begonnen hat, unter Anmaßung des Eigen⸗ 
tumsrechts die Nießbrauchſachen zu veräußern oder zu belaſten. Die Rechtsverletzung muß 
in jedem Falle eine derartige ſein, daß ſie zu der einſchneidenden Maßnahme der Verwaltung 
nicht außer Verhältnis ſteht. $ 1054 verlangt deshalb, daß die Rechte des Eigentümers in erheb⸗ 
lichem Maße verletzt ſind. Schuldhaft braucht die Rechtsverletzung nicht zu ſein. Die Verwaltung 
wird nicht dadurch beſeitigt, daß der Nießbraucher zur Sicherheitsleiſtung bereit iſt. 


9 1055 


Der Nießbraucher iſt verpflichtet, die Sache nach der Beendigung des Nieh- 
brauchs dem Eigentümer!) zurückzugeben ?). 

Bei dem Nießbrauch an einem landwirtſchaftlichen Grundſtücke finden 
die Vorſchriften der 88 591 2), 592 , bei dem Nießbrauch an einem Landgute 
finden die Vorſchriften der 88 591 bis 593 entſprechende Anwendung ). 

E 1 991, 1007, 1009 II 964; M 3 boaff., 520ff.; P 3 302, 401, 402. 

1. Der $ 1055 handelt — im Unterſchiede von dem dinglichen Herausgabeanſpruch des Eigen⸗ 
tümers nach $ 985 — von der aus dem geſetzlichen Schuldverhältnis zwiſchen Nießbraucher und 
Eigentümer ſich ergebenden Pflicht zur Rückgewähr. Die Sache iſt zurückzugeben an denjenigen 
Eigentümer, welcher zur Zeit der Beendigung des Nießbrauchs das Eigentum hat. Iſt die 
Sache während der Nießbrauchszeit veräußert worden, ſo tritt der Erwerber von der Zeit des 
Eigentumsübergangs an in alle Rechte und Pflichten aus dem geſetzlichen Schuldverhältnis 
zwiſchen Nießbraucher und Eigentümer ein. Die aus dieſem Schuldverhältnis für den Ver⸗ 
äußerer begründeten Rechte, ſoweit ſie auf die Rückgabe Bezug haben (unbeſchadet der zum Schutz 
des gutgläubigen Schuldners beſtimmten Vorſchriften der 99 406 ff.), gehen auf den Erwerber 
über. Die Rückgabepflicht erledigt ſich, wenn der Nießbraucher von vornherein bei der Be⸗ 
ſtellung des Nießbrauchs (ohne daß er hiervon Kenntnis hatte) Eigentümer war oder nach⸗ 
träglich das Eigentum erlangt hat. Denn nicht der Beſteller als ſolcher, ſondern der Eigentümer 
kann die Rückgabe fordern. Durch die (von $ 1223 abweichende) Vorſchrift des $ 1055 Abſ 1 wird 
an ſich der perſönliche Anſpruch des Beſtellers auf Rückgabe nicht ausgeſchloſſen. Hat der Nieß⸗ 
braucher von dem Nichteigentum des Beſtellers keine Kenntnis, jo greift $ 1058 ein. Andernfalls 
kann der Beſteller die Rückgabe nur verlangen, wenn die Rechte des Eigentümers hierdurch nicht 
gefährdet werden. Ergeben ſich in dieſer Beziehung Bedenken, ſo kann der Beſteller mit dem 
Rückgabeanſpruch nur durchdringen, wenn er dem Nießbraucher wegen der aus der Rückgabe 
drohenden Nachteile Sicherheit leiſtet. N 

2. Was die Beſchaffenheit der zurüctzugebenden Sache betrifft, ſo gilt im allgemeinen der 
Grundſatz, daß die Sache in demſelben Zuſtand zurückzugeben iſt, in dem der Nießbraucher ſie 
empfing. Dieſen Zuſtand hat der Eigenkümer nachzuweiſen. Zufällige Verſchlechterungen oder 
Verminderungen ſowie eine durch ordnungsmäßigen Gebrauch herbeigeführte Abnutzung (5 1050) 
hat indes der Nießbraucher nicht zu vertreten. Seine Pflicht iſt es, nach den Regeln einer ordnungs⸗ 
mäßigen Wirtſchaft mit der Sache zu verfahren ($ 1036 Abſ 2). Hieraus folgt, daß die Sache 
in dem Zuſtand zurückzugeben iſt, der ſich bei einer während der Nie ßbrauchszeit fort⸗ 
geſetzten ordnungsmäßigen Bewirtſchaftung ergibt. Das iſt für landwirtſchaftliche 
Grundſtücke (zum Betriebe der Landwirtſchaft, nicht auch Forſtwirtſchaft, beſtimmte Grundſtücke ) 
durch Bezugnahme auf § 591 ausdrücklich ausgeſprochen, gilt aber ebenſo auch für andere Sachen. 
Sit dieſer Zuſtand nicht vorhanden, weil es der Nießbraucher ſchuldhaft (88 276, 278, 1042, 1045, 
1048) an der ordnungsmäßigen Bewirtſchaftung hat fehlen laſſen, jo iſt er ſchadenserſatzpflichtig. 
Befindet ſich die Sache in einem beſſeren Zuſtand, jo hat der Nießbraucher einen Anſpruch auf 
Vergütung nur dann, wenn die Werterhöhung durch Verwendungen des Nießbrauchers ($ 1049 
A 1), nicht durch feine perſönliche Tätigkeit oder durch Verwendungen dritter Perſonen herbei⸗ 
geführt worden iſt. n 
. Eine Vergütung der Fruchtgewinnungskoſten für die noch ungetrennten Früchte, die 
ber Eigentümer bei Beendigung des Nießbrauchs im Laufe eines von der Beſtellung ab zu rech⸗ 
nenden Nießbrauchsjahres an dem landwirtſchaftlichen Grundſtück erhält, kann der Nießbraucher 
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nach näherer Beſtimmung des 8 592 nur dann beanſpruchen, wenn infolge der Beendigung des 
Nießbrauchs im Laufe des Nießbrauchsjahres die Früchte, die nach den Regeln einer ordnungs⸗ 
mäßigen Wirtſchaft vor Ablauf des Nießbrauchsjahres zu trennen geweſen wären, ihm nicht mehr 
zukommen. Der Anſpruch geht auch nur ſo weit, als die Koſten einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft 
entſprechen und den Wert der Früchte nicht überſteigen (R G 110, 311). Bei der Berechnung, 
ob die Koſten den Wert der Früchte nicht überſteigen, find, ſoweit der Wirtſchaftsbetrieb für die 
betreffenden Früchte ein einheitlicher iſt, der Geſamtwert der Früchte und der Geſamtbetrag 
der Beſtellungskoſten miteinander zu vergleichen. 

4. Für die Rückgewähr eines Landguts gilt außerdem die beſondere Regel des § 593. Der 
Nießbraucher ift verpflichtet, von den vorhandenen landwirtſchaftlichen Erzeugniſſen, 
gleichviel ob er ſolche beim Beginn des Nießbrauchs übernommen hat oder nicht, jo viel zurückzu⸗ 
laffen, daß damit die Wirtſchaft bis zur nächſten Ernte fortgeführt werden kann ($ 593 Abs 1). 
Da der Nießbraucher hierdurch eine Schmälerung seines Nutzungsrechts erleidet, kann er den Wert 
der zurückzulaſſenden Erzeugniſſe erſetzt verlangen, ſoweit dieſer Wert infolge größerer Stückzahl 
oder beſſerer Beſchaffenheit, nicht infolge Steigens der Preiſe den Wert der beim Beginn des Nieß- 
brauchs übernommenen Erzeugniſſe überſteigt ($ 593 Abſ 2). Dies gilt indes nicht für den auf 
dem Gut gewonnenen Dünger, den der Nießbraucher ohne Entſchädigung zurücklaſſen muß 
(5 593 Abſ 3). Hat der Nießbraucher die aus $ 593 ſich ergebende Verpflichtung nicht erfüllt, ſo 
muß er Schadenserſatz leiſten. Auf den Schadenserſatzanſpruch des Eigentümers kommt aber 
die Vergütung in Anrechnung, die der Eigentümer dem Nießbraucher zu gewähren hat. 


8 1056 


Hat der Nießbraucher ein Grundſtück über die Dauer des Nießbrauchs 
hinaus vermietet oder verpachtet, fo finden nach der Beendigung des Nieß- 
brauchs die für den Fall der Veräußerung geltenden Vorſchriften der 88 571, 
572, des § 573 Satz 1 und der 88 574 bis 576, 579 entſprechende Anwendung!). 

Der Eigentümer iſt berechtigt, das Miet- oder Pachtverhältnis unter 
Einhaltung der geſetzlichen Kündigungsfriſt zu kündigen 2). Verzichtet der 
Nießbraucher auf den Nießbrauch 1), fo iſt die Kündigung erſt von der Zeit 
an zuläſſig, zu welcher der Nießbrauch ohne den Verzicht erlöſchen würde. 

Ser Mieter oder der Pächter iſt berechtigt, den Eigentümer unter Be⸗ 
ſtimmung einer angemeſſenen Friſt zur Klärung darüber aufzufordern, ob 
er von dem Kündigungsrechte Gebrauch mache ). Die Kündigung kann nur 
bis zum Ablaufe der Friſt erfolgen ?). 

E 1 1008 fr 965; M 3 521, 522; P 3 40 2ff. 

1. Der Nießbraucher kann ſein Nutzungsrecht auch in der Weiſe verwerten, daß er die Sache 
vermietet oder verpachtet, und zwar auch über die Dauer des Nießbrauchs hinaus. Bei dieſer Art 
der Verwertung wird der Nießbrauch in dem durch den Mietvertrag (Pachtvertrag) begrenzten 
Umfang dem Mieter (Pächter) zur Ausübung überlaſſen. Deshalb ift auch grundſäßzlich das Recht 
des Mieters oder Pächters in einem ſolchen Falle von dem Recht des Nießbrauchers abhängig und 
muß demgemäß grundſätzlich mit der Beendigung des Nießbrauchs aufhören ($ 1059 A 1). Dieſer 
Grundſat gilt ausnahmslos beim Nießbrauch an beweglichen Sachen und auch beim Nießbrauch an 
Grundstücken, wenn der Nießbraucher das Grundſtück vor Beendigung des Nießbrauchs dem Mieter 
oder Pächter noch nicht überlaſſen hat. Iſt aber der Beſitz des Grundſtücks bei der Beendigung des 
Nießbrauchs dem Mieter oder Pächter bereits überlafjen, fo iſt der Grundſatz durch die Vorſchriften 
des $ 1056, die nach den $$ 1423, 2135 entſprechend auch für das Nutznießungsrecht des Ehemanns 
und für das Nutzungsrecht des Vorerben gelten, im Intereſſe des Mieters oder Pächters na 9 
zwei Richtungen hin durchbrochen. Dieſe geſetzliche Regelung beruht auf der Erwägung, daß 
ſonſt dem Nießbraucher eine Vermietung oder Verpachtung von Grundſtücken und eine Vermietung 
von Räumen zu annehmbarem Preiſe ſehr erſchwert wäre. Daher iſt einmal beſtimmt, daß der 
Verzicht des Nießbrauchers auf den Nießbrauch (OLG 18, 150) — dem eine das frühere Erlöſchen 
des Nießbrauchs herbeiführende Vereinbarung zwiſchen Nießbraucher und Eigentümer gleichzu⸗ 
ſtellen ift — keinen Einfluß auf die Beendigung des Miet- oder Pachtverhältniſſes hat, foren! 
nicht etwa dem Mieter bei der Begründung feines Rechts die Verpflichtung des Nießbrauchers ar 
Verzichtleiſtung auf den Nießbrauch bekannt war. Ferner find Hinfichtlich der Fortdauer der Miele 
oder Pacht nach Beendigung des Nießbrauchs die 88 571 ff. mit der Maßgabe für entſprechen 
anwendbar erklärt, daß dem Eigentümer die Kündigung mit der geſetzlichen Kund 
gungsfriſt geſtattet iſt. Der Eigentümer bleibt danach trotz Beendigung des Nießbrauchs HU!” 
rechtlich verpflichtet, bis zum Ablauf des Vertrags, in deſſen Rechte und Pflichten er an Stelle de? 
Nießbrauchers eintritt, die aus dem Vertrag folgenden Verpflichtungen (unbeſchadet der fort 
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dauernden Haftung des Nießbrauchers, falls nicht das Vertragsverhältnis mit dem Eigentümer 
fortgeſetzt wird) zu erfüllen (8 571). Die Anwendbarkeit der Vorſchriften in den 88 1056, 571 
hängt nicht davon ab, ob ſchon von vornherein feſtſtand, daß die Miet- oder Pachtzeit über die 
Dauer des Nießbrauchs hinausgehen werde (HRR 1936 Nr 723). Hat der Mieter oder Pächter dem 
Nießbraucher für die Erfüllung ſeiner Verpflichtungen Sicherheit geleiſtet, ſo tritt der Eigentümer in 
die dadurch begründeten Rechte ein; zur Rückgewähr der Sicherheit ift er nur verpflichtet, wenn 
ihm die Sicherheit ausgehändigt wird oder wenn er dem Nießbraucher gegenüber die Verpflich⸗ 
tung zur Rückgewähr übernimmt ($ 572). Anderſeits gebühren ihm als Entgelt hierfür, und 
zwar aus ſelbſtändigem, nicht vom Nießbraucher abgeleiteten Recht, die nach dem Vertrag 
dem Vermieter zu gewährenden Leiſtungen. Es iſt nur eine Ausnahmevorſchrift, daß der Eigen- 
tümer die Vorausentrichtung des Mietzinſes einſchließlich der Aufrechnung durch den Mieter 
($ 575) und die Vorausverfügung über die Mietzinsforderung ſich in gewiſſem Umfang gefallen 
laſſen muß (88 573 Satz 1, 574). Die Vorſchrift des $ 573 Satz 2, die nur von dem Erwerber ſpricht, 
iſt auf den Eigentümer nicht anwendbar. Seine etwaige Kenntnis von der Vorausverfügung des 
Nießbrauchers hat hier nicht die Bedeutung einer Einwilligung. Wird das vermietete oder ver⸗ 
pachtete Grundſtück nach der Beendigung des Nießbrauchs vom Eigentümer veräußert oder be- 
laſtet, fo findet $ 579 Anwendung. Für die Rechte und Verpflichtungen aus dem Miet- oder 
Pachtverhältnis gilt alſo dasſelbe, als wenn der Eigentümer den Miet- oder Pachtvertrag ge- 
ſchloſſen hätte. Zeigt der Nießbraucher dem Mieter oder Pächter an, daß der Nießbrauch beendigt 
ſei, jo muß er in Anſehung der Miet- oder Pachtzinsforderung die angezeigte Beendigung des 
Nießbrauchs dem Mieter oder Pächter gegenüber auch dann gegen ſich gelten laſſen, wenn fie in 
Wirklichkeit nicht erfolgt iſt (5 576). 

2. Die nach A 1 ihm zuſtehende Kündigung mit der geſetzlichen Kündigungsfriſt braucht der 
Eigentümer nicht ſogleich nach der Beendigung des Nießbrauchs zu erklären. Er kann vielmehr von 
dem Kündigungsrecht auch noch ſpäter Gebrauch machen. Da es hiernach ungewiß iſt, wie lange 
das Miet- oder Pachtverhältnis noch fortbeſteht, fo kann der Mieter dem Eigentümer eine an⸗ 
gemeſſene Friſt zur Ausübung des Kündigungsrechts ſetzen. Die Friſt iſt fo zu bemeſſen, daß dem 

igentümer genügend Zeit bleibt, um ſich über die Verhältniſſe, die ihm die Ausübung des Kündi⸗ 
gungsrechts rätlich erſcheinen laſſen, zu unterrichten. Die Kündigungserklärung muß vor dem 
Ablauf der angemeſſenen Friſt dem Mieter zugehen, widrigenfalls das Kündigungsrecht dem 
Eigentümer verlorengegangen iſt. h 

3. Iſt der in A! bezeichnete Miet⸗ oder Pachtvertrag von vornherein unter Beitritt des 
Eigentümers geſchloſſen worden, ſo bleibt dieſer an den Vertrag auch nach Beendigung des Nieß⸗ 
brauchs gebunden. Im Zweifel ift aber nicht anzunehmen, daß damit der Eigentümer die nach dem 
Abſchluß des Vertrags vom Nießbraucher getroffenen Vorausverfügungen über den Mietzins und 
die Aufrechnung durch den Mieter über die in den 98 578 Satz 1, 574, 575 (A 1) feſtgeſetzten Grenzen 
hinaus gegen ſich gelten laſſen will. In gleicher Weiſe find die Verpflichtungen des Eigentümers 
zu beſtimmen, wenn er nachträglich durch Schuldübernahme die Erfüllung der Verbind⸗ 
lichkeiten aus dem Mietvertrag übernommen hat. 
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Die Erſatzanſprüche des Eigentümers wegen Veränderungen oder Verſchlech⸗ 
terungen der Sache ſowie die Anſprüche des Nießbrauchers auf Erſatz von Ver⸗ 
wendungen oder auf Geſtattung der Wegnahme einer Einrichtung verjähren 
in ſechs Monaten 1). Die Vorſchriften des 8 558 Abſ 2, 3 ) finden entſprechende 

nwendung ). 

E II 966; P 3 407. 

1. Die ſechsmonatige Verjährung der ſchuldrechtlichen Erſatzanſprüche des Eigentümers 
wegen Veränderungen oder Verſchlechterungen der Sache ſowie der Anſprüche des Nießbrauchers 
aus Verwendungen ($ 1049) gilt auch bei einem in das Grundbuch eingetragenen Nießbrauch 
N einem Grumbitüd; die Anwendung des $ 902 Abſ1 Satz 1 iſt alfo inſoweit ausgeſchloſſen. In 
de Verjährungsfriſt fallen auch ſolche Anſprüche des Eigentümers, die ſich auf eine unerlaubte 
Gang oder auf ein Zuwiderhandeln gegen die beſonderen Pflichten des Nießbrauchers gründen 
G5 1036ff., 1050, 1053ff.), aber nicht der Erſatzanſpruch wegen Unmöglichkeit der Rückgabe der 

ache (NG Warn 1908 Nr 320). Die ſechsmonatige Friſt beginnt nach dem entſprechend anzu⸗ 
Rücdenden 9558 Abſ 2 für den Eigentümer mit dem Zeitpunkt, in dem der Nießbraucher das zur 
ſückgewähr der Sache Erforderliche getan hat, jo daß es lediglich noch vom Belieben des Eigen⸗ 
fi mers abhängt, den Beſitz zu übernehmen. Für den Nießbraucher, der ſich im Beſitz der Sache be- 
[indet oder doch befunden hat und deshalb über feine Verwendungsanſprüche unterrichtet ſein kann, 
mt die Friſt bereits mit der Beendigung des Nießbrauchs. Sind die Vorausſetzungen dieſer 
E rzen Verjährung nicht gegeben, fo verbleibt es bei der 30 jährigen Verjährung. Doch verjähren die 

rſatzanſprüche des Eigentümers zugleich mit dem Haupfanſpruch auf Rückgabe der Sache (§ 558 
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Abſ 3). Eine Unterbrechung der Verjährung des Hauptanſpruchs hat zugleich die Unterbrechung 
der Verjährung des Nebenanſpruchs zur Folge. 

2. Die Anſprüche des Nießbrauchers auf Erſatz von Verwendungen aus auftragsloſer Ge⸗ 
ſchäftsführung (88 677 ff.) und die Schadenserſatzanſprüche des Eigentümers wegen Beſchädigung 
oder Veränderung der Nießbrauchſache (88 1036 ff.) können ſchon vor Beendigung des Nieß⸗ 
brauchs geltend gemacht werden. Die Geltendmachung der Schadenserſatzanſprüche iſt aber 
in der Zeit vor Beendigung des Nießbrauchs inſofern beſchränkt, als der Nießbraucher verlangen 
kann, daß der dem Eigentümer zufallende Schadenserſatz zur Wiederherſtellung der Sache zu 
verwenden iſt ($ 1065 A 2). 


8 1058 


Im Verhältniſſe zwiſchen dem Nießbraucher und dem Eigentümer gilt zu⸗ 
gunften des Nießbrauchers der Beſteller als Eigentümer ), es ſei denn, daß 
der Nießzbraucher weiß 1), daß der Beſteller nicht Eigentümer iſt ?). 

E II 967; P 3 457, 49 2ff.; 4 592, 596, 609. 


1. Die Gutgläubigkeit des Nießbrauchers iſt nicht bloß von Bedeutung für die Entſtehung 
des dinglichen Nießbrauchsrechts (58 892, 1032, 930—936), ſondern auch, wenn der gute Glaube 
des Nie ßbrauchers zur Entſtehung des Nießbrauchsrechts geführt hat, für das mit dem Nießbrauch 
verknüpfte Schuldverhältnis. Solange er das Nichteigentum des Nießbrauchsbeſtellers nicht 
kennt, iſt der Nießbraucher (die rechtswirkſame Entſtehung des Nießbrauchs vorausgeſetzt) be 
rechtigt, den Beſteller als Eigentümer anzuſehen. Er darf alſo die Verpflichtungen aus dem 
Nießbrauchsverhältnis mit befreiender Wirkung durch Leiſtung an den Beſteller erfüllen, insbe⸗ 
ſondere die Nießbrauchſache nach beendetem Nießbrauch an den Beſteller zurückgeben. Die rechts 
geſchäftlichen Vereinbarungen, die hinſichtlich des Nießbrauchs zwiſchen dem gutgläubigen Nieß⸗ 
braucher und dem Beſteller getroffen ſind, binden inſofern auch den Eigentümer, als dieſer die 
aus der Vereinbarung folgende Minderung feiner Eigentumsbefugniſſe ſich gefallen 
laſſen muß. Dagegen hat die Vereinbarung nicht die Wirkung, daß der Eigentümer über die 
Pflicht zur Duldung hinaus zu Leiſtungen genötigt werden kann (str.). Ahnlich verhält es ſich 
mit einem zwiſchen dem Nießbraucher, der zur Zeit der Rechtshängigkeit gutgläubig geweſen iſt, 
und dem Beſteller geführten Rechtsſtreit. Die Rechtshängigkeit des Streites und das ergangene 
Urteil iſt mit der erwähnten Beſchränkung auch gegen den Eigentümer wirkſam. Die per“ 
ſönliche Haftung des Beſtellers wird übrigens dadurch, daß der Eigentümer das Rechts“ 
geſchäft oder die Prozeßführung gegen ſich gelten laſſen muß, nicht unbedingt beſeitigt. Sie 
bleibt vielmehr inſoweit beſtehen, als die Erfüllung der den Eigentümer treffenden Verpflichtungen 
von dieſem nicht zu erlangen iſt. Der Anſpruch auf Erfah von Verwendungen ($ 1049 A 1) it 
dem Eigentümer gegenüber ſchon dann begründet, wenn das Eingreifen des Nießbrauchers zwar 
nicht dem Intereſſe und Willen des Eigentümers, wohl aber dem des Beſtellers entſprochen hat, 
Dem Eigentümer verbleibt das Recht, wenn eine Leiſtung des Nießbrauchers an den Beſteller 
ihm gegenüber wirkſam iſt, gemäß § 816 vom Beſteller und, falls dieſer die Leiſtung erlaſſen hat, 
gemäß $ 816 Abſ 1 Satz 2 vom Nießbraucher die Herausgabe der ungerechtfertigten Bereicherung 
zu fordern. Ausgeſchloſſen wird die Gutgläubigkeit nur durch die beſtimmte Kenntnis des Nieß⸗ 
brauchers, daß der Beſteller nicht der Eigentümer iſt, nicht ſchon dadurch, daß die Unkenntnis 
auf grober Fahrläſſigkeit beruht, auch nicht dadurch, daß der Eigentümer im Grundbuch 
eingetragen iſt. Der § 1058 findet Anwendung auch dann, wenn der Beſteller der Eigentümer 
war, ſpäter aber die Sache einem anderen übereignet hat, ohne daß die Veräußerung dem 
Nießbraucher bekanntgeworden iſt. Neben $ 1058 bleibt die beſondere Vorſchrift des $ 893 für den 
Nießbrauch an Grundſtücken beſtehen. Iſt der Nießbraucher nicht gutgläubig, jo wird er dur 
eine Erfüllung der Vertragspflichten an den Beſteller von den Verpflichtungen aus dem geſeß' 
lichen Schuldverhältnis zu dem Eigentümer nicht befreit. 

2. Die Beſtimmung des $ 1058 tft nur zugunſten des Nießbrauchers gegeben, nicht zugunſten 
des Eigentümers. Eine andere Frage ift es, ob eine Vereinbarung zwiſchen dem Nießbrauche! 
und dem Beſteller nicht dem Eigentümer zugute kommt. Dies ift zu bejahen, wenn die Verein 
barung in dem Sinne getroffen iſt, daß das Rechtsverhältnis gegenüber dem Eigentümer 15 
geregelt werden ſollen ($ 328). Sind in der Vereinbarung Beſtimmungen ſowohl zugunſten — 
auch zu Laſten des Eigentümers enthalten, fo kann dieſer natürlich die Rechte nur dann in Anipt 
nehmen, wenn er ſich zugleich den Verpflichtungen unterwirft. 


$ 1059 


Der Nießbrauch iſt nicht übertragbar 1). Die Ausübung des Nießbrauchs 
kann einem anderen überlaſſen werden ). 
E 1 1011—1013 II 968; M 3 535ff.; P 3 407ff.; 6 264. 
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1. Der Nießbrauch ift derart an die Perſon des Nießbrauchers gebunden, daß er nicht einem 
andern übertragen werden kann. Ausgeſchloſſen iſt damit auch die Übertragbarkeit des Rechts 
auf die Beſtellung des Nießbrauchs (ſtr.; a. M. OLG 1, 18). Durch die Unübertragbarkeit des Nieß⸗ 
brauchs iſt nach $$ 1069 Abſ 2, 1274 Abſſ2 auch die Belaſtung des Nießbrauchs mit einem Nieß 
brauch oder mit einem Pfandrecht ausgeſchloſſen (KJ 40, 254; 48, 213). Verpfändet kann nur 
werden das Recht zur Ausübung des Nießbrauchs (A 2). Ein weitergehendes Recht kann nach 
9857 Abſ 3 ZPO auch durch Pfändung des Nießbrauchs nicht erlangt werden. Der Pfändungs- 
gläubiger hat demgemäß auch ſeinerſeits die Verpflichtungen des Nießbrauchers hinſichtlich der 
Verwendung der Nutzungen zu erfüllen; ihm kommt alſo nur der verbleibende Überſchuß zugute 
(RG 56, 390 f.). Die Zwangsvollſtreckung kann nach $ 857 Abſ 4 ZPO in der Weiſe erfolgen, 
daß eine Verwaltung angeordnet wird. Die Pfändung der Ausübung des Nießbrauchs an einem 
Grundſtück kann nicht in das Grundbuch eingetragen werden (A 2). In NG 74, 79 wird allerdings 
bei der (in 8 1069 A 2 näher behandelten) Pfändung eines Hypothekennießbrauchs die Eintragung 
des mit der Pfändung verbundenen Veräußerungsverbots für zuläſſig erklärt. Dieſe Auffaſſung 
iſt aber nicht zu billigen, da der Pfändungsbeſchluß das Veräußerungsverbot mit der Pfändung zu 
einer untrennbaren Einheit zuſammenfaßt. Offen gelaſſen iſt dieſe Frage in Ich 14, 342; dort 
iſt aber anerkannt, daß der ſeiner Ausübung nach gepfändete Nießbrauch ohne Zuſtimmung des 
Pfändungsgläubigers gelöſcht werden kann, ſolange die Pfändung aus dem Grundbuch nicht er- 
ſichtlich iſt. Dieſer Anſicht iſt auch Ich 16, 332 beigetreten. Eine Zwangasvollſtreckung in die 
einzelnen dem Nießbraucher zuſtehenden Nutzungen iſt nach Maßgabe der Vorſchriften über die 
Zwangsvollſtreckung in bewegliches Vermögen zuläſſig. Das von dem Pfändungsgläubiger er- 
worbene Pfandrecht kann durch Verzicht des Nießbrauchers auf den Nießbrauch nicht beſeitigt 
werden. Dem Konkurſe des Nießbrauchers iſt zwar nicht der Nießbrauch ſelbſt, wohl aber nach 
$$ 851 bl 1, 857 Abſ 3 ZPO, 51 KO feine Ausübung unterworfen. — Der Grundſatz des $ 1059 
Satz 1 wird durchbrochen vom RGeſ v. 13. 12. 1935 (RGS Bl I, 1468; dazu Durchf VO v. 12. 6. 
1936 — RG Bl I, 489). Hier wird der einer juriſtiſchen Perſon zuſtehende Nießbrauch 
im Falle des Vermögensübergangs auf dem Wege der Geſamtrechtsnachfolge und im Falle der 
Übertragung des Betriebsunternehmens, dem der Nießbrauch zu dienen geeignet ült, für über⸗ 
tragbar erklärt. Doch wird damit nicht zugleich die Möglichkeit einer Pfändung oder Verpfändung 
des Nießbrauchs eröffnet. Im Falle eines ſolchen Übergangs oder einer ſolchen Übertragung 
tritt der Erwerber dem Eigentümer gegenüber kraft Geſetzes in alle Rechte und Pflichten aus dem 
Nießbrauch ein, ohne daß dieſerhalb der Eigentümer oder ſonſtige dinglich Berechtigte Ent⸗ 
ſchädigungsanſprüche erbeben könnten. Bei einer Vermietung oder Verpachtung des nießbrauchs⸗ 
belaſteten Grundſtücks finden in dieſen Fällen die 58 571-576, 578, 579 entſprechende An⸗ 
wendung. 

2. Nur die Ausübung des Nieß brauchs kann einem andern überlaſſen werden. Für den 
Überlaſſungsvertrag iſt keine beſondere Form vorgeſchrieben. In dem Recht zur Überlaſſung 
der Ausübung kann der Nießbraucher nicht durch einen mit dem Eigentümer geſchloſſenen Vertrag 
dinglich beſchränkt werden. Die Beſtimmung des $ 39g iſt hier nicht anwendbar. Geht eine Verein⸗ 
barung auf Übertragung des Nießbrauchs, fo wird es regelmäßig dem Willen der Parteien ent- 
ſprechen, daß der Nießbrauch der Ausübung nach übertragen werden ſoll. Die Vereinbarung 
iſt dann alſo aus dieſem Geſichtspunkt gemäß 5 140 aufrechtzuerhalten (R FW 1910, 8015). 
Die Überlaſſung der Ausübung kann allgemein oder unter Ausſchaltung einzelner Nutzungen 
«8 1030 Abſ 2), unentgeltlich oder entgeltlich erfolgen. Sie darf aber nicht dahin aufgefaßt werden, 
daß dem Ausübungsberechtigten lediglich ein ſchuldrechtlicher Anſpruch auf Geſtattung der Aus. 
übung gegen den Nießbraucher zuſtände. Der Ausübungsberechtigte iſt vielmehr, falls er nicht 
lediglich als Beauftragter des Nießbrauchers die Verwaltung zu führen hat (RG Warn 1913 
Nr 421), der zur Ausübung des Nutzungsrechts unwiderruflich ermächtigte Vertreter des Nief;- 
brauchers. Im Zweifel ift alſo auch anzunehmen, daß die aus dem Nießbrauch entſpringenden 
einzelnen Befugniſſe, ſoweit ihre Übertragbarkeit nicht beſchränkt iſt (Recht zur Ziehung der 

utzungen, zur Vermietung und Verpachtung, zur Geltendmachung der hieraus entſpringenden 

echte gegen Dritte, zur Kündigung und Einziehung der Forderung uſw.), dem Ausübungs⸗ 
berechtigten zu eigenem Recht übertragen find (RG 101, 5; JW 1912, 870%; Gruch 56, 975; 
Warn 1912 Nr 344; ROX 48, 212). Die Miet- und Pachtzinſen ſelbſt gehen, falls dies nicht in klarer 
Weiſe zum Ausdruck gebracht ift, durch die Überlaffung der Nießbrauchsausübung auf den Aus- 
übungsberechtigten nicht über; er erhält vielmehr nur die Ermächtigung zu ihrer Einziehung (RG 
101, 5; $ 1031 A 2). Durch die Überlaſſung der Ausübung des Nießbrauchs werden dem Aus- 
übungsberechtigten die Rechte nur in der Weiſe überkkagen, daß er auch die dem Nießbraucher ob- 
liegenden Pflichten, insbeſondere die hinſichtlich der Verwendung der Nutzungen übernommenen 
Verpflichtungen zu erfüllen hat. Die Überlaſſung darf, da der Nießbrauch ſelbſt auf den Aus⸗ 
übungaberechtigten nicht übergeht, in das Grundbuch nicht eingetragen werden (beſtr.; Al; 
KG J 40, 254; 48 A 212; JF 1, 411). Die dennoch erfolgte Eintragung ſteht nicht unter dem 
Schutz des öffentlichen Glaubens des Grundbuchs nach $ 892 (OLG 18, 152). Selbſt wenn man 
aber inſoweit anderer Anficht fein wollte, hindert doch jedenfalls die Überlaſſung des Ausübungs⸗ 
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rechts oder die Pfändung dieſes Rechts den Nießbraucher bis zur Eintragung im Grundbuch nicht 
an einer Verfügung über den Nießbrauch ſelbſt, insbeſondere nicht daran, den Nießbrauch durch 
Verzicht rechtswirkſam aufzugeben (Ich 16, 332). Das Ausübungsrecht erliſcht mit dem Er- 
löſchen des Nießbrauchs. Es erliſcht auch dadurch, daß der Nießbraucher auf ſein Recht verzichtet 
(ſtr., vgl. für gemeines Recht NG 16, 110). Eine Ausnahme von dieſem Grundſatz iſt nur 
zu machen zugunſten des Ausübungsberechtigten, dem der Beſitz des Nieſbrauchsgrundſtücks 
als Mieter oder Pächter überlaſſen iſt ($ 1056 Abf 2). Denn dadurch iſt ein beſonderes Rechts⸗ 
verhältnis begründet worden. Der Eigentümer kann, wenn durch rochtsverletzendes Verhalten 
des Ausübungsberechtigten in ſein Eigentumsrecht eingegriffen wird, ſowohl den Ausübungs⸗ 
berechtigten ſelbſt in Anſpruch nehmen als auch den Nießbraucher verantwortlich machen, der 
für deſſen Verſchulden nach § 278 haftbar iſt. Durch Vertrag mit dem Ausübungsberechtigten 
kann der Nießbraucher von dieſer Haftung nicht entbunden werden. Der Ausübungsberechtigte 
hat bei der Benutzung der Sache die gleichen Pflichten dem Eigentümer gegenüber zu erfüllen, 
wie fie dem Nießbraucher obliegen. Unter den Vorausſetzungen des $ 1053 kann der Eigentümer 
gegen ihn auf Unterlaſſung klagen. Sicherheitsleiſtung kann er dagegen gemäß § 1051 nur 
vom Nießbraucher, nicht vom Ausübungsberechtigten verlangen. Gegen dieſen kann er ſich eine 
Sicherung nur im Wege der einſtweiligen Verfügung verſchaffen. Das dem Ausübungsberech⸗ 
tigten zuſtehende Recht iſt vererblich und übertragbar. 


$ 1060 


Trifft ein Nießbrauch mit einem anderen Nießbrauch oder mit einem fonftigen 
Nutzungsrecht an der Sache dergeſtalt zuſammen, daß die Rechte nebenein- 
ander nicht oder nicht vollſtändig ausgeübt werden können, und haben die 
Rechte gleichen Nang, fo findet die Vorſchrift des $ 1024 Anwendung 1). 

E 1 976 II 969; M 3 486, 487, 499; P 3 387. 

1. Der zeitlich früher entſtandene Nießbrauch hat den Vorrang vor den ſpäter ent⸗ 
ſtandenen dinglichen Nutzungsrechten (Nießbrauch, perſönliche Dienſtbarkeit, Grunddienſtbarkeit, 
Erbbaurecht). Der vorgehende Berechtigte braucht ſich durch den nachſtehenden keine Beſchrän⸗ 
kungen auferlegen zu laſſen. Iſt aber der Rang mehrerer dinglicher Nutzungsrechte, der ſich bei 
Nutzungsrechten an Grundſtücken durch die Zeit der Eintragung im Grundbuch beſtimmt (98 873, 
879), der gleiche, fo muß bei einem Widerſtreit der Rechte jeder Beteiligte ſich gemäß $ 1024 eine 
verhältnismäßige Einſchränkung feiner Befugniſſe inhaltlich oder zeitlich gefallen laſſen. Er kann 
verlangen, daß hierüber eine allgemeine Regelung ſtattfindet, und kann demgemäß gegen die 
übrigen Beteiligten auf Erteilung der Zuſtimmung zu der von ihm vorgeſchlagenen Regelung 
klagen. — Wird eine Hypothek (Grundſchuld, Rentenſchuld) und ein zur Tilgung dieſer Hypothek 
beſtimmter Nießbrauch zu gleichem Range eingetragen, ſo iſt bei einem Widerſtreit dieſer Rechte 
der Hypothek der Vorzug zuzuerkennen. Ein Teilabtretungsempfänger der Hypothek iſt alſo be⸗ 
rechtigt, die Zwangsverwaltung des Grundſtücks zu beantragen, obgleich die Ausübung des dem 
Abtretenden verbleibenden Nießbrauchs durch die Zwangsverwaltung gehindert wird. 


9 1061 


Der Nießbrauch erliſcht mit dem Tode des Nießbrauchers 1). Steht der 
Nießbrauch einer juriſtiſchen Perſon zu 2), fo erliſcht er mit dieſer ). 

E I 1014 II 970; M 3 530, 531; P 3 410ff. 

1. Der Nießbrauch erliſcht nach der zwingenden Vorſchrift des 8 1061 mit dem Tode des 
Nießbrauchers. Er iſt ſomit unvererblich. Der Eigentümer kann aber die ſchuldrechliche Ver⸗ 
pflichtung eingehen, den Erben des Nießbrauchers einen neuen Nießbrauch zu beſtellen. Iſt der 
Nießbrauch an einem Grundſtück für mehrere Berechtigte je zu einem Bruchteil beftelltt, fo erliſcht 
mit dem Tode des einen der Nießbrauch zu deſſen Bruchteil. Der Eigentümer kann aber in Höhe 
des Bruchteils einen neuen Nießbrauch beſtellen (KJ 49, 191). Die Todeserklärung begründe 
nach $ 18 nur die Vermutung des Todes. Sie hat daher das Erlöſchen des Nießbrauchs nicht zur 
Folge, wenn der Nachweis der Unrichtigkeit des Todeserklärung geführt wird. 

2. Steht der Nießbrauch einer juriſtiſchen Perſon zu, fo dauert er bis zum Erlöſchen 
der juriſtiſchen Perſon fort. Man hat eine ſolche Regelung, obwohl durch fie die dauernde Tren. 
nung des Nutzungsrechts von dem Eigentum herbeigeführt wird, für zuläſſig gehalten, weil der 
Nießbrauch einer juriſtiſchen Perſon nur ausnahmsweiſe unter beſonders gearteten Verhältniſſen 
vorkommen wird. Die juriſtiſche Perſon erliſcht mit der Auflöſung oder mit der Entziehung 
der Rechtsfähigkeit. Doch bleibt die Rechtsfähigkeit der juriſtiſchen Perſon, wenn eine Liqui“ 
dation ſtattfindet (8 47), in beſchränkter Weiſe beſtehen, ſoweit es für die Zwecke der Liquidation 
erforderlich iſt. Hieraus darf gefolgert werden, daß auch der Nießbrauch erſt mit der Beendigung 
der Liquidation untergeht (beſtr.). Als juriſtiſche Preſonen im Sinne des § 1061 find auch ſolche 
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Geſellſchaften anzuſehen, die zwar nicht juriſtiſche Perſonen im eigentlichen Rechtsſinne find, aber 
unter ihrer Firma Rechte erwerben und Verbindlichkeiten eingehen können, alſo namentlich die 
offene Handelsgeſellſchaft. Für ſie kann ein Nießbrauch beſtellt werden (RG 16, 1). Iſt dies 
geſchehen, ſo wird auch anzunehmen ſein, daß der Nießbrauch mit der Auflöſung der Geſellſchaft, 
alſo mit dem Erlöſchen des Berechtigten, endigt. Denn daß nach der Auflöſung der offenen Handels⸗ 
geſellſchaft der Nießbrauch etwa den bisherigen Geſellſchaftern nach Bruchteilen zuſtehen und erſt 
mit dem Tode der bei der Auflöſung vorhandenen Mitglieder erlöſchen ſollte, erſcheint ſchon als dem 
Willen der Nießbrauchbeſteller zuwiderlaufend ausgeſchloſſen (ſtr.). St der Nießbrauch einem 
nichtrechtsfähigen Verein zugewendet, ſo ſind zwar die Mitglieder als Berechtigte anzu⸗ 
erkennen. Die Zuwendung wird aber regelmäßig in dem Sinne erfolgt ſein, daß den Mitgliedern 
der Nießbrauch nur in ihrer Eigenſchaft als Vereinsmitgliedern und nur fo lange zukommen ſoll, 
als der Verein die ſatzungsmäßigen Zwecke betätigt. Das Erlöſchen des Nießbrauchs wird dem⸗ 
gemäß nicht bloß bei der Auflöſung des Vereins, ſondern auch dann anzunehmen ſein, wenn der 
Verein weſentlich andere Zwecke verfolgt. Die durch das RGeſ kv. 13. 12. 1935 geregelte Über⸗ 
tragbarkeit des Nießbrauchs juriſtiſcher Perſonen ift bereits in $1059 A! a. E. behandelt. 

3. Die Beendigung des Nießbrauchs wird außerdem kraft rechtsgeſchäftlicher Vereinbarung 
eines Endtermins oder einer auflöfenden Bedingung ($ 1030 A2) durch deren Eintritt oder auch 
durch eine vereinbarungsgemäß zuläſſige Kündigung herbeigeführt. Stirbt der Nießbraucher vor 
dem Eintritt des Endtermins oder der Bedingung, jo endigt der Nießbrauch ſchon mit dem Tode. 
Ferner erliſcht der Nießbrauch durch rechtsgeſchäftliche Aufhebung (58 875, 876, 1062, 1064), bei 
beweglichen Sachen durch Zuſammentreffen mit dem Eigentum (§ 1063), durch Pfandverkauf nach 
91242 Abſ 2 und durch gutgläubigen Erwerb des Eigentums der belaſteten Sache nach $ 936, 
weiter durch Untergang (nicht ſchon Umgeſtaltung) der Sache und durch Enteignung. Iſt der 
Nießbrauch zur Tilgung einer Schuld beſtellt ($ 1030 A 6), fo hat der Eigentümer, ſobald die Schuld 
aus den Einkünften getilgt iſt oder getilgt ſein konnte, einen Anſpruch auf Aufhebung des Nieß⸗ 
brauchs. Es kann aber auch (als Bedingung) vereinbart werden, daß der Nießbrauch mit der 
Tilgung der Schuld ohne weiteres erliſcht. Dieſer Vereinbarung kann bei einem Nießbrauch am 
Grundſtück durch Eintragung in das Grundbuch dingliche Wirkung beigelegt werden. Ein ſchon 
beim Inkrafttreten des BGB beſtehender Nießbrauch erliſcht gemäß Art 184 Ec nach den Vor⸗ 
ſchriften des alten Rechts (NG Gruch 56, 1161). — Verlangt nach dem Erlöſchen des Nießbrauchs 
an einem Grundſtück der Eigentümer vom Nießbraucher die zur Berichtigung des Grundbuchs 
durch Löſchung erforderlichen Urkunden, ſo kann der Nießbraucher die Löſchungsunterlagen unter 
den Vorausſetzungen des § 273 Abſ 1 oder Abſ 2 zurückhalten, ſofern nicht ein ſolches Zurück⸗ 
behaltungsrecht nach dem Inhalt des Vertrags über die Nießbrauchsbeſtellung ausgeſchloſſen iſt. 
Grundſätzliche Beſchränkungen des Zurückbehaltungsrechts, wie fie im Falle des 1144 (dort 
A 2 Mitte) dem befriedigten Hypothekengläubiger in Anſehung anderer perſonlicher Ansprüche 
als der getilgten Hypothekenforderung auferlegt werden, beſtehen hier nicht (RG 141, 226). 


9 1062 


Wird der Nießbrauch an einem Grundſtücke durch Nechtsgeſchäft aufge- 
hoben, ſo erſtreckt ſich die Aufhebung im Zweifel auf den Nießbrauch an dem 
Zubehöre !). 

E II 971; P 3 412. 

1. Wie die Beſtellung des Nießbrauchs an einem Grundſtück auch die Zubehörſtücke ergreift 
(81031 A 3), fo hat die rechtsgeſchäftliche Aufhebung des Nießbrauchs an einem Grundſtück 
($ 1064 A 2) zugleich die Beendigung des Nießbrauchs an den Zubehörſtücken zur Folge. Es bedarf 
alſo nicht mehr der für die Aufhebung des Nie ßbrauchs an beweglichen Sachen in § 1064 vorge⸗ 
ſchriebenen Form. Vorausgeſetzt ift, daß der Wille des Nießbrauchers darauf gerichtet ift, den Nieß⸗ 
brauch auch an den Zubehörſtücken aufzuheben; dieſer Wille iſt im Zweifel als vorhanden anzu⸗ 
nehmen. — Unter einer Aufhebung im Sinne des Art 189 Ech, der hierfür die fortdauernde 
Geltung des bisherigen Rechts beſtimmt, iſt nicht nur die rechtsgeſchäftliche, ſondern auch die 
geſetzliche Aufhebung zu verſtehen (NG Warn 1916 Nr 19). 


9 1063 


Der Nießbrauch an einer beweglichen Sache erliſcht, wenn er mit dem Eigen 
tum in derſelben Perſon zuſammentrifft 1). 
Der Nießbrauch gilt als nicht erloſchen, ſoweit der Eigentümer ein recht- 
liches Intereſſe an dem Fortbeſtehen des Nießbrauchs 2) hat?). 

E 1 1016 Abj 1 II 972; M 3 531; p 3 412; 6 390. 
5 1. Der Nießbrauch an einem Grundſtück erliſcht grundſätzlich nicht durch Vereinigung mit 
em Eigentum am Grundſtück ($ 889). Vereinigt ſich dagegen der Nießbrauch und das Eigentum 
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an einer beweglichen Sache — was wegen der Unvererblichkeit und Unübertragbarkeit des Nieß⸗ 
brauchs nur in der Weiſe vorkommen kann, daß der Nießbraucher das Eigentum erwirbt —, ſo 
geht der Nießbrauch als beſonderes Recht unter. 

2. Der Nießbrauch gilt nicht als durch die Vereinigung erloſchen, ſoweit der Eigentümer 
hierdurch einen Nachteil erleiden würde und deshalb au dem Fortbeſtehen des Nießbrauchs 
ein rechtliches Intereſſe hat. Dies iſt der Fall, wenn die bewegliche Sache noch mit einem weiteren 
im Range gleich- oder nachſtehenden Nießbrauch belaftet iſt. Beſteht an der Sache ein weiterer 
im Range vorgehender Nießbrauch, ſo hat der Eigentümer an der Erhaltung ſeines eigenen 
Nießbrauch im 9 kein Intereſſe. Wohl aber liegt ein ſolches Intereſſe vor, wenn der fremde 
Nießbrauch im Range gleichſteht, da dann nach $ 1060 eine verhältnismäßige Beſchränkung 
der beiden Nutzungsrechte eintritt, oder wenn der fremde Nießbrauch im Range nachſteht, 
da die Verwirklichung dieſes Nießbrauchs durch den im Range vorgehenden Nießbrauch des Eigen⸗ 
tümers gehindert wird. Iſt die Sache außer dem Nießbrauch mit einem Pfandrecht belaſtet, ſo 
iſt der Eigentümer ebenfalls am Fortbeſtehen des Nießbrauchs dann intereſſiert, wenn das Pfand⸗ 
recht dem Nießbrauch nachſteht oder gleichſteht (vgl. auch $ 1060 A 1). Denn der Pfand⸗ 
gläubiger kann in ſolchen Fällen die Verſteigerung der Sache nur in der Weiſe bewirken, daß der 
dem Pfandrecht im Range vorgehende Nießbrauch beſtehen bleibt ($ 1242 Abſ 2 Satz 2). Hat der 
Nießbrauch gleichen Rang, ſo erliſcht er zwar, wenn die Sache auf Antrag des Pfandgläubigers 
zur Verſteigerung gebracht iſt. Der gleiche Rang bleibt aber inſofern von Bedeutung, als an Stelle 
der Sache gemäß § 1247 Satz 2 die Haftung des Erlöſes tritt. 

5 Die Vorſchrift des § 1063 findet nach § 1072 auch bei dem Nießbrauch an Rechten An⸗ 
wendung. 


$ 1064 


Zur Aufhebung des Nießbrauchs an einer beweglichen Sache durch Nechts⸗ 
geſchäft genügt die Erklärung des Nießbrauchers !) gegenüber dem Eigen 
tümer oder dem Beſteller, daß er den Nießbrauch aufgebe ?). 

E 1 1016 Abſ 2 II 973; M 3 531, 632; P 3 412, 457; 4 592, 593, 695, 690, 608, 609. 

1. Zur Aufhebung des Nießbrauchs an einer beweglichen Sache durch Rechtsgeſchäft ift 
nicht die Rückgabe der Sache, auch nicht (wie zur Aufgabe des Eigentums: $ 959) die Beſitzaufgabe 
erforderlich. Vielmehr genügt die einſeitige Erklärung des Nießbrauchers gegenüber dem 
Eigentümer, daß er den Nießbrauch aufgebe, um die Rechte des Nießbrauchs zu beendigen 
und den Nießbraucher von ſpäteren Verpflichtungen zu befreien. Die Erklärung kann mit Wirkung 
gegen den Eigentümer auch gegenüber dem Beſteller abgegeben werden, ſelbſt wenn der 
Nießbraucher weiß, daß der Beſteller nicht der Eigentümer iſt. Denn wenn auch das durch den 
Nießbrauch begründete Schuldverhältnis nur zwiſchen dem Eigentümer und dem Nießbraucher 
beſteht, fo darf doch der Nießbraucher bei der Aufgabe des Nießbrauchs ſich an denjenigen wenden, 
von welchem er den Nießbrauch erhalten hat. Auf die Rückgabe der Sache, die eine ſtill⸗ 
ſchweigende Aufgabeerklärung enthalten kann, ift dieſer Rechtsſa nicht auszudehnen. Die Rick 
791 kann, ſoweit die Beſtimmung des $ 1058 nicht eingreift, wirkſam nur an den Eigentümer 
erfolgen. 

2. Zur Aufhebung des Nießbrauchs an einem Grundſtüick iſt nach $ 875 die Aufgabeerklärung 
gegenüber dem Beteiligten („zu deſſen Gunſten fie erfolgt“: 1071 A 2) oder gegenüber dem 
Grundbuchamt und die Löſchung im Grundbuch erforderlich. . 


$ 1065 


Wird das Recht des Nießbrauchers beeinträchtigt, fo finden auf die An“ 
ſprüche des Nießbrauchers die für die Anſprüche aus dem Eigentume gelten“ 
den Vorſchriften !) entſprechende Anwendung 2). 

E 1 1017 II 974; M 3 532, 633; P 3 412, 413. 

1. Nach den bei einer Beeinträchtigung des Rechts des Nießbrauchers entſprechend anzu” 
wendenden Vorſchriften, die für die Anſprüche aus dem Eigentum gelten, ſteht dem Niet 
braucher bei einer Vorenthaltung der Nießbrauchſache gegen den Beſitzer der Anſpruch 
auf Herausgabe nach den $$ 985ff. und bei einer ſonſtigen Beeinträchtigung gegen er 
Störer der Anſpruch auf Beſeitigung der Beeinträchtigung nach 81004 zu. It eo. 
Nießbrauchſache auf das Grundſtück eines Dritten gelangt, ohne daß dieſer die Sache in Bei 
genommen hat, fo hat der Nießbraucher nach den $$ 1005, 867 den Anſpruch auf Duldun 
der Aufſuchung und Wegnahme. Der Nießbraucher iſt außerdem dadurch geſchützt, nr 
ihm als Beſitzer der Beſitzſchutz (99 861, 862) zuftatten kommt und daß er die Klage aus e. 
beſſeren Recht zum Beſitz hat (98 1006, 1007). Die Vermutung des § 1006 Abſ 2 kommt auch be 
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Nießbraucher zugute. Was den Herausgabe anſpruch anlangt, ſo kann der Nießbraucher 
dieſen Anſpruch ſelbſtändig neben dem Eigentümer geltend machen. Der Eigentümer darf den 
Klagantrag nur dahin richten, daß der Beſitz dem Nießbraucher eingeräumt wird ($ 986 
A 3). Auf Herausgabe der Nutzungen, die für die Vergangenheit dem Nießbraucher zu⸗ 
gekommen ſein würden, oder auf Erſatz ihres Wertes hat natürlich nur der Nießbraucher 
Anſpruch. Der Nießbraucher kann auch die Anſprüche wegen der vom beklagten Beſitzer 
im Übermaß gezogenen Früchte geltend machen, da er ihren Wert erſt nach Beendigung 
des Nießbrauchs dem Eigentümer zu erſtatten hat ($ 1039). Der Klage des Nießbrauchers gegen- 
über hat der Beſitzer 1 Einreden, die ihm gegen die Klage des Eigentümers gegeben 
find. Da aber der Nießbraucher eine fein dingliches Recht ſchmälernde Verfugung des Eigen⸗ 
tümers nicht anzuerkennen braucht, kann der Beſitzer dem Nießbraucher Einreden aus einer ſolchen 
Verfügung nicht entgegenhalten. Erſatz von Verwendungen gemäß $ 994 Abſ 2 aus einer Ge⸗ 
ſchäftsführung ohne Auftrag kann der Beſitzer vom Nießbraucher nur fordern, wenn die Uber 
995 n dem Intereſſe und dem Willen des Nießbrauchers entſpricht 
3$ 683, 679). 

2. Beſteht die Beeinträchtigung des Nießbrauchs in einer unerlaubten Handlung, jo 
kann der Nießbraucher Schadenserſaß nach den 98 823, 826 beanſpruchen. Zur Klage auf Schadens. 
erſatz wegen Zerſtörung oder verſchuldeter Unmöglichkeit der Herausgabe der Sache iſt der Nieß 
braucher inſoweit befugt, als er durch den Schaden betroffen iſt; im übrigen ſteht dieſe Klage 
dem Eigentümer zu (M 3, 509). Der Eigentümer kann nicht den vollen Schadenserſatz einklagen. 
Ebenſowenig kann der Nießbraucher, der einen ſelbſtändigen Entſchädigungsanſpruch hat, ver⸗ 
langen, daß ihm an der dem Eigentümer zufallenden Entſchädigungsſumme der Nießbrauch ein⸗ 
geräumt werde (ſtr.). Auf Schadenserſatz wegen Verſchlechterung der Sache kann auch der 
Nießbraucher klagen. Soweit er jedoch das Geld nicht zur Wiederherſtellung der Sache verwendet, 
iſt er verpflichtet, dem Eigentümer den Betrag nach Beendigung des Nießbrauchs zu erſtatten 
und unter Umſtänden ſchon vorher hierfür Sicherheit zu leiten ($ 1067). Hat der Eigen⸗ 
tümer den Schadenserſatz erhalten, ſo hat er ihn auf Verlangen des Nießbrauchers zur Wie der⸗ 
herſtellung der Sache zu verwenden (88 1039, 1046). Schadenserſatz wegen Entziehung der 
Nutzungen (die auch durch Verletzung eines Urheberrechts oder eines gewerblichen Schutzrechts 
herbeigeführt ſein kann) hat der Nießbraucher ſelbſtändig zu beanſpruchen, ebenſo Schadenserſatz 
wegen Verzugs. 


§ 1066 
Beſteht ein Nießbrauch an dem Anteil eines Miteigentümers, ſo übt der 
Nießbraucher die Nechte aus, die ſich aus der Gemeinſchaft der Miteigen- 
tümer in Anſehung der Verwaltung der Sache und der Art ihrer Benutzung 
ergeben ?). 
Die Aufhebung der Gemeinſchaft kann nur von dem Miteigentümer und 
dem Nießbraucher gemeinſchafilich verlangt werden ). 
Wird die Gemeinſchaft aufgehoben, ſo gebührt dem Nießbraucher der 
Nießbrauch an den Gegenſtänden, welche an die Stelle des Anteils treten ?). 
E I 985 IT 975; M 3 497ff.; P 3 387; 4 597, 598. 
1. Der Nießbrauch an dem Anteil eines Miteigentümers (8 1030 A 1) iſt Sachnießbrauch, 
nicht Rechtsnießbrauch. Das iſt für die Beſtellung des Nie ßbrauchs, für die Pfändung uſw. wichtig. 
Da die Sache nicht ganz, ſondern nur mit dem Anteil des Miteigentümers dem Nießbrauch unter⸗ 
liegt, ſo kann der Nießbraucher das Benutzungsrecht und das damit verbundene Recht der Ein⸗ 
wirkung auf die Nießbrauchſache nur innerhalb der Grenzen ausüben, die dem mit dem 
Nießbrauch belaſteten Miteigentümer durch das Gemeinſchaftsverhältnis gezogen 
ſind. Er iſt deshalb an die vor der Beſtellung des Nießbrauchs von den Miteigentümern mit 
Stimmenmehrheit gefaßten Beſchlüſſe über die Benutzung und Verwaltung (8 746) gebunden, 
auch wenn er hiervon bei der Entſtehung ſeines Rechts keine Kenntnis gehabt hat. Die Rechte des 
Miteigentums in Anſehung der Verwaltung und der Art der Benutzung (89 743 745) werden 
von dem Nießbraucher wahrgenommen. Dieſer hat demgemäß bei der Beſchlußfaſſung aus $ 745 
an Stelle des Miteigentümers mitzuwirken und kann, ſolange ein ſolcher Beſchluß nicht gefaßt iſt, 
ie Zuſtimmung der übrigen Miteigentümer zu der von ihm vorgeſchlagenen angemeſſenen Rege. 
lung verlangen. Handelt es ſich aber um eine Umgeſtaltung oder weſentliche Veränderung der. i 
gemeinſchaftlichen Sache (88 1037, 745 Ab] 3) oder um eine ſonſtige die Grenzen des Nutzungs, WN 
rechts Überſchreitende Maßnahme, fo bedarf der Nießbraucher, der hierin willigen will, der Zu⸗ Ne 
ſtimmung des Miteigentümers (str.). Die Koſte n einer gemeinſchaftlichen Benutzung und Ver⸗ N N 
waltung fallen als Koſten des Betriebs (8 1047 A !) dem Nießbraucher anteilſg zur Laſt (str.). j 
Beſteht ein Bruchteilsnjeßbrauch an einer nicht im Miteigentum befindlichen Sache ac 1080 A 3 
N 1 


Pi 988 2 


Wu 


* 
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$ 1031 A 1), jo übt der Nießbraucher die gleichen Rechte aus, als wenn hinſichtlich des Bruchteils 
ein Miteigentum beſtände. 

2. Der Miteigentümer, deſſen Anteil mit dem Nießbrauchsrecht belaſtet iſt, kann durch ſeine 
Verfügungen das Recht des Nießbrauchers nicht ſchmälern. Er kann dies auch nicht dadurch 
tun, daß er durch Stellung des Antrags auf Aufhebung der Gemeinſchaft eine Umwandlung 
des Gegenſtandes des Nießbrauchs herbeiführt. Zur Stellung dieſes Antrags iſt daher der Mit⸗ 
eigentümer nur in Gemeinſchaft mit dem Nießbraucher befugt. Ebenſo kann der von anderer 
Seite ausgehende Antrag nur gegen den Miteigentümer und den Nießbraucher gemeinſchaftlich 
gerichtet werden. In dem ſich anſchließenden Teilungsverfahren iſt der Nießbraucher als Partei 
mit zuzuziehen. Ohne ſeine Zuſtimmung kann hinſichtlich der Teilung eine rechtswirkſame Ver⸗ 
fügung von dem Miteigentümer nicht getroffen werden. Sowohl der Miteigentümer als auch der 
Nießbraucher kann aber die Zuſtimmung des anderen Teiles zum Antrag auf Aufhebung der 
Gemeinſchaft und zur Teilung verlangen, wenn dieſe Maßnahme den Grundſäßen einer ordnungs⸗ 
mäßigen Wirtſchaft entſpricht. 

3. Auf die bei der Auseinanderſetzung dem Miteigentümer zugeteilten Gegenſtände geht 
der Nießbrauch nicht ohne weiteres kraft Geſetzes über (ſtr., KJ 43, 268), ſondern der Nieß⸗ 
braucher hat, wie aus der Faſſung des Geſetzes („gebührt“) ſich ergibt, nur ein Recht auf Veſtellung 
des Nießbrauchs an den Gegenſtänden. Der Nießbraucher iſt aber dadurch geſichert, daß ohne ſeine 
Zuziehung die zugeteilten Gegenſtände dem Miteigentümer nicht übereignet werden können 
( 1089 A1 a. E.). 


§ 1067 

Sind verbrauchbare Sachen Gegenſtand des Nießbrauchs, ſo wird der 
Nießbraucher Eigentümer der Sachen !); nach der Beendigung des Rieß 
brauchs hat er dem Beſteller den Wert zu erſetzen, den die Sachen zur Zeit 
der Beſtellung hatten?). Sowohl der Beſteller als der Nießbraucher kann 
den Wert auf feine Koſten durch Sachverſtändige feſtſtellen laſſen 2). 

Der Beſteller kann Sicherheitsleiſtung verlangen, wenn der Anſpruch auf 
Erſatz des Wertes gefährdet iſt “). 

E 1 1018—1020 II 976; M 3 533 ff.; P 3 413. 

1. Bei verbrauchbaren beweglichen Sachen, deren beſtimmungsmäßiger Gebrauch im Ver⸗ 
brauch oder in der Veräußerung beiteht ($ 92 Abſ 1), iſt dem Nießbraucher, damit er dieſen Gebrauch 
machen kann, das Eigentum mit der Verpflichtung zur Werterſtattung bei Beendigung des Nieß. 
brauchs eingeräumt (uneigentlicher Nießbrauch im Sinne des gem. Rechts). Den Parteien iſt es 
aber geſtattet, durch ausdrückliche oder ſtillſchweigende Vereinbarung eine andere Regelung zu 
treffen. Dies kann in der Weiſe geſchehen, daß der Nießbraucher (ähnlich wie beim ehemännlichen 
und elterlichen Nutznießungsrecht nach den $$ 1376 Nr 1, 1653) nicht das Eigentum, ſondern nur 
das Verfügungsrecht erlangt. Eine ſolche Regelung wird z. B. trotz der Vorſchrift des $ 1067 
beim Nießbrauch an einem zum Umſatz beſtimmten Warenlager meiſt dem Parteiwillen entſprechen. 
Der Nießbraucher iſt in derartigen Fällen zur ordnungsmäßigen Verfügung berechtigt, ohne 
durch die Vorſchriften der $$ 1036 Abſ 2, 1037 beſchränkt zu fein. Er ift dazu auch dem Nießbrauch⸗ 
beſteller gegenüber verpflichtet (über den Nießbrauch am Erwerbsgeſchäft $ 1085 A 2). Das Ver 
fügungsrecht bildet zuſammen mit dem Nießbrauch ein einheitliches Recht, das auch gegenüber der 
Konkursmaſſe des Eigentümers wirkſam bleibt. Die Verfügungsbefugnis des Eigentümers wird 
aber durch den Verfügungsnießbrauch — abweichend von der Verfügungsnutznießung des Che 
mannes ($$ 1395 ff.) — nicht beſchränkt. Das Eigentum an der Nießbrauchſache verbleibt dem bis“ 
herigen Eigentümer ſo lange, bis der Nießbraucher auf Grund ſeines Verfügungsrechts die Sache 
veräußert oder verbraucht hat (5700 Abſ 1 Satz 2). Die Verpflichtung des Nießbrauchers UF 
Sicherheitsleiſtung beſtimmt ſich dann aber auch in dieſem Falle nach $ 1067 Abf 2. Wird ein Nieß⸗ 
brauch an verbrauchbaren Sachen erſeſſen, fo tritt die Rechtswirkung des $ 1067 Abſ 1 ein, ohne 
5 Wille des Erſitzenden gerade auf die Erlangung des Eigentums gerichtet zu ſein braucht 

eſtr.). 

2. Abgeſehen von der beſonderen Regelung des Eigentumsübergangs (A 1) bleiben für den 
Nießbrauch an verbrauchbaren Sachen, namentlich in Anſehung der Erlöſchungsgründe, die all- 
gemeinen Grundſätze maßgebend. Die Verpflichtung zum Erſatz des Wertes nach Beendigung 
des Nießbrauchs iſt jedoch, wenn und weil der Nießbraucher ſelbſt Eigentümer geworden iſt, nicht 
dem Eigentümer, ſondern dem Beſteller gegenüber zu erfüllen. Auch im übrigen beſteht das durch 
dieſen Nießbrauch begründete Schuldverhältnis nur zwiſchen dem Nießbraucher und dem Nieß⸗ 
brauchbeſteller, nicht zwiſchen dem Nießbraucher und dem zur Zeit der Beſtellung des Nießbrauch? 
vorhanden geweſenen Eigentümer. Wenn mithin ein Nießbrauch infolge Gutgläubigkeit des Nies 
brauchers rechtswirkſam entſtanden ($ 1032 A 1) und fo das Eigentum an den verbrauchten Sachen 
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auf den Nießbraucher übergegangen ift, fo iſt der frühere Eigentümer der Sachen darauf beſchränkt, 
die Herausgabe der ungerechtfertigten Bereicherung gemäß § 816 Abſ 1 Satz! von dem Nießbrauch⸗ 
beſteller als dem verfügenden Nichtberechtigten und gemäß § 816 Abſ 1 Satz 2 von dem Nieß⸗ 
braucher, der den Nießbrauch unentgeltlich erworben hat, zu verlangen. — Für den nach Beendigung 
des Nießbrauchs zu leiſtenden Werterſatz iſt maßgebend der Wert, den die Sache zur Zeit des Über: 
gangs des Eigentums auf den Nießbraucher gehabt hat. Bei dem durch Erfigung erworbenen 
Nießbrauch tritt der Erwerb erſt mit Vollendung der Erſitzung ein. Daher wird es hier auf den 
Wert zu dieſer Zeit (unbeſchadet einer aus anderen Gründen ſich ergebenden Schadenserſatzpflicht), 
nicht auf den Wert zur Zeit des Beginns der Erſitzung ankommen. Vollzieht ſich der Eigentums⸗ 
übergang erſt mit dem Verbrauch oder der Veräußerung der Sache (A 1), ſo iſt dieſer Zeitpunkt 
entſcheidend. Bei der Wichtigkeit der Feſtſtellung des Wertes für die Rückgabepflicht iſt die Be. 
ſtimmung des $ 1034 dahin erweitert, daß bei dem Nießbrauch an verbrauchbaren Sachen ſowohl 
der Nießbraucher als auch der Beſteller auf Feſtſtellung des Wertes durch Sachverſtändige an⸗ 
tragen kann (§ 1034 A l). 

3. Als Erſatz für die ſonſt in der Fortdauer des Eigentums liegende Sicherheit, die hier durch 
den Eigentumsübergang auf den Nießbraucher verlorengeht, iſt dem Beſteller — nicht dem bis⸗ 
herigen Eigentümer (A2) — das Recht eingeräumt, bei Gefährdung des Anſpruchs auf den 
ſpäteren Erſatz des Wertes ſogleich Sicherheitsleiſtung zu fordern. Die Gefährdung braucht nicht 
in dem Maße vorhanden zu ſein, daß ſie zur Begründung eines Arreſtantrags ausreichen würde. 
Es genügt vielmehr, daß die wirtſchaftlichen Verhältniſſe des Nießbrauchers keinerlei Sicherheit für 
die Erfüllung der Verpflichtung zum Werterſatz bieten. Iſt ein Anſpruch auf Sicherheitsleiſtung 
begründet, ſo kann bis zur Leiſtung der Sicherheit die Beſtellung des Nießbrauchs zurückgehalten 
werden (8 273). 


II. Nießbrauch an Nechten 


8 1068 


Gegenſtand des Nießbrauchs kann auch ein Necht fein ). 

Auf den Nießbrauch an Nechten finden die Vorſchriften über den Nieß⸗ 
brauch an Sachen entſprechende Anwendung, ſoweit ſich nicht aus den 88 1069 
bis 1084 ein anderes ) ergibt“). 

E 1 1021 II 977; M 3 688ff.; P 2 413. 

1. Gegenſtand des Nießbrauchs kann jedes übertragbare ($ 1069 Abi 2) Recht fein, das 
geeignet iſt, unmittelbar oder mittelbar Nutzungen zu gewähren, namentlich Reallaſten, Hypo⸗ 
theken, Grundſchulden, Rentenſchulden. Auch das Recht auf den Erwerb einer Sache iſt ſelbſt dann, 
wenn es an eine Gegenleiſtung geknüpft iſt, für Die Beſtellung eines Nießbrauchs inſoweit geeignet, 
als es die Möglichkeit gewährt, von der erworbenen Sache (5 1075 A 1) Nutzungen zu ziehen. 
Die zum Erwerb der Sache nötige Gegenleiſtung wird in einem ſolchen Falle der Nießbraucher 
verauslagen müſſen, um durch den Erwerb den Nießbrauch an der Sache zu erlangen. Unzu⸗ 
laſſig aber iſt ein Nießbrauch an einem Vorkaufsrecht, auch wenn es nach $ 514 ausnahmsweiſe 
übertragbar iſt. Denn das Vorkaufsrecht kann keine Nutzungen gewähren; der Nießbraucher 
könnte den Eintritt in den das Vorkaufsrecht auslöſenden Kaufvertrag weder für ſich noch für den 
Vorkaufsberechtigten herbeiführen (ſtr.). Das mit dem Nießbrauch zu belaſtende Recht muß 
abtretbar fein (51069 A 2). Dem Rechtsnießbrauch unterliegen nicht bloß Forderungen, 
die gegen eine beſtimmte Perſon gehen, ſondern auch gewiſſe Anteilsrechte (Näheres in A 3) 
und gegen jeden Dritten wirkſame Unterſagungsrechte (abſolute Rechte), z. B. ein Urheber⸗ 
recht, Patentrecht uſw. Der Nießbrauch an dem Miteigentum einer Sache aber iſt nach $ 1066 
entſprechend dem Nießbrauch am Eigentumsrecht als Sachnießbrauch, nicht als Rechtsnießbrauch 
zu behandeln, ebenſo der Nießbrauch an einem Erbbaurecht ($ 1017) und an den nach Landesrecht 
den Grundſtücken gleichſtehenden Berechtigungen. Auch der Nießbrauch an dem Eigentumsanſpruch 
auf Herausgabe der Sache ſtellt ſich nicht als Rechtsnießbrauch, ſondern als Sachnießbrauch dar. 

eſonders geregelt iſt der Nießbrauch an einer Leibrente ($ 1073), an einer Forderung im all⸗ 
gemeinen (8 1074, 1075), an einer auf Zinſen ausſtehenden Forderung (59 10761079), an einer 
Grund oder Rentenſchuld ($ 1080), an Inhaber- oder Orderpapieren (88 10811084). 

2. Kraft der dinglichen Natur des Nießbrauchs iſt das Recht dem Nießbrauch unmittelbar 
mit der Wirkung unterworfen, daß jede weitere den Nießbrauch beeinträchtigende Berechtigung 
ausgeſchloſſen iſt. Der dingliche Nießbrauch an einem Recht unterſcheidet ſich hiernach weſentlich 
von dem ſchuldrechtlichen Anſpruch auf Einräumung des Nießbrauchs an dem Recht. Abweichungen 
von den Vorſchriften über den Sachnießbrauch ergeben ſich hauptſächlich daraus, daß die Be⸗ 
timmungen über die Abtretung eines Rechts auf die Geſtaltung des Nießbrauchs einwirken 
($$ 1069, 1070) und daß der Nießbraucher, um die Nutzungen des Rechts zu ziehen, in erhöhtem 
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Maße eines Verfügungsrechts bedarf (88 1074, 10771079, 1082, 1083). Die dem Nießbraucher 
gebührenden Zinſen gehen mit der Beſtellung des Nießbrauchs oder mit der ſpäteren Entſtehung 
der Zinſenforderung auf ihn über (8 1039 A 3). Das Recht des Nießbrauchers auf den Gewinn⸗ 
anteil entſteht bei der Aktiengeſellſchaft durch den die Verteilung feſtſetzenden Beſchluß der Haupt⸗ 
verſammlung (U 3). Gewährt das mit dem Nießbrauch belaftete dingliche Recht (z. B. Bergwerks⸗ 
eigentum, Erbpacht) die Befugnis zur Gewinnung natürlicher Früchte, ſo erwirbt der Nießbraucher 
das Eigentum an den Früchten mit der Trennung. Beim Nießbrauch an einem Pachtrecht kann der 
Nießbraucher nicht günſtiger ſtehen als der Pächter. Daher vollzieht ſich hier der Eigentumserwerb 
gemäß $ 956 im Zeitpunkt der Trennung, wenn der Beſitz der Sache dem Nießbraucher über⸗ 
laſſen iſt, ſonſt mit der Beſitzergreifung (vgl. auch § 1039 A 3). Die Pflicht zur Zahlung der als 
Gegenleiſtung für die Nutzung fortlaufend zu entrichtenden Pacht wird nach dem Vertragswillen 
regelmäßig dem Nießbraucher obliegen. Der Nießbrauch an einem Recht erſtreckt ſich auch auf die 
Schadenserſatzforderung, die dem Gläubiger gegen den Schuldner erwächſt, wenn dieſer ſeine 
Verpflichtungen nicht erfüllt. Der Beſitz an einer über das Recht ausgeſtellten Schuldurkunde 
gebührt dem Nießbraucher. Werden Aktien mit Gewinnanteilſchein vom Eigentümer ver⸗ 
kauft, jo kann der dem Verkauf zuſtimmende Nießbraucher (neben den Stückzinſen) den nad} 
Schätzung der Börſe im Kurswert mitenthaltenen Gewinnanteil für das laufende Jahr beanſpruchen 
(RG J 1913, 193). Wegen des Beſitzes an Inhaberpapieren wird verwieſen auf § 1081 A 2. 

3. Über den praktiſch ſehr wichtigen Nießbrauch an Aktien find weder im BGB noch im 
HGB noch im Akt beſondere Beſtimmungen getroffen. Unter entſprechender Anwendung des 
$ 1066 wird anzunehmen fein, daß regelmäßig der Nießbraucher im Intereſſe feines Nutzungsrechts 
die Rechte des Aktionärs bei der Verwaltung wahrzunehmen und deshalb inſoweit Anſpruch auf 
Ausübung des Stimmrechts hat. Handelt es ſich aber um grundlegende Anderungen, die das 
Intereſſe des Eigentümers weſentlich berühren, ſo kann dieſer verlangen, daß der Nießbraucher die 
Stimme nach ſeinen Weiſungen abgibt oder daß ihm ſelbſt die Ausübung des Stimmrechts über⸗ 
laſſen wird. Entſtehen Zweifel über die Grenzen des Stimmrechts, ſo wird nicht anders verfabren 
werden können, als daß der Nießbraucher nur mit Zuſtimmung des Eigentümers, der Eigentümer 
nur mit Zuſtimmung des Nießbrauchers zur Ausübung des Stimmrechts zugelaſſen wird (beſtr.; 
RG JW 1916, 40912 erkennt bei einer G. m. b. H. das Stimmrecht des Nießbrauchers an). Die 
Anfechtung von geſetz⸗ oder ſatzungswidrigen Hauptverſammlungsbeſchlüſſen (59 195 ff. AktG) 
iſt nicht bloß dem Nießbraucher zu geftatten, ſondern auch dem Eigentümer, ſoweit feine Intereſſen 
hierdurch berührt werden. Das mit der Aktie verbundene Bezugsrecht auf Übernahme neuer 
Aktien ſtellt keine Frucht des Mitgliedsrechts dar, ſteht alſo dem Eigentümer zu (ſtr.). Will dieſer 
hiervon keinen Gebrauch machen, ſo muß er dem Nießbraucher die uslübung des Bezugsrechts für 
eigene Rechnung überlaſſen. Wird an Stelle einer Erhöhung des zu verteilenden Gewinns den 
Anteilseignern eine Kapitalerhöhung in Form einer Gratisaklie gewährt, jo kann der Nießbraucher 
verlangen, daß fein Nießbrauch auch hierauf erſtreckt wird (QZ 1914, 368). Der in LZ 1921, 729ff. 
vertretenen Anſicht, daß die vom Eigentümer bezogene neue Aktie dem für die alten Aktien be⸗ 
ſtehenden Nießbrauch unterliege, kann nur für den Fall zugeſtimmt werden, daß der Nießbrauch 
nicht nur die einzelne Aktie, ſondern das ganze Vermögen, deſſen Beſtandteil die Aktie iſt, ergreift. 
Die Zahlung des Aktienkapitals, auch des bei der Auseinanderſetzung auf die Aktie entfallenden 
Anteils (ftr.), kann nur an den Eigentümer und den Nießbraucher gemeinſchaftlich erfolgen ($ 1077). 
Auf den Nießbrauch an Kuxen werden die gleichen Grundſätze anzuwenden ſein. Für die In⸗ 
haberaktie gelten Beſonderheiten (88 1081ff.). Abgeſehen von Aktiengeſellſchaften und den ihnen 
in verſchiedener Hinſicht verwandten Geſellſchaften m. b. H. kann der Nießbrauch als ding⸗ 
liches Recht an einem Geſellſchaftsanteil nach 9 717 (vgl. aber auch 5 719 A 2) der Regel 
nach nicht beſtellt werden. 


$ 1069 


Die Beſtellung des Nießbrauchs an einem Nechte erfolgt nach den für die 
Übertragung des Nechtes geltenden Vorſchriften ). n 

An einem Rechte, das nicht übertragbar ift, kann ein Nießbrauch nicht 
beſtellt werden 2). 

E 1 1022, 1023 Satz 1 II 978; M 3 540, 541; P 3 413 ff. 5 

1. Durch die Beſtellung des Nießbrauchs an einem Recht werden die Befugniſſe des Gläubiger 

teilweiſe, nämlich in dem zur Ausübung des Nutzungsrechts erforderlichen Umfang, auf den e 
braucher übertragen. Dem entſpricht es, daß für die Beſtellung des Nießbrauchs die a: 
Vorſchriften wie für die Übertragung des Rechtes gelten. Soweit nicht beſondere Vorſchrif 0 
beſtehen, genügt alſo nach 95 398, 413 zur Beſtellung des Nießbrauchs der Abſchluß eines Kr 
loſen Vertrags. Bei einem Orderpapier oder Wechſel bedarf es nach $ 365 HGB, Art LLTT- 
Wechſch des Indoſſaments (Nießbrauchsindoſſaments) oder der Abtretung unter Aushändienen 
dieſer Urkunden, bei einem Recht am Grundſtück nach 8873 außer der Einigung der Partei 
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über die Beſtellung des Nießbrauchs der Eintragung im Grundbuch. Bei einer Briefhypothek 
(Grundſchuld, Rentenſchuld) iſt nach 98 1154, 1192, 1199 eine Schriftliche Beſtellungserklärung (die 
durch Eintragung in das Grundbuch erſetzt werden kann) und die Übergabe des Hypothekenbriefs 
(Grundſchuldbriefs) erforderlich. In der Beſtellungserklärung muß zum Ausdruck kommen, 
daß dem Erwerber der Nießbrauch (Frucht-, Zinsgenuß) zuſtehen ſoll (OLG 26, 86; 44, 58). 
Eine Abtretungserklärung ſteht dem nicht gleich (OL h 12, 130). Die Übergabe des Briefs kann 
durch Übertragung des Beſitzes von Hand zu Hand oder durch Beſitzübereinkunft ($ 930) erfolgen. 
Sie kann auch durch eine dem § 1117 Abſ 2 entſprechende Vereinbarung über die Aushändigung 
des Briefs durch das Grundbuchamt erſetzt werden. Der bloße Vorbehalt des Nießbrauchs an der 
im übrigen abgetretenen Hypothek genügt noch nicht zur Übertragung des mittelbaren Beſitzes am 
Hypothekenbrief auf den Abtretungsempfänger. Die Einigung muß vielmehr darauf gerichtet ſein, 
daß der Abtretende den Brief nur noch als Nießbraucher im Beſitz behält. Eine darauf gerichtete 
Einigung kann aber ohne ausdrückliche Erklärung auch aus den Umſtänden entnommen werden 
(RG 27. 10. 1919 IV 252/19). Iſt die Hypothek vereinbarungsgemäß von vornherein als eine mit 
dem Nießbrauch belaftete eingetragen (Eintragungsvorausſetzungen in dieſem Falle: $ 873 A9 
a. E.), fo iſt zur Entſtehung des Nießbrauchs nur erforderlich, daß der Gläubiger den ihm erteilten 
Hypothekenbrief gemäß 98 1154, 1117 dem Nießbraucher übergibt (RG 10. 2. 1912 V 394/11, teilw. 
in Warn 1912 Nr 160). Der Fall, daß der Nießbrauch an einer Hypothek für den Hypotheken- 
gläubiger ſelbſt beſtellt wird, indem er die Hypothek an einen andern abtritt, aber den Zinsgenuß 
ſich vorbehält, iſt im $ 1158 A 3 erörtert. Zur Beſtellung des Nießbrauchs an einem Kur iſt wie zur 
Übertragung des Kuxes die ſchriftliche Form erforderlich (5105 PrAllg Berg v. 24. 6. 1865). 
Eine auf g 1081 beruhende Ausnahme iſt es, daß zur Beſtellung des Nießbrauchs an einem In⸗ 
haberpapier oder an einem mit Blankoindoſſament verſehenen Orderpapier nicht wie zur Über⸗ 
tragung der Forderung die Übergabe der Urkunde zu Alleinbeſitz (8 365 HGB, Art 13 Wechſch), 
ſondern nur die Einräumung des Mitbeſitzes erfordert wird. Für den Nießbrauch an Staatsſchuld⸗ 
buchforderungen iſt durch Art 97 Ech die Geltung der landesgeſetzlichen Vorſchriften vorbehalten. 
Nach dem Geſ v. 31. 5. 1910 $11 erlangt der Nießbrauch an Reichsſchuldbuchforderungen dem 
Reiche gegenüber nur durch Eintragung im Reichsſchuldbuch Wirkſamkeit. 

2. Aus der grundſätzlichen Auffaſſung, daß die Beſtellung des Nießbrauchs eine teilweise 
Übertragung der Gläubigerrechte enthält, ergibt ſich weiter, daß der Nießbrauch an einem Recht 
nur dann und nur inſoweit zuläſſig ift, als dieſes Recht übertragbar iſt. Beschränkungen der 
Übertragbarkeit ergeben ſich z. B. aus den 88 399, 400, 514, 613 Abſ 2, 664 Abf 2, 717, 847, 1092, 
1098, 1103 Abs 1, 1300, 1408, 1427 Abſ 2 Satz 3, 1585 Abſ 1 Satz 2, 1623, 1658. An einer 
Grunddienſtbarkeit und an einer mit dem Eigentum am Grundſtück verbundenen Reallaſt ($ 1105 
Abſ 2) kann ein vom Nießbrauch am Grundſtück getrennter Nießbrauch nicht beſtellt werden. 
Denn dieſe Rechte ſind von dem Eigentum am Grundſtück nicht trennbar. Kann nicht das Recht 
ſelbſt, wohl aber feine Ausübung übertragen werden, fo iſt zwar nicht die Beſtellung eines dinglich 
wirkenden Nießbrauchs, wohl aber die Beſtellung eines ähnlichen Nutzungsrechts zuläſſig, das 
nicht bloß ſchuldrechtliche Wirkung hat und deſſen Beſtehen vom Fortbeſtand des nur der Aus⸗ 
übung nach übertragbaren Rechts abhängig iſt. Nur mit dieſer beſchränkten Wirkung ift die Be- 
ſtellung des Nießbrauchs an einem Nießbrauch (81059) möglich. Die Rechtsſtellung des 
Ausübungsberechtigten iſt behandelt in 9 1059 A 1. Das in dem Anſpruch auf künftige Zinſen 
beſtehende Zinsgenußrecht kann lebenſo wie die bereits fällig gewordenen Zinsbeträge) von 
der Hauptforderung getrennt werden (RG 74, 78). Die Pfändung eines ſolchen Zinsgenußrechts 
und die Beſtellung eines auf den Bezug der Zinſen beſchränkten Nießbrauchsrechts (Einziehung 
des Kapitals nur mit Zuſtimmung des Nießbrauchers: 88 1077ff.) iſt daher zuläſſig. Wird der 
Nießbrauch an einer Briefhypothek gepfändet, ſo würde zwar von dem Standpunkt aus, daß 
wegen der Unübertragbarkeit des Nießbrauchs nur feine Ausübung gepfändet werden kann, an ſich 
zur Pfändung nach § 857 Abſ 2 ZPO nur die Zuſtellung des Pfändungsbeſchluſſes an den Hypo⸗ 
thekengläubiger und an den Nießbraucher nötig ſein. Zur vollen Wirkſamkeit der Verfügungs⸗ 
beſchränkung, namentlich zum Schutz gegen eine Löſchung des Nießbrauchs, bedarf es aber noch der 

intragung in das Grundbuch. Zu dieſem Zweck kann der pfändende Glaubiger die Herausgabe 
des Hypothekenbriefs fordern (RG 74, 85). Die Zuläſſigkeit des Nießbrauchs an einem Geſell- 
ſchaftsanteil iſt begrenzt (8 1068 A 3). An einem gewerblichen Unternehmen als Ganzem 
iſt ein Nießbrauch nicht zuläſſig (RG 95, 235; 9 1085 A 3). 


§ 1070 ” 

Iſt ein Recht, kraft deſſen eine Leiſtung gefordert werden kann, Gegen- 
ſtand des Nießbrauchs, ſo finden auf das Nechtsverhältnis zwiſchen dem Nieß⸗ 
braucher und dem Verpflichteten die Vorſchriften entſprechende Anwendung, 
welche im Falle der Übertragung des Nechtes für das Rechtsverhältnis zwiſchen 
dem Erwerber und dem Verpflichteten gelten !). 
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Wird die Ausübung des Nießbrauchs nach § 1052 einem Verwalter über- 
tragen, ſo iſt die Übertragung dem Verpflichteten gegenüber erſt wirkſam, 
wenn er von der getroffenen Anordnung Kenntnis erlangt oder wenn ihm 
eine Mitteilung von der Anordnung zugeſtellt wird. Das gleiche gilt von 
der Aufhebung der Verwaltung 2). 

E 1 1023 Satz 1 IT 970; M 3 540, 541; P 3 414, 415; 5 126. 

1. Im Einklang mit dem Grundſatz, daß die Beſtellung des Nießbrauchs eine teilweiſe Über- 
tragung der Gläubigerrechte enthält (§ 1069 A 1, 2), kommen beim Nießbrauch an einem Recht, 
kraft deſſen eine Leiſtung gefordert werden kann (z. B. Reallaſten, Hypothekenforderungen, 
Grundſchulden), auf das Rechtsverhältnis zwiſchen dem Nießbraucher und dem Verpflichteten 
die für die Abtretung geltenden Vorſchriften zur entſprechenden Anwendung. Dieſe Bor- 
ſchriften find für Forderungen die 99 404—411. Die Rechtslage des Schuldners ſoll durch die 
Beſtellung des Nießbrauchs ebenſowenig eine Verſchlechterung erfahren wie durch die Übertragung 
des Rechts. Er kann deshalb dem Nießbraucher alle Einwendungen entgegenſetzen, die zur Zeit 
der Nießbrauchsbeſtellung gegen den Gläubiger begründet waren (F404). Solange er von dem 
Nießbrauch keine Kenntnis hat, haben Rechtsgeſchäfte, die er mit dem Gläubiger ſchließt, und 
Rechtshandlungen, die er dem Gläubiger gegenüber vornimmt, geradeſo Wirkſamkeit, als ob dieſer 
durch den Nießbrauch nicht beſchränkt wäre ($ 407). Der Schuldner darf von dem Nießbraucher 
einen Berechtigungsausweis verlangen ($ 410) und kann ſich auf eine Anzeige, die ihm der Gläu⸗ 
biger über die Beſtellung des Nießbrauchs gemacht hat, unbedingt verlaſſen (5 409). Dieſe Vor⸗ 
ſchriften gelten für alle Rechte auf Leiſtung oder Unterlaſſung, bei denen dem Gläubiger ein 
beſtimmter Schuldner gegenüberſteht, im Gegenſatz zu den gegen jeden Dritten wirkſamen 
Unterſagungsrechten ($ 1068 A 1). Keine Anwendung finden die Beſtimmungen der $$ 406—408 
(über die Zuläſſigkeit der Aufrechnung und der Vornahme von Rechtshandlungen oder Rechts⸗ 
geſchäften mit dem bisherigen Gläubiger) auf Hypotheken oder Grundſchulden, ſoweit es 
ſich nicht um Rückſtände von Zinſen oder anderen Nebenleiſtungen oder um Koſten handelt (89 1156, 
1159, 1192). Auch bei Reallaſten und Rentenſchulden ſind dieſe Beſtimmungen nur anwend⸗ 
bar für die zu entrichtenden einzelnen Leiſtungen (88 1107, 1200). Die gegenüber dem Order⸗ 
papier und dem Inhaberpapier eintretende Beſchränkung der Einwendungen (§ 364 HGB, 
§ 796 BGB) kommt auch dem durch Indoſſament oder durch Beſitz des Inhaberpapiers aus⸗ 
gewieſenen Nießbraucher zugute. 

2. Sit die Ausübung des Nießbrauchs auf Grund des $ 1052 einem Verwalter übertragen, 
jo erhält dieſer kraft der Zwangsbollſtreckungsgewalt ein ſelbſtändiges Recht zur Ausübung des 
Nießbrauchs und ſteht daher in gewiſſer Hinſicht einem Nießbraucher gleich. Die Übertragung 
der Verwaltung wird mithin beim Nießbrauch an Forderungen, falls der Beſchluß dem Schuldner 
nicht zugeſtellt iſt, dieſem gegenüber nach den 98 406, 407 erſt wirkſam, wenn er von der Anordnung 
der Verwaltung Kenntnis erlangt hat, und bleibt ſo lange wirkſam, bis er von der Aufhebung 
der Verwaltung Kenntnis hat. ft aber der Beſchluß dem Schuldner prozeßordnungsgemäß zu⸗ 
geſtellt, ſo kommt es nicht darauf an, ob der Beſchluß wirklich zur Kenntnis des Schuldners ge 
kommen iſt. Sobald die Zuſtellung einmal erfolgt ift, kann ſich der Schuldner nicht mehr auf guten 
Glauben berufen (RG 87, 417; Warn 1921 Nr 92). 


8 1071 


Ein dem Nießbrauch unterliegendes Necht kann durch Nechtsgeſchäft nur 
mit Zuſtimmung des Nießbrauchers aufgehoben werden 1). Die Zuſtimmung 
iſt demjenigen gegenüber zu erklären, zu deſſen Gunſten fie erfolgt 2); fie iſt 
unwiderruflich ). Die Vorſchrift des $ 876 Satz 3 bleibt unberührt ). 

Das gleiche gilt im Falle einer Anderung des Nechtes, ſofern fie den Nieß“ 
brauch beeinträchtigt !). 

EI 1024 II 980; M 3 541; h 3 415, 416; 6 245. 

1. In der Dinglichkeit des Nießbrauchs iſt es begründet, daß ohne Zuſtimmung des Nieß⸗ 
brauchers ſein Recht durch Verfügungen des Gläubigers über das dem Nießbrauch unterliegende 
Recht nicht geſchmälert werden kann. Eine Übertragung oder Belaſtung des Rechts, an dem der 
Nießbrauch beſteht, iſt zwar zuläſſig, läßt aber das Recht des Nießbrauchers unberührt. Ebenſo 
iſt die Aufhebung des Rechtes ohne Zuſtimmung des Nießbrauchers dieſem gegenüber ohne 
Wirkung (A 2). Aus der Ausdrucksweiſe in Satz 1 könnte zwar geſchloſſen werden, daß die 
mangelnde Zuſtimmung des Nießbrauchers das Fortbeſtehen des mit dem Nießbrauch belaſteten 
Rechts zur Folge habe. Dies kann jedoch nur angenommen werden für das Verhältnis zum 
Nießbraucher (ſtr.). Die Rechte und Pflichten aus dem Nießbrauch dauern trotz des Ausſcheidens 
der Perſon des Gläubigers zwiſchen Nießbraucher und Schuldner in derſelben Weiſe fort, als 
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wenn das Recht des Gläubigers nicht untergegangen wäre. Nicht ausgeſchloſſen wird durch § 1071 
das Recht des Schuldners, ſeine Verbindlichkeit durch Aufrechnung zur Tilgung zu bringen. Auf 
die Zuläſſigkeit der Aufrechnung wirkt das Beſtehen des Nießbrauchs nur inſofern ein, als der 
Schuldner nicht eine Gegenforderung zur Aufrechnung verwenden kann, die er erſt nach erlangter 
Kenntnis von der Nießbrauchsbeſtellung erworben hat oder die erſt ſpäter als die mit dem Nieß⸗ 
brauch belaſtete Forderung fällig geworden iſt ($ 406). Ebenſo wie die Aufhebung iſt auch jede 
dem Nießbraucher nachteilige Anderung des Rechts, die ohne ſeine Zuſtimmung vorgenommen 
91 9700 Ber ohne Wirkung. Das Recht zur Einziehung der Forderung wird behandelt in 

74 A 1. 

2. Die Zuſtimmung (Einwilligung oder Genehmigung: 89 183, 184) des Nießbrauchers 
zur Aufhebung iſt gegenüber dem Begünſtigten zu erklären. Sie iſt ein ſelbſtändiges Rechts⸗ 
geſchäft, ein weſentliches Erfordernis der Aufhebung (KJ 40, 163; OLG 44, 58). Sie kann nicht 
bloß gegenüber dem Gläubiger erklärt werden, ſondern auch gegenüber dem Schuldner oder einem 
ſonſtigen Beteiligten (3. B. einem nachfolgenden Gläubiger), der durch die Aufhebung einen Vorteil 
hat. Wird die Zuſtimmung zur Aufhebung gegenüber einer dieſer Perſonen erklärt, ſo liegt darin 
zugleich die Willensäußerung, daß die Erklärung zu ihren Gunſten erfolgt. Es erübrigt ſich damit 
eine beſondere Unterſuchung, ob der Erklärende auch wirklich den Vorteil deſſen im Auge hat, 
dem gegenüber er die Erklärung abgibt. 

3. Die Unwiderruflichteit der Zuſtimmung iſt auch ſonſt im Gebiet des Sachenrechts die Regel 

88 876 Satz 3, 880 Abſ 2 Satz 3, 1255 Abſ 2 Satz 2). 

4. Iſt das mit dem Nießbrauch belaſtete Recht im Grundbuch eingetragen, jo ergibt ſich be- 
reits aus 8 876, daß zur Aufhebung des Rechts oder zur Anderung feines Inhalts die Zuſtimmung 
des Nie ßbrauchers notwendig iſt. Die Beſtimmung in Abſ 1 Satz 3, wonach die Vorſchrift des 
8 876 Satz 3 unberührt bleibt, hält alſo gegenüber Abſ 1 Satz 2 nur noch ergänzend den Grundſatz 
not, daß für dieſen Fall die Zuſtimmung auch dem Grundbuchamt gegenüber erklärt 
werden kann. 


8 1072 


Die Beendigung des Nießbrauchs tritt nach den Vorſchriften der 88 1065), 
1064 2) auch dann ein, wenn das dem Nießbrauch unterliegende Necht nicht 
ein Necht an einer beweglichen Sache iſt. 

E 1 1025 II 981; M 3 541, 5425 P 3 416. 


1. Das Grundſätzliche über das Erlöſchen des Nießbrauchs bei ſeinem Zuſammentreffen mit 
dem Eigentum findet ſich in $ 1063 A 1. Der Nießbrauch an einem Recht erliſcht — mit der in 
$ 1063 Abſſ 2 bezeichneten Ausnahme — bei der Bereinigung des Nießbrauchs mit dem Gläubiger⸗ 
recht. Wegen der Unveräußerlichkeit und Unvererblichkeit des Nießbrauchs kann dieſe Vereinigung 
nur dadurch eintreten, daß der Nießbraucher das Recht erwirbt. Der Erlöſchungsgrund gilt dann 
aber auch für das im Grundbuch eingetragene Recht, fo daß $ 889 hier keine Anwendung findet. 
Wenn der Schuldner zugleich den Nießbrauch erlangt, ſo erliſcht der Nießbrauch nicht. 
Dadurch wird auch der Beſtand der dem Nießbrauch unterworfenen Forderung nicht berührt 
KJ 52, 183). Der Nießbraucher⸗Schuldner kann zwar als Einziehungsberechtigter an ſich ſelbſt 
leiften, iſt aber dem Gläubiger gegenüber verpflichtet, die Leiſtung fo zu bewirken, daß dieſer das 
Eigentum an der Sache oder das Recht, auf deſſen Erwerb die Forderung des Gläubigers geht, 
in einer äußerlich zutage tretenden Weiſe erwirbt (Beſitzübergabe durch Erklärung an den Glau⸗ 
biger, die Sache für ihn als Nießbraucher zu beſitzen, Eintragung des Grundſtücks auf den Namen 

es Gläubigers, Abtretungsanzeige). Eine ſolche Verpflichtung beſteht an ſich nicht, wenn der 
zu leiſtende Gegenſtand eine verbrauchbare Sache iſt, da hier der Nießbraucher ſelbſt Eigentümer 
wird ($ 1075 Adf 2). Da aber der nach $ 1067 zu erſetzende Wert ſich nach der Zeit der Leiſtung 
eſtimmt, ſo muß der Nießbraucher dem Gläubiger Anzeige machen und kann ſich auf die Einziehung 
nicht berufen, wenn er zu jener Zeit nicht im Beſitz der verbrauchbaren Sache war. Vereinigt ſich 
der dem Nießbrauch unterworfene Anſpruch init der Verpflichtung daraus in einer Per⸗ 
ſon (beerbt z. B. der Gläubiger den Schuldner oder umgekehrt), fo werden dadurch die Rechte 
des Nießbrauchers nicht berührt (KJ 44, 292), auch nicht, ſoweit ein mit der Forderung ver⸗ 
bundenes Zinsrecht Gegenſtand des Nießbrauchs iſt (RIA 14, 215). 17 

2. Nach der für anwendbar erklärten Vorſchrift des 8 1064 iſt zur rechtsgeſchäftlichen Auf⸗ 
hebung des Nießbrauchs an einem Recht die einſeitige Erklärung des Nießbrauchers gegenüber 
dem Gläubiger oder Beſteller erforderlich, daß er den Nießbrauch aufgebe. Das gilt auch in dem 
Falle, daß das Recht im Grundbuch eingetragen iſt. Der $ 875 (vgl. $ 1064 A 2) findet hier keine 

nwendung; insbeſondere iſt die Löſchung im Grundbuch nicht erforderlich, um den Nießbrauch 
zu beendigen. Die ſchon durch die einſeitige Aufgabeerklärung des Nießbrauchers vollzogene 
Aufhebung des Nießbrauchs hat zur Folge, daß die Löſchung im Grundbuch nunmehr im Wege des 
erichtigungsverfahrens (§ 894) verlangt werden kann. 
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8 1073 


Dem Nießbraucher einer Leibrente, eines Auszugs oder eines ähnlichen 
Rechtes gebühren die einzelnen Leiſtungen ), die auf Grund des Rechtes ge- 
fordert werden können 2). 

E I 1027 II 982; M 3 542ff.; P 3 417, 418. 


1. Zu den Früchten, die dem Nießbraucher gebühren, gehören nach § 99 Abſ 2 alle Erträge, 
die das Recht ſeiner Beſtimmung gemäß gewährt, ohne Rückſicht darauf, ob durch den Bezug 
dieſer Erträge das Recht ſelbſt erſchöpft wird. Dieſer Grundſatz findet, wie in § 1073 beſonders 
ausgeſprochen iſt, auch Anwendung auf wiederkehrende Leiſtungen, die der Gläubiger auf Grund 
eines dinglichen Rechts oder eines Schuldverhältniſſes für Lebenszeit zu beziehen hat: Leibrente, 
Auszug (Art 96 Ech), aber auch ähnliche Rechte, ſoweit fie nach $ 1069 Abſ 2 überhaupt mit einem 
Nießbrauch belaſtet werden können (z. B. Reallaſten, Rentenſchulden). Die Begrenzung des Leib⸗ 
rentenbegriffs (58 759 ff.) in RG 67, 207ff. iſt deshalb für die Anwendung des $ 1073 ohne Be⸗ 
deutung. Unter 5 1073 fallen auch ſolche wiederkehrenden Leiſtungen, die nicht auf Lebenszeit, 
ſondern für einen kürzeren Zeitraum (für die Dauer der Anſtellung, der Verheiratung uſw.) zu ent⸗ 
richten ſind oder deren Entrichtung von ſonſtigen beſonderen Vorausſetzungen in der Perſon des 
Berechtigten oder Verpflichteten abhängig iſt. Die wiederkehrenden Leiſtungen ſtehen dem Nieß⸗ 
braucher als Selbſtgläubiger zu. § 1073 tft nur dann nicht anwendbar, wenn ein Nießbrauch an 
einzelnen Hebungen in dem Sinne beſtellt wird, daß jede Hebung ein beſonderes für ſich be- 
ſtehendes Kapital darſtellen ſoll, von dem deshalb dem Nießbraucher nur die Zinſen gebühren. 
In dieſem Falle greifen die Beſtimmungen der $$ 1074, 1075 Platz. Ob das in einer Fideikommiß⸗ 
ſtiftungsurkunde für die Zeit der Jugendlichkeit des Fideikommißbeſitzers ſeinen Geſchwiſtern ge⸗ 
währte Recht auf den Bezug der einen gewiſſen Betrag überſteigenden Reineinkünfte des Fidei⸗ 
kommiſſes als ein einer Leibrente oder einem Auszug ähnliches Recht im Sinne des $ 1073 anzu⸗ 
ſehen iſt, muß entſchieden werden auf Grund einer wirtſchaftlichen Betrachtung der Belange 
der Bezugsberechtigten, wie ſie durch die Stiftungsurkunde gewahrt ſind. Dabei iſt zu prüfen, 
ob bei einer ſolchen Betrachtung das ſtiftungsmäßige Recht der Bezugsberechtigten als ein die 
einzelnen Leiſtungen als Nutzungen abwerfendes Geſamtrecht erſcheint oder ob ſich die einzelnen 
vom verpflichteten Fideikommißbeſitzer aus den Einkünften ſeines Vermögens bewirkten Leiſtungen 
für die Bezugsberechtigten als (für ſie wiederum nutzbare) Kapitalshebungen darſtellen (RG 8. 3. 
1928 IV 656/27, auszugsweiſe abgedruckt in HRR 1928 Nr 1417). 

2. Auf die vom Schuldner außer den Zinſen zu entrichtenden, zur allmählichen Tilgung 
des Kapitals beſtimmten Zuſchläge erſtreckt ſich das Recht des Nießbrauchers nicht. Anders 
iſt es bei einer Rente, die durch Zahlung eines beſtimmten Kapitals erkauft iſt. Iſt auch die 
Rente ſo bemeſſen, daß durch ſie nicht bloß die Zinſen des Kapitals, ſondern das Kapital ſelbſt 
abgegolten wird, ſo iſt doch die Rente eine einheitliche Leiſtung, bei der zwiſchen den zur Deckung 
der Zinſen und den zur Rückzahlung des Kapitals beſtimmten Beträgen nicht unterſchieden werden 
kann. Keinen Anſpruch hat der Nießbraucher auf den bei der Rückzahlung des Kapitals zur Zahlung. 
kommenden Zuſchlag zum Kapital (81076 A 1 a. E.), auch nicht auf die Gewinne (Prämien), 
die auf die einzulöſenden Schuldverſchreibungen (Prämienpapiere) nach Maßgabe der Ver⸗ 
loſung oder einer anderen auf Zufall geſtellten Ermittlungsart verteilt werden. Ein ſolcher Gewinn 
ſtellt ſich nicht als eine Nutzung, ſondern als ein Zuwachs zum Kapital dar ($ 1083 Abſ 2). Wird 
aber die Prämie als Vergütung für die Herabſetzung des Zinsfußes gewährt, fo fällt fie dem Nießr 
braucher zu (Prot 3, 429). 


§ 1074 
Der Nießbraucher einer Forderung iſt zur Einziehung der Forderung und, 
wenn die Fälligkeit von einer Kündigung des Gläubigers abhängt, zur Kün“ 
digung berechtigt ). Er hat für die ordnungsmäßige Einziehung zu ſorgen ?). 
Zu anderen Verfügungen über die Forderung iſt er nicht berechtigt). 
E 1 1028 II 983; M 3 544ff.; P 3 418, 422. 

1. Beſteht der Nießbrauch an einer nicht auf Zinſen ausſtehenden Forderung ($ 1076 A N), 
jo iſt der Nießbraucher, um fie nutzbar zu machen, darauf angewieſen, die Forderung einzuziehen. 
Dieſes Recht ſteht ihm kraft des Nießbrauchs als eigenes Recht zu. Er bedarf zu deſſen Ausübung 
der Mitwirkung des Gläubigers nicht. Das Recht der Einziehung gibt dem Nießbraucher die Bar. 
fugnis, die zur Einziehung erforderlichen Handlungen, alſo Mahnung, Kündigung, Klage 
und ſonſtige prozeſſuale Handlungen, auch Zwangsvollſtreckungshandlungen, vorzunehmen. 
Befugnis zur Annahme der geſchuldeten Leiſtung wird näher erörtert in § 1075 A 1. In dem 
Einziehungsrecht ift auch die Befugnis inbegriffen, bei einer Wahlſchuld (88 262 ff.) im Falle des 
Wahlrechts des Gläubigers an deſſen Stelle die vom Schuldner zu bewirkende Leiſtung auszu⸗ 
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wählen, und zwar auch dann, wenn für die mehreren Leiſtungen die dem Gläubiger obliegende 
Gegenleiſtung verſchieden beſtimmt iſt (ftr.). Aus dem Einziehungsrecht des Nießbrauchers folgt, 
daß die Kündigung des Schuldners (ſobald dieſer von der Beſtellung des Nießbrauchs Kennt⸗ 
nis erhalten hat: $ 407) oder die bei einer Wahlſchuld von ihm zu treffende und getroffene Wahl 
wirkſam nur dem Nießbraucher, nicht dem Gläubiger, erklärt werden kann (beſtr.). Da aber das 
Einziehungsrecht den Nießbraucher nicht zum Glaubiger macht, iſt die Aufrechnung des 
Schuldners mit einer ihm gegen den Nießbraucher zuſtehenden Gegenforderung nicht zuläſſig 
(ſtr.: RG 103, 28 unter Aufgabe der früher vertretenen gegenteiligen Meinung). Leiſtet der 
Schuldner an den Gläubiger, jo wird er nicht befreit, wenn er bei der Leiſtung das Beſtehen des 
Nießbrauchs kennt (8 1070 Abſ 1, 407). Die Aufrechnung des Nießbrauchers behandelt A 3. Durch 
das Einziehungsrecht des Nießbrauchers wird übrigens das Recht des Gläubigers, auf Leiſtung an 
den Niehbraucher zu klagen, nicht unbedingt ausgeſchloſſen (Prot 3, 422). Die zwiſchen dem Nieß⸗ 
braucher und dem Schuldner ergehende Entſcheidung macht keine Rechtskraft gegenüber dem 
Gläubiger der Forderung (RG 83, 120). Die Einziehung hat nicht die Vernichtung des Ver⸗ 
mögenswertes der Forderung zur Folge. Durch die Einziehung erwirbt vielmehr der Nießbraucher 
nach $ 1075 nur das Nießbrauchsrecht an dem Geleiſteten. Die Vorſchriften der 98 10741079 
greifen auch dann Platz, wenn an die Stelle des Nießbrauchs an einer Sache infolge der mit 
Zuſtimmung des Nießbrauchers vorgenommenen Veräußerung der Sache der Nießbrauch an 
einer Forderung getreten iſt. Auf das ehemännliche und elterliche Nutznießungsrecht (55 1383 ff., 
1649 ff.) finden die Vorſchriften der 9 1074ff. keine Anwendung. 

2. Der Nießbraucher iſt zur Einziehung nicht bloß berechtigt, ſondern auch verpflichtet. Er 
macht ſich alſo dem Gläubiger gegenüber ſchadenserſatzpflichtig, wenn er ſchuldhaft die rechtzeitige 
Einziehung unterläßt und wenn der Gläubiger hierdurch infolge Verſchlechterung der Vermögens⸗ 
lage des Schuldners, infolge Verjährung oder einer ungünſtigen Veränderung der Prozeßlage 
(Verluſt von Beweismitteln) einen Nachteil erleidet. Ein Verſchulden ift ſchon darin zu finden, 
daß der Nießbraucher nicht innerhalb einer angemeſſenen Zeit für die Einziehung ſorgt. Auch durch 
die Art und Weiſe, wie er bei der Einziehung verfährt, kann der Nießbraucher ſich dem Gläubiger 
verantwortlich machen. f 

3. Nur die Einziehung ift dem Nießbraucher geſtattet, nicht eine andere Verfügung über 
die Forderung. Er iſt insbeſondere nicht berechtigt, die Forderung einem anderen abzutreten, 
um fie auf dieſe Weiſe zu Geld zu machen. Auch zu einem Erlaß oder einem Vergleich iſt er 
nicht berechtigt, falls nicht nachweisbar die Verhältniſſe jo liegen, daß auch bei einer Durchführung 
der Zwangsvollſtreckung nicht mehr zu erreichen geweſen wäre, daß alſo der Teilerlaß oder Ver 
gleich nur dazu gedient hat, dasjenige, was überhaupt zu erlangen war, ohne Weiterungen vom 
Schuldner zu erhalten. Die Erteilung der Zuſtimmung zu einem im Konkursverfahren abzu⸗ 
ſchließenden Zwangsvergleich bleibt dem Gläubiger überlaſſen, der jedoch dieſe Zuſtimmung 
nur mit Einwilligung des Nießbrauchers erklären kann. Durch eine Stundung überſchreitet 
der Nießbraucher — unbeſchadet ſeiner Verantwortlichkeit bei ſchuldhaftem Verhalten (A 2) — 
ſeine Befugniſſe nicht, wenn die Stundung ſich nicht über die Zeit des Nießbrauchs hinaus er⸗ 
ſtreckt. Nicht verwehrt iſt es dem Nießbraucher, mit der Forderung gegen eine dem Schuldner 
gegen ihn zuſtehende Gegenforderung aufzurechnen. Denn darin iſt nur eine beſondere Art der 
Einziehung zu erblicken (ſtr.). In einer allerdings nur beiläufigen Bemerkung in RG 103, 29 
billigt auch das Reichsgericht dem Nießbraucher die Befugnis zur Aufrechnung zu. Hat der 
Nießbraucher die Forderung unzuläſſigerweiſe einem anderen verkauft, ſo kann der Gläubiger ſich 
auf den Standpunkt ſtellen, daß er vorbehaltlich feiner Schadenserſatzanſprüche gegen den Nieß⸗ 
braucher den Verkauf genehmigt. 


8 1075 


: Mit der Leiſtung des Schuldners an den Nießbraucher erwirbt der Glän- 
biger den geleiſteten Gegenſtand und der Nießbraucher den Nießbrauch an 
dem Gegenſtande !). 

Werden verbrauchbare Sachen geleiſtet, ſo erwirbt der Nießbraucher das 
Eigentum; die Vorſchriften des § 1067 finden entſprechende Anwendung ). 

C 1 1029 II 984; M 3 545ff.; P 3 418ff. 

1. In dem Einziehungsrecht des Nießbrauchers ($ 1074) ift es begründet, daß er ohne Mit- 
wirkung des Gläubigers zur Annahme der geſchuldeten Leiſtung befugt iſt. Der Schuldner wird 
durch die Leiſtung an den Nießbraucher geradeſo befreit, als wenn die Leiſtung an ihn und den 
Gläubiger gemeinschaftlich erfolgt wäre. Auch im übrigen wird durch die Leiſtung an den Nieß⸗ 
braucher die gleiche Rechtslage hergeſtellt, als wenn zugleich an den Gläubiger geleiſtet wäre. 
Geht alſo die Forderung auf Übereignung einer beweglichen Sache, ſo erwirbt der Gläubiger 
durch die Übergabe der Sache an den Nießbraucher das Eigentum an der Sache. Geht die Forde⸗ 
rung auf Verſchaffung eines Rechts, ſo erwirbt der Glaubiger durch die Leiſtung an den Nieß⸗ 
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braucher das Recht. Iſt zum Erwerb des Rechts die Eintragung in das Grundbuch nötig, ſo iſt der 
Nießbraucher befugt, die zur Eintragung erforderlichen Rechtshandlungen für den Gläubiger vor⸗ 
zunehmen. Der Nießbraucher iſt alſo, wenn es ſich um die Übereignung eines Grundſtücks handelt, 
befugt, die Auflaſſung für den Gläubiger entgegenzunehmen und deſſen Eigentumseintragung 
zu beantragen. Dem Grundbuchamt muß er natürlich, damit er zu dieſen Erklärungen für den 
Eigentümer zugelaſſen werden kann, den Nachweis ſeines Nießbrauchs in der durch 829 GBO 
vorgeſchriebenen Form erbringen. Kann er dies nicht, ſo iſt er berechtigt, die Mitwirkung des 
Gläubigers zu verlangen. Der Nießbraucher handelt hierbei nicht in Vertretung des Gläubigers, 
ſondern kraft eigenen Rechts. Das Vorhandenſein des guten Glaubens beſtimmt ſich daher nach 
ſeiner Perſon. Doch kommt dies dem Gläubiger, der ſeinerſeits ſchlechtgläubig iſt, nicht zuſtatten, 
ſofern der Nießbraucher nach beſtimmten Weiſungen des Gläubigers zu verfahren hatte. Durch 
die Leiſtung an den Nießbraucher erwirbt dieſer aber auch den Nießbrauch an der Sache. Dieſer 
Erwerb vollzieht ſich unmittelbar kraft Geſetzes; der Gläubiger braucht alſo nicht etwa 
noch erſt den Nießbrauch rechtsgeſchäftlich in der dafür vorgeſchriebenen Weiſe zu beſtellen. 
Inſofern iſt dieſer Rechtsvorgang zu vergleichen mit den Fällen des $ 1287 BGB und des 9 848 
Abſ 2 3 PO. Durch die Entſtehung des Nießbrauchs wird das Grundbuch, das den kraft Geſezes 
vollzogenen Erwerb des Nießbrauchs noch nicht wiedergibt, unrichtig. Der Nießbraucher kann 
deshalb gemäß $ 894 die Zuſtimmung des als Eigentümer eingetragenen Gläubigers zur Be⸗ 
richtigung des Grundbuchs verlangen. Er kann auch kraft ſeines Nießbrauchsrechts, deſſen Be⸗ 
ſtehen er dem Grundbuchamt nachzuweiſen hat, die Eintragung des Nießbrauchs im Wege der 
Berichtigung des Grundbuchs (5 22 G00) ſelbſt beantragen. Durch die Leiſtung an den Gläu⸗ 
N Sn der Schuldner nur dieſem gegenüber, nicht gegenüber dem Nießbraucher befreit 
($ 1074 AJ). 

2. Die Vorſchrift des Abſ 2 war nötig, um die Übereinftimmung mit $ 1067 herzuſtellen. 
Ohne den Abſ 2 würde nach der Regel des Abf 1 der Gläubiger das Eigentum erwerben. Wie bei 
einem Nießbrauch an verbrauchbaren Sachen das (mit der Verpflichtung zur Erſtattung des 
Wertes nach Beendigung des Nießbrauchs belaſtete) Eigentum auf den Nießbraucher übergeht, 
ſo erwirbt er in gleicher Weiſe das Eigentum, wenn der Forderungsnießbrauch in einen derartigen 
Sachnießbrauch ſich verwandelt, mag nun die Forderung von vornherein auf Leiſtung verbrauch⸗ 
barer Sachen gegangen ſein oder erſt nachträglich (z. B. weil Schadenserſatz zu leiſten iſt oder 
aus anderen Gründen) dieſen Inhalt angenommen haben. Nach dem entſprechend anzuwen⸗ 
denden § 1067 hat der Nießbraucher nach Beendigung des Nießbrauchs dem Beſteller den nach 
dem Zeitpunkt der Leiſtung ſich beſtimmenden Wert der Sachen zu erſetzen. Dieſen Wert kann 
ſowohl der Veſteller wie der Nießbraucher auf feine Koſten durch Sachverſtändige feſtſtellen laſſen. 


$ 1076 


Iſt eine auf Zinſen ausſtehende Forderung Gegenſtand des Nießbrauchs, 
ſo gelten die Vorſchriften der 88 1077 bis 10791), 

E I 1033 II 985; M 3 550, 551; P 3 423 ff. 

1. Das Einziehungsrecht aus den $$ 1074, 1075 greift nicht Platz, wenn es ſich um eine auf 
Zinſen ausſtehende Forderung handelt, alſo um eine Forderung, die ein dauerndes frucht. 
tragendes Vermögensſtück bilden ſoll (M 3, 551). Unter Zinſen ſind hier, obwohl der Ausdruck 
an ſich auf Geldzinſen hindeutet, auch ſonſtige geldwerte Vorteile zu verſtehen, die als Entgelt 
für die Nutzung des Kapitals in regelmäßiger Wiederkehr gewährt werden. Es macht dabei keinen 
Unterſchied, ob die Verzinſungspflicht auf einem Rechtsgeſchäft oder auf einer den Parteiwillen 
ergänzenden Geſetzesbeſtimmung beruht. Fälle der letzteren Art finden ſich z. B. in den 
99 452, 641, 698 (Verzinſungspflicht des die Nutzungen beziehenden Käufers oder Werkbeſtellers 
und des das hinterlegte Geld für ſich verwendenden Verwahrers) und in den landesgeſetzlichen 
Beſtimmungen über die Verzinſung der Entſchädigungsſumme ſeit dem Tage der Enteignung. 
Hier iſt die Anwendbarkeit der 8 1076 ff. allerdings beſtritten. Unerheblich iſt ferner, ob das 
Kapital nach längerer oder kürzerer Zeit zurückzuzahlen iſt oder ob die Rückzahlungszeit unbeſtimmt 
gelaſſen, insbeſondere von einer vorangehenden Kündigung abhängig iſt. Es kommt auch nicht 
darauf an, ob die Zinſen unverhältnismäßig niedrig find. Die Vorſchriften der 88 10771079 
werden nicht dadurch unanwendbar, daß die an ſich verzinsliche Forderung vorübergehend zinslos 
geſtundet iſt. Der Nießbraucher iſt aus dieſem Grunde nicht etwa zur Einziehung berechtigt und 
kann auch nicht die Zuſtimmung des Gläubigers zu einer anderweiten Kapitalanlage verlangen 
(81078 A 2). Bei einer auf Zinſen ausſtehenden Forderung iſt zwar hauptſächlich an Geldforde 
rungen zu denken, wie denn auch $ 1077 von der „Zahlung“ des Kapitals ſpricht. Es werden aber 
auch die Forderungen auf Leiſtung vertretbarer Sachen hiervon umfaßt. Unter $ 1076 fallen end⸗ 
lich auch ſolche Forderungen, die in einem dinglichen Recht ihren Grund haben, insbeſondere 
nach der ausdrücklichen Beſtimmung des $ 1080 Grundſchulden und Rentenſchulden. Auch Real. 
laſten find hierher zu rechnen, die nach landesgeſetzlichen Beſtimmungen (Art 115 Ech) ablösbar 
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ſind, bei denen alſo die Ablöſungsſumme im Gegenſatz zu den einzelnen dem Nießbraucher ge⸗ 
bührenden Leiſtungen als das Kapital anzuſehen iſt. Beſondere Vorſchriften find in den $$ 1081ff 
gegeben für Inhaberpapiere, mit denen ein Recht auf Zinſen oder auf einen Gewinnanteil 
verbunden iſt. Gewährt die Aktie keine Nutzungen, weil die Gewinnverteilung ausgeſchloſſen iſt 
(HGB $ 213; Akt § 52), fo iſt fie nicht geeignet, ein Gegenſtand des Nießbrauchs zu fein. Wegen 
des Rechts auf den Beſitz der Schuldurkunde iſt zu verweiſen auf $ 1068 A 2 a. E. und bei Inhaber⸗ 
papieren auf § 1081 A 2. — Die Vorſchriften der 9 1077— 1079 können durch Parteivereinbarung 
oder Anordnung des Erblaſſers geändert werden (vgl. über den Nießbrauch am Handelsgeſchäft 
91085 A 2). Als Wille der Parteien wird regelmäßig anzunehmen fein, daß der Nießbraucher über 
ein zur jederzeitigen Abhebung als tägliches Geld eingezahltes Kapital gerade ſo verfügen darf wie 
über eine nicht auf Zinſen ausſtehende Forderung und daß er auch die mit den Zinſen zu zahlenden 
Kapitaltilgungsbeträge erheben darf, obwohl ſie nicht zu den ihm zuſtehenden Nutzungen gehören. 
Jedoch kann die Beſchränkung auf den Zinsgenuß vereinbart werden (OLG 44, 58). Zuläſſig iſt 
anderſeits eine Vereinbarung, die dem Nießbraucher über die in den 88 10771079 beſtimmten 
Vefugniſſe hinaus das Recht der freien Verwaltung gibt, fo daß es der in dieſen Paragraphen ge- 
forderten Mitwirkung des Gläubigers zu Verwaltungsmaßnahmen nicht bedarf (RG Warn 1913, 
139; 9% 40, 275). — Dem Nießbraucher ſteht das Zinsrecht als Ganzes zu, nicht nur der einzelne 
fällige Zinsbetrag (RG 74, 81; WON 40, 142). Das Zuſammentreffen von Nießbrauch und Zins⸗ 
verpflichtung in einer Perſon hindert die Entſtehung des Zinsrechts nicht (KGJ 52, 183; 8 1072 A J). 


§ 1077 


Der Schuldner kann das Kapital nur an den Nießbraucher und den Gläu- 
biger gemeinſchaftlich zahlen. Jeder von beiden kann verlangen, daß an 
fie gemeinſchaftlich gezahlt wird; jeder kann ſtatt der Zahlung die Hinter- 
legung für beide fordern ). 

Der Nießbraucher und der Gläubiger können nur gemeinſchaftlich kün⸗ 
digen. Die Kündigung des Schuldners iſt nur wirkſam, wenn fie dem Nieh- 
braucher und dem Gläubiger erklärt wird 2). 

E 1 1033 Abſ 1, 2, 4, 5 II 986; M 3 551ff.; P 3 423 ff.; 4 598. 

1. Eine ſowohl das Intereſſe des Gläubigers als auch des Nießbrauchers berührende Ber⸗ 
fügung über eine auf Zinſen ausſtehende Forderung (F 1076 A 1) ſteht dem Gläubiger und dem 
Nießbraucher nur gemeinſchaftlich zu. Beide ſind daher (abweichend von der Regelung in den 
99 420, 428) nur gemeinſchaftlich zur Einziehung und zur Annahme der Zahlung berechtigt. Jeder 
von ihnen kann zwar die Zahlung begehren; das Verlangen iſt aber dahin zu richten, daß die 
Zahlung an beide gemeinſchaftlich erfolgt, ſo daß ſie beide Mitbeſitzer werden. Sind ſie zur ge⸗ 
meinſchaftlichen Annahme nicht bereit, ſo bleibt, falls der Streit nicht durch Urteil entſchieden wird 
61078 A 1), nur der Weg der Hinterlegung. Dieſer Weg kann von ihnen zur Beſeitigung aller 
Schwierigkeiten auch von vornherein gewählt werden. Jeder kann alſo ſtatt der gemeinſchaftlich 
zu empfangenden Zahlung die Hinterlegung für gemeinſchaftliche Rechnung verlangen. Die 
daraufhin vollzogene Hinterlegung bewirkt die Befreiung des Schuldners nach näherer Vorſchrift 
der g 378, 376. Die Zuſtändigkeit der Hinterlegungsſtelle und das Hinterlegungsverfahren be- 
ſeimmen ſich nach der Reichshinterlegungsordnung vom 10. 3. 1937 und den dazu ergangenen 
Durchführungs⸗ und Ausführungsvorſchriften. Zu einem Vergleich oder einer Aufrechnung 
iſt der Nießbraucher nur mit Zuſtimmung des Gläubigers befugt, da er über die Forderung nur 
gemeinschaftlich mit dem Gläubiger verfügen kann. Der Grundſatz des 9 1077 gilt auch für den 
Fall, daß ein Anſpruch auf Schadenserſatz entſtanden iſt. Iſt eine verzinsliche Hypothekenforderung 
ausgefallen, ſo kann der Nießbraucher von dem Dritten, der den Ausfall verſchuldet hat, die Zahlung 
des vollen Ausfalls an ſich und den Gläubiger gemeinſchaftlich, nicht nur die Zahlung des ihm allein 
ntftanbenen Schadens beanſpruchen (RG 89, 432). Möglich ift auch eine den Nießbrauch mit dem 
Siecht der freien Verwaltung ausſtattende Vereinbarung (81076 Ai a. E.). Hiervon abgeſehen 
zann der Schuldner mit befreiender Wirkung nur an den Gläubiger und den Nießbraucher gemein⸗ 
bvaftlich oder an einen von ihnen mit Zuſtimmung des andern leiſten, wenn er von dem Nieß⸗ 
1 Kenntnis hat (68 407, 1070 Abſ 1). Die Folge der Leiſtung an beide Teile iſt, daß, ab- 
wſurdend von 81075 Abſ 2, an dem Geleiſteten der Gläubiger das Eigentum, der Nießbraucher 
d irklichen (nicht bloß uneigentlichen) Nießbrauch erlangt. Bis zur Wiederanlegung ($ 1079) haben 

er Gläubiger und der Nießbraucher den gemeinſchaftlichen Mitbeſitz am Geleiſteten. 
N 2. Auch die Kündigung kann als eine Einziehungshandlung nur von dem Gläubiger und dem 
8 Verbraucher gemeinſchaftlich erklärt werden. Wird von ihnen nicht gemeinſchaftlich in derſelben 
letllärung, ſondern nacheinander gekündigt, ſo wird die Kündigung erſt dann wirkſam, wenn die 
lobte Erklärung dem Schuldner zugeht (nach a. M. iſt eine ſolche Kündigung überhaupt wirkungslos). 
Hur Wirkſamkeit der Kündigung iſt weiter zu erfordern, daß die Gemeinſchaftlichkeit der Erklärung 
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aus der erſten oder zweiten Kündigung erhellt. Da Gläubiger und Nießbraucher nur gemein⸗ 
ſchaftlich zur Einziehung berechtigt ſind, muß auch die vom Schuldner ausgehende Kündigung, 
um wirkſam zu ſein, ſowohl dem Gläubiger wie dem Nießbraucher zugehen. Auch hier muß dem 
Empfänger erkennbar ſein, daß die Kündigung eine gemeinſchaftliche iſt. Die Mahnung dagegen 
kann, da hier keine Mitwirkungspflicht (8 1078) beſteht, ſowohl vom Gläubiger als auch vom Nieß⸗ 
braucher ſelbſtändig erklärt werden (beſtr.). 


8 1078 


Iſt die Forderung fällig, jo find der Nießbraucher und der Gläubiger ein- 
ander verpflichtet, zur Einziehung mitzuwirken 1). Hängt die Fälligkeit von 
einer Kündigung ab, fo kann jeder Teil die Mitwirkung des anderen zur Kün⸗ 
digung verlangen, wenn die Einziehung der Forderung wegen Gefährdung 
ihrer Sicherheit nach den Negeln einer ordnungsmäßigen Vermögensver⸗ 
waltung geboten iſt 2). 

E 1 1033 Abj 3 II 987; M 3 553, 554; P 2 423 ff. 

1. Beſteht der Nießbrauch an einer auf Zinſen ausſtehenden Forderung, jo liegt im allge⸗ 
meinen weder dem Gläubiger im Verhältnis zum Nie ßbraucher noch — was von $ 1074 abweicht 
— dem Nießbraucher im Verhältnis zum Gläubiger die Verpflichtung ob, für die ordnungs⸗ 
mäßige Einziehung zu ſorgen. Von einer ſolchen Verpflichtung kann regelmäßig nicht die Rede ſein, 
da jeder Teil das Recht der Einziehung hat. Er ift allerdings hierbei auf die Mitwirkung des anderen 
Teiles angewieſen. Daraus folgt aber nur die gegenſeitige Verpflichtung zur Mitwirkung bei der 
Einziehung, ſobald die Forderung fällig iſt. Die Mitwirkung iſt für die Zahlungsannahme, für 
die Kündigung (A 2), für die Hinterlegung (§ 1082 A 1) und für die Wiederanlegung ($ 1079 
A 1) erforderlich. Auf die Erfüllung dieſer Verpflichtung kann Klage erhoben werden. Die ſchuld⸗ 
hafte Unterlaſſung der geforderten Mitwirkung macht nach $ 276 ſchadenserſatzpflichtig. Wird Klage 
auf Mitwirkung zur Annahme der Zahlung erhoben, ſo iſt in dem Klagantrag anzugeben, in 
welcher Weiſe die Mitwirkung erfolgen ſoll. Iſt der Beklagte zur Einwilligung in die vom Kläger 
bezeichneten Handlungen verurteilt, fo gilt die Einwilligung mit der Rechtskraft des Urteils als et 
teilt (8 894 3 PO). Die Koſten der Einziehung fallen ebenſo wie bei der Einziehung einer unverzins⸗ 
lichen Forderung als Verwaltungskoſten dem Nießbraucher zur Laſt. Dem Beklagten ſteht es 
frei, gegenüber der Klage auf Mitwirkung das Verlangen der Hinterlegung ($ 1077 A J) ein- 
wandsweiſe oder widerklagend geltend zu machen. 

2. Die Mitwirkung zur Kündigung kann nur dann gefordert werden, wenn die Einziehung 
wegen Gefährdung der Sicherheit der Forderung notwendig geworden iſt, nicht auch dann, wenn 
die Einziehung zur Erreichung höherer Zinſen oder zur Vermeidung der Ungelegenheiten aus 
ſäumiger Zinſenzahlung wünſchenswert iſt. Für die Frage, ob die Sicherheit gefährdet iſt, kommen 
die Vorſchriften über die ſichere Anlegung von Mündelgeld nicht in Betracht. Die Klage auf 
Mitwirkung iſt dahin zu richten, daß der Beklagte zur Einwilligung in die vom Kläger zu erklärende 
Kündigung zu verurteilen iſt. Für die Fragen der Zwangsvollſtreckung und der Schadenserſaß⸗ 
pflicht gilt das in A 1 Bemerkte. 


§ 1079 
8 

Der Nießbraucher und der Gläubiger ſind einander verpflichtet, dazu mit- 
zuwirken, daß das eingezogene Kapital nach den für die Anlegung von Mündel 
geld geltenden Vorſchriften verzinslich angelegt!) und gleichzeitig dem Nieß 
braucher der Nießbrauch beſtellt wird 2). Die Art der Anlegung beſtimmt 
der Nießbraucher !). 

E 1 1034 II 988; M 3 524, 525; P 3 423 ff. 

1. Die Wiederanlegung des eingezogenen oder hinterlegten oder vom Schuldner ausge⸗ 
zahlten ($ 1077 A 1) Kapitals einer auf Zinſen ausſtehenden Forderung ($ 1076) iſt dahin geregelt, 
daß die für die Anlegung von Mündelgeld gegebenen Vorſchriften (58 1807, 1808) zu beachten 
ſind. Unter den mehreren hiernach zuläſſigen Anlegungsarten hat der Nießbraucher die Aus 
wahl zu treffen. Gleichwohl bedarf er zur Wiederanlegung der Mitwirkung des Gläubigers, 
da das eingezogene Kapital in ihren gemeinſchaftlichen Beſitz gelangt ift ($ 1077 A 1). Ein ſolchen 
gemeinſchaftlicher Beſitz liegt auch dann vor, wenn Gläubiger und Nießbraucher das Geld dur 
einen gemeinſchaftlichen Bevollmächtigten in Empfang genommen oder die Aufbemahtund 
des Geldes einem gemeinſchaftlichen Verwahrer übertragen haben. Auch wenn das Eigentum 
des Geldes auf den Verwahrer übergegangen iſt ($ 700), ſteht doch die Verfügung über die Fa 
rung auf Rückgabe des Geldes dem Gläubiger und dem Nießbraucher nur gemeinſchaftlich zu. DA 
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ſelbe iſt der Fall, wenn das gemäß $ 1077 Abj 1 hinterlegte Geld nach Maßgabe der 59 7, 8 Reichs⸗ 
hinterlegungsordnung v. 10. 3. 1937 Eigentum des Reiches wird. Ebenſo bedarf der Gläubiger 
zur Wiederanlegung des Geldes der Mitwirkung des Nießbrauchers. Das folgt ſchon daraus, daß 
der Nießbraucher die Art der Anlegung zu beſtimmen hat. Der Klagantrag iſt darauf zu richten, 
daß der Nießbraucher die innerhalb der geſetzlichen Beſtimmungen von ihm auszuwählende An⸗ 
legung bewirkt. Genügt der Nießbraucher trotz Verurteilung dieſer Verpflichtung nicht, ſo kann der 
Gläubiger zur Auswahl und Anlegung von dem Prozeßgericht ermächtigt werden ($ 887 3 PO). 

2. Die Wiederanlegung erfolgt auf den Namen des Gläubigers, ſo daß er Gläubiger der neuen 
Forderung wird. Der Nießbrauch an der neuen Forderung wird vom Nießbraucher nicht kraft 
Geſetzes erlangt, ſondern iſt in gleicher Weiſe zu beſtellen, wie er an der alten Forderung beſtand. 
Der Nießbraucher hat bei der Anlegung mitzuwirken. Er hat es alſo in der Hand, ſich den Nießbrauch 
ſchon bei der Anlegung vorzubehalten. Iſt dies nicht geſchehen, ſo kann er die nachträgliche Ein⸗ 
räumung des Nießbrauchs von dem Gläubiger fordern. 


9 1080 


Die Vorſchriften über den Nießbrauch an einer Forderung gelten auch für 
den Nießbrauch an einer Grundſchuld und an einer Nentenſchuld ). 

E 1 1035 II 089; M 3 555, 556; P 3 426, 427. 

1. Ohne die Frage zu berühren, ob es ſich bei der Grundſchuld ($ 1191) und der Renten⸗ 
ſchuld (8 1199) um eine ſog. Realobligation oder lediglich um eine dingliche Belaſtung handelt 
($ 1113 A 6), beſtimmt $ 1080 ausdrücklich, daß die Vorſchriften über den Nießbrauch an einer 
Forderung ($$ 10741079) auch für den Nießbrauch an einer Grundſchuld und an einer Renten⸗ 
ſchuld gelten. Das geſchieht mit Rückſicht darauf, daß bei der Grundſchuld und Rentenſchuld eine 
perſönliche Forderung nicht in die Erſcheinung tritt. Hypotheken erwähnt $ 1080 nicht, well fie 
ihrem Weſen nach mit einer Forderung verbunden find und daher der Nießhrauch an einer Hypo⸗ 
thek ohne weiteres als Nießbrauch an einer Forderung zu gelten hat. Bei einer Grundſchuld 
finden bezüglich der Einziehung des Kapitals, der Kündigung und der Wiederanlegung, wenn 
die Grundſchuld verzinslich iſt, die 88 1077—1079, andernfalls die J 1074, 1075 Anwendung. 
Bei einer Rentenſchuld gelten bezüglich des Ablöſungskapitals (5 1199 Abſ 2) die 58 10771079. 


8 1081 


Iſt ein Inhaberpapier oder ein Orderpapier, das mit Blankoindoſſament 
verſehen iſt 1), Gegenſtand des Nießbrauchs, fo ſteht der Beſitz des Papiers 
und des zu dem Papiere gehörenden Erneuerungsſcheins dem Nießbraucher 
und dem Eigentümer gemeinſchaftlich zu. Der Beſitz der zu dem Papiere ge- 
hörenden Zins-, Nenten- oder Gewinnanteilſcheine ſteht dem Nießbraucher 
zu 2). 

Zur Beſtellung des Nießbrauchs genügt an Stelle der Übergabe des Papiers 
die Einräumung des Mitbeſitzes “). 

E 1 1030 Abſ 1, 2, 1037 II 090; M 3 550 ff.; P 3 427ff. 

1. Für die Inhaberpapiere und die mit Blankoindoſſament verſehenen Orderpapiere, 
bie, ſolange das Blankoindoſſament nicht ausgefüllt iſt, wie Inhaberpapiere übertragen werden 
($ 365 HGB, Artt 13, 14, 77 Wechſch), find weitere Vorſchriften in den 89 10811083 gegeben. 
Dieſe Vorſchriften gelten nicht bloß für die in den 88 793ff. behandelten Schuldverſchrei⸗ 
ungen auf den Inhaber, ſondern auch für die Namensaktie (5 222 HGB, 8 61 Aktch), für die 
auf einen beftimmten Zahlungsempfänger geſtellten Schecks (Artt 14ff. Scheckch und für die in 
9.363 HGB aufgeführten Papiere. Sie gelten ferner auch für die nach 3 179 Abſ 2, 320 Abſ 3 
968 (letzt 6 10 Abſ 1, 219 Abf 3 AEG) über den Geſellſchaftsanteil ausgeſtellten Inhaber ⸗ 
aktien, und zwar nicht bloß für die zinsberechtigten, ſondern auch für die gewinnanteilsberechtigten 
Papiere (8 1076 A 1). Nicht zu den Inhaberpapieren gehören die in 9 808 bezeichneten Legi⸗ 
timationspapiere (Sparkaſſenbücher uſw.), die wie gewöhnliche Forderungen übertragen werden 
d G 26, 86). Die Regelung in den Vorſchriften der 3 1081—1083 kann durch Vertrag oder 
50 urch Verfügung von Todes wegen geändert werden (Mb Warn 1908 Nr 168). Wird beſtimmt, 
uns der Beſttz allein dem Nießbraucher zuftehen ſoll, fo iſt damit die Anwendbarkeit der 55 1081 
Su 1082 ausgeſchloſſen. Das Stimmrecht und das Bezugsrecht auf neue Aktien bei 
mem Nießbrauch an Aktien find bereits in $ 1068 A 3 behandelt. 5 
in 15 Die erleichterte Übertragung der Inhaberpapiere, die ſich durch Übergabe der Urkunde 
805 er Weiſe vollzieht, daß die mangelnde Berechtigung des Veräußerers durch den guten Glauben 
es Erwerbers unbedingt geheilt wird (8 935), würde für den Gläubiger große Gefahren mit ſich 
BB, Kommentar von Reichsgerichtsräten. 9. Aufl. III. Bd. (Beſſau.) 31 
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bringen, wenn der Beſitz der Urkunde allein dem Nießbraucher überlaſſen würde. Deshalb iſt 
der Beſitz des Papiers und des zu dem Papier gehörenden Erneuerungsſcheins ($ 805) dem 
Gläubiger und dem Nießbrancher gemeinſchaftlich zugeſtanden. Die Ausübung des gemein- 
ſchaftlichen Beſitzes kann ſo ſtattfinden, daß Gläubiger und Nießbraucher das Inhaberpapier un⸗ 
mittelbar im Beſitz behalten (Verwahrung unter gemeinſchaftlichem Verſchluß uſw.), oder auch ſo, 
daß ſie den Beſitz einem gemeinſchaftlichen Bevollmächtigten, Verwahrer, Leiher uſw. übertragen. 
Aus der Gemeinſchaftlichkeit des Beſitzes folgt, daß Nießbraucher und Eigentümer nur gemein⸗ 
ſchaftlich die aus dem Papier geſchuldete Leiſtung einziehen oder ſonſt über das Papier verfügen 
können. Das Recht des Schuldners, mit befreiender Wirkung an den Inhaber zu leiſten, der 
ſich tatſächlich im Alleinbeſitz befindet, wird freilich durch die Vorſchrift des § 1081 nicht berührt. 
Dem unredlich handelnden Schuldner kann aber eine Schadenserſatzpflicht nach 9 826 erwachſen. 
Daß der Schuldner nur an den Gläubiger und Nießbraucher gemeinſchaftlich leiſten kann, iſt in 
$ 1081 nicht vorgeſchrieben. Für die Kündigung verbleibt es, falls es ſich nicht um die Einziehung 
durch den im Alleinbeſitz befindlichen Inhaber handelt, bei der in 9 1077 Abſ 2 geforderten Gemein⸗ 
ſchaftlichkeit. Wegen der Hinterlegung des Inhaberpapiers iſt zu verweiſen auf 5 1082 A 1. Die⸗ 
jenigen Urkunden, die nur für das Nutzungsrecht des Nießbrauchers von Bedeutung ſind, wie die 
Zins, Renten⸗ und Gewinnanteilſcheine, ſtehen im ausſchließlichen Beſitz des Nießbrauchers. 
Für die Rechte des Nießbrauchers aus einem gutgläubigen Erwerb des Nießbrauchs macht es 
übrigens keinen Unterſchied aus, daß er nur Mitbeſitzer, nicht Alleinbeſitzer ift. 
3. Die Beſtellung des Nießbrauchs iſt in 1069 A 1 a. E. behandelt. 


8 1082 

Das Papier iſt nebſt dem Erneuerungsſchein auf Verlangen des Nieß⸗ 
brauchers oder des Eigentümers bei einer Hinterlegungsſtelle mit der Be⸗ 
ſtimmung zu hinterlegen, daß die Herausgabe nur von dem Nießbraucher 
und dem Eigentümer gemeinſchaftlich verlangt werden kann ). Der Rieß 
braucher kann auch Hinterlegung bei der Neichsbank, bei der Heutſchen Zentral“ 
genoſſenſchaftskaſſe oder bei der Deutſchen Girozentrale (Deutfchen Kom 
munalbank) verlangen ). 

E 1 1036 Abſ 2 II 901; M 3 557; P 3 427, 428; 6 08, 94. 

1. Die Gemeinſchaftlichkeit des Beſitzes ($ 1081 A 2) wird, wenn die Parteien ſich nicht anders 
hierüber einigen, dadurch verwirklicht, daß das Inhaberpapier nebſt dem Erneuerungsſchein 
($ 805) zur gemeinſchaftlichen Verfügung des Gläubigers und Nießbrauchers hinterlegt wird. 
Zur Hinterlegung bedarf der Gläubiger oder der Nießbraucher der Mitwirkung des andern Teiles, 
in deſſen Mitbefig das Inhaberpapier ſich befindet. Durch die Hinterlegung zur gemeinſchaftlichen 
Verfügung wird weder der Gläubiger noch der Nießbraucher gehindert, ſeine Rechte (oder doch, 
was den Nießbraucher betrifft, die Ausübung der Rechte) abzutreten. In den Beſitz des Inhaber” 
papiers kann jedoch der eine Teil immer nur mit Zustimmung des anderen Teiles gelangen. 
Von der Pflicht zur Hinterlegung kann der Nießbraucher befreit werden. Eine ſolche Befreiung 
kann darin gefunden werden, daß der Nießbraucher durch Verfügung von Todes wegen von der 
Pflicht zur Sicherſtellung entbunden iſt (R Recht 1911 Nr 1144). 6 * 

2. Die Zuſtändigkeit der Hinterlegungsſtelle und das Hinterlegungsverfahren ſind in * 
Reichshinterlegungsordnung v. 10. 3. 1937 und den dazu ergangenen Durchführungs⸗ und Aus 
führungsvorſchriften geregelt. Zur Hinterlegung ift in $ 1082 auch die Reichsbank für zuſtändig 
erklärt. Die Reichsbank iſt fogar inſofern bevorrechtigt, als auf Verlangen des Mießb rauchen, 
die Hinterlegung bei ihr erfolgen muß, falls nicht das Inhaberpapier bereits andern 
hinterlegt iſt. Die Hinterlegung bei dieſer Bank gewährt den Vorteil, daß nach den 85 
ihr veröffentlichten Bedingungen die Einlöſung der Zins- und Gewinnanteilſcheine, die t 
ſorgung der neuen Scheine und die Überwachung der Ausloſung oder Kündigung in weitere 
Umfange übernommen wird, als dies bei den übrigen Hinterlegungsſtellen zu geſchehen pfleg, 
Die Zentralgenoſſenſchaftskaſſe und die Girozentrale find durch die Notverordnung vom hm 
1938 (ci 1 S. 109) Kap. XI Art 1 als der Reichsbank gleichſtehende Hinterlegungsſtelle 
eingefügt worden. Die Koſten der Hinterlegung fallen dem Gläubiger und Nießbraucher z 
gleichen Teilen zur Laſt. 


§ 1083 f 

Der Nießbraucher und der Eigentümer des Papiers find einander 5 
pflichtet, zur Einziehung des fälligen Kapitals, zur Beſchaffung neuer Zins“ 
Renten- oder Gewinnanteilſcheine ſowie zu ſonſtigen Maßnahmen metal 
wirken, die zur ordnungsmäßigen Vermögensverwaltung erforderlich find 
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Im Falle der Einlöſung des Papiers finden die Vorſchriften des § 1079 
Anwendung. Eine bei der Einlöſung gezahlte Prämie gilt als Teil des Kapi⸗ 
tals 2). 

E 1 1036 Abſ 3, 4 II 992; M 3 557, 558; P 3 427, 428. 

1. Die im 9 1078 für eine auf Zinſen ausſtehende Forderung getroffenen Vorſchriften über 
die Verpflichtung zur Mitwirkung bei der Einziehung und Kündigung finden auch auf Inhaber⸗ 
papiere Anwendung. Die Mitwirkungspflicht iſt jedoch auf alle Maßnahmen ausgedehnt, 
die zur ordnungsmäßigen Verwaltung erforderlich find (z. B. den Umtauſch bei einer Konver⸗ 
tierung; die Erwirkung der Kraftloserklärung eines vernichteten oder abhanden gekommenen 
Papiers: 5 799). Ein Verkauf kann insbeſondere bei Gefährdung der Sicherheit des Papiers, 
aber auch wegen des Rückgangs der Erträge oder zur Vermeidung großer Verluſte infolge eines 
Kursrückgangs erforderlich ſein (ſtr., ob der Verkauf auch bei Gefährdung zu den Maßnahmen des 
$ 1083 zu rechnen ift). Die Mitwirkungspflicht kann beim Nießbrauch an Aktien auch zu dem Zweck 
nötig werden, um dem Nießbraucher oder dem Gläubiger die Ausübung des Stimmrechts 
(8 1068 A 3) zu ermöglichen. Die Koſten dieſer Maßnahmen find, ſoweit fie nicht als Koſten der 
laufenden Verwaltung oder als Aufwendungen im beſonderen Intereſſe des Nießbrauchers dieſem 
zur Laſt fallen, von dem Gläubiger allein zu tragen (ſtr.). Daran, daß der Inhaber Dritten gegen- 
über allein zur Verfügung über das Inhaberpapier ausgewieſen iſt, wird durch die Mitwirkungs⸗ 
pflicht nichts geändert. 

2. Die Verpflichtung zur Mitwirkung bei der Wiedererlangung eines eingelöſten Papiers 
beſtimmt ſich nach 8 1079. Die bei der Einlöſung des Papiers gezahlte Prämie iſt in $ 1073 A 2 
näher beleuchtet. 


§ 1084 

Gehört ein Inhaberpapier oder ein Orderpapier, das mit Blankoindoſſa⸗ 
ment verſehen iſt, nach 8 92 zu den verbrauchbaren Sachen, jo bewendet es 
bei den Vorſchriften des § 1067 “). 

& 1 1036 Abſ 1 II 908; M 3 566, 557; P 3 427, 428; 4 786. 

1. Die Vorſchriften der 88 1081-1083 und 88 10771079 kommen nicht zur Anwendung, 
wenn das Inhaberpapier zu den verbrauchbaren Sachen gehört. Hierzu dürfen nach $ 92 Reichs⸗ 
kaſſenſcheine und Banknoten, die als Gelberja dienen, ohne weiteres gerechnet werden, 
andere Inhaberpapiere aber nur unter der Vorausſetzung, daß ſie nicht als Anlagepapier an⸗ 
geſchafft, ſondern zur Veräußerung im laufenden Betriebe beſtimmt ſind. Das Eigentum an dieſen 
Inhaberpapieren geht vorbehaltlich der Verpflichtung zum Erſatz des Wertes nach Beendigung des 
Nießbrauchs, der ein uneigentlicher ift, nach § 1067 auf den Nießbraucher über. 


III. Nießbrauch an einem Vermögen 


8 1085 


Der Nießbrauch an dem Vermögen einer Perſon kann nur in der Weiſe 
beſtellt werden, daß der Nießbraucher den Nießbrauch an den einzelnen zu 
dem Vermögen gehörenden Gegenſtänden erlangt !). Soweit der Nießbrauch 
beſtellt iſt, gelten die Vorſchriften ?) der 88 1086 bis 1088 5). 

E J 1038, 1039 II 994; M 3 558ff.; P 3 429, 430, 436, 436. 

1. Der Nießbrauch an dem Vermögen (Inbegriff von Sachen und Rechten) einer Perſon 
oder dem Nachlaßvermögen ($ 1089) kann das Vermögen ganz oder zu einem Bruchteil er⸗ 
greifen. Er bietet nur inſofern Beſonderheiten, als es ſich um die Haftung für die Schulden handelt. 
Dieſe Haftung iſt in den 88 1086-1088 geregelt. Ein Nie ßbrauchsvermögen im Sinne dieſer 

eſtimmungen iſt auch dann anzunehmen, wenn einzelne Vermögensgegenſtände von dem 
Nießbrauch ausgenommen find. Im übrigen bildet das Vermögen keine derartige Einheit, daß 
der Nießbrauch daran durch eine einheitliche Handlung im Wege der Geſamtrechtsnachfolge beſtellt 
werden könnte. Es bedarf vielmehr der Beſtellung des Nießbrauchs an den einzelnen zum Ber: 
mögen gehörenden Gegenſtänden. Je nach der Art der Gegenſtände vollzieht ſich die Beſtellung 
gemäß den Vorſchriften in den $$ 873, 1032, 1069, 1081. Nur fo kann auch eine durch Rechts ⸗ 
geſchäft unter Lebenden ($$ 310f.) oder von Todes wegen ($ 2174) begründete dit cen e 
Beſtellung des Nießbrauchs an einem Vermögen oder an einer Erbſchaft erfüllt werden JA 
13, 15). Dies ift jedoch nicht dahin aufzufaſſen, daß der Beſitz an jeder einzelnen beweglichen 
Sache beſonders übergeben werden müßte. Vielmehr genügt zur Beſitzerlangung der Erwerb 
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der auf die einzelnen Sachen in ihrer Geſamtheit fich erſtreckenden tatſächlichen Herrſchaft. Ebenſo 
genügt es, wenn die einzelnen Forderungen, an denen der Nießbrauch beſtellt werden ſoll, mit 
einem Geſamtnamen bezeichnet werden. Ein Vermerk im Grundbuch, daß es ſich um den Nieß⸗ 
brauch an einem Vermögen handelt, iſt unzuläſſig (8 1086 A 1). Das mit dem Nießbrauch be⸗ 
laſtete Vermögen bildet auch kein Sondervermögen in der Art, daß Gegenſtände, die der Eigen⸗ 
tümer als Erſatz für die Zerſtörung, Beſchädigung oder Entziehung eines Nieß⸗ 
brauchsgegenſtandes erlangt, etwa ohne weiteres vom Recht des Nießbrauchers ergriffen würden. 
Dem Nießbraucher iſt vielmehr in ſolchen Fällen ein ſelbſtändiger Entſchädigungsanſpruch gegeben 
(81065 A 2). Steht dem Nießbraucher das Verfügungsrecht zu (Vorbem 2 vor $ 1030; $ 1048 
A 1 1067 A J), fo ſtellt das Vermögen allerdings inſofern eine wirtſchaftliche Einheit dar, als die 
vom Nießbraucher als Erſatz der veräußerten Stücke erworbenen Gegenſtände zu dem mit dem 
Nießbrauch belaſteten und demnächſt (vorbehaltlich des Erſatzanſpruchs wegen Verwendungen) an 
den Eigentümer herauszugebenden Vermögen hinzutreten. — Die Vorſchriften der $$ 310, 311 über 
die Begründung der ſchuldrechtlichen Verpflichtung zur Beſtellung des Nießbrauchs an 
einem Vermögen finden auch Anwendung auf das Vermögen einer juriſtiſchen Perſon, nicht aber 
auf ein Sondervermögen, z. B. ein Handelsgeſchäft oder das Vorbehaltsgut der Ehefrau (Seuffül 
75, 259; Recht 1922 Nr 1392; ZW 1925, 42). Die Verpflichtung geht nur fo weit, als ein Nieh- 
brauch an den Gegenſtänden möglich iſt. Gehören zum Vermögen z. B. Forderungen, die nach 
$$ 399, 400 nicht übertragbar find, fo bleiben ſie gemäß $ 1069 Abſ 2 außer Betracht. Nicht der 
Form des $ 311 bedarf ein Vertrag, durch den der Schuldner ſich verpflichtet, bis zur Befriedigung 
der Gläubiger nicht ſelbſt über fein Vermögen zu verfügen, ſondern die Verwaltung und den 
Nießbrauch an ſeinem Vermögen einem von den Gläubigern eingeſetzten Ausſchuß zu übertragen. 
Denn bei einem ſolchen Vertrage ſollen nach dem Willen der Parteien wirtſchaftlich die Nutzungen 
dem Schuldner nicht entzogen, ſondern den hieraus zu befriedigenden Gläubigern ſoll nur eine 
dingliche Sicherheit gegen die Verwendung der Nutzungen zu anderen Ausgaben verſchafft werden 
(N 72, 116). — Auf den Nießbrauch am Vermögen findet die Vorſchrift des $ 260 Anwendung. 
Der Nießbraucher iſt alſo bei der Rückgabe des Vermögens zur Aufſtellung eines Beſtandsver⸗ 
zeichniſſes und nötigenfalls zur Leiſtung des Offenbarungseides verpflichtet. 

2. Die Vorſchriften der 88 1086—41088 gelten, ſoweit der Nießbrauch beſtellt iſt, d. h. für 
diejenigen Gegenſtände, an denen der Nießbrauch zum Zwecke der Begründung des Nieß⸗ 
brauchs an einem ganzen Vermögen oder an einem Bruchteil daran beſtellt ift (OLG 7, 36). 
Für ſpäter in das Vermögen des Beſtellers fallende Gegenſtände gelten die Vorſchriften nicht. 

3. Für den Nießbrauch an einem Erwerbsgeſchäft (Handelsgeſchäft) ſind beſondere 
Grundſätze nicht aufgeſtellt. Die der Beſtellung des Nießbrauchs zugrunde liegende Verein⸗ 
barung oder letztwillige Anordnung wird regelmäßig dahin aufzufaſſen ſein, daß dem Nießbraucher 
zugleich die zum ordnungsmäßigen Geſchäftsbetriebe erforderliche Verfügungsmacht bei der 
Verwaltung des Geſchäfts (§ 1067 A 1) hat zugeſtanden werden ſollen. Anderſeits wird dem Nieß⸗ 
braucher regelmäßig die Verpflichtung obliegen, an Stelle der veräußerten Waren im Intereſſe 
der Erhaltung des Geſchäfts andere Waren anzuſchaffen. Die Verfügungsmacht erſtreckt ſich 
auch auf Forderungen und Schulden des Geſchäfts, ſoweit hierüber zu Zwecken des ordnungs⸗ 
mäßigen Geſchäftsbetriebs Verfügungen erforderlich ſind. Solche Verfügungen können auch 
in einem Vergleich, in einer Stundung uſw. beſtehen. Der Nießbraucher kann verlangen, daß ihm 
auch nach außen hin eine ſeiner Verfügungsmacht entſprechende Rechtsſtellung von dem Beſteller 
eingeräumt wird. Hat der Geſchäftsinhaber dem Nießbraucher den Betrieb des Handelsgeſchäfts 
unter der bisherigen Firma geſtattet, fo kommt die Vorſchrift des $ 25 (vgl. auch $ 22 Ab] 2) 
HGB zur entſprechenden Anwendung. Danach erlangt der Nießbraucher Dritten gegenüber 
die Verfügungsbefugnis über die bisherigen Geſchäftsforderungen und unterliegt der Haftung 
für die bisherigen Geſchäftsſchulden. Forderungen oder Schulden gehen aber nicht ohne be⸗ 
ſondere Vereinbarung auf ihn über (ſtr.). Die Beſtimmungen der $$ 1086—1088 haben für den 
Nießbrauch an einem Erwerbsgeſchäft keine Geltung. Die Beſtellung eines Nießbrauchs au 
einem gewerblichen Unternehmen als Ganzem iſt unzuläſſig (RG 70, 232; 95, 237; J 
1919, 680). 


$ 1086 


Die Gläubiger des Beſtellers können, ſoweit ihre Forderungen vor der 
Beſtellung entſtanden find, ohne Nückſicht auf den Nießbrauch Befriedigung 
aus den dem Nießbrauch unterliegenden Gegenſtänden verlangen 1) 2). Ha 
der Nießbraucher das Eigentum an verbrauchbaren Sachen erlangt, fo tritt 
an die Stelle der Sachen der Anſpruch des Beſtellers auf Erſatz des Wertes; 
der Nießbraucher iſt den Gläubigern gegenüber zum ſofortigen Erſatze ver 
pflichtet). 


E II 995 TTT 1009; P 3 430ff.; 6 348. 
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1. Die Gläubiger des Beſtellers (Eigentümers) können — falls es ihnen nicht gelingt, die 
Nießbrauchsbeſtellung nach dem Anfechtungsgeſetz anzufechten — die dem Nießbrauch unterliegen⸗ 
den Gegenſtände regelmäßig nur unbeſchadet des Nießbrauchs zum Gegenſtand der Zwangs⸗ 
vollſtreckung machen. Eine Ausnahme gilt nun aber für den Fall, daß der Nießbrauch an dem 
Vermögen einer Perſon oder an dem Nachlaßvermögen beſtellt iſt. Hier ergreift der Nießbrauch 
nur das nach Abzug der Schulden übrigbleibende Vermögen. Dieſe Regelung erinnert an 
die Rechtslage bei der Übernahme eines Vermögens ($ 419). Die Haftung iſt aber in beiden Fällen 
verſchieden geſtaltet. Der Übernehmer wird Herr des Vermögens und damit perſönlicher Schuldner 
unter Beſchränkung der Haftung auf den Beſtand des übernommenen Vermögens. Der Nieß⸗ 
braucher muß dagegen lediglich die Befriedigung der Gläubiger, ſoweit ihre Forderungen vor der 
Beſtellung des Nießbrauchs entſtanden find (A 2), aus den dem Nießbrauch unterliegenden 
Gegenſtänden dulden. Eine weitergehende Haftung liegt dem Nießbraucher nicht ob, ſoweit für 
ihn nicht aus ſeinem Rechtsverhältnis mit dem Eigentümer beſtimmte Verbindlichkeiten wegen 
Verletzung der ihm als Nießbraucher obliegenden Verpflichtungen erwachſen ſind. Solche Erfab- 
anſpruͤche des Eigentümers gehören zu dem nießbrauchbelaſteten Vermögen. Der Nießbraucher 
muß ſich deshalb die Zwangsvollſtreckung der Gläubiger des Eigentümers in dieſe Anſprüche ebenſo 
wie die Vollſtreckung in andere Beſtandteile des Nießbrauchsvermögens gefallen laſſen. Die 
Haftung des Nießbrauchers mit der nach $ 1067 beſtehenden Verbindlichkeit zum Erſatz des Wertes 
verbrauchbarer Sachen wird in A 3 erörtert. Das Recht der Gläubiger auf Befriedigung aus dem 
Nießbrauchsvermögen kann nicht als ein dingliches Recht aufgefaßt werden. Es hat viel ⸗ 
mehr nur die Bedeutung, daß der Nießbrauch und demgemäß auch die einem Dritten überlaſſene 
Ausübung des Nießbrauchs ſowie die zugunſten eines anderen Rechts bewilligte Vorrechts⸗ 
einräumung (RG 70, 344) hinter das Befriedigungsrecht der Gläubiger zurücktritt. In das Grund⸗ 
buch kann das Befriedigungsrecht der Gläubiger mithin nicht eingetragen werden, auch nicht in 
der Form, daß der Nießbrauch als ein an einem Vermögen beſtehender eingetragen wird (mtr.). 
Es liegt hierzu auch kein Bedürfnis vor, da beim Beſtehen eines Nießbrauchs immer mit dem 
Vorhandenſein eines Vermögensnießbrauchs, der weit häufiger vorkommt als ein Einzelnießbrauch, 
gerechnet werden muß (RG add.). Im Konkurſe des Nießbrauchbeſtellers ſteht den an den Nieß⸗ 
brauchsgegenſtänden zugriffsberechtigten Gläubigern (A 2) kein Recht auf abgeſonderte Be⸗ 
friedigung aus dem Nießbrauchsvermögen zu. Tatſächlich ergibt ſich aber eine Abſonderung 
daraus, daß der Nießbraucher nicht gehalten iſt, ſich zu feinem Nachteil die Befriedigung anderer 
perfönlicher Gläubiger des Beſtellers aus dem Nießbrauchsvermögen gefallen zu laſſen. 

2. Den Gläubigern haftet das geſamte Nießbrauchsvermögen, das dem Nießbraucher durch 
die Beſtellung des Nießbrauchs überlaſſen iſt, ohne Unterſchied, wem die einzelnen Vermögens: 
gegen ſtände gehören. Aus dieſer Haftung des geſamten Vermögens folgt mit Notwendigkeit, daß 
das Befriedigungsrecht den perſönlichen Gläubigern des Beſtellers, nicht den Gläubigern des 
Eigentümers zukommt. Und zwar find befriedigungsberechtigt diejenigen Gläubiger des Beſtellers, 
deren Forderungsrecht ſchon zur Zeit der Beſtellung begründet war, mag es auch erſt ſpäter ein 
unbedingtes geworden ſein oder ſich auf der Grundlage des vor der Beſtellung eingegangenen 
Schuldverhältniſſes zu dem ſpäteren Umfang entwickelt haben (MG 69 S. 421, 422). Folgt bei der 
Beſtellung des Nießbrauchs an einem Nachlaßgrundſtück die Einigung der Eintragung erſt nach 
(8873 A 7c), fo kommt es bei der Anwendung des § 1086 Satz 1 zuguniten eines Hypotheken⸗ 
gläubigers (anders als nach der für das Rangverhältnis geltenden Vorſchrift im $ 879 Abſ 2) 
auf die Zeit der Einigung an, mit der erſt der Beſtellungsakt ſich vollendet (Rich SeuffA 91 Nr 103). 
Zu den befriedigungsberechtigten Gläubigern gehört auch der Unterhaltsberechtigte, vorausgeſetzt, 
daß er bereits zur Zeit der Beſtellung des Nießbrauchs einen Unterhaltsanſpruch hatte. Der Unter⸗ 
haltsanſpruch wird dann in voller Höhe, nicht bloß in Höhe des zur Zeit der Beſtellung im voraus 
zu entrichtenden Unterhaltsbetrags berückſichtigt (ftr.). Zur Zwangsvollſtreckung in das Nieß⸗ 
brauchsvermögen iſt, ſofern der Nießbrauch nicht erſt nach rechtskräftiger Feſtſtellung der Schuld 
des Beſtellers entſtanden iſt, erforderlich, daß der Beſteller zur Leiſtung und der Nießbraucher 
zur Duldung verurteilt iſt (95 737, 738 BBO). Der auf Duldung verklagte Nießbraucher (der trotz 
fehlenden Rechts des Beſtellers den Nießbrauch gültig erworben haben kann) darf ſich — abgeſehen 
von dem Falle, daß erſt nach der Beſtellung des Nießbrauchs das Eigentum mit Kenntnis des 
Nießbrauchers vom Beſteller auf einen anderen übergegangen iſt (vgl. $ 407) — nicht damit ver⸗ 
teidigen, daß die Vermögensgegenſtände nicht dem Beſteller gehören. Es bleibt vielmehr dem 
Eigentümer überlaſſen, die Anſprüche der Gläubiger durch Erhebung einer Interventionsklage nach 
964 BPO oder im Zwangsvollſtreckungsverfahren durch Erhebung der Widerſpruchsklage nach 
9771 3P0 abzuwehren. Der Nießbraucher muß nür nach $ 1042 dem ihm bekannten Eigentümer 
bon dem Vorgehen des Gläubigers Nachricht geben. Zur Zwangsvollſtreckung in das unbeweg⸗ 
liche Vermögen ift die Zugehörigkeit zum Vermögen des Beſtellers nachzuweisen. 

5 3. Hat der Nießbraucher gemäß § 1067 den Wert der in ſein Eigentum übergegangenen 
des brauchbaren Sachen dem Nießbrauchsbeſteller zu erſetzen, ſo können ſich die Gläubiger 
eri Beſtellers ebenſo wie an die anderen Beſtandteile des Nießbrauchsvermögens auch an dieſen 

rſatzanſpruch des Beſtellers halten. Da der Nießbrauch ihnen nicht entgegenfteht, können 


486 Sachenrecht Dienſtbarkeiten 


ſie, ſoweit dies zur Bezahlung ihrer Forderungen nötig iſt, ſofortigen Erſatz verlangen. Den 
Erſatzanſpruch können die Gläubiger auf Grund eines vollſtreckbaren Anſpruchs gegen den Be⸗ 
ſteller pfänden und ſich überweiſen laſſen, ohne daß zuvor der Nießbraucher, der beſonders zu 
verklagen iſt und dem für dieſen Rechtsſtreit alle Einwendungen vorbehalten bleiben, zur Duldung 
der Zwangsvollſtreckung verurteilt zu fein braucht (beſtr. RG Gruch 58, 1033; 59, 1063; 60, 836; 
aber auch RG 93, 124). 


8 1087 


Der Beſteller kann, wenn eine vor der Beſtellung entſtandene Forderung 
fällig iſt, von dem Nießbraucher Nückgabe der zur Befriedigung des Gläu- 
bigers erforderlichen Gegenſtände verlangen. Die Auswahl ſteht ihm zu; 
er kann jedoch nur die vorzugsweiſe geeigneten Gegenſtände auswählen !). 
Soweit die zurückgegebenen Gegenſtände ausreichen, iſt der Beſteller dem 
Nießbraucher gegenüber zur Befriedigung des Gläubigers verpflichtet ?). 

Der Nießbraucher kann die Verbindlichkeit durch Leiſtung des gefchul- 
deten Gegenſtandes erfüllen 1). Gehört der geſchuldete Gegenſtand nicht 
zu dem Vermögen, das dem Nießbrauch unterliegt, ſo iſt der Nießbraucher 
berechtigt, zum Zwecke der Befriedigung des Gläubigers einen zu dem Ver- 
mögen gehörenden Gegenſtand zu veräußern, wenn die Befriedigung durch 
den Beſteller nicht ohne Gefahr abgewartet werden kann. Er hat einen vor⸗ 
zugsweiſe geeigneten Gegenſtand auszuwählen. Soweit er zum Erſatze des 
Wertes verbrauchbarer Sachen verpflichtet iſt, darf er eine Veräußerung nicht 
vornehmen ). 

E 1 1040 II 996; M 3 561ff.; P 3 430, 431, 433, 434; 4 6ooff. 

1. Macht der Gläubiger von dem ihm nach $ 1086 zuſtehenden Befriedigungsrecht Gebrauch, 
fo liegt es, falls fein Anſpruch nicht auf die Leiſtung eines beſtimmten im Nießbrauchs⸗ 
vermögen befindlichen Gegenſtandes geht, in ſeiner Hand, aus welchen Gegenſtänden des 
Nießbrauchsvermögens er im Zwangsvollſtreckungsverfahren ſeine Befriedigung ſuchen will. Die 
Zwangsvollſtreckung kann aber durch freiwillige Befriedigung des Gläubigers abgewendet werden. 
Handelt es ſich um die Leiſtung eines beſtimmten zum Nießbrauchsvermögen gehörigen Gegen⸗ 
ſtandes, ſo kann der Nießbraucher dieſen Anſpruch durch Herausgabe des Gegenſtandes ohne 
weiteres erfüllen. Andernfalls aber entſteht die Frage, ob der Beſteller oder der Nießbraucher, 
deren Intereſſen in dieſer Beziehung auseinandergehen können, zur Auswahl der aus dem Nieß⸗ 
brauchsvermögen zur Befriedigung zu verwendenden Gegenſtände berechtigt iſt. § 1087 ent⸗ 
ſcheidet dieſe Frage dahin, daß — abgeſehen von beſonderen Fällen (A 3) — der Beſteller auswahl⸗ 
berechtigt iſt. Denn er hätte ja auch ſchon vor der Überlaſſung des Vermögens an den Nießbraucher 
die zur Berichtigung der fälligen Schulden erforderlichen Gegenſtände zurückbehalten können. 
Allerdings darf der Beſteller bei der Auswahl der zurückzufordernden oder zurückzubehaltenden 
Gegenſtände nicht willkürlich verfahren. Er darf nur die vorzugsweiſe geeigneten Gegenſtände 
auswählen. Sind alſo zur Berichtigung von Geldſchulden bares Geld oder ohne Verluſt verkäufliche 
geldwerte Papiere vorhanden, jo darf nicht die Rückgabe von Sachen oder die Überlaſſung von 
Außenſtänden, auch nicht die von dem Nießbraucher geſchuldete Zahlung des Wertes der bet 
brauchbaren Sachen ($ 1086 A 3) gefordert werden. Müſſen aber Sachen verkauft werden, jo ſind 
in erſter Linie diejenigen Sachen geeignet, deren Verkauf ohne Nachteil für den Beſteller und den 
Nießbraucher möglich iſt. Nicht allgemein kann geſagt werden, daß auf die nicht im Eigentum 
des Beſtellers ſtehenden Sachen erſt in letzter Linie zurückzugreifen iſt. Stehen die Intereſſen des 
Beſtellers und des Nießbrauchers einander entgegen, ſo darf der Beſteller ſich von ſeinen eigenen 
Intereſſen leiten laſſen, falls nicht ſeine Wahl in grober Weiſe gegen die Billigkeit verſtößt. 
Das Auswahlrecht verbleibt übrigens dem Beſteller auch dann, wenn der Nießbraucher die Schuld 
aus eigenen Mitteln bezahlt hat und nun feinerjeit3 Erſtattung aus dem Nießbrauchsvermögen 
fordert. Hat der Beſteller die auf dem Nießbrauchsvermögen ruhende Schuld aus dem nießbrauchs⸗ 
freien (erſt nach der Beſtellung des Nießbrauchs erworbenen) Vermögen berichtigt, jo kann er in 
gleicher Weiſe Erſtattung aus dem Nießbrauchsvermögen fordern. Die in $ 1087 beſtimmten 
Befugniſſe hat der Beſteller auch wegen der das Nießbrauchsvermögen belaſtenden Abgaben, 
die nicht dem Nießbraucher, ſondern dem Eigentümer zur Laſt fallen. Dem als Nießbraucher in 
Anſpruch Genommenen iſt ſelbſtverſtändlich in allen Fällen der Einwand geſtattet, daß er 1 
Wirklichkeit ein Nießbrauchsrecht nicht erworben habe. l 8 

2. Mit der Rückgabe der zur Schuldentilgung zu verwendenden Gegenſtände erliſcht 190 
Nießbrauchsrecht an dieſen Gegenſtänden, ohne daß der Nießbraucher hierauf ausdrücklich Verzich 
zu leiften braucht ($ 1064 A 1). Dagegen ſteht ihm nunmehr ein Anſpruch darauf zu, daß d 
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zurüdgegebenen Gegenſtände auch wirklich zur Schuldentilgung verwendet werden. Hat der 
Beſteller die Schuld aus eigenen Mitteln berichtigt, ohne die zurückgegebenen Gegenſtände hierzu 
zu verwenden, ſo kann der Nießbraucher gegen Erſtattung des Gezahlten verlangen, daß ihm 
der Nießbrauch an dieſen Gegenſtänden von neuem eingeräumt wird. 

3. Ausnahmsweiſe iſt der Nießbraucher berechtigt, Gegenſtände zur Befriedigung des 
Gläubigers aus dem Nießbrauchsvermögen auszuwählen und zu dieſem Zwecke zu veräußern. 
Ein ſolcher Ausnahmefall liegt vor, wenn der dem Gläubiger geſchuldete Gegenſtand nicht zu 
dem Vermögen gehört, das dem Nießbrauch unterliegt. Der Nießbraucher hat das Auswahl⸗ 
und Veräußerungsrecht aber nur dann, wenn ihm die Gefahr der Zwangsvollſtreckung oder 
ſonſtige mit der Nichtbefriedigung des Gläubigers verbundene Nachteile drohen. Regelmäßig wird 
er vorher den Beſteller zur Befriedigung des Gläubigers aufzufordern haben. In dringenden 
Fällen kann er aber hiervon abſehen. Dem Nießbraucher iſt es in gleicher Weiſe wie dem Beſteller 
(AL) zur Pflicht gemacht, für die Schuldentilgung die vorzugsweiſe geeigneten Gegenſtände 
auszuwählen. Insbeſondere darf er, wie in J 1087 Abſ 2 Satz 4 ausdrücklich beſtimmt ift, keine 
Veräußerung vornehmen, wenn die zur Schuldentilgung benötigten Geldmittel durch die von ihm 
ſelbſt geſchuldete Zahlung des Wertes verbrauchbarer Sachen ($ 1067) beſchafft werden können. 
Die ſchuldhafte Verletzung dieſer Pflicht macht den Nießbraucher dem Beſteller gegenüber ſchadens⸗ 
erfaßpflichtig. Die Gültigkeit der zur Schuldentilgung vorgenommenen Veräußerung iſt aber von 
der Beobachtung dieſer Pflicht nicht abhängig. Zur Gültigkeit der Veräußerung genügt es, daß 
eine Verbindlichkeit in der Tat vorhanden iſt und Gefahr im Verzug obwaltet. Das Fehlen dieſer 
Vorausſetzungen würde übrigens durch den guten Glauben des Erwerbers nicht erſetzt werden 
können. Der gutgläubige Erwerb hat nur inſofern Bedeutung, als von dem Nießbraucher Sachen, 
die nicht dem Beſteller gehören, veräußert find (ſtr.). Die in JW 1938, 49°7 für 9 1048 entwickelten 
Grundſätze ($ 1048 A 1) werden ſich auf $ 1087 kaum anwenden laſſen. 


§ 1088 


Die Gläubiger des Beſtellers, deren Forderungen ſchon zur Zeit der Be- 
ſtellung verzinslich waren, können die Zinſen für die Hauer des Nießbrauchs 
auch von dem Nießbraucher verlangen. Das gleiche gilt von anderen wieder⸗ 
kehrenden Leiſtungen, die bei ordnungsmäßiger Verwaltung aus den Ein⸗ 
künften des Vermögens beſtritten werden, wenn die Forderung vor der Beftel- 
lung des Nießbrauchs entſtanden iſt !). 
Hie Haftung des Nießbrauchers kann nicht durch Vereinbarung zwiſchen 
ihm und dem Beſteller ausgeſchloſſen oder beſchränkt werden “). 

Der Nießbraucher ift dem Beſteller gegenüber zur Befriedigung der Gläu- 
biger wegen der im Abſ 1 bezeichneten Anſprüche verpflichtet. Die Nückgabe 
von Gegenſtänden zum Zwecke der Befriedigung kann der Beſteller nur ver⸗ 
langen, wenn der Nießbraucher mit der Erfüllung dieſer Verbindlichkeit in 
Verzug kommt ). 

EI 1041 II 097; M 3 564, 505; P 3 494, 435. 

1. Während nach den $$ 1086, 1087 der Nießbraucher nur verpflichtet iſt, die Zwangsvoll⸗ 
Itedung in das Nießbrauchsvermögen einſchließlich der noch nicht in fein Eigentum übergegangenen 
Nutzungen zu dulden, iſt ihm hinſichtlich der Zinſen und anderen wiederkehrenden Leiſtungen, 
bie als eine aus den Einkünften des Vermögens zu beſtreitende Laſt angeſehen werden (8 1047 A 1), 
eine perſönliche Haftung nicht nur dem Beſteller, ſondern auch den Gläubigern gegenüber auf- 
erlegt. Die Haftung hat, wenn der Beſtellung des Nießbrauchs ein hierauf gerichteter ſchuldrecht⸗ 
licher Vertrag vorhergegangen iſt, bereits in dieſem Vertrag ihre Grundlage. Wie der Nieß⸗ 

raucher aber nur einen Anſpruch auf die Beſtellung des Nießbrauchs an ſolchen Vermögensgegen⸗ 
ſtänden hat, die zur Zeit der Abſchließung des ſchuldrechtlichen Vertrags dem Beſteller gehören, ſo 
übernimmt er auch nur eine Haftung für die Zinſen der zu dieſer Zeit beſtehenden Schulden des Be⸗ 
ſtellers. Die Haftung eritredt ſich den Glaubigern des Beſtellers gegenüber kraft Geſetzes nur auf die 
Zinſen für die Dauer des Nießbrauchs. Nach dem der Nießbrauchbeſtellung zugrunde liegenden 
ſchuldrechtlichen Vertrag kann indeſſen der Nießbraucher dem Beſteller gegenüber verpflichtet fein, 
ſchon von der Zeit der Abſchließung des Vertrags an für die Zinſen auſzukommen, obwohl er erſt 
11 0 der Beſtellung des Nießbrauchs belangt werden kann. Unter Zinſen ſind hier nicht bloß 

ie vertragsmäßigen, ſondern auch die geſetzlichen Zinſen ohne jede Einſchränkung, auch die Ver⸗ 
enen zu verſtehen, ohne Rücksicht darauf, ob der Verzug durch ſchuldhaftes Verhalten des 
b eſtellers herbeigeführt iſt. Die Verzinslichkeit muß, damit die perſönliche Haftung des Nieß⸗ 

rauchers begründet iſt, ſpäteſtens zur Zeit der Beſtellung des Nießbrauchs vorhanden ſein. 
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Die Zinſen ſallen dem Nießbraucher auch dann zur Laſt, wenn der Zinsfuß außergewöhnlich hoch 
iſt oder die Zinſen den Betrag der Nutzungen überſchreiten. Den Zinſen gleichgeſtellt find die⸗ 
jenigen wiederkehrenden Leiſtungen, welche bei ordnungsmäßiger Verwaltung aus den Ein⸗ 
künften des Vermögens beſtritten werden. Hierher gehören: die an den Gläubiger des Beſtellers 
zu entrichtenden Renten und Reallaſtleiſtungen; die aus einem Vertrage oder als geſetzliche Schuld 
zu entrichtenden Unterhaltsbeiträge; die als Zuſchlag zu den Zinſen geſchuldeten, zur allmählichen 
Tilgung des Hauptgeldes beſtimmten Beträge (Amortiſationsquoten); die Prämien aus einer 
vor der Begründung des Nießbrauchs vom Beſteller eingegangenen Verſicherung, insbeſondere 
auch einer Lebensverſicherung; die auf das Vermögen oder die Einkünfte des Vermögens gelegten 
Abgaben (Einkommenſteuer, Vermögenſteuer). Auch für dieſe Leiſtungen hat der Nießbraucher 
unbeſchränkt einzuſtehen, ohne Rückſicht darauf, ob die Einkünfte bei ordnungsmäßiger Verwaltung 
des Vermögens zur Deckung der Zinſen und wiederkehrenden Leiſtungen ausreichen (ſtr.). Für 
die Vermögenſteuer wird das nunmehr in NG 153, 29 ausdrücklich anerkannt. Würde der Nieß⸗ 
braucher unter Berufung darauf, daß die Einkünfte nicht ausreichen, die Entrichtung ver⸗ 
weigern können, ſo würde nicht nur jedesmal eine zeitraubende und ſchwierige Unter⸗ 
ſuchung notwendig, ſondern auch der durch § 1088 dem Gläubiger zugedachte Vorteil 
zum großen Teil wieder zunichte werden. Dem Nießbraucher ſelbſt kann aus der unbeſchränkten 
Haftung kein Nachteil entſtehen, da die Haftung nur für die Nießbrauchszeit beſteht und er jeder⸗ 
zeit in der Lage iſt, die Beendigung des Nießbrauchs durch Verzicht auf ſein Recht herbeizuführen. 
Die in § 103 gegebenen Vorſchriften über die Laſtenverteilung zwiſchen Nießbraucher und Nieß⸗ 
brauchsbeſteller bei Beginn und Beendigung des Nießbrauchs gelten auch für die An⸗ 
ſprüche der Gläubiger gegen den Nießbraucher. Nicht betroffen werden aber durch 8 1088 die; 
jenigen Gläubiger, die nur einen dinglichen Anſpruch, nicht zugleich einen persönlichen Anspruch 
gegen den Beſteller haben. Insbeſondere gehören alſo nicht hierher die Zinſen einer Grundſchuld 
und die Zinſen einer Hypothek, die Renten bei einer Rentenſchuld, die auf Grund einer Reallaſt 
zu entrichtenden Leiſtungen, ſofern nicht der Befteller für fie perſönlich haftet. Ihr Rechtsverhältnis 
regelt $ 1047, wonach der Nießbraucher dieſe dinglichen Laſten ohnedies tragen muß. Der $ 1088 
bezieht ſich ferner nicht auf diejenigen Gläubiger, die erſt nach der Beſtellung des Nießbrauchs eine 
Forderung erlangt haben. Iſt aber eine neue Schuld lediglich zur Rückzahlung einer früheren 
Schuld aufgenommen worden, ſo wird auch ohne entſprechende Vereinbarung anzunehmen ſein, 
daß der Nießbraucher für die Zinſen der neuen Schuld bis zur früheren Höhe haftbar bleibt. 

2. Die Haftung des Nießbrauchers für die Zinſen und wiederkehrenden Leiſtungen (A 1) 
gegenüber den Gläubigern des Beſtellers iſt eine unbedingte, zwingende. Sie kann nicht durch 
Vereinbarung zwiſchen ihm und dem Beſteller ausgeſchloſſen oder beſchränkt werden. 


3. Die Berichtigung der in A 1 bezeichneten Verbindlichkeiten kann nicht bloß der Gläubiger, 
ſondern auch der Beſteller von dem Nießbraucher verlangen, und zwar jeder von ihnen au 
ſelbſtändigem Recht. Das Recht des Beſtellers kann nicht durch einen Vertrag des Nieß. 
brauchers mit dem Gläubiger ausgeſchloſſen werden. Die Gemeinſchaftlichkeit der Berechtigung 
führt aber nicht zu der Annahme eines Geſamtgläubigerverhältniſſes im Sinne des § 428. Das 
Recht des Beſtellers geht nicht auf Leiſtung an ihn, Sondern auf Leiſtung an den Gläubiger. Emp⸗ 
fangsberechtigt ift alſo immer nur der Gläubiger. Wird dieſer befriedigt oder erklärt er ſich 10 
vorbehaltlos befriedigt, ſo erliſcht damit auch das Recht des Beſtellers. Bis zu dieſem Zeitpun 
beſteht neben der perſönlichen Verbindlichkeit des Nießbrauchers zugleich die perſönliche Verbind · 
lichkeit des Beſtellers. Wird der Beſteller aus ſeiner perſönlichen Haftung in Anſpruch ge“ 
nommen, jo kann er — abgeſehen von der perſönlichen Erſatzpflicht des Nießbrauchers — die nüd: 
gabe der zur Berichtigung der Schuld erforderlichen Gegenſtände des Nießbrauchsvermögens 
nach den in Al zu $ 1087 dargeſtellten Grundsätzen fordern. Hierzu ift er ſchon dann berech 
wenn der Nießbraucher mit der Berichtigung der perſönlichen Schulden in Verzug (59 284, 28 ) 
gekommen iſt. — Der Abſs des $ 1088 iſt nicht fo zu verſtehen, daß der Nießbraucher eines 17 
mögens (Erbſchaft) dem Beſteller gegenüber nur die in Abſ 1 erwähnten Vermögenslaſten & = 
tragen habe oder daß der Nießbraucher dieſe Laſten immer nur dann zu tragen habe, wenn ii 
Belaſtung ſchon vor der Beſtellung des Nießbrauchs beſtanden hat. Der Nießbraucher eines Ber” 
mögens muß vielmehr alle auf dem Vermögen ruhenden Laſten tragen, ſofern fie bei ordnung 
mäßiger Verwaltung aus den Vermögenseinkünften beſtritten zu werden pflegen, weil eine ſol 4 
Laſtenverteilung dem Weſen des Nießbrauchsrechts entſpricht und folglich auch als dem 10155 
maßlichen Willen der Parteien bei der Beſtellung des Nießbrauchs (Willen des Erblaſſers bei de 
Anordnung des Nießbrauchsvermächtniſſes) entſprechend zu unterſtellen ift (Roß 153, 33). 


8 1089 


Die Vorſchriften der 88 1085 bis 1088 finden auf den Nießbrauch an einer 
Erbſchaft) entfprechende Anwendung 2). 
E 1 1043 II 998; M 3 565; P 3 436. 
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1. Die entſprechende Anwendung bedeutet, daß bei dem vom Erblaſſer angeordneten 
(A 2) Nießbrauch an einer Erbſchaft an Stelle der perſönlichen Gläubiger des Beſtellers die 
Nachlaßgläubiger treten, denen der Nachlaß auch bei einer Veräußerung der Erbſchaft (oder 
eines Erbteils) verhaftet bleibt (85 2382 ff., 1922 Abſ 2, 2036). Der Nießbrauch an einer Erbſchaft 
kann auch dadurch begründet werden, daß alle Miterben ihre Erbanteile mit demſelben Nießbrauch 
belaſten. Der Nießbrauch iſt dann aber von einem Vermögensnießbrauch inſofern verſchieden, 
als er die jeweils zum Nachlaßvermögen gehörigen Gegenſtände ergreift. Den Begriff der Nachlaß⸗ 
gläubiger erläutern die A 1—3 zu $ 1967. Nur zugunſten dieſer Gläubiger (nicht der Gläubiger des 
Erben) hat der Nießbraucher die in den $$ 1086 bis 1088 beſtimmten Verpflichtungen zu erfüllen, 
ohne daß er im Falle des $ 1086 einwenden kann, daß der Beſteller des Nießbrauchs nicht der wahre 
Erbe oder Miterbe geweſen ſei. War der Beſteller nicht der wahre Erbe, ſo ſteht das Recht, gemäß 
8 1087 die Rückgabe der zur Berichtigung der Nachlaßverbindlichkeiten erforderlichen Erbſchafts⸗ 
gegenſtände zu verlangen, nur dem wahren Erben, nicht dem Beſteller zu. Die Eingehung der 
Verpflichtung zur Belaſtung der Erbſchaft mit einem Nießbrauch unterliegt ebenſo 
wie der Erbſchaftskauf der in $ 2371 vorgeſchriebenen gerichtlichen oder notariellen Beurkundung. 
Die Belaſtung des Nachlaßanteils eines Miterben mit einem Nießbrauch bedarf derſelben 
Form; denn ſie enthält eine Verfügung über den Erbteil im Sinne des $ 2033 (dort A 3). Ein 
ſolcher Nießbrauch am Anteil eines Miterben am ungeteilten Nachlaß kann auch im Grundbuch 
eines zum Nachlaß gehörenden Grundſtücks eingetragen werden (MG SeuffA 91 Nr 103). Im 
übrigen gelten beim Nießbrauch an einem Erbteil ſinngemäß die Ausführungen in $ 1066 A 1—3. 
Der Miterbe kann ohne Zuſtimmung des Nießbrauchers die Erbauseinanderſetzung nicht betreiben. 
Wie beim Pfandrecht an einem Erbteil (RG NW 1914, 7651), fo iſt auch beim Nießbrauch an 
einem Erbteil nicht anzunehmen, daß der Nießbrauch ſich ohne weiteres auf die bei der Auseinander⸗ 
ſetzung dem Miterben zugeteilten Gegenſtände überträgt. 

2. Der Erblaſſer kann den Nießbrauch an einer Erbſchaft oder einem Erbteil nicht mit dinglicher 
Wirkung, ſondern nur als Vermächtnis (88 2147ff.) zuvenden. Der Bedachte hat dann nach 
$ 2174 einen ſchuldrechtlichen Anſpruch darauf, daß ihm der Nießbrauch von dem Erben als ding⸗ 
liches Recht eingeräumt wird. Die Einräumung erfolgt nach Maßgabe des 9 1085 durch Beſtellung 
des Nießbrauchs an den einzelnen zu der Erbſchaft gehörenden Gegenſtänden. Auch dem Nieß⸗ 
braucher gegenüber iſt der Teſtamentsvollſtrecker zur Auskunftserteilung über den Beſtand des 
Nachlaſſes verpflichtet (98 2215, 666, 2203; RG JW 1904, 338”). Übrigens iſt bei der Auslegung 
des Teſtaments ſorgfältig zu prüfen, ob der mit dem „Nießbrauch“ Bedachte nicht in Wirklichkeit 
die Stellung eines Vorerben ($$ 2100 ff.) haben ſoll. 


Dritter Titel 
Beſchränkte perſönliche Dienſtbarkeiten !) 


§ 1090 

Ein Grundſtück ) kann in der Weiſe belaſtet werden, daß derjenige, zu 
deſſen Gunften?) die Belaſtung ) erfolgt, berechtigt iſt, das Grundſtück in 
einzelnen Beziehungen zu benutzen), oder daß ihm eine fonftige Befugnis 
zuſteht, die den Inhalt einer Grunddienſtbarkeit bilden kann °) (beſchränkte 
perſönliche Dienſtbarkeit). 

Die Vorſchriften der 88 1020 bis 1024, 1026 bis 1029, 1061 finden entſprechende 
Anwendung ?). 


E 1 1044, 1048f. II 999; M 3 566ff.; P 3 436 ff. 


1. Nur Grundſtücke und ſolche Rechte, auf welche die Vorſchriften über Grundſtücke An⸗ 
wendung finden, können zugunſten einer beſtimmten natürlichen oder juriſtiſchen Perſon mit be⸗ 
ſchränkten perſönlichen Dienſtbarkeiten belaſtet werden ($ 1090 Abſ 1 Satz 1). Der Inhalt dieſer 
Dienſtbarkeiten kann in dem Recht, das Grundſtück in einzelnen Beziehungen zu benutzen, oder in 
einer ſonſtigen Befugnis beſtehen, die den Inhalt einer Grunddienſtbarkeit bilden kann ($ 1090 Abſ 1 
Satz 2; 5 1018). Der Umfang des Rechts wird im Zweifel durch die perſönlichen Bedürfniſſe 
des Berechtigten beſtimmt (8 1091). Die Dienſtbarkeit iſt, wie der Nießbrauch, unvererblich und 
unübertragbar (85 1090 Abj 2, 1061, 1092 Satz 1). Anders als beim Nießbrauch ($ 1059 Satz 2) 
je die Überlaffung der Ausübung an einen anderen regelmäßig unzuläſſig (5 1092 Satz 2). Nur 
das Wohnungsrecht (5 1093) ift nach mehreren Richtungen den Vorſchriften über den Nießbrauch 
unterſtellt. Für die Begründung und Aufhebung der Dienſtbarkeiten finden die allgemeinen 
Vorſchriften der 69 873—878 Anwendung. Sonſtige Vorſchriften über dieſe Dienstbarkeiten ent⸗ 
halten GBO 89 23, 24, 49; 8G $$ 92, 121; EGGVG 3 9. Der Teil 2 Kap. III § 1 VO v. 8. 12. 
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1931 iſt auf ein Rechtsverhältnis gemäß 58 1090 ff. nicht anwendbar (NG AW 1933, 16441). — 
Von den Vorbehalten im EGBGB zugunſten der Landesgeſetzgebung kommen für die be- 
ſchränkten perſönlichen Dienſtbarkeiten beſonders in Betracht: Artt 113 (Ablöſung, Umwand⸗ 
lung oder Einſchränkung von Dienſtbarkeiten in den Fällen der Zuſammenlegung von Grund⸗ 
ſtücken, Gemeinheitsteilung); 115 (Unterſagung, Beſchränkung oder Beſtimmung des Inhalts 
und des Maßes); 120 (Unſchädlichkeitszeugnis im Falle der Teilveräußerung des belaſteten Grund⸗ 
ſtücks); 128 (Dienſtbarkeit an buchungsfreien Grundſtücken); 133 (Recht auf Kirchenſtühle und Be⸗ 
gräbnisplätze). Von den Übergangsvorſchriften find zu beachten: EG Artt 184 (Beſtehen⸗ 
bleiben der zur Zeit des Inkrafttretens des BGB beſtehenden Dienſtbarkeiten mit dem bisherigen 
Inhalt und Rang); 189 (Begründung und Aufhebung nach den bisherigen Geſetzen ſo lange, 
bis das Grundbuch als angelegt anzuſehen ift); 191 (Beſitzſchutz). Auf die beim Inkrafttreten 
des BGB beſtehenden beſchränkten perſönlichen Dienſtbarkeiten finden die $$ 10201024, 
1026—1028 keine entſprechende Anwendung. Denn Art 184 Satz 2 EG ſchreibt die Anwen⸗ 
dung dieſer Beſtimmungen nur für Grunddienſtbarkeiten vor (NG JW 1922, 26%. Im übrigen 
ſteht es der Anwendung des Art 184 EG auf die beſchränkte perſönliche Dienſtbarkeit nicht ent⸗ 
gegen, wenn die Dienſtbarkeit nicht eingetragen iſt. Denn ſie „belaſtet“ im Sinne des Art 184 
das Grundſtück auch dann, wenn ſie zwar nicht eingetragen iſt, aber dennoch beſteht (RG 55, 315; 
56, 13; 66, 30). Nach preußiſchem Recht konnte eine ſolche Dienſtbarkeit gemäß § 12 EigE&ej 
an fi) auch ohne Eintragung beſtehen. Ihre Wirkſamkeit gegenüber Dritten war aber ohne Nild- 
ſicht darauf, ob der Dritte die Dienſtbarkeit kannte oder nicht, von der Eintragung abhängig. Nur 
mit dieſer beſchränkten Wirkung ſind ſolche zur Zeit des Inkrafttretens des BGB beſtehenden, 
aber nicht eingetragenen Dienſtbarkeiten beſtehengeblieben (RG 66, 30). Erſt mit ihrer Eintragung 
erlangen ſie alſo auch jetzt noch Wirkung gegenüber Dritten, insbeſondere gegenüber rechtsgeſchäft⸗ 
lichen Erwerbern im Sinne des $ 892 (R 66, 30). Auf Grund des dinglichen Rechts beſteht aber 
nach wie vor ein Anſpruch auf die Bewilligung der Eintragung (RG Gruch 46, 132; JW 1904, 
2821). Hat allerdings inzwiſchen ein anderer als der urſprüngliche Beſteller oder deſſen Geſamt⸗ 
rechtsnachfolger das Grundſtück erworben, jo kann die Eintragung, auch wenn der Erwerber bös⸗ 
gläubig war, nicht mehr erfolgen, wenn nicht der andere ſeine Zuſtimmung zu der Eintragung 
gibt (RG ZW 1901, 281). Irreguläre Perſonalſervituten des gemeinen Rechts, die das Recht zur 
Gewinnung nicht regaler Bodenbeſtandteile (Kaliſalze, Petroleum) betreffen, ſind behandelt in 
NG 59, 289; JW 1922, 268. 

2. Nur ein Grundſtück oder ein ſolches Recht, auf das die Vorſchriften über Grundſtücke An⸗ 
wendung finden, mithin das Erbbaurecht (VO v. 15. 1. 1919 $ 11) und die in den Artt 63, 68, 
196 Ech bezeichneten Rechte, kommen als Belaſtungsgegenſtand für die beſchränkte perſönliche 
Dienſtbarkeit in Betracht. Nicht möglich iſt alſo die Dienſtbarkeit an einer beweglichen Sache. 
Doch kann ſich auf eine ſolche Sache, wenn ſie Zubehör eines Grundſtücks ift, das Wohnungsrecht 
(1093) erſtrecken. An dem Bruchteil eines Grundſtücks kann eine beſchränkte perſönliche Dienft- 
barkeit nicht beſtellt werden (Prot 3 S. 436, 310), wohl aber an einem beſtimmten, begrenzten 
Teil eines Grundſtücks ($ 1018 A 2). Die Frage, ob mehrere ſelbſtändige Grundſtücke mit derſelben 
Dienſtbarkeit belaſtet werden können (z. B. mit einem Wohnungsrecht, deſſen Ausübung ſich nur 
auf ein bebautes Grundſtück erſtreckt), ift bereits in $ 1018 A 5 erörtert. 0 

3. Derjenige, zu deſſen Gunſten die Belastung erfolgt, kann nur eine beſtimmte natürliche 
oder juriſtiſche Perſon fein (KJ 39 A 210; 61093 A J), alſo z. B. auch eine Aktiengeſellſchaft 
(KGG 53, 158), eine Gewerkſchaft (RIA 7, 254), eine Genoſſenſchaft (RIA 10, 72), eine Stadt. 
gemeinde (KJ 47, 186). Dagegen iſt die Beftellung einer Dienſtbarkeit z. B. nicht möglich für: 
den Staat zugunſten der Siedlung von „deutſchſtämmigen“ Landarbeiterfamilien, da „deutſch⸗ 
ſtämmig“ zu vieldeutig und unbeſtimmt iſt (R Warn 1927 Nr 143; A 6 a. G.); eine preußiſche 
Polizeibehörde, da ſie keine juriſtiſche Perſon iſt, ſofern nicht etwa nur eine falſche Bezeichnung 
für den Staat oder für eine Stadtgemeinde gebraucht iſt (RCX 39 K 210). Nicht ausgeſchloſſen 
iſt die Belaſtung für mehrere beſtimmte Perſonen als gleichzeitige und gemeinſchaftliche Berech⸗ 
tigte, z. B. für Eheleute, Eltern, Kinder. Die Eintragung in einem ſolchen Falle regelt $ 47 G3 
(dazu IW 1935, 356441, wonach es unter Umſtänden genügt, wenn die mehreren Berechtigten 
„als Geſamtberechtigte i. ©. des $ 428 BGB“ ohne nähere Bezeichnung des Geſamthandverhalt 
niſſes eingetragen werden). Dagegen iſt ausgeſchloſſen die Beſtellung einer einzelnen Dienſtbar⸗ 
keit in der Weiſe, daß nach dem Tode des zunächſt Berechtigten deſſen Erbe oder ein anderer be⸗ 
rechtigt ſein ſoll. Denn das BOB kennt nur eine mit dem Tode des Berechtigten endigende 
(88 1090 Abſ 2, 1061) Dienſtbarkeit (R 119, 214; O80 10, 117; 14, 88). Iſt aber eine Dienſt⸗ 
barkeit für den zunächſt Berechtigten und zugleich für ſeine Rechtsnachfolger eingetragen worden, 
fo iſt die Eintragung nicht ohne weiteres im ganzen unzuläſſig und unwirkſam. Vielmehr iſt nen) 
$ 139 zu prüfen, ob die zuſätzliche Nebenbeſtimmung über die Rechtsnachfolge wegfallen und die 
tragung im übrigen nach dem Willen der Beteiligten aufrecht erhalten werden kann (RG 119, 21 5 
Die Belaſtung für eine Gemeinde kann auch ſo geſchehen, daß die Dienſtbarkeit deren einzen en 
Mitgliedern dient, z. B. ſo, daß die Bürger einen Weg, einen Park, eine Waſſerleitung belag 
können (Prot 3, 439; RG 4, 132; 7, 164; 14, 214; Seuffl 41 Nr 173; 42 Nr 18; 44 Nr 163; 
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Nr 63; 58 Nr 70; JF 4, 378). § 1091, der nur eine Auslegungsregel enthält, ſteht dem nicht ent⸗ 
gegen. Klageberechtigt ſind dann aber nicht die einzelnen Mitglieder, ſondern die Gemeinde. Denn 
im Grundbuch eingetragen ſein kann die Dienſtbarkeit nicht für das einzelne Mitglied, ſondern nur 
für die Gemeinde als juriſtiſche Perſon, die allein zur Verfügung über das Recht befugt iſt, während 
die Gemeindeangehörigen nur aus dem Recht der Gemeinde die Dienſtbarkeit ausüben. Das für 
oder gegen die juriſtiſche Perſon ergangene Urteil wirkt auch für oder gegen die Mitglieder (RG 
44, 145; 61, 342; Seuffa 59 Nr 71). Ahnlich würde ſich die Rechtslage geſtalten, wenn ſich die 
juriſtiſche Perſon (3. B. das Deutſche Reich) eine Dienſtharkeit beitellen ließe, die zwar nur ihre 
Perſon als Berechtigte auswieſe, aber auch einem Kreiſe anderer Perſonen, z. B. den Rechts- 
nachfolgern im Eigentum an einem beſtimmten Grundſtück, zugute kommen ſollte (OR 1933 
Nr 1768). Für Perſonenkreiſe, die keine juriſtiſche Perſon bilden (z. B. für einen nichtrechts⸗ 
fähigen Verein), kann eine beſchränkte perſönliche Dienſtbarkeit nicht begründet werden, 
weil eben nur eine beſtimmte Perſon Berechtigter fein darf (Seuffl 59 Nr 6). Dagegen iſt zu- 
läſſig die Beſtellung mehrerer Dienſtbarkeiten gleichen Inhalts für mehrere Perſonen in der 
Weiſe, daß dieſe nacheinander als Berechtigte folgen (3. B. für die jeweiligen Inhaber einer Firma 
oder für die Eltern auf Lebenszeit und für die Tochter nach dem Tode der Eltern). 9 1092 ſteht 
dem nicht entgegen. Denn es handelt ſich dann um einen Endtermin oder eine auflöſende Bedin⸗ 
gung (A 4) für die eine und zugleich um einen Anfangstermin oder eine aufſchiebende Bedingung 
für die andere Dienſtbarkeit (NG 7. 5. 1932 V 99/32; JW 1932, 2445; OLG 36, 164). Soll eine 
perfönliche Dienſtbarkeit durch eine Grunddienſtbarkeit ($ 1018) erſetzt werden, jo kann dies nur 
in der Weiſe geſchehen, daß jene Dienſtbarkeit gelöſcht und dieſe Grunddienſtbarkeit neu einge⸗ 
tragen wird ($ 877 A 4). 
4. Die Belaſtung wird gemäß $ 873 durch Einigung und Eintragung bewirkt. Das Weſen 
der Einigung und die Erforderniſſe für ihre Rechtsgültigkeit find in 9873 A7—9 eingehend 
beſprochen. Darauf kann verwieſen werden. Hier ſei nur daran erinnert, daß die Einigung zur 
materiellrechtlichen Gültigkeit einer Form nicht bedarf. Formellrechtlich genügt zur Vor⸗ 
nahme der Eintragung gemäß $ 19 G80 die Eintragungsbewilligung des Eigentümers 
des zu belaſtenden Grundſtücks, ohne daß es des Nachweiſes der Einigung bedarf. Die 
Bewilligung muß in der im 9 29 Satz 1 GBBd vorgeſchriebenen Form erklärt ſein. Der ferner 
erforderliche Eintragungsantrag ($ 13 Abſ 1 GB) kann (formlos: $ 30 GBO) ſowohl von dem 
Aktivbeteiligten als auch von dem Paſſiwbeteiligten geſtellt werden ($ 13 Abſ 2 EBD). Die Ein- 
tragung, bei der gemäß $ 874 auf die Eintragungsbewilligung Bezug genommen werden kann 
(vgl. auch 9 49 G0), erfolgt auf das zu belaſtende Grundſtück. Die Dienſtbarkeit kann auch 
48. B. durch Kündigung) auflöſend bedingt beſtellt werden, da eine entgegenſtehende Geſetzes⸗ 
beſtimmung nicht beſteht (OLG 43, 225; A g a. E.). Die Feſtſetzung eines Entgelts für die Aus⸗ 
übung des Rechts iſt mit dem Begriff dieſer Dienſtbarkeit wohl vereinbar (MG 54, 233; Warn 
1927 Nr 54; RO% 53, 159). — Zur rechtsgeſchäftlichen Aufhebung iſt gemäß 5 875 die Auf- 
gabeerklärung des Berechtigten und die Löſchung erforderlich ($ 875 A 7, 8). Erliſcht die Dienſt⸗ 
barkeit durch den Tod des Berechtigten (8 1090 Abf 2, 1061; unten A 7), ſo kann die Be⸗ 
richtigung des Grundbuchs durch Löſchung gemäß 3 22 6080 auf Grund der Sterbeurkunde 
beantragt werden. Bei der Löſchung find aber die 39 23, 24 G BD zu beachten. Nach dem Eintritt 
einer auflöſenden Bedingung oder eines Endter mins gilt für die Grundbuchberichtigung 
Entſprechendes wie nach dem Tod des Berechtigten. Die Dienstbarkeit kann auch nach Maßgabe 
des 5 901 durch Verjährung erlöſchen. Durch die Vereinigung der Berechtigung und des be⸗ 
laſteten Eigentums in einer Perſon erliſcht fie aber nach $ 889 nicht. 8 
5. Von der Berechtigung zur Benutzung in einzelnen Beziehungen gilt dasſelbe, wie wenn 
eine ſolche den Inhalt einer Grunddienſtbarkeit bildet ($ 1018 A 6, 7). Die Benutzung kann auch 
mit einer Verringerung des Grundſtücksbeſtandes (3. B. durch Entnahme von Boden⸗ 
beſtandteilen wie Steine, Mineralien, Kalk) verbunden fein (KJ 24 A 119; RJA 7, 254; OLG 10, 
413; 15, 359; 26, 99; 43, 8) oder mit teilweiſer Entziehung von Nutzungen des Grundſtücks (4. B. 
1 1 Weiden von Vieh im Falle einer Weideberechtigung: RG 104, 148). Das Recht zur Aus- 
in eines Grundſtücks auf Bodenbeſtandteile, das den Gegenſtand einer beſchränkten perſon⸗ 
eh Dienſtbarkeit bildet, kann als ſolches Gegenſtand eines Verkaufes ſein. Bleibt die Dienſt⸗ 
a in einer Zwangsverſteigerung beſtehen, ſo bleibt auch der vertragsmäßige Aufpruch bes 
Seller auf die Vergütung für das Ausbeuterecht unberührt. Dies gilt auch dann, wenn ber 
ienſtbarkeitsberechtigte ſelbſt der Erſteher iſt (NG HRR 1936 Nr 662) Das Re At, auf fremdem 


Grund und Boden die Jagd auszuüben, würde die Befugnis enthalten, den Grundbeſid zum 


Zweck der Jagdausii 5 17 05 } d 45 
: er Jagdausübung zu benutzen, und könnte daher begrifflich an ſich Gegenſtand ſowohl einer 
Grunddienſtbarkeit wie einer beſchränkten perſönlichen Dienſtbarkeit fein. ach 83 des Reichs⸗ 
lagdgeſetzes v. 3. 7. 1934 ſteht aber das Jagdrecht nur dem Eigentümer auf ſeinem Grund und 


en zu und ift untrennbar mit dem Grund und Boden verbunden; als ſelbſtändiges dingliches \ 
15 0 kann es nicht begründet werden. Damit ift alſo die Begründung eines dinglichen Nußungs⸗ 

ts auf die Jagdauslübung für einen Nichteigentümer ohne Rückſicht auf die Zeitdauer des oe LACK 
ns 


berboten (fo ſchon für $2 der früher geltenden preuß. JagbO v. 15. 7. 1907: ROY 34A 
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Ich 2, 332). Statthaft iſt dagegen eine Dienſtbarkeit, welche die Benutzung eines Gebäudes 
auf dem belaſteten Grundſtück zu Geſchäftszwecken des Berechtigten zum Gegenſtand hat 
(1093 A 1). Rein ſchuldrechtliche Verpflichtungen können, ebenſo wie bei Grunddienſt⸗ 
barkeiten, nicht den Gegenſtand einer beſchränkten perſönlichen Dienſtbarkeit bilden, alſo z. B. nicht 
die Verpflichtung, verkaufte Bäume zu fällen und durch den anderen wegnehmen zu laſſen (NG 
60, 319; OLG 43, 8) oder ein Recht auf Entziehung eines Grundſtücks (KGG 25 A 148; $ 1018 
A 4). Geſtattet ein Grundſtückseigentümer einem andern durch ſchuldrechtlichen Vertrag ohne 
Einräumung einer Dienſtbarkeit die entgeltliche Quellwaſſerentnahme aus dem Grundſtück, ſo 
kann darin ein pachtähnliches Verhältnis gefunden werden, das die entſprechende Anwendung 
der $$ 571, 581 rechtfertigt (NG HRR 1934 Nr 1197). Bei der Einräumung einer perſönlichen 
Dienſtbarkeit kann das Recht zur Grundſtücksbenutzung ſeiner Natur nach, da ein Grundſtück zur 
Befriedigung eines wirtſchaftlichen Bedürfniſſes benutzt wird, nur ein ſolches ſein, das für den 
Berechtigten einen wirtſchaftlichen Vorteil bietet oder bieten kann (RG 61, 341, deſſen 
grundſätzliche Ausführungen allerdings in RG 111, 394 anſcheinend auch für dieſen Fall der 
Dienſtbarkeit nicht aufrechterhalten ſind; Ich 4, 380; für anders geartete Dienſtbarkeiten vgl. 
unten A 6 a. E.). Ein ſolcher Vorteil kann auch in einer bloßen Annehmlichkeit (z. B. Beſuch von 
Parkanlagen zum Zweck des Vergnügens und der Erholung; Venutzung eines kürzeren Zugangs 
zu einem andern Grundſtück) beſtehen (RG 14, 214; 44, 146; 61, 342; JFG 4, 381). Dagegen 
fehlt ein ſolcher Vorteil durch Grundſtücksbenutzung, wenn einem Maſchinenfabrikanten das Recht 
gewährt iſt, eine an den Eigentümer des Grundſtücks unter Vorbehalt des Eigentums verkaufte 
Maſchine auf dem Grundſtück zu haben. Denn aus dem Haben der Maſchine auf dem Grundſtück 
zieht der Fabrikant keinen Vorteil. Vielmehr iſt dieſes Haben für ihn eher eine Laſt, weil der Eigen- 
tümer die Maſchine benutzen darf. Einen Vorteil hat der Verkäufer nur aus dem Verkauf der 
Maſchine nebſt Eigentumsvorbehalt, nicht aus dem Grundſtück des Schuldners. Daher kann 
eine Dienſtbarkeit mit jenem Inhalt nicht beſtellt werden (jtr., RA 9, 140). Eine beſchränkte 
perſönliche Dienſtbarkeit, die das Recht zur Benutzung eines beſtimmten Grundſtücks in einzelnen 
Beziehungen begründet (z. B. ein Gebäudebenutzungsrecht oder ein Wegerecht), kann nicht zur 
Mithaft auch auf einem andern Grundſtück eingetragen werden, welches dieſe Benutzungsart 
nicht gewähren kann und ſoll, weil ſich die von der Dienſtbarkeit ergriffenen Einrichtungen und 
Flächen (Gebäude, Wege) nicht auf ihm befinden; das iſt namentlich für die Eintragung von 
Altenteilen, Auszügen uſw. auf mehreren Grundſtücken bedeutungsvoll (JW 1937, 260659). 
6. Als eine ſonſtige Befugnis, die den Inhalt einer Grund dienſtbarkeit bilden kann, kommt 
hier nur noch der zweite Fall des § 1018, alſo die Unterlaſſung gewiſſer Handlungen auf dem 
belaſteten Grundſtück, in Betracht. Denn der erſte Fall des $ 1018, nämlich die Berechtigung zum 
Benutzen des Grundſtücks in einzelnen Beziehungen, iſt im $ 1090 Abſ 1 bereits vorweg als zu⸗ 
läſſiger Inhalt einer beſchränkten perſönlichen Dienſtbarkeit beſtimmt (A 5). Der dritte Fall des 
$ 1018, nämlich der Ausſchluß der Ausübung eines geſetzlichen Benutzungsrechts, das ſich aus dem 
Eigentum an dem belaſteten Grundſtück dem anderen Grundſtück gegenüber ergibt (Legal 
ſervitut), hat aber für die beſchränkte perſönliche Dienſtbarkeit keine Bedeutung, weil deren In⸗ 
haber nicht ein Grundſtück, ſondern eine Perſon ift. Allerdings wird dieſer Unterſchied in der 
Rechtſprechung gelegentlich verwiſcht. So iſt in KJ 49, 195 angenommen, daß eine beſchränkte 
perſönliche Dienſtbarkeit auch für den Eigentümer von Bergwerksanlagen (eine Aktiengeſellſchaft ) 
auf Duldung von ſchädlichen Einwirkungen aus dem Betrieb der Anlagen beſtellt werden kann. 
In Rc 119, 211 it zugelaſſen, daß das vertragsmäßig eingeräumte Recht auf Duldung unbe⸗ 
ſchränkter, über die geſetzlich gezogenen Grenzen hinausgehender Einwirkungen von einem Grund- 
ſtück (Bergbaubetrieb) auf ein anderes Grundſtlick zum Inhalt einer beſchränkten perſönlichen 
Dienſtbarkeit gemacht wird. Zur Begründung wird ausgeführt, daß an die Stelle des im $ 1015 
beſtimmten herrſchenden Grundſtücks hier die berechtigte Perſon trete. Dieſe Auffaſſung wien 
ſpricht aber dem Weſen der beſchränkten perſönlichen Dienſtbarkeit, deren Umfang ſich im Zweife 
nach dem perſönlichen Bedürfnis des Berechtigten beſtimmt ($ 1091), während in den be⸗ 
ſprochenen Fällen die Duldung der Einwirkungen gerade einem Grundſtück als ſolchem zugute 
kommt. Es beſteht auch kein praktiſches Bedürfnis für ſolche perſönlichen Dienſtbarkeiten, da nach 
der Sachlage paſſend und rechtmäßig eine Grunddienſtbarkeit für das Bergwerkseigentum, zu deſſen 
Beſtandteilen die Anlagen gehören, oder für das einwirkende Grundſtück beſtellt werden kann 
(8 1018 A 9). Entſprechendes gilt für die in KGJ 51, 249 angenommene Zuläſſigkeit einer be⸗ 
ſchränkten perſönlichen Dienſtbarkeit für den Oberlieger an einem Privatfluß gegenüber dem 
Eigentümer eines unterliegenden Grundſtücks auf Duldung der Zuführung von Waſſer aus dem 
Grundſtück des Oberliegers in den Privatfluß über den durch Niederſchlags⸗, Haus- und Wirtſchafe 
wäſſer beſtimmten Umfang hinaus. Auch hier kann nur die Veſtellung einer Grunddienſtbarken 
für das Grundstück des Oberliegers in Frage kommen. Im übrigen kann wegen des Inhalts 
einer beſchränkten perſönlichen Dienſtbarkeit, die auf Unterlaſſung von Handlungen ge. 
richtet iſt, im allgemeinen auf 1018 A 8 verwieſen werden. Im einzelnen iſt hervorzuheben! 
Die Dienſtbarkeit ift auch für eine juriſtiſche Perſon (z. B. eine Gemeinde, eine Aktiengeſellſchg 
eine Genoſſenſchaft, eine Verſicherungsanſtalt) zuläſſig (RG 14, 214; 44, 146; 61, 342; 111, 3947 
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KJ 86 A 216; 42 A 246; 45, 227; 47, 186; 53, 158). Sie kann z. B. dahin gehen, daß auf dem 
belaſteten Grundſtück für eine gewiſſe Zeit keine gewerblichen Betriebe ſtattfinden, keine Bauten 
über eine beſtimmte Höhe hinaus, keine Fabrikanlagen, Verkaufsladen, Schankwirtſchaften ein⸗ 
gerichtet werden (OLG 5, 316; 10, 118; 24,37 Anm; KG 36 A 216; 39 A 212; 42, 245; 45, 228, 
Ich 4, 381) oder daß dort nur Perſonen beſtimmter Art oder Zahl wohnen dürfen (RG 111, 394, 
KOX 36 A 216; 42, 245; RA 10, 72). Die dem Eigentümer des belaſteten Grundſtucks obliegende 
Unterlaſſungspflicht darf aber nur gerichtet ſein auf eine Beſchränkung in der tatſächlichen 
Herrſchaft, d. h. in Handlungen, die ſich als ein „Verfahren mit der Sache“ im Sinne des $ 903 
darſtellen (RG 111, 395; RA 10, 74), auch wenn dadurch der Verpflichtete in feiner perſonlichen 
oder gewerblichen Freiheit beſchränkt wird (JFG 4, 382). Eine Beſchränkung in der rechtlichen 
Verfügung über das Grundſtück (z. B. ein Verbot der Teilung, der Verpachtung, der Nießbrauchs⸗ 
beſtellung, der Übertragung des Eigentums an eine andere Perſon) kann den Inhalt einer Dienſt⸗ 
barkeit nicht bilden (OLG 21, 407; 80% 45, 229; auch RG 111, 395). In einem Tun kann auch 
(51018 A 4) eine beſchränkte perſönliche Dienſtbarkeit nicht beſtehen. Ein ſolches Tun (3. B. 
die Pflicht, eine Fähre dauernd zu unterhalten und im Betrieb zu erhalten) kann nur den Gegen⸗ 
ſtand einer Reallaſt (§ 1105) bilden (OLG 26, 101). Streitig ist, ob auch für dieſe Art der Dienſt⸗ 
barkeit (wegen der andern Art A 5) ein wirtſchaftlicher Vorteil für den Berechtigten, an deſſen 
Erreichung der Berechtigte ein privatrechtliches Intereſſe hat, unbedingtes Erfordernis iſt. 
Aus 8 1019, den 9 1090 Abſ2 nicht mitanführt, iſt dies nicht zu entnehmen (a. M. RG 61, 341). 
Daher kann ein als Inhalt der Grunddienſtbarkeit nicht ſtatthaftes gewerbliches Wettbewerbs⸗ 
verbot (z. B. das Verbot eines Kinobetriebs) ohne Rückſicht auf das wirtſchaftliche Bedürfnis des 
Berechtigten den Inhalt einer beſchränkten perſönlichen Dienſtbarkeit bilden (OSG 45, 229; 
Gegenbeiſpiele in 5 1019 A4). Einen rechtsſchutzwürdigen Vorteil muß allerdings auch dieſe 
Dienſtbarkeit nach allgemeinen Grundſätzen mit ſich bringen. Und da nach $ 1091 für 
den Umfang der Dienſtbarkeit das durch ſie zu befriedigende perſönliche Bedürfnis des 
Berechtigten im Zweifel beſtimmend fein ſoll, muß ſich dieſer Vorteil für den Berechtigten 
ergeben (RG 111, 392). Daß aber der Vorteil ſtets ein rein wirtſchaftlicher, lediglich auf 
dem Gebiet des Privatrechts liegender ſein muß, iſt nicht anzuerkennen. Vielmehr iſt nach 
Sinn und Zweck des Geſetzes, das nur allgemein eine „Befugnis“ (zum Verbot der Vornahme 
einer Handlung auf dem belaſteten Grundſtück) erfordert, auch ein volks-, gemein» oder ſtaats⸗ 
wirtſchaftlicher Vorteil für genügend zu erachten, wenn er ſich nur zur Verfolgung mit Rechts- 
behelfen des Privatrechts eignet (MG 111, 392, wo die gegenteiligen Ausführungen in RG 61, 
338 nicht aufrechterhalten werden; a. M. KJ 36A 217; 42, 246; 47, 186). Daher kann z. V. 
für den Staat, der zur Beförderung der Bebauung eines Grundſtücks mit Landarbeiterwohn⸗ 
häuſern ein Darlehn hingibt, eine Dienſtbarkeit des Inhalts beſtellt werden, daß die Wohnhäufer 
nur von Landarbeitern deutſcher Staatsangehörigkeit und deren Familien bewohnt werden durfen 
(RG 111, 384). Zu unbeſtimmt und deshalb nicht eintragungsfähig iſt dagegen die Beſtimmung, 
daß die Wohnungen „nur von deutſchſtämmigen Landarbetterfamilien“ benutzt werden durfen 
MS Warn 1927 Nr 143). Zuläſſig iſt die Beſtellung einer Dienſtbarkeit mit dem Inhalt einer 
Wohnungsbeſchränkung zugunſten eines Bauvereins, der den gemeinnützigen Zweck verfolgt, 
unbemittelten Perſonen geſunde Wohnungen zu beſchaffen (RIA 10, 72). Die dem Renten. 
gutserwerber (Preuß. RentengutsGGeſ v. 27. 6. 1890) auferlegte Verpflichtung, das Grundſtück 
ſelbſt zu bewohnen und zu bewirtſchaften, fällt nicht unter $ 1090 und iſt überhaupt nicht eintragungs⸗ 
fähig (JW 1933, 7012). 
6 7. Entſprechende Anwendung finden: die 88 1020 Satz 1 (Schonung der Intereſſen des 
zigentümers bei Ausübung der Dienſtbarkeit); 1020 Satz 2, 1021, 1022 (Unterhaltungspflicht 
1 zur Ausübung der Dienſtbarkeit gehörenden Anlage); 1023 (Verlegung der Dienſtbarkeit, 
Aug deren jeweilige Ausübung ſich auf einen Grundſtücksteil beſchränkt), 1024 (Regelung der 
Berübung der Dienſtbarkeit beim Zuſammentreffen mit anderen Dienſtbarkeiten oder fonitigen 
ee nutzungsrechten): 1026 (Freiwerden der Grundſtücksteile, die außerhalb des Bereichs der auf 
10 beſtimmten Teil beſchränkten Ausübung der Dienſtbarkeit liegen, im Falle der Teilung des 
80 een Grundſtücks); 1027 (Klage aus 5 1004 wegen Beeinträchtigung der Dienſtbarkeit: 
8 1 1 218; 8 1027 A 4); 1028 (Verjährung des Anſpruchs und Untergang der Dienſtbarkeit im 
15 e ihrer Beeinträchtigung durch eine Anlage); 1029 (Beſitzſchutz für jeden, der ſich in Aus⸗ 
zu einer eingetragenen Dienſtbarkeit befindet, ohne daß er ſelbſt im Grundbuch eingetragen 
le braucht; dazu die Übergangsvorſchriften in Art 191 C); 1061 (Untergang der Dienſt⸗ 
beſ 50 durch Tod der natürlichen oder Erlöſchen der juriſtiſchen Perſon). Wann eine aus der 
für gel perſönlichen Dienſtbarkeit berechtigte juriſtiſche Perſon endet, beſtimmt ſich nach den 
15 5 geltenden Vorſchriften. Durch die Konkurseröffnung wird eine juriſtiſche Perſon zwar 
been, aufgeläft ($203 Nr 3 AG; 560 Nr 4 GmbHGei; 5101 Gench). Da ihre Rechts⸗ 
10 aber noch für die Zwecke des Konkursverfahrens bis zur Aufteilung des Vermögens 
Die er wird anzunehmen ſein, daß auch eine für die juriſtiſche Perſon beſtellte perſönliche 
nitbatfeit erſt mit der endgültigen Abwicklung des Konkurſes erliſcht (NG Recht 1916 Nr 1903; 


DS 


© 26, 100; aber auch RAW 10, 195). Iſt eine Gemeinde oder ein Staat Rechtsinhaber, jo hort 
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die Dienſtbarkeit durch Einverleibung in eine andere Gemeinde oder einen andern Staat nicht auf. 
Denn dieſe juriſtiſchen Perſonen gehen durch die Einverleibung nicht unter, ſondern erfahren nur 
eine Umwandlung, die gleichzuſtellen iſt einer Organiſationsveränderung öffentlicher Verbände 
(IG 3, 333). Ebenſo erliſcht auch die für eine Aktiengeſellſchaft beſtellte Dienſtbarkeit nicht 
dadurch, daß die Aktiengeſellſchaft mit einer andern ohne Abwicklung (Liquidation) gemäß § 306. 
HGB (jetzt 88 233 ff. AktG) verſchmolzen wird. Denn auch hier erfährt die berechtigte Aktien⸗ 
geſellſchaft, wenn auch ihr geſamtes Vermögen wie bei einer Erbfolge auf die übernehmende 
Aktiengeſellſchaft übergeht, nur eine Umwandlung, indem ſie fortan ein Teil der übernehmenden 
Aktiengeſellſchaft iſt. Dieſe hier ſchon bisher vertretene, in der Rechtſprechung (RG 123, 294; 
KJ 51, 262) aber nicht geteilte Anſicht hat nunmehr ihre Beſtätigung gefunden durch das Reichs- 
geſetz v. 13. 12. 1935 (81092 A a. E.). 


§ 1091 
Der Umfang einer beſchränkten perſönlichen Dienſtbarkeit beſtimmt ſich 
im Zweifel nach dem perſönlichen Bedürfniſſe des Berechtigten ). 
& I 1046 II 1000; M 3 567; PI 436, 


1. Da das perſönliche Bedürfnis des Berechtigten nur im Zweifel maßgebend fein ſoll, 
gibt $ 1091, abweichend von $ 1019, lediglich eine Auslegungsregel. Der Umfang der Dienſt⸗ 
barkeit kann alſo durch Vereinbarung der Beteiligten ſo beſtimmt werden, daß er das perſönliche 
Bedürfnis des Berechtigten überſchreitet oder auch hinter ihm zurückbleibt (RG 60, 320; Seuffül 88 
Nr 11; RIA 7, 257; OLG 15, 372; KGJ 53, 158; § 1093 A 1). So kann z. B. beſtimmt werden: 
daß die Entnahme von Bodenbeſtandteilen zum Verkauf im Gewerbebetriebe des Berechtigten ſoll 
ſtattfinden dürfen (RG 60, 319; RJA 7, 254); daß die Erwerber von Grund und Boden zugunſten 
einer Bodengeſellſchaft die Einrichtung öffentlicher Vergnügungs⸗ oder Schankwirtſchaften unter⸗ 
laſſen ſollen, damit dem Ortsteil ein ruhiger und vornehmer Charakter verſchafft und fo die Mög- 
lichkeit eines günſtigeren Verkaufs der anderen Ländereien gewahrt wird (OLG 15, 372). Ferner 
ift das „perſönliche Bedürfnis“ des $ 1091 im weiteren Sinne aufzufaſſen. Darunter fällt alſo auch 
z. B. das Bedürfnis der Haushaltung oder des Geſchäftsbetriebs des Berechtigten (M3, 567; 
RIA 7, 257; KG 53, 159). Bei der Beſtellung einer Dienſtbarkeit für mehrere Perſonen ($ 1090 
A 3) kann beſtimmt fein, daß jeder Berechtigte fie ganz oder zum Teil ausüben kann. Letzteres wird 
meiſt der Fall ſein, wenn die Dienſtbarkeit den einzelnen Berechtigten Nutzungen gewähren ſoll, 
die der Menge nach beſtimmt ſind. 


8 1092 
Eine beſchränkte perſönliche Oienſtbarkeit iſt nicht übertragbar ). Die Aus“ 
übung der Oienſtbarkeit kann einem anderen nur überlaſſen werden, wenn die 
Überlaſſung geſtattet iſt 2). 
E 1 1047 II 1001; M 3 567f.; P 3 436. 


1. Die Dienſtbarkeit iſt nicht übertragbar. Das gilt z. B. auch für ein Ausge dinge, ſoweit 
es aus beſchränkten perſönlichen Dienſtbarkeiten beſteht (KJ 40, 250). Wegen ihrer Nichtlber 
tragbarkeit kann die Dienſtbarkeit auch nicht mit einem Nießbrauch (8 1069 Abſ 2) oder mit einen 
Pfandrecht (81274 Abſ 2) belaſtet werden. Der Pfändung im Wege der Zwangsvollſtreckung 
unterliegt ſie nur inſoweit, als ihre Ausübung gemäß Satz 2 einem andern überlaſſen werden 
kann ($ 857 Abſ 3, 4 3 PO); nur inſoweit gehört fie daher auch zur Konkursmaſſe des Berechtigte 
(91 Kö). Die Pfändung von Altenteilen, die aus Dienſtbarkeiten und Reallaſten gemiſcht Nut 
wird behandelt in JW 1932, 164°; HMM 1982 Nr 1003. Die beſchränkte perſönliche Dienſtar an 
iſt auch nicht vererblich (88 1090, 1061). Möglich iſt aber die Beſtellung einer Dienſtbarkeit 
mehrere Perſonen, die einander als Berechtigte folgen (5 1090 A 3). — Der Grundſatz des 10 2 
Satz 1 wird durchbrochen vom RGeſ v. 13. 12. 1935 (RGBl I, 1468; dazu Durchf VO v. sta 
1936 — RG Bl I, 489 —). Hier wird die einer juriſtiſchen Perſon zuſtehende beſchren 
perſönliche Dienſtbarkeit im Falle des Vermögensübergangs auf dem Wege der Geſamtreche. 
nachfolge und im Falle der Übertragung des Betriebsunternehmens, dem die Dienſtbarkeit 1 « 
dienen geeignet ift, für übertragbar erklärt. Doch wird damit nicht zugleich die Möglichkeit ber 
Pfändung oder Verpfändung der Dienſtbarkeit eröffnet. Im Falle eines ſolchen Übergangs © fl 
einer ſolchen Übertragung tritt der Erwerber dem Eigenkümer gegenüber kraft Geſetzes in 4 5 
Rechte und Pflichten aus der Dienſtbarkeit ein, ohne daß dieſerhalb der Eigentümer oder . 
dinglich Berechtigte Entſchädigungsanſprüche erheben könnten. Bei einer Vermietung oder, 71— 
pachtung des mit der Dienſtbarkeit belafteten Grundſtücks finden in ſolchen Fällen die 88 5 
576, 578, 579 entſprechende Anwendung. 
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2. Die Ausübung der Dienſtbarkeit kann einem anderen nur überlaſſen werden, wenn der 
Verpflichtete dies geſtattet hat. Die Geſtattung muß, um gegen Dritte Wirkung zu haben, gemäß 
9873 im Grundbuch eingetragen fein; die Eintragung kann durch Bezugnahme auf die Ein⸗ 
tragungsbewilligung (8 874) erfolgen (Ic 15, 30). Dagegen iſt die Überlaſſung durch den 
Berechtigten an einen anderen der Eintragung nicht fähig. Wird die Dienſtbarkeit ohne Geſtattung 
von einem Dritten ausgeübt, ſo hat der Eigentümer gegen dieſen die Eigentumsſtörungsklage 
gemäß 81004 Abſ 1. Aber auch wenn die Überlaſſung der Ausübung an einen anderen geſtattet 
it, erlangt dieſer dadurch kein dingliches Recht. Er kann alſo die Ausübung nicht durch Klage gegen 
den Eigentümer erzwingen, ſondern ſich nur gegen deſſen Klage mit der Einrede der Geſtattung 
gemäß 5 1004 Abſ 2 ſchützen. 


8 1093 


Als beſchränkte perſönliche Dienſtbarkeit kann auch das Necht beſtellt werden, 
ein Gebäude oder einen Teil eines Gebäudes unter Ausſchluß des Eigentümers 
als Wohnung zu benutzen 1). Auf dieſes Recht finden die für den Nießbrauch 
geltenden Vorſchriften der 88 1031, 1034, 1036, des 8 1037 Abſ 1 und der 88 1041, 
1042, 1044, 1049, 1050, 1057, 1062 entſprechende Anwendung 05 

Oer Berechtigte iſt befugt, ſeine Familie ſowie die zur ſtandesmäßigen 
Bedienung und zur Pflege erforderlichen Perſonen in die Wohnung aufzu- 
nehmen ). 

Iſt das Necht auf einen Teil des Gebäudes beſchränkt, fo kann der Be⸗ 
rechtigte ) die zum gemeinſchaftlichen Gebrauche der Bewohner beſtimmten 
Anlagen und Einrichtungen mitbenutzen. 


E I 1050 II 1002; M 3 570f.; P 3 437. 

1. 5 1093 ift durch die Mieterſchutzgeſetzgebung nicht beſeitigt worden. Der Vertrag auf Be⸗ 
ſtellung der beſchränkten perſönlichen Dienſtbarkeit braucht nicht zur Umgehung der Mieterſchutz⸗ 
geſetzgebung geſchloſſen zu fein (Rh Idſchgiſpr 1927 Nr 1524). Keinesfalls aber kann ein rein 
ſchuldrechtliches Mietverhältnis durch Eintragung einer Dienſtbarkeit nach 88 1090, 1093 ver⸗ 
dinglicht werden (GRR 1935 Nr 673). — $ 1093 betrifft den Fall, daß dem Berechtigten ein 
Gebäude oder ein Gebäudeteil als Wohnung unter Ausſchluß des Eigentümers zur Benutzung 
eingeräumt ift. Iſt der Eigentümer nicht ausgeſchloſſen, ſo finden nur die 9 1090—1092, nicht 
$ 1093 Anwendung (HRR 1929 Nr 906). Das Wohnungsrecht kann unentgeltlich oder gegen 
Entgelt, auch gegen jährliche Zahlung einer beſtimmten oder nach dem jeweiligen Mietwert 
der Wohnung zu beſtimmenden Geldſumme eingeräumt werden (RG 54, 233; JW 1923, 7602; 
DLG 43, 8). Der Berechtigte ift aber nur ſchuldrechtlich zur Zahlung des Entgelts verpflichtet. 
Jedoch kann die Beendigung des Wohnungsrechts an die auflöſende Bedingung der Nichtzahlung 
des Entgelts geknüpft werden (OLG 43, 9). Die Aufwertung des Entgelts erfolgt nach § 242; 
dabei kann ein Mietzinsindex herangezogen werden (RG 24. 1. 1929 VIII 329/28). Zuläſſig iſt 
die Beſtimmung, daß der Berechtigte einen Teil der Wohnräume erweitern und dem Eigentümer 
ſelbſt Räume vermieten darf (OLG 43, 9). Wird aber bei der Beſtellung des Wohnungsrechts 
bedungen, daß die Vorſchriften über ein Mietverhältnis darauf Anwendung finden ſollen, fo tft 
das Recht in Wahrheit ein Mietrecht und deshalb nicht eintragungsfähig (h 24 A 121; 53, 160; 

RR 1935 Nr 673). Im übrigen iſt es Sache der Auslegung, ob ein ſchuldrechtliches Mietverhältnis 
oder ein dingliches Wohnungsrecht von den Beteiligten vereinbart iſt (RG. SeuffA 86 Nr 117). 
Soweit nicht Beſtimmungen getroffen ſind, die mit einem dinglichen Wohnungsrecht unvereinbar 
find, ſteht der Annahme eines ſolchen an ſich nichts im Wege (NG HRR 1929 Nr 907). Bei un- 
zweifelhaft feſtſtehender Ernſtlichkeit des Willens der Beteiligten, ein dingliches Recht zu be- 
gründen, wird die Vereinbarung einer beſchränkten perſönlichen Dienſtbarkeit auch nicht dadurch 
hinfällig, daß neben ihr noch weitergehende ſchuldrechtliche Verpflichtungen begründet find (RG 
1 00 1929 Nr 602). Der Inhalt des eingetragenen Rechts iſt unter Umſtänden im Wege der Aus⸗ 
ae feſtzuſtellen (5873 A 7a gegen Ende). — Vom Nießbrauch unterſcheidet ſich das Wohnungs- 

echt dadurch, daß bei dieſem nur eine beſtimmte Art der Nutzung eingeräumt wird, während 
fein Nießbrauch begrifflich alle Nutzungen umfaßt, von denen nur einzelne ausgenommen 
Ich können. — Die Gewährung einer Wohnung kann auch als Reallaft ( 1105) begründet 
liehe (3. B. wenn ein Mitbenutzungsrecht eingeräumt iſt) oder als perſönliche Verpflichtung be⸗ 

u (NG Warn 1909 Nr 69) oder mit einer Reallaſtberechtigung (3. B. einem Beköſti⸗ 
beitcsrecht oder einem Recht auf Leiſtung von Naturalien, Stellung von Fuhren u. dgl., wie 
Falle en Altenteil) verbunden fein (RG Gruch 46, 131; RA 4,181; KJ 53, 168). Im einzelnen 
Leibe iſt zu unterſuchen, was unter Wohnungsrecht verſtanden iſt. Bei einem Auszug (Altenteil, 

ibgedinge, Leibzucht) iſt die Eintragung der Umwandlung eines Wohnungsrechts nach $ 1093 


496 Sachenrecht 


in einen Geldrentenanſpruch nicht inhaltlich unzuläſſig, obwohl dadurch aus einer beſchränkten 
perſönlichen Dienſtbarkeit eine Reallaſt wird (JW 1934, 29972). — Ein Gebäude oder Gebäude⸗ 
teil muß als Wohnung eingeräumt ſein, nicht z. B. als Fabrikraum. Doch kann der Wohnungs- 
berechtigte in der Wohnung ſeine Geſchäfte verrichten (KJ 53, 159). Auch kann ihm geftattet 
ſein, einen Teil der Räume zu gewerblichen Zwecken zu benutzen (RG HRR 1932 Nr 1660). Soll 
aber ein Gebäude lediglich Geſchäftszwecken des Berechtigten dienen, ſo kann es ſich nur um eine 
gewöhnliche beſchränkte Dienſtbarkeit handeln, die nach $ 1090 darin beſtehen kann, daß der Be⸗ 
rechtigte befugt ilt, das belaſtete Grundſtück in einzelnen Beziehungen zu benutzen (KGJ 53, 159). 
Auf eine ſolche Dienſtbarkeit findet dann $ 1093 keine Anwendung. — Nicht erforderlich iſt, daß 
die Dienſtbarkeit einem perſönlichen Bedürfniſſe des Berechtigten dient. Nach § 1091 
beſtimmt ſich nur der Umfang der Dienſtbarkeit im Zweifel nach dem perſönlichen Bedürfniſſe 
des Berechtigten (KGG 53, 158; 9 1091 A 1). Daher kann auch eine juriſtiſche Perſon Be⸗ 
rechtigte ſein. Zwar kann ſie ſelbſt von dem Wohnungsrecht keinen Gebrauch machen. Sie übt aber 
das Recht aus, indem fie natürlichen Perſonen (z. B. eine Aktiengeſellſchaft ihren Angeſtellten) 
die Räume zum Wohnen überläßt (Kc J 53, 158), vorausgeſetzt, daß fie hieran ein privat; 
rechtliches Intereſſe hat (RG 61, 338; KJ 53, 158). — Die im 5 1093 für das Wohnungsrecht 
gegebene Regelung iſt nicht zwingend. Das Wohnungsrecht iſt hier nur als ein beſonderer Fall 
der beſchränkten perſönlichen Dienſtbarkeit hervorgehoben. Daneben finden die allgemeinen Be« 
ſtimmungen der 88 1090 — 1092 Anwendung. Daher können die Beteiligten in den Grenzen dieſer 
allgemeinen Beſtimmungen die Vorſchriften des 9 1093 durch Vereinbarung abändern 
(36 1, 410). So kann z. B. nach der gemäß $ 1090 Abſ 2 entſprechend anzuwendenden, für die 
Grunddienſtbarkeit gegebenen Vorſchrit des § 1021 abweichend von der gemäß § 1093 Abſ 1 
Saß 2 entſprechend anzuwendenden Vorſchrift des $ 1041 (A2) beſtimmt werden, daß eine zur 
Ausübung des Wohnungsrechts gehörende Anlage auf dem belaſteten Grundſtück (z. B. eine in den 
Wohnräumen befindliche Waſſerzufluß⸗ und Abflußanlage) vom Grundſtückseigentümer zu unter⸗ 
halten ift, ſoweit das Intereſſe des Berechtigten es erfordert (JF 1, 409). Dagegen kann es nicht 
als Begründung lediglich eines Wohnungsrechts erachtet werden, wenn dem Grundſtückseigentümer 
allgemein die Verpflichtung zur Unterhaltung des als Wohnung zu benutzenden Gebäudes oder 
Gebäudeteils ſelbſt auferlegt wird. Denn das Gebäude oder der Gebäudeteil iſt nicht als eine 
zur Ausübung des Wohnungsrechts gehörende beſondere Anlage anzuſehen. Vielmehr handelt 
es ſich bei einer ſolchen Feſtſetzung tatſächlich um die Begründung eines Mietrechts oder einer 
Reallaſt (KJ 24 A 122). Die Unübertragbarkeit des Wohnungsrechts (§ 1092 Abſ 1) ſteht nach 
Ich 9, 176 bei der allgemeinen Gütergemeinſchaft trotz der Vorſchrift des $ 1439 einer Verfügung 
des Ehemanns über ein für beide Eheleute beſtelltes Wohnungsrecht nicht entgegen. 

2. Aus der entſprechenden Anwendung der im Abſ 1 Satz 2 genannten, für den Nießbrauch 
geltenden Vorſchriften ergibt ſich: Das Wohnungsrecht erſtreckt ſich im Zweifel auch auf das Zu⸗ 
behör (§ 1031). Der Berechtigte kann den Zuſtand des Gebäudes durch Sachverſtändige feſtſtellen 
laſſen (5 1034), iſt zum unmittelbaren Beſitz des Gebäudes oder Gebäudeteils berechtigt, hat 
nach den Regeln einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft zu verfahren (8 1036), darf das Gebäude 
ober den Gebäudeteil nicht verändern oder weſentlich umgeftalten (8 1037 Abſ 1), hat die ge⸗ 
wöhnliche Unterhaltungspflicht (§ 1041), die Anzeigepflicht bei Schäden uſw. (§ 1042) und die 
Pflicht zur Geſtattung der Ausbeſſerung und Erneuerung (8 1044). Eine Verpflichtung, die Ver⸗ 
wendung der im $ 1043 bezeichneten Veſtandteile des Grundſtücks dem Eigentümer zu geſtatten 
(8 1044 Schlußhalbſ), kommt hier nicht in Frage, weil § 1043 auf das Wohnungsrecht nicht An⸗ 
wendung findet. Für Verwendungen, die der Wohnungsberechtigte machte, ohne dazu verpflichtet 
zu ſein, kann er Erſatz verlangen; eine Einrichtung, mit der er das Gebäude verſah, darf er weg 
nehmen ($ 1049). Veränderungen und Verſchlechterungen, die durch eine ordnungsmäßige Aus 
übung des Wohnungsrechts herbeigeführt find, hat er nicht zu vertreten (8 1050). Die Anſprüche 
des Eigentümers wegen einer Veränderung oder Verſchlechterung des Gebäudes und die Anſprüche 
des Berechtigten auf Erſaß von Verwendungen oder auf Geſtattung der Wegnahme einer Ein⸗ 
richtung verjähren in 6 Monaten (§ 1057). Die rechtsgeſchäftliche Aufhebung des Wohnungs- 
rechts an einem Gebäude oder Gebäudeteil hat auch die Aufhebung des Wohnungsrechts am 
Zubehör zur Folge (8 1062). Die Pflicht zur Zurückgabe der Sache nach Beendigung des Woh⸗ 
nungsrechts ($ 1055) ergibt ſich aus der Natur dieſes Rechts. An die Stelle der 88 1059, 1060, 
1061, 1065 treten die $$ 1090 Abf 2, 1092 in Verbindung mit den $$ 1024, 1027, 1061. Keine 
entſprechende Anwendung finden die 88 1045, 1046 (Verſicherungspflicht des Nießbrauchers), 
1051—1054 (Recht des Eigentümers auf Sicherheitsleiſtung, Anordnung einer Verwaltung, 
Unterlaſſung eines unzuläſſigen Gebrauchs), 1056 (Dauer des Mietvertrags über die Beendigung 
des Nießbrauchs hinaus), 1058 (durch das Wohnungsrecht entſtehen alſo nur Rechte und Pflichten 
zwiſchen dem Wohnungsberechtigten und dem Eigentümer, nicht auch dem Beſteller, falls dieſer 
nicht Eigentümer iſt). 

3. Welche Perſonen zur Familie gehören oder zur ſtandesmäßigen Bedienung und Pflege 
erforderlich ſind und daher in die Wohnung aufgenommen werden dürfen, beſtimmt ſich im 
einzelnen Falle nach der Auffaſſung des Lebens (SeuffA 1 Nr 250; 13 Nr 50; 20 Nr 237). Zur 
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entgeltlichen oder unentgeltlichen Überlaſſung der Wohnung oder eines Teiles von ihr an andere 
als die im Abſ 2 bezeichneten Perſonen iſt der Berechtigte nur gemäß § 1092 Satz 2 befugt, alſo 
wenn die Überlaſſung der Ausübung der Dienſtbarkeit inſoweit geſtattet worden iſt (3% 1923, 
7602). Jedoch unterliegt die Regelung des Abſ 2 ebenſo wie die des Abſ 1 und des Abſſs der Ab⸗ 
änderung durch eine Vereinbarung der Beteiligten. Dieſe Vereinbarung bedarf aber zur ding⸗ 
lichen Wirkung der beſonderen Einſchreibung in das Grundbuch. 

4. Nicht bloß der Berechtigte, ſondern auch die nach Abſ 2 mit aufgenommenen Perſonen 
ſind zur Mitbenutzung der Anlagen und Einrichtungen befugt. 

5. Wegen der Landesgeſetzgebung vgl. § 1090 A 1 und Art 96 Ech (Leibgedings⸗, Leib. 
zuchts⸗, Altenteils⸗, Auszugsverträge), wegen Übergangsvorſchriften ebenfalls $ 1090 A 1. Ins⸗ 
beſondere gilt das, was dort über die Notwendigkeit und Zuläſſigkeit der Eintragung einer zur 
Zeit des Inkrafttretens des BOB beſtehenden beſchränkten perſönlichen Dienſtbarkeit bemerkt 
ft, auch für das Wohnungsrecht (MG Gruch 46, 131). 


Sechſter Abſchnitt 
Vorkaufsrecht 


9 1094 


Ein Grundſtück!) kann in der Weiſe ?) belaſtet werden!), daß derjenige, 
zu deſſen Gunſten die Belaſtung erfolgt, dem Eigentümer!) gegenüber zum 
Vorkaufe berechtigt iſt ö). 

Das Vorkaufsrecht kann auch zugunſten des jeweiligen Eigentümers eines 
anderen Grundſtücks beſtellt werden ®). 

© 952 IT 1008; M 3 448ff., 452; P 3 752ff. 

5 1. Im Gegenſatz zum perſönlichen Vorkaufsrecht (5 504 „Gegenſtand“) kann das dingliche 
Vorkaufsrecht nur an einem Grundſtück beftellt werden, nicht an beweglichen Sachen. Dem Grund⸗ 
ſtüc ſtehen gleich die Berechtigungen mit Grundſtücksnatur, alſo das Erbbaurecht (BD v. 15. 1. 1919 
11) und die in den Artt 63, 68 Ech bezeichneten Rechte. Möglich iſt auch die Beſtellung des ding ⸗ 
Uchen Vorkaufsrechts an einem (ideellen) Bruchteil oder an einer beſtimmten (realen) Teilfläche 
eines Grundſtücks (81095 A 1, 2). 
. 2. 51094 beſtimmt nur im allgemeinen die Art und Weiſe der Grundſtücksbelaſtung, die 
lich aus der Beſtellung eines dinglichen Vorkaufsrechts ergibt. Zur Ergänzung enthalten die 
Ex 1097, 1098 Einzelvorſchriften über den zuläſſigen Inhalt der Belaſtung. 
di 5. Gemeint iſt eine Belaſtung durch Rechtsgeſchäft (5873 A 5). Durch Erſitzung kann ein 
Aungliches Vorkaufsrecht nicht begründet werden (8 900). Ein geſetzliches dingliches Vorkaufs⸗ 
gut kennt das BGB nicht; Zwar haben die Miterben nach den 55 2034ff. ein geſetzliches Vor⸗ 
denferecht mit dinglicher Wirkung, doch nur an dem Nachlaßanteil eines anderen Erben, nicht an 
— lache n Nachlaßgegenſtanden. Außerhalb des BGB find aber im öffentlichen Intereſſe 
el e Vorkaufsrechte reichsgeſetzlich z. B. gewährt: den gemeinnützigen Sieblungs- 
allen wehmungen im Falle des Verkaufs landwirtſchaftlicher Grundſtücke (mit Vorrang vor 
5 11 andern eingetragenen und geſetzlichen Vorkaufsrechten) durch die 99 4ff. Reichsſiedlungsgeſ 
120 8. 1919 nebſt VO v. 15. 4. 1937 (dazu RG 108 S. 66, 91; 110 S. 328, 409; 114, 158; 
Sen 144; 136, 52; 154, 304; KJ 53, 161; JG 1, 417; 2, 335; 18, 136); ben Ausgebern von 
Honkultätten im Falle der Veräußerung (auch im Wege der Zwangsvollſtreckung oder durch den 
10 5. berwalter) von Heimſtätten durch die Heimftätter gemäß § 11 Reichs⸗Heimſtättengeſ v. 
des fd o; der Reichshauptſtadt Berlin durch $ 10 der VO v. 3. 12. 1938 über den Einſatz 
best ſchen Vermögens. Dieſe reichsgeſetzlichen Vorkaufsrechte haben, abgeſehen von Sonder 
53 fanungen, die Wirkungen rechtsgeſchäftlicher dinglicher Vorkaufsrechte (MG 110, 336; KJ 
Gefeßnef JF 1, 417; für Bayern OLG 41, 32). Ferner konnen in den durch das Ech der Landes 
en vorbehaltenen Rechtsgebieten, z. B. im Bergrecht (Art 67), im Enteignungsrecht 
(Art ga" del. 857 PrEnteignch v. 11. 6. 1874, dazu Rh 35, 306; 73, 316) und im Anerbenrecht 
Vorſch 4 auf Grund beſtehender oder ſpäter erlaſſener (Artt 3, 128 Ech) landesgeſetzlicher 
Famile ten geſetzliche Vorkaufsrechte begründet werden. Dem Landesrecht zugehörige 
50 188, orkaufe-, Retrakt⸗ und Näherrechte find z. B. behandelt in R JW 1912, 1961, KGN 
geſehlich Jh 10, 280). Weiter gibt es landesgeſetzliche Beſtimmungen, die ein allgemeines 
(Staat hes Vorkaufsrecht an Grundſtücken zugunſten öffentlich⸗-rechtlicher juriſtiſcher Perſonen 
8.1910 Gemeinden) eingeführt haben (z. B. bayer. Ge) über die Güterzertrümmerung v. 13. 
Diese Beih. und thüring. Gef über den Verkehr mit Grundſtücken v. 20. 11. 1920 und 16. 5. 1923). 
8 veſtimmungen finden die Grundlage für ihre Gültigkeit ſowohl in Art 109 wie in Art 119 
SB, Kommentar von Reichsgerichtsräten. 9. Aufl. III. Bd. (VBeſſau.) 32 
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Nr 1 in Verbindung mit Art 3 EG. Denn fie enthalten einerſeits eine Beſchränkung des Eigentums 
im öffentlichen Intereſſe, anderſeits eine Beſchränkung der Veräußerungsbefugnis (RG 107, 268; 
112, 77). Bedenken gegen ihre Gültigkeit wurden früher allerdings aus Art 153 Abſ 2 Satz 2 
Wein Verf hergeleitet, wenn ſie eine Entziehung des Eigentums, alſo eine Enteignung enthielten 
(wenn z. B. das Vorkaufsrecht trotz der Nichtigkeit des Kaufvertrags ſollte ausgeübt werden 
dürfen) und keine angemeſſene Entſchädigung dafür gewährten (RG 112, 67). Viele ehemals in 
Preußen geltende geſetzliche Vorkaufsrechte wurden aufgehoben durch § 2 Nr 6, § 4 Ablöſungsgeſ 
v. 2. 3. 1850 (dazu RG 5, 223; IW 1910, 84608; 1912, 19618). — Zur Belaſtung mit einem ding⸗ 
lichen Vorkaufsrecht im Sinne des § 1094 kann beſonders bei Veräußerungen, aber auch in 
andern Fällen (z. B. für den Mieter oder Pächter) Veranlaſſung gegeben fein (RG 59, 
133; 60, 225; 67, 42). Die Belaſtung entſteht gemäß $ 873 durch dingliche Einigung 
und Eintragung (RG 125, 262). Der zur Beſtellung des Vorkaufsrechts Berechtigte 
im Sinne des $ 873 Abſ 1 iſt der Grundſtückseigentümer. Beſtellt aber ein Käufer des 
Grundſtücks vor der Auflaſſung ein Vorkaufsrecht, ſo wird die Einigung zwiſchen ihm und dem 
Verkäufer durch die ſpätere Eintragung ſeines Eigentums gemäß § 185 Abſ 2 wirkſam (RG 77, 
87). In dem Eintragungsvermerk kann zur näheren Bezeichnung des Inhalts des Rechtes 
gemäß 9 874 auf die Eintragungsbewilligung Bezug genommen werden (Prot 3, 762). Für die 
Einigung gilt hier nichts anderes als ſonſt für die zu jeder Belaſtung eines Grundſtücks mit einem 
dinglichen Recht erforderliche Einigung. Insbeſondere bedarf fie keiner Form (RG 110, 335; 
125, 262). Anders aber liegt die Sache bei dem Grundrechtsgeſchäft, wodurch die Ver⸗ 
pflichtung zur Beſtellung eines Vorkaufsrechts an einem Grundſtück begründet wird (§ 873 A 7b, c). 
Der Vertrag, der dieſe Verpflichtung wirkſam herbeiführen ſoll, bedarf der gerichtlichen oder no⸗ 
tariellen Beurkundung nach 9 313 Satz 1, gleichviel ob er ein perſönliches Vorkaufsrecht nach 
88 504ff. (RG 72, 385; 137, 33) oder ein dingliches Vorkaufsrecht nach 88 1094 ff. (RG 110, 333; 
125, 261) zum Gegenſtand hat (RG Warn 1935 Nr 54). Zwar ift der Vertrag, der zur Beſtellung 
eines dinglichen Vorkaufsrechts am Grundſtück verpflichtet, noch nicht unmittelbar auf die Über⸗ 
tragung des Eigentums gerichtet, ſondern zunächſt nur darauf, eine Belaſtung des Grundſtücks mit 
einem dinglichen Recht herbeizuführen. Mittelbar aber wird durch die Einräumung des Vor⸗ 
kaufsrechts doch ſchon im voraus die entſcheidende Grundlage gelegt für die ſpätere Verpflichtung 
auch des Beſtellers zur Eigentumsübertragung an den Vorkaufsberechtigten, der ſein Recht ausübt. 
Iſt dieſe Verpflichtung zunächſt auch nur eine bedingte, ſo rechtfertigt ſie doch die Anwendung des 
§ 313 auf den Begründungsvertrag. Entbehrt der Vertrag der Form des Satz 1 6 313, jo wird 
der Mangel durch nachträgliche Einigung und Eintragung des dinglichen Vorkaufsrechts nach 
Satz 2 $ 313 geheilt (RG 125, 261; vgl. für das Wiederkaufsrecht RG Warn 1921 Nr 122). Beim 
petſönlichen Vorkaufsrecht dagegen beſteht eine ſolche Heilungsmöglichkeit nicht; insbeſondere 
wird hier der Formmangel aus $ 313 Satz 1 auch durch die Eintragung einer Vormerkung nicht 
geheilt (RG JW 1934, 25455). Die Rechtslage beim teſtamentariſchen Vorausvermächtnis ($ 2150) 
eines Vorkaufsrechts für einen Miterben an einem Nachlaßgrundſtück behandelt RG 108, 84. — 
Für die rechtsgeſchäftliche Aufhebung und Anderung des Inhalts des dinglichen 
Vorkaufsrechts find die 88 875, 876, 877 maßgebend (vgl. 8 21 GBO). Das Erlöſchen des jub- 
jeftio-perfönlichen Vorkaufsrechts durch Ausſchließung regelt $ 1104. Das Erlöſchen des nur für 
einen Verkaufsfall beſtehenden Vorkaufsrechts durch die Zwangsverſteigerung des belaſteten 
Grundſtücks und durch eine Verwirkung der Ausübung wird erörtert in F 1097 A 1, 2. Wegen 
der 9 und Vererblichkeit des Vorkaufsrechts iſt zu verweiſen auf $ 1098 A 2, 
911 8 

4. Unter dem vorkaufsverpflichteten Eigentümer iſt der urſprüngliche Eigentümer zu ver 
ſtehen, wenn das Vorkaufsrecht nur für einen Verkaufsfall beſteht ($ 1097 Halbſ 1). Iſt aber 
das Vorkaufsrecht für mehrere oder für alle Verkaufsfälle beſtellt (8 1097 Halbſ 2), fo iſt vorkaufs⸗ 
verpflichtet der jeweilige Eigentümer, der einen Kaufvertrag über das Grundſtück mit einem 
Dritten abſchließt ($ 1097 A 1, 4; $ 1098 A 1). 4 

5. Zum Vorkauf berechtigt kann auch eine juriſtiſche Perſon fein. Das Vorkaufsrecht ijt gegen 
über dem vorkaufsverpflichteten Eigentümer eine Grundſtücksbelaſtung, kraft deren für den Fall 
des Abſchluſſes eines Kaufvertrags zwiſchen dem Verpflichteten und einem Dritten der Berechtigte 
befugt iſt, in den Kaufvertrag in dem Sinne einzutreten, daß der Kauf als zwiſchen ihm und dem 
Verpflichteten unter den mit dem Dritten vereinbarten Beſtimmungen zuſtande gekommen gilt 
(88 505, 1098). Daher iſt es, wie bei der Hypothek ($ 1132 A 4), unzuläſſig, im Range nach einem 
bereits eingetragenen Vorkaufsrecht ein zweites Vorkaufsrecht für denſelben Berechtigten zu 
begründen (RIA 16, 302). Ein Veräußerungsverbot (58 135 ff.) mit der Wirkung der Sperre 
des Grundbuchs enthält das dingliche Vorkaufsrecht nicht. Der Eigentümer iſt an Veräußerungen 
und Belaſtungen nicht gehindert (8 1098 A 5). Gegenüber dritten Erwerbern nach Abſchluß 11 
Kaufvertrags hat aber das Vorkaufsrecht die Wirkung einer Vormerkung ($ 1098 Abſ 2 und A 5 
dort). Von dem Wiederkaufsrecht (88 497503) unterſcheidet ſich das Vorkaufsrecht beſonder 
dadurch, daß bei ihm die Feſtſetzung eines beſtimmten Kaufpreiſes nicht zuläſſig iſt ( 1098 N 85 
während das Wiederkaufsrecht die Rücküberlaſſung für einen beſtimmten Preis zum Ziele yal- 
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Das Wiederkaufsrecht kann auch nach BGB als dingliches Recht überhaupt nicht beftellt werden 
(M 3, 451; Prot 3, 766). In den durch das Ech der Landesgeſetzgebung vorbehaltenen Rechts⸗ 
gebieten, z. B. im Rentengüterrecht (Art 62), können aber durch Landesgeſetz dingliche Wieder⸗ 
kaufsrechte zugelaſſen werden (RG 84, 100; KJ 45, 225; 50, 178). In JG 1, 424 iſt die Ein⸗ 
tragungsfähigkeit eines bei der Rentengutsgründung nach dem preuß. Gef v. 7. 7. 1891 zugleich 
beſtellten Wiederkaufsrechts nach $ 20 RSiedlch v. 11. 8. 1919 erörtert. Hierher zu zählen find 
auch die Heimfallanſprüche nach $ 32 Erbbaurechts O und $$ 12ff. RHeimſtättench v. 10. 5. 1920. 
Unzuläſſig iſt die Verdinglichung eines Ankaufsrechts durch Eintragung (Vorbem 2 Abj 2 vor 
$ 873). Auläffig find dagegen Vormerkungen zur Sicherung eines perſönlichen Vorkaufsrechts, 
eines Wiederkaufsrechts und eines Ankaufsrechts ($ 883 A 10). — Übergangsvorſchriften ent- 
halten die Artt 168, 184, 189 EG. Beſtehende dingliche Vorkaufsrechte des bisherigen Rechts, 
die nicht eingetragen ſind, bedürfen zur Erhaltung der Wirkſamkeit gegenüber dem öffentlichen 
Glauben des Grundbuchs der Eintragung, da eine dem Art 187 EG entſprechende Vorſchrift für Vor⸗ 
kaufsrechte nicht gegeben iſt. Auf Miteigentum oder Gemeinſchaft beruhende dingliche Vorkaufs⸗ 
rechte des bisherigen Rechts find mit dem Inkrafttreten des BGB aufgehoben (Artt 173, 181 CO). 
6. Das zugunſten des jeweiligen Eigentümers eines anderen Grundſtücks beſtellte (ſub⸗ 
ektiv⸗dingliche) Vorkaufsrecht kann gemäß $ 9 Abſ 1 GBO auch auf dem Grundbuchblatt des 
berechtigten Grundstücks vermerkt werden. Wird das berechtigte Grundſtück geteilt, jo iſt das 
techt von allen Teileigentümern gemeinſchaftlich und im ganzen auszuüben ($ 1103 A 1). Haben 
die Beteiligten bei der Beſtellung des Vorkaufsrechts übereinſtimmend gewollt und erklärt, daß 
as Vorkaufsrecht nur für eine beſtimmte Einzelperſon begründet werde, hat aber das 
Grundbuchamt, etwa aus Irrtum über die Bedeutung der Einigungserklärung oder aus 
Verſehen, die Eintragung in das Grundbuchblatt über das belaſtete Grundſtück zugunſten 
des jeweiligen Eigentümers eines andern Grundſtücks bewirkt, ſo beſteht zwar das Vorkaufsrecht 
zu Recht, aber nur als ſubjektiv⸗perſönliches, nicht als ſubjektiv⸗dingliches. Denn durch die Einigung 
iſt die Begründung des Rechts auf die beſtimmte Perſon begrenzt und nicht auf den jeweiligen 
Eigentümer des andern Grundſtücks erſtreckt worden (MG 104, 317, eine Entſcheidung, die aller- 
bings ein vor dem 1. 1. 1900 eingetragenes Vorkaufsrecht betrifft, deren Ergebnis ſich aber inſoweit 
auch für das Recht des BGB durch einſchränkende Auslegung der Eintragung halten laſſen würde). 
Erwirbt jedoch demnächſt ein Dritter das Grundſtück, das nach der Eintragung auf dem Grund⸗ 
buchblatt über das belaſtete Grundſtück berechtigt iſt, durch Rechtsgeſchäft und in gutem Glauben 
an die Richtigkeit der Eintragung, jo erlangt er gemäß $ 892 auch dann, wenn die Berechtigung 
auf dem Grundbuchblatt über das erworbene Grundſtück nicht vermerkt iſt, das Vorkaufsrecht 
als ein dem erworbenen Grundſtück zuſtehendes. Denn nach der maßgebenden Eintragung auf 
dem belaſteten Grundſtück iſt das Vorkaufsrecht Beſtandteil des erworbenen Grundſtücks ($ 96), 
deſſen rechtsgeſchäftlicher Erwerb ſomit dieſen Beſtandteil mit umfaßt (RG 104, 139). 


8 1095 


Ein Bruchteil eines Grundſtücks ) kann mit dem Vorkaufsrechte nur belaftet 
werden, wenn er in dem Anteil eines Miteigentümers beſteht ?). 

© I 953 II 1004; M 3 454; P 3 763. 
5 1. Aus dem Worte „Bruchteil“ folgt, daß ein Vorkaufsrecht an dem Anteil eines Geſamt⸗ 
dandeigentümers (z. B. eines Miterben, eines Geſellſchafters) nicht beſtellt werden kann 
mies S. 43, 92). Eine beſtimmte Teilfläche (realer Teil) eines Grundſtücks kann für ſich allein 
89 einem Vorkaufsrecht belaftet werden, da die Grundſtücksteile nicht weſentliche Beſtandteile 
m 3) find. Der Teil ift dann aber gemäß 87 GBO abzuſchreiben und als ſelbſtändiges Grundſtück 
Denen (RG HAN 1935 Nr 724). Die Belaſtung des ganzen Grundſtücks mit einem auf einen 
— ten Teil beſchränkten Vorkaufsrecht iſt nicht zuläſſig, da eine Berechtigung zum Vorkauf 
RSA 24 a $1094 bei den anderen Teilen nicht beftehen ſoll und nicht befteht (ſtr.; a. M. 
bh Da nur der Anteil eines Miteigentümers ($$ 741, 747, 1008) belaftet werden darf, kann 
den der Alleineigentümer an einem Bruchteil ſeines Grundſtücks noch der Miteigentümer an 
gilt m Bruchteil feines Anteils ein Vorkaufsrecht beſtellen (M 3, 454; RIU 3, 104). Dasſelbe 
3 für die Reallaſt (8 1106) und die Hypothek (8 1114). Anders iſt die Regelung beim Nieß⸗ 
Fi; * 61080 „Sache“). Nach 8 1009 ift ein Vorkaufsrecht am Anteil eines Miteigentümers 

eh zugunſten des anderen Miteigentümers zukäffig. 


8 1096 
Das Vorkaufsrecht kann auf das Zubehör!) erſtreckt werden 2), das mit 
m Grundftüde verkauft wird?). Im Zweifel?) iſt anzunehmen, daß ſich 
s Vorkaufsrecht auf dieſes Zubehör erſtrecken ſoll. 
E II 1005; P 3 701ff. 
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1. Das Zubehör (85 97, 98) braucht nicht im Eigentum des Vorkaufspflichtigen geſtanden 
zu haben. Denn wenn der Verpflichtete das ihm nicht gehörende Zubehör mitverkauft hat, kann 
der Berechtigte beim Eintritt in den Kauf ebenſo wie der Käufer die Verſchaffung des Eigentums 
an allen mitverkauften Zubehörſtücken vom Verpflichteten verlangen (Prot 3, 762). Der Be⸗ 
rechtigte erlangt das Eigentum an dem Zubehör, das dem Verpflichteten gehört, gemäß $ 926 
Abſ 1 mit der Auflaſſung, an dem Zubehör aber, das dem Verpflichteten nicht gehört, gemäß $ 926 
Abſ 2 mit dem Beſitzerwerb in gutem Glauben. 

2. Die Erſtreckung kann bei der Beſtellung des Vorkaufsrechts von den Beteiligten beſonders 
vereinbart werden (Satz 1). Entſprechend dem $ 314 gilt fie im Zweifel als vereinbart (Satz 2). 
Sie iſt weder eintragungsbedürftig noch eintragungsfähig, da das Grundbuch nicht dazu beſtimmt 
iſt, über Zubehörſtücke Auskunft zu geben (ftr.). 

3. Auf das Zubehör, das nicht zuſammen mit dem Grundftüd verkauft wird, erſtreckt ſich 
das Vorkaufsrecht nicht. 


& 1097 


Das Vorkaufsrecht beſchränkt fich!) auf den Fall des Verkaufs 2) durch 
den Eigentümer, welchem das Grundſtück zur Zeit der Beſtellung gehört, oder 
durch deſſen Erben ); es kann jedoch auch für mehrere oder für alle Verkaufs- 
fälle beſtellt werden )). 

E 1 962 IT 1006; M 3 452: P 3 767; 6 245. 

1. Das Vorkaufsrecht beſchränkt ſich mangels einer anderen Beſtimmung der Beteiligten 
auf den einmaligen Verkaufsfall, d. h. auf den Verkauf durch den Eigentümer, dem das Grund⸗ 
ſtück zur Zeit der Beſtellung gehört. Es erliſcht alſo, wenn es bei der erſten Verkaufsgelegenheit 
ſeit der Beſtellung nicht oder nicht rechtzeitig ausgeübt wird (58 510, 1099) oder wenn das Grund⸗ 
jtüd in das Eigentum eines Sondernachfolgers gelangt, deſſen Erwerb auf einem anderen Rechts- 
grunde als Kauf (z. B. auf Tauſch, Schenkung, Einbringung in eine Geſellſchaft, Überweiſung 
bei der Aufhebung einer Gemeinſchaft) beruht (KJ 40 A 134; OLG 41, 21; 8 1098 A 2). Der 
Eigentümer kann dann die Berichtigung ſeines Grundbuchs durch Löſchung des noch eingetragenen 
Rechts verlangen (88 894, 899; G80 5 22; OLG AL, 22). Auch wenn der Eigentümer oder ſein 
Erbe das Grundſtück demnächſt wiedererlangt, lebt das Recht nicht wieder auf. Das Geſetz geſtattet 
jedoch, das Vorkaufsrecht auch für mehrere oder für alle Verkaufsfälle zu beſtellen (A 4). Mithin 
kann das Recht ſo beſtellt werden, daß ſeine wirkſame Ausübung zwar auf einen Verkaufsfall be⸗ 
ſchränkt bleibt, aber unabhängig davon, ob Verkäufer der Eigentümer iſt, der das Recht beſtellt 
hat, oder einer feiner Sondernachfolger (OLG 41, 23). Bei dieſem Rechtsinhalt ift die Ausübung 
des Vorkaufsrechts im Falle des Verkaufs durch einen Sondernachfolger auch dann noch zuläſſig, 
wenn dieſer das Grundſtück aus einem andern Rechtsgrunde als durch Kauf von dem beſtellenden 
Eigentümer erworben hat. Iſt das auf mehrere Grundſtücke ſich erſtreckende Vorkaufsrecht 
für den einmaligen Fall beſtellt, daß die Grundſtücke getrennt verkauft würden, hat dann der 
beſtellende Eigentümer die Grundſtücke zuſammen verkauft und verkauft demnächſt erſt der 
Sondernachfolger (Käufer) eines der Grundſtücke für ſich allein, ſo iſt nunmehr ein zur Ausübung 
des Vorkaufsrechts berechtigender Verkaufsfall gegeben (OLG 41, 21). 

2. Dem Verkauf aus freier Hand ſteht gleich (Rich 23,357; 36,358; JW 1897, 771) die Zwangs⸗ 
verſteigerung auf Antrag des Erben ($$ 175, 179 886) und die Zwangsverſteigerung zum Zwecke 
der Aufhebung einer Gemeinſchaft (58 180184 ZUG). In dieſen Verfahren ift alſo die Geltend- 
machung des Vorkaufsrechts zuläſſig. Das nur auf einen Verkaufsfall geſtellte Recht muß daher, 
wenn es nicht erlöſchen ſoll, hier ausgeübt werden (M 2, 350). Dasſelbe gilt nach $ 1098 Abſ ! 
Satz 2 (anders als beim perſönlichen Vorkaufsrecht nach $ 512), wenn der Konkursverwalter das 
Grundſtück aus freier Hand verkauft. Wenn dagegen der Verkauf im Wege der Zwangsvoll⸗ 
ftredung oder durch den Konkursverwalter im Wege der Zwangsverſteigerung nach den $$ 172ff. 
3G erfolgt, erliſcht gemäß den $$ 512, 1098 Abſe1 Satz 1 nicht nur das persönliche, ſondern auch 
das dingliche einmalige Vorkaufsrecht. Iſt zur Zeit der Konkurseröffnung das Grundſtück bereits 
verkauft, erklärt aber der Konkursverwalter auf Grund des $ 17 KO, den Verkauf nicht erfüllen 
zu wollen, jo iſt ein die Ausübung des Vorkaufsrechts auslöſender Verkaufsfall nicht eingetreten. 

3. Aus der Gleichſtellung des Verkaufs durch den Erben mit dem Verkauf durch den Beſteller 
ergibt ſich, daß das Vorkaufsrecht auf der Seite des Verpflichteten vererblich ift. Jedoch ift eine 
(eintragungsbedürftige) Vereinbarung zuläſſig, daß das Vorkaufsrecht mit dem Tode des Ber 
ſtellers erlöjchen ſoll. Die Frage der Vererblichkeit auf ſeiten des Berechtigten ift erörtert in $ 1098 
A 2. Im Falle des Verkaufs an einen geſetzlichen Erben, des ſog. Kindskaufs, kann das einmalige 
Vorkaufsrecht nicht ausgeübt werden, auch dann nicht, wenn der Käufer demnächſt weiterverkauft. 
Vielmehr erliſcht es gemäß $$ 511, 1098, da es ſich auf den Kindskauf nicht erſtreckt (ſtr.). Die Aus- 
legungsregel des $ 511 wird auch nicht dadurch schlechthin unanwendbar, daß der mit Rückſicht auf 
ein künftiges Erbrecht bewirkte Verkauf nicht nur an den geſetzlichen Erben als Käufer, ſondern auch 
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an deſſen Ehegatten erfolgt, z. B. in der Weiſe, daß die Eheleute Käufer zu gleichen Anteilen ſind. 
Denn als Vergünſtigung des Erbberechtigten iſt in aller Regel auch der Teil des Kaufgeſchäfts 
gedacht und gewollt, zu dem deſſen Ehegatte als Mitkäufer aufgetreten iſt (RGW 1925, 2128”). 
Auf das geſetzliche Vorkaufsrecht nach $$ 4ff. Riedl finden dieſe Grundſätze keine Anwendung. 
Ein ſolches Vorkaufsrecht beſteht auch gegenüber Verträgen, in denen kein anderes Entgelt für 
die Überlaſſung des Grundſtücks vorgeſehen iſt als ein reichlich bemeſſenes Altenteil (JF 18, 136). 
Weiteres über dieſes geſetzliche Vorkaufsrecht bringt $ 1098 A 2. 

4. Iſt das Vorkaufsrecht durch beſondere Vereinbarung für mehrere oder für alle Verkaufs⸗ 
fälle beſtellt (RG 77, 84), ſo beſteht es auch dann, wenn es in einem Verkaufsfalle nicht aus⸗ 
geübt oder auf feine Ausübung in dieſem Falle (durch Erlaßvertrag: $ 1098 A 2) verzichtet wird, 
für ſpätere Fälle des Verkaufs durch den neuen Eigentümer fort (RG JW 1911, 9768). Es kann 
aber auch dann, wenn es an ſich gegen jeden Eigentümer wirkt, nur einmal wirkſam ausge 
übt werden, wogegen eine unwirkſame Ausübungserklärung das Recht für künftige Verkaufsfalle 
beſtehen läßt (RO Gruch 72, 205). Im Falle des Verkaufs im Wege der Zwangsvollſtreckung 
oder durch den Konkursverwalter gemäß den $$ 172ff. Zh (A 2) kann das Recht zwar gegen 
über dem Erſteher nicht ausgeübt werden. Wenn es aber dem betreibenden Gläubiger im Range 
vorgeht und daher gemäß 5 44 BUG in das geringſte Gebot aufzunehmen iſt, bleibt es für künftige 
Verkaufsfälle beſtehen. Andernfalls erliſcht es gemäß $ 91 386. Dann kann nur Erſatz des 
Wertes, falls ſich ein ſolcher feſtſtellen läßt (ſtr.), aus dem Erlöſe nach $ 92 3G verlangt werden. 
Das Vorkaufsrecht kann au unter zeitlicher Begrenzung für alle Verkaufsfalle eingeräumt 
werden (RG 108, 356). Die Vereinbarung des $ 1097 Halbſatz 2 betrifft den Inhalt des dinglichen 
Rechts und bedarf daher gemäß 89 873, 877 der Eintragung. Fehlt dieſe, jo ift die Vereinbarung 
gegenüber einem Erwerber des Grundſtücks auch dann nicht wirkſam, wenn er ſie gekannt hat, 
da das Grundbuch nicht im Sinne des $ 892 unrichtig ift (ſtr.). In RG 108, 356 iſt angenommen, 

aß bei der Eintragung die Bezugnahme auf die Eintragungsbewilligung wegen einer das Vor⸗ 
kaufsrecht für alle Verkaufsfälle zeitlich begrenzenden Beſtimmung gemäß 8 874 zuläſſig ſei. 
Dieſe Anficht iſt aber mit $ 874 A 4 abzulehnen. 


8 1098 

Das Nechtsverhältnis zwiſchen dem Berechtigten und dem Verpflichteten!) 
beſtimmt ſich nach den Vorſchriften der 88 504 bis 514°). Das Vorkaufsrecht 
kann auch dann ausgeübt werden, wenn das Grundſtück von dem Konkurs 
verwalter aus freier Hand verkauft wird!). 

Dritten ) gegenüber hat das Vorkaufsrecht die Wirkung einer Vormerkung 
zur Sicherung des durch die Ausübung des Rechtes entſtehenden Anſpruchs 
auf Übertragung des Eigentums “). 


E 1 054, 957, 058 II 1007; M 3 454f., 457, 460; P 3 757f., 761; 6 245f. 
Ab 1. Das Rechtsverhältnis zwiſchen dem Berechtigten und dem Verpflichteten wird durch 
1 Satz 1 in Ergänzung des 9 1094 Abf 1 inhaltlich näher umgrenzt. Das Rechtsverhältnis 
deelſchen dem Berechtigten und dem dritten Erwerber regelt ſich nach den 38 1099 bis 1102. Unter 
Son Verpflichteten verſteht Abſ 1 nicht nur den Beſteller und ſeinen Erben, ſondern auch die 
ft ondernachfolger, gegenüber denen ein für mehrere Verkaufsfälle gemäß $ 1097 Halbſ 2 be- 
ſtelltes Vorkaufsrecht wirkſam iſt. 


5 2. Der Inhalt des dinglichen Vorkaufsrechts ſoll ſich nach den Vorſchriften der 88 504 514 
eltimmen, Nun gehört aber das dingliche Vorkaufsrecht, wenn es auch nach $ 1098 Abſ 2 Dritten 
1 genüber nur die Wirkung einer Vormerkung hat (RG 84, 107; KJ 51, 275), zum Kreiſe der 
Deglichen Rechte, und der Inhalt dinglicher Rechte unterliegt nicht der freien Vereinbarung. 
Al find die für das perſönliche Vorkaufsrecht nur mangels anderer Vereinbarung gel- 
ne Vorſchriften der 98 504-514 für das dingliche Vorkaufsrecht zwingend, ſo daß eine 
g. rung feines Umfangs darüber hinaus unwirkſam iſt (& 959; Prot 3, 765; NG 72, 
des 110, 334; Warn 1914 Nr 50; KG 51, 275). Daher iſt z. B. gegenüber der Vorſchrift 
11 $ 505 Abſ 2, wonach mit der Ausübung des Vorkaufsrechts der Kauf zwiſchen dem 
altanzabten und dem Verpflichteten unter den mit dem Dritten vereinbarten Bedingungen 
I 1 5 kommt, unzuläſſig die Beſtellung eines dinglichen Vorkaufsrechts mit ber Feſt⸗ 
Warn; daß von dem Berechtigten ein beſtimmter Preis zu entrichten ſei (RG 104, 123; 154, 358; 
59 Ni 1914 Nr 50: DRG 4, 69; 43, 219; RIU 5, 120; Kc J 43, 223; 336 1,286; 4, 347; SeuffA 
Amt 56). Die Vereinbarung eines dinglichen Vorkaufsrechts mit feſtem Preiſe kann aber unter 
ic nden nach $ 140 dahin umgedeutet werden, daß ein ſchuldrechtliches Vorkaufsrecht und deſſen 
ben durch eine Vormerkung zur Erhaltung des Rechts auf Auflaſſung vereinbart fei. Dieſe 
eutung iſt dann möglich, wenn anzunehmen iſt, daß die Beteiligten bei Kenntnis der Nichtig⸗ 
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keit ihrer das dingliche Vorkaufsrecht betreffenden Abrede ein durch Vormerkung zu ſicherndes 
ſchuldrechtliches Vorkaufsrecht vereinbart haben würden. Denn bei einem ſchuldrechtlichen Vor. 
kaufsrecht ift die Vereinbarung eines feſtbeſtimmten Preiſes trotz der Vorſchrift des $ 505 Ab 2 
nach dem Grundſatz der Vertragsfreiheit auf dem Gebiet des Rechts der Schuldverhältniſſe 
zuläſſig (RG 104, 122; IF 4, 348), und auch gegen die Eintragung der Vormerkung für ein ſolches 
ſchuldrechtliches Vorkaufsrecht beſtehen keine Bedenken ($ 883 A 10). Im übrigen iſt zur An⸗ 
wendung der 88 504-514 zu bemerken: Nach 8 504 ift zur Ausübung des Rechts erforderlich, daß 
über das belaſtete Grundstück oder einen Teil davon (M 2, 346) in gehöriger Form ($ 313) und auch 
ſonſt rechtsgültig ein Kaufvertrag abgeſchloſſen iſt (RG 98, 47; 112,71; Warn 1927 Nr 12; 
KG 53, 165; SeuffA 76 Nr 108). Der Kaufvertrag berechtigt auch dann, wenn er unter einer 
Bedingung geſchloſſen ift, zur Ausübung des Vorkaufsrechts. Denn auch ein bedingter Kauf 
iſt ein fertiger, rechtsgültig geſchloſſener Kaufvertrag. Tritt der Vorkaufsberechtigte in den be⸗ 
dingten Kauf ein, ſo muß er es aber auf ſich nehmen, daß möglicherweiſe die Bedingung gegen 
ihn ausfällt. Er muß auch, falls der Eintritt der Bedingung von ihm herbeigeführt werden kann, 
das Erforderliche dazu leiſten (RG 98, 49). Hängt der Kauf von der Genehmigung eines Dritten 
oder einer Behörde ab, ſo ſind zwar die Beteiligten bis zur Entſcheidung über die Genehmigung 
unter ſich gebunden und können nicht einfeitig von dem Vertrag zurücktreten. Bis zur Genehmigung 
liegt aber ein fertiger, rechtsgültiger Kaufvertrag noch nicht vor. Der Vorkaufsberechtigte iſt daher 
während des Schwebezuſtandes zur Ausübung des Vorkaufsrechts und zum Eintritt in den Ver⸗ 
trag nicht berechtigt (RG 98, 49; 108, 94; 114, 158; KJ 53, 165; SeuffA 76 Nr 108; 90 Nr 155). 
Daraus darf aber nicht gefolgert werden, daß eine gemäß $4 Satz 2 Riedl v. 11. 8. 1919 er⸗ 
laſſene Verordnung ſich nicht erſtrecke auf einen zur Zeit ihres Ergehens bereits beurkundeten, aber 
noch nicht behördlich genehmigten Grundſtückskaufvertrag (RG 154, 304 gegen 105, 359; a. M. 
aber noch IFG 16, 284). Ein anderer entgeltlicher oder unentgeltlicher Vertrag (z. B. Tauſch, 
Schenkung, Einbringung in eine Geſellſchaft, Überweiſung bei Aufhebung einer Gemeinschaft: 
NG JW 1895, 52858, $ 1097 A 1) berechtigt nicht zur Ausübung des Rechts (RG 101, 101; JF 
1, 419). Das geſetzliche Vorkaufsrecht nach dem RSiedlô v. 11. 8. 1919 kann allerdings auch gegen⸗ 
über einem Tauſchvertrag ausgeübt werden (J§ 1, 417); im übrigen iſt dieſes Vorkaufsrecht 
jetzt geregelt durch die BO v. 15. 4. 1937 (RGBl I, 546). Das Vorkaufsrecht nach BGB verſagt 
auch gegenüber einer gemiſchten Schenkung, bei der ſchenkungshalber das mit dem Vorkaufsrecht 
belaftete Grundſtück zu einem im Einverſtändnis beider Vertragſchließenden unter dem Wert be⸗ 
meſſenen Kaufpreiſe übertragen wird. Denn ein ſolcher Vertrag kann für die Frage der Ausübung 
des Vorkaufsrechts nicht als Kauf gelten, weil die Beteiligten darüber einig ſind, daß die Ver⸗ 
äußerung teilweiſe unentgeltlich erfolgt. Der Vorkaufsberechtigte kann daher das Vorkaufsrecht 
weder zu dem als Kaufpreis bezeichneten Betrage ausüben noch zu einem dem wahren Wert ent⸗ 
ſprechenden Preiſe, der ja in dem Vertrag, in den der Vorkaufsberechtigte gemäß $ 505 Abſ 2 ein- 
zutreten hätte, gar nicht als Vertragsbeſtimmung feſtgeſetzt iſt (RG 101, 101; JW 1925, 212817). 
Den ſog. Kindskauf (§ 511) erörtert 81097 A3, die Zwangsverſteigerung im Wege der 
Zwangsvollſtreckung oder durch den Konkursverwalter (8 512) 8 1097 A 2, 4. Weiterhin betreffen: 
8506 unwirkſame Vereinbarungen mit dem Dritten; § 507 vereinbarte Nebenleiſtungen, 
die der Vorkaufsberechtigte nicht zu bewirken vermag (ijt das dingliche Vorkaufsrecht für alle 
Verkaufsfälle beſtellt, jo wird durch den Ausſchluß der Ausübung in dieſem Verkaufsfalle nicht 
das Vorkaufsrecht für ſpätere Verkaufsfälle beſeitigt: RG JW 1911, 976%); $ 508 den Fall des 
ſog. Menge kaufs (Geſamtpreis für das Grundſtück und andere Gegenſtände). Der Vorkaufs⸗ 
berechtigte hat beim Mengekauf einen verhältnismäßigen Teil des Geſamtpreiſes zu entrichten 
(RG JW 1911, 9565). Auch für das dingliche Vorkaufsrecht bedeutſame Einzelfragen aus den 
88 507, 508 behandeln die Entſcheidungen RG 121, 137; 133, 76; HRR 1935 Nr 724. Ferner 
regeln: 8509 die Stundung des Kaufpreiſes; 8513 das gemeinſchaftliche Vorkaufs⸗ 
recht mehrerer; § 514 die Grenzen der Übertragbarkeit und Vererblichkeit des Vor⸗ 
kaufsrechts (MG 148, 105; 155, 172). Wegen aller Einzelheiten dieſer Geſetzesvorſchriften wird auf 
die Anmerkungen zu den erwähnten Paragraphen verwieſen. Den Fall, daß mehreren deswegen 
das Vorkaufsrecht zukommt, weil beim ſubjektiv⸗dinglichen Vorkaufsrecht das herrſchende 
Grundſtück geteilt wird, behandelt § 1103 A 1. Für die nach § 510 Abs 1 vom Verpflichteten 
unverzüglich ($ 121 Abſſ 1) zu erſtattende, durch Mitteilung des Dritten erſetzbare ($ 1099 Abſ 1) 
Mitteilung vom Inhalt des mit dem Dritten geſchloſſenen Kaufvertrags gelten die 
$$ 130 ff. Sie bedarf keiner Form; fie kann ſchriftlich oder mündlich erfolgen (RJ 53, 165). Wenn 
dem Vorkaufsberechtigten eine vollſtändige Ausfertigung des unter den Kaufparteien geſchloſſenen 
Grundſtückskaufvertrags zugeſandt wird, genügt dies in der Regel (R 108 S. 67, 95). Macht ſich 
jedoch wegen Unklarheiten der Vertragsurkunde oder aus ſonſtigen Gründen die Mitteilung weiterer 
Tatſachen erforderlich, um den Vorkaufsberechtigten in den Stand zu ſetzen, die Tragweite der 
Rechte und Verbindlichkeiten, in die er durch Ausübung des Vorkaufsrechts eintreten würde, zu er⸗ 
kennen, ſo iſt er berechtigt, eine für ſeine Entſchließung weſentliche weitere Auskunft zu verlangen 
(RG 108, 67). Verpflichtet zur entſprechenden Ergänzung der Mitteilung iſt dann aber nur der Vor⸗ 
kaufsverpflichtete, nicht der Dritte (Käufer), der überhaupt zur Mitteilung nur berechtigt, nicht ver⸗ 
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pflichtet ift (MG 108, 68). Die Frage, unter welchen Vorausſetzungen das Erfordernis des Zu⸗ 
gehens der Mitteilung als erfüllt gelten ſoll ($ 130), iſt grundſätzlich der Vereinbarung zugänglich 
(RG 108, 96). Von der Mitteilung ab läuft gemäß $ 510 Abſ 2 für die Ausübung des Vorfaufs- 
rechts die geſetzliche Friſt von 2 Monaten ($$ 187, 188; RG 108, 95) oder die anderweit beftimmte 
Friſt, deren Vereinbarung der Eintragung bedarf. Unterläßt der Verpflichtete die Mitteilung, 
ſo kann er ſich ſchadenserſatzpflichtig machen. Die Friſt läuft dann nicht. Die Vorkaufsberechtigung 
dauert fort; fie ift zufolge der Eintragung unverjährbar ($ 902). Anderſeits kann ſie auch ſchon 
vor der Mitteilung ausgeübt werden. Denn ſie iſt bereits mit dem Abſchluß des Kaufvertrags 
erworben. Der Vorkaufspflichtige kann nicht durch Vereinbarung mit dem Dritten von dem Kauf⸗ 
vertrag wieder abgehen, auch wenn das Vorkaufsrecht noch nicht ausgeübt worden iſt (8 506; 
M 2,346). Das Recht zur Ausübung des Vorkaufsrechts erliſcht nicht durch einſeitige Verzichts⸗ 
erklärung innerhalb der genannten Friſt. Vielmehr iſt zum Erlöſchen erforderlich eine vertragliche 
Vereinbarung des Berechtigten und des Verpflichteten, alſo ein Erlaßvertrag gemäß 9 397 (RS 
JW 1912, 85814), Iſt das Vorkaufsrecht für mehrere Verkaufsfälle beſtellt, ſo erliſcht es durch 
Nichtausübung in einem Falle nicht ($ 1097 A 4). Nach 8 505 Abſ 1 erfolgt die Ausübung des 
Rechts durch formloſe (bei Wahl der Schriftform auch keiner förmlichen Zuſtellung bedürfende: 
Nc; 84, 106) Erklärung des Berechtigten. Dieſe Erklärung iſt auch dann gegenüber dem Ver⸗ 
pflichteten abzugeben, wenn das Eigentum an dem Grundſtück bereits auf den Käufer oder von 
dieſem auf eine andere Perſon übertragen worden iſt. Der nach 8505 Abſ 2 mit der Erklärung 
zuſtandekommende Kauf iſt ein neuer, ſelbſtändiger Vertrag zwiſchen dem Berechtigten und 
dem Verpflichteten unter den vom Verpflichteten mit dem Dritten vereinbarten Bedingungen. 
Der Berechtigte tritt nicht etwa an Stelle des Dritten in den mit dieſem geſchloſſenen Vertrag ein 
mit der Wirkung, daß das Vertragsrecht des Dritten erliſcht (RG 116, 191). Vielmehr bleibt dieſes 
Vertragsrecht an ſich beſtehen. Sieht der Verpflichtete ſich wegen des Rechts des Vorkaufs⸗ 
berechtigten außerſtande, den Vertrag dem Dritten gegenüber zu erfüllen, ſo kann dieſer unter 
Umſtänden die Rechte wegen Nichterfüllung aus den $$ 325, 326 ausüben (RG JW 1911, 44814), 
Das Eigentum am Grundſtück erlangt der Berechtigte durch Auflaſſung und Eintragung, die er 
vom Verpflichteten auf Grund des Vertrags verlangen kann (A 5). Gerät der Verpflichtete 
mit der Erteilung der Auflaſſung in Verzug, fo kann der Berechtigte gegen ihn gemäß 
$ 326 vorgehen und danach, wenn der Verpflichtete (Verkäufer) die ihm geſetzte Nachfriſt fruchtlos 
verſtreichen läßt, Schadenserſatz wegen Nichterfüllung verlangen (Rz Warn 1922 Nr 71). Hat 
der Verpflichtete (Verkäufer) das Grundſtück an den Käufer aufgelaſſen, ſo kann der Berechtigte 
auf Grund des dinglichen Vorkaufsrechts auch gegen dieſen Anſprüche geltend machen, insbeſondere 
von ihm die Zuſtimmung zur Auflaſſung verlangen (A 5). Das Beſtehen ſolcher Anſprüche gegen 
den Käufer (Dritten) bildet aber kein Hindernis gegen die Erhebung des Schadenserſatzauſpruchs 
gegen den Verpflichteten (Verkäufer). Der Berechtigte hat vielmehr die Wahl, ob er durch Geltend⸗ 
machung des Anſpruchs gegen den Käufer (Dritten) auf Erfüllung des Kaufvertrags beſtehen 
oder unter Vorgehen gegen den Verpflichteten (Verkäufer) die Erfüllung ablehnen will (RG 
d arn 1922 Nr 71). Nach 8 514 iſt das Vorkaufsrecht, ſofern nicht ein anderes beſtimmt iſt, nicht 
aus Rechtsaefchäftübertragbar (IT 1,286) und auf ſeiten des Berechtigten nicht vererblich. 
3 kann daher auch nicht mit einem Nießbrauch oder Pfandrecht (58 1069, 1274) belaſtet und nicht 
ſepfändet (58 851, 857 ZBO) werden. Eine Vereinbarung der Übertragbarkeit oder der Vererb- 
ei die bei der Veſtellung und auch noch nachher zuläffig ift (RIA 5, 122; OLG 42, 275; 
897 Od 40, 58: Vorkaufsrecht für „A und feinen Rechtsnachfolger“), bedarf gemäß 35 873, 
ub der Eintragung, da ſie den Inhalt des dinglichen Vorkaufsrechts betrifft. Die durch die Aus⸗ 
1 va des Vorkaufsrechts dem Berechtigten bereits erworbenen Rechte ſind aber in jedem Falle 
1 n eſchränkt übertragbar und vererblich. Iſt das Vorkaufsrecht zugunſten des jeweiligen Eigen⸗ 
. eines Grundſtücks beſtellt ($ 1094 Abſ 2), fo kann es nur mit dem Eigentum an dieſem 
fete nat zuſammen, nicht für ſich allein übertragen oder vererbt werden. Die Vererblichkeit auf 
en des Verpflichteten iſt bereits in $ 1097 A3 behandelt. 


Bort Die Beſtimmung, daß auch beim freihändigen Verkauf des Konkursverwalters das 
90 rkaufsrecht ausgeübt werden kann, enthält für das dingliche Vorkaufsrecht eine Ausnahme 
n dem Grundſatz des $ 512 ($ 1097 A 2). 


Ve 15 Dritter ift jeder, der nicht Verpflichteter im Sinne des Abf 1 iſt, alſo jeder, der von dem 
worbllchteten oder deſſen Rechtsnachfolger das Grundſtlck oder ein Recht am Grundstück er- 
1 a hat. Wird über das Vermögen des Verpflichteten der Konkurs eröffnet, nachdem 
red N Grundſtück verkauft und der Berechtigte das Vorkaufsrecht ausgeübt hat, jo kann der Be- 
If gemäß § 24 KO vom Konkursverwalter die Befriedigung feines Anſpruchs, alſo die Auf- 

20 verlangen, da das Vorkaufsrecht die Wirkung einer Vormerkung hat. Dem Verwalter ſteht 
dont ahlrecht aus 517 Kd nicht zu. Hatte aber der Berechtigte das Vorkaufsrecht zur Zeit der 
tonkurseröffnung noch nicht ausgeübt, fo hat der Verwalter das Wahlrecht gegenüber dem 
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denen, (mit dem Berechtigten). Der Verwalter kann alſo das Vorkaufsrecht für dieſen Fall 
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5. Der Anſpruch auf Eigentumsübertragung, der durch die Ausübung des Vorkauſs⸗ 
rechts entſteht, ſoll Dritten gegenüber durch das eingetragene dingliche Vorkaufsrecht wie durch 
eine Vormerkung geſichert ſein. Danach iſt Vorausſetzung für die Wirkung des Vorkaufsrechts 
als Vormerkung, daß ein Vorkaufsfall eingetreten iſt (RG 154, 366), daß alſo der Ver⸗ 
pflichtete mit einem andern einen Kaufvertrag abgeſchloſſen und der Berechtigte das Vorkaufsrecht 
ausgeübt hat (Prot 3 ©. 752, 758; M 3, 455). Liegen dieſe Vorausſetzungen nicht vor, fo fehlt ein 
Anſpruch auf Eigentumsübertragung, der geſichert ſein könnte (RG 108, 356). Der Verpflichtete 
kann daher zu dieſer Zeit noch frei über das Grundſtück verfügen, es an einen anderen zum Eigentum 
übertragen, ohne durch das Vorkaufsrecht beſchränkt zu ſein (ſofern nicht der Eigentumsüber⸗ 
tragung ein Verkauf zugrunde liegt), und es wirkſam belaſten. Auch können Dritte im Wege 
der Zwangsvollſtreckung oder der Arreſtvollziehung wirkſam Rechte an dem Grundſtück er⸗ 
langen (ſtr.). Wenn aber ein Vorkaufsfall eingetreten und das Vorkaufsrecht vom Berechtigten 
ausgeübt worden iſt, ſo wird der nun entſtandene Anſpruch auf Eigentumsübertragung 
nach Maßgabe des 5883 Abſ2 geſichert. Beim perſönlichen Vorkaufsrecht erwirbt der 
Käufer, dem die Kaufſache ungeachtet des Vorkaufsrechts vom Vorkaufsverpflichteten über⸗ 
eignet wird, ein Recht, das ihm weder vom Vorkaufsverpflichteten noch vom Vorkaufsberech⸗ 
tigten wieder entzogen werden kann (RG JW 1911, 4481). Überträgt dagegen beim dinglichen 
Vorkaufsrecht der Verpflichtete, nachdem er einen Kaufvertrag mit einem andern geſchloſſen und 
der Berechtigte das Vorkaufsrecht ausgeübt hat, das Eigentum an den Käufer oder einen Dritten 
oder wird das Grundſtück nach jenen Ereigniſſen vom Verpflichteten freiwillig oder gegen ihn im 
Wege der Zwangsvollſtreckung oder Arreſtvollziehung belaſtet, fo ift die Rechtslage folgende: 
Die getroffenen Verfügungen ſind zwar trotz des eingetragenen Vorkaufsrechts an ſich zuläſſig, 
da dieſes Recht ebenſowenig wie eine Vormerkung das Grundbuch gegen die Eintragung von 
Eigentumsveränderungen und Belaſtungen ſperrt (RG JW 1922, 5765; KG 53, 162; DRG Al, 
32). Durch die Eintragung der Verfügungen iſt auch das Grundbuch nicht unrichtig geworden 
(OLG 41, 32). Alle jene Verfügungen find aber dem Berechtigten gegenüber nach § 883 Abſ 2 
unwirkſam, da ſie ſeinen Anſpruch auf Eigentumsübertragung vereiteln oder beeinträchtigen 
würden (RG WW 1922, 5762). Ebenſo ſind unwirkſam die Verfügungen, die nach einer dem 
Vorkaufsberechtigten gegenüber unwirkſamen Eigentumsübertragung der Erwerber etwa weiter 
zugunſten anderer getroffen hat. Nach $ 888 kann der Berechtigte von dem Eigentumserwerber 
die Zuſtimmung zu ſeiner (des Berechtigten) Eintragung als Eigentümer und von den 
Erwerbern der das Grundſtück belaſtenden Rechte die Zuſtimmung zur Löſchung ihrer Rechte 
verlangen (RG Warn 1922 Nr 71). Die Auflaſſung, die dem Berechtigten das Eigentum ver⸗ 
ſchaffen ſoll, hat aber ſtets der Vorkaufspflichtige zu erteilen (Anmerkungen zu $ 888; RG 108, 356; 
JW 1922, 5762; Seuff A 66, 396; KGJ 53, 162). Die den Erwerber belangende Klage auf Er- 
teilung der Zuſtimmung kann mit der Klage gegen den Vorkaufspflichtigen auf Erteilung der 
Auflaſſung verbunden werden. Der verklagte Erwerber kann alle Einwendungen erheben, die dem 
Vorkaufspflichtigen gegenüber dem Anſpruch auf Eigentumsübertragung zuſtehen (Prot 3, 763). 
Alles dieſes wird übrigens auch dann gelten müſſen, wenn der Erwerb des 
Dritten in der Zwiſchenzeit vom Abſchluß des Kaufvertrags des Vorkaufspflichtigen 
mit dem Käufer bis zur Ausübung des Vorkaufsrechts durch den Berechtigten ſich voll- 
zogen hat. Denn die Entſtehung des Anſpruchs gegen den Vorkaufspflichtigen auf Übertragung 
des Eigentums hat zur Vorausſetzung nicht nur, daß das Vorkaufsrecht ausgeübt wird, ſondern 
auch, daß ein Kaufvertrag abgeſchloſſen iſt. Deshalb iſt anzunehmen, daß die mit der Ausübung 
ſich vollendende Entſtehung des Anſpruchs ſchon mit dem Kaufabſchluß beginnt und daß daher 
ſchon von dieſem Zeitpunkt ab der Anſpruch wie durch eine Vormerkung geſichert ift. Verfügungen 
in der Zwiſchenzeit, insbeſondere auch Belaſtungen, werden deshalb dem Berechtigten gegenüber, 
wenn er das Vorkaufsrecht ausübt, ebenfalls unwirkſam fein (ſtr.). In Ich 1, 423 ift von dieſem 
Geſichtspunkt aus die Eintragung der Einräumung des Vorrangs von Hypotheken vor einem 
früher eingetragenen Vorkaufsrecht mit Recht (8880 A 1) für zuläſſig erklärt. Keinesfalls aber 
beginnt der Vormerkungsſchutz aus 5 1098 Abſ 2 früher, als bis ein wirkſamer Kaufvertrag 
zwiſchen dem Vorkaufspflichtigen und einem Dritten vorliegt und damit das Recht des Vorkaufs⸗ 
berechtigten ausübbar geworden iſt. Bedarf alſo der Kaufvertrag, dem gegenüber das Vorkaufs⸗ 
recht ausgeübt werden ſoll, der behördlichen Genehmigung nach der Grundſtückverkehrsbekannt 
machung b. 15. 3. 1918/26. 1. 1937, fo ſetzt der Vormerkungsſchutz nicht ſchon mit der Beurkundung 
des Vertrags, ſondern früheſtens mit feiner behördlichen Genehmigung ein (R 154, 376). Iſt der 
dritte Erwerber im Beſitz des Grundſtücks, fo iſt er dem Berechtigten gegenüber (außer zur Be⸗ 
willigung der Eigentumsumſchreibung) auch zur Herausgabe des Grundſtücks nebſt Zubehr 
verpflichtet; $ 1100 ſetzt dieſe Herausgabepflicht voraus (NG 84, 108). Seine Gegenansprüche 
wegen Verwendungen erörtert 51100 A 4. Unter Umſtänden kann auch der Verkäufer (Vor- 
kaufsverpflichtete), wenn er das Grundſtück dem Käufer übereignet und übergeben hat, nach 
erfolgter Ausübung des Vorkaufsrechts vom Käufer die Zuſtimmung zur Auflaſſung und 
die Herausgabe des Grundſtücks an den Vorkaufsberechtigten verlangen (8 1102 A 1). 
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Gelangt das Grundſtück in das Eigentum eines Dritten ), fo kann dieſer in 
gleicher Weiſe wie der Verpflichtete dem Berechtigten den Inhalt des Kauf- 
vertrags mit der im 8510 Abſ 2 beſtimmten Wirkung mitteilen 2). 

Der Verpflichtete hat den neuen Eigentümer zu benachrichtigen, ſobald die 
Ausübung des Vorkaufsrechts erfolgt oder ausgeſchloſſen iſt ?). 

ET 966 II 1008; M 3 456; P 3 763f.; 6 174, 


1. Der nach Abſ 1 zur Mitteilung des Kaufvertragsinhalts ebenſo wie der Vorkaufspflichtige 
und der Käufer ($ 1098 A 2) berechtigte dritte Eigentumserwerber iſt der Käufer ſelbſt, ſofern 
ihm der Vorkaufspflichtige das verkaufte Grundſtück aufgelaſſen hat. Hat er inzwiſchen das Grund⸗ 
ſtück weiterveräußert, jo iſt zur Mitteilung berechtigt jeder nachfolgende Eigentümer und ferner 
auch derjenige, der ſonſt von einem anderen als dem Vorkaufspflichtigen das Eigentum erlangt 
hat (81100). Denn das eingetragene Vorkaufsrecht hatte das Grundbuch nicht gegen die Ein- 
tragung von Eigentumsveränderungen geſperrt (8 1098 A 5). Dem Grundbuchamt braucht auch 
zur Vornahme einer ſolchen Eintragung nicht die Nichtausübung des Vorkaufsrechts nachgewieſen 
zu werden. Durch 510 Reichsſiedlungsgeſ v. 11. 8. 1919 und durch § 11 Ab 3 Reichs ⸗Heim⸗ 
ſtattengeſ v. 10. 5. 1920 iſt aber das Grundbuchamt angewieſen, die Eintragung des Eigentums⸗ 
übergangs jo lange auszuſetzen, bis ihm die Nichtausübung des den Siedlungsunternehmungen 
und den Ausgebern der Heimſtätten geſetzlich zuſtehenden Vorkaufsrechts nachgewieſen iſt. Die 
Form dieſes Nachweiſes erörtern KGJ 53, 163; JW 1920, 4411. 

2. Da die Mitteilung die im 8 510 Abſ 2 beſtimmte Wirkung hat, läuft von ihrem Empfang 

die Friſt (5 1098 A 2) für die Ausübung des Vorkaufsrechts ebenſo, wie wenn die Mitteilung 
von dem Vorkaufspflichtigen oder dem Käufer ausgehen würde. Einer Form bedarf die Mit⸗ 
teilung nicht (§ 1098 A 2). Wenn der Berechtigte daraufhin das Vorkaufsrecht ausüben will, 
hat er die Ausübung gemäß den 99 505 Abſ 1, 1098 nicht den Mitteilenden, ſondern dem Vorkaufs⸗ 
Bf ichtigen gegenüber zu erklären (Prot 6, 174). Geſchieht dies binnen der Friſt nicht, ſo iſt die 
Ausübung ſowohl gegenüber dem Vorkaufspflichtigen als auch gegenüber dem dritten Erwerber 
ausgeſchloſſen. Der Dritterwerber braucht das Grundſtück an den Berechtigten nicht herauszu⸗ 
geben; fein Erwerb iſt vielmehr nun ein endgültiger. Wenn das Vorkaufsrecht nicht auf weitere 
Verkaufsfälle ſich erſtreckt, erliſcht es überhaupt ($ 1097 A 1, 4). 

5 >. Unterläßt der Vorkaufspflichtige die Benachrichtigung des neuen Eigentümers davon, 
aß die Ausübung des Rechts erfolgt oder nach fruchtloſem Friſtablauf ausgeſchloſſen iſt, jo macht 
ff. ſich dem neuen Eigentümer gegenüber ſchadenserſatzpflichtig. Unter dem „neuen Eigentümer“ 
hi nach der Faſſung der $$ 1099, 1100 der gegenwärtige Eigentümer zu verſtehen, aljo der Eigen- 
imer zur Zeit der Ausübung oder des Ausſchluſſes. Hat alſo derjenige, an den der Vorkaufs⸗ 
bſlichtige das Eigentum übertragen hat, das Grundſtück in dem Zeitpunkt, wo das Vorkaufsrecht 
ausgellbt oder ausgeſchloſſen wurde, bereits weiterveräußert, ſo beſteht die Benachrichtigungs⸗ 
pflicht nicht dem erſten, ſondern dem ſpäteren Erwerber gegenüber (ſtr.). Denn der gegenwärtige 
„gentümer ſoll alsbald Kenntnis davon erhalten, ob er das Grundſtück herausgeben muß oder 
endgültig behalten darf. 


8 1100 


Der neue Eigentümer kann, wenn er der Käufer!) oder ein Nechtonachfolger 
e Käufers iſt e), die Zuſtimmung zur Eintragung des Berechtigten als Eigen- 
mer und die Herausgabe des Grundftüds verweigern, bis ihm der zwiſchen 

j Mm Verpflichteten und dem Käufer vereinbarte Kaufpreis, ſoweit er berichtigt 
ſt, erſtaltet wirds). Erlangt der Berechtigte die Eintragung als Eigentümer, 
> kann der bisherige Eigentümer von ihm die Erſtattung des berichtigten 

ufpreiſes gegen Herausgabe des Grundftüds fordern ). 

1 T 057 II 1009; M 3 457; P 3 7658ff. 

ud Wenn der Käufer vom Vorkaufspflichtigen nicht das Eigentum übertragen erhalten hat, 
8 91100 feine Anwendung. Der Käufer kann ſich dann nach Ausübung des Vorkäufsrechts 
440 nn des etwa inzwischen berichtigten Kaufpreiſes nur an feinen Verkäufer gemä u 98.320 ff., 

2 alten, nicht an den Vorkaufsberechtigten. AN m 

pt der Eigentümer nicht Rechtsnachfolger des Käufers, ſondern hat ihm der Vorkaufs⸗ 
3. N 'ge das Eigentum auf Grund eines neuen Verkaufs oder aus einem ane Rechtsgrunde 
net Taufch, Schenkung) übertragen, fo iſt $ 1100 ebenfalls nicht anwendbar.] Ein ſolcher Eigen⸗ 
teile muß mithin die Zuſtimmung zur Auflaſſung an den Vorkaufsberechtigten (5 1098 A 5) er⸗ 

n, ohne daß ihm das Zurückbehaltungsrecht aus Satz 1 oder der Anſpruch aus Satz 2 zuſteht. 
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Wegen der von ihm bereits gewährten Gegenleiſtung kann er lediglich ſeinen Vertragsgegner in 
Anſpruch nehmen. Unter Rechtsnachfolger ſind ſowohl allgemeine wie Sondernachfolger zu 
verſtehen. Wenn der als Eigentümer eingetragene Käufer weiterverkauft hat, iſt fein Rechtsnach⸗ 
folger auch der zweite und fernere Käufer, der das Eigentum erlangt hat. 

3. Die den Vorſchriften der 88 273, 274 unterliegende, alſo zur Verurteilung Zug um Zug 
führende Einrede des Zurückbehaltungsrechts kann gegenüber dem Vorkaufsberechtigten, 
der noch nicht die Eintragung als Eigentümer erlangt hat, nur geltend gemacht werden, ſoweit 
der zwiſchen dem Vorkaufspflichtigen und dem Käufer vereinbarte Kaufpreis berichtigt iſt. 
Daher ſteht auch demjenigen Rechtsnachfolger des Käufers, der von dieſem das Grundſtück wieder⸗ 
um durch Kauf erworben hat (A 2), das Zurückbehaltungsrecht nur zu wegen des Betrags, den 
ſein Verkäufer an den Vorkaufspflichtigen entrichtet hat, nicht wegen des Kaufpreiſes, den er an 
ſeinen Verkäufer bezahlt hat, auch nicht etwa wegen der Koſten des Kaufvertrags oder der Auflaſſung. 
Dieſerhalb muß er ſich an ſeinen Verkäufer halten. Aufwertungsgrundſätze für den Erſtattungs⸗ 
anſpruch, mit dem der Käufer gegenüber dem Vorkaufsberechtigten zurückhalten kann, ſind auf⸗ 
geſtellt in RG 116, 187. 

4. Nach erfolgter Eintragung des Vorkaufsberechtigten als Eigentümer ſteht dem Käufer 
und ſeinem Rechtsnachfolger ein Erſtattungsanſpruch gegen den Vorkaufsberechtigten wegen 
des vom Käufer an den Vorkaufspflichtigen berichtigten Kaufpreiſes zu, jedoch nur gegen Heraus⸗ 
gabe des trotz jener Eigentumseintragung etwa noch in ſeinem Beſitz befindlichen Grundſtücks. 
Dieſer Erftattungsanfpruch bleibt auch dann beſtehen, wenn das Grundſtück zunächſt ohne Be⸗ 
richtigung des Anſpruchs an den Vorkaufsberechtigten herausgegeben wird. Die Wirkungen des 
Erſtattungsanſpruchs auf das Rechtsverhältnis zwiſchen dem Vorkaufsberechtigten und dem Vor⸗ 
kaufspflichtigen einerſeits und zwiſchen dieſem und dem Käufer anderſeits regeln die 99 1101, 1102. 
Im übrigen finden auf das Rechtsverhältnis zwiſchen dem Vorkaufsberechtigten und dem Käufer 
oder deſſen Rechtsnachfolger hinſichtlich der Herausgabepflicht, insbeſondere hinſichtlich des An⸗ 
ſpruchs des Herausgabepflichtigen auf Erſatz von Verwendungen, nicht die 8 1001 ff. An⸗ 
wendung. Denn der Herausgabeanſpruch ſteht dem Vorkaufsberechtigten nicht als Eigentümer zu. 
Hier greift vielmehr $ 292 ein. Denn es handelt ſich um einen Anſpruch, der an ſich ein perſön⸗ 
licher iſt, wenn er ſich auch gemäß den $$ 1098 Abſ 2, 883 Abſ 2 auf den dritten Erwerber erſtreckt 
(ſtr.). Hat der Käufer im formgerecht ($ 313 Satz 1) mit feinem Verkäufer geſchloſſenen Vertrag 
die Koſten dieſes Vertrags übernommen und demnächſt die Koſten bezahlt, ſo kann er 
vom Vorkaufsberechtigten auf Grund ungerechtfertigter Bereicherung ($ 812) Erſtattung der 
Koſten beanſpruchen. Denn der Vorkaufsberechtigte hat durch ſeinen Eintritt in den Vertrag 
auch die Verpflichtung zur Tragung der Vertragskoſten übernommen; der Käufer hat alſo nunmehr 
eine dem Eintretenden obliegende Schuld bezahlt (ſtr.). Hat der 11 beim Abſchluß des Kauf 
vertrags Kenntnis von dem Vorkaufsrecht gehabt und mit der Möglichkeit feiner Ausübung ge 
rechnet, ſo kann angenommen werden, daß er eine fällig geweſene Zahlung auf den Kaufpreis 
zunächſt zwar im eigenen Intereſſe, um den Kaufvertrag zu erfüllen, zugleich aber für den Fall, 
daß das Vorkaufsrecht ausgeübt werden follte, für den Vorkaufsberechtigten geleiftet hat mit 
dem Willen, von ihm Erſatz zu verlangen. Dann liegt alſo inſoweit auch eine Geſchäftsführung 
ohne Auftrag im Intereſſe des Vorkaufsberechtigten vor. Der Käufer iſt mithin berechtigt, von 
dem Vorkaufsberechtigten gemäß den 9 683, 670, 256, 246 Zinſen von dem gezahlten Kauf 
preiſe ſeit dem Zeitpunkt der Zahlung zu beanſpruchen. Dagegen ſteht ihm ein Anſpruch auf 
Erſatz von Auslagen zum Zwecke des Vertragsabſchluſſes (3. B. Koſten der Reiſe zur 
Beſichtigung des Grundſtücks) in keinem Falle zu. Denn den Vorkaufsberechtigten geht es nichts 
an, welche Maßnahmen der ſpätere Käufer vor Abſchluß des Kaufvertrags zur Entſchließung über 
den Kauf getroſſen hat. Hat der Käufer auf Grund des Kaufvertrags zwar nicht das Eigentum au 
dem Grundſtück, aber den Beſitz vom Verkäufer übertragen erhalten, ſo kann er, wenn r 
der Vorkaufsberechtigte nach Erlangung des Eigentums auf Herausgabe verklagt, Gegenanſprüche 
wegen Verwendungen nach den $$ 994ff. geltend machen (ON 29, 353). Dabei it er als aut 
licher Beſitzer im Sinne des $ 990 erſt anzuſehen, nachdem er von der Ausübung des Vorkaufsrech 4 
Kenntnis erlangt hat, nicht ſchon feit der etwa früher erlangten Kenntnis lediglich vom Beſte he 
des Vorkaufsrechts (OLG 29, 354). 


s 1101 

Soweit der Berechtigte nach $ 1100 dem Käufer oder deſſen Rechtsnachfolge? 
den Kaufpreis zu erſtatten hat, wird er von der Verpflichtung zur Zahlung 
des aus dem Vorkaufe geſchuldeten Kaufpreiſes frei !). 

E II 1010; h 3 758. l 

1. Das Beſtehen des Erſtattungsanſpruchs des Käufers oder feines Rechtsnachfolger 152 
den Vorkaufsberechtigten ($ 1100 A 3, 4) übt auf das Rechtsverhältnis zwiſchen dem Vokte öhe 
berechtigten und dem Vorkaufspflichtigen die Wirkung aus, daß jener dieſem gegenüber in 0 
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des Erſtattungsanſpruchs von der Pflicht zur Zahlung des aus dem Vorkaufe geſchuld eten Kauf⸗ 
preiſes frei wird, wie wenn er in dieſer Höhe den Kaufpreis aus dem durch die Ausübung des Vor⸗ 
kaufsrechts gemäß den 95 505 Abſ 2, 1098 zuſtande gekommenen Kauf an den Vorkaufspflichtigen 
bezahlt hätte (RG 116, 191). 


$ 1102 


Verliert der Käufer oder fein Nechtsnachfolger infolge der Geltendmachung 
des Vorkaufsrechts das Eigentum i), fo wird der Käufer 2), ſoweit der von ihm 
geſchuldete Kaufpreis noch nicht berichtigt iſt, von feiner Verpflichtung frei?); 
den berichtigten Kaufpreis kann er nicht zurückfordern )). 

E II 1011; P 3 764f. 

1. § 1102 findet nur dann Anwendung, wenn der Käufer oder fein Rechtsnachfolger infolge 
der Geltendmachung des Vorkaufsrechts das Eigentum verliert, wenn er alſo vorher das Eigentum 
ſchon erlangt hatte. War ihm das Eigentum überhaupt noch nicht übertragen worden, fo beſtimmt 
ſich das Rechtsverhältnis zwiſchen ihm und ſeinem Verkäufer lediglich nach den allgemeinen Grund⸗ 
lätzen über gegenſeitige Verträge (88 320ff.; 8 1100 A 1, 2). Hat der Käufer beim Abſchluß des 
Kaufvertrags durch eine Mitteilung des Verkäufers (Vorkaufsverpflichteten) oder auf andere 
Weiſe Kenntnis davon erlangt, daß auf dem verkauften Grundſtück ein Vorkaufsrecht eingetragen 
ei, jo hat nach $ 439 Abſ 1 der Verkäufer den aus der Belastung ſich ergebenden Mangel im Recht 
Um gegenüber nicht zu vertreten. Da der Käufer im Falle der Mitteilung von dem Vorkaufsrecht 
damit rechnen muß, daß ihm durch Ausübung des Vorkaufsrechts das Grundſtück entzogen wird, 
ann als Inhalt des Kaufgeſchäfts gelten, der Verkauf erfolge nur unter der Bedingung, daß das 
Vorkaufsrecht nicht ausgeübt werde. Fällt dieſe Bedingung durch den Eintritt des Vorkaufs⸗ 

erechtigten in den Kaufvertrag aus, fo ift der Vertrag im Verhältnis zum Käufer hinfällig; 
die Vertragſchließenden müſſen ſich gegenſeitig das Empfangene zurückgeben. Der Verkäufer 
zunn daher, wenn er das Grundſtück übereignet und übergeben hat, Rückübereignung und Heraus⸗ 
gabe des Grundſtücks vom Käufer verlangen. Statt deſſen kann er aber auch, wenn er ſogleich 
dem Vorkaufsberechtigten das Grundſtück übereignen und den Beſitz verſchaffen will, um ſeiner 
Verpflichtung aus dem zwiſchen ihm und dem Vorkaufsberechtigten zuſtande gekommenen Kauf⸗ 
vertrag zu genügen, vom Käufer die Zuſtimmung zur Auflaſſung und Herausgabe an den Vor⸗ 
taufs berechtigten beanſpruchen, da der Kaufer hierdurch von ſeiner Rückübereignungs⸗ und Rück⸗ 
gabe verpflichtung dem Verkäufer gegenüber befreit wird (RG JW 1922, 5762). . 
7 2. Der $ 1102 betrifft nur das Rechtsverhältnis zwiſchen dem Käufer und ſeinem Verkäufer 
dem Vorkaufspflichtigen). Hat der Käufer, nachdem er das Eigentum übertragen erhalten hatte, 
das Grundſtück weiterverkauft, ſo beſtimmt ſich das Rechtsverhältnis zwiſchen ihm und ſeinem 
: echtsnachfolger nach den allgemeinen Grundſätzen über gegenſeitige Verträge (88 320 ff.). Da⸗ 
men kommt für den Rechtsnachfolger noch der Erſtattungsanſpruch auf $ 1100 gegen den Vor⸗ 
aufsberechtigten in Betracht (§ 1100 A 3, 4). 

6 435 Da der Käufer infolge der Geltendmachung des Vorkaufsrechts von ſeiner Verpflichtung 
fa 433 Abſ 2) zur Zahlung des noch nicht berichtigten Kaufpreiſes frei wird, kann ſich der Vor⸗ 
ufspflichtige wegen dieſes Kaufpreiſes lediglich an den Vorkaufsberechtigten halten, mit dem 
er Kaufvertrag gemäß den 38 505 Abſ 2, 1098 zuſtande gekommen ift (R& 116, 191). 
preis Dem Käufer, der von ſeinem Verkäufer (dem Vorkaufspflichtigen) den berichtigten Kauf⸗ 
1 0 nicht zurückfordern kann, ſteht lediglich ein Erſtattungsanſpruch gegen den Vorkaufsberech⸗ 
gten nach Maßgabe des $ 1100 zu (dort A J. 


$ 1103 


. Ein zugunſten des jeweiligen Eigentümers eines Grundſtücks beſtehendes 
werbauferecht kann nicht von dem Eigentum an dieſem Grundſtücke getrennt 
en 1). 
zugunſten einer beſtimmten Perſon beſtehendes Vorkaufsrecht kann nicht 
m Eigentum an einem Grundſtücke verbunden werden ?). 
© I 1012; P 3 765. 
9 Aus dem Grundſatz der Untrennbarkeit des ſubjektiv⸗dinglichen Vorkaufsrechts von 
gepfän igentung am Grundſtücke folgt: Jenes Recht kann nicht für ſich allein veräußert, belaftet oder 
ſtücks „er ($ 851 ZPO) werden. Es wird mitergriffen von der Veräußerung des berechtigten Grund» 
fo a von der Zwangsvollſtreckung in dieſes Grundſtück (§ 865 Abſ 1 3PO, 5 20 Abſ 2 3G), 
es nich t er Erwerber und der Erſteher ($ 90 Abſ 2 8) des Grundſtücks es miterwirbt. Auch kann 
im ein ſubjektiv⸗perſönliches Vorkaufsrecht umgewandelt werden. Das ſubjektiv⸗ dingliche 


mit de 
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Vorkaufsrecht kann vielmehr nur fo durch ein ſubjektiv⸗perſönliches erſetzt werden, daß jenes Rech! 
(unter Löſchung des Vermerks auf dem berechtigten Grundſtück: 59 Abſ 2 GBO) aufgehoben 
und dieſes Recht neu begründet wird. Iſt das Vorkaufsrecht uneingeſchränkt für den jeweiligen 
Eigentümer eines Grundſtücks, alſo nicht nur zugunſten eines beſtimmten Teiles (z. B. eines 
Schloſſes) beſtellt, ſo iſt jeder Teil des Grundſtücks zuſammen mit den anderen Teilen (vertreten 
durch den Eigentümer) als berechtigt anzuſehen. Wird das herrſchende Grundſtück geteilt, 
ſo wird hieran nichts geändert. Denn das Vorkaufsrecht iſt nicht teilbar und kann nicht von einem 
Grundſtücksteil auf einen anderen übertragen werden. Deshalb ſteht das Vorkaufsrecht fortan 
weder den Eigentümern nach dem Verhältnis ihrer Teile noch dem Eigentümer des Hauptteils 
(ſog. Stammgrundſtücks) allein zu, ſondern den Eigentümern aller Teile gemeinſchaftlich in der 
Weiſe, daß es von ihnen nur im ganzen ausgeübt werden kann (58 513, 514, 1098 Satz 1, 1103; 
RG 35, 306; 73, 320). 

2. Da das ſubjektiv⸗perſönliche Vorkaufsrecht nicht mit dem Eigentum an einem Grund⸗ 
ſtücke verbunden werden kann, iſt ſeine Umwandlung in ein ſubjektiv⸗dingliches Recht ausgeſchloſ⸗ 
ſen. Wollen die Beteiligten eine derartige Rechtsveränderung, ſo müſſen ſie ein neues Vorkaufs⸗ 
recht begründen. Dieſes hat dann aber nicht den Rang des bisherigen Rechts. 


$ 1104 


Iſt der Berechtigte unbekannt, fo kann er im Wege des Aufgebotsverfahrens!) 
mit feinem Nechte ausgeſchloſſen werden, wenn die im § 1170 für die Aus- 
ſchließung eines Hypothekengläubigers beſtimmten Vorausſetzungen vorliegen?). 
Mit der Erlaffung des Ausſchlußurteils erliſchts) das Vorkaufsrecht. 

Auf ein Vorkaufsrecht, das zugunſten des jeweiligen Eigentümers eines 
Grundſtücks beſteht, finden dieſe Vorſchriften keine Anwendung. 


E II 10183; B 3 765; 4 601. 


1. Das Aufgebotsverfahren erfolgt nach den 88 946 ff., 988, 1024 8 PO. 

2. Die im $ 1170 beſtimmten Vorausſetzungen find: Es müſſen 10 Jahre ſeit der Eintragung: 
des ſubjektiv-⸗perſönlichen (Abſ 2) Vorkaufsrechts oder ſeit einer ſpäter erfolgten, auf das 
Vorkaufsrecht bezüglichen Eintragung verſtrichen ſein; innerhalb dieſer Friſt darf die Berechtigung 
nicht anerkannt ſein. 

3. Mit der Erlaſſung des Ausſchlußurteils erliſcht das (ſubjektiv⸗perſönliche) Vorkaufsrecht 
nur dann, wenn das Urteil vorbehaltlos ergangen iſt oder wenn der Vorbehalt, den es zuguniten. 
der ſich Meldenden gemacht hat (8 953 ZPO), rechtswirkſam beſeitigt worden ift (Rh 67, 95; 
RIA 6, 145). Die Löſchung kann auf Grund des Urteils im Wege der Berichtigung bed 
Grundbuchs gemäß § 22 GBS herbeigeführt werden. 


Siebenter Abſchnitt 
Reallaſten !) 


§ 1105 

Ein Grundſtück!) kann in der Weiſe ) belaftet werden ), daß an denjenigen, 
zu deſſen Gunſten ') die Belaſtung erfolgt, wiederkehrende °) Leiſtungen“ 
aus dem Grundftüde zu entrichten find (Neallaſt) ®). 

Die Neallaſt kann auch zugunſten des jeweiligen Eigentümers eines anderen 
Grundſtücks beſtellt werden °). 

E 1 1051 II 1014; M 3 581; P 3 720ff. 

1. Die Regelung der Reallaſten im BGB ift ke ine vollſtändige. Die 85 1105—11ʃ12 
geben nur Vorſchriften allgemeiner Natur. Über die einzelnen Reallaſten find keine Beſtimmungen 
gegeben. Für die Überbau- und Notwegrente ($$ 914, 917) und für die Unterhaltungspflicht 
bet der zur Ausübung einer Grunddienſtbarkeit dienenden Anlage (58 1021, 1022) iſt die ent 
ſprechende Anwendung der Beſtimmungen über die Reallaſten vorgeſchrieben (vgl. Art 116 CG). 
Im übrigen iſt der Landesgeſetzgebung überlaſſen, nähere Beſtimmungen über die einzelnen 
Reallaſten und über die Zuläſſigkeit derartiger Grundſtücksbelaſtungen zu treffen (MW 113, 97). 
Auch von einer der Regelung bei den Rentenſchulden ($ 1199) entſprechenden Vorſchrift, wonach 
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bei der Beſtellung der Rentenſchuld ein Betrag beſtimmt werden muß, durch deſſen Zahlung die 
Rentenſchuld abgelöft werden kann, hat das BGB bei der Reallaſt abgeſehen. Daher kann nur 
aus dem Landesgeſetz entnommen werden, ob und unter welchen Vorausſetzungen eine per⸗ 
ſönliche Verpflichtung zur Zahlung einer Ablöſungsſumme entfteht (RG 129, 213). Nach 
den Artt 113, 115 EG bleiben unberührt die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die Ablöſung, Um⸗ 
wandlung oder Einſchränkung von Reallaſten, ferner die Vorſchriften, welche die Belaſtung eines 
Grundſtücks mit Reallaſten unterſagen oder beſchränken oder das Maß ſolcher Rechte näher be- 
stimmen. Nach den Artt 3, 218 Ech können daher in dieſen Richtungen auch neue landesgeſetzliche 
Vorſchriften erlaſſen und die beſtehenden geändert werden. Danach iſt das Verhältnis der Vor⸗ 
ſchriften des BGB über die Reallaſten zum Landesrecht fo: Die Vorſchriften des BGB 
regeln zwar auch die landesgeſetzlich anerkannten oder nicht ausgeſchloſſenen Reallaſten, werden 
aber durch die für die einzelnen Reallaſten gegebenen landesgeſetzlichen Beſtimmungen ergänzt 
(KJ 21 A 314; OLG 20, 408). Beſondere Vorbehalte für die Landesgeſetzgebung bezüglich 
einzelner Reallaſten, die zugleich die wichtigſten find, enthalten Ech Art 62 (Rentengutsrenten; 
ie Frage, inwieweit gewiſſe bei Rentengutsbildungen nach der preußiſchen Rentengutsgeſeßz⸗ 
gebung übliche Verpflichtungen in das Grundbuch eingetragen werden können, iſt behandelt in A7 
5 E.), Art 96 (Leibgedinge oder Altenteil) und Art 118 (Kulturrenten). Beim Altenteil (Aus⸗ 
gedinge) find häufig mit Reallaſtleiſtungen zugleich auch beſchränkte perſönliche Dienſtbarkeiten 
68. B. Wohnungsrecht, Recht zur Benutzung einzelner Grundflächen zu beſtimmten Zwecken) 
verbunden (RG 90, 172; RIA 9, 69; COX 40, 251; 53, 168; JW 1932, 15642; $ 1093 A 1). Eine 
Vereinbarung, wonach der Eigentümer im Falle des von ihm verſchuldeten Fortzugs des Altſitzers 
„oem an Stelle der Altenteilsleiſtungen eine einmalige Abfindung in Geld zu entrichten hat, 
ann aber weder als beſchränkte perſönliche Dienſtbarkeit noch als Reallaſt eingetragen werden. 
1 ſolche Abfindungsforderung des Altſitzers kann vielmehr nur durch eine Hypothek, die durch 
Er Wegfall der andern Leiſtungen bedingt ift, geſichert werden (ROY 53, 166; anders beim 
Erſatz eines Wohnungsrechts des Altenteilers durch einen Geldrentenanſpruch: JW 1934, 29972). 
„Ae Neufeſtſetzung von Altenteilsleiſtungen nach dem Währungsverfall wurde geregelt durch das 
Bei v. 18. 8. und die VO v. 8. 9. 1923 (dazu OL 44 S. 312, 313). Bergrechtliche Kohlenzehnten 
als Reallaſten behandeln RG 75, 163; 129, 217. Die Zuläſſigkeit von Reallaſten im allgemeinen 
0 begrenzt für Preußen durch die $$ 3, 6, 91 Abſ 24 Ablöſcheſ v. 2. 3. 1850; Art 30 AG B08 
9 azu RG 45, 191; 60, 89; 79, 377; 111, 92; KJ 21 A 314; 38 A 269; 47, 218; 51, 269; Oc 
2. 281; 26 S. 101, 102; 39, 243; 336 1 S. 431, 432), für Bayern durch bie Artt 85, 86 AG BGB. 
85 ch gemeinem Recht konnten Reallaſten beliebig, ohne Beſchränkung auf beſtimmte Arten, durch 
Vertrag begründet werden mit dinglicher Wirkung zu Laſten eines Grundſtücks und zugunſten 
068 jeweiligen Eigentümers eines anderen Grundſtücks, ohne daß es einer Eintragung in öffentliche 
cher bedurfte (dich 16, 136; Gruch 62, 408). Sie entſtanden auch durch Einigung zwiſchen dem 
gegenwärtigen Eigentümer des zu belaſtenden Grundſtücks und einer Perſon, auf die zugleich 
as Eigentum oder ein eigentumsähnliches Recht an dieſem Grundſtück übertragen wurde, zu⸗ 
nder eines anderen Grundſtücks mit der Wirkung, daß dieſes Grundſtück ohne Teil. 
ae feines gegenwärtigen Eigentümers an der Einigung berechtigt wurde (MG Gruch 
he 409). Doch mußte in Preußen, ſoweit 573 GBO v. 5. 5. 1872 galt, die Reallaſt bis zum 
8 Oktober 1873 in das Grundbuch eingetragen werden. Sonſt konnte fie gegenüber dritten Per⸗ 
4505 nicht geltend gemacht werden. Das galt auch gegenüber ſolchen Dritten, die nach Inkraft⸗ 
ſelbſt des Geſetzes das bisher belaſtete Grundstück auf Grund eines Kaufvertrags erwarben, 
15 ſt wenn ſie in dem Kaufvertrag die Reallaſt dem Verkäufer (nicht dem Verechtigten) gegenüber 
Eigecch men (RG Gruch 62, 412; vgl. für Bayern OLG 35, 328). Für die nach Inkrafttreten des 
galt Gef v. 5. 5. 1872 begründeten Reallaſten, ſoweit fie nach dem Ablöſcheſ noch zuläſſig waren, 
N dasselbe nach § 12 Abſ 1 EigEGef (RG Gruch 65, 500: die mit einem ſubjektiv⸗dinglichen Ab⸗ 
gründupripileg verbundene Verpflichtung zum Hundefang iſt nach preußiſchem Recht eine zur Ber 
eh ung der Eintragung nicht bedürfende, aber eintragungsfähige und Wirkſamkeit gegen Dritte 
iedo urch Eintragung erlangende Reallaſt). Wie ſolche an ſich ohne Eintragung beſtehengebliebenen, 
Gru der Wirkſamkeit gegen Dritte entbehrenden Rechte nach dem Inkrafttreten des BOB in das 
rechtli uch einzutragen find, iſt näher erläutert in $ 894 A 1 Abf 10. — Die auf einem öffentlich⸗ 
99 10 ichen Titel (R 44, 243; 45, 188) beruhenden Reallaſten (öffentliche Abgaben und Laften: 
3 * 3, 156 ZUG, § 4 Ech 3860) werden durch das BGB nicht geregelt (OLG 1, 203; 3, 98; 
üches . Kirchen- und Schulbaulaſten behält Art 132 EG dem Landesrecht vor; ein urſprüng⸗ 
anli Zehntrecht der Kirche wird als Reallaſt behandelt in NG HRR 1934 Nr 1028. Straßen⸗ 
98 Betbeiträge und ihre Dinglichkeit erörtern MG 42, 278; 56, 396; 83, 89; 86, 359; 87, 359; 
zulaſſige Gruch 26, 1103; 41, 151; JW 1922, 807°. Die Grenzen des für Straßenanlieger in Preußen 
5 1 Gemeingebrauchs an einer dem öffentlichen Verkehr gewidmeten Straße zeigt 
regeln di 1 a. E. Die Behandlung der Reallaſten im Zwangsverſteigerungsverfahren 
beide die 59 51, 92,121 89G, 59 CG (vgl. unten A4 a. E. $ 1107 A 1). Mit ihrem Schickſal 
en Enteignung beſchäftigen ſich die Artt 52, 53, 109 EGBGB. Über gangsbeſtimmungen 
thalte 
n die Artt 114, 184, 189 EG. 
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2. Belaſtungsfähig ſind außer einem Grundſtück auch die Berechtigungen, auf welche die 
Vorſchriften über Grundſtücke Anwendung finden, alſo das Erbbaurecht (BO v. 15. 1. 1919 511) 
und die in den Artt 63, 68 Ech bezeichneten Rechte; ferner der im Anteil eines Miteigentümers 
beſtehende Bruchteil eines Grundſtücks ($ 1106). Auch eine beſtimmte Teilfläche (realer Teil) 
eines Grundſtücks kann mit einer Reallaſt belaſtet werden. Ihre Abſchreibung kann nach $ 7 Abſ 2 
GBO unterbleiben, wenn hiervon Verwirrung nicht zu beſorgen iſt und die Vorſchriften des 9 2 
Abs GBO über die Vorlegung einer Karte beachtet find (anders bei dem berechtigten Grund⸗ 
ſtück: A 5). 

3. Aus der im $ 1105 beſtimmten Weiſe der Belaſtung folgt in Verbindung mit $ 1108: 
Die Reallaſt als Ganzes iſt ihrer rechtlichen Natur nach regelmäßig eine von einer perſönlichen 
(ſchuldrechtlichen) Verbindlichkeit unabhängige dingliche Grundſtücksbelaſtung, aus der die Ver⸗ 
pflichtung des Grundſtückseigentümers als ſolchen zur Entrichtung der einzelnen Leiſtungen 
erwächſt. Dieſe Einzelleiſtungen ſind ebenfalls dinglicher Natur, doch ſo, daß der Grundſtücks⸗ 
eigentümer für die während der Dauer feines Eigentums fällig werdenden Leiſtungen auch per⸗ 
ſönlich haftet (RG 121, 190: bei der Begründung eines Rentenguts in Preußen als Reallaſt einge⸗ 
tragene Rentengutsrente). Die Reallaſt kann aber auch zur Sicherung perſönlicher Forderungen 
verwendet werden. Iſt dies nach dem Inhalt des Beſtellungsvertrags geſchehen, ſo ſind Reallaſt 
und Forderung ſelbſtändige Rechte. Das kann z. B. für die Aufwertung der beiden Rechte nach 
$ 31 und $ 62 AufwGeſ von Bedeutung fein (RG 113, 103; 129, 216). Wie der Anſpruch auf die 
Einzelletſtungen im Rechtswege geltend gemacht wird, zeigen § 1107 A2 und 8 1108. 
A 3. Wird das Recht als Ganzes beſtritten, fo kann im dinglichen Gerichtsſtande (8 24 BED) 
auf Anerkennung der Reallaſt geklagt werden ($ 25 ZPO). 

4. Zur Entſtehung der Belaſtung ift gemäß $ 873 die Einigung der Beteiligten und die Ein⸗ 
tragung ins Grundbuch erforderlich. Die Üderbau- und Notwegrenten, für die nach $ 914 Abſ 3, 
$ 917 Abſ 2 Satz 2 die Vorſchriften über Reallaſten gelten, werden gemäß $ 914 Abſ 2 Satz 1, 
$ 917 Abſ 2 Satz 2 nicht eingetragen. Von dem ſchuldrechtlichen Grundrechtsgeſchäft iſt die 
Entſtehung der Reallaſtberechtigung als eines ſelbſtändigen dinglichen Rechts nicht abhängig. 
Auch iſt die dingliche Wirkſamkeit nicht davon abhängig, ob für die Belaſtung ein Gegenwert 
gegeben worden iſt (RG 85, 247). Der Gegenwert kann ſich z. B. aus einem Kaufvertrag, aber 
auch aus der Gewährung eines Darlehns ergeben (RG 85, 246). Die Eintragung erfolgt auf dem 
belafteten Grundſtück. Im Falle der ſubjektiv⸗dinglichen Reallaſt kann die Reallaſtberechtigung 
auch auf dem Grundbuchblakt des berechtigten Grundſtücks gemäß § 9 G80 vermerkt werden. 
Die einzelnen Leiſtungen, zu denen die Reallaſt (das Recht als Ganzes NG 75, 163) verpflichtet, 
müſſen eingetragen werden. Nach $ 874 ift aber eine Bezugnahme auf die Eintragungsbewilligung 
zur näheren Bezeichnung des Inhalts der einzelnen Leiſtung zuläſſig. Werden Reallaſten als Alten⸗ 
teil (Leibgedinge, Leibzucht, Auszug) eingetragen, jo bedarf es nach $ 49 G80 auch nicht der 
Bezeichnung der einzelnen Rechte, wenn auf die Eintragungsbewilligung Bezug genommen 
wird. In der Bewilligung genügt regelmäßig die Beſtimmbarkeit der Leiſtungen, alſo z. B. die 
Angabe „lebenslängliche Wohnung im Haufe und Unterhalt mit allem, was zum Leben erforderlich 
iſt, ausgenommen mit Kleidung“ (HRR 1932 Nr 758). Im Eintragungsvermerk ſelbſt muß der 
Inhalt der Laſt wenigſtens im allgemeinen ſo angegeben werden, daß das Recht nach ſeiner 
rechtlichen Natur für jedermann aus dem Grundbuch allein erkennbar iſt. Inſoweit iſt 
eine Bezugnahme auf die Eintragungsbewilligung unzuläſſig, da es ſich nicht bloß um eine 
„nähere Bezeichnung“ im Sinne des $ 874 handelt. Dabei ift der Gebrauch des Wortes „Reallaſt“ 
zwar nicht erforderlich, wenn ſonſt die Eintragung ſich als eine Reallaſt deuten läßt; anderſeits 
iſt aber die Eintragung dieſes Wortes für ſich allein auch nicht ausreichend, da der Inhalt einer 
Reallaſt ein ſehr verſchieden geftalteter fein kann (KJ 51, 272; OLG 39, 244; 5 874 A 2, 3). 
Daß ein beſtimmter Geldwert zu den einzelnen Leiſtungen im Grundbuch oder in der Eintragungs⸗ 
bewilligung angegeben wird, iſt nicht erforderlich. Aus $ 1107 ift in dieſer Hinſicht die Anwendung 
des 8 1115 (Hypothekeintragung) nicht zu folgern (RG 54, 93; RIA 2, 192; KJ 51, 271; OLG 
39, 243). Mangels einer entgegenſtehenden Beſtimmung iſt es auch als zuläſſig anzuſehen, daß 
zur Feſtſtellung der ziffernmäßigen Höhe der Leiſtungen außerhalb des Grundbuchs liegende 
Umſtände herangezogen werden, ſofern die Eintragungsbewilligung auf ſie hinweiſt (OLG 39, 
244). Das Grundbuch muß aber den Inhalt der Leiſtungen derart erkennen laſſen, daß insbe⸗ 
ſondere mit Rückſicht auf die 98 45, 46, 92, 121 386 die Umwandlung der Leiſtungen in eine Geld⸗ 
forderung möglich iſt. Denn nur dann liegt die für jede dingliche Belaſtung erforderliche Be⸗ 
ſtimmtheit des Umfangs der Leiſtungen aus dem Grundſtück vor (ſtr. RIA 2, 193; OLG 7, 34; 
cd 51, 271). Nach $ 882 kann der Höchſtbetrag des Erſatzes für den Fall des Erlöſchens durch 
Zuſchlag in der Zwangsverſteigerung beftimmt werden; die Beſtimmung bedarf der Eintragung 
in das Grundbuch. Wie die Reallaſtberechtigung von einer Bedingung abhängig gemacht werden 
kann, ſo kann für ſie auch eine ungewiſſe Zeitbeſtimmung geſetzt, z. B. für den Beginn der Lei⸗ 
ſtungen ein nicht kalendermäßiger, ſondern nach dem Tage des Eintritts eines Ereigniſſes unge“ 
wiſſer Zeitpunkt beſtimmt werden (Os 34, 177). — Die rechtsgeſchäftliche Aufhebung 
der Belaſtung erfolgt gemäß § 875 (Aufgabeerklärung und Löſchung). Auch zum Verzicht auf 
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Überbau- und Notwegrenten, die nicht eingetragen werden, iſt die Eintragung des Verzichts 
nach $ 914 Abſ 2 Satz 2, 8 917 Abſ 2 Satz 2 nötig. Erforderlich iſt weiterhin nach $ 876 Satz 2 die 
Zuſtimmung der Realgläubiger des herrſchenden Grundſtücks, die jedoch nach Art 120 Abſ 2 Nr 2 
EG durch ein landesgeſetzlich zugelaſſenes Unſchädlichkeitszeugnis erſetzt werden kann. Ferner 
ſind Erlöſchungsgründe: bei einer auf Lebenszeit des Berechtigten geſtellten Reallaſt (3. B. Alten 
teil) Eintritt des Todes (823 GB; RIA 4, 181); Eintritt einer auflöſenden Bedingung 
oder eines Endtermins (8 24 GBO); Buchverjährung ($$ 901, 902); Aufgebot ($ 1112); 
Zwangsverſteigerung des belaſteten Grundſtücks, wenn nicht nach den Verſteigerungsbedin⸗ 
gungen die Reallaſt beſtehen bleiben ſoll (58 91, 92 3G). Für das Altenteil (Leibgedinge uſw.) 
gilt inſoweit bei der Zwangsverſteigerung die wichtige Sonderregelung des 99 EG Z Vc, dazu in 
Preußen Art 6 AG 3 VG. Danach bleiben ſolche Rechte grundſätzlich auch dann beſtehen, wenn 
lie im geringſten Gebot nicht berückſichtigt ſind (MG 148, 310; 152, 104; 153, 253; Warn 1935 
Nr 43, 83; JW 1934, 3004). Im übrigen ift in der Zwangsverſteigerung für eine durch den Zu⸗ 
ſchlag erlöſchende, ablösbare Reallaſtberechtigung Erſatz aus dem Verſteigerungserlöſe in Höhe der 
Ablöſungsſumme (A 1) zu gewähren (5 92 Abſ 1,3 ZIG). Dieſe Ablöſungsſumme iſt aber nicht 
chon vom Tage des Zuſchlags ab zu verzinſen, ſondern wird erſt im Verteilungstermin fällig. Die 
bis dahin in Anſatz zu bringenden Einzelleiſtungen (z. B. Geldrenten) vertreten nach $ 1107 die 
telle der Zinſen (RG 85, 248). Dies gilt auch dann, wenn bei einer durch Zahlung von Tilgungs⸗ 
beitragen abzutragenden Reallaſt die in Geldrenten beſtehenden Einzelleiſtungen die Tilgungs⸗ 
beiträge mitenthalten; denn dieſe Tilgung kommt bei der Feſtſtellung der Ablöſungsſumme mit 
in Betracht (RG 85, 248). Weitere Beendigungsgründe können ſich aus landesgeſetzlichen Vor⸗ 
chriften ergeben, insbeſondere aus denen über die Ablöſung (Art 113 CG; OLG 2, 496; 7, 374).— 
Die Fragen der Übertragbarkeit und der Übertragung der Reallaſt als Ganzes und der 
einzelnen Leiſtungen find geregelt in den 88 1107, 1111. f ö 
5. Derjenige, zu deſſen Gunſten die Belaſtung erfolgt, kann bei der ſubjektiv⸗perſönlichen 
Reallaſt eine natürliche oder eine juriſtiſche Perſon fein. Eine ſubjektiv⸗dingliche Reallaſt (Abſ 2) 
kann nur für ein Grundſtück (Begriff $ 873 A 4) beſtellt werden, nicht für einen Grundſtücks⸗ 
Rachteil (anders beim belaſteten Grundſtück: $ 1106). Für einen realen Grundſtücksteil kann die 
teallaſtberechtigung nur begründet werden, wenn der Teil durch Abſchreibung von dem bis⸗ 
herigen und Übertragung auf ein anderes Grundbuchblatt zu einem ſelbſtändigen Grundſtück 
umgeſtaltet wird. Denn die für das belaſtete Grundſtück geltende Vorſchrift des 7 Abſ 2 GBO 
2 2) iſt auf das berechtigte Grundſtück nicht entſprechend anzuwenden (KGJ 53, 170). Auch 
kann der Eigentümer zweier Grundſtücke nicht das eine zugunſten des anderen mit einer Real. 
laſt belaſten. Vgl. hierüber ſowie über die aus $ 1009 ſich ergebende Ausnahme 8873 A7. Zuläſſig 
die Beſtellung und Eintragung von Reallaſten für mehrere Perſonen auf dieſelben Leiſtungen 
derart, daß die mehreren Reallaſten ſich gegenſeitig beſchränken (z. B. Altenteil für Eheleute: 
de L 18, 156). Auch kann eine Reallaſt für mehrere Perſonen als Geſamtberechtigte im Sinne 
des 8 428 beſtellt werden (IF® 18, 132). Die ſubjektiv-dingliche Reallaſt wird Beſtandteil des 
berechtigten Grundſtücks ($ 96) und teilt deſſen Schickſale. Den Einfluß der Teilung regelt $ 1109. 
egenſeitige ſubjektiv⸗dingliche Reallaſten bilden den Streitſtoff in RG 10, 172; Gruch 28, 246. 
4 Die Leiſtungen müſſen zwar wiederkehrende fein, doch tft nicht (wie z. B. im $ 1199) 
ſgerderlich, daß die Leiſtungstermine regelmäßig wiederkehren (RG 131, 175; RIA 2, 
DSL 2, 413; 12, 282; 39, 242). Unregelmäßig wiederkehrende Leiſtungen find z. B.: ein 
ſanndlohn, eine Kirchenbaulaſt (OLG 7, 35); die Unterhaltung einer Einfriedigung um das be⸗ 
1 Grundſtück, eines Zaunes, einer Turmuhr, einer Brücke, einer Überfahrt, einer Straße, 
9 Wehres in einem Fluſſe, eines Grabens (RG 4, 133; 11,315; Gruch 55, 1138; KJ 38 A 269; 
als G2, 418; 8, 127; 12, 281; 22, 407; 26, 101 f.; 35, 327). Ferner haben dauernde Leiſtungen 
Gr wiederkehrende zu gelten, z. B.: die Erhaltung eines beſtimmten Zuſtandes auf dem belaſteten 
9 undſtück (RG Gruch 55, 1138); die Unterhaltung und der Betrieb einer Fähre (DLG 26, 101; 
(O8 die Unterhaltung eines Zaunes — aber nicht in Preußen nach $$ 1, 2, 6 Geſ v. 2. 3. 1850 — 
8 43,9). Auch brauchen die einzelnen Leiſtungen weder gleich oder gleichartig zu ſein 
2, 192; ORG 7, 32; 43, 228) noch eine feſt beſtimmte Höhe zu haben (OLG 12, 281; 
Fehl 51, 271; 35@ 1, 438; OLG 43, 228). Weiter ift nach allgemeinen Grundſätzen und beim 
oder en eines Verbots die Begründung einer Reallaſt auch unter einer auflöf enden Bedingung 
ſlatt auf Zeit, ſei es eine beſtimmte oder eine unbeſtimmte (z. B. auf Lebenszeit des Berechtigten), 
haft (KJ 21 A 314; OLG 2, 495). Insbeſondere kann die Reallaſt allmählich abtragbar 
ſein (u durch Leiſtungen in Geldrenten zur Verzinfung und Tilgung eines gewährten Darlehns) 
ſtell (RO 85, 247; Kchg 21A 312). Dagegen kann eine einmalige Leiſtung (3. B. die Her⸗ 
abfinde einer Waſſerleitung, die Befeitigung eines überragenden Geſimſes, eine einmalige Hofes⸗ 
ik 8 0 nicht Gegenſtand einer Reallaſt fein (RG) 57, 334; RA 1, 25; O 0 26, 102). Streitig 
Leiſt Inhalt einer Altenteils⸗Reallaſt (Art 96 EGBGB, Art 15 Pr. AG BGB) eine einmalige 
einer (8, B. die Ausrichtung des Begräbniffes des Altenteilers, die Ausſtattung feiner unver⸗ 
Geſa eten Kinder) fein darf. Dies ift dann zu bejahen, wenn es ſich um einzelne innerhalb eines 
gamtbereichs wiederkehrender Leiſtungen feſtgeſetzte, dieſem Bereich innerlich angehörende 
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Leiſtungen handelt, die ihrer Natur nach nur einmalig find (IFG 1, 439). Eine Geldrentenreallaſt 
iſt nicht eintragbar, wenn die Höhe der Rente nicht beſtimmbar iſt (J§ 1, 429). Jedoch 
kann eine Geldrentenreallaſt, bei der ſich die Höhe der Rente nach dem jeweiligen Preiſe einer 
von vornherein feſtgeſezten Menge von Getreide beſtimmt (feſte Geldrente im Sinne des 8 91 
preuß. Ablöſungscheſ: A !), beſtellt und eingetragen werden (IG 1, 432). Dasſelbe gilt für den 
Fall der Feſtſetzung der Einzelleiſtungen mit einer Goldwertklauſel (JF 1, 434). 

7. Die Leiſtung kann jeden erlaubten Inhalt haben. Aus einem Grundſtück zu entrichten 
iſt ſie immer dann, wenn ſie in irgendwelcher Beziehung zum dienenden Grundſtück ſteht (RG 
Gruch 55, 1138). Sie kann beſtehen in einem Geben, z. B.: Gewährung von Geld, Nahrungs⸗ 
mitteln oder anderen Sachen (RIA 2, 192; Od 12, 281); Zahlung einer Rente zur Verzinſung 
und Tilgung eines Kapitals während einer beſtimmten Anzahl von Jahren (MG 85, 247; 
NJ 21 A 312; Os 2, 495); Gewährung von Holz aus Waldungen (NG Warn 1913 
Nr 145). Sie kann aber auch beſtehen in einem Tun, z. B.: Dienſtleiſtungen, Beköſtigung 
(NS Gruch 46, 131); Aufziehen einer Turmuhr (MS 4, 131); Inſtandhalten einer Brücke, einer 
Überfahrt (OL 2, 413; 8, 126; 26, 101f.); Räumung eines Grabens (OLG 12, 281); Anzeige 
von jedem abzuschließenden Mietvertrage über das belaſtete Grundſtück, um dem Berechtigten 
den Eintritt in den Vertrag zu ermöglichen (OLG 7, 35). Schließlich kann ſie auch beſtehen in der 
Erhaltung eines beſtimmten Zuſtandes auf dem dienenden Grundſtück, z. B.: des Be⸗ 
triebs eines Mineralbades, eines Holzſchneidewerks, einer Fähre (RG Gruch 55, 1138; OLG 26 
S. 101, 104) oder der ordentlichen Inſtandhaltung einer Grabſtätte, insbeſondere beim Altenteil 
(ORR 1933 Nr 1353; enger ZW 1936, 107125). Ih einem Unterlaſſen kann aber die wieder⸗ 
kehrende Leiſtung nicht beſtehen. Die Pflicht eines Grundſtückseigentümers zum Unterlaſſen kann 
nur Gegenſtand einer Dienſtbarkeit fein (ftr.; M 3, 585; Prot 3, 734; RG 60, 90ff.). Ein wegen 
Verſtoßes gegen $ 10 GewO unzuläſſiger Inhalt einer Reallaſt ift die Verpflichtung des jeweiligen 
Inhabers einer Gaſtwirtſchaft, das Bier während eines beſtimmten Zeitraums nur von einer 
beſtimmten Brauerei zu beziehen (RG 59, 109; 63, 333). Zuläſſig iſt bei preuß. Rentengütern 
die Eintragung der dem 84 RentengutsG v. 27. 6. 1890 entſprechenden Verpflichtung zur Ge⸗ 
bäudeerhaltung, Inventarhaltung und Verſicherung (KJ 39 A 206; 45 A 220; 51, 234 unter 
Preisgabe von 26A 118). Dagegen iſt unzuläſſig die Eintragung der dem Rentengutserwerber 
auferlegten Verpflichtung, das Grundſtück ſelbſt zu bewohnen und zu bewirtſchaften (JW 1933, 
701). Vgl. auch Rc 55, 380 (Schmiedezwang), RG 75, 161 (Kohlenzehnt). Über ein Tun oder 
die Erhaltung eines Zustandes als Nebenbeſtandteil einer Grunddienſtbarkeit gibt Aus⸗ 
kunft 8 1018 A 4. Der Unterſchied zwiſchen der Geldrente als Reallaſt und der Rentenſchuld 
erhellt aus $ 1199 und ROY 21 4 312; ORG 2, 496. Den Unterſchied zwiſchen einer Real⸗ 
laſtberechtigung und einer Grunddienſtbarkeit, bei der dem Eigentümer des dienenden 
1 die Verpflichtung zur Unterhaltung einer Anlage obliegt, behandeln die A 2, 5 zu 
$ 1021. 

8. Wegen der Entrichtung der Einzelleiſtungen aus dem Grundſtücke wird verwieſen auf 
§ 1107 A 2 „Befriedigung“. Der Reallaſtberechtigte kann grundſätzlich nur wegen der Einzel» 
leiſtungen, nicht wegen des Rechts im ganzen die Zwangsverſteigerung des belaſteten Grundſtücks 
betreiben. Das Reallaſtrecht als Ganzes zeigt hinſichtlich der Befriedigung aus dem Grundſtück 
ſeine Wirkſamkeit erſt dann, wenn die Zwangsverſteigerung von dritter Seite durchgeführt wird 
(Prot 3, 731). Wenn aber das Recht nach Maßgabe landesgeſetzlicher Vorſchriften (Art 113 EG) 


abgelöſt iſt, kann der Reallaſtberechtigte gegebenenfalls wegen der Ablöſungsſumme die Zwangs⸗ 
verſteigerung betreiben. 


$ 1106 


Ein Bruchteil!) eines Grundftüds kann mit einer Neallaſt nur belaſtet?) 
werden, wenn er in dem Anteil eines Miteigentümers beſteht s). 
E 11053 II 1016; M 3 586; P 3 734. 


1. Nach der den 89 1095, 1114 (Vorkaufsrecht, Hypothek) entſprechenden Vorſchrift kann 
zwar ein Miteigentümer ſeinen Anteil mit einer Reallaſt belaſten, nicht aber der Alleineigentümer 
einen Bruchteil ſeines Grundſtücks und auch nicht ein Miteigentümer einen Bruchteil ſeines An⸗ 
teils (OLG 20, 407). Hier gilt entſprechend das in $1114 A1 Geſagte. Daraus folgt, daß auch 
der Erwerber einer Grundſtückshälfte dieſe nicht mit einer Reallaſt 6. B. einem Altenteil) belaſten 
kann, wenn ihm die andere Grundſtuckshalfte bereits gehört (JW 1936, 347965). Dagegen iſt es 
nach $ 98 zuläſſig, daß der Alleineigentümer eine beſtimmte Teilfläche (realen Teil) eines Grund⸗ 
ſtücks belaſtet, da der einzelne Teil als nicht weſentlicher Grundſtücksbeſtandteil Gegenſtand be 
ſonderer Rechte ſein kann. Die Abſchreibung des ſonderbelaſteten Teils und der Eintragung als 
ſelbſtandiges Grundstück kann nach 97 Abſ 2 GVO unterbleiben, wenn hiervon Verwirrung nicht 
zu beſorgen iſt (Ke 20 K 80) und die Vorſchriften des 92 Abſ 3 GBO über die Vorlegung einer 
Karte beachtet ſind. Wird das mit einer Reallaſt belaſtete Grundſtück mit einem anderen un⸗ 
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belaſteten vereinigt (8890 Abſſ 1) oder dieſem als Beſtandteil zugeſchrieben (8890 Abi 2) 
oder wird umgekehrt dieſes Grundſtück jenem zugeſchrieben, ſo tritt in keinem Falle das andere 
Grundſtück in die Belaſtung für die Reallaſt ein (OLG 11, 332). Anders ift die Rechtslage nach 
1131 bei hypothekariſchen Rechten im Falle der Zuſchreibung eines Grundſtücks zu einem mit 
ſolchen Rechten belaſteten Grundſtück. 

2. Die Folge der Belaftung nur des Miteigentumsanteils ift, daß die Zwangsvollſtreckung 

aus der Reallaſt nur in dieſen Anteil ſtattfindet (8 864 Abſ 2 3 PO). Danach iſt die Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung in den Anteil auch dann noch zuläſſig, wenn das Miteigentum nicht mehr beſteht, z. B. 
weil der andere Miteigentümer den Anteil im Wege freiwilliger Auseinanderſetzung oder aus ſonſt 
einem Rechtsgrunde hinzuerworben hat oder weil beide Miteigentümer das Grundſtück an einen 
Dritten veräußert haben. 
. Soll das Miteigentum im Wege der Teilungszwangsverſteigerung nach den $$ 180—184 
986 aufgehoben werden, jo muß die Reallaſt, wenn fie auf dem Anteil des Antragſtellers ein- 
getragen ſteht, gemäß den $$ 182, 44 ZUG in das geringſte Gebot aufgenommen werden. ft fie 
dagegen lediglich auf dem Anteil eines anderen Miteigentümers eingetragen, fo bleibt fie nach $ 182 
Abſ 1, 2 3966 bei der Feſtſtellung des geringſten Gebots unberückſichtigt und erliſcht nach den 88 91, 
32 3886 durch den Zuschlag mit der Folge des Erſatzanſpruchs aus dem Erlöſe nach Maßgabe 
des Ranges, es ſei denn, daß fie auf dieſem Anteil einem Recht im Range vorgeht oder gleich- 
ſteht, das zugleich auch den Anteil des Antragſtellers (mit) belaſtet (KGGJ 26 A 304). 


$ 1107 


Auf die einzelnen Leiſtungen ) finden die für die Zinſen einer Hypotheken 

forderung geltenden Vorſchriften entſprechende Anwendung 7). 

ET 1051, 1060 II 1016; M 3 684, 598; P 3 731, 738. 
1. Auf die einzelnen Leiſtungen ſollen die Vorſchriften über Hypothekenzinſen deswegen 
zutſprechende Anwendung finden, weil fie zu der Reallaſt im ganzen (der Reallaſtberechtigung) 
— gleichem Verhältnis ſtehen wie die Hypothekenzinſen zu der Hypothekenforderung (M3, 593). 
Ale Reallaſtb erechtigung im ganzen bildet eine ſelbſtändige, d. h. von einem perſönlichen 
Kuſpruch unabhängige, dingliche Belaſtung des Grundſtücks, wodurch die Verpflichtung des Eigen⸗ 
zamers zu den während der Dauer feines Eigentums fällig werdenden Leiſtungen begründet wird 
(. 3, 584). Sie folgt ihren eigenen Regeln und hat auch gegenüber dem Recht auf die Einzel⸗ 
leiſtungen, die aus ihr fließen, ſelbſtändige rechtliche Bedeutung (RG 75, 163; 129, 213), kann 
uſpricche (z. B. auf Grundbuchberichtigung nach § 894, auf Feſtſtellung) erzeugen und, wenn fie 
55 Landesrecht ablösbar iſt (81105 A 1), ein Recht auf die Ablöſungsſumme gewähren ($ 1105 
, 8). Auf fie finden die Vorſchriften über die Hypothek keine Anwendung. Daher 
ſiot es keine Eigentümerreallaſt entſprechend dem § 1163 Abſ 1 Satz 2 (etwa bei einer ablös⸗ 
ven Reallaft nach Zahlung der Ablöſungsſumme) oder entſprechend dem $ 1168 (Verzicht des 
zerechtigten). Ebenſo find, wenn die Reallaſt auf mehrere Grundſtücke eingetragen iſt, 
Ananwendbar die 8 1172ff. (Beſonderheiten der Eigentümerhypothek, Erlöſchen der Hypothek 
an einem der belafteten Grundſtücke) und $ 1132 Abſ 2 (Verteilung auf die einzelnen Grundſtücke). 
h N der Zwangsverſteigerung findet aber $ 50 38G (Erweiterung der Zahlungspflicht des Erſtehers 
975 Falle des Nichtbeſtehens einer im geringſten Gebot berückſichtigten Hypothek) auf die Reallaſt 
utſprechende Anwendung (551 ZU). ö j 
Bu Die entſprechende Anwendung der Vorſchriften über Hypothekenzinſen hat nur inſoweit 
im inden, als nicht durch die 88 1105 ff. Sonderbeſtimmungen gegeben ſind. Hiernach gilt 
1 genen folgendes: Der die Eintragung der Hypothek betreffende § 1115 ift auf die ein- 
10 nen Reallaſtleiſtungen nicht anwendbar, weil die Ausnahmebeſtimmung in $ 1115 Abi 1 Halbſ 1 
Einpabe des Geldbetrags im Grundbuch) lediglich für die Eintragung der Hypothek gilt und die 
ae gung der Reallaſt fich nach $ 874 BGB, $ 49 ED richtet (RG 54, 93; RA 2, 192). Da- 
5 a MD anwendbar die 88 1120 —1131, welche die Erſtreckung der Haftung für die Hypothek 
af dort bezeichneten Gegenſtände (Zubehör, Miet, und Pachtzinsforderungen, Verſicherungs. 
Ser an regeln (ſtr. Ren Warn 1916 Nr 282; 28 1932, 553; OLG 29, 359 für einen Tonnenzins, 
91 einer den Grundſtücken gleichſtehenden ſelbſtändigen Kohlenabbaugerechtigkeit eingetragen 
pfli nn Geltungsgebiet des PrAblöſcheſ. v. 2. 3. 1850 iſt aber nach $$ 6, 91 eine Tonnenzinsver⸗ 
1 teht ung als beſtändige Reallaſt ohne feſte Geldrente nicht eintragungsfähig: KJ 47, 218). 
11182 55 Reallaſt auf mehreren Grundſtücken eingetragen, ſo kann der Berechtigte gemäß 
Or bi 1 wegen der Einzelleiſtungen die Befriedigung nach feinem Belieben aus jedem der 
wenn eitüde ganz oder zu einem Teile ſuchen. Der Abſ 2 § 1132 (Verteilung) aber ift nicht an- 
än Be: da er ſich auf Hypothekenzinſen nicht bezieht. Soll der Inhalt der Einzelleiſtung ver⸗ 
belastet werden, jo gilt hinſichtlich des Erforderniſſes der Zuſtimmung der Eigentümer ſämtlicher 
wendbar Srundſtücke das in § 1132 A 2, 3 Bemerkte entſprechend (JW 1923, 1038). Nicht an- 
ar iſt § 1133, da er nur die Herbeiführung der Fälligkeit des Hypothekenkapitals wegen 
G, Kommentar von Reichsgerichtsräten. 9. Aufl. III. Bd. (Beſſau.) 33 
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Gefährdung der Sicherheit betrifft. Dagegen kann der Reallaſtberechtigte im Falle gefährdender 
Verſchlechterung des Grundſtücks durch unwirtſchaftliche Einwirkungen und Maßnahmen des 
Eigentümers, die den Wert oder den Beſtand des Grundſtücks verringern, zur Sicherung der 
Einzelleiſtungen mit Maßregeln einſchreiten, die denen in den §§ 1134, 1135 entſprechen. Ins⸗ 
beſondere kann er die Unterlaſſungsklage erheben. Denn er braucht eine nach dem Rechtsverhältnis 
zwiſchen ihm und dem Eigentümer widerrechtliche Gefährdung der Sicherheit ſeines Rechts nicht 
zu dulden (ſtr. R Gruch 48, 351; Warn 1916 Nr 282; ORG 29, 359). Dem Beklagten ſind gegen⸗ 
jüber dem Anſpruch auf einzelne Reallaſtleiſtungen die Einreden aus den §§ 1137, 1188 nicht 
gegeben, da dieſe Vorſchriften eine dem dinglichen Recht zugrunde liegende perſönliche Forderung 
zur Vorausſetzung haben (A 1). Die Befriedigung wegen der Einzelleiſtungen (wegen des ganzen 
Rechts § 1105 A 4) aus dem Grundſtück erfolgt nach den SS 1147, 1148 im Wege der Zwangs, 
vollſtreckung (Zwangsverſteigerung oder Zwangsverwaltung) auf Grund eines gegen den ein⸗ 
getragenen Eigentümer gerichteten vollſtreckbaren Titels auf Duldung der Zwangsvollſtreckung. 
Dieſer Titel kann auch eine vollſtreckbare Urkunde ſein, ſoweit die Vorausſetzungen des $ 794 Nr 5 
ZPO (Anſpruch auf Zahlung einer beſtimmten Geldſumme oder auf Leiſtung einer beſtimmten 
Menge anderer vertretbarer Sachen oder Wertpapiere) vorliegen. Die Unterwerfung unter die 
ſofortige Zwangsvollſtreckung wegen der Reallaſt im ganzen iſt allerdings, mögen auch die Einzel⸗ 
leiſtungen in Geldrenten beſtehen, nicht zuläſſig, da 9 800 BED eine ſolche Unterwerfung nur in 
Anſehung einer Hypothek, einer Grundſchuld oder einer Rentenſchuld geftattet und § 1107 nur den 
Rechtsinhalt betrifft, überdies auch auf die Reallaſtberechtigung im ganzen keine Anwendung findet 
(Och 5, 132). Für die Befriedigung durch einen Dritten gilt entſprechend § 1150 nebſt 
268. Die Übertragung des Anſpruchs auf rückſtändige Einzelleiſtungen vollzieht ſich nach 
$ 1155 Abſ 2 in Verbindung mit $ 398 durch einen keiner Form bedürfenden Abtretungsvertrag. 
Dabei richtet ſich das Rechtsverhältnis zwiſchen dem Eigentümer und dem neuen Gläubiger nach 
den für die Übertragung von Forderungen geltenden allgemeinen Beſtimmungen (88 398413). 
Die Vorſchriften der §88 1154 bis 1157 finden daher keine Anwendung. Auf den öffentlichen 
Glauben des Grundbuchs kann ſich der Erwerber nach § 1159 Abſ 2 nicht berufen. Pfändung und 
Überweiſung erfolgen nach 9 830 Abſ 2, $ 837 Abs? ZPO gemäß den 89 829, 835 ZPO (JW 
1932, 15645; Haig 1932 Nr 1003). Die Übertragung des Anſpruchs auf noch nicht fällige 
Einzelleiſtungen beſtimmt fich nach den für die Übertragung des Hauptrechts geltenden Vor⸗ 
ſchriften, alſo nach $873. Soweit es ſich dabei um Leiſtungen der im § 1158 bezeichneten Art 
handelt, gelten nach § 1158 für das Rechtsverhältnis zwiſchen dem Eigentümer und dem neuen 
Glaubiger die 65 404, 406408. Bei anderen nicht fälligen Leiſtungen wirkt der öffentliche Glaube 
des Grundbuchs zugunſten des Erwerbers. Wegen der Übertragbarkeit ift zu verweiſen auf 
51111 A2. Soweit die Einzelleiſtung übertragbar ift, kann fie auch belaſtet (3. B. nach 88 1274, 
398 verpfändet) werden. Der Anſpruch auf die Einzelleiſtung erliſcht, ſofern nicht einem Dritten 
(3, B. kraft Abtretung) ein Recht darauf zufteht, nach 8 1178 bj I bei der Vereinigung des 
Eigentums mit der Reallaſtberechtigung in einer Perſon, obwohl die Reallaſtberechtigung ſelbſt 
nach $ 889 trotz der Vereinigung nicht erliſcht. Für die Dauer der Vereinigung kommen bei fällig 
werdenden Einzelleiſtungen, für die der Eigentümer nach § 1108 perſönlich haftet, die 88 1177 
Abſ 2, 1197 (Vereinigung des Eigentums mit einer verzinslichen Hypothek, deren Forderung dem 
Eigentümer ſelbſt zuſteht) zur Anwendung. Danach kann der Eigentümer und gleichzeitige Real⸗ 
laſtberechtigte fällig gewordene Einzelleiſtungen nur in der von einem anderen ausgebrachten 
Zwangsverwaltung und auch nur für deren Dauer aus der Zwangsverwaltungsmaſſe verlangen, 
alſo in der Zwangsverſteigerung aus der Zwangsverſteigerungsmaſſe überhaupt nicht (NG 60, 
362). Zum Verzicht auf rückſtändige Einzelleiſtungen genügt nach § 1178 Abſ 2 die form⸗ 
loſe Erklärung des Reallaſtberechtigten gegenüber dem Eigentümer. Solange aber einem Dritten 
ein Recht an dem Anſpruch (z. B. durch Abtretung) zuſteht, ift auch die Zuſtimmung des Dritten 
erforderlich. Für den Verzicht auf noch nicht fällige Einzelleiftungen iſt 9875 maßgebend. 
Danach bedarf es insbeſondere der Eintragung in das Grundbuch. — Nach den $$ 194, 197, 201 
in Verbindung mit § 902 Abſ 1 Satz 2 vollzieht ſich die Verjährung rückſtändiger Einzelleiſtungen 
ebenſo wie die rückſtändiger Hypothekenzinſen in einer vierjährigen Verjährungsfriſt. Die Friſt 
beginnt mit dem Schluß des Jahres, in dem der Anſpruch auf die Einzelleiſtung zur Entſtehung 
gelangt. Dabei macht es keinen Unterſchied, ob die Einzelleiſtungen „regelmäßig“ wiederkehrende 
oder (51105 A 6) in nicht regelmäßig wiederkehrenden Zeiten zu entrichtende Leiſtungen finD- 
Die Beſtimmung des 3 197 jagt freilich, daß Anſprüche auf Rückſtände von Renten, Auszugs⸗ 
leiſtungen, Beſoldungen, Wartegeldern, Ruhegehalten, Unterhaltsbeiträgen und allen anderen 
„regelmäßig“ wiederkehrenden Leiſtungen ebenſo wie Anſprüche auf Rückſtände von Zinſen, die 
nicht regelmäßig wiederkehrende zu ſein brauchen, in vier Jahren verjähren ſollen. Daraus iſt 
aber nicht zu folgern, daß nur die „regelmäßig“ wiederkehrenden Einzelleiſtungen aus der Real- 
laſt in vier Jahren verjähren. In M 3, 306 war zwar bemerkt, daß zu den regelmäßig wieder⸗ 
kehrenden Leiſtungen namentlich die Reallaſten gehören. Dabei war aber hinzugefügt „ſoweit 
bei dieſen die bezeichnete Vorausſetzung zutrifft“, und es war auf $ 1060 verwieſen, der 1 
§ 1107 des Geſetzes entſpricht. Nach dieſer Geſchichte des Geſetzes und bei Berückſichtigung des 
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Umſtandes, daß § 1107 eine Sonderbeſtimmung darſtellt, iſt die Auffaſſung gerechtfertigt, daß 
auch unregelmäßig wiederkehrende Leiſtungen aus einer unter § 1105 fallenden Reallaſt hin- 
ſichlich der Verjährung den Hypothekenzinſen gleichſtehen (ftr.). — Endlich iſt noch zu bemerken: 
$ 289 iſt auch hier anwendbar. Verzugszinſen von rückſtändigen Einzelleiſtungen ſind alfo nicht 
zu entrichten. Die Wirkung des Urteils über einen Anſpruch aus einer Reallaſt im Falle 
der Veräußerung des belaſteten Grundſtücks regelt $ 325 Abſ 3 ZPO. Gewiſſe Einzelleiſtungen 
75 — in der Zwangsverſteigerung ein Recht auf vorzugsweiſe Befriedigung (8 10 Nr 4 
1 . 


§ 1108 
7 Der Eigentümer!) haftet für die während der Dauer feines Eigentums 
fällig 2) werdenden Leiſtungen auch perſönlich ), ſoweit nicht ein anderes 
beſtimmt iſt ). 
Wird das Grundſtück geteilt), fo haften die Eigentümer der einzelnen Teile 
als Geſamtſchuldner 9). 


E 1 1056 II 1017; M 3 587, 588; P 3 730, 736. 


1. Sind mehrere Eigentümer des belaſteten Grundſtücks vorhanden oder ſteht die Reallaſt 
auf mehreren, verſchiedenen Perſonen gehörigen Grundſtücken eingetragen, ſo findet die Vorſchrift 
des F 420 Anwendung. Danach iſt, wenn mehrere eine teilbare Leiſtung ſchulden, im Zweifel 
leder Schuldner nur zu einem gleichen Anteil verpflichtet. Aus dem Abf 2 des $ 1108 iſt eine regel 
mäßige Haftung als Geſamtſchuldner auch bei teilbaren Leiſtungen nicht zu entnehmen. Denn hier 
liegt eine Sond erbeſtimmung vor, die darauf beruht, daß im Falle der Teilung des belaſteten 
Grundſtücks eine Teilung der Schuld unter die verſchiedenen Eigentümer nach Köpfen gegenüber 

em Berechtigten unbillig erſcheint und auch ein Teilungsmaßſtab fehlt (M 3, 588). Würden aber 
mehrere Eigentümer allgemein als Geſamtſchuldner haften, ſo hätte es der Aufnahme des Abſ 2 
nicht bedurft, da die Grundſtücksteile zu ſelbſtändigen Grundſtücken werden und folglich nunmehr die 
d eallaft auf mehreren, verſchiedenen Eigentümern gehörigen Grundſtücken laſtet. Die Aufnahme 
des Abſ 2 ſpricht daher gegen die allgemeine Haftung als Geſamtſchuldner (ftr.; M 3, 588). Nur 
dann, wenn die Miteigentümer oder die Eigentümer der mehreren Grundſtücke ſelbſt die Reallaſt 
gemeinſchaftlich beſtellt haben, kann die nur für den Zweifelsfall gegebene Beſtimmung des $ 420 
nicht gelten. Denn dann iſt als Wille der Beteiligten ihre Haftung als Geſamtſchuldner nach $ 421 
auch hinſichtlich teilbarer Leiſtungen anzunehmen, und zwar ohne Rückſicht auf $ 427, der nur 
dann in Betracht käme, wenn ſich die mehreren Eigentümer gegenüber dem Berechtigten durch 
einen beſonderen Vertrag gemeinſchaftlich zur Gewährung der teilbaren Leiſtungen verpflichtet 
18 54 d Das Verhältnis der mehreren Eigentümer zueinander beſtimmt ſich nach den 

„755. 

Ei 2. Soweit die dem Eigentümer obliegenden Einzelleiſtungen während der Dauer ſeines 
2 gentums fällig geworden find, bleibt feine perſönliche Haftung auch dann noch beſtehen, wenn 
r nicht mehr Eigentümer iſt, z. B. das Grundſtück veräußert oder nach $ 928 aufgegeben hat. 

urch Vertrag kann dieſe Haftung ſowohl beſchränkt wie erweitert werden (A 4). Insbeſondere 

un ſie ausgedehnt werden auf Einzelleiſtungen, die nicht ſchon während der Dauer des Eigen ⸗ 
Beil ſondern erſt in der Beſitzzeit eines Eigentumsnachfolgers oder auch mehrerer aufeinander 
lelgender künftiger Grundſtückserwerber fällig werden (Rs SeuffA 89 Nr 2). Anderſeits haftet 

a Geſetzes der Eigentümer für die zur Beſitzzeit eines Rechtsvorgängers fällig gewordenen 
ſtandengen nicht perſönlich, ſondern nur dinglich mit dem Grundſtück. Ebenſo haftet für die Rück⸗ 
ne feiner Beſitzzeit der Beſitznachfolger nur dinglich, falls er nicht Erbe iſt oder die Schuld 
— rücklich vertraglich übernommen hat. Im Verhältnis zwiſchen dem bisherigen Eigentümer 
zur al Beſitznachfolger aber beſtimmt ſich mangels vertraglicher Regelung die Verpflichtung 

„Tragung der Leiſtungen nach $ 108. 
no ber Auch perſönlich haftet der Eigentümer für die vom Geſetz bezeichneten (A2) Einzelleiſtungen 
echt der aus $ 1105 ſich ergebenden dinglichen Haftung mit dem Grundſtück (vgl. für früheres 
der i NG 16, 141; 60, 56). Dieſe Haftung trifft ihn ohne Rückſicht darauf, ob er der Beſteller 
erwo ae: iſt oder nicht (RG 70, 172), und unabhängig davon, auf welche Weiſe er das Eigentum 
56). 2 N hat, alſo z. B. auch dann, wenn ihm das Grundſtück als Erſteher zugeſchlagen ift (RG 60, 
niſſe Auf die perſönliche Haftung finden die allgemeinen Vorſchriften des Rechts der Schuldverhält ⸗ 
person bang Sie erliſcht insbeſondere nach Maßgabe der 88 362 ff. Für Art und Umfang der 
HR fe ichen Haftung bleibt aber immer maßgebend die dingliche Belaſtung des Grundſtücks, 
Ei 15 aus dem Grundbuch ergibt; zu einer anders gearteten oder größeren Leiſtung iſt der 
zur B mer auch perſönlich nicht verpflichtet RG 108, 295). Für die dingliche Klage auf Leiſtung 
Gericht meidung der Zwangsvollſtreckung in das Grundſtück (5 1107 A 2 „Befriedigung“ iſt das 

ht des belegenen Grundſtücks nach $ 24 ZPO ausſchließlich zuſtändig. In dieſem Gerichts⸗ 
33* 
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ſtande kann nach $ 26 ZPO auch die perſönliche Klage gegen den Eigentümer erhoben werden 
(ogl. auch 825 ZPO). Im Falle einer Klage auf künftige Entrichtung von Reallaſtleiſtungen gemäß 
$ 258 ZPO darf der beklagte Eigentümer, wenn er das Grundſtück im Lauf des Rechtsſtreits 
veräußert, wegen der erſt nach der Veräußerung fällig werdenden Leiſtungen nicht verurteilt 
werden, da er für dieſe Leiſtungen weder dinglich noch perſönlich haftet (A 2; RG 70, 172). 

4. Eine andere Beſtimmung kann ſchon bei der Beſtellung der Reallaſt oder auch erſt nach⸗ 
träglich durch Vertrag zwiſchen dem Eigentümer und dem Reallaſtberechtigten getroffen werden. 
Dabei kann die perſönliche Haftung beſchränkt oder auch gänzlich ausgeſchloſſen werden, ſo daß 
inſoweit eine Reallaſt mit lediglich dinglicher Haftung auch für die Einzelleiſtungen beſteht. Da aber 
die dingliche Belaſtung mit einer Reallaſt kraft beſonderer geſetzlicher Vorſchrift an ſich die Wirkung 
hat, daß der Eigentümer für die zu ſeiner Beſitzzeit fällig werdenden Einzelleiſtungen perſönlich 
haftet und eine andere Beſtimmung vom Geſetze nur zugelaſſen iſt, ſo betrifft eine ſolche andere 
Beſtimmung den Inhalt der dinglichen Belaſtung ſelbſt. Deshalb findet hierauf, wenn ſie bei der 
Beſtellung erfolgt, $ 873 und, wenn fie nachträglich feſtgeſetzt wird, 5 877 Anwendung. Sie bedarf 
daher zur dinglichen Wirkung (z. B. gegenüber einem Erwerber der Reallaſtberechtigung) der 
Eintragung (ftr.). 

5. Wird das belaſtete Grundſtück geteilt, jo haften die einzelnen Teile für die Reallaſt im ganzen 
und für die Einzelleiſtungen ſo wie bisher. Die Reallaſtberechtigung wird auf die für die ab⸗ 
getrennten Teile anzulegenden neuen Grundbuchblätter übertragen. Bezüglich der Befriedigung 
wegen der Einzelleiſtungen aus der Geſamtheit der Grundſtücksteile findet F 1132 Abſ 1 gemäß 
$ 1107 Anwendung ($ 1107 A 2 „ Befriedigung“). Soll die Übertragung nicht erfolgen, fo iſt eine 
Aufgabeerklärung des Reallaſtberechtigten zugunſten der freizulaſſenden Teile gemäß § 875 er⸗ 
forderlich. Wenn die Reallaſt mit dem Recht eines Dritten belaſtet iſt, kommt auch § 876 zur An⸗ 
wendung (ogl. auch $21 GBO). Gemäß Art 120 Abſ 1, 2 Nr 1 EG kann aber nach landesgeſetz⸗ 
licher Vorſchrift auf Grund eines Unſchädlichkeitszeugniſſes die i enen Abſchreibung oder 
die Verteilung der Reallaſt auf die einzelnen Teile erfolgen. Bei Reallaſten für den Staat oder 
eine öffentliche Anſtalt iſt auch Art 121 Ech zu beachten. Die Teilbarkeit und Verteilung einer 
Deichlaſt behandelt OLG 12, 131. Für die aus einer Obſervanz ſich ergebende öffentlich ⸗ rechtliche 
Verpflichtung zur Unterhaltung eines natürlichen Waſſerlaufs gilt die Regel des $ 1108 Abſ 2 
un (JW 1938, 76439). Die Rechtsfolgen der Teilung des Grundſtücks des Berechtigten 
regelt $ 1109. 

6. Der geſetzgeberiſche Grund für die Haftung der Teileigentümer als Geſamtſchuldner 
ergibt ſich aus A 1. Auf die Geſamthaftung finden die 98 421—426 Anwendung. 


$ 1109 


Wird das Grundſtück des Berechtigten geteilt !), ſo beſteht die Neallaſt 
für die einzelnen Teile fort 2). Iſt die Leiſtung teilbar, fo beſtimmen ſich die 
Anteile der Eigentümer nach dem Verhältniſſe der Größe der Teile; iſt ſie 
nicht teilbar, fo finden die Vorſchriften des 8 432 Anwendung ). Die Ausübung 
des Nechtes iſt im Zweifel nur in der Weiſe zuläſſig, daß ſie für den Eigentümer 
des belaſteten Grundſtücks nicht beſchwerlicher wird ). 

Der Berechtigte kann beſtimmen, daß das Necht nur mit einem der Teile 
verbunden ſein ſoll. Die Beſtimmung hat dem Grundbuchamte gegenüber zu 
erfolgen und bedarf der Eintragung in das Grundbuch; die Vorſchriften der 
88 876, 878 finden entſprechende Anwendung ). Veräußert der Berechtigte 
einen Teil des Grundſtücks, ohne eine ſolche Veſtimmung zu treffen, ſo bleibt 
das Recht mit dem Teile verbunden, den er behält ). . 

Gereicht die Neallaſt nur einem der Teile zum Vorteile, ſo bleibt ſie mit 
dieſem Teile allein verbunden “. 

E 1 1058 II 1019; M 3 590; P 3 730f. 

1. Eine Teilung des Grundſtücks des aus der ſubjektiv⸗dinglichen Reallaſt Berechtigten er 
folgt in der Regel deshalb, weil ein Teil oder mehrere Teile oder auch ſämtliche Teile des bisher 
in einer Hand befindlich geweſenen Grundſtücks durch Veräußerung in das Eigentum eines anderen 
übergehen. Der Eigentümer kann aber auch kraft ſeines Eigentums das bisher einheitliche Grund- 
ſtück ohne eine Veräußerung dergeſtalt teilen, daß ein bisheriger Beſtandteil zu einem ſelbſtändigen 
Grundſtück wird, ſei es unter Übertragung auf ein anderes Grundbuchblatt, ſei es unter Ein 
tragung als ſelbſtändiges Grundſtück auf dem bisherigen Grundbuchblatt (88 3, 4, 7 GBO). 
Auch auf dieſen Fall der Teilung ohne Eigentumswechſel findet $ 1109 Anwendung (KJ 53, 
172). Wird umgekehrt das Grundſtück des Berechtigten mit einem anderen Grundſtuück vereinigt 
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($ 890 Abf 1) oder einem anderen Grundſtück zugeſchrieben ($ 890 Abſ 2), fo wird nach dem 
Grundſatz der Untrennbarkeit der Reallaſtberechtigung von dem berechtigten Grundſtück ($ 1110) 
das andere Grundſtück nicht mitberechtigt (M 3, 592). Deshalb ift im Grundbuch zu vermerken, 
daß nur jenes Grundſtück berechtigt geblieben iſt. 

2. Die als Regelſatz aufgeſtellte Beſtimmung, daß die Reallaſt für die einzelnen Zeile fort⸗ 
beſteht, bedeutet: Die Reallaſtberechtigung als Ganzes (RG 75, 163) — im Gegenſatz zu den 
einzelnen Leiſtungen, über die Satz 2 Beſtimmung trifft, — beſteht für die einzelnen Teile als nun⸗ 
mehr ſelbſtändige Grundſtücke in der Weiſe fort, daß die Reallaſtberechtigung ein gemeinſchaftliches 
Recht der einzelnen Grundſtücke im Sinne der 88 741ff. iſt. Dadurch wird der Umfang der Be⸗ 
laſtung des verpflichteten Grundſtücks ſelbſtverſtändlich nicht vergrößert. Was bei der Ausübung des 
Rechts im Hinblick auf eine mögliche größere Beſchwerung des Eigentümers zu gelten hat, beſtimmt 
Abſe1 Satz 3. Die Regel des Abj 1 Satz 1 gilt jedoch nicht für die ſog. Reallaſten mit örtlicher Be- 
ziehung zum berechtigten Grundſtück. Für dieſe iſt Abſ 3 maßgebend. Aber auch für die ſog. 
Reallaſten ohne örtliche Beziehung (3. B. Geldleiſtungen) gilt die Regel nach Abſ 2 Satz 1 nicht, 
wenn der Berechtigte die dort zugelaffene Beſtimmung nach Maßgabe des Abſ 2 Satz 2 trifft, 
daß das Recht nur mit einem der Teile verbunden fein ſoll. Ebenſo gilt jene Regel nach Abſ 2 
Satz 3 nicht, wenn der Berechtigte einen Teil des Grundſtücks veräußert, den anderen aber für ſich 
behält. Auch wenn der Berechtigte in dieſem Falle keine ſolche Beſtimmung trifft, bleibt das Recht 
nur mit dem ihm verbleibenden Teil verbunden. 

3. Sind die Einzelleiſtungen teilbar ($ 752; DLG 12, 132), fo find die mehreren Berechtigten 
nur teilberechtigt und zwar, abweichend von der für die Gemeinſchaft gegebenen Vorſchrift des 
9742, nach dem Verhältnis der Größe ihrer Grundſtücksteile. Im Falle der Unteilbarkeit kann 
dagegen nach dem anzuwendenden $ 432 der verpflichtete Eigentümer nur an alle Berechtigten 
gemeinſchaftlich leiſten; jeder Berechtigte kann nur die Leiſtung an alle fordern, aber verlangen, 
daß der verpflichtete Eigentümer die geſchuldete Leiſtung für alle Berechtigten hinterlegt oder, 
wenn ſie ſich nicht zur Hinterlegung eignet, an einen gerichtlich ($ 165 FGG) zu beſtellenden Ver⸗ 
wahrer abliefert. 

4. Nur im Zweifel darf, entſprechend der Vorſchrift des 1025 Satz 1, die Ausübung des 
Rechts durch die mehreren Berechtigten für den verpflichteten Eigentümer nicht beſchwerlicher 
ein. Diefe Auslegungsregel greift daher nicht Platz, wenn bei der Beſtellung der Reallaſt für den 
a 10 Teilung eine dem verpflichteten Eigentümer beſchwerlichere Ausübung für zuläſſig 

ärt iſt. 

5. Die Beſtimmung des Berechtigten, daß die Reallaſt nur mit einem der Teile verbunden 
ſein ſoll, bedarf keiner Form. Sie muß aber gegenüber dem Grundbuchamt (5 875 A 10) erfolgen 
und in das Grundbuch des belaſteten Grundſtücks eingetragen werden. Nach der entſprechend 
anzuwendenden Vorſchrift des § 876 iſt, wenn das Grundſtück des Berechtigten mit dem Recht 
eines Dritten belaſtet iſt, die Zuſtimmung des Dritten erforderlich, es ſei denn, daß ſein Recht 
durch die Aufhebung nicht berührt wird. Nach § 21 EBD ift aber formellrechtlich zur Löſchung 
auf dem Blatt des nicht mehr berechtigten Teiles die Zuſtimmung nur dann nötig, wenn die 
h eallaſtberechtigung auf dem Blatt der berechtigten Grundſtücks gemäß 5 9 Abſ 1 GBO vermerkt 
9 Nach Maßgabe des 8 878 wird die Beſtimmung des Berechtigten durch eine nachträgliche 
r nicht unwirkſam. Vgl. ferner Art 120 Abſ 2 Nr 2 Ech (Unſchädlich⸗ 

zeugnis). 
fü 6. Veräußert der Berechtigte einen Teil des Grundſtücts, fo kann er nach Abſ 2 Satz 1 be⸗ 

e daß dem veräußerten oder daß dem zurückbehaltenen Teil das Recht auschließlich 
3 1 ehen ſoll. In beiden Fällen findet $ 876 Anwendung (A 5). Trifft der Berechtigte keine Be: 
ang, fo bleibt nach Abſ 2 Satz 3 das Recht ausſchließlich mit dem zurückbehaltenen Teil 

en. Dies wird vom Geſetz als gewollt unterſtellt M 3, 591). Daher erſcheint auch in dieſem 
Be e entgegen der herrſchenden Meinung die Anwendung des $ 876 geboten. Denn das Er⸗ 
5 I des Rechts für den veräußerten Teil iſt nicht eine geſetzliche Folge der Veräußerung, ſondern 
ah enfo wie in den beiden vorgenannten Fällen auf den Willen des Berechtigten zurückzuführen, 
in dem Geſetz in einem ohne Beſtimmung geſchloſſenen Veräußerungsgeſchäft genügend 

Ausdruck gebracht fein foll. u. 
für 5 Gereicht die Reallaſt nur einem der Teile zum Vorteil, jo erliſcht fie bei der Teilung 
0 eil ie anderen Teile (vgl. $ 1025 Satz 2). Sie ift auf den Blättern dieſer nicht mehr berechtigten 
8 „bon Amts wegen zu löſchen ($ 9 Abſ 2 GBO). Der Zuſtimmung Dritter, mit deren Recht 
er Kerundſtück belaſtet iſt, bedarf es nach $ 876 Satz 2 hier nicht, da ihr Recht durch die Aufhebung 

Reallaſtberechtigung für die anderen Teile nicht berührt wird. 


$ 1110 


9˙ Eine zugunſten des jeweiligen Eigentümers eines Grundſtücks beſtehende 
eallaſt kann nicht von dem Eigentum an dieſem Grundſtücke getrennt werden!). 
E 1 1057 JI 1018; M 3 589; P 3 736f. 
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1. Aus dem hier, wie für das ſubzektiv⸗dingliche Vorkaufsrecht im $ 1003 Abſ 1, aufgeſtellten 
Grundſatz der Untrennbarkeit der ſubjektiv⸗dinglichen Reallaſt folgt: Die Reallaſt kann für 
ſich allein, ohne das berechtigte Grundſtück, nicht auf ein anderes Rechtsſubjekt, ſei es eine Perſon 
oder ein anderes Grundſtück, übertragen und daher auch nicht gepfändet werden (RG 12, 202). 
Ihre Belaſtung kann nur zugleich mit der des Grundſtücks erfolgen. Sie geht im Falle der Ver⸗ 
äußerung des Grundſtücks, ſei es auch im Wege der Zwangsverſteigerung ($ 865 Abſ 1 ABO; 
$ 20 Abſ 2, 5 90 Abſ 2 3885) auf den Erwerber mit über (M 3, 590; Prot 3, 737). Auf die vor 
dem Inkrafttreten des BGB begründeten Reallaſten findet $ 1110 gemäß Art 184 EG keine 
Anwendung. Denn zum Inhalt des Rechts im Sinne des Art 184 gehört auch die nach der früheren 
Geſetzgebung etwa vorhandene ſelbſtandige Übertragbarkeit, da unter dem Inhalt eines Rechts 
die Geſamtheit der Befugniſſe und Verpflichtungen des Berechtigten zu verſtehen iſt (ſtr.). 


§ 1111 

Eine zugunſten einer beſtimmten Perſon beſtehende Neallaſt kann nicht 
mit dem Eigentum an einem Grundſtücke verbunden werden ©); 

Iſt der Anſpruch auf die einzelne Leiſtung nicht übertragbar, ſo kann das 
Necht nicht veräußert oder belaſtet werden 2). 

E 1 1059 II 1020; M 3 592; ® 3 738, 

1. Die Verbindung der ſubjektiv⸗perſönlichen Reallaſt mit dem Eigentum an einem Grund⸗ 
ſtück, alſo die Umwandlung einer ſolchen Reallaſt in eine ſubjektiv⸗dingliche, ift verboten, weil 
dadurch der Verpflichtete beſchwert werden würde. 

2. Regelmäßig kann die ſubjektiv⸗perſönliche Reallaſt als Ganzes veräußert und (3. B. mit 
einem Nießbrauch, einem Pfandrecht) belaſtet werden. Beides gefchieht nach § 873 (Pfändung 
nach $ 857 Abſ 6, $ 830 Abs 1 Satz 2 3 PO). Eine Ausnahme hiervon enthält Abſ ? für den Fall, 
dat die Einzelleiſtung, deren regelmäßlg zuläſſige Übertragung nach $ 1107 erfolgt, ausnahmsweiſe 
nicht übertragbar iſt. Ob ein ſolcher Fall vorliegt, beſtimmt ſich nach den 99 399, 400, 413. Vgl. 
auch Art 115 Ech und für die Pfändung 3851 ZPO (JW 1932, 15642; HRR 1932 Nr 1003). 
Als unübertragbar kommen hier namentlich in Betracht perſönliche Dienſtleiſtungen, Pflege, 
Beſpeiſung uſw. durch den Eigentümer des belaſteten Grundſtücks, wie ſie beſonders bei Alten⸗ 
teilen häufig find. Auch wenn nur eine von mehreren Einzelleiſtungen unübertragbar iſt, wie das 
3. B. beim Altenteil häufig der Fall iſt (OL 8, 131), kann nach der Faſſung des Abſ 2 das Real⸗ 
laſtrecht weder ganz noch zum Teil veräußert oder belaftet werden. § 1059 E I (M 3, 592) und 
Prot 3, 738 Hatten unter Aufnahme des Wortes „ſoweit“ ſich für die Sund der Teilver⸗ 
dußerung entſchieden. Dies iſt demnächſt aber geändert worden (ſtr.). Sind mit Reallaſten, wie 
beim Altenteil häufig, beſchränkte perſönliche Dienſtbarkeiten (z. B. Wohnungsrecht, Recht zum 
Benutzen eines Gartens) verbunden, jo find die Dienſtbarkeiten nicht übertragbar (§ 1092) und 
deshalb die Reallaſten wenigſtens dann ebenfalls unübertragbar, wenn nach dem Willen der Be⸗ 
teiligten alle Rechte dasſelbe rechtliche Schickſal haben ſollten (K GJ 40 A 250; RIA 9, 69; OLG 
8, 131; 34, 195). Ein folder Wille wird regelmäßig bei denjenigen Altenteilen anzunehmen ſein, 
die in einem Gutsüberlaſſungsvertrag vereinbart ſind und ſich teils aus Naturalleiſtungen (Woh⸗ 
nung, Bekoſtigung), teils aus Geldleiſtungen zuſammenſetzen (JW 1935, 243921). Dagegen ſind 
bei einem lediglich auf die Leiſtung einer Geldrente gerichteten Altenteil die Einzelanſprüche 
auf die Rentenbeträge abtretbar (RG 140, 60). Grundſätzlich iſt das ſubjektiv⸗perſönliche Reallaſt⸗ 
recht vererblich, da Gegenteiliges nicht beſtimmt ift (ſtr.). Unvererblich iſt es jedoch, wenn es 
nicht veräußerlich iſt oder ſich aus dem Weſen der Berechtigung ergibt, daß ſie (wie z. B. das 
Altenteil) nur für die Lebenszeit des Berechtigten beſtehen ſoll. $ 1111 gilt nach Art 189 EG auch 
für die früher begründeten Reallaſten. — Iſt die Reallaſt zur Sicherung einer perſönlichen Forde⸗ 
rung beſtellt worden, jo iſt 81111 für die Frage der Übertragbarkeit der geſicherten Forderung 
ohne Bedeutung (HRR 1934 Nr 1286). 


8 1112 

dit der Berechtigte unbekannt, fo finden auf die Ausſchließung feines Rechtes 
die Vorſchriften des § 1104 entſprechende Anwendung 1). 

E II 1021; P 3 738. 

1. Wird der unbekannte Berechtigte einer ſubjektiv⸗perſönlichen Reallaſt wie ein unbekannter 
Hypothekengläubiger oder Vorkaufsberechtigter unter den Vorausſetzungen der 88 1104, 1170 
BOB im Aufgebotsverfahren nach Maßgabe der $$ 946 ff., 988, 1024 3 Pd durch vorbehaltloſes 
(R 67, 95; RIA 6, 145) Ausſchlußurteil mit feinem Recht ausgeſchloſſen, ſo erliſcht das Recht. 
Dann kann unter Vorlegung des Ausſchlußurteils die Berichtigung des Grundbuchs durch Löſchung 
gemäß $ 22 G80 beantragt werden. Dies gilt nach Art 189 Ech auch ffir die früher begründeten 
Reallaſten. Bei einer Reallaſt, die dem jeweiligen Eigentümer eines Grundſtlicks zuſteht, alſo 
ſubjektiv⸗dinglich iſt ($ 1105 Abſ 2), kommt ein Aufgebot des unbekannten Berechtigten nach den 
99 1112, 1104 nicht in Betracht ($ 1104 Abſ 2). 


Hypothek Grundſchuld Rentenſchuld (Vorbemerkungen) 519 


Achter Abſchnitt 
Hypothek Grundſchuld Rentenſchuld 


1. Die Rechtsformen der hypothekariſchen Belaſtung ſind Hypothek, Grundſchuld, Renten⸗ 
schuld. Die Begriffsbeſtimmung für die Hypothek gibt $ 1113, für die Grundſchuld $ 1191 und 
für die Rentenſchuld $ 1199. Danach haben alle drei Belaſtungsarten die Zahlung beſtimmter 
Geldſummen aus dem Grundſtück, und zwar die Rentenſchuld eine ſolche Zahlung in regelmäßig 
wiederkehrenden Terminen, zum Gegenſtande. Der Unterſchied zwiſchen der Hypothek einerſeits, 
der Grundſchuld und der Rentenſchuld anderſeits beſteht darin, daß die Hypothek begriffsnotwendig 
eine dem Berechtigten zuſtehende perſönliche Forderung vorausſetzt, während die Grundſchuld 
und die Rentenſchuld grundſätzlich losgelöſt find aus dem rechtlichen Zuſammenhang mit einem 
perſönlichen Forderungsrecht ($ 1192). Bei der Grundſchuld (Rentenſchuld) haftet dem Gläubiger 
alſo lediglich das Grundſtück. Dagegen kann der Gläubiger bei der Hypothek ſich auch an feinen 
perſönlichen Schuldner halten. Iſt dieſer zugleich Grundſtückseigentümer, jo hat der Gläubiger 
der Hypothek mithin den Zugriff ſowohl auf das Grundſtück als auch auf das übrige Vermögen 
des Schuldners. Anderſeits iſt der Rechtsbeſtand der Grundſchuld (Rentenſchuld) unabhängig 
vom Beſtehen oder Nichtbeſtehen einer Forderung, die dem Gläubiger etwa daneben noch zuſteht. 
Freilich hat auch bei der Hypothek das Nichtbeſtehen oder das Erlöſchen der Forderung nicht die 
Folge, daß das dingliche Recht nichtig ift oder wird. Das dingliche Recht wird dann aber aus 
einer Hypothek für den Gläubiger zu einer Grundſchuld für den Eigentümer (89 1163 Abſ 1,1177 
Abſ 1). Ferner kann bei der Hypothek der Eigentümer gegenüber der Verfolgung des dinglichen 
Rechts auch die dem perſönlichen Schuldner gegen die Forderung zuſtehenden Einreden geltend 
machen ($ 1137). Die Hypothek zerfällt in zwei Arten: die Sicherungs hypothek, deren Begriffs⸗ 
beſtimmung $ 1184 gibt, und die gewöhnliche Hypothek, die mit dem im BOB allerdings nicht 
enthaltenen Ausdruck Verkehrshypothek bezeichnet zu werden pflegt. Bei der Geltendmachung 
des dinglichen Rechts ($ 1147 A 4) aus der Verkehrshypothek wirkt der öffentliche Glaube des 
Grundbuchs auch in Anſehung der Forderung, ſo daß deren Beſtehen vermutet wird und dem 
gutgläubigen Erwerber der Hypothel Einwendungen aus dem perſönlichen Schuldverhältnis 
und aus der Perſon ſeines Rechtsvorgängers nicht entgegengeſetzt werden können (88 1138, 1156, 
892, 893, 1140). Dagegen muß der Sicherungshypothekar das Beſtehen der Forderung beweiſen. 
Bei der Übertragung der Sicherungshypothek ſteht der Erwerber hinſichtlich der Einwendungen 
aus der Forderung nicht anders da als der Erwerber einer perſönlichen Forderung ($$ 1184 Abſ 1, 
1185 Abſ 2, 404ff.). Im übrigen finden auf die Grundſchuld (Rentenſchuld) die Vorſchriften 
über die Hypothek entſprechende Anwendung (681192, 1199). Auch iſt die Umwand 
lung der Hypothek in eine Grundſchuld und umgekehrt zuläſſig (8 1198). Vereinigt ſich die Hypo⸗ 
thek mit dem Eigentum in einer Perſon, ohne daß dem Eigentümer auch die Forderung zuſteht, 
. ſich die Hypothek kraft Geſetzes ($ 1177 Abſ 1) in eine Grundſchuld (Eigentümer⸗ 

huld). 

2. a) Die rechtsgeſchäftliche Begründung eines hypothekariſchen Rechts vollzieht ſich ebenſo, 
wie auch ſonſt ein dingliches Recht an einem Grundſtück beſtellt wird. Nach $ 873 iſt alſo die 

inigung zwiſchen Eigentümer und Gläubiger über die Hypothekbeſtellung und die Ein- 
gung in das Grundbuch erforderlich ($ 873 A 7, 10). Iſt die Hypothek auf Bewilligung des 

igentümers eingetragen worden und hat der als Gläubiger Eingetragene die Hypothek, ſei es auch 
dur ſtillſchweigend, angenommen, fo iſt die Einigung zuſtande gekommen, mögen auch vorher Ver⸗ 
bendlungen zwiſchen Eigentümer und Gläubiger nicht ſtattgefunden haben; die Eintragungs⸗ 
diedilligung des Eigentümers iſt dann Beſtandteil der Einigung (RG 54, 384; 89 S. 32, 374). Sit 
1 Einigung der Eintragung vorangegangen, hat ſie aber einen weitergehenden Inhalt als der 
ihre cacungsvermerk, ſo kann aus dem der Eintragung nachfolgenden Verhalten der Beteiligten auf 
gung dahin zu ſchließen fein, daß die Hypothek fo, wie fie eingetragen iſt, Beſtand haben ſoll 
5 910 108, 148). Iſt aber das hypothekariſche Recht ohne vorangehende Einigung eingetragen 
auc en und iſt auch nachträglich keine Einigung zuſtande gekommen oder ift die Einigungserklärung 

) nur eines der Beteiligten (z. B. wegen Geſchäftsunfähigkeit) nichtig oder (3. B. wegen Irr 
Be Betrugs) anfechtbar und angefochten, fo iſt das eingetragene Recht nichtig und das Grundbuch 
6 ch die Eintragung unrichtig geworden (N 89, 31; Gruch 59, 901; JW 1912, 296%). Der 
10 Bentümer kann dann von dem als Gläubiger Eingetragenen die Berichtigung des Grundbuchs 
Falle a4 verlangen (Rc 89, 368; JW 1012, 296). Cine richtige Hupothet wandelt ſich im 
1 e ihrer Vereinigung mit dem Eigentum auch nicht gemäß $ 1177 Abſ 1 in eine Eigentümer⸗ 

nöſchuld um (5 1177 A J). Erlangt aber ein gutgläubiger Erwerber durch Rechtsgeſchäft 


„es nichtige ypothekariſche Recht, jo erhält dieſes gemäß § 892 nunmehr rechtlichen Beſtand 
A A 5). Ausnahmen von dem Erforderniſſe der Einigung gelten nach $ 1188 bei der Be- 


nach g einer Hypothek für die Forderung aus einer Schuldverſchreibung auf den Inhaber und 
115 1196 bei der Beſtellung einer Grundſchuld für den Eigentümer ſelbſt. In dieſen Fällen 
gt die einfeitige Eintragungsbewilligung des Eigentümers. Anderſeits erwirbt der Gläu- 
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biger das hypothekariſche Recht ſchon im Augenblick der rechtsgültigen Beſtellung durch Einigung 
und Eintragung nur dann, wenn die Erteilung des Hypothekenbriefs (Grundſchuldbriefs) ausge⸗ 
ſchloſſen iſt (ſog. Buchhypothek, Buchgrundſchuld). Iſt dagegen die Erteilung des Hypotheken⸗ 
briefs (Grundſchuldbriefs) nicht ausgeſchloſſen (ſog. Briefhypothek, Briefgrundſchuld), jo erwirbt 
der Gläubiger die Hypothek (Grundſchuld) erſt mit der Übergabe des Briefes vom Eigentümer; 
bis dahin ſteht fie dem Eigentümer zu (88 1117, 1163 Abſ 2, 1192). Enthält dasjenige, 
deſſen Eintragung bewilligt iſt, alle Kennzeichen einer Hypothek, ſo hat es der Grundbuchrichter, 
auch wenn es in der Eintragungsbewilligung unrichtig (z. B. als Laſt) bezeichnet 
iſt, als Hypothek in die dafür beſtimmte Abteilung des Grundbuchs einzutragen (NG 94, 7). Wenn 
der Grundbuchrichter aber (verſehentlich) die Eintragung unter der unrichtigen Bezeich- 
nung bewirkt, ſei es auch in eine für Hypotheken nicht beſtimmte Abteilung des Grundbuchs, 
jo verletzt er damit nur Ordnungsvorſchriften des Reichsjuſtizminiſters (Grundbuchverfügung v. 
8. 8. 1935). Die Eintragung iſt alſo nicht nichtig; das Eingetragene gilt vielmehr als Hypothek, 
ſofern nur aus dem Eintragungsvermerk erkennbar iſt, daß es ſich um eine Hypothek handelt (RG 
94, 8; 9873 A 10 behandelt die Richtigſtellung der Eintragung in einem ſolchen Fall). 

Zwiſchen der Brieſhypothek (Briefgrundſchuld) und der Buchhypothet (Buchgrundſchuld) 
beſtehen auch ſonſt noch Verſchiedenheiten. Dies gilt namentlich von der Form der Übertragung 
und der Belaſtung (unten b). Ferner wird der Brief in gewiſſer Hinficht dem Grundbuch hinſicht⸗ 
lich des öffentlichen Glaubens gleichgeſtellt (58 1140, 1155). Weiter hat der Gläubiger bei der 
Geltendmachung der Briefhypothek (Briefgrundſchuld) und, wenn bei einer ſolchen Hypothek der 
Eigentumer zugleich perſönlicher Schuldner iſt, auch bei der Geltendmachung der Forderung den 
Brief auf Verlangen vorzulegen (58 1160, 1161). Nur für die Briefhypothek gelten auch die 
$$ 1144, 1145 N des Eigentümers auf Aushändigung oder Vorlegung des Briefs zwecks 
Herſtellung eines Teilbriefs bei völliger oder teilweiſer Befriedigung des Gläubigers). Die Er⸗ 
teilung des Briefs bildet die Regel ($ 1116 Abſ 1). Die Bildung des Briefs kann aber nach Maßgabe 
des 81116 Abſſ2 ausgeſchloſſen werden. Bei der Sicherungshypothek iſt fie durch das Geſetz 
(81185 Abſ 1) ausgeſchloſſen, fo daß eine ſolche Hypothek ſtets Buchhypothek iſt. 

b) Die rechtsgeſchäftliche Übertragung und Belaſtung (mit Nießbrauch, Pfandrecht) erfolgt 
bei der Buchhypothek (Buchgrundſchuld) in der Regel nach $ 873 durch Einigung (zwiſchen dem 
Gläubiger und dem Erwerber) und Eintragung (51154 Abſ 3, 88 1069, 1274, 1291). Eine Ausnahme 
macht § 1187 Satz 3 bei der Sicherungshypothek für Forderungen aus Inhaber- und Order⸗ 
papieren. Die Übertragung (Belaſtung) einer Briefhypothek (Briefgrundſchuld) bedarf nicht der 
Eintragung. Sie kann ſich außerhalb des Grundbuchs durch Übergabe des Briefs vollziehen, 
erfordert aber eine Abtretungs⸗(Belaſtungs.) Erklärung in ſchriftlicher Form ($ 1154 Abſ 1, 2, 
99.1069, 1274, 1291). Ausnahmen inſoweit enthalten die $$ 1159, 1200 (Rückstände an Zinſen oder 
anderen Nebenleistungen, Koſten), $ 1195 (Grundſchuld für den Inhaber des Grundſchuldbriefs), 
§ 1200 (Rentenſchuld für die einzelnen Rentenſchuldleiſtungen). 

c) Fur die rechtsgeſchäftliche Inhaltsänderung iſt in der Regel die Vorſchrift des 8 877 maß⸗ 
gebend. Sonderbeſtimmungen finden ſich aber in den $$ 1116 (Ausſchließung und Einführung der 
Brieferteilung), 1119 (Anderung der Zinſen und Zahlungsbedingungen), 1132 Abf 2 (Verteilung 
der Geſamthypothel), 1180 (Erſatz der geſicherten Forderung durch eine andere), 1186 (Umwand⸗ 
nung einer Siche tungshypothek in eine Verkehrshypothek und umgekehrt), 1198 (Umwandlung. 
einer Hypothek in eine Grundſchuld und umgekehrt), 1203 (Umwandlung einer Rentenſchuld 
in eine Grundſchuld und umgekehrt). Über die Rangänderung trifft $ 880 Abſ 2 Beſtimmung. 
fer bringt eine Ausnahmevorſchrift für die Rangänderung bei einer Teilung der Hypotheken⸗ 
forderung. 

d) Für die rechtsgeſchäftliche Aufhebung der hypothekariſchen Rechte tritt zu den bei allen 
dinglichen Rechten geltenden Erforderniſſen des § 875 noch ein weiteres hinzu: Nach § 1183 
(8 1192, 1199) muß der Eigentümer zuſtimmen. 

3. a) Kraft Geſetzes: entſtehen Sicherungshypotheken in den Fällen des § 1287 BOB 
und des § 848 Abſ 2 ZPO (Verpfändung und Pfändung eines Anſpruchs auf Übertragung von 
Grundeigentum; dazu Ig 1, 301; 2, 448; 3, 297; 8, 318); werden Hypotheken gemäß ver⸗ 
ſchiedenen Sonderbeſtimmungen auf einen anderen als den bisherigen Gläubiger übertragen 
(81143 A 3); wird der Inhalt der Hypothek geändert in den Fällen des § 1177 Abſ 1 (Um⸗ 
wandlung der Hypothek in eine Grundſchuld bei Vereinigung mit dem Eigentum), der 88 1164, 
1173 Abſ 2, 1174, 1182 (Eintritt einer Erſatßforderung in die hypothekariſche Sicherung): werden 
hypothekariſche Rechte aufgehoben in den Fällen des $ 1181 (Befriedigung aus dem Grundſtück; 
vgl. jedoch § 1182), der 38 11731175 (Geſamthypotheh und der § 1178, 1200 (Rückſtände an 
Zinſen uſw., Koſten, einzelne Rentenſchuldleiſtungen). 

b) Im Wege der Zwangs vollſtrenung: werden gemäß den $$ 866, 867, 932 ABO Zwangs. 
und Arreſthypotheken als Sicherungshypotheken eingetragen (vgl. auch die 88 128, 130 3G 
und $54 FGG: Erſuchen des Vollſtreckungsgerichts und des Vormundſchaftsgerichts; JFG 11 
©. 325, 330 und HRR 1933 Nr 1620: Erſuchen des Finanzamts im ſteuerrechtlichen Verfahren; 
Art 91 Ech); werden hypothekariſche Rechte, auch Eigentümergrundſchulden (RG 55, 378; 56 
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S. 13, 184; 59, 313; 61, 376; 70, 279), gemäß den $$ 830, 857 Abſ 6 3PO gepfändet durch 
Zuſtellung des Pfändungsbeſchluſſes und, je nachdem ob es ſich um eine Briefhypothek (Brief⸗ 
grundſchuld) oder um eine Buchhypothek (Buchgrundſchuld) handelt, durch Übergabe des Briefs 
an den Gläubiger (der die Wegnahme durch den Gerichtsvollzieher, aber nicht die Überweiſung 
hr ieee zur Einziehung gleichſteht: RG 63, 217) oder durch Eintragung der 
ändung. 

4. Vorbehalte für die Landesgeſetzgebung enthalten im Ech die Artt 91 (geſetzlicher Hypo- 
ihefentitel für den Fiskus uſw.), 112 (Bahneinheiten), 113 (Gemeinheitsteilung und Zuſammen⸗ 
legung von Grundſtücken), 117 (Verſchuldungsgrenze, Kündigungsbeſchränkungen), 120 (Unſchäd⸗ 
lichkeitszeugnis), 167 (landſchaftliche oder ritterſchaftliche Kreditanſtalten). 

5. Von anderen Reichsgeſetzen, welche hypothekariſche Rechte betreffen, ſind in erſter Reihe 
zu nennen die Grundbuchordnung, die namentlich in den $$ 13, 19, 26, 27, 28, 37, 39 —43, 50, 53 
Abſ 2, 56ff. für Hypotheken wichtige formellrechtliche Beſtimmungen enthält, und die bereits 
erwähnten Vorſchriften der ZPO, zu denen noch die $$ 800, 897 hinzutreten. Weiter kommen in 
Betracht: das HypBankch v. 13. 7. 1899 (55 10—20); das RGeſ v. 4. 12. 1899 betr. die gemein⸗ 
ſamen Rechte der Beſitzer von Schuldverſchreibungen (ergänzt durch RGeſ v. 14. 5. 1914, VO v. 
44. 9. 1932 und RGeſ v. 20. 7. 1933); das Gef über den Verſicherungsvertrag v. 30. 5. 1908; 
05 95 über Sicherung der Bauforderungen v. 1. 6. 1909 (Bauhypothek: 88 27ff.; Baugeld⸗ 

othek: 98 33ff.). 

6. Für hypothekariſche Rechte des früheren Rechtes iſt zu verweiſen auf Ech Artt 184, 188, 
189, 192—195 und auf das RGeſ v. 17. 3. 1906, betr. die Überleitung von Hypotheken des früheren 
Rechtes. Solche Hypotheken find behandelt in RG 47 S. 158, 229; 50, 77; 59, 289; 60, 306; 
54, 8; JW 1904, 4031; 1906, 1817. Die frühere Kautionshypothek (jetzt Höchſtbetragsſicherungs⸗ 
hypothek: 5 1190) bildet den Gegenſtand von RG 48, 48; 49, 162; 52 S. 40, 69, 111; 55, 222. 
me unter der Herrſchaft des preuß. EigEGeſ kv. 5. 5. 1872 eingetragene Hypothek verwandelte 
ich beim Nichtbeſtehen der geſicherten Forderung mit dem Inkrafttreten des BOB am 1. Januar 
1900, wenn zu dieſer Zeit das Grundbuch als angelegt galt, nach Maßgabe der $$ 1163 Abſ 1 Satz 1, 
1177 Abſ 1 BGB, Art 192 Ech BGB und Art 33 § 1 Prach BB in eine Grundſchuld für den⸗ 
Ktigen, der in dieſem Zeitpunkt Eigentümer des belaſteten Grundſtücks war (NG 48, 48; 50, 80; 
91, 399; Gruch 47, 112; 59, 900). Eine Ausnahme bildete die Kautionshypothek, deren Beſtand 
durch die Entſtehung der Forderung bedingt war (RG 49, 164; 52, 61). Die Erforderniſſe für die 
Begründung einer Hypothek vor der Anlegung des Grundbuchs (Art 189 Ech) nach bayeriſchem 
Recht (Beſtehen einer rechtsgültigen Forderung erforderlich) find erörtert in R Warn 1916 Nr 20. 
. 4. Aufwertung der Hypotheken. Die mit der Aufwertung verbundenen Rechtsfragen haben 
heute ihre praktiſche Bedeutung im weſentlichen verloren. Es genügt daher nunmehr, hier nur 
noch einen kurzen Überblick über den Gang der Geſetzgebung und über ihren jetzigen Stand zu 
geben: Den Anftoß zur Hypothekenaufwertung gab das Urteil des Reichsgerichts vom 28. 11. 1923 
1 107, 78). Es nötigte den Geſetzgeber zum Eingreifen. Zunächſt erging die 3. Steuernot⸗ 
I ordnung v. 14. 2. 1924 (RGGBl J, 74). Sie wurde abgelöſt durch das Aufwertungsgeſetz v. 

1.1925 (RG Bl 1,117), das die Grundlage für die Aufwertung von Hypotheken, Grund⸗ 
ſchulden und Rentenſchulden ſowie der hypothekariſch geſicherten perſönlichen Forderungen blieb. 
grhanzt wurde dieſes Geſetz ſpäter durch die Auſwertungsnovelle v. 9. 7. 1927 (RGBl 1, 171). 
Sr folgten ſchließlich zwei Geſetze v. 18. 7. 1930, nämlich das Gefe über die Fälligkeit und Ver⸗ 
zauſung der Aufwertungshypotheken (RG Bl I, 300) — Aufwßch — und das Geſetz über die Be⸗ 

gung der Grundbücher (RGBl J, 305) — rer —. Die im erſtgenannten Geſetz vor⸗ 
ges hene Regelung der Verzinſung und Kündigung von Aufwertungshypotheken hat in der Folge 
An noch manche Anderung erfahren. Jetzt gilt für die Verzinſung ſolcher Hypotheken das 
( 15 Ich mit den Ergänzungen durch die Verordnungen v. 5. 12. 1930 (RG Bl J, 608), 8. 12. 1931 
5 I 1, 700), 27. 9. 1932 (RG Bl 1, 480) und — in begrenztem Umfang — durch das Geſetz 
ißt ab 4936 (RGBl 1, 533). Die Kündigung und Fälligkeit der Aufwertungshypotheken 
138 040% 4905) worden in den Verordnungen v. 21. 13. 1936 (RGBl J, 1121) und 22. 12. 

Rc l I, 1905). 

B05 Erhebliche, vorausſichtlich aber nur vorübergehende Eingriffe in das Hypothekenrecht des 
heite Hat die Kriſengeſetzgebung ſeit 1931 mit ſich gebracht. Auf die oft verwickelten Einzel ⸗ 
mit Nbiefer Geſetzgebung kann hier nicht näher eingegangen werden. Wer gegenwärtig insbeſondere 
ſchundengen der Verzinſung und der Fälligkeit von Hypotheken, Grundſchulden und Renten⸗ 
zur Auf zu tun hat, muß das Sonderſchrifttum zum Notrecht heranziehen. Wie in Vorbem7 
a dufwertungsgeſetzgebung ſoll auch hier zum Kriſenrecht nur das Weſentlichſte in großen Zügen 

gedeutet werden: 
zunz 4 Zins⸗ und Zahlungsbeſtimmungen für viele Hypotheken und Grundſchulden wurden 
Teil it zwangsweiſe geändert durch die 4. Notverordnung v. 8. 12. 1931 (RGBl 1, 699) 
b. 28. g abitel III Abſchnitt 1 (dazu die DurchfVOen v. 23. 12. 1931 — Rc Bl J, 793 — und 
geſund 1932 — RGBl 1,171 —). Damit wurde namentlich die zur Wiederherſtellung einer 

unden Bodenwirtſchaft unerläßliche Zinsherabſetzung eingeleitet. Die allgemeine Zins⸗ 
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ermäßigung nahm ſpäter ihren Fortgang im Geſetz über Hypothekenzinſen v. 2. 7. 
1936 (RG Bl 1, 533; DurchfVOen v. 2. 7. 1936 — RGBl J, 536, 537), das die Zinshöhe ſachlich 
umgrenzte, und im Geſetz über die Eintragung von Zinsſenkungen im Grundbuch 
v. 11. 5. 1937 (RG Bl J, 579), das die Vorausſetzungen für die Grundbuchanpaſſung an die Zins⸗ 
ermäßigungen erleichterte (für die Bewilligung des Gläubigers genügt einfache Schriftform; 
Bewilligung und Zuſtimmung des Eigentümers ſind entbehrlich). Beſonders geregelt wurden die 
Zinſen und Rückzahlungen beim land wirtſchaftlichen Realkredit. Hier erging zunächſt die 
VO v. 27. 9. 1932 (RG Bl I, 480) mit den DurchfVOen v. 24. 11. und 16. 12. 1932 (RGBl 1, 534, 
562). Dann folgten die Geſetze v. 28. 9. 1934 (RG Bl J, 860), 31. 7. 1935 (RG BBl J, 1057; Durchf⸗ 
Den v. 4. 6. und 28. 9. 1936 — RGBl I, 480, 852 —), 2. 7. 1936 (RGBl J, 533), 11. 5. 1937 
(RGBl J, 579). Für den land wirtſchaftlichen Auslandskredit brachten Sondervorſchriften 
die Geſetze v. 20. 7. 1933 (RGBl I, 524), 28. 9. 1934 (Ro Bl 1, 860), 31. 7. 1935 (RG Bl J, 1057) 
ſowie die VOen v. 30. 9. 1936 (RG Bl I, 859) und 22. 3. 1937 (RG Bl J, 425). Die Zinsermäßigung 
bei Kreditanſtalten wurde geregelt durch die Geſetze v. 24. 1. 1935 (RGGBl I, 45) und 27. 2. 1935 
(RGBl I, 286) ſowie durch die VO v. 17. 7. 1935 (RG Bl J, 1039). Der Richter darf die 
Zinſen nicht über die geſetzlich gezogenen Grenzen hinaus weiter ſenken (RG. 
Warn 1934 Nr 183; JW 1938, 315%). Die Fälligkeit und Kündbarkeit der Hypotheken und Grund⸗ 
ſchulden wurde durch eine Anzahl von ſogenannten Hypothekenmoratorien hinausgeſchoben. 
Auf die VO vom 8. 12. 1931 (RG Bl J, 699) folgte die VO v. 11. 11. 1932 (RG Bl 1, 525), die 
ergänzt wurde durch die VOen v. 16. 12. 1932 (RG BI J, 551) und 27. 3. 1933 (RGBl 1, 149). 
Dann ergingen die Geſetze über Maßnahmen auf dem Gebiete des Kapitalverkehrs v. 20. 12. 1933 
(RG Bl J, 1092), 20. 12. 1934 (RG Bl 1, 1255) und 13. 12. 1935 (RG Bl J, 1467), die Verlänge⸗ 
rungen der Kündigungsverbote und geſetzlichen Stundungen brachten. Ein beſonderes Kündigungs⸗ 
verbot für Hypotheken brachte noch das Geſetz v. 4. 1. 1935 (RGBl I, 1), indem es Kündigungen 
beim Grundſtückserwerb zu Siedlungszwecken ausſchloß. Zuletzt erging die Verordnung zur 
Regelung der Fälligkeit alter Hypotheken v. 22. 12. 1938 (RGBl J, 1905). 


Noch ſchwerer hat die Entſchuldungsgeſetzgebung eingegriffen. Sie macht ſogar vor dem 
Hypothekenkapital nicht Halt, ſondern ermöglicht deſſen zwangsläufige Herabſetzung. Sie begann 
mit Hilfsmaßnahmen für das Oſthilfegebiet. Hier erging zunächſt das Oſthilfegeſetz v. 31. 3. 1931 
(RGBl , 117) in der Faſſung der VO v. 6. 11. 1931 (RG Bl J, 665) nebſt zahlreichen DurchfVOen 
und Richtlinien. Dann folgte die Sicherungsverordnung v. 17. 11. 1931 (RGBl 1, 675), ſchließlich 
die beiden Entſchuldungsverordnungen v. 6. 2. 1932 (RG Bl J, 59) und 21. 10. 1932 (RG Bl J, 509). 
Auch zu dieſen Verordnungen ergingen viele Durchführungsbeſtimmungen. Dieſe nur für die 
bedrohte Landwirtſchaft des Oſthilfegebiets erlaſſenen Vorſchriften fanden ihren Abſchluß in der 
Abwicklungsverordnung zum Oſthilfegeſetz v. 21. 12. 1934 (RG Bl J, 1280) und endlich in der 
Oſthilfeſchlußverordnung v. 20. 6. 1936 (RG Bl J, 499). Wird dieſe nur für ein Teilgebiet des 
Reiches erlaſſene Geſetzgebung demnächſt ihre praktiſche Bedeutung verlieren, ſo bleibt von größter 
Wichtigkeit das für das ganze Reichsgebiet geltende Entſchuldungsgeſetz v. 1. 6. 1933 
(RGBl 1, 331), zu dem bisher 9 DurchfVoOen ſowie die Ablöſungsverordnung v. 27. 2. 1937 
(RG Bl I, 266: regelt die Ablöſung mündelſicherer Rechte im Entſchuldungsverfahren) ergangen 
find. Dieſes Geſetz gilt für alle landwirtſchaftlichen, forſtwirtſchaftlichen oder gärtneriſchen Betriebe, 
die ſich nicht ſelbſt zu entſchulden vermögen. Das Entſchuldungsverfahren foll die erſtſtelligen 
Hypotheken auf die Grenze der Mündelſicherheit zurückführen, kurzfriſtige, hochverzins⸗ 
liche Kredite in niedrige Amortiſationsdarlehen mit Feſtſchreibung auf längere Dauer 
umwandeln und planloſe Neuverſchuldungen verhüten. Die Eröffnung des Verfahrens 
macht Belaſtungen der zum Entſchuldungsbetrieb gehörigen Grundſtücke im Wege des 
Rechtsgeſchäfts oder der Zwangsvollſtreckung unzuläſſig und iſt im Grundbuch zu vermerken. 
Die nach Maßgabe des Geſetzes entſchuldeten Betriebe heißen „Entſchuldungsbetriebe“. Auf 
den zu ihnen gehörigen Grundſtücken iſt im Grundbuch der Vermerk einzutragen: „Das Grund, 
ſtück unterliegt der Entſchuldung“. Solche Grundſtücke find nur beſchränkt neu belaſtungsfähig. 
Die Entſtehung von Eigentümergrundſchulden an ihnen ift bei Hypotheken außerhalb der Mündel 
ſicherheitsgrenze ausgeſchloſſen. Der Grundſtückswert jenſeits dieſer Grenze gilt als mit einer 
geſetzlichen Sicherungshypothek zugunſten der Deutſchen Rentenbank-Kreditanſtalt belaſtet, 
ſoweit er nicht durch Hypotheken aus dem Entſchuldungsverfahren ausgefüllt wird. — Das Schulden⸗ 
bereinigungsgeſetz b. 17. 8. 1938 (RG Bl 1, 1033) wird für Hypotheken, wenigſtens nach der 
Seite der dinglichen Haftung hin, kaum praktiſche Bedeutung gewinnen (JW 1939, 307°). 


Beſonders begünſtigt wurde die Ablöſungshypothek für die Hauszinsſteuer. Sie beruht auf 
der oben erwähnten 4. Notverordnung v. 8. 12. 1931 Teil 2 Kapitel! (RG Bl J, 706) in der Faſſung 
der VOen v. 6. 2. 19. 3. und 30. 9. 1932 (RGBl J, 60, 140, 489). Danach darf der Grundſtücks⸗ 
eigentümer die Gebäudeentſchuldungsſteuer durch eine Kapitalzahlung (in Höhe des dreifachen 
Jahresbetrags) ablöſen. Nimmt er zur Beſchaffung des erforderlichen Kapitals eine Hypothek 
auf, ſo hat dieſe den Vorrang vor allen anderen dinglichen Rechten. Ihre Eintragung wird be⸗ 
handelt in JW 1933, 1418 Nr 1, 2; 1934, 31475; HRR 1933 Nr 951, 1030, 1133, 1691. 
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Schließlich ift die Deviſengeſetzgebung in dieſem Zuſammenhang nicht zu überſehen. Zur Zeit 
gilt das Geſetz über die Deviſenbewirtſchaftung v. 4. 2. 1935 (in der Neufaſſung v. 12. 12. 1938 
RG Bl I, 1733) mit der Durchführungsverordnung v. 23. 12. 1938 (RG Bl 1, 1966) und den Richt⸗ 
linien v. 22. 12. 1938 (RGGBl I, 1851). Die für das Grundſtücks⸗ und namentlich das Hypothelen⸗ 
recht weſentlichen Beſtimmungen find zuſammengeſtellt in den Überſichten JW 1935, 1514; 
1938 S. 273, 277. 

9. (Im internationalen Privatrecht entſcheidet über Entſtehung und Inhalt von Hypotheken 
und Grundſchulden das Recht des Ortes, an dem das belaſtete Grundſtück liegt (RG 103, 261; 
JW 1903, 250; KGer. JW 1936, 2466). Das Recht am Ort des belaſteten Grundſtücks beherrſcht 
aber nur das dingliche Recht. Die ihm zugrunde liegende Forderung kann einem anderen Recht 
unterſtehen (RG 139, 76; IPRſpr 1931, 285; 1932, 228 u. 232; KGer JW 1936, 2466). Jedoch 
iſt bei Darlehenshypotheken das Recht, dem die Hypothek unterſteht, ein Indiz dafür, welchem 
Recht oder welchem Erfüllungsort die Parteien das zugrundeliegende Schuldverhältnis unter⸗ 
werfen wollten (RG 103, 261). Wird die einem ausländiſchen Recht unterliegende perſönliche 
Forderung anders als nach § 1154 BB abgetreten, während die Hypothek deutſchem Recht 
unterſteht, fo geht die Hypothek nicht mit der Forderung über, ſondern wird zur Eigentümer⸗ 
grundſchuld. Legalhypotheken ausländiſcher Rechte, z. B. Art 2121 Code Civil, erſtrecken ſich 
nicht auf im Deutſchen Reich gelegene Grundſtücke. Inwieweit eine Hypothek ſich auf bewegliche 
Sachen miterſtreckt, beſtimmt zunächſt das Recht, dem die Hypothek unterſteht. Gelangen die 
beweglichen Sachen aber ins Ausland, ſo haften ſie nur dann weiter, wenn auch dieſes ausländiſche 
Recht derartige bewegliche Sachen hypothekariſcher Haftung unterwirft. 

Das öſterreichiſche Recht (88 447ff. OA BGB) kennt grundſätzlich nur die Buchhypothek. 
Sie entſteht durch Eintragung im Grundbuch. Die Kredit- oder Kautionshypothek iſt Höchſt⸗ 
betragshypothek. Die Zwangshypothek iſt mehr als bloße Sicherungshypothek. Gutgläubiger 
Erwerb iſt außer bei Zwangshypotheken möglich. Bei Kredit⸗ und Kautionshypotheken kann die 
Forderung ohne die Hypothek abgetreten werden; im Übrigen erfolgt die Abtretung der Hypothek 
durch Eintragung. Das Recht des OA BGW ift auf alle Hypotheken an Grundſtücken in ſterreich 
voer im Sudetenland anzuwenden. (Beitzke.)] 


Erſter Titel 
Hypothek 


8 1113 


Ein Grundſtück !) kann in der Weiſe belaſtet werden ?), daß an denjenigen, 
zu deſſen Gunſten die Belaftung erfolgt?), eine beſtimmte Geldſumme ) zur 
Befriedigung wegen einer ihm zuſtehenden Forderung) aus dem Grundftüde 
zu zahlen iſt e) (Hypothek). 

Die Hypothek kann auch für eine künftige oder eine bedingte Forderung 
beſtellt werden 7). 

© 1 1062 IT 1022; M 3 595, 033; P 3 538, 543. 


f 1. Nur Grundſtücke (5873 A 3) und die ihnen gleichgeſtellten Berechtigungen (8 903 A 2) 
ſeowie Grundſtücksbruchteile, wenn fie im Anteil eines Miteigentümers beſtehen (8 1114), 
a mit hypothekariſchen Rechten (Hypothek, Grundſchuld, Reutenſchuld: $$ 1113, 1191, 1192, 
kei 9) belaſtet werden, während Gegenſtand von Pfandrechten nur bewegliche Sachen und Rechte 
En können (88 1204ff., 1273ff.). Wenn ein Grundſtück hypothekariſch belaftet ift, erſtreckt ſich die 
Haftung für das hypothekariſche Recht aber nicht nur auf die Beſtandteile des Grundſtücks (58 93, 
kreis , ſondern in gewiſſen Grenzen auch auf bewegliche Sachen und Rechte, die in den Rechts⸗ 
In des Grundftüds fallen (89 1120—1130). Auch Gebäude find nur zuſammen mit dem Grunb- 
die Auch, für fich allein hypothekariſch belaſtbar (Vorbehalte für das Stockwerkseigentum enthalten 

= rtt 182, 189 CG). Sofern aber Gebäude nach Maßgabe des $ 95 mit dem Grundſtück verbun⸗ 
die ſind, gelten fie nur als bewegliche Sachen (9 95 A 1). Werden mehrere ſelbſtändige Grundſtücke, 
5 ene oder verſchiedenen Eigentümern gehören, für dieſelbe Forderung hypothekariſch belaſtet, 
bestimt eine Geſamthypothek (Geſamtgrundſchuld: $ 1192). Für dieſe gelten die Sonder⸗ 
ic Mmungen der 89 1132, 1172 —1175, 1181 Abſ 2, 1182. Die Wirkung der Zufammen- 
Kreibung (Zuſchreibung oder Vereinigung) mehrerer hypothekariſch belaſteter Grundſtücke 
get in den 8$ 890, 1131. An Grundſtücken, die für den öffentlichen Verkehr und 
GG: rauch beſtimmt find (3. B. öffentliche Wege), iſt inſoweit, als ſie nach Landesrecht (Art 65 
189% 3 1 A 1) im Privateigentum ſtehen (RG 31, 217; JW 1891 S. 1405 21455; 1894, 18577; 
auch 1075 ; 1900, 56913; 1901, 7171; 1902, 21821; 1908, 15327; Gruch 37, 1015; 39, 883; 43, 1199), 

i die Beſtellung einer Hypothek zuläſſig. Das hypothekariſche Recht darf aber nur im Rahmen 
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der Beſtimmung ſolcher Grundſtücke ausgeübt werden (OLG 2, 492). Unzuläſſig iſt nach BGB die 
Beſtellung von Beſitz⸗ und Nutzungspfandrechten an Grundſtücken (5 873 A 6). Einen Vor⸗ 
behalt für die Landesgeſetzgebung hinſichtlich der ſog. Revenüenhypothek bei Familienfidei⸗ 
kommiſſen uſw. enthält Art 60 EG. 

2. Der $ 1113 handelt nur von der rechtsgeſchäftlichen Belaſtung eines Grundſtücks mit 
einer Hypothek (8 873 A 5). Die Erforderniſſe dafür find bereits in Vorbem 2a erörtert. Über die 
Art und Weiſe der Eintragung einer Hypothek in das Grundbuch gibt $ 1115 nähere Beſtimmungen. 
Die Hypothek kann auch als bedingtes dingliches Recht ſowie unter Setzung eines Anfangs⸗ oder 
Endtermins beſtellt werden. Zuläſſig iſt daher z. B. die Beſtellung einer Hypothek: für die Forde⸗ 
rung der Koſten eines vom Gläubiger auf dem Grundſtück des Eigentümers aufzuführenden 
Baues unter der Bedingung für die Hypothek, daß der Bau völlig ſchlüſſelfertig hergeſtellt werde 
(RG 93, 116); für eine fremde Schuld auf beſtimmte Zeit (5 873 A 7; RG 68, 143; 70, 248; KGJ 33 
A 238; 46, 237). Bei einer aufſchiebenden Bedingung (Anfangstermin) entfteht die Hypothek 
erſt mit dem Eintritt der Bedingung (des Termins), während bei einer auflöſenden Bedingung 
(Endtermin) die Hypothek mit dem Eintritt der Bedingung (des Termins) erliſcht (88 158, 163; 
RG 68, 143; 3W1902 Beil 2227). Wird eine Hypothek unter der auflöſenden Bedingung des Ei- 
löſchens der geſicherten Forderung beſtellt, fo hat dies die rechtliche Folge, daß beim Eintritt der 
Bedingung (Erlöſchen der Forderung) der Eigentümer nicht gemäß den 6 1163 Abſ 1 Satz 2, 1177 
Abſ 1 eine Eigentümergrundſchuld erlangt (KJ 46, 237; die Wirkung der einer Hypothek für das 
Zinsrecht geſetzten auflöſenden Bedingung des Erlöſchens der Hauptforderung ift erörtert in $ 1178 
A 3). Zuläſſig iſt auch die Beſtellung einer bedingten Sicherungshypothek ($ 1184) oder Höchſt⸗ 
betragshypothek ($ 1190) für den Fall, daß eine auf einem anderen Grundſtück eingetragene Ver⸗ 
kehrshypothek einen Ausfall erleidet (51132 A 2). Denn dabei handelt es ſich nicht um die unzu⸗ 
läſſige Beſtellung einer Geſamthypothek für dieſelbe Forderung in Geſtalt einer gewöhnlichen 
Hypothek und einer Sicherungshypothek (§ 1132 A 3). Zwar ſichern in dieſem Falle die Verkehrs⸗ 
hypothek auf dem anderen Grundſtück und die aufſchiebend bedingte Ausfall⸗Sicherungshypothek 
dieſelbe Forderung, aber nicht gemeinſam und gleichzeitig. Vielmehr tritt die Sicherung durch die 
bedingte Hypothek erſt dann ein, wenn die Sicherung durch die Verkehrshypothek an dem anderen 
Grundſtück endgültig erloſchen iſt, wenn und ſoweit alſo bei der Zwangsverſteigerung des anderen 
Grundſtücks der Ausfall der nicht in das geringſte Gebot gefallenen Verkehrshypothek durch den 
rechtskräftigen Zuſchlag gemäß den $$ 52, 91 30 feſtgeſtellt wird (RG 70, 248; 122, 330; a. M. 
RA 9, 137). Die Bedingung enthält eine Verfügungsbeſchränkuug (§ 892 A 11). Sie bedarf 
daher zur Wirkſamkeit gegenüber gutgläubigen Erwerbern gemäß den § 161 Abſ 3, 892 Abſ 1 
Satz 2 der Eintragung in das Grundbuch. Die Eintragung einer nachträglichen Anderung der 
Bedingung richtet ſich nach 5877 (dort A 3, 4). Verſchieden von der Beſtellung einer bedingten 
Hypothek ift die Beſtellung einer Hypothek für eine bedingte Forderung ($ 1113 Abſ 2; A 7). Wird 
nach der Zwangsverſteigerung des belaſteten Grundſtücks eine Erſatzſicherungshypothek für eine 
Forderung gegen den Erſteher gemäß den 88 50, 125, 128 30 für den Fall eingetragen, daß eine 
andere, in das geringſte Gebot gefallene Hypothek nicht beſteht, fo iſt die Erſathypothek ſowohl 
Hypothet für eine bedingte Forderung als auch bedingte Hypothek, da die Forderung gegen den 
Erſteher nur bedingt beſteht und auch das Sicherungsmittel dafür, eben die Erſatzhypothek, durch 
das Nichtbeſtehen der andern Hypothek bedingt it (KJ 52, 207; OLG 39, 212; 8 892 A 9). Die 
Beſtellung einer Hypothek mit auflöſender Befriſtung für den einen und aufſchiebender Befriſtung. 
für den anderen Gläubiger behandelt A 3. Den Rang, der einer Hypothek zu verſchaffen iſt, wenn 
ein Darlehn gegen Hypothekbeſtellung verſprochen ift, beleuchtet Nc 55, 128, die Bedeutung einer 
Hypothekbewilligung „an bereiteſter Stelle“ KGJ 26 A 290. . 

3. Derjenige, zu deſſen Gunſten die Belaſtung erfolgt, muß eine beſtimmte Perſon ſein, 
da mit ihm die Einigung über die Hypothekbeſtellung zu treffen iſt. Näheres über die beſtimmte 
Bezeichnung des Gläubigers und das Erfordernis des Beſitzes der Rechtsperſönlichkeit bringt 
$1115 A3. Da eine Hypothek nur zugunſten des Gläubigers der zu ſichernden Forderung beſtellt 
werden kann, muß der dinglich berechtigte Hypothekengläubiger dieſelbe Perſon wie der 
Gläubiger der Forderung fein. Eine Hypothekeintragung, bei der keine Perſoneneinheit 
von Hypothekengläubiger und Glaubiger der Forderung beſtünde, würde des geſetzlich erlaubten 
Inhalts entbehren (JW 1926, 25474; vgl. aber für eine Zwangshypothek aus einem Hinterlegungs⸗ 
urteil IFG 12, 312). Ferner muß der Hypotheken- und Forderungsgläubiger wirklicher Inhaber 
der zu ſichernden Forderung und vom Eigentümer verſchieden fein. Daher kann eine 
Hypothek nicht für einen Vertreter nicht bezeichneter Gläubiger beſtellt werden (OLG 18, 186), 
es ſei denn, daß die Hypothekenforderung ihm als Treuhänder zur eigenen Geltendmachung 
(fiduziariſch) zuſtehen, daß er alfo nach außen hin die Rechtsſtellung eines Gläubigers haben ſoll 
(RR 1930 Nr 219; 1933 Nr 1322; Jh 7, 302). Ferner kann der Eigentümer nicht von vorn 
herein eine Hypothek für ſich ſelbſt beſtellen (RIA 3, 213). Hat er das Grundſtück verkauft, fo kann 
für ihn eine Hypothek zur Sicherung feiner Kaufpreisforderung vor der Umſchreibung des Eigen“ 
tums auf den Käufer weder auf Grund ſeiner eigenen Bewilligung noch auf Grund einer Be. 
willigung des Käufers eingetragen werden (JW 1936, 313115). Sondervorſchriften enthalten die 
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$$ 1188, 1195, 1196 (Hypothek für Schuldverſchreibung auf den Inhaber, Inhabergrundſchuld, 
Grundſchuld für den Eigentümer). Als ſubjektiv⸗dingliches Recht (für den jeweiligen Eigen⸗ 
tümer eines Grundſtücks) kann ein hypothekariſches Recht nicht beſtellt werden ($ 1115 A 3). 
Mehrere Perſonen können Gläubiger einer einheitlichen Hypothek ſein, wenn ſie in einem 
Gemeinſchaftsverhältnis (Gemeinſchaft nach Bruchteilen, Gemeinſchaft zur geſamten Hand, 
Geſamtgläubiger im Sinne des 3 428) zueinander ſtehen (547 GBO; RG 75, 247; Warn 1930 
Nr 35; RIA 4, 128; 6, 151; KJ 46, 226; HAN 1932 Nr 1150; f 1115 A 3). Andernfalls ift die 
Forderung in ſelbſtändige Teile geteilt und kann nur für jeden Teil eine beſondere Hypothek beſtellt 
werden ($ 1115 A 3). Die Beſtellung einer ungeteilten Hypothek für verſchiedene Forderungen, 
die je einem anderen Gläubiger zustehen, tft unſtatthaft (NGZ 75, 247). Unzuläſſig iſt auch die Be⸗ 
ſtellung einer Hypothek für eine Forderung, die mehreren zeitlich aufeinander folgenden Glaubigern 
zuſtehen ſoll, da keine Gewißheit über die Art der Vollziehung des Rechtsübergangs auf 
den nachfolgenden Gläubiger beſteht (KJ 38 A 271; 49, 210). Zuläſſig iſt dagegen die Be⸗ 
ſtellung einer Hypothek für den einen Gläubiger mit auflöſender Befriſtung (End⸗ 
termin; z. B. bis zu ſeinem Tode) und für einen anderen mit aufſchiebender Befriſtung 
Anfangstermin; z. B. vom Tode des erſten Gläubigers ab). Denn hierbei mangelt es nicht an 
der Beſtimmtheit des Gläubigers, und die Hypothek bleibt bei dem Gläubigerwechſel unverändert 
( 76, 90; 11. 2. 1911 V 98/10; KJ 49, 210; vgl. jedoch KJ 38 A 271). Unzuläſſig iſt aber die 
Hypothek für eine Forderung, die entweder dem einen oder dem anderen von mehreren Berech⸗ 
tigten in einem gewiſſen Falle zuſtehen wird (3. B. für die Rückgriffsforderung des einen oder 
des anderen von mehreren Wechſelindoſſanten oder mehreren Mitbürgen, der auf Verlangen des 
Gläubigers dieſen wird befriedigen müſſen). Denn hier iſt zur Zeit ungewiß, wer der wirkliche 
Gläubiger der Hypothek iſt (OLG 45, 239). Der zuläſſige Weg ift in ſolchen Fällen die Beſtellung 
le einer Hypothek für jede bedingte Forderung nach Ab} 2 (ftr.; OLG 7, 196; 45, 239; RIA 4, 128). 
Auch eine Höchſtbetragshypothek ($ 1190) kann nicht in der Weiſe beſtellt werden, daß die Hypo» 
thek, ſoweit die künftig zur Entſtehung gelangende Forderung des erſten Gläubigers den Höchſt⸗ 
etrag nicht anfüllen ſollte, einem zweiten Gläubiger für deſſen Forderung haften ſoll. Denn auch 
hier iſt der wirkliche Gläubiger des in der Schwebe gelaſſenen Hypothekenteils zur Zeit ungewiß; 
in Wahrheit kann es ſich nur um die nicht eintragungsfähige (NG 61, 374; 72, 276; 75, 250) Über- 
tragung des dem Eigentümer als vorläufige, durch die Entſtehung der Forderung des erſten Gläu⸗ 
bigers auflöſend bedingte Grundſchuld zuſtehenden Teiles der Hypothek zugleich mit bedingter 
Einſetzung einer neuen Forderung ($ 1180) handeln (ſtr.; RG 75, 245; a. M. RIA 2, 187; 4, 129). 
Überdies erfordert F 1190 Abſ 1 Satz 2 die Eintragung des Höchſtbetrags in das Grundbuch. 
Dieſe Eintragung würde für den zweiten (Alternativ-) Gläubiger fehlen. Daß die Höhe des ihm 
zuſtehenden Betrags aus dem bei der Schlußfeſtſtellung ſich ergebenden Beſtand der Forderung 
des erſten Gläubigers errechnet werden kann, erſetzt die erforderliche Eintragung des ziffernmäßigen 
Höchſtbetrags für ihn nicht. Der Zweck der Beſtellung einer Höchſtbetragshypothek für zwei 
Alternativ-) Gläubiger kann aber im weſentlichen dadurch erreicht werden, daß eine zweite Höchſt⸗ 
betragshypothek und für fie eine Löſchungsvormerkung im Sinne des $ 1179 bei der erſten Höchſt⸗ 
detragshypothek eingetragen wird. — Wird ein Teil der Hypothek abgetreten oder ein Teil der 
Ihpothekenforderung gemäß § 1180 Abj2 durch die Forderung eines anderen Gläubi- 
gers erſetzt, fo hört die bis dahin einheitliche Hypothek als ſolche zu beſtehen auf. An ihre Stelle 
teten mehrere ſelbſtändige Hypotheken in Höhe der einzelnen Forderungsbeträge (RG 75, 249). 
Wird das Vermögen einer Aktiengeſellſchaft oder Kommanditgeſellſchaft auf Aktien als Ganzes 
A eine Aktiengeſellſchaft gegen Gewährung von Aktien der übernehmenden Geſellſchaft und unter 
t usſchluß der Abwicklung gemäß den g 233 ff. AEG (früher $$ 305, 306, 320 Abſ 3 HGB) über- 
fürdie ſo geht auf die übernehmende Geſellſchaft im Wege der Geſamtrechtsnachfolge auch eine 
Gr ie übernommene Geſellſchaft als Gläubigerin zu treuen Händen beſtellte Hypothek oder 
rundſchuld über (IS 7, 299). a 
fei 4. Inhalt der hypothekariſchen Belaſtung kann nur die Zahlung einer beſtimmten Geldſumme 
* (51115 A 4). Eine Vereinbarung wahlweiſer Leiſtung von Geld oder anderen Gegenständen 
mit zduläſſig (KJ 25 A 150; jedoch OLG 14, 93). Die Frage, ob eine Hypothek für ein Darlehn 
er & Beſtimmung beſtellt werden kann, daß die Rückgewähr des Darlehns in Pfandbriefen 
A es Kreditinſtituts zu bewirken ift, wird in $ 1115 A 4 behandelt. Auch Nebenleiſtungen neben 
364 Kapital können nur auf beſtimmte Geldbeträge gerichtet fein (KJ 29 f 249; 35A 275; 
taff 235). Sollen Zinſen oder andere wiederkehrende Leiſtungen für ſich allein (ohne die Kapi⸗ 
ber orderung) gefichert werden, fo kann nur eine Sicherungshypothek zu einem beftimmten Höchſt⸗ 
0 ($ 1190), nicht eine Verkehrshypothek beſtellt werden (RIA 4, 38; KJ 26 A 290). Für 
in wi uſpruch auf eine Leibrente ($ 759) kann eine Verkehrshypothek nicht beſtellt werden, da die 
ſtelt oetkehrenden Leiſtungen beſtehende Rente keinen beſtimmten Forderungsgegenſtand dar⸗ 
bei (RS Warn 1928 Nr 8); doch wäre die Beſtellung einer Höchſtbetragshypothek ($ 1190) 
_ Yulammenfafjung der wiederkehrenden beſtimmten Leistungen in einem Hochſtbetrag möglich. 
dure eit dem Inkrafttreten des Münzcheſ v. 30. 8. 1924, das die frühere Papiermarkwährung 
irch die Reichsmarkwährung erſetzt hat, können Hypotheken für eine Geldſumme in Papier⸗ 
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mark nicht mehr eingetragen werden (XTG 3, 340; JW 1925 S. 17651, 17751). Nach g 1 RGeß 
über wertbeſtändige Hypotheken v. 23. 6. 1923 kann aber eine Hypothek in der Weiſe be- 
ſtellt werden, daß die Höhe der aus dem Grundſtück zu zahlenden Geldſumme durch den am 
Zahlungstage amtlich feſtgeſtellten oder feſtgeſetzten (hierzu die DurchfVoO v. 29. 6. 1923 68 1, 2 
und v. 2. 11. 1923) Preis einer beſtimmten Menge von Roggen, Weizen, Feingold oder von den in 
den DurchfVoO v. 29. 6. 1923 98 3, 4 und v. 5. 10. 1923 $ 1 bezeichneten Waren (Kohle, Kali) beſtimmt 
wird. Eine Feingoldhypothek kann als Goldmarkhypothek eingetragen werden, wobei eine Gold⸗ 
mark dem Preiſe von ½/790 kg Feingold entſpricht (DurchfVO v. 17. 4. 1924). Nach dem RGeſ v. 
2. 2. 1928 find die vor dem 1. 1. 1928 auf Dollarbaſis eingetragenen wertbeſtändigen Hypotheken 
nicht deshalb unwirkſam, weil die Vorausſetzungen der DurchfVO v. 2. 11. 1923 nicht erfüllt find. 
Die bei Feingoldhypotheken erforderliche Umrechnung des Londoner Goldpreiſes in die deutſche 
Währung iſt neu geregelt durch die NotV'OO v. 10. 10. 1931 (RGBl J, 569), zu der die Durch VO 
v. 15. 4. 1932 (RG Bl J, 179) erlaſſen iſt. Das RGeſ über die Umwandlung wertbeſtändiger Rechte 
uſw. (Roggenſchuldengeſetz) v. 16. 5. 1934 (RGBBl 1, 391; dazu DürchfVOen v. 25. 5. und 
5. 9. 1934 — RGBl I, 448, 824) erſetzt bei wertbeſtändigen Rechten auf Roggen⸗ und Weizen⸗ 
grundlage je 1 Zentner Roggen durch 7,50 RM und je 1 Zentner Weizen durch 9,50 RM und läßt 
künftig ſolche Rechte nicht mehr neu begründen. Über die Eintragung wertbeſtändiger Hypotheken, 
zu denen die Reichsmarkhypothek nicht gehört (JGG 3, 443), hat die Rechtſprechung folgende 
Grundſätze entwickelt: Bei der Goldmarkhypothek kann die ſog. Schwankungsklauſel hinzu 
gefügt werden, d. h. die Beſtimmung, daß für jede geſchuldete Goldmark eine Reichsmark zu ent⸗ 
richten ſei, falls ſich bei der Umrechnung der Goldmark in Reichsmark für 1 kg Feingold ein Preis 
von nicht mehr als 2820 und nicht weniger als 2760 RM ergebe (NG 135, 142). Zuläſſig iſt 
ferner bei der Goldmarkhypothek die Eintragung der Klauſel, daß die Reichsmark anſtelle der 
Goldmark trete, wenn bei der Umrechnung der Goldmark in Reichsmark der Reichsmarkbetrag 
geringer ſei (JJ 4, 398). Den umgekehrten Fall behandeln ZW 1933, 6208, HRR 1933 Nr 197. 
Die nachträgliche Eintragung der Reichsmarkklauſel bei der in Goldmark eingetragenen Auf⸗ 
wertungshypothek wird erörtert in RG 143, 424; JW 1933, 6324; 1934, 32941; 1937, 32406. 
Mit der Erſetzung der Reichsmarkhypothek durch eine Goldmarkhypothek mit Reichsmarkklauſel 
beſchäftigen ſich JW 1934, 29322; 1935, 331784. Zuläſſig iſt auch die Eintragung einer Goldmark⸗ 
hypothek für eine in Reichsmark bezifferte Forderung, wenn klar erſichtlich ift, daß die Schuld in 
Goldmark geſchuldet fein ſoll und zurückzuzahlen iſt (33® 7, 348; JW 1932, 1565). Den Aus⸗ 
nahmefall einer Goldmarkhypothek für eine Forderung mit Reichsrichtzahlklauſel behandelt HRR 
1934 Nr 1626. Im übrigen muß der wertbeſtändige Wertmeſſer für die Forderung und die einzu⸗ 
tragende Hypothek derſelbe fein (JF 2, 345; HR 1932 Nr 1228). Dieſer Grundſatz gilt aber nur 
für die Verkehrshypothek und die gewöhnliche Sicherungshypothek ($$ 1113, 1184), nicht für die 
Höchſtbetragshypothek (81190). Daher kann für eine Reichsmarkforderung eine Höchſtbetrags⸗ 
hypothek in Goldmark, für eine Goldmarkforderung eine Höchſtbetragshypothek in Reichsmark ein⸗ 
getragen werden (JW' 1933, 12622). Unzuläſſig iſt bei der Goldmarkhypothek die Eintragung 
einer feſten Feingoldpreisklauſel (JF 2, 353) und die Eintragung von Aufwertungsklauſeln für 
den Fall eines Verfalls oder einer Anderung der Währung (JW 1932, 15655), ſei es auch in der 
verſteckten Form der Heranziehung des $ 607 (JW 1932, 15665). Dasſelbe gilt von Klauſeln, welche 
die Wertbeſtändigkeit der Hypothek auch gegenüber künftigen geſetzlichen Vorſchriften gewähr⸗ 
leiſten follen (HRR 1933 Nr 730). Über die Eintragung von Stichtagsklauſeln vgl. J 2 S. 347, 
350, 353; HAN 1934 Nr 1673; über die Eintragung von Zinſeszinſen und Wertermittelungs⸗ 
klauſeln JF 1, 461; über den Stichtag bei der wertbeſtändigen Höchſtbetragshypothek JF 2, 
353; OLG 43, 233. Eine im Jahre 1930 beſtellte Feingoldmarkhypothek für eine damals ber 
gründete Dollarkaufpreisſchuld wird in ihrer Wertbeſtändigkeit durch die Dollarabwertung ſeit 
1933 nicht berührt (RG 149, 1). Andrerſeits kann aber auch bei der Beſtellung einer wertbeſtändigen 
Verkehrshypothek vertraglich vereinbart werden, daß im Innenverhältnis der Parteien nur eine 
einfache Währungsſchuld (3. B. Pfundſchuld) ſolle geltend gemacht werden dürfen (RG 152, 213). 
In dieſem Falle kann die bei einer Abwertung der Währung entſtehende Eigentümergrundſchuld 
( 1163, 1177) erſt bei der Tilgung der Forderung nachgewieſen werden (JW 1937, 310957). 

5. Auch die geſicherte Forderung muß auf Zahlung (für Hinterlegung vgl. IFG 12, 309) 
einer beſtimmten Geldſumme gerichtet ſein. Denn die Zahlung der beſtimmten Geldſumme 
aus dem Grundſtück ſoll zur Befriedigung der Forderung dienen, und 3 1115 ſchreibt die Ein⸗ 
tragung des „Geldbetrags“ der Forderung ausdrücklich vor (ftr.; Riß Gruch 58, 834; Kc 35 K 
282). Mithin kann ein Anſpruch, der etwa lediglich die Berechtigung zum Inhalt hat, bei der 
Feſtſetzung einer Entſchädigung einen Abzug zu machen, nicht durch Hypothek geſichert werden, 
weil er nicht auf eine Geldzahlung gerichtet iſt; es ſei denn, daß er eine bedingte Forderung auf 
Rückzahlung in ſich ſchließt (RSC JW 1912, 35118). Die Forderung muß als zum Weſen der 
Hypothek gehörig im Eintragungsvermerk ſelbſt oder in der dort in bezug genommenen Ein⸗ 
tragungsbewilligung (RG 67, 248) jo bezeichnet werden, daß ſich die Merkmale für die Unter⸗ 
ſcheidung von anderen Forderungen ergeben. Namentlich iſt die Angabe des Gläubigers, 
des Gegenſtandes ($241) und des Schuldgrundes erforderlich (GJ 35 A 281; 38 4. 
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271; 40, 259; OLG 16, 154; 44, 174; XI 3, 426; vgl. aber wegen des Schuldgrundes $ 1115 A 8). 
Als Schuldgrund genügt auch ein Schuldverſprechen oder Schuldanerkenntnis im Sinne der 
$8 780 ff. (MG Gruch 58, 1036; KC 22 A 307; 26 A 278; RIA 3, 135; OLG 3, 359). An und 
für ſich gehört zur Kennzeichnung der Forderung auch die Angabe des Schuldners. Denn 
der Hypothekbeſteller braucht nicht zugleich der Schuldner der Forderung zu ſein. Auch für eine 
fremde Schuld kann gültig Hypothek beſtellt werden (RG 60, 263; JW 1898, 36°). Wenn 
aber nichts anderes erklärt wird (den Fall einer unklaren Erklärung erörtert OLG 21, 4), iſt es 
ſelbſtverſtändlich, daß der die Hypothek beſtellende Eigentümer auch der Schuldner der Forderung 
iſt. Deshalb bedarf es regelmäßig nicht der beſonderen Bezeichnung des Schuldners in der Ein⸗ 
tragungsbewilligung oder gar im Eintragungsvermerk. Vielmehr iſt dieſe Bezeichnung nur dann 
erforderlich, wenn der perſönliche Schuldner vom Eigentümer verſchieden iſt. Sie kann dann bei 
der Eintragung gemäß $ 1115 Abſ 1 Halbſ 2 auch durch Bezugnahme auf die Eintragungsbewilli 
gung erfolgen (a. M. KJ 35 A 283, demnächſt jedoch aufgegeben durch KON 47, 198). Dies gilt 
auch für die Höchſtbetragshypothek ($ 1190), ſelbſt wenn fie für alle gegenwärtigen und künftigen 
Forderungen (8 1190 A 1) beſtellt worden iſt (RG 136; 80; KGJ 47, 198; 81190 A 2). Zur Ver⸗ 
meidung der Überfüllung des Grundbuchs hat die Aufnahme des perſönlichen Schuldners in den 
Eintragungsvermerk überhaupt zu unterbleiben, wenn nicht beſondere zwingende Gründe die 
Aufnahme zur Klarſtellung erfordern (KJ 47, 201). Weicht der Inhalt des Eintragungsvermerks 
über die Perſon des perſönlichen Schuldners von dem Inhalt der Einigung ab, jo iſt die Hypothek 
nicht entſtanden ($ 873 A 10; JW 1933, 29214). Der ſchuldrechtliche Vertrag, durch den 
ſich der Eigentümer verpflichtet, eine Hypothek für eine fremde Schuld zu beſtellen, bedarf regel⸗ 
mäßig ebenſowenig einer Form (RG Warn 1935 Nr 51) wie das ſchuldrechtliche Verſprechen des 
Eigentümers, für eine eigene Schuld Hypothek zu beſtellen (RG 120, 254). Formzwang beſteht 
indeſſen, wenn die Beſtellung der Hypothek ſchenkweiſe verſprochen wird (RG 120, 255). — Die 
geſicherte Forderung kann auch mit einer öffentlich ⸗rechtlichen Verpflichtung (3. B. zu 
egebauten, zur Gewährung der Bauerlaubnis ſeitens einer Stadtgemeinde) verbunden ſein 
( Warn 1908 Nr 161; Gruch 56, 977; HRR 1932 Nr 63; vgl. jedoch OLG 16, 163). Dagegen 
kann eine Hypothek für eine mit Zwangsverſteigerungsprivileg ausgeſtattete gemeine 
öffentliche Laſt nicht (auch nicht zwangsweiſe) eingetragen werden (§ 54 GBO). Deshalb iſt z. B. 
le Eintragung einer Hypothek zur Sicherung von Straßenpflaſterkoſten oder von Grundver⸗ 
mögenſteuer oder von Anliegerleiſtungen nicht ſtatthaft (JW 1932, 10625; HRR 1932 Nr 1092; 
1933 Nr 145; 1937 Nr 1110). Selbſtverſtändlich gilt das aber nicht für eine Hypothek zur Sicherung 
eines Darlehns, das zur Beſtreitung ſolcher öffentlichen Grundſtückslaſten aufgenommen worden 
iſt (RG 155, 372). Für die nicht mit Zwangsverſteigerungsprivileg ausgeſtatteten 
Anſprüche aus öffentlichen Laſten kann eine Höchſtbetragshypothek eingetragen werden (JF 
4, 175). Für ſolche Steuerforderungen des Fiskus kann ohnehin nach $ 372 RAbgd eine Zwangs- 
hypothek (88 866 ff. ZPO) eingetragen werden (§RR 1930 Nr 238; 1931 Nr 1354; 1932 Nr 1964). 
Das Geſetz (88 1113, 1115) geht davon aus, daß jeder Hypothek nur eine einzelne, be- 
Nimmte (wenn auch bedingte oder künftige: $ 1113 Abſ 2) Forderung zugrunde liegt. Sind 
mehrere Hypotheken für je einen Teil einer einheitlichen Forderung an demſelben Grundſtück 
beſtellt, ſo gelten ſie als im Verhältnis zueinander ſelbſtändige Hypotheken (RG 75, 249; Gruch 
98, 430; Ke 27 A 151; 51, 288; 53, 215; über Einzel⸗Höchſtbetragshypotheken für Teile des 
geſicherten Forderungskreiſes $ 1132 A 2). Die Eintragung zweier ſelbſtändiger Hypo- 
theken an einem Grundſtück für die ſelbe ganze Forderung iſt grundbuchrechtlich abzulehnen, 
weil dadurch Verwirrung entſtehen kann. Wenn jedoch zur Sicherung für alle Forderungen aus 
einer Geſchäftsverbindung zunächſt eine und ſpäter noch eine (niedrigere) Höchſtbetragshypothel 
an demſelben Grundſtück eingetragen worden ift, jo daß die zweite Hypothek dazu beſtimmt iſt, 
en die erſte überſteigenden Vetrag der ſchließlich feſtzuſtellenden Geſamtforderung zu decken, 
6 Ind beide Hypotheken rechtswirkſam. Denn dann liegen keine ihrem Inhalt nach unzuläſſigen 
mtragungen vor, obwohl grundbuchrechtlich die zweite Hypothek anders (Erhöhung der Höchſt⸗ 
Fuze der erſten Hypothek) hätte eingetragen werden ſollen (RG 118, 162; KGJ 49 A 222). 
Verh. mehrere Forderungen kann eine einheitliche Hypothek jedenfalls nur dann beſtellt 
be EN, wenn die Forderungen ſämtlich demſelben Gläubiger gegen denſelben Schuldner zuſtehen. 
enſowenig wie für mehrere, verſchiedenen Gläubigern zuſtehende Forderungen (A 3) kann für 
Mare Forderungen gegen verſchiedene Schuldner eine ungeteilte Hypothek beſtehen, weil mit 
i auf die den einzelnen Schuldnern nach $ 1137 gegebenenfalls zuſtehenden verſchiedenen 
vi Loren unklare Verhältniſſe entſtehen und in der⸗Zwangsverſteigerung unüberwindliche Schwie⸗ 
Dt ſich ergeben könnten. Eine Ausnahme ſſt allerdings zuzulaſſen, wenn die Schuldner 
5 mer Verpflichtungsgemeinſchaft ſich befinden, z. B. Geſamtſchuldner im Sinne des $ 421 find, 
Erle das Schickſal der Forderung gegen die mehreren Schuldner, insbeſondere hinſichtlich des 
chens einheitlich geſtaltet ift (RG 75, 247; 118, 354; ROY 46, 229; 47, 201; JJ 2, 439; 

in ei 28). Leider hat das Reichsgericht neuerdings zunächſt in einem auf weitere Beſchwerde 
die mer Grundbuchſache ergangenen Beſchluß (RG 126, 272), dann auch in einigen Urteilen, 
° auf dieſen Beſchluß ohne weitere Begründung verweiſen (RG Warn 1930 Nr 35, 164), den 
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Grundſatz preisgegeben, daß die Eintragung einer Hypothek für mehrere Forderungen gegen 
verſchiedene, nicht in einer Verpflichtungsgemeinſchaft ſtehende Schuldner abzulehnen iſt. Zwar 
iſt zuzugeben, daß eine ſolche Eintragung nicht inhaltlich unzuläſſig und darum, wenn ſie erfolgt 
iſt, nicht materiellrechtlich nichtig ſein mag. Daraus folgt aber noch nicht, daß das Grundbuchamt 
Anträgen auf derartige Eintragungen ſtattzugeben hätte. Inſoweit iſt vielmehr die Begründung 
in RG 126, 272 nicht überzeugend. Das Reichsgericht läßt hier eine einheitliche Höchſtbetrags⸗ 
hypothek eintragen zur Sicherheit für eine Darlehnsforderung des G gegen A, B und C als Ge- 
ſamtſchuldner ſowie für die Anſprüche des G aus beabſichtigten Warenlieferungen an A. Der 
ausgeſprochene Zweck der Hypothekbeſtellung war, daß im Falle der Abtragung des Darlehns 
die Hypothek im entſprechenden Maße für den Warenkredit frei werde und nicht etwa eine Eigen⸗ 
tümergrundſchuld entſtehe. Die Gründe des die Eintragung zulaſſenden reichsgerichtlichen Be⸗ 
ſchluſſes weiſen im weſentlichen darauf hin, daß einerſeits auch bei der Hypothek für eine Forderung 
gegen mehrere in Verpflichtungsgemeinſchaft ſtehende Schuldner ſowie bei der Hypothek zur 
Sicherung mehrerer Forderungen gegen denſelben Schuldner gewiſſe Schwierigkeiten entſtehen 
könnten und daß andererſeits, wenn Miterben nach $ 2060 für eine gegen den Erblaſſer gerichtete 
hypothekariſch geſicherte Forderung nur zu Bruchteilen hafteten, von Geſetzes wegen ein Tat- 
beſtand der hier in Rede ſtehenden Art eintrete. Dieſen Gründen iſt entgegenzuhalten: Wenn 
ſchon bei den von ihnen erwähnten, geſetzlich zugelaſſenen Hypotheken Schwierigkeiten entſtehen 
können, obwohl immerhin das Forderungsverhältnis, dem Beſtimmtheitsgrundſatz des Liegen⸗ 
ſchaftsrechts entſprechend, noch durch die Verpflichtungsgemeinſchaft der mehreren Schuldner oder 
durch die Gleichheit des Gläubigers der mehreren Forderungen hinreichend klar und feſt beſtimmt 
und begrenzt iſt, ſo darf dieſe Erkenntnis doch nicht zu dem Schluſſe führen, daß das Grundbuch 
nun auch noch zu öffnen ſei für Hypotheken, bei denen, entgegen dem Beſtimmtheitsgrundſatz, beim 
nun auch noch zu öffnen ſei für Hypotheken, bei denen, entgegen dem Spezialitätsprinzip, beim 
Erlöſchen einer Forderung die Entſtehung der Eigentümergrundſchuld ausgeſchaltet und ſtatt 
deſſen die Sicherung eines gänzlich anderen Forderungskreiſes herbeigeführt werden ſoll. Aus 
$ 2060 läßt ſich nichts für dieſe Anſicht herleiten. Dort iſt nur vorgeſehen, daß die urſprünglich 
einheitlich gegen den Erblaſſer gerichtete Forderung unter Umſtänden ſich bruchteilsweiſe auf die 
Erben verteilt. Selbſtverſtändlich folgt dann die Hypothek der Teilung der Forderung. Dieſem 
nachträglich eintretenden, geſetzlich vorgeſehenen Ergebnis in einem beſonderen Ausnahmefall 
kann aber keine Regel des Inhalts entnommen werden, daß auch von vornherein eine einheitliche 
Hypothek für mehrere Forderungen gegen verſchiedene Schuldner ohne Verpflichtungsgemein⸗ 
ſchaft eingetragen werden dürfe. Auch ein praktiſches Bedürfnis für die in RG 126, 272 zugelaſſene 
Eintragung kann nicht anerkannt werden. Den Belangen der Beteiligten hätte die Eintragung 
zweier im Range gleichſtehender Hypotheken genügt, nämlich einer Verkehrshypothek für die 
Darlehnsforderung des 6 gegen A, B und C als Geſamtſchuldner und einer Höchſtbetragshypothel 
für die Anſprüche des G gegen A aus dem beabſichtigten Warenkredit. Im Intereſſe der Sicher⸗ 
heit, Klarheit und Durchſichtigkeit des Grundbuchberkehrs ift zu hoffen, daß das Reichsgericht zu 
ſeiner älteren Rechtſprechung zurückkehren wird. Die darin entwickelten Grundſätze gelten insbe 
ſondere auch für die Höchſtbetragshypothek (KJ 46, 229; OLG 40, 64), die allerdings häufig, 
weil fie vorzugsweiſe dem wechſelnden Kreditverkehr zu dienen beſtimmt iſt, mehrere Forderungen 
ſichert und ſogar für alle gegenwärtigen und künftigen Forderungen beftellt werden kann ($ 1190 
A !) Auch bei ihr muß die Einheitlichkeit des Forderungsverhältniſſes wenigstens inſofern gewahrt 
bleiben, als die Forderungen demſelben Gläubiger gegen denſelben Schuldner zuſtehen müſſen 
(R6 75, 247; 118, 354; KGJ 47, 201; RIA 16, 338; OLG 40, 64; FG 2, 439). Unzuläſſig 
ift z. B. die Beſtellung einer Höchſtbetragshypothek für Forderungen aus einem fortlaufenden 
Kontokorrentverkehr gegen den Hypothekbeſteller und deſſen allgemeinen Rechtsnachfolger oder 
den Nachfolger im Grundſtückseigentum (RIA 16, 341). Eine Verkehrshypothek kann auch nicht 
in der Weiſe beſtellt werden, daß eine oder die andere Forderung (z. B. ein Bereicherungsanſpruch, 
wenn die erſte Forderung nichtig jet) geſichert fein ſoll (MG ZW 1911, 65326). Die nachträgliche 
Bildung einer Einheitshypothek aus mehreren urſprünglich ſelbſtändigen, im Range 
unmittelbar aufeinanderfolgenden Hypotheken desſelben Gläubigers iſt in N 
145, 47 grundſätzlich für zuläſſig erklärt worden; die Eintragung erfolgt in Spalte 7 der Abteilung III 
des Grundbuchs (AV d. RIM v. 5. 3. 1937). Ebenſo können Teile einer Hypothek, die durch Teil⸗ 
abtretung vorübergehend verſchiedene Glaubiger gehabt haben, nunmehr aber wieder in die Hand 
eines Gläubigers gelangt find, bei gleichem Range und gleichen Zahlungsbedingungen grundbuch⸗ 
rechtlich (3. B. hinſichtlich der Erteilung eines Hypothekenbriefs) als einheitliche Hypothek be⸗ 
handelt werden (MG 145, 50 KJ 46, 239). Der Geſichtspunkt der Unzuläſſigkeit mehrerer Hypo 
theken für dieſelbe Forderung an demſelben Grundſtück kommt ferner nicht in Betracht, wenn der 
Grundſtückseigentümer für eine bereits durch Hypothek geſicherte Forderung auch eine für ihn auf 
demſelben Grundſtück eingetragene Grundſchuld verpfändet. Denn hier handelt es ſich nicht um 
zwei Hypotheken für dieſelbe Forderung, ſondern um die Sicherung der Forderung einmal 
durch Hypothek (Pfand an dem Grundſtück) und ſodann durch Pfand an einer das Grundſtück be⸗ 
laſtenden Grundſchuld, wogegen keine rechtlichen Bedenken beſtehen (OLG 45, 230). Bu 
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läſſig iſt auch die Beſtellung einer Hypothek für eine bereits durch Grundſchuld ſei es an demſelben 
ſei es an einem anderen Grundſtück geſicherte Forderung (RG 132, 136). — Aus den 99 401, 1113, 
1153 Abf 1, 1154 BOB, 5 830 ZPO, wonach die Hypothek „für die Forderung“ beſteht, und aus 
der im 8 1153 Abſſ2 beſtimmten Untrennbarkeit der Hypothek von der Forderung bei der Über⸗ 
tragung iſt zu entnehmen, daß Forderung und Hypothek dergeſtalt ein einheitliches Ganzes bilden, 
daß die Forderung das Hauptrecht, die Hypothek ein die Befriedigung dieſes Haupt- 
rechts ſicherndes Nebenrecht ift (RG 81, 268). Die Streitfrage, inwieweit nach dem BGB 
die Hypothek ein von der Forderung abhängiges (akzeſſoriſches) Recht ſei, iſt für die Rechts⸗ 
anwendung bedeutungslos. Das Geſetz gibt hierüber nach einzelnen Richtungen beſondere Be⸗ 
ſtimmungen (z. B. $$ 1137, 1138, 1158, 1159, 1163, 1177, 1184, 1185); weitere verallgemeinernde 
oder einſchränkende Folgerungen ſind daraus aber nicht zu ziehen. Hervorzuheben iſt in dieſer 
Hinſicht nur folgendes: Die Hypothek muß zwar für eine beſtimmt bezeichnete Geldforderung 
beſtellt fein; ſonſt iſt die Hypothekeintragung nichtig (OL 2, 9). Liegt aber dieſe Voraus- 
ſetzung vor, ſo hat die Hypothekeintragung auch dann Beſtand, wenn die Forderung in 
Wirklichkeit nicht beſteht oder wenn fie ſpäter erliſcht. Nur iſt in dieſen Fallen das als 
Hypothek Eingetragene rechtlich keine Hypothek, ſondern kraft beſonderer geſetzlicher Vor⸗ 
ſchrift (85 1163 Abſ 1, 1177 Abf 1) eine Grundſchuld, und zwar eine ſolche, die nicht dem ein 
getragenen Gläubiger, ſondern dem Eigentümer zuſteht. Im Falle der rechtsgeſchäftlichen Über- 
tragung an einen gutgläubigen Erwerber wird aber das Recht, wenn es ſich um eine Verkehrs⸗ 
hypothek handelt (Vorbem 1), in der Hand des Erwerbers zu einer wirklichen Hypothek; damit 
Kilt auch die Forderung in Anſehung des dinglichen Rechts als beſtehend ($$ 892, 1138). — Der 
Grundbuchrichter darf die Eintragung der Hypothek nicht von dem Nachweis des Beſtehens 
der Forderung abhängig machen. Vielmehr hat er regelmäßig auf die bloße Angabe des Schuld⸗ 
verhältniſſes hin die Eintragung vorzunehmen. Wenn jedoch nach der Angabe das Beſtehen einer 
gegenwärtigen oder die Entſtehung einer künftigen Forderung unmoglich iſt (z. B. wenn die Hypo⸗ 
thek für den künftigen Erbteil einer Perſon beſtellt werden ſoll), hat der Grundbuchrichter die Ein⸗ 
tragung der Hypothek abzulehnen (RJ 40, 260; 52, 182), weil für fie eine Forderung notwendig iſt 
(6 1163 Abſ 1 Satz 1, 1177 Abſ 1). Dies trifft aber, wenn für eine verzinsliche Forderung Hypothek 
beſtellt werden ſoll, hinſichtlich des Zinsrechts nicht zu in dem Falle, daß dem Grundſtückseigentümer 
zugleich der Nießbrauch oder die Nutznießung (als Ehemann oder Vater: 99 1383, 1649) an der 
Forderung zuſteht. Denn eine die Entſtehung der Zinsforderung hindernde Vereinigung von 
Forderung und Schuld in einer Perſon greift hier nicht Platz. Der Nießbraucher oder Nutznießungs⸗ 
berechtigte iſt nicht ſelbſt Gläubiger des Zinsrechts, ſondern hat nur die Befugnis, das dem Glau- 
biger der Forderung an ſich zuſtehende Zinsrecht in eigenem Namen auszuüben. Das Zuſammen⸗ 
allen von Nießbrauchsrecht (Nutznießungsrecht) und Schuld in einer Perſon hat nur die Wir⸗ 
a daß während der Dauer des Zuſammenfallens der Schuldner keine Zinſen zu zahlen braucht 
(ch 52, 180 gegen KJ 40, 140; 45, 257; 9 99 A 1 a. E.; § 1191 A 2 a. E.). — Soll nur für 
einen Teil einer Forderung eine Hypothek beſtellt werden, fo ift der Teil beſtimmt anzugeben 
men, 413); es genügt aber eine ziffernmäßige Angabe des Betrages der Teilforderung (RG, 
’ ). 
6. Daß zufolge der hypothekariſchen Belaſtung aus dem Grundſtücke zu zahlen iſt, hat in 
Klabindung mit 8 1147 folgende Bedeutung: Der Gläubiger iſt berechtigt, mit der dinglichen 
zlage aus der Hypothek und demnächſt im Wege der Zwangsvollſtreckung feine Ber 
ſtiedigung aus dem Erlöſe oder Ertrage des Grundſtücks und der mithaftenden Gegenſtände 
8 1120— 1131) zu ſuchen (RG 47, 269; 55, 222; 56, 324; 65, 418; 93, 236; JW 1902 Beil 198). 
ne der Hypothek eigentümliche Recht des Gläubigers auf Zwangsvollſtreckung in das Grund- 
N und in die mithaftenden Gegenſtände darf nicht völlig ausgeſchloſſen werden. Eine ſolche 
tateinbarung iſt als dem Weſen der Hypothek widerſtreitend nichtig (NG Gruch 58, 974). Dagegen 
8 das Recht auf Zwangsvollſtreckung dahin eingeſchränkt werden, daß der Glaubiger nicht 
a die Zwangsverſteigerung des Grundstücks betreiben, im übrigen aber Zwangsvollſtreckungs⸗ 
Del 6. B. Zwangsverwaltung, Pfändung von Mietzinfen) vornehmen und in der von einem 
satten betriebenen Zwangsverſteigerung des Grundſtücks feine Hypothek geltend machen darf 
ba $ Gruch 58, 975). Zuläſſig erſcheint auch eine Hypothekbeſtellung mit der Vereinbarung, 
a der Gläubiger ſich zunächſt an das Grundſtück halten müſſe, oder mit der Vereinbarung, 
D. der Gläubiger ſich überhaupt nur an das belaſtete Grundſtlick halten dürfe (A7 a. E.). — 
ſteht das Grundſtück ſelbſt nicht verklagt werden kann und im Vermögen des Eigentümers 
iſt muß dieſer im Rechtsſtreit die Parteirelle des Beklagten übernehmen. Gegen ihn 
20 alſo die Verpflichtung zur Duldung der Zwangsvollſtreckung in ſein Grundſtück aus⸗ 
D enrechen. Für die Forderung dagegen haftet das gefamte Vermögen des perſönlichen Schuldners. 
in — iſt mit der Klage aus der Forderung gegen ihn, auch wenn er zugleich der Eigentümer iſt, 
Die erurteilung zur Zahlung ohne Einſchränkung auf einen Haftungsgegenſtand zu verfolgen. 
ie gemäß zu ſtellenden Klaganträge —insbeſondere auch für den Fall, daß die dingliche und 
berbunſonliche Klage gegen den Eigentümer, der zugleich perſönlicher Schuldner iſt, miteinander 
f nden werden, — ergeben ſich aus $ 1147 A 4. Schon dieſe Ausführungen zeigen, daß die 
BGB, Kommentar von Reichsgerichtsräten. 9. Aufl. III. Bd. (Beſſau.) 34 
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Hypothek nicht als eine dem $ 241 einzuordnende, im Falle der Nichterfüllung mit perſönlichen 
Folgewirkungen verſehene Verpflichtung des Eigentümers zur Zahlung mit Beſchränkung ſeiner 
Haftung auf das Grundſtück (ſog. Realobligation) begründet ift, ſondern daß fie lediglich das 
Grundſtück mit der Verpflichtung belaſtet, aus ihm an den Gläubiger zu zahlen. Hierin zeigt ſich die 
Dinglichkeit der Hypothek. Denn das Weſen jedes dinglichen Rechts beſteht in der unmittelbaren 
Unterwerfung einer Sache unter die Herrſchaft einer Perſon in beſtimmter Beziehung (ſtr.; RG 73, 
143; 93, 286; RIA 11, 158). Bei der Geltendmachung der Hypothek durch Klage, Kündigung oder 
Mahnung ($$ 1141, 1156, 1160) vertritt der Eigentümer als Gegner nur notwendigerweiſe ſein 
Grundſtück. Zwar iſt ihm durch $ 1142 unter den dort beſtimmten Vorausſetzungen das Recht ge⸗ 
währt, durch Befriedigung des Gläubigers die Zwangsvollſtreckung in das Grundſtück abzuwenden. 
Ihm iſt aber nicht die Verpflichtung hierzu auferlegt. Vielmehr hat er nur zu dulden, daß der Hypo⸗ 
thekengläubiger zu ſeiner Befriedigung wegen der Hypothekenforderung die Zwangsvollſtreckung 
in das Grundſtück und in die für die Hypothek haftenden Gegenſtände betreibt (RG 130, 385). 
Deshalb und weil dingliche Rechte an Grundſtücken nur den in Geſetz zugelaſſenen Inhalt haben 
dürfen, iſt die Eintragung einer Verpflichtung des jeweiligen Eigentümers als ſolchen (im Gegen⸗ 
ſatz zum perſönlichen Schuldner), den Hypothekengläubiger unter beſtimmten Vorausſetzungen zu 
befriedigen, unzuläſſig (RIA 11, 156). Da die Hypothek ſonach kein ſchuldrechtlicher Anſpruch it, 
kann für fie zugunſten des Eigentümers (der nicht perſönlicher Schuldner ift) auch keine Bürgschaft 
wirkſam übernommen werden. Denn die Bürgſchaft ſetzt nach $ 765 eine ſchuldrechtliche Verbind⸗ 
lichkeit eines Dritten voraus, für die einzuſtehen der Bürge ſich verpflichtet (NG 93, 236; 5 765 
A 3). Ferner iſt die Beſtellung einer Hypothek nicht als Eingehung einer Verbindlichkeit“ im Sinne 
des BOB (z. B. des $ 817 Sat 2 Halbſ 1) zu erachten, da das Geſetz darunter nur die Begründung 
eines perſönlichen Schuldverhältniſſes verſteht (85 364, 821, 1298, 1412ff., 1415, 1531ff., 1660) 
und die Hypothek eben eine rein dingliche Grundſtücksbelaſtung iſt (RG 73, 145; vgl. jedoch die nicht 
zutreffende Beurteilung von RG 68, 103 in RG 71, 435). Auch für die während feiner Beſitzzeit 
fällig werdenden Zinſen haftet der Eigentümer nicht perſönlich (Prot 3, 576). Immerhin iſt der 
Anspruch aus einer Hypothek, da aus dem Grundſtück zu zahlen ift, als auf eine „Leiſtung“ gerichtet 
anzuſehen. Daher findet z. B., wenn der aus einer Hypothek verklagte Konkursverwalter im Kon⸗ 
kurſe des Eigentümers die Hypothekbeſtellung nach 99 29ff. KO einredeweiſe anficht, $ 41 Abſ 2 KO 
(Verweigerung der Leiſtung nach Ablauf der Anfechtungsfriſt) Anwendung (RG 95, 226). — Er⸗ 
liſcht die Hypothek durch den Zuſchlag in der Zivangsverfteigerung ($$ 52, 91 30h), fo tritt 
an ihre Stelle der Anſpruch auf Befriedigung aus dem Verſteigexungserlöſe. Dieſer Anſpruch 
gilt aber nicht mehr als ein hypothekariſches Recht, da dieſes eben erloſchen iſt und folglich eine 
hypothekariſche Grundſtücksbelaſtung nicht mehr beſteht, ſondern als ein Forderungsrecht, ins⸗ 
beſondere auch hinſichtlich der Übertragung, der Pfändung und des Verzichts. Die für die frühere 
Hypothek gegebenen geſetzlichen Vorſchriften können höchſtens inſoweit entſprechend angewendet 
werden, als nicht ihre Anwendung gerade dadurch ausgeſchloſſen wird, daß nicht mehr das Grund⸗ 
ſtück, ſondern der Erlös den Gegenſtand der Haftung bildet (MG 55, 264; 60 S. 224, 253; 63, 216; 
64, 215; 65, 419; 70, 279; 125, 367; JW 1906, 38713; 5 1154 A 1; $ 1168 A 1 und für die Höchſt⸗ 
betragshypothek RG 55, 222). 1 
7. Wird eine Hypothek für eine künftige oder bedingte Forderung beftellt, fo entfteht die 
Hypothek, anders als im Falle der Veftellung einer bedingten Hypothek (A 2), ſogleich mit der 
Eintragung. Eine bereits entſtandene, aber noch nicht fällige (z. B. geſtundete) Forderung iſt 
keine künftige (RG 144, 29). Deshalb fällt auch die für einen Werklohnanſpruch ($ 631 Abſ 1) be⸗ 
ſtellte Hypothek nicht unter $ 1113 Abſ 2, wenn der Werkvertrag abgeſchloſſen, das Werk aber noch 
nicht begonnen iſt (MG JW 1932, 1216). Iſt die Forderung auflöſend bedingt, ſoll fie z. B. 
beim Tode des Gläubigers erlöſchen (Kc 23 K 238) oder it ein Widerruf des Schenkungs⸗ 
verſprechens, auf das fie ſich gründet, vorbehalten (KG 29 A 245), fo ſteht die Hypothek zunächſt 
dem Gläubiger als wirkliche Hypothek zu. Tritt die Bedingung ein, jo verwandelt ſich die Hypothel 
mit dem Erlöſchen der Forderung in eine Grundſchuld des Eigentümers (88 1163 Abſ 1, 1177 Abſ 1; 
KJ 33 A 242). Unter dem Geſichtspunkt der Hypothekbeſtellung für eine bedingte Forderung iſt 
es auch zuläſſig, daß für eine ſchenkungsweiſe Zuwendung an eine Kirchengemeinde oder eine andere 
öffentlich-rechtliche Körperſchaft eine Hypothek eingetragen wird, bevor die für die Zuwendung 
erforderliche behördliche Genehmigung (4. B. nach Art 86 Ech, Art 6 $1 Pr. Ach BGB) erfolgt iſt. 
Denn die nicht genehmigte Zuwendung iſt nicht von vornherein nichtig, ſondern ihre Wirkſamkeit 
iſt nur von der Erteilung der Genehmigung abhängig, ſo daß ein Schwebezuſtand, ähnlich wie bei 
einer Bedingung, beſteht (NG 88, 339). Soll die Forderung erſt künftig entſtehen, wie dies bei 
Höchſtbetragshypotheken ($ 1190) häufig der Fall ift, oder ift fie aufſchiebend bedingt, fo erlangt der 
Gläubiger die Hypothek erſt mit der Entſtehung der Forderung; bis dahin beſteht fie als vor 
läufige, durch die Entſtehung der Forderung auflöſend bedingte Grundſchuld des Eigentümers 
(N 51, 43; 75, 250; 144, 28; ZW 1902 Beil 22360, 1912, 40224; KJ 45, 290; 49 S. 217, 221; 
52, 202; 53, 169; § 1190 A 3). Beiſpielsfälle: das hypothekariſch geſicherte Darlehn iſt noch nicht 
gewährt, ſondern erſt zugeſagt (RG 51, 43; DRG 14, 99; JW 1926, 2581; geſichert wird eine 
durch vorzeitige Rückzahlung des Hauptkapitals oder durch unpünktliche Rückzahlung des Kapitale 
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bedingte Entſchädigungsforderung (RG Gruch 57, 154; KGJ 36 A 233; 49 S. 216, 221; 52, 201; 
OL 39, 247); einem Altſitzer ſoll im Falle feines vom Eigentümer verſchuldeten Fortzugs an 
Stelle der Altenteilsleiſtungen eine Forderung auf Zahlung einer Geldſumme zuſtehen (KGJ 
53, 169); die hypothekariſch geſicherte Forderung entipringt einem aufſchiebend bedingt abge⸗ 
ſchloſſenen Verſicherungsvertrag (R 144, 28). Ob und wie die Abtretung und Pfändung der in 
ſolchen Fällen zunächſt vorhandenen Eigentümergrundſchuld ſich bewerkſtelligen läßt, ſagt $ 1163 
A 3. — 8 1113 Abf2 ſetzt, wie ſich aus Abſ 1 ergibt, voraus, daß die künftigen oder bedingten 
Forderungen eine feſt beſtimmte Höhe haben. Auch kann eine künftige Forderung nur dann 
Gegenſtand der Sicherung durch Hypothek ſein, wenn eine Rechtslage gegeben iſt, die ſchon zur 
Zeit der Eintragung der Hypothek eine gewiſſe Gewähr dafür bietet, daß aus ihr in Zukunft eine 
Forderung entſtehen werde (KJ 37 A 280; 40, 145). Was in 5 883 A 10 über den Begriff der 
„künftigen“ Forderung ausgeführt ift, gilt hier erſt recht. Fälle der Beſtellung von Verkehrs⸗ 
hypotheken für künftige Darlehnsforderungen aus einem Abrechnungsverhältnis und für künftige 
Wechſelforderungen aus einem Wechſelverkehr behandeln RG 60, 243; JW 1906, 55019; 1908, 
55516. Für eine künftige Forderung, die mit ihrem Entſtehen nach $ 607 Ab} 2 in ein Darlehen um⸗ 
gewandelt werden ſoll, kann ſogleich eine Darlehns hypothek eingetragen werden (RG 21. 1. 
und 1. 4. 1931 V 214 und 273/30). Zuläſſig iſt eine Hypothek für die (ſchon jetzt begründete) For⸗ 
derung aus einem erſt nach dem Tode des Schenkgebers zu erfüllenden Schenkungsverſprechen, 
auch wenn der Widerruf vorbehalten iſt (KJ 29 A 244; 40 A 260); dagegen nicht für den künftigen 
Erbanſpruch der geſetzlichen Erben (OL 14, 97; KG 40 A 260). Zuläſſig iſt auch eine Verein. 
barung der bei der Hypothekbeſtellung Beteiligten, daß die Forderung erſt in der Perſon eines 
Abtretungsempfängers entſtehen ſolle (R Warn 1908 Nr 321; 1911 Nr 184; HR 1932 Nr 235; 
$ 1163 A 2). — Durch eine Vereinbarung, daß der Gläubiger im Falle der Nichtzahlung der fälligen 
Forderung ſeine Befriedigung zunächſt aus dem belaſteten Grundſtück ſuchen ſoll, wird die 

orderung nicht zu einer bedingten. Vielmehr enthält dieſe Vereinbarung lediglich eine zuläſſige 
Tilgungsbeſtimmung, die aber nicht eintragungsfähig ift, da ſie die Hypothek als ſolche nicht berührt, 
ſondern nur für die Geltendmachung der Forderung von Bedeutung iſt (JW 1925, 8027; a. M. 
RIU 8, 63). Streitig iſt, ob eine Vereinbarung, daß der Gläubiger ſich überhaupt nur an das 
belaſtete Grundſtück halten dürfe, zuläſſig iſt. M3, 611 ſchließen fie aus, weil dadurch die klare 
Grenzziehung zwiſchen Hypothek und Grundſchuld verdunkelt werden würde, und meinen, daß 
dabei der Fall einer Hypothek nicht gegeben ſei, vielmehr nur eine Grundſchuld eingetragen werden 
könne. In RG 128, 145 ift die Frage unentſchieden gelaffen. Sie wird aber zu bejahen fein. Denn 
auch bei einer ſolchen Vereinbarung beſteht eine Verpflichtung des Schuldners zur Leiſtung, alſo 
eine Forderung gegen ihn. Nur iſt beim Ausbleiben der Leiſtung die Zwangsvollſtreckung in das 

ermögen des Schuldners auf einen einzelnen Vermögensgegenſtand, nämlich das Grundſtück, 
beſchränkt. Es kann daher für eine ſo hinſichtlich des Haftungsgegenſtandes beſchränkte Forderung 
Hypothek beſtellt werden, wenigſtens dann, wenn der beſtellende Eigentümer zugleich der Schuldner 

er Forderung iſt. Eintragungsfähig iſt aus dem bereits erwähnten Grunde auch dieſe Verein ⸗ 
barung allerdings nicht. Die ſchuldrechtliche (perſönliche) Klage gegen den Schuldner muß in 
einem ſolchen Falle die Einſchränkung enthalten, daß die Zwangsvollſtreckung nur in das Grund⸗ 
ſtück zuläſſig fein ſolle; die dingliche Klage zeigt keine Beſonderheit. 


8 1114 
Ein Bruchteil 1) eines Grundſtücks kann mit einer Hypothek ) nur )) belaſtet 
werden 1), wenn er in dem Anteil eines Miteigentümers 5) beſteht. 
© 1 1063 11 1023; M 3 638ff.; P 3 5a3f. 
var Anteil eines Miteigentümers beſteht, 
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eingetragen werden; zu dieſer Zeit hat aber der Anteil ſchon aufgehört, ein ſelbſtändiger Anteil zu 
fein (RIA 3, 104; 4, 39; KJ 30 A 219). Dabei macht es keinen Unterſchied, ob der frühere und 
der hinzuerworbene Bruchteil ſich in völlig gleichem Rechtszuſtande befinden oder ob ihre Rechts ⸗ 
verhältniſſe, namentlich ihre Belaſtungen und Rechtsbeſchränkungen (3. B. hinſichtlich der Ver⸗ 
fügungsbefugnis des Eigentümers) voneinander verſchieden ſind. Denn auch im letzteren Falle 
find fie nach ihrer Vereinigung in einer Hand nicht mehr ſelbſtändige Miteigentumsanteile (RIA 
4, 39). Daher iſt auch dann die Eintragung der Hypotyek nicht zuläſſig, wenn ein Miteigentümer 
den andern Miteigentumsanteil als Vorerbe erwirbt, ein Teſtamentsvollſtrecker ernannt iſt und 
dieſer eine Hypothek für einen Vermächtnisnehmer auf den bisherigen Anteil des Erblaſſers 
eintragen laſſen will. Denn ſolange die Vorerbſchaft dauert, gehört der Anteil des Erblaſſers dem 
Vorerben, und die Befugniſſe des Teſtamentsvollſtreckers finden an der zwingenden Vorſchrift 
des § 1114 ihre Schranke (RIA 16, 136). Ebenſowenig kann ein Miteigentümer, der den andern 
Miteigentumsanteil als Vorerbe erworben hat, den vom Nacherbenrecht unberührten Anteil noch 
beſonders mit einer Hypothek belaſten (HR R 1936 Nr 724). Unzuläſſig iſt auch die Belaſtung eines 
(ideellen) Teils, der kein Bruchteil iſt (RG 88, 26). Gehört alſo ein Grundſtück zum Vermögen 
einer Gemeinſchaft zur geſamten Hand, z. B. zum Vermögen einer Geſellſchaft (58 718, 
719), zum Geſamtgut einer ehelichen Gütergemeinſchaft (58 1442, 1487, 1519, 1549) oder zum 
Nachlaßvermögen einer Erbengemeinſchaft (58 2033, 2040 Abſ 1), fo iſt die Beſtellung einer 
Hypothek am Anteil eines Mitberechtigten unſtatthaft, da dem einzelnen Mitberechtigten ein 
Anteilsrecht zu einem Bruchteil nur an dem geſamten Vermögen, nicht an den einzelnen Gegen⸗ 
ſtänden zuſteht (Rh 88, 26; 117, 267; RA 1, 29; 3, 43; 4, 254; OLG 2, 27; 7, 321; 16, 341; 
21, 38). Dies gilt auch dann, wenn die anderen Mitberechtigten ihre Zuſtimmung erteilen. Denn 
die Unzuläſſigkeit folgt nicht aus dem Fehlen der Verfügungsmacht, ſondern aus der Art des 
Belaſtungsgegenſtandes (RG 88, 27; RA 3, 43; anders war die Rechtslage nach dem früheren 
preußiſchen Recht: RG 79, 392). Zuläſſig iſt dagegen die Belaſtung eines körperlichen (realen) 
Teiles eines Grundſtücks mit einer Hypothek. Nach der Ordnungsvorſchrift des 97 GBO, 
deren Nichtbeachtung aber die Eintragung der Hypothek nicht unwirkſam macht (NO JW 
1905, 319%), iſt allerdings der zu belaſtende Teil zunächſt vom Stammgrundſtück abzuſchreiben 
1110 101 ſelbſtändiges Grundſtück zu buchen. Dabei find die Beſtimmungen in 8 2 Abſ 3 GBO 
zu befolgen. 


2. Dasſelbe wie für die Hypothek gilt nach 59 1192, 1199 auch für die Grundſchuld und die 
Rentenſchuld. Für das dingliche Vorkaufsrecht und die Reallaſt find in den $$ 1095, 1106 gleiche 
Vorſchriften gegeben. Mit einem Erbbaurecht, einer Grunddienſtbarkeit oder einer beſchränkten 
perſönlichen Dienſtbarkeit kann nach der Natur dieſer Rechte ein Bruchteil überhaupt nicht belaſtet 
werden. Wohl aber mit einem Nießbrauch ($ 1030 „Sache“; M 3, 494). Streitig iſt, ob $ 1114 
auch auf eine Vormerkung zur Sicherung des Anſpruchs auf Einräumung einer Hypothek ent- 
ſprechend anzuwenden iſt. Dies iſt zu en. Denn die Schwierigkeiten der Grundbuchführung 
und der Zwangsverſteigerung, die $ 1114 verhüten will (A 1), könnten auch durch die Eintragung 
einer Vormerkung auf einen vom Verbot des $ 1114 betroffenen Teil (A 1) entſtehen. Überdies 
werden im Zwangsverſteigerungsverfahren (88 48, 119, 120, 124, 125 ZUG; vgl. auch $$ 24, 193 
KO) Vormerkungen wie eingetragene bedingte Rechte berückſichtigt. Daher kann z. B. bei un- 
geteiltem Nachlaß auch eine Vormerkung auf den Anteil eines Miterben an einem zum Nachlaſſe 
gehörigen Grundſtück nicht eingetragen werden (NA 4, 253), und zwar ſelbſt dann nicht, wenn 
ſämtliche Miterben die Eintragung bewilligen ſollten (A 1). 

3. Aus den Worten „kann nur“ folgt: Eine von 51114 nicht zugelaſſene Belaſtung eines 
Bruchteils oder eines Teiles, der kein Bruchteil iſt (A 1), entbehrt der Rechtswirkſamkeit. Erfolgt 
fie trotzdem, fo ftellt fie eine ihrem Inhalt nach unzuläſſige Eintragung im Sinne des $ 53 Abſ 1 
Satz 2 G80 dar, auf die ſich der öffentliche Glaube des Grundbuchs nicht erſtreckt (MG 88, 21; 
RIA 3, 92; OLG 16, 342; 20, 407; 21, 38; 30, 18; 40, 57). Sie wird auch nicht nachträglich, etwa 
nach $ 185 Abſ 2, dadurch wirkſam, daß der Bruchteil durch ſpäteren Erwerb zu einem Miteigen⸗ 
tumsanteil wird. Denn die Unzuläſſigkeit beruht nicht auf einem Mangel der Verfügungsmacht, 
ſondern auf der Art des Belaſtungsgegenſtandes (RG 88, 21; A 1). Vorbehalte für die Landes 
geſetzgebung: Art 112 EG (Bahneinheiten); Art 113 Ech (Zuſammenlegung; OLG 4, 314; KY 
80 A Teilhypotheken des badiſchen und des rheiniſch⸗franzöſiſchen Rechts behandelt RG 
60, 310. 

4. Der rechtsgeſchäftlichen Belaſtung mit einer Hypothek ſteht nach den 98 864 Abſ 2, 932 BR 
die Eintragung einer Zwangshypothek oder einer Arreſthypothek gleich. Daher kann auch 
eine Zwangshypothek oder eine Arreſthypothek nicht eingetragen werden z. B. auf den Antell- 
eines Miterben an einem zum ungeteilten Nachlaß gehörigen Grundſtück (RIA 1, 29; DLG 2, 27; 
7, 321; 39, 246; Seuffll 63 Nr 251); eines Ehegatten an einem zum Geſamtgut der ehelichen Güter⸗ 
gemeinſchaft gehörigen Grundſtück (DLG 16, 341). Streitig iſt, ob im Falle der Zwangsverſteige⸗ 
rung eines Miteigentumsanteils auf Erſuchen des Vollſtreckungsrichters eine Sicherungshypo⸗ 
thek für die Forderung gegen den Erſteher gemäß § 128 8 BG auf den verſteigerten Anteil 
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auch dann eingetragen werden darf, wenn der andere Miteigentümer den Anteil erſteigert hat und 
ſo Alleineigentümer des Grundſtücks geworden iſt. Dies iſt zu bejahen. Allerdings entſteht die 
Sicherungshypothek nach $ 128 Abſ 3 ZUG erſt mit der Eintragung. Aber aus den 88 90—92 
in Verbindung mit 9 128 Abſ 1 und § 131 3 ergibt fi, daß der Erſteher das Grundftüd, 
alſo auch einen erſteigerten Bruchteil, für den Fall der Nichtzahlung des Verſteigerungserlöſes be⸗ 
laſtet mit der Sicherungshypothek erwerben ſoll und daß zur Durchführung dieſes Geſetzeswillens 
der Vollſtreckungsrichter das Grundbuchamt gleichzeitig zu erſuchen hat, den Erſteher als Eigen⸗ 
tümer einzutragen und die Eintragung der Eiche unge pppother zu bewirken. Gegenüber dieſen 
Sondervorſchriften, aus denen erhellt, daß der Eigentumsübergang auf den Erſteher ſeine volle 
Wirkung erſt 1 wenn auf Erſuchen des Vollſtreckungsrichters die aus der Kaufgelderverteilung 
ſich ergebenden Eintragungen im Grundbuch vorgenommen werden, kann § 1114 BGB nicht 
Plaß greifen. Die Anſicht, daß in einem ſolchen Falle die Sicherungshypothek auf das ganze Grund⸗ 
ſtück eingetragen werden könne und müſſe, iſt nicht zu billigen. Denn der Gläubiger würde dadurch 
eine größere Sicherheit erlangen, als er nach dem Geſetz beanſpruchen kann (RG 94, 156; JW 1933, 
62612; a. M. RA 3 S. 92, 255). In ſinngemäßer Anwendung dieſer Grundſätze läßt NW 1985, 
364724 die Belaſtung des auf Grund einer Vermögensübernahme ($ 419) Übereigneten 
Grundſtücksbruchteils mit einer Zwangshypothek für einen Gläubiger des Übereigners auch dann 
noch zu, wenn der für die Schuld mithaftende Übernehmer durch die Übereignung des Bruchteils 
zum Alleineigentümer des ganzen Grundſtücks geworden iſt. — Ein Miteigentumsanteil kann auch 
für ſich allein wegen einer auf dem ganzen Grundſtück ruhenden Hypothek aus der Pfandhaft 
entlaſſen werden (RG 61, 397; 81, 83; KGJ 27 A 146). Das gilt ſelbſt dann, wenn das Mit⸗ 
eigentum erſt durch die Veräußerung eines Bruchteils des mit der Hypothek belaſteten Grundſtücks 
durch den früheren Alleineigentümer entſtanden iſt. Denn auch dann gelten die nunmehr vor⸗ 
handenen Miteigentumsanteile als ſelbſtändige Grundſtücke; die Hypothek ift alſo eine Geſamt⸗ 
hypothek (8 1132; Kc 30 A 259). Dagegen iſt die Pfandentlaſſung eines nicht in einem Mit- 
eigentumsanteil beſtehenden Bruchteils des mit einer Hypothek belaſteten Grundſtücks (3. B. bei 
beſtehendem Alleineigentum) nicht ſtatthaft, da dadurch der andere Bruchteil unzuläſſig mehr, alſo 
neu belaſtet werden würde (KJ 21 A 116; 27A 146). 

5. Die Miteigentums anteile ſollen nach $ 47 GBO im Grundbuch in Bruchteilen angegeben 
ſein. Iſt dies nicht der Fall, fo hat der Grundbuchrichter die Eintragung einer Hypothek auf einen 
Anteil abzulehnen (NG 54, 86; KJ 20 A 304; 21 A 110; 27 A 147; DL 4,327; 6, 488). Jedoch 
iſt eine unter Verſtoß gegen dieſe Ordnungsvorſchrift bewirkte Hypothekeintragung nicht unwirk⸗ 
ſam (RG 54, 86). Streitig iſt, ob der Eigentümer, der dadurch Alleineigentümer geworden ift, 
daß er zu feinem früheren Miteigentumsanteil den Anteil des anderen Miteigentümers hinzu⸗ 
erworben hat, die nur auf dem einen Anteil haftende Hypothek auf den anderen Anteil 
erſtrecken kann. In RG 68, 79 iſt dies entgegen KON 26 A 286 jedenfalls dann für zulaſſig 
erachtet, wenn dingliche Rechte, die der auf das ganze Grundſtück zu erſtreckenden Hypothek im 
Range gleich- oder nachſtehen, nicht vorhanden ſind oder wenn die Inhaber ſolcher Zwiſchen⸗ 
rechte der Erftredung zuſtimmen. Darauf hat KG 36 A 237 die Erſtreckung allgemein und ohne 
Duc ſicht auf das Vorhandenſein oder die Zuſtimmung von Zwiſchenberechtigten zugelaſſen. 
Vas erſcheint, wenn man eine Erſtreckung Überhaupt für zuläſſig hält, folgerichtig. Denn das 
1 0 des $ 1114 bezieht ſich auf den Belaſtungsgegenſtand. Ein untauglicher Belaſtungsgegen⸗ 
ſtand kann aber nicht deshalb als ein tauglicher gelten, weil keine Zwiſchenrechte vorhanden ſind 
Die die Inhaber der vorhandenen Zwiſchenrechte ihre Zuſtimmung zur Eintragung erteilen. 
Bel an ſich zweckmäßig erſcheinende Zulaſſung läßt ſich damit rechtfertigen, daß die Erſtreckung zur 
hit aſtung des ganzen Grundſtücks wegen derſelben Hypothekenforderung führt und daher die Be⸗ 
ghung (nur) eines (nicht mehr einen Miteigentumsanteil darſtellenden) Bruchteils nicht zur 
t, ge hat. Erlangt der Miteigentümer, auf deſſen Anteil eine Hypothek eingetragen worden 

1 demnächſt das Alleineigentum an dem ganzen Grundſtück, jo bleibt die Hypothek an 
1 Anteil beftehen. Nach 9864 Abſ2 3 pd ift die Zwangsvollſtrecung wegen der Hypothek 
9 en Bruchteil zuläſſig (NG 94, 157; Warn 1911 Nr 11; Och 40, 58). Auch wenn eine 
5 ide je auf die Anteile der Miteigentümer beſonders eingetragen worden iſt und 
Mite die Miteigentümer das Grundſtück unter ſich real teilen und das Teilſtück des einen 
ie gugentümers auf ein neues Grundbuchblatt übertragen wird, bleibt die Hypothek ſo, wie 

ee auf den Anteilen am ganzen Grundſtück beſtand, auf den Anteilen an den Teilſtücken 

I Den und iſt ſo auch auf das neue Grundbuchblatt mitzuübertragen (OSG 40, 57). It ein 
ai . ſtücksbruchteil durch Veräußerung an einen gutgläubigen Erwerber von einer gelöſchten, 
dolle aufzuwertenden Hypothek frei geworden, fo bleibt der nicht veräußerte Bruchteil für den 
110 Aufwertungsbetrag verhaftet. Wird das Grundſtück alsdann von den Miteigentümern 
S Bu pelt weiter veräußert, dergeſtalt, daß wiederum mehrere Perſonen, aber ohne den 
ſteht a öffentlichen Glaubens des Grundbuchs, Miteigentum zu Bruchteilen erwerben, ſo 
35 114 der Annahme nicht entgegen, daß die Aufwertungslaſt nunmehr auf den neuen Eigen⸗ 

ruchteilen zu entſprechenden Anteilen laſtet (NG HRR 1929 Nr 835). 
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Ss 1115 

Bei der Eintragung der Hypothek!) müſſen 2) der Gläubiger 3), der Geld- 
betrag der Forderung ?) und, wenn die Forderung verzinslich iſt, der Zins- 
fat 5), wenn andere Nebenleiftungen “) zu entrichten find, ihr Geldbetrag ®) 
im Grundbuch angegeben werden; im übrigen “) kann zur Bezeichnung der 
Forderung!) auf die Eintragungsbewilligung Bezug genommen werden ). 

Bei der Eintragung der Hypothek für ein Darlehen einer Kreditanſtalt, 
deren Satzung von der zuſtändigen Behörde öffentlich bekannt gemacht worden 
iſt, genügt zur Bezeichnung der außer den Zinſen ſatzungsgemäß zu entrichtenden 
Nebenleiſtungen die Bezugnahme auf die Satzung 10). 

E I 1064 II 1024; M 3 640ff.; P 3 544ff. 


1. Die Eintragung der Hypothek hat im allgemeinen, wie ſich aus den $$ 873, 1113 ergibt, in 
der Weiſe zu erfolgen, daß aus dem Grundbuch alles erſichtlich iſt, was zur Begründung der 
hypothekariſchen Belaſtung erforderlich iſt und für die Erkennbarkeit der Belaſtung nach ihrem 
Inhalt und Umfang Bedeutung hat (M 3, 640; RA 12, 247; KJ 26 A 280; 28 A 259; 34 A 
279; 35 A 274). So iſt z. B. bei bedingten Hypotheken auch die Bedingung einzutragen ($ 874 
A 4; § 1113 A 2), Jedoch braucht nicht alles in den Eintragungsvermerk ſelbſt aufgenommen zu 
werden. Vielmehr genügt in den Grenzen des $ 874 eine Bezugnahme auf die Eintragungsbe⸗ 
willigung. Da aber $ 874 die Bezugnahme nur „zur näheren Bezeichnung des Rechtes“ geſtattet, 
können z. B. Verfügungsbeſchränkungen (Bedingung, Konkurs, Beſtellung eines Teſtaments⸗ 
vollſtreckers, Nacherbſchaft), ein vereinbartes Rangverhältnis (§ 879 Abſ 3), der Rangvorbehalt 
(5881 Adj 2) nicht durch Bezugnahme zur Eintragung gebracht werden (A 7). $ 1115 gibt nun 
für die Eintragung der Forderung, die nach dem Weſen der Hypothek ($ 1113) für ihr Be⸗ 
ſtehen notwendig iſt, eine Sonderbeſtimmung dahin, daß gewiſſe Merkmale der Forderung im Ein⸗ 
tragungsvermerk ſelbſt enthalten fein müſſen und daß nur im übrigen die Eintragung der Forderung 
durch Bezugnahme auf die Eintragungsbewilligung zuläffig iſt. $ 1115 hat aber nur für die Art 
und Weiſe der Eintragung maßgebende Bedeutung. Ob abgeſehen hiervon eine bewilligte 
hypothekariſche Eintragung ihrem Inhalt nach zuläſſig iſt, beſtimmt ſich nach $ 1113 (KJ 35 
A 274, 280; 36 A 233; OLG 9, 310; 18 ©. 161, 186). 


2. Aus dem Worte „müſſen“ folgt: Die Hypothek ift nichtig, wenn die im Abſ 1 Halbſ 1 be- 
zeichneten Merkmale der Forderung nicht im Eintragungsvermerk ſelbſt enthalten ſind, mag auch 
ihretwegen auf die Eintragungsbewilligung Bezug genommen worden fein (RG 108, 149; 113, 
229; 127, 312). Die unter einer unzuläffigen Bezugnahme auf die Eintragungsbewilligung ein⸗ 
getragene Hypothek befteht auch nicht als Eigentümergrundſchuld, da dieſe eine rechtsgültig be⸗ 
gründete Hypothek zur Vorausſetzung hat. Eine fo eingetragene Hypothek iſt vielmehr gemäß 
$ 53 Abſ1 Satz 2 G80 von Amts wegen zu löſchen ($ 873 A 10; 8874 A 2). Jedoch macht die 
Nichteintragung des Zinsſatzes oder ſonſtiger Nebenleiſtungen nur das Nichteingetragene nichtig, 
nicht die ganze Hypothek (nch 113, 229). Eine bloße Unrichtigkeit der Einſchreibung (z. B. die 
fälſchliche Bezeichnung einer Hypothek als Grundſchuld) berührt dagegen die Rechtswirkſamkeit 
der Belaſtung als ſolcher nicht (R JW 1898, 272°2; 1902 Beil 223). Nach RG 113, 230 und 
JW 1926, 993 macht ſogar die Angabe eines unrichtigen Berechtigten die Eintragung, ſofern nur 
über die Perſönlichkeit des eingetragenen Berechtigten kein Zweifel beſteht, nicht im Sinne des 
953 Abf 1 Satz 2 GBO inhaltlich unzuläſſig. Das gilt auch dann, wenn im Eintragungsvermerk 
auf die den richtigen Berechtigten bezeichnende Eintragungsbewilligung Bezug genommen iſt. 
Denn dieſe Bezugsnahme erſtreckt ſich nicht auf die Perſon des Gläubigers, ſondern nur auf andere, 
nicht beſonders eintragungsbedürftige und deshalb auch nicht beſonders eingetragene Einzelheiten 
der Forderung (RG HR 1933 Nr 1654). Für die Sicherungshypothek iſt $ 1184 Abſ 2 zu beachten. 

3. Daß gerade der Name des Gläubigers angegeben wird, iſt vom Geſetz nicht als weſent⸗ 
licher Beſtandteil der Einſchreibung erfordert. Es genügt daher nach materiellem Recht auch eine 
Bezeichnung ohne Namensangabe, wenn nur daraus die Perſon des Gläubigers 
zweifelsfrei zu entnehmen iſt (M 3, 641; RG 72, 40; Warn 1915 Nr 286; RSA 2, 148; 
4 S. 130, 257; OLG 26, 130; 27, 242; für Geſamthypotheken Seuff 86 Nr 166). Regelmäßig 
wird allerdings bei natürlichen Perſonen Vor⸗ und Familienname ſowie Stand und Wohnort 
einzuſchreiben fein. Dies war auch ſchon früher meiſt von den Landesjuſtizverwaltungen den 
Grundbuchämtern vorgeſchrieben (RG 72, 40; KGGJ 23 A 127; 29 A 182; 39 A 223; RA 4, 130; 
OLG 3, 229; 23, 320) und ift jetzt im $ 15 Abſ 1a der Grundbuchverflgung des Reichsjuſtizminiſters 
v. 8. 8. 1935 einheitlich für das Reichsgebiet angeordnet. Eine geſchiedene Frau behält den Stand 
(d. i. ſozialen Stand, nicht Familienstand: KJ 42, 179) ihres früheren Ehemanns ſolange, bis 
ſie durch den Eintritt neuer Umſtände (Ergreifung eines eigenen Berufs, Wiederverheiratung 
einen anderen Stand erlangt; zur Vermeidung der Irreführung über den Familienſtand iſt aber 
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ein Hinweis auf die Ehetrennung, z. B. durch das Wort „frühere“, erforderlich (KJ 51, 140). 
Bei juriſtiſchen Perſonen und Handelsgeſellſchaften ift zur Bezeichnung des Gläubigers der Name 
oder die Firma und der Sitz im Grundbuch anzugeben ($ 15 Abſ 1b der Grundberf v. 8. 8. 1935). 
Bei Eintragungen für den Fiskus, eine Gemeinde oder eine ſonſtige juriſtiſche Perſon des öffent⸗ 
lichen Rechts kann ferner auf Antrag des Berechtigten der Teil ſeines Vermögens, zu dem die 
Hypothek gehört, oder die Zweckbeſtimmung der Hypothek durch einen dem Namen des Gläubigers 
in Klammern beizufügenden Zuſatz bezeichnet werden (§15 Abſ 2 GrundbVerf). Trotz Nicht- 
beachtung dieſer Vorſchriften iſt aber die Hypothekeintragung rechtsgültig, wenn der Gläubiger 
anderweit beſtimmt bezeichnet iſt. Das gilt insbeſondere bei der Eintragung einer Hypothek 
für einen Einzelkaufmann unter feiner Firma. Zwar bietet eine ſolche Eintragung 
namentlich in Anbetracht eines möglichen Wechſels des Firmeninhabers keine genügende Ge⸗ 
währ für die fortdauernde Klarheit der Gläubigereintragung und ſoll daher vom Grundbuchamt 
nicht vorgenommen werden (str.; RIA 3, 196; KJ 26 A 135; 37 A 227; 38 A 229, Och 10, 
230; 23, 320; Ic 2, 313; a. M. OLG 5, 254). ft fie aber erfolgt, jo bewirkt fie nicht die Nichtig⸗ 
keit der Hypothek, da durch die Firmeneintragung der Inhaber der Firma als Gläubiger aus⸗ 
reichend beſtimmt wird (RG 72, 40; Warn 1915 Nr 286; KGJ 26 A 138; 38 A 230; OLG 5, 255; 
45, 204). Wie Miterben, die eine ererbte Firma fortführen, einzutragen find, erörtert OLG 21, 
311. Iſt eine Hypothek unrichtig für einen Vertreter (Organ einer juriſtiſchen Perſon, z. B. 
Regierung in X, Kirchenvorſtand, Polizeibehörde: SeuffA 57 Nr 211, KJ 39 A 210; 51, 244) 
oder für eine Vermögensmaſſe ſtatt auf den Namen des wirklichen Gläubigers eingetragen 
worden, ſo iſt die Hypothek nicht nichtig, ſofern der (wahre) Glaubiger ſich mit genügender Be⸗ 
ſtimmtheit aus der Eintragung ergibt. So iſt z. B. eine Hypothek nicht nichtig, bei der als Gläubiger 
eingetragen iſt: der Bevollmächtigte ſtatt des Geſchäftsherrn, der allein zeichnungsberechtigte 
Teilhaber einer offenen Handelsgeſellſchaft ſtatt dieſer Geſellſchaft (NG 79, 74; JW 1898 2720); 
eine bereits zur Einzelfirma gewordene offene Handelsgeſellſchaft (NG HRR 1931 Nr 1316; 
1936 Nr 1276); ein Treuhänder ſtatt der eigentlichen mehreren Gläubiger (RG 79, 121; OSG 
18, 186; JW 1933, 24642; über die Notwendigkeit der Angabe der Treugeber J 8, 352; über 
die grundſätzliche Unzuläſſigkeit des „Treuhänder“zuſatzes JSG 14, 333; 16, 291); eine Konkurs⸗ 
maſſe ſtatt des Gemeinſchuldners (Seuff A 44 Nr 79; DRG 5, 7; 15, 329; 27, 243); ein Teſtaments⸗ 
vollſtrecker oder ein Nachlaßpfleger oder eine Nachlaßmaſſe, vertreten durch die Teſtamentsvoll⸗ 
ſtrecker, ſtatt der Erben (RIA 2, 241; KJ 34 A 276; 36 A 226; 40 A 203; OSG 7, 375; 20, 416; 
26, 126); eine Kommunalſparkaſſe ſtatt des Kommunalverbandes (RG 34, 3; 64, 400; 68, 278; 
REF 28 A 71; OLG 4, 488; 8, 205; 9, 360; 24, 244; ZW 1938, 24071; 9894 A 1 c); die Firma 
der Zweigniederlaſſung einer Aktiengeſellſchaft ſtatt der Firma der Hauptniederlaſſung 
NG 62, 7; JW 1904, 29727; RIA 4 S. 47, 224; 7, 148; DLG 9, 351, wo angenommen iſt, 
daß eine von der Zweigniederlaſſung erworbene Hypothek richtig für die Zweigniederlaſſung 
eingetragen wird, wenn dieſe eine eigene, von der Firma der Hauptniederlaſſung abweichende 
Firma hat). Hinreichend beſtimmt iſt die Gläubigereintragung auch dann, wenn eine Hypothek 
eingetragen wird für noch unbekannte Erben (nicht den Nachlaß: KJ 42, 223) oder Nach⸗ 
erben eines beſtimmten Verſtorbenen (NG 72, 40; RA 4 S. 131, 256; 20% 23 A 128; 36 A 226; 
40 A 203; 42, 224; OLG 6, 475). In den $$ 126, 128, 130 8G ift die Eintragung einer Siche- 
rungshypothek für einen unbekannten Berechtigten wegen der auf ihn übertragenen Forderung 
gegen den Erſteher ausdrücklich zugelaſſen. Dagegen iſt die Eintragung einer Hypothek für einen 
oder den anderen Gläubiger (alternativ) wegen mangelnder Beftimmtheit unzuläſſig (5 1113 A 3). 
„„Von der Frage, wie der Gläubiger eingetragen werden muß, ift zu ſcheiden die Frage, wer 
Gläubiger einer Hypothek ſein kann. Für Perſonenvereinigungen, die zwar keine juriſtiſchen 
Perſonen find, aber nach ausdrücklicher Geſetzesvorſchrift unter ihrem Geſamtnamen (Firma) 
Rechte erwerben können, wie offene Handelsgeſellſchaften, Kommanditgeſellſchaften (88.124, 161 
Abſ HGB), kann eine Hypothek beſtellt werden (RIA 10, 153). Dasſelbe ergibt ſich für die Aktien ⸗ 
geſellſchaften, die Kommanditgeſellſchaften auf Aktien, die Geſellſchaften m. b. H., die Genoſſen⸗ 
ſchaften aus den 95 48, 219 Aktch (früher 68 210, 320 HGB), $ 13 GmbHG, $ 17 Gen®. Dagegen 
ann ein nichtrechtsfähiger Verein oder eine Geſellſchaft des BB ($$ 54, 705 ff.) nicht 
Naunbgen einer Ohpothek fein, da ihnen die ſelbſtändige Rechtsperſönlichkeit fehlt (RG J 3, 4; 
RJ 9, 238; 10, 153; Kid 24 A 86; 39 A 176; ORG 5, 7). Hier können nur die Mitglieder 
M ihrer Vereinigung das Gläubigerrecht erwerben. Sie find dann namentlich als Gläubiger 


einzutragen mit einem Zuſatz nach $ 47 GBO (NG Ich 3, 3). Die Eintragung der Hypothek 


für den „Verein K“ oder für die „jeweiligen Mitglieder des nicht rechtsfähigen Vereins X“ erſetzt 


dieſe namentliche Eintragung der Mitglieder nicht und iſt wegen Fehlens der grundbuchrechtlich 


zu erfordernden Beſtimmtheit und Klarheit nichtig (MG 127, 309). Ebenſowenig kann Gläubiger 
‚ein: eine Stiftung, die erſt durch behördliche Genehmigung Rechtsperſönlichksit erlangen kann 
und der Genehmigung ermangelt (NG 88, 88; über ihre Eintragung als Nacherbin unten); eine 
Aeederei (KJ 40 A 89). Soll eine Hypothek Beſtandteil eines ſolchen unſelbſtändigen Zpeck⸗ 


der mögens fein ($ 718), ſo iſt ſie für die Geſamtheit der Mitglieder unter Kennzeichnung des 


zwiſchen ihnen beſtehenden Gemeinſchaftsverhältniſſes ($ 47 GBd) einzutragen. Gleiches 
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gilt von Vermögensmaſſen, die nur durch eine einheitliche Zweckbeſtimmung in ſich zuſammen⸗ 
geſchloſſen ſind und deren Inhaber gewiſſen Verfügungsbeſchränkungen unterliegt, z. B. von der 
Konkursmaſſe (OLG 5, 7; 15, 330), der Nachlaßmaſſe (RIA 2, 241), dem Fideikommiß (KG J 14, 
152). Nur für den Inhaber der Vermögensmaſſe (Gemeinſchuldner, Erbe, Fideikommißbe fiber) 
kann eine Hypothek beſtellt werden. Bei ihrer Eintragung ift ein die Verfügungsbeſchrän kung 
kennzeichnender Vermerk hinzuzufügen (OLG 7, 375; KJ 36 A 227). Daß aber unrichtige Ein- 
tragungen, die dieſen Grundſätzen nicht entſprechen, gleichwohl rechtsbeſtändig ſein können, ift 
bereits oben und in A2 dargelegt. Mehrere Perſonen können Gläubiger einer Hypothek 
ſein, wenn ſie hinſichtlich der Forderung Geſamtberechtigte (Geſamtgläubiger im Sinne 
des $ 428) find oder in einer Gemeinſchaft zur geſamten Hand (z. B. eheliche Gütergemeinſchaft, 
Erbengemeinſchaft) ſtehen (8 1113 A 3). Zuläſſig iſt auch die Beſtellung einer Hypothek für mehrere 
Berechtigte in einer Bruchteilsgemeinſchaft, z. B. für Eheleute zu gleichen Rechten und Anteilen 
(KGJ 31,313; OLG 45, 295). Bei der Eintragung find ſie ſämtlich mit Beſtimmtheit zu bezeichnen 
(K GJ 29 A 182); nach der Ordnungsvorſchrift des § 47 GBO, deren Verletzung die Eintragung, 
nicht nichtig macht (GJ 23 A 225), iſt das Gemeinſchaftsverhältnis zu vermerken (KGJ 46, 228; 
50, 167; JFG 14, 333; für Treubändergemeinſchaft JW 1933, 24642). Sind im Falle der Erben⸗ 
gemeinſchaft Teſtamentsvollſtrecker ernannt, ſo iſt auch dies nach der Ordnungsvorſchrift des 
9 52 GBO zu vermerken, und zwar ohne Namensnennung, da die Teſtamentsvollſtrecker 
wechſeln können (KG 36 A 189; 40, 193; 50, 168). Beſteht ein ſolches Rechtsverhältnis 
nicht, ſo kann eine einheitliche Hypothek für mehrere Gläubiger nicht beſtellt werden, 
da dann jedem Teilhaber für ſich eine ſelbſtändige Forderung zuſteht (RIA 4, 246; OLG 
45, 239; KGJ 20 A 102; 26, 129; § 1113 A 3; a. M. RIA 6, 151). So iſt z. B. die Be⸗ 
ſtellung einer einheitlichen Hypothek für mehrere Wechſelindoſſanten oder für mehrere Bürgen 
zur Sicherung ihrer Rückgriffsanſprüche nicht zuläſſig (5 1113 A 3). Dagegen iſt ſtatthaft die 
Beſtellung einer Hypothek mit auflöſender Befriſtung für den einen und mit aufſchiebender Be⸗ 
friſtung für den anderen Gläubiger ($ 1113 A 3). Für den jeweiligen Eigentümer eines 
Grundſtücks kann eine Hypothek nicht beſtellt werden. Denn ff von der Unbeſtimmtheit 
der Gläubigerbezeichnung wäre bei einer ſolchen Eintragung in Wirklichkeit das Grundſtück der 
Berechtigte. Das Geſetz hat aber die Begründung eines hypothekariſchen Rechts als eines ſub⸗ 
jektiv⸗dinglichen abweichend von der Regelung bei dem Vorkaufsrecht und der Reallaſt (88 1094, 
1105) nicht zugelaſſen (RA 4, 257). Noch nicht Geborenen kann nach $ 1 mangels ihrer 
Rechtsfähigkeit eine Hypothek in der Regel nicht zuſtehen. Aus den $$ 331 Abſ 2, 2101, 2105, 
2162, 2178 folgt aber, daß das Geſetz noch unerzeugten Nachkommen (Abkömmlingen) 
einer beſtimmten Perſon Rechtsperſönlichkeit zwar nicht allgemein, aber doch inſoweit beilegt, als 
es ſich um Erwerb und Sicherung von Rechten handelt, die ihnen als Dritten in einem Vertrag 
oder als Nacherben oder Vermächtnisnehmern in einer letztwilligen Verfügung rechtsgültig zuge⸗ 
wieſen worden find (M 3, 641; RG 61, 356; 65, 280; KchJ 29 A 153). In den daraus ſich er⸗ 
gebenden Grenzen, insbeſondere zur Sicherung der zugewieſenen Rechte, kann auch eine Hypothek 
für die noch nicht erzeugte Nachkommenſchaft eingetragen werden, namentlich wenn dies bei der 
Zuweiſung beſtimmt ift (RG 61, 356; 65, 281; Kc 29 A 155; a. M. KJ 20 A 243). Ferner 
kann eine Vormerkung zur Sicherung des Anſpruchs der Nachkommen auf Einräumung einer 
Hypothek für ein Vermächtnis eingetragen werden (RIA 3, 136). Auch wer ſchon erzeugt, aber 
noch nicht geboren iſt (Leibesfrucht: $ 1912), kann eine Hypothek nur durch Wahrnehmung 
ſolcher Rechte erlangen, für die ihm das Geſetz durch Sondervorſchriften (58 844, 1592, 1717, 
1918, 1923, 1963, 2043, 2141, 2178) ausnahmsweiſe ($ 1) Rechtsperſönlichkeit gewährt (RIA 2, 
117). Nach ähnlichen Grundſätzen (58 84, 1923 Abſ 2, 2101 Abf 2, 2105 Abſ 2, 2108) kann eine 
Stiftung, die als Nacherbin eingeſetzt iſt, bei einer Nachlaßhypothek als Nacherbe eingetragen 
werden, bevor ſie genehmigt iſt (NOY 28 A 85; 42, 224). Vorausgeſetzt ift aber in allen dieſen 
Fällen, daß ein Organ vorhanden iſt, das für die Berechtigten die Hypothek durch Einigung mit dem 
Beſteller (5 873) erwerben kann (KJ 34 A 276; 42, 224). Iſt ein Pfleger für die Nachkommen ⸗ 
ſchaft beſtellt, jo kann durch ihn auch im Wege der Umfekung des unmittelbar zugewieſenen 
anderen Vermögenswerts eine Hypothek für die Nachkommenſchaft erworben werden (RG 65, 
278; ROY 29 A 156). — Bei der Eintragung der Hypothek hat der Grundbuchrichter 
nicht nachzuforſchen, ob die in der Eintragungsbewilligung als Gläubiger angegebene natür⸗ 
liche oder juriſtiſche Perſon tatſächlich oder rechtlich vorhanden iſt. Er hat ſich genügen zu laſſen, 
daß der als Gläubiger Bezeichnete nach der Bezeichnung eine natürliche oder juriſtiſche Perſon 
iſt. Beanſtanden darf er die Eintragung nur dann, wenn die Unrichtigkeit der Bezeichnung 
gerichtskundig iſt oder aus den Grundakten ſich ergibt (RJA 3, 199; 10, 153; KJ 24 A 83; 28 A 
753 36 A 226; OLG 5, 7; 8, 204; 18, 159; R Jh 3, 4), oder wenn es ſich erſichtlich um einen 
nicht Rechtsfähigen (z. B. einen Verſtorbenen) handelt (OLG 23, 323). 

4. Unter dem im Eintragungsvermerk anzugebenden Geldbetrag der Forderung iſt das 
Kapital in einer zahlenmäßig beſtimmten Summe zu verſtehen, ſo daß ſich der Umfang der Be⸗ 
laſtung ohne weiteres aus dem Grundbuch ergibt (RG 104, 355; 108, 148). Die Angabe von 
Merkmalen für die Höhe der Forderung, aus denen eine Summe berechnet werden kann (8. 
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daß die Hypothek für ein Darlehn in gewiſſen Pfandbrieſen beſtellt fei), genügt nicht (KJ 
36 A 231). Nach $ 28 GBO find in der Eintragungsbewilligung oder im Eintragungsantrag 
die einzutragenden Geldbeträge in Reichswährung anzugeben. Das Grundbuchamt hat daher, 
wenn dies nicht geſchehen iſt, die Eintragung abzulehnen (RG 106, 81). Eine unter Verletzung die⸗ 
ſer Ordnungsvorſchrift vom Grundbuchamt vorgenommene Eintragung des Geldbetrags in einer 
anderen Währung (z. B. einer ausländiſchen oder in einer nicht mehr beſtehenden inländiſchen) 
macht aber die Hypothek nicht nichtig (M 3, 642). Die VO über die Eintragung von Hypotheken 
mausländiſcher Währung v. 13. 2. 1920 geſtattete, daß bis zum 31. 12. 1925 mit Einwilligung 
der Landeszentralbehörde (rechtliche Bedeutung dieſer Einwilligung: RG 157, 120) bei der Ein- 
tragung einer Hypothek für eine in ausländiſcher Währung zu zahlende Forderung (ſog. 
Balutahypothef) der Geldbetrag in ausländiſcher Währung angegeben ſowie die Währung 
einer eingetragenen Hypothek in eine ausländiſche umgewandelt und eine Grundſchuld 
in ausländischer Währung eingetragen werden konnte. Durch RGeſſ v. 18. 12. 1925 wurde die 
Geltungsdauer dieſer VO bis zum 31. 12. 1928, durch RGeſ v. 17. 12. 1928 bis zum 31. 12. 1929 
verlängert. Nach dem RGeſ v. 12. 3. 1931 (RG Bl 1,31) dürfen nach dem 31. 12. 1929 neue Eintra⸗ 
gungen in ausländiſcher Währung grundſätzlich nur noch vorgenommen werden, wenn ſie der 
Ausführung eines vor dieſem Zeitpunkt abgeſchloſſenen Vertrags dienen; zugleich iſt beſtimmt, 
aß eingetragene Belaſtungen in ausländiſcher Währung nicht deshalb unwirkſam ſind, weil 
dem Währungsbetrag eine Goldwertklauſel beigefügt iſt. Im übrigen vgl. hierüber ſowie über 
die ſog. Goldklauſel und die Kursgarantieklauſel A 8. Bei der Eintragung einer wert⸗ 
beſtändigen Hypothek ($ 1113 A 4) ift der Geldbetrag durch Art und Menge der Ware zu 
bezeichnen, deren Preis als Maßſtab gewählt iſt (RGeſ über wertbeſtändige Hypotheken v. 
23. 6. 1923 5 3). — Fehlt die Angabe des Kapitalbetrags überhaupt, ſo iſt die Eintragung ihrem 
Inhalt nach unzuläſſig und gemäß $ 53 Abſ 1 Satz 2 G80 von Amts wegen zu löſchen. Der im 
Eintragungsvermerk angegebene Geldbetrag ſtellt, abgeſehen von den Nebenleiſtungen, den 
Höchſtbetrag der Belaſtung dar. Auch wenn etwa die in Bezug genommene Eintragungsbe willi⸗ 
gung eine Beſtimmung enthielte, aus der eine Belaſtung mit einem höheren Kapitalbetrag zu 
folgern wäre (z. B. wenn bei einer Pfandbriefhypothek dort beſtimmt iſt, daß das Pfandbrief- 
darlehn in Pfandbriefen zurückzuzahlen ſei, und dieſe nach ihrem Kurſe eine höhere Anſchaffungs⸗ 
aufwendung erfordern), kann Befriedigung aus dem Grundſtück nur in Höhe des eingetragenen 
Kapitalbetrags verlangt werden (RG 20, 220; 38, 228; 108, 148; Gruch 36, 1094; KGJ 16, 
133).— Nach § 14 HypBankch v. 13. 7. 1899 find die hypothekariſchen Darlehen der Hypo⸗ 
thekenbanken in Geld zu gewähren. Jedoch iſt auch die Darlehnsgewährung in Hypotheken⸗ 
Pfandbriefen der Bank zum Nennwert zuläffig, wenn die Satzung der Bank fie geſtattet und der 
chuldner ausdrücklich zuſtimmt. Dann muß aber dem Schuldner das Recht eingeräumt werden, 
ie Rückzahlung der Hypothek nach feiner Wahl in Geld oder in Hypothekenpfandbriefen derſelben 
Gattung nach dem Nennwert zu berichtigen. Letzterenfalls kann der Nennbetrag der gewährten 
Hypothekenpfandbriefe nach Maßgabe des Gef über die Ausgabe wertbeſtändiger Schuldver⸗ 
ſchreibungen auf den Inhaber v. 23. 6. 1923 wertbeſtändig ausgedrückt werden. Die Eintragung 
8 ſolchen hypothekariſch zu ſichernden Darlehns erfolgt mit der Zahlungsbeſtimmung, daß 
as Pfandbriefdarlehn nach Wahl des Schuldners (Wahlſchuld im Sinne der 88 262 ff.) in Geld 
oder in Pfandbriefen zurückzugewähren iſt. Streitig ift, ob in Anbetracht des wechſelnden Kurſes 
Be Pfandbriefe die Eintragung der Hypothek nach dem für das Liegenſchaftsrecht geltenden 
deſtemmtheitsgrundſatz auch dann noch zuläſſig iſt, wenn dem $ 14 zuwider die Verpflichtung 
ö 5 Rückgewähr nur in Pfandbriefen feſtgeſetzt iſt. Entgegen der herrſchenden Meinung wird dies 
nic 1, 456 ſowie 1, 469 bejaht, weil die Zuwiderhandlung gegen $ 14 die Vereinbarung 
1 nichtig mache, ſondern nur Anlaß zum Einſchreiten der Aufſichtsbehörden geben könne und 
Be der Gläubiger nicht in der Lage ſei, im Wege der Zwangsvollſtreckung Befriedigung wegen 
Mad auf Rückgewähr in Pfandbriefen gerichteten Forderung zu ſuchen. Dieſer Begründung 
ha er entgegenzuhalten: Nach $ 1113 gehört zum Weſen der Hypothek, daß eine beſtimmte Geld⸗ 
wer aus dem Grundſtück zu zahlen tft und daß dieſe Geldſumme von vornherein ſo feſtſtehen 
it 85 daß aus ihr die Höhe der Belaſtung des Grundſtücks für jedermann erkennbar iſt. Deshalb 
15 Eintragungsfähigkeit einer Hypothek mit dem vorbezeichneten Inhalt zu verneinen. Nur 
erh andſchaftliche und ritterſchaftliche Kreditanſtalten können die durch Art 167 EG aufrecht⸗ 
if 3 Landesgeſetze etwas anderes beſtimmen. Auch das ift aber ſtreitig. In Iich 2, 366 
1 verneint von dem (unter Einſchränkung von ROY 35 A 274; 53, 203 eingenommenen) Stand- 
das t aus, daß den genannten Anſtalten eine Sonderrechtsentwicklung nur bei Beachtung der 
gewäucherechtliche Liegenſchaftsrecht beherrſchenden Grundſätze (hier des Beſtimmtheitsgrundſatzes) 
und hrt iſt. Dieſer Standpunkt iſt aber nicht zu billigen, weil er dem Art 167 eine ganz allgemeine 
gel nabeſtimmte Einſchränkung gibt, für die der Wortlaut des Vorbehalts für die Landesgeſetz⸗ 
tiefere feinen Anhalt bietet. Iſt weder eine Wahlſchuld noch eine ausſchließliche Pfandbrief. 
ſchuld zaspflicht Gegenſtand der hypothekariſch geſicherten Forderung, iſt vielmehr nur eine Geld⸗ 
zum Inhalt der Forderung gemacht und dem Schuldner daneben die Befugnis (facultas 
ativa) eingeräumt, ſeine Schuld durch Pfandbriefe zu tilgen, ſo ändert die Erklärung des 
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Schuldners, daß er von dieſer Befugnis Gebrauch mache, den Gegenſtand der Forderung nicht; 
die Hypothek bleibt nach wie vor für eine Geldforderung beſtehen (NG JW 1929 S. 75021, 139025). 
Iſt aber auch dem Gläubiger die Befugnis eingeräumt, die Rückzahlung der Geldſchuld ſtatt in bar in 
Pfandbriefen zu fordern, ſo braucht daran die Eintragungsfähigkeit und die Wirkſamkeit der 
für die Geldſchuld einzutragenden oder eingetragenen Hypothek nicht zu ſcheitern. Das Reichs⸗ 
gericht gelangt in RG 132, 9 zu dieſem Ergebnis auf dem Wege über eine vertraglich vereinbarte 
und rechtlich zuläſſige (RG Warn 1923/24 Nr 63) facultas alternativa des Gläubigers. Das 
Kammergericht (JFG 9, 235) iſt dem Ergebnis mit etwas anderer Begründung beigetreten, 
indem es das Schuldverhältnis zwiſchen Gläubiger und Schuldner in zwei ſelbſtändig geſtaltete, 
ſich wechſelſeitig durch ihre Erfüllung auflöſend bedingende Anſprüche zerlegt, nämlich eine durch 
die Hypothek geſicherte reine Geldforderung und einen durch die Hypothek nicht geſicherten, für 
ſich durch das Verlangen des Gläubigers nach Pfandbrieflieferung aufſchiebend bedingten Pfand⸗ 
brieflieferungsanſpruch. Die Begründung des Reichsgerichts hat den Vorzug größerer Einfachheit. 
Die Begründung des Kammergerichts mag juriſtiſch ſchärfer ſein. Das beiderſeits gewonnene 
Ergebnis entſpricht dem praktiſchen Verkehrsbedürfnis. Eine Barzahlungsklauſel, die dem Schuld- 
ner die durch $ 14 HypBBankch eingeräumte Befugnis zur Rückzahlung in Pfandbriefen nimmt, 
ift im Grundbuch eintragbar (JF 11, 199). Wird die Klauſel der Hypothek erſt nachträglich 
beigefügt, fo iſt zur Eintragung die Zuſtimmung der im Range gleich- oder nachſtehenden Be⸗ 
rechtigten erforderlich ($ 877 A 3); die Klauſel kann ferner keinen anderen Rang als die Hypothek 
ſelbſt erhalten (33 11, 207). 

5. Die Aufnahme des Zinsſatzes in den Eintragungsvermerk iſt als weſentliches Erfordernis 
deshalb beſtimmt, weil durch die Zinſen der Betrag der Forderung erhöht wird und dieſe höhere 
Belaſtung aus dem Grundbuch ſelbſt erſichtlich ſein ſoll (M 3, 642). Iſt ein Zinsſatz nicht ange⸗ 
geben, ſo kann wegen der rechtsgeſchäftlichen (vorbedungenen) Zinſen Befriedigung aus 
dem Grundſtück nicht verlangt werden (RG 113, 229). Das gilt ſelbſt dann, wenn die Forderung 
als eine verzinsliche bezeichnet iſt (OLG 1, 456). Auch der Anfangstag der Verzinſung muß zur 
Klarſtellung des Umfangs der Belaſtung eingetragen werden (KJ 46, 242; OLG 45, 202; 
Näheres hierüber in A8). Geſetzliche Zinſen, insbeſondere Verzugszinſen (58 288ff., 1146), 
werden in das Grundbuch nicht eingetragen; für fie haftet das Grundſtück nach $ 1118 ohne weiteres. 
— Unter dem Zinsſatz iſt das Verhältnis der Zinſen zur Kapitalſumme zu verſtehen, das 
ſich aus der Höhe des Zinſes der in der Regel auf 100 angenommenen Kapitaleinheit ergibt (RJ A 
4, 238). Jedoch genügt auch die Angabe der Zinsvergütung in gewöhnlichen Bruchteilen des 
Kapitals oder in einer in beſtimmten Zeitabſchnitten zu entrichtenden Geldſumme, wenn daraus 
jenes Verhältnis durch einfache Berechnung beſtimmt werden kann (RIA 4, 237; KJ 33 A 258; 
36 A 235; 50, 154). Immer aber muß der Umfang der Belaſtung durch die Zinſen aus dem Grund⸗ 
buch ſelbſt erſichtlich ſein. Deshalb iſt unzuläſſig die Eintragung des Zinsſatzes in der Weiſe, daß 
als Zinsſatz lediglich der jeweilige Bankdiskont oder der jeweilige Lombardzinsſatz der Reichsbank 
angegeben (RIA 7, 135; 9, 61; OLG 45, 230; JW 1932, 1142; 1934, 1506) oder daß ohne Ber 
ſtimmung eines Mindeft- und Höchſtſatzes nur auf einen jeweils von der Gläubigerin, einer öffent“ 
lichen Sparkaſſe, feſtzuſetzenden Zinsfuß verwieſen wird (JW 1935, 357661; 1938, 195724). Unzu⸗ 
läſſig iſt auch die Eintragung der Zinsklauſel „verzinslich bis höchſtens 10%, jährlich“, ohne daß 
wenigſtens die im Eintragungsvermerk in bezug genommene Eintragungsbewilligung eine An 
gabe des regelmäßigen Zinsfußes oder eines beſtimmten Mindeſtzinsſatzes enthält (J5 9, 252; 
11, 231; JW̃ 1932 S. 177, 2455; wenn JW 1934, 500° trotzdem in ſolchen Fällen den $ 53 O 
ausſchalten will, fo iſt dem nicht beizutreten). Wohl aber ift zuläffig die Eintragung eines Höchſt⸗ 
zinsſatzes mit der Beſtimmung, daß, wenn ein beſtimmter Prozentzinsſatz über Reichsbankdiskon! 
geringer ſei, nur dieſer geringere Zinsſatz zu leiſten ſei (JW 1926, 8332). Auf Grund eines voll 
ſtreckbaren Schuldtitels wegen einer nach dem jeweiligen Reichsbankdiskontſatz verzinslichen 
Forderung darf eine Sicherungshypothek nur ſo eingetragen werden, daß außer dem im Schuld- 
titel angegebenen Reichsbankdiskontſatz ein das angemeſſene Maß nicht überſteigender feſter 
Höchſtzinsſatz angegeben wird; ſchon der Eintragungsantrag hat daher eine ſolche Beſchränkung 
nach oben hin zu enthalten (JW 1934, 1506). Die Höhe der Zinſen kann ebenſo wie das 
ganze hypothekariſche Recht von einer Bedingung abhängig gemacht werden (RIA 1, 29; 
7 S. 158, 264; Kc 36 A 235). Iſt z. B. beſtimmt, daß im Falle nicht pünktlicher Zinszahlung 
eine Erhöhung des Zinsſatzes eintreten ſoll, jo genügt die Eintragung des Mindeſt- und des Höchſt⸗ 
zinsſatzes (z. B.: „4, unter Umſtänden 5%“) oder auch des Höchſtzinsſatzes allein (4. B.: „0% 
zu 6%"). Wegen der Vorausſetzungen, unter denen der eine oder der andere Zinsſatz gelten ſoll, 
kann und muß dann aber auf die Eintragungsbewilligung Bezug genommen werden. Denn 
auch bei dieſer Angabe ergibt ſich aus dem Grundbuch in Verbindung mit der in bezug ge 
nommenen Eintragungsbewilligung ſowohl der Mindeſtzinsſatz als auch der Höchſtbetrag der 
Belaſtung (RIA 3, 52; 4, 42; 7, 154; KJ 36 A 233; OLG 30, 413). Wird in einem ſolchen 
Falle ſpäter nur der Mindeſtſatz erhöht, ſo genügt ebenfalls die Eintragung der Anderung durch 
Bezugnahme auf die Eintragungsbewilligung (O86 30, 412). Zinſeszinſen find, ſoweit. ihre 
Vereinbarung zuläſſig iſt (für die im § 248 Abſ 2 genannten Kreditanſtalten), nicht als Zinſen 
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der Forderung, fondern als „andere Nebenleiſtungen“ im Sinne der Abſ 1, 2 anzuſehen (A 6). 
Die Beſtellung einer Verkehrs⸗ oder gewöhnlichen Sicherungshypothek nur für die laufenden 
Zinſen einer Forderung ift unzuläſſig, da die Hypothek, wie ſich aus den $$ 1113, 1115 ergibt, eine 
Kapitalforderung vorausſetzt und eine beſtimmte Geldſumme aus der Eintragung erſichtlich ſein 
muß (RIA 4, 38; KJ 26 A 290; 50, 155). Es könnte aber eine Höchſtbetragshypothek für die Zinſen 
ſowie eine Hypothek für kapitaliſierte Zinsrückſtände eingetragen werden (RIA 4, 38). Nicht 
inhaltlich unzuläſſig im Sinne des $ 53 Abſ 1 Satz 2 EBD iſt auch eine Eintragung, bei der Zinſen 
und Nebenleiſtungen (A 6), die in einem Hundertſtelſatz der Hauptforderung ausgedrückt find, 
in einem Geſamthöchſtbetrag angegeben werden, ſofern ſich nur die nähere Berechnung 
aus der in Bezug genommenen Eintragungsbewilligung ergibt (RG JW 1938, 5028). — Sit ein 
höherer Zinsſatz eingetragen, als vereinbart war, fo kann der Eigentümer gemäß $ 894 die Be⸗ 
richtigung des Grundbuchs durch Löſchung des überſchießenden Satzes verlangen (MG IW 1899, 
200%). Beſondere, auf Grund des Vorbehalts in Art 167 Ech geltende Vorſchriften über die 
Eintragung der Verzinslichkeit von Darlehnshypotheken für landſchaftliche Kreditanſtalten er- 
örtert KJ 35 A 274. Iſt die Eintragung einer Hypothek für eine verzinsliche Forderung 
beantragt, ohne daß der Zinsſatz angegeben ift, fo iſt die Hypothek in dieſer Art überhaupt 
nicht eintragbar. Auch die Vorausſetzungen für eine Vormerkung aus 5 18 Abſ 2 GB fehlen. 
Deshalb iſt eine Friſtbeſtimmung zur Ergänzung des Antrags gemäß § 18 Abſ 1 GB nicht zu⸗ 
läſſig; der Antrag iſt vielmehr glatt zurückzuweiſen (RIA 12, 67). Bei Höchſtbetragshypo⸗ 
theken findet die Beſtimmung über die Angabe des Zinsſatzes im Eintragungsvermerk keine An⸗ 
wendung, weil es nach $ 1190 Abſ 1 zu ihrem Weſen gehört, daß nur der Höchſtbetrag, bis zu dem 
das Grundſtück haften ſoll, beſtimmt, im übrigen aber die Feſtſtellung der Forderung vorbehalten 
wird und nach § 1190 Abſ 2 die Zinſen in den Höchſtbetrag eingerechnet werden (RG 90, 152). 
Wegen der Eingriffe der Notverordnungs⸗Geſetzgebung in die eingetragenen Zinsſätze iſt 
auf Vorbem 8 vor 3 1113 zu verweiſen. 

6. Andere Nebenleiſtungen, deren Geldbetrag im Eintragungsvermerk angegeben werden 
muß, ſind ſolche Forderungen, die nicht die Eigenſchaft ſelbſtändiger Kapitalforderungen haben, 
ondern neben der Hauptforderung zu entrichten und von ihr abhängig ſind, aber ſich nicht als 
Zinſen darſtellen (RA 7, 156). Daher find die in Geſtalt von Zuschlägen zu den Zinſen zum Zweck 
allmählicher Tilgung des Kapitals zu entrichtenden Beträge (Amortiſationsbeiträge) keine 

ebenleiſtungen. Denn die Zuſchläge ſind nicht neben dem Kapital, ſondern als Kapitalteile zu 
entrichten; durch fie wird der Umfang der Belaſtung nicht erweitert, ſondern ihre Entrichtung führt 
allmählich zur Tilgung des Kapitals. Da ſonach ihre Feſtſetzung eine Zahlungsbedingung iſt, be⸗ 
ürfen ſie nicht der Aufnahme in den Eintragungsvermerk, ſondern können durch Bezugnahme auf 
ie Eintragungsbewilligung zur Eintragung gebracht werden (MG 54, 88; 89, 131; 91, 299; 104, 
72: J 1911, 2775; SeuffX 58 Nr 170; RIA 3, 137; 11, 248; KGJ 33 A 247; 53, 181). Früher 
nahm die Rechtſprechung an, daß es ſich auch nicht um Nebenleiſtungen handele bei Vertrags. 
ſtrafen, welche die Erfüllung einer vom Eigentümer im Intereſſe der Sicherung der Hypothek 
übernommenen perſönlichen Verpflichtung (3. B. zur Verſicherung der Gebäude) bezwecken. Man 
degründete dieſe Anſicht damit, daß ſolche Vertragsſtrafen nicht von der Hypothek als Haupt⸗ 
forderung abhängig ſeien, ſondern nach ihrem Verfall ſelbſtändige Forderungen darſtellten. 
Daraus wurde gefolgert, daß fie nur durch eine Höchſtbetragshypothek (5 1190) ſichergeſtellt werden 
konnten (KJ 29 A 247; RSA 7, 154; ORG 42, 168), Jetzt nimmt die Rechtſprechung aber einen 
reieren Standpunkt ein und ſieht als Nebenleiſtung jede Geldleiſtung an, die nach dem Willen 
er Beteiligten nicht Hauptleiſtung ſein ſoll und die in einem gewiſſen Abhängigkeitsverhältnis 
zu der Hauptleiſtung ſteht (JW 1937, 297318). Demgemäß find Nebenleiſtungen z. B.: Binjes- 
zinſen (A 5 und unten; RIA 1, 81; KJ 22 A 167; OLG 20, 408; 42, 168); Proviſionen, die 
ek jeder Veräußerung des Grundſtücks an den Gläubiger zu zahlen find (OLG 42, 168); Vertrags 
krafen für unpünktliche Kapital- oder Zinszahlung (KJ 32 A 252; 36 A 233; 49, 213; RA 
156; OG 12, 284; 20, 408); Zinszuſchläge für den Fall der Nichterfüllung perſönlicher Ver⸗ 
pflichtungen (DRPFNIpr 1936 Nr 121); vereinbarte Mahngebühren (Jh 0, 255); eine in Pro⸗ 
n des Kapitals feſtgeſetzte Entſchädigung für den Fall vorzeitiger Rückzahlung (Rh Gruch 
für 154; RIA 1, 119; 7, 258; KGJ 36 A 233; 49, 216; OLG 8, 204); andere Koſten als ſolche, 
5 nach $ 1118 das Grundſtück ohne weiteres haftet (Koſten der Kündigung und Beitreibung) 
15 die daher der Eintragung nicht bedürfen, z. B. Eintragungskoſten, Beiträge zu den Ver⸗ 
5 altungskoſten (RIA 1, 81; 7, 259; OLG 4, 160; 42, 168; JFch 1, 465); Jahreszahlungen, die 
. 3 Bildung eines nicht eingetragenen Kursausgleichungszuſchuſſes als Nebenleiſtungen 
uren Rfandbriefdarlehns vereinbart find (cc 33 A 244; vgl auch Rich 79, 127); Vergütungen 
139 Unkoſten an Talonſteuer und Couponbogenerneuerung, die alle 10 Jahre bis zur Tilgung 
0 Kapitals entſtehen (OLG 34, 206); Haftungszuſchläge aus dem Oſthilfecheſ v. 29. 6. 1931 
11 R 1932 Nr 1838). Die Höhe ſolcher Nebenleiſtungen muß, ſofern nicht ein Ausnahmefall 
— Abs (Hypothek für eine Kreditanſtalt) vorliegt, im Eintragungsvermerk regelmäßig mit 
bin er beſtimmten Geldſumme angegeben werden (RIA 1, 81; vgl. auch R& 79, 127). Eine Bezug- 
hme auf die Eintragungsbewilligung genügt nicht (OL 4, 71; 8, 206; JFG 1, 464). Iſt die 
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Aufnahme unterblieben oder auch nur die Angabe einer beſtimmten Geldſumme unterlaſſen, 
ſo haftet das Grundſtück für die in der Eintragungsbewilligung feſtgeſetzten Nebenleiſtungen 
nicht, ſelbſt wenn auf die Eintragungsbewilligung Bezug genommen iſt (RG 79, 127; KGJ 49, 
213). Indeſſen genügt es, wenn die Höhe der Nebenleiſtungen derartig beſchrieben wird, daß 
jeder, der das Grundbuch einſieht, ſofort aus dem Grundbuchinhalt allein die Berechnung auf 
einen Geldbetrag vornehmen kann, z. B. in Prozenten des Kapitals nebſt Angabe der Dauer 
der Leiſtung (RA 1, 119; 3, 52; 7 S. 157, 264; KJ 42, 259; 49 S. 213, 216; OLG 8, 206). 
Auch genügt die Angabe eines Höchſtbetrags; der Eintragung einer beſonderen Sicherungshypothek 
($ 1190) bedarf es in dieſem Falle nicht (RJA 7 S. 157, 263; OLG 8, 206). Zinſeszinſen ins⸗ 
beſondere, die ſich eine (nicht unter Abſ 2 fallende) Kreditanſtalt gemäß $ 248 Abſ 2 gültig hat ver⸗ 
ſprechen laſſen, ſind eintragungsfähig, wenn durch Angabe des Prozentſatzes und der Dauer der 
Leiſtungen der Umfang der Belaſtung erkennbar iſt (JFG 1, 464). Dies gilt auch für Zinſes⸗ 
zinſen bei wertbeſtändigen Hypotheken ($ 1113 A 4), obwohl hier der Kapitalbetrag, nach dem 
die Zinſen und Zinſeszinſen zu berechnen ſind, ſchwankend iſt. Das folgt aus dem Sinn des Geſ. 
v. 23. 6. 1923, dem eine ſolche Unbeſtimmtheit des Kapitals zugrundeliegt (J 1, 461). Die 
Eintragung ſolcher Zinſen kann aber ebenſo wie die Eintragung der Kursſchwankungsklauſel 
(81113 A 4) nicht durch Bezugnahme auf die Eintragungsbewilligung erfolgen (336 15, 113; 
JW 1937, 16357). Nach der Ordnungsvorſchrift des F 28 Satz 2 GB ſind auch die Geldbeträge 
der Nebenleiſtungen regelmäßig in Reichswährung anzugeben (A4). — Durch die hypo⸗ 
thekariſche Eintragung eines landſchaftlichen Pfandbriefdarlehns wird für ſich allein nicht 
die Haftung des Grundſtücks für ein von der Landſchaft zur Ausgleichung der Kursdifferenz be⸗ 
willigtes Zuſchußdarlehn begründet, da dieſes nicht ein Teil des Pfandbriefdarlehns, ſondern 
ein zweites ſelbſtändiges Darlehn iſt. Vielmehr kann ein ſolches Zuſchußkapital nebſt Zinſen nur 
durch Eintragung an beſonderer Stelle im Grundbuch hypothekariſch geſichert werden (NG 20, 
224; 79, 126; KGJ 33 A 247). Den ſog. Quittungsgroſchen bei landſchaftlichen Pfandbrief. 
hypotheken behandelt JW 1932, 31881. — Nach den 98 877, 873 kann der Inhalt der Hypothek 
dadurch geändert werden, daß durch nachträgliche Feſtſetzung von Nebenleiſtungen das Hypotheken. 
recht erweitert wird. Wie eine ſolche Rechtsänderung einzutragen iſt, zeigt RIA 7, 258. Bei 
einer Zwangshypothek und einer Arreſthypothek haftet das Grundſtück gemäß den 3$ 867, 932 
ZPO kraft der Hypothek für die Eintragungskoſten. Ihre Eintragung ift daher nicht erforderlich 
und deshalb auch vom Grundbuchamt abzulehnen (RIA 2, 246; ROY 35 A 325). Wegen der 
Eintragung der Koſten einer früheren fruchtloſen Zwangsvollſtreckung vgl. RA 6, 57. 

7. Der Grundſat, daß im übrigen, d. h. abgeſehen vom Gläubiger (A 3), vom Geldbetrag der 
Forderung (A 4, 8), vom Zinsſatz (A 5) und vom Geldbetrag anderer Nebenleiſtungen (A 6), die 
Eintragung durch Bezugnahme bewirkt werden kann, gilt nur für die Forderung. Für die Frage, 
inwieweit Beſtandteile des dinglichen Rechts durch Bezugnahme eingetragen werden konnen, 
kommt nur $ 874 zur Anwendung (RIA 12, 247; A 1). Ferner find nach beſonderen Vor- 
ſchriften in den Eintragungsvermerk ſelbſt aufzunehmen: die Ausſchließung der 
Erteilung eines Hypothekenbriefs ($ 1116 Abſ 2); die Bezeichnung der Sicherungshypothek 
als ſolcher ($ 1184 Abſ 2; Ausnahmen: $ 1187 Satz 2, $ 1190 Abſ 3); die Beſtellung eines 
Vertreters nach Maßgabe des $ 1189 (auch $$ 1192, 1195); die Unterwerfung unter die 
Zwangsvollſtreckung aus einer Urkunde in Anſehung einer Hypothek (Grundſchuld, Renten- 
ſchuld) nach $ 800 IPOD (RIA 3 S. 95, 133; OLG 7, 354; KGJ 45, 261). Da aber die 
Unterwerfungsklauſel ein Nebenrecht der Hypothek iſt, auf das ebenſo wie auf die Hypo- 
thek ſelbſt $ 874 Anwendung findet, fo genügt es, wenn die Unterwerfungsklauſel im allgemeinen 
eingetragen und zur nähreren Bezeichnung des Inhalts und des Gegenſtandes der Unterwerfung 
auf die Eintragungsbewilligung Bezug genommen wird (RIA 4, 270). Wird nach der Eintragung. 
der Unterwerfungsklauſel die Leiſtungspflicht des Schuldners, ſei es auch nur hinſichtlich der Fäͤllig⸗ 
keitsbeſtimmungen, durch eine vollſtreckbare Urkunde geändert, ſo bedarf es der wiederholten 
Eintragung der Klauſel, wenn fie ji) auf die geänderten Beſtimmungen erſtrecken ſoll (Kg 45, 
260; 52, 190 gegen KGJ 42, 261). Die Faſſung der Klauſel bei der Eintragung erörtern OLG 6, 
476; 7, 354; KJ 32 A 236. Die Urkunde muß gemäß $ 794 Nr 5 38 über einen Anſpruch 
errichtet ſein, der die Zahlung einer beſtimmten Geldſumme uſw. zum Gegenſtande hat. Daher 
iſt bei der Höchſtbetragshypothek ($ 1190) wegen der Unbeſtimmtheit der geſchuldeten Summe 
die Unterwerfung unzuläſſig (RIA 2, 202; KJ 28 A 149; OLG 3, 295; 8, 149; 13, 196). Vom 
Grundbuchamt zu beachtende Ordnungsvorſchriften enthalten auch die 88 47, 48 GBO (Eintra⸗ 
gung für mehrere Berechtigte oder auf mehrere Grundstücke). Überhaupt nicht eintragungs“ 
fähig, weil lediglich perſönliche Verpflichtungen oder nicht zuläſſige Beſtandteile einer Hypothek 
betreffend, find Beſtimmungen, wonach: der Gläubiger gegen Zahlung die Hypothek an einen zu 
benennenden Dritten abtreten ſoll (RIA 1, 165); der Eigentümer fortgeſetzt die Feuerverſicherung 
die Gebäude nachzuweiſen hat (Kc 29 A 247); einem anderen als dem Gläubiger die Ver 
waltung der Hypothek zuſtehen ſoll (OLG 8, 132). Über die Folgen, welche eintreten, wenn bei 
der Bezugnahme auf die Eintragungsbewilligung die Grenzen ihrer Zuläſſigkeit über“ 
ſchritten ſind, iſt das Erforderliche in A2 und 8874 A 2 gejagt. 
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8. Daraus, daß im übrigen zur Bezeichnung der Forderung die Bezugnahme genügen ſoll, 
ergibt ſich zunächſt eine Beſtätigung der Anſicht (A 1), daß bei der Eintragung der Hypothek die 
geſicherte Forderung als weſentlicher Beſtandteil der Hypothek überhaupt zu bezeichnen iſt (RG 
JW 1908, 8623; RA 12, 247). Dazu aber iſt erforderlich, daß der Grund der Forderung 
(3. B. Darlehn, Kaufpreis, Schuldanerkenntnis oder Schuldverſprechen, unerlaubte Handlung) 
eingetragen wird, und zwar entweder durch Aufnahme in den Eintragungsvermerk ſelbſt oder 
durch Bezugnahme auf die Eintragungsbewilligung, die den Grund der geſicherten Forderung 
enthalten muß ($ 1113 A5; KJ 21 A 139; 22 A 308; 26 A 278; RJu 3, 135; 12, 247; OLG 3, 
359; 14, 126). Denn nur durch die Angabe des Grundes kann die geſicherte Forderung beſtimmt 
und von anderen Forderungen unterſcheidbar bezeichnet werden (RG JW 1908, 8623; 
ROY 22 K 139; 26 A 278). Freilich ſagt das Urteil RG Warn 1914 Nr 252: Daß der Schuldner 
und der Schuldgrund zur Kennzeichnung der Forderung im Eintragungsvermerk oder in der 
Eintragungsberoilligung anzugeben ſeien, bilde nur die Regel, nicht eine unverbrüchliche Norm, 
die keine Ausnahme dulde; es laſſe ſich ſehr wohl denken, daß eine Forderung auch ohne An- 
gabe des Schuldgrundes in anderer Weiſe, z. B. durch beſtimmte Zeitangaben oder Tatſachen, 
genau bezeichnet werde. Hierzu iſt indeſſen zu bemerken: Wenn eine ſolche Bezeichnung vor⸗ 
liegen ſollte, ſo würde ſich daraus ohne weiteres auch der Schuldgrund der Forderung er⸗ 
geben. Hiernach genügt jedenfalls z. B. nicht, wenn im Eintragungsvermerk oder in der in 
Bezug genommenen Eintragungsbewilligung nur angegeben wird „1000 M. Forderung“. Unklar⸗ 
heiten in der Angabe des Schuldgrundes können aber im Wege der Auslegung beſeitigt werden 
(JW 1934, 14222; 8873 A 7a gegen Ende). Ferner hat eine falſche Bezeichnung des Schuld⸗ 
grundes nicht die Unwirkſamkeit der Hypothek zur Folge. Denn für den Beſtand des dinglichen 
Rechts ift nur die Angabe eines Schuldgrundes überhaupt von Weſentlichkeit (RG 45, 179; Gruch 
31, 1048; 34, 963; Warn 1914 Nr 252; JW 1898, 3662, 1902, 42114; 1934, 14222; 80% 25 A 150; 
26 A 278; OLG 14, 126). — Zur Bezeichnung der Forderung gehören auch gewiſſe Merkmale, die 
als ihre Beſtandteile oder Nebenrechte anzuſprechen ſind. Auch dieſe Merkmale bedürfen daher, 
da ſie für den Inhalt oder den Umfang der Belaſtung weſentlich find, der Eintragung, die aber 

urch Bezugnahme auf die Eintragungsbewilligung bewirkt werden kann. Ein ſolches 

Merkmal iſt zunächſt der Anfangspunkt der Verzinſung (A 5). Er kann jedoch in 
anderer Weiſe als durch Benennung eines beſtimmten Kalendertags bezeichnet werden 
4. B. durch den Hinweis auf eine beſtimmte, in der Vergangenheit liegende Tatſache 
oder auf ein künftiges, wenn auch der Zeit nach ungewiſſes Ereignis, z. B. den Tod einer be⸗ 
timmten Perſon), ſofern daraus der Zinsbeginn zweifelsfrei feſtſtellbar it (RIA 8, 231; KGJ 24 
A 128; 46, 242; OG 14, 95; vgl. aber OLG 15, 376 ſowie die beiläufige Bemerkung in RG 62, 
79, daß die Angabe des Anfangspunkts der Verzinſung nach 8 1115 nicht weſentliche Voraus⸗ 

ſetzung der Hypothekeintragung ſei). In RG 136, 232 wird die Eintragung einer verzinslichen 
Grundſchuld ohne beſondere Angabe des Zeitpunkts des Verzinſungsbeginns dahin ausgelegt, 
aß die Zinſen ſeit dem Eintragungstage laufen. Ebenſo zu behandelnde Merkmale ſind ferner: 

die Zinszahlungstermine, ſofern bei ihnen Abweichungen von den allgemeinen Grundſätzen 
des 509 (3. B. bei Darlehnszinſen von $ 608) vereinbart find (hg 24 K 127; Seuffa 57 Nr 77; 
DES 4, 198; 7, 195; 15, 376); die Zahlungsbedingungen bezüglich Zeit, Ort und Art der 
Zahlung des Kapitals, wenn die Beteiligten von den für das Schuldverhältnis geltenden geſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen (z. B. 99 267—271, 609, 1418ff.) Abweichendes feſtgeſetzt haben (RG 50, 
150; 57, 350; OLG 2, 9; 4, 315; 15, 385). Sind die vereinbarten Zinszahlungstermine oder 
Va lungsbedingungen nicht eingetragen (in das Grundbuch ſelbſt oder durch Bezugnahme auf die 
Eintragungsbewilligung), fo ſind gegenüber gutgläubigen Erwerbern ($$ 1138, 892) lediglich die 
geſetzlichen Beſtimmungen in dieſer Hinſicht maßgebend (OLG 15, 376). Zu den in Anbetracht 
er Vertragsfreiheit zuläſſig vereinbarten Zahlungsbedingungen hinſichtlich der Zahlungs. 

zeit gehören z. B. Abreden über: ſofortige Fälligkeit der Forderung oder ein Kündigungsrecht 
155 Gläubigers, wenn der Eigentümer die Verſicherung feiner Gebäude gegen Feuersgefahr unter⸗ 
gaht oder feinen Bedarf an Bier von einer anderen Brauerei als der des Gläubigers bezieht (OLG 3, 
485 18, 159; 23, 321; vgl. jedoch NO 29 A 247) oder das Grundſtück veräußert (OLG 3, 232; 4, 
a ) oder in Vermögensverfall gerät (KJ 34 A 320); Fälligkeit bei unpünktlicher Zinszahlung 
bar erlangen des Gläubigers (RG JW 1908 S. 234°, 55011; OLG 15, 376); anderſeits Unkünd⸗ 
Jed eit der Hypothek ſeitens des Gläubigers im Falle pünktlicher Zinszahlung (KJ 34 A 323). 
0 Se ergibt ſich aus dem — vorübergehend vom 16. 3. 1923 bis 31. 12. 1931 außer Kraft ge- 
IR en (RGeſ v. 3. 3. 1923; NotWO v. 8. 12. 1931-Teil 1 Kap. III Abſchn. 1 89 8, 12) — 9247 
Biel Schranke für Vereinbarungen über die Zahlungszeit. Die Beſtimmung, daß die vereinbarte 
geſe eljährliche Kündigung bei pünktlicher Zinszahlung bis zu einem beſtimmten Zeitpunkt aus⸗ 
De ölofjen fein ſoll, verſtößt für ſich allein aber noch nicht gegen 9247 Abſ 1 Saß 2 (JW 1933, 
9 3). Weitere Beſchränkungen in dieſer Beziehung enthalten die 3$ 17 Abſ 3, 18—21, 49 des 
ante v. 13. 7. 1899 für die hypothekariſchen Darlehen der Hypothekenbanken. Ahnliche Be- 
0 dagen können ſchließlich landesrechtlich auf Grund des Vorbehalts in Art 117 Abſ 2 Cch 
nterſagung der Belaſtung mit einer unkündbaren Hypothek oder der Ausſchließung des Kündi⸗ 
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gungsrechts des Eigentümers) verordnet fein. Stehen einer Vereinbarung derartige beſchränkende 
Beſtimmungen entgegen, ſo kann eine Hypothek mit dieſem Inhalt nicht eingetragen werden 
(ORG 4, 315; KJ 34 A 322). Wird abgeſehen hiervon die eingetragene Zahlungszeit geändert, 
jo bedarf die Anderung zur Wirkſamkeit gegenüber jedem ſpäteren Erwerber ($$ 1138, 892) der 
Eintragung, zu der aber nach 1119 Abſ2 die Zuſtimmung der gleich- oder nachſtehenden Berechtig⸗ 
ten nicht erforderlich iſt (GJ 34 B 22). Zuläſſig und eintragungsfähig ift, als die Art der Kündi⸗ 
gung und damit eine Zahlungsbedingung betreffend, eine Vereinbarung, wonach der Eigentümer 
auf das Recht aus $ 1160 Abſ 2, eine ohne Vorlegung des Hypothekenbriefs uſw. erklärte 
Kündigung als unwirkſam zurückzuweiſen, Verzicht leiſtet (RG 57, 342; RJA 1, 34). Von den 
Vereinbarungen über die Art der Zahlung kommt ferner namentlich die Abrede der Zahlung. 
in Gold (ſog. Goldklauſel) in Betracht. Eine ſolche Vereinbarung iſt rechtswirkſam und ein- 
tragungsfähig, falls ſie die Bedeutung hat, daß die Zahlung in Goldmünzen deutſcher Reichs⸗ 
währung erfolgen ſoll (Goldmünzklauſel). Daran ändert ſich auch dann nichts, wenn nach dem 
im Deutſchen Reiche jeweilig geltenden Münzrecht neben dem Goldgeld auch Silbergeld oder 
Papiergeld als währungsmäßiges Zahlungsmittel feſtgeſetzt wird (RIA 15, 157). Die Gold⸗ 
münzklauſel bleibt auch dann in Kraft, wenn zur Zeit der Zahlung kraft Geſetzesänderung andere 
Goldmünzen als die zur Zeit der Eintragung ausgeprägt werden. Denn einerſeits bleibt der Geld⸗ 
betrag der Forderung ein beſtimmter, gleichviel ob die Zahlung in der einen oder der anderen Art 
von Reichsgoldmünzen zu bewirken ift; anderſeits ift nach $ 245, wenn eine Geldſchuld in einer 
beſtimmten Münzſorte zu zahlen iſt, die ſich zur Zeit der Zahlung nicht mehr im Umlauf befindet, 
die Zahlung fo zu leiſten, wie wenn die Münzſorte nicht beſtimmt wäre (ſtr.; RG 50, 148; 104, 
354; 108, 180; RIA 1, 71; 3, 197; 3861, 451). Durch $1 BR VO v. 28. 9. 1914 wurden zwar 
die vor dem 31. 7. 1914 getroffenen Vereinbarungen, nach denen die Zahlung in Gold zu erfolgen 
hatte, bis auf weiteres für nicht verbindlich erklart (RG 101, 141; 104, 352). Für ſpätere Ein- 
tragungen wurde aber eine gleiche geſetzliche Anordnung nicht getroffen (RIA 15, 157; KG 48, 
219). Deshalb ſowie mit Rückſicht auf $ 245 ift, obwohl gegenwärtig Reichsgoldmünzen völlig aus 
dem deutſchen Verkehr verſchwunden find, die Eintragung einer Goldmünzklauſel zuläſſig geblie⸗ 
ben (RG 108, 179; KJ 48, 219; OLG 42, 164; JJ 1, 449; a. M. ORG 43, 13; JW 1923, 126; 
JF 1, 445). Dagegen iſt bei einer Verkehrshypothek unzuläſſig die Eintragung einer Ver⸗ 
einbarung, wonach auch dann, wenn Goldmünzen nicht mehr Reichswährungsgeld fein follten, 
mit Reichsgoldmünzen oder mit Goldmünzen von gleichem Feingehalt zu zahlen ſei (Goldwert⸗ 
oder Kursgarantieklauſel). Denn damit würde der Geldbetrag der Forderung mit Rückſicht 
auf den wechſelnden Kurs des von dem Schuldner anzuſchaffenden Geldes ein unbeſtimmter ſein 
(RG 50, 149; 101, 145; 104, 354; 108, 147; Warn 1924 Nr 143; Gruch 68, 305; KJ 21A 322; 
RIA 3, 197; EG 1, 446). Ob im Einzelfalle eine Goldmünzklauſel oder eine Goldwertklauſel 
als vereinbart anzuſehen iſt, iſt Sache der Auslegung. Die in gefeſtigter Rechtſprechung ent⸗ 
wickelten Auslegungsgrundſätze find zuſammengeſtellt in RG 136, 169. Liegt eine Goldwert⸗ 
klauſel vor, jo kann die Vereinbarung nur durch eine Höchſtbetragshypothek ($ 1190) geſichert 
werden (KJ 21 A 324). Dasſelbe gilt von einer Zahlungsbedingung dahin, daß eine Summe 
in ausländiſcher Währung (z. B. Schweizer Franken) oder in ſoviel Mark gezahlt werden ſoll, 
als am Fälligkeitstage zur Anſchaffung jener Summe in ausländiſcher Währung benötigt werden. 
Denn auch hier iſt der Geldbetrag in Reichswährung, für den das Grundſtück haften ſoll, unbe 
ſtimmt (O86 42, 167). Zuläſſig iſt aber die Eintragung einer Sicherungshypothek für eine For⸗ 
derung in ausländiſcher Währung, die nach dem Kurſe am Tage der Zahlung in Reichs⸗ 
währung gezahlt werden kann ($ 244), zu dem Hoͤchſtbetrage an Mark, der ſich aus dem Kurſe 
zur Zeit (nicht der Fälligkeit der Forderung, auch nicht der Zahlung, ſondern) der Stellung des 
Eintragungsantrags ergibt. Einer ſolchen Eintragung ſteht § 28 Satz 2 G0, wonach einzutra- 
gende Geldbeträge in Reichswährung anzugeben ſind, nicht enigegen. Denn dieſe Beſtimmung 
betrifft lediglich den Betrag der Belaſtung des Grundſtücks, nicht auch den Betrag der zu ſichernden 
Forderung (R 106, 74; a. M. OLG 42, 163, wo eine beſondere Vereinbarung über die Um⸗ 
rechnung der Forderung in inländiſche Währung nach dem Kurſe in einem Zeitpunkt, der mit 
der Eintragung zuſammenfällt oder vorher liegt, erfordert wird). Soweit die Goldklauſel ein⸗ 
tragungsfähig iſt, kann ſie durch Bezugnahme auf die Eintragungsbewilligung zur Eintragung 
gebracht werden. Denn (als Goldmünzklaufel) betrifft fie nur die Art der Zahlung, iſt alſo eine 
Zahlungsbedingung und läßt bei ihrer Eintragung den in Reichsmark angegebenen Geldbetrag 
der Forderung unberührt (RG 50, 150; 108, 148; a. M. RIA 1, 72). Die Anſprüche ſchweizeriſcher 
Hypothekengläubiger gegen deutſche Hypothekenſchuldner aus der Vorkriegszeit haben eine 
Sonderregelung erfahren durch das Hauptabkommen zwiſchen dem Deutſchen Reich und der 
ſchweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft betr. ſchweizeriſche Goldhypotheken in Deutſchland uſw. 
v. 6. 12. 1920 und durch das Zuſatzabkommen dazu v. 25. 3. 1923. Die Rechtsgültigkeit dieſer 
Regelung und die rechtliche Behandlung der ſchweizeriſchen Goldhypotheken und Frankengrund: 
ſchulden find behandelt in N 104, 352; 122, 167; 130, 220; 140, 353; HRR 1934 Nr 901; 1936 
Nr 718; 1937 Nr 1114; JW 1925, 175512; 1930, 294917; 1981, 327814; 1932, 2436; 1936, 338° ; 
1937 S. 40818, 64120; pgl. auch JW 1935, 20 über das Hauszinsſteuer⸗Sperrkonto bei den 
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Frankengrundſchulden. Die Eintragung wertbeſtändiger Hypotheken iſt beſprochen in 
A 4 und in 8 1113 A 4. 

9. Die Eintragungsbewilligung, auf die Bezug genommen werden kann, iſt näher be⸗ 
handelt in 5 874 A 5. Ob die Bezeichnung der Forderung mit den Merkmalen, deren Aufnahme 
in den Eintragungsvermerk ſelbſt nach Abſ 1 Halb 1 nicht erforderlich iſt, durch eine Einſchreibung 
in das Grundbuch oder durch Bezugnahme auf die Eintragungsbewilligung eingetragen werden 
ſoll, ſteht im Ermeſſen des Grundbuchamts (8 874 A 2). Die Folgen, welche eintreten, wenn bei 
der Bezugnahme die Grenzen ihrer Zuläſſigkeit überſchritten werden, ſind erörtert in A 2 und 
9.874 A 2. Im Falle des Erforderniſſes mehrerer Eintragungsbewilligungen (3. B. wenn durch 
die eine die andere ergänzt werden ſoll) hat ſich die Bezugnahme auf dieſe ſämtlich zu erſtrecken 
(OLG 41, 174). Die Eintragungsbewilligung für eine ſog. Beihilfehypothek muß die einzelnen 
Hypothekenbedingungen angeben; es genügt zur Bezeichnung des Inhalts des Beihilfedarlehns 
nicht, wenn in ihr nur auf die Beſtimmungen des Reichsrats v. 10. 1. 1920 verwieſen iſt (GJ 
53, 206). Zur Faſſung des Bezugsnahmevermerks vgl. ZIG 8, 232. 

10. Abſ 2 enthält eine Ausnahme von Abj1 Halbſ 1 für Nebenleiſtungen der Forderung, 
die außer den Zinſen zu entrichten ſind. Die danach ſtatt der Aufnahme eines Geldbetrags der 
Nebenleiſtungen in den Eintragungsvermerk zuläſſige Bezugnahme hat zur Vorausſetzung: 
a) die Hypothek muß für ein Darlehn, darf alſo nicht für eine andere Forderung beſtellt fein; 
b) eine Kreditanſtalt, d. h. ein auf den Großbetrieb gerichtetes, den Abſchluß von Kreditgeſchaften 
bezweckendes Unternehmen (ritterſchaftliche, landſchaftliche oder andere Kreditanſtalt: Art 167 
EG; RIA 1, 206; 11, 71; KJ 47, 203), muß Gläubigerin der Darlehnsforderung fein; c) die 
Satzung der Kreditanſtalt muß von der zuſtändigen Behörde öffentlich bekanntgemacht worden 
fein, Welche Behörde zuständig iſt und wie die Veröffentlichung zu erfolgen hat, beſtimmt ſich nach 
Landesrecht. Der Grund für das Erfordernis der Bekanntmachung ift, daß auch Dritte über den 
Umfang der Haftung wegen der Nebenleiſtungen Gewißheit ſollen erlangen können (Prot 3, 
545 f.). Deshalb genügt es, wenn die Satzung nur inſoweit bekanntgemacht iſt, als fie die einzu⸗ 
tragenden Nebenleiſtungen betrifft (RIA 1, 207; KJ 40 A 262; DLG 39, 248). d) Die Neben- 
leiſtungen müſſen außer den Zinſen ſatzungsgemäß zu entrichten fein. Der Zinsſatz it ſtets in 

en Eintragungsvermerk ſelbſt aufzunehmen. Wegen derjenigen anderen Nebenleiſtungen, die 
nicht in der Satzung, ſondern nur in der Eintragungsbewilligung feſtgeſetzt ſind, iſt eine Bezug⸗ 
nahme ebenfalls nicht ſtatthaft (KJ 22 A 169; 33 A 250). Satzungsgemäß zu entrichtende 
Rebenleiſtungen ſind z. B. Zinſen für rückſtändig gebliebene, ſatzungsgemäß von der Kreditanſtalt 
vorgeſchoſſene Hypothekenzinſen, dagegen nicht eine Talonſteuer oder Zinſen für rückſtändig ge- 
pliebene, von der Kreditanſtalt ſatzungsgemäß vorgeſchoſſene Lebensverſicherungsbeiträge, wenn 
der Darlehnsnehmer nach der Satzung zum Abſchluß eines Lebensverſicherungsvertrags nicht ver⸗ 
pflichtet iſt (KJ 47, 202). — Treffen die genannten vier Vorausſetzungen zuſammen, fo kann 
ste Eintragung ſolcher Nebenleiſtungen (3. B. Entſchädigung für unpünktliche Zinszahlung, 
Beiträge zu den Verwaltungskoſten: A 6) durch Bezugnahme auf die Satzung bewirkt werden. 
Eine Bezugnahme auf die Eintragungsbewilligung genügt nach dem Wortlaut des Geſetzes nicht 
RU 1, 208; a. M. Prot 3, 546). Anderſeits erſetzt die Bezugnahme auf die Satzung nicht die 
Bezugnahme auf die Bewilligung für die übrigen Merkmale der Forderung nach Abſ 1 Halbſ 2. 
Die Eintragungsbewilligung, auf die nach Abſ 1 Halbſ 2 bei der Eintragung Bezug genommen 
werden kann, darf aber ihrerſeits zur Ergänzung des darin Erklärten auf die Satzung Bezug 
behmen, ohne daß dieſe als Protokollanlage im Sinne des $ 176 Abſ 2 Fiheh behandelt zu ſein 

raucht (KJ 47, 206). Daß im Vermerk der Bezugnahme der Zuſatz gemacht wird, die Bezug⸗ 
ame erfolge „wegen der Nebenleiſtungen“, iſt nach der Faſſung des $ 1115 Abſ2 nicht notwendig, 
Eier zuläſſig, da das Geſetz nur den Mindeſtumfang der Eintragung beſtimmt (RIA 11, 71). Der 
Eintragung in das Grundbuch fähig iſt auch die ſog. Generalgarantie, d. h. die Haftung aller 

5 landſchaftlichen Kreditverband angehörigen Güter für etwaige Ausfälle des Pfandbrief. 
in bigers. Die Eintragung erfolgt aber nicht bei derPfandbriefhypothek in Abteilung III, ſondern 
: Abteilung II des Grundbuchs, da es ſich um ein nicht hypothekariſches, das Grundſtück be⸗ 
batendes Recht handelt (KJ 53, 203). — Die hypothekariſchen Darlehen der Hypotheken- 

anken und ihre Eintragung ſind in A4 behandelt. 


8 1116 
Über die Hypothek wird ein Hypothekenbrief i) erteilt ?). 
Die Erteilung des Briefes kann ausgeſchloſſen werden. Die Ausſchließung 
. — auch nachträglich erfolgen. Zu der Ausſchließung iſt die Einigung des 
läubigers und des Eigentümers?) ſowie die Eintragung) in das Grund- 


eu erforderlich; die Vorſchriften des § 875 Abſ 2 und der 55 876, 878 finden 
ntſprechende Anwendung ). 
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Die Ausſchließung der Erteilung des Briefes kann aufgehoben werden; 
die Aufhebung erfolgt in gleicher Weiſe wie die Ausſchließung e). 
EI 1106— 1108 II 1025; M 2 012ff., 742 ff.: P 3 508, 510 ff., 638 ff.; 6 206ff. 


1. Der Hypothekenbrief wird vom Grundbuchamt erteilt. Er ſoll eine öffentliche Auskunft 
über das Beſtehen der Hypothek und über alle ihrer Sicherheit dienenden Umſtände geben, ſo daß 
er für den Verkehr das Einſehen des Grundbuchs entbehrlich macht (RG 77, 425). Er muß nach 
der zwingenden Vorſchrift des $ 56 GB (dazu 47 GrundbVerf v. 8. 8. 1935) die Bezeichnung 
als Hypothekenbrief enthalten, den Geldbetrag der Hypothek und das belaſtete Grundſtück be⸗ 
zeichnen und mit Unterſchrift und Siegel verſehen ſein. Fehlen dieſe Erforderniſſe, ſo hat die 
Urkunde nicht die Eigenſchaft eines Hypothekenbriefs. Weitere Vorſchriften über den Inhalt, 
die aber nur Ordnungsvorſchriften find, gibt 857 GBd (dazu § 49 GrundbVerf v. 8. 8. 1935). 
Er ſchreibt vor, daß der Hypothekenbrief enthalten ſoll die Nummer des Grundbuchblattes und 
einen Auszug aus dem Grundbuch. Der Auszug bezieht ſich auch auf das Rangverhältnis der 
Hypothek zu anderen Poſten, den Vermerk eines ſpäteren Rangrücktritts und den Vermerk der 
ſpäteren Erlangung des Vorrangs vor anderen Poſten (OLG 9, 345; KJ 35 A 294) einſchließlich 
der Wiedergabe des bei der zurücktretenden Poſt eingetragenen Vorrangvermerks (KJ 45, 291), 
aber ausſchließlich ſolcher Eintragungen, die der Hypothek zwar zeitlich vorgehen, aber ſie völlig 
unberührt laſſen, die insbeſondere trotz zeitlichen Vorgehens ihr im Range weder vorgehen noch 
gleichſtehen (J 52, 216). Der Vorrangvermerk ift jedoch nur dann in den Hypothekenbrief 
aufzunehmen, wenn Zwiſchenrechte vorhanden find (J 13, 415). In einen Rangänderungs⸗ 
vermerk auf dem Hypothekenbrief iſt nicht die Ranglage in ihrem Endergebnis, ſondern jede 
einzelne Eintragung aufzunehmen (JFG 16, 286). Ruht die Hypothek nur auf einem Miteigen⸗ 
tumsanteil, ſo bezieht ſich der Auszug nicht auf die lediglich auf einem andern Anteil ruhenden 
Belaſtungen, mögen fie auch der Hypothek zeitlich vorgehen (Kc 52, 217 gegen 26 A 304). Er⸗ 
wähnt feten ferner aus der GBO noch 9 58 (dazu $ 50 Grundb Verf v. 8. 8. 1935): Verbindung der 
Schuldurkunde mit dem Brief (ſollen nachträglich ohne Anderung des urſprünglichen Schuld⸗ 
grundes Anderungen z. B. der Verzinſungs⸗, Kündigungs⸗ und Rückzahlungsbedingungen ein⸗ 
getragen werden, ſo iſt die Verbindung der ſchuldrechtlichen Anderungsurkunde mit dem Hypo: 
thekenbrief zwar nicht notwendig, aber auch nicht unzuläſſig: KJ 53, 224); 9 59: nur ein Brief 
über eine Geſamthypothek; § 61: Teilhypothekenbrief ($ 1152 BGB); 8 66: gemeinſchaftlicher 
Brief über mehrere Hypotheten (KJ 20 A 103; 39 A 272, 276; HMM 1932 Nr 759); 58 67, 68: 
Erneuerung; 5 69: Vernichtung des Briefs. Sollen Eintragungen bei einer Briefhypothek be- 
wirkt werden, fo ift nach den Ordnungsvorſchriften der $$ 41 Satz 1, 62ff. GBO regelmäßig der 
Brief dem Grundbuchamt vorzulegen und die Anderung auf ihm zu vermerken. Dieſe Ordnungs- 
vorſchriften haben ihren Grund hauptſächlich darin, daß das Grundbuch keine ſichere Auskunft gibt, 
wer der Gläubiger einer Briefhypothek iſt. Denn die Hypothek kann außerhalb des Grundbuchs 
gemäß $ 1154 Abf 1 weiter übertragen ſein. Jene Vorſchriften ſollen darauf hinwirken, daß Brief 
und Grundbuch übereinſtimmen (RIA 14, 313). Ausnahmen vom Vorlegungszwang find ent⸗ 
halten in den $$ 41 Abſ 1 Satz 2, 53 Abſ 2 G80 (Widerſpruchseintragung), 88 131, 145 880 
(Löſchung einer Hypothek, Eintragung des Vorrangs einer Sicherungshypothek gemäß $ 128 
35 auf Erſuchen des Vollſtreckungsrichters). Dieſe Ausnahmebeſtimmungen dürfen aber auf 
andere Fälle nicht ausgedehnt werden (RIA 14, 314). Wann für eine Eintragung mit Rückſicht 
auf 9 41 G0 ein beim Grundbuchamt aus anderer Veranlaſſung befindlicher Hypothekenbrief 
verwendet werden darf, iſt in KGGJ 50, 228 erörtert. — Der Hypothekenbrief hat, wie ſich nament- 
lich ergibt aus den 95 1117, 1154 (Erwerb, Übertragung der Hypothek durch Übergabe des Briefs), 
1155 (Schutz des öffentlichen Glaubens im Falle des Beſitzes des Briefs), 1160 (Vorlegung des 
Briefs bei Geltendmachung der Hypothek), eine ſelbſtändige bermögensrechtliche Ber 
deutung (R St 41, 268). Er iſt jedoch kein Wertpapier im engeren Sinne. Denn 
er iſt nicht ſelbſtändiger Träger des Hypothekenrechts; das Beſtehen der Hypothek hängt 
vielmehr von der Eintragung im Grundbuch ab (ſtr., Rch Gruch 51, 921). In manchen 
Beziehungen iſt er vom Geſetz allerdings einem Wertpapier gleichgeſtellt (vgl. $ 1819). 
Steht der Inhalt des Briefs mit der Eintragung im Grundbuch im Widerſpruch, 
ſo iſt das Grundbuch maßgebend, weil der Hypothekenbrief nicht den öffentlichen Glauben 
des Grundbuchs hat und nicht dazu beſtimmt iſt, die zur Begründung dinglicher Rechte erforder- 
liche Eintragung zu erſetzen (M 3, 756; R 76, 378; 129, 128). Lautet z. B. der Brief über eine 
Hypothek von 5000 M., ift aber die Hypothek für 3000 M. eingetragen, fo beſteht die Hypothet 
nur in letzterer Höhe. Hat der Bucheigentümer, der nicht wahrer Eigentümer iſt, eine Brief. 
hypothek beftellt, nachdem gegen fein Eigentum ein Widerſpruch ($ 899) eingetragen war, ſo 
ſteht der Widerſpruch der Wirkſamkeit ſowie dem Erwerb der Hypothek durch einen Abtretungs⸗ 
empfänger entgegen, auch wenn er auf dem Hypothekenbrief nicht vermerkt iſt (RG 129, 127). 
Auch ſonſt wirkt der dem Brief entgegenſtehende Inhalt des Grundbuchs auch gegenüber einem 
gutgläubigen Erwerber. St z. B. im Grundbuch die Ausſchließung der Brieferteilung der 8 
lichen Vereinbarung gemäß eingetragen, ſo gilt die Hypothek, auch wenn ein Brief verſehentlich 
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erteilt ift, als Buchhypothek, insbeſondere auch bei der Übertragung. Wer die Hypothek auf Grund 
des Briefes gutgläubig erwirbt, iſt nicht geſchützt gegenüber demjenigen, der die Hypothek als 
Buchhypothek gemäß § 1154 Abſ 3 durch ſeine Eintragung erworben hat. Anderſeits aber wird 
durch den Inhalt des Briefs, wenn dieſer der wirklichen Rechtslage entſpricht und das Grund⸗ 
buch unrichkig iſt (wenn z. B. eine Teilzahlung gemäß $ 1145 auf dem Brief, nicht aber im Grund⸗ 
buch vermerkt iſt), nach $ 1140 der Schutz des Rechtserwerbs im Vertrauen auf die Richtigkeit 
des Grundbuchs ausgeſchloſſen (8 1140 A 1). Wenn der Brief hiernach auch eine gewiſſe jelb- 
ſtändige vermögensrechtliche Bedeutung hat, ſo ſteht er doch im Abhängigkeitsverhältnis 
zur Hypothek. Daher kann das Eigentum an ihm nur dem jeweiligen Gläubiger der Hypothek 
zuſtehen ($ 952 Abſ 2; RG 91, 157; Gruch 47, 957; Warn 1917 Nr 56). Ferner kann der Brief 
nicht für ſich allein und losgelöſt von der Oypothek Gegenſtand beſonderer dinglicher Rechte, z. B. 
eines Pfandrechts, ſein (RG 51, 86; 66, 27; 68, 282; Gruch 47, 957; 49, 366). Auch kann er nicht 
ſelbſtändiger Gegenſtand der Zwangsvollſtreckung wegen einer Geldforderung ſein. Viel 
mehr kann ſeine Pfändung oder die Pfändung eines Anſpruchs auf ſeine Herausgabe nur 
als Mittel zur Durchführung der Zwangsvollſtreckung in das dem Schuldner an der Hypothek 
zuſtehende Recht in Frage kommen (MG 74, 80; RG St 26, 11). Dagegen iſt es zuläſſig, durch 
Vertrag ein nur zwiſchen den Vertragſchließenden perſönlich wirkendes Zurückbehaltungsrecht 
an einem Hy pothekenbrief zu begründen. Denn dadurch ſchließt der Eigentümer des Briefs nur 
das ihm an ſich zuſtehende Recht auf Herausgabe des Briefs für ſeine Perſon zeitweiſe und be- 
dingt aus (RG 51, 87; 66 S. 24, 102; 68 S. 282, 388; 91, 158; JW 1908 S. 447°, 547°; Gruch 
51, 919). Dem kaufmänniſchen Zurückbehaltungsrecht (8369 HGB) unterliegt der Brief nicht 
(NG 149, 95; HRR 1934 Nr 113). Wohl aber kann ein Hypothekenbrief, da ihm die Eigenſchaft 
eines körperlichen Gegenſtandes, alſo einer Sache ($ 90), nicht abzusprechen iſt, einem anderen 
zum Gebrauch unentgeltlich überlaſſen, geliehen (8598) werden, z. B. um damit Sicherheit für 
eine Forderung zu leiſten (RG 91, 158). — Für die Grund⸗ und die Rentenſchuld gilt § 1116 
in gleicher Weiſe (58 1192, 1200 BGB; 8 70 GBO). Insbeſondere kann auch der Grundſchuldbrief 
nicht ſelbſtändig Gegenſtand dinglicher Rechte, z. B. eines Pfandrechts, ſein. Wohl aber kann auch 
an ihm durch Vertrag ein nur zwiſchen den Vertragſchließenden perſönlich wirkendes Zurück⸗ 
behaltungsrecht begründet werden (RG 124, 30). Der nicht auf den Inhaber ausgeſtellte (§ 1195) 
Grundſchuldbrief unterliegt nicht dem käufmänniſchen Zurückbehaltungsrecht nach $ 369 HGB 
RE HAN 1934 Nr 113). 5 
2. Regelſatz: ein Hypothekenbrief wird erteilt. Wenn alſo die Erteilung des Briefs nicht 
gemäß Abf 2 ausgeſchloſſen wird, iſt die Hypothek eine Briefhypothek. Daraus folgt: Auf Grund 
eines Urteils, durch das der Eigentümer ſchlechthin zur Bewilligung der Eintragung einer Hypothek 
verurteilt iſt, kann nur eine Briefhypothek eingetragen werden (KJ 21 A 171). Er⸗ 
geben bei einer Hypothekvormerkung weder der Eintragungsvermerk noch ſeine Unter⸗ 
lagen etwas über die Art der zu beſtellenden Hypothek, ſo kann die Umſchreibung der 
Vormerkung in eine Briefhypothek verlangt werden (MG Gruch 58, 1019). Eine Hypo- 
thek, bei der die Ausſchließung der Brieferteilung nicht eingetragen iſt, kann nur als 
Briefhypothek gemäß § 1154 Abſ 1, 2 abgetreten werden. Dazu iſt mindeſtens erforderlich, 
aß eine Vereinbarung gemäß $ 1117 Abſ 2 getroffen und ($ 1154 A 3) der Antrag auf Bildung 
des Briefs beim Grundbuchamt geſtellt worden iſt (OLG 34, 205). Dies gilt auch dann, wenn 
dereinbart worden ift, auf Verlangen des Gläubigers ſei jederzeit ein Brief zu bilden. Denn 
eine ſolche Vereinbarung hat zwar die Bedeutung, daß die Erteilung des Briefs zunächſt aus⸗ 
geſchloſſen und nur eine ſpätere Aufhebung der Ausſchließung vorgeſehen werde. Sie hat aber 
nur ſchuldrechtliche Natur, ſo daß ſie nicht eintragungsfähig iſt und, wenn ſie dennoch eingetragen 
95 rechtlich als nicht eingetragen gilt (OLG 34, 205). Anders verhält es ſich jedoch, wenn ein 
ereits ohne Brief beſtehendes hypothekariſches Recht in ein anderes hypothekariſches Recht um- 
Grrandelt wird (z. B. eine Buchgrundſchuld in eine Hypothek oder eine Buchhypothek in eine 
eirandſchuld). Haben hier die Beteiligten nicht ausdrücklich etwas Gegenteiliges feſtgeſetzt, ſo ist 
eme Einigung dahin anzunehmen, daß auch das andere hypothekariſche Recht unberbrieft jein 
da Einer nochmaligen Eintragung der Ausſchließung der Brieferteilung bedarf es alſo nicht, 
95 ſich die Ausſchließung aus der früheren Eintragung ergibt (RIA 8, 283; OLG 29, 372). In⸗ 
20 ern ift die erneute Eintragung auch nicht unzuläffig, da fie Unklarheiten verhüten kann (OLG 
BY 372). — Bei einer Sicherungshypothek ift nach 9 1185 Abſ 1 ausnahmsweiſe die Erteilung 
mes Briefs ausgeſchloſſen. Soll eine ſolche Hypothek gemäß $ 1186 in eine gewöhnliche Buch 
zopothet umgewandelt werden, fo ift weder eine ausdrückliche Vereinbarung noch die Eintragung 
der Ausſchließung des Hypothekenbriefs erforderlich, da dieſe aus der früheren Eintragung der 
tebpothef als Sicherung hypothek von ſelbſt ſich ergibt (ftr., RIW 8, 282). Den Fall der Erwei⸗ 
5 1 80 einer Einzelbuchhypothek zu einer Geſamtbuchhypothek behandelt $ 1132 A 3. — Nach 
den Artt 192, 193 EG gilt eine zur Zeit der Grundbuchanlegung beſtehende Hypothek als Buch⸗ 
5 885 wenn fie nicht landesgeſetzlich für eine Briefhypothek erklärt wird. 
baba Der Einigung des Gläubigers und des Eigentümers über die Ausſchließung des Briefes 
arf es nicht nur dann, wenn eine Hypothek urſprünglich als Buchhypothek beſtellt werden ſoll, 
BGB, Kommentar von Reichsgerichtsräten. 9. Aufl. III. Bd. (Beſſau.) 35 
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ſondern auch im Falle der nachträglichen Ausſchließung, alſo bei der Umwandlung einer Briefhuvo⸗ 
thek oder eines Teiles davon in eine Buchhypothek (OLG 41, 37: Abtretung eines Teils einer Brief⸗ 
hypothek unter Verzicht auf den Teilbrief). Handelt es ſich um eine Geſamthypothek ($ 1132), ſo 
müſſen die Eigentümer der ſämtlichen beteiligten Grundſtücke die Einigung erklären. Hat im 
Falle nachträglicher Ausſchließung ein Eigenkumswechſel ſtattgehabt, ſo iſt die Einigung des 
Gläubigers mit dem gegenwärtigen Eigentümer erforderlich. Die Einigung bedarf zur Rechts⸗ 
wirkſamkeit keiner Form. Zur Vornahme der Eintragung braucht die Einigung dem Grund⸗ 
buchamt nicht nachgewieſen zu werden (OLG 1, 414). Nach $ 19 G80 genügt hierzu die in der 
Form des § 29 Gd erklärte einſeitige Bewilligung des durch die Eintragung in ſeinem Recht 
Betroffenen. Dies iſt der Eigentümer allein, wenn die Hypothek bei ihrer Begründung als Buch- 
hypothek eingetragen werden ſoll, da der Gläubiger zu dieſer Zeit noch kein Recht am Grundſtück 
hat (RIA 1, 22). Soll dagegen eine Briefhypothek nachträglich in eine Buchhypothek umgewandelt 
werden, ſo wird dadurch der Gläubiger ebenfalls in feinem Recht betroffen; auch ſeine Bewilligung 
muß daher dem Grundbuchamt beigebracht werden (RIA 1, 23). Unzuläſſig ift die Ausſchließung 
des Briefs bei Inhabergrundſchulden ($ 1195). 

4. Einigung und Eintragung der Ausſchließung müſſen zuſammentreffen, wenn die Hypo⸗ 
thek eine Buchhypothek fein ſoll. Fehlt eins dieſer Erforberniſſe, fo ift die Hypothek eine Brieſ⸗ 
hypothek (A 2). Die Eintragung der Ausſchließung, die einer vorangegangenen oder nachträg⸗ 
lichen Einigung ermangelt, unterliegt der Berichtigung (5894; GBO 9 22). Eine ſolche Hypo⸗ 
thek kann der eingetragene Gläubiger nach $ 1117 nur dann erwerben, wenn ein Brief ausgefertigt 
und ihm vom Eigentümer übergeben wird. Für ſpätere Erwerber aber, die gutgläubig die Hypothek 
als Buchhypothek erwerben, gilt das Grundbuch gemäß § 892 als richtig. Iſt trotz vorliegen 
der Einigung die Eintragung der Ausſchließung unterblieben, ſo kann über die Hypothek über⸗ 
100 9 92 verfügt werden, wenn entweder ein Brief nachträglich erteilt oder die Eintragung 
nachgeholt iſt. g 

5. Aus der entſprechenden Anwendung der 88 873 Abſ 2, 876, 878 folgt: Die Beteiligten 
ſind an die Einigung gebunden, wenn fie in einer der Formen des 9 873 Abſ 2 erklärt iſt. Steht 
einem Dritten ein Recht an der Hypothek zu (z. B. Pfandrecht, Nießbrauch), ſo bedarf es zur 
Umwandlung einer Briefhypothek in eine Buchhypothek feiner Zustimmung ($ 876). Der Ein- 
tritt einer Beſchränkung des Berechtigten (A 3) in der Verfügung nach feiner Bindung und Stellung 
des Eintragungsantrags ift ohne Einfluß ($ 878). 

6. Auch zur Wiederaufhebung der Briefausſchließung, alſo zur Umwandlung einer Buch 
hypothek in eine Briefhypothek, iſt die Einigung des Gläubigers mit dem Eigentümer zur Zeit 
der Umwandlung und die Eintragung erforderlich (RIA 2, 36; KJ 32 B 13; OLG 1, 259). 
Der Eigentümer zur Zeit der Hypothekbeſtellung kann ſeine Sondernachfolger nicht mit ding⸗ 
licher Wirkung verpflichten, auf Verlangen des Gläubigers die Umwandlung zu bewilligen. Die 
Einräumung eines ſolchen Rechts für den Gläubiger iſt daher nicht eintragungsfähig (RIA 2, 36). 
Dagegen kann ein ſchuldrechtlicher Anſpruch auf Umwandlung als Anſpruch auf Anderung des 
Inhalts der Hypothek durch Vormerkung geſichert werden ($ 883 Abſſ 1). Zur Eintragung der 
Wiederaufhebung genügt auch der (in der Form des $ 29 GVO geſtellte) übereinſtimmende Antrag 
des Eigentümers und des Gläubigers auf die nachträgliche Bildung eines Briefs. Denn in dieſem 
Antrag kommen die Eintragungsbewilligung (519 680) und der Eintragungsantrag (65 13 
GB) deutlich zum Ausdruck (KJ 28 A 151). 


9 1117 


Der Gläubiger erwirbt, ſofern nicht die Erteilung des Hypothekenbriefs 
ausgeſchloſſen iſt, die Hypothek erſt ), wenn ihm der Brief von dem Eigen 
tümer des Grundſtücks übergeben wird 2). Auf die Übergabe finden die Vor⸗ 
ſchriften des § 929 Satz 2 und der 88 930, 931 Anwendung ö). 

Die Übergabe des Briefes kann durch die Vereinbarung erſetzt werden, 
daß der Gläubiger berechtigt ſein ſoll, ſich den Brief von dem Grundbuchamt 
aushändigen zu laſſen ). 

Iſt der Gläubiger im Veſitze des Briefes, fo wird vermutet, daß die Über- 
gabe erfolgt ſei d). 

EI 1110 II 1026; M 3 746 f.; P 3 646, 729. 

I. Etſt durch die Übergabe des Briefs erwirbt der Gläubiger die Briefhypothek, nicht ſchon 
durch die Eintragung der Hypothek für ihn. Inſoweit unterſcheidet ſich alſo die Briefhypothel 
von der Buchhypothek. Dieſe Regelung ſoll verhüten, daß durch eine Verfügung des Gläubiger? 
vor Erfüllung der ihm obliegenden Leiſtung (Auszahlung der Valuta) ein gutgläubiger duteß 
die Hypothek erwirbt, und ermöglichen, daß die Leiſtung des Gläubigers und der Erwer 
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der Hypothek Zug um Zug erfolgen (Prot 3, 729). Bis zur Übergabe des Briefs loder 
der fie erſetzenden Vereinbarung des Abſ 2) ſteht die Briefhypothek dem Eigentümer 
als Eigentümergrundſchuld zu (88 1163 Abſ 2, 1177 Abſ 1; RG 77, 108 OLG 26, 135). 
Er ift mithin auch Eigentümer des Briefs (8 952 Abſ 2; OLG 11, 113; 26, 135). Dem⸗ 
zufolge beſtimmt $ 60 GB, daß der Brief vom Grundbuchamt dem Eigentümer auszuhän⸗ 
digen ift, falls er nicht eine abweichende Beſtimmung in der Form des 529 Satz 1 GB 
getroffen hat. Das Grundbuch iſt alſo bis zur Übergabe des Briefs unrichtig, weil es den Gläubiger 
als Inhaber des hypothekariſchen Rechts nennt (RG 77, 108, KGJ 22 A 310). Der Eigen- 
tümer kann bis dahin über die Hypothek als Briefgrundſchuld gemäß § 1154 durch Abtretungs- 
erklärung und Übergabe des Briefs zugunſten eines Dritten rechtswirkſam verfügen oder die 
Grundſchuld durch Anlehnung an eine neue Forderung ($ 1198) in eine Briefhypothek für den 
Dritten umwandeln (KJ 22 A 311). Soll allerdings die Abtretung eingetragen werden, jo muß 
der Eigentümer dem Grundbuchamt ſein Recht gehörig nachweiſen. Dazu wird erforderlich 
fein die Beibringung einer in der Form des $ 29 GB abgegebenen Erklärung des Buchgläu⸗ 
bigers, daß er die Hypothek wegen Fehlens der Briefübergabe nicht erworben habe; die bloße 
Tatſache, daß das Grundbuchamt den Brief gemäß $ 60 G8 dem Eigentümer ausgehändigt hat, 
genügt zu dem Nachweise nicht (KJ 22 A 309). Der Gläubiger hat vor der Briefübergabe 
(oder dem Übergabeerſatz des Abſ 2) auch dann, wenn er die ihm obliegende Leiſtung bewirkt 
hat, nur einen perſönlichen Anſpruch auf Beſchaffung der Hypothek (NG 63 S. 14, 
424; 77, 109; OLG 26, 135). Dieſer Anſpruch hindert aber weder eine Verfügung des Eigen⸗ 
tümers über die Hypothek noch die Pfändung der Hypothek (Eigentümergrundſchuld) durch 
einen Gläubiger des Eigentümers (RG 63, 14; 73, 416; OLG 11, 111; 44, 159). Im Konkurs 
des Eigentümers ſteht dem Buchgläubiger, der die Hypothek noch nicht durch Briefübergabe 
erworben, ſondern nur einen perſönlichen Anſpruch auf Verſchaffung der Hypothek hat, kein 
Abſonderungsrecht nach 847 KO zu. Vielmehr kann der Konkursverwalter von ihm ge⸗ 
mäß $ 894 die Zuſtimmung zur Berichtigung des Grundbuchs dahin verlangen, daß an 
ſeiner Stelle der Gemeinſchuldner als Gläubiger (der Eigentümergrundſchuld) eingetragen 
werde. Wegen des perſönlichen Anſpruchs auf Beſtellung der Hypothek kann der ein⸗ 
getragene Gläubiger nur eine Geldforderung gemäß 8 69 KO zur Konkursmaſſe geltend 
machen (RG 77, 109; OLG 26, 135). Er kann aber feinen Anſpruch, der auf Einräumung 
eines Rechts an einem Grundftüd gerichtet ift, nach $ 883 durch Vormerkung ſichern laſſen (ORG 
7, 367) und dann im Falle des Konkurſes des Eigentümers auf Grund des $ 24 KO ein Abſonde⸗ 
rungsrecht geltend machen. Iſt zwar der Brief dem Gläubiger übergeben, aber die geſicherte 
Forderung nicht entftanden, fo ſteht die Hypothek nach $ 1163 Abſ 1 Satz 1 ebenfalls dem 
Eigentümer zu. Dieſer iſt dann auch nach $ 952 trotz der Übergabe an den Gläubiger Eigentümer 
des Briefs (RGSt 39, 185; JW 1906, 71412: Unterſchlagung der Valuta durch den Notar ohne 
Aushändigung des Briefs). — Die Vorſchriften des $ 1117 über das Erfordernis der Briefübergabe 
oder ihres Erſatzes nach Abſ 2 finden auch dann Anwendung, wenn eine Briefhypothekabge⸗ 
treten ($ 1154) oder verpfändet ($ 1274) oder gepfändet und überwieſen werden ſoll (88 829, 
880, 837 80; die Frage, ob nicht nur unmittelbarer, ſondern auch mittelbarer Briefbeſitz des 
Pfändungsgläubigers zur Entſtehung des Pfändungspfandrechts an der Briefhypothek genügt, be⸗ 
handelt R Warn 1921 Nr 97). Ferner greift $ 1117 Platz, wenn ein Nießbrauch an der Brief- 
hypothek beſtellt ($ 1069) werden ſoll. Die Begründung eines ſolchen Nießbrauchs kann auch 
mit der Übertragung der Hypothek an einen andern in der Weile verbunden werden, daß 
der Gläubiger die Hypothek unter Ausſchluß der den Inhalt des Nießbrauchs ausmachenden Be⸗ 
fugniſſe an den andern abtritt. Hierzu ift neben der ſchriftlichen Erklärung der Abtretung des 
beſchränkten Gläubigerrechts die Übergabe des Hypothekenbriefs an den neuen Gläubiger er- 
forderlich. Für die Übergabe gelten die Vorſchriften des $ 1117. Sie kann alſo insbeſondere durch 
eine zwiſchen dem bisherigen und dem neuen Gläubiger getroffene Vereinbarung erſetzt werden, 
daß der bisherige Gläubiger nunmehr als Nießbraucher im Beſitz des Hypothekenbriefs verbleiben 
ſoll (85 1154 Abf 1 Satz 1; 1117 Abſ 1 Satz 2; 868; vgl. A 3). Solange eine Übergabe oder eine 
ie erſetzende Vereinbarung nicht ftattgefunden hat, tritt auf Grund der Abtretungserklärung 
oder der Eintragung in das Grundbuch allein keine dingliche Anderung des Rechtslage ein. Bis 
dahin verbleibt vielmehr das volle Gläubigerrecht dem bisherigen Gläubiger (RG Warn 1920 
5 111). Auch ſtrafrechtlich liegt nach RF St 34, 172 noch keine Sicherungsgewährung durch den 
emeinſchuldner im Sinne des $ 241 KO bei der Eintragung einer Briefhypothek vor, 
ſolange nicht der Brief dem Gläubiger übergeben iſt. Die Vorſchriſten des $ 1117 gelten gemäß 
$ 1192 auch für den Erwerb einer Briefgrundſchuld durch den Gläubiger (RG 77, 108). 
2. Von dem Eigentümer (oder ſeinem vertretungsberechtigten Vertreter) muß der Brief über⸗ 
geben ſein. Erlangt der Gläubiger den Brief ohne Zuſtimmung des Eigentümers, z. B. von 
i aut Aushändigung nicht befugten Beſitzdiener (5 855) oder Makler, fo erwirbt er die Hypo ⸗ 
her nicht (RG 75, 224; Warn 1915 Nr 172). Dasſelbe gilt, wenn er den Brief vom Grundbuch. 
An verſehentlich ($ 60 Abſ 1 0 BO) ausgehändigt erhält. In ſolchen Fällen kann aber der Beſitz 
es Briefs dann zum Erwerb der Hypothek führen, wenn nachträglich eine Einigung zwiſchen 
35* 
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Eigentümer und Gläubiger gemäß $ 929 Satz 2 erfolgt. Auch ſteht es einer Übergabe durch den 
Eigentümer gleich wenn dieſer, ſei es auch nur einſeitig, dem Grundbuchamt gegenüber gemäß 
3.60 Abſ 2 GB die Beſtimmung getroffen hat, daß der Gläubiger berechtigt fein ſolle, die 
Aushändigung des Briefs vom Grundbuchamt zu verlangen, oder daß der Brief vom Grund⸗ 
buchamt dem Gläubiger überſandt werden ſolle, und wenn das Grundbuchamt daraufhin den Brief 
dem Glaubiger (oder ſeinem Vertreter) aushändigt (NG 66, 100; 77, 108; KJ 25 A 154; 40 A 
322). Hat dieſe Aushändigung aber nicht ſtattgefunden, fo iſt die Übergabe nicht erfolgt (RG 
66, 100; 77, 108). Einer mit ihrem Ehemann in häuslicher Gemeinſchaft und im geſetzlichen 
Güterſtande lebenden Ehefrau kann der für ſie beſtimmte Hypothekenbrief vom Boten des Grund⸗ 
buchamts auch zu Händen des empfangsbereiten Ehemanns ausgehändigt werden (RG 135, 206). 
Die Beſtimmung gemäß $ 60 Abſ 2 GBD kann vom Eigentümer nicht einſeitig widerrufen werden, 
weil das Grundbuchamt mit ihrem Eingang nicht mehr den Eigentümer, ſondern lediglich den Gläu⸗ 
biger als empfangsberechtigt zu behandeln hat (RIA 10, 79; KJ 40, 324; vgl. auch RG JW 1908, 
547°; Warn 1912 Nr 291; a. M. OLG 14, 103). — Steht das Grundſtück im Miteigentum mehre- 
rer Perſonen oder ſollen mehrere Grundſtücke verſchiedener Eigentümer belaſtet werden, ſo 
müſſen ſämtliche Eigentümer den Brief übergeben (Rö 52, 360). Wenn nur einer der Eigentümer 
den Brief übergibt, erwirbt der Gläubiger die Hypothek auch nicht an deſſen Anteil oder Grundſtück, 
es ſei denn, daß er durch Verzicht die Hypothek an den anderen Anteilen oder Grundſtücken gemäß 
91175 Abſ 1 Satz 1 zum Erlöſchen bringt (RG 52, 362). — Wird der Hypothekenbrief dem Gläubiger 
nur vorübergehend in die Hand gegeben (z. B. zur Aufklärung über die Hypotheken- 
verhältniſſe) und ſogleich zurückgenommen, jo liegt eine Übergabe im Sinne des $ 1117 nicht vor 
(RG 75, 223; Warn 1915 Nr 172). 

3. Die körperliche Übergabe des Briefes kann gemäß § 929 Satz 2 durch die bloße Einigung 
über den Übergang des Eigentums an dem Brief erſetzt werden, wenn der Gläubiger bereits 
im Beſitz des Briefes iſt (A1; RG HRR 1938 Nr 655). Der Einigung ſteht gleich die rechtskräf⸗ 
tige Verurteilung des Grundſtückseigentümers zur Übereignung ($ 894 ZPO). Ferner kann die 
Übergabe, wenn der Eigentümer im Beſitz des Briefes iſt, durch die Einräumung des mittel⸗ 
baren Beſitzes an den Gläubiger gemäß den SS 930, 868 erſetzt werden (3. B. durch die Übernahme 
der Verwahrungspflicht gemäß $ 688; vgl. auch RG Warn 1920 Nr 111 in A 1). Da aus dem BGB 
etwas Gegenteiliges nicht zu entnehmen iſt, kann ein Übergabeerſatz nach dieſen Vorſchriften auch 
dadurch rechtswirksam ſich vollziehen, daß im voraus vereinbart wird, der Erwerber folle an erſt an⸗ 
zuſchaffenden Sachen den Beſitz auf Grund eines den Beſitzerwerb vermittelnden Verhältniſſes aus⸗ 
üben (R6 56, 52; J 1907, 74718; Gruch 53, 1049). Daher kann auch die Übergabe des Hypothelen⸗ 
briefs durch eine zwiſchen dem Eigentümer und dem Erwerber im voraus getroffene dingliche Eini- 
gung dahin, daß der Eigentümer nach Herſtellung des Briefs dieſen für den Gläubiger verwahren 
ſolle, erſetzt werden. Der Erwerber erlangt dann die Hypothek dadurch, daß der hergeſtellte Hypothe⸗ 
kenbrief dem Eigentümer vom Grundbuchamt gemäß $ 60 GBO ausgehändigt wird. Da aber der 
Eigentümer in ſolch einem Falle den Verwahrungsvertrag mit ſich ſelbſt Schließen foll ($ 181), muß er 
nach Empfangnahme des Briefs in erkennbarer Weiſe zum Ausdruck bringen, daß er den Brief für 
den Gläubiger beſitzt (RG 73, 415). — Befindet ſich ein Dritter im Beſitz des Briefs, ſo 
genügt nach 8 931 die Abtretung des Herausgabeanſpruchs (RG 54, 111). Dieſer Anſpruch muß 
aber ſo beſchaffen ſein, daß er dem Eigentümer das Recht gewährt, den Brief in Beſitz zu nehmen 
und in ſeine Verfügungsgewalt zu bringen. Hätte der Eigentümer z. B. inzwiſchen die Hypothek 
als Briefgrundſchuld auf einen anderen übertragen (A 1) und dann dieſen zum Teil befriedigt, 
ſo ftände ihm kein Herausgabeanſpruch, ſondern nur ein Anſpruch auf Vorlegung des Briefs an das 
Grundbuchamt zwecks Berichtigung des Grundbuchs gemäß $ 896 zu (RG 69, 41). Durch die 
Abtretung eines ſolchen Anſpruchs würde aber der lerſte) Gläubiger die Hypothek auch bezüglich 
des vom Eigentümer durch die Befriedigung des anderen erlangten Teiles nicht erwerben 
(Ach 69, 43). Die Abtretung des Herausgabeanſpruchs kann auch unter einer auf⸗ 
ſchiebenden Bedingung erfolgen, da 3 158 auch auf Verträge, die eine dingliche Recht?” 
änderung zum Gegenſtand haben, Anwendung findet. Der Erwerber erlangt dann (4. B. 
wenn der Dritte den Brief für den Eigentümer in Verwahrung hat) mit dem Eintritt der Be⸗ 
dingung den mittelbaren Beſitz ($ 868) an dem Brief (OLG 26, 133). Eine ſolche bedingte Ab⸗ 
tretung kann auch ſchon vor der Herſtellung des Briefs wirkſam vereinbart werden für den Fall, 
daß der Dritte den unmittelbaren Beſitz an dem Brief nach deſſen Herftellung fo erlangen werde, 
daß der Eigentümer mittelbarer Beſitzer ſei, alſo z. B. für den Fall, daß der Eigentümer den 
hergeſtellten Brlef durch das Grundbuchamt an einen Dritten aushändigen laſſe, mit dem er einen 
Verwahrungsvertrag geſchloſſen hat (OLG 26, 133). Eine Überweifung zur Einziehung 
ſteht der Abtretung nicht gleich. Denn dadurch wird der Anſpruch nicht übertragen, ſondern dem 
Pfändenden wird nur die Ermächtigung erteilt, den Anſpruch im eigenen Intereſſe geltend zu 
machen (RG 63, 218). 

4. Die als Erſatz der Übergabe zugelaſſene Vereinbarung der Berechtigung des Gläubigers, 
ſich den Brief vom Grundbuchamt aushändigen zu laſſen, iſt nicht einſeitig widerruflich 1 
JW 1908, 5475; ORG 8, 139; 14, 102). Sie bedarf zu ihrer Rechtswirkſamkeit keiner Form (R 
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Gruch 56 S. 983, 986; KGJ 25 A 155; ORG 45, 282). Bei ihr iſt der Gebrauch der Worte 
des Abſſ 2 nicht erforderlich. Vielmehr genügt jede vom Gläubiger angenommene Er⸗ 
klärung des Eigentümers oder der ſonſt in irgendeiner Weiſe erkennbar kundgegebene überein⸗ 
ſtimmende Wille, woraus die Erteilung der genannten Befugnis an den Gläubiger erhellt (RG 
Warn 1912 Nr 291; KJ 26 A 95; 32 A 242). So kann z. B. im Falle einer Teilabtretung eine 
ſolche Vereinbarung darin gefunden werden, daß die den Antrag auf Aushändigung des zu bilden⸗ 
den Teilhypothekenbriefs enthaltende Abtretungsurkunde von dem Abtretenden dem Erwerber 
übergeben und dann von dieſem dem Grundbuchamt zur Umſchreibung eingereicht wird (RG Warn 
1912 Nr 291). Sie kann auch darin liegen, daß der Erwerber die in der Abtretungsurkunde ent- 
haltene Aushändigungserklärung, ſei es auch nur ſtillſchweigend, annimmt (OLG 45, 282). Das 
Grundbuchamt darf allerdings den Brief dem Gläubiger nur dann aushändigen, wenn der Eigen⸗ 
tümer die in A 2 erwähnte Beſtimmung in der Form des $ 29 Satz 1 G68 getroffen hat (O3 
25 A 154). Sit dies nicht geſchehen und hat daher das Grundbuchamt gemäß $ 60 Abſ 1 GBO 
den Brief dem Eigentümer ausgehändigt, ſo kann der Gläubiger ſich den Brief nur da⸗ 
durch verſchaffen, daß er auf Grund der Vereinbarung gegen den herausgabepflichtigen, 
aber nicht herausgabebereiten Eigentümer ein Urteil auf Herausgabe erſtreitet und dann 
den Brief dem Eigentümer durch den Gerichtsvollzieher gemäß § 883 3 PO wegnehmen 
läßt (KJ 21 A 173). Iſt aber die Beſtimmung vom Eigentümer formgerecht getroffen, 
ſo hat das Grundbuchamt dem vom Glaubiger geſtellten Antrag auf Aushändigung des 
Briefs auch dann ſtattgegeben, wenn der Antrag formlos geſtellt iſt; denn für den Antrag 
iſt eine Form nicht vorgeſchrieben (RIA 6, 78). — Zweck der Vorſchrift des Abſ 2 ift, zu verhüten, 
daß der Erwerb der Hypothek durch eine Verzögerung der Ausfertigung des Briefs verzögert 
wird, und durch die Erteilung des Rechts auf Aushändigung des Brieſs den mittelbaren Beſitz 
des Briefs im voraus auf den Gläubiger zu übertragen (Prot 3, 729). Iſt die Vereinbarung 
ſchon vor der Eintragung getroffen, jo erwirbt der Gläubiger, falls die zu ſichernde Forde⸗ 
rung beſteht (8 1163 Abf 1; R&SSt 39, 184), die Hypothek mit der Eintragung und das Eigentum 
am Brief gemäß $ 952 mit der Herſtellung (RG 66, 102; 81, 425; 89, 161; JW 1908, 547°; KJ 
25 A 155; 35 A 288; 40, 324; OLG 11, 114; 45, 267). Von der tatſächlichen Aushändigung des 
Briefs an den Gläubiger ſind dieſe Folgen nicht abhängig. Weder wird der Erwerb der Hypothek 
bis zur Aushändigung aufgeſchoben, noch wird der Erwerb deswegen rückgängig, weil der Gläubiger 
den Brief nicht erhält. Denn nach Abf 2 erfegt die „Vereinbarung“ ohne weiteres die Übergabe 
des Briefs (ſtr.; RG 89, 161; 3% 1908, 5475; gl. RG 64, 313; 66,210; Gruch 56, 984; a. M. SeuffA 
57 Nr 78). Dies gilt auch dann, wenn der Eigentümer trotz der Vereinbarung bei der Stellung 
des Eintragungsantrags nicht gemäß $ 60 Abſ 2 EBD die Anweiſung zur Aushändigung an den 
Gläubiger erklärt und der Brief deshalb nach 60 Abſ 1 G80 nicht dem Gläubiger, ſondern dem 
Eigentümer vom Grundbuchamt ausgehändigt wird (tr.). Liegt anderſeits eine Vereinbarung 
nicht vor, ſo bewirkt die vom Eigentümer dem Grundbuchamt gegenüber einſeitig erklärte An⸗ 
weiſung nicht für ſich allein den Erwerb der Hypothek. Vielmehr muß in dieſem Falle noch die 
tatfächliche Aushändigung des Briefs an den Gläubiger hinzutreten (RG 66, 100; 77, 108; 89, 
161; JW 1908, 5475; OLG 11, 114; A 2). Erfolgt die Vereinbarung erſt nach der Eintragung 
der Hypothek, ſo erwirbt der Gläubiger die Hypothek im Zeitpunkt der Vereinbarung, 
nicht erſt mit der Ausfertigung oder gar der Aushändigung des Briefs. Wird die Verein- 
barung gemäß $ 894 38 durch ein vom Gläubiger erſtrittenes rechtskräftiges Urteil 
erſetzt, das den Eigentümer zur Beſtellung der Briefhypothek und zur Bewilligung der 
Aushändigung des Briefs verurteilt (R 66, 102), fo gelten die bisher entwickelten Grundſätze für 
955 Zeitpunkt des Erwerbs in gleicher Weile (KJ 21 A 172). Das Grundbuchamt hat auf Grund 

es Urteils den Brief dem Gläubiger auszuhändigen ($ 894 ZPO; $ 60 Abſ 2 G0). „it der Eigen. 
tümer aber lediglich zur Hypothekbeſtellung verurteilt und der Brief daher ihm ausgehändigt worden 
9 60 Abſ 1 G0), ſo erwirbt der Gläubiger, wenn er auf Grund des Urteils den Brief dem Eigen⸗ 
zümer durch den Gerichtsvollzieher 1 0 läßt, die Hypothek gemäß $ 897 ZPO erſt im 
Zeitpunkt der Wegnahme. — Die Vereinbarung muß vom Eigentümer mit dem Öläu- 
ee geſchloſſen fein. Eine zwiſchen dem Eigentümer und einem Dritten (z. B. dem Erwerber 
bla Grundstücks) zugunſten des Gläubigers getroffene Vereinbarung, wonach eine Hypothek für den 
N mubiger beſtellt und dieſem die fragliche Ermächtigung erteilt wird, kann zwar den Gläubiger ge- 
6 5 $ 328 ſchuldrechtlich berechtigen, von dem Verpflichteten (in dem gewählten Falle von dem 
9 rundſtückserwerber) die Einwilligung in die Aushändigung des (nach Eintragung der Hypothek) 
im Aufertigenben Briefs (auch im Klagewege) zu- verlangen, erſetzt aber nicht die Briefübergabe 
78 Sinne des Abſ 2. Denn auf den dinglichen Vertrag finden die Vorſchriften des BGB über 
Verträge auf dem Gebiet des Rechtes der Schuldverhältniſſe und damit insbeſondere auch die 
15 328ff. über Verträge zugunſten eines Dritten mit der Wirkung eines unmittelbaren Rechtser⸗ 
1 8 5 des Dritten keine Anwendung (RG 66, 100; 98, 283; OLG 14, 102). Die Frage, ob und inwie⸗ 
Ae dem Gläubiger, der gemäß $ 952 Eigentümer des Briefs geworden iſt, im Falle der Verweige⸗ 
rung der Herausgabe des Briefs durch das Grundbuchamt ein privatrechtlicher Anſpruch auf 
Herausgabe gegen den Juſtizfiskus zuſteht, behandelt KJ 40, 322. Die Vereinbarung zwiſchen 
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dem Eigentümer und dem Gläubiger, daß der zu bildende Brief dem die Hypothekenbeſtellung 
beurkundenden Notar ausgehändigt werden ſolle, begründet nicht ohne weiteres einen Anſpruch 
des 1 gegen den Notar auf Herausgabe des dieſem übermittelten Briefs (RG HRR 
1932 Nr 319). 

5. Angeſichts der aus dem Beſitz des Briefes folgenden Vermutung für die Übergabe muß 
der die Übergabe beſtreitende Eigentümer den Beweis führen, daß der Brief ohne ſeinen 
Willen in den Beſitz des Gläubigers gelangt ift ($ 292 ZPO). Aber auch dieſer Beweis nützt ihm 
nichts, wenn der Gläubiger einen perſönlichen Anſpruch auf Beſchaffung des Briefs hat. Denn der 
Gläubiger kann in dieſem Falle durch Klage oder Widerklage gegen den Eigentümer ein Urteil auf 
Abgabe der zu einer Einigung im Sinne des $ 929 Satz 2 (A 3) erforderlichen Erklärung erſtreiten. 
Anderſeits folgt aus Abſ 3, daß dem Gläubiger, der nicht im Beſitz des Briefes iſt, keine Ver⸗ 
mutung für den Erwerb der Hypothek zur Seite ſteht, alſo auch nicht eine Vermutung aus $ 891 
wegen der für ihn erfolgten Eintragung der Hypothek. Er muß dann, wenn er ſein Gläubigerrecht 
geltend BE will, den Beweis führen, daß er, obwohl er nicht im Beſitz des Briefs ift, die Hypo⸗ 
thek durch Übergabe oder Übergabeerjag erworben hat (jtr.; a. M. RC 22 A 310). Hat der im 
Befib des Briefs befindliche Gläubiger die Hypothek an einen Dritten übertragen, 
ſo gilt die Hypothek, auch wenn der Gläubiger den Brief ohne Willen des Eigentümers erlangt 
hat, gemäß 58 1138, 892 zugunſten des Dritten als dem Gläubiger zuſtehend, es ſei denn, daß 
der Dritte beim Erwerb bösgläubig war (Prot 3, 646; 3, 729). Für die Zeit der Übergabe 
des Briefs beſteht keine Vermutung. Kommt es auf den Zeitpunkt der Übergabe an (z. B. im 
99280 einer Konkurseröffnung), jo muß der Zeitpunkt nachgewieſen werden (RIA 6, 67; KG 40 

281). 


s 1118 
Kraft der Hypothek!) haftet das Grundſtück auch für die geſetzlichen Zinſen ?) 
der Forderung ſowie für die Koſten ) der Kündigung *) und der die Befriedi- 
gung aus dem Grundſtücke bezweckenden Rechtsverfolgung >). 


E 1 1066 II 1027; M 3 647ff.; P 3 549, 

1. Kraft der Hypothet bedeutet: kraft Geſetzes ohne beſondere Bewilligung und Eintragung. 
Die im $ 1118 bezeichneten Zinſen und Koſten find daher nicht eintragungsbedürftig, 
Auch iſt ein Antrag auf ihre Eintragung vom Grundbuchamt abzulehnen, weil überflüſſige Ein- 
tragungen vom Grundbuch fernzuhalten find (RIA 1, 81; 2, 246; KGG J 35 A 325). Wenn jedoch 
die Eintragung bewirkt worden iſt, ſo iſt weder das Grundbuch unrichtig noch die Eintragung im 
Sinne des 9 53 Abſ 1 Satz 2 GB ihrem Inhalt nach unzuläſſig (KJ 35 A 325). § 1118 gilt für 
alle Arten der Hypothek und nach den § 1192, 1199 auch für Grundſchulden und Renten⸗ 
ſchulden. Für Höchſtbetragshypotheken enthalt aber $ 1190 Abſ 2 eine Sondervorſchrift. Die 
Vorſchrift des $ 1118 gilt nach Art 192 Ech vom Zeitpunkt der Grundbuchanlegung ab auch für 
die vor dem 1. 1. 1900 eingetragenen hypothekariſchen Rechte. Erfahren dieſe dadurch 
gegenüber dem früheren Recht eine Erweiterung (z. B. durch den Eintritt der in einigen Rechts⸗ 
gebieten früher ohne Eintragung nicht beſtehenden Haftung für geſetzliche Zinſen), ſo gilt die 
Erweiterung nur für die nach der Grundbuchanlegung entſtehenden Nebenforderungen, während 
eine eintretende Minderung (z. B. bei der in einigen Rechtsgebieten früher beſtehenden Haftung 
für Eintragungskoſten: A 3) auch ſolche Nebenforderungen ergreift, die ſchon vorher entſtanden 
waren. Die nach früherem Recht eingetragenen beſonderen Kautionshypotheken für Zinſen und 
Koſten find behandelt in RG 61, 374; Gruch 59, 134; R JA 7, 127; OLG 4, 160; 12, 292. 

2. Als geſetzliche Zinſen kommen hier vornehmlich Verzugszinſen (58 288, 289) und Prozeß ⸗ 
zinſen ($ 291) in Betracht. Weitere Fälle geſetzlicher Zinſen enthalten: $ 1146 (aus dem Grund 
ſtück gebührende Verzugszinſen, wenn der Eigentümer mit der Befriedigung des Gläubigers im 
Verzuge iſt); 5 452 (Verzinſung des Kaufpreiſes); 5 641 Abſ 2 (Vergütung beim Werkvertrag); 
$$ 668, 675, 698, 1834 (eigennützige Verwendung fremder Gelder durch Beauftragte, Verwahrer, 
Vormünder). Über die geſetzlichen Zinſen bei der Bauhypothek vgl. 5827 Abſſ 4, 34 Abſ 2 des 
Bauch v. 1. 6. 1909. Für rechtsgeſchäftliche Zinſen haftet das Grundſtück nur dann, wenn fie 
nach Maßgabe des $ 1115 eingetragen find. Dies gilt auch von ſolchen Verzugszinſen, die über die 
durch das Geſetz ($ 246; HGB $ 359) beſtimmte Höhe hinaus rechtsgeſchäftlich feſtgeſetzt find (OG 
14, 100). Ferner haftet das Grundſtück nicht für Schadenserſatzanſprüche, die nach den $$ 286, 
288 Abſ 2, 289 Satz 2 aus einem Verzuge über die geſetzlichen Verzugszinſen hinaus geltend gemacht 
werden können (OLG 14, 101). 5 

3. Für andere Koſten als die im § 1118 bezeichneten (z. B. Verwaltungskoſten, Koſten 1 
Regiſterauszüge, Stempel, Taxen, für Vermerke auf Hhpothefenbriefen) haftet das Grundftl 
nur, wenn ihre Eintragung beſonders bewilligt und nach Maßgabe des $ 1115 vollzogen iſt (RIA l, 
83; Seuffl 66 Nr 63). Dies gilt auch für die Koſten der Eintragung (M3, 648; NO 72, 860 
Kg 49, 231). Bei der Zwangs- und der Arreſthypothek aber haftet das Grundſtück gemäß 35 86 
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Abſ 1 Satz 3, 932 Abſ 2 ZPO auch für die Eintragungskoſten kraft Geſetzes (die Beſonderheiten der 
Zwangsſicherungshypothek gegenüber der Vertragsſicherungshypothek erörtert näher $ 1184 A 4). 
Für die Ablehnung des Antrags auf ihre Eintragung und für die Wirkung ihrer Eintragung gilt 
das in A1 Bemerkte. f 

4. Koſten der Kündigung im Sinne des $ 1118 find nur ſolche, die durch eine nach $ 1141 
für die dingliche Hypothek wirkſame Kündigung gegenüber dem Eigentümer entſtehen, nicht 
Koſten der Kündigung gegenüber dem perſönlichen Schuldner, der nicht der Eigentümer iſt. 
Die Kündigungskoſten find unter entſprechender Anwendung der 89 91, 788 ZPO (3. B. bezüg 
lich der Vertretung durch einen Anwalt) nur ſoweit erſtattungsfähig, als fie zur zweckentſprechen⸗ 
den Geltendmachung des Hypothekenrechts notwendig waren. Dahin ſind beſonders zu rechnen 
often der Zuſtellung durch einen Gerichtsvollzieher und Koſten für die Beſtellung eines Ver⸗ 
treters nach $ 1141 Abſ 2. 

5. Unter den Koſten der die Befriedigung aus dem Grundſtücke bezweckenden Rechts⸗ 
verfolgung find nur Koſten der gegen den Eigentümer als ſolchen mit der dinglichen Klage ge- 
richteten Rechtsverfolgung zu verſtehen. Für Koſten einer perſönlichen (ſchuldrechtlichen) Klage 
gegen den Schuldner haftet das Grundſtück nicht (RG 90, 172). It die dingliche Klage mit Rück⸗ 
ſicht darauf, daß der Eigentümer zugleich perſönlicher Schuldner iſt, mit der perſönlichen Klage 
verbunden worden, ſo erſtreckt ſich die Haftung nicht auf die durch die Verbindung entſtehenden 
Mehrkoſten (M 3, 650; RG 1, 105; 90, 172). Auch wenn auf Grund der vertragsmäßig übernomme⸗ 
nen ſchuldrechtlichen Verpflichtung zur Beſtellung einer Hypothek geklagt und dann auf Grund des 
obſiegenden Urteils die Hypothek eingetragen worden iſt, haftet das Grundſtück nicht ohne weiteres 
für die Koſten jenes Rechtsſtreits (RG 90, 172). Wenn es ſich aber um eine e 
(61190) handelt und die Koſtenforderung zu dem Kreiſe der durch die Höchſtbetragshypothek 
geſicherten Forderungen gehört, ſo muß bei der Bemeſſung des Höchſtbetrags der einzutragenden 
Hypothek die Koſtenforderung mitberückſichtigt werden (RG 90, 172). — Der Begriff „Rechts- 
verfolgung“ umfaßt alle Rechtshandlungen, die auf Herbeiführung der Befriedigung aus dem 
Grundſtück gerichtet und hierfür zweckentſprechend ſind (Seuff A 62 Nr 73). Bei der (dinglichen) 
Klage macht es keinen Unterſchied, ob der gewöhnliche Prozeß oder der Urkundenprozeß ($ 592 
BRD) oder das Mahnverfahren ($ 688 ZPO) gewählt wird. Die Rechtsverfolgung umfaßt auch 
die Zwangsvollſtreckung, aber nur die Vollſtreckung in das Grundſtück, nicht die in das übrige 
Vermögen des Eigentümers, der zugleich perſönlicher Schuldner iſt. Insbeſondere gehören zu 
den Koſten der Rechtsverfolgung auch die Koſten, die dem Gläubiger durch das Betreiben der 
Zwangsverſteigerung oder durch den Beitritt zu der von einem anderen Gläubiger betriebenen 
Zwangsverſteigerung erwachſen ($ 109 3 VG). Die auf Befriedigung aus dem Grundſtück gerichtete 
Rechtshandlung (3. B. die Klage) muß aber rechtlich begründet fein, wenn $ 1118 anwendbar 
ſein ſoll. Denn andernfalls kann ſie nicht als zweckentſprechend gelten. Ebenſo haftet das Grundſtück 
auch für ſolche Koſten, die an ſich Koſten der Rechtsverfolgung ſind, dann nicht, wenn das vom 
Hypothekengläubiger eingeleitete Verfahren auf Befriedigung aus irgendeinem Grunde 
nicht zu Ende geführt, z. B. die Klage oder der Antrag auf Zwangsverſteigerung von ihm 
zurückgenommen wird. Anders mag die Rechtslage vielleicht dann zu beurteilen ſein, wenn geſetz⸗ 
geberiſche Maßnahmen (z. B. eine Notverordnung) dem Hypothekengläubiger die bereits einge 
leitete dingliche Rechtsverfolgung vor ihrer Durchführung abſchneiden (HAM 1934 Nr 1288). 
Im übrigen iſt aber als „die“ Befriedigung des $ 1118 nur die tatſächlich erreichte Befriedigung 
anzuſehen. Daher müſſen die Rechtshandlungen gerade dieſe Befriedigung bezweckt haben und für 
ihre Erreichung mitwirkend geweſen fein (NG Warn 1910 Nr 61). Deshalb können Koſten eines zu⸗ 
nächſt aufgegebenen Verſuchs der Befriedigung bei einer ſpäter durchgeſetzten Befriedigung nicht 
aus dem Grundſtück erſtattet verlangt werden, namentlich dann nicht, wenn inzwiſchen der Eigentü⸗ 
mer gewechſelt hat. Der Gläubiger muß ſich wegen ſolcher Koſten anderweitig ſichern, ehe er den un- 
ternommenen Verſuch aufgibt. Die Koſten der Beteiligung des Hypothekengläubigers an einem von 
anderer Seite betriebenen Zwangsverſteigerungsverfahren fallen aber auch dann unter $ 1118, 
wenn dieſes Verfahren aus einem nicht in der Perſon des Hypothekengläubigers liegenden Grunde 
nicht durchgeführt wird (JW 1933, 7082). Streitig iſt die Frage, ob das Grundſtück für die Koſten von 
Rechtshandlungen haftet, durch die der Gläubiger im Falle der Verſchlechterung des Grundſtücks ge⸗ 
maß $ 1133 die ſofortige Fälligkeit der Hypothek oder im Falle der drohenden Verſchlechterung ge- 
maß $ 1134 Abſ 2 die zur Abwendung der Gefährdung erforderlichen Maßregeln (3. B. 
bie Zwangsverwaltung) herbeiführt. Die Frage iſt zu bejahen, wenn im unmittelbaren Anſchluß⸗ 
an die Rechtshandlungen und die dadurch bewirkten Maßregeln das Verfahren auf Befriedigung 
durchgeführt wird. Denn die Rechtshandlungen erſcheinen dann als auf dieſe Befrisdigung ges- 
Mate, Insbeſondere ift dieſe Befriedigung durch die auf Grund des $ 1134 Abſ 2 herbeigeführten 

kaßregeln bezweckt. Denn durch die Verhinderung der Verſchlechterung ſollte die mutzplichſt voll? 
ſtandige Befriedigung erzielt werden (58 25, 10 Abſ 2 3G; OLG 26, ee 
163; 38, 71). Wird aber ein Verfahren auf Befriedigung vom Hnpothefengläußiger nicht durch⸗ 
geführt, fo entfällt auch hier die Haftung des Grundſtücks für die Koſten ſolcher Rechtshandlungen. 
6 72, 332; ON 38, 71). Überhaupt nicht zu den Koſten des $ 1118 gehören die Koſten den 
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Unterlaſſungsklage aus $ 1134 Abſ 1, da dieſe Klage ſtets nur auf Sicherung, nicht auf Befriedi⸗ 
gung gerichtet iſt. Für die Höhe der in die Haftung fallenden Koſten gilt wie bei der Kündigung 
(A 4), daß nur die zur zweckentſprechenden Rechtsverfolgung notwendigen Koſten erſtattet verlangt 
werden können. Die Koſten der Vertretung durch einen Anwalt im Zwangsverſteigerungsver⸗ 
fahren erörtern NG 22, 322 und IW 1934, 7771, die Koſten einer Bietungsvollmacht Indſch 
1985, 149 und JW 1935, 365756. Die Behandlung der Koſten in der Zwangsverſteigerung 
und der Zwangsverwaltung regeln die 88 10 Abſ 2, 12, 37 Nr 4, 66, 110, 114, 155 ABO. Die 
nötigen Ausgaben des Glaubigers bei der Zwangsverwaltung haben nach 8 10 Nr 1 3G ein 
Vorrecht (RG 17, 273; 23, 233; 25 S. 227, 237; 38, 312; 41, 321; 73, 397). 


§ 1119 

Iſt die Forderung unverzinslich oder iſt der Zinsſatz niedriger als fünf 
vom Hundert, fo kann die Hypothek?) ohne Zuſtimmung der im Range gleich- 
oder nachſtehenden Berechtigten ) dahin erweitert ) werden, daß das Grund- 
ſtück für Zinſen bis zu fünf vom Hundert ) haftet. 

Zu einer Anderung der Zahlungszeit und des Zahlungsorts iſt die Zu⸗ 
ſtimmung dieſer Berechtigten gleichfalls nicht erforderlich b). 

E 11065 II 1028; M 3 646f.; P 3 548, 782f.; 4 602, 


1. 8 1119 gilt für alle Arten der Hypothek und nach den 38 1192, 1200 auch für Grundſchulden 
und Rentenſchulden. Bei der Höchſtbetragshypothek werden aber nach § 1190 Abſ 2 die Zinſen 
in den Höchſtbetrag eingerechnet. Daher iſt 5 1119 Abſ 1 auf fie nicht anwendbar. Wenn aber 
eine ſolche Hypothek in eine gewöhnliche Hypothek umgewandelt wird, ſo können Zinſen bis zu 
5% nach Maßgabe des $ 1119 Abſ 1, alſo ohne Zuſtimmung der gleich⸗ oder nachſtehenden Be⸗ 
rechtigten, hinzugefügt werden (RG 60, 244; K) 21A 160; 31 A 341; RIA 3, 156). Das gilt 
indeſſen nicht für frühere Zinſen, ſondern nur für Zinſen vom Tage der Eintragung der Umwand⸗ 
lung ab (KJ 21 A 160; 31 A 341; RA 3, 156; 8, 60, 11, 60). Bei einer Geſamthypothek ($ 1132) 
ift die Zinserhöhung auch an einem der belaſteten Grundſtücke allein zuläſſig (KJ 21 A 168). 
$ 1119 findet gemäß Art 192 Ech auch auf die vor dem 1. 1. 1900 eingetragenen Hypotheken An⸗ 
wendung, und zwar gleichviel, ob die gleich- oder nachſtehenden Berechtigten vor oder nach dieſem 
Zeitpunkt eingetragen find. Auch für Aufw ertungshypotheken konnte $ 1119 zur Anwendung 
kommen (JW 1926, 6245). 

2. Ohne Zuſtimmung der im Range gleich⸗ oder nachſtehenden Berechtigten ſoll die Zins⸗ 
erhöhung bis zu 5% mit dem Range der bisherigen Hypothek erfolgen können, um die 
Kündigung nicht oder gering verzinslicher Hypotheken zu verhüten (M3, 646; NA 4, 249; 
10, 148). Notwendig ift aber nach den 40 877, 873 die Einigung zwiſchen Eigentümer und Gläubiger 
und die Eintragung, da es ſich um eine nderung des Inhalts der Hypothek handelt (KJ 29 A 176). 
Zur Vornahme der Eintragung genügt für das Grundbuchamt gemäß § 19 G80 eine in der Form 
des 529 G0 erklärte Eintragungsbewilligung des Eigentümers, der allein durch die 
Eintragung in ſeinem Recht betroffen wird (KJ 29 A 177). Bei einer Briefhypothek ift außer ⸗ 
dem der Brief vorzulegen, auf dem das Grundbuchamt die Zinserhöhung zu vermerken hat (88 41, 
62 GBO). In der Einkragungsbewilligung braucht eine beſondere Erklärung über den Rang der 
Zinserhöhung nicht enthalten zu ſein, da dieſe ohne weiteres den Rang des geänderten Rechts 
teilt (KJ 26A 140). Da die Eintragung der Zinserhöhung (bis zu 5%) eine Anderung des 
Hypothekenrechts enthält, ſo iſt ſie nicht in die für Neueintragungen, ſondern in die für Inhalts- 
änderungen beſtimmte Spalte aufzunehmen (NZA 3, 248; 7, 261). Die Eintragung in einer un⸗ 
richtigen Spalte hat aber nicht die Rechtsunwirkſamkeit der Zinserhöhung zur Folge. Iſt die 
Oypothek mit dem Recht eines Dritten belaftet, fo bedarf es nach den $$ 877, 876 auch der 
Zuſtimmung des Dritten. Erfolgt eine inserhöhung nach der Beſchlagnahme des Grundſtücks 
in ver Zwangsverſteigerung ($ 20 JV), fo iſt ſie dem betreibenden Gläubiger gegenüber 
gemäß $23 ZVG, 88 135, 136 BOB unwirkſam, ſoweit er dadurch in ſeinem Recht auf Befriedigung 
aus dem Grundſtück beeinträchtigt wird. Anderen, ſei es auch gleich- oder nachſtehenden Real 
0 gegenüber gilt dies aber nicht, da die Beſchlagnahme nicht zu ihren Gunſten wirkt 
( 26, 136). 

3. Die Erweiterung des Zinsrechts nach Maßgabe des 8 1119 iſt nicht bloß für die ſeit der 2 0 
tragung der Zinserhöhung laufenden Zinſen zuläſſig. Vielmehr können die Zinſen bis zu 5% 
(ohne Zuſtimmung der Gleich- oder Nachberechtigten mit dem Range der bisherigen Hypothek) 
von der Eintragung der Hypothek ab erhöht werden, da das Geſetz in dieſer Hinſicht 
keinen Unterſchied macht (Ra 10, 146). Eine Ausnahme beſteht inſoweit nur für die Höchſt⸗ 
betragshypothek (A 1). Kapitalifierte Zinsrückſtände ſind aber als ſelbſtändige neue Hypo. 
theken einzutragen (RIA 10, 147). — Eine Zinsherabſetzung enthält, da das Zinsrecht ein Teil 
des Hypothekenrechts und ſomit felbft Hypokhek iſt (55 1145 Abſ 1 u. 2, 1158, 1159, 1178), die teil» 
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weiſe Aufhebung der Hypothek. Sie bedarf daher nach den $$ 875, 1183 der Aufgabeerklärung des 
Gläubigers, der Zuſtimmung des Eigentümers und der Löſchung des Zinsrechts (HRR 1932 Nr 
1657; 1933 Nr 1012). Die Löſchung hat das Grundbuchamt nur dann zu bewirken, wenn ihm ſowohl 
die Löſchungsbewilligung des Gläubigers ($ 19) als auch die Zuſtimmung des Eigentümers ($ 27) 
in der Form des 9 29 GBO beigebracht wird (RG 72, 362). 

4. Nur für Zinſen bis zu fünf vom Hundert kann die Hypothek ohne Zuſtimmung der Gleich⸗ 
oder Nachberechtigten erweitert werden. Dabei ſind unter Zinſen die laufenden Erträge einer 
Kapitalſchuld, wie der Schuldner ſie zu gewähren hat, zu verſtehen. Andere Nebenleiſtungen 
(81115 A 6), mögen Sie ſich auch als Vergütungen für die Gewährung eines durch die Hypothek 
geſicherten Darlehns darſtellen, z. B. Abſchlußproviſionen, Entſchädigungen für die Beſchaffung 
des Darlehns, Vergütung für Unkoſten von Talonſteuer und Couponbogenerneuerung, ſind nicht 
dazu zu rechnen, ſelbſt wenn fie in Form von Zinszuſchlägen verſprochen werden (OLG 34, 206). 
Soll eine Hypothek durch Eintragung ſolcher Nebenleiſtungen in der Weiſe erweitert werden, 
daß dieſe den Rang der Hypothek erhalten, fo iſt dazu die Zuſtimmung der Gleich- oder Nachbe⸗ 
rechtigten ($ 877) erforderlich. Jedoch bedarf es der Zuſtimmung der Gleich- oder Nach⸗ 
berechtigten nicht, wenn bei ſog. Strafzinſen für den Fall unpünktlicher Rückzahlung des 
Kapitals nicht eine Erhöhung des Betrags erfolgt, ſondern nur innerhalb des bisher für die Neben⸗ 
leiſtungen eingetragenen Geſamtzinſes die Bedingungen für ihren Verfall verſchärft oder er- 
weitert werden (8 877 A 3). Wenn das Zinsrecht über fünf vom Hundert hinaus erweitert 
werden und die 5% überſteigenden Zinſen den Rang der Hypothek haben ſollen, fo iſt die Zu⸗ 
ſtimmung der Gleich- und Nachberechtigten erforderlich. Dies trifft auch dann zu, wenn eine über 
5% hinausgehende Verzinſungspflicht aus einer bisher nur bedingten zu einer unbedingten ge- 
macht werden ſoll (Ich 11, 234). Anders liegt die Sache dagegen bei einer die Belaſtung nicht 
erweiternden Umwandlung von Nebenleiſtungen in Zinſen (RIA 3, 131). Wird die erforderliche 
Zuſtimmung der Gleich- und Nachberechtigten nicht beigebracht, jo können die überſteigenden Pro⸗ 
zente nur mit dem Range nach dieſen Berechtigten eingetragen werden (OLG 1, 481; RIA 3, 248; 
7, 261; 10, 148). Das gilt ſelbſt dann, wenn gleichzeitig ein Teil der Hypothek gelöſcht werden ſoll 
und die Zinserhöhung ſich nur auf den Reit bezieht (HAN 1932 Nr 320). Immer handelt es ſich 
aber bei den überſteigenden Prozenten um eine Erweiterung der bisherigen Hypothek, nicht um die 
Beſtellung einer neuen Hypothek, da die Hauptforderung dieſelbe bleibt. Deshalb ift auch die Ein- 
tragung dieſer Prozente nicht in der für neue Eintragungen, ſondern in der für „Veränderungen“ 
beſtimmten Spalte (A 2) zu bewirken, und zwar mangels Zuſtimmung der Gleich ⸗ und Nachberech⸗ 
tigten mit Angabe des Ranges der Prozente hinter ihnen (ſtr.; RG 132, 106, RA 3, 248; 7, 261; 
KJ 26 A 290; 48, 217; 5 879 A 5; $ 1115 A 5). Die Erteilung eines beſonderen Hypotheken⸗ 
briefs für die überſteigenden Prozente iſt ausgeſchloſſen (OL 1, 481). Auch bei den 
folgenden Hypotheken und in den darüber gebildeten Hypothekenbriefen iſt nicht (gemäß 
941 G80) zu vermerken, daß die überſteigenden Prozente im Range nachſtehen, da es ſich weder 
um eine abweichende Beſtimmung des Rangverhältniſſes im Sinne des $ 879 Abs noch um eine 
nachträgliche Rangänderung nach $ 880 handelt (KJ 48, 216 gegen KGJ 33 A 250). Wird mit 
Zuſtimmung der gleich- oder nachſtehenden Berechtigten eine Hypothek durch nachträgliche Feſt⸗ 
letzung anderer Nebenleiſtungen als Zinſen erweitert, fo kann die Eintragung in 
der Weiſe bewirkt werden, daß die Erweiterung bei der Hypothek vermerkt wird (RIA 7, 258; 
KG 40, 283). Iſt die Zuſtimmung nicht beigebracht, fo kann auch hier die Eintragung nur mit 
dem Vermerk erfolgen, daß die Nebenleiſtungen den Gleich- oder Nachberechtigten im Range 
nachſtehen (OLE 34, 206). Die nachträgliche Vereinbarung von Amortiſationsbeiträgen wird 
erörtert in A 5. — Die Erweiterung einer Hypothek (auch einer Höchſtbetragshypothek: $ 1190) 
oder einer Grundſchuld durch nachträgliche Erhöhung des eingetragenen Kapitalbetrags 
bedeutet keine Anderung des Inhalts der Hypothek oder ihrer Nebenleiſtungen. Sie tft daher 
überhaupt nicht ftatthaft. Wegen des weiteren Betrags kann nur eine neue Hypothek (Grund⸗ 
ſchuld) in der Hauptſpalte der dritten Abteilung des Grundbuchs (Ich 16, 248) eingetragen werden 
(GJ 40, 282; JW 1931, 623%). Dies gilt grundſätzlich auch bei der nachträglichen Zufügung 
ſolcher Beſtimmungen, durch welche die Haftung des Grundſtücks für die Stammforderung nur 
möglicherweiſe erweitert wird (RG 143, 426), und ebenſo bei der Auswechſelung der Forderung 
nach $ 1180 (Rc Warn 1934 Nr 10). Iſt aber eine ſolche Erweiterung (verſehentlich) eingetragen 
( Spalte Veränderungen), ſo iſt die Eintragung nicht als inhaltlich unzuläſſig und deshalb 
unwirkſam, ſondern (falls die Hypothek ſonſt zuläſſig iſt; vgl. $ 866 Abſ 3 ZPO) als Eintragung 
einer neuen Hypothek an letzter Stelle zu erachten. Denn der Vermerk an unrichtiger Stelle 

es Grundbuchblatts bewirkt nicht die Unwirkſamkeit. Das Grundbuch wird vielmehr nur inſoweit 
Acht, als die erweiternde Eintragung den Rang nachſtehender Rechte beeinträchtigt (NG 143, 
428, Warn 1934 Nr 10). Im Entſchuldungsverfahren nach dem RcGeſ v. 1. 6. 1933 können 
die in unkündbare Tilgungshypotheken umgewandelten rückſtändigen Zinsforderungen eingetra⸗ 
gt Hypotheken auf Erſuchen des Entſchuldungsamts als Kapitalerweiterungen bei den letzteren 
eingetragen werden; fie teilen dann den Rang des Hauptrechts und unterliegen deſſen Zins- und 
Zahlungsbedingungen (JF 13, 106). Bei wertbeſtändigen Hypotheken nach dem Gef d. 
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23. 6. 1923 ($ 1113 A 4) wird der Kapitalumfang bei Bemeſſung nach einem Warenpreiſe durch 
deſſen Wertentwicklung endgültig feſtgelegt. Er iſt daher über die hierdurch gezogene Grenze 
hinaus nicht erweiterungsfähig. Deshalb kann auch nicht der eine Warenpreis durch den anderen 
zugelaſſenen Warenpreis erſetzt werden, mögen auch die im Range gleichſtehenden Gläubiger 
zuftimmen und nachſtehende Gläubiger nicht vorhanden fein (ſtr., Ich 7, 345). Ebenſo iſt un⸗ 
ſtatthaft der Übergang aus der Reichsmarkhypothek in eine Goldmarkhypothek (OLch 45, 231) 
oder in eine Feingoldhypothek (JW 1930, 38591) und aus der Goldmarkhypothek in eine Fein⸗ 
goldhypothet (58 8, 361). Dagegen hat die Rechtſprechung, grundſätzliche Anfangsbedenken 
(FW 1931, 619.) überwindend, den Übergang aus der Goldmarkhypothek in eine Reichsmark⸗ 
hypothek zugelaſſen. Die Eintragung einer ſolchen Umwandlung an der bisherigen Stelle 
machten Reichsgericht und Kammergericht, ſtreng rechtlichen Erwägungen folgend, zunächſt aller- 
dings davon abhängig, daß keine Nachberechtigten vorhanden waren oder daß die vorhandenen 
zuſtimmten (MG 143, 424; HRR 1934 Nr 1114). Rechts- und ſtaatspolitiſchen Geſichtspunkten 
Rechnung tragend, hat aber neuerdings das Reichsgericht die Eintragung auch ohne Zuſtimmung 
der vorhandenen gleich⸗ oder nachſtehenden Berechtigten für zuläſſig erklärt (RG DR 1939, 
44510). Bei Feingoldhypotheken ſtellt die Anderung des Stichtags für die Umrechnung des 
Goldpreiſes in die deutſche Währung noch keine Erweiterung des Umfangs der Hypo⸗ 
thek dar und iſt mithin eintragungsfähig (ſtr. JW 1932, 3491; HAN 1932 Nr 1153, aber 
auch Nr 762). Auch die ſog. Schwankungsklauſel ($ 1113 AA) kann noch nachträglich ohne 
Zuſtimmung der gleich- oder nachſtehenden Berechtigten eingetragen werden (RG 135, 142). 
Die Erweiterung einer Rentenſchuld behandelt § 1200 A 2. Beſonderes gilt für die Erhöhung 
von Hypotheken auf Grund des RcGeſ über die Durchführung einer Zinsermäßigung bei Kredit⸗ 
anſtalten vom 24. 1. 1935 (RG Bl I, 45) nebſt DurchfVOen (JW 1936 S. 82542, 82948) und für 
die Juſatzhypotheken aus der Zinserleichterung beim landwirtſchaftlichen Realkredit (JW 1937, 
11655). Die allgemeine „Umwandlung“ einer Aufwertungshypothek in eine nicht aufge⸗ 
wertete Hypothek iſt nicht eintragbar (JW 1986, 234306); wohl aber kann eine ſolche Hypothek 
von Goldmark auf Reichsmark umgeſtellt werden (JF 16, 270 9.1113 A 4). Der Zinsfuß einer 
Aufwertungshypothek kann im allgemeinen ohne Zuſtimmung der gleich- oder nachſtehenden 
Berechtigten auf 69% feſtgeſchrieben werden (JW 1936, 234350). — Wird die Zahlungsart 
durch Vereinbarung der ſog. Goldklauſel ($ 1115 A 8) geändert, ſo bedarf es zu einer ſolchen 
Anderung der Zuſtimmung der im Range gleich. oder nachſtehenden Berechtigten. Das gilt nicht 
nur formellrechtlich für die Vornahme der Eintragung nach $ 19 GB, weil dieſe Berechtigten 
in ihrem Recht betroffen werden (KJ 48, 218). Vielmehr iſt auch die materiellrechtliche Wirk 
ſamteit der Goldklauſel gegenüber dieſen Berechtigten von ihrer Zuſtimmung abhängig, da die 
eine Anderung des Inhalts der Hypothek enthaltende Eintragung der Klauſel die Haftung des 
Grundſtücks verſtärkt und ſich ſomit als eine neue Belaſtung darſtellt ($ 877 A 3; RG 108, 183; 
KON 48, 219/221; OLG 42, 166; JF J, 455). Dasſelbe gilt für die nachträgliche Vereinbarung 
der Barzahlungsklauſel bei einer Pfandbriefhypothek ($ 1115 A 4 a. E.). 8 

5. Eine Anderung der Zahlungszeit oder des Zahlungsorts (d. h. der Zeit der Fälligkeit 
oder des Orts der Erfüllung: RG 101, 316) bedarf zwar nicht der Zuſtimmung der Gleich- 
und Nachberechtigten, wie Abſꝰ zur Beſeitigung von Zweifeln beſtimmt (Prot 4, 602), 
wohl aber nach den 58 873, 876, 877 der Einigung des Gläubigers und des Eigentümers ſowie der 
Zuſtimmung des an der Hypothek etwa berechtigten Dritten. KGJ 29 A 176 erörtert die 
formeürechtliche Frage, ob derjenige, zu deſſen Gunſten die Anderung erfolgt, Betroffener im Sinne 
des 5 19 GO iſt. — Um eine Anderung der Zahlungszeit, nicht um eine Erweiterung der hypo⸗ 
thekariſchen Belaſtung handelt es ſich auch dann, wenn nachträglich die Zahlung von Tilgungsbei⸗ 
trägen (Amortiſationsleiſtungemh vereinbart wird. Denn dieſe Beiträge ſind keine Nebenlei⸗ 
ſtungen, ſondern Abſchlagszahlungen auf die Hauptforderung ($ 1115 A 6). Daher bedarf es der 
Zuſtimmung der Gleich oder Nachberechtigten auch dann nicht, wenn die Jahresleiſtungen 5% 
(A 4) überſteigen (RJA 11, 248). 


8 1120 


Die Hypothek erſtreckt ſich !) auf die von dem Grundſtücke getrennten Er- 
zeugniſſe und ſonſtigen Beſtandteile ), ſoweit fie nicht?) mit der Trennung 
nach den 5$ 954 bis 957 in das Eigentum eines anderen als des Eigentümers 
oder des Eigenbeſitzers des Grundſtücks gelangt ſind ), ſowie auf das Zubehör 
des Grundſtücks mit Ausnahme der Zubehörſtücke, welche nicht in das Eigen 


tum des Eigentümers des Grundſtücks gelangt find s). 

E 1 1067 II 1029; M 3 650f., 653, 656 ff.; P 3 649 f., 558 ff. 

1. Die $$ 1120—1131 geben beſondere Beſtimmungen darüber, daß und inwieweit die Hypo⸗ 
thek ſich erſtreckt auf getrennte Erzeugniſſe und ſonſtige Beſtandteile ſowie Zubehörſtücke (55 1120 
bis 1122), auf Miet- und Pachtzinsforderungen (89 1123—1125), wiederkehrende Leiſtungen 
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1126), Verſicherungsanſprüche (88 1127—1130), zugeſchriebene Grundſtücke (5 1131). Ein 
Recht des Hypothekengläubigers auf den Beſitz der Sachen ergibt ſich daraus aber nicht (RG 
125, 368). Ebenſowenig darf grundſätzlich angenommen werden, daß der Hypothekengläubiger 
etwa gegen jede ihm unerwünſchte Veränderung des Wirtſchaftsbetriebes auf dem Grundſtück oder 
auch nur des Beſtandes, des Zuſtandes und des Werts der haftenden Gegenſtände durch Maß⸗ 
nahmen des Eigentümers oder dritter Perſonen geſchüzt ſei. Der Umfang ſeines Schutzes iſt 
vielmehr geſetzlich begrenzt durch die 8 1121—1135; der Wert der haftenden Gegenſtände als 
ſolcher iſt aber überhaupt nicht Träger der dinglichen Haftung (RG Warn 1934 Nr 56). — Daß 
für die Hypothek mit dem Grundſtück auch die ungetrennten Beſtandteile haften, gleichviel 
ob fie weſentliche oder unweſentliche und ob ſie vor oder erſt nach der Hypothekbeſtellung Beſtand⸗ 
teile geworden find, folgt ſchon aus den $$ 93ff.; dieſe Haftung ſetzt $ 1120 als ſelbſtverſtänd⸗ 
lich voraus (RG 26, 346; 83, 56). Nicht weſentliche Beſtandteile aber haften für die Hypothek 
dann nicht, wenn beſondere Rechte an ihnen entgegenſtehen, insbeſondere dem Eigentümer das 
Verfügungsrecht über fie fehlt (z. B. nach berggeſetzlichen Beſtimmungen bei gewiſſen Boden⸗ 
beſtandteilen). Hier greift aber zugunſten eines gutgläubigen Erwerbers der Hypothek der öffent⸗ 
liche Glaube des Grundbuchs ($$ 891, 892) hinſichtlich der im Beſtandsverzeichnis enthaltenen 
Angaben über die Grundſtücksbeſtandteile ein (8892 A 6). Weſentliche Beſtandteile können 
gemäß 893 von der Haftung nicht ausgeſchloſſen werden (RG 62, 410). Werden daher 
3. B. bewegliche Sachen nach ihrer Veräußerung an den Grundſtückseigentümer mit dem Grund⸗ 
jtlid als deſſen weſentliche Beſtandteile vereinigt, fo treten fie auch dann in die Haftung für die 
Hypothek ein, wenn der Veräußerer ſich das Eigentum an ihnen vorbehalten hat; gemäß den 99 93, 
946 erliſcht das Eigentum des Veräußerers an den Sachen trotz des Vorbehalts (RG 26, 346; 
36, 261; 50, 241; 62, 411; 63 S. 172, 421; 67, 32; 140, 224). Dies gilt ſelbſt dann, wenn der 
Hypothekengläubiger beim Erwerb der Hypothek von dem Vorbehalt Kenntnis hatte (RG JW 
1904, 1382). Auch durch Mobiliarzwangsvollſtreckung können weſentliche Beſtandteile nicht 
der Haftung für die Hypothek entzogen werden. Der Hypothekengläubiger kann gegen eine ſolche 
unzuläſſige Zwangsvollſtreckung Erinnerung bei dem Vollſtreckungsgericht gemäß 766 3PO 
einlegen oder Widerſpruchsklage gemäß 8 771 ZPO erheben (RG 34, 377; 55, 201). Eine Aus⸗ 
nahme hiervon gilt für noch nicht getrennte Früchte inſofern, als ihre Pfändung unter den Voraus⸗ 
ſetzungen des § 810 Abſ 1 3D an ſich zuläſſig iſt. Eine ſolche an ſich zuläſſige Pfändung eines 
perſönlichen Gläubigers hindert indeſſen den Hypothekengläubiger nicht, demnächſt ſeinerſeits die 
Beſchlagnahme dieſer Früchte im Wege der Zwangsverſteigerung des Grundſtücks herbeizuführen. 
Die Beſchlagnahme beſeitigt dann die Pfändung zwar nicht. Der Pfändungsgläubiger kann der 
Beſchlagnahme aber nicht nach $ 771 ZPO, 8 37 Nr 5 3G 5widerſprechen, ſondern ſein Pfand⸗ 
recht nur nach $37 Nr 4 3G wahren. Der Hypothekengläubiger kann dagegen einer Pfändung, 
die nicht für einen ihm vorgehenden Anſpruch erfolgt iſt, ſowohl mit der Widerſpruchsklage aus 
den 95 810 Abſ 2, 771 ZPO als auch mit der Klage aus $ 805 ZPO begegnen (RG 143, 244), — 
Zu den Vermehrungen des Grundſtücks, die als Beſtandteile in die Haftung auch für 
früher beſtellte Hypotheken eintreten, gehören z. B. Anſpülungen, natürliche Zulandun⸗ 
gen eines angrenzenden Flußbetts, ungetrennte Erzeugniſſe, neuerrichtete Gebäude. Auch 
bie während des Konkurſes des Grundſtückseigentümers vom Konkursverwalter dem Grund⸗ 
ft einverleibten Samen und Pflanzen haften für die Hypotheken. 3 15 KD ſteht dem 
nicht entgegen, da die Erweiterung des Haftungsgegenſtandes kraft Geſetzes eintritt (RG 
53, 353; 59, 369). Wenn im Falle des Grenzüberbaues der Nachbar den Überbau dulden 
muß und daher als Entſchädigung eine Geldrente erhält ($ 912), haftet nach den 98 96, 876, 1126 
die Rente als Beſtandteil des Nachbargrundſtücks für die auf dieſem laſtenden Hypotheken, während 
der Überbau als Teil des ganzen Gebäudes für die Hypotheken des anderen Grundſtücks mit- 
haftet. Errichtet der Eigentümer zweier aneinander grenzender Grundſtücke ein Gebäude auf 
der Grenze, ſo haften den Hypothekengläubigern der beiden Grundſtücke nur die bis zur Grenze 
Eichenden Gebäudeteile. Werden in der Zwangsverſteigerung die Grundſtücke verſchiedenen 
saftehern zugeſchlagen, fo erwerben dieſe das Gebäude gemäß den $$ 93, 94 Abſ 1 (ZUG $$ 20 Abſꝰ, 
3 Abs 2) ebenfalls nur je bis zur Grenzſchnittlinie (Rh 65, 363; 70, 201; 8 94 A 1; 9921 A1). 
Gemäß 9 95 Abſe1 (nur zu einem vorübergehenden Zweck oder in Ausübung eines Rechts an 
nem fremden Grundſtück) errichtete Gebäude find nicht Beſtandteile des Grundſtücks (§ 95 
en 1) und unterliegen daher nicht der Hypothekhaftung. Die Haftung der mit dem Grundſtück 
erbundenen Rechte ($ 96) ift erläutert in $ 1126 A 1. Die Trennung der Beſtandteile vom 
„eumbfttic hebt die Haftung nicht auf, ſofern nicht das Geſetz (58 1120, 1121, 1122) etwas anderes 
orſchreibt (A 2). Werden Grundſtücksteile (Parzellen) abgetrennt, fo müſſen die Hypotheken 
del die Grundbuchblätter der Teile übertragen werden, ſofern nicht die Gläubiger die Teile aus 
er Pfandhaft entlaſſen. Iſt die Übertragung (verſehentlich) unterblieben, jo ſteht den Gläubigern 
nach 5894 ein Anſpruch auf Berichtigung des Grundbuchs durch Eintragung der Hypotheken 
1 50 Indeſſen beſtehen inſoweit Vorbehalte für die Landesgeſetzgebung in Art 120 Ech (Unſchäd⸗ 
ichteitszeugnis) und in Art 113 Ec (Zuſammenlegung von Grundſtücken, Gemeinheitsteilung). 

ſt nach reichsgeſetzlicher oder landesgeſetzlicher Vorſchrift wegen Enteignung von Grund- 
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eigentum oder nach landesgeſetzlicher Vorſchrift wegen Beſchädigung eines Grundſtücks durch 
Bergbau dem Grundſtückseigentümer eine Entſchädigung zit gewähren, ſo haftet für die 
Hypotheken gemäß den Artt 52, 53, 67 Abſ 2, 109 Satz 2 CG die Entſchädigung (RG 69, 247), — 
Die bisher entwickelten Grundſätze und die 58 1120—1131 finden auch auf Grundſchulden 
und Rentenſchulden Anwendung ($$ 1192, 1200). Ob fie auch für die einzelnen Leiſtungen 
einer Reallaſt gelten, iſt in 81107 A 2 erörtert. Für die unter der Herrſchaft des früheren 
Rechts beſtellten Hypotheken beſtimmt ſich von dem Zeitpunkt ab, in dem das Grund buch nach 
Art 186 Ech als angelegt anzufehen iſt, der Umfang der Haftung gemäß Art 192 Ech nach dem 
Recht des BGB (MG 46, 173; 47, 198; 50, 72; 55, 289; JW 1902 Beil 217). Insbeſondere gilt 
dies für die Frage, ob auch Zubehör des Grundſtücks (88 97, 98) für die Hypothek haftet ($ 1120) 
und was als Zubehör anzuſehen iſt (RG 46, 174; 47, 198; 55, 289; JW 1902 Beil 217). Sachen, 
die nach BOB Zubehör find, unterliegen der Haftung, auch wenn ſie nach früherem Recht nicht 
Zubehöreigenſchaft hatten; umgekehrt ſcheiden Zubehörſtücke des früheren Rechts von der Haftung 
aus, wenn fie nach BGB nicht Zubehör find (RG 46, 173; 55, 288; JW 1902 Beil 217). Im erſten 
Falle treten die Sachen nur in dem Rechtszuſtand zur Zeit des Inkrafttretens des BOB (3. B. 
behaftet mit einem Pfandrecht, das durch eine nach früherem Recht zuläſſige Pfändung erworben 
iſt) in die Haftung ein (RG 46, 174; JW 1902 Beil 217).— Die Haftung von Gegenſtänden für die 
Hypothek ſchließt ſelbſtverſtändlich eine Vertragsklage gegen den Eigentümer auf Heraus⸗ 
gabe der Gegenſtände nicht aus; auch bedarf es der Zuziehung der Hypothekengläubiger zu dem 
Rechtsſtreit nicht (R Warn 1908 Nr 113). Eine vertragsmäßige Erweiterung des Um- 
fangs der Erſtreckung iſt unzuläſſig, da der Inhalt des dinglichen Hypothekenrechts nicht 
durch Parteivereinbarung anders geregelt werden kann, als im Geſetz beſtimmt iſt (RG 63, 373). 
Anderſeits können auch die Grenzen der Haftung für die Hypothek nicht mit dinglicher Wirkung 
eingeſchränkt werden. So hat z. B. eine Abmachung zwiſchen dem Eigentümer und dem 
Hypothetengläubiger, daß ein Gegenſtand, auf den ſich nach dem Geſetz die Haftung für die Hyvo⸗ 
thek erſtreckt, von der Haftung freigegeben werde, höchſtens zwiſchen den Vertragſchließenden 
perſönlich ſchuldrechtliche Bedeutung (RG 125,365; HRR 1933 Nr 305; 1936 Nr 481). — Eine den 
Grundstücken gleichſtehende ſelbſtändige Kohlenabbaugerechtigkeit (vgl. für Preußen Art 40 
AG BGB) umfaßt nicht allein das unter der Erdoberfläche liegende Kohlenfeld, ſondern alle der 
Ausbeute der gewonnenen Kohlen und anderen Foſſilien dienenden bergbaulichen Anlagen, mögen 
fie Beſtandteile im Sinne der $$ 93, 94 fein oder als bewegliche Sachen dem Betriebe zu dienen 
beſtimmt und deshalb nach 897 Abſ 1, § 98 Nr 1 Zubehör ſein. Bei einer ſolchen Gerechtigkeit 
erſtreckt ſich daher die Hypothek auf alle dieſe Gegenſtände. Dabei ſind die Anlagen, ſoweit ſie 
Bestandteile find, gleichzuſtellen einem mit einer Hypothek belaſteten Grundſtück im Sinne des 
$ 1120 (RG 61, 190; Gruch 61, 322; OLG 29, 359). — Wie das geringſte Gebot in der Zwangs⸗ 
verſteigerung feſtzuſtellen iſt (68 44, 45 BWG), wenn zweifel aft iſt, ob der vollſtreckbare An⸗ 
ſpruch des betreibenden Gläubigers als lediglich ſchuldrechtlicher oder als dinglicher aus einer 
Hypothek geltend gemacht ift, erörtert R Warn 1914 Nr 188. 

2. Daß getrennte Erzeugniſſe und ſonſtige Beftandteile (3. B. auch Teile eines abgebrochenen 
Gebäudes) grundſätzlich (Ausnahmen Ach für die Hypothek haften, iſt im § 1120 nur deshalb 
ausdrücklich beſtimmt, weil Zweifel darüber beſeitigt werden ſollten, ob eine Hypothek an beweg⸗ 
lichen Sachen beſtehen könne. An ſich würde das Ergebnis der Geſetzesvorſchrift ſchon daraus 
von ſelbſt folgen, daß die Hypothek ſich auf alle ungetrennten Beſtandteile erſtreckt (A 1) und 
daher einzelne Beſtandteile nicht allein durch Löſung der Verbindung mit dem Ganzen von der 
Haftung frei werden können (M 3, 654). Durch die Trennung, d. h. Loslöſung als bewegliche 
Sachen vom Grund und Boden oder deſſen Beſtandteilen (3. B. Gebäuden), werden aber die 
Beſtandteile zu jelbftändigen Sachen. Nach $ 865 Abſ 2 ZPO unterliegen fie, falls fie nicht zu 
Zubehörſtücken (58 97, 98) werden (über dieſen Fall A 5), der Zwangsvollſtreckung in das 
bewegliche Vermögen für perſönliche Gläubiger, ſolange nicht ihre Beſchlagnahme im Wege der 
Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche Vermögen erfolgt iſt. Vor einer ſolchen Beſchlagnahme 
kann der Hypothekengläubiger der Pfändung nicht widerſprechen. Streitig iſt, ob er nach 9 80 
ZPO einen Anſpruch auf vorzugsweiſe Befriedigung im Wege der Klage gegen den pfändenden 
Gläubiger geltend machen kann. Dies iſt mit der herrſchenden Meinung (RG 42, 90; 69, 93; 
OLG 15, 168; SeuffA 59, 296; a. M. OLG 13, 212) zu bejahen. Denn nach § 1121 Abſ 1 werden 
getrennte Beſtandteile von der Haftung für die Hypothek erft dann frei, wenn ſie veräußert und 
von dem Grundſtück entfernt worden ſind. Solange daher der Gerichtsvollzieher die gepfändeten 
Beſtandteile noch nicht vom Grundſtück fortgeſchafft und veräußert hat, iſt die Haftung der Gegen 
fände für die Hypothek nicht erloſchen und der Hypothekengläubiger als ein nicht im Beſitz der 
Gegenſtande befindlicher Pfandgläubiger im Sinne des $ 805 3 anzuſehen. Auch wenn ein 
einzelner Hypothekengläubiger wegen ſeiner Hypothek auf Grund eines vollſtreckbaren Titel? 
getrennte Beſtandteile pfänden läßt, können die anderen Hypothekengläubiger ihm gegenüber 
Anſpruch auf vorzugsweiſe Befriedigung erheben. Das gilt aber nur dann, wenn fie ihm im Range 
vorgehen; denn andernfalls ſteht ihnen kein Vorzugsrecht zu (MG Warn 1936 Nr 91). Werben 
Beſtandteile, die bereits für einen perſönlichen Gläubiger gepfändet ſind, demnächſt auch für einen 
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Hypothekengläubiger gepfändet, jo erlangt dieſer zwar auf Grund feiner Pfändung kein Vorzugs⸗ 
recht; vielmehr hat jener Gläubiger kraft ſeiner früheren Pfändung an ſich ein vorgehendes 
Pfändungspfandrecht. Der Hypothekengläubiger kann aber auch in dieſem Falle auf Grund des 
9805 ZPO vorzugsweiſe Befriedigung aus dem Erlöſe verlangen, ſofern nicht andere ihm im 
Range vorgehende Hypothekengläubiger ein gleiches Recht geltend machen. Iſt die Beſchlagnahme 
im Wege der Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche Vermögen erfolgt, ſo iſt die Mobiliar⸗ 
zwangsvollſtreckung in getrennte Beſtandteile nach 8865 Abſ 2 Satz 2 ZRO unzuläſſig und 
wirkungslos (RG 59, 91; JW 1905, 8938). Die Hypothekengläubiger können dann gegen eine 
Pfändung Erinnerung beim Vollſtreckungsgericht gemäß $ 766 ZPO und Widerſpruchsklage aus 
$ 771 ZPO erheben (RG 55, 209; 63, 373; 69, 93). Nach den $$ 21 Abſ 1, 148 ZUG wird aber 
die Beſchlagnahme getrennter land- und forſtwirtſchaftlicher Erzeugniſſe nicht durch Einleitung 
der Zwangsverſteigerung, ſondern nur durch Einleitung der Zwangsverwaltung bewirkt. Nach 
N 143, 33 (auch 143, 244) werden ſolche Erzeugniſſe, wenn fie zur Zeit der Einleitung der Zwangs⸗ 
verſteigerung noch mit dem Boden verbunden waren und deshalb von der Beſchlagnahme in 
dieſem Verfahren ergriffen wurden, durch eine vor der Verſteigerung ſtattfindende Trennung von 
der Beſchlagnahme auch dann nicht frei, wenn ſie fortan kein Zubehör, ſondern Verkaufsgut 
darſtellen. Auf Rechtsbedenken, die ſich gegen dieſe Anſicht erheben laſſen (z. B. Wenz in „Der 
deutſche Rechtspfleger“ 1934 Sp. 393 ff.), kann hier nicht näher eingegangen werden. Sind Be⸗ 
ſtandteile nach der Trennung durch Verarbeitung oder Umbildung derart umgeſtaltet, daß ſie 
neue Sachen von wirtſchaftlicher Selbſtändigkeit werden (3. B. Bodenbeſtandteile durch Ver⸗ 
arbeitung zu Ziegelſteinen), oder werden ſie mit anderen Sachen verbunden oder vermiſcht, ſo 
verlieren fie nach den $$ 949, 950 die Eigenſchaft als getrennte Beſtandteile und werden daher von 
der Haftung für die Hypothek frei, ſofern ſie nicht Zubehörſtücke des Grundſtücks geworden ſind 
(OLG 14 S. 105, 106). Gleichgültig iſt, ob die Trennung ſchon vor oder erſt nach Beſtellung 
der Hypothek geſchehen iſt. Auch im erſten Falle muß das Getrennte in die Haftung eintreten. 
Denn es iſt und bleibt ein „getrennter Beſtandteil“, und § 1120 beſtimmt allgemein, daß die 
Hypothek ſich auf getrennte Beſtandteile erſtreckt (ſtr.) a. M. OLG 11, 122). 

3. Aus den Worten „ſoweit nicht“ folgt, daß das Vorliegen eines der Fälle, in denen aus⸗ 
nahmsweiſe (A 2) die Hypothek ſich auf getrennte Beſtandteile nicht erſtreckt, von demjenigen 
zu beweiſen ift, der Rechte darauf gründet (RG JW 1911, 704; DLG 6, 271). 

4. Die Fälle, in denen Beſtandteile mit der Trennung (A 2) nach den 59 954— 957 in das 
Eigentum eines anderen als des Eigentümers oder des Eigenbeſitzers gelangen und daher aus⸗ 
nahmsweiſe (A 2) aus der Haftung für die Hypothek ausſcheiden, ſind der Erwerb des Eigen⸗ 
tums durch eine Perſon, die: zur Aneignung von Beſtandteilen dinglich berechtigt iſt (5954), z. B. 
den Erbbauberechtigten (VO v. 15. 1. 1919 §1 Abj2) oder den Nießbraucher (88 1030, 1039); das 
Grundſtück zur Ausübung eines Nutzungsrechts (z. B. eines Nießbrauchs), das tatſächlich nicht 
zu beſtehen braucht, gutgläubig beſitzt (5 965 Abſ 2); auf Grund eines perſönlichen Rechts zur 
Aneignung von Beſtandteilen berechtigt und im Beſitz des Grundſtücks ift (88 956, 957), z. B. 
den Pächter (iſt er nicht im Beſitz, ſo bleiben die von ihm getrennten Beſtandteile bis zu ihrer 
Entfernung vom Grundſtück nach $ 1121 der Haftung unterworfen). Der Eigentumserwerb des 
gutgläubigen Eigenbeſitzers (88 872, 955 Abſ 1) enthält dagegen keinen Ausnahmefall. Trotz des 
Erwerbs durch einen ſolchen anderen als den Eigentümer ($ 953) bleiben nach dem Geſetz die 
getrennten Beſtandteile in der Haftung, damit der Beſitzer nicht günſtiger geſtellt ſei als der Eigen ⸗ 
tümer (M 3, 656). Streitig iſt, ob im Falle eines perſönlichen, mit Beſitz verbundenen Nutzungs⸗ 
rechts (z. B. Pacht) oder eines dinglichen Nutzungsrechts (z. B. Nießbrauch) die getrennten Be⸗ 
ſtandteile auch dann von der Haftung frei werden, wenn das perſönliche Recht ſpäter als die 
Hypothek begründet iſt und das dingliche Recht der Hypothek im Range nachſteht. Dies iſt ent⸗ 
gegen der herrſchenden Meinung zu bejahen. Das Gefek macht keinen Unterſchied, ob das Nutzungs⸗ 
recht älter oder jünger iſt als die Hypothek. Die Beſtimmungen über das Erlöſchen der Haftung 
in den 8 1121, 1122 find getroffen, „um das Intereſſe des Eigentümers an der pfandfreien 
Verfügung über die mit dem Grundſtück haftenden Gegenſtände zu wahren“ (M3, 661). Sie 
ſprechen alfo dafür, daß der Eigentümer nicht behindert ſein ſoll, auch nach der Eintragung einer 
Hypothek ein Nutzungsrecht mit der Wirkung zu beſtellen, daß Beſtandteile, insbeſondere Er⸗ 
zeugniſſe, mit der Trennung frei von der Haftung für die Hypothek in das Eigentum des Nutzungs⸗ 
berechtigten übergehen (ORG 4, 328; 14, 104). Im Falle der Pacht gilt ferner die Beſonder⸗ 
heit, daß nach den 98 21 Abſ 3, 146, 148 3 das Recht des Pächters auf den Fruchtgenuß von der 
Beſchlagnahme durch Einleitung der Zwangsverſteigerung oder Zwangsverwaltung nicht be⸗ 
rührt wird, die Hypothekengläubiger alſo durch eine ſolche Beſchlagnahme den Pächter auch an 
der Gewinnung noch ungetre nnter Früchte nicht hindern können (ON 13, 202). Nach 9 809 
JO it für fie ſchließlich eine Mobiliarzwangsvollſtreckung auch in getrennte Früchte ausgeſchloſſen. 
Erfah dafür bietet ihnen die Haftung der Pachtzinſen nach den $$ 1123ff. 

2 5. Das Zubehör (88 97, 98) muß in das Eigentum des Grundſtückseigentümers gelangt 
(ein, wenn es für die Hypothek haften ſoll. Daher haftet z. B. nicht: das dem Pächter gehörige 
Inventar (NG 9, 303); das unter Vorbehalt des Eigentums für den Veräußerer vom Grund⸗ 


558 Sachenrecht Hypothek Grundſchuld Rentenſchuld 


ſtückseigentümer erworbene Zubehör (MG 53, 351; 140, 224; JW 1904, 403°); das zur Zeit der 
Beſtellung der Hypothek zwar auf dem Grundſtück befindliche, aber vom Grundſtückseigentümer 
auf einen anderen gemäß 3 930 übertragene Zubehör, das aber für die vor der Veräußerung 
beſtellten Hypotheken mangels Entfernung vom Grundſtück gemäß $ 1121 Abſ 1 haftet (M3, 
656; Prot 3, 549.; M&G Recht 1918 Nr 82, 863; OLG 26, 139; 30, 102; JW 1927, 40211; SeuffA 
66 Nr 13). Zubehörſtücke, die der Grundſtückseigentümer in unmittelbarem Anſchluß an feinen 
eigenen Erwerb veräußert, unterliegen der Hypothekhaftung, auch wenn Erwerb und Veräußerung, 
zeitlich geſehen, zuſammenfallen (RG Warn 1937 Nr 10). Der gute Glaube des Hypothek⸗ 
erwerbers hinſichtlich des Eigentums des Grundſtückseigentümers ift einflußlos. Denn 
$ 892 bezieht ſich nicht auf Rechte an Zubehörſtücken, über die das Grundbuch keine Aus⸗ 
kunft gibt (Rc) JW 1901, 382, OL H 18, 164; SeuffA 66 Nr 13). Auch durch Partei- 
vereinbarung kann fremdes Zubehör der Haftung nicht unterworfen werden, da § 1120 
den Umfang der Haftung zwingend begrenzt (MW 63, 371; A 1). Die Rechtslage des fremden 
Zubehörs im Zwangsverſteigerungsverfahren regeln die 98 20, 37 Nr 5, 55 Abſ 2 ZUG (NG 38, 
222; 42, 245; 49, 253; 63, 373; 127, 272; Gruch 46, 1035; JW 1905, 17517), Fremdes Zubebör iſt 
für eine nur auf dem Anteil eines Miteigentümers laſtende Hypothek auch das dem anderen 
Miteigentümer allein gehörige Zubehör. Denn 9 1120 erfordert, daß der Eigentümer des 
belaſteten Gegenſtandes Eigentümer des Zubehörs ift (vgl. jedoch RG Gruch 33, 913). Sind 
die Miteigentümer die einzigen Teilhaber einer offenen Handelsgeſellſchaft und ruht 
die Hypothek auf dem ganzen Grundſtück, ſo iſt das Zubehör, das zum Geſellſchaftsvermögen 
gehört, mit Rückſicht darauf, daß die Geſellſchafter die alleinigen Träger des Geſellſchaftsvermögens 
ſind (RG 56 S. 206, 432; 65 S. 23, 230), kein fremdes Zubehör für die Hypothek (Os 20, 413). 
Gehört das Zubehör nur einem der beiden Grundeigentümer, iſt aber das ganze Grund⸗ 
ſtück mit der Hypothek belaſtet, ſo erſtreckt ſich die Hypothekenhaftung auf das dem einen 
Grundeigentümer gehörige Zubehör. Denn die Hypothek ergreift mit dem ganzen Grundſtück 
auch den Anteil des einen Eigentümers und erfaßt damit auch das zu dieſem Anteil gehörige 
Zubehör (RG 132, 325). — Da die Schlußworte des $ 1120 ſich als Ausnahmebeſtimmung kenn⸗ 
zeichnen, hat derjenige, der behauptet, daß Zubehörſtücke nicht in das Eigentum des Grundſtücks⸗ 
eigentümers gelangt find, hierfür die Beweislaſt (NG JW 1911, 707). Wenn jedoch der Er⸗ 
fteher eines Grundſtücks Zubehörſtücke, die vor dem Zuſchlag von dem Grundſtück entfernt worden 
ſind, mit der Behauptung herausverlangt, der ihm erteilte Zuſchlag erſtrecke ſich auf die Gegen- 
ſtände (55 20, 55 8 V)), fo trifft ihn die Beweislaſt dafür, daß der Vollſtreckungsſchuldner der 
Eigentümer der Zubehörſtücke geweſen und daß die Beſchlagnahme der Zubehörſtücke trotz ihrer 
Entfernung vom Grundſtück wirkſam geblieben ſei ($ 23 3G). Denn er ſtand vor dem Zuſchlag 
zu dem Grundſtück in keiner Rechtsbeziehung und kann nur Rechte geltend machen, die durch 
den Zuſchlag unmittelbar in feiner Perſon entſtanden find (MG JW 1911, 7072). Gehören Zubehör⸗ 
ſtücke dem Grundſtückseigentümer, fo iſt es für die Haftung gleichgültig, ob fie die Zubehöreigen- 
ſchaft ſchon vor oder erſt nach der Hypothekbeſtellung erlangt haben; $ 1120 macht 
in dieſer Hinſicht keinen Unterſchied (tr.; RG 53, 352). Die Mobiliarzwangsvollſtre ckung 
in Zubehörſtücke iſt nach $ 865 Abſ 2 Satz 1 ZPO unzuläſſig. Die Pfändung ift ſchlechthin unwirk⸗ 
ſam und kann in keiner Weiſe (z. B. auch nicht durch Genehmigung des Schuldners) gültig werden 
(A 59, 88; 60, 73; JW 1904, 57510; Gruch 49, 1067). Die Hypothekengläubiger können dagegen 
Erinnerung beim Vollſtreckungsgericht nach $ 766 ZPO und Widerſpruchsklage aus 8 771 PO 
erheben (RO 55, 207; 63, 373; 69, 93; Gruch 56, 800). Dies gilt auch bei Beſtandteilen, die nach 
der Trennung Zubehörſtücke werden. Wie die Rechte der Hypothekengläubiger auf Zubehörſtücke, 
die bei der Zwangsverſteigerung von dem Zuſchlag ausgeſchloſſen worden ſind, geltend 
gemacht werden, iſt erörtert in Rh 55, 414; JW 1897, 340; 1903, 43410 und in $ 1181 A1. 


8 1121 

Erzeugniſſe und ſonſtige Beſtandteile des Grundſtücks ſowie Zubehörſtücke 
werden von der Haftung frei, wenn ſie veräußert 1) und von dem Grundſtück 
entfernt werden ?), bevor fie zugunſten des Gläubigers in Beſchlag genommen 
worden find ). 

Erfolgt die Veräußerung vor der Entfernung, ſo kann ſich der Erwerber 
dem Gläubiger gegenüber nicht darauf berufen, daß er in Anſehung der 
Hypothek in gutem Glauben geweſen ſei ). Entfernt der Erwerber die Sache 
von dem Grundſtücke, ſo iſt eine vor der Entfernung erfolgte Beſchlagnahme 
ihm gegenüber nur wirkſam, wenn er bei der Entfernung in Anſehung der 
Beſchlagnahme nicht in gutem Glauben iſt 5). 

E 11008 II 1030; M 3 661 ff.; P 2 249; 3 556ff.; 6 247ff., 284f. 
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1. Die Veräußerung ift nur die eine Vorausſetzung für das Freiwerden der Erzeugniſſe, 
ſonſtigen Beſtandteile (51120 A 2, 4) und Zubehörſtücke (F 1120 A 5) von der Haftung für die 
Hypothek. Unter dieſer Veräußerung iſt die Eigentumsübertragung zu verſtehen (RG 143, 
246). Der Abſchluß eines auf Übereignung gerichteten ſchuldrechtlichen Rechtsgeſchäfts (3. B. eines 
Kaufvertrags) genügt mithin für ſich allein noch nicht. Es muß vielmehr die Einigung über den 
Eigentumsübergang und die Übergabe gemäß den 88 929ff. erfolgt ſein (RG Gruch 61, 32; 64, 98; 
DRG 26, 151). Daher ift auch der Eigentumsvorbehalt an weſentlichen Beſtandteilen, der nur 
eine perſönliche Verpflichtung zur Duldung der Trennung und Wegnahme begründen kann (RG 
63, 416; JW 1908, 671; SeuffA 59, 218; 66, 322), noch keine Veräußerung. Ferner fällt hierunter 
nicht die rechtsgeſchäftliche Belaſtung (z. B. durch Beſtellung eines Pfandrechts, eines Nieß⸗ 
brauchs), weil dabei keine Übereignung ſtattfindet (R Gruch 31, 432; SeuffA 59, 296; $1122 
A5). Ebenſowenig gehört hierher die Pfändung im Wege der Zwangsvollſtreckung, ſoweit fie 
überhaupt zuläſſig iſt (8 1120 A 2, 5; RG 143, 246). Die Haftung gepfändeter (getrennter) Be⸗ 
ſtandteile erliſcht daher ſelbſt dann nicht, wenn der Gerichtsvollzieher fie vom Grundſtück entfernt; 
erſt die Verſteigerung (88 935, 936) vor der Beſchlagnahme hebt die Haftung auf (RG 25, 21; 
143, 246; Gruch 31, 432; 49, 1048; f 1122 A 4). Zu beachten bleibt aber die Enthaftungsmöglich⸗ 
keit nach $ 1122 (dort A 4) und die Vorſchrift des $ 1208. Gemeint ift ferner im $ 1121 eine die 
Beſtandteile oder Zubehörſtücke allein betreffende, auf ihre Loslöſung vom Grund⸗ 
ſtück gerichtete Veräußerung. Daher erliſcht im Falle der Veräußerung des Grundſtücks 
nebſt Zubehör die Haftung von Zubehörſtücken trotz ihrer Entfernung durch den Erwerber 
nicht, wenn der Erwerber das Grundſtück zwar übergeben, aber nicht aufgelaſſen erhalten, 
alſo das Eigentum nur an dem Zubehör, nicht auch am Grundſtück erlangt hat. Die Ver⸗ 
äußerung durch den Konkursverwalter ſteht nach $6 KO der Veräußerung durch den Eigen⸗ 
tümer gleich. Die Haftung erliſcht alſo, wenn Beſtandteile oder Zubehörſtücke vor der Beſchlag⸗ 
nahme (A 3) vom Konkursverwalter veräußert und vom Grundſtück entfernt werden (RG 42, 90; 
69, 90). Streitig iſt, ob der Verwalter den Erlös zur Konkursmaſſe ziehen darf oder ob die Hypo⸗ 
thekengläubiger Anſpruch darauf erheben können. Letzteres iſt in der Regel zu verneinen, auch 
dann, wenn die Hypothekengläubiger dem Konkursverwalter gegenüber vor der Entfernung die 
Gegenſtände für ſich beanſprucht haben (a. M. Rch 42, 87). Die Veräußerung des Verwalters iſt auch 
keine Pfändung im Sinne des $ 865 Abſ 2 Satz 1 YPD; fie iſt alſo insbeſondere bei Zubehör⸗ 
ſtücken nicht unzuläſſig und nichtig (a. M. RG 69, 92; JW 1908, 561°”). Iſt aber die Verfügung 
des an Stelle des Gemeinſchuldners handelnden Verwalters unwirtſchaftlich für die Benutzung 
des Grundſtücks, ſo kann für die (bei der Zwangsverſteigerung des Grundſtücks ausgefallenen) 
Hypothekengläubiger ein Maſſeanſpruch aus g 59 Nr oder Nr 3 KSO, namentlich in Höhe des 
Erlöſes, gegeben fein (RG 69, 90; JW 1908, 56177; DLG 37, 212). Die Einziehung von Miet. 
oder Pachtzinſen durch den Verwalter behandelt 1124 A 4. Übrigens ift der Verwalter nicht 
berechtigt, Zubehörſtücke, die der Gemeinſchuldner vor der Konkurseröffnung verkauft und dem 
Käufer übereignet hat, die aber noch nicht vom Grundſtück entfernt worden ſind, dem Käufer 
deswegen vorzuenthalten, weil ſie mangels ihrer Entfernung noch der Haftung für die Hypo⸗ 
theken unterliegen (A 2). Denn fie gehören nach den $$ 1, 6 KO nicht zur Konkursmaſſe und 
unterliegen daher nicht dem Verwaltungs- und Verfügungsrecht des Verwalters (RG 99, 210). 
Ausnahmsweiſe erliſcht unter den Vorausſetzungen des $ 1122 Abſ 1 die Haftung der in den 

renzen einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft getrennten Erzeugniſſe oder ſonſtigen Beſtandteile 
durch Entfernung vom Grundſtück auch ohne Veräußerung. Ferner bewirkt nach $ 1122 Abſ2 
die Aufhebung der Zubehöreigenſchaft innerhalb der Grenzen einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft 
das Erlöſchen der Haftung von Zubehörſtücken auch ohne Veräußerung. 

2. Die Haftung erliſcht nicht ſchon durch die Veräußerung allein (RG 99, 211; JW 1905, 17517; 
1911, 4685; 1927, 40211; Gruch 64, 98; SeuffA 74 Nr 120). Sie erliſcht auch nicht durch Entfernung 
vor der Beſchlagnahme allein (OLG 26, 151), ſelbſt wenn dieſer Entfernung ſpater, aber erſt nach 
der Beſchlagnahme, die Veräußerung nachfolgt (OLG 26, 141). Vielmehr erliſcht die Haftung 
nur beim Zuſammentreffen von Veräußerung und Entfernung vor der Beſchlagnahme 
RG Warn 1915 Nr 118; OLG 4, 373; 37, 213). Liegen dieſe Vorausſetzungen vor, fo erliſcht 
die Haftung aber auch dann, wenn die Veräußerung und Entfernung nicht innerhalb der Grenzen 
einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft erfolgten (Seuff a 59 Nr 82) und wenn der Erwerber Kenntnis 
von der hypothekariſchen Belaſtung hatte (OLG 26, 151). Entfernung, alſo Wegſchaffung vom 
Grundſtück, iſt grundſätzlich etwas anderes als Beſitzübergabe, wenn beides auch zuſammenfallen 
lann. Beſitzübergabe ohne Entfernung genügt nicht. Deshalb erliſcht die Haftung von Zubehör⸗ 
ſtücken nicht ſchon dadurch, daß der Eigentümer fie einem Gläubiger ſicherungshalber zum Eigen⸗ 
tum überträgt und als Erfah der Übergabe gemäß $ 930 vereinbart wird, der Eigentümer ſolle 
die Gegenſtände fortan zur Leihe haben (RG Warn 1911 Nr 36). Eine den Grundſtücken gleich⸗ 
ſtehende Abbaugerechtigkeit (Vorbem 4 vor $ 873) erſtreckt ſich nicht allein auf das unter der Erd⸗ 
oberfläche liegende Kohlenfeld, ſondern umfaßt auch alle der Ausbeute der gewonnenen Kohlen 
und anderen Foſſilien dienenden bergbaulichen Anlagen (RG 61, 190). Bei ihr find dieſe Anlagen, 
ſoweit fie Beſtandteile (nicht Zubehör) find, gleichzuſtellen dem in 81121 gemeinten, mit der 


360 Sachenrecht Hypothek Grundſchuld Rentenſchuld 


Hypothek belaſteten Grundſtück. Daher ſind Gegenſtände, die ſich noch innerhalb ſolcher Anlagen 
befinden, nicht als „von dem Grundſtück entfernt“ im Sinne dieſer Vorſchrift zu erachten, auch 
wenn fie aus Schächten herausgenommen worden find (RG Gruch 61, 322). Weiter muß die 
Entfernung, wie ſich aus den Worten „veräußert und entfernt“ ergibt, mit der Veräußerung derart 
im Zuſammenhang ſtehen, daß ſie entweder von vornherein oder doch, wenn die Veräußerung 
erſt hinterher vorgenommen wird, im Endergebnis als infolge der Veräußerung geſchehen er⸗ 
ſcheint. Auch muß die Fortſchaffung eine dauernde Loslöſung des Veräußerten vom Grundſtück 
zum Ziel haben. Denn iſt etwas zwar veräußert, aber ohne Beziehung auf dieſe Veräußerung 
aus anderem Anlaß entfernt worden, fo iſt es nicht im Geſetzesſinn veräußert und entfernt, und eine 
Fortſchaffung, die nur zu einem vorübergehenden Zweck erfolgt, kann nicht als Entfernung mit 
Rückſicht auf eine Veräußerung angeſehen werden (ſtr.] RG JW 1911, 4685). Daher erliſcht die 
Haftung zwar, wenn die Fortſchaffung (z. B. auf einen Markt) zum Zwecke der Veräußerung erfolgt 
und dann die Veräußerung nebſt Beſitzubergabe ſtattfindet. Denn auch in dieſem Falle treffen 
Entfernung und Veräußerung zuſammen. Die Haftung erliſcht aber nicht, wenn nach der Ver⸗ 
äußerung die Fortſchaffung für einen anderen als den Erwerber bewirkt wird (ſtr.). Ebenſowenig 
erliſcht fie z. B. dann, wenn die Fortſchaffung in Vollziehung einer einſtweiligen Verfügung 
durch den Gerichtsvollzieher erfolgt zur Verwahrung bis zur Entſcheidung über den zwiſchen dem 
Eigentümer und einem andern ſtreitigen Herausgabeanſpruch (NG JW 1911, 4658, 1933, 2014). 
Dagegen liegt eine auf dauernde Loslöſung vom Grundſtück gerichtete und deshalb die Hyvotheken⸗ 
haftung beendigende Entfernung vor, wenn der Gerichtsvollzieher die Wegſchaffung vornimmt 
in Vollziehung einer einſtweiligen Verfügung, die der bereits zum Eigentümer gewordene Er⸗ 
werber der Sache gegen den veräußernden Grundſtückseigentümer erwirkt hatte, um der Beſchlag⸗ 
nahme der veräußerten Sache durch die Hypothekengläubiger zuvorzukommen und vorzubeugen 
(& 144, 152). In einer Wegſchaffung auf Grund einer Sicherungsübereignung wird regel⸗ 
mäßig noch keine für die Dauer berechnete Loslöſung zu finden ſein; eine ſolche Wegſchaffung 
beendet daher die Hypothekenhaftung in der Regel nicht (HAN 1934 Nr 1118). Wird ein ver⸗ 
äußertes Zubehörſtück in verſchiedene Teile zerlegt, jo daß es die Natur als Einheitsſache einbüßt, 
und wird dann ein Teil (3. B. der Dampfkeſſel einer Lokomobile) für den Erwerber vor der Be⸗ 
ſchlagnahme in einer Weiſe entfernt, daß die Entfernung keine bloß vorübergehende und die Tren⸗ 
nung von den andern auf dem Grundſtück zurückbleibenden Teilen eine dauernde iſt, ſo wird jener 
Teil von der Haftung für die Hypothek frei. Er bleibt nicht etwa deswegen in der Haftung, weil er 
mit den andern Teilen eine Einheit gebildet hat und die Hypothek ſich auf dieſe weiter erſtreckt (Rh 
Gruch 64, 97; a. M. OLG 39, 250). Möglicherweiſe ſind auch die anderen Teile von der Haftung für 
die Hypothek nach $ 1122 Abſ 2 frei geworden, ſofern ſie nämlich für ſich allein nicht mehr als Zu⸗ 
behör ($ 97) des Grundſtücks anzuſehen find (3. B. für ſich allein nicht betriebsfähige Teile einer 
Vokomobile, die Zubehör eines Sägewerks war) und die Aufhebung der Zubehöreigenſchaft inner⸗ 
halb der Grenzen einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft erfolgt iſt (R Gruch 64, 98). Iſt die Haftung 
durch Veraußerung und Entfernung erloſchen, ſo ſteht den Hypothekengläubigern auch ein Anrecht 
auf den Kaufpreis oder den Zwangsverſteigerungserlös (A 1) nicht zu (RG 25, 21). Doch kann 
ihnen, namentlich im Falle des fog. kalten Abbrennens des Eigentümers, ein Schadenserſatz⸗ 
anſpruch gegen die Erwerber von Beſtandteilen oder Zubehörſtücken unter den allgemeinen 
Vorausetzungen der 95 823ff. zuſtehen (RG 42, 170; 44, 186; 69, 91; 73, 333; Gruch 48, 380; 
55, 664; § 1134 A 3). Ferner können die Hypothekengläubiger, wenn ſie wegen ihres dinglichen 
Anſpruchs einen Vollſtreckungstitel beſitzen und die ſonſtigen Vorausſetzungen des Anfechtungs⸗ 
geſetzes v. 20. 5. 1898 vorliegen, die Veräußerung und Entfernung von Zubehörſtücken als 
ihnen gegenuber unwirkſam anfechten (RG 100, 89; Gruch 57, 1005). Das gilt auch dann noch, 
wenn durch den Zuſchlag des Grundſtücks in der Zwangsverſteigerung, welche veräußerte und 
entfernte Gegenſtände nicht erfaßt, das Hypothekenrecht an dem Grundſtück bereits erloſchen iſt. 
Denn die vorgängige Inanſpruchnahme des Grundſtücks iſt zivar an ſich nach $2 Anfch Voraus- 
ſetzung der Anfechtung. Die Verſteigerung des Grundſtücks kann aber die Anfechtung von Ver⸗ 
außerungen nicht beeinträchtigen, die für den Hypothekengläubiger nachteilig waren und mit dem 
Zwangsverſteigerungsverfahren nichts zu tun hatten (RG 100, 90). 

3. Vor der Beſchlagnahme zugunſten des Gläubigers müſſen Veräußerung und Entfernung 
ſtattgefunden haben. Folgen dieſe Rechtsakte der Beſchlagnahme erſt nach oder wird die Beſchlag 
nahme auch nur in der Zwiſchenzeit zwiſchen Veräußerung und Entfernung oder zwiſchen biefet 
und der etwa jpäteren Veräußerung ausgebracht, fo erliſcht die Haftung nicht (JW 1927, 4021). 
Die Hypothekengläubiger oder der Zwangsverwalter können die Zurückſchaffung der entfernten 
Sachen, ſoweit ſie hiernach noch der Haftung für die Hypothek unterliegen, insbeſondere von Zu⸗ 
behörſtücken, verlangen (SeuffA 74 Nr 120). Unter Umſtänden ift aber der Erwerber nach Abs 
Saß 2 durch feinen guten Glauben in Anſehung der Beſchlagnahme geſchützt (A 5). Durch die 
Beschlagnahme verwirklicht der Hypothekengläubiger fein dingliches Recht an den Erzeugnis 
ſonſtigen Beſtandteilen und Zubehörſtücken. Dadurch iſt er fortan gegen den Verluſt des Rech 
durch Veräußerung und Entfernung geſchützt. Dieſe Beſchlagnahme wird gemäß den 8 20, 3 5 
146, 148 BVG durch Einleitung der Zwangsverſteigerung oder der Zwangsverwaltung bewirkt. 
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Beide Maßnahmen haben die Wirkung eines Veräußerungsverbots zugunſten des betreibenden 
Gläubigers (88 135, 136 BOB; RG 86, 258). Den Beginn der Wirkſamkeit der Beſchlagnahme 
regeln die S$ 22 Abſ 1, 150, 151 Abſ 1 3G. Nach den 99 21 Abſ 3, 146 ZUG hat aber weder 
die Zwangsverſteigerung noch die Zwangsverwaltung die Beſchlagnahme derjenigen Früchte 
zur Folge, bei denen einem Pächter das Recht auf den Fruchtgenuß zuſteht. Nach den 58 21 Ubi i, 
148 Abſ 1 ZUG umfaßt die Beſchlagnahme durch Zwangsverſteigerung, anders als die Beſchlag 
nahme durch Zwangsverwaltung, land- und forſtwirtſchaftliche Erzeugniſſe nur, ſoweit dieſe noch 
mit dem Boden verbunden oder Zubehör des Grundſtücks ſind. Die Wirkung der Trennung ſolcher 
Erzeugniſſe in der Zeit zwiſchen Beſchlagnahme und Verſteigerung iſt in A2 zu $ 1120 erörtert. 
Tritt ein Hypothekengläubiger dem bereits eingeleiteten Verfahren bei, ſo wirkt die Beſchlagnahme 
von der Zuſtellung des den Beitritt zulaſſenden Beſchluſſes ab auch zu feinen Gunſten ($$ 27, 146, 
151 Abſ 2 3G; RG Warn 1915 Nr 118; OL 9, 139). Andere Hypothekengläubiger dagegen, die 
weder betreibende noch beitretende Gläubiger ſind, können ſich auf die Beſchlagnahme nicht berufen 
MG Warn 1915 Nr 118; SeuffA 59 Nr 69). Da die Beſchlagnahme auch ſolche Zubehörſtücke 
umfaßt, die zwar vom Eigentümer veräußert und an den Erwerber zum Eigentum übertragen, 
aber noch nicht vom Grundſtück entfernt worden find, erſtreckt ſich die Verſteigerung nach $ 55 
Abs 1 8G auch auf dieſe Zubehörſtücke. Dem Erwerber fteht wegen ſeines Eigentums kein der 
Verſteigerung entgegenſtehendes Recht im Sinne des J 37 Nr 5 ZUG zu. Die Beſtimmung im 
955 Abs 2 30, wonach auf Zubehörſtücke, die im Beſitz des Schuldners oder eines neu ein. 
getretenen Eigentümers find, die Verſteigerung ſich auch dann erftredt, wenn fie einem Dritten 
gehören, es ſei denn, daß dieſer ſein Recht nach Maßgabe des $ 37 Nr 5 BVG geltend gemacht 
hat, bezieht ſich nur auf ſolche Zubehörſtücke, die zur Zeit der Beſtellung der Hypothek für den be⸗ 
treibenden Gläubiger nicht in das Eigentum des Grundſtückseigentümers gelangt waren, alſo 
nach $ 1120 überhaupt nicht in die Haftung für die Hypothek eingetreten und daher von der Be⸗ 
ſchlagnahme in Wirklichkeit nicht umfaßt worden find (RG Warn 1915 Nr 118). Steht das Grund⸗ 
ſtückim Miteigentum mehrerer Perſonen, jo ergreift die Beſchlagnahme Zubehörſtücke auch dann, 
wenn fie nur einem der Miteigentümer gehören (a. M.: JW 1926, 22269). — Bei Gegenſtänden, 
auf die ſich die Hypothek erſtreckt und die zur Immobiliarmaſſe gehören (mit Ausnahme der auch 
für den Hypothekengläubiger nach § 865 Abſ 2 Satz 1 ZPO unpfändbaren Zubehörſtücke), be⸗ 
wirkt auch die Pfändung im Wege der Mobiliarzwangsvollſtreckung oder der 
Arreſtvollziehung eine Beſchlagnahme im Sinne des $ 1121, wenn ſie wegen des ding⸗ 
lichen Anſpruchs des Hypothekengläubigers erfolgt. Denn nach $ 1147 kann der Hypo⸗ 
thekengläubiger wegen jeines dinglichen Anſpruchs nicht nur aus dem Grundſtück, ſondern 
auch aus den (beweglichen) Gegenſtänden, auf die ſich die Hypothek erſtreckt, feine Befriedigung 
im Wege der Zwangsvollſtreckung ſuchen. Die Zwangsvollſtreckung auf Grund eines Schuldtitels 
wegen des dinglichen Anſpruchs, der als Geldſorderung gilt (88 688 Abſ 1 Satz 2, 794 Nr 4, 5 
ZRO), findet aber in bewegliches Vermögen nach § 803 ZPO durch Pfändung ſtatt (RG 23, 
56; 29, 242; 31,318; 42, 88; 76, 118; 81, 147; 86, 138; 103, 139; JW 1895, 78%; OLG 10, 420; 
26, 141). Sind Miteigentümer vorhanden und müßte die Pfändung (z. B. von Mietzinſen) 
gegen ſie alle erfolgen, ſo iſt ſie nach $ 14 RO nicht angängig, wenn einer von ihnen im 
Konkurſe iſt (OLG 26, 142). Eine Beſchlagnahme bewirkt ferner die Vollziehung einer einſt⸗ 
weiligen Verfügung, ſofern darin ein Veräußerungsverbot oder ſonſtige zur Sicherung eines 
Hypotbekengläubigers wegen ſeines dinglichen Anſpruchs dienende Anordnungen erlaſſen ſind 
(Ach 44, 310; 48, 207; 52, 138; SeuffA 59 Nr 119; Gruch 30, 1185). Hat dagegen der Hypotheken ⸗ 
gläubiger auf Grund eines vollſtreckbaren Schuldtitels, der lediglich ſeine im Wege der Schuld- 
klage geltend gemachte perſönliche (Hypotheken-) Forderung betrifft, Haftungsgegenſtände pfän⸗ 
den laſſen, ſo iſt eine Beſchlagnahme der Gegenſtände im Sinne des $ 1121 für ihn als Hypotheken. 
gläubiger nicht erfolgt (RG 52, 138; 76, 116; 81, 147; 86, 188; OLG 14, 110; 26, 142). — 
Die Beſchlagnahme hat, ſoweit nicht die Wirkung des guten Glaubens des Erwerbers Platz 
greift (A 5), zur Folge, daß eine Veräußerung oder Entfernung, auch eine Entfernung im Sinne 
des $ 1122 Abſ 1, ſowie eine Aufhebung der Zubehöreigenſchaft im Sinne des 3 1122 Abſ 2 dem 
1 Beſchlagnahme ausbringenden Hypothekengläubiger gegenüber unwirkſam iſt. Der Hypo⸗ 
hekengläubiger hat einen Anſpruch auf Rückſchaffung der weggebrachten Gegenſtände (M& 70, 
7015 In der Zwangsverwaltung kann auch der Zwangsverwalter nach den 99 148, 152 3386 die 
Gaaſchaffung verfolgen (Seuffl 74 Nr 120). Eine nur einzelne (getrennte) Beſtandteile betreffende 
Beſchlagnahme (durch Pfändung oder Vollziehung einer einſtweiligen Verfügung) gewährt dem 
Shhothefengläubiger aber keinen Schutz bezüglich anderer Beſtandteile und Zubehörſtücke. Ferner 
tarın der Schuldner im Falle der Zwangsberſteigerung, nicht auch der Zwangsverwaltung, über 
ene Beſtandteile oder Zubehörſtücke innerhalb der Grenzen einer ordnungsmäßigen Wirt⸗ 
chaft auch dem Gläubiger gegenüber noch wirkſam verfügen (58 23, 148 3860). — Die Beſchlag. 
0 . kann in der Regel erſt dann ausgebracht werden, wenn die Hypothekenforderung fällig und 
le ift (8 16 Abſ 1 3G). Ausnahmen hiervon ergeben ſich aber aus den 8 1133—1135 
N erſchlechterung des Grundſtücks oder des Zubehörs). Vor der Beſchlagnahme kann der Hypo⸗ 
hekengläubiger, ſofern nicht ein Fall der $$ 1134, 1135 vorliegt, der Entfernung von Beſtand⸗ 
Boch, Kommentar von Reichsgerſchtorüten. 9. Aufl. III. Bb. (Beſſau.) 36 
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teilen oder Zubehörſtücken nicht widerſprechen (OL 3, 337; Seuffel 63, 66). Wegen der Rechts⸗ 
behelſe gegen eine Pfändung ſolcher Gegenſtände und wegen des Anſpruchs auf den Verſteigerungs⸗ 
erlös iſt zu verweiſen auf $ 1120 A 2. 


4. Abſ 2 Satz 1 bedeutet: Im Falle einer Veräußerung vor der Entfernung, d. h. einer 
Veräußerung (A J), der noch nicht eine Entfernung (A 2) nachgefolgt iſt, erliſcht die Haftung 
der veräußerten Sache (Beſtandteil oder Zubehör) für die Hypothek nicht ſchon deswegen, weil 
der Erwerber bei dem Erwerb in Anſehung der Hypothek in gutem Glauben iſt, weil ihm alſo 
weder bekannt noch infolge grober Fahrläſſigkeit unbekannt ift (8 932 Abſ 2), daß die Hypothek 
an dem Grundſtück beſteht. Die Vorſchrift enthält mithin eine Einſchränkung des Grundſatzes in 
9.936 Abſ 1 Satz 1, Abſ 2 (Erlöſchen der Rechte Dritter infolge gutgläubigen Eigentumserwerbs). 
Sie iſt mit Rückſicht darauf gegeben, daß die Kenntnis eines eingetragenen Rechts bei jedem, der im 
Widerſpruch damit erwerben wolle, vorauszuſetzen ſei (M 3, 662). Auch wenn alſo der Erwerber 
in gutem Glauben iſt, erliſcht die Haftung erſt mit der Entfernung (A 2). Bewirkt der Hypotbeken⸗ 
gläubiger vor der Entfernung die Beſchlagnahme, ſo kann der Erwerber ſich nicht auf $ 936 be⸗ 
rufen, alſo nicht geltend machen, daß kraft ſeines guten Glaubens die Haftung bereits erloſchen ſei. 
Gegebenenfalls kann er ſich aber auf ſeinen guten Glauben hinſichtlich der Veſchlagnahme nach 
Abſ 2 Satz 2 berufen (A 5). Erfolgt die Veräußerung nach der Entfernung, ſo kommt es 
auf den guten Glauben überhaupt nicht an. Die Haftung erliſcht dann wegen des Zuſammen⸗ 
ae von Entfernung und Veräußerung, auch wenn der Erwerber Kenntnis von der Hypothek 
hat (A 2). 

5. Abj2 Satz 2 bedeutet: Werden Beſtandteile oder Zubehörſtücke nach ihrer Veräuße⸗ 
rung, aber vor der Entfernung beſchlagnahmt und demnächſt von dem Erwerber entfernt, 
jo iſt dem Erwerber gegenüber die VBeſchlagnahme nur wirkſam, d. h. die Haftung der Sachen 
für die Hypothek nur dann nicht erloſchen (A 2, 3), wenn der Erwerber bei der Entfernung in 
Anſehung der Beſchlagnahme nicht in gutem Glauben iſt, wenn ihm alſo die Beſchlagnahme 
bekannt oder infolge grober Fahrläſſigkeit unbekannt geblieben iſt (8 932 Abſ 2). Die Vorſchrift 
entſpricht dem § 135 Abſ 1, 2 (Wirkſamkeit eines Veräußerungsverbots nur gegenüber einem 
bösgläubigen Erwerber). Der Hypothekengläubiger, der die Haftung der vor der Beſchlagnahme 
veräußerten und nach der Beſchlagnahme entfernten Sache für ſeine Hypothek geltend macht, 
muß alſo die Bösgläubigkeit des Erwerbers hinſichtlich der Beſchlagnahme beweiſen. St jedoch 
der Verſteigerungs⸗ oder der Zwangsverwaltungsvermerk (vor der Entfernung) in das Grund⸗ 
buch eingetragen, jo gilt gemäß den $$ 23 Abſ 2 Saß 2, 146 3 die Beſchlagnahme als dem Erwer⸗ 
ber bekannt (Seuff A 74 Nr 120). Ferner ſteht nach den $$ 23 Abſ 2 Satz 1, 146 3G die Kenntnis 
des Antrags auf Zwangsverſteigerung oder Zwangsverwaltung der Kenntnis der Beſchlagnahme 
gleich. Aus der Vorſchrift des $ 1121 Abſ 2 Satz 2 iſt nicht zu folgern, daß die Rechtslage anders iſt, 
wenn die Entfernung vor der Beſchlagnahme und die Veräußerung nach dieſer 
erfolgt. Vielmehr iſt auch für dieſen Fall anzunehmen, daß die Haftung nur dann nicht erliſcht, 
wenn zur Zeit der Veräußerung die Beſchlagnahme (Zwangsverſteigerung oder Zwangsverwal⸗ 
tung) im Grundbuch vermerkt oder der Erwerber hinſichtlich der Veſchlagnahme bösgläubig ist 
(ſtr.; vgl. $$ 135, 136, 892 Abf 1 Satz 2, 932). 


8 1122 
Sind die Erzeugniſſe oder Beſtandteile innerhalb der Grenzen einer ord⸗ 
nungsmäßigen Wirtſchaft von dem Grundſtücke getrennt worden 9), ſo erliſcht 
ihre Haftung auch ohne Veräußerung 2), wenn ſie vor der Beſchlagnahme 
von dem Grundſtück entfernt werden ), es ſei denn, daß die Entfernung zu 
einem vorübergehenden Zwecke erfolgt ). 


Zubehörſtücke werden ohne Veräußerung von der Haftung frei, wenn die 
Zubehöreigenſchaft innerhalb der Grenzen einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft 
vor der Beſchlagnahme aufgehoben wird 5), 

EI 1068 II 1030; M 3 661ff.; P 2 249; 3 556 ff.; 6 247 ff., 284. 

1. Unter der Trennung von Erzeugniſſen oder ſonſtigen Beſtandteilen innerhalb der Grenzen 
einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft iſt die Loslöſung vom Grund und Boden zu Zwecken wirtſchaft⸗ 
licher Benutzung des Grundſtücks zu verſtehen (Geuffil 58 Nr 78; OLG 8, 417). Wird bei der 
Trennung ein Zweck verfolgt, der für die Benutzung des Grundſtücks unwirtſchaftlich iſt, ſo iſt die 
Anwendung des Abſ 1 ausgeſchloſſen. Dies gilt namentlich auch dann, wenn beabſichtigt wird, 
die weitere Vewirtſchaftung des Grundſtücks aufzugeben (16 69, 88; Odch 34, 213; 36, 178). 1 
ſo ſcheidet Abſ 1 bei einer den Grundſtücken gleichſtehenden, ſelbſtändigen Kohlenabbaugerechtigkeſ 
aus, wenn Beſtandteile aus den Schächten herausgenommen werden, weil die Grube erſoffen iſt 
(RG Gruch 61, 323; OLG 29, 360). 
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2. Die Beſtimmung, daß auch ohne Veräußerung die Haftung erliſcht, iſt eine Ausnahme 
von 8 1121, wonach die Haftung von Erzeugniſſen und ſonſtigen Beſtandteilen nur durch Ver⸗ 
äußerung und Entfernung (vor der Beſchlagnahme) erliſcht. Eine Veräußerung allein ohne Ent- 
fernung aber bewirkt das Erlöſchen der Haftung auch dann nicht, wenn die Beſtandteile in ord- 
nungsmäßiger Wirtſchaftsführung getrennt find. Auf Zubehörftüde bezieht ſich Abſ 1 nicht (A 3). 

3. Die Entfernung vor der Beſchlagnahme, die erſte Vorausſetzung für das Erlöſchen der 
Haftung nach Abf 1, braucht nicht wie die Trennung (U 1) innerhalb der Grenzen einer ordnungs⸗ 
mäßigen Wirtſchaft geſchehen zu fein (RG 143, 249). Auch im Falle einer unwirtſchaftlichen Ent⸗ 
fernung erliſcht die Haftung. Danach könnte es ſcheinen, als ob die Regel des $ 1121 Abſ 1, wonach 
Veräußerung und Entfernung zum Freiwerden erforderlich ſind, namentlich bei landwirtſchaftlichen 
Grundſtücken für ordnungsmäßig getrennte Erzeugniſſe oder ſonſtige Beſtandteile durch $ 1122 
Abſ 1 tatfächlich zur Ausnahme geſtaltet werde. Es iſt jedoch zu beachten, daß beſonders die Erzeug. 
niſſe nach der Trennung häufig Zubehörſtücke ſein werden ($ 98 Nr 2; OLG 14 S. 105, 106) und daß 
die Haftung dieſer Aubehörftüde durch Entfernung allein ohne Veräußerung nach § 1121 Abſ 1 
nicht erliſcht (A 2), Der Begriff Entfernung iſt erläutert in 5 1121 A 2. Auch die Fortſchaffung auf 
ein anderes ſelbſtändiges Grundſtück desſelben Eigentümers iſt eine regelmäßig dem Geſetz ge⸗ 
nügende Entfernung (vgl. jedoch Rc Recht 1919 Nr 1107). 

4. Die zweite Vorausſetzung für das Erlöſchen der Haftung, daß die Entfernung nicht zu 
einem vorübergehenden Zweck erfolgt, iſt gegeben, wenn nach den gegenwärtig obwaltenden 
Verhältniſſen eine Rückſchaffung auf das Grundſtück nicht mehr in Ausſicht jest (NG 47, 202). 
Eine Entfernung zum Zweck der rechtsgeſchäftlichen Pfandbeſtellung erfüllt dieſe Vorausſetzung 
nicht (ſtr.). Werden dagegen ordnungsmäßig getrennte und zuläffig im Wege der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung gepfändete Erzeugniſſe oder Beſtandteile durch den Gerichtsvollzieher vor der Beſchlag⸗ 
nahme vom Grundſtück entfernt, jo erliſcht in aller Regel ihre Haftung für die das Grundſtück be⸗ 
laſtenden Hypotheken. Nur unter ganz beſonderen Umſtänden kann ausnahmsweiſe angenommen 
werden, daß dieſe Entfernung nur zu einem vorübergehenden Zwecke erfolgt und deshalb die 
Hypathekenhaftung beſtehen geblieben ſei. Solche Umſtände hat der Hypothekengläubiger dar⸗ 
zulegen und zu beweiſen, wenn er ſich auf das Weiterbeſtehen der Haftung berufen will (Ach 143, 
241). Gelingt dieſer Beweis, ſo iſt davon auszugehen, daß nach der Regel des $ 1121 Abſ 1 die 
Haftung der entfernten Erzeugniſſe oder Beſtandteile erſt mit dem Pfandverkauf oder der Ver⸗ 
ſteigerung vor der Beſchlagnahme erliſcht (5 1121 A J). 

5. Aufhebung der Zubehöreigenſchaft innerhalb der Grenzen einer ordnungsmäßigen 
Wirtſchaft (A 1h liegt z. B. vor, wenn bet einem Landgut das zum Wirtſchaftsbetried beſtimmie 
ältere Vieh ($ 98 Nr 2) durch neues erſetzt und zum Verkauf geſtellt oder wenn Dünger auf ein 
anderes mit der Hypothek des Gläubigers nicht belaſtetes Grundſtück desſelben Eigentümers 
gebracht wird. Die Haftung erliſcht hier gemäß Abſ 2 auch ohne Veräußerung. Soweit die Zube⸗ 
höreigenſchaft ohne Entfernung aufgehoben werden kann, iſt die Entfernung auch zum Erlöſchen der 
Haftung für die Hypothek nicht erforderlich ($ 97 A 13). Dagegen wird durch Veräußerung allein 
ohne Aufhebung der Zubehöreigenſchaft im Sinne des Abſ 2 das Freiwerden von der Haftung 
auch dann nicht bewirkt, wenn die Veräußerung innerhalb der Grenzen einer ordnungsmäßigen 
Wirtſchaft erfolgt (MG JW 1905, 17517; Seuffe 58 Nr 78; a. M. OLG 8, 417). Nach der Regel 
des 31121 Abſ 1 muß in dieſem Falle vielmehr die Entfernung hinzukommen ($ 1121 A 1, 2). 
Durch Verpfändung und Entfernung vom Grundſtück wird wegen des vorübergehenden Zweckes 
(AA) die Zubehöreigenſchaft gemäß 9 97 Abſ 2 Satz 2 nicht aufgehoben; die Haftung erliſcht 
dadurch alfo nicht (8 1121 A 1). Die Pfändung von Zubehör iſt nach $ 865 Abſ 2 Satz 1 3PO 
überhaupt unzuläſſig und wirkungslos (RG 59, 88; 60, 73; Gruch 49, 1067). Eine Aufhebung 
der Zubehöreigenſchaft „innerhalb der Grenzen einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft“ kann nicht 
in Frage lommen, wenn die wirtſchaftliche Benutzung des Grundſtücks überhaupt aufgegeben 
wird (MG 69, 88; Gruch 61, 323; A 1). Auch erliſcht die Haftung nicht allein dadurch, daß die 
Benutzung der Gegenſtände als Zubehör (z. B. bei einer ſelbſtändigen Kohlenabbaugerechtigkeit 
wegen Erſaufens der Grube) nachträglich unmöglich wird (Reh 47, 202; Gruch 61, 323; OG 
29, 359). Anders liegt die Sache dagegen, wenn innerhalb eines großen Fabrikvetriebes nur ein 
dieler, unwirtſchaftlich gewordener Erzeugungszweig dauernd ſtillgeleat, wird. Die Maſchinen 
1 60 Zweiges hören dann auf, Zubehör des Fabrikgrundſtücks zu fein und ſcheiden aus der Hypo⸗ 
hekenhaftung aus (RG Warn 1934 Nr 56; $ 97 A 13 a. E.). Nicht nur für den Grundſtückseigen⸗ 
ie ſelbſt, ſondern auch für feinen Konkursverwalter findet das Recht zur Veräußerung von 

hrundſtückszubehör ſeine Begrenzung in dem Gebot ordnungsmäßiger Wirtihaftsführung. Ver- 
bunt der Konkursverwalter entgegen dieſem Gebot (Verſchleuderung von Zubehör, völlige Aufgabe 
155 bisherigen wirtſchaftlichen Benutzung des Grundſtucks), fo können ſich ſpäter in der Zwangs ⸗ 
Gch gerung ausfallende Hypothekengläubiger an den hinterlegten Erlbs für das Zubehör halten 
ei 0 RR 1936 Nr 669). Der Fall, daß ein Zubehörſtück veräußert und in Teile zerlegt, dann 
. vom Grundſtück entfernt wird und die übrigen Teile auf dem Grundſtück zurückbleiben, 
ft in 51121 A 2 erörtert. 
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Iſt das Grundſtück vermietet oder verpachtet, fo erſtreckt ſich die Hnpothek 
auf die Miet- oder Pachtzinsforderung 1). 

Soweit die Forderung fällig iſt, wird ſie mit dem Ablauf eines Jahres 
nach dem Eintritte der Fälligkeit von der Haftung frei, wenn nicht vorher 
die Beſchlagnahme zugunſten des Hypothekengläubigers erfolgt 2). Iſt der 
Miet- oder Pachtzins im voraus zu entrichten, ſo erſtreckt ſich die Befreiung 
nicht auf den Miet- oder Pachtzins für eine ſpätere Zeit als das zur Zeit der 
Beſchlagnahme laufende Kalendervierteljahr; erfolgt die Beschlagnahme 
innerhalb des letzten halben Monats eines Kalendervierteljahrs, so erstreckt 
sich die Befreiung auch auf den Miet- oder Pachtzins für das folgende 
Kalendervierteljahrs). 

EI 1067, 1069 IT 1031; M 3 651, 657ff., 664; P 3 540f., 558 ff., 656, 560 ff. 


1. Der geſetzgeberiſche Grund für die Haftung der Miet⸗ oder Pachtzins forderungen ift, 
daß dieſe an die Stelle der dem Zugriff der Hypothekengläubiger durch die Vermietung oder 
Verpachtung entzogenen (521 Abſ 3 ZUG) Früchte oder Nutzungen treten ſollen (M 3, 658; 
DLG 13, 202). Nach den 98 57, 574, b, 152 39G werden Miet- oder Pachtverhältniſſe auch durch 
Zwangsverſteigerung oder Zwangsverwaltung nicht aufgehoben. Die Haftung nach $ 1123 
Abf 1 beginnt, wie bei den Früchten (8 1120), mit der Hypothekeintragung, nicht erſt mit der Be⸗ 
ſchlagnahme. Sie umfaßt grundſätzlich nicht nur die Zinsbeträge, die für die Zeit nach der Hypothek⸗ 
eintragung aus vorher abgeſchloſſenen Verträgen zu entrichten ſind, und zwar ohne Rückſicht 
auf ihre Fälligkeit, ſondern ſie erſtreckt ſich auch auf die rückſtändigen Zinsbeträge für die Zeit 
vorher (ſtr.) und auf die durch ſpätere Miet- oder Pachtverträge begründeten Zinsforderungen 
(R6 68, 13; 81, 150). Einſchränkungen dieſes Grundſatzes ergeben die $$ 1123 Abſ 2, 1124, 1125. 
Danach hat das dingliche Recht des Hypothekengläubigers an dem Miet- oder Pachtzins nicht 
eine die Befreiung von der Haftung oder Verfügungen des Eigentümers ſchlechthin verhindernde 
Wirkung (wie das Pfandrecht, das der $ 1128 für die Haftung der Forderung gegen den Verſicherer 
vorſieht). Vielmehr muß der Hypothekengläubiger ſein dingliches Recht an der Miet- oder Pacht⸗ 
zinsforderung durch Beſchlagnahme geltend machen. Solange die Forderung nicht zu⸗ 
gunſten des Hypothekengläubigers in Beſchlag genommen worden iſt, kann ſie nach Maßgabe 
des $ 1123 Abſ 2 von der Haftung frei werden und kann der Eigentümer über ſie verfügen. Auch 
im Falle der Beſchlagnahme bleibt eine vor der Beſchlagnahme vorgenommene Verfügung des 
Eigentümers dem Hypothekengläubiger gegenüber wirkſam, ſoweit fie ſich nicht auf den Miet- 
oder Pachtzins für eine ſpätere Zeit als die im $ 1124 Abf 2 bezeichnete bezieht. Unerheblich iſt, 
ob der Miet, oder Pachtzins flir das nackte Grundſtück oder für das nach § 1120 der Hypothek 
mitverhaftete Zubehör zu entrichten ift (RG 136, 410). Ob der Zins in Geld oder in anderen 
Leiſtungen zu entrichten iſt, macht für die Haftung gleichfalls keinen Unterſchied. Ebenſowenig 
ob der Eigentümer oder der Eigenbeſitzer oder ein dem Hypothekengläubiger im Range nach⸗ 
ſtehender Nießbraucher vermietet oder verpachtet hat (NG 68, 13; 81, 149; O90 26, 141). Ein 
Nießbraucher kann auch, obwohl ihm nach den 98 1030, 99 Abſ 3 die Mietzinſen zuſtehen (RG 68, 10; 
80, 316; 81, 149), gegen die auf Grund eines dinglichen Schuldtitels bewirkte Pfändung der 
(nicht etwa gemäß $ 1123 Abſ 2 von der Haftung frei gewordenen) Mietzinſen durch den im Range 
vorgehenden Hypothekengläubiger nicht Widerſpruchsklage nach 771 ARD erheben ($ 1124 
A 5). Dagegen wird durch einen im Range vorgehenden (älteren) Nießbrauch das Recht des 
nachſtehenden Hypothekengläubigers auf die Mietzinſen ausgeſchloſſen (OLG 15, 366). 

2. Erfolgt die Beſchlagnahme, deren rechtliche Bedeutung für das Hypothekenrecht an der 
Miet. oder Pachtzinsforderung bereits in A! beleuchtet iſt, nicht innerhalb eines Jahres ſeit 
der Fälligkeit der Zinsforderung, ſo wird dieſe frei. Die nach Ablauf eines Jahres ſeit 
der Fälligkeit erfolgende Beſchlagnahme des rückſtändigen Zinſes it unwirkſam. Jedoch ent⸗ 
hält Abſ 2 Satz 2 eine Einſchränkung dieſer Regel für den Fall, daß der Zins im voraus zu ent⸗ 
richten iſt. Der Vollzug der Beſchlagnahme iſt im allgemeinen ſchon beſprochen in 9 1121 A 3. 
Im einzelnen iſt hier aber zu bemerken: Die Einleitung der Zwangsverſteigerung bewirkt nach 
921 Abſ 2 BVG nicht die Beſchlagnahme der Miet- oder Pachtzinsforderungen (RG 64, 418; 
76, 118; 81, 147; JW 1913, 55). Die Beſchlagnahme durch Einleitung der Zwangsverwaltung 
wird nach den S$ 146, 148 ZUG dem Drittſchuldner (der Zinsforderungen) gegenüber erſt nach 
Maßgabe des § 22 Abs 2 3G (Kenntnis oder Zuſtellung des Zahlungsverbots) wirkſam (RG 
64, 416). Im übrigen kann die Beſchlagnahme für den Hypothekengläubiger auch durch 
Pfändung in Wege der Zwangsvollſtreckung oder der Vollziehung eines Arreſtes (88 829, 845, 
0 3 PO MG 76, 117; 81, 148; 103, 139; Warn 1916 Nr 171; O86 7, 38; 14, 109; 18, 165; 
a. M. 18, 169) oder durch Vollziehung einer nach Maßgabe des g 935 ZERO (Gefahr der Einziehung 
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oder ſonſtigen Verfügung) erlaſſenen einſtweiligen Verfügung bewirkt werden (RG 52, 138; 
OLG 23, 235; a. M. 3, 180; 21, 98). Dabei ift aber vorausgeſetzt, daß dieſe Maßnahmen nicht 
lediglich wegen der durch die Hypothek geſicherten perſönlichen Forderung, ſondern wegen des 
dinglichen Anſpruchs aus der Hypothek auf Grund eines dinglichen Schuldtitels erfolgen RG 
52, 138: 76, 116; 81, 147; 103, 139; Warn 1916 Nr 171; OL ch 29, 245). Iſt über das Vermögen 
des Eigentümers der Konkurs eröffnet, jo iſt zwar eine Pfändung und Arreſtvollziehung in Miet⸗ 
zinsforderungen wegen der gegen den Gemeinſchuldner beſtehenden perſönlichen Hypotheten⸗ 
forderung nach den 89 14, 15 KO nicht zuläffig. Wohl aber kann der Hypothekengläubiger, der 
wegen des dinglichen Hypothekenrechts ein Abſonderungsrecht hat (8 47 KO) und die abgeſonderte 
Befriedigung unabhängig vom Konkursverfahren verlangen kann (8 4 Abſ 2 KO), auf Grund 
eines vollſtreckbaren Schuldtitels wegen dinglicher Anſprüche aus ſeiner Hypothek die Beſchlag⸗ 
nahme auch gegenüber dem Konkursverwalter ausbringen, und zwar nicht nur durch Zwangs⸗ 
verwaltung oder Vollziehung einer einſtweiligen Verfügung (Roh 52, 140; OLG 10, 419; 
15, 285), ſondern auch durch Pfändung von Mietzinsforderungen (ORG 29 S. 245, 246; a. M. 
DRG 10, 419; 15, 285; anſcheinend auch RG 52, 139). Die Abtretung von Mietzinsforderungen 
an einen Hypothekengläubiger hat nicht die Bedeutung der Beſchlagnahme (RG 76, 119). Wenn 
das Grundſtück zwangsverſteigert wird, gebühren die Zinsforderungen gemäß § 56 ZU 
vom Zuſchlag an dem Erſteher. Sie können von ausgefallenen früheren Hypothekengläubigern 
alſo nicht mehr in Anſpruch genommen werden. Laufende Zinsforderungen werden zwiſchen 
Erſteher und Schuldner nach dem Verhältnis der Dauer ihrer Berechtigung gemäß $ 101 Nr 2 
verteilt. Nur auf den Anteil des Schuldners können die ausgefallenen Hypothekengläubiger 
Anſpruch erheben (RG 64, 419; 86, 365; Warn 1912 Nr 230; DRS 5, 336). Iſt zugleich das 
Zwangsverwaltungs verfahren eingeleitet, fo darf der Verſteigerungsrichter nicht die in der 
Zwangsverwaltungsmaſſe befindlichen Mietzinsforderungen zur Zwangsverſteigerungsmaſſe 
ziehen und fie den Hypothekengläubigern zuweiſen. Vielmehr iſt es nach § 155 ZIG Sache 
des Zwangsverwalters, die Mietzinsforderungen, ſoweit die Hypothek ſich auf fie erſtreckt, geltend 
zu machen und auf die im § 10 Ziff 1—5 39 bezeichneten Anſprüche zu verteilen (RG Warn 
1912 Nr 230; JW 1913, 55%). Hypothekengläubiger als Gläubiger der vierten Klaſſe ſind hierbei 
nach § 10 Ziff 4 3G nur inſoweit zu berückſichtigen, als laufende Beträge wiederkehrender 
Leistungen zu berichtigen find. Sie bleiben alſo unberüdjichtigt mit ihren Kapitalforderungen, 
es ſei denn, daß fie betreibende Gläubiger ſind und deshalb nach $ 10 Ziff 5 3G auch mit der 
Kapitalforderung zur Hebung gelangen. Etwaige lberſchüſſe der (nach Befriedigung des be- 
treibenden Gläubigers) aufzuhebenden Zwangsverwaltung ſind an den Schuldner auszuzahlen 
und können von ſeinen Gläubigern, auch von Hypothekengläubigern, die nicht betreibende Gläubiger 
ſind, nur im Wege der Mobiliarpfändung in Anſpruch genommen werden (RG JW 1913, 557). 
Bei der Beſchlagnahme im Wege der Zwangsverwaltung kann der Zwangsverwalter ($ 152 
Abſ 1 AUG) auch die mit der Miet- oder Pachtzinsforderung verbundenen Nebenrechte an Stelle 
des Vermieters oder Verpächters (Grundſtückseigentümers) geltend machen, namentlich deſſen 
geſetzliches Pfandrecht nach 9 559 oder 8585 (ſtr.). Dasſelbe gilt bei der Beſchlagnahme durch 
Pfändung für den pfändenden Hypothekengläubiger, wenn ihm die Miet- oder Pachtzinsforderung 
überwieſen iſt (88 835, 836 ZPO). 

3. Abſ 2 Satz 2 bedeutet: Sit entgegen der Regel der $$ 551, 584 kraft beſonderer Verein- 
barung der Miet⸗ oder Pachtzins im voraus zu entrichten, jo kann der Mieter oder Pächter 
ſich wegen des Zinſes für beſtimmte Zeit nicht auf die Befreiung von der Haftung nach Abſſ2 
Satz 1 berufen, wenn er mit dem Zins, der für einen über ein Jahr hinausgehenden Zeitraum 
im voraus zu entrichten war, ein Jahr lang im Rückſtand ist und erſt nach Ablauf des Jahres die 
Beſchlagnahme erfolgt. Nach der früheren Faſſung des Geſetzes war dies der Zins „für eine 
ſpätere Zeit als das zur Zeit der Beſchlagnahme laufende und das folgende Kalendervierteljahr“. 

enn z. B. der Mieter oder Pächter den Zins am 1. Januar 1913 für 2 Jahre im voraus hätte 
zahlen ſollen und die Beſchlagnahme am 1. Mai 1914 erfolgte, ohne daß bisher Zahlung geleiſtet 
war, ſo haftete danach dem Hypothekengläubiger zwar gemäß Abſ 2 Satz 1 nicht der Zins für 
die Zeit bis zum 1. Oktober 1914, wohl aber gemäß dem bisherigen Abſ 2 Satz 2 der Zins für 
15 ſpatere Zeit bis zum 1. Januar 1915. Durch Art 2 Geſ. zur Einſchränkung der Verfügungen 
er Miet- und Pachtzinsforderungen v. 8. 6. 1915 hat Abſ 2 Saß 2 die jetzige Faſſung erhalten. 
Jetzt erſtreckt ſich alſo die Befreiung nicht auf den Zins für eine ſpätere Zeit als das zur 
eit der Beſchlagnahme laufende Kalendervierteljahr, es ſei denn, daß die Be⸗ 
lagnahme innerhalb des letzten halben Monats eines Kalendervierteljahrs 
erfolgt; in dieſem Ausnahmefall erſtreckt ſich die Befreiung auch noch auf den Zins für das 
Inigenbe Kalendervierteljahr. Mithin würde, wenn dieſes Geſetz in den vom Beiſpiel ge- 
malen Zeiträumen bereits in Kraft geweſen wäre, dem Hypothekengläubiger nur noch der Zins 
ple die Zeit bis zum 1. Juli 1914 nicht haften. „Innerhalb des letzten halben Monats eines Kalender⸗ 
5 erteljahrs“ bedeutet nach g 189 Abſ 1 „innerhalb der letzten fünfzehn Tage eines Kalender 
‚erteljahr2", alfo im März und Dezember die Tage vom 17. bis zum 31., im Juni und September 
e Tage vom 16. bis zum 30. (nach anderer Meinung ſoll der letzte halbe Monat ſtets am 16. 
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des betreffenden Monats beginnen). Nach jenem Beiſpiel würde daher, wenn die Beſchlag⸗ 
nahme z. B. am 16. oder 30. Juni 1914 erfolgt wäre, wie nach der urſprünglichen Geſetzesfaſſung 
dem Hypothekengläubiger der Zins für die Zeit bis zum 1. Oktober 1914 nicht haften. Das neue Ge⸗ 
ſetz ift am 20.6.1915 in Kraft getreten (Art 6). Übrigens führt $ 1124 Abſ 2 auch dann zu demſelben 
Ziel, wenn vor der Beſchlagnahme der Zins bezahlt oder in anderer Weiſe über ihn verfügt worden 
iſt (5 1124 A 7). Aus $ 1123 Abſ 2 Saß 2, $ 1124 Abſ 2 ergibt ſich daher der Grundſatz, daß dem 
Hypothekengläubiger der Zins für die genannten, der Beſchlagnahme nachfolgenden Zeiten 
unter allen Umſtänden haften ſoll (M 3, 664; Prot 3, 562). Nach der 4. Not Bd v. 8. 12. 1931 
Teil III $ 12 (RGBl 1931 I 711) find die $$ 1123, 1124, ſoweit fie die Wirkſamkeit von Verfügungen 
und Rechtsgeſchäften in Anſehung von Miet- und Pachtzinsforderungen gegenüber den Hypo⸗ 
thekengläubigern betreffen, einſtweilen mit der Anderung anzuwenden, daß die in ihnen er⸗ 
wähnten Verfügungen und Rechtsgeſchäfte nur für den laufenden Kalendermonat und, wenn 
die Verfügung oder das Rechtsgeſchäft nach dem 15. Tage des Monats vorgenommen wird, für 
den folgenden Kalendermonat wirkſam ſind. Dieſe Regelung iſt als vorübergehende Notmaß⸗ 
nahme gedacht. Wie lange fie gelten wird, ift nicht abzuſehen. 


9 1124 


Wird der Miet- oder Pachtzins eingezogen !), bevor er zugunſten des Hypo⸗ 
thekengläubigers in Beſchlag genommen worden iſt, oder wird vor der Be⸗ 
ſchlagnahme ?) in anderer Weiſe über ihn verfügt), fo iſt die Verfügung 
dem Hypothekengläubiger gegenüber wirkſam ). Beſteht die Verfügung in 
der Übertragung der Forderung auf einen Dritten, fo erliſcht die Haftung 
der Forderung ); erlangt ein Dritter ein Necht an der Forderung, ſo geht 
es der Hypothek im Range vor ). 

Die Verfügung iſt dem Hypothekengläubiger gegenüber unwirkſam, ſoweit 
ſie ſich auf den Miet- oder Pachtzins für eine ſpätere Zeit als das zur Zeit 
der Beſchlagnahme laufende Kalendervierteljahr bezieht; erfolgt die Be- 
schlagnahme innerhalb des letzten halben Monats eines Kalendervierteljahrs, 
so ist die Verfügung jedoch insoweit wirksam, als sie sich auf den Miet- 
oder Pachtzins für das folgende Kalendervierteljahr bezieht“). 

Der Übertragung der Forderung auf einen Dritten ſteht es gleich, wenn 
das Grundſtück ohne die Forderung veräußert wird 5), 

E I 1060 II 1032; M 3 063f.5 P 3 560 ff. 

1. Unter Einziehung iſt nicht nur das Erfordern und die Annahme der Zahlung zu verſtehen, 
ſondern auch eine Aufrechnung des Vermieters oder Verpächters und die Annahme einer Hingabe 
an Zahlungs Statt auf die Zinsforderung. Hierher gehören weiter auch die Hinterlegung des Zins⸗ 
betrags durch den Mieter oder Pächter unter Ausſchließung des Rechts zur Zurücknahme (89 372, 
376) und die Aufrechnung des Mieters oder Pächters. Denn auch dieſe Maßnahmen haben nach den 
59 378, 389 kraft Geſetzes die gleiche Wirkung wie die Annahme der Zahlung durch den Vermieter 
oder Verpächter ($ 1125; OLG 34, 208; zur Hinterlegung aber auch A J). 

2. Die Einziehung der Zinsforderung oder die ſonſtige Verfügung darüber iſt dem Hypo- 
thefengläubiger gegenüber nur dann wirkſam, wenn fie vor der Beſchlagnahme zugunſten des 
Gläubigers erfolgt. Die Bedeutung der Beſchlagnahme für die Wirkung des dinglichen Rechts 
des Hypothekengläubigers an der Miet- und Pachtzinsforderung ift in $ 1123 A ! erörtert. Nach 
der Beſchlagnahme iſt die Einziehung (Verfügung) gegenüber dem Gläubiger ohne Wirkung. 
Die Haftung der Forderung für ſeine Hypothek bleibt beſtehen, insbeſondere gilt im Falle der 
Einziehung ihm gegenüber die Forderung als noch ungetilgt. Die Beſchlagnahme ergreift die Miet- 
zinsforderung in ihrer Geſamtheit, mithin auch inſoweit, als ſie auf die Inanſpruchnahme eines 
Sicherungsmüttels, insbeſondere eines Bürgen, gerichtet iſt (RG 144, 199). Wie die Beſchlagnahme 
der Miet⸗ oder Pachtzinſen durch einen Hypothekengläubiger bewirkt werden kann, iſt bereits in 
9 1123 A 2, 81121 A3 beſprochen. Hervorzuheben iſt beſonders, daß die Beſchlagnahme auch dar 
durch erfolgen kann, daß der Hypothekengläubiger auf Grund eines dinglichen (mangelfreien: N 
Warn 1917 Nr 292) Vollſtreckungstitels gegen den Grundſtückseigentümer deſſen Mietzins⸗ 
forderungen gemäß den 98 828, 829 ZPO pfänden läßt (RG) 81, 147; 86, 138; 88, 101; 101, 9; 103, 
139; Gruch 58, 1032; Warn 1922 Nr 67; DRG 26, 144). Über die Beſchlagnahme im Falle eines 
an dem Grundſtück beſtellten Nießbrauchs vgl. A 5. War die (3. B. durch Anordnung der Zwangs⸗ 
verwaltung) erfolgte Beſchlagnahme zur Zeit der Verfügung über Miet- und Pachtzinſen bereits 
auf Beſchwerde durch eine vollſtreckbare Entſcheidung des Beſchwerdegerichts wieder aufgehoben, ſo 
iſt die Verfügung auch dann wirkſam, wenn auf weitere Beſchwerde die Entſcheidung des Be⸗ 
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ſchwerdegerichts aufgehoben und die Beſchwerde gegen die erſtinſtanzliche Anordnung der Be⸗ 
ſchlagnahme zurlckgewieſen wird. Das gilt aber nicht, wenn vor der Verfügung die Vollziehung 
der Entſcheidung des Beſchwerdegerichts gemäß 5 572 Abſ 2,3 ZPO ausgeſetzt worden war 
{RG 84, 200). Zahlt der Mieter oder Pächter im Falle der Zwangsverwaltung zwar nach der 
Beſchlagnahme, aber vor der Kenntnis von ihr oder vor der Zuftellung des Zahlungsverbots 
(88 22 Abſ 2, 23 Abſ 2 Satz 1, 151 Abſ 3 38G) an den Vermieter oder Verpächter oder an deſſen 
Zeſſionar oder Pfandgläubiger, jo wird er befreit, da die Beſchlagnahme vorher gegen ihn nicht 
wirkſam iſt (§ 1123 A 2). Der Hypothekengläubiger kann dann nur einen Anſpruch auf Erſtattung 
gegen die Zahlungsempfänger erheben, und zwar aus dem Grunde der ungerechtfertigten Be⸗ 
reicherung, wenn ſie gutgläubig, aus dem Grunde der unerlaubten Handlung, wenn ſie ſchlecht⸗ 
gläubig hinſichtlich der Beſchlagnahme waren. Ferner find nach F 1123 Abſ 2 Satz 1 mehr als 
einjährige Rückſtände von der Haftung frei. Sie werden alſo von der Beſchlagnahme nicht be⸗ 
troffen (55 20 Abſ 2, 146, 148 3G). Der Mieter oder Pächter wird daher durch ihre Zahlung 
befreit, auch wenn er die Beſchlagnahme kennt (RG 81, 147). . 

3. Eine andere Verfügung als Einziehung ift z. B. die Übertragung oder der Erlaß ſeitens 


RG Warn 1933 Nr 99). Eine ſolche Vereinbarung ift auch dann gegeben, wenn nachträglich ver⸗ 
abredet wird, daß gegen ſofortige Zahlung eines beſtimmten Betrags das an ſich noch laufende 


uc 144, 104). Fur die Anwendung des $ 1124 if alfo ftets allein entfcheidenb, wann nad) dem 


nbarter Erlaß einer ſolchen Bürgſchaft nicht den Beſchränkungen dieſer Vorſchrift (MG 151, 379). 
ereinbarungen zwiſchen Vermieter und Mieter, die erſichtlich nur zur Umgehung des 1124 


wi 4. Da vor der Beſchlagnahme die Verfügung dem Hypothekengläubiger gegenüber 
0 rkſam ift, jo wird das hypothekariſche Recht an der Mietzinsforderung, wenn und ſoweit dieſe 
ich die Verfügung aufgehoben oder beſchränkt wird, ebenfalls beſeitigt oder eingeſchränkt. 
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Wird z. B. die Zinsforderung mit dem Recht eines Dritten belaſtet, das dieſen zur Einziehung der 
Forderung berechtigt (3. B. mit einem rechtsgeſchäftlichen Pfandrecht oder einem Pfändungs⸗ 
pfandrecht: 65 1282 BGB, 804, 829 ZPO), fo wird zwar dadurch die Forderung von der Haftung 
noch nicht frei, aber das Recht geht (ſoweit nicht die Vorſchrift des Abſ 2 Platz greift) der Hypothek 
im Range vor (A 6), auch wenn es für einen perſönlichen Gläubiger oder für einen nachſtehenden 
Hypothekengläubiger begründet worden iſt. Wenn dann der Dritte die Forderung einzieht, ſo 
erliſcht die Haftung (MG 58, 185; 59, 177; 76 S. 118, 135; Warn 1915 Nr 117; 1916 Nr 170, 
171; 1917 Nr 18; OLG 4, 229; 7, 25; 8, 208; 26 S 95, 143). Haben mehrere Hypothekengläubiger 
gepfändet, ſo geht das ältere Pfändungspfandrecht ohne Rückſicht auf den Rang der Hypotheken 
(immer vorausgeſetzt, daß nicht Abſ 2 Platz greift) vor. Zieht der Konkursverwalter (Ag) 
Miet- oder Pachtzinſen vor der Beſchlagnahme ein, fo haben die Hypothekengläubiger keinen An⸗ 
ſpruch auf den eingezogenen Betrag. Dieſer fließt vielmehr zur Konkursmaſſe des Vermieters, 
da die Zinsforderung durch die rechtmäßige Einziehung getilgt und daher das dingliche Recht 
der Hypothekengläubiger daran erloſchen iſt (RG 23, 59; 52, 140; 64, 32; JW 1895, 50612; 1903 
Beil 101). Ein bloßer Widerſpruch gegen die Einziehung oder die Beanſpruchung der Zinsbeträge 
gegenüber dem Verwalter nützt dem Hypothekengläubiger nichts (ſtr.). Er muß die Beſchlagnahme 
(81123 A 2) ausbringen, wenn er gegen die Einziehung durch den Verwalter geſichert fein will 
(RG 52, 140; JW 1895, 50612). Das (namentlich im Falle der Einziehung) Empfangene tritt nicht 
in die Haftung ein. Im Falle der Hinterlegung (A 1) iſt aber auch der Anſpruch gegen die Hin⸗ 
terlegungsſtelle als Anſpruch aus dem Mietverhältnis anzuſehen. An ihm ſetzt ſich mithin die 
Haftung ebenſo fort, wie ein rechtsgeſchäftliches oder durch Pfändung erlangtes Pfandrecht 
(5 1281, 1287; RG 49, 359; 74, 108). Wenn alſo über das Vermögen des Grundſtückseigentümers 
der Konkurs eröffnet wird, ſo iſt der Konkursverwalter nicht berechtigt, über das hinterlegte Geld 
zu verfügen und es den Hypothekengläubigern, die ihr Abſonderungsrecht daran geltend machen, 
zu entziehen (RG 74, 109). — Aus der Beſtimmung, daß vor der Beſchlagnahme die Verfügung 
dem Hypothekengläubiger gegenüber wirkſam iſt, folgt nur, daß der Eigentümer bis zur Beſchlag⸗ 
nahme über die Mietzinsforderungen trotz ihrer Haftung für die Hypothek ſo verfügen darf wie 
andere Schuldner über ihr pfandfreies Vermögen. Sowenig aber andere Schuldner über ihr 
Vermögen zum Zwecke der Benachteiligung ihrer Gläubiger verfügen dürfen, ebenſowenig darf 
das der Hypothekenſchuldner über die Mietzinsforderungen. Liegen bei der Verfügung des Eigen⸗ 
tümers die Vorausſetzungen der Anfechtung nach dem Anfechtungsgeſetz vor, ſo hat der 
Hypothekengläubiger nach $7 Anf® gegen den durch die Verfügung Erwerbenden (z. B. den 
Zeſſionar) einen Anſpruch auf Rückgewähr. Da das erloſchene Pfandrecht nicht wiederhergeſtellt 
werden kann, iſt dieſer Anſpruch darauf zu richten, daß der Hypothekengläubiger aus den ihm in 
anfechtbarer Weiſe entzogenen ehemaligen Pfandgegenſtänden ſeine Befriedigung ſuchen dürfe 
(RG Gruch 57, 1005; Warn 1917 Nr 70; JW 1919, 5727; OLG 26 ©. 128, 145). Dieſes Anſpruchs 
geht der Hypothekengläubiger nicht dadurch verluſtig, daß in der Zwangsverſteigerung des be⸗ 
laſteten Grundſtücks fein dingliches Recht durch den Zuſchlag erliſcht, ohne daß er aus dem Ver⸗ 
ſteigerungserlöſe Befriedigung erlangt (NG Warn 1917 Nr 70). Wie die Vorausſetzungen einer 
Anfechtung nach 9 3 Abſ 1 Nr 2 Anfch zu den Vorausſetzungen der $$ 1123 Abſ 2, 1124 Abſ 2 BGB 
ſich verhalten, iſt näher erörtert in RG 143, 232. Die Beſtellung eines Nießbrauchs am Grund⸗ 
ſtück iſt feine Verfügung im Sinne des $ 1124 (A 5). Sie kann auch von perſönlichen 
Gläubigern des Eigentümers nicht angefochten werden, wenn nach Deckung der öffentlichen und 
privatrechtlichen Laſten und der laufenden Hypothekenzinſen kein Überſchuß aus den Einnahmen, 
insbeſondere den Mietzinſen, verbleibt (R Gruch 44, 962; 51, 1110; Warn 1911 Nr 354; 1912 
Nr 469; 1914 Nr 354; 1917 Nr 18). Eine Abtretung von Mietzinsforderungen, bei der der Ab⸗ 
tretungsempfänger Verpflichtungen übernimmt, wie fie nach $ 1047 zum geſetzlichen Inhalt des 
Nießbrauchs gehören, ſteht aber einer Nießbrauchsbeſtellung in Anſehung der Anfechtung nicht 
gleich (RG 143, 234). Im übrigen it die Anfechtung einer Nießbrauchsbeſtellung nach dem An⸗ 
fechtungsgeſetz näher behandelt in RG Warn 1914 Nr 162; JW 1918, 176; 1919, 572. N 
5. Der rechtsgeſchäftlichen Übertragung an einen Dritten, wodurch die Haftung der Zins⸗ 
forderung erliſcht, ſteht gleich die Überweiſung an Zahlungs Statt im Wege der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung ($$ 835, 836 3 PO; A 3). Dasſelbe gilt nach Abſ 3 im Falle der Veräußerung des Grund⸗ 
ſtücks unter Vorbehalt der Zinsforderung für den Veräußernden. Streitig iſt, ob die Beſtellung 
eines Nießbrauchs am Grundſtück hierunter fällt, ob alſo bereits durch die Beſtellung des 
Nießbrauchs die Haftung der nunmehr dem Nießbraucher zuſtehenden Miet- oder Pachtzinſen 
erliſcht. Dies ift zu verneinen. Die Beſtellung des Nießbrauchs enthält keine rechtsgeſchäftliche 
Übertragung der einzelnen Zinsforderungen. Dieſe entſtehen vielmehr, wie ſich aus den 58 577, 571 
Abſ 1 ergibt, in der Zeit nach der Belaſtung des Grundſtücks mit dem Nießbrauch neu in der Perſon 
des Nießbrauchers (RG 68, 13; 80, 316; 81, 149; 101, 9; Gruch 58, 1032). Auch ift die Nieß- 
brauchsbeſtellung überhaupt keine Verfügung über die Zinsforderungen im Sinne des Abs! 
Satz 1, ſondern nur eine Verfügung über das Grundſtück ſelbſt (RG 68, 10; 81, 149; 88, 101; 
Gruch 58, 1032; 59, 1062; Warn 1915 Nr 62; 1916 Nr 171; 1917 Nr 18; 1922 Nr 67; Seuffül 61 
Nr 9; OLG 14, 130; a. M. OLG 4, 328). Deshalb erlangt der Nießbraucher dadurch nicht etwa 
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gemäß Abj 1 Satz 2 Halbſ 2 ein Recht an den Zinsforderungen, das den (ſei es auch früher beſtell⸗ 
ten) Hypotheken im Range vorgeht. Vielmehr beſtimmt ſich das Rangverhältnis zwiſchen dem 
Nießbrauch und den Hypotheken nach $ 879, insbeſondere dahin, daß das unter Angabe eines 
früheren Tages im Grundbuch eingetragene Recht den Vorrang hat (RG 81, 150; 88, 101; Gruch 58, 
1032; 59, 1062; § 1123 A 1). Erſt wenn der Nießbraucher die Zinsforderungen einzieht (A 4) 
oder in anderer Weiſe darüber verfügt, insbeſondere ſie an einen Dritten überträgt (Abſ 1 Satz 2 
dalbſ 1), erliſcht die Haftung dieſer Forderungen für die Hypothek (RG 68, 13; 93, 124; 101, 9). 
berläßt der Nießbraucher die Ausübung des Nießbrauchs nach § 1059 einem andern, 
ſo liegt auch darin keine Verfügung. Denn der andere erlangt keine dingliche, ſondern nur eine 
schuldrechtliche Rechtsſtellung zum Nießbraucher. Die dem Nießbrauch unterliegenden Mietzinsfor⸗ 
derungen geben nicht in ſein Vermögen über. Er iſt nur berechtigt, die Mietzinsforderungen für 
eigene Rechnung, aber nicht in eigenem Namen einzuziehen (RG 101, 6). Die Hypothefenglaubiger 
ſind alſo auf Grund eines dinglichen Vollſtreckungstitels zu der (eine Beſchlagnahme enthaltenden: 
A 2) Pfändung der Mietzinſen für das zur Zeit der Pfändung laufende und gegebenenfalls ($ 1124 
Abſ 2 Halbſ 2) folgende Kalendervierteljahr mit Wirkung gegenüber dem Nießbrauch und der 
Übertragung ſeiner Ausübung berechtigt, ſolange nicht der Nießbraucher oder der Ausübungs⸗ 
berechtigte dieſe Mietzinſen eingezogen oder ſonſt Über ſie verfügt hat (RG 101, 9). Anderſeits 
tritt der Nießbraucher nach den $$ 1030, 99 Abſ 3 mit der Beſtellung des Nießbrauchs in die, wenn 
auch noch betagten, Mietzinsforderungen kraft eigenen Rechts dergeſtalt als Berechtigter ein, daß ſie 
als aus dem Vermögen des Eigentümers ausgeſchieden zu gelten haben (RG 80, 316; 81, 149; 
86, 138; 93, 123). Deshalb iſt eine (rechtsgeſchäftliche) Übertragung der, wenn auch betagten, 
Mietzinsforderungen durch den Eigentümer an den Nießbraucher nichtig, weil dieſer ſeine eigenen 
Forderungen nicht nochmals erwerben kann (RG 80, 316; 86, 138; Warn 1922 Nr 67). Hat jedoch 
die Abtretung bereits vor der Nießbrauchbeſtellung ftattgefunden, fo bleibt fie als Verfügung im 
Sinne des $ 1124 in Geltung (RG Warn 1922 Nr 67). Hat der Nießbraucher gegen den Grund⸗ 
ſtückseigentümer eine vollſtreckbare Forderung, fo kann er Mietzinſen, obwohl ſie ihm ohnehin zu⸗ 
ſtehen, doch noch für ſich pfänden laſſen. Denn er ſchützt ſich dadurch noch beſonders gegenüber ande⸗ 
ren Gläubigern des Grundſtückseigentümers (RG 86, 135; Warn 1916 Nr 170). Dies iſt namentlich 
dann von Bedeutung, wenn ein (anderer) Hypothekengläubiger die Beſchlagnahme ausbringt. Er⸗ 
folgt die Beſchlagnahme durch Pfändung der Mietzinfen (A 2), jo iſt nur erforderlich, daß die 
Pfändung gegen den Grundſtückseigentümer auf Grund eines gegen ihn gerichteten dinglichen 
Schuldtitels bewirkt wird. Denn dadurch wird in geſetzmäßiger Weiſe der Wille des Hypotheken⸗ 
gläubigers gegenüber dem Hypothekenſchuldner zum Ausdruck gebracht, die Mietzinſen endgültig 
zur Deckung ber Hypothekenforderung in Anſpruch zu nehmen und dem Hypothekenſchuldner die 
Verfügung darüber zu entziehen (RG 81, 147; 88, 101; Warn 1916 Nr 170; 1922 Nr 67). Zur 
Beſchlagnahme iſt nicht erforderlich, daß der Hypothekengläubiger auch einen Schuldtitel auf 
Duldung der Zwangsvollſtreckung gegen den Nießbraucher erlangt hat und daß die Pfändung auch 
gegen den Nie braucher bewirkt wird. Denn die Beſchlagnahme kann begrifflich nur gegen ben 
Hypothekenſchuldner ausgebracht werden; der Nießbraucher am Grundſtück iſt aber nicht Hypo⸗ 
thekenſchuldner (R Gruch 58, 1033; 59, 1063; 60, 863; a. M. NS 93, 124; Warn 1922 
Nr 67; dahingeſtellt gelaſſen in RG 101, 10, weil dort ein Duldungstitel gegen den Nießbraucher 
5 0 und angenommen wurde, daß die Zwangsvollſtreckung auch gegen den Nießbraucher da⸗ 
bewirkt ſei, daß ihm der ergangene Pfändungsbeſchluß ebenſo wie dem Eigentümer und 
en Mietern zugeſtellt worden ſei). Auch zur Pfändung iſt an ſich nicht erforderlich, daß ſie außer 
gegen den Grundſtückseigentümer auch gegen den Nießbraucher an dem Grundſtück vorgenommen 
wird. Die Beſtimmung in $ 737 ZPO, wonach die Zwangsvollſtreckung in die dem Nießbrauch 
unterliegenden Gegenſtände ohne Rückſicht auf den Nießbrauch zuläſſig iſt, wenn der Beſteller 
zur Leiſtung und der Nießbraucher zur Duldung der Zwangsvollſtreckung verurteilt iſt, bezieht 
15 nur auf den Nießbrauch an einem Vermögen und beruht auf der Vorſchrift des 3 1086 BOB, 
8 wegen Forderungen, die gegen den Beſteller des Nießbrauchs an einem Vermögen vor 
der Beſtellung entſtanden ſind, die Gläubiger ohne Rückſicht auf den Nießbrauch Befriedigung aus 
105 dem Nießbrauch unterliegenden Gegenſtänden verlangen können (RG 81, 151; Gruch 58, 
3; 59, 1063; 60, 862; a. M. RG 93, 124). Übrigens könnte der Hypothekengläubiger einen 


Duldungstitel gegen den Nießbraucher an dem Grundſtück nur erlangen, wenn er dem Nie f 


8 I - 
1 im Range vorginge und die Mietzinſen noch nicht nach $ 1123 Abſ 2 oder $ 1124 von er 
verfung für ſeine Hypothek frei geworden wären, insbeſondere der Nie ßbraucher noch nicht en 
17 hätte. Nun kann allerdings der Nießbraucher die Unzuläffigteit der gegen den Eigen anten 


weil ihm die Mietzinſen zuſtehen. Hat aber der auf Grund eines dinglichen, Vollſtreckungstitels 


Plänbenbe Hypothekengläubiger mit ſeiner Hypothek den Vorrang vor dem Nießbrauch, jo kann 
86 1 Widerſpruchsklage durch Berufung auf ſein beſſeres Recht zurückſchlagen (RG 81. 180; 
10,188; 88, 101; Gruch 58, 1031; Warn 1915 Nr 62, 266; 1916 Nr 171; Je 1921, 230%; OS 26, 
titelz Sind jedoch die Mietzinſen auch vom Nießbraucher (4. B. auf Grund eines dinglichen Schuld⸗ 

aus einer für ihn eingetragenen, im Range nachſte henden Hypothek) und zwar ſchon früher 


— 


— 


ichteten Pfändung der Mietzinſen mit der Widerſpruchsklage aus $ 771 Z PS geltend machen, 
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gepfändet, ſo geht der Nießbraucher jenem Hypothekengläubiger vor. Denn die Pfändung ent⸗ 
hält eine Verfügung (A 3), und durch diefe vor der Beſchlagnahme erfolgte Verfügung ſind die 
gepfändeten Mietzinſen von der Haftung für die Hypothek frei geworden (RG Gruch 60, 860). 
Hat dagegen der Nießbraucher eine Pfändung nicht ausgebracht, ſo kann er ſich nicht darauf be⸗ 
rufen, daß auch ihm eine Hypothek zuſtehe und daß der Nießbrauch zur höheren Sicherheit der 
Hypothekenforderung diene. Das gilt ſelbſt dann, wenn feine Hypothek der Hypothek des pfän⸗ 
denden Gläubigers im Range vorgeht. Denn der Nießbrauch iſt rechtlich ein beſonderes, ſelb⸗ 
ſtändiges, feine Kraft Dritten gegenüber nur aus ſeiner Eintragung ziehendes Recht, das an dem 
Range der Hypothek, zu deren Sicherheit es beſtellt iſt, nicht teilnimmt. Da die Pfändung des 
anderen Hypothekengläubigers eine Verfügung enthält (A 3), unterliegen die gepfändeten Miet⸗ 
zinſen der Haftung für die Hypothek des Nießbrauchers mangels vorheriger Beſchlagnahme für 
dieſen nach § 1124 Abſ 1 Satz 1 nicht mehr (RG 101, 9; Gruch 58, 1033; Warn 1915 Nr 62). Gleiches 
gilt, wenn der Nießbraucher zwar dieſelben Mietzinſen auf Grund ſeiner vorgehenden Hypothek 
ebenfalls gepfändet hat, aber erſt ſpäter; denn ſchon vorher war durch die frühere Pfändung über 
die Mietzinſen im Sinne des § 1124 verfügt worden (RG Warn 1915 Nr 117). Jedoch iſt im erſten 
und im dritten Falle in Betracht zu ziehen, daß die Pfändung auf Grund eines dinglichen Schuld⸗ 
titels gegen den Eigentümer zugleich eine Beſchlagnahme enthält; ferner iſt die Vorſchrift des 
91124 Abſ 2 zu beachten; ſchließlich iſt zu berückſichtigen, daß bei einer Beſchlagnahme durch 
mehrere Hypothekengläubiger grundſätzlich die des vorgehenden Hypothekengläubigers das Vor⸗ 
recht gewährt. Danach ſtehen in beiden Fällen dem früher pfändenden, aber nachſtehenden 
Hypothekengläubiger (im erſten Falle alſo dem Nießbraucher) nur die Mietzinſen für das Kalender⸗ 
vierteljahr, in dem die Beſchlagnahme durch den vorgehenden Hypothekengläubiger erfolgt iſt, 
und gegebenenfalls (Beſchlagnahme im letzten halben Monat) noch für das folgende Kalender- 
bierteljahr zu, während auf die weiteren Mietzinſen der zwar ſpäter pfändende, aber dadurch 
beſchlagnahmende, im Range vorgehende Hypothekengläubiger (im dritten Falle alfo der Nieß⸗ 
braucher) Anſpruch hat (RG Gruch 59, 1061; 60, 860). Die Anfechtbarkeit der Nießbrauchsbe⸗ 
ſtellung nach dem Anfch iſt bereits in A 4 a. E. behandelt. — Auch wenn die Übertragung an einen 
Hypothekengläubiger erfolgt, erliſcht die Haftung für die anderen Hypothekengläubiger, gleichviel, 
ob dieſe jenem im Range nachſtehen oder vorgehen. Das Geſetz macht in der Wirkung der Über- 
tragung feinen Unterſchied bezüglich der Perſon des Dritten (fir.; OLG 18, 169; 26, 143; a. M. 
18, 165). — Das für die Übertragung geleiftete Entgelt haftet den Hypothekengläubigern nicht. 

6. Ein Dritter erlangt ein Recht an der Zinsforderung durch eine Verfügung z. B. dann, 
wenn ihm vom Vermieter die Zinsforderung verpfändet wird oder wenn er gegen den Vermieter 
die Forderung für fich pfänden läßt (A 3). Ein ſolches Recht geht der Hypothet im Range vor, 
auch wenn dieſe bereits vor ſeiner Erlangung beſtand. Jedoch haftet die Forderung mit der aus 
dem Recht ſich ergebenden Beſchränkung für die Hypothek weiter. Bringt der Hypothekengläubiger 
die Beſchlagnahme aus, ſo kann er (falls nicht inzwiſchen die Zinsforderung eingezogen oder an 
einen Dritten übertragen iſt: A 4, 5) den zur Befriedigung des Rechts ncht erforderlichen Teil 
der Forderung für ſich in Anſpruch nehmen (ſtr.). Die Wirkung der Beſtellung eines Nießbrauchs 
am Grundſtück iſt in A a. E., A öĩ beſprochen. 

7. Wurde von einem Hypothekengläubiger die Beſchlagnahme ausgebracht (A 2), ſo waren 
nach der früheren Geſetzesfaſſung ihm gegenüber Vorausverfügungen über Zinsforderungen 
für eine jpätere Zeit als das zur Zeit der Beſchlagnahme „laufende und das folgende Kalender⸗ 
viertelſahr“ unwirkſam. Wenn z. B. die Beſchlagnahme am 1. Mai eines Jahres erfolgt war, 
halte der Hypothetengläubiger Anſpruch auf die Miet- oder Pachtzinſen für die Zeit vom 1. Oktober 
desſelben Jahres ab, auch wenn ſie vorher einem Dritten übertragen, verpfändet, überwieſen 
waren (A 3, 5; RG 64, 416). Durch Art 2 des Gef zur Einſchränkung der Verfügungen tiber 
Miet- oder Pachtzinsforderungen v. 8. 6. 1915 hat Abs 2 die jetzige Faſſung erhalten. Danach iſt 
die Verfügung dem Hypothekengläubiger gegenüber unwirkſam, ſoweit ſie ſich auf den Zins 
für eine ſpätere Zeit als das zur Zeit der Beſchlagnahme laufende talendervierteljahr be’ 
zieht; erfolgt aber die Beſchlagnahme innerhalb des letzten halben Monats eines Kalender⸗ 
vierteljahrs, jo iſt die Verfügung inſoweit wirkſam, als ſie ſich auf den Zins für das folgende 
Kalendervierteljahr bezieht. Die Bedeutung der Worte „innerhalb des letzten halben Monats 
eines Kalendervierteljahrs“ erörtert $ 1123 A 3. Nunmehr iſt alſo im Falle der Beſchlagnahme 
am 1. Mat eine frühere Verfügung ſchon vom 1. Juli ab, im Falle der Beſchlagnahme am 16. oder 
30. Juni erſt vom 1. Oktober desſelben Jahres ab dem Hypothekengläubiger gegenüber unwirkſam. 
Das Geſetz iſt am 20. 6. 1915 in Kraft getreten (Art 6). Eine Übergangsbeſtimmung gibt Art 4. 
Welche Verfügungen“ für $ 1124 in Betracht kommen, ift in A 1, 3 dargelegt. Unter „Verfügung 
. bezieht ſich“ iſt zu verftehen eine Verfügung, die denjenigen Mietzins zum Gegenſtand hat, 
der das Entgelt für die Gewährung des Mietgebrauchs während des betreffenden Kalender⸗ 
vierteljahrs darſtellt (RG Gruch 59, 1063). Falls die Zinsforderung vorher eingezogen worden 
iſt (A 1), kann der Hypothekengläubiger vom Mieter oder Pächter nochmals Zahlung des 
Zinſes für dieſe Zeit verlangen. Vgl. jedoch A 2 über den Zeitpunkt, in dem die Be⸗ 
ſchlagnahme gegenüber dem Mieter oder Pächter wirkſam wird. — Hat der Hypothekengläubiger 
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die Beſchlagnahme im Wege der Pfändung (wegen ſeines dinglichen Anſpruchs) ausgebracht, 
ſo kann er ſeinen Anſpruch auf die Zinsbeträge ohne Überweiſung mit der hypothekariſchen Klage 
geltend machen. Auch iſt im Falle der Beſchlagnahme durch Zwangsverwaltung gemäß $ 152 35G 
der Zwangsverwalter berechtigt, die Zinsbeträge zur Maſſe einzuziehen mit der Maßgabe, daß 
das dingliche Recht des Hypothelengläubigers die eingezogenen Beträge ergreift (RG 44, 310; 
80, 314; Js 1913, 554: ORG 34,208). Anderen Hypothekengläubigern, die keine Beſchlag 
nahme für ſich ausgebracht haben, ſteht ein Anſpruch auf die Zinsbeträge nicht zu. Eine Voraus- 
verfügung (z. B. Abtretung der Miet- oder Pachtzinsforderung für die Zeit, vie über die freigelaſſene 
hinausgeht) zugunſten eines Hypothekengläubigers iſt gegenüber einem andern Hypothekengläubi⸗ 
ger, der die Beſchlagnahme ausbringt, ebenfalls unwirksam, mag auch dieſer Hypothekengläubiger 
jenem im Range nachſtehen (ſtr.; OLG 18, 169, a. M. 18, 168). Dies gilt auch dann, wenn beide 
Hypothekengläubiger die Zinsforderung gepfändet haben, der eine aber nur auf Grund eines voll» 


nahme geſchehen, ſo iſt ſie dem ypothekengläubiger gegenüber 1 . N 
agnahme gegenüber 


eines ſolchen Zinsteils dem Hypothekengläubiger im Range vor (Och 39, 252; A 6). — Auch 
eine an ſich unwirkſame Vorausverfügung wird, weil die Unwirksamkeit nur gegenüber dem die 
Beſchlagnahme ausbringenden Hypothekengläubiger beſteht (RG 64, 420; DXG 8, 6), wirlſam, 


auf die ping ie ber Bergung kraft ſeiner 


en eingezogenen Betrags noch auf Rückübertragung oder Beſeitigung des an der Forderung 
men Rechts. Denn bei einem ſolchen Sachverhalt liegt weder eine ungerechtſertigte Ber 
cherung noch eine unerlaubte Handlung vor noch ift ſonſt ein rechtlicher Grund für einen Anſpruch 
chriften zum $ 1124 enthalten die 59 573, 574 BGB, 98 57, 57 b JG, 


dee Konkursmaſſe freigegeben hat (RG 138, 72). Sind Mietzinſen von einem Hypothelen⸗ 
läubiger auf Grund eines dinglichen Schuldtitels gepfändet, jo daß eine Verfügung und zugleich 
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1933 Nr 90; JW 1932, 19324; 1933, 92673; 1935, 305827; HMM 1934 Nr 1119: a. N. z. B. JW 
1927, 2583?) zu bejahen ſein. Die lange Zeit lebhaft umſtrittene Frage, ob die Vorzugsſtellung, 
welche § 1124 Abſ 2 dem beſchlagnahmenden Hypothekengläubiger bei Verfügungen über Miet- 
oder Pachtzinsanſprüche gewährt, auch den ſolche Anſprüche pfändenden Gläubigern öffent⸗ 
licher Grundſtückslaſten zukomme, iſt nunmehr gesetzlich geregelt durch das RGeſ v. 9. 3. 1934 
(RGBl J, 181). 

8 1125 

Soweit die Einziehung des Miet- oder Pachtzinſes dem Hypothekengläubiger 
gegenüber unwirkſam iſt, kann der Mieter oder der Pächter nicht eine ihm 
gegen den Vermieter oder den Verpächter zuſtehende Forderung gegen den 
Hypothekengläubiger aufrechnen !). 

E II 1033; P 3 561f. 

1. 5 1125 bedeutet: Der Mieter oder Pächter kann gegen den Hypothekengläubiger, der die 
Miet- oder Pachtzinsforderungen beſchlagnahmt hat (81123 A 2, 51124 A 2) und ihn nun 
wegen des noch nicht gezahlten Zinſes in Anſpruch nimmt, mit einer ihm gegen den Ver⸗ 
mieter oder Verpächter zuſtehenden Forderung nicht aufrechnen bezüglich einer Zinsforderung 
für eine ſpätere Zeit als das zur Zeit der Beſchlagnahme laufende, gegebenenfalls (wenn 
die Beſchlagnahme innerhalb des letzten halben Monats des Kalendervierteljahrs erfolgt iſt) 
auch das folgende Kalendervierteljahr. Die Aufrechnung iſt alſo inſoweit unzuläſſig, als 
eine Vorausverfügung dem Hypothekengläubiger gegenüber nach § 1124 Abſ 2 unwirkſam iſt. 
Dies gilt auch im Falle einer früheren Vereinbarung zwiſchen Mieter und Vermieter dahin, daß 
der Mieter ſeine Forderung gegen den Vermieter mit der künftigen Schuld aus der laufenden 
Miete ſollte aufrechnen dürfen (OLG 34, 208). Im Falle einer durch Vertrag zwiſchen Mieter 
und Vermieter ſogleich vollzogenen Aufrechnung findet $ 1124 Anwendung (dort A 3). Im übrigen 
kann der Mieter oder Pächter auch mit Wirkung gegen den Hypothekengläubiger (oder Zwangs⸗ 
verwalter: 9 1124 A 7) aufrechnen (8 404). An dieſer Aufrechnung hindert ihn auch nicht ein im 
Mietvertrag formularmäßig zugunſten der Mietzinsforderung vereinbartes Aufrechnungsverbot, 
wenn der Vermieter in Konkurs gegangen ift und der Mieter ohne Aufrechnung mit ſeiner Gegen⸗ 
forderung auf die Konkursquote angewieſen wäre (JW 1933, 114826). 


§ 1126 

Iſt mit dem Eigentum an dem Grundſtück ein Necht auf wiederkehrende 
Leiſtungen verbunden !), fo erſtreckt ſich die Hypothek auf die Anſprüche auf 
dieſe Leiſtungen 2). Die Vorſchriften des $ 1123 Abſ 2 Satz 1, des § 1124 Abſ 1, 
3 und des $ 1125 finden entſprechende Anwendung ). Eine vor der Befchlag” 
nahme erfolgte Verfügung über den Anſpruch auf eine Leiſtung, die erſt drei 
Monate nach der Veſchlagnahme fällig wird ), iſt dem Hypothekengläubiger 
gegenüber unwirkſam. 

E 1 1067 IT 1084; M 3 652, 059, 663 f. 

1. Mit dem Eigentum an dem Grundſtütk verbundene Rechte find z. B. Grunddienſtbar⸗ 
keiten, jubjeltib-Dinglihe Vorkaufsrechte und Reallaſten (58 1018, 1094 Abſ 2, 1105 Abs 2), ferner 
die Rente für einen Überbau oder einen Notweg (88 912—917), ſchließlich landesrechtliche Er 
rechtigkeiten, die an ein Grundſtück geknüpft find ($ 96 A J). Solche Rechte gelten nach $9 
als Beftandteile des herrſchenden Grundſtücks und haften daher für die dieſes Grundſtück belajtend 
Hypothek, gleichviel, ob fie vor oder nach der Hypothekbeſtellung begründet worden find (RG 8 
©. 54, 200; § 96 A 2). Soweit fie von dem herrſchenden Grundſtück nicht getrennt werden können 
(58 1103 Abſ 1, 1110), findet $ 1120 auf fie keine Anwendung. Ihre Beſchlagnahme erfolgt durch 
Einleitung der Zwangsverſteigerung oder der Zwangsverwaltung des Grundſtücks ſelbſt. Von 
den erwähnten Rechten kommen als Rechte auf wiederkehrende Leiſtungen, die von g112 
betroffen werden können, hauptſächtlich Reallaſten und Renten für einen Überbau und für einen 
Notweg in Betracht (vgl. auch $$ 1021, 1022). g 5 

2. Die Anſprüche auf die einzelnen Leiſtungen haften der Hypothek grundſätzlich ebenj 
wie Miet- oder Pachtzinsforderungen (vgl. $ 99 Abſ 2, 3). Ausnahmen find behandelt in A3, 7 
Die Beſchlagnahme der Anſprüche erfolgt hier ebenfalls (5 1123 A 2) nicht durch Zwangsver 
ſteigerung, ſondern durch Zwangsverwaltung des Grundſtücks (5 21 Abſ 2, 148 AUG) oder durch 
Pfändung (wegen des dinglichen Anſpruchs des Hypothekengläubigers). 1 

3. Nur 8 1123 Abſ 2 Satz 1, 8 1124 Abſ 1, 3 und 8 1125 (Erlöſchen der Haftung mie it 
Ablauf eines Jahres nach Eintritt der Fälligkeit, Wirkſamkeit von Verfügungen, Zuläſſig 2 
der Aufrechnung) finden entſprechende Anwendung, nicht $ 1123 Abſ 2 Satz 2 und $ 1124 Abſ 2. 
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Letztere Vorſchrift ift durch Satz 3 erſetzt (A 4). Aus dem Ausſchluß der Anwendung des $ 1123 
Abſ 2 Satz 2 folgt, daß Anſprüche, die nicht innerhalb eines Jahres nach der Fälligkeit beſchlag⸗ 
nahmt werden, auch dann mit dem Ablauf eines Jahres von der Haftung frei werden, wenn die 
wiederkehrenden Leiſtungen im voraus zu entrichten ſind (über den Grund der Abweichung 
vgl. Prot 3, 562). 

4. Die Abweichung von $ 1124 Abſ 2 (A J) beſteht darin, daß die Worte „(Miet- oder Pacht⸗ 
zins) für eine ſpätere Zeit als das zur Zeit der Beſchlagnahme laufende und das folgende Kalender⸗ 
bierteljahr” (81124 A 7) erſetzt ſind durch „(Anſpruch auf eine Leiſtung), die erſt drei Monate 
nach der Beſchlagnahme fällig wird“. Eine Verfügung ($ 1124 A 1, 3) über den Anſpruch auf 
jede andere Leiſtung iſt vor der Beſchlagnahme dem Hypothekengläubiger gegenüber wirkſam. 


$ 1127 
Sind Gegenftände, die der Hypothek unterliegen ), für den Eigentümer 
oder den Eigenbeſitzer des Grundſtücks 2) unter Verſicherung gebracht), fo 
erſtreckt ſich die Hypothek auf die Forderung gegen den Verſicherer ?). 
Die Haftung der Forderung gegen den Verſicherer erliſcht, wenn der ver- 
ſicherte Gegenſtand wiederhergeſtellt oder Erſatz für ihn beſchafft iſt '). 
& 1 1067, 1070 II 1085; M 3 651, 659f., 664 f.] P 3 555 f., 562f.; 6 248f. 


1. Vorweg iſt zu bemerken, daß bie 98 1127ff. eine auf die beſonderen Bedürfniſſe des Grund⸗ 
ſtücksverkehrs zugeſchnittene Ausnahmeregelung bilden und deshalb einer entſprechenden An⸗ 
wendung auf das Pfandrecht an beweglichen Sachen unzugänglich find (RG HRR 1934 Nr 1677). 
Unter Verſicherung gebrachte Gegenſtände, die der Hypothet unterliegen, können fein das 
Grundſtück ſelbſt oder feine Beſtandteile, namentlich Gebäude hängende oder ſtehende Er⸗ 
zeugniſſe (z. B. auch ein Wald: Prot 3, 567), getrennte Beſtandteile oder auch Zubehörſtücke. 
Ob die Haftung der Gegenſtände vor oder nach der Beſtellung der Hypothek eingetreten iſt, iſt 
gleichgültig. Wenn jedoch die Haftung beweglicher Gegenſtände zur Zeit des Eintritts des Schadens 
daran bereits gemäß den 99 1120ff. erloſchen iſt, ſo erſtreckt ſich die Hypothek nicht auf die Verſiche⸗ 
rungsforderung. Denn die Haftung der Verſicherungsforderung ſoll nur die beim Eintritt des Scha⸗ 
dens beſtehende Haftung der ganz oder zum Teil untergehenden Gegenſtände erſetzen. Deshalb 
unterliegt auch eine ſchon vor der Beſtellung der Hypothek begründete Verſicherungsforderung 
habe der Haftung für dieſe Hypothek, da hierfür die untergegangenen Gegenstände niemals gehaftet 

aben (ſtr.). 

2. Für den Eigentümer oder den Eigenbeſitzer des Grundſtücks ſind die Haftungsgegenſtände 
nicht nur dann verſichert, wenn die Verſicherungsverträge von dem Eigentümer oder dem Eigen⸗ 

eſitzer (8 872) abgeſchloſſen find, ſondern auch dann, wenn ein Dritter für deren Rechnung 
6. B. ein Nießbraucher gemäß $ 1045, ein Mieter, Pächter) die Gegenſtände verſichert hat (Prot 6, 
244), ſei es auch in eigenem Namen (RG Warn 1913 Nr 228). Eine Verſicherung für fremde Rech⸗ 
nung liegt vor, wenn derjenige, der den Verſicherungsvertrag mit dem Verſicherer in eigenem Na⸗ 
an abſchließt (z. B. der Ehemann der Eigentümerin), durch dieſen Vertrag das Intereſſe eines an⸗ 
deren verſichert (RH Warn 1913 Nr 228). Sind Haftungsgegenſtände (z. B. Gebäude nebſt Hotel⸗ 
inventar und Hausſtandsſachen), die beim Güterſtand der Verwaltung und Nutznießung zum 
eingebrachten Gut der Ehefrau gehören, von dem Ehemann gegen Feuersgefahr verſichert, 
ſo ſind die Gegenſtände mit Rückſicht auf die dem Ehemann nach den 35 1359, 1374 obliegende Ver⸗ 
icherungsyflicht als für die Ehefrau verſichert auch dann zu erachten, wenn der Ehemann die 

erſicherung in eigenem Namen genommen und die Gegenſtände als ſein Eigentum bezeichnet 
hat (RG 76, 136). Auch erwirbt felbft in dieſem Falle die Ehefrau nach $ 1381 den Anſpruch auf 
1115 Verſicherungsſumme, es ſei denn, daß der Ehemann den Anſpruch nicht für die Ehefrau erwer⸗ 
en wollte (RG 76, 133). Hat der Anſpruch als von der Ehefrau erworben zu gelten und handelt 
5 ich um Gegenſtände, bei denen die Geltendmachung der Haftung für die Hypothet nach den 
5 1129, 1124 Abſ 1 eine Beſchlagnahme vorausſetzt (A 4), jo bewirkt eine vor der Beſchlagnahme 
erfolgte Verfügung (Abtretung, Pfändung) nur dann das Freiwerden des Anſpruchs von der 
Bin tung, wenn die Verfügung den Anſpruch als einen ſolchen der Ehefrau (nicht des Ehemanns) 
an Gegenſtande hat (RG 76, 135). Nach den 88 74, 75 Verſv (Ag) ſtehen auch bei der Verſiche⸗ 
zung für fremde Rechnung im eigenen Namen die Rechte aus dem Verſicherungsvertrag (nicht dem 
iche icherungsnehmer, ſondern) dem Verſicherten zu. Der Haftung der Forderung gegen den Ver⸗ 
N für die Hypothek ſteht danach nicht etwa der Umſtand entgegen, daß die Forderung einem 
eren als dem (verſicherten) Eigentümer oder Eigenbeſitzer gehört (MG Warn 1913 Nr 228). 

G en Unter Verſicherung gebracht find die Haftungsgegenſtände, gleichviel, gegen welche 

10 fahr ſie verſichert ſind, ob gegen Feuersgefahr oder gegen die Gefahren von Exploſionen, 

gelſchaden, Viebſterben, Bruchſchaden (z. B. bei Glas⸗ und Spiegelſcheiben: M 3, 667), kalten 
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Blitzſchlag. Für den Bereich der 88 1127—1130 (vgl. ferner 85 1045, 1046, 1358, 1654) kommen 
aus dem VeriV& namentlich in Betracht die 95 49—68 über den Inhalt des Vertrags und die 
88 74—80 über die Verſicherung für fremde Rechnung (A 2); § 192 enthält Vorbehalte für Ver⸗ 
ſicherungen bei landesrechtlichen öffentlichen Anſtalten. — Eine Verpflichtung des Eigentümers 
zur Verſicherung beſteht nach dem BGB dem Hypothekengläubiger gegenüber nicht. Sie kann 
aber durch Vertrag übernommen werden. Auch kann ein Unterlaſſen der Verſicherung, namentlich 
von Gebäuden gegen Feuersgefahr, unter Umſtänden ein Vorgehen des Gläubigers nach § 1134 
rechtfertigen (RG 37, 356; 52, 296). 

4. Auf die Forderung gegen den Verſicherer erſtreckt ſich die Hypothek, nicht auf die Ver⸗ 
ſicherungsgelder. Beſteht trotz des Abſchluſſes eines Verſicherungsvertrags und des Eintritts 
eines Schadens keine Forderung für den Verſicherten, iſt z. B. der Vertrag rechtsunwirk⸗ 
ſam, ſo hat der Hypothekengläubiger ebenfalls keinen Anſpruch. Dies gilt grundſätzlich auch dann, 
wenn der Verſicherte wegen eigenen Verſchuldens die Entſchädigung nicht fordern kann (RG 72, 
214). Jedoch enthalten in dieſer Hinſicht für den Fall der Gebäudeberſicherung die $$ 100 — 105 
Vers (A 3) Ausnahmevorſchriften zugunſten des Hypothekengläubigers (die nach $ 106 auch 
für Reallaſt⸗, Grundſchuld⸗ und Rentenſchuldgläubiger gelten). Namentlich kann die auf 
einer Überverſicherung oder aus einer Doppelverſicherung ſich ergebende Nichtigkeit des Ver⸗ 
trags (85 51 Abſ 2, 59 Abſ 3) einem Hypothekengläubiger, der feine Hypothek dem Verſicherer 
angemeldet hat, (mit gewiſſer zeitlicher Einſchränkung) nicht entgegengehalten werden. Iſt ferner 
der Verſicherer wegen des Verhaltens des Verſicherungsnehmers (bei der Verſicherung für fremde 
Rechnung auch des Verhaltens des Verſicherten: RG 157, 318) von der Verpflichtung zur Leiſtung 
frei ($ 61), fo bleibt gleichwohl feine Verpflichtung gegenüber einem Hypothekengläubiger beſtehen, 
auch wenn dieſer die Hypothek nicht angemeldet hat (58 100 Abſ 3, 101 Abſ 1 Satz 1). Hier tritt 
alſo an die Stelle der pfandweiſen Haftung der (untergegangenen) Forderung des Verſicherungs⸗ 
nehmers ein ſelbſtändiger, unmittelbarer Anſpruch der Hypothekengläubiger auf die Verſicherungs⸗ 
ſumme (RG 102, 352; 124, 93). Wird das (gegen Feuersgefahr) verſicherte Gebäudegrund⸗ 
ſtück veräußert, ohne daß der Erwerber in das Verſicherungsverhältnis eintritt, ſo erliſcht das 
Verſicherungsintereſſe des Verkäufers und damit auch die Hafkung ſeiner Verſicherungsanſprüche 
für die Hypotheken regelmäßig erſt mit der Eigentumsübertragung, nicht ſchon mit der Übergabe 
des Grundſtücks an den Erwerber. Ein Brand zwiſchen Übergabe und Auflaſſung berechtigt alſo 
in der Regel den Verſicherer nicht, ſich auf das Erlöſchen des mit dem Verkäufer geſchloſſenen 
Verſicherungsvertrags zu berufen. Anders könnte die Rechtslage allerdings zu beurteilen ſein, 
wenn der Kaufpreis ſchon vor der Auflaſſung voll bezahlt oder der Käufer unbedingt zahlungs 
fähig iſt, der Verkäufer den Hypothekengläubigern nicht als perſönlicher Schuldner haftet und der 
Käufer bereits anderweitig eine auskömmliche neue Verſicherung genommen hat (RG Warn 1933 
Nr 178). Die Reihenfolge, in der mehrere Hypothekengläubiger ſich an die Verſicherungs⸗ 
ſumme halten dürfen, richtet ſich nach der Rangordnung ihrer Hypotheken untereinander 
(R 102, 353). Der Anſpruch bleibt auch dann für den Hypothekengläubiger beſtehen, 
wenn die Hypothek bei der Zwangsverſteigerung des Grundſtücks ausgefallen und gelöſcht it 
(A 102, 354; 124, 94). Zugleich iſt im $ 102 beftimmt, daß die Hypothek auf den Verſicherer 
übergeht, ſoweit er auf Grund der $$ 100, 101 den Gläubiger befriedigt; wie dieſer Übergang und 
der Rang des übergegangenen Rechts im Verhältnis zu anderen eingetragenen oder vorgemerkten 
Rechten nachzuweiſen iſt, wird in JW 1935, 150528 näher dargelegt. Iſt die Hypothek bei der 
Zwangsverſteigerung des Grundſtücks ausgefallen und gelöſcht, ſo iſt der Übergang allerdings 
gegenſtandslos (RG 102, 354; 124. 94). Wenn in anderen Fällen der Verſiche rer die Ent- 
ſchädigungsſumme an den Hypothekengläubiger zahlt, ſo wird die Hypothek gemäß 
§ 1168 Abſ 1 Satz 2 BGB zur Eigentümergrundſchuld. Die Zahlung bewirkt nicht etwa eine Befrie 
digung „aus“ dem Grundſtück oder den für die Hypothek haftenden Gegenſtänden im Sinne des 
$ 1181 Abſ 1, 2 und damit ein Erlöſchen der Hypothek (RG 56, 323), es fei denn, daß der Hypo- 
thekengläubiger die Forderung im Wege der Zwangsvollſtreckung beitreibt. „Forderung gegen den 
Verſicherer“ iſt gleichbedeutend mit Forderung aus dem Rechtsgrunde der Verſicherung. Eine 
ſolche Forderung iſt, wenn die Verſicherungsgelder unter Verzicht auf die Rücknahme hinterlegt 
werden, auch die Forderung gegen den Staat. Denn der Rechtsgrund ift derſelbe. Daher erſtreckt 
ſich die Hypothek auch auf dieſe Forderung, die an die Stelle der urſprünglichen Forderung gegen 
den Verſicherer tritt (RG 74, 108). — Die Vorausſetzungen für die Geltendmachung 
der Haftung ſeitens des Gläubigers und für die Zuläſſigkeit von Verfügungen über die 
Verſicherungsforderung ſeitens des Verſicherten vor der Geltendmachung find in den $$ 1128, 
1129 verſchieden geregelt, je nachdem es ſich um verſicherte Gebäude oder um andere verſicherte 
Gegenſtände handelt. Im erſten Falle iſt dem Hypothekengläubiger ohne weiteres ein Anſpruch 
auf die Verſicherungsforderung gegeben; Verfügungen darüber zu ſeinem Nachteil ſind grund · 
ſätzlich ausgeſchloſſen. Im letzten Falle iſt (nach 88 1129, 1124 Abſ 1) eine Beſchlagnahme Vor. 
ausſetzung für die Geltendmachung; bis dahin find Verfügungen zuläſſig (NG 64, 28; 76, 1307 
78, 24; OLG 30, 107). Jedoch kann auch in dieſem Falle durch den Verſicherungsbertrag ebenſo 
wie nach den eine Gebäudeverſicherung betreffenden $$ 100, 101 Verſvch unter Umſtän⸗ 
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den ein unmittelbarer Rechtsanſpruch (88 328ff.) gegen den Verſicherer für die Hypotheken⸗ 
gläubiger begründet fein (RG 8, 169; 25, 218). Wegen der Verfügung über die Verſicherungs⸗ 
forderung, wenn der Ehemann eingebrachtes Gut der Ehefrau verſichert hat: A2. Der Umfang 
der Haftung der Verſicherungsforderung für die Hypothek beſtimmt ſich nach dem Betrag der 
Hypothek, für den der Grundſtückseigentümer dem Hypothekengläubiger am Tage des Verſicherungs⸗ 
falles haftet. Denn nach dieſem Zeitpunkt kommt die Haftung des verſichert geweſenen Gegen⸗ 
ſtandes (3. B. des abgebrannten Gebäudes) nicht mehr in Frage. Iſt aber der Gläubiger ein Grund⸗ 
ſchuldgläubiger, der vom Eigentümer eine Eigentümergrundſchuld vor Eintritt des Verſicherungs⸗ 
falles abgetreten erhalten hat, fo haftet die Verſicherungsforderung dem Grundſchuldgläubiger 
in voller Höhe der Grundſchuld, auch wenn der Gläubiger das Abtretungsentgelt zum Teil erſt 
nach dem Eintritt des Verſicherungsfalles gezahlt hat. Denn der Gläubiger hatte die von einer 
Forderung nicht abhängige Grundſchuld (5 1191 A J) bereits durch die Abtretung ohne Rückſicht 
auf die Zahlung des Abtretungsentgelts in voller Höhe erworben (RG 124, 93). — Der Schutz 
des 8 1127 Abſ 1 gebührt auch einem ſolchen Se deſſen Hypothek zur Zeit des 
Verſicherungsfalls noch nicht eingetragen, aber ereits durch Vormerkung geſichert war; ihm 
gegenüber bleibt die Verpflichtung des Verſicherers aus $ 101 Verſ Vo beſtehen (RG 151, 389). — 
Landesgeſetzliche Einſchränkungen der Haftung laſſen zu EG Artt 110 (Wiederherſtellung zer. 
ſtörter Gebäude), 120 Abſ 2 Nr 3 (Unſchädlichkeitszeugnis). Die 68 1127—1130 finden gemäß Art 
192 66 von der Anlegung des Grundbuchs ab auch auf ältere Hypotheken Anwendung. Nach 
Artt 52— 54, 67, 109 EG erſtreckt ſich die Hypothek gemäß den entſprechend anzuwendenden Vor⸗ 
ſchriften des $ 1128 auch auf die Entſchädigungsforderung, die nach Reichs⸗ oder Landes⸗ 
geſetzen im Falle der Enteignung oder des Bergſchadens dem Grundſtückseigentümer zu⸗ 
ſteht, vorausgeſetzt, daß der Hypothekengläubiger keine beſondere Entſchadigung erhalt (RG 
69, 247). Nach Kg 27 B 51 und 46, 214 find aber die Artt 52, 53, 67, 109 Ech nicht auf die 
Entſchädigungsforderung für die Grundabtretung nach den §8 142, 144 Pr. Allg Berg v. 24.6.1865 
anwendbar, weil dieſe Grundabtretung nicht im öffentlichen Intereſſe erfolgt. 
5. Der wiederhergeſtellte oder als Erſatz angeſchaffte Gegenſtand tritt an Stelle der Ver⸗ 
ſicherungsforderung in die Haftung in gleicher Weiſe ein, wie der verſicherte zerſtörte oder be⸗ 
ſchädigte Gegenſtand darin ſtand (M 3, 665; RG 133, 119). Zum Erloͤſchen der Haftung der 
Verſicherungs forderung iſt aber nicht erforderlich, daß der verſicherte Gegenſtand vollſtändig 
wiederhergeſtellt und voller Erſatz für die hypothekariſche Sicherheit geſchaffen iſt. Auch bei nur 
teilweiſer Wiederherſtellung des früheren Zuſtandes erliſcht die Haftung. Das gilt allerdings 
nur inſoweit, als die Hypothekengläubiger durch den Wert des Wiederhergeſtellten die frühere 
Sicherheit wiedererlangt haben; der über dieſen Wert hinausgehende Betrag der Verſicherungs⸗ 
forderung verbleibt in der Haftung (ſtr.; Ach 78, 25; Warn 1909 Nr 144; SeuffA 74 Nr 175; OLG 
26, 145). In der Zwangsverſteigerung geht alſo die über den Wert der Wiederherſtellungsarbeiten 
hinausgehende Verſicherungsforderung nach den 39 20 Abſ 2, 55 Abſ 1, 90 Abſ 2 386 auf den 
Erſteher über (NG 78, 24; Warn 1909 Nr 144). Soweit dagegen die Haftung ſchon vor 
Einleitung der Zwangsverſteigerung erloſchen war, erwirbt der Erſteher die Verſicherungs⸗ 
forderung nicht (RG 78, 24; SeuffA 74 Nr 175). Wird an Stelle des verſicherten Gegenſtandes 
ein neuer (3. B. ein Gebäude) hergeſtellt, ſo braucht dieſer neue Gegenſtand nicht vollſtändig 
fertiggeſtellt zu ſein; es genügt, daß das ſchon Hergeſtellte gleichwertigen Erſatz bietet (R Warn 
1909 Nr 144), Soweit durch die Wie derherſtellungsarbeiten die Haftung der Verſicherungsforderung 
erloſchen iſt, werden vorher erfolgte Verfügungen des Eigentümers darüber (z. B. Abtretungen), 
deren Wirkſamkeit die beſtehende Haftung entgegenſtand (A 4), wirkſam und bleiben es RG 
78, 24). Den Fall der Wiederherſtellungspflicht des Eigentümers gegenüber dem Ver⸗ 
ſicherer regelt $ 1130. Den Hypothekengläubigern gegenüber beſteht aber eine Wiederher⸗ 
ſtellungspflicht des Eigentümers in keinem Falle, z. B. auch dann nicht, wenn der Eigentümer 
ein abgebranntes Gebäude unter Verwendung der an ihn ausgezahlten Verſicherungsgelder auf 
einem anderen ihm gehörenden Grundſtück wieder errichtet hat. In einem ſolchen Falle tann 
zwar gegen den Verſicherer ein Anſpruch auf nochmalige Zahlung gegeben ſein, wenn etwa die 
Auszahlung der Verſicherungsgelder zu Unrecht erfolgt ift ($ 1128 A 5). Aber gegen den Eigen. 
mer können die Hypothekengläubiger nur mit Maßnahmen nach den $$ 1133, 1134 unter den dort 
vorgeſehenen Vorausſetzungen, insbeſondere bei Gefährdung ihrer Hypotheken, vorgehen (OLG 31, 
6). Wird nach der Wiederherſtellung der Gegenſtand von neuem verſichert, ſo erſtreckt ſich die 
Hypothek kraft Geſetzes auf die neue Forderung gegen den Verſicherer (RG 102, 353). Iſt im Falle 
Ve Gebäudeverſicherung (8 1128 A 1) die Forderung des Verſicherungsnehmers wegen ſeines 
erhaltens nach dem Abſchluß des Verſicherungsvertrags (RG 141, 87; 142, 68) untergegangen und 
an die Stelle ihrer pfandweiſen Haftung nach $101 Vers ein ſelbſtändiger, unmittelbarer An 
1 6 der Hypothekengläubiger auf die Verſicherungsſumme getreten (A 4), ſo findet 
Me | 2 des $ 1127 auch auf dieſen Anſpruch Anwendung, obwohl $ 101 Verj BO die Vorſchrift nicht 
An berholt. Wird alſo das Gebäude (z. B. von dem Erſteher des zwangsverſteigerten Grund» 
N üd3) wiederaufgebaut, ſo erliſcht der Anſpruch ebenfalls, da die vor der Zerſtörung des Gebäudes 
dem Hypothekengläubiger gewährte Sicherheit nun wiederhergeſtellt iſt und der Hypotheken- 
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gläubiger ungerechtfertigt bereichert würde, wenn er ſich auch noch aus der Verſicherungsſumme 
bezahlt machen könnte (RG 102, 352; 133, 124). Handelt es ſich jedoch um eine Hypothek, die bei 
der Zwangsverſteigerung des Grundſtücks ſchon, bevor das Gebäude wiederaufgebaut wurde, 
ausgefallen und gelöſcht worden ift, jo erliſcht durch den Wiederaufbau der Anſpruch für eine 
ſolche Hypothek nicht. Denn der Gläubiger einer ſolchen Hypothek hatte bereits durch das Ein- 
treten des Verſicherungsfalls Rechte auf die in der Zwangsverſteigerung nicht mit zum Verkauf 
gelangten Brandentſchädigungsgelder erworben, und dieſe Rechte ſind ihm durch die Löſchung 
der Hypothek nicht verlorengegangen (RG 102, 354). Die Verjährung des Verſicherungsan⸗ 
ſpruchs fällt nicht unter $ 101 Verſvch (NG 142, 69). — In der Zwangsverw altung hat der 
Verwalter an Stelle des Grundſtückseigentümers deſſen Rechte an der Verſicherungsforderung 
geltend zu machen. Auch wenn die Verſicherungsſumme zur Wiederherſtellung des verſicherten 
Gegenſtandes zu zahlen iſt, darf der Zwangsverwalter ſie in Empfang nehmen und fie zur Wieder 
herſtellung oder, falls dieſe nicht mehr möglich iſt, zur Befriedigung der Hypothekengläubiger ver⸗ 
wenden. Übertragen kann er die Verſicherungsforderung vor der Wiederherſtellung nur an den 
Erwerber des Grundſtücks oder an ſolche Gläubiger des Verſicherungsnehmers, welche Arbeiten 
oder Lieferungen zur Wiederherſtellung übernommen oder bewirkt haben. Eine Übertragung 
an andere Perſonen iſt den Hypothekengläubigern gegeniiber unwirkſam. Im übrigen gilt auch 
hier $ 1127 Abſ 2 (RG HRR 1936 Nr 594). 
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Iſt ein Gebäude verſichert !), fo kann der Verſicherer die Verfiherungs- 
ſumme mit Wirkung gegen den Hypothekengläubiger an den Verſicherten 
erſt zahlen ), wenn er oder der Verſicherte den Eintritt des Schadens dem 
Hypothekengläubiger angezeigt bat?) und feit dem Empfange der Anzeige 
ein Monat verſtrichen iſt. Her Hypothekengläubiger kann bis zum Ablaufe 
der Friſt dem Verſicherer gegenüber der Zahlung widerſprechen ). Die Anzeige 
darf unterbleiben, wenn ſie untunlich iſt; in dieſem Falle wird der Monat 
von demgeitpunkt an berechnet, in welchem die Verſicherungsſumme fällig wird). 

Im übrigen finden die für eine verpfändete Forderung geltenden Vorſchriften 
Anwendung ); der Verſicherer kann ſich jedoch nicht darauf berufen, daß er 
eine aus dem Grundbuch erſichtliche Hypothek nicht gekannt habe Eh 
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1. Eine Gebäudeverſicherung liegt vor, wenn der verſicherte Gegenſtand nach allgemeiner 
Verkehrsauffaſſung ein Gebäude iſt und der Verſicherungsvertrag ſeine Verſicherung als Ge⸗ 
bäude zum Ausdruck bringt. Iſt nach dem Vertrage eine Verſicherung für einen beweglichen 
Gegenſtand genommen (Mobiltarverſicherung), fo iſt kein Gebäude verſichert, auch wenn der 
verſicherte Gegenſtand in Wirklichkeit ein Gebäude iſt. Umgekehrt gilt dies auch dann, wenn zwar 
ein Gebäudeverſicherungsvertrag (Immobiliarverſicherung) geſchloſſen, der verſicherte Gegen’ 
ſtand aber tatſächlich kein Gebäude iſt. Sind aber die eingangs erwähnten beiden Vorausſetzungen 
gegeben, jo hat regelmäßig nicht nur das Ganze, ſondern jeder einzelne Teil davon als verſichertes 
Gebäude im Sinne des § 1128 zu gelten. Wenn dagegen ein einzelner B eſtandteil ausschließlich 
unter Verſicherung gebracht oder noch gegen eine andere Gefahr verfichert ift (3. B. Glas- oder 
Spiegelſcheiben gegen Bruchſchaden, während die Verſicherung des ganzen Gebäudes auf Feuer⸗ 
ſchaden, Exploſion oder Blitzſchlag ſich bezieht: $ 1127 A 3), jo findet auf eine Entſchädigungs⸗ 
forderung aus einer ſolchen Verſicherung nicht $ 1128 Anwendung, ſondern $ 1129 ($ 1127 A 4). 
Denn inſoweit iſt nicht ein „Gebäude“ verſichert. Dasſelbe iſt anzunehmen, wenn einzelne Teile 
(4. B. Maſchinen oder andere einem Gewerbe dienende Geräte) noch beſonders zwar gegen die⸗ 
ſelbe Gefahr, aber nicht als Beſtandteile oder Zubehörſtücke des Gebäudes durch Gebäudever⸗ 
ſicherungsvertrag, ſondern als bewegliche Sachen verſichert ſind. Denn dieſe Teile ſind dann 
als von der Gebäudeverſicherung ausgenommen anzuſehen (A 69, 316; 74, 109). Maßgebend 
für die Anwendbarkeit des $ 1128 oder aber des $ 1129 ift alſo ſtets die Art der abgeſchloſſenen 
Verſicherung (RG 157, 316). Iſt in einem einheitlichen Verſicherungsvertrag ein Gebäude mit 
Inhalt verſichert, fo iſt durch Auslegung zu ermitteln, ob der Gebäudeinhalt (z. B. Maſchinen at 
Gebäudezubehör) in die Gebäudeverſicherung einbezogen oder als bewegliche Habe verſicher 
werden ſollte (RG 157, 317). Ferner folgt aus $ 1127, daß für $ 1128 nur ſolche Gebäude in Ber 
tracht kommen, auf die ſich die Hypothek erſtreckt, alſo . B. nicht Gebäude, die nach $ 95 keine 
Beſtandteile des Grundſtücks find. Die entſprechende Anwendung des $ 1128 auf Entſchädigungs 
forderungen wegen Enteignung und Vergſchadens nach den Artt 52—54, 67, 109 Ech iſt bereits 
in $ 1127 A 4 a. E. erörtert. 


Hypothek 88 1127, 1128 577 


2. Der im Abſ 2 gegebene Regelſatz über den Rechtsanſpruch des Hypothekengläubigers auf 
die Entſchädigungsſumme (A 5) wird zur Erleichterung für den Verſicherer durch die Vorſchriften 
des Abf 1 dahin eingeſchränkt (Os G 26, 147), daß unter beſtimmten Vorausſetzun⸗ 
gen der Verſicherer die Verſicherungsſumme mit Wirkung gegen den Hypotheken⸗ 
gläubiger an den Verſicherten zahlen kann. Liegen dieſe Vorausſetzungen vor, ſo wird 
eine ſtillſchweigende Zuſtimmung des Hypothekengläubigers zur Auszahlung an den Ver⸗ 
ſicherten allein angenommen. Zahlt dann der Verſicherer an den Verſicherten, ſo iſt er befreit; 
die Haftung der Verſicherungsforderung für die Hypothek erliſcht. Andere Verfügungen 
des Verſicherten als die Empfangnahme der Zahlung oder ſonſtige Einziehung (8 1124 A 1, 3) haben 
aber dieſe Wirkung nicht, ſelbſt wenn jene Vorausſetzungen gegeben ſind (OLG 14, 111). Dies gilt 
insbeſondere auch im Falle der Abtretung an einen Dritten oder der Pfändung der Verſicherungs⸗ 
forderung für einen perſönlichen Gläubiger. Erſt durch die Zahlung an dieſe Rechtsnachfolger 
(beim Vorliegen der Vorausſetzungen) erliſcht die Haftung. Im Falle der Pfändung für einen 
perſönlichen Gläubiger kann ein Hypokhekengläubiger, deſſen Hypothek vor der Pfändung beſtellt 
iſt, (trotz Vorliegens der Vorausſetzungen) gemäß $ 805 3 O einen Anſpruch auf vorzugsweiſe 
Befriedigung geltend machen, ſolange die Zahlung nicht erfolgt iſt. 

3. Die erſte Vorausſetzung für die Zuläſſigkeit der Zahlung an den Verſicherten iſt, daß der 
Verſicherer oder der Verſicherte den Eintritt des Schadens dem Hypothekengläubiger angezeigt 
hat. Nur wenn die Anzeige untunlich ift (z. B. weil der Aufenthaltsort des Hypothekengläubigers 
ſich nicht ermitteln läßt), darf fie nach Abſ 1 Satz 3 unterbleiben. Anderſeits kann ſich der Verſicherer 
gemäß Abi 2 dem Hypothekengläubiger gegenüber nicht darauf berufen, daß er eine aus dem 
Grundbuch erſichtliche Hypothek nicht gekannt habe. Der Grundſatz der Offentlichkeit des Grund⸗ 
buchs gilt hier auch gegenüber dem Verſicherer (Prot 3, 565). Hat er aber den aus dem Grundbuch 
erſichtlichen Gläubigern die Anzeige gemacht, jo hat er gemäß $ 891 feiner Pflicht genügt, auch 
wenn andere (3. B. infolge Abtretung von Briefhypotheken) die wirklich Berechtigten find (OLG 
26, 147). Eine erſt nach Erſtattung der Anzeige erfolgte Umſchreibung einer Hypothek im Grund⸗ 
buch kommt für ihn nicht in Betracht, es ſei denn, daß ſie ihm vor der Auszahlung der Verſicherungs⸗ 
ſumme an den Verſicherten bekannt geworden iſt ($ 893; OLG 26, 148). Sit der Verſicherte 
ſelbſt eingetragener Gläubiger (z. B. einer Eigentümergrundſchuld), ſo bedarf es (was z. B. für 
den Fall einer in das Grundbuch nicht eingetragenen Abkretung einer Eigentümerbriefgrundſchuld 
in Betracht kommt: A 5) einer Anzeige an ihn nicht. Denn ſeine Kenntnis von dem Brandſchaden 
iſt vorauszuſetzen; auch räumt das Geſetz ihm ſelbſt das Recht der Anzeige an die Hypothekare 
ein (OLG 26, 149). Auf die Anzeige, die keiner Form bedarf, finden die 88 130—132 Anwendung. 


4. Die zweite Vorausſetzung iſt, daß ein Monat ſeit dem Empfange der Anzeige oder, wenn 
dieſe untunlich iſt (Abſ 1 Satz 3), ſeit Fälligkeit der Verſicherungsſumme verſtrichen iſt, ohne 
daß der Hypotbekengläubiger dem Verſicherer gegenüber Widerſpruch gegen die Zahlung erhoben 
hat. Aber auch wenn die beiden Vorausſetzungen vorliegen, aljo der Hypothekengläubiger nach 
Anzeige nicht innerhalb der Friſt widerſprochen hat, erliſcht die Haftung der Verſicherungsforderung 
noch nicht. Vielmehr muß die nunmehr zuläſſige Zahlung an den Verſicherten hinzutreten (A 2). 
Bis dahin kann der Hypothekengläubiger zwar nicht mehr durch Widerſpruch, aber noch durch 
Beſchlagnahme wegen feiner Hypothek auf Grund eines vollſtreckbaren Titels (5 1121 A 3) die 
Auszahlung verhindern (OLG 14, 112). Der Widerſpruch kann auch ſchon vor einer Anzeige 
dem Verſicherer gegenüber wirkſam erklärt werden; nach dem Zweck der Vorſchriften des $ 1128 
Abſ 1 Satz 1, 2 (A 2) iſt ihnen nichts Gegenteiliges zu entnehmen (OLG 26, 147). Auch der Er⸗ 
werber einer Hypothek, für den die Hypothek noch nicht im Grundbuch umgeſchrieben iſt (A 3), 

ann vor jeder Anzeige oder auch nach einer Anzeige an ſeinen eingetragenen Rechtsvorgänger 
dem Verſicherer gegenüber Widerſpruch erheben; er muß aber ſein Gläubigerrecht dem Ver ⸗ 
ſicherer gehörig nachweiſen (OLG 26, 148). ft vor der Anzeige oder nach der Anzeige vor Ablauf 
eines Monats wirkſam Widerſpruch erhoben, ſo darf der Verſicherer nicht an den Verſicherten 
Zahlen, widrigenfalls er auf Verlangen des Hypothekengläubigers noch einmal zahlen muß (A 5). 

er Widerſpruch bedarf ebenſowenig wie die Anzeige einer Form (A3). Er ſteht einer Beſchlag⸗ 
nahme gleich und wirkt daher nur zugunſten des widerſprechenden, nicht auch anderer Hypotheken 
gläubiger (ſtr. ). Dieſe gelten bei Unterlaſſung eines eigenen Widerſpruchs als mit der Zahlung 
an den Verſicherten einverſtanden, jo daß die Zahlung ihnen gegenüber wirkſam iſt. Eine Aus⸗ 
nahmebeſtimmung über die Wirkſamkeit der Zahlung an den Verſicherten enthält $ 1130. 


üb 5. Aus der Anwendung der für eine verpfändete Forderung geltenden Vorſchriften im 
9 rigen folgt: Der Hypothekengläubiger kann vom Verſicherer Zahlung der Entſchäͤdigungsſumme 
welangen, ſoweit die Einziehung zu feiner Befriedigung erforderlich iſt. Der Anſpruch geht, 

enn die Hypothek nicht fällig ift, auf Zahlung an ihn und den Verſicherten gemeinſchaftlich 
1281), wenn aber die Hypothek ganz oder zum Teil fällig iſt, auf Zahlung an ihn allein (88 1282 
f I, 1228 Abſ 2). Statt Zahlung an den Hypothekengläubiger und den Verſicherten gemein⸗ 
ſchaftlich (im Falle der Nichtfälligkeit) kann Hinterlegung für beide ($ 1281 Satz 2) und ftatt Zahlung 
an den Gläubiger allein (im Falle der Fälligkeit der Hypothek) Abtretung der Verſicherungs⸗ 
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forderung an Zahlungs Statt ($ 1282 Abf 1 Satz 2) verlangt werden. Zu anderen Verfügungen 
über die Forderung iſt der Hypothekengläubiger nicht befugt (8 1282 Abſ 2). Auch die erwähnten 
Anſprüche find ihm aber verſagt, wenn ihm gemäß § 1128 Abſ 1 Anzeige von dem Schaden erſtattet iſt 
und er nicht rechtzeitig der Auszahlung an den Verſicherten widerſprochen hat (OLG 5, 320). 
Einer Beſchlagnahme bedarf er zur Geltendmachung jener Rechte nicht (RG 122, 133; OLG 
14, 110). Jedoch kann er ſeine Befriedigung aus der Verſicherungsforderung auch im Wege der 
Zwangsvollſtreckung ſuchen, wenn er einen vollſtreckbaren Titel hat (88 1282 Abſ 2, 1277). War 
an den Hypothekengläubiger keine Anzeige erſtattet oder hatte er nach Erſtattung der Anzeige 
rechtzeitig Widerſpruch erhoben und hat trotzdem der Verſicherer an den Verſicherten (oder an 
deſſen Konkursverwalter) allein Zahlung geleiſtet, ſo muß der Verſicherer auf Verlangen des 
Gläubigers noch einmal zahlen (RG 64, 29). Gegen den Verſicherten (oder deſſen Konkursmaſſe) 
aber hat der Gläubiger keinen Anſpruch auf Herausgabe. Denn die Empfangnahme der Zahlung 
hat keine Rechtsbeziehung zwiſchen den beiden geſchaffen. Der Verſicherte iſt auch nicht auf Koſten 
des Gläubigers, deſſen Forderung gegen den Verſicherer beſtehengeblieben war, ohne Rechts⸗ 
grund bereichert (RG 64, 30). Hat ein Grundſchuldgläubiger widerſprochen, der durch ſchriftliche 
Abtretung einer Eigentümerbriefgrundſchuld und Übergabe des Grundſchuldbriefs Grundſchuld⸗ 
gläubiger geworden iſt, ohne daß eine Umſchreibung im Grundbuch ſtattgefunden hat ($$ 1154, 
1192), jo hat der Verſicherer, der an den Eigentümer zahlt, nach den $$ 407, 1275 an den Gläubiger 
nur dann noch einmal Zahlung zu leiſten, wenn er bei der Zahlung die Abtretung kannte (RG 
74, 118; OLG 26, 149). Unter Umſtänden kann aber ſchon der Widerſpruch in Verbindung mit 
einer an ſich nicht unglaubwürdigen Anzeige der Abtretung die Kenntnis in ausreichender Weiſe 
vermitteln (RG 74, 120). — Was die dem Verſicherer gegen die Klage des Hypothekengläubigers 
aus Abſ 2 zuſtehenden Einwendungen betrifft, jo kann er mit Rückſicht auf $ 101 VerſV nicht 
mit dem Einwand gehört werden, daß er dem Kläger nichts zu zahlen brauche, weil er gegenüber 
dem Verſicherungsnehmer von der Leiſtung frei geworden ſei ($ 1127 A 5; RG 122, 133). Auch 
kann er nicht einwenden, daß er zur Zahlung nur gegen Abtretung der Hypothek verpflichtet ſei. 
Denn er würde mit der Abtretung zum Nachteil des Verſicherungsnehmers gegen Zahlung der 
Entſchädigung die Hypothek eintauſchen, alſo ſeine Entſchädigungspflicht nicht oder nicht voll 
erfüllen (RG 122, 134). Dagegen kann er dem Hypothekengläubiger den Einwand entgegenſetzen, 
daß er den Verſicherungsvertrag wegen argliſtiger Täuſchung durch den Verſicherungsnehmer beim 
Vertragsſchluß mit Erfolg angefochten habe (RG 141, 82). Auch die Einrede der Verjährung des 
Verſicherungsanſpruchs greift nicht nur dem Verſicherungsnehmer, ſondern auch dem Hypotheken⸗ 
gläubiger gegenüber durch (RG 142, 69). — Iſt mehreren Hypothekengläubigern nicht an- 
gezeigt oder von mehreren rechtzeitig widerſprochen worden, ſo kann nur derjenige von ihnen, der 
im Range ber erſte Hypothekengläubiger ift, die vorbezeichneten Rechte geltend machen ($ 1290). 


§ 1129 

Iſt ein anderer Gegenſtand als ein Gebäude verſichert !), fo beſtimmt ſich 
die Haftung der Forderung gegen den Verſicherer nach den Vorſchriften des 
§ 1125 Abſ 2 Satz 1 und des $ 1124 Abf 1, 3 2). 

E 1 1070 II 1037; M 3 666 f.; P 3 563 ff., 667; 4 602. 

1. Die Haftung der Forderung aus einer Verſicherung anderer Gegenſtände als eines Ge⸗ 
bäudes (z. B. Zubehörſtücke, Früchte, die als bewegliche Sachen ſelbſtändig verſichert ſind: 9 1128 
A 1) beſtimmt ſich nicht, wie bei Gebäuden, nach den Vorſchriften über das Forderungspfandrecht 
($ 1128), ſondern nach den im $ 1129 aufgeführten Vorſchriften über die Haftung der Miet- oder 
Pachtzinsforderungen. Denn über dieſe Gegenſtände, an deren Stelle im Falle der Zerſtörung 
die Verſicherungsforderung in die Haftung eintritt, kann der Eigentümer frei verfügen, ſolange 
nicht der Hypothekengläubiger ihre Beſchlagnahme ausgebracht hat (Prot 3, 565). 

2. Nach den Vorſchriften des 81123 Abſ 2 Satz 1 und des § 1124 Abs 1, 3 wird die Ver⸗ 
ſicherungsforderung mit dem Ablauf eines Jahres nach dem Eintritt der Fälligkeit von der hypo⸗ 
thekariſchen Haftung frei, wenn nicht vorher die Beſchlagnahme durch Einleitung der Zwangs⸗ 
verſteigerung oder der Zwangsverwaltung oder durch Pfändung (b 1121 A 3) zugunſten des 
Hypothekengläubigers erfolgt iſt (§ 1123 Abſ 2 Satz 1; dort A 2). Der Verſicherte kann vor der 
Beſchlagnahme die Forderung einziehen oder ſonſt mit Wirkung gegenüber dem Hypothekengläu⸗ 
biger darüber verfügen (RG 8, 169; 25, 218; 72, 214). Die Haftung erliſcht, wenn vor der Be- 
ſchlagnahme die Entſchädigungsſumme an den Verſicherten (oder an ſeinen Konkursverwalter) 
gezahlt, die Verſicherungsforderung auf einen Dritten übertragen, das Grundſtück ohne die Forde⸗ 
rung veräußert wird ($ 1124 Abi 1, 3; dort A 1—6; RG 64, 30; 76, 135). Im übrigen tft zu verwel 
ſen auf $ 1127 A 4 und die Ausnahmebeſtimmung des $ 1130. Die Frage, inwieweit die an den 
Erntekäufer abgetretene Feuerverſicherungsforderung des Eigentümers für verbrannte, aber noch 
nicht vom Grundſtück entfernte Erntevorräte dem Hypothekengläubiger weiter haftet, iſt erörtert 
in LZ 1932, 553. 
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§ 1130 

Iſt der Verſicherer nach den Verſicherungsbeſtimmungen nur verpflichtet, die 
Verſicherungsſumme zur Wiederherſtellung des verſicherten Gegenſtandes 
zu zahlen !), fo iſt eine dieſen Beſtimmungen entſprechende Zahlung an den 
Verſicherten?) dem Hypothekengläubiger gegenüber wirkſam * 

G 1 1070 II 1038; M 3 665f.; P 3 562f. 

1. Verſicherungsbeſtimmungen, wonach der Verſicherer nur verpflichtet iſt, die Entſchä⸗ 
digungsſumme zur Wiederherſtellung des verſicherten Gegenſtandes zu zahlen, können aus einer 
beſonderen vertraglichen Regelung oder aus der Satzung der Verſicherungsanſtalt oder aus dem 
Geſetz ſich ergeben. Vorbehalte für die Landesgeſetzgebung in dieſer Hinſicht enthalten Art 75 
ES und 8 193 A| 1 Verſv ($ 1127 A 3). Nach $ 97 Verso kann der Verſicherungs⸗ 
nehmer im Falle einer ſolchen Beſtimmung bei der Gebäudeverſicherung die Zahlung 
erſt dann verlangen, wenn die beſtimmungsmäßige Verwendung des Geldes geſichert iſt. Nach 
$ 193 Abſ 2 Vers können die Landesgeſetze beſtimmen, in welcher Weiſe die Ver⸗ 
wendung des Geldes zu ſichern iſt. Ihre Vorſchriften ſollen der Sicherung der Hypo ⸗ 
thekengläubiger dienen. Die landesgeſetzliche Regelung betrifft nicht nur das Verhältnis 
zwiſchen Verſicherer und Verſicherungsnehmer, ſondern ſie ergreift auch das Verhältnis 
zwiſchen Versicherer und Hypothekengläubiger. Demnach muß der Hypothekengläubiger, 
wenn nach den Vorſchriften der Landesgeſetzgebung verfahren worden iſt (z. B. der Verſicherer 
den Entſchädigungsbetrag zur Sicherung der beſtimmungsmäßigen Verwendung bei der 
geſetzlichen Hinterlegungsſtelle hinterlegt hat und bie Auszahlung des hinterlegten Betrags, 
dem Fortſchreiten des Baues entſprechend, in angemeſſenen Teilbeträgen veranlaßt wird), 
dieſes Verfahren auch als Erfüllung ihm gegenüber gelten laſſen (R 131, 149). Nach § 98 
Vers kann die Forderung des Verſicherungsnehmers vor der Wiederherſtellung des 
Gebäudes nur an den Erwerber des Grundſtücks oder an ſolche Gläubiger des Verſicherungs⸗ 
nehmers übertragen werden, welche Arbeiten oder Lieferungen zur Wiederherſtellung des Ge⸗ 
bäudes übernommen oder bewirkt haben. Jedoch iſt eine Übertragung an Gläubiger, die bare 
Vorſchüſſe zur Wie derherſtellung gegeben haben, wirkſam, wenn die Verwendung der Vorſchüſſe 
zur Wiederherſtellung erfolgt. Dieſe Vorſchriften ſtellen ſich als Veräußerungsverbote zum Schutz 
beſtimmter Perſonen im Sinne des $ 135 BGB dar. Daher iſt eine Verfügung (3. B. Abtretung), 
die ihnen zuwider getroffen wird, nicht nichtig, ſondern nur jenen Perſonen gegenüber unwirkſam. 
Anderen Perſonen (z. B. dem Verſicherungsnehmer ſelbſt) gegenüber iſt ſie dagegen wirkſam 
und muß von ihnen gelten gelaſſen werden (MO 95, 208). Weitere Beſtimmungen zum Schutz 
der Hypothekengläubiger enthält $ 99 VerfVG. Iſt bei einem Gebaude eine Beſtimmung über 
die Wiederherſtellung nicht getroffen und unterläßt der Eigentümer die Wiederherſtellung, 
nachdem der erſtſtellige Hypothekengläubiger die Verſicherungsſumme für ſich in Anſpruch ge⸗ 
nommen hat, ſo können die anderen Hypothekengläubiger nach $ 1134 vorgehen ($ 1134 A 7). 
Sie werden ſich auch durch Pfändung der durch Befriedigung des erſtſtelligen Hypothekengläubi⸗ 
gers entſtandenen Eigentümergrundſchuld (8 1127 A 4) zu ſichern ſuchen müſſen. 

2. Eine den Verſicherungsbeſtimmungen entſprechende Zahlung an den Verſicherten, 
durch die der Verſicherer befreit wird, iſt im Falle der Verpflichtung des Verſicherten, zuvor die 
Verwendung der Entſchädigungsſumme zum Wiederherſtellungszwecke ſicherzuſtellen (für die 
Gebäudeverſicherung vgl. A 1), erſt dann gegeben, wenn zur Zeit der Zahlung dieſe Verwendung 
geſichert it (ORG 8, 139). Da aber ſchon die Sicherung der Verwendung hinreicht, iſt auch ge⸗ 
nügend, daß die Verſicherungsſumme tatſächlich zur Wiederherſtellung verwendet iſt, mag auch 

urch die Verwendung der volle Erfolg der fertigen Wiederherſtellung nicht erreicht worden ſein. 

ine Verwendung zur Wiederherſtellung liegt auch dann vor, wenn die Verſicherungsſumme zur 
Tilgung von Bauſchulden gedient hat (SeuffA 74 Nr 175). Beſtimmen die Verſicherungsbedin 
bie den dagegen über eine ſolche vorherige Sicherſtellung nichts, ſo wird der Verſicherer durch 
ie Zahlung an den Verſicherten auch dann frei, wenn der Verwendungszweck nicht ſichergeſtellt 
war und demnächſt die Gelder überhaupt nicht zur Wiederherſtellung verwendet werden (OLG 5, 
9j M3, 665). Kann nach den Verſicherungsbedingungen die Auszahlung der Entſchädigungs⸗ 
ien an den Eigentümer ſchon vor der Wiederherſtellung erfolgen, ſofern jämtliche eingetragenen 
Släubiger in die Auszahlung willigen, wird demgemäß die Auszahlung von den Gläu⸗ 
igern bewilligt und von dem Verſicherer bewirkt, nimmt dann aber der Eigentümer die Wieder⸗ 
herſtellung nicht vor, ſondern verwendet das Geld anderweit, ſo ſteht dem Hypothekengläubiger, 
er bei der ſpäteren Zwangsverſteigerung des Grundſtücks ausfällt, auf Grund des Vertrags, 
ſte ſich aus der Einwilligung unter der Bedingung der auf die Auszahlung folgenden Wieberher- 
19 109 ergibt, ein Schadenserſatzanſpruch gegen den Eigentümer inſoweit zu, als die Hypothet 
ei erfolgter Wiederherſtellung Befriedigung aus dem Grundſtück erlangt hätte (Och 29, 362). 
17 Aus der Wirkſamkeit der beſtimmungsgemäßen Zahlung gegenüber dem Hypotheken⸗ 
f c ubiger folgt, daß durch eine ſolche Zahlung der ſog. Wiederherſtellungsgelder an den Ver⸗ 
herten die Haftung der Verſicherungsforderung für die Hypothek erliſcht. Der Hypotheken⸗ 
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gläubiger kann auch nicht durch Einleitung der Zwangsverſteigerung oder durch Pfändung die 
Zahlung an den Eigentümer verhindern. Denn der Verſicherer braucht eben nur zur Wieder⸗ 
herſtellung an den Herſtellungspflichtigen zu zahlen, nicht an einen anderen zu deſſen Befriedigung. 
Überhaupt iſt eine Pfändung durch einen Hypothekengläubiger oder gar einen perſönlichen 
Gläubiger unzuläſſig, weil ihr die Zweckbeſtimmung der Wiederherſtellungsgelder entgegenſteht 
(ſoweit nicht die Pfändung für ſolche Gläubiger erfolgt, an die ausnahmsweiſe die Übertragung 
zugelaſſen tft: A 1). Im Falle der Zwangsverwaltung iſt der Verwalter befugt, an Stelle des 
Eigentümers die Verſicherungsgelder in Empfang zu nehmen und zur Wiederherſtellung zu ver⸗ 
wenden. Daher kann der Verſicherer an ihn wirkſam zahlen. Der Hypothekengläubiger, der die 
Zwangsverwaltung ausgebracht hat, erlangt aber dadurch kein Sonderrecht auf Befriedigung aus 
der Verſicherungsforderung (ſtr.). Entſpricht die Zahlung nicht den Verſicherungsbeſtimmungen 
(A 1, 2), wird z. B. an einen Zeſſionar des Verſicherten gezahlt, der die Gelder für ſich behält, 
jo braucht der Hypothekengläubiger fie nicht gegen ſich gelten zu laſſen, es ſei denn, daß ſie nach 
$ 1128 (im Falle der Gebäudeverſicherung) oder nach $ 1129 (bei der Verſicherung anderer Gegen⸗ 
ſtände) ihm gegenüber wirkſam iſt. Auch kann er ſelbſt in dieſem Falle die nochmalige Zahlung 
nicht zu ſeiner Befriedigung, ſondern nur zur Wiederherſtellung des verſicherten Gegenſtandes 
verlangen (ftr.; Seuffl 74 Nr 175). Werden die zu Unrecht ausgezahlten Gelder tatſächlich zur 
Wiederherſtellung (z. B. zur Bezahlung von Forderungen der Baugläubiger) verwendet, ſo 
erliſcht die Haftung der Verſicherungsforderung nach 9 1127 Abſ 2 in jedem Falle, mag auch der 
Bau nicht zur Vollendung gebracht worden fein (Seuffl 74 Nr 175). 


811131 


Wird ein Grundſtück nach § 890 Abſ 2 einem anderen Grundſtück im Grund⸗ 
buche zugeſchrieben !), fo erſtrecken ſich die an dieſem Grundſtücke beſtehenden 
Hypotheken auf das zugeſchriebene Grundſtück 2). Nechte, mit denen das zuge- 
ſchriebene Grundſtück belaſtet iſt, gehen dieſen Hypotheken im Nange vor“). 

E I 1067 II 1039; M 3 651f., 654; P 3 540ff.; 6 252f. 


1. Der Begriff der Zuſchreibung eines Grundſtücks zu einem anderen nach $ 890 Abt 2 
(im Gegenſatz zur Vereinigung mehrerer Grundſtücke gemäß § 890 Abſ 1) und die Erforderniſſe 
der Zuſchreibung find behandelt in $ 890 A 2, 3, 4, 6. 

2. Auf das zugeſchriebene Grundſtück erſtrecken ſich die an dem Hauptgrundſtück beſtehenden 
Hypotheken, Grundſchulden und Rentenſchulden (58 1192, 1199). Zugunſten dinglicher Rechte 
anderer Art erweitert ſich der Belaſtungsgegenſtand durch die Zuſchreibung nicht (§ 890 A 6). Die 
Erſtreckung der Hypotheken, Grundſchulden, Rentenſchulden tritt kraft Geſetzes ein. Sie iſt nicht 
wegen des vom Eigentümer nach $ 890 Abſ 2 geſtellten Zuſchreibungsantrags als auf Rechtsgeſchäft 
beruhend anzuſehen (RG 68, 82). Daher haben mehrere hypothekariſche Rechte, die ſich erſtrecken, 
an dem zugeſchriebenen Grundſtück nicht untereinander gleichen Rang, ſondern denſelben Rang, 
den fie an dem Hauptgrundſtück haben (ftr.; OLG 26, 190). Hypotheken werden durch die Er⸗ 
ſtreckung nicht zu Geſamthypotheken (8890 A 6). Hypotheken, Grundſchulden oder Renten⸗ 
ſchulden an dem zugeſchriebenen Grundſtück erſtrecken ſich ebenſowenig wie ſonſtige dingliche 
Rechte daran auf das Hauptgrundſtück ($ 890 A 6). Waren auf dem Hauptgrundſtück Hypotheken 
gelöſcht, die nach den $$ 14, 15 Aufwd der Aufwertung kraft Vorbehalts oder Rückwirkung unter⸗ 
lagen, ſo trat trotz der Löſchung das zugeſchriebene Grundſtück in die Haftung für die Hypotheken 
in Höhe des Aufwertungsbetrags ein (WW 1926, 642). Da in der Wirkung die geſetzliche Hypo⸗ 
thekenerſtreckung nach § 1131 einer rechtsgeſchäftlichen Belaſtung des zugeſchriebenen Grundſtücks 
gleichſteht, darf nach Eröffnung des Entſchuldungsverfahrens ein unbelaſtetes Grundſtück einem 
mit Hypotheken belaſteten Grundſtück nicht als Beſtandteil zugeſchrieben werden (JFG 16, 218). 
Aus demſelben Grunde iſt der Zuſchreibungsantrag eines Teſtamentsvollſtreckers als eine Ver⸗ 
fügung im Sinne des $ 2205 anzuſehen (JF 17, 63), 

3. Alle dinglichen Rechte am zugeſchriebenen Grundſtück, nicht bloß Hypotheken, Grund⸗ 
ſchulden oder Rentenſchulden, gehen den Hypotheken (Grundſchulden oder Rentenſchulden) 
des Hauptgrundſtücks bezüglich der Belaſtung des zugeſchriebenen Grundſtücks im Range vot, 
Hypotheken auch ſolchen Hypotheken, die bereits vor der Zuſchreibung auch auf dem Haupt- 
grundſtück eingetragen ſtanden (OLG 26, 190; 39, 221). Bleibt hiernach das zugeſchriebene Grund⸗ 
jtüd mit Rechten beſonders belaſtet, fo behält es trotz der Zuſchreibung feine Selbſtändigkeit inſofern, 
als die Gläubiger es zu ihrer Befriedigung ohne das Hauptgrundſtück zur Zwangsverſteigerung 
bringen oder im Falle der Zwangsverſteigerung des ganzen Grundſtücks Einzelausgebote ver 
langen können. Wird das ganze Grundſtück auf Grund eines Geſamtausgebots zugeſchlagen, ſo iſt 
unter entſprechender Anwendung des § 112 ZUG der Erlös auf die beiden Grundſtücke zu ver⸗ 
teilen (KJ 31 A 242). 
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8 1132 

Beſteht 1) für die Forderung ?) eine Hypothek 3) an mehreren Grundſtücken 4) 
(Gefamthnpothet), jo haftet jedes Grundſtück für die ganze Forderung ) . 
Her Gläubiger kann die Befriedigung nach ſeinem Belieben aus jedem der 
Grundſtücke ganz oder zu einem Teile ſuchen “). 

Ser Gläubiger iſt berechtigt, den Betrag der Forderung auf die einzelnen 
Grundſtücke in der Weiſe zu verteilen, daß jedes Grundſtück nur für den zuge⸗ 
teilten Betrag haftet '). Auf die Verteilung finden die Vorſchriften der 88 875, 
876, 878 entſprechende Anwendung!). 

1 1071, 1078 II 1040; M 3 668, 682 ff., P 3 568, 578f., 629. 


1. Eine Geſamthypothek beſteht nicht nur dann, wenn mehrere Grundſtücke von born- 
herein mit einer Hypothek für dieſeibe Forderung belaſtet worden ſind ($ 48 Abſ 1 Satz 1 G80) 
oder wenn nachträglich an einem Grundſtück Hypothek für eine Forderung beftellt ift, für die eine 
Hypothek bereits an einem anderen Grundſtück beſtand (5 48 Abſ 1 Satz 2 GBO), ſondern auch 
dann, wenn das mit einer Hypothek belaſtete Grundſtück in mehrere ſelbſtändige Grundſtücke 
zerlegt und die Hypothek auf die Grundbuchblätter für die abgeſchriebenen Teile übertragen 
worden ift ($ 48 Abſ 1 Sat 2, § 46 Abs 2 GBO; NIU 8, 272; 11, 128; JW 1927, 274°). 
Streitig iſt, ob im Falle des Übergangs des belaſteten Grundſtücks von einem Allein⸗ 
eigentümer auf mehrere Miteigentümer nach Bruchteilen eine Geſamthypothek ent⸗ 
ſteht. Dieſe Frage iſt zu bejahen. Nach herrſchender und richtiger Meinung entſteht eine 
Geſamthypothek, wenn Miteigentümer ihre Anteile beſonders gleichzeitig oder nachein⸗ 
ander mit einer Hypothek für dieſelbe Forderung belaſten (KJ 30 A 260; auch RG 
52, 360; 81, 83). Ebenſo entſteht auch bei einer Gewerkſchaft alten Rechts, bei der das Bergwerk 
nicht Eigentum der Gewerkſchaft als ſolcher, ſondern Eigentum der Gewerken nach Bruchteilen iſt 
(NJ 52, 210), im Falle der getrennten Belaſtung der Anteile der Gewerken am Bergwerk (Kuxe) 
mit einer Hypothek für dieſelbe Forderung eine Geſamthypothek (KJ 52, 211 mit dem Zuſfatz: 
Iſt gegen die Gewerkſchaft ein nach 950 Abſ 2 ZPO zuläſſiges Urteil auf Zahlung einer Geldſumme 
erlaſſen, fo kann eine Zwangshypothek in das Grundbuch über das Bergwerk, das zum Zweck⸗ 
vermögen der Gewerkſchaft gehört, als Einzelhypothek eingetragen werden). Dieſelben Grund⸗ 
ſätze müſſen aber auch bei der nachträglichen ideellen Teilung eines mit einer Hypothel belaſteten 
Grundſtücks gelten. Denn aus $ 1114 folgt, daß Miteigentumsanteile hinſichtlich der hypothekari⸗ 
ſchen Belaſtung ſelbſtändigen Grundſtücken gleichſtehen (RGX 52, 217), Im Falle der Zerteilung 
des belaſteten Eigentums in Miteigentumsanteile, die verſchiedenen Perſonen gehören, oder im 
Falle der Abveräußerung eines Bruchteils des Grundſtücks durch den bisherigen Alleineigentümer 
an einen anderen iſt mithin die Hypothek ebenſo wie im Falle der realen Teilung des Grundſtücks 
kraft Geſetzes als an mehreren Grundſtücken haftend anzuſehen (RG 123,75; 146,365; IFG 11,237; 
KJ 30 A 258; vgl. auch RG 20, 270 und für den Fall, daß zwei Perſonen ein mit einer Hypothek 
belaſtetes Grundſtück je zur Hälfte käuflich erwerben und die Hypothek als Geſamtſchuldner überneh⸗ 
men, RG 1, 482 in $ 1173 A 2). War im Falle der Abveräußerung eines Bruchteils eine gelöschte, 
aber nach dem AufwG aufzuwertende und wiedereinzutragende Hypothek auf dem abveräußer- 
ten Bruchteil wegen der Vorſchriften über den öffentlichen Glauben des Grundbuchs ($ 20 AufwG, 
S 892 BGB) nicht wiedereintragbar, jo haftet fie fortan zum vollen Betrage auf dem dem bisherigen 
Alleineigentümer verbliebenen Bruchteil allein (RG 123, 74). Eine Geſamthypothek entſteht auch 
dann, wenn mehrere Miteigentümer gemeinſam eine Hypothek am ganzen Grundſtück beſtellen 

(A 4). — Den Hypothekenbrief für eine Geſamtbriefhypothekregeln die 98 59, 63 GBO. Wird 
eine ſolche Hypothek an mehreren Grundſtücken beſtellt, die im Eigentum verſchiedener perſonen 
tehen, fo erwirbt der Gläubiger die Hypothek nur dann, wenn ihm der Brief von allen Eigen⸗ 
tumern übergeben wird (§ 1117 A 2). Wenn mit einer Briefhypothek nachträglich noch ein 
anderes Grundſtück belaſtet werden ſoll, iſt nach 5 48 Satz 2, J 41 Satz 1 GB der Hypo⸗ 
thekenbrief dem Grundbuchamt vorzulegen und mit ihm nach § 63 GBO zu verfahren. Zuläſſig 
5 auch die Eintragung einer Vormerkung zur Sicherung des Anſpruchs auf Eintragung einer 
waiefhypothel, die mit der bereits beſtehenden Hypothek eine Geſamthypothek bilden ſoll (3. B. 

enn der Eintragung der neuen Pac ein Hindernis entgegenſteht). Auf eine ſolche Vor⸗ 
merkung find die 88 41, 48, 63 Go nicht anwendbar; insbeſondere bedarf es nicht der Vorlegung 
175 Briefs (RIA 12, 267). — Soll eine Geſamtbuchhypothek übertragen oder belaſtet 
Derpfändet, gepfändet) werden, jo muß die Übertragung oder Belaftung mit Rückſicht darauf, 
auß die Geſamthypothek ein einheitliches hypothekariſches Recht an mehreren Grund tuen iſt, 
al ſämtliche belaſtete Grundſtücke eingetragen werden (88 873, 1154 Abſ 3, 1274; 97 
ann 86 Nr 166). Fehlt die Eintragung auch nur auf einem Grundſtück, jo iſt dis Verfülgieng 
Elen zeupt unwirkſam (RG 63, 74; RA 8, 136; 12, 254; KJ 39 A 250). Da die netirhet ne \ 

ntragung unzuläſſig ift, tritt auch keine Heilung ein, wenn die Hypothek ſpäter auf dem Grund- 


— — 
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buchblatt, auf dem die Eintragung nicht erfolgt war, gelöſcht wird (RIA 12, 254; 13, 138). Iſt 
ein rechtsgeſchäftlich beſtelltes Pfandrecht an der Geſamthypothek auf dem einen Grundſtück 
früher als eine Pfändung der Hypothek eingetragen, auf dem anderen Grundſtück aber umgekehrt 
die Pfändung früher als die Pfandbeſtellung, jo hat die Pfändung den Vorrang vor dem Pfand⸗ 
recht, und zwar an der Hypothek auf beiden Grundſtücken (KJ 39 A 248). Dieſes Rangverhältnis 
ergibt ſich aus dem Zuſammenhalt der verſchiedenen Eintragungen auf den beiden Grundſtücken. 
Der Inhalt der Eintragungen iſt aber nicht, wie in KJ 39 A 248 angenommen iſt, wegen der 
Verſchiedenheit der Zeitfolge unzuläſſig. Aus dem Grundſatz der Einheitlichkeit des Hypotheken⸗ 
rechts darf auch nicht der Schluß gezogen werden, die Geſamthypothek könne wirkſam nur durch 
einen einheitlichen, alle Grundſtückseigentümer gemeinſam als Drittſchuldner aufführenden Be⸗ 
ſchluß gepfändet werden; vielmehr kann eine wirkſame Pfändung auch in der Weiſe erfolgen, 
daß nacheinander mehrere Pfändungsbeſchlüſſe gegen den Geſamthypothekgläubiger ergehen, die 
erſt im Zuſammenhalt miteinander das Geſamkrecht an allen Grundſtücken erfaſſen (JW 1936, 
88752). Wohl aber folgt aus dem Grundſatz der Einheitlichkeit des Hypothekenrechts, daß zu 
Anderungen des Inhalts einer Geſamthypothek, die der Zuſtimmung des Eigentümers 
bedürfen (5 873, 877), die Zuſtimmung der Eigentümer ſamtlicher belaſteten Grundſtllcke er- 
forderlich iſt. Die Wirkungen der vollſtändigen oder teilweiſen Befriedigung des Gläubigers 
einer Geſamthypothek ſind verſchieden, je nachdem die Befriedigung erfolgt durch einen der 
mehreren Eigentümer (88 1143 Abſ 2, 1173, 1176) oder durch den perſönlichen Schuldner (58 1174, 
1176) oder aus einem der mehreren Grundſtücke (88 1181 Abſ 2, 1182). Die Folgen des Verzichts 
1 Ausſchließung des Gläubigers bei der Geſamthypothek ergeben ſich aus den 59 1175, 
1176. 

2. Die mehreren Grundſtücke müſſen für eine und dieſelbe Forderung hypothekariſch belaſtet 
ſein (RG 63, 74; 81, 79; RA 2, 94; 3, 208; 8, 136; 11, 128; KG 39 A 248). Dieſer Fall liegt 
nicht vor, wenn von mehreren Geſamtſchuldnern ($ 421) jeder an feinem Grundſtück für die gegen 
ihn gerichtete Forderung dem Gläubiger eine Hypothek beſtellt RG HRR 1931 Nr 1653) oder 
wenn von dem Hauptſchuldner Hypothek für die Hauptforderung und von dem Bürgen für die 
Bürgſchafsforderung Hypothek beſtellt iſt. Hier beſteht alſo keine Geſamthypothek, ſondern es 
beſtehen ſelbſtandig nebeneinanderſtehende Einzelhypotheken des Gläubigers. Wie der Gläubiger 
einer Geſamthypothek nach den $$ 1175 Abj 1 Satz 2, 1176 lediglich bezüglich eines Grundſtücks auf 
einen Teil der Hypothek verzichten oder ihn gemäß den $$ 875, 1183 aufheben (JFG 4,409) kann, 
jo iſt es auch zuläſſig, daß eines von zwei Grundſtücken nur für einen Teil der an dem anderen 
Grundſtück in vollem Umfang geſicherten Forderung mit der Hypothek belaſtet wird. Dann be⸗ 
ſteht für dieſen Teil eine Geſamkhypothek, im übrigen eine Einzelhypothek an dem anderen Grund⸗ 
ftüd (KJ 21 A 169; OLG 20, 414; 26, 164). Ebenſo iſt es zuläſſig, das eine Grundſtück hin⸗ 
ſichtlich der Nebenleiſtungen, insbeſondere der Zinſen, höher zu belaſten als das andere Grundſtück. 
Auch in dieſem Falle iſt die Hypothek bezüglich der höheren Nebenleiſtungen eine Einzelhypothek 
(K GJ 21 A 168, RIA 11, 128). Unzuläſſig iſt es aber, daß die Hypothekenforderung hinſichtlich 
der Zahlungs- und Kündigungsbedingungen für die einzelnen Grundſtücke verſchieden geftaltet 
wird. Denn die Fälligkeit gehört zum Inhalt der Forderung, und dieſelbe Forderung kann nicht 
bald als fällig, bald als nicht fällig gelten (ſtr.; RIA 11, 127; ZW 1923, 10381). Allerdings kann, 
da der Gläubiger ſich an jedes Grundſtück nach ſeinem Belieben halten kann, zwiſchen ihm und dem 
Eigentümer für eines der Grundſtücke eine andere Fälligkeit der Hypothek vereinbart werden. 
Eine ſolche Vereinbarung betrifft aber nicht die Forderung, ſondern das Rechtsverhältnis zwiſchen 
dem Gläubiger und dem Eigentümer als ſolchem ($ 1157). — Aus der Begriffsbeſtimmung, die 
$ 1132 für die Geſamthypothek gibt, aus dem Weſen der Hypothek als Nebenrecht der Forderung, 
zu deren Sicherung ſie dient ($ 1113 A 5), und aus der im $ 1153 Abſ 2 beſtimmten Untrenn⸗ 
barkeit der Hypothek von der Forderung bei der Übertragung iſt zu folgern, daß für dieſelbe Forde⸗ 
rung nicht mehrere Einzelhypotheken an verſchiedenen Grundſtücken beſtellt werden 
können, ſondern nur eine Geſamthypothek, und daß in allen Fällen, in denen eine Hypothek 
an mehreren Grundſtücken für dieſelbe Forderung beſteht, eine Geſamthypothek vorliegt (NGJ 
35 A 314; 49, 223). Das gilt auch dann, wenn in den Eintragungsvermerken die ausdrückliche 
Bezeichnung als Geſamthypothek fehlt (Seuffa 86 Nr 166; HRR 1935 Nr 1406). Soll eine 
Höchſtbetragshypothek ($ 1190) für alle Forderungen des Gläubigers aus der Geſchäfts⸗ 
verbindung mit dem Eigentümer an mehreren Grundſtücken beſtellt werden, ſo kann dies 
nur in der Weiſe geſchehen, daß eine Geſamthypothek zu einem einheitlichen Höchſtbetrag 
beſtellt wird. Unzuläſſig wäre es, je eine ſelbſtändige Hypothek an den einzelnen Grund⸗ 
ſtücken zu je einem Teil des in Wirklichkeit gewollten (ganzen) Höchſtbetrags zu beſtellen. 
Denn die geſicherten Forderungen wären dem Grunde und dem Umfange nach bei jeder 
Hypothek dieſelben. Die Hypotheken hätten alſo trotz ihrer Einzeleintragung nach $ 1132 
rechtlich als Geſamthypothek zu gelten. Damit ſtände aber in Widerſpruch, daß die Höchſt⸗ 
betrage bei den einzelnen Hypotheken ſich nur als Teilbeträge darſtellten (KJ 49, 222; 
JW 1920, 447). Wie aber bei andern Hypotheken die geſicherte Forderung geteilt ($ 1151) 
und eine Hypothek in ſelbſtändige Einzelhypotheken für die einzelnen Forderungsteile zerlegt 
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oder je eine Einzelhypothek für einen Teil an verſchiedenen Grundſtücken oder an demſelben 
Grundſtück beſtellt werden kann ($ 1113 A 5; RG 113, 233), fo iſt dies auch zuläſſig hinſichtlich 
des Kreiſes von Forderungen, der durch Höchſtbetragshypothek geſichert iſt oder geſichert werden 
ſoll. Es muß dann aber bei den Einzelhypotheken für die Teilbeträge Hargeftellt ſein, um welche 
Teilbeträge es ſich bei jeder von ihnen handelt. So kann z. B. eine neue Einzel⸗Höchſtbetrags⸗ 
hypothek an dem einen Grundſtück für den Teil des Kreiſes der Forderungen beſtellt werden, 
der ſich bei der Feſtſtellung des Schlußguthabens des Gläubigers als nicht durch eine ſchon be- 
ſtehende Einzel⸗Höchſtbetragshypothek an dem andern Grundſtück gedeckt ergeben würde. Die 
neue Hypothek iſt dann als eine bedingte Hypothek (§ 1113 A 2) anzuſehen (KG J 53, 215; IW 
1920, 44711, Id 1, 492). 

3. Eine Hypothek muß an den mehreren Grundstücken beſtehen. Daraus folgt, daß das hypo⸗ 
thekariſche Recht an allen Grundſtücken gleichartig ſein muß. Andernfalls würden innerhalb 
der einheitlichen Geſamthypothek verſchiedene Geſetzesvorſchriften für die einzelnen belaſteten 
Grundſtlicke Platz greifen können, z. B. beim Erwerb der Hypothek (8 1117), bei der Abtretung 
($ 1154 Abſ 1, 3), bei der Rechtsvermutung für das Beſtehen der perſonlichen Forderung ($$ 1138, 
1156, 1184, 1185 Abſ 2). Unzuläſſig iſt daher z. B.: die nicht einheitliche Veränderung des Gläubiger ⸗ 
rechts auf den einzelnen haftenden Grundſtücken (OLG 45, 21; Näheres unten); die Beſtellung 
einer Geſamthypothek in der Weiſe, daß dieſelbe Forderung durch Buchhypothek an dem einen und 
durch Briefhypothek an dem anderen Grundſtück geſichert wird oder durch eine Verkehrshypothek 
und eine Sicherungshypothek (RG 70, 245; 77, 175; 98, 111; Ru 2, 94; 3, 208; 12, 271 KJ 40 
A 299; ORG 10, 100; 20, 413); die Umwandlung einer Höchſtbetragshypothek in eine Berfehrs- 
hypothek nur auf einem der haftenden Grundſtücke (JF 4, 412). Zuläſſig iſt aber die Beſtellung 
einer Verkehrshypothek an dem einen Grundſtück und zugleich einer aufſchiebend bedingten Ausfall⸗ 
Sicherungshypothek an einem anderen Grundſtück für dieſelbe Forderung ($ 1113 A 2; unten A 5). 
Aus der notwendigen Einheitlichkeit der Geſamtoypothek iſt auch zu folgern: Soll eine Einzelbuch⸗ 
hypothek nachträglich durch Beſtellung einer Hypothek an einem anderen Grundſtück für dieſelbe 
Forderung zu einer Geſamtbuchhypothek erweitert werden, ſo braucht die Bewilligung 
der Eintragung der neuen Hypothek nicht ausdrücklich die Ausſchließung der Erteilung des Hypo⸗ 
thefenbrief3 gemäß $ 1116 Abſ2 zu enthalten. Denn dieſe Ausſchließung hat als von den Be⸗ 
teiligten ſelbſtverſtändlich gewollt zu gelten (RG 77, 176). — Streitig iſt, ob die Eintragung einer 
Zwangshypothek (5 867 ZPO) für eine bereits durch Vertragshypothek geſicherte Forde⸗ 
rung auf ein anderes Grundſtück desſelben Schuldners zuläffig iſt. Dies ijt zwar zu bejahen, da 
das Beſtehen einer Vertragshypothek der Zwangsvollſtreckung aus dem Schuldtitel durch Ein⸗ 
tragung der Zwangshypothek an einem anderen Grundſtück nicht entgegenſteht (RIA 3, 211; 
14, 202; OLG 5, 332). Durch dieſe Eintragung wird aber keine Geſamthypothek begründet, da 
die hypothekariſchen Rechte an den mehreren Grundſtücken verſchiedenartige ſind (a. M. DRG 
5, 332; RA 3, 208; KJ 27 A 142). Vielmehr find die Hypotheken als Einzelhypotheken an⸗ 
zuſehen. Allerdings können für eine und dieſelbe Forderung in der Regel nicht mehrere Einzel ⸗ 
hypotheken beſtehen, weil die Einheitlichkeit der Forderung ſie mit Notwendigkeit zu einer ein⸗ 
heitlichen, alſo zu einer Geſamthypothek zuſammenfaßt (Ra 9, 139; DLG 10, 100). Aber in 
dem hier behandelten Falle hat die Forderung durch den Schuldtitel eine neue beſondere Kraft 
und Geſtaltung erlangk. Daher iſt die Zwangshypothek für dieſe vollſtreckbare Forderung als 
ſelbſtändig für ſich beſtehende Hypothek zu erachten, mit der Maßgabe, daß durch einmalige Be⸗ 
friedigung mit tilgender Wirkung die Forderung des Gläubigers bei beiden Hypotheken erliſcht. 
Die Entſcheidungen in KJ 44, 285 (gegen RA 3, 208) und in RIA 14, 223 (gegen RIA 14, 
202) waren dieſer Begründung allerdings entgegengetreten und hatten die Eintragung einer 
Zwangshypothek bei ſchon vorhandener Vertragshypothek für dieſelbe Forderung überhaupt 

ür unzuläſſig erklärt; das Kammergericht iſt von ihnen aber jetzt mit Recht wieder abgerückt 
Ic 13, 82). Denn $ 1132 Abſ 1 Satz 1 beſtimmt lediglich, daß jedes Grundſtück für die ganze 
Forderung haftet, wenn für die Forderung eine Hypothek an mehreren Grundſtücken beſteht. 
Aus dieſer für die vertragsmäßig beſtellte Hypothek des B00 B gegebenen Beſtimmung kann aber 
nicht gefolgert werden, daß dem durch Vertragshypothek an dem einen Grundſtück des Schuldners 
gesicherten Gläubiger, der wegen der Forderung nachträglich einen vollſtrecbaren Schuldtitel 
erlangt, wegen des Beſtehens der Vertragshypothek die nach der ZPO ſonſt zuläſſige Zwangs⸗ 
vollſtreckung in ein anderes Grundſtück des Schuldners im Wege der Eintragung einer Zwangs- 
bobotzen zu verſagen ſei. Zwar wird durch die Erlangung des Schuldtitels die rechtliche Natur 
Ne Forderung nicht geändert (RG 78, 408). Aber der Schuldtitel gewährt dem Gläubiger das 
Nie ſich zwangsweise ein weiteres Sicherungsmittel für die Forderung zu beſchaffen. Der 

uffaſſung der Vertragshypothek und der Zwangshypothek als Einzelhypothelen ſteht 
15 nicht entgegen, daß der Kreis der dinglichen Rechte im BGB ein geſchloſſener iſt. 
Die Zwangshypothek gilt freilich nach ihrer Eintragung gemäß den 88 866, 867 36D auch 
9 eine Sicherungshypothek im Sinne des BOB; jedoch beſtehen für fie nach 8 868 ZPO 
Aber derbeſtinmungen (MG 78, 407). Im übrigen iſt fie, obwohl die Vorſchriften des BGB 

er die vertragsmäßige Sicherungshypothek für fie gelten, doch ein von dieſer verſchiedenes 
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Rechtsgebilde. Denn ſie gelangt durch einen Zwangsvollſtreckungsakt auf Grund eines 
vollſtreckbaren Schuldtitels zur Entſtehung, beruht alſo nicht auf einer Einigung der Be⸗ 
teiligten. Vor allem aber beſtimmt ſich die Zuläſſigkeit der Eintragung einer Zwangs- 
hypothek als einer Zwangsvollſtreckungsmaßregel lediglich nach der ZPO. Dieſe enthält keine 
Beſtimmung, aus der die Unzuläſſigkeit der Eintragung einer Zwangshypothek bei ſchon bor- 
handener Vertragshypothek für dieſelbe Forderung zu entnehmen wäre (RG 98, 107ff.). Auch 
aus $ 867 Abſ 2 8 PO, wonach der Gläubiger den Betrag der Forderung auf die einzelnen Grund⸗ 
ſtücke zu verteilen hat, wenn mehrere Grundſtücke des Schuldners mit der Zwangshypothek be» 
laſtet werden ſollen, iſt nicht zu folgern, daß der Gläubiger auf einen Teil der auf dem einen 
Grundſtück eingetragenen Vertragshypothek verzichten müßte, um für den anderen Teil der 
Forderung eine Zwangshypothek auf ein anderes Grundſtück eintragen laſſen zu können. Hätte 
das Geſetz gewollt, daß der Gläubiger auf ein Vertragsrecht in dieſer Weiſe verzichten müßte, 
um ſein Vollſtreckungsrecht, und zwar auch nur in beſchränktem Umfange, ausüben zu können, 
ſo hätte es hierüber ausdrücklich Beſtimmung treffen müſſen. Etwas ähnliches war im $ 1131 Ent I 
des BGB geplant; der Plan iſt aber nicht Geſetz geworden. Auf dieſem Standpunkt ſteht auch RG 
98, 108. Dort iſt ausgeführt: Wenn bereits eine Zwangshypothek für die ganze Forderung ein⸗ 
getragen ſei und dann für dieſelbe Forderung noch eine e auf ein anderes Grund- 
ſtück eingetragen werden ſolle, fo müſſe allerdings in entſprechender Anwendung des 9 867 Abſ 2 
3 der Gläubiger in Höhe des neu einzutragenden Betrags auf die bereits beſtehende Zwangs⸗ 
hypothek Verzicht leiſten (ebenjo mit ergänzenden Ausführungen jetzt I 18, 152); mangels 
einer Geſetzesvorſchrift gelte dies aber nicht für die Eintragung einer Zwangshypothek 
nach erfolgter Eintragung einer Vertragshypothek für dieſelbe Forderung. Übrigens kann 
auch für die durch Vertragshypothek geſicherte Forderung in Vollziehung eines Arreſtes 
eine Arreſthöchſtbetragshypothek gemäß § 932 Abſ 1 ZPO eingetragen werden. Nach der 
Natur dieſer Hypothek ſcheint es aber noch unannehmbarer, daß die vorbezeichnete Ver⸗ 
teilung ſtattfinden müßte, obwohl § 867 Abſ 2 nach § 932 Abſ 2 ZPO auch auf die Arreſt⸗ 
höchſtbetragshypothek anzuwenden iſt. Erlangt der Gläubiger demnächſt für die Forderung 
einen vollſtreckbaren Schuldtitel, jo kann er die Arreſthypothek in eine Zwangshypothek umwan⸗ 
deln laſſen (K GJ 40, 314). Bei der Eintragung der Zwangshypothek wird $ 48 Abſ 1 GBO 
dahin entſprechend anzuwenden ſein, daß bei der Vertragshypothek vermerkt wird, für die ge⸗ 
ſicherte Forderung ſei auch noch eine Zwangshypothek auf einem anderen Grundſtück eingetragen. 
Dadurch wird größere Sicherheit dagegen geboten, daß der Gläubiger aus beiden Hypotheken 
doppelte Befriedigung wegen feiner Forderung erlangt (RG 98, 111; IF 13, 82). — Aus der 
Einheitlichkeit des hypothekariſchen Rechts folgt ferner: Die Geſamthypothek kann nicht an den 
einzelnen Grundſtücken verſchiedenen Gläubigern zuſtehen. Das Hypothekenrecht an einem 
Grundſtück kann alſo auch nicht für ſich allein auf einen anderen übertragen werden, ſofern nicht 
der Gläubiger auf das Hypothekenrecht an dem anderen Grundſtück gemäß § 1175 Abſ 1 Satz 2 
verzichtet (JG 3 S. 357, 360). Die Hypothekenrechte an den einzelnen Grundſtücken können 
auch nicht verſchieden belaſtet (insbeſondere durch Pfandbeſtellung, Pfändung: § 1274; 
ZPO 65 804, 830) werden (RG 63, 75; RIA 8, 136; KGJ 39 A 248; OLG 12, 289). Dagegen 
iſt eine Anderung des Ranges bei den einzelnen Hypothekenrechten für ſich allein zuläſſig, da 
ihr Rangverhältnis zu anderen Rechten an den einzelnen Grundſtücken nicht das Weſen der Ge⸗ 
ſamthypothek berührt. Daß die Erhöhung oder Ermäßigung des Kapitals oder der Neben- 
leiſtungen der einzelnen Hypothekenrechte für ſich allein zuläffig ift, folgt aus dem in A 2 Be⸗ 
merkten. Daher bedarf es in dieſen Fällen nur der Zuſtimmung des Eigentümers des einzelnen 
Grundſtücks (88 880 Ab| 2 Satz 2, 877, 873), nicht aller Eigentümer (A 1), und im Falle der Er⸗ 
höhung der Zuſtimmung der im Range nachſtehenden Berechtigten gemäß den $$ 877, 1119. 
Für Zwangs- und Arreſthypotheken gilt nach den $$ 867 Abſ 2, 932 Abſ 2 ZPO die bereits 
erwähnte Sondervorſchrift, daß der Betrag der Forderung von dem Glaubiger auf die einzelnen 
Grundſtücke zu verteilen iſt, wenn die hypothekariſche Sicherung auf mehrere Grundſtücke des 
Schuldners eingetragen werden ſoll. Hierdurch iſt die Eintragung einer Geſamthypothek für die 
ganze Forderung ausgeſchloſſen. Die Hypotheken für die einzelnen Teilbeträge ſind beſondere 
Einzelhypotheken (OLG 3, 201; 5, 332). Eine (verſehentlich erfolgte) Eintragung als Geſamt⸗ 
hypothek ift im ganzen inhaltlich unzuläſſig im Sinne des $ 53 (54) Abſ 1 Satz 2 GBD. Dadurch 
entſteht auch nicht etwa nach $ 868 3 PO, der überhaupt nicht in Betracht kommt, eine Eigentümer⸗ 
grundſchuld (KJ 40 A 310; HRR 1936 Nr 1439). Die Einzelhypotheken über gleichhohe Beträge 
können aber nachträglich im Wege der Forderungsauswechſelung ($ 1180) und Umwandlung 
(8 1186) zu einer Darlehnsgeſamthypothek werden (§RR 1933 Nr 201; 1935 Nr 866). Auf Grund 
eines vollſtreckbaren Schuldtitels gegen verſchiedene Eigentümer mehrerer Grundſtücke als Ge⸗ 
ſamtſchuldner iſt die Eintragung einer Geſamtzwangshypothek wegen der ganzen Forderung 
zuläſſig. Denn $ 867 Abſ 2 3 ſchreibt die Verteilung nur bei mehreren Grundſtücken desſelben 
Schuldners zu feinen Gunſten vor (RIA 2 S. 87, 97; OLG 11, 329). 

4. Mehrere Grundſtücke müſſen belaſtet ſein. Den Begriff des Grundſtücks und die Frage, 
wann mehrere ſelbſtändige Grundſtücke vorliegen, behandelt 8873 A 4. Danach kann eine Geſamt⸗ 
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hypothek auch im Falle der Eintragung der belaſteten Grundſtücke auf ein gemeinſchaftliches 
Grundbuchblatt beſtehen, ſofern die Grundſtücke als ſelbſtändige gebucht find (5 4 GBO). Auch 
dann entſteht eine Geſamthypothek, wenn mehrere Miteigentümer eine Hypothek am ganzen 
Grundſtück beſtellen (RG 146, 365). Die abweichende Anſicht der früheren Auflagen wird auf⸗ 
gegeben. Aus der nunmehr vertretenen Auffaſſung folgt: Befriedigen die Miteigentümer des 
Grundſtücks, auf dem eine ſolche Geſamthypothek ruht, gemeinſchaftlich den Hypothekengläubiger, 
fo fällt ihnen die dadurch entſtehende Eigentümergrundſchuld (88 1163, 1172, 1177) nicht zu realen 
Teilen, ſondern gemeinſchaftlich zu, und zwar regelmäßig nach dem Verhältnis ihrer Eigentums⸗ 
bruchteile; jeder Miteigentümer kann über ſeinen ideellen Anteil an der Eigentümergrundſchuld 
frei verfügen; die Verfügung über das ganze Recht ſteht nur allen Miteigentümern gemeinſchaftlich 
zu (JFG 16, 345; $ 1172 A 1). Den Einfluß der Zuſchreibung oder der Vereinigung der 
belaſteten Grundſtücke auf die Geſamthypothek erörtert § 890 A 3, 6. — Wird für eine 
Forderung, für die bereits eine Hypothek an einem Grundſtück beſteht, noch eine 
Hypothek an einem anderen Grundſtück beſtellt, ſo daß nun eine Geſamthypothek 
entſteht, fo iſt nach der Ordnungsvorſchrift des § 48 Abſ1 G5 auf dem Blatt jedes 
Grundſtücks die Mitbelaſtung des anderen von Amts wegen zu vermerken. Hat das neu 
zu belaſtende Grundſtück ein eigenes Grundbuchblatt, ſo genügt zur Entſtehung der Hy⸗ 
pothek an dieſem Grundſtück nicht, wenn lediglich bei der Hypothek an dem bisher allein 
belaſteten Grundſtück vermerkt wird, daß nunmehr auch das andere Grundſtück für die Hypotheken ⸗ 
forderung hafte. Ein ſolcher Mithaftvermerk iſt für ſich allein keine Eintragung der Hypothek 
auf das Grundbuchblatt über das andere Grundſtück im Sinne des § 873 (RG Warn 1915 Nr 116). 
Dieſe Eintragung muß vielmehr auf dem Blatt des neu zu belaſtenden Grundſtücks erfolgen und 
die weſentlichen Merkmale der Hypothek enthalten (Geuffäl 86 Nr 166). Sind aber mehrere ſelb⸗ 
ſtändige Grundſtücke auf einem gemeinſchaftlichen Grundbuchblatt gebucht ($ 4 GBO) und ſoll in 
die Haftung für eine bereits eingetragene Hypothek ein weiteres Grundſtück des Beſtandsverzeich⸗ 
niſſes neu eintreten, fo ift nicht erforderlich, daß die Hypothek auf dieſes Grundſtück nochmals ihrem 
vollen Inhalt nach unter einer neuen Nummer eingetragen wird. Denn. dadurch würde eine 
unnötige Anfüllung des Grundbuchs, die zu vermeiden iſt, herbeigeführt werden. Die neue Hypo⸗ 
thekeintragung kann auf anderem, einfacherem Wege im Sinne des $ 873 deutlich erkennbar 
bewirkt werden, nämlich fo, daß bei der gebuchten Hypothek der Mithaftvermerk in den Spalten 5 
bis 7 „Veränderungen“ eingetragen und ferner in der die Bezeichnung des belaſteten Grundſtücks 
betreffenden Spalte 2 die laufende Nummer des neu belaſteten Grundſtücks beigefügt wird. Die 
Eintragung des Mithaftvermerks allein genügt aber auch hier nicht (Reh Warn 1915 Nr 116). — Auf 
ein Grundſtück können nicht mehrere Hypotheken für dieſelbe Forderung eingetragen wer⸗ 
den. Denn das aus der Hypothekbeſtellung gemäß $ 1113 folgende Recht auf Befriedigung aus dem 
Grundſtück kann nicht für dieſelbe Forderung mehrfach gewährt werden (OLch 6, 478; KGJ 53, 
215). Dies gilt auch dann, wenn die neue Hypothek einen beſſeren Rang als die frühere haben joll 
(a. M. OLG 12, 282). Hier muß der Weg der Vorrangseinräumung beſchritten werden. Wird 
jedoch nur ein Teil einer Forderung durch Hypothekeintragung geſichert, ſo kann nachträglich für 
den andern Teil an demſelben oder an einem andern Grundſtück eine weitere Einzelhypothek 
eingetragen werden (KJ 53, 217; auch RG 113, 233). Iſt eine Höchſtbetragshypothekeingetragen, 
jo kann eine weitere Einzel-Höchſtbetragshypothek an demſelben oder an einem anderen Grund- 
ſtück eingetragen werden für den Betrag des Kreiſes der geſicherten Forderungen, der ſich bei 
der Feſtſtellung des Schlußguthabens des Gläubigers als durch die erſte Hypothek nicht gedeckt 
ergeben würde. Die zweite Hypothek iſt dann als eine bedingte Hypothek ($ 1113 A 2) anzu- 
ſehen (oben A 2 a. E.). Sit eine Höchſtbetragshypothek für Forderungen aus einer Kreditgewährung 
eingetragen, ſo kann aber auch im Falle der Erhöhung des Kredits eine weitere Einzel⸗Höchſt⸗ 
betragshypothek allein für die aus dem weiteren Kredit ſich ergebenden Forderungen an demſelben 
oder an einem andern Grundſtück beſtellt werden (KJ 53, 212). — Die mehreren Grundſtücke 
müſſen im Inland belegen fein. St ein Grundſtück im Ausland belegen, jo iſt die Hypo⸗ 
thek an dem inländiſchen Grundſtück nur als Einzelhhpothek anzuſehen (KJ 30 B 46; vgl. auch 
NG 55, 263). Iſt aber ein hypothekariſch belaſtetes Grundſtück infolge der Grenzziehung des 
Verſailler Vertrags zum Teil bei Preußen verblieben, zum Teil an Polen gefallen, ſo iſt die 
Hypothek Geſamthypothek an dem preußiſchen und polniſchen Grunditlid geworden (RG 157, 287). 
5. Die ganze Forderung, für die jedes Grundſtück haftet, kann auch ein Teilbetrag einer 
Forderung ſein, wenn für dieſen allein Geſamthypothek beſtellt iſt (A 2). Unzuläſſig iſt aber die 
eſtellung einer Geſamthypothek mit der Abrede, daß das eine Grundstück nur für den aus dem 
anderen nicht beizutreibenden Betrag haften ſoll. Denn der geſetzliche Inhalt dinglicher Rechte 
kann durch Parteiabrede nicht geändert werden (RIA 9, 137). Zuläſſig iſt dagegen nach RG 70, 248 
die Eintragung einer ſelbſtäudigen Sicherungshypothek mit der Bedingung, daß eine auf einem 
anderen Grundſtück eingetragene Verkehrshypothek einen Ausfall erleide ($ 1113 A 2; oben A 3). 
6. Das freie Wahlrecht hinſichtlich der Befriedigung aus den Grundſtücken kann der Gejamt- 
hpothekengläubiger dadurch ausüben, daß er entweder ſelbſt die Zwangsvollſtreckung (in einzelne 
oder mehrere Grundſtücke wegen der ganzen Forderung oder eines Teiles davon) betreibt ($ 1145) 
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oder daß er, wenn ein anderer betreibender Gläubiger ift, beſtimmt, ob und zu welchem Betrage 
ſeine Befriedigung aus dem einzelnen oder den mehreren zur Zwangsverſteigerung geſtellten 
Grundſtücken erfolgen ſoll (5 50 Abſ 2 Nr 2, Abſ 3, 98 63, 112, 122, 123.3 VG). Das Wahlrecht erfährt 
aber für den Fall der gemeinſamen Zwangsverſteigerung mehrerer belaſteter Grundſtücke 
(59 2, 18 3G) auf Betreiben eines nachſtehenden Gläubigers Einſchränkungen 
durch die Vorſchriften des 8 64 3VGG. Dagegen wird es durch ein neben der Hypo⸗ 
thek beſtehendes Pfandrecht an einer beweglichen Sache des Schuldners für dieſelbe For⸗ 
derung nicht eingeſchränkt ($ 1230; RG 98, 74). Die Pfandhaftung gibt dem Schuldner 
lediglich unter den Vorausſetzungen des 8777 ZPO ein Widerſpruchsrecht gegen die Zwangs⸗ 
vollſtreckung in das übrige Vermögen (RG 98, 109). Regelmäßig erliſcht die Ge⸗ 
ſamthypothek an allen Grundſtücken, wenn der Gläubiger aus einem von ihnen be⸗ 
friedigt wird (8 1181 Abſ 2). Ausnahmsweiſe bleibt aber die Hypothek an den anderen 
Grundſtücken beſtehen für den Erſatzanſpruch des Eigentümers, aus deſſen Grundſtück die 
Befriedigung erfolgt iſt ($ 1182). Sucht der Geſamthypothekengläubiger nur aus einem der be⸗ 
laſteten Grundſtücke ſeine Befriedigung, jo haben die ihm im Range nachgehenden Hypotheken- 
gläubiger dieſes Grundſtücks ein Ablöſungsrecht ($$ 1150, 268). 

7. Infolge der Verteilung des Forderungsbetrags auf die einzelnen Grundſtütle erliſcht 
die Hypothek an dieſen in Höhe der darauf nicht zugeteilten Beträge. Die Geſamthypothek zer⸗ 
fällt in Einzelhypotheken für die Teilbeträge (RG 113, 233). Das Erlöſchen der Mitbelaſtung 
iſt gemäß § 48 Abſ 2 GBO von Amts wegen zu vermerken. Handelt es fi um eine Briefhypothek, 
fo iſt gemäß den $$ 64, 68, 69 GB für jedes Grundſtück ein neuer Brief zu erteilen (SeuffA 60 
Nr 56). Die Verteilung wird beſonders in Fällen der Teilabtretung zweckmäßig erſcheinen können. 
Verlangen kann ſie im Falle der Eigentümer⸗Geſamthypothek jeder Eigentümer der belaſteten 
Grundſtücke nach Maßgabe des § 1172 Abſ 2. 

8. Aus der entſprechenden Anwendung der 88 875, 876, 878 folgt: Die Verteilung tft vom 
Gläubiger gegenüber dem Grundbuchamt oder den Eigentümern der belaſteten Grundſtücke 
zu erklären ($ 875 A 7). Sie bedarf der Eintragung auf die in Betracht kommenden Grundbuch- 
blätter (5875 Abſ 1). Vor der Verteilungseintragung iſt der Gläubiger an ſeine Erklärung nur dann 
gebunden, wenn er fie in der Form des § 875 Abſ 2 abgegeben hat ($ 875 A 9; KJ 37 A 307). 
Durch eine nach der Bindung und dem Eintragungsantrag eintretende Verfügungsbeſchränkung 
des Gläubigers wird die Erklärung nicht unwirkſam ($ 878; dort A 3). Iſt die Geſamthypothek 
mit dem Recht eines Dritten belaſtet, ſo iſt deſſen Zuſtimmung zu der Verteilung erforderlich 
{$ 876; dort A 3). Die Zuſtimmung der Eigentümer iſt nicht notwendig. Denn die Anwendung 
des für die Aufhebung der Hypothek geltenden $ 1183 ift für die Verteilung nicht vorgeſchrieben. 
Streitig ift, ob dennoch (formelltechtlich) zur Vornahme der Eintragung nach § 27 Abſ 1 GBO 
die Beibringung dieſer Zuſtimmung vom Grundbuchamt zu erfordern iſt. Das iſt zu verneinen, 
weil die Eintragung der Verteilung keine Löſchung im Sinne dieſer Geſetzesvorſchrift iſt (RG 70, 
91; KGJ 37 A 307; 47, 209; a. M. RIA 2, 240). 
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Iſt infolge einer Verſchlechterung des Grundſtücks !) die Sicherheit der 
Hypothek gefährdet ?), ſo kann der Gläubiger dem Eigentümer eine ange 
meſſene Friſt zur Beſeitigung der Gefährdung beſtimmen ). Nach dem Ab- 
laufe der Friſt iſt der Gläubiger berechtigt, ſofort Befriedigung aus dem 
Grundſtücke zu ſuchen ), wenn nicht die Gefährdung durch Verbeſſerung des 
Grundſtücks oder durch anderweitige Hypothekenbeſtellung ') beſeitigt worden 
iſt '). Iſt die Forderung unverzinslich und noch nicht fällig, fo gebührt dem 
Gläubiger nur die Summe, welche mit Hinzurechnung der geſetzlichen Zinſen 
für die Zeit von der Zahlung bis zur Fälligkeit dem Betrage der Forderung 
gleichkommt. 

E I 1073 II 1041; M 3 670ff.; P 3 569f. 

1. Vorausgeſetzt wird im $ 1133 eine bereits eingetretene Verſchlechterung des Grund⸗ 
ftüds. Im Falle einer erſt drohenden Verſchlechterung können nur Maßregeln nach $ 1134 in Frage 
kommen (R 52, 296). Unter Verſchlechterung ift zu verſtehen eine den allgemeinen Verkehrswert 
mindernde, infolge beſtimmter Ereigniſſe oder auch allmählich (z. B. durch Unterlaſſung von Vor⸗ 
kehrungen gegen Beſchädigungen des Grundſtücks: OLG 32, 389) nach Eintragung der Hypothek 
eintretende Veränderung des Zuſtandes des Grund und Bodens oder ſeiner Beſtandteile (NG Warn 
1934 Nr 56). Beiſpielsfälle: Abbruch oder Verfallenlaſſen von Gebäuden, auch deren Wertminde- 
rung infolge Alters (ſtr.). Dagegen iſt die Unterlaſſung der Verſicherung, insbeſondere von Gebäu⸗ 
den gegen Feuersgefahr, nicht eine „bereits eingetretene“ Verſchlechterung im Sinne des $ 1133. 
Aus dieſer Unterlaſſung kann ſich nur die „Beſorgnis“ der Verſchlechterung gemäß § 1134 ergeben 
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(NG 52,295; a. M. OLG 4,485). Dasſelbe gilt auch für die Herabſetzung der Verſicherungsſumme 
bei der Verſicherung eines an Stelle eines alten abgebrochenen Gebäudes errichteten neuen Gebäu⸗ 
des (OLG 34,212; vgl. RG 37,358). Durch $ 1135 iſt der Verſchlechterung des Grundſtücks auch noch 
die Verſchlechterung und die unwirtſchaftliche Entfernung von Zubehörſtücken gleichgeſtellt. Daraus 
folgt, daß die Verſchlechterung und die Beſeitigung anderer flir die Hypothek haftender Gegen. 
ſtände als Beſtandteile und Zubehörſtücke (9 1123 ff.) nicht unter $ 1133 fallen. Eine wirtſchaftlich 
berechtigte Teilſtillegung eines Fabrilbetriebes auf dem Grundſtück fällt auch dann nicht unter 
§ 1133, wenn fie nach den 98 97, 98, 1122 Abſ 2 zur Folge hat, daß Gegenſtände, die bisher der 
Hypothekenhaftung unterlagen, kraft Geſetzes aus dieſer Haftung ausſcheiden (NG Warn 1934 
Nr 56; offen gelaſſen wird, ob von einer Verſchlechterung im Sinne der $$ 1133 ff. dann geſprochen 
werden könnte, wenn ein für einen beſtimmten Betrieb eingerichtetes Grundſtück dieſem Betrieb 
völlig entfremdet und gerade dadurch notwendig eine Entwertung des Grundſtücks herbei⸗ 
geführt wird). Daß der Eigentümer die Verſchlechterung verſchuldet oder doch verurſacht hat, tit 
nicht erforderlich. Auch Verſchlechterungen durch einen Dritten (z. B. einen Pächter) oder durch 
eie (3. B. Windbruch, Hochwaſſer) fallen unter $ 1133 (M 3, 671; Prot 3, 570; OLG 
34, 213). 

2. Eine die Sicherheit der Hypothek gefährdende Verſchlechterung liegt vor, wenn nach dem 

Range der Hypothek und dem Verhältnis des Betrags des Kapitals und der Nebenleiſtungen zu 
dem Wert des Grundſtücks infolge der Verſchlechterung die Gefahr beſteht, daß die Hypothek im 
Falle der Zwangsverſteigerung nicht mehr in dem Maße wie vor der Verſchlechterung aus dem 
Erlöſe befriedigt werden würde (RG SW 1897, 3194; Gruch 42, 1043; OLG 12, 285; 14, 112; 
34, 213). Auf die Höhe des danach zu beſorgenden Ausfalls kommt es nicht an. Anderſeits aber 
iſt die Anwendbarkeit des § 1133 für den Gläubiger einer ſolchen Hypothek ausgeſchloſſen, auf 
deren Sicherheit die Verſchlechterung ohne Einfluß iſt (M 3, 672; RG Warn 1935 Nr 68). Die 
Vorſchriften des § 1133 finden auch auf Grundſchulden und Rentenſchulden (58 1192, 1200, 1201 
Ab 2) ſowie gemäß Art 192 Ech auf ältere Hypotheken Anwendung (RG 50, 72); ferner auf die 
Renten, die auf preuß. Rentengütern haften (RG Gruch 48, 355). 
3. Die dem Eigentümer ($ 1148) zur Beſeitigung der Gefährdung zu beſtimmende Friſt 
iſt vom Gläubiger nach dem Zeitaufwande zu bemeſſen, der für Maßnahmen zur Beſeitigung 
der Gefährdung nach Lage des Falles erforderlich iſt. Ihre Angemeſſenheit iſt im Rechtsſtreit 
auf die Hypothekenklage nachzuprüfen (M3, 673). Wird die Gefährdung innerhalb der Friſt 
beſeitigt, ſo gelangt der Gläubiger nicht zu dem Recht auf Befriedigung aus § 1133. Die Friſt⸗ 
beſtimmung ift nicht erforderlich, wenn der Grundſtückseigentümer die Aufforderung des Gläubigers, 
die Gefährdung durch geeignete Maßnahmen zu beſeitigen, ernſtlich ablehnt (OLG 34, 211). 
Dagegen erübrigt fi) die Friſtbeſtimmung nicht dadurch, daß der Eigentumer nur die ſofortige 
Zahlung des Hypothekenbetrags verweigert. Denn eine ſolche Zahlungspflicht ergibt ſich erſt 
jan, wenn er nicht innerhalb einer geſetzten Friſt (A 6) die Gefährdung gemäß Satz 2 beſeitigt hat 
(OLG 34, 211). 

4. Das Recht, ſofort Befriedigung aus dem Grundſtücke zu ſuchen, obwohl die Hypothek 
noch nicht fällig iſt, hat der Gläubiger wegen der ganzen Hypothek, nicht nur wegen des gefähr⸗ 
deten Teils. Eine Sonderbeſtimmung infomeit enthält aber $ 17 Abſ 1 des HypBankch v. 13.7. 1899 
für den Fall, daß eine Hypothekenbank Gläubigerin iſt. Der Gläubiger kann das Befriedigungsrecht 
dadurch ausüben, daß er aus der Hypothek die dingliche Klage erhebt und dann die Zwangsver⸗ 
ſteigerung oder die Zwangsverwaltung betreibt ($ 1147). Bei der Rentenſchuld kann der Gläubiger 
gemäß 9 1201 Abſ 2 Satz 2 die Zahlung der Ablöſungsſumme aus dem Grundſtück verlangen. Wegen 
der perſönlichen Forderung ſteht dem Glaubiger ein Recht auf ſofortige Befriedigung gegen den 
perſönlichen Schuldner (insbeſondere den, der nicht Eigentümer iſt) nicht zu (MG 39, 321). Gegen 
einen Anſpruch des Eigentümers aus einem mit der Hypothekbeſtellung im Zuſammenhang ſtehen⸗ 
den gegenſeitigen Vertrage kann der Gläubiger, wenn die Hypothek gefährdet iſt, auch ein Zurückbe⸗ 
haltungsrecht nach $ 321 geltend machen (RG 53, 244). — Wird durch die unwirtſchaftliche Ver⸗ 
Äußerung von Beſtandteilen oder Zubehör (5 1135), ein fog. kaltes Abbrennen, der Ausfall 
einer Hypothek in der Zwangsverſteigerung verurſacht, ſo kann für den Gläubiger ein Anſpruch 
auf Schadenserſatz gegen den Eigentümer und die Erwerber gemäß den 98 823, 830 gegeben ſein 
(MG 49, 170; 44, 189; 69, 91; JW 1907, 332! 1909, 41615; Warn 1910 Nr 281). Dezfelbe gilt auch 
bei einer anderen Verſchlechterung des Grundſtücks, wenn ſie vom Eigentümer ſchuldhaft verur⸗ 
ſacht ift (ORG 32, 389). Auch der Verwalter im Konkurſe über das Vermögen des Eigentltmers 
haftet nach 8 82 KO dem Gläubiger für einen Ausfall an der Hypothek, der durch ſchuldhafte Ver⸗ 
6 180 während der Verwaltung des zur Könkursmaſſe gehörenden Grundſtücks entſtanden 

29, 389). 

5. Daß die Beſeitigung der Gefährdung durch Wiederherſtellung des früheren Zuſtandes 
erfolgt, iſt nicht erſorderlich. Das Geſetz verlangt nur eine Beſeitigung der Gefährdung durch 
Verbeſſerung des verſchlechterten Grundſtücks oder durch anderweitige Hypothekbeſtellung. 

ie erſte Beſeitigungsart kann auch durch Herſtellung eines anderen Zuſtandes als des vor der 
zerſchlechterung vorhanden geweſenen geſchehen, wenn dadurch nur das Grundſtück eine ſolche 
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Verbeſſerung erfährt, daß die Hypothek nicht mehr gefährdet ift (4. B. Errichtung eines neuen 
Gebäudes an Stelle eines abgebrochenen: OLG 34, 212). Der anderweitigen Hypothekbeſtellung, 
d. h. Hypothekbeſtellung auf einem anderen als dem verſchlechterten Grundſtück (M 3, 673), 
ſteht 91 0 gleich eine Sicherheitsleiſtung durch Verpfändung beweglicher Sachen oder Forderun⸗ 
gen (M3, 673). 

6. Da dem Glaubiger ſchon nach dem Ablauf der Friſt das Befriedigungsrecht zuſtehen ſoll, 
wenn nicht die Gefährdung beſeitigt „worden tft“ (nicht „wird“), fo kann nur eine Beſeiti⸗ 
gung der Gefährdung bis zum Ablauf der Friſt, nicht eine ſpätere, die Entſtehung des Befriedi⸗ 
gungsrechts abwenden (ftr.; OLG 34, 211). 

7. Der Abzug des Zwiſchenzinſes von einer unverzinslichen Forderung iſt deshalb vor⸗ 
geſchrieben, weil durch die Gefährdung der Hypothel die Forderung noch nicht fällig wird und daher 
der Gläubiger durch die vorzeitige Zahlung des vollen Betrags einen ungerechtfertigten Vorteil 
erlangen würde (M3, 673). Die zu zahlende Summe berechnet ſich, wenn z. B. zwiſchen der 
Zahlung und der Fälligkeit 30 Tage liegen, bei einer Forderung von 1000 und dem geſetzlichen 
Zinsfuß von 4% gemäß der Hoffmannſchen Berechnungsart nach folgender Gleichung: 

Xx 4.30 
x = 1000 - . 
100 » 365 


8 1134 


Wirkt der Eigentümer oder ein Dritter ) auf das Grundftüd 2) in folcher 
Weiſe ein, daß eine die Sicherheit der Hypothek gefährdende Verſchlechte⸗ 
rung des Grundſtücks zu beſorgen iſt ?), fo kann der Gläubiger auf Unter- 
laſſung klagen ). 

Geht die Einwirkung von dem Eigentümer ) aus, fo hat das Gericht auf 
Antrag des Gläubigers die zur Abwendung der Gefährdung erforderlichen 
Maßregeln anzuordnen ). Das gleiche gilt, wenn die Verſchlechterung des⸗ 
halb zu beſorgen iſt, weil der Eigentümer die erforderlichen Vorkehrungen 
gegen Einwirkungen Dritter oder gegen andere Beſchädigungen unterläßt “). 

E I 1072 II 1042; M 3 669f.; P 3 568f. 


1. Eine Einwirkung durch den Eigentümer oder einen Dritten ſetzt $ 1134 voraus, während 
im $ 1133 auch Verſchlechterungen infolge von Naturereigniſſen genügen (8 1133 A 1). Ein ſchuld⸗ 
haftes Handeln ift aber auch hier nicht erforderlich (OLG 5, 321: JW 1933, 6345). Vielmehr kann 
eine auf die Tätigkeit des Eigentümers oder eines Dritten (z. B. eines Pächters, Mieters, Nieß⸗ 
brauchers) zurückzuführende Verſchlechterung des Grundſtücksbeſtandes auch dann die Unterlaſſungs⸗ 
klage rechtfertigen, wenn beabſichtigt wird und die Möglichkeit beſteht, den früheren Zuſtand wieder⸗ 
herzuſtellen (OLG 5, 321; vgl. aber auch 21, 99). 

2. Als Einwirkungen auf das Grundſtück ſind nicht bloß ſolche Maßnahmen anzuſehen, 
die den Grund und Boden oder deſſen Beſtandteile betreffen (z. B. Austorfen, Abbruch eines Ger 
bäudes, Abholzen eines Waldes), ſondern auch Verſchlechterungen oder Verringerungen des ſonſt 
zum Grundſtück gehörigen, der Hypothekhaftung unterliegenden Beſtandes (3. B. des Zubehörs 
eines Gutes: OLG 34, 213). Dagegen gehören nicht hierher Einwirkungen auf die Mietzinſen, 
da dieſe nicht Grundſtücksteil find (OLG 18, 171). 

3. Eine die Sicherheit der Hypothek gefährdende Verſchlechterung (8 1133 A 1, 2) braucht 
noch nicht eingetreten zu ſein (anders im $ 1133). Es genügt vielmehr die Beſorgnis der Verſchlech⸗ 
terung (OLG 10, 123; SeuffA 59 Nr 262). Sie liegt z. B. bor, wenn der Eigentümer: mit dem Ab⸗ 
holzen eines Waldes beginnt oder einem anderen einen Wald zum Abholzen überläßt (RG Warn 
1910 Nr 281); Zubehör eines Gutes verkauft, ohne Erſatzſtücke anzuſchaffen (M 3, 670; 911355 
RG Warn 1915 Nr 118; OLG 29, 359; 34, 213; 36, 178; SeuffA 59 Nr 262); ohne einen erſicht⸗ 
lichen wirtſchaftlichen Zweck ein Gebäude abzubrechen anfängt (nach OLE 41, 177 ſtellt ſich aber der 
Abbruch eines derart baufälligen Gebäudes, daß die Maßregel aus Gründen der Sicherheit notwen⸗ 
dig iſt, nicht als Verſchlechterung dar, auch wenn der Eigentümer über das Abbruchsmaterial 
anders als zur Wiederverwendung für das Grundſtück verfügt); notwendige Einrichtungen eines 
Hauſes mit der Abſicht der Wegſchaffung herausnimmt. Die Entblößung eines landwirtſchaft⸗ 
lichen Grundſtücks von den zur Fortführung der Wirtſchaft notwendigen Erzeugniſſen wird auch 
nicht dadurch zu einer berechtigten Maßnahme, daß zuvor gegen die Regeln ordnungsmäßiger 
Wirtſchaft das geſamte Vieh veräußert und fortgeſchafft worden ift (OL® 34, 213). Iſt eine ge 
fährdende Verſchlechterung bereits eingetreten, ſind aber noch weitere Verſchlechterungen 
zu beſorgen, fo ſtehen dem Gläubiger ſowohl die Rechte aus $ 1133 (OLG 12, 133) als auch die 
Sicherungsmaßnahmen aus $ 1134 zu (Prot 3, 569). Iſt die Sicherheit der Hypothek durch chuld 
hafte Verſchlechterung ſeitens des Eigentümers oder eines Dritten (Konkursverwalter: RG. HRR 
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1936 Nr 669) gefährdet worden ($ 1135 A 1), fo kann für den Gläubiger, der in der Zwangsverſteige⸗ 
rung einen Ausfall erleidet, ein Schadenserſatzanſpruch aus $ 823 gegen den Einwirkenden gegeben 
fein (RG 42,170; 44, 186; 69,91; 73,335; JW 1907, 33210, 1910, 16254; Warn 1910 Nr 281,403; 
1915 Nr 118: 1917 Ni 17; Gruch 53, 1009; 55 S. 124,664; Geuffü 65,99; 66, 322; 75 Nr 133; DLG 
29, 358). Dabei gilt $ 1134 als ein Schutzgeſetz im Sinne des $ 823 Abſ 2 (MG 73, 333; JW 1909, 
41615; OLG 26, 151; SeuffA 75 Nr 133; 88 Nr 55). Der Schutz gebührt auch ſchon demjenigen, 
der durch Blankoabtretung eine Anwartſchaft auf die Hypothek erlangt hat (RG JW 1936, 32345). 
Hat der Dritte weſentliche Beſtandteile weggeſchafft, ſo kann er ſich zur Abwendung des 
Schadenserſatzanſpruchs regelmäßig auch nicht auf einen Eigentumsvorbehalt berufen. 
Denn die Gegenſtände find trotz des Eigentumsvorbehalts nach den 39 93, 946 Eigentum 
des Grundſtückseigentümers und unterliegen daher der Haftung für die Hypothek (RG 73, 335). 
Ausnahmsweiſe kann aber die Schadenserſatzpflicht des Dritten entfallen, wenn er ſich über ſeine 
Befugnis zur Wegnahme in einem entſchuldbaren Rechtsirrtum befunden hat (RG 73, 336; ON 
26, 151; 29, 359; SeuffA 75 Nr 133). Zum Nachweis eines erlittenen Schadens muß der aus⸗ 
gefallene Hypothekengläubiger dartun, daß ein höheres Meiſtgebot erzielt worden wäre und daß er 
daraus eine Deckung auf ſeine ausgefallene Hypothek erhalten hatte, wenn die Verſchlechterung 
nicht erfolgt wäre, z. B. Zubehörſtücke nicht vom Grundſtück fortgeſchafft worden wären, ſondern 
ſich zur Zeit des Zuſchlags noch auf dem Grundſtück befunden hätten (RG 73, 338: OL 26 S. 150, 
152). Iſt der ausgefallene Hypothekengläubiger ſelbſt Erſteher des Grundſtücks, ſo muß er ſich den 
Mehrwert, den das Grundſtück über ſein Meiſtgebot hinaus hat, auf ſeinen mit dem Schadenserſatz⸗ 
anſpruch geltend gemachten Ausfall anrechnen laſſen (RG 73, 340; OLG 29, 359). 

4. Die Klage auf Unterlaſſung künftiger gefährdender Einwirkungen iſt gegen den Ein- 
wirkenden (Eigentümer, Dritten, gegebenenfalls beide) zu richten (RG 44, 188). Das Gericht 
des belegenen Grundſtücks ift ausſchließlich zuftändig (8 24 ZPO). Die Vollſtreckung erfolgt nach 
$ 890 35D. Ob die Hypothekenforderung fällig iſt oder nicht, iſt für die Begründung der Klage 
gleichgültig. Auch iſt die Beſchlagnahme des Grundſtücks für den Hypothekengläubiger nicht Vor⸗ 
ausſetzung der Klage (RG Warn 1910 Nr 403). - 

5. Abj 2 ſetzt eine Einwirkung (A 1—3) durch den Eigentümer voraus. Eine Einwirkung durch 
einen Dritten gibt nur die Unterlaſſungsklage aus Abs 1, ſofern nicht ein Fall nach Abſ 2 Saß 2 
vorliegt. Der Unterlaſſungsanſpruch gegen den Dritten aus Abſ 1 kann aber unter Umſtänden 
eine einſtweilige Verfügung gegen ihn nach $ 935 ZPO rechtfertigen (W 1933, 634°, A6). 

6. Die zur Abwendung der Gefährdung erforderlichen Maßregeln ſind vom Prozeßgericht 
entweder auf Klage des Gläubigers durch Urteil oder auf Antrag des Gläubigers durch 
einſtweilige Verfügung (58 935 ff. ZPO) anzuordnen (R JW 1912, 237; SeuffA 56 
Nr 127; OLG 36, 178). Sie können z. B. in einem Verbot der Veräußerung oder der 
Wegſchaffung (A 3) beſtehen (OLG 29, 359; 36, 178). Auch eine Sequeſtration (d. h. 
eine Verwahrung und Verwaltung durch einen Vertrauensmann: Raza 9, 133) kann 
gemäß § 938 Abs 2 ZPO angeordnet werden (Seuffa 56 Nr 127) Da die Art der er- 
forderlichen Maßregel dem freien Ermeſſen des Gerichts unterliegt ($ 938 Abſ 1 ZPO), 
iſt auch zuläſſig die Anordnung der Zwangsverwaltung mit der Beſtimmung, daß die Vorſchriften 
des ZUG über die Zwangsverwaltung (8$ 146ff.) entſprechend anzuwenden ſeien (RIA I, 130; 
DLG 23, 235; auch RG 52, 140; JW 1912, 2375; Gruch 48, 352). $ 25 BO gibt dem Gläubiger 
beſondere Schutzbefugniſſe gegen Einwirkungen durch den Schuldner während des Zwangs⸗ 
verſteigerungsberfahrens. 5 5 

7. Als eine Unterlaſſung von Vorkehrungen gegen Beſchädigungen, welche die Beſorgnis 
einer den Gläubiger gefährdenden Verſchlechterung rechtfertigt, kann z. B. angeſehen werden: 
Vernachläſſigung der Inſtandhaltung des Grundſtücks, namentlich ungenügende Feldbeſtellung 
M3, 670); Nichterneuerung von Verſicherungsverträgen zur Abwendung des durch Feuersgefahr 
drohenden Schadens (RG 52, 295; OL 8, 6). Daß die Beſchädigung oder die Unterlaſſung von 
Vorkehrungen auf Verſchulden des Eigentümers beruht, iſt nicht erforderlich. Auch Beſchädi⸗ 
gungen durch Naturereigniſſe können genügen. 


8 1135 
Einer Verſchlechterung des Grundftüds im Sinne der 89 1133, 1134 ſteht 
es gleich ), wenn Zubehörſtücke, auf die ſich die Hypothek erſtreckt “), ver- 
ſchlechtert oder den Negeln einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft zuwider von 
dem Grundſtück entfernt werden “). 
E 1 1074 II 1043; M 3 674; P 3 570. 


0 1. Aus dieſer Gleichſtellung mit einer Verſchlechterung des Grundſtücs folgt: Wenn Zube⸗ 
hörſtücke bereits verſchlechtert oder unwirtſchaftlich entfernt worden ſind, kann der Gläubiger 
unter den Vorausſetzungen des § 1133 (Ablauf der zu ſetzenden Friſt zur Verbeſſerung oder zur 
Zurückſchaffung) ſofort Befriedigung aus dem Grundſtück ſuchen. Droht erſt die Verſchlechterung 
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oder die Entfernung durch den Eigentümer oder einen Dritten, ſo ſteht dem Gläubiger die Unter⸗ 
laſſungsklage zu (§ 1134 Abſ 1). Iſt der Eigentümer der Einwirkende, fo find auf Antrag des 
Gläubigers die zur Abwendung der Gefährdung erforderlichen Maßregeln anzuordnen ($ 1134 
Abſſ2). Dieſe Rechte hat aber, wie aus der Bezugnahme auf die 85 1133, 1134 ſich ergibt, der 
Gläubiger nur dann, wenn durch die bereits eingetretene oder noch zu beſorgende Verſchlechterung 
oder unwirtſchaftliche Entfernung die Sicherheit der Hypothek gefährdet wird (RG 50, 72; Od G 36, 
178). Dagegen braucht er eine Beſchlagnahme der Zubehörſtücke vor der Ausübung ſeiner Rechte 
nicht herbeizuführen. Hat der Eigentümer oder ein Dritter (Konkursverwalter: R HRR 1936 
Nr 669; $ 1122 A 5) durch Verſchlechterung oder unwirtſchaftliche Entfernung (3. B. von ma⸗ 
ſchinellen Gegenſtänden, die zum Betriebe einer auf dem Grundſtück befindlichen Fabrik 
notwendig ſind, oder von totem oder lebendem Inventar eines Landgutes) ſchuldhaft das 
Hypothekenrecht verletzt (fog. kaltes Abbrennen), ſo kann für den an der Hypothek einen 
Ausfall erleidenden Gläubiger ein Schadenserſatzanſpruch aus $ 823 BGB gegen den 
Täter gegeben ſein ($ 1134 A 3). Haben Dritte dem Eigentümer bei der Wegſchaffung mit 
dem Bewußtſein, daß dadurch der Wert des Grundſtücks gemindert und die Sicherheit der 
Hypothek gefährdet werde, Beihilfe geleiſtet, ſo haften ſie, auch wenn ſich die Beteiligung eines 
jeden in verſchiedenen Einzelhandlungen vollzogen hat, für den ganzen Schaden als Geſamt⸗ 
ſchuldner mit dem Eigentümer gemäß $ 830 Ab} 1, 2 (RG Warn 1917 Nr 17). Vor der Einleitung 
der Zwangsverſteigerung ſteht dem Hypothekengläubiger ein Anſpruch auf Zurückſchaffung der 
Gegenſtände zu (RG Warn 1910 Nr 403). Der Dritte kann ſich ihm gegenüber nicht mit Erfolg 
darauf berufen, daß der Eigentümer ihm die Gegenſtände verkauft oder ſonſt ſeine Einwilligung 
in die Wegnahme erteilt habe. Denn mag die Wegſchaffung auch dem Eigentümer gegenüber 
berechtigt geweſen ſein, dem Hypothekengläubiger gegenüber ift fie widerrechtlich (NG 44, 189; 
73, 335; Gruch 55, 667; Warn 1915 Nr 118). Den Schutz des Gläubigers gegen eine Pfändung von 
Zubehör behandelt $ 1420 A 5. Wer die Gewähr für die Sicherheit einer Hypothek übernommen 
hat, kann die Haftung für den Ausfall, den der Gläubiger bei der Zwangsverſteigerung erleidet, 
inſoweit ablehnen, als der Ausfall darauf zurückzuführen iſt, daß der Gläubiger gegen Verwüſtungen, 
19 ee find, nicht Sicherungsmaßregeln (5 1134 A 6) getroffen hat (RG JW 
1912, 2375. 

2. Zubehörſtücke, auf die ſich die Hypothek erſtreckt, ſind nur ſolche, die zur Zeit der Hypothek⸗ 
beſtellung oder nachher in das Eigentum des Grundſtückseigentümers gelangt (8 1120 A 5) und 
nicht nach den 88 1121, 1122 von der Haftung frei geworden ſind. Getrennte Erzeugniſſe, die nicht 
Zubehörſtücke ſind, ſowie Miet⸗ oder Pachtzinsforderungen ſtehen überhaupt nicht unter dem 
Schutz des $ 1135, mögen fie auch nach den $$ 1121ff. für die Hypothek haften. In dieſer Hinſicht 
kann ſich der Gläubiger nur durch Beſchlagnahme ſchützen (M 3, 674; OLG 18, 171). 

8. Nur die unwirtſchaftliche Entfernung (RG Warn 1915 Nr 118; Seuffa 63, 66), nicht 
auch eine Veräußerung der Zubehörſtücke wird hier vorausgeſetzt, während nach den 5 1121, 1122 
Zubehörftüde von der Haftung für die Hypothek nur dann frei werden, wenn fie entfernt und 
veräußert worden find. Da $ 1135 erſchöpfend regelt, wann eine Verfügung über Zubehör⸗ 
ſtücke einer Verſchlechterung des Grundſtücks im Sinne der $$ 1133, 1134 gleichſteht, kann dieſe 
Vorſchrift beim Ausſcheiden von Zubehörſtücken aus der Hypothekenhaftung gemäß $ 1122 Abſ 2 
keine Anwendung finden (NG Warn 1934 Nr 56). Die 59 24, 25 ZUG regeln den Fall der Entfer⸗ 
nung durch den Schuldner während des Zwangsverſteigerungsverfahrens. Nach $ 8 der Bekannt⸗ 
machung über den Verkehr mit landwirtſchaftlichen Grundſtücken v. 15. 3. 1918/26. 1. 1937 kann 
die zuſtändige Behörde dem Eigentümer oder Beſitzer von lebendem oder totem Inventar eines 
landwirtſchaftlichen Grundſtücks die Veräußerung oder Entfernung des Inventars oder einzelner 
Stücke unterſagen, wenn hierdurch die ordnungsmäßige Bewirtſchaftung des Grundſtücks zum 
Schaden der Volksernährung gefährdet werden würde. 


8 1136 


Eine Vereinbarung, durch die ſich der Eigentümer dem Gläubiger gegen 
über verpflichtet !), das Grundſtück nicht zu veräußern oder nicht weiter zu be⸗ 
laſten 2), iſt nichtig s). 

& 1 1077 II 1044; M 3 681f.; P 3 678. 

1. Nur auf eine Verpflichtung gegenüber dem Hypothekengläubiger (Grundſchuld⸗, Renten- 
ſchuldgläubiger) findet $ 1136 Anwendung (RG Warn 1908 Nr 381). Der Eigentümer kann ſich 
grundſätzlich nach $ 137 Satz 2 jedem Dritten gegenüber mit ſchuldrechtlicher Wirkung verpflichten, 
das Grundſtück nicht zu veräußern und nicht weiter zu belaſten. Nur eine dem Hypothekengläubiger 
gegenüber eingegangene Verpflichtung dieſes Inhalts iſt nichtig (RC 39 A 160). Daher findet 
$ 1136 z. B. keine Anwendung, wenn der Eigentümer die Verpflichtung eingeht gegenüber einem 
Pächter oder demjenigen, von dem er das Grundſtück käuflich erwirbt. Wird in ſolchen Fällen 
zugleich eine Hypothek für den anderen Teil beſtellt (z. B. eine Reſtkaufgeldhypothek für den 
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Verkäufer), jo kommt es darauf an, ob nach dem Vertrage die Abrede zu der Hypothekbeſtellung 
derart in Beziehung geſetzt iſt, daß anzunehmen ift, fie wäre überhaupt nicht getroffen worden, 
wenn nicht der andere Teil zugleich Hypothekengläubiger werden ſollte. Iſt das anzunehmen, 
fo greift 51136 Platz. Dieſe Geſetzesvorſchrift erfordert alſo, daß die Verpflichtung vom Eigen- 
tümer dem andern gegenüber gerade in ſeiner Eigenſchaft als dinglicher Gläubiger eingegangen 
iſt, daß fie zur Stärkung des dinglichen Rechts dienen foll (NG 55, 78; JW 1912, 14558; Warn 
1912 Nr 81; Gruch 56, 600; Hag 1929 Nr 1573; KJ 39 A 159). Eine ſolche Beziehung iſt nicht 
anzunehmen, wenn gegenüber dem Veräußerer bei gleichzeitiger Beſtellung einer Reſtkaufgeld⸗ 
hypothek oder einer Hypothek für eine im Falle der Zuwiderhandlung vom Käufer zu zahlende 
Vertragsſtrafe die Verpflichtung eingegangen wird, das Grundſtück nur an Perſonen deutſcher 
Nationalität (nicht an eine Perſon fremder Nationalität) zu veräußern (MG 55, 78; 73, 17; 
Gruch 51, 807; Warn 1913 Nr 311; KGJ 42, 280; den umgekehrten Fall des Verbots der Weiter⸗ 
veräußerung an einen anderen als den Angehörigen einer beſtimmten fremden Nation behan- 
delt RG 77, 419). Auch nicht unter $ 1136 fallende Verpflichtungen dieſer Art haben aber nach 
$ 137 Satz 1, 2 keine dingliche Wirkung, ſondern nur perſönliche Wirkung zwiſchen den Vertrag⸗ 
ſchließenden. Sie können alſo auch nicht als dem jedesmaligen Grundſtückseigentümer obliegende 
Veräußerungsbeſchränkungen in das Grundbuch eingetragen werden (MG 73, 18; KGJ 21 A 133; 
29 A 246). Iſt die vom § 1136 verbotene Verpflichtung gegenüber dem Gläubiger übernommen, ſo 
macht es für ihre Nichtigkeit keinen Unterſchied, ob die Abrede ſchon zur Zeit der Hypothekbeſtellung 
oder erſt ſpäter getroffen worden iſt (NG Warn 1908 Nr 381). Eine geſetzliche Beſchränkung der 
Belaſtbarkeit folgt für Heimſtätten aus den 88 17ff. RHeimſtättch v. 10. 5. 1920 (dazu JFG 3, 447). 


2. Eine von 8 1136 erfaßte Verpflichtung, das Grundſtück nicht zu veräußern, enthält auch 
die vom Eigentümer übernommene Verpflichtung, einem Hypothekengläubiger für den Fall 
des Verkaufs einen Gewinnanteil zu gewähren und das Grundſtück nicht ohne ſeine Genehmigung 
zu veräußern, ſofern die Gewinnbeteiligung das Entgelt für die Gewährung eines Darlehns gegen 
Hypothekbeſtellung war (RG JW 1912, 14525). Eine Verpflichtung, das Grundſtück nicht weiter 
zu belaſten, liegt auch dann vor, wenn die weitere Belaſtung mit anderen dinglichen Rechten 
als Hypotheken, Grundſchulden und Rentenſchulden (z. B. mit Reallaſten) verboten ſein foll. 
Andere unzuläſſige Vereinbarungen, durch die der Inhalt des Hypothekenrechts abweichend von 
dem geſetzlichen beſtimmt wird, ergeben ſich aus $ 1149. Zuläſſig dagegen iſt, wie aus $ 1179 folgt, 
eine Vereinbarung, wonach der Eigentümer über die ihm anfallende Eigentümerhypothek nicht ver⸗ 
fügen, ſondern fie löſchen laſſen ſoll. Ferner iſt zuläffig die Feſtſetzung des Eintritts der Fälligkeit 
der Hypothek für den Fall der Veräußerung oder der weiteren Belaſtung des Grundſtlcks. Denn 
dabei handelt es ſich nur um die Vereinbarung einer Rückzahlungsbedingung. 


8. Nichtig iſt die Vereinbarung nicht nur gegenüber Dritten, was ſchon aus 5 137 Satz 1 
ſolgen würde, ſondern auch gerade in dem ſchuldrechtlichen Verhältnis zwiſchen Eigentümer 
und Gläubiger (Mot 3, 682; RG JW 1912, 1452). Der Gläubiger kann alſo einer der Verein⸗ 

arung zuwider geſchehenen Veräußerung oder Belaſtung nicht entgegentreten, auch keinen 
Schadenserſatzanſpruch deswegen geltend machen. Ob die Nichtigkeit der Vereinbarung auch 
andere gleichzeitig getroffene Vertragsabreden nichtig macht, beſtimmt ſich nach $ 139 (NG JW 
1926, 19592). Erfolgt die Vereinbarung gleichzeitig mit der Hypothekbeſtellung, jo wird auch 
dieſe regelmäßig nichtig fein. Daher hat das Grundbuchamt die Eintragung der Hypothek ab- 
zulehnen. Nichtig ift nach $ 134 auch die Einigung über die Beſtellung einer Hypothek, die ſich 
als eine dem g 1 des (auf Grund des Art 107 Ech erlaſſenen) preuß. Gef. betr. die Zulaſſung einer 
Verſchuldungsgrenze für land- und forſtwirtſchaftlich genutzte Grundſtücke v. 20. 8. 1906 wider ⸗ 
ſprechende Belaſtung darſtellt (MGY 46, 220). Ergibt ſich für den Grundbuchrichter aus den 
vorhandenen Eintragungen (wobei nicht nur hypothekariſche Rechte, ſondern auch andere ein⸗ 
getragene Rechte in Betracht zu ziehen ſind), daß durch die neue Belaſtung die Verſchuldungs⸗ 
grenze üüberſchritten wird, fo darf er die Eintragung der Hypothek nicht vornehmen (KGJ 46, 220). 


9 1137 


Der Eigentümer kann gegen die Hypothek!) die dem perſönlichen Schuld- 
ner gegen die Forderung?) ſowie die nach $ 770 einem Bürgen zuſtehenden Ein- 
reden ) geltend machen. Stirbt der perſönliche Schuldner, jo kann ſich der 
. Hier nicht darauf berufen, daß der Erbe für die Schuld nur beſchränkt 

afte * 

Iſt der Eigentümer nicht der perſönliche Schuldner, fo verliert er eine Ein- 
rede nicht dadurch, daß dieſer auf fie verzichtet 5). 

E 1 1084 IT 1045; M 3 698ff.; P 3 580ff. 
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1. § 1137 gewährt gewiſſe Einreden dem Eigentümer gegen die Hypothek, d. h. gegenüber 
der dinglichen Klage aus der Hypothek (NG 81, 85). Auf die perſönliche Klage aus der 
hypothekariſch geſicherten Forderung bezieht ſich $ 1137 ebenſowenig wie auf die ding⸗ 
liche Klage gegen einen anderen als den Eigentümer (z. B. gegen einen das Hypotheken- 
recht beeinträchtigenden Dritten). Inwieweit Einreden gegenüber der perſönlichen Klage 
erhoben werden können, beſtimmt ſich nach den Vorſchriften des Rechtsgebiets, dem die geſicherte 
Forderung angehört, alſo des Rechts der Schuldverhältniſſe, des Familienrechts, des Erb⸗ 
rechts, und nach den Vorſchriften des allgemeinen Teiles. Ferner betreffen die Einreden 
des $ 1137 nur die der Hypothek zugrunde liegende Forderung. Weitere Einreden und 
Einwendungen (über den Unterſchied $ 886 A 2) können für den Eigentümer gegenüber der 
dinglichen Klage namentlich auf Grund ſeines perſönlichen Rechtsverhältniſſes zum Gläubiger 
gegeben ſein oder gegen das Beſtehen des dinglichen Hypothekenrechts überhaupt oder doch gegen 
das Gläubigerrecht des Klägers ſich richten. Aus dem beſonderen perſönlichen Rechtsver⸗ 
hältnis (nicht zu verwechſeln mit dem perſönlichen Schuldverhältnis) können Einreden z. B. 
dem vom perſönlichen Schuldner verſchiedenen Eigentümer dahin zuſtehen, daß nach einer mit 
dem (dinglich klagenden) Gläubiger getroffenen Vereinbarung die Hypothek gegen ihn erſt nach 
Ablauf einer beſtimmten Friſt oder nach Eintritt eines Ereigniſſes oder nicht eher, als bis die 
Zwangsvollſtreckung wegen der Hypothekenforderung gegen den perſönlichen Schuldner fruchtlos 
ausgefallen ſei, geltend gemacht werden dürfe oder daß der Gläubiger unter gewiſſen Bedingungen 
auf die Hypothek verzichten ſollte. Solche Einreden kann der Eigentümer nach $ 1157 auch einem 
Rechtsnachfolger des Gläubigers entgegenhalten, ſoweit nicht der Erwerber durch den öffent⸗ 
lichen Glauben des Grundbuchs geſchützt ift. Dagegen kann ſich der Eigentümer regelmäßig nicht 
auf Einreden berufen, die ſeinem Beſitzborgänger zuſtanden. Denn es handelt ſich um Rechte 
aus einem perſönlichen Rechtsverhältnis, die auf den Grundſtückserwerber nur übergehen, wenn 
er Geſamtnachfolger iſt oder ſich auf eine Abtretung ſtützen kann (M 3, 700; 9 1157 A 1). — Ein⸗ 
wendungen, die ſich gegen das Beſtehen des dinglichen Hypothekenrechts richten, 
ſind z. B. ſolche, mit denen geltend gemacht wird: die Hypothek ſei im Grundbuch nicht oder nicht 
richtig oder nicht vollſtändig (5 1115) eingetragen; die Einigung über die Hypothekbeſtellung 
jet nichtig (3. B. wegen Geſchäftsunfähigkeit oder Verfügungsbeſchränkung des Beſtellenden, 
wegen Scheingeſchäfts) oder durch Anfechtung (z. B. wegen Irrtums, Betrugs, Drohung) nichtig 
geworden (RG 68, 102; 89, 29); die Hypothek ſei wegen des Ausfalls einer aufſchiebenden Bedin 
gung nicht entſtanden oder durch den Eintritt einer auflöſenden Bedingung oder eines Endtermins 
erloſchen. Eine Anfechtung der Hypothekbeſtellung muß aber vom Anfechtungsberechtigten erklärt 
worden ſein; das für einen früheren Eigentümer (z. B. den Beſteller der Hypothek) begründete An⸗ 
fechtungsrecht geht nicht auf ſeinen Sondernachfolger über (M3, 698). Einem gutgläubigen, rechts⸗ 
geſchäftlichen Erwerber der Hypothek können die Einwendungen gemäß $ 892 nicht entgegengeſetzt 
werden. — Einwendungen gegen das Gläubigerrecht gerade des Klägers ſind z. B.: 
die Hypothek ſtehe nicht dem Gläubiger zu, obwohl er als Gläubiger eingetragen oder bei der 
Briefhypothek gemäß § 1155 ausgewieſen ſei, ſondern dem Eigentümer, weil die Forderung nicht 
entſtanden ($ 1163 Abſ 1 Satz 1; R 68, 97; Warn 1909 Nr 214) oder erloſchen (5 1163 Abſ 1 Satz 2; 
RG 72, 377) oder auf den Eigentümer, der nicht perſönlicher Schuldner iſt, durch Befriedigung 
des Gläubigers übergegangen ſei ($$ 1143, 1153) oder weil bei einer Briefhypothek der Brief 
dem Gläubiger nicht vom Eigentümer übergeben ſei ($ 1163 Abſ 2) oder der Gläubiger auf die 
Hypothek verzichtet habe ($ 1168); die Hypothek ſtehe dem perſönlichen Schuldner nach Maßgabe 
des $ 1164 zu; fie ſei auf einen Dritten durch Ausübung des Ablöſungsrechts gemäß den 98 268, 1150 
übergegangen. Jedoch iſt der gutgläubige Erwerber der Hypothek auch gegen dieſe Einwendungen 
gemäß § 892 geſchützt. — Sämtliche vorbezeichneten Einreden und Einwendungen können gegen 
alle Hypothekenarten, e auch gegenüber der dinglichen Klage aus einer Sicherungs⸗ 
hypothek ($ 1184) gegeben fein. Sie greifen grundſätzlich auch Platz gegenüber Klagen aus Grund⸗ 
ſchulden und Rentenſchulden (58 1192, 1200); ausgenommen ſind hier allerdings die Einreden 
und Einwendungen, die ſich gegen die Forderung richten, insbeſondere alſo die Einreden aus 
J 1137. Beſtehen dauernde Einreden gegen die Hypothek, fo kann der Eigentümer vom Gläubiger 
den Verzicht auf die Hypothek verlangen ($ 1169). Die Einrede der Rechtshängigkeit 
behandeln RG 52, 259 (gegenüber nochmaliger Klage des Zeſſionars) und 54, 49 (wegen vor 
heriger Minderungsklage auf Teillöſchung einer Kaufgelderhypothek), die Begrenzung der Rechts- 
kraftwirkungen RG HRR 1933 Nr 1655. 

2. Die dem perſönlichen Schuldner zuſtehenden Einreden gegen die Forderung ſind dem 
Eigentümer, auch wenn er nicht ſelbſt der perſönliche Schuldner iſt, gegenüber der dinglichen 
Klage aus der Hypothek (A 1) wegen der grundſätzlichen Abhängigkeit der Hypothek von der 
Forderung gewährt. Von den Einreden des $ 1137 find zu unterſcheiden Einwendungen, durch 
die behauptet wird, die Forderung fei nicht entſtanden oder erloſchen (M 3, 698). Dieſe berühren 
das Hypothekenrecht ſelbſt nicht, ſondern richten ſich nur gegen das Gläubigerrecht des Klägers 
(A 1). Das Reichsgericht hat allerdings mehrfach (RG 68, 102; 91, 223; Warn 1909 Nr 214) au. 
genommen, daß auch derartige Einwendungen (Aufrechnung; Minderung des Kaufpreiſes; 
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Nichtigkeit des Kaufgeſchäfts im Falle einer Hypothek für eine Kaufpreisforderung) unter $ 1137 
fallen. Dem iſt aber nicht beizutreten (jo auch ausdrücklich für die Aufrechnung: RG SeuffA 89 
Nr 78). Denn im $ 1137 find nur Einreden im engeren Sinne ($ 886 A 2) gemeint, wonach der 
Schuldner berechtigt ſein ſoll, die Befriedigung der an ſich beſtehenden Forderung dauernd oder 
zur Zeit zu verweigern (M 3, 699; vgl. bezüglich einer Hypothek, deren Forderung ge⸗ 
mäß $ 607 Abſſ 2 in eine Darlehnsforderung umgewandelt iſt: RG 62, 51; JW 1909, 46017). 
In Betracht kommen namentlich die Einreden: der Stundung der Forderung; des nicht erfüllten 
Vertrags, wenn die Hypothekenforderung durch einen gegenſeitigen Vertrag begründet worden 
iſt (§ 321); des Zurückbehaltungsrechts (§ 273) wegen eines Gegenanſpruchs des Schuldners 
(RG 78, 32); der rechtskräftigen Abweiſung der Klage wegen der Forderung gegen den perſön⸗ 
lichen Schuldner; der Vereinbarung, daß die Forderung nicht klagbar ſein ſolle (RG 67, 390); 
der Verpflichtung des Gläubigers, die Forderung während einer beſtimmten Zeit nicht geltend 
zu machen (KJ 53, 175). Ferner iſt hierher zu zählen für den Fall, daß die Hypothekenforderung 
durch ein ſelbſtändiges Schuldanerkenntnis im Sinne des $ 781 begründet worden iſt, die (Be⸗ 
reicherungs⸗) Einrede aus $ 812 Abſ 2 dahin, daß ein rechtlicher Grund für das Anerkenntnis 
nicht vorhanden geweſen oder ſpäter weggefallen jet (RG 86, 304), ebenſo die Bereiche⸗ 
rungseinrede aus 9821 (R HRR 1934 Nr 862). Gegenüber dem gutgläubigen rechts- 
geſchäftlichen Erwerber der Hypothek iſt die Geltendmachung ſolcher Einreden durch $ 1138 
eingeſchränkt. Gänzlich ausgeſchloſſen iſt die Einrede der Verjährung der Forderung hinſichtlich 
des Kapitalbetrags. Denn nach § 223 Abſ ! hindert die Verjährung eines Anſpruchs, für den 
eine Hypothek beſteht, den Gläubiger nicht, ſeine Befriedigung aus dem Grundſtück zu ſuchen. 
Dagegen ſteht dem Eigentümer gegenüber dem dinglichen (d. h. auf Befriedigung aus dem Grund⸗ 
ſtück gerichteten) Anſpruch auf Rückſtände an Zinſen oder anderen wiederkehrenden Leiſtungen 
gemäß § 223 Abſ 3 die Einrede der Verjährung der Forderung zu. § 902 Abſ 1 Satz 2 läßt auch 
die Verjährung ſolcher dinglichen Anſprüche ſelbſt zu. — Eine Ausnahmebeſtimmung gibt Abſ 1 
Satz 2 für die Einrede der beſchränkten Haftung des Erben des Schuldners (A 4). Weiter 
kann eine Einrede, daß durch Zwangsvergleich im Konkurſe des Schuldners die Forderung 
herabgemindert ſei, nicht geltend gemacht werden, da nach 5 193 KO die Hypothek durch den 
Zwangsvergleich nicht berührt wird. Nicht hierher gehört die Einrede aus einer bei der Hypothek⸗ 
beſtellung getroffenen Vereinbarung, daß der Gläubiger ſich nur an das belaſtete Grundſtück 
halten dürfe (über die Zuläſſigkeit einer ſolchen Vereinbarung: § 1113 A 7 a. E.). Denn für die ding⸗ 
liche, gerade nur das Grundſtück betreffende Klage aus der Hypothek (A 1) iſt dieſe Vereinbarung be- 
deutungslos (RG 128, 246). — Aus der Art der oben genannten Einreden ergibt ſich: Wenn eine 
Hypothek für eine Forderung gegen mehrere nicht in Verpflichtungsgemeinſchaft ſtehende Schuldner 
beſtellt werden könnte ($ 1113 A 5), jo brauchten die Einreden den mehreren Schuldnern nicht 
gemeinſam zuzuſtehen, ſondern könnten verſchieden ſein (RG 118, 358). 


3. Dem Eigentümer, der nicht perſönlicher Schuldner iſt, find auch die nach 8 770 einem Bürgen 
zuſtehenden Einreden gewährt, weil er zum perſönlichen Schuldner in einem ähnlichen Ver⸗ 
hältnis ſteht wie der Bürge zum Hauptſchuldner. Der Eigentümer kann danach ($ 770 Abſ 1) 
die Befriedigung verweigern, ſolange dem perſönlichen Schuldner das Recht zuſteht, das ſeiner 
Verbindlichkeit zugrunde liegende Rechtsgeſchäft anzufechten (z. B. wegen Irrtums, Betrugs, 
Drohung). Das Anfechtungsrecht ſelbſt ſteht ihm aber nicht zu. Er hat vielmehr nur die verzöger⸗ 
liche Einrede, bis das Anfechtungsrecht des perſönlichen Schuldners (z. B. durch Ablauf der Anfech⸗ 
tungsfriſt oder durch Verzicht: A 5) erloſchen iſt. Hat der Schuldner bereits die Anfechtung erklärt, ſo 
iſt die Forderung nichtig ($ 142). Dann kann der Eigentümer einen Einwand gegen das Gläubiger⸗ 
recht des Klägers erheben (A 1). Dasſelbe gilt, wenn die Forderung durch Aufrechnung ſeitens des 
Schuldners oder des Gläubigers getilgt iſt (A 1). Vor der Aufrechnung, die der Eigentümer ſelbſt 
nicht erklären kann, ſteht ihm ebenfalls die verzögerliche Einrede zu, ſolange ſich der Gläubiger 
(nicht auch der Schuldner) durch Aufrechnung der Hypothekenforderung gegen eine fällige Forde⸗ 
rung des Schuldners befriedigen kann ($ 770 Abſ 2). Die Einrede der Vorausklage ($$ 771ff.) 
gegen den perſönlichen Schuldner iſt dem Eigentümer nicht gewährt. Iſt dagegen die Hypothek 
für die Forderung aus einer Bürgſchaftsübernahme beftellt, der Bürge alſo der perſönliche Schuldner 
der geficherten Forderung, fo kann der Eigentümer die Einrede der Vorausklage gegen den Haupt⸗ 
ſchuldner als eine dem perſönlichen Schuldner (Bürgen) zuſtehende Einrede (A 2) geltend machen. 
Wird der Eigentümer mit der dinglichen Klage aus einer Höchſtbetragshypothek in Anſpruch 
genommen, ſo kann er nicht einwenden, daß die Höhe der geſicherten Forderung zunächſt gegen den 
perſönlichen Schuldner feſtgeſtellt werden müſſe; bielmehr iſt dieſe Feſtſtellung auf die dingliche 

lage gegen den Eigentümer ſelbſtändig zu treffen (R HRR 1930 Nr 1616). vr; * 


4. Wie dem Bürgen ($ 768 Abſ 1 Satz 2), fo iſt auch dem Eigentümer gegenüber der ding; 
lichen Klage (A 1, 3) die Einrede der beſchränkten Haftung des Erben des perſönli hen Schilldners 
68 1975ff.) verſagt. Vgl. auch die $$ 1971, 1990 Abſ 2, 2016 (durch Aufgebot der Nach abnlkubiger 
er 52 Hypothekengläubiger nicht betroffen; Zwangs- und Arreſthypothek fach intritt des 
Erbfalls). 2 i 
Boch, Kommentar von Reichsgerichtsräten. 9. Aufl. III. Bd. (Beſſau.) 238 
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5. Entſprechend der zugunſten des Bürgen (A 3) im 8 768 Abſ 2 gegebenen Vorſchrift fol! 
trotz Verzichts des perſönlichen Schuldners auf eine Einrede dieſe dem Eigentümer, der nicht 
der perſönliche Schuldner ift, erhalten bleiben. Streitig ift, ob Abf 2 ſich auch auf „die nach $ 770 
einem Bürgen zuſtehenden Einreden“ des Abſ 1 Satz 1 (A 3) bezieht. Dies iſt mit der herrſchen⸗ 
den Meinung zu verneinen. Aus dem Wortlaut des Abſ 2 und feinem Zuſammenhang mit Abſ 1 
Satz 1 ergibt ſich, daß die Beſtimmung nur „die dem perſönlichen Schuldner gegen die Forderung 
zuſtehenden Einreden“ des Abſ 1 Satz 1 (A 2) betrifft (vgl. auch $ 768 Abſ 2 mit $ 770; M 3, 669). 
Wenn alſo der Schuldner auf das ihm zuſtehende Anfechtungsrecht verzichtet oder durch Ver⸗ 
fügung Über ſeine Gegenforderung bewirkt, daß der Gläubiger die Hypothekenforderung nicht 
mehr aufrechnen kann, fo verliert der Eigentümer die in A 3 genannten verzögerlichen Einreden. 


8 1138 
Die Vorſchriften der 88 891 bis 899 gelten für die Hypothek!) auch ?) im 
Anſehung der Forderung?) und der dem Eigentümer nach $ 1137 zuſte henden 
Einreden ). 
E 1 1083, 1085 II 1046; M 3 694 ff., 702f.; P 3 580, 584f. 


1. Nur für die Hypothek, d. h. für das dingliche Recht, gilt die Beſtimmung des § 1138, nicht 
auch für das perſönliche Schuldverhältnis (RG HRR 1934 Nr 870; 1935 Nr 116). Ein 
Streit lediglich um das dingliche Recht liegt ſowohl dann vor, wenn der Gläubiger gegen 
den Eigentümer dinglich klagt, als auch dann, wenn der Eigentümer dem Gläubiger das 
dingliche Recht mit der Berichtigungsklage nach $ 894 ſtreitig macht (RG 137, 97). Klagt 
aber der Gläubiger nicht mit der dinglichen Klage aus der Hypothek (gegen den Eigen⸗ 
tümer auf Duldung der Zwangsvollſtreckung in das Grundſtück), ſondern mit der Klage 
aus dem Schuldverhältnis (gegen den perſönlichen Schuldner), ſo ſteht ihm die Rechts⸗ 
vermutung aus $891 für das Beſtehen der Forderung nicht zur Seite. Ebenſowenig ſchützt. 
ihn im Falle des rechtsgeſchäftlichen Erwerbs der Forderung von dem urſprünglichen Gläubiger 
der öffentliche Glaube des Grundbuchs gemäß § 892. Vielmehr muß er hier das Beſtehen der 
Forderung beweiſen (RG 49 S. 8, 367; 93, 237; JW 1908, 658°) und ſich alle Einwendungen 
entgegenſetzen laſſen, wie fie ſonſt einem perſönlichen Schuldner gegenüber dem Gläubiger oder 
deſſen Rechtsnachfolger (88 404, 407) zuſtehen (RG 49, 367; 93, 237; Warn 1909 Nr 24; 1914 Nr 
245; HNR 1934 Nr 870). Dies gilt auch dann, wenn die Schuldklage mit der dinglichen Klage ver⸗ 
bunden iſt. Die Entſcheidung auf die beiden Klagen kann daher unter Umſtänden verſchieden aus⸗ 
fallen (RGS 49, 367; Warn 1914 Nr 245). Aus der begrenzten Wirkung des $ 1138 für das dingliche 
Hypothekenrecht folgt auch, daß ſich der Hypothekengläubiger im Rechtsſtreit mit einem Dritten 
(3. B. einem Grundſtückskäufer, der früher vorübergehend als Eigentümer eingetragen war, aber 
der Berichtigungsklage des Verkäufers aus $ 894 hatte weichen müſſen) für den Beſtand der per⸗ 
ſonlichen Forderung nicht auf die Vorſchriften der 9 1138, 892 berufen kann (HAN 1937 Nr 696). 
Auf die Sicherungshypothek ($ 1184) findet § 1138 keine Anwendung (8 1185 Abſ 2). Die Geltung 
des $ 1138 für ältere Hypotheken regeln die Artt 184, 192 E (RG 47, 229; 52, 101). 


2. Die Vorſchriften der 68 891 ff. würden ohne die Veſtimmung des $ 1138 nicht auch in An⸗ 
ſehung der geſicherten Forderung, ſondern nur in Anſehung des dinglichen Rechts als ſolchen 
gelten. 

3. In Anſehung der Forderung haben die Vorſchriſten der 88 891 bis 899, wenn der ding⸗ 
liche Anſpruch geltend gemacht wird (A 1), folgende Bedeutung: 

a) Nach 8 891 gilt die Rechtsvermutung für das Beſtehen der Forderung, die ſich aus dem 
Eintragungsvermerk oder aus der in bezug genommenen Eintragungsbewilligung ergibt. Der 
klagende Gläubiger, der als ſolcher eingetragen oder bei der Briefhypothek gemäß § 1155 ausge⸗ 
wieſen iſt, kann ſich lediglich hierauf beziehen und braucht zur Begründung der Klage das Beſtehen 
der Forderung weder näher darzulegen noch nachzuweiſen. Der beklagte Eigentümer muß die Ver⸗ 
mutung entkräften. Er muß alſo beweiſen, daß die Forderung nicht entſtanden (z. B. das Darlehn 
nicht ausgezahlt) ift oder nicht mehr beſteht (RG 49, 8; 68, 102; OLG 15, 109). Dieſer Beweis iſt 
auch dann erbracht, wenn dargetan wird, daß derjenige, der als Bevollmächtigter des Eigentümers 
bei der Begründung der Forderung aufgetreten iſt, keine ausreichende Vollmacht hatte (RG 
Seuffü 87 Nr 122). Zur Widerlegung der geſetzlichen Vermutung braucht der Eigentümer nur zu 
beweiſen, daß zur Zeit der Eintragung oder im Falle der Briefhypothek zur Zeit der Übergabe 
des Briefs die Forderung nicht entſtanden war; eine ſpätere Entſtehung muß der Gläubiger dartun 
(ſtr., RG 49,9; a. M. HR 1933 Nr 1646). Bei vorangegangenem Darlehnsverſprechen kann aber 
eine tatſächliche Vermutung für die nachträgliche Darlehnshingabe ſprechen (ſtr.). Ferner genügt 
der Nachweis, daß aus dem im Grundbuch angegebenen Schuldgrunde eine Forderung nicht 
erwachſen ift. Behauptet dann der Gläubiger, der Schuldgrund fei unrichtig bezeichnet, die Hypo⸗ 
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thek ſei für eine andere Forderung beſtellt, fo muß er dies und das Beſtehen der anderen Forderung 
beweiſen (RG 49, 302; 57, 321; SW 1901, 925; OLG 6, 124). Dies gilt auch dann, wenn der 
Gläubiger von vornherein die Unrichtigkeit des Schuldgrundes zugeſteht; der Eigentümer iſt dann 
eines Nachweiſes überhoben (RG 49, 9; 57, 321). Iſt aber die geſicherte Forderung nach dem 
Grundbuch eine Darlehns forderung, fo trifft den Gläubiger nicht ſchon dann die Beweislaſt, 
wenn er zugeſteht, ein bares Darlehn nicht gegeben zu haben. Denn nach $ 607 Abſ 2 kann eine 
Darlehnsforderung auch durch die Vereinbarung begründet werden, daß das aus einem anderen 
Rechtsgrunde geſchuldete Geld als Darlehn geſchuldet werden ſolle. Deshalb muß der Eigen- 
tümer trotz jenes Zugeſtändniſſes des Gläubigers beweiſen, daß eine Umwandlungsabrede nicht 
getroffen ſei oder daß eine Forderung, die in ein Darlehn umgewandelt ſein könnte, nicht beſtehe 
oder daß die in die Abrede einbezogene Forderung tatſächlich nicht entſtanden ſei (RG 57, 322; 
JW 1905, 318“; 1906, 550 16,10, 1910, 576°; 1922, 48913; Warn 1909 Nr 358; Gruch 49, 912; auch RG 
56, 237; JW 1906, 1817; Gruch 49, 916; 51, 941; 27. 2. 1935 V 298/34; ſ. jedoch RG 49, 9; 
51, 45). Bei der Führung dieſes Beweiſes kann ſich der Eigentümer auch auf geſetzliche Aus⸗ 
legungsregeln (z. B. die $5 1618, 685) berufen (RG HRR 1933 Nr 1423). Kommt bei einer als 
Darlehnshypothek eingetragenen Poſt eine aus einem Grundſtückskauf herſtammende, nach 
F607 Abſ 2 in ein Darlehn umgewandelte Kaufpreisteilforderung als geſicherter Anſpruch in 
Betracht, ſo erbringt der Eigentümer den ihm obliegenden Beweis zur Widerlegung der Ver⸗ 
mutung aus den $$ 1138, 891 nicht ſchon durch den Hinweis auf die Tatſache, daß in dem gemäß 
$ 313 Satz 1 beurkundeten Vertrag kein entſprechender Kaufpreisteil aufgeführt iſt. Denn dieſer 
Vertragsinhalt widerlegt noch nicht die Gegenbehauptung des eingetragenen Hypothelengläubi⸗ 
gers, daß in einer nach §313 Satz 2 geheilten mündlichen Nebenabrede ein ſolcher Kaufpreisteil ver- 
einbart worden ſei (RG Warn 1934 Nr 95). Liegt ein Schuldverſprechen nach § 780 oder ein 
Schuldanerkenntnis im Sinne des 8 781 vor, jo muß der Eigentümer es gemäß § 812 Abſ2 ent- 
kräften (NRG 57, 322; JW 1910, 704°; Gruch 49,917; 27. 2. 1935 V 298/34); in einer bloßen Kredit⸗ 
zuſage kann aber ein die Darlehnshingabe erſetzendes Schuldverſprechen nach $ 780 noch nicht 
gefunden werden (RG 141, 383). Iſt der Eigentümer der angreifende Teil, klagt er z. B. auf 
Löſchungsbewilligung, ſo trifft ihn zur Begründung der Klage in jedem Falle die volle Beweis⸗ 
laſt für das Nichtbeſtehen der Forderung (RG 49, 302; 57, 321; 98, 126; JW 1902, 4211; 
1906, 1817; 1922, 4891s; Warn 1909 Nr 358). Dies gilt auch dann, wenn der eingetragene 
Schuldgrund der Forderung Darlehn iſt und der Gläubiger zugeſteht, daß die Forderung nicht 
durch wirkliche Hingabe eines Darlehns begründet worden ſei, aber zugleich behauptet, daß die 
eingetragene Forderung durch die der Eintragung zugrunde liegende Schuldurkunde ſchenkweiſe 
zur Entſtehung gelangt ſei. Denn in dieſen Erklärungen liegt keineswegs das Zugeſtändnis, daß 
der Hypothek eine rechtsbeſtändige Forderung überhaupt nicht untergelegt ſei. Vielmehr würde, 
wenn die zuletzt genannte Behauptung richtig wäre, ſich daraus immer noch die Entſtehung einer 
rechtsgültigen Hypothek ergeben. Deshalb liegt in einem ſolchen Falle dem klagenden, ſich auf 
die Nichtentſtehung der Hypothek für den Gläubiger ſtützenden Eigentümer gegenüber den Er- 
klärungen des Gläubigers der Beweis ob, daß die durch die Hypothek geſicherte Forderung auch auf 
die von dem Gläubiger behauptete Weiſe nicht entſtanden fein kann und nicht entſtanden iſt (RE) 
98, 126). Den Fall einer letztwillig als Ausſtattung (8 1624) zugewendeten „Darlehns “hypothek 
behandelt R Warn 1937 Nr 125. — Iſt die Hypothek (verſehenklich) gelöſcht (oder bei Abſchreibung 
des Grundſtücks nicht mit übertragen: $ 47 Abſ 2 GBO), fo wird nach $ 891 Abſ 2 vermutet, daß die 
Forderung nicht beſteht. Der Gläubiger muß alſo in dieſem Falle bei der dinglichen Klage (anders 
bei der Schuldklage) nicht nur beweiſen, daß die Forderung entſtanden ift, ſondern auch, daß fie 
noch beſteht (ftr.). i 
„ b) Aus der Anwendung des $ 892 folgt: Zugunſten des rechtsgeſchäftlichen Erwerbers einer 
Pypothek, der als Gläubiger eingetragen oder bei der Briefhypothek gemäß $ 1155 ausge wieſen 
it, gilt im dinglichen Streit (A 1) nicht nur das dingliche Recht trotz rechtsunwirkſamer Beſtellung 
der Hypothek als rechtsgültig begründet (RG 69, 268), ſondern auch die Forderung als beſte hend, 
felbft wenn fie nicht entſtanden ift (ach 137, 97; für eine Baugelddarlehnsforde rung: RG 77, 157; 
für eine Kaufpreisſorderung bei Nichtigkeit des Kaufgeſchäfts: RG 91, 223; Gruch 50, 988; 58, 
2023; Seufjäl 77 Nr 33) oder inzwiſchen erloſchen war (3. B. durch Aufrechnung getilgt oder im 
gl einer Hypothek für eine Kaufpreisforderung durch Minderung des Kaufpreiſes verringert: 
NG 91, 223). Dieſe Vermutung zugunſten der Forderung entfällt (abgeſehen von $ 325 ZPO; 
dein JW 1934, 4401) nur dann, wenn das Nichtbeſtehen der Forderung dem Erwerber zur Zeit 
20 Erwerbs oder zur Zeit der Stellung des Ankrags auf die (bei der Buchhypothek nach $ 1154 
dj 3 erforderliche) Eintragung des Erwerbs bekannt oder aus dem Grundbuch erſichtlich ift (z. B. 
aus der Vormerkung eines Minderungseinwandes wegen Mängel gegenüber einer Kaufgeld⸗ 
wpothek: Warn 1909 Nr 214) oder bei Briefhypotheken aus dem Brief (8 1140) hervorgeht 
616 52, 260; 72,377; Warn 1909 Nr 24; 1922 Nr 14) oder wenn ein Widerſpruch gegen die 
Forderung (unten d) eingetragen iſt. Ergibt ſich aber aus der Rechtsnatur der Forderung, daß 
ſe beim Eintritt gewiſſer Ereigniſſe (z. B. Konkurs des Gläubigers) kraft Geſetzes erliſcht, jo kann 
ſich derjenige, der die Forderung rechtsgeſchäftlich ſich hat verpfänden laſſen, beim Eintritt des 
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Erlöſchungsgrundes nicht auf die 55 1138, 892 berufen mit der Begründung, ihm ſei die Rechtslage 
inſoweit bei der Verpfändung nicht bekannt geweſen (RG 144, 30). Einem Rechtsnachfolger 
des gutgläubigen, durch die Vermutung geſchützten erſten Erwerbers kommt deſſen Erwerb auch 
dann zugute, wenn er ſelbſt bösgläubig iſt (8 892 A 2). Eine Kenntnis des Beſtehens von Ein⸗ 
wendungen gegen die Hypothekforderung (3. B. von Gegenforderungen, mit denen die Hypo⸗ 
thekforderung im Wege der Aufrechnung getilgt wurde) ſetzt die Kenntnis der Art und der wahr⸗ 
ſcheinlichen Berechtigung der Einwendungen voraus; inwieweit dieſem Erfordernis genügt iſt, 
muß in freier Würdigung der Verhältniſſe des Einzelfalls geprüft werden (RG 78, 33; 21. 2. 1906 
V 475/05; 23. 12. 1908 V 101/08; 2.1.1909 V 95/08; 8.3. 1911 V 287/10). Auch ein trotz Kenntnis 
der den Einwendungen zugrunde liegenden Tatſachen beſtehender Rechtsirrtum über das Nichtbeſte 
hen von Einwendungen kann die Kenntnis der Einwendungen ſelbſt ausſchließen (Prot 6, 222; R 
91,223; Gruch 50,988; 58, 1023; JW 1911, 15311; Warn 1912 Nr 392; $ 1157 A 4). Nur iſt ſelbſt⸗ 
verſtändlich nicht jeder vom Erwerber aufgeſtellten Behauptung, daß er ſich im Rechtsirrtum 
befunden habe, ohne weiteres Glauben beizumeſſen, ſondern zu prüfen, ob wirklich Anhaltspunkte 
für einen Rechtsirrtum gegeben find (RG 91, 223; Gruch 58, 1023; JW 1911, 15311; Warn 1912 
Nr 392; 5892 A 10). Bei einer Tilgungshypothek (Amortiſationshypothek) genießt der 
rechtsgeſchäftliche Erwerber den Vertrauensſchutz nach den $$ 1138, 892 auch dann, wenn beim 
Erwerb zwar aus dem Grundbuch (oder aus der dort in Bezug genommenen Eintragungsbewilli⸗ 
gung) erſichtlich oder dem Erwerber bekannt war, daß die Hypothekenforderung in Raten getilgt 
werden mußte und daß die Zahlungstermine teilweiſe bereits verſtrichen waren, wenn er aber 
damals nicht wußte um die weder aus dem Grundbuch noch aus dem Hypothekenbrief erſichtliche 
Tatſache, daß die Raten gezahlt waren (RG JW 1934, 10438). — Eine Ausnahme beſtimmt 
$ 1159 für Forderungen auf Rückſtände von Zinſen oder anderen Nebenleiſtungen und auf Er⸗ 
ſtattung von Koſten. 

e) Die Anwendung des § 893 ergibt: Wie in Anſehung des dinglichen Hypothekenrechts, 
ſo gilt auch in Anſehung der geſicherten Forderung im Falle der dinglichen Klage (nicht auch der 
Schuldklage) der Gläubiger, der als ſolcher eingetragen oder bei der Briefhypothek gemäß $ 1155 
ausgewieſen iſt, zugunſten des Eigentümers, der an ihn eine Leiſtung auf die Forderung bewirkt 
oder darüber ein verfügendes Rechtsgeſchäft mit ihm vornimmt (4. B. die Zahlungsbedingungen 
ändert), als der wirklich Berechtigte, es ſei denn, daß das Nichtbeſtehen der Berechtigung dem 
Eigentümer bekannt oder aus dem Grundbuch erſichtlich iſt oder bei der Briefhypothek aus dem 
Brief (§ 1140) hervorgeht oder daß ein Widerſpruch gegen die Richtigkeit eingetragen iſt. Ent⸗ 
ſprechendes gilt, wenn der (wahre) Gläubiger ein Rechtsgeſchäft mit dem Bucheigentümer, der 
nicht der wirkliche Eigentümer iſt, vornimmt. Bei der Kündigung kommt es aber nach $ 1141 
Abs 1 Satz 2 auf den guten Glauben des Gläubigers an das Eigentum des Eingetragenen nicht 
an. Iſt an einen früheren Gläubiger geleiſtet oder mit ihm ein Rechtsgeſchäft vorgenommen 
worden, fo finden hinſichtlich der Wirkſamkeit gegenüber dem jetzigen Glaubiger die $$ 1156, 1157 
Anwendung. 

d) Nach den anzuwendenden 88 894 bis 899 kann der Eigentümer von dem Gläubiger oder 
dieſer von jenem die Zuſtimmung zur Berichtigung des Grundbuchs verlangen, wenn das Grund⸗ 
buch in Anſehung der Forderung mit der wirklichen Rechtslage nicht im Einklang ſteht ($ 894), 
z. B. wenn eine getroffene Kündigungsbeſtimmung im Grundbuch nicht eingetragen iſt (& 
53, 175). Ferner kann der Eigentümer, ſoweit dies erforderlich iſt, auch zunächſt die Eintragung 
des Gläubigers ($ 895) und bei der Briefhypothek die Vorlegung des Briefs ($ 896) verlangen. 
Die Koſten der Berichtigung regelt $ 897, den Ausſchluß der Verjährung des Anſpruchs § 898. 
Einen Schutz des Anſpruchs gegenüber dritten Rechtserwerbern ($ 892 Abſ 1 Satz 1) durch Eintra- 
gung eines Widerſpruchs gibt $ 899. Iſt z. B. die Forderung nicht entſtanden oder erloſchen und ſteht 
daher gemäß $ 1163 Abſ 1 die Hypothek dem Eigentümer zu, jo kann dieſer von dem zu Unrecht als 
Gläubiger Eingetragenen die Zuſtimmung zu feiner Eintragung als Gläubiger verlangen und zur 
Sicherung dieſes Anſpruchs die Eintragung eines Widerſpruchs veranlaſſen. Gleiches gilt für die 
Zustimmung zur Eintragung einer gegen die Forderung beſtehenden Einwendung (die „Einreden“ 
nach $ 1137 werden in A 4 behandelt). Eine Sondervorſchrift für die Widerſpruchseintragung bei 
einer Darlehnsbuchhypothek wegen des Einwandes der nicht erfolgten Darlehnshingabe enthält 
$ 1139. 

4. Die dem Eigentümer nach $ 1187 zuſtehenden Einreden find dort in A 2,3 behandelt. 
Die $$ 891 bis 899 finden aber auch Anwendung auf Einwendungen gegen die Forderung, die 
fich nicht als ſolche „Einreden“ kennzeichnen ($ 1137 A 1). Das folgt daraus, daß das Geſetz jene 
Vorſchriften ganz allgemein „auch in Anſehung der Forderung“ gelten läßt (A 3b —0). 
Die „Einreden“ find gegenüber einem gutgläubigen Erwerber der Hypothek nach § 892 nicht 
wirkſam. Der Eigentümer kann vom Gläubiger, dem gegenüber die Einreden wirkſam ſind, 
gemäß $ 894 die Zuſtimmung zur Berichtigung des Grundbuchs durch ihre Eintragung verlangen 
und ſich ihre Geltendmachung gegenüber dritten Rechtserwerbern nach ben 5g 892 Abf 1 Satz 1, 899 
durch Eintragung eines Widerſpruchs ſichern (KJ 53, 175). 
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8 1139 


Iſt bei der Beſtellung einer Hypothek für ein Darlehen die Erteilung des 
Hypothekenbriefs ausgeſchloſſen worden !), ſo genügt zur Eintragung eines 
Widerſpruchs 2), der ſich darauf gründet, daß die Hingabe des Darlehens 
unterblieben ſei ), der von dem Eigentümer an das Grundbuchamt gerichtete 
Antrag 2), ſofern er vor dem Ablauf eines Monats nach der Eintragung der 
Hypothek geſtellt wird ). Wird der Widerſpruch innerhalb des Monats ein- 
getragen, ſo hat die Eintragung die gleiche Wirkung, wie wenn der Wider⸗ 
ſpruch zugleich mit der Hypothek eingetragen worden wäre “). 

E 1 1086, 1111 II 1047; M 3 703f., 747f.; P 3 584ſ., 647. 


1. Nur für die Tarlehnsbuchhypothek gibt § 1139 eine Sondervorſchrift gegenüber § 1138 
(dort A 3d). Dieſe Sondervorſchrift dient zum Schutz des Eigentümers in dem (regelmäßigen) 
Fall, daß die Hypothek eingetragen wird und damit der eingetragene, aber nach $ 1163 Abſ 1 
Satz! noch nicht wirklich berechtigte Gläubiger die Möglichkeit der Verfügung über die Hypothek 
erlangt, bevor das Darlehn ausgezahlt iſt. Die Vorſchrift gilt weder für die Darlehnsbrief⸗ 
hypothek, bei der nach den 88 1117, 1154, BD $ 42 der Glaubiger erſt mit der Übergabe des Briefs 
die Verfügungsmöglichkeit erlangt und der Eigentümer ſich mithin durch Zurückhaltung des 
Briefs ſchützen kann, noch bei der Hypothek für eine andere Forderung als das Darlehen. Auch 
auf e für ein Darlehn ($ 1184) findet $ 1139 nach $ 1185 Abſ 2 keine An⸗ 
wendung. 

2. Zur Eintragung eines Widerſpruchs genügt der Antrag des Eigentümers. Eine Ein⸗ 
tragungsbewilligung des Gläubigers oder eine einſtweilige Verfügung, wie 5 899 ſie verlangt, 
iſt hier nicht erforderlich. Der beim Grundbuchamt zu ſtellende einſeitige Antrag iſt auf die Ein⸗ 
tragung eines Widerſpruchs dahin zu richten, daß wegen Nichtzahlung des Darlehns die Hypothek 
nicht dem als Gläubiger Eingetragenen, ſondern dem Antragſteller zuſtehe (8 1163 Abſ 1). Einer 
Form bedarf der Antrag (materiellrechtlich) nicht. Das Grundbuchamt hat aber die Eintragung 
nur dann vorzunehmen, wenn der Antrag in der Form des $ 29 GB gene ift. Denn es handelt 
fi) nicht um einen reinen Verfahrensantrag im Sinne des 8 13 GBO, ſondern zugleich um die 
zur Eintragung erforderliche Erklärung über die unterbliebene Darlehnshingabe (str.). 

3. Nur wenn die Einwendung der Nichtzahlung des Darlehns durch Widerſpruchseintragung 
geſichert werden ſoll, genügt der Antrag des Eigentümers. Wegen der Sicherung anderer Ein- 
wendungen verbleibt es bei der Vorſchrift des 5 899 ($ 1138 A 3d, 4). 

4. Das einzige Erfordernis für die Rechtfertigung des Antrags iſt, daß er innerhalb Monats⸗ 
friſt ſeit der Hypothekeintragung geſtellt wird. Eines Nachweiſes, daß das Darlehn tatſächlich 
nicht ausgezahlt iſt, bedarf es nicht. Im Falle des Streites über die Darlehnshingabe wird aber 
durch die Widerſpruchseintragung an der Beweislaſt (51138 A3) nichts geändert. Der Wider- 
ſpruch ſichert nur dem Eigentümer die Geltendmachung des Einwandes der unterbliebenen Dar⸗ 
lehnshingabe gegenüber einem Hypothekerwerber. Wird der Antrag erſt nach Ablauf der Friſt 
geſtellt, ſo kann der Widerſpruch nur unter den Vorausſetzungen des $ 899 eingetragen werden. 

5. Die rückwirkende Kraft des innerhalb Monatsfriſt eingetragenen (nicht bloß beantragten) 
Widerſpruchs zeigt ſich (als Ausnahme von $ 892) namentlich darin, daß der Einwand der unter- 
bliebenen Darlehnshingabe auch einem gutgläubigen Hypothekerwerber gegenüber ſelbſt dann 
geltend gemacht werden kann, wenn der Erwerb in der Zeit zwiſchen der Hypothek- und der Wider⸗ 
ſpruchseintragung ſtattgefunden hat. 


8 1140 


Soweit die Unrichtigkeit des Grundbuchs aus dem Hppothekenbrief!) 
oder einem Vermerk auf dem Briefe ?) hervorgeht), iſt die Berufung auf die 
Vorſchriften der 88 892, 895 ausgeſchloſſen ). Ein Widerſpruch gegen die 
Richtigkeit des Grundbuchs, der aus dem Briefe oder einem Vermerk auf 
dem Briefe hervorgeht, ſteht einem im Grundbuch eingetragenen Wider 
ſpruche gleich ö). 

E 1 1116 II 1048; M 3 766; P 3 659. 

1. Stimmen Grundbuch und Hypothekenbrief nicht überein, jo ift in der Regel der Inhalt 
des Grundbuchs maßgebend (8 1116 Al). Der Hypothekengläubiger kann ſich daher nicht auf 
einen Inhalt des Hypothekenbrieſs berufen, der für ihn günſtiger iſt als der Inhalt des Grund⸗ 
buchs. Insbeſondere muß er alle aus dem Grundbuch erſichtlichen Einwendungen gegen ſich 
gelten laſſen, auch wenn der Hypothekenbrief nichts davon enthält (RG 76, 378; 81, 86; RA 
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12, 261). Nur zuungunſten des Hypothekengläubigers find im $ 1140 von jenem Grund⸗ 
ſatz abweichende Beſtimmungen gegeben (ORG 12, 168). Nach § 1157 gelten fie auch für die dort 
bezeichneten Einreden des Eigentümers gegen den bisherigen Gläubiger. Um Unſtimmigkeiten 
zwiſchen Brief und Grundbuch möglichſt zu verhüten, find in der GBO die Vorſchriften der 35 41, 
62 (Vorlegung des Briefs, Vermerk der Eintragungen darauf) gegeben. Vgl. auch $ 68 Abſ 2 
GBD (Übertragung der Vermerke auf einen neuen Brief). 

2. Ein nachträglicher Vermerk auf dem Hypothekenbriefe, aus dem die Unrichtigkeit des 
Grundbuchs hervorgeht, ſteht dem vom Grundbuchamt dem Brief urſprünglich gegebenen Inhalt 
gleich, auch wenn er kein amtlicher ($ 62 GBO), ſondern ein formloſer Privatvermerk und gleich- 
viel von wem er auf den Brief geſetzt iſt. Z. B. kann ihn auch der Eigentümer auf den Brief 
ſetzen, um Einwendungen, die aus dem Grundbuch nicht erſichtlich find, ſich gu erhalten. In Betracht 
kommt beſonders der Vermerk über eine Teilzahlung ($ 1145). Der Gläubiger iſt bei teilweiſer 
Befriedigung durch den Eigentümer, einen Ablöſungsberechtigten oder den perſönlichen Schuldner 
nach Maßgabe der $$ 1145, 1150 (268), 1167 dem Befriedigenden gegenüber zu einem entſprechen⸗ 
den Vermerk ſogar verpflichtet. 

3. Aus dem Brief oder dem Vermerk geht die Unrichtigkeit des Grundbuchs hervor, wenn 
bei Unterſtellung der Richtigkeit des urſprünglichen Briefinhalts oder des nachträglichen Ver⸗ 
merks das Grundbuch mit der wirklichen Rechtslage nicht im Einklang ſteht, gleichviel, ob nach 
dieſer Richtung eine beſtimmte Tatſache angeführt iſt (3. B. Leiſtung einer Abſchlagszahlung, 
Erlaß eines gerichtlichen Veräußerungsverbots) oder ſonſt eine Abweichung des Briefinhalts 
von dem Buchinhalt ſich ergibt. Beiſpielsfall: der Brief lautet der Hypothekbeſtellung entſprechend 
über eine Hypothek von 3000 M., das Grundbuch über eine ſolche von 5000 M. 

4. Die Ausſchließung der Berufung auf die Vorſchriften der 88 892, 893 bedeutet: Falls 
das Grundbuch mit der wirklichen Rechtslage nicht im Einklang ſteht (8892 Abſ 1 Satz 1) und 
dies aus dem Brief oder einem Vermerk darauf hervorgeht oder falls der Gläubiger mit dem Buch⸗ 
eigentümer ein verfügendes Rechtsgeſchäft vornimmt (§ 893) und aus dem Briefinhalt ſich der 
wahre Eigentümer ergibt, können der rechtsgeſchäftliche Erwerber der Hypothek oder eines Rechts 
daran und der verfügende Gläubiger den Inhalt des Grundbuchs auch dann nicht für ſich in 
Anſpruch nehmen, wenn gegen die Unrichtigkeit kein Widerſpruch eingetragen und ihnen die 
Unrichtigkeit unbekannt geweſen iſt. Ferner muß der rechtsgeſchäftliche Erwerber Verfügungs⸗ 
beſchränkungen (5 892 Abſ 1 Satz 2), die auf dem Brief vermerkt find, gegen ſich gelten laſſen, 
auch wenn ſie aus dem Grundbuch nicht erſichtlich und ihm nicht bekannt geweſen ſind. Auf die 
Kenntnis von dem Briefinhalt kommt es nicht an. Der Briefinhalt hat aber nicht, wie der Grund⸗ 
buchinhalt gemäß § 891, die Vermutung der Richtigkeit für ſich. Vielmehr muß derjenige, der 
ſich auf den vom Grundbuch abweichenden Briefinhalt beruft, beweiſen, daß dieſer Inhalt der 
wirklichen Rechtslage entſpricht und das Grundbuch unrichtig iſt. Das Grundbuchamt wird aber 
eine Eintragung bei einer Hypothek, die ſich mit dem Briefinhalt in Gegenſatz ſtellen würde, ohne 
weiteres abzulehnen haben. 

5. Aus der Gleichſtellung des verbrieften Widerſpruchs mit dem gebuchten folgt, daß durch 
jenen die Berufung auf den öffentlichen Glauben des Grundbuchs ausgeſchloſſen wird ($ 892 
Abſ 1 Satz 1), ohne daß der Widerſpruch in das Grundbuch eingetragen iſt. 


S 1141 

Hängt die Fälligkeit der Forderung von einer Kündigung ab, fo ift die 
Kündigung für die Hypothek nur wirkſam ), wenn fie von dem Gläubiger ?) 
dem Eigentümer?) oder von dem Eigentümer?) dem Gläubiger?) erklärt wird. 
Zugunſten des Gläubigers gilt derjenige, welcher im Grundbuch als Eigen- 
tümer eingetragen ift, als der Eigentümer ). 

Hat der Eigentümer keinen Wohnſitz im Inland oder liegen die Voraus- 
ſetzungen des § 132 Abſ 2 vor 5), fo hat auf Antrag des Gläubigers das Amts- 
gericht, in deſſen Bezirke das Grundſtück liegt, dem Eigentümer einen Ver⸗ 
treter zu beſtellen ), dem gegenüber die Kündigung des Gläubigers erfolgen 


kann. 

E 1 1079 II 1049; M 3 687ff.; P 3 674ff. 

1. Die Wirkſamkeit der Forderungskündigung für die Hypothek, d. h. für die Geltend⸗ 
machung des dinglichen Anſpruchs gegen den Eigentümer auf Befriedigung aus dem Grundſtück, 
wird durch 9 1141 ausgeſchloſſen, wenn die Kündigung von dem perſönlichen Schuldner, 
der nicht zugleich der Eigentümer iſt, dem Gläubiger oder von dieſem jenem erklärt wird. Für 
die Forderung ſelbſt, alſo im Verhältnis zwiſchen dem Gläubiger und dem perſönlichen Schuldner, 
iſt eine ſolche Kündigung aber wirkſam (OLG 18, 172). Die hierdurch dem Schuldner gegenüber 
eingetretene Fälligkeit der Forderung berechtigt nach $ 1142 auch den Eigentümer, den Gläubiger 
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zu befriedigen. Das geſetzliche Kündigungsrecht des $247 Abſ 1 Satz 1 gilt auch für die Hypo⸗ 
thekenforderung und bedarf zu feiner Erhaltung gegenüber dem öffentlichen Glauben des Grund⸗ 
buchs nicht der Eintragung (JW 1933, 13335). Eine gegen 9 247 Abſ 1 Satz verſtoßende Ver⸗ 
einbarung iſt nach $ 134 nichtig und folglich auch nicht eintragungsfähig (Ich 16, 133). — Sit die 
Kündigung gemäß $ 1141 erklärt und alfo für die Hypothek wirkſam, jo wirkt fie auch für und 
gegen einen ſpäteren Erwerber des Grundſtücks ſowie für und gegen einen ſpäteren Rechts⸗ 
nachfolger des Gläubigers, ſelbſt wenn ſie ihnen nicht bekannt und im Grundbuch, in das die 
Tatſache der Kündigung überhaupt nicht gehört, nicht eingetragen geweſen iſt (RG Warn 1911 
Nr 244; OLG 30, 197). Denn die Kündigung, von der die Fälligkeit der Forderung nach Ge⸗ 
ſetz (z. B. beim Darlehn: $ 609) oder Rechtsgeſchäft abhängt, ſteht gleich der Erfüllung einer 
Bedingung, die eingetragen oder unmittelbar durch das Geſetz beſtimmt iſt (M. 3, 689). Nach 
$ 1156 muß ferner der Rechtsnachfolger des Gläubigers auch eine erſt nach der Übertragung 
der Hypothekenforderung dem bisherigen Gläubiger gegenüber vom Eigentümer erklärte Kün⸗ 
digung gegen ſich gelten laſſen, es ſei denn, daß die Übertragung zur Zeit der Kündigung dem 
Eigentümer bekannt oder im Grundbuch eingetragen war. Die Wirkſamkeit der Kündigung 
gegenüber dem Erſteher des Grundſtücks in der Zwangsverſteigerung regelt $ 54 3G. Ander⸗ 
ſeits iſt eine gemäß § 1141 (zwiſchen Eigentümer und Gläubiger) erklärte Kündigung nicht 
gegenüber dem perſönlichen Schuldner wirkſam, macht alſo dieſem gegenüber die 
Forderung nicht fällig (RG 104, 357; OLG 39, 256). Durch eine ſolche einfeitige Willenser⸗ 
klärung des Gläubigers oder des Eigentümers wird mithin die Hypothek trotz ihrer akzeſſoriſchen 
Natur für ſich allein, unabhängig von der perſönlichen Forderung fällig (RG 116, 246). Daraus 
iſt zu folgern: Wenn der Gläubiger und der Eigentümer ohne Zuziehung des perſönlichen 
Schuldners die Fälligkeitsbeſtimmungen ändern, ſo iſt dieſe Vereinbarung zwar für die Hypo⸗ 
thek wirkſam, für die perſönliche Forderung verbleibt es aber bei den bisherigen Fälligkeits⸗ 
beſtimmungen (OLG 39, 256). Wird durch Vereinbarung zwiſchen Eigentümer und Hypo⸗ 
thekengläubiger die Fälligkeit der Hypothek geändert, ohne daß die Anderung in das Grund⸗ 
buch eingetragen wird, ſo wirkt die Vereinbarung nicht gegenüber dem ſpäteren Erwerber des 
Grundſtücks, es ſei denn, daß in der Vereinbarung eine Kündigung enthalten iſt (R Warn 
1911 Nr 244). Auf Sicherungshypotheken ($ 1184) findet § 1141 keine Anwendung ($ 1185 
Abſ 2). Da hier die Fälligkeit des dinglichen Anſpruchs durch die Forderung bedingt iſt, muß die 
Kündigung zwiſchen dem perſönlichen Schuldner und dem Gläubiger erklärt werden ($ 1185 
A 4). Für die Grundſchuld und die Rentenſchuld find Sondervorſchriften in den 88 1193, 
1201, 1202, für die Eigentümergrundſchuld in 9 1177 Abſ1 gegeben. Eine Form der 
Kündigung iſt nicht vorgeſchrieben. Sie kann auch durch Vermittlung eines Gerichtsvollziehers 
(J 132 Abſ 1) oder durch Klagerhebung (RG 53, 212; JW 1908, 238°; 1908, 270) erfolgen. Einer 
Annahme bedarf fie zur Wirkſamkeit nicht ($ 130). Sie ift nicht einſeitig widerruflich, behält viel⸗ 
mehr ihre Wirkungen für die Geftaltung des Rechtsverhältniſſes bis zur Aufhebung mit beider⸗ 
ſeitigem Willen und wirkt nicht nur gegen den Gekündigten, ſondern auch gegen den Kündigenden 
ſelbſt; der Gekündigte kann ſich alſo auf die durch die Kündigung herbeigeführte Fälligkeit berufen 
und braucht ſich eine einſeitige Zurücknahme nicht gefallen zu laſſen (RG Gruch 55, 673). — Die 
Vorausſetzungen und den Verluſt des von unpünktlicher Zinszahlung abhängigen Kündi⸗ 
gungsrechts behandeln RG J W903 Beil 23; Warn 1908 Nr 283; 1913 Nr 223; Gruch 48, 817; 55, 
#72; OLG 15, 376. Für Verbote oder Beſchränkungen der Kündigungsausſchließung durch 
die Landesgeſetzgebung findet ſich ein Vorbehalt in Art 117 Abſ 2 Ech, der nicht nur dingliche 
hypothekariſche Rechte betrifft, ſondern auch ſchuldrechtliche Hypothekenforderungen umfaßt 
(OG 26, 200; HAN 1934 Nr 557). Die Eingriffe der Ubergangs⸗Geſetzgebung ſeit 1931 
in das Recht des BB, insbeſondere in deſſen Fälligkeitsvorſchriften für Hypotheken, Grund⸗ 
ſchulden und Rentenſchulden find behandelt in Vorbem 8 vor $ 1113. 

2. Die Kündigung kann wirkſam erfolgen von dem oder an den Gläubiger, der als ſolcher 
im Grundbuch eingetragen iſt oder bei der Briefhypothek gemäß $ 1155 ſich ausweiſt. Auch wenn 
das Grundbuch oder die Urkunden des $ 1155 bezüglich ſeines Gläubigerrechts unrichtig ſind, 
muß der wahre Gläubiger die Kündigung nach den 99 893, 1138 zugunſten des Eigentümers gelten 
laſſen, es ſei denn, daß zur Zeit der Kündigung dem Eigentümer die Unrichtigkeit bekannt oder 
ein Widerſpruch gegen das Gläubigerrecht eingetragen war. Bei der Briefhypothek geben die 
$$ 1160, 1161 Sondervorſchriften für den Nachweis der Berechtigung des kündigenden Gläubigers, 
insbeſondere die Verpflichtung zur Vorlegung des Hypothekenbriefs. Sind mehrere Perſonen 
Gläubiger, ſo muß die Kündigung von allen und an alle gemeinſchaftlich erfolgen, es ſei denn, 
daß fie Geſamtgläubiger find (5 428, 432). Beſondere Beſtimmungen ſind zu beachten bei der 
Kündigung von Hypotheken, die verpfändet (85 1283, 1284, 1286, 1291) oder mit einem Nieß⸗ 
brauch belaſtet find (88 1074, 1077, 1080) oder die zum eingebrachten Gut der Ehefrau (59 1398, 
1403), zum ehelichen Geſamtgut (88 1443, 1520 Abſ 2, 1549, 1551 Abſ 2) oder zu einer Vorerbſchaft 
gehören ($ 2114), Hat der eingetragene Gläubiger die (Brief-) Hypothek zur Sicherungsüber⸗ 
eignung an einen andern abgetreten, ſo iſt er nicht mehr zur Kündigung befugt, da der andere 
nach außen als der Verfügungsberechtigte gilt (OL G 39, 254). 
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3. Da die Kündigung für die Hypothek nur dann wirkſam iſt, wenn ſie dem Eigentümer oder 
von dem Eigentümer erklärt worden iſt, liegt in der Anmeldung der Hypothek zum Zwangsver⸗ 
ſteigerungsverfahren noch keine Kündigung nach $ 1141 (RG HAN 1934 Nr 811). Ferner muß 
der rechtsgeſchäftliche Erwerber eines Grundſtücks, wenn eine Kündigung ihm gegenüber oder 
durch ihn wirkſam ſein ſoll, die Auflaſſung erhalten haben und als Eigentümer eingetragen ſein 
(OLG 34, 214). Hat aber der Erwerber eine vorher ihm gegenüber von dem Gläubiger erklärte 
Kündigung nicht zurückgewieſen, ſondern ausdrücklich oder auch nur ſtillſchweigend gebilligt und 
wird er demnachſt als Eigentümer eingetragen, fo iſt die Kündigung als von Anfang an wirkſam 
zu erachten (OLG 34, 214). Hat der Erwerber vor der Vollendung ſeines Eigentumserwerbs 
dem Gläubiger die Hypothek gekündigt und die Zurücknahme des Kapitals gegen Erteilung der 
Löſchungsunterlagen verlangt, hat aber der Gläubiger dieſe Erklärungen zurückgewieſen, fo bleibt 
die Kündigung auch nach der Vollendung des Eigentumsübergangs unwirkſam. Das gilt ins⸗ 
beſondere auch dann, wenn zur Zeit der Kündigung Auflaſſung und Eigentumsumſchreibung ſchon 
vorlagen, die Vollendung des Erwerbs aber noch von einer behördlichen Genehmigung abhing. 
Zwar mochte die ſpäter erteilte Genehmigung in Anſehung des Eigentumsübergangs rückwirkende 
Kraft haben. Daraus folgt aber nicht die Heilung der unwirkſamen Kündigung, die der Erwerber 
während des Schwebezuſtands ausgeſprochen und die der Gläubiger zurückgewieſen hatte (NG 
141, 222). Steht eine Hypothek im Grundbuch als für die Lebenszeit des Gläubigers unkündbar 
eingetragen, haben aber Gläubiger und Eigentümer die Kündbarkeit des Rechts mit beſtimmter 
Friſt vereinbart und hat alsdann der Gläubiger dem Eigentümer friſtgemäß gekündigt, ſo braucht 
ein Grundſtückserwerber, der das Eigentum ſchon vor dem Eintritt der durch die Kündigung 
herbeigeführten Fälligkeit der Hypothek erlangt hat, die Kündigung nur dann gegen ſich gelten zu 
laſſen, wenn er zu der Zeit, wo der Antrag auf Umſchreibung des Eigentums geſtellt wurde (§ 892 
Abſ 2), die von dem Grundbuchinhalt abweichende Vereinbarung über die Kündbarkeit der Hypo⸗ 
thek kannte; auf eine Kenntnis von der Kündigung ſelbſt kommt es nicht an (RG 1. 3. 1935 V 
323/34). — Bei der Geſamthypothek (5 1132) ift die Kündigung nur für und gegen den Eigen⸗ 
tümer wirkſam, in deſſen Perſon fie eintritt ($ 425 Abſ 2). Beſteht an dem belaſteten Grundſtück 
Miteigentum nach Bruchteilen, jo muß nach den $$ 741, 744, 747 von allen Miteigentümern und 
an alle gemeinſchaftlich gekündigt werden (RIA 12, 151). Bei der Gemeinſchaft zur geſamten Hand 
(Geſellſchaft, eheliche Gütergemeinſchaft, Erbengemeinſchaft) beſtimmt ſich die Berechtigung zur 
Kündigung und zu deren Entgegennahme nach dem einzelnen Rechtsverhältnis (RIA 12, 151). 
Unzuläſſig iſt daher die Eintragung, daß im Falle des Übergangs des Eigentums auf eine Mehrheit 
von Perſonen jede gegenüber einem der neuen Eigentümer (Miteigentümer, Gemeinſchafter) er⸗ 
klärte Kündigung auch gegen die übrigen Eigentümer wirken ſoll (RIA 12, 150). 

4. Abweichend von den 98 893, 1138 gilt zugunſten des Gläubigers der im Grundbuch ein⸗ 
getragene Nichteigentümer als Eigentümer, auch wenn zur Zeit der Kündigung dem Gläubiger 
das Nichteigentum des Eingetragenen bekaunt oder ein Widerſpruch gegen die Eigentumsein⸗ 
tragung eingetragen war (ORG 18, 172). Der wahre Eigentümer muß alſo eine dem Bucheigen⸗ 
tümer gegenüber vom Gläubiger oder eine dieſem gegenüber von jenem erklärte Kündigung gelten 
laſſen, während der Gläubiger die Kündigung des Bucheigentümers nicht als für ihn wirkſam 
anzuerkennen braucht. Sind daher z. B. gütergemeinſchaftliche Eheleute als Eigentümer des 
mit der Hypothek belaſteten Grundſtücks eingetragen, jo iſt (nach $ 1443) die Kündigung der 
Hypothek an den Ehemann auch nach dem Tode der Ehefrau gegenüber dem Manne und den 
Erben wirkaam (OLG 18, 172). Hat aber der Glaubiger ſelbſt wiſſentlich dem Bucheigentumer 
gegenüber gekündigt, ſo kann er nicht nachträglich die Kündigung als unwirkſam behandeln, da 
dies gegen Treu und Glauben verſtoßen würde. 


5. Die Vorausſetzungen des § 132 Abſ 2 liegen vor, wenn der Gläubiger ſich über die Perſon 
des Eigentümers in einer nicht auf Fahrläſſigkeit beruhenden Unkenntnis befindet oder der Auf⸗ 
enthalt des Eigentümers unbekannt iſt. 

6. Die Beſtellung eines Vertreters des Eigentümers überhebt den Gläubiger der Ber- 
zoͤgerung durch eine öffentliche Zuſtellung ($ 132 Abſ 2). Das Verfahren der Beſtellung regelt 
ſich nach den $$ 1ff., 11, 12, 19 RF GGG. Es iſt mit der Beſtellungsverfügung und ihrer Bekannt⸗ 
machung an den Antragſteller und an den beſtellten Vertreter beendigt (JG 13, 273). 


8 1142 
Der Eigentümer iſt berechtigt, den Gläubiger zu befriedigen ), wenn die 
Forderung ihm gegenüber fällig geworden ?) oder wenn der perſönliche 
Schuldner zur Leiſtung berechtigt iſt ;). 
Die Befriedigung kann auch durch Hinterlegung oder durch Aufrechnung 
erfolgen ). 
E 1 1080, 1082 II 1050; M 3 689f., 698f.; P 3 577, 579, 767; 4 002f. 
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1. Unter den im Abſ 1 beſtimmten Vorausſetzungen fol der vom perſönlichen Schuldner 
verſchiedene (ebenſo Ich 13, 277; a. M. OLG 10, 123; zweifelnd ORG 39, 131) Eigentümer zur 
Befriedigung des Gläubigers berechtigt ſein. Das Geſetz will ihm damit die Abwendung der 
Zwangsvollſtreckung in das Grundſtück (5 1147) ermöglichen. Nach dieſer Zweckbeſtimmung der Vor⸗ 
ſchrift hat der zum Eigentümer gewordene Erſteher in der Zwangsverſteigerung im Zeitraum 
zwiſchen der Erteilung des Zuſchlags und der Ausführung des Teilungsplans kein Befriedigungs⸗ 
recht nach $ 1142 gegenüber einem Hypothekengläubiger, deſſen nach $ 91 BVG erloſchene Hypo⸗ 
thek an der Forderung des früheren Eigentümers auf den vom Erſteher zu zahlenden Varerlös ſich 
fortſetzt. Daher kann der Erſteher ſich einem ſolchen Gläubiger gegenüber auch nicht auf eine dem 
früheren Eigentümer und perſönlichen Schuldner zuſtehende facultas alternativa berufen und fo 
feine Barzahlungspflicht herabmindern (R& 127, 354). — Aus dem Recht des Eigentümers zur Be⸗ 
friedigung folgt, daß der Gläubiger deſſen Leiſtung auch dann nicht ablehnen kann, wenn der per⸗ 
ſönliche Schuldner widerſpricht. 3 267 Abſ 2 (Widerſpruch des Schuldners im Falle der Leiſtung 
durch einen Dritten) findet hier keine Anwendung (RG Warn 1909 Nr 348). Der Eigentümer kann 
ferner, ebenſo wie der Schuldner, den Gläubiger auch durch ein nur wörtliches Angebot gemäß 
F 295 in Annahmeverzug ſetzen (RG Warn 1909 Nr 348). Die Wirkung der Befriedigung iſt 
nach den 99 1143, 1153 die, daß der (vom perſönlichen Schuldner verſchiedene) Eigentümer die 
Forderung mit der Hypothek erwirbt. Ein Dritter kann den Gläubiger nur nach Maßgabe des 
$ 267 an Stelle des Schuldners befriedigen. Ein Recht zur Befriedigung mit der Wirkung des 
Hypothekerwerbs hat er nicht, es ſei denn, daß ihm ein Ablöſungsrecht nach den $$ 268, 1150 zu⸗ 
fteht. — $ 1142 gilt für alle Hypothekenarten, nach § 1192 auch für die Grundſchuld (A 4). 
Die Wirkung der Befriedigung des Grundſchuldgläubigers erörtert $ 1143 A 6 Eine Verpflich⸗ 
tung des Eigentümers zur Befriedigung im Sinne einer ſog. Realobligation beſteht nicht 
(1113 A6; OLG 1, 260; 9, 65). Daher iſt auch ein Verzug des Eigentümers als ſolchen nicht 
möglich (JW 1937, 89424). Ferner ift die Eintragung einer Verpflichtung des jeweiligen Eigen⸗ 
tümers, die Gläubiger unter beſtimmten Vorausſetzungen zu befriedigen, unzuläſſig (RIA 11, 156). 

2. Wann die Forderung dem Eigentümer gegenüber fällig geworden iſt, beſtimmt ſich nach 
dem durch Geſetz (95 271, 609, 614, 771ff., 1133; auch § 25 Aufw ; Vorbem 7,8 vor $ 1113) 
oder Rechtsgeſchäft für den Eintritt der Fälligkeit beſtimmten Inhalt der Forderung. Hängt 
die Fälligkeit von einer Kündigung ab, fo muß dieſe gemäß $ 1141 von dem oder an den Eigen⸗ 
tümer erfolgt ſein (RG 111, 401). j 8 

3. Wenn der perſönliche Schuldner zur Leiſtung berechtigt iſt, beſteht das Befriedigungs⸗ 
recht des Eigentümers ſelbſt im Falle einer dem $ 1141 nicht entſprechenden (A 2) und daher 
dem Eigentümer gegenüber unwirkſamen Kündigung, von der die Fälligkeit abhängt. Nach der 
Auslegungsregel des $ 271 Abſ 2, die aber bei Hypothekenforderungen ihrer Natur nach in der 
Regel nicht Platz greifen wird (JW 1924, 162114; HRR 1935 Nr 738), iſt der Schuldner im Zweifel 
auch ſchon vor der für die Leiſtung (durch Geſetz oder Rechtsgeſchäft) beſtimmten Zeit zur Bewir⸗ 
kung der Leiſtung berechtigt (OLG 28, 90). N 

4. Daß die Befriedigung auch durch Hinterlegung oder durch Aufrechnung ſeitens des 
Eigentümers erfolgen kann, iſt im Abſ 2 zur Vermeidung von Zweifeln beſtimmt, weil die 
Leiſtung hier nicht ſowohl die Tilgung einer Schuld als vielmehr den Erwerb einer Forderung 
(A J) bezweckt (M3, 694). Zugleich enthält Abſ 2 hinſichtlich der Aufrechnung eine Ausnahme 
von dem Grundſatz, daß ein Dritter eine ihm fremde Schuld wider Willen des Gläubigers nicht 
durch ſelbſtändige Erklärung der Aufrechnung tilgen kann (8 387; R& 78, 384). Der Eigentümer 
kann danach auch dann, wenn er mit der dinglichen Klage aus der Hypothek belangt wird, eine 
ihm zustehende perſönliche Forderung gegen den Hypothekengläubiger einredeweiſe zur Aufrech⸗ 
nung ſtellen. Für die Hinterlegung find die 88 372 ff., für die Aufrechnung die $$ 387ff. maßgebend. 
Der Eigentümer kann daher insbeſondere ($ 387) nur mit einer ihm ſelbſt zuſtehenden Gegenforde⸗ 
rung aufrechnen. Auf Grund einer Aufrechnungsbefugnis des perſönlichen Schuldners ſteht ihm 
nach den $$ 1137, 770 Abſ 2 nur eine verzögerliche Einrede zu (8 1137 A 3). Im Falle des Konkurſes 
über das Vermögen des Gläubigers find für die Zuläſſigkeit der Aufrechnung die 89 53, 55 KO 
maßgebend. Auch gegenüber einer Grundſchuld kann der Eigentümer mit einer perſönlichen 

orderung aufrechnen. Denn $ 1142 iſt gemäß 3 1192 auf die Grundſchuld entſprechend anzu- 
wenden (Prot 4, 505; RG 78, 409; JW 1910, 7042; Gruch 58, 1038; Warn 1914 Nr 323). Das 
gilt ſelbſt dann, wenn die Grundſchuld zu einer Konkursmaſſe gehört (R ZW 1910, 704°; Gruch 58, 
1038). Dagegen iſt der Glaubiger einer Hypothek oder Grundſchuld nicht berechtigt, eine Gegen⸗ 
forderung des Eigentümers (der nicht perſönlicher Schuldner iſt) wider deſſen Willen zur Auf⸗ 
rechnung zu ziehen. Denn er hat aus dem dinglichen Hypothekenrecht keinen Anſpruch auf Zahlung 
ſchlechthin gegen den Eigentümer, ſondern nach den 8$ 1113, 1147, 1192 nur ein Recht auf Vefriedi⸗ 
gung aus dem Grundſtück im Wege der Zwangsvollſtreckung. Mithin find der Anſpruch und die 
Gegenforderung nicht im Sinne des 8 387 auf gleichartige Leiſtungen gerichtet. Dies beſtätigen 
auch die 88 592 Satz 2, 688 Abſ 1 Satz 2, 794 Nr 5 Satz 2 ZPO, in denen die Gleichſtellung des 
Anspruchs aus einer Hypothek mit dem Anſpruch auf Zahlung einer Geldſumme für die dort 
geregelten Verfahren beſonders beſtimmt worden iſt (Prot 4, 603; RG Warn 1914 Nr 323; 
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OLG 12, 305). — Die Vorſchrift des $ 1142 Abſ 2 iſt zwingendes Recht. Eine ihr zuwider⸗ 
laufende Vertragsklauſel kann alſo nicht durch Eintragung ins Grundbuch verbinglicht werden 
(SR 1933 Nr 911; Ic 13, 275). Eine Aufrechnung des Eigentümers mit nur einem Teil der 
Gegenforderung iſt in Anbetracht des den $$ 266, 242 zugrunde liegenden Rechtsgedankens 
unſtatthaft, weil ſich für den Gläubiger namentlich durch Vervielfältigung der ihm nach den 
99 1144, 1145 Satz 2 obliegenden Verpflichtungen erhebliche Beläſtigungen durch die ſtückweiſe 
erfolgende Befriedigung ergeben würden (RG 79, 359; OLG 28, 90). 


8 1143 

Bft der Eigentümer nicht der perſönliche Schuldner !), fo geht, ſoweit ?) er?) 
den Gläubiger) befriedigt ), die Forderung auf ihn über 6). Die für einen 
Bürgen geltenden Vorſchriften des § 774 Abf 1 finden entfprechende Anwen⸗ 
dung ). 

Beſteht für die Forderung eine Geſamthypothek, ſo gelten für dieſe die 
Vorſchriften des § 11739). 

E I 1004, 1095 II 1051; M 3 726 ff.; P 3 607f., 631 ff. 

1. 5 1143 findet nur dann Anwendung, wenn der Eigentümer nicht der persönliche Schuldner 
it (RG 81, 77). Beiſpielsfälle: Der Eigentümer hat zwar im Kaufvertrag mit dem früheren 
Eigentümer und perſönlichen Schuldner die Hypothek übernommen, der Gläubiger hat aber 
die Schuldübernahme nicht gemäß den 98 415, 416 genehmigt (RG 80, 319; KJ 27 A 279; RA 5, 
213; A 3); der Eigentümer hat das Grundſtück verkauft, der Käufer die Hypothek übernom⸗ 
men, der Glaubiger die Schuldübernahme genehmigt, vor der Übereignung des Grundſtücks 
an den Käufer (den neuen perſönlichen Schuldner) hat aber der Verkäufer den Gläubiger 
befriedigt, ſo daß für ihn eine Eigentümerhypothek im Sinne des 1177 Abſ 2 entſtanden iſt (RG 
121, 42). Iſt dagegen der Eigentümer ſelbſt der perſönliche Schuldner, ſo erliſcht gemäß 362 
die Forderung durch die Befriedigung in der Regel. Dann geht auf ihn gemäß den $$ 1163 Abſ 1 
Satz 2, 1177 Xbf nur das dingliche Recht als Grundſchuld über (RG 80, 319). Hat er jedoch als 
Geſamtſchuldner oder als Mitbürge für die Schuld Hypothek beſtellt, fo geht auf ihn durch die 
Befriedigung nach den §§ 426 Abſ 2, 774 Abſ 2 die Forderung und ſomit nach den $$ 412, 401, 1153 
Abſ 1 auch die Hypothek inſoweit über, als er von den übrigen Schuldnern oder von den Mitbürgen 
Ausgleichung verlangen kann. Im übrigen erliſcht die Forderung auch in dieſem Falle; inſoweit 
erlangt er auch hier nur das dingliche Recht als Grundſchuld (KJ 50, 209; A 3). Sind Eigentümer 
Miterben in ungeteilter Erbengemeinſchaft, alſo Gemeinſchafter zur geſamten Hand, und befriedigt 
einer der Miterben den Gläubiger nicht aus Mitteln des Nachlaſſes im Namen aller Miterben, 
ſondern aus eigenen Mitteln in eigenem Namen, ſo ergibt ſich folgende Rechtslage: War der 
Erblaſſer perſönlicher Schuldner der Forderung und haften daher die Erben nach $ 2058 für dieſe 
gemeinſchaftliche Nachlaßverbindlichkeit als Geſamtſchuldner, ſo geht die Forderung mit der Hypo⸗ 
thek in Hohe des dem Befriedigenden gegen ſeine Miterben zuſtehenden Ausgleichungsanſpruchs 
auf den Befriedigenden über; im übrigen erliſcht die Hypothekenforderung und fällt die Hypothek 
als Grundſchuld der Erbengemeinſchaft zu (KJ 50, 208). „ 

2. Spweit der Gläubiger befriedigt wird, tritt der Forderungsübergang ein. Bei teilweiser 
Befriedigung alſo hinſichtlich des Teilbetrags. Auch die Leiſtung von Tilgungsbeiträgen auf 
Amiortiſationshypotheken, für die der zahlende Eigentümer nicht perſönlich haftet, bewirkt den 
Übergang der Forderung in Höhe der gezahlten Beträge, da die Tilgungsbeiträge, auch wenn 
ſie als Zuſchläge zu den Zinſen feſtgeſetzt werden, nicht neben dem Kapital, ſondern als Kapital- 
teile zu deſſen allmählicher Tilgung zu entrichten find (N& 54, 92; RIA 3, 138; KG 26 A 147; 
$21 HypBVankch v. 13. 7. 1899). Anderes kann jedoch auf Grund des Vorbehalts für die Landes⸗ 
geſetzgebung im Art 167 Ec für landſchaftliche oder EEE Pfandbriefhypotheken gelten, 
wenn nach der Satzung die Tilgungsbeiträge zu einer Tilgungsmaſſe anzuſammeln ſind (NG 27, 
219; Gruch 32, 402; KJ 20 A 206, 319). Betrifft die Befriedigung nur Rückſtände von Zinſen 
und ſonſtigen Nebenleiſtungen oder Koſten, die dem Gläubiger zu erſtatten ſind, ſo findet inſoweit 
zwar auch die Übertragung der Forderung auf den Eigentümer ftatt, aber die Hypothek für dieſen 
Forderungsteil erliſcht hier gemäß $ 1178 Abſ 1 (unten A 6; $ 1178 A 3, 4). — Durch die teilweiſe 
Befriedigung erlangt der Eigentümer die Rechte aus den $$ 1144, 1145 auf die Urkunden zur Berich⸗ 
tigung des Grundbuchs, den Vermerk der Teilbefriedigung auf dem Hypothekenbrief und die Her⸗ 
ftellung eines Teilhypothekenbriefs. Der dem Gläubiger verbleibende Reſt der Hypothek hat aber 
den Vorrang vor dem auf den Eigentümer übergehenden Teil, weil nach den 99 1143 Abſ 1 Saß 2, 
774 Abſ 1 Satz 2, 1176 der Übergang nicht zum Nachteil des Gläubigers geltend gemacht werden 
kann (RG 126, 181). 8 

3. Vorausſetzung für den Forderungsübergang iſt, daß der Eigentümer, der nicht perſönlicher 
Schuldner (A 1) iſt, die Befriedigung des Gläubigers bewirkt. Daß er (3. B. der Erbe des bis⸗ 
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herigen Eigentümers) als Eigentümer eingetragen ift, verlangt das Geſetz nicht. Will er aber 
demnächſt über die Hypothek verfügen, ſo kann ſich das Bedürfnis für ſeine Eintragung formell⸗ 
rechtlich aus den 88 39, 40 GBD ergeben. Auf die Befriedigung durch einen früheren oder einen 
zukünftigen Eigentümer (der z. B. das Grundſtück gekauft, aber noch keine Auflaſſung erhalten 
hat) findet $ 1143 ebenſowenig Anwendung wie auf die Befriedigung durch einen ſonſtigen 
Dritten (KGJ 26 A 303; RIA 4, 233). Regelmäßig erliſcht in dieſen Fällen die Forderung 
(8267; R 94, 90; 96, 139) und erlangt der Eigentümer das dingliche Recht als Grundſchuld 
(88 1163 Abſ 1, 1177 Abf 1; R 93, 236), gleichviel, ob der Dritte (3. B. der frühere Eigentümer) 
persönlicher Schuldner iſt oder nicht. Nur ausnahmsweiſe geht die Forderung und damit zugleich 
die Hypothek (58 412, 401, 1153) auf den befriedigenden Dritten über (KJ 41, 251; JFG 1, 498). 
Dies iſt der Fall (RG 96, 139), wenn der Dritte: perſönlicher Schuldner iſt und vom Eigentümer 
43. B. im Falle der vom Gläubiger nicht genehmigten Schuldübernahme: A J) Erſatz verlangen 
kann (81164; N 93, 236; KG 26 A 303); Ablöſungsberechtigter nach Maßgabe der $$ 268, 
1150 iſt (RG 53, 404; 93, 237); zugleich mit dem Eigentümer Geſamtſchuldner oder Mitbürge iſt 
und von dem Eigentümer Ausgleichung verlangen kann (58 426 Abſ 2, 774 Abſ 2; R 93, 237; 
KJ 26 A 150; 28 A 124; JF 1, 498; A 1); Bürge und der Eigentümer Hauptſchuldner tft 
«8 774 Abſ 1; NG 53, 403; 93, 236; KJ 26 A 150; RIA 12, 251); als nicht unbeſchränkt haf⸗ 
tender Erbe des Eigentümers im Nachlaßkonkurs eine Nachlaßverbindlichkeit aus eigenen Mitteln 
berichtigt ($ 225 Ab} 2 KO; RG 55, 160). Kein Dritter iſt der Konkursverwalter im Konkurſe 
des Eigentümers. Die Befriedigung durch ihn bewirkt ebenſo den Übergang der Forderung 
nebſt Hypothek auf den Eigentümer wie die Befriedigung durch dieſen, mit der Maßgabe, daß 
die Hypothek in die Konkursmaſſe fällt, weil der Erwerb aus Mitteln der Maſſe erfolgt (OLG 9, 
378). Ferner ſteht die Befriedigung durch einen Dritten im Namen und mit Vertretungsmacht 
oder Genehmigung des Eigentümers der Befriedigung durch dieſen gleich (KGJ 41, 250). 
Zahlt anderſeits der Eigentümer nicht in ſeiner Eigenſchaft als Eigentümer, ſondern für den 
Schuldner (3. B. wegen einer ihm obliegenden Befreiungspflicht), fo findet § 1143 keine An⸗ 
wendung. Vielmehr erliſcht die Forderung gemäß § 362; lediglich das dingliche Recht, die Hypo⸗ 
thek, geht hier nach den $$ 1163 Abf 1 Satz 2, 1177 Abſ 1 als Grundſchuld auf den Eigentümer über 
NG 80, 319; 143, 287; RIA 5, 210; Kg 27 A 280). Wenn der Eigentümer die Hypothek über⸗ 
nommen hat, die Schuldübernahme aber vom Gläubiger nicht genehmigt iſt (A 1), jo iſt anzunehmen, 
daß der zahlende Eigentümer zur Erfüllung der ihm nach 5 415 Abſ 3 gegenüber dem perſön⸗ 
lichen Schuldner obliegenden Verpflichtung und zur Tilgung der Schuld, alſo für den perſönlichen 
Schuldner die Zahlung leiſtet, es ſei denn, daß beſondere Umſtände vorliegen, aus denen zu ent ⸗ 
nehmen wäre, daß er trotz ſeiner Verpflichtung nur für ſich als Eigentümer hat zahlen wollen 
(NG 80, 320; 143, 287). — Wenn der Gläubiger einer Hypothek, die auf dem ganzen, mehreren Mit- 
eigentümern gehörenden Grundſtück ($ 1132 A 4) laſtet, von einem Miteigentümer, der nicht 
zugleich perſönlicher Schuldner iſt, in eigenem Namen (nicht im Namen aller Miteigentümer: RG 
51,398; RIA 8,61) befriedigt wird, jo erwirbt der befriedigende Miteigentümer gemäß den 
$$ 1143,1153,1009 die Hypothek als ſolche (Forderung nebſt Hypothek) im ganzen Umfang (nicht 
etwa nur zu einem Bruchteil) und an dem ganzen Grundſtück (ſtr.; R Gruch 55,670; a. M. KGJ 41, 
245; OLG 18, 173). Iſt die Hypothek aber an jedem Anteil der Miteigentümer geſondert beſtellt 
(8 1132 A 1), fo iſt $ 1173 entſprechend anzuwenden. Dann erwirbt alſo der den Gläubiger be- 
friedigende Miteigentümer die Forderung nebſt der Hypothek nur an ſeinem Anteil; die Hypothek 
an dem anderen Anteil erliſcht, ſofern demBefriedigenden nicht ein Erſatzanſpruch gegen den anderen 
Miteigentümer zuſteht (KJ 41, 245). Die Rechtsfolgen, die eintreten, wenn der befriedigende 
Miteigentümer auch perſönlicher Schuldner iſt, erörtert 5 1163 A 6. Der Fall, daß Miterben in 
ungeteilter Erbenge meinſchaft Eigentümer und zugleich persönliche Schuldner find und 
einer von ihnen aus eigenen Mitteln den Gläubiger befriedigt, iſt in A ! beſprochen. Sind die 
Miterben nicht zugleich perſönliche Schuldner, fo erwirbt der Befriedigende, der zwar nach $ 2033 
nur über feinen Anteil an dem ganzen Nachlaß, nicht über feinen Anteil an dem Grundſtück als 
einzelnem Nachlaßgegenſtand verfügen kann, aber als Teilhaber der Eigentümergemeinſchaft zur 
geſamten Hand doch im Sinne des $ 1143 als „Eigentümer“ anzuſehen iſt, nach den 58 1143 Ab} 1, 
1153 die ganze Forderung nebſt der Hypothek (ſtr.; a. M. KJ 50, 208: die Hypothek wird nach 
91163 Abj 1 Satz 2 zur Eigentümergrundſchuld zugunſten der Erbengemeinſchaft). Beftiedigt 
er dagegen den Gläubiger aus Mitteln des Nachlaſſes für dieſen, jo geht nach den 98 1143 Abſ 1, 
1153, 2041 die ganze Forderung nebſt der Hypothek auf die Erbengemeinſchaft über. Wird eine Hy⸗ 
pothek, mit der ein zu einer Vorerbſchaft gehörendes Grundſtück belaſtet iſt, von dem Vorerben 
(der nach den 9 2100 ff. als Eigentümer des Grundſtücks gilt: KJ 50,211) mit eigenen Mitteln be⸗ 
zahlt, ſo geht, je nachdem die perſönliche Schuld eine Nachlaßverbindlichkeit iſt oder nicht, die 
Dypothek nach den $$ 1163 Abſ 1 Satz 2, 1177 Abſ 1 als Eigentümergrundſchuld oder nach 9 1143 
als Eigentümerhypothek (§ 1177 Abſ 2) auf den Vorerben perſönlich über. Sie fällt alfo nicht in 
den Nachlaß (ftr.; K GJ 50, 210). Zahlt der Vorerbe dagegen mit Mitteln der Erbſchaft, jo gehört, 
le nachdem die perſönliche Schuld eine Nachlaßverbindlichkeit iſt oder nicht, die nach den 98 1163 
Ab 1 Satz 2,1177 Abſ 1 entftehende Eigentümergrundſchuld oder die nach den $$ 1143, 1153 mit der 
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Hypothek übergehende Forderung gemäß $ 2111 Abſ 1 Satz 1 („zur Erbſchaft gehört, was der Vor⸗ 
erbe durch Rechtsgeſchäft mit Mitteln der Erbſchaft erwirbt“) zum Nachlaß (ſtr., KJ 43, 263; 
50, 212). 

4. Der wirkliche Gläubiger muß befriedigt ſein. Iſt aber an den eingetragenen oder bei der 
Briefhypothek an den gemäß $ 1155 ſich ausweiſenden Gläubiger Zahlung geleiſtet, ohne daß 
der Empfänger der wirkliche Gläubiger iſt, fo gilt gemäß $ 893 zugunſten des gutgläubigen Eigen⸗ 
tümers die Zahlung als an den wahren Gläubiger erfolgt. 

5. Die Befriedigung kann nach § 1142 Abs auch durch Hinterlegung oder Aufrechnung er- 
folgen (5 1142 A 4). Einen beſonderen Fall dieſer Art regelt § 1171 (Ausſchlußurteil). Ob die 
Befriedigung des Gläubigers durch den Eigentümer freiwillig ($ 1142) oder im Wege der Zwangs⸗ 
vollſtreckung in das Grundſtück (8 1147) bewirkt wird, iſt gleichgültig. Im zweiten Falle wird der 
VBefriedigungswille des Eigentümers durch die Zwangsvollſtreckung erſetzt (ſtr.; Prot 6, 257; 
NG 81, 77; RA 11, 304). Jedoch beſteht inſofern ein Unterſchied, als bei der Befriedigung 
im Wege der Zwangsvollſtreckung nur die Forderung, nicht auch die Hypothek auf den Eigentümer 
übergeht; die Hypothek erliſcht nach $ 1181 (R 81, 78). 

6. Die Forderung geht über kraft Geſetzes, ohne daß es einer Übertragungserklärung des 
Gläubigers, der Eintragung in das Grundbuch und bei der Briefhypothek der Übergabe des Briefs 
(8 1154) bedarf (OL ch 35,331). Mit der Forderung gehen nach den 99 412,401, 1153 auch die Ne⸗ 
benrechte (dazu gehören aber nicht die nur zur Sicherheit übertragenen Rechte: RG 89, 195; 91, 
279; Seuff A 66,408), insbeſondere die Hypothek, auf den Eigentümer Über, fo daß dieſer nunmehr 
Gläubiger der Hypothek iſt (RIA 12,252). In RG 85,363 iſt dahingeſtellt gelaſſen, ob und inwie⸗ 
weit der Rechtsuͤbergang ſich auch erſtreckt auf den Anſpruch gegen einen Bürgen. Für den Fall 
des 8 1225 (Befriedigung des Pfandgläubigers durch den Verpfänder, der nicht der perſönliche 
Schuldner ift) wird allerdings die Anſicht vertreten, daß der Anſpruch gegen einen Bürgen nicht 
ober doch nur beſchränkt auf den Verpfänder übergehe. Dieſe Meinung beruht darauf, daß im 
5 1225 außer $ 774 Abſ 1 auch $ 774 Abſ 2 (Mitbürgen haften einander nur nach $ 426) für ent⸗ 
ſprechend anwendbar erklärt iſt (81225 A 2, 3). 9 1143 Satz 2 ſchreibt aber nur die entſprechende 
Anwendung des 9 774 Abſ 1 vor. Auch fonft iſt aus dem Geſetz nicht zu entnehmen, daß die aus 
dem Übergang der Forderung nach den $$ 401, 412 ſich ergebende Regel des Übergangs bei dem 
Anſpruch gegen einen Bürgen im $ 1143 nicht oder nur mit Einſchränkung gelten ſoll. Es wird 
daher für $ 1143 bei dieſer Regel fein Bewenden haben müſſen. $ 775 gewährt nur unter gewiſſen 
Vorausetzungen dem Bürgen gegen den Hauptſchuldner einen Anſpruch auf Befreiung von der 
Bürgſchaft (ftr.; OLG 35, 331). Befriedigt der Bürge den Eigentümer, auf den die Hauptforde⸗ 
rung nebſt dem Anſpruch aus der Bürgſchaft übergegangen ift, fo erliſcht die Bürgſchaft. Gemäß 
den 55 774 Abſ1 Satz 1,1153 geht dann die Forderung nebſt der Hypothek auf den Bürgen über. 
Wenn demnächſt der Eigentümer als dinglicher Schuldner, um die Zwangsverſteigerung ſeines 
Grundſtücks abzuwenden, wiederum den zum Hypothekengläubiger gewordenen Bürgen befrie⸗ 
digt, ſo geht auch wieder die Forderung nebſt der Hypothek auf ihn über, nunmehr aber nicht 
der Anſpruch gegen den Bürgen, da die Blrgſchaft erloſchen iſt. Laßt es der Eigentümer jetzt 
zur Zwangsverſteigerung kommen, ſo ſtellt ſich heraus, ob und in welcher Höhe der Bürge dafür, 
daß er den urſprünglich zum Gläubiger der Hauptforderung gewordenen Eigentümer be⸗ 
friedigt hat, aus dem Grundſtück Erſatz erlangt (OLG 35, 332). — Für den Übergang der Hypo⸗ 
thek gelten folgende Einſchränkungen: Nur die Hypothek für die Hauptforderung und die laufen⸗ 
den Zinſen geht uber. Die Hypothek für Rückstände an Zinſen und anderen Nebenleiſtungen 
ſowie für Koſten, die dem Gläubiger zu erſtatten find, erliſcht gemäß $ 1178 Abſ 1; inſoweit erlangt 
alſo der Eigentümer nur die perfönliche Forderung (RG 55,162; 143,282; A 2). Ferner kann die Hy⸗ 
pothek, ſolange fie mit dem Eigentum in einer Hand vereinigt iſt, nach $ 1177 Abſ 2 nur unter den 
für die Eigentümergrundſchuld im 3 1197 vorgeſchriebenen Beſchränkungen geltend gemacht 
werden. Im übrigen gehen Forderung und Hypothek ſo über, wie ſie dem bisherigen Gläubiger 
zuſtanden. Insbeſondere kann der Eigentümer auch die Schuldklage gegen den perfön- 
lichen Schuldner erheben. Ob und was für ein Rechtsverhältnis hinſichtlich der Berichtigung 
der Forderung zwiſchen ihm und dem persönlichen Schuldner beſteht, ob er von dieſem Erſatz be⸗ 
anſpruchen kann oder nicht, iſt für den Übergang gleichgültig. Selbſt der Umſtand, daß der Eigen- 
tumer dem Schuldner gegenüber zu der Befriedigung verpflichtet war (3. B. wegen einer vom 
Gläubiger nicht genehmigten Schuldübernahme: A 1), hindert den Übergang nicht, ſofern nur 
der Eigentümer für ſich (als Eigentümer: A 3) die Zahlung leiſtet (RGX 27 A 280; Rg A 5, 218). 
Der Schuldner kann aber auf Grund des zwiſchen ihm und dem Eigentümer beſtehenden Rechts⸗ 
verhältniſſes Einwendungen gegen die Schuldklage erheben (A 7). Ferner ſtehen dem Schuldner 
gemäß $ 412 die Einwendungen zu, die bereits zur Zeit des Übergangs der Forderung gegen den 
bisherigen Gläubiger beſtanden ($ 404), aber auch ſonſtige Einwendungen, die das Geſetz dem 
Schuldner im Falle der Übertragung einer Forderung dem neuen Gläubiger gegenüber gewährt 
(8 406-408). Z. B. kann der Schuldner geltend machen, daß die Forderung durch Zahlung oder 
durch Erlaß ($ 397) erloſchen ſei. Die Forderung gilt zwar auch in dieſen Fällen, wenn der zahlende 
Eigentümer gutgläubig iſt, gemäß den 39 892, 1138 als fortbeſtehend, aber nur in Anſehung der 
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Hypothek, nicht in Anſehung des perſönlichen Schuldverhältniſſes ($ 1138 A 1). Der Eigentümer 
hat ferner die Rechte aus $ 1144 auf Aushändigung der zur Grundbuchberichtigung erforder⸗ 
lichen Urkunden und bei Briefhypotheken auf Aushändigung des Briefs. An dem Hypotheken⸗ 
brief erlangt er übrigens im Falle voller Befriedigung des Gläubigers gemäß $ 952 das Eigentum, 
fo daß er ihn von jedem Befißer herausverlangen kann. Den Fall der teilweiſen Befriedigung er⸗ 
örtert A 2. Durch eine Veräußerung des Grundſtücks gehen dem Eigentümer die durch den Über⸗ 
gang erlangten Rechte nicht verloren (RCI 26 A 303; 28 A 186). — Auch auf Sicherungshypo- 
theken findet § 1143 mangels einer gegenteiligen Beſtimmung (51185 Abſ 2) Anwendung 
(RG 65, 417). Bei der Grundſchuld iſt der Eigentümer nicht „perſönlicher Schuldner“. Die 
durch $ 1192 gebotene entſprechende Anwendung des $ 1143 Abſ 1 Satz 1 führt aber dazu, daß in⸗ 
folge der Befriedigung des Gläubigers wegen des Grundſchuldkapitals durch den Eigentümer die 
Grundſchuld ebenfalls auf dieſen übergeht. Dies wird beſtätigt durch den von der Redaktionskom⸗ 
miſſion 2. Leſung für die Grundſchuld aufgeſtellten erſten Entwurf, deſſen 51139 b Abſ 2 lautet: „So, 
weit der Eigentümer den Gläubiger befriedigt, geht die Grundſchuld auf ihn über“ (Prot 4,505 RG 
60, 247; 78, 67; Warn 1934 Nr 93; RA 9,125). Der Übergang iſt nicht etwa aus 9 1163 Abſ 1 
Satz 2 zu entnehmen ($ 1192 A 1 Abſ 3). Ein Grundſtückseigentümer, der Eigentümergrund⸗ 
ſchulden als Sicherheit für die perſönliche Schuld eines andern hingegeben hat, kann 
von dem Gläubiger, der ſich aus den Grundſchulden befriedigt, die Abtretung der Forderung gegen 
den perſönlichen Schuldner verlangen. Das folgt zwar nicht aus $ 1143, laßt ſich aber aus der 
wirtſchaftlichen Verwandtſchaft zwiſchen der Sicherungsabtretung einer Eigentümergrundſchuld 
und der Beſtellung einer Hypothek für eine Fremdſchuld herleiten (RG 150, 374). — Wird ein 
Hypothekengläubiger, nachdem ſeine Hypothek durch Zuſchlag des belaſteten Grundſtücks 
in der Zwangsverſteigerung gemäß den 88 52 Abſ 1, 91 Abi 1 3G erloſchen iſt, von dem 
bisherigen Eigentümer (Vollſtreckungsſchuldner) befriedigt, ſo geht auf dieſen mit der Forderung 
auch der an die Stelle der Hypothek getretene Anſpruch auf Befriedigung aus dem Ver⸗ 
ſteigerungserlöſe ($ 1168 A 1) über; der zahlende frühere Eigentümer kann alſo im Verteilungs- 
termin den Erlösteil für ſich in Anſpruch nehmen (Rh 65, 418). 

7. Die entſprechende Anwendung des S 774 Abſ 1 ergibt: Wie der Hauptſchuldner gegenüber 
dem Bürgen, auf den die Forderung infolge Befriedigung des Gläubigers übergegangen iſt, ſo 
kann auch der verſönliche Schuldner der Hypothekenforderung gegen die Schuldklage des nach 
$ 1143 Abſ 1 Satz 1 zum Gläubiger gewordenen Eigentümers (A 6) Einwendungen aus einem 
zwiſchen ihnen beſtehenden Rechtsverhältnis nach $ 774 Abſ 1 Satz 1, 3 geltend machen, z. B. 
die Einrede, daß der Eigentümer: ihm die Forderung geſtundet habe; die Zahlung an den Gläubiger 
auf Grund eines Schenkungsverſprechens für ihn geleiſtet habe; infolge der vom Gläubiger nicht 
genehmigten Schuldübernahme beim Kauf des früher ihm gehörigen Grundſtucks zur Bezahlung 
der Schuld verpflichtet geweſen ſei (R 143, 287; KJ 27 A 279; RIA 5, 213; A 3). Ferner 
kommt die Einrede des perſönlichen Schuldners, daß er die Schuld ohne eigenes Intereſſe, nur aus 
Gefälligkeit für den Eigentümer eingegangen ſei und von dieſem das Verſprechen erhalten habe, 
nicht in Anspruch genommen zu werden, für die Anwendung des $ 1143 Abſ 1 Satz 1 in Betracht 
RG SeuffA 88 Nr 96). Der perſönliche Schuldner kann die auf $ 1143 geſtützte Klage auch durch 
die Einwendung abwehren, daß ihm ſelbſt, wenn er den Gläubiger befriedigt hätte, der $ 1164 zur 
Seite ſtehen würde (R 143, 278). Die Anwendung des $ 774 Abſ 1 Satz 2 im Falle der teilweiſen 
Befriedigung erörtert A 2. Bei der Grundſchuld kommt die im $ 1143 Abs 1 Satz 2 ange- 
ordnete entſprechende Anwendung des $ 774 Abſ 1 nicht in Frage, da ihr eine perſönliche Forde ⸗ 
rung nicht zu Grunde liegt; bei ihr iſt alſo nur 8 1143 Abſ 1 Satz 1 anwendbar (A 6; R 
Warn 1934 Nr 93). 

8. Nur für die Geſamthypothek gelten die Vorſchriften des § 1173. Der Übergang der durch 
die Geſamthypothek geſicherten Forderung auf den befriedigenden Eigentümer eines der be⸗ 
laſteten Grundſtücke vollzieht ſich nach den Vorſchriften des $ 1143 Abſ 1 ebenſo wie bei der durch 
Einzelhypothek geſicherten Forderung, vorausgeſetzt, daß der Eigentümer nicht perſönlicher Schuld⸗ 
ner iſt. Befriedigen mehrere Eigentümer, die nicht perſönliche Schuldner ſind, den Gläubiger zum 
Teil, fo geht die Forderung zu den geleifteten einzelnen Teilbeträgen auf fie über. Die Hypothek 
dagegen erlangt der Eigentümer, ſoweit er den Gläubiger befriedigt (bei nur teilweiser Befriedi⸗ 
gung mit Vorrang des Reſtes: $ 1176 u. oben A 2), nach $ 1173 nur an feinem Grundſtück, es ſei 
denn, daß er von dem Eigentümer eines der anderen Grundſtücke oder von deſſen Rechtsvorgänger 
Erſatz verlangen kann ($ 1173 nebſt Bem). 


8 1144 
Der Eigentümer !) kann gegen Befriedigung des Gläubigers 2) die Aus 
händigung des Hypothekenbriefs °) und der ſonſtigen Urkunden ) verlangen > 
die zur Berichtigung des Grundbuchs oder zur Löſchung der Hypothek er- 
forderlich find )). 


E 1 1006, 1119 II 1052; M 3 731, 758f.; P 3 610, 665. 
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1. Der Eigentümer hat die Rechte aus $ 1144 ohne Rückſicht darauf, ob er perſönlicher Schuld⸗ 
ner ift oder nicht RG 132, 15). Es kommt für dieſe Rechte alſo nicht darauf an, ob der Eigentümer 
durch die Befriedigung des Gläubigers die Forderung zum Erlöſchen bringt und nur die Hypothe! 
gemäß den 88 1163 Abſ 1, 1177 Abſ 1 als Grundſchuld erwirbt oder ob die Forderung mit der Hypo⸗ 
thek gemäß den $$ 114,401,412, 1153,1177 Abſ 2 auf ihn übergeht (RG 80,320; Warn 1925 Nr 36; 
RA 11, 139, K J 40, 341). Die Vorſchrift des $ 1144 findet auch dann Anwendung, wenn ein Ab⸗ 
löſungsberechtigter (98 268, 1150; § 1150 A 2) oder der perſönliche Schuldner ($ 1167), der nicht 
Eigentümer iſt, den Gläubiger befriedigt. Auf die kein dingliches Recht gewährenden Hypo⸗ 
thekvormerkungen (z. B. im Falle des $ 648) iſt $ 1144 nicht anwendbar. Vielmehr beſtimmt 
ſich bei ihnen nach dem geſicherten Schuldverhältnis (vgl. $ 320), ob der Gläubiger Befriedigung nur 
Zug um Zug gegen Lölchung der Vormerkung verlangen kann (RG 56, 251). 

2. Gegen Befriedigung des Gläubigers, alſo Zug um Zug gegen Zahlung, kann der Eigen⸗ 
tümer die Aushändigung der im $ 1144 bezeichneten Urkunden verlangen (RG JW 1904, 17517). 
Beſtände die Vorſchrift nicht, fo könnte der Eigentümer erſt nach der Befriedigung des 
Gläubigers von dieſem gemäß den 99 894ff. die Zuſtimmung zur Berichtigung des durch die 
Befriedigung unrichtig gewordenen Grundbuchs (8 894 A 3 1163 A 3) und die Vorlegung des 
Hypothekenbriefs an das Grundbuchamt zwecks Grundbuchberichtigung verlangen ſowie gemäß 
den $$ 402, 412, 413 die Auslieferung der im Beſitz des befriedigten Gläubigers befindlichen, zum 
Beweiſe der Forderung und des Hypothekenrechts dienenden Urkunden fordern. Nach den 98 368, 
371 kann er allerdings eine Quittung in öffentlicher oder öffentlich beglaubigter Form und die Rück⸗ 
gabe des von ihm ausgeſtellten Schuldſcheins auch ſchon Zug um Zug gegen Zahlung verlangen. 
91144 gibt nun dem Eigentümer gegenüber jenen Vorſchriften weitergehende Rechte, die ihn 
namentlich dagegen ſchützen ſollen, daß der Gläubiger in der Zwiſchenzeit von der Befriedigung 
bis zur Aushändigung der Urkunden noch über die Hypothek verfügt. Verweigert der Gläu⸗ 
biger auf das Angebot der Zahlung die verlangte Aushändigung, ſo kommt er in Annahme⸗ 
verzug ($ 208), der den Eigentümer zur Hinterlegung mit befreiender Wirkung berechtigt (85 372, 
378). Klagt der Glaubiger auf Zahlung, ſo ſteht dem Eigentümer das Zurückbehaltungsrecht ge⸗ 
mäß den $$ 273,274 zu (RG 55,227). Jedoch braucht der Gläubiger in der Klage aus der Hypothek 
nicht die Aushändigung der Urkunden anzubieten; es iſt vielmehr Sache des beklagten Eigentümers, 
die Einrede des Zurückbehaltungsrechts zu erheben, um dadurch herbeizuführen, daß er nur Zug 
um Zug gegen Aushändigung der Urkunden verurteilt wird (OLG 29, 365). Daraus, daß gegen 
Befriedigung des Gläubigers die Aushändigung verlangt werden kann, iſt nicht etwa zu folgern, 
daß der Aus händigungsanſpruch jederzeit unter Befriedigung des Gläubigers geltend gemacht 
werden könnte. Da $ 1144 ſich dem $ 1142 anſchließt, iſt vielmehr der Anſpruch nur dann gerecht⸗ 
fertigt, wenn der Eigentümer zur Befriedigung des Gläubigers nach Maßgabe des $ 1142 berechtigt 
iſt, alſo wenn die Hhpothekenforderung ihm gegenüber fällig geworden oder wenn der perſön⸗ 
liche Schuldner zur Leiſtung berechtigt iſt (RG 111, 401). — Das Wort „Befriedigung“ umfaßt 
hier ebenſo wie im $ 1142 alle Arten freiwilliger Tilgung, auch die durch Hinterlegung (NG Gruch 
56, 994). Der Gläubiger kann verlangen, daß er zugleich wegen der Nebenverbindlichkeiten, 
auch wegen der, für die das Grundſtück nach § 1118 kraft der Hypothek haftet (geſetzliche Zinſen, 
Koſten), befriedigt wird (RG Gruch 58, 668; OLG 26, 136). Anderſeits kann der Eigentümer, 
wie ſich aus $ 1145 Abſ 1 ergibt, auch gegen nur teilweiſe Befriedigung des Gläubigers die 
Aushändigung der zur Grundbuchberichtigung oder Löſchung des betreffenden Hypothekenteils 
erforderlichen Urkunden beanſpruchen ($ 1145 A 2). Dies gilt auch bei einer Höchſtbetragshypothek 
(51190), wenn das Beſtehen einer Forderung aus dem geſicherten Rechtsverhältnis in Höhe 
eines Teils des eingetragenen Höchſtbetrags feſtgeſtellt iſt (NG Warn 1914 Nr 322). Iſt der 
Gläubiger zur Aushändigung des Hypothekenbriefs nicht in der Lage (z. B. weil die Brief⸗ 
hypothek verpfändet iſt), jo kann der Eigentümer die Zahlung verweigern (N& 52, 143).— Wegen 
anderer perſönlicher Anf prüche gegen den Eigentümer kann der Gläubiger die Aushändigung 
der Urkunden, insbeſondere einer löſchungsfähigen Quittung, nicht verweigern. Ihm ſteht auch 
ſelbſt dann, wenn die Forderung aus demſelben Rechtsverhältnis herrührt, kein Zurückbehaltungs⸗ 
recht nach $273 zu. Denn $ 1144 gewährt dem Eigentümer ein unbedingtes Recht auf die Aushändi⸗ 
gung gegen Befriedigung; auch würde ein Verweigerungsrecht den tatſächlichen Erfolg haben, 
daß der Gläubiger wegen der anderen Anſprüche ebenfalls durch die Hypothek geſichert wäre 
(RG 107, 94; Warn 1911 Nr 392; 1925 Nr 36; OLG 10, 123). Anders liegt die Sache nur dann, 
wenn der Eigentümer für ſeine Perſon ſchuldrechtlich dem Gläubiger gegenüber weitergehende Ver⸗ 
— 5 5 übernommen hat (Rc 132, 15; Warn 1925 Nr 36). Iſt aber eine Hypothek 

ur eine Geldforderung beſtellt, hat der Eigentümer und Schuldner daneben die Verpflichtung 
perſönlich übernommen, Pfandbriefe zu liefern, und iſt in der Schuldurkunde die Vereinbarung 
getroffen, daß bis zur katſächlichen (Rück-) Gewähr der Pfandbriefe ſowohl die Geldforderung 
als auch die dafur beftellte Hypothek fortbeſtehen ſolle, ſo iſt damit dem Gläubiger die Befugnis 
eingeräumt, bis zur Gewährung der Pfandbriefe oder bis zur ſonſtigen Erledigung dieſer Ver⸗ 
pflichtung nicht nur die Annahme des Geldes, ſondern auch die Aushändigung der im $ 1144 
genannten Urkunden, insbeſondere der Löſchungsurkunde, zu verweigern (RG 132, 15; 5 1115 A 4 
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a. E.). Iſt die Hypothek verpfändet und der Pfandgläubiger nach dem Eintritt der Fälligkeit 
feiner Forderung gemäß $ 1282 zur Einziehung der verpfändeten Hypothek berechtigt, fo iſt er be⸗ 
ſugt, an Stelle des Pfandſchuldners die löſchungsfähige Quittung über die Hypothek zu erteilen 
(KJ 23 A 147; 31 A 316; 34A 310). Dann findet $ 1144 auch auf ihn Anwendung (JW 1921, 2557, 
wo aber angenommen wird, der Pfandgläubiger müſſe ſich vom Pfandſchuldner die Löſchungs⸗ 
bewilligung verſchaffen und der Hypothekenſchuldner könne ihn auf dieſe Verſchaffung ſowie auf 
ſeine Zuſtimmung zur Löſchung Zug um Zug gegen Befriedigung verklagen). 

3. Die Aushändigung des Hypothekenbriefs, nicht bloß die Vorlegung an das Grund⸗ 
buchamt gemäß $ 896 (A 2) kann der Eigentümer, falls er den Gläubiger voll befrie⸗ 
digt, abweichend von $ 402 (A 2) auch dann verlangen, wenn der Gläubiger ſich nicht im Beſitz 
des Briefs befindet. Iſt der Brief abhanden gekommen oder vernichtet, fo iſt der Gläubiger ver⸗ 
pflichtet, den Brief im Wege des Aufgebotsverfahrens für kraftlos erklären zu laſſen ($ 1162; 
ZRO 88 1003 ff.) und die Erteilung eines neuen Briefs gemäß $ 67 GB herbeizuführen. Den 
Fall einer nur teilweiſen Befriedigung regelt § 1145. An dem Brief erlangt der Eigentümer 
Ae $ 952 durch volle Befriedigung des Gläubigers Eigentum, durch teilweiſe Befriedigung 

iteigentum. 

4. Die Aushändigung der ſonſtigen, zur Berichtigung des Grundbuchs oder zur Löſchung 
der Hypothek erforderlichen Urkunden, die nicht nur bei Briefhypotheken, ſondern auch bei 
Buchhypotheken in Betracht kommen (MG Gruch 58, 667), kann der Eigentümer verlangen, 
auch wenn ſie noch nicht vorhanden und nicht im Beſitz des Gläubigers ſind. Der Gläubiger muß 
ſie dann beſchaffen oder in der für die Grundbuchberichtigung oder Löſchung erforderlichen Form 
ausſtellen. Der Eigentümer hat regelmäßig die Wahl zwiſchen Berichtigungs⸗ und Löſchungs⸗ 
urkunden (RG 101, 234; Gruch 58, 670; 60, 318). Will er die Hypothek löſchen laſſen, ſo kann er 
eine in der Form des § 29 GBO erklärte Löſchungsbewilligung verlangen (K GJ 39 A 232). 
Dieſe Bewilligung genügt nach 8 19 GBD zur Löſchung, ſofern der Eigentümer gemäß $ 27 BO 
zuſtimmt. Zwar iſt der Gläubiger nach erfolgter Befriedigung in Wahrheit nicht mehr Inhaber 
der Hypothek, fo daß ihm an ſich die Verfügung darüber nicht mehr zusteht. Kraft feiner Eintra⸗ 
gung als Gläubiger iſt er aber dem Grundbuchamt gegenüber zur Löſchungsbewilligung formell 
legitimiert (KJ 26 A 150; 29 A 186; 32 A 260; 40, 296). Dagegen reicht eine bloße Löſchungsbe⸗ 
willigung zur Berichtigung des Grundbuchs durch Umſchreibung der Hypothek auf den Eigentümer 
nicht aus. Denn ſie erbringt nicht den Nachweis, daß der Eigentümer durch Befriedigung des Gläu⸗ 
bigers Inhaber der Hypothek geworden tft (RIA 8, 41; KGG 32 A 257; 40, 296). Eine in der 
Form des § 29 GBO ausgeſtellte Quittung genügt aber und kann erfordert werden (KJ 39 A 
232; OLG 20, 416; aber auch 23, 325) ſowohl zur Berichtigung des Grundbuchs als auch zur 
Löſchung. Denn dadurch wird gemäß 9 22 GBO nachgewieſen, daß das Grundbuch unrichtig 
und infolge der Befriedigung nicht mehr der Gläubiger, ſondern der Eigentümer Inhaber der Hypo⸗ 
thek iſt. Der Eigentümer kann daraufhin entweder durch einen formloſen Antrag nach den 89 13, 
30 G80 die Umſchreibung der Hypothek auf ſeinen Namen oder durch eine von ihm als Hypo⸗ 
thekinhaber und zugleich als Eigentümer (85 19, 27 GBO) abgegebene, auf Löſchung gerichtete Er⸗ 
klärung in der Form des 929 G80 die Löſchung herbeiführen (MG 56, 327; Gruch 60, 320; KG J 26 
A 149; 28 A 138; 32 A 260; OLG 20, 419). Unter Umſtänden kann der Gläubiger ein berechtigtes 
Intereſſe daran haben, einen Anſpruch auf Erteilung einer Löſchungsbewilligung abzulehnen. 
Dann wird ein ſolcher Anſpruch ungerechtfertigt ſein, z. B. wenn bereits eine beglaubigte Quittung 
über die erfolgte Befriedigung ausgeſtellt worden iſt (MG Gruch 60, 320). Die häufig noch neben 
der Quittung erklärte Löſchungsbewilligung iſt bedeutungslos, da der Gläubiger nach ſeiner eigenen 
Quittungserklärung nicht mehr Inhaber der Hypothek und daher über ſie zu verfügen nicht mehr 
berechtigt iſt (KJ 26 A 150; 32 A 260; 40, 296). In der Quittung muß aber der Gläubiger 
nicht nur den Empfang der Zahlung bekennen, ſondern auch angeben, daß der Eigentümer als 
ſolcher die Zahlung geleiſtet habe, weil ſonſt nach den 9 426 Abſ 2, 774, 1150, 1164 ($ 1143 U 3) die 
Möglichkeit offen bleibt, daß die Hypothek durch die Zahlung der Forderung auf einen anderen als 
den Eigentümer übergegangen iſt (KJ 26 A 149; 28 A 133; 29 A 186; 40, 295; OLG 8, 315). 
Ferner kann der Eigentümer zwecks Berichtigung des Grundbuchs verlangen, daß die Quittung 
ergibt, ob er perſönlicher Schuldner ift oder nicht, weil er nach den 88 1143, 1163 Abf 1,1177 (8 1143 
A J) die Hypothek im erſten Falle als Grundſchuld, im zweiten Falle als Hypothek mit der Forde⸗ 
rung erlangt (OLG 2, 320; KJ 45, 285; 51, 287; a. M. RIA 1, 163). Wenn der Gläubiger in 
der Quittung die Perſon des Zahlenden unrichtig bezeichnet, kann ſich daraus für ihn eine Scha⸗ 
denserſatzpflicht ergeben (Rh Gruch 50, 1082). Wie zur Löſchung eine Löſchungsbewilligung, 
ſo genügt zur Grundbuchberichtigung auch eine Umſchreibungsbewilligung des Gläubigers 
(KJ 39 A 232). Sie muß aber je nach der Sachlage auf Umſchreibung in eine Grundſchuld 
oder in eine Hypothek gerichtet fein und im erſten Falle die Erklärung enthalten, daß die Forde⸗ 
rung erloſchen ſei (RJA 7, 152; K ) 27 A 278; a. M. RA 5, 212; 9, 218). Neben einer löſchungs⸗ 
fähigen Quittung kann nicht noch eine urkundliche Umſchreibungsbewilligung verlangt werden, 
da die Quittung zur Berichtigung des Grundbuchs genügt (OLG 18, 173). Iſt der Gläubiger nicht 
als ſolcher im Grundbuch eingetragen, fo iſt er auch verpflichtet (vgl. 88 39, 40 GBO), dem Eigentü« 
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mer die zum Nachweis ſeines Gläubigerrechts erforderlichen Urkunden auszuhändigen (3. B. die 
in der Form des § 29 G0 erklärte Abtretung des als Gläubiger Eingetragenen; den Erbſchein 
über deſſen Beerbung; das Teſtamentsvollſtreckerzeugnis: HAN 1932 Nr 1210). Die Verpflichtung 
eines Gläubigers, welcher befreiter Vorerbe iſt, zur Beſchaffung der Einwilligung des Nacherben 
behandelt RG 69, 260. Eine Abtretung an einen Dritten kann nicht verlangt werden (A 5). 

5. Daraus, daß der Eigentümer die Aushändigung der fraglichen Urkunden verlangen kann, 
folgt nicht, daß der Gläubiger die etwa notwendige Herſtellung der Urkunden (A 3, 4) auf feine 
Koſten zu bewirken hätte. Vielmehr hat nach den $$ 369, 897 grundſätzlich der Eigentümer die 
Koſten zu tragen (MG 22. 6. 1932 V 95/32; ORG 6, 271). Die Klage aus $ 1144 kann, falls der 
Gläubiger die Hergabe der Urkunden vor der Befriedigung verweigert, auf die Aushändigung 
des Hypothekenbriefs und der ſonſtigen Berichtigungs- oder Löſchungsurkunden Zug um 
Zug gegen Befriedigung gerichtet werden (A 2; vgl. $ 726 Abſ 2 ZRO). Sie findet aber 
auch noch nach erfolgter Befriedigung des Gläubigers (nicht in den $$ 894, 896, ſondern) in 
$ 1144 ihre Rechtfertigung (A 2, 3). Für fie iſt gemäß $ 24 ZPO das Gericht des belegenen 
Grundſtücks ausſchließlich zuſtändig, weil der Eigentümer damit die dingliche Belaſtung für ſich 
ſelbſt in Anſpruch nimmt (SeuffA 58, 373; 64, 33; OLG 15, 255; 17, 87; 29, 82; HAM 1933 
Nr 1886; teilweiſe a. M. OLG 21, 65; JW 1921, 2551). Mehrere Miteigentümer, die auf 
Grund ihrer Zahlung gemeinſchaftlich klagen, find notwendige Streitgenoſſen im Sinne des $ 62 
PO (RO 60, 269). Die Zwangsvollſtreckung erfolgt nicht gemäß $ 887 oder $ 888 3PO, fondern 
nach $ 883 ZPO im Wege der Wegnahme durch den Gerichtsvollzieher (RG Gruch 50, 1110). Im 
Konkurſe des Gläubigers ſteht dem Eigentümer wegen ſeines Aushändigungsanſpruchs ein 
Ausſonderungsrecht (543 KO) zu (RG 60, 251; 86, 240). — Zur Abtretung der Hypothek an 
einen Dritten beſteht eine geſetzliche Verpflichtung des Gläubigers nicht (KJ 39 A 233). Auch 
auf Grund einer vom Eigentümer erteilten Abtretung des Anſpruchs auf Umſchreibung der Hypo⸗ 
thek kann der Zeſſionar nicht die Bewilligung der Umſchreibung auf feinen Namen vom Gläubiger 
verlangen. Denn das Grundbuch iſt durch die Befriedigung nur inſofern unrichtig geworden, als 
die Hypothek auf den Eigentümer übergegangen iſt. Der Gläubiger iſt daher nur verpflichtet, 
dieſer Grundbuchberichtigung zuzuſtimmen (RG 59, 294). Nach der herrſchenden Meinung ſoll 
aber eine Abrede dahin zuläſſig und eintragungsfähig ſein, daß der Gläubiger auf Verlangen des 
Eigentümers verpflichtet ſei, die Hypothel an einen von dieſem zu benennenden Dritten, der ſich 
zur Auszahlung bei Fälligkeit erbiete, abzutreten. Aus dieſer Abrede ſoll dann dem Eigentümer 
eine Einrede im Sinne des $ 1157 gegen die Geltendmachung der Hypothek bis zur Abtretungs⸗ 
erklärung zuftehen. Dieſe Anſicht begegnet indeſſen rechtlichen Bedenken. Die Verdinglichung einer 
derartigen Abrede durch Eintragung koͤnnte nur dann als den Inhalt des Hypothekenrechts betref⸗ 
fend für zuläſſig erachtet werden, wenn die Abrede eine Tilgungsbedingung enthielte. Dies iſt aber 
nicht der Fall, da die Hypothekenforderung gerade beſtehenbleiben und der Gläubiger die Zahlung 
des Dritten als Abtretungsentgelt anzunehmen verpflichtet fein ſoll (RIA 1, 165). 


8 1145 


Befriedigt der Eigentümer den Gläubiger nur teilweiſe !), fo kann er die 
Aushändigung des Hypothekenbriefs nicht verlangen 2). Per Gläubiger 
iſt verpflichtet, die teilweiſe Befriedigung auf dem Briefe zu vermerken) 
und den Brief zum Zwecke der Berichtigung des Grundbuchs oder der Lö⸗ 
ſchung dem Grundbuchamt ) oder zum Zwecke der Herſtellung eines Teil 
hypothekenbriefs für den Eigentümer der zuſtändigen Behörde oder einem 
zuſtändigen Notare vorzulegen s). 

Die Vorſchrift des Abſ 1 Satz 2 gilt für Zinſen und andere Nebenleiſtungen 
nur, wenn fie ſpäter als in dem Kalendervierteljahr, in welchem der Gläu- 
biger befriedigt wird, oder dem folgenden Vierteljahre fällig werden. Auf 
Koſten, für die das Grundſtück nach § 1118 haftet, findet die Vorſchrift keine 
Anwendung (). b 

ET 1119 II 1052; M 3 759; P 3 610, 665; 6 253. 

1. Die Vorſchriften des § 1145 finden bei der Briefhypothek zunächſt auf den Fall der teil⸗ 
weiſen Befriedigung durch den Eigentümer Anwendung, und zwar gleichviel, ob dieſer perſön⸗ 
licher Schuldner iſt oder nicht (51144 A 1). Sie find aber weiterhin auch anzuwenden auf die Fälle 
teilweiſer Befriedigung des Gläubigers durch einen Ablöſungsberechtigten (58 268, 1150) oder 
durch den perſönlichen Schuldner, der nicht Eigentümer iſt ($ 1167), und auf den Fall eines teil⸗ 
weiſen Verzichts des Gläubigers auf die Hypothekenforderung ($ 1168 Abſ 3). Gelangt die Forde⸗ 
rung teilweiſe nicht zur Entſtehung, ſo daß die Hypothek zu dieſem Teil dem Eigentümer zuſteht 
(81163 Ab 1), fo ift zwar mangels einer Beſtimmung hierfür $ 1145 nicht anwendbar. Da aber 


Hypothek 39 1144-1146 600 


der Eigentümer gemäß $ 952 Miteigentümer des Hypothekenbriefs und das Grundbuch hin⸗ 
ſichtlich des Teiles unrichtig iſt, ſo kann er nach den 98 749, 752, 1152 Teilung durch Herſtellung eines 
Teilhypothekenbriefs und nach $896 Vorlegung des Stammbriefs zu dieſem Zweck ſowie gemäß 
8 894 Zuſtimmung des Gläubigers zur Umſchreibung des Hypothekenteils verlangen (RG 59, 317; 
69, 40). Im Zuſammenhang mit $ 1145 ſtehen die $$ 31 Abſ 2, 40, 52 HypBankch v. 13. 7. 1899. 
Zu beachten iſt, daß der Gläubiger nach $ 266 zur Annahme von Teilleiſtungen nicht verpflichtet 
iſt (RG Gruch 68, 306; vgl. auch über die Berechtigung zur Befriedigung § 1144 A 2). 

2. Die Aushändigung des Hypothekenbriefs, wie im Falle voller Befriedigung des Gläubigers 
nach $ 1144, kann der Eigentümer hier nicht verlangen. Denn der erteilte Brief muß dem Gläubiger 
zum ausſchließlichen Beſitz verbleiben, damit e nuneingeſchränkt über den ihm zuſtehenden Hypo- 
thekenteil verfügen kann (RG 69, 41; Gruch 54, 1023). Dagegen kann der Eigentümer auch bei 
nur teilweiſer Befriedigung gemäß § 1144 die Aushändigung der zur Berichtigung des Grund. 
buchs oder zur Löſchung des bezahlten Pypothekenteils erforderlichen Urkunden (51144 A 4) 
beanſpruchen. Das ergibt ſich aus den Worten „zum Zwecke der Berichtigung des Grundbuchs 
oder der Löſchung“ (NG Warn 1914 Nr 322). 

3. Der (auch nur privatſchriftliche) Vermerk des Gläubigers über die teilweiſe Befriedigung 
ſchließt nach $ 1140 für den Fall, daß der Gläubiger über den getilgten Hypothekenteil verfügt, 
die Berufung des Erwerbers auf den öffentlichen Glauben des Grundbuchs aus (5 1140 A 2). 
Soll er zugleich als Quittung für die Berichtigung des Grundbuchs dienen ($ 1144 A 4), fo bedarf er 
der Form des § 29 GBO. 

4. Zum Zwecke der Berichtigung des Grundbuchs durch Umſchreibung des bezahlten Hypo⸗ 
thekenteils oder zur Löſchung dieſes Teils hat der Eigentümer gemäß § 41 GBO dem Grund⸗ 
buchamt den Brief vorzulegen, damit darauf gemäß $ 62 GB die Eintragung vermerkt werden 
kann. $ 1145 gewährt ihm gegen den Gläubiger einen Anſpruch auf Vorlegung zu dieſen Zwecken. 
Im Falle der Umſchreibung des Teils auf den Eigentümer hat der dem Gläubiger verbleibende 
Teil nach § 1176 auch ohne ausdrückliche Beſtimmung den Vorrang. 

5. Der Anſpruch auf Vorlegung des Briefes zum Zwecke der Herſtellung eines Teilhypo⸗ 
thekenbriefs ($ 1152) iſt dem Eigentümer, der den bezahlten Hypothekenteil auf ſeinen Namen 
umſchreiben laſſen will, gewährt, damit er über den Teil verfügen kann. Zwar genügt zur Ab⸗ 
tretung und zur Belaſtung des Teils auch die Übergabe des Stammbriefs an den Erwerber oder 
die Einräumung des Mitbeſitzes (8 866) daran (RG 65, 62; 69, 39; 75, 221, RIA 2, 85; 6, 64). 
Aber der Gläubiger iſt zur Herausgabe des Briefs nicht verpflichtet (A 2). Über die Herſtellung 
des Teilbriefs, für die nach $ 61 Abſ 1 das Grundbuchamt, die durch Landesgeſetz zu beſtimmenden 
Gerichte und die Notare zuständig find, trifft $ 61 Abſ 2, 3 G BO Beſtimmung. Den Fall, daß 
der bezahlte Teil zur Eigentümergrundſchuld wird (§ 1144 A 1), erörtert $ 1152 A 1. 

6. Der Abſ 2 verſagt dem Eigentümer für den Fall der Bezahlung gewiſſer Zinſen oder anderer 
Nebenleiſtungen, namentlich der im laufenden oder folgenden Kalendervierteljahr fällig werdenden, 
und für den Fall der Entrichtung von Koſten des § 1118 den Anſpruch auf den Vermerk der Zahlung 
und auf Vorlegung des Briefs. Das entſpricht den Sonderbeſtimmungen, die für dieſe Neben⸗ 
ſeiſtungen und Koſten in den 88 1158, 1159, 1178 bezüglich der Zuläſſigkeit von Einwendungen 
gegenüber einem neuen Erwerber ohne Rückſicht auf den öffentlichen Glauben des Grundbuchs 
und hinſichtlich der Nichterlangung einer Eigentümerhypothek gegeben ſind, ſowie dem Umſtand, 
daß die Eintragung derartiger Tilgungen nicht zuläſſig iſt (Prot 6, 253). Der erſte Satz des Abſ 2 
ergibt die Möglichkeit, daß der Eigenkümer die Hypothek in nun künftiger Zinſen erwirbt, 
während die Hypothek im übrigen beim Gläubiger bleibt (81178 A 3). 


§ 1146 

Liegen dem Eigentümer !) gegenüber die Vorausſetzungen vor, unter denen 
ein Schuldner in Verzug kommt ), fo gebühren dem Gläubiger Verzugs 
zinſen s) aus dem Grundſtücke ). 

E I 1140 IT 1053; M 3 700; P 3 711f. 

1. 8 1146 enthält eine das dingliche Hypothekenrecht erweiternde Beſtimmung für den Fall 
des Verzugs des Eigentümers, der nicht perſönlicher Schuldner iſt. Daß das Grundſtück kraft 
der Hypothek für Verzugszinſen haftet, die wegen Verzugs des perſönlichen Schuldners verlangt 
werden können, folgt bereits aus $ 1118. Die Vorſchrift des 8 1146 findet mangels einer entgegen- 
ſtehenden Beſtimmung ($ 1185 Abſ 2) auch auf Sicherungshypotheken Anwendung. Desgleichen 
auf Grundſchulden (81192) ſowie auf Rentenſchulden hinſichtlich der Ablöſungsſumme, aber 
nicht der einzelnen Leiſtungen (58 1199, 1200 Abſ 1, 289). N 

2. Die Vorausſetzungen, unter denen ein Schuldner in Verzug kommt, ergeben ſich aus 
den gg 284, 285. Danach iſt namentlich die Mahnung an den Eigentümer ($ 284 Abſ 1 Satz 1) erfor- 
derlich, wenn nicht für die Leiſtung, was bei Hypotheken meiſtens der Fall ſein wird, eine Zeit nach 
dem Kalender beſtimmt ift (5 284 Abſ 2). Zur Wirkſamkeit der Mahnung iſt nicht erforderlich, 
daß der Gläubiger ſich zur Aushändigung der im $ 1144 genannten Urkunden erbietet (OLG 23, 170). 
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3. Nach § 288 Abj 1 gebühren dem Gläubiger Verzugszinſen zu 4 vom Hundert, unbeſchadet 
des Rechts auf Fortbezug höherer Zinſen, die von der Hypothek vereinbarungsge mäß zu entrichten 
ſind. Dies iſt beſonders von Bedeutung, wenn die Hypothek unverzinslich oder zu weniger als 4 
vom Hundert verzinslich iſt. Dagegen ift dem Gläubiger das Recht nicht gewährt, gemäß den 98 286, 
288 Abi 2, 289 Satz 2 Erſatz eines weiteren Schadens aus dem Grundſtück zu verlangen (M 3, 
790). Nur ein perſönlicher Anſpruch gegen den Eigentümer kann in dieſer Hinſicht nach allgemeinen 
Grundſätzen der Haftung für Schadenszufügung, insbeſondere nach 9 823 Abſ 1, unter Umſtänden 
gegeben ſein. Ein ſolcher Schadenserſatzanſpruch iſt z. B. dann dem Hypothekengläubiger zuzu⸗ 
billigen, wenn der Eigentümer ſchuldhaft durch nicht ſtichhaltige Einwendungen die Befriedigung 
des Gläubigers verzögert (JW 1933, 6346). Auch Prozeßzinſen als folche vom Eintritt der Rechts⸗ 
hängigkeit der dingſichen Klage ab gebühren dem Gläubiger nicht, da der dingliche Anſpruch auf 
Befriedigung aus dem Grundſtück keine Geldforderung im Sinne des 9 291 iſt. Zinſen von der 
Klagerhebung ab können daher nur als Verzugszinſen beim Vorliegen der Vorausſetzungen des 
Verzugs zu dieſer Zeit verlangt werden. Das Nähere hierzu ergibt ſich einerſeits aus $ 284 Abſ 1 
Satz 2 (Klagerhebung ſteht der Mahnung gleich), anderſeits aus $ 284 Abs 1 Satz 1 (Fälligkeit er- 
forderlich); zu beachten bleibt auch $ 285. Wohl aber haftet das Grundſtück nach $ 1118 für die 
Prozeßzinſen, zu denen der perſönliche Schuldner auf die Schuldklage verurteilt wird. Sind der 
Eigentümer und der perſönliche Schuldner zugleich im Verzug, ſo ſtehen dem Gläubiger nur 
einmal Verzugszinſen zu. 

4. Nur aus dem Grundſtück nach Maßgabe des $ 1147 kann der Gläubiger die Verzugszinſen 
verlangen. Er iſt aber nicht berechtigt, wegen des Verzugs des Eigentümers den perſönlichen 
Schuldner in Anſpruch zu nehmen. 


8 1147 


Die Befriedigung !) des Gläubigers aus dem Grundſtück 2) und den Gegen 
ſtänden, auf die ſich die Hypothek erſtreckt e), erfolgt im Wege der Zwangs 
vollſtreckung ). 

E 1 1075 II 1054; M 3 675ff.; P 3 571f. 


1. Der Umfang der Befriedigung, die der Gläubiger auf Grund des dinglichen Hypo⸗ 
thekenrechts aus dem Grundſtück ſuchen kann, ergibt ſich aus den $$ 1113, 1115 in Verbindung mit 
§ 1118 (geſetzliche Zinſen der Forderung, Koſten der Kündigung, Koſten der die Befriedigung 
aus dem Grundſtück bezweckenden Rechtsverfolgung) und § 1146 (Verzugszinſen bei Verzug des 
Eigentümers, der nicht perſönlicher Schuldner iſt). Nach § 1118 hat der Gläubiger insbeſondere 
auch wegen der Koſten der dinglichen Klage oder einer vollſtreckbaren Urkunde (§ 794 Nr 5 
ZPO), für die er zahlungspflichtig ift, das Recht auf Befriedigung aus dem Grundſtück. Im Zwangs⸗ 
verſteigerungsverfahren kann er dieſes Recht nach den $$ 10 Abſ 2, 12 Nr 1,37 Nr 4, 110, 114 35G 
durch Anmeldung geltend machen, ohne daß er eines beſonderen vollſtreckbaren Titels (eines Koſten⸗ 
feſtſetzungsbeſchluſſes) bedarf, ſofern er nicht etwa wegen der Koſten allein die Zwangsverſteigerung 
betreibt. Wird der Eigentümer auf die dingliche Klage verurteilt, jo find ihm nach 9 91 ZPO 
die Koſten des Rechtsſtreits zur Laſt zu legen. Denn unterliegende Partei iſt er für ſeine Perſon, 
nicht als Vertreter des Grundſtücks, das nicht Partei ſein kann. Er haftet dem Gläubiger für die 
Erſtattung der dieſem erwachſenen Koſten (58 103 ff. 3 PO) ebenſo wie der Staatskaſſe auch mit 
ſeinem ſonſtigen Vermögen (OLG 3, 319; vgl. auch NG JW 1901, 183). Legt aber das Prozeßgericht 
dem Gläubiger die Koſten auf, etwa wegen eines ſoſortigen Anerkenntniſſes des Eigentümers 
gemäß $ 93 ZPO, fo kann der Gläubiger nicht, wie vereinzelt gemeint wird, trotzdem Befriedigung 
wegen ſeiner Koſten aus dem Grundſtück ſuchen. Denn die Auferlegung der Koſten enthält die 
Abweiſung des Anſpruchs auf Erſtattung der Rechtsſtreitkoſten (5 308 Abſ 2 ZRO) und beſeitigt 
dieſen Anſpruch ebenſo vollkommen wie die Auferlegung der Koſten im Falle der Abweiſung 
der ganzen Klage (OLG 3,319; HRR 1937 Nr 588). Für die Anwendung des $ 93 ZPO iſt aber in 
Ubereinſtimmung mit der herrſchenden Meinung zu bemerken: Wenn der Eigentümer nach Eintritt 
der Fälligkeit der Hypothekenforderung den Gläubiger nicht gemäß § 1142 befriedigt, ſo gibt er Ver⸗ 
anlaſſung zu der dinglichen Klage. Auch ein ſofortiges Anerkenntnis befreit ihn alſo nicht von der 
Koſtenlaſt, es ſei denn, daß er die Befriedigung vergeblich verſucht oder ſich zur Ausſtellung einer 
vollſtreckbaren Urkunde gemäß $ 794 Nr 5 3 0 erboten hat (OLG 3 S. 318. 319; 6, 386; 9, 65; 
11, 52; 13 S. 102, 103; 15, 86; 18, 163; SeuffA 59 Nr 113; a. M. OLG 1,259; vgl. auch OLG; 
23, 112). Ob dem Gläubiger die Aufforderung an den Eigentümer zur Ausſtellung einer voll- 
ſtreckbaren Urkunde vor Klagerhebung anzuſinnen iſt, richtet ſich nach den Umſtänden des Einzel⸗ 
falls (HRR 1937 Nr 588). 

2. Die Befriedigung aus dem Grundſtück erfolgt durch Zwangsvollſtreckung in das 
unbewegliche Vermögen (Mb 47, 270; 56, 324; 81, 73; 98, 236; OLG 1, 259; $ 1181 A 
Ihr unterliegen nach den $$ 864 Abſ 1, 870 ZPO auch die mit Hypotheken belaſtbaren Berech ⸗ 
tigungen, für welche die ſich auf Grundſtücke beziehenden Vorſchriften gelten (das Erbbaurecht: 
VO v. 15. 1. 1919 $ 11; nach Landesrecht: Artt 63, 67, 68, 69, 196 EG; vgl. $2 CGG). Nach 
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der dem $ 1114 entſprechenden Vorſchrift des § 864 Abſ 2 BRD ſteht ferner inſoweit 
einem Grundſtück gleich ein Grundſtücksbruchteil, wenn er in dem Anteil eines Miteigentümers 
beſteht oder wenn ſich der Anſpruch des Gläubigers auf ein Recht gründet, mit welchem der 
Bruchteil als ſolcher belaſtet iſt. Der zweite Fall iſt z. B. dann gegeben, wenn ein Miteigentümer 
feinen Anteil mit einer Hypothek belaſtet hat und demnächſt die Miteigentumsanteile ſich in einer 
Hand vereinigt haben. Zuläſſig ift die Zwangsvollſtreckung in den Anteil eines Miteigentümers 
auch dann, wenn ein früherer Alleineigentümer das ganze Grundſtück mit einer Hypothek belaſtet 
hat und ſpäterhin das Grundſtück in das Miteigentum mehrerer gelangt iſt (RG 20, 270; 81132 
A 1). Die Zwangsvollſtreckung in das Grundſtück kann der Gläubiger nach ſeiner Wahl durch den 
Antrag auf Einleitung der Zwangsverſteigerung oder der Zwangsverwaltung betreiben 
(88 864, 866, 869 ZPO; 58 15ff., 146 ff. BIO) ſowie durch den Beitritt zu einem bereits anhängigen 
Verfahren (88 27, 146 3G). Die Eintragung einer Zwangshypothel (55 866, 867 ZPO) kommt 
hier nicht in Betracht. Vorbehalte für die Landesgeſetzgebung zu Beſtimmungen, wonach der 
Gläubiger Befriedigung aus dem Grundſtück lediglich im Wege der Zwangsverwaltung ſuchen 
kann, finden ſich in den Artt 60, 192 Abſ 2 EG, zur Regelung der Zwangsvollſtreckung in die einem 
Eifenbahn- oder Kleinbahnunternehmen gewidmeten Grundſtücke und ſonſtige Vermögensgegen⸗ 
ſtände (Bahneinheit) im Art 112 EG. 

8. Die Befriedigung aus den Gegenſtänden, auf die ſich die Hypothek erſtreckt, alſo aus 
den in den $$ 1120—1130 behandelten Gegenſtänden, kann zunächſt im Wege der Zwangs ver⸗ 
ſteigerung oder der Zwangsverwaltung des Grundſtücks geſucht werden, da dieſe Verfahren 
nach $ 865 Abſ 1 3p die Gegenſtände mitumfaſſen. Jedoch umfaßt nach § 21 ZV die Beſchlag⸗ 
nahme bei der Zwangsverſteigerung, anders als bei der Zwangsverwaltung ($ 148 Abſ 1 3B), 
die Gegenſtände nicht ausnahmslos, namentlich nicht Miet⸗ und Pachtzinsſorderungen. Solange 
die Gegenſtände noch nicht durch Einleitung der Zwangsverſteigerung oder der Zwangsverwaltung 
beſchlagnahmt find (88 20, 22, 146, 151 386), kann der Gläubiger aus ihnen auch im Wege der 
Zwangsvollſtreckung in das bewegliche Vermögen (Pfändung) Befriedigung ſuchen 
(OLG 10, 420). Nur Zubehörſtücke können nicht gepfändet werden ($ 865 Abſ 2 ZPO; 51121 
A 3). Weſentliche Beſtandteile des Grundſtücks aber unterliegen vor der Trennung überhaupt 
nicht der Pfändung, ausgenommen nach $810 ZPO ungetrennte Früchte (81120 A 1). Aus 
Gebäudeverſicherungsforderungen kann der Gläubiger nicht nur im Wege der Pfändung, ſondern 
nach $ 1128 Abs 2 ausnahmsweiſe auch durch Einziehung ſich befriedigen (51128 A 5). — Streitig 
iſt, ob der Hypothekengläubiger, deſſen Hypothek durch den Zuſchlag in der Zwangsver⸗ 
ſteigerung erloſchen iſt (88 52,91 890), wegen des Ausfalls ſich an die für die Hypothek haftenden 
Gegenſtände, die von der Beſchlagnahme nicht mitergriffen oder von der Verſteigerung aus⸗ 
geſchloſſen waren, auf Grund feines dinglichen Rechts trotz deſſen Löſchung halten darf. Dies iſt zu 
bejahen, ſofern die Gegenſtände nicht nach Maßgabe der 88 1121 ff. inzwiſchen von der Haftung 
für die Hypothek frei geworden ſind. Denn da die Löſchung lediglich die Folge des Zuſchlags iſt, 
kann ihre Wirkung bei Hypotheken, die nicht durch Befriedigung aus dem Grundſtück erloſchen 
find, nicht über das zugeſchlagene Grundſtück hinaus auch auf die vom Zuſchlag nicht betroffenen, 
der Hypothek haftenden Gegenſtände erſtreckt werden. Vielmehr müſſen ſolche Hypotheken an den 
genannten Gegenſtänden trotz des Erlöſchens der Grundſtückshaftung durch den Zuſchlag ebenſo be⸗ 
ſtehen bleiben wie im Falle der Anordnung einer beſonderen Verſteigerung der Gegenſtände ge⸗ 
mäß § 65 AUG (MG 55, 414; 125, 366; 143, 243; 144, 154; JW 1911, 4655; Gruch 48, 1064; OLG 
3, 337; 14, 33; 30, 103; 33, 166; a. M. OLG 11, 137). Dies gilt auch bei Zubehörſtücken, die von 
dem Grundſtückseigentümer zwar veräußert, aber nicht vom Grundſtück entfernt worden ſind, auf 
die ſich alfo nach den 98 1120, 1121 Abſ 1 die Hypothek weiter erſtreckt ($ 1121 A 2, 3) und die der 
Erſteher des Grundſtücks kraft Einſtellung der Zwangsvollſtreckung in fie gemäß $55 Abſ 2, 9 37 Nr 5 
38G durch den Zuſchlag nicht erworben hat (JW 1927, 40211; 897 A 1). Sind aber die haftenden 
Gegenſtände durch den Zuſchlag auf den Erſteher übergegangen ($ 90 8h), fo tönnen ſich die 
Hypothekengläubiger ſelbſtverſtändlich (88 91, 92 BUG) an die Gegenſtände wegen ihres Ausfalls 
nicht halten (RG Gruch 48, 1024). 

4. Die Vorausſetzungen für die Befriedigung aus dem Grundſtück im Wege der Zwangs⸗ 
vollſtreckung ergeben ſich aus den $$ 704752, 794801 ZPO, 89 16—48, 146, 147 3G. Ber 
ſonders iſt erforderlich ein vollſtreckbarer Schuldtitel gegen den Eigentümer (88 16, 17 385). 
Nach $ 1148 gilt jedoch der als Eigentümer Eingetragene zugunſten des Gläubigers als der wirk⸗ 
liche Eigentümer. Da nach $1113 die hypothekariſche Belaſtung darin beſteht, daß eine Geld⸗ 
ſumme zur Befriedigung wegen der geſicherten Fosderung aus dem Grundſtück zu zahlen iſt, und 
da nach § 1147 die Befriedigung aus dem Grundſtück im Wege der Zwangsvollſtreckung erfolgt, 
iſt die dingliche Klage zur Erlangung eines vollſtreckbaren Urteils zu richten auf die Verurteilung 
des Eigentümers dahin, daß er zur Befriedigung des Klägers wegen des Hypothekenkapitals und 
der Nebenforderungen (A 1) die Zwangsvollſtreckung in das Grundſtück und in die für die Hypothek 
haftenden Gegenſtände zu dulden hat (R 49 S. 107, 110; Ra 11,156; OLH 35, 332; vgl. 
dazu die Vorſchläge in JW 1921, 1353; 1922, 213). Die Faſſung des Antrags dahin, „bei Ver⸗ 
meidung der Zwangsvollſtreckung in das Grundſtück zu zahlen“, iſt nicht zu billigen, weil 
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nach dem BGB dem Eigentümer eine Zahlungspflicht nicht obliegt (vgl. jedoch RG 63, 183). 
Die Gegenſtände, auf die ſich die Hypothek erſtreckt, brauchen in den Antrag nicht aufgenommen 
zu werden, da die Zwangsvollſtreckung in das Grundſtück fie mitumfaßt (A3). Die Klage kann 
nach den $$ 592 Satz 2, 688 Abſ 1 Satz 2 ZPO auch im Urkundenprozeß und im Mahnverfahren er- 
hoben werden. Iſt der Eigentümer zugleich der perſönliche Schuldner, fo kann mit der dinglichen 
Klage die Schuldklage verbunden werden. Der Antrag iſt dann zu richten auf die Verurteilung des 
Beklagten dahin, daß er an den Kläger die Hypothekenſumme zu zahlen und zur Befriedigung des 
Klägers wegen der Summe die Zwangsvollſtreckung in das Grundſtück zu dulden hat. Den Ge⸗ 
richtsſtand für die dingliche und die mit dieſer verbundene Schuldklage regeln die 99 24, 25 ZPO. 
Auch der Gläubiger der auf Grund eines ſchuldrechklichen Schuldtitels eingetragenen Zwangs- 
hypothek ($ 867 ZPO) kann aus dieſer die dingliche Klage erheben. Er hat an der Erlangung 
eines dinglichen Schuldtitels neben dem ſchuldrechtlichen ein Intereſſe, weil im Falle der Zwangs⸗ 
verſteigerung des belaſteten Grundſtücks ſeine Rechte auf Grund des dinglichen Schuldtitels weiter⸗ 
gehende ſind ($ 26 ZUG; RG 76, 119; JW 1936 S. 200385, 235448; HRR 1937 Nr 588) und, wenn 
er Mietzinſen aus dem Grundſtück auf Grund eines ſolchen Schuldtitels pfändet, die Pfändung 
als Beſchlagnahme nach den 88 1123, 1124 (81123 A 2; 5 1124 A 2) gilt (ORG 35, 332). Über 
die Vollſtreckbarkeit des gegen den Eigentümer erlaſſenen Urteils gegen den Rechts- 
nachfolger im Falle der Veräußerung des Grundſtücks nach Eintritt der Rechtshängigkeit finden 
ſich beſondere Vorſchriften in $ 325 Abſ 3 ZPO, g 26 3G. Im übrigen find die Vorausſetzungen 
der Zwangsvollſtreckung gegen einen Rechtsnachfolger geregelt durch die 98 727— 731, 738, 742, 744, 
745, 749 ZPO, die auch für die Hypothekenklage gelten. — Ferner kann die Zwangsvollſtreckung 
erfolgen auf Grund einer nach Maßgabe des 9 794 Nr 5 oder des 800 ZPO vom Eigentümer 
erteilten vollſtreckbaren Urkunde. Das gilt aber nicht, wenn die Urkunde eine Höchſtbetrags⸗ 
hypothek ($ 1190) betrifft. Denn bei dieſer fehlt die nach $ 794 Nr 5 ZP erforderliche Beſtimmt⸗ 
heit des zu zahlenden Geldbetrags (RIA 2, 203; OLG 3, 295; 8 S. 148, 149; 9, 230; 13, 196). 
Inwieweit der Hypothekengläubiger zur Vollſtreckung in ein Grundſtück, das eine Ehefrau im 
geſetzlichen Güterſtand erworben hat, eines Duldungstitels gegen den Ehemann bedarf, obwohl 
der frühere Eigentümer ſich gemäß $ 800 ZPO der ſofortigen Zwangsvollſtreckung unterworfen 
hatte, iſt eingehend erörtert in HRR 1938 Nr 1138. Im Art VIII EG ZPO Nov. v. 17. 5. 1898 
findet ſich ein Vorbehalt für landesgeſetzliche Vorſchriften über vollſtreckbare Hypothekenurkunden. 
Zu beachten ſind ferner: 5794 Nr ZPO (svollſtreckbare gerichtliche Vergleiche) und § 1044 
3 PO (für vollſtreckbar erklärte Vergleiche vor dem Schiedsgericht). Nach § 75 Aufwoß 
findet auch aus den vor der Aufwertungsſtelle abgeſchloſſenen Vergleichen (z. B. 
über gelöſchte, nach 38 14, 15 kraft Vorbehalts oder Rückwirkung aufzuwertende Hypo⸗ 
theken) die Zwangsvollſtreckung ſtatt (Rh 136, 62). — Iſt der Gläubiger zugleich Eigen⸗ 
tümer, alſo Eigentümerhypothekar, fo kann er nach den 88 1177, 1197 Abſ 1 nicht die 
Zwangsvollſtreckung zum Zwecke feiner Befriedigung betreiben. Iſt der Eigentümer im Kon- 
kurs, jo kann der Gläubiger nach den 99 4 Abſ 2, 47 KO abgeſonderte Befriedigung aus dem Grund⸗ 
ſtück unabhängig vom Konkursverfahren betreiben. Die dingliche Klage iſt aber nach den 95 6, 11 KO 
gegen den Konkursverwalter zu richten (NG JW 1901, 183; OLG 15, 86; auch RG 52, 140; Gruch 
45, 624). Auch der Konkursverwalter kann die Zwangsvollſtreckung betreiben (58 126, 127 KO, 
59 172—174 3G). — Das Recht des Hypothekengläubigers auf Zwangsvollſtreckung in das 
Grundſtück und die mithaftenden Gegenſtände darf nicht völlig ausgeſchloſſen werden. Eine 
jolche Vereinbarung widerſtreitet dem Weſen der Hypothek ($ 1113) und iſt daher nichtig (RG 
Gruch 58, 974). Zuläſſig iſt dagegen eine Vereinbarung, die das Recht auf Zwangsvollſtreckung nur 
in der Weiſe beſchränkt, daß dem Gläubiger zwar die Befugnis, ſelbſt die Zwangsverſteigerung des 
Grundſtücks zu betreiben, genommen wird, im übrigen aber Zwangsvollſtreckungsakte (3. B. 
Zwangsverwaltung, Pfändung von Mietzinſen) freigeſtellt bleiben und das Recht, feine Hypothek 
in einer von einem Dritten betriebenen Zwangsverſteigerung geltend zu machen, unbenommen iſt 
(RG Gruch 58, 975). Solche Beſchränkungsklauſeln können aber nicht in das Grundbuch eingetragen 
werden (JW 1931,32822). Vgl. hierzu auch $ 1113 A 7 a. E., $ 1120 A 1 a. E., $ 1137 A 2. — 
Iſt das Grundſtück zwangsverſteigert worden und die Hypothek gemäß § 91 3h durch den Zur 
ſchlag erloſchen, ſo tritt an die Stelle der Hypothek das Recht auf Befriedigung aus dem vom 
Erſteher zu zahlenden Verſteigerungserlös (8 1113 A 6). Die Art und Weiſe der Übertragung 
und Pfändung dieſes Rechts, die Anwendbarkeit des $ 1163 Abſ 1 darauf und die Wirkung des Ver⸗ 
zichts auf dieſes Recht behandeln $ 1154 A 1, § 1163 A 3, § 1168 A 1. War die Hypothek einem 
Dritten verpfändet, ſo ergreift das Pfandrecht nunmehr (nach dem Surrogationsgrundſatz) dieſes 
Befriedigungsrecht (NG Warn 1915 Nr 85). Bei der Verteilung des Erlöſes im Zwangsverſteige⸗ 
rungs- oder Zwangsverwaltungsverfahren find dingliche Rechte in der Reihenfolge ihres Ranges 
zu berückſichtigen. Das gilt auch dann, wenn ein ſolches Recht dem zugleich perſönlich haftenden 
Vollſtreckungsſchuldner zuſteht. Dieſes Recht ift alſo nicht etwa ohne weiteres an letzter Stelle zu 
berückſichtigen. Vielmehr muß der Vollſtreckungsgläubiger bei der dinglichen Rechtsverfolgung mit 
dem beſſeren Rang voreingetragener Rechte ſich abfinden, und der dinglich vorberechtigte Schuldner 
braucht ſich aus feiner Stellung nicht verdrängen zu laſſen (RG JW 1937, 21017). 
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8 1148 


Bei der Verfolgung des Nechtes aus der Hypothek!) gilt zugunſten des 
Gläubigers derjenige, welcher im Grundbuch als Eigentümer eingetragen 
ift, als der Eigentümer 2). Das Necht des nicht eingetragenen Eigentümers, 
die ihm gegen die Hypothek zuſtehenden Einwendungen geltend zu machen, 
bleibt unberührt ). 

E II 1055; M 3 223; P 3 575f. 


1. $1148 gewährt dem Gläubiger bei der Verfolgung des Rechtes aus der Hypothek, alſo 
bei Erhebung der dinglichen Klage ($ 1147 A 4), eine Erleichterung hinſichtlich der Feſtſtellung 
der Perſon des richtigen Beklagten (z. B. im Falle einer Erbfolge, der Eigentumseintragung auf 
Grund einer nichtigen Auflaſſung), wie fie ihm $ 1141 Abſ 1 Satz 2 auch bei der Kündigung zuteil 
werden läßt. Für die Schuldklage gegen den Eigentümer als perſönlichen Schuldner gilt die Vor⸗ 
ſchriſt nicht. Entſprechend anwendbar iſt $ 1148 bei der Verfolgung des Rechts aus öffentlichen 
Laſten am Grundſtück. Dem wahren Grundſtückseigentümer ſteht daher keine Vollſtreckungs⸗ 
gegenklage zu, wenn wegen rückſtändiger Grundvermögensſteuern die Zwangsvollſtreckung in das 
Grundſtück zunächſt gegen den Bucheigentümer eingeleitet worden iſt und dann nach Umſchreibung 
des Eigentums auf den wahren Cigentümer gegen dieſen fortgeſetzt wird (WW 1937, 315912). 

2. Aus dem in A! angegebenen Grunde wird beſtimmt, daß zugunſten des Gläubigers, 
während ſonſt für die Rechtsberſolgung der Schutz des öffentlichen Glaubens des Grundbuchs 
(59 892, 893) nicht beſteht (M 3, 223), der als Eigentümer Eingetragene als der Eigentümer gilt. 
Damit wird nicht bloß eine widerlegbare Vermutung, ſondern, über $ 891 hinausgehend, eine un⸗ 
widerlegbare Fiktion aufgeſtellt, kraft deren der Eingetragene für die dingliche Klage als der richtige 
Beklagte anzuſehen iſt, auch wenn er nicht der wahre Eigentümer iſt (3. B. weil er beim Erwerb des 
Grundſtücks geiſteskrank war). Das gilt ſelbſt dann, wenn der Gläubiger das Nichteigentum kennt 
oder ein Widerſpruch gegen das Eigentum eingetragen iſt. Der Eingetragene kann alſo niemals den 
Einwand erheben, daß er in Wirklichkeit nicht Eigentümer ſei (RH 94, 57). Das gegen ihn erlaſſene 
Urteil berechtigt den Gläubiger, gemäß den 88 17 Abſ 1, 146 3G die Zwangsverſteigerung oder die 
Zwangsverwaltung des Grundſtücks zu betreiben. Der wahre Eigentümer kann hiergegen nicht 
auf Grund des 8 750 ZPO den Einwand geltend machen, daß die Zwangsvollſtreckung unzulaſſig 
ſei, weil ein vollſtreckbarer Schuldtitel gegen ihn ſelbſt nicht vorliege. Er kann den Gläubiger nicht 
zwingen, gegen ihn von neuem die dingliche Klage zu erheben (Prot 3, 575). Der Gläubiger aber, 
zu deſſen Gunſten allein die Fiktion gilt, iſt auch zur Klage gegen den wirklichen Eigentümer be⸗ 
rechtigt. Erlangt er einen vollſtreckbaren Titel gegen ihn, ſo kann er deſſen Eintragung gemäß 
814 GBD erwirken und dann gegen ihn die Zwangsvollſtreckung betreiben. Sit über das Ver⸗ 
mögen des Eigentümers der Konkurs eröffnet, fo iſt für die dingliche Hypothekenklage der Konkurs- 
verwalter ohne Rückſicht darauf, ob er das Grundſtück gemäß 8 117 KO in Beſitz und Verwaltung 
genommen hat oder nicht, gemäß § 6 Abſ 2 KO der richtige Beklagte. Nur dann ſcheidet er aus 
dieſer Rolle aus, wenn er das Grundſtück aus der Maſſe freigegeben hat; dazu iſt eine Erklärung 
gegenüber dem Gemeinſchuldner erforderlich (RG 94, 56). 

8. Die dem nicht eingetragenen Eigentümer gegen die Hypothek zuſtehenden Einwendungen, 
die ihm erhalten bleiben, lönnen z. B. darauf gerichtet fein: daß die Hypothek überhaupt nicht 
beſtehe, weil ſie vom Nichteigentümer beſtellt und dem Gläubiger das Nichteigentum bekannt 
geweſen ſei ($ 892); daß die Hypothek gegen ihn, den wahren Eigentümer, zufolge eines perſön⸗ 
lichen Rechtsverhältniſſes zwiſchen ihm und dem Gläubiger nicht geltend gemacht werden dürfe 
(81137 A 1). Überhaupt kann er alle Einwendungen geltend machen, die ſonſt einem Eigen⸗ 
tümer gegenüber der dinglichen Klage zuſtehen (81137 A 1—5). Die auf ſolche Einwendungen ge- 
ſtützte Klage (deren Erhebung zur Geltendmachung der Einwendungen en iſt: RG 94, 57) 
wird als Feſiſtellungsklage (auf Feſtſtellung des Nichtbeſtehens eines Rechtsverhältniſſes: § 256 
ZPO) aufzufaflen fein, auch wenn fie erſt nach Beginn der Zwangsvollſtreckung erhoben wird (RG 
59, 305; JW 1884, 29918; 1903, 398). Eine Widerſpruchsklage nach $ 771 3 PO iſt fie im letzteren 
Falle nicht, da nicht ein dem Kläger an dem Gegenſtande der Zwangsvolſſtreckung zuſtehendes, 
die Veräußerung hinderndes Recht geltend gemacht wird. Ebenſowenig iſt die Klage eine Voll⸗ 
ſtreckungsgegenklage nach § 767 BRD, da dieſe die Geltendmachung der Einwendung gegen den 
Anſpruch durch den Urteilsſchuldner zur Vorausſetzung hat (ſtr.; a. M. Prot 3, 576), Der nicht 
eingetragene Eigentümer muß in jedem Falle zunächſt feine Klagberechtigung durch den Nach- 
tveis dartun, daß er der wahre Eigentümer iſt. 


8 1149 


Der Eigentümer kann !), folange nicht die Forderung ihm gegenüber fällig 
geworden iſt 2), dem Gläubiger nicht das Necht einräumen ), zum Zwecke 
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der Befriedigung die Übertragung des Eigentums an dem Grundſtücke zu 
verlangen oder die Veräußerung des Grundſtücks auf andere Weiſe als im 
Wege der Zwangsvollſtreckung zu bewirken 2). 

E L 1077 II 1056; M 3 679ff.; P 3 578. 

1. Da im Gebiet des Sachenrechts der Grundſatz der Vertragsfreiheit nicht beſteht, kann der 
Eigentümer nicht die hypothekariſchen Rechte der Hypothekengläubiger mit dinglicher Wirkung 
erweitern. Für ſeine Perſon kann er allerdings im allgemeinen Verpflichtungen nach dieſer Rich⸗ 
tung eingehen; die daraus ſich ergebenden Rechte können freilich nicht zum Nachteil der übrigen 
Gläubiger geltend gemacht werden. § 1149 enthält nun aber in dieſer Hinſicht, wie aus den Worten 
„Tann nicht“ folgt, die noch weitergehende Beſtimmung, daß zwei derartige Verpflichtungen auch 
dann, wenn ſie vom Eigentümer nur für ſeine Perſon übernommen worden ſind, überhaupt nichtig 
fein ſollen, ſofern ihre Feſtſetzung vor dem Eintritt der Fälligkeit der Hypothekenforderung erfolgt. 
Das Geſetz umfaßt mit dieſer Regelung ganz allgemein nicht bloß den dinglichen Vertrag, ſondern 
auch ſchuldrechtliche Verträge, die auf Übertragung des Eigentums gerichtet find (RG 92,104). Der 
erſte Fall des $ 1149 betrifft das Verbot der ſog. lex commissoria. Verboten wird damit eine Verein⸗ 
barung des Inhalts, daß das Pfandgrundſtück dem Glaubiger für die Hypothek verfallen ſolle, wenn 
der Eigentümer des belaſteten Grundſtücks ſeiner Verbindlichkeit aus der Hypothek zur Verfallzeit 
nicht Genüge leiſte. Dieſes Verbot gilt ohne Rückſicht darauf, ob der Gläubiger berechtigt fein ſoll, 
das Grundſtück in Zahlung zu nehmen, oder ob ihm das Grundſtück ohne weiteres an Zahlungs Statt 
zufallen ſoll (R& 130, 228). Nicht hierunter fällt aber z. B.: eine nicht an die Bedingung der 
Nichtbefriedigung des Gläubigers geknüpfte, ſondern unabhängig hiervon ohne einen Schwebe⸗ 
zuſtand und ſelbſtändig getroffene Vereinbarung, auch wenn der Vertrag die Übertragung des 
Eigentums am Grundſtück zum Zwecke der Befrie digung des Hypothekengläubigers zum Gegenſtand 
hat (Rh 130,229; JW 1935, 288610); die Übernahme der Verpflichtung durch den Eigentümer, 
einem Hypothekengläubiger noch vor der Fälligkeit feiner Forderung das belaſtete Grundſtück unab⸗ 
hängig von der Zahlung der Forderung am Fälligkeitstermin zu einem beſtimmten Preiſe zu über⸗ 
laſſen (RG 92, 105); die Vereinbarung zwiſchen Eigentümer und Hypothekengläubiger, daß jener 
dieſem gegen Löſchungsbewilligung einen Bruchteil des Grundſtücks aufzulaſſen habe, falls der 
Kurswert der Währung, in der die hypothekariſch geſicherte Forderung ausgedrückt iſt, unter eine 
beſtimmte Grenze ſinken ſollte (HR R 1933 Nr 198); die Feſtſetzung der Verpflichtung des Eigen⸗ 
tümers, das Grundſtück an denjenigen, von dem er es durch Kauf erwirbt, für den Fall der nicht 
pünktlichen Zahlung des durch Hypothek zu ſichernden Kaufpreiſes zurückzuübertragen (MB, 
681). Die Zuläſſigkeit ſolcher Vereinbarungen, auch vor dem Eintritt der Fälligkeit, ergibt ſich dar⸗ 
aus, daß die Überkragung des Eigentums an dem Grundſtück nicht „zum Zwecke der Befriedigung“ 
erfolgen ſoll (RIA 3, 195). Natürlich bleibt im Einzelfall zu prüfen, ob etwa die Vereinbarung 
wucheriſch und deshalb nach $ 138 Abſ 2 nichtig iſt. Soweit Bedenken gegen die Rechtsverbindlich⸗ 
keit nicht beſtehen, kann der Anſpruch auf Übertragung des Eigentums nach $ 883 Abſ 1 Satz 1, 2 
durch Eintragung einer Vormerkung geſichert werden (RIA 3, 195). Die an ſich zuläffigen 
Vereinbarungen bedürfen aber zur Rechtsgültigkeit der im § 313 vorgeſchriebenen Form. 
Die Anwendung des § 1149 wird indeſſen nicht ſchon dadurch ausgeſchloſſen, daß für 
das zu Eigentum zu übertragende Grundſtück ein beſtimmter Preis vereinbart wird. Iſt die Ver⸗ 
pflichtung zur Übertragung des Eigentums zu der Nichtzahlung der Hypothekenforderung am 
Fälligkeitstermin in Beziehung geſetzt und von dieſer Nichtzahlung abhängig gemacht, ſo iſt der 
Tatbeſtand des $ 1149 auch dann gegeben, wenn ein Preis für das zu übereignende Grundſtück 
feſtgeſetzt iſt. Das gilt ſogar dann, wenn der feſtgeſetzte Preis höher als die Hypothekenforderung 
iſt und deshalb die Preisbeſtimmung die Verpflichtung des Gläubigers zur Herausgabe des Über⸗ 
ſchuſſes an den Eigentümer als notwendige Folge mit ſich bringt. Denn auch hier iſt die Abſicht 
der Beteiligten darauf gerichtet, daß der Gläubiger, wenn die Zahlung der Hypothekenſchuld 
durch den Eigentümer am Fälligkeitstermin nicht erfolge, Befriedigung durch Erlangung des 
Eigentums an dem Grundſtück bei gleichzeitiger Verrechnung der Hypothekenforderung auf die 
Preisforderung erhalten ſolle. Auch hier iſt alfo dem Gläubiger das Recht eingeräumt, zum Zwecke 
ſeiner Befriedigung die Übertragung des Eigentums an dem Grundſtlick zu verlangen (RG 92, 101). 

2. Nur ſolange nicht die Forderung dem Eigentümer gegenüber fällig geworden iſt, kann 
der Eigentümer dem Gläubiger die im § 1149 bezeichneten Rechte nicht rechtsverbindlich ein⸗ 
räumen. Entſprechende Vorſchriften für das Pfandrecht gelten nach den $$ 1229, 1245. Wird 
dagegen erſt dann, wenn die Fälligkeit (nicht dem perſönlichen Schuldner, ſondern) dem 
Eigentümer gegenüber ($ 1142 A 2) eingetreten ift, zwiſchen dieſem und dem Hypotheken- 
gläubiger vereinbart, daß der Gläubiger berechtigt ſein ſoll, zum Zwecke ſeiner Befriedigung die 
Übertragung des Eigentums an dem Grundſtück zu verlangen oder die Veräußerung des Grund⸗ 
ſtücks auf andere Weiſe als im Wege der Zwangsvollſtreckung, alſo auf andere Weiſe als nach 
5.1147 (3. B. durch freihändigen Verkauf) zu bewirken, fo find dieſe Vereinbarungen im Verhält⸗ 
nis zwiſchen Eigentümer und Gläubiger (A 1) wirkſam. Die erſte Vereinbarung bedarf der 
Form des 9 313. Der Anſpruch daraus kann gemäß § 883 Abſſ 1 Satz 1 durch Eintragung einer 
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Vormerkung geſichert werden. Auf die Vereinbarung der zweiten Art trifft dies nicht zu, da fie 
nicht auf Übertragung des Eigentums, ſondern auf Duldung der Veräußerung gerichtet iſt. Wenn 
dem Gläubiger z. B. der Privatverkauf geſtattet iſt, ſo ſchließt er den Kaufvertrag mit dem Käufer. 
Die Auflaſſung hat dann auf Erfordern der Eigentümer dem Käufer zu erteilen (vgl. 55 39, 40 GBO, 
8894 3PO). Wird aber der Gläubiger vom Eigentümer auch zur Auflaſſung (unwiderruflich: 
$ 168 Satz 2) ermächtigt, fo muß die Vereinbarung hier ebenfalls in der Form des $ 313 geſchloſſen 
werden (RG 50, 163). r 


8 1150 


Verlangt der Gläubiger Befriedigung aus dem Grundftüde !), ſo finden 
die Vorſchriften der 88 268, 1144, 1145 entſprechende Anwendung 7). 

E 1 1081, 1082 II 1057; M 3 690 ff.; P 3 577ff.; 4 603f. 

1. Wie 8 268 gegenüber dem perſönlichen Gläubiger, der die Zwangsvollſtreckung in einen 
dem Schuldner gehörenden Gegenſtand betreibt, jo gewährt $ 1150 gegenüber dem feine Befriedi⸗ 
gung aus dem Grundſtück verlangenden Hypothekengläubiger ein Ablöſungsrecht. Eine entſpre⸗ 
chende Vorſchrift für das Pfandrecht findet ſich im $ 1249. Das Ablöſungsrecht iſt nicht zum Schutz 
des Schuldners gegeben, ſondern um dem Berechtigten die Möglichkeit zu gewähren, die ihm 
durch die Zwangsvollſtreckung des betreibenden Gläubigers drohende Gefahr des Verluſtes eines 
Rechts oder feines Beſitzes abzuwenden (RG 91, 303; 123, 340). Daher iſt unerläßliche Voraus⸗ 
ſetzung des Ablöſungsrechts und des aus ſeiner Ausübung ſich ergebenden Rechtsübergangs, daß 
die Befriedigung des Gläubigers erfolgt zum Zweck der Abwendung einer Vollſtreckungs⸗ 
gefahr, die den Ablöſenden mit dem Verluſt eines Rechts am Gegenſtand der Vollſtreckung be⸗ 
droht (NG 146, 317). § 1150 erweitert beim dinglichen Hypothekenrecht das Ablöſungsrecht 
gegenüber $ 268 inſofern, als er nicht erfordert, daß der Gläubiger bereits die Zwangs⸗ 
verſteigerung oder Zwangsverwaltung ($ 1147) betreibt, ſondern das Ablöſungsrecht auch 
ſchon dann gewährt, wenn der Gläubiger gerichtlich oder außergerichtlich Befriedigung 
aus dem Grundſtück verlangt (RIA 15, 161). Es iſt alſo nicht einmal erforderlich, daß der Hy⸗ 
pothekengläubiger bereits die dingliche Klage gegen den Eigentümer erhoben hat. Vielmehr 
kann das Ablöſungsrecht auch ſchon dann geltend gemacht werden, wenn der Gläubiger den Eigen⸗ 
tümer zur Zahlung aufgefordert (RG 91, 302) oder die Hypothek gekündigt hat (RG Gruch 55, 
673) und die Fälligkeit eingetreten oder der Gläubiger ſchon vorher (81142 A 3) zur Annahme 
der Zahlung verpflichtet iſt. Denn bereits hierdurch iſt das Intereſſe des Ablöſungsberechtigten 
in Anbetracht der drohenden Zwangsverſteigerung hinreichend gefährdet (Prot 3, 578). Unter 
Umſtänden kann auch in dem Vorgehen eines vorläufig nur bedingten Gläubigers (z. B. in ſeiner 
Beſchwerde gegen den Zuſchlag im Zwangsverſteigerungsverfahren) ein Abloſungsrecht dieſem 
gegenüber gegeben fein (OLG 42, 41). Iſt als Zahlungsbedingung geſetzt, daß der Gläubiger, 
wenn die Zinſen zur Verfallzeit nicht pünktlich gezahlt würden, ſofort und ohne Kündigung die 
Zahlung des Kapitals verlangen könne, und hat ſich der Grundſtückseigentümer wegen aller fälligen 
Kapital» und Zinsbeträge der ſofortigen Zwangsvollſtreckung unterworfen, jo kann daraus ent⸗ 
nommen werden, daß der Gläubiger ein für allemal im voraus das Verlangen auf Befriedigung 
aus dem Grundſtück geſtellt habe für den Fall, daß Zinſen oder Kapital zur Verfallzeit nicht ge⸗ 
zahlt würden. Danach kann angenommen werden, daß in dem Augenblick, wo die Zahlung zur 
Verfallzeit unterbleibt, das Verlangen der Befriedigung aus dem Grundſtück hervorgetreten iſt. 
Denn daß das Verlangen der Befriedigung aus dem Grundſtück nach Eintritt der Fälligkeit 
des hypothekariſchen Anſpruchs von dem Gläubiger zum Ausdruck gebracht fein müſſe, er- 
gibt ſich aus $ 1150 nicht (RG SeuffA 76 Nr 22). Dagegen genügt nicht eine Mahnung an den 
(vom Eigentümer verſchiedenen) perſönlichen Schuldner oder die Erhebung der Schuldklage gegen 
ihn, da hierbei nicht Befriedigung „aus dem Grundſtück“ verlangt wird. Die Zweckbeſtimmung 
des Ablöſungsrechts ſteht zwar einer Ablöſung im Laufe des Zwangaverſteigerungsverfahrens 
nicht grundſätzlich entgegen (RG 1. 11. 1930 V 411/29), kann aber dann nicht mehr erfüllt 
werden, wenn das abzulöfende Recht am Grundſtück ſchon durch den Zuſchlag erloſchen iſt. Im 
Verteilungstermin beſteht alſo kein Ablöſungsrecht mehr, da eine Beſeitigung der Verſteigerung 
nicht mehr in Frage kommt, die Ablöſung vielmehr nur den Zweck hätte, dem Ablöſenden einen 
beſſeren Rang zu ſichern (RG 123, 340). Die Ablöſung in der Zwiſchenzeit vom Zuſchlag bis zum 
Verteilungstermin erörtert A 2. — Werden öffentliche Steuerforderungen unter den Vor⸗ 
ausſetzungen der $$ 1150, 268 abgelöſt, jo gehen ſie auf den Ablöſenden über, ſcheiden aus ihren 
hoheitsrechtlichen Beziehungen aus und ſind fortan im ordentlichen Rechtsweg verfolgbar (RG 
146, 319). Der in JW 1934, 27931 (auch 1935, 215567) vertretenen Anſicht, daß bei ſolchen Forde⸗ 
rungen für ein Ablöſungsrecht nach $ 1150 überhaupt kein Raum fei, tft nicht beizupflichten; fie 
beruht auf einer zu engen Auslegung des Geſetzeswortlauts (ſtr., JW 1937, 31818). Löſt ein 
Hypothekengläubiger eine Steuerſchuld ab, ſo muß er die Steuerforderung ſo hinnehmen, wie ſie 
im Steuerverfahren feſtgeſtellt iſt; die Frage von Zuſchlägen und Zinſen im Steuerweſen iſt der 
Nachprüfung der Gerichte entzogen (NG SeuffA 92 Nr 93). 
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2. Aus der entſprechenden Anwendung der Vorſchriften der 88268, 1144, 1145 folgt: Ab⸗ 
löſungsberechtigt ($ 268 Abf 1) find alle an dem Grundſtück oder den für die Hypothek haften⸗ 
den beweglichen Gegenſtänden ($$ 1120ff.) dinglich Berechtigten, die durch die Zwangsvollſtreckung 
der Gefahr ausgeſetzt find, ihr Recht zu verlieren, z. B. Grunddienſtbarkeitsberechtigte (NG JW. 
1913, 11475) nachſtehende Hypothekengläubiger (JW 1934, 27931), der Bürge für eine Hypotheken⸗ 
forderung (OLG 29, 366), der Berechtigte aus einer Auflaſſungsvormerkung (SRR 1934 Nr 1663), 
ſchließlich auch der Beſitzer des Grundſtücks, wenn er Gefahr läuft, durch die Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung den Beſitz zu verlieren (z. B. mit Rückſicht auf $ 57 Saß 2 3G Mieter, pächter: RG 90, 
355; 91, 302). Der Beſitzer muß aber als ſolcher, um den Verluſt des Beſitzes durch die Zwangs⸗ 
vollſtreckung zu verhüten, die Zahlung geleiftet haben. Hat z. B. ein als Eigentümer eingetragener 
Beſitzer, der aber, wie ſich durch eine Anfechtung der ihm erteilten Auflaſſung demnächſt ergeben 
hat, nicht wahrer Eigentümer iſt, Zahlung an einen Hypothekengläubiger zur Erfüllung einer ihm. 
gegenüber dem Vorbeſitzer obliegenden Verpflichtung geleiftet, fo findet $ 1150 keine Anwendung 
(Ach 80, 321). Wenn das an ſich zur Ablöſung berechtigte Recht erſt entſtanden iſt, nachdem die 
Zwangsvollſtreckung in das Grundſtück eingeleitet war und der Rechtserwerber hiervon Kenntnis 
erlangt hatte, ſo wird dadurch das Ablöſungsrecht nicht ausgeſchloſſen; das Geſetz bietet für einen 
ſolchen Ausſchluß keinen Anhalt (OLG 29, 367). Wer aber einen Hypothekengläubiger befriedigt zu 
einer Zeit, wo er ſelbſt ein dingliches Recht am Grundſtück noch nicht erworben, ſondern nur be⸗ 
willigt erhalten hat, hat nicht kraft Ablöſungsrechts nach $ 1150 geleiſtet (NG Seuffa 88 Nr 34). 
Für den Grundſtückseigentümer, der ſchon nach $ 1142 zur Befriedigung des Hypotheken⸗ 
gläubigers berechtigt iſt, kommt § 1150 nicht in Betracht. Iſt er nicht zugleich perſönlicher Schuldner 
der hypothekariſch geſicherten Forderung, fo geht nach 8 1143 durch die Befriedigung die 
Forderung und damit nach § 1153 auch die Hypothek auf ihn über. Iſt er zugleich per⸗ 
lan de Schuldner, jo erwirbt er nach § 1163 Abſ 1 Satz 2, $ 1177 Abſ 1 die Hypothek 
ür die getilgte Forderung als Eigentümergrundſchuld. Dies gilt auch dann, wenn das 
Grundſtück zur Zwangsverſteigerung geſtellt iſt und die Befriedigung des Hypotheken⸗ 
gläubigers vor dem Zuſchlag erfolgt. Durch den Zuſchlag erliſcht zwar nach $ 91 Abſ 1 3G die 
Hypothek, falls fie nicht nach den Verſteigerungsbedingungen beſtehen bleiben ſoll (nicht in das 
geringſte Gebot fällt), als dingliches Recht am Grundſtück. Die durch die erloſchene Hypothek 
geſicherte Forderung bleibt aber (bis zum Abſchluß der Verteilung) beſtehen, und als Sicherung 
für ſie tritt an die Stelle des Grundſtücks das aus der Hypothek fließende Recht auf den Verſteige⸗ 
rungserlös (RG 75, 313; 88, 300; 102, 120; 123, 339). Tilgt nun der Schuldner⸗Eigentümer 
die beſtehengebliebene Forderung bis zum Verteilungstermin, ſo erwirbt er das dem Gläubiger 
erwachſene Recht auf Befriedigung aus dem Verſteigerungserlös (RG 88, 300; 123, 339; 127, 
353). Der Erſteher des zwangsverſteigerten Grundſtücks iſt in der Regel zur Ablöſung einer 
nicht in das geringſte Gebot fallenden Hypothek nicht berechtigt. Zwar kann er wie jeder Dritte 
den Gläubiger der Hypothek (des aus ihr fließenden Rechts auf den Verſteigerungserlös) in der 
Zeit vom Zuſchlag bis zum Verteilungstermin gemäß $ 267 befriedigen; die Hypothek (das Recht 
auf den Erlös) geht dadurch aber nicht auf ihn über (RG 123, 339; 127, 354). Der Erſte her iſt 
aber gegenüber einem Hypothekengläubiger, deſſen Hypothek ausgefallen und infolge des Zu⸗ 
ſchlags gelöſcht iſt, abloſungsberechtigt, wenn dieſer den Zuſchlagsbeſchluß anficht. Denn wenn 
die Anfechtung Erfolg hat und der Zuſchlagsbeſchluß aufgehoben wird, verliert der Erſteher das 
Eigentum am Grundſtück, und der Gläubiger hat trotz der Löſchung (88 90, 91 Abſ 13) immer 
noch ein dingliches Recht am Grundſtück, das aufſchie bend bedingt von der rechtskräftigen Auf⸗ 
hebung des Zuſchlags in der Weiſe abhängt, daß es in dieſem Falle als überhaupt nicht erloſchen 
gilt. Der Gläubiger ſucht mithin durch die Anfechtung des Zuſchlags noch Befriedigung wegen 
ſeiner (ausgefallenen) Hypothek aus dem Grundſtück (OLG 42, 40). — Beim Vorhandenſein mehre⸗ 
rer Ablöſungsberechtigter, deren Ablöſungsrecht ſich aus verſchiedenen Rechtsverhältniſſen 
ergibt, kann jeder für ſich allein das Ablöſungsrecht ausüben (RG 83, 392). Dabei hat keiner vor 
dem andern ein Vorrecht. Erſt durch die vollzogene Befriedigung, nicht ſchon dadurch, daß einer 
von mehreren Ablöſungsberechtigten die Befriedigung dem Gläubiger in Ausſicht ſtellt oder mit 
ihm vereinbart, erledigt ſich das Ablöſungsrecht der übrigen (ſtr.). Einem perſönlichen Gläubi⸗ 
ger, mag er auch die Beſchlagnahme des Grundſtücks ausgebracht haben, ſteht das Ablöſungsrecht 
nicht zu. — Die Befriedigung des Gläubigers muß, ſofern er das verlangt, wegen des ganzen 
ihm geſchuldeten Betrags bewirkt werden, bei einer nach dem Aufw& aufgewerteten Höchſt⸗ 
betragshypothek aber nur in Höhe des Aufwertungsbetrags der Hypothek, nicht der durch ſie ge⸗ 
ſicherten höheren perſönlichen Bun (RG 123, 150). Nimmt der Gläubiger aber eine Teil- 
befriedigung an, fo treten die Wirkungen der Ablöſung nur in Höhe des geleiſteten Teilbetrags 
ein (RG 146, 320; JW 1916, 670°). Die Befriedigung kann auch durch Hinterlegung oder durch Auf⸗ 
rechnung mit einer Forderung des Ablöſenden an den Gläubiger erfolgen ($ 268 Abſ 2; 9 1142 A 4). 
Für die Aufrechnung enthält dies eine Ausnahme von dem Grundſatz, daß ein Dritter eine ihm 
fremde Schuld wider Willen des Gläubigers nicht durch ſelbſtändige Erklärung der Aufrechnung 
tilgen kann ($ 387; RG 78, 384). — Die Wirkung der Ablöſung iſt, daß die Forderung mit der 
Hypothek kraft Geſetzes (ohne Abtretung) auf den Ablöſenden übergeht (§ 268 Abſ 3 Satz 17 
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88 401, 412, 1153 Ab 1; RG 91, 302). Sit die Hypothek eine Geſamthypothek, fo erwirbt der 
Ablöſende die Hypothek an allen belaſteten Grundſtücken, wenn er bezüglich des Grundſtücks, 
aus dem der Gläubiger Befriedigung verlangt, ablöſungsberechtigt ift (OLG 26, 192). Im Falle 
teilweiſer Befriedigung, die in Frage kommt, wenn der Gläubiger nur wegen eines Teils ſeiner 
Hypothekenforderung Befriedigung verlangt (RG 146, 320), hat der dem Gläubiger verbleibende 
Reſt der Forderung den Vorrang ($ 268 Abſ 3 Satz 2; ſ. unten). Da die Befriedigung durch den 
Ablöſenden gleichſteht der Befriedigung durch den Eigentümer, der nicht zugleich perſönlicher 
Schuldner iſt (a. M. OLG 35, 196, wo nur $ 402 für anwendbar erachtet wird), kann der Ablöſende 
zur Berichtigung des Grundbuchs (3 894) nach den $$ 1144, 1145 Zug um Zug gegen Befriedigung 
des Gläubigers (8 1144 A 2) die Aushändigung der hierzu erforderlichen Urkunden (§ 1144 A 4) 
verlangen. Bei Briefhypotheken kann er weiter beanſpruchen: im Falle voller Befriedigung des 
Gläubigers die Aushändigung des Briefs ($ 1144 A 3); im Falle teilweiſer Befriedigung die Vor⸗ 
legung des Briefs zwecks Herſtellung eines Teilhypothekenbriefs (81145 A5). Gemäß $ 75 3G 
hat die Befriedigung des die Zwangsverſteigerung betreibenden Gläubigers nach Beginn der Ver⸗ 
ſteigerung die Einſtellung des Verfahrens zur Folge. Im Falle der Ablöſung eines Zinsrückſtandes 
tritt der auf den Ablöſenden übergehende Zinsanſpruch im Range hinter den dem Hypotheken⸗ 
gläubiger verbleibenden Anſpruch auf das Hypothekenkapital zurück, ſo daß dem Kapital nunmehr 
der Vorrang vor den Zinſen gebührt. Das ergibt ſich einerſeits aus der Bedeutung, die der Ab⸗ 
löſung im allgemeinen beizulegen iſt, andrerſeits aus der Berückſichtigung des § 1178, wonach 
die Zahlung durch den Schuldner ſelbſt nicht die Entſtehung einer Eigenkümergrundſchuld, ſondern 
das Erlöſchen der Hypothek für den abgelöſten Zinsrückſtand zur Folge gehabt hätte (RG 131, 
325). Auch wenn ſpäter ein anderer Berechtigter das Hypothekenkapital zum Teil ablöſt, behält 
der Teil den Vorrang vor jenem Zinsrückſtand. Denn $ 1150 in Verbindung mit $ 268 Abſ 3 
Satz 2 begründet kein perſönliches Recht des Gläubigers (jo noch RG 82, 133), ſondern ein der 
Hypothek anhaftendes dinglich wirkſames Recht, wonach gemäß $ 1176 die einzelnen Teile des 
Hypothekenkapitals beim geſetzlichen oder rechtsgeſchäftlichen Übergang ihr Rangverhältnis 
untereinander nicht verändern (RG 131, 326). Vorausſetzung für die Wirkung der Ablöſung iſt, 
daß die Befriedigung des Gläubigers auf ſein Verlangen der Befriedigung aus dem Grundſtück 
erfolgt (A 1). Hat der Ablöſungsberechtigte mit dem Gläubiger, der die Zwangsvollſtreckung in 
das Grundſtück betrieb, vereinbart, der Gläubiger ſolle die Zwangsvollſtreckung zur Aufhebung 
bringen, dafür wolle er beſtimmte Zahlungen auf die Hypothek (z. B. auf die Zinſen der Hypothek) 
leiſten, hat dann der Gläubiger dieſer Vereinbarung gemäß die Zwangsvollſtreckung zur Auf⸗ 
hebung gebracht und leiſtet demnächſt der Ablöſungsberechtigte die zugeſagten Zahlungen, ohne daß 
der Gläubiger zuvor wieder die Zwangsvollſtreckung betrieben oder ſonſt Befriedigung aus dem 
Grundſtück verlangt hätte, jo findet ein Übergang der Hypothek auf den Ablöſungsberechtigten nicht 
ſtatt (OLG 29, 366), es ſei denn, daß eine Bürgſchaft in der Vereinbarung zu finden iſt und daher 
der Übergang nach den 88 774, 412, 1153 erfolgt. — Wenn dem zur Duldung der Ablöſung verpflich- 
teten Gläubiger noch andere nachſtehende Hypotheken an demſelben Grundſtück zu⸗ 
ſtehen, kann er die Ablöfung weder verſagen noch von der Befriedigung auch der anderen Hypo⸗ 
theken abhängig machen. Vielmehr geht auch in dieſem Falle die von der Ablöſung betroffene Hypo⸗ 
thek in ihrem beſtehenden Rechtszuſtande auf den Ablöſenden über. Insbeſondere behält ſie den 
Vorrang vor den anderen Hypotheken des Gläubigers. Daß nach $ 268 Abſ 3 Satz 2, § 1150 (vgl. 
die ähnlichen Beſtimmungen in den 88 426, 774, 1143, 1164, 1176, 1225, 1249, 1607, 1709) der 
Übergang nicht zum Nachteil des Gläubigers geltend gemacht werden kann, hat nur folgende 
Bedeutung: Durch die Ablöſung darf der Gläubiger der von der Ablöſung betroffenen Hypothek 
keinen Nachteil erleiden. Insbeſondere hat alſo, wenn der Gläubiger nur mit einem Teilbetrag 
ſeiner Hypothek, wegen deſſen er Befriedigung aus dem Grundſtück verlangt hat, befriedigt wird, 
der ihm verbleibende Reſtbetrag der Hypothek den Vorrang vor dem auf den Befriedigenden 
übergehenden Teilbetrag (RG 76, 198; 82, 135; 126, 181). Überhaupt darf ſich die Lage des 
Gläubigers durch die Ablöſung nicht verſchlechtern gegenüber der Lage, in die er durch eine Zahlung 
des Schuldners nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen, alſo durch eine Tilgung der Forderung, 
geraten wäre (RG 131, 324). Soweit aber dem Gläubiger noch eine andere Hypothek zuſteht, 
ift er als unbeteiligter Dritter anzuſehen. Die Beſtimmung hat nicht die Tragweite, daß der 
Ablöſende bei Konkurrenz mit dem urſprünglichen Gläubiger dieſem ſchlechthin und überall 
weichen müßte (ftr.; RG 82, 133; 83, 404; JW 1913, 11475; Gruch 58, 922; RIA 15, 162). Hatte 
der Gläubiger einen Teilbetrag der Hypothek auf einen anderen Übertragen, ohne dieſem den 
Vorrang vor dem Reſtbetrag zu gewähren ($ 1151 Al), und wird er wegen des Reſtbetrags ſpäter 
befriedigt, ſo ſteht dem Erwerber des Teilbetrags der Vorrang nicht zu, da der übertragene Teil 
eine ſelbſtändige, einem anderen gehörige Hypothek geworden iſt und Mitübertragung eines dem 
Teil im Hinblick auf eine Ablöſung anhaftenden Rechts nicht in Frage kommen kann (RG 82, 138). 
Dabei iſt es ohne Belang, ob den beiden Hypotheken eine einheitliche Forderung zu Teilbeträgen 
oder mehrere verſchiedene Forderungen zugrunde liegen. Denn für die Zuläſſigleit und Wirkung 
der Ausübung des Ablöſungsrechts aus § 1150 kommen allein die dinglichen Hypothekenrechte in 
Betracht, nicht die geſicherten perſönlichen Forderungen (RG JW 1913, 11475). Betrifft die 
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Ablöſung rückſtändige Zinſen und Koſten, ſo kann der Gläubiger nicht geltend machen, er ſei durch 
die Ablöſung inſofern benachteiligt, als die Hypothek für die Zinſen und Koſten nach § 1178 er- 
loſchen wäre, wenn der Schuldner ſelbſt die Befriedigung bewirkt hätte. Denn inſoweit käme 
nicht bezüglich der durch die Ablöſung betroffenen Hypothek, ſondern nur bezüglich der anderen 
Hypothek ein Nachteil in Frage, der aber außer Betracht zu bleiben hat (fir; RG JW 1913, 11475; 
ähnlich Warn 1914 Nr 275: löſt B, dem eine der Hypothek des A im Range nachſtehende Hypothek 
zuſteht, eine andere Forderung des A ab, die zwar nicht eingetragen iſt, aber in der Zwangsver⸗ 
ſteigerung nach $ 10 Nr 2 das Vorrecht vor der Hypothek des A hat, ſo kann A wegen ſeiner Hypo⸗ 
thek nicht geltend machen, er ſei darum benachteiligt, weil die Forderung erloſchen wäre, wenn 
der Schuldner gezahlt hätte). Hat die andere Hypothek gleichen Rang mit der abgelöſten Hypothek 
desſelben Gläubigers und gründet ſich das Ablöſungsrecht auf ein eingetragenes Recht am Grund⸗ 
ftüc, fo hat die auf den Ablöſenden übergegangene Hypothek den Vorrang vor der anderen Hypo- 
thek, wenn erſt nach der Eintragung des zur Ablöſung berechtigenden Rechts die andere Hypothek 
mit der Beſtimmung eingetragen worden iſt, daß ſie gleichen Rang mit der vor dem Recht des 
Ablöſungsberechtigten eingetragenen (demnächſt abgelöſten) Hypothek habe, und wenn der Ab⸗ 
loſungsberechtigte nicht feme Juſtimmung dazu gegeben hat. Denn der Ablöſungsberechtigte 
hatte bereits durch ſeine Eintragung eine Anwartſchaft auf die Ablöſung und den Erwerb der ihm 
vorgehenden Hypothek mit deren Rang erlangt für den Fall, daß der Hypothekengläubiger Befrie⸗ 
digung aus dem Grundſtück verlange. Dieſe Anwartſchaft konnte ihm gemäß $ 880 Abſ 5 nicht 
dadurch verkümmert werden, daß der nachträglich eingetragenen anderen Hypothek der gleiche 
Rang mit der vorgehenden Hypothek eingeräumt wurde ($ 880 A 9). — Beſteht die abgelöſte 
Hypothek zugleich als Geſamthypothek auch an einem anderen Grundſtück, das dem Gläubiger 
ſelbſt gehört (hat z. B. der Eigentümer des anderen Grundſtücks die Geſamthypothek durch Be⸗ 
friedigung des urſprünglichen Gläubigers für einen Erſaßanſpruch gegen den Eigentümer des 
mitbelaſteten Grundſtücks gemäß $ 1173 Abſ 2 erworben: $ 1173 A 7), ſo geht nicht, wie ſonſt 
bei einer Geſamthypothek (A 2), auch die Hypothek an dem anderen (dem abgelöſten Gläubiger 
ſelbſt gehörigen) Grundſtück auf den Ablöſenden über. Denn ein ſolcher Übergang würde dem 
abgelöſten Gläubiger zum Nachteil im Sinne des 9 268 Abſ 3 Satz 2 gereichen, da fein Grundſtück 
mit der Hypothek belaſtet bliebe (OLG 26, 193). Nun kann aber die Geſamthypothek nicht in 
zwei verſchiedenen Gläubigern zuſtehende Einzelhypotheken für dieſelbe Forderung zerfallen. 
Deshalb und weil der abgelöſte Gläubiger Befriedigung aus dem ihm nicht gehörigen Grundſtück 
verlangt hatte, iſt es ſo anzuſehen, als ob er (durch die Ablöſung) Befriedigung aus dieſem Grund⸗ 
ſtuͤck erlangt hätte. Unter entſprechender Anwendung des $ 1181 Abſ 2 iſt alſo im Ergebnis anzu⸗ 
nehmen, daß die Hypothek an ſeinem Grundſtück erliſcht. — Wenn der Gläubiger einer Hypothek, 
die auf dem ganzen, mehreren Miteigentümern gehörenden Grundſtück laſtet, die Hypothek 
allen Miteigentümern gegenüber kündigt, von denen einer nicht perſönlicher Schuldner 
der Hypothekenforderung iſt, ſo kommt ein Ablöſungsrecht dieſes Miteigentümers nicht in Frage. 
Denn er iſt ſchon nach § 1142 zur Befriedung des Gläubigers wegen der ganzen Hypothek be⸗ 
rechtigt und erwirbt durch die Befriedigung nach den $$ 1143, 1153, 1009 die ganze Hypothek als 
ſolche (Forderung nebſt Hypothek) an dem ganzen Grundſtück (RG Gruch 55, 670). — Vereitelt 
oder erſchwert der Gläubiger ſchuldhaft ein beſtehendes Ablöſungsrecht (3. B. dadurch, daß 
er die angebotene Befriedigung zurückweiſt oder daß er im Falle der Haftung mehrerer Grundſtücke 
für die Hypothek die wertvollſten Grundſtücke argliftig aus der Pfandhaft entläßt), fo ift er (insbe⸗ 
ſondere, wenn das Grundſtück demnächſt zwangsverſteigert wird) nach $ 823 Abſ 1 oder $ 826 
dem Abloöſungsberechtigten zum Erſatz des dadurch entſtandenen Schadens verpflichtet. Der 
Schaden kann z. B. im Falle der Entlaſſung von Grundſtücken aus der Pfandhaft 
dem Ablöſungsberechtigten dadurch erſetzt werden, daß ihm das Ablöſungsrecht mit einem der 
Verringerung der Pfandgrundſtücke entſprechenden verhältnismäßigen Betrage geſtattet und 
demgemäß das Zwangsverſteigerungsrecht des Ablöſungsgegners auf dieſen verhältnismäßigen 
Betrag beſchränkt wird (NG 83, 393; 90, 355; 123, 340). 


$ 1131 


Wird die Forderung geteilt ), fo iſt zur Anderung des Nangverhältniſſes 
der Teilhypotheken untereinander ) die Zuſtimmung des Eigentümers nicht 
erforderlich 3), 

E II 1088; P 3 94f., 585. R 

1. Die Forderung wird geteilt, wenn ein Teil vom Gläubiger abgetreten oder für einen Gläu⸗ 
biger des Gläubigers gepfändet (RIA 3, 84) oder auf einen anderen vererbt wird (RIA 4, 171) 
oder wenn die Forderung mit der Hypothek zu einem Teil auf den Eigentümer, den perſönlichen 
Schuldner oder einen Dritten kraft Geſetzes übergeht ($ 1143 A 3). In der zweiten Gruppe von 
Fallen hat der dem Gläubiger verbleibende Reſtbetrag den Vorrang (J 1176, 1143, 774, 426, 1150, 
268). In der erſten Gruppe haben dagegen die Teilbeträge gleichen Rang, wenn nicht ein anderes 
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beſtimmt worden iſt (NG JW 1911, 2775; KG 25, 303; 29 A 184; für Tilgungshypotheken 
$ 1176 A 1). Übrigens kann auch ohne Anderung oder Wechſel in der Perſon des Gläubigers 
eine Teilung der Forderung eintreten, wenn dieſe in der Weiſe zerlegt wird, daß die Teile im 
Verhältnis zueinander durch ihre rechtlichen Beziehungen (z. B. durch verſchiedenen Rang) oder 
durch Art oder Umfang der damit verbundenen Rechte (z. B. hinſichtlich des Zinssatzes, der Fällig 
keit) ſich als geſondert darſtellen (RIA A, 172; 15, 318). Zur Eintragung einer ſolchen Teilung iſt 
die Bewilligung des Gläubigers in der Form des § 29 GBO erforderlich (JFG 14, 146). Weitere 
Fälle der Teilung erörtert $ 1152 A 1, 4. Durch die Teilung, insbeſondere im Falle der Abtretung 
eines Teils, treten an die Stelle der bisher einheitlichen Hypothek mehrere ſelbſtändige Hypotheken 
in Höhe der Teilbeträge (NG 52, 361; 75, 249; 81176 A 1 a. E.). Wenn eine Hypothekenforde⸗ 
rung nach und nach durch Teilzahlungen getilgt wird, ſo entſtehen mit jeder Teilzahlung gemäß den 
99 1163 Abſ 1, 1177 Abſ 1 Eigentümergrundſchulden, die ſelbſtändig find und über die der Eigen⸗ 
tümer geſondert verfügen kann. Er kann aber auch die mehreren Grundſchulden zu einer einzigen 
Grundſchuld vereinigen oder gemäß $ 1198 wieder in eine einzige Hypothek umwandeln, obwohl 
sie verſchiedenen Rang haben (RG 145, 50; 5877 A 4; $ 1113 A 5). Über mehrere Einzelhypothe⸗ 
ken, insbeſondere Einzel⸗Höchſtbetragshypotheken, für je einen Forderungsteil vgl. 8 1132 A 2, 4. 
Von wertbeſtändigen Hypotheken (81113 A 4) können nicht auf Reichsmark lautende Teile 
abgezweigt werden (NG 131, 88; HRR 1935 Nr 1014). 

2. $ 1151 betrifft ſowohl den Fall, daß die Anderung des Rangverhältniſſes der Teilhypo⸗ 
theken untereinander (A 1), alſo die Einräumung des Vorrangs eines Teils vor dem anderen, 
ſchon bei der Teilung der Forderung erfolgt, als auch den Fall, daß dieſe Anderung erſt nachher 
erfolgt. Denn die Faſſung des Geſetzes („wird die Forderung geteilt“) deckt auch den Fall einer 
bereits geſchehenen Teilung, und es liegt auch kein einleuchtender Grund vor, beide Fälle ver⸗ 
ſchieden zu behandeln (ſtr.; RA 8, 240; IFG 4, 427). Gleichartig (z. B. hinſichtlich der Zinſen, 
der Fälligkeit) brauchen die Teile nicht zu ſein (Jh 4, 432). Auf eine Anderung des Inhalts, 
wodurch das ganze Recht eine andere Geſtaltung gewinnt, bezieht ſich die Vorſchrift aber nicht. 
Für eine ſolche Anderung find die $$ 877, 873 maßgebend, wonach eine Einigung mit dem Eigen⸗ 
tümer erforderlich iſt (JFG 4, 433). 

3. Daß zu der Rangänderung die Zuſtimmung des Eigentümers nicht erforderlich iſt, bildet 
eine Ausnahme von $ 880 Abſ 2 Satz 2, 3. Sie wird gemacht zur Vermeidung unnötiger Er⸗ 
ſchwerungen (Prot 3, 94). Die übrigen Vorſchriften des $ 880 (insbeſondere über das Erfordernis 
der Einigung zwiſchen dem Zurücktretenden und dem Vortretenden) finden auch auf dieſe Rang⸗ 
änderung Anwendung. Die Rangänderung iſt im Grundbuch ſowohl bei dem zurücktretenden 
als auch bei dem vortretenden Teil zu vermerken (8 880 A 4; RIA 12, 256). Wenn eine für künftig 
entſtehende Forderungen aus einem Kreditverhältnis beſtellte Höchſtbetragshypothek durch ent- 
ſtandene Forderungen noch nicht voll angefüllt iſt, kann der Gläubiger ohne Zuſtimmung des 
Eigentümers die Hypothek nicht im vollen eingetragenen Betrag, ſondern nur in Höhe des Be⸗ 
trags der Anfüllung teilen und das Rangverhältnis der Teilhypotheken untereinander ändern 
(A 1). Denn in Höhe des nicht angeſüllten Betrags ſteht dem Eigentümer eine vorläufige Eigen⸗ 
tümergrundſchuld zu (§ 1190 A 1; a. M. RIA 15, 318). 


9 1152 


Im Falle einer Teilung der Forderung !) kann ?), fofern nicht die Erteilung 
des Hypothekenbriefs ausgeſchloſſen ift?), für jeden Teil ein Teilhypotheken⸗ 
brief hergeſtellt werden ); die Zuſtimmung des Eigentümers des Grundſtücks 
iſt nicht erforderlich 5), Der Teilhypothekenbrief tritt für den Teil, auf den er 
ſich bezieht, an die Stelle des bisherigen Briefes “). 

E 1 1122 II 1059; M 3 761f. P 3 665f. 

1. Die Teilung der Forderung ift in $ 1151 A 1 behandelt. Eine reale Teilung wird im-$ 1152 
nicht erfordert. Auch wenn nur ein Bruchteil der Forderung abgetreten wird, kann ein 
Teilhypothekenbrief gebildet werden (M 3, 761). Dasſelbe gilt, wenn die Hypothekenforderung 
auf eine Bruchteilsgemeinſchaft (z. B. im Falle der Abtretung der Briefhypothek an mehrere 
neue Gläubiger zu gleichen Rechten und Anteilen) übergeht (KJ 39 A 268). Für eine Teilung 
der Forderung in Hauptforderung und Zinſen gelten die Ausführungen in A4 und $ 1158 
A g. Wird die Forderung bei einer Teilung des belaſteten Grundſtücks in der Weiſe auf die ein- 
zelnen Grundſtücksteile verteilt, daß jedes Grundſtück nur für den zugeteilten Betrag haftet, ſo 
iſt für die Herſtellung eines Teilhypothekenbriefs kein Raum, da die Hypotheken für die Teil- 
beträge nicht Teile derſelben Hypothek, ſondern wegen der Verſchiedenheit der belaſteten Grund⸗ 
ſtücke ſelbſtändige Hypotheken find. Hier iſt unter entſprechender Anwendung des $ 64 GB für 
jedes Grundſtück ein neuer Brief zu erteilen (RIA 4, 170; auch RG 52, 361). Nach $ 1192 findet 
$ 1152 auch auf Grundſchulden Anwendung. Daraus iſt zu entnehmen, daß auch dann eine Teilung 
im Sinne des $ 1152 vorliegt, wenn ein Teil der Hypothek (z. B. durch Befriedigung des 
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Gläubigers nach den $$ 1163 Abſ 1 Satz 2, 1177 Abſ 1) Eigentümergrundſchuld geworden 
iſt. Auch hier kann alſo auf Antrag des Eigentümers oder eines Erwerbers der Grundſchuld von 
dem Stammhypothekenbrief, den der Gläubiger gemäß § 1145 Abſ 1 Satz 2 vorzulegen hat, 
ein Teilgrundſchuldbrief (nicht ein ſelbſtändiger Grundſchuldbrief: 965 GBO) für die Eigentümer⸗ 
grundſchuld hergeſtellt werden (Re A 11, 139; 80% 40, 339; OLG 23, 213). 

2. Ein Teilhypothekenbrief kann hergeſtellt werden. Notwendig iſt das aber nicht. Auch dann, 
wenn ein Teil der Briefhypothek abgetreten wird, iſt zur Übereignung des Teils bie Herſtellung 
eines Teilbriefs nicht unbedingt erforderlich. Dem Erfordernis der Briefübergabe ($ 1154) kann 
durch Übergabe des Stammbriefs oder durch Einräumung des Mitbeſitzes ($ 866) an ihm genügt 
werden (MG 69, 39; 75, 222; RIA 2, 85; 6, 64; OL 9, 314; 23, 213; 41, 37; $ 1145 U 5; über 
die Erforderniſſe der Einräumung des Mitbeſitzes $ 1154 KA 3). Auch zur Eintragung der außerhalb 
des Grundbuchs vollzogenen Teilabtretung genügt die Vorlegung des Stammbriefs (RZA 2, 84; 
3, 108; A 6). Die Erforderniſſe des Erſatzes der Briefübergabe durch eine Vereinbarung nach 
$ 1117 Abſ 2 im Falle der Abtretung eines Teils einer Briefhypothek behandelt $ 1154 A 3. 
Überträgt der Gläubiger einen Teil der n an einen anderen, ſo hat der Erwerber 
auch dann, wenn der Übertragung lein Kaufgeſchäft zugrunde liegt (89 433, 437, 444), nach den 
$$ 398, 401, 402, 1154 Abſ 1, 1117, 1152 einen Anſpruch darauf, daß ihm zur Ver⸗ 
ſchaffung der Hypothek ein Teilhypothekenbrief von dem Übertragenden übergeben 
wird (RG 63, 424). Geht ein Teil einer Briefhypothek kraft Geſetzes auf einen anderen (ben 
Eigentümer, den perſönlichen Schuldner oder einen Dritten) über, ſo iſt der Gläubiger nur ver⸗ 
pflichtet zur Vorlegung des (Stamm-) Hypothekenbriefs an das Grundbuchamt oder einen zu⸗ 
ſtändigen Notar zum Zwecke der Herſtellung eines Teilhypothekenbriefs (88 896, 1145, 1150, 
1167, 1168; RG 59, 318; 69, 36; 75, 222). Einen Anſpruch auf die Einräumung des Mitbeſitzes. 
am (Stamm.) Brief hat der andere gegen den Gläubiger nicht (RG 69, 41; 75, 222; OLG 41, 37). 

3. Soll eine Hypothek, bei der die Erteilung des Hypothekenbriefs ausgeſchloſſen iſt (Buch⸗ 
hypothek) zu einem abgeſonderten Teil in eine Briefhypothek umgewandelt werden, ſo iſt nach 
$ 1116 Mhf 3 die Einigung des Gläubigers und des Eigentümers ſowie die Eintragung der Auf⸗ 
hebung der Briefausſchließung erforderlich. Der demnächſt hergeſtellte Brief iſt kein Teilhyvo⸗ 
thefenbrief, ſondern ein gewöhnlicher Hypothekenbrief, der gemäß den 8 56—58 G80 herzuſtellen 
iſt (GJ 39 A 274). 


des Teilbriefs, nicht auch die des Stammbriefs erforderlich. Wenn jedoch die durch Übergabe 
des Stammbriefs (A 2) ober des bereits hergeſtellten Teilbriefs außerhalb des Grundbuchs voll⸗ 
zogene Teilabtretung (RG 64, 312) oder der kraft Geſetzes eingetretene Teilübergang (RG 59, 
318; 69, 38) im Grundbuch vermerkt werden ſoll, fo muß gemäß den 88 41, 62 G80 ſowohl der 
etwa bereits hergeſtellte Teilbrief als auch der Stammbrief vorgelegt werden, da durch dieſe 
Eintragung beide Teile der Hypothek betroffen werden (RA 6, 63). Der eingereichte Stammbrief 
iſt vom Grundbuchamt demjenigen zurückzugeben, der ihn im eigenen Namen vorgelegt hat; 
iſt der Brief in fremdem Namen überreicht, jo iſt er demjenigen zurückzugeben, in deſſen Namen 
er eingereicht ift (OLG 44 S. 161, 163). 


8 1153 
Mit der Übertragung der Forderung geht die Hypothek auf den neuen 
Gläubiger über ). 
Die Forderung kann nicht?) ohne die Hypothek ), die Hypothek kann nicht 


ohne die Forderung übertragen werden 4). 
E 1 1086 II 1060; M 3 7oaff.; P 3 585 f. 
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1. Die Übertragung der Forderung hat den Übergang der Hypothek mit Notwendigkeit 
zur Folge, mag ſie ſich vollziehen auf Grund eines Vertrags (Abtretung: $ 398) oder einer gericht- 
lichen Anordnung (Überweiſung an Zahlungs Statt: 8d 835, 837 3 PO; Zuſchlag in der gemäß 
8 844 3 PO angeordneten öffentlichen Verſteigerung: KGJ 31 A 316; 33 A 269) oder kraft Geſetzes 
(RG JW 1908, 338; Fälle in $ 1143 A 3; ferner z. B. Eintritt der ehelichen Gütergemeinſchaft, 
Erbfolge: 59 1438, 1922). Rechtsgrundſätzlich kann der Gläubiger die Forderung und die Hypothek 
auch auf den Grundſtückseigentümer und auf den perſönlichen Schuldner übertragen. In ſolchen 

ällen iſt aber zu prüfen, ob nicht die Übertragung (durch ſchriftliche Abtretungserklärung und 

bergabe des Hypothekenbriefs) lediglich die beiderſeits gewollte äußere Form für die in Wirk 
lichkeit beabſichtigte Schuldtilgung bildet (RG HRR 1929 Nr 139). Die Vorſchrift des $ 1153 
gilt für die Hypothek als zwingende Vorſchrift neben der Beſtimmung des nachgiebigen 
Rechts im $ 401 (und $ 412), wonach Nebenrechte (3. B. auch Anſprüche auf Beſtellung 
einer Hypothek oder eines Pfandes: RG Warn 1929 Nr 158) nur dann auf den neuen Gläubiger 
übergehen, wenn nichts anderes beſtimmt iſt (RG 85, 364; Warn 1917 Nr 145; RIA 12, 252). 
Der geſetzgeberiſche Grund für die hier gegebene zwingende Vorſchrift ift, daß die Übertragung der 
Forderung ohne die Hypothek ein in ſich widerſpruchsvoller Akt ſein würde. Denn die lediglich zur 
Sicherung der Forderung dienende Hypothek kann nur dem jeweiligen Gläubiger zuſtehen; für den 
früheren Gläubiger würde fie ein inhaltloſes und folglich nutzloſes Recht ſein (M 3, 706). Auf 
Grundſchulden findet $ 1153 keine Anwendung ($ 1191 A 1). Auch wenn die Grundſchuld 
zur Sicherung einer Forderung beſtellt iſt, geht ſie bei der Abtretung der Forderung nicht ohne 
weiteres mit über. Denn fie gehört nicht zu den im § 401 genannten Nebenrechten, ſondern beſteht 
ſelbſtändig gegenüber der Forderung (RIA 12, 251). Auch auf Hypothekvormerkungen 
und auf die im Falle der Zwangsverſteigerung an die Stelle der Hypotheken tretenden Rechte 
auf den Verſteigerungserlös ift ihrer rechtlichen Natur nach ($ 883 A 8; $ 1168 A 1) § 1153 
unanwendbar. Für die Verpfändung einer hypothekariſch geſicherten Forderung dagegen gilt 
nach $ 1274 ſowohl Abſ 1 wie Abſ 2 des $ 1153 ebenfalls (RG Warn 1918 Nr 56). Dasſelbe gilt 
nach $ 1069 für die Belaſtung einer Hypothek mit einem Nießbrauch (J§GG 4, 416). Übrigens 
kann die Übertragung oder Verpfändung einer Hypothek durch Vertrag ausgeſchloſſen oder be⸗ 
ſchränkt werden; eine ſolche Vertragsklauſel iſt eintragungsfähig und im Hinblick auf § 892 auch 
eintragungsbedürftig (HRR 1934 Nr 557; § 1154 A 1 a. E.). 

2. Aus den Worten „kann nicht“ folgt: Werden Forderung und Hypothek nicht zuſammen 
übertragen (wird z. B. erklärt, es werde nur die Forderung, nur die Hypothek übertragen: RG 
Warn 1917 Nr 145), ſo iſt die Übertragung nichtig. Die Erklärung, daß „die Hypothek“ abgetreten 
werde, wird aber in der Regel als Abtretung der Hypothek und der Forderung aufzufaſſen ſein. 
Iſt anderſeits die Abtretung „der Forderung“ unter Erwähnung der Hypothek (3. B. einer Anzahl 
Tilgungsraten einer Hypothek) erklärt, ohne daß die Beteiligten über das Schickſal der Hypothek 
etwas vereinbart haben, weil ſie nicht daran dachten oder eine beſondere Übereinkunft darüber 
nicht für erforderlich hielten, ſo tritt ohne weiteres die geſetzliche Folge des Abſ 1 ein, alſo der Mit⸗ 
übergang auch der Hypothek (RG Warn 1917 Nr 145). Auf die Grundſchuld, die von einer 
Forderung unabhängig ift, finden die Vorſchriften des Abſ 2 keine Anwendung (RIA 12, 252). 
Als Folge daraus, daß Forderung und Hypothek die gleichen rechtlichen Schicksale teilen, ergibt 
ſich auch: Iſt eine Forderung nach $ 829 ZPO gepfändet und dann für fie eine (ſchon vorher 
bewilligte) Hypothek eingetragen worden, ſo ergreift das Pfändungspfandrecht auch die Hypothek, 
ohne daß es einer nochmaligen Pfändung gemäß $ 830 ZPO bedarf (Ich 4, 413). Eine weitere 
Folge der untrennbaren Zuſammengehörigkeit von Forderung und Hypothek war die, daß im 
Falle der Aufwertung einer abgetretenen Hypothek für die Berechnung des dem Zeſſionar zu- 
ſtehenden Goldmarkbetrags (68 2, 3 Aufw®) bei Hypothek und Forderung der Zeikpunkt feines 
Erwerbs maßgebend war (RG 117, 436). Daneben fand aber unter Umſtänden auch zugunſten 
des Zedenten eine Aufwertung der Hypothek und der Forderung nach dem Zeitpunkt ſeines 
Erwerbs ſtatt ($ 17). Eine gewiſſe Durchbrechung erfuhr der Grundſatz des $ 1153 Abſ 2 BG 
durch $ 10 AufiwG. Denn wenn die perſönliche Forderung höher aufgewertet wurde als die 
Hypothek, ſo konnte der Gläubiger die perſönliche Forderung, ſoweit ſie den Aufwertungsbetrag 
der Hypothek überſtieg, vom Schickſal der Hypothek trennen (RG HRR 1929 Nr 2081). 


3. Will der Gläubiger die Forderung ohne die Hypothek übertragen, ſo muß er zuvor auf 
die Hypothek verzichten ($ 1168; R& 45, 186) oder ſie durch Einigung mit dem Eigentümer in 
eine Grundſchuld umwandeln ($ 1198). Bei der Höchſtbetragshypothek ıft nach $ 1190 Abſ 4 aus- 
nahmsweiſe die Übertragung der Forderung ohne die Hypothek zuläſſig. 


4. Die Übertragung der Hypothek ohne die Forderung kann dadurch ermöglicht werden, 
daß der Hypothek bei ihrer Übertragung eine andere Forderung gemäß $ 1180 untergelegt wird 
(RG 35, 242; 45, 187). Ferner geht in verſchiedenen Fällen ($ 1143 A 3), namentlich wenn bie 
Forderung erliſcht, die Hypothek allein zwar nicht als ſolche, aber als Grundſchuld kraft Geſetzes 
auf den Eigentümer über. Weiter gibt es (bei der Befriedigung des Gläubigers durch den per⸗ 
ſönlichen Schuldner; bei der Geſamthypothek) Fälle, in denen die Hypothek ohne die Forderung 
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— Hypothek für eine Erſatzforderung auf einen anderen kraft Geſetzes übergeht (88 1164, 1173 
Abſ 2, 1174, 1182). 

Soll eine Anteilshypothek im Sinne des $ 741 ganz oder zu einem ziffernmäßig begrenzten 
Betrage auf einen andern übertragen werden, jo müflen alle an der Gemeinſchaft beteiligten 
Gläubiger bei der Abtretung mitwirken (HNN 1935 Nr 663). 


§ 1154 

Zur Abtretung der Forderung ) iſt Erteilung der Abtretungserklärung 
in ſchriftlicher Form 2) und Übergabe des Hypothekenbriefs ) erforderlich ); 
die Vorſchriften des § 1117 finden Anwendung 3). Der bisherige Gläubiger 
hat auf Verlangen des neuen Gläubigers die Abtretungserklärung auf ſeine 
Koſten öffentlich beglaubigen zu laſſen 5). 

Die ſchriftliche Form der Abtretungserklärung kann dadurch erſetzt werden, 
daß die Abtretung in das Grundbuch eingetragen wird e). 


Iſt die Erteilung des Hypothekenbriefs ausgeſchloſſen, ſo finden auf die 
Abtretung der Forderung die Vorſchriften der §8 873, 878 entſprechende An- 
wendung 7). 

© 1 1087, 1112 IT 1061; M 3 705, 707ff., 748 ff.; P 3 586f., 647ff., 718 ff.; 6 240f. 

1. Die Abtretung der Hypothekenforderung bewirkt nach 8 1153 Abſ 1 den Übergang auch ber‘ 
Hypothek. Die Hypothekenforderung iſt zwar ſchuldrechtlicher Natur, ihre Abtretung kann aber 
nur in den durch $ 1154 vorgeſchriebenen Formen (OLG 26, 153) und gemäß $ 1153 Abſ 2 nicht 
ohne gleichzeitige Übertragung der Hypothek erfolgen. Die Abtretung iſt nach $ 398 ein Vertrag, 
der die Übertragung des Gläubigerrechts des bisherigen Gläubigers auf den neuen Gläubiger zum 
Gegenſtande hat (RG 54, 147; RA 6, 67). § 1154 ſetzt an ſich voraus, daß die abgetretene For⸗ 
derung beſteht. Indeſſen kann beim Nichtbeſtehen der Forderung der Abtretungsempfänger durch 
die $$ 892, 1138 gegen Einwendungen des Eigentümers aus der Nichtentſtehung der Forderung 
in der dinglichen Rechtsſtellung geſchützt fein. Hat z. B. A an ſeinem Grundſtück für B eine Dar⸗ 
lehnshypothek beſtellt mit der Vereinbarung nach $ 1117 Abſ 2 und hat demnächſt B nach Ein- 
tragung der Hypothek und Bildung des Hypothekenbriefs, aber ohne Hingabe des Darlehns an 
A, die Hypothek gemäß 91154 durch ſchriftliche, öffentlich beglaubigte (81155) Abtretungserklärung 
und durch die Vereinbarung, daß der Abtretungsempfänger ſich den noch nicht an B ausgehändigten 
Brief vom Grundbuchamt aushändigen laſſen ſolle, an den in Anſehung der Nichthingabe des 
Darlehns gutgläubigen C abgetreten, fo hat C das dingliche Gläubigerrecht wirkſam erlangt und 
iſt gegen einen Grundbuchberichtigungsanſpruch des A aus $ 894 geſichert (RG 137, 95; $ 1138 
A 1, 3 b). Das für den Abtretungsvertrag begrifflich weſentliche Erfordernis, daß der alte 
Gläubiger aus dem Schuldverhältnis ausſcheiden (RG 128, 132) und an ſeine Stelle der neue 
Gläubiger treten ſoll, iſt nicht gegeben, wenn der Abtretende vereinbarungsgemäß berechtigt 
bleiben ſol, im eigenen Namen die Forderung von dem Schuldner einzuziehen. Denn 
der weſentliche Inhalt des Gläubigerrechts beſteht darin, daß der Gläubiger befugt iſt, die dem 
Schuldverhältnis entsprechende Leiſtung vom Schuldner im eigenen Namen zu fordern (RG 
90, 276; J 1905, 718%; 1914, 528°; 1916, 9598; Warn 1911 Nr 14). Deshalb liegt keine rechts⸗ 
wirkſame Abtretung vor, wenn das Recht zur Einziehung in eigenem Namen auf den Abtretungs⸗ 
empfänger überhaupt nicht übergehen, ſondern dauernd und bedingungslos bei dem bisherigen 
Glaubiger verbleiben foll. Dagegen ift bei der Forderungsabtretung die Setzung einer Zeit⸗ 
beſtimmung oder einer Bedingung zulaſſig. Daher ſteht es der Wirkſamkeit der Abtretung nicht 
entgegen, wenn vereinbart wird, daß dem Abtretenden nur noch bis zu einem beſtimmten Zeitpunkt 
oder bis zum Eintritt einer Bedingung das Recht zur Einziehung in eigenem Namen zuſtehen ſoll 
(RG 90, 276; JW 1905, 718°; 1914, 528; 1916, 959; KJ 49, 207; OLG 41, 177). Hat der Ab⸗ 
tretende in der Abtretungsurkunde erklärt, daß er die Hypothek an den Abtretungsempfänger 
zum Eigentum abtrete, ſollten jedoch nach getroffener Vereinbarung in Wirklichkeit die Gläubiger⸗ 
rechte an der Hypothek (Hypothekenforderung) auf den Abtretungsempfänger nicht übergehen, 
jo liegt eine Abtretung nur zum Schein ($ 117) vor. Der Abtretungsempfänger erwirbt alſo 
die Hypothek auch dann nicht, wenn der Abtretende dem Abtretungsempfänger den Hypotheken⸗ 
brief übergibt. Wenn aber demnächſt der Abtretungsempfänger die Briefhypothek ſeinerſeits 
durch ſchriftliche Abtretungserklärung und Übergabe des Hypothekenbriefs an einen Dritten 
abtritt, jo muß nach den Rechtsgedanken, die ſich aus den Vorſchriften der 85 172, 405, 409 über 
die Wirkungen der Aushändigung von Vollmachtsurkunden, Schuldſcheinen und Abtretungs⸗ 
urkunden ergeben, dem urfprüngfichen Gläubiger verſagt werden, ſich dem Dritten gegenüber 
darauf zu berufen, daß er die Hypothek in Wirklichkeit nur zum Schein an den erſten Abtretungs⸗ 
empfänger abgetreten habe und die Hypothek daher ihm noch gehöre. Nur dann wäre dieſer 
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Einwand zuläffig, wenn der Dritte bei feinem Erwerb die Scheinnatur der erſten Abtretung 
gekannt hat oder hätte kennen muſſen (RG 90, 278; auch 81, 260). —. Der Abtrotungsvertrag ift 
ein für ſich ſelbſt beſtehender, in ſeiner rechtlichen Wirkung von der Wirkſamkeit des ſchuldrechtlichen 
Grundrechtsgeſchäfts, in dem er ſeine Veranlaſſung fand, unabhängiger (abſtrakter) Vertrag, 
der unmittelbar eine Rechtsänderung in bezug auf die Hypothek zum Gegenſtande hat (NG 
JW 1911, 6532). Auch bei der Abtretung der Hypothek zu Sicherungszwe cken (fiduziariſche 
Abtretung) wird der Erwerber Inhaber der Hypothek und zur Verfügung darüber befugt (RG 
Gruch 50, 990; OLG 45, 273; auch RG 90, 249). Im Verhältnis zum Abtretenden bedarf er 
allerdings zu Verfügungen deſſen Zuſtimmung (RG JW 1901, 181). Er tritt zu dieſem in ein Treu⸗ 
verhältnis, das ihn nach den Grundſätzen des Auftrags (88 662ff.) verpflichtet, das Intereſſe des 
Abtretenden wahrzunehmen, namentlich hinſichtlich der ordnungsmäßigen Beitreibung, auch 
bei der Zwangsverſteigerung des belaſteten Grundſtücks (Rh 59, 190; 76, 347; 116, 330; Warn 
1934 Nr 77; JW 1911, 95350). Nach feiner Befriedigung hat er den überſchießenden Erlös an den 
Abtretenden herauszugeben (RG 59, 192; 116, 332; Warn 1934 Nr 77) und im Falle der Tilgung 
der geſicherten Forderung die Hypothek zurückzuübertragen (NG 95, 244; 102, 385; ZW 1906, 
5451; Warn 1934 Nr 77; OLG 45, 273). Nur unter beſonderen Umſtänden kann bei einer Siche⸗ 
rungsabtretung angenommen werden, daß der Sicherungsnehmer nicht bloß ſchuldrechtlich zur 
Rückübertragung der Hypothek nach Beendigung des Sicherungsverhältniſſes verpflichtet iſt, 
ſondern daß die Sicherungsabtretung durch den Fortfall des Sicherungsverhältniſſes auflöſend 
bedingt iſt und deshalb mit dem Eintritt dieſer Bedingung ohne weiteres ihre dingliche Wirkung 
verliert (NG HRR 1930 Nr 2145). Die Vorſchrift des $ 1223 Abſ 1 iſt bei der Sicherungsabtretung 
einer Hypothek entſprechend anwendbar (RG Warn 1934 Nr 78, offen gelaſſen in Nr 77); ob 
dasſelbe auch für § 1223 Abſ 2 gilt, iſt ſtreitig ($ 1223 A 5). Hat bei der Sicherungsabtretung der 
Sicherungsnehmer die Abtretungserklärung vom Gläubiger der abgetretenen Hypothek, den 
Hypothekenbrief aber mit deſſen Einwilligung von einem Dritten empfangen, dem der Hypotheken⸗ 
gläubiger den Brief unter Beſtellung eines Zurückbehaltungsrechts übergeben hatte, ſo darf im 
Zweifel der Sicherungsnehmer nach Erledigung des Sicherungszwecks den Hypothekenbrief für 
Rechnung des Hypothekengläubigers dem Dritten zurückgeben, von dem er ihn erhalten hatte, 
indem er daneben dem Hypothekengläubiger die Rückabtretungserklärung erteilt (R 0 148, 202). — 
Die Eingehung der Verpflichtung zur Abtretung einer Hypothek fällt nicht unter $ 1154. 
Sie bedarf auch bei einer Briefhypothek keiner Form (MG 54, 148; Warn 1908 Nr 505). Sie 
verpflichtet zur Verſchaffung der Hypothek (RG 63, 423; 65, 62; DLG 12, 133; für den Fall der 
Abtretung eines Briefhypothekenteils $ 1152 A 2) und begründet auch die Klage auf formgerechte 
Beurkundung der Abtretung (Rö 54, 146; 63, 321; Warn 1908 Nr 505). Ferner findet 1154 
auf die Übertragung kraft Geſetzes oder im Wege der Zwangsvollſtreckung keine An⸗ 
wendung. Jedoch vollzieht ſich die Pfändung und Überweiſung einer Hypotheken- 
forderung nach den 88 830, 837 ZPO in ähnlicher Weiſe. An die Stelle der Abtretungs⸗ 
erklärung tritt die Überweiſung an Zahlungs Statt (§ 835 ZPO). Nur dieſe, nicht auch 
die Überweiſung zur Einziehung, iſt eintragbar (KJ 26 A 302; 28 A 137; 33 A 274). Die Über⸗ 
weiſung ſetzt eine wirkſam gewordene Pfändung voraus (KON 28 A 136). Dazu iſt bei der Brieſ⸗ 
hypothek die Übergabe des Briefs, bei der Buchhypothek die Eintragung der Pfändung erforderlich. 
Die Zuftellung des Pfändungsbeſchluſſes an den Drittſchuldner genügt nicht (RG Warn 1909 Nr 
434; KGJ 35 A 298), ebenſowenig bei der Briefhypothek die Eintragung der Pfändung (KG 
35 A 299), es ſei denn, daß der Gläubiger bereits im Beſitz des Briefs iſt (OLG 9, 129). Die 
Erwirkung der Übergabe des Briefs behandeln R 59, 318; 63, 217; 74, 83; Gruch 50, 1110; 54, 
1023; OLG 11, 112; 18, 223; 16, 308. Im Falle einer gemäß $ 844 3 PO angeordneten öffentlichen 
Verſteigerung einer Briefhypothek wird dieſe durch den Zuſchlag nebſt Briefübergabe auf den 
Erſteher übertragen (KJ 31 A 316; 33 A 269). Pfändung und Überweifung einer Grundſchuld 
oder Rentenſchuld folgen nach 9 857 Abſ 6 ZPO den gleichen Regeln. Sie gelten auch dann, wenn 
es ſich um eine Eigentümergrundſchuld handelt (RG 55, 378; 56 S. 13, 184; 59, 313; 61, 376; 
70, 279; JW 1905, 8122). Die Pfändung einer Teilbriefgrundſchuld vor Bildung des Teilbriefs 
behandelt JW 1938, 90066. Wird das Handelsgeſchäft eines Einzelkaufmanns, dem eine Geſchäfts⸗ 
hypothek gehört, mit der Firma auf einen anderen übertragen, ſo wird die Hypothek nicht gemäß 
§ 25 Abſ 1 Satz 2 HGB, der ſich nur auf Forderungen bezieht, die durch formloſen Vertrag über⸗ 
tragen werden können, auf den andern übertragen, ſondern nur durch Abtretung nach $ 1154 
(OL 45, 204). — Weiter gelten ſelbſt für die Abtretung die Vorſchriften des § 1154 nicht 
ohne Ausnahmen. Solche Ausnahmen finden ſich insbeſondere in den $$ 1159 Mückſtände 
von Zinſen oder anderen Nebenleiſtungen, Koſten), 1187 Satz 3 (Sicherungshypothek file Forde ⸗ 
rungen aus Schuldverſchreibungen auf den Inhaber oder aus Orderpapieren), 1190 Abſ 4 (Höchſt⸗ 
betragshypothek), 1195 (Grundſchuld für den Inhaber des Grundſchuldbriefs). — Iſt die Hypothel 
(Grundſchuld, Rentenſchuld: 88 1192, 1200) durch den Zuſchlag in der Zwangsverſteigerung 
erloſchen ($$ 52, 91 8h), fo iſt der an ihre Stelle tretende Anſpruch auf den Verſtei⸗ 
gerungserlös nach dem Zuſchlag — aber nicht vorher (RG 70, 278; 125, 367; JW 1933, 
27646; HRR 1932 Nr 156; 1933 Nr 306; SeuffA 86 Nr 10) — gemäß den für ein Forderungsrecht 
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geltenden Vorſchriften (88 398 ff., ZPO 8 829) zu übertragen oder zu pfänden (RG 55, 264; 63, 216; 
64 S. 216, 311770, 278; 78,62). Die Pfändung einer Eigentümergrundſchuld nach dem Zu⸗ 
ſchlag erörtert $ 1163 A 3. — Anderſeits finden die Vorſchriften des $ 1154 nach den $$ 1069, 
1274, 1291 auch auf die Beſtellung eines Nießbrauchs oder eines Pfandrechts an einer 
Hypothekenforderung, Grundſchuld oder Rentenſchuld in der Weiſe Anwendung, daß ſtatt der 
Abtretung die Beſtellung des Nießbrauchs oder die Verpfändung zu erklären iſt (NG Gruch 49, 
101; Warn 1930 Nr 163; RIA 12, 262; OLG 29, 377). Nur die Vorſchrift des 81117 Abſ 1 Satz 2 
bezüglich der Briefübergabe wird bei der Verpfändung durch die 8 1205, 1206 erſetzt (RG 68, 
278; 79, 306; 85, 434). Die ſchriftliche Verpfändungserklärung muß die geſicherte Forderung 
angeben (RG 136, 424), iſt aber natürlich ſowohl in dieſem als auch in anderen Punkten aus⸗ 
legungsfähig (RG 136, 424; 149, 95; Seuffa 87 Nr 168; Warn 1932 Nr 137; 1935 Nr 102). Zur 
Auslegung können bei der Verpfändung an eine Bank die allgemeinen Bankbedingungen, denen 
der Verpfänder ſich unterworfen hat, mit herangezogen werden (NG Warn 1933 Nr 115). In 
der Überſendung eines Grundſchuldbriefs an einen Notar zur „Deponierung“ für einen Gläubiger 
wegen einer im Überſendungsſchreiben näher bezeichneten Forderung kann ſowohl die Erteilung 
der Verpfandungserklärung als auch die Übergabe des Grundſchuldbriefs an den Pfandgläubiger 
enthalten ſein (RG HRR 1935 Nr 675). Unter Umſtänden kann eine einheitliche ſchriftliche Ver⸗ 
pfändungserklärung ſich auch aus mehreren zuſammenhängenden Urkunden ergeben (RG 148, 
349; Warn 1936 Nr 144). Einen beſonders gelagerten Fall der Verpfändung verſchiedener Teile 
einer Hypothek, über die nur ein Hypothekenbrief beiteht, behandelt JW 1936, 113618. Die 
Begründung eines Nießbrauchs an einer Briefhypothek kann auch mit der Über⸗ 
tragung der Hypothek an einen andern in der Weiſe verbunden werden, daß der Gläu- 
biger die Hypothek unter Ausſchluß der den Inhalt des Nießbrauchs ausmachenden Be⸗ 
fugniſſe an den andern abtritt. Hierzu iſt erforderlich, daß die Erklärung der Abtretung 
des beſchränkten Gläubigerrechts in ſchriftlicher Form erteilt wird (A 2) und die Über- 
gabe des Hypothekenbriefs an den neuen Gläubiger erfolgt. Für dieſe Übergabe gelten 
die Vorſchriften des $ 1117 (R Warn 1920 Nr 111; O“ 41, 177). Die Übergabe kann 
daher insbeſondere durch eine zwiſchen dem bisherigen und dem neuen Gläubiger getroffene 
Vereinbarung erſetzt werden, daß der bisherige Gläubiger als künftiger Nießbraucher im Beſitz 
des Hypothekenbriefs verbleiben ſoll (98 1154 Abſ 1 Satz 1, 1117 Abſ 1 Satz 2, 868; A 3). Solange 
aber eine Übergabe oder eine ſie erſetzende Vereinbarung nicht ſtattgefunden hat, tritt auf Grund der 
Abtretungserklärung oder der Eintragung in das Grundbuch allein keine dingliche Anderung der 
Rechtslage ein, verbleibt vielmehr dem bisherigen Gläubiger das volle uneingeſchränkte Gläubiger⸗ 
recht (RO Warn 1920 Nr 111). Ferner gilt $ 1154 auch für die Abtretung einer Eigentümer⸗ 
hypothek oder einer Eigentümergrundſchuld (RG JW'ö 1907 S. 121½ 7114, A 3 a. E. und 
91163 A3). Über Abtretung, Belaſtung, Pfändung einer Ge ſamthypothek vgl. 9 1132 A 1, über 
Abtretung von Hypothekenzinſen und über die Zuläffigfeit der Abtretung des Zinsrechts 
3 1158 A 3. — Wird eine Forderung, für welche die Eintragung einer Briefhypothek bewilligt 
iſt, vor der Eintragung der Hypothekabgetreten, ſo erwirbt der Abtretungsempfänger, 
wie überhaupt die Abtretung eines künftigen Rechts erſt mit deſſen Entſtehung wirkſam wird 
{RG 67, 166; 74, 418), eine Hypothek erſt nach ihrer Eintragung und nach der Übergabe (oder 
Erſatz der Übergabe) des hergeſtellten Hypothekenbriefs (RG 74, 416). Der Abtretende wird 
mangels einer Eintragung der Hypothel für ihn überhaupt nicht Hypothekengläubiger. Deshalb 
mußte z. B. auch die Frage verneint werden, ob er für ſich nach $ 17 Aufwc neben dem Abtretungs⸗ 
empfänger eine Aufwertung verlangen konnte (RG 128, 130). — Der vereinbarte Ausſchluß der 
Abtretungsbefugnis ($399) iſt eintragungsfähig, da keine Verſügungsbeſchränkung (8 137), 
ſondern eine Beſtimmung des Inhalts der Forderung in Frage ſteht (KGJ 29 A 246; 9 1153 A 1 
a. E.). — Der Erbe des Hypothekengläubigers braucht ſich, wenn er einen Teilbetrag der 
ererbten Hypothek abtritt, nicht zuerſt ſelbſt als Gläubiger eintragen zu laſſen (5 40 G80), und 
zwar auch dann nicht, wenn er dabei das Rangverhältnis des Teilbetrags vor dem Reſt beſtimmt 
(558 7, 372). — Eine gelöſchte, aber nach $ 14 (kraft Vorbehalt) oder $ 15 (kraft Rückwirkung) 
AufwG aufwertungsfähige Hypothek konnte nach allgemeinen Grundſätzen abgetreten 
werden. War ſie ein Buchrecht, ſo war mithin die Übertragung erſt nach der (gemäß $ 20 Aufm® 
erfolgten) Wiedereintragung möglich. War aber über die Aufwertungshypothek ein neuer Brie 
zu bilden, ſo konnte ſie ſchon vor der Wiedereintragung in den Formen der $$ 1154, 1117 (alſo durch 
ſchriftliche Abtretungserklärung und die Vereinbarung, daß der neue Gläubiger ſich den zu bildenden 
Brief vom Grundbuchamt aushändigen laſſen ſollte) abgetreten werden (RG 120, 234; JW 1928 
S. 13474, 135411, 18184% HRR 1931 Nr 738). j 

2. Während jonft die Forderungsabtretung keiner Form bedarf, iſt im $ 1154 für die Brief⸗ 
hypothek (für die Buchhypothek gilt Abſ 3) zur Abtretung der Forderung die Erteilung der 
Abtretungserklärung in ſchriftlicher Form ($ 126 Abj 1) erfordert. Dagegen bedarf die zur 
Übertragung weiterhin erforderliche Annahmeerklärung des anderen Vertragsteils (A 1; 88 1491.) 
auch hier nicht der Schriftform (Riß 68, 409; 136, 424; RJ 6, 66). Sie kann vielmehr ſogar ſtill⸗ 
ſchweigend (3. B. dadurch, daß nach der Umſchreibung der Hypothek der Brief angenommen wir 
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erfolgen (RG ZW 1913, 20518). Aus den Worten „Erteilung der Abtretungserklärung“ iſt nicht 
zu ſchließen, daß die $$ 158, 163 auf die Hypothek unanwendbar ſeien. Da keine geſetzliche Beſtim⸗ 
mung (wie z. B. bei der Aufrechnung, der Auflaſſung) entgegenſteht, kann die Abtretung auch unter 
einer aufſchiebenden oder auflöſenden Bedingung oder mit einem Anfangs- oder End- 
termin erfolgen (RG JW 1912, 6815). Möglich iſt daher z. B. auch eine Abtretung an A unter der 
auflöſenden Bedingung des Aufhörens ſeines Gläubigerrechts beim Eintritt einer ungewiſſen Tat 
ſache und zugleich an B unter der aufſchiebenden Bedingung des Aufhörens des Gläubigerrechts des 
A (KG 49, 210). Beim Eintritt einer beigefügten aufſchiebenden Bedingung wird die Ab⸗ 
tretung endgültig wirkſam mit der Folge, daß damit auch die Hypothek übergeht, wenn der Hypo⸗ 
thekenbrief übergeben iſt (RG Warn 1928 Nr 145). — „Erteilt“ iſt die Abtretungserklärung 
noch nicht mit der unterſchriftlichen Vollziehung der Urkunde. Anderſeits iſt hier ebenſo wie bei der 
in den $$ 368, 761, 766, 780, 781, 798 vorgeſehenen Erteilung einer Erklärung in ſchriftlicher 
Form die Aushändigung der Urkunde nicht unbedingt notwendig. Auch eine ſonſtige, die Einräu⸗ 
mung der Verfügung darüber enthaltende Entäußerung (3. B. die Zubilligung des Rechts an den 
Abtretungsempfänger, ſich aus Gerichtsakten eine beglaubigte Abſchrift der Abtretungserklärung 
geben zu laſſen) kann genügen (R 148, 353; Warn 1936 Nr 144; Gruch 51, 181; 62, 623; OLG 
18, 174; JW 1927, 4601; über „Erteilung“ einer Löſchungsbewilligung an den Grundſtückseigen⸗ 
tümer Rh 116, 346). Wenn der bisherige Gläubiger den Herausgabeanſpruch, der ihm gegen 
einen im Beſitz der Abtretungserklärung befindlichen Dritten (3. B. Notar) zusteht, an 
den Erwerber abtritt, fo iſt nach § 931 die Abtretungserklärung erteilt (& Warn 1928 
Nr 145; 1935 Nr 22). Wird eine Briefhypothek mehrmals nacheinander abgetreten, ohne 
daß eine Umſchreibung im Grundbuch erfolgt, ſo iſt nicht erforderlich, daß dem ſpäteren 
Erwerber außer der von ſeinem unmittelbaren Vormann ausgeſtellten Abtretungserklä⸗ 
rung auch die den früheren Erwerbern erteilten Abtretungsurkunden übergeben werden. 
Die früheren Zeſſionare hatten durch die ihnen erteilten Abtrekungsurkunden die Hypothek er⸗ 
worben und waren daher zur Verfügung über die Hypothek berechtigt. Die früheren Abtretungs⸗ 
urkunden kommen nur als Beweismittel dafür in Betracht, daß die Hypothek durch aufeinander⸗ 
folgende Zeſſionen rechtswirkſam auf den letzten Zeſſionar übergegangen iſt (RG Gruch 62, 621). 
Will der letzte Zeſſionar die Hypothek im Grundbuch für ſich umſchreiben laſſen, jo muß er allerdings 
ſein Gläubigerrecht dem Grundbuchamt durch Vorlegung aller Abtretungsurkunden, und zwar 
in der Form des § 29 GBO, nachweiſen (RG 126, 170). Jedoch betrifft dies lediglich das formelle 
Grundbuchrecht, wie auch § 29 GBO nur eine Ordnungsvorſchrift iſt (RG Gruch 62, 624). Übrigens 
müßte das Grundbuchamt zu jenem Nachweis auch beglaubigte Abſchriften der formgerechten Zeſ⸗ 
ſionsurkunden genügen laſſen, da es ſich nicht, wie z. B. bei einer Vollmacht, um Ausweis (Legiti⸗ 
mations⸗) Urkunden handelt. — Da die Abtretung einen Vertrag zwiſchen beſtimmten Perſonen 
vorausſetzt, iſt eine Abtretungserklärung (auch bei der Grundſchuld: 5 1192), in welcher der Name 
des neuen Gläubigers offengelaſſen wird (Blankoabtretung), rechtsgrundſätzlich unwirk⸗ 
ſam (Prot 3, 651ff.; NG 63, 230). Dagegen iſt die Verpfändung einer Briefhypothek oder 
-grundichuld durch ſchriftliche Erklärung ohne Nennung des Pfandgläubigers (Blanko⸗ 
verpfändung) wirkſam, wenn bemnädjt die Urkunde und der Hypotheken- oder Grund- 
ſchuldbrief einem Gläubiger zwecks Pfandbeſtellung übergeben werden. Denn die Nennung 
des Namens des Pfandgläubigers ift hier, wo die Hypothek oder die Grundſchuld nach wie vor für 
einen beftimmten Gläubiger im Grundbuch und im Brief eingetragen bleibt, nicht jo weſentlich, 
daß die Schriftform nach $ 126 als nicht gewahrt zu gelten hätte (R 78, 30; 4. 3. 1908 V 163/07). 
Auf dieſen Grundſatz und weiter darauf ſich ſtützend, daß nach den $$ 1154, 1274 auf „Erteilung“ 
der Verpfändungserklärung beſonderes Gewicht zu legen ſei, hat das Reichsgericht es für zulaſſig 
erklärt, daß die Verpfändung einer Briefhypothek oder grundſchuld mittels Benutzung einer alten, 
inzwiſchen ungültig gewordenen Verpfändungsurkunde auch ohne Anderung des früheren Datums 
erfolge, wenn der Pfandſchuldner und der Pfandgläubiger dieſelben Perſonen geblieben ſeien, 
der Inhalt der Urkunde auch für die zweite Verpfändung paſſe und der Pfandgläubiger die vorher 
zurückgegebene Urkunde nun mit dem Brief wiedererhalte (RG 78, 26). Um eine Blankoabtretung 
im eigentlichen Sinne handelt es ſich nicht, wenn der Hypothekengläubiger eine Abtretungs⸗ 
urkunde, in der nur der Name des neuen Gläubigers unausgefüllt geblieben iſt, einem anderen 
mit der Ermächtigung aushändigt, über die Hypothek frei zu verfügen (RG 81, 261). Hier 
in liegt die im voraus erteilte Einwilligung ($ 185) in die von dem anderen zu treffende Verfügung 
RG HRR 1930 Nr 783). Zwar richtet ſich die Ermächtigung nicht an einen beſtimmten Dritten, 
wohl aber an jeden, mit dem der andere nach ſeiner Entſchließung demnächſt in Verhandlung 
treten und abſchließen möchte ($ 171). Vereinbart nun der andere einen Abtretungsvertrag mit 
einem Dritten als Abtretungsempfänger und füllt er die Abtretungsurkunde durch Einſetzung 
des Namens des Dritten aus, ſo kommt ein rechtswirkſamer Abtretungsvertrag zwiſchen dem 
Gläubiger und dem Dritten mit ſchriftlicher Abtretungserklärung zuſtande (RG 81, 260; Gruch 60, 
325). Eine ſolche Ermächtigung kann im Falle einer Briefhypothek (Briefgrundſchuld) ohne 
weiteres darin gefunden werden, daß der Glaubiger dem anderen außer der vorbezeichneten 
Abtretungsurkunde auch noch den Brief aushändigt (MG aaO.). Neuerdings iſt die Recht⸗ 
BGB, Kommentar von Reichsgerichtsräten. 9. Aufl. III. Bd. (Beſſau.) 40 
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ſprechung des Reichsgerichts dazu übergegangen, abweichend von den in NG 63, 234, JW 1928, 
17480 vertretenen ſtrengen Grundſätzen bei Blanko abtretungen, die nachträglich vom 
Abtretungsempfänger befugt, d. h. mit Ermächtigung des Abtretenden, ausgefüllt worden 
find, die Rechtswirkſamkeit vom Zeitpunkt der Ausfüllung an allgemein zu bejahen (NG JW 1930 
©. 61°, 3481; Gruch 71, 282; dgl. auch bereits RG Recht 1915 Nr 892). — Die Abtretungs⸗ 
erklärung wird durch die rechtskräftige Verurteilung zu ihrer Abgabe gemäß $ 894 ZRO erſetzt. 
Die Eintragung der Abtretung iſt nicht (wie bei der Buchhypothek: Abſ 3) erforderlich (RG 3 1907, 
7111). Sie kann auch nicht durch Parteiabrede entgegen $ 1154 neben Abtretungserklärung und 
Briefübergabe als weiteres Erfordernis für den Hypothekübergang aufgeſtellt werden (RG 
Gruch 51, 183). Nach Abſ 2 bildet aber die Eintragung einen Erſatz für die ſchriftliche Abtretungs⸗ 
erklärung. — Wenn einen zur Eigentümergrundſchuld gewordenen Teil einer Briefhypothek der 
frühere Eigentumer an ſeinen Beſitznachfolger, darauf dieſer an ſeinen Beſitznachfolger abtritt 
und dann der letztere die Teilgrundſchuld (unter Umwandlung in eine Hypothek: § 1198) an den 
Hypothekengläubiger überträgt, fo kann in den beiden erſten Abtretungserklärungen eine Ge⸗ 
nehmigung (5 185 Abſſ1) zur Verfügung über die Teilgrundſchuld 1 werden (RIA 11, 
292). — Soll eine abgetretene Hypothek an den urſprünglichen Gläubiger zurückübertragen 
werden, ſo genügt nicht die Rückgabe der Abtretungsurkunde, ſondern es bedarf wiederum einer 
ſchriftlichen Abtretung (ORG 35, 11). 

3. Übergabe des Hypothekenbriefs durch den Abtretenden iſt zum Erwerb der Hypothek 


nicht, wenn der Abtretende (z. B. wegen Nichtigkeit der Hypothekbeſtellung für ihn) nicht Hypo⸗ 
t 
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Aufwertungshypothek von mehr als 500 GM ſchon vor der Wiedereintragung durch ſchriftliche 
Abtretungserklärung und die Vereinbarung, daß der neu zu bildende Brief vom Grundbuchamt 
dem Abtretungsempfänger auszuhändigen ſei, übertragen werden (NG HRR 1928 Nr 1419). 
Geſchieht die Einreichung oder die Herſtellung des Briefs, ſo gilt rückwirkend der Brief als bereits 
mit der Aushändigungsvereinbarung übergeben (MG Warn 1935 Nr 58). Denn dieſe Verein ⸗ 
barung iſt in $ 1117, auf den $ 1154 verweiſt, der Übergabe gleichgeſtellt (OLG 45, 282). Natürlich 
kann die Rückwirkung ſich aber nicht über den Zeitpunkt hinaus erſtrecken, in welchem die Hypothek 
ſelbſt zur Entſtehung gelangt iſt. Wird alſo eine Hypothek bereits vor ihrer Eintragung abgetreten, 
fo kann ihr Übergang auf den neuen Gläubiger, ſelbſt wenn eine Vereinbarung nach § 1117 Abs 2 
getroffen wird, nicht vor der Eintragung der Hypothek wirkſam werden (RG JW 1935, 24305). 
Iſt ein abhanden gekommener Hypothekenbrief durch Ausſchlußurteil ($ 1017 ZPO) für 
kraftlos erklärt (8 1162 BGB), fo genügt die Vorlegung des Ausſchlußurteils beim Grundbuchamt 
mit dem Antrag auf Bildung eines neuen Hypothekenbrieſs. Denn dadurch iſt nach 567 GBO 
die Bildung eines neuen Hypothelkenbriefs gewährleiſtet, und die Vereinbarung über die Aus⸗ 
händigung des Briefs hat einen beſtimmten, auf dicſen Brief ſich beziehenden Inhalt (RG 84, 
316; KG 45, 299). Wenn dagegen zwar das Aufgebotsverfahren eingeleitet, aber ein Aus- 
ſchlußurteil noch nicht erlaſſen iſt, hat eine Vereinbarung, daß der Hypothekerwerber berechtigt 
ſein ſolle, ſich den Hypothekenbrief vom Grundbuchamt aushändigen zu laſſen, nicht die Wirkung 
des Übergabeerſatzes. Denn bis zum Erlaß des Ausſchlußurteils gilt der alte Hypothekenbrief 
als noch vorhanden, und hinſichtlich des neu zu bildenden, auszuhändigenden Briefs fehlt es an 
dem unmittelbaren Beſitz des Grundbuchamts, wenn das Grundbuchamt einen ſolchen Brief 
überhaupt noch nicht bilden kann (RG 84, 314). Grundſätzlich kann aber zur Vollendung des Er⸗ 
werbs an der abgetretenen Hypothek die Aushändigung des Briefs an den neuen Glaubiger 
nach dem Willen des Geſetzes nicht erforderlich ſein, da ſonſt die Beſtimmung über den 
Erſatz der körperlichen Übergabe durch Beſitzanweiſung überflüſſig wäre (NG 66, 206; 
74, 418; KGJ 25 A 153; 26 A 95). Ebenſowenig iſt für den Zeitpunkt des Erwerbs die 
etwa hinzutretende Eintragung der Abtretung maßgebend (KJ 35 A 287). Iſt neben 
der Abtretung die Vereinbarung im voraus getroffen und der Hypothekenbrief dem Grund⸗ 
buchamt, das ihn gemäß der Vereinbarung aushändigen ſoll, eingereicht worden, ſo iſt der 
Übergang der Hypothek auf den Erwerber bereits im Zeitpunkt der Vereinbarung erfolgt, da die 
Vereinbarung durch § 1154 Abſ 1 Satz 1 der Übergabe des Briefs oer eg iſt (RG Warn 
1912 Nr 291). Hierfür iſt allerdings, da zu der Vereinbarung eine der Übergabe des Briefs 
gleichſtehende Sachlage hinzukommen muß und die Übergabe von dem Abtretenden durch Über- 
tragung des Beſitzes zu bewirken iſt, Vorausſetzung, daß der Brief von dem Abtretenden oder doch 
mit feinem Willen dem Grundbuchamt eingereicht iſt (RH Warn 1912 Nr 291; JW 1925, 11252). 
Beſagt die notariell beglaubigte Abtretungserklärung des alten Gläubigers, er „trete die Hypothek 
unter Übergabe des Briefs ab und bewillige und beantrage die Eintragung der Abtretung und die 
Aushändigung des Briefs an den neuen Gläubiger“, jo kann der Urkunde im Wege der Aus⸗ 
legung entnommen werden, daß die Übertragung der Hypothek wenn nicht ſchon durch die Aus⸗ 
ſtellung und Beglaubigung der Abtretungsurkunde, ſo doch jedenfalls durch die Aushändigung von 
Abtretungsurkunde und Brief an den neuen Gläubiger erfolgt iſt (JW 1935, 7132). Die Verein- 
barung nach $ 1117 Abſ 2 kann von dem Ablretenden nicht einſeitig widerrufen werden (RG 93, 251; 
Warn 1912 Nr 291). Wohl aber kann er, wenn er den Erwerber zur Einreichung des Brieſs 
ermächtigt hat, dieſe Ermächtigung gemäß § 168 widerrufen. Dieſe Widerrufsmöglichkeit 
beſteht aber nur bis zur Einreichung des Briefs, da mit der Einreichung die Hypothek auf den Er⸗ 
werber übergegangen iſt (NG Warn 1912 Nr 291). — Iſt der neue Gläubiger im Beſitz des Briefs, 
jo wird vermutet, daß die Übergabe erfolgt ſei ($ 1117 Abſ 3; KGJ 40, 281). Wenn der bisherige 
Gläubiger zur Abtretung verurteilt iſt (A 2), gilt nach $897 ZPO die Übergabe des Briefs 
als erfolgt, ſobald der Gerichtsvollzieher den Brief zum Zwecke der Ablieferung an den neuen 
Gläubiger wegnimmt. — Bei einer Teilabtretung iſt die Herſtellung und Übergabe eines Teil- 
brief zum Erwerb der Hypothek nicht notwendig (vgl. $ 1152, der für den Fall der Teilung der 
Hypothekenforderung die Herſtellung eines Teilhypothekenbriefs nur für zuläſſig erklärt, aber 
nicht vorſchreibt). Vielmehr genügt auch die Übergabe des Stammbriefs oder die Einräumung 
des Mitbeſitzes ($ 866) daran (M& 69, 39; 75, 222; RIA 2, 85; 6, 64; OLG 9, 314; 23, 213; 26, 
134). Die Einräumung des Mitbeſitzes erfordert im Falle des unmittelbaren Beſitzes des Ab⸗ 
tretenden eine gemeinſame Vereinbarung des Abtretenden und des Erwerbers mit einem zu 
beſtellenden Treuhänder unter Übergabe des Briefs an ihn, im Falle des unmittelbaren Beſitzes 
eines Dritten auf Grund eines der in § 868 bezeichneten Verhältniſſe (3. B. auf Grund Verpfän⸗ 
dung, Verwahrung) außer einer Vereinbarung zwiſchen dem Abtretenden und dem Erwerber 
über den Mitbeſitz eine Willenskundgebung des erſteren gegenüber dem unmittelbaren Beſitzer, daß 
dieſer den Brief nur an ihn und den Erwerber gemeinſchaftlich herausgeben dürfe (RG 85, 439; 
a. M. OLG 26, 134, wonach die Abtretung des Herausgabeanſpruchs gegen den Dritten in Höhe 
der abzuzweigenden Teilhypothek genügen ſoll, weil danach der Erwerber nach Maßgabe des 
zwiſchen ihm und dem Abtretenden beſtehenden Gemeinſchaftsverhältniſſes berechtigt ſei, 
40* 
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über den Brief für ſich zu verfügen). Wenn aber der Stammbrief dem Abtretungs⸗ 
empfänger nur vorübergehend in die Hand gegeben und ſogleich zurückgenommen wird, liegt eine 
Übergabe nicht vor (RG 75, 223; KG 21 A 332; 30 A 238; OLG 9, 314). Eine Vereinbarung 
nach 51117 Abſſ2 genügt auch hier für ſich allein nicht. Vielmehr muß zum mindeſten noch die 
tatſächliche Einreichung des über die ganze Poſt gebildeten Hypothekenbriefs beim Grundbuchamt 
hinzukommen (RG 64, 312; 65, 64; 69, 43). Die Einreichung muß durch den Abtretenden oder mit 
ſeinem Willen durch einen anderen zwecks Herſtellung des an den Erwerber auszuhändigenden 
Teilhypothekenbriefs bewirkt ſein (RG Warn 1912 Nr 291). — Beantragt der neue Gläubiger 
unter Vorlegung der Abtretungserklärung und des Briefs beim Grundbuchamt die Umſchrei⸗ 
bung, fo braucht er (nach $26 GBO) nicht nachzuweiſen, daß er den Brief vom bisherigen Gläu⸗ 
biger übergeben erhalten hat (RIA 7, 138; OLG 40, 40). — Die bisher entwickelten Grundſätze gel⸗ 
ten auch dann, wenn eine Briefgrundſchuld oder eine Eigentümergrundſchuld, die aus einer 
Briefhypothek entſtanden iſt, ganz oder zum Teil übertragen werden full (RG 64,308; 65,62; 69, 
36; 75, 222). Iſt eine Briefhypothek nur zum Teil Eigentümergrundſchuld geworden, fo iſt der 
Eigentümer zwar gemäß $ 952 Miteigentümer des Hypothekenbriefs (MG 59, 318 69, 40). Er 
hat aber keinen Anſpruch auf Einräumung des Mitbeſitzes an dem Brief, da dem Hypotheken- 
gläubiger der Brief zum ausſchließlichen Beſitz verbleiben muß, damit er uneingeſchränkt über 
den ihm zuſtehenden Hypothekenteil verfügen kann (RG 69, 41; 75, 222). Vielmehr kann der 
Eigentümer nur entweder die Vorlegung des Briefs an das Grundbuchamt zur Berichtigung des 
Grundbuchs gemäß $ 896 verlangen oder nach den $$ 749,752, 1152 die Aufhebung der Gemein⸗ 
ſchaft am Hypothekenbrief und die Vollziehung der Teilung in Natur durch Herſtellung eines Teil⸗ 
hypothekenbriefs beanſpruchen (RG 59,318; 69,42; 75,222). Dieſer Anſpruch iſt aber kein Anſpruch 
auf Herausgabe im Sinne des $ 931; durch feine Abtretung kann alfo nicht die Übergabe des Briefs 
nach den 85 1154 Satz 1, 1117 Abſ 1 erſetzt werden (RG 69, 43). 

4. Jedes der beiden Erforderniſſe, ſchriftliche Abtretungserklärung und Brie fübergabe, 
kann dem andern nachfolgen. Liegt aber eines von beiden nicht vor, ſo geht die Hypothek, auch 
im Verhältnis zwiſchen den Beteiligten, nicht auf den Erwerber über, ſo daß z. B. im Falle 
des Konkurſes des alten Gläubigers die Hypothek in deſſen Konkursmaſſe fällt (RG 65, 64; 
RFa 6, 67). Daher verſagt insbeſondere beim Mangel der Briefübergabe das Recht des Zeſ⸗ 
ſionars, wenn der Zedent die Hypothek nochmals, und zwar nunmehr unter Briefübergabe (A 3), 
an einen Dritten abtritt oder wenn es einem Gläubiger gelingt, eine mit der Wegnahme des 
Hypothekenbriefs verbundene Pfändung der Hypothek auszubringen (RG 65, 64). Kommt 
es auf den Zeitpunkt des Erwerbs an (3. B. im Falle einer dazwiſchenliegenden Konkurseröffnung), 
ſo wird dieſer durch die Abtretungserklärung und deren Datum allein noch nicht nachgewieſen 
(KJ 25 A 163; 40, 281; RIA 6, 66). Regelmäßig wird aber aus einer, ſei es auch nur 
formloſen, Abtretungserklärung die Verpflichtung des Abtretenden zur Verſchaffung der 
Hypothek (A 1) zu entnehmen fein (RG 63, 424; 65, 64; Warn 1908 Nr 64, 505). Iſt zu 
der Abtretung (Verpfändung, Pfändung) einer Briefhypothek die erforderliche Briefüber⸗ 
gabe nicht hinzugetreten, jo ift die Verfügung in vollem Umfang unwirkſam. Sie wird auch nicht 
in Anfehung der perſönlichen Forderung nachträglich dadurch wirkſam, daß die Hypothek 
gelöſcht und der Hypothekenbrief vernichtet wird (RG 76, 231) oder daß die Hypothek in der 
Zwangsverſteigerung durch den Zuſchlag gemäß den $$ 52, 91 380 erliſcht (N& 59, 316; 63, 
216; 76, 234). Was erforderlich iſt, wenn bei der Abtretung zugleich die Zins⸗ oder Zahlungs- 
bedingungen geändert werden ſollen, zeigt KGJ 29 A 176. Hat der Notar, der die Abtre⸗ 
tungserklärung beurkundet hat (A 5), zunächſt dieſe Urkunde und den dem Zeſſionar bereits über⸗ 
gebenen Hypothekenbrief dem Grundbuchamt mit dem Antrag auf Umſchreibung der Hypothek 
und Rückgabe des Briefs an den Zeſſionar eingereicht, demnächſt aber den Antrag auf Umſchrei⸗ 
bung zurückgenommen, ſo darf das Grundbuchamt den Hypothekenbrief nicht an den Abtretenden 
aushändigen. Denn beide Erforderniſſe für die Abtretung liegen bereits vor. Im Falle der Aus⸗ 
händigung des Briefs an den alten Gläubiger kann daher ein Schadenserſaßanſpruch für den 
neuen Gläubiger wegen ſchuldhafter Amtspflichtverlezung des Grundbuchamts beſtehen (RG 
Warn 1928 Nr 150). 

5. Die öffentliche Beglaubigung der Abtretungserklärung (§ 129; F 88 167, 183 191 
kann der neue Gläubiger jederzeit, auch erſt nach der Abtretung, verlangen. Dieſe Beglaubigung 
hat namentlich den Vorteil, daß dem neuen Gläubiger der öffentliche Glaube des Grundbuchs 
nach Maßgabe des $ 1155 zuſtatten kommt (RG 126, 170; vgl. auch $ 39 Abſ 2 GBO) und daß der 
Erwerber die Hypothek geltend machen, kündigen und mahnen kann, ohne vom Eigentümer 
oder Schuldner einen Widerſpruch nach den $$ 1160, 1161 gewärtigen zu müſſen (OLG 36, 167). 
Der Anſpruch auf die Beglaubigung beſteht, gleichviel ob die Abtretung zu Eigentum oder nur 
zu Sicherungszwecken erfolgt iſt (RG 115, 307). Vorausſetzung aber iſt, daß der Beanſpruchende 
wirklich „neuer Gläubiger“ iſt, daß er alſo die Hypothek rechtswirkſam erworben hat. Das iſt 
3. B. nicht der Fall, wenn die gehörige Briefübergabe fehlt oder wenn die Abtretungserklärung 
nicht rechtswirkſam iſt (R 115, 304). Liegt eine an ſich rechtswirkſame Abtretungserklärung 
bereits vor, iſt dieſe Erklärung aber nicht klar genug, um den Abtretungsempfänger nach außen 
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hin einwandfrei als neuen Gläubiger auszuweiſen, jo kann dem Beglaubigungsanſpruch voran⸗ 
gehend zunächſt auch noch ein Anſpruch auf Abgabe einer neuen, die ſchon beſtehende Rechtslage 
klarſtellenden Abtretungserklärung begründet fein. Dieſer Anſpruch läßt ſich zwar nicht aus § 1154 
Abſ 1 Satz 2, wohl aber aus $ 242 herleiten (RG Warn 1935 Nr 102). Wird die Hypothek weiter 
abgetreten, jo geht der Anſpruch auf Beglaubigung nach $ 401 auf den zweiten Zeſſionar mit über 
(RG 115, 307; OLG 23, 21). Der Anſpruch beſteht nach § 1192 auch bei der Abtretung von Grund⸗ 
ſchulden (RG 115, 307). Inwieweit dem Beglaubigungsanſpruch des Zweiterwerbers der Grund⸗ 
ſchuld noch die Einrede entgegengeſetzt werden kann, daß der Erſterwerber nach dem Innen⸗ 
verhältnis zum Grundſtückseigentümer in der Verfügungsbefugnis über die Grundſchuld fiduzia⸗ 
riſch beſchränkt geweſen ſei, erörtert R 135, 357. Der Beglaubigungsanſpruch aus $ 1154 Abſ 1 
Satz 2 ſteht im Sinne des $ 592 ZPO nicht einem Anſpruch auf Zahlung einer Geldſumme gleich 
und kann daher nicht im Urkundenprozeß verfolgt werden (RG HRR 1933 Nr 1265). Das dem 
Verlangen des neuen Gläubigers ſtattgebende Urteil erſetzt die Beglaubigung (SW 1935, 11855; 
a. M. JW 1934, 22478). Die Beglaubigungskoſten hat — abweichend von § 403 Satz 2 — der 
bisherige Gläubiger zu tragen. 

6. Die vollzogene Eintragung der Abtretung, nicht ſchon die Abrede, daß ſie ſtattfinden ſoll 
(RG 54, 146), erſetzt die Schriſtſorm der Abtretungserklärung. Sie erſetzt aber nicht etwa auch 
die Übergabe des Briefs (A 3, 4). Zur Vornahme der Eintragung iſt außer einem (formloſen) 
Antrag eines Beteiligten (88 13, 30 GBO) nach den Ordnungsvorſchriften der $$ 19, 26, 29 GO 
die in der Form des § 29 GBO abgegebene, die Abtretung als Grund angebende Eintragungs⸗ 
bewilligung (KJ 40, 268) oder Umſchreibungsbewilligung (KGJ 40, 272) des bisherigen Gläu⸗ 
bigers ſowie nach 88 41, 62 GBO die Vorlegung des Briefs erforderlich (RG Warn 1912 Nr 260). 
Der geſetzgeberiſche Grund für die Zulaſſung des Erſatzes der Schriftform durch die Eintragung 
iſt gerade der, daß die Eintragung auf dem Brief zu vermerken iſt und dadurch der Berechtigte 
bereits einen Ausweis in öffentlicher Urkunde erhält (Prot 3, 648; RG Warn 1912 Nr 260). 
Jedoch braucht die Übergabe des Hypothekenbrieſs von dem bisherigen an den neuen Gläubiger 
ſelbſt dann, wenn dieſer den Eintragungsantrag ſtellt, dem Grundbuchamt nicht nachgewieſen 
zu werden, da $ 26 GBO ein ſolches Erfordernis für die Vornahme der Eintragung formellrechtlich 
nicht aufſtellt (KJ 51, 280). Ebenſowenig bedarf es für das Grundbuchamt des Nachweiſes der 
Annahme der Abtretung durch den neuen Gläubiger (A 2). Daraus folgt: Iſt die einer Erben⸗ 
gemeinſchaft gehörende Hypothek an einen Miterben abgetreten worden, ſo bedarf es zur Ein⸗ 
tragung der Übertragung nicht der Beibringung einer (zuſtimmenden) Erklärung des erwerbenden 
Miterben (KJ 51, 283); falls für dieſen die vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung des Ab⸗ 
tretungsvertrags erforderlich iſt, bedarf es auch nicht der Beibringung dieſer Genehmigung (K 
51, 284). Die Eintragung hat für den Erwerber auch dann, wenn die Briefhypothek durch ſchrift⸗ 
liche Abtretungserklärung und Briefübergabe rechtswirkſam übertragen iſt, namentlich den Vor⸗ 
teil, daß er gegen anderweite Verfügungen des bisherigen Gläubigers, der etwa den Brief wieder 
erlangt, geſchuͤtzt iſt und bei der Geltendmachung der Hypothek ſein Gläubigerrecht nicht gemäß 
$ 1160 nachzuweiſen braucht. Vgl. auch die 58 55 GBO, 9 Nr 1, 44 3G. Erforderlich iſt ſchließlich 
noch für die Eintragung der Abtretung regelmäßig eine beſtimmte Angabe des Zeitpunkts, von dem 
ab die Zinſen abgetreten werden ($ 1158 A 3; für die Verpfändung JFG 11, 260). 

7. Die entſprechende Anwendung der SS 873, 878 bei der Abtretung einer Buchhypothek 
ergibt: Zur Übertragung einer Buchhypothekforderung iſt die Einigung zwiſchen dem alten 
und dem neuen Gläubiger und die Eintragung der Abtretung erforderlich (5 873). Die Einigung 
bedarf, abweichend von der Abtretungserklärung bei einer Briefhypothek (A 2), keiner Form. 
Erfolgt die Einigung über die Abtretung erſt nach der Eintragung, ſo wird die Buchhypothek 
erſt mit dem Zeitpunkt der Einigung erworben (RG 117, 436; $ 873 A 10). Zur Vornahme der 
Eintragung genügt (88 19, 29 G8) die in der Form des $ 29 GBd abgegebene, einſeitige Ein- 
tragungsbewilligung des bisherigen Gläubigers und ein (formloſer) Antrag eines Beteiligten 
(88 13, 30 608880. Eine in der Zwiſchenzeit des $ 878 eintretende Verfügungsbeſchränkung des 
Abtretenden macht deſſen Umſchreibungsbewilligung nicht unwirkſam. Die Erforderniſſe für die 
Übertragung einer Geſamtbuchhypothek erläutert § 1132 A 1. — Vollendet ſich der Abtretungs⸗ 
erwerb, auf den eine Klage des Erwerbers geſtützt wird, erſt im Laufe des Rechtsſtreits, jo liegt 
eine Klageänderung vor, wenn der zur Zeit der Klagerhebung noch fehlende und damals auch 
vom Kläger noch nicht dargelegte volle Abtretungstatbeſtand nach ſeiner Vollendung nachträglich 
behauptet wird (RG SeuffA 87 Nr 34). Das wird ſowohl für die Abtretung der Briefhypothek 
nach § 1154 Abf 1, 2 wie für die Abtretung der Buchhypothek nach 8 1154 Abſ gelten müſſen. 
Doch iſt die Zuläſſigkeit einer ſolchen Klageänderung jetzt durch die neue Faſſung des $ 264 3PO 
und den Wegfall des $ 527 ZPO weſentlich erweitert. 


& 1155 
Ergibt fih das Gläubigerrecht des Beſitzers des Hypothekenbriefs !) aus 
einer zuſammenhängenden, auf einen eingetragenen Gläubiger zurückführenden 
Reihe von öffentlich beglaubigten Abtretungserklärungen 2), fo finden die 


630 Sachenrecht Hypothek Grundſchuld Rentenſchuld 


Vorſchriften der §8 891 bis 899 in gleicher Weiſe Anwendung, wie wenn der 
Beſitzer des Briefes als Gläubiger im Grundbuch eingetragen wäre 5). Einer 
öffentlich beglaubigten Abtretungserklärung ſteht gleich ein gerichtlicher 
Uberweiſungsbeſchluß 2) und das öffentlich beglaubigte Anerkenntnis einer 
kraft Geſetzes erfolgten Übertragung der Forderung 5). 

E I 1114 II 1062; M 3 751ff.; P 3 654; 6 249. 


1. Da die Briefhypothek nach $ 1154 Abſ 1 nur im Falle der Briefübergabe auf einen im 
Grundbuch nicht eingetragenen neuen Gläubiger übertragen fein kann, iſt im $ 1155 als erſte Vor⸗ 
ausſetzung für die Anwendbarkeit der 68 891—899 erfordert, daß der nicht eingetragene Gläubiger 
(alfo im Falle des gegenwärtigen Rechtserwerbs an der Hypothek der unmittelbare Vormann 
des Erwerbers, zu deſſen Gunſten $ 892 zur Anwendung kommen ſoll) Beſitzer des Hypotheken⸗ 
briefs iſt. Es genügt aber auch ein nach den $$ 930, 931 vom bisherigen Gläubiger erlangter, mittel⸗ 
barer Beſitz da dieſer gemäß den $$ 1154 Abſ 1, 1117 Abſ 1 Satz 2 der körperlichen Briefübergabe 
gleichſteht (RG 86, 264). Daß der Vormann des letzten Erwerbers, wenn für dieſen $ 892 in Frage 
kommt, den Beſitz des Briefs auf rechtmäßigem Wege erlangt hat, iſt nicht erforderlich. Eigen⸗ 
beſitz des Vormanns genügt auch dann, wenn der Vormann ihn unrechtmäßigerweiſe (3. B. durch 
Unterſchlagung) erlangt hat. Der gutgläubige Erwerber braucht die Rechtmäßigkeit des Beſitzes 
ſeines Vormanns nicht nachzuprüfen (RG 93, 43). Daß der gegenwärtige Beſitzer (der letzte Er⸗ 
werber) den Brief von dem bisherigen Gläubiger übergeben erhalten hat, wird nach den 98 1154 
Abſ 1, 1117 Xbj 3 vermutet (RG 93, 44). Daher braucht er dies nicht nachzuweiſen, wenn er vor 
dem Grundbuchamt (839 Abſ 2 GBO) über die Hypothek verfügen will (RA 7, 139). Steht 
aber feſt, daß er ohne Übergabe in den Beſitz des Briefs gelangt iſt, ſo iſt er nicht Gläubiger und 
kann ſich für ſeinen Erwerb nicht auf § 1155 berufen (RG 56, 416). Überträgt er indeſſen dem⸗ 
nächſt die Hypothek unter den Erforderniſſen des $ 1155 an einen hinſichtlich ſeiner Beſitzerlangung 
gutgläubigen Dritten, fo erwirbt dieſer die Hypothek nach den $$ 1155, 892 rechtsgültig, und zwar 
mit der Wirkung, daß ſpäteren Erwerbern auch eine bei ihnen nach der bezeichneten Richtung 
etwa vorhandene Bösgläubigkeit nicht mehr ſchadet (8 891 A 5). 

2. Zweite Vorausſetzung iſt: Aus einer zuſammenhängenden, auf einen eingetragenen 
Gläubiger zurückführenden Reihe von öffentlich beglaubigten Abtretungserklärungen ($ 1154 
A5) muß ji das Gläubigerrecht des Briefbeſitzers ergeben, alſo in dem Falle des gegenwärtigen 
Rechtserwerbs an der Hypothek das Gläubigerrecht desjenigen, von dem der erwirbt, zu deſſen 
Gunſten $ 892 zur Anwendung kommen ſoll. Die Hypothek muß mithin in öffentlich beglaubigter 
Form zunächſt von dem eingetragenen Gläubiger und dann weiter von den Erwerbern an andere 
Gläubiger abgetreten ſein, bis ſie auf den Briefbeſitzer gelangt iſt (RIA 3, 147). Dieſe geſetzliche 
Regelung bezweckt, die fortlaufende Kette der Übertragungsakte zur Erkenntnisquelle für das 
Gläubigerrecht der aus dem Grundbuch nicht erſichtlichen Vormänner zu machen und die Betei⸗ 
ligten gegen Mangel zu ſchützen, ſoweit nach dieſer Richtung der Inhalt der Urkunden reicht. Der 
Erwerber, dem die Hypothek von einem nicht eingetragenen, aber durch den Beſitz des Briefs und 
durch eine zuſammenhängende Reihe öffentlich beglaubigter Erwerbsurkunden ausgewieſenen 
Gläubiger abgetreten wird, ſoll daher genau ſo ſichergeſtellt ſein, als wenn ſein Rechtsurheber im 
Grundbuch eingetragen wäre (RG 151,80). Aus den Worten „zuſammenhängende Reihe“ 
iſt jedoch nicht zu folgern, daß eine Mehrheit von Abtretungserklärungen borliegen müßte. 
Es kommt nur auf den Nachweis des Zuſammenhangs mit dem eingetragenen Gläu⸗ 
biger, nicht auf die Zahl der Zwiſchenmänner an. Daher genügt auch nur „eine“ Abtretungs⸗ 
erklärung des eingetragenen Gläubigers an den Briefbeſitzer (NG 86, 263; 93, 44). Iſt aber der 
zuerſt Abtretende nicht eingetragener Glaubiger (OLG 8, 140) oder iſt die Hypothel auf andere 
Weiſe als durch Abtretung oder nach Maßgabe des $ 1155 Satz 2 auf einen Pa 
übergegangen (RIA 3, 146) oder liegt eine nicht oder nicht ordnungsmäßig (RG 135, 359) öffent⸗ 
lich beglaubigte (privatſchriftliche) Abtretungserklärung inmitten, fo kann zwar das Gläubigerrecht 
auf den Briefbeſitzer gemäß $ 1154 übergegangen fein; er ſteht aber in der Anwendung der 98 891 
bis 899 (A 3) nicht einem eingetragenen Gläubiger gleich. Wird in dem zuletzt genannten Falle 
die fehlende öffentliche Beglaubigung nachgeholt, ſo gilt der Briefbeſitzer erſt von nun an, insbe⸗ 
ſondere zugunſten ſpäterer Erwerber, nicht auch für die Vergangenheit als eingetragener Gläu⸗ 
biger. — Nach $ 129 Abſ 2 wird die öffentliche Beglaubigung durch eine gerichtliche oder notarielle 
Beurkundung erſetzt. Eine notarielle Urkundenausfertigung ſteht einer öffentlichen Beglaubigung 
gleich (MG 85, 61; 93, 44; OLG 29, 368). Dies gilt auch dann, wenn der Ausfertigung eine 
gefalſchte Urkunde oder überhaupt keine Urkunde zugrunde liegt. Die Ausfertigung iſt dann zwar 
widerrechtlich, vielleicht ſogar unter Verſtoß gegen § 348 StGB aufgenommen; ſie bleibt aber 
trotzdem eine echte Urkunde (RG 85, 61; 93, 44; OLG 29, 368). Aber auch wenn in der Reihe der 
Abtretungserklärungen die eine oder die andere gefälſcht iſt, wird dadurch nicht die An⸗ 
wendung des $ 1155 ausgeſchloſſen, ſofern die Urkunde den Schein einer echten, öffentlich beglau⸗ 
bigten Abtretungserklärung hervorruft. Für den gutgläubigen Erwerb des letzten Erwerbers, 
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zu deſſen Gunſten § 892 zur Anwendung kommen ſoll (A 3), genügt es, daß durch Urkunden, die ſich 
äußerlich als öffentlich beglaubigte Abtretungserklärungen darſtellen, der Schein der Berechtigung 
des Vormanns zur Verfügung über die Hypothek vermittelt wird (RG 85,58; 86, 263; 93, 44; Warn 
1915 Nr 209; OLG 29, 388). — Obwohl $ 1155 nur von Abtretungserklärungen ſpricht, gehören 
hierher auch die Vollmachten zu Abtretungserklärungen, die von Bevollmächtigten abgegeben 
ſind. Denn dieſe Vollmachten bilden einen Beſtandteil der die Eintragung im Grundbuch erſetzen⸗ 
den Legitimation (RG Gruch 60, 324). Iſt alſo in der Reihe der öffentlich beglaubigten Abtre⸗ 
tungserklärungen eine Abtretung nicht von dem Gläubiger ſelbſt, ſondern von einem Vertreter vor⸗ 
genommen worden, fo iſt zum Ausweis des Gläubigerrechts nach § 1155 auch der Nachweis der 
Vertretungsmacht durch öffentlich beglaubigte Urkunde inſoweit erforderlich, als der Vormann 
zur Eintragung ſeines Erwerbs im Grundbuch die Vertretungsmacht des Vertreters ſeines Ze⸗ 
denten durch öffentliche Urkunde hätte nachweiſen müſſen. Iſt aber für einen minderjährigen 
Gläubiger die Abtretung durch den Vater als geſetzlichen Vertreter vorgenommen worden, ſo 
bedarf es des urkundlichen Nachweiſes der Vertretungsmacht des Vaters nicht, da dieſe vermutet 
wird. Gegen den Einwand, daß der Vater tatſächlich nicht geſetzlicher Vertreter geweſen ſei, iſt 
der Zweiterwerber daher durch $ 1155 geſchützt (RG 151, 78). Bei rechtsgeſchäftlicher Vertretung 
gereichen verborgene Mängel der Vollmachten (3. B. ihre Fälſchung) dem gutgläubigen (letzten) 
Erwerber ($ 892) nicht zum Nachteil, wie auch gegenüber der Eintragung im Grundbuch nicht zum 
Nachteil des gutgläubigen Erwerbers auf verborgene Mängel der vorgelegten Vollmachten zurück 
gegangen werden kann (RG Warn 1915 Nr 209; OLG 29, 390). Daß bei den aufeinander folgenden 
Abtretungen dem ſpäteren Erwerber jedesmal außer der von ſeinem unmittelbaren Vormann 
ausgeſtellten („erteilten“: § 1154 A 2) Abtretungserklärung auch die Abtretungsurkunden, die den 
früheren Erwerbern von ihren Vormännern erteilt worden ſind, übergeben ſein müſſen, ergibt ſich 
aus 5 1155 nicht (RG Gruch 62, 624). 

3. Aus der Anwendung der 88 891 bis 899 in gleicher Weiſe, wie wenn der Briefbeſitzer 
als Gläubiger eingetragen wäre, folgt: Ergibt ſich aus der in A 2 bezeichneten Reihe von Ur⸗ 
kunden das Gläubigerrecht des Briefbeſitzers, fo ſtreitet für fein wirkliches Gläubigerrecht die 
Rechtsvermutung aus § 891. Wer das Gläubigerrecht trotzdem beſtreitet (z. B. mit der Behaup⸗ 
tung, die Übertragung an den Briefbeſitzer ſei nichtig oder dem nicht eingetragenen Rechtsvor⸗ 
gänger habe das Gläubigerrecht nicht zugeſtanden und dies ſei dem Briefbeſitzer beim Erwerb 
bekannt geweſen), muß das Gegenteil beweiſen. — Erwirbt jemand durch Rechtsgeſchäft (ein Er⸗ 
werb kraft Geſetzes oder im Wege der Zwangsvollſtreckung ſteht dem rechtsgeſchäftlichen Erwerb 
nicht gleich: $ 892 A A) vom Briefbeſitzer die Hypothek ($ 1154) oder ein Recht daran (3. B. ein 
Pfandrecht: $ 892 A 3), fo gilt gemäß § 892 zugunſten des Erwerbers der Briefbeſitzer als der wirk⸗ 
liche Gläubiger, es ſei denn, daß der Mangel des Gläubigerrechts dem Erwerber zur Zeit des Er⸗ 
werbs (im Falle der Abtretung alſo zu der Zeit, in der Abtretungserklärung und Briefübergabe zu⸗ 
ſammen vorliegen: NG 89, 160; $ 1154 A 4) bekannt iſt oder gemäß $ 1140 aus dem Brief ſich 
ergibt oder daß ein Widerſpruch gegen das Gläubigerrecht im Grundbuch eingetragen oder auf 
dem Brief vermerkt iſt (JW 1926, 1810. Daß im Falle der Abtretung der letzte Erwerber 
ſeinerſeits auf eine öffentlich beglaubigte Abtretungserklärung ſeinen Erwerb gründen 
kann, ift nicht erforderlich. Denn einerſeits genügt zur Anwendung des $ 892 jeder rechtsgültige 
rechtsgeſchäftliche Erwerb von dem Briefbeſitzer, der beim Vorhandenſein der Vorausſetzungen 
des 5 1155 als eingetragener Gläubiger gilt, und andrerſeits wird die Hypothek nach $ 1154 
Abſ 1 Satz Jauch durch eine privatſchriftliche Abtretungserklärung in Verbindung mit der Brief⸗ 
übergabe erworben. Überträgt aber ein ſolcher Erwerber die Hypothek weiter, jo muß dem zweiten 
Erwerber zwar hinſichtlich der Vormänner der Schutz aus 9 892 ebenſo wie dem erſten Erwerber 
zugeſtanden werden, da deſſen Rechte auf ihn übergehen. Da aber der auf Grund einer privat⸗ 
schriftlichen Abtretungserklärung Erwerbende nicht als eingetragener Gläubiger gilt, jo können 
dem zweiten Erwerber hinſichtlich der Rechtsgültigkeit des Erwerbs des erſten Erwerbers oder 
des Fortbeſtehens des Gläubigerrechts (z. B. im Hinblick auf die den Übergang auf einen anderen 
bewirkende Befriedigung) alle beſtehenden Einwendungen ohne Rückſicht auf ſeine Kenntnis 
uſw. entgegengeſetzt werden (ſtr.). Der Schutz des $ 892 erſtreckt ſich übrigens im Bereich des 
$ 1155 ebenſowenig wie im Falle des Erwerbs von einem Eingetragenen (RG 69, 268; 84, 245; 
$ 892 A 6 Abf 2) auf den Rechtsakt, durch den der (letzte) Erwerber die Hypothek erlangen will. 
Iſt dieſe Erwerbshandlung rechtsunwirkſam (4. B. weil der Veräußerer geſchäftsunfähig oder weil 
die dem Erwerber erteilte Abtretungserklärung fälſchlich angefertigt war), ſo erwirbt der 
Erwerber die Hypothek auch im Falle ſeines guten Glaubens an die Rechtswirkſamkeit des 
Erwerbsakts nicht (NG Warn 1915 Nr 209; 1986 Nr 2; OLG 29, 389). — Der Briefbeſitzer 
gilt, auch wenn er nicht wahrer Gläubiger iſt, als eingetragener Gläubiger im Sinne des 
F 893 hinſichtlich des Schutzes eines Gutgläubigen, der an ihn auf Grund der Hypothek eine 
Leiſtung bewirkt oder mit ihm in Anſehung der Hypothek ein Rechtsgeſchäft der im $ 893 
gemeinten Art (§ 893 A 4) vornimmt. Sit der Briefbeſitzer nicht wirklicher Gläubiger, fo 
hat der wahre Berechtigte, um ſich gegen einen Rechtsverluſt durch einen gutgläubigen Er⸗ 
werber ſchützen zu können, die aus den 88 894—899 ſich ergebenden Rechte (auf Berichtigung 


632 Sachenrecht Hypothek Grundſchuld Rentenſchuld 


des Grundbuchs, Eintragung eines Widerſpruchs uſw.) ſo, als ob der Briefbeſitzer im Grundbuch 
eingetragen ſtände. — § 1155 erweitert den Schutz des öffentlichen Glaubens, indem 
beim Vorliegen der fraglichen Urkundenreihe der Briefbeſitzer einem eingetragenen Gläubiger 
gleichſtellt wird. Hinſichtlich des Inhalts des Grundbuchs ſelbſt (z. B. der Rechtsgültigkeit der 
Hypothek, des Beſtehens der Forderung, der en von Einwendungen) gelten die Vor⸗ 
ſchriften über den öffentlichen Glauben des Grundbu hs unmittelbar auch hier. Namentlich greifen 
die $$ 892, 1138 zugunſten eines gutgläubigen rechtsgeſchäftlichen Erwerbers der Briefhyvothek 
auch dann ein, wenn ſein Gläubigerrecht ſich auf andere Urkunden als die des $ 1155 (3. B. auf 
privatſchriftliche Abtretungserklärungen) gründet. Dem § 1155 iſt daher nicht etwa der Rechts⸗ 
ſatz zu entnehmen, daß nur unter den hier aufgeſtellten Voraussetzungen ein gutgläubiger, ein⸗ 
wandfreier Erwerb von einem bloß fiduziariſch Berechtigten möglich ſei (RG 135, 361). — Wenn 
im Falle der Zwangsverſteigerung des belaſteten Grundſtücks der Erwerber einer Brief- 
hypothek im Verteilungstermin den Brief vorlegt und ſich gemäß $ 1155 ausweiſt, fo iſt der auf 
die Hypothek entfallende Verſteigerungserlös an ihn, nicht an den als Gläubiger Eingetragenen 
auszuzahlen. Das gilt auch dann, wenn die Übertragung erſt kurz vor der Auszahlung ſtattge⸗ 
funden und der Erwerber fein Recht nicht gemäß $ 114 BVG angemeldet hat (RG 73, 300; 77, 296). 

4. Aus der Gleichſtellung eines gerichtlichen Überweiſungsbeſchluſſes mit einer öffentlich 
beglaubigten Abtretungserklärung folgt nicht, daß ſchon zugunſten desjenigen, dem die Hhpothe! 
im Wege der Zwangsvollſtreckung überwieſen wird, fein briefbeſitzender Schuldner, deſſen Gläu⸗ 
bigerrecht ſich aus einer Urkundenreihe gemäß $ 1155 ergibt, für die Anwendung der $$ 892 ff. 
als eingetragener Gläubiger gilt. Denn nur einem rechtsgeſchäftlichen Erwerber ſtehen dieſe 
Vorſchriften über den Schutz des öffentlichen Glaubens des Grundbuchs zur Seite (A 3). Erſt 
wenn er die Hypothek weiter überträgt oder mit einem Recht belaſtet, ſteht zugunſten des Er- 
werbers der Überweiſungsbeſchluß der öffentlich beglaubigten Abtretungserklärung gleich mit der 
Wirkung, daß der Erwerber den Schutz aus den $$ 1155, 892ff. (A 3) genießt. Unter dem Überwei⸗ 
ſungsbeſchluß tft nur eine l berweiſung der Hypothekenforderung an Zahlungs Statt zum Nennwert 
zu verſtehen. Denn durch die Überweisung zur Einziehung erlangt der Vollſtreckungsgläubiger 
überhaupt nicht das Gläubige rrecht, ſondern nur die Ermächtigung zur Einziehung der Hypothek 
($$ 835 Abi 1 u. 2, 837 3 PO). Eine Übertragung nach $ 118 30 gehört auch nicht hierher. 
ee 295 ein Beſchluß aus $ 844 ZPO dem gerichtlichen Überweiſungsbeſchluß gleich (J W 

„ ). 

5. Nicht eine kraſt Geſetzes erfolgte Übertragung der Forderung ift der öffentlich beglau⸗ 
bigten Abtretungserflärung gleichgeftellt, ſondern ein öffentlich beglaubigtes Anerkenntnis 
dieſer Tatſache. Demnach muß derjenige, der vor dem Übergang Glaubiger war, gegenüber 
dem jetzigen Gläubiger rechtsgeſchäftlich in öffentlich beglaubigter Form anerkannt haben, 
daß die Tatſache, die kraft Geſetzes den Übergang bewirkt, eingetreten und daß zufolge dieſer 
Tatſache die Oypothelenforderung auf den Empfänger der Erklärung übergegangen ſei ($ 408 
Abſ 27 K 27 A 127; 35 A 292, 52, 189, OLG 10, 95; a. M. OLG 18, 178 inſofern, als das 
Anerkenntnfs jener Tatſache allein für genügend erachtet wird). Ein ſolches Anerkenntnis foll 
für die Geltung des Brie be ſizers als eingetragenen Gläubigers (A 2, 3) einer Abtretungserklärung 
gleichſtehen. Der bloße Nachweis des kraft Geſezes erfolgten Übergangs, mag er auch in öffentlicher 
Form erbracht ſein, genügt nicht (K&GJ 25 A 162; 35 A 292; 52, 189; RIA 9, 210; OLG 32, 
413). Der Fall des Übergangs kraft Geſetzes durch Erbgang ſcheidet daher von vornherein aus, 
weil eine Anerkenntniserkiärung des Erblaſſers als bisherigen Gläubigers nicht in Frage kommen 
kann. Insheſondere ift ein Erbſchein oder eine letztwillige Verfügung, wodurch der Übergang 
auf den Erben nachgewieſen wird, kein Anerkenntnis (ftr.; KJ 25 A 162; 27 A 127; 35 A 292; 
RIA 9, 210 DLG 10, 95). Eine andere Frage ift es bei der Erbfolge, ob die Urkundenreihe 
des $ 1155 (vgl. auch $ 39 Abſ 2 GBO) dadurch unte rbrochen wird, daß ein Abtretender in der 
Reihe die Hypothek durch Erbgang, nicht durch Abtretung uſw. erlangt hat. Dies wird zu ver⸗ 
neinen ſein, weil in der Geſamtnachfolge Erblaſſer und Erbe hinſichtlich des Gläubigerrechts an 
der Hypothek als eine Perſon gelten (tr.; RAU 9, 207). Auch eine Quittung über eine Zahlung, 
die den Übergan der Hypothek auf einen anderen zur Folge hat, genügt für $ 1155 Saß 2 nicht, 
da fie kein Aner untnis des erfolgten Übergangs enthält (tr.; JW 1926, 1815; Ich 1, 487; 
8, 396; Od 46, 50). Ebenſowenig genügt eine nach der Bezahlung einer Hypothek erteilte Lö⸗ 
ſchungsbewilligung (RG Warn 1928 Nr 116; Seuffü 82 Nr 22; HRR 1930 Nr 398). — Die Fälle, 
in denen eine Hypothekenforderung auf einen anderen kraft Geſetzes übergeht, ergeben ſich aus 
5 1143 Ag und aus den $8 268,426 Abſ2, 774, 1143, 1163 Abſ! Satz2, 1164, 1168, 1173, 1174, 1182, 
1438, auch ZPO 5 868. Gleichzuſtellen find die Fälle, in denen die Hypothek ohne die Forderung 
(als Grundſchuld) kraft Geſetzes übergeht (51143 A3), ſowie der Fall des 51163 Abſ1 Satz (Nicht 
entſtehen der Forderung), zumal die Vorſchrift des $ 1155 nach $ 1192 auch auf die Grundſchuld 
Anwendung findet. Hierher gehört namentlich ein (öffentlich beglaubigtes) Anerkenntnis des als 
Hypothelgläubiger Eingetragenen, daß wegen Nichtentſtehung oder wegen Erlöſchens der ge⸗ 
ſicherten Forderung die Hypothek gemäß $ 1163 Abſ 1 auf den Eigentümer als Grundſchuld (81177 
Abſ 1) übergegangen ſei (RG Warn 1930 Nr 163). Ferner findet ein Übergang kraft Geſetzes ſtatt, 
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wenn eine Gemeinde, welche Gläubigerin einer Hypothek ift, in eine andere eingemeindet wird 
(RG 64, 401; 87, 284; KGJ 41, 213; 51, 213; 52, 187; OSG 32,412). — Das Anerkenntnis kann 
durch eine rechtskräftige Verurteilung zur Abgabe der anerkennenden Erklärung gemäß 
$ 894 3 erſetzt werden. Die Verpflichtung zur Abgabe des Anerkenntniſſes ergibt ſich aus 
den 58 403, 412, 1144. Hat der letzte Inhaber die Hypothek kraft Geſetzes erworben, fo kann 
er auch beim Vorhandenſein eines Anerkenntniſſes ebenſowenig wie im Falle der Überweiſung 
im Wege der Zwangsvollſtreckung für ſeinen Erwerb den Schutz des öffentlichen Glaubens (88 1155, 
892) in Anſpruch nehmen, da nur der rechtsgeſchäftliche Erwerb geſchützt wird (A 4). 


9 1156 


Die für die Übertragung der Forderung 1) geltenden Vorſchriften der 88 406 
bis 408 finden auf das Rechtsverhältnis zwiſchen dem Eigentümer und dem 
neuen Gläubiger in Anſehung der Hypothek) keine Anwendung 3). Der neue 
Gläubiger muß jedoch eine dem bisherigen Gläubiger gegenüber erfolgte 
Kündigung des Eigentümers gegen ſich gelten laſſen, es ſei denn, daß die 
Übertragung zur Zeit der Kündigung dem Eigentümer bekannt oder im Grund⸗ 
buch eingetragen iſt ?). 

E I 1089 II 1063; M 3 711ff.; P 3 589 ff., 664f., 688. 


1. Der Begriff Übertragung der Forderung umfaßt nicht nur die Abtretung der Hypotheken⸗ 
forderung (58 398ff., 1154), ſondern auch (vgl. 5 408 Abſ 2) ihren Übergang kraft Geſetzes ($ 412; 
5.1143 A 3; 9 1155 A 5) und die Überweiſung im Wege der Zwangsvollſtreckung (8 835 3 PO). Ob 
die Forderung durch Buchhypothek oder durch Briefhypothek geſichert iſt, macht keinen Unterſchied. 
Dagegen findet $ 1156 auf Sicherungshypotheken gemäß $ 1185 Abſ 2 keine Anwendung. Für 
Forderungen auf Zinſen, andere Nebenleiſtungen und Koſten gelten die abweichenden Beſtim⸗ 
mungen der $$ 1158, 1159. 

2. Nur auf das Rechtsverhältnis zwiſchen dem Eigentümer und dem neuen Gläubiger 
und nur in Anſehung der Hypothek ($ 1138 A 1) finden die 58 406—408 keine Anwendung. Für 
das Verhältnis zwiſchen dem perſönlichen Schuldner und dem neuen Gläubiger und gegenüber 
der Schuldklage des letzteren gelten die 89 406—408 ebenſo wie die anderen auf Einwendungen 
des Schuldners gegenüber dem neuen Gläubiger bezüglichen Vorſchriften der 88 404, 405, 409—411. 
Innerhalb dieſes Verhältniſſes gilt z. B. § 407 für die Frage, ob die Mitteilung des Grundſtücks⸗ 
veräußerers von der Schuldübernahme des Erwerbers nach $ 416, die an den früheren Hypotheken⸗ 
gläubiger erfolgt iſt, dem neuen Gläubiger gegenüber wirkſam iſt (RG 67, 413; 80, 92; Warn 1914 
Nr 245; JW 1916, 908”). Iſt der Eigentümer zugleich perſönlicher Schuldner und wird gegen 
ihn vom neuen Gläubiger ſowohl die dingliche Klage aus dem Hypothekenrecht als auch die 
Schuldklage aus der perſönlichen Forderung erhoben ($ 1138 A 1; 5 1147 A 4), fo kann der Beklagte 
mit einer Einwendung aus den $$ 406— 408 gegenüber der Schuldklage durchdringen, während fie 
ihm der dinglichen Klage gegenüber verſagt iſt (A 3). 

3. Da die Vorſchriften der 88 406—408 keine Anwendung finden, kann der Eigentümer 
nicht, wie der perſönliche Schuldner gegenüber der Schuldklage (A 2), die nachſtehend genannten 
Einwendungen, die ſich auf Ereigniſſe nach der Übertragung gründen, gegenüber der ding⸗ 
lichen Klage des neuen Gläubigers erheben. Zunächſt nicht die Einrede der Aufrechnung mit 
einer ihm gegen den bisherigen Gläubiger zuſtehenden Forderung, auch wenn die im 
9 406 beſtimmten Ausnahmen von der Aufrechnungsbefugnis des Schuldners in feiner Perſon 
nicht vorliegen (Seuffl 62 Nr 137; OLG 26, 154). Nur wenn die Aufrechnung bereits vor der 
Übertragung dem bisherigen Gläubiger gegenüber erklärt und die Hypothekenforderung dadurch 
getilgt war, kann der Eigentümer dies auch gegenüber dem neuen Gläubiger ($ 1137 A J) geltend 
machen, im Falle einer rechtsgeſchäftlichen Übertragung aber gemäß $ 1138 auch nur dann, wenn 
der neue Gläubiger beim Erwerb nicht gutgläubig war ($ 1138 A 3; SeuffA 62 Nr 137; OLG 26, 
154). Ferner kann der Eigentümer ſich nicht gemäß 8 407 Abſ 1 (5 412) auf Leiſtungen (4.8. 
Zahlung auf die Hypothek) oder Rechtsgeſchäfte (z. B. Stundung, Erlaß, Aufrechnungser⸗ 
klärung) berufen, die er (oder der perſönliche Schuldner) nach der Übertragung an den bisherigen 
Gläubiger bewirkt oder mit dieſem vorgenommen hat. Das gilt auch dann, wenn ihm die Über⸗ 
tragung nicht bekannt geweſen iſt. Nur dann kann ex fich auf jene Tatſachen berufen, wenn ihm 
die Vorſchriften der 98 893, 1155 zur Seite ſtehen (z. B. bei der Briefhypothek der bisherige Glau⸗ 
biger noch als ſolcher im Grundbuch eingetragen und die Abtretung nicht in öffentlich beglaubigter 
Form erklärt ift), $ 893 betrifft aber nur Leiſtungen und dingliche Verfügungen über das im 
Grundbuch eingetragene Recht, nicht Verpflichtungen aus ſchuldrechtlichen Verträgen in An⸗ 
ſehung des Rechts (JW 1916, 908). Weiter kann der Eigentümer nicht gemäß 8 407 Abſ 2 (8 412) 
ein rechtskräftiges Urteil, das in einem nach der Übertragung anhängig gewordenen Rechts⸗ 
ſtreit (vgl. $$ 265, 325 ZPO) mit dem bisherigen Gläubiger über die Hypothek oder die 
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perſönliche Forderung ergangen iſt, gegenüber dem neuen Gläubiger zur Geltung bringen, auch 
wenn er die Übertragung beim Eintritt der Rechtshängigkeit nicht gekannt hat. Durch 8 408 
wird der Dritte, an den die Forderung nochmals übertragen iſt, hinſichtlich der im § 407 
bezeichneten Maßnahmen des Schuldners dem bisherigen Gläubiger gleichgeſtellt. — Dagegen 
finden die Vorſchriften der 88 404, 405,409 411 an ſich auch auf das Rechtsverhältnis zwiſchen 
dem Eigentümer und dem neuen Gläubiger Anwendung. Einen Beiſpielsfall für Einwendungen 
nach § 404 und für die Anwendung des $ 405 bei einer nur zum Schein erfolgten Anerkennung 
des Beſtehens der Hypothekenforderung durch den Hypothekbeſteller enthält RG Warn 1914 
Nr 245. Weiter gehört hierher, wenn die Hypothekenforderung durch ein ſelbſtändiges Schuld⸗ 
anerkenntnis im Sinne des $ 781 begründet worden it, die (Bereicherungs⸗) Einrede aus $ 812 
Abſſ2, daß der rechtliche Grund für das Schuldanerkenntnis nicht vorhanden geweſen oder ſpäter 
weggefallen ſei. Da dieſe Einrede gewiſſermaßen als innerer Mangel dem Schuldanerkenntnis 
von vornherein anhaftet, jo kann fie nach $ 404 (und § 405, der das Anerkenntnis ausdrücklich er⸗ 
wähnt) auch gegenüber dem neuen Gläubiger (Rechtsnachfolger des Bereicherten) geltend gemacht 
werden (RG 86, 304). Ferner gilt dies z. B. dann, wenn der Eigentümer gemäß $ 1137 dem neuen 
Gläubiger eine Einrede entgegenſetzt, die dem perſönlichen Schuldner gegenüber dem bisherigen 
Gläubiger zuſteht und die Geltendmachung der Hypothekenforderung dauernd ausſchließt (Res 
J 1916, 908). Jedoch greift bei der Verkehrshypothek gegenüber Einwendungen aus den 
$5 404, 405 der Schutz eines gutgläubigen Erwerbs nach den $$ 1138, 1157 ein. Bei der Giche- 
rungshypothek gilt dagegen § 1138 nach $ 1185 Abſ 2 nicht (RG 91, 225; JW 1916, 908”). 8 410 
erfährt Anderungen durch die Vorſchriften der $$ 1144, 1145, 1160. 

4. Daß eine Kündigung des Eigentümers gegenüber dem bisherigen Gläubiger, wenn 
die Übertragung nicht eingetragen und auch dem Eigentümer nicht bekannt iſt, auch gegenüber 
dem neuen Erwerber wirkt, iſt eine Ausnahme von 3 407 Abſ 1, 9 1156 Satz 1 (A 3). Die Kündi⸗ 
gung des Gläubigers iſt im 81141 geregelt. 


8 1157 


Eine Einrede, die dem Eigentümer auf Grund eines zwiſchen ihm und dem 
bisherigen Gläubiger beſtehenden Nechtsverhältniſſes ) gegen die Hypo; 
thek) zuſteht, kann auch dem neuen Gläubiger entgegengeſetzt werden 3), 
Die Vorſchriften der 88 892, 894 bis 899, 1140 gelten auch für dieſe Einrede). 

E 1 1084 II 1064; M 3 700; P 3 580, 582; 6 253, 

1. 5 1156 verſagt dem Eigentümer nur die Einwendungen aus den $$ 406—408, alſo Einwen⸗ 
dungen auf Grund von Ereigniſſen, die nach der Forderungsübertragung eingetreten ſind. Nach 
den 55 404, 1137 kann aber der Eigentümer die zur Zeit der Forderungsübertragung gegen den 
bisherigen Gläubiger begründeten Einwendungen des perſönlichen Schuldners aus 
dem hypothekariſch geſicherten Schuldverhältnis auch gegenüber der dinglichen Klage 
des neuen Gläubigers geltend machen, ſoweit nicht die Wirkung eines gutgläubigen Erwerbs 
(84139) entgegenſteht ($ 1156 A 3). Darüber hinaus trifft 81157 Beſtimmung über Einreden 
des Eigentümers auf Grund eines zwiſchen ihm ſelbſt und dem bisherigen Gläubiger be⸗ 
ſtehenden perſönlichen Rechtsverhältniſſes. Unter dieſem Rechtsverhältnis iſt alſo zunächſt 
nicht das Schuldverhältnis zwiſchen dem perſönlichen Schuldner und dem bisherigen Gläubiger 
zu verſtehen. Auf Einreden daraus bezieht ſich F 1157 nicht. Dieſer Grundſatz wird allerdings 
in der Rechtſprechung nicht immer ſtreng durchgeführt. So wird 3. B. in Rc 91, 223 bei einer 
Hypothek für eine Kaufpreisforderung auch die Einrede der Minderung des Kaufpreiſes und der 
Unſittlichkeit (Nichtigkeit) des Kaufgeſchäfts hierher gerechnet. Weiterhin bezieht ſich 8 1157 nicht 
auf Einwendungen, die den Beſtand des dinglichen Rechts (z. B. die Rechtsgültigkeit der Hypo⸗ 
thekbeſtellung) oder den Eintritt von dinglichen Rechtsänderungen (3. B. den Übergang der 
Hypothel kraft Geſetzes auf einen anderen durch Befriedigung des Gläubigers) zum Gegenſtand 
haben (§ 1137 A 1). Bei der Frage, ob ſolche Einwendungen einem neuen Glaubiger entgegen 
geſetzt werden können, kommen die $$ 892, 1140 (Rechtserwerb in gutem Glauben) unmittelbar 
zur Anwendung. Denn dieſe Einwendungen richten ſich gegen die Richtigkeit des Grundbuch- 
inhalts (ogl. jedoch RG 74, 214, wo $ 1157 auch auf den Fall des Freiwerdens von der dinglichen 
Haftung für anwendbar erachtet wird). § 1157 betrifft nach der Faſſung des Geſetzes alſo nur 
ſchuldrechtliche Beziehungen zwiſchen dem Eigentümer als ſolchem und dem bisherigen 
Gläubiger (RG Warn 1908 Nr 454; Seuff A 64, 194). Beiſpielsfälle für ſolche Beziehungen find 
aufgeführt in 51137 A 1. Namentlich kommen alſo in Betracht die Einreden der Stundung 
und des Erlaſſes, ferner aber auch die eine Geltendmachung der Hypothek dauernd ausſchließenden 
Einreden, die den Eigentümer nach $ 1169 (dort A 1) zum Verlangen des Verzichts auf die Hypo⸗ 
thek berechtigen (MG 74, 215; Gruch 60, 508: Schuldverhältnis aus unerlaubter Handlung). 
Schließlich gehören in den Geltungsbereich des § 1157 folgende Einreden: daß der Eigentümer 
nach $ 1142 Abſ 2 aufgerechnet habe (RG 91, 223) daß nach der getroffenen Vereinbarung der Gläur 


Hypothek 38 1156, 1157 635 


biger während der Beſitzzeit des Eigentümers die Hypothek nicht ſollte abtreten dürfen ($$ 399, 
405; KJ 29 A 246); daß die Hypothek dem Zedenten nur zur Sicherheit beſtellt worden ſei und 
er fie deshalb nicht oder nur unter Beſchränkungen habe abtreten dürfen (RG 91, 225; 135, 364; 
JM 1901, 181; Warn 1910 Nr 17); daß der Gläubiger, wenn der Eigentümer Teile des belaſteten 
Grundſtücks veräußere, die veräußerten Parzellen gegen Abzahlung eines Teils der Hypotheken⸗ 
forderung aus der Haftung entlaſſen ſolle (KJ 33 A 261); daß fällige Raten einer Darlehns⸗ 
hypothek durch Verrechnung (z. B. mit Lohnforderungen des Eigentümers) getilgt werden ſollen 
(OLG 18, 161). Die Frage, ob und inwieweit einem neuen Gläubiger der Einwand des Börſen⸗ 
ſpiels (88 55, 59 Börſcheſ) entgegengeſetzt werden kann, iſt in RG 147, 149 behandelt. — Nur 
dem Eigentümer, in deſſen Perſon das Rechtsverhältnis begründet iſt, ſteht eine Einrede daraus 
auch gegenüber dem neuen Gläubiger zu. Ein Sondernachfolger im Eigentum kann ſich 
darauf nicht berufen ($ 1137 A 1). Hat der Eigentümer mit dem Gläubiger z. B. vereinbart, 
dieſer dürfe, wenn jener eine Parzelle verkaufe, ſie wegen der Hypothek nicht in An⸗ 
ſpruch nehmen, ſo kann der Eigentümer der Parzelle, auf welche die Hypothek übertragen 
wurde, gegen die dingliche Klage des urſprünglichen Gläubigers oder gar feines Rechtsnach⸗ 
folgers nicht auf Grund von $ 1157 die Nichthaftung der Parzelle einwenden (a. M. KGJ 33 A 261). 
Die Hypothek kann aber als eine auflöſend bedingte an der Parzelle für den Fall der Abtretung 
geſtaltet werden. Dieſe Bedingung tft eintragungsfähig und zur Wirkſamkeit gegenüber den 
Rechtsnachfolgern des Gläubigers auch eintragungsbedürftig. — Ob der (vom neuen Gläubiger 
mit der dinglichen Klage belangte: A 2) Eigentümer nur dinglich für die Hypothek haftet oder 
zugleich auch perſönlicher Schuldner der Hypothekenforderung iſt, macht keinen Unter⸗ 
ſchied. § 1157 trifft nach feinem Wortlaut beide Fälle (RG 81, 85). Wenn z. B. ein Gläubiger, 
der die Hypothek durch (erſte) Abtretung erlangt hat, gegenüber dem Eigentümer, der zugleich 
der perſönliche Schuldner ift, zur Befriedigung des urſprünglichen Gläubigers verpflichtet war 
(3. B. kraft einer Schuldübernahme beim Kauf eines anderen Grundſtücks des Eigentümers, 
die von dem urſprünglichen Gläubiger nicht genehmigt war: $ 415 Abſ 3), fo kann der Eigentümer 
(und perſönliche Schuldner) der dinglichen Klage eines neuen Gläubigers (zweiten Zeſſionars) 
die aus der Befriedigungsverpflichtung (des erſten Zeſſionars) ſich ergebende Einrede (falls ſie 
nicht nach Satz 2 ausgeſchloſſen iſt: A 4) gemäß § 1157 Satz 1 entgegenſetzen (RG 81, 82). 

2. 9 1157 betrifft nur Einreden gegen die Hypothek, d. h. gegenüber der dinglichen Klage 
($ 1147 A 4) des neuen Gläubigers (RG 81, 85). Der mit der Schuldklage belangte, vom Eigen⸗ 
tümer verſchiedene perſönliche Schuldner kann ſich auf die rein perſönlichen, die ſchuldrechtliche 
Forderung nicht berührenden Abmachungen zwiſchen dem Eigentümer und dem Gläubiger 
überhaupt nicht berufen ($ 1141 A 1). Ob das dingliche Recht aus einer Verkehrshypothek 
oder aus einer Sicherungshypothek geltend gemacht wird, iſt gleichgültig ($ 1185 Abſ 2; 
R 74, 215). Auch auf Grundſchulden findet $ 1157 gemäß $ 1192 Anwendung. Hier ift die 
Vorſchrift ſogar von beſonderer Bedeutung, weil die Grundſchuld nicht von einer Forderung 
abhängig iſt und die dem Eigentümer gegen die Hypothek nach § 1137 zuſtehenden Einreden des 
perſönlichen Schuldners gegen die zugrunde liegende Forderung für die Grundſchuld nicht in 
Betracht kommen (RG 91, 223; Warn 1908 Nr 454). Das der Grundſchuldbeſtellung zugrunde 
liegende ſchuldrechtliche Grundgeſchäft ift als ein Rechtsverhältnis im Sinne des $ 1157 zwiſchen 
dem die Grundſchuld beſtellenden Eigentümer und dem urſprünglichen Gläubiger anzuſehen (RG 
Warn 1908 Nr 454; 1914 Nr 292). Daher greift z. B. hier Platz die den Eigentümer zum Verlangen 
des Verzichts auf die Grundſchuld nach 8 1169 (dort A 1) berechtigende Einrede, daß die Grund⸗ 
ſchuld ohne rechtlichen Grund beſtellt ſei (§ 812), weil fte zur Sicherung einer Forderung habe 
dienen ſollen, die Forderung aber nicht entſtanden ſei (RG 78, 67; Warn 1914 Nr 292; SeuffA 
64,194; 74 Nr 200; KJ 53,221). Ferner ift ſtatthaft die Einrede, daß die Grundſchuld zur 
Sicherung einer Forderung gegen den Eigentümer fiduziariſch beſtellt ſei und der bis⸗ 
herige Gläubiger wegen der Tilgung der Forderung zur Rückübertragung der Grundſchuld verpflich⸗ 
tet geweſen wäre (RG 91,225; OLG 31,347). Da dieſe Einrede ſich auf das fiduziariſche Rechtsver⸗ 
hältnis gründet, das von vornherein die bedingte Verpflichtung zur Rückübertragung der Grund⸗ 
ſchuld enthielt, greift fie (Bösgläubigkeit des Erwerbers hinſichtlich des fiduziariſchen Rechtsverhält⸗ 
niſſes nach $ 1157 Satz 2 vorausgeſetzt: A 4) gemäß 9 404 auch dann durch, wenn die Tilgung an den 
bisherigen (abtretenden) Gläubiger erſt nach der Abtretung erfolgt iſt (RG 91,225). Die Vorſchrift 
des $ 1157 kommt auch dann zur Anwendung, wenn der Eigentümer zunächſt für ſich ſelbſt eine 
Eigentümergrundſchuld beſtellt hat, alsdann die Grundſchuld fiduziariſch an einen erſten Fremd⸗ 
gläubiger abtritt und dieſer nunmehr unter Verletzung feiner fiduziariſchen Pflicht die Grundſchuld 
an einen zweiten (nicht gutgläubigen: A 4) Fremdgläubiger überträgt. In einem ſolchen Falle ift 
die Einrede, die erſt bei der erſten Abtretung für den Eigentümer⸗Grundſchuldgläubiger 
gegen den erſten Fremdgläubiger aus dem fiduziariſchen Abtretungsverhältnis begründet worden 
iſt, doch noch als eine dem $ 1157 zugehörige anzuſehen (RG 135, 357). Auch bei folgendem Tat- 
beſtand wurde eine Einrede aus § 1157 anerkannt: Der frühere Grundſtückseigentümer A wollte 
ſeinen Gläubiger C dinglich ſichern; beide vereinbarten, daß A auf den Namen feines Strohmanns B 
eine Grundſchuld eintragen laſſen und B die Grundſchuld an C für deſſen Forderung gegen A ver⸗ 
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pfänden ſollte. A ließ die Grundſchuld auf den Namen des B eintragen, verkaufte dann aber noch 
vor ihrer Verpfändung an 0 das Grundſtück dem D und verpflichtete ſich ihm gegenüber zur 
Löſchung. In Kenntnis aller dieſer Vorgänge ließ C ſich ſpäter die Grundſchuld von B verpfänden 
und klagte, nachdem D Grundſtückseigentümer geworden war, die verpfändete Grundſchuld gegen 
D ein. Die Klage ſcheiterte daran, daß D die Löſchungspflicht des A aus dem Kaufvertrag dem C 
im Wege der Einrede aus den $$ 1157, 1192 entgegenhielt (NG Warn 1934 Nr 157). 

3. Dem neuen Gläubiger ($ 1156 A 1) können die fraglichen Einreden entgegengeſetzt werden 
ohne weitere Vorausſetzungen als die aus § 1157 Saß 2 ſich ergebenden. Insbeſondere iſt nicht 
erfordert, daß bei der Abtretung vom bisherigen an den neuen Gläubiger die Formen des $ 1155 
beobachtet find (M& 135, 365). Ebenſowenig wird vorausgeſetzt, daß die Einreden eingetragen 
find. Die Eintragung iſt aber zuläffig (Kg 33 A 261; 53, 222; OLG 10, 414f.; 18, 162). Dies 
folgt aus den $$ 1157 Satz 2, 894. Kraft beſonderer Geſetzesvorſchrift iſt alſo beim Fehlen der Ein⸗ 
tragung der Einredetatſachen das Grundbuch als unrichtig anzuſehen, obwohl das die Einreden 
begründende Rechtsverhältnis an ſich ein rein perſönliches iſt. Der Eigentümer kann mithin 
gemäß $ 894 ſogar die Eintragung zwecks Berichtigung des Grundbuchs verlangen. Dagegen iſt 
die Eintragung einer Vormerkung nicht zuläſſig. Denn es ſteht kein Anſpruch auf Aufhebung 
der Hypothek oder Anderung des Inhalts uſw. im Sinne des g 883 in Frage (ſtr.; KJ 33 KA 259). 
Nur ein Widerſpruch kann nach Satz 2 zu dem Zwecke eingetragen werden, die Berufung des 
neuen Gläubigers auf ſeinen guten Glauben auszuſchließen (A 4). Wegen der Hypothek für Zinſen, 
andere Nebenleiſtungen, Koſten finden ſich abweichende Beſtimmungen in den $$ 1158,1159. Um 
das Entgegenſetzen einer Einrede gegen die Hypothek handelt es ſich nicht, wenn der Eigentümer 
gegen den Scheinzeſſionar einer Hypothek auf Einräumung des Vorrangs vor einer anderen 
Hypothek klagt, weil der Scheinzedent ihm gegenüber die Verpflichtung übernommen habe, 
der anderen Hypothek, falls ſie eingetragen werde, den Vorrang einzuräumen. Ein ſolche Klage 
kann nur in $ 826 ihre Begründung finden, wenn Zedent und Zeſſionar zuſammengewirkt haben, 
um dem Eigentümer das Recht auf die Vorrangseinräumung zu entziehen (RG 95, 160). Gehen 
die Vereinbarungen zwiſchen dem Eigentümer und dem bisherigen Gläubiger dahin, daß eine 
Einrede nur dieſem, nicht einem Zeſſionar gegenüber ſolle geltend gemacht werden dürfen, eine 
Rechtsgeſtaltung, die möglich und zuläſſig ift, fo kann der Eigentümer dem neuen Gläubiger die 
gegen den alten Gläubiger begründete Einrede nicht entgegenſetzen (MG HRR 1931 Nr 940). 
4. Aus der Geltung der 88 892, 894899, 1140 auch für dieſe Einrede folgt: Eine zur 
Zeit der Hypothekenübertragung gegenüber dem bisherigen Gläubiger beſtehende Einrede im 
Sinne des § 1157 (A 1) kann der Eigentümer der dinglichen Klage (A 2) des neuen Gläubigers 
nur dann gemäß Satz 1 entgegenſetzen, wenn das Beſtehen der Einrede dem neuen Gläubiger 
zur Zeit des Hypothekenerwerbs bekannt war (NG Warn 1914 Nr 292) oder aus dem Grundbuch 
(A 3) oder bei der Briefhypothek aus dem Brief ſich ergab (RG 81, 86) oder wenn der Eigentümer 
einen Widerſpruch in das Grundbuch hat eintragen (KJ 53, 222) oder bei der Briefhypothek 
auf dem Brief hat vermerken laſſen. Der durch $ 892 gewährleiſtete Schutz des öffentlichen Glau⸗ 
bens des Grundbuchs ſchließt die Geltendmachung der Einreden des Eigentümers gegen⸗ 
über der dinglichen Klage aus der Hypothek (Grundſchuld: A 2) nicht nur dann aus, wenn 
der Erwerber der Hypothek (Grundſchuld) die den Einreden zugrunde liegenden Tatſachen nicht 
kannte, ſondern auch dann, wenn er trotz Kenntnis der tatſächlichen Unterlagen infolge eines 
Rechtsirrtums der Meinung geweſen iſt, daß der Hypothek (Grundſchuld) eine Einrede nicht ent⸗ 
gegenftehe (RG 91, 223; O86 31, 349; § 1138 A 2b). In Rc 91, 224 wird aber ausgeführt: 
Beſtand zwiſchen dem Cigentümer und dem bisherigen Gläubiger einer Briefgrundſchuld 
ein fiduziariſches Rechtsverhältnis dahin, daß die Grundſchuld nur zur Sicherung einer 
Forderung gegen den Eigentümer dienen ſollte, war dies dem neuen Gläubiger beim Erwerb 
der Grundſchuld bekannt und wußte er auch, daß der bisherige Gläubiger nach Tilgung der Forde⸗ 
rung zur Rückübertragung der Grundſchuld an den Eigentümer verpflichtet war, fo ſchließt feine 
irrtümliche Annahme, daß durch die auf fein Verlangen bewirkte Umſchreibung der Grundſchuld 
auf den bisherigen Gläubiger im Grundbuch der Mangel der vollen Verfügungsberechtigung des 
bisherigen Gläubigers beſeitigt ſei, ſeine Bösgläubigkeit nicht aus. Denn ſein Rechtsirrtum betrifft 
nicht das Beſtehen der Einrede des Eigentümers aus dem ſiduziariſchen Rechtsverhältnis, ſondern 
die rechtlichen Wirkungen der auf den bisherigen Gläubiger erfolgten Grundſchuldumſchreibung 
hinſichtlich des Schutzes des öffentlichen Glaubens des Grundbuchs. In R 153, 366 iſt die recht⸗ 
liche Stellung des Treugebers gegenüber dem Dritterwerber einer Hypothek behandelt in einem 
Falle, wo der Treuhänder abredewidrig über die ihm anvertraute Hypothek verfügt hatte; dem 
Treugeber wird hier die Widerſpruchsklage aus $ 771 3 verſagt gegenüber einem Gläubiger 
des Treuhänders, der deſſen Anſpruch auf Rückübertragung der Hypothek gegen den Dritterwerber 
gepfändet hatte. Hat der Grundſtückseigentümer A ſeinem Gläubiger B eine Grundſchuld beſtellt 
zur Sicherheit für alle Anſprüche des B gegen A, fo darf B ſelbſt dann, wenn A „für den Fall ber 
Abtretung oder Verpfändung der Grundſchuld auf das Widerſpruchsrecht nach $ 1160 verzichtet 
hat, die Grundſchuld nicht an C verpfänden für Anſprüche des (gegen B; hat B das doch getan 
und C dabei die Sicherungsabreden zwiſchen A und B gekannt, fo kann A von C die Herausgabe 
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des Grundſchuldbriefs an B oder bei deſſen Einverſtändnis auch an ſich ſelbſt verlangen (RG 26.9. 
1934 V 23/34). — Die durch $ 1157 Satz 2 angeordnete Einſchränkung der Zuläſſigkeit der Ein- 
reden gilt nur für den Fall eines rechtsgeſchäftlichen Erwerbs des neuen Gläubigers. Wird die 
Hypothek kraft Geſetzes oder im Wege der Zwangsvollſtreckung übertragen ($ 1156 A 1), jo finden 
die im § 1157 Satz 2 genannten Vorſchriften keine Anwendung. Der Eigentümer kann einem 
ſolchen neuen Gläubiger die Einreden gemäß $ 1157 Satz 1 unbeſchränkt entgegenſetzen ($ 892 A 4). 
— $ 891 iſt nicht für anwendbar erklärt; es wird daher nicht vermutet, daß die eingetragene Einrede 
wirklich beſteht. 


9 1158 


Soweit !) die Forderung auf Zinſen oder andere Nebenleiſtungen ?) ge- 
richtet iſt, die nicht ſpäter als in dem Kalendervierteljahr, in welchem der 
Eigentümer von der Übertragung ) Kenntnis erlangt, oder dem folgenden 
Vierteljahre fällig werden, finden auf das Nechtsverhältnis zwiſchen dem 
Eigentümer und dem neuen Gläubiger die Vorſchriften der 88 406 bis 108 
Anwendung; der Gläubiger kann ſich gegenüber den Einwendungen, welche 
dem Eigentümer nach den 88 404, 406 bis 408, 1157 zuſtehen, nicht auf die 
Vorſchriften des § 892 berufen 0). 

E 1 1090, 1112 II 1068; M 3 713, 714, 750; P 3 591; 4 004; 6 253. 

1. Die Hypothek für Zinſen oder andere Nebenleiſtungen folgt den gleichen Regeln wie die 
Hypothek für die Kapitalforderung, ſoweit nicht durch beſondere Vorſchriften (z. B. die 88 1159, 
1178) etwas anderes beſtimmt tft (RG 72, 364; Warn 1915 Nr 85; HRR 1932 Nr 1657). Zu 
dieſen beſonderen Vorſchriften gehört auch $ 1158. Soweit die Forderung auf Zinſen uſw. über⸗ 
tragen wird, gilt die Vorſchrift des $ 1158 alſo auch dann, wenn die Zinsforderung mit der Haupt⸗ 
forderung zuſammen Gegenſtand der Übertragung iſt. 

2. Den Begriff „andere Nebenleiſtungen“ erläutert $ 1115 A 6. 

8. Der Begriff Übertragung umfaßt ſowohl die rechtsgeſchäftliche Abtretung als auch den 
Übergang kraft Geſetzes und die Überweiſung im Wege der Zwangsvollſtreckung ($ 1156 A 1). 
Soweit aber der öffentliche Glaube des Grundbuchs auf Einwendungen gegenüber dem neuen 
Gläubiger Wirkungen äußert (A 4), greifen dieſe Wirkungen nur im Falle der rechtsgeſchäftlichen 
Abtretung Platz. Die Form der Abtretung der durch Hypothek geſicherten Forderungen auf 
Zinſen oder andere Nebenleiſtungen ift verſchieden, je nachdem es ſich um rückſtändige oder noch 
nicht fällige Zinſen uſw. handelt. Über Rückſtände trifft $ 1159 Beſtimmung (dort A 2). Die Ab⸗ 
tretung noch nicht fälliger Zinſen uſw., mag ſie auch dieſe allein betreffen, erfolgt ebenſo 
wie die der Hauptforderung (RG 72, 364), bei Briefhypotheken alſo gemäß $ 1154 Abſ 1, 2 (ſchrift⸗ 
liche Abtretungserklärung oder Eintragung und Briefübergabe), bei Buchhypotheken gemäß 9 1154 
Abſe3 (Einigung und Eintragung). Im erſten Falle ift der Stammbrief zu übergeben oder der 
Mitbeſitz daran einzuräumen ($ 1152 A 2) oder ein über das abgetretene Zinsrecht hergeſtellter 
Teilhypothekenbrief (RG 86, 219; 8 1152 A 4) zu übergeben ($ 1154 A 3). Ferner erfolgt auch 
die rechtsgeſchäftliche Verpfändung ſowie die Pfändung der Hypothek für noch nicht fällige 
Zinſen ebenſo wie die Verpfändung und die Pfändung der Hypothek für die Hauptforderung. Nach 
$ 1274 Abſ 1 BGB iſt alſo bei Briefhypotheken die ſchriftliche Verpfändungserklärung (RG Gruch 
49, 47) oder die Eintragung der Verpfändung in das Grundbuch und die Übergabe des Hypo⸗ 
thekenbriefs (unter Anwendung der $$ 1205, 1206), bei Buchhypotheken die Einigung über die 
Pfandrechtsbeſtellung und die Eintragung in das Grundbuch erforderlich. Zur Pfändung gehört 
nach 9 830 Abſ 1 ZPO bei Briefhypotheken die Übergabe des Briefs, bei Buchhypotheken die Ein- 
tragung der Pfändung (RG 74,83). — Wird eine verzinsliche Hypothekenforderung abge- 
treten ohne eine Erklärung über die Zinſen oder ohne Angabe des Tages, von dem ab die Zinſen 
auf den Erwerber übergehen ſollen, jo wird im Wege der Auslegung feſtzuſtellen ſein, ob und von 
welchem Zeitpunkt ab die Zinſen mitübertragen worden ſind. Die Eintragung der Abtretung wird 
das Grundbuchamt zur Wahrung des öffentlichen Glaubens des Grundbuchs ablehnen dürfen, wenn 
Zweifel nach dieſen Richtungen beſtehen (KJ 29 A 185; 40, 273; 46, 235; 51, 294; 187). 


Solche Zweifel beſtehen aber nicht, wenn mit der Hypothekenforderung die rückſtgndſcen, laufen 


den und künftigen Zinſen übertragen werden; in dieſem Falle kann die 5 400 AR: 2 
8, 32761). Das. 


des Zeitpunkts des Zinsübergangs eingetragen werden (JF 6, 323; ZW 1% 1). Di 
ſelbe gilt bei einem Übergang kraft Geſetzes durch Geſamtrechtsnachfolge MSN, 194) ſowie 


W 
A 


dann, wenn bei einer bedingten oder befriſteten Abtretung der Hypothek (1154 A 1) das Zins⸗ INT 


—— 
recht (ſ. unten) an mehrere nacheinander Berechtigte übertragen wird (DAL, 177). Im Falle 47 
der Verpfändung erſtreckt ſich nach § 1289 Satz 1 das Pfandrecht ohne weiteres auch auf die IR 
Zinſen. Jedoch gilt dies nur dann, wenn dem verpfändenden Gläubiger nicht nur die Haupt. 


forderung, ſondern auch das Zinsrecht zuſteht, da er andernfalls über das Zinsrecht nicht ver⸗ 
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fügen durfte. Deshalb kann der Grundbuchrichter auch für die Eintragung der Verpfändung 
einer Hypothek eine zweifelsfreie Erklärung darüber verlangen, ob und bon welchem Zeitpunkt 
an die Zinſen mitverpfändet find (KJ 46, 240). Berechtigt ijt dieſes Verlangen aber nur für 
die Eintragung der Verpfändung einer Briefhypothek (jo auch noch IF 11, 260 mit gewiſſen 
Einſchränkungen für Sonderfälle). Denn bei ihr iſt zwar der Zeitpunkt der Wirkſam⸗ 
keit der Verpfändung der Hauptforderung auch maßgebend für den Beginn der Ver⸗ 
pfändung der Zinſen, der Zeitpunkt der zur Verpfändung erforderlichen Übergabe des Hypo⸗ 
thekenbriefs (88 1274, 1154) und damit des Beginns der Verpfändung der Zinſen iſt aber aus 
dem Grundbuch nicht erſichtlich, ſo daß ohne eine beſtimmte Erklärung Zweifel über dieſen Zeit⸗ 
punkt des Beginns ſich ergeben können. Bei der Buchhypothek dagegen ergibt ſich der Zeitpunkt 
der Mitverpfändung der Zinſen ohne weiteres daraus, daß der Zeitpunkt der Wirkſamkeit der 
Verpfändung mit dem Zeitpunkt ihrer Eintragung zuſammenfällt (8 1274, 1154 Abſ 3, 873). 
Wird alſo die Verpfändung der Buchhypothek ohne beſondere Bemerkung hinſichtlich der Zinſen 
eingetragen, fo find gemäß § 1289 Satz 1 die Zinſen ſeit der Eintragung der Verpfändung als 
mitumfaßt anzuſehen (KG 53, 186). — Wird bei der Abtretung der Zinsfuß herabgeſetzt, 
ſo handelt es ſich inſoweit um eine teilweiſe Aufhebung des hypothefarifchen Rechts im Sinne 
der 8 875, 1183; neben der Aufgabeerklärung des Gläubigers iſt alſo die Zuſtimmung des Eigen⸗ 
tümers und die Eintragung der Zinsherabſetzung erforderlich (RG 72, 365; HNN 1932 Nr 1657). 
Dieſe Eintragung iſt, Löſchung der Hypothek“ im Sinne des 827 Abſ 1 GBO; dem Grundbuch- 
amt muß daher die Zuſtimmungserklärung des Eigentümers in der Form des 829 G80 bei⸗ 
gebracht werden (R 72, 362; RAU 4, 168; KGJ 27 A 48). — Das Zinsrecht (Zinsbezugs⸗ 
recht) oder das Recht auf andere Nebenleiſtungen kann ganz oder zum Teil für ſich allein 
an einen anderen abgetreten oder, was dem gleichſteht, bei der Abtretung der Haupt⸗ 
forderung dem Abtretenden vorbehalten werden. Denn durch die Teilung des Gläubiger⸗ 
rechts wird das Zinsrecht oder das Recht auf Nebenleiſtungen nicht von der Forderung 
losgelöſt, ſondern bleibt von ihrem Beſtande abhängig (RG 74, 81: 86, 219; KJ 40 S. 274, 
275; 46, 240; 49, 218; 51, 290; 53, 188; OLG 41, 177; a. M. OLG 12, 130). Steht das Recht 
auf die künftigen Zinſen einem anderen als dem Gläubiger der Hauptforderung zu, ſo kann es 
gegen den Berechtigten ſelbſtändig gepfändet werden (R 74, 81). Das Zinsrecht bleibt aber 
auch dann, wenn es einem anderen als dem Gläubiger der Hauptforderung zuſteht, von dem Be⸗ 
ſtande der Hauptforderung rechtlich abhängig. Erliſcht die Hauptforderung, jo erliſcht auch das 
abgetrennte Zinsrecht (KJ 42, 270; 46, 236). Die Eigentümergrundſchuld, in die ſich die Hyvo⸗ 
thek beim Erloſchen der Forderung umwandelt, ift aber nach 81177 Abſ 1 Satz 2 auch in dieſem 
Falle eine verzinsliche (§ 1178 A 3). Wird das Zinsrecht auf Lebenszeit abgetreten oder vorbehalten, 
ſo wird hierin regelmäßig die Beſtellung eines Nießbrauchs an der Forderung zu erblicken ſein 
(59 1038, 1069, 1076; RG 74, 83; 86, 220; KJ 40, 275). St dies der Fall, fo iſt fortan die Hypo⸗ 
thek mit dem Recht eines Dritten belaſtet und folglich gemäß $ 876 zu ihrer Löſchung die Zuſtim⸗ 
mung des Nießbrauchsberechtigten erforderlich (NG 86, 220; 336 2, 293). Iſt dagegen die Hypo⸗ 
thek nur in Anſehung der Hauptforderung abgetreten, das Recht auf den Bezug der künftigen 
Zinſen aber dem urſprunglichen Gläubiger verblieben, ohne daß eine Nießbrauchsbeſtellung vor⸗ 
liegt, iſt mithin die Hypothek in eine ſolche über die Hauptforderung und in eine Zinshypothek ge⸗ 
teilt, jo findet $ 876 keine Anwendung (fo auch JFG 18, 37). Dann ift der urſprüngliche Gläubiger 
nicht verpflichtet, zur Löſchung der Hypothek Über die Hauptforderung, zu der es ſeiner Zuſtim⸗ 
mung nicht bedarf, mitzuwirken. Der Erwerber der Stammhypothek kann über dieſe verfügen, ins 
beſondere ſie einziehen und ihre Löſchung bewilligen, ohne daß er verpflichtet wäre, dem Hypothe⸗ 
kenſchuldner gleichzeitig auch eine Löſchungsbewilligung über die ſelbſtändig gewordene Zinshypo⸗ 
thek zu verſchaffen (RG 86, 220). Auch wenn der Eigentümer eine aus einer verzinslichen Hypothek 
ihm zugefallene Eigentümergrundſchuld unter Umwandlung in eine Hypothek für eine neue Forde⸗ 
rung (8 1198) an einen anderen abtritt, kann er ſich das Zinsrecht (8 1177 Abſ 1 Satz 2) vorbehalten. 
Die Eigentümergrundſchuld wird dann geteilt in eine Hypothek für die Hauptforderung des neuen 
Gläubigers und in eine Grundſchuld des Eigentümers für das Zinsrecht (KJ 51, 290). Iſt im 
ſolchem Falle die neue Forderung eine unverzinsliche und führt der Eigentümer nicht zugleich 
gemäß $ 875 (KJ 51, 290) die Löſchung der Grundſchuld für das Zinsrecht herbei, fo wird anzu” 
nehmen ſein, daß er ſich das Zinsrecht vorbehält. Jedoch wird auch hier das Grundbuchamt vor 
der Eintragung der Umwandlung und der Abtretung eine beſtimmte Erklärung darüber erfordern 
dürfen, ob die Grundſchuld für das Zinsrecht mitabgetreten werden oder dem Eigentümer ver⸗ 
bleiben ſoll (ch 51, 291). Will der abtretende Hypothekengläubiger ſich den Nießbrauch (auf 
Lebenszeit) an der Hͤhpothek vorbehalten, fo kann er dies nicht in der Weiſe bewirken, daß er für 
fi) den Nießbrauch beſtellt. Denn nie mand kann einen Vertrag mit ſich ſelbſt ſchließen und ein 
Recht für ſich ſelbſt an eigener Sache oder eigenem Recht begründen ($ 873 A 7a). Vielmehr iſt 
erforderlich, daß er ſich mit dem neuen Hypothekengläubiger über die Beſtellung des Nie ßbrauchs 
einigt und daß die Eintragung des Nießbrauchs erfolgt (55 1069, 1154 Abſ 3, 873). Wenn es ſich 
um eine Briefhypothek handelt, iſt nötig, daß er ſich mit dem neuen Hypothekengläubiger einigt, 
daß dieſer ihm den Hypothekenbrief wieder aushändigt und eine ſchriftliche Beſtellungserklärung, 
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die aber durch die Eintragung des Nießbrauchs erſetzt werden kann, abgibt (88 1069, 1154 Abſ 1, 2, 
8873; KGS 51,291). — In KON 42,269 iſt ausgeführt: Wenn eine Hypothek mit den Zinſen von 
einem beſtimmten Zeitpunkt abgetreten ſei, ſo könne der neue Gläubiger ohne Zuſtim⸗ 
mung des bisherigen Gläubigers wegen der früheren Zinsforderung die Hypothek löſchen 
laſſen ſowie mit dem Eigentümer gemäß $ 1180 Abj1 die Erſetzung der Forderung durch eine 
neue bewirken; denn auch die frühere Zinsforderung ſei von der Hauptforderung abhängig; durch 
die Löſchung oder die Erſetzung der Hauptforderung werde aber dieſe und ſomit auch die Zins⸗ 
forderung ohne weiteres von der Verbindung mit dem Grundſtück gelöſt. Gerade wegen dieſer 
Loslöſung iſt aber die Zuſtimmung des alten Gläubigers erforderlich, weil der neue Gläubiger 
Über einen ihm nicht zuſtehenden Teil der aus Hauptforderung und Zinſen ſich zuſammenſetzenden 
Hypothekenforderung durch jene Maßnahmen verfügt ($ 1180 Abſ 2); die Hypothek für die früheren 
Zinſen des alten Gläubigers beſteht fort, bis fie nach $ 1178 Abſ 1,2 erlifcht. Es iſt auch nicht etwa 
ohne weiteres anzunehmen, daß der alte Gläubiger bei einer derartigen Abtretung auf die früheren 
Zinſen verzichtet habe. Das BGB enthält keine Beſtimmung, wonach das Recht auf ſolche früheren 
Zinſen (Zinsrückſtände) bei der Abtretung nicht vom Hauptrecht getrennt, insbeſondere nicht vom 
Abtretenden ausdrücklich oder ſtillſchweigend zurückbehalten werden könnte (RG Warn 1914 
Nr 244). Deshalb iſt auch nicht zu billigen die Anſicht des Kammergerichts in IG 18, 35, daß 
grundſätzlich dann, wenn bei einer Verkehrshypothek der Anſpruch auf das Kapital und der An⸗ 
ſpruch auf die Zinſen verſchiedenen Gläubigern zuſteht (z. B. im Falle der Abtretung der Hypo⸗ 
thek ohne die Zinſen), die Hypothek einſchließlich der Zinſen allein auf die Bewilligung des 
Kapitalgläubigers ohne Bewilligung des Zinsgläubigers zu löſchen ſei, ſofern nicht der Zinsgläubi⸗ 
ger Nießbraucher ſei. — Wird eine verzinsliche Hypothek auf die Ehefrau des Grundſtückseigentu⸗ 
mers übertragen, ſo bleiben das Zinsrecht und die Zinsrechtshypothek für die Ehefrau beſtehen, ob- 
wohl dem Eigentümer als Ehemann das Nutznießungsrecht an der Hypothek zuſteht. Die Hypothek 
kann daher mit den Zinſen auf die Ehefrau im Grundbuch umgeſchrieben werden (§ 889 A 1). Die 
Beſtellung einer Hypothek für das Zinsrecht der Hypothekenforderung iſt auch dann zuläſſig, wenn 
dem Grundſtückseigentümer der Nießbrauch oder ein Nutznießungsrecht (als Ehemann oder Vater: 
$$ 1383, 1649) an der Forderung zuſteht (8 1113 A 5 a. E.). . 

4. Die Vorſchriften des § 1158 betreffen das Rechtsverhältnis zwiſchen dem Eigentümer 
und dem neuen Gläubiger nur für den Fall der Übertragung noch nicht fälliger Zinſen uſw., 
gleichviel ob die Hauptforderung mit den Zinſen oder dieſe allein (A 3) übertragen worden find. 
Für das Rechtsverhältnis bei der Übertragung rückſtändiger Zinſen uſw. gilt $ 1159. Sind noch 
nicht fällige Zinſen übertragen, jo gibt $ 1158 Beſtimmungen über Einreden, die der Eigentümer 
gegenüber der die übertragenen Zinſen betreffenden dinglichen Klage des neuen Gläubigers 
(81156 A 2) erheben kann. Bei der Zinſenſchuldklage gegen den perſönlichen Schuldner ſind 
dagegen ausſchließlich die 55 404—411 maßgebend (M& Warn 1914 Nr 245). Von entſcheidender 
Bedeutung iſt bei der dinglichen Klage der Zeitpunkt, in dem der Eigentümer von der Übertragung 
Kenntnis erlangt hat. Verlangt der neue Gläubiger Zinſen, die nicht ſpater als in dem Kalender⸗ 
viertelſahr der Kenntniserlangung oder dem folgenden Vierteljahre, alſo entweder ſchon 
vor der Kenntniserlangung oder doch in dieſem Halbjahr fällig geworden find (gleichgültig, 
ob ſie im voraus oder nachträglich und für welchen Zeitraum ſie zu entrichten ſind; a. M. 
ORG 4. 73), jo kann ihm der Eigentümer inſoweit zunächſt alle bereits zur Zeit der 
Übertragung gegen den bisherigen Gläubiger begründeten Einwendungen nach den 
85 404, 1157 entgegenſetzen (z. B. Vorauszahlungen an den bisherigen Gläubiger auf die 
Zinſen des Halbjahrs), ohne daß ſich der neue Gläubiger auf die Vorſchriften des 8 892, alſo auf 
den öffentlichen Glauben des Grundbuchs, berufen kann. Ferner aber kann der Eigentümer 
bei dieſen Zinſen, anders als bei der übertragenen Hauptforderung (8 1156 A 3), auch 
Einwendungen erheben nach Maßgabe der Vorſchriften der 88 406408, alſo auf 
Grund von Ereigniſſen, die nach der Übertragung eingetreten ſind, ohne daß auch 
hier dem neuen Gläubiger der Schutz des öffentlichen Glaubens des Grundbuchs zur Seite ſteht. 
Der Eigentümer iſt alſo namentlich befugt, mit einer ihm gegen den bisherigen Gläubiger zuſtehen⸗ 
den Forderung aufzurechnen ($ 406) ſowie eine Leiſtung, die er an den bisherigen Gläubiger be⸗ 
wirkt hat, oder ein Rechtsgeſchäft, das zwiſchen ihm und dem bisherigen Gläubiger vorgenommen 
worden ift, dem Klaganſpruch entgegenzuſetzen (5 407 Abſ 1; RG Warn 1914 Nr 245). Die ge⸗ 
nannten Vorſchriften machen aber die Zuläſſigkeit der Einwendungen nach gewiſſen Richtungen 
davon abhängig, daß der Einwendende (dort der Schuldner) von der Übertragung keine Kenntnis 
hatte. Soweit dieſe Vorausſetzung nicht zutrifft (z. B. wenn der Eigentümer, als er eine Zahlung 
auf die Zinſen an den bisherigen Gläubiger leiſtete, bereits Kenntnis von der Übertragung hatte), 
kann der Eigentümer dem neuen Gläubiger die Einwendungen aus den 55 406—408 
nicht entgegenſetzen (NG Warn 1914 Nr 245). Der $ 405 (Ausſchluß des Einwandes des 
Scheines im Falle der Abtretung unter Vorlegung der Schuldurkunde) iſt im § 1158 nicht 
erwähnt, findet aber trotzdem Anwendung, da er nur eine Einſchränkung der im $ 404 zugelaſſenen 
Einwendungen enthält (OLG 29, 384). — Klagt dagegen der neue Gläubiger übertragene Zinſen 
ein, die nach dem vorbezeichneten Halbjahr fällig geworden find, fo kann ihm der Etgen⸗ 
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tümer inſoweit Einwendungen aus Rechtshandlungen mit dem bisherigen Gläubiger weder 
gemäß den $$ 404, 1157 noch gemäß den 98 406—408 entgegenſetzen. Nur dann wären ſolche Ein- 
wendungen möglich, wenn die ſie begründenden Tatſachen dem neuen Gläubiger zur Zeit des Er⸗ 
werbs der Zinsforderung bekannt waren oder aus dem Grundbuch oder bei der Briefhypothek aus 
dem Brief ſich ergaben. Dies folgt nicht aus $ 1158, wohl aber aus den $$ 892, 1138, 1140, 1156, 
1157. Für dieſe Zinſen gilt alſo dasſelbe wie für die übertragene Hauptforderung. — Die Berufung 
auf die $$ 891, 893 und die Anwendung der 85 894—899 werden durch $ 1158 nicht beſchränkt. 


8 1159 


Soweit die Forderung auf Nückſtände von Zinſen oder anderen Neben- 
leiſtungen !) gerichtet iſt, beſtimmt fich die Übertragung 2) ſowie das Nechts⸗ 
verhältnis zwiſchen dem Eigentümer und dem neuen Gläubiger 3) nach den 
für die Übertragung von Forderungen geltenden allgemeinen Vorſchriften 2). 
Das gleiche gilt für den Anſpruch auf Erſtattung von Koſten, für die das Grund- 
ſtück nach § 1118 haftet ). 

Die Vorſchriften des 8 892 finden auf die im Abſ 1 bezeichneten Aufprüche 
keine Anwendung !). 

E 1 1090, 1112, 1121 II 1009; M 3 713, 750, 760; P 3 591, 663; 4 604. 

1. Die Hypothek für Zinſen oder andere Nebenleiſtungen folgt den gleichen Regeln wie die 
Hypothek für die Kapitalforderung, ſoweit nicht durch beſondere Vorſchriften (z. B. die $8 1158, 
1178) etwas anderes beſtimmt iſt (Rd 72,364; Warn 1915 Nr 85; HRR 1932 Nr 1657; JW 1916, 
485°). Zu dieſen beſonderen Vorſchriften gehört auch $ 1159. Rückstände von Zinſen oder anderen 
Nebenleiſtungen ($ 1115 A 6) find ſolche Zinſen uſw., die zur Zeit der Übertragung bereits fällig 
ſind, bei denen alſo der Termin für ihre Fälligkeit vorübergegangen iſt, ohne daß der Anſpruch auf 
fie getilgt wurde oder ſonſt erloſch (RG 91, 301; JW 1911, 953%; RA 12, 145). Form und Wir- 
kungen der Übertragung noch nicht fälliger Zinſen usw. find erörtert in $ 1158 X 3, 4. Weitere 
Sondervorſchriften für die im $ 1159 erwähnten Forderungen enthalten $ 1160 Abf 3 (Urkunden⸗ 
vorlegung) und $ 1178 (Eigentümerhypothek). 

2. Während das hypothekariſch geficherte Zinsrecht auf die künftig fällig werdenden Zinſen nur 
unter denſelben Erforderniſſen wie die Hypothekenhauptforderung (8 1154) übertragen werden 
kann (RG IW 1916, 4855; § 1158 A 3), erfolgt die Übertragung der Zinsrückſtände uſw. nach 
den für die Übertragung von Forderungen geltenden Vorſchriften der SS 398ff., alſo durch form⸗ 
loſen Vertrag, gleichviel ob es ſich um eine Buch- oder eine Briefhypothek handelt. $ 1154 findet 
hier alſo keine Anwendung (RG 88, 163). Die Eintragung der Übertragung iſt unzuläſſig. Denn 
das dingliche Hypothekenrecht beſteht zwar auch für Zinsrückſtände, aber aus den 8$ 1145 Abſ 2, 
1159, 1160 Abſ 3, 1178 ift zu entnehmen, daß die Verfügung über fie (z. B. auch ein Rangrücktritt: 
RIA 12, 150) nicht nach ſachenrechtlichen, ſondern nach ſchuldrechtlichen Grundſätzen zu erfolgen hat 
(Od 15, 338; RIA 12, 146). In RG 88, 160 iſt jedoch angenommen, daß der Gläubiger einer 
Hypothek für Zinsrückſtände einer anderen Hypothek den Vorrang mit dinglicher Wirkung ein⸗ 
räumen könne, ohne daß es dazu der Eintragung der Rangänderung ($ 880 Abſ 2 Satz 1) und der 
Zuſtimmung des Eigentümers ($ 880 Abſ 2 Satz 2) bedürfe. In der Begründung wird abgelehnt, 
aus der Unmöglichkeit, eine Rangänderung der Hypothek für Zinsrückſtände einzutragen, die 
Folgerung zu ziehen, daß eine ſolche Rangänderung eben unmöglich ſei. Vielmehr wird wegen jener 
Unmöglichkeit der Wegfall des Eintragungsgrundſatzes für dieſen Fall angenommen und die Zu⸗ 
ſtimmung des Eigentümers nicht für erforderlich erachtet, weil der geſetzgeberiſche Grund für dieſes 
Erfordernis, nämlich die Rücksichtnahme auf eine Schädigung, die ſich für den Eigentümer aus dem 
Rangrücktritt bei einer Hypothek in den Fällen ergeben könne, in denen er die Rechte auf Grund der 
$8 1143, 1164, 1168, 1170 ff. erwerbe, bei der Hypothek für Zinsrückſtände nach § 1178 nicht zu⸗ 
treffe. Dieſe Begründung begegnet aber durchgreifenden Rechtsbedenken. Da die durch Hypothek 
geſicherte Forderung auf Zinsrückſtände, auch ſoweit die Hypothekſicherung in Betracht kommt, 
ſchuldrechtlichen, nicht ſachenrechtlichen Grundſätzen unterliegt, iſt bei einer ſolchen Hypothek eine 
Rangänderung mit dinglicher Wirkung nach $ 880 nicht möglich. Der Rang kann nur durch ein 
ſchuldrechtliches Rangänderungsabkommen mit lediglich ſchuldrechtlicher Wirkung zwiſchen den an 
dem Abkommen Beteiligten geändert werden. Wenn daher z. B. der Gläubiger einer Hypothek für 
Zinsrückſtände einer nachſtehenden Hypothek den Vorrang einräumt und dann ſeine Hypothek an 
einen Dritten abtritt, ſo hat die Vorrangseinräumung gegenüber dem dritten Erwerber keine Wir⸗ 
kung. Der Erwerber behält vielmehr den Rang, der ſich aus der eingetragenen, die Zinsrückſtände 
mitumfaſſenden Hypothek für die Hauptforderung ergibt, es ſei denn, daß er in die Verpflichtung des 
Zedenten über die Einhaltung der Rangänderung eingetreten ift (ſtr. a. M. RG 88, 160). — Unzu⸗ 
läſſig ift hier auch die Herſtellung eines Teilhypothekenbriefs. Wegen der öffentlichen Beglaubigung 
der Übertragung vgl. 5 403. Die Mitübertragung der Hypothek für die Forderung iſt nicht gemäß 
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3 1153 Abſ 2 notwendig. Ob fie als mitübertragen zu gelten hat, beſtimmt ſich nach $ 401 (OLG 15, 
338). Die Pfändung und Überweifung regeln die $$ 830 Abſ 3,837 Abſ 2 ZP entjprechend (RG 
74,83; RIA 12,149). Die Verpfändung erfolgt nach § 1274 Ab 1 BGB ebenſo wie die Übertra⸗ 
gung, alſo durch formloſen Verpfändungsvertrag; nach den 88 1279, 1280 ift aber weiter die Anzeige 
des Gläubigers an den Schuldner von der Verpfändung erforderlich. 

3. Auf das Rechtsverhältnis zwiſchen dem Eigentümer und dem neuen Gläubiger, alſo 
für die Einwendungen, die dem Eigentümer gegenüber der die abgetretenen Zinsrückſtände 
uſw. betreffenden Klage des neuen Gläubigers ($ 1158 A 4) zuſtehen, kommen nicht die $$ 1156, 
1157, ſondern ebenfo wie bei der Schuldklage gegen den perſönlichen Schuldner die 68 404—411 
zur Anwendung (OLG 15, 337; RIA 12, 148). Auf den öffentlichen Glauben des Grundbuchs 
(8 892) kann ſich der Gläubiger gegenüber dieſen Einwendungen gemäß Abj 2 nicht berufen (RG 
88, 162). Daher kann z. B. im Falle der Abtretung einer Hypothek mit Zinſen der Erwerber ſich 
wegen des Erwerbs der Hypothek für Zinsrückſtände nicht auf den öffentlichen Glauben des 
Grundbuchs berufen, wenn dieſe Hypothek gemäß § 1178 Abſ 1 Satz 1 dadurch erloſchen 
ift, daß die fällig geweſene Zinsforderung durch Vereinigung mit dem Eigentum in einer Perſon 
untergegangen iſt (OL 34, 216). — Die Forderung bleibt auch in der Hand des neuen Gläubigers 
eine Forderung auf rückständige Zinſen (neben dem Kapital zu entrichtende Leiſtungen). Das ift 
beſonders für ihre Befriedigung aus dem Grundſtück in der Zwangsverſteigerung nach 10 Nr 4 
3G von Bedeutung (RG 91, 301). — Eine Berufung des neuen Gläubigers auf die Vermutung 
des § 891 kommt nicht in Frage, weil der neue Glaubiger hinſichtlich der Zinsrückſtände nicht 
eingetragen wird (ftr.). 

4. Wegen der hier mit den Zinsrückſtänden gleichgeſtelllten Koſten der Kündigung und der die 
5 u dem Grundſtück bezweckenden Rechtsverfolgung ($ 1118) ift zu verweiſen auf 

3, 4, 5. 


8 1160 


Der Geltendmachung der Hypothek kann, ſofern nicht die Erteilung des 
Hypothekenbriefs ausgeſchloſſen iſt ), widerſprochen werden?), wenn der 
Gläubiger nicht den Brief vorlegt); ift der Gläubiger nicht im Grundbuch 
eingetragen, fo find auch die im $ 1155 bezeichneten Urkunden vorzulegen“). 

Eine dem Eigentümer gegenüber erfolgte Kündigung oder Mahnung iſt 
unwirkſam, wenn der Gläubiger die nach Abſ 1 erforderlichen Urkunden nicht 
vorlegt und der Eigentümer die Kündigung oder die Mahnung aus dieſem 
Grunde unverzüglich zurückweiſt “). 

Diefe Vorſchriften gelten nicht für die im § 1159 bezeichneten Anſprüche “). 

E 1 1117, 1118, 1121, 1123 II 1065; M 3 757, 768, 762; P 3 603. 

1. Eine Geltendmachung der Briefhypothek (auf die Buchhypothek bezieht ſich $ 1160 nicht), 
alſo eine Verfolgung des dinglichen Auſpruchs aus der Hypothek (wegen der perſönlichen Forderung 
vgl. § 1161), liegt zunächſt dann vor, wenn der Gläubiger die dingliche Klage (8 1147 A 4) erhebt. 
Ob die Klage auf Leiſtung oder auf Feſtſtellung gerichtet wird, iſt für die Anwendung des $ 1160 
gleichgültig (NG Warn 1934 Nr 124). Die Hypothek wird aber auch dann im Sinne des $ 1160 
geltend gemacht, wenn der Gläubiger außergerichtlich feine Befriedigung betreibt (5 1150 A )), 
3. B. aufrechnen will (OLG 12, 305), oder wenn er wegen Gefährdung der Sicherheit Maßregeln 
nach den $$ 1183—1135 ergreift. Für die Kündigung und die Mahnung gibt Ab 2 beſondere 
Beltimmungen. Nicht anwendbar ift $ 1160, wenn der Hypothekengläubiger gegen den 
Beſitzer des Hypothekenbriefs den Anſpruch auf Herausgabe geltend macht. Dabei braucht er 
nur fein Gläubigerrecht darzutun, da ſich dann fein Eigentum au dem Hypothekenbrief aus $ 952 
ge und fein Anſpruch als ein folcher des Eigentümers nach $ 985 darſtellt (RG Warn 1917 
Nr 56). 


2. Von einem jeden kann widerſprochen werden, gegen den ſich die Geltendmachung richtet, 
alſo nicht nur von dem Eigentümer, der auf Befriedigung belangt wird, ſondern 3. B. auch von 
demjenigen, den der Gläubiger gemäß $ 894 auf Zuſtimmung zur Berichtigung des Grundbuchs 
in Anſpruch nimmt oder gegen den der Gläubiger wegen Beeinträchtigung ſeines Hypotheken- 
rechts klagt. Doch kann unter beſonderen Umſtänden das Widerſpruchsrecht entfallen, wenn ſeine 
Geltendmachung gegen Treu und Glauben verſtoßen würde. Einen Beiſpielsfall bietet RG HAN 
1930 Nr 1926: Bei einer zu Unrecht gelöſchten Hypothek war der alte Brief für kraftlos erklärt und 
vernichtet, ein neuer Brief mangels Wiedereintragung der Hypothek noch nicht erteilt; der auf 
Wiedereintragung in Anſpruch genommene Eigentümer berief ſich trotz Kenntnis des Gläubiger⸗ 
rechts des Klägers und der Unmöglichkeit einer eigenen Gefährdung auf $ 1160; damit wurde er 
nicht gehört. Aus ähnlichen Erwägungen iſt in RG Warn 1934 Nr 124 eine Feſtſtellungsklage des 
Hypothekengläubigers ohne Vorlegung des ihm abhanden gekommenen Hppothekenbriefs zuge⸗ 
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laſſen worden, weil ihm das Aufgebotsverfahren nach 9 1162 durch $ 8 GrBer® verſperrt war 
und er ohne Feſtſtellungsklage nicht zu ſeinem Recht gelangen konnte. Soweit der Widerſpruchs⸗ 
berechtigte ein Recht auf die Aushändigung des Briefs hat, z. B. im Falle des $ 1144 (Befriedigung 
Zug um Zug gegen Aushändigung: $ 1144 A 2), bleibt dieſes Recht neben dem Widerſpruchsrecht 
beſtehen. 

55 Da der Geltendmachung widerſprochen werden kann, wenn der Gläubiger nicht den 
Brief vorlegt, ſo iſt Vorausſetzung für die Wirkſamkeit der Widerſpruchserhebung, daß der zum 
Widerſpruch Berechtigte die Vorlegung verlangt und der Gläubiger darauf die Vorlegung unter- 
laſſen hat (RG 55, 226; 57, 348; YW 1911, 32722). Die Rechtshandlung, mit der die Hypothek 
geltend gemacht wird, iſt alſo nicht von vornherein unwirkſam, wenn bei ihrer Vornahme nicht 
ſogleich der Brief vorgelegt wird. Soweit es ſich um die gerichtliche Geltendmachung handelt, gehört 
insbeſondere die Vorlegung (abgeſehen vom Urkundenprozeß: 88 592, 593 Abſ 2 ZRO) nicht zur 
Begründung der Klage (NG 55, 226; 56, 416; 57, 348). Daher kann ein Verſäumnisurteil er⸗ 
laſſen werden, auch wenn der Brief nicht vorgelegt wird. Hat der Widerſpruchsberechtigte die 
Vorlegung verlangt, fo iſt dem Gläubiger eine angemeſſene Friſt zur Vorlegung zu gewähren, 
namentlich im Rechtsſtreit ſein Antrag auf Anberaumung eines neuen Termins zum Zwecke der 
Vorlegung gerechtfertigt. Denn er braucht den Brief nicht immer bei ſich zu tragen und darf das 
Verlangen auf Vorlegung abwarten (RG 55, 228). Anders liegt die Sache natürlich, wenn bereits 
feſtſteht, daß der Gläubiger den Brief nicht vorlegen kann oder will (RG 55, 228; 68, 389). Kommt 
der Gläubiger dem Verlangen auf Vorlegung nicht rechtzeitig nach, ſo hat die Erhebung des 
Widerſpruchs die Wirkung, daß die Geltendmachung der Hypothek unzuläſſig und ſomit die be⸗ 
treffende Rechtshandlung unwirkſam wird. Deshalb iſt insbeſondere im Falle der gerichtlichen 
Geltendmachung die Klage abzuweiſen, nicht etwa der Gegner Zug um Zug gegen Vorlegung 
des Briefs zu verurteilen (RG 55, 224). Die Vorlegung hat nach dem Wortlaut des $ 1160 an 
dem Ort zu erfolgen, an dem die Hypothek geltend gemacht wird. Die nur auf die Fälle der 98 809, 
810 ſich beziehende Vorſchrift des $ 811 (Vorlegung an dem Ort, an welchem die vorzulegende 
Sache ſich befindet) iſt hier nicht anwendbar (ſtr.). — Das Recht zum Widerſpruch iſt ein ſelb⸗ 
ſtändiges Recht, das ſeine Grundlage lediglich darin findet, daß der Brief nicht vorgelegt wird. 
Daher geht der Widerſprechende durch die Erhebung des Widerſpruchs ſeiner ihm nach den materi⸗ 
ellen Rechtsverhältniſſen zuſtehenden Einwendungen gegen die Geltendmachung der Hypothek, ins⸗ 
beſondere gegen das Gläubigerrecht des das hypothekariſche Recht Verfolgenden, in keiner Weiſe 
verluſtig. Wenn z. B. bei der gerichtlichen Geltendmachung der Kläger dem Verlangen nach 
Briefvorlegung nachgekommen iſt, kann der Beklagte immer noch einwenden, der Klag er 
ſei trotz des Briefbeſitzes nicht wahrer Gläubiger, weil er den Brief nicht von dem früheren Gläu⸗ 
biger übergeben erhalten, ſondern ſich widerrechtlich angeeignet habe (RG 56, 414). Für die 
Koſten des Rechtsſtreits im Falle nachträglicher Briefvorlegung kommt $ 94 ZPO in Betracht. — 
Zur Erwirkung der Vollſtreckungsklauſel auf Grund einer vollſtreckbaren notariellen Ur- 
kunde berechtigt nicht die Innehabung des zu vollſtreckenden Anſpruchs als ſolchen, ſondern der 
Umſtand, daß nach dem Inhalt des Titels derjenige, für den die Vollſtreckungsklauſel erteilt werden 
ſoll, als die zur Betreibung der Zwangsvollſtreckung ausgewieſene Perſon erſcheint. Der Notar 
iſt daher nicht befugt, vor der beantragten Erteilung einer vollſtreckbaren Ausfertigung der Urkunde 
über die Beſtellung einer Grundſchuld die Vorlegung des Grundſchuldbriefs zum Nachweis der 
materiellen Berechtigung des Antragſtellers zu verlangen (I5G 7, 51). Dagegen iſt in Ig 8, 
348 angenommen, daß das Grundbuchamt, wenn es die vollſtreckbare Ausfertigung wegen 
einer Briefhypothek erteilen ſoll, die Vorlegung des Briefs ſelbſt dann zu fordern hat, wenn der 
Schuldner 1 165 Ki ſeine Rechtsnachfolger auf die Rechte des $ 1160 gegenüber dem Gläubiger 
verzichtet hat ( . 

4. Die im $ 1155 bezeichneten Urkunden, die außer dem Hypothekenbrief (A 3) vorzulegen 
ſind, wenn der Gläubiger zur Zeit der Geltendmachung der Hypothek im Grundbuch nicht einge⸗ 
tragen iſt, ſind die in einer zuſammenhängenden Reihe auf einen eingetragenen Gläubiger zurück⸗ 
führenden öffentlich beglaubigten Abtretungserklärungen uſw. ($ 1155 A 2, 4, 5), aus denen ſich 
das Gläubigerrecht des Briefbeſitzers ergibt. Daß die Vorlegung von pribatſchriftlichen Ab⸗ 
tretungserklärungen nicht genügt, folgt aus dem Wortlaut des $ 1160 ſowie daraus, daß nur 
beim Vorliegen der Urkunden in öffentlich beglaubigter Form der Briefbeſitzer gemäß § 1155 in 
Anſehung der Vorſchriften der ö 891—899 einem im Grundbuch eingetragenen Gläubiger gleich- 
geſtellt iſt (§ 1155 A 2). . 

5. Für den Fall, daß die Briefhypothek gegenüber dem Eigentümer durch Kündigung (Weſen 
und Vorausſetzungen: 51141 Al) oder Mahnung geltend gemacht wird, ſchränkt Abſ 2 das Wider⸗ 
ſpruchsrecht des Eigentümers ein. Wenn er die Vorlegung des Briefs und, falls der Gläubiger 
nicht eingetragen ift, auch die Vorlegung der im § 1155 bezeichneten Urkunden verlangt und der 
Glaubiger dieſem Verlangen nicht nachkommt, ſo muß der Eigentümer die Kündigung oder die 
Mahnung aus dieſem Grunde unverzüglich, alſo ohne ſchuldhaſtes Zögern (§ 121), zurückweiſen. 
Nur unter dieſen Vorausſetzungen wird die Kündigung oder die Mahnung unwirkſam (RG 87, 
348). Die unverzügliche Zurückweiſung muß im Rechtsſtreit, wie die Geſetzesfaſſung („wenn ...“) 
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ergibt, der Eigentümer beweiſen. Ahnliche Vorſchriften finden ſich auch in den 88 111 Satz 2, 174 
Satz 1,182 Abſ 3,410 Satz 2,1831 Satz 2; fie ſollen ebenſo wie $ 1160 dem Schutz der Beteiligten 
dienen (RG 74, 268). Aber auch wenn jene Vorausſetzungen nicht vorliegen oder der Eigentümer 
die Vorlegung des Briefs uſw. überhaupt nicht verlangt hat, kann er doch, falls demnächſt die Hypo⸗ 
thek ohne Vorlegung des Briefs gerichtlich geltend gemacht wird, noch das Widerſpruchsrecht gemäß 
Abſ 1 ausüben (RG 57,349). Im übrigen iſt eine Kündigung oder Mahnung überhaupt nur dann 
wirtſam, wenn der Eigentümer erkennen kann, daß fie vom Gläubiger ausgeht. Daher erfordert 
3. B. die Kündigung eines Zeſſionars zu ihrer Wirkſamkeit mindeſtens die Anzeige, daß die Hypo⸗ 
thek an den Kündigenden übertragen fer (R Warn 1908 Nr 32). — Da das Geſetz dem Eigentümer, 
in den Fällen des Abſ 1 auch dem ſonſtigen Widerſpruchsberechtigten (A 2) es überläßt, ob er das 
Widerſpruchsrecht ausüben will oder nicht, ſo kann er jedenfalls für ſeine Perſon auch auf das 
Widerſpruchsrecht im voraus wirkſam verzichten. Streitig iſt, ob der Eigentümer 
auch mit Wirkſamkeit für ſeine Rechtsnachfolger darauf verzichten kann und ob dieſer Verzicht 
eintragungsfähig ift. Dies iſt zu bejahen, und zwar nicht nur für den Fall des Abſ 2 (RG 57, 342: 
RIA 1, 34), ſondern auch für den Fall des Abſ 1 (a. M. RA 1, 36). Ein Unterſchied zwiſchen 
beiden Fallen ift nicht zu finden (NG 57, 345). Die Bejahung rechtfertigt ſich daraus, daß in beiden 
Fallen das Geſetz die Geltendmachung der Hypothek ohne Vorlegung des Briefs uſw. an ſich 
zuläßt und die Ausübung des Widerſpruchsrechts in das Belieben des Widerſpruchsberechtigten 
ſtellt. Wenn alſo auch ſonſt im Sachenrecht keine Vertragsfreiheit beſteht, ſo iſt doch gerade die 
Vorſchrift des § 1160 nicht als eine zwingende, zum Weſen der Hypothek gehörende, ſondern als 
eine mehr äußerliche, der Parteivereinbarung unterliegende Einſchränkung der Geltendmachung 
des Hypothekenrechts anzuſehen. Die Beſeitigung dieſer Einſchränkung durch Parteivereinbarung 
iſt als eine Abänderung der nach dem Geſetz nur mangels einer abweichenden Abrede geltenden 
Befriedigungsbedingungen aufzufaſſen, deren Eintragung (RG, 57,349; RIA 1,166) zuläſſig iſt 
(RIA 12 S. 149,151). Verzichtet freilich der Eigentümer nur für ſeine Perſon auf das Wider⸗ 
ſpruchsrecht, fo tft ein ſolcher Verzicht nicht eintragungsfähig, da es ſich dann nur um das Aufgeben 
eines perſönlichen Rechts handelt (OLG 10, 420). 

6. Der Geltendmachung der Hypothek kann gemäß Abſ 3 weder nad) Abſ e 1 noch nach Abſ 2 
widerſprochen werden, wenn die Geltendmachung lediglich Forderungen auf rückſtändige Zinſen 
oder andere Nebenleiſtungen oder auf Koſten (§ 1159) zum Gegenſtande hat. Vgl. aber für den 
Fall, daß der Gläubiger nicht eingetragen ift, $ 410 in Verbindung mit $ 1159 Abſ 1 Satz 1. 


$ 1161 


Iſt der Eigentümer der perſönliche Schuldner, fo finden die Vorſchriften 
des § 1160 auch auf die Geltendmachung der Forderung Anwendung J). 
E 1120 II 1006; M 3 760; P 3 605. 


„ 1. Nur wenn der Eigentümer zugleich der perſönliche Schuldner iſt (d. h. gegenwärtig 
iſt, wenn auch nicht urſprünglich), kann er nach $ 1160 Abſ 1 der Geltendmachung der durch Brief- 
hypothek geſicherten perſönlichen Forderung, insbeſondere der gerichtlichen Geltendmachung 
burch Schuldklage, widerſprechen und im Falle der Kündigung oder der Mahnung ein Wider⸗ 
ſpruchsrecht gemäß § 1160 Abſ 2 ausüben, ſofern der Brief und, falls der Gläubiger nicht einge⸗ 
fragen iſt, auch die im $ 1155 bezeichneten Urkunden nicht vorgelegt werden. Dieſe Rechte ſtehen 
ihm aber auch hier nicht zu, wenn die Geltendmachung auf Rückſtände an Zinſen uſw. oder auf 
Koſten ($ 1159) ſich beſchränkt ($ 1160 Abſ 3). Dem perſönlichen Schuldner, der nicht Eigentümer 
iſt, ſte hen hinſichtlich der in Betracht kommenden Urkunden nur die ſchuldrechtlichen Befugniſſe 
aus den 98 371 (Quittung, Rückgabe der Schuldurkunde), 410 (Aushändigung der Abtretungsur⸗ 
kunde), 810 (Einſichtnahme) zu. Auf Briefgrundſchulden findet $ 1161 mangels einer Forderung 
(1192) feine Anwendung. 


$ 1162 


Iſt der Hypothekenbrief abhanden gekommen oder vernichtet, fo kann er 
im Wege des Aufgebotsverfahrens für kraftlos erklärt werden !). 
E 1 1123 11 1067; M 3 762; P 3 666. * 


1. Die im $ 1162 (vgl. auch $ 136 ZVG) für zuläſſig erklärte Kraftloserklärung des abhanden⸗ 
gekummenen (d. h. dem unmittelbaren Beſitzer ohne ſeinen Willen oder ohne ſein Zutun verloren 
J6bange nen: Rech 101, 225) oder vernichteten Hypothekenbriefs (Grundſchuld⸗,Rentenſchuldbriefs: 
e 1199) im Wege des Aufgebotsverfahrens erfolgt gemäß ZPO 88 946959, 1003—1018 
üb don auf Grund des Vorbehalts im $ 1024 ZRD erlaſſenen landesgeſetzlichen Vorſchriften 
9 er die Veröffentlichung und die Aufgebotsfriſt. Mit der Erlaſſung des (nach $ 957 ZPO nur 

urch Anfechtungsklage anfechtbaren) Ausſchlußurteils verliert der Brief für und gegen alle ſeine 
41* 
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Kraft. Wenn er etwa wieder zum Vorſchein kommt, können auf Grund ſeiner Beſitzerlangung 
auch Gutgläubige keine Rechte an der Hypothek erwerben (M 3, 763 KON 45, 298). Das Urteil 
für fich allein erſetzt gemäß $ 1018 Abſ 1 ZRO den Brief, ſoweit (z. B. in den Fällen der $$ 1160, 
1161) deſſen Vorlegung zur Geltendmachung des Hypothekenrechts oder der perſönlichen Forderung 
gegen den Eigentümer oder den perſönlichen Schuldner erforderlich iſt (Prot 3, 666). Dabei iſt 
borausgeſetzt, daß derjenige, der das Ausſchlußurteil erwirkt hat ($ 1004 Abſ 2 ZPO), eingetragener 
Gläubiger tft oder fein Gläubigerrecht nachweiſt (RIA 8, 158). Ebenſo genügt die Vorlegung des 
Urteils zur Löſchung der Hypothek (8 41 Abſ 2 Satz 2 GD; M 3, 763; KON 45, 296). Soll 
dagegen die Hypothek übertragen oder belaſtet werden, ſo muß ein neuer Brief hergeſtellt werden, 
da zum Erwerb der Hypothek oder des Rechts daran die Briefübergabe erforderlich iſt; die Über» 
gabe des Ausſchlußurteils genügt nicht (KJ 45, 296; OLG 38, 11; für die Eintragung 8 41 
Abſ 2 Satz 1 6800). Die Übergabe des Briefs kann aber auch in dieſem Falle durch eine Ver⸗ 
einbarung gemäß $ 1117 Abſ 2 (Berechtigung des Erwerbers, ſich den Hypothekenbrief vom 
Grundbuchamt aushändigen zu laſſen) erſetzt werden (51154 A 3). In den Fällen der Befriedigung 
des Gläubigers nach Maßgabe der $$ 1144, 1145, 1167 kann der Befriedigende die Aushändigung 
oder Vorlegung des neuen Briefs verlangen. Die Herſtellung des neuen Briefs erfolgt gemäß 
den 98 67,68 680. Dabei ift es nach dem Weſen der Kraftloserklärung ohne Belang, ob das Urteil 
von dem Vorlegenden und die Brieferneuerung Beantragenden ſelbſt oder von einem Dritten 
erwirkt war. Wenn das Urteil auf Antrag eines Dritten ergangen iſt, braucht dieſer ſeine Rechte 
aus dem Urteil dem Vorlegenden auch nicht abgetreten zu haben (KGJ 45, 298). Erwirkt jemand 
nach Erlaß des Ausſchlußurtetls die Pfändung einer Hypothek, die der Pfändungsſchuldner von 
dem eingetragenen Gläubiger durch Abtretung erworben haben ſoll, und beantragt nunmehr der 
Pfändungsgläubiger beim Grundbuchamt die Aushändigung des neu zu erteilenden Hypotheken⸗ 
briefs, ſo muß er, auch wenn er das Ausſchlußurteil vorlegt, dem Grundbuchamt nachweiſen, 
daß die Hypothek gemäß $ 1154 Abſ 1 vom Pfändungsſchuldner erworben, insbeſondere daß 
dieſem der Hypothekenbrief übergeben worden it. Die Vorſchrift des $ 1117 Abſ 3, wonach 
vermutet wird, daß die Übergabe erfolgt ſei, wenn der Gläubiger im Beſitz des Briefs iſt, findet 
auf den Beſitz des Ausſchlußurteils nicht dahin Anwendung, daß zu vermuten wäre, der Pfän⸗ 
bungsſchulduer habe den Hypothekenbrief vom eingetragenen Gläubiger übergeben erhalten 
(RIA 15, 319). Auch ein zerſtörter Brief, der zur Zeit der Zerſtörung ſich beim Grundbuchamt 
befunden hat, iſt ein vernichteter Brief im Sinne des § 1162. Auch er kann alſo für kraftlos erklärt 
werden. Denn $ 1162 unterſcheidet nicht, unter welchen Umſtänden und von wem die Vernichtung 
erfolgt iſt (ſtr.). Dagegen iſt ein Brief nicht als vernichtet anzuſehen, wenn er vom Grundbuchamt 
gemäß $ 69 GBO unbrauchbar gemacht worden iſt. Das gilt auch dann, wenn die Unbrauchbar⸗ 
machung verſehentlich erfolgt iſt. Denn bei der Unbrauchbarmachung wird der Brief nicht gänzlich 
zerſtört ( 48, 228), Wird nach den 99 1170, 1171 der unbekannte Gläubiger der Hypothek aus⸗ 
geſchloſſen, fo wird auch der Brief kraftlos ($ 1170 Abſſ 2 Satz 2; $ 1171 Abſ 2 Satz 2). — Das in 
F 1162 vorgeſehene Aufgebotsverfahren iſt ein außerordentlicher Rechtsbehelf, der mit Rückſicht 
auf ſeine ſchwerwiegenden Folgen für die durch das Aufgebot betroffenen Perſonen nur in den 
vom Geſetz ausdrücklich vorgeſehenen Fällen des Abhandenkommens und der Vernichtung des 
Hypothekenbriefs Anwendung finden darf. Das Aufgebotsverfahren iſt alſo nicht ſchon dann zu⸗ 
läſſig, wenn der zur Herausgabe des Hypothekenbriefs Verurteilte ſich der Vollſtreckung gefliſſent⸗ 
lich mit Erfolg entzieht. An einem ſolchen Falle kann aber unter Umſtänden der Anfechtungsklage 
aus $ 957 Ubi 2 Nr 1.3, die fich gegen das dennoch erlaſſene Ausſchlußurteil im unzuläſſigen 
Aufgebotsverfahren richtet, der Einwand des fehlenden Rechtsſchutzbedürfniſſes entgegengeſetzt 
werden (RG 155, 73; teilweiſe anders HAAR 1936 Nr 401). 


8 1163 

Iſt die Forderung, für welche die Hypothek beſtellt iſt ), nicht zur Ent- 
ſtehung gelangt 2), fo ſteht die Hypothek ?) dem Eigentümer zu 4). Erliſcht die 
Forderung 5), fo erwirbt der Eigentümer e) die Hypothek ö). 

Eine Hypothek, für welche die Erteilung des Hypothekenbriefs nicht aus- 
geſchloſſen ift, ſteht bis zur Übergabe des Briefes ) an den Gläubiger dem 
Eigentümer zu 7). 

E 1 1092, 1094, 1097 II 1070; M 3 720, 729, 733; P 3 591, 604. 

1. Die Vorſchriften des $ 1163 find zwingendes Recht. Sie können alſo nicht durch Verein ⸗ 
barung mit dinglicher Wirkung ausgeſchloſſen oder geändert werden (JW 1933, 642; A 4). Erſte 
Vorausſetzung für ihre Anwendung iſt, daß eine Hypothek beſtellt iſt. Nach den 98 873, 1113 muß 
alſo nicht nur eine Hypothek als ſolche im Grundbuch eingetragen ſein, ſondern dieſer Eintragung 


muß auch eine rechtsgültige Einigung zwiſchen dem beſtellenden Eigentümer und dem 1 
biger über die Sicherung einer Forderung durch Hypothek zuorunde liegen. Itt die 
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nicht der Fall, ſo iſt die Eintragung nichtig und beſteht ein dingliches Recht überhaupt nicht (RG 
106, 139), ſelbſt wenn die einſeitige Eintragungsbewilligung des Eigentümers, auf Grund deren 
( 19 GBO) die Hypothek eingetragen iſt, an ſich rechtswirkſam iſt. Dasſelbe gilt, wenn zwar 
eine Einigung ſtattgefunden hat und auch die Einigungserklärung des Eigentümers rechtsgültig, 
aber die Einigungserklärung des Gläubigers (z. B. wegen Geſchäftsunfähigkeit) nichtig oder (z. B. 
wegen Irrtums oder Betrugs) anfechtbar und angefochten iſt (RG 68, 101; 70, 356; JW 1903 Beil 
5013; RA 4, 118; OLG 11,114; 15, 339; 51177 A 1). Da in solchen Fällen die Hypothek. 
eintragung nichtig iſt, kann der Eigentümer ebenſowenig wie ſonſt jemand durch einen Über⸗ 
gang kraft Geſetzes (anders verhält es ſich beim gutgläubigen rechtsgeſchäftlichen Erwerb 
gemäß den $$ 892, 1138) ein hypothekariſches Recht nach Maßgabe des $ 1163 erlangen, mögen 
auch die weiteren Vorausſetzungen des § 1163 gegeben fein (K GJ 53, 195; 336 14, 105). — Die 
Vorſchriften des Abſ 1 gelten auch für Sicherungshypotheken (88 1184, 1185), einſchließlich 
Höchſtbetragshypotheken (§ 1190), namentlich im Falle der Nichtentſtehung (Abſ 1 Satz 1) der ge⸗ 
ſicherten Forderungen (RG 62,168; JW 1911,277%. Die Eigentümergrundſchuld wegen Nichtent⸗ 
ſtehens der Forderung bei der Höchſtbetragshypothek iſt näher behandelt in s 1190 A 1. Die Anwen⸗ 
dung des Abſ 2 auf dieſe Hypotheken kommt aber nicht in Frage, weil Sicherungshypotheken nur 
Buchhypotheken fein können (§ 1185 Abſ 1). Bei Zwangs- und Arreft-Sicherungshhpothe- 
ken (58 867,932 RO) gilt daneben noch die Sonderbeſtimmung des $ 868 ZPO (Erwerb durch den 
Eigentümer, wenn die zu vollſtreckende Entſcheidung aufgehoben, die Zwangsvollſtreckung für 
unzuläſſig erklärt wird uſw.). Näheres hierüber findet ſich in A 6. Für die Geſamthypothek 
geben die 58 1172—1175 beſondere Beſtimmungen. Auf die Hypothek für Rückſtände von Zin⸗ 
fen und anderen Nebenleiſtungen ſowie für Koſten, die dem Gläubiger zu erſtatten find, finden 
die Vorſchriften des $ 1163, wie überhaupt die Vorſchriften über den Übergang der Hypothek auf 
den Eigentümer (als Eigentümergrundſchuld oder Eigentümerhypothek: $ 1177), keine Anwendung, 
da nach 8 1178 Abſ 1 eine ſolche Hypothek im Falle ihrer Vereinigung mit dem Eigentum in einer 
Perſon erliſcht. Unanwendbar iſt $ 1163 auf Hypothekvormerkungen ($ 883 A 8). — Für die 
in jährlichen Teilbeträgen zu tilgenden Hypotheken (Amortiſationshypotheken) der 
landſchaftlichen und ritterſchaftlichen Kreditanſtalten ſind auf Grund des Vorbehalts im Art 167 
EG nach Maßgabe der Satzungen häufig Ausnahmebeſtimmungen in Geltung. Sie gehen nament⸗ 
lich nach der Richtung, daß die Hypothekenforderung ſchon mit der Ausfertigung der Pfandbriefe 
(nicht erſt mit ihrer Aushändigung oder der Zahlung des Verkaufserlöſes an den Eigentümer) 
entſteht (JW 1932, 157911) und daß der Eigenkümer erſt nach völliger Tilgung des Kapitals oder 
doch nur auf Grund einer in gewiſſen Zeiträumen ſtatthaften Aufrechnung eine Eigentümer⸗ 
hypothek erlangt (RG 27, 218; 64, 211; 74, 405; 104, 74; JW 1907, 7022; Warn 1915 Nr 196; 
KG 20 A 206, 319; 23 A 146; 53, 184; OLG 8, 6; 14, 116). Wenn dagegen derartige Hypotheken 
andern Glaubigern (5. B. einer Kreisſparkaſſe) zuſtehen, gelten auch für fie die Vorſchriften über 
die Eigentümerhypothek, insbeſondere auch $ 1163 Abſ 1 Satz 2 hinſichtlich der entrichteten Til- 
gungsbeiträge, die nicht Nebenleiſtungen, ſonderu Teilzahlungen auf das Kapital find ($ 1115 
A 65 Rc 54, 90; 89, 131; 91, 299; 104, 72; R6J 24 A 246; 46 S. 238, 266; OLG 6, 148; 5 21 
Abſ 2 HypBankch v. 13. 7. 1899). Auch wenn die Tilgungsbeiträge nicht in beſtimmten Summen, 
ſondern in Form von Zuſchlägen zu den Zinſen oder ſonſt in Prozenten des ganzen Kapitals 
zu entrichten ſind, entſteht bei der Amortiſationshypothek eine Eigentümerhypothek nicht etwa 
erſt im Zeitpunkt der Beendigung des Schuldverhältniſſes. Die gegenteilige Anſicht kann nicht 
damit begründet werden, daß wegen der Entrichtung der Beträge vom ganzen Kapital die 
Forderung keine Zerlegung in einen getilgten und einen ungetilgten Teil zulaſſe. Denn in ſolchen 
Fällen gibt der Kapitalbetrag nur den Maßſtab für die Höhe der jeweilig zu entrichtenden Til⸗ 
gungsbeiträge ab. Durch die Zahlung der fälligen Beträge wird aber die Hypothekenforderung, 
ſoweit fie noch beſteht, in Höhe der danach zu errechnenden Tilgungsbeiträge getilgt, da inſoweit 
die Zahlung auf die Kapitalforderung erfolgt. Mithin tritt auch hier kraft Geſetzes die Folge des 
Übergangs des entſprechenden Teils der Hypothek auf den Eigentümer ein (RG 104,72; J 1934, 
19771). Hieran kann auch eine bei der Beſtellung der Hypothek getroffene Vereinbarung nichts än- 
dern, daß die Zahlung der Tilgungsbeiträge nicht ſofort zur Tilgung der Hypothekenforderung 
dienen, ſondern daß die gezahlten Beiträge zunächſt als beſonderes Guthaben des Schuldners bis zur 
Erreichung des ganzen Kapitals oder eines beſtimmten Teilbetrags aufzuſammeln ſeien und erſt 
dann, wenn das Guthaben zu gewiſſer Höhe gelangt ſei, die Tilgung der Hypothekenforderung im 
Wege der Aufrechnung oder Verrechnung eintreten ſolle. Eine ſolche Vereinbarung hat keine ding⸗ 
iche Wirkung. Sie erſtrebt nichts anderes als eine Ausſchließung des $ 1163 Ab| 1 Satz 2, indem er⸗ 
reicht werden ſoll, den Übergang der Hypothek zu dem der Zahlung entſprechenden Teil auf den 
Eigentümer zunächſt zu verhindern und erſt ſtattfinden zu laſſen, wenn die Zahlungen eine be⸗ 
ſimmte Höhe erreicht haben. Dem ſteht aber entgegen, daß den Vorſchriften des Sachenrechts die 
Natur der zwingenden Rechtsnorm innewohnt (R& 104,72; 142,159). Einen abweichenden Stand⸗ 
punkt nimmt allerdings ROXY 53,184 ein zu einer Vereinbarung, nach der die Tilgungsbeträge dem 
Schuldner auf ein beſonderes Amortiſationskonto gutzuſchreiben waren, der Gläubiger aber berech⸗ 
gt fein ſollte, das Guthaben auf rückſtändige Beträge der Hypothekenforderung zu verrechnen. Hier 
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Gläubigerhypother (RG 142, 160). Enthält bei einer Tilgungshypothel die im Eintragungsvermerk 
in Bezug genommene Eintragungsbewilligung die Beſtimmung, daß erſt am Jahresſchluß der 8% 
des Kapitals überſteigende Teil der zur Verzinſung und Tilgung in Vierteljahresraten zu entrichten⸗ 
den Jahresleiſtung von 9½ % als Kapitalabzahlung verrechnet werden joll, fo liegen in der Ent- 
richtung der drei erſte Vierteljahresraten ebenfalls zunächſt nur bedingte Tilgungsleiſtungen auf 
das Kapital vor. Mithin entſteht erſt mit der Entrichtung der letzten Vierteljahrésrate eine end- 


gehen ſollen. Bei den Hypotheken dieſer Kreditanſtalten find ſolche eſtimmungen zuläſſig geblie- 
ben (Art 167 C; zur Abtretbarkeit dieſer Hypotheken an einen neuen nicht privilegierten we 

— Vereinbarung bei | mortiſationshypotheken 
anderer Gläubiger unwirkſam, da der Amortiſationsfonds weder Zubehör (s 97) noch Beſtandteil 
($ 96) des Grundſtücks iſt und die Folge der ſachenrechtlichen Vorſchriften, daß die durch die Zahlung 
der Tilgungsbeiträge auf den Eigentümer überge hende Teilhypothet dem Eigentümer verbleibt, 
auch wenn das Grundſtück von einem neuen Eigentümer erworben wird, durch Vereinbarung 
nicht ausgeſchloſſen werden kann (RG 104, 73). — Für Hypotheken des früheren Rechts 
ogl. die Artt 192, 194 EG und NRG 48, 48; 51, 398; 54, 88; 60, 359; Gruch 47, 114; ZW 1901, 
2239; KJ 46, 265 (Preußen); OLG 26, 154 (Bayern), insbeſondere für Kautionshypotheken 
NG 52 S. 62, 113, 415; JW 1902 Beil 2721 _. Auf Grundſchulden findet Abf 1 keine 
41 2095 auch wenn ſie zur Sicherung von Forderungen beſtellt find (§ 1191 A 138 1192 
ul ). 


ein ubſtraktes Schuldanerkenntnis (RG 141,383; 19. 12. 1934 V 213/34) begründet worden 
ift ($ 607). Hat aber der Schuldner vereinbarungsge maß mehr zurückzuzahlen als er empfangen 
hat und iſt für die volle zurückzuzahlende Summe Hypothek beſtellt (ſog. Damnohypothel), jo iſt 


Betrugs) anfechtbar und rechtzeitig angefochten ift ($$ 121, 124, 142). Bei den zuletzt erwähnten 
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Zahlung einer Geldſumme und zugleich die Beſtellung einer Hypothek für dieſe Forderung ver⸗ 
ſprochen, ohne daß dabei die im § 518 Abſ 1 vorgeſchriebene Form beobachtet worden iſt, und wird 
demnächſt auf ſeine Bewilligung die Hypothek eingetragen (und im Falle einer Briefhypothek der 
Hypothekenbrief dem Beſchenkten übergeben), ſo iſt die Rechtslage dahin zu beurteilen: Das 
Schenkungsverſprechen iſt zwar hinſichtlich der Hypothekbeſtellung im Sinne des § 518 Abſ 2 
vollzogen, ſo daß dieſe an ſich rechtsgültig iſt, zumal die dingliche Einigung über die Hypothek⸗ 
beſtellung überhaupt keiner Form bedarf (RG 88, 370; Warn 1913 Nr 249). Das Zahlungs⸗ 
verſprechen iſt aber nicht vollzogen, da inſoweit nur die Zahlung ſelbſt ſich als die Bewirkung der ver- 
ſprochenen Leiſtung, durch die nach 8518 Abſ 2 der Mangel der Form geheilt wäre, darſtellen würde, 
nicht aber die Eintragung der Hypothek, die nur zur Sicherheit der Forderung aus dem Leiſtungs⸗ 
verſprechen dienen ſoll. Daraus ergibt ſich, daß die Forderung, für welche die Hypothek eingetragen 
iſt, nach den 98 125, 518 Abſ 1 nichtig iſt und daß die Hypothek daher als Grundſchuld dem Eigen⸗ 
tümer zuſteht (RG 88, 369). Iſt die Forderung, für welche die Hypothek beſtellt iſt, nichtig, jo tritt 
auch nicht etwa ein Bereicherungsanſpruch, der ſich aus der Nichtigkeit ergibt, an die Stelle jener 
Forderung in die Hypothekſicherheit ein (NG JW 1911,6532%). Im Zweifelsfalle iſt aber für die 
Frage, ob gerade die Forderung, für welche die Hypothek beſtellt iſt, zur Entſtehung gelangt iſt oder 
nicht, die Bezeichnung der Forderung im Grundbuch nicht unbedingt ausſchlaggebend. Vielmehr 
kommt es darauf an, welche Forderung nach dem Inhalt der Einigung Gegenſtand der Sicherung 
geweſen iſt. Eine unrichtige Bezeichnung im Grundbuch wirkt weder zugunſten des Gläubigers noch 
zugunſten des Eigentümers ($ 1115 A 8). Die Beweislaſt für die Nichtentſtehung der Forderung 
iſt in 9 1138 A 3 a erörtert. — Iſt die Hypothek für eine Forderung beſtellt, die noch nicht beſteht, 
aber demnächſt entſtehen ſoll (z. B. bei Baugeldhypotheken häufig) und gelangt dann die 
Forderung nachträglich zur Entſtehung, ſo geht die bisher als Grundſchuld des Eigen⸗ 
tümers ($ 1113 A 7) beſtehende Hypothek nunmehr auf den als Gläubiger Eingetragenen als 
wirkliche Hypothek über (RG 51, 43; 60, 21; 61, 37; ZW 1911, 2774; 1912, 40224; Seuff A 60 
Nr 151; OLG 46, 2). Iſt eine Buchhypothek für ein erſt in Ausſicht genommenes Darlehn rechts⸗ 
geſchäftlich beſtellt und in das Grundbuch eingetragen worden, ſo erwirbt der eingetragene Gläubiger 
mit der Hingabe des Darlehns die Hypothek unmittelbar kraft Geſetzes auch dann, wenn in der 
Zeit zwiſchen der Beſtellung der Hypothek und der Hingabe des Darlehns ein Wechſel im Eigentum 
des belasteten Grundſtücks ſtattgefunden hat (RG 153, 167). Anders geſtaltet ſich dagegen die 
Rechtslage bei einer nicht durch Rechtsgeſchäft begründeten, ſondern im Wege der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung gemäß § 866 30 eingetragenen Sicherungshypothek, die nach der Veräußerung des 
Grundſtücks kraft der Sondervorſchrift des $ 868 ZP dem neuen Eigentümer als Eigentümer⸗ 
grundſchuld zufällt (NG JW 1911, 277%). Da für die Zeit und die Art, in welcher die Forderung 
zur Entſtehung gebracht (die Hypothek valutiert) werden ſoll, im Geſetz keine Schranken feit- 
geſetzt ſind, kann die Forderung auch durch einen Zeſſionar zur Entſtehung gebracht 
werden, wenn der als Gläubiger Eingetragene die noch nicht valutierte Hypothek an den Zeſſionar 
abgetreten hat auf Grund der zwiſchen ihm und dem Grundſtückseigentümer getroffenen Verein⸗ 
barung, daß der Zeſſionar die Forderung zur Entſtehung bringen ſolle (5 1113 A 7). Der 
Zeſſionar, der die Forderung zur Entſtehung bringt und ſomit die Hypothek erwirbt, iſt 
dann als der erſte wahre Hypothekengläubiger anzuſehen (NG Warn 1908 Nr 321; 1911 Nr 184; 
dgl. auch RG 106, 139). Dieſes Ergebnis läßt ſich rechtlich auch fo begründen, daß der nichtberech⸗ 
tigte Buchgläubiger die Abtretung mit Zuſtimmung des berechtigten Eigentümers (Eigentümer⸗ 
Grundſchuldgläubigers) vorgenommen hat ($ 185; N 1. 2. 1935 V 268/34). Mit der Forderungs⸗ 
begründung durch den Zeſſionar entſteht zwiſchen ihm und dem Grundſtückseigentümer ein un⸗ 
mittelbgres Schuldverhältnis auch dann, wenn die Hypothekvaluta dem Zedenten ausgehändigt 
und die Übertragung der Hypothek nach außen in das Gewand eines Hypothekenkaufs gekleidet 
wird (NG HRR 1936 Nr 725). 
+ 3. Die Hypothek, die nach Abſ 1 Satz 1 oder nach Abſ 2 dem Eigentümer zuſteht oder nach 
Ab; 1 Satz 2 von ihm erworben wird, ift in Wirklichkeit keine Hypothek, ſondern nach $ 1177 
Ab} 1 in der Hand des Eigentümers eine Grundſchuld (RG 51 ©. 44, 116; 52 S. 9, 839; 55, 
264; 57, 211; 66, 288; 73, 174; 77, 108; 78, 409; 94, 8). Nur geht bei der Verwandlung der Hy⸗ 
pothek in die Grundſchuld gemäß $ 1177 Abſ 1 Satz 2 von ber Forderung, für welche die Hypo⸗ 
thek beſtellt worden ift, fo viel auf die Grundschuld mit über, daß in Anſehung der Verzinslichkeit, 
des Zinsſatzes, der Zahlungszeit, der Kündigung und des Zahlungsorts die für die Forderung ge⸗ 
troffenen Beſtimmungen maßgebend bleiben. Der Übergang auf den Eigentümer vollzieht ſich 
kraft Geſetzes, ohne daß es einer rechtsgeſchäftlichen Übertragung bedarf. In dem Augenblick, 
Al dem die den Übergang und zugleich die Umwandlung bewirkende Tatſache (Nichtentſtehung der 
Forderung, Erlöſchen der Forderung, Nichtübergabe des für die eingetragene Hypothek gebil⸗ 
deten Briefs) vorliegt, iſt das eingetragene dingliche Recht keine Hypothek des eingetragenen 
14 ubigers, ſondern eine Grundſchuld des Eigentümers (NG 94, 8; KGJ 20 A 190, 282; 26 A 
98 149; 28 A 289). Das Grundbuch iſt dann alſo unrichtig inſofern, als es den eingetragenen 
f läubiger als Inhaber und das eingetragene Recht als Hypothek aufführt. Der Eigentümer 
ann von dem Buchgläubiger die Zuſtimmung zur Berichtigung des Grundbuchs gemäß 9 894 
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verlangen. Von einem Nachweis des Eintritts der Tatſache hängt aber der Übergang (die Umwand⸗ 
lung) ſelbſt nicht ab. Durch einen ſolchen Nachweis wird vielmehr nur dargetan, daß das eingetragene 
Recht bereits dem Eigentümer als Grundſchuld gehört. Iſt die Forderung z. B. durch Befriedigung 
des Gläubigers erloſchen (A 5), jo genügt zur Berichtigung des Grundbu chs, alſo zur Um⸗ 
ſchreibung der Hypothek auf den Eigentümer als Grundſchuld, gemäß 8 22 EBD eine in der Form 
des $29 GBO ausgeſtellte Quittung des Gläubigers, worin er bekennt, Zahlung erhalten zu 
haben, und zwar unter Nennung des Zahlenden (KG 20 A 190; 26 A 149; 28 A 138; 32 A 259; 
40, 294; 52, 205; RG 73, 174; RIA 11, 63). Eine bloße Löſchungsbewilligung des Gläubigers 
iſt dagegen nicht genügend, weil er nicht mehr wahrer Berechtigter ift (RZA 8, 41; Kg 32 A 259: 
40, 296; 48, 186; 50,221; 52, 206; $ 1144 A4). Im Falle der Pfändung der Hypothek und ihrer 
Überweisung zur Einziehung iſt der Pfändungsgläubiger zwar zur Erteilung der Quittung über 
die an ihn ausgezahlte Forderung, aber nicht zur Löſchungsbewilligung bezüglich der Hypothek 
befugt (8875 A5). Alles dies bezieht ſich jedoch nur auf die formellen Erforderniſſe, die dem Grund⸗ 
buchamt zur Vornahme der Umſchreibung auf den Eigentümer nachzuweiſen ſind. Regelmäßig 
wird hier eine einſeitige Erklärung des Gläubigers genügen (HNN 1933 Nr 199). Für den Prozeß 
iſt folgendes zu beachten: Dem befriedigten Eigentümer, der auf Löſchungsbewilligung klagt, 
kann vom verklagten Gläubiger nicht entgegengehalten werden, daß ein Urteil auf Löſchungs⸗ 
bewilligung nicht genüge, um beim Grundbuchamt die Umſchreibung der Hypothek in eine 
Eigentümergrundſchuld herbeizuführen (RG 101, 234). Denn der Eigentümer iſt berechtigt, 
ſtatt der Zuſtimmung zur Berichtigung des Grundbuchs durch Umſchreibung auf ihn die Löſchungs⸗ 
bewilligung vom Gläubiger zu verlangen. Denn er iſt zur Verfügung über die zur Grund⸗ 
ſchuld gewordene Hypothek befugt und gibt dadurch, daß er die Löſchungsbewilligung verlangt, 
ſeine Einwilligung im Sinne des 5 185 Abſ1 zu dieſer dem Gläubiger an ſich nicht zuſtehenden 
Verfügung über die Hypothek. Andrerſeits iſt der Buchgläubiger formellrechtlich in der Lage, die 
Loſchungsbewilligung zu erklären, und wird nicht dadurch beſchwert, daß er zur Bewilligung der 
Löſchung ſtatt zur Bewilligung der Umſchreibung der Hypothek als Grundſchuld auf den Eigen- 
tümer verurteilt wird (RG 101, 234; Gruch 58, 670). In der Regel wird übrigens bei der 
Verurteilung des Gläubigers zur Löſchungsbewilligung auch der Klagegrund, daß er durch den 
Eigentümer befriedigt ſei, feſtgeſtellt werden. Dann wird das rechtskräftige Urteil ($ 894 ZPO} 
dem Grundbuchamt eine ausreichende Grundlage dazu bieten, auf Antrag des Eigentümers 
nicht nur die Löſchung, ſondern auch die Umſchreibung der Hypothek in eine Eigentümergrund⸗ 
ſchuld vorzunehmen (Ach 101,234). Handelt es ſich um eine Briefhypothek, fo kann der Eigentümer 
gemäß den $$ 896, 1144 die Aushändigung des Briefs verlangen. Bei nur teilweiſer Befriedigung 
durch den Eigentümer kann dieſer nach $ 1145 die Vorlegung des Briefs zum Zwecke der Herſtellung 
eines Teilhypothekenbriefs fordern. Im Falle der Nichtentſtehung der Forderung oder der Nicht⸗ 
übergabe des Briefs (Abſ 1 Satz 1, Abſ 2) wird durch ein vom Gläubiger in der Form des 9 29 GB 
erklärtes Anerkenntnis dieſer Tatſachen dargetan, daß auf Grund der Hypothekeneintragung eine 
Grundſchuld des Eigentümers beſteht (KJ 22 A 310). Iſt bei einer Briefhypothek die Forderung 
nur teilweiſe zur Entſtehung gelangt, ſo ſteht dem Eigentümer das Miteigentum an dem Brief 
gemäß $ 952 zu. Er kann aber von dem Hypothekengläubiger, der in der freien Verfügung über 
die Reſthypothek nicht beſchränkt werden darf, weder die Aushändigung des Briefs noch die Gewäh⸗ 
rung des Mitbeſitzes daran verlangen, ſondern nur gemäß $896 die Vorlegung des Briefs zur Berich⸗ 
tigung des Grundbuchs oder gemäß den $$ 749,752, 1152 die Vorlegung zur Herſtellung eines Teil⸗ 
hypothekenbriefs (MG 59,318; 69,40). Der jo als Inhaber ausgewieſene Eigentümer kann über die 
Hypothek (Grundſchuld) verfügen. Er kann fie durch Aufgabeerklärung (Löſchungsbewilligung) ge⸗ 
genüber dem Grundbuchamt oder dem etwa Begünſtigten (3 875 A 7, 8; 85 19, 29 GBO) zur Auf- 
hebung (Löſchung) bringen (RG 66, 288; 73, 174; KJ 48, 186) oder fie an einen anderen 
übertragen. Gegenſtand der Übertragung ift dann aber nicht die Hypothek als ſolche, deren Jorde⸗ 
rung durch die Übertragung nicht etwa entſteht oder wieder auflebt, ſondern die Grundſchuld. Dies 
iſt bei der Übertragung zum Ausdruck zu bringen (KJ 27K 278; ORG 14, 113, jedoch auch RI Ag, 
218). Für die Form der Übertragung find gemäß § 1192, je nachdem ob die eingetragene Hypothek 
verbrieft ift oder nicht, 1154 Abſ 2 (schriftliche Abtretungserklärung oder Eintragung der Ab⸗ 
tretung und Übergabe des Briefs) oder die 59 1154 Ahſ 3, 873 (Einigung und Eintragung der Ab⸗ 
tretung) maßgebend (RG JW 1907, 711%). Wird die Übertragung in das Grundbuch eingetragen, 
to iſt zu vermerken, daß ſich die Hypothek in eine Grundſchuld umgewandelt habe und die Grund⸗ 
ſchuld übertragen worden ſei. Der Eigentümer kann die Grundſchuld aber auch gemäß den §8 1198, 
877 wieder zu einer Hypothek umgeſtalten dadurch, daß er durch Vereinbarung mit dem 
Buchgläubiger oder im Falle der Abtretung durch Vereinbarung mit dem neuen Gläubiger eine 
(neue) Forderung der Grundſchuld unterlegt ($ 1198 A 1). Dies gilt auch dann, wenn die Beteilig- 
ten, nachdem die Hypothekenforderung durch Zahlung erloſchen und die Hypothek zur Eigentümer⸗ 
grundſchuld geworden ift, nachträglich vereinbaren, die Zahlung ſolle nicht als zur Tilgung der Hypo⸗ 
thekenforderung geſchehen gelten, ſondern anderweitig verrechnet werden. Durch eine ſolche Ver⸗ 
einbarung lebt nicht etwa die zur Grundſchuld gewordene Hypothek als ſolche wieder auf. Zur Neu⸗ 
begründung der Hypothek bedarf es vielmehr der erwähnten beſonderen Umwandlung der Grund⸗ 
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ſchuld in eine Hypothek. Die Vereinbarung über die Verrechnung hat für ſich allein nur ſchuldrecht⸗ 
liche Bedeutung (HG Warn 1930 Nr 53). Bei der Tilgung der Hypothekenforderung durch nach und 
nach erfolgende Teilzahlungen entſtehen mit jeder Teilzahlung (Teil-) Grundſchulden, die vom 
Eigentümer vereinigt oder wieder zu einer einzigen Hypothek umgewandelt werden können ($ 1151 
A 1). — Mit dem Eintritt der Tatſache, wodurch die Hypothek in eine Grundſchuld umgewandelt 
wird, kann dieſe auch von den Gläubigern des Inhabers (A 4, 6) gepfändet werden. Zur 
Pfändung iſt gemäß den $$ 857 Abſ 6, 830 ZRO die Zuſtellung des Pfändungsbeſchluſſes an den 
Inhaber nötig; ferner iſt bei der Briefhypothek (Briefgrundſchuld) die Übergabe des Briefs an 
den Gläubiger oder die Wegnahme im Wege der Zwangsvollſtreckung durch den Gerichtsvollzieher 
($ 883 ERS. RO Gruch 50, 1110) erforderlich (RG 56, 18459, 313; 61, 376; 70, 279; JW 1905, 
81?2; Gruch 54, 1024; wegen einer Vorpfändung nach $ 845 ZPO vgl. OLG 23, 213) und bei 
der Buchhypothet (Buchgrundſchuld) die Eintragung der Pfändung (RG 55, 378; 56, 13). Die 
Übergabe des Briefs wird nicht gemäß $ 931 dadurch erſetzt, daß der Pfändungsgläubiger den 
Anſpruch des Grundſchuldinhabers auf Herausgabe des (gemäß $8 952 Abi 1, 2 in fein Eigen- 
tum gelangten: RG 59, 318; 69, 40) Briefs gegen den Buchgläubiger oder einen dritten Be⸗ 
ſitzer ſich zur Einziehung überweiſen läßt ($$ 835, 886 3 PO). Denn eine ſolche Über⸗ 
weiſung ſteht der Abtretung nicht gleich; der Pfändungsgläubiger muß ſich alſo den Be⸗ 
ſitz des Briefs, nötigenfalls durch Klage gegen den Beſitzer, verſchaffen (dich 63, 214). Wenn 
der Pfändungsgläubiger die Eintragung der Pfändung beantragt, muß er dem Grundbuchamt 
ebenſo wie der Eigentümer, der über die Grundſchuld verfügen will, in gehöriger Form nachweiſen, 
daß die Hypothek dem Eigentümer als Grundſchuld zufteht (RIA 3, 107; 5, 270; ROX22 A 171; 
29 A 186; 33 A 275; JF 1, 498). Wird ohne dieſen Nachweis die Pfändung einer „angeblichen“ 
Eigentümergrundſchuld eingetragen, ſo iſt die Eintragung ſowohl materiellrechtlich wirkungslos (mit 
der Folge, daß die $$ 891, 892 auf fie keine Anwendung finden: $ 891 A 3; 892 A 6) als auch for⸗ 
mellrechtlich im Sinne des $ 53 (54) Abſ 1 Satz 2 G88 inhaltlich unzuläſſig (JF 1, 496). Nä⸗ 
heres über die Rechtsſtellung des Pfändungsgläubigers bringt Ich 13, 404. — Veräußert der 
Eigentümer, dem die Hypothek als Grundſchuld zugefallen iſt, das belaſtete Grundſtück, ſo bleibt 
er Gläubiger der Grundschuld (A 6; RG 129, 30; Gruch 58, 668; Warn 1914 Nr 21: auch 
im Falle einer Höchſtbetragshypothek). Dasſelbe gilt, wenn das Grundſtück zwangsverſteigert 
wird und die Grundſchuld als Teil des geringſten Gebots beftehen bleibt (RG 94, 9; Warn 1914 
Nr 21). Iſt bei der Zwangsverſteigerung die Eigentümergrundſchuld gemäß § 91 88G 
durch den Zuſchlag erloſchen, fo kann der an die Stelle der Eigentümergrundſchuld getretene 
Anſpruch auf Befriedigung aus dem baren Verſteigerungserlöſe (RG 55, 264; 63, 
216; 65, 418; 75, 316; 77, 296), da ein Drittſchuldner nicht vorhanden iſt, nach Maßgabe der 
35 829, 857 Abſ 2 ZPO gepfändet werden. Es bedarf zur Wirkſamkeit der Pfändung jetzt alſo 
nicht mehr einer Übergabe des Hypothekenbriefs bei der Eigentümer⸗Briefgrundſchuld und 
einer Eintragung bei der Eigentümer-⸗Buchgrundſchuld; vielmehr genügt die Zuſtellung des Pfän⸗ 
dungsbeſchluſſes an den früheren Eigentümer (N& 55, 264; 63, 216; 64 S. 216, 311; 70, 279; 75, 
316; JW 1906, 38713). Die Pfändung einer Eigentümergrundſchuld nach deren Erlöfchen durch den 
Zuſchlag wird regelmäßig als Pfändung des Anſpruchs auf Befriedigung aus dem Erlöſe zu deuten 
jein 0 70, 316). — Zur Rechtswirkſamkeit der Verfügungen über die Eigentümergrundſchuld 
ſelbſt iſt nach dem BGB nicht erforderlich, daß der Eigentümer als Inhaber der ba einge- 
tragen (die Hypothek als Grundſchuld auf ihn umgeſchrieben) iſt. Streitig iſt, ob nach der Ordnungs- 
vorſchrift des 539 Abſ 1 G0 die vorherige Umſchreibung auf den Eigentümer vom 
Grundbuchamt zu erfordern iſt, wenn auf Grund der Verfügung eine Eintragung in das Grund- 
buch erfolgen ſoll. Dies iſt zu bejahen. Es genügt nicht etwa, daß der Eigentümer als ſolcher im 
Grundbuch eingetragen iſt. Denn durch die auf die Hypothek (Grundſchuld) bezügliche Eintragung 
wird nicht das Eigentumsrecht „betroffen“, ſondern ein das Eigentumsrecht belaſtendes hypo⸗ 
thekariſches Recht. Bei dieſem Recht am Grundſtück iſt der Grundſtückseigentümer aber nicht ſchon 
deswegen als „Berechtigter“ eingetragen, weil das Grundſtückseigentum für ihn eingetragen iſt 
MG 72, 277; a M. RZA 1 S. 125, 162; 2, 198; 3, 202; 11, 290: KJ 33 K 274, 280; 36 A 258; 
Nec 1,487). Daher iſt zur Eintragung der Abtretung oder der Pfändung der Eigentümergrund⸗ 
ſchuld deren Umſchreibung auf den Namen des Eigentümers Vorausſetzung. Jedoch bedarf es hier- 
zu nicht der Eintragung eines beſonderen Umſchreibungsvermerks. Vielmehr genügt auch ein zu⸗ 
nächſt die Umſchreibung und dann die Abtretung oder Pfändung enthaltender gemeinſamer Ein⸗ 
tragungsvermerk. Dasſelbe gilt, wenn die Grundſchuld durch Unterlegung einer (neuen) Forderung 
wieder in eine Hypothek umgewandelt werden ſoll (OLG 6, 327). Zur Löſchung bedarf es der Um⸗ 
ſchreibung nicht, wenn der Buchgläubiger die Löſchung bewilligt und der Eigentümer ihr zu⸗ 
mund. Denn jener gilt dem Grundbuchamt gegenüber als zur Aufhebung der Hypothek be⸗ 
nechtigt, fo daß für die Löſchung die Erfordernſſſe der $$ 19, 27 G0 gegeben find (KJ 29 
A 188, 32 A 259), ſofern nicht aus den eingereichten Urkunden ſich ergibt, daß der bewilligende 
Gläubiger durch Übergang der Hypothek auf den Eigentümer in Wirklichkeit nicht Glaubiger iſt 
(KJ 26A 150; 29 A 188). — Im Zuſammenhang hiermit fteht die Frage, ob eine künftige, 
möglicherweiſe entſtehende Eigentümergrundſchuld im voraus übertragen, ber- 


650 Sachenrecht Hypothek Grundſchuld Rentenſchuld 


pfändet, gepfändet werden kann. Dies wurde früher von der herrſchenden Meinung an ſich be⸗ 
jaht, weil es ſich um ein künftiges Recht handle, das in einem bereits beſtehenden Rechtsverhältnis 
ſeine Grundlage habe (nch 51, 115; 55, 334; 56, 14; 97,226; JW 1904, 36550, 1932, 319110: NY 2, 
198; 5, 271; 80% 33 A 283; OLG 7, 315). Doch wurde die Eintragung derartiger Verfügungen 
für unzuläſſig erklärt, weil namentlich aus $ 39 GBO ſich ergebe, daß das von der einzutragenden 
Verfügung betroffene Recht ein gegenwärtiges und ein eingetragenes ſein müſſe (MG 61, 374: 
72, 276; 75, 250; 97, 227; JW 1912, 29717; ROA 5, 270; Kg 45, 269; für die Pfändung K 
22 A S. 163, 171; 26 A 46; 28 A 141; 29 A 186; 33 A 274; OLG 22, 380; 26, 200). Bei der 
Briefhypothek könnte hiernach alſo die künftige Eigentümergrundſchuld abgetreten ($ 1154) oder 
gepfändet (88 830 Abſ 1, 857 Abſ 6 ZPO) werden, wenn die Übergabe des Hypothekenbriefs 
erlangt werden könnte. Die Zuläſſigkeit ſolcher Verfügungen wird aber überhaupt 
zu verneinen ſein. Denn eine ungewiſſe Ausſicht auf die Erlangung eines Gegenſtandes, 
der gegenwärtig noch einem anderen gehört, kann nicht als ein Vermögensrecht erachtet 
werden, das in das Vermögen eines Dritten übertragen oder an dem für den Dritten ein Recht 
erworben werden könnte. Anders liegt die Sache freilich, wenn die Hypothek, wie es 
bei Höchſtbetragshypotheken (§1190) häufig der Fall iſt, für eine künftige oder 
aufſchiebend bedingte Forderung beſtellt iſt. Denn hier ſteht das dingliche Hypothekenrecht 
ſchon gegenwärtig dem Eigentümer als durch die Entſtehung der Forderung auflöſend bedingte 
Grundſchuld zu (§1113 A 7, 51190 A 1). Eine ſolche Eigentümergrundſchuld kann abgetreten und 
gepfändet werden, weil fie ein gegenwärtiges Recht des Eigentümers iſt. Auch die Eintragung ihrer 
Abtretung und Pfändung ift zuläſſig, aber erſt, nachdem die Hypothek als Grundſchuld auf den Eigen⸗ 
tümer mit der Bedingung umgeſchrieben ift, daß die Grundſchuld ſpäter dem als Hypotheken⸗ 
glaubiger Eingetragenen als Hypothek für die Forderung zuſtehen werde, wenn die Forderung zur 
Entstehung gelange. Mit der Entſtehung der Forderung wird dann allerdings die Abtretung oder 
die Pfändung hinfällig ($ 1190 A 1). Auch die neuere Rechtſprechung des Reichsgerichts hat ſich mit 
dieſen Fragen wiederholt beſchäftigt. In RG 120, 111 war eine Höchſtbetragshypothek für einen 
Gläubiger des Eigentümers gepfändet, „ſoweit fie nicht zum vollen Höchſtbetrag in Anſpruch ge⸗ 
nommen tft und der Grundſtückseigentümer Anſpruch auf eine Eigentümergrundſchuld hat“. In RG 
Warn 1929 Nr 151 waren gepfändet, die angeblichen Anſprüche des Schuldner⸗Eigentümers, die ihm 
aus der Höchſtbetragshypothek wegen Nichtentſtehung der geſicherten Forderung oder wegen Befrie⸗ 
digung der entſtandenen Forderung zustehen oder künftig zuſtehen werden.“ In beiden Fällen war 
die Pfändung in das Grundbuch eingetragen worden. Das Reichsgericht hat beide Pfändungen für 
wirkſam erklärt. Im erſten Falle führte es zur Begründung aus: Bei der Höchſtbetragshypothek 
konne die bis zur endgültigen Feſtſtellung der Nichtentſtehung einer geſicherten Forderung dem 
Eigentümer zustehende, auflöſend bedingte Eigentümergrundſchuld auch in ihrem vorläufigen 
Zuſtand gepfändet werden; die Pfändung bedürfe zur vollen Wirkſamkeit allerdings der Ein⸗ 
tragung im Grundbuch; dieſe Eintragung habe im gegebenen Falle zwar der Ordnungsvor⸗ 
ſchrift des $ 39 ($ 40) G80 widerſprochen, ſei aber deshalb nicht inhaltlich unzuläſſig im Sinne 
des 3.53 ($ 54) Abſ 1 Satz 2 EBD und ſomit auch nicht materiellrechtlich unwirksam. Im zweiten 
Falle ſpricht das Reichsgericht in den Gründen von einer „Anwartſchaft des Eigentümers auf die 
Eigentümergrundſchuld“; dieſe Anwartſchaft ſtelle bereits ein „künftiges Recht“ dar, das in einem 
ſchon gegenwärtig beſtehenden Rechtsverhältnis ſeine Grundlage habe; über künftige Rechte könne 
verfügt werden. Das Ergebnis beider Entſcheidungen mag im Einzelfall der Billigkeit entſprochen 
haben. Gegen die Begründungen und namentlich gegen ihre Erſtreckung auf andere als Höchſt⸗ 
betragshypotheten find aber rechtliche und praktiſche Bedenken zu erheben. Nicht nur der formell» 
rechtliche Grundſatz des $ 39 GO, ſondern auch der materiellrechtliche Beſtimmtheitsgrundſatz 
(Vorbem 3d vor $ 873) ſteht den Grundbucheintragungen derartiger Pfändungen entgegen. 
Denn ohne Zuhilfenahme außergrundbuchlicher Feſtſtellungen iſt ſolchen Vermerken im Grundbuch 
überhaupt nicht zu entnehmen, ob und inwieweit das gepfändete Recht beſtehen ſoll. Die Ver⸗ 
merke entbehren alſo der im Liegenſchaftsrecht dringend gebotenen Klarheit und Beſtimmtheit. Von 
einer „Anwartſchaft“ des gegenwärtigen Eigentümers auf die für einen andern eingetragene 
Hypothek kann übrigens im allgemeinen wohl kaum geſprochen werden, zumal bei einem Eigen ⸗ 
tumswechſel die künftig etwa entſtehende Eigentümergrundſchuld dem neuen Eigentümer zufallen 
kann (A 6). Aber auch das praktiſche Bedürfnis ſpricht nicht dafür, ſolche Pfändungen ins völlig 
Ungewiſſe hinein wirkſam werden zu laſſen. Konnten ſie ſonſt doch ſchließlich von allen Glaubigern 
eines Grundſtückseigentümers gegen ſämtliche Hypotheken des Grundſtücks gerichtet werden, 
ein kaum erwünſchtes oder auch nur erträgliches Ergebnis, auch wenn man von den Grundbuch⸗ 
amtern die Beachtung des $ 39 G80 erwartet. Bei praktiſcher Betrachtung der Rechtsfrage läßt 
ſich auch die Erwägung nicht unterdrücken, ob es zweckmäßig iſt, nach materiellem Recht Pfän⸗ 
dungen zuzulaſſen und damit herauszufordern, die bei gehöriger Beachtung des formellen Grund⸗ 
buchrechts doch nicht voll wirkſam werden können. Das Reichsgericht hat übrigens in RG 145, 353 
ſich dieſer Betrachtungsweiſe genähert. Es ift zu hoffen, daß fie ſich nunmehr allgemein durch⸗ 
ſetzen wird. — Unter dem die Hypothek erlangenden Eigentümer iſt nicht der Ai e 
Eigentümer als ſolcher, ſondern der wahre Eigentümer zu verſtehen. Iſt z. B. die Auflaſſung, 
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auf Grund deren der Eigentümer eingetragen ift, von vornherein nichtig oder durch Anfechtung 
nichtig geworden, ſo ſteht die Eigentümergrundſchuld dem bisherigen Eigentümer zu (RG 80, 320). 
— Unzuläſſig iſt die Eintragung einer Vormerkung zur Sicherung eines Anſpruchs gegen den 
Eigentümer auf Übertragung der Hypothek oder Beſtellung eines Pfandrechts daran für den Fall, 
daß die Hypothek zur Eigentümergrundſchuld werden ſollte (5883 A 2 Abf 4). Den Rang einer 
Teileigentümergrundſchuld regelt $ 1176. Außerhalb des § 1163 liegende Fälle der Um⸗ 
wandlung einer Hypothek in eine Eigentümergrundſchuld, die Zuläſſigkeit abweichender 
Vereinbarungen ſowie die rechtliche Bedeutung der Eigentümergrundſchuld im Zwangs⸗ 
verſteigerungsverfahren und im Konkurſe find erörtert in $ 1177 A 2, 3. 

4. Im Falle der Nichtentſtehung der Forderung ſteht die Hypothek (als Grundſchuld: A 3) 
dem Eigentümer zu, der zur Zeit der Eintragung der Hypothek Eigentümer ift, gleichviel, ob er 
im Zeitpunkt der etwa erſt ſpater erfolgenden Feſtſtellung der Nichtentſtehung noch Eigentümer 
iſt oder nicht (RG 51, 43; 55, 220; 68, 101; 75, 249; 78, 404; Gruch 58, 669; Kg 38 K 281). 
Auch wenn ſich die Nichtentſtehung erſt ergibt, nachdem er das Grundſtück veräußert oder ein anderer 
es durch Zuschlag in der Zwangsverſteigerung erworben hat, beſteht die Grundſchuld für den frühe⸗ 
ren Eigentümer, nicht für den Grundſtückserwerber (RG 55, 222; 78, 409; JW 1912, 853). 
Iſt die Hypothek für eine künftige oder eine aufſchiebend bedingte Forderung beſtellt, 
jo beſteht fie ($ 1113 A 7) zunächſt als vorläufige, durch die Entſtehung der Forderung auflöſend 
bedingte Eigentümergrundſchuld. Fällt dann dieſe auflöſende Bedingung durch Nichtentftehung 
der Forderung aus, ſo wird nunmehr die vorläufige Eigentümergrundſchuld zur endgültigen. 
Auch dieſe Grundſchuld ſteht dem Eigentümer zur Zeit der Eintragung der Hypothek zu, nicht 
dem Nachfolger im Eigentum zur Zeit des Ausfalls der auflöſenden Bedingung (KGJ 49, 219). 
Die Rechtslage bei der Höchſtbetragshypothek erläutert § 1190 A 1. Iſt eine Kaufpreisforde⸗ 
rung, für die ein Grundſtückskäufer Hypothek beſtellt hat, nicht zur Entſtehung gelangt (3. B. 
weil der Kaufvertrag wegen Verſtoßes gegen die guten Sitten nichtig iſt: A 2), ſo ſteht die Hypo⸗ 
thek (als Grundſchuld) dem Käufer, nicht dem Verkäufer zu (RG 68, 101), vorausgeſetzt, daß die 
Hypothekbeſtellung ſelbſt rechtsgültig iſt (A 1). Im Falle des Miteigentums nach Bruchteilen 
fteht die Grundſchuld den Miteigentümern nicht zu realen Teilen, ſondern gemeinſchaftlich zu, 
und zwar regelmäßig zu ideellen Anteilen, die dem Verhältnis ihrer Eigentumsbruchteile ent⸗ 
ſprechen. Jeder Miteigentümer kann über ſeinen Anteil an der Grundſchuld frei verfügen; die 
Verfügung über das ganze Recht ſteht nur allen Miteigentümern gemeinſchaftlich zu (§ 1132 A 4; 
91172 A 1). Iſt die Forderung nur teilweiſe zur Entſtehung gelangt, fo beſteht die Hypothek 
zu dieſem Teil als Hypothek des Gläubigers, zum andern Teil als Grundſchuld des Eigentümers. 
Der Teil des Gläubigers hat nach $ 1176 den Vorrang. Wie der Hypothekenbrief in dieſem Falle 
zu behandeln ift, erörtert A 3. Die Rechtslage, die entſteht, wenn die Forderung nach der Hypo- 
thekeintragung zur Entſtehung gelangt oder wenn ſie durch einen Zeſſionar zur 
Entſtehung gebracht wird, iſt in A2 beſprochen. Eine vertragsmäßige Ausſchließung des 
Eintritts der Eigentümergrundſchuld wirkt nur ſchuldrechtlich und iſt nicht eintragungs⸗ 
fähig (A 1; 5 1177 A 3). Die Wirkung einer ſolchen Ausſchließung im Konkurſe über das Vermögen 
des verpflichteten Eigentümers behandelt § 1179 A 5. 

6. Gleichgültig iſt, aus welchem Grunde die Forderung erlischt, ob durch Rücktritt (9 346 5 
R HRR 1933 Nr 1413), Zahlung ($ 362), Leiſtung an Erfüllungs Statt ($ 364), Hinterlegung 
{5 378), Aufrechnung (8 389), Erlaß (8397; den Verzicht auf die Hypothek regelt $ 1168), Ausſchluß 
des unbekannten Gläubigers im Aufgebotsverfahren ($ 1171 Ab} 2), Eintritt einer auflöſenden 
Bedingung oder eines Endtermins (58 158, 163; der Fall der auflöſend bedingten Forderung 
iſt wohl zu unterſcheiden von dem Fall der auflöſend bedingten Hypothekbeſtellung: $ 1113 A 2, 7) 
oder durch Vereinigung von Forderung und Schuld in derſelben Perſon (z. B. infolge Erbfalls). 
Bei Prämie nanſprüchen von Lebensverſicherungsgeſellſchaften kommt auch der Konkurs der 
Geſellſchaft als Erlöſchungsgrund und damit als Anwendungsfall des $ 1163 Abſ 1 Satz 2 in 
Betracht (RG 144, 26). Bei wertbeſtändigen Hypotheken für Währungsſchulden kann $ 1163 
Abſ 1 Satz 2 auch im Falle der Abwertung der Währung Platz greifen (§ 1113 A 4 a. C.). Die 
Beiträge zu den Tilgungsfonds der preuß. landſchaftlichen Kreditanſtalten führen gemäß den 
Vorbehalten, die in Art 167 Ech und Art 21 preuß. Acc BO für die Satzungen dieſer Anftalten 
gemacht ſind, keine Tilgung der den einzelnen Teilzahlungen entſprechenden Teile der Landſchafts⸗ 
potheken herbei; eine Tilgung tritt vielmehr erſt im Wege der Verrechnung mit dem angefammel- 
ten Tilgungsfonds ein (R 104, 74; 110, 85; hierzu im übrigen A 1). Auch hat die Befriedigung des 
Gläubigers nicht immer das Erlöſchen der Forderung zur Folge. Vielmehr geht zuweilen die 
Forderung und damit auch die Hypothek auf den Befriedigenden über, jo daß $ 1163 Abſ 1 Satz 2 
teine Anwendung findet. Dieſe Fälle behandelt $ 1143 A 3. Ferner gilt für die Vereinigung 
von Forderung und Schuld nach $ 1164 Abſ 1, 2 eine Ausnahme: Iſt der perſönliche Schuldner 
von dem Eigentümer verſchieden, fo erliſcht zwar die Forderung, aber die Hypothek geht in Höhe 
der etwaigen Exſatzforderung auf den Schuldner, nicht auf den Eigentümer über. Iſt die Hypothek 
für den Hypothekenſchuldner ſelbſt gepfändet und ihm zur Einziehung überwieſen worden, fo 
erliſcht die Forderung nicht durch die Vereinigung von Forderung und Schuld in einer Perſon 
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($ 875 A 2). Hat der Hypothekenſchuldner und Eigentümer den Hypothekengläubiger be⸗ 
erbt und iſt die dadurch als Grundſchuld auf den Eigentümer übergegangene Hypothek 
auf ihn umgeſchrieben oder gelöſcht worden, iſt aber demnächſt durch Anordnung der Nachlaß⸗ 
verwaltung oder Eroffnung des Nachlaßkonkurſes die Forderung gemäß $ 1976 mit rückwirkender 
Kraft wieder aufgelebt, ſo iſt auf Antrag des Nachlaßverwalters oder des Konkursverwalters 
die Hypothek als ſolche (für den Erben) im Wege der Berichtigung des Grundbuchs ($ 894 BGB, 
$ 22 GBO) umzuſchreiben oder wieder mit dem früheren Range einzutragen, ſoweit dem nicht 
ein inzwiſchen eingetretener rechtsgeſchäftlicher Erwerb (3. B. durch Übertragung der Grundſchuld 
an einen Dritten oder durch Beſtellung einer Hypothek für einen Dritten) unter dem Schutz des 
offentlichen Glaubens des Grundbuchs ($ 892) entgegenſteht (RIA 16, 148). Zahlt der Eigen⸗ 
tümer und perſönliche Schuldner eine Nachlaßhypothek an den nicht befreiten ($ 2136) Vorerben 
ohne Zuſtimmung des Nacherben aus, ſo erliſcht nach den 68 2113 Abſ 1, 2114 Satz 2 das Schuld⸗ 
verhältnis nicht; der Zahlende erwirbt alſo die Hypothek nicht als Eigentümergrundſchuld. Das⸗ 
ſelbe gilt, wenn der Vorerbe durch Vertrag mit dem Eigentümer gemäß $ 397 ohne Zuſtimmung 
des Nacherben anerkennt, daß das Schuldverhältnis nicht beſtehe (Kg 50, 217), 

6. Derjenige erwirbt die Hypothek (als Grundſchuld: A 3), welcher zur Zeit des Erlöſchens 
der Forderung Eigentümer iſt; nicht der Hypothekbeſteller, der nicht mehr Eigentümer iſt, mag 
er auch durch Befriedigung des Gläubigers die Forderung zum Erlöſchen bringen (RG 55, 220; 
78, 404; Gruch 58, 669: insbeſondere für den Fall einer Höchſtbetragshypothek; KJ 38 A 281; 
A 3 Mitte und RG HNN 1934 Nr 813 für den Fall der Zwangsverſteigerung des belaſteten Grund⸗ 
ſtucks und der dadurch herbeigeführten Verwandlung der Hypothek in das Recht auf Werterſatz 
aus dem Verſteigerungserlös. Im Falle der Veräußerung des Grundſtücks oder der Auflaſſung 
des bereits verkauften Grundſtücks an den Käufer nach dem Erlöſchen der hypothekariſch geſicherten 
Forderung bleibt der Veräußerer der allein verfügungsberechtigte Inhaber der Grundſchuld 
(RG 129, 30; KOX 26 A 303; 28 A 136; OLG 3,224; 40,38; JF 1,498). Befriedigt der Käufer 
den Gläubiger in der Zeit zwiſchen Auflaſſung und Eintragung ſeines Eigentums, ſo fällt die 
Grundſchuld dem Verkäufer zu, da dieſer zur Zeit des Erlöſchens der Forderung noch Eigentümer ift; 
er wird aber dem Käufer zur Löſchung verpflichtet ſein (fir.; a. M. RIA 4,233). — Aus $ 1163 
Abſ 1 Satz 2 folgt, daß das Zuſammenwirken zweier Perſonen zum Übergang der Hypothek er⸗ 
forderlich iſt: des Gläubigers, in deſſen Perſon die Forderung erliſcht, und des Eigentümers, der die 
Hypothek erwirbt (FG 7, 363). Menn das mit der Hypothel belaſtete Grundſtück im Miteigen⸗ 
tum mehrerer ſteht und die Miteigentümer gemeinſchaftlich den Gläubiger befriedigen, ſo fällt 
ihnen die Eigentümergrundſchuld nicht zu realen Teilen, ſondern gemeinſchaftlich zu, und zwar 
regelmäßig nach dem Verhältnis ihrer Eigentumsbruchteile; jeder Miteigentümer kann über 
jeinen ideellen Anteil an der Grundſchuld frei verfügen; die Verfügung über die ganze Grund- 
ſchuld ſteht nur allen Miteigentümern gemeinſchaftlich zu (8 1132 NA 4 8 1172 A 1). Zahlt ein 
Miteigentümer für ſich allein im eigenen Namen, ſo erwirbt er die Hypothek gemäß § 1173 an 
ſeinem Anteil als Grundſchuld in ganzer Höhe, während die Hypothek an den anderen Anteilen 
erliſcht, ſoweit nicht für den Befriedigenden ein Erſatzanſpruch beſteht (ſtr., RJA 11, 286; OLG 
18, 173). Das gilt ſowohl dann, wenn die Hypothek urſprünglich nur auf einzelnen Grundſtücks⸗ 
bruchteilen haftete (8 1132 A 1), als auch dann, wenn fie von vornherein auf das ganze Grundſtück 
eingetragen worden iſt ($ 1132 A 4j F 1173 A 2 a. E.). Sind die Miteigentümer Geſamtſchuldner 
der Hypothekenforderung (haben ſie z. B. das Darlehn, zu deſſen Sicherheit die Hypothek beſtellt 
it, gemeinſam aufgenommen), jo geht nach den $$ 426 Abſ 2 Saß 1, 412, 1153 die Forderung 
nebſt der Hypothek in Höhe des dem Zahlenden gegen die anderen Miteigentümer zuſtehenden 
Ausgleichungsanſpruchs auf den Zahlenden über; inſoweit bleibt ſie Geſamthypothek am ganzen 
Grundſtück; in Höhe des Reſtbetrags erwirbt der Zahlende eine Grundſchuld nur an ſeinem Grund- 
ſtücksbruchteil (8 1173 A 2). Den Fall, daß der zahlende Miteigentümer nicht zugleich perſönlicher 
Schuldner iſt, erörtert 8 1143 A 3. Dort ſind auch die Fälle behandelt, in denen einer von 
mehreren Miterben, welche Eigentümer des mit der Hypothek belaſteten Grundſtücks ſind, oder 
ein Vorerbe, zu deſſen Vorerbſchaft das mit der Hypothek belaſtete Grundſtlck gehört, den Hypo⸗ 
the kengläubiger befriedigt. — Im Falle der Befriedigung des Gläubigers aus dem Grund“ 
ſtüc ($ 1147) erliſcht gemäß $ 1181 Abſ 1 ausnahmsweiſe mit der Forderung auch die Hypothek, 
ſo daß der Eigentümer dieſe nicht erwirbt. Nach § 868 3 PO „erwirbt der Eigentümer“ eine 
Zwangshypothek (auf Grund eines vollſtreckbaren Schuldtitels eingetragene Sicherungs⸗ 
hypothef), wenn die dort aufgeführten aufhebenden Entſcheidungen, Anordnungen oder Maß⸗ 
nahmen erfolgen. Zu ihnen gehört auch ein in der Berufungsinſtanz erlaſſenes vorläufig vollſtreck⸗ 
bares Urteil (JG 3,451). Ferner erwirbt der Eigentümer nach $ 932 Abſ 2 3 eine alrreſih 
vothek (in Vollziehung eines Arreſtes eingetragene Höchſtbetragshypothek), wenn der Arreſtbefeh 
durch eine vollſtreckbare Entſcheidung ($$ 925 Abſ 2, 926, 927 3850) aufgehoben wird. Unter dem 
erwerbenden Eigentumer ift, entſprechend dem $ 1163 Abſ 1 Satz 2 BGB, der Eigentümer zur 
Zeit des Eintritts eines jener prozeſſualen Tatbeſtände zu verſtehen. Hat alſo ſeit der Ein- 
tragung ein Eigentumswechſel ſtattgefunden, ſo erwirbt nicht der frühere Eigentümer, gegn 
den ſich die Eintragung gerichtet hat, ſondern der gegenwärtige Eigentümer die Hypothek (R 
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78, 402; JW' 1911, 277%; RA 10, 160; 11, 55; a. M. OLG 26, 156 für den Fall der Aufhebung 
des Arreſtes gemäß $ 925 Abs 2 ZPO wegen Mangels eines Arreſtgrundes). Neben dieſen Be⸗ 
ſtimmungen der ZPO finden aber auf die Zwangs- und die Arreſthypothek auch die Vorſchriften 
des BG über den Erwerb einer Hypothek durch den Eigentümer Anwendung (a. M. OLG 11, 
114). Denn Zwangs- und Arreſthypotheken find Sicherungshypotheken im Sinne der $8 1184, 
1190 BGB, und ihr Weſen, insbeſondere das der zugrunde liegenden Forderung, wird nicht 
dadurch geändert, daß die Eintragung auf Grund eines vollſtreckbaren Schuldtitels oder Arreſt⸗ 
befehls erfolgt. Daher erwirbt der Eigentümer eine Zwangshypothek z. B. nach $ 1163 Abſ 1 
Satz 2 BGB, wenn er die vollſtreckbare Forderung tilgt, und nach 81168 BGB, wenn der Gläubiger 
auf die Hypothek verzichtet (RG 78, 407). Ferner ſteht dem Eigentümer nach den $$ 1163 Abſ 1 
Satz 1, 1177 Abſ 1 BGB eine Arreſthypothek als Grundſchuld zu, wenn die Arreſtforderung 
nicht beſteht (RG 78, 408). Dies gilt auch gegenüber einem gutgläubigen Erwerber der Arreſt⸗ 
hypothek, da bei der Eintragung der Hypothek auf Grund eines Arreſtes ſich aus dem Grundbuch 
jelbft ergibt, daß ihr Beſtehen als Hypothek für den Gläubiger durch die Feſtſtellung des Nicht⸗ 
beſtehens einer Forderung auflöſend bedingt iſt (OL 26, 11). Iſt ein nach dem BGB zur Eigen- 
tümerhypothek führender Tatbeſtand eingetreten, ſo hat der Übergang der Hypothek ſtattgefunden; 
ein ſpäter eintretender Tatbeſtand nach den 98 868, 932 Abſ 2 ZPO kann eine Anderung nicht mehr 
herbeiführen; umgekehrt können die Vorſchriften des BGB einen bereits nach den Beſtimmungen 
der ZPO eingetretenen Übergang der Hypothek nicht mehr nachträglich beeinfluffen (RG 78, 407). 
Aus einer nichtigen Hypothekeintragung, auch der einer Zwangs- und Arreſthypothek, 
kann eine Eigentümergrundſchuld überhaupt nicht entſtehen (A 1; 8 1177 A J). 

7. Die dem Eigentümer bis zur Übergabe des Briefes (als Briefgrundſchuld: A 3) zuſtehende 
Hypothek wird zur wirklichen Hypothek des Gläubigers, wenn dieſem der Brief vom Eigentümer 
übergeben wird ($ 1117). Vorausgeſetzt ift dabei, daß die geſicherte Forderung entſtanden und nicht 
inzwiſchen erloſchen iſt. Andernfalls ſteht nach Abſ 1, der auch für die Briefhypothek des Abſ 2 
gilt, die Hypothek trotz Übergabe des Briefs doch noch immer dem Eigentümer als Briefgrundſchuld 
zu (RG 69, 40; JW 1912, 40224; RGSSt 39, 184). Aber auch die Briefhypothek wird von dem 
Gläubiger ſchon mit der Eintragung erworben, wenn vorher die Aushändigung des Briefs an 
den Gläubiger gemäß $ 1117 Abſ 2 vereinbart und die zu ſichernde Forderung gleichfalls vorher 
entſtanden iſt ($ 1117 A 4). § 1163 Abſ 2 findet gemäß $ 1192 auch auf Briefgrundſchulden 
Anwendung (RG 77, 108; $ 1192 A 1 Abſ 3). 


8 1164 
Befriedigt der perſönliche Schuldner den Gläubiger !), fo geht die Hypo- 
thek inſoweit auf ihn über ?), als er von dem Eigentümer oder einem Rechts- 
vorgänger des Eigentümers Erſatz verlangen kann ). Iſt dem Schuldner 
nur teilweiſe Erſatz zu leiſten, ſo kann der Eigentümer die Hypothek, ſoweit 
ſie auf ihn übergegangen iſt, nicht zum Nachteile der Hypothek des Schuldners 
geltend machen 0). 


Der Befriedigung des Gläubigers ſteht es gleich, wenn ſich Forderung 
und Schuld in einer Perſon vereinigen 5). 
E II 1071; P 3 005, 630, 727 . 


1. $ 1164 beſtimmt aus Billigkeitsgründen eine Ausnahme von der Regel des § 1163 Abſ 1 
Saß 2, wonach beim Erlöſchen der Forderung die Hypothek (als Grundſchuld) auf den Eigen⸗ 
tümer übergeht. Für dieſe Ausnahme iſt Vorausſetzung, daß der vom Eigentümer verſchie⸗ 
dene perſönliche Schuldner der den Gläubiger Befriedigende iſt und die Forderung durch 

ie Befriedigung zum Erlöſchen bringt (RG 65, 417; KJ 50, 209). Wird der Gläubiger von 
dem Schuldner, der zugleich Eigentümer iſt, oder von einem Dritten, der nicht Geſamtſchuldner, 
Mitbürge oder Ablöſungsberechtigter iſt (95 268, 426 Abſ 2, 774 Abſ 2, 1150), befriedigt, fo gilt 
die Regel des § 1163 Abſ 1 Satz 2 (RG 96, 139). Befriedigt den Gläubiger der Eigentümer, 
ber nicht perſönlicher Schuldner iſt, fo erwirbt er nach den $$ 1143, 401, 412, 1153 die Forderung 
en der Hypothek ($ 1143 A 1, 3, 6). Unter Befriedigung find auch im $ 1164 alle Rechtshand⸗ 
dungen zu verſtehen, die das Erlöſchen der Forderung herbeiführen ($ 1163 A 5). Auch der Erlaß 
durch Vertrag gemäß $ 397 gehört dazu (ſtr.)» Dies wird beſtätigt durch Abſ 2, wonach auch die 
Vereinigung von Forderung und Schuld der Befriedigung gleichſtehen ſoll. 

5 2. Die Hypothek geht auf den perſönlichen Schuldner inſoweit über, als er Erſatz verlangen 
er Kann er nur für einen Teil des aus ſeinem Vermögen zur Befriedigung des Gläubigers 
h eleifteten Erſatz beanſpruchen, jo geht beim Erlöſchen der Forderung der andere Hypotheken⸗ 
seil nach der Regel des $ 1163 Abf 1 Satz 2 (A 1) auf den Eigentümer über, ulld zwar gemäß 
$ 1177 Abſ Vals Grundſchuld. Das Rangverhältnis zwiſchen den beiden Hypothekenteilen behandelt 

Es fragt ſich nun, ob die Hypothek inſoweit, als der Erſatzanſpruch beſſeht, ‚ab: wirkliche 
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Hypothek oder als Grundſchuld auf den Schuldner übergeht, und ob, wenn erſteres zutrifft, die 
durch die Hypothek geſicherte Forderung auch ferner die urſprüngliche Forderung (in Höhe des 
Erſatzanſpruchs) oder nunmehr die Erſatzforderung iſt. Abzulehnen iſt zunächſt, daß die Hypothek 
zur Grundſchuld wird. Das Geſetz enthält keine Beſtimmung, daß die „Hypothek“, die auf den 
Schuldner übergehen ſoll, ſich ebenſo wie im Falle der Vereinigung der Hypothek mit dem Eigen⸗ 
zum in einer Perſon nach $ 1177 Abſ 1 in eine Grundſchuld verwandeln ſoll. Die auf den 
Schuldner übergehende Hypothek bleibt alſo eine wirkliche Hypothek (Prot 3, 
728; RG 81, 82; RIA 11, 302). Einer Hypothek muß aber begrifflich ($ 1113) eine Forderung 
zugrunde liegen. Dieſe Forderung kann nur die Erſatzforderung ſein. Denn einesteils muß die 
urſprüngliche Forderung, die der perſönliche Schuldner befriedigt, naturgemäß erlöſchen, und 
andernteils erlangt der Schuldner gerade erſt dadurch einen Erſatzanſpruch, daß er die Forderung 
aus ſeinen Mitteln tilgt. Der Eigentümer kann aber nicht durch dieſe Tilgung zum perſönlichen 
Schuldner der urſprünglichen Forderung werden. Auszuſcheiden iſt hierbei freilich, weil nicht 
von $ 1164 betroffen, der Fall, daß neben dem befriedigenden Schuldner auch der Eigentümer 
ſelbſt Schuldner iſt, daß alſo für die Forderung ein Geſamtſchuldverhältnis beſteht (3. B. wenn 
beide gemeinſam ein Darlehn aufgenommen haben und der Eigentümer für das Darlehn Hypo⸗ 
thek beſtellt hat). Befriedigt ein Geſamtſchuldner, der nicht zugleich Eigentümer iſt, den Glau⸗ 
biger, jo geht auf ihn, ſoweit er von dem anderen Geſamtſchuldner (und Eigentümer) Ausgleichung 
verlangen kann, die Forderung des Gläubigers gegen den letzteren gemäß $ 426 Abf 2 über und 
inſoweit daher gemäß den $$ 401,412, 1153 auch die Hypothek, jo daß dieſe in feiner Hand als Hypo⸗ 
thek für die urſprüngliche Forderung (in Höhe des Ausgleichungsanſpruchs) beſteht (MG 65, 414; 
67,130; KJ 50,209; 5 1143 A 3). Dasſelbe gilt nach den 88 774,401, 412, 1153, wenn der Bürge 
die Forderung, für die der Eigentümer auch perſönlich haftet, an den Gläubiger bezahlt (RG 65, 
139). In den Fällen des $ 1164 dagegen tritt ebenfo, wie die Hypothel kraft Geſetzes auf den 
Schuldner übergeht, die Erſatzforderung kraft Geſetzes an Stelle der urſprünglichen Forderung 
in die Hypothekſicherung ein, und zwar in der Weiſe, daß nunmehr der Eigentümer oder der etwa 
erſatzpflichtige Rechtsvorgänger im Eigentum der perſönliche Schuldner dieſer Hypothekforderung 
iſt (RG 129, 30; JW 1926, 359%), Für die Einwendungen, die gegen die Schuldklage oder die 
dingliche Klage des früheren Schuldners, jetzigen Gläubigers, erhoben werden können (vgl. über 
die dingliche Klage $ 1137), gilt nichts anderes als ſonſt, wenn der Eigentümer zugleich perſönlicher 
Schuldner iſt. Nur richten ſich die aus dem perſönlichen Schuldverhältnis zu entnehmenden 
Einwendungen jetzt gegen das Beſtehen der Erſatverpflichtung. Dem zum Gläubiger gewordenen 
Schuldner ſteht aber für feinen Rechtserwerb der Schutz des $ 892 nicht zur Seite, da er die Hypo⸗ 
thek nicht durch Rechtsgeſchäft, ſondern kraft Geſetzes erwirbt (8 892 A 4). — Der Schuldner 
hat nach $ 1167 gegen den von ihm befriedigten Gläubiger die Rechte aus den 99 1144, 1145 auf die 
zur Berichtigung des Grundbuchs erforderlichen Urkunden (RG JW 1926, 3592). Will 
er die Hypothek auf ſeinen Namen umſchreiben laſſen, fo muß er nicht nur dieſe Urkunden (3. B. 
Quittung des Gläubigers, Hypothekenbrief) dem Grundbuchamt vorlegen, ſondern auch urkundlich 
(6.29 EBD) nachweiſen, daß ihm eine Erſatzforderung zufteht. Iſt Über das Schuldverhältnis 
keine Urkunde errichtet, ſo iſt der Nachweis zu führen durch ein Anerkenntnis des Eigentümers oder 
durch ein Urteil gegen ihn. Der Berichtigungsanſpruch kann vorläufig durch einen Widerſpruch 
(5899), aber nicht durch eine Vormerkung ($ 883) geſichert werden; doch kann und muß das Grund- 
buchamt eine einſtweilige Verfügung und ein Eintragungserſuchen, die auf Eintragung einer 
„Vormerkung“ lauten, in das Begehren nach Eintragung eines Widerſpruchs zur Sicherung des 
Grundbuchberichtigungsanſpruchs umdeuten (JW 1937, 291825). — Eine Pfändung des Er⸗ 
ſatzanſpruchs kann infolge feiner Verbindung mit der Hypothek nur nach Maßgabe des $ 830 
3008 erfolgen, nicht nach $ 829 (n 81, 75). — f 1164 gilt für alle Hypothekenarten, auch für 
die Sicherungshypothek. Eine Anderung der Art (3, B. Umwandlung der Verkehrshypothek in 
eine Sicherungshypothek und umgekehrt) bewirkt der Übergang auf den Schuldner nicht. Für die 
Geſamthypothek gibt $ 1174 Sonderbeſtimmungen. Die Anwendbarkeit des $ 1164 auf Hypo⸗ 
theken des früheren Rechtes regelt Art 192 Ech (dazu NG 53, 378). Auf Grundſchulden iſt 
$ 1164 unanwendbar (5 1192 A J). Unzuläſſig iſt eine Vormerkung zur Sicherung des Anſpruchs 
auf Löſchung einer Hypothek im Falle ihres Ubergangs auf den perſönlichen Schuldner (51170 A 6). 

3. Der perſonliche Schuldner kann nach der von ihm bewirkten Tilgung der Forderung z. B. 
dann von dem Eigentümer Erſatz verlangen, wenn bei der Veräußerung eines Grundſtücks, 
das mit einer Hypothek für eine Schuld des Veräußerers belaftet iſt, die Übernahme der 
Schuld durch den Erwerber vereinbart war, die perſönliche Haftung des Veräußerers aber fortbe⸗ 
ſteht, weil die Schuldübernahme mangels Genehmigung des Gläubigers nicht gemäß den 88 415, 
416 zuſtande gekommen iſt (RGS 53,382; 58,425; 65,137; 81,71; 129,30; 143,284; JW 1908,32”; 
1926,3595; RA 11,302; OLG 31,128; 45,23). Dies gilt auch dann, wenn im Falle der Zwangs⸗ 
verſteigerung des Pfandgrundſtücks der Erſteher eine beſtehenbleibende Hypothek, für die der Voll⸗ 
ſtreckungsſchuldner perſönlich haftet, gemäß 9 53 Abſ 1 3G übernommen hat (RG 89, 78). Weitere 
Beiſpielsfälle für einen Erſatzanſpruch des perſönlichen Schuldners gegen den Eigentümer: Der per- 
ſönliche Schuldner iſt eine Darlehnsſchuld unter Hypothekbeſtellung des Eigentümers eingegangen, 
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um das Geld zur Befriedigung eines Anſpruchs des Eigentümers gegen ihn an dieſen zahlen zu 
laſſen; demnächſt erweiſt ſich der Anſpruch als nicht beſtehend (RG 53,378). Wenn ein Hypotheken⸗ 
gläubiger, der einen vollſtreckbaren Schuldtitel nur wegen ſeiner perſönlichen Forderung erlangt hat, 
auf Grund dieſes Schuldtitels die Zwangsverſteigerung des belajteten Grundſtücks betreibt und 
bei der Kaufgelderverteilung den baren Verſteigerungserlös für die perſönliche Forderung in 
Anſpruch nimmt ſo geht ſeine in das geringſte Gebot gefallene Hypothek, ſoweit er aus dem dem 
Schuldner gehörenden Verſteigerungserlöſe wegen der Forderung befriedigt wird, auf den 
Schuldner (früheren Eigentümer) als Hypothek für deſſen Erſatzanſpruch gegen den Erſteher 
(5 53.3 G mit 89 415, 416 BGB) über (RG 76, 120). Vgl. auch die $$ 2166ff. Wenn mehrere 
Perſonen Geſamtſchuldner der Hypothekenforderung ſind und einer von ihnen den Hypo⸗ 
thekengläubiger befriedigt, fo ergibt ſich die Art des Erſatzanſpruchs aus $ 1166 A a. E. — Ein 
Erſatzanſpruch im Sinne des $ 1164 beſteht z. B. nicht, wenn der nach der Auflaſſung als 
Eigentümer eingetragene Käufer einen Hypothekengläubiger befriedigt und dann die Auflaſſung 
durch Anfechtung des Verkäufers gemäß $ 142 von Anfang an nichtig wird, der Verkäufer alſo in 
Wirklichkeit Eigentümer geblieben iſt (RG 80, 321). Desgleichen nicht, wenn bei einem Grund- 
ſtückskauf die Vertragſchließenden die Übernahme einer Hypothek von der Entſchließung des 
Hypothekengläubigers, die Hypothek ſtehen zu laſſen, abhängig machen und wenn dann die Be⸗ 
dingung dadurch ausfällt, daß der Hypothekengläubiger ſich entſchließt, die Hypothek ſich aus⸗ 
zahlen zu laſſen. Zahlt darauf der Verkäufer und perſönliche Schuldner die Hypothek an den 
Glaubiger aus, fo hat er gegen den Käufer feinen Erſatzanſpruch, ſondern nur eine Kaufgeld⸗ 
forderung aus dem Vertrage, die unabhängig von der Hypothek beſteht. In dieſem Falle erliſcht 
die hypothekariſch geſicherte Forderung, und die Hypothek wird zur Eigentümergrundſchuld, 
ſo daß nunmehr eine durch Grundſchuld geſicherte Kaufgeldforderung vorhanden iſt, die — ent⸗ 
wertet — der freien Aufwertung nach $ 63 Abſ 3 Aufm® unterlag (RG 131, 154). — Der Übergang 
der Hypothek auf den perſönlichen Schuldner vollzieht ſich auch dann, wenn nicht der gegenwärtige 
Eigentümer ſelbſt, ſondern ein Rechtsvorgänger im Eigentum, alſo irgendein früherer Eigen⸗ 
tümer, der Erſatzpflichtige iſt. Hat der gegenwärtige Eigentümer das Grundſtück durch Zuſchlag 
in der Zwangsverſteigerung erworben, fo ift allerdings ſein Eigentum kein vom Vollſtreckungs⸗ 
ſchuldner abgeleitetes Recht; er iſt auch nicht Rechtsnachfolger des Vollſtreckungsſchuldners (RG 80, 
351; 89, 79). Dennoch iſt der Vollſtreckungsſchuldner und frühere Eigentümer als Rechtsvorgänger 
des Erſtehers im Sinne des $ 1164 (und alſo auch des $ 1165) anzuſehen. Denn aus dem allge⸗ 
meinen Ausdruck „Rechtsvorgänger“ im $ 1164 iſt nicht zu entnehmen, daß der gegenwärtige 
Eigentümer ein von dem früheren Eigentümer abgeleitetes Eigentum haben muß. Auch iſt nicht 
erſichtlich, weshalb dem perſönlichen Schuldner, der einen Erſatzanſpruch gegen den früheren 
Eigentümer erlangt, weniger Sicherung dann gewährt fein ſollte, wenn der gegenwärtige Eigen⸗ 
tümer das Grundſtück durch Zuſchlag erworben hat, als dann, wenn der gegenwärtige Eigen⸗ 
tümer das Grundſtück durch freiwillige Veräußerung vom früheren Eigentümer erworben hat. 
Übrigens ift der Vollſtreckungsſchuldner im $ 53 Abſ 1 BG für den dort behandelten Fall auch 
als „Veräußerer“ bezeichnet (NG 89, 80). Könnte der perſönliche Schuldner, wenn er den Gläu- 
biger befriedigen würde, von einem Rechtsvorgänger des Eigentümers Erſatz verlangen und für 
dieſen Erſatzanſpruch gemäß § 1164 die Hypothek in Anſpruch nehmen, jo kann er einer Klage des 
Eigentümers, der den Gläubiger befriedigt und ſich nunmehr auf § 1143 beruft, eine die Klage 
abwehrende Einwendung entgegenſetzen (R 143, 278). 

4. Daß bei dem auf einen Teil beſchränkten Erſatzanſpruch der Eigentümer die Hypothek 
nicht zum Nachteil der Hypothek des Schuldners geltend machen kann, bedeutet: Der auf den 
befriedigenden perſönlichen Schuldner übergehende Hypothekenteil hat als Hypothek für den teil⸗ 
weiſen Erſatzanſpruch den Vorrang vor der durch die Tilgung der Forderung auf den Eigentümer 
als Grundſchuld übergehenden (A 2) Reſthypothek. Ahnliche Vorſchriften finden ſich in den 98 268, 
426, 774, 1176, 1607, 1709 (dazu NGG 76, 198). 

5. Eine Vereinigung von Forderung und Schuld in einer Perſon findet z. B. ſtatt, wenn 
der Schuldner den Gläubiger oder dieſer jenen beerbt, oder wenn der Gläubiger das Grundſtück 
vom Eigentümer, der zugleich persönlicher Schuldner der Hypothekenforderung iſt, erwirbt und 
dabei die Hypothek in Anrechnung auf den Erwerbspreis übernimmt (OL 31, 196). Da die 
Vereinigung der Befriedigung des Gläubigers gleichſtehen ſoll, ſo erliſcht zwar durch die Ver⸗ 
emigung die Hypothekenforderung; wenn aber der Schuldner im Falle der Befriedigung des 
Gläubigers vom Eigentümer (oder einem Rechtsvorgänger) Erſatz verlangen könnte, wird die 
Hypothek für die Forderung gegen den Schuldner zur Hypothek für die Erſaßforderung gegen 
den Eigentümer (oder den Rechtsvorgänger), der nunmehr der perſönliche Schuldner iſt (A 2). 
Andernfalls wird die Hypothek zur Grundſchuld des Eigentümers ($ 1163 Abſ 1 Satz 2). — $ 1164 
bf 2 iſt entſprechend anwendbar in Fällen, wo bei Verſchiedenheit von dinglichem und perſönlichem 
8 chuldner die hypothekariſch geſicherte Forderung kraft Geſetzes aus beſtimmten, in der Perſon 

es perſönlichen Schuldners begründeten Umſtänden erliſcht, z. B. beim Erlöſchen eines hypo⸗ 
thekariſch geſicherten Anſpruchs des Fürſorgeverbands auf Grund des Geſetzes über die Befreiung 
von der Pflicht zum Erſatz von Fürſorgekoſten v. 22. 12. 1936 (HAN 1938 Nr 726). 
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8 1165 


Verzichtet der Gläubiger auf die Hypothek oder hebt er fie nach § 1183 
auf oder räumt er einem anderen Nechte den Vorrang ein !), ſo wird der per- 
ſönliche Schuldner inſoweit frei ), als er ohne dieſe Verfügung nach 5 1164 
aus der Hypothek hätte Erſatz erlangen können “). 

E II 1072; P 3 609, 636. 


1. Im Zuſammenhang mit $ 1164 (RG 53, 381) und entsprechend der zugunſten des Bürgen 
im $ 776 gegebenen Vorſchrift gewährt $ 1165 dem perſönlichen Schuldner, der nicht zugleich der 
Eigentümer ift, Schutz gegen folgende ihm nachteilige Verfügungen des Gläubigers über die Hypo⸗ 
thek: den Verzicht auf die Hypothek ($ 1168), die Aufhebung der Hypothek ($ 1183) und eine 
Rangverſchlechterung (§ 880). Die Vorſchrift beruht auf der Erwägung, daß im Verkehr die per- 
ſönliche Haftung des Schuldners nur zur Ergänzung der etwa unzulänglichen dinglichen Sicherheit 
dient (Prot 3, 609). Unter die vom 9 1165 umfaßten Verfügungen fällt nicht ein Geſchehen⸗ 
laſſen oder Geſtatten der Verſchlechterung des Grundſtücks, der vom Gläubiger hätte ent« 
gegengetreten werden können (3. B. die Unterlaſſung von Sicherungsmaßregeln nach den 
59 1133—1135 gegen die Wegſchaffung von Zubehör). Insbeſondere iſt hierin kein Verzicht auf 
die Hypothek zu erblicken, da dieſer eine rechtsgeſchäftliche Handlung des Gläubigers erfordert 
(RG 58, 428; 65, 397). Unter den Vorausſetzungen des $ 826 kann aber in ſolchen Fällen ein 
Schadenserſatzanſpruch des Schuldners gegen den Gläubiger gegeben fein (RG 58, 429). Auch iſt 
aus dem Rechtsgedanken im § 1165 zu entnehmen, daß der perſönliche Schuldner, der von dem 
in der Zwangsverſteigerung des belaſteten Grundſtücks mit der Hypothek ausgefallenen Gläubiger 
in Anſpruch genommen wird, einwenden kann, der Glaubiger habe bei Wahrung der Rechte 
auf Befriedigung aus dem Grundſtück abſichtlich zum Nachteil des Schuldners gehandelt (RG 
12. 10. 1910 V 565/09; 14. 12. 1910 V 34/10). Wenn nach der Zwangsverſteigerung des Grund⸗ 
ſtücks der Hypothekengläubiger im Verteilungstermin einen Teilungsplan genehmigt, in dem ein 
anderes Recht zu Unrecht vor feiner Hypothek in Anſatz gebracht worden ift, fo iſt darin eine Vor⸗ 
rangseinräumung im Sinne des $ 1165 jedenfalls dann nicht zu finden, wenn der Gläubiger nicht 
den Willen gehabt hat, den Rang zu ändern, ſondern wenn er lediglich im Vertrauen auf die im 
Teilungsplan vom Gericht getroffene Anordnung über die Reihenfolge der aus dem Erlöſe zu befrie ⸗ 
digenden einzelnen Anſprüche die Verteilung genehmigt hat (OLG 38, 72). 8 1165 ſetzt die Kennt⸗ 
nis des Gläubigers vom Beſtehen der perſönlichen Forderung voraus; jedenfalls iſt die Vorſchrift 
nicht anwendbar, wenn der Gläubiger in ſchuldloſer Nichtkenntnis davon gehandelt hat (RG 
HRR 1929 Nr 199). — f 1165 findet auf alle Hypothekenarten Anwendung ($ 1164 A 2). 
Wegen der Geſamthypothek iſt zu verweiſen auf d 1174 A 2. Die Frage, ob und inwieweit § 1165 bei 
der Geſamthypothek auch auf den Eigentümer, der im Falle der Befriedigung des Geſamthypo⸗ 
thekengläubigers einen Erſatzanſpruch gegen einen anderen Eigentümer erlangen würde, entſpre⸗ 
chend anwendbar iſt, wird in 1178 A 7 erörtert. Dazu iſt insbeſondere zu beachten der in RG 89,77 
entſchiedene Fall: A hatte für B an zwei Grundſtücken Hypothek beſtellt; C erwarb das eine 
Grundſtück durch Zuſchlag in der Zwangsverſteigerung und übernahm die beſtehenbleibende 
Hypothek gemäß § 53 Abſ 1 38G; B genehmigte die Übernahme nicht, fo daß A perſönlicher 
Schuldner blieb, aber gegen C einen Anſpruch auf Befriedigung des Gläubigers B hatte. Hätte 
nun A den B befriedigt, fo hätte er gegen C einen Erſatzanſpruch erlangt ($ 1164 A 3). B erwarb 
demnächſt in erneuter Zwangsverſteigerung das vorher von C erjteigerte Grundſtück durch Zu⸗ 
ſchlag und führte die Löſchung der Hypothek auf dieſem Grundſtlick herbei. A war nunmehr frei, 
weil er nach 8 1164 wegen ſeines im Falle der Befriedigung des Gläubigers B ihm zuſtehenden 
Erſatzanſpruchs gegen C als den Rechtsvorgänger des gegenwärtigen Eigentümers B (§ 1164 
A 3 a. E.) Befriedigung aus der auf ihn übergehenden Hypothek an dieſem Grundſtück hätte 
erlangen können. — Die Anwendbarkeit des $ 1165 auf Hypotheken des früheren Rechts erörtert 
NG 53, 378. Auf Grundſchulden iſt $ 1165 unanwendbar (8 1192 A J). 

2. Der Gläubiger iſt an der Vornahme der in A 1 bezeichneten Verfügungen, die der Ein⸗ 
willigung des perſönlichen Schuldners nicht bedürfen, an ſich rechtlich nicht behindert. Aber 
der persönliche Schuldner wird inſoweit frei, als er im Sinne des Schlußhalbſatzes durch die 
Verfügungen benachteiligt wird. Unter „Freiwerden“ des Schuldners iſt nach dem Sprach⸗ 
gebrauch des BGB (vgl. $ 1181 Abſ 2) das Erlöſchen der Schuld kraft Geſetzes zu verſtehen. In 
dem Augenblick alſo, in dem die dem Schuldner nachteilige Verfügung (3. B. Entlaſſung eines 
Trennſtücks aus der Pfandhaft, Gewährung des Vorrangs für eine andere Hypothek) getroffen 
wird, tritt das Erlöſchen der Schuld ein (MG 89, 77 in A 1). Nicht etwa ſteht dem Schuldner, 
wie im Falle des $ 1166, nur das Recht zu, wegen der nachteiligen Verfügung die Befriedigung 
des Gläubigers zu verweigern und gegenüber der Schuldklage eine entſprechende Einrede zu 
erheben (ſtr. RG 58, 427). Da aber der Schuldner nur „inſoweit“ frei wird, als er benachteiligt 
ift, fo muß er allerdings gegenüber der Schuldklage Art und Umfang der Benachteiligung beweiſen. 
Das Erlöfchen der Forderung würde im Falle der Rangverſchlechterung, bei der die Hypothek be⸗ 
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ſtehen bleibt, den Übergang der Hypothek (in Höhe der Benachteiligung des Schuldners) als Grund⸗ 
ſchuld auf den Eigentümer zur Folge haben, wenn $ 1163 Abſ 1 Satz 2 zur Anwendung zu bringen 
wäre. Jedoch iſt aus der nach $ 880 Abſ 2 Satz 2 zur Rangänderung erforderlichen Zuſtimmung 
des Eigentümers zu folgern, daß die Hypothek dem Gläubiger verbleibt, und zwar als Grund⸗ 
ſchuld (ſtr.). — Der Schuldner kann ſich auf § 1165 nicht nur dann berufen, wenn er während des 
Beſtehens der Hypothek, ſondern auch dann, wenn er erſt nach dem Ausfall der Hypothek in der 
Zwangsverſteigerung vom Gläubiger mit der Schuldklage in Anſpruch genommen wird. Denn 
feine Schuld war ſchon im Augenblick der Verfügung in Höhe feiner Benachteiligung erloſchen 
{NG 58, 427). Übrigens kommt dies nur für den Fall der Rangverſchlechterung in Betracht, da 
im Falle des Verzichts der Eigentümer gemäß den $$ 1168, 1177 die Hypothek als Grundſchuld er⸗ 
wirbt und im Falle der Aufhebung die Hypothek überhaupt erliſcht. — Eine Einwilligung des 
Schuldners in die Verfügung wird unter Umſtänden als ein vertragsmäßiges Anerkenntnis des 
Fortbeſtehens des Schuldverhältniſſes trotz der Verfügung e werden können (ſtr.). Sie 
kann dann ebenſo wie eine Zahlung des Schuldners an den Gläubiger nach Maßgabe des $ 812 
Abſ 1,2 (ſofern nicht $ 814 entgegenſteht) zurückgefordert werden, wenn ſich die Benachteiligung 
durch die Verfügung demnächſt herausſtellt. Auch iſt eine Vereinbarung, wodurch die Geltung des 
$ 1165 im voraus ausgeſchloſſen oder eingeſchränkt wird, zuläſſig, weil $ 1165 nur ſchuld⸗ 
rechtliche Beziehungen zwiſchen Gläubiger und Schuldner betrifft. 

8. Vorausſetzung für das Erlöſchen der Schuld (A 2) infolge des Verzichts, der Aufhebung oder 
der Rangverſchlechterung (A 1) iſt, daß der perſönliche Schuldner ohne dieſe Verfügung nach 
$ 1164 aus der Hypothek hätte Erſatz erlangen können, daß er alſo im Falle der Befriedigung 
des Gläubigers eine Erſatzforderung gegen den Eigentümer oder deſſen Rechtsvorgänger 
gehabt und aus der demzufolge im urſprünglichen Rechtszuſtand auf ihn übergegangenen 
Hypothek ($ 1164 A 2, 3), d. h. mit der dinglichen Klage aus dem Grundſtück ($ 1147), 
Befriedigung wegen ſeiner Erſatzforderung hätte erzielen können (RG 53, 381; 89, 77 in A J). 
Hatte ihm die Hypothek auch ſchon vor der Verfügung (z. B. vor der Rangverſchlechterung) keine 
Befriedigung aus dem letwa geringwertigen) Grundſtück gewährt, fo bewirkt die Verfügung 
nicht das Erlöſchen der Forderung. Anderſeits bleibt die Möglichkeit einer Befriedigung des 
erſatzberechtigten perſönlichen Schuldners aus dem ſonſtigen Vermögen des Eigentümers (im 
0 der Schuldklage wegen der Erſatzforderung) für die Anwendbarkeit des $ 1165 außer 

etracht. 


$ 1166 


Iſt der perſönliche Schuldner berechtigt, von dem Eigentümer Erfah zu 
verlangen, falls er den Gläubiger befriedigt ), fo kann er, wenn der Gläu- 
biger die Zwangsverſteigerung des Grundftüds betreibt 2), ohne ihn un- 
verzüglich zu benachrichtigen ), die Befriedigung des Gläubigers wegen 
eines Ausfalls bei der Zwangsverſteigerung inſoweit verweigern ), als er 
infolge der Unterlaſſung der Benachrichtigung einen Schaden erleidet 5). Die 
Benachrichtigung darf unterbleiben, wenn fie untunlich iſt e). 

E II 1073; P 3 611ff. „688; 4 512. 


1. Im engen Zuſammenhang mit den $$ 1164, 1165 gewährt $ 1166 einen Schutz dem von 
dem Eigentümer verſchiedenen perſönlichen Schuldner, der im Falle der Befriedigung des 
Gläubigers von dem Eigentümer Erſatz zu verlangen berechtigt iſt (5 1164 A 3). Könnte der 
perſönliche Schuldner nicht Erſatz verlangen, fo ſteht ihm der Schuß nicht zur Seite, da er kein 
Recht darauf hat, daß er aus dem Grundſtück von ſeiner Schuld befreit wird (Prot 3, 613). 
Aber auch auf andere Fälle der perſönlichen Haftung für eine Hypothekenforderung, insbeſondere 
auf das Verhältnis des Gläubigers zu einem Bürgen ($ 1164 A 2), iſt dieſe Sonderbeſtimmung 
nicht anwendbar (RG 65, 138; Warn 1912 Nr 82; JW 1907, 30352, OSG 34, 77). Hier kann aber im 
Einzelfall aus dem beſonderen Inhalt des Schuldverhältniſſes oder aus den geſchäftlichen Be⸗ 
ziehungen der Beteiligten unter Berückſichtigung der Verkehrsſitte ($ 157) die vertragsmäßige 
Verpflichtung zu einer dem $ 1166 entſprechenden Benachrichtigung ſich ergeben (RG 65, 140). 
Dies gilt auch für das Verhältnis des Erwerhers einer Hypothek zu demjenigen, der die Hypo⸗ 
thek unter Übernahme der Gewähr für ihre Güte übertragen hat. Laßt der Gläubiger in ſolchen 
1 ällen den perſönlich Haftenden gefliſſentlich über fein Betreiben der Zwangsberſteigerung 
n Unkenntnis, um das Grundſtück billig zu erſtehen und dann wegen des Ausfalls ſich an den per⸗ 
ſänlich Haftenden zu wenden, fo kann auch ein Schadenserſatzanſpruch nach § 826 gegeben fein 
(6 65, 142). — $ 1166 gewährt nach feinem Wortlaut nur dem perſönlichen Schuldner Schutz, 
er gegen den „Eigentümer“ einen Erſatzanſpruch hat, während § 1164 auch den perſönlichen 
0 uldner miteinbegreift, dem ein Erſatzanſpruch gegen einen Rechtsvorgänger des Eigen⸗ 
mers“ zuſteht. Da aber $ 1166 und $ 1164 in engem Zuſammenhang ſtehen und beide Vor⸗ 
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ſchriften denſelben Zweck verfolgen, nämlich den, einen nur perſönlich verpflichteten Schuldner, dem 
ein Erſatzauſpruch gegen den dinglich Verpflichteten zuſteht, mit Rückſicht hierauf dagegen zu 
ſchützen, daß er durch ſeine Inanſpruchnahme ſeitens des Gläubigers eine Vermögenseinbuße er⸗ 
leide, jo iſt auch für die Anwendung des § 1166 dem Beſtehen eines Erſatzanſpruchs gegen den 
gegenwärtigen Eigentümer das Beſtehen eines Erſatzanſpruchs gegen einen Rechtsvorgänger 
des Eigentümers, alſo gegen einen früheren Eigentümer (5 1164 A 3), gleichzuſtellen. Dies iſt 
umſomehr berechtigt, als die 2. Kommiſſion, auf deren Beſchlüſſen die Vorſchrift beruht (Prot 3, 
613), durch die Beſtimmung des Erſatzanſpruchs als Erfordernis nur bezweckte, den Fall auszuſchei⸗ 
den, daß der perſönliche Schuldner auch dem Eigentümer gegenüber zur Tragung der Schuld ver- 
bunden wäre. Hieraus wird in RG JW 1916, 14092 die Anwendbarkeit des $ 1166 auf folgen 
den Tatbeſtand gefolgert: Der gegenwärtige Eigentümer hatte das Grundſtück von einer o enen 
Handelsgeſellſchaft, die perſönliche Schuldnerin einer Reſtlaufgeldhypothek war, unter Über- 
nahme der Hypothek erworben; einem aus der Geſellſchaft ausgeſchiedenen, aber nach den $$ 128, 
159 HOB für die perſönliche Schuld noch mithaftenden Geſellſchafter hätte alſo im Falle der 
Befriedigung des Hypothekengläubigers ein Erſaßauſpruch gegen einen Rechtsvorgänger des 
Eigentümers zugeſtanden, weil er nach $ 738 Abſ 1 BGB, 9 105 Abf2 HGB Erſatz feiner Auf- 
wendung von der Geſellſchaft hätte verlangen können. Dieſer Erſatzanſpruch iſt jedoch kein ſolcher 
im Sinne des 91166. Denn er beruht auf dem Geſellſchaftsverhältnis, nicht auf Rechtsbeziehungen 
zwiſchen dem ſchuldrechtlich Verpflichteten und der Geſellſchaft in ihrer Eigenſchaft als früherer 
Grundſtückseigentümerin. Vielmehr verhält es ſich hier nicht anders, als wenn mehrere Perſonen 
Geſamtſchuldner der Hypothekenforderung ſind und einer von ihnen die dem Eigentümer 
(hier nach $ 415 Abſs) obltegende Verpflichtung, den Hypothekengläubiger zu befriedigen, an Stelle 
des Eigentümers erfüllt. Sofern der den Hypothekengläubiger befriedigende Geſamtſchuldner 
nicht aus dem Verpflichtungsverhältnis des Eigentümers gegenüber den Geſamtſchuldnern für 
ſich allein (vgl. 98 420, 428) einen vertraglichen Anſpruch auf Erſatz des Geleiſteten gegen den 
Eigentümer hat, ſteht ihm doch jedenfalls gegen dieſen wegen ungerechtfertigter Bereicherung 
($ 812) ein Erſatzanſpruch zu. Von dieſem rechtlichen Geſichtspunkt aus erſcheint die beſprochene 
Entſcheidung im Ergebnis, wenn auch nicht in der Begründung, zutreffend. — 8 1166 findet auf 
alle Hypothekenarten Anwendung, auch auf Hypotheken des früheren Rechts (OLG 8, 114), 
aber nicht auf Grundſchulden (§ 1192 A 1). 


2. Nur wenn der Gläubiger jelbit die Zwangsverſteigerung betreibt, liegt ihm die Benach⸗ 
richtigungspflicht ob. Von einer Zwangsverſteigerung, die ein anderer betreibt, brauchen die Hypo⸗ 
thekengläubiger ihre perſönlichen Schuldner nicht zu benachrichtigen (Prot 3, 612; R 65, 138; 
381902 Beil 2227 OLG 29, 369). Jedoch iſt der einem bereits eingeleiteten Verfahren beitretende 
Gläubiger einem betreibenden Gläubiger auch inſoweit gleichzuſtellen (8 27 ILS; DLG 8, 145; 
29, 369). 

3. Der Gläubiger hat den perſönlichen Schuldner unverzüglich zu benachrichtigen, d. h. 
ohne ſchuldhaftes Zögern ($ 121 Abſ 1 Satz 1), ſobald (OLG 12, 136) auf feinen Antrag die Zwangs⸗ 
verſteigerung eingeleitet oder fein Beitritt zum Verfahren zugelaſſen iſt (A 2). Dem Schuldner 
ſoll dadurch Gelegenheit gegeben werden, durch eigenes Mitbieten oder Herbeiſchaffung anderer 
Bieter den Ausfall der Hypothek des Gläubigers zu verhindern (Prot 3, 612; ORG 26, 159). 
Die Benachrichtigung muß der Einleitung der Zwangsberſteigerung nachfolgen und die Mit- 
teilung enthalten, daß die Zwangsverſteigerung eingeleitet fei. Eine vorhergehende Benach⸗ 
richtigung, daß der Gläubiger (z. B. wegen Nichtzahlung der Hypothekenzinſen) beabſichtige, die 
Zwangsverſteigerung zu betreiben, genügt nicht (OL 26, 159). Von dem weiteren Verfahren, 
insbeſondere von der Anberaumung des Verſteigerungstermins, muß ſich der Schuldner auf Grund 
der Benachrichtigung ſelbſt Kenntnis verſchaffen. Die Frage der Schadenserſatzpflicht eines vom 
Gläubiger bevollmächtigten Rechtsanwalts, der die Benachrichtigung des Schuldners unterlaſſen 
hat, behandelt RG JW 1909, 49615. Sind mehrere Perſonen Geſamtſchuldner der Hypo⸗ 
thekenforderung, fo muß der Gläubiger, wenn er feinen Anſpruch gegen alle Geſamtſchuldner ſich 
ungeſchwächt erhalten will, jeden für ſich über das Verſteigerungsverfahren unterrichten ($ 425; 
RG FW 1916, 14092; A 1). 

4. Bei einer Unterlaſſung der Benachrichtigung erliſcht nicht die Schuld kraft Geſetzes, wie im 
Falle des § 1165 (dort A 2), ſondern der Schuldner kann die Befriedigung des Gläubigers 
wegen des Ausfalls verweigern. Dem Schuldner ſteht alfo gegenüber der Schuldklage des Gläu- 
bigers nur eine Einrede auf Abzug des Schadensbetrags von der an ſich beſtehenden Forderung zu. 
Hat der Schuldner noch rechtzeitig vor dem Verſteigerungstermin anderweit (3. B. weil er ſelbſt 
Hypothekengläubiger war) Kenntnis von dem Verfahren erlangt, ſo kann er den Einwand nicht 
erheben, weil fein Schaden dann nicht in urſächlichem Zuſammenhang mit der Unterlaſſung der 
Benachrichtigung ſeitens des Gläubigers ſteht (Prot 3, 613; NG 54, 372; Warn 1911 Nr 273; 
Gruch 61, 137). Auf das Recht, das $ 1166 ihm gewährt, kann der Schuldner im voraus ver⸗ 
sichten. Da jedoch ein ſolcher Verzicht lediglich das perſönliche Schuldverhältnis betrifft, ift er nicht 
eintragungsfähig (fir.). 
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5. Der Schuldner muß gegenüber der Schuldklage beweiſen, daß und zu welchem Betrage 
er infolge der Unterlaſſung einen Schaden erlitten hat. Denn nur inſoweit, als dies der Fall iſt, 
kann er die Befriedigung des Gläubigers verweigern (RG Gruch 61, 139). Er hat alſo darzutun, 
daß er, wenn der Gläubiger ihn von der Zwangsverſteigerung rechtzeitig (A 3) benachrichtigt hätte, 
in der Lage geweſen wäre, ſelbſt oder durch andere die Hypothekenforderung auszubieten und 
hierdurch den Ausfall des Gläubigers zu verhindern (RG 54, 374). Ferner muß er im Beſtrei⸗ 
tungsfalle nachweiſen, daß ihm im Falle der Befriedigung des Gläubigers eine Erſatzforderung 
gegen den Eigentümer zuſtände (A 1). Behauptet der Gläubiger, daß er den Schuldner unver⸗ 
züglich benachrichtigt habe, jo muß er dies beweiſen. Denn aus $ 1166 ergibt ſich, daß der Gläu⸗ 
biger, der die Zwangsverſteigerung ſelbſt betreibt, die geſetzliche Verpflichtung zur Benachrichti⸗ 
gung hat; die Erfüllung dieſer Verpflichtung iſt alſo zur Rechtfertigung der Ausfallklage erforder- 
lich (fir.; RG 54, 373). Entſpricht der Verſteigerungspreis dem wirklichen Wert des Grundſtücks, 
ſo wird ein Schaden des Schuldners nicht nachweisbar ſein. Hat der Gläubiger das Grundſtück 
ſelbſt erſteigert, ſo braucht er ſich den Betrag, um den der Wert des Grundſtücks den Verſteige⸗ 
rungspreis überfteigt, nicht abrechnen zu laſſen, da er keinen Schadenserſatzanſpruch, bei dem eine 
Ausgleichung mit dem erlangten Vorteil ſtattzufinden hätte, geltend macht, ſondern eine Forderung 
auf Grund des urſprünglichen Schuldverhältniſſes (NG 65, 57). Den Fall, daß der Gläubiger 
nur einen Teil feiner Ausfallforderung geltend macht, behandelt das Urteil RG 54, 374ff. 

6. Da nur dann die Benachrichtigung unterbleiben darf, wenn ſie untunlich iſt, muß der 
Gläubiger, der die Benachrichtigung unterlaſſen hat, die Untunlichkeit (3. B. wegen des unbekann⸗ 
ten Aufenthaltsorts des Schuldners) beweiſen, wenn er ſich darauf beruft. Iſt der Schuldner von 
ſeinem früheren Wohnort verzogen und kommt ein an ihn gerichtetes Benachrichtigungsſchreiben 
als unbeſtellbar von der Poſt zurück, ſo braucht der Glaubiger keine Nachforſchungen nach dem 
Verbleib des Schuldners anzuſtellen; die Benachrichtigung hat dann vielmehr als untunlich zu 
gelten (OLG 31, 352). 


9 1167 


Erwirbt der perſönliche Schuldner, falls er den Gläubiger befriedigt, die 
Hypothek !) oder hat er im Falle der Befriedigung ein ſonſtiges rechtliches 
Intereſſe an der Berichtigung des Grundbuchs ), fo ſtehen ihm die in den 
§8 1144, 1145 beftimmten Nechte zu!). 

G 1006, 1119 IL 1074; M 3 731, 758; P 3 610, 665. 


1. Der von dem Eigentümer verſchiedene perſönliche Schuldner erwirbt im Falle der Befrie⸗ 
digung des Gläubigers die Hypothek: wenn er vom Eigentümer oder deſſen Rechtsvor⸗ 
gänger Erſatz verlangen kann (§ 1164 A 2, 3); wenn die Forderung mit der Hypothek (wie z. B. in 
den Fällen der Geſamtſchuld oder der Bürgſchaſt: $ 1164 A 2) auf ihn übergeht; im Falle der 
Geſamthypothek, wenn er vom Eigentümer eines der Grundſtücke oder von einem Rechts⸗ 
vorgänger des Eigentümers Erſatz verlangen kann ($ 1174). 

2. Der vom Eigentümer verſchiedene perſönliche Schuldner hat im Falle der Befriedigung 
des Gläubigers ein ſonſtiges rechtliches Intereſſe an der Berichtigung des Grundbuchs 3. B. 
wenn durch die Hypothekbeſtellung für feine Schuld Sicherheit vom Eigentümer geleiftet worden 
iſt; wenn er beim Verkauf des Grundſtücks ſich dem Erwerber gegenüber zur Freiſtellung des 
Grundſtücks von der Hypothek verpflichtet hat. 

8. In den in A 1, 2 bezeichneten Fällen kann der perſönliche Schuldner vom Gläubiger nicht 
nur, wie ſonſt, Quittung über die Zahlung ($ 368) und Rückgabe des Schuldſcheins ($ 371) ſowie 
in den Fällen des Hypothekübergangs kraſt Geſetzes Anerkennung dieſes Übergangs in urkundlicher 
Form (5 410, 412) verlangen, ſondern ihm ſtehen auch auf Grund des feine Rechte erweiternden 
3 1167 die in den 88 1144, 1145 bezeichneten Rechte zu, alſo die Rechte, die durch dieſe Vorſchriften 
em den Gläubiger befriedigenden Eigentümer gegeben find. Das Nähere hierüber ift in den Er⸗ 
läuterungen zu dieſen Paragraphen geſagt. Hervorzuheben ift hier, daß der Schuldner bei der 
Griefhypothel vom Gläubiger, den er bollſtändig befriedigt, die Aushändigung des Briefs ($ 1144), 
um Falle teilweiſer Befriedigung aber die Vorlegung des Briefs zu den im 9 1145 bezeichneten 
Zwecken (Grundbuchberichtigung, Löſchung, Teilhypothekenbrief) verlangen kann (§ 1145). 
Will er in den Fällen der A1 die Hypothek anf feinen Namen umſchreiben laſſen, fo muß ihm 
der Gläubiger ein Befriedigungsbekenntnis in der Form des 9 29 GBO ausſtellen ($ 1144). 
Für den weiter erforderlichen Nachweis einer Erſatzforderung, über deren Beſtehen der Gläubiger 
feine Auskunft geben und daher auch keine beſtätigende Urkunde ausſtellen kann, gelten ſinngemäß 
die Ausführungen in g 1164 A 2. Soll in den Fällen der A2 die Hypothek gelöſcht werden, fo genügt 
eine vom Gläubiger in der Form des 9 29 GBO ausgeſtellte Löſchungsbewilligung. Jedoch bedarf 
e zur Löſchung nach $ 27 GBO auch der Zuſtimmung des Eigentümers. Die Vorſchrift des 9 1167 
gilt für alle Hypothekenarten, aber nicht für Grundſchulden ($ 1192 A 1). 
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8 1168 
Verzichtet der Gläubiger auf die Hypothek ), ſo erwirbt fie der Eigentümer). 
Der Verzicht iſt dem Grundbuchamt oder dem Eigentümer gegenüber zu 
erklären?) und bedarf der Eintragung in das Grundbuch ). Die Vorſchriften 
des § 875 Abſ 2 und der SS 876, 878 finden entſprechende Anwendung 5). 


Verzichtet der Gläubiger für einen Teil der Forderung auf die Hypothek, 
fo ſtehen dem Eigentümer die im § 1145 beſtimmten Nechte zu ). 
E 1 1091 II 1075; M 3 719; P à 602. 


1. Nach $ 875 iſt zur Aufhebung eines Rechts an einem Grundſtück die Erklärung des Berech⸗ 
tigten, daß er das Recht aufgebe, und die Löſchung des Rechts im Grundbuch erforderlich. Dabei 
iſt es gleichbedeutend, ob der Berechtigte erklärt, er gebe das Recht auf oder er verzichte auf das 
Recht (Prot 3 S. 70, 616). Bei der Hypothek aber iſt zu unterſcheiden zwiſchen dem Verzicht des 
Gläubigers auf die Hypothek und der Aufhebung der Hypothek (R 78, 69). Ein Verzicht liegt 
nach § 1168 Abſ 2 Satz 1 vor, wenn der Gläubiger eine gewiſſe Erklärung hinſichtlich des hypo⸗ 
thekariſchen Rechts in der Form des Abſ 2 Halbſ 1 abgegeben hat und der Inhalt dieſer Erklarung 
in das Grundbuch eingetragen iſt. Die Aufhebung der Hypothek dagegen iſt nach den 98 875, 1183 
zuſtande gekommen, wenn der Gläubiger eine gewiſſe Erklärung hinſichtlich der Hypothek in der 
Form des $ 875 Satz 2 abgegeben, der Eigentümer feine Zuſtimmung zur Aufhebung erklärt hat 
und die Hypothek im Grundbuch gelöſcht iſt. Der Verzicht hat nicht die Wirkung, daß das hypo⸗ 
thekariſche Recht erliſcht, ſondern bewirkt nur, daß der Verzichtende ſeines Gläubigerrechts ver⸗ 
luſtig geht und das hypothekariſche Recht vom Eigentümer erworben wird (Prot 3, 602; RG 78, 
69; IFG 4, 437). Deshalb wird die Erklarung des Verzichtenden etwa dahin zu lauten haben: 
„Ich verzichte auf die mir an der Hypothek zuſtehenden Rechte“, und wird demgemäß in das Grund⸗ 
buch einzutragen ſein: „Der Gläubiger hat auf die ihm an der Hypothek zuſtehenden Rechte ver⸗ 
zichtet.“ Will der Gläubiger dagegen die Hypothek zur Aufhebung bringen, ſo wird er, ohne Be⸗ 
ziehung auf ſeine perſönliche Berechtigung, gemäß § 875 etwa zu erklären haben: „Die Hypothek 
wird aufgegeben.“ In beiden Fällen ſind die Erklärungen einſeitige. Auch im Falle der Aufhebung 
iſt aus dem weiteren Erfordernis der Zuſtimmung des Eigentümers nicht etwa zu folgern, daß ein 
dinglicher Vertrag zwiſchen Gläubiger und Eigentümer notwendig ſei; vielmehr iſt die Zuſtimmung 
auch eine einſeitige Erklärung (Prot 3, 615). Verzichtserklärung und Aufhebungserklärung müſſen 
nur inhaltlich voneinander verſchieden ſein und ergeben, daß der Wille des Verzichtenden nur auf 
die Beſeitigung ſeines hypothekariſchen Gläubigerrechts, der Wille des Aufhebenden (z. B. bei Ent⸗ 
pfändung eines Grundſtücksteils) auf die Beſeitigung des Hypothekarrechts überhaupt gerichtet iſt 
(RIA 3, 35; 11, 155; KJ 25 A S. 275, 316; OLG 15, 380; 5 875 A 3). Eine Löſchungs⸗ 
bewilligung z. B. iſt keine Verzichtserklärung. Ob darin ſachlich eine Aufhebungserklärung 
zu erblicken iſt, wird nach Lage des Einzelfalls unter Berückſichtigung der zugrunde liegenden Rechts⸗ 
vorgänge zu entſcheiden ſein. Formellrechtlich (8 19 GBO) rechtfertigt fie jedenfalls den Antrag 
auf Löſchung der Hypothek (wenn der Eigentümer zuſtimmt: 9 27 GBO), aber nicht den Antrag 
auf Eintragung eines Verzichts (K GJ 32 A 260; 38 A 275; RIA 8, 41; 10, 242; IF 18, 203). 
Dies gilt auch von einem Urteil, durch das der Hypothekenglaubiger zufolge Anfechtung des Kon⸗ 
kursverwalters (58 29 ff. KO) zur Bewilligung der Löſchung der für ihn vom Gemeinſchuldner be⸗ 
ſtellten Hypothek (gemäß §894 ZPO) verurteilt worden iſt (KJ 39 A 226). Die löſchungsfähige 
Quittung des Hypothekengläubigers enthält regelmäßig weder eine Aufgabeerklärung nach $ 875 
noch eine Verzichterklärung nach $ 1168, ſondern lediglich die materiellrechtliche Erklarung des 
§ 368 BGB in Anſehung der perſönlichen Forderung und die formale Grundbucherklärung nach $ 19 
GBO (FG 11, 184). Läßt der Eigentümer dann die kraft Geſetzes ($ 1163) auf ihn übergegangene 
Hypothek löſchen, jo enthält fein Löſchungsantrag die Aufgabeerklärung des $ 875 und zugleich 
die Zuſtimmung des § 1183 (NG HRR 1931 Nr 1643). — Der Verzicht hat nicht zur Folge, daß die 
perſönliche Forderung erliſcht. Vielmehr bleibt dieſe für den Verzichtenden beſtehen (RG 
Warn 1911 Nr 191; RA 3, 36), ſofern er fie nicht durch einen (formlos gültigen) Erlaßvertrag mit 
dem perſönlichen Schuldner gemäß $ 397 aufhebt. Durch einen ſolchen Vertrag wird übrigens die 
Hypothek nach den 99 1163 Abſ1 Satz 2, 1177 Abſ1 ebenfalls zur Eigentümergrundſchuld, es ſei denn, 
daß der Schuldner infolge der Befriedigung des Gläubigers durch den Erlaß eine Erſatzforderung 
gegen den Eigentümer erlangt und daher § 1164 Platz greift ($ 1164 A 1). Steht bei einer Höchſt⸗ 
betragshypothek die Nichtentſtehung der geſicherten zukünftigen Forderung ganz oder zu einem Teil 
bereits feſt, ſo hat eine Verzichtserklärung des eingetragenen Gläubigers nicht die Bedeutung des 
$ 1168. Vielmehr bedeutet fie nur das Anerkenntnis des Gläubigers, daß die Forderung nicht ent⸗ 
ſtanden und die der vorläufigen Eigentümergrundſchuld anhaftende auflöſende Bedingung ($ 1190 
A 1) nunmehr im Umfange des Verzichts endgültig in Wegfall gekommen ſei; an der Eigentümer ⸗ 
grundſchuld ſelbſt ändert der Verzicht nichts (RG 97, 228). — 5 1168 findet auf alle Hypotheken 
arten Anwendung, auch auf Sicherungshypotheken. Eine Ausnahmebeſtimmung gibt $ 1178 Abſ 2 
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bei der Hypothek für Rückſtände an Zinſen uſw. und für Koſten. Unanwendbar iſt $ 1168 auf Hypo⸗ 
thekvormerkungen (8 883 A 8). Den Verzicht auf eine Grundſchuld behandelt § 1192 A Abſ 2, 3. 
— Itt die nicht in das geringſte Gebot aufgenommene Hypothek gemäß den $$ 52, 91 8G durch 
Zuſchlag in der Zwangsverſteigerung erloſchen, jo kann weder ein Verzicht nach $ 1168 
noch eine Aufhebung nach den 8 875, 1183 mehr in Frage kommen. Denn die Hypothek bleibt zwar 
zunächſt auch noch nach dem Zuſchlag bis zur Berichtigung des Grundbuchs auf Grund des Er⸗ 
ſuchens des Vollſtreckungsgerichts ($ 130 ZUG) im Grundbuch eingetragen, befteht aber als ding⸗ 
liches Recht an dem zwangsverſteigerten Grundſtück nicht mehr. An ihre Stelle iſt das Recht 
auf Befriedigung aus dem Verſteigerungserlöſe getreten (RG 55, 264; 63, 216; 69, 251; 71, 412; 
76, 377; 121, 75). Streitig iſt, ob dieſes Recht auf den Vollſtreckungsſchuldner übergeht, wenn 
der Gläubiger nach dem Zuſchlag, insbeſondere im Verteilungstermin, auf die Geltendmachung 
des Rechts verzichtet. Dies iſt zu berneinen. Das Hypothekenxecht als ſolches iſt durch den Zuſchlag 
nicht minder beſeitigt, als wenn es rechtsgeſchäftlich aufgehoben und im Grundbuch gelöſcht wäre. 
Auch iſt der Vollſtreckungsſchuldner nicht mehr Eigentümer des Grundſtücks ($ 90 3 Vc), ſo daß 
eine Eintragung des Verzichts auf ein Recht an ſeinem Grundſtück nicht ftattfinden kann. Der 
Erſteher iſt zwar Eigentümer, aber ſein Grundſtück iſt mit dem Hypothekenrecht nicht belaſtet. 
Auch die Vertreter der gegenteiligen Meinung wollen die für eine beſtehende Hypothel geltenden 
Grundſätze, insbeſondere den § 1168, auch das Recht am Verſteigerungserlöſe nur entſprechend 
zur Anwendung gebracht wiſſen, weil das Hypothekenrecht nach dem Erlöſchen ſich an dem Ver⸗ 
ſteigerungserlöſe fortſetze und dieſer dem Vollſtreckungsſchuldner gehöre. Letzteres ift allerdings 
richtig. Nach dem aus den $$ 10, 37 Nr 5, 92, 109, 110, 118, 128 38G ſich ergebenden 
Grundſatz, daß der Verſteigerungserlös an die Stelle des Grundſtücks tritt, ergreift das Er⸗ 
ſatzrecht im Verhältnis zu anderen Rechten am Grundſtück, namentlich hinſichtlich des 
Ranges, den Verſteigerungserlös in denſelben Grenzen der Befugniſſe und Beſchränkungen, 
wie fie für die Hypothek aus dem Stande der Grundſtücksbelaſtungen folgten (RG 55, 264; 
69, 251; 71, 413; 76, 377; 101, 120; 123, 339; 125, 367; 127, 355; JW 1908, 55516 RA 
12, 275). Aber ein Hypothekenrecht und überhaupt ein Recht am Grundſtück iſt das Erſatzrecht 
nicht, da es nicht an einem Grundſtück, ſondern an der Forderung des Vollſtreckungsſchuldners 
gegen den Erſteher auf Zahlung des baren Verſteigerungserlöſes beſteht (RG 55, 264; 63, 216; 69, 
251; 76, 377; 121, 75). Wollte man das Erſatzrecht noch als ein Hypothekenrecht anſehen, fo müßte 
man folgerichtig auch den Anſpruch auf Erſatz des Wertes aus dem Verſteigerungserlöſe, 
der nach $ 9% BUG an die Stelle eines nicht auf Zahlung eines Kapitals gerichteten, durch den 
Zuſchlag erlöſchenden Rechts tritt, noch als ein Recht an einem Grundſtück, mithin z. B. den an die 
Stelle einer Grunddienſtbarkeit tretenden Werterſatzanſpruch als Grunddienſtbarkeit anſehen. 
Das würde aber mit der rechtlichen Natur dieſer dinglichen Rechte an Grundſtücken unvereinbar 
fein (RG 76, 377). Zur Aufhebung der anderen dinglichen Rechte, z. B. auch des Nießbrauchs 
oder der Reallaſt, genügt vor dem Zuſchlag nach § 875 die Aufgabeerklärung oder die Verzichts 
erklärung des Berechtigten. Die Zuſtimmung des Eigentümers iſt nicht erforderlich. Auch findet 
ein Übergang des Rechts auf den Eigentümer kraft jener Erklärungen des Berechtigten nicht ſtatt. 
Daher muß auch nach dem Zuſchlag zur Aufhebung des an die Stelle der dinglichen Rechte treten⸗ 
den Rechts auf Werterſatz aus dem Verſteigerungserlöſe die einſeitige Erklärung des Berechtigten, 
daß er das Erſatzrecht aufgebe oder daß er darauf verzichte, genügen. Weshalb aber für das an die 
Stelle des Hypothekenrechts tretende Erſatzrecht etwas anderes gelten ſoll, ift nicht einzuſehen. Will 
der Hypothekengläubiger dem bisherigen Eigentümer (Vollſtreckungsſchuldner) das Erſatzrecht zu⸗ 
weiſen, fo ift nicht der für die beſtehenden hypothekariſchen Rechte eigentümliche Verzicht mit der 
Wirkung des geſetzlichen Übergangs auf den Eigentümer, ſondern die rechtsgeſchäftliche Über- 
tragung des Erſatzrechts gemäß $ 413 der gegebene Weg. Das Geſetz hätte darüber Beſtim⸗ 
mung treffen müſſen, wenn für das Recht auf den Vexſteigerungserlös bezüglich des Über⸗ 
gangs auf den bisherigen Eigentümer durch Verzicht etwas Ähnliches hätte gelten ſollen wie für das 
Hypothekenrecht, wenn insbeſondere die Formvorſchrift des $ 1168 Abſ 2 auch hier hätte Platz grei⸗ 
fen ſollen. Erklärt alſo der Gläubiger, daß er auf das Erſatzrecht verzichte oder daß er auf den Verſtei⸗ 
gerungserlös keinen Anſpruch erhebe, ſo iſt darin eine Aufhebungserklärung im gewöhnlichen Sinne 
zu erblicken. Fraglich kann nur fein, ob auf dieſe Aufhebung § 1183 entſprechend anzuwenden 
und folglich zur Wirkſamkeit der Aufhebungserklärung die Zuſtimmung des bisherigen Eigen⸗ 
tümers zu erfordern iſt. Auch dies ift zu verneinen. Denn $ 1183 iſt gleichfalls eine der Hypothek 
eigentümliche Beſtimmung, die darauf beruht, daß dem Eigentümer die Möglichkeit erhalten 
bleiben ſoll, die Hypothek zu erwerben und über fie zu verfügen ($ 1183 A 1). Hiervon kann aber 
nicht mehr die Rede ſein, nachdem der Vollſtreckungsſchuldner ſeines Eigentums verluſtig gegangen 
und die Hypothek durch den Zuſchlag erloſchen iſt. Wenn man mit der entſprechenden Anwendung 
der Vorſchriften über die Hypothek beginnt, iſt eine Grenze nicht zu finden. Z. B. müßten dann 
für das Erſatzrecht auch entſprechend gelten: $ 1153 (Untrennbarkeit der Hypothek von der Forde ⸗ 
2 05 die Vorſchriften für die Übertragung und die Pfändung der Hypothek (dagegen § 1154 
14), der öffentliche Glaube des Grundbuchs nach 9 892 (dagegen RG 76, 377). Zuzugeben iſt 
allerdings, daß auf den perſönlichen Schuldner, der nach dem Zuſchlag den Gläubiger befriedigt 
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und einen Erſatzanſpruch gegen den bisherigen Eigentümer hat, das an die Stelle der Hypothek 
getretene Erſatzrecht gemäß $ 1164 übergeht. Dies ift aber aus dem Grundſatz zu folgern, daß, 
ſoweit es ſich um ein Recht oder eine Anwartſchaft auf den Erwerb der Hypothek kraft Geſetzes 
oder um Wahrung ſonſtiger Rechte Dritter (3. B. auch Verfügungsbeſchränkungen: 98 2113, 
2114) handelt, nach dem Zuſchlag an die Stelle der Hypothek das Erſatzrecht tritt (RG 75, 316). 
Von dieſem Geſichtspunkt des Beſtehens einer Anwartſchaft aus iſt auch der Anſicht beizuſtimmen, 
daß das an die Stelle der erloſchenen Hypothek getretene Recht auf Befriedigung aus dem Ver⸗ 
ſteigerungserlös entſprechend dem $ 1163 Abſ 1 Satz 2 auf den Eigentümer übergeht, wenn der 
Ohpothekengläubiger nach dem Zuſchlag aus dem Vermögen des Eigentümers (3. B. aus anderen 
Sicherheiten, die ihm gegeben worden find) Befriedigung erlangt (RG 88, 304). Näher läge hier im 
übrigen die entſprechende Anwendung der Vorſchriften über das Pfandrecht an einer Forde⸗ 
rung (hier der Forderung des Vollſtreckungsſchuldners gegen den Erſteher). Nach $ 1255 genügt 
zur Aufhebung des Pfandrechts die Erklärung des Pfandgläubigers, daß er das Pfandrecht auf⸗ 
gebe. Erklärt daher der Gläubiger, daß er auf den Verſteigerungserlös keinen Anſpruch erhebe 
oder daß er darauf verzichte, ſo wird der Erlös von ſeinem Rechte frei, ſo daß der betreffende Erlös⸗ 
teil den nachſtehenden Berechtigten zufällt. Zum Verzicht, der die perſönliche Forderung unbe» 
rührt läßt, bedarf es keines Erlaßvertrags nach $ 397. Da es ſich um ein Recht auf dinglicher Grund⸗ 
lage handelt, genügt vielmehr eine formlose einſeitige Erklärung gegenüber dem Vollſtreckungs⸗ 
ſchuldner (nicht gegenüber dem perſönlichen Schuldner der Forderung) oder gegenüber dem Voll⸗ 
ſtreckungsgericht, das bei der Verteilung des Erlöſes jenen vertritt (RG 55, 260: 60, 253: Gruch 54, 
1027; vgl. auch R 64, 194; 71,412; zweifelnd NG 88,305). Den Verzicht auf das an die Stelle 
einer Grundſchuld tretende Recht auf den Verſteigerungserlös erörtert $ 1192 A 1 Abſ 3. — 
Wird die perſönliche Schuld gemäß den $$ 414, 415 von einem anderen übernommen, ſo daß 
der bisherige Schuldner frei wird, fo tritt nach 5 418 Abſ 1 Satz 2, 3 die gleiche Wirkung ein, 
wie wenn der Gläubiger auf die Hüypothek verzichtet. Der Eigentümer erwirbt alſo die Hypothek. 
Willigt aber der (vom Schuldner verſchiedene) Eigentümer (wie 3. B. in dem regelmäßigen Falle 
der Schuldübernahme durch den Erwerber nach $ 416) in die Schuldübernahme ein, ſo behält 
der Gläubiger die Hypothek. 


2. Der Eigentümer erwirbt die Hypothek kraft Geſetzes, ohne daß es feiner Eintragung als 
Gläubiger bedarf, in dem Augenblick, in dem der Verzicht (durch die Eintragung oder die etwa 
erſt nachfolgende Verzichtserklärung: A 4) rechtswirkſam vollzogen iſt. Erwerber iſt derjenige, 
der in dieſem Zeitpunkt Eigentümer iſt. Er erwirbt die Hypothek gemäß § 1177 Abſ 1 als Grund⸗ 
ſchuld. Bleibt die perſönliche Forderung in der Hand des Gläubigers beſtehen (A 1), ſo wird die 
Forderung von dem hypothekariſchen Recht getrennt. Aus § 1168 ergibt ſich, daß beim Verzicht 
auf die Hypothek ſtets zwei Perſonen zuſammenwirken müſſen: der Gläubiger, der das dingliche 
Recht aufgibt, und der Eigentümer, dem dieſes Recht erhalten wird (3350 7, 363). Für die Ge⸗ 
ſamthypothek gelten die Sonderbeſtimmungen des $ 1175. Die Frage, ob der Eigentümer als 
See = Grundſchuld eingetragen fein muß, wenn er über dieſe verfügen will, behandelt 
$ A 3. 


3. Für die Verzichtserklärung dem Grundbuchamt oder dem Eigentümer gegenüber gilt 
hinſichtlich der Form und des Zeitpunkts der Wirkſamkeit das im $ 875 A 7, 8 Bemerkte. Der er- 
forderliche Inhalt der Erklärung iſt bereits in A 1 klargeſtellt. Ein vom eingetragenen Gläubiger 
dem Eigentümer gegenüber erklärter Verzicht iſt nach $ 893 auch dann wirkſam, wenn der Ein« 
getragene nicht wahrer Gläubiger iſt (ſtr.). 


4. Während zur Aufhebung der Hypothek nach g 875 die Löſchung erforderlich iſt, bedarf 
der Berzicht der Eintragung in das Grundbuch. Wie der Inhalt des Eintragungsvermerks 
zu geſtalten iſt, zeigt A 1. Für die Stelle der Einſchreibung find gemäß § 1 Gd die An- 
ordnungen des Reichsminiſters der Juſtiz maßgebend. Nach dem der Grundbuchverfügung vom 
8. 8. 1935 beigegebenen Grundbuchmuſter gehört der Verzichtsvermerk in die Spalten 5—7 der 
dritten Abteilung. Immerhin iſt eine Einſchreibung an unrichtiger Stelle auf die Wirkſamkeit des 
Verzichts ohne Einfluß ($ 873 A 10). Die Eintragung ift auch im Falle einer Briefhypothek 
erforderlich. Gemäß $ 41 GBD ift dem Grundbuchamt der Brief vorzulegen (vgl. auch $ 62 
GBO). Der Zuſtimmung des Eigentümers bedarf es auch nach formellem Recht nicht, da 
er in ſeinem Eigentumsrecht nicht im Sinne des $ 19 GBO betroffen wird (KG 25 A 317; O86 
6, 101; 10, 89; RSA 11, 155). Für die vorherige Eintragung des Gläubigers gelten die 
59 39ff. GBO. Die Verzichtserklärung braucht der Eintragung nicht notwendig voran- 
zugehen. Folgt fie dieſer nach, fo liegt ein wirkſamer Verzicht erſt im Zeitpunkt der nachträglichen 
Verzichtserklärung vor (5873 A 7, 10). Wegen des Verzichts auf aufgewertete Hypotheken 
und Grundſchukden kann auf die früheren Auflagen dieſes Erläuterungsbuchs verwieſen werden. 
Die Eintragung des Verzichts auf eine Eigentümergrundſchuld iſt unzuläſſig, weil ein Verzicht 
begrifflich nur dann möglich iſt, wenn Glaubiger und Eigentümer verſchiedene Perſonen ſind 
880 Mn kann nur eine Aufhebung der Eigentümergrundſchuld gemäß § 1183 (A J) erfolgen 
( ‚ 433). 


Hypothek 88 1168, 1169 663 


5. Aus der entſprechenden Anwendung ber SS 875 Abſ 2, 876, 878 folgt: Vor der Eintra- 
gung des Verzichts iſt der Gläubiger an ſeine Erklärung nur gebunden, wenn er den Verzicht dem 
Grundbuchamt gegenüber erklärt oder eine in der Form des § 29 GBO ausgeſtellte Urkunde 
über die Bewilligung der Eintragung des Verzichts dem Eigentümer ausgehändigt hat ($ 875 
Abſ 2; 8875 A 9, 10, 11). Iſt die Hypothek mit dem Recht eines Dritten belaſtet, ſo bedarf es 
deſſen Zuſtimmung zum Verzicht (8 876). Die Verzichtserklärung wird nicht unwirkſam durch den 
Eintritt einer Verfügungsbeſchränkung des Gläubigers in der Zeit zwiſchen der bindenden Ab⸗ 
gabe der Erklärung und der Stellung des Eintragungsantrags ($ 878). 

6. Verzichtet der Gläubiger für einen Teil der Forderung auf die Hypothek in der Form 
des Abſ 2, ſo erwirbt der Eigentümer nur dieſen Teil als Grundſchuld. Die Hypothek des Gläu⸗ 
bigers für den anderen Forderungsteil hat nach $ 1176 den Vorrang vor der Grundſchuld. Ebenſo 
wie im Falle des Verzichts auf die ganze Hypothek kann der Eigentümer auch hier auf Grund 
der Verzichtseintragung und ſeiner Eigentumseintragung die Grundſchuld auf ſeinen Namen 
umſchreiben laſſen. Bei der Briefhypothek wird der Eigentümer im Falle des völligen Verzichts 
Eigentümer des Briefs gemäß § 952, kann alſo vom Gläubiger die Herausgabe des Briefs verlangen, 
falls ihm dieſer nicht ſchon nach der Verzichtseintragung ausgehändigt worden iſt (5 985; R 69, 
40). Im Falle des teilweiſen Verzichts ſtehen dem Eigentümer die im 8 1145 beſtimmten Rechte 
zu, insbeſondere das Recht auf Vorlegung des Briefs zum Zwecke der Umſchreibung der Teils 
grundſchuld auf feinen Namen und zum Zwecke der Herſtellung eines Teilgrundſchuldbriefs. Da⸗ 
gegen kann er weder die Aushändigung des Briefs noch die Einräumung des Mitbeſitzes ver⸗ 
langen (RG 69, 42). 


$ 1169 


Steht dem Eigentümer eine Einrede zu, durch welche die Geltendmachung 
der Hypothek dauernd ausgeſchloſſen wird ), fo kann er verlangen, daß der 
Gläubiger auf die Hypothek verzichtet ?). 

E 1 1093 11 1076; M 3 724f.; P 3 601f. 


1. Eine dem Eigentümer zuſtehende Einrede, durch welche die Geltendmachung der Hypo⸗ 
thek dauernd ausgeſchloſſen wird, iſt z. B. die Einrede: der rechtskräftigen Abweiſung des Gläu⸗ 
bigers mit feiner Hypothekenforderung ($ 1137 A 2); der Hypothekbeſtellung ohne rechtlichen 
Grund (8 821; R HRR 1934 Nr 862); aus $ 812 Abſ 2 (Bereicherungseinrede), daß für das ſelb⸗ 
ſtändige Schuldanerkenntnis im Sinne des $ 781, worauf die Hypothekenforderung gegründet iſt, 
der rechtliche Grund nicht vorhanden geweſen oder ſpäter weggefallen ſei (MG 86, 305); der Er⸗ 
langung der Hypothek durch unerlaubte Handlung ($ 853); des gegen $ 181 KO verſtoßenden Ge⸗ 
heimabkommens (MG Seuffü 90 Nr 2); der vom Glaubiger übernommenen Verpflichtung, 
die Hypothek dauernd nicht geltend zu machen (Rd 67, 390); des Beſtehens eines Minde⸗ 
rungsanſpruchs wegen Mängel des gekauften Grundſtücks ($ 462) gegenüber der durch Hypothek 
geſicherten Kaufpreisforderung (Rd 71, 12; 74, 294; Gruch 58, 1041). Sonſtige dem Eigentümer 
zuſtehende Einreden ergeben ſich aus den Bemerkungen zu den $$ 1137, 1157. Zu ihnen gehört 
auch ($ 1137 Abſ 1) eine dem perjünlichen Schuldner zuſtehende, die Geltendmachung der Hypo 
thekenforderung dauernd ausſchließende Einrede (NG JW 1916, 9087). Dagegen gehören nicht 
hierher die Einreden, die nur berzögerlicher Natur find, wie die der Stundung, des Zurück⸗ 
behaltungsrechts, des nicht erfüllten Vertrags (5 202). Auch nicht Einreden, welche die Art der 
Befriedigung des Gläubigers aus dem Grundſtück betreffen (3. B. daß der Gläubiger nach ge⸗ 
troffener Abrede nur aus den Mietzinſen ſoll Befriedigung ſuchen, nicht ſelbſt die Zwangsver⸗ 
ſteigerung des Grundſtücks ſoll betreiben dürfen: RG Gruch 58, 975). Ferner bezieht ſich $ 1169 
nicht auf Einwendungen, die den Beſtand des dinglichen Rechts oder des Gläubigerrechts 
überhaupt verneinen, z. B. auf den Einwand der Nichtigkeit oder der Anfechtbarkeit und 
erfolgten Anfechtung der Hypothekbeſtellung oder der Aufrechnung mit einer Gegenforderung. 
In derartigen Fällen ift die Berichtigungsklage nach den 99 894ff. gegeben (RG 74, 214, wo 
aber die Einrede des Eigentümers wegen Freiwerdens von der dinglichen Haftung als unter 
$ 1169 fallend erachtet ijt). Deshalb kann der Eigentümer auch nur die Berichtigungsklage 
nach § 894 und nicht die Verzichtsklage nach § 1169 erheben, wenn er geltend macht, die 
hypothekariſch geſicherte Forderung ſei nicht entſtanden oder erloſchen, die Hypothek ſtehe 
alſo ihm nach den 88 1163, 1177 als Grundſchuld zu. Hat er aber bei dieſer Sachlage irrtümlich die 
Verzichtsklage erhoben, fo ift im nachträglichen Übergang zur Berichtigungsklage keine unzuläſſige 
Klageänderung zu erblicken (NG Warn 1934 Nr 96). Weiter kommen für $ 1169 nicht in Be⸗ 
tracht die Einreden der Verjährung und der beſchränkten Erbenhaftung. Denn ſie können 
nach den $$ 902, 223 Abſ 1, 1137 Abſ 1 Satz 2 gegenüber dem dinglichen Anſpruch überhaupt 
nicht geltend gemacht werden. — Die Vorſchrift gilt für alle Hypothekenarten, auch 
für Sicherungshypotheken (RG 74, 215). Nach $ 1192 gilt fie auch für die Grundſchuld. 
So kann z. B. der die Grundſchuld beſtellende Eigentümer von dem Grundſchuldgläubiger den 
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Verzicht auf die Grundſchuld verlangen, wenn ſie ohne rechtlichen Grund beſtellt iſt, weil ſie zur 
Sicherung einer Forderung dienen ſollte und die Forderung nicht zur Entſtehung gelangt iſt 
(RG 78, 67; Gruch 58, 1042). Dasſelbe gilt, wenn der rechtliche Grund für die Grundſchuld⸗ 
beſtellung weggefallen iſt, weil die Forderung, zu deren Sicherung die Grundſchuld beſtellt war, 
erloſchen iſt (RG 91, 225). Das Recht des Eigentümers aus $ 1169 richtet fich gemäß $ 1157 auch 
gegen den dritten Erwerber der Grundſchuld, wenn er beim Erwerb bösgläubig geweſen iſt ($ 1157 
A 2, 4; f 1191 A 1). Dem 9 1169 ähnliche Vorſchriften enthalten die 98 886, 1254 für die Vormer⸗ 
kung und das Pfandrecht. 

2. Der Eigentümer kann mit der dinglichen Klage ($ 1004) auf Grund feines Eigentums⸗ 
rechts den Verzicht des Gläubigers auf die Hypothek verlangen, weil die Hypothek nur noch 
formalen Beſtand hat. Geſamthandseigentümern ſteht der Anſpruch auch dann gemeinſchaftlich 
zu, wenn die Einredetatſachen nur in der Perſon eines einzelnen von ihnen entſtanden ſind (RG 
JW 1932, 588°). In dem in A 1 erwähnten Fall eines Minderungsanſpruchs gegenüber einer 
Kaufpreisreſthypothek iſt die Klage auf Herabſeung der Hypothekeintragung ſelbſt dann gegeben, 
wenn der Anſpruch ſelbſt nach 5477 verjährt und nur noch die Einrede der Minderung durch Anzeige 
des Mangels gemäß $ 478 gewahrt iſt. Denn $ 1169 gewährt einen Anſpruch und ſomit auch eine 
Klage auf Verzicht immer dann, wenn der Geltendmachung der Hypothek dauernd eine Einrede 
entgegengeſetzt werden lann (RG 71, 14; 74, 294). Statt des Verzichts kann auch Löſchungs⸗ 
bewilligung verlangt werden; der Hypothekengläubiger wird dadurch nicht beſchwert (RG 86, 
305; 91, 226; Gruch 60, 508; JW 1916, 9087; HAN 1934 Nr 862). Das rechtskräftige Urteil erſetzt 
gemäß 5 894 ZPO die Verzichtserklärung. Wird der Verzicht in das Grundbuch eingetragen, fo 
erwirbt der Eigentümer gemäß $ 1168 die Hypothek als Grundſchuld. Gegenüber einem gutgläubi⸗ 
gen rechtsgeſchäftlichen Erwerber der Hypothek verſagt aber die Einrede ($$ 892, 1138, 1156, 1157) 
und folglich auch die Klage auf Verzicht, es ſei denn, daß der Eigentümer vor dem Erwerb einen. 
Widerſpruch (nicht Vormerkung: $ 1157 A 3) wegen der Einrede hat eintragen laſſen (vgl. wegen 
des Briefs bei der Briefhypothek 41 Abſ 1 G8). Der Anſpruch auf Verzicht als ſolcher iſt nicht 
eintragungsfähig, weil er ſich, wenn die Einrede beſteht, aus dem Geſetz von ſelbſt ergibt (KJ 38 
A 260). Doch kann er durch Vormerkung geſichert werden (KJ 33 A 259). Ferner iſt die den 
Anſpruch begründende Einrede gegen die Hypothek eintragungsfähig (KJ 33 A 261; 81157 A 3). 


$ 1170 


Iſt der Gläubiger unbekannt ), fo kann er im Wege des Aufgebotsver- 
fahrens?) mit feinem Rechte ausgeſchloſſen werden ), wenn feit der letzten 
ſich auf die Hypothek beziehenden Eintragung in das Grundbuch zehn Jahre 
verſtrichen find ?) und das Necht des Gläubigers nicht innerhalb dieſer Friſt 
von dem Eigentümer in einer nach § 208 zur Unterbrechung der Verjährung 
geeigneten Weiſe anerkannt worden iſt s). Beſteht für die Forderung eine 
nach dem Kalender beſtimmte Zahlungszeit e), fo beginnt die Friſt nicht vor 
dem Ablaufe des Zahlungstags 9). 


Mit der Erlaſſung des Ausſchlußurteils erwirbt der Eigentümer die Hypo- 
thek “). Der dem Gläubiger erteilte Hypothekenbrief wird kraftlos ö). 

E 1 1103, 1124 II 1077; M 3 738ff., 763; P 3 617ff., 666; 6 257. 

1. $ 1170 beſtimmt die Vorausſetzungen für das Aufgebot einer angeblich erloſchenen 
Hypothek, deren Gläubiger unbekannt iſt, ſo daß die zur Berichtigung des Grundbuchs erforder- 
lichen urkundlichen Erklärungen des Inhabers der Hypothek nicht beſchafft werden können. Unbe⸗ 
kannt iſt der Gläubiger, wenn allgemein (nicht nur dem Antragſteller, ſondern z. B. auch bei 
Behörden, Berufsgenoſſen) unbekannt iſt, welche Perſon letzter Gläubiger iſt. Unbekanntheit 
des Aufenthaltsorts des ſeiner Perſon nach bekannten Gläubigers genügt nicht. In dieſem 
Falle kann der Eigentümer gegen den Gläubiger gemäß $ 894 auf Zuſtimmung zur Berichtigung 
des Grundbuchs klagen und gemäß den 88 203 ff. ZPO die öffentliche Zuſtellung der Klage erwirken. 
Fehlt dann im Falle einer Briefhypothek auch noch der Hypothekenbrief zur Berichtigung des 
Grundbuchs, fo kann der Eigentümer gemäß $ 1162 den Brief im Wege des Aufgebotsverfahrens 
für kraftlos erklären laſſen. Dagegen ſteht der Unbekanntheit des Gläubigers der Fall gleich, 
daß der angebliche Gläubiger ſein Recht nicht nachzuweiſen vermag; denn mangels 
eines Nachweiſes iſt die Gläubigerſchaft eines ſolchen angeblichen Gläubigers unbekannt (R 67, 
99). — Die Vorſchrift gilt für alle Hypothekenarten. Bei Buchhypotheken, einſchließlich der 
Sicherungshypotheken ($ 1185 Abſ 1), bei denen zum Erwerb die Eintragung des Erwerbers 
in das Grundbuch notwendig iſt, wird aber die Unbekanntheit des Gläubigers hauptſächlich nur 
in den Fällen des Übergangs der Hypothek auf einen andern kraft Geſetzes in Frage kommen 
konnen. Bei der Hypothek für die Forderung aus einer Schuldverſchreibung auf den Inhaber 
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gibt $ 1188 Abi 2 eine Sondervorſchrift. Nach den 58 887, 1104, 1112, 1269 findet $ 1170 auch auf 
Vormerkungen, Vorkaufsrechte, Reallaſten und Pfandrechte an einem eingetragenen Schiff 
Anwendung (vgl. ferner die $$ 138, 140 3G). 

2. Das Aufgebotsverfahren erfolgt nach den 88 946— 959, 982—986 ZPO und den auf 
Grund des Vorbehalts im § 1024 3 PO (Veröffentlichung des Aufgebots, Aufgebotsfriſt) erlaſſenen 
landesgeſetzlichen Vorſchriften. Antragsberechtigt iſt der Eigentümer ($ 984 Abſ 1 8 PO); ferner 
auch ein im Range gleich oder nachſtehender Gläubiger, wenn für ihn eine Vormerkung nach 
$ 1179 eingetragen iſt (8 984 Abſ 2 ZPO). Die Ankragsberechtigung im Falle einer Geſamt⸗ 
hypothek ergibt ſich aus 8 984 Abſ 2 ZPO. Zuſtändig für das Aufgebotsverfahren iſt das Amts⸗ 
gericht des belegenen Grundſtücks (§ 983 3 PO). 

3. Der Gläubiger wird mit ſeinem dinglichen Rechte ausgeſchloſſen, nicht mit ſeiner per⸗ 
ſönlichen Forderung. Die Ausſchließung richtet ſich gegen jedermann, der Rechte an der Hypothek 
geltend machen könnte, mithin auch gegen Inhaber von Rechten, die, wie z. B. ein Pfandrecht 
oder ein Nießbrauch, die Hypothek belaſten. Denn ſolche Berechtigte find, wenn auch in beſchränktem 
Maße, „Gläubiger“ der Hypothek (RIA 8, 233). Sie müſſen daher auch dann, wenn das Aufgebot 
zu Unrecht erlaſſen ift, ihre Rechte gemäß $ 953 ZPO anmelden, damit fie ihnen im Ausſchluß⸗ 
urteil vorbehalten werden. 

4. Erſte Vorausſetzung iſt, daß ſeit der letzten ſich auf die Hypothek beziehenden Eintragung 
zehn Jahre verſtrichen ſind. Unter „Eintragung“ iſt jede Einſchreibung zu verſtehen, wodurch 
die Hypothek für ſich allein betroffen wird. Daß die Einſchreibung eine Rechtsausübung des 
Gläubigers zum Gegenſtand hat, iſt nach der allgemein gehaltenen Faſſung des Geſetzes nicht 
zu erfordern. Daher iſt z. B. auch im Falle einer bei der Hypothek von Amts wegen vorgenomme⸗ 
nen Eintragung die zehnjährige Friſt (88 187, 188) von dieſer Eintragung ab zu rechnen (ftr.). 

5. Zweite Vorausſetzung iſt, daß das Recht des Gläubigers nicht innerhalb der zehnjährigen 
Friſt (A 4) von dem Eigentümer nach 8 208, alſo durch Abſchlagszahlung, Zinszahlung, Sicher⸗ 
heitsleiſtung oder in anderer Weiſe, anerkannt iſt. 

6. Einer nach dem Kalender beſtimmten Zahlungszeit (d. h. Zeitpunkt der Fälligkeit: RG 
101, 316) iſt hier nicht, wie im § 284 Abſ 2 beim Schuldnerverzug, eine erſt nach Kündigung 
eintretende Fälligkeitszeit gleichgeſtellt. Daher beginnt bei den auf Kündigung geſtellten Hypo⸗ 
thekenforderungen die zehnjährige Friſt (A 4) ſtets mit der letzten Eintragung. 

7. Mit der Erlaſſung des Ausſchlußurteils, gegen das ein Rechtsmittel nicht ſtattfindet 
und nur die Anfechtungsklage nach den $$ 957, 958 ZPO zuläſſig iſt, erwirbt der Eigentümer 
die Hypothek kraft Geſetzes, ohne daß es ſeiner Eintragung als Gläubiger bedarf. Erwerbender 
iſt, wer zur Zeit der Verkündung des Urteils Eigentümer iſt, auch wenn ein früherer Eigentümer 
den Aufgebotsantrag geſtellt hat. Da die perſönliche Forderung durch das Urteil nicht berührt 
wird, ſondern für den Gläubiger beſtehen bleibt, geht die Hypothek gemäß $ 1177 Abſ 1 als Grund⸗ 
ſchuld auf den Eigentümer über. Mithin tritt eine Trennung des dinglichen Rechts von der Forde⸗ 
rung ein. Der Eigentümer kann die Grundſchuld auf Grund des Urteils auf ſeinen Namen um⸗ 
ſchreiben laſſen und dann ($ 1163 A 3) zur Löſchung bringen oder ſonſt über fie verfügen. Das 
Urteil muß jedoch ohne Vorbehalt erlaſſen ſein. Hat ſich jemand als Gläubiger gemeldet und 
iſt ihm gemäß $ 953 ZPO das angemeldete Recht vorbehalten, fo ift er noch nicht ausgeſchloſſen. 
Deshalb hat ein ſolches Urteil für ſich allein die Wirkungen des Abf 2 nicht. Denn hier iſt voraus⸗ 
geſetzt, daß alle, die als Gläubiger in Betracht kommen können, ausgeſchloſſen worden ſind. Erſt 
wenn der Vorbehalt vom Antragſteller rechtswirkſam beſeitigt iſt (3. B. durch Verzicht des An⸗ 
meldenden oder durch ſeine rechtskräftige Verurteilung zur Verzichtserklärung), treten die Wir⸗ 
kungen des Abſ 2 ein (ftr.; Reh 67, 95; RA 6, 145; KJ 33 A 210). Die Wirkung des Urteils 
auf eine Geſamthypothek regelt $ 1175. Das Ausſchlußurteil erſtreckt ſich nicht auf eine Hypo⸗ 
thek, die vor dem Erlaß des Aufgebots auf einen abgeſchriebenen Grundſtücksteil übertragen 
worden iſt (8 1175 A 4). | 

8. Bei der Briefhypothek wird der Hypothekenbrief kraſtlos, ohne daß es feines be⸗ 
ſonderen Aufgebots nach $ 1162 bedarf. Auch ein gutgläubiger Erwerber kann ſich fortan für 
bie Rechtswirkſamleit ſeines Erwerbs nicht auf den Beſitz des Briefs berufen. Will der Eigen⸗ 
tümer die Grundſchuld (A 7) nicht löſchen laſſen, ſondern anderweit (z. B. durch Abtretung, Ver⸗ 
pfändung) über ſie als Briefgrundſchuld verfügen oder ſie wieder in eine Briefhypothek für eine 
(neue) Forderung gemäß $ 1198 umwandeln, jo muß er die Erteilung eines neuen Briefs beim 
Grundbuchamt beantragen (58 41 Abſ 2, 67, 68 G80). 


9 1171 


Der unbekannte Gläubiger !) kann im Wege des Aufgebotsverfahrens 2) 
mit ſeinem Nechte auch dann ausgeſchloſſen werden, wenn der Eigentümer 
zur Befriedigung des Gläubigers oder zur Kündigung berechtigt?) iſt und 
den Betrag der Forderung für den Gläubiger unter Verzicht auf das Necht 
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zur Nücknahme hinterlegt. Die Hinterlegung von Zinſen iſt nur erforderlich, 
wenn der Zinsſatz im Grundbuch eingetragen iſt; Zinſen für eine frühere 
Zeit als das vierte Kalenderjahr vor der Erlaffung des Ausſchlußurteils find 
nicht zu hinterlegen ). 

Mit der Erlaſſung des Ausſchlußurteils gilt der Gläubiger als befriedigt, 
ſofern nicht nach den Vorſchriften über die Hinterlegung die Befriedigung 
ſchon vorher eingetreten iſt ). Der dem Gläubiger erteilte Hypothekenbrief 
wird kraftlos “). 


Das Recht des Gläubigers auf den hinterlegten Betrag erliſcht mit dem 
Ablaufe von dreißig Jahren nach der Erlaſſung des Ausſchlußurteils, wenn 
nicht der Gläubiger ſich vorher bei der Hinterlegungsſtelle meldet; der Hinter- 
leger iſt zur Nücknahme berechtigt, auch wenn er auf das Necht zur Nücknahme 
verzichtet hat 5). 

E 1 1104, 1124 II 1078; M 3 740, 763; P 3 617ff., 666. 


1. § 1171 beſtimmt die Vorausſetzungen für das Aufgebot einer noch nicht getilgten 
Hypothek, deren Gläubiger unbekannt iſt. Dieſes Aufgebot ſoll dem Eigentümer die Möglichkeit 
geben, den Glaubiger zu befriedigen und die Verfügung über die Hypothek zu erlangen. Was 
unter der Unbekanntheit des Gläubigers zu verſtehen iſt, zeigt $ 1170 A 1. Iſt nur der Aufenthalts⸗ 
ort des Gläubigers unbekannt, jo findet $ 1171 keine Anwendung. Der Eigentümer muß in einem 
ſolchen Falle gemäß den $$ 132 Abſ 2 (Kündigung), 1142 Ab] 2, 372ff. (als Befriedigung des Gläu⸗ 
bigers wirkende Hinterlegung), 1163 Abſ 1 Satz 2, 1143, 894 ff., ZPO 88 203 ff. (Klage auf Zu⸗ 
ſtimmung zur Grundbuchberichtigung hinſichtlich der durch die Befriedigung zur Eigentümer⸗ 
grundſchuld gewordenen Hypothek unter Erwirkung der öffentlichen Zuſtellung) vorgehen. Die 
Vorſchriften gelten für alle Hypothekenarten, auch bei Hypotheken für Forderungen aus Schuld⸗ 
verſchreibungen auf den Inhaber ($ 1188). Eine dem $ 1171 verwandte Vorſchrift enthält $ 1269 
(unbekannte Schiffspfandgläubiger). 

2. Das Aufgebotsverfahren erfolgt nach den 58 946— 959, 982— 986 3 PO und den auf 
Grund des Vorbehalts im § 1024 ZPO (Veröffentlichung des Aufgebots, Aufgebotsfriſt) erlaſſenen 
landesgeſetzlichen Vorſchriften. Antragsberechtigt ift (anders als im Falle des $ 1170; dort A 2) 
nur der Eigentümer (5 984 Abſ 1 ZPO), bei der Geſamthypothek jeder Eigentümer bezüglich 
ſeines Grundſtücks ($ 1173). Buftändig für das Aufgebotsverfahren iſt das Amtsgericht des be⸗ 
legenen Grundſtücks (§ 983 ZPO). 


3. Erſte Borausfegung iſt die Berechtigung des Eigentümers zur Befriedigung des Gläubi⸗ 
gers oder zur Kündigung. Ob dieſe Berechtigung vorliegt, beſtimmt ſich nach dem die Zahlungs⸗ 
bedingungen betreffenden Grundbuchinhalt nebſt der Eintragungsbewilligung. Die Berechtigung 
erfordert nach den 8 1141, 1142 Fälligkeit oder Kündbarkeit der Hypothekenforderung. Eine Ver⸗ 
bindung der Kündigung mit dem Aufgebot iſt nicht notwendig. Vgl. aber 8 987 Abſ 3 ZRO (Ver⸗ 
längerung der Aufgebotsfriſt um die Kündigungsfriſt). 

4. Zweite Vorausſetzung iſt die Hinterlegung des Forderungsbetrags nebſt den nach den 
Grundbuchinhalt ($ 1115) zu entrichtenden Zinſen für nicht mehr als vier Kalenderjahre (mit 
Rückſicht auf die Verjährung: $$ 197, 198) unter Verzicht auf das Rücknahmerecht (58 372 ff., 
376 Abſ 2 Nr 1). Der Eigentümer braucht ſich aber bei dem Antrag auf Aufgebot nur zur Hinter⸗ 
legung zu erbieten (5 987 Abſ 1 ZPO). Damit ihm nicht Zinſen verloren gehen, genügt es, wenn 
er erſt vor Erlaß des Ausſchlußurteils hinterlegt. 


5. Mit der als Befriedigung des Gläubigers geltenden Erlaſſung des Ausſchlußurteils geht 
die Hypothek kraft Geſetzes auf denjenigen über, der zu dieſer Zeit Eigentümer iſt. Wenn der 
Eigentümer nicht zugleich perſönlicher Schuldner iſt, erwirbt er die Hypothek gemäß den $$ 1143, 
401, 412, 1153 als Hypothek mit der Forderung, andernfalls gemäß den 8 1163 Abſ 1 Satz 2, 1177 
Abſ 1 als Grundſchuld ($ 1170 A 7). Iſt nach den Vorſchriften über die Hinterlegung, was nach den 
59 372, 376 Abſ 2 Nr 1, 378 regelmäßig der Fall fein wird, die Befriedigung ſchon vorher 
(mit der Hinterlegung) eingetreten, fo vollzieht ſich auch der Übergang der Hypothek ſchon in dieſem 
Zeitpunkt. Bei der Geſamthypothek kommen die Vorſchriften der 8$ 1172, 1173 zur Anwendung. — 
Der Glaubiger kann ſich fortan nur an den hinterlegten Betrag halten. Wer als Gläubiger darauf 
Anſpruch erhebt, muß ſein Gläubigerrecht der Hinterlegungsſtelle nachweiſen. Auch ift ſein Recht 
nach Maßgabe des Abſ 3 zeitlich heſchränkt. Vgl. Art 145 Ech (Ausſchluß des Rücknahmerechts 
des Eigentümers durch Landesgeſetz). 

6. Für die Kraftloſigkeit des Hypothekenbriefs bei der Briefhypothek gelten ſinngemäß die 
Ausführungen in § 1170 A 8. 
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Eine Geſamthypothek ſteht in den Fällen des 8 1163 den Eigentümern der 
belaſteten Grundſtücke gemeinſchaftlich zu ). 

Jeder Eigentümer ?) kann, ſofern nicht ein anderes vereinbart iſt s), ver- 
langen, daß die Hypothek an feinem Grundſtück auf den Teilbetrag ?), der 
dem Verhältniſſe des Wertes ſeines Grundſtücks zu dem Werte der ſämtlichen 
Grundſtücke entſpricht ), nach § 1132 Abſ 2 beſchränkt und in dieſer Beſchrän⸗ 
kung ihm zugeteilt wird?). Der Wert wird unter Abzug der Belaſtungen 
berechnet, die der Geſamthypothek im Range vorgehen 1). 

E II 1079; P 3 628f, 


1. Gehören die mit einer Geſamthypothek ($ 1132) belafteten Grundſtücke demſelben Eigen⸗ 
tümer, jo ſteht in den Füllen des § 1163 (Nichtentſtehung, Erlöſchen der Forderung; Nichtüber⸗ 
gabe des Briefs an den Gläubiger) die Geſamthypothek dem Eigentümer gemäß F 1177 Abf 1 
als Geſamtgrundſchuld an ſämtlichen Grundſtücken zu. Gehören die Grundſtücke verſchiedenen 
Eigentümern, ſo ſteht dieſen die Geſamthypothek als Geſamtgrundſchuld gemeinſchaftlich zu. 
Vollzieht ſich der Übergang nur für einen Teil der Geſamthypothek (3. B. bei teilweiſem Er⸗ 
löſchen der Forderung), jo hat die Reſthypothek den Vorrang vor dem Teil ($ 1176). Wenn ein 
Recht mehreren Perſonen gemeinſchaftlich zuſteht, finden nach 8 741, ſofern ſich nicht aus dem 
Geſetz „ein anderes“ ergibt, die Vorſchriften der 88 742—758 Anwendung. Ein anderes ergibt ſich, 
wenigſtens im allgemeinen, aus $ 1172 nicht. Folglich find auf dieſe Gemeinſchaft jene Vorſchriften 
anzuwenden (RG 60, 270; Jh 16, 345, gebilligt in R JW 1938, 323614). Die Grundſätze über 
die Gemeinſchaften zur geſamten Hand (Geſellſchaft, eheliche Gütergemeinſchaft, Erbengemein⸗ 
ſchaft) müſſen hier dagegen ausſcheiden; das Geſetz bietet für ihre Heranziehung keinen 
Anhalt; insbeſondere paßt die Begriffsbeſtimmung der Geſellſchaft im $ 705 (Geſellſchafts⸗ 
vertrag, Erreichung eines gemeinſamen Zweckes, Beiträge) nicht auf die Gemeinſchaft 
der Grundſtückseigentümer in Anſehung der auf fie übergegangenen Geſamthypothek (tr.). 
Aus 8 1172 Abſ 2 wird aber zu entnehmen fein, daß für die Anteile der Teilhaber hier 
„ein anderes“, als im $ 742 für den Zweifelsfall beſtimmt iſt, zu gelten hat. Hier iſt 
nämlich der Anteil eines jeden Teilhabers von vornherein gleich dem Teilbetrag der Hy⸗ 
pothek, der dem Verhältnis des Werts ſeines Grundſtücks zur Zeit der Entſtehung der 
Geſamtgrundſchuld zum Wert der ſämtlichen Grundſtücke unter Abzug der vorgehenden 
Belaſtungen bei den Wertberechnungen entſpricht, ſofern nicht ein anderes vereinbart 
it (Prot 3, 629). Nach $ 747 könnte nun an ſich jeder Teilhaber über feinen Anteil ver⸗ 
fügen, während über die Geſamtgrundſchuld im ganzen die Teilhaber nur gemeinſchaftlich 
zu verfügen befugt ſind (z. B. bei der Übertragung, Belaſtung, Inhaltsänderung, Aufhebung, 
Umwandlung in eine Hypothek für eine neue Forderung gemäß $ 1198, Umſchreibung 
der Grundſchuld auf die Namen der Eigentümer). Aber ohne eine vorherige Verteilung 
nach Maßgabe des Abſſ2 wird die Verfügung über einen Anteil nicht durchführbar fein, da 
dieſer nicht feſtſteht (tr. ING 16, 345, gebilligt in R JW 1938, 323614). Der einzelne Teil- 
haber kann auch die Grundſchuld nicht ohne Zuſtimmung der anderen Teilhaber auf ſeinem Grund⸗ 
ſtück löſchen laſſen, da hierin eine Verfügung über das Recht im ganzen, nämlich hin⸗ 
ſichtlich des Gegenſtandes der Haftung, enthalten iſt (fir). Wird die Geſamtgrundſchuld 
auf die Eigentümer umgeſchrieben, fo tft das nach § 1172 Abſ 1 eingetretene Gemein- 
ſchaftsverhältnis zu vermerken ($ 47 GBO). Gleiches wie nach $ 1172 gilt gemäß § 1175 
Abſ 1, 2 für die Fälle des Verzichts des Gläubigers auf die Geſamthypothek und der 
Ausſchließung des unbekannten Gläubigers ($ 1170) hinſichtlich aller belaſteten Grundſtücke 
ſowie für den Fall der als Befriedigung geltenden Ausſchließung nach § 1171 (dort A 5). Ab⸗ 
Gland beſtimmen die $$ 1173, 1174 für die dort behandelten Fälle der Befriedigung des 

aubigers. 

. 2. Jeder Eigentümer kann für ſich aus der Gemeinſchaft ausſcheiden und von den anderen 
Eigentümern verlangen (nötigenfalls mit Klage gegen fie: $ 894 ZPO), daß fie in die Beſchrän⸗ 
kung der Geſamtgrundſchuld (A 1) an ſeinem Grundſtück nach §S 1132 Abſ 2 auf den aus Abſ 2 
ſich ergebenden Teilbetrag willigen. Dieſer Teilbetrag entſpricht dem Anteil, den der Eigentümer 
von vornherein an der gemeinſchaftlichen Geſamtgrundſchuld hatte (A 1). Durch die Zuteilung, 
die im Wege dieſer Einwilligung erfolgt (88 1132 Abſ 2 Satz 2, 875), wird fein Teil ausgeſondert. 
Die Geſamtgrundſchuld wird an feinem Grundſtück zur Einzelgrundſchuld in Höhe des Teil 
betrags. Dieſe iſt auf ſeinen Namen im Grundbuch umzuſchreiben. Verlangen die übrigen 
Eigentümer (falls noch mehrere Grundſtücke belaſtet ſind) für ſich keine Verteilung auf ihre Grund⸗ 
ſtücke, ſo bleiben ſie in Höhe des Reſtbetrags gemeinſchaftliche Berechtigte der Geſamtgrundſchuld 
an ihren Grundstücken. Der abgetrennte Teil wird unter Vermerk des Ausſcheidens des Ausge⸗ 
ſonderten gelöſcht (88 1132 Abſ 2 Satz 2, 875). Ferner find die gegenſeitigen Mithaftvermerke 
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zu löſchen ($ 48 Abſ 2 G00). Iſt die Geſamtgrundſchuld verbrieft, ſo iſt für den Ausgeſonderten 
ein neuer Brief unter entſprechendem Vermerk auf dem bisherigen herzustellen ($ 64 GBO). 
Nach $ 1132 Abſ 2 Saß 2 finden auf die Zuteilung auch die 98 876 (Zuſtimmung eines an der Hypo⸗ 
thel berechtigten Dritten), 878 (Eintritt einer Verfügungsbeſchränkung) Anwendung. Wird die 
Geſamtgrundſchuld auf alle Grundſtücke verteilt, fo entſtehen Überall Einzelgrundſchulden für die 
Eigentümer. Bei einer verbrieften Geſamtgrundſchuld iſt jedem Eigentümer ein neuer Brief unter 
Vernichtung des bisherigen zu erteilen (58 59, 64, 69 G0). 

3. Wie gemäß $ 1132 Abſ 2 der Gläubiger die Geſamthypothek in beliebigen Beträgen auf 
die einzelnen Grundſtücke verteilen kann, ohne daß die Zuſtimmung der gleich" oder nachſtebenden 
Berechtigten erforderlich iſt, ſo können auch die Eigentümer als gemeinſchaftliche Gläubiger 
durch Zuſammenwirken die Verteilung der Geſamtgrundſchuld (A 1) beliebig beſtimmen. Sie 
konnen alſo auch hinſichtlich des Anſpruchs auf Zuteilung (A 2) unbeſchränkt durch andere Rechte 
an den belaſteten Grundſtücken etwas anderes vereinbaren, als im Abſ 2 vorgeſchrieben iſt. 
Aus einer ſolchen Vereinbarung ſteht jedem Eigentümer gegen die anderen ein Anſpruch auf 
Zuteilung (A2) gemäß der Vereinbarung zu. Zur dinglichen Wirkſamkeit bedarf die Vereinbarung 
der Eintragung gemäß den 88 877, 873, da fie den Beſtand der Anteilsrechte der Grundſchuldinhaber 
(A 1) betrifft (ſtr., ISO 11, 247). Eine vor der Entſtehung der (Eigentümer) Geſanitgrundſchuld 
getroffene Vereinbarung wirkt nur unter den Beteiligten, nicht auch gegenüber Sondernachfolgern 
im Eigentum. Eine Eintragung] der Vereinbarung bei der Hypothek, an der den Eigentümern zu 
dieſer Zeit noch kein Recht zuſteht, iſt unzuläſſig. Der Anſpruch der einzelnen Eigentümer aus der 
Vereinbarung kann auch nicht durch Eintragung einer Vormerkung geſichert werden, da er nicht 
unter 9883 fällt. Insbeſondere iſt er, was allein in Frage kommen könnte, nicht als ein bedingter 
Anſpruch auf tellweiſe Aufhebung eines Rechts am Grundſtück anzuſehen (ſtr.; 8 1163 A 3 „künftige 
Eigentümergrundſchuld“). 

4. Maßgebend für die Feſtſtellung des Wertes der Grundſtücke und des Umfangs der abzu⸗ 
ziehenden Belaſtungen ift die Zeit der Entſtehung der Geſamtgrundſchuld. Denn ſchon in dieſem 
Zeitpunkt hatte jeder Eigentümer einen Anſpruch auf Zuteilung des Teilbetrags, der ſich aus 
dem Verhältnis der Grundſtuckswerte unter Abzug der der Geſamtgrundſchuld im Range vor⸗ 
gehenden Belaſtungen ergibt (A 1). Dieſer Anſpruch kann ihm durch einſeitige Maßnahmen der 
anderen Eigentumer (z. B. Löſchungen vorgehender Belaſtungen auf ihren Grundſtücken) oder 
durch Veränderungen des Wertes nicht mehr verkümmert werden (ſtr.). Abzuziehen ſind nicht 
nur hypothekartſche Rechte einſchließlich von Eigentümergrundſchulden, und zwar Geſamthupo⸗ 
theken zum vollen Betrage, ſondern auch andere im Range vorgehende dingliche Rechte, ſoweit 
hierdurch der Belaſtungswert des Grundſtücks vermindert wird. Vormerkungen auf Einräumung 
ſolcher Rechte werden als bedingte Belaſtungen zu berückſichtigen ſein unter Vorbehalt ander⸗ 
welter Berechnung des Teilbetrags für den Fall, daß der geſicherte Anſpruch ſich als unbegründet 
erweiſt (ſtr.). Rangvorbehalte ($ 881) find keine Belaſtungen. 
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Befriedigt !) der Eigentümer eines der mit einer Geſamthypothek be- 
laſteten Grundſtücke 2) den Gläubiger, ſo erwirbt er die Hypothek an feinem 
Grundſtücke; die Hypothek an den übrigen Grundſtücken erliſcht ?). Der Be⸗ 
friedigung des Gläubigers durch den Eigentümer ſteht es gleich, wenn das 
Gläubigerrecht auf den Eigentümer übertragen wird) oder wenn ſich Forde⸗ 
rung und Schuld in der Perſon des Eigentümers vereinigen 5), 

Kann der Eigentümer, der den Gläubiger befriedigt, von dem Eigentümer 
eines der anderen Grundſtücke oder einem Rechtsvorgänger dieſes Eigen- 
tümers Erſatz verlangen ), fo geht in Höhe des Erſatzanſpruchs auch die Hypo- 
thek an dem Grundſtücke dieſes Eigentümers auf ihn über; ſie bleibt mit der 


Hypothek an feinem eigenen Grundftüde Geſamthypothek 7). 

E 1 1094 II 1080; M 3 730; B 3 632ff. 

1. Unter Befriedigung ſind alle Arten der freiwilligen Tilgung zu verſtehen: Zahlung ($ 362), 
Leiſtung an Erfüllungs Statt ($ 364), Hinterlegung (8 378), Aufrechnung ($ 389). Vgl. auch 
$ 1171 A 4, 5. Abweichende Vorſchriften enthalten die 55 1181 Abſ 2, 3, 1182 für den Fall der Be⸗ 
friedigung aus dem Grundſtück im Wege der Zwangsvollſtreckung. Eine Befriedigung des Gläubigers. 
im Sinne des $ 1173 und des $ 1181 (dort A1 Abſ 2) liegt nicht vor, wenn der Hypothekengläubiger 
das eine Grunbſtuck in der Zwangsverſteigerung erwirbt und die Hypothek als ein Teil des gering⸗ 
ſten Gebots (9 44 3 Bc) beſtehen bleibt (KJ 51, 301; aber A 5 a. E.). f 

2. Ob der den Gläubiger befriedigende Eigentümer eines der mit einer Geſamthypothek 
belaſteten Grundftüde zugleich perſönlicher Schuldner der Hypothekenforderung iſt oder 
nicht, iſt für die im $ 1173 beſtimmten Wirkungen der Befriedigung gleichgültig (8 1143 Abſ 2; 
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vgl. jedoch A 3). Iſt der Befriedigende der Eigentümer ſämtlicher belafteten Grundſtücke, 
ſo findet $ 1173 keine Anwendung. Wenn er zugleich perſönlicher Schuldner ift, erliſcht in dieſem 
Falle die Forderung; er erwirbt die Geſamthypothek gemäß den 98 1163 Abſ 1 Satz 2, 1177 Abſ 1 
als Geſamtgrundſchuld an allen Grundſtücken. Iſt er nicht perſönlicher Schuldner, ſo geht nach den 
$$ 1143, 401, 412, 1153, 1177 Abſſ 2 die Forderung mit der Hypothek auf ihn über, fo daß er eine 
wirkliche Geſamthypothek an allen Grundſtücken erlangt (RIA 11, 247; JFG 1, 497). Der Eigen- 
tümer kann in beiden Fällen die Grundſchuld oder Hypothek an dem einen Grundſtück löſchen, 
an dem andern beſtehen laſſen. Der Einheitlichkeit der Hypothek widerſpricht dies nicht (a. M. 
RIA 11, 246). Auch ſonſt kann ein Geſamthypothekar nach § 1175 auf die Hypothek an nur einem 
Grundſtück verzichten ($ 1175 A 3). Befriedigen alle (voneinander verſchiedenen) Eigen 
tümer der belaſteten Grundſtücke den Gläubiger gemeinſam, jo kommt $ 1173 ebenfalls nicht 
zur Anwendung. Vielmehr gilt dann $ 1172 Abſ 1 (dort A 1), es ſei denn, daß jeder Eigentümer 
einen beſonderen Teilbetrag für ſich allein zahlt. Durch eine ſolche Zahlung erwirbt nach § 1173 jeder 
Eigentümer ebenſo, wie wenn der Eigentümer eines der Grundſtücke den Gläubiger zum 
Teil befriedigt, die Hypothek in Höhe des gezahlten Teiles an ſeinem Grundſtück; die Hypothek 
erliſcht in Höhe dieſes Teils an den anderen Grundſtücken, ſoweit nicht ein Erſatzanſpruch gegen 
die anderen Eigentümer beſteht (Abſ 2). — Haben mehrere Miteigentümer eines Grund- 
ſtücks je für ſich an ihren Anteilen für dieſelbe Forderung Hypothek beſtellt ($ 1114) oder iſt ein 
mit einer Hypothek belaſtetes Grundſtück von dem bisherigen Alleineigentümer auf mehrere 
Miteigentümer übergegangen, fo iſt eine Geſamthypothek entſtanden ($ 1132 A 1), für die bei 
der Anwendung des $ 1173 nichts Beſonderes gilt. Befriedigt alſo ein Miteigentümer für ſich 
allein aus eigenen Mitteln in eigenem Namen den Gläubiger, ſo findet je nach ſeinen Rechts⸗ 
beziehungen zu dem andern Miteigentümer das in A3 oder das in A 6,7 Bemerkte Anwendung 
mit der Maßgabe, daß an die Stelle des befriedigenden Eigentümers des einen Grundſtücks der 
befriedigende Miteigentümer mit ſeinem Miteigentumsanteil und an die Stelle des andern 
Grundſtücks der Miteigentumsanteil des andern Miteigentümers zu ſetzen iſt. Einen Beiſpielsfall 
dieſer Art bietet Ich 1, 482: Zwei Perſonen hatten ein Grundſtück je zur Hälfte käuflich erworben 
und dabei eine auf dem Grundſtück laſtende Hypothek als Geſamtſchuldner übernommen; dann 
wurde die Hypothek von dem einen Erwerber allein in eigenem Namen getilgt; $ 1173 iſt hier als 
mindeſtens ſinngemäß anwendbar erklärt worden mit der Rechtsfolge, daß der zahlende Mit- 
eigentümer die Hypothek auf ſeinem Miteigentumsanteil als Eigentümergrundſchuld und zugleich 
wegen ſeines Ausgleichsanſpruchs gegen den andern Miteigentümer nach § 426 in Höhe dieſes 
Anſpruchs als Hypothek auf dem andern Miteigentumsanteil erworben habe. Einen weiteren 
recht verwickelten Beiſpielsfall behandelt Rh Seuffll 88 Nr 122: Ein Miteigentümer zur Hälfte, 
der eine auf dem ganzen Grundſtück laſtende Hypothek bei der Erſteigerung der Grundſtückshälfte 
des andern Miteigentümers nach den Verſteigerungsbedingungen als beſtehenbleibend übernom⸗ 
men und demnächſt getilgt hatte, wurde von dem früheren Eigentümer der verſteigerten Hälfte 
in Anſpruch genommen; die Frage, aus weſſen Grundſtückshälfte der Hypothekengläubiger be- 
friedigt worden ſei, wurde nach den beſonderen Umſtänden des Falles zu Gunſten des Klägers 
entſchieden. Haben die Miteigentümer eine Hypothek einheitlich an dem ganzen Grundſtück beſtellt, 
ſo iſt ebenfalls eine Geſamthypothek entſtanden ($ 1132 A 4; $ 1163 A 6). Auch in dieſem Falle 
it daher $ 1173 anwendbar (RG 146, 363; HAN 1931 Nr 1134). 

3. Der befriedigende Eigentümer erwirbt die Hypothek an feinem Grundſtück kraft Ge⸗ 
ſetzes, ohne daß es einer Umſchreibung der Hypothek auf ſeinen Namen bedarf. Zugleich erliſcht 
die Hypothek an den übrigen Grundſtücken kraft Geſetzes, ohne daß (wie im Falle der rechts- 
geſchäftlichen Aufhebung der Hypothek nach den 58 875, 1183) die Zuſtimmung der anderen Eigen⸗ 
tümer oder die Löſchung erforderlich iſt. Dies gilt auch dann, wenn der Befriedigende den anderen 
Eigentümern gegenüber zur Bewirkung der Befriedigung verpflichtet war. Die im $ 1173 Abſ 1 
bezeichneten Rechtsfolgen treten ein ohne Rückſicht auf den Beweggrund und den Zweck, die der 
zahlende Eigentümer eines der mit der Geſamthypothek belaſteten Grundstücke mit der Befriedi⸗ 
gung des Gläubigers verfolgte; auf das Erlöſchen der Haftung der übrigen Grundſtücke hat es 
insbeſondere keinen Einfluß, ob der zahlende Eigentümer bei ſeiner Leiſtung den inneren Willen 
Jatte, in feiner Eigenſchaft als Eigentümer zu zahlen, oder ob er etwa in Erfüllung einer einem 
Dritten gegenüber eingegangenen ſchuldrechtlichen Verpflichtung zur Abfindung des Hypotheken⸗ 
Corbigers und zum Erwerb der Hypothek wie ein Nichteigentümer handeln wollte (RG 157, 297). 

oweit kein Erſatzanſpruch nach g 1173 Abſ2 in Frage kommt, wird alſo die Hypothek ſtets zur Einzel 
hypothek an dem Grundſtück des Befriedigenden für dieſen. An den übrigen Grundſtücken ent⸗ 
ſteht keine Eigentümerhypothek; vielmehr ruͤcken kraft des Erlöſchens der Hypothek die nachſtehenden 
v erechtigten vor. Dieſe Berechtigten und die übrigen Eigentümer konnen vom Gläubiger gemäß 

en 55 884 ff. Zuſtimmung zur Berichtigung des Grundbuchs durch Löſchung verlangen. Formell⸗ 
rechtlich iſt aber zur Begründung des Antrags auf Löſchung ($ 13 EBD), obwohl die Hypothek be⸗ 
(ans erloſchen iſt und eine Eigentümerhypothek nicht entſteht, nach der Ordnungsvorſchrift des $ 27 
Bd, die unterſchiedslos zu jeder Hypotheklöſchung die Zuſtimmung des Eigentümers erfordert, die 
Zuſtimmungserklärung des betreffenden Eigentümers in der Form des § 29 GBO dem Grund- 
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buchamt vorzulegen (KG 24 A 135; 25 A 318; RA 11, 155; auch RG 72, 367). — Der Befrie⸗ 
digende erwirbt die Hypothek, und zwar im vollen Betrage, gemäß den 88 1163 Abſ 1 Satz 2, 1177 
Abſe 1 als Grundſchuld, wenn er zugleich perſönlicher Schuldner iſt (A 2); andernfalls geht nach 
$ 1143 Abj 1 auch die Forderung auf ihn über, und er erlangt damit (89 1153, 1177 Abſ 2) die 
Hypothek als wirkliche Hypothek (KJ 51, 287). Läßt der Eigentümer die Hypothek auf ſeinen 
Namen umſchreiben, ſo iſt zugleich der Vermerk über die Mitbelaſtung der übrigen Grundſtücke 
von Amts wegen zu löſchen (9 48 Abſ 2 GBO). Zur Umſchreibung genügt die formgerechte ($ 2% 
GB) Quittung des Gläubiger über den Empfang der Zahlung durch den Eigentümer. Der 
Fall einer nur teilweiſen Befriedigung des Gläubigers iſt ſchon in A 2 beſprochen. Die Reſthypothek 
des Gläubigers hat in dieſem Falle gemäß $ 1176 den Vorrang vor der auf den Eigentümer über⸗ 
gehenden Teilhypothek. — Der Regelſatz, daß die Hypothek an den übrigen Grundſtücken erliſcht, gilt 
nach $ 1173 Abſ 2 nicht, wenn und ſoweit dem Befriedigenden ein Erſatzanſpruch gegen die übrigen 
Eigentümer zuſteht (A 7). Mit Rückſicht hierauf genügt die löſchungsfähige Quittung des Gläu⸗ 
bigers allein zur Löſchung der Hypothek auf den übrigen Grundſtücken nicht (RIA 3, 96; OLG 
12,259; 18, 178, KJ 28A 138; a. M. RIA 4, 267). Vielmehr iſt zur Rechtfertigung des Löſchungs⸗ 
antrags ein Anerkenntnis des befriedigenden Eigentümers, daß ihm ein Erſatzanſpruch nicht zu⸗ 
ſtehe, beizubringen oder ſonſt dem Grundbuchamt nachzuweisen, daß der Vefriedigende nicht 
Erſatz verlangen kann. 

4. Der geſetzgeberiſche Grund, weshalb die Übertragung des Gläubigerrechts auf einen der 
Eigentümer der Befriedigung des Gläubigers durch den Eigentümer gleichgeſtellt worden 
iſt,liegt darin, daß eine ſolche Befriedigung ſich gewöhnlich in den Formen der Abtretung volle 
zieht (Prot 3, 634; OLG 9, 317; 26, 192). Ob aber im Einzelfalle die Übertragung durch 
Rechtsgeſchäft (z. B. Abtretung gemäß $ 1154) erfolgt oder kraft Geſetzes (z. B. Beerbung 
des Gläubigers durch einen der Eigentümer, der nicht zugleich perſönlicher Schuldner ift), 
macht für die Anwendbarkeit des § 1173 Abſ 1 Satz 2 keinen Unterſchied. Auch in den 
Fällen des geſetzlichen Übergangs erlangt der Gläubiger eine Einzelhypothek an ſeinem Grund⸗ 
ſtück, während die Hypothek an den anderen Grundſtüͤcken erliſcht, ſofern nicht Abſ 2 Platz greift 
(A3). Dagegen liegt ein Fall des Abf1 Satz 2 nicht vor, wenn ein Eigentümer, nachdem ſein 
Grundſtück aus der Pfandhaft für die Geſamthypothek entlaſſen und dieſe auf ſeinem Grundſtück 
gelöſcht iſt, die Hypothek gegen Befriedigung des Gläubigers übertragen erhält. Denn nach der 
Enthaftung beſtand die Geſamthypothek an ſeinem Grundſtück nicht mehr. Hier erliſcht daher 
die Hypothek an dem andern (mithaftenden) Grundſtück nicht (NG 81, 85). War der Zahlende 
gegenüber dem andern Eigentümer, der perſönlicher Schuldner war, zur Zahlung verpflichtet 
(4. B. nach 9 415 Abſ 3, weil er das früher ebenfalls dem andern gehörige Grundſtück unter Schuld⸗ 
übernahme erworben hatte), ſo iſt in der Regel anzunehmen, daß er für den andern zahlt; die 
Hypothek wird dann unter Erlöſchen der Forderung zur Eigentümergrundſchuld (RG 81, 85). 
Lag dem Zahlenden eine ſolche Verpflichtung nicht ob, ſo erwirbt er die Hypothek an dem andern 
Grundſtück als Hypothek für die beſtehenbleibende Forderung. War er ſelbſt der perſönliche Schuld⸗ 
ner, jo wird die Hypothek am andern Grundſtück zur Eigentümergrundſchuld, ſofern nicht 9 1164 
Anwendung findet. Die Rechtsfolgen des $ 1173 treten nicht ein, wenn der Gläubiger die Geſamt⸗ 
hypothek einem der belaſteten Eigentümer (Miteigentümer) auf Verlangen aller, die das Entgelt 
ge meinſchaftlich zahlen, überträgt und die perſönliche Forderung infolge des gleichzeitigen Eintritts 
eines neuen Schuldners an Stelle der Eigentümer erhalten bleibt (NG HRR 1933 Nr 1656). 
Ferner liegt ein Fall der Übertragung des Gläubigerrechts auf den Eigentümer nicht vor, wenn der 
Gläubiger das Eigentum an einem der Grundſtlcke erwirbt (RG 77, 149; K GJ 51, 301; aber A 5, 
insbeſondere für den Fall des Zuſchlags im Zwangsverſteigerungsverfahren). 

5. Gleiches wie in A 4 gilt im Falle der Vereinigung von Forderung und Schuld in der Perſon 
eines der Eigentümer, der zugleich perſönlicher Schuldner iſt (Seuff A 66, 272), z. B. wenn der 
Eigentümer (Schuldner) den Glaubiger oder dieſer jenen beerbt. Wird dagegen einer der Eigen⸗ 
tümer, der nicht perſönlicher Schuldner ift, vom Gläubiger beerbt (wegen des umgekehrten Falles 
A 4) oder erwirbt der Gläubiger ſonſt (z. B. durch Auflaſſung) nachträglich das Eigentum eines der 
Grundſtücke, ohne in die perſönliche Schuld einzutreten, jo findet $ 1173 keine Anwendung 
(Ach 77, 149). Der Gläubiger behält vielmehr ſowohl ſeine Forderung (gegen den perſön⸗ 
lichen Schuldner) als auch die Geſamthypothek; nur iſt für ſeine Hypothek an dem erworbenen 
Grundſtück 51177 Abſ 2 maßgebend. Auch dann iſt $ 1173 Abf 1 unanwendbar, wenn der Gläu⸗ 
biger, um die Anwendung dieſer Vorſchrift zu vermeiden, zunächſt die Hypothek durch Abtretung 
von dem bisherigen Gläubiger erwirbt und ſich dann die Auflaſſung eines der belaſteten Grund⸗ 
ſtücke, das er bereits vor der Abtretung gekauft hatte, erteilen läßt. Denn auch hier liegt keiner der 
beiden Falle vor, die allein der Befriedigung durch den Eigentümer gleichgeſtellt ſind. In den 
1 zu denen der Glaubiger berechtigt war, iſt auch nicht etwa eine Geſetzesumgehung 
zu finden (RG 77, 152). Wenn aber der Hypothekengläubiger eines der Grundſtücke durch Zu⸗ 
ſchlag im Zwangsverſteigerungsverfahren erwirbt, die Hypothek als ein Teil des geringſten Ge⸗ 
bots (544 386) beſtehenbleibt und der Vollſtreckungsſchuldner (bisherige Eigentümer) perſön⸗ 
licher Schuldner der Hypothekenforderung ift, fo tritt Vereinigung der Forderung und Schuld 
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im Sinne des § 1173 Abſ 1 Satz 2 ein. Denn nach 853 Abi 1 3G übernimmt der Hypotheken- 
gläubiger als Erſteher die Schuld; da er zugleich der Gläubiger iſt, hat er auch ohne weiteres 
als die Schuldübernahme im Sinne des $416 BGB genehmigend zu gelten. Die Hypothek an 
dem erworbenen Grundſtück wird daher zur Eigentümergrundſchuld, während fie an den übrigen 
mithaſtenden Grundſtücken erlischt (A3). Iſt dagegen nicht der Vollſtreckungsſchuldner, ſondern 
ein anderer der perſönliche Schuldner, ſo tritt eine Vereinigung von Forderung und Schuld nicht ein, 
da g 53 auf dieſen Fall keine Anwendung findet; der Gläubiger behält alſo ſowohl feine Forderung 
als auch ſeine Geſamthypothek. Dasſelbe gilt auch dann, wenn der Vollſtreckungsſchuldner dem 
perſönlichen Schuldner gegenüber zur Befriedigung des Gläubigers verpflichtet iſt, wenn er z. B. 
beim Erwerb des Grundſtücks die Hypothek gegenüber feinem Beſitzvorgänger, welcher der per⸗ 
ſönliche Schuldner iſt, übernommen, der Gläubiger aber die Schuldübernahme nicht genehmigt 
hatte ($ 415 Abſ 3). Denn auf dieſen Fall findet $ 53 ZG, der ſich nur über die Hypothekenſchuld, 
des Vollſtreckungsſchuldners verhält, keine Anwendung (ftr.). Wollte man aber unter entſprechender 
Anwendung dieſer Vorſchrift annehmen, daß der Hypothekengläubiger (Erſteher) als in die Ver⸗ 
bindlichkeit des Vollſtreckungsſchuldners eingetreten zu gelten hatte, ſo würden doch die Hypo⸗ 
thekenforderung und dieſe Verbindlichkeit ſich nicht decken (KJ 51, 302; vgl. auch RG 89, 77). 
Alles dies gilt auch für die Geſamthypothet an Eigentumsbruchteilen (8 1132 A 1, 4; 81173 A 2; 
JW 1933, 23435). 

6. Die Fälle, in denen der befriedigende Eigentümer von einem der anderen Eigentümer oder 
deſſen Rechtsvorgänger Erſatz verlangen kann, find erörtert in 9 1164 A 2, 3. Auszuſcheiden 
find auch hier die Fälle, in denen der befriedigende Eigentümer und der oder die anderen Eigen⸗ 
tümer zugleich perſönliche Geſamtſchuldner ſind oder jener der Bürge, dieſe die Mitbürgen 
oder die Hauptſchuldner find (ſtr.; a. M. OLG 9, 317). Befriedigt der Bürge⸗Eigentümer den 
Gläubiger, ſo geht die Forderung des Gläubigers gegen den Hauptſchuldner⸗Eigentümer gemäß 
$ 774 auf ihn Über und damit nach den 98 401, 412, 1153 auch die Hypothek, fo daß er nunmehr 
Gläubiger der für die urſprüngliche Forderung beſtehenden Geſamthypothek iſt mit der Maßgabe, 
daß auf die Hypothek an feinem Grundſtück § 1177 Abſ 2 Anwendung findet. Sind die mehreren 
Eigentümer zugleich perſönliche Geſamtſchuldner und ſteht dem befriedigenden Eigentümer ein 
Ausgleichungsanſpruch gegen die anderen Eigentümer zu, jo geht gemäß den 99 426 Abſ2, 401, 412, 
1153 in Höhe des Ausgleichungsanſpruchs die Hypothek als Teil⸗Geſamthypothek für den auszu⸗ 
gleichenden Teil der urſprünglichen Forderung auf ihn über, während im übrigen die Forderung 
erliſcht und die Hypothek nach den 8 1173 Abſ 1 Satz 1, 1177 Abſ 1 von ihm als Teil-Einzelgrund⸗ 
chuld an ſeinem Grundſtück erworben wird, an den anderen Grundſtücken aber erliſcht. Die Teil- 
Geſamthypothek, deren Gläubiger nunmehr der Befriedigende iſt, hat an ſeinem Grundſtück ge⸗ 
mäß 8 1176 den Vorrang vor der Teil⸗Einzelgrundſchuld. Sind die mehreren Eigentümer Mit- 
bürgen, fo erwirbt der befriedigende Mitbürge⸗Eigentümer gemäß den 88 774 Abſ 1, 401, 412, 
1153 die Forderung mit der Hypothek; die Hypothek bleibt unverändert Geſamthypothek für 
die urſprüngliche Forderung mit der Maßgabe, daß auf die Hypothek an ſeinem Grundſtück $ 1177 
Abſſ2 Anwendung findet; in ſchuldrechtlicher Hinſicht können ihm die Mitbürgen gemäß den 88 774 
Abſ 2, 426 haften. Danach bleiben tatſächlich nur wenige Fälle übrig, in denen ein Erſatzanſpruch im 
Sinne des $ 1173 Abſ 2 gegeben ſein kann. Ein Hauptfall (MG 81, 71; RIA 3, 96; 4, 267; OLG 12, 
259; KJ 47, 215) wird folgender fein: Der Eigentümer, der zugleich perſönlicher Schuldner iſt, 
veräußert eine Parzelle ſeines Grundſtücks. Der Erwerber übernimmt die Hypothek „in Anrech⸗ 
nung auf den Kaufpreis“ (eine immer noch übliche Ausdrucksweiſe, die eigentlich für das BGB nach 
9 416 nicht mehr paßt). Die Hypothek wird auf die abgeſchriebene Parzelle übertragen und damit 
zur Geſamthypothek. Der Gläubiger genehmigt die Schuldübernahme nicht, ſo daß der Veräußerer 
Schuldner bleibt (88 415, 416). Dieſer befriedigt demnächſt den Gläubiger. Ihm ſteht dann ein 
Erſatzanſpruch im Sinne des § 1178 Abſ 2 gegen den Erwerber der Parzelle zu. Ein Erſatz⸗ 
anſpruch kann aber auch erſt nach der Entſtehung der Geſamthaft der Grundſtücke und ohne er- 
kennbare Beziehung zum Eigentum an dem Grundſtück des Erſatzpflichtigen begründet worden 
fein. So liegt die Sache z. B., wenn einem den Gläubiger wegen Hypothekenzinſen be⸗ 
friedigenden Eigentümer ein Erſatzanſpruch gegen den Eigentümer des andern Grundſtücks 
zuſteht, weil dieſer in einem Pachtvertrag über das Grundſtück jenes Eigentümers ſich zur 
Zahlung der Hypothekenzinſen verpflichtet hat (KJ 47, 216). Ferner iſt ein Erſatzanſpruch, 
gegeben, wenn der Eigentümer des anderen Grundſtücks, der früher beide Grundſtücke beſeſſen 


hatte, dem befriedigenden Eigentümer gegenüber, der ſein Grundſtück von ihm erworben hatte,, 


zur Löſchung der Hypothek auf deſſen Grundſtück vertraglich verpflichtet war (Od 20, 102). 


7. Die Beſtimmung, daß in Höhe des Erſatzanſpruchs auch die Hypothek an Sen Grund: 
ſtüct des andern Eigentümers auf den befriedigenden Eigentümer übergeht und mit 


der Hypothek an dem Grundſtück des befriedigenden Eigentllmers Geſamthypsthek bleibt, 
hat folgende Bedeutung: Soweit dem befriedigenden Eigentümer ein Ersatzanspruch. im 
Sinne des Abi 2 (A 6) gegen den (oder die) anderen Eigentümer zuſteheß ritt kraft 
Geſetzes an die Stelle der durch die Geſamthypothek urſprünglich geſicherten Forderung 
der Erſatzanſpruch in die hypothekariſche Sicherung ein. Der befriedigenbe Eigentümer 
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erwirbt die Hypothek als Geſamthypothek für den Erſatzanſpruch (RG 81, 
71), und zwar auch an ſeinem eigenen Grundſtück, hier jedoch mit der Maßgabe, daß 
§ 1177 Abſſ2 Anwendung findet. Alle anderen Meinungen ($ 1182 A 3) über die Bedeutung 
des Abſ 2, zum Teil auf unrichtiger Auffaſſung des im Abj 2 gemeinten Erſaßanſpruchs beruhend, 
ſind abzulehnen. Unzutreffend iſt insbeſondere die Anſicht, die Hypothek werde an dem Grund⸗ 
ſtück des befriedigenden Eigentümers, wenn dieſer zugleich perſönlicher Schuldner ſei, gemäß 
den $$ 1163 Abſ 1 Satz 2, 1177 Abſ 1 zur Grundſchuld, andernfalls beſtehe fie fort als Hypothek für 
die gemäß $ 1143 Abſ 1 durch Befriedigung des Gläubigers auf den Eigentümer übergehende ur- 
ſprüngliche Hypothekenforderung. Nach der eindeutigen Faſſung des Geſetzes bleibt die Hypothek 
mit der Hypothek an dem eigenen Grundſtück des Befriedigenden Geſamthypothek. Dieſe Beſtim⸗ 
mung enthält nur eine aus dem Weſen einer Geſamthypothek ſich ergebende Beſchränkung des auf 
den Erſatzberechtigten übergehenden hypothekariſchen Rechts zum Schutze gleich- oder nachſtehender 
Rechte (Denkſchrift zu $ 1156 der Reichstagsvorlage). Eine Geſamthypothek kann aber nicht teils 
Hypothek für eine Forderung, teils Grundſchuld ſein; ſie kann auch nicht für eine Forderung an 
dem einen Grundſtück und für eine andere Forderung an dem andern Grundſtück beſtehen ($ 1132 
A 2, 3). Vielmehr muß ihr einheitlich eine und dieſelbe Forderung zugrunde liegen. Dieſe Forde⸗ 
rung kann nur die Erſatzforderung fein. Denn die urſprüngliche Forderung ift, wenn der erſatz⸗ 
berechtigte Eigentümer zugleich perſönlicher Schuldner iſt, durch die Befriedigung des Gläubigers 
erloſchen (nämlich in den Fällen, in denen wirklich ein Erſatzanſpruch im Sinne des Abſ 2 beſteht: 
A 67 51164 A 1, 2). Das Geſetz macht auch für den Übergang der Hypothek als Geſamthypothek 
an beiden Grundſtücken keinen Unterſchied, je nachdem ob der Erſatzberechtigte zugleich perſönlicher 
Schuldner iſt oder nur dinglich haftet (Prot 3, 624ff.). Perſönlicher Schuldner der Erſatz⸗Hypothe⸗ 
kenforderung, auch bei der Hypothek am Grundſtück des Befriedigenden, iſt der andere Eigentümer 
(R 81, 71). — Erreicht der Erſatzanſpruch nicht den ganzen Betrag der urſprüng⸗ 
lichen Forderung, fo geht nach den 98 1173 Abſ 1 Satz 1,1177 Abſ 1 der überſchießende Teil der 
Hypothek, unter Erlöſchen an den übrigen Grundſtücken, als Teil⸗Einzelgrundſchuld auf den Be⸗ 
friedigenden über. Dieſe Teil-Einzelgrundſchuld fteht am Grundſtück des Befriedigenden der Teil⸗ 
Geſamthypothek gemäß § 1176 im Range nach, da der Befriedigende als neuer Gläubiger 
der (nur mit anderer Forderung verſehenen) Geſamthypothek bezüglich des Reſtteils anzuſehen iſt. 
Erſtreckt ſich die dem Erſatzanſpruch zugrunde liegende Verpflichtung nur auf die Zahlung von 
Hypothekenzinſen (A6 a. E.), jo geht, wenn der Erſatzanſpruch wegen Befriedigung des 
Gläubigers hinſichtlich der Zinſen beſteht, ebenfalls die Hypothek an dem anderen Grundſtück als 
Hypothek für die Erſatzforderung auf den erſatzberechtigten Eigentümer über. Dieſe Hypothek 
ſtellt fi) als Hypothek für eine Hauptſchuld, nicht als Hypothek für Zinſen dar, da die Erſatzforde⸗ 
rung auch hier an die Stelle der Zinsforderung tritt (KJ 47, 216). — Der Eigentümer, der 
zugleich perſönlicher Schuldner iſt und dem im Falle der Befriedigung des Gläubigers ein Erſatz⸗ 
anſpruch im Sinne des Abſ2 gegen den (oder die) anderen Eigentümer zuſtehen würde, wird 
nach Maßgabe des § 1165 von feiner perſönlichen Schuld frei, wenn der Geſamthypo⸗ 
thekengläubiger über die Hypothek an dem (oder an einem) andern Grundſtück den Erſatz⸗ 
anſpruch beeinträchtigende Verfügungen der im 9 1165 bezeichneten Art (z. B. Ver⸗ 
zicht auf die Hypothek am Grundftüd des erſatzpflichtigen Eigentümers oder Einräumung 
des Vorrangs für nachſtehende Hypotheken) trifft (Prot 3, 636; RG 89, 79). Iſt dagegen 
der im Falle der Befriedigung des Gläubigers erſatzberechtigte Eigentümer nicht zugleich 
perſönlicher Schuldner, jo kann $ 1165 keine Anwendung finden. Denn dieſe Vorſchrift iſt, 
ähnlich wie § 776 zum Schutz des Bürgen dient, zum Schuß des dem Hypothekengläubiger per⸗ 
ſönlich mithaftenden Schuldners gegeben und daher unanwendbar, wenn zwiſchen dem Erſatz⸗ 
berechtigten und dem Hypothekengläubiger kein perſönliches Schuldverhältnis beſteht. Der 
Geſamthypothekengläubiger kann in dem ihm nach $ 1132 zuſtehenden Recht, nach ſeinem Be⸗ 
lieben ſich an eines der ihm haftenden Grundſtücke zu halten und das andere ganz oder zum Teil 
freizugeben, nicht dadurch beſchränkt ſein, daß im Falle ſeiner Befriedigung durch einen der Eigen⸗ 
tümer dieſem ein Erſatzanſpruch gegen den andern Eigentümer zuſtehen würde. Er verliert daher 
durch eine ſolche Verfügung über die Hypothek an dem einen Grundſtück (z. B. Verzicht auf die 
Hypothek) nicht fein dingliches Recht an dem einem etwa erſatzberechtigten Eigentümer gehörigen 
andern Grundſtück (RG Jg 1913, 1149). Mithin wird auch dann, wenn der erſatzberechtigte 
Eigentümer zugleich perſönlicher Schuldner iſt, der Umfang der dinglichen Haftung dieſes 
Eigentümers nicht durch nachteilige Verfügungen über die Hypothek an dem andern Grundſtück ver⸗ 
mindert; der Eigentümer kann alſo auch nicht auf Grund ſolcher Verfügungen die völlige oder teil» 
weise Löſchung der Hypothek oder einen Verzicht auf die Hypothek an ſeinem Grundſtück nach $ 1169 
verlangen. Auch ein Schadenserſatzanſpruch, der zur Aufrechnung geftellt werden könnte, iſt mit 
Rückſicht auf die dem Geſamthypothekengläubiger nach $ 1132 zuſtehenden Rechte zu verneinen 
(ſtr.; a. M. anſcheinend R 74, 213). — It der Erſatzpflichtige nicht Alleineigentümer, ſondern nur 
. des andern Grundſtücks, jo geht die Hypothek nur an feinem Anteil über (KGJ 
47, 216). 8 
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8 1174 


Befriedigt der perſönliche Schuldner den Gläubiger, dem eine Gefamt- 
hypothek zuſteht !), oder vereinigen ſich bei einer Geſamthypothek Forderung 
und Schuld in einer Perſon, jo geht, wenn der Schuldner nur von dem Eigen- 
tümer eines der Grundſtücke oder von einem Nechtsvorgänger des Eigen- 
tümers Erſatz verlangen kann ), die Hypothek an dieſem Grundſtück auf ihn 
über; die Hypothek an den übrigen Grundſtücken erliſcht 2). 


Iſt dem Schuldner nur teilweiſe Erſatz zu leiſten und geht deshalb die Hypo⸗ 
thek nur zu einem Teilbetrag auf ihn über, ſo hat ſich der Eigentümer dieſen 
Betrag auf den ihm nach § 1172 gebührenden Teil des übrigbleibenden Be- 
trags der Geſamthypothek anrechnen zu laſſen 3). 

E II 1081; P 3 031, 630ff. 

1. $ 1174 regelt in Ergänzung des $ 1164 die Wirkungen einerſeits der Befriedigung eines 
Weſamthypothelengläubigers durch den perſönlichen Schuldner, der nicht zugleich Eigen⸗ 
tümer eines der mit der Geſamthypothek belaſteten Grundſtücke iſt, anderſeits der Vereinigung 
der Forderung und Schuld in einer Perſon bei einer Geſamthypothek, die auch hier (vgl. $ 1164 
Abſ 2) der Befriedigung gleichgeſtellt iſt. Dieſe ergänzende Regelung bezieht ſich auf den Fall, 
daß der Schuldner nur von dem Eigentümer eines der Grundſtücke oder von deſſen Rechts⸗ 
vorgänger Erſatz verlangen kann. Was das Geſetz unter Befriedigung, Erſatzanſpruch, Vereini⸗ 
gung von Forderung und Schuld verſteht, iſt im § 1164 A 1—4 dargelegt. Iſt der perſönliche 
Schuldner zugleich Eigentümer eines der belaſteten Grundſtücke, jo findet nicht $ 1174, 
ſondern $ 1173 Anwendung ($ 1173 A 2, 3). Hat der perfönliche Schuldner, der nicht zu⸗ 
gleich Eigentümer iſt, überhaupt keinen Erſatzanſpruch, ſo liegt ebenfalls kein Fall 
des § 1174 vor; vielmehr ſteht die Geſamthypothek, da die Forderung nach § 1163 Abſ 1 
Satz 2 durch die Befriedigung des Gläubigers erliſcht, gemäß $ 1172 Abſ 1 den Eigen⸗ 
tümern der mit der Geſamthypothek belaſteten Grundſtücke gemeinſchaftlich zu, und zwar 
als Geſamtgrundſchuld ($ 1172 A 1). Kann der befriedigende perſönliche Schuldner, der 
nicht zugleich Eigentümer iſt, von allen Eigentümern Erſatz verlangen, jo trifft nicht $ 1174 
zu, ſondern $ 1164, der inſoweit auch für die Geſamthypothek gilt, in Verbindung mit $ 1172 Abſ 1: 
In Höhe des Erſatzanſpruchs wird die urſprünglich für die befriedigte Forderung haftende ‚Ser 
ſamthypothek zur Geſamthypothek ($ 1132) für die Erſatzforderung gegen bie erſatzpflichtigen 
Eigentümer als die Schuldner der Erſatz-Hypothekenforderung und geht fo auf den bisherigen 
Schuldner über ($ 1164 A 2); in Höhe des überſchießenden Betrags wird die Hypothek gemein- 
ſchaftliche Teil⸗Geſamtgrundſchuld der Eigentümer (8 1172 A 1). 

2. In dem ſonach von $ 1174 allein betroffenen Falle, daß durch Befriedigung ſeitens des 
lediglich) perſönlichen Schuldners oder durch Vereinigung von Forderung und Schuld ein Er⸗ 
ſatzanſpruch nur gegen einen (oder einige) der Eigentümer der mit der Geſamthypothek belaſteten 
Grundſtücke oder deſſen Rechtsvorgänger ausgelöſt wird, geht die Hypothek an dem Grundſtütt 
ves erſatzpflichtlgen Eigentümers als Einzelhypothek (wenn mehrere Eigentümer, jedoch 
nicht alle, erſatzpflichtig find, als Geſamthypothek) für die an die Stelle der urſprünglichen 
Forderung tretende Erſatzforderung (51164 A 2; 81173 A 7) kraft Geſetzes auf den bis⸗ 
gerigen Schuldner über, während fie an den übrigen Grundſtücken kraft Geſetzes, ohne daß es 
einer Löſchung bedarf (§ 1173 A 9), erliſcht. Befriedigt der perſönliche Schuldner den Geſamt⸗ 
ypothekengläubiger nur zum Teil, jo gilt für dieſen Teil hinſichtlich des Übergangs am Grund⸗ 
ſtück des erſatzpflichtigen Eigentümers und hinſichtlich des Erlöſchens an den übrigen Grundſtücken 
dasſelbe. Die Reſthypothel des Gläubigers an jenem Grundſtück geht nach $ 1176 der Teil- 
hypothek des Schuldners im Range vor. Dabei ift für beide Fälle (volle oder teilweiſe Befriedi⸗ 
gung) vorausgeſetzt, daß der Schuldner in ganzer Höhe des gezahlten (oder durch Vereinigung von 
Forderung und Schuld erloſchenen) Betrags Erſatz verlangen kann. Beſchränkt ſich ſein Erſatz⸗ 
anſpurch auf einen Teilbetrag, ſo wird in Höhe des überſchießenden Betrags die Hypothek gemäß 
31172 Abs 1 zur gemeinſchaftlichen Geſamtgrundſchuld der Eigentümer. Ferner findet auf dieſen 
Fall Abſ 2 Anwendung. — Dem befriedigenden Schuldner ſtehen nach dem auch hier anzuwenden⸗ 
er $ 1167 die Rechte aus den $$ 1144, 1145 (zwecks Grundbuchberichtigung) zu. Ferner find die bei 
der Einzelhypothek zum Schutz des perſönlichen Schuldners in den $$ 1165, 1166 gegebenen Vor⸗ 
ſchriſten hier ebenfalls entſprechend anzuwenden (R 89, 79; 5 1173 A 7). 

3. Abſ 2 bedeutet: Hat der Schulder nur wegen eines Teiles des Betrags (ſei es des vollen 
Hopothekenbettags oder eines Teiles davon), zu welchem er den Geſamthypothekengläubiger be⸗ 
irlepigt hat (oder eine Vereinigung von Forderung und Schuld eingetreten iſt), einen Erſatz⸗ 
auſpruch lediglich gegen einen (oder einige) der Eigentümer (für den Fall des Erſatzanſpruchs 
gegen alle: A 1) und erlangt er deshalb nur eine Teilhypothek (oder eine Teil⸗Geſamthypothek) 
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an dem Grundſtück (oder an den Grundſtücken) des erſatzpflichtigen Eigentümers (oder der erſatz⸗ 
pflichtigen Eigentümer) für die Erſatzforderung, während die Geſamthypothek in Höhe des über⸗ 
ſchließenden Betrags gemäß 51172 Abj1 zur gemeinſchaftlichen Geſamtgrundſchuld der Eigen⸗ 
tümer wird (A 2), ſo hat ſich der erſatzpflühtige Eigentümer den Betrag der Teilhypothek des 
Schuldners an feinem Grundſtück auf den ihm nach § 1172 gebührenden Anteil an der gemein: 
ſchaftlichen Geſamtgrundſchuld anrechnen zu laſſen. Mithin verringert ſich dieſer Anteil, deſſen 
Berechnung fi aus den Darlegungen in $ 1172 A 1—4 ergibt, zugunſten der anderen mitberech⸗ 
tigten Eigentümer um den Betrag der Teilhypothek des Schuldners. Iſt dieſer Betrag gleich dem 
Anteil oder höher als dieſer, ſo entfällt der Anteil des erſatzpflichtigen Eigentümers überhaupt; 
dann ſteht die gemeinſchaftliche Geſamtgrundſchuld (bezüglich des vorgenannten überſchießenden 
Betrags) den anderen Eigentümern allein zu. Auf die verſchiedenen anderen Meinungen über 
die Art und Weiſe der Anrechnung wird nicht eingegangen, da die Vorſchrift des Abſ 2 wohl kaum 
jemals für die Rechtsanwendung in Frage kommen wird. 


8 1175 


Verzichtet der Gläubiger auf die Geſamthypothek ), fo fällt fie den Eigen 
tümern der belaſteten Grundſtücke gemeinſchaftlich zu; die Vorſchriften des 
§ 1172 Abſ 2 finden Anwendung 2). Verzichtet der Gläubiger auf die Hypothek 
an einem der Grundftüde, fo erliſcht die Hypothek an dieſem °). 

Das gleiche gilt, wenn der Gläubiger nach 8 1170 mit feinem Nechte ausge- 
ſchloſſen wird 4). 

E II 1082; P 3 629, 637. 


1. Abſ 1 Satz 1 betrifft den Fall, daß der Gläubiger auf die Geſamthypothel an allen be⸗ 
laſteten Grundſtücken, die verſchiedenen Eigentümern gehören, ganz oder zum Teil verzichtet. 
Den Inhalt der Verzichtserklärung und die ſonſtigen Erforderniſſe des Verzichts erläutert $ 1168 
A 1, 3, 4, 5. Der Unterſchied zwiſchen dem Verzicht auf die Geſamthypothek und deren Auf⸗ 
hebung ergibt ſich aus 51183 A 1. Der Verzicht muß auf alle Grundſtücke eingetragen werden 
(REF 24 A 136). 

2. Die Geſamthypothek fällt infolge des Verzichts kraft Geſetzes den Eigentümern der belaſte⸗ 
ten Grundſtücke gemeinſchaftlich zu, ohne daß es ihrer Eintragung als Gläubiger bedarf ($ 1168. 
A 2). Die perſönliche Forderung des Glaubigers wird durch den Verzicht nicht berührt (8 1168 A 1). 
Sie trennt ſich von der Hypothek. Dieſe wird in der Hand der Eigentümer gemäß § 1177 Abi 1 
zur Geſamtgrundſchuld. Bezüglich der Höhe des Anteils der einzelnen Eigentümer an der Gemein⸗ 
ſchaft und bezüglich des Rechts jedes Eigentümers auf entſprechende Zuteilung einer Einzelgrund⸗ 
ſchuld an ſeinem Grundſtück aus der gemeinſchaftlichen Geſamtgrundſchuld finden die Vorſchriften 
des § 1172 Abſ 2 Anwendung ($ 1172 A 2, 3, 4). Verzichtet der Glaubiger auf einen Teil 
der Hypothek an allen Grundſtücken, fo hat die ihm verbleibende Reſt⸗Geſamthypothek gemäß 
$ 1176 ben Vorrang vor der den Eigentümern gemeinſchaftlich zufallenden Teil-Geſamtgrundſchuld. 

3. Abſ 1 Satz 2 betrifft den Fall des Verzichts des Gläubigers auf die Geſamthypothel 
an einem der Grundſtücke. Ein ſolcher Verzicht bewirkt nicht, wie der Verzicht auf die Einzel⸗ 
hypothek nach den $$ 1168 Abſ 1, 1177 Abſ 1, die Entſtehung einer Grundſchuld für den Eigen⸗ 
tümer des vom Verzicht betroffenen Grundſtücks, ſondern die Hypothek erliſcht an dieſem 
Grundſtück kraft Geſetzes im Zeitpunkt des Zuſammentreffens der Verzichtserklärung und der 
Verzichtseintragung, ohne daß es der Löſchung oder der Zuſtimmung des Eigentümers zu der 
Eintragung des Verzichts bedarf (9 1168 A 4, 1173 A 3; fo jetzt auch das Kammergericht in 
HRgt 1932 Nr 513 gegen KJ 24 A 135); die im Range nachſtehenden Berechtigten rücken vor. 
Soll aber die Hypothek an dieſem Grundſtück gelöſcht werden, fo ift nach der Ordnungsvorſchrift 
des 5 27 Abſ 1 EBD die Zuſtimmungserklärung des Eigentümers erforderlich ($ 1173 A3; KG 
24 A 135; RJA 2, 240; 11, 155; OLG 6, 101; 14, 131). Eine abweichende Meinung vertreten, 
ſofern der Verzicht im Grundbuch eingetragen it, die Entſcheidungen in KJ 47, 209 und HR 
1932 Nr 513 mit der Begründung: Der Fall fei gleichzuſtellen dem des $ 1132 Abſ 2; es handle fi) 
lediglich um die grundbuchmäßige Verlautbarung des Erlöſchens der Hypothek als einer geſetz⸗ 
lichen Folge der nicht an die Zuſtimmung des Eigentümers geknüpften Eintragung des Verzichts. 
Dieſer Anſicht iſt aber nicht beizupflichten: $ 1132 Abſ 2 betrifft die Eintragung einer Verteilung, 
während hier eine Löſchung der Hypothek im Sinne des $ 27 Abſ 1 688 vorzunehmen iſt; für 
die rechtliche Gleichſtellung der beiden verſchiedenen Fälle fehlt eine geſetzliche Grundlage. An 
den anderen Grundſtücken beſteht die Hypothek für den Gläubiger wie bisher weiter. It die 
Löſchung der Hypothek nur auf einem der Grundſtücke bewilligt und beantragt, jo darf fie nicht 
auch auf den übrigen mithaftenden Grundſtlicken erfolgen ($ 875 A 3). — Wenn der Gläubiger 
einer Einzelhypothek auf die Hypothek an einem Trennſtück oder, falls das Grundſtück meh- 
reren Miteigentümern gehört, auf die Hypothek an dem Anteil eines Miteigentümers 
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( 1114) verzichtet (3. B. das Trennſtück im Falle der Veräußerung aus der Pfandhaft entläßt), 
ſo iſt die Vorſchrift des Abſ 1 Satz 2 entſprechend anzuwenden. Die Hypothek an dem Trennſtück 
oder dem Anteil wird alſo nicht nach den $$ 1168 Abſ 1, 1177 Abſ 1 zur Grundſchuld für den Eigen- 
tümer (Miteigentümer), ſondern erliſcht. Denn durch die Abſonderung des Trennſtücks oder des 
Miteigentumsanteils wird die Einzelhypothek zur Geſamthypothek ($ 1132 A 1; N 52, 362: 
81, 82; KGJ 24 A 136; 25 A 317). Der Verzicht bedarf aber auch in dieſen Fällen der Eintragung 
auf das Trennſtück oder den Bruchteil (NG 101, 120; Ke 24 A 136). Der ausdrücklichen Ein⸗ 
tragung des Verzichts ſteht die pfandfreie Abſchreibung nach 5 47 Abſ 2 GBO gleich. Unter Preis- 
gabe feiner früheren Rechtſprechung hat nunmehr auch das Kammergericht (JFG 11, 243) ſich zu 
der Rechtsauffaſſung bekannt, daß die auf Pfandentlaſtung eines Trennſtücks gerichtete Willens⸗ 
erklärung eines Hypothekengläubigers jedenfalls regelmäßig als Verzichtserklärung im Sinne des 
$ 1175 Abſ 1 Satz 2 aufzufaſſen ſei und daß daher zur pfandfreien Abſchreibung des Trennſtücks 
regelmäßig nicht die Zuſtimmung des Grundſtückseigentümers nach $ 1183 erforderlich ſei. For⸗ 
mellrechtlich bleibt immerhin $ 27 Abſ 1 GB zu beachten. Iſt die Eintragung der Pfandent⸗ 
laſſung (Löſchung der Hypothek auf dem Trennſtück) ſowie die Abſchreibung des Trennſtücks unter⸗ 
blieben, fo hat die Pfandentlaſſung nur die ſchuldrechtliche Folge, daß der Gläubiger 
ſein Pfandrecht an dem entlaſſenen Trennſtück nicht geltend machen ſoll. Wird ſodann 
das ganze Grundſtück zwangsverſteigert und erliſcht die Hypothek durch den Zuſchlag (F 91 38G) 
mit der Folge, daß an ihre Stelle das Recht auf den Verſteigerungserlös tritt ($ 1168 A 1), jo hat 
die Pfandentlaſſung nur die ſchuldrechtliche Wirkung, daß der Gläubiger aus dem auf das Trenn- 
ſtück entfallenden Verſteigerungserlöſe keine Befriedigung ſuchen darf (RG 101, 120). Iſt dagegen 
die Eintragung der Pfandentlaſſung (Löſchung auf dem Trennſtück) erfolgt, jo hat die Pfandent⸗ 
laſſung dingliche Wirkung. Dann iſt das Trennſtück von der Haftung für die Hypothek frei, ſelbſt 
wenn ſeine Abſchreibung von dem Grundſtück entgegen der Vorſchrift des $ 7 Satz 160 unter- 
bleibt; denn dieſe Vorſchrift iſt nur eine Ordnungsvorſchrift (RG 101, 120). — Ferner tritt nach 
$ 418 Abſ 1 Satz 2, 3 im Falle einer Schuldübernahme, durch die der perſönliche Schuldner 
der Hypothekenforderung befreit wird, das Gleiche ein, wie wenn der Gläubiger auf die Hypothek 
verzichtet, es ſei denn, daß der Eigentümer ſeinerſeits in die Schuldübernahme eingewilligt hat. 
Wird alſo von einem oder einigen der Eigentümer der mit einer Geſamthypothek belafteten 
Grundſtücke in die Schuldübernahme nicht eingewilligt, jo erliſcht die Hypothek an dem Grundſtück 
des nicht einwilligenden Eigentümers. be 
4. Iſt der (unbekannte) Gläubiger durch Ausſchlußurteil nach $ 1170 mit ſeinem dinglichen 
Recht ($ 1170 A 3) an allen Grundſtücken (auf Aufgebotsantrag ſämtlicher Eigentümer) ausge⸗ 
ſchloſſen, fo fällt die Hypothek nach $ 1175 Abſ 1 Satz 1 allen Eigentümern gemeinſchaftlich zu. 
Bezieht ſich die Ausſchließung nur auf eins (oder einige) der belaſteten Grundstücke (weil nur der 
Eigentümer dieſes Grundſtücks das Aufgebot beantragt hat), ſo erliſcht die Hypothek nach $ 1175 
Abſ 1 Satz 2 auch nur an dieſem Grundſtück (KchJ 34 A 301). Gleiches gilt auch dann, wenn das 
Aufgebot einer Einzelhypothek beantragt, dann aber ein Teil des belaſteten Grundſtücks vor 
Erlaß des Aufgebots veräußert und unter Übertragung der Hypothek nach einem anderen Grund⸗ 
buchblatt abgeſchrieben war, ſo daß eine Geſamthypothek entſtand; das Ausſchlußurteil erſtreckt 
ſich in dieſem Falle nicht auf die Hypothek an dem abgeſchriebenen Grundſtücksteil (OLG 29, 
77). — Auf die als Befriedigung des Gläubigers wirkende Ausſchließung nach $ 1171 finden 
die 95 1172, 1173, nicht $ 1175 Anwendung. 


$ 1176 


Liegen die Vorausſetzungen der 88 1163, 1164, 1168, 1172 bis 1175 nur 
in Anſehung eines Zeilbetrags der Hypothek vor, fo kann die auf Grund 
dieſer Vorſchriften dem Eigentümer oder einem der Eigentümer oder dem 
perſönlichen Schuldner zufallende Hypothek nicht zum Nachteile der dem Gläu- 
biger verbleibenden Hypothek geltend gemacht werden !). 

E I 1095, 1097 II 1083; M 3 730, 733; P 3 608. 

1. Der $ 1176 entſpricht einer Reihe von Einzelvorſchriften, die auch ſonſt für Fälle gegeben 
Ind, in denen der Übergang einer Forderung auf einen andern kraft Geſetzes ſtattfindet. Solche 
älle finden ſich insbeſondere in den §8 426 Abſ 2, 774 Abſ 1 Satz 2, Ubi 2 (Geſamtſchuldner, 
urge, Mitbürgen), 1143 Abſ 1 Satz 2 (Befriedigung des Hypothekengläubigers durch den 
perſonlichen Schuldner), 268 Abſ 3 Satz 2, 1150 (Befriedigung des Hypothekengläubigers 
durch einen Ablöſungsberechtigten), 1182 (Befriedigung des Geſamthypothekengläubigers 
aus einem der belaſteten Grundſtücke). Im Einklang mit dieſen Einzelvorſchriften iſt im 
$ 1176 für die Fälle der 88 1163, 1164, 1168, 1172 bis 1175, in denen die Hypotheken⸗ 
ſorderung auf den oder einen der Eigentümer (58 1163, 1168, 1172, 1173, 1175) oder 
auf den perſönlichen Schuldner ($$ 1164, 1174, kraft Geſetzes übertragen wird, durch 
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eine gemeinsame Vorſchrift beſtimmt, daß eine Übertragung, die nur in Anſehung eines Teil: 
betrags erfolgt, nicht zum Nachteil der dem Gläubiger verbleibenden Hypothek gel- 
tend gemacht werden kann. Die Beſtimmung beruht auf der Erwägung, daß billigerweiſe aus 
dem teilweiſen Übergang auf einen andern keine weiteren Folgerungen gegen den Gläu⸗ 
biger zu ziehen ſeien als diejenigen, die ſich aus einem teilweiſen Erlöſchen des Rechts er- 
geben würden (Mot 3, 730; RG JW 1911, 2775). Danach hat die Reſthypothek des Gläu- 
bigers in dieſen Fällen insbeſondere den Vorrang vor dem auf den andern übergehenden Teil 
(RG JW 1911, 2775; Gruch 47, 406; KJ 21 A 167; 25 A 303; 28 A 139; 29 A 179; 52, 279; 
auch RG 76, 198). Dieſe Folge tritt kraft Geſetzes ein (NG Gruch 47, 906). Deshalb iſt eine Ver⸗ 
einbarung, wodurch die Folge noch beſonders feſtgeſetzt wird, bedeutungslos und als überflüſſig 
von der Eintragung in das Grundbuch auszuschließen (RG 21 A 165; 28 A 139). Wenn aber der 
übergegangene Hypothekteil auf den Namen des Eigentümers oder des perſönlichen Schuldners 
umgeſchrieben werden ſoll, fo iſt ein Vermerk über das Rangverhältnis des Teils zu der Reſt⸗ 
hypothek des Gläubigers in das Grundbuch aufzunehmen, da vor dem Übergang die Teile gleichen 
Rang hatten und nun eine Anderung dieſes Ranges eingetreten iſt (KO 25 A 306). Soll nach 
dem Übergang der Vorrang der Reſthypothek beſeitigt werden, jo handelt es ſich um eine Rang⸗ 
änderung; daher müſſen die Erforderniſſe des $ 880 beobachtet werden. Eine im voraus getroffene 
Vereinbarung, daß gegebenenfalls die Reſthypothek nicht den Vorrang haben ſoll, iſt zuläſſig und 
eintragungsfähig, da ſie den Inhalt des Hüpothekenrechts betrifft (& J 29 A 184). Da $ 1176 
den Vorrang nicht dem Gläubiger perſönlich, ſondern der ihm verbleibenden Hypothek gewährt, 
bleibt ihr Vorrang auch dann erhalten, wenn ſie demnächſt auf einen andern übergeht, mag dieſer 
neue Gläubiger auch der Inhaber des andern Teils oder der Eigentümer fein (KJ 52, 279). 
— 8 1176 ſetzt voraus, daß dem Gläubiger ein Teil der Hypothek verbleibt. Geht die 
ganze Hypothek in Teilbeträgen auf andere über (z. B. wenn Miteigentümer zwar gleichzeitig, 
aber je nur für ihren Teil den Gläubiger befriedigen) jo ſtehen die Teile im Range gleich. Wird 
aber eine Hypothekenforderung nach und nach durch Teilzahlungen getilgt, ſo entſtehen mit jeder 
Teilzahlung Eigentümergrundſchulden, welche verſchiedenen Rang haben ($ 1151 A 1). Weiter 
hat $ 1176, wie ſich aus der Gegenüberſtellung der Worte „in Anſehung eines Teilbetrags“ und 
„der dem Gläubiger verbleibenden Hypothek“ ergibt, zur Vorausſetzung, daß der Übergang auf 
den andern, insbeſondere in den Fällen des $ 1163 auf den Eigentümer, einen Teil einer ein- 
heitlichen, dem Gläubigerrecht einer Perſon allein unterliegenden Hypothek betrifft. Die 
Eintragung einer Hypothek für eine Mehrzahl von Inhaberſchuldverſchreibungen ($ 1187) enthält 
nicht lediglich ein einziges Hypothekenrecht für einen einzigen Gläubiger, ſondern eine Mehrzahl 
von Hypotheken, die je für fich ſelbſtändig beſtehen. Daher ändert ſich der Rang unter ihnen nicht, 
wenn die Hypothek für eine Teilſchuldverſchreibung wegen Nichtbeſtehens der Forderung (3. B. 
bei Nichtbegebung: $ 1187 A 2) Eigentümergrundſchuld it. Wird ferner von einer Hypothek, die 
mit einer Hypothek eines andern Gläubigers gleichen Rang hat, ein Teilbetrag zur Eigentümer⸗ 
grundſchuld (3. B. beim Verzicht des Gläubigers), jo ſteht dieſe zwar der Reſthypothek im Range 
nach, nicht aber auch der anderen Hypothek; vielmehr behalten Reſthypothek und Eigentümer⸗ 
grundſchuld zuſammen gleichen Rang mit der anderen Hypothek. Dies gilt auch dann, wenn beide 
Hypotheken unter derſelben Nummer eingetragen find, da fie trotz einer ſolchen Eintragung ſelb⸗ 
ſtändige, von einander verſchiedene Hypotheken find (OL 26, 162). — Für rechtsgeſchäft⸗ 
liche Übertragungen von Teilbeträgen ift hinſichtlich des Ranges weder im § 1176 noch ſonſt 
im Geſetz eine Beſtimmung gegeben. Da vor der Abtretung alle Teile gleichen Rang haben (RG 
JW 1911, 2775), bleibt dieſes Rangverhältnis auch dann beſtehen, wenn der Gläubiger einen Teil 
an einen andern abtritt. Gleiches gilt für die Pfändung eines Hypothekteils im Wege der 
Zwangsvollſtreckung. Jedoch kann im erſten Falle (was auch regelmäßig geſchieht) von den 
Beteiligten das Rangverhältnis ausdrücklich anderweit geregelt werden ($ 1151; RG JW 1911, 
9775) oder ein anderes Rangverhältnis als gewollt aus den Umſtänden ſich von ſelbſt ergeben 
(KJ 29 A 179). Im zweiten Falle muß die Pfändung und Überweiſung des Teils, wenn es 
der Pfändungsgläubiger beantragt, mit dem Vorzugsrecht vor dem Überreſt ausgeſprochen 
werden. Aus $ 1176 iſt nicht zu folgern, daß ein Teil der Hypothek, den der Gläubiger mit 
Vorrang vor dem Überreſt abgetreten hat und der dann (z. B. durch Zahlung an den Zeſſionar) 
auf den Eigentümer übergeht, nunmehr der Überreſthypothek des urſprünglichen Gläubigers 
im Range nachzuſtehen hat. Denn infolge der Teilabtretung find an die Stelle der bisher einheit⸗ 
lichen Hypothek mehrere ſelbſtändige Hypotheken in Höhe der Teilbeträge getreten (RG 75, 249). 
Daher iſt für eine Anwendung des $ 1176 kein Raum mehr (ftr.; R JW 1911, 277°). Weiter 
iſt aus 91176 nichts für die Frage zu entnehmen, wie Tilgungsbeiträge (Amortiſationsleiſtungen), 
die auf eine Hypothek zu leiſten ſind, nach einer Teilabtretung zu verrechnen ſind. Solche Leiſtun⸗ 
gen betreffen die ganze Hypothek und damit zugleich alle ihre Teile. Deshalb find fie verhältnis 
mäßig auf die einzelnen Teile zu verrechnen (R ZW 1911, 2775). Hat der Eigentümer einen 
durch Befriedigung des Gläubigers zur Eigentümergrundſchuld gewordenen Teil einer Hypo- 
thek an einen Dritten abgetreten und bringt dann dieſer Dritte auf Grund eines vollſtreckbaren 
Schuldtitels wegen der Grundſchuld die Pfändung von Mietzinſen aus, ſo wird die Grundſchuld 
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zwar im Sinne des $ 1176 zum Nachteil der dem Gläubiger verbliebenen Reſthypothek geltend 
gemacht, doch muß der Hypothekengläubiger, wenn er nicht ſeinerſeits auf Grund ſeiner Reſt⸗ 
hypothek die Beſchlagnahme ausgebracht hat, die Pfändung nach dem auch hier trotz des § 1176 
maßgebenden (RG 83, 404) § 1124 Abſ 1 als Verfügung über die Mietzinſen (§ 1124 A 3) gegen 
ſich ebenſo gelten laſſen wie die Pfändung eines anderen, ſei es auch nachſtehenden Hy⸗ 
pothekengläubigers (a. M. JW 1916, 2894 mit zutreffender Fußnote). — Im 8 21 Abſ 2 
Auf wc iſt bei dem Aufwertungsanſpruch mehrerer Perſonen, die durch Übergang kraft 
Geſetzes oder durch rechtsgeſchäſtliche Abtretung an einer Hypothek beteiligt find, über deren 
Rangverhältnis Abweichendes von $ 1176 und § 1151 (dort A 1) beſtimmt (RG 120, 212). 


8 1177 

Vereinigt ſich die Hypothek!) mit dem Eigentum in einer Perſon, ohne 
daß dem Eigentümer auch die Forderung zuſteht 2), ſo verwandelt ſich die 
Hypothek in eine Grundſchuld ). In Anſehung der Verzinslichkeit, des Zins; 
ſatzes, der Zahlungszeit, der Kündigung und des Zahlungsorts bleiben die 
für die Forderung getroffenen Beſtimmungen maßgebend ). 

Steht dem Eigentümer auch die Forderung zu 5), fo beſtimmen ſich feine 
Nechte aus der Hypothek, ſolange die Vereinigung beſteht, nach den für eine 
Grundſchuld des Eigentümers geltenden Vorſchriften 9). 

E 1 1098 IT 1084; M 3 733; P 3 572, 610, 720. 

1. Die Hypothek kann durch die Vereinigung mit dem Eigentum die im § 1177 Abſ 1, 2 be- 
ſtimmte rechtliche Geſtaltung naturgemäß nur dann gewinnen, wenn ſie als Hypothek überhaupt 
rechtsgültig beſteht. Mithin muß fie gemäß $ 873 als Hypothek durch rechtswirkſame Einigung 
zwiſchen dem Eigentümer und dem Erwerber über die Beſtellung dieſes Rechts und durch Ein⸗ 
tragung begründet worden ſein. Iſt die Eintragung ohne eine ſolche Einigung erfolgt und kommt 
auch nachher eine Einigung nicht zuſtande oder iſt die Einigungserklärung auch nur eines der 
Beteiligten (3. B. wegen Geſchäftsunfähigkeit, Wuchers, Scheinabrede: RG 57, 95; ZW 1902 Beil 
202; 1906, 7363; 1913, 540%; Warn 1918 Nr 353; OLG 5, 9) nichtig oder (z. B. wegen Irrtums oder 
Betrugs) anfechtbar und angefochten (RIA 9, 59), fo beſteht ein hypothekariſches Recht überhaupt 
nicht ($ 873 A 4). Daher kann auch durch Vereinigung mit dem Eigentum nicht eine Hypothek 
(Abſ 2) oder eine Grundſchuld (Abſ 1) für den Eigentümer daraus entſtehen (RG 68, 101; 70, 356; 
78, 64; 106, 139; JW 1903 Beil 50113; Warn 1913 Nr 353; Gruch 59, 901; RIA 4, 118; DLO5, 9; 
11, 114; 15, 339). Streitig iſt, ob dies für den Fall des Abſ 1 auch dann zu gelten hat, wenn der 
Hypothekeintragung zwar nur eine einſeitige, aber an ſich gültige Eintragungsbe⸗ 
twilligung des Eigentümers zugrunde liegt (wenn z. B. der Eigentümer eine Darlehns⸗ 
hypothek hat eintragen laſſen in der Meinung, der als Gläubiger Bezeichnete werde ihm das Dar⸗ 
lehn gegen Hypothekbeſtellung gewähren, eine Einigung aber demnächſt nicht zuſtande kommt, 
oder wenn die Einigungserklärung des andern Teils nichtig ift). Dies iſt zu bejahen, weil ein ding⸗ 
liches Recht am Grundſtück grundſätzlich nicht durch einſeitige Rechtshandlungen des Eigentümers 
begründet werden kann (RG 70, 353; 106, 139; KJ 40, 259). Die von der Gegenmeinung 
herangezogenen Vorſchriften der $$ 1188, 1190, wonach zur Beſtellung einer Hypothek für die 
Forderung aus einer Schuldverſchreibung auf den Inhaber oder zur Beſtellung einer Grundſchuld 
für den Eigentümer ſelbſt die Eintragungsbewilligung des Eigentümers allein für genügend 
erklärt iſt, kennzeichnen ſich als Ausnahmevorſchriften mit Rückſicht auf die beſondere Natur dieſer 
Rechte. Abgeſehen hiervon iſt die Hypothekeintragung bei mangelnder Einigung nichtig, auch 
wenn die Eintragungsbewilligung des Eigentümers an ſich rechtswirkſam iſt. Damit iſt aber auch 
ihre Umwandlung in eine (gültige) Eigentümergrundſchuld nach Abſ 1 ausgeſchloſſen. Die Ein⸗ 
tragungsbewilligung des Eigentümers und die daraufhin (vgl. $ 19 GBO) erfolgte Hypothek⸗ 
eintragung können auch nicht gemäß § 140 in die Beſtellung und Eintragung einer Grundſchuld für 
den Eigentümer im Sinne des § 1196 umgedeutet werden. Denn bewilligt und vorgenommen 
iſt die Eintragung einer „Hypothek“ für die „Forderung“ eines, anderen“, während nach der zwin⸗ 
genden Vorſchrift des $ 1196 die dort bezeichnete Grundſchuld auf Grund der einſeitigen Be⸗ 
willigung des Eigentümers nur dann rechtsgültig begründet wird, wenn die Eintragung einer 
Grundſchuld“ „für ihn“ bewilligt und bewirkt wird (RG 70, 353; KGG J 40, 259; RIA 12, 275).— 
Handelt es ſich um eine Zwangshypothek ($ 867 ZPO) oder Arreſthypothek (5 932 ZPO) 
und fehlte bei ihrer Eintragung eine in der ZPO für die Zwangsverſteigerung oder Arreſtvoll⸗ 
ziehung zwingend vorgeſchriebene Vorausſetzung (z. B. vollſtreckbarer Schuldtitel, Voraus⸗ 
ſetzungen für den Beginn der Zwangsvollſtreckung nach den §8 750 ff., Einhaltung der Friſten des 
3 929 Abſ 2, 3 für die Arreſtvollziehung), jo kann daraus keine Eigentümergrundſchuld entſtehen, 
weil die Hypothekeintragung überhaupt nichtig iſt. Insbeſondere findet dann auch die Vorſchrift 
des 5 868 ZPO über den Erwerb ſolcher Hypotheken durch den Eigentümer ($ 1163 A 6) keine 
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Anmendung (RIA 11, 244; 15, 245; KJ 43, 251; 49, 239; 53, 195). Jene Nichtigkeit ift unheilbar, 
jo daß z. B. eine unter Verletzung der 88 751 Abſ 2, 921 ZPO eingetragene Arreſthypothek auch 
durch nachträgliche ordnungsmäßige Sicherheitsleiſtung des Arreſtgläubigers keine Gültigkeit 
erlangt. Denn aus den Vorſchriften des BGB über das Rangverhältnis zwiſchen mehreren einge- 
tragenen Rechten (88 879 Abſ 1, 2, 880, 833 Abs 3, 900 Abſ 2) iſt zu entnehmen, daß ein einge⸗ 
tragenes Recht keinen Rang haben kann, der ſich nicht aus ſeiner Eintragung, ſondern aus ſpäteren, 
noch dazu aus dem Grundbuch nicht erſichtlichen Ereigniſſen ergeben möchte (jir.; KGJ 53, 189). 
Nichtig und daher einer Eigentümerhypothek nicht zugängig iſt auch eine Zwangs- oder Arreſt⸗ 
hypothek, welche der Vorſchrift des $ 14 MO zuwider nach der Eröffnung des Konkurſes über das 
Vermögen des Grundſtückseigentümers eingetragen worden ift (OLG 26, 158). Dagegen wirkt eine 
Anfechtung der Hypothekbeſtellung gemäß den 88 29ff. KO oder auf Grund des Anfechtungs⸗ 
geſetzes nur zugunſten der Konkursgläubiger oder des anfechtenden Gläubigers und läßt im 
übrigen den Beſtand der Hypothek unberührt (RG 24, 92; 47, 219; 70, 113; 26% 39 A 227; 
Gruch 36, 1113). — Liegt eine rechtswirkſame Hypothekbeſtellung vor, jo gelten die Vorſchriften 
des $ 1177 für alle Hypothekenarten, auch für Sicherungshypotheken, mit Ausnahme der 
Hypotheken für die im $ 1178 bezeichneten Forderungen. Näheres hierüber und über die An- 
wendung des $ 1177 auf Höchſtbetragshypotheken findet ſich in $ 1163 A 1. Die Frage, ob 8 1177 
Abſ 1 auf die vor dem Inkrafttreten des BGB entſtandenen preußiſch⸗rechtlichen Eigen- 
tümerhypotheken Anwendung findet, erörtern einerſeits Kg 21 A 160; OLG 12, 289, ander⸗ 
ſeits RA 1, 162. Für altes bayr. Hypothekenrecht, das die Eigentümerhypothek nicht kannte, 
iſt inſoweit zu verweiſen auf OLG 31, 351. 

2. Eine Vereinigung der Hypothek mit dem Eigentum in einer Perſon, ohne daß dem Eigen⸗ 
timer auch die Forderung zuſteht, tritt hauptſächlich in den Fällen des 5 1163 ein, 
aljo: wenn die Forderung, für welche die Hypothek beſtellt iſt, nicht zur Entſtehung gelangt ($ 1163 
Abſ 1 Satz 1); wenn die Forderung erliſcht ($ 1163 Abſ 1 Satz 2); wenn bei der Briefhypothek 
der Brief dem Gläubiger nicht übergeben iſt. Im einzelnen kann inſoweit Bezug ge⸗ 
nommen werden auf $ 1163 A 1—7. Weitere Falle find: Erwerb der Hypothek durch 
den Eigentümer oder des Eigentums durch den Gläubiger kraft Übertragung oder 
Erbgang (RIA 5, 210; KJ 20 A 318; 25 A 301; OLG 18, 177); Verzicht des 
Gläubigers auf die Hypothek ($ 1168; dort A 2); Ausſchließung des Gläubigers 
mit ſeinem Recht im Wege des Aufgebotsverfahrens ($ 1170; dort A 7); Erlaſſung 
eines als Befriedigung des Gläubigers geltenden Ausſchlußurteils gemäß 
$ 1171, wenn der Eigentümer zugleich perſönlicher Schuldner iſt ($ 1171 A 5); Übergang der 
Geſamthypothek auf die Eigentümer ſämtlicher belaſteten Grundſtücke in den 
Fällen des $ 1172 Ubf 1 (dort A 1), des Verzichts des Gläubigers gemäß $ 1175 Abſ 1 Satz 1 (dort 
A 2), der Ausſchließung des Gläubigers mit ſeinem Recht gemäß $ 1170 ($ 1175 Abſ 2; dort A 4); 
Übergang von Arreſt⸗ oder Zwangshypotheken auf den Eigentümer gemäß § 868 ZPO 
(5 1163 A 1). — Dagegen entſteht keine Eigentümergrundſchuld, wenn der Gläubiger auf 
den Verſteigerungserlös, der auf feine durch den Zuſchlag im Zwangsverſteigerungsver⸗ 
fahren erloſchene Hypothek entfällt, im Verteilungstermin verzichtet (51168 A 1). Aus den in 
91168 A! dargelegten Gründen iſt auch die Frage zu verneinen, ob eine Eigentümergrundſchuld 
entſteht, wenn der Erſteher, der zugleich Hypothekengläubiger iſt, den auf ſeine Hypothek 
entfallenden Betrag von dem zu zahlenden Verſteigerungspreis in Abzug bringt. Die Hypothek 
iſt durch den Zuschlag erloſchen. Das Recht auf Befriedigung aus dem Erlös wird durch den 
Abzug wie durch Zahlung getilgt (ſtr., a. M. RA 2, 194). Wenn allerdings ein ſolcher Abzug 
nicht erfolgt, der Vollſtreckungsrichter die Forderung gegen den Erſteher, der das Bargebot nicht 
berichtigt hat, auf dieſen ſelbſt als den Berechtigten gemäß 5 118 Ab 1 ZUG überträgt und die 
Eintragung einer Sicherungshypothek gemäß $ 128 Abs 1 380 veranlaßt, fo wird dieſe Siche⸗ 
rungshypothek, bei der Forderung und Schuld in einer Perſon vereinigt fd, als Eigentümer⸗ 
grundſchuld zu erachten fein (vgl. jedoch RIA 12, 274). Weiter entſteht eine Eigentümergrund⸗ 
ſchuld nicht, wenn der Erſteher mit dem Gläubiger, deſſen Hypothek außerhalb des ge⸗ 
ringſten Gebotes ſtand und deshalb an ſich durch den Zuſchlag erlöſchen würde, eine Verein⸗ 
barung über das Beſtehenbleiben der Hypothek gemäß $91 Abſ 2 ZUG trifft. Die 
Oypothet bleibt in dieſem Falle vielmehr als ſolche beſtehen, und zwar für die urſprüngliche 
Forderung, die der Erſteher gemäß § 414 übernimmt (R iA 2, 152). 

3. Die Hypothek verwandelt ſich in eine Grundſchuld kraft Geſetzes, ohne daß es der 
Eintragung des Eigentümers als Gläubigers der Grundſchuld bedarf. Wer als der berechtigte 
Eigentümer in Betracht kommt, iſt für die in A 2 genannten einzelnen Fälle näher erörtert in 
51163 A 4,6, , 8 1168 A 2, 51170 A 7, 1171 A 5, 1172 A 1, F 1175 A 2. Die rechtliche Natur 
der dem Eigentümer zufallenden Grundſchuld iſt im allgemeinen dieſelbe wie die der gewöhn⸗ 
lichen Grundſchuld. Der Eigentümer hat die Befugnis zur Geltendmachung der Grundſchuld 
als eines das Grundſtück belaſtenden Rechts und zur Verfügung über ſie. Insbeſondere hat er 
auch die Befugnis zu ihrer Aufhebung (Löſchung: $ 875) in gleicher Weiſe wie jeder andere Grund⸗ 
ſchuldgläubiger. Er kann die Grundſchuld ferner an einen andern übertragen oder für einen 
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andern belaſten oder auch gemäß § 1198 wieder in eine Hypothek umwandeln für eine 
neue Forderung. Anderſeits unterliegt ſie der Pfändung ſeiner Gläubiger. Alles Einzelne 
hierzu, insbeſondere zu den Fragen, ob zur Verfügung über die Grundſchuld die vorherige Ein⸗ 
tragung des Eigentümers als Gläubiger erforderlich iſt, welche Nachweiſe dem Grundbuchamt zur 
Eintragung der Verfügung zu erbringen ſind und ob eine künftige Eigentümergrundſchuld 
übertragen, verpfändet und gepfändet werden kann, enthält $ 1163 A 3, wo die Hauptfälle der 
Eigentümergrundſchuld behandelt ſind. Durch eine Veräußerung des Grundſtücks geht 
der Eigentümer der Grundſchuld nicht verluſtig (8 1163 A 6). Im Falle des Konkurſes 
fällt fie gemäß $ 1 KO in ſeine Konkursmaſſe (R Warn 1909 Nr 145). Dies gilt auch dann, 
wenn erſt nach der Konkurseröffnung der Konkursverwalter durch Befriedigung des Gläubigers 
aus Mitteln der dem Gemeinſchuldner gehörenden Maſſe die Forderung zum Erlöſchen bringt 
(8 1163 Abſ 1 Satz 2; § 6 KO). Dagegen ſteht in anderen Fällen einer erſt nach der Konkurs⸗ 
eröffnung eintretenden Vereinigung der Hypothek mit dem Eigentum (z. B. wenn der Eigen⸗ 
tümer den Gläubiger beerbt) die Grundſchuld als neuer Erwerb dem Gemeinſchuldner zur freien 
Verfügung (RG 61, 41). — Kommt das Grundſtück zur Zwangs verſteigerung und geht die 
Grundſchuld dem Anſpruch des betreibenden Gläubigers vor, fo iſt jie gemäß 8 44 ZVG in das 
geringſte Gebot aufzunehmen und bleibt für den bisherigen Eigentümer (Vollſtreckungsſchuldner) 
gegenüber dem Erſteher als Grundſtücksbelaſtung beſtehen (RG 94, 9). Geht ihr der Anſpruch 
des betreibenden Gläubigers vor und erliſcht fie daher durch den Zuſchlag gemäß den 5552, 91 3 VG, 
ſo kann der auf ſie entfallende Verſteigerungserlös in Anſpruch genommen werden von dem 
Eigentümer (Vollſtreckungsſchuldner) oder im Falle ſeines Konkurſes von dem Konkursverwalter 
(NG 52, 5; 55, 264; 63, 216; 65, 418; 75, 316; 77, 296; 88, 305; JW' 1906, 424; Warn 1908 
Nr 237; 1909 Nr 145; Gruch 31, 404; 44, 1214; 52, 1075) oder auch von einem (dinglichen 
oder perſönlichen) Gläubiger des Eigentümers, wenn dieſer Gläubiger die Grundſchuld vor dem 
Zuſchlag oder das Recht auf den Erlös nach dem Zuſchlag gepfändet hat (RG 55, 264; 63, 216; 
64 S. 216, 311; 70, 279; 75, 316; JW 1906, 38713). Die Erforderniſſe dieſer beiden Pfändungsarten 
find erörtert in 8 1154 A 1, 8 1163 A 3. Der auf die Grundſchuld zugeteilte Erlösteil fällt nicht etwa 
den nachſtehenden Hypothekengläubigern oder ſonſt dinglich Berechtigten zu. Verzichten aller⸗ 
dings die Empfangsberechtigten, insbeſondere der etwa noch verfügungsberechtigte Eigen⸗ 
tümer, auf den Erlösteil (im Verteilungstermin), ſo ſcheiden ſie ebenſo, wie wenn ein Hypotheken⸗ 
gläubiger für feine Hypothek auf den Erlös verzichtet, aus dem Verteilungsverfahren aus; dann ift 
der Erlösteil unter die nachſtehenden Berechtigten zu verteilen (5 1168 A 1). Abgeſehen hiervon 
iſt die Geltendmachung der Eigentümergrundſchuld auch dann nicht unzuläſſig, wenn ihr Er⸗ 
werb zur Zeit der Eintragung des Verſteigerungsvermerks aus dem Grundbuch nicht erſichtlich 
war und das Recht nicht gemäß § 87 ZUG angemeldet iſt; es genügt vielmehr der Nachweis des 
Beſtehens der Eigentümergrundſchuld bei der Kaufgelderverteilung (NG 77, 296; vgl. auch 73, 
300). — Eine Einſchränkung der Befugnis zur Geltendmachung der Grundſchuld, 
ſolange ſich dieſe in der Hand des Eigentümers befindet (RG 60, 363), ergibt ſich jedoch aus $ 1197. 
Danach kann der Eigentümer nicht ſelbſt die Zwangsvollſtreckung in das Grundſtück 
zum Zwecke ſeiner Befriedigung betreiben. Ferner gebühren ihm Zinſen von der Grundſchuld 
nur, wenn das Grundſtück auf Antrag eines anderen zum Zwecke der Zwangsverwaltung in 
Beſchlag genommen ift, und nur für die Dauer der Zwangsberwaltung, alſo nur dann, wenn 
ihm, wie das durch die Zwangsverwaltung geſchieht (59 20— 24, 148 ZUG), die Einkünfte aus 
dem Grundſtück entzogen find (RG 60, 362). Dies gilt auch zugunſten der Inhaber der die Grund⸗ 
ſchuld belaſtenden Rechte (z. B. eines Nießbrauchers, eines Pfandgläubigers). Daher kann z. B. 
derjenige, dem die Grundſchuld vom Eigentümer verpfändet worden iſt, ebenſowenig wie der 
Eigentümer ſelbſt Zinſen aus dem Zwangsverſteigerungserlöſe beanſpruchen (Rh 60, 359). 
Iſt zugleich die Zwangsverwaltung eingeleitet, jo kann er ſich wegen der Zinſen auch nur an die 

wangsverwaltungsmaſſe halten, nicht an den Verſteigerungserlös (RG 60, 362). — 
Unterſchiede zwiſchen der aus der Hypothek hervorgegangenen Eigentümer- 
grundſchuld und einer Grundſchuld, die von vornherein als Eigentümergrund⸗ 
ſchuld beſtellt worden iſt, zeigen ſich inſofern, als die erſtere gewiſſe Rechtsverhältniſſe der 
Hypothek, aus der ſie entſtandeniſt, zu ſich herübernimmt (RG 70,357; KGJ 29A 181). 
de nachdem die Hypothek Briefhypothekoder Buchhypothek war, iſt auch die Eigentümergrundſchuld 
Briefgrundſchuld oder Buchgrundſchuld. Ferner bleiben nach $ 1177 Abf 1 Satz 2 in An- 
jehung der Verzinslichkeit, des Zinsſatzes, der Zahlungszeit, der Kündigung und des Zahlungsorts 
die Beſtimmungen maßgebend, die für die durch die Hypothek geſicherte Forderung ge⸗ 
troffen waren (A4). Im übrigen ift die Eigentümergrundſchuld aber ebenſo wie eine andere 
Grundſchuld von einer Forderung losgelöſt, insbeſondere auch von der durch die Hypo⸗ 
chek geſichert geweſenen Forderung, ſelbſt wenn dieſe, wie z. B. im Falle des Verzichts auf die 
Hypothek (81168 A 1), nach der Umwandlung der Hypothek in die Grundſchuld noch in der Hand 
des bisherigen Gläubigers beſtehen bleibt (R SeuffA 74 Nr 162). Daher können dem Berech⸗ 
ügten oder deſſen Rechtsnachfolger, ſofern nicht $ 1177 Abſ 1 Satz 2 Platz greift, die dem perſön⸗ 
lichen Schuldner gegen die Forderung zuſtehenden Einreden nicht gemäß $ 1137 ent- 
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gegengeſetzt werden. — Die Umwandlung der Hypothek in eine Eigentümergrundſchuld tritt, 
wenn die geſetzlichen Vorausſetzungen dafür gegeben ſind, mit Notwendigkeit ein. Sie kann 
durch Parteivereinbarung nicht ausgeſchloſſen werden. In Anbetracht der Vertrags⸗ 
freiheit auf dem Gebiet der Schuldberhältniſſe kann ſich aber, wie auch durch § 1179 beſtätigt 
wird, der Eigentümer zugunſten eines andern wirkſam verpflichten, die ihm zufallende Grund. 
ſchuld nicht für ſich geltend zu machen, ſondern zur Löſchung zu bringen (RG 52, 5; OLG 10, 
425; 3. B. zugunſten: eines nachſtehenden Hypothekengläubigers; auch des Gläubigers der 
Hypothek ſelbſt, wenn er, wie bei der Hypothek für ein Baugelddarlehn, bei einer teil⸗ 
weiſen Nichtentſtehung der Forderung ein beſonderes Intereſſe an der Loſchung hat). Aller- 
dings wirkt dieſe Verpflichtung an ſich nur im Verhältnis zwiſchen den Beteiligten ber- 
ſönlich. Gemäß $ 1179 kann aber der Anſpruch auf Löſchung durch Eintragung einer Vor⸗ 
merkung mit Wirkſamkeit gegen Dritte verſehen werden. Die Wirkung der Vereinbarung im 
Falle des Konkurſes des Eigentümers behandeln RG JW. 1906, 424°; 1908, 20015. Eine der Aus- 
ſchließung der Umwandlung gleiche Wirkung könnte auch dadurch herbeigeführt werden, daß. 
die Hypothek unter der auflöſenden Bedingung ihres Erlöſchens beim Eintritt der Vorausſetzungen 
für die Entſtehung der Eigentümergrundſchuld (z. B. beim Erlöſchen der Forderung) beſtellt 
würde ($ 1113 A 2; KJ 46, 237). Den Fall, daß die Hypothek für das Zinsrecht (für ſich allein) 
unter der auflöſenden Bedingung des Erlöſchens der Hauptforderung beſtellt worden iſt, er⸗ 
örtert § 1178 A 3. — Fälle, in denen aus einer geſetzlichen Beſtimmung ſich ergibt, daß 
die Vereinigung der Hypothek mit dem Eigentum in einer Perſon und daher die Verwandlung 
der Hypothek in eine Grundſchuld nur eine bedingte oder befriſtete iſt und beim Eintritt 
der Bedingung oder des Endtermins der frühere Rechtszuſtand kraft Geſetzes wieder eintritt, 
finden ſich in den $$ 1976, 1991 Abſ 2, 2143, 2175, 2377. Insbeſondere ergibt ſich aus § 2143, 
daß, wenn der Hypothekengläubiger Vorerbe des Grundſtückseigentümers und zugleich verſön⸗ 
lichen Schuldners wird, zwar zunächſt die Forderung erliſcht und die Hypothek zur Eigentümer⸗ 
grundſchuld wird, daß aber beim Eintritt des Nacherbfalles kraft Geſetzes die Forderung wieder 
auflebt und die Grundſchuld wieder zur Hypothek wird (OLG 34, 29). 


4, Die für die Forderung getroffenen Beſtimmungen in Anſehung der Verzinſungs⸗ und 
Zahlungsbedingungen bleiben maßgebend auch dann, wenn die Grundſchuld nicht mehr dem 
Eigentümer zuſteht, ſondern auf einen andern übergegangen iſt (KJ 46, 235). Soweit ſolche 
Beſtimmungen, gleichviel ob rechtsgeſchäftliche oder geſetzliche, in Frage kommen, iſt es ſo anzu⸗ 
ſehen, als ob die Forderung noch fortbeſtünde und durch die Grundſchuld gefichert ſei (M 3, 734). 
In dieſer Beziehung können dem die Grundſchuld geltend machenden Berechtigten dem Eigentümer 
oder deſſen Rechtsnachfolger) auch Einreden gemäß $ 1137 entgegengeſetzt werden. Zinſen ge⸗ 
bühren aber dem Eigentümer nach $ 1197 Abſ 2 nur dann, wenn das Grundſtück auf Antrag eines 
anderen zum Zwecke der ee e in Beſchlag genommen iſt, und nur für die Dauer 
der Zwangsverwaltung. Überträgt er jedoch die Grundſchuld als ſolche oder unter Umwandlung 
in eine Hypothek ($ 1198) auf einen anderen, ſo gebühren dieſem auch die Zinſen, ſofern ſie ihm 
übertragen worden ſind (KGG 46, 235). Zuläſſig iſt der Vorbehalt der Grundſchuld für das 
Zinsrecht im Falle der Abtretung der Grundſchuld unter ihrer Umwandlung in eine Hypothek 
für die Forderung des neuen Gläubigers ($ 1158 A 3). — Die bei der gewöhnlichen Grundſchuld 
für die Kündigung und den Zahlungsort in den $$ 1193, 1194 gegebenen Vorſchriften gelten 
bei der Eigentumergrundſchuld nicht (RG 107, 80). Aus 5 1177 Abſ 1 Satz 2 ergibt ſich alſo ein 
Unterſchied zwiſchen der Eigentümergrundſchuld und der gewöhnlichen Grundſchuld (A 3). 


5. Der Hauptfall, in dem bei der Vereinigung der Hypothek mit dem Eigentum in einer Perſon 
dem Eigentümer auch die Forderung zuſteht, iſt der des 3 1143. Er liegt alſo vor, wenn der 
Eigentümer, der nicht zugleich perſönlicher Schuldner iſt, den Gläubiger befriedigt. Weitere Fälle 
ſind: wenn der Gläubiger die Hypothek als ſolche an den nicht perſönlich haftenden Eigentümer 
abtritt (RIA 5, 212; KG 21 A 181); wenn der Eigentümer, der nicht perſönlicher Schuldner 
iſt, den Gläubiger beerbt (58 1922, 1942); wenn der Gläubiger, dem die Forderung gegen einen 
Dritten zuſteht, das Eigentum am Grundſtück erwirbt. Vgl. ferner $ 1171 A 5 (Ausſchlußurteil. 
als Befriedigung des Gläubigers wirkend) und 1173 N 3,7 (Befriedigung des Geſamthyvo⸗ 
thekengläubigers durch einen der Eigentümer). 

6. Da ſich die Rechte des Eigentümers aus der Hypothek, ſolange die Vereinigung beſteht, 
nach den für eine Grundſchuld des Eigentümers geltenden Vorſchriften beſtimmen, finden 
auf bieſe Hypothek des Eigentümers die Vorſchriften des g 1197 in gleicher Weiſe wie 
auf die Eigentümergrundſchuld des Abſ 1 Anwendung (A 3). Dies gilt auch für den Nießbraucher 
oder Pfandgläubiger, dem der Eigentümer an der Eigentümerhypothek einen Nießbrauch oder 
ein Pfandrecht beſtellt hat (RG 60, 350). Im übrigen aber iſt die forderungsbekleidete Eigentümer⸗ 
hypothek eine wirkliche Hypothek für die urſprüngliche Forderung. Der Eigentümer kann ſie als 
Hypothek auf ſeinen Namen umſchreiben laſſen oder als Hypothek (ohne vorherige Umwandlung) 
an einen Dritten übertragen (KJ 30 A 233; OLG 34, 29). Anderſeits konnen ihm die Einreden 
aus 51187 auf Grund des perſönlichen Schuldverhältniſſes entgegengeſetzt werden, wenn er 
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nach einer Veräußerung des Grundſtücks die dingliche Klage gegen den neuen Eigentümer erhebt. 
Hat er die Forderung mit der Hypothek kraft Geſetzes erlangt (wie in den Fällen des $ 1143 und 
des Bu durch Erbgang), fo ſteht ihm den Einreden gegenüber der Schutz des § 1138 nicht 
zur Seite. 


8 1178 


Die Hypothek für Nückſtände von Zinſen und anderen Nebenleiftungen ) 
ſowie für Koſten, die dem Gläubiger zu erſtatten find 2), erliſcht, wenn fie 
fih mit dem Eigentum in einer Perſon vereinigt 2). Das Erlöſchen tritt nicht 
ein, ſolange einem Dritten ein Necht an dem Anſpruch auf eine ſolche Leiſtung 
zuſteht )). 

Zum Verzicht auf die Hypothek für die im Abf 1 bezeichneten Leiſtungen 
genügt die Erklärung des Gläubigers gegenüber dem Eigentümer. Solange 
einem Oritten ein Necht an dem Anſpruch auf eine ſolche Leiſtung zuſteht, 
iſt die Zuſtimmung des Dritten erforderlich. Die Zuſtimmung iſt demjenigen 
gegenüber zu erklären, zu deſſen Gunſten ſie erfolgt; ſie iſt unwiderruflich 5). 

E 1 1001, 1101 II 1085; M 3 720, 735; P 3 614; 4 605; 6 245. 

1. Die Hypothek für die Zinſen folgt den gleichen Regeln wie die Hypothek für die Kapital- 
forderung, ſoweit nicht durch beſondere Vorſchriften (3. B. die 88 1158, 1159) etwas anderes be⸗ 
ſtimmt ift (NG 72,364; Warn 1915 Nr 85). Zu dieſen beſonderen Vorſchriften gehört auch 8 1178. 
Rückſtände von Zinſen und anderen Nebenleiſtungen im Sinne des 1178 find ſolche Zin⸗ 
ſen uſw., die zur Zeit der Vereinigung der hierfür beſtehenden Hypothek mit dem Eigentum (Abi 1) 
oder zur Zeit des Verzichts (Abſ 2) bereits fällig ſind, bei denen alſo der Termin für ihre Fälligkeit 
vorübergegangen ift, ohne daß der Anſpruch auf fie getilgt wurde oder ſonſt erloſch (8 1159 A 1; 
R 91, 301; JW 1911,95380). Für die erſt ſpäter fällig werdenden Zinſen uſw. gelten die allgemei⸗ 
nen Vorſchriften über die Entſtehung einer Eigentümerhypothek aus einer Hypothek (A 3) und über 
den Verzicht auf eine Hypothek (A 5). Jedoch gebühren dem Eigentümerhypothekar während der 
Bereinigung auch die ſpäter fällig werdenden Zinſen nur nach Maßgabe des $ 1197 Abſ 2 (8 1177 
A 3). Für eine erweiterte Anwendung des $ 1178 auch in Anſehung künftiger Zinſen und Neben⸗ 
leiſtungen tritt ein JW 1932, 15766. Ob es ſich um vertragsmäßige Zinſen handelt (8 1115 A 5) 
oder um ſolche, für die nach $ 1118 die Hypothek kraft Geſetzes haftet ($ 1118 A 2), macht für 
die Anwendung des $ 1178 keinen Unterſchied. Was unter den Begriff „andere Nebenleiſtungen“ 
fällt, zeigt $ 1115 A 6. Tilgungsbeiträge bei Amortiſationshypotheken gehören nicht dazu. Sie 
find, auch wenn fie rückſtändig find, der Eigentümerhypothek zugänglich (§ 1163 A 1). Beim 
Verzicht auf fie findet Abſ 2 keine Anwendung (A 5). 

2. Unter den Koſten, die dem Gläubiger zu erſtatten ſind, ſind nicht, wie es nach dem Wort⸗ 
laut ſcheint, alle Koſten zu verſtehen, auf deren Erſtattung aus dem Grundſtück der Gläubiger 
Anſpruch hat (51118 A 3), ſondern nur diejenigen Koſten, für die das Grundſtück gemäß § 1118 
kraft Geſetzes ohne beſondere Bewilligung und Eintragung haftet ($ 1118 A 1), alſo die Koſten 
ver Kündigung und der die Befriedigung aus dem Grundſtück bezweckenden Rechtsverfolgung 
1118 A 4, 5). Wie ſich aus dem Zuſammenhalt des $ 1178 mit den 89 1118, 1145 Abſ 2 Satz 2,1159 
Ab 1 Satz 2, 1160 Abſ 3 ergibt, gelten andere Koſten, die eintragungsbedürftig find, auch dann, 
wenn fte bei der Eintragung ihrem Schuldgrunde nach als Koſten bezeichnet ſind, im Sinne des Ge⸗ 
ſetzes überhaupt nicht als „dem Gläubiger (ſtets) zu erſtattende Koſten“. Sie ſind vielmehr beſonders 
begründete Forderungen, die nur inſofern nicht völlig ſelbſtändig ſind, als ſie in einem Abhängig⸗ 
teitsberhältnis zur Hauptforderung ſtehen (M 3 S. 714, 720, 735; RZA 7, 127). Deshalb findet 
auf ſie auch $ 1178 keine Anwendung. Bei ihnen gelten alſo die allgemeinen Vorſchriften über die 
utſtehung einer Eigentümerhypothek, wenn auf Grund einer beſonderen Eintragungsbewilligung 
ein Höchſtbetrag für Koſtenforderungen bei der Hypothekeintragung ausgeworfen oder eine 
gesonderte Höchſtbetragshypothek gemäß 9 1190 für Koſtenforderungen eingetragen worden iſt, 
mögen auch zu den Koſtenforderungen die des § 1118 mit gehören (ſtr.; RIA 7, 127; a. M. OLG 
4,160; 12, 292). Zinſen⸗ und Koſtenkautionshypotheken des früheren Rechts, die nach dem Inkraft⸗ 
treten des BGB und nach der Anlegung des Grundbuchs gemäß Art 192 EG als Höchſtbetragshypo⸗ 
cheten im Sinne des $ 1190 gelten, werden behandelt in Rich 61, 375; Warn 1915 Nr 85; anderſeits 
DIE 12, 293. Ihretwegen ift ferner zu verweiſen auf Art 194 GG und auf das Rcheſ betr. die 
Überleitung von Hypotheken des früheren Rechtes v. 17. 3. 1906. 

3. Die Vorſchrift, daß die Hypothek für die im Abf1 Satz 1 bezeichneten Forderungen erliſcht, 
weun ſie ſich mit dem Eigentum in einer Perſon vereinigt (Fälle der Vereinigung: $ 1177 A 2), 
enthält eine Ausnahme von dem Grundſatz des 5 889 und von den im § 1177 gegebenen Vor⸗ 
ſchriften über die Wirkungen der Vereinigung von Hypothek und Eigentum in der Hand einer 
Perſon (RG 72, 365; JW 1911, 95320). Der $ 1178 Abſ 1 Satz 1 greift insbeſondere dann Platz, 
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wenn der Eigentümer des Grundſtücks oder ein für ihn handelnder Dritter Zinsrückſtände an den 
Hypothekengläubiger bezahlt (RG 91, 299; 100, 157; 143, 285). Die Vorſchrift ſoll verhindern, 
daß ſich durch die Zahlung von Zinsrückſtänden zwiſchen die Hypotheken eines Grundſtücks Eigen⸗ 
tümergrundſchulden ($$ 1163, 1177) einſchieben, die durch den Grundſatz der Rangwahrung für 
den Grundſtückseigentümer nicht gefordert werden, die überdies aus dem Grundbuch nicht erſichtlich 
wären und im Endergebnis den Realkredit des Eigentümers durch Entwertung der zweiten und 
weiteren Hypotheken gefährden würden (RG 136, 79; 143, 286). Die Hypothek, die bis zur der Ver⸗ 
einigung für die Rückſtände an Zinſen uſw. beſteht (RIA 12, 147), wird aufgehoben, ohne daß es der 
Löſchung bedarf. Sie kann daher nicht Gegenſtand einer Eigentümerhypothek ſein (RG 88, 164). Die 
Frage, ob mit Rückſicht hierauf bei einer Hypothek für Zinsrückſtände eine Rangänderung mit ding⸗ 
licher Wirkung nach $ 880 ohne Eintragung ($ 880 Ab 2 Satz 1) und ohne Zuſtimmung des Eigentü⸗ 
mers ($ 880 Abſ 2 Satz 2) möglich ift, erörtert $ 1159 A 2. — Dagegen bleibt eine Hypothek für Zin⸗ 
fen und andere Nebenleiſtungen ſowie für Koſten, die nicht unter die Vorſchrift fallen (A1, 2), 
trotz ihrer Vereinigung mit dem Eigentum beſtehen, und zwar je nach der Sachlage entweder 
nach 8 1177 Abſ 1 als Eigentümergrundſchuld oder nach $ 1177 Abſ 2 als Hypothek des Eigen⸗ 
tümers. Für die Wirkung der Vereinigung tft es ſowohl bei den unter $ 1178 fallenden Forde⸗ 
rungen als auch bei den anderen Nebenforderungen gleichgültig, ob die ganze Hypothek mit dem 
Eigentum vereinigt wird oder ob die Vereinigung nur in Anſehung der Nebenforderungen 
eintritt. Wie ſich auch aus § 1145 Abſ 2 ergibt, kann insbeſondere die Hypothek für noch nicht 
fällige Zinſen, das Zinsrecht, ſowie für noch nicht fällige andere Nebenforderungen für ſich allein 
zur Eigentümerhypothek werden, während die Hypothek für die Hauptforderung bei dem bis⸗ 
herigen Gläubiger verbleibt (z. B. wenn der Gläubiger gemäß $ 1168 auf das Zinsrecht ver⸗ 
zichtet). Die Zinsforderung oder eine andere Nebenforderung iſt allerdings vom Beſtehen der 
Hauptforderung abhängig. Aber die Hypothek für ſie iſt ebenfalls eine hypothekariſche Belaſtung 
des Grundſtücks für eine Forderung, und die Entſtehung der Eigentümerhypothek aus einer 
Hypothek hat überhaupt nicht zur Vorausſetzung, daß die geſicherte Forderung beſteht (ſtr., RG 
72, 365; 74, 81; RIA 7, 129; KJ 42, 270; 49 S. 218, 221; 51, 290). Erliſcht die Hypothek 
für die Hauptforderung, jo erliſcht zufolge der Abhängigkeit ($ 1158 A 3) auch die etwa aus der 
Hypothek für das Zinsrecht oder das Nebenleiſtungsrecht für ſich allein entſtandene Eigentümer ⸗ 
grundſchuld, auch wenn fie einem anderen als dem Gläubiger der Haupthypothek zuſteht (RG 
74, 81; K 42, 270; 49, 218). Wie in § 1113 A 5 a. E. dargelegt iſt, kann eine Hypothek für 
das Zinsrecht der Hypothekenforderung auch dann beſtellt werden, wenn dem Grundſtückseigen⸗ 
tümer zugleich der Nießbrauch oder die Nutznießung (als Ehemann oder Vater: $$ 1383, 1649) 
an der Forderung zuſteht. Zu verweiſen iſt ferner auf 8889 A 1. Danach erliſcht das Zinsrecht 
nicht, wenn der Grundſtückseigentümer den Nießbrauch an einer auf ſeinem Grundſtück ein⸗ 
getragenen verzinslichen Hypothek erlangt. Wenn die Ehefrau oder ein Kind des Grundſtücks⸗ 
eigentümers eine auf dem Grundſtück eingetragene verzinsliche Hypothek erwirbt, ſo bleiben 
trotz des Nutznießungsrechts des Ehemannes oder Vaters das Zinsrecht und die Zinsrechts⸗ 
hypothek für die Ehefrau oder das Kind beſtehen. Iſt aber der Ehemann oder Vater perſönlicher 
Schuldner der Zinsforderung, fo erliſcht die Hypothek für Zinsrückſtände nach § 1178 Abſ 1 Satz 1. 
Denn der Ehemann oder Vater erwirbt gemäß den $$ 1383, 1652 dieſe Zinſen; die Zinsforderung 
erliſcht alſo durch Vereinigung von Forderung und Schuld in ſeiner Perſon; mithin vereinigt 
ſich die Hypothek für dieſe Zinſen mit dem Eigentum in einer Perſon. Deshalb erwirbt z. B. ein 
Dritter, dem die Hypothek mit Zinſen von der Ehefrau abgetreten wird, die Hypothek für Zins⸗ 
rückſtände nicht; auf den öffentlichen Glauben des Grundbuchs kann er ſich nach § 1159 nicht be⸗ 
rufen (OLG 34, 216). Die Hypothek für das Zinsrecht kann auch ebenſo wie die Hypothek für 
die Hauptforderung (8 1113 A 2) unter einer Bedingung beſtellt werden (KGJ 46, 237). 
Als aufſchiebend bedingt beſtellt iſt regelmäßig die Hypothek für Strafzinſen und 
für ſonſtige Entſchädigungen im Falle der vorzeitigen Fälligkeit der Hauptſchuld anzu⸗ 
ſehen, ſo daß hier beim Ausfall der Bedingung keine Eigentümergrundſchuld entſteht. 
ft aber nach den Umſtänden des Einzelfalls ausnahmsweiſe eine ſolche Hypothek als unbedingt 
beſtellt anzuſehen, jo findet $ 1178 Abſ 1 Satz 1 entſprechende Anwendung (RG 136, 76; Ich 9, 
270). Wird bei der Hypothek für das Zinsrecht als auflöſende Bedingung das Erlöſchen 
der Hauptforderung geſetzt, ſo hat der Eintritt der Bedingung die rechtliche Folge, daß die 
Eigentümergrundſchuld, in die ſich die Hypothek für die Hauptforderung nach § 1163 Abſ 1 
Satz 2, 8 1177 Abſ 1 Satz 1 umwandelt, anders als ſonſt (§ 1177 Abſ 1 Satz 2) eine unver⸗ 
zinsliche iſt (J 46, 237). Eine ſolche Bedingung iſt z. B. als geſetzt anzuſehen bei Tilgungs⸗ 
hypotheken hinſichtlich der Zinſen der gezahlten Tilgungsbeiträge, wenn die in Hundertteilen des 
Kapitals feſtgeſetzten, Zinſen und Tilgungsbeiträge umfaſſenden Jahresleiſtungen bis zur voll⸗ 
ſtändigen Tilgung des Kapitals von deſſen vollem urſprünglichen Betrage zu entrichten find (ſtr.; 
KGJ 46, 236). Der abweichenden Meinung, der Zinsſatz gelte auch für die Grundſchuld über die 
getilgten Beträge, ſteht die Erwägung entgegen, daß damit eine Erweiterung der Zinspflicht ein⸗ 
träte; denn bei der Reſthypothek bleibt die Pflicht zur Zinszahlung für das ganze urſprüngliche 
Kapital beſtehen. — Die Zuläſſigkeit und die Erforderniſſe der Übertragung und der Pfändung 
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einer Hypothek für noch nicht fällige Zinſen (das Zinsrecht) ſind am Ende dieſer Anmerkung und 
in 5 1158 A 3 beſprochen. Erliſcht die Hypothek infolge des Zuſchlags in der Zwangsverſteige⸗ 
rung des belaſteten Grundſtücks (8 91 3), fo tritt ebenſo wie bei der Hypothek für das Kapital 
(1147 A 4) an die Stelle der Hypothek für die Zinſen das Recht auf Befriedigung aus dem vom 
Erſteher zu zahlenden Verſteigerungserlös. War die Hypothek einem Dritten verpfändet, fo 
ergreift nunmehr (nach dem Surrogationsgrundſatz) das Pfandrecht dieſes Befriedigungsrecht 
MG Gruch 59, 131). Befriedigt der perſönliche Schuldner, der nicht zugleich Grund⸗ 
ſtückseigentümer ift, den Gläubiger wegen der Rückſtände an Zinſen uſw. und kann er vom Eigen⸗ 
tümer Erſatz verlangen, jo erliſcht in Höhe des Erſatzanſpruchs die Hypothek für die Rückſtände 
nicht. Denn inſoweit findet keine Vereinigung der Hypothek mit dem Eigentum in einer Perſon 
ſtatt; $ 1178 greift alſo nicht Platz; vielmehr geht dieſe Hypothek inſoweit als Hypothek für den 
Erſatzanſpruch gemäß $ 1164 (dort X 3) auf den perſönlichen Schuldner über (RG 143, 284; OLG 31, 
128; a. M. SeuffA 64 Nr 71). Bewirkt nicht der Grundſtückseigentümer oder der von dieſem ver⸗ 
ſchiedene perſönliche Schuldner, ſondern ein Dritter die Zahlung von Zinsrückſtänden, jo erliſcht 
nach den 38 267,362 in der Regel die Zinsforderung und die Hypothek dafür, fo daß ein Übergang 
auf den Dritten nicht ſtattfindet (RG 94,90; 100,157). Das gilt auch von einem Nießbraucher, 
der nach $ 1047 rückſtändige Hypothekenzinſen bezahlt, da er damit keine eigene Schuld, ſondern eine 
Schuld des Eigentümers bezahlt (Rs 100,157). Wenn jedoch der Dritte mit dem Willen zahlt, die 
Forderung für ſich zu erwerben, und der Hypothekengläubiger die Forderung an ihn überträgt 
(81159), jo geht die Forderung nebſt der Hypothek dafür ($ 1153 Abf 1) auf ihn über. Tritt der Hy⸗ 
pothekengläubiger auf Grund eines ſchuldrechtlichen Vertrags mit dem Grundſtückseigentümer die 
Hypothek an einen Dritten ab, ſo ſtellt die Zahlung des Dritten an den Hypothekengläubiger keine 
Tilgung der geſicherten Forderung, ſondern die Leiſtung des Abtretungsentgelts dar. Die Hypothek 
für Zinsrückſtände bleibt alſo beſtehen und geht, ſoweit fie von der Abtretung umfaßt wird, auf den 
Dritten über (RG HRR 1931 Nr8833). In ſolchen Übertragungsfällen erwirbt der Dritte die Forde⸗ 
tung und die Hypothek auch dann, wenn er Nießbraucher des Grundſtücks iſt und die Zahlung aus 
Einkünften des Grundſtücks leiſtet. Denn er iſt zwar nach $ 1047 dem Eigentümer gegenüber 
verpflichtet, die Zinſen einer Hypothek, die bereits zur Zeit der Beſtellung des Nießbrauchs auf 
dem Grundſtück laſtete, zu bezahlen; ihm gebühren aber die Nutzungen des Grundſtücks ($ 1030), und 
er hat darüber freie Verfügung, ſo daß er ſie auch zum Erwerb der Zinsrückſtändeforderung ver⸗ 
wenden kann (NG 100, 157). Nimmt der Hypothekengläubiger eine ſolche mit dem Ausdruck 
des Willens des Erwerbs geleiſtete Zahlung an, ſo liegt ihm auch die Übertragung ob; denn er 
hat kein Recht darauf, daß der Nießbraucher aus den Einkünften für den Eigentümer zahlt (RG 
100, 158). Im Zwangsverſteigerungsverfahren über das Grundſtück können nachſtehende Hypo⸗ 
thekengläubiger den auf die Zinsrückſtände entfallenen Verſteigerungserlös nicht für ihre Hypo⸗ 
theken in Anſpruch nehmen, weil auch dann, wenn der Nießbraucher die Zinsrückſtände nicht bezahlt 
hätte, die Hypothek dafür ihnen vorgehen würde (RG 100, 158). 
. 4. Ein den Eintritt des Erlöſchens der Hypothek hinderndes Recht eines Dritten an dem 
Anspruch auf rückſtändige Zinſen uſw. oder auf Koſten iſt z. B. ein Nießbrauchsrecht oder ein Pfand⸗ 
recht. Die Hypothek für dieſe Forderungen bleibt, ſolange das Recht des Dritten beſteht, trotz 
ihrer Vereinigung mit dem Eigentum beſtehen, und zwar für den Eigentümer. Hört das Recht 
Auf (z. B. der Nießbrauch nach den $$ 1061 oder 1063, 1064 mit 1068, 1072; das Pfandrecht nach 
dan sh 1252 ff. mit 1273, 1278), fo erliſcht das hypothekariſche Recht des Eigentümers ohne weiteres. 
Wenn der Verwalter im Konkurſe des Eigentümers den Hypothekengläubiger befriedigt, 
geht die Hypothek für das Kapital auf den Gemeinſchuldner über; die Hypothek für rückſtändige 
injen und Koſten aber erliſcht. Weder der Verwalter, auf den nur die Verwaltungs- und Ver⸗ 
ag 0 uc bezüglich des zur Konkursmaſſe gehörigen Vermögens des Gemeinſchuldners 
{nach 9 6 NO) übergegangen iſt, noch die Konkursgläubiger, denen ein Pfandrecht an der Kon⸗ 
fürsmaſſe nicht zuſteht, haben ein das Erlöſchen der Zinſen. und Koſtenhypothek hinderndes Recht 
2 Sinne des Abſ 1 Satz 2 (OLG 9, 378). — Bezahlk der vom perſönlichen Schuldner verſchiedene 
Grundſtücsseigentümer Binsrückſtände und erwirbt er damit nach $ 1143 die befriedigte Forderung 
1 Gläubigers ($ 1143 A 6), fo erliſcht die Hypothek für bie Zinsrückſtände nach $ 1178 Abſ 1 Satz 1 
10 3). Die Ausnahmevorſchrift des $ 1178 Abi 1 Satz 2 kann hier auch dann nicht Platz greifen, 
enn etwa der perſönliche Schuldner, falls er die Rückſtände bezahlt hätte, einen Erſatzanſpruch 
2 den Eigentümer oder deſſen Rechtsvorgänger haben und dafür nach $ 1164 auch die Hypothek 
8 angen würde ($ 1178 A 3). Denn die Befriedigung rückſtändiger Zinsforderungen des Hypo⸗ 
atengläubigere durch den vom perſönlichen Schuldner verſchiedenen Grundſtückseigentümer 
5 det gerade den Hauptfall des Erlöſchens der Zinshypothek nach § 1178 Abſ 1 Satz 1, und aus 
9 Rechtsſtellung, die $ 1164 dem perſönlichen Schuldner gegenüber dem Eigentümer oder deſſen 
5 act vorganger zuweiſt, läßt ſich ein Recht eines Dritten an dem Anſpruch auf die bezahlten Zins⸗ 
ſtände gemäß § 1178 Abſ 1 Satz 2 nicht herleiten (RG 143, 282). 
2 Da die Rückſtände von Zinſen uſw. und die Koſten des Abſ 1 aus dem Grundbuch nicht 
deuchllich find (A 1, 2), eine Eintragung des Verzichts ſowie eine Verzichtserklärung gegenüber 
em Grundbuchamt gemäß $ 1168 Abſ 2 alſo nicht in Betracht kommen kann, fo beſtimmt Abſ 2 
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Satz 1, abweichend von 8 1168 Abſ 2 (RIA 12, 149), daß zum Verzicht auf die Hypothek für 
dieſe Leiſtungen die Erklärung des Gläubigers gegenüber dem Eigentümer genügt. Die Er⸗ 
klärung bedarf keiner Form. Die Wirkung des Verzichts iſt nach 81168 Abſ 1 die, daß der Eigentümer 
die Hypothek erwirbt. Das hat aber nach g 1178 Abf 1 Satz 1 zur Folge, daß die Hypothek erliſcht, 
ohne daß es der Löſchung im Grundbuch bedarf. Solange einem Dritten ein Recht an dem An⸗ 
ſpruch auf eine ſolche Leiſtung zuſteht (A, iſt indeſſen die zuſtimmung des Dritten zu dem Verzicht 
des Gläubigers erforderlich. Da auch hier eine Erklärung gegenüber dem Grundbuchamt nicht 
in Betracht kommen kann, beſtimmt Abſ 2 Satz 3, abweichend von $ 876 Satz 3, daß die Zuſtim⸗ 
mung demjenigen gegenüber zu erklären iſt, zu deſſen Gunſten fie erfolgt. Nach $ 183 würde 
die vor dem Verzicht abgegebene Zuſtimmungserklärung noch bis zur Verzichtserklärung wider⸗ 
ruflich fein. Um dies auszuſchließen, wird im Abſ 2 Satz 3 die Zuſtimmung für unwiderruflich 
erklärt. Die Unwiderruflichkeit der Verzichtserklärung verſteht ſich von ſelbſt ($ 130 Abſ 1). — 
Ein Verzicht des Gläubigers auf die Hypothek für Zinſen uſw. oder Koſten, die nicht 
unter Abſ 1 Satz 2 fallen (A 1, 2), bedarf nach der Regel des $ 1168 Abſ 2 der Eintragung 
(3. B. ein Verzicht auf das Zinsrecht). Hier wird es ſich in Wirklichkeit aber meiſtens nicht um 
einen Verzicht, ſondern um die teilweiſe Aufhebung der Hypothek handeln (über den Unterſchied 
$ 1168 A J), fo z. B. im Falle der Herabſetzung des Zinsfußes ($ 1119 A 3). Dann kommen die 
Vorſchriften der $$ 875, 1183 zur Anwendung (Rh 72, 365; RIA 4, 168: OLG 10, 89; Hot 
1932 Nr 1657; 1933 Nr 1012). 


$ 1170 


Derpflichtet fich !) der Eigentümer 2) einem anderen gegenüber ?), die Hypo⸗ 
thek!) löſchen zu laſſen 5), wenn fie ſich mit dem Eigentum in einer Perſon 
vereinigt ), fo kann zur Sicherung des Anſpruchs auf Löſchung s) eine Vor- 
merkung ' in das Grundbuch eingetragen werden ®). 

E II 1086; P 3 605 ff. 

1. Die Faſſung des Geſetzes „verpflichtet ſich“ trifft, wörtlich genommen, nur den Regelfall, 
daß die Verpflichtung des Eigentümers durch Vertrag begründet iſt. Immerhin wird auch dann, 
wenn dem Eigentümer bei einer Zuwendung durch letztwillige Verfügung eine ſolche Verpflichtung 
zugunſten eines Dritten auferlegt worden iſt, ſchon unmittelbar auf Grund der letztwilligen Ver⸗ 
fügung eine Vormerkung eingetragen werden können, ohne daß der Eigentümer zuvor in Erfüllung 
der Anordnung ſich dem Begünſtigten gegenüber noch beſonders vertraglich verpflichten müßte. 
Ein die Verpflichtung begründender Vertrag bedarf keiner Form. Er kann ſowohl bei der Beſtellung 
der Hypothek als auch ſpäter (3. B. wenn bei der Veräußerung des Grundſtücks oder bei der Über⸗ 
tragung eines Nachlaßgrundſtücks an einen der Miterben eine nachſtehende Hypothek eingetragen 
wird: Prot 3, 606) geſchloſſen werden. 

2. Der Eigentilmer als ſolcher muß der ſich Verpflichtende fein. Iſt die Hypothek auf ihn bereits 
übergegangen, ſo kommt er nicht mehr als Eigentümer, ſondern als Gläubiger in Betracht. Dann 
greift nicht die Sondervorſchriſt des $ 1179, ſondern $ 883 Platz, fo daß bei der Hypothek Vor⸗ 
merkungen einer jeden, in den Rahmen dieſer Regelvorſchrift fallenden Art (z. B. für den Anſpruch 
auf bedingte Aufhebung, auf Übertragung, Belaſtung, Rangänderung) zuläſſig find. Einer er- 
weiternden Auslegung des $ 1179, wie fie in Ich 11, 250 befürwortet wird, iſt nicht beizutreten. 
Die Bedeutung des § 1179 beſteht gerade darin, daß die Eintragung einer Vormerkung (auf Lö⸗ 
ſchung) gegen den Eigentümer zugelaſſen wird, obwohl ihm ein Recht an der von der Vormerkung 
betroffenen Hypothek noch nicht zuſteht (Prot 3, 607; RA 3, 131; A 4, 5). 

3. Die Verpflichtung wird einem andern gegenüber nicht nur dann übernommen, wenn 
der Begünſtigte, wie das in der Regel der Fall fein wird, ein gleich» oder nachſtehender Hypo- 
thekengläubiger iſt. Nach der allgemein gehaltenen Faſſung des Geſetzes ift der Vorſchrift des 8 1179 
vielmehr auch dann genügt, wenn die Verpflichtung zugunſten desjenigen eingegangen wird, 
der ein nachſtehendes Recht am Grundſtück erſt erwerben will (RA 3, 129), oder ſogar zu⸗ 
gunſten eines Dritten, der am Grundſtück überhaupt nicht dinglich berechtigt iſt 
oder berechtigt werden fol (RG 63, 154; JW 1932, 15503; RA 3, 129; 7, 143; KG 52, 279). 
Ferner kann der Begünſtigte auch der Gläubiger der von der Verpflichtung betroffenen Hypo⸗ 
thek ſelbſt ſein. Denn daß der „andere“ nicht nur ein anderer als der Eigentümer, ſondern auch 
ein anderer als der Hypothekengläubiger ſein muß, iſt der Faſſung des Geſetzes nicht zu ent⸗ 
nehmen. Auch der Gläubiger der Hypothek kann aber ein Intereſſe an der Löſchungsvormerkung 
haben, z. B. im Falle des teilweiſen Erlöſchens der Hypothekenforderung (RG 52, 8; RIA 11 S. 73, 
146; SeuffA 58 Nr 143; KJ 42, 316; OLG 26, 165). Streitig iſt, ob eine Löſchungsvormer⸗ 
kung auch zu gunſten des „jeweiligen“ Gläubigers einer (nachſtehenden) Hypothek zuläſſig 
iſt. Dieſe Frage, für deren Entſcheidung nicht die Grundſätze des Sachenrechts, ſondern die des 
Rechts der Schuldverhältniſſe maßgebend find, iſt unter Berückſichtigung der $8 328 ff. und in Anbe⸗ 
tracht der Vertragsfreiheit auf dem Gebiet des Rechts der Schuldverhältniſſe in dem Sinne zu be⸗ 
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jahen, daß der gegenwärtige Hypothekengläubiger mit dem Eigentümer rechtswirkſam vereinbaren 
kann, der Löſchungsanſpruch ſolle zunächſt ihm zuſtehen, für den Fall aber, daß die Hypothek 
auf einen andern übergehe und dann der Anſpruch noch nicht inzwiſchen durch eine Verfügung 
des jeweils Berechtigten erloſchen ſei, für den andern ausſchließlich und aus eigenem Recht ge⸗ 
geben fein (RG Gruch 54, 1026; RA 7, 142; vgl. auch RG 63, 152). So aufgefaßt iſt durch die 
Vereinbarung nicht etwa die Hypothek als die Anſpruchsberechtigte beſtimmt, ſo daß die Unzu⸗ 
läſſigkeit der Begründung eines ſubjektiv⸗dinglichen Anſpruchs einzuwenden wäre (RYA 7, 68), 
ſondern der Dritte, der durch das Gläubigerrecht an der Hypothek beſtimmt wird, iſt der An⸗ 
ſpruchsberechtigte deswegen, weil die Vereinbarung im voraus auch zu ſeinen Gunſten getroffen 
worden iſt (vgl. 8883 A 2 Abſ 5). Ergibt ſich dieſer Inhalt der Vereinbarung aus der Eintragungs⸗ 
bewilligung, ſo dürfen wegen der Bezeichnung des jeweils Berechtigten keine übertriebenen 
Anforderungen an die Bewilligung geſtellt werden (HRR 1933 Nr 200). — Der Anſpruch hat 
einen Vermögenswert und iſt ſeiner Natur nach nicht an die Perſon des Berechtigten gebunden. 
Er kann daher mit der Vormerkung auch auf einen andern übertragen werden (RG 52, 
11; RIA 7, 145). Iſt der Gläubiger einer Hypothek der Berechtigte, jo wird im Falle der Tiber- 
tragung der Hypothek, wenn auch die Löſchungsvormerkung kein Nebenrecht der Hypotheken; 
forderung im Sinne des § 401 iſt, doch die Mitübertragung der Rechte aus der Vormerkung als 
gewollt und ſtillſchweigend erklärt anzuſehen ſein, ſofern nicht ein ausdrücklicher Vorbehalt gemacht 
worden iſt (RG 143, 73; JW 1938, 316617; RA 7, 145; ROY 43, 256; OLG 26, 169). Räumt da- 
gegen der zugleich aus der Vormerkung berechtigte Hypothekengläubiger einer andern Hypothek 
vor ſeiner Hypothek den Vorrang ein, ſo iſt daraus allein ohne ausdrückliche Erklärung nicht die 
Abtretung der Rechte aus der Vormerkung an den andern Hypothekengläubiger zu entnehmen. 
Denn regelmäßig wird es nicht im Willen des vormerkungsberechtigten Hypothekengläubigers lie⸗ 
gen, außer feiner beſſeren Rangſtellung auch noch feine Rechte aus der Vormerkung zugunſten des 
andern Hypothekengläubigers aufzugeben (OLG 26, 169). — Nur für natürliche oder juriſtiſche 
Perſonen kann eine Löſchungsvormerkung eingetragen werden, daher nicht für eine Behörde, 
die als ſolche keine juriſtiſche Perſönlichkeit hat (OLG 36, 168). 

4. Nur bei einer Hypothek (und einer Grundſchuld: $ 1192 A 1 Abſ 2; für die Eigentümer⸗ 
grundſchuld A 6) läßt das Geſetz die Löſchungsvormerkung zu. Auch bei Hypotheken für Schuld⸗ 
verſchreibungen auf den Inhaber iſt fie ſtatthaft (8 1187 A 2). Auf andere Rechte findet die 
Sonderbeſtimmung des $ 1179 aber keine Anwendung. Bei ihnen kann ein Anſpruch auf Löſchung 
(Aufhebung) nur nach Maßgabe der Regelvorſchrift des $ 883 durch Vormerkung geſichert werden 
(OLG 6, 124). Auch dieſe Regelvorſchrift verſagt aber bei der Verpflichtung zur Löſchung einer 
Vormerkung (4. B. auf Einräumung einer Hypothek), da die Vormerkung überhaupt kein 
Recht am Grundſtück ift (OLG 6,123; 5 883 A 8). Die Hypothek muß ferner ſchon be- 
ſtehen oder doch gleichzeitig mit der Eintragung der Vormerkung beſtellt werden (A 1; KG 
23 A 154). Eine erſt künftig einzutragende Hypothek iſt keine „Hypothek“. Daß ein Anſpruch auf 
Löſchung gegen den Eigentümer durch Vormerkung geſichert werden kann, obwohl dem Eigen⸗ 
tümer noch kein Recht an der Hypothek zuſteht, iſt eine Ausnahmebeſtimmung (A 2, 5), die nicht 
auf einen Fall ausgedehnt werden darf, in dem die Hypothek überhaupt noch nicht eingetragen 
iſt (Kc 23 A 154; 358 18, 41). Auf eine einzelne Hypothek braucht die Löſchungsvormerkung 
nicht beſchränkt zu ſein. Vielmehr kann ſie auch bezüglich mehrerer oder aller eingetragenen 
Hypotheken gleichzeitig begründet werden. Für Hypotheken des früheren Rechts und für 
die Übergangszeit gelten die Artt 192, 194 EG (dazu KGJ 20 A 206; 23 A 146). 

5. Der Eigentümer muß ſich verpflichtet haben, die Hypothek löſchen zu laſſen. Nur für 
den Anſpruch auf Löſchung geſtattet $ 1179 die Eintragung einer Vormerkung. Die Vorſchrift 
betrifft nicht etwa nur einen im Geſetz aus Zweckmäßigkeitsgründen beſonders hervorgehobenen 
Fall des $ 883, ſondern iſt, wie bereits in A 2,4 bemerkt iſt, eine Ausnahme von der Regelvorſchrift 
des 5 883 infofern, als fie die Eintragung einer Vormerkung unter Vorausſetzungen zuläßt, die 
nach $ 883 eine ſolche Eintragung nicht rechtfertigen würden (ſtr., RG 72,277; 84,81; 97,227; 145, 
354; a. M. RA 3, 129; 8, 156; 06% 26 A 161; 33 A 284; OLG 10, 245). Insbeſondere iſt der An⸗ 
ſpruch auf Löſchung kein künftiger oder bedingter Anſpruch auf Aufhebung der Hypothek im 
Sinne des 9 883 Abſ 1 (ſtr.; RG 84, 81; a. M. K Gi 33 A 284). Ein ſolcher Anſpruch kann nur 
dann gegeben ſein, wenn die Hypothek, auf deren Aufhebung der Anſpruch künftig oder bedingt 
beſtehen ſoll, bereits dem Verpflichteten zuſteht. Denn $ 883 Abs 1 erfordert, daß der zu ſichernde 
Anſpruch, mag er auch ein zukünftiger oder bedingter ſein, ein Recht am Grundſtück, alſo ein für 
den Verpflichteten beſtehendes Recht am Grundſtück betrifft (MG 84, 81; RIA 13, 
152; OLG 15, 333; KON 45, 270; $ 1163 A 3). Demnach iſt aus dem lediglich einen Löſchungs⸗ 
anſpruch betreffenden $ 1179 nichts dafür zu entnehmen, daß auch andere auf eine Hypothek 
gerichtete Anſprüche gegen den Eigentümer, ſchon bevor er die Hypothek erlangt hat, nach 9 883 
(der allein in Frage kommen kann) durch Vormerkung geſichert werden könnten. Vielmehr ſind 
ſolche Anſprüche (z. B. auf Abtretung, Anderung des Inhalts, Belaſtung mit einem Pfandrecht, 

nterlegung einer andern Forderung für den Fall der Vereinigung der Hypothek mit dem Eigen⸗ 
tum) von der Vormerkungsſicherung ausgeſchloſſen (RG 72, 274; 84, 81; 145, 352; Warn 1908 Nr 
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272 Gruch 53, 1123, NO 45, 270). Fraglich könnte vielleicht fein, ob $ 1179 (im Gegenſatz zu 9883) 
nicht wenigſtens im Falle eines Anſpruchs auf Einräumung des Vorrangs, insbeſondere zugun⸗ 
ſten einer Nachhypothek, entſprechend anzuwenden ſei, weil es ſich dabei um eine teilweiſe Löſchung 
handle (RG 72, 277). Auch dies iſt aber zu verneinen, da die Rangänderung einer Inhaltsänderung 
oder einer Übertragung näher fteht als einer Löſchung ($ 880 A 2) und die Wirkungen, namentlich. 
beim Vorhandenſein von Zwiſchenrechten, weſentlich andere find (5 880 A 2). So führt z. B. die Er⸗ 
füllung des geſicherten Anſpruchs bei der Löſchungsvormerkung zur Beſeitigung der betroffenen 
(künftigen) Eigentümergrundſchuld aus dem Grundbuch, während ſie bei einer Rangrücktrittsvor⸗ 
merkung nur die Anderung des Ranges der Eigentümergrundſchuld zur Folge haben würde. Im 
Falle der zwangsweiſen Verſteigerung des belaſteten Grundſtücks gebührt der auf die Eigentümer⸗ 
grundſchuld entfallende Verſteigerungserlös dem aus einer Löſchungsvormerkung für eine nach⸗ 
ſtehende Hypothek Berechtigten nur inſoweit, als er nicht zur Deckung von Zwiſchenrechten erforder⸗ 
lich iſt, während der aus einer Rangrücktrittsvormerkung Berechtigte an der Stelle der Eigentümer⸗ 
grundſchuld den Erlös für ſich beanſpruchen könnte (NG 84,78; a. M. RA 13,152). An ſich iſt je doch 
nach dem das Recht der Schuldverhältniſſe beherrſchenden Grundſatz der Vertragsfreiheit in allen 
ſolchen Fällen die Begründung eines Anspruchs gegen den Eigentümer zuläſſig, obwohl er noch 
nicht Gläubiger der Hypothek iſt. Kann aber dieſer Anſpruch durch Vormerkung nicht geſichert 
werden oder ift er trotz Zuläſſigkeit einer Sicherung nach 8 1179 nicht geſichert worden, ſo hat 
er nur im Verhältnis zwiſchen den Vertragſchließenden (ſchuldrechtliche), nicht auch: 
gegenüber Dritten (dingliche) Wirkung (RG Gruch 54, 160). Wird über das Vermögen des 
Verpflichteten der Konkurs eröffnet, nachdem die Hypothek auf ihn übergegangen iſt, ſo iſt 
der Konkursverwalter trotz des ſchuldrechtlichen Anſpruchs gegen den Gemeinſchuldner berechtigt 
(und den Konkursgläubigern gegenüber verpflichtet), im Falle der Zwangsverſteigerung des Grund⸗ 
ſtücks den auf die Hypothek (Eigentümergrundſchuld) entfallenden Betrag des Verſteigerungser⸗ 
loſes für die Konkursmaſſe zu erheben. Der Anſpruchsberechtigte kann (3. B. im Falle eines An⸗ 
ſpruchs auf Einräumung des Vorrangs oder auf Unterlegung einer andern Forderung) nur eine 
Konkursforderung gemäß den 883,69 KO (z. B. wegen ſeines Ausfalls infolge der Vorwegnahme 
des Erlöſes) gegen die Konkursmaſſe geltend machen, da weder ein Ausſonderungsanſpruch (§ 43 
KO) noch ein Maſſeanſpruch (§ 59 KO) in Frage kommt und auch eine Vormerkung ($ 24 RO) 
nicht eingetragen iſt (RG Warn 1908 Nr 272; Gruch 53, 1123). Vom Reichsgericht wird jedoch in 
ſtändiger Rechtſprechung angenommen, daß im Falle der Verpflichtung zur Löſchung der Eigen⸗ 
tümer auf die Hypothek zugunſten des Berechtigten endgültig verzichte (RG 19, 59; 52, 5; Gruch 
44, 1214; 52, 1075; JW 1906, 424°; Warn 1908 Nr 237; SeuffA 61 Nr 176; OLE 12, 134; vgl. NG 
Gruch 54, 161), daß im Falle der Verpflichtung zur Einräumung des Vorrangs dem Berechtigten 
der Vorrang endgültig zuſtehe (RG Gruch 31, 404; 52, 1075; 5. 6. 1907 V 437/06; 2. 10. 1907 V 
119/07) und daß der Konkursverwalter dies gelten laſſen müſſe, auch wenn die Verpflichtung 
formlos (vgl. für den Verzicht die 99 1168, 875, für die Vorrangseinräumung den $ 880 Abſ 27 
übernommen und eine Vormerkung (8 24 KO) nicht eingetragen iſt. In RG 134, 257 
wird auf dieſe ſtreitige Frage nicht eingegangen. Hier iſt aber der Nachlaßkonkursverwalter nicht 
für befugt erachtet, für die Konkursmaſſe Eigentümergrundſchulden der Erben (Gemeinfchuldnerk 
in Anſpruch zu nehmen, die aus früheren Hypotheken dadurch entſtanden ſind, daß ein neuer 
Hypothekengläubiger mit einem von ihm zur erſten Stelle gewährten neuen Hupothekend arlehn 
die vorgehenden Hypotheken abgelöſt hatte. Dem iſt beizuſtimmen. Denn der neue Hypotheken- 
gläubiger hatte es übernommen, die alten Hypothekenforderungen für die Erben (Gemein- 
ſchuldner) mit Mitteln zu tilgen, die er ihnen zu dieſem Zweck zur Verfügung ſtellte, und die Erben 
hatten zuvor verſprochen, die alten Hypotheken löſchen zu laſſen. Bei dieſer Sachlage waren 
die Grundſchulden, welche der neue Hypothekengläubiger den Erben verſchaffte, ihnen anvertraut 
wie fremdes Gut, worüber ſie gemäß der Weiſung des neuen Hypothekengläubigers nur zu deſſen 
Vorteil durch Löſchung verfügen durften. Der neue Hypothekengläubiger kann in einem ſolchen 
Falle mit Recht der Verwertung der Eigentümergrundſchulden für die Konkursmaſſe widerſprechen. 
Die Eigentümergrumdichulden find zu löſchen. 

6. Die Verpflichtung zur Löſchung muß für den Fall der Vereinigung der Hupothek mit 
dem Eigentum in einer Perſon übernommen ſein. Verpflichtet ſich der Eigentümer zur Löſchung 
für einen andern Fall (z. B. für den Fall, daß er nach einer Veräußerung des Grundſtücks die Hyvo⸗ 
thek als perſönlicher Schuldner für einen Erſatzanſpruch gemäß $ 1164 erlangt oder daß ein Dritter 
ſie erwirbt) oder ohne jede Rückſicht auf den Fall der Vereinigung, ſo kann der Anſpruch auf Löſchung 
weder nach $ 1179 (RIA 3, 131; OLG 10, 425) noch nach § 883 (A 5) durch Vormerkung ge⸗ 
ſichert werden. Bei einer Eigentümergrundſchuld ($ 1196) iſt eine Vormerkung nach $ 1179 denk⸗ 
geſetzlich ausgeſchloſſen (HRR 1935 Nr 128). — Die Löſchungsvormerkung braucht ſich nicht notwen⸗ 
dig auf die ganze Hypothel zu erſtrecken, ſondern kann von vornherein auf beſtimmte einzelne Teile 
(3. B. auf die Hypothek für Nebenleiſtungen) beſchränkt fein (GJ 49, 221). Die Fälle, in denen die 
Hypothek als Grundſchuld oder als wirkliche Hypothek (mit der Forderung) ſich mit dem Eigentum 
vereinigt, find beſprochen in $ 1177 A 2, 5. Auch der Fall des $ 1163 Abſ 1 Satz 1 Nichtent- 
ſtehung der Forderung) kann dazu gehören, obwohl eine „Verpflichtung zur Löſchung, wenn 
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ſich die Hypothek mit dem Eigentum in einer Perſon vereinigt“, ihrem Wortlaut nach einen 
erſt künftig eintretenden Tatbeſtand zur Vorausſetzung zu haben ſcheint, während das Nicht⸗ 
beſtehen der Hypothekenforderung ein bereits gegenwärtig gegebener Sachverhalt iſt (RG 52, 9; 
84, 85; 93, 116; 125, 136; Gruch 59, 371; JW 1908, 27511; Warn 1911 Nr 124, 184, 198, 379; 
1912 Nr 393; KGJ 26 A 163; RA 8, 154; OLG 10, 425). Bei der Höchſtbetragshypothek 
für künftige Forderungen ($ 1190) tritt die den Vormerkungsberechtigten zur Ausübung ſeines 
Rechts auf Löſchung berechtigende Vereinigung erſt ein, wenn und ſoweit feſtgeſtellt wird, daß eine 
Forderung nicht entſtanden iſt und nicht mehr entſtehen kann (RG 125, 136; 8 1190 A 1). Die 
Vormerkung kann alle Fälle der Vereinigung von Hypothek und Eigentum umfaſſen oder 
auf einen oder einzelne von ihnen beſchränkt ſein. Inwieweit jenes oder dieſes zutrifft, 
iſt Sache der Auslegung (R JW 1908, 27511; Gruch 59, 371). Bei Baugeldhypo⸗ 
theken wird die Forderung regelmäßig erſt durch Zahlungen des Baugeldgebers je nach 
dem Fortſchreiten des Baus zur Entſtehung gebracht und deshalb in der Regel anzunehmen 
ſein, daß eine gleichzeitig oder bald nachher eingetragene Löſchungsvormerkung auch den 
Fall der Nichtentſtehung der Forderung erfaſſen fol (RG Warn 1911 Nr 193; 1912 Nr 393; 
Gruch 59, 371; A 7). Iſt dagegen die Hypothek für ein gewöhnliches Darlehn beſtellt und 
in der Eintragungsbewilligung der Empfang des Darlehns anerkannt, auch gar noch die 
Unterwerfung unter die ſofortige Zwangsvollſtreckung für gewiſſe Fälle erklärt, ſo kann die Aus⸗ 
legung ſehr wohl gerechtfertigt ſein, die Vormerkungseintragung habe nicht für jeden Dritten 
erkennbar die Bedeutung, daß auch ein Anſpruch auf Löſchung wegen Nichtentſtehung der Forde⸗ 
rung durch die Vormerkung geſichert ſein ſoll (RG Gruch 59, 371). Für Dritte, welche die Hypothek 
rechtsgeſchäftlich erworben haben und dann von dem Vormerkungsberechtigten nach Maßgabe 
der 58 883 Abi 2, 888 auf Bewilligung der Löſchung in Anſpruch genommen werden (A 7, iſt 
in dieſer Hinſicht allein der Eintragungsvermerk nebſt der Eintragungsbewilligung maßgebend. 
Ergibt ſich daraus nicht, daß auch ein Anſpruch auf Löſchung wegen Nichtentſtehung der Forderung 
geſichert iſt, ſo kann ein ſolcher Anſpruch gegen ſie auch dann nicht geltend gemacht werden, wenn der 
Vormerkungsberechtigte gegen den Eigentümer nach der mit dieſem getroffenen Abrede einen 
derartigen Anſpruch hat und ihnen dies bekannt war. Denn zur Wirkſamkeit der Vormerkung 
gegenüber dritten Erwerbern iſt erforderlich, daß der zu ſichernde Anſpruch im Eintragungsvermerk 
ſelbſt oder durch Bezugnahme auf die ihn enthaltende Eintragungsbewilligung zur Eintragung 
gebracht worden iſt (NG Warn 1914 Nr 321; JW 1937, 11125). 

. Da $ 1179 von einer Sicherung des Löſchungsanſpruchs durch Vormerkung ſpricht, 
finden auf das Weſen dieſer Vormerkung (3. B. auf die Unmöglichkeit, einen Widerſpruch 
gegen fie einzutragen: Ich 7, 243) und auf ihre Wirkungen die S$ 883ff. Anwendung, 
obwohl dieſe Vorſchriften zunächſt nur die regelmäßige Vormerkung (A 5) betreffen (R JW 
1908, 27511; Warn 1908 Nr 642; 1911 Nr 124, 193; Gruch 54, 1025; RIA 8, 156; OLG 14, 118; 
39, 259). Von Bedeutung find dieſe Wirkungen hauptſächlich im Verhältnis zu Dritten. Der 
Eigentümer (der die Löſchungsverpflichtung übernommen hat) iſt, ſobald die Vereinigung eintritt, 
auf Grund des Vertrags dem Berechtigten gegenüber zur Herbeiführung der Löſchung verpflichtet 
(RG 52, 5; 63, 152; 84, 82; KGJ 42, 316; OLG 26, 170). Auch im Falle der Vereinigung nur 
eines Teiles der Hypothek (3. B. bei teilweiſer Nichtentſtehung oder teilweiſem Erlöſchen 
der Forderung) muß er den Teil löſchen laſſen, mag auch die Vormerkung nicht auf dieſen Teil 
beſchränkt fein (A 6), ſondern ſich auf die ganze Hypothek erſtrecken. Bei der mit einer 
Löſchungsvormerkung belaſteten Höchſtbetragshypothek, die auch zur Sicherung künftig aus 
einem Kreditverhältnis entſtehender Forderungen beſtellt iſt ($ 1190), tritt die Löſchungspflicht 
des Eigentümers ein, wenn und ſoweit feſtgeſtellt iſt, daß eine Forderung nicht entſtanden 
iſt und nicht mehr entſtehen kann (RG 125, 136; A 6; $ 1190 A 1). Iſt ein nachſtehen⸗ 
der Hypothekengläubiger der Vormerkungsberechtigte, ſo braucht der Verpflichtete (Eigen⸗ 
tümer) ſeine Verpflichtung nicht durch Einräumung des Vorrangs der Hypothek des Be⸗ 
rechtigten vor der Eigentümergrundſchuld zu erfüllen, da feine Verpflichtung nur auf Löſchung 
geht und er auch im Falle des Beſtehens von Zwiſchenrechten den Berechtigten durch eine 
Vorrangseinräumung beſſer ſtellen könnte (RG 84, 83). Anderſeits braucht auch der Berechtigte 
ſich mit der Vorrangseinräumung nicht zu begnügen, da ſein Recht die Löſchung zum Inhalt 
hat (RG 84, 82). Beſteht die nachſtehende Hypothek des Berechtigten zu einem ge- 
ringeren Betrage als die Eigentümergrundſchuld, ſo kann es ſich fragen, ob der Berechtigte 
die Löſchung der ganzen Eigentümergrundſchuld verlangen kann oder nur ihre Löſchung in Höhe der 
Summe feines Hypothekenkapttals und aller Nebenverbindlichkeiten (RG 63, 155; 84, 83). We 


die unbeſchränkte Löſchungsverpflichtung übernommen iſt und kein anderer Wille dex⸗ be 1 e 
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Verpflichtungsübernahme Beteiligten erhellt, iſt die Frage im erſten Sinne zu beantworken, da der 
Berechtigte zur Verbeſſerung der Sicherheit ſeiner Hypothek ein Intereſſe an der Beſeitigung der 


ganzen vorgehenden Eigentümergrundſchuld hat (RG 63, 158). — Durch die Vormerkung wird der 


Übergang der Hypothek auf den Eigentümer (als Hypothek oder Grundſchulb) nicht gehin⸗ 
dert; er tritt, wenn die Vorausſetzungen dafür vorliegen, trotz der Vormerkung kraft Geſetzes ein. 
(RG 57,211; Gruch 52,1070; Seuffü 64,456; 65,411; RSA 8, 156; 15,163; DLOPG dss 88 14, 


Kal, 
nn 
Kl 


14 


* „ 
4 


688 Sachenrecht Hypothek Grundſchuld Rentenſchuld 


319). Auch die Verfügung über die erlangte Hypothek iſt dem Eigentümer nicht entzo⸗ 
gen, während er vor Erlangung der Hypothek nicht über fie verfügen konnte (§ 1163 A 3). Wie 
jedem anderen Berechtigten, bei deſſen Recht eine Vormerkung gemäß 9 883 eingetragen iſt, fo 
ſteht auch dem Eigentümer an ſich die Verfügung über das erlangte Recht zu, da die Vormerkung 
nur zum Schutz des Vormerkungsberechtigten dient (8883 A 11; RIA 8, 154; 11, 242; 15, 163; 
DLO 26 S. 165, 166, 169; 39, 259; IRG 7, 243). Der Eigentümer kann alſo die auf ihn über⸗ 
gegangene Hypothek (Grundſchuld) trotz der Vormerkung 3. B. auf ſeinen Namen umſchreiben 
laſſen, an einen Dritten übertragen, mit einem Pfandrecht belaſten, im Range gegenüber einem 
andern Recht nachſetzen. Ebenſo iſt eine Pfändung der Hypothek (Grundſchuld) durch feine 
Gläubiger zuläffig und eintragbar (RIA 8, 154; OLG 39, 259). Das alles gilt aber nur, ſolange 
noch nicht der Vormerkungsberechtigte von ſeinem Löſchungsanſpruch Gebrauch gemacht hat 
und die Löſchung erfolgt iſt (OLG 39, 259). Eine Verfügung in dieſem Sinne ift auch dann gegeben, 
wenn der Eigentümer zur Erſetzung der Hypothekenforderung durch eine andere ($ 1180) oder 
zur Umwandlung einer Sicherungs- (Höchſtbetrags⸗) Hypothek in eine gewöhnliche Hypothek 
(51186; $ 1190 A 1) feine Zuſtimmung erteilt (RZA 11, 242; A 5 $ 1186 A 2; dazu auch RG Warn 
1914 Nr 76). Das Grundbuchamt darf die Eintragung der Verfügung nicht ablehnen, auch wenn der 
Vormerkungsberechtigte nicht zuſtimmt, da die Verfügung durch nachträgliche Genehmigung des 
Vormerkungsberechtigten voll wirkſam werden kann (RA 8,157; 15,163; ORG 26, 166). Geneh⸗ 
migt dieſer aber die Verfügung nicht, ſo iſt ſie gemäß § 883 Abſ 2 ihm gegenüber unwirkſam. Der 
Vormerkungsberechtigte kann nach F 888 von dem Dritten, der ein Recht an der Hypothek 
(Grundſchuld) des Eigentümers erlangt hat, die Zuſtimmung zu der Löſchung verlangen (R JA 
15,163). Dieſes Verlangen iſt z. B. begründet, wenn bei einer mit der Löſchungsvormerkung belaſte⸗ 
ten, zur Sicherung von Forderungen aus einem Kreditverhältnis beſtellten Höchſtbetragshypothek 
nach Feſtſtellung, daß ein Teil nicht forderungsbelleidet, alſo zur endgültigen Eigentümergrund⸗ 
ſchuld geworden iſt ($ 1190 A 1), dieſer Teil nach $ 1198 in eine Hypothek für einen neuen Gläubiger 
(Abtretungsempfänger) umgewandelt oder wenn nach $ 1180 oder $ 1198 beſtimmt wird, daß 
der Teil nunmehr zur Sicherung der für einen neuen Gläubiger aus deſſen Kreditverhältnis 
zum Eigentümer entſtehenden Forderungen dienen ſoll. Denn in beiden Fällen liegt eine Ver⸗ 
fügung des löſchungspflichtigen Eigentümers vor, durch die das Recht des Vormerkungsberech⸗ 
tigten beeinträchtigt wird (RG 125, 140; $ 1180 A 1581190 A 5). Das Zuſtimmungsverlangen 
des Vormerkungsberechtigten iſt auch dann noch gerechtfertigt, wenn der verpflichtete Eigentümer 
das Grundſtück veräußert hat und die Vereinigung der Hypothek mit dem Eigentum erſt in der 
Perſon des Erwerbers eintritt. Der Erwerber muß der Löſchung zuſtimmen. Perſönlich ver⸗ 
pflichtet zur Herbeiführung der Löſchung bleibt aber in allen Fällen der ſich urſprünglich Ver⸗ 
pflichtende (§ 888 A 1). — Eine Löſchung von Amts wegen findet nicht ſtatt (JFG 14, 
319), — Umfaßt die Löſchungsvormerkung den Fall der Nichtentſtehung der Hy- 
pothekenforderung (A 6) und iſt dies nach dem Inhalt des Grundbuchs für jedermann 
erkennbar (Rc 93, 117; Warn 1914 Nr 321), ſo iſt nach der ſtändigen Rechtſprechung des Reichs⸗ 
gerichts der Vormerkungsberechtigte, namentlich wenn er ein im Range nachſtehender Hypo⸗ 
thekengläubiger it, nicht nur gegen Verfügungen des Eigentümers über die Eigentümergrund⸗ 
ſchuld, ſondern auch gegen Verfügungen des eingetragenen, aber wegen Nichtentſtehung 
der Forderung nicht wahren Gläubigers über die Hypothek gemäß den 35 883 Abſ 2,888 ge» 
ſchütt (MG 93,117; JW 1908, 27511; Warn 1911 Nr 124,18 1,198,379; 1912 Nr 398). Das gilt ohne 
Rückſicht darauf, ob der durch die Verfügung Erwerbende hinſichtlich des Beſtehens und der Be⸗ 
en der Vormerkung oder hinſichtlich des durch ſie geſicherten Anſpruchs auf Löſchung in gutem 
oder böſem Glauben geweſen tt (RG 93, 118; Gruch 52, 1070; ZW 1908, 2754; Warn 1911 Nr 124). 
Dieſe Rechtſprechung hat ihren gerechtfertigten Grund darin, daß der Löſchungsanſpruch des 
Vormerkungsberechtigten, wenn er nicht in dieſer Weiſe geſchützt wäre, durch Verfügungen des 
Buchglaubigers leicht vereitelt werden könnte. Zur Begründung des Ergebniſſes ſei aber bemerkt: 
Anſprucheverpflichteter iſt, wie aus dem Wortlaut des $ 1179 folgt, der Eigentümer. Wie ferner 
aus 5 883 Ab 1, 2 ſich ergibt, ſind mit Unwirkſamkeit gegenüber dem Vormerkungsberechtigten 
ſolche Verfügungen bedroht, die der Inhaber des Grundſtücks oder des Rechts, das von der herbei⸗ 
zuführenden Rechtsänderung betroffen wird, ſeiner ihm dem Vormerkungsberechtigten gegenüber 
obliegenden Verpflichtung zuwider vornimmt. Auch kann die im $ 883 Abſ 2 Satz 2 gleichgeſtellte 
Verfügung im Wege der Zwangsvollſtreckung oder der Arreſtvollziehung oder durch den Kon⸗ 
kursverwalter nur eine Verfügung fein, die als von dem Anſpruchsverpflichteten ſelbſt vorgenommen 
gilt. Gegen Verfügungen eines andern, dem nach Lage der Sache die Möglichkeit zur Verfügung 
gegeben iſt, richtet ſich alſo die Wirkung der Vormerkung an ſich nicht. Man kann die Löſchungs⸗ 
vormerkung auch nicht zugleich als einen Widerſpruch im Sinne des § 899 zugunſten des Vor⸗ 
merkungsberechtigten auffaſſen. Denn einerſeits beſteht für dieſen kein dingliches Recht an der 
Hypothek außerhalb des Grundbuchs, das durch den Widerſpruch geſichert werden könnte; ander⸗ 
ſeits könnte ein Widerſpruch wegen Nichtentſtehung der Forderung überhaupt nur für den Eigen⸗ 
tümer gegen den Gläubiger gemäß den 9 1138, 899 oder $ 1139 eingetragen werden. Gibt indes der 
Eigentümer, wie das häufig, namentlich wenn die Forderung erſt durch einen Zeſſionar zur Entſte⸗ 
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hung gebracht werden ſoll ($ 1163 A 4), der Fall fein wird, feine Einwilligung zu der Verfügung des 
als Gläubiger Eingetragenen, ſo iſt hierin eine von ihm vorgenommene Verfügung über die wegen 
Nichtentſtehung der Forderung ihm zuſtehende Eigentümergrundſchuld zu erblicken, die nach § 883 
Abſſ 2 gegenüber dem Vormerkungsberechtigten unwirkſam iſt. Weiter wird dem Erwerber, der die 
Hypothek von dem Buchgläubiger erlangt, häufig bekannt ſein, daß die Forderung nicht entſtanden 
und ſomit der Verfügende nicht wahrer Gläubiger iſt. Beſonders wird dieſe Kenntnis oft anzuneh⸗ 
men ſein, wenn der Erwerber weiß, daß bei der Hypothek eine Löſchungsvormerkung eingetragen 
iſt, die den Fall der Nichtentſtehung der Forderung umfaßt. Vornehmlich aber wird die Kenntnis 
ohne weiteres ſich ergeben, wenn es ſich um eine Baugeldhypothek handelt, alſo um eine 
Hypothek, deren Forderung erſt durch die Zahlung von Darlehen als Baugelder für einen Neubau 
an den Eigentümer je nach Fortſchreiten des Baus zur Entſtehung gebracht werden ſoll. Iſt dem 
Erwerber beim Erwerb bekannt, daß er eine Baugeldhypothek erwirbt, bei der eine Löſchungs⸗ 
vormerkung eingetragen iſt, und iſt die Forderung (ganz oder zum Teil) nicht zur Entſtehung 
gelangt, ſo wird es in der Regel nicht noch eines (andern) Beweiſes für die Kenntnis der Nicht⸗ 
entſtehung der Forderung bedürfen. Hat aber der Erwerber dieſe Kenntnis, ſo hat er durch die 
Verfügung des nicht wahren Gläubigers (mangels guten Glaubens: $ 892) die Hypothek nicht 
erworben; vielmehr ſteht ſie nach wie vor dem Eigentümer zu. Deshalb iſt der Löſchungsanſpruch 
des Vormerkungsberechtigten auch gegen den Erwerber begründet. Der Löſchungsanſpruch 
wegen Nichtentſtehung der Forderung iſt jedoch, namentlich bei Baugeldhypotheken, nicht ſofort 
mit der Eintragung der Vormerkung gegeben, ſondern ſinngemäß erſt nach der Abwicklung des 
Kreditverhältniſſes und nachdem eine ſolche Sachlage eingetreten iſt, daß eine Entſtehung der 
Forderung nicht mehr zu erwarten iſt (RG 27. 3. 1912 V 465/11; SeuffA 60 Nr 12, 135, 136). — 
Häufig iſt bei Baugeldhypotheken mit einer Löſchungsvormerkung eine Vorrangs- 
einräumung verbunden, indem ein Hypothekengläubiger der Baugeldhypothek den Vorrang 
vor ſeiner Hypothek einräumt und zugleich eine Löſchungsvormerkung für ſich als Gläubiger ſeiner 
Hypothek eintragen läßt. Dabei wird oft an die Vorrangseinräumung die Bedingung geknüpft, 
daß die Forderung der Baugeldhypothek gemäß dem Baugeldvertrag zur Entſtehung gebracht werde 
48880 A 3; RG 86, 224; Warn 1913 Nr 353). Das Verhältnis zwiſchen Vormerkung und Vor⸗ 
rangseinräumung hinſichtlich der dem zurücktretenden Hͤhpothekengläubiger zuſtehenden Rechte 
iſt dann folgendes: Wenn die Darlehnsforderung auf irgendeine Weiſe zur Entſtehung gebracht 
wird, ſo iſt der zunächſt bedingt beſtehende Löſchungsanſpruch ausgeſchloſſen, ſofern nicht auch für 
die Löſchungsvormerkung in dieſer Hinſicht beſondere einſchränkende Beſtimmungen feſtgeſetzt 
find. Den Vorrang aber hat die Baugeldhypothek nur inſoweit, als die Forderung gemäß dem 
Baugeldvertrage, insbeſondere je nach Fortſchreiten des Baues, zur Entſtehung gebracht worden 
iſt (8 880 A 3; RG 27. 3. 1912 V 465/11; Warn 1913 Nr 353; a. M. OLG 26, 173). Letzteres gilt 
allerdings gegenüber einem dritten Erwerber der Baugeldhypothek nur dann, wenn die Bedingung 
für die Vorrangseinräumung ſich aus dem Grundbuch ergibt oder dem Erwerber zur Zeit des 
Erwerbs bekannt war (RG 76, 376; 27. 3. 1912 V 465/11; OLG 26, 174). War dem Gläubiger, 
der einen Bau auf dem Grundſtück des Eigentümers ausführen ſollte, als Bedingung für die Siche⸗ 
rung ſeiner Baukoſtenforderung durch die Hypothek die vollſtändige Fertigſtellung des Baues geſetzt, 
hat aber der Eigentümer den Eintritt der Bedingung durch Vorenthaltung der von einem Dritten 
gezahlten Baugelder wider Treu und Glauben vereitelt, jo iſt gemäß § 162 die Hypothekenforderung 
als in Höhe der Koſten des hergeſtellten Teiles des Baus zur Entſtehung gelangt anzuſehen 
MG 93, 114). — Das geſchilderte Verhältnis zwiſchen Vormerkung und Vorrangseinräumung 
iſt beſonders dann von Bedeutung, wenn in der Zwangsverſteigerung des belaſteten Grundſtücks 
der Vormerkungsberechtigte den auf die Baugeldhypothek entfallenen baren Verſteigerungserlös 
für ſich in Anſpruch nimmt, teils auf Grund der Vormerkung, teils weil die Bedingung für 
die Vorrangseinräumung nicht erfüllt ſei. Gelangt nämlich das Grundſtück zur Zwangs⸗ 
verſteigerung, ſo darf der Eigentümer, auf den die Hypothek als Grundſchuld 
übergegangen iſt, den auf die Hypothek entfallenden Verſteigerungserlös nicht 
für ſich erheben, wenn die Vormerkung zugunſten eines nachſtehenden Be⸗ 
rechtigten eingetragen iſt und dieſer bei Erhebung des Erlösteils einen Ausfall 
erleiden würde. Vielmehr iſt der Erlösteil zunächſt auf die etwaigen Zwiſchenberechtigten 
und den Vormerkungsberechtigten nach Maßgabe ihrer Rangverhältniſſe zu verteilen (RG 57, 
209; 63, 152; 84, 83; 93, 118; 125, 137; 143, 73; Gruch 52, 1070; 54, 1025; Warn 1908 Nr 642; 1911 
Nr 124; OLG 26, 166). Vorausſetzung dafür iſt allerdings, daß der Vormerkungs⸗ 
berechtigte die Rechte aus der Vormerkung in dem Verteilungsverfahren geltend macht, 
insbeſondere gegen die Zuweiſung des Erlösteils an den Eigentümer Widerſpruch erhebt. 
Gleiche Wirkung bei der Zuweiſung des Erlösteils hat die Vormerkung weiter gemäß 
5 883 Abſ 2 auch gegenüber ſolchen Dritten, die nach der Eintragung der Vormerkung 
Rechte an der auf den Eigentümer übergegangenen Hypothek erworben haben (RG 63, 
152; JW 1908, 27511; Warn 1911 Nr 124, 379; Gruch 52, 1070; 54, 1027). Das gilt ſelbſt 
dann, wenn ſie beim Erwerb des Rechts hinſichtlich der Wirkung oder des Umfangs der Vor⸗ 
merkung in gutem Glauben geweſen find (R JW 1908, 27511; Warn 1911 Nr 124, 379). Denn 
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hier ſind lediglich die tatſächlichen Verhältniſſe (z. B. inwieweit die Forderung nicht entſtanden 
und daher die Hypothek auf den Eigentümer übergegangen iſt) ſowie die (objektive) Bedeutung, 
der Vormerkung (z. B. ob ſie ſich auf eine oder mehrere Hypotheken des Vormerkungsberechtigten 
bezieht) maßgebend (RG 63, 152; JW 1908, 27511). Ferner darf auch der Gläubiger der vor⸗ 
gehenden Hypothek, wenn und ſoweit die Bedingung für die Vorrangseinräumung nicht erfüllt 
iſt, den auf die Hypothek entfallenden Verſteigerungserlös nicht zum Nachteil des zurückgetretenen 
Gläubigers für ſich in Anſpruch nehmen, mag auch an ſich die Hypothekenforderung zur Entſtehung 
gebracht ſein und eine (von der Löſchungsvormerkung betroffene) Eigentümergrundſchuld nicht 
beſtehen. — Steht in der Zwangsverſteigerung die mit der Vormerkung behaftete Hypothek 
im geringſten Gebot, ſo bleiben Hypothek und Vormerkung unverändert bei Beſtand. In RIA 11, 
73 iſt allerdings angenommen, daß bei einer ins geringſte Gebot fallenden Hypothek die für den 
Gläubiger dieſer Hypothek (A 3) eingetragene Vormerkung erliſcht, wenn ſie bei der Feſt⸗ 
ſetzung des geringſten Gebots nicht beſonders berückſichtigt iſt. Dies iſt aber nicht zutreffend, 
da mit der Hypothek auch der für den Fall ihrer Vereinigung mit dem Eigentum gegebene vor⸗ 
gemerkte Löſchungsanſpruch ohne weiteres beſtehen bleibt. Fällt dagegen die Hypothek, bei der 
die Vormerkung eingetragen iſt, nicht in das geringſte Gebot, fo erliſcht nach $ 91 8G mit der 
Hypothek auch die Vormerkung. Kraft des beſtehenbleibenden ſchuldrechtlichen Löſchungsanſpruchs 
kann aber der Anſpruchsgläubiger unter den bereits oben dargelegten Vorausſetzungen Wider 
ſpruch erheben gegen die Zuweiſung des Erlöſes auf die ihm vorgehende Hypothek, die 
zu ſeinen Gunſten vormerkungsbehaftet war und mit dem Eigentum ſich in einer Hand vereinigt 
hatte. Um dieſen Widerſpruch mit Erfolg zu erheben, braucht er nicht nachzuweiſen, daß er be⸗ 
reits für ſeinen Löſchungsanſpruch ein Urteil gegen den Eigentümer erſtritten oder daß dieſer 
ſich dem Anſpruch durch eine freiwillige Erklärung unterworfen hätte (RG 125, 137). Dies alles 
gilt auch für die Löſchungsvormerkung bei einer Höchſtbetragshypothek, die zur Sicherung 
künftig entſtehender Forderungen beftelft iſt, wenn und ſoweit feſtſteht, daß eine Forderung nicht 
entſtanden iſt und nicht mehr ent ſtehen kann, alſo insbeſondere dann, wenn die nicht im geringſten 
Gebot ſtehende Hypothek durch den Zuſchlag in der Zwangsverſteigerung erloſchen iſt ($ 91 Abſ 1 
ZU) und damit ſpäteſte ns im Verteilungstermin die Möglichkeit aufhört, daß noch neue For⸗ 
derungen aus dem geſich erten Rechtsverhältnis entſtehen (RG 125, 136; $ 1190 A 1). Wenn 
in einem ſolchen Falle die Löſchungsvormerkung zugunſten des Gläubigers einer nachſtehenden 
Hypothek beſtellt iſt und dieſer Hypothek andere Hypotheken (oder Grund ſchulden) im 
Range gleichſtehen, ſo nehmen die letztgenannten Hypotheken nicht in gleicher Weiſe wie die 
vormerkungsberechtigte Hypothek an der Zuweiſung des Erlöſes teil, der auf den nicht 
forderungsbekleideten Teil der vormerkungsbelaſteten Hypothek entfällt. Zwar würden, wenn 
der Eigentümer dieſen ihm als Grundſchuld zuſtehenden Teil der belaſteten Hypothek in 
Erfüllung ſeiner Löſchungsverpflichtung vor der Zwangsverſteigerung hätte löſchen laſſen, 
die der vormerkungsbegünſtigten Hypothek im Range gleichſtehenden Rechte gemein⸗ 
ſchaftlich mit ihr vorgerückt fein. Das wäre aber lediglich eine Folge des durch die Löſchung her⸗ 
beigeführten Ausſcheidens dieſes Hypothekenteils aus dem Grundbuch geweſen. Iſt die Löſchung. 
unterblieben und in der Zwangsverſteigerung das Recht auf den Verſteigerungserlös an die Stelle 
der durch den Zuſchlag erloſchenen vormerkungsbelaſteten Hypothek getreten ($ 1168 A 1), jo 
tann zwar ber Vormerkungsberechtigte, wie oben dargelegt iſt, kraft feines trotz des Zuſchlags⸗ 
noch fortwirkenden ſchuldrechtlichen Loſchungsanſpruchs im Wege des Widerſpruchs gegen den 
Teilungsplan verlangen, daß der Erlösteil, der auf die Eigentümer ⸗Teilgrundſchuld entfällt, fv- 
zuge wieſen werde wie wenn das Recht des Eigentümers auf den Erlös ihm gegenüber nicht be- 
ſtände. Die im Range gleichſtehenden, aber nicht durch Löſchungsvormerkung geſchützten Rechts⸗ 
inhaber, die kein Recht zum Widerſpruch haben, müſſen dagegen den Teilungsplan mit dem 
ihnen vorgehenden Recht des Eigentümers auf den Erlösteil für die Eigentümer⸗Teilgrund⸗ 
ſchuld gegen ſich gelten laſſen, können alſo ihrerſeits auf den Erlös nur inſoweit Anſpruch er⸗ 
heben, als er ihnen beim Beſtehen des Rechts des Eigentümers nach ihrem Rangverhältnis. 
(unter Berückſichtigung etwaiger Zwiſchenberechtigter) in gewöhnlicher Weiſe gebührt (RG 
127, 282). — Die Wirkungen der Löſchungsvormerkung aus $ 1179 im Konkurſe des Vormer⸗ 
kungsverpflichteten find bereits in A 5 behandelt. Nach 9 984 BRO iſt der Vormerkungsberechtigte 
zum Aufgebot der Hypothek gemäß § 1170 antragsberechtigt. 

8. Für die Eintragung der Vormerkung gilt das in 5883 A9, 9 885 A 1-3 Bemerkte. Danach iſt 
insbeſondere zur Vornahme der Eintragung eine in der Form des 5 29 GBO erklärte Eintragungs⸗ 
bewilligung des Eigentümers oder eine gegen ihn gerichtete einſtweilige Verfügung erforderlich. 
Aus der Eintragung muß ſich der Umfang des Löſchungsanſpruchs ergeben (A 6). $ 1179 kommt 
nicht als Ausnahme von § 39 GBO in Betracht. Denn nicht der zukünftige Gläubiger der Hypothek, 
ſondern der gegenwärtige Eigentümer als ſolcher hat nach dem Geſetz die Vormerkung zu be⸗ 
willigen. Dieſer aber iſt entweder eingetragen oder muß ſich nach jener Ordnungsvorſchrift als 
Eigentümer eintragen laſſen. Jft die betroffene Hypothek eine Briefhypothek, fo iſt nach den 88 41, 
62 GB der Brief vorzulegen, da ſich die Vormerkung gegen das hypothekariſche Recht richtet, 
mag es auch ſpater eine andere Geſtalt gewinnen (RGI 21 A 175; RIA 6, 164; HRR 1935 Nr 128). 
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Der Gläubiger der Hypothek iſt allerdings, wenn nicht beſondere Rechtsbeziehungen zwiſchen ihm 
und dem Eigentümer beſtehen, zur Vorlegung des Briefs nicht verpflichtet. Denn ſolange nicht die 
Hypothek (ganz oder zum Teil) auf den Eigentümer übergegangen iſt, ſteht eine Berichtigung des 
Grundbuchs (durch Eintragung der Vormerkung) im Sinne von $$ 894ff. (vgl. 88 1144, 1145) nicht in 
Frage (OLG 18, 181). Wie die Ordnungsvorſchrift des $ 43 GBO (Vorlegung der Urkunde) im 
Falle der Eintragung einer Löſchungsvormerkung bei einer Hypothek für Schuldverſchreibungen 
auf den Inhaber zu erfüllen iſt, zeigt KJ 50, 198. — Der Zuſtimmung des Hypothekengläubigers 
bedarf es zur Eintragung nicht, da fein Recht nicht durch die Vormerkung betroffen wird (KJ 26 
A 161; 50, 200). Die Eintragung iſt auf dem Hypothekenbrief über eine von der Vormerkung 
begünſtigte Hypothek nicht zu vermerken (JFG 12, 324). Unter Umſtänden iſt die Eintragung 
gebührenfrei ($ 56 Abi 3 Satz 2 KoſtO; HRR 1939 Nr 184). 
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An die Stelle der Forderung, für welche die Hypothek beſteht, kann eine 
andere Forderung geſetzt werden !). Zu der Anderung iſt die Einigung des 
Gläubigers und des Eigentümers?) ſowie die Eintragung in das Grund- 
buch erforderlich 3); die Vorſchriften des § 873 Abſ 2 und der 88 876, 878 finden 
entſprechende Anwendung ?). 

Steht die Forderung, die an die Stelle der bisherigen Forderung treten 
ſoll, nicht dem bisherigen Hypothekengläubiger zu ), fo iſt deſſen Zuſtimmung 
erforderlich; die Zuſtimmung iſt dem Grundbuchamt oder demjenigen gegen 
über zu erklären, zu deſſen Gunſten fie erfolgt. Die Vorſchriften des § 875 
Abſ 2 und des $ 876 finden entſprechende Anwendung 5). 

E II 1087; P 3 725; 6 245. 


1. Um den Umweg zu erſparen, daß der Gläubiger auf die Hypothek verzichtet (8 1168) und 
dann der Eigentümer die hierdurch zur Entſtehung gelangte Eigentümergrundſchuld ($ 1177 
Abſ 1) wieder in eine Hypothek für eine andere Forderung umwandelt ($ 1198), beſtimmt § 1180, 
daß an die Stelle der Forderung, für welche die Hypothek beſteht, eine andere Forderung 
geſetzt werden kann. Vorausſetzung iſt, daß die Hypothek rechtsgültig beſtellt und daß fie 
eine wirkliche Hypothek iſt (RG 139, 129). Eine nichtige Hypothek kann auch zur Sicherung einer 
andern Forderung nicht dienen. Die Auswechſelung der Forderung darf ferner nicht zu einer Er⸗ 
weiterung der Grundſtückshaftung in Anſehung des Hypothekenkapitals führen (NG Warn 1934 
Nr 10; § 1119 A 4 a. E.). Einer Grundſchuld, mag fie als ſolche beſtellt oder aus einer Hypothek 
(als Eigentümergrundſchuld) entſtanden ſein, kann eine Forderung nur in der Weiſe unter⸗ 
gelegt werden, daß ſie gemäß $ 1198 in eine Hypothek umgewandelt wird (NG 48, 56; 121, 
43, RIA 7, 153). Iſt die Grundſchuld eine Eigentümergrundſchuld, ſo kann dies nur unter 
gleichzeitiger Abtretung an einen andern geſchehen, da niemand eine Forderung gegen ſich ſelbſt 
begründen kann (RIA 3, 212; 7 S. 151, 227). — Die Wirkung der Anderung beſteht darin, daß 
die alte Forderung aus der hypothekariſchen Sicherung ausſcheidet und die neue Forderung 
in dieſe eintritt. Auf das Beſtehen der ausſcheidenden Forderung hat die Anderung keinen Ein⸗ 

uß. Sie kann dem bisherigen Gläubiger gegen den perſönlichen Schuldner, auch wenn dieſer 
zugleich der Eigentümer iſt, erhalten bleiben, hat dann aber nur noch ſchuldrechtliche Bedeutung 
(KJ 42, 268; OLG 41, 178). Das Fortbeſtehen der alten Forderung bildet alſo auch kein Hinder⸗ 
nis, daß Zinſen der neuen Forderung für eine Zeit, in der noch Zinſen der alten Forderung 
rückſtändig fein können, in die hypothekariſche Haftung einbezogen werden (K J 42, 268; OSG 
41, 178). Da aber der Gläubiger durch die Einigung mit dem Eigentümer im Falle des Abſ 1 
oder durch die Zuſtimmung im Falle des Abſ 2 auf die Hypothek für die alte Forderung ver⸗ 
zichtet, kann der perſönliche Schuldner nach Maßgabe des $ 1165 frei werden, wenn er aus 
der Hypothek hätte Erſatz erlangen können. Mit der neuen Forderung iſt es ſo anzuſehen, 
als ob die Hypothek von vornherein für fie und nur für fie beſtellt worden wäre. Der Eigentümer 
kann alſo der dinglichen Klage fortan Einreden gemäß § 1137 nur noch aus dem neuen, nicht mehr 
aus dem früheren Schuldverhältnis entgegenſetzen. Erliſcht die neue Forderung, ſo wird die 
Hypothek gemäß den $$ 1163 Ab| 1 Satz 2, 1177 Abſ 1 zur Eigentümergrundſchuld, auch wenn die 
früher geſicherte Forderung noch beſteht. Hinſichtlich des dinglichen Rechts (z. B. der Rechts⸗ 
gültigkeit der Hypothek) gilt der neue Gläubiger als rechtsgeſchäftlicher Erwerber, fo daß ihm 
der Schutz des $ 892 (nicht auch der des $ 1138) zur Seite ſteht. — Aus Abſ 2 folgt, daß im Wege 
des § 1180 nicht nur eine neue Forderung des bisherigen Gläubigers, ſondern auch 
ne Forderung eines neuen Gläubigers ber Hypothek untergelegt werden kann. Einer 
Auswechſelung von zwei Forderungen desſelben Gläubigers ſteht nicht entgegen, daß die alte 

orderung unbedingt war, die neue aber bedingt iſt (ITS 7, 354). Wird die alte Forderung 
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gegen die Forderung eines neuen Gläubigers ausgewechſelt, fo iſt dieſer Fall wohl zu unter⸗ 
ſcheiden von der Abtretung der Hypothek (RIA 7,227). Während bei der Auswechſelung die Hypo⸗ 
thek als ſolche für die andere Forderung umgeſtaltet wird und in dieſer Geſtalt für den andern 
Gläubiger neu entſteht (Abſ 1 erfordert deshalb auch eine Einigung des Gläubigers und des 
Eigentümers, wie $ 873 ſie für die Beſtellung der Hypothek verlangt), wird bei der Abtretung die 
Forderung mit der Hypothek unverändert auf den neuen Gläubiger übertragen, ſo daß lediglich 
ein Gläubigerwechſel ſtattfindet. Deshalb finden die Vorſchriften des $ 1154 auf die Unterlegung 
der Forderung eines neuen Gläubigers nach $ 1180 keine Anwendung. Zur Auswechflung der 
Forderung des alten Gläubigers mit der Forderung des neuen Gläubigers iſt eine Abtretung der 
Hypothek an dieſen überhaupt nicht erforderlich (ſtr., R Warn 1908 Nr 272; JW 1935, 357048, 
KJ 40, 271; 49, 226; DLG 26, 171; 41, 181). Da jedoch die Hypothek die Geſtaltung als Hypo⸗ 
thek für die Forderung des andern Gläubigers neu gewinnt, müſſen die Vorſchriften des § 1163 
Abſ 1 Satz 1, Abſ 2 und des $ 1117 zur Anwendung kommen. ft mithin die neue Forderung 
nicht zur Entſtehung gelangt, fo ſteht die umgeſtaltete Hypothek (als Grundſchuld: § 1177 
Abſ 1) dem Eigentümer zu. Dasſelbe gilt bei der Briefhypothek bis zur Übergabe des Briefs 
an den neuen Gläubiger. Daher iſt zum Erwerb der Hypothek für die Forderung des neuen 
Gläubigers außer der Einigung zwiſchen ihm und dem Eigentümer (Abſ 1) ſowie der Zu⸗ 
ſtimmung des alten Gläubigers (Abſ 2) die Entſtehung der andern Forderung und bei der 
Briefhypothek die Übergabe des Briefs gemäß $ 1117 erforderlich (ſtr., OLG 10, 87). Iſt 
der Eigentümer ſelbſt Glaubiger der Hypothek, hat er z. B. den früheren Hypothekengläubiger 
befriedigt, obwohl er nicht der perſönliche Schuldner war, und iſt deshalb die Hypothek nach den 
88 1143 Abſ 1 Satz 1, 1153 Ab 1 auf ihn als Eigentümerhypothek (8 1177 Abſ 2) übergegangen, 
jo wird in der Forderungsauswechſlung für den neuen Gläubiger in der Regel zugleich eine Ab⸗ 
tretung liegen. Dann iſt auch eine Erklärung der Abtretung (bei Briefhypotheken in ſchriftlicher 
Form, die durch die Eintragung der Abtretung in das Grundbuch erſetzt wird: § 1154) erforderlich 
(KG 45, 284). Die Umwandlung einer Eigentümergrundſchuld in eine Hypothek für die Forde⸗ 
rung eines neuen Gläubigers behandelt $ 1198 A 1. — Innerhalb des Betrags der Hypothek können 
auch mehrere Forderungen, ſelbſt wenn fie verſchiedenen Gläubigern zustehen, an die Stelle der 
bisherigen Forderung geſetzt werden. Die Hypothek zerfällt dann in Teilhypotheken. Wie ſich die 
Rangverhältniſſe der Teile geſtalten, zeigt H 1151 A 1. Der Eigentümer braucht nicht perſönli⸗ 
cher Schuldner der neuen Forderung zu ſein, da auch für eine fremde Schuld Hypothek beſtellt 
werden kann (Rh 60, 262). Die bloße Anderung einer unrichtigen Bezeichnung der Forde⸗ 
rung fällt aber nicht unter $ 1180. Sie erfolgt im Wege der Berichtigung des Grundbuchs (5 894; 
GBO 8 22). Die Vorſchriften des $ 1180 finden auf alle Hypothekenarten in ben Auch 
einer Höchſtbetragshypothek ($ 1190) kann eine andere Forderung, ſei es eine dem Betrage 
nach beſtimmte, ſei es eine unbeſtimmte, bis zur Höhe des Höchſtbetrags untergelegt werden, 
vorausgeſetzt, daß die Hypothek nicht Eigentümergrundſchuld iſt, daß alſo eine den Höchſtbetrag 
anfüllende Forderung aus dem geſicherten Rechtsverhältnis bereits entſtanden iſt (8 1190 A 1). 
Soll vor der Entſtehung einer Forderung ein anderes Rechtsverhältnis der Höchſtbetragshypothek 
zugrunde gelegt werden, fo wird nicht $ 1180, ſondern entſprechend dem 8 1198 (dort A 1) nur $ 877 
mit $ 873 zur Anwendung zu bringen fein, da hier für die künftige Verwandlung der Grundſchuld 
in eine Hypothek eine andere Bedingung als bisher ($ 1190 A 1) geſetzt wird (RG 125, 140 läßt 
dahingeſtellt, ob $ 1180 oder § 1198 anzuwenden ift; a. M. KJ 45, 286; 49, 224, wo auf die 
Auswechſlung des bisherigen Forderungskreiſes mit einem neuen Forderungskreiſe $ 1180 für 
anwendbar erachtet ift; Dabei ift aber nicht berückſichtigt, daß die Forderungen erſt künftig entſtehen 
ſollen, daß alſo Forderungen, die ausgewechſelt werden könnten, noch nicht beſtehen und deshalb 
die Hypothek noch dem Eigentümer als vorläufige Eigentümergrundſchuld zuſteht: 8 1190 A 1). 
Dabei iſt es auch zuläſſig, daß in den Kreis der Forderungen, die aus dem neuen Rechtsverhältnis 
künftig entſtehen würden, die Forderungen, die aus dem alten Rechtsverhältnis entſtehen ſollten, 
miteinbezogen werden, ſofern der (künftige) perſönliche Schuldner derſelbe bleibt (KGJ 45, 
286; 49, 224). Eine (gewöhnliche) Sicherungshypothek bleibt trotz der Unterlegung einer 
neuen Forderung Sicherungshypothek, es ſei denn, daß fie zugleich gemäß $ 1186 (KJ 46, 233; 
Os 26, 171) in eine Verkehrshypothek umgewandelt wird. Wenn einer Geſamthypothek 
($ 1132) eine neue Forderung untergelegt werden ſoll, iſt Einigung des neuen Gläubigers mit 
den Eigentümern ſämtlicher belaſteten Grundſtücke erforderlich. Die Anwendbarkeit des § 1180 
auf Hypotheken des früheren Rechts regelt Art 192 Ech (dazu RG 48, 56; 50, 81). Auf 
eine Hypothekvormerkung findet $ 1180 keine Anwendung, da fie lediglich zur Sicherung 
des vorgemerkten Anſpruchs dient und mit ihm ſteht oder fällt (OLG 20, 419). 

2. Gläubiger und Eigentümer, deren Einigung über die Erſetzung der geſicherten Forde⸗ 
rung durch eine andere erforderlich iſt, müſſen verſchiedene Perſonen fein ($ 873 A 7 a). Deshalb 
kann im Falle der Hypothek des Eigentümers ($ 1177 Abſ 2) dieſer nicht für fich allein die Forde⸗ 
rung durch eine andere erſetzen, ſolange die Hypothek ſich in feiner Hand befindet (RIA 3, 212). 
Unter dem Gläubiger iſt der Gläubiger der andern Forderung, alſo wenn die Forderung einem 
andern als dem bisherigen Gläubiger zufteht (A 1), der neue Gläubiger zu verſtehen (JF 7, 
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355). Die Einigung bedarf zur Wirkſamkeit keiner Form; ſie kann auch der Eintragung nachfolgen 
(5873 A 7c). Iſt die Eintragung erfolgt, fo greift die Vermutung des $ 891 für die Neu- 
geſtaltung Platz, der Eigentümer, der fortan das Fehlen der Einigung geltend macht, hat ihren 
Mangel zu beweiſen (NG Warn 1936 Nr 79). 

3. Formellrechtlich iſt zu der (notwendigen: OLG 6, 124) Eintragung der Erſetzung zunächſt 
gemäß § 19 GBO die in der Form des 529 GB erklärte Eintragungsbewilligung des Eigen- 
tümers erforderlich. Weiterhin wird aber auch die Bewilligung des bisherigen Gläubigers in 
derſelben Form nicht nur im Falle des Abſ 2, wo ſeine Zuſtimmung ausdrücklich verlangt wird 
(RIA 7, 232), ſondern auch im Falle des Abſ 1, wo fein Recht ebenfalls von der Eintragung 
betroffen wird, dem Grundbuchamt vorzulegen ſein. Dagegen bedarf es nicht der Bewilli⸗ 
gungen des perſönlichen Schuldners, der nicht zugleich Eigentümer iſt, des neuen Gläubi⸗ 
gers (beim Gläubigerwechſel: JW 1935, 357046) und regelmäßig auch nicht der gleich- und nach⸗ 
ſtehenden dinglich Berechtigten (A5). Einzutragen ift, daß an die Stelle der bisherigen die 
neue Forderung geſetzt iſt. Für die Bezeichnung der neuen Forderung und des ſonſtigen Inhalts 
der Einſchreibung iſt $ 1115 maßgebend (KJ 31 A 339). Steht die neue Forderung demſelben 
Gläubiger zu wie die alte, ſo iſt nicht unbedingt erforderlich, daß der Name des Gläubigers im 
Umwandlungsvermerk noch einmal ausdrücklich genannt wird; es genügt vielmehr, wenn ſeine 
Gläubigerſchaft an der neuen Forderung ſich aus dem geſamten Grundbuchinhalt zweifelsfrei 
ergibt (RG 147, 298). Soll bei der Forderungsauswechſlung zugleich ein neuer Gläubiger an die 
Stelle des bisherigen treten (A 1), ſo iſt einzutragen, daß die Hypothek auf den neuen Gläubiger 
umgeſchrieben werde unter Eintritt der neuen Forderung an die Stelle der bisherigen (KJ 45, 
285). Bei einer Briefhypothek iſt die mit dem Brief verbundene alte Schuldurkunde abzutrennen 
(8 65 Abſ 1, 2 EBD) und die neue Schuldurkunde mit dem Brief zu verbinden (8 58 Abſ 10). 

4. Die entſprechend anzuwendenden 88 873 Abſ 2, 876, 878 betreffen: die Bindung der 
Beteiligten an die Einigung vor der Eintragung ($ 873 A 13—17); das Erfordernis der Zuſtim⸗ 
mung Dritter, denen ein Recht an der Hypothek zuſteht (8 876 A 1, 6—8); den nachträglichen 
Eintritt einer Verfügungsbeſchränkung der die Einigung Erklärenden ($ 878). Die im $ 873 
Abſ 2 für die Bindung vor der Eintragung vorgeſchriebene Form findet auf den ſchuldrechtlichen 
Vertrag, in dem die Übernahme der Verpflichtung zur Erſetzung der Forderung vereinbart wird, 
keine Anwendung (8873 A 13; Nh 50, 81; Warn 1908 Nr 272). Iſt aber der Grundſtückseigentümer 
eine ſolche ſchuldrechtliche Verpflichtung dem Gläubiger der neuen Forderung gegenüber einge⸗ 
gangen, ſo kann er der ſchon vor der Eintragung des Forderungswechſels, alſo an ſich verfrüht 
erhobenen dinglichen Klage des neuen Gläubigers aus § 1147 nicht mit dem Einwand begegnen, 
das Grundſtück hafte dem Kläger noch nicht; denn der Beklagte darf ſich nicht auf den Mangel 
einer dinglichen Rechtslage berufen, die herzuſtellen er dem Kläger gegenüber ſchuldrechtlich ver⸗ 
pflichtet iſt (R Hag 1934 Nr 1679). Nach der Eintragung find die Beteiligten auch an ihre 
formloſen Einigungserklärungen gebunden ($ 873 A 7e, 18; R& 60, 262). Die vertragsmäßig 
übernommene Verpflichtung des Eigentümers, der Hypothek, falls ſie ihm zufällt, eine andere 
Forderung des Gläubigers unterzulegen, kann als bedingter Anſpruch auf eine Anderung des 
Inhalts des hypothekariſchen Rechts nach $ 883 Abſ 1 Satz 1, 2 durch Vormerkung geſichert werden 
(OLG 6, 150). Die Wirkſamkeit einer ſolchen Verpflichtung im Konkurſe des Eigentümers er⸗ 
örtert OLG 5, 8. 

5. Wenn die neue Forderung einem andern Gläubiger zuſteht, ſo iſt die Zuſtimmung des 
bisherigen Hypothekengläubigers erforderlich. Sie iſt gegenüber dem Grundbuchamt ($ 875 
A 7, 10) oder gegenüber dem durch die Zuſtimmung Begünſtigten (5875 A 8) zu erklären. Einer 
Abtretung durch den bisherigen Hypothekengläubiger bedarf es nicht, da nicht er, ſondern der 
Eigentümer die Hypothek dem neuen Gläubiger überläßt (RIA 7, 227; A 1). Vor der Eintragung 
der Erſetzung iſt der Hypothekengläubiger an feine Zuſtimmung nur gebunden, wenn er ſie in 
Einer der Formen des § 875 Abſ 2 (5 875 A 10, 11) erklärt hat. Steht einem Dritten an der bisher 
geſicherten Forderung ein Recht zu, fo iſt nach dem auch hier (A 4) anzuwendenden 8 876 die 

uſtimmung des Dritten ($ 876 A 1, 6—8) neben der Zuſtimmung des Gläubigers erforderlich. 
Der Zustimmung der gleich- oder nachſtehenden Berechtigten bedarf es nicht, es ſei denn, daß 
dei der Einſetzung der neuen Forderung die Verzinſungs⸗ oder Rückzahlungsbedingungen über 
den Rahmen des $ 1119 hinaus geändert werden (JSG 11, 213). Dies gilt auch dann, wenn an die 
Stelle einer durch die Hypothek geſicherten aufſchiebend bedingten Forderung eine unbedingte For⸗ 
derung geſetzt wird (5877 A 3). Auch die Zuſtimmung des perſönlichen Schuldners iſt nicht erforder⸗ 
lich (ogl. jedoch $ 1165; A 1). Ob der gegenwärtige Gläubiger, dem die Hypothek mit den Zinſen 
don einem beſtimmten Zeitpunkt ab übertragen worden ift, zur Einſetzung einer neuen Forderung 
915 Zuſtimmung des früheren Gläubigers wegen der früheren Zinſen bedarf, ift in $ 1158 
& erörtert. — Soll die Forderung einer für A auf dem Grundſtück 1 eingetragenen Hypothek 
mit der Forderung einer für B auf dem Grundſtück 2 eingetragenen Hypothek umgewechſelt 
werden und unterliegen die Hypotheken der Aufwertung nach dem Aufwch, jo müſſen die Gold⸗ 
markbeträge nach dem Erwerbstag der Forderungen feſtgeſtellt werden (OLG 45, 282) und die 

mwandlungseintragungen zu dieſen Beträgen erfolgen. 
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§ 1181 

Wird der Gläubiger aus dem Grundftüde befriedigt ), fo erliſcht die Hypo⸗ 
thek 2), 

Erfolgt die Befriedigung des Gläubigers aus einem der mit einer Ge⸗ 
ſamthypothek belaſteten Grundſtücke, fo werden auch die übrigen Grund- 
ſtücke frei 2). 

Der Befriedigung aus dem Grundſtücke ſteht die Befriedigung aus den 
Gegenſtänden gleich, auf die ſich die Hypothek erſtreckt 3). 

E 1 1078, 1092 II 1088; M 3 687, 720; P 3 620; 6 257. 

1. Die Befriedigung des Gläubigers aus dem Grundſtück wegen ſeines dinglichen Hypo⸗ 
thekenrechts erfolgt gemäß § 1147 im Wege der Zwangsvollſtreckung in das Grundſtück (8 1147 
A 2, 4). Alle anderen Befriedigungsarten (55 1142 A 4, 1163 A 5), z. B. die freiwillige Zahlung, 
haben die Wirkungen des $ 1181 nicht. Sie führen, je nachdem wer der Befriedigende iſt (Eigen⸗ 
tümer, perſönlicher Schuldner uſw.), zwar das Erlöſchen der Forderung oder deren Übergang 
auf einen andern herbei ($ 1143 A 3), aber nicht das Erlöſchen der Hypothek; vielmehr wird dieſe 
auf einen andern übertragen (als Grundſchuld auf den Eigentümer oder als Hypothek auf den 
Erwerber der Forderung). Dies gilt auch dann, wenn die Mittel zur Befriedigung durch Ver⸗ 
äußerung des Grundſtücks oder von Gegenſtänden, auf die ſich die Hypothek erſtreckt, beſchafft 
worden ſind. $ 1181 kommt alſo nur dann zur Anwendung, wenn die Befriedigung durch Zwangs⸗ 
vollſtreckung erzwungen iſt (RG 47, 266; 56, 324). Auch der freihändige Verkauf des Grundſtücks 
durch den Konkursverwalter ſteht der Befriedigung durch Zwangsvollſtreckung nicht gleich (RG 
Warn 1932 Nr 48). Die Zwangsvollſtreckung in das Grundſtück wird durch Zwangsborſteigerung 
oder durch Zwangsverwaltung bewirkt. Dabei geſchieht die Befriedigung regelmäßig durch 
bare Zahlung: im Falle der Zwangsverſteigerung durch Auszahlung des auf die Hypothek 
entfallenden Teils des baren Verſteigerungserlöſes ſeitens des Vollſtreckungsgerichts (88 49, 117 
3G); im Falle der Zwangsverwaltung durch Zahlung des der Hypothek aus dem Überſchuß 
der Nutzungen zugeteilten Betrags (88 157,158 3G; NG JW 1913, 5547). In der Zwangs⸗ 
verwaltung greift $ 1181 auch dann Platz, wenn der Zwangsverwalter laufend Tilgungsraten 
einer Tilgungshypothek aus den Grundſtücksnutzungen bezahlt (J 11, 254). Als Zahlung 
gilt auch die Hinterlegung des Bargebots ſeitens des Erſtehers gemäß 5 49 Abſ 2 AUG, 
99 372 ff., 376, 378 BGB (5 107 Abſ 1, 3 3c) ſowie die Anweiſung des Vollſtreckungsgerichts 
auf den im Falle des § 117 Abſ 2 3c! (Nichterſcheinen des Berechkigten) hinterlegten Betrag 
des Erlöſes. Ferner wirkt wie die Befriedigung aus dem Grundſtück: 

a) die Vereinbarung zwiſchen dem Erſteher und dem Gläubiger gemäß g 91 Abſ 2 8 VG, 
daß eine Hypothek, die nach den geſetzlichen oder vereinbarten Verſteigerungsbedingungen nicht 
beſtehenbleiben (58 44, 59 3), alſo nach 9 91 Abi 1 3c durch den Zuſchlag erlöſchen würde, 
dennoch beſtehenbleiben ſoll (8 91 Abſ 3 Satz 2 ABC; Kd 51, 301), eine Vereinbarung, die aber 
nur dann wirkſam iſt, wenn auf der Gläubigerſeite der wirklich Berechtigte, nicht ein lediglich buch⸗ 
oder briefmäßig ausgewieſener, fachlich nicht Berechtigter mitgewirkt hat (MG Warn 1934 Nr 148); 

b) die gerichtliche Übertragung der Forderung gegen den Erſteher wegen Nicht- 
berichtigung des Bargebots, es ſei denn, daß der Gläubiger vor Ablauf von drei Monaten 
dem Gericht gegenüber den Verzicht auf die Rechte aus der Übertragung erklärt oder die Zwangs⸗ 
verſteigerung gegen den Erſteher beantragt ($ 118 Abf 1 Satz 1, Abſ 2 mit 88 128, 182, 133 3G; 
2); 

c) die gerichtliche Übertragung der Forderung gegen den Erſteher bei einer nach 
den $$ 60, 61 3 erfolgten Feſtſetzung von Zahlungsfriſten für den das geringſte Gebot 
überſteigenden Betrag des Meiſtgebots ($ 118 Abi 1 Satz 2, Abſ 2 Satz 1 8G); 

d) der Zuſchlag des Grundſtücks an den Hypothekenglaubiger zu einem Meiſtgebot, das hinter 
½10 des Grundſtückswerts zurückbleibt, ſofern bei einem Gebot bis zu 7/0 die Hypothek gedeckt 
geweſen wäre ($$ 3, 4, 23 der VO über Maßnahmen auf dem Gebiete der Zwangsvollſtreckung 
v. 26. 5. 1933; dazu R 146, 113). 8 

Dagegen hat die im 3 125 Abſ 1 ZUG geregelte Übertragung der aus 550 ZUG (Nicht- 
beſtehen einer bei der Feſtſtellung des geringſten Gebots berückſichtigten Hypothek) ſich ergeben⸗ 
den Forderung gegen den Erſteher nicht die Wirkung der Befriedigung aus dem Grundſtück (9 125 
Abſ 3 VO). Auch darin liegt keine Befriedigung aus dem Grundſtück, daß der Hypotheken⸗ 
gläubiger ſelbſt das Grundſtück im Zwangsverſteigerungsverfahren zugeſchlagen erhält, ſofern 
die Hypothek als Teil des geringſten Gebots beſtehenbleibt (KJ 51, 301). 

Die Wirkungen des Zuſchlags in der Zwangsverſteigerung auf eine nach den Verſteigerungs⸗ 
bedingungen nicht beſtehenbleibende Hypothek find folgende: Nach den 88 52, 91 Abſ 1 88G 
erliſcht jede Hypothek, die nicht in das geringſte Gebot fällt, ohne weiteres durch den 
Zuſchlag. Dieſes Erlöſchen ſteht aber nicht gleich dem Erlöſchen infolge einer Befriedigung 
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aus dem Grundſtück im Sinne des 9 1181. Denn bei einer ſolchen Befriedigung wird das dingliche 
Recht gänzlich beſeitigt. Dagegen bewirkt der Zuſchlag nur, daß die Hypothek als dingliches Recht 
an dem zwangsverſteigerten Grundſtück nicht mehr beſteht. Die geſicherte Forderung bleibt beſtehen 
(A 2) und als Sicherung tritt an die Stelle des Grundſtücks das aus der Hypothek fließende Recht 
auf den Verſteigerungserlös (RG 75, 313; 88, 300; 102, 120; 123, 339; 127, 355). Haften für die 
Hypothek noch andere nicht mitverſteigerte Gegenſtände, ſo bleibt die Hypothek an ihnen 
durch den Zuſchlag unberührt. Erſt wenn der Gläubiger (volle oder teilweiſe) Befriedigung 
aus dem Verſteigerungserlöſe erhält, erliſcht die Hypothek (ganz oder zum Teil) auch an 
dieſen Gegenſtänden. Fällt der Gläubiger aus, ſo bleibt die Hypothek an ihnen beſtehen, 
mögen ſie mitbelaſtete Grundſtücke oder mithaftende bewegliche Sachen (88 1120ff.) fein 
(ſtr., RG 55, 417; JW 1911, 4655; Gruch 48, 1067). Dabei iſt aber nicht an Gegenſtände 
zu denken, deren Sonderverſteigerung gemäß $ 65 3G angeordnet iſt. Ihr Erlös gehört 
zur Teilungsmaſſe (8 107 Abſ 1 Satz 2 35). Vielmehr kommen (abgeſehen von andern Grund⸗ 
ſtücken) nur Gegenſtände in Betracht, die zwar für die Hypothek haften, aber der Beſchlagnahme 
nach $ 21 3G nicht unterliegen, ſowie Gegenſtände, bei denen nach erfolgter Einſtellung 
(8 769 Abſ 1, 2 3) die Fortſetzung des Verfahrens vom betreibenden Gläubiger nicht gemäß 
531 8G (3. B. weil er befriedigt iſt) beantragt wird (RGG 125, 369). In ſolche Gegenſtände 
können ausgefallene Hypothekengläubiger (nachdem ſie dinglich geklagt und einen vollſtreckbaren 
Titel erlangt haben) die Zwangsvollſtreckung betreiben (RG 55, 414; Os 14, 33; JW 1997, 
402; A 3), vorausgeſetzt, daß nicht die Haftung für die Hypothek nach den 98 1121 ff. inzwiſchen 
erloſchen iſt (RG 125, 368). Hinſichtlich des Umfangs der mit dem Grundſtück zugleich verſteigerten 
Gegenſtände, deren Erlös mit zur Teilungsmaſſe gehört, geht die Tragweite des Zuſchlags⸗ 
beſchluſſes dahin: Nach $ 90 Abſ 2 ZUG erwirbt der Erſteher durch den Zuſchlag zugleich 
mit dem Grundſtück auch die Gegenſtände, auf welche ſich die Hypothek erſtreckt hat. Sein 
Erwerb an dieſen Gegenſtänden ſteht aber unter der aus $ 55 Abſ 1 ZUG ſich ergebenden 
Vorausſetzung, daß ihre Beſchlagnahme (58 20, 21 ZUG) zur Zeit der Verſteigerung noch 
wirkſam iſt (was z. B. nach 9 23 Abſ 1 Satz 2 ZBG nicht der Fall iſt, ſoweit der Schuldner über 
beſchlagnahmte bewegliche Sachen nach der Beſchlagnahme in den Grenzen ordnungsmäßiger 
Wirtſchaft verfügt hat). Inwieweit landwirtſchaftliche Erzeugniſſe, die zur Zeit der Beſchlag⸗ 
nahme noch mit dem Boden verbunden, zur Zeit der Verſteigerung aber abgeerntet waren und 
bis zum Zuſchlag unveräußert auf dem Grundſtück verblieben ſind, kraft des Zuſchlags in das 
Eigentum des Erſtehers übergehen, iſt in NG 142, 33 erörtert (vgl. hierzu aber auch $ 1120 A 2). 
Sollen entgegen der geſetzlichen Regel über die Erſtreckung des Zuſchlags Gegenſtände von der 
Verſteigerung ausgeſchloſſen werden (z. B. Beſtandteile, Zubehörſtücke), ſo iſt dies durch eine 
vom Verſteigerungsgericht auf Antrag angeordnete Verſteigerungsbedingung nach 9 65 ZVG 
herbeizuführen. Dieſe Bedingung bedarf nach 5 82 3h der Aufnahme in den Zuſchlagsbeſchluß, 
widrigenfalls der Zuſchlag, ſofern er nicht mit der Beſchwerde nach 983 Ned ZVG mit Erfolg 
angefochten wird, rechtskräftig als unter den geſetzlichen Bedingungen, alſo unter Mitverſteigerung 
der genannten Gegenſtände, erteilt gilt (RG 60, 48; 67, 380; 127, 274; RG JW 1920, 9028; 
Gruch 52, 877). Nach 955 Abſ 2 ZUG erſtreckt ſich die Verſteigerung auch auf Zubehörſtücke, 
die im Beſitz des Schuldners, aber im Eigentum eines Dritten ſtehen, ſofern nicht der Eigentümer 
ſein Recht nach $37 Ned 39 geltend gemacht hat. Zu dieſer Geltendmachung genügt nicht 
die bloße Anmeldung (RG 60, 48; 67, 380; JW 1920, 9028), wohl aber ein vor der Erteilung 
des Zuſchlags vom Eigentümer der Gegenſtände erwirkter Beſchluß des Verſteigerungsgerichts 
über die Aufhebung oder einſtweilige Einſtellung des Verſteigerungsverfahrens in die Gegen⸗ 
ſtände. Liegt ein ſolcher Beſchluß vor, ſo ſcheiden die Gegenſtände aus dem Verſteigerungs⸗ 
verfahren kraft Geſetzes aus. Der Zuſchlag erſtreckt ſich dann alfo nicht auf fie, auch wenn der 
800 ran oder Einſtellungsbeſchluß im Zuſchlagsbeſchluß nicht erwähnt wird (ſtr., RG 70, 

127, 272). 

2. Soweit der Gläubiger (voll oder teilweiſe) aus dem Grundſtück (A 1) befriedigt wird, erliſcht 
die Hypothek nicht nur an dem Grundſtück, aus dem die Befriedigung erlangt iſt, ſondern auch an 
allen mithaftenden Gegenſtänden (A 1); bei der Geſamthypothek werden auch die übrigen mit⸗ 
delaſteten Grundſtütke frei. Im Falle der in A 1a genannten, als Befriedigung wirkenden Verein⸗ 
barung bleibt aber die Hypothek an dem verſteigerten Grundſtück beſtehen. Ferner gibt 
1182 für die Geſamthypothek eine Sonderbeſtimmung. — Das Erlöſchen tritt kraft Geſees 
außerhalb des Grundbuchs mit der Wirkung ein, daß das dingliche Recht gänzlich aufgehoben 
wird und auch nicht an den Eigentümer fällt (k 1). Die Löſchung iſt alſo nur eine Berichtigung 
des Grundbuchs, die von Amts wegen auf Erſuchen des Vollſtreckungsgerichts erfolgt (89 130, 158 
IVO), aber auch von den Beteiligten angeregt werden kann. Iſt eine Geſamthypothek durch 
Befriedigung des Gläubigers aus einem der belaſteten Grundſtücke auch an den übrigen Grund⸗ 
jtüden erloſchen, ſo iſt das Vollſtreckungsgericht nicht befugt, um die Löſchung der Hypothek auf den 
nicht verſteigerten Grundſtücken zu erſuchen; auch das Grundbuchamt darf dieſe Löſchung nicht von 
Amts wegen vornehmen; vielmehr iſt gemäß der für Hypotheklöſchungen jeder Art geltenden Vor⸗ 


ſchrift des 8 27 GBd die Zuſtimmung der Eigentümer dieſer Grundſtücke (RIA 3,48; Os 14, 124; 
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auch RG 72, 367) und ein Antrag eines Beteiligten (z. B. auch eines nachſtehenden Hypotheken⸗ 
gläubigers) auf Berichtigung des Grundbuchs durch Löſchung (58 13, 22 GBO) erforderlich (RA 
3, 48). Nötigenfalls kann gegen den noch eingetragenen Gläubiger, der ebenſowenig wie der 
Eigentümer über die Hypothek zu verfügen befugt iſt, gemäß § 894 auf Zuſtimmung zur Löſchung 
geklagt werden (OL 14, 124). Dazu ſind auch nachſtehende Hypothekengläubiger befugt, deren 
Hypotheken vorrücken. Das rechtskräftige Urteil rechtfertigt dann (bei Zuſtimmung des Eigen⸗ 
tümers) den Löſchungsantrag ($ 894 ZPO). Zu beachten bleibt auch 5 48 Abſ 2 GBO (Löſchung des 
Mitbelaſtungsvermerks von Amts wegen). Wenn die Entſtehung einer Erſatzhypothek gemäß $ 1182 
in Frage kommen kann, muß zur Begründung des Löſchungsantrags dem Grundbuchamt weiter 
nachgewieſen werden, daß eine Erſatzhypothek nicht entſtanden iſt (3. B. durch Anerkenntnis 
des Eigentümers, aus deſſen Grundſtück der Gläubiger befriedigt iſt: RA 3, 49). Hat freilich 
inzwiſchen ein Dritter durch Rechtsgeſchäft die noch nicht gelöſchte Hypothek unter dem 
Schutz des öffentlichen Glaubens des Grundbuchs erworben, ſo iſt ſie in ſeiner Hand 
wieder zu einer rechtsbeſtändigen Hypothek geworden ($ 892); dann iſt die Löſchung aus⸗ 
geſchloſſen. Als Wirkung der Befriedigung iſt im Abſ 2 nicht, wie im Abſ 1, das „Er⸗ 
löſchen“, ſondern das „Freiwerden“ bezeichnet, weil die Geſamthypothek nach $ 1182 als 
Erſatzhypothek beſtehen bleiben kann. Im übrigen iſt beides fachlich gleichbedeutend. Iſt für die 
an den Gläubiger übertragene Forderung gegen den Erſteher eine Sicherungshypothek nach 
Maßgabe der § 118, 128 3G eingetragen und dabei gemäß § 123 3G vermerkt, daß die 
Forderung andern Berechtigten übertragen werde, wenn das Recht des Gläubigers nach den 
beſonderen Vorſchriften über die Geſamthypothek erlöſchen ſollte, fo gilt der Gläubiger nach 
Ablauf der in A b bezeichneten drei Monate als aus dem Grundſtück befriedigt; damit iſt die 
bedingte Zuweiſung der durch die Sicherungshypothek geſicherten Forderung gegen den Er⸗ 
ſteher an die andern Berechtigten hinfällig geworden; der Gläubiger kann alſo jetzt von dieſen 
nach $ 894 die Zuſtimmung zur Löſchung der bedingten Zuweiſung, die ihn in der Verfügung 
über die Sicherungshypothek behindert, verlangen (OLG 34, 169). — Die perſönliche Forde- 
rung des Gläubigers wird durch das Erlöſchen der Hypothek infolge des Zuſchlags (58 52, 91 
VG) nicht berührt. Nur wenn und ſoweit der Gläubiger demnächſt aus dem Verſteigerungs⸗ 
erlöſe befriedigt wird, iſt er auch wegen der Forderung als befriedigt anzuſehen. Das Geſetz ſagt 
zwar nicht ausdrücklich, daß die Befriedigung wegen der Hypothek zugleich die Befriedigung wegen 
der Forderung bewirkt. Dies folgt aber aus § 1113, wonach die hypothekariſche Belaſtung darin 
beſteht, daß „zur Befriedigung wegen der geſicherten Forderung“ eine Geldſumme aus dem 
Grundſtück zu zahlen iſt. Die Befriedigung des Gläubigers hat in der Regel gemäß $ 362 Abſ 1 
das Erlöſchen der Forderung zur Folge (RG 81, 71; 104, 75; RA 11, 304). Iſt aber der Eigen⸗ 
tümer, aus deſſen Grundſtlck der Gläubiger befriedigt wird, nicht zugleich der perſönliche Schuldner, 
ſo geht die Forderung (ohne die 9 bedr auf ihn über (§ 1143 A 5). Auch durch die in A 1 a, b, e 
genannten Vereinbarungen und Übertragungen gilt der Gläubiger als wegen der persönlichen 
Forderung befriedigt; denn das Geſetz legt dieſen Rechtshandlungen die Wirkung der Befriedigung 
aus dem Grundſtück bei (RG 70, 413; OLG 33, 110). Der perſönliche Schuldner wird alſo, 
wenn er zugleich der Eigentümer (Vollſtreckungsſchuldner) iſt, frei, obwohl der Gläubiger (zu⸗ 
nächſt wenigſtens) eine Zahlung noch nicht erhält; die Forderung geht auf den (früheren) Eigen⸗ 
tümer (ohne die Hypothek) über, wenn er nicht zugleich perſönlicher Schuldner iſt. Die Folge 
davon iſt, insbeſondere im Falle der Vereinbarung gemäß $ 91 Abſ 2 3G (A 1a), daß die Hypo⸗ 
thek zwar als dingliches Recht an dem nunmehr dem Erſteher gehörenden Grundſtück beſtehen 
bleibt, aber von der urſprünglich geſicherten Forderung losgelöſt iſt und daher fortan nur 
als Grundſchuld beſteht, ſofern fie nicht bei der Vereinbarung zugleich gemäß § 1198 in eine 
Hypothek für die Forderung gegen den Erſteher umgewandelt wird. Eine Schuldübernahme 
des Erſtehers wegen der urſprünglichen Forderung kann nicht in Betracht kommen, da die Forde⸗ 
rung entweder erliſcht oder auf einen andern als den bisherigen Gläubiger übergeht (ſtr.; a. M. 
RE 70, 414; RIA 6, 152; OLG 9, 140). 

8. Die der Befriedigung aus dem Grundſtück in der Wirkung (A 2) gleichſtehende Befriedigung 
aus den Gegenſtänden, auf die ſich die Hypothek erſtreckt (58 1120 ff.), erfolgt gemäß 9 1147 
ebenfalls nur (A1) im Wege der Zwangsvollſtreckung (RG 56, 324). Von der Zwangsver⸗ 
ſteigerung des Grundſtücks werden dieſe Gegenſtände mitumfaßt, ſoweit nicht Ausnahmen im 
§ 21 Abſ 1,2 3G angeordnet find. Die Zwangsverwaltung ergreift auch die von der Zwangsver⸗ 
ſteigerung nicht betroffenen Gegenſtände (§ 148 Abſ 1 Satz 1 3G). Ferner treten die Wirkungen 
des 8 1181 Abſ 1,2 auch dann ein, wenn der Hypothekengläubiger im Wege der Zwangsvollſtreckung 
in das bewegliche Vermögen aus den Gegenſtänden (volle oder teilweiſe) Befriedigung erhält 
(88 819,835 f., 844 ZPO). Jedoch iſt hierbei Vorausſetzung, daß der Gläubiger wegen ſeines ding⸗ 
lichen Rechts, alſo namentlich auf Grund eines mit der dinglichen Klage erſtrittenen vollſtreckbaren 
Urteils, die Zwangsvollſtreckung betrieben hat. Wenn er nur wegen der perſönlichen Forderung (mit 
der Schuldklage) Befriedigung geſucht hat, wird durch die ſo erlangte Befriedigung die Hypothek 
nicht zum Erlöſchen gebracht; vielmehr geht ſie, wenn die Forderung durch die Befriedigung erliſcht, 
gemäß $ 1163 Abſ 1 Satz 2, 8 1177 Ab} 1 als Grundſchuld auf den Eigentümer über (NG 56, 325). 
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Dies alles gilt auch bei der Befriedigung des Gläubigers aus Forderungen gegen den Verſicherer, 
auf die ſich die Hypothek gemäß den $$ 1127, 1128 erſtreckt. Eine freiwillige Zahlung der Verſiche⸗ 
rungsgelder vom Verſicherer an den Gläubiger löſt aber die Wirkungen des $ 1181 Abf 1, 2 nicht 
aus, ſondern nur eine im Wege der Zwangsvollſtreckung (Pfändung der Forderung) erwirkte 
Zahlung (RG 56, 322; vgl. auch $ 102 Vers). 


$ 1182 


Soweit im Falle einer Geſamthypothek der Eigentümer des Grundſtücks, 
aus dem der Gläubiger befriedigt wird ), von dem Eigentümer eines der 
anderen Grundſtücke oder einem Nechtsvorgänger dieſes Eigentümers Erfaß 
verlangen kann ), geht die Hypothek an dem Grundſtücke dieſes Eigentümers 
auf ihn über ). Die Hypothek kann jedoch, wenn der Gläubiger nur teilweiſe 
befriedigt wird, nicht zum Nachteile der dem Gläubiger verbleibenden Hypo- 
thek und, wenn das Grundſtück mit einem im Nange gleich- oder nachſtehenden 
Rechte belaſtet iſt, nicht zum Nachteile dieſes Rechtes geltend gemacht werden ). 

E II 1089; P 3 624; 6 257. 

1. 51182 bringt aus Billigkeitsgründen eine Ausnahme von $ 1181 Abſ 2. Dieſe Ausnahme 
entſpricht der Regelung, die im $ 1173 für die freiwillige Befriedigung des Geſamthypotheken⸗ 
gläubigers durch den Eigentümer eines der mithaftenden Grundſtücke getroffen iſt. In gleicher 
Weiſe wird hier bei der zwangsweiſen Befriedigung des Gläubigers im Falle einer Geſamt⸗ 
hypothek (51132) dem Eigentümer des Grundſtücks, aus dem der Gläubiger im Wege der 
Zwangsvollſtreckung (51181 A 1) befriedigt wird, eine ſog. Erſatzhypothek (A3) an dem mit⸗ 
belaſteten Grundſtück gewährt, gegen deſſen Eigentümer ihm ein Erſatzanſpruch zuſteht. Voraus⸗ 
ſetzung iſt auch hier (8 1173 A 2), daß die Eigentümer der belaſteten Grundſtücke verſchie dene 
Perſonen ſind. Gehören die Grundſtücke derſelben Perſon, ſo erliſcht die Geſamthypothek durch 
die Befriedigung des Gläubigers aus einem der Grundſtlicke gemäß der Regel des $ 1181 Abſ 1, 2 
an allen Grundstücken. Der Befriedigung aus dem Grundſtück ſteht auch hier gleich die Befriedigung 
im Wege der Zwangsvollſtreckung aus den mit dem Grundſtück verbundenen Ge genſtänden, 
auf die ſich die Hypothek erſtreckt ($ 1181 A 3). Für den Fall der Befriedigung des Gläu⸗ 
bigers aus dem Anteil eines Miteigentümers an dem im Miteigentum mehrerer nach Bruch- 
teilen ſtehenden Grundſtück gilt das in $1173 A 2 Bemerkte. 

2. Die Fälle, in denen der Eigentümer, aus deſſan Grundſtück der Gläubiger befriedigt 
wird, von dem Eigentümer eines der andern Grundftüde oder von deſſen Rechtsvorgänger 
Erſatz verlangen kann, find zuſammengeſtellt in $ 1173 A 6 und $ 1164 A 2, 3. Wenn die 
Möglichkeit eines ſolchen Erſatzanſpruchs nicht nach der Sachlage ausgeſchloſſen ift, darf der Grund⸗ 
buchrichter ohne Zuſtimmung des Eigentümers des Grundſtücks, aus dem der Gläubiger be⸗ 
ftiedigt worden ift, die Hypothek an dem andern Grundſtück, die Erſatzhypothek geworden fein 
könnte, nicht löſchen (KGG 47, 214; f 1181 A 2). 

8. Außerſtenfalls bis zur Höhe der Befriedigungsſumme geht die Hypothek, ſoweit der Erſatz⸗ 
anſpruch beſteht, an dem Grundſtück des erſatzpflichtigen Eigentümers auf den erſatzberechtigten 
Eigentümer kraft Geſetzes über, ohne daß es einer Umſchreibung oder einer Briefübergabe 
bedarf (KJ 47, 217). Streit beſteht auch hier, wie in den ebenfalls den Übergang einer Hypothek 
in Höhe eines Erſatzanſpruchs Nac Fällen der 85 1164, 1173 Abſ 2, 1174 (vgl. $ 1164 
A 2, § 1173 A 7), über die rechtliche Natur der Erſatzhypothek. Nach der einen Meinung 
verbindet ſich das dingliche Recht ſtets mit der Erſatzforderung dergeſtalt, daß es fortan als Hypo- 
thek für die Erſatzforderung beſteht. Eine andere Anſicht erachtet zwar in dem Fall, daß der erſatz⸗ 
berechtigte Eigentümer zugleich perſönlicher Schuldner der Forderung iſt, die der bisherigen 
Geſamthypothek zugrunde lag, das überge hende hypothekariſche Recht ebenfalls als Hypothek 
für die Erſatzforderung, nimmt aber an, daß der erſatzberechtigte Eigentümer, wenn er nur ding⸗ 
lich für die bisherige Geſamthypothek haftete, die Hypothek an dem erſatzpflichtigen Grundſtück 
als Hypothek für die urſprüngliche Forderung in Höhe des Erſatzanſpruchs erlange. Nach einer 
dritten Meinung verbindet ſich das hypothekariſche Recht niemals mit der Erſatzforderung; viel⸗ 
mehr tft das Beſtehen der Erſatzforderung nach dieſer Meinung lediglich Vorausſetzung für den 

bergang jenes Rechts; die Hypothek ſoll, wenn der erſatzberechtigte Eigentümer nicht zugleich 
perſönlicher Schuldner iſt, als Hypothek für die urſprüngliche Forderung, andernfalls als Grund⸗ 
ſchuld in Höhe des Erſatzanſpruchs übergehen. Eine vierte Anſicht erachtet die übergehende Hypothek 
in jedem Falle als Hypothek für die urſprüngliche Forderung in Höhe des Erſatzanſpruchs. Der 
erſten Anſicht iſt beizutreten. Iſt der erſatzberechtigte Eigentümer zugleich perſönlicher Schuldner, 
Jo erliſcht durch die Befriedigung des Gläubigers aus ſeinem Grundſtück auch die urſprüngliche 
Forderung ($ 1181 A 2). Sie kann daher in dieſem Falle nicht der übergehenden Hypothek zu⸗ 
grunde liegen; auch kann die Hypothekenforderung nicht eine dem Erſatzberechtigten als neuem 
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Hypothekengläubiger gegen ſich ſelbſt zuſtehende Forderung ſein. Aber auch als Grundſchuld 
(wegen des Erlöſchens der Forderung: $ 1163 Abſ 1 Satz 2) iſt die übergehende Hypothek in dieſem 
Falle nicht anzuſehen. Denn nach $ 1177 Abſ 1 Satz 1 verwandelt ſich eine Hypothek nur dann 
in eine Grundſchuld, wenn ſie ſich mit dem Eigentum in einer Perſon vereinigt. Eine ſolche 
Vereinigung findet hier aber nicht ſtatt, weil nicht der erſatzpflichtige Eigentümer die Hypothek an 
feinem Grundſtück erwirbt, ſondern der Erſatzberechtigte eine Hypothek am fremden Grundſtück er- 
langt. Ferner würden für die Hypothek, wenn ſie ſich in eine Grundſchuld umwandeln würde, die 
Verzinfungs- und Zahlungsbedingungen der urſprünglichen Forderung weiter gelten, während 
zwiſchen dem Grfaßberechtigten und dem Erſatzpflichtigen Rechtsbeziehungen nur nach Maßgabe 
des Rechtsverhältniſſes beſtehen, auf Grund deſſen für den Erſatzberechtigten durch die Befriedigung 
des Hypothekengläubigers aus ſeinem Grundſtück der Erſatzanſpruch erwächſt, ſo daß fortan die 
für die Erſatzforderung beſtehenden Verzinſungs⸗ und Zahlungsbedingungen gelten müſſen. 
Da nun die „Hypothek“ auf den Erſatzberechtigten übergehen ſoll, eine Hypothek gemäß $ 11183 
begrifflich eine durch ſie geſicherte Forderung vorausſetzt und die urſprüngliche Hypotheken⸗ 
forderung bei der Befriedigung des Gläubigers aus dem Grundſtück des perſönlichen Schuldners 
erliſcht, ſo ergibt ſich für dieſen Fall der notwendige Schluß, daß die auf den Erſatzberechtigten 
übergehende Hypothek ſich kraft Geſetzes mit der Erſatzforderung verbindet. § 1182 macht aber 
für den Hypothekenübergang keinen Unterſchied dahin, ob der Erſatzberechtigte zugleich perſön⸗ 
licher Schuldner der urſprünglichen Hypothekenforderung iſt oder nicht. Von dieſer Forderung 
iſt darin überhaupt nicht die Rede. Einerſeits ift nur über den Übergang der Hypothek, des ding⸗ 
lichen Rechts, Beſtimmung getroffen, anderſeits die übergehende Hypothek lediglich zu der Erſatz⸗ 
forderung in Beziehung geſetzt. Deshalb und weil der Zweck des § 1182 iſt, dem Erſatzberechtigten 
durch die Hypothek an dem Grundſtück des Erſatzpflichtigen Sicherung für feinen Erſatzanſpruch 
zu gewähren (Prot 3, 626), iſt anzunehmen: Sowohl dann, wenn der Erſatzberechtigte zugleich 
perſönlicher Schuldner iſt, als auch dann, wenn er nur dinglich haftet, geht auf ihn die Hypothek 
am Grundſtück des Erſatzpflichtigen dergeſtalt über, daß ſie als Hypothek für die Erſatzforderung 
beſteht und der Erſatzpflichtige der perſönliche Schuldner dieſer durch fie geſicherten Forderung 
iſt (RG 81, 71). Im zweiten Falle erwirbt allerdings der erſatzberechtigte Eigentümer, der nicht 
perſönlicher Schuldner iſt, durch die Befriedigung des Gläubigers aus ſeinem Grundſtück nach 
dem entſprechend anzuwendenden § 1143 die urſprüngliche Hypothekenforderung (8 1143 A 5, 
$ 1181 A 2). Aber dieſe Forderung iſt nicht mehr mit einer Hypothek bekleidet; die Hypothek iſt 
teils zur Hypothek für die Erſatzforderung geworden, teils erloſchen; dem Erſatzberechtigten ſtehen 
nun beide Forderungen in ähnlicher Weiſe zu, wie nach 9 426 Abſ 2 einem den Gläubiger be- 
friedigenden Geſamtſchuldner zugleich der Ausgleichungsanſpruch gegen den andern Schuldner 
und die in Höhe dieſes Anſpruchs auf ihn übergehende Forderung des Gläubigers zufteht (RG 
69, 424; 81, 71). — Erſtreckt ſich die dem Erſatzanſpruch zugrunde liegende Verpflichtung nur 
auf die Zahlung von Hypothekenzinſen (81173 A 6), jo geht, wenn der Gläubiger aus dem 
Grundſtück des Erſatzberechtigten wegen Hypothekenzinſen befriedigt worden iſt, die Hypothek 
an dem nicht verſteigerten Grundſtück in Höhe der Erſatzforderung auf den erſatzberechtigten 
Eigentümer ebenfalls als Hypothek für die Erſatzforderung über; dabei iſt dieſe Hypothek eine 
ſolche für eine Hauptſchuld, nicht eine Hypothek für Zinſen, da die Erſatzforderung an die Stelle 
der Zinsforderung tritt (KJ 47, 216). — An den Grundſtlücken der nicht erſatzpflichtigen Eigen⸗ 
tümer erlischt die Hypothek gemäß § 1181 Abſ 2. Auf Antrag erfolgt die Löſchung der Hypotheken 
an dieſen Grundſtücken (51181 A 2). Ferner erliſcht die Hypothek auch an dem Grundſtlick des 
erſaßpflichtigen Eigentümers inſoweit, als der Erſatzanſpruch die Höhe der Befriedigungsſumme 
nicht erreicht. Weiter erliſcht die Hypothek, anders als im Falle des § 1173 Abſ 2, auch an dem 
Grundſtück des erſatzberechtigten Eigentümers gemäß $ 1181 Abs 1 (die Löſchung dieſer Hy⸗ 
pothek auf Erſuchen des Vollſtreckungsgerichts erörtert $ 1181 A 2). Die Erſatzhypothek beſteht alſo 
hier nicht als Geſamthypothek (51173 A 7), ſondern als Einzelhypothek, nämlich allein an dem 
Grundſtück des erſatzpflichtigen Eigentümers. Wenn allerdings derſelbe Erſatzanſpruch gegen die 
Eigentümer mehrerer Grundſtücke gegeben iſt, ſo erlangt der erſatzberechtigte Eigentümer für 
ſeinen Erſatzanſpruch eine Geſamthypothek an dieſen mehreren Grundſtücken. — Für die Rechte, 
die dem erſatzberechtigten Eigentümer gegen den Glaubiger zur Berichtigung des Grundbuchs 
zuſtehen, und für die Nachweiſe, die der Erſatzberechtigte dem Grundbuchamt beizubringen hat, 
wenn er die Hypothek auf ſeinen Namen umſchreiben laſſen oder ſonſt über ſie verfügen will, gilt 
das in $ 1164 A 2 Bemerkte entſprechend. 

4. Wenn der Gläubiger der Geſamthypothek nur teilweiſe befriedigt wird, kann die Erſatz⸗ 
hypothek (wie nach § 1176 auch für den Fall des § 1173 Abſ 2) nicht zum Nachteile der Reſt⸗ 
hypothek des Gläubigers (die an den nicht verſteigerten Grundſtücken beſtehen bleibt) geltend 
gemacht werden. Insbeſondere geht alſo die Reſthypothek der Erſatzhypothek im Range vor. 
Ferner kann die Erſatzhypothek, wenn das von ihr erfaßte Grundſtück mit einem im Range 
gleich: oder nachſtehenden (hypothekariſchen oder ſonſtigen dinglichen) Rechte belaſtet iſt, nicht 
zum Nachteile dieſes Rechtes geltend gemacht werden. Denn der Berechtigte konnte mit der 
Möglichkeit rechnen, daß ſein Recht durch die Befriedigung der Hypothek aus einem der andern 
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Grundſtücke vorrücken würde. Anders als im Falle des $ 1173 Abſ 2 fteht alſo hier die Erſatzhypothek 
auch dieſem Recht im Range nach (Prot 3, 627). Das Recht muß aber zur Zeit des Übergangs 
der Erſatzhypothek bereits beſtehen, alſo vor der zwangsweiſen Befriedigung der Geſamthypothek 
eingetragen worden ſein (RA 11, 306; KGJ 47, 214). 


§ 1183 


Zur Aufhebung der Hypothek durch Nechtsgeſchäft iſt die Zuſtimmung 
des Eigentümers erforderlich 1). Die Zuſtimmung iſt dem Grundbuchamt 
oder dem Gläubiger gegenüber zu erklären 2); fie iſt unwiderruflich °). 

E 1 1091 IT 1090; M 3 710; P 3 616, 725. 

1. Die Aufhebung der Hypothek durch Rechtsgeſchäft iſt zunächſt durch $ 875 geregelt. Dieſe 
Vorſchrift bezieht ſich ebenſowenig wie § 1183 auf die Fälle des Erlöſchens der Hypothek kraft 
Geſetzes (8875 Al). Hier wie dort ſcheiden alſo z. B. aus die Fälle des Erlöſchens durch den 
Eintritt einer auflöſenden Bedingung oder eines Endtermins (bal. ferner die $$ 1173 Abſ 1, 1174 
Abſ 1, 1175 Abſ 1 Satz 2, 1181). Zur rechtsgeſchäftlichen Aufhebung iſt nach § 875 die gegenüber 
dem Grundbuchamt oder dem Eigentümer abzugebende Erklärung des Gläubigers, daß 
er die Hypothek aufgebe, und die Löſchung der Hypothek im Grundbuch erforderlich 
(RG 72, 365). Den Unterſchied zwiſchen dieſer Erklärung und der zum Verzicht auf die Hypo- 
thek nach $ 1168 erforderlichen Erklärung des Gläubigers behandelt $ 1168 A1 (dazu OLG 20, 418; 
23, 327). Während zur Aufhebung der anderen dinglichen Rechte nach § 875 die Erklärung des 
Berechtigten, daß er das Recht aufgebe, genügt, iſt nach $ 1183 zur Aufhebung einer Hypothek 
(und gemäß den $$ 1192, 1200 auch einer Grundſchuld und einer Rentenſchuld) ferner die Zuſtim⸗ 
mung des Eigentümers erforderlich, weil er durch die Aufhebung ſein Recht auf den Erwerb der 
Hypothek ($ 1177) verliert (Prot 3,616; RG 78,69). Eine Einigung, wie fie $ 873 zur Begründung 
der Hypothek erfordert, iſt zur Aufhebung aber nicht nötig; vielmehr genügt die einſeitige Er⸗ 
klärung des Gläubigers nach $ 875 und die einſeitige Zuſtimmungserklärung des Eigentümers 
nach 9 1183 (KJ 24 A 216; 25 A 273; 27 B 46; RIA 10, 240). Die Rechtsnatur dieſer Er- 
klärungen als einſeitiger Rechtsgeſchäfte wird auch dadurch nicht geändert, daß ſie äußerlich in die 
Form einer Vereinbarung gekleidet werden (HRR 1933 Nr 1012). Aus der Einſeitigkeit folgt z. B., 
daß die im geſetzlichen Güterſtande lebende Ehefrau zu der Erklärung die vorher erteilte Zu⸗ 
ſtimmung des Ehemanns haben muß ($$ 1395, 1398; HRR 1933 Nr 1012). Ferner ergibt ſich 
aus dieſer Rechtsnatur der Erklärungen, daß der Gläubiger zugleich als Vertreter des Eigen⸗ 
tümers die Zuſtimmungserklärung abgeben kann; 9 181 ſteht nicht entgegen, wenn beide Er⸗ 
klärungen dem Grundbuchamt gegenüber abgegeben werden (RIA 10, 238; HRR 1934 Nr 1053; 
vgl. RG 76, 92). Steht das Grundſtückim Miteigentum, jo müſſen ſämtliche Miteigentümer 
zuſtimmen, wenn die Hypothek am ganzen Grundſtück aufgehoben werden ſoll (RIA 1, 120). Nach 
dem zwiſchen den Eigentümern beſtehenden Rechtsverhältnis (z. B. im Falle ehelicher Gütergemein⸗ 
ſchaft: Sg 1443, 1446) kann aber die Zuſtimmungserklärung des einen zugleich als ſolche des 
andern Miteigentümers wirken (KJ 22 A 140; RA 4, 168). Soll beim Miteigentum nach 
Bruchteilen die Hypothek nur an einem Miteigentumsanteil aufgehoben werden, ſo genügt gemäß 
3 747 die Zuſtimmung des einen Miteigentümers allein (KJ 30 A 258). — Zur Aufhebung 
einer Geſamthypothek (wohl zu unterſcheiden vom Verzicht des Gläubigers auf die Hypo⸗ 
thek, der nach $ 1175 Abſ 1 Satz 1 bewirkt, daß die Hypothek ſämtlichen Eigentümern gemein- 
ſchaftlich zufällt: 8 1175 A 1) ift die Zuſtimmung der Eigentümer ſämtlicher belafteter Grundſtücke 
und die Löſchung auf ſämtlichen Grundbuchblättern erforderlich. Soll nur eines der Grundſtücke 
von der Belaſtung frei werden, ſo handelt es ſich nicht um eine „Aufhebung“ der „Hypothek“, 
da dieſe an den andern Grundſtücken beſtehen bleibt. Vielmehr wird eine Geſamthypothek in 
Anbetracht ihrer Einheitlichkeit (8 1132 A 3) nur dann aufgehoben, wenn das hypothekariſche 
Recht gänzlich, alſo an allen Grundſtücken beſeitigt wird (ſtr.). Die Befreiung nur eines der Grund⸗ 
ſtücke von der Haftung kann lediglich durch einen Verzicht des Gläubigers (Verzichtserklärung 
und Eintragung der Erklärung) herbeigeführt werden. Dieſer Auffaſſung neigt jetzt auch das 
Kammergericht, das früher anderer Meinung war, grundſätzlich zu (JF 11, 243). Der Verzicht 
bewirkt gemäß $ 1175 Abſ 1 Satz 2 das Erlöſchen der Hypothek an dem einen Grundſtück, ohne daß 
es einer Zuſtimmung des Eigentümers nach § 1183 bedarf. Iſt die Löſchung nur für eines der 
Grundſtücke bewilligt und beantragt, ſo darf ſie nicht auch auf den übrigen mithaftenden Grund⸗ 
ſtücken erfolgen (8 875 A 3). Formellrechtlich iſt 8 27 GBO zu beachten (§ 1175 A 3). Dieſe Grund⸗ 
ſätze gelten entſprechend auch dann, wenn ein Trennſtück aus der Pfandhaft für eine Einzel⸗ 
hypothek entlaſ fen werden ſoll (§ 1175 A 3). Dagegen iſt weder materiellrechtlich noch nach for⸗ 
mellem Recht die eee des Eigentümers erforderlich, wenn eine Geſamthypothek gemäß 
1132 Abſ 2 vom Gläubiger auf die einzelnen Grundſtücke verteilt wird ($ 1132 A 8; Rid 70, 
91 26% 37 A 307). — Iſt der Eigentümer ſelbſt Gläubiger der Hypothek (Grundſchuld), 
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jo genügt feine Aufhebungserklärung gemäß $ 875 allein (RG 66, 288; 73, 174). Hat er das Grund⸗ 
ſtück veräußert, jo iſt auch noch die Zuſtimmung des neuen Eigentümers gemäß $ 1183 erforderlich 
(OLG 3, 224; 8, 315; RIA 8, 163). Auch auf die Herabſetzung des Zinsfußes ſind die 
$$ 875, 1183 anzuwenden ($ 1119 A 3; 8 1178 A 5). Die Wirkung der Aufhebung ift, daß die 
Hypothek erliſcht. Die nachſtehenden Berechtigten rücken vor. Dieſe Wirkung tritt in dem Zeit⸗ 
punkt ein, in dem die drei Erforderniſſe — Aufhebungserklärung des Gläubigers, Zuſtimmung des 
Eigentümers und Löſchung — insgeſamt vorliegen. Auf eine beſtimmte zeitliche Aufeinanderfolge 
kommt es nicht an. Aufhebungserklärung und Zuſtimmung können auch der Löſchung nachfolgen. 
Sit die Hypothek mit dem Recht eines Dritten belaftet ($ 876 A 1), fo bedarf es gemäß 
$ 876 auch deſſen Zuſtimmung ($ 876 A 3, 6—8). Unter Umſtänden iſt der Drittberechtigte auch 
befugt, ſtatt des Gläubigers die Aufhebungserklärung abzugeben, ſo z. B. ein Pfandgläubiger 
oder ein Pfändungsgläubiger ($ 1282; ZP 39 836, 837; KJ 23 A 147; 29 A 187; 31 A 316: 
OLG 8, 210). Auf die Hypothek für die im § 1178 bezeichneten Forderungen (Rück- 
ſtände von Zinſen uſw., Koſten) findet $ 1183 keine Anwendung ($ 1178 A 3, 5). Durch ein gegen 
den Eigentümer erlaſſenes Verbot, zum Nachteil eines Dritten über das Gru ndſtück zu verfügen, 
wird der Eigentümer nicht an der Zuſtimmung zur Aufhebung der Hypothek behindert. Denn die 
Aufhebung bringt dem Grundſtück nur einen rechtlichen Vorteil; der Eigentümer handelt alſo 
durch die Zuſtimmung nicht verbotswidrig (FG 4, 418). War aber dem Hypothekengläubiger 
rechtswirkſam verboten, über die Hypothek zu verfügen, ſo iſt die Aufhebung unwirkſam 
(JFG 4. 421). 

2. Die gegenüber dem Grundbuchamt oder dem Gläubiger zu erklärende Zuſtimmung 
des Eigentümers bedarf zur materiellrechtlichen Gültigkeit keiner beſtimmten Wortfaſſung (RG 
52, 416) und keiner Form ($ 875 A 7, 8). Formellrechtlich iſt allerdings zur Begründung des 
Löſchungsantrags, der nicht nur vom Eigentümer, ſondern auch vom Gläubiger (formlos: $ 30 
GBO) geſtellt werden kann (5 13 GBO), erforderlich, daß ſowohl die Aufhebungserklärung des 
Gläubigers ($ 19 GB) als auch die Zuſtimmung des Eigentümers (5 27 GBO) in der Form 
des 8 29 GBD erteilt iſt (RA 4, 168; KG 43, 148). Die Löſchungsbewilligung (Aufhebungs⸗ 
erklärung) iſt eine empfangsbedürftige Willenserklärung; ſie wird nach $ 130 erſt wirkſam, wenn 
fie einem Empfangsberechtigten zugeht (KGGJ 24 A 216; 37 A 223; 43, 149; OLG 5, 407). Als 
empfangsberechtigt iſt nicht nur das Grundbuchamt, ſondern auch derjenige anzuſehen, zu deſſen 
Gunſten die Erklärung abgegeben wird (KGJ 37 A 223; 43, 149). Dies iſt beſonders dann von Bea 
deutung, wenn ein Dritter in Vertretung des Gläubigers die Löſchungsbewilligung erklärt hat 
und es ſich fragt, ob zur Zeit des Zugehens an das Grundbuchamt oder an den Begünſtigten 
die Vertretungsmacht noch beſtand (KJ 43, 151). Einer Aufhebungserklärung (oder deren 
Erſatz durch Urteil gemäß $ 894 ZPO) ſteht für die Vornahme der Löſchung gleich eine Löſchungs⸗ 
bewilligung (8 1168 A 1; RIW 3, 36). Der die Zuſtimmung des Eigentümers formell⸗ 
rechtlich erfordernde $ 27 GB bezieht ſich übrigens nicht bloß auf die rechtsgeſchäftliche Auf⸗ 
hebung, ſondern auf jede Löſchung einer Hypothek, insbeſondere auch auf die Fälle, in denen die 
Hypothek kraft Geſetzes erloſchen iſt, alſo die Entſtehung einer Eigentümerhypothek nicht in Frage 
kommen kann und die Löſchung lediglich zur Berichtigung des Grundbuchs erfolgt (RG 72, 367; 
KJ 24 A 137 25 A 318; 26 A 254; ORG 26, 172: materiellrechtlich hat eine ſolche Zuſtimmung, 
J. B. für die Frage des Erforderniſſes einer vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung, keine 
Bedeutung). Formellrechtlich (nicht auch nach BGB: RA 3, 42) iſt ferner gemäß $ 39 G80 
(Ausnahme $ 40) erforderlich, daß der Etgentümer als ſolcher im Grundbuch eingetragen iſt (GJ 
26 A 254; 27 A 146; RIA 4, 267; OLG 5, 300). 

3. Die Bedeutung der Unwiderruflichkeit der Zuſtimmung iſt erörtert in § 875 A 9, 
9 876 A8. 


9 1184 


Eine Hypothek kann in der Weiſe beſtellt werden ), daß das Necht des 
Gläubigers aus der Hypothek ſich nur nach der Forderung beſtimmt 2) und 
der Gläubiger ſich zum Beweiſe der Forderung nicht auf die Eintragung be⸗ 
rufen kann) (Sicherungshypothel). 

Die Hypothek muß im Grundbuch als Sicherungshypothek bezeichnet 
werden ). 

E 1 1125, 1126 11 1092; M 3 764; P 3 678. 

1. Beſtellt wird die Sicherungshypothek, wie die Verkehrshypothek, gemäß $ 873 durch 
Einigung des Eigentümers mit dem Gläubiger und Eintragung. Jedoch müffen die Beteiligten 
ſich über das Weſen der Sicherungshypothek klar ſein und namentlich ihren Willen darauf richten, 


daß die Forderung nicht unter dem öffentlichen Glauben des Grundbuchs ftehen und für den 
Eigentümer alle Einwendungen aus dem perſönlichen Schuldverhältnis gegenüber der dinglichen 
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Klage jedes Erwerbers gegeben fein ſollen ($ 1185 Abſ 2). Daß dabei das Wort „Sicherungs⸗ 
hypothek“ gebraucht wird, iſt nicht unbedingt notwendig (KJ 34 A 325). Wird die Einigungs⸗ 
erklärung eines Teiles durch ein rechtskräftiges Urteil gemäß § 894 ZPO erſetzt, fo muß die Ver⸗ 
urteilung deutlich auf die Bewilligung der Eintragung einer Sicherungshypothek lauten. Sonſt 
kann von dem andern Teil nur die run einer Verkehrshypothek verlangt werden. Die zu 
ſichernde Forderung iſt bei der Beſtellung der Sicherungshypothek in gleicher Weiſe 
anzugeben wie bei der Beſtellung einer Verkehrshypothek (8 1113 A 5; K Gi 35 A 283), Die 
Fälle, in denen Sicherungshypotheken kraft Geſetzes entſtehen oder im Wege der Zwangs- 
vollſtreckung eingetragen werden, find zuſammengeſtellt in den Vorbem 3, 4,5 vor $ 1113 ſowie 
873 A 1. Auch auf dieſe Sicherungshypotheken finden grundſätzlich die Vorſchriften über die ver⸗ 
tragsmäßige Sicherungshypothek Anwendung (NG 78,407; 105, 77). Für die wichtigſten von ihnen, 
die Sicherungshypotheken für Forderungen gegen den Erſteher eines zwangsverſteigerten 
Grundſtücks und die Arreſt⸗ und Zwangshypotheken, find aber einige Sondervorſchriften 
gegeben. Daraus find hervorzuheben: 39G $ 130 Abſ 1 Satz 2 (Erſichtlichmachung im Grund⸗ 
buch, daß die Eintragung auf Grund eines Zwangsverſteigerungsverfahrens erfolgt ift); § 128 Abſz 
Satz 2 (die Hypothek kann im Falle der Vereinigung mit dem Eigentum nicht zum Nachteil be⸗ 
ſtehengebliebener Rechte uſw. geltend gemacht werden; dazu RIA 12, 276: die Forderung gegen 
den Erſteher, der das Bargebot nicht berichtigt hat, kann, wenn auch er mit einem Recht am 
Grundſtück beteiligt war, auf ihn ſelbſt übertragen, und es kann für ihn die Eintragung einer Siche⸗ 
rungshypothek vom Vollſtreckungsgericht veranlaßt werden, falls ſein Recht mit dem Recht eines 
Dritten belaſtet ift); 5128 Abſ 1,2, 9129 (Rangverhältniſſe unter mehreren Sicherungshypotheken). 
Eine Arreſt⸗ oder Zwangshypothek kann nicht als Geſamthypothek an mehreren Grundſtücken 
eingetragen werden. Auch gelten für fie hinſichtlich der Entſtehung einer Eigentümerhypothek 
Sondervorſchriften (88 1132 A 3, 1177 A 2). Wegen der auch für Arreſthypotheken geltenden 
(R 60, 279; RA 1, 20) Vorſchrift des 9 866 ZPO, daß eine Zwangshypothek nur für einen 
die amtsgerichtliche Zuſtändigkeitsgrenze in Vermögensſtreitigkeiten unter Berückſichtigung 
der 88 4, 6 ZPO überſteigenden Betrag (jetzt 1000 RM) eingetragen werden darf, find zahlreiche 
Streitfragen entſtanden, auf die hier nicht einzugehen iſt. Die Arreſthypothek iſt eine Höchſtbe⸗ 
trags⸗Sicherungshypothek ($ 1190) in Höhe des nach § 923 ZPO feſtgeſtellten Betrags (5 932 
Abſ 1 ZPO). — Die für eine Bauarbeitenforderung beſtellte Verkehrshypothek ift nicht etwa 
deshalb eine Sicherungshypothek, weil der Bau noch nicht fertiggeſtellt iſt (RG Gruch 50, 990). 
Eine Hypothek kann in der Weiſe beſtellt werden, daß ſie nach außen als Verkehrs hypothek, 
dagegen im Innenverhältnis zwiſchen den Beteiligten als Sicherungshypothek, insbe⸗ 
nu Höchſtbetragshypothek, gelten ſoll (RG 60, 247; Gruch 51, 378; Warn 1917 Nr 19; $ 1190 
4 a. E.). 


2. Das weſentliche Merkmal der Sicherungshypothek beſteht darin, daß das Recht des Gläu⸗ 
bigers aus der Hypothek ſich nur nach der Forderung beſtimmt. Das hat in Verbindung mit 
dem die Anwendung der $$ 1138, 1156 ausſchließenden $ 1185 Abſ 2 die Bedeutung, daß der 
öffentliche Glaube des Grundbuchs bei der Sicherungshypothek nicht, wie bei der Verkehrshypothek, 
auch für die Forderung gilt. Die Sicherungshypothek iſt alſo für den Gläubiger abhängig vom 
wirklichen Beſtehen feiner Forderung (R& 90, 150; Warn 1919 Nr 115). Nicht nur der Schuldner 
kann gegenüber dem perſönlichen Anſpruch der Schuldklage, ſondern auch der Eigentümer kann 
ſtets gegenüber dem dinglichen Anſpruch der Klage aus der Hypothek ($ 1138 A 1) alle gegen die 
perſönliche Forderung begründeten Einwendungen ($ 1137 A 1-3) geltend machen. Dieſe 
Einwendungen ſtehen alſo dem dinglich verklagten Eigentümer auch dann zu, wenn der klagende 
Hypothekengläubiger nicht der urſprüngliche Gläubiger, ſondern ein gutgläubiger Erwerber der 
Sicherungshypothek iſt. Das gilt in den Grenzen der 38 406—408 auch für ſolche 

inwendungen, die ſich auf Tatſachen gründen, die erſt nach der Übertragung der 
Hypothek an den Erwerber eingetreten find ($ 1185 A 2, 5). — Dagegen gilt der öffentliche 
Glaube des Grundbuchs (8 892) für den Beſtand des dinglichen Rechts auch bei der Sicherungs⸗ 
hypothek. Daher kann dem gutgläubigen rechtsgeſchäftlichen Erwerber der Hypothek von dem 
mit der dinglichen Klage belangten Eigentümer z. B. nicht entgegengeſetzt werden, daß die Hypo⸗ 
thek wegen fehlender oder nichtiger Einigung über die Hypothekbeſtellung nicht beſtehe oder daß 
der als Gläubiger eingetragene Rechtsurheber nicht der wahre Gläubiger ſei, ſofern nicht die 
ſolche Einwendungen begründenden Tatfachen ſich aus dem Grundbuch ergeben. Auch gegen 
Einreden, die dem Eigentümer auf Grund eines zwiſchen ihm und dem bisherigen Gläubiger 
beſtehenden Rechtsverhältniſſes gegen die Hypothek zuftehen, iſt der gutgläubige Erwerber nach 
Maßgabe des § 1157 wie bei der Verkehrshypothek geſchützt, da dieſe Einreden ſich nicht gegen 
die Forderung richten (RG 74, 215). — Nicht zu billigen iſt die in JG 14, 363 vertretene Anſicht, 
das Grundbuchamt dürfe, wenn es bei einer Sicherungshypothek zu Unrecht eine Forderungsaus⸗ 
wechſelung ($ 1180) eingetragen habe, keinen Amtswiderſpruch nach 9 53 Abſ 1 Satz 180 in das 
Grundbuch bringen, ſondern müſſe es den Beteiligten überlaſſen, die Berichtigung des Grundbuchs 
zu betreiben. Mag auch die unrichtige Eintragung der we n pen und nicht unter dem 
Schutz des öffentlichen Glaubens des Grundbuchs ſtehen, ſo kann es dem Grundbuchamt, das ſein 
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Verſehen und die Unrichtigkeit des Grundbuchs erkannt hat, doch nicht verwehrt werden, auf dem 
Wege des 53 GBO das Seine zur Behebung des Mangels zu tun. Die Vorausſetzungen des 
§ 53 Abſ 1 Satz 1 find hier gegeben; aus dem Geſetzeszweck läßt ſich eine jo weitgehende Beſchrän⸗ 
kung des Anwendungsgebiets der Vorſchrift nicht rechtfertigen. 


3. Wie bei der Sicherungshypothek die Forderung nicht unter dem öffentlichen Glauben 
des Grundbuchs ($ 892) ſteht (A 2), fo kann bei ihr der Gläubiger ſich zum Beweiſe der Forderung 
auch nicht (wie bei der Verkehrshypothek gemäß den §§ 891, 1138) auf die Eintragung berufen 
(51185 A 2). Er muß vielmehr ebenſo wie bei der Schuldklage gegen den perſönlichen Schuldner auf 
Beſtreiten des mit der dinglichen Klage belangten Eigenkümers die Entſtehung der Forderung. 
nachweiſen. Denn im Falle des Nichtentſtehens wäre er nicht Gläubiger der Hypothek; dieſe 
würde vielmehr nach $ 1163 Abſ 1 Satz 1 dem Eigentümer ſelbſt zuſtehen (RG Gruch 52, 1070; 
Warn 1914 Nr 291; 1919 Nr 115; JWö 1911, 277%). Wenn aber ein rechtskräftiges Urteil beigebracht 
wird und feſtſteht, daß die durch das Urteil feſtgeſtellte Forderung in die Hypothekſicherung fällt, 
bedarf es keines weiteren Beweiſes. Dagegen genügt nicht ohne weiteres eine vollſtreckbare 
Urkunde, auch nicht, wenn ſie die Grundlage für die Eintragung der Sicherungshypothek gemäß 
$ 866 ZPO (Zwangshypothek) gebildet hat. Iſt z. B. die Hypothek für eine Bürgſchaftsſchuld 
beſtellt, jo beweiſt die Urkunde noch nicht die Fälligkeit oder gar das Beſtehen der Forderung (RG 
IW 1911, 277%). Streiten der Gläubiger der Sicherungshypothek und ein nachſtehender 
Hypothekengläubiger, zu deſſen Gunſten eine Löſchungs vormerkung ($ 1179) bei der 
Sicherungshypothek eingetragen iſt, um die Zuweiſung des im Zwangsverſteigerungsverfahren 
auf die Sicherungshypothek entfallenen Verſteigerungserlöſes, jo muß der Gläubiger dieſer Hypo⸗ 
thek das Beſtehen der geſicherten Forderung beweiſen, gleichviel ob er oder der Vormerkungsbe⸗ 
rechtigte die klagende Partei iſt. Denn kraft der Vormerkung, die im Falle des Nichtbeſtehens der 
Forderung ſowohl den Gläubiger wie den Eigentümer verpflichtet, den auf die Eigentümergrund⸗ 
ſchuld (8 1185 A 4) entfallenen Erlösteil nicht in Anſpruch zu nehmen (§ 1179 A 7), ſteht der Vor⸗ 
merkungsberechtigte im Verhältnis zum Gläubiger hinſichtlich der Erforderniſſe für die Geltend⸗ 
machung der Sicherungshypothek dem Eigentümer gleich (RG Gruch 52, 1072). Erhebt der Grund⸗ 
ſtücks eigentümer mit der Behauptung, die durch die Hypothek geſicherte Forderung ſei nicht zur 
Entſtehung gelangt, gegen den eingetragenen Gläubiger die Grundbuchberichtigungsklage aus 8894 
auf Bewilligung der Umſchreibung der Hypothek in eine Eigentümergrundſchuld ($$ 1163 Abſ 1 
Satz 1,1177 Abſ 1) oder auch auf Bewilligung der Löſchung (RG 86, 305; 91, 226; Gruch 58, 670), 
ſo hat der beklagte Buchgläubiger, der ſich zum Beweiſe der Forderung nicht auf die Ein⸗ 
tragung berufen kann, ebenſo wie bei der negativen Feſtſtellungsklage wegen einer Forde⸗ 
rung die Beweislaſt dafür, daß die Forderung zur Entſtehung gelangt iſt, ſofern ſich nicht ſchon 
aus den Eintragungsurkunden ein Beweis dafür ergibt (RG Warn 1919 Nr 115). Dies gilt nament- 
lich dann, wenn die Hypothek für eine künftige Forderung (§ 1113 Abſ 2) beſtellt iſt (NG Warn 
1914 Nr 76, 291; 8 894 A 5). Für das dingliche Recht dagegen ſtreitet auch bei der Sicherungs⸗ 
hypothek die Vermutung aus $ 891. Der Gläubiger braucht daher z. B. nicht zu beweiſen, daß 
die Hypothek rechtsgültig begründet iſt. Wenn er als Gläubiger eingetragen iſt, braucht er auch 
nicht darzutun, daß er die Hypothek rechtswirkſam erworben hat. 


4. Abſ 2 beſtimmt zur Verhütung von Täuſchungen über den Inhalt des Rechts (M 3, 765) 
zwingend, daß die Hypothek im Grundbuch als Sicherungshypothek bezeichnet werden muß. 
Dieſem geſetzlichen Erfordernis genügt auch eine Beſchreibung, aus der ſich unzweifelhaft ergibt, 
daß es fi) um eine Sicherungshypothek handelt (NG Gruch 52, 1069; KGJ 34 A 325). War 
die Einigung auf Beſtellung einer Sicherungshypothek gerichtet (A J), iſt aber die Bezeichnung 
als Sicherungshypothek in das Grundbuch (aus Verſehen) nicht aufgenommen worden, fo iſt 
die Hypothek nichtig. Mithin kann die Zuſtimmung zur Berichtigung des Grundbuchs ($ 894) ver⸗ 
langt werden. Für einen gutgläubigen rechtsgeſchäftlichen Erwerber gilt allerdings ſolch eine 
Hypothek als Verkehrshypothek. Den umgekehrten Fall, daß die Eintragung einer Verkehrs⸗ 
hypothek bewilligt, aber verſehentlich eine Sicherungshypothek eingetragen worden iſt, behandelt 
§ 873 A 10. — Die Inhaber- und Order -Sicherungshypotheken der 88 1187 ff., die 
Höchſtbetrags-Sicherungshypothek des § 1190 und die im Grundbuch als Bauhypothek 
bezeichnete Hypothek des $ 27 RGeſ. betr. die Sicherung der Bauforderungen v. 1. 6. 1909 gelten 
auch dann als Sicherungshypotheken, wenn ſie nicht als ſolche im Grundhuch bezeichnet ſind. 
Bei der Eintragung einer Zwangsſicherungshypothek (§ 867 Abſ 1 ZPO) iſt zwar nicht zur 
rechtswirkſamen Entſtehung der Hypothek, aber zur ordnungsmäßigen Erledigung des Ein⸗ 
tragungsantrags die Angabe erforderlich, daß die Hypothek im Zwangsvollſtreckungswege einge⸗ 
tragen iſt, ſoweit dies nicht durch die Bezeichnung des vollſtreckbaren Titels ſchon erſichtlich gemacht 
wird (KJ 49, 228). Dieſe grundbuchmäßige Klarſtellung iſt deshalb nötig, weil bei der Zwangs⸗ 
hypothek einige Beſonderhelten gegenüber der Vertragsſicherungshypothek gelten, z. B. nach 
$ 868 ZPO für ihren Erwerb durch den Eigentümer, nach $ 867 Abſ 1 Satz 3 Pd für die Haftung 
des Grundſtücks in Anſehung der Eintragungskoſten (RG 78, 406; $ 1118 A 3). 
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$ 1185 


Bei der Sicherungshypothek ift die Erteilung des Hypothekenbriefs aus- 
geſchloſſen ). 

Die Vorſchriften der SS 11382), 1139 2), 1141, 1156 5) finden keine An- 
wendung ®). 

€ I 1127, 1128 II 1093; M 3 765; P 3 682. 


1. Während die Verkehrshypothek nach 8 1116 Abſ 1 Briefhypothek ift, wenn fie nicht gemäß 
$ 1116 Abſ 2 ausdrücklich als Buchhypothek beſtellt wird (8 1116 A 2— 4, ift bei der Sicherungs- 
hypothek die Erteilung des Hypothekenbriefs ausgeſchloſſen. Eines entſprechenden Vermerks 
im Grundbuch, wie bei der Verkehrshypothek ($ 1116 Abſ 2), bedarf es hier nicht, da aus der nach 
$ 1184 Abſ 2 notwendigen Bezeichnung der Hypothek als Sicherungshypothek (bei Inhaber⸗ 
oder Orderhypotheken des $ 1187 aus der Art der Forderung, bei der Höchſtbetragshypothek 
des $ 1190 aus der Höchſtbetragseintragung) fich von ſelbſt ergibt, daß die Hypothek eine Buch⸗ 
hypothek iſt. Daher müſſen auch gutgläubige Dritte die Hypothek als Buchhypothek ohne weiteres 
gelten laſſen. Demnach finden die auf die Briefhypothek bezüglichen Vorſchriften auf die Siche⸗ 
rungshypothek keine Anwendung. Insbeſondere find nicht anwendbar die $$ 1117 (Hypothek. 
erwerb durch Briefübergabe), 1140, 1155, 1157 Satz 2 (Brief gleichſtehend dem Grundbuch), 
1144, 1145, 1150, 1167, 1168 Abſ 3 (Aushändigung oder Vorlegung des Briefs zur Grundbuch⸗ 
berichtigung), 1152 (Teilbrief), 1154 Abſ 1, 2 (Abtretung der Briefhypothek), 1160, 1161 (Vor⸗ 
legung des Briefs bei der Geltendmachung der Hypothek), 1163 Abi 2 (Eigentümergrundſchuld 
975 aur 1 8 4 des Briefs), 1162, 1170 Abſ 2 Satz 2, 1171 Abſ 2 Satz 2 (Kraftloserklärung 

es Briefs). 

2. Da die Vorſchrift des § 1138, wonach die 88 891—899 für die Hypothek auch in Anſehung 
der Forderung und der dem Eigentümer nach $ 1137 zuſtehenden Einreden gelten, auf die Siche⸗ 
rungshypothek keine Anwendung findet, jo kann zunächſt nicht nur bei der Schuldklage gegen 
den perſönlichen Schuldner, ſondern auch bei der dinglichen Hypothekenklage gegen den 
Eigentümer der Gläubiger ſich für das Beſtehen der Forderung nicht auf die Vermutung 
des $ 891 berufen ($ 1184 A 2, 3). Er muß vielmehr die Entſtehung der Forderung, falls der 
Gegner fie beſtreitet, zur Begründung der Klage beweiſen (RG 123, 170). Auch ſteht ihm ſelbſt 
dann, wenn er die Hypothek gutgläubig durch Rechtsgeſchäft erworben hat, der Schutz des 
öffentlichen Glaubens des Grundbuchs gemäß $ 892 nur hinſichtlich der Einwendungen 
und Einreden gegen das dingliche Hypothekenrecht, aber nicht hinſichtlich der Einwen— 
dungen und Einreden, die dem Eigentümer ſonſt auch gegen die Forderung gegeben ſind 
(1137 A 1ff.; $ 1156 A 3 a. E.), zur Seite (auch wenn die Einwendungen ſich nicht auf Neben- 
leiſtungen uf. beziehen, für die ſchon die $$ 1158, 1159 Ausnahmebeſtimmungen geben: Rd 106, 
82). Daraus ergibt ſich weiter von ſelbſt, daß inſoweit auch die 65 894-899 vom Geſetz für unan⸗ 
wendbar zu erklären waren (OLG 26, 11). Hinſichtlich des dinglichen Rechts dagegen gelten dieſe 
Vorſchriften auch für die Sicherungshypothek (z. B. Anſpruch auf Berichtigung des Grundbuchs, 
Eintragung eines Widerſpruchs wegen Nichtigkeit der Hypothekeintragung). Daß auch $ 1157 auf 
die Sicherungshypothek Anwendung findet, iſt bereits in $ 1184 A 2 bemerkt. Was ſodann die Unan⸗ 
wendbarkeit des 9 893 in Anſehung der Forderung anlangt, ſo wird man in Anbetracht des engen 
Zuſammenhangs der Sicherungshypothek mit der Forderung annehmen müſſen, daß Leiſtungen an 
den (nicht wahren) Buchgläubiger den Eigentümer (trotz guten Glaubens) nicht befreien (ftr.). Bei 
Rechtsgeſchäften des Gläubigers mit dem Bucheigentümer oder des Eigentümers mit dem Buch⸗ 
gläubiger (z. B. Anderung der Zahlungsbedingungen) ift hinſichtlich der Wirkſamkeit zu unter- 
ſcheiden, ob fie die Forderung (4. B. Kündigung: A 4) oder das dingliche Recht betreffen. 

3. Die Vorſchrift des § 1139, welche die Eintragung eines Widerſpruchs wegen unterbliebener 
Auszahlung des gegen Hypothek zugeſagten Darlehns zuläßt, iſt deshalb für unanwendbar 
erklärt, weil der Eigentümer gegen die Gefahr eines gutgläubigen Erwerbs der mit einer For⸗ 
derung noch nicht verſehenen Hypothek ſchon dadurch geſchützt ift, daß bei der Sicherungshypothek 
ber öffentliche Glaube des Grundbuchs ſich nicht auch auf die Forderung erſtreckt (A 5 

4. Infolge der Unanwend barkeit des 8 1141 und angeſichts des Grundſatzes, daß die Siche⸗ 
rungshypothek überhaupt von der Forderung, alſo auch ihre Fälligkeit von der Fälligkeit der 
Horderung abhängt, iſt die Kündigung hier nicht wie bei der Verkehrshypothek wirkſam, wenn 
fie zwiſchen dem Gläubiger und dem Eigentümer, der nicht perſönlicher Schuldner iſt, erklärt iſt, 
ſondern nur dann, wenn ſie vom Gläubiger gegenüber dem perſönlichen Schuldner oder von 
dieſem gegenüber jenem erklärt wird. Der (vom perſönlichen Schuldner verſchiedene) Eigen⸗ 
tümer muß dieſe Kündigung gegen ſich gelten laſſen. Die Vorſchrift des $ 898 ift bei der Sicherungs⸗ 
Hypothek auf die Kündigung (gegenüber dem Buchgläubiger oder dem Bucheigentümer) nicht an⸗ 
wendbar (A 2). Wurde eine Sicherungshypothek nach dem Aufiv® auf den Normalſatz von 25% 
(3 4), die Forderung aber in einem Ausnahmefall des $ 10 nach allgemeinen Vorſchriften über den 

kormalſatz hinaus aufgewertet, fo ift die Unanwendbarkeit des $ 1141 auch dann von Bedeutung, 
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wenn der Eigentümer zugleich der perſönliche Schuldner iſt. In einem ſolchen Falle kann das 
Kündigungsrecht vom Eigentümer nur in ſeiner Eigenſchaft als perſönlicher Schuldner und, da der 
Gläubiger eine Teilzahlung nicht anzunehmen braucht ($ 266 BGB), nur wegen des vollen Auf⸗ 
wertungsbetrags der Forderung ausgeübt werden, ſo daß erſt durch eine derartige Kündigung die 
Fälligkeit der Forderung zu ihrem Aufwertungsbetrage ſowie die Fälligkeit der für einen Teil 
dieſes Betrags fortbeſtehenden Sicherungshypothek herbeigeführt wird (RG 111, 401). 

5. Aus der Unanwend barkeit des § 1156 folgt, daß der Eigentümer, anders als bei der Ver⸗ 
kehrshypothek, gegenüber der dinglichen Klage eines (fei es auch gutgläubigen) rechtsgeſchäftlichen 
Erwerbers der Sicherungshypothek ebenſo wie der perſönliche Schuldner gegenüber der Schuld⸗ 
klage des neuen Gläubigers (Zeſſionars) Einwendungen nach Maßgabe der 89 406-408 (Auf⸗ 
rechnung gegen den bisherigen Gläubiger; Leiſtung an dieſen; nochmalige Abtretung: $ 1156 
A 3) geltend machen kann, obwohl die Tatſachen, auf die ſich dieſe Einwendungen gründen, erft 
nach der Übertragung eingetreten ſind. 

6. Abgeſehen von den nach den $$ 1184 A 2, 3, 1185 A 2—5 unanwendbaren Vorſchriften und 
von den nach $ 1184 A 1, 4 für die Beſtellung geltenden Beſonderheiten finden alle übrigen 
auf die Buchhypothek (A 1) bezüglichen Vorſchriften auch auf die Sicherungshypothek Anz 
wendung (RG 49, 165; KO 28 A 270). Insbeſondere erfolgt die Abtretung der Sicherungs- 
hypothek (und die Belaſtung mit einem Nießbrauch oder Pfandrecht) gemäß den $$ 1154 Abſ 3, 873 
(und 1069, 1274, 1291) durch Einigung und Eintragung ($ 1154 A7; OLG 12, 133; 18, 204). Son⸗ 
derbeſtimmungen gelten aber für die Inhaber- und Orderhypotheken ($ 1187 Satz 3) und für die 
Höchſtbetragshypothek (5 1190 Abſ 4). Ferner darf auch bei der Sicherungshypothek nach $ 1153 
Abſ 2 die Forderung nicht ohne die Hypothek, die Hypothek nicht ohne die Forderung 
übertragen werden (KJ 28 A 270; DLG 18, 204). Eine Ausnahme gilt allerdings auch in 
dieſer Hinſicht gemäß $ 1190 Abſ 4 für die Höchſtbetragshypothek. Weiter iſt die Sicherungs⸗ 
hypothek, auch die Höchſtbetragshypothek, in gleicher Weiſe wie die Verkehrshypothek der Eigen⸗ 
tümergrundſchuld ($ 1177 Abſ 1) und der Hypothek des Eigentümers ($ 1177 Abſ 2) zugänglich 
(RG 49, 165; 55, 217; 61, 39; Gruch 52, 1070). Die Sicherungshypothek wandelt ſich alfo, wenn 
ie ji) mit dem Eigentum in einer Perſon vereinigt, ohne daß dem Eigentümer auch die Forderung 
zusteht, kraft Geſetzes in eine Buchgrundſchuld des Eigentümers um (RIA 8, 282; KJ 28 A 135). 
Der als Gläubiger Eingetragene iſt dann nicht (mehr) berechtigt, über die Hypothek zu verfügen, 
insbeſondere nicht, ſie an einen andern abzutreten. Daher iſt z. B. die Eintragung der Abtretung 
einer Sicherungshypothek vom Grundbuchamt abzulehnen, wenn die hypothekariſch geſicherte 
Forderung nach den Erklärungen in der Abtretungsurkunde zum Teil getilgt iſt, die Hypothek 
aber trotzdem zum ganzen Betrage an einen andern abgetreten wird (a. M. OLG 18, 204 mit 
der Begründung, daß durch die Umſchreibung auf den Zeſſionar der Beſtand der Eigentümer⸗ 
grundſchuld nicht berührt werde). 


$ 1186 
Eine Sicherungshypothek kann in eine gewöhnliche Hypothek, eine ge⸗ 
wöhnliche Hypothek kann in eine Sicherungshypothek umgewandelt werden 1). 
Die Zuſtimmung der im Nange gleich- oder nachſtehenden Berechtigten iſt 
nicht erforderlich 2). 
E 1 1134 II 1085; M 3 776; P 3 692. 


1. Die Umwandlung einer Sicherungshypother in eine gewöhnliche Hypothek ſtellt ſich 
ebenſo wie die Umwandlung einer gewöhnlichen Hypothek in eine Sicherungshypothek als 
Anderung des Inhalts der Hypothek dar. Mithin erfordern beide Umwandlungen gemäß den 
99 877, 873 eine Einigung zwiſchen Glaubiger und Eigentümer, für deren Form, Bindung uſw. 
nichts Beſonderes gilt (5 873 A 7—9, 13—17), und die Eintragung (RG 49, 165; KG J 21 A 158; 
46, 233; RIA 11, 241; OLG 41, 181). Erſt wenn die Umwandlung eingetragen iſt, kann der 
Gläubiger über die Hypothek in der umgeftalteten Form verfügen (KJ 21A 158). Vor der Ein⸗ 
tragung der Umwandlung einer Sicherungshypothek in eine Briefhypothek kann alſo die (erſtrebte) 
Briefhypothek auch nicht gemäß den $$ 1154, 1117 abgetreten werden (MG 11. 4. 1931 V 248/30). 
— Die Sicherungshypothek (gleichviel ob gewöhnliche oder Höchſtbetragshypothek: L 1190 
A 1) kann in eine Buch- oder in eine Briefverkehrshypothek umgewandelt werden. 
Ein Brief iſt nur dann zu erteilen, wenn dies ausdrücklich vereinbart worden iſt. Andernfalls 
muß angenommen werden, daß die Hypothek, wie ſie bisher Buchhypothek war, auch ferner 
Buchhypothek bleiben ſoll (RA 8, 282; OLG 29, 372; § 1116 A 2). Bei der Umwandlung in 
eine Buchverkehrshypothek bedarf es nicht der Eintragung eines Vermerks gemäß $ 1116 Abſ 2 
Satz 3, daß die Erteilung des Briefs ausgeſchloſſen fei. Vielmehr gilt die umgewandelte Hypothek 
als Buchhypothek, wenn nicht gemäß $ 1116 Abſ 3 im Grundbuch vermerkt iſt, daß die Ausſchließung 
der Erteilung des Briefs aufgehoben ſei (5 1116 A 2). Soll ein Brief erteilt werden, ſo iſt er gemäß 
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39 56ff. GBD herzuſtellen und nach $ 60 Abſ 1 G0 dem Gläubiger auszuhändigen. Im Falle 
der Umwandlung einer Briefhypothek in eine Sicherungshypothek (gewöhnliche oder 
Höchſtbetragshypothek) wird das hypothekariſche Recht gemäß $ 1185 Abſ 1 zum Buchrecht, auch 
wenn über die Ausſchließung der Brieferteilung eine beſondere Einigung und Eintragung gemäß 
$ 1116 Abſ 2 nicht erfolgt. Der Brief iſt gemäß $ 69 G0 unbrauchbar zu machen; eine mit ihm 
verbundene Schuldurkunde iſt abzutrennen. — Die Wirkung der Umwandlung beſteht bei der 
Umwandlung einer Sicherungshypothek in eine Verkehrshypothek hauptſächlich darin, daß 
vom Zeitpunkt des Zuſammentreffens der Einigung und der Eintragung ab der öffentliche 
Glaube des Grundbuchs ſich gemäß $ 1138 auch auf die Forderung erſtreckt. Einwendungen, die 
bisher gegen die Forderung und ſomit auch gegenüber dem dinglichen Anſpruch geltend gemacht 
werden konnten ($5 1184 A 2, 1185 A 2, 5), bleiben aber beftehen, ſofern nicht ein Verzicht des 
Eigentümers auf ſie nach der Sachlage anzunehmen iſt. Im Falle der Umwandlung einer Brief⸗ 
oder Buchverkehrshypothek in eine Sicherungshypothek unterſteht die Hypothek von nun an den 
Vorſchriften der $$ 1184, 1185. — Bei der Umwandlung kann zugleich auch eine Zinserhöhung 
erfolgen. Näheres hierüber, namentlich für den Fall der Umwandlung einer Höchſtbetragshypothek 
in eine Verkehrshypothek, bringt $ 1119 A 1—4. Ferner kann bei der Umwandlung zugleich an die 
Stelle der bisherigen (bei der Höchſtbetragshypothek nunmehr feſtgeſtellten) Forderung gemäß 
5,1180 eine andere Forderung geſetzt werden (RIA 11, 241; OLG 41, 181; ZW 1935, 357048; 
für den Fall der Umwandlung einer Höchſtbetragshypothek in eine Verkehrshypothek $ 1190 A 1). 
Zuläſſig iſt auch die Umwandlung einer Höchſtbetragshypothek in eine gewöhnliche Siche- 
rungshypothek. Denn jene hat gegenüber dieſer nach $ 1190 weſentliche Beſonderheiten; es 
handelt ſich alſo um eine Anderung des Inhalts. Dieſe Umwandlung vollzieht ſich durch eine ins 
Grundbuch einzutragende Einigung zwiſchen Eigentümer und Gläubiger gemäß den $$ 877, 873 
mit Feſtſetzung der Forderung dem Betrage nach (oder auch gleichzeitige Einſetzung einer neuen 
beſtimmten Forderung nach 8 1180: RSA 3, 154). So kann auch eine Arreſthypothek 
(auf Grund eines Arreſtbefehls gemäß § 932 ZPO eingetragene Höchſtbetragshypothek) 
nach Erlangung eines vollſtreckbaren Schuldtitels für die geſicherte Forderung im Wege 
der Umwandlungsvereinbarung nach den 88 877, 1186 in eine Zwangshypothek (auf 
Grund eines vollſtreckbaren Schuldtitels gemäß $ 866 ZPO eingetragene Sicherungs- 
hypothek) umgewandelt werden. Die Einigung zwiſchen Eigentümer und Gläubiger wird 
hier durch den Schuldtitel und den Antrag des Gläubigers auf Umſchreibung erſetzt (RIA 11, 54; 
OLG 44, 177). Die Umwandlung einer Sicherungs- oder einer Verkehrshypothek in eine 
Grundſchuld und umgekehrt iſt zugelaſſen durch $ 1198. — Eine vertragliche Verpflichtung 
zur Umwandlung wirkt nur ſchuldrechtlich und iſt nicht eintragungsfähig (Och 6, 123). Ein 
Erſatz der Bewilligung zur Eintragung der Umwandlung kann durch rechtskräftiges Urteil 
gemäß $ 894 ZPO geſchaffen werden (RG 49, 165). 


2. Die Zuſtimmung der im Range gleich⸗ oder nachſtehenden Berechtigten iſt nicht er⸗ 
forderlich, weil die Umwandlung keine höhere Belaſtung des Grundſtücks herbeiführt. Nach 
G Warn 1909 Nr 360 iſt aber die Umwandlung einer für eine bedingte Forderung beſtellten 
Sicherungshypothek in eine gewöhnliche Hypothek oder Grundſchuld nur mit Zuſtimmung ſolcher 
Yypothekengläubiger zuläffig, die lediglich mit Rückſicht auf die Bedingtheit der Forderung den 

orrang vor ihren Hypotheken eingeräumt haben. Soll zugleich mit der Umwandlung eine 
höhere Belaſtung (3. B. durch Erhöhung der Zinſen über 5%: $ 1119 Abſ 1) erfolgen, fo iſt 
die Zuſtimmung der gleich- und nachſtehenden Berechtigten erforderlich. Iſt ferner für einen 
nachſtehenden Hypothekengläubiger eine Löſchungsvormerkung gemäß $ 1179 bei der Hypo⸗ 
thek eingetragen, jo bedarf es feiner Zuſtimmung, widrigenfalls die Umwandlung ihm gegenüber 
unwirkſam iſt; denn die Umwandlung ſtellt ſich als eine Verfügung des Eigentümers über die 
Hypothek dar (81179 A 7). Iſt die Hypothek mit dem Recht eines Dritten belaſtet, ſo 
muß der Dritte gemäß den $$ 877, 876 feine Zuſtimmung erteilen. Dagegen bedarf es nicht der Zu⸗ 
ſummung des perſönlichen Schuldners, der nicht zugleich Eigentümer iſt. Denn die Um⸗ 
wandlung berührt das perſönliche Schuldverhältnis nicht. Das gilt auch dann, wenn eine Siche⸗ 
gungshypothek (z. B. eine Höchſtbetragshypothek unter Feſtſtellung der Forderung zwiſchen 
läubiger und Eigentümer) in eine Verkehrshypothek umgewandelt und ſomit die Forderung 
unter den öffentlichen Glauben des Grundbuchs geſtellt wird. Denn auch dieſe Rechtsänderung 
at nur Wirkung in Anſehung des dinglichen Anſpruchs des Gläubigers gegen den Eigentümer 
G0 9 ei in Ansehung der perſönlichen Forderung des Gläubigers gegen den Schuldner 
‚ 155). ’ 


$ 1187 4 

Für die Forderung aus einer Schuldverſchreibung auf den Inhabe 
einem Wechſel oder aus einem anderen Papiere, das durch Indoſſament 
tragen werden kann, kann nur eine Sicherungshypothek beſtellt 
BGB, Kommentar von Reichsgerichtsräten. 9. Aufl. III. Bd. (Beſſau. 45 
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Die Hypothek gilt als Sicherungshypothek, auch wenn fie im Grund buche 
nicht als ſolche bezeichnet iſt ?). Die Vorſchrift des § 1154 Abſ 3 findet keine 
Anwendung ). 

E II 1097; P 3 667, 676, 678: 6 259. 

1. Um die dauernde inhaltliche Übereinſtimmung des perſönlichen und des dinglichen An⸗ 
ſpruchs zu erzielen, kann für die Forderung aus einer Schuldverſchreibung auf den Inhaber 
(88 793 ff.; Scheckch Art 5, nicht aus Urkunden des $ 808), aus einem Wechſel (Wechſch Art 1ff.) 
oder aus einem andern Orderpapier ($ 363 HGB, z. B. aus kaufmänniſchen Anweiſungen oder 
kaufmänniſchen Verpflichtungsſcheinen; ferner Scheckch Art 14ff.) keine Verkehrshypothek, ſondern 
nur eine Sicherungshypothek (58 1184, 1185) beſtellt werden. Zur Beſtellung ift nach der Regel 
des $ 873 die Einigung zwiſchen dem Eigentümer und dem Gläubiger ſowie die Eintragung 
erforderlich. Jedoch ſieht ausnahmsweiſe $ 1188 bei der Beſtellung einer Hypothek für die For⸗ 
derung aus einer Schuldverſchreibung auf den Inhaber von dem Erfordernis der zweiſeitigen 
Einigung ab und läßt die einſeitige Erklärung des Eigentümers genügen. Bei der Eintragung der 
Sicherungshypotheken des $ 1187 wird dem Erfordernis des $ 1115 bezüglich der Angabe des 
Glaubigers genügt, wenn beim Inhaberpapier der jeweilige Inhaber der Schuldverſchreibung, beim 
Orderpapier der erſte Nehmer oder der durch Indoſſament ſich ausweiſende Inhaber als Gläubiger 
eingetragen wird (jtr.; RA 2, 149; KJ 35 B 31). Die Eintragung einer Hypothek für Teil- 
ſchuldverſchreibungen auf den Inhaber oder für die ihnen gleichzuſtellenden indoſſablen Teilſchuld⸗ 
verſchreibungen regeln im übrigen die 99 43, 50 GBO (dazu RG 67, 246; 113, 223; JW 1908, 223%; 
1926, 9935; 386 3, 429ff.: Eintragung für den Teilbetrag einer Geſamtanleihe zugunſten der an⸗ 
leihegebenden Bank oder ihrer Rechtsnachfolger, nämlich der durch Indoſſament ausgewieſenen Be⸗ 
ſitzer der Schuldverſchreibungen; RA 2, 147; KJ 35 B 29; OLG 19, 287). Hervorzuheben 
iſt: Die Hypothek kann nach § 50 Abſ 1 GBO für mehrere Teilſchuldverſchreibungen in einem 
Eintragungsvermerk eingetragen werden unter Angabe der Anzahl, des Betrags und der Be⸗ 
zeichnung der Teile. Dies gilt nicht nur für Inhaber⸗Teilſchuldverſchreibungen, ſondern auch 
für indoſſable Teilſchuldverſchreibungen (RIA 2, 147; KG 35 B 29). Trotz ſolcher Eintragung 
beſteht aber nicht lediglich ein einziges Hypothekenrecht für einen Gläubiger, ſondern eine Mehr⸗ 
zahl von Hypotheken, die je für ſich ſelbſtändig beſtehen (ftr.; OL® 19, 288; KJ 38 B 70; 50, 
199; 81176 A 1). — Vorausſetzung für die Beſtellung ift nach $ 1113, daß die Forderungen auf 
Zahlung einer beſtimmten Geldſumme gerichtet find ($ 1113 A 5). Daher kann z. B. für Forde⸗ 
rungen aus kaufmänniſchen Anweiſungen oder Verpflichtungsſcheinen auf Leiſtung anderer 
vertretbarer Sachen eine Hypothek nicht beſtellt werden. Bei der Eintragung muß wegen des 
Erforderniſſes der Beſtimmtheit der Forderung ($ 1113 A 5) außer Zweifel geſtellt werden, welche 
einzelnen Teilſchuldverſchreibungen durch die Hypothek geſichert werden (KGJ 53 S. 210, 213; 
JFG 1, 490; OLG 44, 175). — Auch eine Höchſtbetragshypothek kann für die Forderungen des 
$ 1187 beſtellt werden, da $ 1190 hinſichtlich der Art der Forderung keinen Unterſchied macht 
(RIA 6, 162; Ic 4, 425). Hier findet bei der Eintragung § 50 GB keine Anwendung, da nach 
9 1190 SCH an Stelle des Geldbetrags der geſicherten Forderung lediglich der Höchſtbetrag, 
bis zu dem das Grundſtück haften ſoll, im Grundbuch zu vermerken iſt (JW' 1926, 26422). — Die 
Hypothek muß unmittelbar für das Recht aus dem Inhaber- oder Orderpapier beſtellt ſein. Eine 
Hypothek für ein von einer Bank gewährtes Darlehn, über das ſolche Papiere ausgeſtellt werden 
ſollen, iſt keine Hypothek im Sinne der $$ 1187ff. (OLG 19, 287; KG 35 B 31). Eine Sicherungs⸗ 
hypothek zur Sicherung von Forderungen aus Teilſchuldverſchreibungen für Inhaber, auf deren 
Namen ſie lauten oder die ſich durch Abtretung als Rechtsnachfolger ausweiſen, iſt nicht ein⸗ 
tragungsfähig. Denn dabei würde es ſich um eine gewöhnliche Sicherungshypothek ($ 1185) für 
die benannten Inhaber handeln, und deren Sondernachfolger könnten in das Gläubigerverhältnis 
gemäß den $$ 1154 Ab] 3, 873 nur eintreten, wenn fie auf Grund der Abtretung als Gläubiger in 
das Grundbuch beſonders eingetragen würden (OLG 41, 182). 

2. Die Hypothek gilt, abweichend von der Regel des $ 1184 Abf 2, als Sicherungshypothek 
und damit als Buchhypothek ($ 1185 Abſ 1), auch wenn ſie im Grundbuche nicht als Sicherungs⸗ 
hypothek bezeichnet iſt. Dieſe Vorſchrift konnte gegeben werden, weil ſich aus der Art der im 
Eintragungsvermerk zu bezeichnenden ($ 1113 A 5; $ 1115 A 8) Forderung (aus der Schuld⸗ 
verſchreibung, aus dem Orderpapier) gemäß $ 1187 Satz 1 ſchon von ſelbſt ergeben muß, daß es 
ſich um eine Sicherungshypothek handelt. Im übrigen gelten auch für dieſe Hypothek die all⸗ 
gemeinen Vorſchriften über die Hypothek. Ausnahmen hiervon erörtert A 3. Auch zu 
einer Eigentümerhypothek (Eigentümergrundſchuld) kann dieſe Hypothek werden. Bei 
Schuldverſchreibungen auf den Inhaber wird fie nach den 88 1163 Abſ 1 Satz 2, 1177 Abſ 1 Eigen⸗ 
tumergrundſchuld, wenn der Ausſteller die Urkunde vernichtet oder die Forderung aus der Schuld⸗ 
verſchreibung nach $ 801 erliſcht. Bevor die Schuldverſchreibung in den Verkehr gebracht wird, 
iſt die Hypokhek nach den $$ 1163 Abſ 1 Satz 1, 1177 Abſ 1 Eigentümergrundſchuld, da bis dahin 
die Forderung nicht entſtanden iſt (NG IW 1913, 20012, A 3 a. E.). Dadurch, daß die Schuldver⸗ 
ſchreibung im Aufgebotsverfahren (58 1004ff. ZPO) für kraftlos erklärt wird, erliſcht die Forde 
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rung nicht; der Antragſteller kann auf Grund des Ausſchlußurteils, das ihn zunächſt legitimiert 
(RG Warn 1912 Nr 378; KG 34 A 344), gemäß $ 800 vom Ausſteller die Erteilung einer 
neuen Schuldverſchreibung verlangen (a. M. KG 50, 199). Auch wenn der Eigentümer ſelbſt 
die Schuldverſchreibung erwirbt, erliſcht die Forderung nicht; die Hypothek für die Schuldver⸗ 
ſchreibung wird dann zur forderungsbekleideten Eigentümerhypothek (§ 1177 Abſ 2). — Zuläſſig 
iſt auch eine Löſchungsvormerkung ($ 1179) nicht nur bei Hypotheken für Orderpapiere, ſondern 
auch bei Hypotheken für Schuldverſchreibungen auf den Inhaber. Auch hier wird durch die Vor⸗ 
merkung der Anſpruch auf Löſchung der zur Eigentümergrundſchuld oder Eigentümerhypothek 
gewordenen Hypothek gegen widerſprechende Verfügungen nach $ 883 Abf 2 geſichert (K GJ 50, 
199). Die Frage, wie bei der Eintragung einer ſolchen Vormerkung der Ordnungsvorſchriſt des 
§ 43 GBO zu genügen iſt, behandelt KGJ 50, 198. 

8. Die Vorſchrift des § 1154 Abſ 3, welche die Übertragung einer Buchhypothek regelt, 
ſoll auf die Sicherungshypothek des $ 1187 keine Anwendung finden, um nicht den Umlauf der 
Papiere im Verkehr zu hemmen. Mithin bedarf es hier zur Übertragung nicht der Eintragung 
in das Grundbuch (KJ 35 B 32; 50, 199). Vielmehr vollzieht ſich die Übertragung außerhalb 
des Grundbuchs in derſelben Weiſe, wie ſolche Forderungen auch ſonſt, wenn ſie nicht hypo⸗ 
thekariſch geſichert ſind, übertragen werden, alſo durch Übergabe der Schuldverſchreibung auf 
den Inhaber und bei den Forderungen aus Orderpapieren durch Indoſſament (Wechſch Art 11ff. 5 
HGB 85 364 Abf 1, 365 Abſ 1; RG JW 1913, 2001; KJ 50, 199). Mit der Übertragung der 
Forderung geht gemäß $ 1153 Abſ 1 auch die Hypothek auf den neuen Gläubiger über (RG JW. 
1913, 200 e RIA 2, 148; KJ 38 B 70). Will der neue Gläubiger ſich eintragen laſſen, jo muß 
er bei der Orderhypothek dem Grundbuchamt entweder die Echtheit der vorhergehenden In⸗ 
doſſamente in der Form des 9 29 GVO nachweiſen, da eine Sonderbeſtimmung für dieſe Hypo⸗ 
theken formellrechtlich nicht gegeben iſt, oder eine Eintragungsbewilligung (vgl. auch $ 894 ZPO) 
des eingetragenen Gläubigers beibringen. Bei der Inhaberhypothek weiſt ſich der Beſitzer des 
Inhaberpapiers ſchon durch die Vorlegung des Papiers, die gemäß $ 43 Abſ 1 G80 erforderlich 
iſt, als Berechtigter genügend aus (ſtr.). — Die Belaſtung der Hypothek mit einem Nießbrauch 
oder Pfandrecht erfolgt gleichfalls außerhalb des Grundbuchs (88 1069, 1081 Abſ 2; 89 1274, 
1292, 1293; R JW 1913, 20012). Wenn die Schuldverſchreibung vom Ausſteller noch nicht 
in den Verkehr gegeben war, wird doch durch die von ihm (auch formlos) erklärte Verpfändung und 
die Übergabe der Schuldverſchreibung an den Pfandgläubiger ein Pfandrecht an der Forderung 
aus der Schuldverſchreibung und damit auch an der Hypothek rechtsgültig begründet, da mit 
der Übergabe zum Pfande zugleich das Forderungsrecht gegen den Ausſteller geſchaffen wird. 
Die Hypothek wird damit aus der bis dahin beſtehenden Eigentümergrundſchuld (A 2) zur Gläubiger⸗ 
hypothek (RG JW 1913, 20012). Die Pfändung regeln die $$ 830 Abſ 3 Satz 2, 831, 837 Abi 2 
und die 88 808, 821 ZPO. 


8 1188 


Zur Beſtellung einer Hypothek für die Forderung aus einer Schuldver⸗ 
ſchreibung auf den Inhaber genügt die Erklärung des Eigentümers gegen- 
über dem Grundbuchamte, daß er die Hypothek beſtelle ), und die Eintragung 
in das Grundbuch 2); die Vorſchrift des § 878 findet Anwendung 3). 

Die Ausſchließung des Gläubigers mit ſeinem Nechte nach § 1170 iſt nur 
zuläſſig, wenn die im § 801 bezeichnete Vorlegungsfriſt verſtrichen iſt. Iſt 
innerhalb der Friſt die Schuldverſchreibung vorgelegt oder der Anſpruch aus 
der Urkunde gerichtlich geltend gemacht worden, ſo kann die Ausſchließung 
erſt erfolgen, wenn die Verjährung eingetreten iſt ). 

E II 1098; P 3 672, 677. 

1. Abweichend von der eine Einigung zwiſchen dem Eigentümer und dem Gläubiger er⸗ 
ſordernden Regel des 8 873 genügt wegen der Unbeſtimmtheit des Gläubigers zur Beſtellung 
der Inhaberſicherungshypothek (nicht auch der Orderhypothek: 81187 A 1) außer der Ein⸗ 
tragung die einſeitige Erklärung des Eigentümers gegenüber dem Grundbuchamt ($ 875 A 7), 
daß er die Hypothek für den Inhaber der Schuldverſchreibung (81187 A 1) beſtelle. Da aber die ſe 
Beſtellungsart nur für „genügend“ erklärt iſt, kann die Beſtellung, wenn das Inhaberpapier 
bereits begeben und der Inhaber bekannt iſt, auch gemäß der Regel des $ 873 durch Einigung 
mut dieſem Inhaber erfolgen. Die Rechtsgültigkeit der Schuldverſchreibung, insbeſondere die 

age, ob ihre Ausgabe gemäß $ 795 ſtaatlich genehmigt ift, hat das Grundbuchamt ebenſowenig 
zu prüfen, wie ſonſt die Rechtsbeſtändigkeit der Forderung, für die eine Hypothel beſtellt wird 
(r.; OLG 18, 187). Die Schuldverſchreibung braucht auch nicht vorgelegt zu werden. 543 Abi 1 

O bezieht ſich, wie aus feinem Wortlaut und dem Zuſammenhang mit den vorhergehenden 

rſchriften folgt, nur auf ſpätere rechtsändernde Eintragungen bei der bereits eingetragenen 

45* 
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Hypothek (ſtr.; OLG 6, 105). Für das Grundbuchamt find nach § 19 EBD die Erklärung der 
Hypothekbeſtellung und die Eintragungsbewilligung des Eigentümers, die in der Form des § 29 
GBO abzugeben find, allein maßgebend (ftr.). Anders verhält es ſich bei der Beſtellung einer 
Grundſchuld für den Inhaber des Grundſchuldbriefs (8 1195 A J). 

2. Den Inhalt der Eintragung in das Grundbuch erläutert $ 1187 A 1. 

3. Nach dem anzuwendenden $ 878 iſt der Eintritt einer Verfügungsbeſchränkung des Eigen- 
5 u Stellung des Eintragungsantrags auf die Wirkſamkeit der Beſtellungserklärung 
ohne Einfluß. 

4. Abſ 2 gibt für die Inhaberhypothek (nicht auch für die Orderhypothek) hinſichtlich der 
Uusſchließung des unbekannten Gläubigers im Wege des Aufgebotsverfahrens nach § 1170 
eine Sondervorſchrift über die Friſt, deren Ablauf dort erfordert wird. Die im § 801 bezeichnete 
Vorlegungsfriſt, die verſtrichen ſein muß, iſt entweder die aus § 801 Abſ 1 Satz 1 ſich ergebende 
geſetzliche oder die gemäß 5801 Abj3 vom Ausſteller der Urkunde beſtimmte. In den Fallen 
des Abſ 2 Satz 2 verlängert ſich die Friſt um die zweijährige Verjährungsfriſt des $ 801 Abſ 1 
Satz 2. Eine entſprechende Vorſchrift findet ſich in 3 986 Abſ 2 3 PO. 


8 1189 


Bei einer Hypothek der im $ 1187 bezeichneten Art kann für den jeweiligen 
Gläubiger ein Vertreter mit der Befugnis beſtellt werden, mit Wirkung für 
und gegen jeden ſpäteren Gläubiger beſtimmte Verfügungen über die Hypo⸗ 
thek zu treffen und den Gläubiger bei der Geltendmachung der Hypothek zu ver⸗ 
treten 1). Zur Beſtellung des Vertreters iſt die Eintragung in das Grundbuch 
erforderlich 2). 

Iſt der Eigentümer berechtigt, von dem Gläubiger eine Verfügung zu 
verlangen, zu welcher der Vertreter befugt iſt, ſo kann er die Vornahme der 
Verfügung von dem Vertreter verlangen ?). 

E II 1099; P 3 674, 677; 6 259. 

1. Der bei einer Inhaber⸗ oder einer Orderhypothek des § 1187 für den jeweiligen Gläubiger 
beſtellte Vertreter (ſog. Treuhänder“ oder Grundbuchvertreter: RO 117, 372) iſt kein Treu⸗ 
händer im eigentlichen Sinne (RG 133, 87), ſondern dinglich Berechtigter als Vertreter der 
Forderungsgläubiger. Nur in dieſer Eigenſchaft ſteht ihm das dingliche Recht zu (RG 131, 298). 
Er hat nach außen eine vom Wechſel der Perſon des Gläubigers unabhängige Vertretungsmacht 
(88 164 ff.) für denjenigen, der zur Zeit der Vornahme der Rechtshandlung Gläubiger der Hypothek 
iſt. Der Umfang der Vertretungsmacht richtet ſich nach den Befugniſſen, die ihm bei der Beſtellung 
innerhalb der vom Geſetz im § 1189 Abſ 1 Satz 1 beſtimmten Grenzen gewährt worden find. Die 
Befugniſſe werden in der Regel in den Anleihebedingungen feſtgelegt. Solange ſie ſich im weſent⸗ 
lichen innerhalb des geſetzlichen Rahmens des $ 1189 bewegen, iſt die Rechtsſtellung des Vertreters 
nach dieſer Vorſchrift zu beurteilen (RG Warn 1934 Nr 56). Die Begrenzung für die Gewährung 
der Vertretungsmacht zieht das Geſetz dahin, daß dem Vertreter die Befugnis erteilt 
werden kann, beſtimmte Verfügungen Über die Hypothek zu treffen mit gleicher Wirkung 
für und gegen jeden ſpäteren Gläubiger, wie wenn fie der zeitige Gläubiger ſelbſt ge⸗ 
troffen hätte, und den zeitigen Gläubiger bei der Geltendmachung der Hypothek zu 
vertreten. Danach iſt die Gewährung der Vertretungsmacht auf das dingliche Recht beſchränkt. 
Daher kann z. B. die Befugnis zur Vertretung bei der Geltendmachung der geſicherten Forderung 
nicht erteilt werden (RG 90, 213). Als gewährbare Befugniſſe zur Verfügung über 
die Hypothek kommen namentlich in Betracht das Recht zu Inhalts⸗ oder Rangänderungen und 
zu Löſchungen, einſchlteßlich der Entlaſſung von Trennſtücken aus der Pfandhaft (RG 117, 373; 
RIA 15, 229; OLG 40, 54; 41, 182). Auch die Erteilung der Befugnis zu Übertragungen und 
Belaftungen ſowie zur Empfangnahme von Zahlungen (ftr.) iſt nicht ausgeſchloſſen. Jedoch iſt 
in ſolchen Fällen der Beſitz der Urkunden ($ 1187 A 1) erforderlich, da dieſe dem Erwerber oder 
dem Zahlenden auszuhändigen find (51187 A 3; 8797; Wechſch Art 39; HGB $ 364 Abs 3). 
Zur Vornahme einer Eintragung auf Grund der Bewilligung des Vertreters oder auf Grund 
einer gegen ihn erlaſſenen gerichtlichen Entſcheidung ($ 894 ZPO) bedarf es gemäß $ 43 Abſ 2 
GBd der Vorlegung der Urkunden nicht. Iſt aus der Art der Gewährung der Vertretungsmacht 
zu entnehmen, daß die Ausübung gewiſſer Befugniſſe in das pflichtgemäße Ermeſſen des Ver⸗ 
treters geſtellt worden ift, fo iſt anzunehmen, daß es ſich nur um Verhaltungsmaßregeln handelt, 
deren Verletzung zwar den Vertreter den Gläubigern gegenüber verantworklich macht, aber eine 
Einſchränkung der verliehenen Befugnis zur Vertretung Dritten gegenüber nicht enthält (OLG 41, 
183). — Die Geltendmachung der Hypothek, zu der dem „Treuhänder“ die Befugnis 
zur Vertretung des zeitigen Gläubigers (bei Inhaberhypotheken ſämtlicher Gläubiger der Teil⸗ 
ſchuldverſchreibungen) allgemeinhin erteilt werden kann, umfaßt ſowohl die außergerichtliche 
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als auch die gerichtliche Verfolgung des dinglichen Rechts, z. B. Mahnung, Kündigung (dieſe 
iſt aber zugleich eine Verfügung, ſo daß die Befugnis dazu beſonders gewährt ſein muß), Er⸗ 
hebung der dinglichen Klage, Wahrnehmung der Rechte aus den $$ 1133 ff. (RG Warn 1934 
Nr 56). Dagegen iſt er zur Vertretung des Gläubigers (bei Inhaberhypotheken der Gläubiger 
der Teilſchuldverſchreibungen), der durch die Vertreterbeſtellung nicht völlig das Verfügungs⸗ 
recht über die Hypothek verliert (KJ 45, 279), nicht befugt, wenn gegen dieſen Klage erhoben 
iſt (z. B. auf Bewilligung der Löſchung wegen Nichtbeſtehens der Hypothek). Eine Befugnis 
hierzu müßte ihm beſonders erteilt ſein (vgl. 8 43 Abſ 2 GBO). — Der Vertreter iſt ein durch 
Rechtsgeſchäft beſtellter Vertreter im Sinne des 9 166 Abſſ 2 (Bevollmächtigter des 
Gläubigers), kein geſetzlicher Vertreter, da ihm die Vertretungsmacht durch Rechtsgeſchäft erteilt 
wird und das Geſetz dieſe Erteilung (innerhalb beſtimmter Grenzen) nur für zuläſſig erklärt (ſtr.; RG 
JW 1906, 19918; DRG 20, 423; 41,184; KG 51, 306). Daß einem Vertreter nach $ 14 RGeſ betr. 
die gemeinſamen Rechte der Beſitzer von Schuldverſchreibungen v. 4. 12. 1899 (ergänzt und ge⸗ 
ändert durch RGeſ v. 14. 5. 1914, VO v. 24. 9. 1932 und RGeſ b. 20. 7. 1933) im Rechtsſtreit für die 
Geſamtheit der Gläubiger die „Stellung eines geſetzlichen Vertreters“ zugewieſen wird, iſt eine 
Sonderbeſtimmung, die ſich überdies nur auf den von den Gläubigern nach Maßgabe dieſes Ge⸗ 
ſetzes einſeitig beſtellten Vertreter bezieht (RG JW 1906, 1991s; RG 90, 215; 117, 372). Hierdurch 
wird aber gerade beſtätigt, daß der Vertreter ſonſt nicht die Stellung eines geſetzlichen Vertreters 
hat. Insbeſondere iſt im Falle der Geltendmachung der Hypothek durch Klagerhebung der Ver- 
treter nicht als Pfleger im Sinne des $53 ZPO anzuſehen; der Gläubiger ſteht alſo für den Rechts- 
ſtreit nicht einer prozeßunfähigen Perſon gleich (ſtr.). Vielmehr kann der Gläubiger den Rechts⸗ 
ftreit ſelbſt führen, wie er durch die Beſtellung des Vertreters nicht behindert ift, über die Hypothek 
ſelbſt zu verfügen. Im Rechtsſtreit iſt er Partei, auch wenn der Vertreter den Rechtsſtreit für ihn 
führt (RG JW 1906, 199186). Allerdings kann der Eigentümer bei der Inhaberhypothek den Ver⸗ 
treter durch einſeitige Erklärung beſtellen (A 2). Aber auch hier beſtellt der Eigentümer den Ver⸗ 
treter nicht für ſich, ſondern für den jeweiligen Gläubiger (bei Inhaberhypotheken die jeweiligen 
Gläubiger der Teilſchuldverſchreibungen). Indem der Gläubiger das Gläubigerrecht mit dem 
Inhalt erwirbt, daß der Vertreter zu ſeiner Vertretung befugt ſein ſoll, erklärt er zugleich, die 
Beſtellung des Vertreters wie eine durch ihn ſelbſt vorgenommene Verfügung gelten laſſen zu 
wollen. — Die Vertretungsmacht kann aus den gleichen Gründen enden, aus denen ſonſt 
ein Vollmachtsverhältnis abläuft (3. B. durch Tod, Geſchäftsunfähigkeit, Widerruf, Erlöſchen 
des der Erteilung zugrunde liegenden Rechtsverhältniſſes). Der Eigentümer iſt aber, auch wenn 
er den Vertreter einſeitig beſtellt hat, zur einſeitigen Abberufung nicht befugt; ebenſowenig der 
Gläubiger. Vielmehr bedarf es nach den 68 877, 873 der Einigung zwiſchen ihm und dem Gläubiger 
(ſämtlichen Gläubigern der Teilſchuldverſchreibungen) ſowie der Eintragung (OLG 20, 423). 
In den Fällen des geſetzlichen Erlöſchens (3. B. durch Tod, Geſchäftsunfähigkeit) erliſcht die 
Vertretungsmacht außerhalb des Grundbuchs (ohne Eintragung). — Im Verhältnis des 
Vertreters zu den Gläubigern iſt die Tätigkeit des Vertreters als eine Geſchäftsbeſorgung 
aufzufaſſen. Ob er dazu verpflichtet iſt oder die Vertretung einſeitig niederlegen kann, beſtimmt ſich 
nach dem der Beſtellung zugrunde liegenden Rechtsgeſchäft (3. B. Auftrag: $8 662 ff.; Dienft- oder 
Werkvertrag: $ 675). Die Gläubiger werden nach Maßgabe dieſes Rechtsgeſchäfts die Geſchäfts⸗ 
beſorgung vom Vertreter auch dann verlangen können, wenn der Eigentümer den Vertreter ein⸗ 
ſeitig beſtellt hat (§ 328; KON 45, 274). Regelmäßig entſpricht überhaupt dem Recht des Ver⸗ 
treters, die ihm übertragenen Befugniſſe für die Gläubiger wahrzunehmen, auch die 
Pflicht, von den Befugniſſen im Intereſſe der Gläubiger, ſoweit erforderlich, Gebrauch zu 
machen (z. B. Überwachung gehöriger Eintragung). Das gilt namentlich dann, wenn den 
Gläubigern die eigene Wahrnehmung ihrer Rechte nicht möglich iſt (RG 90, 214; 117, 374; Warn 
1934 Nr 56). Der Vertreter iſt aber nicht verpflichtet, im Intereſſe der Gläubiger einer wirt⸗ 
ſchaftlich gerechtfertigten Maßnahme zu widerſprechen, nur weil ſie zum Ausſcheiden von Zubehör⸗ 
ſtücken aus der Hypothekenhaftung gemäß § 1122 Ubi 2 führt (NG Warn 1934 Nr 56). Über die 
Verpflichtung des Vertreters für einen beſonderen Fall trifft Abſ 2 Beſtimmung. Auftrag⸗ 
geber ſind der Eigentümer und der oder die Gläubiger. Daher muß eine Kündigung des Auftrags⸗ 
verhältniſſes durch den Vertreter beiden, insbeſondere jedem einzelnen Gläubiger gegenüber 
erfolgen (KJ 45, 274), Die Erklärung der Kündigung gegenüber einer einberufenen General ⸗ 
verſammlung der Gläubiger iſt nur dann wirkſam, wenn ſämtliche Gläubiger erſchienen ſind 
(KJ 45, 274). Die Kündigung an die Gläubiger kann aber durch öffentliche Zustellung (5 132 
Abſ2 BGB; d 206 Abſ 2 ZRD) bewirkt werden (OLch 20, 423). Die ſteuerrechtliche Stellung 
des Vertreters nach § 1189 und der Inhaber der Schuldverſchreibungen Hört eine Entſcheidung 
des Reichsfinanzhofs in ZW 1937, 2007s. — Der durch die Aufſichtsbehörde beſtellte Treu⸗ 
händer der 8$ 29ff. HypBankch v. 13. 7. 1899 iſt nicht Vertreter der Gläubiger im Sinne 
des § 1189, ſondern Gehilfe der Aufſichtsbehörde (ſtr.; N 117, 372; OLG 18, 187). Dem auf 
Antrag des Baugeldgebers vom Amtsgericht beſtellten Treuhänder der 89 35, 36 RGeſ über 
die Sicherung der Bauforderungen v. 1. 6. 1909 iſt die rechtliche Stellung eines Pflegers 
beigelegt. Auch ein Gläubigervertreter, der gemäß den $$ 1, 14 des Geſetzes betr. die gemein⸗ 
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ſamen Rechte der Beſitzer von Schuldverſchreibungen v. 4. 12. 1899 (in der Faſſung der 
oben erwähnten Nachtragsgeſetze) von der Gläubigerverſammlung beſtellt worden iſt, hat eine 
andere Stellung als der Vertreter des $ 1189 (Treuhänder). Dieſer iſt zwar auch Vertreter der 
Glaubiger, ſteht aber nach $ 1189 Abſ 2 zugleich in einem Rechtsverhältnis zum Grundſtückseigen⸗ 
tümer. Das iſt bei jenem Vertreter nicht der Fall. Er wird ohne Zuziehung des Schuldners durch 
einſeitigen Beſchluß der Gläubigerverſammlung beftellt (NG Warn 1934 Nr 56). Seine Eintragung 
in das Grundbuch ift im Geſetz nicht vorgeſehen und daher auch nicht zuläſſig (RA 11, 229). Im 
übrigen wird feine Rechtsſtellung behandelt z. B. in RG 75, 259; 86, 21; 90, 211; RIA 13 S. 21,101. 

2. Die Beſtellung des Vertreters betrifft den Inhalt der Hypothek. Daher iſt zu ihr gemäß 
den $$ 873, 1188 bei Inhaberhypotheken die einſeitige Erklärung des Eigentümers gegenüber dem 
Grundbuchamt genügend, dagegen bei der Orderhypothek die Einigung zwiſchen dem Eigentümer 
und dem Gläubiger erforderlich ($ 1187 A 1; 91188 A1; KJ 51, 306). Erfolgt die Beſtellung 
erſt nach der Hypothekbegründung, ſo handelt es ſich um eine Anderung des Inhalts der Hypothek. 
Deshalb iſt nach den $$ 877, 873 ſtets die Einigung des Eigentümers mit dem Gläubiger, bei In⸗ 
haberhypotheken mit ſämtlichen Gläubigern der Teilſchuldverſchreibungen notwendig (RIA 6, 162; 
11, 229; KGJ 45, 278; R6 90, 217). Die Beſtellung iſt in dieſem Falle auf den dem Grundbuch- 
amt vorzulegenden Urkunden (Schuldverſchreibungen) zu vermerken ($ 43 Abſ 1 GBO). Der 
Vertreter erlangt auch ohne ſeine beſondere Zuſtimmung die Vertretungsmacht. Im Verhältnis 
zu den Gläubigern und zum Eigentümer beſtimmt ſich ſeine Berechtigung und Verpflichtung 
zur Vertretung nach dem Inhalt der die Übernahme der Vertretung feſtſetzenden Vereinbarungen 
(A 1). Dies alles gilt auch dann, wenn zum Erſatz eines abberufenen oder aus einem anderen 
Grunde weggefallenen Vertreters ein anderer Vertreter beſtellt wird, da es ſich dabei 
auch um die nachträgliche Beſtellung dieſes Vertreters handelt (KG 45, 279). Jedoch kann bei 
der Beſtellung eines Vertreters ſogleich für den Fall ſeines Wegfalls ein Nachfolger beſtimmt 
oder in anderer Weiſe für die Berufung eines Nachfolgers Vorſorge getroffen, z. B. die Ernennung 
eines Nachfolgers einer unbeteiligten dritten Stelle übertragen werden (KGSZ 51, 307). Auch 
iſt es nicht unzuläſſig, dem Vertreter bei feiner Beſtellung das Recht zu verleihen, ſich ſelbſt einen 
Nachfolger zu beſtimmen oder die ihm erteilte Vertretungsmacht auf einen anderen zu über⸗ 
tragen. Denn dadurch werden die Grenzen der im Abſ 1 Satz 1 zugelaſſenen Gewährung von 
Befugniſſen nicht überſchritten; vielmehr bleibt die Vertretungsmacht des Nachfolgers die gleiche 
wie die ſeines Vorgängers (KJ 51, 304). Ohne eine ſolche rechtsgeſchäftliche Ermächtigung 
ſteht dem Vertreter, der aus perſönlichem Vertrauen beſtellt worden iſt, die Befugnis zur 
Ernennung eines Nachfolgers nicht zu (KJ 45, 282). Deshalb iſt regelmäßig auch dann, 
wenn eine Aktiengeſellſchaft zum Vertreter beſtellt iſt und demnächſt ihr Vermögen 
ohne Abwicklung (88 233 ff. Akt, früher $ 306 HB) auf eine andere Aktiengeſellſchaft übertragen 
wird, die übernehmende Aktiengeſellſchaft tro der Vermögensverſchmelzung im Wege der Ge⸗ 
ſamtrechtsnachfolge nicht berechtigt, die Vertreterrechte auszuüben (ON 34, 217). Aus n ahms⸗ 
weiſe kann aber eine abweichende Beurteilung aus den beſonderen Umſtänden des Einzelfalles 
ſich ergeben (DRZRIHT 1933 Nr. 153). Nach RG 150, 289 ſoll ſogar regelmäßig als Wille der 
Beteiligten anzunehmen ſein, daß beim Vermögensübergang im Wege der Verſchmelzung die 
Vertreterſtellung auf die übernehmende Geſellſchaft übergehen ſoll, eine Entſcheidung, gegen die 
ſich weniger von der rechtlichen als von der wirtſchaftlichen Seite her vielleicht doch Bedenken 
erheben laſſen. War die Hypothek (Grundſchuld) für die übernommene Aktiengeſellſchaft ſo 
beſtellt, daß dieſe nicht Vertreterin anderer jeweiliger Gläubiger, ſondern Selbſtgläubigerin, 
wenn auch zu treuen Händen, wurde, fo liegt ein Fall des § 1189 überhaupt nicht vor 
(JFG 7, 299). Bei Inhaberhypotheken iſt die Verſammlung der Gläubiger der Teilſchuld⸗ 
verſchreibungen zur Beſtellung eines neuen „Treuhänders“ (Vertreters) im Sinne des 
$ 1189 nicht befugt, da grundſätzlich jeder Gläubiger für ſich allein bei der nachträglichen Be⸗ 
ftellung eines ſolchen neuen Vertreters mitzuwirken hat (KchJ 45, 280). Dagegen iſt durch $ 16 
Abſ 3 RGef v. 4. 12. 1899 (in der Faſſung der in A! erwähnten Nachtragsgeſetze) für den 
Fall, daß eine Mitwirkung der Gläubiger von Schuldverſchreibungen erforderlich iſt, um an 
Stelle eines weggefallenen Vertreters nach den $$ 1, 14 dieſes Geſetzes einen neuen Vertreter zu 
beſtellen, zur Erleichterung beſtimmt, daß eine Mehrheit der Gläubigerverſammlung von min⸗ 
deſtens / der abgegebenen Stimmen mit verbindlicher Kraft für alle Gläubiger über die Be⸗ 
ſtellung beſchließen kann. Ferner kann nach § 16 Abſ 4 auf Antrag einer beſtimmten Anzahl 
von Giaubigern beim Vorliegen eines wichtigen Grundes das Amtsgericht an Stelle eines 
ſolchen weggefallenen Vertreters einen neuen Vertreter beftellen. — Bei der zur Beſtellung 
des Vertreters nach § 1189 erforderlichen Eintragung in das Grund buch iſt im Eintragungs⸗ 
vermerk die Beſtellung und der Name des Vertreters anzugeben ſowie deutlich erkennbar 
zu machen, daß der Eingetragene nicht ſelbſt Gläubiger, ſondern nur „Treuhänder“ und 
Vertreter für die Teilſchuldverſchreibungsgläubiger iſt (RG 113, 231). Auch die dem Vertreter 
gewährten Vertretungsbefugniſſe find einzutragen, da fie der Beſtellung erſt ihren Inhalt geben, 
jo daß ohne ihre Eintragung die Beſtellung wirkungslos iſt (RIA 15, 131; OLG 41, 182). Jedoch 
genügt inſoweit gemäß $ 874 eine Bezugnahme auf die Eintragungsbewilligung (OG 41, 182). 
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Zur Vornahme der Eintragung bietet formellrechtlich gemäß § 19 GBO die einſeitige, in der 
Form des 829 GBO abgegebene Eintragungsbewilligung des Eigentümers die gehörige Grund⸗ 
lage. Wird jedoch erſt nachträglich ein Vertreter beſtellt, jo bedarf es auch der Bewilligung des 
Gläubigers oder ſämtlicher Gläubiger der Teilſchuldverſchreibungen, da auch ihr Recht durch die 
Inhaltsänderung im Sinne des § 19 G0 betroſſen wird (KJ 45, 279). Der neu gewählte 
Vertreter kann nicht ſelbſt ſeine Eintragung herbeiführen, da ſeine Vertretungsbefugnis erſt mit 
der Eintragung beginnt (ſtr.; RIA 11, 229). Als Vertreter (für die ſpäteren Gläubiger) kann 
auch der erſte Hypothekengläubiger beſtellt werden (RIA 6, 163). Unzuläſſig iſt die Eintragung 
einer Hypothek für den „Treuhänder“ nicht bezeichneter Gläubiger von Forderungen, die nicht 
unter $ 1187 fallen (OLG 18, 186). 

3. Abſ 2 erklärt ohne Rückſicht auf das der Beſtellung zugrunde liegende Rechtsverhältnis 
1A J) aus praktiſchen Gründen (Prot 3, 676) den Eigentümer, und zwar den jeweiligen Eigen⸗ 
tümer, nicht bloß den Beſteller des Vertreters (Prot 3, 676), für berechtigt, von dem Vertreter die 
Vornahme von Verfügungen, zu denen er befugt iſt, zu verlangen (nötigenfalls im Wege der 
Klage), wenn die Vorausſetzungen gegeben ſind, unter denen die Verfügung vom Gläubiger 
ſelbſt verlangt werden könnte (z. B. Entlaſſung eines Trennſtlcks aus der Pfandhaft). 


$ 1190 

Eine Hypothek kann in der Weiſe beftellt werden, daß nur der Höchſtbetrag, 
bis zu dem das Grundſtück haften ſoll, beſtimmt, im übrigen die Feſtſtellung 
der Forderung vorbehalten wird !). Der Höchſtbetrag muß in das Grundbuch 
eingetragen werden 7). 

Iſt die Forderung verzinslich, ſo werden die Zinſen in den Höchſtbetrag 
eingerechnet ). 

Die Hypothek gilt als Sicherungshypothek, auch wenn ſie im Grundbuche 
nicht als ſolche bezeichnet iſt ). 

Die Forderung kann nach den für die Übertragung von Forderungen gel- 
tenden allgemeinen Vorſchriften übertragen werden. Wird ſie nach dieſen 


Vorſchriften übertragen, fo iſt der Übergang der Hypothek ausgeſchloſſen 5). 

E I 1120 II 1096; M 3 707; P 3 688; 6 259. 

1. Die Höchſtbetragshypothek iſt eine Sicherungshypothek, auf welche die 65 1184 ff. An⸗ 
wendung finden, mit der Beſonderheit, daß bei der Beſtellung nur der Höchſtbetrag, bis zu 
dem das Grundſtück für die geſicherte Forderung haften ſoll, beſtimmt, im übrigen die Feſt⸗ 
ſtellung der Forderung vorbehalten wird. Die Frage, ob bei der Aufwertung einer Höchſt⸗ 
betragshypothek eine im Sinne der $$ 9, 10 Abſ 1 Nr 6 AufwG durch Sicherungshypothek ge⸗ 
ſicherte Forderung anzunehmen iſt, wenn noch nicht feſtſteht, welche beſtimmten Forderungen 
durch die Höchſtbetragshypothek geſichert werden ſollen, iſt in RG 120, 402 erörtert. Den Fall 
einer Höchſtbetragshypothek für alle Forderungen aus einem 1910 begonnenen und bis 1930 
ununterbrochen fortgeſetzten Kontokorrent behandelt RG 136, 87. Die zur Beſtellung der Höchſt⸗ 
betragshypothek erforderliche Einigung zwiſchen Eigentümer und Gläubiger muß enthalten 
die Beſtimmung des Höchſtbetrags der Haftung und einen Vorbehalt für die Feſtſtellung der 
Forderung im übrigen. Nach der allgemeinen Faſſung des Geſetzes kann der Vorbehalt ſich nicht 
nur auf den Betrag der Forderung, ſondern auch auf alle ihre ſonſtigen Merkmale, mit Aus⸗ 
nahme der Perſon des Gläubigers, beziehen (KJ 23 A 239; 35 A 284). Während alſo bei der 
gewöhnlichen Sicherungshypothek die geſicherte Forderung nach Betrag und Grund beſtimmt 
ſein muß, genügt (iſt aber in der Regel auch das Mindeſterfordernis: KGJ 46, 180; OLG 26, 198) 
bei der Höchſtbetragshypothek eine allgemeine Bezeichnung des Rechtsgrundes der zu ſichernden 
noch ungewiſſen Forderung des Gläubigers in der Weiſe, daß die Feſtſtellung, welche zur Ent- 
ſtehung gelangten Forderungen in den Kreis der Sicherung fallen, bis zum Höchſtbetrag der 
Grundſtückshaftung ſtattfinden kann (RG 55, 274; 65, 366; KJ 35 A 284; 46, 180; OLG 34 
S. 217, 238). Wenn eine Hypothek allgemein für Forderungen aus einem Geſchäfts⸗ und Wechſel⸗ 
verkehr beſtellt ift, fo iſt anzunehmen, daß die Feſtſtellung der Forderung vorbehalten und die 
Hypothek eine Höchſtbetragshypothek ſein ſoll, auch wenn fie als ſolche nicht bezeichnet iſt (GJ 
43, 238). Beſonders eignet ſich die Höchſtbetragshypothek zur Sicherung für Forderungen, die 
aus einer dauernden Geſchäftsverbindung, einem eröffneten Kredit (3. B. zur Bebauung des 
Grundſtücks), aus einer Vermögensverwaltung oder ähnlichen Verhältniſſen zwiſchen den Be⸗ 
teiligten künftig entſtehen können (RG 51, 115; 55, 221; 61, 37; Gruch 48, 606; 52, 1068; ROY 
43, 238). Weiter wird fie verwendet zur Sicherſtellung von Vertragsſtrafen und Erſatzanſprüchen 
für den Fall der Nichterfüllung eines Vertrags (RG 55, 274) oder von Anſprüchen auf Neben- 
leiſtungen jeder Art, die ſich aus einer beſtimmten durch anderweitige Hypothek geſicherten 
Hauptforderung ergeben (OLG 26, 197). Die Hypothek kann aber auch für alle gegen- 
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wärtigen und künftigen Forderungen des Gläubigers gegen den Beſteller oder auch gegen 
einen Dritten ohne eine weitere Begrenzung und ohne Angabe eines Schuldgrundes (A 2) beſtellt 
werden (RG 62, 168; 75, 247; ZW 1907, 5131, Warn 1930 Nr 164; KG 35 A 284; 45, 286: 
46, 180; 47, 199; OL 14, 126; 26, 197). Dies iſt ſogar der im Rechtsverkehr gebräuchlichſte 
Anwendungsfall der Höchſtbetragshypothek. Wenn zu einem Kreis geſicherter Forderungen auch 
eine Forderung gehört, deren Betrag als ſchon feſtſtehend hingeſtellt ift, jo kann eine den Betrag 
dieſer Forderung überſteigende Höchſtbetragshypothek eingetragen werden (RG 126, 276). Da- 
gegen könnte, da die Unbeſtimmtheit der zu ſichernden Forderung Weſensmerkmal der Höchſt⸗ 
betragshypothek iſt und deshalb auch nach § 1190 Abſ 2 Zinſen in den Höchſtbetrag einzurechnen 
ſind, für eine Einzelforderung, die bereits nach Grund und Betrag feſtſteht, eine Höchſtbetrags⸗ 
hypothek nur dann eingetragen werden, wenn in der Eintragungsbewilligung die Forderung 
als noch unbeſtimmt hingeſtellt würde (J 7, 365; a. M. KON 34 A 320). Ebenſo kann wegen 
der Anfprüche aus einer ſelbſtſchuldneriſchen Bürgſchaft für eine nach Grund und Betrag beſtimmte 
Forderung keine Höchſtbetragshypothek, ſondern nur eine gewöhnliche Hypothek eingetragen 
werden (JFG 11, 258; a. M. die Bemerkungen zu JW 1934, 17942). Eine zur Eintragung einer 
Höchſtbetragshypothek ausreichende Unbeſtimmtheit der Forderung liegt aber auch ſchon dann 
vor, wenn nur die nach Abſ 2 einzurechnende Zinsforderung oder eine andere mitzuſichernde 
Nebenforberung, nicht die Höhe des Kapitals unbeſtimmt iſt und ſpäterer Feſtſtellung vorbehalten 
wird (RR 1933 Nr 202, 1759). Wenn jedoch die Feſtſtellung der Forderung überhaupt nicht 
vorbehalten, ſondern die Forderung als eine in Höhe des angegebenen Betrags von vornherein 
feſtſtehende eingetragen worden iſt, handelt es ſich in Wirklichkeit nicht um eine Höͤchſtbetrags⸗ 
hypothek, ſondern um eine Verkehrshypothek oder eine gewöhnliche Sicherungshyvothek (RG 
Gruch 52, 1069; Warn 1914 Nr 291; KG 51, 290; OLG 29, 373). Entſcheidend für die Rechts⸗ 
natur der Hypothek iſt aber ſtets die gewählte Art der Eintragung. Aus $ 1190 darf nicht gefolgert 
werden, daß zur Sicherung einer noch unbeſtimmten Forderung (z. B. aus einem Kontokorrent 
oder einer laufenden Rechnung) nicht auch eine Verkehrshypothek beſtellt werden könnte (RG 
HRR 1934 Nr 808; DR Rſpr 1935 Nr 636). — Unzuläſſig ift die Veſtellung einer (ungeteilten) 
Höchſtbetragshypothek für verſchiedene Forderungen, die je einem andern Gläubiger zu⸗ 
ſtehen (1113 A 3), ein Fall, der aber dann nicht vorliegt, wenn die einheitliche Hypothek neben 
eigenen Forderungen des Gläubigers, die ihm auch wirtſchaftlich zuſtehen, ſolche mit ſichert, die, 
aus dem wirtſchaftlichen Herrſchaftsbereich eines andern ſtammend, ihm nur zu treuen Händen 
übertragen find (Rc 10. 11. 1934 V 221/34). Die Frage, ob eine Höchſtbetragshypothek für 
mehrere Forderungen gegen verſchiedene, nicht in einer Verpflichtungsgemeinſchaft ſtehende 
Schuldner eingetragen werden darf und ob, wenn dies verneint wird, die dennoch erfolgte Ein⸗ 
tragung gültig ift, wird erörtert in $ 1113 A5; OLG 45, 238 (Höchſtbetragshypothek für Anſprüche 
gegen mehrere Bürgen); RIA 12, 159 (wo die Eintragung einer Höchſtbetragsbypothek für die 
Forderungen des Gläubigers gegen den Beſteller der Hypothek und deſſen allgemeine Rechts⸗ 
nachfolger oder den Nachfolger im Eigentum des verpfändeten Grundſtücks aus dem fortgeſetzten 
Kreditverhaltnis fur zuläffig erachtet wird, weil unklare Verhältniſſe dadurch nicht geſchaffen 
würden). Ferner kann eine Höchſtbetragshypothek nicht zunächſt für den einen und dann für den 
andern Gläubiger beſtellt werden (8 1113 A 3). Zuläſſig iſt aber die Beſtellung in der Weiſe, daß die 
eine oder die andere Forderung (3. B. ein Bereicherungsanſpruch, wenn die erſte Forderung nichtig 
ſei) desſelben Gläubigers gegen denſelben Schuldner geſichert fein ſoll (RG JW 1911, 65326, § 1118 
A 5). Über mehrere Höͤchſtbetragshypotheken für je einen Teil des Kreiſes der geſicherten 
Forderungen ſowie über eine Einzel⸗Höchſtbetragshyvothek für den Betrag des Forderungskreiſes, 
der ſich als durch eine andere Höchſtbetragshypothek nicht gedeckt ergeben würde, iſt in 51113 A 2, 5 
das Erforderliche geſagt. Von dem dort dargelegten Grundſatz aus, daß die Eintragung mehrerer 
ſelbſtändiger Einzelhypotheken für dieſelbe Forderung unzuläſſig iſt, daß vielmehr verſchiedenen 
Hypotheken nur verſchiedene Forderungen oder verſchiedene beſtimmt abgegrenzte Teile einer 
Forderung zugrunde liegen können, kann die Beſtellung mehrerer Einzelhöchſtbetragshypotheken 
für Forderungen aus demſelben Forderungskreiſe an demſelben oder an mehreren Grundſtücken 
der erforderlichen Deutlichkeit wegen regelmäßig nur in der Weiſe erfolgen, daß die zweiten oder 
dritten Hypotheken für einen den Betrag der erſten oder die Beträge der erſten und zweiten Hypo⸗ 
thek überſteigenden Betrag bis zu einem Höchſtbetrag beftehen (OLG 43, 15; Jh 4, 422). At 
für einen Gläubiger eine Höchſtbetragshypothek von 60 000 RM und demnächſt eine zweite Höchſt⸗ 
betragshypothek von 10 000 RM an demſelben Grundſtück beſtellt worden, jo fragt es fich, ob die 
zweite Hypothek nur den die erſte Hypothek überſteigenden Forderungsbetrag ſichern oder ob ſie zu⸗ 
gleich auch bedingt den Gläubiger wegen des Ausfalls ſichern ſoll, den die erſte Hypothel im Falle 
der Zwangsverſteigerung etwa erleidet. Die Frage iſt nach dem Inhalt des Eintragungsvermerks 
und der Eintragungsbewilligung zu entſcheiden. Wenn die Hypotheken an verſchiedenen Grund⸗ 
ſtücken bestellt find, jo wird in der Regel das erſtere anzunehmen ſein (RG 134, 221). Im Falle 
der Erhöhung des Höchſtbetrags ſoll nicht eine zweite Hypothek an demſelben Grundſtück, ſondern 
die Erhöhung bei der erſten Hypothek eingetragen werden; die trotzdem bewirkte Eintragung einer 
zweiten Hypothek iſt aber nur formellrechtlich fehlerhaft, nicht materiellrechtlich unwirkſam ($ 1113 
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A 5). Zuläſſig ift die Beſtellung einer Höchſtbetragshyvothek an mehreren Grundſtücken für dieſelbe 
Forderung, ſo daß eine Geſamthypothek entſteht. Es kann aber auch für einzelne Forderungen 
oder für einen Kreis von Forderungen je eine Höchſtbetragshypothel an mehreren Grundſtücken 
in der Weiſe beſtellt werden, daß dem Gläubiger vorhehalten wird, ſeinerzeit nach ſeinem Ermeſſen 
zu beſtimmen, an welches Grundſtück er ſich halten und in welchem Umfang der Forderung er 
ſeine Befriedigung aus dem einen oder dem andern Grundſtück erlangen will (RG 131, 23). Denn 
hierbei wird keine Forderung durch mehrere Einzelhypotheken geſichert, ſondern jede einzelne 
Forderung wird nur durch eine einzige, vom Gläubiger ſeinerzeit zu beſtimmende Hypothek 
gedeckt. Zuläſſig iſt auch die Beſtellung einer Höchſtbetragshypothek für einen bereits durch eine 
Grundſchuld geſicherten Forderungskreis ($ 1113 A 5; MG 132, 136). — Die Höchſtbetragshypothek 
ſollte nach der früher herrſchenden Meinung von vornherein dem Gläubiger als wirkliche Hypothek 
zuſtehen, auch wenn die geſicherte Forderung noch nicht zur Entſtehung gelangt wäre. Erſt wenn 
bei der ſpäteren Feſtſtellung nach Maßgabe des zugrunde liegenden Rechtsverhältniſſes ſich 
ergebe, daß geſicherte Forderungen nicht mehr entſtehen könnten und die entſtandenen den einge⸗ 
tragenen Höchſtbetrag nicht erreichten, ſollte die Hypothek, ſoweit der Höchſtbetrag durch die 
entſtandenen Forderungen nicht ausgefüllt werde, gemäß $ 1163 Abſ 1 Satz 1 auf den Eigentümer 
übergehen (RG 51, 117; 55, 221; 61, 41; Gruch 48, 606; 52, 1070; RIA 4, 242; 5, 272; 9, 65; 
11, 56; OSG 4 S. 74, 877; 11, 210; 16, 329; 26, 198). Zutreffend ift jedoch die nunmehr über⸗ 
wiegende, jetzt auch vom Reichsgericht ſtändig geteilte gegenteilige Anſicht (RG 75, 250; 78, 409; 
97, 226; 125, 136; JW 1912 S. 29717, 40224; Gruch 58 S. 669, 833; Warn 1917 Nr 272; KG 
45, 290; 49, 225). Danach ſteht eine Höchſtbetragshypothek, die dem Gläubiger für ſeine gegen den 
Eigentümer künftig entſtehenden Forderungen beſtellt iſt, ebenſo wie jede andere Hypothek für 
eine künftige Forderung (5 1113 A 7) zunächſt gemäß 88 1163 Abſ 1 Satz 1, 1177 Abſ1 als vor⸗ 
läufige, durch die Entſtehung der Forderungen auflöſend bedingte Grundſchuld dem 
Eigentümer zu und wird vom Glaubiger als Hypothek erſt dann erlangt, wenn und ſoweit eine 
Forderung zur Entſtehung gelangt iſt. Vorher kann eine Hypothek wegen Fehlens einer Forderung 
für den Gläubiger nicht beſtehen. Anderſeits aber hat der Eigentümer die Grundſchuld nicht von 
vornherein als unbedingtes Recht in ſeinem Vermögen. Vielmehr iſt ſein Erwerb an der Grund⸗ 
ſchuld auflöſend bedingt: Entſtehen während der Dauer des Rechtsverhältniſſes, das die Grund⸗ 
lage der hypothekariſchen Sicherung bildet, und bis zur vorbehaltenen Feſtſtellung Forderungen 
der vorgeſehenen Art, ſo geht die Grundſchuld als Hypothek für dieſe Forderungen auf den Gläu⸗ 
biger über. Dies folgt daraus, daß der Vorbehalt der Feſtſtellung der Forderung zum Wefen 
der Höchſtbetragshypothek gehört. Erſt wenn dieſe Feſtſtellung getroffen wird und ſich dabei 
ergibt, daß eine den Höchſtbetrag erreichende Forderung weder entſtanden iſt noch (z. B. wegen 
Aufhörens des Rechtsverhältniſſes) entſtehen kann, ſteht dem Eigentümer, ſoweit die entſtandenen 
Forderungen den Höchſtbetrag nicht anfüllen, eine endgültige, unbedingte, voll wirkſame Grund⸗ 
ſchuld zu (RG 97, 226; 120, 110; 125, 136; Gruch 58, 670; Warn 1914 Nr 21, 322; 1917 Nr 272; 
1934 Nr 38; SeuffA 74 Nr 162, KGJ 45, 290; 49, 225; Ic 2, 442). Damit iſt übrigens, wenn 
die Höchſtbetragshypothek mit einer Löſchungsvormerkung nach 81179 (z. B. zugunſten eines 
nachſtehenden Hypothekengläubigers) belaſtet iſt, auch der Augenblick gekommen, in dem 
der Vormerkungsberechtigte zur Ausübung ſeines Rechts befugt iſt. Denn nunmehr iſt 
der Eigentümer zur Löſchung der auf ihn als Grundſchuld übergegangenen Hypothek be⸗ 
rechtigt und wegen der Vormerkung dem Vormerkungsberechtigten gegenüber auch verpflichtet 
(RG 125, 136; 81179 A 6). — Wenn in der Zwiſchenzeit bis zur Feſtſtellung ein Eigen- 
tumswechſel eingetreten iſt, erlangt nicht der Eigentümer zur Zeit der Feſtſtellung die Grund⸗ 
ſchuld (ſoweit das Nichtbeſtehen der Forderung feſtgeſtellt wird). Vielmehr verbleibt die Grund⸗ 
ſchuld wegen des Ausfalls der auflöſenden Bedingung dem Eigentümer zur Zeit der Beſtellung 
der Hypothek endgültig; er muß aber wegen des Vorbehalts der Feſtſtellung auch die erſt nach 
ſeiner Beſitzzeit entſtandenen Forderungen des Gläubigers als unter die Hypothek fallend gegen 
ſich gelten laſſen (RG 49, 162; 55, 217: 62, 168; Warn 1917 Nr 272; OLG 16, 333; 26, 199; 
31, 356; 41, 184; 356 2, 443; $ 1163 A 4). Übrigens erachtete auch ſchon die früher herrſchende 
Meinung den Eigentümer zur Zeit der Beſtellung als den Grundſchuldgläubiger (RG 49, 165; 
51, 117; 55, 222; 62, 168; OLG 16, 333), obwohl ſich dies nicht rechtfertigen ließ, wenn ange⸗ 
nommen wurde, daß erſt durch die Feſtſtellung die Vorausſetzung für die Entſtehung der Eigen⸗ 
tümergrundſchuld geſchaffen würde. Der Fall des Erlöſchens der entſtandenen Forderung 
nach einem Eigentums wechſel ift unten erörtert. Die Beweislaſt im Rechtsſtreit, in dem der 
Eigentümer wegen Nichtentſtehung der Forderung auf Grundbuchberichtigung (8 894) klagt, 
ergibt ſich aus den 98 894 A 5, 1184 A 3. Auch dieſe Anmerkung kommt weiter unten noch darauf 
zurück. In der Zwangsverſteigerung kann der Eigentümer zur Zeit der Hypothekbeſtellung 
wegen der beſtehenden Eigentümergrundſchuld ebenſo wie ſonſt wegen einer Eigentümer⸗ 
grundſchuld Befriedigung aus dem Verſteigerungserlöſe verlangen. Die nachſtehenden 
Berechtigten haben keinen Anſpruch auf den der Grundſchuld gebührenden Erlösteil (RG 55, 222; 
62, 168; Warn 1914 Nr 21). Soweit der Gläubiger den auf die Hypothek entfallenden Erlös 
wegen der Nichtentſtehung einer Forderung oder wegen des Erlöſchens der entſtandenen Forderung 
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nicht für ſich beanſprucht, fällt der Erlös auf Grund der endgültig beſtehenden Eigentümergrund⸗ 
ſchuld dem Eigentümer zu (RG 55, 219). Das gleiche gilt aber auch, ſoweit der Gläubiger nicht 
durch Anerkenntnis des Schuldners oder Urteil nachweiſen kann, daß eine Forderung entſtanden 
iſt. Mit dem Verteilungstermin endigt die Möglichkeit, daß noch neue Forderungen entſtehen 
(unten). — Verfügungen des Eigentümers über die Eigentümergrundſchuld oder 
Pfändungen der Grundſchuld durch ſeine Gläubiger ſind an ſich auch ſchon vor der Feſt⸗ 
ſtellung zuläſſig inſoweit, als nachgewieſen werden kann, daß die zur Zeit entſtandenen Forde⸗ 
rungen den Höchſtbetrag nicht erreichen; auch ihrer Eintragung ſteht grundſätzlich nichts im Wege 
(tr., RA 2, 199, a. M. RIA 5, 271). Doch muß der Eigentümer zuvor gemäß der Ordnungs⸗ 
vorſchrift des $ 39 GBD als Gläubiger der ihm auflöſend bedingt zuſtehenden Eigentümergrund⸗ 
ſchuld eingetragen werden (§ 1163 A3). Wenn demnächſt aber aus dem Rechtsverhältnis neue 
Forderungen entſtehen, ſo ſind die Verfügungen und Pfändungen unwirkſam, ſoweit nicht noch ein 
ungebedter Teil des Höchſtbetrags übrigbleibt. Denn die Erwerber konnen durch die Verfügungen 
und die Pfändungen nicht mehr Rechte erlangen, als dem Eigentümer zuſtanden ($ 161; Seuff A 
66, 277; RA 5, 270; OLG 4 S. 74, 194). Das Reichsgericht erachtet die Pfändung der vorläufigen 
Eigentümergrundſchuld auch an ſich für zuläffig, erklärt aber die Eintragung der Pfändung in das 
Grundbuch für unſtatthaft (RG 75, 250; 97, 226; 120, 111; JW 1912, 29717; 1935, 25542; Warn 
1929 Nr 151; vgl. jedoch bezüglich der Zuläſſigkeit der Pfändung Gruch 48, 607). Dabei ſtellt es 
die vorläufige Eigentümergrundſchuld gleich einer etwa künftig aus einer Gläubigerhypothek 
entſtehenden Eigentümergrundſchuld, indem es auf die Entſcheidungen Bezug nimmt, welche die 
Pfändung ſolcher künftigen Eigentümergrundſchulden für zuläſſig, dagegen die Eintragung der 
Pfändung für unſtatthaft erklären. Dieſe Entſcheidungen find in 51163 A 3 zuſammengeſtellt. 
Wie dort bereits dargelegt iſt, beſteht aber ein weſentlicher Unterſchied zwiſchen den beiden Eigen⸗ 
tümergrundſchulden, den auch das Reichsgericht jetzt nachdrücklich betont (NG Warn 1934 Nr 38): 
Ob bei der für eine beſtehende Forderung beſtellten Hypothek künftig eine Eigentümergrundſchuld 
entſtehen und welchem Eigentümer ſie zuſtehen wird, ift ungewiß; die vorläufige Eigentümergrund⸗ 
ſchuld bei der für eine künftige Forderung beſtellten Höchſtbetragshypothek dagegen iſt eine auf⸗ 
löſend bedingte Grundſchuld, die dem gegenwärtigen Eigentümer zuſteht. Für dieſe Eigentümer⸗ 
grundſchuld und nur für ſie gilt das vorher Dargelegte. Die Eintragung iſt zur Entſtehung des 
Pfändungspfandrechts gemäß den $$ 830, 857 Abſ6 ZPO erforderlich (NG 76, 233; 97, 228). 
Daraus folgt: Wird die auflöſend bedingte Eigentümergrundſchuld zunächſt für A und dann für B 
gepfändet, wird aber demnächſt nach erfolgter Feſtſtellung der Nichtentſtehung der geſicherten For⸗ 
derung die Pfändung der nunmehr endgültigen Eigentümergrundſchuld zuerſt für B und ſpäter 
für A eingetragen, fo hat das Pfändungspfandrecht des B das Vorrecht vor dem des A. In RG 
97, 223 iſt jedoch dem A das Vorrecht zugeſprochen mit der Begründung, der Pfändungsbeſchluß 
enthalte zugleich ein Verfügungsverbot; dieſes trete rückwirkend ($ 161 BGB) bis zum Zeitpunkt 
der Pfändung durch die Eintragung in Kraft. Wäre dies zutreffend, ſo müßte ein vor den beiden 
Pfändungseintragungen erfolgter rechtsgeſchäftlicher Erwerb an der Eigentümergrundſchuld 
gemäß $ 892 Ab 1 Satz 2 den beiden Pfändungen weichen, wenn dem Erwerber zur Zeit des 
Erwerbs die beiden Pfändungsbeſchlüſſe bekannt geweſen wären. Dies iſt aber aus dem von der 
Entſcheidung herangezogenen $ 830 Abſ 2 IPOD, der nur eine Sonderbeſtimmung über die Rück⸗ 
wirkung gegenüber dem Drittſchuldner (Gläubiger und Schuldner der Grundſchuld iſt hier übrigens 
ein und dieſelbe Perſon) enthält, nicht zu folgern RG 76, 233). Vielmehr iſt das Verfügungs⸗ 
verbot ein Beſtandteil der Pfändung; ebenſo wie dieſe erlangt es erſt Wirkſamkeit mit der Ein⸗ 
tragung. Übrigens wäre im Falle des Konkurſes über das Vermögen des Grundſtückseigentümers 
das Verfügungsverbot gemäß $ 13 Kd den Konkursgläubigern gegenüber unwirkſam; dem Pfän⸗ 
dungsgläubiger, der die Eintragung der Pfändung nicht erlangt hätte, könnte alfo ein Abſonderungs⸗ 
recht ($ 49 Abſ 1 Nr 2 KO) nicht zuftehen. Der beſprochenen Entſcheidung iſt jedoch im Ergebnis 
deswegen beizutreten, weil damals vor der Eintragung der Pfändung für B ein durch einſt⸗ 
weilige Verfügung erlaſſenes Veräußerungsverbot zugunſten des A eingetragen worden war. — 
Zahlungen des perſönlichen Schuldners auf entſtandene Forderungen bewirken nicht 
immer, daß die Hypothek des Gläubigers gemäß $ 1163 Abſ 1 Satz 2 zur Eigentümergrundſchuld 
wird. Überſteigen z. B. die Forderungen den Höchſtbetrag in dem Maße, daß nach Abzug der 
Zahlungen noch ein den Höchſtbetrag mindeſtens deckender Betrag übrigbleibt, ſo wird die Hypo⸗ 
thek des Gläubigers in ihrem Fortbeſtand durch die Zahlungen nicht berührt, weil das Grundſtück 
bis zum Höchſtbetrag für alle Forderungen aus dem Rechtsverhältnis haftet. Anders liegt die 
Sache nur dann, wenn die Anrechnung der Zahlung gerade auf den Höchſtbetrag vereinbart wird 
(RG 56, 323; RJ A 2, 200; dazu auch Rh 123, 151 über die Ablöſung einer nach dem Aufm®& 
aufgewerteten Höchſtbetragshypothek mit ihrem Aufwertungsbercag). Aber auch wenn und 
ſoweit infolge der Zahlungen die Forderungen unter den Höchſtbetrag herabſinken, erlangt 
der Eigentümer noch nicht in allen Fällen eine unbedingte Eigentümergrundſchuld. Vielmehr 
ſteht der Erwerb der Grundſchuld, falls das der Hypothek zugrunde liegende Rechtsverhältnis 
noch nicht beendigt iſt, auch hier unter der Bedingung, daß nicht noch bis zur Beendigung des 
Rechtsverhältniſſes weitere Forderungen entſtehen und bei der endgültigen Abrechnung als ge⸗ 
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ſicherte feſtgeſtellt werden (R JW 1902 Beil 203; RIA 2, 200; OLG 31, 356). Wird das bei der 
abſchließenden Abrechnung feſtgeſtellte Schlußguthaben (Saldo) gezahlt, ſo wird eine endgültige 
Eigentümergrundſchuld erworben (336 2, 445). Hat ſeit der Beſtellung der Hypothek ein Eigen⸗ 
tums wechſel ſtattgehabt, fo erlangt hier nicht der Eigentümer zur Zeit der Beſtellung der Hypo⸗ 
thek, ſondern der Eigentümer zur Zeit der Zahlung gemäß den 88 1163 Abſ 1 Satz 2, 1177 Abſ 1 
wie bei einer anderen Hypothek die Grundſchuld (§ 1163 A 6; RG Gruch 58, 670). Dasſelbe gilt in 
anderen Fällen des Erlöſchens der entſtandenen Forderung. Bei der Höchſtbetragshypothek iſt 
alſo zwiſchen der vorläufigen Eigentümergrundſchuld, die bis zur Entſtehung der Forderung nach 
8 1163 Ab 1 Satz 1 beſteht, und der Eigentümergrundſchuld, die durch das nachträgliche Erlöſchen 
der geſicherten Forderung nach $ 1163 Abſ 1 Satz 2 zuſtandekommt, wohl zu unterſcheiden. Bei der 
zuletzt genannten Grundſchuld handelt es ſich nicht mehr um die urſprüngliche, vorläufige Eigen⸗ 
tümergrundſchuld, ſondern um den Übergang einer Fremdhypothek auf den Eigentümer. Dieſer 
Unterſchied kann namentlich für die Rangverhältniſſe von Bedeutung ſein. Er darf nicht ſchon 
deshalb außer acht gelaſſen werden, weil der Eigentümer auch die nach 9 1163 Abſ 1 Satz 2 an⸗ 
fallende Grundſchuld ſolange nicht in Anſpruch nehmen kann, ſondern zur Verfügung des Buch⸗ 
gläubigers der Höchſtbetragshypothek halten muß, als das geſicherte Kreditverhältnis noch nicht 
beendet ift (NG Warn 1934 Nr 38). Aus dieſen materiellrechtlichen Grundſätzen folgt für das 
formelle Grundbuchrecht: Zur Löſchung einer Höchſtbetragshypothek für Anſprüche aus 
einer Geſchäftsverbindung reicht im Falle des Eigentumswechſels ſeit der Hypothekbeſtellung 
die Löſchungsbewilligung des Gläubigers für ſich allein (neben der Zuſtimmung des gegen⸗ 
wärtigen Eigentümers nach § 27 Abſ 1 G0) nur dann aus, wenn die Entſtehung der 
durch die Hypothek geſicherten Forderungen bis zur vollen Höhe des Höchſtbetrags durch 
abſchließende Abrechnung feſtgeſtellt iſt und dem Grundbuchamt nachgewieſen wird. Andern⸗ 
falls bedarf es auch der Bewilligung desjenigen, der ſeinerzeit als Eigentümer die Hypo⸗ 
thek beſtellt hat, da er wegen der ihm möglicherweiſe zuſtehenden auflöſend bedingten 
Grundſchuld ebenfalls als durch die Löſchung Betroffener im Sinne des § 19 GBO anzu⸗ 
ſehen iſt (FG 2, 441). Entſprechendes gilt, wenn der zahlende Schuldner vom Eigen- 
tümer verſchieden iſt und von dieſem Erſatz verlangen lann, für den Erwerb einer Erſatz⸗ 
hypothek gemäß § 1164. Wenn dagegen der vom perſönlichen Schuldner verſchiedene Eigen⸗ 
tümer nach Entſtehung einer Forderung den Gläubiger gemäß $ 1142 zum Teil befriedigt, 
ſo erwirbt er hier ebenſo wie bei einer andern Hypothek nach den $$ 1143, 401, 412, 1153 den be⸗ 
zahlten Teil der Forderung nebſt der Hypothek (OLG 31,356). Erfolgt die Befriedigung wegen 
der entſtandenen Teilforderung aus dem Grundſtück im Wege der Zwangsvollſtreckung, jo er⸗ 
liſcht die Hypothek gemäß § 1181 in Höhe des Teiles, jo daß ein Übergang auf den Eigentümer nicht 
stattfindet (wegen der Geſamthypothek vgl. $ 1182). — Der Umfang der dinglichen Haf⸗ 
tung beſtimmt ſich endgültig nach der Sachlage bei der Beendigung des zugrunde liegen⸗ 
den Rechtsverhältniſſes oder bei der ſonſtigen Abrechnung der Beteiligten. Die Feſtſtellung des Be⸗ 
trags der geſicherten Forderung, die außerhalb des Grundbuchs gemäß den $$ 781,782 durch Ver⸗ 
trag zwiſchen dem Gläubiger und dem perſönlichen Schuldner oder durch Urteil bewirkt wird (RIA 
9, 64; OLG 18, 184; 20 S. 388, 415), hat aber keine dingliche Wirkung und führt eine Anderung des 
ohnehin beſtehenden Rechtszuſtandes der Hypothek nicht herbei. Die Erhebung der dinglichen oder 
perſönlichen Klage iſt von einer ſolchen Feſtſtellung nicht abhängig. Klagt der Grundſtückseigen⸗ 
tümer gegen den Gläubiger auf Löſchungsbewilligung wegen Nichtentſtehung der Forderung, ſo 
liegt die Beweislaſt für die Entſtehung der Forderung beim Beklagten (§ 894 A 5). Wenn der 
Gläubiger das dingliche Recht aus der Hypothek gegen den vom perſönlichen Schuldner ver⸗ 
ſchiedenen Eigentümer geltend macht, ſo muß er trotz einer zwiſchen ihm und dem perſönlichen 
Schuldner getroffenen Feſtſtellung die Entſtehung der Forderung beim Beſtreiten des Eigen⸗ 
tümers beweisen. In der Regel wird aber der Vertrag oder ein gegen den Schuldner ergangenes 
Urteil auf Zahlung der Forderung genügenden Beweis auch dem Eigentümer gegenüber liefern. 
Es beſteht weder eine Vermutung noch ein allgemeiner Erfahrungsſatz dahin, daß eine Höchſt⸗ 
betragshypothek nicht oder doch nicht in voller Höhe durch eine Forderung aufgefüllt und deshalb 
ganz oder teilweiſe Eigentümergrundſchuld ſei (Rs Seuffü 90 Nr 9). Die Feſtſtellung des Be⸗ 
ſtehens der geſicherten Forderung zwiſchen Gläubiger und Eigentümer wirkt nur perſönlich. Sie 
hat ebenſowenig wie ein gegen den Eigentümer ergangenes Urteil eine Wirkung gegenüber dem 
perſönlichen Schuldner. Auf Grund dieſer Feſtſtellung (Anerkenntnis des Beſtehens der Forderung 
nach Grund und Betrag oder rechtskräftiges Urteil auf Anerkennung) kann aber die Umwandlung 
der Höchſtbetragshypothek in eine Vekehrshypothekoder in eine gewöhnliche Sicherungs⸗ 
hypothek für einen beſtimmten Betrag gemäß $ 1186 erfolgen (RG 60 ©. 243, 262; RIA 3, 156; 
11, 240; KJ 31 A 339; OLG 41, 180; 44, 144). Da die Umwandlung eine Anderung des Inhalts 
des Rechts bewirkt, iſt hierzu ferner die Einigung zwiſchen Eigentümer und Gläubiger über die Um⸗ 
wandlung und die Eintragung nötig (RIA 3,156; KGJ 31 A 337; 46,233; OLG 18,182; 41,181). 
Der Zuſtimmung der im Range gleich- oder nachſtehenden Berechtigten bedarf es aber nicht ($ 877 
A 3). Eine geſetzliche Verpflichtung zur Umwandlung beſteht für den Eigentümer allerdings nicht 
(ch 49,162). Im übrigen iſt die Zuläſſigkeit der Umwandlung einer Höchſtbetragshypothek in eine 
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gewöhnliche Sicherungshypothek in 8 1186 A 1 behandelt. — Auch $ 1180 findet auf die Höchſt be⸗ 
tragshypothet Anwendung (RG 60,262; RIU 7,232; 11,241; KGJ 45,287; 49,225; OLG 31,354; 
44,144; 81180 A 1 a. E.). An die Stelle der urſprünglich geſicherten Forderung kann eine andere 
dem Betrag nach unbeſtimmte Forderung nach Maßgabe des $ 1180 in der Weiſe geſetzt werden, 
daß die Hypothek Höchſtbetragshypothek bleibt (KGJ 31 A 339; R JA 7, 232). Es kann aber auch 
nach Maßgabe des $ 1180 und des $ 1186 eine neue dem Betrag nach beſtimmte Forderung ein- 
geſetzt und zugleich die Höchſtbetragshypothek in eine gewöhnliche Hypothek für dieſe 
Forderung umgewandelt werden, und zwar auch für einen anderen Gläubiger (RG 60, 262: RIA 
11, 241; 803 46, 233). Den Fall, daß vor der Entſtehung einer Forderung ein anderes Rechts⸗ 
verhältnis der Hypothek zugrunde gelegt werden ſoll, erörtert $ 1180 A 1. — Hat ſich bei der 
Beendigung des Rechtsverhältniſſes endgültig ergeben, daß dem Eigentümer ein Teil 
der Hypothek als Grundſchuld zuſteht, weil die entſtandenen Forderungen den Höchſt⸗ 
betrag nicht erreichen oder durch Erlöſchen (z. B. durch Zahlung) unter den Höchſtbetrag herab- 
geſunken find, jo kann der Eigentümer vom Gläubiger gemäß $ 894 die Zuſtimmung zur Be⸗ 
richtigung des Grundbuchs durch Umſchreibung des Teils auf ſeinen Namen verlangen 
oder auf Grund einer mit dem Gläubiger in der Form des 8 29 G80 getroffenen Feſtſtellung 
die Berichtigung des Grundbuchs gemäß § 22 GB oder die Löſchung des Teils gemäß den 88 27, 
29 GBO herbeiführen (RG 56, 327; 125, 136; OL® 18, 183). Die Grundſchuld kann ferner 
gemäß $ 1198 wieder in eine Hypothek umgewandelt werden, bei gleichzeitiger Abtretung 
des dinglichen Rechts auch für die Forderung eines neuen Gläubigers (RG 125, 140; OLG 31, 
355; A 5). Steht bereits feſt, daß die geſicherte zukünftige Forderung ganz oder zum Teil nicht 
zur Entſtehung gelangt iſt, ſo hat eine Verzichtserklärung des eingetragenen Gläubigers nicht die 
Bedeutung des $ 1168; vielmehr bedeutet fie nur ein Anerkenntnis des Gläubigers über die Nicht⸗ 
entſtehung der Forderung und darüber, daß die auflöſend bedingte Eigentümergrundſchuld im 
Umfang des Verzichts endgültig eine unbedingte geworden ſei (RG 97, 228).— In der Zwangs⸗ 
verſteigerung endet die Möglichkeit, daß neue Forderungen entſtehen. Denn nun 
wird feſtgeſetzt, fur welche Forderungen auf Grund der Hypothek Befriedigung aus dem Grund⸗ 
ſtück geſucht werden kann. Dieſe Rechtslage tritt aber nicht ſchon mit der Einleitung des Zwangs⸗ 
verſſeigerungsverfahrens oder mit dem Zuſchlag, ſondern erſt mit dem Verteilungstermin 
ein (ſtr.; RG 51,119; 55,222; 125,136; Gruch 48,607; a. M. OLG 31, 19,4 wonach die Fortdauer 
des geſicherten Rechtsverhältniſſes auch über den Verteilungstermin hinaus möglich ſein und im 
Falle dieſer Fortdauer für die ſpater noch entſtehenden Forderungen der an die Stelle des Grund⸗ 
ſtucks getretene Verſteigerungserlös, der zu hinterlegen ſei, ebenfalls haften ſoll). Wird, bevor die 
Hypothek völlig angefüllt ift, der Konkurs über das Vermögen des Eigentümers eröffnet, ſo kann 
nach den 88 6, 7, 15 KO nicht mehr dieſer, ſondern nur noch der Konkursverwalter, falls er nicht 
das geſicherte Kreditverhältnis löſt, die Hypothek weiter anfüllen (RG 61, 42; JW' 1912, 40224). 
Der Beſchluß in JF 7, 368 behandelt den Einfluß eines im Vergleichsverfahren (nach der 
alten Vergleichs O v. 5. 7. 1927) über das Vermögen einer offenen Handelsgeſellſchaft beſtätigten 
Vergleichs auf eine den Grundbeſitz von Geſellſchaftern belaſtende Höchſtbetragshnpothek. — 
Kautionshypotheken des früheren Rechts ſind behandelt in RG 48, 48; 49, 162; 51, 398; 
52 S. 59, 111, 411; 55, 222; RA 7, 128. Die frühere Zinſen⸗ und Koſtenkautionshypothek in 
Bayern gilt nach dem Inkrafttreten des BGB und der Anlegung des Grundbuchs gemäß Art 192 
EG als ee Ar im Sinne des $ 1190 (dazu R& 61, 375; Warn 1915 Nr 85). 

2. Der Höchſtbetrag, bis zu dem das Grundſtück haften ſoll, muß bei der Höchſtbetragshypothek⸗ 
ebenſo wie nach § 1115 der Geldbetrag der Forderung bei einer andern Hypothek, in einem be⸗ 
ſtimmten Geldbetrag in das Grundbuch eingetragen werden, widrigenfalls die Hypothek nichtig 
iſt. Aus dem Eintragungsvermerk muß ferner hervorgehen, daß die Feſtſtellung des Betrags der 
Forderung ſpäterer Zeit vorbehalten bleiben ſoll (MG HAN 1934 Nr 814). Bei der Arreſthypo⸗ 
thek iſt gemäß $ 932 ZPO der nach $ 923 ZRO feſtgeſtellte Geldbetrag (durch deſſen Hinter⸗ 
legung die Vollziehung gehemmt wird) als Höchſtbetrag zu bezeichnen. Eine Unter- 
werfung unter die ſofortige Zwangsvollſtreckung nach den $$ 794 Nr 5, 800 ARD iſt 
bei der Höchſtbetragshypothek nicht angängig, weil die Unterwerfung auf Zahlung einer be⸗ 
ſtimmten Geldſumme aus dem Grundſtück gerichtet ſein muß (RIA 2, 203; KON 28 A 145; OLG 
3, 295; 8, 148; 9, 230; 13, 196; jedoch für eine als beſtimmt erachtete Rentenforderung OLG 
17, 330). Was den Grund der geſicherten Forderung anlangt, fo wird, da $ 1190 zur 
Beſtellung einer Höchſtbetragshypothek abgeſehen von dem Höchſtbetrag den Vorbehalt der 
Feſtſtellung der „Forderung“ verlangt, dieſe Forderung gemäß $ 1115 ebenſo wie bei anderen 
Hypotheken ($ 1113 A 5; § 1115 A 1, 8) im Grundbuch vermerkt werden müſſen (ſtr.; KG 
23 A 239; 35 A 284; auch R JW 1907, 51318; a. M. OSG 14, 127). Nur iſt hier unter „For⸗ 
derung“ nicht ein beſtimmter Anſpruch zu verſtehen, ſondern die Begrenzung für die unter die 
Sicherung fallenden Forderungen, deren Feſtſtellung vorbehalten wird. Wenn das Grundſtück 
für aue Forderungen des Hypothekgläubigers gegen den Hypothekbeſteller bis zum Höchſtbetrag 
haften ſoll (1 1), jo wird ſich dies aus der einer verſtändigen Auslegung nicht unzugänglichen 
(8873 A 7 a) Eintragung des Höchſtbetrags von ſelbſt ergeben, ſo daß es eines weiteren Vermerks, 
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insbeſondere der Angabe eines Schuldgrundes oder des Schuldners, nicht bedarf (RG 65, 364; 
136, 80; KGJ 23 A 239; 35 A 283; 47, 199; OLG 26, 197). Soll aber ein anderer als der Beſteller 
der Schuldner fein, fo wird dieſer im Grundbuch vermerkt werden müſſen (ROY 35 A 282; OLG 
31, 355; $ 1113 A 5; auch RG JW 1907, 51313). Läßt die vom Beſteller für eine fremde Schuld 
beſtellte Höchſtbetragshypothek weder durch den Eintragungsvermerk noch durch die darin in 
Bezug genommene Eintragungsbewilligung den vom Grundſtückseigentümer verſchiedenen per⸗ 
ſönlichen Schuldner beſtimmt erkennen, jo iſt die Höchſtbetragshypothek nicht wirkſam eingetragen 
(DRpflRſpr 1936 Nr 324). Wenn der Kreis der zu ſichernden Forderungen nach der Vereinbarung 
der Beteiligten beſchränkt, insbeſondere beſtimmt worden iſt, daß die Hypothek nur zur Befriedi⸗ 
gung der aus einem beſtimmten Rechtsverhältnis oder einer beſtimmten Geſchäftsverbindung 
ſich ergebenden Forderungen dienen ſoll, jo iſt die Aufnahme dieſer Begrenzung in das Grundbuch 
notwendig. Jedoch genügt die Eintragung im Wege der Bezugnahme auf die Eintragungsbewilli⸗ 
gung (ROY 23 A 239; 35 A 285). — Höchſtbetragshypotheken für Schuldverſchreibungen und 
Teilſchuldverſchreibungen auf den Inhaber erörtert $ 1187 A1. 

3. Die Einrechnung der Zinſen in den Höchſtbetrag ſchreibt Abſ 2 vor, weil der Höchſtbetrag 
ſowohl die Kapitalbeträge als auch die Nebenleiſtungen umfaßt. Aus der Beſtimmung folgt: 
Sit die geſicherte Forderung verzinslich, jo iſt gleichwohl die im $ 1115 vorgeſchriebene Angabe 
des Zinsſatzes im Eintragungsvermerk bei der Höchſtbetragshypothek ausgeſchloſſen (RG 90, 
152; OLG 13, 235). Iſt trotzdem (z. B. bei einer Arreſthypothek: A 2) die Verzinslichkeit einge» 
tragen worden, jo iſt der Zinsvermerk gemäß $ 53 Abf 1 Satz 2 GBO von Amts wegen zu löſchen 
(RIA 7, 74; K 39 A 256). Wenn die Höchſtbetragshypothek in eine gewöhnliche Sicherungs⸗ 
hypothek oder eine Verkehrshypothek in ganzer Höhe umgewandelt wird (A 1) und dabei, was nach 
$ 1119 ohne Zuſtimmung der gleich- oder nachſtehenden Berechtigten zuläſſig iſt, auch noch Zinſen 
bis zu 5% eingetragen werden, ſo dürfen nur Zinſen vom Tage der Eintragung der Umwandlung 
ab eingetragen werden ($ 1119 A 1). Wenn das Kreditverhältnis, das durch die Hypothek ge⸗ 
ſichert werden ſoll, beendigt iſt und die entſtandenen (Haupt-) Forderungen den eingetragenen 
Höchſtbetrag nicht erreichen, kann immer noch durch die laufenden Zinſen die Hypothek weiter an⸗ 
gefüllt werden (RIA 15, 318). Aus Abſ 2 iſt aber nicht zu folgern, daß bei der Höchſtbetrags⸗ 
hypothek Zinſen die Eigenſchaft der Hauptforderung haben. Vielmehr haben ſie auch hier die recht⸗ 
liche Natur von Nebenleiſtungen der Hauptforderung. Die Bedeutung des Abſſ2 iſt nur die, daß 
nicht der Vorbehalt der Feſtſtellung auf das Kapital der Forderung beſchränkt ſein und daneben das 
Grundſtück über den Höchſtbetrag hinaus noch für die Zinſen haften ſoll (M 3, 767; RG 90, 152). 
Unter Zinſen ſind nicht nur die vertragsmäßigen, ſondern auch ſolche Zinſen zu verſtehen, für die bei 
anderen Hypotheken das Grundſtück nach § 1118 kraft Geſetzes haftet (M 3, 767; RA 9, 67). 
Dagegen bezieht ſich die Vorſchrift nicht auf die im $ 1118 genannten Koſten, jo daß die Haftung 
für dieſe ſich über den Höchſtbetrag hinaus erſtreckt (M 3, 768; RG 90, 172). Bei Höchſtbetrags⸗ 
hypotheken, die der Aufwertung unterliegen, ſind die Zinſen, falls die Hypothek bei der Feſt⸗ 
ſtellung der nach $ 9 Aufm® aufzuwertenden perſönlichen Forderung ſchon durch die Kapital⸗ 
forderung allein ausgefüllt wird, nicht frei nach 9 242 BGB aufzuwerten, ſondern nach $ 28 
AufwöG zu berechnen (RG HRR 1932 Nr 1050). 

4. Während nach $ 1184 Abſ 2 eine gewöhnliche Sicherungshypothek ausdrücklich als Sicherungs⸗ 
hypothek im Grundbuch bezeichnet werden muß, gilt die Höchſtbetragshypothek als Sicherungshy⸗ 
pothek, auch wenn ſie im Grundbuche nicht als ſolche bezeichnet iſt. Denn aus der Eintragung 
der Hypothek für den Höchſtbetrag ergibt ſich von ſelbſt, daß die Hypothek eine Höchſtbetrags⸗, 
alſo eine Sicherungshypothek iſt. Auch die Bezeichnung als Höchſtbetragshypothek iſt nicht not⸗ 
wendig. Vielmehr genügt es, wenn der Eintragungsvermerk die Hypothek als Höchſtbetragshypo⸗ 
thek in anderer Weiſe erkennbar macht, wenn z. B. neben der Eintragung einer Hypothek für einen 
Geldbetrag erſichtlich gemacht iſt, daß die Feſtſtellung des Betrags der Forderung einer ſpäteren 
Zeit vorbehalten fein ſoll (R& Gruch 52, 1069). Die Möglichkeit des Vorbehalts bezieht ſich aber 
nicht auf die Perſon des Gläubigers der Forderung; dieſer muß dieſelbe Perſon wie der ein⸗ 
getragene Berechtigte ſein (MON 35 A 284; OLG 18, 186). — Zuläſſig tft auch die Beſtellung 
einer Hypothek in der Weiſe, daß ihre Eintragung in der Form einer Verkehrshypothek 
bewirkt wird, während fie im Verhältnis zwiſchen den Beteiligten als Höchſtbetrags⸗ 
hypothek für der Höhe nach unbeſtimmte und wechſelnde, demnächſt noch dem Betrage nach 
feſtzuſtellende Forderungen bis zum Höchſtbetrag des eingetragenen Kapitals und der einge- 
tragenen Binfen gelten ſoll (RG 60 S. 245, 247; Gruch 51, 378; Warn 1917 Nr 19; OLG 36, 
166). Der Gläubiger kann dann die Verkehrshypothek ſo weit in Anſpruch nehmen, als er beweiſt, 
daß die zu ſichernde Forderung entſtanden iſt. Dieſen Beweis muß er nicht nur für die ſchuld⸗ 
rechtliche Klage, ſondern auch für die dingliche Klage aus der Hypothek ($ 1184 Abſ 1) erbringen, 
ſofern nicht etwa inſoweit aus der Art der Hypothekbeſtellung und des Geſchäftsverkehrs (z. B. 
Beſtellung der Hypothek als Darlehnshypothek mit Kündigungs⸗ und beſonderen Verzinſungs⸗ 
beſtimmungen für eine dem Eigentümer fortlaufenden Kredit gewährende Bank) zu entnehmen 
iſt, daß dem Eigentümer wie bei einer wirklichen Verkehrshypothek (88 1138, 891) der 
Beweis der Tilgung oder des ſonſtigen Nichtbeſtehens einer Forderung obliegen ſoll. Sollte 
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die zu ſichernde Forderung aus einem Kontokorrentverhältnis entſtehen, ſo kommt es für die 
Verteilung der Beweislaſt hinſichtlich der Entſtehung der Forderung nicht darauf an, ob das 
Kontokorrent ein eigentliches (5 355 HB) oder ein uneigentliches (laufende Rechnung) war 
(OLG 36, 166). Während des Beſtehens des Kontokorrentverhältniſſes aber kann der Gläubiger 
(ſofern nichts anderes vereinbart iſt) ſich aus der Hypothek nicht befriedigen, da ſo lange einzelne 
Forderungen und vorgetragene Saldi als geſtundet gelten (OLG 36, 167). Dritten Erwerbern 
der Hypothek gegenüber kann ſich der Eigentümer auf die wirklich gewollte Beſtellung einer 
Höchſtbetragshypothek, die ein unter den Begriff des Scheingeſchäfts (§ 117 Abi 2) fallendes 
ſog. diſſimuliertes Geſchäft iſt, nach $ 892 nur dann berufen, wenn ſie Kenntnis davon gehabt 
haben (RG Warn 1914 Nr 245). 

5. Die durch Höchſtbetragshypothek geſicherten Forderungen können zunächſt ebenſo wie 
die durch andere Buchhypotheken geſicherten Anſprüche gemäß $ 1154 Abſ 3 nach der für die 
Übertragung eines dinglichen Rechts geltenden Vorſchrift des $ 873, alſo durch Einigung und 
Eintragung, ganz oder zum Teil abgetreten werden mit der aus $ 1153 ſich ergebenden Folge, 
daß auch die Hypothek auf den Erwerber übergeht, und zwar als Höchſtbetragshypothek (RIA 7, 
227). Eine Feſtſtellung des Betrags der Forderung iſt dazu nicht erforderlich, ſofern die Über- 
tragung unter Vorbehalt der Entſtehung der Forderung erfolgt (JJ 2, 444). Insbeſondere 
iſt eine ſolche Feſtſtellung dann entbehrlich, wenn bei der Abtretung der ganzen, für entſtehende 
Forderungen aus einem Kreditverhältnis beſtellten Höchſtbetragshypothek die Beteiligten darüber 
einig geworden ſind, daß der alte Gläubiger aus der Geſchäftsverbindung mit dem Hypothek⸗ 
beſteller⸗Eigentümer ausſcheide und der neue Gläubiger in die Geſchäftsverbindung eintrete 
unter Übernahme des bisher entſtandenen Guthabens des alten Gläubigers und mit der Abrede, 
daß weitere Kredite des neuen Gläubigers an den Eigentümer gleichfalls durch die Hypothel 
geſichert fein ſollten RG 125, 139). Ergibt ſich bei einer getroffenen Feſtſtellung das Beſtehen 
einer Forderung über den Höchſtbetrag hinaus, ſo ſteht weder dem Erwerber für den abgetretenen 
Mehrbetrag noch dem bisherigen Gläubiger für den ihm etwa verbliebenen überſchießenden 
Nejtbetrag eine Hypothek zu. Erreicht im Falle der Teilabtretung der abgetretene Teil nicht den 
Höchſtbetrag, ſo verbleibt der Reſtbetrag dem bisherigen Gläubiger als Höchſtbetragshypotheb 
für ſeine Forderungen (RIA 3, 90; 7, 227 9, 64; O8 4, 320). Vgl. ferner OLG 14, 128 (Folgen 
der Zahlung vor der Abtretung), OLG 18, 185 (Eintreten eines Dritten in das geſicherte Rechts⸗ 
verhältnis gegen Abtretung der Höchſtbetragshypothek). Eine Abtretung der Hypothek allein ohne 
die geficherte Forderung iſt nach $ 1153 Abſ 2 auch hier unzuläſſig (RIA 4, 240). St durch Ver⸗ 
trag zwiſchen Gläubiger und Eigentümer feſtgeſtellt, daß die Hypothek durch Forderungen nicht 
voll belegt iſt, und hat ſich ſomit ergeben, daß die Hypothek zu dem nicht belegten Teil endgültig 
Eigentumergrundſchuld iſt (A 1), fo darf der Gläubiger dieſen Teil, der ihm nicht gehört, nicht 
abtreten (RYU 9, 64; a. M. OLG 18, 204). Der Teil kann dann nur auf dem Wege der Umwand⸗ 
lung (5 1198) wieder zu einer Gläubiger⸗Höchſtbetragshypothek für den Abtretungsempfänger 
werden (ach 125, 140; A 1). Dies hat auch der Grundbuchrichter bei der Prüfung eines Antrags 
auf Umſchreibung zu beachten, wenn ſich ein ſolcher Vertrag aus den vorgelegten Urkunden ergibt. 
Die bloße Möglichkeit, daß ein Teil der Hypothek nicht belegt iſt, berechtigt aber den Grundbuch⸗ 
richter nicht, die Eintragung der vom Gläubiger erklärten Abtretung der ganzen Hypothek ab⸗ 
zulehnen. Denn auch für die Höchſtbetragshypothek gilt die für den Grundbuchrichter in erſter 
Linie maßgebende ($ 891 A 4) Vermutung aus $ 891, daß der eingetragene Gläubiger der wirklich. 
Berechtigte iſt (RIA 9, 64; 12, 154; IF6 2, 444: a. M. NA 4, 240). — Ferner kann bei der 
ee anders als bei der gewöhnlichen Sicherungshypothek, nach $ 1190 Abſ 4 
die Forderung auch (Begründung hierfür: M 3, 768) nach den für die Übertragung von Forde⸗ 
rungen geltenden allgemeinen Vorſchriften, alfo nach den $$ 398ff. durch formloſen Vertrag und 
ohne Eintragung, übertragen werden mit der Maßgabe, daß der Übergang der Hypothek aus⸗ 
geſchloſſen iſt, daß alſo der Erwerber nur das Forderungsrecht erlangt und die Hypothek von der 
abgetretenen Forderung losgelöſt wird. Sind alle geficherten Forderungen in dieſer Weiſe ab⸗ 
getreten, fo fällt die Hypothek gemäß den 98 1163 Abſ 1 Satz 2, 1177 Abſ 1 dem Eigentümer als 
unbedingte (A 1) Grundſchuld zu, weil die Hypothekforderung als ſolche gleichſam erloſchen ift (tr.; 
RIA 7, 231). St aber nur ein Teil abgetreten, ſo verbleibt die Hypothek als Höchſtbetragshypotbek 
dem bisherigen Gläubiger für ſeine übrigen Forderungen aus dem geſicherten Rechtsverhältnis 
(Prot 3, 690). Iſt in der Abtretungsurkunde erklärt, die Höchſtbetragshypothek ſei zwar für den 
Abtretenden eingetragen, ſtehe aber in Wirklichkeit dem Abtretungsempfänger zu und werde des⸗ 
halb an dieſen abgetreten, fo iſt nicht die durch die Hypothek geſicherte Forderung für ſich allein ohne 
die Hypothek, ſondern auch die Hypothek abgetreten. Zur Wirkſamkeit der Abtretung bedarf es alſo 
der Eintragung in das Grundbuch. Iſt das deutſche Grundbuch vernichtet (z. B. in den Kolonien 
im Kriegsfall durch eine feindliche Macht) und ſomit die Eintragung der Abtretung unmöglich ge⸗ 
worden, ſo iſt gleichwohl die Abtretung nicht dahin umzudeuten, daß nur die Forderung allein ab⸗ 
getreten und deshalb zur Wirksamkeit der Abtretung die Eintragung entbehrlich ſei (RGS 133, 89). — 
Fur die Pfändung der Höchſtbetragshypothek gilt die dem 8 1190 Abſ 4 BGB entſprechende 
Vorſchrift des 5837 Abſ 3 ZRO. 
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Ein Grundſtück kann in der Weiſe belaſtet werden, daß an denjenigen, zu 
deſſen Gunſten die Belaſtung erfolgt, eine beſtimmte Geldſumme aus dem 
Grundſtücke zu zahlen iſt (Grundſchuld) ). 

Die Belaſtung kann auch in der Weiſe erfolgen, daß Zinſen von der Geld- 
ſumme ſowie andere Nebenleiſtungen aus dem Grundftüde zu entrichten find 2). 

E I 1135 II 1100; M 3 779; P 3 708. 


1. Die im Abf 1 für die Grundſchuld gegebene Begriffsbeſtimmung unterſcheidet ſich von 
der im § 1113 Abſ 1 für die Hypothek gegebenen nur dadurch, daß die Worte „zur Befriedigung 
wegen einer ihm zuſtehenden Forderung“ fehlen. Daher gilt das zu 5 1113 Bemerkte, ſoweit 
es nicht die Forderung betrifft (A 5, 7), auch für die Belaſtung eines Grundſtücks mit einer Grund⸗ 
ſchuld. Aus der Nichtaufnahme der bezeichneten Worte ergibt ſich zugleich der Weſensunterſchied 
zwiſchen Hypothek und Grundſchuld. Während die Hypothek zur Entſtehung und zum Beſtehen⸗ 
bleiben als Hypothek eine zugrunde liegende Forderung vorausſetzt, wegen deren der Gläubiger 
Befriedigung aus dem geſamten Vermögen des Schuldners neben der Befriedigung des ding⸗ 
lichen Rechts aus dem Grundſtück ſuchen kann, iſt die Entſtehung der Grundſchuld und ihr Fort⸗ 
beſtehen als dingliches Recht dieſer Art von dem Beſtehen einer Forderung ſachen⸗ 
rechtlich unabhängig. Der Gläubiger der Grundſchuld kann ſich zu ſeiner Befriedigung nur 
an das belaſtete Grundſtück halten (RG 78, 65; Warn 1913 Nr 57; KGJ 43, 255). Ins⸗ 
beſondere läßt das Ausbleiben der ſog. Valutazahlung den rechtlichen Beſtand der Grund⸗ 
ſchuld unberührt. Sie wird gemäß $ 873 durch Einigung und Eintragung rechtswirkſam begründet, 
auch wenn die verſprochene Valuta, das Entgelt für die Beſtellung, nicht gewährt wird. Das 
Entgelt iſt lediglich Gegenſtand des ſchuldrechtlichen Grundgeſchäfts, das den Anlaß zu der Be⸗ 
ſtellung der Grundſchuld gibt; der Beſtand dinglicher Rechte an Grundſtücken iſt aber ſachenrechtlich 
von dem Grundgeſchäft nicht abhängig (8 373 A 7 b). Die Grundſchuld kann auch unentgeltlich, 
ſchenkungsweiſe beſtellt werden. Ferner braucht das Entgelt nicht auf eine Leiſtung gerichtet zu 
ſein; z. B. kann eine Grundſchuld an Erfüllungs Statt für eine geſchuldete Leiſtung beſtellt werden 
(RG 78, 65). Allerdings kann und wird ſogar in der Regel auch zu der Grundſchuld, die der Eigen⸗ 
tümer für einen andern beſtellt, eine Forderung in Beziehung geſetzt ſein; namentlich wird die 
Grundſchuld häufig zur Sicherung einer Forderung dienen (RG 121, 43; ferner RG 121, 191: wird 
in einem Kaufvertrag vom Käufer eine Grundſchuld in Anrechnung auf den Kaufpreis beſtellt, fo iſt 
zu prüfen, ob mit der Beſtellung ein entſprechender Teil des Kaufpreiſes getilgt oder ob durch die 
Grundſchuld eine Kaufgeldforderung geſichert werden ſoll). Aber die Forderung iſt dann nicht 
Rechtsinhalt der Grundſchuld, ſondern nur Beweggrund für ihre Beſtellung. Das dingliche Recht 
erfährt keine Umgeſtaltung wie regelmäßig die Hypothek (4. B. im Wege der Umwandlung in eine 
Eigentümergrundſchuld) und wird auch ſonſt in ſeinem Beſtande nicht berührt, wenn die Forderung 
(die übrigens in das Grundbuch nicht eingetragen werden darf) nicht entſtanden oder erloſchen 
iſt oder wenn ihre Geltendmachung durch eine Einrede dauernd ausgeſchloſſen wird (RGS 60, 255; 
63, 185; 78, 65; 81, 71; 109, 115; 131, 298; 145, 156; JW 1901, 56417; 1932, 1550; Warn 1913 
Nr 57; SeuffA 75 Nr 103; RIA 12, 252; KGJ 53, 221). Unter Umſtänden können freilich die 
Rechtsgründe, die gegen die Forderung wirken, in gleicher Weiſe auch gegen die Begründung des 
dinglichen Rechts ihre Wirkung äußern (z. B. die Geſchäftsunfähigkeit des ſich Verpflichtenden und 
gleichzeitig die Grundſchuld Beſtellenden) oder ſonſt die Grundſchuldbeſtellung ſelbſt (3. B. wegen 
Wuchers) nichtig machen (RG Warn 1913 Nr 353). Abgeſehen von ſolchen Sonderfällen wird aber 
das Nichtbeſtehen der Forderung nur nach Maßgabe des Rechtes der Schuldverhältniſſe auf die 
Grundſchuld von Einfluß ſein können, und zwar inſoweit, als die Forderung den Rechtsgrund 
für die Beſtellung der Grundſchuld, alſo für die Bewirkung einer Leiſtung, abgegeben hat. Beſteht 
dieſer Rechtsgrund nicht, ſo wird ein ſchuldrechtlicher Anſpruch auf Beſeitigung oder 
Übertragung der Grundſchuld auf Grund des Grundrechtsgeſchäfts oder gemäß den 98 812ff. 
gegeben fein (RG 63, 185; 73, 143; 78, 65; 85, 91; 124, 93; 143, 115; JW 1901, 46517; 1931, 
273354; Warn 1913 Nr 57; 1914 Nr 292; SeuffA 75 Nr 103). Dies gilt insbeſondere auch dann, 
wenn die Grundſchuld zur Sicherung einer Darlehnsforderung, die erſt durch Zahlung des Darlehns 
zur Entſtehung gebracht (valutiert) werden ſollte, beſtellt iſt und die Forderung nicht zur Ent⸗ 
ſtehung kommt (RG 78, 65; 85, 91; JW 1901, 46517; Warn 1913 Nr 353; 1914 Nr 292; 80% 53, 
221). Dasſelbe gilt, wenn eine Grundſchuld zur Sicherheit für einen künftigen Erbſchaftsanſpruch 
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beſtellt iſt und der Gläubiger dann vor dem Eintritt des Erbfalls ſtirbt, jo daß der Erbſchaftsanſpruch 
nicht zur Entſtehung gelangt (RG SeuffA 75 Nr 103). Wenn die durch die Grundſchuld geſicherte 
Forderung nicht entſteht oder für ſich allein erliſcht, tritt alſo (anders als bei der Hypothek: 8 1163 
Abſ 1, 1177 Abſ 1) nicht ohne weiteres eine Vereinigung der Grundſchuld mit dem Eigentum in 
einer Perſon ein. Vielmehr bleibt die Grundſchuld für den Grundſchuldgläubiger an ſich beſtehen 
(N 78, 67; 85, 91; SeuffA 75 Nr 103; KGJ 53, 221; 81192 A 1 Abſ 3) und gehört, wenn er ſtirbt, 
zu feinem Nachlaß (RG SeuffA 75 Nr 103). Der ſchuldrechtliche Anſpruch auf ihre Beſeitigung 
oder Übertragung ſteht mangels einer beſonderen Abtretung lediglich dem Beſteller der Grund⸗ 
ſchuld, nicht einem Sondernachfolger im Eigentum zu (NG 68, 102; JW 1901, 46517; Gruch 48, 
937) und kann unbedingt nur gegenttber dem urſprünglichen Erwerber der Grundſchuld, 
ſei es durch Klage, ſei es im Wege der Einrede gegen die dingliche Klage aus der Grundſchuld, 
geltend gemacht werden (JW 1901, 46517). Immerhin iſt für eine Einrede aus dem Grundrechts 
geſchäft, insbeſondere wegen des Nichtentſtehens oder Erlöſchens der Forderung, zu deren Siche- 
rung die Grundſchuld beſtellt wurde, $ 1157 (mit $ 1192) auch bei der dinglichen Klage eines 
ſpäteren Erwerbers der Grundſchuld anwendbar. Eine ſolche Einrede kann alſo auch dem 
ſpäteren Erwerber, der beim Erwerb Kenntnis vom Fehlen oder Wegfall des Rechtsgrundes 
hat oder — wie bei Zinsrückſtänden ($ 1159 Abſ 2) — aus anderen Gründen nicht unter dem Schutz 
des öffentlichen Glaubens des Grundbuchs ſteht (RG 29. 10. 1928 V 126/28), vom Grundſchuldbe⸗ 
ſteller entgegengeſetzt werden. Denn das der Grundſchuldbeſtellung zugrunde liegende ſchuldrecht⸗ 
liche Grundgeſchäft iſt ein zwiſchen dem die Grundſchuld beſtellenden Eigentümer und dem ur⸗ 
ſprünglichen Gläubiger beſtehendes Rechtsverhältnis im Sinne des $ 1157. Dieſe Vorſchrift hat, 
weil die dem Eigentümer bei der Hypothek nach $ 1137 zuſtehenden Einreden gegen die geſicherte 
perſönliche Forderung für die Grundſchuld nicht in Betracht kommen, für dieſe auch hinſichtlich des 
ſchuldrechtlichen Grundgeſchäfts eine beſondere Bedeutung (Denkſchrift zur Reichstagsvorlage 
S. 221; 81157 A 2; R Warn 1914 Nr 292; KJ 53, 221; auch RG JW 1901, 46517; Seuff A 64, 
196). Daraus folgt weiter, daß der die Grundſchuld beſtellende Eigentümer beim Fehlen oder Weg⸗ 
fall des Rechtsgrundes für die Beſtellung, insbeſondere wenn die Forderung, zu deren Sicherheit 
die Grundſchuld dienen Sollte, nicht zur Entſtehung gelangt oder getilgt iſt, nach den 58 1169, 1192 
nicht nur von dem urſprünglichen Gläubiger ($ 1169 A 1), ſondern auch von dem ſpäteren Erwerber 
der Grundſchuld, der beim Erwerb bösgläubig oder ſonſt nicht durch § 892 geſchützt geweſen 
iſt, den Verzicht auf die Grundſchuld im Klagewege verlangen kann (R 91, 225; 
Warn 1914 Nr 292). Iſt ein Fall des 8822 (unentgeltliche Zuwendung an den Dritten) 
gegeben oder iſt der Anſpruch auf Aufhebung der Grundſchuld vorgemerkt geweſen (88 883 
Abſ 2, 888), ſo kann auch gegen einen gutgläubigen ſpäteren Erwerber die Beſeitigung der Grund⸗ 
ſchuld durchgeſetzt werden. Dagegen findet $ 1163 Abſ 1 Satz 1 auf die Grundſchuld keine An⸗ 
wendung. Wenn die Grundſchuld zur Sicherung einer Forderung dienen ſollte und 
dieſe nicht zur Entſtehung gelangt iſt, ſo ſteht die Grundſchuld nicht ohne weiteres dem Eigen⸗ 
tümer zu (RG 60, 251; 78, 66; Warn 1913 Nr 57; 81192 A 1 Abſ 3). Gerade hierin beſteht ein 
weſentlicher Unterſchied zwiſchen Hypothek und Grundſchuld. Aus dem Weſensunterſchied der 
beiden Rechte folgt auch, daß die zur Sicherung einer perſönlichen Forderung beſtimmte Grund⸗ 
ſchuld nicht dahin beſtellt werden kann, daß nach ihrem Inhalt aus dem Grundſtück nur die aus 
dem perſönlichen Schuldverhältnis geſchuldeten Beträge zu zahlen find (JW 1932, 17594). Die 
Abrede, daß Zahlungen auf die perſönliche Forderung nicht auf die Grundſchuld anzu⸗ 
rechnen ſeien, kann nur mit ſchuldrechtlicher Wirkung getroffen, aber nicht durch Eintragung in das 
Grundbuch verdinglicht werden (JW 1933, 642). Bei einer Grundſchuld, die zur Sicherung von 
Anſprüchen aus einer Geſchäftsverbindung beſtellt iſt, wird regelmäßig der Wille der Beteiligten 
dahin gehen, daß Zahlungen des Schuldners während der Geſchäftsverbindung nicht auf die 
Grundſchuld, ſondern nur auf die geſicherten perſonlichen Anſprüche verrechnet werden ſollen; 
durch ſolche Zahlungen entſteht keine Eigentümergrundſchuld (HRN 1936 Nr 402). Deshalb bleibt 
auch der Grundſchuldgläubiger, ſolange Zahlungen nur auf die geſicherten perſönlichen Forde⸗ 
rungen, nicht auf die Grundſchuld ſelbſt geleiſtet ſind, trotz ſeiner Befriedigung immer noch allein 
zur Bewilligung der Löſchung der Grundſchuld berechtigt (JF 17, 201). Inwieweit der auf⸗ 
ſchiebend bedingte ſchuldrechtliche Anſpruch des Grundſchuldbeſtellers auf Beſeitigung oder Rück⸗ 
übertragung der ſicherungshalber beſtellten Grundſchuld nach Tilgung der geſicherten Forderung 
einer Abtretung und Pfändung unterliegt und wie ſich Inhalt und Umfang der Befugnis des 
Grundſchuldgläubigers zur Verwertung einer ſolchen Grundſchuld zwecks Befriedigung der 
geſicherten Forderung beſtimmen, wird in RG 143, 113 näher dargelegt. Inwieweit der fiduziariſch 
gesicherte Grundſchuldgläubiger in der Abtretung der Grundſchuld frei oder beſchränkt ift, richtet 
ſich nach den Umſtänden des Einzelfalls; regelmäßig wird er die Grundſchuld nur mit der Maßgabe 
abtreten dürfen, daß die Befriedigung aus dem Grundſtlück auch in der Hand des Abtretungs⸗ 
empfängers nur in der jeweiligen Höhe des zu ſichernden Schuldbetrags zuläſſig iſt (RG JW 1936, 
23107). — Für ein und dieſelbe Forderung kann an mehreren Grundſtücken nur eine Geſamt⸗ 
hypothek beſtellt werden. Dagegen kann für ein und dieſelbe Forderung an dem einen Grundſtück 
eine Hypothek beſtellt werden und an dem andern Grundſtück eine Grundſchuld ohne Geſamt⸗ 
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haftung in der Weiſe, daß der Gläubiger in der dinglichen Geltendmachung der Grundſchuld nur 
ſchuldrechtlich eingeſchränkt ſein ſoll inſofern, als ihm die Grundſchuld nicht in vollem Betrag 
endgültig gebühren, ſondern bloß zu ſeiner Sicherung zur Verfügung ſtehen ſoll, ſoweit ihm eine 
Forderung gegen den Hypothekenſchuldner erwachſen iſt, daß ihm alſo die Grundſchuld inſofern 
nur zu treuen Händen beſtellt iſt. Denn die Tatſache, daß der Gläubiger berechtigt iſt, die Geld⸗ 
ſumme, die er kraft ſeiner Grundſchuld aus dem belaſteten Grundſtück zu verlangen hat, zur Tilgung 
ſeiner Forderung gegen den Hypothekenſchuldner zu verwenden, andererſeits jedoch auch ſchuld⸗ 
rechtlich verpflichtet iſt, die Grundſchuld nicht über den Betrag ſeiner Forderung hinaus geltend 
zu machen, bildet kein Hindernis dafür, daß ihm zur Sicherung eben dieſer ſeiner Forderung eine 
ſelbſtändige Hypothek an einem anderen Grundſtück beſtellt wird (RG 132, 136). — Ferner braucht 
der Grundſchuldgläubiger, auch wenn er der urſprüngliche Gläubiger iſt, bei Erhebung der 
dinglichen Klage aus der Grundſchuld das Beſtehen der Forderung, zu deren Sicherung 
die Grundſchuld dient, nicht zu beweiſen. Denn ihm fteht nicht nur die Vermutung aus $ 891 
zur Seite, ſondern das Grundſchuldrecht wird durch das Nichtbeſtehen der Forderung an ſich über⸗ 
haupt nicht berührt. Erhebt aber der beklagte Eigentümer, ſofern er der Grundſchuldbeſteller ift, 
den Einwand, daß der Rechtsgrund für die Grundſchuldbeſtellung nicht beſtehe, ſo wird den ur⸗ 
ſprünglichen Gläubiger unter Umſtänden die Beweislaſt für das Beſtehen des Rechtsgrundes in 
gewiſſen Grenzen treffen, ſo z. B. wenn die Parteien darüber einig ſind, daß bei der Begründung 
der Grundſchuld die Höhe der Forderung noch nicht feſtſtand und die Feſtſtellung des Forderungs⸗ 
betrags einer ſpäteren Zeit vorbehalten wurde (MG 60, 249). Iſt dagegen in einem ſolchen Fall 
die Entſtehung der durch die Grundſchuld zu ſichernden Forderung in beſtimmter Höhe feſtgeſtellt 
und geht der Streit nur darum, ob dieſe Forderung nachträglich durch Tilgung oder in anderer 
Weiſe wieder beſeitigt worden ift, jo trifft die Beweislaſt nicht den klagenden Grundſchuldgläubiger, 
ſondern den beklagten Grundſtückseigentümer, der den Einwand des weggefallenen Rechtsgrundes 
für die Grundſchuldbeſtellung erhebt (RG Warn 1985 Nr 6). Das gilt namentlich auch dann, wenn 
der Grundſtückseigentümer die Grundſchuld nach dem Erlöſchen der geſicherten Forderung nicht nur 
gemäß den Grundſätzen der ungerechtfertigten Bereicherung, ſondern ſogar auf Grund eines 
vertraglichen Rückgewähranſpruchs zurückverlangen kann (RG Warn 1934 Nr 77). — Weiter gehen 
Grundſchuld und Forderung bei der Abtretung getrennte Wege. Die Abtretung der 
Grundſchuld erfolgt nach § 1154 (mit § 1192), die der Forderung nach den 88 398 ff. Die 
Vorſchriften des § 1153 finden keine Anwendung, auch dann nicht, wenn die Grundſchuld 
zur Sicherung einer Forderung beſtellt it (RIA 12, 251). Die Forderung kann ohne die 
Grundſchuld, die Grundſchuld ohne die Forderung abgetreten werden. Weder hat die Ab⸗ 
tretung der Grundſchuld den Übergang der Forderung noch die Abtretung der Forderung 
den Übergang der Grundſchuld ohne weiteres (d. h. ohne beſondere Mitabtretung) zur 
Folge. Insbeſondere kommt bei der Abtretung der Forderung nicht $ 401 zur Anwendung, 
da die Grundſchuld kein Nebenrecht der Forderung im Sinne dieſer Vorſchrift iſt (RIA 12, 251). 
Ob der Erwerber auch die Abtretung der Forderung oder der Grundſchuld verlangen kann, be⸗ 
ſtimmt ſich nach dem Rechtsgrunde der Abtretung. Desgleichen geht die Grundſchuld, wenn die 
Forderung kraft Geſetzes (8 412) auf einen andern übergeht (z. B. gemäß $ 774, wenn der 
Bürge den Gläubiger befriedigt), nicht ohne weiteres mit über (RJA 12, 251). — Da das Er⸗ 
löſchen der Forderung das Grundſchuldrecht nicht berührt, bewirkt weder die Tilgung der For⸗ 
derung für ſich allein den Übergang der Grundſchuld auf den Eigentümer gemäß § 1163 Abf 1 
Satz 2 (vgl. $ 1192 A 1 Abſ 3) noch die Bezahlung der Forderung durch den vom Eigentümer 
verſchiedenen Schuldner den Übergang der Grundſchuld auf den Schuldner nach Maßgabe des 
$ 1164 (ſtr.). Ebenſowenig finden die mit $ 1164 in Zuſammenhang ſtehenden 98 1165, 1166 An⸗ 
wendung. Ob der Gläubiger, dem die Grundſchuld trotz Tilgung der Forderung verbleibt, zur 
Abtretung der Grundſchuld, insbeſondere an den zahlenden Schuldner, verpflichtet iſt, richtet 
ſich nach dem zwiſchen den Beteiligten beſtehenden Rechtsverhältnis. Übernimmt der Er⸗ 
werber des Grundſtücks, das mit einer zur Sicherung einer Forderung dienenden Grundſchuld 
belaſtet iſt, die perſönliche Schuld, jo iſt $ 416 nicht anwendbar. Eine Ausnahmebeſtimmung 
gibt inſoweit jedoch 953 Abſ 2 ZUG. — Die Grundſchuld iſt nicht ſelbſt ein Forderungs⸗ 
recht oder eine ſog. Realobligation, In dieſer Hinſicht gilt auch für fie das in $ 1113 A 6 für 
die Hypothek Bemerkte. Daher iſt die Beſtellung der Grundſchuld z. B. auch nicht im Sinne 
des $ 817 Satz 2 eine Leiſtung, die in der Eingehung einer Verbindlichkeit beſteht (RG 63, 188; 73, 
143; Warn 1918 Nr 10). Den Nießbrauch und das Pfandrecht an einer Grundſchuld regeln die 
J 1080, 1291, die Pfändung einer Grundſchuld §857 Abſ6 ZPO. Dient die Grundſchuld zur 
Sicherung einer Forderung, ſo kann dieſe für ſich allein nach $ 829 3 PO gepfändet werden; 
3830 3 betrifft nur die Pfändung einer Forderung, für die eine Hypothek beſteht, findet alſo 
bei der Pfändung einer Grundſchuld keine Anwendung (RG 81, 71). 

2. Abſ 2 erklärt ausdrücklich die Grundſtücksbelaſtung für Zinſen oder andere Nebenleiſtungen 
der Grundſchuld als zuläſſig. Die Vorſchrift dient zur Verhütung von Zweifeln, die ſich 
daraus ergeben könnten, daß Abs 1 bei der Grundſchuld die Beſtimmtheit der Geldſumme erfordert 
(M 3, 780: RIA 14, 307). Auch dieſe Belaſtung bedarf nach 5873 der Einigung und Eintragung. 
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Gemäß 8 1115 (mit $ 1192) iſt bei der Eintragung der Zinsſatz oder der Geldbetrag der anderen 
Nebenleiſtungen in den Eintragungsvermerk aufzunehmen. Nach $ 1118 (mit § 1192) haftet 
aber das Grundſtück für die geſetzlichen Zinſen und die dort bezeichneten Koſten kraft Geſetzes. 
Nach $ 1192 Abſ 2 gelten für die Zinſen der Grundſchuld die Vorſchriften über die Zinſen einer 
Hypothekenforderung. Das Verhältnis der Grundſchuldzinſen zu den Zinſen der perſönlichen For⸗ 
derung, die durch die Grundſchuld geſichert werden ſoll (A 1), behandelt das Urteil RG Seuff A. 
87 Nr 29. Der Eintragung einer verzinslichen Grundſchuld für die Ehefrau des Ei- 
gentümers ſteht der Umſtand nicht entgegen, daß dem Eigentümer kraft ſeines ehemännlichen 
Nutzungsrechts die Zinſen zufallen müßten. Denn nach $ 1196 Abſ 1 kann der Eigentümer auch 
für ſich ſelbſt eine verzinsliche Grundſchuld beſtellen (EJ 37 A 295; wegen der Eintragung einer 
verzinslichen Hypothek für die Ehefrau des Eigentümers vgl. § 99 A 1 a. E.; § 1113 A 5 a. E.). 


8 1192 


Auf die Grundſchuld finden die Vorſchriften über die Hypothek entſprechende 
Anwendung, ſoweit ſich nicht daraus ein anderes ergibt, daß die Grundſchuld 
nicht eine Forderung vorausſetzt ). 

Für Zinſen der Grundſchuld gelten die Vorſchriften über die Zinſen einer 
Hypothekenforderung ). 

E I 1136, 1138, 1141 II 1101; M 3 780, 788, 790; P 3 709, 712. 


1. 8 1192 Abſ 1 ſtellt zunächſt den Regelſatz auf, daß auf die Grundſchuld die Vorſchriften über 
die Hypothek entſprechende Anwendung finden, und fügt dann die Einſchränkung bei, ſoweit ſich 
nicht ein anderes (d. h. die Unanwendbarkeit) daraus ergibt, daß die Grundſchuld nicht eine For⸗ 
derung vorausſetzt. Dieſe Einſchränkung bedeutet nicht etwa, daß alle Vorſchriften, welche die 
Hypothekenforderung betreffen, von der Anwendung auf die Grundſchuld ausgeſchloſſen ſind. 
Vielmehr gilt auch für dieſe Vorſchriften der vorangeſtellte Regelſatz, indem die entſprechende 
Anwendung in der Weiſe zu erfolgen hat, daß an Stelle der Forderung die Grundſchuld zu ſetzen 
iſt. Nur diejenigen auf die Hypothekenforderung bezüglichen Vorſchriften ſind unanwendbar, 
die unmittelbar im Zuſammenhang damit ſtehen, daß die Hypothek eine Forderung vorausſetzt, 
von dem Beſtehen einer Forderung abhängig iſt. Anderſeits ſind auch ſonſtige Vorſchriften von 
der Anwendung ausgeſchloſſen, wenn ſie mit dem Weſen der Grundſchuld unvereinbar ſind. 
Danach find unanwendbar: § 1115 Abſ 1 Halbſ 2 (Bezugnahme auf die Eintragungsbewilligung 
zur Bezeichnung der Forderung; vgl. jedoch § 874); 88 1137 (Einreden aus dem perſönlichen 
Schuldverhältnis), 1138 (Erſtreckung des öffentlichen Glaubens des Grundbuchs auf die Forde⸗ 
rung und die Einreden aus $ 1137; KGJ 43, 254), 1139 (Widerſpruch wegen nicht erfolgter Aus⸗ 
zahlung des Darlehns), 1142 Abs! letzter Halbſatz (HNN 1935 Nr 738), 1148 Abſ 1 Satz 2 (ent- 
ſprechende Anwendung des 8 774 Abſ 1; vgl. § 1143 A 7), 1153 (Untrennbarkeit der Forderung 
von der Hypothek; § 1191 A 1), 1161 (Geltendmachung der Forderung), 1163 Abſ 1 (Übergang 
der Hypothek auf den Eigentümer beim Nichtentſtehen oder Erlöſchen der Forderung; dazu Abſ 3 
dieſer Anmerkung), 1164-1167, 1174 (Rechtsverhältniſſe des perſönlichen Schuldners zum 
Gläubiger), 1177 (Eigentümergrundſchuld, Hypothek des Eigentümers; unten Abf 3), 11841187, 
1190 (Sicherungs⸗, Order, Höchſtbetragshypothek; die Grundſchuld für den Briefinhaber regelt 
§ 1195, die Umwandlung der Grundſchuld in eine Hypothek und umgekehrt $ 1198). 

Für die entſprechende Anwendung der übrigen Vorſchriften über die Hypothek iſt folgendes 
hervorzuheben: $ 1115 Abſ 1 Halbſ 1 (Abſ 2 iſt auch anwendbar): Bei der Eintragung der Grund⸗ 
ſchuld müſſen der Gläubiger, die Geldſumme, bei Verzinslichkeit der Zinsſatz, der Geldbetrag 
etwaiger anderer Nebenleiſtungen im Grundbuch angegeben werden. — § 1116: Die Grund⸗ 
ſchuld iſt Briefgrundſchuld oder (wenn die Erteilung des Briefs ausgeſchloſſen wird) Buchgrund⸗ 
ſchuld. Die Herſtellung des Grundſchuldbriefs regeln die $$ 56, 57, 70 GBO. — 8 1117: Der 
Gläubiger erwirbt die Briefgrundſchuld erſt, wenn ihm der Brief vom Eigentümer über⸗ 
geben iſt. — $$ 1120-1180: Auf die Gegenſtände, die außer dem Grundſtück für die 
Hypothek haften, erſtreckt ſich auch die Haftung für die Grundſchuld. — 8 1131: Wird ein Grund⸗ 
ſtück als Beſtandteil einem andern Grundſtück zugeſchrieben, ſo erſtrecken ſich die an dieſem Grund⸗ 
ſtück beſtehenden Grundſchulden auf das zugeſchriebene Grundſtück. — § 1132: Die Beſtellung 
einer Geſamtgrundſchuld an mehreren Grundſtücken iſt in der Weiſe zuläffig, daß nur einmal 
Zahlung zu erfolgen hat. — 88 1183—41135: Im Falle der Gefährdung der Grundſchuld durch 
Verſchlechterung des Grundſtücks uſw. ſtehen dem Grundſchuldgläubiger dieſelben Rechtsbehelfe 
zu wie dem Gläubiger einer Hypothek. — 8 1136: gilt auch für eine Vereinbarung, durch die ſich 
der Eigentümer dem Grundſchuldgläubiger gegenüber verpflichtet, das Grundſtück nicht zu ver⸗ 
äußern oder nicht weiter zu belaſten (RG HMM 1929 Nr 1573). — 88 1142, 1148 Abſ 1 Satz 1, 
§ 1176: Der Eigentümer iſt berechtigt, den Gläubiger zu befriedigen, wenn die Grundſchuld fällig 
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geworden ift. Die Befriedigung kann auch durch Hinterlegung oder durch Aufrechnung erfolgen 
(81142 A4). Soweit der Eigentümer den Gläubiger befriedigt, geht die Grund- 
ſchuld auf ihn über (8 1143 A 6). Im Falle teilweiſer Befriedigung hat der dem Gläubiger ver- 
bleibende Teil den Vorrang vor dem dem Eigentümer zufallenden Teil der Grundſchuld. — 
88 1144, 1145: Bei voller oder teilweiſer Befriedigung des Gläubigers durch den Eigentümer kann 
dieſer die Aushändigung oder Vorlegung des Grundſchuldbriefs uſw. ſowie die Aushändigung der 
ſonſtigen zur Berichtigung des Grundbuchs oder zur Löſchung der Grundſchuld erforderlichen Ur⸗ 
kunden verlangen. — 88 1147, 1181: Die Befriedigung des Gläubigers aus dem Grundſtück und den 
Gegenſtänden, auf die ſich die Grundſchuld erſtreckt, erfolgt im Wege der Zwangsvollſtreckung. Wird 
der Gläubiger auf dieſem Wege befriedigt, ſo erliſcht die Grundſchuld. — § 1150: Verlangt der 
Gläubiger Befriedigung aus dem Grundſtück, ſo kann jeder, der im Falle der Zwangsverſteigerung 
Gefahr läuft, ein Recht an dem Grundſtück oder den Beſitz des Grundſtücks zu verlieren, den 
Gläubiger befriedigen. Soweit er den Gläubiger befriedigt, geht die Grundſchuld auf ihn über. — 
§ 1152: Bei der Teilung einer Briefgrundſchuld kann für jeden Teil ein Teilgrundſchuldbrief 
hergeſtellt werden. — § 1154: Zur Abtretung einer Briefgrundſchuld iſt Übergabe des Grund⸗ 
ſchuldbriefs und ſchriftliche Abtretungserklärung, die durch Eintragung der Abtretung in das 
Grundbuch erſetzt werden kann, erforderlich und zur Abtretung einer Buchgrundſchuld Einigung 
und Eintragung. Die Abtretung einer Grundſchuld für den Briefinhaber erläutern 8 1195 A 1, 
§ 1187 A 3. — 8 1157: Eine Einrede, die dem Eigentümer auf Grund eines 
zwiſchen ihm und dem Gläubiger beſtehenden Rechtsverhältniſſes gegen die 
Grundſchuld zuſteht, kann auch einem Sondernachfolger des Gläubigers ent- 
gegengeſetzt werden, wenn ſie ihm zur Zeit des Erwerbs bekannt war oder aus dem 
Grundbuch oder aus dem Grundſchuldbrief ſich ergab (51157 A 2, § 1191 A 1). Für die Art der 
nach dieſer Vorſchrift in Betracht kommenden Einreden gilt das in § 1157 A1 Bemerkte. Ein- 
reden des die Grundſchuld beſtellenden Eigentümers auf Grund des der Grundſchuldbeſtellung 
zugrunde liegenden Grundgeſchäfts, insbeſondere auf Grund der Forderung, die etwa zu der 
Grundſchuld in Beziehung geſetzt iſt, find erörtert in 8 1191 A 1; über Einreden gegen ein Zins⸗ 
liquidat in der Zwangsverſteigerung unten A 2. — 8 1160: Der Geltendmachung einer Brief- 
grundſchuld kann widerſprochen werden, wenn nicht der Brief vorgelegt wird. — § 1163 Abſ 2: 
Eine Briefgrundſchuld ſteht bis zur Übergabe des Briefs an den Gläubiger dem Eigentümer zu. — 
88 1168, 1176: Verzichtet der Gläubiger auf die Grundſchuld, fo erwirbt fie der Eigentümer. 
Verzichtet der Gläubiger auf einen Teil, ſo hat der dem Gläubiger verbleibende Teil den Vorrang 
vor dem dem Eigentümer zufallenden Teil der Grundſchuld. — $ 1179: Verpflichtet ſich der Eigen⸗ 
tümer einem andern gegenüber, die Grundſchuld löſchen zu laſſen, wenn fie ſich mit dem Eigentum 
in einer Perſon vereinigt, ſo kann zur Sicherung des Anſpruchs auf Löſchung eine Vormerkung 
in das Grundbuch eingetragen werden. Eine Vereinigung der Grundſchuld mit dem Eigentum 
in einer Perſon findet aber nicht etwa ſchon nach § 1163 Abſ 1 Satz 1 dann ſtatt, wenn die Grund⸗ 
ſchuld zur Sicherung einer Forderung beſtellt ift und die Forderung nicht zur Entſtehung gelangt 
(81191 A1 ſowie Abſs dieſer Anmerkung). Daher kann eine Löſchungsvormerkung aus $ 1179 
für dieſen Fall bei der Grundſchuld nicht beſtellt werden (NG Warn 1913 Nr 57; jedoch auch 1913 
Nr 353, wo anſcheinend der Standpunkt, daß die Nichtentſtehung der Forderung ein Fall der 
Vereinigung der Grundſchuld mit dem Eigentum ſei, wenigſtens nicht abgelehnt iſt). Vielmehr 
könnte nur eine Vormerkung zur Sicherung des Anſpruchs gegen den Grundſchuldgläubiger auf 
Aufhebung der Grundſchuld für den Fall, daß die Forderung nicht zur Entſtehung gebracht werden 
ſollte, nach 5 883 Abſ 1 Satz 1 in Betracht kommen. Hat aber der Grundſtückseigentlmer bei der 
Einräumung des Vorrangs für eine neu einzutragende Grundſchuld vor einer ſchon eingetragenen 
Hypothek eine Löſchungsvormerkung nach $ 1179 bei der Grundſchuld für den zurücktretenden 
Hypothelkengläubiger beſtellt und haben die Beteiligten irrtümlich angenommen, durch die Vor⸗ 
merkung werde auch der Fall betroffen, daß die durch die Grundſchuld geſicherte Forderung nicht 
zur Entſtehung gelange, fo kann hierin der Ausdruck des Willens gefunden werden, daß dem Grund⸗ 
ſtückseigentümer, ſoweit dieſe Forderung nicht zur Entſtehung gelange, ein ſchuldrechtlicher An⸗ 
ſpruch gegen den Grundſchuldgläubiger auf die Löſchung, zu deren Herbeiführung der Eigentümer 
dem zurücktretenden Hypothekengläubiger gegenüber verpflichtet ſei, zuſtehen ſolle (NG 85, 89). — 
81188: Zur Aufhebung der Grundſchuld durch Rechtsgeſchäft iſt die Zuſtimmung des Eigentümers 
erforderlich. Die Aufhebung des in der Zwangsverſteigerung an die Stelle der Grundſchuld 
lcetenden Rechts am Verſteigerungserlöſe und den Verzicht darauf erörtert Abſ 3 dieſer An⸗ 
merkung. — Eine entſprechende Anwendung des 8 1180 iſt im Falle der Umwandlung einer 
Grundſchuld in eine Hypothek für die Forderung eines neuen Gläubigers zuläſſig ($ 1198 A 1). 
Hieraus ergibt ſich insbeſondere für die Frage der Verwandlung einer Gläubiger- 
grundſchuld in eine Eigentümergrundſchuld folgendes: Der Eigentümer erlangt die 
Grundſchuld, wenn er den Gläubiger befriedigt (88 1142, 1143; $ 1143 A 6), wenn der Gläubiger 
auf die Grundſchuld verzichtet ($ 1168) oder wenn und ſolange der Eigentümer den für die ein⸗ 
Ja fene Briefgrundſchuld erteilten Grundſchuldbrief dem Gläubiger nicht übergibt ($ 1163 Abſ 2; 
% 77, 108). Weitere Fälle der Eigentümergrundſchuld können ſich nach den 98 1170, 1171 (Aus- 
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ſchließung des unbekannten Grundſchuldgläubigers auf Grund eines Aufgebots) ſowie nach 
den $$ 1172, 1173, 1175, 1182 (Geſamtgrundſchuld) ergeben. Dagegen geht die Grundſchuld 
nicht (wie die Hypothek: $ 1163 Abſ 1) auf den Eigentümer über, wenn die Forderung, die etwa zu 
der Grundſchuld in Beziehung geſetzt iſt, nicht zur Entſtehung gelangt oder erliſcht (§ 1191 A 1: 
ROY 53, 221; a. M. KGJ 35 A 329; 43, 264). Namentlich beim Ausbleiben der Zahlung des 
Betrags, für deſſen Rückzahlung die Grundſchuld Sicherung bieten ſollte, ſteht die Grundſchuld 
gleichwohl dem die Auszahlung an den Eigentümer unterlaſſenden Gläubiger zu, wenn fie rechts⸗ 
gültig beſtellt worden iſt. Der die Grundſchuld beſtellende Eigentümer kann nur auf Grund 
des der Grundſchuldbeſtellung zugrunde liegenden ſchuldrechtlichen Grundgeſchäfts oder gemäß 
den $$ 812ff. die Beſeitigung der in Erwartung der Zahlung beſtellten Grundſchuld von dem 
Gläubiger oder einem dritten bösgläubigen Erwerber nach $ 1169 verlangen (RG 78, 67; JW 
1929, 2485; 1931, 273354; 5 1191 A 1). Eine Eigentümergrundſchuld entſteht nicht. Befriedigt 
der Eigentümer den Grundſchuldgläubiger, ſo erwirbt zwar der Eigentümer die Grundſchuld; 
der Erwerb vollzieht ſich aber nach den $$ 1142, 1143, nicht nach $ 1163 Abſ 1 Satz 2, mag auch 
die Grundſchuld zur Sicherung einer Forderung beſtellt ſein und dieſe durch die Befriedigung 
des Grundſchuldgläubigers zugleich erlöſchen (RG 78, 68). — Gelangt das Grundſtück zur 
Zwangs verſteigerung und fällt die Grundſchuld nicht in das geringſte Gebot, ſondern erliſcht 
ſie nach den $$ 52, 91 3 durch den Zuſchlag, ſo kommt es darauf an, ob der Gläubiger auf 
den Teil des Verſteigerungserlöſes, der auf die Grundſchuld entfällt, Guide erhebt oder nicht. 
Im erſten Falle iſt ihm, obwohl er keine Zahlung auf die Grundſchuld geleiſtet hat, 
der Erlösteil auszuzahlen, da die Grundſchuld für ihn rechtsgültig beſtand. Der Eigentümer 
kann aber, wenn er der Beſteller der Grundſchuld iſt, von dem Gläubiger den auf ſeine Koſten 
ohne rechtlichen Grund erlangten Erlösteil auf Grund des ſchuldrechtlichen Grundgeſchäfts oder 
gemäß $ 812 herausverlangen (ſtr.; RG 78, 64ff.; JW 1931, 273350. Erklärt der Gläubiger, 
daß er auf das an die Stelle der Grundſchuld getretene Recht am Verſteigerungserlöſe 
(RG 78, 63; Warn 1913 Nr 385) verzichte oder, was gleichbedeutend ift, daß er das Recht 
aufgebe, ſo gilt dasſelbe, wie wenn ein Hypothekengläubiger ſolche Erklärungen bezüglich 
des an die Stelle einer Hypothek getretenen Rechts am Verſteigerungserlöſe abgibt: Der 
auf die erloſchene Grundſchuld entfallende Teil des Verſteigerungserlöſes wird von dem Recht 
des Gläubigers frei und fällt ebenſo wie beim Verzicht des Vollſtreckungsſchuldners auf einen 
Erlösteil, der auf eine ihm zuſtehende (Eigentümer) Grundſchuld entfallen iſt, den nach⸗ 
ſtehenden Berechtigten zu; das Recht am Verſteigerungserlöſe geht alſo inſoweit nicht auf 
den Vollſtreckungsſchuldner und bisherigen Eigentümer über (ftr.; 5 1168 A 1; Nch 60, 251; a. M. 
Strohal in Iherings J 59, 149ff.; OLG 9, 379). Stand freilich dem Grundſchuldbeſteller wegen 
der Nichtentſtehung der Forderung ein Anſpruch auf Übertragung der Grundſchuld gegen den 
Glaubiger zu, ſo kann er dieſen dafür verantwortlich machen, daß er auf das Recht am Ver⸗ 
ſteigerungserlöſe verzichtet hat, ftatt es auf ihn, den Grundſchuldbeſteller, zu übertragen. Begehrt 
der Gläubiger im Verteilungstermin aus der Grundſchuld nichts oder nur einen Teilbetrag 
mit der Angabe, er habe Valuta nicht oder für den weiteren Teilbetrag nicht gewährt, ſo iſt hierin 
keine rechtsgeſchäftliche Willenserklärung, insbeſondere keine Aufhebungs⸗ oder Verzichts⸗ 
erklärung zu finden (fir.; Rd 78, 70; Warn 1913 Nr 57; ZW 1931, 273354; 1932, 15505). Der 
Gläubiger kann guten Grund haben, eine ſolche Erklärung nicht abzugeben, weil er ſich mit Rück⸗ 
ſicht auf ihre Wirkungen dem Grundſchuldbeſteller gegenüber verantwortlich machen könnte. Da 
der Glaubiger den Erlös nicht beanſprucht, aber trotz ſeiner Angabe der Nichtzahlung der Valuta 
als Grundſchuldgläubiger zu behandeln iſt, fo iſt der zur Hebung kommende Betrag (gemäß § 117 
3G) zu hinterlegen (ſtr. RG 78, 70). Der Grundſchuldbeſteller mag dann, ſoweit die Forderung 
nicht entſtanden iſt, vom Gläubiger die Übertragung des Hinterlegten verlangen. Die nach⸗ 
ſtehenden Berechtigten haben keinen Anſpruch darauf (NG 78, 71). 

2. Daß die Vorſchriften über die Zinſen einer Hypothekenforderung auch für die Zinſen 
der Grundſchuld gelten, ſchreibt Abſ 2 neben der Beſtimmung im Abſ 1 noch ausdrücklich 
vor, weil wegen Fehlens einer Forderung bei der Grundſchuld Zweifel darüber entſtehen könnten, 
ob aus Abſ I die Anwendbarkeit dieſer Vorſchriften zu entnehmen jet. Von den anzuwendenden 
Vorſchriften kommen beſonders in Betracht die $$ 1115 (Eintragung des Zinsſatzes), 1118 (ge⸗ 
letzlele Zinſen), 1119 (Zinſenerhöhung), 1145 Abs 2 (Vorlegung des Grundſchuldbriefs im Falle 
der Befriedigung gewiſſer Zinsforderungen), 1146 (Verzugszinſen), 1160 Abſ 3 (Geltendmachung 
der Rinsforderungen), 1158, 1159, 1178 (Übertragung und Aufhebung von Zinsforderungen). 
Im Verte ihengsſtreit nach $ 125 BIO, $ 878 ZPO kann auch ein nachfolgender dinglich Berech⸗ 
tigter mit Ermächtigung des Grundſtückseigentümers ſich darauf berufen, daß das einer ihm 
vorgehenden Grundſchuld zugrundeliegende ſchuldrechtliche Verpflichtungsgeſchäft das aus der 
Grundſchuld in der Zwangsverſteigerung geltend gemachte Zinsliquidat nicht rechtfertige (58 1157, 
1178). Wird das Zinsliquidat des Grundſchuldgläubigers auf dieſe Weiſe beſeitigt, jo entſteht 
inſoweit keine Eigentümergrundſchuld, ſondern der nachfolgende dinglich Berechtigte rückt vor 
(RF 29. 10. 1928 V126/28). Beſondere Vorſchriften über die Grundſchuldzinſen geben die 
58 1194, 1197 Abſ 2. 
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8 1193 


Das Kapital der Grundſchuld wird erſt nach vorgängiger Kündigung fällig. 
die Kündigung ſteht ſowohl dem Eigentümer als dem Gläubiger zu. Die Kündi⸗ 
gungsfriſt beträgt ſechs Monate !). 

Abweichende Beſtimmungen find zuläſſig ). 

E 1 1139 II 1102; M 3 788; P 3 710. 

1. Bei der Hypothek beſtimmt ſich die Fälligkeit nach der Forderung. Da der Grundſchuld 
eine Forderung nicht zugrunde liegt, gibt $ 1193 für fie beſondere Vorſchriften über die Fallig⸗ 
keit. Jedoch nur bezüglich des Kapitals der Grundſchuld. Dieſes wird, wenn nicht Abweichendes 
beſtimmt ift (Abſ 2), exit nach vorgängiger ſechsmonatiger Kündigung, die ſowohl dem Eigen⸗ 
tümer als dem Gläubiger zuſteht, fällig. Über die Fälligkeit der Grundſchuldzinſen iſt vom 
Geſetz eine Beſtimmung nicht getroffen. Iſt bei Feſtſetzung der Verzinslichkeit die Fälligkeit 
der Zinſen nicht beſonders geregelt, fo wird das für Darlehnszinſen vom Geſetz (5 608) Beſtimmte 
als gewollt anzuſehen ſein (OL 7, 195). Auf die Kündigung findet $ 1141 Anwendung (der 
als Eigentümer Eingetragene gilt zugunſten des kündigenden Gläubigers als wahrer Eigentümer). 

2. Die bezuglich der Fälligkeit des Kapitals zuläſſige, von Abſ 1 abweichende Beſtimmung 
wird durch Vereinbarung der Beteiligten oder in den Fällen der $$ 1195, 1196 (Grundſchuld für 
den Eigentümer, für den Inhaber des Grundſchuldbriefs) durch einfeitige Erklärung des Eigen ⸗ 
tümers getroffen. Sie bedarf zur Wirkſamkeit gegenüber Dritten der Eintragung (8 873), die aber 
nach § 874 durch Bezugnahme auf die Eintragungsbewilligung bewirkt werden kann. Zu einer 
Anderung der Zahlungszeit iſt nach den $$ 1119, 1192 die Zuſtimmung der gleich⸗ oder nach⸗ 
ſtehenden Berechtigten nicht erforderlich. Bei der aus einer Hypothek entſtehenden Grund⸗ 
ſchuld des Eigentümers gilt die Sonderbeſtimmung des $ 1177 Abſ 1. 


8 1194 

Sie Zahlung des Kapitals ſowie der Zinſen und anderen Nebenleiſtungen 
hat, ſoweit nicht ein anderes beſtimmt iſt, an dem Orte zu erfolgen, an dem 
das Grundbuchamt feinen Sitz hat!). 

E 1 1139 II 1108; M 3 789; P 3 710. 

1. Da ein perſönliches Schuldverhältnis, nach dem ſich der Zahlungsort beſtimmen könnte, 
bei der Grundſchuld nicht in Betracht kommt, iſt durch $ 1194 hierüber beſonders Beſtimmung 
getroffen. Dieſe Vorſchrift bezieht ſich nicht nur, wie $ 1193 (Zahlungszeit), auf das Kapital, 
ſondern auch auf die Zinſen und anderen Nebenleiſtungen ($ 1115 A 6). Sie verordnet, daß die 
Zahlung an dem Orte des Grund buchamtsſitzes zu erfolgen hat, ſoweit nicht ein anderes be⸗ 
ſtimmt iſt. Dieſe Regelung beruht auf der Erwägung, daß am Sitz des Grundbuchamts etwaige 
Anſtände durch Einſicht des Grundbuchs leicht erledigt werden könnten und der Gläubiger ſtets 
Gelegenheit habe, die nach den $$ 1144, 1145 erforderlichen Erklärungen abzugeben (M 3, 789; 
Prot 3, 711). Es iſt alſo insbeſondere, wenn es ſich um Abwendung des Verzugs ($ 284) handelt, 
rechtzeitig am Sitz des Grundbuchamts Zahlung zu leiſten, ſofern nichts anderes beſtimmt iſt. 
Dies gilt auch dann, wenn der Gläubiger an einem anderen Orte ſeinen Wohnſitz hat und daher 
das Geld nach 8 270 Abſ 1 an dieſen Wohnſitz zu übermitteln ift. Denn gemäß $ 270 Abſ 4 werden 
die Vorſchriften über den Leiſtungsort durch die Übermittlungspflicht nicht berührt. Mithin iſt 
das Geld rechtzeitig von dem Ort des Grundbuchamtsſitzes abzuſenden (OL 26, 201). Für die 
Erforderniſſe einer andern Beſtimmung und für die Vorausſetzungen der ſpäteren Anderung 
einer ſolchen Beſtimmung gilt das in $ 1193 A 2 Bemerkte. Die aus einer Hypothek entſtehende 
Grundſchuld des Eigentümers unterliegt der Sondervorſchrift des $ 1177 Abſ 1 (RG 107, 80). 


$ 1195 


Eine Grundſchuld kann in der Weiſe beftellt werden, daß der Grundfchuld- 
brief auf den Inhaber ausgeſtellt wird !). Auf einen ſolchen Brief finden die 
Vorſchriften über Schuldverſchreibungen auf den Inhaber entſprechende An- 
wendung 2). 

E II 1104; P 3 712. 

1. Während die ſog. Inhaberhypothek nach den 89 1185 Abſ 1, 1187 als Sicherungshypothek 
ſtets Buchhypotbek iſt, kann die ſog. Inhabergrundſchuld nichr als Buchgrundſchuld, ſondern 
nur in der Weiſe beſtellt werden, daß der Grundſchuldbrief auf den Inhaber ausgeſtellt 
wird. Jedoch finden nach § 1192 auf die Inhabergrundſchuld außer den in Satz 2 genannten 
Vorſchriften auch die 98 11871189 (wie übrigens die Vorſchriften über die Hypotheken über- 


— 
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haupt) entſprechende Anwendung. Daher gilt das zu dieſen Paragraphen Bemerkte, ſoweit 
es die Inhaberhypothek betrifft, auch für die Inhabergrundſchuld, es ſei denn, daß ſich aus den 
nach Satz 2 anzuwendenden Vorſchriften (A 2) etwas anderes ergibt. Hervorzuheben iſt: Nach 
$ 1188 genügt zur Beſtellung der Inhabergrundſchuld die einſeitige Erklärung des Eigentümers 
gegenüber dem Grundbuchamt, daß er die Grundſchuld für den Briefinhaber beſtelle, und die 
Eintragung in das Grundbuch. Nach $ 1189 kann für den jeweiligen Gläubiger (A 2) ein Ver⸗ 
treter mit den dort genannten Befugniſſen beſtellt werden. Die Behandlung des Inhabergrund⸗ 
ſchuldbriefs regelt die GBO in den $$ 42 Satz 2, 53 Abſ 2 Satz 2 (Vorlegung bei jeder Eintragung, 
auch eines Widerſpruchs, erforderlich, ſofern nicht die Eintragung von dem beſtellten Vertreter 
bewilligt ift), 70 Abſ 2 (ift die Inhabergrundſchuld in Teile zerlegt, ſo iſt über jeden Teil ein be⸗ 
ſonderer Brief herzuſtellen). 

2. Die Vorſchriſten über Schuldverſchreibungen auf den Inhaber, die auf den Inhaber⸗ 
grundſchuldbrief entſprechende Anwendung finden, find die $$ 793 ff. Wegen ihrer Anwendung 
iſt folgendes hervorzuheben: Aus den 95 793, 794 folgt, daß, abweichend von den 98 1117, 1163 
Abf 2, der jeweilige Inhaber des Inhabergrundſchuldbriefs der Gläubiger der 
Inhabergrundſchuld wird. Das gilt auch dann, wenn ihm der Brief nicht von dem (die Grund⸗ 
ſchuld beſtellenden) Eigentümer übergeben iſt, ja ſelbſt dann, wenn der Brief dem Eigentümer 
geſtohlen, verloren oder ſonſt abhanden gekommen iſt. Die Abtretung der Inhabergrundſchuld 
(auch die Belaſtung mit einem Nießbrauch oder Pfandrecht: 99 1081, 1293) erfolgt nicht gemäß 
$ 1154 Abſ 1, 2, ſondern durch Übergabe des Briefs (Pfändung nach den 98 808, 821 ARD). Nicht 
ausgenommen von der Anwendung im $ 1195 iſt $ 795, deſſen Zweck, die Allgemeinheit gegen Aus⸗ 
beutung durch ſchwindelhafte Unternehmungen zu ſchützen, auch bei der Inhabergrundſchuld 
zutrifft. Daher darf der Inhabergrundſchuldbrief nur mit ſtaatlicher Genehmigung in den 
Verkehr et werden. Ein ohne ſtaatliche Genehmigung in den Verkehr gelangter Brief iſt 
nichtig (Mh 59, 384; RIA 1, 37; OLE 29, 376). Da das Grundbuchamt nicht dazu mitwirken 
darf, daß eine nichtige, die Allgemeinheit gefährdende Urkunde in den Verkehr gebracht wird 
(vgl. auch § 1454 Stch B), jo hat es die Eintragung der Inhabergrundſchuld, der die Ausſtellung 
des Briefs und deſſen Aushändigung an den Eigentümer nachfolgen müßte, abzulehnen, wenn 
die ſtaatliche Genehmigung nicht nachgewieſen wird (RG 59, 386; RIA 1, 38; OLG 29, 377). Iſt 
trotzdem die Eintragung (verfehentlich) erfolgt, fo ift fie nichtig, da eine Inhabergrundſchuld 
nur unter Ausſtellung eines Inhabergrundſchuldbriefs beſtellt werden darf (A 1) und der ohne 
ftaatliche Genehmigung erteilte Brief nichtig iſt. Sie kann dann auch nicht als Eigentümergrund⸗ 
ſchuld gelten. Denn dieſe hat zur Vorausſeßung (§ 1177 A J), daß ein hypothekariſches Recht am 
Grundſtück an ſich rechtsgültig beſtellt iſt (ſtr.). — Die Ein w endungen, die gegen den Inhaber 
des Brieſs zuläſſig find, ergeben ſich aus $ 796. Zu ihnen gehört auch die, daß die Beſtellung 
der Grundſchuld nicht rechtsgultig erfolgt fei. Befriedigt der Eigentümer den Gläubiger, fo 
erwirbt er gemäß $ 797 das Eigentum an dem ihm auszuhändigenden Brief und ſomit auch die 
Grundſchuld. Er kann über ſie verfügen, insbeſondere ſie löſchen laſſen, ohne einer Zuſtimmung 
des bisherigen Inhabers zu bedürfen. Auch braucht er dem Grundbuchamt den Nachweis der 
Befriedigung nicht zu erbringen. Auf die Erneuerung des Briefs gegen Rückgabe des alten 
erſcheint 798 nicht anwendbar, da der Brief nicht von dem Grundſchuldbeſteller, ſondern vom 
Grundbuchamt erteilt wird. An die Stelle dieſer Vorſchrift treten die 9 67, 68 GBO. Für die 
Kraftloserklärung des Briefs iſt nicht $ 1162, ſondern § 799 (3 PO SS 1003ff.) maßgebend. 
Zahlungsſperre: $ 802; EL 58 1019. Die Erneuerung des Briefs erfolgt auch hier nicht nach 
$ 800, fondern nach GBO 35 67, 68. Verjährung: $$ 801, 902. Nach der herrſchenden Meinung 
ſollen auch die 98 803—805, betreffend Zins- und Erneuerungsſcheine, ſowie $ 806 bezüglich 
der Umſchreibung auf den Namen eines beſtimmten Berechtigten Anwendung finden. Beides 
iſt jedoch abzulehnen. Über die Herſtellung von 8 insſcheinen enthält die GBO keine Beſtimmungen. 
Sie könnten nur als beſondere Grundſchuldbriefe geſtaltet werden. § 1195 läßt aber offenſichtlich 
die Ausſtellung eines Grundſchuldbriefs auf den Inhaber nur für ein Grundſchuldkapital zu. 
Wie iſt die Umſchreibung auf den Namen eines beftimmten Gläubigers nichts anderes als eine 
nderung des Inhalts der Inhabergrundſchuld, wodurch dieſe zur gewöhnlichen Grundſchuld 
wird. Eine ſolche Umwandlung bedarf nach $$ 877, 873 der Einigung zwiſchen dem Gläubiger 
und dem Eigentümer ſowie der Eintragung. 


$ 1196 


Eine Grundſchuld kann auch für den Eigentümer beftellt werden !). 

Zu der Beſtellung iſt die Erklärung des Eigentümers gegenüber dem Grund- 
buchamte, daß die Grundſchuld für ihn in das Grundbuch eingetragen werden 
ſoll, und die Eintragung erforderlich; die Vorſchrift des § 878 findet An- 
wendung 2). 

E I 1142 II 1105; M 3 791; P 3 712. 
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1. Das Geſetz geſtattet durch die Ausnahmebeſtimmung des $ 1196 (R 70, 357) die ein⸗ 
ſeitige Beſtellung einer Grundſchuld (nicht auch einer Hypothek: A 2) für den Eigentümer ſelbſt. 
Es will ihm auf dieſe Weiſe ermöglichen, bei der Aufnahme einer zweitſtelligen Hypothek, gegen die 
er ſich ſpäter Geld beſchaffen kann, ſich eine vorgehende Stelle zur Verfügung zu halten (M 3, 
792). Die Grundſchuld kann nicht bloß als Brief-, ſondern auch als Buchgrundſchuld beſtellt 
werden. Zur Ausſchließung der Brieferteilung genügt, abweichend von $ 1116 Abſ 2 Satz 2, die 
einſeitige Erklärung des Eigentümers; das folgt aus Abſ 2. Veräußert der Eigentümer das Grund⸗ 
ſtück, fo behält er die Grundſchuld. Beim Rangvorbehalt dagegen geht die vorbehaltene Befugnis 
nach $ 881 Abſ 3 auf den Erwerber über. Die Befugniſſe des Eigentümers auf Grund der Grund⸗ 
ſchuld regelt $ 1197. Die Grundſchuld kann auch verzinslich fein; auf die Zinſen findet dann $ 1197 
Abſſ2 Anwendung (KG 37 A 294). 

2. Die Erklärung des Eigentümers gegenüber dem Grundbuchamt (5875 A 7, 10), daß 
die Grundſchuld für ihn eingetragen werden ſoll, bedarf zur Rechtswirkſamkeit materiell 
rechtlich keiner Form. Der Eigentümer muß aber die Erklärung eindeutig dahin abgeben, daß die 
Grundſchuld für ihn eingetragen werden ſoll (RG 70, 359). Die Beſtellung der Eigentümergrund⸗ 
ſchuld enthält, weil fie die Belaſtung des Grundſtücks mit einem dinglichen Recht bewirkt, eine 
Verfügung über das Grundſtück. Daher bedarf der Ehemann, der mit ſeiner Ehefrau im Güter⸗ 
ſtande der allgemeinen Gütergemeinſchaft nach BGB lebt, zur Beſtellung der Eigentümergrund⸗ 
ſchuld der Einwilligung der Ehefrau (RIA 12, 161). Der Vormund bedarf zur Beſtellung der 
Eigentümergrundſchuld am Mündelgrundſtück nach $ 1821 Abſ 1 Nr 1, $ 1831 Satz 1 der vorher⸗ 
gehenden Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts (Jh 9, 262). Wegen der Vorausſetzungen 
für die Unwiderruflichkeit der Beſtellung gilt das in $ 873 A 14—17 Bemerkte. Iſt danach die 
Erklärung für den Eigentümer bindend geworden, ſo hat eine nach Stellung des Eintragungs⸗ 
antrags eintretende Verfügungsbeſchränkung gemäß § 878 auf die Wirkſamkeit der Erklärung 
keinen Einfluß. Formellrechtlich gehört zur Begründung des Eintragungsantrags ($ 13 GBO), 
daß die Erklärung des Eigentümers aus $ 1196 Abſ 2 Halbſatz 1 in der Form des 9 29 GBO ab⸗ 
gegeben iſt. Die Eintragung iſt nicht ſchlechthin für den Eigentümer“, ſondern auf den Namen 
des beſtellenden Eigentümers zu bewirken, wie ſich aus den Worten „für ihn“ ergibt. — Die Zu⸗ 
läſſigkeit der Grundſchuldbeſtellung für den Eigentümer durch deſſen einfeitige Erklärung recht⸗ 
fertigt nicht die Annahme, daß eine Hypothekbeſtellung als Beſtellung einer Grund⸗ 
ſchuld des Eigentümers zu gelten hat, wenn die Einigungserklarung des Gläubigers nichtig, 
dagegen die Erklärung des Eigentümers rechtsgültig iſt (8 1177 A 1). Die Übertragung, Be- 
laſtung und Pfändung einer dem Eigentümer zuſtehenden Grundſchuld erfolgt ebenſo wie bei 
der Grundſchuld eines Dritten gemäß § 1154 (88 1069, 1274, 1291), 3 0 88 857 Ab 6, 830 (RG 
55, 379; 56 S. 12, 184; 88 1154 A 1, 1163 A 3). Die Rechtsſtellung des Verpfändungs⸗ und des 
Pfändungspfandgläubigers behandeln JSG 13, 404; HAN 1936 Nr 20; JW 1938, 249455. Die 
Bewilligung der Löſchung einer Eigentümergrundſchuld durch den Vormund eines minder⸗ 
jährigen Eigentümers bedarf jedenfalls dann nicht der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung, 
wenn der Eigentümergrundſchuld im Range nachſtehende Rechte im Grundbuch nicht eingetragen 
ſind; ſoweit aber die vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung zur Löſchung einer Eigentümer⸗ 
grundſchuld erforderlich iſt, kann ſie der Löſchungsbewilligung auch zeitlich nachfolgen (JF 
13, 393). 


8 1197 


Iſt der Eigentümer der Gläubiger, ſo kann er nicht die Zwangsvollſtreckung 


zum Zwecke ſeiner Befriedigung betreiben. 
Zinſen gebühren dem Eigentümer nur, wenn das Grundſtück auf Antrag eines 


anderen zum Zwecke der Zwangsverwaltung in Beſchlag genommen iſt, und 


nur für die Dauer der Zwangsverwaltung ). 
E 1 1076, 1099, 1143 II 1106; M 3 678, 734, 744; P 3 672, 611, 712. 


1. Dem Grundſchuldgläubiger, der zugleich Eigentümer iſt, wird die Berechtigung, die 
Zwangsvollſtreckung zum Zwelle ſeiner Befriedigung zu betreiben, durch Abſ 1 verſagt, um die 
Benachteiligung nachſtehender Berechtigter zu verhüten (Prot 3, 573). Die Vorſchrift greift 
aber nur dann Platz, wenn rechtlich, nicht bloß wirtſchaftlich, Eigentum am Grundſtück und Gläu⸗ 
bigerrecht aus der Grundſchuld in einer Perſon zuſammenfallen. Sie hindert daher den Auftrag⸗ 
geber, der zur Sicherung ſeines auf $ 667 geſtützten Auflaſſungsanſpruchs gegen den Beauftragten 
eine Grundſchuld erhalten hat, an der Zwangssvollſtreckung gegen den als Eigentümer einge⸗ 
tragenen Beauftragten nicht (RG 25. 11. 1931 V 182/31). Durch Abſ 2 wird dem Gläubiger der 
Eigentümergrundſchuld ein Anſpruch auf Zinſen nur, wenn das Grundſtück auf Antrag eines 
andern zum Zweile der Zwangsverwaltung in Beſchlag genommen iſt, und nur für die Dauer 
der Zwangsverwaltung gewährt. Denn die Zinſen ſind aus den Einkünften zu decken. Solange 
daher dem Gläubiger⸗Eigentümer die Einkünfte gebühren, kann er Zinſen von ſeiner Grundſchuld 
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nicht verlangen (M 3, 734; RG 60, 361). Der Abſ 2 hindert aber nicht, daß der Inhaber aller 
G. m. b. H.⸗Anteile aus einer für ihn auf dem Grundſtück der G. m. b. H. eingetragenen Grund⸗ 
ſchuld Zinſen bezieht (RG HAN 1929 Nr 389). Ob der Eigentümer die Grundſchuld gemäß $ 1196 
von vornherein für ſich beſtellt oder ob er ſie erſt ſpäter kraft Geſetzes durch Umwandlung einer 
Hypothek in eine Grundſchuld ($ 1177 Abſ 1) erlangt hat, macht keinen Unterſchied (GJ 46, 235). 
Ferner gelten die Vorſchriften des $ 1197 gemäß § 1177 Abſ 2 auch dann, wenn eine Hypothek 
mit der Forderung auf den Eigentümer übergegangen iſt. Das in $ 1177 A 4 Bemerkte gilt für 
alle dieſe Fälle. Soweit die Beſchränkungen des $ 1197 nicht in Betracht kommen, ift der Eigen. 
tümer wie ſonſt ein Gläubiger zur Verfügung über die Grundſchuld und zu ihrer Geltendmachung 
befugt. Überträgt er fie an einen andern, fo erlangt dieſer ein unbeſchränktes Grundſchuldrecht, 
da die Beſchränkungen des $ 1197 nur während der Dauer der Vereinigung von Eigentum und 
Grundſchuld in einer Perſon gelten. Insbeſondere gebühren dem neuen Gläubiger unbeſchränkt 
auch die Zinſen, ſofern ſie ihm übertragen worden ſind (KJ 46, 235). Bei der Übertragung 
kann die Grundſchuld durch Unterlegung einer Forderung zugleich gemäß $ 1198 in eine Hypothek 
für den neuen Gläubiger umgewandelt werden. Unzuläſſig iſt freilich die Umwandlung der Grund⸗ 
ſchuld in eine dem Eigentümer felbit zuſtehende Hypothek ($ 1198 A 1). Der Eigentümer iſt auch 
befugt, einem andern Berechtigten den Vorrang vor der Grundſchuld einzuräumen ($ 880). Ferner 
kann er die Grundſchuld mit einem Nießbrauch belaſten und verpfänden; ſie kann auch gegen ihn 
gepfändet werden. Die Beſchränkung des Abſſ2 bezüglich der Zinſen wirkt in ſolchen Fällen aber 
auch gegenüber dem Nießbraucher, Pfand⸗ oder Pfändungsgläubiger (8 1177 A 4). Die Rechts⸗ 
ſtellung des Verpfändungs⸗ und des Pfändungspfandgläubigers wird im übrigen näher behandelt 
in 356 13, 404; HRR 1936 Nr 20; JW 1938, 249438. Wird das Grundſtlick von einem andern 
zur Zwangsberſteigerung gebracht, ſo kann der Eigentümer von dem Verſteigerungserlös den auf 
das Grundſchuldkapital entfallenden Betrag für ſich erheben. Dagegen kann er Zinſen im Zwangs⸗ 
verſteigerungsverfahren nicht beanſpruchen (RG 60, 362). Sit in der Zwangsverſteigerung 
ein für die Eigentümergrundſchuld haftendes Zubehörſtück von der Verſteigerung ausgeſchloſſen 
worden ($ 1181 A 1), jo kann der (ausgefallene) Grundſchuldgläubiger die Zwangsvollſtreckung 
in das Zubehörſtück betreiben. Denn $ 1197 verbietet dem Eigentümergrundſchuld⸗Gläubiger nur 
die Zwangsvollſtreckung in das eigene Grundſtück (RG 125, 369). 


8 1198 


Eine Hypothek kann in eine Grundſchuld, eine Grundſchuld kann in eine 
Hypothek umgewandelt werden ). Die Zuſtimmung der im Range gleich- 
oder nachſtehenden Berechtigten iſt nicht erforderlich 2). 

E 1 1144 II 1107; M 3 795; P 3 720; 4 587. 

1. Die rechtsgeſchäftliche Umwandlung einer Hypothek in eine Grundſchuld oder einer 
Grundſchuld in eine Hypothek ändert ſtets den Inhalt der Hypothek oder Grundſchuld. Daher 
bedarf eine ſolche Umwandlung materiellrechtlich nach den 85 877, 873 der Einigung zwiſchen 
Gläubiger und Eigentümer und der Eintragung (MG 73, 53; Warn 1908 Nr 272, Reel 
11, 140; 026 34, 30). Für die Einigung gilt, was Form, Bindung uſw. betrifft, nichts 
Beſonderes. Es kann daher auf $873 A 7—9, 13—17 verwieſen werden. Soll eine Grund⸗ 
ſchuld in eine Hypothek (Verkehrs⸗ oder Sicherungshypothek) umgewandelt werden 
(der bei weitem häufigſte Fall der Umwandlung), fo muß die Einigung wie bei der Beſtellung einer 
Hypothek zum Inhalt haben, daß die an die Stelle der Grundſchuld zu ſetzende Hypothek zur 
Sicherung des bisherigen Grundſchuldgläubigers für eine ihm zuſtehende Forderung, die 
beſtimmt zu bezeichnen iſt, dienen ſoll (RIA 3, 213; KJ 31 A 339; OLG 45, 314). Deshalb 
wird z. B. eine durch Bezahlung materiell zur Eigentümergrundſchuld gewordene, formell an 
den Eigentümer abgetretene Hypothek allein dadurch, daß beim Verkauf des Grundſtücks der 
Käufer fie in Anrechnung auf den Kaufpreis übernimmt, noch nicht zu einer Hypothek für die Kauf⸗ 
preisforderung (OLG 45, 314). Formellrechtlich iſt zur Vornahme der Eintragung 
die in der Form des $ 29 GB erklärte Umwandlungsbewilligung ſowohl des Gläu⸗ 
bigers als auch des Eigentümers erforderlich, da beide durch die Umwandlung im Sinne 
des § 19 GBO in ihrem Recht betroffen werden, ſowie der (formloſe) Eintragungsantrag eines 
von ihnen ($$ 13, 30 GBO). — Wird eine Buchverkehrshypothek in eine Buchgrundſchuld oder eine 
Buchgrundſchuld in eine Buchverkehrshypothek oder in eine Sicherungshypothek umgewandelt, ſo 
bedarf es weder einer Einigung noch der Eintragung eines Vermerks über die Ausſchließung der 
Brieferteilung im Sinne des 5 1116 Abſ 2. Dies gilt auch dann, wenn eine Sicherungs⸗ 
hypothek in eine Buchgrundſchuld umgewandelt werden ſoll (8 1116 A 2). Wird eine 
Briefhypothek in eine Grundſchuld oder eine Briefgrundſchuld in eine Verkehrshypothek umgewan⸗ 
delt, ſo bleibt das umgewandelte hypothekariſche Recht ein verbrieftes, wenn nicht die Erteilung des 
Briefs gemäß § 1116 Abſ 2 ausgeſchloſſen wird. Dagegen wird bei der Umwandlung einer 
Briefgrundſchuld in eine Sicherungshypothek das hypothekariſche Recht ſtets zum Buchrecht, dabei 
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einer Sicherungshypothek die Erteilung des Briefs durch das sch (8 1185 Abſ 1) ausgeſchloſſen 
iſt. Soll die Umwandlung einer Briefhypothek oder Briefgrundſchuld eingetragen werden, ſo iſt 
gemäß 9 41 GBD der Brief dem Grundbuchamt vorzulegen. Die Behandlung des Briefs 
und (bei der Hypothek) der Schuldurkunde iſt verſchieden, je nachdem ob eine Briefhypothek 
in eine er oder Buchgrundſchuld oder ob eine Briefgrundſchuld in eine Brief» 
hypothek oder Buchhypothek umgewandelt wird (89 58, 65, 68, 69, 70 GBO; RIA 6, 75; 11, 138; 
OLG 10, 125). Soll eine Buchgrundſchuld in eine Briefhypothek oder eine Buchhypothek in eine 
Briefgrundſchuld umgewandelt werden, ſo iſt ein Hypothekenbrief oder ein Grundſchuldbrief 
gemäß den $$ 56ff., 70 GBO herzuſtellen. — Soll bei der Umwandlung einer Grund⸗ 
ſchuld in eine Hypotheknicht eine Forderung des bisherigen Grundſchuldgläubigers, ſondern die 
Forderung eines neuen Gläubigers der Hypothek untergelegt werden, ſo ſtehen zwei 
Wege offen. Entweder tritt der bisherige Gläubiger (wozu er aber in der Regel nicht verpflichtet 
ſein wird) die Grundſchuld an den neuen Gläubiger ab, und der Eigentümer vereinbart darauf 
mit dem neuen Gläubiger die Umwandlung der Grundſchuld in eine Hypothek für deſſen For⸗ 
derung. Oder der Eigentümer und der neue Gläubiger vereinbaren die Unterlegung der For⸗ 
derung nebſt der Umwandlung der Grundſchuld in eine Hypothek, und der bisherige Grundſchuld⸗ 
gläubiger erteilt feine Zuſtimmung (RIA 7 S. 153, 233). Die Zuläſſigkeit des zweiten Weges 
ergibt ſich daraus, daß nach § 1192 Abſ 1 die Vorſchriften des § 1180 entſprechend anzuwenden 
find (fir.). Dem ſteht nicht entgegen, daß nach 8 1192 Abs 1 die Vorſchriften über die Hypothek 
auf die Grundſchuld nur Anwendung finden, ſoweit ſich nicht daraus ein anderes ergibt, daß die 
Grundſchuld nicht eine Forderung vorausſetzt. Daraus, daß die Grundſchuld eine Forderung 
znicht vorausſetzt“, folgt nicht, daß ihr nicht eine Forderung unter gleichzeitiger Umwandlung 
in eine Hypothek untergelegt werden könnte. Meiſt wird die Sachlage ſo ſein, daß eine Hypothek 
zur Eigentümergrundſchuld geworden iſt und nun die Eigentümergrundſchuld in eine 
Ohpothek für die Forderung eines neuen Gläubigers umgewandelt werden ſoll 
(RG 121, 42). Da es zur Umwandlung der Einigung zwiſchen dem Grundſchuldgläubiger 
und dem Eigentümer bedarf, hier aber der Grundſchuldgläubiger zugleich Eigentümer iſt und 
eine Einigung nicht mit ſich ſelbſt vornehmen kann, fo iſt in dieſem Falle erforderlich, daß der 
Eigentümer als Grundſchuldgläubiger die Grundſchuld wenn nicht vor der Umwandlung, ſo doch 
mindeſtens zugleich mit ihr an den neuen Gläubiger abtritt. Dann iſt er ſelbſt nicht mehr Grund⸗ 
ſchuldgläubiger und kann ſich als Eigentümer mit dem neuen Gläubiger über die Umwandlung 
einigen (ftr.; RIA 7, 153; KGJ 39 A 243; 45, 285; 49, 219; JFG 12, 323; die Auswechſelung der 
Forderung einer Eigentümerhypothek mit einer neuen Forderung für einen neuen Gläubiger 
erörtert $ 1180 A 1). Formellrechtlich iſt aber feine in der Form des § 29 GBO abgegebene Erklä⸗ 
rung der Umwandlung und der Umſchreibungsbewilligung nebſt Eintragungsantrag allein ausrei⸗ 
chend, da nur er der in dem eingetragenen Recht Betroffene im Sinne des $ 19 G0 iſt (ſtr.; RJ A 
3, 214; 7, 233; 9, 218; KG J 39 A 244; 45, 285; vgl. OLG 2, 319). Zu beachten ift dabei, daß der 
Eigentümer ſich nach der Ordnungsvorſchrift des $ 39 Abſ 1 G88 zuvor oder gleichzeitig als 
Gläubiger der Grundſchuld eintragen laſſen muß (ſtr.; $ 1163 A 3; KJ 45, 285; a. M. OLG 
1 S. 303, 417; 2 S. 1, 158, 412). Einzutragen ift alſo, daß die Hypothek als Grundſchuld auf 
den Eigentümer übergegangen und dann an den neuen Gläubiger unter Umwandlung der Grund⸗ 
ſchuld in eine Hypothek für die neue Forderung abgetreten ſei (R Warn 1909 Nr 145; KJ 45, 
285). Zuläſſig iſt auch die Umwandlung der Eigentümergrundſchuld in eine Hypothek für eine 
bedingte Forderung des neuen Gläubigers; dabei gilt dann für die Eigentümergrundſchuld das 
in § 1113 A7 Bemerkte (KJ 49, 219; 51, 288). Dagegen kann der Eigentümer die Eigentümer⸗ 
grundſchuld nicht in eine ihm gegen ſich ſelbſt zuſtehende Hypothek umwandeln. Das geht ſchon 
deshalb nicht, weil er die für die Hypothek notwendige Forderung nicht gegen ſich felbft begründen 
kann (RIA 3, 213; 7, 151; ROY 39 A 243). Aber auch in eine Hypothek für eine ihm gegen einen 
Dritten zuſtehende Forderung vermag er die Eigentümergrundſchuld nicht umzuwandeln. Denn 
er kann eine Einigung über die Umwandlung nicht mit ſich ſelbſt vornehmen und nach materiellem 
Recht eine Hypothek an ſeinem Grundſtück Überhaupt nicht für ſich durch einſeitige Erklärung 
beftelfen (ſtr., J 7, 356). Sollen die Zahlungsbedingungen der Eigentümergrundſchuld ($ 1177 
Abs 1 Satz 2) bei der Abtretung und Umwandlung geändert werben, jo handelt es ſich um eine 
Anderung des Inhalts des dinglichen Rechts. Dazu bedarf es nach den $$ 873, 877 der Einigung 
zwiſchen dem Eigentümer und dem neuen Gläubiger und der Eintragung der Anderung, wobei 
jedoch keine Löſchung der früheren Bedingungen erfolgt (KJ 51, 289). Der Eigentümer kann 
ſich bei der Umwandlung und Abtretung die Eigentümergrundſchuld für das Zinsrecht vorbehalten 
(1158 A 3). Hat der Eigentümer die Abtretung einer Eigentümer⸗Briefgrundſchuld und gleich⸗ 
zeitig deren Um wandlung in eine Hypothek für den neuen Gläubiger erklärt und dieſe Erklärung 
nebſt dem Grundſchuldbrief dem neuen Gläubiger übergeben, ſo iſt regelmäßig anzunehmen, daß 
die Abtretung ohne Rückſicht auf die Umwandlung habe wirkſam werden ſollen; reicht der neue 
Gläubiger die Erklärung und den Brief dem Grundbuchamt zur Eintragung der Rechtsänderung 
ein, jo hat er feine Zuſtimmungserklärung zu der Umwandlung beizubringen (Ich 12, 321). — 
Wird auf Grund einer zwiſchen dem Eigentümer, dem bisherigen Gläubiger und dem 
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neuen Glaubiger getroffenen Vereinbarung eine Hypothek, deren Forderung durch Be⸗ 
friedigung erloſchen iſt, vom bisherigen Gläubiger an den neuen Gläubiger abgetreten, wie wenn 
ſie noch als Hypothek für die bisherige Forderung beſtände, ſo iſt dies dahin aufzufaſſen, daß die 
durch die Befriedigung entſtandene Eigentümergrundſchuld in eine Hypothek für eine gleich⸗ 
geartete Forderung des neuen Gläubigers umgewandelt und zugleich an dieſen von dem bisherigen 
Gläubiger mit Genehmigung des verfügungsberechtigten Eigentümers ($ 185 Abſ 1) abgetreten 
wird (NG SeuffA 74 Nr 162; anders OLG 31, 349, wonach ein Verzicht des Eigentümers auf die 
Rechte aus der Befriedigung vorliegen ſoll; auf die geſetzliche Folge der Befriedigung, die in der 
Entſtehung der Eigentümergrundſchuld beſteht, kann aber nicht verzichtet werden). Streitig iſt, 
ob die Umwandlung einer forderungsbekleideten Eigentümerhypothek (auf den Eigen⸗ 
tümer übergegangenen Hypothek: § 1177 Abſ 2) in eine Eigentümergrundſchuld zuläſſi 
iſt. Dies iſt zu bejahen. Denn der Eigentümer kann gemäß $ 1196 eine Grundſchuld für ſch 
durch einſeitige Erklärung beſtellen und würde auch durch einen Verzicht nach $ 1168 feine Eigen⸗ 
tümerhypothek in eine Eigentümergrundſchuld umgeſtalten können (ſtr.; OL 2, 319; a. M. 
in zu enger Geſetzesauslegung I5G 7, 362, weil 1196 Abſ 2 nur für die Beſtellung einer 
Eigentümergrundſchuld gelte, nicht aber auf die Umwandlung einer Eigentümerhhpothek 
in eine Eigentümergrundſchuld für anwendbar erklärt ſei). — Die Wirkung der Um⸗ 
wandlung wird in der Regel durch die Vereinbarung der Beteiligten näher beſtimmt 
werden. Im Falle der Umwandlung einer Hypothek in eine Grundſchuld erliſcht die perſönliche 
Forderung nicht ohne weiteres (M 3, 796). Nimmt aber der Gläubiger die Grundſchuld an 
Erfüllungs Statt an, fo tritt das Erlöſchen der Forderung ein ($ 364). Die Verzinſungs⸗ und 
Zahlungsbe dingungen bleiben, wenn fie vereinbart waren, beſtehen, ſofern nichts anderes 
feſtgeſetzt wird (RG 126, 386). Wenn nichts vereinbart war und wird, beſtimmen ſich fortan 
dieſe Bedingungen im Falle der Umwandlung einer Grundſchuld in eine Hypothek nach dem 
Recht der Schuldverhältniſſe, im Falle der Umwandlung einer Hypothek in eine Grundſchuld 
nach den 88 1193, 1194 (M 3, 795, R 107, 80). — Eine vom Eigentümer übernommene 
Verpflichtung, eine Eigentümergrundſchuld in eine Hypothek für eine andere Forderung des 
Gläubigers oder für einen neuen Gläubiger umzuwandeln, hat nur ſchuldrechtliche Wirkungen 
zwiſchen den Beteiligten. Wird über das Vermögen des Eigentümers der Konkurs eröffnet, 
ſo kann der Gläubiger nur eine Konkursforderung gemäß den 8$ 3, 69 RO geltend machen (RG 
Gruch 53, 1121). — Eine rechtsgeſchäftliche Umwandlung im Sinne des $ 1198 kommt nicht in 
Frage, wenn eine nach $ 1163 Abſ 1 Satz 1 oder $ 1163 Abſ 2 wegen Nichtentſtehung der For- 
derung oder fehlender Briefübergabe zunächſt dem Eigentümer (als Grundſchuld) zustehende 
Hypothek demnächſt bei nachträglicher Entſtehung der Forderung oder Briefübergabe vom 
Gläubiger (als Hypothek) erworben wird. Hier vollzieht ſich die Umwandlung kraft Geſetzes 
(RG SeuffA 60 Nr 151; OLG 10, 86). Andere Fälle der geſetzlichen Umwandlung find die der 
Umwandlung einer Hypothek in eine Eigentümergrundſchuld gemäß $ 1177 Abs 1 und einer 
Grundſchuld in eine Hypothek gemäß den $$ 1173 Abſ 2, 1182. 

2. Die Beſtimmung, daß die Zuſtimmung der im Range gleich⸗ oder nachſtehenden Berech⸗ 
tigten nicht erforderlich iſt, iſt bereits in $ 1186 A 2 erläutert. Dort iſt auch dargelegt, daß es 
auch der Zuſtimmung des etwa von dem Eigentümer verſchiedenen perſönlichen Schuldners 
A Eu aber der Zuſtimmung Dritter, denen ein Recht an dem hypothekariſchen 

echt zuſteht. 


II. Nentenſchuld 


9 1199 


Eine Grundſchuld kann in der Weiſe beſtellt werden, daß in regelmäßig 
wiederkehrenden Terminen eine beſtimmte Geldſumme aus dem Grundſtücke 
zu zahlen iſt (Nentenſchuld) !). 

Bei der Beſtellung der Nentenſchuld muß der Betrag beſtimmt werden, 
durch deſſen Zahlung die Nentenſchuld abgelöſt werden kann. Die Ablöfungs- 
ſumme muß im Grundbuch angegeben werden 2), 

E II 1108; P 3 771. 

1. Die Rentenſchuld kann ebenſo wie die gewöhnliche Grundſchuld ſowohl Buchgrund⸗ 
ſchuld als auch Briefgrundſchuld fein (58 1116, 1192, 1200). Abweichend von der Hypothek kann 
fie auch für den Briefinhaber (88 1195, 1200) ſowie für den Eigentümer (88 1196, 1200) beſtellt 
werden. Sie unterſcheidet ſich von der gewöhnlichen Grundſchuld hauptſächlich 
dadurch, daß ſie nicht auf Zahlung eines Kapitals, ſondern auf Zahlung einer beſtimmten Geld⸗ 
ſumme (5 1113 A 4) in regelmäßig (aber nicht notwendig ſtets in gleicher Höhe) wiederkehrenden 
Terminen, einer Geldrente, gerichtet iſt. Die Zahlung eines Kapitals, nämlich der Ab⸗ 
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löſungsſumme, aus dem Grundſtück ($ 1113 A 6) kann der Gläubiger zwar in der Zwangs⸗ 
verſteigerung (wenn die Rentenſchuld durch den Zuſchlag nach den 88 90 Abſ 1, 91 Abſ 1 3G er⸗ 
liſcht und aus dem Bargebot zu decken iſt: RG 86, 259) und in der Zwangsverwaltung des Grund⸗ 
ſtücks (88 92 Abſ 3, 158 3 VG) verlangen, ſonſt aber gemäß den 88 1201 Abſ 2, 1202 Abſ 3 nur dann, 
wenn ein Fall des $ 1133 Satz 2 (Recht auf ſofortige Befriedigung wegen einer die Sicher⸗ 
heit gefährdenden Verſchlechterung des Grundſtücks) gegeben iſt oder wenn der Eigentümer, 
dem allein ein Kündigungsrecht zuſteht, die Rentenſchuld zur Ablöſung gekündigt hat. Da ſo⸗ 
nach die Belaſtung mit einer Rente gegenüber der Kapitalbelaſtung in erſter Linie das Weſen 
der Rentenſchuld ausmacht und das Geſetz eine Kündigung der Rentenſchuld durch den Gläubiger 
nicht zuläßt, iſt zur Beſtellung einer Rentenſchuld erforderlich, daß die fortdauernde Entrichtung 
einer ſeitens des Gläubigers zur Ablöſung nicht kündbaren Rente ohne Rückſicht auf ein durch 
die Einzelzahlungen vom Gläubiger zu erlangendes Kapital feſtgeſetzt wird. Sollen fortlaufend 
zu entrichtende Beträge zur allmählichen Zurückzahlung eines Kapitals dienen, ſo kann dafür ein 
Grundſtück nur in der Form der Hypothek oder der gewöhnlichen Grundſchuld belaſtet werden 
(RJal 1, 122). Ein ähnlicher wirtſchaftlicher Zweck läßt ſich allerdings auch durch die Begründung 
‚einer Reallaſt erreichen (RG 85, 247; KJ 21 A 313). Eine zeitliche Beſchränkung der Ren⸗ 
tenentrichtung iſt mit dem Begriff der Rentenſchuld kaum vereinbar. Denn nach dem 
Sinn des Geſetzes ſoll durch dieſe Belaſtungsart ein dauerndes Recht, das nur unter be⸗ 
ſtimmten Vorausſetzungen zur „Ablöſung“ gebracht wird, gewährt werden (ftr.; RIA 1, 124; 
a. M. Id 1, 500; JW 1925, 22703: hier wird eine zeitliche Begrenzung des Rentenanſpruchs, 
3. B. für Eheleute auf deren Lebenszeit, mit dem Begriff der Rentenſchuld dann nicht für un⸗ 
vereinbar erachtet, wenn durch die Rentenzahlungen nicht die allmähliche Tilgung des Ablöſungs⸗ 
kapitals bewirkt werden ſoll). — Von der Reallaſt unterſcheidet ſich die Renten⸗ 
ſchuld (abgeſehen von der Zuläſſigkeit der Erteilung eines Rentenſchuldbriefs ſowie der Be⸗ 
ſtellung für den Briefinhaber und für den Eigentümer) hauptſächlich dadurch, daß der Eigen- 
tümer für die während der Dauer ſeines Eigentums fällig werdenden Renten nicht perſönlich 
haftet (vgl. F 1108) und daß die Zahlungstermine „regelmäßig“ wiederkehrende ſein müſſen 
(gl. $ 1105). Ferner kann zwar eine Reallaſt ($ 1105 Abſ 2), aber nicht eine Rentenſchuld zu⸗ 
gunſten des jeweiligen Eigentümers eines andern Grundſtücks (als ſubjektiv⸗dingliches Recht) 
beſtellt werden (RIA 4, 257). Beide Rechte werden auch in der Zwangsverſteigerung und 
Zwangsverwaltung verſchieden berückſichtigt: $ 92 Ab] 2, 3, 88 121, 158 3G. Danach beſtimmt 
ſich, wenn eine Rentenſchuld durch den Zuſchlag erliſcht, weil fie nicht in das geringſte Gebot 
gefallen tft, der Betrag der Erſatzleiſtung durch die Ablöſungsſumme (RIA 11, 53). — Die Renten⸗ 
ſchuld unterſteht den für die gewöhnliche Grundſchuld geltenden Vorſchriften der 59 1191 ff., 
ſoweit nicht aus den 88 1199 ff. ſich ein anderes ergibt. Unzuläſſig iſt die Beſtellung einer Renten⸗ 
ſchuld für mehrere nacheinander Berechtigte (OLG 36, 171). 

2. Die Ablöſungsſumme, deren feſter Betrag in Geld bei der Beſtellung der Renten⸗ 
ſchuld beſtimmt werden muß, iſt bei der Eintragung im Grundbuch ſelbſt anzugeben. Die 
Bezugnahme auf die Eintragungsbewilligung genügt nach den $$ 1200, 1115 nicht. Fehlt die Be⸗ 
ſtimmung oder die Eintragung der Ablöſungsſumme, ſo iſt die Rentenſchuld nichtig. Die Ab⸗ 
löſungsſumme muß auch im Rentenſchuldbrief angegeben werden (§ 70 Abſ 1 Satz 2 GBO). 

ie unterliegt der freien Vereinbarung der Beteiligten und braucht in keinem beſtimmten 
Verhältnis zu der Rente zu ſtehen, kann auch den bei einer Kapitaliſierung der Jahresrente ſich 
ergebenden Betrag oder den ſonſtigen Wert des Rentenbezugsrechts überſteigen. Sie kann, 
je nachdem die Ablöſung in einem früheren oder ſpäteren Zeitpunkt erfolgt, verſchieden feft- 
geſetzt werden (RG 86, 260; RIA 11, 52). 


8 1200 


Auf die einzelnen Leiſtungen finden die für Hypothekenzinſen !), auf die 
Ablöſungsſumme finden die für ein Grundſchuldkapital geltenden Vorſchriften 
entfprechende Anwendung 2). 

Die Zahlung der Ablöſungs ſumme an den Gläubiger hat die gleiche Wirkung 
wie die Zahlung des Kapitals einer Grundſchuld 5). 

E II 1109; P 3 775, 779. 

1. Von den für Hypothekenzinſen geltenden Vorſchriften, die auf die einzelnen Renten⸗ 
leiſtungen entſprechend anzuwenden find, kommen beſonders in Betracht die §8 197 (vierjährige 
Verjährung), 289 (keine Verzugszinſen), 1119 (keine Zuſtimmung der gleich- oder nachſtehenden 
Berechtigten erforderlich im Falle der Erhöhung der Rente bis zu 5% der Ablöſungsſumme: 
RA 11, 52), 1145 Abſ 2 (Vorlegung des Rentenſchuldbriefs im Falle der Befriedigung), 1158, 
1159 (Übertragung), 1160 Abſ 3 (Geltendmachung), 1178 (Erlöſchen der Rückstände). Auch 
91115 Abſ 1 (Angabe des Geldbetrags der Renten im Grundbuch) findet Anwendung (RG 54, 93). 
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2. Die für ein Grundſchuld kapital, alſo die für die gewöhnliche Grundſchuld mit Ausnahme 
ihrer Zinſen (8 1192 Abſ 2) geltenden Vorſchriften, die auf die Ablöſungsſumme entſpre chend 
anzuwenden find, ergeben ſich aus $ 1192 Abſ 1. Insbeſondere gelten danach die $$ 1154, 1155 
für die Übertragung der Rentenſchuld. Die für die Höhe der dinglichen Belaſtung maßge bende 
Ablöſungsſumme darf nicht erhöht werden, auch dann nicht, wenn keine nachſtehenden Berechtigten 
vorhanden find (RIA 11, 51). 

3. Die Zahlung der Ablöſungsſumme wirkt bei der Rentenſchuld, was den Übergang des 
dinglichen Rechts kraft Geſetzes auf den Eigentümer anlangt, gleich der Zahlung des Kapitals bei 
einer Grundſchuld (58 1143, 1192). Der Eigentümer erlangt alſo, wie hier eine Grundſchuld, fo 
dort eine Rentenſchuld (das Recht auf die Renten). Er erlangt nicht etwa nur eine Grundſchuld. 
in Höhe der Ablöſungsſumme, da eine ſolche Umwandlung im Geſetz nicht vorgeſchrieben ift (ſtr.). 
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Das Necht zur Ablöſung ſteht dem Eigentümer zu. 

Dem Gläubiger kann das Necht, die Ablöſung zu verlangen, nicht eingeräumt 
werden. Im Falle des § 1133 Satz 2 iſt der Gläubiger berechtigt, die Zahlung 
der Ablöſungsſumme aus dem Grundſtücke zu verlangen !). 

E II 1110; P 3 776, 780. 

1. Das Recht zur Ablöſung, alſo gemäß § 1202 Abſ 1 Satz 1 zur Kündigung der Renten⸗ 
ſchuld, ſteht dem Eigentümer zu, und zwar unbedingt, ſo daß es auch durch Vereinbarung der 
Beteiligten nicht ausgeſchloſſen werden kann (vgl. jedoch $ 1202 Abſ 2). Dagegen darf der Gläu⸗ 
biger die Rentenſchuld nicht kündigen. Räumt der die Rentenſchuld beſtellende Eigentümer 
entgegen dem Verbot des Abſ 2 Satz 1 dem Gläubiger das Recht ein, die Ablöſung zu ver⸗ 
langen (die Rentenſchuld zu kündigen), ſo iſt die Rentenſchuldbeſtellung nichtig. Denn gerade 
die Unkündbarkeit ſeitens des Gläubigers iſt für die Rentenſchuld von weſentlichſter Bedeutung. 
Nur im Falle des $ 1133 Satz 2 (Recht auf ſofortige Befriedigung wegen einer die Sicherheit 
der Rentenſchuld gefährdenden Verſchlechterung des Grundſtücks: § 1133 A 1—4) kann der 
Gläubiger, der die Gefährdung ſeines Rechts auf die fortdauernde Leiſtung der Rente 
nachweiſen muß, die Zahlung der Ablöſungsſumme aus dem Grundſtück ($ 1113 A 6; RIA 
11,53) verlangen. Hat aber der Eigentümer die Rente zur Ablöſung gekündigt ($ 1202 Abſ 1), 
ſo kann auch der Gläubiger nach dem Eintritt der Fälligkeit die Zahlung der Ablöſungsſumme 
aus dem Grundſtück verlangen ($ 1202 Abſ 3; RG 86, 260). Erliſcht in der Zwangsverſteige⸗ 
rung die Rentenſchuld gemäß den 9 52, 91 386 durch den Zuſchlag, weil fie nicht in das ge- 
ringſte Gebot fällt, ſo hat der Gläubiger Anſpruch auf Zahlung der Ablöſungsſumme aus dem 
Verſteigerungserlös (8 92 Abſ 3 ZUG; RG 86, 259). In der Zwangsverwaltung gilt $ 158 
386. — In der Geltendmachung der einzelnen Rentenleiſtung iſt der Gläubiger 
nicht beſchränkt. Er kann daher wegen jeder fälligen Rente dinglich klagen und auf Grund des. 
erſtrittenen Urteils die Zwangsvollſtreckung in das Grundſtück und in die nach den § 1120 ff. 
(1192, 1200) mithaftenden Gegenſtände betreiben, 
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Der Eigentümer kann das Ablöſungsrecht erft nach vorgängiger Kündi⸗ 
gung ausüben ). Die Kündigungsfriſt beträgt ſechs Monate, wenn nicht ein 
anderes beſtimmt iſt !). 

Eine Beſchränkung des Kündigungsrechts iſt nur ſoweit zuläſſig, daß der 
Eigentümer nach dreißig Jahren unter Einhaltung der ſechsmonatigen Friſt 
kündigen kann 2), 

Hat der Eigentümer gekündigt, ſo kann der Gläubiger nach dem Ablaufe 
der Kündigungsfriſt die Zahlung der Ablöſungsſumme aus dem Grundſtücke 
verlangen 3). 

E II 1111; P 3 776, 781. 

1. Die Ablöſungsſumme wird, wie ſich aus Abſ 1, 2 ergibt, erſt dann fällig, wenn die Zeit, 
während der die Kündigung ſeitens des Eigentümers nach den getroffenen Vereinbarungen 
nicht zuläffig ſein ſollte, abgelaufen ift, der Eigentümer darauf (nicht ſchon vorher) gekündigt 
hat und demnächſt die geſetzliche ſechsmonatige oder die vereinbarte kürzere oder längere Kündi⸗ 
gungsfriſt verſtrichen iſt. 0 1 ’ 5 0 

2. Nach Art 117 Abſ 2 Ech bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften unberührt, welche die 
Ausſchließung des Kündigungsrechts des Eigentümers nur für eine kürzere Zeit als dreißig 
Jahre zulaſſen. Eine Vereinbarung über die Beſchränkung des Kündigungsrechts, ſoweit ſie 
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danach oder nach Abs 1, 2 zuläſſig ift, bedarf der Eintragung in das Grundbuch. Jedoch genügt 
hier die Bezugnahme auf die Eintragungsbewilligung. 

3. Zu Abſ 3 vgl. d 1201 A 1. Iſt über das mit der Rentenſchuld belaſtete Grundſtück die 
Zwangsverſteigerung eingeleitet, ſo iſt eine Kündigung der Rentenſchuld, die der Grundſtücks⸗ 
eigentümer erſt nach der Beſchlagnahme erklärt hat, demjenigen betreibenden Gläubiger gegenüber, 
welcher der Rentenſchuld im Range nachſteht, unwirkſam. Hat der Erſteher im Verſteigerungster⸗ 
min gegen eine ſolche angemeldete Kündigung Widerſpruch erhoben, jo kann auch er ihre Unwirk⸗ 
ſamkeit geltend machen. Das folgt aus der Erwägung, daß der Rentenſchuldgläubiger durch die 
Kündigung nach Abſ 3 das Recht erlangt, nach dem Ablauf der Kündigungsfriſt die Zahlung der Ab⸗ 
löſungsſumme an Stelle der Rente zu verlangen, daß alſo die Kündigung eine Verfügung über 
das von der Beſchlagnahme (88 20, 23 3h) betroffene Grundſtück darſtellt, die gegen das zu⸗ 
gunſten des betreibenden Gläubigers beſtehende Veräußerungsverbot (58 135, 136 BGB) ver- 
ſtieß (RG 86, 255). 
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Eine Nentenſchuld kann in eine gewöhnliche Grundſchuld, eine gewöhn⸗ 
liche Grundſchuld kann in eine Nentenſchuld umgewandelt werden“). Die 
Zuſtimmung der im Nange gleich- oder nachſtehenden Berechtigten iſt nicht 
erforderlich 2). 

E II 1112; P 3 775, 782: 4 587. 

1. Daß eine Rentenſchuld in eine gewöhnliche Grundſchuld und dieſe in jene umgewandelt 
werden kann, erſchöpft noch nicht die Umwandlungsmöglichkeiten. Wie ſich aus den $$ 1186, 1198 
ergibt, kann eine Rentenſchuld auch unmittelbar in eine Hypothek umgewandelt werden (OLG 
36, 137; A 2), indem ihr eine perſönliche Forderung untergelegt wird. Zu jeder Umwandlung 
iſt gemäß $ 877 eine Einigung des Eigentümers und des Gläubigers ſowie die Eintragung der Um⸗ 
wandlung in das Grundbuch erforderlich. Bei der Umwandlung der Rentenſchuld in eine Grund⸗ 
ſchuld wird gemäß $ 1200 Abſ 1 die Ablöſungsſumme zum Grundſchuldkapital, die Rente zum Zins. 
Der Betrag des Grundſchuldkapitals darf den Betrag der Ablöſungsſumme nicht überſteigen 
(Prot 3, 783; RA 11, 53). Iſt die Rentenſchuld (oder Grundſchuld) für den Eigentümer be⸗ 
ſtellt oder auf den Eigentümer übergegangen 488 1196, 1199, 1200 A 3), fo genügt feine ein⸗ 
ſeitige Umwandlungserklärung. Zur Vornahme der Eintragung iſt erforderlich, daß die Ein⸗ 
tragungsbewilligungen ($ 19 GBS) in der Form des $ 29 Gd erklärt find. Die Umwandlung 
der Rentenſchuld in eine Hypothek während des Zwangsverſteigerungsverfahrens iſt in RG 
86, 255 erörtert. Iſt eine Rentenſchuld in eine verzinsliche Hypothek umgewandelt, bei der 
Zwangsverſteigerung des belaſteten Grundſtücks aber nur die Rentenſchuld in das geringſte 
Gebot aufgenommen und der Zuſchlag mit dieſer Verſteigerungsbedingung erteilt worden, 
ſo braucht der Erſteher die Umwandlung, deren Übernahme für ihn eine läſtigere Bedingung als 
die des Zuſchlags enthielte, nicht gegen ſich gelten zu laſſen (OG 30, 96). 

2. Iſt dagegen die Rentenſchuld (oder Grundſchuld) mit dem Recht eines Dritten belaſtet 
(8 876 A 1), fo iſt gemäß den $$ 876, 877 die Zuſtimmung des Dritten erforderlich. Wird die 
Rentenſchuld unter Ausnutzung des $ 1203 Satz 2 ohne Zuſtimmung der im Range gleich⸗ oder 
nachſtehenden Berechtigten zu deren Nachteil in eine alsbald ohne Kündigung fällige Hypothek 
umgewandelt (A 1), ſo kann unter Umſtänden für dieſe Berechtigten ein Schadenserſatzanſpruch 
nach $ 826 begründet fein (OLG 36, 137). 


Neunter Abſchnitt 
Pfandrecht an beweglichen Sachen und an Rechten 


1. Sonderrecht. a) Wertpapierverpfändung im Verkehr von Bank zu Bank nach dem neuen 
Bankverwahr (oben vor $ 688 Vorbem 3d; 7a; $ 700 A 5 u. 6; $ 929 A 7a; 9 948 A 3). Nach 
bisherigem Rechte mußte die Provinzbank, wenn fie ihr anvertraute Wertpapiere zur Dritt- 
verwahrung oder aus einem ſonſtigen Grund an einen Dritten weitergab, dieſem mitteilen, daß 
es fremde Wertpapiere waren. So ſollte erreicht werden, daß insbeſondere die Zentralbank 
an den Wertpapieren grundſäßlich kein Pfand pder Zurückbehaltungsrecht wegen ſolcher Forde⸗ 
rungen geltendmachen konnte, die ihr gegen jene zuſtanden; ein ſolches Pfandrecht durfte viel⸗ 
mehr nur geltend gemacht werden wegen Forderungen, die mit Bezug auf dieſe Wertpapiere 
entſtanden waren ($ 8 Abſ 2 Depot a. F.). Das neue Geſetz ſetzt für den Regelfall an Stelle 
der Fremdanzeige die Fremdvermutung ($ 4). Im Verkehr von Bank zu Bank ſollen 
danach Pfand⸗ und Zurückbehaltungsrechte an Kundenpapieren nur in ganz beſchränktem Um⸗ 
fange geltendgemacht werden können, und es bedarf, um dies ſicherzuſtellen, keiner Erſtattung 
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einer Fremdanzeige. Die von einem Verwahrer, der Bank- oder Sparkaſſengeſchäfte im Sinne 
des Reichsgeſetzes über das Kreditweſen vom 5. 12. 1934 (RC Bl 1934 I, 1203; 1935 J, 232, 1247, 
1456; 1938 T, 1151, 1329; 1939 1,720, 857; dazu Erl von Bröhl2,. Aufl., 1939) betreibt, einent 
Dritten anvertrauten Wertpapiere haben ſtets als fremde zu gelten. Dem Dritten gilt 
als bekannt, daß die Wertpapiere dem Verwahrer nicht gehören. Sein guter Glaube 
an das Eigentum des Verwahrers wird für den Eigentums- und Pfandrechtserwerb nicht 
geſchützt. Der Verwahrer muß, damit ein Pfandrecht wegen anderer Forderungen als der 
in 9 4 Abſ 1 Satz 2 bezeichneten geltendgemacht werden kann, dem Dritten für das einzelne Ge⸗ 
ſchäft ausdrücklich und ſchriftlich mitteilen, daß er Eigentümer der Wertpapiere fei (5 4 Ab 2). 
Iſt er im Falle ſolcher Anzeige nicht Eigentümer, auch vom Hinterleger nicht zur Verpfändung,. 
ermächtigt, ſo hängt der Pfandrechtserwerb des Dritten von ſeinem guten Glauben an die Ver⸗ 
fügungsmacht des Verwahrers ab ($ 366 HGB). Vgl. Begründung z. Bankverwahr® n. F. zu 
4 (Daſeichsanz. Nr 29 vom 5. 2. 1937). Unwahre Angaben über das Eigentum find ſtrafbar 
(835). 9 4 gilt ſinngemäß auch für die Geltendmachung von Pfandrechten und Zurückbehaltungs⸗ 
rechten an Sammelbeſtandanteilen ($ 9). Unter gewiſſen Vorausſetzungen iſt der Verwahrer 
berechtigt, die ihm anvertrauten Wertpapiere des Hinterlegers für eigene Verbindlichkeiten des 
Verwahrers zu verpfänden. Dazu bedarf es einer beſonderen Ermächtigung, die aber nur noch 
zur Verpfändung, nicht mehr zur Aneignung der Wertpapiere berechtigt (Ermächtigungszwang, 
5 12 Abſſ 1). Die Ermächtigung muß ausdrücklich und ſchriftlich und nur für den Einzelfall erteilt 
ſein; eine bloße Unterwerfung unter die Geſchäftsbedingungen genügt nicht; eine Verweiſung 
auf andere Urkunden in der Ermächtigungserklärung iſt unzuläſſig ($ 12 Abſ 1 Satz 2). Der Ver⸗ 
wahrer darf die Wertpapiere oder Sammelbeſtandanteile ſodann nur im Zuſammenhang mit einer 
Krediteinräumung für den Hinterleger (Kreditverſtrickung) und nur an einen Verwahrer 
(Gläubigereignung) verpfaͤnden ($ 12 Abſ 1 Satz 1). Er darf auch auf die Wertpapiere oder 
Sammelbeſtandanteile Ruckkredit nur bis zur Geſamtſumme der Kredite nehmen, die er für die 
Hinterleger eingeräumt hat (Kreditgleichheit, $ 12 Abſ 2 Satz I). Die Wertpapiere oder 
Sammelbeſtandanteile dürfen nur mit Pfandrechten zur Sicherung dieſes Rückkredits belaſtet 
werden; der Wert der verpfändeten Wertpapiere oder Sammelbeſtandanteile ſoll die Höhe des. 
für den Hinterleger eingeräumten Kredits mindeſtens erreichen, ſoll dieſe jedoch nicht unan⸗ 
gemeſſen überjteigen ($ 12 Abſ 2 Satz 2 und 3). Dies iſt der Fall der üblichen oder regelmäßigen 
Verpfändung; hierbei werden die Wertpapiere oder Sammelbeſtandanteile beim Drittpfand⸗ 
nehmer auf Pfanddepotkonto (Depotkonto C) verbucht im Gegenſatz zum Depot A (Eigendepot), 
das eigene Werte des Zwiſchenverwahrers, auch die aus unregelmäßiger Verwahrung ($ 15) und. 
unbeſchrankt verpfändete fremde Werte (5 12 adj 4) enthält, und zum Depot B (Anderdepot, 
pfandfreies Depot). Daneben kennt das Geſetz die „beſchränkte Verpfändung“ (Ermächtigung 
des Verwahrers zur Verpfändung nur bis zur Höhe des dem Hinterleger eingeräumten Kredits, 
für die nicht die gleichen ſtrengen Formvorſchriften wie für die Ermächtigung zur regelmäßigen 
Verpfändung gelten: $ 12 Abſ 3) und die „unbeſchränkte Verpfändung“ (Ermächtigung des 
Verwahrers zur Verpfändung für alle Verbindlichkeiten des Verwahrers und ohne Rückſicht auf 
die Höhe des fur den Hinterleger eingeräumten Kredits, mit noch höherer Verſchärfung der Vor⸗ 
ſchriften für die Ermächtigung: $ 12 Abſ 4). Bei der „beſchränkten Verpfändung“ werden die 
Wertpapiere und Sammeldepokanteile beim Drittpfandnehmer (Zentralbank) auf Sonder⸗ 
pfanddepotfonto (Depotkonto J), bei der „unbeſchränkten Verpfändung“ auf Eigendepotkonto 
(Depotkonto A) verbucht. Der zur Verpfändung ermächtigte Verwahrer darf die Ermächtigung. 
jo, wie fie ihm gegeben ift, weitergeben ($ 12 Abſ 5). Näheres über dieſe Neuregelung bei Opitz 
Depotch 5 12 A öff.; Schröder ZAk dg 1937, 169 ff. Vgl. im übrigen $ 1205 A 6 Abſ 2 und A 9; 
1207 A2; $ 1208 A 8; 51245 A1; 8 1258 A 8; $ 1282 A 5 Abſ 2; 81292 A 3; 5 1293 A. Über 
zwiſchenſtaatliches Depotrecht, Depotrecht und Auslandsgeſchäft, Geltendmachung von Pfand⸗ 
und Zurückbehaltungsrechten an den einer deutſchen Bank von einem ausländiſchen Unternehmen 
anvertrauten Wertpapieren, Verpfändung durch eine inländiſche Bank an eine Bank im Aus⸗ 
land: Schröder Banka XXXVIVXXXVIII (1988), 719; von Caemmerer daſ. 723; Opitz 
Fremdvermutung und Auslandsgeſchäft daſ. XXXVII (1937), 67; Schröder Einführung des 
Depotrechts in der Oſtmark DY 1939, 163. 

b) Früchtepfandrecht: $ 1204 A2 und 9; $ 1209 A 65 5 1212 A 55 8 1213; $ 1257 A 1 und 2. 

c) Inventarpfandrecht: $ 1204 A 5; $ 1205 A 5 Abj 4, 5 1207 A 2 Abſ 2; 8 1208 A 11; $ 120% 
A4 und 5; 8 1230 A 3; f 1232 A 4; vgl. auch 9 930 A 65 9 936 A 4; § 994 A 1 a. E. 

d) Kabelpfandrecht: 9 1205 A 5 Abſ 2. 

e) Pfandrechte an Schiffen: 68 1259ff.; $ 1242 A 7. 

1) Pfandrechte an Schuldbuchforderungen: 8 1279 A 3. 

8) Pfandgläubigerrechte in der landwirtſchaftlichen Entſchuldung: $ 1228 A 4; 6 1252 A 1. 

h) Pfändungspfandrecht: A 3a—c vor $ 1204: $ 1204 A 1 und 8; $ 1207 A 2; 8 1208 A 9; 
51210 A 25 81232 A 3; 6 1238 A 2; 8 1240 A 6 1242 A 65 8 1244 A 1d und A 4; f 1247 A 1 und 25 
$ 1248 U 5; 5 1253 A 6; 61255 A 13 $ 1957 A3; 8 1258 A 7; 81273 A 3; 81287 A 1 und 2; 
91290 A 2; § 1292 A 5; 81293 A. 
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i) Pfandleihe: 8 1205 A 8 Abſ 1; 51207 A 4; § 1287 A 25 8 1294 A und zur Rechtserneuerung: 
Bock ZAk DR 1939, 123. 

k) Pfandrecht an Steuergutſcheinen: 2. DurchfVO zum Neuen Finanzplan v. 1. 7. 1939, 
88 11, 12 RGBl. 1939 I, 1078. 

2. Beſtrebungen zur Rechtserneuerung auf dem Gebiete des „Mobiliarkredits“ und der 
Gläubigerſicherſtellung: vgl. hierüber $ 929 A und Vorbem zu $ 455 (Eigentumsvorbehalt), 
8930 A 6 (Sicherungsübereignung), $ 1259 A7 (Schiffspfandrecht); auch $ 398 U 1 (Sicherheits⸗ 
abtretung). Über die Frage der entſprechenden Anwendung der Pfandrechtsvorſchriften auf die 
Sicherungsübereignung und die Sicherheitsabtretung und ſonſtige hierauf bezügliche Fragen: 
§ 1205 A 5 Ubf 4 und A 6 Abſ 1; 8 1219 A 5; 5 1220 A 5; 51223 A 4 Abſ 2; 8 1228 A 3; 51229 
A 13 81233 A 13 81242 A 63 $ 1250 A 3, 81277 A 2; 91282 A 6; 8 1288 A 2. 

8. Zwiſchenſtaatliches Recht. a) Sachpfand (88 1204ff.). Grundſätzlich entſcheidet für das 
Sachpfandrecht das Recht der belegenen Sache (vgl. EG Art 7 Abſ 3 Satz 2, Art 11 Abſ 2, Art 28; 
RG 8, 112; Gruch 29, 869; auch HanſchZ 1922 Hauptbl 20655; SeuffA 22 Nr 205; 23 Nr 103; 
Staudinger-Raape zu Art 11 S. 189f.), insbeſondere hinſichtlich der Entſtehung und der Ver⸗ 
wertung des Pfandrechts, hinſichtlich der Gültigkeit der Verfallabreden und hinſichtlich des aus 
der Verpfändung entſpringenden geſetzlichen Schuldverhältniſſes, z. B. der den 88 1214—1216 
entſprechenden Rechtsbeziehungen (vgl. N HRR 1930 Nr 2066 für den Nießbrauch). Dies gilt 
auch für das Arreſtpfandrecht (RG 8, 112). Doch kann nach Art 55 $ 3 des Internationalen Über- 
einkommens über den Eiſenbahnfrachtverkehr und Art 55 § 3 desjenigen über den Eiſenbahn⸗ 
Perſonen⸗ und Gepäckverkehr (Bek vom 28. 8. 1935 RGBl 1935 II, 524, 599; 1938 II, 101, 806, 
818, 830, 845, 876) das rollende Material einer Eiſenbahn mit Einſchluß aller dazugehörenden 
beweglichen Gegenſtände in einem anderen Staate als demjenigen, dem die betreffende Eifen- 
bahn angehört, nur auf Grund einer Entſcheidung der Gerichte des Staates mit Arreſt belegt 
oder gepfändet werden, dem die Eigentumsbahn angehört. Ein geſetzliches Pfandrecht kann 
nur wirkſam entſtehen, wenn ſowohl die Rechtsordnung, die das zugrundeliegende Schuld⸗ 
verhältnis beherrſcht, als auch die am Ort der belegenen Sache geltende das Pfandrecht überein⸗ 
ſtimmend gewähren. Wird die verpfändete Sache in ein anderes Land gebracht, ſo richten ſich die 
Verwertung des Pfandrechts ſowie die aus der Verpfändung entſpringenden geſetzlichen Bezie⸗ 
hungen nunmehr nach dem anderen Recht. Geſetzliche Pfandrechte, die dieſes neue Recht nicht 
kennt, können daher während des Aufenthalts der Sache in dieſem Gebiet nicht geltendgemacht 
werden. Dasſelbe gilt für Vertrags- oder Regiſterpfandrechte, die dieſem Recht unbekannt find 
(RG JW 1893, 2076, pgl. auch Seuff A 16 Nr 1). Ebenſo kann durch die Ortsveränderung eine 
urſprünglich wirkſam vereinbarte Verfallabrede ihre Wirkſamkeit verlieren (vgl. Seuffa 19 
Nr 107). Für die pfandgeſicherte Forderung iſt das die Forderung beherrſchende Recht maßge⸗ 
bend. Über deviſenrechtliche Fragen (Einfluß des Deviſenrechts auf das Pfand nach inter⸗ 
nationalem Privatrecht; Deviſengenehmigung bei Verwertung von Sicherheiten): Dietrich 
DA 1934, 1638; 1935, 717. N N 

b) Das Schiffspfandrecht (88 1259ff.) iſt zwiſchenſtaatlich nach dem Flaggenrecht des 
Schiffs zu beurteilen (vgl. aber Planck⸗Flad $ 1260 A 4 Abſ 2). Eine nach dieſem Recht im Aus⸗ 
land begründete Schiffshypothek iſt auch im Deutſchen Reich anzuerkennen (RG 45, 276; Seuff A 
17 Nr 111; 28 Nr 2). In einem Fall, wo das Flaggenrecht keine Eintragung der Hypothek ins 
Schiffsregiſter erforderte, iſt die Anerkennung der Hypothek auf Grund von Art 30 Ech — wohl 
zu ſtreng — verweigert worden (ch 80, 130). Iſt an einem deutſchen Schiff im Ausland ein 
Pfandrecht durch Eintragung in ein öffentliches Regiſter begründet worden, dem Erwerber eines 
neuen Pfandrechts aber, das nach der Aufnahme des Schiffs in ein deutſches Schiffsregiſter in 
dieſes eingetragen worden it, ohne grobe Fahrläſſigkeit unbekannt geblieben, ſo wird dieſes neue 
Pfandrecht durch das ältere nicht beeinträchtigt (RG 77, 1; Warn 1913 Nr 16; vgl. 8 1262). Wegen 
der Schiffsgläubigerrechte im Sinne des $ 754 HGB: NG 81, 283; Warn 1913 Nr 254; 
OLG Stettin JW 1932, 26355). — Die Rangordnung der Vorzugsrechte in der Zwangsver⸗ 
ſteigerung richtet ſich nach dem Recht des Gerichtsorts. Das gilt auch von einer im Ausland 
ſtattfindenden Verſteigerung deutſcher Schiffe (RG 45, 276; 81, 285; HRR 1930 Nr 1448; vgl. 
auch LZ 1911, 52f. und RG 77, 1). Iſt aber nach dem anwendbaren ſachlichen Recht ein ausge⸗ 
fallener Gläubiger beſſer berechtigt, jo kann er, trotz der abweichenden Zuteilungen in der aus⸗ 
ländiſchen Zwangsverſteigerung, die Bereicherungsklage erheben (MG HRR 1930 Nr 1448; vgl. 
dazu Hamburg HanſgtchZ 1929 B Nr 227). — Das Arreſtpfandrecht richtet ſich nach dem Rechte 
des Hafens, wo das Schiff mit Arreſt belegt wird. Das Verbot, ſegelfertige Schiffe mit Arreſt zu 
belegen (§ 482 HGB), erſtreckt ſich demnach auch auf Schiffe fremder Flagge. — Näheres über 
dieſe Fragen: Staudinger⸗Raape zu Art 30 S. 803ff.; Planck⸗Flad $ 1260 A 4; 5 1261 A 4; 
§ 1262 A 1 Abſ 1, A 2 a. E. 

e) Das Pfandrecht an Rechten (88 1273 ff.) richtet ſich zwiſchenſtaatlich nach der Rechts⸗ 
ordnung, die das verpfändete Recht beherrſcht. Wertpapiere werden vielfach wie bewegliche 
Sachen behandelt; das Pfandrecht an ihnen ſoll ſich nach dem Recht des Ortes richten, wo fie ſich 
befinden. RG 28, 111 erklärt das Recht des Ortes für maßgebend, wo der Verpfändungsvertrag 
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abgeſchloſſen wurde. Da aber die Forderung häufig einem anderen Recht unterliegt als dem 
Recht des Ortes, wo das Wertpapier ſich gerade befindet, und dem Gläubiger mit einem Pfand⸗ 
recht allein am Papier nicht gedient iſt, wird, um die mißliche Trennung von Recht und Papier 
zu vermeiden, die Verpfändung des Wertpapiers nach dem Recht zu beurteilen ſein, dem die For⸗ 
derung unterſteht oder auf das dieſes Recht verweiſt. — Die Forderungen einer Eiſenbahn aus 
zwiſchenſtaatlicher Beförderung gegen eine andere Eisenbahn, die nicht dem gleichen Staate ange⸗ 
hört, können nur auf Grund einer Entſcheidung des Gerichts des Staates mit Arreſt belegt oder ge⸗ 
pfändet werden, dem die forderungsberechtigte Eiſenbahn angehört (Art 55 $2 der beiden Inter⸗ 
nationalen Übereinkommen über den Eiſenbahnfracht⸗[Perſonen⸗ und Gepäck⸗Jverkehr; oben Aga). 

Über zwiſchenſtaatliches Bankverwahrrecht: oben A 1a a. E. 

[Das öſterreichiſche und ſudetendeutſche Recht weicht in mehrfacher Hinſicht vom BGB 
ab. Zum wirkſamen Erwerb des Pfandrechts bedarf es eines Titels (5 449 ABGB). Grund⸗ 
ſätzlich gilt auch der Grundſatz des Fauſtpfandrechts; die Beſitzübertragung kann aber vielfach ſym⸗ 
boliſch erfolgen, jo genügt z. B. die Anbringung eines Verpfändungsvermerks an Maſchinen 
(8 452 OA BGB). Gutgläubiger Erwerb des Pfandrechts iſt nur möglich beim Erwerb vom ver⸗ 
meintlichen Erben, dem die Erbſchaft eingeantwortet worden war ($ 824 DOABGBD), beim redlichen 
Erwerb von einem befugten Geſchäftsmann oder demjenigen, dem der Eigentümer die Sache an⸗ 
vertraut hatte; doch iſt in den beiden letzteren Fällen der Eigentümer berechtigt, die Sache durch 
Schadloshaltung des redlichen Pfandinhabers auszulöſen (9 456 HA BGB). Das Pfand iſt Zug um 
Zug gegen Zahlung der Schuld zurückzugeben ($ 469 OA BGB). Der Pfandverkauf kann nur 
gerichtlich und nur nach vorgängiger Erlangung eines Vollſtreckungstitels erfolgen ($ 461 OA BGB); 
der Schuldner hat kein Recht, bei einer Verſteigerung mitzubieten (§ 462 OA BGB). Das Pfand⸗ 
recht darf ſich auf die Fruchtnießung nicht erſtrecken ($ 1372 OA BGB). — Für die Anwendung 
des OA BGB iſt maßgebend, wo die verpfändete Sache ſich befindet. Dabei dürfte von allen 
Abweichungen vom BOB nur das Auslöſungsrecht des 8 456 OA BGB Schwierigkeiten bereiten. 
Richtig durfte es fein, das in Osterreich einmal entſtandene Löſungsrecht auch bei uns anzuer⸗ 
kennen, zumal Art 94 Abſ 2 Ech zeigt, daß derartige Löſungsrechte unſerer Rechtsordnung nicht 
fremd ſind. Iſt alſo das Pfand in Oſterreich redlich erworben, ſo bleibt der Eigentümer auch dann 
zur Auslöſung berechtigt, wenn die Pfandſache inzwiſchen ins alte Reichsgebiet verbracht worden 
iſt. — Die Verpfändung von Wertpapieren erfolgt in den bezeichneten Rechtsgebieten durch Einigung 
und Übergabe der Papiere, die von Forderungen durch deren ſymboliſche Übergabe ($ 452 OA⸗ 
BOB); wie letztere beſchaffen fein muß, ift streitig; richtiger Anſicht nach iſt Anzeige der Ver⸗ 
pfändung an den Schuldner nötig. Die Verpfändung einer dem öſterreichiſchen Recht unter- 
ſtehenden Forderung erfolgt daher im alten Reichsgebiet durch Einigung und Anzeige an den 
Schuldner wie nach $ 1280 BGB. (Beitzke.)] 

4. Urkundenſteuer bei Verpfändungserklärungen: Urkundenſteuerc vom 5. 5. 1936 8 23 
RGBl 1936 I, 407; 1938 I, 1556; 1939 1, 370; bei Beſtellung von Schiffspfandrechten: daſ. § 28. 
Dazu Janberg über Urkundenſteuer bei der Beſtellung und Abtretung von Grund- und Schiffs⸗ 
pfandrechten: DD 1939, 475. 


Erſter Titel 
Pfandrecht an beweglichen Sachen 


9 1204 


) Eine bewegliche Sache 2-7) kann zur Sicherung einer Forderung ®) in 
der Weiſe belaſtet werden, daß der Gläubiger berechtigt iſt, Befriedigung 
aus der Sache ?) zu ſuchen (Pfandrecht). 

Das Pfandrecht kann auch für eine künftige oder eine bedingte Forderung 
beſtellt werden 10) 11) 12), 

E I 1146 II 1118; M 3 797799; P 3 440. 

1. Die Begriffsmerkmale des Pfandrechts an beweglichen Sachen (Fauſtpfandrechts, 
Fahrnispfandrechts) find im Abſ! zunachſt für das durch Rechtsgeſchäft beſtellte Pfandrecht 
gegeben. Sie gelten aber in gleicher Weiſe für das geſetzliche Pfandrecht ($ 1257 und für das durch 
Pfandung entſtandene Pfandrecht an beweglichen Sachen (8 PO 8 804). Das Pfandrecht iſt 
danach das dingliche Recht au einer fremden beweglichen Sache, das dem Gläubiger einer Forde⸗ 
rung zur Sicherung für dieſe die Befugnis zur Befriedigung aus der Sache, alſo ein zur Forde⸗ 
rungsſicherung gegebenes dingliches Befriedigungsrecht gewährt. . 

Das Pfändungspfandrecht ſteht aber unter den Vorſchriften des BGB nur, ſoweit ſich 
nicht aus der ZPO etwas anderes ergibt (RG 61, 333; 114, 386; 156, 397; vgl. A 6 zu $ 1242; 
A 3 zu $ 1257: A 1h vor $ 1204), und nur ſeinem Inhalt, nicht ſeiner Entſtehung nach. Pfändet 
alſo der Gerichtsvollzieher bei dem Schuldner die Sache eines Dritten mit deſſen Einverſtändnis, 
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ſo entſteht kein dinglich wirkſames Pfändungspfandrecht (ebenſo Jonas⸗Pohle ZPO, 16. Aufl. 
1939, $ 804 A II 3). Dieſe von Rd 60, 73 offen gelaſſene Frage iſt zu Unrecht bejaht in OLG AL, 
184. In einem ſolchen Fall wird aber der Gläubiger in der Lage ſein, der Widerſpruchsklage des 
Dritten ſchuldrechtlich den Einwand des Verzichts entgegenzuſetzen. Der Annahme, ein Vertrags- 
pfandrecht ſei entſtanden, ſteht regelmäßig die fehlende Willensrichtung der Beteiligten und weiter 
der Umſtand entgegen, daß der pfändende Gerichtsvollzieher nicht rechtsgeſchäftlicher Vertreter 
des Gläubigers iſt (RG 90, 194). 

2. Bewegliche Sache. Wegen des Begriffs Sache vgl. § 90. Da nur bewegliche Sachen 
verpfändet werden können, ſo ſcheiden noch ſtehende Bäume, Früchte auf dem Halm und ſonſtige 
weſentliche Beſtandteile eines Grundſtücks ($ 94) aus dem Kreiſe der verpfändbaren Sachen 
aus. Zu den beweglichen Sachen gehören grundſätzlich auch Schiffe, vor wie nach dem Stapel⸗ 
lauf; die 58 1259—1272 gelten nur für die im Schiffsregiſter eingetragenen Schiffe und Schiffs⸗ 
anteile (RG 152, 97). In § 1258 wird das Pfandrecht an dem Anteil eines Miteigentümers 
(vgl. 3 1008 A2) nicht als Pfandrecht an einem Recht ($ 1273), ſondern als Pfandrecht an einer beweg⸗ 
lichen Sache (81204) behandelt (RG 146, 336). Der Pfändungim WegedergZwangsvollſtreckung 
ſind Früchte, die vom Boden noch nicht getrennt ſind, unterworfen (ZPO 8810). Gegenſtand eines 
vertraglichenpfandrechts können fie, wie andere Beſtandteile des Grund und Bodens, nicht ſein. In 
neueren Geſetzen iſt aber ein geſetzliches Pfandrecht („Früchtepfandrecht“: VO vom 27. 9. 1932 
912 Nr 6 RGBl I, 475; VO v. 14. 2. 1933 98 Nr 4 RGBl J, 65; Schuldenregelungsch v. 1. 6. 1933 
$30 Nr 1 RGBl I, 335; OſthilfeAbwicklungs BD v. 21. 12. 1934 8 7 Abſ 1 Nr 1 RGBl I, 1282; 
VO über die Bevorſchuſſung von Brotgetreide v. 17. 10. 1938 § 2 Abſ 3 RGBl J, 1442 [ogl. zum 
Früchtepfandrecht: Wallinger DRpfl 1938, 170; § 1209 A 6]) eingeführt worden, das auch die 
noch nicht vom Grundſtück getrennten Früchte ergreift (vgl. die VO v. 23. 1. 1932 RGBl 1, 32, 71 
und v. 19. 1. 1933 RG Bl J, 23, das Geſetz v. 20. 12. 1933 RG Bl I, 1095 und jetzt vom 19. 11. 1936 
RGBl I, 939, ſämtlich die Sicherung der Düngemittel- u. Saatgut⸗Verſorgung be⸗ 
treffend; ferner das Geſetz z. Verſorgung mit Schädlingsbekämpfungsmitteln und Hopfenbinde⸗ 
material vom 25. 4. 1933 ROBL I, 227 [für das Erntejahr 1933] und das Geſetz z. Sicherung 
von Gräſerkrediten vom 28. 3. 1934 RGBl I, 254 (amtl. Begr. DJ 1934, 436], jetzt vom 
19. 4. 1939 RG Bl I, 796; die BO z. Sicherung der Düngemittel⸗ und Saatgutverſorgung 
im Lande Oſterrreich vom 7. 10. 1938 RG Bl I, 1343; desgl. in den ſudetendeutſchen Gebieten 
vom 13. 1. 1939 RGBl I, 31). Das Früchtepfandrecht erſtreckt ſich auf Waldbäume, die auf dem 
Gut gefällt werden, und die daraus geſchnittenen Bretter; es iſt nicht geſagt, daß es Früchte ſein 
müſſen, für welche die Düngemittel beſchafft oder verwendet worden ſind (HRR 1934 Nr 1714). 
Grundſtückszubehör kann, wie veräußert, ſo auch verpfändet werden, da die Zubehöreigen⸗ 
ſchaft die Beweglichkeit nicht aufhebt. Inwieweit Zubehör bei Hypothekbelaſtung des Grundſtücks 
mit dieſem haftet, ergeben die $$ 1120—1122; ſoweit hiernach verpfändete Zubehörſtücke für die 
Hypothekforderung haften, geht die hypothekariſche Belaſtung dem Pfandrecht vor. Unpfänd⸗ 
bare Sachen (3PO $ 811) find grundſätzlich nicht unverpfändbar; fie können dann gegebenenfalls 
auch im Wege des Pfandverkaufs veräußert werden (vgl. A 2 zu $ 1233; JW' 1936, 236560). Ob 
ein ſolcher Verpfändungsvertrag im einzelnen Fall ſittenwidrig und deshalb nichtig iſt, läßt ſich 
nur nach den vorliegenden Umſtänden entſcheiden. — An einer ihm ſelbſt gehörigen Sache 
kann der Gläubiger kein Pfandrecht erwerben (vgl. $ 1256; für das Pfändungspfandrecht: Jonas⸗ 
Pohle, ZPO 5804 A IJ). 

Der beweglichen Sache ift die (übertragbare: RG 140, 225; HRR 1937 Nr 1294) Anwartſchaft 
des Käufers einer Sache unter Eigentumsvorbehalt (8 455; ob. 9 929 A 1) gleich zu behandeln; 
die Verpfändung (oder Übertragung) der Anwartſchaft bedarf als Verfügung über belaſtetes 
Eigentum derſelben Formen wie die Sachverpfändung (oder Übereignung) (vgl. Letzgus, Die 
Anwartſchaft des Käufers unter Eigentumsvorbehalt, 1938, 21,25; Wieacker ZAk DR 1938, 593). 

3. Natürliche Selbſtändigkeit der Sachen; Teile. Auch Beſtandteile beweglicher Sa⸗ 
chen können, ſolange die Beſtandteilseigenſchaft dauert, nicht für ſich verpfändet werden, 0 B. 
nicht das Kalb in der Kuh. Entſtehung von Sonderpfandrechten an Beſtandteilen iſt ſchlechthin 
unmöglich. Dagegen kann am Anteil eines Miteigentümers ein Pfandrecht beitelit werden 
( 1009, 1258). Das gilt nicht von unausgeſchiedenen Teilſtücken einer im Alleineigentum ſtehen⸗ 
den Sache oder Sachmenge. Der Eigentümer eines Faſſes Wein kann nicht ohne Ausſcheidung 
ein Drittel davon verpfänden, weil es an der Selbſtändigkeit der Pfandſache mangelt. Was in A 2 
zu $ 929 und A 3 zu $ 930 für die Übereignung gejagt iſt, gilt entſprechend auch für die Verpfändung. 

4. Verwertbarkeit. Der Zweck des Pfandrechts, dem Gläubiger Befriedigung aus dem 
Pfande zu gewähren, führt dazu, von der Verpfändbarkeit ſolche Sachen auszuſcheiden, die ihrer 
Art nach in der vom Geſetz vorausgesetzten Weiſe nicht verwertet werden können. Dies gilt ins⸗ 
beſondere in der Regel von Urkunden, die nur zum Beweiſe von Forderungen beſtimmt, nicht, 
wie die Schuldverſchreibungen auf den Inhaber, ſelbſt Träger des Vermögenswerts ſind. Aus 
dieſem Grunde können Hypothekenbriefe, Lebensverſicherungsſcheine und Schiffsbriefe nicht für 
ſich allein Gegenſtand des Pfandrechts fein (R 51, 86; 66, 26f.; 149, 95 R JW 1904, 55515, 
22. 6. 12 V 85/12; 18. 4. 1939 VII 176/38; vgl. auch $ 1274 A 1). Dasſelbe hat aber auch in der 
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Regel von Hinterlegungsſcheinen (RG 14. 4. 16 VII 32/16) und Sparkaſſenbüchern (RG 68, 282), 
auch vom Kraftfahrzeugbrief (Spohr DAutog 1937, 7; $ 932 A 6) und von den Poſtſpar⸗ 
büchern zu gelten (vgl. hierüber Ohneſorge ZAk d 1938, 615 und wegen der Unpfändbarkeit 
der Poſtſparkaſſeneinlagen überhaupt: 81274 A 3 a. E.), dagegen nicht auch vom Filmnegativ, 
einer ſelbſtändiger Rechtsbeziehungen fähigen Sache, deren Beſitz an ſich nur die Möglichkeit zur 
Herſtellung von Abzügen gewährleiſtet (RF 145, 174). Vgl. auch $ 1223 X 2 Abſ 2. Nicht ſelken 
wird jedoch die „Verpfändung“ eines unſelbſtändigen Papiers gemäß § 140 als Einräumung 
eines Zurückbehaltungsrechts (Verſicherungsſchein: R JW 1986, 18285; vgl. auch IRf Pr 
1935, 206%; $ 986 A 4; $ 1280 A 5; 8 1287 A2) oder als Verpfändung des verbrieften Rechts 
(RG Warn 1932 Nr 137), wenn nicht als Ermächtigung für den Gläubiger anzufehen fein, fich 
durch Benutzung der Urkunde bezahlt zu machen (Abhebung der Sparbeträge, N 51, 83; 
vgl. auch RG 66, 27; 136, 426; 149, 94; hierin liegt indeſſen nur eine perſönliche Befugnis, kein 
Pfandrecht [OLG 26, 204]). Was gewollt ift, iſt im einzelnen Fall durch Auslegung zu ermitteln. 
An einem Schiffsbrief kann aber nicht einmal ein perſönliches Zurückbehalkungsrecht beſtellt 
werden, weil ihn das feiner geſetzlichen Beſtimmung entziehen würde (HR R 1933 Nr 938). — 
Unter dem Worte „Verpfändung“ kann ſich auch ein anderes Rechtsgeſchäft, z. B. eine Sicherungs⸗ 
übereignung oder Abtretung verbergen. So bei der Verpfändung von Mieten (ORG 26, 203). 

5. Sachgeſamtheiten. Inbegriffe von Sachen können als ſolche nicht Gegenſtand des Pfand⸗ 
rechts ſein. Vom Pfandrecht ergriffen werden ſtets nur die einzelnen körperlichen Sachen. Für 
jede dieſer einzelnen Sachen müſſen die Vorausſetzungen zur Entſtehung des Pfandrechts vor⸗ 
liegen. Bei jeder einzelnen muß, wenn es ſich um den Rang des Rechtes handelt, beſonders geprüft 
werden, in welchem Zeitpunkt alle weſentlichen Vorausſetzungen für die Entſtehung des Rechtes 
(5 1205ff.) erfüllt worden find (MG 53, 218 [Holzlager!; RG 68, 49; 70, 228; 95, 235 [Gewerbe⸗ 
oder Handelsunternehmen]; RG JW 06, 224° [Warenlager]). Dies hindert nicht, die einzelnen 
zu verpfändenden Gegenſtände bei der Einigung über die Pfandbeſtellung mit der Geſamtbezeich⸗ 
nung zuſammenzufaſſen. Einzelne wirkliche Teile von Sachgeſamtheiten können verpfändet 
werden, gedachte (ideelle) nicht. Mit dem an die Spitze geſtellten Grundſatz hat auch das ſchon in 
A 6 Abſ 1 zu $ 930 erwähnte Geſetz, betr. die Ermöglichung der Kapitalkreditbeſchaffung 
für land wirtſchaftliche Pächter vom 9. 7. 1926 RG Bl 1926 J, 399, 412; 1933 J, 121, das 
ſogenannte Pächterkrediigeſetz, nicht gebrochen. Wird auch „das Inventar“ verpfändet, fo werden 
doch von dem Pfandrecht („Inventarpfandrecht“: 3. DurchfVo z. Entſchuldungs O. v. 22. 9. 
1932 81 RG Bl J, 482; VO v. 14. 12. 1932 82 RG Bl J, 561; VO v. 27. 4. 1933 Art 2 53 RGBl J, 
232; SchuldenregelungsG v. 1. 6. 1933 931 RGS Bl J, 336; PächterentſchuldungsVoO v. 12. 3. 1935 
Art 1 RG Bl 1935 1, 360; Koſten O v. 25. 11. 1935 5 117 R BBl 1935 J, 1398; 1938 I, 1684; 1939 J, 
850; vgl. auch 51205 A 5 Abſ 4) nur die einzelnen Stücke ergriffen und auch dieſe nur, ſoweit fie nicht 
von der Verpfändung ausgenommen find ($ 3 des Gef). Bei jedem einzelnen Stück iſt außerdem 
zu unterſuchen, ob es dem Pächter gehört und ob etwa der Gläubiger wegen feines guten Glau⸗ 
bens an das Eigentum des Pächters das Pfandrecht auch dann erworben hat, wenn es dem 
Pächter nicht gehört (5 4). Im Wege des Pfandverkaufs wird nicht das „Inventar“ im ganzen 
veräußert, ſondern nur das einzelne Stück; dabei brauchen endlich auch nicht alle Stücke ver⸗ 
äußert zu werden ($ 10). „Inventar“ bedeutet in dem genannten Geſetz dasſelbe wie 
in 5 586, nämlich die Geſamkheit der beweglichen Sachen, welche der landwirtſchaftlichen 
Betriebsführung auf einem beſtimmten Grundſtück dienen; nur tritt an die Stelle der Zuge⸗ 
hörigkeit zum Grundſtück als ſolchem die Zugehörigkeit zum landwirtſchaftlichen Betrieb 
des Pächters (RG 142, 201). Es kann ſich auch um einen Betrieb handeln, bei dem zu einem 
dem Betriebsinhaber gehörenden Hof Land zum Zwecke land⸗ oder forſtwirtſchaftlicher Nutzung 
hinzugepachtet iſt (Pächterentſchuldungs O v. 12. 3. 1935 Art 1 Abſ 2 RGBl 1935 J, 360). 

6. Geld kann als bewegliche, körperliche Sache ebenfalls verpfändet werden. Zu prüfen 
wird jedoch immer fein, ob die Beteiligten die Sicherung durch die Übergabe des Geldes wirl⸗ 
lich in dem Sinne vereinbart haben, daß die Geldſtücke im Eigentum des Hingebenden bleiben und 
nur mit einem Pfandrecht zugunſten des Empfängers belaſtet ſein ſollen, oder dahin, daß der 
Empfänger Eigentümer werden ſoll. Auf dieſes wird es hindeuten, wenn eine Verzinſung ver⸗ 
einbart iſt. Daß nur die Sicherung der Endzweck des Geſchäfts ift, ſteht der lbereignung nicht 
im e Vgl. im übrigen wegen des „unregelmäßigen Pfandes“: 
91205 A 6 Abi 2. 5 a 

7. Zukünftige Sachen. Da Sache nach 8 90 „ körperlicher Gegenſtand“ iſt und körperliche 
Gegenſtände nur wirklich beſtehende Gegenſtände ſind, fo iſt es unmöglich, daß ein Pfandrecht 
an einer zukünftig erſt entſtehenden oder ſelbſtändig werdenden Sache ſchon vor ihrer Entſtehung 
ins Leben tritt. Dagegen iſt es möglich, die Entſtehung eines Pfandrechts an einer künftigen Sache 
rechtsgeſchäftlich vorzubereiten ($ 1204 A 10; 8 1273 A 1). Die Einigung über die Beſtellung des 
Pfandrechts kann auch über Sachen, die ein ſelbſtändiges Daſein noch nicht haben, auf den Fall, daß 
ſie es erlangen, von vornherein getroffen werden. So kann vereinbart werden, daß der Gläubiger 
ermächtigt ſein ſoll, die Früchte des dem Schuldner gehörenden Grundſtücks einzuernten und als 
Pfand für ſeine Forderung zu behalten, daß Beſtandteile bei ihrer künftigen Trennung verpfändet 
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fein, Erſatzſtücke an die Stelle einzelner abgehender Pfandſtücke treten ſollen („Surrogierungs“⸗ 
abrede; RG 53, 218). Feſtzuhalten iſt aber dabei, daß das Pfandrecht nicht vor dem Zeitpunkt 
ins Leben tritt, in dem die Pfandſache als ſelbſtändige Sache wirklich beſteht, und auch dann nur 
entſteht, wenn alle Beſtellungsvorausſetzungen erfüllt find (8 1205). 

8. Zur Sicherung einer Forderung. Das Pfandrecht iſt in ſeinem Beſtand abhängig von dem 
Beſtande der Forderung, zu deren Sicherung es dienen ſoll (RG 153, 347f.). Es iſt von ihr un⸗ 
trennbar, und hat ohne ſie keine Lebensfähigkeit; darin liegt ſeine ſog. „akzeſſoriſche“ Weſensart 
begründet ($ 1250 A 1). Die Forderung muß dem Gebiete des Vermögensrechts angehören und 
entweder auf Geldleiſtung gerichtet ſein oder doch im Falle der Nichterfüllung in eine Geldforderung 
übergehen können. Das Pfandrecht für die urſprüngliche Forderung verwandelt ſich dann ohne wei⸗ 
teres in ein Pfandrecht für die Erſatzforderung (vgl. aber wegen des Pfändungspfandrechts: RG 
114, 386 und A 2 zu 81210). Die Forderung kann ſich gegen den Pfandbeſteller und Eigentümer des 
Pfandes oder gegen einen Dritten richten (Pfandbeſtellung für fremde Schulden). Be⸗ 
ſondere Formvorſchriften, wie bei der Bürgſchaft, ſind dafür nicht gegeben. Iſt die Forderung von 
vornherein nichtig, fo entſteht kein Pfandrecht. Iſt jedoch im Wege des $ 140 ftatt der von den Be⸗ 
teiligten beabſichtigten Forderung eine andere entſtanden, ſo muß auch das Pfand als für dieſe be⸗ 
ſtellt gelten. Ob man noch einen Schritt weitergehen und annehmen darf, daß das Pfandrecht auch 
zugunſten anderer Forderungen aufrechterhalten wird, die an Stelle der urſprünglich beabjichtig- 
ten, aber eines Nichtigkeitsgrundes wegen nicht ins Leben getretenen Forderungen entſtanden 
ſind (Bereicherungsanſprüche), iſt zweifelhaft und jedenfalls nicht im allgemeinen zu bejahen. 
Eine Aushilfe wird in ſolchen Fällen zumeiſt das Recht der Zurückbehaltung (8 273) der vermeint⸗ 
lich zu Pfand gegebenen Sache bis zur Erfüllung der Forderung bieten (RG 66, 26; 136, 426). 
Wegen der Beſtellung eines Pfandrechts für Forderungen aus an ſich unwirkſamen Börſentermin⸗ 
geſchäften: $ 54 Börſenc (RG Bl 1908, 228) und dazu RG JW 1921, 464° (der Erlös auftragsgemäß 
verkaufter Pfänder haftet nicht für die Termingeſchäfte). Anſprüche, die nicht Forderungen 
find, können durch Pfandrecht nicht geſichert werden. So nicht der Ausgleichsanſpruch nach $ 2050 
(RG 14. 5. 12 VII 46/12) und die Anſprüche auf Unterlaſſung, ſoweit dieſe nicht im Nichterfül⸗ 
lungsfall in Geldforderungen übergehen. Ebenſowenig dingliche Rechte, wie z. B. die Grund⸗ 
ſchuld oder die Hypothek. Was RG 93, 234 für die Bürgſchaft ausgeſprochen hat, gilt auch für 
das Pfandrecht. Es kann aber jemand die Gewähr dafür übernehmen, daß eine Grundſchuld 
oder eine Hypothek zur Hebung gelangt, und für die ſo übernommene Verpflichtung ein Pfand⸗ 
recht beſtellen. Selbſtverſtändlich können auch Vertragsſtrafen durch Pfandrecht geſichert werden, 
ſelbſt wenn ſie für den Fall einer Verletzung von Anſprüchen oder Rechten vereinbart ſind, die 
man nicht unmittelbar durch ein Pfandrecht zu ſichern vermag. 

Die verjährte Forderung kann durch Pfand geſichert werden. Dies ergibt ſich aus den 
89 222, 223. Denn abgeſehen davon, daß nach 8 222 Abſ 1 durch die Verjährung der 
Anſpruch nicht erliſcht und nach § 223 die Verjährung das beſtehende Pfandrecht (ab- 
geſehen von dem Pfandrecht für die Zinſenrückſtände) nicht berührt, räumt $ 222 Abſ 2 der 
Sicherheitsleiſtung für den bereits verjährten Anſpruch Wirkſamkeit ſelbſt dann ein, wenn die 
eingetretene Verjährung dem Sicherheitsleiſtenden unbekannt war. In den übrigen Fällen, 
in denen das Geſetz zwar die Geltendmachung einer Verbindlichkeit ausſchließt, gleich- 
zeitig aber die Rückforderung des zur Erfüllung Geleiſteten verſagt, darf hieraus nicht 
ohne weiteres abgeleitet werden, daß eine natürliche Verbindlichkeit vorliege, die durch Pfand 
geſichert werden könne. Vielmehr iſt auf den Grund der Geſetzesvorſchrift zurückzugehen. 
Überall, wo der Verbindlichkeit die Anerkennung verſagt wird, weil ſie einem Verhalten zugute 
käme, das gegen ein geſetzliches Verbot oder gegen die guten Sitten verſtößt, iſt auch die Be⸗ 
ſtärkung einer ſolchen Verbindlichkeit und damit die Beſtellung des Pfandrechts zu ihren 
Gunſten ausgeſchloſſen. So in den Fällen des $ 817. Die Anordnung, daß die Rückforde⸗ 
rung unzuläſſig iſt, wenn dem Leiſtenden gleichfalls ein ſolcher Verſtoß zur Laſt fällt, beruht 
nicht auf der Erwägung, daß der beiderſeitige Verſtoß ſich ausgleiche und deshalb die Rechtsände⸗ 
rung Schutz verdiene, ſondern auf der Erwägung, daß dem Leiſtenden gegen den Schaden, den er 
ſich durch den Verſtoß ſelbſt zugefügt, kein Rechtsſchutz gebühre. Die Möglichkeit der Beſtellung des 
Pfandrechts muß aber auch in den Fällen verneint werden, in denen das Geſetz zwar nicht die 
zugrunde liegende Rechtshandlung verbietet oder als ſittenwidrig erachtet, aber den Gedanken 
des Zwanges zur Erfüllung als dem Rechtsgefühl zuwiderlaufend ablehnt. So bei Spiel und 
Wette und beim Heiratsvermittlerlohn (58 762 ff., 656). Zuzulaſſen aber wird die Pfandbeſtellung 
dort ſein, wo ſie zugunſten der Verbindlichkeit aus einer ſittlichen Pflicht oder einer Anſtandspflicht 
vorgenommen wird ($ 814). Denn in dieſen Fällen ift aus dem Geſetze ſelbſt nichts erſichtlich, was 
der Verſtärkung der ſittlichen Pflicht oder der Anſtandspflicht durch die Beteiligten entgegenſtände. 
Ob mit der Pfandbeſtellung gleichzeitig eine Hagbare Forderung geſchaffen iſt, ergeben die Um⸗ 
ſtände des Falles. U | : 

9. Befriedigung aus der Sache bedeutet eine ſolche durch die Verwertung der Sache ſelbſt, nach 
Maßgabe des Geſetzes. Iſt vereinbart, daß der Gläubiger nur aus den Früchten der Sache 
Befriedigung ſuchen, ihm aber nicht geſtattet ſein ſoll, ſich aus der Sache ſelbſt zu beiriedigen, ins⸗ 
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beſondere auch dann nicht, wenn ein nachſtehender Pfandgläubiger — etwa ein Pfändungspfand⸗ 
gläubiger — zur Pfandverſteigerung ſchreitet, jo iſt ein Pfandrecht an der Sache nicht beſtellt 
(vgl. § 1228 A 1). Vereinbar iſt dagegen das Pfandrecht an der Sache mit einem Übereinkommen, 
daß der Pfandgläubiger ſich nach und nach aus den Früchten für Zinſen und Kapital zu befriedigen 
hat und ſich nur dann an die Pfandſache ſelbſt halten darf, wenn die Früchte ausbleiben oder ein 
Dritter zum Pfandverkauf ſchreitet. 

10. Künftige oder bedingte Forderungen ſind Anſprüche, deren zukünftiges Entſtehen bei der 
Pfandbeſtellung in Ausſicht genommen wird und die für den Fall ihrer Entſtehung durch 
das Pfand geſichert werden ſollen (NG Warn 1912 Nr 345). Die Vorſchrift hat Bedeutung für 
aufſchiebend bedingte oder betagte und für ſolche Forderungen, die nur künftig möglicher⸗ 
weiſe entſtehen werden. Aus der Freiheit, ein Pfandrecht für künftig möglicherweiſe ent⸗ 
ſtehende Forderungen zu beſtellen, muß aber weiter geſchloſſen werden, daß es auch zu⸗ 
läſſig iſt, ein Pfandrecht für eine Forderung zu beſtellen, die nur möglicherweiſe jetzt beſteht, 
deren Beſtand aber ungewiß iſt. Das ergibt ſich auch aus $ 232. Pfandbeſtellungen dieſer Art find 
insbeſondere zur Sicherung der aus einer Geſchäftsverbindung „jetzt ſchon beſtehenden oder 
künftig noch entſtehenden“ Forderungen üblich (RG 22.5. 12 V 294/11); der Kreis der Forde⸗ 
rungen, denen das Pfandrecht Sicherheit bieten ſoll, muß beſtimmt erkennbar fein (vgl. Allgemeine 
Geſchäftsbedingungen, herausgegeben von der Wirtſchaftsgruppe Privates Bankgewerbe, Faſſung 
vom Dezember 1937, 1 19 Abſ 2 [3 1205 A 11: „auch bedingten oder befriſteten“; ferner $ 1274 A 3). 
Die nach $ 774 auf den Bürgen übergehende Forderung kann zu Gunſten des Bürgen auch ſchon vor 
ihrem Übergang auf ihn durch ein Pfandrecht geſichert werden (NG HRR 1938 Nr 151). Die Er⸗ 
klärung reicht hin, daß das Pfandrecht zugunſten aller Forderungen eines beſtimmten Gläubigers 
an einen beſtimmten Schuldner dienen ſoll (RG 78, 26; ZW 1911, 3672). Im Grundbuchverkehr 
kommt dies z. B. dadurch zum Ausdruck, daß die Verpfändung einer Hypothek, die zur Sicherung 
einer dem Betrage nach unbeſtimmten Forderung geſchehen iſt, eingetragen werden kann, ohne daß 
es der Angabe eines Höchſtbetrags der Forderung bedarf (RIA 12, 262). Eine dem 5 1115 ent⸗ 
ſprechende Vorſchrift beſteht für das Fahrnispfandrecht nicht. Pfandrechte für künftige, betagte, 
bedingte und ungewiſſe Forderungen ſind, weil jedes Pfandrecht grundſätzlich in ſeinem Beſtande 
von dem Beſtand der Forderung abhängt, inſoweit, als eine ſchon entſtandene Forderung noch 
nicht vorhanden iſt, alſo keine wirklichen Pfandrechte, ſondern Rechtsgebilde, die ſich zu wirklichen 
Pfandrechten entwickeln können. Nur aus Gründen des Verkehrsbedürfniſſes werden ſie vom 
Geſetz auch während des Schwebezuſtandes als Pfandrechte bezeichnet und behandelt. — Wegen 
der Berechnung der Urkundenſteuer, wenn es ſich um eine Verpfändung von Gut⸗ 
haben und Depots in jeweiliger Höhe zur Sicherung aller gegenwärtigen und künftigen Forde⸗ 
rungen aus einer Bankverbindung handelt: RFinh Bank XXXVII/VXXXVIII (1938), 762. 

11. Vereinbarte Beſchränkungen. Mangels einer entgegenſtehenden Beſtimmung im Geſetz 
kann das Pfandrecht bei der Beſtellung an Bedingungen geknüpft und zeitlich eingeſchränkt 
werden. Eine Vereinbarung dahin, daß z. B. bei Verpfändung für künftige Forderungen aus 
einer Geſchäftsverbindung das Pfand nur bis zu einer beſtimmtenHöhe haften ſoll, beſchränkt 
nicht das Pfandrecht auf einen Wertteil des Pfandgegenſtandes; fie ſchränkt vielmehr nur die Siche- 
rung auf einen Höchſtbetrag der Forderungen ein und iſt in dieſem Sinne zuläſſig und wirkſam. Hat 
jemand auf Zeit ein Pfand für eine fremde Schuld beſtellt, ſo wahrt der Gläubiger die Friſt, 
wenn er vor ihrem Ablauf dem Verpfänder ankündigt, er werde das Pfand in Anſpruch nehmen; 
fo RG 68, 145 unter Hinweis auf $ 777, ohne indeſſen die Frage ausdrücklich zu entſcheiden. 

12. Zwiſchenſtaatliches Recht und Verhältnis zum öſterreichiſchen Recht: vgl. A 3 vor $ 1204. 
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1) 2) Zur Beſtellung des Pfandrechts iſt erforderlich, daß der Eigentümer ?) 
die Sache dem Gläubiger) übergibt ') und beide darüber einig find, daß 
dem Gläubiger das Pfandrecht zuſtehen ſoll ). Iſt der Gläubiger im Be⸗ 
ſitze der Sache, ſo genügt die Einigung über die Entſtehung des Pfandrechts “. 

Die Übergabe einer im mittelbaren Beſitze des Eigentümers befindlichen 
Sache kann dadurch erſetzt werden, daß der Eigentümer den mittelbaren Beſitz 
auf den Pfandgläubiger überträgt und die Verpfändung dem Beſitzer an⸗ 
zeigt 8) 9). 

8 I 19 II 1114; M 3 800 —802; P 3 441 —443. 

1. Schaffung des Pfandrechts durch Rechtsgeſchäft, Pfandbeſtellung. Die 99 1205 ff. be⸗ 
ſchäftigten ſich nur mit dem Rechtsgeſchäft, das unmittelbar die Schaffung des Pfandrechts 
zum Gegenſtand hat und ſie bewirkt. Der Vertrag, durch den ſich jemand verpflichtet, für 
eine Forderung ein Pfand zu beſtellen, iſt ausſchließlich nach den Vorſchriften über das Recht 
der Schuldverhältniſſe zu beurteilen. Eine ſolche Verpflichtung ift nicht Vorausſetzung der Pfand⸗ 
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beſtellung (RG 26. 11. 13 V 275/13). Ob eine bei Abſchluß des Vertrags über die zugrunde liegende 
Forderung, z. B. des Darlehnsvertrags, getroffene, auf die Pfandbeſtellung bezügliche Abrede 
lediglich die Übernahme einer Verpflichtung zur Pfandbeſtellung enthält oder ſchon die zur Ent⸗ 
ſtehung des Pfandrechts führende Einigung über die dingliche Rechtsänderung, iſt Sache der 
Auslegung im Einzelfall. Ebenſo iſt es Auslegungsfrage, ob die Beteiligten in den auf die dingliche 
Rechtsänderung gerichteten Erklärungen (Einigung über die Pfandbeſtellung) zugleich eine Pflicht 
zur Pfandbeſtellung — zur Übergabe des Pfandes — haben übernehmen wollen. Auch ſchon 
bei der Unterzeichnung von Bankbedingungen (mit ſog. Pfandabrede [Pfandklauſelj) 
kann der beiderſeitige Vertragswille unmittelbar auf die Begründung von Pfandrechten 
gerichtet fein (RG 84, 1; 135, 93; Warn 1933 Nr 115). Über die Frage, ob die auf Grund 
einer (ausdrücklichen oder ſtillſchweigenden) Unterwerfung unter die Pfandklauſel der All⸗ 
gemeinen Geſchäftsbedingungen der Banken beſtehende Verpfändung von Werten eines 
perſönlich haftenden Geſellſchafters gemäß § 128 HGB auch als Verpfändung für die Ver⸗ 
bindlichkeiten der Geſellſchaft (offenen Handelsgeſellſchaft oder Kommanditgeſellſchaft) zu 
gelten hat: Dieſel Banka 1935/36, 161 (dal. Allg. Geſchäftsbedingungen, herausgegeben von 
der Wirtſchaftsgruppe Privates Bankgewerbe Dezember 1937 I 19 Abſ 2: „gegen den Kunden 
und ſeine Firma“. Zu den Allgemeinen Geſchäftsbedingungen überhaupt: Raiſer, Das Recht 
der Allgemeinen Geſchäftsbedingungen, 1935; Haupt, Die Allg. Geſchäftsbedingungen der 
Deutſchen Banken, 1937). 


2. Verwandtſchaft mit den Grundſätzen über die Eigentumsübertragung. Die Vorſchriften 
über die Pfandrechtsbeſtellung ſchließen ſich, obwohl dieſe nur eine Belaſtung, keine Veräußerung 
der Sache bedeutet, eng an die Vorſchriften über die Übertragung des Eigentums an beweglichen 
Sachen an; nur wird die Beſitzüberlaſſung an den Erwerber bei der Pfandrechtsbeſtellung 
noch ſtrenger und ausnahmsloſer gefordert als bei der Eigentumsübertragung. Insbeſondere iſt 
§ 1205 Abi 1 dem $ 929 wörtlich nachgebildet (vgl. daher die Anm zu $ 929). Hervorzuheben iſt, 
daß ſowohl die Einigung über die Pfandbeſtellung als auch die Einigung über die Übernahme der 
Gewalt an der Sache durch den Pfandgläubiger der tatſächlichen Inbeſitznahme durch den Pfand⸗ 
gläubiger vorausgehen kann (RG Warn 1912 Nr 433). Es ſteht ſogar nichts im Wege, daß 
die Beteiligten ſich ſchon einigen, bevor der Verpfänder ſelbſt das Eigentum erlangt hat 
(künftige Beſtandteile von Warenlagern). Das zur Pfandrechtsbeſtellung erforderliche Einigſein 
muß aber zur Zeit der Übergabe der Pfandſache noch vorhanden ſein (RG Warn 1933 Nr 115). 
Das braucht allerdings nicht bewieſen zu werden, wenn keine Einwendungen dagegen erhoben 
werden (RG 20. 12. 18 VII 191/18). 

8. Eigentümer. Wegen der Verpfändung durch den Nichteigentümer: $ 1207 (gutgläubiger 
Erwerb) und § 185 (Erwerb durch Verfügung des Nichtberechtigten mit Einwilligung des Be⸗ 
rechtigten und Erwerb durch nachträgliches Wirkſamwerden [Konvaleſzenz!]). 

4. Gläubiger iſt bei Beſtellung des Pfandrechts für eine künftige oder eine möglicherweiſe 
entſtehende Forderung ($ 1204 Abſ 2) der, dem dieſe künftige oder mögliche Forderung 
in Ausſicht ſteht. Eine wirkliche Stellvertretung kommt, wenn ein Pfand beſtellt werden 
ſoll, ebenſo wie wenn eine Sache übereignet werden ſoll, nur bei der Einigung in 
Frage (A 5 zu 8 929). Bei der Übergabe können dritte Perſonen mitwirken, auf der Seite 
des Pfandgläubigers aber nur Beſitzmittler oder Beſitzdiener (A 3 zu $ 929 und wegen 
des Beſitzmittlers: RG 118, 253, wegen des Beſitzdieners: RG 67, 421; 77, 201). Beſitz⸗ 
mittler darf der Verpfänder ſelbſt aber nicht fein; eine dem $ 930 entſprechende Vorſchrift iſt für 
das Beſtellen eines Pfandes nicht gegeben. Soll das Pfand einem Abweſenden beſtellt werden, 
fo kann bei der Einigung ein Dritter als Vertreter ohne Vertretungsmacht auftreten ($ 177) 
und, wenn weder ein Beſitzdiener noch ein Beſitzmittler des Gläubigers gegenwärtig iſt, kann der 
Verpfänder die Sache dem Dritten zur Verwahrung übergeben, den mittelbaren Beſitz dem Gläu⸗ 
biger übertragen und die Verpfändung dem Dritten anzeigen. Genehmigt der Gläubiger alsdann 
die Einigung ($ 184), fo iſt das Pfandrecht nach Abſ 2 entſtanden. 

5. fbergabe iſt die Einräumung des Beſitzes an den Gläubiger: der Eigentümer und Verpfän⸗ 
der muß feinen Beſitz (oder doch — anders als bei der Übereignung [A 4 zu $ 929] — feinen Allein⸗ 
beſitz [$ 1206]) aufgeben (RG 57, 324); der Gläubiger muß den Beſitz (oder doch den Mit⸗ 
beſitz [8 1206]) mit dem Willen des Verpfänders erlangen. Erlangt der Gläubiger 
den Beſitz ohne oder gegen den Willen des verpfändenden Eigentümers, ſo erlangt er trotz vor⸗ 
heriger Einigung über die Pfandbeſtellung lein Pfandrecht. Vereinbart der Mieter mit dem 
Vermieter, daß dieſer an den künftig in die. Mietsräume einzubringenden Sachen zugunſten 
rlickſtändiger Miete Pfandrecht haben und zur Beſitzergreifung ermächtigt fein ſoll, jo erlangt 
der Vermieter Pfandrecht nur, wenn die Beſitzergreifung auf Grund dieſer Vereinbarung mit 
Zuſtimmung des Mieters ſtattfindet, nicht aber dann, wenn der Mieter vor der Beſitzergreifung 
ſeine Zuſtimmung zurückgezogen und der Vermieter trotzdem Beſitz ergriffen hat (RG 53, 220; 
JW 05, 29015). Einigung und Übergabe find nach $ 1205 eben zwei ſelbſtändig nebeneinander⸗ 
ſtehende Erforderniſſe. Die Einigung kann vorhanden ſein und doch kann der Eigentümer Über- 
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gabe und Beſitzübergang nicht wollen (RG JW 08, 68115). Der Pfandgläubiger verliert deshalb 
das Pfandrecht wieder, wenn er den ihm eingeräumten Pfandbeſitz vertragswidrig länger als 
verabredet behält (RG JW 1914, 68110). 

Die Beſitzeinräumung kann auf verſchiedene Art vor ſich gehen, insbeſondere auch durch Über⸗ 
laſſung des Beſitzes an dem Raume, in dem die Pfandſache lagert. Dazu kann unter Umſtänden 
die Übergabe der Schlüſſel genügen, ſelbſt wenn ſich nachher noch ein ebenfalls das Schloß 
ſchließender Schlüſſel beim Verpfänder finden ſollte (Rc Gruch 48, 955). Selbſt heim⸗ 
liches Zurückbehalten paſſender Schlüſſel ſchadet nichts (RG 103, 100). Vorausgeſetzt iſt aber, 
daß die Schlüſſelübergabe im einzelnen Fall dem Glaubiger auch tatſächlich ein Herrſchaftsver⸗ 
verhältnis oder Mitherrſchaftsverhältnis über die Pfandſache verſchafft hat (RG 77, 207). Die 
Übergabe von Schlüſſeln zu einem Raume oder die Überweiſung eines Raumes, an dem der 
Verpfänder die Mitbenutzung tatſächlich und offenkundig behält, genügt für fich allein aber nicht, 
dem Glaubiger den nach $ 1205 nötigen ausſchlie ßlichen Beſitz zu gewähren (RG 66, 258; Seuffl 
66 Nr 70). Es ſchadet indeſſen nichts, wenn die Schlüſſel dem Verpfänder gelegentlich und vorüber⸗ 
gehend zur Vornahme beſtimmter Verrichtungen in den Räumen anvertraut werden (RG Seuff A 
62 Nr 57, vgl. auch A 4 zu $ 929). Darin, daß der Verpfänder die zum Pfand beſtimmten Gegen⸗ 
ſtände geſondert aufſtapeln und mit Pfandtafeln verſehen läßt, liegt keine Übergabe im Sinne des 
$ 1205, wenn der Verpfänder die Möglichkeit der Gewaltausitbung über die Sache behält (RG 74, 
146). Anders liegt es, wenn die aufgeſtapelten Sachen vereinbarungsgemäß durch die Leute des 
Pfandgläubigers ſo bewacht werden, daß dadurch der Zugriff des Verpfänders auf ſie unmöglich iſt 
( Warn 1912 Nr 433). — Wegen der beſonders ſtrengen Anforderungen des $ 808 ARD: 
R 118, 278 und Jonas⸗Pohle, ZPO, 16. Aufl. 1939 5 808 A III I. 

Auch eine Hinterlegung kann bei der Pfandbeſtellung vorkommen. Hinterlegt der Verpfänder 
ein Wertpapier für den Gläubiger, etwa weil dieſer im Verzuge der Annahme iſt, und ge⸗ 
ſchieht weiter nichts, ſo entſteht noch kein Pfandrecht, denn die Hinterlegungsſtelle beſitzt nur für 
den Verpfänder, der das Papier jederzeit zurücknehmen kann. Der Gläubiger hat wohl die Be⸗ 
fugnis, ſich das Papier herausgeben zu laſſen; aber die Hinterlegungsſtelle beſitzt nicht für ihn, 
weil es an einem Rechtsverhältnis im Sinne de3$ 868 fehlt und fehlen muß. Das Rücknahmerecht 
des Verpfänders ſteht entgegen (vgl. A 2 zu $ 868). Endet dieſes Recht des Verpfänders, ſei es 
durch jeinen Verzicht, ſei es durch die Annahmeerklärung des Gläubigers (8 376 Abſ 2 Nr 1 u. 2), 
ſo endet auch der mittelbare Beſitz des Verpfänders, die Einräumung des Beſitzes an den Gläubiger 
gilt als geſchehen ($ 378) und die Hinterlegungsſtelle verwahrt das Papier nur noch für den Gläu⸗ 
biger als mittelbaren Befiger. Damit iſt das Pfandrecht entſtanden. Das iſt aber keine Beſonder⸗ 
heit der Hinterlegung, wie R& 135,275 meint, ſondern nur eine Anwendung der oben in A 4 er- 
wähnten Grundſätze über die Mitwirkung dritter Perſonen bei der Übergabe. Hinterlegt der Ver⸗ 
pfänder das Papier für mehrere ſich ſtreitende Gläubiger, fo bleibt ihm auch hier zunächſt der 
alleinige mittelbare Beſitz, doch kann die Rücknahme ſchon durch die Annahmeerklärung eines 
Gläubigers ausgeſchloſſen werden (A 2 zu $ 376). Endet das Rücknahmerecht, ſo erlangen die 
Gläubiger mittelbaren Mitbeſitz (A 2 zu 868). Ein Pfandrecht entſteht damit für den von 
ihnen, der auf Grund der ſonſtigen Umſtände als der Allein- oder der Beſtberechtigte aner⸗ 
kannt wird. Haben mehrere ein Recht von derſelben Güte, ſo entſtehen für ſie Pfandrechte von 
gleichem Rang. Mit dieſen Darlegungen ſtimmt RG Warn 1914 Nr 58 inſofern überein, als 
auch dort angenommen wird, daß die Übergabe einer Sache an den Notar als Treuhänder aller 
Beteiligten dieſe ſämtlich zu mittelbaren Mitbeſitzern macht und daß mittelbarer Mitbeſitz zum 
Erwerb des Pfandrechts ausreicht. 

Von dem Grundſatz des BGB, daß ein Pfandrecht an beweglichen Sachen außer an einge 
tragenen Schiffen ($ 1204 A 2) nur durch Einräumung des Beſttzes ($ 1205) oder doch des Mitbeſitzes 
($ 1206) beſtellt werden kann, hat das Geſetz, betr. die Ermöglichung der Kapitalkreditbe⸗ 
ſchaffung für landwirtſchaftliche Pächter, v. 9.7.26 (RGBl 1, 399), das ſogenannte Pächter⸗ 
kreditgeſetz A 6 zu $ 980 und A5 zu $ 1204), eine Ausnahme gemacht. Danach kann der Pächter 
eines landwirtſchaftlichen Grundstücks an dem ihm gehörenden Inventar einer zugelaſſenen Kre⸗ 
ditanſtalt zur Sicherung eines ihm gewährten Darlehens ein Pfandrecht ohne Beſitzübertragung 
beſtellen ($ 1). Erforderlich ift dazu die Einigung des Pächters und des Gläubigers darüber, daß 
dem Glaubiger das Pfandrecht zuſtehen ſoll, und die Niederlegung des der Schriftform bedürfti⸗ 
gen Verpfändungsvertrags bei dem zuſtändigen Amtsgericht. Der Vertrag muß die Einigung, den 
Geldbetrag der Forderungen und etwaiger Nebenleiſtungen, den Zinsſatz und die Abreden über die 
Fälligkeit der Forderung ergeben ($ 2). Die Eintragung des Pfandrechts in ein öffentliches Buch 
oder die Aufnahme des Vertrags in ein öffentliches Verzeichnis wird zur Entſtehung des Pfand⸗ 
rechts nicht erfordert (vgl. A 6 Abſ 1 zu 9 930, auch A 5 zu 9 1204). Aus der Art der Beſtellung 
dieſes Inventarpfandrechts ergab ſich die Notwendigkeit zahlreicher Einzelvorſchriften, namentlich 
über gutgläubigen Erwerb des Pfandrechts an nicht dem Pächter gehörenden Inventarſtücken 
($ 4), über das Freiwerden einzelner Stücke von der Haftung durch Verfügungen des Pächters 
($ 5), über das Verhältnis des Gläubigers zum Verpächter und zu feinem geſetzlichen Pfandrecht 
($ 11), und über das Verhältnis zu Sicherungsübereignungen, die vor dem Inkrafttreten des Ge⸗ 
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ſetzes vorgenommen worden find ($ 22). Wenn das Pachtverhältnis durch Kündigung bereits be⸗ 
endet iſt, kann die ſpäter eingebrachte Ern te nicht mehr unter das Pfandrecht fallen, weil der Päch⸗ 
ter ſie nicht mehr erwirbt und das Pfandrecht der Kreditanſtalt ſich nur auf deſſen Eigentum er⸗ 
ſtreckt (RG 19. 12. 30 VII 78/30). 

Eine andere, minder erhebliche Ausnahme von dem vorerwähnten Grundſatz hat das 
Kabelpfandgeſetz vom 81. 3. 25 (RG Bl I, 37) gebracht. Ein von der Reichspoſt genehmigtes 
und dem Verkehr mit dem Ausland zu dienen beſtimmtes Hochſeekabel kann nur verpfändet 
werden durch die Einigung des Eigentümers mit dem Gläubiger über die Entſtehung des Pfand- 
rechts, die Einwilligung des Reichspoſtminiſters und die Eintragung des Pfandrechts in das 
Kabelbuch (58 1, 2). Bei der für den allgemeinen Verkehr nur geringen Bedeutung dieſes Ge⸗ 
ſetzes braucht hier darauf nicht näher eingegangen zu werden. Vor dem Erlaß des neuen Geſetzes 
waren die Hochſeekabel praktiſch unverpfändbar. 

6. Wegen des Begriffs Einigſein: $ 929. Das Einigſein muß ſich darauf beziehen, daß dem 
Gläubiger das Pfandrecht zuſtehen ſoll. Hier trennen ſich die Wege der Pfandbeitel- 
lung einerſeits und der ſonſtigen Beſitzüberlaſſungen zum Zwecke der Sicherung anderſeits. 
Als ſolche kommt einmal in Betracht die Überlaſſung des Beſitzes zur Sicherung in der Form der 
Einräumung eines rein perſönlichen Zurückbehaltungsrechts. Dies wird dann anzunehmen 
fein, wenn dem Gläubiger die Veräußerung der Sache zum Zwecke der Befriedigung vereinbarungs⸗ 
gemäß nicht zuſtehen ſoll. Weiter zählt als nicht pfandrechtliche Sicherungsübergabe hierher 
die Übergabe von Vollmachten und ſonſtigen Ermächtigungspapieren (Legitimationspapieren), 
auf Grund deren der Gläubiger in der Lage iſt, der Vereinbarung entſprechend im Falle des 
Verzugs des Schuldners durch Einhebung von Außenſtänden und Aneignung des Erlangten 
Sich für feine Forderung zu befriedigen. Der Gläubiger hat hier weder ein Pfandrecht an dem über- 
gebenen Papier, das in der Regel für ſich nicht verpfändbar fein wird ($ 1204 A 4) noch ein Pfand⸗ 
recht an der Forderung, auf die ſich etwa das Papier bezieht, ſondern iſt lediglich Bevollmächtig⸗ 
ter zum eigenen Nutzen. Zu ſcheiden iſt dieſer Fall wieder von dem der Verpfändung von Inhaber⸗ 
papieren und von Papieren, die durch Indoſſament übertragen werden können (88 12921295), in 
denen mit dem Pfandrecht am Papier ein Pfandrecht an der Forderung entſteht, und von dem Falle 
der Pfandbeſtellung durch Übergabe von Lagerſcheinen, Ladeſcheinen und Konnoſſementen (HGB 
89 424, 450, 650 [RG Bl 1937, 894), in denen die Übergabe des Scheines die Wirkung der Übergabe 
der Ware hat. Die Übergabe einer Beſcheinigung der Zollbehörde über die Einlagerung von Ware 
genügt aber nicht als Übergabe der Ware, wenn der Verpfänder die tatſächliche Verfügung darüber 
behält (RG Warn 1913 Nr 293). Die dritte, wichtigſte und häufigſte nichtpfandrechtliche Sicherungs⸗ 
übergabe findet bei der Sicherungsübereignung ſtatt (5 930 A 6). Ihre Wirkſamkeit hängt im 
Hinblick auf $ 1205 davon ab, ob der ernſte Wille, Eigentum zu übertragen, vorhanden 
war (RG 57, 175; 59, 146; 61, 432; 62, 126; JW 02 Beil 259; Warn 1910 Nr 404). Stellt ſich 
die Sicherungsübereignung aber als Scheingeſchäft dar, abgeſchloſſen, um eine Pfandbeſtellung 
zu verdecken, jo finden nach $ 117 Abſ 2 die für die Pfandbeſtellung geltenden Vorſchriften An⸗ 
wendung. Erfüllt das Geſchäft die Vorausſetzungen der Pfandbeſtellung, ſo entſteht Pfandrecht; 
iſt das nicht der Fall, etwa weil der Beſitz oder Alleinbeſiz bei dem Verpfänder geblieben iſt, ſo 
iſt weder Eigentum übergegangen noch ein Pfandrecht entſtanden. 

Die Einigung darüber, ob dem Glaubiger ein Pfandrecht zuſtehen ſoll, iſt auch entſcheidend für 
die Frage der Rechtsnatur des „unregelmäßigen Pfandes“ (pignus irregulare). Sind ver- 
tretbare Sachen (Geld, Wertpapiere) zur Sicherung für Forderungen dem Gläubiger mit der 
Ermächtigung übergeben worden, an deren Stelle gleichartige Sachen zurlickzugewähren oder 
darüber zu feinem Nutzen zu verfügen (vgl. Depotch v. 5. 7. 96 $ 2), jo kann darin wie im Falle 
des F 700 ein Darlehn des Schuldners an den Gläubiger zu erblicken fein, das der Gegenforderung 
des Gläubigers zur Deckung dient (vgl. jetzt über die Tauſchverwahrung, über die Ermächtigung 
zur Tauſchverwahrung, zur Verpfändung und zur Verfügung über das Eigentum, über die un⸗ 
regelmäßige Verwahrung und das Wertpapierdarlehen, ſowie über die dabei einzuhaltenden Vor⸗ 
ſchriften: BankVerwahrch n. F. vom 4. 2. 1937 88 10, 11—13, 15—17; RG Bl 1937 J 171, 1938 I, 
1848; 1939 J, 386; vor $ 688 A 3; $ 688 A1 Abſ 2; $ 700 A öff.). Dies wird häufig dann der Fall 
ſein, wenn die Sicherungshingabe unter der Vereinbarung vorgenommen wird, daß dadurch der 
Gläubiger ſofort das Eigentum an dem Hingegebenen erhalten ſoll (vgl. $ 1204 A 6). Wegen des 
als „Flaſchenpfand“ hingegebenen Geldes: Oertmann in LZ 1918, 479ff. ($ 1229 A 2; 3 1247 
A 1). Geht aber die Vereinbarung dahin, daß der Gläubiger nicht Eigentum, ſondern ein Pfand 
recht an den hingegebenen Papieren erhalten und nur ermächtigt fein ſoll, ſie im Falle des Bedürf⸗ 
niſſes (Ausloſung, Verſchmelzung [RG Bl 1937 I, 154], Verluſtgefahr, Kursſchwankungen) 
zu veräußern und durch andere zu erſetzen, ſo liegen Pfandrechte mit wechſelndem Pfandgegen⸗ 
ſtand vor, nämlich zunächſt eine Pfandbeſtellung an den übergebenen Papieren durch die Über ⸗ 
gabe und, nach dem Erlöſchen dieſes Pfandrechts infolge der Veräußerung des Papiers ſeitens des 
dazu ermächtigten Gläubigers, eine neuerliche Pfandbeſtellung an dem Erſatzpapier auf Grund 
der Einigung, daß dieſes vom Gläubiger an Stelle des veräußerten für Rechnung des Verpfänders 
erworbene und beim Erwerb im Veſitz des Gläubigers befindliche Papier gleichfalls wieder dem⸗ 
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ſelben Pfandverband unterſtellt fein ſoll (§ 1205 Abſ 1 Satz 2). Iſt endlich die Sache zwar mit 
Veräußerungsermächtigung zum Pfand hingegeben, der Erſatz aber nicht vereinbart, ſo handelt 
es ſich um ein Pfandrecht bis zur Veräußerung durch den Pfandgläubiger (RG 52, 202; 58, 286). 

7. Zur Verpfändung einer ſchon im Beſitz des Gläubigers befindlichen Sache genügt die 
Einigung über das Entſtehen des Pfandrechts (vgl. $ 929 Satz 2 und A 6ff. das). Mittelbarer 
Beſiß des Gläubigers reicht auch bei der Verpfändung aus (RG 118,253). Soll der Pfand⸗ 
gläubiger den Beſitz der verpfändeten Sache erſt in Zukunft und nach $ 854 Abi 2 er- 
werben, ſo iſt neben der Einigung über die Entſtehung des Pfandrechts noch die beſondere 
Einigung nach $ 854 Abſ 2 erforderlich. Beide Einigungen können der Erlangung der tatſächlichen 
Gewalt durch den künftigen Pfandgläubiger vorangehen. Die Einigung nach $ 854 Abſ 2 liegt 
dann darin, daß die Beteiligten darüber einig ſind, der künftige Pfandgläubiger ſolle in die Lage 
kommen, die Gewalt über die Sache auszuüben, daß dies geſchieht und im Augenblick der Inbeſitz⸗ 
nahme der Übergabewille des bisherigen Beſitzers noch fortbeſteht (RG Dig 1912, 1470). 

8. Die Verpfändung durch Übertragung des mittelbaren Beſitzes (Abs 2) geſchieht durch Ab⸗ 
treten des Herausgabeanſpruchs (A 1 zu $ 870). Auch dieſe Art der Beſtellung des Pfandrechts hat 
ſein Vorbild in der Eigentumsübertragung nach 9931. Aber die Vorſchriften über die Pfandrechtsbe⸗ 
ſtellung weichen in weſentlichen Punkten vom Vorbild ab. $931 umfaßt alle Fälle, in denen ein 
Dritter beſitzt, ſchließt alſo die Fälle, in denen der Dritte Eigenbeſißer iſt, ein; $ 1205 Abf 2 
ſchließt dieſe aus, jo daß inſoweit nur die Verpfändung des Herausgabeanſpruchs nach $ 1280 
möglich ift, und umfaßt nur die Fälle des mittelbaren Beſitzes des Verpfänders ($ 868). $ 931 
begnügt ſich mit dem Erfordernis der Abtretung des Anſpruchs auf Herausgabe der Sache; 
$ 1205 Abſ 2 fügt noch das Erfordernis der Anzeige der Verpfändung an den Beſitzer 
hinzu. Dieſen Grundſätzen widerſpricht es, wenn RG 23. 11. 28 VII 177/28 zur Entſtehung 
des Pfandrechts auch das Abtreten des dem Eigentümer als ſolchem zuſtehenden dinglichen Heraus⸗ 
gabeanſpruchs erfordert. In dem dort entſchiedenen Falle war Ware unter Eigentumsvorbehalt 
verkauft worden. Dadurch war ein Rechtsverhältnis nach § 868 entſtanden (A 3 zu $ 868); die 
Abtretung des darauf beruhenden Herausgabeanſpruchs war zur Begründung des Pfandrechts 
erforderlich und genügend. Die — von einer Anzeige im Sinne des $ 409 wohl zu unterſcheidende 
— Anzeige enthält die Verfügungshandlung, durch die der unmittelbare Beſitzer berechtigt und 
verpflichtet wird, die Sache ftatt an den Verpfänder an den Pfandgläubiger herauszugeben (R & 85 
436). Sie iſt bei unmittelbarem Mitbeſitz mehrerer Perſonen an alle und, wenn der Beſitzmittler 
des Verpfänders die Sache ſelbſt wieder an einen Beſitzmittler weitergegeben hat, nur an den Be⸗ 
ſitzmittler des Verpfänders zu richten. Die Anzeige iſt Mittel zur Kenntlichmachung nach außen, 
daß die verpfändete Sache nicht mit befreiender Wirkung an den Verpfänder allein herausgegeben 
werden kann; eine ſolche Kenntlichmachung iſt im Falle des $ 1205 Abs 1 Satz 2 nicht nötig, weil der 
Pfandgläubiger ſich ſchon dadurch ſchützen kann, daß er nach $ 986 Abſ 2 die Herausgabe der Pfand⸗ 
ſache verweigert (KG JW 1936, 113615). In der nach $ 1205 Abſ 2 erforderlichen Anzeige braucht 
nicht gerade von Verpfändung oder von Abtretung des Herausgabeanſpruchs geſprochen zu werden; 
es genügt, wenn dem unmittelbaren Beſitzer geſagt wird, er beſitze die Sache nunmehr für den an⸗ 
dern (den Gläubiger), dieſer ſei jetzt der mittelbare Beſitzer (RG 13. 4.26 VI 596/25; im Recht 1926 
Nr 1109 nicht mitabgedruckt). Ebenſo RG Warn 1929 Nr 11; 1930 Nr 69. Wenn hier geſagt wird, 
daß die Anzeige ſchon vor der Abtretung des Herausgabeanſpruchs oder auch vor der Einigung ge⸗ 
macht werden könne, ſo iſt nach dem Zuſammenhang damit nicht gemeint (was auch nicht richtig 
wäre), daß ſchon die Anzeige einer erſt beabſichtigten Verpfändung genüge, vielmehr muß die 
Verpfändung immer als bereits bewirkt angezeigt werden, auch wenn noch nicht alle Vorausſetzun⸗ 
gen erfüllt ſind. Bei nachfolgender Erfüllung entſteht dann das Pfandrecht. Als empfangsbedürf⸗ 
tige Willenserklärung im Sinne des $ 130 kann die Anzeige auch ſtillſchweigend erklärt werden 
(RG 89, 291: Schweigen des Verpfänders auf einen Brief des unmittelbaren Beſitzers, worin die 
Verpfändung als bereits vollendet bezeichnet wird; Rc Warn 1929 Nr 11). Die Anzeige kann 
durch den Pfandgläubiger im Namen des Verpfänders bewirkt werden, jedoch enthält die Ver⸗ 
pfändungsurkunde als ſolche regelmäßig noch nicht die dazu erforderliche Vollmacht (RG 85, 436; 
§ 1280 A 3). Die Vollmacht muß ſich auf eine — die Verpfändung erſt bewirkende — Willens⸗ 
erklärung des Verpfänders beziehen, nicht nur auf eine Anzeige von einer angeblich ſchon bewirkten 
Verpfändung. Die Verpfändungsanzeige erfordert kraft ihrer Eigenſchaft als Rechtsvorgang 
von förmlicher Natur und als Verfügungshandlung volle Beſtimmtheit. Sie kann durch bloßes 
Stillſchweigen — z. B. die ſtillſchweigende Genehmigung einer vom Pfandgläubiger 
ohne Vollmacht vorgenommenen Anzeige — in der Regel nicht erfüllt werden (NG LZ 1932, 
884% Soll eine Hypothek oder eine Grundſchuld verpfändet werden und befindet ſich 
der Brief nur im mittelbaren Beſitz des Hypotheken⸗ oder Grundſchuldgläubigers, ſo kann 
die nach den $$ 1154, 1192 erforderliche Briefübergabe durch die Abtretung des — vielleicht be⸗ 
frifteten — Herausgabeanſpruchs und die Anzeige von der Verpfändung an den unmittelbaren 
Beſitzer des Briefes erſetzt werden (NG 25. 10. 16 V 223/16; 85, 436; Warn 1929 Nr 11). Die 
Anzeige ift nicht deshalb notwendig, weil die Hypothek oder die Grundſchuld verpfändet wird, 
ſondern weil die Briefübergabe nach 8 1205 Abj2 erſetzt wird. — Bei der ſog. Verpfändung 
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von Pfandſcheinen kann die Verpfändung der im Leihhaus liegenden und im mittelbaren 
Beſitz des Verpfänders befindlichen Sache nach § 1205 Abſ 2, kann auch die Verpfändung des 
Herausgabeanſpruchs nach §8 1279ff. und kann endlich beabſichtigt fein, daß der Gläubiger 
die Sache bei dem Leihhaus einlöſen und dann nach § 1205 Abſ 1 Satz 2 ein Pfandrecht an der Sache 
erwerben ſoll. — Wegen der Möglichkeiten, die in Frage kommen, wenn ein Auftraggeber ſich 
durch einen Beauftragten Kredit gegen Verpfändung einer ihm ſelbſt gehörigen Sache verſchafft hat 
und dann die Sache noch dem Beauftragten verpfänden will: RG 23 1923, 389°. 

Auch für die Verpfändung durch Übertragung des mittelbaren Beſitzes einer Sache gilt das 
Gebot, daß die zu verpfändende Sache beſtimmt bezeichnet und von anderen unter- 
ſcheidbar fein muß. Von einer in Verwahrung gegebenen Sachmenge (3. B. 100 Tonnen Teer) 
kann nicht bezüglich eines Bruchteils (3. B. 10 Tonnen) der mittelbare Beſitz dadurch übertragen 
werden, daß der Anſpruch auf Herausgabe von zehn nicht näher bezeichneten Tonnen abgetreten 
wird (RG 52, 385; 127, 340; Warn 1913 Nr 293, 1932 Nr 39; Seuff A 85 Nr 115). Ergibt ſich ſpäter 
die genügende Beſtimmtheit und Unterſcheidbarkeit, etwa weil bei fortdauerndem Einigſein über die 
Entſtehung des Pfandrechts aus der Sachmenge, von der ein Bruchteil verpfändet werden 
ſollte, eine dieſem Bruchteil entſprechende Anzahl ausgeſondert und in Pfandbeſitz genommen 
wird oder in der Sachmenge überhaupt nur ſoviel Einzelſachen verbleiben, als der erwähnte 
Bruchteil umfaßte, jo kann das Pfandrecht nachträglich entſtehen (NG JW 1912, 7975; Seuff A 
85 Nr 115). — Die Fälle des hier in Frage kommenden mittelbaren Beſitzes können verſchiedenſter 
Art ſein (ogl. § 868). Nicht dazu gehört der Fall der Verpfändung von Wertpapieren, die bei 
der Bank im Stahlkammerfach (Safe) des Kunden ruhen, dann, wenn der Stahlkammerfach⸗ 
vertrag — wie nach den tatſächlichen Verhältniſſen in der Regel — nicht Hinterlegungsvertrag, 
ſondern Mietvertrag ift (vgl. $ 535 A 2, $ 1206 A 3 Abſ 2 und R 141, 99ff.). Die Verpfändung 
kann hier — abgeſehen von der Übergabe der Papiere — nur durch Einräumung des Verſchluſſes 
oder Mitverſchluſſes an den Gläubiger bewirkt werden. 


9. Von den drei Wegen, die dem Eigentümer und mittelbaren Beſitzer für die Übereignung 
der Sache offen ſtehen, fällt für die Verpfändung der eine, die Begründung weiteren mittel⸗ 
baren Beſitzes wegen Fehlens einer dem § 930 entſprechenden Vorſchrift weg. Er wird 
gewiſſermaßen erſetzt durch $ 1206 Halbſatz 2. Über den zweiten, die Abtretung des 
Herausgabeanſpruchs, iſt in A 8 das Nötige geſagt. Gangbar iſt aber auch der dritte: 
Der Verpfänder kann den mittelbaren Beſitzer beauftragen, den Beſitz für den Ver⸗ 
pfänder zu beenden und die Sache auf die Dauer des Pfandrechts — nur — für den Gläubiger 
zu beſitzen. Führt der Dritte den Auftrag aus, etwa durch Abſchluß eines Verwahrungsvertrages 
mit dem Gläubiger, fo iſt dieſer mittelbarer Beſitzer geworden und das Pfandrecht entſtanden, 
vorausgeſetzt, daß noch Einigkeit über die Verpfändung beſteht. Das geſchieht (wie ſich aus A 2 
zu $ 931 ergibt) nach $ 1205 Abſ 1 Satz 2. Dieſer dritte Weg — nicht einer der beiden andern, 
an ſich möglichen — wird regelmäßig bei der Verpfändung des Miteigentumsanteils an den 
im Giroſammeldepot ruhenden Wertpapieren benutzt. Die früher gewählte Art der Verpfändung, 
wobei einzelne Stücke ausgeſondert und in regelmäßige Verwahrung für den Gläubiger genommen 
wurden (vgl. $ 688 A 1, § 700 A 6), ift nicht mehr vorgeſehen. Durch den grünen Wertpapier- 
ſcheck wird die Bank angewieſen, den — zahlenmäßig bezeichneten — Sammeldepotbeſtand des 
Verpfänders dem Gläubiger gutzuſchreiben. Sie übt dann die Verwahrung der geſamten Wertpa⸗ 
piere der betreffenden Gattung während der Dauer der Verpfändung für den Pfandgläubiger aus, 
und zwar für ihn als den Mithinterleger neben den übrigen Kontoinhabern; fie bucht den jeweiligen 
Sammeldepotbeſtand des Verpfänders von feinen Konto ab, verbucht ihn zugunſten des Pfand⸗ 
gläubigers auf Pfandkonto und erteilt ihm über die Verbuchung eine (grüne) Quittung. In deren 
Annahme durch den Pfandgläubiger liegt der Abſchluß des neuen Verwahrungsvertrages. Der 
mittelbare Mitbeſitz des Verpfänders an den Wertpapieren hat aufgehört, der Pfandgläubiger iſt 
mit Dritten zuſammen mittelbarer Mitbeſitzer der Wertpapiere geworden und bei dem fortdauern⸗ 
den Einigſein von Verpfänder und Pfandgläubiger über das Entſtehenſollen des Pfandrechts 
entſteht dieſes auch wirklich, und zwar nach § 1205 Abſ 1 Satz 2 (vgl. hierüber auch $ 1258 A 8; 
$ 97 GeſchBeſt der Bank des Berliner Kaſſenvereins 1938). So das regelmäßige Verfahren. Wegen 
der Möglichkeit der Verpfändung von Giroſammeldepotanteilen mittels roten oder weißen Wert⸗ 
papierſchecks oder ohne ſolchen: Opitz Depot 1937 88 6—8 A 32ff. S. 98ff. 


Durch einfache „Sperre“ ſeiner bei einer Bank ruhenden Wertpapiere kann der Eigentümer 
kein (dingliches) Pfandrecht zugunſten eines Dritten, etwa behufs Abſicherung der ihm von dieſem 
eingeräumten Kredite, begründen. Dies kann in der Form geſchehen, daß die Bank die Papiere 
auf Veranlaſſung des Eigentümers „ſperrt“ und dem Eigentümer mitteilt, darüber dürfe nur 
mit Zuſtimmung des Dritten verfügt werden. Denn darin liegt die nach § 1206 erforderliche 
Einräumung des Mitbeſitzes und die weiter erforderliche Bindung der Bank, die Herausgabe 
nur an den Eigentümer (Verpfänder) und an den Pfandgläubiger gemeinſchaftlich zu bewirken 
($ 1206 A 2 und 4). Teilt die Bank dem Eigentümer die Errichtung der Sperre vorbehaltlos mit, 
dann wird darin zugleich ein ſtillſchweigender ſchuldrechtlicher Rangrücktritt (vgl. § 1209 A 1) 
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der Bank mit ihrem eigenen Pfandrecht zu Gunſten des Pfandrechts des Dritten zu finden ſein 
e Banka XXXVII/VXXXVIII [1938], 401; vgl. auch Janberg daſ. 102; Dieſel 
dal. 673). 

Über Erwerb und Ausübung des Pfandrechts an Wertpapieren durch die Bank: Zahn 
Da 1938, 1263. 

Wegen Erwerbes des Pfandrechts kraft guten Glaubens: A3 zu $ 1207 und A3 zu 9 934. 


8 1206 


1) An Stelle der Übergabe der Sache genügt die Einräumung des Mit- 
beſitzes ?), wenn ſich die Sache unter dem Mitverſchluſſe des Gläubigers be- 
findet“) oder, falls fie im Beſitz eines Dritten iſt, die Herausgabe nur an den 
Eigentümer und den Gläubiger gemeinſchaftlich erfolgen kann 4) 5). 

E I 1147 II 1115; M 3 802; P 3 443445; 6 260 —262. 

1. Pfandbeſtellung durch Einräumung des Mitbeſitzes. Die beiden Fälle, in denen von 
dem Grundſatz, daß der Verpfänder ſich des Beſitzes zugunſten des Gläubigers begeben muß, 
eine Ausnahme gemacht und der Mitbeſitz des Verpfänders zugelaſſen iſt, haben eine doppelte 
gemeinſchaftliche Vorausſetzung: Einmal muß der Pfandgläubiger den Mitbeſitz der Sache haben 
und ferner muß Vorſorge getroffen ſein, daß der Verpfänder nicht ohne den Pfandgläubiger an 
die Sache gelangen kann, d. h. der ausſchließliche Gewahrſam des Verpfänders muß beſeitigt 
fein (RG 53, 221). Die Vorſchrift dient hauptſächlich für die Verpfändung von Warenlagern, 
aber auch zu andern Zwecken (z. B. zur Beſtellung von Sicherheiten [Kautionen]). 

2. Für die Einräumung des Mitbeſitzes kommt ſowohl die des gemeinſchaftlichen unmittel⸗ 
baren als auch die des gemeinſchaftlichen mittelbaren Beſitzes (NG Warn 1914 Nr 58) in 
Betracht. Über den gemeinſchaftlichen unmittelbaren Beſitz: § 866 A 1. Dieſer kann in 
den im § 1206 geregelten Fällen im Mitverſchluß liegen; die Einräumung des Mit- 
beſitzes kann ſich alſo in der Einräumung des Mitverſchluſſes erſchöpfen (RG JW 06, 2247), 
vorausgeſetzt, daß der Pfandgläubiger kraft des Mitverſchluſſes die tatſächliche Gewalt auszu⸗ 
üben vermag, die zum Weſen des Beſitzes gehört. Einer beſonderen Einräumung des Mitbeſitzes 
bedarf es nicht, wenn ein Verhältnis nach $ 1206 bereits beſteht; denn damit iſt der Mitbeſitz ſchon 
begründet (RG SeuffA 85 Nr 115). Die Einräumung des mittelbaren Mitbeſitzes aber liegt 
immer in der Übernahme einer Verbindlichkeit des unmittelbaren Beſitzers gegenüber dem Eigen ⸗ 
tümer und dem Pfandgläubiger, die Sache auf Grund eines der im § 868 aufgeführten Rechts⸗ 
verhältniſſe nur an beide mittelbare Beſitzer herauszugeben (OLG 34, 218). Zur Herſtellung des 
Mitbeſitzes iſt eine Willenskundgebung auch des Eigentümers erforderlich. Mitbeſitz des Eigen⸗ 
tümers und des Pfandgläubigers tritt deshalb nicht ſchon ein, wenn ſich der unmittelbare Be⸗ 
ſitzer dem Pfandglaubiger gegenüber verpflichtet, die Sache nur an den Eigentümer und ihn 
gemeinſchaftlich herauszugeben. Eine ſolche Erklärung iſt dem Eigentümer gegenüber wirkungs⸗ 
los und hindert ihn nicht, von dem unmittelbaren Beſitzer die Herausgabe an ihn allein zu ver⸗ 
langen (RG 85, 439f.). In RG 118, 40 iſt die Frage angeregt, ob mittelbarer Beſitzer im Sinne von 
$ 1206 Halbſatz 2 auch der iſt, welcher mit einem andern zuſammen mittelbarer Beſitzer iſt und nur 
mit dem andern gemeinſam über die Sache verfügen darf. Die Frage dürfte zu verneinen ſein. 

3. Der Mitverſchluß bedingt einen doppelten Verſchluß, entweder ſo, daß der Zugang mittels 
zweier verſchiedener Schlöſſer verſchloſſen iſt, deren jedes nur durch einen beſonderen Schlüſſel 
geöffnet werden kann, oder fo, daß das Offnen des Schloſſes nur mittels zweier Schlüffel möglich 
iſt. Nicht von Mitverſchluß kann dann geſprochen werden, wenn zum Offnen nur ein Schlüſſel 
gehört und Verpfänder wie Gläubiger einen ſolchen Schlüſſel haben, ſo daß jeder ohne den andern 
öffnen kann (NG SeuffA 62 Nr 57; 31. 1. 08 VII 161/07). Nicht die Möglichkeit des 
Mitverſchluſſes iſt entſcheidend, ſondern die tatſächliche Ausſchließung der alleinigen Ge⸗ 
walt des Verpfänders über die Sache. Iſt das Rechtsverhältnis ſo geſchaffen, daß der Pfand⸗ 
gläubiger oder fein Beauftragter nur der Form und des 9 1206 wegen den zweiten Schlüſſel 
erhält, in Wirklichkeit aber ftet3 durch Offnen und Offenlaſſen des Verſchluſſes dem Verpfänder 
freien Zutritt geben ſoll und gibt, fo entſteht kein Pfandrecht (RG 77, 201). Dagegen iſt die vor 
übergehende Aushändigung des zweiten Schlüſſels an Angeſtellte des Verpfänders unſchädlich, 
wenn ſie nur Kellerarbeiten, Herausnehmen oder Einbringen von Gegenſtänden oder ähnliches 
ermöglichen ſoll und ſtreng danach verfahren wird. Wegen der Schlüſſelfrage: auch A 4 zu 
$ 929 und A 5 Abſ 2 zu $ 1205. — Iſt ein Weinlager in gemieteten Räumen durch Einräumen 
des Mitverſchluſſes verpfändet und vereinbart, daß Neuerwerbungen in die Pfandhaftung ein⸗ 
treten ſollen, fo entſtehen bei ordnungsmäßigem Hergang Vermieterpfandrecht und Verkrags⸗ 
pfandrecht gleichzeitig und mit gleichem Rang. Überläßt aber der Pfandgläubiger ſeinen 
Schlüſſel dem Verpfänder ſelbſt zum Einbringen des neuen Weines, ſo entſteht das Vertrags⸗ 
pfandrecht erſt, wenn der Schlüſſel dem Pfandgläubiger wieder ausgehändigt wird. Das Ver⸗ 
mieterpfandrecht geht in dieſem Falle vor. 
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Nicht jeder Mitverſchluß bedeutet aber Mitbeſitz. Die von den Banken vermieteten Schrank⸗ 
Fächer können nur von der Bank und dem Kunden gemeinſam geöffnet werden, die Bank hat aber 
keinen Mitbeſitz an den in das Fach hineingelegten Gegenſtänden; denn der Schrankfachvertrag 
iſt Mietvertrag (RG 141, 99ff. 51205 A 8 Abſ 2). Danach entſteht ein Pfandrecht der Bank an den 
in dem Fach aufbewahrten Gegenſtänden wegen Forderungen der Bank aus andern als den auf das 
Schrankfach bezüglichen Rechtsgeſchäften nur, wenn es durch ausdrückliche Abrede mit dem 
Kunden begründet und ein entſprechendes Beſitz⸗ oder Mitbeſitzverhältnis der Bank geſchaffen 
wird (ebenſo Opitz Depotch 1937 S. 511, 521; vgl. auch Proſt JW 1934, 965). Eine Beſtim 
mung der allgemeinen Geſchäftsbedingungen, wonach die Bank wegen aller Anſprüche gegen 
den Kunden ein Pfandrecht an deſſen Wertpapieren hat, bezieht ſich im Zweifel nicht auf die in 
das Schrankfach eingelegten Papiere (OL Dresden BankA 1912/13, 3352). Dieſe werden 
auch nicht betroffen, wenn alle im Mitbeſitz der Bank ſtehenden Gegenſtände verpfändet werden, 
19 866 A 1 Abs 2). Die Allgemeinen Geſchäftsbeſtimmungen der Wirtſchaftsgruppe Privates 
Bankgewerbe Dezember 1937 enthalten keine Abrede, wonach das Bankpfandrecht ($ 19 Abſ 3) 
ſich auch auf die in den Stahlfächern der Kunden liegenden Werte erſtrecken ſoll. 

4. Pfandhalter, Treuhänder. Der Pfandhaltervertrag iſt ein zwiſchen dem Verpfänder 
und dem Pfandgläubiger — oder auch dem Verpfänder allein — einerſeits und dem Pfandhalter 
anderſeits geſchloſſener ſchuldrechtlicher Vertrag, durch den der Pfandhalter es übernimmt, das 
Pfand in treuen Händen zu halten, die Pfandſache zu verwahren und fie nur an den Verpfänder 
und den Pfandgläubiger gemeinſchaftlich, gegebenenfalls zur Durchführung des Pfand⸗ 
rechts des Pfandgläubigers, herauszugeben (RGS 87, 36; Warn 1932 Nr 137; JW 1938, 86751 
BayRpflg 30, 207). Der Pfandhalter muß den unmittelbaren Beſitz haben. Vorausſetzung tt 
auch, daß der Dritte (als Treuhänder) in der bezeichneten Weiſe gebunden iſt. Ob ihm der Zweck 
des Treuhandabkommens bekannt iſt oder nicht, iſt belanglos: ebenſo ob er ſich in die Stellung 
eines Treuhänders hat begeben wollen. Die Verpflichtung des Dritten, nur an den Verpfänder 
und den Gläubiger gemeinſam herauszugeben, kann auch ſtillſchweigend, durch ſchlüſſige Hand⸗ 
lungen begründet werden. Durch eine wirkſame Anfechtung der Erklärungen des Treuhänders kann 
der Mitbeſitz des Pfandgläubigers zunichte gemacht werden (NG JW 1988, 86721). Daß eine 
Mehrzahl von Pfandhaltern mit gemeinſchaftlichem Mitbeſitz und Mitverſchluß aufgeſtellt wird, 
iſt nicht ausgeſchloſſen. Wohl aber iſt unmittelbarer Mitbeſitz des Verpfänders neben dem Pfand⸗ 
halter unmöglich. In dieſem Falle könnte nur in Frage kommen, ob nicht, wenn der Pfandhalter 
Beſitzdiener des Gläubigers iſt, Pfandbeſtellung durch Einräumung von Mitbeſitz und Mitverſchluß 
vorliegt. Ebenſo liegt kein Pfandhaltervertrag vor, wenn der Pfandgläubiger Beſitzer ſein und ein 
Angeſtellter des Verpfänders als Beſitzdiener den Beſitz für ihn ausüben ſoll (RG 66, 258). 

5. Wegen minderer Wirkungen des nach $ 1206 begründeten Pfandrechts: 8 1213 Abſ 2, 1231. 


8 1207 
1) Gehört die Sache nicht dem Verpfänder, fo finden auf die Verpfändung 
die für den Erwerb des Eigentums geltenden Vorſchriften der 55 932 7), 934°), 
935 4) entfprechende Anwendung ). 
E 1 1147 II 1116; M 3 802; P 3 441—443, 


1. Schutz des gutgläubigen Pfandrechtserwerbers. Die Vorſchriften über den Schutz des 
gutgläubigen Erwerbers ſind — ausgenommen die über den Einfluß auf die Rechte Dritter, 
die für das Pfandrecht im $ 1208 ſelbſtändig geregelt ſind — vom Eigentum zur entſprechenden 
Anwendung auf das Pfandrecht unbeſchränkt übernommen. Daß 8 933 nicht für an⸗ 
wendbar erklärt ift, bedeutet keine Einſchränkung, weil $ 933 ſich auf den beim Pfand⸗ 
recht grundſätzlich ausgeſchloſſenen Fall des Erwerbs unter Beſitzvorbehalt des Eigen⸗ 
tümers bezieht. Der gute Glaube bei einer — unzuläſſigen — Verpfändung durch Be⸗ 
ſitzvorbehalt iſt alſo ohne Bedeutung, weil auch der Eigentümer ſelbſt auf dieſe Art ein 
Pfandrecht nicht begründen könnte. Der dem Pfandrechtserwerb eigentümliche Über⸗ 
gabeerſatz nach $ 1206 ift durch $ 1207 ebenfalls geſchützt, da dieſe Vorſchrift alle Vorgange bei der 
Verpfändung umfaßt. Auf die Beſtellung eines Schiffspfandrechts nach $ 1260 iſt $ 1207 
aber nicht anwendbar, da es hier an dem Erfordernis der Vefihlibertragung fehlt (RG Hanſgi Z 
30 B 227; 81260 A 2). $ 1248 gilt hier nicht ($ 1248 A 2). 

Auf Orderpapiere beziehen fich die 88 1207, 1208 nicht, da in 9 1293 nur die Inhaberpapiere 
den Vorſchriften über das Pfandrecht an bewegtichen Sachen unterſtellt find. Auch ein Blanko⸗ 
indoſſament ändert daran nichts. 

Über die Einführung handelsrechtlicher Vorſchriften in der Oſtmark, und in den ſudeten⸗ 
deutſchen Gebieten, insbeſondere die Anpaſſung der Vorſchriften betr. den Schuß des gut- 
gläubigen Erwerbers: BD vom 24. 12. 1938 RGB J, 1999, und vom 28. 2. 1939 RGBl I, 391, 
insbes. Art 8 Nr 13, u. dazu Brandſtetter Di 1939, 159. 
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2. Gutgläubiger Erwerb bei Verpfändung durch Übertragung des unmittelbaren Beſitzes. 
Nach den entſprechend anzuwenden Vorſchriften des 8 932 erwirbt der Gläubiger durch die Ver⸗ 
pfändung Pfandrecht auch dann, wenn der Verpfänder nicht Eigentümer war, es ſei denn, daß 
er zu der Zeit, zu der er nach $$ 1205, 1206 das Pfandrecht erlangen würde, nicht in gutem Glauben 
war. Für den Fall, daß auf dieſe Weiſe das Pfandrecht einem Glaubiger beſtellt wird, der ſich 
ſchon im Beſitz der Sache befindet, gilt dies jedoch nur dann, wenn er den Beſitz vom Verpfänder 
erlangt hatte (im einzelnen $ 932 A 1—6). Auf den Erwerb von Pfandrecht durch 
Pfändung (BPO $ 804) findet $ 1207 und damit $ 982 keine Anwendung. Denn ab⸗ 
geſehen davon, daß nach $ 804 ZPO nur auf das durch die Pfändung entſtandene Pfandrecht, 
nicht auch auf deſſen Entſtehung die Vorſchriften über das Vertragspfandrecht anzuwenden ſind 
(A1 zu 9 1204), würde auch die Anwendung des $ 1207 auf das Pfändungspfandrecht durch den 
inneren Grund des Schutzes des guten Glaubens — das zu ſchützende Vertrauen auf die Ehrlich⸗ 
keit der Beſitzübertragung — nicht gerechtfertigt (RH Seuff A 62 Nr 57; RG 90, 197f.). Die 
Meinung, $ 1244 gelte auch für das Pfändungspfandrecht (RG 104, 300), iſt mit Rückſicht auf die 
neuere Auffaſſung von der Stellung des Gerichtsvollziehers und dem Weſen der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung aufgegeben worden (RG 156, 397). 

Ob jemandem eine grobe Fahrläſſigkeit zur Laſt fällt, ift im weſentlichen Frage tatrichter⸗ 
licher Würdigung; der Tatrichter hat dabei die geſamten Umſtände zu berückſichtigen und danach 
zu beurteilen, ob die im Verkehr erforderliche Sorgfalt in ungewöhnlich großem Maße verletzt 
worden und ob das unbeachtet geblieben iſt, was im gegebenen Fall jedem einleuchten mußte. 
Bisweilen iſt eine Prüfungs- und Nachforſchungspflicht des (Pfand)⸗Erwerbers nur an⸗ 
genommen worden, wenn beſtimmte Verdachtsgründe zur Prüfung und Nachforſchung Anlaß, 
gaben; einem derartigen Ausſpruch kann aber keine allgemeine Gültigkeit beigemeſſen werden. 
Die Entſcheidung iſt vielmehr auf den einzelnen Fall abzuſtellen (RG 141, 131; 143, 18: RG 
Warn 1934 Nr 188; HanſRchgZ 1934 B, 427, 597 [Spediteur !). 

Zahlreiche Entſcheidungen behandeln die Frage des gutgläubigen Pfanderwerbs von 
Seiten des Drittpfandnehmers im Rahmen des Wertpapierbeleihungsverkehrs. Dieſer ſetzt 
voraus, daß der gutgläubige Pfanderwerber dann geſchützt fein muß, wenn der Verpfänder 
(die Provinzbank) zwar zur Verpfändung nicht berechtigt war, der Pfandnehmer (Drittpfand⸗ 
nehmer, Zentralbank) ſeine Berechtigung aber ohne grobe Fahrläſſigkeit angenommen hat. Diefe 
Frage beurteilt ſich hinſichtlich der Inhaberpapiere nach den Vorſchriften der 88 366, 367 
968, $5 1293, 1207, 1208, 932 ff. BGB, hinſichtlich der Orderp apiere nach denen der 88 1292, 
1273 Satz 1, 1274 Abſ 1 Br (hierzu Gadow dich 1934, 246; Zahn DJ 1935, 1263; $ 932 
A 3; A! vor 8 1204). Hier find hervorzuheben RG 71, 337; 87, 332; 117, 96, wo im Anwendungs⸗ 
gebiet des Bankdepotch a. F. eine Umkehrung der Beweislaſt hinſichtlich des guten Glaubens an 
die Verfügungsbefugnis der Provinzbank angenommen worden iſt. Im übrigen ift hinfichtlich der 
Grundſätze, die für die Schuldfrage in dem bezeichneten Bereich aufgeſtellt worden ſind, auf 
MG 41,36; 58,164; 68, 134; 82, 32; 87,332; 117,96; 118, 40, 302; 133, 188; 135,85; R 
Banka XXXILL, 392; J 1933, 1824 zu verweiſen. Hinſichtlich der Umkehrung der Beweislaſt 
für den guten Glauben des Pfanderwerbers hat dieſe Rechtſprechung durch die Neuregelung des 
Depot® 1937 ihre Bedeutung verloren; es genügt, wenn die Provinzbank erklärt hat, daß die 
Wertpapiere in ein beſtimmtes Depot, z. B. in das Eigendepot kommen ſollen, da ihr und der Zen⸗ 
tralbank die Bedeutung dieſer Einfügung bekannt ift. Abgeſehen hiervon hat die bezeichnete 
Rechtſprechung auch heute noch grundſätzliche Geltung (vgl. Depot® n. F. § 4; A 1 vor $ 1204 
und näheres hierüber bei Opitz Depotch 1937 $ 4 A 12ff. S. 34, 38 ff.). 

Wegen der Bedeutung des Kraftfahrzeugbriefs für den guten Glauben des Erwerbers: 
9.932 A 6. Vgl ferner aus der ſonſtigen Rechtſprechung hinſichtlich des guten Glaubens beim 
Pfanderwerb: R Recht 1919 Nr 1110 (wo keine grobfahrläſſige Unkenntnis angenommen wird, 
wenn die Bank eines finanzſchwachen Bühnenunternehmens mündelſichere Wertpapiere von 
ihm annimmt, ohne ſich zu erkundigen, ob ſie Eigentum des Kunden oder dieſem nur zur Sicherheit 
übergeben worden ſind); RG 67, 27 (Unterlaſſung der Prüfung der Verfügungsberechtigung 
einzelner Erben bei der Annahme von Nachlaßpapieren zu Pfand nicht als grobe Fahrläſſigkeit 
erachtet); RG IRoſch 1927 Nr 804 (bei neuen Kraftwagen muß der Pfandnehmer den Kauf⸗ 
vertrag einſehen, da ſie häufig auf Abzahlung und unter Eigentumsvorbehalt verkauft werden); 
bel. auch RG 93, 230; 135, 85; Warn 1913 Nr 325; 1932 Nr 9; 1934 Nr 92. In RG 141, 132 
{ft darauf hingewieſen, daß bei Verſchärfung eines wirtſchaftlichen Notſtandes die Aufſtellung 
ſtrengerer Erforderniſſe geboten ſein kann (z. B. wenn ein Spediteur Lombardgeſchäfte vor⸗ 
nimmt). In aller Regel kann ſich nicht auf guten Glauben berufen, wer abſichtlich über die Ver⸗ 
fügungsbefugnis des Verpfänders im unklaren bleiben will (RG 6. 2. 06 VII 248/05). 

Nach dem Pächterkreditgeſetz v. 9.7.26 (vgl. A6 zu 9930; A 5 zu 51204) erwirbt der Gläubiger‘ 
— vorbehaltlich des $ 935 BGB — auch an einem dem Pächter nicht gehörenden Inventarſtück das 
Pfandrecht, es ſei denn, daß ihm im Zeitpunkt der — auch von ſeiner Seite möglichen — Niederle⸗ 
gung des Verpfändungsvertrags bei dem Amtsgericht das Nichteigentum des Pächters bekannt war 
oder bekannt fein mußte (58 4 Abſ 1 u. 3, 15 Abſ 1). Fur den Fall, daß das ganze Inventar oder ein⸗ 
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zelne Stücke dem Verpächter gehören, wird es dem Gläubiger als grobe Fahrläſſigkeit anzurechnen 
ſein, wenn er nicht, wie er ſoll (8 2 Abſ 3) den Verpächter rechtzeitig von der beabſichtigten Be⸗ 
ſtellung des Pfandrechts benachrichtigt hat. — Bei neueren landwirtſchaftlichen Maſchinen des 
Pächters wird dasſelbe gelten, was das NG Ididſch 1927 Nr 804 bei neuen Kraftwagen ange- 
nommen hat (ob. A 2 Abſ 3). Eigentumsvorbehalt ift nicht Sicherungsübereignung; $ 22 des 
Gef. gewährt dem Maſchinenverkäufer keinen Schutz, auch wenn der Verkauf vor dem Inkraft⸗ 
treten des Geſetzes liegt. 

3. Gutgläubiger Erwerb bei Verpfändung durch Übertragung des mittelbaren Beſitzes 
($ 934 A 1 bis 3). Zu beachten iſt: Zum Erwerb nach $ 1205 Abſ 2 gehört außer der Über⸗ 
tragung des mittelbaren Beſitzes (Abtretung des Anſpruchs) die Verpfändungsanzeige an den 
unmittelbaren Beſitzer. Wird dieſe nach der Übertragung des mittelbaren Beſitzes erſtattet, jo ent- 
ſteht das Pfandrecht erſt im Augenblick der Anzeige. Dieſer Augenblick muß als für den guten 
Glauben entſcheidend herangezogen werden. Denn, wenn im $ 934 geſagt iſt, der gute Glaube 
müſſe „zur Zeit der Abtretung“ vorhanden ſein, ſo rechtfertigt ſich dies dort um deswillen, weil im 
Falle des § 981 das Eigentum durch die Abtretung des mittelbaren Beſitzes allein ohne Anzeige er⸗ 
langt wird, und hat dies deshalb dieſelbe Bedeutung wie im $ 932 die Wendung: „zu der Zeit, zu 
der er nach dieſen Vorſchriften das Eigentum erwerben würde“. Wird die Vorſchrift aber in 
dieſem Sinne entſprechend angewendet, ſo führt ſie zu dem bezeichneten Ergebnis. Nur dies iſt 
auch mit der Regelung der Frage des Ranges des gutgläubig erworbenen Pfandrechts im $ 1208 
vereinbar. Zu beachten iſt ferner, daß $ 1207 in Verbindung mit $ 934 nur den guten Glauben 
an das Eigentum des Verpfänders ſchützt, nicht auch den an deſſen mittelbaren Beſitz. Tritt 
alſo jemand einen ihm nicht zuſtehenden Herausgabeanſpruch zum Zwecke der Verpfändung der 
Sache ab, ſo entſteht ein Pfandrecht auch dann nicht, wenn der andere Teil den Abtretenden 
gutgläubig für den berechtigten Inhaber des Herausgabeanſpruchs gehalten hat (NG 14. 4. 16 
VII 32/16). In einem ſolchen Fall kann erſt die Inbeſitznahme der Sache ſelbſt von dem Dritten 
das Pfandrecht entſtehen laſſen (vgl, die zweite Möglichkeit des § 934). Die Frage, ob der⸗ 
jenige, welcher durch Verpfändung nach § 1206 Halbſ 2 ein Pfandrecht erworben hat, mittel- 
barer Beſitzer im Sinne der $$ 1207, 934 iſt, hat R 118, 35 offen gelaſſen, fie dürfte aber wohl 
zu verneinen fein. — Der Empfangsſpediteur hat wegen anderer Anſprüche als der im 9 410 
HB bezeichneten, ſelbſt bei Gutgläubigkeit, kein geſetzliches, aber auch kein vertragliches Pfand⸗ 
recht an dem nicht dem Empfänger gehörigen Frachtgut (JB 1934, 27235; dazu Schwartz JW 
1933, 867; 1934, 2723; 1936, 494; Senkpiehl das. 1935, 493; HanſgchZ 1934 B, 427129, ferner 
Metzger Da 1939, 293 und OL Hamburg VerkR 1939, 1123). 

4. Verpfändung geſtohlener, verlorener und ſonſt abhanden gekommener Sachen: 9 935. 
Wegen des Sonderrechts der Pfandleihanſtalten vgl. EG Art 94 Abs und über die Pfandleihe 
allgemein: Planck⸗Flad Vorbem V vor 9 1204; Simons und Hanſen, Der Kleinpfandkredit, 
1937, auch A 11 vor $ 1204. 

5. Auf die Verpfändung durch Einräumung des Mitbeſitzes iſt, je nachdem der unmittel- 
bare oder der mittelbare Mitbeſitz eingeräumt wird, § 982 oder $ 934, in jedem Fall aber $ 935 
entſprechend anzuwenden. Zu beachten iſt auch hier, daß im § 1206 außer der Einräumung des 
Mitbeſitzes noch ein weiteres Erfordernis für die Entſtehung des Pfandrechts aufgeſtellt iſt, das 
des Mitverſchluſſes oder der Verpflichtung des Dritten, nur an Eigentümer und Gläubiger gemein⸗ 
ſchaftlich herauszugeben, und daß deshalb, wenn dieſes weitere Erfordernis zeitlich erſt an letzter 
Stelle erfüllt wird, der gute Glaube des Erwerbers in dieſem letzten Augenblicke des Erwerbs 
vorhanden ſein muß (vgl. A 3). Der maßgebende Zeitpunkt ift eben der, in dem das ding⸗ 
liche Recht entſtanden wäre, wenn der Eigentümer es beſtellt hätte (MG SeuffA 85 Nr 115). 


8 1208 


1) If die Sache mit dem Nechte eines Dritten belaſtet ), fo geht das Pfand- 
recht dem Nechte vor ), es fei denn, daß) der Pfandgläubiger zur Zeit des 
Erwerbes des Pfandrechts 5) in Anſehung des Rechtes “) nicht in gutem Glau- 
ben iſt 7). Die Vorſchriften des 8 932 Abſ 1 Satz 2, des $ 935 und des 8 936 
Abſſ 3 finden entſprechende Anwendung ') ?) 10) 1), 

E I 1152 II 1117; M 3 806; P 3 452. 


1. Erwerb eines Pfandrechts im guten Glauben an das Nichtbeſtehen älterer Rechte; 
Vorrang vor dieſen. Die Vorſchrift des $ 1208 erſtreckt ſich unmittelbar ſowohl auf den Fall 
des Erwerbs eines Pfandrechts vom Eigentümer nach $$ 1205, 1206, wie auf den des Erwerbs 
des Pfandrechts vom Nichteigentümer im Wege des $ 1207. Sie ſchützt den guten Glauben, 
ſchont aber die älteren Rechte inſofern, als ſie ihren Beſtand unangetaſtet läßt und nur den Rang 
verändert. Als guter Glaube kommt hier, wo der Rang des Rechtes in Frage ſteht, nur der gute 
Glaube an das Nichtbeſte hen älterer Rechte in Betracht. Der gute Glaube an das Eigentum des 
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Verpfänders iſt nur inſoweit von Bedeutung, als ohne ihn, wenn dem Verpfänder das Eigene 
tum fehlt, Pfandrecht des Erwerbers überhaupt nicht entſteht. — Für den Handelsverkehr 
kommt auch $ 366 Abſ 2 HGB in Betracht (wegen der Anpaſſung in der Oſtmark und in den. 
ſudetendeutſchen Gebieten: 81207 A 1 Abſ 3). 

2. Hinſichtlich der Belaſtung mit dem Rechte eines Dritten iſt es belanglos, von welcher Art 
dieſes ältere Recht ift, ob Pfandrecht, Nießbrauch, Hypothek ($ 1120) oder fremdländiſches Schiffs⸗ 
regiſterpfandrecht (RG 77, 4) vorliegt und welchen Urſprungs es iſt, ob es rechtsgeſchäftlich beſtellt, 
als geſetzliches Recht gegeben oder durch Zwangsvollſtreckung (Pfändung) entſtanden iſt. Doch 
muß es ein dingliches Recht an der Sache fein, und zwar das eines Dritten. Hat der Pfandgläubiger, 
ohne es zu wiſſen, ſelbſt ein vorgehendes Recht an der Sache, fo tritt durch den Erwerb des Pfand⸗ 
rechts keine Rangänderung ein. 

3. Mit der Anordnung, das Pfandrecht gehe dem Recht vor, iſt nur der Vorrang des Pfand⸗ 
rechts vor dem unbekannten älteren Recht ausgeſprochen. Die Rangordnung der älteren Rechte 
untereinander wird vom 8 1208 nicht berührt. Zweifel können ſich hierbei ergeben, wenn mehrere 
ältere Rechte von verſchiedenem Range beſtehen und der Erwerber des neuen Pfandrechts von ihnen. 
ein nachgehendes kennt, in Anſe hung der dieſem vorgehenden aber in gutem Glauben iſt. Das 
dem gutgläubigen Erwerber bekannte Recht müßte nach § 1208 dem Pfandrecht des Erwerbers 
vorgehen, den dieſem Pfandrecht nachgehenden übrigen, beim Erwerb unbekannt gebliebenen 
Pfandrechten aber nachgehen. Die zunächſt unmöglich ſcheinende Löſung der Schwierigkeit ergibt 
ſich dann, wenn in Betracht gezogen wird, daß $ 1208 lediglich den Schutz des gutgläubigen Er⸗ 
werbers im Auge hat. Dieſem kann nur daran liegen, daß ſeinem Pfandrecht keine ſchwerere 
Belaſtung vorausgeht, als ihm bei dem Erwerb bekannt war, nicht aber daran, zu weſſen Gunſten 
die ihm vorangehende Belaſtung wirkt. Nur jenes verbürgt darum $ 1208. Kommt es zur 
Veräußerung des Pfandes und zur Verteilung des Erlöſes, fo iſt hiernach zwar der Betrag, der 
auf die dem gutgläubigen Erwerber vorangehende Laſt entfällt, zur Deckung der Vorbelaſtung. 
zu verwenden, aber nicht gerade zur Befriedigung desjenigen Berechtigten, deſſen Recht bei dem 
gutgläubigen Erwerb bekannt war, ſondern zur Befriedigung der außer dem gutgläubigen Er⸗ 
werber vorhandenen Berechtigten nach der Rangordnung, die unter ihnen ohne Rückſicht auf 
das Dazwiſchentreten des gutgläubigen Erwerbers beſteht. 

4. Die Beweislaſt für das Fehlen des guten Glaubens trifft den Gegner des Erwerbers. 

5. Zur Zeit des Erwerbs des Pfandrechts muß der Pfandgläubiger gutgläubig ſein, das heißt 
im Zeitpunkt, als der Erwerb tatſächlich vollendet war (vgl. $ 1207 A 3, 5). 

6. In Anſehung des Rechtes weiſt nicht nur auf den Beſtand, ſondern auch auf den Inhalt 
und den Umfang des Rechtes hin. Wenn auch im Regelfall der gutgläubige Erwerber überhaupt 
den Beſtand des Rechtes nicht kennt, ſo ſind doch Fälle denkbar, in denen der Irrtum 
des Erwerbers ſich lediglich auf Inhalt und Umfang des vorgehenden Rechtes bezieht, und 
es beſteht kein hinreichender Grund, in dieſen Fällen den Schutz des $ 1208 zu verſagen. Der 
Umſtand, daß ſo eine Spaltung des älteren dinglichen Rechtes in zwei Teile eintreten kann, von 
denen der eine dem gutgläubig erworbenen Pfandrecht vorgeht, der andere ihm nachgeht, iſt 
ohne weſentlichen Belang, da es ſich doch nur um Berechnungen für die Verteilung des Erlöſes 
handelt. Die Gewährung des Schutzes des § 1208 in dieſem Fall erſchwert aber auch nicht die 
Beweislaſt für den Inhaber des verkannten Rechtes. Denn ihm kommt für den Be⸗ 
weis der groben Fahrläſſigkeit des Erwerbers die Erwägung zu Hilfe, daß die Kenntnis 
vom Beſtehen eines älteren Rechtes den Pfandrechtserwerber zu gewiſſenhafter Nachforſchung 
a und Umfang verpflichtet, wenn er ſich auf entſchuldbaren Irrtum hierüber 

erufen will. 

7. Wegen der Gutgläubigkeit des Erwerbers: oben A 1 Satz 3 und g 932 A 1, 4. . 

8. Einſchränkungen des Schutzes des gutgläubigen Erwerbs. War der Pfandnehmer bei 
dem Erwerb des Pfandrechts ſchon im Beſiß der Sache, fo gilt Satz 1 nur, wenn er den Beſitz vom 
Pfandgeber erlangt hatte (8 932 Abſ 1 Satz 2; vgl. aber auch A 3 zu $ 934). Danach kommt 
der Schutz des guten Glaubens auch dem zugute, dem im Wertpapier⸗Giro⸗Verkehr durch 
grünen Scheck ein Pfandrecht beſtellt wird (U 9 zu $ 1205). Satz 1 gilt überhaupt nicht, wenn 
es ſich um geſtohlene uſw. Sachen handelt, die nicht Geld oder Inhaberpapiere ſind 
(5,935). Wird die Übergabe der Sache durch die Übertragung des mittelbaren Beſitzes nach $ 1205 
Abf 2 erſetzt, jo bleibt den etwaigen Rechten des Dritten, alſo des unmittelbaren Beſitzers, ihr 
Vorrang vor dem neuen Pfandrecht erhalten (8 936 Abſ 3). r 

9. Auf das Pfändungspfandrecht ift $ 1208 aus demſelben Grund nicht anzuwenden wie 
$ 1207 (vgl. $ 1207 A 2). Wegen der geſetzlichen Pfandrechte: 9 1257 A 2. 

10. Auf das Pfandrecht an Rechten darf $ 1208 nicht angewendet werden (81273 Abſ 2). 

11. Nach dem Pächterkreditgeſetz v. 9. 7. 26 (vgl. $ 1204 A 5; $ 1207 A 2) geht das Pfandrecht 
des Gläubigers (Kreditinſtituts) dem Recht des Dritten, mit dem ein Inventarſtück belaſtet 
iſt, vor, es ſei denn, daß dem Gläubiger im Zeitpunkt der (auch von ſeiner Seite möglichen) 
Niederlegung des Verpfändungsvertrags beim Amtsgericht das Recht des Dritten bekannt 
war oder bekannt fein mußte (88 4 Abſ 2 u. 3, 15 Abſ 1). Das Verhältnis des Pfandrechts des 
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Gläubigers zum geſetzlichen Pfandrecht des Verpächters iſt durch § 11 des Gef. beſonders 
geregelt. Erheblich weicht $5 Abſ 1 vom allgemeinen bürgerlichen Recht ab: Wer vom Pächter 
an einem mit dem Pfandrecht der Kreditanſtalt belaſteten Inventarſtück ein Recht erwirbt, kann 
fich, Solange der Verpfändungsvertrag beim Amtsgericht niedergelegt iſt, nicht darauf berufen, 
daß er in Anſehung des Pfandrechts in gutem Glauben war (wegen des 85 Abſ 2: A 4 zu $ 936). 


$ 1209 


1) Für den Nang des Pfandrechts ift die Zeit der Beſtellung auch dann 
maßgebend, wenn es für eine künftige oder eine bedingte Forderung beſtellt 
NO 

E I 1151 II 1180; M 3 805, 806; P 3 451, 452. 


1. Rangverhältnis im allgemeinen. Das Geſetz gibt keine Grund- und Hauptregel für den 
Rang der Pfandrechte, ſondern ſetzt eine ſolche dahin, daß für den Rang die Zeit der Beſtellung 
maßgebend iſt, nur voraus und läßt ſie hier bei der Frage des Pfandrechts für künftige und betagte 
Forderungen durchſcheinen. Die vorausgeſetzte Regel des Ranges nach der Beſtellzeit beſteht 
allgemein für alle Rechte an der Sache, ſoweit nicht beſondere Vorſchriften anders beſtimmen, 
iſt alſo nicht nur für den Rang der Pfandrechte untereinander, ſondern auch für das Rangverhält⸗ 
nis zwiſchen Pfandrechten und andern Rechten an der Sache maßgebend. Unterliegen dieſelben 
Sachen als in ein Grundſtück eingebrachte dem Verpächterpfandrecht und als Zubehör eines 
andern Grundſtücks dem Hypothekenrecht, ſo gebührt dem älteren Verpächterpfandrecht der 
Vorrang (OLG 271, 153). Der Vorrang des älteren Verpächterpfandrechts ift mit Recht anerkannt. 
Streitig ift, ob die geſetzliche Rangordnungsregel die Beteiligten unbedingt bindet oder ob und inwie⸗ 
weit den Beteiligten freigegeben iſt, Abweichungen bei der Beſtellung der Pfandrechte oder nach⸗ 
träglich zu beſtimmen. Die überwiegende Meinung geht dahin, daß die Regeln über das Rangver⸗ 
hältnis der dinglichen Rechte an beweglichen Sachen ſtreng bindend ſind und der Parteivereinba⸗ 
rung keinen Spielraum gewähren. Durch Aufheben und Neubegründen des vorgehenden Rechtes 
kann unter Umſtänden die gewünſchte Rangänderung herbeigeführt werden. Mehrere Pfandgläu⸗ 
biger können den Rang ihrer Rechte durch Vertrag, wenn auch nicht mit dinglicher, ſo doch mit 
ſchuldrechtlicher Wirkung ändern. Auch für den Fall, daß mehrere Pfandrechte gleichzeitig 
beſtellt werden, ift keine Ausnahme anzuerkennen (wie an dieſer Stelle früher angenommen worden 
war). Sie haben alſo den gleichen Rang. Soll das vermieden werden, jo muſſen die Pfandrechte 
zeitlich nacheinander beſtellt werden. Anſprüche aus Rechten von gleichem Rang werden nach dem 
Verhältnis ihrer Beträge befriedigt (vgl. $ 10 39G). 

2. Rang des Pfandrechts für eine künftige oder eine bedingte Forderung (vgl. 5 1204 A 10). 
Dem Standpunkt des Geſetzes, „Pfandrechte“ für künftige (auch aufſchiebend betagte) und 
(aufſchiebend) bedingte Forderungen ſchon während des Schwebezuſtandes als wirkliche und be⸗ 
ſtehende Pfandrechte zu behandeln, ebenſo aber dem Grundſatz des 5161 entſpricht es, auch 
für den Rang eines ſolchen Pfandrechts den Zeitpunkt der Beſtellung und nicht den des ſpäteren 
Entſtehens oder Fälligwerdens der Forderung oder des Eintritts der Bedingung maßgebend 
fein zu laſſen. Gegenteilige Vereinbarungen find unzuläſſig (vgl. A 1). Iſt darum ein Pfandrecht 
für eine künftige Forderung beftellt und wird vor dem Entſtehen dieſer Forderung für eine andere 
Schon beſtehende Forderung ein Pfandrecht durch Abtretung des Herausgabeanſpruchs gegen den 
Pfandbeſitzer beſtellt, ſo geht dieſes Pfandrecht dem zuerſt beſtellten für die ſpäter entſtehende 
Forderung im Range nach (RG Warn 1912 Nr 345). 


3. Aufſchiebend bedingte und betagte Pfandrechte. Iſt nicht die Forderung, ſondern das 
Pfandrecht bedingt oder betagt, jo kann allerdings § 1209 unmittelbar keine Anwendung finden. 
Es iſt denn auch Streit darüber, ob für den Rang derartiger Pfandrechte die Zeit der Beſtellung 
oder die Zeit maßgebend iſt, in der die Bedingung eingetreten, der beſtimmte Anfangstermin 
gekommen iſt. Der Grundſatz, daß die Beteiligten über die Rangordnung nicht verfügen und auf 
dem Gebiete des Pfandrechts an beweglichen Sachen Rangvorbehalte nicht ſchaffen können (ogl. 
A J), und die Beſtimmung im $ 161 führen aber dazu, das Rangverhältnis aufſchiebend bedingter 
und betagter Pfandrechte nicht anders zu beurteilen als das der Pfandrechte für aufſchiebend 
bedingte und betagte Forderungen (A 2). 


4. Ausnahmen von der allgemeinen Regel des Ranges nach der Zeitfolge der Pfandrechts⸗ 
beſtellungen ergeben ſich aus $ 1208 für die Falle des Erwerbs eines Pfandrechts im guten Glau⸗ 
ben an das Nichtbeftehen älterer Rechte, und aus $ 443 des HGB für die Pfandrechte des Kommiſ⸗ 
ſionärs, Spediteurs, Lagerhalters, Frachtführers (ogl. Luther, Relative Rangverhältniſſe im 
Transportrecht, HanſnchZ 1938 A, 161). Durch $ 5 Abs! des Pächterkreditgeſetzes (ogl. 
$ 1208 A 11) wird hinſichklich des Inventarpfandrechts die Ausnahme beſeitigt und jo die Regel 
beſtätigt. Wegen des Ranges geſetzlicher Pfandrechte: $ 1257 A 2. 
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5. Das Pächterkreditgeſetz (A 4) geſtattet dem Pächter nicht, ſein Inventar an mehrere Kredit⸗ 
anſtalten zu verpfänden, verbietet das vielmehr geradezu; deshalb fehlt in dem Geſetz ebenſo 
wie eine Vorſchrift über den Rang mehrerer Pfandrechte auch ein Hinweis auf 8 1209 
(RG 143, 10 f.). 

6. Eine beſondere Rangordnung ſchafft die BO über die Bevorſchuſſung von Brotaetreide 
vom 17. 10. 1938 (RGS Bl I, 1442) in $ 2 Ubj 3 im Falle des ſchriftlichen Abſchluſſes von Brot⸗ 
getreidelieferungsverträgen hinſichtlich der Ernte des Jahres 1938 zugunſten der Vorſchuß⸗ 
geber bei ihrem Zuſammentreffen mit anderen Pfand⸗ und Vorzugsgläubigern. Sie können 
bei etwaiger Pfändung von Brotgetreide bei einem Betriebsinhaber wegen ihrer Anfprüche auf 
Rückzahlung von Vorſchüſſen vorzugsweiſe Befriedigung aus einem Teilbetrage von ins⸗ 
geſamt 70 v. H. des Verwertungserlöſes verlangen. Aus dem ihnen zuſtehenden Betrag ſind 
jedoch etwaige Anſprüche eines Früchtepfandrechtsgläubigers nach dem Geſetz vom 
19. 11. 1936 (5 1204 A 2) vorweg abzudecken, ſoweit fie der Gläubiger geltend gemacht hat. Son⸗ 
ſtige Pfand⸗ und Vorzugsrechte werden erſt dann berückſichtigt, wenn die Vorſchußgeber in 
den bezeichneten Grenzen wegen ihrer Rückzahlungsanſprüche befriedigt ſind. Alles dies gilt 
nicht bei Pfändungen, die vor Abſchluß eines Brotgetreidelieferungsvertrags vorgenommen 
worden find, und etwaigen Anſchlußpfändungen ($ 2 Abſ 4). Dazu: Jung RONN 1938, 920: 
Epping D 1989, 367 und wegen der Zwangsvollſtreckung in Brotgetreide der Ernte des Jahres 
1938: AV d. RIM v. 22. 2. 1939 DX 1939, 394. 


8 1210 

1) Das Pfand haftet für die Forderung in deren jeweiligem Beſtand ), 
insbeſondere auch für Zinſen und Vertragsſtrafen ). ft der perſönliche 
Schuldner nicht der Eigentümer des Pfandes, ſo wird durch ein Nechtsgeſchäft, 
das der Schuldner nach der Verpfändung vornimmt, die Haftung nicht er⸗ 
weitert ). 

Das Pfand haftet für die Anſprüche des Pfandgläubigers auf Erſatz von 
Verwendungen, für die dem Pfandgläubiger zu erſetzenden Koſten der Kündi⸗ 
gung und der Rechtsverfolgung) ſowie für die Koſten des Pfandverkaufs. 

EI 1148, 1149 II 1120; M 3 803, 804; P 3 445449; 4 606, 607. 

1. Der Umfang der Haftung des Pfandes für die Forderung beſtimmt ſich zunächſt durch 

die Abrede bei der Pfandbeſtellung. Die Haftung kann von vornherein weiter beſtimmt, aber 
auch mehr beſchränkt und insbeſondere auch durch einen Höchſtbetrag begrenzt ſein. Iſt eine ſolche 
4 u! getroffen, jo find die Vorſchriften des $ 1210 (als nachgiebiges Recht) anzuwenden 
(M3, 803). 
2. Forderung im jeweiligen Beſtande bedeutet: in dem Beſtand, der ſich aus der natür⸗ 
lichen Entwicklung der Forderung (Verminderung durch Zahlungen, Vermehrung durch Rück⸗ 
ſtändigwerden von Zinſen, Verfall von Vertragsſtrafen, ſonſtige Veränderungen durch vertrag⸗ 
liches Verſchulden u. dgl.) in jedem Augenblick ergibt. Eingeſchloſſen iſt aber — ſofern nicht Ver⸗ 
pfändung für fremde Schuld vorliegt — auch die Erweiterung der Forderung durch ſpätere Rechts- 
geſchäfte, wenn ſie nur im Rahmen der bisherigen Forderung ſtattfindet und nicht eine neue 
ſelbſtändige Forderung ſchafft. Auf die rechtsgeſchäftliche Erweiterung der Forderung inner⸗ 
halb dieſes Rahmens erſtreckt ſich die Haftung des Pfandes ſelbſt dann, wenn vor der Er⸗ 
weiterung andere Rechte an der Sache entſtanden ſind. Dieſen kann auch nicht der Vorrang 
vor den ſpäteren Erweiterungen gewahrt werden, weil die Haftung für dieſe Erweiterungen 
ſchon von Anfang an als Haftung für künftige Erweiterungen beſtand. Ihr Rang beſtimmt ſich 
deshalb nach der Zeit der Beſtellung des Pfandrechts für die urſprüngliche Forderung. Da 
nach RG 111, 62f. die Aufwertung, welche für eine Forderung gefordert werden kann, nichts 
anderes iſt, als die Forderung ſelbſt, ſo haftet das Pfand auch für den Aufwertungsbetrag. 

Für das Pfändungspfandrecht gilt (nach $ 804 3 PO) $ 1210 nur, ſoweit nicht die Vor. 
ſchriften der ZP entgegenſtehen (RGS 97, 41; 108, 320; 3 1204 A 1 Abſ 2). Das trifft gemäß 
55 822, 704 ZPO zu, wenn auf Grund eines zur Vertragserflillung verurteilenden Schuldtitels 
gepfändet worden iſt und der Erfüllungsanſpruch ſich nachträglich in einen Schadenserſatzanſpruch 
wegen Nichterfüllung verwandelt hat. Wegen die ſes Anſpruchs kann das Pfandrecht nicht geltend 
gemacht werden (RG 114, 386; 156, 397). 

3. Zu den Zinſen zählen auch geſetzliche, insbeſondere Verzugszinſen; Vertragsſtrafen 
find einzurechnen, gleichviel ob fte ſtatt oder neben der Erfüllung geſchuldet werden (88 340342). 
Den Schlußzeitpunkt, bis zu dem Zinſen berechnet werden dürfen, bildet die Zeit der Pfand⸗ 
verwertung. 5 

4. Beſchränkung der Haftung, wenn der persönliche Schuldner nicht Eigentümer des Pfandes 

iſt (Abſ 1 Satz 2). Der Satz, daß die Haftung des Pfandes nicht erweitert wird, wenn der Schuldner 
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die Forderung durch ein Rechtsgeſchäft erweitert, das er nach der Verpfändung vornimmt, zeigt 
deutlich, daß das Geſetz für die Beſchränkung der Haftung die Verpfändung für eine fremde 
Schuld vorausſetzt. Der Gedankenganz iſt alſo der: Verpfändet man eine Sache für eigene 
Schuld, fo iſt mangels anderer Abrede anzunehmen, daß man für den Fall der Erwei⸗ 
terung der Schuld auch die Erweiterung des Pfandes vereinbart haben will; verpfändet 
man aber eine Sache für fremde Schuld, ſo tritt die Erweiterung der Haftung nur ein, wenn ſie 
beſonders vereinbart iſt. Von dieſem Geſichtspunkt aus muß angenommen werden, daß Abſ 1 Satz 2 
auf den Fall des gutgläubigen Pfandrechtserwerbs vom Schuldner als dem vermeintlichen Eigen⸗ 
tümer nicht anwendbar iſt. Denn infolge des Schutzes des guten Glaubens muß der Pfand⸗ 
gläubiger ſo behandelt werden, als hätte er von dem Schuldner als dem wirklichen Eigentümer ein 
Pfandrecht, alſo ein des Erweiterns fähiges Pfandrecht erhalten. Ebenſo kann dem Pfandgläubiger 
die von vornherein begründete Erweiterungsfähigkeit des Pfandrechts nicht dadurch entzogen wer⸗ 
den, daß der Schuldner das Eigentum der Pfandſache, das er bei der Pfandbeſtellung beſaß, ſpäter 
einem Dritten überträgt. Anderſeits wird das von einem dritten Verpfänder für fremde Schuld 
und darum als unerweiterbar beſtellte Pfandrecht nicht dadurch von ſelbſt zum erweiterbaren, 
daß der Drittverpfänder die Pfandſache an den Schuldner veräußert. 

5. Zu den Koſten der Rechtsverfolgung (Ab] 2) gehören auch die Koſten der gegen den Schuld⸗ 
ner perſönlich gerichteten Rechtsverfolgung. 


8 1211 


Der Verpfänder !) kann dem Pfandgläubiger gegenüber die dem perſön⸗ 
lichen Schuldner gegen die Forderung ſowie die nach § 770 einem Bürgen 
zuſtehenden Einreden ?) geltend machen. Stirbt der perſönliche Schuldner, 
ſo kann ſich der Verpfänder nicht darauf berufen, daß der Erbe für die Schuld 
nur beſchränkt haftet. 

ft der Verpfänder nicht der perſönliche Schuldner, fo verliert er eine Ein- 
rede nicht dadurch, daß dieſer auf fie verzichtet“). 

E I 1149, 1160 II 1119; M 3 804, 814, 815; P 3 445 —449, 460, 461. 

1. Unter dem Verpfänder ift hier der zu verſtehen, der nicht zugleich perſönlicher Schuldner iſt. 
Eigentümer braucht der Verpfänder nicht zu fein, um die Rechte des 5 1211 zu genießen. Dem 
Eigentümer, der weder Verpfänder noch perſönlicher Schuldner iſt, muſſen aber die gleichen Rechte 
zugeſtanden werden wie dem Verpfänder (R ZW 1912, 74912). 

2, Dem Pfandgläubiger gegenüber kann der Verpfänder die dem perſönlichen Schuldner 
gegen die Forderung zuſtehenden ſowie die nach $ 770 einem Bürgen zuſtehenden Einreden geltend⸗ 
machen, d. h. gegenüber dem Anſpruch des Pfandgläubigers auf Befriedigung aus dem Pfand, 
zutreffendenfalls im Wege einer beſonderen Klage, ähnlich der aus § 767 ZPO. a) Die dem 
perſönlichen Schuldner gegen die Forderung zuſtehenden Einreden. Nur die gegen 
die Forderung zuſtehenden Einreden ſind dem Verpfänder gegeben, nicht auch ſonſtige, wie die in 
Satz 2 erwähnte, die Einrede aus dem Aufgebot der Nachlaßgläubiger (55 1970ff., 2061) und die 
konkursrechtlichen Einreden ($$ 1975 ff.). Die Verjährungseinrede iſt, obwohl gegen die Forderung 
zuſtehend, dem Verpfänder nach § 223 Abſ 1 unzugänglich. Die Anſprüche des Schuldners auf Her⸗ 
abſetzung der Leiſtung (89 343, 655) konnen auch durch Einrede verfolgt werden (RG 3803 Beil 96); 
als Einreden richten ſie ſich gegen die Forderung, auch ſie ſind daher dem Verpfänder gegeben. 
Der jenen Beſtimmungen zugrunde liegende geſetzgeberiſche Gedanke ſpricht nicht dagegen. — 
Die im Vergleichsverfahren (Zwangsvergleich im Konkurs) einer offenen Handelsgeſellſchaft oder 
Kommanditgeſellſchaft eintretende Begrenzung der perſönlichen Haftung der Geſellſchafter ($ 109 
Nr 3 Verglo, $ 211 Abſ 2 KO) verhilft dem Verpfänder nicht zu einer Einrede gegen die Höhe 
der Forderung, obgleich er als Mitgeſellſchafter nur noch beſchränkt haftet (ogl. Die ſel BankA 
1936/36, 161; $ 82 Abſ 2 VerglO, $ 193 KO). b) Die nach $ 770 einem Bürgen zuftehen- 
den Einreden. Hierbei handelt es ſich um die Einrede, daß der perſönliche Schuldner das 
der Forderung zugrunde liegende Rechtsgeſchäft noch anfechten könne, und die Einrede, 
daß der Gläubiger ſich durch Aufrechnung gegen eine fällige Forderung des perſönlichen 
Schuldners befriedigen könne (vgl. § 770 A 1, 2, 3, wobei jedoch zu beachten iſt, daß der 
Verpfänder nach § 1211 Abſ 2 die Einrede durch den Verzicht des persönlichen Schuldners 
nicht verliert). Mit einer Forderung des Schuldners gegen den Pfandgläubiger kann der Ver⸗ 


pfänder oder Pfandeigentümer, wenn er nicht der Schuldner ift, nicht aufrechnen (RG JW 1912, 


74918); wohl aber darf er die Leiſtung verweigern, ſolange der Pfandgläubiger ſich dur 
rechnung gegen eine Forderung des Hauptſchuldners befriedigen kann (RG 23 1931, 
3. § 1211 erweitert die Rechte des Verpfänders. Die ihm ſelbſt zuſtehenden Ei 
ſie ſich gegen den Beſtand des Pfandrechts richten, mögen ſie auf einem beſond R 
hältnis zum Pfandgläubiger beruhen, ſind ihm durch § 1211 nicht abgeſprochen N 
BGB, Kommentar von Reichsgerichtsräten. 9. Aufl. III. Bd. (Schack.) \ 1 * 
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1) Das Pfandrecht erſtreckt ſich auf die Erzeugniſſe, die von dem Pfande 
getrennt werden 2) 3) 4) 6). 

E 1 1160 II 1121; M 3 805; P 3 449—451. 

1. Forthaftung der Beſtandteile, insbeſondere der Erzeugniſſe der Pfandſache nach der 
Trennung. Da weſentliche Beſtandteile, ſolange ſie nicht getrennt find, nach $ 93 die rechtliche 
Lage der Sache teilen, erſtreckt ſich das Pfandrecht an einer beweglichen Sache ohne weiteres 
auf deren ungetrennte weſentliche Beſtandteile. Die Folge der Trennung und des Selbſtändig⸗ 
werdens der Beſtandteile iſt, ſoweit nicht beſondere Beſtimmungen beſtehen, die, daß die Rechts⸗ 
verhältniſſe, denen die Sache bis dahin als Beſtandteil unterlag, nun für ſie als ſelbſtändige Sache 
fortdauern. Beſondere Beſtimmungen ſind für das Eigentum im Falle der Trennung der Be⸗ 
ſtandteile in den $$ 954ff. gegeben, für das Pfandrecht dagegen nicht. Das Pfandrecht beſteht 
alſo nicht nur an den Erzeugniſſen der Sache, ſondern auch an allen bis zur Trennung zu 
ihr gehörenden weſentlichen Beſtandteilen der Pfandſache vom Augenblick der 
Trennung ab als an einer ſelbſtändigen Sache fort. Der durch die Trennung etwa eintretende 
Eigentumswechſel iſt auf den Beſtand des Pfandrechts ohne Einfluß. Durch Rechtsgeſchäft und 
mit dinglicher Wirkung kann die geſetzliche Regel nicht aufgehoben werden. Der Pfandgläubiger 
kann ſich aber ſchuldrechtlich zur Freigabe verpflichten. 

2. Erzeugniſſe, die vom Pfande getrennt werden, find von der in A 1 beſprochenen 
allgemeinen Regel nicht ausgenommen. Nur dies iſt der Sinn des $ 1212. Früchte der Sache, 
die nicht Erzeugniſſe ſind, alſo insbeſondere Erträge, welche eine Sache vermöge eines Rechts⸗ 
verhältniſſes gewährt ($ 99 Abſ 3), find nicht Beſtandteile der Sache. Auf fie erſtreckt ſich daher, 
abgeſehen von beſonderer Vereinbarung, das Pfandrecht nicht. 

3. Zubehör iſt nicht Beſtandteil (5 97). Das Pfandrecht erſtreckt ſich darauf nur inſoweit, 
als die Zubehörſtücke bei der Pfandbeſtellung mit übergeben wurden. Nach $ 314 ſpricht eine Ver⸗ 
mutung dafür, daß bei der Übernahme einer Verpflichtung zur Beſtellung eines Pfandes die 
gen der Beteiligten auch auf die Verpflichtung zur Verpfändung des Zubehörs der Pfandſache 
gerichtet war. 

4. Ein dinglicher Erſatz (eine Surrogation) der Pfandſache tritt von Geſetzes wegen nur 
inſoweit ein, als beſtimmt iſt, daß der Pfanderlös in den Fällen der $$ 1219 u. 1247 an die 
Stelle des Pfandes tritt. Der Erlös für die vom Eigentümer freihändig verkaufte Milch 
fällt auch dann nicht unter das Pfandrecht, wenn bei der Geſamtbeſchlagnahme eines Gutes durch 
die öffentlich⸗rechtliche Kreditanſtalt (die „Landſchaft“) die Milcherträge mit gepfändet worden ſind 
(JW 1933, 71510). Der Pfandgläubiger, bei dem die Pfandſache durch Verſchulden eines Dritten 
zerſtört wurde, hat alſo nicht etwa an Stelle des Pfandrechts an der Sache nun ein Pfandrecht 
an dem Erſatzanſpruch des Eigentümers gegen den Zerſtörer oder an der Entſchädigung, die der 
Beſchädiger dem Eigentümer geleiſtet hat. Er hat auch keinen — etwa dem $ 281 entſprechenden 
— Anſpruch auf Einräumung eines Pfandrechts an dem Erſatzanſpruch oder dem als Erſatz 
Empfangenen; denn die Rechtsregel des dinglichen Erſatzes iſt nicht allgemein gültig, ihre Wir⸗ 
kungen und hr Umfang find nach den einzelnen, fie betreffenden Beſtimmungen zit bemeſſen 
(RG 94, 22; 105, 87f.; 22. 1.29 VII 315/28). Ebenſowenig hat der Pfandgläubiger ein Erſatzpfand⸗ 
recht an dem Verſicherungsanſpruch, der aus der Zerſtörung der Sache gegen einen dritten 
Verſicherer entſtanden ift; wer die Verſicherung genommen hat, iſt hierbei belanglos. Im Verein⸗ 
barungswege können Erſatzpfandrechte geſchaffen werden; ſie entſtehen, wenn die beſonderen 
Vorausſetzungen für ihre Beſtellung erfüllt find. Geſchützt wird der Pfandgläubiger durch $ 823 
Abſ 1 und durch die Möglichkeit, ſelbſt die Sache zu verſichern. ef 

5. Eine Ausnahme von der Erſtreckung des Pfandrechts auf die Erzeugniſſe ergibt ſich 
im Falle des Nutzungspfandes ($ 1213). 


§ 1213 

1) Das Pfandrecht kann in der Weiſe beftellt werden, daß der Pfandgläubiger 
berechtigt iſt, die Nutzungen ) des Pfandes zu ziehen “) 2), 

Iſt eine von Natur fruchttragende Sache dem Pfandgläubiger zum Allein 
beſitz übergeben, ſo iſt im Zweifel anzunehmen, daß der Pfandgläubiger 
zum Fruchtbezuge berechtigt fein ſoll ö). 

E I 1154 II 1122; M 3 807809; P 3 452, 453. 

1. Nutzungspfand (vgl. 5 1283 Abſ 1). Das Geſetz läßt das Nutzungspfand als Art der Verpfän⸗ 
dung nur an beweglichen Sachen, Rechten und Forderungen zu, nicht an Grundſtücken (M 3,630, 


808). Ein unter der Herrſchaft des ALR begründetes Nutzungspfand an Grundſtücken iſt nach dem 
Inkrafttreten des BGB weggefallen, wenn es mit einer Hypothek verbunden war (RG 47, 56). Das 


Pfandrecht an beweglichen Sachen $$ 1212—1214 755 


Recht des Nutzungspfandgläubigers, die Nutzungen zu ziehen, iſt Ausfluß des Pfandrechts, nicht 
eines neben dem Pfandrecht beſtehenden nießbrauchähnlichen Rechts. Aber wie der Nießbrauch 
nach $ 1030 Xbf 2 durch den Ausſchluß einzelner Nutzungen beſchränkt werden kann, fo auch das 
Nutzungspfand. Der Wortlaut des Geſetzes („die Nutzungen“) ſpricht nicht zwingend dagegen; 
Erwägungen des Geſetzgebers, die entgegenſtehen könnten, ſind nicht erkennbar. Die Nutzungs⸗ 
berechtigung kann auch nach der Beſtellung des Pfandes eingeräumt, das gewöhnliche Pfand 
dadurch in ein Nutzungspfand umgewandelt werden. Entſprechendes gilt für die Umwandlung 
eines Nutzungspfandes in ein gewöhnliches Pfandrecht. 

2. Der Begriff der Nutzung ergibt ſich aus § 100. 

3. Umfang der Nutzungsberechtigung. Soweit nicht anders vereinbart (vgl. A 1), gebühren 
dem Bezugsberechtigten alle Nutzungen, aber nur bis zum Erlöſchen ſeiner Bezugsberechtigung 
und jedenfalls nicht länger als bis zum Erlöſchen des Pfandrechts. Für die Berechtigung zum 
Bezuge der Früchte tft $ 101 anzuwenden. 

4. Folgen der Nutzungs berechtigung. Der Pfandgläubiger hat auf Grund des Nutzungs⸗ 
pfandrechts die Befugnis, ſich die Erzeugniſſe der Pfandſache anzueignen; er erwirbt daran 
alſo mit der Trennung Eigentum (§ 954). Pfandrecht entſteht deshalb für ihn an den Erzeugniſſen 
nicht. An den Erträgen, welche die Pfandſache vermöge eines Rechtsverhältniſſes gewährt (8 99 
Abſ 3) erhält der Bezugsberechtigte Eigentum erſt durch die Übereignung der Leiſtung. 

5. Die Auslegungsregel des Abſ 2 beſchränkt ſich auf den Fall der Übergabe der frucht⸗ 
tragenden Sache an den Pfandgläubiger zum Alleinbeſitz (Gegenſatz: Mitbeſitz [A 1 Abſ 2 vor 
$ 854). Nutzungspfandrecht kann auch bei Pfandbeſtellung durch Überlaſſung des Mitbeſitzes 
begründet werden; doch greift dann die Auslegungsregel des Abi 2 nicht Platz. Das 
„Übergeben“ zum Alleinbeſitz iſt nicht allzu wörtlich zu nehmen. Die Auslegungsregel gilt auch 
bei einer Pfandbeſtellung nach $ 1205 Abſ 1 Satz 2 und nach $ 1205 Abſ 2, wenn der Pfandgläubiger 
nachträglich alleiniger unmittelbarer Beſitzer der Sache geworden iſt. Anderſeits iſt die Heraus⸗ 
gabe zum Zwecke des Verkaufs im Sinne des $ 1231 kein Übergeben zum Alleinbeſitz.— 
e findet $ 1213 Abſ 2 bei der Verpfändung von Rechten (vgl. $ 1273 Abſ 2; 

aſ.). 


§ 1214 

1) Steht dem Pfandgläubiger das Necht zu, die Nutzungen zu ziehen, fo 
iſt er verpflichtet, für die Gewinnung der Nutzungen zu ſorgen ?) und Nechen⸗ 
ſchaft abzulegen >). 

Her Neinertrag der Nutzungen wird auf die geſchuldete Leiſtung und, 
wenn Koſten und Zinſen zu entrichten find, zunächſt auf dieſe angerechnet *). 

Abweichende Beſtimmungen find zuläſſig 5) ©). 

E 1 1164 II 1123; M 3 808, 809; P 3 452, 453. 

1. Pflicht zur Sorge für die Gewinnung der Nutzungen im Falle des $ 1213. Der Pfand- 
gläubiger hat für die Gewinnung der Nutzungen ſo zu ſorgen, wie es den Umſtänden und einer 
ſorgſamen ordnungsmäßigen Geſchäftsführung entſpricht. Die hierzu nötigen Verwendungen 
hat er zu machen (vgl. $ 1216 A); zu außerge wöhnlichen Maßregeln iſt er nicht verpflichtet. Eine 
Pen ig Nutzung, die der Sache ſchädlich iſt, macht ihn ebenſo haftbar wie Nachläſſigkeit bei 

er Nutzung. 

2. echenſchaſtspflicht Die Gewinnung der Nutzungen iſt für den Pfandgläubiger zugleich 
eigene und fremde Angelegenheit. Darauf beruht feine Rechenſchaftspflicht (RG 73, 288). Die 
Rechenſchaft iſt nach $ 259 abzulegen. Wann und wie oft fie abzulegen iſt, beſtimmt ſich, wenn eine 
Vereinbarung darüber nicht getroffen worden iſt, nach billigem Ermeſſen. Unnötig und zur Unzeit 
kann das Ablegen der Rechenſchaft nicht verlangt werden. Mit dieſer Beſchränkung iſt es richtig, 
daß jederzeit Rechenſchaft verlangt werden kann. Der Offenbarungseid kann nur unter den Vor⸗ 
ausſetzungen des § 259 Abſ 2, 3 gefordert werden. 

8. Reinertrag ift der Betrag, der ſich aus der Verwertung der Nutzung nach Abzug der Koſten 
für die gewöhnliche Unterhaltung der Sache und für das Gewinnen und Verwerten der Nutzungen 
ergibt, und, wenn der nutzungsberechtigte Pfandgläubiger gezogene Früchte nicht verwertet, 
ſondern für ſich ſelbſt behalten hat, der Betrag, der ſich ergibt, wenn die Koſten der Gewinnung von 
dem Verkaufswert abgezogen werden. . 

4. Art der Anrechnung. Aus der Faſſung wird angerechnet“) ergibt ſich, daß nicht nur eine 
Verpflichtung beſteht, den Reinertrag in dieſer Art zu verrechnen, ſondern daß in der hier geregelten 
Art die Anrechnung von Geſetzeswegen ſtattfindet. Auch ohne Verrechnung gelten ohne weiteres 
die Zinſen, die Koſtenforderung und die Hauptforderung als bezahlt und erloſchen, inſoweit ſie nach 
Maßgabe des Abſ 2 durch den Reinertrag ausgeglichen find. Die Koſten, von denen hier die Rede 
iſt, ſind die auf die Forderung erwachſenen Koſten der Kündigung und der Rechtsverfolgung 
($ 1210 Abſ 2). Sie gehen bei der Anrechnung des Reinertrags den Zinſen vor ($ 367 Abſ 1). 
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5. Abweichende Veſtimmungen können insbeſondere dahin vorkommen, daß durch die Nutzun⸗ 
gen die Zinſen abgegolten ſein ſollen; in dieſem Falle wird zumeiſt eine Verpflichtung zur Sorge 
für die Gewinnung der Nutzungen und eine Rechenſchaftspflicht nicht beſtehen. Aber auch ander⸗ 
weitige Beſtimmungen über die Verrechnung find möglich. Solche können ſich auch daraus er- 
geben, daß im Falle der Pfandbeſtellung durch Einräumung des mittelbaren Mitbeſitzes ein Pfand⸗ 
halter aufgeſtellt iſt, dem das Gewinnen der Nutzungen und die Abführung des Reinertrags an 
den Pfandgläubiger obliegt. 

6. Entſprechende Anwendung findet $ 1214, wenn ein Pfandgläubiger, . B. ein Vermieter, 
der ſein geſetzliches Pfandrecht ausgeübt hat, das Pfand nutzt, etwa ſo, daß er die zurückbehaltenen 
Möbel des Mieters an dritte Perſonen vermietet. In der Klage des Mieters auf Auskehrung 
des Reinertrags kann eine nachträgliche Genehmigung der Vermietung liegen; auch § 687 
Abſ 2 kann einſchlagen (RG 105, 408). 


$ 1215 
Der Pfandgläubiger ift zur Verwahrung des Pfandes verpflichtet !) 2) 2). 


E 1 1156 II 1124; M 3 810, 811; B 3 454, 455. 

1. Die regelmäßige Vorausſetzung der Verwahrungspflicht iſt, daß der Pfandgläubiger 
oder ein Dritter für ihn den alleinigen unmittelbaren Beſitz des Pfandes erlangt hat. Iſt dem 
Pfandgläubiger, wie für den Regelfall anzunehmen, die Hinterlegung der Sache bei einem Dritten 
geſtattet, ſo hat er nur ein ihm bei dieſer Hinterlegung zur Laſt fallendes Verſchulden zu vertreten 
(vgl. §691 und unten A 2). Erlangt der Pfandgläubiger nur Mitbeſitz nach einer der Möglich⸗ 
keiten des $ 1206 oder wird ihm nach $ 1205 Abſ 2 der mittelbare Beſitz eingeräumt, jo bleibt die 
Verwahrungspflicht zunächſt ohne Inhalt. Das Pfand iſt dann zwar bei einem Dritten hinter⸗ 
legt — Dritter iſt inſoweit auch der nach $ 1206 Halbſ. 1 unmittelbar mitbeſitzende Verpfänder —; 
da es aber nicht der Pfandgläubiger iſt, welcher die Hinterlegung vorgenommen hat, ſo kann ihn 
ein Verſchulden dabei nicht treffen. Die Verwahrungspflicht wird indeſſen ſtets wirkſam in dem 
Augenblick, wo der Pfandgläubiger zur Ausübung ſeines Pfandrechts den unmittelbaren Allein⸗ 
beſitz erlangt. Bei geſetzlichen Pfandrechten, auf die $ 1215 entſprechend anwendbar iſt, hat der 
Pfandgläubiger in der Regel keine Verwahrungspflicht, wohl aber, wenn er z. B. als Vermieter 
das Pfand zur Ausübung feines Rechts in Beſitz genommen hat (Nc 16. 9. 24 VII 660/23). 
Eine Verwahrungspflicht hat er insbeſondere dann nicht, wenn das geſetzliche Pfandrecht 
an Sachen beſteht, die ſich im unmittelbaren Beſitz des Schuldners befinden. Der Schuldner 
kann nicht verlangen, daß der Gläubiger die Verwahrung übernimmt. Die Pflicht zur Verwahrung 
des Pfändungspfandes bei der Zwangsvollſtreckung iſt öffentlich⸗rechtliche Amtspflicht des Ge⸗ 
richtsvollziehers; eine Verwahrungspflicht des Pfändungspfandgläubigers kommt dabei nicht in 
Frage (RG SeuffBl 07, 107; RG 18. 10. 12 VII 219/12). Läßt ein Vermieter das vermietete 
Haus zwangsweiſe räumen, hält er aber die hinausgeſchafften Sachen in Ausübung des Vermieter⸗ 
pfandrechts auf dem Grundſtück zurück und nimmt der Gerichtsvollzieher dieſe auf dem Grundſtück 
verbleibenden Sachen nach $885 Abſ 3 350 in amtliche Verwahrung, fo trifft den Vermieter 
als Pfandgläubiger keine Verwahrungspflicht. Ein Bevollmächtigter, der bei dieſen Vorgängen 
für den Vermieter auftritt, iſt ſelbſt weder nach § 1215 noch nach 9 823 Abſ 1 zur Sorge für die 
Verwahrung der Pfänder verbunden (RG 102, 77ff.). 

2. Inhalt der Verwahrungspflicht. Ob die Verpflichtung zur Verwahrung des Pfandes 
wirklich darauf beruht, daß das Geſetz in dem Pfandbeſtellungsvertrag zugleich einen für die 
Dauer des Pfandrechts geſchloſſenen Verwahrungsvertrag findet, kann dahingeſtellt bleiben. 
Von einer unmittelbaren Anwendung der Vorſchriften über den Verwahrungsvertrag (88 688ff.) 
iſt jedenfalls nicht die Rede, Nur eine entſprechende Anwendung der $$ 688ff. kommt in Frage, 
und dieſe ift der Hauptſache nach nicht ſtreitig. Bei der Frage der entſprechenden Anwendung 
der Einzelvorſchriften iſt aber ein weſentlicher Unterſchied im Auge zu behalten. Der Verpfänder 
übergibt die Pfandſache dem Pfandgläubiger nicht deshalb, weil er ihn im Vertrauen auf ſeine 
Befähigung zum Verwahrungsgeſchäft als Verwahrer auserſehen hat, wie dies bei 9 688 der 
Fall iſt; ſondern er übergibt dem Pfandgläubiger die Pfandſache, weil dies zur Beſtellung 
des Pfandes notwendig iſt. Der Pfandgläubiger anderſeits verwahrt die Pfandſache nicht nur 
zum Nutzen des Verpfänders, ſondern ebenſo zum eigenen. Unter dieſen Umſtänden geht es nicht 
an, die Haftung des Pfandgläubigers nach $ 690 zu beſchränken; denn es handelt ſich um keine 
bloße Gefälligkeit (RG 25. 4. 22 VII 420/21). Ebenſowenig darf die Auslegungsregel, daß der 
Verwahrer im Zweifel nicht berechtigt iſt, die hinterlegte Sache bei einem Dritten zu hinterlegen 
(8691 Satz 1), auf die Verwahrungspflicht des Pfandgläubigers angewendet werden. Denn jene 
Auslegungsregel gründet ſich gerade auf den bei der Verpfändung zurücktretenden Gedanken, daß 
die Hinterlegung auf einem dem Verwahrer als ſolchem geſchenkten beſonderen Vertrauen be⸗ 
ruht (M 2, 574). Der entſprechenden Anwendung des übrigen Inhalts des $ 691 ſowie der ent⸗ 
ſprechenden Anwendung der $$ 692, 693, 694 ſteht dagegen nichts im Wege. Die Ver- 
wahrungspflicht umfaßt nur unter beſonderen Umſtänden auch die Erhaltungspflicht. Wer 
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Aktien als Pfand erhalten hat, verpflichtet ſich damit nicht, für den inneren Wert der verpfändeten 
Aktien Sorge zu tragen. Das gilt auch von der Aktiengeſellſchaft, der eigene Aktien ver⸗ 
pfändet find (RG 77, 13f.). Die Verpflichtung des Pfandgläubigers kann aber gegebenenfalls 
ſoweit gehen, auch ohne Anregung des Pfandſchuldners von ſich aus die verpfändeten Wertpapiere 
bei drohendem Kursverluſt zu veräußern und durch andere Werte zu erſetzen (RG 109, 182 ff.; 
28 1927, 1339). Wer ein Tier als Pfand fern vom Verpfänder für längere Zeit im eigenen Ge⸗ 
wahrſam hat, darf es nicht aus Mangel an Nahrung umkommen laſſen. Er wird in dieſem Falle 
nach der zu vermutenden Abſicht der Beteiligten bei der Pfandbeſtellung für das Füttern zu 
ſorgen haben. Eine Pflicht des Pfandgläubigers, die verpfändete Sache gegen Beſchädigung 
und Verluſt zu verſichern, kann für den Regelfall nicht anerkannt werden. 

3. Die Dauer der Verwahrungspflicht kann ſich über die Zeit des Beſtehens des Pfandrechts 
hinaus erſtrecken, nämlich nach dem Erlöſchen des Pfandrechts bis zur Zurückgabe des Pfandes. 


$ 1216 


Macht der Pfandgläubiger Verwendungen auf das Pfand, fo beſtimmt 
ſich die Erſatzpflicht des Verpfänders nach den Vorſchriften über die Gefchäfts- 
führung ohne Auftrag 1). Der Pfandgläubiger iſt berechtigt, eine Einrichtung, 
mit der er das Pfand verſehen hat, wegzunehmen 2). 

E 1 1159 II 1125; M 3 813, 814; P 3 459, 460. 

1. Erſatzanſprüche wegen Verwendungen auf das Pfand. Dieſe Vorſchrift betrifft nur die 
freiwilligen Verwendungen des Pfandgläubigers auf das Pfand. Sind Vereinbarungen über die 
Vornahme und den Erſatz von Verwendungen auf das Pfand zwiſchen dem Verpfänder und dem 
Pfandgläubiger getroffen worden, jo bemißt ſich die Erſatzpflicht nach dieſen. Die nach $ 1214 vom 
Pfandgläubiger zu machenden Aufwendungen zur Gewinnung der Nutzungen aber ſind nicht Ver⸗ 
wendungen „auf das Pfand“ und gehören ſchon deshalb nicht hierher (8 1214 A 1). Die übrigen, 
hiernach freiwilligen Verwendungen auf das Pfand wären unmittelbar unter die Vorſchriften über 
die Geſchäftsführung ohne Auftrag (88 677ff.) zu ſtellen, wenn fie lediglich der auftragsloſen Beſor⸗ 
gung eines Geſchäfts des Pfandgläubigers gelten würden. Das iſt aber nicht die Regel. In der Re⸗ 
gel verfolgt der Pfandgläubiger mit den Verwendungen zur Erhaltung der Sache neben dem Nutzen 
des Verpfänders und noch vor ihm ſeinen eigenen Nutzen. Damit gerät in Frage, ob auf den 
Erſatz dieſer Verwendungen die Vorſchriften über die Geſchäftsführung ohne Auftrag Anwendung 
zu finden haben. $ 1216 unterſtellt fie ausdrücklich dieſen Vorſchriften. Man hat davon auszugehen, 
daß der Pfandgläubiger, wenn im übrigen die Vorausſetzungen der Geſchäftsführung ohne Auf⸗ 
trag bei den Verwendungen vorliegen, nach den Vorſchriften über Geſchäftsführung ohne Auf⸗ 
trag Erſatz verlangen kann, gleichviel, ob er zu den Verwendungen durch die Rückſicht auf ſeinen 
eigenen Nutzen oder das Beſte des Verpfänders beſtimmt worden iſt (RG 6. 2. 08 VI 205/07). 
Der Pfandgläubiger kann alſo ſtets gleich einem Beauftragten Erſatz verlangen, wenn nur die 
Verwendung dem wirklichen oder dem mutmaßlichen Willen und dem Beſten des Verpfänders 
entſprach ($ 683; HAN 1936 Nr 726). Unter Umſtänden kann ſich das Recht des Pfandgläubigers 
auf öffentliche Verſteigerung der von ihm verwahrten Pfandſachen (88 1219, 1228, 1235) nach 
Treu und Glauben in eine Pflicht verwandeln (HNN 1936 Nr 726). Hat der Verpfänder bei 
Zahlungsunfähigkeit des Schuldners und Überlaſtung des Pfandes von deſſen Erhaltung 
keinen Nutzen, ſo können gegen ihn auch keine Erſatzanſprüche wegen Verwendungen 
erhoben werden. Für die hiernach beſtehenden Anſprüche gegen den Verpfänder auf 
Erſatz von Verwendungen haftet das Pfand nach § 1210 Abſ 2. Iſt der Verpfänder nicht 
der Eigentümer des Pfandes und iſt das Pfand nicht an den Verpfänder, ſondern an 
den Eigentümer herauszugeben, ſo kann von dieſem der Pfandgläubiger als herausgabepflichtiger 
Beſitzer Erſatz der Verwendungen nach den Beſtimmungen der $$ 994 ff. verlangen (Prot 3, 460). 
Soweit der Verpfänder und der Eigentümer nebeneinander haften, find fie Geſamtſchuldner. 
Der etwaige Ausgleichsanſpruch regelt ſich nach dem zwiſchen ihnen beſtehenden Rechtsverhältnis. — 
Vgl. im übrigen auch 9 994 A a. E.; 997 A 1. 

2. Wegnahme von Einrichtungen: $ 258 und die Anmerkungen dazu. Wegen der Verjährung 
der Anſprüche aus § 1216: 8 1226. 


$ 1217 


Verletzt der Pfandgläubiger die Nechte des Verpfänders in erheblichem 
Maße und ſetzt er das verletzende Verhalten ungeachtet einer Abmahnung 
des Verpfänders fort!), ſo kann der Verpfänder verlangen, daß das Pfand 
auf Koſten des Pfandgläubigers hinterlegt oder, wenn es ſich nicht zur Hinter- 
legung eignet, an einen gerichtlich zu beftellenden Verwahrer abgeliefert wird 2). 
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Statt der Hinterlegung oder der Ablieferung der Sache an einen Ver⸗ 
wahrer kann der Verpfänder die Rückgabe des Pfandes gegen Befriedigung 
des Gläubigers verlangen ?). Iſt die Forderung unverzinslich und noch nicht 
fällig, fo gebührt dem Pfandgläubiger nur die Summe, welche mit Hinzurech- 
nung der geſetzlichen Zinſen für die Zeit von der Zahlung bis zur Fälligkeit 
dem Betrage der Forderung gleichkommt. 

E 1 1156 II 1126; M 3 811; P 3 454 —457; 4 599. 


1. Beſondere Befugniſſe des Verpfänders bei Verletzung ſeiner Rechte durch den Pfand⸗ 
gläubiger (vgl. für den Fall des Wechſels des Pfandgläubigers auch § 1251 A 1, 2). Mißbraucht 
der Pfandgläubiger feine Beſitzerſtellung zu erheblicher und hartnäckiger Verletzung der 
Rechte des Verpfänders, ſo mutet das Geſetz dieſem nicht zu, den Pfandgläubiger im 
unmittelbaren Beſitze zu belaſſen. Es ſchützt ihn vielmehr durch Einräumung des Anſpruchs 
auf Herausgabe des Pfandes an einen Dritten (Hinterlegungsſtelle oder Verwahrer), ſowie durch 
1 des Rechtes auf vorzeitige Einlöſung. Der Verpfänder hat die Wahl zwiſchen beiden 

ehelfen. 

Die Verletzung der Rechte des Verpfänders wird in der Regel in der Nichterfüllung der 
Verbindlichkeiten liegen, die dem Pfandgläubiger aus dem Pfandvertrage nach dem Geſetz oder 
der beſonderen Vereinbarung erwachſen ſind; ſie kann aber auch in der Anmaßung ihm nicht zukom⸗ 
mender Befugniſſe beſtehen. Solche Verletzungen ſind beiſpielsweiſe: die Verletzung der Ver⸗ 
wahrungspflicht ($ 1215); die Vernachläſſigung der übernommenen Pflege der verpfändeten Tiere; 
das Ausüben ihm nicht gebührender Benutzung und Nutzung; die Verabſäumung der Pflicht, für 
das Gewinnen der Nutzungen zu ſorgen ($ 1214); die Weigerung, verpfändete Aktien zur Ausübung 
eines Bezugsrechts einzureichen. 


In erheblichem Maße müſſen die Rechte des Verpfänders verletzt worden ſein; eine gering⸗ 
fügige Pflichtverletzung genügt nicht. Die Verletzung darf nach ihrer Schwere zur Bedeutung des 
Abhilfemittels nicht im Mißverhältnis ſtehen (vgl. $ 1054). Zu einer ſchweren Schädigung 
braucht ſie nicht geführt zu haben. Die Verletzung muß auch hartnäckig begangen ſein. 


Eine beſondere Form iſt für die Abmahnung nicht vorgeſchrieben. Die Androhung des 
Gebrauchs der gegebenen Rechtsbehelfe braucht ſie nicht zu enthalten. 


2. Die Hinterlegung hat bei einer öffentlichen Hinterlegungsſtelle entſprechend den Vorſchriften 
in 58 372 ff. ſtattzufinden. Eine etwaige Verurteilung zur Hinterlegung wird nach $ 883 ZP voll⸗ 
ſtreckt. Die Zurücknahme der hinterlegten Sache iſt nur mit Zuſtimmung des Verpfänders 
zuläſſig. Das Pfandrecht des Pfandgläubigers dauert während der Hinterlegung fort. Geht das 
Eigentum an der hinterlegten Sache nach Landesgeſetz auf den Staat über, verwandelt ſich das 
Pfandrecht an der Sache in ein Pfandrecht an dem Herausgabeanſpruch. Nunmehr gelten die 
Vorſchriften der Hinterlegungsd vom 10. 3.1937 RH Bl 1937 J, 285; 1939 J, 377 (A 3a vor 
$ 688), insbeſondere die $$ 7, 8, 31ff. daſ.; die Art 144—146 Ech BchB und die auf ihnen be- 
ruhenden landesrechtlichen Hinterlegungsvorſchriften ſind außer Kraft getreten, ſoweit nicht in 
den 98 34, 35, 37 das. etwas anderes beſtimmt iſt ($ 38 Abſ 2). 


Für die Ablieferung an einen gerichtlich zu beſtellenden Verwahrer gilt $ 165 FGG. 
Beim Nutzungspfand obliegt dem Verwahrer auch die Verwaltung, Verwertung, Verrechnung 
und Herausgabe der Nutzungen. 


3. Das Recht vorzeitiger Einlöſung (Abſ 2) ſteht dem Verpfänder neben dem Anſpruch auf 
Hinterlegung oder auf Herausgabe des Pfandes an einen Verwahrer zur freien Wahl. Die 
Wahl des eines Weges ſchließt ein Übergehen zum andern nicht aus. Dem Verpfänder iſt ins⸗ 
beſondere geſtattet, von dem Einlöſungsrecht Gebrauch zu machen, wenn der Pfandgläubiger 
auf die außergerichtliche Aufforderung hin ſich zur Hinterlegung oder Herausgabe an einen Ver⸗ 
walter nicht bereit zeigt. Sobald der Schuldner zur Leiſtung berechtigt iſt, hat der Verpfän⸗ 
der das Einlöſungsrecht ohnehin nach § 1223 Abſ 2. § 1217 gibt ihm darüber hinaus das 
Recht zu früherer Einlöſung, und zwar auch dann, wenn die Zeit für die Leiſtung zugunſten des 
Gläubigers beſtimmt fein ſollte (vgl. $ 271 Abſ 2). Vor etwaigem Schaden wird der Verpfänder 
durch die — nach $ 272 eine Ausnahme darſtellende — Befugnis bewahrt, die Zwiſchenzinſen 
abzuziehen (51217 Abj2 Satz 2). Vgl. hierzu $ 1133 Saß 3 und die Anmerkung dazu. 

4. Dem Eigentümer der Pfandſache, der nicht Verpfänder iſt, ſtehen die außerordentlichen 


Befugniſſe des $ 1217 nicht zu; er ift auf die Rechte aus dem Eigentum, insbeſondere nach 9 1004 
beſchränkt. Doch fteht ihm anderſeits $ 991 Abſſ2 zur Seite. 


Über die Rechtsfolgen der Einlöſung, wenn der Verpfänder nicht perſönlicher 
Schuldner iſt: $ 1225. 
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§ 1218 

1) Iſt der Verderb des Pfandes oder eine weſentliche Minderung des Wertes?) 
zu beforgen, fo kann der Verpfänder die Nückgabe des Pfandes gegen ander- 
weitige Sicherheitsleiſtung verlangen; die Sicherheitsleiſtung durch Bürgen 
iſt ausgeſchloſſen “). 

Der Pfandgläubiger hat dem Verpfänder von dem drohenden Verderb 
unverzüglich Anzeige zu machen, ſofern nicht die Anzeige untunlich ift “). 

E 1 1167 II 1127; M 3 812; P 3 457, 458. 

1. Rechte des Verpfänders im Falle der Gefahr des Verderbs oder der Entwertung des 
Pfandes. Das Geſetz gewährt dem Verpfänder, der durch den Beſitz des Pfandgläubigers am 
eigenen wirkſamen Schutz ſeiner Sache gehindert iſt, das Recht, die Pfandſache gegen Erſatz 
durch anderweitige Sicherheit zurückzuverlangen. In der Befugnis hierzu kann unter Umſtänden 
das Recht eingeſchloſſen ſein, zu fordern, daß der Gläubiger die Pfandſache, falls ihr Entwertung 
droht und fie einen Markt- oder Börſenpreis hat, verkauft und im Erlös oder in neu anzu⸗ 
ſchaffenden Sachen oder Wertpapieren Befriedigung oder Deckung ſucht (vgl. $ 1228 A 1). 
Dies dem Verpfänder zu verweigern, wäre insbeſondere dann, wenn der Kursſturz nicht nur 
vorübergehend iſt und dem Gläubiger im Erlös volle Deckung bevorſteht, ſo unbillig, daß es nicht 
als im Sinne des $ 1218 gelegen ſein kann ($ 242; RG 74, 151; 101, 49). Dem Eigentümer, 
der nicht Verpfänder iſt, ſteht das Recht aus $ 1218 nicht zu. 

2. Weſentliche Minderung des Wertes. Während der Verderb ein Unbrauchbarwerden 
der Sache durch Veränderungen bedingt, die an ihr ſelbſt vorgehen, kann die Wertminderung 
ſowohl auf einer ſolchen Veränderung beruhen als auch auf äußeren Umſtänden, die zum Preis⸗ 
ſturz führen. Hier können insbeſondere Wertpapiere in Frage kommen. Die Wertminderung 
muß weſentlich ſein, d. h. ſie darf im Verhältnis zum bleibenden Sachwert nicht gering⸗ 
fügig ſein. Eine Wertminderung, welche die Sicherheit des Pfandgläubigers gefährdet, wird 
nicht vorausgeſetzt; ſeinem Schutz dient $ 1219. 

3. Ablöſung durch anderweitige Sicherheitsleiſtung. Das Recht der Einlöſung durch 
vorzeitige Befriedigung ($ 1217) ift in dieſem Falle nicht gegeben. Die Sicherheit kann mit 
den im $ 232 Abſ 1 bezeichneten Mitteln geleiſtet werden und unterſteht im übrigen den Vorſchriften 
der 88 233—238, 240. Hierbei ergibt ſich jedoch eine Einſchränkung. Dem Verpfänder liegt nur 
die Pflicht zur anderweitigen Sicherheitsleiſtung ob, nicht die Pflicht zur Sicherheitsleiſtung 
ſchlechthin. Er hat alſo nicht unter allen Umſtänden eine Sicherheit zu leiſten, die den Wert 
der Forderung deckt; er iſt vielmehr zu nichts weiter verpflichtet als zur Leiſtung einer 
Sicherheit, die für das zurückzugebende Pfand einen genügenden Erſatz bietet. Der Gläubiger 
muß alſo zufrieden ſein mit einer Sicherheit, welche die Forderung nach den Grundſätzen der 
88 233 ff. deckt, kann aber, wenn nur das zurückzugebende Pfand dazu nicht ausreicht, nur eine 
Sicherheit im Sicherungswert dieſes Pfandes verlangen. Dabei iſt als Wert des Pfandes der 
Wert zur Zeit der Rückgabe zugrunde zu legen. 

4. Die Anzeigepflicht beſteht nur für den Fall des drohenden Verderbs, nicht auch für den 
der drohenden Wertminderung. Eine innerliche Berechtigung hat das nur dann, wenn die Wert⸗ 
minderung auf einem Sinken der Preiſe beruht, deren Bewegung zu beobachten der Verpfänder 
durch den Mangel des Beſitzes nicht gehindert iſt. Der Wortlaut des Geſetzes geſtattet indeſſen 
keine erweiternde Auslegung. Die Anzeigepflicht wird aber immer dann beſtehen, wenn die an 
der Sache ſich zeigenden oder ihr drohenden Veränderungen für die nächſte Zeit zwar nur eine 
Wertminderung, für ſpäter aber den Verderb beſorgen laſſen. 


8 1219 

1) Wird durch den drohenden Verderb des Pfandes oder durch eine zu be⸗ 
ſorgende weſentliche Minderung des Wertes die Sicherheit des Pfandgläubigers 
gefährdet, ſo kann dieſer das Pfand öffentlich verſteigern laſſen 2). 

Der Erlös tritt an die Stelle des Pfandes 5). Auf Verlangen des Verpfänders 
iſt der Erlös zu hinterlegen ) ) 6). 

EI 1157 II 1128; M 3 812; P 3 457459. 

1. Verſteigerungsrecht des Pfandgläubigers bei Gefahr des Verderbs oder der Entwer⸗ 
tung des Pfandes (ähnlich $ 930 Abſ 3 ZPO). »Das Recht auf vorzeitigen Pfandverkauf iſt dem 
Pfandgläubiger nur zu ſeinem Beſten gegeben und an die Vorausſetzung geknüpft, daß ſeine Sicher⸗ 
heit gefährdet iſt. Für die Frage, ob eine Gefährdung der Sicherheit des Pfandgläubigers vorliegt: 
§ 237 Satz 1. Iſt das Pfandrecht an mehreren Sachen von ein und demſelben Verpfänder 
beſtellt (8 1222), jo iſt eine Sicherheitsgefährdung im Sinne des $ 1219 nicht gegeben, wenn der 
Geſamtwert aller Sachen noch genügende Sicherheit bietet. Dagegen ſind die außer dem Pfand⸗ 
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recht für die Forderung etwa beſtehenden Sicherheiten (Bürgſchaften, andere Pfandrechte, Hypo ⸗ 
theken) nicht zu berückſichtigen. Die dem Pfandgläubiger obliegende Erhaltungspflicht kann 
ihn aber auch nötigen, mit dem Pfandſchuldner in Verbindung zu treten, damit vom Kursverlust 
bedrohte Wertpapiere veräußert und durch andere erſetzt werden (NG LZ 1927, 1339). Nach 
Treu und Glauben kann für den Pfandgläubiger unter Umſtänden ſogar eine Verſteigerungs⸗ 
pflicht beſtehen (HRR 1936 Nr 726; § 1216 A 1). 

2. Öffentliche Verſteigerung: $ 383 Abſ 3. Über die weiteren Vorausſetzungen: $ 1220, 
über die Falle des Verkaufs aus freier Hand: $ 1221, über den Schutz des guten Glaubens $ 1244. 
Der Pfandgläubiger darf mitbieten ($ 1239 A 1); ebenſo der Eigentümer ($ 1239 A 1). Die Be- 
nachrichtigungspflicht des $ 1241 gilt auch hier ($ 1241 A). Der vorzeitige Pfandverkauf (88 1219ff.) 
iſt Pfandveräußerung i. ©. von § 1244 ($ 1244 A la). Deviſenrechtlich iſt, auch wenn es ſich 
um die pfandgeſicherte Forderung eines Ausländers gegen einen Inländer handelt, keine Ge⸗ 
nehmigung erforderlich (vgl. $ 1247 A 2). 

3. Der Erlös tritt an Stelle des Pfandes, d. h. er erſetzt nicht nur das Pfandrecht, ſondern 
alle Rechtsverhältniſſe, die hinſichtlich des verſteigerten Pfandes beſtanden. Hier gilt 
die Rechtsregel des dinglichen Erſatzes, der „Surrogation“ (vgl. RG 94, 24; $ 1212 A 4). Der 
Pfandgläubiger hat alſo nicht wie der Hypothekengläubiger ($ 1133) ein Recht auf vorzeitige 
Befriedigung. Wegen weitergehender Rechte bei Beeinträchtigung des Pfandrechts: $ 1227. 

4. Die Hinterlegung des Erlöſes (vgl. $ 1217 A 2) hat im Gegenſatz zum Fall des § 1217 
auf Koſten des Verpfänders, nicht auf Koſten des Pfandgläubigers ſtattzufinden. Der Eigentümer, 
der nicht Verpfänder iſt, kann ſie nicht verlangen. 

5. Ob bei der Sicherungsübereignung der Sicherungsnehmer die Rechte des Abs 1 hat, 
richtet ſich nach dem Vertrag. Im Zweifel wird es anzunehmen ſein. 

Über die Anwendung der $$ 1219—1221 in der Oſtmark: VO vom 24. 12. 1938 RG Bl J, 
1999 Art 8 Nr 14 (dazu Brandſtetter D 1939, 155), und in den ſudetendeutſchen Gebieten: 
VO vom 28. 2. 1939 RGBl I, 391, 427, 1053 Art 8 Nr 14. 


8 1220 


Die Verſteigerung des Pfandes iſt erſt zuläſſig, nachdem ſie dem Verpfänder 
angedroht worden iſt; die Androhung darf unterbleiben, wenn das Pfand 
dem Verderb ausgeſetzt und mit dem Aufſchube der Verſteigerung Gefahr ver⸗ 
bunden iſt 1) ). Im Falle der Wertminderung iſt außer der Androhung er- 
forderlich, daß der Pfandgläubiger dem Verpfänder zur Leiſtung anderweitiger 
Sicherheit eine angemeſſene Friſt beſtimmt hat und dieſe verſtrichen iſt ?). 

Der Pfandgläubiger hat den Verpfänder von der Verſteigerung unverzüglich 
zu benachrichtigen; im Falle der Unterlaffung iſt er zum Schadenserſatze ver⸗ 
pflichtet ). 

Die Androhung, die Friſtbeſtimmung und die Benachrichtigung dürfen 
unterbleiben, wenn fie untunlich ſind 4) 5). 

E 1 1157 II 1128; M 3 812; P 3 457459, 

1. Die Androhung der Verſteigerung (vgl. $$ 384, 1219) iſt eine einſeitige, empfangsbedürftige 
Willenserklärung ($ 130). Wird fie ohne rechtfertigenden Grund unterlaſſen, jo iſt ebenſo wie 
beim Fehlen einer ſonſtigen Vorausſetzung für die Verſteigerung nicht nur der Pfandgläubiger 
ſchadenserſatzpflichtig, ſondern auch die Verſteigerung ſelbſt und die ſich anſchließende Pfandüber⸗ 
eignung ſind unwirkſam, vorbehaltlich der Rechte aus gutgläubigem Erwerb. 

2. Die Beſtimmung einer Friſt zur Ablöſung durch anderweitige Sicherheit iſt nur vorge⸗ 
ſchrieben für den Fall der Wertminderung, nicht für den des Verderbs. Der Verpfänder kann 
auch im letzteren Fall jederzeit auf Grund des § 1218 durch anderweitige Sicherheitsleiſtung 
die Verſteigerung hintanhalten. Eine dem zuwider vorgenommene Verſteigerung wäre unzuläflig. 

3. Anzeige der Verſteigerung. Zeit und Ort der bevorſtehenden Verſteigerung ſind mitzu⸗ 
teilen (vgl. $ 373 Abſ 5 HGB). Der Verpfänder darf mitbieten oder mitbieten laſſen. Die Ver⸗ 
ſteigerung wird nicht unwirkſam, wenn die Anzeige unterbleibt. Dagegen iſt ein Anſpruch des 
Verpfänders auf Schadenserſatz möglich. Eine nachträgliche Anzeige des Pfandverkaufs 
und ſeines Ergebniſſes ordnet $ 1241 an. Dieſe Vorſchrift gilt auch für die Fälle des vor⸗ 
zeitigen Pfandverkaufs nach $$ 1219, 1220, 1221 (vgl. auch § 1241 A). 

1 4. Untunlichkeit der Androhung, Friſtbeſtimmung und Benachrichtigung ſind vom Pfand⸗ 
Abs 1 8 5 behaupten und zu beweiſen; ebenſo die Gefahr des Aufſchubs im Sinne des 

atz 1. 

5. Bei der Sicherungsübereignung kommt es für die Frage, ob die Vorſchriften über den 
Pfandverkauf (88 1220ff.) anzuwenden ſind (NG Warn 1932 Nr 86), auf den im Einzelfall zu 
ermittelnden Vertragswillen an. 
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8 1221 


1) Hat das Pfand einen Börfen- oder Marktpreis 2), ſo kann der Pfand- 
gläubiger den Verkauf aus freier Hand durch einen zu ſolchen Verkäufen 
öffentlich ermächtigten Handelsmäkler ?) oder durch eine zur öffentlichen Ver⸗ 
ſteigerung befugte Perſon ) zum laufenden Preiſe 2) bewirken. 

P 6 166. 


1. Verkauf aus freier Hand (vgl. $ 385) iſt zuläſſig ſtatt der Verſteigerung; die Vorſchriften 
des $ 1220 gelten auch hier. Der Pfandgläubiger kann auch hierbei die Sache ſelbſt erwerben. 

2. Ein Börſen⸗ oder Marktpreis iſt vorhanden, wenn Sachen von der Art des Pfandes 
an der Börſe oder auf dem Markte ſo häufig verkauft werden, daß ſich Durchſchnittspreiſe bilden 
(ROßc 9, 129). Der Durchſchnittspreis am Verkaufstag iſt der laufende Preis. Maßgebend 
iſt die Börſe oder der Markt, wo ſich der Verwahrungsort befindet; dies beſtimmt ſich nach 
der Verkehrsauſchauung. Dort hat auch der Verkauf ſtattzufinden. Damit ſoll nicht gejagt 
ſein, daß für jeden Verwahrungsort nur eine Börſe und nur ein Markt in Frage kommen könnte. 
Vielmehr kann der Markt⸗ und Börſenort je nach der Art der zu verkaufenden Sache verſchieden ſein. 
Vgl. auch § 385 A 1, 5 383 A 3. 

3. Ob ein Handelsmäkler (HG g 93) zu Verkäufen ſolcher Art öffentlich ermächtigt iſt, be⸗ 
ſtimmt ſich nach Landesrecht. Die Kursmäkler ($ 30 Börſch) haben die Ermächtigung auf Grund 
des § 34 Börſch. Vgl. auch $ 385 A 2, § 383 A 4. 

4. Wer gewerbsmäßig Verſteigerungen vornehmen kann, iſt reichsrechtlich geordnet (Geſ über 
das Verſteigerergewerbe, jetzt in der Faſſung der Bek v. 12. 2. 1938 RG Bl I, 202, 352; DurchfVD 
„ Verſteigerervorſchriften“] vom 30. 10. 1934 RGBl 1934 J, 1091, 1111; 1935 J, 1109; 1936 J, 
59; Gebd vom 31. 7. 1935 RGBl J, 1061; dazu Günther, Das Gef üb. d. Verſteigerergewerbe 
und die Verſteigerervorſchriften, 1935; Günther, Zur Neuregelung des Verſteigerergewerbes, 
IW 1935, 168). 


8 1222 


Beſteht das Pfandrecht an mehreren Sachen!), fo haftet jede für die ganze 
Forderung). 

E 1 1150 II 1129; M 3 805; P 3 449. 

1. Pfandrecht an mehreren Sachen. Dieſe Geſetzesvorſchrift umfaßt nicht nur den Fall, daß 
ein und derſelbe Verpfänder durch ein und denſelben Pfandvertrag mehrere Sachen für ein und 
dieſelbe Forderung verpfändet hat oder daß durch Trennung von Beſtandteilen der einheitlichen 
Pfandſache (Früchte) daraus mehrere Sachen geworden ſind, wenn ſie auch nach ihrer Entſtehungs⸗ 
geſchichte zunächſt nur für dieſe Fälle beſtimmt geweſen zu ſein ſcheint. Sie erſtreckt ſich vielmehr, 
wie der Zuſammenhang des Geſetzes erſehen läßt, auf alle Fälle, in denen für ein und dieſelbe 
ungeteilte Forderung eine Mehrzahl von Sachen zu Pfand gegeben iſt, ohne Rückſicht darauf, 
ob dies zu gleicher Zeit oder zu verſchiedenen Zeiten, ob es von ein und demſelben Verpfänder 
oder von verſchiedenen Verpfändern geſchehen iſt, und ohne Rückſicht darauf, ob die verſchiedenen 
Verpfänder von allen Verpfändungen Kenntnis haben. Vorausſetzung iſt lediglich, daß die Pfand⸗ 
rechte für dieſelbe Forderung beſtehen. Das iſt nicht der Fall, wenn eine Sache für die 
Hauptforderung, eine andere nur für die Zinſen und Koſten zu Pfand gegeben iſt. Hier handelt 
a im Sinne des $ 1222 nicht um das Pfandrecht an mehreren Sachen, ſondern um mehrere 
Pfandrechte. 

2. Haftung jeder Sache für die ganze Forderung. Eine Verteilung der Haftung auf die 
mehreren Pfandſachen findet nicht ſtatt. Sie tritt weder von Geſetzes wegen ein, noch kann ſie 
von den Verpfändern erzwungen oder vom Pfandgläubiger einſeitig vorgenommen werden, 
wie es bei der Geſamthypothek nach $ 1132 Abſ 2 zugelaſſen iſt (RG 23. 3. 12 V 468/11). Eigen- 
artig liegt der Fall dann, wenn zur Sicherung von (der Höhe nach) ſchwankenden oder unbeſtimmten 
Forderungen Pfand in Geld beſtellt worden iſt und nach Abwicklung der Geſchäftsverbindung nur 
eine Forderung ſtreitig bleibt, die einſchließlich aller noch möglichen Nebenforderungen für Zinſen, 
Koſten uſw. niedriger iſt als das Geldpfand. Hier wird nach $ 242 dem Anſpruch des Verpfänders 
auf Herausgabe des Überſchuſſes ftattzugeben fein. Wegen des Rechtes des Pfandgläubigers 
zur Wahl unter den Pfändern beim Verkauf: § 1230. 
we des 91222 können mehrere verpfändete Sachen in verſchiedenem Umfang haften ($ 1210 

1 Satz 2). 


8 1223 


Der Pfandgläubiger iſt verpflichtet, das Pfand nach dem Erlöſchen des Pfand⸗ 
rechts dem Verpfänder zurückzugeben 1). 
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Der Verpfänder kann die Nückgabe des Pfandes gegen Befriedigung des 


Pfandgläubigers verlangen, ſobald der Schuldner zur Leiſtung berechtigt 
iſt 2) 3). 

E I 1156, 1158, 1161 II 1130; M 3 8118183, 815; P 3 464457, 450, 461. 

1. Die Verpflichtung zur Rückgabe des Pfandes nach Erlöſchen des Pfandrechts obliegt 
dem Pfandgläubiger lediglich gegenüber dem Verpfänder. Dem Eigentümer (vgl. 9 1248 
A2) oder dem perſönlichen Schuldner gegenüber, der nicht zugleich Verpfänder iſt, erwächſt aus 
$ 1223 keine Rückgabeverpflichtung. Dem Eigentümer iſt der Anſpruch auf Rückgabe lediglich durch 
59 985 ff. gegeben (RG 2.3.10 V 210/09); der perſönliche Schuldner hat keinen Anſpruch (RG 116, 
266f.). Rückgabe iſt Wiedereinräumung des Alleinbeſitzes (vgl. $ 1205 A 5); eine Überſendungs⸗ 
pflicht beſteht nicht. Beruhte das Pfandrecht auf Mitbeſitz des Pfandgläubigers, fo iſt die Aufgabe 
dieſes Mitbeſitzes und die Wiedereinſetzung des Verpfänders in den Alleinbeſitz nötig; hatte der 
Pfandgläubiger den Mitverſchluß, ſo hat er den Schlüſſel herauszugeben. Ein Zurückbehaltungs⸗ 
recht hat der Pfandgläubiger nur nach $ 273 (vgl. aber $ 369 HGB). Hat der Pfandnehmer durch 
eigene zurechenbare Handlung das Pfand verloren, ſo daß er es dem Pfandgeber nicht zurückliefern 
kann, dann iſt nicht etwa die geſicherte Forderung zur vollen Höhe erledigt, noch viel weniger eine 
zweite an ſich nicht durch das Pfand geſicherte Forderung desſelben Gläubigers, wegen deren er 
das Pfand auf Grund eines kaufmänniſchen Zurückbehaltungsrechts hätte zurückhalten können, 
vielmehr hängt alles vom Wert des Pfandes im Verhältnis zum Betrag der Forderungen ab 
(RS 117, 57f.). 

Entſprechend der Vorſchrift in Abſ 1 iſt angenommen worden, daß bei der Verpfändung 
von Geſchäftsanteilen einer GmbH nach Befriedigung der geſicherten Forderung die über die 
Geſchäftsanteile etwa ausgefertigten und dem Gläubiger ausgehändigten Scheine zurückzugeben 
find und daß der bisherige Pſandgläubiger jeden Eingriff in die Rechte des Anteilseigners fortan 
unterlaſſen muß, keinesfalls aber noch einen Pfandverkauf vornehmen darf (RG 100, 274). 

Beweislaſt: Das Erlöſchen des Pfandrechts hat im Streitfall der Verpfänder zu be⸗ 
haupten und zu beweiſen. Erlöſchungsgründe: 98 1250 Ab 2, 1252, 1253, 1255, 1256 ($ 1252 A1). 
Dem Erlöſchen ſteht der Fall des § 1254 gleich. 

2. Einlöſungsrecht des Verpfänders (Nb| 2). Die Faſſung des Abſ 2 erweckt den Anſchein, als 
ob der Verpfänder nur dann, wenn er nicht perſönlicher Schuldner iſt, Zug um Zug Rückgabe des 
Pfandes gegen Befriedigung verlangen könnte, während der perſönliche Schuldner, der ſelbſt 
das Pfand beſtellt hat, gehalten wäre, vor der Rückgabe des Pfandes zu bezahlen. Dieſe offen⸗ 
bar nicht im Willen des Geſetzes liegende unbillige Schlußfolgerung iſt indeſſen abzulehnen. 
Auch der perſönliche Schuldner kann als Verpfänder verlangen, daß ihm Zug um Zug gegen die 
Befriedigung das Pfand zurückgegeben wird (RG 90, 72; 92, 282; JW 1910, 3911 1926, 284740 
20. 3. 26 V 344/25). Der Verpfänder braucht die geſicherten Forderungen in der Klage nicht 
zu beziffern, ſich nicht unter Angabe ihres Betrages zur Zahlung bereit zu erklären (RGS 92, 
282; Reid 9. 11. 20 VII 195/20). Es iſt im Zweifel anzunehmen, daß der Verpfänder trotz ſeiner 
Behauptung, nichts mehr ſchuldig zu ſein, ſchlimmſtenfalls doch bereit iſt, die etwa gerichtlich feſt⸗ 
geſtellte Schuld zu bezahlen (RG 140, 345). Will der Pfandeigentümer ($ 1223 Abſ 2) den Pfand ⸗ 
gläubiger durch Aufrechnung ($ 1224) befriedigen, jo braucht die zur Aufrechnung benutzte Forde⸗ 
rung vorher noch nicht feſtgeſtellt zu fein (RG daſ.). Eine entſprechende Anwendung von $ 1223 
Abſſ2 auf den Eigentümer iſt abgelehnt worden (RG LZ 1926, 6985). Soweit dem Verpfänder 
und dem Eigentümer das Einlöſungs⸗ und das Befriedigungsrecht zuſteht, kommt § 267 Abſ 2 
nicht zur Anwendung. 

Das Einlöſungsrecht des Verpfänders ift abtretbar; einzelne Nebenrechte können aber nicht 
ſelbſtändig abgetreten werden. Iſt eine Grundſchuld verpfändet, jo kann, falls nicht $ 399 eingreift, 
das Recht auf Rückübertragung der Grundſchuld abgetreten werden, nicht aber das Neben⸗ 
recht auf Rückgabe des Grundſchuldbriefs, der fo nicht ſelbſtändig den Gegenſtand eines Pfand⸗ 
rechts bilden kann (RG DI 1929, 442). Vgl. auch $ 1204 A 4. 

Über das vom Einlöſungsrecht nach $ 1223 Abſ 2 verſchiedene Recht vorzeitiger Einlöſung: 
51217 A 3; über das Befriedigungsrecht des Eigentümers und der dinglich Berechtigten: 
$ 1249; über den Einfluß des Deviſenrechts auf das Pfand nach zwiſchenſtaatlichem Privat⸗ 
recht: Dietrich DJ 1935, 1638. 

3. Verhältnis des Abſ 2 zu Abſ 1. Vorheriges Erlöſchen des Pfandrechts iſt nur dann Vor⸗ 
ausſetzung für den Anſpruch des Verpfänders auf Rückgabe des Pfandes, wenn das Pfandrecht 
auf andere Weiſe erliſcht als mittels Befriedigung des Pfandgläubigers durch den Verpfänder; 
3. B. wenn der perſönliche Schuldner zahlt, der nicht der Verpfänder iſt, oder in den Fällen der 
A 1 Abſ 3. Dagegen kann der Verpfänder, der ſich zur Befriedigung des Gläubigers bereit erklärt, 
die Verurteilung des Pfandgläubigers zur Herausgabe des Pfandes Zug um Zug gegen die Zah⸗ 
lung der Schuld verlangen (RG 92, 281). Das Zahlungserbieten gehört hier zum Klagegrund. 
Der Pfandgläubiger kann andererſeits den perſönlichen Schuldner, auch wenn dieſer der Verpfän⸗ 
der iſt, auf die Leiſtung verklagen, ohne die Rückgabe des Pfandes anzubieten. Aber in einem 
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ſolchen Fall folgt nicht aus Ab| 1 eine Vorleiſtungspflicht des Schuldner⸗Verpfänders; er darf viel ⸗ 
mehr nach Abſ 2 verlangen, daß er nur gegen Rückgabe des Pfandes zu zahlen braucht. Bedenklich 
iſt deshalb R JW 1914, 765. 

4. Hat jemand eine fremde Sache verpfändet und kann ihm das Pfand nicht mehr zurück⸗ 
gegeben werden, ſo muß ihm der für ihn entſtehende Schaden erſetzt werden. Dabei iſt es beacht⸗ 
lich, wenn der Verpfänder an der Sache kein Eigentümer, ſondern nur ein Beſitz, intereſſe“ hatte; 
dann geht der Schadenserſatzanſpruch nur auf Leiſtung des Wertes, den der Beſitz des Pfandſtücks 
unter den gegebenen Verhältniſſen für ihn hatte (RG 116, 267). Vgl. über den Schadenserſatz⸗ 
anſpruch auch RG 117, 57. 

§ 1223 iſt auf die Sicherungsübereignung und die Sicherungsabtretung entſprechend anzu- 
wenden (RG 92, 281; JW 1914, 76°; Warn 1934 Nr 78). Auch der vorerwähnte (A 4 Abſ 1) 
Geſichtspunkt des „Beſitzintereſſes“ (R 116, 267) kommt hier in Betracht. Dagegen iſt die ent⸗ 
ſprechende Anwendung des $ 1223 Abſ 2 in einem Falle abgelehnt worden, wo zuläſſigerweiſe 
ein Sicherungsnießbrauch beſtellt war (RG 67, 378; 101, 5; 106, 109) und nach Befriedigung 
des Gläubigers der vom Schuldner und Verpfänder verſchiedene Eigentümer des Grundſtücks den 
dem Beſteller gegen den Nießbraucher zustehenden ſchuldrechtlichen Anſpruch auf Rückgewähr 
des Nießbrauchs geltend machte (NG LZ 1926, 698°). 


9 1224 


Die Befriedigung des Pfandgläubigers durch den Verpfänder kann auch 
durch Hinterlegung oder durch Aufrechnung erfolgen. 

E 1 1163 II 1131; M 3 816; P 3 482. 

Recht des Verpfänders zur Aufrechnung und Hinterlegung. Der Verpfänder foll, auch wenn 
er nicht perſönlicher Schuldner iſt, das Recht haben, mit Forderungen, die ihm gegen den 
Pfandgläubiger zuftehen, aufzurechnen, als wäre er ſelbſt der perſönliche Schuldner. Ebenſo 
ſoll er die Forderung unter denſelben Vorausſetzungen und in derſelben Art durch Hinter⸗ 
legung (88 372ff.) zur Tilgung bringen können, wie wenn er fie ſchuldete (vgl. auch $ 1142 Abſ 2). 
Mit Gegenforderungen des perſönlichen Schuldners gegen den Pfandgläubiger kann der Ver⸗ 
pfänder nicht aufrechnen; fie bieten ihm aber nach 91211 (§ 770) Grund zu einer verzögerlichen Ein⸗ 
rede gegen den Anſpruch des Pfandgläubigers auf Befriedigung aus dem Pfande (NG Warn 
1912 Nr 303). 


8 1225 

Iſt der Verpfänder nicht der perſönliche Schuldner, ſo geht, ſoweit er den 
Pfandgläubiger befriedigt, die Forderung auf ihn über. Die für einen Bürgen 
geltenden Vorſchriften des § 774 finden entſprechende Anwendung ) 2) 5). 

E 1 1164 II 1132; M' 3 816; P 3 462, 403. 

1. Übergang der Forderung auf den Verpfänder infolge der Befriedigung des Gläubigers 
durch ihn. Mit der Forderung geht im Falle des $ 1225 auch das Pfandrecht über (vgl. 99 401 
Abſ 1, 412, 1250). Das Anwendungsgebiet des $ 1225 ift dahin abzugrenzen: Die Vorſchrift 
ſteht nicht zur Seite dem Eigentümer eines Grundſtücks, auf dem eine verpfändete Hypothek 
haftet; befriedigt er den Pfandgläubiger, ſo bezahlt er keine fremde, ſondern ſeine eigene Schuld. Iſt 
der den Pfandgläubiger befriedigende Verpfänder für die durch das Pfandrecht geſicherte Forde⸗ 
rung auch nur zugleich als perſönlicher Schuldner haftbar (z. B. als Geſellſchafter für die durch das 
Pfandrecht geſicherte Forderung gegen ſeine Geſellſchaft), fo trifft $ 1225 nicht zu; aus ſonſtigen 
Gründen (z. B. nach $ 426 Abſ 2) kann die Forderung natürlich übergehen (RG 91, 277). Ander⸗ 
ſeits hat $ 1225 zwar nur den Fall im Auge, daß die Befriedigung des Gläubigers nicht aus dem 
Pfande ſtattfindet; aber auch wenn dies zutrifft, geht die durch das Pfandrecht geſicherte Forderung 
auf den Verpfänder über, der nicht — auch nicht zugleich — der perſönliche Schuldner iſt (ogl. 
$8 1247, 1288 Abſ 2); die Forderung des Pfandgläubigers gilt als von dem Gläubiger der ver- 
pfändeten und eingezogenen Forderung berichtigt, dadurch werden die Folgen des $ 1225 — bei 
verpfändeten Rechten nach § 1273 Abſ 2 — ausgelöſt (RG 26. 11. 17 IV 308/17; dieſer Teil 
der Entſcheidung ft RG 91, 277 nicht mitabgedruckt, aber Recht 1918 Nr 244—246). Wird der 
Pfandgläubiger erſt nach der Eröffnung des Konkursverfahrens über das Vermögen des Schuld⸗ 
ners befriedigt, ſo können konkursrechtliche Beſtimmungen den Verpfänder hindern, die auf ihn 
übergangene Forderung im Konkurs zu verfolgen (NG Warn 08 Nr 480; 23 1917, 472). Auf 
die Rechte aus $ 1225 kann der Verpfänder ſchon bei der Verpfändung verzichten (RG 71, 
329). Vgl. im übrigen die Anm zu $ 774. 

2. Die entſprechende Anwendung des 8 774 bedeutet zunächſt, daß der Übergang nicht zum 
Nachteil des Gläubigers geltend gemacht werden kann und daß Einwendungen des Haupt⸗ 
ſchuldners aus einem Rechtsverhältnis zwiſchen ihm und dem Verpfänder unberührt bleiben. 
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Befriedigt der Verpfänder den Gläubiger nur teilweiſe, ſo geht die Forderung auch nur zu 
dieſem Teil auf ihn über. Der Gläubiger erleidet aber keinen Nachteil, wenn man annimmt, 
daß der Verpfänder, ſoweit er den Gläubiger befriedigt, auch ein dem Pfandrecht des Gläubigers 
im Range allerdings nachſtehendes Pfandrecht erwirbt. 

Zu beſonderen Zweifeln hat die entſprechende Anwendung des § 774 inſofern Anlaß gegeben, 
als ſie auch deſſen Abſ 2 umfaſſen ſoll. Das NG (83, 392; 85, 364) hat die einſchlagenden Fragen 
nur geſtreift, noch nicht entſchieden; fie ſind weſentlich geklärt durch Strohal (JheringsJ 61, 59 ff.; 
vgl. auch Weiß, Der Ausgleich unter mehreren Sicherungsverpflichteten, 1937, 1937, S. 43ff., 
55f.). — Wie bereits in A 5 zu $ 774 hervorgehoben, ſchränkt Abſ 2 dieſer Vorſchrift die Fol⸗ 
gen ein, die ſich aus Abſ 1 ergeben würden, und läßt Mitbürgen einander nur nach 
§ 426 haften. Damit iſt nach deſſen Abſ 2 Satz 1 geſagt, daß trotz §8 401, 412 die For⸗ 
derung des Gläubigers gegen die übrigen Mitbürgen auf den zahlenden Mitbürgen nur 
inſoweit übergeht, als er von den übrigen Mitbürgen Ausgleichung verlangen kann. Auf 
mehrere Drittverpfänder angewendet, ergibt das den Satz: Befriedigt ein Drittverpfänder 
den Pfandgläubiger, ſo geht das Pfandrecht an den von andern n pe verpfändeten 
Sachen auf den zahlenden Drittverpfänder nur inſoweit über, als er von den andern Drittver⸗ 
pfändern Ausgleichung verlangen kann. Darüber, ob ein ſolcher Ausgleichsanſpruch beſteht, 
ſagt weder § 1225 noch $ 774 etwas. Denn nicht aus $ 774, ſondern aus $ 769 folgt die geſamt⸗ 
ſchuldneriſche Haftung mehrerer Mitbürgen. Sie führt nach 9 426 Abſ 1 Satz 1 zu einer Haftung, 
nach Kopfteilen, ſoweit nicht ein anderes beſtimmt iſt. Dergleichen Vorſchriften ſind für mehrere 
Drittverpfänder nicht gegeben. Sie übernehmen eine Schuldverbindlichkeit überhaupt nicht. 
Eine Ausgleichspflicht kann bei ihnen nur auf der Grundlage beſonderer Abreden entſtehen. 

Ebenſo geregelt tft der entſprechende Fall im Hypothekenrecht nach $ 1143. Dort wird zwar 
nur auf $ 774 Abſ 1 verwieſen, dafür aber $ 1173 herangezogen. Das ergibt folgenden Rechtsſatz: 
Beſteht für eine Forderung eine Geſamthypothek und befriedigt der Eigentümer eines der be- 
laſteten Grundſtücke, der nicht der perſönliche Schuldner iſt, den Gläubiger, ſo geht die Hypothek 
an dem Grundſtück eines jeden der andern Eigentümer auf ihn über, ſoweit er von ihm oder ſeinem. 
Rechtsvorgänger — der Erſatzanſpruch ihm gegenüber iſt auch in den Fällen des $ 1225 für 
genügend anzuſehen — Erſatz verlangen darf. Darüber, ob er das kann, jagt auch hier das Geſetz 
nichts. Auch hier können nur beſondere Abreden einen Erſatzanſpruch begründen. Bei dieſer 
völlig gleichlaufenden Regelung hat es keine Bedenken, einen Drittverpfänder und den nicht per⸗ 
ſönlich haftenden Eigentümer eines mit einer Hypothek belaſteten Grundſtücks in der Frage des 
Übergangs des Pfandrechts oder der Hypothek rechtlich ebenſo zu behandeln wie zwei Dritt⸗ 
verpfänder oder wie zwei Eigentümer von Grundſtücken, die mit einer Geſamthypothek belaſtet ſind. 

3. Für das Verhältnis des Drittverpfänders zu einem Bürgen der pfandgeſicherten Forde⸗ 
rung beſtehen keine beſonderen Vorſchriften. Soweit der Bürge den Gläubiger befriedigt, 
geht alſo die Forderung des Gläubigers gegen den Hauptſchuldner nach 5 774 Abſ 1 auf ihn über, 
und nach 58 401, 412 iſt dasſelbe mit den Nebenrechten der Fall, alſo auch mit dem Pfandrecht 
an der Sache des Drittverpfänders. § 1225 ſcheint den Schluß zu rechtfertigen, daß umgekehrt 
auch ein Drittverpfänder, ſoweit er den Pfandgläubiger befriedigt, die Forderung mit den Neben⸗ 
rechten erwirbt, alſo auch mit dem Anſpruch aus der Bürgſchaft. Das würde darauf hinauslaufen, 
daß das beſſere Recht hat, wer zuerſt den Gläubiger befriedigt. Hier greift indeſſen § 776 
ein. Er zeigt, daß dem Bürgen der Rückgriff auf ein für die Hauptforderung beſtelltes Pfand 
unter allen Umſtänden erhalten bleiben ſoll. Wird ihm dieſe Möglichkeit genommen, ſei es, daß 
der Gläubiger das Pfandrecht aufgibt — dieſen Fall behandelt $ 776 ausdrücklich —, ſei es, daß. 
der Gläubiger von dem Eigentümer der Pfandſache befriedigt wird oder daß er ſich ſelbſt aus dem 
Pfande befriedigt — dieſe Fälle find dem im $ 776 behandelten ſinngemäß gleichzuſtellen, weil 
auch auf dieſe Weiſe der Bürge ſeiner Rückgriffsmöglichkeit beraubt wird —, ſo wird der Bürge 
inſoweit frei, als er aus dem Pfandrecht nach $ 774 hätte Erſatz verlangen können. Der Anſpruch 
des Gläubigers gegen den Bürgen erliſcht alſo in Höhe des Pfandwertes und kann des⸗ 
halb inſoweit nicht mehr auf den Drittverpfänder übergehen. Das beſſere Recht hat demnach der 
Bürge. Er hat es auch gegenüber dem Eigentümer eines mit einer Hypothek für die Forderung be⸗ 
laſteten Grundſtücks; denn dieſer ſteht als ſolcher nach dem Geſagten und auch nach $ 776 einem 
Drittverpfänder gleich. Bei abweichender Begründung im Ergebnis übereinſtimmend Braun- 
Melchior (Arch Zivpr 1930, 207): bei einem Nebeneinander von perſönlicher und dinglicher Siche- 
rung ſteht dem perſönlich haftenden Sicherer der volle Rückgriff auf die dingliche Sicherung zu, 
während umgekehrt kein Rückgriffsrecht gegeben iſt. — Von dem beſſeren Recht des Bürgen gegen- 
über dem Drittverpfänder geht — unausgeſprochen — übrigens auch RG 75, 271 aus. Die Ent- 
ſcheidung betrifft zwar keinen Fall, wo ein Bürge neben einem Drittverpfänder fteht;. 
die ganz allgemeingehaltenen Sätze auf S. 273 rechtfertigen aber den oben wiedergegebenen 
Eindruck. Weſentliche Bedeutung für die Streitfrage hat das Urteil allerdings nicht, auf ſeine 
Begründung iſt deshalb nicht näher einzugehen. Auf den hier vertretenen Standpunkt hat ſich 
OLG Königsberg (SeuffA 76 Nr 85) geſtellt. Wenn dort hervorgehoben wird, der Verpfänder, der 
mehr zahlt, als die Pfandſache wert iſt, könne ſich wegen des Mehrbetrags, aber auch nur wegen 
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dieſes, an den Bürgen halten, kann dem nicht beigetreten werden (wie es früher an dieſer Stelle 
geſchehen iſt). Der Verpfänder braucht überhaupt nicht zu zahlen und, wenn der Gläubiger 
ſich aus dem Pfande befriedigt, hat er kein Rückgriffsrecht gegen den Bürgen. Ein ſolches kann 
ihm auch nicht dadurch erwachſen, daß er freiwillig mehr zahlt, als dem Pfandwert entſpricht. 


8 1226 


Die Erſatzanſprüche des Verpfänders wegen Veränderungen oder Ver- 
ſchlechterungen des Pfandes ſowie die Anſprüche des Pfandgläubigers auf 
Erſatz von Verwendungen oder auf Geſtattung der Wegnahme einer Einrichtung 
verjähren in ſechs Monaten. Die Vorſchriften des § 558 Abſ 2, 3 finden ent⸗ 
ſprechende Anwendung. 

E II 1133; P 3 460. 


Nach den entſprechend anzuwendenden Vorſchriften des Mietrechts beginnt die Ver⸗ 
jährung der Erſatzanſprüche des Verpfänders wegen Veränderungen und Verſchlechterungen 
des Pfandes ($ 1215) mit der Rückgabe des Pfandes. Wird das Pfand nicht zurückgegeben, ſo 
verjähren die Erſatzanſprüche gleichzeitig mit dem Anſpruch auf Rückgabe des Pfandes. Die Ber- 
jährung der Anſprüche des Pfandgläubigers auf Erſatz von Verwendungen oder Geſtattung der 
Wegnahme einer Einrichtung ($ 1216) beginnt mit dem Wegfall des durch die Verpfändung 
zwiſchen Verpfänder und Pfandgläubiger begründeten Rechtsverhältniſſes. Wegen der Ver⸗ 
wendungen und der Wegnahme einer Einrichtung ogl. auch 55 1057, 1049 und RG 152, 102. 

Auf die Anſprüche des Eigentümers, der nicht Verpfänder iſt, find die Vorſchriften des 
1226 nicht anwendbar. 


8 1227 


Wird das Necht des Pfandgläubigers beeinträchtigt, ſo finden auf die 
Anſprüche des Pfandgläubigers die für die Anſprüche aus dem Eigentume 
geltenden Vorſchriften entſprechende Anwendung 1) 2). 

E I 1155 II 1134 M 3 809, 810; P 3 454. 


1. Rechtsſchutz für das Pfandrecht. Abgeſehen von den Rechtsbehelfen, die dem Pfand⸗ 
gläubiger als Beſitzer der Sache zuſtehen (68 858ff., 1007, vgl. NG 57, 325), und den 
Rechten, die ihm aus dem Pfandvertrag erwachſen, ſind dem Pfandgläubiger zum Schutze 
ſeines Pfandrechts als eines dinglichen Rechts für den Fall ſeiner Beeinträchtigung vom 
Geſetz die gleichen Anſprüche eingeräumt wie dem Eigentümer zum Schutz des Eigen⸗ 
tums. Beeinträchtigung ſetzt ein Tun voraus; bloßes Unterlaſſen von Handlungen, zu 
denen keine Rechtspflicht beſteht, genügt nicht. In ſolchen Fällen hat der Pfandgläu⸗ 
biger nur die Rechte aus 89 1219ff. Trifft aber $ 1227 zu, fo hat er bei Entziehung und Vor⸗ 
enthaltung des Beſitzes der Pfandſache auf Grund ſeines Pfandrechts gegen den Beſitzer den 
Anſpruch auf Herausgabe nach den $$ 985— 997, 999—1003, einſchließlich der Schadens⸗ 
erſatzanſprüche aus den 9 989—992 ($ 992 A 2 a. C.). Auch hier gilt der Grundſatz, daß die 
ss 994ff. nicht anwendbar find, wenn die Beziehungen des Pfandgläubigers zum Beſitzer auf 
vertraglicher Grundlage geregelt ſind (MG Gruch 57,997; HRR 1926 Nr 1021; RG 142, 422; 
9994 A 1). Bei ſonſtigen Beeinträchtigungen hat der Pfandgläubiger gegen den Störer den 
Anſpruch auf Unterlaſſung und Beſeitigung ($ 1004; vgl. $ 1004 A 2, 7a). Ebenſo wie der 
Eigentümer der Sache hat er ferner das Recht, von dem Beſitzer des fremden Grundſtücks, auf das 
die Pfandſache geraten ift, zu verlangen, er möge ihm das Aufſuchen und Wegſchaffen ge- 
ſtatte n (58 1005, 867); auch hat er im Beſitz der Pfandſache (ſelbſt dem Eigentümer gegenüber) die 
Vermutung des Pfandrechts für ſich ($ 1006; vgl. $ 1006 A 2). Bei gemeinſchafklichem Pfand⸗ 
recht ftehen jedem der Pfandgläubiger die Anſprüche aus dem Pfandrecht Dritten gegenüber in 
Anſehung der ganzen Pfandſache nach $ 1011 zu. Die Anſprüche auf Herausgabe und Erſatz von 
Nutzungen der Pfandſache (58 987,988,990, 991,993) ſtehen dem Pfandgläubiger nur inſoweit zu, 
als er ſelbſt berechtigt ift, die Nutzungen zu ziehen (51213); die Erzeugniſſe, auf die ſich ſein Pfand⸗ 
recht erſtreckt ($ 1212), müſſen ihm in jedem Falle herausgegeben werden. 

2. Entſprechende Anwendung. Die Vorſchrift iſt unmittelbar nur für das Pfandrecht an be⸗ 
weglichen Sachen gegeben. Auf das Pfandrecht an einem Recht iſt ſie höchſtens dann entſpre⸗ 
chend anwendbar, wenn der Pfandgläubiger in den Beſitz eines körperlichen Gegenſtandes, z B. 
einer Urkunde, gelangt ift (RG 15.5. 18 VII 51/18). Wird ein Gut heruntergewirtſchaftet, ſo 
kann derjenige, dem eine auf dem Gut laſtende Hypothek verpfändet iſt, nicht nach $ 1227, ſondern 
nur nach $$ 1219ff. vorgehen. 
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9 1228 


Die Befriedigung des Pfandgläubigers aus dem Pfande erfolgt durch 
Verkauf 1). 

Der Pfandgläubiger ift zum Verkaufe berechtigt, ſobald die Forderung 
ganz oder zum Teil fällig iſt. Beſteht der geſchuldete Gegenſtand nicht in Geld, 
ſo iſt der Verkauf erſt zuläſſig, wenn die Forderung in eine Geldforderung 
übergegangen iſt 2) 3) 4) 5). 

E 1 1165 II 1135; M 3 817-810; P 3 463. 

1. Befriedigung des Pfandgläubigers durch Pfandverkauf. Das Recht des Pfandgläubigers, 
ſich durch den Verkauf der Sache zu befriedigen, iſt Hauptgegenſtand des Pfandrechts, feine Aus⸗ 
Übung deſſen natürliche Verwirklichung. Aber nur zu ſeiner Befriedigung darf der Pfand⸗ 
gläubiger das Pfand verkaufen, alſo nicht mehr, wenn die Schuld, ſei es auch verſpätet, getilgt 
worden iſt (RG 100, 277). Der Verkauf der Pfandſache iſtnur Recht, nicht Pflicht des Pfand- 
gläubigers (RG 23. 6. 14 JI 167/14). Nach ZPO $ 777 muß ſich indeſſen der Gläubiger, wenn 
er für ſeine vollſtreckungsreife Forderung ein Pfandrecht an einer Sache des Schuldners (nicht 
alſo auch eines Dritten) hat, den Widerſpruch des Schuldners gegen die Zwangsvollſtreckung 
in das übrige Vermögen gefallen laſſen, ſoweit der Wert des Pfandes die Forderung deckt (bene- 
ficium excussionis realis). Ferner kann im Konkursverfahren über das Vermögen des Eigen⸗ 
tümers der Pfandſache der Konkursverwalter den Pfandgläubiger nach KO $ 127 zur Ausübung, 
ſeines Verkaufsrechts anhalten und unter gewiſſen Vorausſetzungen den Pfandverkauf ſelbſt be⸗ 
treiben. Ein Bürge kann nach $ 772 Abſ 2 verlangen, daß der Gläubiger, dem an einer beweglichen 
Sache des Hauptſchuldners ein Pfand⸗ (oder ein Zurückbehaltungs⸗) Recht zuſteht, zunächſt aus 
dieſer Sache Befriedigung ſucht. Vgl. ferner wegen der Verpflichtung zum Pfandverkauf § 1218: 
A 1. Gänzlicher Ausſchluß des Verkaufsrechts durch Vereinbarung iſt nicht zuläſſig (vgl. § 1204 
A 9). Gegebenenfalls greift § 139 ein. St Geld verpfändet, fo bedarf es des Verkaufs nicht, 
da er nichts anderes iſt als die Umwandlung der Sache in Geld. Der Pfandgläubiger kann ſich 
alſo aus dem Gelde unmittelbar befriedigen, d. h. ſich das Geld aneignen. Pfandgläubiger im 
Sinne des § 1228 iſt auch der nachſtehende Pfandgläubiger; auch er darf den Verkauf vor⸗ 
nehmen, wenn er dazu in der Lage iſt (RG 87, 325; 97, 42). Wenn dem Buchbinder die ihm zum 
Einbinden übergebenen Bücher als ſolche vertragsmäßig verpfändet ſind, darf er nach Ein⸗ 
tritt der Verkaufsbefugnis die Bücher auch als ſolche, nicht nur als bedrucktes Papier (Makulatur) 
verkaufen; denn die Verbreitungsbefugnis nach §11 Lit verb. mit § 1 Verl® iſt ihm ſtillſchwei⸗ 
gend mitübertragen. Das wird auch dann anzunehmen ſein, wenn ihm die Bücher ſchlechthin 
verpfändet find, nicht aber, wenn er nach $ 647 ein geſetzliches Pfandrecht an den Büchern 
erlangt hat. Übergeben werden in ſolchem Fall nur die Bücher, nicht das Verbreitungsrecht. 
Die Bücher ſind nicht deſſen Träger. Seine Verpfändung iſt nur aus dem Vertragswillen herzu⸗ 
leiten. Ein Pfandvertrag wird aber bei Abſchluß des Werkvertrags nicht abgeſchloſſen, ſonſt wäre 
das Pfandrecht auch kein geſetzliches (vgl. Seuff A 69 Nr 122 und Allfeld in 23 1915, 476ff.). 
Über die Zuläſſigkeit der Befriedigung aus dem Pfande im Wege der Zwangsvollſtreckung: 
$ 1233 Abſ 2 und A 2; über die Unzuläſſigkeit der Pfandverfallabrede: § 1229. Nach Treu und 
Glauben kann für den Pfandgläubiger unter Umſtänden eine Verſteigerungspflicht beſtehen 
(HRR 1936 Nr 726; § 1216 N 1). 

2. Vorausſetzung des Verkaufsrechts oder, allgemeiner ausgedrückt, des Rechtes, Befrie⸗ 
digung aus dem Pfande zu ſuchen, iſt bei Geldforderungen lediglich die Fälligkeit der Forderung. 
Damit iſt die ſog. Pfandreife eingetreten (RG 98, 72). Unſtreitigkeit, insbeſondere das Feſtſtehen 
des Betrags („Liquidität“), iſt nicht erforderlich, auch nicht, daß der Schuldner im Verzug iſt oder 
der Gläubiger einen Vollſtreckungstitel beſitzt, ſei es einen für feine Forderung, ſei es einen für 
ſein Recht auf Befriedigung aus dem Pfande (vgl. $ 1233 Abſ 2, 1277, auch $ 371 Abf 3 HGB). 
Es genügt, daß ein Teil der Forderung fällig iſt, z. B. Zinſen. Den Beteiligten ſteht indeſſen frei, 
zu vereinbaren, daß der Pfandverkauf erſt nach Mahnung des Schuldners oder erſt dann zuläſſig 
fein ſoll, wenn der Schuldner (z. B. für Zinſen) längere Zeit im Rückstand iſt. Der Verpfänder, der 
nicht zugleich perſönlicher Schuldner iſt, kann nach dem Geſetz nicht verlangen, daß vor dem Pfand⸗ 
verkauf die Beitreibung vom Schuldner verſucht wird. Vereinbart kann auch dieſes werden (vgl. 
auch ZPO 5 777). Die erwähnten Vereinbarungen können aber nur mit ſchuldrechtlicher Wir⸗ 
kung getroffen werden, da vertragliche Abänderungen mit dinglicher Wirkung hier nicht zugelaſſen 
find, wie das ausnahmsweiſe im $ 1245 geſchehen tft (vgl. A 1 daſ.). Abreden, welche die Voraus⸗ 
ſetzungen des Pfandverkaufs ermäßigen, z. B. das Erfordernis der Fälligkeit der Forderung 
preisgeben (vgl. jetzt dagegen I, 20 der Allg. Geſchäftsbedingungen, herausgegeben von der 
Wirtſchaftsgruppe Privates Bankgewerbe, Faſſung vom Dezember 1937; jedoch $ 1282 A 5), 
find überhaupt unzuläſſig. Iſt die Forderung, für die das Pfandrecht beſteht, keine Geld⸗ 
forderung, ſo gilt für die Zuläſſigkeit des Pfandverkaufs das weitere Erfordernis, daß 
ſie in eine Geldforderung übergegangen ſein muß. Wegen des Pfändungspfandrechts 
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vol. inſoweit § 1210 A 2 Abſ 2. Hat nach dem beſtehenden Schuldverhältnis der Pfand⸗ 
gläubiger die Wahl, Geld oder eine andere Leiſtung zu verlangen, oder iſt vereinbart, 
daß der Schuldner im Falle der Nichterfüllung der urſprünglichen Schuldverbindlichkeit eine 
Geldſumme zu zahlen hat, jo kann der Pfandgläubiger bei Fälligkeit der Forderung ohne weiteres 
das Verkaufsrecht ausüben. In den Fällen der 88 280, 283, 286 hat er abzuwarten, bis ſich die 
Forderung in eine Schadenserſatz⸗Geldforderung umwandelt. Der Anſpruch eines Bürgen auf 
Befreiung von der Bürgſchaft verwandelt ſich in einen Geldzahlungsanſpruch, ſobald der Bürge 
bei Zahlungsunfähigkeit des Hauptſchuldners belangt wird; jedoch genügt dazu nicht ſchon eine 
bloße Zahlungsaufforderung des Gläubigers an einen ſelbſt zahlungsunfähigen Bürgen; bielmehr 
muß die Leiſtung durch den Bürgen an den Gläubiger tatſächlich geſchehen (RG 143, 194). Der 
Bürge darf dann aus einem ihm vom Hauptſchuldner geſtellten Pfande Befriedigung ſuchen 
(RG 78, 34). 

3. Wegen entſprechender Anwendung der Vorſchriften über die Art und Weiſe des Pfand⸗ 
verkaufs auf die Verwertung einer zur Sicherheit übereigneten Sache: A 6 Abſ 4 zu $ 930. 

4. Sonderrecht. Schon nach $ 8b der Verordnung des Reichspräſidenten zur Sicherung der 
Ernte und der land wirtſchaftlichen Entſchuldung im Oſthilfegebiet vom 17.11.31 (RG Bl J, 
675) machte die Eröffnung des Sicherungsverfahrens die Verwertung verpfändeter oder zur Siche⸗ 
rung übereigneter Gegenſtände und die Verfügung über verpfändete oder zur Sicherung abgetre⸗ 
tene Forderungen unzuläffig (vgl. dazu die 8 14, 15 der Durchführungsverordnung vom 5.12.31 
RG Bl 1, 691; ferner $8 Abſ 2 Satz 2 der 6. Oſthilfe DurchfV O vom 7. 7. 1933 RGBl , 464; an⸗ 
dererſeits 98 Abſ 3 daſ., wonach die durch ein Pfandrecht geſicherten Forderungen im Entſchuldungs⸗ 
plan bevorzugt behandelt werden ſollten). Auf dem Gebiete der land wirtſchaftlichen Schulden⸗ 
regelung (SchuldenregelungsG vom 1. 6. 1933 RG Bl 1933 J, 331; 1939 J, 979) unterliegt die 
Verwertung verpfändeter (zur Sicherung übereigneter) Gegenſtände beſonderen Beſchränkungen 
vom Eingang des Antrags auf Eröffnung des Verfahrens bis zur rechtskräftigen Entſcheidung über 
den Antrag ſowie während der Dauer des Entſchuldungs⸗ oder Zwangsvergleichsverfahrens: vgl. 
Art 5 Abſ? der 2. Durchf Vo in der Faſſung des Art 3 Nr der 3. Durchf VO zum Schuldenrege⸗ 
lungsch vom 15. 9. 1933 RGBl I, 641; Art 5 und 11 der VO üb. d. Vollſtreckungsſchutz im land⸗ 
wirtſchaftl. Entſchuldungsverfahren vom 27. 12. 1933 RG Bl I, 1119; Art 29 der 6. Durchf VO 
vom 7. 7. 1934 RGBl 1, 609 (hierzu Taſche DX 1935, 1146); Art 7 der VO über die Behandlung 
der Mitſchuldner und Bürgen im landwirtſchaftl. Entſchuldungsverfahren vom 16. 2. 1937 RG Bl L, 
238; Art 33 der 9. DurchfV zum SchuldenregelungsG vom 24. 11. 1937 RGBl I, 1305, 1346; 
Art 21 u. 28 der PächterentſchuldungsVO vom 12. 3. 1935 RGBl I, 360. — Die Pfandreife 
iſt hinausgeſchoben durch das Geſetz zur Sicherung von Gräſerkrediten vom 28. 3. 1934 
RG Bl 1, 254 (ob. § 1204 A 2). Der Gläubiger eines Gräſerkredites hat ein geſetzliches Pfandrecht 
an dem aus dem Kredit beſchafften Weidevieh; er darf es aber erſt geltend machen, wenn das 
Vieh nach der Verkehrsauffaſſung verkaufsreif wird. 

5. Über die Anwendbarkeit der 88 1228 —1248 in der Oſtmark VO vom 24. 12. 1938 Art 8 
Nr 14, 15 RGB I, 1999 (dazu Brandſtetter D 1939, 155) und in den ſudetendeutſchen 
Gebieten VO vom 28. 2. 1939 Art 8 Nr 14, 15 RGBl J, 391, 427, 1053. 


9 1229 


1) Eine vor dem Eintritte der Verkaufsberechtigung getroffene Verein 
barung, nach welcher dem Pfandgläubiger, falls er nicht oder nicht rechtzeitig 
befriedigt wird, das Eigentum an der Sache zufallen oder übertragen werden 
ſoll, iſt nichtig ). 

E I 1167 IT 1196; M 3 820, 821; P 3 467. 

1. Das Verbot des Verfallvertrags (lex commissoria) wendet ſich gegen die Bedingung der 
Nichtzahlung; dieſe ift es, welche die eigentümliche Gefahr des Verfallvertrags ſchafft. Eine ſolche 
im voraus getroffene Vereinbarung iſt gefährlich, weil ihre Folgen nicht ſofort wirkſam werden, 
ſondern erſt ſpäter und vielleicht überhaupt nicht (Hubernagel DWR 1936, 410f.). Um dieſer 
ihrer Gefährlichkeit willen wird ſie vom Geſetzgeber mißbilligt. Das Verbot entſpricht einem all⸗ 
gemeinen Rechtsgedanken, daß ſich vor Eintritt einer gewiſſen Sachlage niemand zum Verzicht auf 
Rechtsbehelfe verpflichten kann, die ihm vom Geſetz für den Fall des Eintritts dieſer Sachlage 
verliehen find (Boeſebeck JW 1935, 2886). Nicht unter das Verbot fällt deshalb eine Abrede, 
wonach es dem Gläubiger freiftehen ſoll, auch bei rechtzeitigem Zahlungsangebot das Pfand zu 
erwerben (RG 92, 105; 130, 229; Warn 1926 Nr 153; JW 1935, 288610). Das Verbot erfaßt 
aber eine Vereinbarung dahin, daß der Pfandgläubiger bei Eintritt der Verkaufsberechtigung 
befugt fein ſoll, das Pfand zum laufenden Markt⸗ oder Börſenpreiſe zu behalten (M 3, 821), da⸗ 
gegen wiederum nicht den Fall, daß dem Pfandgläubiger durch Vereinbarung die Befugnis 
eingeräumt wird, das Pfand aus freier Hand zu verkaufen (MG Gruch 48, 409). Iſt die Verkaufs ⸗ 
berechtigung eingetreten, weil ein Teil der Forderung fällig iſt, ſo kann der Verfall der ganzen 
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Sache vereinbart werden. Auf die ernſthaft gemeinte Sicherungsübereignung, die Sicher⸗ 
heitsabtretung (vgl. über deren Weſen RG DRW 1939, 8651) und auf den Eigentumsvorbehalt 
für den Kaufpreis kann $ 1229 nach bisher herrſchender Meinung nicht angewendet werden. Da 
aber das Verbot der Verfallabrede einem allgemeinen Rechtsgedanken entſpricht und den Schuld⸗ 
ner vor unbilligen Gefahren ſchützen will, ſo wäre im Zug des neuen Rechtsdenkens eine ausdehnende 
Rechtsanwendung auch hier durchaus begründbar (vgl. dagegen RG 83, 53; oben § 930 A 66 
Abſſ3; wie hier Raape, Die Verfallklauſel bei Pfand und Sicherungsübereignung, 1913, 34 f., 62; 
Lange DRW 1939, 851; Lehmann daſ. 852). Nach Eintritt der Verkaufsberechtigung ſind Ver⸗ 
einbarungen über den Verfall des Pfandes durch § 1229 nicht mehr verboten (RG 1. 4. 16 V 30/16); 
ſie können aber nach $ 138 nichtig fein. 

2. Folgen der Nichtigkeit. Die Nichtigkeit der Nebenabrede über den Verfall des Pfandes 
macht in der Regel nicht den ganzen Pfandvertrag nichtig. Durch die Klauſel allein wird der 
Vertrag auch nicht wucheriſch (RG JW 09, 7195). Für dieſe Frage iſt nur maßgebend, was in an 
ſich rechtsgültiger und erzwingbarer Weiſe an Vermögensvorkeilen gewährt worden iſt. Deshalb 
iſt $ 139 nicht ohne weiteres anwendbar, wohl aber, wenn feſtgeſtellt wird, daß die Verfallabrede 
für den dadurch begünſtigten Pfandgläubiger noch von beſonderer Bedeutung geweſen iſt (RG 
SeuffA 65 Nr 62). Vgl. auch $ 1277 Satz 2. — Auch beim Flaſchenpfand ($ 1205 A 6) iſt eine 
Verfallabrede unwirkſam; ſie kann nicht bewirken, daß der Pfandempfänger den Pfandbetrag neben 
der Rückforderung der Flaſchen oder ohne Anrechnung auf den bei deren Verluſt zu leiſtenden 
Exſatz behalten darf, auch nicht, daß der Pfandbeſteller den Anſpruch auf Rückerſtattung des den 
Schaden etwa überſteigenden Pfandbetrags verliert (Dertmann 83 1918, 483 ff.). 


§ 1230 
Unter mehreren Pfändern kann der Pfandgläubiger, ſoweit nicht ein anderes 
beſtimmt iſt, diejenigen auswählen, welche verkauft werden ſollen 1). Er kann 
nur fo viele Pfänder zum Verkaufe bringen, als zu feiner Befriedigung erforder- 
lich find 2) ). 
E 1 1176 II 1137; M 3 828; P 3 479. 


1. Das Auswahlrecht des Pfandgläubigers bei mehreren Pfändern entſpricht der im $ 1222 
über die Haftung der mehreren Pfänder gegebenen Beſtimmung. Der Pfandgläubiger iſt darin 
vom Geſetz nach keiner Richtung beſchränkt, auch dann nicht, wenn die Ausübung ſeines Rechtes 
dem Gegner zum Schaden gereicht, vorbehaltlich natürlich des Verbots der unzuläſſigen Rechts⸗ 
ausübung im $ 226 (RG 98, 73). Er kann alſo nach ſeinem Belieben auswählen. Abweichende 
Vereinbarungen binden den Pfandgläubiger perſönlich, haben aber keine dingliche Wirkung; der 
ihnen zuwider vorgenommene Pfandverkauf iſt rechtmäßig und gültig, macht jedoch den Pfand⸗ 
gläubiger ſchadenserſatzpflichtig ($ 1243). 

2. Die Beſchränkung des Verkaufsrechts auf den Bedarf für die Befriedigung iſt dinglicher 
Art; ein ihr zuwider vorgenommener Verkauf führt nicht nur zu Schadenserſatzanſprüchen, 
ſondern iſt nach $ 1243 unrechtmäßig (R 118, 252; 145, 212). Nicht unbedenklich deshalb RG 
21. 3. 23 I 125/22, wo ein Verſchulden des Pfandgläubigers anerkannt, aber auf das größere 
Verſchulden des andern Teils Gewicht gelegt wird. Durch Vereinbarung kann jedoch dem Pfand⸗ 
gläubiger eine weitergehende Befugnis eingeräumt werden (RG JW 08, 14218); denn die Vor⸗ 
ſchrift iſt, wie ſich aus der Begründung (III, 829) ergibt, nicht zwingenden Rechtes. Ein dahin⸗ 
gehender Wille der Beteiligten kann auch aus den Umſtänden wie aus der Art des Pfandgegen⸗ 
ſtandes (3. B. Verpfändung von einem Paar Schuhe) entnommen werden. Das Verbot über⸗ 
mäßigen Verkaufs iſt auch bei Verpfändung von Sachmengen (Faß Wein, Haufen Getreide) 
anzuwenden. Ein dabei nach den Umſtänden gebotener oder unvermeidlicher Überverkauf verſtößt 
aber nicht gegen $ 1230. Vgl. auch $ 818 (8 1233 A 2). 

3. Nach dem Pächterkreditgeſetz ($ 1204 A 5) ſteht das Inventarpfandrecht der Kreditanſtalt 
dem geſetzlichen Pfandrecht des Verpächters im Range gleich. Nach § 11 aaO. haben die beiden 
Pfandgläubiger bei einer Verwertung von Inventarſtücken ſich auf Verlangen gegenſeitig die 
Hälfte des Erlöſes zur Befriedigung oder zur Sicherſtellung für die pfandgeſicherten For⸗ 
derungen zu überlaſſen. Daneben gilt aber $ 1230 weiter. Über die Art, wie die Pfandgläubiger 
die hiernach entſtehenden Schwierigkeiten überwinden: Lippmann JW 1932, 1033ff. 
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) Iſt der Pfandgläubiger nicht im Alleinbeſitze ?) des Pfandes, ſo kann 
er nach dem Eintritte der Verkaufsberechtigung die Herausgabe des Pfandes 
zum Zwecke des Verkaufs fordern). Auf Verlangen des Verpfänders hat an 
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Stelle der Herausgabe die Ablieferung an einen gemeinfchaftlichen Verwahrer 
zu erfolgen, der Verwahrer hat ſich bei der Ablieferung zu verpflichten, das 
Pfand zum Verkaufe bereitzuſtellen 5). 

E II 1188; P 3 463. 


1. Anſpruch auf Herausgabe des Pfandes zum Zwecke des Verkaufs. Es handelt ſich um 
den Anſpruch gegen den mitbeſitzenden Verpfänder oder den Dritten, an den er ſeinen 
Mitbeſitz übertragen hat. Inwiefern der Pfandgläubiger von andern Dritten, die ſich im Alleinbeſitz 
oder Mitbeſitz befinden, Herausgabe verlangen kann, ergibt ſich nicht aus $ 1231, ſondern je nach 
der Rechtsſtellung, die dieſe Dritten gegenüber dem Pfandgläubiger haben, nach den für dieſe 
Rechtsſtellung geltenden beſonderen Vorſchriften. 

2. Mitbeſitz (Satz 1). Den Gegenſatz von Alleinbeſitz bildet ver! Mitbeſitz. Darin, daß 
beim unmittelbaren Beſitz des Pfandgläubigers der Verpfänder ebenfalls Beſitzer, nämlich 
mittelbarer Beſitzer iſt ($ 868), liegt kein Mitbeſitzberhältnis. Jeder von beiden iſt Alleinbeſitzer 
im Sinne des $ 1231. Auch wenn der Pfandgläubiger auf dem Wege des $ 1205 Abſ 2 mittelbarer 
Beſitzer geworden iſt, ift er Alleinbeſitzer im Sinne des $ 1231. Sein Anſpruch auf Herausgabe 
gegen den dritten unmittelbaren Beſitzer iſt der ihm nach $ 870 abgetretene, und es iſt feine Sache, 
dieſen geltend zu machen, um die Pfandſache in die Hand zu bekommen, wenn ihm nicht § 986 
Abſ 2 entgegenſteht. 

3. Der Herausgabeanſpruch (Satz 1) iſt auf die Einräumung des Alleinbeſitzes gerichtet. 
Daraus ergibt ſich auch die Notwendigkeit der Aufhebung des Mitverſchluſſes des Verpfänders 
(8 1206). Iſt das Pfandrecht durch Übertragung des mittelbaren Mitbeſitzes auf den Pfandgläubiger 
än der Art beſtellt worden, daß der Drittbeſitzer verpflichtet iſt, nur an den Eigentümer und den 
Gläubiger gemeinſchaftlich herauszugeben, jo geht der Anſpruch des Pfandgläubigers auf Heraus⸗ 
gabe nach $ 1231 dahin, daß ihm der mittelbare Alleinbeſitz übertragen und der Drittbeſitzer er⸗ 
mächtigt wird, das Pfand an ihn allein zum Zwecke des Verkaufs herauszugeben (RG JW 1938, 
86721). Darüber, wie in dieſem Falle im Konkurs des Pfandſchuldners das Abſonderungsrecht 
des Pfandgläubigers ($ 4 Abſ. 2 KO) zu verfolgen iſt: § 1233 A 2 Abſ 3. Die Herausgabe der 
Pfandſache zum Zwecke des Verkaufs ift kein Übergeben zum Alleinbeſitz im Sinne von $ 1213 
Abſ 2 (das. A 5). 

Wird die Herausgabe der Sache im Wege der Zwangsvollſtreckung betrieben, damit ſpäter 
das Pfand wegen einer Geldforderung veräußert werden kann, jo liegt eine „Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung wegen einer Geldforderung“ vor im Sinne von $ 19 des 3. Teils der 4. Not⸗ 
verordnung vom 8. 12. 31 (RG Bl 1931 J, 699, 712; 1932 J, 294; vgl. jetzt $ 18 der VO über 
Maßnahmen auf dem Gebiete der Zwangsvollſtreckung vom 26. 5. 1933 RGBl 1933 I, 302, 
1096; 1934 I, 1070, 1161; 1935 J, 1350; 1936 I, 365, 940; 1937 I, 443) und des § 11 der Ver⸗ 
ordnung des Reichspräſidenten über landwirtſchaftliches Vermittlungsverfahren, Vollſtreckungs⸗ 
ſchutz und Pächterſchutz vom 27. 9. 32 (RGBl I, S. 473, 515). Wollte man das nicht annehmen, 
jo wäre der dort verordnete Vollſtreckungsſchuz vielfach gegenſtandslos, namentlich auch für land⸗ 
wirtſchaftliche Pächter (Abſ 3 aa O.), die nach dem Pächterkreditgeſetz Darlehen aufgenommen 
haben. 

4. Ablieferung an einen gemeinſchaftlichen Verwahrer (Satz 2). Das Verlangen ſteht dem 
Verpfänder ſowohl im Falle des unmittelbaren wie des mittelbaren Mitbeſitzes zu, unbeſchadet 
natürlich der Rechte des Dritten auf den Beſitz. Der Verwahrer iſt im Streitfall vom Prozeß⸗ 
gericht (im Urteil) zu beſtimmen. Er hat ſich dem Pfandgläubiger gegenüber zu verpflichten, 
das Pfand zum Verkauf bereitzuſtellen. Verlangt der auf Herausgabe verklagte Verpfänder, 
nur zur Ablieferung an einen Verwahrer verurteilt zu werden, ſo muß der Pfandgläubiger ſeinen 
Antrag entſprechend ändern; ſonſt iſt er abzuweiſen ($ 268 Nr 3, § 308 Abs 1 BRD). 
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Der Pfandgläubiger iſt nicht verpflichtet, einem ihm im Nange nachſtehenden 
Pfand gläubiger das Pfand zum Zwecke des Verkaufs herauszugeben. Iſt er 
nicht im Beſitze des Pfandes, ſo kann er, ſofern er nicht ſelbſt den Verkauf be⸗ 
treibt, dem Verkaufe durch einen nachſtehenden Pfandgläubiger nicht wider- 
ſprechen ) 2) 5 ). 

E I 1166 II 1139; M 3 819, 820; P 3 466, 467. 

1. Ordnung der Verkaufsberechtigung beim Zuſammentreffen mehrerer im Range ver: 
ſchiedener Pfandrechte an der Sache. Die Vorſchrift des $ 1232 führt zu folgenden Ergebniſſen: 
Der vorgehende Pfandgläubiger iſt in der Ausübung ſeiner Verkaufsberechtigung durch den 
nachgehenden in keinem Falle gehindert. Iſt er im Beſitz des Pfandes, ſo kann er es ohne 
weiteres verkaufen, wenn die Zeit der Verkaufsberechtigung gekommen iſt. Iſt nicht er, ſondern 
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der nachſtehende Pfandgläubiger Pfandbeſitzer, ſo kann er von dieſem auf Grund ſeines 
vorgehenden Pfandrechts die Herausgabe verlangen, um den Verkauf zu betreiben. Will er 
aber den Verkauf nicht ſelbſt betreiben oder kann er es nicht, weil ſeine Forderung noch nicht 
fällig iſt, ſo kann er auch den nachgehenden Pfandgläubiger, der das Pfand verkaufen will, daran 
nicht hindern, muß ihm vielmehr den Beſitz zu dieſem Zwecke laſſen (RG 87, 325; 97, 42). Der 
nachgehende Pfandgläubiger iſt in weniger günſtiger Lage. Iſt er Beſitzer, ſo kann er allerdings 
von ſeiner Verkaufsberechtigung Gebrauch machen, aber nur, wenn nicht der vorgehende Pfand⸗ 
gläubiger den Verkauf betreiben will. Ein Pfandverkauf durch den nachgehenden Gläubiger 
führt zwar zum Erlöſchen auch des vorgehenden Pfandrechts an der Sache und ſetzt den Erlös 
an ihre Stelle als Sicherungs⸗ und Befriedigungsmittel ($ 1247), beeinträchtigt aber nicht das 
vorgehende Pfandrecht als ſolches, entſpricht vielmehr dem Weſen des Pfandrechts überhaupt 
(RG 87, 325f.). Will der vorgehende Pfandgläubiger den Verkauf betreiben oder iſt er auch nur 
im Beſitz der Pfandſache, ſo iſt der nachgehende Pfandgläubiger am Gebrauch ſeiner Verkaufs⸗ 
berechtigung gehindert. Er kann ſich zwar dem etwaigen Pfandverkauf des vorgehenden an- 
schließen, aber, wenn dieſer zum Verkauf nicht willens oder nicht imſtande iſt, To hat er nicht das 
Recht die Herausgabe zu verlangen, um den Pfandverkauf zu betreiben. Es bleibt ihm nur die 
Möglichkeit der Befriedigung des vorgehenden Pfandgläubigers, ſobald der Schuldner zur Leiſtung 
berechtigt iſt ($ 1249). Erwirbt er auf dieſe Art das vorgehende Pfandrecht, jo kann er die Heraus 
gabe des Pfandes verlangen und den Pfandverkauf zugunſten beider Pfandrechte betreiben. 

2. Für mehrere im Range gleichſtehende Pfandgläubiger, die ſich im gemeinſchaftlichen 
Beſitz der Pfandſache befinden, gelten die Regeln von der Gemeinſchaft (88 741 ff.). Iſt nur einer 
von ihnen im Beſitz, fo können die anderen nicht mindere Rechte haben als der nachſtehende Glau⸗ 
biger nach $ 1232. Darüber hinaus dürfen fie verlangen, an dem Verkauf des Pfandes mitzu- 
wirken, ſoweit ihnen die Verkaufsberechtigung bereits zuſteht. 

805 350 der Klage auf vorzugsweiſe Befriedigung gegenüber einem Pfändungspfandrecht: 
8 80 5 

4. In das Pächterkreditgeſetz (5 1204 A 5) iſt eine dem § 1232 entſprechende Vorſchrift aus 

den in A 5 zu $ 1209 erörterten Gründen nicht aufgenommen worden (vgl. RG 143, 10f.). 
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) Der Verkauf des Pfandes iſt nach den Vorſchriften der SS 1234 bis 1240 
zu bewirken. 

Hat der Pfandgläubiger für ſein Necht zum Verkauf einen vollſtreckbaren 
Titel gegen den Eigentümer erlangt, ſo kann er den Verkauf auch nach den 
für den Verkauf einer gepfändeten Sache geltenden Vorſchriften bewirken laſſen?). 

E 1 1169 II 1140; M 3 822, 823; P 3 474-476, 

1. Verkaufsverfahren (vgl. § 753 Abſ 1, § 2042 Abſ 2). Vereinbarungen über ein von den 
89 1234— 1240 abweichendes Verkaufsverfahren find nach § 1245 zuläſſig (vgl. aber Abſ 2 daf. 
und für den Fall, daß das vereinbarte Verfahren nicht innegehalten worden iſt, RG LZ 24, 200). 
In den $$ 1234 — 1240 iſt nur das regelmäßige Verfahren beſtimmt. Danach verkauft der Pfand⸗ 
gläubiger im eigenen Namen, aber für Rechnung des Verpfänders. Für Sachmängel braucht er 
im Falle des § 461 nicht zu haften; für Rechtsmängel haftet er an ſich, doch ſchützen ihn 98 439, 1244. 
Beſondere landesrechtliche Vorſchriften können nach Ech Art 94 über das Verkaufsverfahren der 
gewerblichen Pfandleiher und der Pfandleihanſtalten erlaſſen werden (A 1i vor § 1204), Wegen 
der Sicherungsübereignung: A 6 Abſ 4 zu $ 930; über die Vollſtreckung in die dem Gläubiger 
zur Sicherheit übereignete Sache: Scheld JW 1939, 140. Darüber, ob bei der Sicherungsüber⸗ 
eignung der Sicherungsnehmer hinſichtlich der Verwertung der Sache an die Vorſchriften über 
den Pfandverkauf gebunden fein ſoll, entſcheidet der Vertragswille (RG 59, 190; 76, 347; 
83, 53; 95, 245, Warn 1932 Nr 86). Bei in blanco abgetretenen Kuren iſt es regelmäßig 
anzunehmen (RG 107, 339). Wenn aber für die Einlöſung einer übereigneten Sache eine 
Friſt und weiter beſtimmt iſt, daß der Sicherungsnehmer nach fruchtloſem Friſtablauf 
frei über die Sache ſoll verfügen können, fo iſt er an die 88 1220 ff. nicht gebunden (RG 
Gruch 64, 482). — Eine Pfandveräußerung nach 88 1233 Abſ 1 iſt nicht wegen $ 5 
des Kriegsteilnehmerſchutzgeſetzes v. 4. 8. 14 (RGBl 328) und wegen der ſpäteren gleich- 
artigen Beſtimmungen unzuläſſig; dieſe Schutzvorſchriften betrafen nur ein Zwangsvoll⸗ 
ſtreckungsverfahren nach den Regeln der ZPO (RG 102, 378). Vgl. VO vom 8. 7. 1924 RGBl I, 
663 und Kleine Da 1935, 299. 

Nähere Vorſchriften über das vom Gerichtsvollzieher einzuſchlagende Verfahren enthalten 
die 88 123 ff. prGeſchunwGVollz. 

2. Verkauf nach den Vorſchriften über den Verkauf gepfändeter Sachen und Verkauf im 
Wege der Zwangsvollſtreckung (Abſ. 2). Iſt der Eigentümer des Pfandes zugleich der perſönliche 
Schuldner und hat der Pfandgläubiger gegen ihn einen vollstreckbaren Titel auf Zahlung der Schuld, 
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jo kann er mit dieſem Titel auch die Vollſtreckung in das Pfand betreiben (vgl. auch $ 1277). Diefe 
Vollſtreckung iſt jedoch gewöhnliche Zwangsvollſtreckung, kommt als Pfandveräußerung im Sinne 
der $$ 1233 ff. überhaupt nicht in Betracht, unterſteht ausſchließlich den Vorſchriften der ZPO, 
ſetzt alſo insbeſondere die Pfändung der Sache und deren Zuläſſigkeit nach den Vorſchriften der 
ZPO voraus und gründet ſich nicht auf Abſ 2. Deshalb iſt es auch keine Geltendmachung des 
Vermieterpfandrechts, wenn wegen einer ausgeklagten Mietzinsforderung im Wege der Zwangs⸗ 
vollſtreckung gepfändet wird. Das im Abſ 2 zugelaſſene Verfahren hat ein beſchränktes Anwendungs⸗ 
gebiet. Er greift nur dann Platz, wenn, was ſelten fein wird, der Pfandgläubiger gegen den Eigen⸗ 
tümer (nicht gegen den Verpfänder oder perſönlichen Schuldner, wenn dieſer nicht Eigentümer iſt) 
ein vollſtreckbares Urteil dahin erwirkt hat, daß dieſer den Pfandverkauf dulden muß (RG LZ 1916, 
14274; JW 1938, 86721). Ein ſolches Urteil wird vorkommen, wenn der Eigentümer des Pfandes 
gegen die Berechtigung zum Pfandverkauf Einwendungen erhoben hat, oder in ähnlicher Weiſe, 
wenn ein durch jog. kaltes Abbrennen geſchädigter Hypothekengläubiger die Zwangsbollſtreckung in 
die beifeite geſchafften Inventarſtücke betreiben will (RG 6. 5. 16 V 446/14) oder auch wenn Sachen, 
welche dem Vermieterpfandrecht unterliegen, den Eigentümer gewechſelt haben (RG 104, 301). 
Iſt das vom Pfandgläubiger erwirkte Urteil vollſtreckbar, fo hat er das Recht des Pfandverkaufs 
nach den Regeln der ZPO neben dem Rechte der Veräußerung nach den Vorſchriften der $$ 1234 
bis 1240. Eine neuerliche Pfändung hat nicht ſtattzufinden; die Vorſchriften der ZPO über die 
Pfändung (IPOD 89 803813) greifen nicht Platz, wohl aber die Vorſchriften der $$ 814, 816, 
817, 820—823, 825 ZPO. Die einwöchige Friſt des $ 816 ZPO läuft im Falle des Verfahrens 
nach Abſ 2 vom Zeitpunkte der Erlangung des Vollſtreckungstitels ab. Die Verſteigerung hat 
an dem Ort ſtattzufinden, wo das Pfand aufbewahrt wird oder, wenn dieſer ungeeignet iſt, 
an einem anderen geeigneten Ort ($ 1236). An Stelle des $ 806 ZRO wird $ 1242, an Stelle 
des § 817 Abſ 4 ZPO wird BGB $ 1239, an Stelle des $ 818 3PO $ 1230 Satz 2 BGG, an 
Stelle des § 819 3PO § 1247 BGB anzuwenden fein. Die $$ 1244, 1248, 1249 BGB finden 
auch bei der Pfandveräußerung auf dieſem Wege Anwendung (vgl. § 1248 A 2). 

Gegen eine Überſpannung der Rechte des Eigentümers ſpricht ſich RG 143, 27 ( JW 
1934, 14844) aus. Hat ein Gläubiger wegen einer perſönlichen Forderung ein Pfandrecht an einer 
Sache, die im Eigentum eines Dritten ſteht, klagt er dieſe perſönliche Forderung aus und läßt er auf 
Grund des erlangten Titels die pfandgebundene Sache pfänden, ſo darf der Eigentümer dieſer 
Pfändung nicht nach $ 771 ZPO widerſprechen, obwohl er an ſich dazu berechtigt wäre. Er würde 
damit argliſtig handeln; denn auf eine neue, das Pfandrecht verfolgende Klage des Gläubigers 
gegen ihn ſelbſt müßte er jenem die Sache alsbald zu ſeiner Befriedigung bereitſtellen. 

Ein Fall des $ 1233 Abſ 2 liegt nicht vor, wenn ſich der Pfandgläubiger aus den bei einem 
Pfandhalter hinterlegten und abredegemäß nur an den Verpfänder und den Pfandgläubiger 
gemeinſchaftlich herauszugebenden Pfändern ($ 1206 A 4) befriedigen will. Hier würde 
dem Pfandgläubiger eine Verurteilung des Pfandſchuldners zur Duldung der Zwangsvollſtreckung 
oder, wenn er ſich im Konkurs befindet, zur Duldung der abgeſonderten Befriedigung nichts helfen, 
weil der Pfandhalter hierdurch allein nicht zur Herausgabe ermächtigt wird. Das Urteil muß 
darauf gerichtet ſein, daß der Pfandſchuldner (oder ſein Konkursverwalter) verurteilt wird, in die 
Herausgabe der hinterlegten Pfänder in dem Umfange zu willigen, in dem ſie zur abgeſonderten 
Befriedigung des Pfandgläubigers wegen ſeiner fälligen ($ 1228 Abſ 2) Anſprüche erfordert 
werden, inſoweit alſo dem Pfandgläubiger den mittelbaren Alleinbeſitz zu übertragen und den 
Drittbeſitzer zur Herausgabe der Pfänder zum Zwecke des Verkaufs zu ermächtigen. Soweit dem 
Pfandgläubiger dieſe Leiſtungsklage (im Konkurs des Pfandſchuldners die Klage auf Feſtſtellung 
des Abſonderungsrechts) zufteht, fehlt zu einer Klage auf Feſtſtellung des Pfandrechts das recht⸗ 
liche Intereſſe. Dagegen iſt hinſichtlich der erſt künftig fällig werdenden Anſprüche möglicher⸗ 
weiſe eine Feſtſtellungsklage gegeben (NG JW 1938, 86721; 5 1206 A 4; $ 1231 A 3). 
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1) Der Pfandgläubiger hat dem Eigentümer den Verkauf vorher anzu- 
drohen und dabei den Geldbetrag zu bezeichnen 2), wegen deſſen der Verkauf 
ſtattfinden ſoll. Die Androhung kann erſt nach dem Eintritte der Verkaufs- 
berechtigung erfolgen; ſie darf unterbleiben, wenn ſie untunlich iſt. 

Der Verkauf darf nicht vor dem Ablauf eines Monats ?) nach der Androhung 
erfolgen. Iſt die Androhung untunlich, ſo wird der Monat von dem Eintritte 
der Verkaufsberechtigung an berechnet. 

E 1 1170 II 1141; Mü 3 823, 824; P 3 476, 

1. Androhung des Verkaufs und Wartefriſt (vgl. auch $ 1003 A 2). Der Verkauf iſt nur dem 


Eigentümer anzudrohen, nicht dem Verpfänder, der nicht Eigentümer ift (vgl. jedoch $ 1248), und 
auch nicht dem perſönlichen Schuldner. Auf das Androhen und die Wartefriſt kann der Eigentümer 
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auch vor dem Eintritt der Verkaufsberechtigung nach $ 1245 Abſ 1 verzichten. Die Nichtbeobachtung 
der Vorſchriften über die Androhung und Wartefriſt zieht Schadenserſatzpflicht nach ſich, gefährdet 
aber die Gültigkeit des Verkaufs nicht (§ 1243; RG 145, 211; 5 124 Abſ 2 und 3 prGeſchAnw⸗ 
GVollz). Im Rechtsſtreit hat gegebenenfalls der Pfandgläubiger zu beweiſen, daß auch bei ord⸗ 
nungsmäßigem Verkauf kein höheres Ergebnis erzielt worden wäre (RG 77, 205; LZ 1924, 2005). 
Die Vorſchrift bezieht ſich ſowohl auf den Fall der Verſteigerung wie auf den des freihändigen 
Verkaufs nach $ 1235 Abſ 2. Sie ſoll dem Eigentümer die Einlöſung des Pfandes ermöglichen. 
Was untunlich iſt, entſcheidet ſich nach den Umſtänden des einzelnen Falles (RG 21. 3. 23 1125/22). 
Vgl. Nehring, VerkR 1937, 391. — Wegen der Verwertung einer zu Sicherungszwecken be⸗ 
ſtellten Grundſchuld: RG 143, 118; 148, 77; § 1245 A 3). 

2. Zeit und Ort des bevorſtehenden Verkaufs brauchen bei der Androhung nicht bezeichnet 
zu werden (vgl. aber $ 1237 Satz 2). 

8. Kürzere Friſt, nämlich eine Woche, gilt wenn die Verpfändung auf der Seite des Pfand⸗ 
gläubigers und des Verpfänders ein Handelsgeſchäft iſt (O60 B 9 368). Nach $ 22 Abſ 3 der VO über 
Orderlagerſcheine vom 16.12.31 (RGBl 1931 J, 763; 1932 I, 424; 1935 I, 420, 691; 1938 I, 
1428; 1939 J, 909) beträgt die Friſt nur eine Woche auch dann, wenn der Lagerbertrag nur auf der 
Seite des Lagerhalters ein Handelsgeſchäft iſt. Friſtberechnung nach 98 186ff. Die Banken pfle⸗ 
gen auch die einwöchige Friſt durch ihre Geſchäftsbedingungen zu beſeitigen, ſo daß ſie im Handel mit 
Wertpapieren ungebräuchlich iſt (RG 109,327; vgl. Allg. Geſchäftsbedingungen, herausgegeben von 
der Wirtſchaftsgruppe Privates Bankgewerbe, Faſſung vom Dezember 1937, I 20). 


8 1235 


Der Verkauf des Pfandes iſt im Wege öffentlicher Derfteigerung zu bewirken!) 

Hat das Pfand einen Börſen- oder Marktpreis, jo findet die Vorſchrift 
des 8 1221 Anwendung 2) 5). 

EI 1171 JI 1142; M 3 824: P 3 476-478; 6 166. 

1. Öffentliche Verſteigerung (58 383 Abſ 3, 966, 1219). Der zugrunde liegende Rechts⸗ 
gedanke geht dahin, daß bei einer öffentlichen Verſteigerung am eheſten der wahre Wert als Erlös 
erzielt wird, weil ſo ein möglichſt großer Kreis von Bietern herangezogen wird. Wer ein Pfand 
freihändig unter ſeinem Wert veräußert hat, kann ſich alſo nicht damit entſchuldigen, daß bei einer 
öffentlichen Verſteigerung auch kein höheres Gebot abgegeben worden ſein würde (RG Warn 
1919 Nr 194). Die zur Sicherung der Volksernährung erlaſſene VO über Wein v. 31. 8. 17 und 
13. 4. 22 (RG Bl 1917, 751; 1922, 455) verbietet in $ 2 die Verſteigerung von Wein, ſoweit es 
ſich nicht um eigenes Gewächs handelt. Das bezieht ſich nicht auf Pfandverſteigerungen, nur auf 
die üblichen freiwilligen Verſteigerungen (vgl. Jonas⸗-Pohle ZPO 16. Aufl., 1939, § 814 IV 
Abſ 2, aber auch Dig 1926, 1099 und RFinß 20, 119). Vgl. auch Durchf Vo z. BO zur Ausſchal⸗ 
tung der Juden aus dem deutſchen Wirtſchaftsleben vom 23. 11. 1938 8 2 Abſ 1 Nr 1 RGBl 1, 1642. 

2. Verkauf zum Börſen⸗ und Marktpreis vgl. $ 1221 und die Anmerkungen dazu. Wer 
während des Krieges eine ihm verpfändete Ware, die damals keinen Marktpreis hatte, gleich⸗ 
wohl freihändig veräußerte, hat gegen $ 1235 Abſ 2 verſtoßen (Recht 1920 Nr 1899). Auch für 
den freihändigen Verkauf (58 1225 Abſ 2, 1221) gelten die Vorſchriften über die Androhung 
des Verkaufs und die Wartefriſt ($ 1234 A 1) und das Erfordernis der Beſtimmung gemäß 9 1238 
(A daſ.); ebenſo das Mitbietungsrecht des Eigentümers ($ 1239 A 2). 

3. Verzicht auf Beobachtung der Vorſchriften des $ 1235 ift erſt nach Eintritt der Verkaufs⸗ 
1 10 (8 1245 Abſ 2). Verſtoß gegen ſie hat Unrechtmäßigkeit des Verkaufs zur 

olge ($ 1243 2). 

Über das Rechtsverhältnis, das zwiſchen dem Gerichtsvollzieher und feinem Auftraggeber 

bei Pfandverſteigerungen beſteht: RG 144, 266. 


9 1236 


1) Die Verſteigerung hat an dem Orte zu erfolgen, an dem das Pfand auf⸗ 
bewahrt wird. Iſt von einer Verſteigerung an dem Aufbewahrungsort ein 
angemeſſener Erfolg nicht zu erwarten, ſo iſt das Pfand an einem geeigneten 
anderen Orte zu verſteigern “). 

E 1 1172 II 1143; M 3 824, 825; P 3 478, 479. 

1. Verſteigerungsort (§ 383 Abſ 2). Anderweite Vereinbarung der Beteiligten iſt nach $ 1245 
zuläſſig. Ein Verſtoß gegen $ 1236 gefährdet nicht die Gültigkeit des Verkaufs, ſondern macht 
nur ſchadenserſatzpflichtig ($ 1243). In der Vereinbarung eines Aufbewahrungsortes liegt auch 
die Vereinbarung des Verſteigerungsortes. Darüber, ob ein angemeſſener Erfolg am Orte (in 
der Ortſchaft) der Aufbewahrung des Pfandes zu erwarten und welcher Ort ſonſt geeignet iſt, 
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befindet zunächſt der Pfandgläubiger nach Treu und Glauben. Verlangt aber ein Gegenbeteiligter 
die Verſteigerung an einem anderen Ort, weil dies nach billigem Ermeſſen dem Beſten aller 
Beteiligten entſpreche, jo entſcheidet mangels einer Einigung das Gericht ($ 1246). 

2. Wegen des Verkaufsorts beim Verkaufe zum Markt- oder Börſenpreiſe § 1221 A 2. 


8 1237 


1) Zeit und Ort der Verſteigerung ſind unter allgemeiner Bezeichnung des 
Pfandes 2) öffentlich bekanntzumachen. Der Eigentümer und Dritte, denen 
Nechte an dem Pfande zuſtehen, find beſonders zu benachrichtigen; die 
Benachrichtigung darf unterbleiben, wenn fie untunlich iſt ?). 

E 1 1171, 1172 II 1144; M 3 824, 825; P 3 479. 

1. Verzicht auf öffentliche Bekanntmachung iſt vor Eintritt der Verkaufsberechtigung unzu⸗ 
läſſig (8 1245), Verſtoß bewirkt Ungültigkeit des Pfandverkaufs ($ 1243). Eine beſtimmte Art 
der öffentlichen Bekanntmachung iſt nicht vorgeſchrieben. Sie hat daher ſo zu geſchehen, wie es 
nach Treu und Glauben mit Rückſicht auf die Verhältniſſe des Verkehrs und die beſonderen Um⸗ 
ſtände des Falles angemeſſen erſcheint. Ortliche Übungen und die beſonderen Vorſchriften für die 
Verſteigerer ſind zu beachten. 

2. Allgemeine Bezeichnung des Pfandes. Bezeichnung des Pfandgläubigers, des Eigen⸗ 
tümers, des Schuldners hat nicht ſtattzufinden. 

3. Auf Benachrichtigung der Beteiligten (wegen des Eigentümers: $ 1248) kann auch vor 
dem Eintritt der Verkaufsberechtigung verzichtet werden; Unterlaſſung hat Ungültigfeit des 
Verkaufs nicht zur Folge ($$ 1245, 1243). Die Zurücknahme der Benachrichtigung hat die Unzu⸗ 
läſſigkeit des Pfandverkaufs (Staudinger⸗Kober 8 1237 A 2 Abſ 3) nur in dem Sinne zur 
Folge, daß ſie wie das Unterlaſſen der Benachrichtigung wirkt, nicht aber in dem Sinne, 
daß fie die Unrechtmäßigkeit des Pfandverkaufs zur Folge hätte. Untunlich: § 1234 A 1. 

Nach 5 22 Abſ 4 der VO über Orderlagerſcheine vom 16. 12. 1931 RG Bl 1931 J, 763 (8 1234 
A 3) hat der Lagerhalter die Benachrichtigung an den letzten ihm bekannt gewordenen ausge⸗ 
wieſenen Beſitzer des Lagerſcheins zu richten (vgl. auch 98 3, 7 der VO vom 14. 10. 1938 RGBl J, 
1428). 


8 1238 


1) Das Pfand darf nur mit der Beſtimmung verkauft werden, daß der 
Käufer den Kaufpreis ſofort bar zu entrichten hat und feiner Nechte ver⸗ 
luftig fein ſoll, wenn dies nicht geſchieht ). 

Erfolgt der Verkauf ohne dieſe Beſtimmung, ſo iſt der Kaufpreis als von 
dem Pfandgläubiger empfangen anzuſehen; die Nechte des Pfandgläubigers 
gegen den Erſteher bleiben unberührt“). Unterbleibt die ſofortige Entrichtung 
des Kaufpreiſes, fo gilt das gleiche, wenn nicht vor dem Schluffe des Verſteige⸗ 
rungstermins von dem Vorbehalte der Nechtsverwirkung Gebrauch gemacht 
wird ). 

E I 1173, 1175 II 1146; M 3 827, 828; P 3 470. 

1. Verkaufsbeſtimmungen beim Pfandverkauf. Das Geſetz nimmt zum Schutze des Pfand⸗ 
eigentümers und der ſonſt auf das Ergebnis des Pfandverkaufs Angewieſenen auf den Inhalt 
des Pfandverkaufs beſtimmend Einfluß. Es ſchreibt die Hauptbeſtimmungen des Verkaufs vor und 
läßt für die weſentlichſten den Beteiligten nicht die Freiheit, ſchon bei der Pfandbeſtellung etwas 
Abweichendes zu vereinbaren. Hinſichtlich des Kaufpreiſes ift für den Pfandverkauf aus freier 
Hand nach $$ 1235 Abſ 2, 1221 beſtimmt, daß zum laufenden Vörſen⸗ oder Marktpreis zu ver⸗ 
kaufen iſt; für die Verſteigerung ergibt fi) aus $ 156, daß dem Meiſtbietenden der Zuſchlag zu 
erteilen iſt, wenn er überhaupt erteilt wird. Im $ 1288 wird weiter zugunſten der außer dem 
Pfandgläubiger Beteiligten die Vereinbarung mit dem Käufer dahin vorgeſchrieben, daß bei 
Meidung des Rechtsverluſtes der Kaufpreis ſofort bar zu zahlen iſt. Die Vorſchrift, die durch 
Vereinbarung abänderbar ift ($ 1245), gilt ſowohl für den freihändigen Verkauf wie für die 
Verſteigerung. Ihre Verletzung zieht die Ungültigkeit des Pfandverkaufs nicht nach ſich, auch 
nicht eine Schadenserſatzpflicht des Pfandgläubigers, aber die Rechtsfolge, daß der Pfandgläubiger 
ſich ſo behandeln laſſen muß, wie wenn er den Kaufpreis erhalten hätte. 

2. Die Beſtimmung, daß der Käufer den Kaufpreis ſofort bar zu entrichten hat und ſeiner Rechte 
verluſtig gehen ſoll, wenn dies nicht geſchieht, iſt in den Kaufvertrag aufzunehmen. Inſoweit 
beſteht für den Pfandgläubiger die Rechtspflicht, für die Aufnahme dieſer Beſtimmung in den 
Kaufvertrag bei Meidung des ihm (in Abſ 2 Satz 1) angedrohten Rechtsnachteils zu ſorgen. Von 
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ſelbſt iſt (anders als im Falle des $ 817 3p) die bezeichnete Beſtimmung nicht Inhalt des Kauf⸗ 
vertrags. Die Abrede der ſofortigen Barentrichtung bedeutet, daß der Käufer Zug um Zug 
gegen Aushändigung der Kaufſache zu bezahlen hat. Der Vorbehalt des Rechtsverluſtes 
iſt gleichbedeutend mit dem Vorbehalt der Rechtsvberwirkung nach § 360; er hat zur Folge, daß 
dem Pfandgläubiger als Verkäufer das Recht zuſteht, vom Vertrage zurückzutreten, wenn der 
Kaufpreis nicht ſofort bar bezahlt wird. 

3. Der Kaufpreis iſt als vom Pfandgläubiger empfangen anzusehen, ſobald die verſteigerte 
Sache dem Erſteher ausgehändigt worden iſt; dies gilt aber nur im Verhältnis zwiſchen dem Pfand⸗ 
gläubiger einerſeits und dem Eigentümer des Pfandes, dem perſönlichen Schuldner und den etwa 
noch in Betracht kommenden dinglich Berechtigten anderſeits. Dem Erſteher gegenüber bleibt der 
Pfandgläubiger unbezahlter Verkäufer, bis er Zahlung erhalten hat. Nach der Unterſtellung des Ge⸗ 
ſetzes, daß der Kaufpreis als vom Pfandgläubiger empfangen anzuſehen fei, gilt die Forderung, ſo⸗ 
weit der Kaufpreisbetrag reicht, als vom Eigentümer berichtigt. Soweit ſich ein Mehrerlös berech⸗ 
net, iſt der Pfandgläubiger Schuldner des bisherigen Pfandeigentümers, und dieſe Schuld tritt an 
die Stelle des verkauften Pfandes ($ 1247 Satz 2). 

4. Unterlaſſen der Geltendmachung des bedungenen Vorbehalts der Rechtsverwirkung 
vor dem Schluß des Verſteigerungstermins hat gegenüber dem Schuldner, dem Eigentümer 
und den übrigen Pfandbeteiligten die gleiche Folge wie die Unterlaſſung der Aufnahme des 
Vorbehalts in den Kaufvertrag. Dem Erſteher gegenüber bleibt der Pfandgläubiger old Ver⸗ 
käufer berechtigt, auch ſpäter zurückzutreten. Im Verhältnis zum Eigentümer und den ſonſti⸗ 
gen Berechtigten hebt ein ſolcher Rücktritt die einmal eingetretenen Rechtsänderungen aber nicht 
wieder auf. Bei verſpätetem Rücktritt wird alſo der Pfandgläubiger Eigentümer der ihm zurück⸗ 
gegebenen Pfandſache. 


§ 1239 

Der Pfandgläubiger !) und der Eigentümer 2) können bei der Verſteigerung 
mitbieten“). Erhält der Pfandgläubiger den Zuſchlag, fo iſt der Kaufpreis 
als von ihm empfangen anzuſehen 9. 

Das Gebot des Eigentümers darf zurückgewieſen werden, wenn nicht der 
Betrag bar erlegt wird. Das gleiche gilt von dem Gebote des Schuldners, 
wenn das Pfand für eine fremde Schuld haftet >). 

E 1 1173 II 1145; M 3 825—827; P 3 470. 

1. Gegen das Mitbieten des Pfandgläubigers — natürlich nur des den Verkauf betreibenden 
Pfandgläubigers — beſteht das rechtliche Bedenken, daß er nicht zugleich Käufer und Verkäufer 
ſein, nicht einen Vertrag mit ſich ſelbſt ſchließen kann. § 1239 beſeitigt das Bedenken auf dem 
Wege der Ausnahme. Die Folge davon iſt, daß der Pfandgläubiger als Meiſtbietender, dem der 
Zuſchlag erteilt wird, die Stellung des Erſtehers, d. h. des Käufers bekommt und das Meiſtgebot, 
alſo den ſofort bar zu zahlenden Kaufpreis ſchuldet. Nimmt et auf Grund des Zuſchlags die Pfand⸗ 
ſache an ſich, jo erhält er mithin die Stellung des „Erwerbers aus rechtmäßiger Veräußerung 
des Pfandes“ (3 1242 A 3). Dieſe Ausnahme wird wegen des Vorteils, der darin für Schuldner, 
Eigentümer und Drittberechtigte liegt, und deshalb zugelaſſen, weil die Offentlichkeit der Ver⸗ 
ſteigerung üble Folgen hintanhält. Hieraus iſt der Schluß gerechtfertigt, daß nicht nur bei der 
Verſteigerung zur Verwirklichung des Pfandrechts nach $ 1235 Abſ 1, ſondern auch bei der Ver⸗ 
ſteigerung wegen Gefahr des Verderbs oder der Wertminderung nach $ 1219 der Pfandgläubiger 
mitbieten darf (BayObLG 4, 633). 

2. Mitbieten des Eigentümers des Pfandes. Dem meiſtbietenden Eigentümer (§ 1248) könnte 
entgegengehalten werden, daß es ſich für ihn um den Kauf der eigenen Sache handle und dieſer 
unmöglich ſei. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob das erhobene Bedenken ſchon deshalb unbegründet 
iſt, weil der Eigentümer durch den Kauf nicht das Eigentum des Pfandes, ſondern deſſen laſten⸗ 
freien Wiederbeſitz erſtrebt (M 3, 826), oder deshalb, weil mit der rechtmäßigen Veräußerung das 
bisherige Eigentum erliſcht, der Erſteher alſo, wenn er Eigentümer war, im gleichen Augenblick 
ſein früheres Eigentum verliert und ein neues gewinnt. Denn jedenfalls ift jedes Bedenken gegen 
die Zulaſſung des Eigentümers zum Mitbieten durch die Vorſchrift des $ 1239 beſeitigt. Daß der 
Eigentümer auch im Falle des 8 1219 als Mitbieter zuzulaſſen iſt, kann aus den in A 1 angegebenen 
Gründen nicht zweifelhaft ſein. Er ift aber auch beim freihändigen Verkauf nach § 1235 Abſ 2 als 
Käufer zuzulaſſen. 

3. Was über den Ausſchluß vom Mitbieten in den 95 456, 457 beſtimmt iſt, gilt auch hier. 

4. Die geſchuldete ſofortige Barzahlung an ſich ſelbſt zu leiſten (f. A 1), iſt der Pfandgläubiger 
als Erſte her nicht verpflichtet. Es treten hinſichtlich feiner Befriedigung und der dinglichen Rechte 
Dritter am Erlös die Wirkungen ein, wie wenn er gezahlt hätte, mit der Beſonderheit, daß an 
die ET Erlöſes wiederum der Anfpruc gegen den Pfandgläubiger als Erſteher tritt (vgl. 
$ 1238 ). 
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5. Die Zurückweiſung der Gebote des Eigentümers und des Schuldners mangels Barzahlung 
iſt bis zur Zuſchlagserteilung zuläſſig. Der Verpfänder kann nur, wenn er Eigentümer 
iſt oder nach § 1248 als ſolcher gilt, zurückgewieſen werden. An die Unterlaſſung der Zurück⸗ 
weiſung ſind Rechtsnachteile für den Pfandgläubiger vom Geſetz nicht geknüpft, unbeſchadet 
der Vorſchrift des $ 1238 Abſ 2. 


9 1240 


Gold- und Silberſachen dürfen nicht unter dem Gold- oder Silberwerte 
zugeſchlagen werden. 

Wird ein genügendes Gebot nicht abgegeben, ſo kann der Verkauf durch 
eine zur öffentlichen Verſteigerung befugte Perſon aus freier Hand zu einem 
den Gold- oder Silberwert erreichenden Preiſe erfolgen. 

E 11174 II 1147; M 3 827; P 3 479. 


Gold⸗ und Silberſachen (ZPO $ 820). Ausdehnung auf andere Edelmetalle (Platin) iſt 
nicht zuläſſig. Auf den Feingehalt kommt es nicht an, ſolange nicht das beigemiſchte andere 
Metall derart überwiegt, daß keine Gold- oder Silberſache mehr vorhanden iſt. Wann dies 
der Fall, iſt Tatfrage. Die verpfändete Sache muß ſelbſt aus Gold oder Silber ſein. Eine Sache, 
die nur mit Gold oder Silber verziert oder beſchlagen iſt, zählt nicht hierher, wohl aber eine Sache, 
die in Gold oder Silber derart gefaßt iſt, daß nach der Verkehrsanſchauung die Faſſung die Haupt⸗ 
ſache iſt (halbedler oder unedler Stein in goldenem Ring, RG 11. 10. 1935 VII 48/35, inſoweit 
in RG 149, 19 und in JW 1936, 18° nicht mit abgedruckt). Abſchätzung des Metallwerts iſt (anders 
als in ZPO $ 814 für Koſtbarkeiten) nicht vorgeſchrieben. Bedarf ihrer der Pfandgläubiger, um dem 
1240 zu genügen, fo kann er fie auf Pfandkoſten vornehmen laſſen. Der Wert, der erreicht 
werden muß, iſt der Metallwert zur Zeit der Verſteigerung. Gold und Silber in Barren werden 
in der Regel Markt- oder Börſenpreis haben, daher nach $ 1235 Abſ 2 behandelt werden können. 
Sofern dies nicht der Fall, iſt $ 1240 ſinngemäß anzuwenden. Aus freier Hand (Abſ 2) darf nur 
verkauft werden, wenn vergeblich verſucht worden iſt, zu verſteigern. 

Auf die Einhaltung der Vorſchriften des $ 1240 kann vor dem Eintritt der Verkaufsberechtigung 
nicht verzichtet werden; ihre Verletzung begründet „Unrechtmäßigkeit“ des Pfandverkaufs 
(58 1245, 1243). Werden Gold⸗ oder Silberſachen unter dem Gold⸗ oder Silberwert zugeſchlagen, 
ſo ſchützt den gutgläubigen Erſteher $ 1244. Werden ſie freihändig unter Wert verkauft, jo verſagt 
dieſer Schutz nach ausdrücklicher Vorſchrift des § 1244. 


9 1241 


Der Pfandgläubiger hat den Eigentümer von dem Verkaufe des Pfandes 
und dem Ergebnis unverzüglich zu benachrichtigen, ſofern nicht die Benach⸗ 
richtigung untunlich iſt. 

E I 1179 II 1148; M 3 830; P 3 480. 


Benachrichtigung des Eigentümers vom Verkaufsergebnis. An ihrer Stelle genügt die 
Benachrichtigung des Verpfänders, wenn dieſer nach $ 1248 als Eigentümer zu gelten hat. Un⸗ 
nötig iſt fie dann, wenn der Eigentümer ſelbſt Erſteher iſt. Daß ein Verſteigerungs⸗ oder Ver⸗ 
kaufsverſuch ergebnislos geblieben iſt, braucht auch dann nicht mitgeteilt zu werden, wenn der 
Verſteigerungs⸗ oder Verkaufstermin mitgeteilt worden war. Der Schuldner und der Ver⸗ 
pfänder als ſolcher kann keine Mitteilung beanſpruchen. Die Verletzung der Benachrichtigungs⸗ 
pflicht kann Schadenserſatzanſprüche zur Folge haben ($ 1243 Abſ 2), auf den ſchon vollzogenen 
Verkauf hat ſie keinen Einfluß. Der Eigentümer kann auf die Benachrichtigung ſchon vor dem 
Eintritt der Verkaufsberechtigung berzichten ($ 1245). 

Die Vorſchrift iſt auch auf die Fälle des vorzeitigen Pfandverkaufs nach $$ 1219, 1220, 1221 
anzuwenden. — Untunlich: $ 1234 A 1; $ 1285 Abſ 2. 

Vgl. auch hier (wie $ 1237 A 3) $ 22 Abſ 4 der VO über Orderlagerhalter vom 16. 12. 1931 
RGBl 1931 J, 763. 


8 1242 


Durch die rechtmäßige Veräußerung des Pfandes !) erlangt der Erwerber 
die gleichen Nechte, wie wenn er die Sache von dem Eigentümer erworben 
hätte 2). Dies gilt auch dann, wenn dem Pfandgläubiger der Zuſchlag erteilt 
wird 5). 
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Pfandrechte an der Sache erlöſchen, auch wenn ſie dem Erwerber bekannt 
waren. Das gleiche gilt von einem Nießbrauch, es fei denn, daß er allen Pfand- 
rechten im Range vorgeht ) 5) 6) 7), 

E I 1180 II 1149; M 3 830, 831; P 3 480. 


1. Rechtmäßige Pfandveräußerung (Abſ 1). Der Gedankengang iſt der, daß eine Pfandveräu⸗ 
ßerung, wenn ſie rechtmäßig iſt, d. h. unter Einhaltung der für die Rechtmäßigkeit gerade der 
Pfandveräußerung gegebenen beſonderen Vorſchriften geſchehen iſt, die Wirkung haben ſoll, wie 
wenn ſie durch den Eigentümer vorgenommen worden wäre. Daß der Veräußernde Pfandgläubi⸗ 
ger iſt und als ſolcher zur Veräußerung des Pfandes befugt iſt und daß das von ihm vorgenommene 
Veräußerungsgeſchäft den allgemeinen Vorſchriften über die Eigentumsübertragung genügt 
(89 929-931), daß alſo inſoweit den Anforderungen an die Pfandveräußerung entſprochen iſt, 
wird hier vorausgeſetzt (RG 100, 277). Welche beſonderen Vorausſetzungen für die Rechtmäßigkeit 
der Pfandveraußerung weſentlich find, ift im J 1243 ausgesprochen: Fälligkeit der Forderung, 
für die das Pfandrecht beſteht, als Geldforderung ($ 1228 Abf 2), Einhalten der Bedarfsgrenze 
bei Pfandrecht an mehreren Sachen ($ 1230 Satz 2), öffentliche Verſteigerung oder doch Verkauf 
durch öffentliche Handelsmäkler oder öffentliche Verſteigerer zum laufenden Markt- oder Börſen⸗ 
preis ($ 1235), öffentliche Bekanntmachung von Zeit und Ort der Verſteigerung (8 1237 Satz 1), 
Einhaltung des Gebots, daß Gold- und Silberſachen nicht unter dem Metallwert abgegeben 
werden dürfen ($ 1240). 

2. Folge der rechtmäßigen Pfandveräußerung iſt, daß der Erwerber das erwirbt, was er 
bei der Veräußerung durch den Eigentümer erlangt hätte, nämlich das Eigentum. Damit 
erliſcht das Eigentum des bisherigen Eigentümers. Andere Rechte Dritter — als ſolche kommen 
an beweglichen Sachen nur Pfandrecht und Nießbrauch in Frage — erlöſchen nach Abſ 2. Ein 
Nießbrauch kann alſo beſtehenbleiben. Abſ 2 betrifft nur den Fall, daß dem Erwerber die 
Rechte Dritter bekannt jmd. Wenn fie ihm unbekannt ſind, greift $ 986 ein; auch der an. 
erſter Stelle ſtehende Nießbrauch erliſcht alſo, wenn der Erwerber inſoweit gutgläubig iſt. Die 
Beſchränkung des $ 935 gilt im Rahmen des $ 1242 nicht; denn es handelt ſich hier nicht um Aus⸗ 
wirkungen des guten Glaubens, und auch wo dieſe in Frage kommen ($ 1244), iſt 5 935 ausge⸗ 
ſchaltet. 

3. Der mitbietende Pfandgläubiger ſelbſt erwirbt ebenſo durch den Zuſchlag (§ 1239 A 1). 
Damit macht das Geſetz die Löſung der Streitfrage entbehrlich, ob der Pfandgläubiger als Erſteher 
auf Grund einer unterſtellten Eigentumsübertragung oder auf Grund einer vom Geſetz gegebenen 
Aneignungsbefugnis erwirbt. Der Pfandgläubiger wird als Erſteher durch den Zuſchlag 
Eigentümer, wie wenn er die Sache vom Eigentümer zu Eigentum übertragen erhalten hätte. 
Auch hier iſt natürlich nur der betreibende Pfandgläubiger in Frage. Die Stellung der übri⸗ 
gen unterſcheidet ſich nicht von der der unbeteiligten Bieter. 

4. Erlöſchen der Pfandrechte und des Nießbrauchs (Abſ 2). Alle Pfandrechte an der Sache, 
erlöjchen, mögen fie dem, in deſſen Ausübung der Verkauf ſtattfindet, nachfolgen oder im Range 
vorgehen. Am ihre Stelle treten die gleichen Pfandrechte am Erlös oder, wenn der Pfandgläubiger 
der Erſteher iſt, an der Kaufpreisforderung, deren Schuldner er iſt (8 1238 A 3). Aber auch der 
Nießbrauch erliſcht, wenn er nicht den Rang vor allen Pfandrechten hat. Auch er erliſcht nicht 
ohne Erſatz. Der bisherige Nießbraucher an der Sache erlangt nun nach Maßgabe ſeines 
Ranges Nießbrauch am Erlös ($ 1067). Ohne Erſatz erliſcht nur das Pfandrecht des betreibenden 
Pfandgläubigers. Ihm fällt der ihn treffende Erlösanteil als Eigentum an; ſeine Forderung 
gilt als vom (ſeitherigen) Eigentümer der Sache berichtigt (8 1247). 

5. Die Vorſchriften des $ 1242 find auch anzuwenden, wenn das Pfand in der Pfandver⸗ 
ſteigerung von ſeinem ſeitherigen Eigentümer erſteigert worden iſt (5 1239; A 2 daſ.). 

6. Entſprechende Anwendung. Auf den Verkauf von Pfändern zufolge geſetzlichen Pfand⸗ 
rechts finden die Vorſchriften des $ 1242 kraft der Beſtimmung des $ 1257 entſprechende Anwen⸗ 
dung. Aber auch für das Pfändungspfandrecht wird man die Grundſätze der 58 1242, 1244 
inſowelt entſprechend anzuwenden haben, als nicht in der ZPO ſelbſt Vorſchriften getroffen ſind 
(RS 61, 330; 87, 325; Hag 1937 Nr 758; vgl. 81204 N 1). Eine entſprechende Anwendung 
auf die Sicherungsübereignung kommt nicht in Frage; wer vom Sicherungsnehmer kauft, 
kauft vom wirklichen Eigentümer. 

7. Pfandrechte an Schiffen. Auch Regiſterpfandrechte an Schiffen erlöſchen, wenn das ver⸗ 
pfändete Schiff mit Arreſt belegt ift und wegen drohender Wertverminderung nach $ 930 ABO 
nach den Regeln über die Zwangsvollſtreckung in bewegliche Sachen verſteigert werden muß, 
durch den Zuſchlag. Auf dieſen Fall findet 1262 Abſ 1 keine Anwendung; denn er beſtimmt 
lediglich eine Ausnahme von 3 936, während es ſich im $ 1242 Abſ 2 um die Sonderregelung für 
den Pfandverkauf handelt. So mit überzeugender Begründung Obergericht Danzig (AW 1922, 
13331) gegen das Kammergericht (RIA 11, 17), dem früher hier beigetreten war. 
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$ 1243 

Die Veräußerung des Pfandes ift nicht rechtmäßig, wenn gegen die Bor- 
ſchriften des § 1228 Abſ 2, des 8 1230 Satz 2, des § 1235, des § 1237 Satz 1 
oder des § 1240 verſtoßen wird !). 

Verletzt der Pfandgläubiger eine andere für den Verkauf geltende Vor⸗ 
ſchrift, ſo iſt er zum Schadenserſatze verpflichtet, wenn ihm ein Verſchulden 
zur Laſt fällt 2). 

E I 1181 II 1150; M 3 881; P 3 482. 

1. Unrechtmäßige Pfandveräußerung. $ 1243 Abſ 1 geht davon aus, daß die allgemeinen — 
in A 1 zu § 1242 erwähnten — Vorausſetzungen des Pfandverkaufs gegeben waren, daß aber 
mindeſtens eine der beſonderen Vorſchriften, von denen die Rechtmäßigkeit des Pfandvertaufs 
abhängt, nicht beobachtet iſt. Die Unrechtmäßigkeit des Pfandverkaufs läßt das Beſtehen der 
Forderung wie das des Pfandrechts unberührt (8 1252 A 2). Als dingliche Wirkung unrecht⸗ 
mäßiger Pfandveräußerung ergibt ſich, daß unter den bezeichneten Vorausſetzungen die im 
$ 1242 beſtimmten Folgen des rechtmäßigen Pfandverkaufs nicht eintreten. Der Er- 
ſteher erwirbt kein Eigentum, die dinglichen Rechte an der Pfandſache bleiben beſtehen 
— vorbehaltlich der Folgen, die ſich aus der Gutgläubigkeit des Erwerbs nach $ 1244 er- 
geben (NG 100, 277). Die Erwerber müſſen alſo, ſoweit fie nicht durch ihren guten Glauben 
geſchützt ſind, den Eigentumsanſprüchen des Eigentümers und den Anſprüchen weichen, welche 
die Berechtigten auf Grund ihrer dinglichen Rechte erheben können. Ihre perſönlichen Anſprüche 
aus dem Kauf gegen den Pfandgläubiger als Verkäufer (Verſteigerer) bleiben ihnen aber erhalten. 
Sie konnen insbeſondere, wenn es dem Pfandgläubiger unmöglich ift, ihnen das laſtenfreie Eigen⸗ 
tum der verkauften Sache, wie er verpflichtet ift, zu verſchaffen (5433), nach $ 440 verfahren. 
Der Eigentümer und die dinglich Berechtigten verlieren ihre Rechte nur bei Gutgläubigkeit des 
Erwerbers. Ein beſonderer Schadenserſatzanſpruch ift ihnen nicht beigelegt — Abſ2 betrifft 
nur den dort geregelten Fall —, fie können ſolche Anſprüche aber auf unerlaubte Handlung — 
3. B. Eingriff in das Eigentum oder das ſonſtige Recht (NG JW 1926, 284710) — oder auf den 
Pfandvertrag ſtützen. War die unrechtmäßig verkaufte Sache eine Gattungsſache, ſo kann der 
Eigentümer verlangen, daß ihm der Pfandgläubiger eine andere Sache von gleicher Art und Güte 
liefert (RG 106, 88). Die geſetzlichen Vorſchriften über das Pfandrecht können dabei als die ge- 
wöhnlichen Beſtimmungen eines Pfandvertrags (naturalia negotii) in Betracht kommen. 
Nur der Bereicherungsanſpruch gegen den aus dem Erlös des unrechtmäßigen Pfand⸗ 
verkaufs befriedigten Pfandgläubiger bleibt ihnen, wenn dieſem ein Verſchulden nicht zur Laſt 
fällt (RG 77, 207). Der bei Enneccerus, Sachenrecht (9.) 8 166 S. 633 A 13, gegen dieſe 
Entſcheidung erhobene Angriff iſt unbegründet: die Rechte des Beſitzers nach $$ 989 ff. kamen 
dem damaligen Beklagten nicht zuftatten, weil gerade der Mangel des Beſitzes zur Verneinung 
des Pfandrechts geführt hatte. 

2. Schadenserſatzpflicht bei ordnungswidriger Pfandveräußerung. Abſ 2 geht davon aus, 
daß die allgemeinen Vorausſetzungen des Pfandverkaufs gegeben waren, daß auch die in Abſ 1 
aufgezählten Vorſchriften beobachtet find. Werden andere Vorſchriften über die Pfandveräuße⸗ 
rung verletzt, mögen ſie auf Geſetz, Vereinbarung ($ 1245) oder richterlicher Anordnung ($ 1246) 
beruhen, ſo bleibt der Pfandverkauf zwar rechtmäßig, aber der Pfandgläubiger haftet für jeden 
ſchuldhaft herbeigeführten Schaden (vgl. $ 276 A 1, 2). Dabei hat der Kläger den Verſtoß und 
den Schaden zu beweiſen; dem Pfandgläubiger obliegt, ſich zu entſchuldigen (RG 86, 321; 
RG 9. 11. 20 VII 195/20). Jeder Schaden entfällt, wenn der Verklagte den Nachweis führt, 
daß auch im Fall einer Beobachtung der geſetzlichen Vorſchriften das Ergebnis für den 
Kläger nicht günſtiger geweſen wäre, daß insbeſondere der doch unvermeidliche Pfandverkauf 
zu der in Betracht kommenden Zeit keinen höheren Erlös erbracht hätte RG 77, 205f., JW 1930, 
1347; 2.1.24 1 764/22). — Erklärungen, durch welche die Befreiung von den Beſchränkungen des 
Pfandverkaufs gewährt oder durch welche auf Befolgung geſetzlicher Sicherungen verzichtet 
worden ſein ſoll, ſind eng auszulegen (RG JW 1927, 14675). Dabei iſt der Maßſtab von wirtſchaft⸗ 
licher Vernunft und von Treu und Glauben anzulegen. 


8 1244 

Wird eine Sache als Pfand veräußert, ohne daß dem Veräußerer ein Pfand- 
recht zuſteht oder den Erferderniffen genügt wird, von denen die Nechtmäßig⸗ 
keit der Veräußerung abhängt, ſo finden die Vorſchriften der 88 932 bis 934, 
936 entſprechende Anwendung, wenn die Veräußerung nach 8 1233 Abſ 2 erfolgt 
iſt oder die Vorſchriften des § 1235 oder des § 1240 Abſ 2 beobachtet worden 
find ) 2) 5) 5). 

E 1 1182 II 1161; M 3 831, 832; P 3 482; 6 202. 
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1. Gutgläubiger Erwerb des Eigentums durch den Erſteher. Steht dem Eigentumserwerb 
im Wege, daß der Veräußerer kein Pfandrecht gehabt oder beim Verkauf für die Recht⸗ 
mäßigkeit der Veräußerung weſentliche Vorſchriften nicht eingehalten hat ($$ 1242, 1243 Abſ 1), 
oder fehlt es an beiden, ſo kann der Mangel durch den guten Glauben des Erwerbers nach 
F 1244 geheilt werden. Die Vorſchriften des § 1244 find notwendig, weil die $$ 932 ff. an ſich 
nur auf eine Veräußerung durch den angeblichen Eigentümer zutreffen. § 1248 gilt hier nicht 
(8 1248 A 2). Ohne $ 1244 wäre der gutgläubige Erwerber bei einem Pfandverkauf ſchutzlos 
geblieben. $ 1244 kann beim Pfandrecht an Rechten im allgemeinen nicht eingreifen (8 1277 A J). 

a) Vorausgeſetzt iſt für die Anwendung des § 1244, daß die Sache als Pfand, d. h. in 
Ausübung des Pfandrechts veräußert wird. Das geſchieht auch bei dem vorzeitigen 
Pfandverkauf nach 98 1219f., 1221. Wird die Sache dagegen als Eigenſache veräußert, fo finden 
lediglich die Beſtimmungen der $$ 932—936 Anwendung. 


b) Iſt die Sache zwar als Pfand verkauft“, aber nicht auf eine der bevorzugten Arten 
veräußert, nämlich nicht nach den für den Verkauf einer gepfändeten Sache geltenden Vor⸗ 
ſchriften (5 1233 Abſ 2) — die das Vorhandenſein eines vollſtreckbaren Schuldtitels für die Forde⸗ 
rung nicht vorausſetzen —, nicht im Wege öffentlicher Verſteigerung, nicht nach Börſen⸗ oder 
Marktpreis durch einen öffentlichen Handelsmäkler oder öffentlichen Verſteigerer ($ 1235 — oder 
$$ 1219f., 1221), nicht durch einen öffentlichen Verſteigerer freihändig zum Gold⸗ oder Silber⸗ 
wert nach $ 1240 Abſ 2, ſondern auf anderem, vereinbartem ($ 1245), vom Gerichte nach $ 1246 
beſtimmtem oder willkürlichem Wege, ſo wird überhaupt kein Schutz für gutgläubigen Erwerb 
der Pfandſache gewährt (RG 100, 276). Iſt dagegen das Pfand auf eine der vorgenann⸗ 
ten bevorzugten Arten des Pfandverkaufs veräußert, was der Erwerber im Streit- 
fall zu behaupten und zu beweiſen hat, ſo wird der gutgläubige Erwerb nach 8 1244 geſchützt. 


e) Der gute Glaube des Erwerbers muß darin beſtehen, daß er von dem Mangel des Pfand- 
rechts des Veräußerers oder der Nichteinhaltung der für die Rechtmäßigkeit der Pfandveräuße⸗ 
rung weſentlichen Vorſchrift keine Kenntnis gehabt (RG 100, 277; 104, 300) und daß feine Un- 
kenntnis nicht auf grober Fahrläſſigkeit beruht hat (vgl § 966 A 2). Inſoweit deckt der gute Glaube 
alle überhaupt heilbaren Mängel, auch das Fehlen eines vollſtreckbaren Titels, wie ihn $ 1233 Ab 2 
erfordert. Wer eine als Pfand veräußerte Sache erworben hat, kann ſich aber nicht darauf berufen, 
er habe an das Eigentum des Veräußerers geglaubt. Der gute Glaube wird vermutet. Der 
Gegner hat zu behaupten und zu beweiſen, daß der Erwerber die Kenntnis gehabt oder nur in⸗ 
folge grober Fahrläſſigkeit nicht gehabt hat. 

d) Der Schutz wird gewährt, wenn auch die übrigen Vorausſetzungen der §8 932, 933, 934, 
936 gegeben ſind. War die Pfandſache dem Eigentümer geſtohlen, verloren oder ſonſt ab⸗ 
handen gekommen, ſo wird der Eigentumserwerb durch den Erſteher nicht gehindert; denn 
§ 935 tft hier, wo es ſich nur um die bevorzugten Arten der Veräußerung handelt (vgl. $ 1242 A 2), 
nicht für anwendbar erklärt. So kann es kommen, daß der Pfandgläubiger, dem eine geſtohlene 
Sache verpfändet war, zwar deshalb Pfandrechte nicht erlangen konnte, doch bei Fortdauer des 
guten Glaubens als Selbſterſteher bei der Pfandverſteigerung Eigentum erwirbt (vgl. RG 104, 
300). — Wegen der Rechtslage bei der Verwertung eines Pfändungspfandes: unten A 4. 

e) Durch den unter den vorſtehenden Vorausſetzungen gutgläubigen Erwerb wird der Er⸗ 
ſteher Eigentümer der Sache, und zwar erlangt er das Eigentum laſtenfrei im Sinne des 
$ 1242 Abſ 2. Die Pfandrechte erlöſchen ſämtlich, auch ſoweit fie ihm bekannt waren, ein 
Nießbrauch bleibt nur beſtehen, wenn er an erſter Stelle ſtand; aber auch dieſer erliſcht, wenn der 
Erwerber in dem guten Glauben erwarb, daß er nicht beſtehe. 


2. Behandlung des Erlöſes für das unrechtmäßig veräußerte, aber auf den gutgläubigen 
Erwerber übergegangene Pfand. Beſtand der durch den guten Glauben des Erſtehers geheilte 
Mangel nicht im Fehlen des Pfandrechts, ſondern in der Nichtbeobachtung einer für die Recht⸗ 
mäßigkeit der Veräußerung weſentlichen Vorſchrift beim Pfandverkauf, ſo kann die Frage 
entſtehen, ob der Erlös zufolge entſprechender Anwendung des $ 1247 Satz 2 in vollem 
Untfang an die Stelle des Pfandes tritt. Man wird dies bejahen müſſen. Denn andernfalls 
würden die zum Schutz des Eigentümers und der übrigen Berechtigten beſtimmten Vorſchriften 
der $$ 1228 Abſ 2, 1230 Satz 2, 1235, 1240 Abſ 2 gerade zu deren Schaden ausſchlagen, was 
nicht beabſichtigt ſein kann. Die Schadenserſatzanſprüche bleiben den Berechtigten außerdem. 
Der Pfandgläubiger erwirbt zunächſt nur ein Pfandrecht am ganzen Erlös, kann ſich aber 
daraus befriedigen, wenn er zum Verkauf berechtigt war (81228 Abſ 2). 


3. Nachträgliche Genehmigung der unrechtmäßigen Veräußerung. Den Beteiligten ſteht 
es frei, durch Vereinbarung über ihr Eigentum und ihre dinglichen Rechte an beweglichen Sachen 
wie über ihre gegenſeitigen perſönlichen Anſprüche zu verfügen; daher können ſie ſelbſtverſtänd⸗ 
lich auch nach unrechtmäßiger Pfandveräußerung im Vertragsweg den Rechtszuſtand herſtellen, 
der beſtehen würde, wenn die Veräußerung rechtmäßig geweſen wäre, und eine ſolche Abrede 
kann ſchon aus den Worten entnommen werden, die Beteiligten genehmigten nachträglich 
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jene Abweichung von der Regel. Daß aber eine gleiche Wirkung nachträglich auch durch eine 
A des Gerichts nach § 1246 herbeigeführt werden könnte, iſt nicht anzunehmen (vgl. 
9124 * 

4. Die Zuläſſigkeit der entſprechenden Anwendung des § 1244 auf die Fälle der Veräuße⸗ 
rung eines Pfandes kraft eines geſetzlichen Pfandrechts ergibt ſich aus § 1257. Die in NG 61, 
330; 104, 300; 126, 26 vertretene Meinung, die entſprechende Anwendung auf den Verkauf 
eines Pfändungspfandes ſei nicht ausgeſchloſſen, iſt in RG 156, 397 mit Rückſicht auf 
die neuere Auffaſſung von der Stellung des Gerichtsvollziehers und dem Weſen der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung mit Recht aufgegeben worden (vgl. dazu Hubernagel ZAk DR 1938, 308). Hierbei 
iſt zu beachten, daß bei einer Pfandverwertung nach 9 825 ZPO die Wirkung des Eigentums⸗ 
übergangs und des Untergangs der an der Pfandſache beſtehenden Rechte ſelbſt dann eintritt, 
wenn die Verſteigerung durch eine andere Perſon als den Gerichtsvollzieher vorgenommen wird, 
ſofern der Erwerber hinſichtlich der gerichtlichen Anordnung ($ 825 3 PO) gutgläubig iſt. Hier⸗ 
bei handelt es ſich aber nicht um einen öffentlich-rechtlichen Vorgang kraft einer dem Dritten 
zuſtehenden Amtsbefugnis, ſondern um eine ſchuldrechtliche Einigung, die den Vorſchriften des 
bürgerlichen Rechts unterſteht (88 929 ff. BGB, $ 366 HGB; VerſteigGG. vom 12. 2. 1988 RGBl J, 
202; VerſteigVorſchr vom 30. 10. 1934 RGBl J, 1091 loben 9 1221 A 4]; Jonas⸗Pohle 3D 
16. Aufl., 1939, $ 825 11 2). 

Auf den Verkauf verpfändeter Rechte findet $ 1244 Anwendung, wenn der Verkauf 
durch eine nach $ 1277 Satz 1 mögliche Abrede beſonders zugelaſſen iſt, die Befriedigung alſo nicht, 
wie regelmäßig, auf Grund vollſtreckbaren Titels in der Zwangsvollſtreckung geſucht zu werden 
braucht (RG 100, 276; 5 1277 A J). 


8 1245 


Der Eigentümer und der Pfandgläubiger können eine von den Vorſchriften 
der 88 1234 bis 1240 abweichende Art des Pfandverkaufs vereinbaren ). 
Steht einem Dritten an dem Pfande ein Necht zu, das durch die Veräußerung 
erliſcht, fo iſt die Zuſtimmung des Dritten erforderlich. Die Zuſtimmung 
iſt demjenigen gegenüber zu erklären, zu deſſen Gunſten ſie erfolgt; ſie iſt 
unwiderruflich 2). 

Auf die Beobachtung der Vorſchriften des § 1255, des § 1257 Satz 1 und 
des 8 1240 kann nicht vor dem Eintritte der Verkaufsberechtigung verzichtet 
werden ) ) 5). 

E 1 1177 II 1162; M 3 828, 829; P 3 470, 480; 6 301. 

1. Vereinbarungen über die Art des Pfandverkaufs find zugelaſſen, aber auch nur ſolche, 
nicht Vereinbarungen über die Zeit des Pfandverkaufs, über eine andere Art der Pfandverwer⸗ 
tung oder gar über deren völligen Ausſchluß. Auch die von den Vorſchriften des Geſetzes ab- 
weichenden Vereinbarungen über die Art des Pfandverkaufs bedurften beſonderer Geſtattung des 
Geſetzgebers. Denn, inſofern das Geſetz ſelbſt anordnet, wie der Pfandverkauf ſtattzufinden hat, 
beſtimmt es den Inhalt des Pfandrechts. Vereinbarungen über ein anderweitiges Verfahren 
ändern alſo, wenn ſie eine ſelbſtändige, dingliche Wirkung haben und nicht nur die perſönlichen, 
ſchuldrechtlichen Verhältniſſe der Beteiligten regeln ſollen, den Inhalt des Pfandrechts. Die 
Anderung des Inhalts eines dinglichen Rechtes iſt aber grundſätzlich den Beteiligten nicht frei⸗ 
gegeben. $ 1245 gibt Vereinbarungen dieſer Art frei, geſtattet alſo die Abänderung des Inhalts 
des Pfandrechts mit dinglicher Wirkung und ſetzt nur für die Abänderung einzelner Beſtimmun ⸗ 
gen im Abſ 2 eine zeitliche Schranke. Die in Abſ2 hervorgehobenen Vorſchriften decken ſich 
nicht mit den nach § 1243 Abſ 1 für den rechtmäßigen Pfandverkauf weſentlichen; denn $ 1245 
betrifft nur Anderungen der $$ 1234—1240, und 9 1243 Abs! nennt auch andere Vorſchriften. 
Von dieſen enthält § 1230 Satz 2 nachgiebiges und mit dinglicher Wirkung abänderbares Recht 
(vgl. A 2 daſ.), $ 1228 Abſ 2 dagegen kann zuungunſten des Eigentümers überhaupt nicht 
geändert werden und zu feinen Gunſten nur mit ſchuldrechtlicher Wirkung (vgl. A 2 daſ.). Die 
Vorſchrift des $ 1229 bleibt von § 1245 ebenfalls unberührt. Vgl. auch 9 1246 A 1. Hinſichtlich 
der Ausübung des Pfandrechts an Wertpapieren und anderen Pfändern durch die Banken 
vgl. die Allg. Geſchäftsbedingungen, herausgegeben von der Wirtſchaftsgruppe Privates Bank⸗ 
gewerbe, Faſſung vom Dezember 1937, § 1 20f. und dazu Zahn Di 1938, 1267 ($ 1282 A 6). 

Nach 81245 können der Eigentümer oder der Konkursverwalter über fein Vermögen (NG 84, 
70) — nicht aber der Verpfänder — mit dem Pfandgläubiger Vereinbarungen jeder Art über 
das Verkaufsverfahren treffen. Sie konnen insbeſondere beſtimmen, daß der Pfandgläubiger 
berechtigt ſein ſoll, aus freier Hand zu verkaufen; anderſeits können ſie vereinbaren, daß er 
mur unter gewiſſen erſchwerenden Vorausſetzungen verkaufen und die Pfandſache nicht unter 
einem beſtimmten Preis abgegeben werden darf u. a. m. Ein etwaiger Verzicht des Pfand- 
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gläubigers auf ſeine Rechte aus dem Pfandrecht reicht aber nicht weiter, als die Abrede ergibt 
(RG 84, 70). Vereinbarungen, welche Erſchwerungen des Verkaufs enthalten, können derart 
getroffen werden, daß ihre Nichteinhaltung die Unrechtmäßigkeit des Pfandverkaufs mit allen 
ihren Wirkungen zur Folge hat; ſie können aber auch mit der geringeren Wirkung ausgeſtattet 
werden, daß ihre Verletzung nur zu Schadenserſatz oder Vertragsſtrafzahlung verpflichtet. Ob 
eine Vereinbarung im Sinne der vollkommeneren oder der geringeren Wirkung getroffen iſt, 
kann im einzelnen Fall zweifelhaft ſei und iſt Tatfrage. Vereinbarungen, durch die von der Ein⸗ 
haltung ſchützender Geſetzesvorſchriften befreit wird, werden in der Regel ſo gemeint ſein, daß 
auch bei Nichteinhaltung der Geſetzesvorſchrift die Pfandveräußerung rechtmäßig ſein ſoll. Iſt 
dem Gläubiger durch Vereinbarung geſtattet, das Pfand freihändig zu verkaufen, ſo behält er 
dieſe Befugnis auch im Konkurs des Pfandeigentümers (RG Gruch 48, 409). 

2. Zuſtimmung Dritter (Abſ 1 Satz 2 und 3). Die Zuſtimmung iſt wegen der dinglichen 
Wirkungen der Vereinbarungen erforderlich. Sie kann nur gegenüber dem durch die Verein⸗ 
barung Begünſtigten erklärt werden. Das bedeutet eine Abweichung von $ 182 Abſ 1. Als Be⸗ 
günſtigter wird bei Erleichterungen des Pfandverkaufs der Pfandgläubiger, bei Erſchwerungen 
der Eigentümer anzuſehen ſein. Die Zuſtimmung iſt nicht nur nach Abſchluß der Vereinbarung. 
zuläſſig, ſondern auch vorher (Einwilligung, $ 183); fie iſt nach der ausdrücklichen Geſetzesvorſchrift 
auch in dieſem Fall unwiderruflich. 

8. Einſchränkung der gewährten Vereinbarungsfreiheit (Abſ 2). Das hier verfügte Verbot, 
vor Eintritt der Verkaufsberechtigung auf die Schutzvorſchriften der 68 1235, 1237 Satz 1, 1240 
zu verzichten, hat nicht nur die Folge, daß trotz des Verzichts die den unverzichtbaren Vorſchriften 
zuwider vorgenommene Veräußerung unrechtmäßig iſt, ſondern auch die Folge, daß dem Ver⸗ 
zichtenden Schadenserſatzanſprüche jo zuſtehen, wie wenn er nicht verzichtet hätte. Aus § 1245 
Abſ 2 folgt übrigens auch, daß die in § 1284 zugelaſſene Vereinbarung erſt nach Eintritt der Ver⸗ 
kaufsberechtigung getroffen werden darf (vgl. $ 1277 Satz 2; RG 90, 255) und daß eine Ent- 
ſcheidung nach $ 1246 Abſ 2 ebenfalls erſt nach dieſem Zeitpunkt möglich ift ($ 1246 A 2). — Ab⸗ 
reden, die nach Eintritt der Verkaufsberechtigung getroffen werden, ſind ſtreng auszulegen. Iſt 
nur vereinbart, daß Wertpapiere durch einen unvereidigten Handelsmäkler verkauft werden 
dürfen, jo ift damit nicht jede ſonſtige Verwertung des Pfandes erlaubt. Wird das Pfand dennoch 
in anderer Weiſe verwertet, fo iſt die Pfandverwertung unrechtmäßig (NG I 1927, 14674). 

Wegen der Nichtanwendbarkeit des § 1245 Abſ 2 auf den Fall der Beſtellung einer Grund⸗ 
ſchuld zu Sicherungszwecken: R 143, 118 ($ 1234 A 1; 5 1277 A 2; 5 1284 A 1; $ 1291 A 2) 

4. Der Einfluß von Vereinbarungen über die Art des Pfandverkaufs auf den gutgläubigen 
Erwerb geſtaltet ſich je nach dem Inhalt der Vereinbarung verſchieden. Iſt — nach dem Ein⸗ 
tritt der Verkaufsberechtigung — gültig auf die Einhaltung der 85 1235, 1240 Abſ 2 (öffentlicher 
Verkauf verzichtet, fo läßt dies zwar den freihändigen Verkauf felbft rechtmäßig erſcheinen, aber 
der Erwerber des Pfandes erlangt, wenn dem Veräußerer das Pfandrecht fehlte, trotz gutem Glau⸗ 
ben das Eigentum nicht (vgl. 91244 A 1b). Sind ſonſtige Erleichterungen der die Rechtmäßig⸗ 
keit des Verkaufs bedingenden Geſetzesgebote vereinbart, ſo kommt die Erweiterung der Recht⸗ 
mäßigkeit des Verkaufs auch dem gutgläubigen Erwerber zuſtatten. Die Erleichterungen find- 
aber dann von dem Erwerber zu behaupten und zu beweiſen. Sein guter Glaube an ihr Beſtehen 
genügt nicht. Sind Erſchwerungen der Geſetzesvorſchriften über die Rechtmäßigkeit des Pfand⸗ 
verkaufs vereinbart, fo ſchadet ihre Nichtbeachtung dem gutgläubigen Erwerber nicht, wenn fie 
ihm nicht bekannt waren und die Unkenntnis nicht auf grober Fahrläſſigkeit beruht. 

5. Nachträgliche Vereinbarungen wegen der Folgen der bei der Veräußerung außer acht 
gelaſſenen Beſtimmungen über die Art der Pfandveräußerung fallen nicht unter § 1244. Sie 
haben lediglich die Anderung der durch die ordnungswidrige Veräußerung geſchaffenen Rechts⸗ 
le au Gegenſtand. Eine rückwirkende Kraft kommt ihnen nicht zu (vgl. $ 1244 A 3 
und 5 1246 A 2). 


8 1246 

Entſpricht eine von den Vorſchriften der 88 1235 bis 1240 abweichende 
Art des Pfandverkaufs nach billigem Ermeſſen den Intereſſen der Beteiligten, 
fo kann jeder von ihnen verlangen, daß der Verkauf in dieſer Art erfolgt !). 

Kommt eine Einigung nicht zuſtande, fo entſcheidet das Gericht 2). 

E 1 1178 II 1153; M 3 829, 830; P 3 479, 480. 

1. „Intereſſen“ (vgl. 9825 ZPO). 51234 fällt nicht unter $1246, weil die Einlöſungsfriſt dem 
Eigentümer nicht gegen ſeinen Willen verkürzt werden ſoll. Nicht allen Beteiligten braucht an 
einer anderen Art des Pfandverkaufs gleich viel zu liegen. Es genügt, wenn die Sachlage fo ift, 
daß für den einen Beteiligten eine andere Art des Pfandverkaufs weſentlich und dies billigerweiſe 
anzuerkennen iſt, während der andere nicht beeinträchtigt wird. Für den einen Pfandgläubiger: 
kann eine andere Art der Veräußerung des Pfandes, die ihn nicht beſchwert, die aber Ausſicht auf 
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Erzielung einen weſentlich höheren Preiſes bietet, unter Umſtänden belanglos fein, weil auch bei ge- 
wöhnlicher Pfandverſteigerung ſo viel erzielt wird, daß er gedeckt iſt; den nachſtehenden Pfand⸗ 
gläubigern und dem Eigentümer muß dagegen an der Erzielung des hohen Preiſes beſonders ge⸗ 
legen ſein. Der Anſpruch nach 5 1246 gegen den betreibenden Pfandgläubiger wird auch in einem 
ſolchen Fall be Pfand Als Beteiligte kommen außer dem betreibenden Pfandgläubiger der Eigen⸗ 
tümer, andere Pfandgläubiger und ſonſtige Dritte (z. B. Nießbraucher) in Betracht, deren Recht 
durch die Veräußerung erlöſchen würde. Wer ſein ihm nach $ 1246 zuſtehendes Recht nicht ausübt, 
begibt ſich feiner. Übt er es aus und kommt es zu einer Einigung, fo trifft $ 1245 zu. — Auf das 
Rechts pfand iſt $ 1246 nicht anwendbar ($ 1277 A 2). 

2. Die Entſcheidung des Gerichts iſt nach FGG § 166 Sache des Amtsgerichts des Ortes, 
an dem das Pfand aufbewahrt wird. Das Gericht entſcheidet im Verfahren der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit, wenn tunlich nach Anhörung der Beteiligten. Ein ſich etwa entſpinnender Streit 
über das Recht zum Pfandverkauf gehört nicht zu feiner Zuſtändigkeit (K HJ 24 A 3). Beſchwerde 
iſt zuläſſig nach SOG SS 19ff. Die Entſcheidung des Gerichts kann, wenn fie einen Verzicht auf 
die Beobachtung der Vorſchriften der 88 1235, 1237 Satz 1, 1240 in ſich ſchließt, erſt nach dem 
Eintritte der Verkaufsberechtigung ergehen, wie auch die Einigung in ſolchem Fall erſt nach dieſem 
Zeitpunkt ſtatthaft iſt ($ 1245 Abſ 2). Soweit Erſchwerungen des Pfandverkaufs auferlegt 
werden, iſt es Sache des Gerichts, zu beſtimmen, ob die Nichteinhaltung die Unrechtmäßiglkeit 
der Veräußerung zur Folge haben ſoll (vgl. $ 1245 A 1). Wegen des Einfluſſes der gerichtlichen 
Entſcheidung auf den gutgläubigen Erwerb des Erſtehers vgl. 1245 A 4. Nach der Pfand⸗ 
veräußerung kann eine gerichtliche Entſcheidung zur nachträglichen Rechtfertigung eines ab⸗ 
weichenden Verkaufsverfahrens nicht ergehen (vgl. 88 1244 A 3, 1245 A 5). § 1246 BGB und 
§ 127 KO gelten nebeneinander. Vgl. auch $ 1236 A 1. 


8 1247 


Soweit der Erlös aus dem Pfande dem Pfandgläubiger zu ſeiner Be⸗ 
friedigung gebührt, gilt die Forderung als von dem Eigentümer berichtigt. Im 
übrigen tritt der Erlös an die Stelle des Pfandes !) ) 5). 

E I 1188 II 1154; M 3 833, 834; P 3 482. 

1. Die Rechtsverhältniſſe am Erlös ſind dahin geregelt, daß der Erlös, ſoweit er nicht zur 
Befriedigung des Pfandgläubigers dient, an die Stelle des veräußerten Pfandes tritt (Grundſatz 
des dinglichen Erſatzes [$ 1212 A 4; $ 1232 A 1; § 1242 A 4; $ 1288 A 21). Die Rechtslage 
geſtaltet ſich verſchieden, je nachdem der Erlös Barerlös iſt oder nicht. — Wegen der Empfang ⸗ 
nahme des Erlöſes durch den Gerichtsvollzieher bei der Zwangsvollſtreckung: 5 819 380 ($ 1233 
A 2); wegen des Flaſchenpfandes: Oertmann 23 1918, 483 ($ 1205 A 6; 3 1229 A 2). 

a) Barerlös. Nach der — zwingenden — Annahme des Geſetzes zieht der Pfandgläubiger 
den Erlös für ſich ein, ſoweit er ihm gebührt, für die übrigen Berechtigten, ſoweit ihm 
darauf kein Recht zuſteht. Sind daher dem Pfandgläubiger vorgehende Rechte an der Sache 
nicht vorhanden geweſen und reicht der Erlös nur gerade oder nicht einmal aus, um dem Pfand⸗ 
gläubiger für forte Forderung Befriedigung zu verſchaffen, ſo wird der Pfandgläubiger mit der 
Einziehung ſofort Eigentümer des ganzen Erlöſes und gilt bis zu deſſen Betrag als vom Eigen- 
tümer des Pfandes befriedigt. Sind durch den Erlös noch andere, ihm vorgehende oder nach⸗ 
gehende Pfandgläubiger gedeckt oder bleibt ein Überſchuß für den Eigentümer, jo wird der Pfand⸗ 
gläubiger mit der Einziehung des Erlöſes daran Eigentümer, ſoweit ſeine Forderung hinter den 
vorgehenden gedeckt werden kann. Dieſe ſind ihrem Betrage nach feſtzuſtellen (vgl. dazu wegen 
der Zinſen A 3 zu $ 1210). Im übrigen erwirbt der Pfandgläubiger am Geld durch die Ein⸗ 
ziehung Eigentum für den bisherigen Eigentümer des Pfandes (RG 63, 17), und inſoweit dieſes 

eſchieht, beſtehen an dieſem Geld auch die übrigen an der Sache durch den Verkauf erloſchenen 

fandrechte. Der Pfandgläubiger erwirbt dann Miteigentum am ganzen Erlös für ſich und 
den vormaligen Pfandeigentümer, wenn er den Erlös ungetrennt in einer Summe ent⸗ 
gegennimmt, kann aber die Trennung jederzeit — auch durch Umwechſeln — vornehmen. Da⸗ 
durch ſcheiden ſich die beiden Maſſen zu Alleineigentum des Pfandgläubigers und des vormaligen 
Pfandeigentümers mit der Folge, daß nun die Erſatzpfandrechte nur das dem letzteren gehörige 
Geld erfaſſen. ft die Forderung des Pfandgläubigers, z. B. bei Pfandverkauf für Zinſen, im 
Augenblick des Erlöſes nur zum Teil fällig, ſo erlangt er das Eigentum am Erlös durch deſſen 
Einziehung für ſich nur ſoweit, als die fällige Forderung zur Deckung kommt; im übrigen behält 
er für ſeine Forderung ſein Pfandrecht an dem für den Pfandeigentümer erworbenen Erlösteil 
und kann ſich bei ſpäterem Eintritt der Fälligkeit daraus ohne weiteres befriedigen (vgl. $ 1228 
A ). Iſt der Pfandgläubiger ganz befriedigt oder wegen vorgehender Rechte ganz ausgefallen, 
hat er alſo kein Pfandrecht mehr an dem auf ihn entfallenen Erlös oder Erlösteil, jo 
können die übrigen Pfandgläubiger von ihm auf Grund ihres Pfandrechts, der Eigentümer auf 
Grund ſeines Eigentums, die Herausgabe verlangen. Iſt ein an der veräußerten Pfandſache 
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beſtehender Nießbrauch bei der Veräußerung nicht beſtehengeblieben, ſondern erloſchen ($ 1242 
Abſ 2), ſo beſteht nunmehr der Nießbrauch am Erlös; da dieſer aus verbrauchbaren Sachen 
beſteht, findet $ 1067 Anwendung. Der auf den Nießbrauch treffende Teil des Erlöſes fällt 
darum dem Nießbraucher als Eigentum zu. — Wegen Anwendung des § 1247 Satz 2 auf 
einen Streit zwiſchen dem ſich auf ſein geſetzliches Pfandrecht ſtützenden Vermieter und einem 
Gläubiger des Mieters, welcher die Pfandſtücke aus dem vermieteten Grundſtück weggeſchafft 
und ſie an einen gutgläubigen Dritten veräußert hatte: RG 119, 269. 

b) Forderung als Erlös. Wird auf Grund beſonderer Vereinbarung oder Beſtimmung 
des Gerichts (88 1238, 1245, 1246) zuläſſigerweiſe das Pfand nicht gegen bar, ſondern auf Borg, 
verkauft oder der Kaufpreis nach dem Zuſchlag geſtundet oder nicht ſofort erhoben, ſo wäre die 
Annahme möglich, bis zur Zahlung jet überhaupt noch kein Erlös vorhanden und die Folgen des 
81247 könnten erſt eintreten, wenn die Zahlung geleiſtet wird. Der Gebrauch des Wortes „Erlös“ 
zwingt indeſſen nicht zu dieſer Annahme. Die Rückſicht auf das Recht des Eigentümers und der übrigen 
Pfandgläubiger führt vielmehr dazu, daß man in dieſem Falle die Kaufpreisforderung als den „Er⸗ 
los“ anzuſehen hat. Demgemäß kommt dem Pfandgläubiger nur äußerlich die Stellung des Allein⸗ 
gläubigers der Kaufpreisforderung zu. Sachlich iſt er Alleingläubiger nur inſoweit, als ihm der 
Erlös gebührt. Im übrigen iſt der Eigentümer Mitgläubiger, und die Pfandrechte, die bisher an der 
veräußerten Pfandſache beſtanden, beſtehen nunmehr als Pfandrechte an der Erlösforderung. 
Man wird aber weiter anzunehmen haben, daß, wenn nichts anderes beſtimmt iſt, der Pfand⸗ 
gläubiger berufen iſt, die Kaufpreisforderung bei Fälligkeit einzutreiben, und daß dann das Ge⸗ 
zahlte wiederum an die Stelle der Forderung tritt, endgültig als Erlös gilt und als ſolcher nach 
$ 1247 zu behandeln iſt. Iſt der Pfandgläubiger ſelbſt der Erfteher. jo iſt nach 8 1239 Abſ 1 Satz 2 
der Kaufpreis als von ihm empfangen anzusehen, wenn ihm der Zuſchlag erteilt worden iſt. Dies 
hat zur unmittelbaren Folge, daß der Pfandgläubiger inſoweit, als der Kaufpreis auf ſeine Pfand⸗ 
forderung fällt, als vom Eigentümer befriedigt gilt, im übrigen aber auf den Reſtkaufpreis Schuld⸗ 
ner bleibt, und zwar Schuldner des Eigentümers, und daß an dieſer Forderung nun die Pfand⸗ 
rechte beſtehen, die vordem an der Pfandſache beſtanden. Auch hier muß der Pfand⸗ 
gläubiger berechtigt ſein, den Kaufpreis, ſoweit er ihm nicht ohnehin gebührt, mit der 
Wirkung an ſich ſelbſt zu zahlen, daß nunmehr das gezahlte Geld als endlicher Erlös an die 
Stelle des Pfandes tritt. Ganz gleich liegen im Innenverhältnis unter den Pfandbeteiligten 
die Fälle, in denen der unbefugt geſtundete Kaufpreis als von dem Pfandgläubiger empfangen 
anzuſehen iſt (vgl. $ 1238 A 3, § 1239 A 4). 

Wegen der Anwendung des $ 1247 auf den Fall der unrechtmäßigen Veräußerung des Pfandes 
an einen gutgläubigen Erwerber: $ 1244 A 2 und § 1243 A 1. 

2. Nach Satz 1 iſt es fo anzuſehen, daß der Eigentümer die Forderung des Pfandgläubigers 
berichtigt hat, ſoweit dieſem der Erlös gebührt. Hierauf beruht es, daß deviſenrechtlich als 
genehmigungsbedürftige Verfügung über die Forderung eines Ausländers gegen einen Inländer 
(Gejeb über die Deviſenbewirtſchaftung vom 12. 12. 1938 $ 14 Nr 2 Rc Bl 1938 J, 1734) auch die 
Verwertung der für die Forderung geſtellten Sicherheiten gilt, ſelbſt wenn die Verfügung über 
die Sicherheit als ſolche (3. B. inländiſche Wertpapiere) nicht genehmigungspflichtig wäre (Richt⸗ 
linien für die Deviſenbewirtſchaftung vom 22. 12. 1938 Abſchn II Nr 1ff. RG Bl 1938 J, 1851; 1939 
1, 640), nicht jedoch auch die Pfandveräußerung wegen drohenden Verderbs oder wegen Wertmin⸗ 
derung nach $ 1219 oder die Einziehung der verpfändeten Forderung vor Fälligkeit der Hauptforde⸗ 
rung nach § 1281 (Hartenſtein ZW 1935, 739; vgl. auch Dietrich Da 1935, 1442). Eine weitere 
Rechtsfolge, wie in dem ähnlichen § 1143, ift an die Berichtigung ($ 1247) nicht ausdrücklich ge⸗ 
knüpft. Auch $ 1249 Satz 2 trifft unmittelbar nicht zu, da er ein Befriedigen des Pfandgläubigers 
vorausſetzt, das den Pfandverkauf vermeidet. Der Übergang der Pfandforderung auf den 
Eigentümer des verkauften Pfandes folgt aber aus $ 1225 (vgl. A 1 daſ.). Neben der übergegan⸗ 
genen Forderung können dem Eigentümer etwaige Vertragsanſprüche oder auch ein Bereiche⸗ 
rungsanſpruch zuſtehen. 

3. Die entjprechende Anwendung des § 1247 auf den Verkauf eines geſetzlichen 
Pfandes iſt in $ 1257 vorgeſehen. Auf die Rechtsverhältniſſe des Erlöſes aus der Verwirk⸗ 
e een im Wege der Zwangsvollſtreckung finden die Vorſchriften 
der 3 60, insbeſondere ZPO 8g 819, 827 Anwendung. Dagegen beſtimmen ſich die Rechts⸗ 
verhältniſſe an dem Erlös einer Pfandſache, die nach $ 1233 Abſ 2 nach den Vorſchriften für den 
Verkauf einer gepfändeten Sache veräußert ift, ausſchließlich nach $ 1247. 


§ 1248 
) Bei dem Verkaufe des Pfandes 2) gilt zugunſten des Pfandgläubigers 
der Verpfänder als der Eigentümer, es ſei denn, daß der Pfandgläubiger 
weiß, daß der Verpfänder nicht der Eigentümer iſt ?) 4) 5) e). 
E 1 1195 II 1155; M 3 843; P 3 402-494. 
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1. Unterſtellung des Eigentums des Verpfänders. Die Möglichkeit, daß der Verpfänder 
nicht Eigentümer des Pfandes iſt, würde den Pfandgläubiger zwingen, im Pfandverkaufsverfahren, 
in dem er durch die 88 1234, 1237, 1239, 1241, 1245, 1246 zu Willenserklärungen gegenüber dem 
Eigentümer veranlaßt ift, ſtets wieder die Frage zu prüfen, ob der Verpfänder auch der Eigen- 
tümer tft. § 1248 enthebt ihn dieſer Prüfung. Der Pfandgläubiger fol ſich, wenn er nicht vom 
Gegenteil Kenntnis hatte, darauf verlaſſen dürfen, daß der Verpfänder der Eigentümer ift; der 
Eigentümer muß ſich zugunſten des Pfandgläubigers gefallen laſſen, daß der Verpfänder als 
Eigentümer behandelt wird. Oft iſt für den Pfandgläubiger (wie Spediteur, Lagerhalter) nicht 
erkennbar, wer der Eigentümer der ihm übergebenen Ware iſt; eine Nachforſchungspflicht iſt ihm 
nicht auferlegt. 8 

2. Nur beim Verkauf des Pfandes gilt die Regel, nicht auch beim Erwerb des Pfand⸗ 
rechts — für dieſen gelten die Vorſchriften der 88 1207, 1208 —, auch nicht beim Erwerb der 
Pfandſache aus dem Pfandverkauf ($ 1239) — für dieſen gilt 51244 —. 8 1248 gilt auch 
nicht bei der Rückgabe der Pfandſache; dieſe iſt nach $ 1223 an den Verpfänder zurückzugeben; 
erheben Verpfänder und Eigentümer Anſprüche auf Herausgabe ($$ 1223, 985), fo muß ſich der 
Pfandgläubiger durch Streitverkündung ſichern. Die Regel gilt aljo im Falle des $ 1233 Abſ 2; 
der verurteilte Verpfänder darf auch hier als der Eigentümer angeſehen werden. 

3. Die Faſſung des Nebenſatzes („es ſei denn, daß... .“) ergibt, daß der Gegner des Pfand⸗ 
gläubigers deſſen Kenntnis behaupten und beweiſen muß. Nur die Kenntnis ſchließt den Schutz 
aus, nicht auch die grob fahrläſſige Unkenntnis. Der Schutz ſteht dem Pfandgläu⸗ 
biger ſolange zur Seite, als er ſich in Unkenntnis befindet. Er braucht alſo Mitteilun⸗ 
gen, die er dem Verpfänder in der irrigen Meinung gemacht hat, dieſer ſei Eigentü⸗ 
mer, ſpäter, wenn er erfährt, daß ein anderer Eigentümer war, dieſem gegenüber nicht zu wieder⸗ 
holen. Weiß der Pfandgläubiger, daß der Verpfänder nicht der Eigentümer iſt, und verletzt er 
gleichwohl beim Pfandverkauf die Vorſchriften zum Schutz des Eigentümers, ſo macht er ſich, 
vorbehaltlich etwaiger Unrechtmäßigkeit des Verkaufs (8 1243 Abſ 1), ſchadenserſatzpflichtig. 

4. Die Schutzbeſtimmung wirkt nur zugunſten des Pfandgläubigers. Inwieweit der Ver⸗ 
pfänder ſich dem Pfandgläubiger gegenüber zugunſten der Behaupkung ſeines Eigentums auf 
die Tatſache ſtützen kann, daß er Beſitzer des Pfandes iſt, ergibt $ 1006. 

5. Kraft § 1257 iſt $ 1248 auf den Fall des Verkaufs des geſetzlichen Pfandrechts ent⸗ 
ſprechend anzuwenden; auf das Pfändungspfandrecht leidet er keine Anwendung. 

6. Vgl. auch die ähnliche Beſtimmung für den Nießbrauch in § 1058. 


9 1249 


Wer durch die Veräußerung des Pfandes ein Necht an dem Pfande ver⸗ 
lieren würde, kann den Pfandgläubiger befriedigen !), ſobald der Schuld- 
ner zur Leiſtung berechtigt iſt?). Die Vorſchriften des § 268 Abſ 2, 3 finden 
entſprechende Anwendung ) ?) 5). 

E 1 1161-1164 II 1166; M 3 816, 816; P 3 461, 462. 

1. Recht zur Einlöſung oder Ablöſung des Pfandes. Das Einlöſungsrecht des $ 1249 iſt ding⸗ 
licher Art. Auf feine Verletzung trifft $ 823 Abſ 1 zu (MG 83, 393). Es ſteht dem zu, der durch 
die Veräußerung des Pfandes ein Recht daran verlieren würde, und kann, abweichend von $ 267, 
auch gegen den Widerſpruch des Gläubigers und des Schuldners ausgeübt werden 
(NG 83, 392). Als Berechtigter kommt in erſter Reihe der Eigentümer des Pfandes in Betracht. 
Er ſcheidet jedoch dann aus, wenn er der perſönliche Schuldner iſt. Denn durch deſſen Zahlung 
erliſcht die Forderung und damit das Pfandrecht (5 1252). Der Pfandeigentümer, der zugleich 
Bürge iſt und als ſolcher kein Einlöſungsrecht hat (RG 53, 403), kann dagegen das Einlöſungsrecht 
geltend machen; denn durch die Zahlung des Bürgen erliſcht die Forderung gegen den Haupt⸗ 
ſchuldner nicht (5774). Sodann genießt das Recht des $ 1249 jeder dinglich Berechtigte, auch 
wenn er für die Forderung mithaftet und durch die Zahlung zugleich ſeine eigene Schuld bezahlen 
will und bezahlt (RGS 70, 409), namentlich aber der Nießbraucher, wenn er nicht an erſter Stelle 
ſteht und deshalb vor dem Erlöſchen feines Rechtes durch die Pfandveräußerung nicht geſchützt ift 
6 1242 Abſ 2). Endlich hat es jeder andere Pfandgläubiger, mag er dem abzulöfenden vor⸗ 
gehen oder nachgehen. Ob auch der Inhaber eines kaufmänniſchen Zurückbehaltungsrechts zur 
Ablöſung befugt iſt, bleibt zweifelhaft. Denn ein Recht am Pfand“ hat er ſtrenggenommen nicht. 
Nicht einlöſungsberechtigt iſt — anders als nach $ 268 Abſ 1 — der Beſitzer als ſolcher (RG HAR 
1933 Nr 994). Auch der Eigentümer eines Grundſtücks ſoll es nicht ſein gegenüber dem Pfandrecht 
an einer darauf ruhenden Hypothek, weil deren Veräußerung ihm ein Recht nicht entziehen würde 
(RG JW 03 Beil 55126). Wer nur an einem Teil der Pfänder ein Recht hat, deſſen Verluſt droht, 
iſt zur vollen Leiſtung verpflichtet, aber auch berechtigt; ihm find ſämtliche Pfänder auszuhändigen 
(RG 83, 391). Die in dieſer Entſcheidung offen gelaſſene Frage, ob unter den an den verſchiedenen 
Pfändern Berechtigten eine Ausgleichspflicht beſteht, hat OLG Hamburg (HanſchZ 1920 Beibl 
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225157) bejahend beantwortet und als Maßſtab für den Ausgleich den Wert der verſchiedenen 
Pfänder gewählt. Da auf den Einlöſenden die geſicherte Forderung mit allen Pfandrechten über ⸗ 
geht (A 6), könnte er ſich aus allen Pfändern befriedigen und die übrigen Berechtigten hätten 
das Nachſehen. Ein Ausgleich muß hier geſchaffen werden, damit es nicht zu einem Wettlauf um 
die begünſtigte Stellung des Einlöſenden kommt (vgl. Weiß, Der Ausgleich unter mehreren 
Sicherungsverpflichteten, 1937, S 42). Bedenklich aber iſt die ausdehnende Anwendung dieſer 
Grundſätze auf einen nicht hierher gehörigen Fall, wie fie JW 1931, 2751 verſucht wird. — Vgl. 
auch $ 268 (Einlöſung in der Zwangsvollſtreckung) und $ 1142 (Recht des Eigentümers zur Ein⸗ 
löſung der Hypothel). — Über den Einfluß des Deviſenrechts auf das Pfand nach zwiſchen⸗ 
ſtaatlichem Privatrecht: Dietrich DY 1935, 1688. 

2. Zeit der Befriedigung. Das Ablöſungsrecht beſteht, ſobald der Schuldner zur Leiſtung 
berechtigt iſt. Weder braucht der Pfandverkauf ſchon angedroht oder im Gange zu ſein, noch iſt 
es nötig, daß die Schuld fällig, alſo die Verkaufsberechtigung des Pfandgläubigers eingetreten 
iſt. Wichtig iſt dies dann, wenn eine Schuld vereinbarungsgemäß vor einem beſtimmten Zeit⸗ 
punkt nicht zurückverlangt, aber jederzeit freiwillig zurückgezahlt werden kann. Hiernach wird 
auch zu beantworten ſein, ob eine Teilablöſung zuläſſig ift ($ 266). Iſt die Zuläſſigkeit von Teil⸗ 
leiſtungen vereinbart oder handelt es ſich wie bei Zinſen zu nichtfälliger Hauptforderung nicht 
um eigentliche Teilleiſtungen im Sinne des $ 266, fo ift auch die Teilablöſung, vorbehaltlich jedoch 
des Vorrechts des Pfandrechts für den Überreſt, zuläſſig. 

8. Die entſprechende Anwendung des § 268 Abſ 2 und 3 bedeutet: a) die Zuläſſigkeit der 
Befriedigung durch Hinterlegung und Aufrechnung (88 1224, 268 Abſ 2); b) den Über- 
gang der Forderung auf den Einlöſenden ($ 268 Abſſ 3). Mit der Forderung aber geht auch 
ohne weiteres das Pfandrecht auf den Einlöſenden über ($$ 401, 1250). Vgl. A 1 a. E. — c) Der 
Übergang kann nicht zum Nachteil des Gläubigers, alſo nicht derart geltend gemacht werden, 
daß dabei ein anderes dem Gläubiger zuſtehendes Recht (Zurückbehaltungsrecht) verloren geht 
oder ſonſt Schaden entſteht (z. B. wenn ſchon der Pfandverkauf ſtattgefunden und Verpflichtungen 
des Pfandgläubigers als Verkäufers begründet hat). Der dem Satz 2 des $ 1249 zugrunde liegende 
Rechtsgedanke iſt für entſprechend anwendbar erachtet worden auf das Verhältnis zwiſchen 
dem Armenanwalt und der Staatskaſſe, die ihn teilweiſe befriedigt hat, ſoweit es ſich dabei 
um das beiden zuſtehende Pfandrecht an einer beſtellten Sicherheit handelt (RG 126, 182). 

4. Über das Recht des Verpfänders, den Pfandgläubiger zu befriedigen und dagegen 
die Herausgabe des Pfandes zu verlangen: $ 1223 Abſ 2 (daſ. A2 und 3). Der Einlöſende ($ 1249) 
hat den Zug⸗um⸗Zug⸗Anſpruch nicht, er muß den Gläubiger erſt befriedigen. 

5. Entſprechende Anwendung auf das geſetzliche Pfandrecht iſt in $ 1257 beſtimmt. Auch 
iſt die entſprechende Anwendung auf das Recht der Haftung der zollpflichtigen Ware für die Zoll⸗ 
ſchuld nach $ 14 des Vereinszollgeſetzes in der Rechtſprechung anerkannt (RG 67, 214; 70, 405; 
135, 27). In der zuletzt genannten Entſcheidung wird auch mit Recht ausgeſprochen, daß das 
Konkursvorrecht des Staakes mit auf den Zahlenden übergeht und daß ein vom öffentlichen 
Recht ausgehendes Rechtsverhältnis in feiner Fortwirkung Gegenſtand bürgerlich⸗recht⸗ 
licher Beurteilung werden kann, was für die Frage der Zuläſſigkeit des Rechtswegs 
bedeutſam iſt (RG 146, 319; 150, 60). Dies muß Überall gelten, wo öffentlichrechtliche Forderungen 
bei Geltendmachung eines Vollſtreckungs⸗ oder Konkursvorrechts in einem Verfahren der ordent⸗ 
lichen Gerichtsbarkeit in Wettbewerb treten, mit privatrechtlichen Forderungen, die an demſelben 
Vollſtreckungsgegenſtand oder an derſelben gemeinſchaftlichen Befriedigungsmaſſe beteiligt ſind 
(vgl. RG 116, 370), und wo ſich infolge der geltenden Rangordnung Anlaß zur Ausübung 
eines Ablöſungsrechts ergibt (RG 146, 320). 


9 1250 


Mit der Übertragung der Forderung geht das Pfandrecht auf den neuen 
Gläubiger über. Das Pfandrecht kann nicht ohne die Forderung übertragen 
werden !), 

Wird bei der Übertragung der Forderung der Übergang des Pfandrechts 
ausgeſchloſſen, fo erliſcht das Pfandrecht 2) 5). 

E 1 1180, 1190 IT 1167; M 3 836—838; P 3 483, 487. 

I. Übergang des Pfandrechts. Die ſchuldrechtlichen Vorſchriften der 95 401, 412 werden hier 
für das Pfandrecht mit dinglicher Wirkung wiederholt. Hierbei zeigt fich die Unſelbſtändigkeit 
des Pfandrechts (5 1204 A 8). Dieſes kann überhaupt nicht ſelbſtändig übertragen werden (vgl- 
auch § 1260 A 4). Ein Ausſchluß der perſönlichen Forderung von der Abtretung des Pfandrechts 
macht das Übertragungsgeſchäft nichtig; deſſen Wirkſamkeit kann auch nicht durch Umdeutung 
($ 140) begründet werden (RG JW 1938, 442). Der Übergang des Pfandrechts vollzieht fi) 
ohne weiteres von Geſetzes wegen mit der Übertragung der Forderung, gleichviel ob dieſe ſelbſt 
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durch Rechtsgeſchäft (RG 145, 331) übertragen wird (88 398ff.) oder kraft Geſetzes ($ 412) oder 
durch gerichtlichen Beſchluß (Uberweiſung, ZPO 8 835). Es bedarf, um den Übergang des Pfand⸗ 
rechts zu bewirken, nicht der Übertragung des Pfandbeſitzes. Der gute Glaube des Erwerbers 
der Forderung an das Beſtehen eines tatſächlich nicht vorhandenen Pfandrechts wird vom Geſetz 
nicht geſchützt. Ein beſtehendes Pfandrecht erwirbt er auch dann, wenn es nur kraft guten Glaubens 
des Pfandgläubigers entſtanden iſt, er ſelbſt aber weiß, daß der Verpfänder nicht der Eigentümer 
war. 

2. Die Ausſchließung des Übergangs des Pfandrechts iſt — anders als bei der Hypothek 
($ 1153 Abſ 2) — zuläſſig, fie kommt aber in ihrer Wirkung der Aufhebung des Pfandrechts gleich. 
Man wird daher den allgemeinen (im $ 1255 Abſ 2) auch für das Pfandrecht anerkannten Grund⸗ 
ſatz, daß es zur Aufhebung belaſteter Rechte der Zuſtimmung des an ihnen Berechtigten bedarf, 
auch hier anwenden und für den Fall, daß das Pfandrecht, deſſen Mitübergang ausgeſchloſſen 
werden ſoll, mit dem Recht eines Dritten belaſtet iſt, die Zuſtimmung dieſes Dritten für erfor⸗ 
derlich erklären müſſen. Mangels der Zuſtimmung iſt die Ausſchließung des Übergangs des Pfand⸗ 
rechts unwirkſam und das Pfandrecht geht mit über. Während die Ausſchließung des Übergangs 
des Pfandrechts deſſen Erlöſchen zur Folge hat, tritt eine ſolche Folge dann nicht ein, wenn ſich 
der bisherige Pfandgläubiger — wie er es mit Wirkung gegenüber dem Erwerber der Forderung 
tun kann — lediglich den Beſitz des Pfandes vorbehält (vgl. $ 1251 A 3). Nicht ausgeſchloſſen 
wird auch der Übergang des Pfandrechts, wenn jemand die Forderung abtritt, ſich aber vorbehält, 
die Verwertung eines Pfandes weiterzubetreiben und den Erlös zur Deckung der abgetretenen 
Forderung für eigene Rechnung zu verwenden; dann wird nämlich die Abtretung beſchränkt auf 
den aus dem Pfande nicht zu deckenden Teil der Forderung (RG 135, 273). 

3. Nicht anwendbar iſt $ 1250 (und ebenſo $ 401), wenn nicht ein Pfand beſtellt, ſondern eine 
Sicherungsübereignung vorgenommen worden iſt. Auch eine zur Sicherheit abgetretene 
Grundſchuld bleibt ſelbſtändiges Recht, wird nicht Nebenrecht im Sinne der oben angezogenen 
Vorſchriften (RG 135, 274). 


8 1251 


Der neue Pfandgläubiger kann von dem bisherigen Pfandgläubiger die 
Herausgabe des Pfandes verlangen !). 

Mit der Erlangung des Beſitzes tritt der neue Pfandgläubiger an Stelle 
des bisherigen Pfandgläubigers in die mit dem Pfandrechte verbundenen 
Verpflichtungen gegen den Verpfänder ein ). Erfüllt er die Verpflichtungen 
nicht, ſo haftet für den von ihm zu erſetzenden Schaden der bisherige Pfand- 
gläubiger wie ein Bürge, der auf die Einrede der Vorausklage verzichtet hat!). 
Die Haftung des bisherigen Pfandgläubigers tritt nicht ein, wenn die Forde⸗ 
rung kraft Geſetzes auf den neuen Pfandgläubiger übergeht oder ihm auf 
Grund einer geſetzlichen Verpflichtung abgetreten wird 9). 

E I 1187 II 1158; M 3 887, 838; P 3 483-485, 

1. Anſpruch des neuen Pfandgläubigers auf Herausgabe des Pfandes. Die Vorſchrift 
entſpricht den 95 1227, 985. Der Anſpruch geht nicht ſtets und notwendigerweiſe auf Verſchaffung 
des unmittelbaren Beſitzes. Der neue Pfandgläubiger wird vielmehr vom bisherigen keinen 
andern Beſitz verlangen können, als dieſer ſelbſt vom Verpfänder eingeräumt erhalten hat und 
übertragen kann, alſo nur mittelbaren Bejik, wenn der bisherige Gläubiger das Pfand nach 
$ 1205 Abſ 2 beſtellt erhalten hat, nur die Einräumung des Mitbeſitzes und Mitverſchluſſes im 
Falle des $ 1206. Der neue Pfandgläubiger wird aber auch, wenn das Pfand gemäß $ 1217 
hinterlegt oder in Verwahrung gegeben iſt, vom bisherigen Pfandgläubiger nicht mehr bean⸗ 
ſpruchen können, als daß dieſer ihm gegenüber der Hinterlegungsſtelle oder dem Verwahrer die 
gleiche Stellung einräumt, wie er ſie bis dahin beſeſſen hat. 

2. Eintritt des neuen Pfandgläubigers in die Verpflichtungen des bisherigen. Hierbei handelt 
es ſich um die Verpflichtungen, die dem bisherigen Pfandgläubiger aus dem Pfandbeſtellungs⸗ 
vertrag erwachſen ſind, nämlich die Pflicht zur Verwahrung des Pfandes, zur Sorge fur 
die Gewinnung der Nutzungen des Nutzungspfandes, die Pflicht zur Rückgabe des Pfandes 
(88 1214, 1215, 1223). Ihrer wird der bisherige Pfandgläubiger durch den Übergang des Pfand⸗ 
rechts auf den neuen Gläubiger nicht ohne weiteres ledig. Sie gehen aber von Geſetzes wegen 
auf den neuen Pfandgläubiger von dem Augenblick an über, in dem er den (mittelbaren oder 
unmittelbaren) Beſitz des Pfandes erlangt. Streit iſt darüber, ob der neue Pfandgläubiger auch 
in die Rechtslage eintritt, in die ſich der bisherige durch hartnäckige Verletzung der Rechte des 
Verpfänders gebracht hat. Darüber, daß die erwachſenen Schadenserſatzanſprüche nur den 
Schadenszufüger ſelbſt treffen, iſt man einig, nicht aber darüber, ob § 1217 auf Grund der Ver⸗ 
fehlungen des früheren Pfandgläubigers gegen den neuen angewendet werden kann. Man 
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wird unterſcheiden muſſen: Sofern ſchon nach § 1217 das Pfand hinterlegt oder einem 
Verwahrer übergeben iſt, liegt ein fertiger Dauerzuſtand vor, mit deſſen Fortbeſtand ſich der neue 
Pfandgläubiger bei ſeinem Erwerb begnügen muß. Wie er vom bisherigen Pfandgläubiger 
nicht eine Beſeitigung dieſes Zuſtandes und Verſchaffung des unmittelbaren Beſitzes verlangen 
kann (vgl. A 1), jo hat er auch gegen den Verpfänder keinen Anſpruch auf eine Anderung. Sofern 
jedoch eine Anderung des Beſitzſtandes bei dem früheren Pfandgläubiger bis zur Erlangung des 
Beſitzes durch den neuen noch nicht eingetreten iſt, kann dieſer auf Grund des § 1217 zur Hinter: 
legung oder Ablieferung an einen Verwahrer nur dann angehalten werden, wenn er ſelbſt 
ſich Verletzungen der in $ 1217 bezeichneten Art hat zuſchulden kommen laſſen. Denn der Anſpruch 
aus $ 1217 beruht auf der perſönlichen Vertrauensunwürdigkeit des Pfandgläubigers und iſt 
deshalb ſeiner Art nach eines Übergangs von einem auf den andern nicht fähig. 

3. Die geſetzliche Bürgſchaft des bisherigen Pfandgläubigers für die Schadenserſatz⸗ 
verbindlichkeit des neuen (bel. SS 767ff.) beſteht nur gegenüber dem Verpfänder, nicht gegenüber 
dem davon verſchiedenen Eigentümer. Der bisherige Pfandgläubiger kann ſich dieſer Verpflich⸗ 
tung dadurch entziehen, daß er ſich den Beſitz des Pfandes vorbehält (vgl. $ 1250 A 2). 

4. Der Ausſchluß der Haftung beruht auf Billigkeitsgründen, weil in den aufgeführten 
Fällen dem Pfandgläubiger die Forderung mit dem Pfandrecht ſchlechthin entzogen wird, ohne 
daß er ſich auch nur den Pfandbeſitz vorbehalten kann. Wird die durch das Pfandrecht geſicherte 
Forderung in der Zwangsvollſtreckung überwieſen (§ 835 ZPO), fo haftet der bisherige Pfand⸗ 
gläubiger; doch ſteht ihm die Einrede aus $ 838 ZPO zur Seite. 


8 1252 
Das Pfandrecht erliſcht mit der Forderung, für die es beſteht 5). 
E I 1192 II 1159; M 3 840, 841; P 3 490, 491. 


1. Erlöſchen des Pfandrechts. In den $$ 1252, 1253, 1255, 1256 find nicht alle Fälle des 
Erlöſchens des Pfandrechts behandelt ($ 1223 A 1). In Betracht kommt außerdem noch als Er- 
löſchungsgrund der Untergang der Pfandſache (RG 96, 185), jo z. B. auch das Exlöſchen einer 
Hypothek, an der ein Pfandrecht beſtand, durch Zwangsverſteigerung. Weitere Beiſpiele find das 
Erlöſchen in den Fällen der Verarbeitung, Verbindung, Vermiſchung der Pfandſache (58 949, 
950), das Erlöſchen durch die Veräußerung des Pfandes beim Pfandverkauf (§ 1242 Abſ 2), das 
Erlöſchen im Falle des Fundes ($ 973), im Falle der Erſitzung (8 945), im Falle des $ 1250 Abſ 2. 
Dauernde Wertloſigkeit einer Aktie ſteht ihrem Untergang rechtlich gleich (RG 96, 185). 

2. Erlöſchen mit der Forderung. Die Regel kennt keine Ausnahme. Die in $ 6 Abſ 2 der Oſt⸗ 
hilfe durch VO vom 12. 3. 1932 RGBl J, 130 angeordnete iſt ſchon durch $ 7 der VO vom 7. 7. 1933. 
RGBl J, 466 wieder beſeitigt worden (RG 153, 90). Keine Ausnahme liegt insbeſondere darin, 
daß bei Beſtellung des Pfandrechts für die Forderungen aus einer Geſchäftsverbindung (Konto⸗ 
korrent, $ 356 HGB) oder in ähnlichen Fällen das Pfand trotz der Begleichung einzelner For⸗ 
derungen, ja ſelbſt nach Begleichung aller Forderungen forthaftet. In Wirklichkeit erliſcht hier 
das Pfandrecht für die einzelnen entſtandenen Forderungen mit deren Erlöſchen, und 
dann beſteht nur noch das Pfandrecht für die künftig entſtehenden. Das gleiche gilt auch 
für den Fall, daß ein Pfandrecht für eine Forderung und die bei deren Erlöſchen (z. B. durch 
Unmöglichwerden der Leiſtung) an ihre Stelle tretende Erſatzforderung beſtellt iſt. Iſt der Pfand - 
verkauf unrechtmäßig ($ 1243 Abſ 1), fo erliſcht die Forderung und damit auch das Pfandrecht 
nicht. In der Mitteilung des Pfandgläubigers an den Schuldner, die Forderung ſei erloſchen, 
liegt dann nur das Angebot, das Erlöſchen anzuerkennen. Widerſpricht der Schuldner und bean⸗ 
ſtandet er den Pfandverkauf, fo lehnt er das Angebot ab (RG LZ 1921, 380°). Das für eine Bürg.⸗ 
ſchaft beſtellte Pfandrecht erliſcht mit dem Erlöſchen der Hauptſchuld und der Bürgſchaft (RG. 
153, 347). — Eine Forderung, die erſt künftig entſtehen ſoll, iſt erloſchen, ſobald feſtſteht, 
daß fie nicht mehr entſtehen kann (RG 145, 336). Wird eine durch Arreſtpfändung geſicherte 
Forderung rechtskräftig abgewieſen, fo erliſcht das Arreſtpfandrecht, ohne daß der Arreſtbefehl 
aufgehoben zu werden brauchte (RG 71, 311). 5 

Das Erlöſchen der Forderung hat zu behaupten und zu beweiſen, wer das Erlöſchen des 
Pfandrechts geltend macht (vgl. $ 1223 A 1). 

3. Die verjährte Forderung iſt nicht erloſchen. Das für ſie beſtellte Pfandrecht bleibt daher 
beſtehen ($ 223). Der beſonderen Ausnahmebeſtimmung zufolge erliſcht jedoch das Pfandrecht 
für verjährte Zinſen und andere wiederkehrende Leiſtungen ($ 223 Abſ 3). 

4. Ein Wiederaufleben der Forderung, wenn ſolches nach dem Geſetze mit rückwirkender 
Kraft derart ſtattfindet, daß das Erlöſchen als nicht eingetreten zu gelten hat, erſtreckt ſich in ſeiner 
Wirkung auch auf das Pfandrecht: ſo, wenn die zur Befriedigung des Gläubigers geleiſtete 
Zahlung ſpäter mit Erfolg angefochten und zurückgewährt worden iſt (RG 3, 208). 

5. Übergangsrecht. Hatte ein vor dem Inkrafttreten des BGB entſtandenes Pfandrecht 
nach dem damals maßgebenden Recht den Inhalt, daß es auch ohne Forderung beſtehen und 
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fortbeſtehen konnte, jo findet, auch wenn das Erlöſchen der Forderung nach dem Inkrafttreten 
des BGB eintritt, $ 1252 auf dieſes Pfandrecht keine Anwendung (EG Art 184; RG FB 02 
Beil 170). 


9 1253 


Das Pfandrecht erliſcht, wenn der Pfandgläubiger das Pfand dem Ver- 
pfänder oder dem Eigentümer zurückgibt ). Der Vorbehalt der Fortdauer 
des Pfandrechts iſt unwirkſam !). 

Iſt das Pfand im Beſitze des Verpfänders oder des Eigentümers, fo wird 
vermutet, daß das Pfand ihm von dem Pfandgläubiger zurückgegeben worden 
ſei ?). Dieſe Vermutung gilt auch dann, wenn ſich das Pfand im Beſitz eines 
Dritten befindet, der den Beſitz nach der Entſtehung des Pfandrechts von dem 
Verpfänder oder dem Eigentümer erlangt hat ®). 

E 1101 II 1160; M 3 839, 840; P 3 487400. 


1. Rückgabe des Pfandes als Erlöſchungsgrund. Die Vorſchrift hat ihren rechtlichen Grund 
darin, daß das Geſeß eine Pfandrechtsbeſtellung unter Beſitzvorbehalt ($ 930) abgelehnt hat. 
Deshalb läßt ſchon die Tatſache der Rückgabe des Pfandes das Pfandrecht erlöſchen, ohne daß 
es der Vermutung eines durch die Rückgabe erklärten Verzichts auf das Pfandrecht (vgl. $ 1255) 
bedarf (RG 57, 325; Warn 1912 Nr 261). Aus demſelben Grunde muß auch der Vorbehalt der 
Fortdauer des Pfandrechts unwirkſam bleiben. Sonſt würde auf dieſem Wege ein Pfandrecht 
unter Beſitzvorbehalt entſtehen können. Das Geſetz ſieht vom Zweck der Rückgabe vollkommen 
ab. Die Wirkung des $ 1253 tritt ein, auch wenn das Pfand ernſtlich nur leihweiſe zurückgegeben 
wird oder wenn Kue dem Verpfänder wieder ausgehändigt werden, damit er fie bei dem Gruben⸗ 
vorſtand auf feinen Namen umſchreiben laſſen kann (RG 26. 10. 15 III 125/15) oder wenn der 
Pfandgläubiger das Pfand dem Verpfänder in Verwahrung gibt (RG 1. 4. 24 VII 376/23; 
13. 7. 34 VII 84/34). Ebenſo tritt ſie ein, wenn die Rückgabe infolge Irrtums im Beweggrund, 
infolge argliſtiger Täuſchung durch den Schuldner, den Verpfänder oder den Eigentümer ge⸗ 
ſchehen iſt — all das unbeſchadet der Pflicht des Schadenſtifters oder Bereicherten, das Pfand 
von nenem zu beſtellen oder Erſatz zu leiſten (RG JW 1912, 459%). Immer aber iſt der Wille der 
Beſitzüberlaſſung an den Verpfänder erforderlich (NG JW 1912, 9117). Er iſt nicht vorhanden, 
wenn der Pfandgläubiger das Pfand dem Pfandſchuldner als Vertreter eines anderen Gläu⸗ 
bigers herausgibt, dem ein Zweitpfandrecht beſtellt werden ſoll, und dieſer dann das Pfand 
zugleich für den Erſtpfandgläubiger in Beſitz nimmt (Rch 18. 4. 13 VII 10/13) oder wenn ein 
Pfleger minderjähriger Kinder, denen der Vater Hypotheken verpfändet hat, die Briefe dem 
Vater zur Aufbewahrung für die Kinder zurückgibt. Keine Ausnahme beſteht für im Schiffs⸗ 
regiſter eingetragene Schiffe. Der Werkunternehmer, welcher das Schiff ausgebeſſert hat, verliert 
mit der Rückgabe fein nach $ 647 entſtandenes Pfandrecht (M& 134, 119; die abweichende Anſicht 
RG 108, 163ff. iſt aufgegeben worden logl. A 84 8 1262; A 1 zu g 1266). Iſt ein Pfand zurück⸗ 
gegeben worden, weil man annahm, die Forderung ſei durch die Papiermarkzahlung erloschen, 
lebt die Forderung aber ſpäter kraft Aufwertungsrechts wieder auf, ſo iſt und bleibt das Pfand⸗ 
recht erloſchen (NG JW 1929, 25145). Aber ein Anſpruch auf Neubeſtellung des Pfandrechts ift 
hier anzuerkennen (JW' 1931, 5441). Vgl. auch § 1278. 

Die Rückgabe iſt Wiede reinräumung des Alleinbeſitzes, Übergabe an den, ber 
früher ſchon beſaß ($ 1205 A 5; $ 1223 A 1; vgl. Weimar VerkR 1935, 15). Gleichgültig iſt, ob der 
wiedereingeräumte Alleinbeſitz mittelbarer oder unmittelbarer Beſitz iſt. Auch der Fortfall beſchrän⸗ 
kenden Mitbeſitzes des Pfandgläubigers genügt (RG 92, 267). Einer Rückgabe des Pfandes ſteht es 
gleich, wenn der Pfandgläubiger geſtattet, daß die verpfändete Sache durch den Verpfänder 
fortgenommen wird, und das auch geſchieht (RG 67, 423). Die Rückgabe eines Pfandes, das ein 
Dritter für den Pfandgläubiger oder für dieſen und den Verpfänder zuſammen verwahrt, kann 
in der Vereinbarung zwiſchen dem Pfandgläubiger und dem Verpfänder liegen, dieſer ſolle nun⸗ 
mehr allein den Anſpruch auf Herausgabe haben, und in der Anweiſung des Pfandgläubigers 
an den Verwahrer, nun an den Verpfänder allein herauszugeben; die „Rückgabe“ einer im Mit⸗ 
verſchluß des Pfandgläubigers und des Verpfänders befindlichen Sache wird in der Regel darin 
beſtehen, daß der Pfandgläubiger ſeinen Schlüſſel dem Verpfänder überläßt. Immer aber muß 
es ſich um eine wirkliche Beſitzüberlaſſung handeln; nicht genügt eine Aushändigung, wenn der 
Pfandgläubiger zugleich Maßnahmen trifft, die den Verpfänder hindern, mit dem Pfande nach 
Belieben zu verfahren (RG St 48, 244). Der Pfandgläubiger muß den Beſitz der Pfandſache auf- 
gegeben und ſie mit dem Willen der Beſitzüberlaſſung dem Verpfänder hingegeben und dieſer muß 
fie in Beſitz genommen haben (RG Warn 1912 Nr 261, 394; 1914 Nr 58). Erhält der Ver⸗ 
pfänder oder Eigentümer die Pfandſache nur in der Eigenſchaft eines Beſitzdieners des 
Pfandgläubigers, ſo erliſcht, falls wirklich ein ernſtliches und echtes Beſitzdienerverhältnis 

50* 


788 Sachenrecht Pfandrecht an beweglichen Sachen und an Rechten 


nach § 855 vorliegt, das Pfandrecht nicht. So iſt es möglich, daß der Pfandgläubiger 
den Verpfänder als ſeinen Angeſtellten zum Verkauf der verpfändeten Sachen verwendet, ohne 
dadurch ſein Pfandrecht zu verlieren. Wird das Pfand ohne Zuſtimmung des Pfandgläubigers 
zurückgegeben, ſo beſteht das Pfandrecht ausnahmsweiſe trotz fehlenden Beſitzes und fehlender 
Erkennbarkeit weiter (RG 57, 325; Warn 1914 Nr 58). Trotz fortdauernden Beſitzes erliſcht das 
Pfandrecht, wenn der Pfandbeſitz nur für einen beſtimmten Zeitabſchnitt übertragen worden war 
und der Pfandgläubiger das Pfand vertragswidrig länger zurückbehält (RG 31. 3. 14 VII 8/14). 

2. Das Pfandrecht erliſcht ſowohl bei Rückgabe an den Eigentümer als auch bei Rückgabe 
an den Verpfänder, und zwar im zweiten Fall ſelbſt dann, wenn der Pfandgläubiger weiß, 
daß der Verpfänder nicht Eigentümer iſt. Hat aber der Verpfänder, der auch Eigentümer war, 
nach der Verpfändung die Pfandſache einem anderen übereignet und davon den Pfandgläubiger 
in Kenntnis geſetzt, jo wird er auch als Verpfänder im Sinne des $ 1253 nicht mehr in Betracht 
kommen können. Das Pfand braucht nicht an den Verpfänder oder Eigentümer ſelbſt zurückgegeben 
zu werden. Das Pfandrecht erliſcht auch, wenn das Pfand ſtatt an ihn auf ſeine Anweiſung oder mit 
ſeiner Zuſtimmung für ihn an einen Dritten ausgehändigt wird (RG 92, 267; 108, 164; JW 1912, 
45%). Hierher gehört aber nicht der Fall, daß der Pfandgläubiger die Pfandſache, die für einen 
andern Gläubiger des Schuldners gepfändet wurde, an den von dieſem Pfändungspfandgläubiger 
beauftragten Gerichtsvollzieher zur Verſteigerung gegen Anerkennung ſeines Rechtes auf vor⸗ 
zugsweiſe Befriedigung herausgibt (RG Recht 1921 Nr 104). 

3. Rückgabe im Wege der Zwangsvollſtreckung. Nimmt der Gerichtsvollzieher nach ZPO 
9883 das Pfand dem Pfandgläubiger weg und übergibt er es dem Verpfänder oder Eigentümer, 
ſo ſteht dies der Rückgabe gleich. 

4. Gibt der Verpfänder oder Eigentümer die ihm vom Pfandgläubiger zurückgegebenen 
Pfandſachen dem Pfandgläubiger wiederum zurück (z. B. wenn er fie geliehen erhalten hatte), 
ſo führt dies zu keinem Wiederaufleben des Pfandrechts. Aber darin kann und wird ſehr häufig 
eine neuerliche Beſtellung des Pfandrechts liegen. Dies ſelbſt dann, wenn etwa der 
Verpfänder und Pfandgläubiger irrtümlich angenommen haben, das frühere Pfandrecht ſei 
nicht erloſchen. Denn beide Teile werden in ſolchen Fällen bei der Rückgabe an den Pfand⸗ 
gläubiger darüber einig fein, daß ihm das Pfandrecht zuſtehen fol. Bedenklich hiernach RG 
1. 4. 24 VII 376/23: A hatte eine ihm gehörige Sache dem B in Pfand, dieſer fie ſpäter dem A 
in Verwahrung gegeben; der Klage des B auf Herausgabe der verwahrten Sache begegnete A 
mit dem Hinweis auf ſein Eigentum an der Sache und mit der Behauptung, die Pfandſchuld 
ſei ſchon getilgt; es iſt angenommen worden, daß — vorbehaltlich des Beweiſes der angeblichen 
Tilgung — das Pfandrecht des B wiederaufleben würde, wenn B auf Grund feines Anſpruchs 
als Verwahrer, alſo ohne Neubeſtellung des Pfandrechts, wieder in den Beſitz der Sache gelangte. 

5. Die Vermutung iſt durch Gegenbeweis entkräftbar. Der Umſtand, daß der Verpfänder 
nach der Verpfändung zeitweilig das Pfand in Händen hatte, begründet, wenn er es nicht mehr 
hat, die Vermutung nicht. Die Beweislaſt für das Zurückgeben obliegt alſo in ſolchem Falle 
dem, der das Erlöſchen des Pfandrechts behauptet (MG JW 1912, 9117. 

6. Entſprechende Anwendung finden die Vorſchriften des $ 1253 auf das geſetzliche Pfand⸗ 
recht ($ 1257), ſoweit dieſes den Beſitz des Pfandgläubigers vorausſetzt (zu $ 440 HGB: RG JW 
1934, 29713). Sie finden aber auch entſprechende Anwendung auf das Pfändungspfandrecht. 
Das Pfandrecht erliſcht alſo, wenn der Schuldner die vom Gerichtsvollzieher in Gewahrſam 
genommenen Sachen von dem Gläubiger oder dem für ihn tätigen Gerichtsvollzieher zurückerhält. 
In der Rechtſprechung iſt weiterhin angenommen worden, daß die Wegnahme der Pfandzeichen 
von den nach ZPO $ 808 im Gewahrſam des Schuldners belaſſenen gepfändeten Gegenſtänden 
durch den Gläubiger und die Einwilligung des Gläubigers zur Wegnahme der Rückgabe des 
ine des $ 1253 gleichſtehen und zum Erlöſchen des Pfandrechts führen (RG 57 
323; 156, 397). 


8 1254 

Steht dem Pfandrecht eine Einrede entgegen 1), durch welche die Geltend- 
machung des Pfandrechts dauernd ausgeſchloſſen wird, ſo kann der Verpfänder 
die Nückgabe des Pfandes verlangen ). Das gleiche Necht hat der Eigen 
tümer ) ). 

E 1 1192 II 1161; M 3 841; P 3 490 —492. 

1. Dem Pfandrecht entgegenſtehende Einreden ſind einmal ſolche Einreden, die ſich nur auf 
das Pfandrecht, nicht auch auf die geſicherte Forderung beziehen, ſodann aber auch Einreden, 
die gegen die Forderung beſtehen, ſoweit fie nach F 1211 vom Verpfänder gegen den Pfand⸗ 
gläubiger geltend gemacht werden können. Die Einrede der Verjährung der Forderung ſteht 
nach der ausdrücklichen Vorſchrift des $ 223 ($ 1252 A 3) dem Pfandrecht nicht entgegen. Daß die 
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Einreden vom perſönlichen Schuldner geltend gemacht ſind, iſt nicht Vorausſetzung des § 1254. 
Selbſt der Verzicht des perſönlichen Schuldners entzieht die Einrede dem Verpfänder nicht (8 1211 
Abſ 2). Vgl. auch § 1169 nebſt Anm. 

2. Die Klage auf Rückgabe des Pfandes iſt vom Verpfänder mit der Behauptung zu ſtützen, 
daß der Geltendmachung des Pfandrechts eine perſönliche Einrede entgegenſtehe. Der Verpfänder 
trägt dafür die Beweislaſt. Das Pfandrecht erliſcht erſt mit der Rückgabe des Pfandes nach 
9 1253. 

3. Dem Eigentümer ſtehen kraft des $ 1254 dieſelben perſönlichen Einreden gegen das Pfand ⸗ 
recht zu wie dem Verpfänder. Er kann alſo insbeſondere auch den $ 1211 und mit ihm die dort 
dem Verpfänder gegebenen Einreden des Schuldners geltend machen. Seine Prozeßlage iſt 
gegenüber der des Verpfänders inſofern günſtiger, als er zunächſt nur ſein Eigentum zu behaupten 
und zu beweiſen hat und abwarten kann, ob der Pfandgläubiger ihm ſein Pfandrecht entgegen⸗ 
hält und beweiſt. Geſchieht dies, ſo kommt der Eigentümer auch im Rechtsſtreit in die gleiche 
Lage wie der Verpfänder; denn nun hat er ebenfalls zu behaupten und zu beweiſen, daß die per⸗ 
ſönliche Einrede gegen das Pfandrecht beſteht. Verlangen beide Berechtigte, Eigentümer und 
Verpfänder, die Herausgabe, ſo kann der Pfandgläubiger nach ſeinem Belieben an jeden von 
ihnen leiſten (5428). Nachſtehenden Pfandgläubigern gewährt $ 1254 kein Recht. 

4. Verhältnis der Rechte des Verpfänders und des Eigentümers zueinander. Hat der Ver⸗ 
pfänder dem Eigentümer gegenüber ein Recht zum Beſitz, z. B. als Nießbraucher, ſo kann der 
Verpfänder die Herausgabe an ſich ſelbſt, der Eigentümer nur die Herausgabe an den Verpfänder 
fordern, es ſei denn, daß dieſer den Beſitz nicht übernehmen kann oder will. Fehlt dem Verpfänder 
das Recht zum Beſitz, ſo kann er die Herausgabe nur an den Eigentümer, der Eigentümer aber die 
Herausgabe an ſich ſelbſt verlangen. Das ergibt ſich aus $ 986. 


9 1255 


1) Zur Aufhebung des Pfandrechts durch Nechtsgeſchäft genügt die Erklärung 
des Pfandgläubigers gegenüber dem Verpfänder oder dem Eigentümer 2), 
daß er das Pfandrecht aufgebe. 

Iſt das Pfandrecht mit dem Nechte eines Dritten belaſtet, ſo iſt die Zu⸗ 
ſtimmung des Dritten erforderlich. Die Zuſtimmung iſt demjenigen gegen 
über zu erklären, zu deſſen Gunſten ſie erfolgt; ſie iſt unwiderruflich.) 

E 1 1189 II 1162; M 3 838; P 3 487. 


1. Erlöſchen des Pfandrechts durch Verzicht. Das Pfandrecht erliſcht ſchon durch e inſeitige 
Verzichtserklärung. Es bedarf nicht der Annahme des Verzichts, keines Verzichtsvertrags. Das 
Pfandrecht erliſcht durch die Erklärung ſelbſt gegen den Willen des Verpfänders oder Eigen⸗ 
tümers. Eine ſtillſchweigende Erklärung kann genügen, wenn in ihr der Verzichtswille des 
Pfandgläubigers eindeutig zum Ausdruck kommt (NG SeuffA 89 Nr 80, zum Vermieterpfand⸗ 
recht). Auch der Rückgabe bedarf es nicht. Findet die Rückgabe zwecks Aufhebung des Pfand⸗ 
rechts ſtatt, fo erliſcht dieſes nach d 1253. Scheitert aber der Verſuch der zu dieſem Zweck unter- 
nommenen Rückgabe an der Annahmeweigerung des Verpfänders oder Eigentümers, 
ſo kann in dem Verſuch der Rückgabe eine rechtsgeſchäftliche Aufhebung des Pfandrechts durch 
einfeitigen Verzicht liegen. Auf das Pfändungspfandrecht iſt g 1255 entſprechend anwend⸗ 
bar. — Nach 9 193 Saß 2 KO (wie nach 9 82 Abs 2 VerglO) wird das Recht des Gläubigers aus 
einem für ſeine Forderung beſtehenden Pfandrecht durch den Zwangsvergleich nicht berührt. 
Da die Vorſchrift aber nachgiebigen Rechts iſt (RG 77, 403; JW 1906, 2052; 1910, 2955 1914, 77°), 
kann der Gläubiger auf den die Vergleichsſumme überſteigenden Betrag und zugleich auf das 
Geltendmachen des Abſonderungsrechts verzichten (MG 21. 3. 30 VII 400/29). 

2. Erklärung gegenüber dem Verpfänder oder dem Eigentümer. Sie wirkt ſelbſt dann, 
wenn der Pfandgläubiger weiß, daß der Verpfänder nicht der Eigentümer iſt. 

3. Zuſtimmung des Dritten. Abweichend von den $$ 182—184 ift beſtimmt, daß die Zu⸗ 
ſtimmung unwiderruflich iſt und nur gegenüber dem Begünſtigten erklärt werden kann. Über 
entſprechende Anwendung des § 1255 Abſ 2 auf den Fall des Ausſchluſſes des Übergangs des 
Pfandrechts vgl. F 1250 A 2. Der Pfandgläubiger kann die Vorſchrift des $ 1255 umgehen, indem 
er das Pfand zurückgibt ($ 1253), Die Rückgabe kann jedoch Schadenserſatzanſprüche und Be⸗ 
reicherungsanſprüche des Dritten begründen. 


$ 1256 
Das Pfandrecht erlifcht, wenn es mit dem Eigentum in derſelben Perſon 
zuſammentrifft 1). Das Erlöſchen tritt nicht ein, ſolange die Forderung, für 
welche das Pfandrecht beſteht, mit dem Rechte eines Dritten belaſtet iſt ?). 
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Das Pfandrecht gilt als nicht erloſchen ), ſoweit der Eigentümer ein recht⸗ 
liches Intereſſe an dem Fortbeſtehen des Pfandrechts hat /). 

E 1 1193 II 1163; M 3 842; P 3 402. 

1. Das Zuſammentreffen von Pfaudrecht und Eigentum tritt ein, wenn der Eigentümer 
des Pfandes die Forderung erwirbt oder wenn der Pfandgläubiger das Eigentum des Pfandes 
erlangt. Vgl. auch § 1009 A 3. 

2. Das Recht des Dritten hindert das Erlöſchen des Pfandrechts auch dann, wenn ſich Forde⸗ 
rung und Schuld in einer Perſon vereinigen. Es hindert das Erlöſchen aber ſtets nur auf Zeit. 
Das Pfandrecht erliſcht dann in dem Augenblick, in dem das Recht des Dritten in Wegfall kommt, 
ſofern ſich in dieſem Zeitpunkt Eigentum und Pfandrecht noch vereinigt finden. 

3. Das Pfandrecht gilt als nicht erloſchen, d. h. es iſt zwar erloſchen, aber es iſt, inſoweit 
als das geſchützte Intereſſe des Eigentümers vorhanden iſt, ſo zu behandeln, als ob es nicht er⸗ 
loſchen wäre (unechtes Eigentümerpfandrecht). Ein Recht zum Pfandverkauf hat der Eigen⸗ 
tumer trotzdem nicht. Vereinigen ſich Forderung und Schuld in einer Perſon, ſo iſt Abſ 2 unan⸗ 
wendbar. Die Forderung geht unter, ohne ſie kann das Pfandrecht nicht beſtehen. 

4. Ein rechtliches Intereſſe am Fortbeſtehen des Pfandrechts kann der Eigentümer dann 
haben, wenn nach dem Pfandrecht, das durch die Vereinigung von Eigentum und Pfandrecht 
erlöfchen ſoll, noch weitere Rechte (Nießbrauch, Pfandrecht) an der Pfandſache beſtehen. Denn 
dieſe würden beim Erlöſchen des vorgehenden Pfandrechts vorrücken und auf Koſten der Aus⸗ 
ſichten des Eigentümers beſſere Ausſichten auf Deckung beim Pfandverkauf haben (RG Warn 
1914 Nr 98). Das Intereſſe des Eigentümers kann auch darin beſtehen, daß er die Forderung 
mit dem vorgehenden Pfandrecht übertragen will. Ein anderes Beiſpiel bietet RG 154, 383 
(Anfechtbarkeit des Eigentums [Rechts jerwerbs des Pfandgläubigers auf Grund des Anfch). 


$ 1257 


Die Vorſchriften über das durch Nechtsgeſchäft beftellte Pfandrecht finden 
auf ein kraft Geſetzes entſtandenes Pfandrecht entſprechende Anwendung 13), 
E II 1164. 


1, Kraft Geſetzes entſtandenes Pfandrecht, geſetzliches Pfandrecht. Dahin zählen insbe⸗ 
jondere die geſetzlichen Pfandrechte des BGB: das des Vermieters ($ 559), das des Ver⸗ 
pächters und des Pächters ($$ 585, 590), des Gaſtwirts ($ 704), des Werkunternehmers 
(5647) — auch wenn es an einem im Schiffsregiſter eingetragenen Schiffe befteht (RG 108, 163; 
134, 118) — und die bei der Hinterlegung entſtehenden geſetzlichen Pfandrechte ($ 233; vgl. 
51275 A 2); ferner die geſetzlichen Pfandrechte des HG B, nämlich das des Kommiſſionärs, 
Spediteurs, Lagerhalters, Frachtführers (58 397, 410, 421, 440 logl. auch $9 der 
LagerO der Deutſchen Getreide⸗Handels⸗Geſellſchaft Anlage der VO vom 28. 10. 1931 RGBl 
1931 I, 478, 772; 1932 J, 381, 414; 1935 I, 1042; 1938 1, 1428; 1939 1, 909 ſowie BO vom 14. 10. 
1938 § 1 Abſ 1 Nr 1, 7 Rl 1938 1, 1428), der Eiſenbahnen des öffentlichen Verkehrs 
(89 457, 440 HGB; Gef z. Anderung des HGB vom 4. 9. 1938 RGI 1, 1149, 1188), des See⸗ 
verfrachters (88 623, 674), der Seeſchiffsgläubiger (8 755) und die geſetzlichen Pfandrechte 
für Havereibeiträge ($$ 725, 731) und für Bergungs- und Hilfekoſten ($ 751), endlich die 
auf anderen Geſetzen beruhenden Pfandrechte, wie die geſeßlichen Pfandrechte der Binnen- 
ſchiffsgläubiger nach BinnenSchch 8 102 ff. (RG Bl 1898, 868; 1923 , 1187; 1933 J, 292, 365; 
1936 1, 581; 1939 J, 209) und das ſog. Früchtepfandrecht ($ 1204 A 2, $ 1228 A 4). Auch die 
Haftung der zollpflichtigen Ware für den darauf ruhenden Zoll (Vereinszollgeſetz 
vom 1. 7. 69 59 14, 100) iſt von der Rechtſprechung als Ausfluß eines geſeßlichen Pfandrechts an- 
geſehen worden (RG 67, 214; 70, 405; jetzt Zollcß vom 20. 3. 1939 RGS Bl I, 529). Nach dem 
Willen der Beteiligten im einzelnen Fall iſt zu entſcheiden, ob darin, daß der Eigentümer die dem 
geſetzlichen Pfandrecht unterliegenden Sachen dem Pfandgläubiger übergibt, eine Aufhebung des 
geſetzlichen Pfandrechts und Neubeſtellung eines Vertragspfandrechts liegt oder nur die Beſitz⸗ 
übertragung zur Verwirklichung des geſetzlichen Pfandrechts. 

2. Entſprechende Anwendung der Vorſchriften über das durch Rechtsgeſchäft beſtellte 
Pfandrecht. Streit iſt darüber, ob nach $ 1257 alle Vorſchriften tiber das rechtsgeſchäftliche Pfand⸗ 
recht auf das geſetzliche entſprechend anzuwenden ſind oder nur die Vorſchriften über das ſchon 
beſtehende rechtsgeſchäftliche Pfandrecht, nicht auch die Vorſchriften über die Entſtehung des 
Pfandrechts, zu denen insbeſondere auch die Vorſchriften über den Erwerb vom Unberechtigten 
auf Grund des guten Glaubens gehören. Überwiegend wird mit Rückſicht auf die Faſſung des 
$ 1257 die weitergehende Meinung verneint. Dem iſt beizutreten (RG 108, 165; 7. 7. 16 VII 
138/16; LG 1931, 10611). Für den Rang eines geſetzlichen Pfandrechts, ſei es im Verhältnis zu 
anderen geſetzlichen, ſei es im Verhältnis zu anderen Vertragspfandrechten, iſt alſo, ſoweit die 
Rangverhaltniſſe nicht beſonders geregelt find (vgl. z. B. 5 1209 A 4—6 und hinſichtlich des Früch te⸗ 
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pfandrechts $ 2 Abſ 2 und 3 der VO vom 23. 1. 1932 [$ 1204 A 2, $ 1257 A 11), lediglich die 
Zeit der Entſtehung maßgebend ($ 1209). $ 1208 iſt unanwendbar. Zu beachten iſt jedoch, 
daß § 1257 zwar die entſprechende Anwendung der Vorſchriften über das beſtellte Pfand⸗ 
recht gebietet, dadurch aber nicht zugleich die entſprechende Anwendung der übrigen 
Vorſchriften verbietet. Die im BGB unausgeſprochen enthaltene allgemeine Ermächtigung 
und Anweiſung, beim Fehlen einer Geſetzesvorſchrift für ein zu beurteilendes Rechtsverhältnis 
die für ähnliche Verhältniſſe beſtehenden Vorſchriften entſprechend anzuwenden, geſtattet und 
erheiſcht unter Umſtänden die entiprechende Anwendung von Vorſchriften über das rechtsgeſchäft⸗ 
liche Pfandrecht auch außerhalb des Rahmens des $ 1257. 

Aus der Anordnung der entſprechenden Anwendung ergibt ſich ferner, daß die Anwen⸗ 
dung nur ftattzufinden hat, wenn fie nach der Rechts⸗ und Sachlage des einzelnen Falles möglich 
iſt. Die Anwendung iſt deshalb zunächſt hinſichtlich aller der Verhältniſſe ausgeſchloſſen, für die 
bei dem einzelnen geſetzlichen Pfandrecht Sondervorſchriften beſtehen. Denn dieſe gehen vor. 
So müſſen die Vorſchriften des BGB über das Erlöſchen des durch Rechtsgeſchäft beſtellten 
Pfandrechts durch Rückgabe des Pfandes an den Eigentümer (8 1253) hinter die Vorſchriften des 
HGB über die Fortdauer des Pfandrechts des Frachtführer am Gute nach der Ablieferung (96 
§ 440 Abf 3) zurücktreten. Dasſelbe gilt in den Fällen, in denen die abweichende Vorſchrift für das 
einzelne geſeßliche Pfandrecht nicht ausdrücklich ausgeſprochen iſt, aber ſich aus ſeiner Art ergibt. So 
kann die Vorſchrift über die Verpflichtung des Pfandgläubigers zur Verwahrung des Pfandes 
{$ 1215) auf alle diejenigen Fälle des geſetzlichen Pfandrechts nicht angewendet werden, in denen 
der Schuldner und Pfandeigentümer unmittelbarer Beſitzer des Pfandes bleibt oder doch der 
Pfandgläubiger nicht den Beſitz hat (MG 18. 10. 12 VII 219/12). Dies gilt z. B. für das geſetzliche 
Pfandrecht des Vermieters und Verpächters (5 590) im Gegenſatz zu dem des Pächters (vgl. 
jedoch $$ 561, 581 Abſ 2, 585; HAN 1936 Nr 726). Vgl. im übrigen über die entſprechende 
Anwendung der Vorſchriften über das rechtsgeſchäftliche Pfandrecht: § 1242 A 6; § 1244 A 4; 
91247 A 3 81248 A 5; 81249 A 5; 9 1253 A 6; 9 1255 A 1; 8 1258 A 7 und über geſetzliche Pfand⸗ 
rechte an der Anwartſchaft: Letzgus, Die Anwartſchaft des Käufers unter Eigentumsvorbehalt, 
1938, 27ff. 

3. Das Pfändungspfandrecht ift kein geſetzliches Pfandrecht nach $ 1257. Es entſteht nicht 
allein durch das Geſetz ohne eine darauf gerichtete Willenshandlung, ſondern durch die Pfändung, 
eine auf die Entſtehung von Rechten gerichtete Handlung, ein Rechtsgeſchäft, das aber auf dem 
Gebiete des Verfahrens liegt. Über ſeine Wirkungen beſtimmt in erſter Linie die ZPO; ſoweit 
deren Beſtimmungen nicht entgegenſtehen, ſind die pfandrechtlichen Vorſchriften des bürgerlichen 
Rechts anwendbar (RG 97, 40; 108, 320; 114, 386; 156, 397; Warn 1912 Nr 294; 1913 Nr 30; 
ogl. § 1204 A 1; 8 1275 A 2). 


8 1258 


1) Beſteht ein Pfandrecht an dem Anteil eines Miteigentümers, ſo übt der 
Pfandgläubiger die Nechte aus, die ſich aus der Gemeinſchaft der Miteigentümer 
in Anſehung der Verwaltung der Sache und der Art ihrer Benutzung ergeben ?) 


Die Aufhebung der Gemeinſchaft kann vor dem Eintritte der Verkaufs- 
berechtigung des Pfandgläubigers nur von dem Miteigentümer und dem 
Pfandgläubiger gemeinſchaftlich verlangt werden. Nach dem Eintritte der 
Verkaufsberechtigung kann der Pfandgläubiger die Aufhebung der Gemein- 
ſchaft verlangen, ohne daß es der Zuſtimmung des Miteigentümers bedarf“); 
er iſt nicht an eine Vereinbarung gebunden, durch welche die Miteigentümer 
das Necht, die Aufhebung der Gemeinſchaft zu verlangen, für immer oder 
auf Zeit ausgeſchloſſen oder eine Kündigungsfriſt beſtimmt haben )). 

Wird die Gemeinſchaft aufgehoben, ſo gebührt dem Pfandgläubiger das 
Pfandrecht an den Gegenſtänden, welche an die Stelle des Anteils treten“). 


Das Necht des Pfandgläubigers zum Verkaufe des Anteils bleibt unbe- 
rührt 9) 7) 8). 

E 1 1184 II 1165; M 3 834—836; P 3 482; 4 600. 

1. Pfandrecht am Miteigentums anteil — am Bruchteil ($ 1008), aber nach § 1273 Abſ 2 
auch am Anteil zur geſamten Hand, z. B. dem Anteil eines Miterben an der Erbſchaft (NG 83, 
30; 84, 396). Der Pfandgläubiger hat ein doppeltes Recht: das Recht, den Anteil als Pfand 
nach den Regeln über den Verkauf beweglicher Pfänder zur Befriedigung ſeiner Forderung zu 
verkaufen (Abſ 4), und das Recht, ſich durch Betreiben der Aufhebung der Gemeinſchaft an der 
Sache ſelbſt oder deren Erlös ein unmittelbares Pfandrecht und mittels dieſes Rechts die Befriedi⸗ 
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gung zu verſchaffen Abſ 2, 3). Über die Art der rechtsgeſchäftlichen Beſtellung des Anteilspfand⸗ 
rechts enthält $ 1258 keine ausdrückliche Beſtimmung. Erforderlich iſt, daß der Miteigentümer als 
Verpfänder ſeinen Mitbeſitz — und zwar ungeteilt — dem Gläubiger überträgt und beide einig 
ſind, daß dem Gläubiger das Pfandrecht zuſtehen ſoll. In § 1258 wird das Pfandrecht an dem 
Anteil eines Miteigentümers nicht als Pfandrecht an einem Recht ($ 1273), ſondern als Pfandrecht 
an einer beweglichen Sache ($ 1204) behandelt (RG 146, 336; 5 1204 A 3). 

2. Die Teilhaberrechte hinſichtlich der Verwaltung und der Art der Benutzung (58 744 
bis 746) ſind ausſchließlich dem Pfandgläubiger zur Wahrnehmung zugewieſen. Er verwaltet 
aber nicht für eigene Rechnung, ſondern für den Verpfänder, erwirbt auch die Früchte nur für 
dieſen, ſofern das Pfandrecht nicht Nutzungspfandrecht ($ 1218) iſt. Dem Verpfänder und Miteigen- 
tümer ſelbſt ift keine Einmiſchung geſtattet. Eine die Beſitzverhältniſſe abweichend von den 89 1008, 
741, 744 regeinde Abmachung der Miteigentümer wirkt auch zu Gunſten des Pfandgläubigers 
(RG 146, 337). 

3. Die Aufhebung der Gemeinſchaft (58 749 ff.) kaun der Miteigentümer, der feinen Anteil 
verpfändet hat, nur mehr zuſammen mit dem Pfandgläubiger verlangen; mit dem Eintritt der 
Pfandverkaufaberochtigung erlangt der Pfandgläubiger das Recht, die Aufhebung der Gemein- 
ſchaft allein und ohne Mitwirkung des Miteigentümers zu verlangen. 

4. Vereinbarungen unter den Miteigentümern über Ausſchluß der Gemeinſchaftsauf⸗ 
kr für den Pfandgläubiger nicht bindend (bgl. auch $ 751 Satz 2). 

5. Das Erſatzpfandrecht (Abſe3) an den Gegenſtänden, die bei der Aufhebung der Gemein⸗ 
ſchaft an die Stelle des Anteils treten, alſo an dem durchs Los auf den Anteil gefallenen Trennſtück 
oder an dem Erlösteil nach dem Teilungsverkauf (88 752, 758) gebührt dem Pfandgläubiger, d. h. 
es entſteht für ihn nicht kraft Geſetzes, ſondern er erlangt nur einen Anſpruch auf Beſtellung 
eines Pfandrechts an den Gegenſtänden (N& 84, 397; ungenau RG 94, 24), 

6. Pfandrecht am Bruchteil, der nicht in Miteigentums anteil beſteht, iſt bei beweglichen 
Sachen möglich (anders bei Grundſtücken [$ 1114) und kann namentlich vorkommen, wenn 
Sachen desſelben Eigentümers miteinander verbunden oder vermiſcht werden, von denen die 
eine mit einem Pfandrecht belaftet iſt (RG 67, 425). Auf ein ſolches Pfandrecht ſind die Vor⸗ 
ſchriften des § 1258 entſprechend anzuwenden. Das Recht, auf Aufhebung der Gemeinſchaft 
zu dringen, wird hier jedoch nur dem Pfandgläubiger zuſtehen können. 

7. Entſprechend anwendbar ($ 1257 A 2) it $ 1258 auf das geſetzliche Pfandrecht an dem An⸗ 
leil eines Miteigentümers (das z. B. beim Einbringen von im Miteigentum befindlichen Haus⸗ 
geſtühl entſtehen kann) und in feinem Abſ 1 — nicht Abſ 2 u. 3 — auch auf das Pfändungs- 
pfandrecht (vgl. $ 1257 A 3). Über die Bedeutung des $ 1258 für die Pfändung eines Geſellſchafts⸗ 
anteils vgl. RG 95, 231. 

8. Die Verpfändung von Giroſammeldepotanteilen (ogl. $ 1205 A 9) iſt nach § 747 Satz 1, 
99 1008, 1258 zuläſſig ($ 9 Bankdepotch n. F.). Sie geſchieht in der Regel mittels grüner Wertpapier⸗ 
ſchecks. Das Verfahren ift jetzt in g 97 der Geſchäftsbeſtimmungen 1938 geregelt. Die Beſitzüber⸗ 
tragung vollzieht ſich hierbei im Anweiſungswege, entweder nach $ 1205 Abſ 1 Satz 1 oder nach 
$ 1205 Abſ 2; ſoweit die Pfandbeſtellung zugunſten der Wertpapierſammelbank ſtattfindet, auch nach 
$ 1205 Abſ 1 Sat 2 (Näheres hierüber, über die Pfandverwertung und andere Möglichkeiten der 
Pfandbeſtellung bei Opitz BankdepotG 1937 898 6—8 A 31ff.; A ! vor § 1204). Die Vorſchriften in 
$ 1258 Abſ 2 Satz 2 und namentlich Halbſaß 2 daf. ſtehen nicht entgegen; denn das nach dem 
Eintritt der Verkaufsberechtigung möglich gewordene Verlangen des Pfandgläubigers nach 
Aufhebung der Gemeinſchaft wird allen billigen Anforderungen entſprechend dadurch erfüllt, daß 
die Sammelbank die Anzahl von Stücken herausgibt, die auf den verpfändeten Miteigentums⸗ 
anteil entfällt ($ 419 Abſ 2 Hg). Das Recht, die Aushändigung der Stücke zu verlangen, die 
an die Stelle des Sammelbeſtandanteils treten, billigt auch $ 97 Abſ 5 der Geſchäftsbeſtimmungen 
dem Pfandgläubiger ausdrücklich zu. Wenn er darüber hinaus auf ſeinem förmlichen Recht be⸗ 
ſtehen ſollte, eine Aufhebung der geſamten Gemeinſchaft zu verlangen, ſo würde ihm der Einwand, 
aus § 226 entgegenſtehen. 


8 1259 

Für das Pfandrecht an einem im Schiffsregiſter eingetragenen Schiffe gelten 
die beſonderen Vorſchriften der 88 1260 bis 1271 Eu), 

€ 11197 II 1166; M 3 847, 848; P 3 494—408, 502. 

1. Schiffspfandrecht, Regiſterpfandrecht an Schiffen. Zweck der beſonderen Vorſchriften 
üher das Pfandrecht an Schiffen (die weder Grundſtücke noch Gebäude ſind: RG 152, 97) iſt, 
dem Verpfänder den Beſitz des Pfandgegenſtandes zu belaſſen. Daher ſtatt Fauſtpfandrecht Re⸗ 
giſterpfandrecht, ſtatt Übergabe des Pfandes Eintragung ins Regiſter. Der Schiffskredit iſt kein 
echter Realkredit, ſondern ein dinglich verſtarkter Perſonalkredit Wüſtendörfer Z Ak DR 
1935, 946). Eintragungsfähig ſind auch geſetzliche Pfandrechte und entſprechende Vormerkungen 
(vgl. A 3 zu g 1263). Pfandregiſter iſt für Seeſchiffe das in 98 4ff. des Geſetzes über das Flaggen⸗ 
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racht der Kauffahrteiſchiffe v 22.6.1899 (Rch l 1899, 319; 1900, 41; 1901, 184; 1903, 257; 
1939 J, 209) eingeführte Schiffsregiſter, für Schiffe der Binnenſchiffahrt das in den 88 119ff. 
des Geſetzes über die privatrechtlichen Verhältniſſe der Binnenſchiffahrt v. 15. 6. 1895 in der 
Faſſung der Bek. v. 20. 5. 1898 ($ 1257 A 1) eingeführte Schiffsregiſter. Aus dieſen beiden Ge⸗ 
ſetzen und den auf Grund ihrer ergangenen weiteren Vorſchriften ergibt ſich, welche Schiffe in das 
Register eingetragen werden ſollen oder können (vgl. AV d. RIM über Einrichtung und Führung 
des Schiffsregiſters und des Regiſters für im Bau befindliche Schiffe [Schiffsregiſterverfügungf 
vom 5. 5. 1939 D 1939, 846 und dazu Däubler DA 1939, 949; ferner Gilgan, Das Regiſterge⸗ 
richt und ſeine Abteilungen, Teil II: Die einzelnen Regiſter, 1939; Gilgan, Die berufspolitiſche 
Bedeutung der neuen Schiffsregiſterverfügung: DRM 1939, 290). Die Vereinheitlichung des 
Schiffsregiſters beſeitigt die unterſchiedlichen Länderbeſtimmungen mit Wirkung vom 1. 10. 1939, 

2. Die Vorſchriften über das Regiſterpfandrecht an Schiffen gelten nur für die im Regiſter 
wirklich eingetragenen Schiffe. Für alle tatfächlic) nicht eingetragenen Schiffe, ſelbſt wenn in 
Anſehung ihrer die Möglichteit, ja ſogar die geſeßliche Pflicht zur Aufnahme ins Regiſter beſtände, 
gelten ausſchließlich die Vorſchriften der $8 1205—1257 ($ 1204 A 2); an ihnen kann nur ein Fauſt⸗ 
pfandrecht beſtellt werden und nur für beſondere ſeerechtliche Notfälle ein Pfandrecht durch Ver⸗ 
bodmung (HGB 98 679ff.). 

3. Für die Verpfändung von im Megiſter eingetragenen Schiffen gelten anderſeits aus⸗ 
schließlich die 1 5 0 Vorſchriften über das Regiſterpfandrecht. Fauſtpfandrecht iſt an 
ihnen nicht möglich, wohl aber Verbodmung. Die Beſtimmungen der $$ 1259—1271 gelten 
für ein im Regiſter eingetragenes Schiff auch dann, wenn die Eintragung des Schiffes mangels 
der geſetzlichen Vorausſetzungen nicht hätte geſchehen ſollen. Eine beſchränkte Ausnahme beſteht 
nur für das Arreſtpfandrecht (RIA 11, 17; Obergericht Danzig in JW 1922, 133911). 

4. Während die Regelung des Pfandrechts an im Bau befindlichen Schiffen früher nach Art 20 
EGHEB der Landesgeſetzgebung überlaffen war, iſt inzwiſchen das Reichsgeſetz über die Be⸗ 
ſtellung von Pfandrechten an im Bau befindlichen Schiffen v. 4. 7. 1926 (RG Bl 1926 I, 367; 
1935 I, 418; 1939 I, 210) ergangen. Es fieht ein beſonderes Regiſter für Pfandrechte an im Bau 
befindlichen Schiffen vor ($ 2), macht die Entſtehung des Pfandrechts von der Eintragung in 
dieſes Regiſter abhängig ($ 1) und verweist im übrigen auf die Vorſchriften des Reichs- und Landes⸗ 
rechts über Schiffspfandrecht und Schiffsregiſter (83). Eine Anmeldepflicht beſteht aber nicht 
($ 3), d. h. im Bau befindliche Schiffe, die nicht verpfändet werden ſollen, brauchen zum Regiſter 
nicht angemeldet zu werden. Den Übergang des Schiffes aus dem Regiſter des neuen Geſetzes 
in das wirkliche Schiffsregiſter regelt $ 4, auf die Zwangsvollſtreckung in im Bau befindliche Schiffe 
bezieht ſich $5. Vgl. dazu die Schiffsregiſterverfügung vom 5. 5. 1939 (oben A! a. E.). 

5. Wegen der Aufwertung von Schiffspfandrechten und der durch fie geſicherten perfünlichen 
Forderungen: $ 32 Aufm& und Artt 27, 33 Abf 2 der Durchführungsbeſtimmungen. 

6. Zwiſchenſtaatliches Recht: A 4 vor $ 1204. 

7. Fragen der Rechtserneuerung auf dem Gebiete des Seerechts und Schiffspfandrechts be⸗ 
handeln Wüſtendörfer ZUFDN 1934, 220; 1935, 265 und beſ. 940; JahrbULDN 1 (1933/34), 56; 
Ehlers Hanſg gg 1934 A 293. 


9 1260 


) Zur Beſtellung des Pfandrechts iſt die Einigung des Eigentümers ?) des 
Schiffes und des Gläubigers darüber, daß dem Gläubiger das Pfandrecht 
zuſtehen ſoll, und die Eintragung des Pfandrechts in das Schiffsregiſter “) 
erforderlich. Pie Vorſchriften des 8 873 Abſ 2 und des $ 878 finden entſprechende 
Anwendung ). 

In der Eintragung müſſen der Gläubiger, der Geldbetrag der Forderung 
und, wenn die Forderung verzinslich iſt, der Zinsſatz angegeben werden. Zur 
näheren Bezeichnung der Forderung kann auf die Eintragungsbewilligung 
Bezug genommen werden 5) 6) 7). 

© I 1196, 1198 II 1167; M 3 846—848; P 3 494-508, 739; 6 391. 

1. Da das Geſetz beſondere Vorſchriften über den Begriff des Schiffspfandrechts für den 
Fall des Regiſterpfandes nicht enthält, fo iſt auch hier die im $ 1204 gegebene allgemeine Begriffs⸗ 
beſtimmung anzuwenden: Belaſtung zur Sicherung einer Forderung in der Weiſe, daß der Gläu⸗ 
biger berechtigt iſt, Befriedigung aus der Sache — hier dem Schiffe — zu fuchen, 

2. Eigentum des Verpfänders iſt für die Beſtellung des Schiffspfandrechts nach § 1260 ebenſo 
vorausgeſetzt wie für die Pfandrechtsbeſtellung nach § 1205 und die Hypothekbeſtellung nach 
$ 873. Die Vorausſetzung iſt aber für den Fall des $ 1260 deshalb von größerer Bedeutung, 
weil der Mangel des Eigentums des Verpfänders hier nicht durch den öffentlichen Glauben des 
Buches und, wenigſtens in der Regel, auch nicht durch den guten Glauben des Erwerbers geheilt 
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werden kann. Das Schiffsregiſter kann einen öffentlichen Glauben, wie er im § 892 dem Grund⸗ 
buche verliehen iſt, für ſich nicht beanſpruchen. Sein Inhalt gewährleiſtet weder, daß der als 
Eigentümer Eingetragene wirklich Eigentümer iſt, noch daß die eingetragenen Rechte am Schiff 
beſtehen. Die Eintragung in das Regiſter iſt nur das Mittel, um die Verpfändung ohne Beſitz⸗ 
übertragung zu ermöglichen und die Tatſache der Verpfändung kundbar zu machen (Prot 3 S. 500, 
501). Für den Schutz des guten Glaubens beim Erwerb im Wege des § 1207 aber fehlt es an dem 
Erfordernis der Beſitzübertragung (NG Han RZ 1930 B 227; 81207 A 1). Der Schutz des guten 
Glaubens verſagt aber auch dann, wenn zur Eintragung des Pfandrechts in das Regiſter noch 
die Einräumung des Beſitzes hinzutritt; denn dieſe iſt hier ohne rechtliche Bedeutung für die Ent⸗ 
ſtehung des Pfandrechts (RIA 10, 124). Einen gewiſſen Erſatz für den öffentlichen Glauben 
des Regiſters bietet es, daß unter gewiſſen Umſtänden das Dulden des falſchen Regiſtereintrags 
die Berechtigten verpflichtet, ſich die rechtsgeſchäftliche Verfügung (vgl. RJ 93, 238) des einge- 
tragenen Nichtberechtigten gefallen zu laſſen. So im Falle des als Alleineigentümer eingetragenen 
Korreſpondentreeders (NG 23 1912, 925°; RS 74, 408). Wegen gewiſſer Ausnahmen: $ 1262. 

3. Eintragung ins Schiffsregiſter. Die förmlichen Vorausſetzungen für die Eintra⸗ 
gung und das Eintragungsverfahren find in SGG gg 100 ff. geregelt. Die Vorſchriften 
über die Führung und Einrichtung der Regiſter find in 55 4ff. Flaggen und in 9 119ff. 
BinnenSchch enthalten (nun auch Schiffsregiſterverfügung vom 5. 5. 1939 [oben 9 1259 A 11). 
Über die Befugnis des Regiſtergerichts zur Anwendung der $$ 132 ff. Jo, um von Amts wegen 
die Löſchung von Schiffen im Schiffsregiſter herbeizuführen: Gilgan DRpfl 1938, 176. 

4. Das Schiffspfandrecht kann nur zur Sicherung einer beſtimmten Forderung beſtellt werden 
($$ 1266, 1204; $ 1266 A). Die nach $ 1260 zu feiner Entſtehung erforderliche Einigung muß ſich 
daher nicht nur auf die Beſtellung eines Pfandrechts, ſondern auch darauf beziehen, daß es eine 
beſtimmte Forderung ſichern ſoll (MG HMM 1938 Nr 151; $ 1250 A 1). Die Einigung iſt vor 
der Eintragung nur bindend, wenn die Erklärungen von einem Gericht oder Notar beurkundet, 
vor der Regiſterbehörde abgegeben oder bei ihr eingereicht ſind oder wenn der Schiffseigentümer 
dem Gläubiger eine den Vorſchriften der $$ 106, 107 FGG entſprechende Eintragungsbewilli⸗ 
gung ausgehändigt hat. 

5. Das Verlangen der Angabe des Betrags der Forderung deutet auf die Vorausſetzung 
einer Geldforderung hin (vgl. § 1115). Man wird aber deshalb nicht anzunehmen haben, wie 
nach 8 1113 die Hypothek könne nach 8 1260 das Regiſterpfandrecht an einem Schiff nur für 
eine Geldforderung beſtellt werden (a. A. Wüſtendörfer Z Ak 1939, 942). Beſteht der Gegen⸗ 
ſtand der Forderung nicht in Geld, ſo werden die Beteiligten, um dem Geſetz zu genügen, den An⸗ 
ſchlag des Geldwerts der geſchuldeten Leiſtung zur Eintragung ins Regiſter anzugeben haben. Was 
die Angabe des Gläubigers anlangt, ſo ſind die Perſonen zu bezeichnen. Eine Reederei als ſolche 
kann nicht als Gläubigerin eines Schiffspfandrechts eingetragen werden (RIA 11, 97). Nicht ein- 
tragbar in das Schiffsregiſter ift auch eine Unterwerfungsabrede nach $ 800 ZPO (KGJ 38 A 187). 

Auf die Währungsſchiffspfandrechte (vgl. ZW 1920, 370, 634) beziehen ſich die Geſetze vom 
26. 1. 1923 (RGBl J, 90) und vom 29. 3. 1923 (RG Bl 1923 J, 232; 1935 I, 418). Nach dem erſten 
Geſetz kann die Währung beſtehender Schiffspfandrechte, wenn die Forderung in ausländiſcher 
Währung zahlbar iſt, in die ausländiſche Währung umgewandelt werden. Nach dem zweiten 
Geſetz und den weiteren vom 21. 12. 1929 (RGGBl I, 224) und vom 19. 12. 1930 (RGGBl I, 629) 
durfen bis auf weiteres Schiffspfandrechte für in ausländiſcher Währung zahlbare Forderungen 
in ausländiſcher Währung eingetragen werden. Durch das Geſetz vom 19. 12. 1930 iſt die Reichs⸗ 
regierung ermächtigt worden, den Endzeitpunkt zu beſtimmen. Eine Ermächtigung auf dem ſach⸗ 
lichen Rechtsgebiet iſt der Reichsregierung durch Art III des 3. Geſetzes über die Eintragung 
von Hypotheken und Schiffspfandrechten in ausländiſcher Währung vom 12. März 1931 (RG Bl 
1931 I, 31; 1935 J, 418) erteilt worden. Sie kann geiviffe Vorſchriften über Schiffspfandrechte 
in ausländiſcher Währung den für Hypotheken in ſolcher Währung gegebenen angleichen. Über 
die Frage der Rechtserneuerung hierzu: Wüſtendörfer aaO. 942. Wegen wertbeſtändiger 
Schiffspfandrechte vgl. die VO des Reichskanzlers v. 12. 2. 1924 (RG Bl 1924 (, 65; 1935 I, 250) 
und die zu deren Durchführung ergangene VO v. 17. 4. 1924 (RGBl I, 415). 

Das Schiffsbankgeſetz vom 14. Auguſt 1933 (RG Bl J 583) hat im 9 3 die Schiffspfandbrief⸗ 
banken der Staatsaufſicht unterworfen. § 6 daſ. betrifft die gewöhnlichen und § 36 die wert⸗ 
beſtändigen Schiffspfandbriefe. Geregelt iſt deren Deckung durch Schiffspfand rechte gleicher 
Gattung und mindeſtens gleicher Höhe und mit mindeſtens gleichem Zinsertrag, bei den wert⸗ 
beſtändigen Briefen ferner ihre Erſatzdeckung durch wertbeſtändige Schuldverſchreibungen und 
ein Konkursvorrecht. 

6. Die Zwangsvollſtreckung in ein eingetragenes Schiff geſchieht nur im Wege der Zwangs⸗ 
verſteigerung ($ 870 Abſ 2 ZPO), alſo nicht auch durch Eintragen einer Sicherungshypothek. 
Dagegen kann natürlich jemand, der ſich verpflichtet hat, ein Pfandrecht an einem eingetragenen 
Schiff zu beſtellen, zur Abgabe dieſer Erklärung verurteilt werden; für die Vollſtreckung eines 
ſolchen Urteils gelten die 98 894ff. ZPO. Das im Wege der Arreſtpfändung begründete Pfandrecht 
an einem Schiff kann nach $ 981 Abſ 3 ZPO in das Schiffsregiſter eingetragen werden. 
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„Die Abtretung der durch das Schiffspfandrecht geſicherten Forderung und damit auch der 
Übergang des Pfandrechts ſelbſt vollziehen ſich außerhalb des Regiſters, aber die Berichtigung 
des Regiſters kann dann nach $ 1263 verlangt werden (ogl. auch $ 104 FGG). 

7. Ausländiſches Recht. Über die Frage der Beftellung von Schiffspfandrechten an deutſchen 
Schiffen im Ausland: Roß Warn 1913 Nr 16 und RG 77, 1 (8 1262 A 1); darüber, ob und wann 
ausländiſche Schiffspfandrechte im Inland anzuerkennen ſind: R 80, 129. 


8 1261 


Das Nangverhältnis der an dem Schiffe beſtellten Pfandrechte beſtimmt 
ſich nach den Vorſchriften der 88 879 bis 881 und des § 11511) 2). 

E II 1168; P 3 506, 507, 739. 

1. Rangordnung der Schiffspfandrechte. Durch die Vorſchrift des $ 1261 wird nur das 
Rangverhältnis der an einem Schiff durch Eintrag ins Regiſter beſtellten Pfandrechte unter- 
einander geregelt. Für deren Rangverhältnis zu den geſetzlichen Pfandrechten (dem der Unter⸗ 
nehmer nach $ 647 und dem der Schiffsgläubiger [8 1257 A 1]) und den Pfandrechten der Bod⸗ 
mereigläubiger und für das Rangverhältnis der geſetzlichen Pfandrechte und der Bodmerei⸗ 
gläubiger untereinander gelten beſondere Vorſchriften: ſo hinſichtlich der Werkunternehmer die 
Rechtsregel des § 1209, hinſichtlich der Schiffsgläubiger die Vorſchrift, daß fie, abgeſehen 
von den in BinnenSchch $ 102 Nr 4, 5, 6 bezeichneten Rechten, allen anderen Pfand⸗ 
gläubigern ohne Rücksicht auf die Zeit der Entſtehung des anderen Pfandrechts vorgehen 
(B § 776; BinnenSchch § 109) und eingehende Beſtimmungen über den Rang der 
einzelnen Schiffsgläubigerrechte untereinander (5B 89 766ff., Binnen Schch 89 106-109), 
hinſichtlich der Bodmereigläubiger HGB 8 759 ($ 1257 A 1). Die Rangordnung des $ 1261 geht 
der Hauptſache nach dahin, daß über den Rang grundſätzlich die — durch $ 114 F beſtimmte — 
Reihenfolge der Eintragungen entſcheidet (8 879), daß abweichende Vereinbarungen zuläſſig find 
(88 880, 1151), dann aber der Eintragung in das Regiſter bedürfen ($ 879 Abſ 3) und daß endlich 
Rangvorbehalte zuläſſig find (8 881). Hierin liegt eine weſentliche Abweichung von den Grund⸗ 
ſätzen des Pfandrechts an beweglichen Sachen und eine Annäherung an die Hypothek. 

2. Das — neben dem geſetzlichen Pfandrecht gegebene — Zurücbehaltungsrecht des Werk⸗ 
unternehmers an einem noch in ſeinem Beſitz befindlichen Schiff wegen Ausbeſſerungsarbeiten 
kann das Recht der Schiffsgläubiger und der im Schiffsregiſter eingetragenen Pfandgläubiger auf 
Befriedigung aus dem Wert des Schiffes nicht vereiteln oder beeinträchtigen. Der Unternehmer 
kann eine dem Range ſeines Pfandrechts nicht entſprechende Befriedigung auf dem Umweg 
über das Zurückbehaltungsrecht nicht erreichen. 


§ 1262 
8 

Solange das Pfandrecht im Schiffsregiſter eingetragen iſt, behält es im 
Falle der Veräußerung oder Belaſtung des Schiffes ſeine Kraft, auch wenn 
der Erwerber in gutem Glauben iſt 1). 

Iſt das Pfandrecht mit Unrecht gelöſcht, fo gelten im Falle der Veräuße⸗ 
rung des Schiffes die Vorſchriften des § 956 Abſ 1 Satz 1, Abſ 2 auch dann, 
wenn der Erwerber das Eigentum ohne Übergabe erlangt; die Vorſchrift 
des § 936 Abf 3 findet keine Anwendung?). Wird ein Pfandrecht, welches 
dem mit Unrecht gelöſchten Pfandrecht im Nange nachſteht, auf einen Oritten 
übertragen, fo findet die Vorſchrift des $ 1208 Satz 1 Anwendung ?) ). 

E 1 1201 II 1169; IM 3 848, 840; P 3 504. 

1. Wirkung des Inhalts des Schiffsregiſters auf den Rechtserwerb Dritter. Nur inſoweit 
Pfandrechte eingetragen oder nicht eingetragen ſind, verleiht das Geſetz dem Regiſter eine 
Wirkung nach außen. Die Eintragung des Eigentümers iſt rechtlich belanglos. Daß der wahre 
Eigentümer im Regiſter eingetragen ift, ſchützt ihn nicht vor dem Verluſt feines Eigentums 
infolge unbefugter Veräußerung durch einen anderen, wenn der dritte Erwerber ſich in gutem 
Glauben befindet und die Vorausſetzungen der 88 932 ff. vorliegen. Der eingetragene Schiffs⸗ 
pfandgläubiger aber genießt dieſen Schutz. Der dritte Erwerber kann, ſolange die Eintragung 
beſteht, durch guten Glauben zum Nachteil des eingetragenen Pfandgläubigers 
nicht erwerben, er kann ſich auf die 98 936, 1032.Satz 2, 1208 nicht berufen; er gilt gewiſſermaßen 
infolge des Beſtehens der Eintragung des Pfandrechts in bezug auf dieſes von Geſetzes wegen als 
in böſem Glauben befangen, und dieſe Geſetzesvermutung läßt keinen Gegenbeweis zu. Wer das 
nach 88 930 ff. ZPO vom Gerichtsvollzieher verſteigerte Schiff in der Verſteigerung erworben hat, 
erwirbt es aber nach der Regel des $ 1242 Abſ 2 frei von Pfandrechten, auch von den eingetragenen 
Obergericht Danzig JW 1922, 13391 und A 7 zu $ 1242). 
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Die Vermutung der Bösgläubigkeit bewirkt den Schutz des eingetragenen Pfandrechts 
nur dann, wenn das Pfandrecht eingetragen iſt; daher verſagt der Schutz und die $$ 936, 
1032 Satz 2, 1208 gegen das Pfandrecht treten in Wirkſamkeit, wenn es, ohne erloſchen zu 
ſein, gelöſcht worden iſt. Dieſe Folge tritt ein ſowohl bei gutgläubigem Eigentumserwerb als 
eines laſtenfreien wie bei gutgläubigem Erwerb eines Pfandrechts als eines durch ein vor⸗ 
gehendes Pfandrecht nicht beſchränkten. Sie brauchte als natürliche Umkehrung des in Abſ 1 
ausgeſprochenen Grundſatzes im Geſetz weder für den Fall der Veräußerung noch für den der 
Belaſtung beſonders ausgeſprochen zu werden und iſt auch in Abſ 2 nicht beſonders ausge⸗ 
ſprochen (vgl. A 2, 3). 

Dem durch Eintragung im inländiſchen Schiffsregiſter entſtandenen, aber verſehentlich ge⸗ 
löſchten, daher aus dem Regiſter nicht mehr erſichtlichen Pfandrecht ſteht das Pfandrecht gleich, 
das im Ausland zur Zeit, als das Schiff noch ein ausländiſches war, dort durch Eintragung beſtellt 
worden iſt. Es bleibt beſtehen; aber es unterliegt, da das ausländiſche Regiſter im Inland keinen 
öffentlichen Glauben hat, den Nachteilen, die das inländiſche Regiſter für das nichteingetragene 
Recht mit ſich bringt (RG 77, 1). 

Nach § 1262 Abſ 1 begründet die Eintragung des Pfandgläubigers zu feinen Gunſten im 
Verhältnis zum Eigentümer, etwa zum neuen Erwerber, die Vermutung, daß das eingetragene 
Pfandrecht beſteht. Dem Eigentümer obliegt der Gegenbeweis. Er darf ihn nicht führen, wenn. 
er kein Intereſſe daran hat (RG Gruch 54, 1003). Das kann der Fall ſein, wenn der Erwerber 
das Beſtehen des Pfandrechts im Erwerbsvertrag anerkannt hat. 

2. Erleichterung des gutgläubigen Erwerbs der Laſtenfreiheit. Dieſer Erwerb ſoll, ab- 
weichend von den Grundſätzen der 88 932ff., 936, ſelbſt dann eintreten, wenn der Eigentums⸗ 
erwerb nicht durch Übergabe des Schiffes, ſondern nach HGB $ 474 durch Vereinbarung an Stelle 
der Übergabe oder im Wege der $ 929 Satz 2, $$ 930, 931 vor ſich ging (5936 A 1 Abſ 4). 

3. Erwerb der Vorrangsfreiheit bei der Übertragung eines beſtehenden Schiffspfand⸗ 
rechts. Hier liegt eine Annäherung an den Grundſatz des $ 892 (öffentlicher Glaube des Buches). 
vor. Nach $ 892 gilt zugunſten deſſen, dem eine beſtehende Hypothekforderung übertragen worden 
iſt, eine vorgehende gelöſchte, aber nicht erloſchene Hypothek als nicht beſtehend, d. h. ſie geht 
der übertragenen Hypothek nach, wenn nicht die Unrichtigkeit des Buches dem Erwerber bekannt 
oder ein Widerſpruch gegen die Richtigkeit eingetragen iſt. Die gleiche Rechtslage wird in 
$ 1262 Abſ 2 Satz 2 (im Zuſammenhalt mit $ 1263 Abſ 2) für den Fall der Übertragung eines 
eingetragenen Schiffspfandrechts dadurch herbeigeführt, daß $ 1208 Satz 1 für anwendbar erklärt 
wird. Auf den Fall der Beſtellung eines Schiffspfandrechts nach einem verſehentlich ge⸗ 
löſchten iſt $ 1262 Abſ 2 Satz 2 nicht anwendbar, da dieſer Fall feine Löſung ſchon auf Grund 
des Abſ 1 findet (vgl. A 1 Abſ 2). 

4. Ein geſetzliches Pfandrecht, z. B. nach $ 647, das Überhaupt nicht in das Regiſter einge⸗ 
tragen war, iſt nicht „mit Unrecht gelöſcht“ im Sinne des Abſ 2; deſſen Vorſchriften ſind 
inſoweit alſo nicht anwendbar. War es dagegen eingetragen und iſt es dann gelöſcht worden, 
jo trifft Abſ 2 zu. Mit einem geſetzlichen, außerhalb des Regiſters ent⸗ und beſte henden 
Pfandrecht muß jedermann rechnen; war es aber eingetragen und iſt es dann gelöſcht worden, 
jo darf ſich ein Gutgläubiger darauf verlaſſen, daß es nicht mehr befteht (hierüber auch oben $ 1253. 
A 1, § 1266 A 1 und zu RG 108, 163; 134, 119: Wüſtendörfer Z Ak R 1935, 949). 


8 1263 

Steht der Inhalt des Schiffsregiſters in Anſehung eines Pfandrechts mit 
der wirklichen Rechtslage nicht im Einklange, fo kann die Berichtigung des 
Regifters nach den für die Berichtigung des Grundbuchs geltenden Vor⸗ 
ſchriften der SS 894, 895, 897, 898 verlangt werden !). 

Iſt ein Pfandrecht mit Unrecht gelöſcht worden, ſo kann ein Widerſpruch 
gegen die Nichtigkeit des Schiffsregiſters nach 8 899 Abſ 2 eingetragen werden. 
Solange der Widerſpruch eingetragen iſt, gilt im Falle der Veräußerung oder 
Belaftung des Schiffes dem Erwerber gegenüber das gleiche, wie wenn das 
Pfandrecht eingetragen wäre 2) 3). 

E 1 1203 II 1170; M 3 849; P 3 504. 

I. Berichtigung des Schiffsregiſters. Nach § 894 kann derjenige, deſſen Recht nicht oder 
nicht richtig eingetragen oder durch eine unrichtige Eintragung beeinträchtigk iſt, von dem, deſſen 
Recht durch die Berichtigung betroffen wird, die Berichtigung verlangen. Hiernach bedürfte es 
ſtets der Bewilligung des durch die Berichtigung Betroffenen, und dieſe Bewilligung müßte im 
Weigerungsfall im Klageweg erzwungen werden. Allein wie für das Grundbuch in $ 22 
GBO, jo iſt m § 102 FGG für das Schiffsregiſter beſtimmt, daß es der Bewilligung des 
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von der Berichtigung Betroffenen nicht bedarf, wenn die Unrichtigkeit nachgewieſen wird. Zu 
den Fällen der Berichtigung zählt abweichend von den für Grundbuchſachen beſtehenden Vor⸗ 
ſchriften auch die Eintragung des Übergangs des Pfandrechts auf einen anderen Gläubiger im 
Wege der Übertragung der Forderung, da es zur Übertragung einer durch Schiffspfand ge⸗ 
ſicherten Forderung (und ebenſo zur Belaſtung einer ſolchen Forderung) der Eintragung im Re⸗ 
giſter nicht bedarf, die Rechtsänderung vielmehr außerhalb des Regiſters ſich vollzieht. 

2. Widerſpruch gegen Löſchung ($ 1262 Abſ 2). Sind andere Eintragungen als Löſchungen 
zu Unrecht bewirkt worden, ſo kann ein Widerſpruch nicht eingetragen werden. 

3. Auch Vormerkungen zur Sicherung eines das Pfandrecht betreffenden Anſpruchs können 
auf einſtweilige Verfügung (JGG $ 103) oder auf einſtweilige Anordnung des Beſchwerdegerichts 
(366 9 123) eingetragen werden (NG HanſachZ 1930 B 227), aber nicht Vormerkungen zur 
Sicherung eines Anſpruchs auf Übertragung des Eigentums am Schiff. Auch $ 883 kann 
nicht entſprechend angewendet werden, da es ſich dort um Anſprüche handelt, die durch Eintragung 
verwirklicht werden. 


8 1264 

Die Haftung des Schiffes beſchränkt ſich auf den eingetragenen Betrag 
der Forderung und die Zinſen nach dem eingetragenen Zinsſatze !). Die Haf- 
tung für geſetzliche Zinſen und für Koſten beſtimmt ſich nach der für die Hypothek 
geltenden Vorſchrift des § 1118 5). 

Iſt die Forderung unverzinslich oder iſt der Zinsſatz niedriger als fünf 
vom Hundert, fo kann das Pfandrecht ohne Zuſtimmung der im Range gleich- 
oder nachſtehenden Berechtigten dahin erweitert werden, daß das Schiff für 
Zinſen bis zu fünf vom Hundert haftet °). 

E II 1171; P 3 508. 

1. Umfang der Haftung des Pfandes in Anſehung der Forderung. Das Schiff haftet nicht 
für den jeweiligen Beſtand der Forderung wie das bewegliche Pfand nach $ 1210, ſondern für 
den eingetragenen Betrag wie die Hypothek nach $ 1113. Bleibt die wirkliche Forderung hinter 
dem eingetragenen Betrag zurück oder vermindert ſie ſich, ſo mindert ſich auch die Haftung. 
Eine Erweiterung oder Wiedererweiterung iſt ausgeſchloſſen. Anders ſelbſtverſtändlich beim 
Höchſtbetragspfandrecht (8 1271). — In NE 7. 1. 25 I 173/24 (Verkt 1925, 317) war 
nicht die Haftung des Schiffes ſtreitig, ſondern die Frage, ob der Übernehmer einer Schiffs⸗ 
hypothek auch gewiſſe perſönliche Verpflichtungen des bisherigen Schuldners übernommen hatte. 

2. Haftung für Zinſen und Koſten. Wegen der geſetzlichen Zinſen der Forderung, der Koſten 
der Kündigung und der Rechtsverfolgung zwecks Befriedigung aus dem Schiff vgl. die Anm zu 
$ 1118 


8. Die Vorſchrift des Abſ 2 iſt dem $ 1119 wörtlich nachgebildet. 


§ 1265 
Das Pfandrecht erſtreckt ſich auf das Zubehör des Schiffes mit Ausnahme 
der Zubehörſtücke, die nicht in das Eigentum des Eigentümers des Schiffes 
gelangt find !). 
Auf die Haftung der Zubehörſtücke finden die für die Hypothek geltenden 
Vorſchriften der SS 1121, 1122 entſprechende Anwendung 2) ). 
E II 1172; P 3 503, 740. 


1. Erſtreckung der Haftung auf das Zubehör (vol. die Schlußworte des $ 1120). Bei See⸗ 
ſchiffen werden im Zweifel Gegenſtände, die in das Schiffsinventar eingetragen find, als Zubehör 
des Schiffes angeſehen; auf alle Fälle find aber die Schiffsboote Zubehör (HGB § 478). Im 
übrigen iſt für die Zubehöreigenſchaft BB g 97 entſcheidend. Über die Frage, ob der Motor 
eines Seeſchiffs (oder eines Flußkahns) als Zubehör oder als weſentlicher Beſtandteil zu gelten 
hat: RG 152, 91ff. (94). 
1157 Freiwerden von Zubehörſtücken durch Veräußerung und Entfernung vom Schiff; 88 1121, 


3. Verſicherungsgelder und Fracht unterliegen dem Pfandrecht nicht, wohl aber bleiben 
ihm getrennte Beſtandteile des Schiffes als bewegliche Sachen unterworfen. Im Gegenſaß 
zum Zubehör find dieſe auch pfändbar ($ 865 Abſ 2 ZPO). Über dieſe Fragen und zur Rechts⸗ 
erneuerung: Wüſtendörfer ZAk DR 1935, 943ff. 
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§ 1266 


Die Vorſchriften der 88 1205 bis 1257 finden inſoweit keine Anwendung, 
als ſich daraus, daß der Pfandgläubiger nicht den Beſitz des Schiffes erlangt, 
Abweichungen ergeben. In dem Falle des § 1254 tritt an die Stelle des An- 
ſpruchs auf Nückgabe des Pfandes das Necht, die Aufhebung des Pfandrechts 
zu verlangen!) 2). 

E I 1197 II 1173; M 3 847, 848; P 3 502, 

1. Anwendung der allgemeinen Vorſchriften über das Pfandrecht an beweglichen Sachen 
auf das Pfandrecht an eingetragenen Schiffen. Die Vorſchriften greifen wie folgt ineinander: 
Das Pfandrecht an eingetragenen Schiffen iſt Pfandrecht an beweglichen Sachen; daher finden 
darauf an ſich die allgemeinen Vorſchriften des BGB über das Pfandrecht an beweglichen Sachen 
unmittelbar Anwendung. Dieſe ſind inſoweit nicht anwendbar, als ſie durch beſondere Vor⸗ 
ſchriften in den 98 1260—1265, 12671271 erſetzt oder geändert find. Auch im übrigen können 
die 59 1205—1257 nur luſoweit Anwendung finden, als ſich das mit dem grundſätzlichen Unter: 
ſchied verträgt, daß der Pfandgläubiger nicht den Beſitz des Schiffes erlangt (RG 108, 165; 134, 
118). Unanwendbar find daher insbeſondere die $$ 12051207 (NG 74, 408). Anwendbar find 
dagegen die $$ 1204 (RG HR 1938 Nr 151), 1211, 1216 (RG 97, 66), 1222, 1224, 1225, 1227, 
1220, 1249, 1520, 1252, 1253, 1255, 1256, außerdem $ 1254 mit der Maßgabe, daß der Verpfänder 
und Eigentumer die Aufhebung des Pfandrechts verlangen kann, wenn dem Pfandrecht eine 
Einrede entgegenſteht, die feine Geltendmachung dauernd ausſchließt. Die Beſtimmung in $ 1257, 
daß die Vorſchriften über das rechtsgeſchäftlich beſtellte Pfandrecht auf das kraft Geſetzes beſtehende 
Pfandrecht entſprechende Anwendung finden, iſt gleichfalls ohne weiteres anwendbar ſowohl auf 
dals geſetzliche Pfandrecht am Schiff nach § 647 als auch auf die geſetzlichen Pfandrechte der 
Schiffsgläubiger. Entſprechend anwendbar ſind danach aber nicht nur die Vorſchriften aus den 
1205 —1256, die für das durch Rechtsgeſchäft beſtellte Schiffspfandrecht gelten, ſondern auch. 
die Vorſchriften über das Schiffspfandrecht ſelbſt (RG 108, 165). Von Bedeutung iſt hier $ 1268, 
allerdings nur für den Fall des $ 647 BG (geſetzliches Pfandrecht des Werkunternehmers; vgl. 
NA 4, 221), da für die Befriedigung der Schiffsgläubiger HGB $ 761 und BinnenSchch $ 103. 
Abſſ3 gelten. Die im Anſchluß an RGS 108, 165 früher hier vertretene Anſicht, 9 1253 gelte nicht 
für das geſetzliche Pfandrecht des Werkunternehmers an einem Schiff (§ 647), iſt in NG 
134, 119 unter Zuſtimmung des Senats, der früher abweichend erkannt hatte, nicht aufrecht⸗ 
erhalten worden. § 1253 iſt anwendbar und deshalb endet das Unternehmerpfandrecht mit der 
Herausgabe des Schiffes. Die Einſchränkungen der Anwendbarkeit von 88 12051257 in 8 1266 
be ziehen ſich nur auf Abweichungen, die ſich daraus ergeben, daß der Pfandgläubiger den Beſitz 
des Schiffes nicht erlangt, d. h. zur Entſtehung ſeines Pfandrechts nicht zu erlangen braucht. 
$ 1266 ſpricht alſo gerade für die Anwendbarkeit des 1253 auf das Unternehmerpfandrecht 
(vgl. hierzu Wüſtendörfer gAk dg 1935, 949 f., A zu 5 1253; A 4 zu 3 1262). 

2. Eigentümerhypothet. Befriedigt der Schiffseigentümer, der nicht zugleich der perſönliche 
Schuldner iſt, den Gläubiger, fo geht deſſen Forderung zuſammen mit dem Pfandrecht auf ihn über. 
Das Pfandrecht erliſcht trotz der Vereinigung mit dem Schiffseigentum nicht, weil der Eigentümer 
am Fortbeſtehen ein rechtliches Intereſſe hat. Dies folgt aus $ 1266 in Verb. mit 88 1225, 1250, 
1256 Abſ 2 (vgl. Wüſtendörfer aaO. 941). 


8 1267 

Der Verpfänder kann gegen Befriedigung des Pfandgläubigers die 
Aushändigung der zur Löſchung des Pfandrechts erforderlichen Urkunden 
verlangen. Das gleiche Necht ſteht dem perſönlichen Schuldner zu, wenn er 
ein rechtliches Intereſſe an der Berichtigung des Schiffsregiſters hat. 

E I 1174; P 3 739. 

Zur Löſchung erforderliche Urkunden ſind die den Formerforderniſſen des FGG $ 107 ent⸗ 
ſprechenden Urkunden über die Löſchungsbewilligung oder das Erlöſchen der Forderung. 

Die Befriedigung des Pfandgläubigers kann auch durch Hinterlegung oder Aufrechnung ein⸗ 
treten; dies ergibt ſich aus $ 1224 (81266 A 1). Vgl. im übrigen $$ 1144, 1167. 


8 1268 
Der Pfandgläubiger kann ſeine Befriedigung aus dem Schiffe und dem 
Zubehöre nur auf Grund eines vollſtreckbaren Titels nach den für die Zwangs⸗ 


vollſtreckung geltenden Vorſchriften ſuchen 1) 2), 
E 1 1204 II 1175; M 3 849, 850; P 3 504; 4 611. 
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1. Die Befriedigung des Pfandgläubigers durch Zwangs vollſtreckung findet nach Maßgabe 
der 88 864, 865, 870 Abſ 2 ZPO und der 88 162—170 3G ſtatt (vgl. $ 1003 A 2). Als Voll⸗ 
ſtreckungtitel genügt das vollſtreckbare Urteil oder die ſonſt vollſtreckbare Urkunde gegen den Schuld⸗ 
ner, wenn dieſer Eigenbeſitzer ($ 872) des Schiffes iſt. Befindet ſich ein anderer im Eigenbeſitz des 
Schiffes, fo muß erſt gegen ihn durch Klage auf Duldung der Zwangsverſteigerung ein Voll⸗ 
ſtreckungstitel geſchaffen werden (8G 8 164). Die Unterwerfung des Schiffseigentümers unter 
die ſofortige Zwangsvollſtreckung in der Weiſe, daß die Zwangsvollſtreckung aus der Urkunde 
gegen den jeweiligen Eigentümer des Schiffes zuläſſig fein ſoll, tft unzuläſſig (RJA 10, 122). 

2. Zwangsvollſtreckung aus geſetzlichemm Pfandrecht an Schiffen: RIA 4, 221 (vgl. $ 1266 A). 


5 1269 


Iſt der Gläubiger unbekannt, fo kann er im Wege des Aufgebotsverfahrens 
mit feinem Pfandrecht ausgeſchloſſen werden, wenn die im § 1170 oder die 
im § 1171 für die Ausſchließung eines Hypothekengläubigers beſtimmten 
Vorausſetzungen vorliegen. Mit der Erlaſſung des Ausſchlußurteils erliſcht 
das Pfandrecht. Die Vorſchrift des § 1171 Abſ 3 findet Anwendung. 

E II 1176; P 3 507, 508, 739; 6 391, 302. 


Aufgebot und Ausſchließung unbekannter Schiffspfandgläubiger. Fur das Verfahren 
gelten BRD 88 988, 1024 PZO (vgl. auch HGB $ 765; BinnenSh& 110). 


8 1270 


Auf das Pfandrecht für die Forderung aus einer Schuldverſchreibung 
auf den Inhaber, aus einem Wechſel oder aus einem anderen Papiere, das 
durch Indoſſament übertragen werden kann, finden die Vorſchriften des 5 1189, 
auf das Pfandrecht für die Forderung aus einer Schuldverſchreibung auf den 
Inhaber finden auch die Vorſchriften des § 1188 entſprechende Anwendung. 

E II 1178; P 4 611, 612. 

Vgl. die Anm. zu 88 1188, 1189. 


8 1271 


Das Pfandrecht kann in der Weiſe beſtellt werden, daß nur der Höchſt⸗ 
betrag, bis zu dem das Schiff haften ſoll, beſtimmt, im übrigen die Feſtſtellung 
der Forderung vorbehalten wird. Der Höchſtbetrag muß in das Schiffsregiſter 
eingetragen werden. 

Iſt die Forderung verzinslich, jo werden die Zinſen in den Höchſtbetrag 
eingerechnet. 

E II 1177; P 3 780. 

Vgl. 98 1190 Abſ 1, 2 (1264 A 1). Unterſchiede gegenüber der Höchſtbetragshypothek ergeben 
ſich daraus, daß im Bereich des Schiffspfandrechts ein der Eigentümergrundſchuld ähnliches 
Gebilde nicht entſtehen kann. Das Schiff iſt alſo immer nur inſoweit belaſtet, als die geſicherte 
Forderung reicht. Der eingetragene Höchſtbetrag entſcheidet nicht. 


8 1272 


Die Vorſchriften der 88 1260 bis 1271 gelten auch für das Pfandrecht an 
einer Schiffspart 17%). 

E 1 1205 II 1179; M 3 860, 851; P 3 504 —506. 

1. Schiffspart im eigentlichen, engeren Sinne ift nach HGB 99 474ff. ein Anteil an einem 
Schiff, das zum Erwerb durch die Seefahrt beſtimmt iſt, und zwar Anteil eines Miteigen- 
tümers mit der Beſonderheit, daß in dem Miteigentumsanteil ſich zugleich die Teilhaberſchaft 
an der Erwerbsgeſellſchaft verkörpert. Das Binnenſchiffahrtsgeſetz kennt den Begriff nicht. Aber 
9858 ZP bezeichnet damit jeden Anteil an einem im Schiffsregiſter eingetragenen Schiff. 
In dieſem Sinn iſt er auch im § 1272 zu verſtehen. 

2. Bruchteilverpfändung. Ob es überhaupt möglich iſt, einen Bruchteil eines im Alleineigen- 
tum ſtehenden eingetragenen Schiffes zu verpfänden, iſt ſtreitig. Hat man anzunehmen, daß im 
allgemeinen Bruchteile beweglicher Sachen verpfändet werden können — und darüber herrſcht 
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Einigkeit (vgl. $ 1258 A 6) —, fo muß man jedenfalls bei nicht eingetragenen Schiffen die Bruch- 
teilverpfändung zulaſſen. Steht aber dies feſt, ſo iſt aus der Sonderart des Regiſterpfandrechts 
kein triftiger Grund gegen eine ſolche Bruchteilverpfändung bei eingetragenen Schiffen herzu⸗ 
leiten. Fraglich wird allerdings ſein, inwieweit auf dem Gebiete des Seerechts die Möglichkeit 
der Bruchteilverpfändung neben der der Schiffspart gegeben iſt. Soweit man die Bruchteil⸗ 
verpfändung bei eingetragenen Schiffen als zuläffig anzuerkennen hat, werden auf ein ſolches 
Pfandrecht die Vorſchriften über das Schiffspfandrecht und insbeſondere die über das Pfand⸗ 
recht an der Schiffspart entſprechend anzuwenden ſein. 

3. Für entſprechende Anwendung des § 1258 auf die Schiffspart im Sinne des § 474 HGB 
iſt überhaupt kein Raum, für entſprechende Anwendung auf andere Miteigentumsanteile an 
eingetragenen Schiffen und Bruchteile, die nicht Miteigentumsanteile find, kommen nur § 1258 
Abſ 2. 3 in Betracht, da Abſ 1 den Beſitz des Pfandes vorausſetzt. Hinſichtlich der Bezeichnung 
der Schiffspart im Eintragungsantrag: RIA 11, 99. 

4, Die Zwangs vollſtreckung zur Befriedigung aus der verpfändeten Schiffspart iſt in ZPO 
$ 858 geordnet, die Zwangsverſteigerung zwecks Aufhebung der Gemeinſchaft in den 38 180ff. 
BVG, Das Pfandrecht am ganzen Schiff geht dem an der Schiffspart vor, $ 1261 regelt nur den 
Rang der an dem Schiff beſtellten Pfandrechte. Entſprechend bleiben die Pfandrechte am Schiff 
bei der Zwangsvollſtreckung in die Schiffspart auſter Betracht ($ 858 Abſ 6 ZPO). Der Rang 
mehrerer Pfandrechte an einer Schiffspart richtet ſich nach $ 1272 aber wiederum nach der Vor⸗ 
ſchrift des § 1261. 


Zweiter Titel 
Pfandrecht an Rechten 


8 1273 


Gegenſtand des Pfandrechts kann auch ein Necht fein .). 

Auf das Pfandrecht an Nechten finden die Vorſchriften über das Pfand⸗ 
recht an beweglichen Sachen entſprechende Anwendung, ſoweit ſich nicht aus 
den 58 1274 bis 1296 ein anderes ergibt e). Die Anwendung der Vorſchriften 
des § 1208 und des $ 1213 Abſ 2 ift ausgeſchloſſen 2) 4). 


E 1 1206, 1209, 1214 II 1180; M 3 852, 854, 855, 857, 858; P 3 517, 519, 521. 


1. Recht als Gegenſtand des Pfandrechts (vgl. auch § 1068). Nach dem Wortlaut hat es 
den Anſchein, als ob jedes Recht, gleichviel welcher Art, verpfändet werden könnte. In Wirt 
lichkeit beſtehen, abgeſehen von der Einſchränkung auf üb ertragbare Rechte im $ 1274, weſent⸗ 
liche Einſchränkungen. Es ſcheiden aus: das Eigentum an Sachen, denn es iſt die Grund⸗ 
lage des Sachpfandrechts; die Anteile der Miteigentümer, denn ſie werden dem Eigentum 
gleich behandelt (5 1204 A 3; f 1258 A 1; N 146, 335); die Rechte, die den Grund⸗ 
ſtücken gleichgeſtellt ſind, wie das Erbbaurecht ($ 1017, jetzt $ IL Abſ 1 der VO über 
das Erbbaurecht vom 15. 1. 1919, RG Bl 1919, 72; 1935 I, 418), und die auf den Gebieten der 
landesrechtlichen Vorbehalte durch Landesgeſetz den Grundſtücken gleichgeſtellten ſelbſtändigen 
Rechte, für die nur die Belaſtungsformen des Grundſtücksverkehrs in Frage kommen. Aber auch 
die geſchaftlichen Unternehmen als ſolche ſcheiden aus, weil fie wohl den Gegenſtand ſchuldrecht⸗ 
licher Beziehungen, aber nich wen eines einheitlichen dinglichen Rechts bilden können (RG 70, 231; 
95, 237). Ferner kommen für eine Verpfändung die Rechte nicht in Betracht, die nicht ſelb⸗ 
ſtändig verkehrsfähig ſind: ſo die Grunddienſtbarkeiten und alle ſogenannten ſubjektiv⸗ 
dinglichen Rechte als untrennbar von dem herrſchenden Grundſtücke, die Hypothek und 
das Pfandrecht als untrennbar von der Forderung, die ſie ſichern, der Titel einer Zeit⸗ 
ſchrift als untrennbar von dieſer, die Firma als untrennbar vom Geſchäft (RG 68, 55; 
95, 236), anderſeits unſelbſtändige Einzelbefugniſſe, die nur den Ausfluß eines anderen Rechtes 
bilden, z. B. der Anſpruch des Miterben auf Auseinanderſetzung, der Anſpruch auf Teilung 
einer ehelichen Gütergemeinſchaft (Bay Obs 10, 4). Nicht Gegenſtand des Pfand⸗ 
rechts können mit Rückſicht auf ſeinen Zweck und Inhalt auch alle die Rechte ſein, die nicht Ver⸗ 
mogensrechte find, ſowie ſolche Rechte, die nicht verwertet, d. h. nicht auf dem Wege der 
Beitreibung oder Veräußerung zu Geld gemacht werden können (vgl. $ 1204 A 4). 

Hiernach bleiben als Rechte, die den Gegenſtand des Pfandrechts bilden können, der Haupt⸗ 
fache nach übrig die Forderungen, Grundſchulden, Rentenſchulden, angefallenen Erbſchaften, 
Erbteile, d. h. die Rechte der Miterben am Nachlaß als an einem Inbegriff von Rechten und 
Pflichten (RG 84, 396; 87, 324; 90, 234; über die Zuläſſigkeit der Eintragung der Verpfändung 
eines Erbanteils im Grundbuch: K RR 1934 Nr 1055; $ 1276 A 1), der Pflichtteilsanſpruch nach 
$ 2317, wenn er auch nach $ 852 30 nicht unbeſchränkt pfändbar iſt, Urheberrechte, Verlags⸗ 
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rechte, Patentrechte und ſonſtige ſelbſtändige gewerbliche Schutzrechte (über die Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung in ſolche Schutzrechte: Berner DRM 1939, 217); ferner Steuergutſcheine (§ 1293 A) 
und der Anſpruch auf ſolche (DurchfVO. vom 26. 4. 1939 RGBl I, 829 $ 12), endlich ge⸗ 
wiſſe Geſellſchaftsanteile, insbeſondere Aktienrechte, Geſchäftsanteile bei Geſellſchaften mit be⸗ 
ſchränkter Haftung. An zukünftigen Rechten kann vor ihrer Entſtehung ein Pfandrecht 
ebenſowenig entſtehen und beſtehen wie an zukünftigen Sachen. Die Pfandbeſtellung kann aber, 
wie für zukünftige Sachen (vgl. § 1204 A 7), ſo auch für zukünftige Rechte derart vorbereitet 
werden, daß die Einigung der Beteiligten und ſelbſt die Mitteilung an den zukünftigen Dritt- 
verpflichteten ſchon vor der Entſtehung des Rechtes für den Fall der Entſtehung ſtattfindet, ſo daß 
zugleich mit dem Recht auch das Pfandrecht daran ins Leben tritt (RGS 55, 334; 67, 166; 68, 55: 
75, 225; 82, 229; Warn 1911 Nr 274). Immer aber muß die künftige Forderung weniaſtens 
beſtimmbar ſein; ſie muß nach dem zur Zeit der Verpfändung geltenden Recht möglich, die 
Rechtsgrundlage für die Möglichkeit ihrer künftigen Entſtehung muß gegeben ſein, wenn auch der 
geſetzliche Tatbeſtand, an den das Vorhandenſein der Forderung geknüpft iſt, noch nicht vollſtändig 
verwirklicht ſein mag (RG 134, 227; 149, 21; RG HRR 1935 Nr 576). Der Beſtimmbarkeit fteht 
es nicht entgegen, daß im Zeitpunkt der (Abtretungs⸗)Erklärung die Perſon des Schuldners oder 
der Inhalt des (abgetretenen) Anſpruchs noch nicht bezeichnet werden kann; er genügt, daß dies 
im Zeitpunkt der Abtretung (Verpfändung) möglich iſt (RG 136, 103). Möglich iſt hiernach ſogar 
die Verpfändung „aller gegenwärtigen und künftigen Forderungen“ gegen einen beſtimmten 
Schuldner (RG 136, 425; RG JW 1911, 36728). Eine Vereinbarung, wonach die künftige Forde⸗ 
rung einer Fabrik gegen ihre Abnehmer aus einem Werklieferungsvertrag inſoweit abgetreten 
oder verpfändet) wird, als in ihr das Entgelt für ſolche bei dem Werk verwendete Waren ſteckt, 
die der Abtretungsempfänger (Gläubiger) dem Fabrikherrn geliefert hat, iſt mangels Beſtimmt⸗ 
heit oder Beſtimmbarkeit des Abtretungsgegenſtandes nichtig (RG 142, 139). Dieſes Be⸗ 
denken beſteht nicht, wenn alle Forderungen abgetreten (verpfändet) ſind, die aus der Weiter⸗ 
veräußerung der gelieferten Ware entſtehen, gleichviel, ob dieſe in unverändertem Zuſtand oder 
nach Verbindung, Vermiſchung oder Verarbeitung weiterveräußert wird. Nur darf auch hier 
keine Unklarheit über den Umfang der abgetretenen (verpfändeten) Forderungen beftehen (vgl. 
RG 155, 26; RG JW 1939, 56324). Es genügt, daß die Beſtimmung (3. B. bei der Haftpflicht⸗ 
verſicherung [ogl. darüber Thees DX 1938, 938; 1939, 81, 782; Heldrich D 1938, 1356; 1939, 
7773 91274 A 21) durch das bei der Verpfändung mindeſtens als möglich vorausgeſetzte (ſchädigende) 
Ereignis eintritt. Aktienrechte können ſchon vor der Ausgabe der Aktienurkunden beſtehen; ihre Ver⸗ 
pfändung iſt alsdann rechtlich möglich (RG 86, 155; RG 24.5. 17 11 551/16). Über die Bedeutung 
der Abrede, daß Forderungen des Kunden, die in die Verfügungsgewalt der Bank gelangt ſind, 
als Pfand für die Anſprüche der Bank an den Kunden dienen ſollen: RG 116, 200 ff.; über die 
Verpfändung von künftig möglicherweiſe entſtehenden Eigentümergrundſchulden: vgl. 
A 3 zu $ 1163 und A I zu $ 1190; über die Verpfändung der Anwartſchaft beim Eigentums⸗ 
vorbehalt (8 455): $ 1204 A 2 Abſ 2. 

2. Die Vorſchriften über das Sachpfandrecht ſind auf das Pfandrecht an Rechten nicht 
gleichmäßig anzuwenden. Denn die Vorausſetzungen der Entſtehung und des Beſtandes des 
Pfandrechts (Einigſein, Übergabe, Eintragung) weichen bei den einzelnen Arten des Pfandrechts 
an Rechten voneinander ab. Als allgemein anwendbar konnen angeſehen werden die $$ 1204, 
1209, 1210, 1211, 1213 Abſ 1, 1214, 1222, 1223 (RG Dig 1929, 442), 1224—1226, 1228 Abſ 2, 
1229, 1232 (RG 87, 325; 97, 42), 1249, 1250, 1252 (RG 145, 331), 1256 (RG 154, 383). Anwend⸗ 
bar iſt auch der Grundſatz, daß ein Pfandrecht nicht er Vertrag zugunſten eines Dritten 
beſtellt werden kann (A 1 zu $ 929 und A 2 zu 8 1205). Im einzelnen iſt noch zu bemerken: Er⸗ 
liſcht ein Pfandrecht an den Anteilen einer GmbH, fo iſt in entſprechender Anwendung von 
$ 1223 Abſ 1 der bisherige Pfandgläubiger verpflichtet, die über die Anteile ausgefertigten und ihm 
eingehändigten Scheine zurückzugeben und jeden Eingriff in die Rechte der Anteilseigner zu unter⸗ 
laſſen (96 100, 277). Die Vorſchrift des J 1225 Abſ 1 ift entſprechend anwendbar, auch wenn die 
Befriedigung aus dem Pfande bewirkt wird (RG Recht 1918 Nr 244— 246; vgl. $ 1225 A 1). Die 
übrigen Vorſchriften ſind — abgeſehen von den überhaupt von der Anwendung ausgeſchloſſenen 
$$ 1208, 1212, 1213 Abſ 2 ($ 1213 A 5) — uneingeſchränkt nur auf das Pfandrecht an Inhaber ⸗ 
papieren, ſonſt teils gar nicht, wie $ 1207, teils nur für einzelne Arten des Pfandrechts an Rechten 
und mit Einſchränkungen anwendbar, $ 1227 z. B. nur, wenn der Pfandgläubiger in den Beſitz 
eines körperlichen Gegenſtandes, etwa einer Urkunde, gelangt iſt (RG 14. 5. 18 VII 51/18). Unan⸗ 
wendbar find insbeſondere die Vorſchriften über den Pfandverkauf (89 1228 Abſ 1, 1230—1248), 
da aus Rechten mit Ausnahme der Fälle der 85 1293, 1295 grundſätzlich nicht durch gewöhnlichen 
Pfandverkauf, ſondern nach $ 1277 nur im Wege der Zwangsvollſtreckung Befriedigung geſucht 
werden kann (bel. RG 61, 333). Wer einen Erbteil verpfändet erhalten hat, darf deſſen 
Verſteigerung, die ein nachſtehender Pfändungsgläubiger auf Grund gerichtlicher Anordnung 
(8857 Abſ 5 ZPO) vornimmt, nur dann widerſprechen, wenn ſchon vor der Anordnung der Ver⸗ 
ſteigerung ſeine eigene Rechtsſtellung eine abweichende Richtung eingenommen hatte, z. B. durch 
einen Antrag auf Auseinanderſetzung nach § 86 Abſ 2 FGG; dies folgt aus dem Grundſatz ($ 1232), 

BGB, Kommentar von Reichsgerichtsräten. 9. Aufl. III. Bd. (Schack. ) 51 


802 Sachenrecht Pfandrecht an beweglichen Sachen und an Rechten 


daß der nachſtehende Pfandgläubiger das Pfand veräußern darf, wenn bei ihm alle Voraus⸗ 
ſetzungen dazu erfüllt ſind, der vorgehende Pfandgläubiger aber tatſächlich oder rechtlich dazu noch 
nicht in der Lage iſt (RG 87, 327; vgl. auch RG 97, 42). 

3. Das Pfändungspfandrecht an Rechten folgt den Regeln der ZPO 8 828 ff. Geſetzliche 
Pfandrechte an Rechten find in HOB 88399 (Kommiſſionärpfandrecht an Forderungen), 756, 
758 (Pfandrecht der Schiffsgläubiger an der Fracht) gegeben. Auf ſie ſind die Vorſchriften der 
88 1273 ff. entſprechend anzuwenden. 

4. Zwiſchenſtaatliches Recht und Verhältnis zum öſterreichlſchen Recht: As vor $ 1204. 


8 1274 


Die Beſtellung des Pfandrechts an einem Rechte erfolgt nach den für die 
Übertragung des Nechtes geltenden Vorſchriften ). Iſt zur Übertragung 
des Nechtes die Übergabe einer Sache erforderlich, ſo finden die Vorſchriften 
der 88 1205, 1206 Anwendung 2). 

Soweit ein Necht nicht übertragbar iſt, kann ein Pfandrecht an dem Nechte 
nicht beſtellt werden ). 


E 1207, 1208, 1210 II 1181; M 3 852-855; P 3 517, 519. 


1. Die Beſtellung des Pfandrechts an Rechten. Der Satz, daß die Pfandbeſtellung nach den 
Vorſchriften zu geſchehen hat, die für die Übertragung des Rechtes gelten, bedeutet nicht, 
daß zum Zwecke der Pfandbeſtellung eine Übertragung des Rechtes, d. h. eine — an ſich natürlich 
mögliche — Sicherungsübereignung ſtattzufinden hätte (RG Gruch 49, 97). Vielmehr wird als 
Willenstatbeſtand, wie bei jeder Pfandrechtsbeſtellung, das Einigfein des Verpfänders und des 
Gläubigers dahin vorausgeſetzt, daß dem Gläubiger zur Sicherung ſeiner Forderung das Pfand⸗ 
recht an dem Rechte zuſtehen ſoll (8 1205) und daneben wird verlangt, daß die Beteiligten außerdem 
den äußeren Geſchäftstatbeſtand erfüllen, den das Geſetz für die Übertragung des Rechtes ſelbſt 
vorſchreibt. Sie haben alſo, wo für die Übertragungserklärung ſchriftliche Form vorgeſchrieben iſt, 
die Pfandbeſtellungserklärung ſchriftlich abzugeben; ſie haben, wenn die öffentliche Beurkundung 
der Übertragung vorgeſchrieben iſt, die Pfandbeſtellung beurkunden zu laſſen; wo für die Übertra- 
gung des Rechtes die Eintragung ins Grundbuch vorgeſchrieben iſt, haben ſie die Verpfändung ins 
Grundbuch eintragen zu laſſen, und der Verpfänder hat in den Fällen, in denen z. zur Über⸗ 
tragung einer Grundſchuld die Übergabe des Grundſchuldbriefs nötig iſt, auch zum Zwecke der 
Verpfändung der Grundſchuld dem Gläubiger den Grundſchuldbrief zu übergeben (NG JW 04, 
4855; RGS 21. 3. 08 V 375/07). 

Welche Vorſchriften für die Übertragung des Rechtes im einzelnen Falle gelten, beſtimmt 
ſich nach der Art des zu verpfändenden Rechtes. Hier ſollen nur die hauptſächlichſten her⸗ 
ausgegriffen werden: Allgemein gilt für Forderungen, für die nichts anderes vorgeſchrieben 
ift, daß zur Übertragung ein (formloſer) Vertrag zwiſchen dem bisherigen und dem neuen Gläubiger 
notwendig ift (5 398, vgl. dazu $ 1280). Das gleiche gilt von der Übertragung von Patentrechten 
(Ach 75, 225). Für die Abtretung von Hypothekforderungen ift Erteilung der Abtretungs⸗ 
erklärung in ſchriftlicher Form und Übergabe des Hypothekenbriefs erforderlich (RG 149, 95; vgl. 
hierzu auch RG 63, 230; 78, 26 betr. Hypotheken- oder Grundſchulden⸗Abtretung und -Verpfändung 
durch eine unausgefüllte Urkunde oder eine wiederverwendete alte Urkunde; die etwa noch verbliebe⸗ 
nengweifel ſind jetzt dahin gelöft, daß die Blankoabtretung unwirkſam iſt und auch nicht durch nach⸗ 
trägliche Ausfüllung des Namens wirkſam wird, daß die Blankoverpfändung aber wirkſam 
iſt, wenn auch das Pfandrecht erſt mit der abredemäßigen Ausfüllung und durch dieſe entſteht 
(RG 29. 10. 27 V 56/27). Darüber, daß ein Vertrag über die Verpfändung von Hypotheken⸗ 
briefen oder über deren Hinterlegung bei einem Notar zur Sicherheit des Darlehnsgläubigers als 
Verpfändung der Hypotheken ſelbſt aufgefaßt werden kann: RG 149, 95; Warn 1932 Nr 137). 
Die Verpfändung des Hypothekenbriefs allein hat keine Pfandwirkung, weder für die Forderung 
noch für den Brief (8 1204 A 4). Iſt die Erteilung des Briefes ausgeſchloſſen, ſo bedarf es zur 
Abtretung der Einigung über die Rechtsänderung und ihrer Eintragung in das 
Grundbuch (88 1154, 873). Handelt es ſich ſolchenfalls um eine Geſamthypothek, ſo ent- 
ſteht das Pfandrecht daran erſt, wenn die Rechtsänderung auf allen beteiligten Grundbuch- 
blättern eingetragen ift (Rh 63, 74). Wegen der Verpflichtung zur öffentlichen Beglaubi⸗ 
gung der Verpfändungserklärung: $ 1154 Abſ 1 Satz 2; RG Warn 1935 Nr 102. Eine durch 
Hypothek geſicherte Forderung kann ohne die Hypothek wie nicht abgetreten, ſo auch nicht ver⸗ 
pfändet werden (RG Warn 1918 Nr 56). Die ſchriftliche Verpfändungserklärung muß auch die 
Angabe der Forderung enthalten, welche geſichert werden ſoll (RG 136, 424). Iſt die For⸗ 
derung irgendwie in der Urkunde, wenn auch nur unvollkommen bezeichnet, ſo genügt es, daß ſie 
in Verbindung mit anderen, ſelbſt außerhalb der Urkunde liegenden Umſtänden, feſt⸗ 
geftellt werden kann (MG HRR 1935 Nr 675; Warn 1935 Nr 102; Ji 1937, 25191). Soweit 
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für eine Verpfändungs⸗ (oder ſonſtige Willens-Jerklärung Schriftlichkeit vorgeſchrieben ift, 
muß die Erklärung in ihrer Geſamtheit in einer Urkunde enthalten ſein; erſtreckt ſie ſich über 
mehrere Blätter, ſo müſſen dieſe zu einer einheitlichen Urkunde im Rechtsſinne zuſammen⸗ 
gefaßt werden; enthalten ſie in ſich ſelbſtändige Willenserklärungen, ſo bedarf es außerdem einer 
Bezugnahme der einen auf die andere (RG 136, 424). Zur „Erteilung“ einer ſchriftlichen Er⸗ 
Härung ($$ 1274, 1154) iſt aber die Aushändigung des fie enthaltenden Schriftſtücks nicht erfor⸗ 
derlich, ſondern jeder Vorgang genügt, durch den ſich der Erklärende des Schriftſtücks in ſolcher 
Weiſe zugunſten des Erklärungsempfängers entäußert, daß dieſer darüber verfügen kann (RG 
148, 353 f.; HRR 1935 Nr 675). Dies iſt bei der Hypothekenverpfändung wichtig, wenn die 
Verpfändungserklärung ſelbſt die pfandgeſicherte Forderung zwar nicht bezeichnet, dieſe Angabe 
ſich aber aus ergänzenden Urkunden ergibt, die ſich bei den Gerichtsakten befinden, wo ſie dem 
Erklärungsgegner zur Verfügung ſtehen (RG 148, 353 f.). — Über die Verpfändung von Hypo⸗ 
thekenforderungen in Bankbedingungen und ihre (zuläſſige) Bezeichnung durch die Bezug⸗ 
nahme auf ein künftiges Ereignis, den Beſißerwerb der Bank an den entſprechenden Hypotheken⸗ 
briefen: RG Warn 1933 Nr 115; HRR 1935 Nr 675. Zur Abtretung eines Geſchäftsanteils 
einer Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung und demgemäß auch zur Verpfändung 
bedarf es nach GmbH®& 8 15 Abſ 3 eines in öffentlicher Form geſchloſſenen Vertrags (RG 53, 107; 
58, 223; IW 04, 4517; Warn 1912 Nr 92; bloße Übergabe der Anteilſcheine genügt nicht, NRG 
28. 10. 21 VII 78/21). Derſelben Form bedarf es zur Verpfändung des Anteils an einem 
Nachlaß ($ 2033 Abſ 1 Satz 2; RG 90, 234). 

Der ſchuldrechtliche Vertrag, durch den ſich jemand zur Verpfändung eines Rechtes ver- 
pflichtet, bedarf keiner Form (vgl. RG 58, 226, betr. die G. m. b. H.⸗Anteile). Zu beachten iſt 
deshalb, daß in einer Verpfändungserklärung, die zur Beſtellung des Pfandrechts an dem Recht 
nicht genügt, eine Verpflichtung zu einer ſolchen Beſtellung liegen kann (RG JW 1937, 211820). 

Die Ermächtigung, die zur Entſtehung des Pfandrechts erforderlichen Mitteilungen an 
den Schuldner ($ 1280) im Namen des Verpfänders abzugeben, kann auch als Ermächtigung des 
Pfandgläubigers zum Abſchluß des Verpfändungsvertrags mit ſich ſelbſt ($ 181) ausgelegt 
werden (RG JW 1932, 392). Die Verpfändung eines (Feuer) Verſicherungsanſpruchs 
hinſichtlich der einem Grundſtückseigentümer zuſtehenden Entſchädigungen (für bewegliche 
Sachen) iſt in der Weiſe denkbar, daß der Verſicherer in Vollmacht des Eigentümers den Hypo⸗ 
thekenſicherungsſchein an den Pfandgläubiger abſendet; in deſſen Schweigen nach Ent⸗ 
gegennahme des Scheins kann die Annahme des Verpfändungsantrags liegen (NG JW 1932, 
253810, inſoweit in RG 135, 159 nicht mit abgedruckt). — Räumt der Abtretungsempfänger einer 
Forderung einem Pfandgläubiger einen „Vorrang“ an ihr ein, ſo kann darin die Beſtellung 
eines rechtsgeſchäftlichen Pfandrechts liegen (NG JW 1934, 221°). Daneben bleibt ſolchenfalls 
der Weg über $ 185 Abf 2 offen, um eine wegen Nichtanzeige (§ 1280) unwirkſame Pfandrechts⸗ 
beſtellung wirkſam zu machen (Lehmann JW 1934, 221). 

2. Verpfändung der Forderung mittels Übergabe einer Sache. In Betracht kommt haupt⸗ 
ſächlich die Verpfändung einer Hypothek, Grundſchuld oder Rentenſchuld mittels Übergabe des 
Briefes (vgl. § 1205 A 8; § 1274 A 1 Abſ 2). Aber auch Wechſel und Schecks können nach $ 1274 
verpfändet werden, wenn das wohl auch nicht oft vorkommen wird (vgl. darüber $ 1292 A 1). — 
Durch die Bezugnahme auf die $$ 1205, 1206 wird die Anwendung der $8 930 u. 931 abgelehnt 
und die Verpfändung unter Beſitzvorbehalt ausgeſchloſſen, aber die Verpfändung durch Ein⸗ 
räumen des Mitbeſitzes ermöglicht (RG Warn 1914 Nr 58; HRR 1935 Nr 675; KG JW; 1934, 
16691; 1936, 113615). Die Begründung eines bloßen Beſitzdienerverhältniſſes im Sinne des 
$ 855 reicht für die Übergabe nicht aus (RG 92, 265). 

Für die Verpfändung der Rechte aus dem Lagervertrag iſt bei Ausſtellung eines Lager- 
empfangsſcheins die Anzeige des Verpfänders an den Schuldner (Lagerhalter) erforderlich (8 1280); 
bei Ausſtellung eines Namenslagerſcheins bedarf es außer dem Verpfändungsvertrag auch 
der Übergabe des Papiers, dann ift alſo $ 1274 Abſ 1 Satz 2 anwendbar (Gadow Verfft 1937, 158 
gegen § 48 Ce der Allg. Deutſchen Spediteurbedingungen); über die Verpfändung des Lagergutes 
ſelbſt mit Hilfe des Lagerempfangsſcheins, des Namens⸗ und des Inhaberlagerſcheins: daf. 195. 

8. Unübertragbare Rechte find ſolche Rechte, die nach beſonderer Geſetzesvorſchrift oder nach 
ihrem Inhalt nicht abgetreten werden können, und insbeſondere Forderungen, deren Abtretung 
nach § 399 durch Vereinbarung mit dem Schuldner ausgeſchloſſen iſt. Geſetzlich unübertragbar 
find u. a. Vereinsmitgliedſchaftsrechte (5 38), unpfändbare Forderungen (8 400; ogl. $ 394 
A 1 und RG 106, 125), Vorkaufsrechte (§ 514), im Zweifel Anſprüche auf perſönliche Dienſt⸗ 
leiſtungen ($ 613), gewiſſe Anſprüche der Geſellſchafter aus dem Geſellſchaftsverhältnis (8 717; 
RG Warn 1910 Nr 55; wobei aber zu beachten, daß $ 717 nachgiebiges Recht enthält [NG Warn 
1920 Nr 10; vgl. 81280 A 1; Criſolli JW 1935, 842], eine dagegen verſtoßende Verfügung auch 
nur den geſchuͤtzten Perſonen gegenüber unwirkſam iſt [M& 92, 4001); ferner Schmerzensgeld⸗ 
anſprüche $ (847), der Nießbrauch ($ 1059; KG Seuff Bl 75, 719), die beſchränkte perſönliche Dienſt⸗ 
barkeit ($ 1092), ſowie eine Reihe von Rechten aus dem Gebiete des Familienrechts (88 1300, 
1408, 1427, 1442, 1487, 1519, 1549, 1585, 1623, 1658), der gegen die Verſicherungsgeſellſchaft 
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gerichtete Befreiungsanſpruch eines gegen Haftpflicht Verſicherten (RG 70, 257; 158, 12); vgl. 
aber über die Verpfändbarkeit der Anſprüche des Verſicherungsnehmers aus der Haft⸗ 
pflichtverſicherung zu gunſten des durch das Haftpflichtereignis Geſchädigten und die damit 
zuſammenhängenden Fragen: Thees Dai 1938, 938; 1939, 81, 782; Heldrich Di 1938, 1355; 
1939, 777 (oben $ 1273 A1 lin Oſterreich beſteht inſoweit ein geſetzliches Pfandrechtj). — 
Nach ſeinem Inhalt unverpfändbar iſt z. B. der Anſpruch des Bauſparers auf Hergabe des Bau⸗ 
darlehns; die Verpfändung wäre mit dem Vertragszweck unvereinbar. Abgetreten werden kann 
der Anſpruch nur mit Zuſtimmung der Bauſparkaſſe und unter gleichzeitiger Übernahme des 
Bauſparvertrags durch den neuen Gläubiger. Durch Vertrag und mit dinglicher Wirkung kann 
3. B. die Verpfändbarkeit einer Hypothek ausgeſchloſſen werden (HRN 1934 Nr 557). — Sit bei 
einer Lebens verſicherung ein Bezugsberechtigter genannt, fo iſt die Verpfändung des An⸗ 
ſpruchs auf die Verſicherungsſumme durch den Verſicherungsnehmer nur möglich, wenn er die 
Nennung des Bezugsberechtigten widerrufen darf und auch (der Geſellſchaft gegenüber) widerruft. 
Sonſt erwirbt der Bezugsberechtigte beim Tode des Verſicherungsnehmers und Verſicherten un⸗ 
mittelbar den — vom Pfandrecht unbeſchwerten — Anſpruch (RG 127, 269ff.; vgl. auch RG 140, 
30ff.). Eine Verſicherungsforderung, welche ſich auf Grundſtückszubehör bezieht, kann 
trotz $ 15 VVG verpfändet werden; denn unter unpfändbaren Sachen im Sinne dieſer Vorſchrift 
ſind nur ſolche zu verſtehen, die keiner irgendwie gearteten Zwangsvollſtreckung unterliegen, nicht 
aber ſolche, die, wie das Grundſtückszubehör, zwar nicht der Zwangsvollſtreckung in das beweg ⸗ 
liche Vermögen ($ 865 Abſ 2 ZPO), wohl aber der in das unbewegliche Vermögen unterliegen 
(RG 135, 160). — Anſprüche aus der Sozialverſicherung find nur in beſchränktem Umfang 
unpfändbar: RVO § 119; Angeſt VG $ 50; über die Frage der Verpfändbarkeit der An⸗ 
ſprüche aus der Handwerkerverſicherung: Geſ. vom 21. 12. 1938 RG Bl. I, 1900 und 
dazu Brunn Neumannsz 1939, 110. Poſtſparkaſſeneinlagen find zwar übertragbar und 
pfändbar, aber nicht verpfändbar (1. Durchf VO z. Erlaß über das Poſtſparkaſſenweſen v. 11. 
11. 1938 58 16, 17 RGBl I, 1647). — Über die Verpfändbarkeit von Mitgliederanteilen an 
Heubergs⸗Genoſſenſchaften: ZW 1938, 31192. — Als beſondere Geſetzesvorſchriften, 
welche die Abtretung und damit auch die Verpfändung von Rechten ausſchließen, kommen 
insbeſondere auch landesrechtliche Vorſchriften in Betracht: ſo die Vorſchriften der Landes⸗ 
geſetze über die Unzuläſſigkeit der Abtretung von Gehaltsanſprüchen und Ruhegehaltsanſprüchen 
(RG Dig 1911, 1274). 

Kann die Ausübung eines nicht übertragbaren Rechtes einem anderen überlaſſen 
werden, fo kann auch das Recht auf Überlaſſung der Ausübung übertragen und verpfändet werden 
(Prot 3,517). Eine ſolche Verpfändung begründet aber kein Pfandrecht an dem auszuübenden 
Recht ſelbſt. Nießbrauchsrechte und beſchränkte perſönliche Dienſtbarkeiten ſind 
zwar in gewiſſem Umfang übertragbar; nur inſoweit iſt auch ihre Belaſtung mit einem Pfand⸗ 
rechte zuläſſig. Abgeſehen davon kann an einem Nießbrauch oder an einer beſchränkten perſön⸗ 
lichen Dienſtbarkeit nur das Recht zur Ausübung verpfändet werden (We über die Veräußerung 
von ſolchen Rechten vom 13. 12. 1935, RG Bl 1935 I, 1468; 1936 I, 489; 1939 I, 972 88 1, 2 
und Begr. DY 1936, 21; vgl. RG 159, 193 (208). 


$ 1275 


Iſt ein Necht, kraft deſſen eine Leiſtung gefordert werden kann, Gegen⸗ 
ſtand des Pfandrechts, fo finden auf das Nechtsverhältnis zwiſchen dem Pfand⸗ 
gläubiger und dem Verpflichteten die Vorſchriften, welche im Falle der Über- 
tragung des Rechtes für das Rechtsverhältnis zwiſchen dem Erwerber und 
dem Verpflichteten gelten, und im Falle einer nach § 1217 Abf 1 getroffenen 
gerichtlichen Anordnung die Vorſchrift des § 1070 Abſ 2 entſprechende An⸗ 
wendung ) 2). 

E 1 1208 II 1182; M 3 853; P 3 618. 

1. Das Verhältnis des aus dem verpfändeten Rechte Verpflichteten zum Pfandgläubiger 
und Pfandverwalter iſt gleichartig dem des Drittverpflichteten beim Nießbrauch an einem Recht 
(ogl. $ 1070 A 1 u. 2 und 98 404ff., ſowie insbeſ. zu den $$ 404, 405: RG Warn 1914 Nr 245). 
Aus $ 1275 in Verbindung mit $ 407 Abſ 1 ergibt ſich, daß die Verpfändung von Forderungen, 
welche auf Leiſtungen gehen, gegen den Schuldner nicht nur dann wirken, wenn er durch Anzeige des 
Gläubigers oder Pfandgläubigers, ſondern wenn er auf irgendeine Weiſe Kenntnis vom 
langt hat. Das iſt RG 52, 143 für die Verpfändung von Hypothekenforderungen ausgeſprochen, 
die ohne eine Anzeige nach $ 1280 (daf. A 2) bewirkt werden kann. Iſt dieſe Anzeige zur Ent⸗ 
ſtehung des Pfandrechts notwendig, ſo bindet eine auf andere Art erlangte Kenntnis vom 
Pfandvertrag den Schuldner nicht. Auch die Grundſchuld iſt ein Recht, kraft deſſen eine Leiſtung 
gefordert werden kann (RG L31916, 947°; a. M. RG 93, 236). Nach $ 1291 gelten aber die Vor⸗ 
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ſchriften über das Pfandrecht an einer Forderung auch für das Pfandrecht an einer Grundſchuld 
und an einer Rentenſchuld. Nach $$ 1275, 1157 Satz 1, 1192 kann der Grundſtückseigentümer 
gegenüber dem Erwerber des Pfandrechts an einer Grundſchuld alle Einreden geltend 
machen, die er auf Grund eines zwiſchen ihm und dem Grundſchuldberechtigten beſtehenden ſchuld⸗ 
rechtlichen Rechtsverhältniſſes gegen die Geltendmachung der Grundſchuld erheben darf, außer 
ſolchen, die dem Pfandgläubiger beim Erwerb des Pfandrechts an der Grundſchuld unbekannt 
waren (59 1157 Satz 2, 892), z. B. die Einrede, der Grundſchuldberechtigte habe nach den dem 
Pfandgläubiger bekannten Vereinbarungen bei der Grundſchuldbeſtellung die Grundſchuld nicht 
für ſich geltend machen dürfen, ſondern nur als „Treuhänder“ eines Dritten für dieſen 
erwerben ſollen (RG Warn 1934 Nr 157). — Hat ein Kraftfahrer oder ein Tankſtellen⸗ 
leiter mit ſeinem Dienſtherrn oder ein Kellner mit dem Gaſtwirt ausgemacht, ſie könnten 
ihre Vergütung von dem vereinnahmten Geld abziehen und brauchten nur den Reſt abzuführen, 
ſo kann ſich der Dienſtherr gegenüber einem Pfandgläubiger nicht auf dieſe Abrede berufen (RAG 
5, 136; 6, 204; SeuffA 86 Nr 20; dazu RG 138, 258; vgl. auch JW 1930, 4895). 

2. Entſprechende Anwendung findet $ 1275 auf das geſetzliche Pfandrecht nach $ 1257, alſo 
z. B. wenn Sicherheit geleiftet wird durch Hinterlegung von Geld, dieſes in das Eigentum des Staa⸗ 
tes übergeht und der Berechtigte ein Pfandrecht an der Forderung auf Rückerſtattung erwirbt 
( 232, 233; vgl. jetzt Hinterld vom 10. 3. 1937 68 8, 34f., 38 RGBBl 1937 J, 285; 1939 J, 377; 
§ 233 A 1 u. 2); ebenſo auf das Pfändungspfandrecht, ſoweit nicht beſondere Vorſchriften 
der 3 PO eingreifen (vgl. § 1257 A 3). Deshalb wird ein Drittſchuldner, der in Un⸗ 
kenntnis der durch Erſatzzuſtellung bewirkten Pfändung an den Gläubiger zahlt, auch dem Pfän⸗ 
dungspfandgläubiger gegenüber befreit (RG 87, 415; vgl. JW 1936, 200052). — Nicht anwend⸗ 
bar ſind die 88 1275, 404ff., wenn es darum geht, ob die von einem Grundſtückseigentümer einem 
Hypothekengläubiger gegenüber eingegangene Verpflichtung, auf eine Eigentümergrundſchuld zu 
verzichten, auch dem Pfändungspfandgläubiger gegenüber wirkſam iſt (vgl. RG Gruch 54, 159, aber 
auch RG Recht 06 Nr 1629). Es handelt ſich bei dieſer Frage nicht um das Verhältnis des Schuld⸗ 
ners zu ſeinem Gläubiger, ſondern um eine ſchuldrechtliche Verpflichtung gegenüber einem Dritten. 


§ 1276 

) Ein verpfändetes Necht kann durch Nechtsgeſchäft nur mit Zuſtimmung 
des Pfandgläubigers aufgehoben werden. Die Zuſtimmung iſt demjenigen 
gegenüber zu erklären, zu deſſen Gunſten ſie erfolgt; ſie iſt unwiderruflich. 
Die Vorſchrift des § 876 Satz 3 bleibt unberührt. 

Das gleiche gilt im Falle einer Anderung des Rechtes, ſofern fie das Pfand- 
recht beeinträchtigt ?). 

E 11213 II 1184; M 3 856, 857; P 3 520, 621. 

1. Aufhebung und Anderung eines verpfändeten Rechtes (vgl. 91071). Eine Anderung des ver⸗ 
pfändeten Rechtes liegt auch dann vor, wenn während des Beſtehens des Pfandrechts an einem 
Erbteil einzelne Nachlaßbeſtandteile veräußert oder belaſtet werden (RIA 6, 239; RG 90, 236; 
Warn 1932 Nr 138). Demgemäß bedarf es im Falle der Eintragung der Verpfändung eines Erban⸗ 
teils bei einem Nachlaßgrundſtück im Grundbuch zur Zwangsverſteigerung des Grundſtücks auf An⸗ 
trag eines perſönlichen Gläubigers eines Titels gegen den Pfandgläubiger auf Duldung der 
Zwangsvollſtreckung (HRN 1937 Nr 758). Dagegen iſt die Veräußerung eines verpfändeten Erban- 
teils eines im Grundbuch neben anderen als Miteigentümer kraft Erbengemeinſchaft eingetragenen 
Miterben ohne Zuſtimmung des Pfandgläubigers eintragbar, auch wenn das Pfandrecht nicht 
im Grundbuch eingetragen iſt (HR 1934 Nr 265). Die Eintragung der Verpfändung eines Erb⸗ 
anteils im Grundbuch iſt an ſich zuläſſig und vom Pfandgläubiger zu betreiben (RG 90, 235; auch 
HRR 1934 Nr 1055; 1937 Nr 758; $ 1273 A 1). Die Frage, ob eine Erbauseinanderſetzung 
für den Pfandgläubiger an einem Erbanteil rechtsunwirkſam iſt, wenn er nicht zugeſtimmt hat, 
iſt vom RG 84, 399 ebenſo offen gelaſſen, wie es (RG 23 1916, 592°) die ähnliche Frage nicht 
entſchieden hat, ob zur Kündigung einer Geſellſchaft durch einen Geſellſchafter, deſſen Anteil 
verpfändet iſt, die Zuſtimmung des Pfandgläubigers notwendig iſt. Beide Fragen ſind aber 
zu bejahen, weil durch die Maßnahmen des Miterben und des Geſellſchafters unmittelbar 
das verpfändete Recht aufgehoben wird (fo jetzt auch für die erſte Frage R 90, 236). Nur 
mittelbar trifft das zu, wenn ein Grundſtückseigentümer, deſſen Mieteforderung gepfändet 
ift, fein Haus dem Mieter aufläßt. Hier iſt über das Haus verfügt, nicht über das Recht; $ 1276 
findet keine Anwendung (Seuffu 71 Nr 162). „Zweifelhafter find die Fragen, ob der Vermieter, 
deſſen Mieteforderung gepfändet iſt, den Mietvertrag ohne Zuſtimmung des Pfandgläubigers 
aufheben und durch einen neuen Vertrag erſetzen oder ob ein Grundſtückseigentümer ohne 
Zuſtimmung der Hypothekengläubiger ($ 1127 Abſ 1) eine Feuerverſicherung kündigen kann. 
Ernſtliche und nicht unlautere Maßnahmen dieſer Art erſcheinen aber doch zuläſſig (OLG 31, 358), 
da ſie nicht unmittelbar das gepfändete Recht aufheben. 
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Iſt ein Anteil an einer Gmbßh verpfändet, jo erlangt der Pfandgläubiger dadurch kein 
Mitbenutzungs⸗ oder Mitverwaltungsrecht (vgl. hierüber Becker Wirtſchnſch 1937, 571). Das 
Stimmrecht verbleibt als körperſchaftliches Mitverwaltungsrecht ungeteilt beim Anteilseigner 
(Geſellſchafter), auch wenn der Wert des verpfändeten Anteils durch den Beſchluß geſchmälert 
wird (MG 139, 227; 157,58). Indeſſen kann durch eine beſondere Regelung kraft Parteiwillens 
dem Pfandgläubiger auch das Stimmrecht derart übertragen werden, daß ihn der Verpfänder 
zur Ausübung des Stimmrechts im eigenen Namen ermächtigt; dann kann der Pfandgläubiger 
mit dem ihm verpfändeten Geſchäftsanteil ſelbſt auch anders ſtimmen als der Verpfänder mit 
einem ihm verbliebenen, nicht verpfändeten Anteil (RG 157,57; dazu Friedrich Z Ak DR 1938, 
388; Bartz JW 1938, 1400). 

Das Beſtehen einer Pfandſicherung an einem (bedingten) Schadenserſatzanſpruch aus 
9.717 Abſ 2 3 P hindert nicht, daß Schuldner und Gläubiger ſich noch nach Aufhebung eines 
für vorläufig erklärten Urteils über die ftreitbefangene Forderung mit der Wirkung vergleichen, 
der rl beſtehe als ſolcher zu Recht, und daß damit der Schadenserſatzanſpruch wegfällt 
(RG 145, 328). 

Der Zuſtimmung des Pfandgläubigers bedarf es nach $ 1276 an ſich auch, wenn der Pfand⸗ 
ſchuldner (Verſicherungsnehmer) ein mit den Rechten aus einer Lebensverſicherung verpfän⸗ 
detes Gewinnanteilguthaben zur Deckung eines rückſtändigen Verſicherungsbeitrags bei der 
Verſicherungsgeſellſchaft verwenden will. Dieſe iſt aber nicht gehindert, ihre Beitragsforderung 
aus dem aufgeſparten Gewinnanteil des Verſicherungsnehmers zu decken, weil beide Anſprüche, 
der eine Spargeldforderung (vgl. Kiſch ZW 1936, 150; auch RG 155, 191) darſtellende Gewinn⸗ 
anteilanſpruch und der Anſpruch auf den Verſicherungsbeitrag, aus demſelben gegenſeitigen Ver⸗ 
tragsverhältnis herrühren; es entſpricht der natürlichen und wirtſchaftlichen Betrachtungsweiſe, 
das Verſicherungsverhältnis und das durch eine Nebenabrede begründete Sparverhältnis zu 
einem einheitlichen, gegenſeitige Rechte und Pflichten erzeugenden Vertragsverhältnis zuſammen⸗ 
zufaſſen, nicht aber in getrennte Verträge aufzuſpalten. Kann in derartigen Fällen der Verſiche⸗ 
rungsnehmer (Pfandſchuldner) auch nicht ohne den Pfandgläubiger über die aufgeſparten Gewinn⸗ 
anteile verfügen, jo muß doch der Verſicherer berechtigt fein, feine Beitragsforderung aus den von 
ihm geſchuldeten fälligen Gewinnſparbeträgen zu decken (a. A. Kiſch aaO. und für den Fall, daß 
der Beitragsrückſtand des Verſicherungsnehmers erſt nach der Verpfändung entſtanden iſt, unter 
Berufung auf $ 406 Planck⸗Flad $ 1276 A d). Es handelt ſich hierbei nicht um eine eigentliche 
Aufrechnung. Daß in ſolchen Fällen nach Treu und Glauben ſogar eine Verrechnungs pflicht des 
Verſicherers beſtehen kann, um den — für den Verſicherten und den Pfandgläubiger gleich nach⸗ 
teiligen — Verfall des Verſicherungsanſpruchs zu verhüten, zeigt die zu Unrecht getadelte Ent⸗ 
ſcheidung R JW 1936, 1771. 

2. Die Vorſchriften über die Wirkungen des guten Glaubens dritter Erwerber bleiben unbe⸗ 
rührt (M 3, 857). 


9 1277 


) 9er Pfandgläubiger kann feine Befriedigung aus dem Rechte nur auf 
Grund eines vollſtreckbaren Titels nach den für die Zwangsvollſtreckung gel- 
tenden Vorſchriften ſuchen, ſofern nicht ein anderes beſtimmt iſt. Die Vor⸗ 
ſchriften des § 1229 und des $ 1245 Abſ 2 bleiben unberührt 2). 

E I 1216 II 1184; M 3 858, 859; P 3 521. 


1. Die Befriedigung des Gläubigers aus dem Rechtspfand findet mangels anderweitiger 
Vereinbarung, abgeſehen vom Verfahren der 98 1281—1290 (Forderungseinziehung) und von den 
Fällen der $$ 1293—1295 (Verfahren mit Wertpapieren), auf Grund eines vollſtreckbaren Titels 
im Zwangsvollſtreckungswege ftatt. Der Vollſtreckungstitel muß, wie im Falle des $ 1233 Abſ 2 
gegen den Eigentümer des Pfandes, ſo hier gegen den Inhaber des verpfändeten Rechtes erwirkt 
werden. Ob das Urteil die Zwangsbollſtreckung zwecks Befriedigung des Pfandgläubigers 
in das verpfändete Recht für unzuläſſig erklärt oder dahin lautet, daß der Inhaber des Rechtes 
ſie zu dulden hat — jo Rr 103, 139 —, bleibt fich gleich. Das Ergebnis iſt in beiden Fällen das⸗ 
ſelbe. Auf Grund dieſes Vollſtreckungstitels ift nicht, wie es im 5 1233 Abſ 2 heißt, „der 
Verkauf nach den für den Verkauf einer gepfändeten Sache geltenden Vorſchriften 
zu bewirken“, ſondern es ift „die Befriedigung nach den für die Zwangsvollſtreckung geltenden 
Vorſchriften zu ſuchen“. Dieſer Wortlaut zwingt zu der Annahme, daß die Zwangsvollſtreckung 
hier trotz des ſchon beſtehenden Pfandrechts mit der Pfändung zu beginnen hat (RG 103, 139; 
vgl. auch K in DRZRIPT 1931 Nr 163). Es kann nicht anerkannt werden, daß die Notwendigkeit 
einer nochmaligen Pfändung zu erheblichen Nachteilen führt. Denn bei der Forderungspfändung 
geſchieht die Pfändung und die Überweiſung regelmäßig in einem Zuge, und bei der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung in Anſprüche, die nicht Geldforderungen ſind, iſt das gleiche der Fall mit der Pfändung 
und der ſich anſchließenden Anordnung zum Zwecke der Befriedigung (ZPO 89 846 ff.). Es 
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beſteht alſo kein zwingender Grund, von der Regel und vom Wortlaut des Geſetzes abzuweichen. 
Die Zwangsvollſtreckung in die Mieten eines mit einem Nießbrauch belaſteten Grund⸗ 
ſtücks muß ſich gegen den Nießbraucher richten, da dieſem die Mietforderungen kraft eigenen 
Rechtes zuſtehen (RG 93, 121; 68, 426; RG Warn 1922 Nr 67). — Der Pfandgläubiger kann 
es dem Pfandſchuldner überlaſſen, die verpfändete Schuld gegen den Drittſchuldner einzu⸗ 
klagen und Zahlung an den Pfandgläubiger zu verlangen. Dann kann der Drittſchuld⸗ 
ner auch mit einer Forderung gegen den Pfand gläubiger aufrechnen (RG 23 21, 
3806). — $ 1244 kann nach $ 1277 Satz 1 bei dem Pfandrecht an Rechten im allgemeinen nicht ein- 
greifen. Dies kann nur dann der Fall ſein, wenn ausnahmsweiſe und nach beſonderer Abrede die 
Befriedigung durch freihändigen Verkauf geſucht werden darf und geſucht wird (RG 61, 333; 
100, 274; 61244 A 4, § 1295). 

2. 9 1246 gelangt nicht zur Anwendung. Die einſchränkende Beſtimmung des Satzes 2, wo⸗ 
nach eine vor dem Eintritt der Verkaufsberechtigung vereinbarte Verfallabrede nichtig iſt 
($ 1229) und wonach auf die Beobachtung der Vorſchriften des $ 1235, des $ 1237 Satz 1 und des 
91240 nicht vor dieſem Zeitpunkt verzichtet werden kann ($ 1245 Abſ 2), wird auch durch 
$ 1284 nicht aufgehoben (RG 90, 256). Wegen ihrer Anwendung auf rechtsähnliche Verhältniſſe: 
28 1915, 1333 und Rc 23 1907, 437 (Sicherungsabtretung eines Verſicherungsſcheins). 5 1277 
Satz 2 ift ebenſowenig wie die $$ 1234ff., 1284, 1245 Abſ 2 anwendbar, wenn es ſich nicht um ein 
Pfandrecht an einer Grundſchuld, ſondern um die weſentlich anders geartete Beſtellung einer 
Grundſchuld zu Sicherungszwecken handelt, wobei der Sicherungsnehmer hinſichtlich der 
Verwertung freier geſtellt iſt und alles auf die Vereinbarungen der Vertragsteile, insbeſondere 
auch auf die Natur des Grundgeſchäfts, ankommt (RG 143, 118; 148, 77; 81245 A 3; $ 1284 A). 


8 1278 


Iſt ein Necht, zu deſſen Verpfändung die Übergabe einer Sache erforder- 
lich iſt, Gegenſtand des Pfandrechts, fo finden auf das Erlöſchen des Pfand- 
rechts durch die Nückgabe der Sache die Vorſchriften des $ 1253 entſprechende 
Anwendung. 

E 1 1216 II 1185; M 3 859; P 3 521. 

Rückgabe der Sache, deren Übergabe zur Verpfändung des Rechtes erforderlich war, 
an den Verpfänder oder Inhaber des verpfändeten Rechtes führt zum Erlöſchen des Pfandrechts. 
Die Sache kann auch ein Wechſel fein, der, ſei es nach 9 1292, ſei es nach 81274 verpfändet war 
(A 1 zu $ 1292). Im erfteren Fall geht das Pfandrecht unter, auch wenn der Wechſel nicht 
zurückindoſſiert wird. Durchſtreichen des Pfandindoſſaments bringt dann auch die wechſelmäßige 
Legitimation. — Iſt die Sache im Beſitz des Verpfänders oder Inhabers des verpfändeten 
Rechtes, fo wird vermutet, daß er fie vom Pfandgläubiger zurückerhalten hat (8 1253 A 1-6). 


8 1279 


Für das Pfandrecht an einer Forderung gelten die beſonderen Vorſchriften 
der 88 1280 bis 1290 19). 

E II 1186; P 3 641. 

1. Die Vorſchriften der 95 1280 —1290 treten für das Pfandrecht an Forderungen als be⸗ 
ſondere Vorſchriften neben die der 98 1273—1278 und die nach $ 1273 entſprechend anzuwendenden 
noch allgemeineren Vorſchriften über das Pfandrecht an beweglichen Sachen. Sie beſchränken 
und ändern dieſe allgemeineren Vorſchriften, ſoweit ſie ihnen entgegenſtehen, ergänzen ſie im 
übrigen und werden ſelbſt wieder für die Fälle des Pfandrechts an Wertpapieren geändert, be- 
ſchränkt und ergänzt durch die 58 1292 — 1296. 

2. Auch an Forderungen, die gegen den Pfandgläubiger ſelbſt beſtehen, kann ein Pfand⸗ 
recht zu deſſen Gunſten beſtellt werden; das Ergebnis iſt dann ein Pfandrecht an eigener Schuld 
(RG 57, 363; 116, 207; L8 1922, 557). Die jo verpfändete Forderung kann auch dem Pfand⸗ 
ſchuldner zuſtehen (RG 116, 207; 20. 5. 11 V 505/10). — Wegen einer Pfandbeſtellung auf 
Zeit: RG 68, 141. 

3. Eine beſondere Vorſchrift gilt für die Verpfändung von Forderungen gegen das Reich, 
die in das Reichsſchuld buch eingetragen find, nach $ 11 des Reichsſchuldbuchgeſetzes in der Faſſung 
der Bek. v. 31. 5. 1910 RGBl 843. Die Verpfändung erlangt (abgeſehen von dem Erfordernis des 
91280) dem Reiche gegenüber nur durch die Eintragung in das Buch Wirkſamkeit. Über den 
Vorbehalt zu ähnlichen Beſtimmungen für die Staatsſchuld bücher: EG Art 97. Vorſchriften über 
den öffentlichen Glauben von Eintragungen im Reichsſchuldbuch ſind enthalten im Zweiten Teil 
Kap. VI Art 2 der Zweiten Verordnung des Reichspräſidenten zur Sicherung von Wirtſchaft und 
Finanzen vom 5. 6. 1931 (RGBl J, 279, 291). Dieſe Vorſchriften find rechtsgültig (RG JW 1932, 
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1969). Bemerkenswert iſt darin, daß der gute Glaube eines dritten Pfandrechtserwerbers nicht 
nur geſchützt wird, wenn er das Pfandrecht durch Rechtsgeſchäft erwirbt, ſondern auch, wenn dies 
im Wege der Pfändung geſchieht. Dieſes Abweichen von den ſonſt üblichen Vorſchriften über die 
Wirkungen des guten Glaubens (vgl. z. B. A 4 zu 9 892), beruht auf dem Beſtreben, der Schuld⸗ 
buchverwaltung möglichſt unanfechtbare Unterlagen für ihre Zahlungen zu geben. — Auch die 
Schuldbuchforderung eines Vorzugsrentengläubigers (58 18ff. des Anleiheablöfungg® vom 
16. 7. 1925 RG Bl 1925 J, 137; 1984 J, 233; 1937 J, 578) ſind wie pfändbar ſo auch verpfändbar; 
indeſſen iſt eine Verwertung des Pfandrechts bis zum Ablauf der Renten nicht möglich; auch 
Sicherungsabtretungen ſind entſprechend ſtatthaft. Gegen weitere Übertragungen der verpfände⸗ 
ten Schuldbuchforderung kann ſich der Pfandgläubiger durch die Eintragung einer Beſchrän kung 
des Inhalts ſchützen, daß jede Verfugung über die verpfändete Forderung der Zuſtimmung des 
Pfandgläubigers bedarf (v. Kopp, JW 1935, 680). Mufter für die Verpfändung und Sicherungs⸗ 
abtretung der Vorzugsrente bei Schultzenſtein-Dieben, Die Vorzugsrente nach dem Anl- 
Ablöſch, 2. Aufl., 1925. 


8 1280 
Die Verpfändung einer Forderung ), zu deren Übertragung der Abtre- 
tungsvertrag genügt ?), iſt nur wirkſam, wenn der Gläubiger ſie dem Schuldner 
anzeigt ). 
E 1 1211 II 1187; M 3 865, 856; P 3 510, 520, 541. 


1. Forderung ($ 398). Die Verpfändung von Geſchäftsanteilen einer G. m. b. H. oder von ande⸗ 
ren Geſellſchafts⸗Geſchäftsanteilen unterſteht der Vorſchrift des $ 1280 nicht, da dieſe Anteile 
keine Forderungen ſind (RG 57, 415). Ob dabei der Geſellſchaftsanteil als ſolcher verptändet wird 
oder der Anſpruch des Geſellſchafters auf Herausgabe der ihm nach der Auseinanderſetzung zuzu⸗ 
teilenden Sachen oder Rechte, macht keinen Unterſchied; es handelt ſich immer um das nämliche 
Recht (RG 67, 332). Ebenſo trifft 8 1280 nicht zu bei der Verpfändung eines Erbteils (RG 84, 
398); anders bei der Verpfändung einer Pflichtteils⸗ oder Vermächtnisforderung. Die durch 
Vertrag begründeten Schürf⸗ und Bohrrechte ſind im Geltungsgebiet des preußiſchen Allge⸗ 
meinen Berggeſetzes dingliche Rechte, nicht Forderungen (RG 97, 38). 

2. Daß zur Übertragung der Abtretungsvertrag genügt, bildet nach $ 398 bei Forderungen 
die Regel ($ 1274 A 1). Deshalb ift zur Verpfändung einer Forderung in der Regel die Anzeige 
nötig. Auch zur Verpfändung eines Sparkaſſenguthabens genügt die Übergabe des Sparkaſſenbuchs 
nicht, ſondern iſt bie Anzeige erforderlich (OLG 18 S. 189,192). Das gleiche gilt von der Verpfän⸗ 
dung von Verſicherungsforderungen, insbeſondere aus Lebensverſicherungen. Die Übergabe des 
Verſicherungsſcheins und die Vorlegung der Verpfändungsurkunde durch den Pfandgläubiger an 
die Verſicherungsgeſellſchaft genügt nicht. Die Anzeige des Gläubigers der Verſicherungsforderung 
(ogl. R Warn 1913 Nr 135) an die Verſicherungsgeſellſchaft iſt nötig. Auch die mangels Anzeige 
nicht wirkſam gewordene Verpfändung als Abtretung aufrechtzuerhalten ($ 140), geht nicht an 
(MO 79,306); dagegen kann fie als ſchuldrechtliche Verpflichtung zur Verpfändung wirkſam ſein. 
Ausnahmen ſind insbeſondere die Hypothekenforderungen (ogl. $ 1274 A 1; F 1275 A J), ſo⸗ 
dann die Forderungen aus Wechſeln und ſonſtigen Papieren, die durch Indoſſament übertragen 
werden können. In dieſen Ausnahmefällen tritt die Wirkung der Verpfändung bei Erfüllung der 
Vorausſetzungen des § 1274 auch gegenüber dem Schuldner der verpfändeten Forderung ſo⸗ 
fort ohne Anzeige an ihn und ohne ſeine Kenntnis ein. Hat er in ſolchem Falle in Unkenntnis der 
Verpfändung, aber gegen Aushändigung des Hypothekenbriefs oder ſonſtigen Papiers und deshalb 
mit befreiender Wirkung gezahlt, fo ift er nach $ 407 geſchützt (RG 52, 143). — Wegen der Ver⸗ 
pfändung von Reichsſchuldbuchforderungen: § 1279 A 8. 

3. Die Verpfändungsanzeige entſpricht dem bei der Verpfändung beweglicher Sachen gelten⸗ 
den Erfordernis der Übergabe der Sache an den Pfandgläubiger und erſetzt ſie. Die Anzeige iſt 
eine einſeitige, empfangsbedürftige Willenserklärung (Vorbem 1 bor $ 116). Notwendig 
iſt die bewußte und gewollte Mitteilung, die Kundgebung des Willens, anzuzeigen (NG HRgt 
1933 Nr 880; in dem hier entſchiedenen Fall iſt keine Anzeige angenommen worden, weil dem 
Drittſchuldner eine ſchriftliche Verpfändungserklärung in Abſchrift und mit dem Bemerken 
mitgeteilt worden war, die an ſei unterblieben und die Verpfändung deshalb 
ungültig) In der Anzeige liegt die tatſächliche Anerkennung der Schuld an den Pfandgläubiger 
und das Verſprechen, die Verpfändung gegen ſich gelten zu laſſen. Dies braucht aber nicht der 
Zweck der Anzeige zu fein; ebenjo iſt die Wirkſamleit der Anzeige nicht davon abhängig, daß ſie in 
der Abſicht oder auch nur im Bewußtſein gemacht wurde, dadurch die Verpfändung zum Ab⸗ 
ſchluß zu bringen (RG JW 04, 4858, R 68, 282; 89, 289). Dies vorausgeſetzt, bedarf die Anzeige 
nicht ausdrücklicher Worte, ſie kann auch durch ſchlüſſige Handlungen geſchehen. Gleichgültig iſt 
auch, ob der Gläubiger die Anzeige ungefragt oder erſt auf Anfrage des Schuldners macht (RG 
13. 6. 11 VII 574/10). Für genügend erachtet worden ift ſogar das bloße Stillſchweigen auf eine 
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Mitteilung des Schuldners, ihm ſei eine Verpfändung bekannt geworden (RG 89, 291); 
weniger bedenklich RG 13. 6. 18 IV 386/17, wo es der Anzeige gleichgeſtellt iſt, wenn der ver⸗ 
pfändende Gläubiger dem Schuldner gegenüber die dieſem bereits anderweit bekannt gewordene 
Verpfändung anerkennt. Eigenartig lag der Fall NG 23 1922, 5574: A hatte dem B für deſſen 
Forderung an 0 feine, des A, Forderung an B verpfändet. Eine beſondere Anzeige war 
hier nicht nötig, weil der Pfandgläubiger gleichzeitig der Schuldner der verpfändeten For⸗ 
derung war. Ebenſo RG 116, 207 (vgl. auch R JW 1932, 253820). — Erſt mit der 
Anzeige durch den Gläubiger an den Schuldner kommt das mit der Einigung über 
die Verpfändung begonnene Verpfändungsgeſchäft zur Vollendung. Wie daher einer⸗ 
ſeits das von dem Rechtsvorgänger durch den Abſchluß des Verpfändungsvertrags be⸗ 
gonnene Geſchäft nach deſſen Tod vom Rechtsnachfolger fortgeſetzt und vollendet werden kann 
(RG ZW 04, 4855, jo iſt anderſeits für die Frage der Anfechtung der Verpfändung im Konkurs 
der Zeitpunkt der Anzeige maßgebend (RG JW 02, 18521). Da die Anzeige Willenserklärung 
des Gläubigers iſt, kann ſie nicht ſchon dadurch erſetzt werden, daß der Schuldner vom Ver⸗ 
pfändungsvertrag anderweit Kenntnis erlangt (RG 13. 6. 11 VII 574/10). Sie wird aber durch 
Anzeige desjenigen, dem die Forderung verpfändet wird, alſo des Pfandgläubigers, an den Schuld⸗ 
ner dann erſetzt, wenn dieſe Anzeige mit dem Willen des verpfändenden Gläubigers erſtattet wird. 
Anzeige durch Stellvertreter iſt zuläſſig und wirkſam, wenn der Stellvertreter ſich als ſolcher zu 
erkennen gibt; Stellvertreter kann auch der Pfandgläubiger jein (NG 79, 808). Vgl. aber wegen 
der Anzeige durch Bevollmächtigte und wegen der Unzuläſſigkeit nachträglicher ſtillſchwei⸗ 
gender Genehmigung einer Anzeige eines Nichtbevollmächtigten $ 1205 A 8. Die dingliche 
Bindung tritt auch für die den Verpfändungsvertrag Schließenden erſt mit der Anzeige 
des Gläubigers an den Schuldner ein. Wird die Anzeige zwar unterlaſſen, aber eine über die 
Forderung lautende Urkunde (Lebensverſicherungsſchein) zur Sicherheit übergeben, ſo kann ein 
allerdings nur ſchuldrechtlich wirkendes Zurückbehaltungsrecht an der Urkunde begründet 
ſein (RG 51,83; § 1204 A 4). Schuldrechtlich ift der Gläubiger dem Schuldner gegenüber 
auch berechtigt, ſich wegen ſeiner Anſprüche aus der Forderung zu befriedigen, die verpfändet 
werden ſollte (JW 1919, 117%). — Gemäß $ 1275 löſt eine Anzeige nach $ 1280 auch die Wirkungen 


des § 409 aus. 
912 


Der Schuldner kann nur an den Pfandgläubiger und den Gläubiger ge⸗ 
meinſchaftlich leiſten ). Jeder von beiden kann verlangen, daß an fie gemein- 
ſchaftlich geleiſtet wird 2); jeder kann ſtatt der Leiſtung verlangen, daß die 
geſchuldete Sache für beide hinterlegt oder, wenn fie ſich nicht zur Hinter- 
legung eignet, an einen gerichtlich zu beſtellenden Verwahrer abgeliefert 
wird >), 

E J 1217 II 1188; M 3 861; P 3 622 —524, 541. 


1. Verfangenſchaft der verpfändeten Forderung. Die Vorſchrift enthält trotz ihrer Faſſung 
— kann nur — nachgiebiges Recht (vgl. $ 1284). Solange der Pfandgläubiger noch nicht in der 
Lage iſt, ſich aus dem Pfande zu befriedigen, alſo ſolange die Forderung des Pfandgläubigers 
noch nicht fällig oder doch — wenn der geſchuldete Gegenſtand nicht in Geld beſteht — noch nicht 
in eine Geldforderung übergegangen iſt, wird das Pfandrecht durch die Beſtimmung geſchützt, 
daß nicht mehr an den Gläubiger der berpfändeten Forderung allein, ſondern nur an den Gläubiger 
und den Pfandgläubiger gemeinſchaftlich geleiſtet werden darf. Leiſtet der Schuldner dieſer 
Beſtimmung zuwider doch an ſeinen Gläubiger allein oder trifft er mit dem Gläubiger Abreden, 
die den Beſtand der gepfändeten Forderung gefährden oder das Pfandrecht irgendwie beein⸗ 
fluſſen können, ſo muß er ſich vom Pfandgläubiger jo behandeln laſſen, wie wenn er nicht geleiftet 
hätte, und gegebenenfalls iſt er ſchadenserſatzpflichtig (R 77, 250; 108, 320). Eine Klage des 
Gläubigers auf Zahlung an ihn allein iſt unbegründet. Verlangt er nachträglich Zahlung an ſich 
und den Pfandgläubiger, ſo muß er die Prozeßkoſten tragen, wenn der Schuldner dieſen Antrag 
ſofort anerkennt (RG 52, 144). Die Antragsänderung iſt nach $ 268 Nr 2 ZPO zuläſſig (RG 93, 
198). Eine von $ 1281 abweichende Regelung ift regelmäßig als gewollt anzuſehen, wenn ein 
Pächter Unterpachtverträge abſchließt; der Pachtzinsanſpruch des Pächters unterliegt dann 
zwar dem geſetzlichen Pfandrecht ſeines Verpächters (A 1 zu $ 585), die Unterpächter dürfen aber 
an den Pächter allein zahlen. So auch JW 1932, 10662 wo aber der entſcheidende Vertrags wille 
nicht genügend betont iſt. — Der Verſicherungsnehmer darf die nur gepfändete Verſicherungs⸗ 
forderung mit den Maßgaben des $ 1281 auch noch allein einklagen. Sie erliſcht daher, wenn 
die Klage nicht innerhalb der in den Allg VerſBed vorgeſehenen Friſt (5 12 Abſ 2 Verf®&) erhoben 
wird. Das muß auch der Pfandgläubiger hinnehmen; ſein Pfandrecht erſtreckt ſich auf die Forde⸗ 
rung in ihrem jeweiligen Beſtand. Ob die Säumnis entſchuldbar war, iſt aus der Perſon des 
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Pfandſchuldners zu beurteilen. Entſprechendes gilt auch bei einer Verpfändung (RG 12. 4. 32 VII 
408/31). Gegen die Verjährung des Verſicherungsanſpruchs kann ſich der Pfandgläubiger durch 
eigene Klagerhebung ſchützen (Rh 142, 69; vgl. 5 101 Vers). 

2. Das Verlangen auf Leiſtung zu gemeinſchaftlichen Händen zu ſtellen und nötigenfalls 
im Klagewege geltend zu machen, iſt ſowohl der Gläubiger wie der Pfandgläubiger berechtigt. 
Jeder kann die Mitwirkung des anderen dazu beanſpruchen, ſoweit ſie erforderlich iſt (§ 1285 
Abſ 1). Keiner aber iſt dem anderen gegenüber verpflichtet, die Forderung für beide einzuziehen. 
Klagt der Pfandgläubiger mittels der Einmiſchungsklage ($ 64 ZPO) gegen Gläubiger und Schuld⸗ 
ner auf Anerkennung ſeines Pfandrechts, ſo kann der Rechtsſtreit beiden Beklagten gegenüber nur 
einheitlich entſchieden werden (RG 64, 321). — Ein nach $ 1281 erhobener Anſpruch auf Zahlung 
einer beſtimmten Geldſumme an den Gläubiger und den Pfandgläubiger gemeinſchaftlich, nicht 
aber auch der Anſpruch auf Hinterlegung, kann im Urkundenprozeß verfolgt werden (RG 104, 
37). Wegen Aufrechnung gegen den Pfandgläubiger gegenüber der Klage des Gläubigers vgl. 
§ 1277 A 1 a. E. 

Deviſenrechtlich iſt, auch wenn es ſich um eine pfandgeſicherte Forderung eines Ausländers 
gegen einen Inländer handelt, keine Genehmigung erforderlich (vgl. $ 1247 A 2). 

3. Die Vorſchriften des 5 1281 find auch auf das Arreſtpfandrecht an Forderungen entſprechend 
anwendbar (R JW 1912, 75318 RG 104, 35). Die Entſcheidung iſt angefochten, fie iſt aber 
richtig und neuerdings beſtätigt worden (RG 108, 320; vgl. auch RG 138, 255). Die — bei der 
Arreſtpfändung ausgeſchloſſene — Überweiſung nach 9 835 ZPO iſt nur nötig, damit der Pfand⸗ 
gläubiger die Forderung für ſich, d. h. zu ſeiner Befriedigung, einziehen kann. Im Gegenſatz 
dazu handelt es ſich bei der entſprechenden Anwendung des § 1281 nur um Sicherungszwecke. 
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Sind die Vorausſetzungen des § 1228 Abſ 2 eingetreten, ſo iſt der Pfand⸗ 
gläubiger zur Einziehung der Forderung berechtigt !) und kann der Schuldner 
nur an ihn leiſten ?). Die Einziehung einer Geldforderung ſteht dem Pfand⸗ 
gläubiger nur inſoweit zu, als fie zu feiner Befriedigung erforderlich iſt ). 
Soweit er zur Einziehung berechtigt iſt, kann er auch verlangen, daß ihm die 
Geldforderung an Zahlungsſtatt abgetreten wird 3), 

Zu anderen Verfügungen über die Forderung iſt der Pfandgläubiger nicht 
berechtigt); das Necht, die Befriedigung aus der Forderung nach § 1277 
zu ſuchen, bleibt unberührt!) ©), 

E I 1218 II 1189; M 3 861863; P 3 522—525, 530, 541. 


1. Einziehungsrecht des Pfandgläubigers. Es tritt neben ſeine Befugnis, nach $ 1277 
zu verfahren ($ 1277 A 1). Das Erfüllungsverlangen des einziehungsberechtigten Pfändgläubigers 
an den Pfandſchuldner hat einerſeits den Beſtand und die Fälligkeit der verpfändeten Forderung 
und anderſeits die eigene Einziehungsberechtigung des Pfandgläubigers, alſo den Beſtand ſeiner 
eigenen Forderung als Geldforderung und deren Fälligkeit (vgl. RG 78, 34), ſowie den Beſtand 
des Pfandrechts zur Vorausſetzung. Alle dieſe Vorausſetzungen hat der einziehende Pfand⸗ 
gläubiger nötigenfalls nachzuweiſen. Kraft ſeiner Einziehungsbefugnis kann der Pfandgläubiger 
auch Quittung und Löſchungsbewilligung erteilen. Zur Löſchung einer verpfändeten Grundſchuld 
oder zu ihrer Umſchreibung auf den Eigentümer bedarf es neben der Quittung des Pfandgläubigers 
und dem Nachweis der Fälligkeit der geficherten Forderung auch des urkundlichen Nachweiſes der 
Fälligkeit der Grundſchuld (JW 1935, 16412). Soweit dem Schuldner gegen den Gläubiger 
Einreden wegen der Schuld zuſtehen, können ſie auch gegen den einziehenden Pfandgläubiger 
geltend gemacht werden. Dieſer muß ſich grundſätzlich (vgl. $$ 1275, 406) auch die Aufrechnung 
gefallen laſſen, die dem Schuldner wider den Gläubiger der verpfändeten Forderung zuſteht. 
Vgl. auch Bay Obs 13, 63. Der Rechtsſtreit des einziehungsberechtigten Vertragspfand⸗ 
gläubigers greift der Forderung des Gläubigers nicht vor (NG 83, 120). Der Pfandgläubiger hat 
bei der Verwertung des Pfandes den Nutzen des Pfandſchuldners zu berückſichtigen, ſoweit dies 
ohne Beeinträchtigung ſeines eigenen Rechtskreiſes möglich iſt, überhaupt bei der Einziehung 
ordnungsmäßig zu verfahren und das Mißlingen des Einzugsverſuchs zu rechtfertigen (vgl. 
5 1285 Abſ 2). Dazu gehört, wenn er durch Prozeß vergleich einen Teil der verpfändeten Forde⸗ 
rung preisgibt und dadurch dem Gläubiger die Einziehung dieſes Teils unmöglich macht, die Dar⸗ 
legung, daß bei Durchführung des Rechtsſtreits auch nicht mehr zu erlangen oder daß der Ver⸗ 
gleichsabſchluß aus beſonderem Grunde für den Gläubiger nützlich geweſen ſei; ſonſt iſt er im Ver⸗ 
ſchuldensfall dem Gläubiger für den Ausfall haftbar (RG 28. 2. 36 V 190/35; vgl. über die ent- 
ſprechende Rechtslage bei der „erfüllungshalber“ ausbedungenen Abtretung einer Forderung: 
R 160,1). 
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Abſ 1 Satz 2 hindert nicht, daß der Pfandgläubiger im Konkurs die volle Forderung anmeldet. 
Er hindert aber, daß der Verpfänder einen höheren Betrag zur Zahlung an den Pfandgläubiger 
einklagt, als zu deſſen Befriedigung erforderlich iſt. In dem in RG 6. 5. 29 IV 705/28 entſchiedenen 
Fall lag die Sache infofern eigentümlich, als der Drittſchuldner dem Pfandgläubiger gegenüber den 
Beſtand der Forderung anerkannt und dabei gewußt hatte, daß der Pfandgläubiger ſich in ſeinen 
Entſchlüſſen durch das Vertrauen auf den Beſtand der Forderung beeinfluſſen laſſe. Deshalb war 
zwar dem Pfandgläubiger gegenüber ein Verzicht des Drittſchuldners auf die Aufrechnung mit den 
ihm gegen den Verpfänder zuſtehenden Forderungen angenommen worden, aber der Verzicht ging 
doch nur jo weit, als das Intereſſe des Pfandgläubigers reichte (RG 71, 184). Da der Verpfänder 
mehr einklagte, als der Pfandgläubiger zu fordern hatte, klagte er inſoweit aus eigenem Recht; 
ihm gegenüber lag kein Verzicht vor, hier war die Aufrechnung zuläſſig. 

Beſteht das Pfandrecht an einer Forderung, die gegen den Pfandgläubiger ſelbſt gerichtet 
iſt (8 1279 A 2), fo vollzieht ſich die Einziehung ($ 1282 Abs 1) durch einfache Erklärung des Pfand⸗ 
gläubigers, die einer Aufrechnungserklärung ſachlich gleichkommt (RG JW 1931, 310115). 

Das Einziehungsrecht iſt kein ſelbſtändiges Recht, ſondern nur eine einzelne Nebenbefugnis, 
die nicht ohne die Forderung gepfändet oder auf einen anderen übertragen werden kann (Jonas⸗ 
Pohle, ZPO 16. Aufl., 1939, $ 835 A V 3,5857 AJ Ic; a. A. unter Hinweis auf $ 857 Abſ. 3 
Planck⸗Flad 5 1822 A 1b a. E.); ift die zugehörige Forderung ſelbſt unpfändbar, jo iſt es auch 
die Einziehungsbefugnis (HRR 1937 Nr 1262). 

2. Die Stellung des Gläubigers zum Schuldner erleidet durch den Eintritt der Einziehungs⸗ 
berechtigung des Pfandgläubigers inſofern eine Anderung, als an ihn nicht mehr geleiſtet werden 
kann. Dies hindert ihn nicht, von dem Schuldner die Leiſtung an den Pfandgläubiger zu ver⸗ 
langen (vgl. A 1 Abſ 2 und RG 49, 201; 77, 145; Gruch 49, 1061). Der Pfandſchuldner behält die 
ihm kraft des Anſpruchs als Gläubiger zuſtehenden Rechte, ſoweit ſie mit den Rechten des Pfand⸗ 
gläubigers vereinbar ſind. Für den Gläubiger beſteht nach dem Geſetz keine Verpflichtung, auf 
dem bezeichneten Weg die Leiſtung an den Pfandgläubiger zu erzwingen. Auch eine Pflicht zur 
Mitwirkung bei der Einziehung ergibt ſich im Fall des 5 1282 (anders als im Fall des § 1281) 
für den Gläubiger aus dem Geſetz nicht. Hat aber der Gläubiger durch Widerſpruch gegen die 
Leistung des Schuldners an den Pfandgläubiger den Schuldner zur Leiſtungsverweigerung und 
Hinterlegung veranlaßt, ſo iſt anzunehmen, daß der Pfandgläubiger den Gläubiger im Klage⸗ 
weg zwingen kann, in die Leiſtung an ihn einzuwilligen. Überläßt der Pfandgläubiger dem Gläu⸗ 
biger, die verpfändete Forderung an ſeiner Stelle vom Schuldner einzuziehen, dann kann dieſer 
dem Gläubiger gegenüber mit einer ihm gegen den Pfandgläubiger zuſtehenden Forderung aufrech⸗ 
nen (RG 2% 1921, 380%). Die Frage, wem beim Beſtehen mehrerer Pfandrechte an einer 
Forderung die Ausübung des Einziehungsrechts zukommt, iſt in $ 1290, die Frage der Ein⸗ 
zie hungspflicht des Pfandgläubigers in $ 1285 Abſ 2, endlich die Frage nach den Rechts⸗ 
wirkungen der geſchehenen Einziehung in den 88 1287, 1288 geregelt. 

3. Die Stellung des Pfandgläubigers zum Schuldner gleicht, ſoweit er einziehungsberechtigt 
ift, der des Rechtsnachfolgers des Gläubigers im Sinne des $ 727 BRD. Er kann deshalb inſoweit 
auch für ſich eine vollſtreckbare Ausfertigung der Schuldurkunde verlangen, worin der Schuldner 
ſich der ſofortigen Zwangsvollſtreckung unterworfen hat (BayObLG 11, 222). Das Kammer- 
gericht hat dem Pfandgläubiger auch das Recht beigelegt, die kraft Rückwirkung ſtattfindende 
Aufwertung der verpfändeten Hypothek nach $ 16 Aufwß anzumelden und die Eintragung 
eines Widerſpruchs im Grundbuch zu beantragen (JW 1926, 831%). — Wird eine verpfändete 
Hypothek nach Eintritt der Verkaufsberechtigung ($ 1228 Abſ 2) auf Grund des Pfandrechts 
und des Pfandverwertungsrechts nach 58 1282, 1284 an den Pfandgläubiger abgetreten, fo kann 
er ſich auf den öffentlichen Glauben des Grundbuchs auch dann berufen, wenn bei der Hypothek 
wor der Abtretung, aber nach der Verpfändung und nach Eintritt der Verkaufsberechtigung ein 
Widerſpruch gegen die Richtigkeit des Grundbuchs eingetragen ift (RG 1. 4. 16 V 30/16). 

Der Pfandgläubiger kann gegen den Schuldner einen vollſtreckbaren Schuldtitel erwirken 
und dann die Forderung pfänden und ſich an Zahlungsſtatt zum Nennwert überweiſen laſſen. Um 
ihm dieſen Umweg zu erſparen, gibt ihm das Geſetz (5 1282 Abj 1 Satz 3) das Recht, von dem 
Gläubiger die Abtretung der Forderung an Zahlungsſtatt zu verlangen, doch nur bis zu dem 
Betrage, der zu feiner Befriedigung erforderlich iſt (vgl. $ 364 Abſ 1, 365, 437, 438). Nur dieſe 
Abtretung kann dem Pfandgläubiger einer Eigentümergrundſchuld dazu verhelfen, daß er 
die Zwangsvollſtreckung in das Grundſtück zu betreiben vermag, die ihm ſonſt verſagt wäre ($ 437 
Abſ 1); ſoweit auf dieſem Wege keine Befriedigung erzielt werden kann, iſt die pfandgeſicherte 
Forderung gegen den perſönlichen Schuldner erloſchen (OLG Hamburg HRR 1936 Nr 20; KG 
JW 1938, 249438), 

4. Ausſchluß anderweitiger Verfügungen über die verpfändete Forderung. Ausgeſchloſſen 
— und zwar mit dinglicher Wirkung — iſt insbeſondere das Recht des Pfandgläubigers zur Ver⸗ 
Außerung der Forderung (RG 58, 107; 97, 39; vgl. auch RG 135, 357 [865]; RGSt 69, 227). 
Im übrigen iſt „Einziehung“ aber nicht im engſten Sinne aufzufaſſen (RG 58, 108). Bei einer 
Geldforderung wird der Pfandgläubiger eine Sache an Zahlungsſtatt annehmen dürfen, mit der 
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Wirkung allerdings, daß ſeine eigene Geldforderung an den Pfandſchuldner dadurch getilgt wird. 
Mit dieſer Wirkung erſcheinen auch andere Verfügungen über eine verpfändete Geldforderung 
zuläſſig, z. B. Schenkung, Erlaß. Abgeſehen hiervon kann ein etwaiger (Teil-) Erlaß von ſeiten 
des Pfandgläubigers die Gläubiger an der Einziehung der Reſtforderung nur unter beſonderen 
Vorausſetzungen, wie etwa dann hindern, daß inzwiſchen Friſten für ihre Geltendmachung ver⸗ 
ſtrichen find (RG 28. 2. 36 V 190/35). Geht die verpfändete Forderung nicht auf Geld, ſo ſteht 
$ 1287 im Wege. Ob dem Pfandgläubiger verwehrt fein ſoll, mit der ihm zur Einziehung zur Ver⸗ 
fügung ſtehenden Forderung gegen eine Forderung aufzurechnen, die der Schuldner gegen ihn 
hat, oder ob eine ſolche Verfügung über den Rahmen der erlaubten Einziehung hinausgeht, ift 
ſtreitig. Nach der Rech tſprechung des Reichsgerichts ift die Aufrechnungsbefugnis des Pfand— 
gläubigers bei Geldforderungen anzunehmen (N 58, 109). 

5. Auch $ 1282 enthält nachgiebiges Recht. Bei entſprechender Vereinbarung nach § 1284 
darf der Pfandgläubiger z. B. auch einen nichtöffentlichen Verkauf der Forderung vornehmen. 
Immer gilt aber $ 1277 Satz 2. Jene Vereinbarung darf alſo nicht vor dem Eintritt der Verkaufs- 
berechtigung getroffen werden ($ 1245 Abſ 2; RG 90, 256). Dasſelbe gilt, ebenfalls nach $ 1277 
Saß 2, von der Verfallabrede des F 1229. Eine Ausnahme wird auch nicht durch $ 1282 Abi 1 
Saß 3 begründet. 

Die Einſchränkung der § 1277 Satz 2, $ 1245 Abſ 2 gilt aber nicht auch hinſichtlich der Not- 
wendigkeit der Fälligkeit der Forderung zum Eintritt der Verkaufsberechtigung des Pfand⸗ 
gläubigers ($ 1228 Abſ 2). Es kann alſo vereinbart werden, daß der Pfandgläubiger die ihm als. 
Pfand haftenden Forderungen, Grund⸗ und Rentenſchulden ſchon vor Fälligkeit ſeiner Forderung 
kündigen und einziehen darf (vgl. I 21 Abſ 2 der Allg. Geſchäftsbedingungen, herausgegeben von 
der Wirtſchaftsgruppe Privates Bankgewerbe, Faſſung vom Dezember 1937: ferner § 1228 A 2: 
§ 1245 A1 Abſ i; $ 1277 A 2). Durch eine Verpfändung wird die Forderung einer Beſchlag⸗ 
nahme gegenüber dem Gläubiger nicht entzogen (vgl. RG 135, 159 und JW 1932, 253820), 

6. Entſprechend anzuwenden ift $ 1282 auf die Durchführung des dem Haftungsgläubiger im 
Konkurs des Haftpflichtſchuldners nach $ 157 VerſVG zuſtehenden Rechtes auf abgeſonderte 
Befriedigung aus dem Entſchädigungsanſpruch des Haftpflichtſchuldners gegen die 
Verſicherungsgeſellſchaft (RG 93, 209 ff.). Bei der Sich erungsabtretung (vgl. oben § 1229 A 1) 
von Forderungen ift der Abtretungsempfänger mangels anderer Abrede (z. B. RG JW 1937, 
302915) nach $ 157 BGB dann zur Einziehung für befugt erklärt worden, wenn der Abtretende mit 
der Erfüllung feiner Zahlungspflicht ihm gegenüber in Verzug gekommen ift (RG 142,141). Der 
entſcheidende Geſichtspunkt bei jeder Sicherheitsabtretung iſt der, ob nach dem Willen der Parteien 
der Sicherungsnehmer mit der Einziehung der abgetretenen Forderung betraut iſt oder nicht; iſt ver⸗ 
abredet, daß dem Schuldner der abgetretenen Forderung die Abtretung angezeigt werden ſoll, fo 
läßt dies in der Regel auf den Willen der Parteien ſchließen, daß der Sicherungsnehmer die ihm zur 
Sicherheit übertragene Forderung auch voll einziehen dürfe, ohne Rückſicht auf den Betrag ſeinen 
eigenen, durch die Abtretung geficherten Forderung (R JW 1938, 235025) Der Schuldner einer 
nur zur Sicherung abgetretenen und vom Empfänger abredewidrig weiter übertragenen Forde⸗ 
rung kann ſich gegenüber dem neuen Gläubiger nicht darauf berufen, daß die zweite Abtretung den 
erſten zugrundeliegenden Vertrag verletzt habe und daß der urſprüngliche Gläubiger die Einziehung 
der Forderung nicht wünſche (RG 102, 385). Dasſelbe gilt bei der nur zur Kreditbeſchaffung 
(treuhänderiſch) vollzogenen Forderungsabtretung (RG JW 1936, 6456; dazu und zu den „fidu⸗ 
ziariſchen“ Abtretungen: Siebert daſ.). 


8 1283 
) Hängt die Fälligkeit der verpfändeten Forderung von einer Kündigung 
ab, jo bedarf der Gläubiger zur Kündigung der Zuſtimmung des Pfand- 
gläubigers nur, wenn dieſer berechtigt ift, die Nutzungen zu ziehen 2). 
Die Kündigung des Schuldners iſt nur wirkſam, wenn ſie dem Pfandgläubiger 
und dem Gläubiger erklärt wird. 


Sind die Vorausſetzungen des § 1228 Abſ 2 eingetreten, fo iſt auch der 
Pfandgläubiger zur Kündigung berechtigt); für die Kündigung des Schuld⸗ 
ners genügt die Erklärung gegenüber dem Pfandgläubiger. 

E 1 1217, 1218 II 1100; M 3 860-862; P 3 525—527, 530, 541. 

1. Kündigungsrecht. Die Frage der Kündigung ift für die Zeit vor dem Eintritt des Be⸗ 
friedigungsrechts des Pfandgläubigers in Abſ 1, 2, fur die Zeit nach dem Eintritt dieſes Rechtes 
in Abj 3 geregelt. Alle dieſe Vorſchriften enthalten nachgiebiges Recht ($ 1284). Sind die 
Anſprüche aus einer Lebens verſiche rung verpfändet, fo darf der Pfandgläubiger das Ver⸗ 
ſicherungsverhältnis nicht kündigen, um dadurch die Rückkaufsſumme zu erlangen. 
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2. Die Berechtigung, die Nutzungen der verpfändeten Forderung zu ziehen, kann nur auf 
Grund beſonderer Vereinbarung nach $ 1213 Abſ 1 beſtehen. Die Rechtsvermutung des 9 1213 
Abſ 2 greift nicht Platz, weil Forderungen, auch wenn ſie verzinslich find, nicht zu den „von Natur 
fruchttragenden Sachen“ gerechnet werden können. Wegen der Zuſtimmung: 88 182—184. 
Die Zuſtimmung des Pfandgläubigers könnte danach ſowohl dem Gläubiger wie dem Schuldner 
gegenüber erklärt werden. Wird ſie dem Gläubiger gegenüber erklärt, ſo kann der Schuldner 
die Kündigung des Gläubigers auf Grund der $$ 182 Abſ 3, 111 bei Nichtvorlegen einer ſchriftlichen 
Einwilligung zurückweiſen. Die Zurückweiſung iſt auch gegen den Verſuch der Kündigung unter 
Vorbehalt der nachträglichen Zuſtimmung des Pfandgläubigers zuläſſig. 

3. Iſt das Pfandrecht an einer Forderung nur auf eine beſtimmte Zeit beſtellt, fo genügt 
es zur Einhaltung der Friſt, wenn der Pfandgläubiger vor ihrem Ablauf die verpfändete Forderung 
nach $ 1283 Abſ 3 kündigt. Wann die Kltndigungsfriſt endet und wann der Pfandgläubiger ſich 
aus dem Pfand befriedigt, iſt unerheblich (RG 27. 9. 15 V 275/15). 


9 1284 


Die Vorſchriften der 88 1281 bis 1283 finden keine Anwendung, ſoweit 
der Pfandgläubiger und der Gläubiger ein anderes vereinbaren. 

E II 1101; P 3 542; 4 601. 

Vereinbarungen über abweichendes Verfahren. Aus der Vorſchrift ergibt ſich keine Einſchrän⸗ 
kung des § 1277 Satz 2, der für das Pfandrecht an Rechten allgemeine Geltung zu beanſpruchen hat 
481277 A 2). Die 95 1229, 1245 Ab 2 find alſo als Schranken für die Vereinbarungsfreiheit in der 
Zeit bis zum Eintritt der Befriedigungsberechtigung auch hier entſprechend anzuwenden (RG 
90, 256). Die Vereinbarungen find gültig, auch wenn fie dem Drittſchuldner nicht nach $ 1280 
angezeigt werden. Ihn ſchützt $ 1275. Immerhin empfiehlt ſich die Anzeige. 


§ 1285 

Hat die Leiſtung an den Pfandgläubiger und den Gläubiger gemeinfchaft- 
lich zu erfolgen, ſo ſind beide einander verpflichtet, zur Einziehung mitzu⸗ 
wirken, wenn die Forderung fällig iſt !). 

Soweit der Pfandgläubiger berechtigt iſt, die Forderung ohne Mitwirkung 
des Gläubigers einzuziehen, hat er für die ordnungsmäßige Einziehung zu 
ſorgen 2). Von der Einziehung hat er den Gläubiger unverzüglich zu benach⸗ 
richtigen, ſofern nicht die Benachrichtigung untunlich iſt s). 

E 1 1217, 1218 II 1102; M 3 862, 868; P 3 530, 532, 542. 

1. Die Mitwirkung iſt für die Zahlungsannahme geboten. Sie kann im Klageweg erzwungen 
werden (vgl. $ 1078 A 1). Im übrigen bleibt ſowohl dem Gläubiger als auch dem Pfandgläubiger 
nach $ 1281 Satz 2 das Recht, alle in die Hinterlegung oder die Ablieferung der Sache an einen 
Verwahrer zu verlangen. 0 

2. Die Einziehungspflicht (vgl. auch $ 1282 A 1 Abſ 1) beſteht auch ſchon vor dem Eintritt der 
Befriedigungsberechtigung, wenn durch Vereinbarung dem Pfandgläubiger das Recht eingeräumt 
iſt, die Forderung allein einzuziehen. Wegen des Gebots der ordnungsmäßigen Einziehung: 
§ 1074 A 2. Wird zur Einziehung Klage nötig, jo kann der Pfandgläubiger nach $ 72 ZPO dem 
Gläubiger den Streit verkünden. Der Pfandgläubiger hat anderſeits nur die Einziehungspflicht, 
nicht außerdem noch die Pflicht, auch anderweit als bei der Einziehung (vgl. darüber $ 1282 A 1) den 
Nutzen des Gläubigers und des Schuldners wahrzunehmen. Der Pfandgläubiger einer Hypothek⸗ 
forderung iſt alſo nicht verpflichtet, bei einem von dritter Seite eingeleiteten Zwangsverſteigerungs⸗ 
verfahren zur Deckung der verpfändeten Hypothek Gebote abzugeben (RG JW 1910, 203). 

3. Benachrichtigungspflicht des Pfandgläubigers (vgl. $ 1241). Dabei wird das Ergebnis 
der Einziehung mitzuteilen und insbeſondere bei Geldforderungen der eingegangene Betrag anzu⸗ 
geben Sein. Den Schuldner der verpfändeten Forderung trifft keine Mitteilungspflicht (KG 
IRdſch f. Privatverſicherung 1937, 422). 


8 1286 


Hängt die Fälligkeit der verpfändeten Forderung von einer Kündigung 
ab, ſo kann der Pfandgläubiger, ſofern nicht das Kündigungsrecht ihm zu⸗ 
ſteht, von dem Gläubiger die Kündigung verlangen, wenn die Einziehung 
der Forderung wegen Gefährdung ihrer Sicherheit nach den Negeln einer 
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ordnungsmäßigen Vermögensverwaltung geboten iſt. Unter der gleichen 
Vorausſetzung kann der Gläubiger von dem Pfandgläubiger die Zuſtimmung 
zur Kündigung verlangen, ſofern die Zuſtimmung erforderlich iſt. 

E I 1217 II 1193; M 3 860, 861; P 3 525, 527, 542. 

Pflicht zur Kündigung der verpfändeten Forderung wegen Gefährdung. Die Vor⸗ 
ſchrift iſt ihrem Zweck nach verwandt mit den Vorſchriften der $$ 1218 u. 1219 und der des 
§ 1078 Satz 2. Dem Pfandgläubiger iſt, ſofern nicht anderweitige Vereinbarungen beſtehen, 
die Kündigung verſagt, ſolange ſeine Befriedigungsberechtigung noch nicht eingetreten iſt. Der 
Gläubiger iſt im Falle des Nutzungspfandes gebunden, die Zuſtimmung des Pfandgläubigers 
zur Kündigung einzuholen ($ 1283). Ob eine Gefährdung der Sicherheit der Forderung. 
im Sinne des $ 1286 vorliegt, iſt nach den Umſtänden zu würdigen. Daß die gefährdenden Um- 
ſtände erſt nach der Pfandbeſtellung eingetreten ſind, iſt nicht Vorausſetzung des Schutzes des 
§ 1286. Die Kündigung kann verlangt werden, auch wenn der Schuldner ſchon bei der Ent- 
ſtehung der Schuld in ſchlechten Vermögensverhältniſſen war. Dagegen kann die Kündigung nicht 
wegen unvorteilhafter Anlegung verlangt werden, etwa um den Zinſenertrag zu verbeſſern. 
Vollſtreckt wird das Urteil im Fall des Satzes 1 nach $ 888 ZPO, im Fall des Satzes 2 nach 
8894 ZPO. 


& 1287 


Leiſtet der Schuldner in Gemäßheit der 88 1281, 1282, ſo erwirbt mit der 
Leiſtung der Gläubiger den geleiſteten Gegenſtand und der Pfandgläubiger 
ein Pfandrecht an dem Gegenſtande. Beſteht die Leiſtung in der Übertragung, 
des Eigentums an einem Grundftüde, fo erwirbt der Pfandgläubiger eine 
Sicherungshypothek !) 2) 8). 

E 1 1219 II 1194; M 3 864, 865; P 3 532, 533, 536, 542. 

1. Wirkungen der Einziehung der verpfändeten Forderung (Erſatzpfandrecht). Die 
nächſte Folge der Leiſtung des Schuldners, alſo der Erfüllung der verpfändeten Forderung, 
it das Erlöſchen der Forderung (§ 362) und damit auch das Erlöſchen des daran beſtellten 
Pfandrechts. Dieſes erliſcht jedoch nicht ohne Erſatz, ſofern nicht ſchon durch die Leiſtung 
des Schuldners die Befriedigung des Pfandgläubigers eingetreten iſt ($ 1288 Abſ 2). Er⸗ 
ſatzpfand für die erloſchene Pfandforderung wird der zufolge der Einziehung vom Schuld⸗ 
ner geleiſtete Gegenſtand, ſei es Geld oder ein anderer Gegenſtand, z. B. die Wert⸗ 
papiere, die eine Bank in Erfüllung eines ihr verpfändeten Anſpruchs auf Lieferung als 
Einkaufskommiſſionärin dem Kunden übereignet (NG 116, 203 ff.). Der Gläubiger erwirbt 
den geleiſteten Gegenſtand ohne Unterſchied, ob an ihn und den Pfandgläubiger gemeinſchaftlich ge⸗ 
leiſtet iſt oder an den letzteren allein, und zwar erwirbt der Gläubiger daran, wenn der Gegenſtand 
eine bewegliche Sache oder ein Grundſtück iſt, das Eigentum, der Pfandgläubiger aber erwirbt 
an der beweglichen Sache ein Pfandrecht, an dem Grundſtück eine Sicherungshypothek. Dieſe 
entſteht ohne Eintragung; wird das Grundſtück nur gegen Eintragung einer Reſtkaufgeldhypothek 
aufgelaſſen, fo geht dieſe der Sicherungshypothek im Range vor. Wenn an dem Pfandgläubiger 
allein zu leiſten iſt, handelt er bei dem Eigentumserwerb, ſoweit die Einigung über den Eigen⸗ 
tumsübergang in Betracht kommt (§ 929 A 5 Abſ 2), für den Gläubiger als Deren Vertreter kraft 
geſetzlicher Vorſchrift (vgl. $ 1075). Deshalb iſt inſoweit auch $ 166 Abſ 1 anzuwenden. Wird die 
Forderung nach $ 1281 eingezogen, fo erwerben der Gläubiger und der Pfandgläubiger gemeinſchaft⸗ 
lich unmittelbaren Beſitz, wird fie nach $ 1282 eingezogen, fo erwirbt nur der Pfandgläaubiger un⸗ 
mittelbaren, der Gläubiger mittelbaren Beſitz an der Sache. Auf Grund ſeines neuen Pfandrechts, 
nun Pfandrechts an der Sache, kann der Pfandgläubiger, wenn ſeine Befriedigungsberechtigung 
eingetreten iſt, zur Befriedigung ſeiner Forderung aus der verpfändeten beweglichen Sache 
nach 88 1228 ff., zur Befriedigung aus dem Grundſtück nach § 1147 weiter vorgehen. Beſteht 
der Gegenſtand der Leiſtung nicht in einer beweglichen Sache oder einem Grundſtück, ſondern 
in der Verſchaffung eines Rechtes, ſo wird durch die Leiſtung für den Gläubiger das Recht, für den 
Pfandgläubiger das Pfandrecht am Recht erworben. Die Fälle zu regeln, in denen an dem 
Gegenſtand der Forderung ein Pfandrecht nicht beſtehen kann, iſt den Beteiligten überlaſſen. — 
Was von den Grundſtücken gilt, gilt auch von den grundſtücksgleichen Rechten. Außerdem iſt 
$ 1287 entſprechend anwendbar, wenn ein Anſpruch auf Beſtellung eines Rechtes an einem 
Grundſtück oder ein Grundbuchberichtigungsanſpruch verpfändet iſt. Mit der Eintragung des 
Rechtes entſteht auch das Pfandrecht daran. 

Für das Pfändungspfandrecht enthält $ 848 3 eine entſprechende Vorſchrift; nach 
813 Entl Vo entſteht hier die Sicherungshypothek als Höchſtbetragshypothek. 

2. Schuldſcheine und ihnen gleichſtehende Urkunden unterliegen dem Pfandrecht des Forde⸗ 
rungspfandgläubigers nach $ 952. Ein ſelbſtändiges Pfandrecht an ihnen kann nicht beſtellt 
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werden (8 1204 A 4). Wem alſo der Pfandſchein eines Leihhauſes zu Sicherungszwecken übergeben 
iſt, ohne daß ihm aber die Forderung an das Leihhaus auf Rückgabe der in Pfand gegebenen Sache 
rechtsgültig verpfändet wäre, der kann an der von ihm bei dem Leihhaus eingelöſten Sache kein 
Pfandrecht nach § 1287 erwerben. Ihm wird nur ein ſchuldrechtlich wirkſames Zurückbehal⸗ 
tungsrecht zugebilligt werden können (RG 51, 86; 66, 27; 5 1204 A 4). Über die Frage, ob der Ge⸗ 
richtsvollzieher einen im Beſitz des Schuldners vorgefundenen Pfandſchein — oder auch ein Spar⸗ 
kaſſenbuch — pfänden darf: YW 1922, 505ff. 

3. Auch der dem $ 1287 entgegengeſetzte Fall kann eintreten: der Pfandgegenſtand kann ſich in 
ein Forderungsrecht verwandeln. Das geſchieht z. B. dann, wenn der Anteil an einer GmbH ge- 
pfändet wird und die Satzungen beſtimmen, daß der Anteil im Falle ſeiner Pfändung gegen Ent⸗ 
ſchädigung eingezogen wird. Bei Familiengeſellſchaften kommt das im Zuſammenhang mit der — 
die Pfändung und Verwertung ja nicht ausſchließenden — Anordnung vor, daß die Anteile nur 
mit Zuſtimmung der Geſellſchaft übertragen werden dürfen. An die Stelle des gepfändeten 
Gmbh ⸗Anteils tritt dann der Anſpruch auf Auskehrung des Geſellſchaftsguthabens. Die 
Rechtsregel des dinglichen Erſatzes, welche zugunſten des Pfandgläubigers für den im 
$ 1287 ſelbſt behandelten Fall gilt, muß auch für den umgekehrten Fall gelten. In dem obigen 
Beiſpiel unterliegt alſo der Auskehrungsanſpruch dem Pfändungspfandrecht (RG 142, 378f.). 


8 1288 


Wird eine Geldforderung in Gemäßheit des 5 1281 eingezogen, fo find 
der Pfandgläubiger und der Gläubiger einander verpflichtet, dazu mitzu- 
wirken, daß der eingezogene Betrag, foweit es ohne Beeinträchtigung des 
Intereſſes des Pfandgläubigers tunlich iſt, nach den für die Anlegung von 
Mündelgeld geltenden Vorſchriften verzinslich angelegt und gleichzeitig dem 
Pfandgläubiger das Pfandrecht beſtellt wird. Die Art der Anlegung beſtimmt 
der Gläubiger !). 

Erfolgt die Einziehung in Gemäßheit des § 1282, fo gilt die Forderung 
des Pfandgläubigers, ſoweit ihm der eingezogene Betrag zu ſeiner Befrie⸗ 
digung gebührt, als von dem Gläubiger berichtigt 2). 

E I 1219, 1221 II 1195; M 3 865, 866; P 3 532 —534, 542. 


1. Die Anlegung des eingezogenen Geldes, das an die Stelle der durch die Leiſtung erloſchenen 
Forderung getreten iſt, kann nur in Frage kommen, wenn die Befriedigungsberechtigung des 
Pfandgläubigers noch nicht eingetreten iſt. Denn andernfalls dient das Geld unmittelbar der 
Befriedigung des Pfandgläubigers (Abſ 2). Im einzelnen iſt die Geldanlegung nach Einziehung 
einer pfandbelaſteten Forderung ebenſo geregelt wie die Wiederanlegung nach der Einziehung 
eines Kapitals, das mit einem Nießbrauch belaftet war, nur daß es im $ 1288 dem Gläubiger über- 
laſſen iſt, die Art der Anlegung zu beſtimmen ($ 1079). 

2. Befriedigung des Pfandgläubigers durch die Einziehung. Zieht der Pfandgläubiger 
auf Grund ſeines Befriedigungsrechts eine Geldforderung ein, ſo ergeben ſich an dem Eingezogenen 
dieſelben Rechtsverhältniſſe wie am Barerlös beim Pfandverkauf nach $ 1247 Satz 1. 
Auch deviſenrechtlich gilt das dort (8 1247 A 2) Geſagte. Nur in einem Punkte er⸗ 
gibt ſich eine Abweichung. Aus dem Satz, daß dem Pfandgläubiger die Einziehung 
der Geldforderung nur inſoweit zuſteht, als ſie zu ſeiner Befriedigung erforderlich iſt, 
gibt fi), daß der Schuldner über dieſen Betrag hinaus an den Pfandgläubiger nicht zahlen darf. 
Überſchreitet er bei der Zahlung dieſen Betrag, ſo braucht der Gläubiger inſoweit die Zahlung 
nicht als für ihn geleiſtet anzuerkennen. Genehmigt er den Verſtoß nicht nachträglich durch An- 
nahme des Mehrbetrags vom Pfandgläubiger, ſo iſt inſoweit die Forderung nicht erloſchen, ſondern 
fie ſteht inſoweit — nunmehr durch die Befriedigung des Pfandgläubigers vom Pfandrecht 
befreit — dem Gläubiger noch zu. Der Pfandgläubiger aber hat den Mehrbetrag, um den er nun 
grundlos bereichert iſt, an den Schuldner zurückzugeben. Wenn der Gläubiger der verpfändeten 
Forderung für die durch das Pfandrecht geſicherte Forderung nicht perſönlich haftet, ſo erliſcht 
dieſe nicht, geht vielmehr nach 9 1225, § 1273 Abf 2 auf ihn über (RG Recht 1918 Nr 246). 

Bei der Sicherheitsabtretung (vgl. oben § 1229 A 1) läßt ſich der Anſpruch des Abtretenden 
gegen den befriedigten Abtretungsempfänger auf Herauszahlung des Erlösüberſchuſſes nicht nach 
den Grundſätzen über die ungerechtfertigte Bereicherung beurteilen. Macht der Abtretungs⸗ 
empfänger geltend, die abgetretene (Hypotheken⸗) Forderung habe nicht nur zu ſeiner eigenen Si⸗ 
cherheit, ſondern auch zur Befriedigung eines Dritten dienen ſollen, ſo trifft ihn die Beweis⸗ 
laſt dafür, daß ihn der Abtretende ermächtigt habe, den Erlösüberſchuß an den Dritten abzuliefern 
(RG Warn 1934 Nr 77). 
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Hat die eingezogene Forderung (infolge Anfechtung des zugrundeliegenden Geſchäfts) nicht 
beſtanden, ſo kann der Schuldner einen Bereicherungsanſpruch gegen den Pfandgläubiger 
geltend machen. Das KG hat dies unter Bezugnahme auf die Rechtslage verneint, die im Falle 
der Zahlung gemäß einer Anweiſung beſteht (Veröff. des RAufſamts für Privatverſicherung 1934 
Nr 2759); es verkennt, daß die Verpfändung beim Fehlen eines Pfandgegenſtandes nichtig und 
daß ſchon deshalb § 1288 Abſ 2 nicht anwendbar iſt. 


$ 1289 


Das Pfandrecht an einer Forderung erſtreckt ſich auf die Zinſen der Forde⸗ 
rung. Die Vorſchriften des 8 1123 Abſ 2 und der 88 1124, 1125 finden ent- 
ſprechende Anwendung; an die Stelle der Beſchlagnahme tritt die Anzeige 
des Pfandgläubigers an den Schuldner, daß er von dem Einziehungsrechte 
Gebrauch mache 1) 2). 

E I 1222 II 1196; M 3 866, 867; P 3 634536, 643. 

1. Erſtreckung des e auf die Zinſen der verpfändeten Forderung. Das Geſetz 
erſtreckt, ſoweit die Beteiligten nichts anderes vereinbart haben, das Pfandrecht an der Forderung 
auch auf deren — geſetzliche oder vertragsmäßige — Zinſen in demſelben Umfang, wie es in den — 
in der Faſſung des Geſ v. 8. 6. 1915 RG Bl 327 (ogl. $12 der VO über Maßnahmen auf dem Gebiete 
der Zwangsvollſtreckung vom 26. 5. 1933 RG Bl 1,302; 1935 I, 249) geltenden 68 11231125 die 
Hypothek auf die Mietzinſen des belaſteten Grundſtücks erſtreckt. Die Regelung geht der Hauptſache 
nach dahin: Die pfandrechtliche Haftung der Zinſen hat ihren Angelpunkt in der Anzeige des Pfand⸗ 
gläubigers an den Schuldner, daß er von dem Einziehungsrecht in Anſehung der Zinſen Gebrauch 
mache. Damit wird die pfandrechtliche Haftung wirkſam für die nach der Pfandbeſtellung ver⸗ 
fallenen Zinſen bis auf ein Jahr von der Anzeige zurück und für die weiter verfallenden. Sind 
Zinſen ſchon vor der Anzeige bezahlt oder wegveräußert, fo ift die Verfügung dem Pfandgläubiger 
gegenüber inſoweit wirksam, als fie ſich nicht auf den Zins für eine ſpätere Zeit als das zur Zeit 
der Anzeige laufende Kalendervierteljahr bezieht; nur wenn die Anzeige innerhalb des letzten halben 
Monats eines Kalendervierteljahrs erſtattet wird, iſt die Verfügung auch inſoweit wirkſam, als ſie 
ſich auf den Zins für das folgende Kalenderviertelfahr bezieht. Im einzelnen ogl. die 68 1123—1125 
und die Bemerkungen dazu. Satz 1 des 9 1289 enthält nachgiebiges Recht. Die Haftung der 
Zinſen kann mit dinglicher Wirkung ausgeſchloſſen werden (RG Warn 1914 Nr 245; RG 74, 81; 
86, 218). Soll das Recht auf den Zinsbezug nachträglich auch verpfändet werden, jo iſt eine neue 
formgültige Verpfändung nötig. Die vertragliche Mit verpfändung der Zinſen dagegen iſt über⸗ 
flüſſig und hindert nicht, $ 1289 Satz 2 anzuwenden. Unanwendbar iſt dieſe Vorſchrift aber auf ein 
Nutzpfandrecht im Sinne des $ 1213 Abſ 1. Hier ſtehen dem Pfandgläubiger die Zinſen der Forde ⸗ 
rung von vornherein ſo zu, als wenn ſie ihm abgetreten wären, er erwirbt fie zu Eigentum (RG 
Warn 1914 Nr 245). Kommt bei der Zwangsverſteigerung eines Grundſtücks ein verpfändetes 
Recht zur Hebung und geht das Recht des Pfandgläubigers nicht auf die Zinſen, ſo ſteht ihm auch kein 
Recht an dem auf die Zinſen entfallenden Teil des Verſteigerungserlöſes zu; die 8 10, 12 8 VG treffen 
auch auf das Verhältnis des Berechtigten zu feinem Pfandgläubiger zu (Rh Warn 1915 Nr 85).— 
Über die Mitverpfändung von Zinſen bei Buch- und Briefhypotheken: K HRR 1934 Nr 1121. 

2. Unter dem Einziehungsrecht iſt nicht nur das nach $ 1282, ſondern auch das nach 9 1281 
zu verſtehen. Das hat wohl auch RG Warn 1914 Nr 245 nicht anders annehmen wollen, obwohl 
dort zu „Einziehungsrecht“ nur die $$ 1282, 1228 Abſ 2 angezogen werden. 


$ 1290 


Beſtehen mehrere Pfandrechte an einer Forderung, ſo iſt zur Einziehung 
nur derjenige Pfandgläubiger berechtigt, deſſen Pfandrecht den übrigen Pfand- 
rechten vorgeht !) 2). 

E 1 1218 II 1197; M 3 863; P 3 632, 543. 

1. Einziehungsordnung für den Fall einer Mehrheit von Pfandrechten. Von mehreren 
Pfandrechten ungleichen Ranges, die an einer Forderung beſtehen, gewährt nur das älteſte das 
Einziehungsrecht ($ 1282 A 4). Die nachſtehenden Pfandgläubiger können nicht verlangen, daß 
der Schuldner an alle Pfandgläubiger oder an einen Verwahrer leiſte oder hinterlege. 
In M3, 863 wird zwar ein ſolcher Anſpruch inſoweit für berechtigt erachtet, als der Gläu- 
biger gleichfalls hierzu befugt iſt. Allein gegen dieſe Annahme ſpricht der Wortlaut des 
Geſetzes und der Umſtand, daß ein derartiges Recht der nachſtehenden Pfandgläubiger 
das Recht des an erſter Stelle ſtehenden beeinträchtigen müßte. Denn als alle in Einziehungs⸗ 
berechtigter kann der an erſter Stelle ſtehende Pfandgläubiger verlangen, daß an ihn allein 
geleiſtet wird. Die nachſtehenden Pfandgläubiger dürfen danach nur Leiſtung an den vorgehenden 
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fordern. Die Möglichkeit, daß auch die nachſtehenden Pfandgläubiger ſelbſt das Einziehungsrecht 
erlangen, iſt damit nicht ausgeſchloſſen. Einmal kann der vorgehende Gläubiger zugunſten eines 
nachſtehenden zurücktreten, ſo daß der Drittſchuldner dann an dieſen mit befreiender Wirkung 
zahlen kann (RG SeuffA 69 Nr 68). Außerdem aber ſcheidet der bisherige Einziehungsberechtigte 
aus, wenn er aus der verpfändeten Forderung befriedigt, dieſe ſelbſt aber dadurch noch nicht 
erſchöpft iſt. Nach ihm tritt der bisherige zweite als nunmehr erſter Pfandgläubiger in das Ein⸗ 
ziehungsrecht hinſichtlich des Überreſtes der Forderung ein. Für den Fall, daß mehrere Pfand⸗ 
rechte gleichen erſten Ranges an derſelben Forderung beſtehen, greift § 432 ein, und zwar 
auch bei Geldforderungen. Wollte man es jedem Pfandgläubiger überlaſſen, den Betrag ſeiner 
Forderung oder gegebenenfalls den auf ſeine Forderung anteilmäßig entfallenden Betrag der 
verpfändeten Forderung ſelbſtändig für ſich einzuziehen, fo könnte das bei einem nicht voll zahlungs⸗ 
fähigen Drittſchuldner zu einer Bevorzugung der zuerſt vorgehenden Pfandgläubiger führen, 
auf die fie keinen Anſpruch haben. Der Verkauf einer Forderung fällt nicht unter $ 1290. 

2. Die gegenſeitigen Rechte mehrerer Pfändungspfandgläubiger werden nicht durch $ 1290, 
ſondern durch die Vorſchriften der ZPO beſtimmt. Auch der nachſtehende kann ſich die gepfändete 
Forderung oder das gepfändete ſonſtige Vermögensrecht zur Einziehung überweiſen laſſen ($ 835 
PD); er kann auch die Anordnung des Verkaufs nach 98 844, 857 3 P erwirken, alles das, ſelbſt 
wenn die Forderung bereits dem vorpfändenden Gläubiger zur Einziehung überwieſen worden iſt 
(RG 97, 40ff.; OL J München HRR 1938 Nr 644). 


8 1291 


Die Vorſchriften über das Pfandrecht an einer Forderung gelten auch für 
das Pfandrecht an einer Grundſchuld und an einer Nentenſchuld 1) 2). 

E 1 1224 II 1198; M 3 867; P 3 536, 

1. Bei der Anwendung der Vorſchriften über das Forderungspfandrecht auf das Pfandrecht 
an Grundſchulden und Rentenſchulden wird als Schuldner der Eigentümer des Grundſtücks 
zu unterſtellen ſein; die einzelnen Renten der Rentenſchuld ſind als Zinſen zu behandeln (§ 1200). 
Vgl. im übrigen § 1080. Die Beſtellung des Pfandrechts an einer künftigen Grund⸗ 
ſchuld iſt ſchon vor ihrer Eintragung möglich (RG Warn 1911 Nr 274). — Die Angabe der zu 
ſichernden Forderung in der ſchriftlichen Verpfändungsurkunde iſt weſentliches Erfordernis 
der Verpfändung (RG 136, 424; $ 1273 A 1 Abſ 2); indeſſen ift der Schriftform (88 1154, 1274) 
genügt, wenn die Forderung irgendwie in der Urkunde, wenn auch nur unvollkommen, fo bezeichnet 
iſt, daß ſie in Verbindung mit anderen, ſelbſt außerhalb der Urkunde liegenden Umſtänden feſt⸗ 
geſtellt werden kann (RG FW 1937, 25191). Wegen Blankoverpfändung: § 1274 A 1. Für 
einen Grundſchuldbrief, der auf den Inhaber ausgeſtellt iſt ($ 1195), gilt § 1293. 

2. Um kein Pfandrecht an einer Grundſchuld handelt es ſich, wenn die Grundſchuld zur 
Sicherung eines Gläubigers erſt beſtellt worden iſt. Dann find die Vorſchriften der $$ 1234ff., 
1245 Abſ 2, 1277 Satz 2, 1284 nicht anwendbar. Der Sicherungsnehmer iſt hinſichtlich der Ver⸗ 
wertung weſentlich freier geſtellt und alles kommt auf die bei dem Abſchluß des Grundgeſchäfts 
getroffenen Vereinbarungen an (RG 143, 118; 8 1234 A 1; $ 1245 A 3; 8 1277 A 2; 8 1284 A). 
Sie können dahin gehen, daß nach Eintritt der Fälligkeit der geſicherten Forderung die Grund⸗ 
ſchuld im Wege der Abtretung verwertet werden darf. 


8 1292 


Zur Verpfändung eines Wechſels oder eines anderen Papiers, das durch 
Indoſſament übertragen werden kann !), genügt die Einigung des Gläubigers 
und des Pfandgläubigers ?) und die Übergabe 3) des indoſſierten ) Papiers 5) ©). 

E 1 1225 II 1199; M 3 868; P 3 527529. 

1. Pfandrecht an Wechſeln und anderen durch Indoſſament übertragbaren Papieren, 
Orderpapieren (vgl. Hueck, Recht der Wertpapiere 1936, 18ff., 94ff., 105ff.; A 1 vor $ 793). 
Dazu gehören außer den Wechſeln insbeſondere Schecks, kaufmänniſche Anweiſungen und Ver⸗ 
pflichtungsſcheine und an Order geſtellte Konnoſſemente, Ladeſcheine, Lagerſcheine, Bodmerei⸗ 
briefe, Transportverſicherungsſcheine (H B 8 363). Für das Wechſelrecht gilt ſeit dem 1. April 
1934 das Wechſelgeſetz vom 21. 6. 1933 (WC) RGBl 1933 J, 399, 409; 1934 I, 571; 1935 I, 
251; 1938 I, 421, 1752, für das Schedrecht das Scherkgeſetz vom 14. 8. 1933 RGS Bl 1933 1, 597, 605 
1934 J, 251; 1935 J, 251; 1938 J, 422, 424, 1754. 

Das Indoſſament, von dem $ 1292 ſpricht, iſt das Pfandindoſſament (vgl. Hueck aao. 
53); Ulmer, Das Recht der Wertpapiere, 1938, 225f., 326). Dieſes kam ſchon bisher 
als offenes und als verſtecktes vor. Das offene war in der WO nicht geregelt, wurde 
aber von der Rechtslehre überwiegend anerkannt und auch von der Rechtſprechung für zuläſſig 
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818 Sachenrecht Pfandrecht an beweglichen Sachen und an Rechten 


angeſehen; RG 120, 210 ſpricht von „der Kreditform des Pfandindoſſaments, noch dazu des 
verdeckten“, rechnet alſo mit der Möglichkeit auch eines offenen. Jetzt heißt es in Art 19 WE 
Abs 1 und 2: „Enthält das Indoſſament den Vermerk ‚Wert zur Sicherheit“, Wert zum 
Pfande“, oder einen andern eine Verpfändung ausdrückenden Vermerk, ſo kann der Inhaber 
alle Rechte aus dem Wechſel geltend machen; ein von ihm ausgeſtelltes Indoſſament bat 
aber nur die Wirkung eines Vollmachtsindoſſaments. Die Wechſel verpflichteten können dem 
Inhaber keine Einwendungen entgegenſetzen, die ſich auf ihre unmittelbaren Beziehungen 
zu dem Indoſſanten gründen, es ſei denn, daß der Inhaber beim Erwerb des Wechſels 
bewußt zum Nachteil des Schuldners gehandelt hat.“ Damit iſt das offene Pfandindoſſa⸗ 
ment nunmehr auch von Geſetzes wegen zugelaſſen. Über die Frage, ob daneben das verdeckte 
noch weiterhin möglich bleibt, iſt im Woh nichts geſagt. Die Frage ift aber zu bejahen; denn $ 1292 
ſpricht nach wie vor ſchlechthin von, der Übergabe des indoſſierten Papiers“, und das hier gemeinte 
Indoſſament kann ſich jedenfalls äußerlich auch als Vollindoſſament darſtellen, wenngleich ihm 
tatſächlich nur die Wirkungen des Pfandindoſſaments zukommen ſollen. Wird ein Wechſel nach 
$ 1292 verpfändet und dabei ein offenes Pfandindoſſament ausgeſtellt, ſo entſteht ein Pfandrecht 
mit den Wirkungen, wie fie in Art. 19 WG umſchrieben ſind. Das iſt wohl nicht zwei⸗ 
felhaft. Streit aber herrſchte und herrſcht noch darüber, welche Rechtsnatur und welche 
Rechtswirkungen das in $ 1292 geregelte Geſchäft hat, wenn ein verdecktes Pfandindoſſa⸗ 
ment ausgeſtellt wird. Nach der einen Anſicht handelt es ſich dann um die wahre Ver⸗ 
pfändung einer Forderung dahin, daß der Verpfänder Gläubiger bleibt, der Pfandgläu⸗ 
biger aber nur ein Pfandrecht an der Forderung erwirbt und außerdem durch das Indoſſament 
und die Übergabe des Papiers nach außen hin in die Lage verſetzt wird, zwecks Be⸗ 
friedigung ſeiner pfandgeſchützten Forderung — alſo in Ausübung ſeines Pfandrechts — 
die verpfändete Forderung nicht als ihr wirklicher Eigengläubiger, ſondern nur in der Rolle 
des Eigengläubigers einzuziehen oder — ſoweit dies nach § 1295 geſtattet iſt — durch 
Weiterübertragung zu Geld zu machen. Nach der anderen Anſicht handelt es ſich um eine 
Abtretung des Forderungsrechts ſelbſt zum Zwecke der Sicherung dahin, daß der, deſſen 
Forderung durch das Geſchäft geſichert werden ſoll, kein Pfandrecht an der zu ſeiner Siche⸗ 
rung beſtimmten Forderung erwirbt, ſondern ſelbſt an Stelle des bisherigen Gläubigers dieſer 
Forderung Gläubiger wird, um ſich als ſolcher für ſeine zu ſichernde Forderung Befriedigung zu 
verſchaffen und, ſoweit letzteres nicht nötig iſt, die Forderung wieder an den urſprünglichen Gläu⸗ 
biger zurückzuübertragen. In den Motiven zum Entwurf des BOB iſt die zweite Anſicht vertreten 
(N 3, 868) Bei der Beratung des Entwurfs in der zweiten Kommiſſion ließ man die Frage unent- 
ſchieden (Prot 3, 527529). In der Rechtſprechung des Reichsgerichts iſt dazu bis jetzt noch nicht 
entſcheidend Stellung genommen. Die Rechtswiſſenſchaft ſieht überwiegend in der Verpfändungs⸗ 
form des § 1292 eine wahre Pfandrechtsbeſtellung, nicht eine Sicherungsübertragung. Dieſer 
Meinung it zu folgen (vgl. dagegen LZ 1913, 417ff.). Wortlaut und Inhalt der $$ 1292, 1294, 1295 
und ihre Stellung im BOB führen zu der Annahme, daß die der Begebung des Papiers zugrunde 
liegende Einigung im Sinne des Geſetzes nicht die Übertragung der Forderung, ſondern die Beſtel⸗ 
lung des Pfandrechts zum Gegenſtand haben ſoll. Die Form der Übertragung durch Indoſſament 
aber ſteht dem nicht entgegen, weil hier auch ſonſt bei der Übertragung durch Indoſſament entichei- 
dend für das Rechtsverhältnis nicht das Indoſſament ſelbſt iſt, ſondern der Begebungsvertrag (RG 
Seuff A 80 Nr 47, vgl. über den Begebungsvertrag RG 117,69 ff.). Die Verpfändung des $ 1292 iſt 
alſo wahre Verpfändung. Dies ſchließt die Möglichkeit einer Sicherungsübertragung an in⸗ 
doſſablen Papieren nicht aus. Die Beteiligten können ſich vielmehr auch hierauf einigen. Das 
Rechtsgeſchäft unterſteht aber dann nicht den Vorſchriften des 81292. Da die Form des $ 1292 „ge⸗ 
nügt“, aber nicht erfordert wird, ſo kann das Recht aus einem Wechſel — oder einem ſonſtigen Or⸗ 
derpapier (Os 26, 206) — auch nach der Regel des § 1274 in den Formen verpfändet werden, 
die für die Übertragung des Rechtes gelten, alſo durch Pfandvertrag und die Übergabe des — 
nicht indoſſierten — Papiers (NG 26, 100). Außer der ſchon beſprochenen Verpfändung des 
Wechſels mit offenem Pfandindoſſament gibt es alſo noch drei Wege, um einen Wechſel zur Siche⸗ 
rung eines Gläubigers zu verwenden. Bei der Sicherungsübereignung wird ihm das Wechſelrecht 
mit dinglicher Wirkung übertragen, alſo nach außen und auch im Innenverhältnis; nur in einer 
ſchuldrechtlichen 1 wird der Sicherungszweck ausgedrückt. Bei der Pfandbeſtellung nach 
$ 1274 erwirbt der Gläubiger nur ein Pfandrecht, wie es in den 98 1273ff. näher umſchrieben iſt. 
Bei der Pfandbeſtellung endlich, welche nach $ 1292 und unter Ausſtellung eines verdeckten Pfand⸗ 
indoſſaments vorgenommen wird, erwirbt der Gläubiger ein Pfandrecht mit weitergehenden 
Befugniſſen. Er bleibt zwar im Innenverhältnis auch nur Pfandgläubiger, er wird aber nach 
außen durch das Indoſſament als Eigentümer des Wechſels ausgewieſen und hat nach außen 
auch rechtlich deſſen Stellung, ſoweit nicht zwingende Vorſchriften des Geſetzes eingrei⸗ 
en. Dazu gehört namentlich der — nach $ 1284 allerdings nur nachgiebiges Recht enthaltende 
— 81282 Abſ 2, der eine Veräußerung des Wechſels — außer im Falle des 8 1295 — nicht nur 
verbietet, ſondern ausſchließt. Ein Zuwiderhandeln macht nicht nur ſchadenserſaßzpflichtig, ſondern 
bleibt ohne rechtliche Wirkung (RG 58, 107). Aus der Eigentümerſtellung nach außen folgt aber, 
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daß der gutgläubige Erwerb des Wechſelpfandgläubigers nach Art 17 WG geſchützt wird 
und daß ihm nur die Einreden des Art 19 WG entgegengeſetzt werden dürfen. Aus 
ſeiner Pfandgläubigerſtellung nach innen folgt wiederum, daß er gegen den Verpfänder 
keinen wechſelmäßigen Anſpruch erwirbt (RG 120, 210). Mit anderen Worten: der nach 
§ 1292 durch ein verdecktes Pfandindoſſament ausgewieſene Wechſelpfandgläubiger bat die 
rechtliche Stellung, die Art 19 WG dem durch ein offenes Pfandindoſſament ausgewieſenen 
Wechſelpfandgläubiger zubilligt. — Ein Pfandindoſſament — ein offenes oder ein verdecktes — 
iſt überhaupt unmöglich, wenn Ausſteller und Indoſſatar über die Eigenſchaft des Akzepts als 
eines Gefälligkeitsakzepts einig ſind, wenn alſo der Indoſſant nicht einmal behauptet, 
ein Wechſelrecht zu befigen (RG 120, 210). — Wer einen Wechſel in Pfand genommen hat, 
welchen der landwirtſchaftliche Betriebsinhaber für eine im Oſthilfeentſchuldungsverfahren 
auf das Reich übergegangene Forderung einer Genoſſenſchaft ausgeſtellt hat, erwirbt den Er⸗ 
ſtattungsanſpruch gegen das Reich in derſelben Weiſe, wie wenn er den Wechſel angekauft 
hätte ($ 4 der 2. Entſchuldungs VO vom 21. 10. 1932 RG Bl. J, 509 und dazu $ 9 der DurchfVO 
vom 14. 12. 1932 RGSBl I, 560). — Sendet ein Kunde feiner Bank einen indoſſierten Wechſel 
zum Diskontieren, lehnt die Bank den Antrag ab, behält aber den Wechſel auf Grund der 
allgemeinen Geſchäftsbedingungen als Pfand, ſo erlangt ſie mangels eines Begebungs⸗ 
vertrags jedenfalls kein Wechſelrecht an dem Wechſel (NG Seuffl 80 Nr 47). Ein Pfand⸗ 
recht nach $ 1274 kann fie allerdings erwerben (RG 84, 4ff.), aber auch nur dann, wenn der 
Verpfändungsvertrag nachträglich zuſtande kommt; durch das Diskontierungsangebot waren 
vom Kunden die Allgemeinen Geſchäftsbedingungen für den Einzelfall außer Kraft geſetzt 
(RG 126, 350 f.). Dieſes Außerkraftſetzen ift zuläſſig, da beim Pfandrecht an beweglichen Sachen 
und an Rechten die Beteiligten an die Einigung Über das Entſtehenſollen des Pfandrechts nicht 
gebunden find (A 6 zu $ 1205, A 5 zu $ 929). Darüber, daß der Verpfändungsvertrag nur unter 
beſonderen Umſtänden durch ein Stillſchweigen des Kunden auf den Vertragsantrag der 
Bank zuſtande kommen kann, und über Fragen der Beweislaſt: RG 126, 351f. 

Von den Schecks gilt im weſentlichen dasſelbe, was von den Wechſeln geſagt iſt (val. Ulmer, 
Das Recht der Wertpapiere, 1938, 326). Ein offenes Pfandindoſſament iſt aber auch im neuen 
Scheckgeſetz nicht vorgeſehen. Soll ein an Order geftellter Scheck nach $ 1292 verpfändet werden, 
\o wird das alſo in der Regel unter Benutzung eines verdeckten Pfandindoſſaments bewirkt werden. 
Wegen der In haberſchecks: A 1 zu $ 1293. 

2. Die Einigung muß dahin gehen, daß dem Gläubiger für ſeine Forderung an der Forde⸗ 
rung, über die das Papier ausgeſtellt iſt, das Pfandrecht zuſtehen ſoll. 

3. Zur Übergabe des Papiers iſt die Einräumung des unmittelbaren Beſitzes erforderlich, ſei 
es an den Pfandgläubiger ſelbſt, ſei es an einen Beſitzdiener oder Beſitzmittler von ihm (A 3 zu 
5 929; A 2 zu $ 1274). Iſt der Pfandgläubiger ſchon im Beſitz des Papiers, fo ift $ 1205 Abſ 1 
Satz 2 anwendbar (RG 126, 352). Zuzulaſſen find auch die im Pfandrecht allgemein gegebenen 
Möglichkeiten, die Übergabe zu erſetzen, alſo zwar kein Beſitzvorbehalt, wohl aber die Einräumung 
des Mitbeſttzes nach $ 1206 und die Übertragung des mittelbaren Beſitzes mit Anzeige an den 
dritten Beſitzer nach $ 1205 Abſ 2 (ogl. A 8 zu 9 1205). Da auch Orderpapiere in das Giroſammel⸗ 
depot aufgenommen ſind, iſt hier auch auf die Verpfändung des Miteigentumsanteils durch grü⸗ 
nen Scheck hinzuweiſen (vgl. A9 zu $ 1205; Opitz Depot® 98 6—8 A 32 Abi 3 S. 98). 

4. Das Indoſſament (HOB 88 363ff. und Art 11ff. WG ſowie Art 14ff. Scheckch [A 1) 
kann auch ein Blankoindoſſament ſein. Soll es ein offenes Pfandindoſſament nach Art 19 WG 
ſein, jo muß es natürlich auch den Vermerk „Wert zum Pfande“ oder einen ähnlichen enthalten. 

5. Die Pfündung von durch Indoſſament übertragbaren Papieren iſt in ZPO $ 831 geregelt. 
Die Wirkungen der Pfändung werden auch in erſter Linie durch die Vorſchriften der ARD be⸗ 
ſtimmt (RG 97, 40). 

6. Über die Befriedigung aus durch Indoſſament übertragbaren Wertpapieren und die 
EN des Pfandrechts auf die zugehörigen Zins⸗, Renten⸗ oder Gewinnanteilſcheine: 
99 1294 —1296. 


9 1293 


Für das Pfandrecht an einem Inhaberpapiere gelten die Vorſchriften über 
das Pfandrecht an beweglichen Sachen. 

E 1 1226 II 1200; M 3 868, 869; P 3 530532, 

Pfandrecht an Inhaberpapieren ($ 793). Wechſel können nicht auf den Inhaber geſtellt 
werden, wohl aber Schecks (vgl. $ 793 A 2); doch bedürfen fie dann der ſtaatlichen Genehmigung 
nach $ 795 (RG 105, 363). Ein rechtsgültiger Inhaberſcheck iſt Inhaberpapier und kann nach 
$ 1293 verpfändet werden. Papiere, die nicht ſelbſt Träger der Forderung ſind, ſondern nur 
zu deren Beweis dienen, können nicht Gegenſtand eines Fauſtpfandrechts ſein, an ihnen iſt nur 
ein — lediglich ſchuldrechtlich wirkendes — Zurückbehaltungsrecht möglich (RG 51, 83; 5 1204 A 4). 
Auch Inhaberpapiere, die noch nicht in den Verkehr gebracht ſind, können verpfändet werden. 


820 Sachenrecht Pfandrecht an beweglichen Sachen und an Rechten 


In der Verpfändung liegt dann gleichzeitig die Begebung (RG JW 1898, 3610; 1913, 20012). 
Auf das Pfandrecht am Inhaberpapier (nicht auch an Orderpapieren [oben § 1207 A 1 Abſ 21) 
finden, obwohl es Pfandrecht an einer Forderung iſt, der Hauptſache nach nicht die Vorſchriften 
über das Pfandrecht an Forderungen Anwendung, ſondern die Vorſchriften über das Pfandrecht 
an beweglichen Sachen, ſo, wie wenn ausſchließlich das Papier Gegenſtand des Pfandrechts wäre 
(RG 58, 10; 153, 91). Das Recht aus dem Papier folgt hier dem Recht am Papier. Die Ver⸗ 
pfändung kann alſo auch nach 58 1205 Abſ 2, 1206 bewirkt werden, doch wird im Fall des $ 1206 
der Pfandgläubiger entſprechend $ 1231 das Einräumen des Alleinbeſitzes verlangen können, 
wenn er die Forderung einziehen will. — Werden Aktien verpfändet, ſo bleibt das Recht auf 
den Bezug neuer Aktien dem Verpfänder, ebenſo mangels abweichender Abreden, das Stimm⸗ 
recht (vgl. wegen der Anteile an einer GmbH RG 139, 227; 157, 55 und A J a. E. zu § 1276). 
Werden verpfändete Aktien wegen ihrer Umſtellung auf Reichsmark oder aus einem ſonſtigen 
Grund bei beſtehenbleibendem Pfandrecht umgetauſcht, ſo wird das Pfandrecht an den neuen 
Stücken einfach fortgeſetzt, eine inzwiſchen eingetretene Verjährung der geſicherten Forderung 
ändert daran nichts (RG 116, 203). Der Schutz des Pfandrechts nach $ 1227 wird durch die Aus⸗ 
nahmebeſtimmung in 9 1006 Ab 1 Satz 2 erſchwert. Bei der Verpfändung von Inhaberpapieren 
im Bankdepotverkehr find die Vorſchriften des neuen Bankdepotch (oben $ 1205 A 9), ins⸗ 
beſondere die $$ 4, 5, 9—13, 15—17, 30 zu beachten. Zum früheren Recht (88 2, 8 Depot 
a. F.): RG 68, 130; 71, 337; 133, 188; RG Warn 1910 Nr 136; 1911 Nr 157; JW 1927, 16836. 
Auch die Vorſchriften über das geſetzliche Pfandrecht an beweglichen Sachen ($ 1257) erſtrecken 
ſich ohne weiteres auf die Inhaberpapiere. Über die Pfändung von Inhaberpapieren: ZRO 
$8 808, 821, 823, über die Einziehung der Forderung aus dem Inhaberpapier: $ 1294, über die 
Erſtreckung des Pfandrechts auf die Zins-, Renten- und Gewinnanteilſcheine zu Inhaber⸗ 
papieren: $ 1296; über den Inhaberlagerſchein und die Verpfändung des Lagergutes 
ſelbſt mit Hilfe des Inhaberlagerſcheins: Gadow Verf 193,195. — Auch Steuergutſcheine 
(Neuer Finanzplan; Geſ über die Finanzierung nationalpolitiſcher Aufgaben des Reichs vom 
20. 3. 1939 88 1—3 RGBl 1939 J, 561; DurchfVO vom 26. 4. 1939 69 1—4 RGBl 1939 I, 829) 
unterfallen als Inhaberpapiere der Vorſchrift des $ 1298 (vgl. dazu Banka 1939, 212; Reinhardt 
RSteuer Bl 1939, 492; Sebode DRW 1939, 708). Auch wenn der Anſpruch auf den Gegenwert 
einer Lieferung oder ſonſtigen Leiſtung des gewerblichen Unternehmens als ſolcher gepfändet, ab⸗ 
getreten oder verpfändet iſt, bleibt $ 2 des Gef (Bezahlung mit Steuergutſcheinen) maßgebend 
(812 DurchfVo vom 26. 4. 1939). Für die Steuergutſcheine I gelten die 58 11,12 der 2. DurchfV O) 
zum Neuen Finanzplan vom 1. 7. 1939, wonach der Lauf der Friſten, die für die Inanſpruch⸗ 
nahme der Bewertungsfreiheit im § 3 Abſ 1—4 des Geſ vom 20. 3. 1939 vorgeſchrieben find, 
durch Verpfändung der Steuergutſcheine zur Sicherung von Krediten unterbrochen wird; die 
Sicherungsübereignung ſteht der Verpfändung gleich ($ 11). Kreditinſtitute können Pfandrechte 
an Steuergutſcheinen I nur begründen, wenn der Eigentümer die Erklärung, die für die Einigung. 
über die Entſtehung des Pfandrechts erforderlich iſt, ausdrücklich und ſchriftlich abgibt; ſolche 
Pfandrechte können durch die Geſchäftsbeſtimmungen der Kreditinſtitute nicht begründet werden 
(8.12 Ab} 1). Dieſe Vorſchriften ($ 12 Abſ 1) gelten nicht, ſoweit die Steuergutſcheine zur 
Sicherung der Anſprüche dienen, die das Kreditinſtitut aus der Anſchaffung der Steuergut⸗ 
ſcheine hat, wenn das Kreditinſtitut dieſe Anſprüche auf einem Sonderkonto verbucht ($ 12 Ab] 2). 

Gutgläubiger Rechtserwerb vom Nichtberechtigten oder vom Nichtverfügungsberechtigten 
iſt nach den 98 932ff., 1207ff. BGB, $ 366 HGB möglich, ſelbſt an geſtohlenen, verlorenen oder 
ſonſt abhandengekommenen Inhaberpapieren (§ 935); jedoch muß der Verpfänder jedenfalls 
mittelbarer Beſitzer fein ($ 1205 Abſ 2). Steuergutſcheine ſtehen hinſichtlich des gutgläubigen 
Erwerbs von Wertpapieren den Inhaberpapieren gleich, die bei Sicht zahlbar und unverzins⸗ 
lich find (2. DurchfVO zum Neuen Finanzplan vom 1. 7. 1939 5 2 RGBl 1939 I, 1078). 


8 1294 


Iſt ein Wechſel, ein anderes Papier, das durch Indoſſament übertragen 
werden kann, oder ein Inhaberpapier Gegenſtand des Pfandrechts, ſo iſt, 
auch wenn die Vorausſetzungen des § 1228 Abſ 2 noch nicht eingetreten find, 
der Pfandgläubiger zur Einziehung und, falls Kündigung erforderlich iſt, 
zur Kündigung berechtigt und kann der Schuldner nur an ihn leiſten 1) 2). 

E 1 1226 II 1201; M 3 809; P 3 529, 531; 6 262, 263. 

1. Einziehung und Kündigung von durch Indoſſament übertragbaren Papieren und von 
Inhaberpapieren (vgl. Ulmer, Das Recht der Wertpapiere, 1938, 118f.). Aus dieſer Vor⸗ 
ſchrift ergibt ſich für den Fall der Verpfändung eines ſolchen Papiers eine Erweiterung des 
dem Pfandgläubiger durch die 89 1281—1283 eingeräumten Kündigungs⸗ und Einziehungs⸗ 
rechts dahin, daß der Pfandgläubiger, wenn die Forderung kündbar oder fällig geworden iſt, ſchon 
vor dem Eintritt ſeines Befriedigungsrechts ſelbſtändig und allein zu kündigen und 
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einzuziehen berechtigt ift. Ob bei Orderpapieren die Verpfändung nach $ 1292 oder nach $ 1274 
bewirkt iſt, macht keinen Unterſchied. Nach $ 1284 kann die Vorſchrift durch Vertrag mit ſchuld⸗ 
rechtlicher Wirkung ausgeſchloſſen werden. Wenn dem Pfandgläubiger das Pfand nach § 1206 
beſtellt ift, dann ift g 1294 an ſich ſchon nicht anwendbar, der Pfandgläubiger kann aber verlangen, 
daß ihm Alleinbeſitz gewährt wird, damit er nach $ 1294 vorgehe. — Der Gläubiger ſelbſt darf 
nach der Verpfändung des Wechſels uſw. die Forderung nicht mehr kündigen oder einziehen. — 
Die Berechtigung des Pfandgläubigers zur Einziehung zieht nach $ 1285 Abſ2 bie Pflicht zur 
Einziehung nach ſich — vgl. wegen der Einlöſung von Pfandſcheinen OLG 26, 207 —, die Ein- 
zie hung ſelbſt aber zieht die in den 98 1287, 1288 Abf 1 bezeichneten Rechtswirkungen nach ſich und 
daneben die Benachrichtigungspflicht des § 1285 Abſ 2 Satz 2. Für den am Inhaber- 
papier Pfandberechtigten ergibt ſich aus $ 1294, daß er für die Frage der Kündigung und 
Einziehung und der ſich daran knüpfenden Folgen als Forderungspfandgläubiger zu betrachten iſt 
und daß auf ihn deshalb außer dem $ 1294 die 951282 Abſ 1 Satz 1, 1283 Abſ 3, 1285 Abs 2, 
1287, 1288 Anwendung finden. Die fällige Geldforderung kann nach $ 1294 vom Pfandgläubiger 
nicht nur inſoweit eingezogen werden, als es zu ſeiner Befriedigung notwendig iſt, ſondern nach 
ihrem ganzen Betrag. Dabei bleibt es auch nach Eintritt der Vorausſetzungen des $ 1228 Abſ 2. 
Sind dieſe gegeben, ſo kann der Pfandgläubiger auch verlangen, daß eine Geldforderung ihm 
an Zahlungsſtatt abgetreten wird, ſoweit fie zu ſeiner Befriedigung notwendig iſt. An dieſen 
Beſtimmungen des § 1282 Abſ ! iſt durch $ 1294 nichts geändert. 

2. Über die Verwertung verpfändeter Wertpapiere und Einlagebücher in der Oſtmark: Vo 
vom 24. 12. 1938 RGB J, 1999 Art 8 Nr 15 (dazu Brandſtetter DJ 1939, 159); in den ſudeten⸗ 
deutſchen Gebieten: Vo vom 28. 2. 1939 RGGBl J, 391, 427 Art 8 Nr 15. 


5 1295 


Hat ein verpfändetes Papier, das durch Indoſſament übertragen werden 
kann, einen Börfen- oder Marktpreis, fo iſt der Gläubiger nach dem Ein- 
tritte der Vorausſetzungen des 8 1228 Abſ 2 berechtigt, das Papier nach 8 1221 
verkaufen zu laſſen. 

P 3 523, 531, 532; 6 262, 263. 

Pfandverkauf von Orderpapieren, die Börſen⸗ oder Marttpreis haben. Das Verkaufs- 
recht ift dem Pfandgläubiger vom Eintritt ſeines Befriedigungsrechts, alſo vom Zeitpunkt der 
Fälligkeit ſeiner Forderung als Geldforderung an, ausnahmsweiſe neben dem Einziehungs⸗ 
recht und dem Recht aus $ 1277 gewährt. Ob das Papier nach $ 1292 oder nach $ 1274 verpfändet 
ift, bleibt auch hier gleichgültig. Nur der Verkauf durch die im $ 1221 aufgeführten öffentlich be⸗ 
rufenen Perſonen iſt zugelaſſen, nicht auch die Pfandverſteigerung. Zu bejahen iſt die be ⸗ 
ſtrittene Frage, ob beim Verkauf die für den Pfandverkauf in 88 1234 ff. gegebenen Vor ⸗ 
ſchriften anzuwenden ſind, ob insbeſondere die vorherige Androhung nötig und die Warte⸗ 
friſt abzuwarten iſt ($ 1234). Dafür ſpricht außer der Erwägung, daß nicht beabſichtigt ſein 
konnte, den Pfandverkauf der Orderpapiere mehr zu erleichtern als den der Inhaberpapiere, 
noch ein anderer aus dem Geſetzeszuſammenhang zu entnehmender Grund. Der Verkauf iſt 
als Verkauf zwecks Befriedigung des Pfandgläubigers geſtattet, nicht als Notverkauf wie in 
§ 1221. Wenn trotzdem in $ 1295 nicht die Beſtimmung des $ 1235 über die Zuläſſigkeit frei⸗ 
bändigen Pfandverkaufs für anwendbar erklärt worden iſt, jo hat dies ſeinen Grund darin, daß 
in 9 1235 ebenfalls wieder auf 5 1221 verwieſen iſt und man die doppelte Verweiſung ſcheute. 
Die Worte: „Der Gläubiger ift berechtigt, das Papier nach $ 1221 verkaufen zu laſſen“ erklaren 
ſonach in Witklichkeit den $ 1235 für anwendbar. Daß aber der Pfandverkauf nach 9 1235 den 
Vorſchriften des $ 1234 unterliegt und nicht von ihnen ausgenommen iſt, weil er, „nach $ 1221 
erfolgt“, iſt unzweifelhaft. — Wegen entſprechender Anwendbarkeit des $ 1244: RG 61,333. — 
Ein Recht des Pfandgläubigers, ſelbſt in den Verkauf einzutreten, d. h. das Papier ohne weiteres 
zum Börſenkurs zu behalten, kann aus $ 1295 nicht abgeleitet und ohne beſondere Vereinbarung 
zwiſchen Verpfänder und Pfandgläubiger nicht anerkannt werden. 


8 1296 


Das Pfandrecht an einem Wertpapier erſtreckt ſich auf die zu dem Papiere 
gehörenden Zins-, Renten- oder Gewinnanteilſcheine nur dann, wenn ſie 
dem Pfandgläubiger übergeben ſind. Der Verpfänder kann, ſofern nicht ein 
anderes beſtimmt iſt, die Herausgabe der Scheine verlangen, ſoweit ſie vor 
dem Eintritte der Vorausſetzungen des 8 1228 Abſ 2 fällig werden ) 2) 5. 

E II 1202: P 3 534, 535. 


822 Sachenrecht Pfandrecht an beweglichen Sachen und an Rechten $ 1296 


1. Haftung der Zins⸗„Renten⸗ und Gewinnanteilſcheine (Nebenpapiere; Hueck and. 117ff., 
Ulmer aad. 110f.) für die Forderung. Während nach $ 1289 das Pfandrecht an einer Forderung 
ſich mangels entgegenſtehender Vereinbarung auf die Zinſen der Forderung erſtreckt, gilt dies 
nicht auch für die Zinsſcheine zu Wertpapieren, ſei es zu Inhaberpapieren, Orderpapieren oder 
anderen Wertpapieren. Dieſe Scheine ſind von der Mitverpfändung ausgenommen, wenn 
fie nicht mitübergeben find, und felbft die mitübergebenen Scheine werden von der Haftung frei, 
wenn ſie fällig werden, bevor der Pfandgläubiger die Befriedigungsberechtigung erlangt 
hat. Für Renten- und Gewinnanteilſcheine gilt dasſelbe. Aber auch ſoweit ſich das Pfand⸗ 
recht auf Scheine dieſer Art erſtreckt, gebühren die Zinſen, Renten und Gewinnanteile 
dem Pfandgläubiger nur dann, wenn ihm die Nutzung eingeräumt iſt, und er kann ſie 
mangels eines ſolchen Nutzungsrechts — unbeſchadet ſeiner Einziehungsbefugnis nach 
5 1294 — erſt dann für ſich einlöſen, wenn ſeine eigene pfandgeſicherte Forderung als Geld⸗ 
forderung fällig geworden iſt. Die Zinsſcheine, die vor dem Eintritt des Befriedigungsrechts 
des Pfandgläubigers fällig werden, hat der Verpfänder zu beanſpruchen, etwa eingezogene Be⸗ 
träge muß der Pfandgläubiger ihm herausgeben, ſoweit nicht etwa ein Einwand aus 8240 
(notwendige Ergänzung der Sicherheit) durchſchlägt. Dem Verpfänder iſt der Eigentümer 
gleichzuſtellen; wegen ihres Verhältniffes zueinander: A 4 zu § 1254. Handelt es ſich um die 
Herausgabe von Zinsſcheinen einer im Prozeß hinterlegten Sicherheit, fo ift 9 109 ZRO ent⸗ 
ſprechend anwendbar (M 72, 264). Nach g 1296 herausgegebene Scheine werden pfandfrei. 

2. Auf den Inhaber geſtellte Zinsſcheine zu Inhaberpapferen bilden ſelbſtändige Inhaber⸗ 
papiere; als ſolche können ſie getrennt vom Hauptpapier in Verkehr treten und ſelbſtändig ver⸗ 
pfänbet werden (MG Recht 1917 Nr 1072). 

3. Zinserneuerungsſcheine (Talons) find im Gegenſatz zu den einzelnen Zinsſcheinen nicht 
Träger ſelbſtändiger chuldverbindlichkeiten, ſondern nur Zubehörſcheine (NG 4, 141; 31, 147; 
74, 339). Gleichwohl ſchließt die Verpfändung von Wertpapieren nicht notwendig auch ein Pfand⸗ 
recht an den zugehörigen Erneuerungsſcheinen ein. Das Hauptpapier kann auch ohne den Zins⸗ 
erneuerungsſchein verpfändet werden (RG 23, 269; 36, 120; 58, 162). Immerhin bildet ein 
derartiger Vorbehalt des Zinsgenußrechts die Ausnahme (RG Recht 1917 Nr 1072). 
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Einleitung S. 13 und Nachtrag Bd. 2 S. 866 
BO zur Einf. des Reichsrechts auf dem Gebiete des bürg. Rechts, Handelsrechts 
und der Bürgerl. Rechtspflege in den in die Länder Preußen und Bayern einge⸗ 
gliederten Teilen der ſudetendeutſchen Gebiete v. 24. 6. 39 (RGBl J, 1049). 


Einleitung S. 20 

Oſtmarkengeſetz v. 14. 4. 39 (RGBl 1, 777). 

Zweite Durchf Vo hierzu v. 8. 7. 39 (RG Bl I, 1199). 

Dritte VO zur Durchf. des Oſtmarkengeſetzes v. 17. 7. 39 (RG Bl 1, 1270). 

Zweite VO über deutſche Staatsangehörigkeit im Lande Oſterreich v. 30. 6. 39 
(RG Bl I, 1072). 

VO über das Rechtſetzungsrecht im Protektorat Böhmen und Mähren v. 7. 6. 39 
(RGBl I, 1039). 

Sudetengaugeſ v. 14. 4. 39 (RG Bl J, 780). 

Zweite BO zur Durchführung des Sudetengaugeſetzes v. 17. 7. 39 (RGBl J, 1271). 

Dritte VO über Gliederung der Gerichte in den ſudetendeutſchen Gebieten v. 
8. 7. 39 (RGBl J, 1233). 


Vorbemerkung zu § 1 S. 24 und Nachtrag Bd. 2 S. 870 


Zehnte Verordnung zum Reichsbürgergeſetz 
Vom 4. Juli 1939 (RG Bl. 1 S. 1097) 


Auf Grund des $ 3 des Reichsbürgergeſetzes vom 15. September 1935 (Reichsgeſetzbl. I 
S. 1146) wird folgendes verordnet: 


Artikel 
Reichsvereinigung der Juden 
81 

(1) Die Juden werden in einer Reichsvereinigung zuſammengeſchloſſen. 

(2) Die Reichsvereinigung ift ein rechtsfähiger Verein. Sie führt den Namen „Reichs⸗ 
vereinigung der Juden in Beutſchland“ und hat ihren Sitz in Berlin. 

(8) Die Reichsvereinigung bedient ſich als örtlicher Zweigſtellen der jüdiſchen Kultus⸗ 
vereinigungen. 
92 
(1) Die Reichsvereinigung hat den Zweck, die Auswanderung der Juden zu fördern. 
(2) Die Reichsvereinigung iſt außerdem 
1. Träger des jüdiſchen Schulweſens, 
2. Träger der freien jüdiſchen Wohlfahrtspflege. 

(3) Der Reichsminiſter des Innern kann der Reichsvereinigung weitere Aufgaben 
übertragen. 

9 3 

(1) Der Reichsvereinigung gehören alle ſtaatsangehörigen und ſtaatenloſen Juden 
an, die ihren Wohnſitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im Reichsgebiet haben. 

(2) Im Falle einer Miſchehe iſt der jüdiſche Teil nur Mitglied, 

a) 110 05 Mann der jüdiſche Teil iſt und Abkömmlinge aus der Ehe nicht vorhanden 
ind oder 
b) 59 die Abkömmlinge als Juden gelten. 

(3) Juden fremder Staatsangehörigkeit und den in einer Miſchehe lebenden 
Juden, die nicht bereits nach Abſ. 2 Mitglieder find, tft der Beitritt zur Reichsvereinigung 
freigeſtellt. 

984 

Die Reichsvereinigung unterſteht der Aufſicht des Reichsminiſters des Innern; ihre 
Satzung bedarf ſeiner Genehmigung. 

BG, Kommentar von Reichsgorichtsräten. 9. Aufl. III. Bd. 53 
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8 5 

(1) Der Reichsminiſter des Innern kann jüdiſche Vereine, Organiſationen und Stif⸗ 
tungen auflöſen oder ihre Eingliederung in die Reichsvereinigung anordnen. 

(2) Im Falle der Auflöſung gelten für die Liquidation die Vorſchriften des bürgerlichen 
Rechts. Der Reichsminiſter des Innern kann jedoch Liquidatoren beſtellen und abberufen 
und die Art der Liquidation abweichend von den Beſtimmungen des bürgerlichen Rechts 
regeln. Nach Durchführung der Liquidation iſt das Vermögen der aufgelöſten jüdiſchen Ein 
richtungen auf die Reichsvereinigung zu übertragen. 

(3) Im Falle der Eingliederung fällt das Vermögen der betroffenen jüdiſchen Ein⸗ 
richtungen an die Reichsvereinigung. Eine Liquidation findet in dieſen Fällen nicht ſtatt. 
Für die Verbindlichkeiten der eingegliederten Einrichtungen haftet die Reichsvereinigung 
mit ihrem geſamten Vermögen. 

(4) Der Reichsminiſter des Innern kann Satzungsbeſtimmungen und Beſchlüſſe der 
jüdiſchen Vereine, Organiſationen und Stiftungen aufheben und ändern, wenn ſie über die 
Verwendung des Vermögens von dieſen Vorſchriften abweichende Beſtimmungen getroffen 
haben. Juden, die auf Grund der nachträglich aufgehobenen Satzungsbeſtimmungen oder 
Beſchlüſſe etwas erlangt haben, ſind der Reichsvereinigung zur Herausgabe nach den Grund⸗ 
ſätzen der ungerechtfertigten Bereicherung verpflichtet. 


Artikel II 
Jüdiſches Schulweſen 


86 

(1) Die Reichsvereinigung ber Juden iſt verpflichtet, für die Beſchulung der Juden 
zu ſorgen. 

(2) Zu dieſem Zwecke hat die Reichsvereinigung die notwendige Zahl von Volksſchulen 
zu errichten und zu unterhalten. Sie kann außerdem Mittel- und höhere Schulen ſowie 
Berufs⸗ und Fachſchulen und ſonſtige Schulen oder Unterrichtskurſe unterhalten, die der Aus⸗ 
wanderung der Juden förderlich ſind. 

(3) Die Reichsvereinigung hat für die Ausbildung und Fortbildung der Lehrer der 
von ihr unterhaltenen Schulen zu ſorgen. 

(4) Die von der Reichsvereinigung unterhaltenen Schulen ſind Privatſchulen. 


§ 7 

Juden dürfen nur Schulen beſuchen, die von der Reichsvereinigung unterhalten 
werden. Sie ſind nach Maßgabe der allgemeinen Vorſchriften über die Schulpflicht zum Be⸗ 
ſuch dieſer Schulen verpflichtet. 

8 8 

(1) Die beſtehenden öffentlichen und privaten jüdiſchen Schulen, Einrichtungen der 
jüdiſchen Lehrerbildung und ſonſtigen jüdiſchen Erziehungseinrichtungen werden aufgelöſt, 
wenn die Reichsvereinigung ſie bis zu einem von dem Reichsminiſter für Wiſſenſchaft, 
Erziehung und Volksbildung im Einvernehmen mit dem Reichsminiſter des Innern zu be⸗ 
ſtimmenden Termin nicht übernimmt. 

(2) Vermögen von Juden, das für den Betrieb der jüdiſchen Schuleinrichtungen be⸗ 
nutzt worden iſt, iſt der Reichsvereinigung auf Anforderung gegen angemeſſene Entſchädigung 
zu überlaſſen. Über die Berechtigung der Anforderung ſolchen Vermögens für den Betrieb 
der jüdiſchen Schuleinrichtungen und über die Höhe der Eutſchädigung entſcheidet in Zweifels⸗ 
fällen die Schulaufſichtsbehörde unter Ausſchluß des Rechtswegs. 


9 9 
Die im Beamtenverhältnis ſtehenden Lehrkräfte der jüdiſchen Schulen treten mit dem 
Ablauf des 30. Juni 1939 in den Ruheſtand. Sie ſind verpflichtet, eine ihnen von der Reichs⸗ 
vereinigung der Juden angebotene Beſchäftigung an einer jüdiſchen Schule anzunehmen. 
Andernfalls verlieren ſie den Anſpruch auf Ruhegehalt. 


9 10 
Die Vorſchriften des Reichs⸗ und Landesrechts über die Beſchulung von Juden, ins⸗ 
beſondere über die Zulaſſung von Juden zum Schulbeſuch, über die Errichtung und Unter⸗ 
haltung öffentlicher jüdiſcher Schulen ſowie über die Bereitſtellung öffentlicher Mittel für 
Zwecke des jüdiſchen Religionsunterrichts, treten außer Kraft. 
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. 911 
Das jüdiſche Schulweſen unterſteht der Aufſicht des Reichsminiſters für Wiſſenſchaft, 
Erziehung und Volksbildung. 
Artikel III 
Jüdiſche Wohlfahrtspflege 
$12 
Die Reichsvereinigung hat als Träger der jüdiſchen freien Wohlfahrtspflege ($ 35a 
Abſ. 1 Satz 1 der Reichsgrundſätze über Vorausſetzung, Art und Maß der öffentlichen Für⸗ 
ſorge vom 1. Auguſt 1931, Reichsgeſetzbl. 1 S. 439, in der Faſſung der Verordnung über die 
öffentliche Fürſorge für Juden vom 19. November 1938, Reichsgeſetzbl. 1 S. 1649) nach Maß⸗ 
gabe ihrer Mittel hilfsbedürftige Juden ſo ausreichend zu unterſtützen, daß die öffentliche 
Fürſorge nicht einzutreten braucht. Sie hat Vorſorge zu treffen, daß für anſtaltspflege⸗ 
bedürftige Juden ausſchließlich für ſie beſtimmte Anſtalten zur Verfügung ſtehen. 


Artikel IV 
Schlußbeſtimmungen 
818 


Eine Entſchädigung für Nachteile, die durch die Durchführung dieſer Verordnung ent 
ſtehen, wird nicht gewährt. 

814 

(1) Der Reichsminiſter des Innern erläßt die zur Durchführung der Verordnung er⸗ 
forderlichen Vorſchriften. 

(2) Soweit das jüdiſche Schulweſen betroffen wird, werden die Vorſchriften von dem 
Reichsminiſter für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung im Einvernehmen mit dem 
Reichsminiſter des Innern erlaſſen. Das gleiche gilt für Maßnahmen auf Grund des 9 5, 
wenn die betroffene jüdiſche Einrichtung zum Geſchäftsbereich des Reichsminiſters für 
Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung gehört. 


915 
Die Inkraftſetzung dieſer Verordnung für die Oſtmark bleibt vorbehalten. 
Berlin, den 4. Juli 1939. 
Der Reichsminiſter des Innern 
Frick 
Der Stellvertreter des Führers 
R. Heß 
Der Reichsminiſter für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung 
Ruſt 


Der Reichsminiſter für die kirchlichen Angelegenheiten 
Kerrl 
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Zu 8 12 S. 64 
Geſetz über Führung akademiſcher Grade v. 7. 6. 39 (RGBl l, 985). 


Zu 8 13 ff. S. 68 


Geſetz über die Verſchollenheit, 
die Todeserklärung und die Feſtſtellung der Todeszeit 
Vom 4. Juli 1939 (RG Bl. I S. 1186) 


Seit 15. 7. 39 in Kraft, mit Ausnahme des Aufgebotsverfahrens für die Oſtmark 
und den Sudetengau (Erläuterung am Schluß des 5. Bandes). 


Die Reichsregierung hat das folgende Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Abſchnitt I 
Vorausſetzungen der Todeserklärung. Lebens⸗ und Todesvermutungen 
9 1 
(1) Verſchollen iſt, weſſen Aufenthalt während längerer Zeit unbekannt iſt, ohne daß 
Nachrichten darüber vorliegen, ob er in dieſer Zeit noch gelebt hat oder geſtorben iſt, ſofern 
nach den Umſtänden hierdurch ernſtliche Zweifel an ſeinem Fortleben begründet werden. 
(2) Verſchollen iſt nicht, weſſen Tod nach den Umſtänden nicht zweifelhaft iſt. 


92 
Ein Verſchollener kann unter den Vorausſetzungen der 98 3 bis 7 im Aufgebotsverfahren 
für tot erklärt werden. 33 


(1) Die Todeserklärung iſt zuläſſig, wenn ſeit dem Ende des Jahres, in dem der Ver⸗ 
ſchollene nach den vorhandenen Nachrichten noch gelebt hat, zehn Jahre oder, wenn der Ver⸗ 
ſchollene zur Zeit der Todeserklärung das achtzigſte Lebensjahr vollendet hätte, fünf Jahre 
verſtrichen ſind. 

(2) Vor dem Ende des Jahres, in dem der Verſchollene das fünfundzwanzigſte Lebens⸗ 
jahr vollendet hätte, darf er nach Abſ. 1 nicht für tot erklärt werden. 


9 4 1 

(1) Wer als Angehöriger einer bewaffneten Macht an einem Kriege, einem kriegs⸗ 
ähnlichen Unternehmen oder einem beſonderen Einſatz teilgenommen hat, während dieſer 
Zeit im Gefahrgebiet vermißt worden und ſeitdem verſchollen iſt, kann für tot erklärt werden, 
wenn ſeit dem Ende des Jahres, in dem der Friede geſchloſſen, der beſondere Einſatz für 
beendigt erklärt oder der Krieg oder das kriegsähnliche Unternehmen ohne Friedensſchluß 
tatſächlich beendigt iſt, ein Jahr verſtrichen iſt. 

(2) Iſt der Verſchollene unter Umſtänden vermißt, die eine hohe Wahrſcheinlichkeit 
ſeines Todes begründen, fo wird die im Abſ. 1 beſtimmte Jahresfriſt von dem Zeitpunkt ab 
berechnet, in dem er vermißt worden iſt. 

(3) Den Angehörigen einer bewaffneten Macht ſteht gleich, wer ſich bei ihr aufgehalten 


hat. 

(4) Wann der Fall eines beſonderen Einſatzes vorliegt und wann er beendigt iſt, be⸗ 
ſtimmt der Reichsminiſter der Juſtiz im Einvernehmen mit dem Chef des Oberkommandos 
der Wehrmacht. . 


(1) Wer bei einer Fahrt auf See, insbeſondere infolge Untergangs des Schiffes, ver⸗ 
ſchollen iſt, kann für tot erklärt werden, wenn ſeit dem Untergang des Schiffes oder dem ſon⸗ 
ſtigen die Verſchollenheit begründenden Ereignis ſechs Monate verſtrichen ſind. 

(2) Iſt der Untergang des Schiffes, der die Verſchollenheit begründet haben ſoll, 
nicht feſtſtellbar, ſo beginnt die Friſt von ſechs Monaten (Abſ. 1) erſt ein Jahr nach dem letzten 
Zeitpunkt, zu dem das Schiff nach den vorhandenen Nachrichten noch nicht untergegangen 
war; das Gericht kann dieſen Zeitraum von einem Jahr bis auf drei Monate verkürzen, 
wenn nach anerkannter ſeemänniſcher Erfahrung wegen der Beſchaffenheit und Ausrüſtung 
des Schiffes, im Hinblick auf die Gewäſſer, durch welche die Fahrt führen ſollte, oder aus 
ſonſtigen Gründen anzunehmen iſt, daß das Schiff ſchon früher untergegangen iſt. 
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86 
Wer bei einem Fluge, insbeſondere infolge Zerſtörung des Luftfahrzeugs, verſchollen 
iſt, kann für tot erklärt werden, wenn ſeit der Zerſtörung des Luftfahrzeugs oder dem ſonſtigen 
die Verſchollenheit begründenden Ereignis oder, wenn dieſe Ereigniſſe nicht feſtſtellbar ſind, 
ſeit dem letzten Zeitpunkt, zu dem der Verſchollene nach den vorhandenen Nachrichten noch 
gelebt hat, drei Monate verſtrichen ſind. 


87 
Wer unter anderen als den in den 88 4 bis 6 bezeichneten Umftänden in eine Lebens⸗ 
gefahr gekommen und ſeitdem verſchollen iſt, kann für tot erklärt werden, wenn ſeit dem 
Zeitpunkt, in dem die Lebensgefahr beendigt iſt oder ihr Ende nach den Umſtänden erwartet 
werden konnte, ein Jahr verſtrichen iſt. 


8 8 
Liegen bei einem Verſchollenen die Vorausſetzungen ſowohl des $ 4 als auch der 98 5 
oder 6 vor, jo iſt nur der $4 anzuwenden. 


89 
(1) Die Todeserklärung begründet die Vermutung, daß der Verſchollene in dem im 
Beſchluß feſtgeſtellten Zeitpunkt geſtorben iſt. 
(2) Als Zeitpunkt des Todes iſt der Zeitpunkt feſtzuſtellen, der nach dem Ergebnis der 
Ermittlungen der wahrſcheinlichſte iſt. 
h ln Läßt ſich ein ſolcher Zeitpunkt nicht angeben, ſo iſt als Zeitpunkt des Todes feſt⸗ 
zuſtellen: 

a) in den Fällen des $ 3 das Ende des fünften Jahres oder, wenn der Verſchollene das 
achtzigſte Lebensjahr vollendet hätte, des dritten Jahres nach dem letzten Jahre, in 
dem der Verſchollene den vorhandenen Nachrichten zufolge noch gelebt hat; 

b) in den Fällen des § 4 der Zeitpunkt, in dem der Verſchollene vermißt worden iſt; 

e) in den Fällen der $$ 5 und 6 der Zeitpunkt, in dem das Schiff untergegangen, das 
Luftfahrzeug zerſtört oder das ſonſtige die Verſchollenheit begründende Ereignis 
A oder — falls dies nicht feſtſtellbar iſt — der Verſchollene zuerſt vermißt 
worden iſt; 

d) in den Fällen des 87 der Beginn der Lebensgefahr. 

(4) Iſt die Todeszeit nur dem Tage nach feſtgeſtellt, ſo gilt das Ende des Tages als 
Zeitpunkt des Todes. 
9 10 
Solange ein Verſchollener nicht für tot erklärt iſt, wird vermutet, daß er bis zu dem 
im 8 9 Abſ. 3, 4 genannten Zeitpunkt weiter lebt oder gelebt hat. 


9 11 
Kann nicht bewieſen werden, daß von mehreren geſtorbenen oder für tot erklärten 


ee der eine den anderen überlebt hat, jo wird vermutet, daß fie gleichzeitig geſtorben 
ind. 
Abſchnitt II 
Zwiſchenſtaatliches Recht 
9 12 

(1) Ein Verſchollener kann im Inland nach dieſem Geſetz für tot erklärt werden, 
wenn er in dem letzten Zeitpunkt, in dem er nach den vorhandenen Nachrichten noch gelebt 
hat, deutſcher Staatsangehöriger war. 

(2) War der Verſchollene in dem nach Abſ. 1 maßgebenden Zeitpunkt Angehöriger 
eines fremden Staates, ſo kann er im Inland nach dieſem Geſetz mit Wirkung für die Rechts⸗ 
verhältniſſe, welche nach deutſchem Recht zu beurteilen find, und mit Wirkung für das im 
Inland befindliche Vermögen für tot erklärt werden; ein Gegenſtand, für den von einer 
deutſchen Behörde ein zur Eintragung des Berechtigten beſtimmtes Buch oder Regiſter 
geführt wird, ſowie ein Anſpruch, für deſſen Geltendmachung ein deutſches Gericht zu⸗ 
ſtändig iſt, gilt als im Inland befindlich. 

(3) War der Verſchollene in dem nach Abf. 1 maßgebenden Zeitpunkt Angehöriger 
eines fremden Staates, ſo kann er ohne die im Abſ. 2 genannte Beſchränkung im Inland 
auf Antrag ſeiner Ehefrau für tot erklärt werden, wenn dieſe im Inland ihren Wohnſitz 
hat und deutſche Staatsangehörige iſt oder bis zu ihrer Verheiratung mit dem Verſchollenen 
war. 
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Abſchnitt III 
Verfahren bei Todeserklärungen 
913 
(1) Das Aufgebotsverfahren nach $ 2 iſt eine Angelegenheit der freiwilligen Gerichts⸗ 
barkeit. 
(2) Es gelten dafür die beſonderen Vorſchriften der $$ 14 bis 38, 


9 14 
Für das Aufgebotsverfahren ſind die Amtsgerichte ſachlich zuſtändig. 
815 

(1) Ortlich zuſtändig iſt das Gericht, in deſſen Bezirk der Vorſchollene feinen letzten 
inländiſchen Wohnſitz hatte. 

(2) Iſt die Verſchollenheit durch den Untergang eines in einem deutſchen Schiffs⸗ 
regiſter eingetragenen Schiffes oder eines deutſchen Kriegsſchiffes begründet, ſo iſt an Stelle 
des im Abſ. 1 genannten Gerichts das Gericht des Hetmathafens oder Heimatortes oder 
Hauptliegehafens zuſtändig. 

(3) Iſt die Verſchollenheit bei einem Fluge eingetreten, ſo iſt das Amtsgericht Berlin 
zuſtändig. Das gleiche gilt, wenn ein Gerichtsſtand nach Abſ. 1 oder 2 nicht begründet iſt. 

(4) Das nach Abſ. 2 oder 3 zuſtändige Gericht kann jedoch die Sache aus wichtigen 
Grunden an ein anderes Gericht abgeben; die Abgabeverfügung iſt für dieſes Gericht bindend. 

(5) Sit anzunehmen, daß mehrere Perſonen infolge desſelben Ereigniſſes verſchollen 
ſind, ſo kann der Reichsminiſter der Juſtiz das für alle Todeserklärungen zuſtändige Gericht 
beſtimmen, ſofern nicht nach Abſ. 2 oder 3 bereits eine einheitliche Zuſtändigkeit begründet 
iſt. Iſt der Antrag bei einem hiernach nicht zuſtändigen Gericht geſtellt, ſo iſt er an das zu⸗ 
ſtändige Gericht abzugeben. 6 

9 16 


(1) Das Aufgebotsverfahren wird nur auf Antrag eingeleitet. 
(2) Den Antrag können ſtellen: 

a) der Staatsanwalt; 

b) der geſetzliche Vertreter des Verſchollenen; 

e) der Ehegatte, die ehelichen und die ihnen rechtlich gleichgeſtellten Abkömmlinge und 
die Eltern des Verſchollenen ſowie jeder andere, der ein rechtliches Intereſſe an der 
Todeserklärung hat. 

(3) Der geſetzliche Vertreter kann den Antrag nur mit Genehmigung des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts ſtellen. 
(4) Im Falle des § 12 Abſ. 3 kann nur die Ehefrau den Antrag ſtellen. 


I 
Jeder Antragsberechtigte kaun neben dem Antragſteller oder an deſſen Stelle in 
das Verfahren eintreten. Durch den Eintritt erlangt er die rechtliche Stellung eines An⸗ 
tragſtellers. Der Eintritt iſt auch zur Einlegung eines Rechtsmittels zuläſſig. 


918 
Vor der Einleitung des Verfahrens hat der Antragſteller die zur Begründung des 
Antrags erforderlichen Tatſachen glaubhaft zu machen. 


919 
(1) Iſt der Antrag zuläſſig, fo hat das Gericht das Aufgebot zu erlaſſen. 
(2) In das Aufgebot ift insbeſondere aufzunehmen: 
a) die Bezeichnung des Antragſtellers; 
b) die Aufforderung au den Verſchollenen, ſich bis zu einem beſtimmten Zeitpunkt zu 
melden, widrigenfalls er für tot erklärt werden könne; 
e) die Aufforderung an alle, die Auskunft über den Verſchollenen geben können, dem 
Gericht bis zu dem nach b beſtimmten Zeitpunkt Anzeige zu machen. 


820 

(1) Das Aufgebot muß durch eine Tageszeitung öffentlich bekanntgemacht werden 

(2) Das Gericht kann anordnen, daß das Aufgebot daneben in anderer Weiſe, ins⸗ 
beſondere durch Rundfunk, öffentlich bekanntgemacht werde. Das Aufgebot ſoll an die 
Gerichtstafel angeheftet werden. 

(3) Stehen überwiegende Gründe der öffentlichen Ordnung der Bekanntmachung des 
Aufgebots durch eine Tageszeitung entgegen, ſo hat das Gericht davon abzuſehen; in dieſem 
vn muß das Aufgebot durch Anheftung an die Gerichtstafel öffentlich bekanntgemacht 
werden. 
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9 21 
(1) Zwiſchen dem Tage, an dem das Aufgebot zum erſten Male durch eine Tages⸗ 
zeitung öffentlich bekanntgemacht iſt, und dem nach $ 19 Abſ. 2b beſtimmten Zeitpunkt 
muß eine Friſt (Aufgebotsfriſt) von mindeſtens ſechs Wochen liegen. Iſt das Aufgebot 
nicht durch eine Tageszeitung bekanntgemacht (8 20 Abſ. 3), fo beginnt die Aufgebotsfriſt 
mit Ablauf des Tages, an dem das Aufgebot an die Gerichtstafel angeheftet iſt. 
(2) Die Aufgebotsfriſt ſoll, wenn nicht beſondere Gründe vorliegen, nicht mehr als 
ein Jahr betragen. 
(3) Iſt das Aufgebot öffentlich bekanntgemacht, ſo kann die Aufgebotsfriſt nicht mehr 
abgekürzt werden. 
8 22 
Vor der Bekanntmachung des Aufgebots iſt in jedem Falle dem Staatsanwalt, vor 
der Entſcheidung dem Antragſteller und dem Staatsanwalt Gelegenheit zur Außerung 
zu geben. 
923 
In dem Beſchluß, durch den der Verſchollene für tot erklärt wird, iſt der Zeitpunkt 
ſeines Todes nach 89 Abſ. 2, 3 feſtzuſtellen. 


924 
(1) Der Beſchluß, durch den der Verſchollene für tot erklärt wird, iſt durch eine Tages⸗ 
zeitung öffentlich bekanntzumachen. § 20 Abf. 2 und 3 find entſprechend anzuwenden. 
(2) Der Beſchluß iſt ferner dem Antragſteller und dem Staatsanwalt zuzuſtellen. 
(3) Die erſte öffentliche Bekanntmachung gilt als Zuſtellung, auch ſoweit dieſes Geſetz 
daneben eine beſondere Zuſtellung vorſchreibt. Die Zuſtellung gilt als bewirkt, wenn der 
Beſchluß nicht durch eine Tageszeitung öffentlich bekanntgemacht iſt, mit Ablauf des vier⸗ 
zehnten Tages nach dem Tage, an dem der Beſchluß an die Gerichtstafel angeheftet iſt, 
im übrigen mit Ablauf des Tages, an dem der Beſchluß in der Tageszeitung öffentlich 
bekanntgemacht iſt. 
825 


Der Beſchluß, durch den die Todeserklärung abgelehnt wird, ift dem Antragſteller 
und dem Staatsanwalt zuzuſtellen. 


926 
(1) Gegen den Beſchluß, durch den der Verſchollene für tot erklärt wird, und gegen 
den Beſchluß, durch den die Todeserklärung abgelehnt wird, iſt die ſofortige Beſchwerde 
zuläſſig. Die Beſchwerdefriſt beträgt einen Monat. 
(2) Die Beſchwerde ſteht zu: 

a) gegen den Beſchluß, durch den der Verſchollene für tot erklärt wird, dem Antrag⸗ 
ſteller und jedem, der an der Aufhebung der Todeserklärung oder an der Berich⸗ 
tigung des Zeitpunktes des Todes ein rechtliches Intereſſe hat; 

b) gegen den Beſchluß, durch den die Todeserklärung abgelehnt wird, dem Antrag. 
ſteller. 

927 


Wird der Veſchluß, durch den der Verſchollene für tot erklärt wird, auf ſofortige Ve⸗ 
ſch werde oder ſofortige weitere Beſchwerde aufgehoben und die Todeserklärung abgelehnt, 
ſo kann das Gericht anordnen, daß dieſer Beſchluß öffentlich bekanntgemacht werde; $ 24 
iſt entſprechend anzuwenden. 

9 28 

(1) Beſchlüſſe, die auf ſofortige weiter Beſchwerde ergehen, find dem Beſchwerde⸗ 
führer und dem Staatsanwalt zuzuſtellen, auch wenn fie nicht den in 88 24 oder 25 bezeich⸗ 
neten Inhalt haben. 

(2) Bei Beſchlüſſen, die auf ſofortige weitere Beſchwerde ergehen, kann das Gericht 
von der Anwendung des § 24 Abſ. 1 abſehen, wenn die Todeserklärung bereits vom Amts⸗ 
gericht oder vom Beſchwerdegericht öffentlich bekanntgemacht worden war. 


9 29 
(1) Beſchlüſſe des Amtsgerichts, durch welche die Todeserklärung ausgeſprochen wird, 
werden mit ihrer Rechtskraft wirkſam. 
(2) § 26 Satz 2 des Reichsgeſetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts⸗ 
barkeit iſt nicht anwendbar. 
(8) Beſchlüſſe, die auf ſofortige weitere Beſchwerde ergehen, werden mit der letzten 
Zuſtellung wirkſam; 8 24 Abf. 3 bleibt unberührt. 
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530 
(1) Hat der Verſchollene die Todeserklärung überlebt, ſo kann er oder der Staats⸗ 
anwalt ihre Aufhebung beantragen. 
(2) Der Antrag iſt bei dem Amtsgericht zu ſtellen, bei dem das Aufgebotsverfahren 
den geweſen iſt oder an welches die Sache gemäß $ 15 Abſ. 4 oder 5 abgegeben wor⸗ 
en iſt. 
8 81 
(1) Für das Verfahren gelten die 88 17 und 18. 
(2) Vor der Entſcheidung iſt den Antragsberechtigten und dem, der die Todeserklärung 
erwirkt hat, Gelegenheit zur Außerung zu geben. 


9 32 > 
(1) Der Beſchluß, durch den die Todeserklärung aufgehoben wird, ift in der gleichen 
Form öffentlich bekanntzumachen, in der die Todeserklärung bekanntgemacht worden iſt. 
820 Abſ. 2 und 3 find entſprechend anzuwenden. 
(2) Der Beſchluß, durch den die Aufhebung der Todeserklärung abgelehnt wird, iſt 
dem Antragſteller und dem Staatsanwalt zuzuſtellen. 


9 33 
(1) Gegen den Beſchluß, durch den die Todeserklärung aufgehoben wird, findet kein 
Rechtsmittel ſtatt. 
(2) Gegen den Beſchluß, durch den die Aufhebung der Todeserklärung abgelehnt wird, 
kann der Antragſteller die ſofortige Beſchwerde erheben. 


8 34 

(1) Das Gericht kann in ſeiner Entſcheidung einem am Verfahren Beteiligten oder vom 
Verfahren Betroffenen die Koſten des Verfahrens, einſchließlich der zur zweckentſprechenden 
Durchführung des Verfahrens notwendigen außergerichtlichen Koſten anderer Beteiligter 
oder Betroffener, ganz oder teilweiſe auferlegen, die er durch grob fahrläſſig aufgeſtellte 
unrichtige Behauptungen oder ſonſtiges grobes Verſchulden veranlaßt hat. Vor dieſer 
Entſcheidung ſoll das Gericht, ſoweit tunlich, den hören, dem es die Koſten auferlegen will. 

(2) Vorbehaltlich des Abſ. 1 hat das Gericht in dem Beſchluß, durch den der Verſchollene 
für tot erklärt wird, auszuſprechen, daß die Koſten des Verfahrens, einſchließlich der not⸗ 
wendigen außergerichtlichen Koſten des Antragſtellers oder Beſchwerdeführers, dem Nach⸗ 
laß zur Laſt fallen. Dies gilt nicht für die Koſten einer unbegründeten Beſchwerde. 

(3) Wird die Todeserklärung gemäß den $$ 30 bis 33 aufgehoben, jo kann das Gericht 
nach Abf. 1 auch über die Koſten entſcheiden, die nach Abſ. 2 dem Nachlaß zur Laſt gelegt 


ſind. 
9 35 


(1) Die Koſten, über die nach $ 34 entſchieden iſt, werden auf Antrag von dem Ur⸗ 
kundsbeamten der Geſchäftsſtelle des Gerichts erſter Inſtanz feſtgeſetzt. 

(2) Zur Berückſichtigung eines Anſatzes genügt es, daß er glaubhaft gemacht wird. 

(3) Über Erinnerungen gegen den Feſtſetzungsbeſchluß entſcheidet das Gericht erſter 
Inſtanz. Die Erinnerung iſt binnen einer mit der Zuſtellung beginnenden Friſt von zwei 
Wochen einzulegen. Die $$ 22 Abſ. 2 und 24 Abſ. 3 des Reichsgeſetzes über die Angelegen⸗ 
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit gelten entſprechend. 


$ 36 

Die Entſcheidungen des Gerichts über die Koſten nach 8 34 oder 35 Abſ. 3 können 

ſelbſtändig mit der ſofortigen Beſchwerde angefochten werden, ſofern der Beſchwerdegegen⸗ 
ſtand den Betrag von fünfzig Reichsmark überſteigt. 


837 
(1) Ergeht nach der Koſtenfeſtſetzung eine Entſcheidung, die den Wert des Gegen- 
ſtandes des Verfahrens feſtſetzt, ſo iſt, falls dieſe Entſcheidung von der Wertberechnung 
abweicht, die der Koſtenfeſtſetzung zugrunde liegt, auf Antrag die Koſtenfeſtſetzung ent⸗ 
ſprechend abzuändern; die $$ 35 und 36 find entſprechend anzuwenden. 
(2) Wird eine Entſcheidung über die Koſten abgeändert, ſo iſt auf Antrag auszuſprechen, 
daß die auf Grund der abgeänderten Entſcheidung zuviel gezahlten Koſten zu erſtatten ſind. 


938 
Aus Koſtenfeſtſetzungsbeſchlüſſen und aus Entſcheidungen gemäß 837 Abf. 2 findet 
die Zwangsvollſtreckung nach den Vorſchriften der Zivilprozeßordnung ſtatt. 
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Abſchnitt IV 
Verfahren bei Feſtſtellung der Todeszeit 
839 
Iſt die Todeserklärung mit Rüdjicht auf § 1 Abſ. 2 unzuläſſig, eine Eintragung im Sterbe⸗ 
buch aber nicht erfolgt, ſo kann beantragt werden, den Tod und den Zeitpunkt des Todes 
durch gerichtliche Entſcheidung feſtzuſtellen. 


Auf das Verfahren find die 98 13 Abſ. 1, 14 bis 17, 22, 24 bis 29, 34 Abſ. 1, 2 und 
38 35 bis 38 entſprechend anzuwenden; im übrigen gelten dafür die beſonderen Vorſchriften 
der §8 41 bis 44. 341 


(1) Vor der Einleitung des Verfahrens hat der Antragſteller nachzuweiſen, daß der 
Tod nach den Umſtänden nicht zweifelhaft ift, ſofern dies nicht offenkundig ift. 

(2) Die übrigen zur Begründung des Antrags erforderlichen Tatſachen hat der Antrag⸗ 
ſteller glaubhaft zu machen. en 


(1) Iſt der Antrag zuläſſig, jo ſoll das Gericht eine öffentliche Aufforderung an alle, 
die über den Zeitpunkt des Todes Angaben machen können, erlaſſen, dies dem Gericht bis 
zu einem beſtimmten Zeitpunkt anzuzeigen. 

(2) Von der öffentlichen Aufforderung kann das Gericht abſehen, wenn dadurch 
nach den Umſtänden eine weitere Aufklärung des Sachverhalts nicht erwartet werden kann. 


9 43 

(1) Das Gericht beſtimmt nach freiem Ermeſſen die Form, in der die öffentliche Auf⸗ 
forderung bekanntgemacht werden ſoll, und die Friſt, innerhalb deren die Anzeige zu machen iſt. 

(2) Dieſe Friſt ſoll nicht weniger als ſechs Wochen und, wenn nicht beſondere Gründe 
vorliegen, nicht mehr als ſechs Monate betragen. Sie beginnt mit Ablauf des Tages, an 
dem die Aufforderung zum erſten Male öffentlich bekanntgemacht iſt. 

(3) Iſt die Aufforderung öffentlich bekanntgemacht, ſo kann die Friſt nicht mehr ab⸗ 
gekürzt werden. 


9 44 
(1) Der Zeitpunkt des Todes iſt den Grundſätzen des 9 9 Abſ. 2, 3 entſprechend feſt⸗ 
zuſtellen. 
(2) Der Beſchluß begründet die Vermutung, daß der Tod in dem darin feſtgeſtellten 
Zeitpunkt eingetreten iſt. $ 9 Abſ. 4 gilt entſprechend. 


9 45 
(1) Ergeben die Ermittlungen, die in einem nach 9 2 eingeleiteten Aufgebotsverfahren 
angeſtellt ſind, daß der Tod nach den Umſtänden nicht zweifelhaft iſt, ſo iſt das Verfahren 
nach den $$ 39 bis 44 fortzuſetzen. 
(2) Der Antrag auf Todeserklärung gilt in dieſem Falle als Antrag auf Feſtſtellung 
des Zeitpunktes des Todes. & 41 iſt nicht anzuwenden. 


Abſchnitt V 
Inkrafttreten. Übergangs und Schlußvorſchriften für das Reichsgebiet außer der 
Dſtmark und dem Reichsgau Sudetenland 
8 46 
(1) Dieſes Geſetz tritt, vorbehaltlich der $$ 65 bis 58, am 15. Juli 1939 in Kraft. 
(2) Vom gleichen Zeitpunkt ab werden aufgehoben: 

a) die 88 13 bis 20 des Bürgerlichen Geſetzbuchs: 

b) der Artikel 9 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch; 

c) die $$ 960 bis 976 der Zivilprozeßordnung; 

d) die Verordnung über die Todeserklärung Kriegsverſchollener vom 18. April 1916 
(Reichsgeſetzbl. S. 296) in der Faſſung der Bekanntmachung vom 9. Auguſt 1917 
(Reichsgeſetzbl. S. 703) und des Geſetzes vom 20. Februar 1925 (Reichsgeſetzbl. I 
S. 15). 

(3) Soweit in anderen Geſetzen auf die durch dieſes Geſetz aufgehobenen Vorſchriften 
verwieſen iſt, treten die entſprechenden Vorſchriften dieſes Geſetzes an ihre Stelle. 


9 47 
Bei der Anwendung des 9 12 ſteht einem deutſchen Staatsangehörigen ein ehemaliger 
öſterreichiſcher Bundesbürger gleich; einem deutſchen Staatsangehörigen ſteht ferner ein 
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ehemaliger tſchecho⸗ſlowakiſcher Staatsangehöriger gleich, ſofern er die deutſche Staats⸗ 
angehörigkeit nach dem deutſch⸗tſchechoſlowakiſchen Vertrag über Staatsangehörigkeits⸗ 
und Optionsfragen vom 20. November 1938 (Reichsgeſetzbl. 11 S. 895) oder nach der Ver⸗ 
ordnung über den Erwerb der deutſchen Staatsangehörigkeit durch frühere tſchecho⸗ſlowakiſche 
Staatsangehörige deutſcher Volkszugehörigkeit vom 20. April 1939 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 815) 
erworben hätte, wenn er nicht verſchollen geweſen wäre. Dasſelbe gilt für Memelländer 
und Perſonen, die ihre Staatsangehörigkeit von einem Memelländer ableiten, ſofern ſie 
die deutſche Staatsangehörigkeit nach dem Geſetz über die Wiedervereinigung des Memel⸗ 
landes mit dem Deutſchen Reich vom 23. März 1939 (Reichsgeſetzbl. I S. 559) wieder er⸗ 
worben hätten, wenn ſie nicht verſchollen geweſen wären. 


9 48 
(1) Für Verfahren zum Zwecke der Todeserklärung, die nach den Vorſchriften der 
Zivilprozeßordnung eingeleitet ſind, gilt folgendes: 

a) Die Vorſchriften dieſes Geſetzes find vom Tage ſeines Inkrafttretens ab auf anhängige 
Aufgebotsverfahren anzuwenden. Iſt das Aufgebot bereits gemäß den bisherigen 
Beſtimmungen bekanntgemacht, ſo kann das Gericht ein weiteres Aufgebot nach den 
Vorſchriften dieſes Geſetzes erlaſſen. 

b) Die Anfechtung von Ausſchlußurteilen richtet ſich nach den bisherigen Beſtimmungen. 

o) Iſt die Anfechtungsklage nach $ 973 der Zivilprozeßordnung nicht mehr zuläſſig, 
jo kann das Ausſchlußurteil gemäß den 8$ 30 bis 33 dieſes Geſetzes aufgehoben werden. 

d) Iſt eine Anfechtungsklage nach $ 957 der Zivilprozeßordnung anhängig, fo iſt das 
Verfahren über ſie bis zur Erledigung eines Aufhebungsverfahrens nach den 88 30 
bis 33 dieſes Geſetzes auszuſetzen. 

(2) Für Verfahren, die nach den Vorſchriften des Geſetzes, betreffend das Verfahren. 
zum Zwecke der Todeserklärung und der Beweisführung des Todes, vom 16. Februar 1883. 
(öſterr. RGS Bl. Nr. 20) in der Faſſung des Geſetzes vom 31. März 1918 (öſterr. RGBl. 
Nr. 129) eingeleitet ſind, gilt folgendes: 

a) fühtene ge Verfahren ſind nach den bisherigen Verfahrensvorſchriften zu Ende zu. 
ühren. 

b) Rechtskräftige Entſcheidungen, die nach den bisherigen Vorſchriften erlaſſen ſind, 
können nur nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes aufgehoben werden; an die Stelle 
des Gerichtshofs erſter Inſtanz tritt das entſprechende Amtsgericht. 


9 49 
(1) Iſt der Eintritt einer Rechtswirkung an die Erlaſſung des die Todeserklärung aus⸗ 
ſprechenden Urteils geknüpft, ſo tritt ſie ein, 
a) wenn ein Verſchollener nach dieſem Geſetz für tot erklärt wird, mit dem Zeitpunkt, 
in dem die Todeserklärung wirkſam wird; 
b) wenn ein Verſchollener nach dem im 8 48 Abſ. 2 genannten Geſetz für tot erklärt 
wird, mit der Rechtskraft der Todeserklärung. 
2) Der Aufhebung einer Todeserklärung infolge einer Anfechtungsklage ſteht deren 
Aufhebung nach den $$ 30 bis 33 dieſes Geſetzes gleich. 


9 50 
In die Koſtenordnung vom 25. November 1935 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 1371) wird als 
§ 118 a folgende Vorſchrift eingefügt: 
„8 118 
Todeserklärung und Feſtſtellung der Todeszeit 
(1) Das Doppelte der vollen Gebühr wird erhoben für 

a) die Todeserklärung, 

b) die Feſtſtellung der Todeszeit, 

0) faß Aufhebung der Todeserklärung einſchließlich des vorangegangenen Ver⸗ 

ahrens. 

(2) Wird ein Aufgebotsverfahren in ein Verfahren zur Feſtſtellung der Todes⸗ 
zeit übergeleitet, ſo iſt es für die Gebührenberechnung als ein einheitliches Verfahren 
zu behandeln. 

(3) Der Geſchäftswert beſtimmt ſich nach 8 24 Abſ. 2.“ 


$ 51 
Geht ein beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes anhängiges Aufgebotsverfahren nach 
$ 48 Abſ. 1a in ein Verfahren nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes über, ſo beſtimmen ſich 
die Koſten ausſchließlich nach der Koſtenordnung. 
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9 52 

Auf die Rechtsanwaltskoſten finden bis auf weiteres die in bürgerlichen Rechtsſtreitig⸗ 
keiten geltenden Vorſchriften der Gebührenordnung für Rechtsanwälte entſprechende An⸗ 
wendung. Für die Vertretung eines Beteiligten in einem unter dieſes Geſetz fallenden 
Verfahren erhält der Rechtsanwalt die für die Vertretung in einem Aufgebotsverfahren 
beſtimmten Gebühren. Wird ein Aufgebotsverfahren in ein Verfahren zur Feſtſtellung 
der Todeszeit übergeleitet, ſo iſt es für die Gebührenerhebung als ein einheitliches Ver⸗ 
fahren zu behandeln. 

$ 53 

(1) Das Geſetz über die Konſulargerichtsbarkeit vom 7. April 1900 (Reichsgeſetzbl. 
S. 213) wird durch die Vorſchriften dieſes Geſetzes nicht berührt; jedoch iſt $ 48 des Geſetzes 
über die Konſulargerichtsbarkeit in den Verfahren, die in dieſem Geſetz geregelt ſind, nicht 
anzuwenden. 

(2) Soll unter den Vorausſetzungen des § 15 Abſ. 5 dieſes Geſetzes die Zuſtändigkeit 
eines Konſuls begründet oder aufgehoben werden, ſo entſcheidet der Reichsminiſter der 
Juſtiz im Einvernehmen mit dem Reichsminiſter des Auswärtigen. 

(3) Für Beſchlüſſe des Reichsgerichts, die auf ſofortige Beſchwerde gegen die Be⸗ 
ſchlüſſe eines Konſuls in einem durch dieſes Geſetz geregelten Verfahren ergehen, gelten 
8 28 Abſ. 1 und $ 29 Abſ. 2, 3 dieſes Geſetzes. 


9 54 
Der Reichsminiſter der Juſtiz erläßt die zur Durchführung und Ergänzung dieſes 
Geſetzes erforderlichen Rechts⸗ und Verwaltungsvorſchriften. 


Abſchnitt VI 
Inkrafttreten. übergangs⸗ und Schlußvorſchriften für die Oſtmark 
und den Reichsgau Sudetenland 
8 55 
(1) In der Oſtmark und im Reichsgau Sudetenland treten die $$ 1 bis 12 und die 
88 47, 53 und 54 dieſes Geſetzes am 15. Juli 1939 in Kraft. Im Falle einer Todeserklärung 
auf 118 des § 12 Abſ. 3 iſt für die Eingehung einer neuen Ehe das deutſche Recht maß⸗ 
gebend. 
(2) Vom gleichen Zeitpunkt ab werden aufgehoben: 
a) 1 0 24, 25, 112 bis 114, 277 und 278 Satz 1 des Allgemeinen Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs; 
bp) das Geſetz über die Todeserklärung von in dem gegenwärtigen Kriege Vermißten 
vom 31. März 1918 (öſterr. RG Bl. Nr. 128) nebſt der Verordnung vom 8. April 1918 
(öſterr. RG Bl. Nr. 134); 
c) das Geſetz, betreffend die Regelung der Beſtimmungen über die Todeserklärung, 
vom 30. Juni 1921 (SdGu V. Nr. 252). 
(3) § 46 Abſ. 3 iſt anzuwenden. 
956 


(1) Das Aufgebotsverfahren nach $ 2 richtet ſich in der Oſtmark und im Reichsgau 
Sudetenland bis auf weiteres nach den Vorſchriften des Geſetzes, betreffend das Verfahren 
zum Zwecke der Todeserklärung und der Beweisführung des Todes, vom 16. Februar 1883 
(öſterr. RG Bl. Nr. 20) in der Faſſung des Geſetzes vom 31. März 1918 (öſterr. RED. 
Nr. 129), ſoweit nicht in den folgenden Abſätzen Abweichendes beſtimmt iſt. 

(2) Das Anſuchen um eine Todeserklärung kann auch von dem Staatsanwalt geſtellt 
werden; im Falle des $ 10a des Todeserklärungsgeſetzes (Abſ. 1) tritt an die Stelle der 
Finanzprokuratur der Staatsanwalt. Ihm iſt vor der Bekanntmachung des Edikts und vor 
der Entſcheidung in jedem Falle Gelegenheit zur Außerung zu geben. 

(3) § 7 des Todeserklärungsgeſetzes (Abſ. 1) erhält folgende Faſſung: 

„Erachtet das Gericht das Vorhandenſein der geſetzlichen Erforderniſſe der 
Todeserklärung als in einer für die Einleitung des weiteren Verfahrens ausreichenden 
Weiſe dargetan, ſo hat es ein Edikt zu erlaſſen. In das Edikt iſt insbeſondere aufzu⸗ 
nehmen: 

a) die Bezeichnung deſſen, welcher das Anſuchen um Todeserklärung geſtellt hat; 

b) die Aufforderung an den Verſchollenen (Abweſenden, Vermißten), ſich bis 

zum Ablauf der Ediktalfriſt (Abſ. 4) zu melden, widrigenfalls er für tot erklärt 
werden könne; 

o) die Aufforderung an alle, dem Gerichte oder, wenn ein Kurator beſtellt ift, 

dieſem bis zum Ablauf der Ediktalfrift (Abſ. 4) Nachrichten über den Ver⸗ 
ſchollenen (Abweſenden, Vermißten) zu geben. 


836 Zweiter Nachtrag 


Zugleich iſt anzukündigen, daß die Entſcheidung über das Geſuch um Todes⸗ 
erklärung nach Ablauf der Ediktalfriſt (Abſ. 4) erfolgen werde. 

Das Edikt iſt an der Gerichtstafel anzuſchlagen und einmal in die für amtliche 
Kundmachungen beſtimmte Zeitung einzuſchalten. Das Gericht kann anordnen, 
daß das Edikt auch in anderen Zeitungen veröffentlicht und an beſtimmten Orten 
ortsüblich kundgemacht werde, ſowie daß wiederholte Veröffentlichungen des Edikts 
ſtattfinden. Stehen überwiegende Gründe der öffentlichen Ordnung der Bekannt⸗ 
machung des Edikts durch eine Zeitung entgegen, ſo hat das Gericht davon abzuſehen. 

Der Tag, an dem die Ediktalfriſt endet, iſt in dem Edikt anzugeben und ſo zu 
beſtimmen, daß nach der Einſchaltung des Edikts in die amtliche Zeitung oder, wenn 
dieſe nach Abſ. 3 Satz 3 zu unterbleiben hat, nach dem Anſchlag des Edikts an der 
Gerichtstafel mindeſtens ſechs Wochen und, wenn nicht beſondere Gründe vorliegen, 
1 ein Jahr verſtreichen muß; die Ediktalfriſt kann von Amts wegen verlängert 
werden.“ 

(4) § 5, $ 8 Abſ. 8 und 89 des Todeserklärungsgeſetzes (Abſ. 1) werden geſtrichen. 


8 57 
Die Vorſchriften über das Verfahren zur Beweisführung des Todes (88 10 und 100 
des im § 56 Abſ. 1 genannten Geſetzes) bleiben in der Oſtmark und im Reichsgau Sudeten⸗ 
land bis auf weiteres unberührt. Jedoch kann das Anſuchen auch von dem Staatsanwalt 
geſtellt werden; ihm iſt vor der Bekanntmachung des Edikts und vor der Entſcheidung in 
jedem Falle Gelegenheit zur Außerung zu geben. 


5 58 
Anhängige Verfahren zum Zwecke der Todeserklärung und der Beweisführung des 
Todes ſind nach den bisher geltenden Verfahrensvorſchriften zu Ende zu führen. 
Berlin, den 4. Juli 1939. 
Der Führer und Reichskanzler 
Adolf Hitler 
Der Reichsminiſter der Juſtiz 
Dr. Gürtner 


Zu 8 89 S. 146 ff. 
Geſetz zur Vereinheitlichung im Behördenaufbau v. 5. 7. 39 (RG Bl I, 1197). 


Zu 8 89 S. 147 
Erſte VO über Aufgaben der Reichsgaue als Selbſtverwaltungskörperſchaften v. 
17. 7. 39 (RGBl J, 1269). 
Zu 8 89 S. 149 


Reichsbahngeſetz v. 4. 7. 39 (RGBl 1, 1205). Das Reich verwaltet unter dem Namen 
„Deutſche Reichsbahn“ das Reichsbahnvermögen als ein Sondervermögen des Reichs. 


Zu 8 89 S. 154 
Zweckverbandgeſetz v. 7. 6. 39 (RG Bl J, 979). 
Bek der neuen Faſſung des 5 3 Abſ. 2 Nr. 5 der Reichsärzteordnung v. 12. 6. 39 
(RG Bl J, 1014). 
BO zur Durchf. u. Ergänzung der Reichsärzte ordnung v. 31. 5. 39 (RG Bl 1, 978). 
Fünfte VO zur Durchführung und Ergänzung der Reichsärzteordnung (Beſtallungs⸗ 
ordnung für Arzte) v. 17. 7. 39 (RGBl I, 1273). 


Zu 8 89 S. 155 
Geſetz zur Durchf. des Erſten Abkommens zur Vereinheitlichung des Luftprivat⸗ 


rechts v. 15. 12. 38 (RGBl , 1079) und Zweite Vo über feine Einführung in der Oſt⸗ 
mark und Sudetengau v. 5. 6. 39 (RGBI J, 1006), 
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Baupreis VO v. 16. 6. 39 (RG Bl J, 1041). 


Zu S. 147 (Vorkaufsrecht) 

Erſte Ausführungsbeſtimmung zur VO über das Vorkaufsrecht nach dem Reichs⸗ 
ſiedlungsgeſetz v. 27. 6. 39. Sie betrifft nicht die Oſtmark und die ſudetendeutſchen 
Gebiete. Auf Grund der Art 1 u. 2 wurde die VO über das Vorkaufsrecht nach dem 
Reichsſiedlungsgeſetz v. 15. 4. 37 (RGBl I, 546) erlaſſen. 
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